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Recht  und  Rechtsstaat. 

Von  Dr.  Lucas,  Präsident  des  Reichswirtschaftsgerichts. 

Auf  allen  Stufen  staatlicher  Entwicklung  hat  es 
Zeiten  gegeben,  in  denen  Recht  und  Rechtsverkehr,  Recht 
und  Rechtsüberzeugung  in  dieser  oder  jener  Frage  mit- 
einander in  Widerspruch  geraten  sind.  Seit  den  Tagen 
der  Form  algeschäfte  des  römischen  Zivilrechts  bis  in 
die  Gegenwart,  in  der,  um  nur  eins  herauszugreifen, 
eine  überlastete  Praxis  wesentliche  Grundsätze  der  Zi- 
vilprozeßordnung zu  einer  Fiktion  hat  werden  lassen, 
begegnet  man  Rechtsvorschriften,  die  vom  Tage  ihres 
ät  Inkrafttretens  an  mehr  oder  minder  auf  dem  Papier 
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stehen  geblieben  sind  oder  ungeachtet  ihrer  formalen 
Geltung  gegenüber  den  fortschreitenden  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  Bedeutung  und  Wirksamkeit  verloren  haben. 

Auch  der  Gegenwart  sind  solche  Erscheinungen  nicht 
fremd,  und  wer  sich  die  auf  Abänderung  unseres  pro- 
zessualen und  materiellen  Strafrechts  gerichteten  Be- 
strebungen vor  Augen  hält,  der  weiß,  wie  weit  das 
geltende  Recht  und  das  lebendige  Rechtsbewußtsein 
auseinander  gehen  können. 

Aber  nur  selten  haben  bisher  derartige  Gegensätze 
den  Bestand  des  Rechts  und  des  Rechtsstaats  selbst 
in  Frage  gestellt.  Es  ist  das  natürliche  Schicksal  des 
gesetzten  Rechts,  mit  der  Dauer  seiner  Geltung  der 
Wirklichkeit  fremd  zu  werden  und  hinter  der  in  Verkehr 
und  Wirtschaft  unablässig  auf-  und  abbauend  tätigen 
Rechtsüberzeugung  nachzuhinken.  Aber  es  waren  bis- 
her zumeist  nur  begrenzte  Rechtsgebiete,  auf  denen  sich 
diese  Widersprüche  auswirkten.  Vielfach  reichte  eine 
geringe  Aenderung  der  Gesetzgebung  aus,  um  sie 
wenigstens  für  eine  Zeit  lang  auszugleichen,  und  nur 
selten  haben  jene  Unstimmigkeiten  den  Bestand  und 
die  Kraft  des  Rechts  selbst  in  Frage  gestellt. 

Heute  ist  die  Lage  eine  andere.  Was  in  diesen 
Tagen  die  Auirechterhaltung  der  Rechtsordnung  gefähr 
det  und  die  Grundlage  des  Rechtsstaats  erschüttert,  das 
ist  die  Problematik  unserer  Rechtslage  und  die  innere 
Unwahrheit  unseres  gesamten  öffentlichen  und  wirtschaft- 
lichen Lebens. 

Wir  wissen  sehr  wohl,  daß  Frankreich  und  Eng- 
land ohne  die  Hilfe  ihrer  weißen  und  farbigen  Alli- 
ierten nie  vermocht  hätten,  uns  militärisch  zu  über 
winden,  und  wir  müssen  es  ertragen,  daß  gerade  diese 
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beiden  Mächte  mit  der  Geste  des  Siegers  nach  Be- 
lieben und  Willkür  über  deutsches  Land  und  Volk  ver- 
fügen.  Wir  wissen,  wie  unwahr  und  verlogen  das  Ge- 
rede von  Deutschlands  Schuld  am  Kriege  ist,  und  wir 
müssen  zusehen,  wie  das  erpreßte  Geständnis  unserer 
Schuld,  täglich  neues  Unheil  gebärend,  uns  immer  tiefer 
verstrickt  in  Not  und  Unwahrhaftigkeit.  Wir  bäumen 
uns  innerlich  auf  gegen  den  Fluch  dieser  ersten  Lüge 
und  müssen  es  doch  dulden,  daß,  gestützt  auf  sie,  die 
Gewalt  regiert  und  das  Recht  mit  Füßen  getreten  wird. 
Wir  haben  den  Frieden  geschlossen,  die  Waffen  nieder- 
gelegt und  dachten  in  friedlicher  Arbeit  die  Wunden  zu 
heilen,  die  der  Krieg  geschlagen  hat,  und  wir  müssen 
es  uns  wehrlos  gefallen  lassen,  dab  man  nach  wiie  vor 
gegen  uns  verfährt  mit  den  gewaltsamen  Methoden  einer 
rücksichtslosen  Kriegführung.  Wir  haben  politisch  den 
Krieg  verloren,  wir  drohen  zu  erliegen  unter  der 
erdrückenden  Last  der  uns  auf  erlegten  Verpflichtungen, 
das  Wasser  der  wirtschaftlichen  Not  steht  uns  bis  zuml 
Hals,  und  wir  sehen,  daß  Luxus  und  Wohlleben  [Sich  in 
gewissen  Kreisen  schamlos  breit  machen  und  daß  andere 
Schichten  unseres  Volks  sich  für  berechtigt  halten,  trotz 
Kriegsverlust  und  wirtschaftlicher  Not  weniger  zu  ar- 
beiten, mehr  zu  verdienen  und  besser  zu  leben  ajs  vor 
dem  Krieg. 

Auch  die  Revolution  hat  bisher  die  tiefe  Kluft 
zwischen  Ideal  und  Leben  nicht  zu  überbrücken,  die  Ge- 
gensätze nicht  zu  überwinden  vermocht.  Sie  hat  im 
Gegenteil  die  Widersprüche  unseres  Daseins  nur  ver- 
mehrt. Die  einen,  die  sich  im  November  1918  fühlten 
als  Träger  einer  neuen  Zeit  und  als  Gründer  der  neuen 
Republik,  halten  sich  für  betrogen  um  die  Früchte  ihres 
Sieges,  die  andern,  die  vom  Sturz  des  alten  .Regimes  eine 
Befreiung  der  Geister  erwarteten  und  optimistisch  ge- 
nug waren,  eine  aus  der  Tiefe  des  Volks  kommende 
nationale  Bewegung,  ein  von  Opferwilligkeit  und  Ver- 
antwortlichkeitsgefühl getragenes  Bekenntnis  und  Ein- 
treten für  den  neu  geschaffenen  Volksstaat  zu  ei  hoffen, 
sie  sehen  beide  mit  bitterer  Enttäuschung,  daß  die  ideale 
der  Republik  verkümmern  zu  wirtschaftlichen  Forde- 
rungen oder  bestenfalls  fortleben  als  politische  Maximen. 

Es  mag  sein,  daß  derartige  Spannungen  mit  der 
politischen  Entwicklung  unzertrennlich  verbunden  sind 
und  daß  im  Grunde  das  Wesen  und  die  Aufgabe  aller 
Politik  darin  besteht,  sie  auszugleichen  oder  zu  über- 
winden. Was  der  gegenwärtigen  Lage  ihr  eigenartiges 
Gepräge  gibt,  das  ist  die  bedenkliche  Erscheinung,  daß 
auch  die  Grundlagen  der  Verfassung  sich  im  Dunkel  der 
Fiktion  zu  verlieren  drohen  und  daß  weiten  Kreisen  das 
Bewußtsein  der  daraus  für  den  neu  gegründeten  Volks- 
staat erwachsenden  Gefahren  mehr  oder  minder  ab- 
handen gekommen  zu  sein  scheint.  So  kommt  es,  daß 
wir  vielfach  nicht  mehr  mit  der  nötigen  Deutlichkeit 
erkennen,  wie  sich  die  politischen  Pole  immer  wieitei 
von  einander  entfernen  und  die  auseinanderstrebenden 
Kräfte  immer  stärker  werden.  Derartige  Gegensätze 
und  Spannungen  sind  erträglich,  so  lange  sie  sich  be- 
wegen und  auswirken  innerhalb  der  Schranken  des  Rechts. 
Sie  sind  verhängnisvoll  und  führen  zum  Verderben,  wenn 
die  Bande  der  Ordnung  sich  lösen,  und  niicht  mehr  das 
Recht,  sondern  die  rohe  Gewalt  die  Macht  hat  und  den 
Ausschlag  gibt. 


Hier  liegt  in  letzter  Linie  die  Bedeutung  des  Rechts, 
hier  aber  auch  die  Gefahr,  daß  mit  diesem  Grundpfeiler 
des  staatlichen  Baus  der  Volksstaat  selbst  zusammen- 
bricht. 

Wo  das  Recht  die  rohe  Gewalt  nicht  mehr  bändigt, 
den  Starken  und  Mächtigen  nicht  mehr  in  Schranken  hält; 
den  Schwachen  nicht  mehr  schützt,  wo  das  verletzte 
Rechtsgefühl  keinen  Rückhalt  findet  bei  dem  Staat,  da 
wird  das  Gewissen  stumpf,  und  mit  ihm  schwinden  Treu 
und  Glauben.  Betrug,  Wucher,  Schmuggel  und  Schleich- 
handel vergiften  den  Verkehr  und  zerstören  langsam  aber 
sicher  das  Vertrauen  auf  Redlichkeit  und  Vertragstreue, 
Oder  das  mißhandelte  Rechtsbewußtsein  lehnt  sich  auf 
und  das  Volk  selbst  „greift  hinauf  in  den  Himmel“  und 
holt  dann  hemmungslos  herunter,  was  es  für  „seine 
ewigen  Rechte“  hält.  Selbsthilfe  und  Eigenmacht,  Raub 
und  Plünderung  lösen  alle  Bande  Und  vernichten  Staat 
und  Wirtschaft. 

Aber  so  unheilvoll  es  auch  sein  mag,  wenn  einzelne 
Glieder  und  Schichten  des  Volks  die  Achtung  und  die 
Furcht  vor  dem  Gesetz  verlieren  und  die  Schranken 
des  Rechts  durchbrechen,  solange  der  Staat  selbst  und 
die  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  berufenen  Organe  fest- 
halten  an  der  Idee  des  Rechts,  solange,  mit  anderen 
Worten,  die  Verwaltung  geleitet  wird  von  dem  Gedanken, 
daß  auch  sie  gebunden  ist  an  die  Schranken  der  Rechts- 
ordnung, solange  droht  dem  Rechtsstaat  keine  ernste 
Gefahr.  Freilich  ist  es  mit  der  bloßen  Anerkennung, 
das  Recht  . des  einzelnen  und  dem  theoretischen  Be- 
kenntnis zur  Herrschaft  des  Gesetzes  über  die  Verwal- 
tung nicht  getan.  Recht  und  Gesetz  können,  wie  bereits 
Otto  Bär  hervorgehoben  hat,  nur  da  wahre  Bedeutung 
und  Macht  gewinnen,  wo  sie  jederzeit  einen  Richter- 
spruch zu  ihrer  Verwirklichung  bereit  finden.  Nur  da, 
wo  eine  unabhängige  und  unparteiische  Instanz  wacht 
über  die  Einhaltung  jener  Schranken,  nur  da,  wo  der 
einzelne  sicher  sein  kann,  jederzeit  Schutz  zu  finden 
gegen  unrechtmäßige  Eingriffe  und  Anordnungen  der 
Verwaltung,  kann  in  Wahrheit  von  einem  Rechtsstaat 
die  Rede  sein. 

Dieser  unerläßlichen  Voraussetzungen  war  man  sich 
auch  in  Weimar,  als  man  die  Verfassung  schuf,  wohl 
bewußt,  und  Art.  107  sagt  demgemäß  klar  und  deutlich: 
„Im  Reich  und  in  den  Ländern  müssen  nach  Maßgabe 
der  Gesetze  Verwaltungsgerichte  zum  Schutz  der  ein- 
zelnen gegen  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Ver- 
waltung, bestehen.“  Vorläufig  ist  indessen  für  weite 
Gebiete  der  Reichsverwaltung  auch  diese  Forderung  nur 
eine  Nummer  des  justizpolitischen  Verfassungsprogramms 
geblieben.  Nicht,  als  ob  es  an  einem  Rechtsschutz  ge- 
genüber Eingriffen  und  Maßnahmen  der  Reichsverwal- 
tung völlig  fehle,  die  Existenz  und  die  Rechtsprechung 
der  Finanzgerichte,  des  Bundesamts  für  das  Heimat- 
wesen, des  Reichsversicherungsamts,  des  Patentamts,  der 
Militärversorgungsgerichte  u.  a.  widerlegen  einen  solchen 
Vorwurf,  und  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Er- 
richtung eines  Reichsverwaltungsgerichts  wird,  wenn  er 
zur  Verabschiedung  gelangen  sollte,  noch  auf  anderen 
Gebieten  wenigstens  für  die  letzte  Instanz  eine  Bürgschaft 
für  die  Gewährung  eines  zuverlässigen  Rechtsschutzes 
geben.  .... 
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POb  damit  das  Versprechen  des  Alrt.-107  in  vollem 
Umfang  als  eingelöst  betrachtet  werden  kann,  darüber 
gehen  die  Ansichten  auseinander.  Wer  auf  dem  Stand- 
punkt steht,  daß  die  Dienstaufsicht  und  die  parlamen- 
tarische Kontrolle  eine  ausreichende  Sicherheit  gegen 
die  Verletzungen  der  verfassungsmäßig  gewährleisteten 
Rechte  des  einzelnen  Staatsbürgers  bieten,  der  wird  sich 
gern  bei  dem  bestehenden  Zustande  beruhigen  und  keinen 
Anlaß  finden,  die  Verwaltung  auch  noch  auf  anderen 
Gebieten  einer  gerichtlichen  Kontrolle  zu  unterwerfen. 
Auch  wer  annimmt,  daß  die  gegenwärtigen  Notstände 
nicht  gemessen  werden  dürften  an  den  Maßstäben  nor- 
maler Verhältnisse,  und  daß  unter  der  Herrschaft  des 
Versailler  Friedens,  der  das  Recht  des  Staats  selbst  nicht 
achte  und  ihm  unerschwingliche  Lasten  auferlege,  auch 
der  einzelne  sich  nicht  auf  sein  formales  Recht  berufen 
dürfe,  vielmehr  ohne  Widerrede  jedes  Opfer  bringen 
müsse,  welches  das  Reich  von  ihm  verlangt,  auch  der 
wird  es  nicht  für  notwendig  halten,  den  einzelnen  noch 
besonders  zu  schützen  gegen  die  unvermeidlichen  Ein 
griffe  einer  zwar  unerwünschten  aber  durch  die  Not  ge- 
forderten Diktatur  der  Verwaltung. 

Diese  Einwendungen  gegen  eine  Ausdehnung  des 
Verwaltungsrechtsschutzes  sind  sicherlich  nicht  unbeacht- 
lich. Aber  sie  verkennen  doch  wohl  einmal  die  Tat- 
sache, daß  das  deutsche  Volk,  das  während  des  Krieges 
bereit  wrar,  jedes  Opfer  zu  bringen  für  sein  Recht,  nicht 
mehr  in  gleichem  Maße  gewillt  ist,  sich  die  Eingriffe 
und  Anordnungen  der  Verwaltung  zur  Erfüllung  eines 
Friedensvertrags  gefallen  zu  lassen,  den  es  als  ein  Un- 
recht und  eine  Schmach  empfindet.  Dazu  kommt,  daß  die 
ganze  Stimmungslage  gegenüber  den  Maßnahmen  der 
Behörden,  die  heute  vielfach  schon  aus  politischer  Oppo- 
sitionslust bekämpft  werden,  eine  andere  geworden  ist. 
und  daß  die  geforderten  Lasten  nicht  mehr  mit  der  frü- 
heren Geduld  und  Opferwilligkeit  getragen  werden. 

Jene  Auffassung  übersieht  aber  vor  allem,  daß  in 
Zeiten,  in  denen  die  Grundlage  des  staatlichen  Lebens', 
Staatsgesinnung,  Gemeinschaftsbewußtsein,  Verantwort- 
lichkeitsgefühl unterwühlt  sind,  die  öffentliche  Moral  ge- 
schwächt und  die  Seele  des  Volks  aus  dem  Gleichgewicht 
geraten  ist,  Gesetz  und  Recht  die  einzigen  Pfeiler  sindj, 
die  den  Bau  des  Staats  tragen  und  die  einzigen  Schranken, 
welche  die  gärenden  und  über  das  Ufer  schäumenden 
Kräfte  in  den  Bahnen  der  Ordnung  festhalten  und  letzten 
Endes  auch  das  einzige  Mittel,  das  die  erschütterten 
ethischen  Kräfte,  die  unter  normalen  Verhältnissen  im 
täglichen  Leben  Verkehr  und  Wirtschaft  in  geregeltem 
Gang  halten,  allenfalls  zu  ersetzen  und  vor  völligem 
Zusammenbruch  zu  retten  vermag.  Wenn  je,  so  wird 
in  solchen  Zeiten  die  Wahrheit  und  Bedeutung  des  zum 
Gemeinplatz  gewordenen  Spruchs:  „Justitia  fundamentum 
regnorum“  erweislich.  Es  ist  klar,  daß  gerade  unter 
solchen  Verhältnissen  dem  Staat  mit  besonderer  Dring- 
lichkeit die  Aufgabe  erwächst,  das  Recht  zur  entschei- 
denden Richtschnur  seiner  Betätigung  zu  machen  und 
die  Grenzen  einzuhalten,  die  das  Recht  seiner  souve- 
ränen Macht  gezogen  hat.  Mehr  wie  sonst  ist  es  nötig, 
daß  in  allen  Kreisen  des  Volks  das  Bewußtsein  geweckt 
und  gestärkt  werde,  daß  auch  das  Reich  sich  dem  Recht 
unterwerfe,  daß  auch  der  einzelne  Staatsbürger  in  seinem 


Verhältnis  zum  Reiche  sicher  sein  könne,  Schutz  zu 
finden  gegen  Willkür  und  Uebergriffe. 

Wenn  je,  so  erscheint  darum  gerade  jetzt  die 
Schaffung  eines  ausreichenden  Rechtsschutzes  und  einer 
geordneten  Verwaltungsgerichtsbarkeit  auch  für  das 
Reich  geboten;  eines  Rechtsschutzes,  welcher  der  Ver- 
waltung die  erforderliche  Bewegungsfreiheit  läßt,  aber 
den  einzelnen  in  den  Besitz  und  in  der  Ausübung 
jedenfalls  der  öffentlichen  Rechte  schützt,  welche  die 
Verfassung  ausdrücklich  anerkannt  und  unter  ihren  be- 
sonderen Schutz  genommen  hat;  einer  Gerichtsbarkeit, 
die  ein  Ende  macht  mit  der  heillosen  Zersplitterung, 
die,  wenn  man  ihr  nicht  steuert,  die  Verwaltungsrechts- 
pflege noch  um  jedes  Ansehen  und  Vertrauen  bringen, 
wird  und  welche  die  Rechtsverfolgung  auf  das  äußerste 
erschwert.  Wohl  hat  diese  Erkenntnis  in  den  letzten 
Jahren  schon  manchem  Ausschuß,  Schiedsgericht  und 
mancher  Kommission  ein  Ende  gemacht,  aber  noch  immer 
ist  die  Zahl  und  die  Zuständigkeit  der  Rechtsschutz- 
behörden auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  kaum 
zu  übersehen.  Noch  immer  ist  es  für  den  Uneingeweihten 
ein  folgenschweres  Wagnis,  ohne  Führer  das  Labyrinth 
dieser  Zuständigkeiten  zu  betreten. 

Ob  es  jemals  dahin  kommen  wird,  der  Zersplitte 
rung  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  im  Reich  abzu- 
helfen, oder  ob  es  gar  gelingen  wird,  die  gesamte  Zivil-, 
Straf-  und  Verwaltungsgerichtsbarkeit  im  Schoß  der 
ordentlichen  Gerichte  zu  vereinigen,  steht  daai.a.  Sollte 
es  gelingen,  so  werden  diese  Gerichte  der  Zukunft  aller- 
dings etwas  anders  aussehen  müssen,  ais  das  ordentliche 
Gericht  der  Gegenwart.  Auch  die  Zivilprozeßordnung 
wird  sich  manche  Aenderung  gefallen  lassen  müssen. 
Der  Versuch,  diese  Vereinigung  herbeizuführen,  wird 
jedenfalls  des  Schweißes  der  Edlen  wert  sein,  und  der 
Erfolg  würde,  dessen  bin  ich  für  meine  Person  siche«, 
seine  Berechtigung  erweisen. 

Wie  dem  auch  sei,  welchen  Weg  man  auch  be- 
schreite, darüber  besteht  kein  Zweifel:  Recht  und  Rechts- 
bewußtsein befinden  sich  in  schwerer  Gefahr  und  Not. 
Man  sehe  zu,  daß  in  dieser  Zeit  des  . . .:  „Als  ob  nicht 
auch  das  Recht  zu  einem  wesenlosen  Begriff  und  der 
Rechtsstaat  selbst  zu  einer  Fiktion  werde“. 


Achtstundenarbeitstag. 

Von  Reichsschatzininister  a.  D.  Dr.-lng.  Gothein,  M.  d.  R. 

Richard  Calwer  hat  kürzlich  ausgeführt,  daß  der  acht- 
stündige Arbeitstag  dem  ursprünglichen  Ideal  der  So- 
zialdemokratie: Acht  Stunden  Arbeit,  acht  Stunden  Ruhe, 
acht  Stunden  freie  Zeit,  keineswegs  gerecht  werde.  Das 
Jahr  habe  8760  Stunden,  was  bei  der  Drittelung  je 
2020  Stunden  für  Arbeit,  Ruhe  und  freihe  Zeit  entspreche, 
ergäben  sich  aber  durch  Wegfall  der  Sonn-,  Feier-  und 
Ferientage  nur  295  Arbeitstage  mit  2350  Stunden,  was 
nur  61/2  Stunden  Arbeit,  acht  Stunden  Schlaf 
und  91/2  Stunden  freie  Zeit  ausmache.  Dazu 
kämen  aber  noch  Streiktage,  Kurzarbeit,  unfreiwillige 
Einschränkungen  des  Betriebs,  so  daß  durchschnitt- 
lich nur  fünf  Stunden  am  Tage  gearbeitet 
würde. 
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Für  die  Beamten,  wie  die  Arbeiter  und  Angestellten 
der  Staats-  und  zahlreicher  Kommunalbetriebe  kommt 
hinzu,  daß  sie,  wenn  sie  sich  unwohl  fühlen,  fünf  bis 
sechs  Tage  vom  Dienst  bzw.  der  Arbeit 
fortbleiben  dürfen,  ohne  ein  ärztliches 
Zeugnis  beib  ringen  zu  müssen.  Ein  solches 
wird  erst  erfordert,  wenn  die  Krankheit  länger  dauert. 
Für  diese  „Krankentage“  beziehen  sie  ihre  vollen 
Bezüge  weiter,  ja,  wie  mir  bezüglich  der  Reichs- 
marinewerft in  Wilhelmshaven  berichtet  wird,  bei 
Krankheit  sogar  26  Wochen  lang  nicht  nur 
den  vollen  Lohn,  sondern  noch  15%  darüber. 

Daß  solche  Bestimmungen  überaus  nachteilig  auf  die 
Gesundheit  einwirken,  ist  nicht  verwunderlich.  Bei  der 
Post,  wo  ähnliche  Grundsätze  bestehen,  sinddurch- 
schnittlich  27 % des  gesamten  Personals  in 
einigen  Bezirken  bis  35%  krank.  Nimmt  man 
hier  volle  300  nicht  festfreie  Tage  an,  so  würde  die  Ar- 
beitszeit ganze  1754  Stunden  ausmachen.  Aber  da  noch 
ein  meist  vierwöchentlicher  Urlaub  üblich  ist, 
vermindert  sich  die  Zahl  der  wirklichen  Arbeitsstunden 
auf  etwa  1 560 ; das  würde  auf  den  Tag  eine  durch- 
schnittliche Arbeitszeit  von  4,28  Stunden 
e rgeb  en. 

Bei  der  Marinewerft  in  Wilhelmshaven  erhalten 
selbst  die  Arbeiter  drei  Wochen  Urlaub  (bei 
den  privaten  Seeschiffswerften  nur  eine  Woche).  Da 
sie  aber  an  den  Tagen  vor  den  Sonn-  und  Feiertagen 
verkürzte  Arbeitszeit  haben,  so  dürften  auch 
sie  auf  durchschnittlich  nicht  mehr  als  4,3  Arbeits- 
stunden an  jedem  Tage  kommen. 

Bei  der  Eisenbahn  bestehen  die  gleichen  Grund- 
sätze wie  bei  der  Post.  Die  wirkliche  Arbeitszeit 
dürfte  hier  aber  noch  wesentlich  geringer  sein,  da  es 
die  Natur  des  Betriebs  große  Arbeitspau- 
sen oder  vielfach  bloße  Arbeitsbereitschaft  mit 
sich  bringt.  Bisher  wurde  die  ganze  Zeit,  wo  der  Beamte 
oder  Arbeiter  den  Dienst  nicht  für  längere  Zeit  ver- 
lassen konnte,  als  Arbeitszeit  gerechnet  und  diese  durfte 
eben  acht  Stunden  nicht  überschreiten.  Wenn  auf  einer 
kleinen  Nebenbahn  drei  Züge  am  Tag  verkehrten,  die 
aber  nicht  in  die  Zeit  von  acht  aufeinanderfolgenden 
Stunden  gelegt  werden  konnten,  so  mußten  je  zwei 
Schrankenwärter,  zwei  Fahrkartenverkäufer  usw.  einge- 
stellt werden.  Einer  hätte  sich  ja  totgearbeitet.  Trotz- 
dem der  Personenverkehr  gegenüber  der  Vorkriegszeit 
auf  etwa  die  Hälfte  zurückgegangen  und  die  Zahl  der 
Züge  entsprechend  eingeschränkt  ist,  trotzdem  das  Ver- 
hältnis beim  Güterverkehr  ähnlich  ist,  hat  sich  der  Per- 
sonalbestand der  Eisenbahnen  von  742 000 
auf  997 000  vermehrt.  Die  Leistung  muß  also 
auf  etwa  40%  der  früheren  zurückgegan- 
gen sein.  Wenn  bei  der  Post  gewisse  Betriebszweige 
— namentlich  der  Telephonverkehr  — eine  starke  Zu- 
nahme erfahren  haben,  so  doch  andere  eine  noch  weit 
größere  Abnahme.  Und  trotzdem  unser  Gebiet  um  14, 
unsere  Bevölkerungszahl  um  10,  unser  Außenhandel  um 
nahezu  50%  zurückgegangen  sind,  hat  sich  das  im 
Postdienst  tätige  Personal  von  214000  auf 
319 000  vermehrt.  Auch  hier  dürfte  ein  Rückgang 
derLeistung  nahezu  aufdie  Hälftederfrü- 


h e r e n vorliegen.  Denn  auch  die  Leistungen  der  Post 
gegenüber  dem  Publikum  -'sind  wesentlich  zurück- 
gegangen; so  ist  namentlich  die  Zahl  der  PostbesteL 
lungen  ebenso  wie  die  Leerung  der  Briefkästen  außer- 
ordentlich eingeschränkt  worden.  Wie  hier,  so  überall: 
Das  Präsidialhaus  des  Reichstags,  das  lediglich  die  Woh- 
nungen des  Reichspräsidenten  und  des  Bureaudirektors 
enthält,  muß  für  seinen  einzigen  Eingang  zwei  Portiers 
haben;  denn  länger  als  acht  Stunden  darf  keiner 
Dienst  tim. 

Esistfun  da  mentaler  Irrtum  zuglauben, 
durch  bloße  Tariferhöhungen  das  Defizit 
der  Verkehrsanstalten  aus  der  Welt 
schaffen  zu  können.  So  gewiß  es  notwendig  ist, 
das  Entgelt  für  die  Transportleistungen  der  inner» 
Geldentwertung  anzunähem,  so  zweifellos  führt  deren 
Verteuerung  zur  Einschränkung  des  Ver- 
kehrs und  damit  auch  der  Einnahmen  aus 
i h in.  Dann  aber  steigt  das  Mißverhältnis 
zwischen  der  Menge  der  im  Betrieb  Be- 
schäftigten und  den  geringer  werdenden 
Transportleistungen  nur  noch  mehr,  d.  h. 
arbeitet  der  Betrieb  immer  unrationeller, 
immer  unwirtschaftlicher.  Wirtschaftlich 
arbeiten  heißt  jede  Kraft  voll  ausnutzen. 
Daß  das  heut  bei  uns  der  Fall  ist,  kann  niemand  be- 
haupten. Je  mehr  wir  aber  verarmen,  desto  unproduktiver 
arbeiten  unsere  öffentlichen  Betriebe.  Denn  wie  in  den 
Reichs-  so  geht  es  auch  in  den  meisten  Staats-  und 
Kommunalbetrieben,  voran  in  den  letzteren  der  Reichs- 
hauptstadt. Im  allgemeinen  steht  die  kommunale  Mißwirt- 
schaft im  proportionalen  Verhältnis  zum  Einfluß  der 
sozialistischen  Parteien  auf  die  Verwaltung  der  Kom- 
munen. Einzelne  rühmliche  Ausnahmen  bestätigen  nur 
die  Regel. 

Die  kürzeste  Arbeitszeit  besteht  im 
Bergbau.  Ich  — als  Bergmann,  der  selbst  Jahr  und 
Tag  praktisch  in  der  Grube  gearbeitet  hat  — bin  schon 
Jahrzehnte  vor  dem  Krieg  ein  Vorkämpfer  für  die  acht- 
stündige Schicht  gewesen,  habe  im  Reichstag  das 
Wort  geprägt,  daß  eine  längere  Schicht  ein  Raub- 
bau an  Menschenkraft  sei.  Ich  habe  darüber  leb- 
hafte Anfeindungen  von  meinem  akademisch  gebildeten 
Fachgenossen  erdulden  müssen.  Längst  haben  aber  auch 
sie  eingesehen,  daß  bei  längerer  Schichtdauer  nicht  nur  der 
Bergmann  früher  „bergfertig“,  d.  h.  arbeitsunfähig  wird, 
sondern  daß  auch  seine  Arbeitsleistung-'  sinkt.  Die  Ar- 
beitszeit ist  eben  überall  so  zu  bemessen, 
daß  dabei  die  höchste  Arbeitsleistung 
ohne  Gefährdung  der  Gesundheit  erzielt 
wird.  Das  war  auch  früherd erStandpunktder 
Sozialdemokratie,  die  immer  betonte:  mit 
der  achtstündigen  Arbeitszeit  würde  die 
Arbeiterleistung  nicht  zurückgehen  son- 
dern steigen.  Vor  dem  Krieg  hat  auch  der 
am  weitesten  linksstehende  nicht  an  eine  kürzere, 
als  die  achtstündige  Schicht  im  Bergbau  ge- 
dacht. Nur  sollte  in  diese  Einfahrt  und  Ausfahrt  ein- 
gerechnet werden.  Da  der  Weg  unter  Tage  bis  vor  den 
Arbeitsort  einer  anstrengenden  Arbeit  gieichzustellen  ist, 
so  hat  dieses  Verlangen  seine  Berechtigung. 
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Wie  ist  es  aber  heut?  Die  Bergarbeiterorganisationen 
haben  durch  Streiks  und  Streikdrohungen  die  sechs 
ständige  Arbeitszeit  erzwungen,  wobei  für 
die  eigentliche  Arbeitszeit  vor  Ort  knapp  4*/2  Stun- 
den übrig  bleiben.  Und  da  in  sie  bei  der 
Natur  dieses  Betriebs  stets  Arbeitspausen  fallen,  der 
Mann  auch  nicht  41/2  Stunden  hintereinander  stramm  ar- 
beiten kann,  so  ist  die  Folge  ein  katastro- 
phaler Rückgang  der  Leistung.  Und  zwar 
nicht  nur,  wie  dies  der  verminderten  Arbeitszeit  ent- 
sprechen würde,  um  etwa  30%  sondern  um  4 0 — 5 0%. 
Trotz  enormer  Vermehrung  der  Beleg- 
schaften erreicht  die  Förderung  im  Stein- 
kohlenbergbau nur  60 — 70%  der  früheren. 
Dabei  wird  die  Kohle  weit  unreiner  als  früher 
gefördert.  Mit  Recht  klagen  die  Bahnen,  daß  sie  y4  des 
Ladungsgewichts  an  Steinen  statt  an  Kohle  fahren 
müßten,  klagt  die  Industrie,  klagen  die  Kesselheizer 
über  die  schlechte  Kohle. 

Eine  zeitlang  fanden  sich  die  Bergleute  wenigstens 
bereit  in  der  Woche  ein  paar  Ueberschichten  zu 
verfahren,  d.  h.  an  einigen  Wochentagen  einige  Stunden 
länger  zu  arbeiten.  Das  war  ein  ungenügender  Notbehelf, 
aber  er  half  doch  etwas.  Seit  länger  als  einem  halben 
Jahr  verweigern  sie  aber  auch  das  — unbekümmert  dar- 
um, ob  massenhaft  Arbeiter  anderer  Indu- 
strien darüber  notgedrungen  feiern 
müssen.  23  Hochöfen  mußten  deswegen 
ausgeblasen  bzw.  konnten  nicht  in  den  Betrieb  ge- 
nommen werden,  2000  Eisen  verarbeitende  Be- 
triebekonntenkein  Roheisenerhalten.  Zahl- 
lose andere  Betriebe  mußten  aus  Kohlenmangel 
ihren  Betrieb  ein  schränken,  viele  ihn  still- 
legen. Eisenbahnen,  Qas-  und  Elektrizi- 
tätswerke sind  in  größter  Kohlen  not. 

Nach  dem  Abkommen  von  Spa  sind  wir  gezwungen, 
monatlich  2 200  000  t bester  Steinkohlen  oder  Koks  an 
die  Ententemächte  abzuliefern,  und  zwar  zu  den  niedrigen 
Inlandspreisen.  Das  Saarbecken  haben  wir  einstweilen 
für  15  Jahre  verloren.  Seine  Kohlen  sind,  seitdem  man 
dort  die  Frankenwährung  eingeführt  hat,  für  uns  nahe- 
zu unerschwinglich.  Früher  führten  wir  9 200  000  t 
englischer  Steinkohlen  ein;  heuer  kosten  sie 
uns  mindestens  das  21/2  fache  der  heimischen  Kohlen. 
Trotzdem  müssen  wir  jetzt  wieder  davon  beziehen,  weil 
unsere  Bergleute  zu  wenig  arbeiten.  Das 
verschlechtert  unsere  Valuta  weiter, 
treibt  die  Preise  aller  Waren  in  Papier- 
mark in  die  Höhe.  Je  mehr  diese  Wirkung 
eintritt,  um  so  höher  werden  die  Lohn- 
forderungen, je  höher  die  Löhne,  um  so 
höher  die  Preise;  es  ist  die  Schraube  ohne 
Ende. 

Der  gefährlichste  Trugschluß  ist,  daß 
durch  Lohn-  und  Gehaltsaufbesserungen 
die  Lebenshaltung  gehoben,  ja  auch  nur 
vor  weiterem  Sinken  bewahrt  werden 
könne.  Ware  kann  letzten  Endes  nur  mit 
Ware  gekauft  werden.  Die  Geldzeichen  dienen 
/ediglich  als  Vermittler  beim  Kauf  und  Verkauf.  Nur 
dadurch,  daß  mehr  Waren  erzeugt  w erden, 


kann  deren  Verbrauch  gesteigert  werden. 
Je  kürzer  aber  die  Arbeitszeit  ist,  je 
mehr  Arbeitskräfte  für  unproduktive 
Zwecke  verwendet  werden,  um  so  weniger 
Ware  wird  produziert,  um  so  höher  steigen 
die  Generalkosten,  um  so  teurer  wird  die 
Ware,  um  so  weniger  davon  kann  konsu- 
miert werden. 

Eine  weitere,  kaum  minder  gefährliche  Lehre  ist  die: 
Solange  es  in  einem  Berufszweig  noch  Arbeitslose  gebe, 
dürfe  nicht  mehr  gearbeitet  werden,  da  sonst  die  Zahl 
der  Arbeitslosen  noch  wachsen  würde.  Cie  irrige 
Voraussetzung  dabei  ist,  daß  die  Welt  an  Ueber- 
produktion  litte,  • während  tatsächlich 
schwerste  Unterkonsumtion  vorliegt.  Sie 
kann  aber  nicht  durch  künstliche  Verteuerung  der  Waren, 
sondern  nur  durch  Herabsetzung  der  Preise  beseitigt 
werden.  Wir  haben  Wohnungsmangel,  weil  zu  wenig 
gebaut  wird.,  Es  wird  zu  wenig  gebaut,  weil  das  Bauen 
zu  teuer  ist.  Es  ist  zu  teuer,  weil  die  Bauhandwerker 
zu  wenig  arbeiten,  weil  sie  nicht  entfernt  mehr  das  leisten, 
was  sie  vor  dem  Kriege  geschafft  haben. 

Man  klagt  jetzt  über  die  Preiserhöhung  der  künst- 
lichen Düngemittel,  die  die  Steigerung  der  Getreide-  und 
Brotpreise  nach  sich  ziehen  müsse.  Aber  steigen  die 
Kohlenpreise,  weil  die  Bergarbeiter  zu  wenig  leisten, 
so  müssen  die  Preise  des  Stickstoff-  wie  des  Kalidüngers 
folgen,  und  sinkt  die  Valuta,  weil  wir  mehr  ein-  wie  aus- 
führen, so  müssen  wir  Phosphate  und  Thomasmehl 
teuerer  bezahlen. 

Die  Zahl  der  schaffenden  Kräfte  ist  durch  die  furcht- 
baren Kriegsverluste  ungeheuer  vermindert,  die  der  ver- 
brauchenden ist  dagegen  nur  wenig  zurückgegangen. 
Dazu  hat  uns  der  furchtbare  Friedensvertrag  unsagbar 
geschädigt,  verarmt.  Um  auchnurdreiViertelso 
gut  zu  leben,  wie  vordem  Krieg,  muß  minde- 
stens dasselbe  gearbeitet  werden,  wie  vor 
ihm.  Die  kürzere  Arbeitszeit  hat  nur  da 
eine  Berechtigung,  wo  in  ihr  das  gleiche 
geleistet  wird,  wie  in  der  längeren.  Sonst 
muß  das  deutsche  Volk  an  immer  wachsen- 
der Verarmung  auf  eine  immer  tiefere 
Kulturstufe  sinken.  Wir  zehren  heut  schon  unser 
altes  Kapital  auf;  in  stetig  wachsendem  Maß  gehen  die 
deutschen  Produktionsmittel  in  ausländische  Hand  über. 
Auch  ohne  die  Reparationsleistungen  können  wir  die 
Einfuhr  nicht  entfernt  mehr  mit  der  Ausfuhr  bezahlen, 
müssen  das  ständig  mit  der  Hingabe  von  Vermögensob- 
jekten tun,  bis  wir  schließlich  nichts  mehr  haben  und 
für  ausländische  Unternehmer  frohnden  müssen. 

Unproduktiv  ist  jede  Arbeit,  insoweit 
sie  von  weniger  Arbeitskräften  geleistet 
werden  könnte.  Das  sollten  auch  alle  Beamten 
bedenken ! Sollten  bedenken,  daß  es  auf  die  Dauer 
ganz  unmöglich  ist,  die  Kosten  für  mehr 
Beamte  aufzubringen,  als  unentbehrlich  sind, um 
die  Arbeit  für  die  Oeffentlichkeit  zu  leisten ! Jeder 
tüchtige,  ehrliebende  Beamte,  hat  die  hei- 
lige Pflicht,  dem  Reich,StaatoderderGe- 
meindeverwaltung  seine  volle  Arbeits- 
kraft zu  widmen,  mit  Entschiedenheit 
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Front  zu  machen,  gegen  die  Elemente,  die 
das  nicht  tun,  die  immer  Rechte  für  sich 
fordern,  ihre  Pflichten  aber  vernachlässi- 
gen, die  daher  unmachsichtüch  ausgemerzt  werden  müssen. 
Gerade  das  Wesen  der  Demokratie  verlangt 
höchstes  Verantwortlichkeitsgefühl  jedes 
einzelnen  für  das  ganze;  sie  verwirkt  ihr  Recht, 
wenn  sie  das  nicht  bei  ihren  Beamten  durchsetzen  kann. 

Unzulängliche  Arbeitsleistung  ist 
übelste  Verschwendung.  Kann  jemand  im 
Ernst  glauben,  daß  die  Siegerstaaten  dem  besiegten 
Deutschland,  das  ihnen  gegenüber,  die  ihm  aufgezwun- 
genen Zahlungsverpflichtungen  nicht  erfüllt,  auf  die  Dauer 
solche  Verschwendung  erlauben  werden!  Ist  es  da  nicht 
würdiger,  wenn  das  deutsche  Volk  selbst  die  Kraft 
dazu  aufbringt?  Wenn  es  sich  seiner  stolzen  Vergangen- 
heit bewußt  wird,  in  der  von  ihm  das  Wort  galt:' 
Deutsch  sein,  heißt  arbeiten;  heißt  eine 
Arbeit  um  ihrer  selbst  willen  tun! 


Die  Klausel  „Freibleibend“. 

Von  Leonhard,  Senatspräsident  beim  Kammergericht. 

Die  Bedeutung  der  Klausel  „Freibleibend“  und  ähn- 
. licher  Vorbehalte  des  Verkäufers  beim  Vertragschluß 
hat  auch  in  der  jüngsten  Rechtsprechung  eine  Be- 
urteilung erfahren,  die  sich  entsprechend  den  Dar- 
stellungen in  dem  Aufsatz  von  Starke  — Juristische 
Wochenschrift  20,  472  ff.  — und  in  dem  Gutachten  der 
Handelskammer  Berlin  — Juristische  Wochenschrift  21, 
159  — gleichmäßig  weiterentwickelt  hat  und  nunmehr 
eine  zuverlässige  Grundlage  für  die  künftige  Handels- 
übung beim  Abschluß  von  Lieferungsverträgen  bietet. 

A.  Der  Vorbehalt  „Freibleibend“  in  einem  Ver- 
tragsangebot bedeutet  bloß  die  in  § 145  BGB., 
Nachsatz,  vorgesehene  Ausschließung  der  Gebundenheit 
des  Anbietenden  bis  zum  Ablauf  der  Annahmefrist, 
jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  bei  rechtzeitig  erklärter 
Annahme  der  Vertrag  zustandekommt,  sofern  nicht  der 
Anbietende  unverzüglich  widerspricht;  die  Annahme  des 
unverbindlichen  Angebots  wird  zwar  als  neues  Angebot 
betrachtet,  jedoch  als  ein  solches,  welches  nach  § 151 
BGB.  durch  Stillschweigen  angenommen  wird.  Diese 
noch  von  Starke  a.  a.  O.  auf  Grund  des  Ergebnisses 
einer  Rundfrage  des  Hansabundes  bei  verschiedenen 
Handels-  und  Gewerbekammern  bezweifelte  Wirkung'  des 
unverbindlichen  Angebots  ist  inzwischen  in  zahlreichen 
Entscheidungen  anerkannt  und  kann  als  feste  Gerichts- 
praxis gelten  (Juristische  Wochenschrift  20,  959  — 
21,  393  — 21,  1234  — RG.  102,  227  — Staub,  Anhang! 
zu  § 361  HGB.,  Anm.  16). 

Ebenso  einheitlich  ist  die  Rechtsprechung  den  immer 
wiederkehrenden  Versuchen  der  Verkäufer  entgegen- 
getreten, einen  bei  einem  Vertragsangebot  aus- 
gesprochenen Vorbehalt  „Freibleibend“  so  auszulegen, 
daß  er  zugleich  auch  für  den  Inhalt  des  ohne  solchen 
Vorbehalts  bestätigten  Vertrags  Schlusses  als 
stillschweigend  vereinbart  gelten  solle  (Juristische 
Wochenschrift  21,  173  — 21,  234  — 21,  685).  Denn 
der  schon  vor  dem  Krieg  übliche  Vorbehalt  bei  einem 


Angebot  bezweckt  nur,  dem  Verkäufer  zu  ermöglichen, 
die  gesamte  für  ihn  greifbare  Menge  einer  Ware  gleich- 
zeitig verschiedenen  Kunden  anzubieten,  ohne  sich  zur 
Lieferung  über  sein  Vermögen  hinaus  bindend'  zu  ver- 
pflichten. Dieser  Vorbehalt  verfolgt  also  wesentlich 
andere  wirtschaftliche  Zwecke,  als  der  durch  die  Wirt- 
schaftsnot in  und  nach  dem  Krieg  üblich  gewordene 
Vorbehalt  bei  bindenden  Abschlüssen. 

Dem  Vorbehalt  in  Vertragsangeboten  nahe  steht  der 
(Juristische  Wochenschrift  21,  1309)  entschiedene  Fall, 
daß  ein  im  Namen  eines  Kaufmanns  einen  Vertrag 
schließender,  hierzu  nicht  ermächtigter  Angestellter  durch 
den  Zusatz  „Freibleibend“  sich  die  Genehmigung  des 
Vertretenen  Vorbehalten  will  (§  177  BGB.).  Auch  in 
diesem  Fall  hält  das  Reichsgericht  den  Vertrag  für  zu- 
standegekommen, wenn  der  Geschäftsherr  nicht  un- 
verzüglich nach  Kenntnis  von  dem  in  seinem 
Namen  geschlossenen  Vertrag  dem  Vertragsgegner  er- 
klärt, daß  er  das  Geschäft  ablehne.  Diese  Ausdehnung 
des  nur  für  den  Vermittlungsagenten  durch  § 85  HGB. 
ausgesprochenen  Rechtssatzes  auf  solche  Angestellte,  die 
schon  früher  im  Namen  des  Geschäftsherrn  ohne  seinen 
Widerspruch  „Freibleibend“  Geschäfte  abgeschlossen 
hatten,  hält  das  Reichsgericht  nach  Treu  und  Glauben 
für  gerechtfertigt,  weil  es  nicht  vom  Belieben  des  Ver- 
tretenen abhängen  dürfe,  wie  lange  der  Schwebezustand 
und  die  einseitige  Bindung  des  Käufers  dauern  solle. 
Hierbei  wird  übersehen,  daß  nach  § 177  Abs.  2 BGB. 
die  Genehmigung  als  verweigert  gilt,  wenn  sie  nicht 
binnen  zwei  Wochen  seit  der  Aufforderung  des  Käufers 
erklärt  ist. 

Häufig  wird  bei  Vertragsangeboten  statt  der 
Klausel  „Freibleibend“  oder  neben  ihr  vereinbart: 
„Zwischenverkauf  Vorbehalten“.  Im  ersten 
Fall  bleibt  der  Verkäufer  an  das  Angebot  gebunden,  es 
sei  denn,  daß  er  einen  von  ihm  nach  dem  Angebot! 
und  vor  der  Annahme  abgeschlossenen  Verkauf  der 
gesamten  zur  Zeit  des  Angebots  ihm  verfügbar  gewesenen 
Menge  dieser  Ware  an  andere  Kunden  nachweist. 
Würden  dagegen  beide  Klauseln  nebeneinander 
vereinbart,  dann  bedeutet  „Zwischenverkauf  Vorbehalten“ 
keine  Einschränkung  des  Rechts  des  Verkäufers,  nach 
seinem  Belieben  unverzüglich  nach  der  Annahme- 
erklärung des  Käufers  das  Angebot  zu  widerrufen.  Der 
hinzugefügte  zweite  Vorbehalt  soll  dann  nur  bestätigen, 
daß  gegenüber  der  Einrede  des  Widerrufs  nicht  etwa 
die  Replik  der  Arglist  darauf  gestützt  werden  könne, 
daß  sich  der  Verkäufer  durch  Zwischenverkauf  die  Er- 
füllung unmöglich  gemacht  habe.  Im  Ergebnis  ebenso 
OLG.  Königsberg  (OLG.  41,  89). 

B.  Der  Vorbehalt  „Freibleibend“  bei  einem  Ver- 
tragsschluß, namentlich  in  einer  über  einen  Ver- 
tragsschluß ausgestellten  Urkunde,  z.  B.  Schlußscheinen, 
Bestätigungsbriefen,  kann  auch  durch  Bezugnahme  auf 
andere  Urkunden,  besonders  auf  beigefügte  oder  früher 
mitgeteilte,  sogar  auf  unbekannte,  aber  als  maßgebend 
anerkannte  Preislisten,  „allgemeinen  Geschäftsbedin- 
gungen“, endlich  auf  die  dem  Vertragschluß  voran- 
gegangenen schriftlichen  oder  mündlichen  Parteiverhand- 
lungen vereinbart  werden.  Auch  die  Bezugnahme  auf 
das  vorangegangene  Angebot  genügt,  wenn  dieses  er- 
kennen läßt,  daß  sich  der  Vermerk  „Freibleibend“  auch 
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auf  den  Inhalt  des  angebotenen  Vertragsschlusses  be- 
ziehen soll  (z.  B.  „Lieferung  freibleibend“,  „Preise  frei- 
bleibend“ usw.).  Dagegen  soll  ein  dem  Angebots- 
schreiben außerhalb  des  Brieftextes  hinzugefügter  Ver- 
merk: „Stets  freibleibend“  hierzu  nicht  ausreichen  (RG. 
102,  227  — Juristische  Wochenschrift  21,  234). 

Im  übrigen  ist  der  bei  dem  Vertragsschluß  ge- 
machte Vorbehalt  je  nach  dem  Umfang  des  als  „Frei- 
bleibend“ bezeichneten  Teils  der  Verpflichtung  ganz  ver- 
schieden zu  beurteilen. 

1.  Der  beim  Vertragsschluß  gemachte  Vorbehalt 
„Freibleibend“  ohne  jeden  Zusatz  gibt  dem 
Verkäufer  bis  zur  Lieferung  das  Recht,  sich  nach  seinem 
Belieben  von  dem  Kaufvertrag  loszusagen.  Es  ist  das 
ein  Gegenstück  zu  dem  Kauf  auf  Probe  (§  495  BGB.), 
der  dem  Käufer  bis  zur  Billigung  der  Ware  das  gleiche 
Recht  gibt,  ohne  ihn  zur  Untersuchung  zu  verpflichten 
(Abs.  2);  der  Kauf  „auf  Probe  oder  auf  Besicht“  (§495 
Abs.  1)  hieße  deshalb  besser  „Kauf  nach  Gefallen“,  und 
der  „freibleibende“  Verkauf  ein  „Verkauf  nach  Ge- 
fallen“, si  placuerit  venditori.  Auch  er  ist,  wie  der 
Kauf  auf  Probe  (§  495,  Abs.  1,  Satz  2),  im  Zweifel 
unter  einer  aufschiebenden  Bedingung  geschlossen,  näm- 
lich unter  der  Bedingung  der  Lieferung.  Dagegen  fehlt 
es  freilich  an  einer  dem  § 496  entsprechenden  Vor- 
schrift; die  Versäumung  einer  etwa  vereinbarten  Liefe- 
rungsfrist gilt  nicht  als  Rücktritt  vom  Kauf,  sondern 
gibt  nur  dem  Käufer  die  im  § 326  BGB.  bestimmten 
Rechte,  die  ihm  in  Ermangelung  einer  vereinbarten  Frist 
nach  Mahnung  § 284  BGB.  ebenfalls  zustehen.  Also  auch 
hier  kann  der  Käufer  wenigstens  nach  einiger  Zeit  sich 
Klarheit  verschaffen,  ob  er  auf  Lieferung  rechnen  kann. 
Deshalb  kann  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Verein- 
barung nach  § 138  Abs.  1 BGB.  nicht  bezweifelt  werden. 

Daß  mit  dem  Ablauf  der  Lieferungsfrist  das  bis 
dahin  nicht  ausgeübte  Rücktrittsrecht  des  Verkäufers  ver- 
wirkt sei,  hat  das  Reichsgericht  (Juristische  Wochen- 
schrift 21,  625)  nicht  angenommen  und  sogar  eine  Er- 
klärung des  Verkäufers,  die  zur  Lieferung  bereitstehenden 
Waren  zurzeit  wegen  Wagenmangels  nicht  absenden  zu 
können,  nicht  für  ausreichend  gehalten.  Gegen  die  letz- 
tere Ansicht  m.  E.  mit  Recht,  Plum  a.  a.  O.  Dagegen 
wird  man  auf  Grund  derselben  Entscheidung  der  An- 
sicht Starkes  a.  a.  O.,  S.  474,  beitreten  können,  daß 
das  Rücktrittsrecht  des  Verkäufers  weder  durch  Liefe- 
rungsverzug noch  durch  Fristsetzung  des  Käufers  nach 
§ 326  BGB.  erlischt,  wohl  aber  durch  Ablauf  der  Frist; 
weil  dadurch  der  Anspruch  auf  Lieferung  ausgeschlossen 
ist,  und  der  dem  Käufer  damit  erworbene  Anspruch 
auf  Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung  durch  einen 
später  erklärten  Rücktritt  des  Beklagten  unberührt  bleibt. 

2.  Der  Vorbehalt  „Lieferung  freibleibend“ 
ohne  weiteren  Zusatz  hat  dieselbe  Bedeutung  (Juristische 
Wochenschrift  61,  625).  Hiervon  grundverschieden  ist 
dagegen  der  Vorbehalt:  „Lieferungsmöglichkeit 
Vorbehalte n.“  Da  bei  Gattungskäufen  nach  § 279 
BGB.  der  Verkäufer  zu  liefern  verpflichtet  ist,  solange 
die  Lieferung  von  Waren  derselben  Gattung  noch  mög- 
lich ist,  bedeutet  die  Klausel  eine  Einschränkung  dieser 
Pflicht  dahin,  daß  der  Verkäufer  durch  unvorhergesehene, 
ferner  auch  durch  gewisse  nach  dem  Vertragssinn  ihm 


nicht  zuzumutende  Lieferungsschwierigkeiten  befreit  wer- 
den solle  (RG.  97,  325;  OLG.  41,  102).  Auch  der  an 
sich  widersinnigen  Verbindung  beider  Klauseln:  „Frei- 
bleibend vorbehaltlich  Lieferungsmög- 
lichkeit“ hat  das  OLG.  Breslau  mit  Billigung  des 
RG.  (Juristische  Wochenschrift  21,  333)  den  Sinn  unter- 
gelegt, daß  der  Verkäufer  von  außergewöhnlichen  Be- 
mühungen um  die  Beschaffung  der  Waren  und  von  der 
Eindeckung  zu  einem  den  Verkaufspreis  übersteigenden 
Preis  befreit  sein  sollte.  Auch  der  „schon  in 
ihrer  sprachlichen  Fassung  so  lässigen,  inhaltlich 
ganz  vagen“  Klausel:  „Lieferungsmöglich- 

keit bzw.  Freibleibend  Vorbehalten“  legt 
das  RG.  (Juristische  Wochenschrift  21,  1235)  mit 

dem  OLG.  Köln  den  Sinn  unter,  daß  der  Verkäufer 
damit  zusichere,  sich  schon  Gewißheit  über  seine  Ein- 
deckung durch  eine  leistungsfähige  und  leistungsbereite 
Fabrik  verschafft  zu  haben,  und  nur  für  ein  Versagen 
dieses  Lieferers  nicht  einstehen  wolle.  In  allen  diesen 
Fällen  hat  der  Verkäufer  zu  beweisen,  daß  die  ihn  be- 
freienden Lieferungsschwierigkeiten  in  dem  nach  dem 
Inhalt  der  Abrede  zu  bestimmenden  Grade  bei  Beginn 
seines  Lieferungsverzugs  vorhanden  gewesen  sind;  eine 
erst  während  seines  Verzugs  eingetretene  Lieferungs- 
schwierigkeit kann  ihn  nach  § 287  Satz  2 BGB  nicht  be- 
freien. 

3.  Die  Klausel  „Freibleibend“  mit  solchen  Z u - 
Sätzen,  die  ihre  Wirkung  nur  auf  einzelne 
Punkte  des  Kaufvertrags,  die  Art,  den  Ort,  die  Zeit 
der  Lieferung  oder  die  Höhe  des  Kaufpreises  einschrän- 
ken, hat  einen  ganz  anderen  Rechtsgrund,  aber  deshalb 
nicht,  wie  Starke  a.  a.  O.,  S.  474,  meint,  eine  mindere 
Bedeutung.  Durch  die  Klausel  erlangt  der  Verkäufer 
zwar  nicht  das  Recht,  sich  von  dem  Vertrag  loszusagen, 
wohl  aber  nach  § 315  BGB.,  den  als  freibleibend  be- 
zeichneten Vertragspunkt  — auch  nach  billigem  Er- 
messen — zu  bestimmen.  Die  wirtschaftlichen  Folgen 
dieser  Befugnis  des  Verkäufers  sind  für  den  Käufer 
oft  viel  schwerwiegender  als  die  einer  Aufhebung  des 
Kaufvertrags,  die  auch  ihn  von  seinen  Verpflichtungen 
befreit,  während  er  hier  verpflichtet  bleibt,  und  zwar 
zu  lästigeren  Bedingungen,  indem  er  entweder  anders 
geliefert  bekommt  oder  mehr  bezahlen  muß,  als  ver- 
einbart war.  Gegen  diese  Nachteile  kann  er  sich  nur 
dann  schützen,  wenn  er  die  Ware  oder  die  aus  ihr  von 
ihm  zu  fertigenden  Erzeugnisse  unter  den  gleichen  Vor- 
behalten weiter  verkauft  hat.  Einem  Käufer^  der  für 
seinen  Gebrauch  oder  Verbrauch  kauft,  ist  deshalb  drin- 
gend zu  raten,  wenn  der  Verkäufer  auf  diesen  Klauseln 
besteht,  mindestens  sich  selbst  für  den  Fall  der  Aus- 
übung der  darin  vorbehaltenen  Befugnisse  das  Recht 
des  Rücktritts  vom  Vertrag  auszubedingen,  was  bis- 
weilen durch  die  Worte:  „beiderseits  freibleibend“  — 
allerdings  nicht  zweifelsfrei  — zum  Ausdruck  gebracht 
werden  soll. 

Von  den  hierher  gehörigen  Klauseln  haben  die  wei- 
teste Verbreitung  erlangt  der  auf  die  Lieferzeit  und 
der  auf  die  Preise  sich  beziehende  Vorbehalt. 

a)  Der  Vorbehalt  „Lieferzeit  freibleibend“ 
gibt  dem  Verkäufer  das  Recht,  die  Lieferzeit  innerhalb 
der  Grenzen  billigen  Ermessens  frei  zu  bestimmen.  Ist 
daneben  eine  bestimmte  Zeit  genannt,  z.  B.  „lieferbar 
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bis  zum  1.  Oktober  1921  freibleibend“,  dann  muß  der 
Verkäufer  darlegen,  daß  ihm  ohne  besondere,  nach  dem 
Parteiwillen  ihm  nicht  zuzumutende  Aufwendungen  oder 
Anstrengungen  die  Lieferung  binnen  der  vereinbarten 
Frist,  und  auch  nach  ihrem  Ablauf,  nicht  früher  mög- 
lich gewesen  ist,  als  er  zu  liefern  bereit  war.  Es  gilt  hier- 
für das  oben  zu  B 2 gesagte.  Solange  die  hiernach  zu 
bestimmende  Lieferzeit  nicht  herangekommen  ist,  kann 
von  Fälligkeit  der  Lieferung,  vorn  Verzug  des  Verkäufers 
und  deshalb  auch  von  einer  Ausübung  der  Rechte  des 
Käufers  nach  § 326  BOB.  keine  Rede  sein.  Eine  zeit- 
liche Grenze  für  das  Bestimmungsrecht  des  Verkäufers 
wird  nur  so  gezogen  werden  dürfen,  daß  er  die  Ab- 
nahme und  die  Zahlung  dann  'nicht  mehr  verlangen 
darf,  wenn  durch  einen  vollkommenen  Umschwung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  geschuldete  Lieferung 
nicht  mehr  als  dieselbe  erscheint;  eine  Bestimmung  des 
Lieferungstermins  auf  einen  nach  diesem  Zeitpunkt  lie- 
genden Tag  würde  nicht  mehr  dem  billigen,  d.  h.  die 
Interessen  beider  Teile  gerecht  abwägenden  Ermessen 
entsprechen. 

b)  Der  bei  weitem  häufigste  Vorbehalt:  „Preise 
freibleibend“  hat  durch  die  fortschreitende  Geld- 
entwertung, besonders  durch  die  oft  unerwartet  sprung- 
haft eintretende  Erhöhung  der  Selbstkosten  an  Roh- 
stoffen und  Löhnen  die  größte  Bedeutung  gewonnen. 
Der  Vorbehalt  ist  seitdem  nicht  nur  bei  langfristigen 
Lieferungsverträgen,  sondern  wegen  der  bisweilen  un- 
vorhersehbar plötzlich  empor  flutenden  Teuerungswellen 
bei  jedem  Verkauf  einer  nicht  fertig  auf  Lager  vorrätig 
gehaltenen  Ware  eine  Notwendigkeit  für  den  Verkäufe! 
geworden.  Wegen  der  mit  der  Verteuerung  häufig  Hand 
in  Hand  gehenden  Warenknappheit  werden  die  Vor- 
behalte a)  und  b)  häufig  verbunden : „Lieferzeitund 
Preise  freibleibend“  oder  „Preise  zur  Zeit 
der  Lieferung,  Lieferzeit  freibleibend“. 
Dann  sind  sie  besonders  gefährlich  für  den  Käufer,  der 
bei  fortwährend  steigenden  Preisen  abwarten  muß,  bis 
die  Lieferungsschwierigkeiten  des  Verkäufers  behoben 
sind,  und  die  dann  angemessene  Preiserhöhung  zahlen 
muß.  Wenn  er  nicht  als  Weiterverkäufer  durch  eine 
gleichlautende  Abrede  diesen  Nachteil  auf  seinen  Ab- 
nehmer abwälzen  kann,  ist  ihm  hier  dringend  zu  rateiy 
sich  den  Rücktritt  vorzubehalten.  Für  ungültig  ist  die 
Abrede  auch  in  dieser  Verbindung  nicht  zu  halten,  weil 
ja  sowohl  die  Lieferzeit  als  auch  die  Preise  nur  nach 
billigem  Ermessen  bestimmt  werden  dürfen,  und  der 
Verkäufer  beweisen  muß,  daß  er  wegen  von  ihm  nicht 
zu  erwartender  Schwierigkeiten  nicht  früher  liefern 
konnte,  und  ferner,  daß  zu  diesem  Zeitpunkt  die  gefor- 
derte Preiserhöhung  angemessen  w'-ar.  Wenn  nur  der 
Preis,  nicht  aber  die  Lieferzeit  freibleibend  vereinbart  ist, 
dann  muß  der  Verkäufer  die  Angemessenheit  der  Preis- 
erhöhung zu  dem  Zeitpunkt  beweisen,  zu  welchem  er 
in  Verzug  gesetzt  ist.  Angemessen  ist  die  Preiserhöhung 
dann,  wrenn  sie  der  Steigerung  der  Selbstkosten  seit 
dem  Vertragsschluß  bis  zu  dem  soeben  bezeichneten  Tag 
entspricht.  Es  ist  also  wie  im  § 475  BGB.  für  die 
Preisminderung  hier  für  die  Preiserhöhung  eine  Gleichung 
aufzustellen,  nämlich  den  Kaufpreis  in  dem  Verhältnis 
heraufzusetzen,  in  welchem  die  Selbstkosten  zur  Zeit  des 


Vertragsschlusses  zu  denen  zur  Zeit  der  Lieferung  oder 
des  Lieferungsverzugs  stehen. 

Allgemeine,  namendich  nur  in  gedruckten  Preislisten, 
Geschäftsbedingungen  oder  im  Aufdrude  auf  den  zum 
Vertragsschluß  benutzten  Formularen  enthaltene  Klauseln 
betr.  den  Vorbehalt  der  Preise  und  der  Zeit  der  Liefe- 
rung können  ferner  dann  keine  Gültigkeit  beanspruchen, 
wenn  sie  unvereinbar  sind  init  den  für  diesen  Abschluß 
getroffenen  besonderen  Abmachungen.  Das  gilt  beson- 
ders, wenn  eine  Ware  als  „versandbereit4"  oder  als  „auf 
Lager  befindlich“,  als  „jederzeit  greifbar4“,  „zur  sofor- 
tigen Lieferung“  verkauft  wird,  besonders,  wenn  dabei 
sofortige  Vorauszahlung  oder  Akkreditivgestellung  vom 
Käufer  verlangt  wird:  denn  damit  erklärt  der  Verkäufer, 
daß  in  diesem  Fall  für  ihn  keine  Lieferungsschwierig- 
keiten mehr  entstehen  können,  und  daß  er  deshalb  keine 
Lieferungsfrist  beansprucht,  ferner,  daß  eine  künftige 
Preissteigerung  seine  Selbstkosten  nicht  mehr  erhöhen 
kann  und  deshalb  auch  den  Käufer  nicht  belasten  soll. 

Die  Klausel:  „Preise  freibleibend“,  die  aus  dem- 
selben wirtschaftlichen  Bedürfnis  hervorgegangen  ist,  wie 
das  im  Geschäftsleben  und  in  der  juristischen  Wissen- 
schaft und  Praxis  hervortretende  Bestreben,  die  ein- 
seitige Auflösung  langfristiger  Verträge  mit  der  Umwäl- 
zung der  Wirtschaftslage  zu  begründen,  ist  gerade  des- 
halb üblich  geworden,  um  diesen  meist  sehr  bestrittenen 
Rechtsbehelf  durch  einen  den  Verkäufer  sicher  schützen- 
den Eim.vand  zu  ersetzen.  Seitdem  haben  wohl  die 
meisten  großen  Verkäuferverbände  ihren  Mitgliedern 
diesen  Vorbehalt  für  alle  Verträge  vorgeschrieben.  Wenn 
trotzdem  auch  jetzt  noch  Verträge  ohne  diese  Klausel 
geschlossen  werden,  so  rechtfertigt  das  die  Folgerung, 
daß  der  Verkäufer  entweder  sich  schon  gedeckt  hat 
oder  bewußt  die  Gefahr  aller  jetzt  noch  bevorstehenden, 
nicht  mehr  als  unerwartet  zu  betrachtenden  Verände- 
rungen der  Wirtschaftslage  auf  sich  nehmen  will,  ln 
diesen  Fällen  kann  die  Fortlassung  der  Freiklausel  gegen 
die  Befreiung  vom  Vertrag  wegen  veränderter  Umstände 
verwertet  werden  (RG.  102,  77;  Juristische  Wochen- 
schrift 21,  234). 

Die  Klausel  „Freibleiben d“,  ein  Notbe- 
helf der  gegenwärtigen  Wirtschaftslage,  wird  ebenso 
wie  früher  schon  ähnliche  Aushilfen  des  Rechtsverkehrs, 
der  zukünftigen  Entwicklung  neue  Wege  weisen. 
Einer  Fortbildung  zum  Rechtssatz  scheint  sie  mir 
nicht  fähig  zu  sein  wegen  der  Verschiedenheit  der  In- 
teressen des  Herstellers,  Groß-  und  Kleinhändlers  und 
Verbrauchers.  Wohl  aber  könnte  im  Rechtsverkehr 
innerhalb  des  bisherigen  Anwendungsgebiets  der  Klausel 
der  damit  erstrebte  Schutz  des  Verkäufers  und  zugleich 
das  Interesse  des  Käufers  besser  gewahrt  werden 
durch  eine  verfeinerte  Ausgestaltung  der  typischen  Liefe- 
rungsverträge, namentlich  durch  die  Vereinbarung  glei- 
tender Preise,  bestimmbar  nach  dem  Verhältnis 
zu  einem  objektiv  feststellbaren,  für  die  Marktlage  der 
Ware  hauptsächlich  maßgeb’i:hen  Rechnungswerte, 
z.  B.  Kohlenpreise,  Durchschnittslohn,  Auslandspreis  eines 
Rohstoffs  oder  zu  mehreren  solcher  Werte  zusammen. 
Es  werden  dabei  d i e Rechnungswerte  zugrunde  gelegt, 
welche  die  Vertragsparteien  zurzeit  des  Vertragsschlusses 
als  bestimmend  für  die  Marktlage  zur  Zeit  der  Fälligkeit 
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vourauszusehen  glauben.  Ein  einheitlicher  Maßstab  für 
alle  Vertragsschlüsse  wird  sich  nicht  finden  lassen,  weil 
es  keinen  gibt,  dem  die  ausschließliche  Bedeutung  für 
Waren  jeder  Art  und  für  Lieferungen  zu  jeder  Zeit  zu- 
zusprechen wäre.  Auch  der  Auslandskurs  der  Pa- 
piermark, oder,  was  auf  dasselbe  herauskommt,  der 
Wert  der  Goldmark  erscheint  dazu  ungeeignet,  weil 
das  die  kaufmännische  Gewinnaussicht  ausschalten  würde, 
weiche  heute  gerade, auf  der  Vorausbeurteilung  der  künf- 
tigen Kursbewegung  des  Geldverkehrs  beruht.  Deswegen 
hat  auch  die  bisherige  kaufmännische  Uebung  den  künf- 
tigen Markkurs  als  Grundlage  für  die  Preise  langfristiger 
Lieferungsgeschäfte  verschmäht  — übrigens  ein  Finger- 
zeig dafür,  daß  die  von  Mügel  (Juristische  Wochen- 
schrift 21,  1271)  vorgeschlagene  gesetzliche  Um- 
rechnung aller  Geldschulden  nach  dem  Kurse  zur  Zeit 
der  Fälligkeit  verkehrslähmend  wirken  würde  und  des- 
halb undurchführbar  sein  dürfte.  Bei  der  Verschieden- 
heit der  preisgestaltenden  Verhältnisse  sowie  der  Be- 
urteilung ihres  zukünftigen  Einflusses  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsschlusses, werden  schon  jetzt  der  Kursbestimmung 
die  verschiedensten  Rechnungswerte  zugrunde  gelegt. 
Deshalb  entzieht  sich  auch  in  Zukunft  diese  Art  der  Preis- 
festsetzung der  gesetzlichen  Regelung  und  bleibt 
nach  wi£  vor  kaufmännischer  Uebung  über- 
lassen. Sie  dient  jedenfalls  der  Verkehrssicherheit  besser 
als  der  jegliches  Vertrauen  auf  Vertragstreue  erschüt- 
ternde einseitige  Rücktritt  des  Verkäufers  wegen  wirt- 
schaftlicher Umwälzung  und  hat  auch  vor  der  Klausel 
“„Freibleibend“  den  Vorzug,  die  subjektive  Bestimmung 
des  Verkäufers  und  im  Streitfall  die  richterliche  Nach- 
prüfung der  Billigkeit  zu  ersetzen  durch  eine  feste,  ohne 
Rechtsstreit  bestimmbare  Norm,  so  daß  künftig  wieder 
der  Käufer  seine  Berechnungen  aufbauen  kann  auf  dem 
Grundsatz:  „Ein  Mann,  ein  Wort!“ 


Die  Neuorganisation  des  deutschen 
Handwerks. 

Von  Dr.  v.  Köbke,  Berlin. 

Vom  rein  materialistischen  Standpunkt  aus  ist  un- 
sere Lage  für  einen  unbefangenen  Beobachter  eine  fast 
furchtbare;  nähere  Ausführungen  hierüber  zu  machen, 
hieße  Eulen  nach  Athen  tragen.  Aber  auch  nach  Jena 
schien  Preußen  verloren;  ideelle  Kräfte  halfen  ihm  zu 
seinem  sittlichen  Wiederaufstieg.  Doppelt  erfreulich 
ist  es  daher,  wenn  in  einem  so  wichtigen  Be- 
ruisstand  wie  dem  des  deutschen  Handwerks  der 
feste  Wille  zur  Selbstbehauptung  zum  zwingenden 
Ausdruck  kommt,  wenn  das  Handwerk  gewillt 
ist,  seine  Geschicke  selbst  in  die  Hand  zu 
nehmen  und  sich  in  einer  Organisation  zusammen  zu 
schließen,  die  es  befähigen  soll,  allen  Anforderungen, 
die  Gegenwart  und  Zukunft  an  das  Handwerk  stellen, 
nach  Möglichkeit  zu  entsprechen.  Es  ist  dies  eine  Tat, 
die  unter  veränderten  Verhältnissen  demselben  Geiste 
wie  dem  der  Stein-Hardenbergsehen  Gesetzgebung,  die 
die  Selbstverwaltung  in  das  preußische  Staatsleben  ein- 
führte, entsprossen  ist;  es  handelt  sich  hierbei  im  in- 
nersten Kern  um  nichts  weniger  als  um  eine  Ausdehnung 
der  Stein-Hardenbergschen  Ideen  auf  die  Berufsstände. 


Man  hat  das  Handwerk  vielfach  als  eine  eigentlich 
überlebte  Betriebsform  der  Industrie  angesehen,  ln  wei- 
ten Kreisen  der  Bevölkerung  gilt  Handwerk  gleichbedeu- 
tend mit  Zwergbetrieb;  allzu  selten  — dies  gilt  auch  für 
unsere  Tages-  und  wissenschaftliche  Presse  — wird  die 
Bedeutung  des  Handwerks  voll  gewürdigt.  Man  über- 
sieht hierbei  ganz,  daß  das  Handwerk  im  Aufblühen 
begriffen  ist,  daß  es  während  des  Krieges  und  auch  nach 
dem  Kriege  seine  Anpassungs-  und  Umstellungsfähig- 
keit voll  bewiesen  hat.  Die  Zahl  der  handwerkerlichen 
Betriebe  ist  zudem  nicht  im  Abnehmen,  vielmehr  im 
Zunehmen  begriffen;  ich  darf  hier  insbesondere  an  unser 
Kunstgewerbe  und  Kunsthandwerk  einerseits  und  an- 
dererseits an  die  zahlreichen  Betriebe  erinnern,  die  Re- 
paraturen ausführen.  Die  Zahl  der  handwerkerlichen 
Betriebe  wird  zurzeit  auf  über  \%  Millionen  geschätzt! 

Wie  bereits  erwähnt,  verlangt  das  Handwerk  eine 
neue  Organisation.  Mit  dieser  Organisation  will  das 
Handwerk  zugleich  als  selbständiger  Bern  sstand  aner- 
kannt werden.  Die  einzelnen  handwerkerlichen  Betriebe 
sollen  pflichtweise  in  die  handwerkerliche  Organisation 
eingegliedert  werden.  — Welches  sind  nun  die  Gründe 
für  dieses  Verlangen?  Schon  vor  dem  Kriege  wurde 
in  den  führenden  Kreisen  des  Handwerks  der  Wert  der 
Organisation  erkannt;  alle  Versuche,  einen  durchgrei- 
fenden Zusammenschluß  im  Handwerk  herbeizuführen, 
gelangen  jedoch  nur  teilweise;  ein  g oßer  Teil  der  Hand- 
werker blieb  außerhalb  jeglicher  Organisation. 

Unter  diesem  Mangel  einer  hinreichenden  Organi- 
sation hatte  das  Handwerk  während  des  Krieges  außer- 
ordentlich zu  leiden;  ihm  ist  es  zuzuschreiben,  wenn  es 
bei  Vergebung  der  Heereslieferungen,  namentlich  in  den 
ersten  Zeiten  des  Krieges,  gegenüber  der  Industrie  in 
wesentliche  Nachteile  geriet.  Ein  großer  Teil  der  hand- 
werkerlichen  Betriebe  hatte  damals,  wenn  überhaupt,  bei 
geringem  Verdienst  nur  als  Unterakkordant  für  die  In- 
dustrie zu  arbeiten.  Erst  nach  dem  Eingreifen  der  Hand- 
werkskammern und  nach  Bildung  der  Hauptstelle  für 
gemeinschaftliche  Handwerkslicferungen  in  Berlin  trat 
eine  Besserung  ein.  Diese  Erfahrungen  bewirkten,  daß 
schon  während  des  Krieges  in  handwerkerlichen  Kreisen 
weitgehende  Pläne  organisatorischer  Natur  erwogen  wur- 
den, die  ihren  Niederschlag  in  den  bekannten  „Richt- 
linien für  (die  wirtschaftliche  Organisation  des  Hand- 
werks zum  Zwecke  korporativer  Uebernahme  von  Ar- 
beiten und  Lieferungen“  fanden.  Diese  Pläne,  die  ins- 
besondere die  Bildung  von  Lieferungsverbänden  vor- 
sahen, sind  allerdings  nicht  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt 
worden.  Maßgebend  hierfür  war  aber  nicht  der  Verlust 
der  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  einer  straffen  Or- 
ganisation; ausschlaggebend  war  vielmehr  die  Befürch- 
tung, daß  die  Gründung  der  neuen  Verbände  und  Ver- 
einigungen zu  einem  ungesunden  Uebermaß  in  der  Or- 
ganisation des  Handwerks  führen  würde,  unter  dem  die 
seitherigen  Korporationen  zu  leiden  hätten. 

An  Stelle  dieser  Richtlinien  sind  andere  Pläne  ge- 
treten, die  ihr  Entstehen  insbesondere  dem  geschäfts- 
führenden Vorstandsmitglied  des  Reichsverbandes  des 
deutschen  Handwerks,  Dr.  Meusch,  verdanken;  sie 
haben  ihren  Niederschlag  gefunden  in  den  Beschlüssen 
des  Reichsverbandes  des  deutschen  Handwerks  auf  seiner 
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Tagung  in  Jena,  die  im  Oktober  1920  daselbst  statt- 
fand. 

Auf  Grund  dieser  Beschlüsse  wurde  von  Dr.  Meusch 
der  Versuch  unternommen,  die  Wünsche  des  Handwerks 
in  eine  gesetzliche  Form  zu  kleiden,  die  dann  auf  der 
vorjährigen  Bayreuther  Tagung  des  Reichs verbandes 
des  deutschen  Handwerks  dessen  grundsätzliche 
Zustimmung  fand.  Der  Entwurf  wurde  sodann  in  einer 
fünfzehnköpfigen,  von  dem  Reichsverband  des  deutschen 
Handwerks  bestellten  Kommission  in  eingehenden  Bera- 
tungen, an  denen  auch  Vertreter  der  Reichsregierung 
und  mehrerer  Länder  teilnahmen,  fertiggesteLt;  er  ist 
der  Reichsregierung  von  dem  Reichsverband  vorgelegt 
worden.  ' ; 

Durch  den  Entwurf,  der  als  „Entwurf  eines  Reichs- 
rahmengesetzes über  die  Berufsvertretung  des  Hand- 
werks und  Gewerbes“  bezeichnet  wird,  will,  wie  bereits 
erwähnt,  das  Handwerk  seine  grundsätzliche  Anerken- 
nung als  selbständiger  Berufsstand  erlangen.  Hiermit 
wünscht  das  Handwerk  gesetzlich  zum  Ausdruck  ge- 
bracht zu  wissen,  daß  es  nicht  lediglich  eine  besondere 
Betriebsform  der  Industrie  darstellt,  sondern  daß  es 
in  seinen  Lebensbedingungen,  in  seiner  Wirtschaftsfüh- 
rung, sich  von  der  Industrie  in  ähnlicher  Weise  unter- 
scheidet, wie  letztere  von  dem  Handel  und  der  Land- 
wirtschaft. In  engem  Zusammenhang  hiermit  steht  die 
Forderung  nach  der  in  dem  Entwurf  vorgesehenen  Neu- 
organisation, die  auf  dem  Grundsatz  der  Pflichtmit- 
gliedschaft eines  jeden  handwerkerlichen  Betriebs  bei 
einer  Fachinnung  aufgebaut  ist. 

Unter  den  Gründen,  die  in  dem  Entwurf  für  diese 
Forderung  geltend  gemacht  werden,  ist  besondere  Be- 
deutung der  Tatsache  beizumessen,  daß  in  dem  Hand- 
werk, dem  „Berufsstand  der  dezentralisierten  Güter- 
erzeugung“ — so  wird  er  in  der  Begründung  zu  dem 
Entwurf  genannt  — naturgemäß  die  Zahl  der  Einzel- 
betriebe eine  besonders  große  ist  und  daß  diese  nicht 
an  einzelnen  Zentren,  wie  dies  in  der  Industrie  der 
Fall  ist,  liegen,  sondern  über  das  ganze  Reich  hin  zer- 
streut sind.  Die  hieraus  sich  ergebenden  Schwierig- 
keiten bei  einer  Zusammenfassung  der  in  den  hand- 
werkerlichen Betrieben  tätigen  wirtschaftlichen  Kräfte, 
sind  daher  besonders  bedeutende,  wie  es  denn  auch 
bekanntlich  seither  nicht  möglich  war,  die  gesamten 
Handwerker  auch  nur  annähernd  irgendwie  zu  organi- 
sieren. Die  Rückwirkung  dieser  Tatsache  bei  Vergebung 
der  Heereslieferungen  an  das  Handwerk  während  des 
Krieges  haben  wir  vorhin  bereits  kennen  gelernt. 

Ein  weiterer  wichtiger  Grund  für  die  verlangte 
Zwangsorganisation,  ist  in  der  Tatsache  zu  finden,  daß 
Deutschland  ein  armes  Land  geworden  ist  und  daher 
sparsamer  als  je  zuvor  mit  seinen  Arbeitskräften  und 
Rohmaterialien  umgehen  muß.  Dieser  Tatsache  ver- 
danken die  hochbedeutsamen  Bestrebungen  nach  einer 
Rationalisierung  der  gewerblichen  Wirtschaft  ihre  Be- 
rechtigung. Gewährleistet  wird  eine  Umsetzung  dieses 
Willens  in  die  Tat,  bei  dem  Handwerk,  jedoch  nur 
durch  eine  starke,  leistungsfähige  Organisation,  die 
dank  ihrer  Geschlossenheit  allein  die  notwendigen  Bürg- 
schaften bieten  kann.  Es  ist  kein  Zufall,  wenn  uniter 
den  Aufgaben  der  Fachverbände  im  § 12  des  Entwurfs 


die  „Hebung  der  Wirtschaftlichkeit  des  Berufszweigs“ 
an  erster  Stelle  und  gleich  darauf  die  „Fürsorge  für 
die  ausreichende  Versorgung  des  Berufszweigs  mit  Roh- 
stoffen und  Betriebsmitteln  und  deren  angemessene  Ver- 
teilung auf  die  einzelnen  Betriebe“  an  zweiter  Stelle 
steht. 


Es  ist  eine  straffe  Organisation,  die  das  Handwerk 
für  sich  verlangt.  Die  Gefahren  einer  solchen  Organisa- 
tionsform können  recht  große  sein;  insbesondere  sind 
die  eines  Stillstands,  ja  einer  Verknöcherung  für  das 
Handwerk  weit  größer  als  bei  der  Bildung  von  losen, 
freien  Organisationen.  Mit  Recht  wird  jedoch  diesen 
Bedenken  gegenüber  darauf  hingewiesen,  daß  der  Ent- 
wurf gerade  dem  Bestreben  des  Handwerks  entsprungen 
ist,  allen  Anforderungen,  die  in  Gegenwart  und  Zukunft 
an  das  Handwerk  herantreten  könnten,  nach  Möglich- 
keit Genüge  zu  tun. 


Von  der  neuen,  straffen  Organisation  wird  weiter- 
hin eine  starke  und  notwendige  Hebung  des  Selbst- 
gefühls und  des  Selbstbewußtseins  der  einzelnen  Hand- 
werker erhofft.  Der  Handwerker,  der  öfters  Eigenbröt- 
ler sei,  werde  erkennen  müssen,  daß  wesentliche  gemein- 
schaftliche Interessen  ihn  mit  den  anderen  Handwerkern 
verbinden;  es  wird  ihn  mit  berechtigtem  Selbstgefühl 
erfüllen,  wenn  er  sich  nicht  mehr  isoliert,  sondern  als 
Angehöriger  eines  über  U/2  Millionen  Handwerksbetriebe 
umfassenden  Berufsstands  weiß.  Das  Gesetz  will  und 
muß  hier  eine  Art  „Erziehungsarbeit“  leisten. 


Die  Formen,  in  denen  der  Aufbau  der  geplanten 
handwerkerlichen  Organisation  sich  vollzieht,  sind  wie 
seither,  teils  fachlicher,  teils  berufsständischer  Natur. 
Der  Berufs  Vertretung  des  Handwerks  liegt  eine  doppelte 
Aufgabe  ob;  sie  muß  einmal  die  Vertretung  der  fach- 
lichen Interessen  der  einzelnen  Handwerksberufe  er- 
möglichen, sie  muß  zum  anderen  den  berufsständischen 
Zusammenhang  zwischen  den  an  sich  unabhängig  neben- 
einander bestehenden  Berufszweigen  des  Handwerks  her- 
stellen.  Demgemäß  wird  zunächst  in  § 6 Abs.  1 des  Ent- 
wurfs vorgeschrieben,  daß  für  jeden  Handwerks-  und  Ge- 
werbeberuf ein  Fachverband  zu  bilden  ist,  wobei  ver- 
wandte Gewerbe  tunlichst  zusammenzufassen  sind. 
Mittelstufe  der  Reichsfachverbände  sind  die  Landes- 
fachverbände, die  sich  über  ein  ganzes  Land, 
aber  auch  auf  Teile  eines  solchen  (Provinzen) 
oder  über  mehrere  Länder  erstrecken.  Unter- 
stufe sind  die  Innungen  (Ortsfachverbände),  der  die 
Unternehmer  der  einzelnen  handwerkerlichen  Betriebe 
anzugehören  haben.  Die  Innungen  geben  die  Urzelle 
der  handwerkerlichen  Organisation  ab. 


4 


Wie  bereits  erwähnt,  haben  die  Fachverbände  die 
Aufgabe,  die  Vertretung  des  fachlichen  Prinzips  in  der 
Handwerksorganisation  zu  übernehmen.  Ihre  Aufgaben 
werden  im  allgemeinen,  wenn  auch  nicht  erschöpfendl, 
aufgezählt  im  § 12  des  Entwurfs.  Unter  den  hier  auf- 
geführten Aufgaben  verdienen  besondere  Erwähnung  die 
der  Hebung  der  Wirtschaftlichkeit  des  Berufszweigs  — 
eine  Aufgabe,  deren  Bedeutung  im  Wettbewerb  des 
Handwerks  gegenüber  anderen  Berufsständen,  insbe- 
sondere gegenüber  der  Industrie  ständig  zunimmt  und 
die  vielfach  noch  verkannt  wird  — , die  Fürsorge  für  aus- 
reichende Versorgung  des  Berufszweigs  mit  Rohstoffen 
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und  Betriebsmitteln  und  deren  angemessene  Verteilung 
auf  die  einzelnen  Betriebe,  die  Fürsorge  für  die  Rege- 
lung des  Absatzes  der  Berufserzeugnisse,  die  Förderung 
der  wirtschaftlichen  Organisation,  die  Pflege  des  wirt- 
schaftlichen Friedens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern des  Berufszweigs,  die  Mitwirkung  an  der  Re- 
gelung des  Lehrlingswesens,  die  Förderung  der  fach- 
wissenschaftlichen Forschungen  und  des  Fachunterrichts, 
die  Förderung  der  fachlichen  und  berufsständischen 
Presse  usw.  usw. 

Den  fachlichen  Organisationen  stehen  die  Hand- 
werkskammern als  Vertreter  des  berufsständischen  Prin- 
zips entgegen;  ihre  Mitglieder  gehen  aus  allgemeinen, 
gleichen  und  geheimen  Wahlen  auf  der  Grundlage  der 
Verhältniswahl  nach  Wahllisten  hervor.  Die  Wahllisten 
sind  nach  Berufsgruppen  aufzustellen. 

Die  Aufgaben  der  Handwerkskammer  sind,  wie  seit- 
her, doppelter  Natur.  Die  Begründung  zu  dem  Ent- 
wurf enthält  hierüber  folgende  Ausführungen: 

„Sie  wird  einmal  die  Interessen  der  in  ihrem  Bezirk 
vorhandenen  selbständigen  Gewerbetreibenden  gegen- 
über der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  des  Staates 
zu  vertreten  haben,  und  zwar  sowohl  durch  Erstattung 
der  von  den  Staatsbehörden  einzuholenden  Gutachten 
als  auch  durch  die  aus  ihrer  eigenen  Initiative  hervor- 
gehenden Anregungen.  Daneben  wird  sie  als  Selbstver- 
waltungsorgan die  Aufgabe  haben,  diejenigen  zur  Rege- 
lung der  Verhältnisse  des  Handwerks  erlassenen  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  welche  noch  einer  Ergänzung 
durch  Einzelvorschriften  bedürftig  und  fähig  sind,  für 
ihren  Bezirk  weiter  auszubauen,  die  Durchführung  der 
gesetzlichen  und  der  von  ihr  selbst  erlassenen  Vor- 
schriften in  ihrem  Bezirk  zu  regeln  und,  soweit  erforder- 
lich, durch  besondere  Beauftragte  zu  überwachen.  End- 
lich ist  die  Kammer  ermächtigt,  solche  auf  die  Förde- 
rung des  Handwerks  und  Gerwerbes  abzielende  Ver- 
anstaltungen zu  treffen,  zu  deren  Begründung  und  Unter- 
haltung die  Kräfte  der  örtlichen  Organisationen  nicht 
ausreichen.  Hierbei  wird  sie  sich  auch  mit  den  be- 
teiligten Fachverbänden  im  Einvernehmen  zu  halten 
haben.“ 

Eine  eigene  wirtschaftliche  Betätigung  ist  den  Hand- 
werkskammern wie  den  Fachverbänden  verboten. 

Reichsfachverbände  und  Handwerkskammern  werden 
zusammengefaßt  in  den  Reichs -Handwerks-  und  Ge- 
werbetag (Reichsverband  des  deutschen  Handwerks),  der 
in  dem  Entwurf  als  Gesamtvertretung  des  selbständigen 
Handwerks  und  Gewerbes  bezeichnet  wird  und  dem 
insbesondere  die  Vertretung  des  selbständigen  Hand- 
werks gegenüber  der  Reichsregierung  obliegt. 

Neben  der  Bildung  der  vorstehend  aufgeführten, 
zwangsweise  zu  errichtenden  Organisationen,  ist  die  Mög- 
lichkeit eines  freiwilligen  Zusammenschlusses  hand- 
werkerlicher  Organisationen  zwischen  freiwilligen  Ver- 
bänden (Innungsausschüsse,  Landesfachverbandsaus- 
schüsse u.  dgl.)  vorgesehen.  Ferner  ist  Vorsorge  für 
die  Zulässigkeit  einer  Eingliederung  der  Gewerbever- 
eine und  Handwerkervereinigungen  in  die  handwerker- 
liche Organisation  getroffen. 

Schließlich  sollen  nach  § 72  des  Entwurfs  die  Hand- 
werks- und  Gewerbekammern  sich  mit  den  beteiligten 


Landesfachverbänden,  den  Verbänden  von  Gewerbever- 
einen und  Handwerkervereinigungen  (Handwerkerbünde), 
den  genossenschaftlichen  Revisionsverbänden  des  Hand- 
werks und  Gewerbes  und  sonstigen  zur  Aufnahme  ge- 
eigneten gewerblichen  Verbänden  zum  Landes- Hand- 
werks- und  Gewerbetag  verbinden  können. 

Der  Entwurf,  wie  er  von  dem  Reichsverband  des 
deutschen  Handwerks  dem  Reichswirtschaftsministerium 
vorgelegt  ist,  enthält  keine  besonderen  Vorschriften  über 
die  Vertretung  der  Arbeitnehmer.  Diese  Tatsache  ist 
jedoch  nicht  etwa  darauf  zurückzuführen,  daß  das  Hand- 
werk eine  Mitwirkung  seiner  Arbeitnehmer  bei  Ver- 
tretung des  Berufsstandes  ausschließen  möchte.  Der  Ent- 
wurf erkennt  vielmehr  die  Notwendigkeit  ihrer  Mit- 
wirkung ausdrücklich  an;  er  hält  es  für  not- 
wendig, daß  auch  den  Arbeitnehmern  besondere  Be- 
rufsvertretungen gegeben  werden,  die  in  Zusammenarbeit 
mit  den  Arbeitgebern  die  berufsständische  Gesamtver- 
tretung bilden.  „Bei  der  Regelung  dieser  Frage  wird 
zu  unterscheiden  sein,  zwischen  der  fachlichen  und  be- 
rufsständischen Organisation.“  Hinsichtlich  der  erst- 
genannten Organisation,  wurde  von  dem  Verfasser  des 
Entwurfs  Abstand  genommen,  seinerseits  Vorschläge  für 
die  fachliche  Organisation  der  Arbeitnehmer  vorzu- 
legen, um  nicht  der  Selbständigkeit  der  Arbeitnehmer- 
vertretungen in  irgendeiner  Form  vorzugreifen.  Eine 
positivere  Stellung  nimmt  der  Entwurf  jedoch  ein,  in- 
soweit es  sich  um  die  Mitwirkung  der  Arbeitnehmer 
bei  den  eigentlichen  berufsständischen  Organisationen, 
den  Kammern,  handelt.  Der  Entwurf  will  neben  der 
Handwerks-  und  Gewerbekammer  als  der  Berufsver- 
tretung der  Arbeitgeber  eine  entsprechende  Berufsver- 
tretung für  die  Arbeitnehmer  aus  Handwerk  und  Ge- 
werbe setzen,  die  in  gemeinschaftlicher  Zusammenarbeit 
im  Sinn  des  Art.  165  Abs.  1 der  Reichsverfassung  wirk- 
sam werden  soll.  Die  Schaffung  einer  zu  gleichen  Teilen 
aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  gebildeten  ein- 
heitlichen Kammer,  wird  hiermit  abgelehnt.  Von  einer 
Aufnahme  entsprechender  Vorschriften  in  den  Entwurf 
selbst,  wurde  Abstand  genommen,  „die  nähere  gesetz- 
liche Regelung  wird  von  weiteren  Verhandlungen  in  den 
Kreisen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  des  Hand- 
werks abhängig  zu  machen  sein“. 

Soweit  von  den  Organisationen  des  Entwurfs!  Zu 
erwähnen  dürfte  noch  sein,  daß  die  Neuorganisation 
nicht  nur  das  eigentliche  Handwerk  umfassen, 
sondern  auch  auf  die  „Gewerbe“  ausgedehnt  werden 
soll  und  daß  in  dem  Entwurf  noch  eingehende  Vor- 
schriften über  die  Führung  eines  Gewerberegisters,  in 
das  jeder  handwerkerliche  Betrieb  einzutragen  ist,  so- 
wie über  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die 
Zugehörigkeit  zur  Handwerks-  oder  Handelskammer  vor- 
gesehen sind.  — Eine  Abgrenzung  des  Begriffs  „Hand- 
werk“ gegenüber  der  Industrie  ist  nicht  erfolgt;  die 
Aufsicht  des  Staates  über  die  handwerkerlichen  Organisa- 
tionen ist  gegenüber  dem  geltenden  Recht  wesentlich 
eingeschränkt;  insbesondere  soll  die  Stellung  des  Staats- 
kommissars bei  den  Handwerkskammern  in  Fortfall 
kommen. 

Ich  komme  zum  Schluß!  Auf  weitere  Einzelheiten 
des  Entwurfs  möchte  ich  nach  Klarlegung  der  haupt- 
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sächlichsten  Grundlinien  nicht  mehr  eingehen;  ich1  möchte 
nur  der  Hoffnung  Ausdruck  geben,  daß  bei  Zustande- 
kommen des  Gesetzentwurfs,  die  an  ihn  geknüpften  Hoff- 
nungen sich  auch  wirklich  erfüllen,  zum  Nutzen  und  Heil, 
nicht  nur  des  Handwerks,  sondern  des  gesamten  deut- 
schen Volkes. 


Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft? 

Von  Regierungsrat  Dr.  Wachsmann. 

Die  preußischen  Domänen  werden  in  neuester  Zeit  ~ 
in  doppelter  Form  zur  Pachtung  angeboten:  entweder 

ist  die  Pacht  in  festen  Geldbeträgen  zu  entrichten  oder 
aber  in  Geldbeträgen,  die  nicht  ein  für  allemal  be- 
stimmt sind,  sondern  sich  nach  dem  jeweiligen  Markt- 
preis einer  festbestimmten  Fruchtmenge  richten.  Darin 
liegt  zwar  keine  Rückkehr  zum  mittelalterlichen  Kirchen- 
zehnten oder  zum  Korn-  oder  Sackzehnten  oder  einer 
ähnlichen  Naturalleistung,  also  zur  Naturalwirtschaft  im 
eigentlichen  Sinne.  Wohl  aber  ist  damit  die  Zahlung 
nach  der  Goldwährung  verlassen  und  an  die  Stelle  des 
Goldes  der  Ertrags  wert  des  Grund  und  Bodens  ge- 
setzt, also,  wenn  man  so  sagen  will,  von  der  Gold- 
währung zu  einer  Art  Grund-  und  Bodenwährung  über- 
gegangen. Zahlreiche  landwirtschaftliche  Verpächter  und 
Verpächtervereinigungen  wünschen  sich  eine  gesetzliche 
Regelung  im  Sinne  einer  Ausschaltung  festen  Geldpacht- 
zinses mit  dem  Ziele,  auch  ihre  Goldpachten  aus  der 
Vorkriegszeit  in  derartige  Korngeldpachten  umzuwan- 
deln; um  damit  eine  Anpassung  des  Pachtzinses  an  den 
Tiefstand  unserer  Währung  und  damit  die  Hebung  ihrer 
Einkünfte  auf  den  Betrag  zu  erreichen,  der  dem  da- 
maligen Verhältnis  des  Pachtzinses  zum  Bodenertrag 
entspricht.  Man  käme  dadurch  zu  einer  gleitenden  Skala 
für  die  Pacht,  wie  sie  in  ähnlicher  Weise  von  manchen 
Beamten-,  Angestellten-  und  Arbeitervertretern  für  Gehalt 
und  Lohn  verlangt  wird.  Auch  diese  erstreben  nicht  eine 
reine  Naturalentlohnung,  wie  sie  heut  zum  Teil  den 
Landarbeitern  im  Deputat  gewährt  wird  und  in  den 
längst  vergangenen  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  allge- 
mein üblich  war,  sondern  die  geldliche  Angleichung 
an  feste  Naturalbezüge  durch  Auszahlung  des  jewei- 
ligen Marktpreises  für  diese.  Um  diesem  Streben  ent- 
gegenzukommen  und  zugleich  fortgesetzten  Tarifstreitig- 
keiten vorzubeugen,  gehen  manche  Arbeitgeberkreise 
auch  außerhalb  der  Landwirtschaft  dazu  über,  ihre  Ar- 
beitnehmer in  gewissem  Umfange  mit  Lebensmitteln  zu 
versorgen,  welche  sie  unmittelbar  von  der  Landwirtschaft 
beziehen.  Hierbei  ist  bemerkenswert,  daß  z.  B.  Unter- 
nehmer der  Düngemittelindustrie  den  Gegenwert  für  die 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  nicht  in  bar,  sondern 
in  Düngemitteln  geben,  also  ebenfalls  in  Naturalien,  ein 
Vorgang,  der  bei  weiterem  Schwanken  der  Valuta  viel- 
leicht weitere  Nachahmer  findet,  wie  sich  ja  überhaupt 
im  Wii-tschaftsleben  jetzt  vielfach  eine  Vorliebe  für  den 
Tauschverkehr  geltend  macht.  Darin  liegen  Ansätze  zur 
Ausschaltung  des  Zwischenhandels  und  des  Geldes  als 
Zahlungsmittel  und  damit  zu  einer  wirtschaftlich1  rück- 
läufigen Bewegung,  von  der  Geldwirtschaft  zurück  zur 
Natural-  und  Tauschwirtschaft;  sie  bedeuten,  herausl- 
geboren  aus  dem  Bestreben,  von  den  Tücken  der  Va- 


lutaschwankungen und  der  Valutaherrschaft  des  Aus- 
landes frei  zu  werden,  eine  Rückkehr  zu  primitiven 
Wirtschaftsformen,  die  nur  in  engen  räumlichen  Grenzen 
möglich  sind.  Gleichgerichtet  wie  jene  Bemühungen  um 
gleitende  Skalen  sind  die  Bestrebungen  der  Hypotheken- 
gläubiger, mancher  Altenteilsempfänger,  der  Inhaber  von 
staatlichen  und  sonstigen  öffentlichen  Anleihen  und  letz- 
ten Endes  auch  der  Hausbesitzer,  die  sämtlich,  wie  auch 
die  große  Zahl  der  Rentner,  die  Angleichung  ihrer  Ren- 
ten an  den  Goldwert  der  Vorkriegszeit  anstreben.  Alle 
diese  Wünsche  sind  in  ihrem  Grunde  und  in  ihren  Zielen 
durchaus  verständlich,  umsomehr  weil  ein  großer  Teil 
der  Vertragsgegner  dieser  von  der  Not  der  Zeit  besonders 
hart  betroffenen  Kreise  die  Möglichkeit  gehabt  hat,  seine 
Einkünfte  dem  früheren  Geldwert  adäquat  zu  halten,  und 
von  dieser  Möglichkeit  ausgiebigen  und  rücksichtslosen 
Gebrauch  gemacht  hat. 

Alle  diese  Erscheinungen  beruhen  auf  der  Entwer- 
tung unseres  Geldes,  auf  der  Tatsache,  daß  unsere  um- 
laufenden Zahlungsmittel  an  sich  überhaupt  wertlos  sind 
und  bei  der  geringen  Golddeckung  der  Reichsbank  auch 
reale  Werte  kaum  noch  darstellen,  daß  also  eine  Gold- 
währung im  früheren  Sinne  nicht  mehr  besteht.  Sie 
bedeuten  in  gewissem  Sinne  den  Zusammenbruch  unserer 
Geldwirtschaft  überhaupt.  Unser  heutiges  nur  durch 
das  Zahlungsversprechen  des  Staates,  aber  durch  keiner- 
lei Garantien  gesichertes  Geld  ist  kein  Wertmesser  im 
eigentlichen  Sinne  mehr,  sondern  ein  zweifelhafter  Er- 
satz eines  solchen,  eine  Art  Geldersatz.  Der  Weltwert- 
messer, das  Gold,  ist  in  Deutschland  aus  dem  Verkehr 
verschwunden  und  der  Goldvorrat  der  Reichsbank  durch- 
aus unzureichend.  Bei  diesem  Mangel  und  der  Aus- 
sichtslosigkeit, Gold  in  dem  Umfange  anzuschaffen,  daß 
eme  Einlösbarkeit  der  Umlaufsmittel  in  früherem  Um- 
fange ermöglicht  wird,  taucht  allerdings  die  Frage  auf, 
ob  es  nicht  notwendig  und  zweckmäßig  ist,  die  Um- 
laufsmittel in  anderer  Weise  als  durch  Gold  zu  fundieren, 
also  zu  einer  anderen  Währungsform  überzugehen,  an- 
statt oder  neben  der  Goldwährung.  Es  besteht  ein  Be- 
dürfnis nach  einem  Wertmesser,  der  eine  annähernd 
gleichbleibende  Wertung  der  umlaufenden  Zahlungsmittel 
zuläßt,  oder  aber  (unter  Ausschaltung  des  Geldes  als 
alleiniger  Wertmesser)  zur  Rückkehr  zu  Wirtschaftsfor- 
men einer  Zeit,  in  der  das  Geld  als  Wertmesser  geringere 
Bedeutung  hatte,  zu  Tausch  und  Naturalwirtschaft.  Ein 
derartiger  Rückschritt  wäre  die  schärfste  Reaktion,  die 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  möglich  ist,  und  würde  uns 
vom  Weltmarkt  restlos  abschneiden,  der  auf  dem  Golde 
basiert  und  höchstentwickelter  Wirtschaftsformen  bedarf, 
wobei  freilich  auch  ein  veredelter  Tauschverkehr  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Eigenartig  ist  nur,  daß  derartige 
reaktionäre  Bestrebungen  überwiegend  von  Bevöl- 
kerungskreisen ausgehen,  die  sonst  jeder  Reaktion,  jedem 
Rückgreifen  auf  frühere,  durch  die  Entwicklung  über- 
holte Gebräuche,  den  schärfsten  Kampf  angesagt  haben. 
Es  ist  die  Reaktion  der  an  der  Produktion  nicht  un- 
mittelbar beteiligten  Kreise  gegen  diejenigen,  welche  die 
Gewinne  aus  ihr  ziehen.  Hier  gehen  die  verpachtenden 
Großgrundbesitzer  den  gleichen  Weg,  wie  ihre  Gegen- 
spieler, die  Industriearbeiter. 

Derartige  Bewegungen  werden  bei  verwässerter  Va- 
luta solange  nicht  zur  Ruhe  kommen,  als  die  künstliche 
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und  deckungslose  Vermehrung  der  Zahlungsmittel  ver- 
derblicher, allerdings  bei  der  heutigen  Staatswirtschafts- 
lage unvermeidlicher,  Brauch  bleibt.  Erst  wenn  ein  jeder 
wieder  die  Gewißheit  hat,  daß  er  das  Geld  in  seiner  Hand 
jederzeit  wieder  in  die  Werte  umsetzen  kann,  wie  das 
zur  Zeit  seines  Empfanges  möglich  war,  wird  niemand 
mehr  danach  trachten,  anstatt  imaginärer  Papierwerte 
Sachwerte  oder  aber  Papierwerte,  die  ihrer  Summe  nach 
stets  wechselnd  der  jeweiligen  Bewertung  gewisser  Sach- 
werte entsprechen,  als  Gegenwert  für  seine  Leistungen 
zu  erhalten. 

Aus  diesem  Trachten  nach  einer  stabilen  Währung 
erklärt  sich  das  Bestreben  gewisser,  namentlich  boden- 
reformerischer  Kreise,  Geldwerte  zu  schaffen,  die  durch 
Fundierung  im  Grund  und  Boden  den  mehr  oder  minder 
unfundierten  staatlichen  Werten  gegenüber  den  Vorzug 
realer  Sicherheit  haben.  Sie  wollen  — mit  dem  nächsten 
Zweck,  Geld  zu  Wohnungsbauten  zu  beschaffen  — im 
Wege  der  Eintragung  von  Zwangshypotheken  durch  diese 
gesicherte,  pfandbriefähnliche  Wertpapiere  schaffen  und 
diese  möglichst  als  Zahlungsmittel  anerkannt  wissen. 
Also  auch  hier  die  Tendenz  zu  einer  Art  Grund-  und' 
Bodenwährung.  Durch  diese  bislang  erfolglosen  Pläne 
würde  neben  der  schemenhaft  gewordenen  Goldwährung 
eine  andere  Währung,  und  damit  eine  Doppelwährung 
geschaffen  werden.  Die  Folge  wäre  eine  weitere  Ent- 
wertung der  Banknoten  und  Staatsschuldverschreibungen 
und  damit,  da  ja  Golddeckung  für  diese  nicht  zu  beschaf- 
fen ist,  die  Verewigung  dieser  Entwertung  und  zugleich 
die  Verewigung  aller  sich  aus  ihr  ergebenden  wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten  und  aller  der  Gefahren,  welche 
sich  aus  einer  Doppelwährung  ergeben;  ein  warnendes 
Beispiel  dafür  ist  Rußland  mit  seinen  verschiedenen 
Rubelsorten. 

Zahlungen  in  Bodenwährung  hätten  allerdings,  wenh 
auch  der  Bodenwert  von  dem  Geldwert  der  Erzeug- 
nisse abhängt,  gegenüber  der  Zahlung  von  Geldwer- 
ten nach  den  weit  mehr  schwankenden  Preisen  gewisser 
Lebensmittel  bei  gleitender  Lohn-  und  Pachtskala  den 
Vorzug  größerer  Stabilität,  da  die  Getreidepreise  in  größ- 
tem Ausmaße  vom  Weltmarkt  abhängen,  der  daher  auf 
die  gleitenden  Skalen  unmittelbar,  auf  den  Bodenwert 
aber  nur  mittelbar  und  daher  weniger  heftig  einwirkt. 
Aus  diesem  Grunde  stehen  den  gleitenden  Skalen  weit 
schwerere  Bedenken  entgegen,  weil  sie  die  für  unsere 
Wirtschaft  schon  ohnehin  verhängnisvollen  Devisen - 
Schwankungen  auf  dem  kürzesten  Wege  in  das  allgemeine 
innere  Wirtschaftsleben  übertragen  würden.  Die  Rück- 
sicht auf  das  Inland,  auf  eine  einigermaßen  ruhige  Lohn- 
politik, auf  die  Ermöglichung  einigermaßen  zuverlässiger 
Kalkulationen  der  Unternehmer  gebietet  hier  Zurück- 
haltung. Bei  der  Bodenwährung  wieder  mehr  die  Rück- 
sicht auf  das  Ausland,  das  bei  verschiedenartigen  Mark- 
werten, insbesondere  bei  der  Schaffung  von  Werten, 
die  gegenüber  den  eigentlichen  Geldmitteln  den  Vor- 
zug verdienen,  jedes  Vertrauen  auf  die  Wiederaufrich- 
tung einer  zuverlässigen  und  kreditwürdigen  Staatswirt- 
schaft  verlieren  müßte.  Weil  wir  uns  aber  immer  mehr 
werden  gewöhnen  müssen,  in  Kontinenten  zu  denken, 
wird  man  beide  Pläne  ablehnen  müssen,  da  von  ihrer 
Durchführung  weitere  Verwirrung  unseres  Wirtschafts- 
lebens zu  besorgen  ist. 


Immerhin  muß  man  mit  der,  wenn  auch  noch  nicht 
weit  verbreiteten,  so  doch  vielleicht  mehr  in  Aufnahme 
kommenden  Einführung  einer  gleitenden  Pachtskala  als 
mit  einer  gegebenen  Tatsache  rechnen.  Sie  ist  allgemein- 
wirtschaftlich  von  geringerer  Bedeutung  als  die  gleitende 
Lohn-  und  Gehaltsskala,  weil  der  Kreis  der  Verpächter 
nur  ein  verschwindend  kleiner  im  Verhältnis  zur  Zahl 
der  Gehalts-  und  Lohnempfänger  ist.  Aber  dennoch 
wären  bei  allgemeiner  Einführung  der  gleitenden  Pacht- 
skala  weittragende  Folgewirkungen  unausbleiblich.  Wenn 
die  Verpächter  für  sich  das  Recht  in  Anspruch  nehmen, 
von  ihren  Schuldnern,  den  Pächtern,  sich  den  früheren 
Markpachtzins  entsprechend  dem  gesunkenen  Geldwert 
und  der  zahlenmäßig  höheren  Bewertung  des  Natural- 
ertrags des  Pachtlandes  in  zahlenmäßig  höheren  Werten 
nach  Art  einer  Beteiligung  am  Naturalertrag  auszahlen 
zu  lassen,  so  können  sie  sich,  und  mit  ihnen  der  ge- 
samte landwirtschaftliche  Grundbesitz,  gegen  eine  ent- 
sprechende Besserstellung  ihrer  Gläubiger,  der  Inhaber 
landwirtschaftlicher  Hypotheken,  füglich  sperren;  was 
dem  einen  recht  ist,  ist  dem  anderen  billig.  Der 

Verpächter,  der  den  guten  Topfen  der  Steigerung 
seiner  Pachtzinsen  genießen  will,  muß  auch  den  bösen, 
der  Steigerung  seiner  Hypothekenzinsen,  genießen.  An- 
derenfalls ergäbe  sich  die  Ungerechtigkeit,  daß  er  seine 
Einkünfte  aus  dem  Grundstück,  in  dem  fremdes  Kapital 
steckt,  erhöht,  ohne  dieses  an  dem  erhöhten  Ertrag  zu 
beteiligen;  die  Hypothekenzinsen  stehen  ja  jetzt  in  dem 
gleichen  Umfang  hinter  ihrem  früheren  Goldwert  zurück, 
wie  der  nicht  erhöhte  Pachtzins.  Diese  Gedankengänge 
könnten  sich  insbesondere  auch  die  landschaftlichen 
Pfandbriefanstalten  und  landwirtschaftlichen  Kreditinsti- 
tute zu  eigen  machen.  Und  wenn  die  Verpächter  die 
ziffernmäßige  Erhöhung  der  Pachten  dem  Staat  mit  dem 
steuerlichen  Moment  schmackhaft  machen  wollen,  daß 
dann  sich  der  Ertrag  der  Einkommensteuer  heben  würde, 
weil  der  landwirtschaftliche  Mehrertrag  bei  den  Pächtern 
im  vollen  Umfang  steuerlich  doch  nicht  erfaßt  werden 
könne,  so  gilt  dieses  Argument  in  noch  höherem  Maß 
für  die  Steigerung  der  Einkommensteuer  und  Kapital- 
ertragsteuer aus  den  erhöhten  Hypothekenzinsen.  Eine 
wesentliche  Verteuerung  der  Erzeugnisse  wäre  von  einer 
solchen  Maßnahme  nicht  zu  besorgen;  denn  wie  die 
Gegenwart  mit  ihren  sprunghaften  und  durch  Produk- 
tionsverteuerung nicht  gerechtfertigten  Steigerung  der 
Preise  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  lehrt,  richten 
sich  diese,  gleichsam  nach  dem  Prinzip  kommunizierender 
Röhren,  nach  den  Devisenkursen.  Vom  Standpunkt  der 
Steigerung  der  Steuererträge  stände  daher  wohl  kaum 
etwas  dem  entgegen,  die  von  den  Veqaächtern  ge- 
wünschte Anregung  einer  Anlehnung  an  natural- 
wirtschaftliche Wirtschaftsformen  aufzunehmen  und  aus- 
zubauen, und  vom  volkswirtschaftlichen  könnte  man  sich 
mit  ihr  abfinden.  Dadurch  würde  aber  die  staatswirt- 
schaftlich  gefährliche  Einführung  einer  Doppelwährung 
angebahnt. 

Freilich  müßten  bei  einer  derartigen  Aufbesserung 
der  Lage  landwirtschaftlicher  Hypothekengläubiger  die 
städtischen  abseits  stehen,  wie  ja  auch  die  landwirt- 
schaftlichen Verpächter  Vorzüge  genössen,  welche  dem 
städtischen  Hausbesitz  nicht  zugeführt  werden  können, 
beides,  solange  die  zurzeit  gebotene  Zwangswirtschaft 
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der  Hausgrundstücke  nicht  aufgegeben  werden  kann. 
Nun  streben  zwar  die  neuen  wohnungspolitischen  Ge- 
setze eine  allmähliche  Steigerung  der  Mieten  auf  das 
sonstige  Preisniveau  an.  Dadurch  würde  der  Ertrags- 
wert der  städtischen  Grundstücke  in  dem  gleichen  Maße 
gesteigert  werden,  wie  der  der  landwirtschaftlichen  in- 
folge der  Inflation  gestiegen  ist,  so  daß  man  dann  auch 
an  eine  entsprechende  Angleichung  der  Hypotheken- 
zinsen an  den  Ertragswert  der  Grundstücke  denken 
könnte.  Bei  jener  Gesetzgebung  wird  aber  das  Ziel 
verfolgt,  die  Wertsteigerung  nicht  dem  Hauseigentümer 
zufallen  zu  lassen,  sondern  für  die  Allgemeinheit  zu  er- 
fassen, wobei  allerdings  ziemlich  unklare  und  vage  Vor- 
stellungen über  die  Modalitäten  dieser  Sozialisierung  ob- 
walten. Vollkommen  verkannt  wird  dabei,  daß  es  sich 
gar  nicht  um  eine  Wertsteigerung  handelt,  sondern  nur 
um  eine  Umwertung  der  früheren  Goldwerte  nach  dem 
Wert  der  jetzt  umlaufenden  Zahlungsmittel.  Da  nun 
Gold  als  Zahlungsmittel  nicht  mehr  existiert  und  die 
Mark  keine  Goldmark  im  früheren  Sinn  mehr  ist,  so 
bedeutet  in  Anbetracht  der  Tatsache,  daß  alle  anderen 
Werte  bereits  ziffernmäßig  dem  gegenwärtigen  Wert 
der  Mark  angepaßt  sind,  der  Vorsatz,  den  städtischen 
Hausbesitz  und  die  Rechte  an  ihm  ziffernmäßig  an  den 
Vorkriegszahlenwert  zu  bannen,  nichts  anderes  als  eine 
Ausnahmegesetzgebung.  Darüber  werden  sich  ins- 
besondere die  Politiker  klar  werden  müssen,  die  gleiches 
Recht  für  alle  auf  ihr  Programm  geschrieben  haben  und 
Ausnahmegesetze  sonst  auf  das  heftigste  bekämpfen. 
Solange  nicht  ein  Weg  gewiesen  wird,  alle  ziffernmäßigen 
Ueberschreitungen  der  Vorkriegswerte  für  die  Allgemein- 
heit zu  erfassen,  kann  eine  Sondermaßnahme  gegen  den 
städtischen  Hausbesitz  nur  als  eine  Entrechtung,  als 
ein  Unrecht  angesehen  werden.  Nur  eine  von  Soziali- 
sierungstendenzen nicht  begleitete  Aufhebung  dieses 
letzten  Ueberrestes  der  Zwangswirtschaft  würde  hier 
einen  gerechten  Ausgleich  für  Hausbesitzer  und  Hypo- 
thekengläubiger ermöglichen,  wobei  die  Steuern  die 
Rechte  des  Staates  zur  Geltung  zu  bringen  hätten.  Von 
Sozialisierungsversuchen  ist  zu  befürchten,  daß  sie  hier, 
wie  so  oft,  im  Ergebnis  unsozial  wirken  würden. 

Die  Gegenüberstellung  dieser  sich  aus  der  heutigen 
Geldentwertung  für  den  städtischen  und  den  ländlicher» 
Grundbesitz  ergebenden  Probleme  ergibt,  daß  es  sich 
auch  beim  ländlichen  nicht  eigentlich  um  eine  Rück- 
kehr zur  Naturalwirtschaft,  sondern  vielmehr  ausschließ- 
lich um  die  Valuta-,  die  Goldmarkfrage,  d.  h.  um  das 
Bestreben  handelt,  zur  Goldwährung  zurückzugelangen, 
soviel  an  Papierwerten  zu  erhalten,  wie  dem  vergangenen 
Goldwert  einigermaßen  entspricht.  Verpächtern,  Hypo- 
thekengläubigern und  Hausbesitzern  könnte  der  Staat 
im  Wege  der  Gesetzgebung  helfen;  wenigstens  dürfte 
es  gesetzestechnisch  keine  Schwierigkeiten  machen,  ihren 
Wünschen  in  etwas  entgegenzukommen,  wenn  sie  Hel- 
leicht auch  nicht  restlos  erfüllbar  sind;  man  wird  aller- 
dings nach  einem  anderen  Weg  als  dem  der  gleiten- 
den Skalen  suchen  müssen.  Es  besteht  auch,  ganz  ab- 
gesehen von  der  Vervielfachung  der  Steuererträge,  die 
sich  aus  einer  Vervielfachung  der  Pacht-,  Grundstücks- 
und Hypothekenwerte  ergäben,  ein  gewisses  staats- 
finanzielles Interesse  daran.  Denn  in  den  sozialpolitischen 
Tagesfragen  nimmt  heutzutage  einen  breiten  Raum  die 


Fürsorge  für  den  kleinen  Rentner  ein,  deren  Wünschen 
auf  Gewährung  eines  gewissen  Mindesteinkommens  ver- 
schiedene der  deutschen  Länder  bereits  entsprochen 
haben  und  auch  das  Reich  entgegenkommen  wird.  Wenn 
auch  Einzelheiten  über  die  beabsichtigten  Maßnahmen 
noch  nicht  bekannt  geworden  sind,  so  wird  doch  an- 
genommen werden  dürfen,  daß  es  sich  in  der  Haupt- 
sache sowohl  von  seiten  der  Länder  als  auch  des  Reichs 
um  Zuschüsse  zu  leibrentenähnlichen  Verträgen  handeln 
wird,  zu  denen  auch  die  Kleinrentner  aus  ihrem  Ver- 
mögen werden  beizutragen  haben.  Eine  große  Zahl 
von  diesen  sind  nun  Hypothekengläubiger,  die  aus  ihren 
spärlichen  Zinsen  einen  selbst  kümmerlichen  Lebens- 
unterhalt schlechterdings  nicht  mehr  fristen  können. 
Es  würde  nun  gewissermaßen  als  eine  Unterlassungs- 
sünde anmuten,  wenn  staatlicherseits  öffentliche  Mittel 
für  eine  Fürsorge  in  Anspruch  genommen  werden  würden, 
wo  die  Möglichkeit  besteht,  für  die  Hypotheken- 
gläubiger einen  Ausgleich  dadurch  zu  schaffen,  daß 
ihren  Schuldnern  eine  ziffernmäßige  Erhöhung  der 
Hypothekenzinsen  auferlegt  wird,  welche  der  erhaltenen 
Natural-,  hier  Goldleistung  entspricht,  oder  ihr  wenig- 
stens etwas  angenähert  wird.  Durch  eine  solche  Maß- 
nahme würde  der  Aktion  auch  der  Fürsorgecharakter, 
der  in  etwas  den  Beigeschmack  der  Armenpflege  hat, 
genommen  werden. 

Der  in  diesem  Zusammenhang  gebotene  Hinweis 
auf  die  Kleinrentner,  deren  größte  Zahl  ja  die  Inhaber 
staatlicher  Schuldverschreibungen  ausmachen,  leitet  über 
zu  einer  weiteren  Konsequenz,  die  sich  ergeben  mußt, 
wenn  dem  Vorbild  des  preußischen  Staates  entsprechend 
die  landwirtschaftlichen  Verpächter  in  den  Genuß  der 
Werte  gesetzt  werden,  die  dem  Vorkriegs-  und  Goldwert 
ihrer  Pachten  entsprechen.  Ist  es  zu  verantworten,  dann 
den  Inhabern  staatlicher  Schuldverschreibungen  ein  ähn- 
liches Recht  zu  versagen  und  ist  ein  solches  Entgegen- 
kommen, das  ja  in  einer  Vervielfachung  nicht  nur  des 
staatlichen  Zinsendienstes,  sondern  auch  der  Staats- 
schulden bestehen  würde,  finanzpolitisch  erträglich?  Der- 
artige Fragen  sind  bisher  mit  guten  Gründen  verneint 
worden.  Diese  Probleme  drängen  aber  zu  einer  Lösung, 
wenn  die  Einführung  einer  Naturalpacht  im  Staate  Brauch 
wird.  Denn  ein  Recht,  das  der  Staat  als  Grundbesitzer 
für  sich  in  Anspruch  nimmt,  wird  er  als  Schuldner  un- 
fundierter Anleihen  gegen  sich  gelten  lassen  müssen. 
Es  widerspricht  dem  Rechtsgefühl,  daß  er  seine  Bezüge 
aus  seinen  Naturalwirtschaften  auf  den  Goldwert  bringen, 
d.  h.  ziffernmäßig  erhöhen,  seine  Schuldenlasten  aber 
auf  dem  Ziffemwert  des  Goldes  halten,  d.  h.  tatsäch- 
lich auf  einen  kleinen  Bruchteil  verringern  möchte.  Diese 
Probleme  können  nicht  zur  Ruhe  kommen,  solange  die 
deutsche  Währung  unter  pari  der  früheren  Goldwährung 
steht,  was  voraussichtlich  noch  lange  ihr  Schicksal  sein 
wird.  Es  ist  auch  vom  allgemeinen  Rechtsbewußtsein 
aus  schlechterdings  nicht  einzusehen,  weshalb  derjenige, 
der  unter  Verleugnung  seiner  staatsbürgerlichen  Pflicht 
sein  Gold  zurückgehalten  hat,  es  jetzt  zum  Vielfachen 
seines  Zahlenwerts  in  Papier  umsetzen  kann,  während 
derjenige,  der  es  dem  Staat  geliehen  hat,  sich  mit  Papier 
in  dem  Betrag  begnügen  muß,  der  dem  damaligen  Nenn- 
wert des  Goldes  entspricht.  Ein  seiner  Aufgabe  als 
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Hüter  des  Rechts  bewußter  Staat  sollte  hier  nach  einem 
gerechten  Ausgleich  suchen. 

Geht  man  von  dem  schon  gestreiften  Gedanken 
aus,  daß  die  heutige  Geldyermehrung  nicht  eine  Verviel- 
fachung unserer  Werte  ist  (wie  wohl  wäre  uns,  wenn 
künstliche  Gelderzeugung  dazu  imstande  wäre),  sondern 
nur  eine  ziffernmäßig  andere  Bewertung  derselben  frühe- 
ren Werte,  nämlich  die  Einsetzung  einer  höheren  Mark- 
zahl für  denselben  Goldwert,  so  wird  die  Schlußfolge- 
rung als  richtig  anerkannt  werden  müssen,  daß  bei  einer 
höheren  ziffernmäßigen  Bewertung  der  früheren  Gold- 
werte und  der  Erträge  aus  ihnen  auch  der  staatliche 
Nutzen  aus  ihnen  bei  gleichen  Steuersätzen  virtuell  der  _ 
gleiche  bleiben,  d.  h.  sich  ziffernmäßig  im  selben  Ver- 
hältnis steigern  und  bei  den  jetzigen  höheren  Sätzen 
nicht  nur  ziffernmäßig,  sondern  auch  virtuell  erhöhen 
muß.  Reichten  also  die  staatlichen  Einkünfte  zur 
Deckung  des  Zinsendienstes  aus  den  Vorkriegsschulden 
aus,  so  müssen  sie  theoretisch  auch'  ausreichen,  wenn 
man  beide  mit  demselben  Ent-  oder  Umwertungsfaktor 
multipliziert.  Das  läßt  dann  den  Schluß  zu,  daß  der 
Staat  bei  ziffernmäßiger  Vervielfältigung  seiner  Vor- 
kriegsschulden, deren  Kündigung  ja  für  den  Gläubiger 
ausgeschlossen  ist  und  daher  für  den  Staat  als  Schuldner 
in  dessen  Hand  liegt  und  diesem  darum  eine  Gefahr  nicht 
zu  bringen  braucht,  und  ihrer  Zinsen  infolge  der  gleichen 
ziffernmäßigen  Vervielfältigung  der  Steuererträge  nicht 
in  finanzielle  Gefahr  kommen  kann,  daß  er  also  mit 
anderen  Worten  in  der  Lage  sein  muß,  die  Renten  aus 
den  Staatsanleihen  ziffernmäßig  entsprechend  der  Ent- 
wertung des  Geldes  'zu  erhöhen.  Es  will  daher  scheinen, 
als  sei  die  Verneinung  der  vorhin  wiedergegebenen 
beiden  Fragen  im  Grunde  doch  nicht  berechtigt  und  als 
sei  es  möglich,  die  Zinsen  aus  Staatsanleihen  ziffern- 
mäßig etwa  dem  Papierwert  anzupassen,  der  heut  vom 
Staat  für  ein  Goldstück  bezahlt  wird. 

Nun  sind  aber  zu  diesen  Schulden  noch  die  Milliarden 
der  Kriegsschulden  getreten,  die  ebenfalls  in  Gold  ge- 
zahlt sind  (die  sog.  schwebenden  Schulden  sind  ja  iin 
Gegensatz  dazu  Papierschulden).  Kann  hier  Entsprechen- 
des wie  für  die  Vorkriegsschulden  auch  nur  theoretisch 
gefordert  werden?  Auch  diese  Frage  wird  bejaht 
werden  können.  Die  Kriegsschulden  sind  zwar  nicht 
wie  die  Vorkriegsschulden,  die  im  wesentlichen,  bei  den 
Ländern  sowohl  als  auch  beim  Reich,  durch  Vermögens- 
werte dieser  garantiert  waren,  real  gedeckt.  Wohl  aber 
sind  sie  letzten  Endes  durch  das  gesamte  Volksvermögen 
gesichert;  jeder  Deutsche  ist  ja  schließlich  ihr  Schuldner 
mit.  Die  Kriegsschulden  machen  nun  aber  nur  einen 
Bruchteil  des  in  Gold  bewerteten  Volksvermögens  aus. 
Werden  beide,  der  Inflation  entsprechend,  auf  den 
heutigen  Papierwert  vervielfacht,  so  muß  also  auch  für 
die  ziffernmäßig,  nicht  virtuell,  vervielfältigte  Kriegs- 
schuld Deckung  vorhanden  und  vervielfältigte  Verzinsung 
zu  ermöglichen  sein.  Allerdings  sind  dazu  die  Steuer- 
firträge  nicht  nur  ziffernmäßig  im  gleichen  Verhältnis 
zu  vervielfachen,  sondern  auch  die  Steuersätze  zu  erhöhen, 
d.  h.  es  müßte  ein  wesentlich  höherer  Teil  der  Ein- 
künfte als  früher  weggesteuert  werden,  was  im  großen 
und  ganzen  für  den  Staat  darauf  hinausliefe,  von  einer 
Tasche  in  die  andere  zu  stecken.  Dadurch  ließe  sich 
die  Lage  der  Rentner  aus  Staatsanleihen  soweit  auf- 


bessem,  daß  eine  staatliche  Fürsorge  für  sie  nicht  mehr 
erforderlich  wäre,  während  auf  der  anderen  Seite  der 
Staat  in  der  Lage  sein  müßte,  sich  Deckung  zu  'ver- 
schaffen. Es  hat  daher  den  Anschein,  als  seien  auch 
hier  derartige  Gedankengänge  der  Staatsrentner  doch 
nicht  völlig  von  der  Hand  zu  weisen,  wenn  sie  auch 
durch  die  Friedensvertragsschulden  erheblich  kompliziert 
werden. 

Läßt  man  sich  auf  solche  Fragen,  für  welche  die 
preußischen  Naturalpachten  den  Anstoß  geben  können, 
überhaupt  ein,  so  darf  man  auch  an  der  Frage  nicht 
Vorbeigehen,  welcher  Umwertungsfaktor  dann  für  die 
privaten  wie  öffentlichen  Goldverpflichtungen  maßgebend 
sein  soll.  Dafür  kommt  nur  der  Ziffernwert  in  Be- 
tracht, der  heut  in  Papier  dem  Goldwert  entspricht. 
Damit  taucht,  da  er  ja  fortgesetzt  schwankt  und  mit 
der  Zunahme  der  Inflation  steigt,  wieder  die  gleitende 
Skala  auf,  und  der  innere  Zusammenhang  all  dieser 
Problemkomplexe  ergibt,  daß  es  sich  bei  der  Pacht-  wie 
bei  der  Gehalts-  und  Lohnskala  eigentlich  gar  nicht  um 
eine  Anpassung  an  bestimmte  Naturalbezüge  handelt, 
was  vielfach  zum  Angelpunkt  der  Forderungen  gemacht 
wird,  sondern  um  eine  Angleichung  an  den  in  immer 
höhere  Papiergeldziffern  steigenden  Goldwert,  nicht  um 
die  Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft  in  irgendeiner  Form, 
sondern  um  die  Sehnsucht  nach  Goldwerten,  den  Kern- 
punkt der  Goldmarkfrage.  Es  wäre  nun  für  das  Wirt- 
schaftsleben schlechterdings  unerträglich,  wenn  für  alle 
die  berührten  Zahlungen  etwa  der  stets  schwankende 
Kurs  auch  nur  annähernd  maßgeblich  wäre,  den  die 
Reichsbank  für  ein  Goldstück  zahlt.  Zudem  ständen 
einer  solchen  zwangsmäßigen  Regelung  alle  die  Be- 
denken der  Zwangswirtschaft  entgegen;  mit  Zwangs- 
kursen könnte  nichts  geholfen  werden;  die  Wirtschaft 
würde  sich  solchen  Bindungen  entwinden,  wenn  sie  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen.  Nie- 
mand kann  gezwungen  werden,  ein  ziffernmäßig  be- 
stimmt normiertes  Vertrauen  in  die  Kreditwürdigkeit 
des  Staates  als  Schuldners  zu  haben.  Durch  die  Zu- 
lassung der  offiziellen  Goldkurse  würden  die  nach- 
teiligen Folgen  der  gleitenden  Gehalts-  und  Lohnskalen 
auf  alle  wirtschaftlichen  Gebiete  übertragen  und  fast 
in  dem  gleichen  Umfang,  den  die  Anpassung  der  In- 
landwerte an  die  Devisen  zu  nehmen  scheint,  den  ge- 
samten wirtschaftlichen  Verkehr  Erschütterungen  aus- 
setzen, die  eine  ordnungsmäßige  Abwicklung  der  Ge- 
schäfte ausschließen  und  damit  den  ohnehin  schon  drohen- 
den Zusammenbruch  unabwendbar  machen  müßten.  Eine 
hinter  dem  eigentlichen  Goldwert  zurückbleibende  ziffern- 
mäßig erhöhte  Bewertung  der  bei  der  im  Fluß  befind- 
lichen Umwertung  aller  Werte  bislang  unberücksichtigt 
gebliebenen  früheren  Goldwerte  dürfte  aber  doch  im 
Rahmen  des  Möglichen  liegen. 

Die  Befriedigung  aller  Wünsche  dieser  Art  wird 
aber,  wenn  auch  unter  Entbehrungen  für  den  einzelnen 
und  vielleicht  vermeidbaren  Aufwendungen  für  die  All- 
gemeinheit, den  Staat,  vertagt  werden  müssen,  bis  sich 
ein  annähernd  gleichbleibender  Faktor  für  die  Umrech- 
nung der  früheren  Goldwerte  in  den  derzeitigen  Papier- 
wert finden  läßt.  Das  wird  erst  in  dem  Augenblick  mög- 
lich sein,  in  welchem  die  Notenpresse  als  Gelderzeugungs- 
mittel stillgelegt  und  der  in  der  Schaffung  ungedeckten 
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Geldes  liegenden  Täuschung,  das  Vermögen  des  einzel- 
nen wie  des  Staats  nehme  dauernd  zu,  ein  Ende  gemacht 
wird.  Die  umlaufenden  Zahlungsmittel  müssen  zunächst 
wieder  in  ein  festes  Verhältnis  zum  Gold  der  Reichs- 
bank oder,  jedoch  unter  Aufrechterhaltung  einer  ein- 
heitlichen Währung,  anderweit  fundiert  werden.  Dann 
wird  es  möglich  sein,  den  früheren  Wert  des  Goldes 
ziffernmäßig  auf  die  Dauer  anders  auszudrücken.  Dann 
wird  sich  der  so  fixierte  neue  Goldwert  vielleicht  auch 
zur  Grundlage  für  eine  Befriedigung  der  Wünsche 
machen  lassen,  die  darauf  abzielen,  für  Papier  in  Na- 
turalien das  gleiche  einzutauschen,  was  früher  für  das 
jetzt  in  Papier  verdorbene  Gold  zu  erhalten  war,  soweit  die 
Kriegs-  und  Nachkriegslasten  dem  nicht  im  Wege  stehen. 


UerfallerkUrung  d s Elöses  auf  Grund 
der  Außenhanddsvorschriften  sichergestellter 

Waren. 

Von  Gerichtsassessor  a.  D.  Dr.  Mühlbach , Berlin. 

Die  Entscheidung  des  großen  Senats  des  RWG. 
vom  24.  9.  211)  behandelt  zwei  für  die  Handhabung 
der  Aussenhandelsbestimmungen  bedeutsame  Fragen. 

Wenn  das  RWG.  mit  kurzer  Begründung  die  Mög- 
lichkeit einer  Verfallerklärung  des  Gegenwerts  einer  vom 
Betroffenen  veräußerten  Ware  verneint,  so  kann  dem 
nur  zugestimmt  werden:  vielleicht  wäre  man  im  Gegen- 
teil sogar  zu  fragen  geneigt,  aus  welchem  gesetzlichen 
Grunde  überhaupt  eine  solche  Verfallerklärung  zuge- 
lassen sein  sollte.  — Anders  die  Frage,  ob  der  Erlös 
von  während  der  Dauer  der  Sicherstellung  behördlicher- 
seits veräußerten  Waren  für  verfallen  erklärt  werden  kann. 
Die  verneinende  Antwort  des  RWG.  fordert  schon  wegen 
ihrer  eigenartigen  Folgen2)  zur  Kritik  heraus.  Folge 
dieser  Entscheidung  ist  nämlich,  daß  eine  sichergestellte 
Ware  wohl  für  verfallen  erklärt  werden  kann,  daß  aber 
bei  einer  frühzeitigen  Veräußerung  durch  die  Ver- 
folgungsbehörden die  Verfallerklärung  unmöglich  wird 
und  der  Betroffene  weitgehende  Ersatzansprüche  erhält, 
und  daß  trotzdem  gegen  ihn  ein  Strafurteil  ergehen  kann. 
Dieser  erste  Eindruck  der  Entscheidung  erregt  Erstau- 
nen und  man  ist  geneigt,  sie  mit  dem  Zweck  der  Außen- 
handelsbestimmungen für  unvereinbar  zu  halten. 

Das  RWG.  hat  seine  Stellungnahme  unter  genauester 
Auslegung  der  Außenhandelsbestimmungen  und  der  Ver- 
ordnung vom  22.  3.  17  bzw.  12.  2.  20  (RGBl.  S.  255, 
bzw.  230)  begründet.  Die  Beweisführung  erscheint  in 
sich  geschlossen,  und  doch  glaube  ich  auf  anderen  Wegen 
zu  einer  entgegengesetzten  Auffassung  kommen  zu 
müssen. 

Das  Recht  der  Verfolgungsbehörde  zur  Sicherstellung 
gründet  sich  auf  § 3 Abs.  2 der  Einfuhrverordnung 
vom  16.  1.  17  bzw.  22.  3.  20.  Dieses  Recht  der 
Sicherstellung  ist  polizeilicher  Natur  und  entspricht  der 
polizeilichen  Beschlagnahmebefugnis  gemäß  § 10  ALR. 
11/17.  im  Abs.  2 letzter  Satz  der  Einfuhrverordnung 


»)  GS.  24/21,  abgedruckt  in  Nr.  23 , der  „DWZ“,  S.  437  ff. 

2)  Vgl.  den  Aufsatz  von  Rechtsanwalt  Dr.  Stern  im  „Berl. 

Tgbl.“,  Nr.  545,  vom  26.  11.  21. 


wird  die  vorläufige  Sicherstellung  der  strafprozessualen 
Beschlagnahme  gleichgestellt.  Man  könnte  hieraus  den 
Schluß  ziehen,  daß  entsprechend  nicht  nur  § 137  StGB., 
sondern  auch  Artikel  II  der  Bekanntmachung  vom  2.  3. 
17  bzw.  12.  2.  20  in  Anwendung  kommen  muß. 

Von  wesentlichster  Bedeutung  erscheint  aber  der 
Umstand,  daß  das  Recht  der  Verfolgungsbehörden  zur 
vorzeitigen  Veräußerung  und  die  Surrogation  des  Erlöses 
nicht  aus  der  zuletzt  angezogenen  Verordnung  folgt, 
sondern  aus  der  allgemeinen  Verwaltungsübung. 

Im  preußischen  Verwaltungsrecht,  das  der  Beur- 
teilung der  vorliegenden  Frage  wohl  unbedenklich  zu- 
grunde gelegt  werden  kann,  war  es  anerkannter  Grund- 
satz, daß  die  Verwaltungsbehörden  beschlagnahmte  Wa- 
ren bereits  vor  gerichtlicher  Entscheidung  veräußern  durf- 
ten und  der  Erlös  an  Stelle  der  veräußerten  Waren  trat, 
sofern  die  Waren  der  Gefahr  des  Verderbens  ausgesetzt 
waren  oder  die  Unkosten  der  Aufbewahrung  unvergleich- 
lich hoch  erschienen.  Dieser  Grundsatz  hat  in  der  Zirku- 
larverfügung des  Finanzministers  vom  22.  10.  18423) 
und  der:  Ministerialbescheiden  vom  7.  und  27.  4.  und 
29.  9.  18704)  seine  Bestätigung  gefunden. 

Nicht  uninteressant  für  die  vorliegende  Frage  ist  die 
im  Ministerialbescheid  vom  29.  9.  1870  vom . Landwirt- 
schaftsministerium gegebenen  Begründung: 

„Verschieden  von  der  definitiven  Vollstreckung  der 
Konfiskation  sind  die  vorläufigen  Maßregeln,  welche  der- 
selben notwendigerweise  vorausgehen  müssen.  Letztere 
fallen  nicht  in  das  Gebiet  der  richterlichen,  sondern  in 
das  der  administrativen  Tätigkeit.  Namentlich  gilt  dies 
von  der  Beschlagnahme  und  von  den  Vorkehrungen, 
welche  getroffen  werden  müssen,  um  das  in  Beschlag 
genommene  Wild  vor  Verderbnis  zu  sichern.“ 

„Die  Behörde,  welche  die  Beschlagnahme  verfügt 
hat,  wird  in  jedem  einzelnen  Falle  pflichtgemäß  zu  prü- 
fen haben,  ob  die  sofortige  Verwertung  des  Willdes 
notwendig  erscheint  oder  ob  dieselbe  ohne  Nachteil 
bis  zum  Erlaß  der  richterlichen  Entscheidung  aufgescho- 
ben  werden  kann.  Kommt  sie  zu  der  Ueberzeugung, 
daß  Letzteres  nicht  tunlich  ist,  so  wird  sie  ungesäumt 
zum  Verkauf  schreiten  oder  die  Ueberweisung  an  eine 
wohltätige  Anstalt  veranlassen  müssen.  Nur  wird  dabei 
mit  Vorsicht  zu  verfahren,  namentlich  in  Fällen), 
wo  die  Verurteilung  des  Angeschuldigten  noch  mit  völ- 
liger Sicherheit  zu  erwarten  ist,  in  der  Regel  der  Weg 
des  öffentlichen  Verkaufs  einzuschlagen  sein,  um  für 
den  Fall  der  Freisprechung  dem  Eigentümer  wenigstens 
bis  auf  Höhe  des  Erlöses  gerecht  werden  zu  können.  . .“ 

„Einer  Ergänzung  des  Gesetzes  ......  bedarf  es 

hiernach  nicht.  Ueberdies  würde  durch  eine  solche  Be- 
stimmung der  Zweck,  die  Verwaltungsbehörde  vor  Re- 
greßansprüchen sicherzustellen,  nicht  einmal  vollständig 
erreicht  werden.  Denn  dem  Freigesprochenen  Eigen- 
tümer würde  dessen  ungeachtet  unbenommen  bleibe» 
müssen,  bei  widerrechtlich  erfolgter  Beschlagnahme  außer 
dem  baren  Erlöse  auch  den  sonstigen  Schaden  ersetzt 
zu  verlangen.“ 


3)  Min, .-Bl.  f.  d.  ges.  inn.  Verw\,  S.  388. 
*)  Das.,  S.  148/149  u.  291. 
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Eine  Bestätigung  hat  diese  Uebung  ferner  in  der 
Entscheidung  des  Preußischen  OVG.  vom  11.  2.  1893°) 
gefunden. 

Allerdings  ist  das  Recht  der  sofortigen  Verwertung, 
wie  aus  vorstehendem  bereits  hervorgeht,  gewissen  Ein- 
schränkungen unterworfen  worden.  Nach  der  Verfügung 
vom  22.  10.  1842  soll  die  Verwertung  nur  und  immer 
dann  erfolgen,  „sofern  nach  Lage  der  Sache  nicht  zu 
bezweifeln  steht,  daß  die  Konfiskation  . . . erfolgen 
werde,  und  der  Angeschuldigte  zur  Zurücknahme  der 
Gegenstände  gegen  Deponierung  ihres  Wertes  sich  nicht 
bereit  findet.“  Diese  Einschränkung  hat  aber  eine  Be- 
deutung lediglich  für  die  etwaige  Regreßpflicht  des 
Staates.  Die  Tatsache,  daß  der  Erlös  an  die  Stelle 
der  Ware  tritt,  kann  dadurch  nicht  berührt  werden. 

Diese  unbestrittene  Verwaltungsübung  ist  auch  Aus- 
gangspunkt für  die  Verordnung  vom  22.  3.  17  bzw. 
12.  2.  20  geworden5 6).  Einer  besonderen  gesetzlichen 
Regelung  für  das  Strafverfahren  hatte  es  bedurft  mit 
Rücksicht  auf  § 481  StPO.,  der  eine  Vollstreckung  durch 
die  ordentlichen  Strafverfolgungsbehörden  vor  Rechts- 
kraft des  Urteils  unmöglich  machte  und  gegen  die  Ueber- 
tragung  der  an  sich  vorhandenen  polizeilichen  Befugnisse 
auf  die  Staatsanwaltschaft  zum  mindesten  Zweifel  ent- 
stehen ließ.  Nicht  aber  ist,  wovon  das  RWG. 
ausgeht,  die  VO.  vom  22.  3.  17  bzw.  12.  2.  20 
die  grundlegende  und  einzige  Gesetzes- 
norm für  die  vorzeitige  Verwertungsbe- 
fugnis, die  keine  ausdehnende  Auslegung 
z u I ä ß t. 

Hiernach  muß  grundsätzlich  die  Auffassung  ver- 
treten werden,  daß  die  im  § 3 Abs.  2 der  Einfuhr- 
verordnung angeführten  Verwaltungsbehörden  auch  ohne 
Anziehung  der  Verordnung  vom  22.  3.  17  bzw.  12.  2. 
20  — wenn  auch  unter  Berücksichtigung  deren  Inhaltes  — 
befugt  sind,  sichergestellte  Waren  zu  veräußern,  und 
daß  dann  der  Erlös  an  die  Stelle  der  Waren  tritt. 
Das  hiernach  anerkannte  Surrogationsprinzip  kann  durch 
eine  — nur  förmliche  — Auslegung  des  Begriffes  „Ware“ 
in  den  Außenhandelsbestimmungen  keineswegs  geändert 
werden. 

Unter  welchen  Voraussetzungen  die  Behörden  sicher- 
gestellte  Waren  verwerten  dürfen,  wird  sich  nach  den 
oben  angegebenen  Richtlinien  bestimmen  müssen.  Wer- 
den diese  Richtlinien  nicht  eingehalten,  so  bliebe  das 
Verfallverfahren  unbeeinflußt,  wohl  aber  stünden  dem 
Betroffenen  gegen  den  Fiskus  weitergehende  Schaden- 
ersatzansprüche zu. 

In  diesem  Zusammenhänge  taucht  die  weitere  Frage 
auf,  ob  nicht  auch  die  sog.  Irrtumsverordnung  vom 
18.  1.  17  (RGBl.  S.  58)  dem  Sinn  der  VO.  vom  22. 
3.  17  bzw.  12.  2.  20  entsprechend  auf  das  Verfall- 
verfahren Anwendung  findet7). 

Es  ist  wünschenswert,  daß  das  RWG.  gelegentlich 
auch  zu  dieser  Frage  Stellung  nimmt. 


5)  Entsch.,  Bd.  42,  S.  415  u.  422;  vgl.  auch  Bd.  28,  S.  414. 

6)  Vgl.  Falck  in  der  „Dtsch.  Strafrechts-.Ztg.“,  1916,  S.  473. 

7)  Vgl.  hierzu  Lelewier  in  der  „Jur.  Wochenschr.“,  1921, 
S.  1301. 


Steuergemeinschaften. 

Von  Staatsanwalt  Dr.  rer.  pol.  Dr.  jur.  Wilke,  Leipzig. 

Die  unter  der  furchtbaren  Bürde  der  Reparations- 
verpflichtungen mit  unheimlicher  Geschwindigkeit  zuneh- 
mende Zerrüttung  unserer  öffentlichen  Finanzwirtschaft 
vermehrt  in  ständig  steigendem  Maße  den  auf  dem 
deutschen  Wirtschaftsleben  lastenden  Steuerdruck.  Immer 
zahlreicher,  immer  höher  und  komplizierter  werden  die 
Steuern;  immer  mehr  wächst  mit  ihnen  ein  riesiger 
Finanzbehördenorganismus  mit  dauernd  sich  vergrößern- 
den sachlichen  und  persönlichen  Ausgaben  heran,  und 
ungewöhnlich  hohe  Erhebungskosten  vermindern  fort- 
laufend ganz  erheblich  die  Reinerträge  der  tatsächlichen 
Steuereingänge.  Diese  Reinerträge  selbst  aber  sind  in 
ihrem  wirklichen  Werte  bereits  wieder  durch  die  fort- 
schreitende Geldentwertung  überholt  .worden  und  können 
nicht  mehr  das  beängstigende  Anschwelleu  der  Riesen- 
fehlbeträge unserer  öffentlichen  Haushalte  aufhalten. 
Technische  Mängel  der  vielfach  überhasteten  und  unor- 
ganischen Finanzgesetzgebung  der  letzten  Jahre  beein- 
flussen dazu  noch  ungünstig  das  schon  an  sich  ungesunde 
Verhältnis  des  aufzubringenden  Gesamtsteuersolls  zum 
Volkseinkommen  und  Volksvermögen,  und  die  Gefahr 
einer  Ueberspannung  der  Steuersätze,  auf  die  schon  d e 
Brüsseler  Finanzkcnferenz  warnend  hinwies,  droht  das 
wirtschaftliche  Schaffen  allmählich  zu  lähmen  und  immer 
weitere  Kreise  der  Bevölkerung  dem  Staatsgedanken  zu 
entfremden.  Politisch  und  wirtschaftlich  tut  Abhilfe 
dringend  not. 

Solch  kritische  Zeiten  sind  drängender  Probleme 
voll,  und  Vorschläge,  welche  die  Wunden  der  Zeit  zu 
heilen  in  sichere  Aussicht  stellen,  finden  fruchtbarsten 
Boden.  Jeder  ernste  Gedanke  aber,  der  die  finanziellen 
Schwierigkeiten  der  Gegenwart  zu  meistern  verspricht, 
verdient  um  unseres  Vaterlandes  willen  volle  Aufmerk- 
samkeit und  sorgfältigste  Prüfung,  jedoch  auch,  wenn 
sich  aufgezeigte  neue  Wege  als  ungangbar  erweisen 
sollten,  rechtzeitige  sachliche  Ablehnung.  Ein  solcher 
Gedanke  tist  die  Idee  der  Steuergemeinschaft,  für  die 
seit  längerer  Zeit  in  der  deutschen  Oeffentlichkeit  viel- 
fach lebhaft  eingetreten  wird. 

Der  Grundgedanke  dieses  Vorschlags  ist  der  Ausbau 
wirtschaftlicher  Interessenorganisationen  zu  Steuerträgern. 
Um  die  von  den  produktiven  Privatwirtschaften  der  deut- 
schen Volkswirtschaft  zu  leistenden  Steuern  aufzubringen, 
sollen  in  wesentlich  horizontaler  Durchgllede  ung  der 
gesamten  Volkswirtschaft  gleiche  oder  gleichartige 
Erwerbszweige,  möglichst  unter  Anlehnung  an  be- 
stehende wirtschaftliche  Verbände,  zu  Steuerge- 
meinschaften zusammengeschlossen  werden.  Auf  sie  soll 
das  Reich  dann  nach  einem  bestimmten  Schlüssel  das 
Steuersoll,  das  in  der  Hauptsache  die  indirekte  Besteue- 
rung zu  ersetzen  bestimmt  wäre,  verteilen;  die  Steuer- 
gemeinschaften hätten  dann  ihrerseits  den  auf  sie  ent- 
fallenden Anteil  auf  die  in  ihnen  vereinigten  Einzel- 
unternehmungen nach  Maßgabe  ihrer  wirtschaftlichen  Lei- 
stungsfähigkeit umzulegen,  unter  solidarischer  Haftung 
der  Gesamtheit  der  Mitglieder.  »Von  der  Einführung 
eines  solchen  Verfahrens  erwarten  seine  Verfechter  nicht 
nur  eine  erhebliche  Ersparnis  an  Verwaltungskosten  und 
eine  verständnisvolle  Angleichung  der  Steuertechnik  an 
die  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Produktionszweige, 
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sondern  auch  eine  Entgiftung  unseres  innerpolitischen 
Lebens  und  eine  allmähliche  Ueberleitung  der  in  den 
Steuergemeinschaften  zusammenwirkenden  Unternehmun- 
gen zu  der  geschlossenen  Organisation  einer  Planwirt- 
schaft. 

Unter  Anpassung  an  die  Gestaltungen  der  modernen 
Volkswirtschaft  leben  in  diesen  Anregungen  Gedanken, 
die  wirtschaftsgeschichtlich  überwunden  schienen,  wieder 
auf  als  ein  finanzpolitischer  Ausdruck  der  Tendenz  zur 
Rückkehr  zu  gebundenen  Wirtschaftsformen.  Diese  Ideen 
waren  schon  einmal  Wirklichkeit,  als  im  Helgen  rö- 
mischen Reiche  deutscher  Nation  und  in  seinen  Terri- 
torien die  dem  Kaiser  und  den  Landesfürsten  zugestan- 
denen Boden,  als  im  französischen  Königtume  jener  Zeit 
die  Taille  von  den  Ständen,  die  damals  nicht  niur  poli- 
tische, sondern  auch  zugleich  wirtschaftliche  Macht- 
gruppen darstellten,  übernommen  und  unter  sich  um- 
gelegt wurden.  Diese  Besteuerungsform  der  Reparlie- 
rung  war  damals  nicht  nur  ein  Ausdruck  der  eigen- 
artigen politischen  Machtverhältnisse;  sie  war  zugleich 
durch  die  noch  mangelhaft  entwickelte  Verwaltungstechnik 
geboten  und  durch  einfache,  übersichtlich  gebundene 
Wirtschaftsverhältnisse  ermöglicht.  Sie  durchgehend  in 
den  ungemein  verfeinerten  Wirtschaftsorganismus  eines 
modernen  Großstaates  einfügen  zu  wollen,  erscheint  schon 
von  Anfang  an  als  ein  bedenkliches  Unterfangen;  bei  ein- 
gehender Prüfung  zeigt  es  sich  aber  überhaupt  als  un- 
durchführbar im  Rahmen  unserer  wesentlich  privatwirt- 
schaftlich organisierten  Volkswirtschaft. 

Neben  der  heute  bestehenden  Unmöglichkeit  einer 
exakten  Berechnung  des  Steuersolls  infolge  der  dauernden 
Schwankungen  des  Geldwertes  unserer  Währungseinheit 
bildet  das  größte  Hindernis  für  die  allgemeine  Verwirk- 
lichung der  Idee  der  Steuergemeinschaft  die  Feststellung 
des  Schlüssels,  nach  welchem  der  Gesamtbetrag  der  auf- 
zubringenden Steuern  zu  verteilen  wäre.  Schon  die  Frage, 
welchen  Anteil  die  großen  Erwerbszweige  unserer  natio- 
nalen Wirtschaft  — Land-  und  Forstwirtschaft,  Bergbau, 
Industrie,  Handwerk,  Handel,  Verkehr,  freie  Berufe  — 
jeweilig  zu  übernehmen  hätten,  würde  zu  erbitterten, 
das  innerpolitische  Leben  zerrüttenden  Kämpfen  zwischen 
diesen  Gruppen  führen,  die  letzten  Endes,  selbst  wenn 
sie  im  Reichswirtschaftsrat  ausgetragen  werden  sollten, 
doch  im  wesentlichen  nach  machtpolitischen  Gesichts- 
punkten entschieden  werden  würden.  Und  dieser  wirt- 
schaftspolitische Kampf,  für  den  das  Ringen  um  den 
deutschen  Zolltarif  von  1902  ein  naheliegendes  Beispiel 
bietet,  würde  nicht  nur  einmal  durchgefochten  werden, 
sondern  er  würde  sich,  das  wirtschaftliche  und  politische 
Leben  dauernd  beunruhigend,  ständig  wiederholen 
müssen;  denn  der  einmal  gefundene  Verteilungsschlüssel 
müßte  doch  den  Wandlungen  in  der  Struktur  der  Volks- 
wirtschaft angepaßt  werden,  soll  er  nicht  in  starrer  Un- 
beweglichkeit alsbald  zu  schweren  Ungerechtigkeiten 
führen.  Wie  schwierig  es  aber  ist,  einen  einmal  fest- 
gelegten Verteilungsschlüssel  zu  ändern,  zeigt  die  Ge- 
schichte der  französischen  Repartitionsbesteuerung  im 
19.  Jahrhundert.  Ist  doch  die  Scheu,  durch  die  Minder- 
belastung eines  anderen  die  eigene  Belastung  zu  erhöhen, 
menschlich  nur  zu  begreiflich! 

In  gleicher  Wiederholung  würden  sich  diese  Kämpfe 
dann  innerhalb  der  großen  Erwerbsgruppen  fortsetzen 


bei  der  Umlegung  der  auf  sie  entf  allenden  Steuerlast  'auf 
die  speziellen  Zweige  jeder  Gruppe  (für  die  übrigens' 
zum  großen  Teil  noch  gar  keine  geeignete  Organisation 
vorhanden  ist)  und  innerhalb  dieser  engeren  Kreise 
wieder  bei  der  Verteilung  der  Steuern  auf  die  einzelnen 
Unternehmungen.  Diese  inneren  Kämpfe  im  engeren 
Verbände  würden  die  schwersten  sein;  sie  würden  weit 
heftiger  geführt  werden  als  etwa  der  Streit  um  die  Ein- 
reihung in  die  Gefahrenklassen  der  Berufsgenossenschaften 
oder  das  Ringen  um  die  Kontingentierung  in  den  Kartellen. 
Denn  könnte  die  Verteilung  des  Steuersolls  innerhalb 
der  größeren  Gruppen  noch  einigermaßen  auf  Grund  amt- 
licher slatislisclnr  Unterlagen,  die  natürlich  ständig  ra'-ch 
erneuert  werden  müßten,  vorgenommen  werden,  so  würde 
die  Umlegung  auf  die  einzelnen  Unternehmungen  im  Ver- 
hältnis ihrer  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  nur  nach 
eingehender  Darlegung  ihrer  Produktions-  und  Absatz- 
verhältnisse und  ihrer  Gewinnberechnung  erfolgen 
können.  Gegenüber  einem  unparteiisch  wirkenden,  Staate 
wird  das  der  Unternehmer  tun;  dagegen  diese  Tatsachen 
gegenüber  der  Steuergemeinschaft  seiner  Wirtschaftsge- 
nossen, die  doch  zugleich  seine  Konkurrenten  sind,  zu 
offenbaren,  würde  auch  der  gewissenhafteste  Wirtschafts- 
leiter schon  aus  Selbsterhaltungstrieb,  würde  der  An- 
gehörige eines  freien  Berufes,  der  Rechtsanwalt,  der 
Arzt  usw.,  aus  verständlichen  persönlichen  Motiven 
gewichtige  Bedenken  tragen.  Denn  anders,  als  in  den 
Berufsgenossenschaften,  wo  nur  die  Lohnveihäitnisse  dar- 
zutun sind,  anders  auch  als  in  der  geplanten  Kreditgemein- 
schaft der  deutschen  Gewerbe,  bei  der  nur  die  ungefähre 
Feststellung  der  Kreditunterlagen  in  Frage  käme,  würden 
bei  der  Umlegung  der  Steuern  in  der  Steuergemeinschaft 
wegen  der  Notwendigkeit  ihrer  gerechten  Verteilung,  auch 
exakte  Angaben  über  den  Reingewinn  des  Unternehmens, 
über  das  Einkommen  des  Angehörigen  eines  freien  Be- 
rufs erforderlich  sein.  Da  diese  Erklärungen  wieder 
wegen  der  solidarischen  Haftung  der  übrigen  Mitglieder 
der  Steuergemeinschaft  deren  Kontrolle  unterworfen 
werden  müßten,  würden  sich  naturgemäß  weitere  schwere 
Unzuträglichkeiten  ergeben,  in  deren  Folge  sich,  wie 
beispielsweise  die  Erfahrungen  in  den  Steuergesell- 
schaften der  preußischen  Gewerbesteuer  im  19.  Jahr- 
hundert gezeigt  haben,  isehr  bald  Klagen  über  vermeint- 
liche oder  wirkliche  Ungerechtigkeiten  einstellen  würden. 
Dem  Gedanken  einer  planwirtschaftlichen  Organisation, 
dem  besonders  Georg  Bernhard  durch  die  Steuergemein- 
schaft den  Boden  zu  ^bereiten  glaubt,  werden  auf  diesem 
Wege  jedenfalls  wenig  Freunde  unter  den  Beteiligten 
gewonnen  werden. 

Ebensowenig  würde  sich  die  Erwartung  erfüllen, 
daß  sich  die  Erhebungskosten  der  Steuern  bei  ihrer 
Veranlagung  und  Einziehung  durch  die  Steuergemein- 
schaften, in  erheblich  größerem  Maßei,  als  es  bei  einer 
technischen  Verbesserung  des  staatlichen  Steuersystems 
der  Fall  wäre,  verminderten.  Denn  auch  die  Steuerge- 
meinschaften  würden  ohne  einen  umfangreichea  Beam- 
tenapparat nicht  auskommen.  Durch  ehrenamtlich  tä- 
tige Kräfte,  deren  Zeit  doch  gerade  im  Wirtschaftsleben 
mehr  als  anderswo  Geld  ist,  würden  sich  die  umfassen- 
den Aufgaben,  die  den  Steuergemeinschaften  zugedacht 
werden,  nicht  durchführen  lassen.  Wenn  auch  vielleicht 
die  Steuergemeinschaften  zahlenmäßig  etwas  weniger  Be- 
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amte  als  der  Staat  brauchten,  so  würde  dieser  Vorteil 
durch  die  notwendig  höhere  Besoldung  der  privaten  Be- 
amtenschaft sofort  wieder  ausgeglichen  werden.  Im  End- 
ergebnis wäre  also  die  Folge  der  Einführung  der  Steuer- 
gemeinschaft lediglich  eine  teilweise  Entstaatlichung  des 
Finanzbeamtentums.  Ob  der  Staat  allerdings  daran  ein 
Interesse  hätte,  darf  füglich  bezweifelt  werden,  denn  die 
besten  Köpfe  der  höheren  und  mittleren  Finanzbeamten- 
schaft würden  bei  den  günstigeren  Einkommensverhält- 
nissen im  Dienste  der  Privatwirtschaft  wohl  zum  großen 
Teil  dem  Staate  den  Rücken  kehren  und  dadurch  zugleich 
das  im  öffentlichen  Dienste  verbleibende  Finanzbeamten- 
tum entwerten.  Das  wäre  aber  schon  deshalb  verhäng- 
nisvoll, weil  dem  staatlichen  Beamtentume  auch  im  Falle 
einer  Verwirklichung  der  Idee  der  Steuergemeinschaft 
noch  große,  wertvollste  Kräfte  verlangende  Aufgaben 
überlassen  blieben.  Vor  allem  würde  ja  dem  Reiche 
einmal  das  große  Gebiet  der  direkten  Einkommens- 
und Vermögensbesteuerung  erhalten  bleiben,  zum  andern 
würde  es  sich  als  eine  politische  Notwendigkeit  heraus - 
stellen,  auch  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  aus 
Anlaß  der  Besteuerung  durch  die  Steuergemeinschaft 
letzten  Endes  wieder  dem  Urteil  staatlicher  Finanzge- 
richte zu  unterbreiten,  sodaß  die  finanzgerichtliche  Or- 
ganisation nicht  nur  in  ihrem  jetzigen  Umfange  beibe 
halten,  sondern  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  steuer- 
gemeinschaftlichen Besteuerungen  voraussichtlich  noch 
bedeutend  erweitert  werden  müßte.  Die  Steuergemein- 
schaften würden  also  sicherlich  keine  Ersparnis,  mög- 
licherweise sogar  noch  eine  Erhöhung  der  Steuerver- 
waltungskosten mit  sich  bringen. 

Gegen  die  umfassende  Delegation  der  Steuergesetz- 
gebung auf  private  Körperschaften,  wie  sie  die  Durch- 
führung des  steuergemeinschaftlichen  Gedankens  dar- 
stellen würde,  spricht  aber  noch  ein  schwerwiegendes  po- 
litisches Bedenken:  Sie  würde  das  Reich  in  eine  große 
Anzahl  finanzpolitisch  autonomer  privater  Wirtschafts- 
organisationen auflösen  und  die  eben  geschaffene  Finanz- 
einheit des  Reiches  zu  einem  großen  Teile  wieder  zu- 
nichte machen.  Auch  die  an  die  Einführung  der  Steuer- 
gemeinschaften gelegentlich  geknüpfte  politische  Hoff- 
nung (die  einst  Colbert  bei  seiner  Repartitionsbesteue- 
rungspolitik  beseelt  haben  mochte),  daß  die  gegen  die 
staatliche  Finanzwirtschaft  und  ihre  Steueransprüche  an- 
schwellende  Mißstimmung  der  Bevölkerung  vom  Staate  ab- 
gelenkt werden  und  sich  innerhalb  der  engeren  Wirt- 
schaftskreise entladen  würde,  dürfte  trügerisch  sein,  denn 
die  Höhe  der  den  einzelnen  auch  über  die  Steuer- 
gemeinschaft hinweg  treffenden  Steuer  würde  nach  wie 
vor  von  der  Finanz-  und  Wirtschaftspolitik  und  diese 
wieder  von  der  allgemeinen  Politik  des  Staates  abhängig 
bleiben.  Hier  aber  nur  kann  die  Gesundung  unserer 
Finanzlage  einsetzen.  Vieles  wäre  natürlich  schon  ge- 
wonnen durch  eine  — dringend  notwendige  — technische 
Verbesserung  unseres  Steuersystems,  besonders  in  der 
Richtung  einer  Vereinfachung  der  Technik  der  Vermö- 
gensbesteuerung und  einer  von  volkswirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Ueberlegungen  getragenen  Ausgestal- 
tung der  Umsatzbesteuerung,  vieles  auch  durch  eine  Be- 
seitigung der  Verlustwirtschaft  unserer  Reichsbetriebe 
im  Wege  einer  selbständigen  Etatisierung.  Eine  dauernde 
Besserung  unseres  Finanzwesens  ist  jedoch  ohne  eine 


Aenderung  unserer  schweren  außen-  und  innerpolitischeti 
Lage  nicht  möglich.  Hier  muß  der  Hebel  angesetzt 
werden.  Noch  immer  gilt,  was  einst  Necker  seinem 
Könige  Ludwig XVI.  sagte:  „Sire,  machen  Sie  gute  Po- 
litik, dann  haben  Sie  gute  Finanzen!“ 


Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen. 

Mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel,  Senatspräsident 
beim  Reichswirtschaftsgericht. 

I. 

Uebergangswirtschaft. 

Verpflichtung  der  Gemeinden  und  Schlächter 
zur  Leistung  der  Lederkonjunkturabgabe. 

Entscheidung  vom  5.  11.  21.  — G.  S.  26/21.  — 

Der  Abgabepflichtige  nach  V O.  über  die  Erhebung  einer 
zufolge  der  Aufhebung  der  Höchstpreise  für  Häute,  Felle 
und  Leder  zu  leistenden  Abgabe  vom  26.  2.  20  (RGBl. 'S.  2o4) 
unterliegen  auch  Gemeinden,  Gemeindeverbände  oder  allge- 
meine Wohlfahrtseinrichtungen  sowie  Schlächter.  Ausnahmen 
sind  nur  nach  Maßgabe  des  § 20  der  Verordnung  zulässig. 

Gründe: 

Die  Verordnung  vom  26.  2.  20  über  die  Erhebung  einer 
zufolge  der  Aufhebung  der  Höchstpreise  für  Häute,  Fe.le 
und  Leder  zu  leistenden  Abgabe  vom  26.  2.  20  (RGBl.  S.  264) 
bezeichnet  in  § 2 als  abgabepflichtig  schlechthin  jeden,  der 
am  15.  8.  19  Eigentümer  der  in  § 4 genannten  Vorräte  an 
rohen  Häuten,  Fellen  und  Leder  war.  Eine  Ausnahme  von 
der  Abgabepflicht  ist  in  Ansehung  des  verpflichteten  Per- 
sonenkreises weder  in  § 2 noch  sonstwo  in  der  Verordnung 
gemacht.  Sind  daher  die  Voraussetzungen  des  § 2 der  VO. 
gegeben,  so  tritt  die  Abgabepflicht  ein,  und  es  macht  keinen 
Unterschied,  ob  es  sich  dabei  um  Leder-  oder  Schuhwerkher- 
steller oder  um  irgendeine  andere  natürliche  oder  juristische 
Person  handelt. 

Eine  Ausnahme  von  der  Abgabenpfiicht,  wie  sie  die  Ge- 
meinden und  Schlächter  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  kann 
insbesondere  auch  aus  der  Fassung  des  § 3 der  VO.  nicht 
hergeleitet  werden.  Allerdings  sind  unter  deii  dort  aufge- 
führten Abgabepflichtigen  die  Gemeinden  und  die  Schlächter 
nicht  ausdrücklich  genannt.  Daraus  kann  jedoch  um  so  we- 
niger etwas  zugunsten  der  beiden  Gruppen  gefolgert  wer- 
den, als  neben  Leder-  und  Schuhwerkherstellcrn  in  Nummer  3 
a.  a.  O.  alle  anderen  Gruppen  unter  der  Sammelbezeichnung: 
„Andere  Abgabepflichtige“  zusammengefaßt  sind,  und  § 3 
der  VO.  über  den  Kreis  der  Abgabepflichtigen  überhaupt 
nichts  bestimmen,  sondern  lediglich  die  Art  der  Abgabe 
regeln  will. 

Wenn  dieser  durch  die  zweifelfreie  Fassung  der  Ver- 
ordnung gebotenen  Auslegung  gegenüber  von  den  Gemeinden 
geltend  gemacht  wird,  daß  ein  unverdienter  Wertzuwachs, 
wie  ihn  die  Verordnung  treffen  wolle,  einen  privat  wirtschaft- 
lichen Betrieb  zur  Voraussetzung  habe,  und  deshalb  bei  den 
Gemeinden,  welche  die  Fleischversorgung  und  die  Verwertung 
der  Häute  nach  gemeinwirtschaftlichen  Grundsätzen  betrieben 
und  einen  etwaigen  Konjunkturgewinn  bereits  durch  Ver- 
billigung der  Fleischpreise  oder  sonstwie  zugunsten  der  min- 
derbemittelten Bevölkerung  verwendet  hätten,  begrifflich  ausr 
geschlossen  sei,  so  kann  dahingestellt  bleiben,  inwieweit  diese 
Erwägung  den  Gesetzgeber  etwa  hätte  veranlassen  können, 
die  Gemeinden  von  der  Abgabe  zu  befreien.  Tatsächlich  hat 
der  Gesetzgeber  den  angedeuteten  Standpunkt  nicht  geteilt 
und,  wie  namentlich  die  Verordnung  vom  23.  9.  19  (RGBl. 
S.  1714)  zeigt,  keine  Bedenken  getragen,  die  Gemeinden  ebenso 
wie  Schlächter,  einer  Abgabe  von  dem  durch  die  Aufhebung  der 
Höchstpreise  hervorgerufenen  Wertzuwachs  zu  unterwerfen. 
Auf  dem  gleichen  gesetzgeberischen  Standpunkt  steht  aber 
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auch  entgegen  der  von  den  Gemeinden  und  Schlächtern 
vertretenen  grundsätzlichen  Auffassung  die  Verordnung  vom 
30.  10.  19  (RGBl.  S.  1837).  Zwar  sind  für  den  Geltungs- 
bereich dieser  Verordnung,  die  als  abgab epflichfig  ebenso  wie 
die  Verordnung  vom  26.  2.  20  die  Eigentümer  der  Häute 
usw.  schlechthin  bezeichnet,  die  Gemeinden  und  Schlächter 
zu  der  Abgabe  tatsächlich  nicht  herangezogen  worden.  Allein 
dies  Verfahren  hat  seinen  Grund  lediglich  darin,  daß  schon  vor 
Erlaß  der  Verordnung  vom  30.  10.  19  im  Einverständnis  mit 
der  Regierung  im  Zentral-Ausschuß  der  Lederwi  tschaft  förm- 
lich beschlossen  worden  war,  von  den  Gemeinden  und  Schläch- 
tern die  sogenannte  Maikonjunkturabgabe  im  Hinb'ick  auf 
den  voraussichtlich  geringfügigen  Ertrag  der  Abgabe  der 
Gemeinden  und  Schlächter  zu  erheben.  Gerade  die  Herbei- 
führung dieses  Beschlusses  unter  Beteiligung  der  Regierung 
ergibt  mit  Sicherheit  jedenfalls  so  viel,  daß  man  auch  an 
den  diese  Frage  behandelnden  Wirtschafts-  und  Regierungs- 
stellen eine  Abgabepflicht  der  Gemeinden  und  Schlächter 
keineswegs  für  begriff  ich  ausgeschlossen,  sondern  ihre  Ab- 
gabepflicht grundsätzlich  als  gegeben  ansah. 

Wenn  die  Reichslederstelle  daher  trotz  der  allgemeinen 
Fassung  des  § 1 der  Oktober  erordnung  („vom  Eigentümer“) 
von  den  Gemeinden  und  Schlächtern  die  Maikonjunkturab- 
gabe nicht  einzog,  so  kann  daraus  keinesfa'ls  der  Schluß  ge- 
zogen werden,  daß  sie  die  Gemeinden  und  Sch’ächter  nach 
der  Verordnung  vom  30.  10.  19  grundsätzlich  nicht  als  ab- 
gabepflichtig angesehen  habe;  vielmehr  handelte  es  sich  um 
eine  besonders  zugelassene  Ausnahme,  für  welche  die  recht- 
liche Grundlage  in  dem  oben  wiedergegebenen  im  Einver- 
nehmen mit  der  Regierung  gefaßten  Besch'uß  des  Zentralaus- 
schusses der  Lederwirtschaft,  in  Verbindung  mit  dem  § 5 
der  Verordnung  vom  30.  10.  19  gegeben  war.  Die  Art  der 
Ausführung  der  Verordnung  vom  30.  10.  19  in  der  Praxis 
spricht  also  nicht  gegen,  sondern  für  die  Abgabepflicht  der 
Gemeinden  und  Schlächter. 

Ebensowenig  kann  aus  der  praktischen  Handhabung 
welche  die  Verordnung  vom  26.  2.  20  seitens  der  beteilig- 
ten Verwaltungsstellen  anfänglich  gefunden  hat,  ein  Schluß 
auf  die  grundsätziche  Auffassung  des  Gesetzes  im  Sinne 
der  Beschwerdeführer  gezogen  we.den.  Daß  die  Rcichseder- 
stelle  auch  hier  die  Gemeinden  und  Schlächter  zunächst 
nicht  zur  Anmeldnug  der  am  15.  8.  19  vorhandenen  Häute 
herangezogen  hat,  beweist  um  so  weniger  etwas  für  die  von 
den  beiden  Gruppen  vertretene  Aus'egung  der  Verordnung,  als 
die  Verwaltungspraxis  der  Reichslederstclle  ihe  Erklärung 
in  dem  Umstand  findet,  daß  die  Häutereinigungen,  in  deren 
Besitz  die  Häute  alsbald  nach  der  Schlachtung  übergingen, 
als  Besitzer  zur  Anmeldung  verpflichtet  waren  und  damit 
diese  für  den  größten  Teil  der  Häute  gesichert  war.  Bei  der 
Würdigung  dieser  Verwaltungspraxis  ist  zudem  zu  berück- 
sichtigen, daß  zunächst  begründete  Zweifel  entstehen  konn- 
ten, ob  die  Häuteverwertungsvereinigungen  Eigen. ümer  oder 
nur  Besitzer  der  Häute  waren,  daß  aber,  nachdem  diese 
Zweifel  dahin  behoben  waren,  daß  nicht  die  Häuteverwer- 
tungsvereinigungen sondern  die  Kommunen  und  Schlächter 
Eigentümer  der  Häute  geblieben  seien,  diese  zur  Anmeldung 
herangezogen  wurden. 

Die  hiernach  alle  Eigentümer  ohne  Ausnahme  treffende 
Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Konjunkturabgabe  setzt  nach 
§ 1 der  Verordnung  des  weiteren  nur  voraus,  daß  am  15.  8.  19 
infolge  der  Aufhebung  der  Höchstpreise  ein  Wertzuwachs 
entstanden  ist. 

Die  Gemeinden  und  Schlächter  bestreiten,  daß  diese  Vor- 
aussetzung bei  ihnen  gegeben  sei  und  haben  ausgeführt: 
Füjr  sie  bilde  die  Verwertung  der  Häute  einen  von  der 
öffentlichen  Fleischversorgung  und  dem  Schli.htereibetrieb 
nicht  zu  trennenden  Be.riebsvorgang.  Die  Gewinnung  der 
Häute  sei  für  sie  überhaupt  nicht  Selbstzweck,  die  Häute 
kämen  vielmehr  nur  als  ein  Teil  der  zur  Schlachtung  be- 
stimmten Tiere  und  als  Nebenerzeugnis  des  Schlich  ereibe- 
triebs  in  Betracht.  Von  einem  Wertzuwachs,  der  sich  aus 
einer  Steigerung  des  Preises  für  die  Häute  ergebe,  könne 
daher  bei  ihnen  überhaupt  nicht  gesprochen  werden.  Viel- 
mehr könne  nur  in  Frage  kommen,  wieviel  etwa  für  das 
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ganze  Schlachttier  infolge  des  Fortfalls  der  Höchstpreise  für 
Häute  usw.  mehr  als  vorher  erlöst  worden  sei.  Dabei  sei 
jedoch  zu  berücksichtigen,  daß  sich  zugleich  mit  der  Auf- 
hebung der  Höchstpreise  für  die  Häute  der  Preis  für  die 
übrigen  Teile  des  Schlachttiers  gesenkt,  also  ein  selbsttätig 
wirkender  Ausgleich  bereits  stattgei'unden  habe.  * 

Es  kann  zugegeben  werden,  daß  weder  für  den  gemein- 
wirtschaftlichen Schlächtereibetrieb  der  Gemeinden  noch  für 
den  privatwirtschaftlichen  Gewerbebetrieb  der  Schlächter  die 
Häute  den  Gegenstand  selbständiger  gewerb.icher  Gewinnung 
und  kaufmännischer  Kalkulation  b.lJen.  Die  Verordnung  be- 
trachtet jedenfalls  die  Häute  losgelöst  und  unabhängig  von 
dem  Werte  des  Schlachttiers,  von  dem  sie  gewonnen  werden. 
Sie  macht  zum  Gegenstand  der  Abgabe  auch  nur  diejenigen 
Häute,  die  am  15.  8.  19  vom  Schlachttier  bereits  getrennt, 
also  ein  selbständiger  Gegenstand  des  Vermögens  und  der 
Bewertung  waren. 

Diese  Häute  sind  am  15.  8.  19  infolge  der  Aufhebung  der 
Höchstpreise  auch,  soweit  sie  sich  im  Eigentum  der  Ge- 
meinden oder  Schlächter  befanden,  in  ihrem  Wert  gestiegen, 
und  dieser  Wertzuwachs,  dessen  Entstehung  und  Umfang 
nicht  durch  die  Preisbewegung  anderer  E Zeugnisse  des  Schläch- 
tereibetriebes oder  die  Höhe  etwaiger  mit  dem  Schächterei- 
betrieb oder  der  Fleischversorgung  zusammenhängender  Auf- 
wendungen beeinflußt  worden  ist,  hat  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  der  Abgabe  begründet.  Auch  wenn  daher  im  Ge- 
samtergebnis der  eine  wirtschaftliche  Einheit  bi  denden  ge- 
schäftlichen Vorgänge  durch  den  bei  der  Verwertung  des 
Fleisches  erzielten  Mindererlös  oder  infolge  anderer  aus  so- 
zialen oder  wirtschaftlichen  Gründen  getroffener  Maßnahmen 
der  Wertzuwachs  einen  Ausgleich  gefunden  hat,  so  bleibt 
dadurch  doch  die  einmal  begründete  Abgabepflicht  unberührt. 

Auch  die  Verordnung  hat  die  Möglichkeit  derar  iger  Vor- 
gänge nicht  unberücksichtigt  gelassen  und  sowohl  in  den 
Sonderbestimmungen  des  § 5 wie  in  denen  des  § 6 und  8, 
wonach  die  in  der  Zeit  zwischen  dem  Stichtag  und  dem 
Inkrafttreten  der  Verordnung  vom  Konjunkturgewinn  durch 
verbilligte  Abgabe  von  Schuhwerk  und  Leder  nachweisbar 
wieder  verausgabten  Beträge  von  der  Abgabe  ausgenommen 
sind,  besonders  geregelt.  Sie  hat  aber  eine  gleiche  Re- 
gelung dahin,  daß  den  Gemeinden  und  Schächtern,  soweit 
sie  den  Wertzuwachs  durch  verbilligte  Abgabe  von  Fleisch 
oder  in  sonstiger,  dem  im  § 1 der  Verordnung  festgelegten 
Zweck  der  Verbilligung  des  Schuhwerks  Minderbemittelter  nicht 
entsprechenden  Weise  zwangsläufig  verloren  haben,  eine  Ab- 
gabepflicht nicht  auferlegt  werden  solle,  nicht  vorgenommen, 
vielmehr  lediglich  im  § 20  allgemein  bestimmt,  daß  mit 
Zustimmung  des  Reichswirtschaftsministers  von  der  Reichs- 
lederstelle  Ausnahmen  zugelassen  werden  können.  Die  durch 
die  Verordnung  selbst  grundsätzlich  begründete  Abgabepf  icht 
kann  daher  auch  nur  auf  dem  im  § 20  vorgesehenen  Ver- 
waltungsweg beseitigt  werden. 

II. 

Ein-  und  Ausfuhrhandel. 

Eingeführte  Waren  (Auslandsware — Inlandsware). 

Entscheidung  vom  18.  6.  21  — G.  S.  5 u.  8/21.  — 

Der  aus  ausländischem  Rohtabak  fachmännisch  hergestellte 
und  für  den  Einzelverbraucher  fertiggemachte  Rauch.abak  ist 
Inlandsware. 

Der  aus  ausländischem  Rohtabak  in  oberflächlicher  Weise 
unsachgemäß  hergestellte  Rauchtabak  bleibt  Auslandsware. 

In  allen  anderen  Fällen  lassen  sich  die  gestellten  Fragen 
nicht  grundsätzlich,  sondern  nur  als  Tatfragen  des  Einzel- 
falls entscheiden. 

Gründe: 

Die  Unterscheidung  zwischen  Inlands-  und  Aushndsware, 
die  der  dem  großen  Senat  vorgelegten  Frage  zug  unde  liegt, 
ist  an  sich  der  Verordnung  vom  22.  3.  20  fremd.  Diese  spricht 
vielmehr  nur  von  Waren,  die  „eingeführt  worden“  sind.  Für 
die  Anwendung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  handelt -es 
sich  daher  nur  um  die  Frage,  ob  eine  aus  dem  Ausland  ein- 
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geführte  Ware,  die  in  Deutschland  in  ihrer  Oestalt,  ihrer 
Zusammensetzung  oder  sonstwie  irgendwelche  Veränderungen 
erlitten  hat,  noch  als  die  eingeführte  oder  ah  eine  davon 
verschiedene,  anders  geartete  Ware  bezeichnet  werden  kann. 
Nur  in  diesem  Sinn  werden  daher  auch  die  Begriffe  „In- 
landsware“ und  „Auslandsware“  im  entscheidenden  Teil  und 
im  folgenden  verstanden  und  der  Kürze  halber  verwendet. 

Unter  welchen  Voraussetzungen  die  Verordnung  vom 
22.  3 . 20  den  einen  oder  den  anderen  Tatbestand  a's  gegeben 
ansieht,  ist  aus  der  Verordnung  selbst  nicht  ohne  weiteres  zu 
ersehen;  lediglich  der  Zweck  der  Verordnung,  aus  Gründen 
des  Valutaschutzes  die  Einfuhr,  namentlich  die  von  über- 
flüssigen Luxuswaren,  zu  beschränken,  bietet  einen  gewissen 
Anhalt  bei  der  Entscheidung  der  aufgeworfenen  Frage. 

Es  ist  also  davon  auszugehen,  daß  die  Verordnung  den 
Begriff:  „eingeführte  Ware“  in  keinem  anderen  Sinn  ver- 
wendet wissen  will,  ah  die  allgemeine,  den  Zweck  der  Ver- 
ordnung nicht  außer  Acht  lassende  Verkehrsauffassung  des 
ordentlichen,  ehrbaren  Kaufmanns  ihn  gebraucht,  und  daß  dem- 
gemäß auch  die  Unterscheidungsmerkmale  zwischen  Inlands- 
und Auslandsware  vom  Standpunkt  der  Verordnung  aus  nur 
dieser  Verkehrsauffassung  entnommen  werden  können.  Danach 
aber  ist  eine  aus  dem  Ausland  eingefülirte  Ware  dann  als 
Inlandsware  anzusehen,  wenn  sie  im  Inland  durch  Be-  oder 
Verarbeitung,  Vermischung,  Umbildung  oder  auf  andere  Weise 
in  ihrer  Form,  Zusammensetzung,  Zweckbestimmung,  Eigen- 
art oder  in  ihrem  Wesen  derart  verändert  worden  ist,  daß 
sie  nach  den  sie  kennzeichnenden  Merkmalen  begriff  icli  nicht 
mehr  als  die  eingeführte  Ware  bezeichnet  werden  kann,  wobei 
Maß,  Umfang  und  Wert  der  aufgewendeten  Arbeit,  wenn 
auch  nicht  allein  entscheidend,  so  doch  maßgeblich  ins  Ge- 
wicht fallen  werden. 

Unter  diesen  Gesichtspunkten  ist  für  die  Beurteilung 
der  vorliegenden  Frage  zunächst  der  Umstand  von  E heb- 
üchkeit,  daß  das  Herstellungsverfahren  des  im  kleinen  ge- 
handelten Rauchtabaks  mit. lerer  Art  und  Güte  sich  nicht  etwa 
auf  das  Schneiden  der  Blätter  und  Rippen  beschränkt,  sondern, 
daß  der  Rohtabak  bis  er  a's  hniels-  und  gebrauchsfertiger 
Rauchtabak  bezeichnet  werden  kann,  einer  fachmännischen 
Behandlung  und  umständlichen  Bearbeitung  unterzogen  werden 
muß.  Nachdem  der  Rohtabak  ttäch  Farbe  und  Art  sortiert 
und  gegebenenfalls  auch  gemischt  worden  ist,  werden  die 
Blätter  zunächst  angefeuchtet  und  entrippt,  sodann  gebeizt, 
gebrüht,  oder  „sauciert“  und,  wenn  dies  nicht  schon  vor  dem 
Anfeuchten  geschehen  ist,  geschnitten.  Der  geschnittene  Ta- 
bak wird  alsdann  geröstet,  nach  dem  Rösten  gekühlt  und  ent- 
staubt und  schließlich  in  handelsüb  icher  Weise  verpackt  und 
die  Packung  zuletzt  noch  mit  der  erforderlichen  Banderolle 
versehen.  Es  liegen  also  zwischen  Rohtabak  und  dem  in  der 
eben  geschilderten  Weise  für  den  EinzeKerbraucher  fertig 
gemachten  Rauchtabak  eine  Reihe  von  einzelnen  Arbeitsvor- 
gängen, von  denen  jeder  einzelne  die  Tabakblätter  mehr 
und  mehr  des  Charakters  eines  Rohstoffes  entkleidet  und 
nach  und  nach  dem  Rohstoff  die  den  Rauchtabak  kenn- 
zeichnenden Eigenschaften  verleiht. 

Geht  man  hiervon  aus  und  legt  man  die  oben  für  maß- 
geblich erachtete  Verkehrsauffassung  zugrunde,  so  e gibt  sich 
einerseits,  daß  weder  das  bloße  Anfeuchten  noch  das  Schnei- 
den der  Blätter  den  „durch  die  Schneidemaschine  gejagten“ 
Rohtabak  zum  Rauchtabak  macht,  und  andererseits,  daß  der  für 
den  Kleinhandel  Verkaufs-  und  gebrauchsfähig  gemachte  Rauch- 
tabak nicht  mehr  als  Rohtabak  angesprochen  werden  kann. 
So  wenig  daher  im  ersten  Fall  der  eingeführte  Rohtabak,  ob- 
wohl er  angefeuchtet  und  geschnitten  ist,  als  Inlandsware  be- 
zeichnet werden  kann,  so  wenig  kann  im  anderen  Fall 
der  im  Inland  fachmännisch  hergestellte  und  für  den  Einzel- 
verbraucher fertig  gemachte  Rauchtabak,  auch  wenn  er  aus- 
schließlich aus  eingeführtem  Rohtabak  besteht,  noch  als  mit 
der  eingeführten  Ware  identisch  angesehen  werden. 

Wo  die  Grenze  liegt,  von  der  ab  der  eingeführte  Rohtabak 
den  Charakter  eines  Rohstoffes  verliert,  und  nach  der . Ver- 
kehrsauffassung als  Inlandsware  betrachtet  werden  muß,  ist 
allgemein  nicht  zu  bestimmen  und  kann  im  Einzelfall  zweifel- 
haft sein,  Entscheidend  kann  auch  hier  für  die  Beurteilung  der 


Frage  nur  die  Verkehrsauffassung  ln  dem  oben  gekennzeich- 
neten Sinne  herangezogen  werden. 

III. 

Friedensvertrag. 

Auslandsschäden  durch  Einbehaltung  zu  Kreditzwecken 
abgetretener  Hypothekenbriefe. 

Entscheidung  vom  1.  11.  21  — XIJ.  A.  V.  752/21.  — 

Gründe: 

Die  Antragstellerin,  eine  deutsche  Großlirtna,  begehrt  Vor- 
entschädigung auf  Grund  folgenden  Sachverhalts:  Sie  hat  zur 
Sicherstellung  ihrer  Verbindlichkeiten  an  englische  Firmen 
unter  Uebergabe  der  Briefe  Hypotheken  initle’s  beglaubigter 
Erklärungen  ohne  Einschränkung  abgetreten.  Der  Custodian 
of  enemy  property  hat  die  Hypothekenbriefe  von  den  emj- 
iischen  Firmen  als  deutsches  Eigentum  auf  sein  Verlangen 
ausgeliefert  erhalten.  Die  inländischen  Schuldner  d:r  Hypo- 
theken haben  diese  der  Antragstellerin  zur  Auszahlung  ge- 
kündigt. Die  Auszahlung  der  Hypotheken  ist  nicht  erfolgt, 
weil  die  Briefe  infolge  der  Beschl  ignahme  durch  den  Custo- 
dian nicht  vorgelegt  werden  können.  Die  Hypothekenbriefe 
lauten  insgesamt  über  rund  6 030  033  M.,  die  Verbindlichkeiten 
der  Antragstellerin  gegenüber  den  englischen  Firmen  betragen 
rund  250  000  Pfd.  St. 

Die  Vorinstanzen  haben  der  Antragstellerin  einen  Vor- 
schuß für  die  Hypothekenbriefe  „wegen  der  Beeinträchtigung 
ihres  Eigentums“  zugebilligt,  „da  ohne  den  Besitz  der  Briefe 
die  Rechte  aus  den  Hypotheken  nicht  ausgeübt  werden“ 
könnten. 

Der  Einspruch  des  Reichskommissars  hatte  Erfolg,  eine 
Vorentschädigung  ist  versagt. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Hypotheken  sind  formell  ohne  Einschränkung  den 
englischen  Firmen  zur  Sicherheit  für  die  gewäh  ten  und  noch 
zu  gewährenden  Kredite  abgetreten.  Durch  die  Abtretung 
sind  die  englischen  Firmen  Gläubigerinnen  geworden  und 
die  Hypotheken  haben  ihre  Eigenschaft  als  Rechte  deutscher 
Reichsangehöriger,  für  die  eine  Vorentschädigung  gewährt 
werden  könnte,  verloren. 

Zu  prüfen  war  ob  etwa  daraus,  daß  die  Uebertragung 
nur  zur  Sicherung  erfolgt  ist,  sich  etwas  Anderes  ergibt. 
Das  war  zu  verneinen.  Die  SicherheitsüberUagung  ist  regel- 
mäßig eine  unbedingte  Rechtsübertragung;  denn 
es  ist  davon  auszugehen,  daß  im  Regelfall  der  Gläubiger 
die  ihm  zu  seiner  Sicherheit  abgetretenen  Rechte  auch  so 
uneingeschränkt  erwerben  will,  als  sie  ihm  übertragen  werden. 
Allerdings  ist  wirtschaftlich  von  den  Parteien  nur  eine  Ver- 
pfändung beabsichtigt.  Aber  die  Parteien  haben  zur  Er- 
füllung ihrer  wirtschaftlichen  Zwecke  nicht  die  an  sich  prak- 
tisch mögliche  Rechtsform  der  Verpfändung,  sondern  die  der 
schrankenlosen  Rechtsübertragung  gewählt.  Im  Zweifel  ist 
anzunehmen,  daß  die  Parteien  auch  denjenigen  Rcchtsinhalt 
gewollt  haben,  der  der  von  ihnen  gewählten  Rechtsform 
entspricht  (vgl.  RGZ.  Bd.  35  S.  394).  Anhaltspunkte  für  eine 
abweichende  Auslegung  des  Parteiwillens  sind  iin  vorliegenden 
Fall  nicht  hercorge treten. 

Hieraus  folgt,  daß  die  Antragstellerin  auch  trotz  des 
Sicherungszwecks  der  Uebertragung  nicht  mehr  G äubigerin  der 
Hypothekenfcrderungen  und  nicht  mehr  Eigentümerin  der 
Briefe  ist.  Der  Custodian  of  enemy  property  hat  mit  den 
Hypothekenbriefen  vielmehr  englisches  Eigentum  an  sich  ge- 
nommen. 

Die  englischen  Firmen  sind  alerdings  verpll  ch  et,  der  An- 
tragsteilerin nach  Abdeckung  ihrer  Ve.bindllchkeiten  die  Hy- 
potheken zurückzuübertragen.  Dieser  Fall  ist  bisher  nicht 
eingetreten  und  wird  nach  den  Angaben  der  Antragstellerin 
auch  in  absehbarer  Zeit  nicht  eintreten.  Dieser  schuldrecht- 
liche Anspruch  der  Antragstellerin  ist  daher  jedenfalls-  zur- 
zeit nicht  „beeinträchtigt“. 

Es  soll  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Antragstellerin 
möglicherweise  wirtschaftlich  durch  die  Beschlagnahme 
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der  Hypotheken  stark  betroffen  Ist.  Die  englischen  Firmen 
haben  eine  Deckung,  die  sie  bisher  für  ihre  Forderungen  gegen 
die  Antragstellerin  hatten,  mindestens  vorübergehend,  einge- 
büßt und  sie  werden  deswegen  vielleicht  den  Kredit,  den  sie 
der  Antragstellerin  gewährt  haben,  einschränken.  Die  Ver- 
bindlichkeiten der  Antragstellerin  gegenüber  den  englischen 
Gläubigern  würden  aus  den  Hypothekenkapitalien  ferner  t il- 
weise  abgedeckt  werden  können,  und  es  würde  dadurch  die 
Höhe  der  von  der  Antragstellerin  aufzubringenden  Sehuld- 
zinsen  herabgesetzt  werden. 

Die  Zubilligung  einer  Vorentschädigung  rechtfertigen  in- 
dessen diese  Erwägungen  allein  nicht. 

Darüber,  ob,  ev.  in  welchem  Umfang  sich  solche  Nach- 
teile bisher  für  die  Antragstellerin  verwirklicht  haben,  fehlt 
es  an  jeder  Darlegung.  Es  ist  zudem  nicht  dargelegt,  daß  aus 
etwaigen  derartigen  Nachteilen  ein  der  Vorentschädi- 
gung fähiger  Schade  erwachsen  wäre. 

Die  Antragstellerin  war  daher  für  das  Vorentschädigungs- 
verfahren mit  ihrem  Antrag  abzuweisen. 

IV. 

Unruheschäden. 

Das  Unruheschadensgesetz  steht  nicht  in  Widerspruch 
mit  Art.  109  und  153  der  Reichsveifassung. 

1.  Entscheidung  vom  6.  6.  21  — XVII.  A.  V., 44/21.  — 

Der  Antragsteller  hat  Ersatzansprüche  in  Höhe  von  ins- 
gesamt 116  700  M.  erhoben.  Der  zuständige  Ausschuß  lehnte 
alle  Ansprüche  ab,  teilweise  mit  der  Begründung,  daß  es 
sich  um  mittelbaren  Schaden  handele,  im  übrigen,  weil  das 
Fortkommen  des  Antragste  lers  im  Hinblick  auf  seine  gün- 
stigen Vermögensverhä'tnisse  bei  Versagung  der  Entschädi- 
gung nicht  unbillig  erschwert  werde.  Die  Beschwerde  wurde 
vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  allein  darauf  gestützt,  daß 
§ 2 des  Unruheschadensgesetzes,  der  einen  Unterschied  zwi- 
schen arm  und  reich  mache,  gegen  den  Grundsatz  der  Ver- 
fassung, daß  alle  Deutschen  vor  dem  Gesetz  gleich  seien, 
verstoße.  Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Der  Art.  109  Abs.  1 der  Reichsverfassung,  der  bestimmt, 
daß  alle  Deutschen  vor  dem  Gesetz  gleich  sind,  enthält  nicht, 
wie  der  Antragsteller  irrtümlich  annimmt,  eine  Vorschrift 
darüber,  was  in  den  deutschen  Gesetzen  stehen  und  nicht 
stehen  soll,  sondern  bestimmt  lediglich,  daß  die  Gesetze, 
einerlei  welche  Vorsch  iften  sie  enth_lten  und  wer  derjenige  ist, 
an  den  sie  sich  richten,  rückhaltlos  angewendet  werden 
sollen.  Der  wiedergegebene  Satz  der  Verfassung  ist  also  ein 
richtunggebender  Grundsatz  nicht  für  den,  der  das  Gesetz 
gibt,  sondern  für  den,  der  es  handhabt.  Die  von  der  Ver- 
fassung gewährleistete  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  bedeutet 
lediglich  Gleichheit  vor  dem  Richter  und  der  Verwaltung.  Da 
hiernach  die  Verfassung  keineswegs  dem  Gesetzgeber  ver- 
bietet, die  deutschen  Reichsuntertanen  unterschied. Lh  zu  be- 
handeln, so  kann  die  Unwirksamkeit  des  Reichsunruheschäden- 
gesetzes, das  einen  Anspruch  auf  Entschädigung  nur  gi_t,  wenn 
und  soweit  ohne  eine  solche  nach  den  Umständen  das  Fort- 
kommen des  Betroffenen  unbillig  erschwert  würde,  die  Ent- 
schädigung für  Bemittelte  und  Unbemittelte  also  verschieden 
bemißt,  aus  der  angeführten  Verfassungsbestimmung  nicht 
hervorgeleitet  werden. 

2.  Entscheidung  vom  6.  1.  21  — XVII.  A.  V.  237/21. 

Die  Antragstellerin  hat  auf  Grund  des  Unruhschädenge- 
setzes Ersatzansprüche  erhoben,  weil  ihr  Haus  in  der  Nacht 
zum  9.  11.  18  von  aufständigen  Strafgefangenen  und  Zivil- 
personen gestürmt  und  verwüstet  werden  ist.  Eine  Ent- 
schädigung von  dem  Ausschuß  ist  versagt,  weil  das  Fort- 
kommen der  Antragstellerin  auch  bei  Versagung  der  Ent- 
schädigung im  Hinb.ick  auf  ihre  günstigen  Vermögensverhält- 
nisse nicht  unbillig  erschwert  werde.  Beschwerde, ührend  hat 
die  Antragstellern  geltend  gemacht,  daß  die  Vorschrift  des 
§ 2 USch.G,  gegen  die  Artikel  109  und  153  der  .Reichsver- 


fassung verstoße  und  aus  diesem -Grund  rechtsungültig  «et 
Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Auch  die  Vorschrift  des  Art.  153  Abs.  1 der  Reichsver- 
fassung, wonach  das  Eigentum  von  der  Verfassung  ge- 
währleistet wird,  kann  zur  Begründung  einer  Rechtsungültig- 
keit des  § 2 USchG.  nicht  herangezogen  werden.  Die  Ge- 
währleistung des  Eigentums  durch  die  Verfassung  wi  1 keines- 
wegs eine  Verpflichtung  des  Staats  festlegen  und  regeln, 
Eigentum  und  Eigentümer  vor  Dieben  und  Räubern  zu 
schützen.  Die  angezogene  Verfassungsvorsch  ift  hat  ebenso 
wie  alle  sonstigen  Vorschriften  der  Verfassung  über  Grund- 
rechte keinerlei  privat-  oder  st rafrech  liehe,  sondern  eine  aus- 
schließlich staats-  und  verwaltungsrechtliche  Bedeutung.  Sie 
besagt  danach  lediglich,  daß  die  Staatsgewalt  nicht  befugt 
ist,  in  die  Eigentumssphäre  eines  Untertanen  einzugreifen, 
ohne  daß  ihr  ein  Recht  dazu  durch  das  Gesetz  eingeräumt  'ist. 

V. 

Okkupationsschäden. 

Beschädigung  einer  Erkerscheibe  durch  Munitions- 
sprengungen. 

Entscheidung  vom  27.  Juli  1921  — XIV.  A.  V.  368/21.  — 

Der  Antragsteller  ist  Eigentümer  eines  Geschäftshauses. 
Im  Anfang  des  Jahres  1919  wurde  eine  Erkerscheibe  in 
diesem  Hause  in  der  Größe  von  183X157  cm  durch  einen 
Steinwurf  beschädigt,  der  in  der  linken  unteren  Ecke  ein  etwa 
1 cm  großes  Loch  verursachte.  Die  Scheibe  wurde  damals 
von  dem  Antragsteller  weder  erneue  ä noch  repa  iert,  son- 
dern blieb  weiter  im  Gebrauch.  Im  August  1919,  als  in  dem 
nahe  gelegenen  Munitionsdepot  durch  die  Besatzung  Spren- 
gungen von  Granaten  vorgenommen  wurden,  brach  die  Seheibe 
vollends;  von  dem  durch  den  Steinwurf  verursachten  Loch 
aus  splitterte  das  Glas  durch  Sprünge,  die  die  unteren  */3  der 
Scheibe  durchzogen,  während  das  obere  Drittel  unversehrt 
blieb. 

Auf  Grund  der  Behauptung,  daß  das  Zersplittern  der 
Scheibe  die  Folge  der  durch  die  Granatsprengungen  hervor- 
gerufenen Erschütterungen  sei,  hat  der  Antragsteller  zu- 
nächst von  der  französischen  Besctzungsbehcrde  eine  Ent- 
schädigung von  1410  M.  verlangt,  ist  aber  abgewiesen  wor- 
den. Darauf  hat  der  Antragste.lcr  im  Oktooer  1920  unter 
Vorlegung  der  Rechnung  vom  24.  9.  1923  über  1812  M. 
bei  der  Feststellungsbehörde  die  Erstattung  des  B. Schaffungs- 
preises in  Höhe  von  1632  M.  beantragt,  indem  er  183  !M. 
als  Wert  der  zerbrochenen  Scheibe  in  Anrechnung  brachte. 
Die  Feststellungsbehcrde  hat  den  Anspruch  abgelehnt;  nicht 
die  Sprengung,  sondern  jedenfalls  der  S.einwurf  habe  den 
Schaden  verursacht,  die  Zerstörung  der  Scheibe  durch  die 
Detonationen  bei  den  Granatsprengungen  sei  auch  deshalb  ganz 
unwahrscheinlich,  weil  der  betreffende  Erker  gerade  auf  der 
dem  Munitionsdepot  abgekehrlen  Seite  gelegen  sei. 

Die  Beschwerde  des  Antragstellers  halte  Erfolg;  es  wurde 
eine  Vergütung  von  703  M.  festgesetzt. 

Aus  der  Begründung: 

Der  Vergütungsanspruch  ist  auf  Grund  des  § 1 b des 
Okkupationsleistungsgesetzes  gerechtfertigt.  Im  Gegensatz  zur 
Feststellungsbehcrde  ist  angenommen  worden,  daß  die  Zer- 
splitterung der  Scheibe  im  August  1919  durch  die  Erschütte- 
rungen bei  den  von  den  Besatzungstruppen  ausgeführten 
Munitionssprengungen  verursacht  werden  ist.  Die  Gleich- 
zeitigkeit der  Ereignisse,  das  zeit'iche  Zusammenfällen,  er- 
gibt den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  dem  Zer- 
brechen der  Scheibe  und  den  Detonationen.  Diese  sind  die 
Folgewirkung  der  in  den  Munitionssprengungen  zu  erblicken- 
den Besatzungsmaßnahmen.  Somit  hat  ein  Geschehnis,  das 
in  dem  Betriebe  der  Besatzung  erfolgte,  und  mit  dem  bei 
diesem  Betrieb  gerechnet  werden  mußte,  eine  Bedingung 
des  das  Vermögen  des  Antragstellers  schädigenden  Erfolges 
gesetzt,  ohne  deren  Eintreten  der  Schide  nach  dem  gewöhn- 
lichen Lauf,  der  Dinge  nicht,  eingetreten  wäre.  Zwar  war 


n 


DEUTSCHE  W t RT  SC  H AFT  SZ  E t TU  N Ü 


die  Scheibe  bereits  im  Beginn  1919  durch  «inen  Stein  wurf 
beschädigt  worden,  diese  Beschädigung  war  aber  nur  ge- 
ringfügig; wenn  auch  die  Spannung  im  Glase  durch  das 
entstandene  Loch  verringert  worden  war,  war  doch  die  Ge- 
brauchsfähigkeit der  Scheibe  jedenfalls  nicht  aufgehoben,  ihr 
Wert  war  nur  um  etwa  ein  Vierte!  vermindert.  Ohne  Be- 
deutung ist,  daß  die  durch  die  Detonationen  hcrvorgerucenen 
Lufterschütterungen  von  dem  dem  Erker  abgekehrt  liegenden 
Munitionsdepot  ihren  Ausgang  nahmen.  Die  Scha  Iwellen 
wirken  nicht  nur  nach  einer  Richtung,  sondern  werden  mit 
kaum  verminderter  Gewalt  durch  gegenüberliegende  Gebäude 
und  sonstige  Hindernisse  zurückgeworfen.  Auch  überträgt 
sich  die  durch  sie  erzeugte  Erschütterung  auf  alle  Teile 
eines  Bauwerks,  das  im  Wirkungsbereich  dieser  Weden  liegt. 
Mit  der  Duldung  der  Schadenszufügung  ist  eine  Requisitions- 
leistung des  Antragstellers  bewirkt,  deren  Vergütung  zu  be- 
anspruchen er  berechtigt  ist. 

Die  Höhe  der  Vergütung  bestimmt  sich  nach  § 2 OkkLG. 
Nach  der  ständigen  Rechtsprechung  des  Senats  ist  davon  aus- 
zugehen, daß  der  Vergütung  die  Preise  im  Zeitpunkt  des 
schädigenden  Ereignisses  zu  Grunde  zu  legen  sind.  Denn  das 
OkkLG.  hat  den  für  das  Privatrecht  geltenden  Grundsatz 
der  Naturalrestitution,  d.  h.  der  Verpflichtung  zur  Herstellung 
des  früheren  Zustandes  in  Natur  oder  durch  Zahlung  ^des  dazu 
erforderlichen  Geldbetrags,  nicht  übernommen,  es  gewährt  Ver- 
gütung in  Geld  lediglich  null  der  Höhe  der  aufge wendeten 
Leistung,  die  hier  in  der  Duldung  der  Beschädigung,  nicht 
in  der  Herstellung  nach  beendeter  Besatzungsmaßnahme 
besteht. 

Im  übrigen  war  zu  berücksichtigen,  daß  der  Antragsteller 
bei  der  ersten  Anmeldung  des  Schadens  eine  Vergütung  von 
1410  M.  beantragt  hatte.  Nach  der  Preislage  zur  Zeit  des 
schädigenden  Ereignisses  war  dieser  Betrag  aigemesien,  da  ein 
Quadratmeter  Erkerscheibenglas  damals  etwa  500  M.  ge- 
kostet hat.  Im  Zeitpunkt  der  Zerstörung  der  Scheibe  möge 
der  Sprengungen  war  die  Erkerscheibe  infolge  ihrer  Beschädi- 
gung durch  den  Steinwurf  um  ein  Viertel  ihres  Werts  ge- 
mindert und  ist  demnach  nur  1030  M.  wert  gewesen,.  Nach 
der  Feststellung  durch  den  sachverständigen  Kreisbauinspektor 
in  G.  ist  bei  der  Zersplitterung  der  Scheibe  das  obere 
Drittel  unbeschädigt  geblieben,  ein  Drittel  der  Scheibe 
ließ  sich  noch  herausschneiden  und  verwerten.  Es  waren 
danach  nur  700  M.  zu  vergüten. 


Wirtschaftsgesetzgebung. 

Von  Prof  Dr.  Dochow,  Heidelberg 

Erlaubnis  zur  Wassernutzung  nach  dem  Entwurf  eines 
Wasscrgesctzts  für  Thüringen. 

Der  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Lummer-Jena,  hat  im  amt- 
lichen Auftrag  den  Entwurf  eines  Wassergesetzes  für  Thürin- 
gen nebst  Begründung  ausgearbeitet.  Er  bringt  vor  allem 
eine  wünschenswerte  Vereinheitlichung  des  Wasserrechts  und 
ist  auch  für  die  umliegenden  Linier  beachtenswert,  weil  die 
in  Thüringen  entspringenden  und  fließenden  Gewässer  die 
Landesgrenze  überschreiten,  und  es  kann  den  Anliegern  am 
LInterlauf  nicht  gleichgültig  sein,  wie  Wassernutzung  und 
Wasserschutz  am  Oberlauf  geregelt  sind1). 


x)  Wie  wichtig  Abmachungen  zwischen  den  in  Frage 
kommenden  Ländern  werden  können,  geht  aus  zwei  Entschei- 
dungen des  preußischen  Landesw  sssramt;  her  vor  (Amt1.  Samm- 
lung 1921,  Bel  1 Nr.  2)  u.  21),  di»  entschieden  hit,  daß 
Behörden  anderer  reichsdeutscher  Länder  nicht  berechtigt  sind, 
zur  Wahrung  von  Rücksichten  des  öffentlichen  Wohls  im  Ver- 
leihungsverfahren Widerspruch  zu  erheben  (l,  92),  und  einer 
Verleihung  kann  nicht  wegen  solcher  nachteiligen  Wir- 
kungen der  beabsichtigten  Benutzung  des  Wasserlaufs  wider- 
sprochen werden,  die  erst  außerhilb  des  Preußischen  Staates 
eintrete»  p,  95).  — Preußen  sorgt  naturgemäß  für  Preußen. 
In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  das  benachteiligte 
Anhalt.  Unter  Umständen  wird  es  Preußen  nicht  angenehm 


Bet  der  Anlage  von  Bluten  an  oder  im  Wässer  ist  auf 
den  Verkehr  Rücksicht  zu  nehmen.  Stauanlagen  verändern  den 
natürlichen  Wasserstand,  erhöhen  oder  senken  ihn,  um  stärkere 
Wasserkraft  erzeugen  oder  um  dem  Wasser  einen  anderen 
Abfluß  geben  zu  können.  Ihre  Anlage  unterliegt  der  Erlaub- 
nis, wobei  auf  andere  Interessen  Rücksicht  zu  nehmen  ist, 
Landwirtschaft  und  Industrie  müssen  die  Möglichkeit  haben, 
aus  fließendem  Gewässern  Wasser  zu  entnehmen  und  es 
ihnen  zuzuführen.  Die  Anordnungen  über  den  Wasserschutz, 
der  Beeinträchtigungen  gefährdeter  Grundstücke  zu  vermeiden 
sucht,  müssen  befolgt  werden2). 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Entw'urfs  über  die 
Erlaubniserteilung  lauten:  - . 

§ 41.  Durch  Verleihung3)  kann  das  Recht  erworben  werden, 
einen  Wasserlauf  über  den  Gemeingebrauch  hinaus,  insbeson- 
dere mittels  »einer  besonderen  Anlage  in  oder  von  dem 
Wasserlauf  zu  benutzen4). 

§ 42.  Eine  Verleihung  wird  nicht  erteilt,  wenn  das  Recht 
nach  anderen  gesetzlichen  Vorschriften  oder  auf  Qrund  des 
Gemeingebrauchs  gestaltet  ist.  I 

Die  Verleihung  kann  auf  Antrag  in  der  Weise  erteilt 
werden,  daß  das  Recht  mit  dem  Eigentum  an  einem  Grund- 
stück verbunden  wird. 

§ 43.  Die  Verleihung  kann  dauernd  oder  auf  Zeit5)  er- 
teilt werden6). 


sein,  wenn  Thüringen  ihm  gegenüber  entscheidet  wie  es 
selbst  Anhalt  gegenüber  entschieden  hat. 

2)  Dochow,  Verwaltung  und  Wirtschaft2  S.  38. 

3)  Entwurf  und  Begründung  sprechen  in  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  preußischen  Wassergesetz  von!  7.  4.  13  von 
Verleihung.  Das  sächs.  Wassergesetz  vom  12.  3.  09  ge- 
braucht richtig  den  Ausdruck  Erlaubnis  (§  23).  Vgl. 
dazu  Schelcher,  Handausgabe  2,  83  in  Uebereinstimmung  mit 
Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht2  1,  249.  Die  Ge- 
werbeordnung § 16  spricht  auch  noch  von  einer  Geneh- 
migung, wo  es  sich  um  eine  Erlaubnis  handelt,  wehrend 
die  neuere  Wirtschaftsgesetzgebung  die  Handelserlaubnis  richtig 
nicht  als  Handelsgenehmigung  bezeichnet.  Vgl.  Anm.  11  und 
DWZ.  1921  S.  462. 

*)  Pr.  WO.  § 46  zählt  die  Rechte  auf,  die  an  einem 
Wasserlauf  erworben  werden  können.  Dagegen  bemerkt  die 
Begr.  S.  60:  Die  Verleihung  ist  jedem  zugänglich,  ihr  Gegen- 
stand kann  jede  Art  der  Benutzung  eines  Wasserlaufes  sein, 
denn  es  wäre  bei  der  Zukunft  der  Wasserwirtschaft  ver- 
fehlt, ihr  Anwendungsgebiet  — wüe  Preußen  es  tut  — von 
vornherein  zu  beschränken.  Anpassungsfähig  muß  ein  Gesetz 
sein,  dessen  praktische  Anwendungsfälle  noch  nicht  erschöpft 
sind;  es  darf  sich  nicht  von  vornherein  so  festlegen,  daß  es 
an  jedem  neuen  nicht  vorgesehenen  Falle  scheitert.  — Sächs. 
WO.  § 23  zählt  ebenfalls  die  Fälle  aaf,  die  eher  Erlaubnis 
bedürfen.  Schelcher,  Handausgabe  * 82  bemerkt  dazu: 

Ueberhaupt  werden  sich  neben  den  in  § 23  aufgeführten 
Fällen  der  besonderen  Wasserbenutzung  kaum  noch  solche 
finden  lassen,  die  sich  als  eine  nicht  unter  den  Gemeingebrauch 
fallende  Sondernutzung  darstellen,  zumal  nach  § 22  Abs.  1 der 
Gemeingebrauch  nicht  dadurch  ausgeschlossen  wird,  daß  seine 
Ausübung  mit  einer  bleibenden  Vorrichtung  oder  Anlage  im 
Bett  oder  am  Ufer  des  Gewässers  verbunden  ist.  Tat- 
sächlich siindi  daher  auch  im  neuen  WG,  alle  über  den 
Gemeingebrauch  gehenden  Sonderbenutzungen  an  behördliche 
Erlaubnis  gebunden. 

5)  Gleichlautend  Pr.  WO.  § 47  Abs.  2.  Dazu  bemerken 
Holtz-Kreutz,  Handausgabe  S.  76:  Unter  Verleihung  auf  Zeit 
ist  nur  eine  Verleihung  auf  bestimmte  ,Zeit  \zu  verstehen.  Eine 
Verleihung  auf  Widerruf  ist  daher  nicht  zulässig. 

6)  Entsch.  des  pt.  Landeswasseramts1  Nr.  17:  Grundsätze 
für  die  Bemessung  der  Verleihungsiauer.  Das  LWA.  lehnt 
dort  eine  Verleihung  auf  die  Dauer  ab,  das  Gesetz  mache 
die  Verleihung  dauernder  Rechte  nicht  zur  Regel,  sondern 
stelle  es  in  das  Ermessen  der  Behörde,  ob  sie  Rechte  dauernd 
oder  auf  Zeit  verleihen  will,  — Das  LW,AL  hält  eine  Vtxi 
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% 44.  Die  Verleihung  darf  nur  für  ein  Unternehmen  er- 
teilt werden,  dem  ein  bestimmter  Pia«  zugrunde  liegt7)- 

§ 45.  Soweit  der  beaufsichtigten  Benutzung  des  Wasser- 
laufs überwiegende  Rücksichten  des  öffentlichen  Wohls  ent- 
gegenstehen, ist  die  Verleihung  zu  versagen  oder  nur  unter 
Bedingungen  zu  erteilen,  durch  welche  diese  Rücksichten  ge- 
wahrt werden8). 

Bei  Seen,  aus  denen  nur  natürliche  Wasserläufe  zweiter 
Ordnung  abfließen,  bei  künstlichen  Wasserläufen  zweiter  Ord- 
nung und  bei  den  durch  Talsperren  gebildeten  ßammelbeckety 
ist  die  Verleihung  nur  mit  Zustimmung  des  Eigentümers 
des  Sees  oder  des  künstlichen  Wasserlaufs  oder  des  Unter- 
nehmers der  Talsperre  zulassen9). 

Herstellung  künstlicher  Düngemittel. 

Die  Herstellung  bestimmter  Erzeugnisse  kann  dauernd  oder 
vorübergehend  untersagt  oder  bestimmten  Betrieben  Vorbe- 
halten werden10). 

Die  VO.  über  künstliche  Düngemittel  vom  3.  8.  18 
(RGBl.  999)  § 7 bestimmt:  Die  gewerbsmäßige  Herstellang 

von  Mischdünger  ist  nur  mit  Genehmigung11)  des  Reichs- 
kanzlers zulässig. 

Die  VO.  vom  5.  7.  21  (RGBL  822)  bestimmte  § 2:  Die 
gewerbsmäßige  Herstellung  dieser  Mischung  12)  ist  nur  den 
Personen  gestattet,  die  schon  vor  dem  1.  8.  14  gewerbsmäßig 
Mischung  aus  schwefelsaurem  Amoniak  mit  Super^hcsphat  oder 
mit  Superphosphat  und  Kali  hergeste.lt  haben.  Diese  Be- 
stimmung wird  jetzt  noch  verschärft  durch  die  VO. 3)  vom 
3|.  12.  21  (RGBl.  1538)  wonach  § 2 folgende  Fassung  erhält: 

Die  gewerbsmäßige  Herstellung  dieser  Mischung  ist  vom 
1.  1.  22  an  nur  den  Personen  gestattet,  die  schon  in  der 
Zeit  vom  1.  8.  13  — 31.  7.  14  gewerbsmäßig  mit 
Hilfe  maschineller  Einrichtungen  aus  Stick- 
stoffdünger mit  Salpeterphosphat  oder  mit  Superphosphat  und 
Kali  hergestellt  haben  4). 

Die  Gewerbeordnung  als  Recht  der  Unternehmung. 

Abweichend  von  Rumpf14  möchte  ich  an  der  Gewerbe- 
ordnung als  Grundlage  für  das  Recht  der  Unternehmung 
festhalten.  Eine  Ueberarbeitung  des  HGB.,  namentlich  des 
Gesellschaftsrechts  — „wird  nicht  leicht  sein  uni  lange  Zeit 
beanspruchen.  Dagegen  bedürfen  die  ersten  Abschnitte  der 
GewO,  nur  der  Zusammenfassung  aus  unwesentlichen  Ab- 
änderungen. Mit  Rumpf  stimme  ich  darin  überein,  daß  die 


leihung  auf  35—40  Jahre  für  angemessen.  Der  Antragsteller 
muß  die  Möglichkeit  erhalten,  sein  Unternehmen  auf  längere 
Zeit  einrichten  zu  können,  die  Verwaltung  muß  aber  in  ge- 
wissen Zeitabständen  nachprüfen  können  (l,  85).  — Beach- 
tenswert ist  auch  die  Entsch  des  LWA.1  Nr,  35,  die  darauf 
hinweist,  daß  die  Erlaubnis  zur  Wassernutzung  von  der  zum 
Gewerbebetrieb  nachzusuchen  und  zu  erteilen  ist  (t,  134). 

7)  Gleichlautend  Pr.  WG.  § 48  Holtz-Krentz  S.  77:  Nicht 
erforderlich  ist,  daß  das  Unternehmen  bereits  vorhanden  ist, 
es  genügt  vielmehr,  daß  es  erst  geplant  ist.  Der  Plan 
ist  durch  Zeichnungen  und  Erläuterungen  klarzulegen  (78). 

8)  Gleichlautend  Pr.  WG.  § 49  Abs.  1. 

9)  Im  wesentlichen  gleichlautend  Pr.  WG.  § 49  Abs.  2. 

10)  Dochow,  Verwaltung  und  Wirtschaft2  S.  21. 

u)  Auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Genehmigung» 
sondern  um  eine  Erlaubnis. 

12)  Näheres  darüber  im  § 1.  - DW1Z.  1923  S.  321. 

13)  Die  VO.  über  den  Handel  mit  Lebens-  und  Futter* 
mittein  vom  24.  11.  21  (RGßij.  1570)  hat  die  Beschrän- 
kung des  Handels  auf  Personen»  die  schon  vor  demld.  8.  14 
den  Handel  mit  Lebens-  und  Futtermitteln  ausübten,  ausgedehnt 
DWZ.  1921  S.  462. 

14)  Rumpf,  Das  Handelsgesetzbuch  als  Recht  der  Unter- 
nehmung. DW*Z.  1921  S.  458. 


Bestimmungen  über  den  Großbetrieb,  die  Tätigkeit  in 
Fabriken  und  ihnen  gleichgestellten  Einrichtungen,  von  denen 
über  den  Kleinbetrieb,  die  Handwerker  und  die  persön- 
lichen Dienstleistungen  (Hebammen,  Friseure,  Tapezierer, 
Schankwirte)  zu  trennen  sind.  Daraus  würden  sich  zwei  Teile 
der  Gewerbeordnung  ergeben  mit  einem  allgemeinen  Teil 
als  Einleitung,  unter  Berücksichtigung  der  Nebengesetzgebung. 
Die  Bestimmungen  über  Beginn,  Fortführung  und  Stillegung 
der  Betriebe  könnten  zusammen  ein  übersichtliches  Betriebs- 
recht ergeben.  Das  Recht  der  Unternehmungsformen  sollte 
davon  getrennt  bleiben. 


Bücherschau.  . 

R.  Wassermann  und  M.  Kaiser,  Wucher,  Preistreiberei  und 
Schleichhandel,  256  S.  Preis  9,45  M.  — Das  Strafverschärfungs- 
gesetz, 67  S.  Preds  9 M.  1920/21.  München,  J.  Schweitzers 
Veriag. 

Diese  Ausgabe  ist  ausdrücklich  für  Handel  und  Industrie 
bestimmt,  die  Anmerkungen  sind  mit  Beherrschung  des  ge- 
samten Stoffes  unter  Berücksichtigung  der  Literatur  und  Recht- 
sprechung sorgfältig  gearbeitet.  Zur  vorläufigen  Ergänzung 
bis  zur  Neuauflage  sei  auf  Wassermanns  Anmerkungen  zur 
Rechtsprechung  in  der  „Juristischen  Wochenschrift“  ver- 
wiesen. Dochow. 

Die  Vereinigung  Niedersächsischer  Han- 
delskammern veröffentlicht  Vierteljahrsberichte,  von  denen 
das  dritte  Heft  erschienen  ist.  Sie  haben  den  Vorzug  vor 
den  Jahresberichten,  die  in  der  Regel  zu  spät  erschienen, 
daß  ihr  Inhalt  wirtschartspolitisch  besser  verwertet  werden) 
könnte.  Sie  behandeln  alle  Erwerbszweige  die  in  Nieder- 
sachsen von  größerer  Bedeutung  sind,  uni  vermeiden  Einseitig- 
keit (J  adurch,  daß  die  Handelskammer,  in  deren  Bezirk  eine 
Branche  besonders  hervorragt,  unter  Verwertung  der  Mittei- 
lungen der  außerdem  beteiligten  Kammer  den  Bericht  verfaßt. 


Zeitschriften. 

„Juristische  Wochenschrift“,  21,  Nr.  23.  Oert- 
mann,  Die  Folgen  der  Herstellungsverteuerungen  in  der  deut- 
schen Industrie.  — „Deutsche  Steuer-Zeitung“,  21, 
Nr.  9.  Apfelbaum,  Steuerfreie  Selbstversicherung  (vgl.  Heintze, 
Selbstversicherung,  DW>Z.  21,  S.  413). 
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Dr.  Qeinridj  $ricMSnber 
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«Urei«  16,89  'HI 

Bie  Schrift  fommt  einem  lange  empfunben-n  BcbürfniS  entgegen.  ®e« 
Berfaffer,  in  b ffen  'Bureau  eine  Beige  bebeutenber  gntereffengemein- 
febaHö»ertr<5ge  entftanben  finb,  bebanbelt  nach  etnem  Ueberbtid  über  bie 
»efegiebenen  formen  ber  inbuftrieilen  Äonjeniration  überhaupt 
(Bon-roUgeiclif  cf)a>ten  uf»)  etngebenb  bie  c*n, meinen  ‘Partien  einet 
3n-ereffengemetnfcg  Utdoertragö.  ®ic  oft  »erklungenen  3uiamtnengänge 
3»if<hen  biefen  Bert  äg  -n  uno  ben  ©agungen  i er  fte  (tili  genben  (Seien* 
(.haften  »erben  an  ber  &a-’b  prüft ifd>erBeifpic(e  bargelegt,  alle  ein- 
icblägigen  fragen,  »ie  tnebefonbere  bie  organif atorifeben  (Bilbuna 
einer  befonberen  © nt.  b.  fj ),  »erben  bebanbelt,  fobann  »erben  bie 
btlan3tecgnifcgen  fragen,  bie  ft<b  bei  ber  3ufammen»erfung  unb  fcglüffel- 
mägioen  Berteilung  ber  (Seviune  ergeben,  erörtert  enbiieb  tn  fgftematifcger 
Uebeiflht  unter  §eran3iegung  »on  ßtteraiur  unb  ©pruebprajiä  3u  ben 
fteuerrecbtlicgenBroolemen  ©Minna  genommen.  2>aö  -Buch  ift  für  Jebett, 
ber  (14  für  inbufiriene  3“fammenfd)!üffe  intereifiert,  »on  größter  Bebeutung 
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Die  neue  Reichsverwertungsstelle. 

Von  Dr,  Zimmermann,  Senatspräsident  beim  Reictrs- 
wirt  Schaftsgericht. 

ln  den  Beschwerdeverfahren  gegen  die  Verfail- 
erklärung  verbotswidrig  ein-  oder  ausgeführter  Waren 
vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  bildet  häufig  die  Art 
und  Weise  der  Verwertung  der  Ware  durch  den  Reichs- 
beauftragten für  die  Ueberwachung  der  Ein-  und  Aus- 
fuhr oder  durch  das  Zollamt  das  Ziel  von  Angriffen. 
Wenn  das  Reichswirtschaftsgericht  eine  Verfallerklärung 
für  unrechtmäßig  erklärt  oder  wenn  der  Reichsbeauftragte 
oder  die  Zollbehörde  die  Verfallerklärung  aus  Rechts- 
oder Billigkeitsgründen  aufgehoben  hat  und  der  Erlös 
der  bereits  verwerteten  Ware  an  den  Beschwerdeführer 
ausgezahlt  werden  soll,  entsteht  oft  Streit  über  die  Höhe 
dieses  Erlöses.  Im  Falle  der  Aufhebung  der  Verfall- 
erklärung] im  Verwaltungswege  wird  das  Verfahren  meist 
■ur  deshalb  fortgeführt,  weil  der  Beschwerdeführer  der 
Ansicht  ist,  der  Erlös  bleibe  weit  hinter  (dem  ange- 
messenen Wert  der  Ware  zur  Zeit  der  Verfallerklärung 
zurück  und  sei  bloß  deswegen  so  niedrig,  weil  es  bei 
der  Verwertung  nicht  mit  rechten  Dingen  zugegangen, 
weil  mindestens  unkaufmännisch  verfahren  sei.  Diese 
Klagen  erstrecken  sich  schon  über  einen  längeren  Zeit- 
raum, beziehen  sich  nicht  etwa  nur  auf  eine  oder  die 
andere  Warengattung  und  werden  nicht  bloß,  von  seiten 
der  Beschwerdeführer  laut,  sondern  finden  auch  in  den 
Reihen  der  sachverständigen  Beisitzer  des  zuständigen 
Senats  am  Reichswirtsehaftsgericht  ein  Echo.  Die 
Presse  hat  diesen  Beanstandungen  ebenfalls  schon  ihre 
Spalten  geöffnet.  So  hat  der  Rechtsanwalt  und  Notar 


Dr.  Joachimczyk  üi  Berlin  in  Nr.  569  des  „Berliner 
Tageblatts“  vom  10.  Dezember  1921  einen  Artikel 
über  die  Verwertung  für  verfallen  erklärter  Waren 
veröffentlicht  und  darin  diese  Verwertung  als  durch- 
aus unrationell  und  für  die  beteiligten  Kreise  schwer 
schädigend  hingestellt.  Da  gegenwärtig  erwogen  wird, 
der  Verwertungsstelle  des  Reichsbeauftragten  ganz  all- 
gemein die  Verwertung  aller  Gegenstände  zu  über- 
tragen, die  aus  Beschlagnahmen,  Enteignungen,  Verfall- 
erklärungen oder  älmlichen  Akten  der  Staatsgewalt  dem 
Fiskus  zufallen  und  einer  Verwertung  zugeführt  werden, 
so  dürfte  es  an  der  Zeit  und  am  Platze  sein,  sich  mit 
dieser  neuen  Reichsverwertungsgesellschaft  einmal  des 
näheren  zu  befassen,  der  Art  und  Weise  der  Ver- 
wertung der  für  verfallen  erklärten  Waren  nachzugehen, 
etwaige  Mängel  dabei  festzustellen  und  Vorschläge  für 
deren  Beseitigung  zu  machen. 

Nach  Abs.  3 des  § 3 der  Ein  fuhr  Verordnung  vom 
22.  März  1920  (RGBl.  S.  334)  findet  die  Verfügung  über 
die  für  verfallen  erklärten  Waren  zum  Zweck  ihrer  Ver- 
wertung durch  den  Reichsbeauftragten  für  die  Ueber- 
wachung der  Ein-  und  Ausfuhr  statt.  Im  § 3 Abs.  4 
Satz  4—6  heißt  es: 

Wird  in  dem  Beschwerdeverfahren  die  Unrechtmäßig- 
keit der  Verfallerklärung  festgestellt,  so  ist  dein  Be- 
troffenen die  Ware  zurückzugeben.  Ist  die  Ware  be- 
reits verwertet,  so  tritt  an  ihre  Stelle  der  erzielte  Erlös. 
Weitere  Ansprüche  des  Betroffenen  auf  Grund  der  be 
stehenden  Gesetze  bleiben  unberührt. 

Gemäß  § 15  der  Ausführungsbestimmungen  zu  der 
Verordnung  über  die  Außenhandelskontrolle  vom  20.  De 
zember  1919,  vom  8.  April  1920  (,,D|eutscIier  Reichs 
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anzeiger“  Nr.  79)  finden  für  das  Verfahren  hinsicht- 
lich) der  im  § 8 der  Verordnung  über  die  Außenhandels- 
kontrolle vorgesehenen  Verfallerklärung  die  Vorschriften 
entsprechende  Anwendung,  die  gemäß  § 3 der  Verordnung 
über  die  Regelung  der  Einfuhr  vom  16.  Januar  1917 
(RGBl.  S.  41)  in  der  Fassung  der  Verordnung  vom 
22.  März  1920(  (RGBl.  S.  334)  für  d^s  Verfahren  hin- 
sichtlich der  ,Verfallerklärung  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Einfuhrverbote  oder  die  bei  der  Erteilung 
der  Einfuhrbewilligung  festgesetzten  Bedingungen  gelten. 

Die  Verwertung  aller  für  verfallen  erklärten  Waren 
liegt  grundsätzlich  dem  Reichsbeauftragten  ob  und  zwar 
ohne  ;Rücksicht  darauf,  ob  die  Verfallerklärung  von  seinen 
Organen  oder  von  einer  Dienststelle  der  Zollverwaltung' 
oder  einer  anderen  Behörde  (Polizei  usw.)  ausgesprochen 
worden  ist.  Die  Zollstellen  sind  jedoch  zur  selbständigen 
Verwertung  berechtigt: 

a)  von  Waren,  bei  denen  die  Kosten  der  Umleitung) 

in  keinem  Verhältnis  zu  ihrem  Werte  stehen  würden, 

b)  von  leicht  verderblichen  Waren  jeder  Art  in  klei- 
neren Mengen  schlechthin, 

c)  von  leicht  verderblichen  Waren  auch  in  größeren 

Mengen,  wenn  ihr  Zustand  eine  Weiterbeförderung 

offenbar  nicht  mehr  verträgt. 

Von  dieser  Ermächtigung  dürfen  die  Zollstellen  nur 
Gebrauch  machen,  wenn  sich  am  Orte  der  Verfalles 
klärung  oder  in  dessen  Nähe  kein  Vertreter  des  Reichs- 
beäuftragten  befindet  oder  dieses  Organ  nicht  rechtzeitig 
zu  erreichen  ist. 

Die  Verwertung  derjenigen  verfallenen  Waren,  bei 
denen  die  Abgaben  an  Zoll  und  Steuejj  den  Wert  der 
Ware  übersteigen,  ein  Fall,  der  bei  Branntwein,  TabalC 
und  Tabakfabrikaten  häufig  vorkommt,  ist  durch  den; 
Erlaß  des  Reichsfinanzministers  II  a/257  vom  27.  Januab 
1921  und  die  Rundverfügung  des  Reichsbeauftragten  für 
die  Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr,  Geschäfts- 
abteilung, Nr.  47  S.  3792  vom  16.  März  1921  im  ein- 
zelnen geregelt.  Danach  haben  in  solchen  Fällen  das 
Hauptzollamt  und  der  Reichsbeauftragte  Hand  in  Hand 
zu  arbeiten. 

Die  Verwertung  der  für  verfallen  erklärten  Waren  erfolgt 
also  in  der  Regel  durch  den  Reichsbeauftragten  für  die 
Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr,  Geschäftsabteilung,  selbst, 
d.  i.  eine  besondere  Verwertungsgesellschaft  in  Form  einer 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung.  Diese  Gesellschaft  trägt 
die  Bezeichnung  „Der  Reichsbeauftragte  für  die  Ueberwachung 
der  Ein-  und  Ausfuhr,  Geschäftsabteilung',  Gesellschaft  mit 
beschränkter.  Haftung“.  Sitz  der  Gesellschaft  ist  Berlin.  Gegen- 
stand des  Unternehmens  ist  die  Verwertung  von  Gegenständen, 
die  der  Gesellschaft  auf  kGrund  des  Eigentums-  oder  Ver- 
fügungsrechts des  Reichs  von  Behörden  oder  Dienststellen 
zugeleitet  werden,  also  nicht  bloß  vom  Reichsbeauftragten 
oder  von  Zollstellen  nach  Verfallerklärungen.  Die  Gesellschaft 
macht  keine  eigenen  Gewinne.  Gesellschafter  sind  das 
Deutsche  Reich,  die  Reichsgetreidestelle,  Geschäftsabteilung, 
G.  m.  b.  H.  und  die  Reichsmonopolverwaltung  für  Brannt- 
wein. Das  Reich  wird  hierbei  durch  das  Reichslwirtschafts- 
ministerium  und  das  Reichsfinanzministerium  vertreten.  Das 
Stammkapital  der  Gesellschaft  beträgt  1 000  000  M.  Das 
Reich  ist  mit  520  000  M.  Einlage  beteiligt,  der  Rest  ent- 
fällt auf  die  Reichsgetreidestelle  und  das  Reichsmonopolamt. 
Die  Organe  der  Gesellschaft  sind  der  Vorstand,  der  Aufsichts- 
rat [und  die  Gesellschafterversammlung.  Geschäftsführer  der 
Gesellschaft  ist  z.  Z.  Dr.  Kornalewski,  stellvertretender  Ge- 
schäftsführer Ludwigs.  Der  Geschäftsführer  ist  verpflichtet, 
in  den  ersten  6 Monaten  des  Geschäftsjahres  die  Bilanz  für  das 


verflossene  Geschäftsjahr  nebst  einer  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung  aufzustellen.  Der  Aufsichtsrat  besteht  aus  fünf  Per- 
sonen. Zwei  Mitglieder  müssen  von  dem  Reichswirtschafts- 
ministerium, ein  Mitglied  vom  Reichsfinanzministerium,  ein 
Mitglied  von  der  Reichseinfuhrstelle  für  die  Einfuhr  von 
Lebensmitteln  und  ein  Mitglied  vom  Reichswirtschaftsrat  er- 
nannt sein.  Zum  Vorsitzenden  wird  eines  der  vom  Reichs- 
wirtschaftsministerium ernannten  Aufsichtsratsmitglieder,  zum 
stellvertretenden  Vorsitzenden  das  vom  Reichsfinanzministerium 
ernannte  Aufsichtsratsmitglied  bestimmt. 

Der  Aufsichtsrat  besteht  z.  Z.  aus  folgenden  Personen: 

1.  Regierungsrat  von  Holleufer,  Vorsitzender, 

2.  Ministerialrat  Rheinshagen, 

beide  vom  Reichswirtschaftsministerium, 

3.  Oberregierungsrat  -Dr.  Zimmer  vom  Reichs- 
finanzministerium, 

4.  Geh.  Justizrat  Weiling  von  der  Reiehs- 
getreidestelle  und 

5.  Direktor  Bauer  vom  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat. 

Der  Aufsichtsrat  kann  einen  Beirat  mit  lediglich  be- 
ratenden Befugnissen  einsetzen,  in  dem  auch  Wirtschafts- 
und Außenhandelsstellen  vertreten  sein  können,  die  nicht  Ge- 
sellschafter sind.  Der  parlamentarische  Beirat  setzt  sich  z.  Z. 
aus  folgenden  Herren  zusammen: 

1.  van  den  Kerkhoff, 

2.  Dr.  Hein, 

3.  Ten  Hompel, 

4.  Dr.  Gildemeister, 

5.  Keinath, 

6.  Kretzig, 

7.  Düweli, 

8.  Henke. 

Alljährlich  findet  eine  ordentliche  Gesellschafterversamm- 
lung statt. 

Aus  dem  Erlös  der  verwerteten  Waren  sind  die  Unkosten 
der  Gesellschaft  zu  decken.  Der  danach  verbleibende  Rest- 
betrag ist  von  der  Gesellschaft  für  das  Reich  zu  verwalten 
und  vierteljährlich  nach  Abzug  eines  vom  Aufsichtsrat  fest- 
zusetzenden, zur  Bildung  eines  .Fonds  zurückzulegenden  Be- 
trages unter  Rechnungslegung  über  das  abgelaufene  Viertel- 
jahr an  das  Reich  abzuführen.  Der  Fonds  dient  zur  Bestreitung 
der  Unkosten  der  Gesellschaft  und  zum  Ausgleich  des  Aus- 
gabenetats für  die  Zeiten,  in  denen  der  Erlös  der  verwerteten 
Waren  nicht  mehr  zur  Deckung  dieser  Kosten  der  Gesell- 
schaft ausreicht  sowie  zur  Zahlung  der  „angemessenen  Ent- 
schädigungen“ und  der  „Erlöse“  gemäß  § 3 Abs.  1 am  Ende 
der  Einfuhrverordnung.  Eine  Verzinsung  der  Stammeinlagen 
findet  nicht  statt. 

Ursprünglich  waren  aus  dem  Erlös  (der  verwerteten  Waren 
auch  die-  Unkosten  der  Verwaltungsabteilung  ,des  Reichsbeauf- 
tragten für  die  Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  zu  decken. 
Diese  Verwaltungsabteilung  hat  jetzt  jedoch  ihren  eigenen  Etat. 

Soviel  über  die  äußere  Organisation  der  Geschäftsab- 
teilung des  Reichsbeauftragten  für  die  Ueberwachung  der 
Ein-  und  Ausfuhr.  Nunmehr  zu  der  inneren  Geschäftshand- 
habung dieser  Verwertungsgesellschaft. 

Im  allgemeinen  bestehen  folgende  Vorschriften : 

Sobald  es  der  Wert  der  Ware  angebracht  erscheinen 
läßt,  ist  ein  Gutachten,  möglichst  von  einem  vereidigten  und 
öffentlich  angestellten  Sachverständigen  einzuholen,  eine  Ab- 
schrift davon  stets  nach  Berlin  zu  senden.  Ferner  sind  bei 
verschiedenen  Firmen  Angebote  einzuholen  und  zwar  bei  eirter 
möglichst  großen  Anzahl  von  wirklich  einwandfreien  Firmen, 
die  die  Gebote  nach  Besichtigung  der  Ware  abzugeben  haben. 
Gelingt  der  Verkauf  zu  angemessenen  Preisen  innerhalb  der 
normalen  Zeit  nicht,  so  ist  ohne  Aufforderung  nach  Berlin 
zu  berichten  unter  genauer  Angabe  der  Gründe,  die  dem 
Verkauf  entgegenstehen.  Von  jedem  Verkauf  ist  der  Zentrale  in 
Berlin  unter  Angabe  des  Käufers,  des  Kaufpreises  und  sämt- 
licher Konkurrenzangebote  mit  Namen  und  Preisangeboten 
sofort  Mitteilung  zu  machen,  ln  Berlin  ist  eine  Preisprüfungs- 
stelle eingerichtet,  deren  Aufgabe  darin  besteht,  sich  allgemein 
über  die  Marktlage  aus  Börsenberichten,  der  Fachpresse  usw. 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  und  im  Einzelfalle  über  be- 
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stimmte  Preise  Aufschluß  zu  geben;  eventuell  wird  dort  die 
Angemessenheit  von  Preisen  durch  nochmalige  telephonische 
Rückfrage  bei  einwandfreien  Firmen  festgestellt.  'Bei  größeren 
Sendungen  soll  im  allgemeinen  kein  selbständiger  Verkauf 
durch  die  Vertretungen  stattfinden.  Das  Eintreffen  wirklich 
wertvoller  Sendungen  ist  telegraphisch  oder  telephonisch  nach 
Berlin  zu  melden.  Die  Ware  soll  unter  keinen  Umständen! 
in  den  Schleichhandel  oder  an  einen  Schieber  gelangen.  Der 
betreffende  Händler  muß  für  die  betreffende  Warengattung  zum 
Handel  zugelassen  sein.  Sollte  in  ganz  besonderen  Aus- 
nahmefällen ein  Verkauf  an  Privatpersonen  .stattfinden,  so  ist 
streng  darauf  zu  achten,  daß  diese  die  gekaufte  Ware  nicht 
weiter  in  den  Handel  bringen.  Der  Verkauf  einer  Ware  an 
eine  Person,  die  über  die  Qualität  und  den  VerkaufSjWert 
der  Ware  ein  Sachverständigengutachten  abgegeben  hat,  ist 
grundsätzlich  unstatthaft.  Verkäufe  an  Angestellte  des  Reichs- 
beauftragten oder  an  deren  Angehörige  sind  unzulässig, 
etwaige  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Verbot  werden  mit 
fristloser  Entlassung  bestraft. 

Außerhalb  der  Zentrale  in  Berlin  werden  in  einer  Anzahl 
Städten  Deutschlands  Vertretungen  der  Qeschäftsabteilung  mit 
sogenannten  Reichslägern  unterhalten,  daneben  noch  einige 
Filialstellen,  diese  aber  nur  zur  Umleitung  der  Sendungen 
an  die  Reichsläger. 

Nach  der  Verwertungsweisung  Nr.  1 des  Reichsbeauf- 
tragten für  die  Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  sind  die 
für  verfallen  erklärten  Waren  in  der  Regel  an  die  örtlich 
zuständige  Vertretung  der  Qeschäftsabteilung  umzuleiten  und 
durch  diese  unter  Beachtung  der  bestehenden  Bestimmungen 
zu  verwerten,  es  sei  denn,  daß  besondere,  anders  lautende 
Umleitungs-  oder  Verwertungsvorschriften  dem  entgegenstehen. 
Die  Verwertungsweisung  ist  nach  denjenigen  Stellen  in  Ab- 
schnitte geteilt,  die  für  die  in  dem  Abschnitt  aufgeführten 
Waren  die  Ausfuhr  bewilligen. 

Aus  'diesen  sehr  umfangreichen  und  außerordentlich  de- 
taillierten Verwertungsbestimmungen  sollen  beispielsweise  nur 
einige  Vorschriften  herausgegriffen  werden,  die  sich  auf  Waren, 
die  öfters  und  meist  in  größeren  Mengen  für  verfallen  erklärt 
werden,  beziehen  und  deshalb  besonderes  Interesse  bean- 
spruchen. 

So  müssen  z.  B.  im  Bereiche  der  Außenhandelsstelle 
Chemie  bei  Essigsäure  die  Bestimmungen  des  Branntwein- 
monopolgesetzes vom  26.  7.  18  (RGBl.  S.  887)  und  der  Essig- 
säure-Verordnung befolgt  werden,  die  zu  Genußzwecken  ge- 
eignete Essigsäure  darf  unversteuert  nur  an  Gewerbetreibende 
abgegeben  werden,  die  ihre  Berechtigung  zum  Ankauf  solcher 
Essigsäure  durch  Vorzeigen  eines  Ankaufserlaubnisscheines 
nachweisen;  Essigsäure,  d e ausgeiührt  werden  so.Ite,  muß  im 
Inland  im  Einvernehmen  mit  der  Steuerbehörde  verkauft 
werden;  die  Vertretung  hat  sich  vom  Käufer,  sofern  er  die 
Ware  für  ausschließlich  gewerbliche  Zwecke  ankauft,  einen 
Ankaufserlaubnisschein  vorlegen  zu  lassen  und  auszufüllen;  die 
Zoll-  bzw.  Steuerbehörden  am  Orte  der  Vertretung  sowie  am 
Orte  des  Käufers  sind  von  dem  erfolgten  Verkauf  zu  benachrich- 
tigen. Bei  einer  großen  Anzahl  Chemikalien  darf  die  Ver- 
wertung nur  im  Einvernehmen  mit  der  Berliner  Zentrale 
oder  durch  diese  vorgenommen  werden.  m Die  Verwertung 
größerer  Posten  Chemikalien,  insbesondere  von  Waggon-  und 
Schiffsladungen,  ohne  Hinzuziehung  der  Außenhandelsstelle 
Chemie  und  des  Vereins  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemi- 
schen Industrie  Deutschlands  ist  überhaupt  untersagt.  Die 
Verwertung  von  Arzneimitteln  darf  nach  der  Verordnung  vom 
22.  10.  01  (RGBl.  S.  380)  nur  durch  Verkauf  an  Apotheken, 
an  öffentliche  Anstalten,  die  Untersuchungs-  und  Lehrzwecken 
dienen  und  nicht  gleichzeitig  Heilanstalten  sind,  und  an  chemi- 
sche Großhandlungen  erfolgen;  der  Verkauf  an  Verbraucher 
ist  untersagt,  Hauptabnehmer  ist  die  Handelsgesellschaft 
deutscher  Apotheker  in  Berlin. 

Salvarsan  darf  ohne  Nachprüfung,  die  von  den  Höchster 
Farbwerken,  vorm.  Meister  Lucius  und  Brüning,  vorgenommen 
wird,  nicht  in  den  Handel  gebracht  werden,  die  Vertretung 
Berlin  hat  alle  eintreffenden  Salvarsansendungen  dieser  Stelle 
zu  übermitteln.  Saccharin  ist  von  der  Berliner  Vertretung 
der  deutschen  Süßstoffgesellschaft  m.  b.  H.  zur  Verwertung 
zu  überweisen,  die  den  jeweils  staatlich  festgesetzten  Preis 
je  nach  der  Qualität  der  Ware  zahlt. 


Was  die  Außenhanddsstelle  Kautschuk  betrifft,  so 
sollen  verfallene  Reifen  und  Decken  für  Fahrzeuge  von  den 
Kontrollstellen  an  die  Vertretung  Berlin  umgeleitet  und  mög- 
lichst exportiert  werden. 

Was  die  Außenhandelsstelle  der  Lederwirtschaft 
anlangt,  so  sind  größere  und  besonders  wertvolle  Posten  nach 
Möglichkeit  durch  Export  zu  verwerten,  als  Abnehmer  im 
Inland  kommt  die  Arbeitsgemeinschaft  der  bezugsberechtigten 
Verbände  in  Betracht,  von  der  bei  größeren  Posten  Offerten 
einzuholen  sind,  falls  Verwertung  durch  Export  nicht 
möglich  ist. 

Betreffs  des  Metallwirtschaftsbundes  ist  für 
Silber,  Gold,  Platin  vorgeschrieben,  daß  die  Verfügung  aus- 
schließlich durch  die  Geschäftsleitung  erfolgt,  die  selbständige 
Verwertung  durch  die  Vertretungen  ist  untersagt,  in  der  Regel 
werden  die  Waren  durch  kommissionsweisen  Verkauf  seitens 
der  Diamantenregie  des  südwestafrikanlschen  Schutzgebietes 
verwertet. 

Hinsichtlich  der  Reichsbank  ist  Verwertung  durch  die 
Vertretungen  in  der  Regel  untersagt  und  der  genannten  Dia- 
mantenregie übertragen.  In  Kurs  befindliche  Silbermünzen 
sind  bei  der  nächsten  Bank  einzuwechseln. 

Bezüglich  der  Außenhandelsstelle  für  Eisen-  und 
Stahlerzeugnisse  ist  gesagt,  daß  Waffen  und  Munition 
an  Privatpersonen  nur  gegen  Waffenschein  verkauft  werden 
dürfen. 

Was  die  Außenhandelsstelle  für  Metallerzeugnisse 
angeht,  so  sind  für  Roheisen,  Ferromangan  und  Ferrosi- 
lizium  die  Höchstpreise  einzuhalten. 

Was  die  Außenhandelsstelle  der  Elektrotechnik  an- 
langt, so  haben  sich  die  Vertretungen  nach  Möglichkeit  an 
die  sogenannten  Konventionspreise  zu  halten,  die  in  jedem 
Installationsgeschäft  erfragt  werden  können. 

Bei  der  Außenhandelsstelle  für  den  Maschinenbau 
dürfen  Lokomotiven  von  einer  Spurweite  von  60  cm  (Schnell- 
spurlokomotiven), weil  sie  ehemaliges  Heeresgut  sein  können, 
nur  im  Einvernehmen  mit  der  Berliner  Zentrale  verkauft 
werden. 

Was  die  Außenhandelsstelle  für  Eisenbahnwagen 
und  Schiffe  betrifft,  so  findet  die  Verwertung  ebenfalls 
ausschließlich  durch  die  Berliner  Zentrale  statt;  nur  kleine 
Ruder-  und  Segelboote  dürfen  durch  die  Vertretungen  selbst 
verwertet  werden. 

Betreffs  der  Außenhandelsstelle  für  Feinmechanik 
und  Optik  soll  bei  Verwertung  besonders  wertvoller  Sen- 
dungen die  Außenhandelsstelie  durch  die  Berliner  Zentrale  hin- 
zugezogen werden;  Rundblickfernrohre,  Scherenfernrohre  und 
Periskope  sind  Heeresgläser  und  daher  ablieferungspflichtig. 

Im  Bereich  der  Außenhandelsstelle  für  das  Buchge- 
werbe in  Leipzig  will  die  Außenhandelsstelle  bei  der 
Verwertung  größerer  Posten  Bücher  hinzugezogen  werden. 

Im  Gebiet  der  Außenhandelsstelle  für  das  Buchge- 
werbe, Zweigstelle  Berlin  sollen  Briefmarken  an 
die  Vertretung  Berlin  umgeleitet  werden,  ebenso  die  Waren 
im  Gebiet  der  Außenhandelsstelle  für  Steine  und  Erden 
(Diamanten,  Edelsteine). 

Was  die  Außenhandelsstelle  Grobkeramik  angeht,  so 
soll  der  Verkauf  möglichst  ab  Waggon  erfolgen,  um  die 
hohen  Einlagerungskosten  zu  vermeiden;  das  gleiche  gilt  im 
Bereiche  der  Außenhandelsstelle  für  Zement,  Kalk, 
Gips,  Traß  und  sonstige  Bindemittel,  wobei 
für  Zement  Höchstpreise  einzuhalten  sind. 

Was  die  Außenhandelsstelie  Natursteine  anlangt,  so 
ist  Marmor  an  fünf  bestimmte  Firmen  umzuleiten. 

Innerhalb  der  Zuständigkeit  der  Außenhandelsstelle  für 
Schnitz-  und  Formerstoffe  und  Knöpfe  Ist  Roh- 
bernstein stets  den  staatlichen  Bernsteinwerken  zum  Erwerb 
gegen  Bezahlung  des  Wertes  anzubieten. 

Hinsichtlich  der  Außenhandelsstelle  für  Flechtwaren 
sollen  die  Waren  nach  Möglichkeit  solchen  Firmen  zum  Kauf 
angeboten  werden,  deren  Kontingent  für  das  laufende  Jahr 
noch  nicht  gedeckt  ist. 

Was  die  Außenhandelsstelle  Filme  betrifft,  so  werden 
Filme  ausschließlich  durch  die  Vertretung  Berlin  verwertet. 
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%üs  die  Außenhandelsstelle  für  Oele  und  Fette  an- 
geht,  so  sind  verfallene  Sendungen  von  Margarine,  Margarine- 
rohstoffen, Kunstspeisefetten  und  Kunstbutter  nach  Möglich- 
keit durch  Verkauf  an  den  Verband  deutscher  Margarine- 
Fabrikanten  zu  verwerten;  größere  Mengen  Seife  sollen  nicht 
ohne  Wissen  des  Reichswirtschaftsministeriums  im  Inlande 
abgesetzt  werden;  die  Vertretungen  sind  verpflichtet,  sich 
vor  der  Verwertung  von  Waggonladungen  verfallener  Ware 
mit  der  Berliner  Zentrale  in  Verbindung  zu  setzen. 

Der  Bevollmächtigte  für  die  Aus-  und  Einfuhrbewilligung 
von  Mineralölen  und  die  Außenhandelsstelle  für  L e u c h t - 
ö 1 e legen  Wert  darauf,  bei  grpßeren  Sendungen  nach  Möglich- 
keit hinzugezogen  zu  werden;  dabei  sind  die  Verordnungen 
über  den  Verkehr  mit  Mineralölen  und  über  den  gewerbs- 
mäßigen Verkauf  von  Petroleum  zu  beachten. 

Im  Bereiche  der  Außenhandelsstelle  für  Benzin-Benzol 
ist  Benzol  noch  bei  der  Mineralölversorgungsgesellschaft  zen- 
tralisiert, der  jeweilige  Höchstpreis  daher  einzuhalten. 

Im  Zuständigkeitsgebiet  der  Außenhandelsstellen  der  Zi- 
garettenindustrie in  Dresden  und  für  die  T abak- 
gewerbe  in  Bremen  sind  verfallene  Waren  an  die  Ver- 
tretung Bremen  umzuleiten  und  ausschließlich  durch  diese 
zu  verwerten;  sobald  sie  im  Inland  in  den  Verkehr  gesetzt 
werden,  müssen  sie  sowohl  verzollt  als  auch  versteuert  werden; 
Tabak  und  Tabakfabrikate  sind  nach  Möglichkeit  durch  Ex- 
port zu  verwerten. 

Was  die  Außenhandelsstelle  für  Steinkohlenteer  an- 
langt, so  ist  blei  der  Verwertung  von  Waggonladungen  diese 
Außenhandelsstelle  nach  ihren  Wünschen  zu  fragen,  es  sei  denn, 
daß  eine  sofortige  Verwertung  geboten  ist;  vor  der  Ver- 
wertung von  Kohlenteer,  Teerölen  und  Brikettpech  sollen 
die  Vertretungen  bei  der  Berliner  Zentrale  anfragen,  ob  in- 
zwischen Höchstpreise  festgesetzt  worden  sind. 

Was  den  Reichskalirat  betrifft,  so  sind  Sendungen 
von  Hochofenstaub  und  Phonolt  an  die  zuständige  Vertretung 
umzuleiten;  bezüglich  aller  übrigen  dieser  Reichsstelle  unter- 
stehenden Warengattungen  ist  stets  unter  Uebersendung  von 
Proben  Verfügung  bei  der  Vertretung  Berlin  einzuholen,  die 
die  Waren  wieder  nur  im  Einverständnis  mit  dem  Kalisyndikat 
verwertet. 

Was  den  Reichskommissar  für  die  Kohlenverteilung 
angeht,  so  ist  die  Verwertung  von  Anthrazit  und  Elektroden- 
kohlenabfällen durch  die  zuständige  Vertretung  vorzunehmen; 
die  übrigen  in  dieses  Gebiet  fallenden  Kohlen  sind  unmittel- 
bar an  die  von  den  Ortskohlenstellen  angegebenen  Adressen 
zur  Verteilung  auf  Karten  umzuleiten;  dabei  sind  die  von  der 
Ortskohlenstelle  festgesetzten  Kohlenhöchstpreise  einzuhalten. 

Im  Zuständigkeitsgebiet  der  Reichsstelle  für  Textil- 
wirtschaft darf  die  Verwertung  in  der  Regel  nur  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Arbeitsgemeinschaft  der  bezugsberechtigten 
Verbände  vorgenommen  werden;  die  Preisgrenze  ist '2000  M.; 
für  Kunstseide  sind  Richtpreise  festgesetzt;  allwöchentlich  ist 
der  Arbeitsgemeinschaft  eine  Aufstellung  nach  Möglichkeit 
unter  Beifügung  von  Mustern  zu  übermitteln.  Die  Arbeitsge- 
meinschaft gibt  Angebote  ab.  Bei  wertvolleren  Objekten  sind 
außerdem  von  der  Vertretung  Gutachten  einzuholen.  Bei  er- 
erheblicher  Verschiedenheit  zwischen  Angebot  und  Gutachten 
darf  die  Vertretung  unter  gewissen  Voraussetzungen  schließ- 
lich frei  über  die  Ware  verfügen. 

Im  Bereiche  der  Kakaowirtschaftsstelle  ist  die 
Ware  nach  Eintreffen  auf  dem  Lager  zunächst  von  einem 
Nahrungsmittelchemiker  auf  ihre  Genußfähigkeit  zu  begut- 
achten; die  Vertretungen  haben  dem  Käufer  die  Einhaltung 
der  von  der  Kakaowirtschaftsstelle  herausgegebenen  Be- 
dingungen zur  Pflicht  zu  machen;  der  Verkauf  an  kleine  Ge- 
werbetreibende hat  nach  Möglichkeit  zu  unterbleiben,  weil 
die  Vorschriften  für  diese  schwer  durchführbar  sind;  die 
Einhaltung  dieser  Vorschriften  wird  durch,  den  Fabrikations- 
ausschuß der  Kakaowirtschaftsstelle  überwacht;  in  besonderen 
Fällen  können  Posten  unter  25  kg  unmittelbar  an  Kranken- 
häuser, Wohlfahrtseinrichtungen  oder  Kriegsbeschädigte  ab- 
gegeben werden. 

Im  Bereiche  des  Reichskommissars  für  Aus- 
und  Einfuhrbewilligung  haben  die  Kontrollstellen  An- 
weisung, die  Ware  an  die  zuständige  Vertretung  umzuleiten. 


die  die  Verwertung  vorzuttehmen  hat,  soweit  nicht  bei  ver- 
derblichen Waren  die  Umleitung  den  Verderb  herbeiführen 
würde.  Für  den  Ankauf  von  Lebens-  und  Futtermitteln  ist 
besondere  Handelserlaubnis  erforderlich.  Gerste,  Hafer,  Mehl, 
Roggen,  Weizen  u.  dgl.  werden  trotz  der  Zentralisationsver- 
ordnung auf  die  Reichsläger  umgeleitet  und  von  den  Ver- 
tretungen verwertet.  Waggonladungen  sind  nach  Möglich- 
keit an  Kommunalverbände  zu  verkaufen,  aber  nur,  wenn  sie 
günstigere  Preise  zahlen  als  Firmen.  Für  Wein  von  Trauben, 
Schaumwein,  Obstwein  u.  dgl.  sind  die  Vertretungen  als 
Weinsteuerbetriebe  einzurichten,  diese  haben  ihre  Betriebs- 
und Lagerräume  bei  der  zuständigen  Steuerbehörde  anzfu- 
melden,  es  ist  ein  besondefes  Weinlagerbuch  zu  führen,  größere 
Mengen  sind  stets  an  Inhaber  eines  Weinsteuerbetriebs  zu 
verkaufen;  verfallenes  Bier  von  bekannten  Firmen  soll  im 
Wege  des  Rückkaufs  verwertet  werden;  bei  lebendem  Vieh 
ist  unverzüglich  eine  Versteigerung  vorzunehmen;  die  Ver- 
wertung von  Rum,  Likör,  Arrak,  Branntwein  aller  Art  außer 
Sprit  ist  nach  Möglichkeit  durch  Export  vorzunehmen;  durch 
die  Bekanntmachung  des  Reichsmonopolamts  für  Branntwein 
vom  23.  9.  21  sind  mit  Wirkung  vom  1.  10.  21  ab  die  Sätze 
des  Reichsmonopolausgleichs  für  ans  dem  Axisland  eingeführten 
Branntwein,  weingeistlfaltige  Erzeugnisse,  Aether  und  äther- 
haltige  Erzeugnisse  in  bestimmter  Höhe  festgesetzt  worden. 
Weindestillat  (Kognak,  Weinbrand)  mit  einem  Weingeistgehalt 
von  860/0  und  darüber  sowie  Weingeist  (Sprit)  sind  an  das 
nächste  Lager  des  Reichsmonopolamts  für  Branntwein  um- 
zuleiten, eine  Verwertung  durch  die  Vertretungen  ist  unter- 
sagt; das  Reichsmonopolamt  für  Branntwein  zahlt  für  Sprit 
und  Weindestillat  10  M.  für  100<>/o  Weingeist,  für  die  Gefäße 
0,50  M.  für  100%  Weingeistgehalt;  Wertpapiere,  Perlen,  Ko- 
rallen, legiertes  Gold  und  Feingold  werden  ausschließlich  durch 
die  Geschäftsabteilung  selbst  verwertet,  echte  Korallen  und 
Perlen  in  der  Regel  durch  die  Diamantenregie  des  südwest- 
afrikanischen Schutzgebiets. 

Bezüglich  des  Heeresbedarfs  wird  zwischen  ehe- 
maligem Heeresgut,  d.  i.  das  während  des  letzten  Krieges 
vom  Deutschen  Reich  bestellte  oder  verwertete  und  zwischen 
dem  neuen  Kriegsgerät,  d.  i.  das  nach  Friedensschluß  aus 
dem  Ausland  eingeführte  oder  im  Inland  zwecks  Ausfuhr  neu 
hergestellte,  unterschieden.  Hier  bestehen  detaillierte  Be- 
stimmungen. 

[Was  nun  die  Klagen  der  Beschwerdeführer  in  den 
Verfahren  über  Verfallerklärungen  vor  dem  Reichswirt- 
schaftsgericht über  einen  zu  niedrigen  Erlös  anlangt, 
so  entspricht  es  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  daß 
häufig  auffallend  niedrige  Verkaufspreise  von  der  Qe- 
schäftsabteilung  erzielt  worden  sind,  in  den  früheren 
Monaten  öfters,  jetzt  weniger  oft.  Der  Reichsbeauftragte 
führte  dies  bisher  bei  zentralisierten  Wiaren  darauf  zu- 
rück, daß  der  Verkauf  solcher  Gegenstände  auf  Grund 
der  reichsgesetzlichen  Zentralisationsverordnung  und  der 
Anweisung  des  Reichswirtschaftsministeriums  an  die  zen- 
tralen Wirtschaftsstellen  (Reichsstellen)  zu  erfolgen  hatte. 
Diese  Reichsstellen  zahlten  zum  Teil  nur  den  Preis,  den 
sie  selbst  zur  Zeit  des  betreffenden  Kaufs  im  Ausland 
zahlen  mußten,  übernahmen  zum  Teil  kommissionsweise 
den  Verkauf  der  Ware  zu  den  bestmöglichsten  Preisen 
oder  trafen  zum  Teil  mit  dem  Reichsbeauftragten  be- 
sondere Abmachungen,  so  die  Reichszuckerausgleichs- 
gesellschaft, die  Mineralölversorgungsgesellschaft  für  Ben- 
zin und  Benzol  und  das  Branntweinmonlopolamt,  das  z.  B. 
für  Sprit  für  je  100%  zunächst  (nur  A M.,  später  10  ML, 
für  Trinkbranntwein  für  je  100%  Alkohol  ,40  M.  be?  i 
zahlte.  Zum  größten  Teil  sind  diese  Wirtschaftsstellen 
jetzt  aufgelöst  worden,  so  daß  der  Reichsbeauftragte  I 
künftighin  die  betreffende  Ware  freihändig  verkaufen 
kann.  Besondere  Schwierigkeiten  hat  der  Reichsbeauf- 
tragte nach  seiner  Darstellung  bei  der  Verwertung  von 
Tabak!  Und  Tabakfabrikaten  zu  überwinden,  weil  bei  im- 
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versteuerten  und  unverzollten  Waren  häufig  allein  die 
Höhe  der  Zoll-  und  Steuerabgaben  einen  Verkauf  im 
Inland  unmöglich  macht  und  der  Verkauf  ins  Ausland! 
gute  Geschäftsverbindungen  voraussetzt,  über  die  das 
junge  Unternehmen  dfes  Reichsbeauftragten  noch  nicht 
in  ausreichendem  Maße  verfügt.  Ferner  klagt  der  Reichs- 
beauftragte seinerseits  darüber,  daß  eine  Reihe  Außen- 
handelsstellen, wenn  er  um  Ausfuhrbewilligungen  zur 
Versendung  verfallener  Ware  ins  Ausland  einkommt,  ihm 
unberechtigte  Hindernisse  bereiten.  In  vielen  Fällen  führt 
auch  der  Reichsbeauftragte  die  Niedrigkeit  des  Erlöses 
darauf  zurück,  daß  die  Standgelder  der  Eisenbahn  und! 
die  Hafenliegegelder  bei  längerem  Lagern  der  Ware  rasch 
hoch  anwachsen  und  sich  nach  Abzug  dieser  Spesen  der 
Reinerlös  um  diesen  bedeutenden  Betrag  verringern  muß. 

Ein  Hauptpunkt  in  den  Beschwerden  der  Betroffe- 
nen gegen  einen  zu  geringen  Erlös  richtet  sich  dagegen, 
daß  die  Betroffenen  in  den  meisten  Fällen  von  der  Ver- 
wertung der  Ware  vorher  nicht  in  Kenntnis  gesetzt  wor- 
den seien,  daß  die  Ware  ohne  ihr  Wissen  und  Zutun 
verschleudert  worden  sei,  daß  sie  von  dem  bevorstehen- 
den Verkauf  rechtzeitig  hätten  benachrichtigt  werden  und 
dabei  Gelegenheit  haben  müssen,  eine  irrige  Begutach- 
tung der  Ware  richtigzustellen,  höhere  Angebote  auf 
die  Ware  zu  veranlassen  oder  selbst  mitzubieten.  In 
einer  Anzahl  von  Fällen  hat  sich  allerdings  der  Reichs- 
beauftragte zu  einem  Rückkauf  der  Ware  an  den  Be- 
schwerdeführer herbeigelassen.  Aber  im  allgemeinen 
nimmt  er,  soweit  dem  Reichswirtschaftsgericht  bekannt 
ist,  diesem  Ansinnen  gegenüber,  den  Betroffenen  von 
der  bevorstehenden  Verwertung  der  Ware  zu  benach- 
richtigen, einen  ablehnenden  Standpunkt  ein.  Es  ist  dem 
Reichsbeauftragten  zuzugeben,  daß  in  Fällen,  wo  An- 
haltspunkte für  Schmuggel-  oder  Schiebergeschäfte  vor- 
liegen, der  Behörde  nicht  zugemutet  werden  kann  und 
darf,  mit  dem  Betroffenen  in  Verhandlungen  über  die 
Verwertung  solcher  Schmuggel-  oder  Schieberware  ein- 
zutreten. Es  besteht  dann  die  Gefahr,  daß  der  Schmugg- 
ler oder  Schieber  durch  Vor-  oder  Hintermänner  odei} 
durch  andere  unlautere  Machenschaften  die  Ware  auf 
irgendeinem  Wege  zu  erlangen  sucht  und  dann  seinen 
unlauteren  Zweck,  wenn  auch  mit  Mehrkosten,  doch 
noch  erreicht.  Aber  wenn  solche  Schmuggler-  oder 
Schiebermomente  nicht  vorliegen,  in  allen  Fällen  ins- 
besondere, wo  nur  ein  wenn  auch  rechtlich  unbeacht- 
licher, so  doch  oft  entschuldbarer  bloßer  Rechtsirrtuml 
vorzuliegen  scheint,  entspräche  es  doch  der  Billigkeit 
und  zugleich  praktischen  Erwägungen,  wenn  allgemein 
eine  vorherige  Mitteilung  von  der  bevorstehenden  Ver- 
wertung an  den  Betroffenen  erfolgte,  damit  er  dabei 
„die  Interessen  der  Ware“,  die  zugleich  Interessen  des 
Reichs  sind,  wahrnehmen  könnte.  Wenn  diese  Mit- 
teilung erfolgt  ist  und  dann  die  Verwertung  offen  und 
frei  vor  sich  geht,  dann  könnte  jedenfalls  der  Beschwerde- 
führer keinen  Argwohn  hegen  und  laut  werden  lassen, 
Angestellte  des  Reichsbeauftragten  hätten  dabei  in  un- 
lauterer Weise  besondere  Interessen  begünstigt.  Sonach 
erscheint  eine  Benachrichtigung  des  Betroffenen  min- 
destens in  dem  angedeuteten  Umfang  angebracht  und 
zweckdienlich. 

Weiterhin  erscheint  aber  auch  eine  Benachrichtigung 
der  Handelskammer  des  Bezirks,  in  dem  die  Ware  für 


verfallen  erklärt  worden  ist  oder  in  dem  die  Verwertung, 
vor  sich  gehen  soll,  erstrebenswert.  Die  Handelskammer 
wird  einmal  über  die  Personen  der  Käufer,  die  in  ihrem 
Kreise  verfallene  Waren  kaufen,  am  besten  orientiert 
sein  und  könnte  am  ehesten  der  Verwertungsstelle  Rat- 
schläge erteilen,  falls  sich  hinsichtlich  der  Persönlichkeit 
der  Kauflustigen  Bedenken  ergeben  sollten.  Die  Han- 
delskammer wird  aber  auch  meist  über  die  Preise  in 
ihrem  Gebiet  am  eingehendsten  unterrichtet  sein  und 
der  Verwertungsstelle  wertvolle  Ratschläge  geben  kön- 
nen, wenn  wegen  des  Gutachtens  oder  der  Angebote 
Zweifel  an  deren  Richtigkeit  entstehen.  Arbeiten  Ver- 
wertungsstelle und  Handelskammer  in  dieser  Richtung 
gemeinsam,  dann  wird  auch  am  ersten  der  jetzt  noch 
häufig  hervortretende  Gegensatz  zwischen  Geschäftswelt 
und  Geschäftsabteilung  zurücktreten.  Der  Kaufmann  wird 
mehr  und  mehr  erkennen,  daß  die  Geschäftsabteilungj 
zurzeit  gerade  ujn  des  ehrbaren  Kaufmanns  willen,  der 
Lebensfähigkeit  der  deutschen  Industrie  und  des  deut- 
schen Handels  wegen  noch  nötig  ist  und  die  Geschäfts- 
abteilung wird  immer  mehr  lernen,  ihre  Abkäufer  so 
zu  wählen,  und  ihre  Preise  so  zu  stellen,  daß  sie  den 
legitimen  deutschen  Handel  unterstützt,  jedenfalls  mög- 
lichst wenig  schädigt  Die  Benachrichtigung  von  Außen- 
handelsstellen in  einer  Reihe  von  Warengattungen  kann 
diesen  Schritt  nicht  ersetzen.  Es  erscheint  unbedingt 
geboten,  daß  auch  die  erprobten  und  bewährten  Organe 
des  Handels  und  der  Industrie,  wie  es  die  Handelskam- 
mern sind,  die  über  eine  reiche,  jahrzehntelange  Er- 
fahrung und  Praxis  verfügen,  die  fest  in  den  Kreisen  des 
deutschen  Kaufmannsstands  wurzeln  und  denen  die  sicher- 
ste Kenntnis  über  Waren-  und  Käufergüte  innewohnt, 
zu  der  Verwertung  der  dem  Reiche  verfallenen  Waren 
herangezogen  werden.  In  welcher  Weise  im  einzelnen 
sich  die  Handelskammern  auf  die  Benachrichtigung  von 
den  bevorstehenden  Verkäufen  betätigen,  wird  vielleicht 
nach  Lage,  Umfang  und  Organisation  der  einzelnen 
Handelskammern  verschieden  sein  müssen  und  wohl  am 
besten  von  den  Handelskammern  selbst  entschieden  wer- 
den. Eine  solche  Beteiligung  der  Handelskammern  er- 
scheint um  so  wünschenswerter,  als  wie  schon  gesagt, 
Erwägungen  angestellt  werden,  die  Zuständigkeit  der 
Geschäftsabteilung  des  Reichsbeauftragten  bedeutend  zu 
erweitern  und  ihr  dadurch  eine  erhöhte  Bedeutung  für 
Industrie  und  Handel  zu  verleihen. 


Der  gemeinwirtschaftliche  Betrieb 
der  Konsumgenossenschaften*). 

Von  Dr.  Robert  Wilbrandt, 

ord.  Professor  der  Volkswirtschaftslehre  an  der  Universität 
Tübingen. 

I.  Kapitalismus  und  Konsumenten. 

Der  Leser  kennt  bereits  aus  dem  Leben  eine  Reihe 
von  Organisationen,  die  entstanden  sind  als  Reaktion 
der  Konsumenten  auf  Konsequenzen  des  Kapitalismus, 
zum  Schutz  von  Gütern,  die  dieser  bedroht:  dieSchön- 

*)  Obwohl  die  Schriftleitung  die  Ansichten  des  Herrn  Ver- 
fassers in  manchen  Punkten  nicht  teilt,  glaubt  sie  doch  die 
interessanten  Ausführungen  des  hervorragenden  Gelehrten  ihrem 
Leserkreis  nicht  vorenthalten  zu  sollen. 
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heit  der  Heimat,  unerschöpflich  als  freies  Out  für  jedes 
empfängliche  Auge,  aber  gefährdet  durch  eine  rein 
kapitalistische  Denkart,  die  jenes  hohe  Gut  nicht  mit 
berechnet;  die  liebevolle  Freude  an  der  Natur,  an  allem 
Lebendigen,  zu  erhalten  durch  Naturpark,  Vogelschutz  usw. 
gegen  die  kapitalistische  Verwüstung,  die  schonungslos 
dem  privaten  Gewinn  die  Freude  und  Erhebung  der 
kommenden  Geschlechter  opfert;  die  Gesundheit  der 
Konsumenten,  bedroht  nicht  nur  durch  zahllose  Ver- 
fälschungen, gegen  die  der  Staat  nun  schützt  oder  doch 
zu  schützen  bestrebt  ist,  sondern  auch  durch  das  raffi- 
niert betriebene  Streben  nach  Massenabsatz,  wie  beim 
Alkoholkapital  in  lEuropa,  beim  Opiumkapital  in  Ost- 
asien,  auf  Kosten  zerrütteter  Einzelner  und  Familien,  ja 
breiter  Massen,  die  schließlich  sich  organisieren  zu  prin- 
zipieller, gemeinsam  durchzuführender  Stellungnahme;  und 
ähnlich  geistig,  wie  hier  im  Materiellen:  eine  ver- 
führerische Vergiftung  durch  „Schmutz  in  Wort  und 
Bild“,  durch  „Schundliteratur“,  auf  Kosten  der  Seelen, 
zum  Nutzen  eines  Kapitalprofits,  dem  nun  aus  den 
Konsumenten  selbst,  geweckt  durch  geistige  Führer,  ein 
gemeinnützig  organisierter  Widerstand  erwächst.  Ist  es 
hier  zuletzt  die  Leitung  der  Konsumtion  durch  den 
Kapitalismus,  gegen  die  man  sich  empört,  weil  er  für 
seinen  Massenabsatz  die  niedrigsten  Leidenschaften  vor- 
spannt und  züchtet,  so  ist  die  Einengung  und  Unter- 
drückung des  Konsums,  bei  dem  kümmerlichen,  zu- 
sammengedrängten, aller  Natur  beraubten  Wohnen  zu 
immer  höheren  Mieten,  der  Angriffspunkt  für  die  Or- 
ganisation der  Konsumenten  in  Mietervereinen,  in  der 
Gartenstadtbewegung  sowie  rn  der  Massenvereinigung 
der  Bodenreformen  Wie  einst  die  Anti-Corn-Law- 
League  in  England,  tritt  die  Konsumentenmenge 
der  Mieter  mit  dem  Feldgeschrei:  „Gegen  die  Grund- 
rente!“ auf  den  Plan.  Sie  hat  aber  als  nächsten  Gegner 
doch  die  kapitalistischen  Unternehmer,  in  diesem  Fall 
die  Hausbesitzer  und  Terrainspekulanten,  vor  sich. 
Aehnliche  Bedrückungen,  ermöglicht  durch  die  künst- 
lichen Monopole  kartellierter  und  vertrusteter  Unter- 
nehmer, haben  zwar  manchen  Notschrei,  aber  außer  dem 
Akademischen  Schutzverein,  gegen  das  Buchhändler- 
kartell, noch  kaum  nennenswerte  Organisationen  erweckt; 
sie  haben  vor  allem  die  Tendenz  verstärkt,  die  ohne- 
hin durch  verteuernden  Zwischengewinn  von  Krämern, 
Schlächtern,  Bäckern  usw.  ausgelöst  wurde:  sich  selbst 
zu  versorgen  durch  gemeinsame  Wirtschaft,  unabhängig 
von  jenen. 

Indessen  ist  die  vorherrschende,  ja  vom  wirtschaft- 
lichen Liberalismus  als  durchführbar  und  alleinherrschend 
vorausgesetzte  Gestaltung  kapitalistischer  Produktion  doch 
immer  noch  zum  Teil  die  durch  die  Konkurrenz,  die  den 
Konsumenten  begünstigt,  den  Produzenten  drückt,  so  daß 
eine  Masse  nur  allzu  billiger,  im  Elend  hergestellter 
Waren  den  Käufer  beschämt:  auch  ihm  fällt  so  ein 
Stück  Arbeiterausbeutungi  in  den  Schoß. 

Konsumentenmoral,  Käuferbünde,  zunächst  als  Gon 
sumers  Leagues  in  Amerika,  jetzt  international  auch  in 
Europa  angeregt,  sind  der  praktische  Ausdruck  dieser 
dem  Konkurrenzsystem  entsprechenden  Machtverteilung: 
dem  von  der  Konkurrenz  erdrückten  Produzenten  (ein- 
schließlich der  Distribution)  kommt  der  Konsument  zu 
Hilfe.  Er  hat  die  Macht,  wenn  er  nur  einheitlich  den 


Konsumentenwillen  organisiert,  ihn  gegen  Auswüchse 
kapitalistischer  Konkurrenz  erfolgreich  zur  Geltung  zu 
bringen.  Nur  ist  freilich  eine  solche  Organisation,  nur 
zugunsten  anderer,  bis  jetzt  auf  entsprechend  geringe 
Mitgliederzahlen  beschränkt  und  dadurch  in  der  Wir- 
kung eingeengt  geblieben.  Der  naheliegende  Oedanke, 
die  Verbände  der  Produzenten,  vor  allem  der  Arbeiter 
und  Angestellten,  mit  der  ihnen  zugedachten  Hilfe  der 
Konsumenten  Hand  in  Hand  arbeiten,  ja  sie  womög- 
lich selbst  als  Konsumenten  zu  Trägern  dieser  Be- 
wegung werden  zu  lassen,  hat  in  Deutschland  noch  nicht 
gezündet;  er  zeigt  mehr  Aussicht  auf  Verwirklichung 
durch  das  weitergehende  und  doch  zugleich  leichter  zu 
erringende  Ideal  einer  Konsumentenorganisation,  die 
über  den  ganzen  Kapitalismus  des  Tauschverkehrs  über- 
haupt hinausstrebt  durch  eine  neue,  frei  sich  aufbauende 
Gemein  Wirtschaft:  die  Konsumvereine,  die  zugleich 
an  sozialen  Idealismus  wie  an  das  wirtschaftliche  Eigen- 
interesse appellieren. 

In  dieser  Bewegung  vereinigt  sich,  was  die  Kon- 
sumenten für  sich  selbst  erstreben,  mit  dem,  was  sie 
für  die  Produzenten  zu  tun  geneigt  sind.  Für  beides 
bekommen  sie  in  diesem  Zusammenschluß  die  Macht, 
nicht  mehr  um  zu  schützen  gegen  den  Kapitalismus, 
sondern  um  an  seiner  Stelle  selbst  die  Leitung  der 
Wirtschaft  in  die  Hand  zu  nehmen. 

Das  kapitalistische  Streben  nach  Gewinn  für  ein 
Vermögen,  das  zu  seiner  eigenen  Vermehrung  verwandt 
wird,  erreicht  seinen  Zweck  entweder  durch  ökonomischere 
Gestaltung  des  technischen  Verhaltens  gegenüber  der 
Natur  oder  aber  auf  Kosten  eines  der  beiden 
Endglieder,  zwischen  denen  es  emporwächst:  der 

Produzenten  und  der  Konsumenten;  je  nach  der  Macht- 
lage nach  der  einen  oder  nach  der  andern  Seite  rück- 
sichtslos ausgreifend,  findet  es  auf  der  Seite  der  Kon- 
sumenten diejenige  Grenze  seiner  Macht,  die  es 
schlechterdings  nicht  zu  überschreiten  vermag.  Denn 
hier  ist  es,  wo  nicht  nur  der  Aktionsradius,  sondern 
die  Vorbedingung  des  Kapitalismus  überhaupt,  die 
Tauschwirtschaft  selbst,  in  Frage  gestellt  werden  kann. 
Ist  es  doch  der  Konsument,  der  in  der  Lage  ist,  zu  i 
wählen  zwischen  den  zwei  Möglichkeiten  zur  Befriedi- 
gung seines  Bedarfs:  entweder  durch  andere,  von  deren  i 
Unternehmungen  er  Waren  kauft,  also  durch  Tausch, 
oder  aber  durch  sich  selbst;  und  wo  die  Selbstver- 
sorgung im  kleinen  unwirtschaftlich  geworden  ist,  ge- 
meinsam mit  anderen  Konsumenten,  mit  denen  er  sich 
zusammenschließt,  um  in  vereinigter  Wirtschaft  gemein- 
sam das  Gewünschte  zu  beziehen  oder  durch  gemeinsame 
Angestellte  herstellen  zu  lassen. 

Daß  die  Konsumenten  diese  ihre  Machtstellung  als 
oberste  Instanz  der  wirtschaftlichen  Gesellschaft  in  diel 
Tat  umsetzen  und  schließlich  auch  bewußt  erkennen, 
ist  ein  Ereignis  der  allerjüngsten  Epoche  der  Wirtschafts- 
geschichte. Historische  Vorbedingung  war,  daß  der 
Kapitalismus  wenigstens  in  einigen  Ländern  sich  ent- 
wickelt und  „seinen  Schatten“,  das  Proletariat,  nach  sich 
gezogen  hatte;  diese  besitzlose  Menge,  vorwiegend  Pro-j 
duzent,  als  solcher  leidend,  und  wenig  Konsument,  das 
Gegenbild  zu  seiner  ökonomischen  Ergänzung  in  der- 
selben Gesellschaft,  dem  ausschließlich  oder  vorwiegend* 
konsumierenden  Rentner,  diese  an  den  Rand  der  Ver- 
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zwelflung  gesunkene  Masse  war  es,  die  mit  dem  Mut 
der  Verzweiflung  sich  aufraffte,  um  die  Hoffnungs- 
losigkeit des  Produzenten  abzustreifen  und  als  Kon- 
sument eine  neue  Gesellschaft  zu  beginnen,  in  der 
Mitte  des  39.  Jahrhunderts,  am  Tiefpunkt  sozialen 
Niedergangs,  haben  englische  Arbeiter,  dem  Kapitalis- 
mus den  Rücken  kehrend,  statt  seiner  nun  selbst  ge- 
meinsam eine  wirkliche  Befriedigung  des  Bedarfs  ver- 
suchend, sich  als  Konsumenten  zusammengeschlossen., 
um  der  Not  und  Arbeitslosigkeit  zu  entsteigen  in  eine 
höhere,  vom  Bedarf  geordnete  Organisation  der  gesell- 
schaftlichen Wirtschaft. 

II.  Die  Entstehung  der  Konsumgenossen- 
schaften in  England. 

Das  erste  Motiv,  auch  später  immer  wieder  wirk- 
sam, der  schärfste  Sporn  für  die  gemeinsame  Selbst- 
versorgung der  Konsumenten,  war  die  Empörung  gegen 
die  Verteuerer  des  täglichen  Brots  der  Aermsten,  vor 
allem  Müller  und  Bäcker.  Schon  im  England  des 
18.  Jahrhunderts  bildeten  sich  stellenweise  Vereine,  um 
in  eigenen  Mühlen  und  Backanstalten  billiges  Brot  her- 
stellen  zu  lassen,  sei  es  für  die  Mitglieder,  sei  es  füc 
die  Armen:  teils  Selbsthilfe,  teils  Hilfe  für  die,  die  sich 
von  ihrem  Vampyr  nicht  selbst  befreien  konnten;  immer 
aber  eine  Emanzipation  des  Konsums  von  der  Be- 
reicherung auf  seine  Kosten. 

Auf  breitere  Grundlage  kam  der  Gedanke  durch 
Robert  Owen,  Englands  großen  Praktiker  der  Fabrik- 
reform, des  Arbeiterschutzes  und  des  Sozialismus.  Aus- 
gehend von  der  Abhängigkeit  menschlicher  Entwicklung, 
die  sich  gestaltet  und  daher  auch  gestaltet  werden  kann, 
je  nach  dem  Einfluß  der  Umgebung,  des  „Milieu“,  ver- 
stand er  als  Fabrikleiter,  seine  .verkommene  Arbeiter- 
masse mit  genialer  Organisation  und  Pädagogik  um- 
zuformen zu  tüchtigen,  wahrhaft  dem  Wirtschaften 
und  dem  Wohlstand  entgegenreifenden  Menschen;  um 
die  begonnene  Reform  durchführen  und  ausbreiten  zu 
können,  kämpfte  er  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und 
darüber  hinaus  für  eine  Umgestaltung  der  ganzen  Ge- 
sellschaft. Hatte  der  technische  Fortschritt  zwar  den 
Reichtum  gesteigert,  aber  nur  in  wenigen  Händen,  wäh- 
rend die  Masse  in  jenen  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahr- 
hunderts in  immer  entsetzlicheres  Elend  versank,  so  wollte 
Owen,  im  Gegensatz  zu  Malthus,  ein  allgemeines  Ge- 
deihen durch  bessere  Organisation  der  Gesellschaft  mög- 
lich machen.  An  die  Stelle  des  privaten  Profitmachers, 
für  Owen  die  Wurzel  alles  Uebels,  oder  wie  wir  heute; 
sagen  würden:  an  die  Stelle  des  Kapitalismus,  wollte 
er  eine  sich  selbst  versorgende  Gemeinwirtschaft  setzen. 
Mißglückende  Experimente,  seine  Kolonie  New-Harmony 
in  Amerika  und  seine  Tauschbank  in  England,  ließen 
ihn  selber  das  gelobte  Land  nicht  schauen.  Seine  An- 
hänger aber,  die  Oweniten  oder  Sozialisten,  wie  sie 
sich  selber  nannten,  vor  allem  Dr.  King,  haben  seine 
gemeinwirtschaftliche  Idee  bewahrt  und  ihr  lebensfähige 
Gestalt  gegeben.  Viele  genossenschaftliche  Versuche  sind 
wieder  zerfallen;  aber  der  brauchbare  Grundgedanke 
wurde  noch  vor  Owens  Tod  der  Verwirklichung  zu- 
geführt. Teilweise  direkte  Anhänger  von  ihm,  haben 
1844  die  „Redlichen  Pioniere  von  Rochdale“,  ein  paar 
arme  Weber,  genossenschaftlich  sich  organisierend,  wirk- 


liche Pionierarbeit  für  die  Konsumgenossenschaften  ge- 
leistet. Durch  winzige  Wochenbeiträge,  wie  sie  ihrem 
Weberelend  gerade  noch  abgedarbt  werden  konnten, 
brachten  sie  im  Lauf  eines  Jahres  einen  Grundstock  ge- 
meinsamen Vermögens  zusammen,  um  davon  Lebens- 
mittel einzukaufen  und  in  einem  entsprechend  gleich- 
falls winzigen  Laden  an  die  Mitglieder  abzulassen.  Ihre 
Genossenschaft,  die  nun  ihr  eigener  Krämer  war,  wurde 
auch  zur  Verwirklichung  des  noch  kühneren  Traums: 
ohne  alles  Kapital  an  die  Stelle  des  Kapitalisten,  des  Groß- 
händlers, des  Fabrikbesitzers  zu  treten.  An  Mitgliederzahl 
wachsend,  das  gemeinsame  Vermögen  durch  Rücklagen 
aus  der  Differenz  zwischen  Einkaufs-  und  Verkaufs-  ' 
preis  verstärkend,  konnte  die  Genossenschaft  immer  mehr 
im  großen  kaufen,  also  den  Händler  auch  im  Groß- 
handel ersetzen,  ja  sich  Fabriken  angliedern,  in  denen 
für  den  Bedarf  der  Mitglieder  produziert  wird,  also 
Fabrikbesitzer  werden.  Aus  diesem  zarten  Keim,  dem 
andere  folgten,  erwuchs  die  Bewegung  zu  einem  jungen 
Wald,  jeder  Stamm  für  sich  wachsend,  aber  zusammen- 
stehend, einander  schirmend  und  stärkend:  das  Ganze 
mehr  als  die  Teile. 

An  immer  zahlreicheren  Orten,  nach  dem  Rochdaler 
Vorbild  gegründet,  schlossen  sich  die  britischen  Kon- 
sumvereine zusammen  zu  einem  nach  außen  schützen- 
den Verband  und  zu  einer  Großeinkaufsgesellschaft,  dem 
Konsumverein  der  Konsumvereine,  für  gemeinsamen 
Masseneinkauf  und  für  gemeinsame  Massenproduktion, 
England  und  Schottland  getrennt  marschierend,  aber 
vereint  schlagend,  wo  eine  noch  breitere  Basis  für  Ein- 
kauf oder  Produktion  erwünscht  war. 

Innere  Schwierigkeiten  entstanden  durch  die  von 
Frankreich  hereinwirkende  Richtung  auf  Produktiv- 
genossenschaften und  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter. 
Sie  wurden  verstärkt  durch  die  den  armen  Webern  so 
naheliegende  Idee,  Arbeitslose  durch  ihnen  gewährte  Be- 
schäftigung erretten  zu  wollen,  über  den  Bedarf  des 
gesicherten  Kundenkreises  hinaus,  diese  so  begreiflichen 
Irrungen  wurden  allmählich  theoretisch  geklärt  und  prak- 
tisch mehr  und  mehr  überwunden;  der  Mißerfolg  der 
Produktivgenossenschaften  half  dabei  mit,  sie  endeten 
als  kapitalistische  Unternehmungen  oder  aber  als  An- 
hängsel der  Konsumvereine,  die  ihrerseits  die  Gemein- 
wirtschaft der  Konsumenten  mit  um  so  größerer  Klar- 
heit zur  Durchführung  brachten.  Genossenschaftlicher 
Unterricht,  mit  einem  Jahresaufwand  von  jährlich  ins- 
gesamt bald  zwei  Millionen  Goldmark,  trägt  dazu  bei, 
der  Massenbewegung  die  Masse  und  dem  Nachwuchs 
die  Führer  zu  erziehen.  Ein  eigenes  Bankgeschäft, 
zwischen  den  Konsumvereinen  Bedarf  und  Ueberschuß 
an  Mitteln  auszugleichen  bestimmt,  ist  der  englischen 
Großeinkaufsgesellschaft  angegliedert.  Gewaltige  Waren- 
lager, in  Manchester  zentralisiert  und  mit  großen  Filial- 
lagem  den  Einzelvereinen  sich  nähernd,  Einkaufsabtei- 
lungen (sowie  eigene  Fabriken  und  Plantagen)  in  den 
Rohstoffländern,  und  diese  Hilfsmittel  der  Distribution 
in  Bewegung  gesetzt  durch  ein  Heer  von  100  000  kauf- 
männisch tätigen  Angestellten:  so  werden  heute  3,8  Mil- 
lionen Mitglieder  britischer  Konsumvereine  durch  frei 
emporgewachsene  Gemeinwirtschaft  versorgt.  Außerdem 
sind  56  000  Angestellte  in  der  Produktion  für  den  Bedarf 
der  Mitglieder  tätig:  konzentriert  in  den  Riesenbetrieben 
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der  Großeinkaufsgesellschaften  sowie  großer  Konsum- 
vereine und  dezentralisiert  in  all  den  Maß-  und  Reparatur- 
werkstätten der  einzelnen  Vereine.  Diese  befriedigen 
zum  Teil  auch  den  Wohnungsbedarf  der  Mitglieder,  be- 
treiben eigene  Landwirtschaft  und  produzieren  bis  auf 
wenige  noch  fehlende  Zweige  überhaupt  alles,  was  ihre 
Mitglieder  bedürfen.  (Fortsetzung  folgt) 

Reichszuschüsse 

zu  Messen  und  Wirtschaftspolitik. 

Von  Regierungsrat  Dr.  Wachsmann. 

Wenn  jemand  ein  Beispiel  dafür  suchen  wollte,  daß 
es  bei  der  heutigen  Gebarung  des  Parlamentarismus  und 
der  staatlichen  Willensbildung  der  Reichsregierung  nahe- 
zu unmöglich  gemacht  wird,  eine  von  ihr  inaugurierte 
Politik  zielbewußt  durchzuführen,  daß  die  Regierung  dem 
Parteiwillen  zu  gehorchen,  anstatt  ihn  zu  lenken  hat,  so 
brauchte  er  nur  auf  das  Schicksal  der  Messepropaganda- 
zuschüsse seitens  des  Reichs  zu  verweisen,  mit  dem 
Seitenblick  auf  die  preußischen  Zustände,  die  in  nichts 
anders  liegen.  .Die  Gründe  für  und  gegen  eine  Unter- 
stützung anderer  Messen  als  der  Leipziger  sind  genugsam 
erörtert;  genug  darüber  geschrieben  und  gesprochen,  ob 
außer  ihr  noch  die  Messen  in  Frankfurt,  Breslau,  Köln, 
Königsberg,  Stuttgart  usw.  gefördert  werden  sollen.  Neues 
wird  sich  kaum  Vorbringen  lassen ; es  heißt  jetzt  Stellung 
zu  nehmen. 

Wer  nicht  an  der  Leipziger  Messe  persönlich  oder 
sachlich  besonders  interessiert  und  daher  zu  ihren  Gunsten 
voreingenommen  ist,  wird  wenigstens  das  eine  zugeben, 
daß  die  wirtschaftspolitische  Entscheidung  darüber,  ob 
nur  die  Leipziger  oder  überhaupt  nur  eine  Mesjge  im 
Interesse  der  Durchführung  der  Auslandspropaganda  aus 
Reichsmitteln  gefördert  werden  sollen  oder  ob  neben 
ihr  auch  noch  allgemeine  oder  Branchemess'en  bedacht 
werden  sollen,  eine  äußerst  schwierige  ist.  Andererseits 
wird  aber  auch  jeder,  der  nicht  mit  dieser  oder  jener 
Messe  Sonderinteressen  verfolgt,  an  dem  alten  Satz  nicht 
rütteln  können,  daß  ein  unzerbrechliches  Bündel  Stäbe 
dem  Zerbrochenwerden  preisgegeben  ist,  wenn  die  ein- 
zelnen Stäbe  fremder  Gewalt  ausgesetzt  werden.  Wenn 
also  der  Propaganda  ausländischer  Unternehmer  im  In- 
lande der  Erfolg  erleichtert  werden  soll,  so  kann  das  nicht 
besser  geschehen,  als  wenn  ihrer  Konkurrenz  die  deut- 
schen Unternehmer  an  mehreren  Orten  gegenübergestellt 
werden,  wo  sie  nicht  gesammelt  auftreten  können,  wäh- 
rend in  Leipzig  das  deutsche  Ueberge wicht,  sofern  es 
noch  vorhanden  ist,  überragender  und  imponierender  in 
die  Erscheinung  treten  kann.  Und  wenn  gerade  die  aus- 
ländische Konkurrenz  zum  Anlaß  genommen  wird,  um 
auch  für  Frankfurt,  Köln,  Stuttgart  und  Breslau  eine 
Reichsunterstützung  zu  erwirken,  so  wird  man  dem  ent- 
gegenhalten dürfen,  daß  der  Deutsche  seiner  Vorliebe 
für  fremde  Propheten  solange  unterliegen  wird,  als  er 
sich  nicht  dazu  aufrafft,  ihren  Psaltern  überhaupt  sein 
Ohr  zu  verschließen.  Je  mehr  Messen  wir  reichsseitig] 
unterstützen,  an  um  so  mehr  Stellen  bieten  wir  dem 
finanzkräftigeren  ausländischen  Unternehmertum  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  dem  deutschen  Abnehmer  klarzu- 
machen, daß  er  das  Gute  in  der  Fremde  suchen  muß,  um 


so  mehr  bieten  wir  dem  Ausland  das  Schauspiel  der 
gegenseitigen  Konkurrenz  der  einen  Messe  gegen  idle 
andere  und  nähren  den  deutschen  Partikularismus  auf 
Kosten  des  Einigkeitsgedankens. 

Die  Reichsregierung  hatte  sich,  wie  die  letzten  Reichs- 
ratsverhandlungen ergeben  haben,  in  den  beiden  letzten 
Jahren  dazu  durchgerungen,  nur  die  Leipziger  Messe  zu 
unterstützen.  Im  vergangenen  Jahre  haben  die  Länder 
wie  in  diesem  im  Reichsrat  Sonderwünsche  zugunsten 
einiger  anderer  Messen  durchgesetzt,  und  der  Reichstag 
war  ihm  im  vergangenen  Jahre  gefolgt;  in  diesem  Jahre 
steht  seine  Entscheidung  noch  aus.  Dies  sind  ja  die  beiden 
Stellen,  an  denen  sich  partikulare  Interessen  am  besten 
zur  Geltung  bringen  können  und  dies  heute  oft  ,in  einer 
Art  tun,  welche  die  Einheit  gefährdet. 

Der  Reichsrat  ist  an  sich  die  zur  Wahrung  der  regio- 
nalen Belange  berufene  Stelle,  während  im  Reichstage 
das  Volksganze  diese  den  allgemeinen  Reichsnotwendig- 
keiten unterordnen  sollte,  wenn  es  geboten  ist,  was 
nicht  selten  der  Fall  ist.  Denn  im  Reichsrat  bietet  sicty 
oft  das  Schauspiel,  daß  ein  Land  etwas  nur  deshalb  für 
sich  in  Anspruch  nimmt,  weil  ein  anderes  es  auch  hat^ 
und  nur  verzichten  will,  wenn  dieses  oder  alle  anderen 
auch  darauf  verzichten.  Die  uralten  deutschen  Erbfehler 
des  Brudemeides  und  der  Mißgunst  haben  hier  ihren 
Tummelplatz;  sie  spielen  offenbar  auch  in  der  Messe- 
frage mit.  Preußens  Stellungnahme  z.  B.  läßt  das  ver- 
muten. Es  erklärt  zwar  stets,  die  Leipziger  Messe  in 
vollem  Umfang  anzuerkennen  und  ihr  ererbtes  Vorrecht 
in  keiner  Weise  antasten  zu  wollen,  aber  es  ordnet  dem 
preußischen  Handelsministerium  einen  Messefachausschuß 
bei,  welcher  der  Stärkung  der  preußischen  Messen  dient. 
Während  die  preußische  Regierung  sich  in  den  Land- 
tagsverhandlungen einer  Bezuschussung  preußischer 
Messen  aus  Landesmitteln  (allerdings  erfolglos)  wider- 
setzt hatte,  ja  sogar  gelegentlich  vom  Reich  verlangt  hatte, 
im  Interesse  der  Sparsamkeit  jegliche  Reichszuschüsse 
zu  Messen  einzustellen,  trat  es!  in  der  Plenarsitzung  des 
Reichsrats  plötzlich  mit  Anträgen  auf  Unterstützung  von 
vier  preußischen  Messen  unter  gleichzeitiger  Minderung 
des  Zuschußbetrages  für  Leipzig  hervor  und  drang  damit 
durch.  In  alledem  muß  jeder  Unbefangene,  zumal  wenn 
er  offiziellen  Erklärungen  nicht  unbedingt  ti;aut,  eine 
Spitze  gegen  Leipzig  erblicken,  einen  Vorstoß  gegen  die 
Vormachtstellung  Sachsens  mit  Leipzig.  Da  werden  auch 
andere  Staaten  (außer  Württemberg,  für  dessen  Handels- 
hof in  Stuttgart  mitgesorgt  ist,  und  Baden,  dessen  Intern 
essen  nach  Frankfurt  gravitieren  und  das  daher  für  diese 
Messe  eintritt),  nichts  besseres  tun  können,  als  schleu,- 
nigst  geeignete  Städte  ausfindig  zu  machen,  in  denen  sie 
Messen  ins  Leben  rufen  können;  sie  werden  dann  der 
Unterstützung  aller  der  Staaten  sicher  sein,  die  eigene 
Messen  protegieren  und  diese  bei  Nichtunterstützung  an- 
derer gefährdet  sehen.  Im  Messewesen  marschieren  die 
Zersplitterungsgedanken,  und  es  besteht  die  Gefahr,  daß 
sie  auch  anderswo  Schule  machen;  und  die  Reichsregie- 
rung hat  nicht  die  Macht,  ihnen  entgegenzuwirken,  weil 
anscheinend  ihr  Wort  bei  den  Ländern  nichts  gilt.  Das 
Ziel:  soviel  Wirtschaftsbezirke,  soviel  Messen,  dann  haben 
die  Ausländer  das  ergötzliche  und  schmähliche  Schauspiel 
des  Konkurrenzkampfes  der  verschiedenen  Messen  gegen- 
einander in  erhöhtem  Maße;  die  Stäbe  des  Bündels  sind* 
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dann  dönn  genug.  Und  auf  der  anderen  Seite:  England 
betreibt  die  Zusammenfassung  seiner  Messen,  worauf 
Dr.  Köhler  in  Nr.  15  des  v,Leipz.  Tgbl.“  vom  18.1.22 
mit  Recht  hinweist. 

Der  Reichstag  ist  nicht  die  Stelle,  schädlichen  regio- 
nalen Sonderbestrebungen  entgegenzuwirken,  wo  zahl- 
reiche Reichsboten  es  für  ihre  Pflicht  halten,  Wahlkreis- 
oder Bezirksinteressen  in  den  Vordergrund  zu  schieben 
und  derartigen  Bestrebungen  am  besten  Erfolg  beschieden 
ist,  wenn  für  andere  Bezirke  entsprechende  Sonder 
wünsche  vorliegen.  Dann  ist  man  stolz  und  froh,  sich 
gegenseitig  zu  unterstützen  und  zu  beschenken,  ohne  zu 
ahnen,  daß  manchmal  viele  gleichgerichtete  Kräfte  sich 
gegenseitig  aufheben  und  viele  Köche  den  Brei  ver- 
derben. So  blieb  im  vorigen  Jahre  keine  Messe  un- 
bedacht. 

Unter  solchen  Verhältnissen  ist  eine  einheitliche  Wirt- 
schaftspolitik kaum  möglich.  Steuert  die  Reichsregie- 
rung einmal  einen  festen  Kurs,  so  wird  ihr  das  Steuer 
herumgeworfen  von  Kräften,  die  sich  ihr  fügen  sollten, 
bald  hier-,  bald  dahin,  und  diejenigen,  welche  darauf  aus 
sind,  das  Stabbündel  der  deutschen  Wirtschaft  zu  zer- 
brechen, werden  das  Spiel  gewinnen.  Partikularismus!, 
alter  deutscher  Stammesneid,  die  Unfähigkeit  des  Deut- 
schen, zugunsten  irgend  eines  Stammes  oder  Landes  auf 
die  Möglichkeit,  einen  kleinen  eigenen  Vorteil  zu  er- 
ringen, zu  verzichten,  werden  dahin  wirken,  daß  Handel 
und  Industrie  die  starke  Stütze,  die  sie  in  Leipzig  fanden 
und  an  der  sie  sich  aufgerichtet  haben,  einbüßen  und 
Kraft  und  Kosten  an  der  Beschickung  verschiedener 
Messen  zum  Nutzen  des  Auslandes  zersplittern. 


Welt-Kredit-  und  Finanzreform. 

Von  Dr.  Fischbach,  Geh.  Regierungsrat. 

Unter  diesem  Titel,  mit  dem  Zusatz  „Ein  Aufruf 
zum  Solidarismus“  veröffentlicht  Dr.  Hans  Heymann 
eine  Broschüre1),  die  mit  ernster  Wissenschaftlichkeit  an  das 
Weltfinanzproblem  und  an  das  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hang damit  stehende  Reparationssystem  herantritt. 

Durch  die  gewaltige  Energie-  und  Kapitalvergeudung,  wie 
sie  der  Weltkrieg  mit  sich  gebracht  hat,  ist  die  stetige 
und  gesunde  Entwicklung  der  Weltwirtschaft,  wenn  auch  nur 
für  einen  „Weltaugenblick“,  unterbrochen  worden.  Für  die 
jetzt  lebende  Generation  macht  sich  diese  Zerrüttung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  der  jähe  Rückfall  in  die 
ererbten  Kampfinstinkte  allerdings  auf  das  heftigste  spürbar. 
Es  bleibt  jedoch  die  sichere  Hoffnung,  daß  die  Sammlung 
aller  Kräfte  und  das  ernstliche  Bestreben  nach  Ueberwindung 
der  jetzigen  Krise  zu  einer  neuen  glücklicheren  Epoche  des 
Menschengeschlechts  führen  wird. 

In  der  Regel  wird  die  durch  den  Weltkrieg  bewirkte  Ein- 
buße an  Arbeits-  und  Sachkapital  erheblich  überschätzt.  Die 
menschliche  Arbeitskraft  wird,  ein  gesundes  Volkstum  voraus- 
gesetzt, in  nicht  allzuferner  Zeit  wieder  ersetzt  werden.  Bei 
den  Sachwerten  weiterhin,  handelt  es  sich  um  Oüter,  die 
durch  Arbeitsleistungen  auf  dem  gesamten  Erdball  in  einigen 
Wochen  oder  Monaten  wieder  ersetzt  werden  könnten.  Die 
Wirkung  der  eingetretenen  Verluste  ist  nur  deswegen  eine 
so  unverhältnismäßig  starke,  weil  das  Weltwirtschaftssystem 
in  Unordnung  geraten  ist,  und  weil  die  Verluste  über  die 
Erdoberfläche  so  ungleich  verteilt  sind.  Die  Leidtragenden 
sind  zunächst  die  kriegführenden  Parteien,  und  unter  diesen 
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wieder  nicht  etwa  bloß  das  in  großen  Teilen  zerstörte  Frank- 
reich, sondern  vor  allem  Deutschland,  das,  auf  Orund  der 
Fiktion  von  seiner  Alleinschuld  am  Weltkrieg  unter  Fortsetzung 
des  Krieges  mit  fast  allen  seinen  Gewaltmitteln,  dazu  ver- 
urteilt sein  soll,  die  ganze  Rechnung  des  Krieges  zu  zahlen. 
Dazu  kommt,  daß  die  durch  den  Versailler  „Vertrag“,  durch 
das  Londoner  und  vorher  das  Spaer  Diktat  auferlegten  Ver- 
pflichtungen viel  zu  hoch  gegriffen  sind.  Einmal  sind  die 
Sachschäden  — was  aus  der  Psychologie  des  „Siegers“  erklär- 
lich ist  — viel  zu  hoch  angesetzt;  dann  sind,  ohne  rechtlichen 
Orund,  noch  die  ganzen  Kriegspensionen  dazu  geschlagen, 
und  schließlich  hat  man  dem  entwaffneten  Deutschland  noch 
die  gesamten  Okkupationskosten  des  Rheinlands  auferlegt  mit 
der  unrechtmäßigen  Beschwerung,  nicht  bloß  die  fremde  Be- 
satzung in  Höhe  von  etwa  80  000  Mann  in  Valuta  zu  ent- 
löhnen, sondern  auch  den  ganzen,  dazu  gehörigen  Troß  von 
Kommissionen,  Familien  mit  Kind  und  Kegel  unterzubringen 
und  zu  versorgen.  Die  dadurch  entstandenen  und  noch  täglich 
entstehenden  Kosten  übersteigen  bei  weitem  das,  was  man 
einem  durch  den  Krieg,  die  Hungerblockade,  und  noch  mehr 
durch  die  Nachkriegswirkungen  erschöpften  Volk  zumuten  kann, 
das,  abgesehen  von  der  erpreßten  Verpflichtung  zu  ungeheuem 
Sachleistungen,  durch  die  Beschlagnahme  seiner  Auslands- 
anlagen und  Auslandsforderungen,  durch  die  Wegnahme  sei- 
ner Handelsflotte  und  die  Fortnahme  seiner  Kolonien  in  breiten 
Schichten  der  Verelendung  preisgegeben  ist. 

Vermöge  der  natürlichen  Logik  der  Dinge  hat  sich  der 
Unsinn  des  Versailler  Friedensvertrags,  was  die  Barzahlungen 
anlangt,  bereits  bei  den  Ententestaaten  selber  gezeigt:  Ab- 
satzstockung, Arbeitslosigkeit,  Defizitwirtschaft  lassen  bereits, 
namentlich  in  England,  die  Erkenntnis  heraufdämmern,  daß 
es  mit  der  Durchführung  des  Friedensvertrags  so  nicht  wei- 
tergehen kann.  Die  führenden  Köpfe  der  englischen  Finanz- 
welt haben  bereits  eingesehen,  daß  das  europäische  und  das 
Weltfinanzproblem  nicht  dadurch  gesunden  können,  daß  als 
Reparationen  Barmilliarden  gezahlt  werden,  die  letzten  Endes 
nur  dazu  dienen,  dem  Rüstungsfieber  Frankreichs  und  seiner 
Abenteuerpolitik  in  verschiedenen  Weltteilen  Nahrung  zu  geben. 

Indessen  dürfen  wir  den  Einfluß  des  in  den  Ententeländem 
bereits  eingetretenen  Umschwungs  auf  die  politische  Denk- 
weise unserer  Gegner  nicht  allzu  hoch  einschätzen.  Nur 
zu'oft'unterstellt'man-uns^im^Hinblick'auf 'die  Scheinblüte  der 
deutschen  Industrie  die  AbSTcht,  als  sei  Deutschland  bestrebt, 
Gewinne  beiseite  zu  schaffen  und  »ich  seinen  Verpflich- 
tungen zu  entziehen.  Auf  diese  Psychologie  des  Auslands 
muß  Rücksicht  genommen  werden;  es  genügt  daher  nicht  ab- 
zuwarten, daß  die  Zeit  für’’  uns  'arbeitet  und  die  Unhaltbar- 
keit des  Friedens  Vertrags  erweist,  wir  müssen  vielmehr  sel- 
ber Mittel  und  Wege  suchen,  auf  denen  — schon  um  den  stän- 
digen Erpressungen  (Sanktionen)  zu  entgehen  — sich  eine 
Erfüllung  der  übernommenen  Verpflichtungen  im  Rahmen 
des  Möglichen  durchführen  läßt.  Vorschläge  in  dieser 
Richtung  sind  schon  des  öfteren,  und  von  namhaftester  Seite 
gemacht  worden.  Erwähnenswert,  weil  von  hervorragender 
praktischer  Bedeutung,  sind  das  von  Rathenau-Loucheur  zu- 
standegebrachte Wiesbadener  Abkommen,  ferner  die  sog. 
Kreditaktion  der  deutschen  Industrie,  die  allerdings  an  den 
Gegenforderungen  derselben  scheitern  mußte;  ein  weiteres 
Projekt,  der  Wiederaufbau  Rußlands2),  ist  zwar  als  solches  ge- 
eignet, durch  die  gemeinschaftliche  wirtschaftliche  Arbeit 
Deutschlands  und  der  Entente  zu  einer  Annäherung  und  bes- 
seren Verständigung  unter  den  Völkern  zu  führen,  leidet  aber 
an  der  großen  Schwierigkeit,  die  zu  seiner  Durchführung  er- 
forderlichen ungeheuem  Kapitalien  aufzubringen. 

Alle  diese  Vorschläge,  so  durchdacht  sie  auch  sein  mögen, 
und  so  großartig  auch  ihre  Auswirkungen  für  die  Zukunft  sich 
gestalten  können,  lassen  zu  sehr  die  Erfordernisse  des 
Augenblicks  außer  acht,  nämlich  die  baldigste  Kapital- 
beschaffung zur  Befriedigung  der  von  Frankreich  als  uner- 
läßlich bezeichneten  Barforderungen,  mit  deren  'Hilfe  dieses 
Land  sein  ungeheuer  belastetes  Budget  in  Ordnung  bringen  zu 
können  glaubt.  Auf  der  Suche,  für  die  Aufbringung  dieser 
Barzahlungen  die  notwendige  Kreditunterlage  zu  finden,  hat 


2)  So  auch  F.  v.  Braun,  Was  wird  aus  Europa?  Berlin 
1922,  F.  Mittler  u.  Sohn. 
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sich  bereits  herausgestellt,  daß  eine  solche  in  Deutschland  nicht 
in  dessen  staatlichem  Kredit,  sondern  lediglich  in  seiner  wirt- 
schaftlichen Produktivkraft  gefunden  werden  kann.  Nutzbar- 
machung des  privaten  Unternehmungsgeistes  unter  staatlicher 
Mitwirkung,  ist  daher  die  einzige  Möglichkeit,  unsere  Er- 
füllungsbereitschaft in  die  Tat  umzusetzen. 

Diesen  Weg  beschreitet  auch  Heymann,  der  das  Wie- 
deraufbauproblem durch  Qründung  einer  gemeinnützigen 
Kreditanstalt  in  Verbindung  mit  einem  überstaat- 
lichen Wiederaufbausyndikat  zu  lösen  versucht 
Mit  dieser  kurzen  Umschreibung  ist  natürlich  sehr  wenig 
Positives  gesagt;  um  zu  einer  Würdigung  der  von  Heymann 
vorgeschlagenen  Lösung  zu  kommen,  müssen  wir  uns  zunächst, 
soweit  der  zur  Verfügung  stehende  Raum  es  gestattet,  mit 
seinen  theoretischen  Ausführungen  ' über  Kapital  und  Kapi- 
talsbildung befassen,  und  im  Anschluß  hieran  uns  mit  seiner 
Idee  von  der  Weltkredit-  und  Finanzreform  vertraut  zu  machen 
suchen.  Dies  ist  nicht  immer  leicht,  denn  der  Verfasser  arbeitet 
mit  einem  nicht  ganz  einfachen  mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen und  auch  staatswissenschaftlichen  Rüstzeug,  das 
seiner  Arbeit,  wenn  auch  nur  scheinbar,  den  Anstrich  eines 
in  der  Arbeitsstube  des  Gelehrten  zustandegekommenen  Wer- 
kes gibt,  und  das  mitunter  auch  den  Eindruck  aufkommen 
läßt,  als  vernachlässige  der  Verfasser  das  historische  Moment 
und  insbesondere  den  durchschlagenden  Einfluß  des  Willens 
einzelner  Individuen. 

Im  Vorwort  gibt  Heymann  als  Zweck  seiner  Schrift  an, 
den  Weg  zu  weisen,  wie  die  unerschöpflichen  Kräfte 
der  Natur  in  solidarischer  Vereinigung  mit 
den  menschlichen  Arbeitskräften  allen  zu- 
gänglich zu  machensind,  die  sie  richtigzu  ver- 
werten wissen. 

Die  kontinuierliche  Fortbildung  des  Grundstocks  der 
Stammgüter,  die  sich  in  räumlicher  und  zeitlicher  Erstreckung 
als  die  unentbehrlichen  Stützen  des  materiellen  Kulturfort- 
schritts erweisen,  ist  nach  ihm  die  elementare  Grundbedingung 
jeder  zukünftigen  Menschheitsorgan'safon.  Auf  dieser  Grund- 
lage werden  sodann  die  Aufgaben  der  Gegenwart  eröffnet,  die 
sich  bei  dem  Ausbau  eines  neuen  Kreditsystems  er- 
geben, das  auf  jenem  Kapitalkontinuum  beruht. 

Im  Teil  I („Die  Vereinigung  subjektiver  und  objektiver 
Energien  in  dem  Raum  — Zeit  — Wertkontinuum  des  Kapi- 
tals) erläutert  der  Verfasser  dann  des  näheren  seine  Idee  von 
der  Urso'idari^ät  der  das  Weltsystem  zusammensetzenden  Ele- 
mente, deren  Naturbestimmtheit  keine  menschliche  Macht  zu 
ändern  vermochte.  Auf  der  Gruppierung  dieser  Stoffkomplexe 
und  auf  den  von  ihnen  ausgehenden  Energieströmen  beruht 
der  Ablauf  alles  irdischen  Lebens.  „Was  wir  Menschen  oft 
irrtümlich  als  tote  Materie  ansehen,  ist  in  Wahrheit  nichts 
anderes  als  zusammengepreßte  Energie.  Materie  und  Energie 
sind  daher  ihrem  inneren  Wesen  nach  identisch  und  von  ein- 
ander untrennbar,  weil  eine  wirkungslose  Materie  ebenso 
undenkbar  ist  wie  eine  wirkende  Kraft  ohne  materielle  Grund- 
lage (Einstein).  Die  natürliche  Aufgabe  des  Menschen  ist  es 
nun,  zu  dem  wechselvollen  Spiel  der  scheinbar  unbelebten  und 
der  lebenden  Stoffenergie  Stellung  zu  nehmen.  Nicht  nach 
Willkür  und  Laune  verteilen  sich  die  Menschen  auf  die  ver- 
schiedenen  Bezirke  der  Erdoberfläche,  sondern  sie  gravi- 
tieren nach  den  stärksten  Energiequellen.  Als  für  das  Wirt- 
schaftsleben von  elementarer  Bedeutung  können  drei  energe- 
tische Grundformen  unterschieden  werden: 

1.  Die  Urquellen  oder  Wurzeln  der  Energie:  Kohle,  Erze, 
Mineralien,  auch  Wasserkräfte  ("objektive  Faktoren), 

2.  Menschen,  Tiere  ^subjektive  Energieträger)  und  aus  der 
Vereinigung  beider  entstehend, 

3.  die  produzierten  Stammgüter,  die  geschaffen  sind,  neue 
Produkte  herzustellen  oder  als  Grundlage  dauernder 
Nutzungen  zu  dienen:  Werkzeuge,  Maschinen,  Häuser 
usw.  (Stoffkombinationen). 

„Von  der  richtigen  Erfassung  der  Dingwelt  und  der  Menschen- 
welt hängt  es  im  wesentlichen  ab,  in  welchem  Maße  die  be 
weglichen  Güter  gewonnen  werden.  Jene  Energieträger  sind 
im  wirtschaftlichen  Sinne  als  Kapital  zu  bezeichnen.  Das 
Kapital  definiert  der  Verf.  (S.  19)  als  eine  Stoff-  oder  Energie- 
masse, die  durch  ordnendes  Eingreifen  der  Menschen  in  den 


Gang  der  Natur  gebildet  oder  gestaltet  ist,  um  als  dauernder 
Strom  von  Erträgen  oder  Nutzleistungen  so  lange  zu  wirken,  als 
sie  daran  verhindert  werden  kann,  in  ihren  Naturzustand  zurück- 
zufallen.“ 

Das  Muster  zu  diesen  Umbildungen  hat  stets  die  Natur 
geboten,  indem  sie  reiche  Bestände  von  Fruchtquellen  schuf, 
die  sich  aus  eigener  Lebenskraft  fortpflanzen  (z.  B.  den  Wald). 
Wie  auf  diese  Weise  ein  Naturkapital  entstand,  dessen 
geregelte  Fortpflanzung  mit  menschlicher  Arbeit  nur  sinn- 
gemäß unterstützt  zu  werden  braucht,"  so  liegt  die  Möglich- 
keit der  zweckmäßigen  Ausbildung  und  Erneuerung  und  der 
fruchtbaren  Selbstentfaltung  auch  in  dem  natürlichen  Organis- 
mus der  menschlichen  und  tierischen  Arbeitskräfte  begründet. 
Das  Arbeitskapital  als  wertbildender  Faktor  der  Wirt- 
schaft kann  so  gebildet  werden,;  auch  iwenn  |die  Individuen  im 
Strom  des  Weltvergehens  wieder  verschwinden.  Durch  eine 
Vereinigung  der  in  der  Natur  oft  weit  verstreuten  Stoffele- 
mente zu  in  sich  abgeschlossenen  Organismen  entsteht 
dann  eine  dritte  Gruppe  von  Kapitalien,  die  man  als  pro- 
duzierte Produktionsmittel  (künstlich  geschaffene 
Kapitalien),  als  Ergebnisse  vorgetaner  Arbeit  bezeichnen  kann. 
Jedes  derartige  Kapital  bedarf  zur  Aufrechthaltung  seiner 
Formen  und  Funktionen  und  seiner  Ertragsfähigkeit  der  fort- 
gesetzten Mitwirkung  von  dienenden  Menschenkräften.  Nur 
wenn  die  Menschen  die  Regeneration  dieses  Kapitals  durch- 
führen, gelingt  die  kontinuierliche  Fortpflanzung  der  Stamm- 
güter von  Geschlecht  zu  Geschlecht,  andernfalls  strebt  es 
(d.  h.  dieses  organisierte  Kapital,  wie  Häuser,  Schiffe,  Ma- 
schinen) unablässig  zu  den  Urformen  seiner  Existenz  zurück 
und  hört  auf  Kapital  zu  sein,  i d.  h.  Erträge  zu  liefern.  In  der 
Funktion  jedes  Kapitals  ist  also  die  Tendenz  enthalten,  sich 
durch  ordnendes  Eingreifen  der  Menschenkräfte  in  die  Ener- 
gien der  Materie  kontinuierlich  fortzusetzen;  Kapital  ist  a’so 
nichts  Ruhendes;  auch  braucht  es  nicht  zeitlich 
begrenzt  zu  sein.  Es  handelt  sich  demnach  um  eine 
dingmenschliche  Organisation,  die  sich  In  der 
Umgebung  der  stärksten  Energiequellen  bildet.  Die  relativ 
beste  Gesamtanordnung  der  Lagen  ist  aber  nicht  ursprünglich 
gegeben,  sondern  das  Produkt  eines  fortschreitenden  Ent- 
wicklungsprozesses (S.  28>.  Mit  der  Entwicklung  des  inter- 
nationalen Verkehrs  bildet  sich  schließlich  ein  weltwirt- 
schaftliches System  räumlicher  Wechselwirkungen  zwi- 
schen den  verschiedenen  nationalen  Gebietskörperschaften  her- 
aus, dessen  zielbewußter  Ausbau  die  ideale  Aufgabe  der 
Menschheit  ist.  Ein  solcher  Fortschritt  läßt  sich  aber  nur 
erreichen,  wenn  neben  der  horizontalen  räumlichen  Einheit  der 
Kulturentwicklung  auch  der  kontinuierliche  Zusam- 
menhang der  vertikalen  zeitlichen  Kraftent- 
faltung gewahrt  und  fortgebildet  wird. 

Innerhalb  jeder  Raumgruppe  muß  man  mit  Heymann 
(S.  29)  drei  Formen  von  Zeitwerten  unterscheiden:  Augen- 
blickswerte, Dauerwerte  und  kontinuierliche  Werte.  Die 
„Augenblickswerte“  sind  z.  B.  Früchte  oder  Erträge;  die 
„Dauerwerte“  sind  Quellen  dauernder  Nutzungen  und  zwar 
entweder  Produktionsmittel  (Werkzeuge,  Maschinen)  oder 
dauernde  Nutzgüter  (Häuser,  Schiffe),  jedes  dieser  Güter 
hat  eine  bestimmte  wirtschaftliche  Lebensdauer;  sowohl  die 
kurzfristigen  wie  die  langfristigen  Zeitwerte  sind  einer  kon- 
tinuierlichen Fortpflanzung  fähig,  die  sich  dadurch  ergeben 
kann,  daß  durch  einen  Organisationsmechanismus  systema- 
tisch ein  Teil  der  gewonnenen  Nutzerträge  zur  Erneuerung 
der  verbrauchten  Bestandteile  zurückgelegt  wird.  So  ent- 
stehen die  gleichsam  unsterblichen  Wertkontinua  (S.  30), 
die  aber  nur  dann  richtig  ausgenutzt  werden  können,  wenn 
sie  in  den  Zusammenhang  räumlicher  Wechselwirkung 
zweckmäßig  eingegliedert  werden.  Das  Ideal  einer  räumlich" 
und  zeitlich  einheitlichen  Energieverteilung  ist  in  der  Gegen- 
wart nur  unvollkommen  entwickelt,  z.  B.  in  der  immer  mehr 
anwachsenden  Kapitalmacht  der  Versicherungsunternehmungen. 
Durch  die  hier  ermöglichte  Verfügbarmachung  des  Kapitals 
für  die.  die  es  am  nötigsten  brauchen,  wird  ein  sozialetr 
Ausgleich  geschaffen.  Aus  den  Erträgen  der  Produktion  wird 
ein  gemeinsamer  Reservefonds  gebildet,  um  die  Erhaltung 
und  Erneuerung  der  Stammgüter,  aus  denen  jener  Strom 
der  Erträge  fließt,  durch  gegenseitige  Hilfe  zu  sichern  (Sach- 
wertversicherung). 
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Um  die  Kapitalstoffe  in  der  Hand  der  besten  Bewirtschaf- 
ter richtig  zu  konzentrieren,  bedarf  es  eines  exakt  funk- 
tionierenden Zuleitungssystems,  das  in  der  mo- 
dernen Verkehrswirtschaft  durch  den  Kredit  gegeben  ist 
(S.  32).  Notwendig  ist  also  ein  richtiger  Ausbau  der  Kredit- 
wirtschaft und  Beseitigung  der  gegenwärtigen  egozentrischen 
Kapitalwirtschaft.  Wie  diese  Finanzreform  größten  Stils  in 
Volks-  und  Weltwirtschaft  durchzusetzen  sei,  versucht  nun 
der  II.  Teil  der  Arbeit  darzulegen. 

Mit  den  Mitteln  der  bisherigen  Finanzpraxis  (Anziehen 
der  Steuerschraube  bis  zu  der  äußersten  Grenze  der  Leistungs- 
fähigkeit, Vermehrung  des  Papiergelds)  wird  man,  wie  der 
Verf.  mit  Recht  annimmt,  niemals  einen  wirtschaftlichen  Wie- 
deraufbau erreichen.  Je  rücksichtsloser  der  Staat  die  dispo- 
niblen Güter  der  Privatwirtschaft  an  sich  reißt,  um  so  mehr 
hemmt  er  notgedrungen  die  Erwerbskraft  und  die  Kapitals- 
bildung. Die  Folge  aller,  in  letzter  Zeit  vorgenommenen 
Finanzexperimente  muß  das  rettungslose  Dahinschwinden  der 
privaten  Kapitalsrente  sein.  Durch  den  Gegensatz  der  Län- 
der, die  über  Goldwerte  verfügen,  und  denjenigen  Ländern, 
die  nur  Papierwährung  haben,  sowie  durch  die  in  Zusammen- 
hang damit  stehende  gemeinschädliche  Ausnutzung  der  Ar- 
beitskräfte der  goldarmen  Länder  wird  die  Zerrüttung  der 
Weltwirtschaft  täglich  mehr  vergrößert.  Hier  kann  nur  geholfen 
werden  durch  Abkehr  von  der  Goldwährung  und 
Auffindung  eines  neuen  einheitlichen  Wertmaß- 
stabes, der  ein  getreues  Spiegelbild  der  jeweilig  vorhan- 
denen oder  zu  schaffenden  Arbeits-  und  Sachwerte  darbietet. 
Die  Vorbedingungen  zur  Lösung  dieses  Problems  liegen  nach 
dem  Verf.  in  den  im  I.  Teil  wiedergegebenen  Ausführungen 
über  die  Schaffung  der  Weltkontinua  und  die  neue  Idee 
der  Sachlebe  ns  Versicherung.  Durch  sie  werden  die 
Nutz-  und  Produktionskapitalien  in  eine  fungible  Form  gebracht. 
Der  Unternehmer  unterzieht  sich  schon  beim  Entwerfen  eines 
Betriebsplans  dem  kategorischen  Imperativ  der  rationellen  Ka- 
pitalbewirtschaftung, bindet  sich  also  an  die  Normen  des 
wissenschaftlich  erprobten  finanziellen  Kraftsparsystems  der 
Sachlebensversicherung.  Hier  ist  seine  Situation  natürlich  sehr 
verschieden,  je  nachdem  er  mit  eigenem  oder  geliehenem  Ka- 
pital in  den  Verwertungsprozeß  eintritt.  Das  im  letzteren  Falle 
eintretende  „Nachdeckungsverfahren“  bietet  nicht  zu  verken- 
nende große  Schwierigkeiten.  Nur  wo  unentgeltlicher 
Kredit  eingeräumt  wird,  wird  der  Unternehmer  die  Konkurrenz 
mit  dem  kapitalkräftigeren  Fabrikanten  aushalten  können. 

Der  Gedanke  einer  unentgeltlichen  Kreditgewährung  sieht 
nun  allerdings  sehr  utopistisch  aus;  betrachtet  man  jedoch 
wie  der  Verf.,  unbefangen  die  Umstände  des  heutigen  Bau- 
und  Kapitalmarktes,  so  läßt  sich  nicht  bestreiten,  daß'  in 
Zeiten  wirtschaftlicher  Not  nicht  nur  von  privaten  Darleihern 
(Verwandten,  Geschäftsfreunden),  sondern  auch  von  öffent- 
lichen Körperschaften  unverzinsbare  Kapitalien  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  sogar  in  Form  von  verlorenen  Zuschüssen 
(Baukostenzuschüsse)  Aus  diesen  Gründen  kommt  der  Verf. 
(S.  52)  zu  dem  m.  E.  allerdings  sehr  weitgehenden  und  nicht 
ohne  weiteres  aus  der  wirklichen  Sachlage  sich  ergebenden 
Schluß,  daß  bei  unserer  gegenwärtigen  Wirtschaftslage  die 
zinsfreie  Gewährung  von  Kapitalvorschüs- 
sen als  das  prinzipiell  zweckmäßigste  Ver- 
fahren zur  Hebung  der  kapitalbildenden  Pro- 
duktion anzusehen  ist.  Eine  solche  Finanzierung  ist  aber 
nur  möglich  bei  einer  Solidargarantie  aller  versicherten  Ob- 
jekte und  Subjekte  und  bei  einer  Zession  aller  Rechte  aus  der 
Police  an  den  Kreditgeber.  Ein  näheres  Eingehen  auf  die 
nun  folgenden  weiteren  Ausführungen  (S.  54  f.),  über  die 
Verwerfung  des  Leihzinses,  müssen  wir  uns  allerdings  der 
Raumersparnis  halber  versagen.  Verf.  ist  jedenfalls  der  Mei 
nung,  daß  das  herrschende  unzulängliche  Kreditsystem  einer 
fundamentalen  Umgestaltung  bedarf.  Das  wahre  Wieder- 
aufbausystem bedarf  des  Ausbaus  solidarischer  Kredit- 
anstalten in  großem  Maßstabe,  die  es  ermöglichen,  den  ganzen 
Strom  disponibler  Güter  in  die  Hand  junger  leistungsfähiger 
Unternehmer  überzuführen  und  damit  direkt  der  Kapitaler- 
zeugung  zu  dienen.  Die  notwendige  Konzentration  der  gegen- 
wärtig verfügbaren  Kapitalien  kann  sich  nun  entweder  auf  dem 
Wege  einer  nationalen  oder  überstaatlichen  Kredit- 
organisation vollziehen.  Der  Vert  redet  letzterer  und 


der  Schaffung  eines  überstaatlichen  Wiederauf- 
bausyndikats das  Wort.  Die  Grundlage  der  Finanzie- 
rung kann  mit  Hilfe  der  Sachwerteversicherung  erfolgen,  ohne 
den  Eigentümern  drückende  Lasten  aufzuerlegen.  Die  ganze 
Wiederaufbauaktion  in  den  vom  Krieg  heimgesuchten  Län- 
dern muß  in  Verbindung  mit  dem  schon  erwähnten  Welt- 
kreditinstitut  als  gemeinnützigem  Unternehmen  erfojgen, 
das  als  Verwaltungsorganisation  auf  jeden  Kapitalgewinn  ver- 
zichtet. Das  unter  finanzieller  Beteiligung  aller  am  Wieder- 
aufbau interessierten  Länder  zu  errichtende  Institut  — einer 
Aktiengesellschaft  — etwa  mit  dem  Sitz  in  Paris,  und  in 
Verbindung  mit  einer  Sachlebensversicherungsgesel.schaft  eben- 
da, würde  die  Welt  dem  Ideal  einer  gemeinnützigen  Kapital- 
zirkulation erheblich  näher  bringen. 

In  diesem  Zusammenhang  erörtert  der  Verf.  (S.  101) 
sodann  auch  den  Wiederaufbau  Rußlands,  welcher 
nicht  als  Spekulationsobjekt  des  internationalen  Kapitalismus, 
sondern  schon  bei  der  ersten  Anlage  nach  dem  rationellen 
System  des  unentgeltlichen  Solidarkredits  erfolgen  muß. 

Die  Weltfinamzreform  schließlich  kann  nur  da- 
durch vor  sich  gehen,  daß  die  durch  die  unproduktive  Kapital- 
vernichtung entstandene  Lücke  im  Volksvermögen  durch  eine 
Beschleunigung  des  Kapitalbildungsprozesses  ausgefüllt  wird. 
Eine  zu  weitgehende  Ueberspannung  der  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuern ist  ebenso  gefährlich  wie  eine  ^planlose  Multi- 
plikation der  indirekten  Steuern.  Eine  planmäßige  Förderung 
der  Kapitalbildung  durch  Einführung  eines  neuen  Kreditsystems 
(Solidarkredite)  ist  auch  hier  der  einzig  richtige  Weg.  Mit 
der  Bildung  freier  Solidarkörperschaften  wird  ein 
großer  Teil  der  bisher  herrschenden  bureaukratischen 
Verwaltungssysteme  entbehrlich  werden.  Der 
Staatsgewalt  müssen  nach  Ansicht  des  Verf.,  schon  im  Inte- 
resse der  Sparsamkeit,  die  durchaus  nicht  für  sie  geeigneten 
wirtschaftlichen  Funktionen  abgenommen  werden.  Das  Heil- 
mittel für  unsere  restlos  sinkende  Papierwährung 
glaubt  er  in  der  Gründung  von  Finanzierungsanstalten  für 
solidarische  Haus-,  Maschinen-  und  Schiffsbauten  finden  zu 
können,  was  wiederum  die  Folge  haben  wird,  daß  an  die 
Stelle  der  bestehenden  Papierwährung  eine  neue  rationelle 
Objektswährung  treten  muß,  bei  der  jede  Inflations- 
gefahr ausgeschlossen  ist. 

Mit  einem  Aufruf  an  die  wahre  Menschheitsreligion  und 
an  den  wahren  Völkerbund  schließt  der  Verf.  seine  in- 
teressanten und  tiefdurchdachten  Darlegungen.  Ob  seine,  teil- 
weise allerdings  sehr  optimistischen  Ideen  auf  fruchtbaren 
Boden  fallen  werden,  hängt  von  verschiedenen  Umständen,  nicht 
zuletzt  von  dem  noch  sehr  im  Argen  liegenden  Solidaritäts- 
gefühl der  Völker  ab.  Wenn  sich  auch  nach  dieser  Richtung, 
nicht  zuletzt  unter  dem  Eindruck  der  wirtschaftlichen  Folgen 
des  Versailler  Friedensdiktats,  bei  einigen  unserer  Gegner 
ein  merklicher  Gesinnungsumschwung  gezeigt  hat,  so  darf 
man  doch,  namentlich  im  Hinblick  auf  die  noch  ganz  in  den 
alten  kapitalistischen  Anschauungen  verbohrte  Mentalität  Frank- 
reichs, die  Hoffnungen  nicht  zu  weit  spannen.  Die  bevor- 
stehenden Verhandlungen  in  Genua  werden  das  zeigen! 


De r Vorentwurf  des  Liquidations- 
schädengesetzes. 

Das  Problem  der 

Schuldensteuer  ( tfährungs  ju9chuß9teuer). 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfred  Eisenstaedt- Berlin. 

Der  vor  einigen  Tagen  den  Interessentenverbänden 
zugegangene  und  damit  zur  öffentlichen  Erörterung  ge- 
stellte Entwurf  des  sog.  Liquidationsschädengesetzes 
bringt  in  seinen  beiden  ersten  Abschnitten  die  Richtliniai 
über  die  Entschädigungen,  welche  vom  Deutschen  Reich 
auf  Grund  der  §§  6 'und  8 des  'Enteignungsgesetzes  vom 
31.  August  1919  (RGBl.  S.  1527)  zur  Durchführung  der 
entsprechenden  Vorschriften  des  Vertrages  von  Versailles 
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zu  leisten  sind.  In  Betracht  kommen  dabei  die  Artikel 
297,  298  nebst  Anlage,  45—50,  74,  121,  123,  144  Abs.  3, 
145,  153  Abs.  3,  156  Abs.  2,  256  und  260  des  Vertrages 
von  Versailles,  die  in  der  Hauptsache  die  Liquidation 
oder  Zurückbehaltung  deutschen  Eigentums  durch  unsere 
Vertragsgegner  oder  die  Verpflichtung  Deutschlands  zur 
Rückbeschaffung  oder  sonstigen  Lieferung  oder  Aus- 
lieferung von  Sachwerten  betreffen.  Keine  Anwendung 
soll  das  Liquidationsschädengesetz  hinsichtlich  beschlag- 
nahmter oder  zurückbehaltener  deutscher  Kauffahrtei- 
schiffe, Schiffsbauten  oder  deutscher  Binnenschiffe  und 
deren  Zubehör  finden.  (§  1 Abs.  2).  An  diese  Bestim- 
mungen reiht  sich  die  Ermächtigung  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts, Verträge  zwischen  Inlanddeutschen  im 
Sinn  des  § 55  des  Reichsausgleichsgesetzes  auch  dann 
auf  Antrag  abzuändern  oder  aufzuheben,  wenn  sie  in 
unmittelbarem  wirtschaftlichen  Zusammenhang  mit  einem 
Gegenstand  stehen  oder  gestanden  haben,  der  auf  Grund 
von  Kriegsmaßnahmen  oder  für  Deutschland  verbind- 
lichen Verträgen  zum  Nachteil  des  Vertragsschuldners 
liquidiert  oder  einbehalten  worden  ist.  (§§  37 — 39  des 
Gesetzentwurfes).  Abschnitt  III  fügt  dann  Vorschriften 
über  Abänderungen  des  Reichausgleichsgesetzes  im 
§ 40  an,  Abschnitt  V enthält  die  Verfahrensvorschriften 
für  Erlangung  der  Entschädigung  und  Abschnitt  VI 
Uebergangsbestimmungen.  Abschnitt  IV  bringt  neue 
Steuervorschriften.  < Er  unterwirft  im  Unterabschnitt  A 
(§  41 — 54)  die  auf  Grund  des  Liquidationsschädengesetzes 
zu  zahlenden  Entschädigungen  einer  Steuer  (Entschä- 
digungssteuer) und  einerSteuer  mit  gleicher  Steuer- 
skala (A us g 1 e ich s s t eu e r),  die  auf  Grund  des 
Reichsausgleichsgesetzes  durch  Valutagläubiger  zur  He- 
bung gelangenden  Zahlungen  des  Reichsausgleichsamts. 
Darauf  wird  dann  im  Unterabschnitt  B (§§  55 — 64) 
eine  Währungszuschuß  Steuer  genannte  Ab- 
gabe für  Valutaschuldner  angeschlossen,  die  weiter  unten 
erörtert  werden  wird. 

Die  Begründung  des  Gesetzentwurfes  legt  dar,  daß 
angesichts  der  außerordentlichen  Entwertung  unserer 
Mark  gegenüber  den  fremden  Währungen  und  infolge 
von  Bestimmungen  der  einzelnen  anderen  Steuergesetze 
und  der  Aenderung  des  Einkommensteuergesetzes  die  in 
bezug  auf  die  Erfassung  der  Währungsgewinne  in  das 
Ausgleichsbesteuerungsgesetz  gesetzten  Erwartungen 
nicht  in  Erfüllung  gehen,  daß  vielmehr  der  größte  Teil 
dieser  Gewinne  frei  von  jeder  Steuer  bleiben  würde 
und  dadurch  der  weitaus  größte  Teil  der  jedenfalls  nicht  zu 
hoch  auf  etwa  240  Milliarden  Papiermark  berechneten  Ge- 
samtsumme der  Liquidationsentschädigungen  das  Reich 
definitiv  belasten  würde.  Da  die  Reichsfinanzen  diesen 
Lasten  nicht  gewachsen  sind,  sollen  unter  Aufhebung 
des  Ausgleichsbesteuerungsgesetzes  die  Liquidationsent- 
schädigungen vor  ihrer  Auszahlung  einer  Steuer  (Ent- 
schädigungssteuer) unterworfen  werden,  die  unmittelbar 
als  Verminderung  des  als  Entschädigung  zur  Auszahlung 
gelangenden  Betrags  wirkt. 

Man  hat  dabei  an  sich  in  dem  Vorentwurf  an  dem 
Prinzip  der  Berechnung  der  Entschädigung  zum  Tages- 
kurs, wie  es  in  den  Liquidationsrichtlinien  vom  26.  Mai 
1920  (RGBl.  S.  1101)  enthalten  ist,  festgehalten  jedoch 
mit  Ider  Einschränkung,  daß  die  Entschädigung  (vor  Ab- 
zug der  Entschädigungssteuer)  das  Vierzigfache  des  Be- 


trages nicht  übersteigen  darf,  der  sich  bei  der  Um 
rechnung  in  Reichswährung  zum  Vorkriegskurs  ergibt. 
(§  23).  Dieser  Tageskurswert  gilt  für  die  Li- 
quidationsentschädigung in  Höhe  des  von  den 
gegnerischen  Regierungen  festgestell- 
ten Liquidationserlöses  oder  Wertes  (§§  3, 
4,  13).  Soweit  dieser  festgestellte  Wert  den  in  auslän- 
discher Währung  ausgedrückten  Friedenswert  nicht  er- 
reicht, wird  in  Abweichung  von  den  vorgedachten  Richt- 
linien nicht  mehr  der  Friedenswert  des  entzogenen  Gutes 
in  ausländischer  Währung,  umgerechnet  zum 
Tageskurs,  als  Entschädigung  gewährt,  sondern  nur 
insoweit  eine  Zusatzentschädigung  gewährt,  als 
die  Gesamtentschädigung  hinter  dem  doppelten  Vor- 
kriegskurswert des  in  ausländischer  Währung  be 
rechneten  Friedenswertes  zurückbleibt.  (§§  5,  6).  Für 
Wertpapiere  und  ausländische  Zahlungsmittel  wird  diese 
Zusatzentschädigung  nur  geleistet,  wenn  und  soweit  der 
'Wert  der  Wertpapiere  und  Zahlungsmittel  zur  Zeit  der 
im  ersten  Rechtszug  zu  erlassenden  Entscheidung  über 
den  Entschädigungsantrag  den  von  den  gegnerischen 
Staaten  festgestellten  Liquidationserlös  oder  Wert  über- 
steigt. (§  7.)  Bei  der  Entschädigung  für  Entziehung  von 
Hausgerät  und  Kleidungsstücken,  mit  Ausnahme  von  aus- 
gesprochenen Luxusgegenständen,  sowie  von  zur  Be- 
rufsausübung notwendigen  Gebrauchsgegenständen,  sind 
dagegen  nach  den  Grundsätzen  der  Entschädigungs- 
gesetze vom  28.  Juli  1921  Zuschläge  bis  zur  Deckung 
der  Kosten  einer  Ersatzbeschaffung  zu  gewähren;  die  Ge- 
samtentschädigung für  solche  Gegenstände  darf  aber 
100  000  M.  nicht  übersteigen.  (§  9.)  Auf  Zusatzent- 
schädigung und  Zuschläge  haben  nur  Reichs- 
angehörige Anspruch.  Sie  können  mit  Genehmigung  des 
Ministers  für  Wiederaufbau  auch  solchen  Personen  ge- 
währt werden,  welche  die  'Reichsangehörigkeit  verloren 
haben  oder  von  solchen  Personen  abstammen.  Bei  ju- 
ristischen Personen,  Gesellschaften  und  anderen  Personen 
Vereinigungen  entscheidet  im  Zweifelsfall  der  Minister  für 
Wiederaufbau  mit  Bindung  für  die  Feststellungsbehörde, 
ob  die  Geschädigten  als  reichsangehörig  im  Sinn  dieser 
Bestimmungen  anzusehen  sind.  (§  11.)  Wieweit  die  Be 
Stimmungen  über  Zusatzentschädigungen  und  Zuschläge 
auch  da  Anwendung  finden,  wo  nach  dem  Friedensvertrag 
der  Liquidationserlös  nicht  dem  Reich  gutgeschrieben, 
sondern  den  Geschädigten  unmittelbar  ausgezahlt  wird, 
bleibt  besonderer  Regelung  Vorbehalten.  (§  13.)  Wird 
von  den  gegnerischen  Staaten  ein  Reinerlös  oder  Wert 
überhaupt  nicht  festgestellt,  so  wirdmnter  entsprechender 
Anwendung  der  Vorschriften  über  Zusatzentschädigung 
und  Zuschläge  die  Entschädigung  berechnet.  (§  14.)  Für 
die  der  Schantung  - Eisenbahn  - Aktiengesellschaft  zu  ge 
währende  Entschädigung  ist  der  Vorkriegswert  der  im 
Art.  156  Abs.  2 des  (Friedens Vertrages  bezeichneten,  bis- 
her ihr  gehörigen  Gegenstände  in  der  Währung  des 
Landes  am  Ort  der  belegenen  Sachen  maßgebend.  Er 
wird  zum  Tageskurs  in  Reichswährung  umgerechnet. 
(§  15.)  Für  in  den  abgetretenen  Gebieten  oder  in  einem 
während  des  Krieges  von  Deutschland  besetzten  fremden 
Gebiete  durch  deutsche  Behörden  im  Weg  der  Liquidation 
veräußerte  dem  Erwerber  demnächst  durch  die  fremde 
Macht  wieder  entzogene  Gegenstände  bilden  die  Ge- 
stehungskosten mit  5o/o  Zinsen  unter  Berücksichtigung 


36 


DEUTSCHE  W 1 RTSCH  AFTS-ZE/TU  N O 


von  wertsteigemden  Aufwendungen  oder  Wertminderun- 
gen aus  der  Besitzzeit  des  Geschädigten  die  Grundlage 
für  die  Entschädigung.  (§  16.)  Für  Entziehung  von  Privat- 
eigentum im  SaarbecKen  gemäß  Art.  45 — 50  des  Vertrages 
von  Versailles  wird  der  Wert  der  Gegenstände  vom 
10.  Januar  1920  oder  der  von  der  Reparationskommission 
etwa  festgestellte  höhere  Wert  vergütet.  (§  17.)  Der 
§ 18  enthielt  Vorschriften  für  den  Fall  der  Beschlagnahme 
ohne  nachfolgende  Einziehung.  § 19  erklärt  die  in  dem 
Gesetz  gegebenen  Entschädigungsvorschiiften  auch  auf 
-diejenigen  Schäden  für  anwendbar,  welche  durch  die 
Liquidierung  oder  Beschlagnahme  von  Gegenständen  in 
der  Türkei  oder  in  solchen  ehemals  feindlichen  Staaten 
entstanden  sind,  die  den  Friedensvertrag  von  Versailles 
nicht  unterzeichnet  haben,  sondern  die  völkerrech.lichen 
Beziehungen  zu  dem  Deutschen  Reich  durch  besondere 
Verträge  geregelt  haben  oder  regeln  werden,  unter  Aus- 
schluß von  Liquidation  und  Beschlagnahme  im  Gebiet  des 
ehemaligen  Kaiserreichs  Rußland. 

Für  mittelbaren  Schaden,  insbesondere  für  entgan- 
genen Gewinn  wird  keine  Entschädigung  geleistet.  (§  21.) 

Von  der  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  festgestellten 
Entschädigung  wird  zunächst  die  Entschädi- 
gungssteuer in  Abzug  gebracht,  die  Aus- 
zahlung des  dann  verbleibenden  Betrags  erfolgt  bis  zum 
Betrag  von  60  000  M.  bar,  für  einen  weiteren  Teil  bis 
zu  200  000  M.  durch  4 prozentige  Schatzwechsel  des 
Reiches,  die  in  fünf  gleichen  Raten  innerhalb  fünf  Jahre 
eingelöst  werden;  in  gleicher  Weise  für  60°/o  des  Betrages 
zwischen  200  000  M.  und  600  000  M.,  für  40%  des  Be- 
trages zwischen  600  000  M.  und  1 Mill.  M.,  für  20% 
des  Betrages  zwischen  1 Mill.  M.  undi  2 Mill.  M.  Der 
auch  so  nicht  gedeckte  Teil  der  Entschädigung  wird 
durch  unverzinsliche  Schuldverschreibungen  des  Reiches 
belegt,  die  mit  3%  jährlich  ausgelöst  werden  sollen. 
(§  24.)  Mit  Genehmigung  des  Vertreters  des  Reichs- 
interesses kann  dem  Geschädigten  nach  Einreichung  eines 
Entschädigungsantrags,  soweit  der  Anspruch  nach  Grund 
und  Betrag  glaubhaft  gemacht  ist,  ein  Vorschuß  gewährt 
werden.  Er  darf  drei  Viertel  des  Friedenswertes  in 
deutscher  Währung,  für  Ersatzbeschaffung  von  Hausrat 
und  zur  Berufsausübung  notwendigen  Gegenständen  drei 
Viertel  der  zu  erwartenden  Entschädigung  nicht  über- 
steigen. Bei  Entziehung  von  Forderungen,  Wertpapieren 
und  Zahlungsmitteln  soll  der  Vorschuß  die  Hälfte  der 
voraussichtlichen  Entschädigung  nach  Abzug  der  Ent- 
schädigungssteuer, und  wenn  er  zur  Wiederaufnahme 
wirtschaftlicher  Tätigkeit  verwendet  werden  soll,  drei 
Viertel  dieses  Betrags  erreichen  dürfen.  (§  27.) 

Der  Entwurf  sieht  eine  5 prozentige  Verzinsung  der 
Entschädigung  mit  verschiedenem  Beginn  des  Zinsen- 
laufs (§  26)  sowie  Gewährung  besonderer  Wiederaufbau- 
prämien aus  jährlich  zu  bildenden  Fonds  (§  28)  und 
Schaffung  eines  einmaligen  Fonds  von  50  Mill.  M.  vor, 
aus  dem  Geschädigten,  bei  denen  die  Ordnung  der  Ent- 
schädigung nach  dem  Gesetz  schwere  wirtschaftliche  Be- 
drängnis herbeiführen  würde,  eine  besondere  Beihilfe 
gewährt  werden  soll.  (§  29.)  Aus  besonderen  Billig- 
keitsgründen kann  einem  Geschädigten,  der  auf  Grund 
des  Gesetzes  oder  im  Vorschußverfahren  eine  Leistung 
erhalten  hat,  die  sich  später  als  nicht  gerechtfertigt  er- 
weist, die  Rückerstattung  erlassen  werden.  (§  30.) 


An  Stelle  der  Entschädigung  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  kann  der  Geschädigte  binnen  Jahresfrist 
nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  eine  Abfindung] 
wählen.  Sie  liegt  je  nach  der  Höhe  des  zur  Aus- 
zahlung gelangenden  Betrags  zwischen  dem  Dop- 
pelten und  dem  Vierfachen  des  Frie- 
den swert  es.  Sie  bietet  den  Vorteil,  daß  sie  bis 
zur  Höhe  des  Friedenswertes,  mindestens  bis  zum  Betrag 
von  200  0C0  M.,  bar  ausgezahlt  wird  (§  35)  und  daß  sie 
im  Gegensatz  zu  der  gewöhnlichen  Entschädigung  er- 
folgen kann,  bevor  der  Wert  oder  Liquidationserlös  des 
entzogenen  Guts  durch  die  gegnerischen  Staaten  fest- 
gestellt ist.  Letzteren  in  der  Begründung  besonders  her- 
vorgehobenen Vorzug  läßt  der  Text  des  Gesetzes  (vgl. 
§ 31  Abs.  3)  nicht  klar  erkennen.  Sie  soll  anscheinend 
nur  da  erfolgen,  wo  die  Möglichkeit  der  Gutschrift  eines 
Erlöses  durch  die  gegnerischen  Staaten  für  das  Deutsche 
Reich  überhaupt  besteht,  und  soll  außerdem  nicht  in 
Frage  kommen  für  die  Entziehung  von  Forderungen 
deutscher  Währung,  von  Wertpapieren  und  Zahlungs- 
mitteln. (§  31.)  Die  Abfindung  wird  bis  zur  Höhe 
des  zur  Ersatzbeschaffung  erforderlichen 
Betrags  bei  Verlust  von  zur  Berufsausübung  not- 
wendigen Gegenständen,  wenn  der  Beruf  wieder  auf- 
genommen wird,  ferner  mit  einer  Höchstgrenze  von 
100  000  M.  als  Ersatz  für  Hausrat  und  Kleidungsstücke 
gewährt.  (§  32.) 

Die  im  Abschnitt  III  enthaltenen  Aenderungen  des 
Ausgleichsgesetzes  gleichen  durch  Zusätze  und  Abände- 
rungen in  den  §§  26,  29,  30,  36,  39,  40,  41  und  Einfügung 
neuer  Paragraphen  die  Bestimmungen  über  Auszahlungen 
an  Gläubiger  im  Ausgleichsverfahren  durch  Beschränkung 
der  Auszahlung  zum  Tageskurs  auf  das  Vierzigfache  des 
Vorkriegskurses  und  Anordnung  des  Abzugs  der  „A  u s - 
glleichssteuer“  gleich  bei  der  Auszahlung  und  Einfüh- 
rung des  gleichen  Zahlungsmodus  mit  Schatzanweisungen 
und  Schuldverschreibungen  die  Rechtslage  der  am  Aus- 
gleichsverfahren teilnehmenden  Gläubigerden  Bestimmun- 
gen für  die  Liquidationsgläubiger  an  und  führen  auch  für 
die  Valutagläubiger  des  Reichsausgleichsgesetzes  die  Mög- 
lichkeit der  Wahl  einer  Abfindung  statt  der  gewöhnlichen 
Art  der  Auszahlung  ein.  Sie  hat  aber,  da  sie  erst  nach 
Gutschrift  der  Forderung  durch  das  gegnerische  Aus- 
gleichsamt gefordert  werden  darf,  hier  nur  den  Vorzug 
günstiger  Zahlungsbedingungen.  Für  die  Valutaschuldner 
wird  ferner  die  Saldierungspflicht  von  Währungsgewinn 
aus  Liquidationen  auf  alle  Ansprüche  aus  dem  Liquida- 
tionsschädengesetz ausgedehnt.  Dabei  ist  anscheinend 
übersehen,  klar  zu  stellen,  daß  bei  der  Saldierung  dieser 
Gewinne  nur  der  nach  Abzug  der  Entschädigungs- 
steuer oder  Ausgleichssteuer  verbleibende  Nettobetrag 
zur  Saldierung  gebracht  werden  soll. 

Die  Verfahrensvorschriften  des  Abschnitts  V erklären 
im  wesentlichen  die  Bestimmungen  der  Entschädigungs- 
ordnung vom  30.  Juli  1921  (RGBl.  S.  1046)  für  anwend- 
bar, ordnen  aber  das  Verfahren  für  Entschädigung  in 
bezug  auf  Wertpapiere  und  Zahlungsmittel  dahin,  daß 
eine  Vorprüfung  nicht  stattfindet,  als  erste  Instanz  eine 
noch  zu  bestimmende  Behörde  im  Verwaltungswege, 
als  letzte  Instanz  dagegen  eine  Fachspruchkammer  beim 
Reichsentschädigungsamt  entscheidet.  (§§  65 — 70.) 
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Die  Uebergangs-  und  Schlußbestimmungen  (Ab- 
schnitt VI)  stellen  die  der  Ausgleichsteuer  unterworfenen 
Ansprüche  der  Gläubiger  im  Ausgleichsverfahren  und  die 
der  Entschädigungssteuer  unterworfenen  Ansprüche  aus 
§ 8 des  Enteignungsgesetzes  vom  31.  8.  19 'und  die  nach 
dem  Stichtage  der  Gesetze  entzogenen  Gegenstände,  auf 
denen  diese  Ansprüche  beruhen,  von  Kriegsgewinnabgabe, 
Reichsnotopfer  und  Besitzsteuer  frei.  Dabei  ist  nicht  ge- 
sagt, ob  die  Werte  nur  vom  Endvermögen  abzusetzen 
sind  oder  auch  vom  Anfangsvermögen,  soweit  der 
Vermögenszuwachs  für  diese  Gesetze  in  Betracht  kommt. 
Bei  der  Veranlagung  zum  Reichsnotopfer  muß  ein 
Liquidations-  oder  Ausgleichsgläubiger  auch  den  für  Be- 
zahlung von  Valutaschulden  aufgewendeten  Betrag,  den 
er  bei  der  Entschädigungs-  oder  Ausgleichssteuer  von 
den  für  ihn  steuerpflichtigen  Forderungsbeträgen  absetzen 
darf,  außer  Ansatz  lassen  (§  71).  Die  Liquidationsricht- 
linien vom  26.  5.  20  sollen  mit  dem  auf  die  Verkündung 
des  Gesetzes  folgenden  Tag  außer  Kraft  und  an  diesem 
Tage  die  Abschnitte  1,  II  und  V des  Gesetzes  in  Kraft 
treten.  Die  Aenderung  des  Ausgleichsgesetzes  (Abschnitt 
III  des  Gesetzes)  und  die  Steuervorschriften  (Abschnitt 
IV)  sollen  mit  Rückwirkung  auf  den  1.  7.  20 
in  Kraft  treten.  Mit  Wirkung  von  diesem  T age  wird 
das  Ausgleichsbesteuerungsgesetz  aufgehoben.  (§  72).  Vor 
Verkündung  des  Gesetzes  erteilte  Abrechnungen  und  An- 
ordnungen sind  entsprechend  den  neuen  Bestimmungen 
zu  berichtigen.  Zuviel  bezahlte  Beträge  sind  zurückAizah- 
len.  Ist  nur  die  Art  der  Bezahlung  anders  geworden, 
so  wird  der  zuviel  erhaltene  Barbetrag  gegen  den  An- 
spruch auf  Schatzwechsel  und  Schuldverschreibungen  ver- 
rechnet (§  73).  Auf  vor  Verkündung  des  Gesetzes  auf 
Grund  des  Reichsausgleichsgesetzes  oder  als  Liquidations- 
entschädigung geleistete  Zahlungen  (§  74  Absatz  1)  und 
anscheinend  auch  bei  vom  Reichsausgleichsamt  bereits 
bezahlten  Valutaschulden  (§  74  Abs.  6)  sind  nachträglich 
die  in  dem  Entwurf  vorgesehenen  Steuern  zu  erheben. 
Der  Reichsminister  der  Finanzen  kann  zur  Vermeidung 
wirtschaftlichnichterträglicherHärtenauf 
die  Einziehung  von  Beträgen  verzichten,  die  vor  dem 
1.  12.  21  in  wirtschaftlich  gerechtfertigter  Weise  veraus- 
gabt sind.  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  scheint  diese 
Vergünstigung  aber  auf  die  Währungszuschußsteuer  für 
im  Clearingverkehr  abgerechnete  Verbindlichkeiten  keine 
Anwendung  finden  zu  sollen.  (!) 

Soweit  der  wesentliche  Inhalt  des  Entwurfs  abgesehen 
von  den  neuen  Steuervorschriften.  Von  den  neu  angeord- 
neten Steuern  (Abschnitt  IV  des  Gesetzes)  sind  die  Ent- 
schädigungssteuer und  Ausgleichssteuer 
Steuern  gleicher  Art,  die  sich  nur  in  ihrem  Ausbau  undi 
in  bezug  auf  ihr  Anwendungsgebiet  unterscheiden. 

Hauptsächlich  ander  Entschädigungssteuer 
will  sich  das  Reich'  für  die  durch  das  Liquidationsschä- 
dengesetz festgestellten  Lasten  erholen.  Sie  erfaßt  den 
in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  auf  etwa  240 
Milliarden  Papiermark  geschätzten  Aufwand  zur  Deckung 
der  Ansprüche  aus  Liquidationsschäden.  Die  Steuer  ist 
in  fünf  Steuerstufen  nach  den  zur  Auszahlung  kommenden 
Beträgen  (1.  Stufe  Beträge  bis  zu  100  000  M.,  5.  Stufe 
Beträge  über  3 Mill.  M.)  und  in  jeder  Stufe  nach  20 
Steuerklassen  gestaffelt,  in  denen  der  Prozentsatz  der 
Steuer  immer  mit  dem  Steigen  des  steuerpflichtigen  Be- 


trages gegenüber  dem  Vorkriegswert  steigt.  In  die  erste 
Klasse  fällt  die  Entschädigung,  wenn  sie  nicht  mehr  als 
das  Doppelte  des  Vorkriegswertes  ausmacht,  in  die  20. 
Klasse,  wenn  sie  mehr  als  das  38  fache  des  Vorkriegs- 
wertes beträgt.  Sie  steigt  von  3 — 15 o/o  in  der  ersten 
Klasse  bis  zu  60—72%  in  der  letzten  Klasse,  (§  47). 
Soweit  die  Entschädigung  für  zum  Reichsnotopfer 
veranlagte  Wertpapiere  gewährt  wird,  ermäßigt 
sich  die  Steuer  in  der  ersten  Klasse  auf  1 — 5 o/o  'und 
40— 48 o/o  in  der  letzten  Klasse.  (§  48.)  Uebergang  von 
Rechten  nach  dem  1.  Juli  1921  bleibt  auf  die  (Be- 
messung der  Höhe  der  Steuer  ohne  Einflußi  (§  49.) 

Einer  Steuer  in  gleicher  Höhe  werden  unter  der  Be- 
zeichnung „Ausgleichssteuer“  die  nach  dem 
Reichsausgleichsgesetz  an  Gläubiger  von  Vorkriegsforde- 
rungen an  das  feindliche  Ausland  zur  Auszahlung  ge- 
langenden Beträge  unterworfen.  (§  41  Ziff.  2,  § 43  ff.) 

Der  Entschädigungssteuer  oder  der  Ausgleichs- 
steuer unterliegende  Beträge  sollen  außer  von 
Reichsnotopfer,  Kriegsgewinnabgabe  und  Besitzsteuer 
auch  im  Jahre  ihrer  Auszahlung  von  der  Reichseinkom- 
mensteuer und  Körperschaftssteuer  frei  bleiben. 

Während  diese  beiden  Steuern,  deren  Würdigung  an- 
derer Seite  Vorbehalten  bleibt,  im  wesentlichen  den  in 
Papiermark  zum  Ausdruck  kommenden  Währungsgewinn 
erfassen  wollen,  ist  mit  der  in  dem  Vorentwurf  des  Ge- 
setzes weiter  vorgeschlagenen  sogenannten  „W  ä h - 
rungszuschußsteuer“  ein  ganz  anderes  Prinzip 
verfolgt.  Man  kann  es,  wenn  man  es  in  seiner  Wirkung 
bezeichnen  will,  kaum  anders  als  djs  Prinzip  der  B e - 
Steuerung  des  Währungsverlustes  oder  als 
Schuldenbesteuerung  bezeichnen. 

Gegenstand  der  Besteuerung  soll  nach  dem  Gesetz 
der  Währungszuschuß  sein,  den  das  Reichsausgleichs- 
amt nach  den  Bestimmungen  des  Reichsausgleichsge- 
setzes auf  Vorkriegsvalutaschulden  an  das  früher  feind- 
liche Ausland  gewährt,  und  zwar  sowohl  der  Zuschuß, 
der  darin  zum  Ausdruck  kömmt,  |daß  das  Reichsausgleichs- 
amt im  zwischenstaatlichen  Clearingverfahren  die  Schul- 
den gemäß  dem  Friedensvertrage  in  der  Währung  des 
gegnerischen  Staates  abdeckt,  von  dem  Valutaschuldner 
aber  nur  den  Vorkriegskurs  zuzüglich  seiner  etwaigen 
Währungsgewinne  einziehen  darf,  als  auch  der  Zuschuß', 
den  das  Reichsausgleichsamt  dem  Valutaschuldner,  der 
eine  nicht  im  zwischenstaatlichen  Clearing  abzurechnende 
Valutaschuld  unmittelbar  gegenüber  dem  im  gegnerischen 
Staate  wohnenden  Gläubiger  tilgen  muß,  nach  den  Be- 
stimmungen des  Reichsausgleichsgesetzes  in  gleicher 
Höhe  zu  gewähren  hat.  Die  Steuer  soll  sich  in 
20  Steuerklassen  je  nach  dem  Verhältnis, 
in  dem  der  steuerpflichtige  Betrag  zum 
Vorkriegskurswert  steht,  staffeln  und  soll 
mit  U/2  % beginnend  bis  zu  30  % des  Währungszu- 
schusses in  den  Fällen  betragen,  in  denen  die  Differenz 
zwischen  Vorkriegskurs  und  Tageskurs  mehr  als  das 
38  fache  des  Vorkriegswertes  beträgt.  Siewürde  also 
diesen  höchsten  Prozentsatz  bereits  bei 
einem  Pfundkurs  von  etwa  800  M.  erreichen. 

Dieser  der  Steuer  unterliegende  Währungszuschüß 
dient  nach  dem  Zweck  des  Ausgleichsgesetzes  lediglich 
dazu,  den  Schuldner  in  Stand  zu  setzen,  seine  Verbind- 
lichkeiten gegenüberdem  feindlichen  Ausland  abzudecken. 

^ ; --,  'y  J<ir j Vp~. 
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Soweit  das  im  zwischenstaatlichen  Clearing-  geschieht, 
bildet  der  Währungszuschuß  einen  Teil  der  Leistung  des 
Reichs  an  das  gegenerische  Ausgleichsamt,  in  den  anderen 
Fällen  hat  ihn  der  Schuldner  zur  Tilgung  der  Verbindlich- 
keit zu  verwenden.  Dem  Tageskurse  der  fremden  Wäh- 
rung der  Schuld  folgend  deckt  der  Währungszu 
schuß,  er  mag  infolge  Steigens  der  fremden  Währung 
so  hoch  sein  wie  er  will,  immer  nur  den  Betrag, 
der  zur  Begleichung  der  Valutaschuld, 
für  die  er  bestimmt  ist,  erforderlich  ist. 
Ob  der  Schuldner  bei  einem  Tageskurs  von  40  M.  für  das 
Pfund  einen  Währungszuschuß  von  etwa  20  M.,  also 
noch  nicht  in  Höhe  des  Vorkriegswertes,  oder  ob  er  bei 
einem  Tageskurse  von  800  M.  für  das  Pfund  780  M.  als 
Währungszuschuß  erhält,  immer  kann  derSchuld- 
ner  damit  nur  (unter  gleichzeitiger  Beisteuer  des 
Vorkriegswertes)  seine  Verbindlichkeit  von 
einem  .Pfunde  bezahlen.  Seine  Vermögens- 
lage wird  um  keinen  Deut  dadurch  gebessert,  daß 
der  Währungszuschuß  infolge  des  höheren  Tages 
kurses  der  Währung  seiner  Schuld  das  38fache  des  Frie- 
denswertes übersteigt  gegen  seine  Lage  in  dem  Falle, 
daß  er  wegen  des  niedrigeren  Standes  des  Pfundes  nur 
die  Höhe  des  Vorkriegswertes  erreicht. 

Da  Währungszuschuß  und  Valutaverlust  mithin  bei 
dem  Schuldner  sich  decken,  stellt  die  Währungszuschuß- 
Steuer  in  Wirklichkeit  eine  Besteuerung  des  Wäh- 
rungsverlustes und  damit  der  mit  diesem 
Wä  h r ung  s v er  1 u s t behafteten  Schulden  dar. 
Im  Effekt  führt  sie  dahin,  daß  dem  Schuldner  mit 
dem  Steuerbetrag  ein  Teil  der  Deckung  des 
Währungsschadens,  die  nach  den  Bestimmungen 
des  Reichsausgleichsgesetzes  dem  Reichsausgleichsamt 
gegenüber  dem  Schuldner  obliegt,  wieder  ent- 
zogen wird  und  zwar  infolge  der  geradezu  unver- 
ständlichen Berechnungsart  der  Steuer  verhältnis- 
mäßigum  sostärker,  jenötigerderSchuld- 
ner  infolge  des  Steigens  der  fremden  Wäh 
rung  die  Deckung  braucht. 

Die  Währungszuschußsteuer  bringt  damit  eine  glatte 
teilweise  Wiederaufhebung  der  durch  das  Reichsaus- 
gleichsgesetz  den  Vorkriegsvalutaschuldnem  gesetzlich 
gewährleisteten  Rechte.  Vergeblich  sucht  man 
in  der  Begründung  des  Gesetzes  eine  stichhaltige  Recht- 
fertigung für  diesen  Gesetzesbruch. 

Die  Begründung  erkennt  ausdrücklich  an,  daß  die 
wirtschaftliche  Lage  vieler  Valutaschuldner  gegenüber d"m 
Zustand,  wie  er  bei  Erlaß  des  Reichsausgleichsgesetzes 
bestanden  hat,  sich  dadurch  verschlechtert  hat,  daß  die- 
jenigen, die  Deckungen . in  fremder  Währung  hatten* 
i m V e rtrauenaufdiegesetzlichihnendurch 
das  Reichsausgleichsgesetz  zugestandene 
Regelung  diese  Deckung  wieder  fortgegeben  haben, 
daß  ferner  mit  Rücksicht  aufdie  gesetzlich 
ihnen  gewährleistete  Abrechnung  zum 
Vorkriegskurse  anderen  das  Reichsfinanz- 
Ministerium  die  zur  Deckung  von  Valutaschulden 
ihnen  früher  freigegebenen  Wertpapiere  in  fremder  Valuta 
enteignet  hat  und  daß  schli.eßlich  infolge  der 
Bestimmung  des  Ausgleichsbesteuerungsgesetzes,  daß 
die  Valutaschulden  zu  dem  nach  dem  Reichsausgleichs- 
gesetz sich  ergebenden  Abrechnungskurse  auch  für  Be- 


rechnung der  Reichssteuern  eingestellt  werden  mußten, 
etwaige  Währungsreserven  bei  Aktienge- 
sellschaften und  anderen  juristischen  Personen  in  der 
Form  von  Gewinnen  an  die  Aktionäre  zur  Aus- 
zahlung gelangt  sind,  daß  also  gerade  diejenigen 
unter  den  Valutaschuldnern,  die  vielleicht  früher  eine  Ab- 
rechnung über  Vorkriegskurs  wirtschaftlich  hätten  ver- 
tragen können,  infolge  von  im  Vertrauen  auf  das  Reichs- 
ausgleichsgesetz erfolgte  wirtschaftliche  Maßnahmen  jetzt 
ebenso  schlecht  stehen,  wie  die  große  Masse 
derjenigen  Valutaschuldner,  deren  wirt- 
schaftliche Situation  schon  zur  Zeit  des 
Reichsausgleichsgesetzes  eine  Ablösung  der 
Verbindlichkeiten  über  Vorkriegskurs  nicht  gestattete  und 
deshalb  im  Reichsinteresse  die  Abrech- 
nung zum  Vo  r k r i e g s k u r s erforderlich  machte. 

Es  ist  auch  nicht  gesagt  und  kann  auch  nicht  ge- 
sagt werden,  daß  etwa,  wie  nach  der  Begründung  des 
Entwurfs  bei  den  Liquidations-  und  Valutagläubigern, 
die  Besteuerungsvorschriften  des  Ausgleichsbesteuerungs- 
gesetzes den  Valutaschuldnern  gegenüber  versagt  hätten. 

Als  Gründe  für  die  neue  Steuer  werden  die 
Rücksicht  auf  die  Valutagläubiger  und  Liquidationsgläu- 
biger und  Rücksicht  auf  die  Entente  angeführt.  Man  wird 
es  keinem  Valutagläubiger  oder  Liquidationsgläubiger  ver 
argen,  wenn  er  versuchen  will  und  wird,  seine  eigene 
Situation  dem  Reiche  gegenüber  so  günstig  wie  möglich 
zu  gestalten.  Soweit  er  das  tut,  handelt  er  in  durchaus 
beachtlichem  berechtigten  Interesse.  Wenn  die  Begrün- 
dung des  Gesetzes  ihm  aber  ein-  solches  beachtliches  In- 
teresse auch  da  zuerkennen  will,  wo  es  sich  um  Belastung 
der  Valutaschulden  ohne  jeden  Vorteil  für  die  Gläubiger 
handelt  und  dabei  auf  die  seinerzeit  heiß  gegenseitig  be- 
kämpfte Rechtslage  beider  Arten  von  Beteiligten  vor  Er- 
laß des  Reichsausgleichsgesetzes  zurück- 
gehen will,  so  kann  das  nicht  gebilligt  werden,  Ausgangs- 
punkt für  die  Beurteilung  der  Rechtsstellung  und  für  Bil- 
ligkeitserwägungen kann  nicht  die  in  der  Begründung  da- 
für in  Anspruch  genommene  öffentliche  Meinung,  die  ver- 
schieden urteilt  und  verschieden  beurteilt  wird,  in  einem 
solchen  Falle  sein,  wo  ein  bereits  erlassenes 
und  seit  fast  zwei  Jahren  in  Geltung  be- 
findliches R e i c hs g e s e t z , wie  das  Reichs- 
ausgleichsgesetzes ist,  die  Rechtsstellung 
klar  bestimmt  hat.  Der  Grundgedanke  dieses  Ge- 
setzes zusammen  mit  dem  Ausgleichsbesteuerungsgesetz 
ist  Abrechnung  zum  Tageskurs  mit  den  Vorkriegsgläu- 
bigem, Abrechnung  zum  Vorkriegskurs  mit  den  Vor- 
kriegsvalutaschuldnern (unter  Einwerfung  der  Währungs- 
gewinne nach  § 29  des  Reichsausgleichsgesetzes)  und 
dazu  tunlichste  Wegsteuerung  von  Währungsgewinnen 
durch  das  Ausgleichsbesteuerungsgesetz.  Nur  davon  kann 
bei  der  Schaffung  einer  neuen  Rechtslage  ausgegangen 
werden. 

Auch  die  Rücksicht  auf  die  Entente,  die  wie  es  heißt, 
wegen  der  den  Schuldnern  durch  das  Reichsausgleichs- 
gesetz gewährten  Unterstützung  Vorstellungen  er- 
hoben hat,  vermag  die  Verkürzung  der  Rechte  der  Va- 
lutaschuldner nicht  zu  rechtfertigen.  Es  sei  dahin  gestellt, 
wie  weit  diese  Vorstellungen  auf  mißverständlicher  Auf- 
fassung der  Lage  auf  Seiten  unserer  Gegner  beruhen ; sie 
können  nicht  dahin  führen,  daß  ohne  zwingende  Not 
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Gesetzesbestimmungen  wieder  aufgehoben  werden.  Die 
Regierung  lehnt  denn  auch  mit  Recht  in  dem  Vorentwurf  esl 
selbst  ab,  in  bezug  auf  die  Vorkriegsschulden  in  Mark- 
Währung  die  gleiche  Steuer  einzuführen,  obwohl 
ja  das  Reichsausgleichsamt  infolge  der  Währungsbestim- 
mung des  Artikels  296  des  Vertrages  von  Versailles  für 
eine  Schuld  in  Markwährung  in  Höhe  von  20,50  M.  genau 
denselben  Währungszuschuß  zu  leisten  hat,  wie  für  eine 
Schuld  von  einem  englischen  Pfund,  und  obwohl  die  Ge- 
samtsumme des  Währungszuschusses  auf  Markschulden" 
verhältnismäßig  nicht  erheb’ich  hinter  der  Gesamtsumme 
des  Währungszuschusses  auf  Valutaschulden  zurückbleibt 
(soweit  eine  Schätzung  mög'ich  ist).  Was  aber  für  den 
deutschen  Markschuldner  recht  ist,  ist  für  den  deutschen 
Vorkriegsvalutaschuldner  billig.  Beiden  gibt  den  ge- 
setzlichen Anspach-  auf  den  Währungszuschuß  das 
gleiche  Gesetz,  das  Reichsausgleichsgesetz,  nach  wel- 
chem der  Markschuldner  zum  reinen  Vorkriegswert  seiner 
Schuld  ohne  weitere  Opfer,  der  Valutaschuldner  zum 
gleichen  Vorkriegswert  unter  Einwerfung  etwaiger  Va- 
lutagewinne abzurechnen  hat.  Verneint  man  — und  das 
geschieht  mit  Recht  — die  Aufhebbarkeit  der  durch  die- 
ses Gesetz  geschaffenen  Ansprüche  auf  Valutaausgleich 
durch  das  Reich  in  bezug  auf  die  Markschuldner,  so 
muß  sich  daraus  von  selbst  auch  die  Verneinung  für  die 
Valutaschuldner  ergeben. 

Die  Währungszuschußsteuer  kann  daher  weder  aus 
Rechtsgründen,  noch  aus  Billigkeitsgründen  für  die  Va- 
lutaschuldner in  Betracht  kommen.  Daß  sie  eine  wirt- 
schaftliche Utopie  darstellt,  daß  es  gar  nicht  möglich 
ist,  sie  bei  den  deutschen  Valutaschuldnern  einzubringen, 
nimmt  ihr  auch  jede  wirtschaftliche  Berechtigung. 

Es  wurde  und  wird  auch  heute  mit  Recht  verlangt, 
daß  der  vom  Reich  dem  deutschen  Vorkriegsschuldner 
geleistete  Währungszuschuß  nicht  Quelle  von  Währungs- 
gewinn beim  Valutaschuldner  werden  darf.  Das  ist  aber 
durch  die  Bestimmung  des  § 3 des  Ausgleichsbe- 
steuerungsgesetzes voll  erreicht.  Nach  dieser  sind  Vor- 
kriegsvalutaschulden mit  dem  Betrage  für  alle  Reichs- 
steuem  -anzusetzen,  die  der  Schuldner  tatsächlich  nach 
Abzug  des  Währungszuschusses  zu  ihrer  Tilgung  gemäß 
dem  Ausgleichsgesetz  aufzuwenden  hat.  Dem  Valuta- 
schuldner wird  dabei  unabhängig  von  der 
Kurssteigerung,  die  inzwischen  die  frem- 
den Währungen  erfahren  haben,  jede  etwa 
vorhandene  Währungsreserve  fortgesteu- 
ert, soweit  er  sie  nicht  nach  § 29  des  Reichsausgleichsge- 
setzes schon  beider  Abrechnungseiner  Verbindlichkeit  ein- 
zuwerfen hat.  Für  den  Vorkriegsvalutaschuldner  bedarf 
es  daher  lediglich  der  Aufrechterhaltung  des  Ausgleichs- 
besteuerungsgesetzes, um  wirtschaftlich  und  steuerlich 
den  Zustand  festzuhalten,  wie  man  ihn  bei  Schaffung  des 
Reichsausgleichsgesetzes  auch  für  die  Finanzen  des 
Reiches  im  Auge  hatte. 

Die  Stellung  der  Gläubiger  im  Uorentwurf 
eines  Liquidationsschädengesetzes. 

Von  Rechtsanwalt  R.  Stintzing  in  Berlin. 

Unter  „Gläubigern“  im  Sinne  dieser  Ueberschrift 
sollen  einerseits  die  Gläubiger  des  Reichs  — also  die  durch 
die  Liquid a tion e n Geschädigten  und  die  Gläubigei 


im  Ausgleichverfahren  — andererseits  deren 
Gläubiger,  verstanden  werden  zum  Unterschied  von  den 
Schuldnern,  über  die  die  in  Aussicht  genommene  Aende« 
rung  des  Reichsausgleichsgesetzes  ebenfalls  wichtige  Be 
Stimmungen  enthält. 

In  dem  Verdrängungsschädengesetz  vom  28.  Juli 
1921  (RGBl.  S.  1021)  wie  im  Kolonialschädengesetz  und 
Auslandsschädengesetz  vom  gleichen  Datum  (RGBl.  S. 
1031  und  S.  1038)  ist  den  Geschädigten  lediglich  der 
Friedenswert,  zu  dem  evtl,  gewisse  Zuschläge  treten, 
versprochen  worden.  Das  schwierige  Problem  beim  Li- 
quidationsschädengesetz bestand  darin,  das 
an  vielen  Stellen  des  Friedensvertrages  verbriefte 
Recht  auf  „volle  Entschädigun g“,  mochte 
es  nun  den  Alliierten  oder  den  Geschädigten  zu 
stehen,  einzulösen.  Nach  der  Begründung  des  Ge- 
setzentwurfs ist  anzunehmen,  daß  Vermögen  von 
ungefähr  18  Milliarden  Friedensmark  liquidiert  worden 
sind,  für  die  etwa  in  Höhe  von  12  Milliarden  Friedens- 
mark Entschädigung  zu  leisten  wäre.  Dieser  Betrag 
würde  nach  Ansicht  der  Begründung  mit  etwa  240  Mil- 
liarden Papiermark  anzusetzen  sein.  Die  Begründung 
hebt  hervor,  daß  die  Ueberschwemmung  des  Markts 
mit  soviel  Papiergeld  auch  zu  einer  neuen  Schädi- 
gung derer  führen  müßte,  deren  Vermögenslage  durch 
die  Entschädigung  gebessert  werden  soll.  In  jedem  Falle 
verbiete  das  öffentliche  Interesse,  von  den  Reichsfinanzen 
ganz  zu  schweigen,  ein  solches  Verfahren,  — selbst  wenn 
der  beste  Wille,  möglichst  hoch  zu  entschädigen,  vor- 
handen sei. 

Der  Vorentwurf  hat  die  Vorschläge,  lediglich  eine  Art 
Konkursdividende  auszuschütten,  abgele  hnt,  ebenso 
den  Vorschlag,  die  Entschädigung  nach  dem  Unterschied 
zwischen  dem  Tages-  und  Vorkriegskurs  zü  bemessen. 
Man  muß  am  Entwurf  rühmen,  daß  er  die  verschiedenen 
sich  widerstreitenden  Gesichtspunkte  in  ein  im  wesent- 
lichen annehmbares  Verhältnis  zueinander  gebracht  hat, 
indem  er  grundsätzlich  — gemäß  dem  Friedensvertrag  — 
das  Recht  auf  volle  Entschädigung  anerkennt,  diesem 
Grundsatz  aber  die  besondere  Form  verleiht,  als  Schaden 
nur  das  gelten  zu  lassen,  was  die  fremde  Regierung 
selbst  dem  Reich  auf  Reparationskonto  gutgeschrie- 
ben hat,  dann  aber  im  Interesse  der  Reichsfinanzen 
doch  zu  einer  Art  Dividende  gelangt,  indem  er  dem  An- 
spruch des  Geschädigten  einen  als  „Steuer“  bezeich- 
neten  Gegen- ans  p r uc  h des  Reichs  entgegenstellt. 

Nachdem  der  Anspruch  auf  Entschädigung  so  auf 
zwiefachem  Wege  — Entschädigung  nur  nach  Maßgabe 
der  Gutschrift  und  nach  Kürzung  der  Steuer  — sehr 
wesentlich  Lierabgesetzt  worden  ist,  kommt  der  Entwurf 
den  Reichsfinanzen  auch  noch  auf  einem  dritten  Wege 
entgegen,  indem  das,  was  nun  noch  als  Entschädigung 
zu  gewähren  ist,,  nur  zu  einem  kleinen  Teil  bar- aus- 
gezahlt werden  darf  und  darüber  hinaus  verzinsliche 
Schatzwechsel  und  unverzinsliche  Schuldverschreibungen 
ausgegeben  werden  sollen.  Der  durch  diese  Verzögerung 
der  Schuldentilgung  erwachsenden  weiteren  Verschuldung 
infolge  der  Verzinsung  weicht  der  Entwurf,  wenn  man  von 
den  Schatzwechseln  absieht,  dadurch  aus,  daß  eine  Ver- 
zinsung außer  in  der  Zeit  zwischen  der  Mitteilung  des 
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Reinerlöses  durch  die  alliierte  Regierung1  und  der  Fest 
Stellung  der  Fordeningen  in  erster  Instanz  einfach  unter- 
bleibt (§  26). 

Und  eine  noch  höhere  Steuer  — d.  i.  Schuldvermin 
derung  — sowie  Vermeidung  der  verzinslichen  Schatz- 
wechsel sucht  der  Entwurf  dadurch  zu  erzielen,  daß  er 
eine  etwas  höhere  Bar  a b f i n d u n g als  gewöhnlich 
— bis  200  000  M.  statt  60  000  M.  --  im  ganzen  aber  nur 
das  etwa  2 — 4 fache  des  Friedenswerts  anbietet  und  als 
Aequivalent  für  die  höhere  Barzahlung  Verzicht  auf 
alles  weitere  fordert. 

Aus  dieser  Skizzierung  erhellt,  daß  der  Entwurf 
bemüht  war,  den  Entschädigungsansprüchen  der  Ge- 
schädigten eine  solche  Form  zu  geben,  daß  er  so- 
wohl vom  Standpunkt  des  Reichs  aus,  wie  der  Gesamtheit 
die  Gefahr  der  Inflation  in  wesentlich  engere  Grenzen 
bannt,  als  dies  nach  den  Worten  des  Friedensvertrags 
zu  erwarten  war.  Andererseits  erhalten  die  Geschädigten 
wesentlich  mehr  als  in  den  eingangs  erwähnten  Ge- 
setzen. Den  Grundzügen  des  Entwurfs  ist  daher 
Anerkennung  nicht  zu  versagen. 

A.  Im  einzelnen  ist  zu  den  im  vorstehenden  hervor- 
gehobenen Methoden,  die  die  Herabsetzung  der  Ent- 
schädigung bezweckten,  folgendes  zu  bemerken: 

a)  Der  Liquidationserlös  als  Grundlage. 

Der  Entwurf  fordert,  wie  gesagt,  daß  der  Geschädigte 
sich  damit  abfindet,  auf  den  ganzen  Mehrwert  dem  Reich 
gegenüber  zu  verzichten.  Er  soll  den  Liquidationserlös 
in  Reichsmark  nach  dem  Tageskurs,  der  am  Tag  der 
Mitteilung  durch  die  fremde  Regierung  bestand,  erhalten 
(§§  4,  23,  Ziff.  1).  In  dieser  Regelung  liegt  unter  Um- 
ständen eine  große  Härte,  da  bekannt  ist,  daß  von  vielen 
Regierungen  deutsches  Eigentum  zu  Schleuderpreisen  weg 
gegeben  worden  ist.  Vielfach  war  es  durch  den  Krieg, 
z.  B.  in  den  Schutzgebieten,  bereits  zerstört.  Daß  in, 
solchen  Fällen  der  Liquidationserlös  minimal  ist,  liegt  auf 
der  Hand.  Wo,  wie  in  Togo,  die  liquidierende  Regierung 
das  deutsche  Eigentum  unterschlagen  hat,  wird  möglicher- 
weise überhaupt  kein  Reinerlös  gutgeschrieben  werden. 
In  solchen  Fällen  — wenn  der  von  der  alliierten  Regierung 
mitgeteilte  — oder  auch  nicht  mitgeteilte!  — Reinerlös 
oder  Wert  hinter  dem  einfachen  Friedenswert  zurückbleibt 
bietet  der  Entwurf  dem  Geschädigten  als  „Zusätzen! 
Schädigung“  an,  daß  er  sich  mit  dem  höchstens  Zwei- 
fachen des  Friedenswertes  zufrieden  geben  soll 
(§§  5,  14).  Als  einfacher  Friedenswert  gilt  nach  § 5 der 
Wert,  „den  der  Gegenstand  am-  25.  Juli  1914  am  Orte 
der  Entziehung  in  der  Währung  der  beteiligten  fremden 
Macht  gehabt  hat“,  als  doppelter  Friedenswert  dagegen 
nach  § 6,  Absatz  2 der  „doppelte  Friedenswert  in  deut- 
scher Währung".  Für  die  Umrechnung  des  in  aus- 
ländischer Währung  bestimmten  einfachen  Friedenswertes 
bestimmt  § 23,  Ziff.  2,  daß  der  Kurs  des  Tages  ent- 
scheidend sein  solle,  „an  dem  der  Antrag  auf  Entschädi- 
gung bei  der  zuständigen  deutschen  Stelle  e i n g e 
gangen  sei“,  dagegen  sagt  § 8,  Abs.  1,  Satz  2:  „ist 
der  Friedenswert  in  ausländischer  Währung  bestimmt, 
so  ist  er  in  deutsche  Währung  zum  Kurs  vom  25.  Juli 
1914  umzurechnen.“  Beide  Bestimmungen  geben  also 
ganz  verschiedene  Stichtage  für  die  Umrechnung  des  in 
ausländischer  Währung  bestimmten  einfachen  Friedens- 
Werte«  an.  Ohne  uns  hier  länger  aufzuhalten,  mag  der 


Hinweis  genügen,  daß  die  Unklarheit  in  diesen  Be- 
stimmungen noch  zu  beseitigen  sein  wird. 

An  der  gleichen  Stelle  des  Entwurfs  findet  sich  eine 
weitere  Unklarheit.  § 4,  Ziff.  5 besagt:  „Die  Entschädi 
gung  für  eine  entzogene  Geldforderung  darf  den 
Nennbetrag  der  Forderung  nebst  den  von  der  beteiligten 
fremden  Regierung  etwa  berechneten  Zinsen  nicht  über 
steigen.“  Für  den  Fall,  daß  die  von  der  fremden  Re 
gierung  berechnete  Entschädigung  hinter  dem  Friedens 
wert  am  Orte  der  Entziehung  zurückbleibt  und  deshalb 
eine  Zusatzentschädigung,  wie  sie  eben  besprochen  wurde, 
gefordert  werden  kann,  bestimmt  § 6,  Abs.  2,  Satz  2 
ebenfalls:  „Die  Gesamtentschädigung  für  eine  entzogene 
Geldforderung  darf  den  Nennbetrag  der  Forderung  nebst 
den  von  der  beteiligten  fremden  Regierung  etwa  berech 
neten  Zinsen  nicht  übersteigen.“  Auch  hier  fehlt  die 
soeben  vermißte  Zuverlässigkeit  über  den  zur  Anwendung 
gelangenden  Umrechnungskurs,  außerdem  aber  schneidet 
«ich  mit  der  Vorschrift  die  des  § 22,  der  von  Wert- 
papieren und  Devisen  handelt.  Anscheinend  — 
vergl.  z.  B.  § 27,  Ziff.  2 — unterscheidet  der  Entwurf 
grundsätzlich  Forderungen,  Devisen  und  Wertpapiere.  Ein 
zwingender  innerer  Grund  für  die  verschiedene  Behänd 
lung  ist  aber  nicht  ersichtlich.  Vielfach  stellen  doch 
Wertpapiere  ebenfalls  Forderungen  dar.  Soll  nun  § 22 
in  Verbindung  mit.§  5 ff.  bedeuten,  daß  für  die  durch 
Wertpapiere  und  Devisen  verbrieften  Forderungen  zu- 
nächst der  Börsenkurs  heranzuziehen  ist  und  dann  eine 
Zusatzentschädigung  aus  § 5 abweichend  von  § 6,  Abs.  2, 
Satz  1 nicht  den  doppelten  Friedenswert  in  deutscher 
Währung  erreichen  darf,  sondern  sich  nach  Satz  2 des  § 6, 
Abs.  2 im  Rahmen  des  Nennbetrags  der  Forderung  am 
25.  Juli  1914  halten  muß?  — Für  Wertpapiere  und  De 
visen  bringt  § 7 die  weitere  Sonderbestimmung,  daß  ihr 
Wert  noch  zur  Zeit  der  erstinstanzlichen  Entscheidung 
den  von  der  fremden  Regierung  gutgeschriebenen  Betrag 
übersteigen  muß,  wenn  eine  Zusatzentschädigung  zuge- 
billigt werden  soll.  Weitere  Sonderbestimmungen  des 
Gesetzes  für  Wertpapiere  usw.,  auf  die.  hier  der  späteren 
Darstellung  vorgreifend,  hingewiesen  sei,  enthalten  die 
§§  18,  Ziff.  4 u.  5 (Beschlagnahme  ohne  Liquidation), 
27,  Ziff.  2 (Vorschüsse),  31,  Ziff.  3 (Ausschließung 
von  der  Abfindungsentschädigung!),  48  (Be- 
steuerung, wenn  sie  in  Fällen  des  § 3 des  Entwurfes 
schon  bei  der  Veranlagung  zum  Reichsnotopfer  berück- 
sichtigt worden  sind),  65  ff.  (Stille  Erledigung  derartiger 
Ansprüche  in  einer  Fachspruchkammer,  unter  Aus- 
schluß der  Berufung  an  das  'Reichswirt- 
schaftsgericht!). 

Nach  der  eben  gegebenen  Darstellung  haben  daher 
die  ehemaligen  Besitzer  von  Wertpapieren  und  De- 
visen alle  Veranlassung,  an  zuständiger  Stelle  auf  eine 
Erläuterung,  evtl.  Gesetzesänderung,  zu  drängen. 

Die  Höchstgrenze  einer  Entschädigung  bildet 
das  Vierzigfache  des  in  Reichswährung  zum  Vorkriegs- 
kurse umgerechneten  Betrages. 

Eine  höhere  Entschädigung  als  der  zum  Tageskurs 
umgerechnete  Liquidationserlös  wird  außer  in  den  Fällen, 
wo  der  deutsche  Friedenswert  höher  als  dieser  Erlös  war, 
auch  dann  gewährt,  wenn  es  sich  um  Hausrat,  Klei- 
dungsstücke und  zur  Ausübung  des  Berufs 
notwendige  Gebrauchsgegenstände  handelt.  Tn  diesen 
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Fällen  soll  sogar  soviel  Entschädigung  gezahlt  werden, 
daß  eine  Ersatzbeschaffung  möglich1  ist  (§  9).  Handelt 
es  sich  um  Haushalts-  und  Kleidungsstücke,  so  darf  aber 
nicht  mehr  bewilligt  werden  als  100  000  M.  zusammen. 
Dieser  Anspruch  genießt  den  weiteren  Vorzug,  daß  er  um 
keine  Entschädigungssteuer  gekürzt  wird  (§  43  a u.  b). 
Dagegen  sind  auch  diese  Forderungen  darauf  angewiesen, 
sich  wie  alle  anderen  teils  in  bar,  teils  in  Schatzwechseln 
usw.  abfinden  zu  lassen  und  werden  nicht  anders  ver- 
zinst. Nur  wenn  der  Geschädigte  eine  Abfindungsent- 
schädigung vorzieht,  erhält  er  volle  Barentschädigung 
(§  32). 

ln  diesem  Zusammenhang  verdient  der  Erwähnung, 
daß  der  Entwurf  auch  in  solchen  Fällen  eine  Entschädi- 
gung gewähren  will,  wo  deutsches  Gut  beschlag- 
nahmt, aber  nachher  nicht  liquidiert  worden  ist. 
Wertpapiere  erfahren  auch  hier  eine  besondere  Behand- 
lung, indem  für  die  Höhe  der  Entschädigung  der  oben- 
besprochene § 6,  Abs.  2,  Satz  2 nach  § 18,  Ziff.  6 an- 
wendbar sein  soll  und  ihnen  keine  Entschädigung  für 
einen  etwaigen  Kursverlust  zugebilligt  wird  (§  18,  Ziff.  5,' 
vgl.  auch  § 18,  Ziff.  4). 

b)  Die  Besteuerung. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  einzelnen  Steuersätze 
zu  behandeln.  Es  mag  daher  genügen,  darauf  hinzu- 
weisen, daß  die  Höhe  der  Steuer  sich  einerseits  nach 
der  Höhe  der  zugebilligten  Entschädigung,  andererseits 
nach  dem  Unterschied  zwischen  dem  Vorkriegswert  und 
der  Höhe  der  anerkannten  Entschädigungsforderung 
richtet.  Innerhalb  der  ersten  Hunderttausend  Mark  werden 
beispielsweise  bei  einer  Verschiedenheit  zwischen  dem 
Friedenswert  und  der  Entschädigung  von  weniger  als 
dem  Doppelten  des  Friedenswerts  nur  3°/o  Steuer  er- 
hoben. Erreicht  der  Unterschied  das  Zehnfache,  so 
beträgt  die  Steuer  15  %,  beim  Zwanzigfachen  30  %.  Für 
die  nächsten  angefangenen  oder  vollen  400  000  M.  be- 
tragen die  entsprechenden  Steuersätze  6,  18  und  33  %. 
Der  höchste  Steuersatz  ist  72  °/o,  wenn  mehr  als  3 Mill.  M. 
Entschädigung  zugebilligt  werden,  für  dieses  Mehr,  und 
wenn  der  Valuta- Unterschied  das  Achtunddreißigfache 
des  Friedens-  oder  Vorkriegskurswerts  übersteigt.  Die 
Steuer  soll  von  der  Entschädigung  abgezogen  werden,  b e- 
v o r die  Entschädigung  ausgezahlt  wird,  und  zwar  ohne 
Mitwirkung  der  Finanzämter  (§  51),  was  zu  begrüßen 
ist.  Befreit  von  der  Steuer  sind  gewisse  Arten  der  Ent- 
schädigung, so  die  für  Hausrat,  Kleidungsstücke  und  Ge- 
brauchsgegenstände, die  sog.  Abfindungsentschä- 
digung, von  der  noch  zu  sprechen  ist;  Entschädigun- 
gen, die  das  Reich  bereits  früher  ausgezahlt  hat  auf  Grund 
besonderer  Verträge;  Entschädigungen,  die  das  Reich 
wegen  eines  erheblichen  Interesses  an  der  Wiederauf- 
nahme der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  eines  Liquidierten 
im  Ausland  an  diesen  zahlt,  und  Ansprüche  der  ReichsL 
bank.  Ein  weiteres  Entgegenkommen  gegen  die  Ent- 
schädigungsberechtigten liegt  darin,  daß  die  Steuer  auf 
Antrag  gekürzt  wird  um  die  Summe  der  Werte,  die  der 
Entschädigungsberechtigte  nach  dem  Reichsausgleich- 
gesetz dem  Reich  zwecks  Tilgung  seiner  Schulden  zur 
Verfügung  stellen  muß,  und  die  für  eine  Schuldentilgung 
zu  entrichtende  Währungszuschuß-Steuer.  Ferner  wird 
die  Steuer  auf  Antrag  gekürzt,  um  andere  vor  dem1 31.  De- 


zember 1919  begründete  Schulden,  die  der  Geschädigte 
nicht  schon  vom  Reichsnotopfer  abziehen  konnte  (§  44). 

Um  die  mit  der  Einhaltung  der  Entschädigungssteuer 
verbundenen  Härten  zu  mildern,  ist  endlich  bestimmt,  daß 
die  gesamte  Entschädigung  für  das  Jahr  oder  den  Zeit- 
raum, in  dem  sie  zur  Ueberweisung  gelangt,  keiner  Ein- 
kommen- oder  Körperschaftssteuer,  auch  keiner  Ver- 
mögenszuwachssteuer und  nicht  der  Kriegsabgabe  von 
Vermögenszuwachs,  der  Besitzsteuer  und  dem  Reichsnot- 
opfer unterliegen  soll  (§§  53,  71).  Hat  freilich  ein  Ge- 
schädigter das  verlorene  Vermögen  bereits  in  seinen 
Büchern  abgeschrieben,  so  soll  die  Freistellung  von  der 
Einkommensteuer,  Körperschaftssteuer  und  Vermögens- 
zuwachssteuer unterbleiben,  bzw.  wenn  die  Abschreibung 
nur  teilweise  stattgefunden  hat,  nur  soweit  erfolgen,  als 
noch  keine  Abschreibung  stattgefunden  hat. 

Im  Zusammenhang  hiermit  möge  auf  die  letzte  Be- 
stimmung dieses  Gesetzentwurfes  hingewiesen  werden, 
durch  die  der  Regierung  das  Recht  verliehen  werden  soll, 
die  Entschädigungssteuer  außer,  wenn  es  sich  um  Liqui- 
dationsschaden handelt,  von  jeder  anderen  Ent- 
schädigung zu  erheben,  die  das  Reich  nach  dem 
Entschädigungsgesetz  vom  31.  August  1919  aus  An- 
laß des  Friedensvertrags  zu  zahlen  hat.  Es  ist 
kaum  zu  bezweifeln,  daß  die  Regierung  von  dieser 
Vollmacht  sofort  in  weitestgehendem  Umfang  Ge- 
brauch machen  wird;  Erwägt  man,  daß  vielfach  Ent- 
schädigungen nur  noch  dem  Namen  nach  gezahlt  werden, 
die  mit  den  im!  gleichen  Gesetz  wie  in  der  Reichsver- 
fassung ausgesprochenen  Ideal  der  „angemessenen“ 
Vergütung  längst  nichts  mehr  zu  tun  haben,  so  muß 
diese  Bestimmung  des  Entwurfs  (§  75,  Abs.  2)  auf  die 
ernstlichsten  Bedenken  stoßen.  Sie  werden  vermehrt 
durch  die  grundsätzliche  Erwägung,  daß  eine  Regierung 
niemals  nach  ihrer  Wahl  ohne  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung einem  Personenkreise  Steuern  auferlegen  sollte. 

c)  Die  Art  der  Auszahlung. 

Vorgesehen  sind  im  § 24  keine  höheren  Barzahlungen 

als  60  000  M.  Der  Rest  wird  gewährt  teils  in  4 prozenti- 
gen  Sch atzwech sein  — und  zwar  von  60  000  bis  200  000 
Mark  in  voller  Höhe  — bei  den  höheren  Summen  in  zu- 
nehmendem Umfang  statt  der  Schatzwechsel  in  unverzins- 
lichen Schuldverschreibungen  des  Reichs.  Wer  mehr  als 
2 Mill.  M.  zu  bekommen  hat,  erhält  für  das  Mehr  nur 
noch  Schuldverschreibungen.  Die  Schatzwechsel  sind  „mit 
je  */;>  innerhalb  der  nächsten  fünf  Jahre  einzulösen“,  — 
eine  Bestimmung,  die  auch  größerer  Schärfe  bedarf. 

d)  § 26  des  Entwurfs  beginnt  mit  dem  hochtraben- 
den Satz:  „Die  Entschädigung  ist  mit  5 vom  Hundert 
zu  verzinsen“.  Wir  haben  schon  oben  gesehen,  daß 
die  Verzinsung  sich  aber  nur  auf  den  Zeitraum  zwischen 
der  Mitteilung  der  feindlichen  Regierung  von  der  Gut- 
schrift und  der  Entscheidung  der  Entschädigungsbehörde 
erster  Instanz  beschränkt  Der  Gesetzgeber  hat  mit 
dieser  Zinsgewährung  wohl  dafür  ein  Aequivalent  bieten 
wollen,  daß  sich  die  Berechnung  der  Entschädigung  nach 
der  Mitteilung  des  festgestellten  Liquidationserlöses  lange 
Zeit  hinziehen  kann. 

Wichtiger  wäre  es,  dem  Entschädigungsberech  - 
tigten  namhafte  Vorschüsse  zu 'zahlen,  wenn  er  seine 
Berechtigung  glaubhaft  gemacht  hat.  Bekannt  ist,  mit 
welcher  Langsamkeit  die  fremden  Regierungemarbeiten. 
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Möglicherweise  werden  sie  die  Gutschrift  für  den  Liqui- 
dationserlös nach  sechs  Jahren,  vielleicht  auch  nie,  mit- 
teilen.  Man  denke  nur  an  die  in  Togo  vorgekommenen 
Unterschlagungen.  Der  § 27  des  Entwurfs  sieht  zwar 
die  Gewährung  von  Vorschüssen  — die  nach  § 43,  Abs.  1, 
wie  das  in  der  Ordnung  ist,  der  Entschädigungssteuer 
unterliegen  — vor,  knüpft  die  Gewährung  eines  Vor- 
schusses aber  an  so  erschwerende  Bedingungen,  daß  es 
zweifelhaft  ist,  ob  die  Zahlung  der  Vorschüsse  in  aus 
reichendem  Umfang  bewilligt  werden  wird.  Die  Zahlung 
hängt  nämlich  von  der  Genehmigung  des  „Vertreters  des 
Reichsinteresses“  ab.  Wer  in  anderen  derartigen  Ent- 
schädigungsfragen erlebt  hat,  mit  wieviel  Mitteln  die 
Reichsfinanzverwaltung  die  Auszahlung  der  Entschädi- 
gungen hinauszuziehen  versucht,  der  weiß,  daß  dieser 
„Vertreter  des  Reichsinteresses“  dazu  da  sein  wird,  um 
die  Auszahlung  von  Vorschüssen  auf  jede  mögliche  Weise 
zu  begrenzen.  Die  Rechte  der  Geschädigten  werden 
durch  das  oben  besprochene  Verfahren  schon  in  solchem 
Maße  beschnitten,  daß  die  Vorschußzahlung  zu  keiner 
weiteren  Beeinträchtigung  dieser  Leute  mehr  führen  darf. 
Es  wäre  daher  das  beste,  den  Vertreter  des  Reichsinter- 
esses ganz  aus  dem  Gesetz  herauszulassen.  Es  sollte 
genügen,  daß  die  Spruchbehörden  Entscheidungen  fällen, 
die  im  Rechtsweg  anfechtbar  sind.  Weitere  Bedingungen 
des  § 27,  denen  beizupflichten  ist,  bestehen  darin,  daß 
die  Forderung  glaubhaft  gemacht  werden  muß,  daß  das 
Steuerinteresse  und  etwa  aus  Reichsmitteln  bewilligte 
Darlehen  berücksichtigt  werden  müssen  und  daß  sich 
die  Gewährung  des  Vorschusses  auf  einen  Prozentsatz 
der  angemeldeten  Forderung  zu  beschränken  hat.  Daß 
eine  Sicherheit  verlangt  werden  kann,  sollte  nur  aus  be- 
sonderen Gründen  gefordert  werden  dürfen.  § 27  geht 
ferner  zu  weit,  wenn  er  ungeachtet  all  dieser  Kautelen 
die  Gewährung  des  Vorschusses  auch  noch  in  das  Er- 
messen der  Entschädigungsbehörde  stellt,  („kann“.) 

Neben  der  bisher  besprochenen  Entschädigung  stellt 
der  Gesetzentwurf  dem  Geschädigten  eine  andere  Form 
der  Entschädigung  zur  Auswahl,  die  sog.  Abfin- 
dungsentschädigung. Voraussetzung  ist  auch 
hier,  daß  die  fremde  Regierung  einen  Reinerlös  oder  Wert 
festgestellt  hat;  es  empfiehlt  sich,  dies  im  Gesetz  stärker 
hervorzu heben,  da  es  jetzt  nur  aus'  § 31,  Abs.  3 zu 
schließen  ist.  Wird  der  Antrag  auf  Abfindungsentschä- 
digung innerhalb  eines  Jahres  gestellt,  so  erhält  der  Be- 
rechtigte für  Hausrat,  Kleidungsstücke  und  für  die  zur 
Berufsausübung  notwendigen  Gegenstände  vollen  Ersatz 
(bei  Hausrat  und  Kleidungsstücken  nur  mit  der  Beschrän- 
kung auf  100  000  M.)  und  außerdem  für  die  sonstigen 
Verluste  das  Vierfache  des  Friedenswerts  in  bar,  wenn 
diese  Entschädigung  nicht  mehr  als  200  000  M.  beträgt; 
für  einen  Verlust  über  200  000  M.  hinaus  bis  zu  1 Mill.  M. 
das  Dreifache  des  Friedenswerts  und  für  den  1 Mill.  M. 
übersteigenden  Schaden  das  Doppelte  des  Friedenswertes. 
Der  Berechtigte  erhält  also  nicht  wie  sonst  nur  60  000, 
sondern  200  0COM.  in  bar.  Darüber  hinaus  Schatzanwei- 
sungen und  Schuldverschreibungen.  Von  Steuern  ist  er  zwar 
frei.  Was  er  aber  bekommt,  ist  durchweg  viel  weniger 
als  die  Entschädigung  in  dem  zuerst  besprochenen  Ver- 
fahren. ln  Wahrheit  ist  der  Reichsnutzen  also  viel  größer. 
Auch  diese  Summen  sind  für  den  Zeitraum  der  Auszah- 
lung frei  von  Einkommensteuer  usw.  (§$  43  c,  53,  Abs.  3, 


Ziff.  1).  Mit  der  Verzinsung  hat  es  dieselbe  Bewandtnis 
wie  bei  der  anderen  Entschädigung,  obwohl  § 35c  beinahe 
irreführend  sagt,  der  Zinsenlauf  beginnt  mit  dem  1.  1.  20. 

Diese  besonders  für  kleinere  Gläubiger  auf  den 
ersten  Blick  verlockende  Abfindungsentschädigung  hat 
den  Mangel,  daß  sie  zumeist  nur  sehr  gering  ist,  keine 
Zahlung  von  Vorschüssen  zuläßt,  und  vor  allem,  daß 
sie  nicht  gewährt  wird  für  die  Entziehung  von  For- 
derungen deutscher  Währung,  von  Wertpapieren 
und  Zahlungsmitteln  (§§  36,  31,  Ziff.  3). 

Aus  § 36  muß  geschlossen  werden,  daß  die  Zahlung 
eines  Vorschusses  nach  § 27  in  Fällen,  wo  Abfindungs- 
entschädigung beantragt  ist,  unzulässig  sein  soll.  An- 
scheinend bezweckt  der  Gesetzgeber  einen  Druck  auf  die 
Entschädigungsberechtigten  auszuüben,  von  der  Abfin- 
dungsentschädigung Gebrauch  zu  machen.  Darauf  deutet 
auch  die  Bestimmung,  daß  der  Antrag  innerhalb  Jahres- 
frist nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  gestellt  werden  muß. 

Unverständlich  ist  es,  warum  für  die  Ent- 
ziehung von  Forderungen  deutscher  Währung,  von  Wert- 
papieren und  Zahlungsmitteln  keine  Abfindungsentschä- 
digung gezahlt  werden  soll.  Jedenfalls  hat  das  Reich 
hier  keinen  Nutzen  von  der  Abfindung.  Diese  Bestim- 
mung bildet  wohl  auch  ein  Blatt  in  dem  Kranz  derjenigen 
Vorschriften,  durch  die  der  Gesetzentwurf  die  Besitzer 
von  Forderungen,  Wertpapieren  und  Devisen  benach- 
teiligt. Die  Zusammenstellung  dieser  Vorschriften  wurde 
oben  mitgeteilt. 

B.  Die  Abänderung  des  Reichsausgleich  • 
gesetzes. 

Wir  können  uns  hier  kürzer  fassen,  da  diese  Aende- 
rungen  sich  mit  den  wesentlichsten  bisher  besprochenen 
Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs  über  die  Entschädigung 
für  erlittene  Liquidationen  decken,  ln  der  Begründung 
des  Entwurfs  wird  angenommen,  daß  das  Reich  dadurch, 
daß  es  nach  dem  Reichsausgleichgesetz  den  Valutagläubi- 
gem für  den  ihnen  zustehenden  Betrag  aufkommt,  einen 
Aufwand  von  22  Milliarden  Papiermark  haben  wird.  Es  ist 
wohl  zu  verstehen,  daß  die  Reichsregierung  dem  Gesichts- 
punkt Geltung  verschaffen  will,  daß  das,  was  dem  einen 
recht,  dem  andern  billig  ist.  Wenn  die  vielen  ^Deutschen, 
deren  ganze  Existenz  im  Ausland  wurzelte,  für  die  Li- 
quidationen nur  eine  teilweise  Entschädigung  vom  Reich 
erhalten,  so  wäre  es  unbegreiflich,  wenn  das  Reich 
bei  der  Abrechnung  über  Forderungen,  von  deren  Ein- 
ziehung im  allgemeinen  nicht  die  Existenz  des  Gläubi 
gers  abhängt,  diesem  die  volle  Valuta  auszahlen  würde. 

Immerhin  hat  der  Entwurf  die  bisherige  Regelung 
im  Reichsausgleichgesetz  vom  24.  April  1920  (RGBl. 
S.  597)  in  den  Grundlagen  unverändert  gelassen,  so  daß 
nur  einige  Ideen  von  grundsätzlicher  Bedeutung  das  bis- 
her geltende  Recht  modifizieren. 

Dahin  gehört  vor  allen  Dingen  die  Erhebung  der 
gleichen  Steuer,  die  hier  den  Namen  Ausgleich- 
steuer trägt.  Die  vom  Reich  zuzubilligende  Summe  ist 
wie  die  Liquidationsentschädigung  in  derWeise  nach  oben 
begrenzt,  daß  sie  das  40  fache  des  Vorkriegskurses  nicht 
übersteigen  darf.  Die  Auszahlungen  (60  000  M.  bar,  der 
Rest  in  Schatzwechseln  und  unverzinslichen  Schuldver- 
schreibungen) stimmen  ebenfalls  mit  den  für  die  Liqui- 
dationsschäden besprochenen  Vorschriften  überein.  An 
der  bisher  nach  dem  Reichsausgleichgesetz  geltenden 
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Zinszahlungspflicht  des  Reichs  hat  sich  nichts  geändert, 
soweit  diese  nicht  durch  die  Befriedigung  mit  unverzins- 
lichen Schuldverschreibungen  und  4prozentige  Schatz- 
wechsel illusorisch  gemacht  wird.  Auch  die  Gewährung 
von  Vorschüssen  ist  in  Aussicht  genommen.  Hier  ist 
von  der  Genehmigung  durch  einen  Vertreter  des  Reichs- 
interesses keine  Rede  (§  40,  VI).  Auch  eine  Abfindung 
der  Ausgleichansprüche,  deren  Zinsenlauf  in  allen  Fällen 
mit  dem  1.  April  1921  beginnen  soll,  kann  stattfinden. 
Auch  hier  decken  sich  die  vorgeschlagenen  Bestimmungen 
mit  denen  der  Liquidationsentschädigung.  Abweichend 
von  diesen  ist  die  Abfindung  für  Forderungen  deutscher 
Währung,  Wertpapieren  und  Zahlungsmitteln  zugelassen 
— kommen  doch  hier  nur  Forderungen  in  Betracht  — , 
die  Abfindung  soll  aber  den  Tageskurswert  der  Forde- 
rungen nicht  übersteigen  (§  40,  VII,  § 41  c,  Abs.  2). 

Die  Begründung  des  Gesetzentwurfs  nimmt  an,  von 
dieser  Abfindung  werde  nicht  viel  Gebrauch  gemacht 
werden,  weil  das  gegnerische  Ausgleichamt  den  An- 
spruch des  Deutschen  erst  dem  deutschen  Amt  gut- 
schreiben müßte.  Ob  diese  Annahme  zutrifft,  bleibt  ab- 
zuwarten (vgl.  auch  § 37 'RAG.). 

Ein  Mangel  des  Gesetzes  besteht  darin,  daß 
keine  genügende  Rücksicht  auf  die  Vermögenslage  ge- 
nommen worden  ist,  in  die  die  Entsch’ädigungsberech- 
tigten  teils  infolge  der  Untergrabung  ihrer  ganzen  Exi- 
stenz teils  infolge  der  zu  späten  Erlassung  dieses 
Gesetzes  geraten  sind.  Vermögensverfall  gibt  sich  da- 
durch kund,  daß  der  Betroffene  genötigt  ist,  Schulden 
zu  machen  und  diese  Schulden  mit  hohen  Zinsen  zu 
bezahlen  hat.  Zu  solchen  Schulden  treten  die  Verbind- 
lichkeiten aus  früheren  Zeiten.  Während  z.  B.  § 15, 
Abs.  3 des  Kolonial-Schäden-Gesetzes  vom  28.  Juli  1921 
(RGB.  S.  1031)  bestimmt,  daß  die  Abtretung  oder  Ver- 
pfändung des  Entschädigungsanspruchs  oder  eines  Teils 
desselben  nur  mit  ministerieller  Genehmigung  zulässig 
und  nach  § 15,  Abs.  2 a.  a.  O.  gewisse  Telle  der 
Entschädigung  unpfändbar  sind,  überläßt  dieser  Gesetz- 
entwurf die  Entschädigung  vorbehaltlos  dem  Zugriff  der 
Gläubiger  des  Geschädigten.  Dieses  laisser  faire,  laisser 
aller  ist  nicht  zu  billigen.  Wenn  das  Reich  selbst  in 
diesem  Gesetzentwurf  mit  seinen  Gläubigern  einen 
Zwangsvergleich  schließt,  so  ist  das  in  gleichem  Maß 
zwischen  den  Geschädigten  und  ihren  Gläubigern  am 
Platz.  Bei  diesen  Gläubigern  kommt  'hinzu,  daß  sie  nicht 
wie  die  Geschädigten  die  Gläubigerrolle  ohne  eignen 
freien  Entschluß  übernommen  haben.  Dem  hier  aus- 
gesprochenen Gedanken  könnte  dadurch  praktisch  Rech- 
nung getragen  werden,  daß  gewisse  Teile  der  Ent- 
schädigung für  unpfändbar  erklärt  werden.  Es  sei  nur 
darauf  hingewiesen,  daß  die  unverzinslichen  Schuldver- 
schreibungen zurzeit  überhaupt  keinen  Vermögenswert 
darstellen,  der  sich  ernstlich  realisieren  ließe.  Einem1 
Gläubiger,-  der  nur  eine  kleine  Forderung  ausklagt,  könnte 
es  daher  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  gelingen, 
die  gewaltigsten  Summen  in  Gestalt  dieser  Titel  in.  seine 
Hand  zu  bekommen. 

Man  kann  dem  hier  Gesagten  nicht  entgegerihalten, 
daß  nach  § 44  Ziff.  3 alle  Schulden  von  der  Steuer  ab- 
gezogen werden  dürfen,  um  die  nicht  schon  das  Reichs- 
notopfer gekürzt  worden  ist  Valutaschulden  von  heute 
und  zur,  Zeit  der  Reichsnotopferveranlagung,  sind  von 


sehr  verschiedener  Größe,  auch  wenn  es  dieselben  sind. 
Dieser  Umstand  veranlaßt  ja  gerade  die  Regierung,  wie 
sie  in  der  Begründung  zu  dem  Gesetz  angibt,  an  die 
Stelle  des  bisherigen  Steuersystems  ein  anderes  zu  setzen. 
Was  bedeutet  ferner  der  Abzug  der  Schulden  der  Ge 
schädigten  von  der  Entschädigungssteuer,  wenn  die 
Steuer  3%  oder  6%  beträgt?  Die  im  Entwurf  vorge* 
sehene  Regelung  ist  also  ungenügend. 

In  anderer  Hinsicht  werden  die  Gläubiger  der  Ge 
schädigten  von  dem  Gesetzentwurf  unbefriedigt  sein,  da 
sie,  sofern  es  sich  um  Vorkriegsschulden  handelt,  zum 
größten  Teil  Valutagläubiger  sein  werden,  ihre  Ansprüche 
also  inzwischen  enorm  groß  geworden  sind,  während 
die  vom  Reich  gewährte  Entschädigung  mit  Rücksicht 
auf  seine  schlechte  Finanzlage  mager  ausfällt  Ist  es 
ferner  in  der  Ordnung,  daß  die  ausländischen  Valuta 
gläubiger  teils  im  Ausgleichsverfahren,  teils  ohne  diesesv 
vom  Reich  oder  von  dem  Geschädigten  Riesensummen 
einziehen  dürfen,  während  der  Geschädigte  im  Aus 
gleichsverfahren  durch  allerhand  Leistungen  an  das  Reich 
und  wo  dieses  Verfahren  nicht  Platz  greift,  durch  enorme 
unmittelbare  Zahlungen  betroffen  wird?  Das  Reichsaus- 
gleichgesetz hat  schon  in  den  §§  55 — 57  versucht,  solche 
Verträge  vor  das  Reichswirtschaftsgericht  zu 
bringen,  dem  das  Recht  zugestanden  wurde,  die  Ver- 
träge so  wie  es  die  Billigkeit  forderte,  aufzuheben  oder 
abzuändem.  Jetzt  verfolgt  der  § 37  des  Gesetzentwurfs 
über  die  Liquidationsschäden  ein  ähnliches  Ziel.  Auch 
der  Rahmen  dieser  Vorschrift  ist  aber  zu  eng,  da  beide 
Parteien  im  Reichsgebiet  ansässig  sein  müssen  und  der 
abzuändemde  Vertrag  in  unmittelbarem  Zusammenhang 
mit  einem  liquidierten  Gegenstand  gestanden  haben  muß. 
Um  nur  e i n Beispiel  herauszugreifen,  so  paßt  die  Vor- 
schrift nicht  auf  Darlehnsverträge.  Die  Vorschrift  ist 
daher  wesentlich  auszudehnen. 

Umgekehrt  muß  es  aber  auch  als  unbefriedigend  be- 
zeichnet werden,  daß  gerade  Inlandsgläubiger  nach  diesen 
Vorschriften  nur  aus  dem  Grund,  weil  der  Liquidierte 
ungenügend  entschädigt  wird,  durch  das  Reichs  Wirt- 
schaftsgericht zu  einem  teilweisen  Verzicht  auf  ihre 
Rechte  gezwungen  werden  sollen.  Vom  deutschen  Stand- 
punkt aus  sollte  eine  Regelung  angestrebt  werden,  durch 
die  der  Inlandsgläubiger,  auch  wenn  er  Inhaber  einer 
Valutaforderung  ist,  tunlichst  zu  seinem  Geld  kommt, 
während  nichts  dagegen  einzuwenden  ist,  daß  die  aus- 
ländischen Gläubiger,  soweit  dies  mit  Rücksicht  auf  die 
Bedingungen  des  Friedensvertrags  nur  angeht,  zu  einer 
Ermäßigung  ihrer  Forderungen  gezwungen  werden.  Die 
moralische  Rechtfertigung  findet  dieser  Vorschlag  in 
dem  Umstand,  daß  es  nicht  nur  das  feindliche,  sondern 
auch  das  neutrale  Ausland  ist,  das  aus  der  Auspowerung 
Deutschlands  ein  Geschäft  macht  und  ungeheuren  Nutzen 
gezogen  hat. 

Zum  Schluß  sei  darauf  hingewiesen,  daß  der  Gesetz- 
entwurf an  vielen  Stellen,  genannt  seien  nur  die  §§  10, 
13,  22  Ziff.  2,  25  (!),  28,  Abs.  2,  29,  66,  Abs.  1,70  Abs.  2, 
74  Abs.  5 Satz  2,  später  noch  zu  erlassende  Bestimmungen 
des  Reichsfinanzministers  oder  zweier  Minister  in  Aus- 
sicht nimmt.  Nach  allen  Erfahrungen  ist  dringend 
davor  zu  warnen,  hier  eine  neue  Gelegenheit  zur  Ver- 
schleppung der  Angelegenheit  zu  bieten.  Wo  es  nur 
angeht,  soll  die  Regelung  im  Gesetz  selbst  enthalten  sein. 
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Die  Tätigkeit 

des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats, 

Berichterstatter:  Dr.  Hauschild,  stellvertretender  Direktor 
beim  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat. 

Im  Lauf  des  Januars  haben  die  Ausschüsse  die  Be 
gutachtung  einer  Reihe  von  Gesetzen  zum  Abschluß  ge 
bracht.  Demgemäß  hat  der  Vorstand  beschlossen,  zum 
8.  Februar  das  Plenum  einzuberufen.  Die  Tagesordnung 
wird  voraussichtlich  folgende  Gegenstände  umfassen: 
Mündlicher  Bericht  des  wirtschaftspolitischen  Ausschusses 
zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Erhebung  einer 
Abgabe  bei  der  Ausfuhr  von  Waren.  Mündlicher  Be- 
richt des  Ausschusses  für  Siedlungs-  und  Wohnungs- 
wesen über  den  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Abänderung 
des  Gesetzes  über  die  Erhebung  einer  Abgabe  zur  Förde- 
rung des  Wohnungsbaus  vom  26.  Juni  1921  (Drucksache 
Nr.  250).  Antrag  und  Bericht  des  finanzpolitischen  Aus- 
schusses zu  einer  besseren  und  schnelleren  Veranlagung, 
Erhebung  und  Verteilung  der  Reichssteuern  (Drucksache 
Nr.  252)  in  Verfolg  des  Antrags  Mitzlaff  (Drucksache 
Nr.  194).  Mündlicher  Bericht  des  finanzpolitischen  Aus- 
schusses zu  der  Entschließung  (Drucksache  Nr.  254), 
betr.  Hilfe  der  deutschen  Valutaschuldner  in  Verfolg 
des  Antrags  Max  Cohen  (Drucksache  Nr.  227).  Münd- 
licher Bericht  des  finanzpolitischen  Ausschusses  zu  der 
Entschließung  (Drucksache  Nr.  248),  betr.  die  Frage 
der  Regelung  der  Kleinaufträge  an  der  Berliner 
Börse.  Schriftlicher  Bericht  des  Ausschusses  für  Sied- 
lungs- und  Wohnungswesen  über  den  Entwurf  eines  Ge- 
setzes über  Mieterschutz  und  Mieteinigungsämter  (Druck 
sache  Nr.  251). 

Im  übrigen  ist  die  allgemeine  Geschäftslage  dahin 
zu  beurteilen,  daß  in  den  Arbeitsausschüssen  die  Begut 
achtung  mehrerer  sozialpolitischer  Gesetzentwürfe  (Haus- 
gehilfengesetz, Arbeitszeitgesetz)  sich  ihrem  Abschluß 
nähert,  während  in  eine  Beratung  der  Gesetzentwürfe  über 
Neuregelung  der  Zulagen  in  der  Unfallversicherung  und 
über  Aenderung  des  Versichernngsgesetzes  für  Angestellte 
noch  nicht  eingetreten  worden  ist.  In  den  Unteraus- 
schüssen steht  noch  das  Problem  der  Kultivierung  von 
Moor-  und  Oedland,  das  System  der  Steuergemeinschaf 
ten  und  die  sog.  „Kulturabgabe“*)  auf  der  Tagesordnung. 

Von  den  selbständigen  Ausschüssen  hat  der  finanz- 
politische Ausschuß  in  seinen  letzten  Sitzungen  zu 
dem  Antrag  Max  Cohen  (Drucksache  Nr.  227),  betr. 
Maßnahmen  zum  Schutz  der  deutschen  Valutaschuldner, 
folgende  Entschließung  einstimmig  angenommen: 

„Der  finanzpolitische  Ausschuß  nimmt  Kenntnis 
von  den  Bemühungen  der  Reichsregierung,  den  deut- 
schen Valutaschuldnern  aus  der  Kriegs-  und  Vorkriegs- 
zeit soweit  wie  möglich  Hilfe  zuteil  werden  zu  lassen. 
Er  erwartet,  daß  die  Reichsregierung  diese  Bemühungen 
mit  allem  Emst  fortsetzt  und  besonders  den  zur  Hilfe- 
leistung für  die  Valutaschuldner  bestimmten  Export- 
organisatwnen  bei  der  Ausfuhr  deutscher  Waren  jede 
mit  den  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Interessen 
zu  vereinbarenden  Erleichterungen  gewährt. 


*)  Vgl.  DWZ.  1921,  Nr.  6,  S.  118. 


Der  finanzpolitische  Ausschuß  glaubt  ferner,  daß 
eine  Umänderung  der  Bilanzvorschriften  für  die  mit 
hochwertigen  Auslandsschulden  belasteten  deutschen 
Unternehmungen  dringend  geboten  erscheint. 

Die  Reichsregierung  wird  ersucht,  wegen  Entschä 
digung  der  durch  das  Abkommen  mit  der  Schweiz  über 
die  sog.  Goldhypotheken  Geschädigten  dem  Reichs 
wirtschaftsrat  eine  Vorlage  zu  machen.“ 

Hinsichtlich  Aenderung  der  Vorschriften  über  das 
Bankgeheimnis  und  der  Verordnung  über  den 
Depot  zwang  nahm  der  Ausschuß  mit  16  gegen  13 
Stimmen,  wobei  die  Arbeitgeber  dafür,  die  Arbeitnehmer 
dagegen  stimmten,  folgenden  Antrag  an: 

„Der  finanzpolitische  Ausschuß  empfiehlt  der 
Reichsregierung,  den  durch  die  Verordnung  vom  24.  Ok 
tober  1919,  betr.  die  Kapitalflucht,  eingeführten  Depot 
zwang  wieder  aufzuheben.“ 

Der  Antrag  auf  Aufhebung  der  in  der  gleichen  Ver 
Ordnung  und  der  in  der  Reichsabgabenordnung  gegebe 
nen  Vorschriften  über  die  Auskunftspflicht  der  Banken, 
wurde  mit  Stimmengleichheit  abgelehnt. 

Im  sozialpolitischen  Ausschuß  wurde  regie- 
rungsseitig die  Erklärung  abgegeben,  daß  der  Entwurf 
des  Eisenbahnarbeitszeitgesetzes,  nach  Erledigung  im  Ka 
binett,  dein  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat  zur  Begut- 
achtung vorgelegt  werden  wird.  Ueber  die  Fortsetzung 
der  Verhandlungen,  betr.  Vorsorge  für  kommende 
Arbeitslosigkeit,  heißt  es  in  dem  amtlichen  Be 

r’c^‘  „Die  Arbeitgeber  erklärten,  daß  sie  eine  einseitige 
Vorausleistung  seitens  der  Unternehmer  nach  wie  vor 
ablehnen  müßten.  Mit  der  paritätischen  Vorausleistung 
der  Beiträge  seien  sie  dagegen  einverstanden,  müßten 
sich  aber  eine  Stellungnahme  über  den  Kreis  der  von 
der  Versicherung  zu  Erfassenden  Vorbehalten. 

Die  Arbeitnehmer  bestanden  demgegenüber  auf  der 
einseitigen  Vorausleistung,  stimmten  aber  grundsätz- 
lich der  Anrechnung  dieser  Leistungen  für  den  Zeit- 
punkt zu,  daß  die  Arbeitslosenversicherung  über  aus 
reichende  Reserven  verfügen  würde.“ 

Im  Anschluß  an  die  Verlesung  einer  Entschließung 
der  Reichsarbeitsgemeinschaft  land-  und  forstwirtschaft- 
licher Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervereinigungen,  die 
die  Einbeziehung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  in  eine 
solidarische  Erwerbslosenversicherung  für  nicht  zweck 
entsprechend  erklärt,  kam  es  zu  einer  äußerst  lebhaften 
Debatte  darüber,  ob  es  der  Landwirtschaft  möglich  sei, 
eine  einseitige  Vorausleistung,  aufzubringen.  Während 
die  Arbeitnehmer  nachdrücklichst  auf  die  hohen  Ge- 
winne der  Landwirtschaft,  besonders  aus  dem  umlage- 
freien Getreide,  hinwiesen,  bestritten  die  Arbeitgeber, 
daß  man  so  allgemein  von  hohen  Gewinnen  der  Land- 
wirtschaft sprechen  dürfe. 

Der  Ausschuß  schritt  danach  zur  Abstimmung  über 
einen,  die  Grundlage  der  Verhandlung  bildenden  Antrag 
von  Arbeitnehmerseite.  Die  Abstimmung  wurde  absatz- 
weise vorgenommen.  Die  einseitige  Vorausleistung  der 
Arbeitgeber  wurde  gegen  die  Stimmen  sämtlicher  Arbeit 
nehmer  abgelehnt.  Die  Erweiterung  der  Arbeitslosen  Ver- 
sicherung auf  den  Kreis  der  der  Krankenversicherung 
unterliegenden  Personen,  gelangte  mit  dem  gleichen  Stim- 
menverhältnis zur  Ablehnung.  Die  paritätische  Voraus- 
leistung der  Beiträge,  unter  Fortfall  der  Anlehnung  an 
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die  Krankenversicherung,  wurde  sodann  gegen  die  Stim- 
men der  Arbeitnehmer  angenommen.  Ueber  die  Ge- 
währung von  Zuschüssen  (seitens  des  Reichs  kam  es  zu 
keinem  Beschluß.  In  der  Gesamtabstimmung  gelangte 
der  Antrag  in  folgender  Fassung  gegen  die  Stimmen  der 
Arbeitnehmer  (nur  ein  Arbeitnehmer  stimmte  dafür)  zur 
Annahme: 

„Bis  zur  endgültigen  Verabschiedung  des  Gesetzes 
über  die  Arbeitslosenversicherung  sind  für  diese  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  von  einem  näher  zu 
bestimmenden  Zeitpunkt  an,  im  voraus  Beiträge  in 
gleicher  Höhe  zu  feisten.“  / 

In  einer  Sitzung  am  27.  Januar  wird  der  sozialpoli- 
tische Ausschuß  unter  Hinzuziehung  von  Sachverstän- 
digen den  Entwurf  einer  Verordnung,  betr.  Aenderung 
der  Verordnung  über  die  Einstellung  und  Entlassung 
von  Arbeitern  und  Angestellten  während  der  Zeit  der 
wirtschaftlichen  Demobilmachung  vom  12.  Februar  1920 
begutachten.  Nach  dem  Verordnungsentwurf  soll  dem 
§ 12  der  Verordnung  der  folgende  vierte  Absatz  angefügt 
werden : 

„Der  Reichseisenbahn  und  der  Reichspostverwaltung 
kann  eine  Vermehrung  der  Arbeitsgelegenheit  durch 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  (Streckung  der  Arbeit)  nicht 
zugemutet  werden.“ 

Das  bisherige  Ergebnis  der  Beratungen  im  Verfas- 
s u n g s ausschuß  ist  dahin  zusammenzufassen,  daß  die 
Frage  der  Schaffung  d€r  Bezirkswirtschaftsräte  einst- 
weilen zurückzustellen  und  zunächst  nur  die  Gestaltung 
des  Unterbaues  für  diese  Körperschaften  zu  behandeln  ist. 
Es  kommen  als  Unterbau  die  Landwirtschaftskamlmem, 
die  Handelskammern  und  die  Handwerkskammern  in 
Frage,  und  zwar  entweder  in  der  Art,  daß  zu  diesen  drei 
Kammern  drei  Parallelkammern  für  die  Arbeitnehmer 
gebildet  werden,  oder,  daß  die  gesamten  Fachkammem 
durch  paritätische  Hinzuziehung  der  Arbeitnehmer  aus- 
gebaut werden.  Während  Landwirtschaft  und  Handwerk 
dem  letzteren  Plan  nicht  abgeneigt  sind,  sträuben  sich 
die  Handelskammern  gegen  eine  Umgestaltung  ihrer  Or- 
ganisation. Auf  Grund  einzureichender  Vorschläge  der 
Gruppen  und  Abteilungen  des  vorläufigen  Reichswirt- 
schaftsrats, soll  am  28.  Januar  im  Arbeitsausschuß  des 
Verfassungsausschusses  versucht  werden,  einen  Plan  für 
den  Unterbau  aufzustellen. 

Der  Betriebsräte  - Ausschuß  entschied  gemäß 
§§  93,  94  des  Betriebsräteges'etzes  und  der  Verordnung 
vom  24.  Februar  1920  in  der  Streitsache  zwischen  der 
Leitung  der  Leipziger  Feuerversicherungsanstalt,  Leip- 
zig, und  deren  Betriebsrat  wie  folgt: 

Die  bei  der  Leipziger  Feuerversicherungsanstalt 
bestehende  Pensions-  und  Unterstützungskasse  ist  keine 
Pensionskasse  im  Sinne  des  § 66,  Ziffer  9 des  Betriebs- 
rätegesetzes, sondern  eine  iBetriebswohlfahrtseinrich- 
tung.  Das  für  die  Verwaltung  dieser  Einrichtung  maß- 
gebende Statut  steht  einer  Mitwirkung  des  Betriebs- 
rates nicht  entgegen.“ 

In  der  Streitsache  ;Teutonia,  Leipziger  Niederlassung 
des  Nordstern,  Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft  in 
Leipzig  gegen  deren  Betriebsrat,  wurde  wie  folgt  ent- 
schieden : 

„Die  Teutonia,  Leipziger  Niederlassung  des  Nord- 
stern, Lebensversicherungs- Aktiengesellschaft  ist  nicht 
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verpflichtet,  dem  Betriebsrat  über  Sonderzuweisungen, 
die  einzelnen  Angestellten  über  den  Tarifvertrag  hinaus 
aus  Anerkennung  besonderer  Tüchtigkeit  gezahlt  wer- 
den, Auskunft  zu  geben.“ 

In  der  Streitsache  zwischen  dem  Reichsbank- Direk- 
torium in  Berlin  und  dem  Betriebsrat  der  Reichshauptbank 
wurde  folgende  Entscheidung  getroffen :- 

„Zwei  Mitglieder  des  Betriebsrats  der  Reichshaupt- 
bank sind  mit  folgender  Maßgabe  vom  Bankdienst  frei- 
zustellen: Das  eine  der  beiden  Mitglieder  wird  mit 
Rückwirkung  vom  1.  Juli  1921  auf  die  Dauer  von 
sechs  Monaten  vom  Dienst  befreit,  das  andere  Mitglied 
ebenfalls  mit  Rückwirkung  vom  l.Juli  bis  zum  31.  Juli. 
Ab  1.  August  hat  dieses  zuletzt  genannte  Betriebsrats- 
mitglied wieder  Bankdienst  zu  verrichten  und  ein  an- 
deres Mitglied  des  Betriebsrates  wird  für  die  Dauer 
eines  Monats  vom  Bankdienst  befreit.  Die  Ablösung 
des  jedesmal  für  einen  Monat  freigestellten  Betriebs- 
ratsmitgliedes wird  allmonatlich  wiederholt.  Sofern  in 
dringenden  Fällen  die  bei  den  vom  Dienst  befreiten 
Betriebsratsmitglieder  die  vorliegenden  Arbeiten  nicht 
allein  erledigen  können,  so  kann  der  Vorsitzende  des 
Betriebsrats  unter  Begründung  der  Notwendigkeit  die 
zeitweise  Dienstbefreiung  eines  dritten  Betriebsratsmit- 
gliedes bei  dem  Direktor  des  Angestelltenbureaus'  der 
Reichshauptbank  beantragen,  derartige  Anträge  sind 
unverzüglich  zu  erledigen.“ 

Gründe:  Der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  hat 
dem  Antrag  des  Reichsbank-Direktoriums  stattgegeben. 
Aus  den  im  BRG.  verschiedentlich  niedergelegten 
Grundsätzen,  vor  allem  aus  der  Bestimmung  des  § 35 
BRG.  geht  hervor,  daß  der  Gesetzgeber  auf  dem  Stand- 
punkt steht,  daß  die  Mitglieder  ihrer  Tätigkeit,  zu  der 
sie  durch  ihren  Dienstvertrag  verpflichtet  sind,  nach 
Möglichkeit  nicht  entzogen  werden  sollen.  Aus  dem 
Umstand,  daß  § 35  BRG.  die  Tätigkeit  der  Betriebs- 
ratsmitglieder ausdrücklich  als  unentgeltliches  Ehrenamt 
bezeichnet,  ist  zu  folgern,  daß  der  Gesetzgeber  nicht 
gewollt  hat,  daß  Arbeiter  und  Angestellte  durch  ihre 
Zugehörigkeit  zum  Betriebsrat  ihrer  eigentlichen  Be- 
rufsarbeit vollkommen  entzogen  werden  sollen.  Neben 
diesen  Gesichtspunkten  rechtlicher  Art,  wäre  auch'  aus 
rein  tatsächlichen  und  Zweckmäßigkeitsgrün- 
den eine  gänzliche  und  dauernde  Frei- 
stellung von  Betriebsratsmitgliedern 
von  ihrer  Berufstätigkeit  dem  Wesen  des 
Betriebsrätegesetzes  widersprechend. 
Die  Arbeitnehmerschaft  sollte  durch  das  Betriebsrätege- 
setz aus  ihren  Reihen  heraus  dem  Arbeitgeber  gegen- 
über eine  Interessenvertretung  erhalten,  die  durch  die 
gleiche  Berufszugehörigkeit  aus  der  Praxis  und  der 
damit  verbundenen  Berufserfahrung  heraus  die  vertre- 
tungsbedürftigen Interessen  der  Arbeitnehmerschaft  er- 
kennen konnte.  Würde  diese  Interessenvertretung 
von  ihrer  Berufsarbeit  gänzlich  befreit  werden,  so  würde 
ihr  die  unmittelbar  ;aus  der  Berufsarbeit  entstehende 
Praxis  und  Berufserfahrung  genommen  werden,  sie 
würde  eine  Einrichtung  werden,  die  nicht  mehr  aus! 
eigener  Erfahrung  heraus  Interessenvertretung  sein 
würde,  sondern  die  bei  Ausübung  dieses  Amtes 
zu  einem  erheblichen  (Teil  auf  das  Urteil  Dritter  ange- 
wiesen wäre.  Eine  derartige  Entwicklung  wäre  mit 


DEUTSCHE  W/RTSCHAETS-ZE/TUNG 


dem  Wesen  des  .Betriebsrätegesetzes  nicht  vereinbar. 
Gleichwohl  erkennt  der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat 
an,  daß  es  «ich  in  Großbetrieben  nicht  wird  vermeiden 
lassen,  daß  einzelne  Mitglieder  der  Betriebsvertretung 
mindestens  zeitweilig  durch  die  Erledigung  der  lau- 
fenden Geschäfte  der  iBetriebsvertretung  völlig  in  An- 
spruch genommen  werden,  und  daß  infolgedessen  in 
diesen  Fällen  gänzliche  Befreiungen  vom  Berufsdienst 
erforderlich  werden.  In  diesen  Fällen  jedoch  ist  nach 
Ansicht  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  aus  den 
oben  angeführten  Gründen,  die  Befreiung  in  der  Weise 
vorzunehmen,  daß  ein  Betriebsratsmitglied 
nicht  gänzlich  seiner  Berufsarbeit  ent- 
zogen wird,  sondern  daß  es  mit  der  Arbeit 
und  den  Arbeitnehmern  des  Betriebes 
dauerndin  lebendigerFühlung  bleibt.  Dies 
geschieht  am  zweckmäßigsten  in  der  Weise,  daß  die 
Befreiung  von  der  Arbeitsleistung  auf  mehrere  Betriebs- 
ratsmitglieder ausgedehnt  wird,  und  daß  diese  sich 
in  der  Dienstleistung,  in  der  Berufsarbeit  und  in  der 
ausschließlichen  Tätigkeit  als  Betriebsratsmitglied  ab 
wechseln. 

Diese  Erwägungen  rechtlicher  und  tatsächlicher  Na- 
tur sind  für  die  Entscheidung  des  vorläufigen  Reichs- 
wirtschaftsrats im  vorliegenden  Fall  maßgebend  gewesen. 
Auf  Grund  des  durch  die  Beweisaufnahme  ermittelten 
Tatbestandes  ist  der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  der 
Ansicht,  daß  die  gänzliche  und  ständige  Befreiung  von 
zwei  Betriebsratsmitgliedern  für  die  Wahrnehmung  der  Be- 
triebsratsgeschäfte ausreichend  ist.  Wesentlich  mitbe- 
stimmend für  diese  Auffassung  war  hierbei  die  Tatsache, 
daß  zu  einer  Zeit,  da  die  Arbeitnehmerzahl  573  Köpfe 
mehr  als  die  jetzige  zählte,  die  ständige  Befreiung  von 
zwei  Betriebsratsmitgliedem  zur  Bewältigung  der  Arbeit 
ausreichte.  Umsomehr  müssen  jetzt  bei  der  erheblich 
verringerten  Arbeitnehmerzahl  zwei  ständig  vom  Bankdienst 
befreite  Betriebsratsmitglieder  die  Betriebsratsgeschäfte 
wahmehmen  können.  Um  jedoch  aus  den  oben  darge- 
legten Gründen  die  Befreiung  dieser  beiden  Betriebsrats- 
mitglieder von  ihrer  Berufsarbeit  nicht  zu  einer  dauern 
den  werden  zu  lassen,  hat  der  vorläufige  Reichswirt 
schaftsrat  die  Ablösung  der  jeweilig  vom  Dienst  be 
freiten  Betriebsratsmitglieder  durch  andere  Mitglieder  in 
der  im  Urteilstenor  niedergelegten  Weise  für  richtig 
befunden.  Dabei  ist  der  vorläufige  Reichs wirtschafts 
rat  von  der  Erwägung  ausgegangen,  daß  dielängste 
Zeitdauer,  für  die  eine  völlige  Befreiung 
eines  Betriebsratsmitgliedes  vom  Dienst 
statthaft  und  zu  rechtfertigen  ist,  sechs 
Monate  betragen  kann.  Diese  Zeit  dürfte  einerseits 
nicht  lange  genug  sein,  um  das  betreffende  Betriebst 
ratsmitglied  seiner  Berufsarbeit  zu  entfremden,  anderer- 
seits aber  auch  nicht  zu  kurz  sein,  um  ein  allzuhäufiges 
Wechseln  und  damit  weder  dem  Arbeitgeber  noch  der  Ar- 
beitnehmerschaft angenehme  Betriebshemmungen  herbei- 
zuführen. Nach  Ablauf  dieser  sechs  Monate  hat  das  vom 
Dienst  befreite  Betriebsratsmitglied  wieder  in  vollem  Um- 
fange seine  Berufstätigkeit  im  Betrieb  aufzunehmen,  und 
kommt  für  eine  erneute  Befreiung  vom  Arbeitsdienst 
erst  wieder  in  Frage,  nachdem  es  sechs  Monate  im  Betrieb 
seine  Berufsarbeit  regelmäßig  versehen  hat.  Auf  diese 
Weise  dürfte  das  einzelne  Betriebsratsmitglied  den  zur 


Wahrnehmung  seiner  Betriebsratsgeschäfte  unbedingt  er- 
forderlichen Zusammenhang  mit  seinem  Betrieb  und 
seiner  Betriebsarbeit  behalten  und  auf  diese  Weise  dürfte 
außerdem  die  Freistellung  der  zur  Erfüllung  der  Betriebs- 
ratsgeschäfte notwendigen  Betriebsratsmitgliederzahl 
sichergestellt  sein,  so  daß  damit  dem  Grundgedanken  des 
Betriebsrätegesetzes  Rechnung  getragen  ist.  Es  war  da- 
her, wie  geschehen,  zu  erkennen. 


Deutschlands 

Wirtschaftslage  im  Dezember. 

(Rückblick  auf  1921.) 

Von  Ernst  H.  Regensburger,  Berlin. 

Das  Wirtschaftsjahr  1921  bedeutet  für  Deutschland 
eine  weitere  Verschlechterung  seiner  wirtschaftlichen 
Lage.  Denn  die  Scheinblüte  des  letzten  Halbjahres  war 
nur  durch  die  fortschreitende  Inflation  verursacht,  die 
das  Volksvermögen  scheinbar  stets  größer  werden  ließ, 
während  das  Realvermögen  in  erschreckender  Weise  ab 
nahm.  Unter  dem  beginnenden  Einfluß  der  Reparations- 
leistungen ging  die  Entwertung  der  Mark  soweit,  daß  die 
City  sich  weigerte,  Deutschland  auch  nur  noch  kurz- 
fristige Kredite  einzuräumen.  Als  nun  die  Entente,  nicht 
zuletzt  hierdurch  veranlaßt,  die  deutsche  Zahlungsfähigkeit 
ernstlich  zu  prüfen  begann,  genügte  dies,  um  die  Mark 
erheblich  gegenüber  ihrem  Tiefstand  steigen  zu  lassen 
und  die  Hochkonjunktur  bei  uns  zum  Stillstand  zu  brin- 
gen. Für  die  nächsten  Monate  ist  daher  wohl  mit  einer 
Verschlechterung  unserer  wirtschaftlichen  Lage,  die  eben 
nur  eine  Scheinkonjunktur  war,  zu  rechnen. 

Die  Kohlenerzeugung  des  Ruhrbeckens  ist  im 
Dezember  wieder  etwas  gestiegen,  während  die  Förde- 
rung in  Oberschlesien  unbedeutend  abgenommen  hat.  Die 
Tagesleistung  belief  sich  im  Dezember  an  der  Ruhr  auf 
319  000  t gegen  321  000  t im  November  und  310  000  t 
im  Oktober.  Nach  vorläufigen  Feststellungen  betrug  die 
Steinkohlenproduktion  (in  Millionen  Tonnen)  im 


Juii 

August 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Ruhrrevier  . . 

7,78 

8,07 

7,85 

8,05 

7,77 

8,05 

Oberschlesien 

2,07 

2,61 

2,68 

2,86 

2,89 

2,79 

Die  gesamte  Jahreserzeugung  stellt  sich  an  der  Ruhr 
somit  auf  94,1  Millionen  Tonnen,  gegen  88,3  Millionen  im 
Vorjahr;  die  Zunahme  ist  lediglich  auf  eine  Vermehrung 
der  Belegschaft  zurückzuführen.  In  Oberschlesien  belief 
sich  die  Gesamterzeugung  auf  29,6  Millionen  Tonnen, 
gegen  31,7  Millionen  Tonnen  im  Vorjahr,  da  durch  die 
ständigen  Unruhen  ein  beträchtlicher  Produktionsausfall 
eingetreten  ist.  Insgesamt  wurden  im  Deutschen  Reich 
(ohne  Saarrevier  und  Pfalz)  von  Januar  bis  einschl.  De- 
zember erzeugt  (in  Millionen  Tonnen): 


1921 

1920 

1913 

Steinkohlen 

136,2 

131,3 

173,1 

Braunkohlen 

123,0 

111,9 

87,2 

Koks 

27,9 

25,2 

32,7 

Steinkohlenbriketts 

5,7 

4,9 

6,8 

Braunkohlenbriketts  28,2 

24,3 

22,0 
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Die  Versorgung  mit  Kohle  war  im  Dezember  zeit- 
weilig völlig  ungenügend,  so  daß  nicht  nur  das  Hütten- 
kontingent  erheblich  gekürzt,  sondern  auch  zu  Einschrän- 
kungen im  Personenzugverkehr  gegriffen  werden  mußte. 
Infolge  des  wachsenden  Wagenmangels  mußten  bei 
einer  Anzahl  Zechen  Feierschichten  eingelegt  werden. 
Erheblich  verschärft  wurde  die  Lage  noch  durch  den 
Eisenbahnerstreik.  Die  Rückwirkung  dieser  Verhältnisse 
auf  die  Pflichtlieferungen  an  die  Entente  konnte  nicht 
ausbleiben,  doch  wird  gehofft,  daß  die  Rückstände  bald 
wieder  ausgeglichen  werden  können. 

Die  Verkehrslage  der  Eisenbahn  hatte  unter  die- 
sen Verhältnissen  sehr  stark  zu  leiden.  Der  Wagen- 
mangel betrug  an  einzelnen  Tagen  fast  die  Hälfte  der 
Anforderungen ; überhaupt  konnten  im  allgemeinen 
höchstens  zwei  Drittel  der  angeforderten  Wagen  gestellt 
werden.  Die  Einnahmen  der  Reichsbahn  entwickelten 
sich  in  den  letzten  Monaten  folgendermaßen: 


Einnahmen  aus 

Gesamt- 

Zeit 

Personen- und 
Gepäckverkehr 

Güterverkehr 

einnahmen 
(einschi  sonstiger 
Einnahmen) 

Millionen  Mark 

1921 

Juli 

625,3 

1561,6 

2269,4 

August  .... 

680,8 

1651,9 

2415,6 

September  . . . 

606,1 

1884,3 

2599,4 

Oktober  .... 

596,7 

2096,9 

2825,3 

November  . . . 

555,0 

2632,5 

3396,9 

Dezember  . . . 

661,0 

3462,0 

4829,0 

Der  Seeverkehr  im  Hamburger  Hafen  hat  im 
Dezember  einen  weiteren  Rückgang  gegenüber  dem  Vor- 
monat zu  verzeichnen.  Im  ganzen  Jahre  1921  kamen 
Schiffe  mit  9,53  Millionen  Netto-Register-Tonnen  gegen 
4,48  im  Jahre  1920  und  14,19  im  Jahre  1913  an.  Der 
Gesamtverkehr  hat  demnach  um  mehr  als  das  Dop- 
pelte den  des  Vorjahres  übertroffen  und  bleibt  hinter 
dem  des  letzten  Friedensjahres  nur  noch  um  etwa  ein 
Drittel  zurück.  In  Bremen  kamen  im  Jahre  1921  Schiffe 
mit  2,75  Mill.  Tonnen  an  gegen  1,36  im  Jahre  1920  und 
4,51  im  Jahre  1913. 

Es  verkehrten  Schiffe  (in  Netto-Reg.-Tonnen)  im 


Sept. 

. m , I ankommend  1017738 
ln  Hamburg  j abgehend  1013768 

. D I ankommend  288000 

ln  Bremen  { a5gehend  285000 

ln  Lübeck  liefen  im  Jahre 
392  000  Brutto-Reg.-Tonnen  ein, 
ergebnis  etwas  hinter  dem  des 
in  dem  2283  Schiffe  mit  425  000 


Okt.  Nov.  Dez. 
1046570  881277  873169 
1071504  890035  877880 
325138  258897  274372 
295624  305784  246487 

1921  2190  Schiffe  mit 
so  daß  das  Jahres- 
Vorjahres  zurückbleibt, 
Tonnen  ankamen. 


Deutschlands  Außenhandel  hat  nach  den  vor- 


läufigen Berechnungen  im  Dezember  zum  erstenmal 
wieder  einen  Ausfuhrüberschuß  zu  verzeichnen.  Im  ein 
zelnen  betrugen  nach  vorläufigen  Feststellungen  (in  Mil- 


lionen  Mark) 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Ueberschuß 

im 

Mai 

5 486,9 

4 558,2 

- 928,7 

yi 

Juni 

6 409,6 

5 432,8 

- 976,8 

y$ 

Juli 

7 580,5 

62122 

- 1 368  3 

yj 

August 

9.418,2 

6 683,6 

- 2 734,6 

n 

September 

10  668,4 

75193 

— 3 149,1 

pp 

Oktober 

13  875,1 

9711,5 

--  4 163,6 

November 

12  277,9 

11  930,7 

— 347,2 

Dezember 

13  706,6 

14  554,1 

+ 847,5 

Der  Einfuhrüberschuß  von  Mai  bis  Dezember  1921 
beläuft  sich  damit  auf  12,8  Milliarden  Mark.  Nach 
amerikanischen  Angaben  betrug  die  Ausfuhr  Deutsch- 
lands nach  den  Vereinigten  Staaten  im  November  5,9 
Mill.  Doll,  gegen  7,6  im  Oktober,  die  Einfuhr  von  dort 
24,3  Mill.  Doll,  gegen  26,3  Mill.  im  Vormonat.  Aus 
Lettland  bezog  Deutschland  während  des  ersten  Halb- 
jahres 1921  Waren  im  Werte  von  124,2  Mill.  lett.  Rubel, 
das  sind  22%  der  Gesamtausfuhr  Lettlands;  die  Einfuhr 
aus  Deutschland  betrug  während  derselben  Zeit  52% 
der  lettischen  Gesamteinfuhr  gegen  34%  im  Vorjahr. 

Die  Einnahmen  des  Reichs  an  Steuern,  Zöl- 
len, Abgaben  und  aus  der  Eisenbahn-  und  Postverwal- 
tung sind  infolge  der  besseren  Steuereingänge  im  No- 
vember erheblich  gegenüber  den  Vormonaten  gestiegen. 
Eine  Abnahme  haben  infolge  des  Rückganges  der  Ein- 
fuhr Zölle  und  Aufgeld  zu  verzeichnen,  ebenso  die 
Posteinnahmen  infolge  der  Minderung  der  Eingänge  aus 
Fernsprechgebühren.  Insgesamt  betrugen  die  Einnahmen 
seit  Beginn  des  Rechnungsjahres,  wie  nachstehende 
Uebersicht  zeigt,  71  080  Mill.  M.  gegen  31  708  Mill. 
in  der  entsprechenden  Zeit  des  Vorjahres. 


Bezeichnung 
der  Einnahmen 

Septbr. 

Okt. 

Nov. 

April  bis 
Novemb. 

Millionen  Mark 

Fortdauernde  Steuern  . . 

2 809,8 

3 811,8 

4 639,8 

31  039,8 

Einmalige  Steuern  ; . . . 

425,7 

513,1 

482,1 

4 045,8 

Direkte  Steuern  zusamm. 

3 235,5 

4 324,9 

5 121,9 

35  085,6  j 

Verbrauchssteuern  .... 

1 154,1 

1 287,4 

1 057,6 

7 152,0 

Zölle  und  Aufgeld  .... 

424,3 

732,1 

624,4 

3 347,5 

Ausfuhrabgaben 

94,2 

140,9 

240,0 

838,9  § 

Post-  u.  Telegr.-Verwltg. 

649,7 

773,2 

701,3 

4 702,5 

Reichsbahnverwaltung  . . 

2 599,4 

2 825,3 

3 396,9 

19  953,5 

Einnahmen  insgesamt 

8157,2 

9 783,8 

11142,1 

71080,0 

Die  schwebende  Reichsschuld  mußte  im 
Dezember  um  den  außerordentlichen  Betrag  von  22,4 
Milliarden  Mark  vermehrt  werden  gegen  8,8  im  Novem- 
ber und  4,4  Milliarden  im  Oktober.  Seit  Jahresbeginn 
hat  demnach  die  schwebende  Schuld  eine  Zunahme  um 
94,7  Milliarden  Mark  zu  verzeichnen  gegenüber  66,5  im 
Vorjahr;  diese  Entwicklung  veranschaulicht  die  nach- 
stehende Uebersicht: 


Zeit 

Schwebende  Schuld 

Zeit 

Schwebende  Schuld 

über- 

haupt 

davon  diskont. 
Schatzanweis.u. 
Schatzwechsel 

über- 

haupt 

davon  diskont 
Schatzanweis  u. 
Schatzwechsel 

Milliarden  Mark 

Milliarden  Mark 

31.5.21 

199,1 

176,6 

31.10. 21 

233,1 

217,8 

30. 6.  21 

214,2 

185,0 

30. 11.21 

241,9 

226,5 

* 31.7.21 

219,2 

190,7 

10. 12.21 

• 

233,5 

31.8.  21 

219,1 

202,8 

20.12.21 

• 

237,9 

30. 9. 21 

228,7 

210,4 

31.12.21 

264,3 

246,9 

Das  Anwachsen  der  schwebenden  Schuld  ist  zum 
überwiegenden  Teil  durch  Devisenbeschaffungen,  Liefe- 
rungen und  sonstige  Ausgaben  für  Reparationszwecke 
verursacht;  ferner  durch  Bezahlung  ausländischen  Ge- 
treides, durch  Zuschüsse  für  die  Eisenbahn  und  Post- 
verwaltung sowie  besonders  in  den  letzten  Monaten 
durch  Vorschüsse  auf  die  Aufbesserung  der  Beamten- 
gehälter. So  wurden  im  Dezember  erfordert  aus  An- 
laß des  Friedensvertrages  für  12,4  Milliarden  Mark 
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Schatzanweisungen,  für  die  Bezahlung  der  Schatzwechsel- 
diskontgebühren und  Anleihezinsen  1,7  Milliarden,  für 
den  Zuschuß  zur  Eisenbahn  2 und  für  die  Bezahlung  aus- 
ländischen Getreides  usw.  4 Milliarden  Mark  an  neuen 
Schatzwechseln.  Die  fundierte  Reichsschuld  betrug  am 
30.  September  73,5  Milliarden  Mark,  so  daß  sich  die  ge- 
samte Reichsschuld  — ohne  die  Reparationsschuld  — 
an  diesem  Tage  auf  302,2  Milliarden  Mark  stellte. 

Bei  der  Reichsbank  nahmen  die  Bestände  an 
diskontierten  Schatzanweisungen  im  Dezember  um  18,3 
i Milliarden  Mark  zu,  so  daß  demnach  nur  2,1  Milliarden 
! der  neu  ausgegebenen  Schatzwechsel  Aufnahme  beim 
Publikum  fanden;  insgesamt  befanden  sich  zu  Ende 
des  Jahres  54%  aller  ausgegebenen  Schatzanweisungen 
bei  der  Bank  gegen  50°/o  und  45%  zu  Ende  der  Vor- 
monate. Infolge  dieser  außerordentlichen  Inanspruchnahme 
durch  das  Reich  sowie  durch  die  Erfordernisse  des 
Weihnachtsgeschäftes  und  des  Jahresschlusses  fand  eine 
Vermehrung  des  Banknotenumlaufs  um  den  gewal- 
tigen Betrag  von  12,7  Milliarden  Mark  statt  gegen 
0,4  und  5,1  in  den  Vormonaten.  An  Darlehnskassen 
scheinen  mußten  990  Mill.  M.  neu  in  den  Verkehr 
gegeben  werden,  so  daß  der  gesamte  Papiergeldumlauf 
auf  122,2  Milliarden  Mark  angeschwollen  ist  gegenüber 
81,2  Milliarden  zu  Ende  des  Vorjahres;  die  Vermehrung 
des  Papiergeldumlaufes  hat  demnach  im  abgelaufenen 
Jahr  41,0  Milliarden  Mark  betragen  gegen  31,4  im  Jahre 
1920  und  17,1  im  Jahre  1919. 


Umlauf  an 

Täglich  fällige 
Vei  bindlichkei'. 
der  Reichsbank 

Bestand  der 
Reichsbank  an 

Zeit 

2L 

E 

es  C 
JO  V 

•c  3 

U E 

rl. -Kassen- 
scheinen 

Reichs- 

senscheiner 

Gesamt- 

umlauf 

c 

E-g 

</»  3 
bß 

O (/) 

Privat- 

uihaben 

g i?  S 

- tuo 

.5-5  § 

- Tft 

c </>•- 

o-S  > 

chseln  und 
Schecks 

cZ 

CS 

Q 

t/i 

* 

•V  es 

c n 

w 

c 

TDÄ  * 

1921 

(Milliarden  Ma 

rk) 

31.  8. 

80,07 

7,84 

0,274 

88,18 

4,85 

8,80 

84,04 

1,00 

30.  9. 

86,38 

7,61 

0,275 

94,27 

4,62 

15,36 

98,42 

1,14 

30. 10. 

91,53 

7,32 

0,272 

99,12 

5,24 

13,06 

98,70 

0,88 

30.11. 

100,9 

7,33 

0,267 

108,54 

5,14 

20,17 

114,0 

1,45 

7.12. 

102,8 

7,61 

0,267 

110,68 

3,32 

14,00 

108,3 

1,47 

15. 12. 

104,6 

7,60 

0,263 

112,46 

5,76 

18,54 

116,5 

1,44 

23. 12. 

109,0 

7,98 

0,262 

117,24 

5,12 

16,67 

117,0 

1,41 

31.12. 

113,6 

8,32 

0,260 

122,18 

7,59 

25,31 

132,3 

1,06 

Der  Goldbestand  der  Reichsbank  betrug  zum  Jah- 
resschluß 995  Mill.  Goldmark  gegen  1092  und  1089  zu 
Ende  der  Vorjahre.  Es  ist  beabsichtigt,  aus  zahlungs 
technischen  Gründen  einen  Teil  dieses  Goldes  zur  Lom 
bardierung  bei  der  Bank  of  England  zu  deponieren,  jedoch 
soll  durch  eine  Aenderung  des  Bankgesetzes  ermöglicht 
werden,  auch  den  im  Ausland  befindlichen  Teil  des 
Goldes  als  „Kassenbestand“  zu  rechnen. 

Die  Bewegung  der  deutschen  Valuta  hat  im  De 
zember  einen  völligen  Tendenzumschwung  erfahren.  Zu- 
nächst führte  bereits  die  Tatsache,  daß  man  sich  ernst- 
lich damit  beschäftigte,  wie  Deutschland  geholfen  werden 
solle,  eine  erhebliche  Besserung  der  Mark  herbei.  Aller 
dings  war  sie  zum  großen  Teil  durch  die  in  den  letz- 
ten Monaten  künstlich  gesteigerte  Verschlechterung  ihres 
Kursstandes  vorbereitet.  Auch  die  Erklärung  der  Re- 
gierung, daß  Deutschland  nicht  in  der  Lage  sei,  die 
Januar-  und  Februarrate  der  Reparationsleistungen  zu 
bezahlen,  bewirkte  nur  ein  vorübergehendes  Anziehen 


der  Berliner  Dollarnotierung.  Schließlich  hörte  bei  den 
niedrigen  Kursen  die  Geschäftstätigkeit  fast  gänzlich  auf, 
da  man  von  der  Konferenz  von  Cannes  eine  Besserung 
unserer  finanziellen  Lage  erhoffte.  Der  Dollar  verließ  so 
mit  einer  Bewertung  von  184  M.  das  Jahr,  in  das  er 
mit  einem  Kurs  von  733/8  M.  eingetreten  war.  Mit 
551/2  M.  am  27.  1.  erreichte  er  seinen  tiefsten  Stand, 
um  sich  bis  Mitte  Mai  etwa  auf  dieser  Basis  zu  halten. 
Nach  der  Annahme  des  Londoner  Ultimatums  stieg  der 
Dollar  mit  kürzeren  Unterbrechungen  stetig  an,  da  die 
Devisenaufkäufe  für  die  Reparationszahlungen  den  Wert 
der  Mark  immer  weiter  herabdrückten.  Am  8.  Novem- 
ber erreichte  der  Dollar  mit  einem  Kurs  von  310  M.  seinen 
Höchststand,  als  bereits  die  Bereitschaft  der  Entente, 
über  Erleichterungen  unserer  Zahlungsverpflichtungen  zu 
verhandeln,  genügte,  um  den  Markstand  erheblich  zu 
bessern.  Für  das  ganze  Jahr  1921  ergibt  sich  folgen- 
des Bild  der  Bewegung  des  Dollars  (Mittelkurse  für 
Auszahlung  New  York)  in  Berlin 


Höchst 

Niedrigst 

Durchschnitt 

Januar  . . 

. 753/, 

55  •/, 

64®/io 

Februar 

. 67 

57 '/4 

6l3/,0 

März  . . 

• 64  V, 

60*/« 

62  V2 

April  . . 

. 68' »4 

61  */2  Z 

63'/» 

Mai  . . . 

• 67 1/4 

58'/, 

62'/, 

Juni  . . . 

. 75l;T 

633 

69  •/, 

Juli  . . . 

• 81  % 

72*/10 

m3 

August  . . 

. 91 

80»/, 

843 / 

September  . 

. 127 

85  Vs 

1049/io 

Oktober 

. 185 

121 

150'/, 

November  . 

. 310 

181*/* 

263 

Dezember  . 

. 236 

165  »/, 

191#/W 

Entsprechend  der  Bewegung  des  Dollarkurses  hat 
sich  im  abgelaufenen  Jahr  auch  die  Entwicklung  an 
der  Börse  abgespielt.  Bis  Mai  hielten  sich  die  Kurse 
angesichts  der  verhältnismäßigen  Stabilität  der  Mark  etwa 
auf  demselben  Stande,  mehr  oder  weniger  durch  wirt 
schaftliche  und  politische  Vorgänge  beeinflußt  Als  nun 
in  den  kommenden  Monaten  infolge  der  wachsenden 
Markentwertung  ein  Unternehmen  nach  dem  andern  wert- 
volle Bezugsrechte  zur  Beschaffung  neuer  Mittel  aus 
gab,  als  die  „Los-von-der-Markbewegung“  immer  wei 
ter  um  sich  griff  und  die  Industrie  bis  an  die  Grenzen 
ihrer  Leistungsfähigkeit  beschäftigt  war,  wurden  immer 
weitere  Bevölkerungsschichten  vom  Spekulations.ieber  er- 
griffen, teils  um  sich  gegen  die  weitere  Entwertung 
ihres  Kapitals  zu  sichern,  teils  um  mühelos  Gewinne 
einzustecken.  Die  Effektenkurse  kletterten  immer  höher, 
die  Katastrophenhausse  prägte  sich  immer  deutlicher  aus, 
um  zur  Zeit  des  höchsten  Dollarstandes,  Anfang  No- 
vember, ihr  Maximum  zu  erreichen.  Seither  gingen  die 
Kurse  im  allgemeinen  nach  vorübergehendem  Anziehen 
zunächst  langsam,  am  1.  Dezember  panikartig  zurück. 
Am  letzten  Börsentage  des  abgelaufenen  Jahres  trat 

wieder  eine  leichtere  Befestigung  ein,  die  im  Laufe 
des  Januar  anhielt.  Trotzdem  stellten  sich  die  Kurse 
zum  Jahresschluß  im  allgemeinen  noch  doppelt  so  hoch 
als  zu  Ende  1920.  Diese  Entwicklung  zeigt  der  neu 
berechnete  Börsenindex  der  „Frankfurter  Zeitung“  für 
25  typische  Aktien,“  10  festverzinsliche  Inlandswerte  und 
5 ausländische  Anleihen;  er  betrug 

Anf.  Anf.  5 März  10.  Nov.  30.  Dez.  13.  Jan. 

Jan.  1920  Jan.  1921  1921  1921  1921  1922 

für  Aktien  ....  7919  14989  12912  40250  30917  32487 

„ inländ.  Anleihen  839  849  841  976  920  900 

„ ausländ.  „ 632  934  778  2243  1708  1771 


4y 


DEUTSCHE  W / RTSCHAFTS-ZE ITUNG 


Der  internationale  Geldmarkt  stand  im  Jahre 
1921  im  Zeichen  einer  ununterbrochenen  Reihe  von  Dis- 
kontermäßigungen, in  denen  sich  die  Depression  der 
Weltwirtschaft  widerspiegelte.  So  war  in  Oeltung  ein 
Satz  von 


Ende  1920 

Ende  1921 

New  York  . . 

• 7% 

4V2°/o 

London  . . . 

• 70/0 

5% 

Paris  .... 

• 6°/0 

5l/2°/o 

Rom  .... 

• 6% 

6°/0 

Brüssel  . . . 

• 5V2°/0 

5% 

Amsterdam  . . 

• 4Vs°/o 

4,/»°/o 

Zürich  .... 

• 5<>/0 

4°/0 

Kopenhagen  . . 

• 7°/0 

5V2o/0 

Christiania  . . 

• 7°/0 

Wo 

Stockholm  . . 

• 71/2°/o 

5Vt°/o 

Wien  hatte  dagegen  eine  Erhöhung  von  5 auf  7°/'o 
und  Warschau  von  6 auf  7°/o  im  abgelaufenen  Jahr 
zu  verzeichnen.  In  London  wird  zurzeit  mit  einer  weiteren 
Herabsetzung  der  Bankrate  gerechnet.  In  Deutschland 
blieb  der  Diskontsatz  der  Reichsbank  von  5%,  der  seit 
dem  23.  Dezember  1914  in  Kraft  ist,  unverändert  be- 
stehen. Der  deutsche  Geldmarkt  war  während  des  gan- 
zen Jahres  infolge  der  wachsenden  Inflation  überaus 
flüssig;  tägliches  Geld  war  in  Berlin  zu  41/4  ,bis  41/2% 
stets  leicht  erhältlich,  selbst  zum  Jahresschluß  machte 
sich  kein  Anziehen  der  Sätze  geltend. 

Angesichts  der  zunehmenden  Geldentwertung  wuch- 
sen die  von  der  Industrie  an  den  Kapitalmarkt 
gestellten  Ansprüche,  während  gleichzeitig  die  günstige 
Konjunktur  Zahl  und  Betrag  der  Neugründungen  auf 
ein  vielfaches  der  vorjährigen  Ziffern  anschwellen  ließen. 
Nach  den  Aufzeichnungen  der  „Frankfurter  Zeitung“  wur- 
den beansprucht  für  Neugründungen  von  Aktiengesell- 
schaften im  Jahre  1921  nominell  6527  Mill.  M.  gegen 
1170  Mill.  im  Jahre  1920,  Kapitalerhöhungsanträge  wur- 
den gestellt  für  nominell  19  229  (1920:  7521)  Mill.  M. 
im  ausmachenden  Betrag  von  25  907  (1920:  8804)  Mill. 
Mark,  während  für  festverzinsliche  Emissionen  nur  6 100 
(1920:  2573)  Mill.  M.  erfordert  wurden.  Insgesamt  wur- 
den somit  nominell  für  31  856  gegen  11  264  Mill.  M. 
beansprucht,  wobei  jedoch  zu  berücksichtigen  ist,  daß 
der  Kapitalbedarf  der  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  wurde.  Im  Dezem- 
ber wurden  5965  Mill.  M.  neu  erfordert  gegen  7135 
und  2889  Mill.  M.  in  den  Vormonaten. 

Der  Abrechnungsverkehr  der  Reichsbank 
schwoll  infolge  der  wachsenden  Inflation  bis  zum  No- 
vember von  Monat  zu  Monat  an.  Im  Dezember  zeigte 
sich  jedoch  ein  erheblicher  Rückgang,  da  er  auf  120,8 
Milliarden  Mark  gegen  140,5  und  119,5  in  den  Vor- 
monaten abnahm.  Insgesamt  wurden  1921  1127,1  Mil- 
liarden Mark  abgerechnet  gegen  644,8  und  182,7  in  den 
Vorjahren.  Bei  den  Sparkassen  betrug  der  lieber  - 
schuß  der  Einlagen  jiber  die  Abhebungen  in  den  ersten 
11  Monaten  des  abgelaufenen  Jahres  950  Mill.  M.  gegen 
5640  und  5050  in  der  entsprechenden  Zeit  der  Jahre 
1920  und  1919.  Im  November  war  bei  232  Kassen  mit 
einem  Einlagenbestand  von  insgesamt  16,7  Mill.  M.  ein 
Rückgang  der  Einlagen  um  1900  Mill.  M.  zu  verzeich- 
nen gegenüber  einer  Abnahme  von  1800  Mill.  M.  bei 
239  Sparkassen  mit  einem  Einlagenbestand  von  15,6  Mil- 


liarden Mark  im  Oktober.  Die  Zahl  der  Konkurseröff- 
nungen ist  im  Dezember  weiter  zurückgegangen ; so 
wurden  neu  eröffnet  jm 

Juli  August  Sept.  Oktober  Nov.  Dez. 

291  290  248  265  196  142 

Konkurse  gegen  155  jm  Dezember  1920.  Insgesamt 
belief  sich  die  Zahl  der  Konkurseröffnungen  im  abge- 
laufenen Jahr  auf  3042  gegen  1302  und  997  in  den  Vor- 
jahren. 

Die  vollständige  Abhängigkeit  der  deutschen  Wirt- 
schaft von  der  Entwicklung  der  Valuta  zeigt  die  Be- 
wegung der  Preise  auf  den  Warenmarkt  en.  Wäh- 
rend die  Weltmarktpreise  im  allgemeinen  im  Laufe  des 
Jahres  erheblich  nachgaben  und  sich  erst  in  den  beiden 
letzten  Monaten  ein  leichtes  Anziehen  bemerkbar  machte, 
blieben  sie  doch  zum  Jahressehluß  weit  hinter  dem 
Höchststand  von  Mitte  1920  zurück,  ln  Deutschland 
zeigte  sich  hingegen  entsprechend  der  Markbesserung 
bis  Mai  ein  Herabgehen  der  Preise,  dem  ein  steiljesi 
Ansteigen  der  Preiskurve  bis  Dezember  folgte.  Erst 
im  letzten  Monat  trat  auch  hier  ein  vorübergehender 
Rückgang  ein;  trotzdem  bewegen  sich  die  Preise  noch 
immer  auf  einem  vielfach  höheren  Niveau  als  zu  Jahres- 
beginn. 

Entsprechend  dieser  Entwicklung  bewegte  sich  der 
deutsche  Großhandelsindex  des  Statistischen 
Reichsamts,  der  im  Durchschnitt  des  Januar  1439  betrug', 
bis  1308  im  Durchschnitt  des  Mai  zurückging  und;  dann 
bis  auf  3487  im  Durchschnitt  des  Dezember  anzög.  In 
England  zeigt  die  Indexziffer  des  „Economist“  ein  stetiges 
Nachgeben  von  209  zu  Ende  Januar  auf  199,  zu  Ende 
Dezember. 

Allerdings  im  selben  Sinne,  wenn  auch  bedeutend 
stetiger  als  die  Großhandelspreise,  entwickelte  sich  die 
Indexziffer  der  Kosten  der  deutschen  Lebenshalt- 
tun g.  Gegenüber  944  im  Januar  gab  sie  bis  880  im 
Mai  nach  um  bis  Dezember  bis  auf  1550  anzusteigen. 
Die  Indexziffer  für  Ernä h nmgsausg abe n allein  sank  von 
1265  im  Januar  auf  1152  im  Mai  und  zog  dann  bis  2088 
im  Dezember  an.  In  den  stark  gestiegenen  Lebenshal- 
tungskosten kommt  die  volle  Geldentwertung  aber  noch 
nicht  zum  Ausdruck,  da  z.  B.  für  Brot,  Mehl,  Koh- 
len, Wohnungsmiete  usw.  die  Preise  noch  künstlich  durch 
staatliche  Maßnahmen  niedrig  gehalten  werden.  Da  mit 
einem  Fortfall  dieser  staatlichen  Zuschüsse  und  Rege- 
lungen zu  rechnen  ist,  werden  die  kommenden  Monate 
eine  außerordentliche  Verteuerung  der  Lebenshaltungs- 
kosten bringeh.  Die  Entwicklung  einiger  Indexziffern  in 
den  letzten  Monaten  zeigt  die  nachstehende  Uebersiclit: 


Bezeichnung 

1921 

(1913/14  = 100) 

Juni 

Juli 

Aug 

Sept 

Ott. 

Nov. 

Dez. 

Deutscher  Großhandelsindex 
(Statistisches  Reichsamt)  . . 
Deutscher  Großhandelsindex 
(Frankfurter  Zeitung)  *)  . . 
Englischer  Großhandelsindex 

(Economist) 

Deutscher  Lebenshaltungsindex 
(Statistisches  Reichsamt)  . . 
Englischer  Lebenshaltungsindex 
(Labour  Oazette) 

•)  Die  (ür  den  Monatsanfang  bere 
Vormonat  nmdatlert. 

1366 

1517 

179 

896 

219 

ehnet 

1428 

1798 

178 

963 

219 

en  In 

1917 

1843 

179 

1045 

222 

dexzl 

2067 

2067 

183 

1062 

220 

Hern 

2460 

2798 

170 

1146 

210 

wurde 

3416 

3404 

166 

1397 

203 

n au 

3487 

3595 

162 

1550 
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Mit  weiteren  Erhöhungen  der  Löhne  ist  daher  in 
den  kommenden  Monaten  ebenfalls  zu  rechnen.  Be- 
reits  ist  die  große  Mehrzahl  der  Tarifverträge  zu  Ende 
des  Jahres  gekündigt  oder  abgelaufen.  Wo  Beträge 
für  die  geforderten  Lohnerhöhungen  genannt  wurden, 
schwanken  sie  im  allgemeinen  zwischen  50  bis  100  pro- 
zentigen  Zuschlägen  auf  die  Dezemberlöhne.  Die  Lohn- 
forderungen der  Eisenbahner  führten  im  Dezember  zu 
Ausständen  in  einigen  Teilen  des  Reichs.  Erneute  Ver 
handlungen  wurden  daraufhin  mit  der  gesamten  Beamten- 
schaft aufgenommen.  Die  Bergarbeiter  stellten  in  Ver- 
bindung mit  den  Verhandlungen  über  ein  neues  Ueber- 
schichtenabkommen  die  Forderung  auf  Abschluß  eines 
Reichsmantelvertrages  für  den  gesamten  Bergbau. 

Die  günstige  Entwicklung  auf  dem  Arbeitsmarkt 
ist  nunmehr,  nachdem  sie  fast  ein  halbes  Jahr  angeh'al- 
ten  hat,  zum  Stillstand  gekommen.  Als  ungünstige  Folge 
der  plötzlichen  Markbesserung  wird  von  allen  Seiten 
ein  Stocken  im  Auftragseingang  berichtet.  In  einzelnen 
Industrien  ist  die  Erledigung  der  vorhandenen  Aufträge 
bereits  jetzt  abzusehen,  und  die  Weiterbeschäftigung 
der  Arbeiter  vom  Eingang  neuer  Aufträge  abhängig. 
Während  die  Zahl  der  unterstützten  Erwerbslosen  zu 
Anfang  Dezember  noch  ihren  Rückgang  fortsetzte,  hat 
die  Zahl  der  unterstützten  Familienangehörigen  zum 
erstenmal  wieder  eine  Zunahme  zu  verzeichnen;  so  be- 
trug die  Zahl  der  unterstützten  Erwerbslosen  (ausschließ- 
lich Kurzarbeiter)  zu  Anfang 

Juli  August  September  Oktober  November  Dezember 
314  000  267  000  232  000  186  000  150  000  148  000 

und  die  der  unterstützten  Familienangehörigen 
339  000  301000  253  000  208  000  165  000  170  000 

An  Erwerbslosenunterstützung  wurden  im  Novem- 
ber 50,3  Mill.  M.  gezahlt  gegen  56,1  und  77,4  Mill.  M. 
in  den  Vormonaten;  seit  Jahresbeginn  wurden  somit 
1068  Mill.  M.  für  Erwerbslosenunterstützung  verausgabt. 
Die  Andrangsziffer  bei  den  Arbeitsnachweisen  hat  im 
November,  wie  nachstehende  Uebersicht  zeigt,  zum  ersten- 
mal auch  wieder  für  das  männliche  Geschlecht  zugenom- 
men, ebenso  ist  für  das  weibliche  Geschlecht  eine  wei- 
tere Vermehrung  des  Andrangs  bei  den  Arbeitsnach- 
weisen festzustellen.  Trotzdem  sind  die  Ziffern  noch 
immer  bei  weitem  niedriger  als  im  November  1920, 
wo  auf  100  offene  Stellen  Arbeitsgesuche  von  212  männ- 
lichen und  134  weiblichen  Personen  trafen. 


Zeit 

Auf  je  100  offene  Stellen  kamen 
Arbeitsgesuche  von 

männlichen  weiblichen 
Personen 

männl.  u. 
weibl.  zus. 

1921 

Juni 

196 

123 

169 

Juli 

169 

117 

151 

August 

158 

112 

142 

September 

146 

105 

132 

Oktober 

136 

110 

128 

November 

145 

116 

136 

Die  Gewerkschaftsstatistik  zeigt  im  November  für  das 
weibliche  Geschlecht  noch  eine  Besserung  der  Arbeits- 
losigkeit, während  sie  für  das  männliche  eine  Verschlech 


terung  feststellt;  so  kamen  auf  je  100  vom  Bericht 
erfaßte  Mitglieder  Arbeitslose  zu  Ende  der  Monate 


Juni 

Juli 

August 

Sept.  Oktober 

Nov. 

männliche 

2,9 

2,5 

2,2 

1,4  1.1 

1,4 

weibliche 

3,4 

2,8 

2,3 

1,4  1,4 

1,2 

gegenüber  4,7  und  3,7  im  Januar  1921  und  3,9  und 
3,8  im  November  1920. 


Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen. 

Mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel,  Senatspräsident 
beim  Reichswirtschaftsgericht. 

1. 

Ein-  und  Ausfuhrhandel. 

Zur  Frage  des  Beginns  einer  verbotswidrigen  Ausfuhr 

1.  Entscheidung  vom  30.  11.  21  — V i».  A.  V.  153/21.  — 

Das  Hauptzollamt  E.  hat  95  Fohlen  und  Pferde,  deren, 
Ausfuhr  angeblich  beabsichtigt  war,  wegen  Fehlens  der  Aus- 
fuhrbewilligung für  verfallen  erklärt. 

Die  Eigentümer,  Gebr.  M.,  machen  beschwerdefiührend 
geltend,  daß  sie  eine  Ausfuhr  der  Pferde  nicht  beabsich- 
tigt gehabt  hätten.  Sie  seien  früher  in  H.  (Westdeutschland) 
ansässig  gewesen;  erst  später  hätten  sie  einen  Pferdehandei 
in  Ostpreußen  eröffnet.  Im  März  1920  seien  sie  von  einem 
Bekannten  in  Westfalen  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
daß  dort  ein  gewisser  Bedarf  an  Aufzuchtfohlen  bestände. 
Daraufhin  hätten  sie  einen  Transport  derartiger  Fohlen  nach 
Westfalen  in  die  W'ege  geleitet.  Dieser  Transport  sei, 

ebenso  wie  ein  solcher  nach  H.,  freihändig  veräußert  worden. 
Da  die  Pferde  hierbei  jedoch  häufig  in  die  Hände  von  Händ- 
lern übergegangen  seien,  hätten  die  Beschwerdeführer  bei  den 
weiteren  Transporten  die  Pferde  im  Wege  der  öffentlichert 
Versteigerung  veräußert.  Die  Versteigerungen  seien  jedes- 
mal öffentlich  angekündigt  worden.  Das  Landratsamt  habe 

auch  regelmäßig  Landjäger  geschickt,  um  die  Ordnung  auf- 
rechtzuerhalten. Ein  förmliches  Protokoll  sei  nicht  geführt 
worden,  es  seien  vielmehr  nur  die  Namen  der  Käufer  und  der 
Preis  verzeichnet  worden,  um  die  Ablieferung  der  Umsatz- 
steuer an  das  zuständige  Finanzamt  herbeizuführen. 

Die  jetzt  für  verfallen  erklärten  Pferde  hätten  in  H. 
versteigert  werden  sollen.  Ein  Pferdehändler  in  H.  habe 
die  Beschwerdeführer  auf  die  günstige  Absatzgelegenheit  in 
H.  aufmerksam  gemacht.  Daraufhin  hätten  sie  einen  Teil 
eines  Pferdetransports  in  W.  verkauft  und  gleichzeitig  Ver- 
steigerungen in  H.  und  E.  angekündigt.  Die  Veröffentlichung 
sei  in  etwa  13  Zeitungen  bekanntgegeben  worden.  Noch 
vor  Beginn  der  Versteigerung  in  H.  seien  die  Pferde  für 
verfallen  erklärt  worden. 

Die  Beschwerdeführer  haben  bestritten,  daß  sie  irgendwie 
im  Einverständnis  mit  Schmugglern  gehandelt  hätten.  Nach 
ihrer  Absicht  hätten  die  Pferde  durch  die  Landwirte  des 
Bezirks  aufgezogen  werden  sollen. 

Der  Reichsbeauftragte  hat  demgegenüber  geltend  ge- 
macht, daß  nach  seiner  Ansicht  die  Pferde  nur  in  das  ge- 
fährdete Grenzgebiet  verbracht  worden  seien,  damit  sie 
von  dort  im  Schmuggelwege  nach  Holland  ausgeführt  werden 
könnten.  Ein  besonderer  Anreiz  zur  Verbringung  der  Pferde 
gerade  nach  dem  Grenzgebiet  habe  darin  bestanden,  daß 
dort  die  Preise  mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  des 
Schmuggels  besonders  hoch  gewesen  seien.  Die  Veräuße- 
rungen seien  auch  schon  dem  Landrat  in  W.  verdächtig 
vorgekommen  und  er  habe  deshalb  die  Veräußerung  über- 
wachen lassen. 

Die  Beschwerde  hatte  Erfolg.  Die  Verfaüerklärung 
wurde  für  unrechtmäßig  erachtet. 

Aus  den  Gründen: 

Auf  Grund  der  Ermittlungen  steht  fest,  daß  bei  der 
ln  Frage  stehenden  Versteigerung  eine  Reihe  von  gewerbs- 
mäßigen Schmugglern  anwesend  gewesen  ist,  offenbar  um 
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Pferde  zu  erwerben.  Es  darf  auch  angenommen  werden, 
daß  diese  Tatsache  den  Beschwerdeführern  nicht  unbekannt 
gewesen  ist  und  daß  sie  selbst  mit  der  Möglich - 
k e i t einer  Verschiebung  der  von  ihnen  veräußerten  Pferde 
gerechnet  haben.  Ein  Nachweis  dafür,  daß  sie  mit  den 
Schmugglern  selbst  in  irgendeiner  persönlichen  oder  ge- 
schäftlichen Beziehung  gestanden  haben,  ist  jedoch  nicht 
erbracht  worden.  Auch  bei  den  Verkäufen  der  früheren 
Transporte  hat  sich  nicht  nachweisen  lassen,  daß  die  ver- 
äußerten Pferde  im  Einverständnis  mit  den  Be- 
schwerdeführern nach  dem  Ausland  verbotswidriger- 
weise ausgeführt  worden  sind.  Bei  dieser  Sachlage  kann 
in  dem  Verbringen  der  Pferde  nach  dem  Grenzgebiet  zu 
dem  Zweck,  sie  dort  öffentlich  zu  versteigern,  noch  keine 
Handlung  erblickt  werden,  die  den  Beginn  der  verbotswidrigen 
Ausfuhr  oder  auch  nur  den  Versuch  einer  solchen  Ausfuhr 
durch  die  Beschwerdeführer  darstellt.  Die  Verfallerklärung 
war  daher  für  unrechtmäßig  zu  erachten. 

2.  Entscheidung  vom  7.  12.  21  — V19.  A_  V.  25/21.  — 

Die  Kontrollstelle  B.  des  Reichsbeauftragten  für  die 
Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  hat  am  3.  6.  20  sechs 
für  eine  Firma  in  Saarbrücken  bestimmte  Nähmaschinen  und 
Fahrräder  wegen  Fehlens  einer  Ausfuhrbewilligung  für  ver- 
fallen erklärt. 

Die  Firma  beantragte  Aufhebung  der  Verfallerklärung 
oder  Zubilligung  einer  angemessenen  Entschädigung  mit  fol- 
gender Begründung: 

Sie  habe  die  Ware  von  dem  Fabrikanten  B.  in  H.  er- 
worben. B.  habe  schon  früher  einmal  eine  Ausfuhrbejvilli-i 
gung  für  die  Ware  eingeholt.  Nach  dem  Erwerb  der  Ware 
habe  sie  selbst  die  Nähmaschinen  und  Fahrräder,  da  sie 
bei  einem  Spediteur  in  T.  keinen  Lagerraum  gefunden 

habe,  bis  zur  Einholung  einer  Ausfuhrbewilligung  bei  dem 
Spediteur  J.  in  B.  eingelagert.  Es  sei  ihr  nun  bekannt 

geworden,  daß  alle  Sendungen  nach  dem  Saargebiet,  die 

unterwegs  seien,  auch  ohne  eine  Ausfuhrgenehmigung  die 
Grenze  passieren  könnten  und  sie  habe  deshalb  die  Güter- 
abfertigung B.  um  Zustellung  nach  Saarbrücken  gebeten. 

Daraufhin  sei  die  Ware  in  B.  für  verfallen  erklärt  worden. 
Späterhin  habe  sie  die  Ausfuhrgenehmigung  erhalten. 

Irgendeine  Umgehung  der  Ausfuhrbestimmungen  sei  von  ihr 
nicht  beabsichtigt  gewesen. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  den  Gründen: 

Die  Ausfuhr  der  in  Frage  stehenden  Ware  ist  auf  Grund 
ler  Verordnung  über  die  Außenhandelskontrolle  vom  20.  12.  19 
durch  die  Bekanntmachungen  des  Reichswirtschaftsministers 
vom  5.  2.  20  und  5.  3.  20  verboten.  Eine  Bewilligung  zur 
Ausfuhr  war  in  dem  Zeitpunkt,  in  dem  die  Beschwerde- 
führerin die  Güterabfertigung  mit  der  Versendung  beauftragte, 
von  ihr  selbst  nicht  erwirkt.  Die  früher  von  dem  Vor- 
eigentümer B.  angeblich  eingeholte  Ausfuhrbewilligung 
scheidet  für  die  Beurteilung  der  Rechtsfrage  aus.  Ob  eine 
solche  für  den  Zeitpunkt  der  Ausfuhr  an  sich  noch  gültige 
Bewilligung  von  B.  überhaupt  eingeholt  war,  kann  dahin- 
gestellt bleiben;  denn  B.  hat  selbst  angegeben,  daß  er  schon 
vor  der  Beschlagnahme  der  Beschwerdeführerin  mit- 
geteilt habe,  daß  die  Ausfuhrbewilligung  abhanden  ge- 
kommen sei.  Die  angeblich  vorhandene  Bewilligung  war 
somit  weder  in  der  Verfügungsgewalt  des  Voreigentümers 
noch  in  der  der  Beschwerdeführerin  selbst.  Es  war  des- 

halb ausgeschlossen,  daß  die  Beschwerdeführerin  zur  Zeit 
der  Ausfuhr  den  Nachweis  für  die  vorhandene  Genehmigung 
mit  dieser  Urkunde  erbringen  konnte.  Nach  der  gesamten 
Organisation  der  Ausfuhrkontrolle  muß  aber  zum  mindesten 
gefordert  werden,  daß  der  Ausführenlde  in  der  Lage  ist, 
bei  der  beabsichtigten  Ausfuhr  den  Nachweis  für  die  er- 
teilte Genehmigung  durch  Vorlegung  der  Ausfuhrgenehmi- 
gung zu  erbringen. 

Auch  die  Auffassung  der  Beschwerdeführerin,  daß  eine 
Ausfuhrhandlung  überhaupt  noch  nicht  vorgenommen  worden 
sei,  kann  nicht  als  zutreffend  anerkannt  werden.  Die 
Weisung  an  die.  Güterabfertigungsstelle  einer  Grenzstation, 
eine  Ware,  deren  Ausfuhr  verboten  ist,  nach  dem  Zoll- 
ausland zu  versenden*  stellt  eine  derartig  wichtige  Maß- 


nahme innerhalb  des  gesamten  Ausfuhrvorgangs  dar^  daß 
hierin  eine  Zuwiderhandlung  gegen  das  Ausfuhrverbot  er- 
blickt werden  muß. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Rechtmäßigkeit  der  Verfall- 
erklärung sind  hiernach  gegeben. 

Es  war  daher  nur  noch  zu  prüfen,  ob  der  Beschwerde- 
führerin etwa  ein  Anspruch  auf  angemessene  Entschädig 
gung  für  die  für  verfallen  erklärte  Ware  zusteht.  Ein 
solcher  besteht  nach  § 15  der  Ausführungsbestimmungen 
zu  der  Verordnung  über  die  Außenhandelskontrolle  vom 
20.  12.  19  (RGBl.  S.  500)  in  Verbindung  mit  § 3 Abs.  1 
Satz  4 der  Verordnung  vom  22.  3.  20  nur  dann,  wenn  der 
von  der  Beschlagnahme  Betroffene  nachweist,  daß  er  das 
Fehlen  der  in  der  Verordnung  vorgeschriebenen  Bewilli- 
gung oder  die  Zuwiderhandlung  gegen  die  an  die  Bewilli- 
gung geknüpften  Bedingungen  weder  gekannt  hat,  noch  bei 
Einziehung  sorgfältiger  Erkundigungen  hätte  kennen  müssen. 
Auch  in  dieser  Beziehung  hat  die  Beschwerdeführerin  keine 
Tatsachen  vorgetragen,  die  ihrem  Antrag  einen  Erfolg  hätten 
verschaffen  könqen. 

Der  Hinweis  der  Beschwerdeführerin  auf  die  angeblich 
bei  B.  vorhandene  Ausfuhrbewilligung  erledigt  sich  durch 
die  Feststellung,  daß  die  Beschwerdeführerin  schon  vorher 
Kenntnis  davon  gehabt  hat,  daß  diese  Ausfuhrbewilligur^g 
verloren  und  damit  unerreichbar  sei.  Die  von  ihr  behaup- 
tete irrtümliche  Annahme,  daß  zu  der  Ausfuhr  nach  dem 
Saargebiet  in  dem  damaligen  Augenblick  keine  Ausfuhr- 
genehmigung nötig  gewesen  sei,  stellt  sich  als  ein  Irrtum 
über  den  Inhalt  der  Ausfuhrvorschriften  dar,  der  nach  der 
ständigen  Rechtsprechung  des  Reichswirtschaftsgerichts,  von 
der  abzuweichen  kein  Anlaß  vorlag,  einen  Anspruch  auf 
eine  angemessene  Entschädigung  zu  begründen  nicht  get- 
cignet  ist. 

n. 

Ausgleichsverfahren. 

a)  Kapitalertragssteuer  im  Ausgleichsverfahren. . 
Entscheidung  vom  4.  11.  21  — XV.  A.  V.  472/21.  — 

Eine  Bremer  Firma  hatte  gegen  ein  Londoner  Bankhaus 
eine  am  7.  11.  14  fällige  Wechselforderung  in  Höhe  von 
1626,19,6  Pfd.  St.  im  Ausgleichsverfahren  angemeldet.  Die 
Forderung  wurde  vom  gegnerischen  Ausgleichsamt  an- 
erkannt und  am  6.  4.  21  gutgeschrieben.  Das  Reichs- 
ausgleichsamt, Zweigstelle  B,  hat  darauf  der  Antrag- 
stellerin Abrechnung  über  die  Hauptforderung  von  1626,19,6 
Pfund  Sterling  nebst  5»/o  Zinsen  vom  17.  11.  14  bis  6.  4.  21 
im  Betrag  von  519,5,11  Pfd.  St  erteilt.  Hierbei  wurden 
1988,65  M.  Kapitalertragssteuer  auf  die  in  der  Zeit  vom 
1.  4.  20  bi«  6.  4.  21  in  Höhe  von  82,11,9  Pfd.  St  = 19  886,46  M. 
fällig  gewordenen  Zinsen  abgezogen. 

Gegen  diese  Abrechnung  ist  die  Antragstellerin  beim 
Reichsausgleichsamt,  Zweigstelle  B,  vorstellig  geworden  mit 
der  Begründung,  daß  der  Abzug  für  Kapitalertragssteuer 
unbegründet  sei.  Es  ergebe  sich  das  Mißverhältnis,  daß 
ihr  an  Kapitalertragssteuer  vom  Reich  mehr  einbehalten 
werde,  als  ihr  an  Zinsen  vergütet  werde.  Denn  nach  Ab- 
zug der  Währungsgewinne  erhalte  sie  tatsächlich  nur  den 
Vorkriegskurs.  Zudem  müsse  sie  Ausgleichsschulden  voll  mit 
5o/o  verzinsen.  Das  Reichsausgleichsamt,  Zweigstelle  B,  hat 
die  Antragstellerin  darauf  hingewiesen,  daß  es  die  Zinsen! 
auf  ihre  Forderung  gegen  den  englischen  Schuldner  ein- 
gezogen, mit  ihr  verrechnet  und  ihr  gutgebracht  habe.  Daß 
das  Reich  nach  § 30  RAusglG.  in  der  Lage  sei,  den  Währungs- 
gewinn mit  Rücksicht  auf  früher  abgerechnete  Verbindlich- 
keiten der  Antragstellerin  zu  erfassen,  sei  eine  Sache  für  sich. 

Die  Antragstellerin  hat  daraufhin  Beschwerde  gegen  die 
Abrechnung  und  die  Belastung  mit  der  Kapitalertragssteuer 
eingelegt,  das  Reichsausgleichsamt,  Zweigstelle  B,  hat  der 
Beschwerde  nicht  abgeholfen. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Einbehaltung  der  Kapitalertragssteuer  von  Zinsen, 
die  dem  deutschen  Gläubiger  im  zwischenstaatlichen  Ab- 
rechnungsverfahren nach  dem  1.  4.  20  erwachsen  oder  ihm 
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gemäß  § 36  RAusglG.  vom  24.  4.  20  (RGBl.  S.  597)  zu  ver- 
güten sind,  ist  ein  Akt  der  Steuererhebung,  den  das  Reichs- 
ausgleichsamt vollzieht,  da  es  sich  als  Zinsschuldner  hierfür 
verantwortlich  erachtet.  Der  Abzug  der  Kapitalertragssteuer 
erfolgt  auf  Grund  des  Kapitalertragssteuergesetzes  vom 
29.  3.  20  (RGBl.  S.  345)  und  fällt  nicht  in  den  Rahmen  des 
Ausgleichsverfahrens.  Der  Steuerabzug  gehört  nicht  zum  In- 
halt der  gemäß  § 24  ff.  RAusglG.  erteilten  Abrechnung  und 
bildet  keinen  Bestandteil  der  Abrechnung,  selbst  wenn  er  aus 
Zweckmäßigkeitsgründen  in  der  Forderungsabrechnung  Berück- 
sichtigung gefunden  hat.  Einwendungen  der  Beteiligten  gegen 
den  Abzug  der  Kapitalertragssteuer  sind  daher  nach  den 
Steuergesetzen  zu  behandeln,  denen  zufolge  die  Finanzämter 
zur  Entscheidung  ausschließlich  zuständig  sind  (vgl.  Reichs- 
abgabenordnung vom  13.  12.  19,  §§  204  ff. /21 7 ff.).  Der  Nach- 
prüfung durch  das  Reichswirtschaftsgericht  unterliegt  gemäß 
§ 51  RAusglG.  lediglich  die  Abrechnung  selbst,  gegen  welche 
im  vorliegenden  Fall  nichts  zu  erinnern  ist. 

b)  Abrechnung  ln  Reichswährung  mangels  Abrede 
effektiver  Zahlung  in  ausländischer  Valuta. 

Entscheidung  vom  30.  9.  21  — XV.  A.  V.  292/21.  — 

Eine  Berliner  Firma  hatte  eine  Forderung 

a)  von  34,50  M.  gegen  die  Pariser  Firma  G & C., 

b)  von  30,65  M.  gegen  die  Pariser  Firma  L. 

Das  Reichsausgleichsamt  hat  der  Berliner  Firma  Abrech- 
nung zu  a)  über  34,50  M.  -j-  10,85  M.  an  Zinsen  = 45,35  M. 
am  14.  5.  21,  zu  b)  über  30,65  M.  4-  9,30  M.  an  Zinsen1  = 
39,95  M.  am  28.  5.  21  erteilt. 

Gegen  diese  Abrechnungen  hat  die  Firma  T.  rechtzeitig 
Beschwerde  eingelegt  mit  dem  Antrag,  ihre  Auslandsförde- 
rungen in  fremder  Währung  auszuzahlen.  Sie  begründet  ihren 
Antrag  wie  folgt:  Sie  habe  aus  Irrtum  ihre  Forderungen  in 
Mark  angemeldet;  sie  stelle  unter  Beweis,  daß  sie  ihre  Rech- 
nungsbeträge in  Frankreich  und  England  stets  Ln  Franken 
und  Sterling  eingezogen  habe  und  sie  sei  bereit,  die  ent- 
sprechenden Beglaubigungen  der  Kunden  einzusenden. 

Das  Reichsausgleichsamt  hat  demgegenüber  geltend  ge- 
macht, die  Forderungen  seien  in  Mark  abgerechnet,  weil  sie 
sowohl  auf  dem  Anmeldebogen,  als  auch  in  dem  von  der  Be- 
schwerdeführerin vorgelegten  Kontoauszug  in  Reichswährung 
ausgedrückt  seien  (§  .25  RAusglG.).  Es  bestehe  für  das 
Reichsausgleichsamt  keine  Veranlassung,  eine  Prüfung  auf 
Valutaberechtigung  vorzunehmen.  Es  sei  nicht  ersichtlich, 
weshalb  die  Beschwerdeführerin  Markbeträge  angegeben  habe, 
wenn  ihr  tatsächlich  Valutaforderungen  zugestanden  hätten. 
Vermutlich  habe  sie  vor  dem  Krieg  ihre  Markrechnungen  in 
Auslandwährung  bezahlt  erhalten  und  glaube  deswegen,  zur 
Geltendmachung  von  Valutaforderungen  berechtigt  zu  sein. 
Diese  Annahme  sei  irrig. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Es  steht  fest,  daß  die  Beschwerdeführerin  die  frag- 
lichen Forderungen  in  Reichswährung  angemeldet  hat.  Ihre 
Behauptung,  dies  sei  aus  Irrtum  erfolgt,  ist  nicht  stich- 
haltig. Wohl  mag  sie  in  Vorkriegszeiten  ihre  Forderungen 
in  Frankreich  und  England  in  ausländischer  Währung  ein- 
gezogen haben  und  ihren  Kunden  gestattet  haben,  in  der 
Währung  ihres  Landes  zu  bezahlen.  Das  ist  aber  nur  ein 
Entgegenkommen,  wie  es  vor  dem  Krieg  allgemein  üblich 
war.  Es  ist  davon  auszugehen,  daß  die  Beschwerdeführerin 
ihre  in  Deutschland  verkauften  deutschen  Waren  zu  dem  Zweck 
verkaufte,  dafür  wieder  deutsche  Zahlungsmittel  zu  erhalten. 
Sie  hat  das  Umwechslungsgeschäft,  ihren  Kunden  entgegen- 
kommend, selbst  oder  durch  die  Bank,  mit  der  sie  arbeitete, 
besorgt.  Daher  erschienen  auch  die  Forderungen  im  Konto- 
auszug in  Reichswährung.  Wären  die  ausländischen  Wäh- 
rungeh  minderwertig  geworden,  so  würde  die  Firma  zweifel- 
los keine  Bedenken  getragen  haben,  den  Unterschied  gegen- 
über der  Reichswährung  besonders  zu  verlangen.  Jetzt,  nach- 
dem die  Verhältnisse  sich  umgekehrt  gestaltet  haben,  ist  sie 
nicht  berechtigt,  den  gegenteiligen  Standpunkt  einzunehmen. 
Es  unterliegt  auch  keinem  Zweifel,  daß  ihre  ausländischen 
Kunden,  wenn  dies  nicht  durch  die  Ausgleichsgesetzgebung 


verhindert  würde,  heute  in  der  geringwertigen  deutschen 
Währung  bezahlen  würden;  denn  effektive  Zahlung  in  aus- 
ländischer Währung  ist  nicht  bedungen.  Es  liegt  also  zum 
mindesten  der  Fall  des  § 25  Abs.  2 RAusglG.  vor.  Nach 
dieser  Vorschrift  hat  das  Ausgleichsamt  zutreffend  in  Reichs- 
währung abgerechnet.  . 

in. 

Friedensvertrag. 

Mobiliarschäden  infolge  Internierung  in  Rußland. 

Entscheidung  vom  23.  9.  21  — XI3.  A.  V.  519/21.  — 

Der  Antragsteller  E.,  früher  in  Moskau  wohnhaft,  hatte 
bei  Kriegsausbruch  seine  bewegliche  Habe  anläßlich  seiner 
Internierung  einem  befreundeten  Russen  übergeben,  der  sic 
dann  auf  seinen,  des  Russen,  Namen  in  einem  Speicher  unter- 
stellte. Nach  der  Rückkehr  aus  der  Internierung  durfte  der 
Antragsteller  infolge  von  Anordnungen  der  Bolschewisten 
seine  Habe  nicht  aus  dem  Speicher,  geschweige  denn  aus 
Moskau,  fortschaffen.  Sie  ist  dann  nationalisiert  worden;  von 
den  Bolschewisten  wurden  solche  Möbel  zuerst  nationalisiert, 
die  von  den  Eigentümern  nicht  benutzt  wurden,  sondern  in 
Speichern  untergebracht  waren. 

Dem  Antragsteller  ist  unter  Zugrundelegung  eines  Werts 
seiner  beweglichen  Habe  von  12  83S  Rubel  eine  Vorent- 
schädigung von  8011  M.  zugesprochen. 

Aus  der  Begründung: 

Unter  dem  Gesichtspunkt  des  § 6 der  Richtlinien  kann 
eine  Vorentschädigung  für  die  bewegliche  Habe  nicht  ge- 
währt werden.  Es  kann  zweifelhaft  sein,  ob  vor  dem  Er- 
laß der  neuen  Richtlinien  vom  17.  8.  21  der  § 6 der  Richt- 
linien, auch  auf  Fälle  des  sogenannten  gemischten  Bolsche- 
wistenschadens anwendbar  war.  Nachdem  nunmehr  der  ge- 
mischte Bolschewistenschaden  in  § 6a  der  Richtlinien  ge- 
regelt ist,  muß  jetzt  jedenfalls  angenommen  werden,  daß  nach 
§ 6 nur  der  unmittelbar  durch  die  Internierung  entstandene 
Sachverlust  vorentschädigt  werden  kann. 

Der  in  die  Richtlinien  neu  eingefügte  und  im  wesent- 
lichen dem  § 20  des  Auslandsschädengesetzes  vom  28.  7.  21 
entsprechende  § 6a  der  Richtlinien  ersetzt  einmal  den  bis- 
herigen § 6 Abs.  2 der  Richtlinien  und  will  weiter  den  soge- 
naryiten  gemischten  Bolschewistenschaden  regeln. 

Wenn  sich  auch  der  § 20  des  Auslandsschädengesetzes 
zunächst  an  den  § 1 der  Richtlinien  anschließt,  so  kann 
seine  Anwendung  doch  nicht  auf  die  im  § 1 der  Richt- 
linien vorgesehenen  Fälle  beschränkt  werden. 

Während  der  § 1 der  Richtlinien  an  die  „Entziehung 
und  Beeinträchtigung  von  Gegenständen  auf  Grund  des  Frie- 
densvertrags“ anknüpft  und  der  Absatz  2 dieses  Paragraphen 
hierauf  Bezug  nahmt  hat  das  neue  Auslandsschädengesetz  die 
eigentlichen  Liquidationsschäden  überhaupt  nicht  geregelt. 
Der  § 20  des  Auslandsschädengesetzes  ist  völlig  selbstän- 
diger Natur  und  daher  nur  aus  sich  heraus  auszulegen.  Es 
kann  daher  nicht  von  vornherein  angenommen  werden,  daß  die 
hier  vorausgesetzten  Kriegsmaßnahmen  solche  sein  müßten, 
wie  sie  eine  Vorentschädigung  nach  § 1 der  Richtlinien 
rechtfertigen.  Dies  erhellt  auch  daraus,  daß  die  Anwendung 
des  § 2 Ziffer  1 des  Auslandsschädengesetzes  im  § 20 
Vorbehalten  ist.  Der  § 2 Ziffer  1 gewährt  eine  Entschädi- 
gung für  Kriegsleistungen  an  feindliche  Streitkräfte  und 
feindliche  Behörden.  Jener  Vorbehalt  kann  nur  dahin  auf- 
gefaßt werden,  daß  nach  Auffassung  des  Gesetzgebers  an 
sich  auch  diese  Kriegsleistungen  an  feindliche  Streitkräfte 
unter  § 20  fallen,  daß  der  Gesetzgeber  sie  aber  für  das  Gebiet 
der  Russenschäden  auch  der  höheren  Entschädigung,  die  nach 
§ 20  zugebilligt  werden  kann,  teilhaftig  sein  lassen  will. 
Kriegsleistungen  .an  Streitkräfte  fallen  aber  nicht  unter  § 1 
der  Richtlinien;  dieser  hat  Maßnahmen  von  Zivilbehörden  zur 
Voraussetzung.  Weiter  liegt  im  Sinn  des  § 1 der  Richt- 
linien, daß  unter  Entziehung  oder  Beeinträchtigung  (liquidation 
cu  retention,  sale  or  attention  des  Artikels  297  des  Frie- 
densvertrags) ausschließlich  die  juristische  Beeinträchtigung  zu 
verstehen  ist.  Aus  § 20  Ziffer  4 ergibt  sich,  daß  § 20 
auch  die  Beschädigung  von  Sachen  unter  den  Begriff  der 
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Beeinträchtigung  bringt.  Schon  hieraus  erhellt,  daß  die  Be- 
deutung der  Worte  Entziehung  und  Beeinträchtigung  im  § 20 
des  Auslandsschädengesetzes  nicht  die  gleiche  ist,  wie  im 
§ 1 der  Richtlinien. 

Im  Qebiet  der  Vorentschädigung  ist  das  gleiche  an- 
zunehmen, zumal  hier  die  Regelung  der  Russenschäden  auch 
nicht  wie  bisher  im  Anschluß  an  § 1 etwa  durch  eine## 
§ la,  sondern  im  Anschluß  an  § 6 erfolgt  ist. 

Der  Absatz  1 des  § 20  wie  auch  des  § 6a  spricht  von 
einer  Entziehung  oder  Beeinträchtigung.  Der  Absatz  2 
benutzt  als  gleichwertig  die  Worte  „Endgültige  Liquidatiori 
oder  Einbehaltung“.  Schon  aus  diesem  Wechsel  des  Aus- 
drucks ergibt  sich,  daß  die  sprachliche  Abfassung  der  Vor- 
schriften nicht  so  genau  ist,  daß  aus  nebensächlich  ge- 
brauchten Worten  weitgehende  Schlüsse  gezogen  werden 
dürften.  Die  Worte  „Liquidation  oder  Einbehaltung“  stehen 
im  Widerspruch  damit,  daß,  wie  bereits  ausgeführt  ist,  auch 
die  „Beschädigung“  unter  den  Begriff  der  Beeinträchtigung 
fällt.  Die  Fassung  des  § 6a  erklärt  sich  ungezwungen  daraus, 
daß  einmal  zum  Ausdruck  gebracht  werden  soll,  daß  auch 
im  Gebiet  des  Russischen  Reichs  liquidationsartige  Schäden 
vorentschädigungsfähig  sind  und  daß  andererseits  gemischte 
Bolschewistenschäden,  deren  Ersatz  gerade  im  § 6a  geregelt 
werden  soll,  in  den  weitaus  meisten  Fällen  die  Folge- 
erscheinung gerade  von  liquidationsartigen  Tatbeständen  sind. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  zu  beachten,  daß  der  Aus- 
druck „Kriegsmaßnahme“  ein  ganz  a'Igemeiner  ist  und  daß, 
wenn  die  Absicht  bestanden  hätte,  ihn  gegen  seinen  Wort- 
laut auf  solche  Kriegsmaßnahmen  einzuschränken,  die 
gegen  das  Vermögen  gerichtet  sind,  dies  unschwer  hätte 
zum  Ausdruck  gebracht  werden  können.  Es  wäre  dies  schon 
um  deswillen  an  gezeigt  gewesen,  weil  die  Beziehung  zu 
dem  Tatbestand  der  Liquidationsschäden,  wie  sie  bisher 
durch  die  räumliche  Beziehung  des  Absatzes  2 zu  Absatz  1 
des  § 1 der  Richtlinien  gegeben  war,  aufgegeben  ist. 

Aus  der  Fassung  des  Absatzes  2 des  § 6a  (endgültige 
Liquidation  oder  Einbehaltung)  kann  auch  nicht  gefolgert 
werden,  daß  etwa  für  Absatz  2 des  § 6a  nur  gegen  das 
Vermögen  gerichtete  Kriegsmaßnahmen  in  Betracht  kämen. 
Denn  in  Abweichung  von  § 20  des  Auslandsschädengesetzes 
spricht  der  Absatz  2 des  § 6a  ausdrücklich  von  den  „in 
Absatz  1 bezeichneten“  Kriegsmaßnahmen.  Zu  beachten  ist 
auch,  daß  der  Absatz  2 nur  negativ  von  endgültiger  Liqui- 
dation oder  Einbehaltung  spricht,  und  als  Anlaß  für  den 
späteren  Verlust  lediglich  die  Kriegsmaßnahmen  aufführt,  nicht 
aber,  daß  eine  Liquidation  oder  Einbeha'tung  erfolgt  sei. 

Zu  beachten  ist  übrigens,  daß  es  auch  nach  der  hier 
gegebenen  Auslegung  für  die  Anwendbarkeit  des  § 6a  kei- 
neswegs genügt,  daß  eine  gegen  die  Person  gerichtete  Kriegs- 
maßnahme eine  Beeinträchtigung  oder  Entziehung  zur  Fo'ge 
gehabt  hat.  Vielmehr  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  der  Ab- 
satz 1 des  § 6a  verlangt,  daß  die  Entziehung  oder  Beein- 
trächtigung durch  eine  Kriegsmaßnahme  bewirkt  ist.  Aus 
dem  Worte  „bewirkt“  ergibt  sich,  daß  die  Beeinträchtigung 
eine  unmittelbare  Folge  der  Kriegsmaßnahmen  gewesen 
sein  muß.  Daß  die  Kriegsmaßnahmen  eine  solche  Beein- 
trächtigung bezweckt,  ist  andererseits  nicht  zur  Vor- 
aussetzung der  Vorentschädigung  gemacht. 

Die  hier  gegebene  Auslegung  entspricht  auch  der  BTig- 
keit.  Es  wäre  namentlich  dem  Laien  schwer  verständlich, 
daß  ein  gemischter  Bolschewistenschaden,  der  in  letzter  Linie 
auf  die  für  den  Rußland-Deutschen  oft  sehr  leidvolle  Inter- 
nierung zurückgeht,  nicht  vorentschädigungsfäh'g  sein  so’l, 
während  er  vorentschädigungsfähig  ist,  wenn  er  auf  zaristische 
Zahlungsverbote  zurückzurühren  ist,  die  unverhältnismäßig  viel 
weniger  in  das  praktische  Leben  eingriffen  als  die  Internierung 
und  denen  sich  zu  entziehen  mancherlei  Möglichkeiten  vor- 
handen waren. 

Endlich  ist  zu  beachten,  daß  der  ursächliche  Zusammen- 
hang eines  unter  der  Bolschewistenherrschaft  eingetretenen 
Schadens  mit  Kriegsmaßnahmen,  die  gegen  die  Person  ge- 
richtet waren,  ungleich  offenkundiger  ist,  als  der  Zusammen^ 
hang  mit  zaristischen  Zahlungs-  und  Verfügungsverboten.  Bei 
den  Letzteren  wird  der  ursächliche  Zusammenhang  oft  nur 
dadurch  hergestellt,  daß  der  Geschädigte  wirklich  beabsichtig* 


hat,  seinen  Besitz  zu  veräußern,  und  diese  Absicht  ausge- 
führt haben  würde,  wenn  er  nicht  durch  die  zaristischen  Ver- 
bote gehindert  gewesen  wäre. 

E9  ist  in  den  meisten  Fällen  nahezu  unmöglich,  fest- 
zustellen, welche  Absicht  der  Rußland-Deutsche  bei  Kriegs- 
begina  hinsichtlich  seiner  Vermögensgegenstände  hatte. 

Im  vorliegenden  Falle  war  der  Antragsteller  durch  die 
Internierung,  des  unmittelbaren  Besitzes  und  der  Möglichkeit 
beraubt,  sein  Mobiliar  zu  nutzen.  Die  Kriegsmaßnahme  der 
Internierung  bewirkte  somit  eine  Beeinträchtigung  des  Mobi- 
liars. Die  Internierung  dauerte  so  lange,  bis  die  bolschewisti- 
schen Verfügungsbeschränkungen  in  Kraft  getreten  waren.  Sie 
führte  also  zu  einer  neuen  Beeinträchtigung.  Diese  bol- 
schewistischen Verfügungsbeschränkungen,  insbesondere  das 
Verbot,  Mobiliar  durch  die  Straßen  zu  transportieren  oder  es 
aus  Rußland  fortzuschaffen,  hinderten  den  Antragstel’er,  den 
damals  bereits  drohenden  Verlust  des  Mobiliars  abzuwenden. 
Sie  sind  also  der  Anlaß  zu  dem  Verlust  gewesen. 

Der  § 14  der  Richtlinien  gestattet  grundsätzlich  nur  die 
Zubilligung  einer  Entschädigung  von  30%.  Allerdings  kann 
der  Hausrat  unter  Umständen  bis  zu  50%  des  Wertes  vorent- 
schädigt werden,  doch  hat  der  Senat  nicht  festste’len  können, 
daß  die  Voraussetzung  für  diese  erhöhte  Vorentschädigung 
gegeben  ist.  Er  hat  deswegen  nur  30%  mit  801 1-M.  zuge- 
billigt. 

IV. 

Okkupationsschäden. 

Zum  Begriff  der  Requisition;  allgemeine  Anordnungen 
der  Besatzungsbehörden. 

Entscheidung  vom  25,  2.  21  — XIV.  A.  V.  510/20. — 

Die  Antragstellerin,  eine  Bahngesellschaft,  fordert  auf 
Grund  des  OkkLG.  eine  Vergütung  von  1586  754,91  M.,  da  sie 
infolge  von  Maßnahmen  der  Besatzungstruppen  einen  Ein- 
nahmeausfall in  dieser  Höhe  gehabt  habe.  Zur  Begründung 
macht  sie  geltend: 

Sofort  nach  der  Besetzung  des  linksrheinischen  Gebietes 
durch  die  Besatzungstruppen  sei  die  in  ihrem  Eigentum-stehende 
Rheinbrücke  für  jeden  Kleinbahnverkehr  gesperrt  worden, 
während  der  Fußgängerverkehr  nur  in  beschränktem  Umfange 
zugelassen  worden  sei.  Infolgedessen  hätten  ihre  über  die 
Rheinbrücke  führenden  Linien  nur  noch  bis  zur  Bttücke  be- 
fahren werden  können,  was  eine  außerordentliche  Ab- 
schwächung des  Interesses  der  im  linksrheinischen  Gebiet 
wohnenden  Personen  an  der  Benutzung  der  Bahn  zur  Folge 
gehabt  habe.  Die  Einnahmen  aus  dem  Bahnbetriebe  und  dem 
Brückenverkehr  seien  daher  erheblich  zurückgegangen . Vom 
9.  10.  19  ab  sei  ein  beschränkter  Verkehr  der  Lokalwageti 
wieder  zugelassen  worden,  während  erst  nach  Ratifizierung 
des  Friedensvertrages  der  volle  Verkehr  wieder  habe  aufgenom- 
men werden  können.  Bis  zum  15.  1.  20  ergebe  sich  aus- 
weislich der  zu  den  Akten  überreichten  Berechnung  ein  Ein- 
nahmeausfall von  1 586  754,91  M. 

Die  Feststellungsbehörde  hat  eine  Vergütung  abgelehnt, 
weil  als  vergütbare  Leistungen  im  Sinne  des  OkkLG.  nur  die 
tatsächlich  bewirkten  Lieferungen,  Dienste  usw.,  aufgefaßt  wer- 
den könnten,  nicht  aber  der  mittelbare  Schaden,  der  einer 
Bahngesellschaft  dadurch  entstehe,  daß  sie  infolge  feindlicher 
Anordnungen  in  der  Verfügung  über  ihr  Unternehmen  be- 
schränkt worden  und  daher  außerstande  gewesen  sei,  ihre 
Ausgaben  dem  eingetretenen  Verkehrsrückgange  anzupassen. 

Die  Antragstellerin  macht  demgegenüber  geltend: 

Nach  Eintreffen  der  Besatzungstruppen  sei  ihrem  Vor- 
stand seitens  der  Kommandantur  mitgeteilt  worden,  daß  die 
Brücke  von  abends  7 Uhr  ab  für  jeden  Verkehr  gesperrt  sei. 
Versuche,  Erleichterungen  zu  erwirken,  seien  erfolglos  geb’ieben. 
Gleichwohl  habe  die  vollständige  Sperre  über  die  Brücke  nur 
bis  zum  zweiten  Tage  nach  der  Besetzung  bestanden,  da 
zu  diesem  Zeitpunkt  der  Personen  verkehr  unter  Einführung 
des  Paßzwanges  zugelassen  worden  sei.  Einige  Wochen  spä- 
ter sei  auch  unter  gleichen  Bedingungen  der  Fuhrwerk-  und 
Kraftwagenverkehr  erlaubt  worden,  während  der  Straßenbahn- 
verkehr über  die  Brücke  vorläufig  nicht  habe  aufgenommen 
werden  können.  Die  Besatzung  habe  von  der  Antragstellerin 
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die  Stellung  zweier  Wagen  gefordert,  die  ln  den  Ql  eisen 
auf  der  Brücke  zur  Durchführung  der  Paßkontrolle  Aufstellung 
gefunden  und  dadurch  jeden  Straßenbahnbetrieb  über  die 
brücke  unmöglich  gemacht  hätten.  Abgesehen  von  den  zwei 
ersten  Tagen  der  Besetzung  habe  demnach  keine  allgemeine 
Verkehrssperre  bestanden,  und  es  liege  demnach  keine  all- 
gemeine Anordnung  und  kein  allgemeines  Verbot  der  Be- 
satzungsbehörden, sondern  eine  Einzelanordnung  vor,  von  der 
nur  sie,  die  Antragstellerin,  betroffen  worden  sei.  Dies  er- 
gäbe sich  unter  anderm  auch  daraus,  daß  die  rheinabwärts 
zunächst  gelegene  Brücke  nicht  derartig  scharfen  Verkehrs- 
beschränkungen unterworfen  worden  sei. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

§ 1 Absatz  1 Satz  1 des  OkkLQ.  in  der  hier  maß- 
gebenden Fassung  vom  2.  3.  19  (RQB1.  S.  261)  lautet: 

„Für  Leistungen,  die  in  dem  von  den  feindlichen 
Heeren  besetzten  Reichsgebiet  außerhalb  Elsaß-Lothringens 
gemäß  den  Waffenstillstandsverträgen  für  den  Unterhalt 
der  feindlichen  Besatzungstruppen  oder  auf  Grund  von 
Requisitionen  bewirkt  worden  sind,  wird  Vergütung  ge- 
währt.“ 

Nach  dem  Wortlaut  dieser  Vorschrift  sind  Leistungen 
demnach  vergütungsfähig,  wenn  sie  entweder  gemäß  den 
Waffenstillstandsverträgen  für  den  Unterhalt  der  feindlichen 
Besatzungstruppen  oder  auf  Grund  von  Requisitionen  be- 
wirkt worden  sind. 

Für  die  erste  Alternative  des  § 1 Abs.  1 Satz  1 des 
OkkLG.  sind  durch  das  Gesetz  zwei  Voraussetzungen 
aufgestellt.  Die  erste  Voraussetzung  eines  Vergütungs- 
anspruchs ist  danach,  daß  die  Leistung  „gemäß  den  Waf- 
fenstillstandsverträgen“ bewirkt  worden  ist.  Nach  der  Zu- 
satznote 2 Ziffer  1 und  11  zum  Waffenstillstandsvertrage  vom 
11.  11.  18  nebst  den  Ergänzungen  vom  16.  1.  und  16.  2.  19, 
welche  die  Bedingungen,  betreffend  die  Verkehrswege  und 
-mittel,  darunter  Eisenbahnen,  enthält,  unterstehen  alle  bis 
zum  Rhein  gelegenen  Verkehrswege  sowie  jene,  welche  auf 
dem  rechten  Rheinufer  innerhalb  der  von  den  alliierten  und  asso- 
ziierten Armeen  besetzten  Brückenköpfe  liegen,  der  vollen 
unbegrenzten  Autorität  des  Höchstkommandierenden  der  alli- 
ierten Heere,  er  ist  „berechtigt,  alle  von  ihm  als  nötig 
erachteten  Maßnahmen  zu  treffen,  um  deren  Besetzung  und 
Betrieb  sicher  zu  stellen.“  Die  Sperrung  der  der  Antragstei- 
lerin gehörenden  Rheinbrücke  ist  auf  Anordnung  der  dem  Be- 
fehle des  Höchstkommandierenden  der  alliierten  Heere  unter- 
stellten belgischen  Truppen,  also  im  Rahmen  der  Autorität 
des  Höchstkommandierenden  und  zweifellos  auch  zur  Sicher- 
stellung der  Besetzung  erfolgt,  die  Einstellung  des  Betriebes 
mit  ihren  Wirkungen  für  die  Antragstellerin  könnte  daher  an 
sich  eine  „gemäß  den  Waffenstillstandsverträgen“  bewirkte 
Leistung  darstellen. 

Zweite  Voraussetzung  eines  Vergütungsanspruchs  nach  § 1 
Abs.  1 Satz  a.  a.  O.  ist,  daß  Leistungen  für  den  „Unter- 
halt der  feindlichen  Besatzungstruppen“  bewirkt  worden  sind. 
Auch  diese  Voraussetzung  könnte  als  gegeben  erachtet  wer- 
den, da  nach  ständiger  Rechtsprechung  des  Senats  der  Be- 
griff „Unterhalt“  über  die  enge  Bedeutung  des  unmittelbaren 
Wortsinns  hinaus  auszulegen  und  darunter  der  Inbegriff  der 
Bedürfnisse  der  Besatzung,  zu  denen  nicht  nur  ihre  Ver- 
pflegung und  Unterbringung,  sondern  auch  die  Gewähr- 
leistung ihrer  Sicherheit  gehört,  zu  verstehen  ist. 

Gleichwohl  liegt  eine  vergütungslahige  Leistung  im  Sinne 
des  bisher  erörterten  Teiles  der  angezogenen  Gesetzesvor- 
schrift nicht  vor. 

Das  OkkLG.  bezweckt  nicht  den  Ersatz  eines  jeden 
Schadens,  der  mit  der  Besetzung  der  Rheinlande  fn  irgend 
einem  Zusammenhänge  steht,  sondern  hat  nur  die  Ver- 
gütung für  Individualleistungen  zum  Gegenstände.  Maßnahmen 
allgemeiner  Natur  wie  Anordnungen  von  Grenzkontrollen,  Ver- 
bot des  Waffentragens,  früher  Laden-  und  Gastwirtschafts- 
schluß und  ähnliche  Anordnungen  dienen,  vom  Standpunkte 
der  besetzenden  Mächte  aus  betrachtet,  der  im  Vertrag  ge- 
schuldeten Sicherheit  der  Besatzungstruppen;  das  solchen  An- 
ordnungen entsprechende  Verhalten  der  Landeseinwohner  Ist 
demnach  in  gewisser  Hinsicht  eine  für  den  „Unterhalt“  der 
Besatzungstruppen  in  Uebereinstimmung  mH  dem  Inhalt  der 


geschlossenen  Verträge  bewirkte  Leistung.  Daß  trotzdem  der 
uesciuutsmann,  dun  durch  che  Notwendigkeit  eines  trüben 
Ladenschlusses  ein  Uewinnausuli  entstellt,  der  Gastwirt,  uer 
durch  eine  truhe  Polizeistunde  geschädigt  wird,  der  Burger, 
der  inloige  einer  Paßkontrolle  Zeit  versäumt  und  daduron 
mittelbar  vielleicht  senwere  geschaithche  Einbußen  erieidei, 
nicht  Ersatz  dieser  schaden  vom  Reiche  aut  Grund  des 
OkkLG.  verlangen  können,  bedarf  bei  Würdigung  der 
aus  der  Finanzlage  des  Reichs  sich  ergebenden  Beschränkungen 
der  in  dem  Ok*Lü.  zum  Ausdruck  geKommenen  grundsätz- 
lichen Vergütungsbereitschalt  des  Reicns  tür  Besatzungsschä- 
den kaum  einer  weiteren  Ausführung.  Demgemäß  hat  der 
Senat  in  ständiger  Rechtsprechung  auch  tür  die  im  ersten 
Teil  des  § 1 des  OkkLG.  behandelten  vertragsmäßigen 
Leistungen  als  Ertordernis  ihrer  Vergutbarkeit  verlangt,  uaß 
es  sich  um  Sonderleistungen,  nicht  um  Handlungen,  Dul- 
dungen oder  Unterlassungen  zur  Befolgung  allgemeiner 
Verwaltungsanordnungen  aer  besetzenuen  Machte  Handelt,  wo- 
bei zu  beachten  ist,  daß  der  Umstand,  daß  von  einer  all- 
gemeinen Maßnahme  der  eine  oder  andere,  da  sein  wirt- 
schaitlicher  Interessenkreis  aut  den  davon  betroffenen  Ge- 
genstand besonders  eingestellt  war,  empfindlicher  betroffen 
wird,  sein  Verhalten  noch  nicht  als  eine  Sonderleistung  er- 
scheinen läßt. 

In  vorliegendem  Falle  hat  die  Beschwerdeführerin  ihren 
Betrieb  über  die  Rheinbrücke  vorübergehend  einstellen  müs- 
sen, weil  die  Besatzungsbehörde  zunächst  den  Verkehr  über 
die  Rheinbrücke  ganz  sperrte  und  alsdann  eine  Grenzkon- 
trolle einführte,  die  durch  die  Art  ihrer  Ausführung  den  Be- 
trieb der  Straßenbahn  unmöglich  machte.  Die  zum  Zwecke 
dieser  Durchführung  der  Grenzkontrolle  getroffenen  Maß- 
nahmen sind  nach  Auffassung  der  Beschwerdeführerin  Ein- 
zeianordnungen  gewesen,  von  denen  nur  sie,  nicht  aber 
ein  als  Allgemeinheit  anzusprechender  Kreis  gleichartiger  Per- 
sonen oder  Unternehmungen  betroffen  worden  sei,  da  tür  Fuß- 
gänger und  Wagen  der  Verkehr  keineswegs  gesperrt,  son- 
dern mit  Paßkontrolle  und  Leibesvisitation  zugelassen  und 
lediglich  ihr  Bahnbetrieb  stillgelegt  gewesen  sei.  Der  An- 
sicht der  Beschwerdeführerin,  daß  damit  das  Erfordernis  einer 
Sonderleistung  in  dem  eben  erörterten  Sinne  erfüllt  sei,  ver- 
mochte der  Senat  nicht  zu  folgen.  Jede  allgemeine  Anord- 
nung bedarf  zu  ihrer  Verwirklichung  der  Sondermaßnahmen, 
die  aber  nicht  selbständig  und  losgelöst  von  der  ihr  zugrunde 
liegenden  allgemeinen  Anordnung  zu  werten,  sondern  nur 
als  Ausfluß,  als  äußere  Erscheinungsform  jener  allgemeinen 
Anordnung  aufzufassen  sind.  In  dem  hier  zur  Entscheidung 
stehenden  Falle  hatte  die  Besatzungsbehörde  an  der  Ein- 
stellung des  Straßenbahnbetriebes  unmittelbar  offensichtlich 
gar  kein  Interesse;  Zweck  und  Inhalt  ihres  Verhaltens  war 
die  Ueberwachung  der  Grenze  zwischen  dem  besetzten  und 
unbesetzten  Gebiet  und  diesem  Zwecke  diente  die  Verkehrs- 
sperre durch  dauernde  oder  zeitweilige  Einstellung  des  Straßen- 
bahn- und  Fuhrwerkverkehrs,  Einführung  von  Paßkontrolle 
und  Leibesdurchsuchung  u.  dgl.  Wie  sie  diese  Aufgabe 
— vielleicht  unter  Schonung  der  Interessen  der  Beschwerde- 
führerin — hätte  lösen  Können  und  wie  sie  sie  tatsächlich 
löste,  ist  für  die  rechtliche  Beurteilung  der  bei  der  L/isung 
dieser  Aufgabe  eingetretenen  Vermögenseinbußen  nach  Maß- 
gabe des  OkkLG.  unerheblich,  da  als  das  für  eine  „Leistung“ 
des  einzelnen  ursächliche  Moment  letzten  Endes  doch  nur 
die  allgemeine  Anordnung  der  Grenzüberwachung  erscheint. 

Da  die  Vermögensaufopferung  der  Beschwerdeführerin 
somit  als  vertragsgemäße  Leistung  im  Sinne  des  OkkLG.  nicht 
anzusprechen  ist,  war  ^och  zu  prüfen,  ob  etwa  eine  Re- 
quisitionsleistung vorliegt  Auch  diese  Frage  war  zu  verneinen 
und  zwar  im  wesentlichen  aus  den  gleichen  Gründen.  Eine 
Requisition  im  Sinne  des  OkkLG.  setzt  begrifflich  einen  Ein- 
zelgriff voraus;  darunter  fällt  also  nicht  eine  allgemeine 
Anordnung,  aber  weiter  auch  nicht  eine  solche  Einzel- 
anordnung, die  nur  zur  Ausführung  allgemeiner 
Anordnungen  erlassen  wird.  Der  Landeseinwohner,  der  trotz 
des  allgemeinen  Verbots  des  Waffentragens  eine  Waffe  bei 
sich  führt,  erduldet  keine  „Requisition“,  wenn  ihm  noch  ein 
Einzelverbot  zugestellt  wird,  ebenso  bewirkt  derjenige  keine 
„Requisitionsleistung“,  dem  infolge  allgemeiner  Briefzensur 
ein  von  den  Besatzungsbehörden  angehaltener  Brief  nicht  aus- 
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geliefert  wird.  So  sind  auch  die  Maßnahmen,  die  die  Be- 
satzungstruppen gegenüber  der  Beschwerdeführerin  trafen,  keine 
„Requisitionen“,  da  sie,  mögen  sie  auch  jeweils  zu  Einzel- 
leistungen geführt  haben,  doch  nur  der  Durchführung  einer 
allgemeinen  Verwaltungsanordnung,  nämlich  der  Grenzkontrolle 
dienten. 

V. 

Unruheschäden. 

Zum  j Begriff  des  Unruheschadens;  eigenes  Verschulden 
bei  Entstehung  von  Schäden;  Kostenfragen. 

1.  Entscheidung  vom  15.  8.  21  — XVII.  A.  V.  372/21. 

Am  1.  5.  19  wurde  der  Spengler  N.  von  einer  Reiter- 
patrouille der  auf  München  vorrückenden  Regierungstruppen 
als  verdächtig  festgenommen.  Er  versuchte  eine  Selbstlade- 
pistole wegzuwerfen  und  entfloh  nach  Beginn  seines  Ver- 
hörs in  der  Richtung  auf  seinen  Wohnort.  Er  wurde  auf  der 
Flucht  von  der  Truppe  niedergeschossen;  in  seiner  Brust- 
tasche fand  sich  eine  Karte  mit  den  im  benachbarten  Wald 
stehenden  roten  Geschützen.  Seiner  Witwe  und  seinem  Adop- 
tivkinde  wurden  vom  Ausschuß  Renten  in  Höhe  der  Hälfte 
des  gesetzlichen  Höchstbetrags  zugebilligt  mit  der  Begrün- 
dung, die  Voraussetzungen  der  Hinterbliebenenversorgung  nach 
den  §§  1,  2,  4 des  Reichsgesetzes  vom  12.  5.  20  seien 
hinsichtlich  der  Ehefrau  und  des  Kindes  gegeben,  der  Getötete 
habe  aber  durch  seine  Beteiligung  an  der  roten  Armee  sein 
Ableben  selbst  mitverschuldet.  Der  Reichskommissar  und  der 
Vertreter  des  Landesinteresses  haben  Beschwerde  eingelegt, 
weil 

1.  der  Schaden  nicht  durch  offene  Gewalt,  sondern  durch 
Amtshandlungen  der  Regierungstruppen  entstanden  sei. 

2.  ein  Verschulden  des  Erschossenen  mitgewirkt  habe  und 
dieses  Verschulden  die  Ursache  des  Schadens  sei, 

3.  dem  Adoptivkind  überhaupt  kein  Anspruch  zustehe. 

4.  

Auch  die  Witwe  hat  Beschwerde  eingelegt  mit  der  Be- 
gründung, der  Getötete  sei  völlig  schuldlos  erschossen  wor- 
den, da  ihn  bei  Rückkehr  aus  der  Stadt  in  Zivilkleidung  würt- 
tembergische  Truppen  grundlos  beim  Waldfriedhof  an  die 
Wand  gestellt  hätten. 

Der  Bescheid  des  Ausschusses  wurde  abgeändert  und  der 
1 ntschädigungsanspruch  abgewiesen  aus  folgenden  Gründen : 
Durch  den  Bericht  der  in  Betracht  kommenden  Truppe, 
gegen  dessen  Zuverlässigkeit  und  Richtigkeit  Bedenken  nicht 
bestehen,  ist  der  Tatbestand,  wie  oben  ausgeführt,  festge- 
stellt. Die  von  der  Witwe  als  Zeugin  genannte  Gärtnerstoch- 
ter B.  konnte  zur  Sache  nur  bekunden,  daß  sie  erst  an  den 
Ort  der  Erschießung  gekommen  sei,  als  N.  schon  am  Boden 
lag  und  daß  sie  den  früheren  Vorgängen  zwischen  dem  Ge- 
töteten  und  den  Soldaten  nicht  beigewohnt  habe. 

Nach  § 1 des  Unruheschadensgesetzes  bestehen  Ersatzan- 
sprüche wegen  der  Schäden,  die  an  Leib  und  Leben  im  Zu- 
sammenhang mit  inneren  Unruhen  durch  offene  Gewalt  un- 
mittelbar verursacht  waren.  Diese  Voraussetzungen  sind  hier 
nicht  gegeben.  Der  Tod  ist  nicht  unmittelbar  durch  offene 
Gewalt  erfolgt.  Der  Getötete  war  wegen  Verdachts  der  Zu- 
gehörigkeit zur  roten  Armee  von  Regierungstruppen  festge- 
nommen worden.  Es  handelt  sich  dabei  um  rechtmäßige  Aus- 
übung der  Regierungsgewalt  durch  die  Truppen.  Durch  die 
Festnahme  war  er  in  die  Gewalt  und  in:  die  Verfügung  die- 
ser Truppen,  mithin  unter  die  Autorität  der  rechtmäßigen 
Staatsgewalt  gelangt.  Von  diesem  Augenblick  ab  war  die 
Rechtslage  nicht  anders  zu  beurteilen,  als  wenn  der  Getötete 
aus  sonstigem  Anlaß  festgenommen  worden  wäre.  Die  Er- 
eignisse, die  sich  nach  der  Festnahme  des  Getöteten  abspiel- 
ten, hat  die  Behörde  zu  vertreten,  in  deren  Gewahrsam 
er  durch  die  Festnahme  gelangt  ist.  Die  Anwendung  von 
offener  Gewalt  oder  gegen  sie  ergriffene  Abwehrmaß- 
nahmen im  Sinne  des  § 1 Unruheschadensgesetzes  kamen 
von  da  an  nicht  mehr  in  Frage.  Abgesehen  davon  würde 
aber  auch  überwiegendes  eigenes  Verschulden  des  Getöteten 
im  Sinne  von  § 5 Abs.  1 Unruheschadensgesetz  vorliegen, 
da  er  nach  seiner  Festnahme  einen  Fluchtversuch  gemacht 
hat,  obwohl  er  wußte  oder  zum  mindesten  mit  der  Möglich- 
keit rechnen  mußte,  daß  zur  Aufrechterhaltung  der  erfolgten 
Festnahme  und  zur  Feststellung  seiner  Persönlichkeit  sowie 
des  Zwecks  seiner  bewaffneten  Anwesenheit  im  Kampfge- 


biet beim  Fortlaufen  auf  ihn  geschossen  werden  würde.  Die- 
ses Verschulden  würde,  selbst  wenn  die  Voraussetzungen 
des  § 1 Unruheschadensgesetz  gegeben  wären,  den  Hin- 
terbliebenen alle  Rechte  auf  Unruheentschädigung  entziehen. 
Hiermit  erledigen  sieh  alle  übrigen  Rügen  des  Reichs-  und 
Landesvertreters  wie  auch  die  Beschwerde  der  Witwe  N.  * 

2.  Entscheidung  vom  3.  9.  21  — . XVII.  A,.  V.  376/21. 

R.  ist  am  2.  5.  19  morgens  gegen  5 Uhr  in  M.  von 
einem  Posten  der  Regierungstruppen  durch  einen  Schuß  ge- 
tötet worden,  weil  er,  wahrscheinlich  infolge  seiner  Schwer- 
hörigkeit, dem  Anruf  des  Postens  keine  Folge  gegeben 
hatte.  Am  Tage  zuvor  waren  Regierungstruppen,  welche  die 
Aufgabe  hatten,  die  Räteherrschaft  zu  beseitigen,  unter  viel- 
fachen Kämpfen  mit  den  Anhängern  der  Räteregierung  in 
M,  eingedrungen;  doch  dauerten  diese  Kämpfe  sowohl  in  der 
Nacht  vom  1,  auf  den  2.  5».  19,  w4e  in  den  folgenden' 
Tagen  noch  an. 

R.,  der  seinem  Beruf  nach  Kutscher  war,  hatte  seine 
Wohnung  in  der  K. — straße  verlassen  gehabt,  um  sich  zu  seiner 
Dienstherrschaft  in  der  F. — straße  zu  begeben  und  dort  die 
Pferde  zu  füttern.  R.  hat  eine  Witwe  und  ein  Kind  hinterc 
lassen. 

Der  Ausschuß  hat  der  Witwe  ein  jährliches  Witwengeld 
von  400  M.  und  dem  Sohn  bis  zur  Vollendung  des  18.  Le- 
bensjahres die  entsprechende  Quote  aus  einem  Waisengeld 
von  168  M.  in  Form  einer  monatlichen  Rente  zugesprochen. 

Die  Vertreter  des  Reichs^  und  des  Landesinteresses  haben 
Beschwerde  eingelegt;  es  fehle  sowohl  der  Zusammenhang  der 
Tötung  mit  den  inneren  Unruhen,  ajls  auch  daran,  daß  die 
Tötung  durch  offene  Gewalt  oder  durch  ihre  Abwehr  un- 
mittelbar verursacht  worden  sei,  auch  habe  R.  seinen  Tod 
selbst  dadurch  verschuldet,  daß  er  damals  trotz  der  großen 
Gefahr  die  Straße  betreten  habe.  Die  Witwe  R.  hat  in  einer 
nach  Ablauf  der  Beschwerdefrist  beim  Reichswirtschaftsge- 
richt eingegangenen  Eingabe  im  eigenen  Namen  und  als 
gesetzliche  Vertreterin  ihres  Sohnes  nicht  nur  die  Zurück- 
weisung dieser  Beschwerden,  sondern  außerdem  beantragt, 
auszusprechen: 

1.  daß  der  Antragstellerin  diejenigen  Erhöhungen  der  Ren- 
ten zustehen  sollten,  die  sich  infolge  einer  Aenderung 
der  Gesetzgebung  seit  der  Fällung  des  Bescheides  des 
Ausschusses  ergeben  sollten, 

2.  dem  Deutschen  Reich  die  Kosten  des  Verfahrens  auf- 
zuerlegen. 

Diese  Eingabe  ist  als  Anschluß-Beschwerde  nach  § 65 
Ziffer  13  der  Entschädigungsverordnung  vom  30.  7.  21  (RGBl. 

S.  1046)  angesehen  und  als  solche  zugelassen  worden. 

Die  Beschwerden  des  Reichs-  und  Landesvertreters  sind 
zurückgewiesen;  die  Anschlußbeschwerde  hatte  Teilerfolg;  die 
Rente  wurde  erhöht. 

Aus  der  Begründung: 

Daß  es  sich  bei  dem  Aufruhr  der  Anhänger  der  Räte- 
herrschaft gegen  die  rechtmäßige  Regierung  um  innere  Un- 
ruhen im  Sinne  des  § 1 des  Unruheschadensgesetzes  handelte, 
kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Die  Anhänger  der  Räteherrschaft 
setzten  dem  Einmarsch  der  Regierungstruppen  offene  Qe- 
walt  entgegen.  Noch  in  der  Nacht  vom  1.  auf  den  2.  5,  fanden 
Straßenkämpfe  statt.  Die  in  den  Straßen  aufgestellten  Sicher- 
heitsposten der  Regierungstruppen  dienten  daher  der  Ab- 
wehr offener  Gewalt.  Der  Wachtposten  konnte  nicht  wissen, 
ob  nicht  R.  im  Gewände  eines  harmlosen  Arbeiters  in  Wirk- 
lichkeit ein  Kundschafter  der  noch  in  den  Straßen  kämpfenden 
Rotgardisten  war.  Hätte  der  Posten  gewußt,  daß  R.  harm- 
los war,  dann  hätte  er  sicherlich  ihn  nicht  niedergeschossen. 

. Der  Schuß  des  Wachtpostens,  durch  welchen  das  Leben  des 
R.  vernichtet  worden  ist,  steht  daher  nicht  bloß  in  zeitlichem, 
sondern  auch  in  unmittelbarem  ursächlichen  Zusammenhang 
mit  den  inneren  Unruhen. 

Was  die  Frage  des  Selbstverschuldens  des  Getöteten 
anlangt,  so  hat  das  Gericht  folgendes  erwogen: 

Durch  seine  Schwerhörigkeit  war  R.  einer  erhöhten  Le- 
bensgefahr ausgesetzt.  Er  konnte  auch  in  gewöhnlichen  Zei- 
ten irgendeinen  Warnungsruf  oder  z.  B.  das  Zeichen  einer 
Straßenbahn  oder  eines  Kraftwagens  überhören.  Diese  er- 
höhte Lebensgefahr  zu  beseitigen,  stand  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  nicht  in  seiner  Macht.  Daß  R.  am  Morgen 
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des  2,  5.  seinem  Beruf  nachging,  kann  dun  für  «ch  allein 
nicht  zum  Verschulden  angerechnet  werden.  Die  gemein- 
same Verordnung  der  Generäle  M.  und  v.  O.  und  der  baye- 
rischen  Regierung,  durch  welche  das  Betreten  der  Straßen 
in  M.  bis  5 Uhr  morgens  überhaupt  untersagt  wurde  und 
durch  welche  auch  nach  diesem  Zeitpunkt  die  Straßen  nur 
mit  besonderer  Erlaubnis  betreten  werden  durften,  ist  erst 
am)  2.  5 erlassen  und  wurde  erst  veröffentlicht,  als  R.  schon  tot 
war.  Als  R.  sich  zum  Dienst  begab,  wurde  er  jn  einer 
Straße  erschossen,  die  äußerlich  den  Anschein  der  Ruhe  bot; 
zur  Anwendung  ganz  besonderer  Vorsicht  war  er  somit  nicht 
veranlaßt.  Zu  berücksichtigen  ist  auch,  daß  er  ein  ein- 
facher Mann  war,  dem  es  keinesfalls  zum  Verschulden  an- 
zurechnen ist,  wenn  er  auch  in  bewegten  Zeiten  bestrebt 
war,  seinen  Dienstpflichten  nachzukommen.  Dies  muß  zu 
einer  anderen  Beurteilung  des  Sachverhalts  führen,  als  wenn 
R.  das  Kampfgebiet  selbst  aufgesucht  hätte. 

Demnach  ist  der  Nachweis  eines  Verschuldens  des  R. 
nicht  für  erbracht  anzusehen. 

Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  das  Fort- 
kommen der  Witwe  und  ihres  Sohnes,  die  in  einfachen 
Verhältnissen  leben,  ohne  eine  Entschädigung  unbillig  er- 
schwert sein  würde.  Da  das  Vorliegen  der  übrigen  Voraus- 
setzungen der  §§  1 und  2 des  Unruheschadensgesetzes  schon 
dargelegt  ist,  so  kommt  das  Beschwerdegericht  zu  demsel- 
ben Ergebnis  wie  der  Ausschuß,  soweit  es  sich  um  den 
Grund  der  Ansprüche  handelt. 

Biei  der  Berechnung  der  Höhe  der  Renten  hat  der 
Ausschuß  übersehen,  daß  die  Rentensätze  des  Reichsmilitär- 
hinterbliebenengesetzes zweimal  erhöht  worden  sind,  einmal 
durch  den  bayerischen  Kriegsministerialerlaß  vom  10.  9.  18 
— Nr.  53361  — , durch  welchen  eine  jährliche  Teuerungszulage 
von  96  M.  zu  der  Witwenrente  gewährt  wurde.  Die  dort 
erwähnte  Teuerungszulage  für  die  Halbwaisen  im  Betrag 
von  36  M.  jährlich  kommt  dem  Sohue  des  R.  nicht  zugute, 
weil  diese  Zulage  nur  bis  zum  vollendeten  16.  Lebensjahre 
gezahlt  wird.  Weiter  erhöhen  sich  die  Bezüge  gemäß  des 
Erlasses  des  bayerischen  Ministeriums  für  militärische  Ange- 
legenheiten vom  4.  6.  19  — P.  V,  Nr,  26  601  — (abge- 
druckt in  Nr.  29  des  Verordnungsblatts  dieses  Ministeriums) 
mit  Wirkung  vom  1.  6.  19  ab  um  einen  Teuerungszuschlag 
von  40»/o. 

Frau  R.  hat  zwar  ihre  Beschwerde  dem  Wortlaute  nach 
nur  darauf  gestützt,  daß  in  dem  Bescheid  kein  Vorbehalt  über 
die  künftigen  Rentenerhöhungen  gemacht  sei.  Immerhin  ent- 
hält diese  Beschwerde  einen  Angriff  auf  die  Höhe  der  Ren- 
ten. Dem  Sinne  nach  bezweckt  die  Beschwerde  die  Zubil- 
ligung  der  Rente,  auf  welche  die  Beschwerdeführer  gesetz- 
lichen Anspruch  haben,  so  daß  sich  der  Senat  nicht  für  be- 
hindert erachtet  hat,  die  Höhe  der  Renten  richtig  zu  stellen. 
Das  Begehren  der  Frau  R.  nach  einem  Vorbehalt  bezüglich 
künftiger  Rentenerhöhungen  scheitert  zur  Zeit  an  der  Vor- 
schrift des  § 4 Abs.  1 des  Unruheschadensgesetzes,  wonach 
für  die  Bemesstung  der  Renten  die  am  31 . 3.  20  geltenden  Vor- 
schriften maßgebend  sind;  ein  Vorbehalt  für  künftige  Gesetzes- 
ändeiungen  erscheint  weder  erforderlich,  noch  zulässig. 

Soweit  die  Beschwerde  beantragt,  die  Kosten  dem  Reich 
aufzuerlegen,  kann  ihr  nicht  stattgegeben  werden.  Nach 
§ 6 des  Unruheschadensgesetzes  ist  das  Verfahren  nicht  nur 
vor  den  Ausschüssen,  sondern  auch  vor  dem  Reichswirtschafts- 
gericht kostenfrei.  Das  Reichswirtschaftsgericht  hat  in  stän- 
diger Rechtsprechung  diese  Bestimmung  dahin  ausgelegt,  daß 
von  keiner  Seite  eine  Erstattung  von  Kosten  verlangt  werden 
kann.  Für  eine  entsprechende  Anwendung  des  § 91  der 
Reichszivilprozeßordnung  ist  schon  deswegen  kein  Raum,  weil 
das  Unruheschadensgesetz  die  Kostenfrage  selbständig  und 
abweichend  von  zivilprozeßrechtlichen  Grundsätzen  geregelt 
hat.  Wenn  § 10  des  Unruheschadensgesetzes  von  der  Auf- 
bringung der  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Verfahrens  not- 
wendigen Mittel  spricht,  so  handelt  es  sich  dabei  nicht  um 
die  Kosten  des  Antragstellers,  sondern  um  die  Aufwendungen, 
die  seinen  Gegnern  (Reich,  Land  und  Gemeinde)  ihrerseits 
gemeinschaftlich  im  Einzelfalle  bei  Durchführung  des  Ver- 
fahrens entstehen^  Ansprüche  auf  Kostenerstattung  können 
au9  § 10  des  Unruhesdiadensgesetzes  nach  seiner  Gestal- 
tung und  seiner  Stellung  im  Rahmen  des  Gesetzes  nicht  her- 
geleitet werden;  wo  solche  gegeben  sein  sollen,  ist  dies 


in  ailen  neueren  Oesetzen  stets  nach  Inhalt  und  Umfang 
besonders  vorgeschrieben  (vgl.  i B.  § 38  der  Be- 

kanntmachung vom  22.  4.  19  — RGBl.  S.  405  — und  vom 
26.  5.  19  - RGBl.  S.  1086  — ), 


Bücherschau. 

Dr.  Falck,  Preistreiberei,  Schleichhandel,  Ein-  und  Ausfuhr, 
1921.  Verlag  J.  Bensheimer,  Mannheim.  Preis  80  M. 

In  vorliegendem  Werk  hat  der  durch  seine  Tätigkeit  als 
Leiter  des  Landespolizeiamtes  Berlin  und  durch  mehrere  Ver- 
öffentlichungen auf  dem  Gebiet  des  Wucherstrafrechts  be- 
kannt gewordene  Verfasser  (später  Oberverwaltungsgerichts- 
rat, jetzt  Ministerialdirektor  im  Reichsministerium  des  Innern) 
im  Aufträge  des  Reichswirtschaftsministeriums  sowie  der  Lan- 
deswucherabwehrstellen Preußens,  Bayerns,  Sachsens,  Württem- 
bergs und  Badens  alle  bis  zum  31.  Juli  1921  ergangenen 
Gesetze  (in  weitestem  Sinne)  auf  dem  Gebiet  der  Preis- 
treiberei und  des  Schleichhandels  sowie  der  Regelung  der 
Ein-  und  Ausfuhr  einschließlich  der  amtlichen  Begründungen 
und  gelegentlich  auch  der  über  die  Ausschußberatungen  in 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  zusammengestellten  Be- 
richte gesammelt.  Es  enthält  auf  324  Seiten  insbesondere 
auch  alle  Ausführungsbestimmungen,  -Vorschriften,  -Verordnun- 
gen, -anweisungen  und  -Verfügungen,  die  im  Verein  mit  den 
ebenfalls  aufgenoinmenen  Richtlinien,  Anleitungen  und  Be- 
kanntmachungen dazu  dienen  sollen,  sich  überstürzende  Ge- 
setzgebungsmaßnahmen verständlich  und  durchführbar  zu 
gestalten,  dadurch  aber  das  an  sich  schon  schwer  zu  übersehende 
Gewirr  vollends  unübersichtlich  machen.  Die  Wuchergesetz- 
gebung ist  vielleicht  das  traurigste  Beispiel  für  die  Vielge- 
schäftigkeit unserer  Gesetzgebungsmaschine  und  trotz  ihres 
guten  Zwecks  fast  gemeingefährlich  dadurch,  daß  sich  bei 
ihrem  weiten  Umfang  und  ihrer  feinen  Verästelung  wohl 
niemand  ihrer  entronnen  wähnen  kann.  Wie  leicht  sich 
ein  jeder  bei  Unkenntnis  in  dieses  Gewirr  verstricken 
kann,  mögen  folgende  bandwurmilörmige  Köpfe  beweisen,  die 
für  den  Beruf  unserer  Zeit  zur  Gesetzgebung  beredtes  Zeug- 
nis ablegen  und  andeuten,  wie  stark  verschlungen  das  Knäuel 
der  Gesetzgebungsfäden  ist:  „Bekanntmachung,  betreffend  Auf- 
hebung und  Aenderung  der  Bekanntmachung,  betreffend  Aus- 
führungsbestimmungen zur  Verordnung  über  Mineralöle  usw. 
vom  18.  1.  17  (RGBl.  S.  61)  in  der  Fassung  der  Bekannt- 
machung vom  24.  2.  17  (RGBl.  S.  170)“  und  „Bekanntmachung 
zur  Aenderung  der  Bekanntmachung  vom  22.  3.  20  (RGBl. 
S.  337)  zur  Ausführung  der  Verordnung  über  die  Regelung 
der  Einfuhr  vom  16.1.17  (RGBl.  S.  41)  in  der  Fassung  der 
Verordnung  vom  22.  3.  20  (RGBl.  S.  334)“;  so  zum  ewigei 
Gedächtnis  festgehalten  auf  S.  83  und  153  des  Werkes, 
aber  nur  vereinzelte  Beispiele.  Zur  Erlösung  aus  diesem 
Irrgarten  bedeutet  das  vorliegende  Werk  den  rettenden  Ariadne- 
faden. Alle  einschlägigen  Vorschriften  sind  unter  Angabe 
des  Erscheinungstages  des  Gesetzblatts  in  der  zuletzt  maß- 
geblichen Fassung,  zwar,  was  vielleicht  zu  bedauern  ist, 
unkommentiert,  aber  doch  unter  Hinzufügung  insbesondere 
auf  Berichtigungen  verweisender  Anmerkungen  und  unter  Fest- 
stellung von  Gesietzgebungsfehlem  (vgl.  Anm.**  auf  S.  82) 
in  folgende  sieben  Kapitel  eingeordnet:  I.  Preistreibereiver- 

ordnungen, II.  Verordnungen  über  Enteignung  und  Verfall- 
erklärung, III.  Verordnungen  über  die  äußere  Kennzeichnung 
von  Waren,  IV.  Verordnungen  über  Handelszulassung  und 
Handelsuntersagung,  V.  Verordnungen  über  Zeitungsanzeigen, 
VI.  Ein-  und  Ausfuhr,  VII.  Rechtsgang  in  notwirtschaftlichen 
Strafsachen.  Von  besonderem  Allgemeininteresse  dürfte  viel- 
leicht sein,  daß  auch  die  Geld-,  Kapital-  und  Wertpapiere 
betreffenden  Aus-  und  Einfuhrbestimmungen  sowie  die  Aus- 
fuhrfreilisten abgedruckt  sind.  Die  Verordnungen  sind  sach- 
lich geordnet  in  einem  erschöpfenden  Inhaltsverzeichnis  zu- 
sammengestellt, wodurch  trotz  Fehlens  eines  alphabetischen 
Sachregisters  das  Auffinden  der  interessierenden  Bestimmun- 
gen ermöglicht  wird.  Für  die  Vollständigkeit  der  Sammlung 
bürgt  die  Persönlichkeit  des  Verfassers.  Daher  kann  jedem, 
der  durch  seinen  Beruf  in  die  Qefahr  der  Berührung  mit 
den  Wucherbestimmungen  gebracht  und  dadurch  der  Ver- 
strickung in  ihre  Schlingen  ausgesetzt  ist,  die  Anschaffung 
des  Werkes  nur  angelegentlichst  empfohlen  werden. 

Dr.  Wachsmann. 
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Die  drei  Zwangsanleihen 
der  französischen  Revolution. 

Von  Dr.  Julius  Curtius,  M.  d.  R. 

„Zwangsanleihen  werden  . . meist  mit  einer 
Eile  beigetrieben,  welche  für  eine  wirklich  ge- 
rechte Umlage  keine  Zeit  laßt:  auch  wenn  man 
nicht,  wie  dies  gerade  in  stürmischer  Zeit  so  häufig 
der  Fall  ist,  von  vornherein  die  Absicht  hat, 
politische  Gegner  dabei  vorzugsweise  zu  drücken. 
Und  selbst  im  günstigen  Fall  treffen  sie  die 
Pflichtigen  wohl  nach  der  Größe,  aber  nicht 
nach  der  Verfügbarkeit  ihres  Vermögens.  Sic 
können  deshalb  leicht  zu  einer  Ausbeutung  derer, 
die  kein  flüssiges  Kapital  besitzen,  durch  dessen 
Besitzer  führen  und  haben  überhaupt  mit  großem 
Odium  zu  kämpfen.  Deshalb  zerstören  auch  sie 
fast  sicher  den  freiwilligen  Kredit  des  Staates 
für  einige  Zeit.“  (Roscher,  Finanzwissen- 
schaft, 4.-  Aufl.,  S.  624.) 

Das  Steuerkompromiß  umfaßt  auch  eine  in  den  ersten 
Jahren  unverzinsliche  Zwangsanleihe  von  1 Milliarde 
Goldmark  zur  Finanzierung  von  Reparationsleistungen 
im  Jahre  1922.  Das  Rahmengesetz  über  die  gesamten 
von  der  Reichsregierung  eingebrachten  Steuergesetzent- 
würfe soll  die  Auferlegung  der  Zwangsanleihe  im  Prinzip 
festsetzen.  Die  Ausführung  wird  ein  späteres  Gesetz 
regeln.  Bei  der  Schwierigkeit  des  Problems,  der  unge- 
heuren Tragweite  der  Entscheidung  ist  es  gerechtfertigt, 
sich  umzusehen,  wie  andere  Völker  in  ähnlicher  Lage 
gehandelt  haben.  Das  beste  Anschauungsmaterial  bietet 
die  französische  Revolution,  die  drei  Zwangsanleihen 
ausgeschrieben  hat.  Waren  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse auf  der  Höhe  der  Revolution  in  vielen  Punkten  den 


unsrigen  sehr  ähnlich,  so  bieten  die  näheren  Umstände, 
unter  denen  die  drei  Zwangsanleihen  beschlossen  worden 
sind,  die  Art  und  Weise  ihrer  Ausschreibung,  die  Verhand- 
lungen in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  be- 
sonders überraschende  Parallelen.  Die  folgende  Dar- 
stellung überläßt  es  dem  Leser,  diese  Parallelen  selbst 
zu  ziehen;  sie  strebt  zu  diesem  Zweck  danach,  den 
Tatbestand  möglichst  zu  vereinfachen  und  klar  heraus- 
zuarbeiten. Sollte  die  Einsicht  in  diese  historischen  Bei- 
spiele zu  einer  Besinnung  über  die  grundsätzliche  Frage 
der  Ausschreibung  einer  Zwangsanleihe  überhaupt  führen, 
so  würde  dadurch  nur  das  unbedingt  notwendige  Gleich- 
gewicht gegenüber  der  Oberflächlichkeit  herbeigeführt 
werden,  die  auf  manchen  Seiten  bei  den  bisherigen 
Verhandlungen  zu  beobachten  war. 

Die  Darstellung  stützt  sich  auf  Roscher,  System  der 
Finanzwirtschaft,  4.  Aufl.;  v.  Sybel,  Geschichte  der  Re 
volutionszeit  von  1789  bis  1800;  Taine,  Les  Origines 
de  la  France  contemporaine,  La  Revolution,  V.  III,  Paris 
1885;  Adolphe  Schmidt,  Tableaux  de  la  Revolution  Fran- 
raise,  Leipzig  1867;  Vührer,  Histoire  de  la  dette  publique 
en  France,  Paris  1886. 

1.  Zwahgsanleihe. 

Am  21.  September  1792  begannen  die  Sitzungen 
des  Konvents.  Schon  nach  zwei  Tagen  wurde  ihm  von 
Cambon  über  die  Finanzlage  Bericht  erstattet.  Sie  war 
damals  schon  trostlos,  obwohl  die  Nationalversammlung 
„erst“  2 700  Mill.  Assignaten  ausgegeben  hatte.  Cambon 
erklärte:  „Es  gibt  keine  andere  Finanzquelle  als  die 
Assignaten;  alle  Steuerquellen  sind  versiegt,  die  Regie- 
rung kann  weder  Anleihen  aufnehmen  noch  Steuern  auf- 
legen ; deshalb  muß  man  zu  den  Assignaten  seine  Zu- 
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flucht  nehmen  und,  um  sie  zu  garantieren,  den  Verkauf 
der  Nationalgüter  beschleunigen“. 

Dieser  Anregung  entsprechend  beschloß  der  Kon- 
vent durch  Gesetz  vom  24.  Oktober  1792  die  Ausgabe 
von  weiteren  2 400  Mill.  Assignaten.  Die  Folgen  dieser 
Inflation  blieben  nicht  aus.  Schon  nach  wenigen  Mo- 
naten war  die  Wirtschaftskrise  so  verschärft,  daß  der 
Konvent  den  Plan  einer  Deflation  erwog.  Es  war  der- 
selbe Cambon,  der  den  beschleunigten  Druck  von  Assig- 
naten gefordert  härterer  am  20.  Mai  1793  den  Rück- 
fluß der  Assignaten  durch  Ausschreibung  einer  Zwangs- 
anleihe herbeizuiühren  vorschlug.  Neben  diesem  Zweck 
der  Deflation  trieb  ihn  freilich  auch  das  Motiv  der 
Bekämpfung  der  „Royalisten“  und  „Reichen“:  „Du  bist 
reich“  führte  er  aus,  „du  vertrittst  eine  politische  Ueber- 
zeugung,  die  uns  Ausgaben  verursacht;  ich  will  dich  wider 
deinen  Willen  an  die  Revolution  ketten ; ich  will,  daß  du 
dein  Vermögen  der  Republik  darleihst“.  Die  Zwangsan- 
leihe sollte  in  Höhe  von  1 Milliarde  Franken  auf  die  „Ego- 
istes  et  Indifferentes“  ausgeschrieben  werden.  Der  Kon- 
vent war  sofort  bereit,  die  Zwangsanleihe  zunächst  nur 
prinzipiell  gesetzlich  festzulegen,  er  schreckte  aber  doch 
davor  zurück,  die  von  Cambon  vorgeschlagenen  Kate- 
gorien „Egoisten“  und  „Gleichgültige“  für  die  Klassi- 
fizierung der  Anleihepflichtigen  in  das  Gesetz  auf- 
zunehmen. Nach  langen  Verhandlungen  wurde  be- 
schlossen, daß  eine  Zwangsanleihe  von  1 Milliarde 
Franken  auf  die  „reichen  Bürger“  gelegt  werden  sollte, 
die  Quittungen  dieser  Anleihe  als  Titel  zum  Ankauf 
von  Gütern  der  Emigranten  dienen  könnten  und  daß 
der  Finanzausschuß  alsbald  einen  Gesetzentwurf  vorlegen 
sollte,  der  die  Art  der  Erhebung  dieser  Kontribution  regelte. 

Der  Finanzausschuß  erstattete  den  befohlenen  Be- 
richt in  der  Plenarsitzung  vom  22.  Juni  1793.  Die  Ver- 
handlungen drehten  sich  zunäc-hst  um  die  grundsätzliche 
Frage,  ob  die  Zwangsanleihe  aus  dem  Vermögen  oder 
dem  Einkommen  gezahlt  werden  sollte.  Man  erließ  eine 
Deklaration,  die  auf  die  feierliche  Zusicherung  der  un- 
verletzlichen Aufrechterhaltung  des  Grund-,  Handels-  und 
Industrie  Vermögens  bei  Beginn  der  Session  verwies  und 
die  Milliarde  Franken  nur  auf  das  Einkommen  umlegte. 
Nach  Entscheidung  dieser  grundsätzlichen  Frage  wurden 
in  langwierigen  Verhandlungen  die  Einzelheiten  fest- 
gelegt: die  Zwangsanleihe  sollte  zinslos  sein,  die  Quittun- 
gen über  ihre  Zahlung  jedoch  zum  Erwerb  von  National- 
gütern zwei  Jahre  nach  dem  Friedensschluß  berechtigen. 
Einkommen  von  1000  Franken  war  frei;  für  Ehefrauen 
und  Kinder  wurden  weitere  Freiteile  von  je  1000  Franken 
hinzugerechnet.  Das  darüber  hinausgehende  Einkommen 
wurde  mit  je  10°/o  von  1000  Franken  progressiv  erfaßt. 
Ein  unverheirateter  Anleihepflichtigter  mit  einem  Ein- 
kommen von  10  000  Franken  zahlte  45°/o,  eine  Familie 
von  drei  Köpfen  mit  20  000  Franken  Einkommen  62°/o 
als  Zwangsanleihe.  Die  Einkommenskonfiskation  ging 
so  weit,  daß  ein  Unverheirateter,  ganz  gleich  wie  hoch 
sein  Einkommen  war,  nie  mehr  als  5500  Franken  zwangs- 
anleihefrei behalten  konnte,  daß  eine  Familie  von  drei 
Köpfen  nur  dreimal  2500,  eine  solche  von  fünf  Köpfen 
nur  fünfmal  1900  Franken  Einkommen  behielt,  wie  hoch 
auch  immer  das  Einkommen  war.  Diese  Konfiskation 
wurde  gesichert  durch  ein  inquisitorisches  Veranlagungs- 
verfahren und  hohe  Strafen. 


Ueber  die  Ausführung  und  Wirkung  dieses  Gesetzes 
ist  nur  wenig  bekannt.  Das  Versprechen  des  Erwerbs 
von  Nationalgütern  mittels  der  Quittungen  ist  nie  ge- 
halten worden.  Auf  die  ausgeschriebenen  1000  Mill. 
sollen  insgesamt  400  Mill.  gezahlt  worden  sein. 

2.  Zwangsanlei  h e. 

1.  Als  das  Direktorium  am  4.  November  1795  seine 
Tätigkeit  begann,  fand  es  eine  Finanzlage  vor,  die  v.  Sybel 
wie  folgt  schildert  (a.  a.  O.  Bd.  4,  S.  60) : „Unter  vielen  drän- 
genden Sorgen  war  der  Geldmangel  die  drängendste. 
Die  Entblößung  wtir  so  vollständig,  daß  man  zuweilen 
für  die  wichtigsten  und  eiligsten  Depeschen  an  die  Heere 
die  Kosten  der  Kuriere  nicht  aufzutreiben  vermochte. 
Von  regelmäßigen  Einnahmen  war  nichts  zu  entdecken ; 
die  Steuerrückstände  aus  den  letzten  drei  Jahren  berech- 
nete Faypoult  nach  dem  Kurse  ihrer  Verfallzeit  auf 
13  Milliarden.  Die  direkten  Abgaben  wurden  nicht  er- 
hoben, da  alle  Ortsbehörden  in  der  Neubildung  begriffen 
waren  und  der  größte  Teil  der  Pflichtigen  in  zerrütteten 
Vermögenszuständen  lebte.  Eine  Menge  der  indirekten 
Steuern  hatte  die  Revolution  nach  ihren  demokratischen 
Grundsätzen  abgeschafft;  den  Ertrag  der  noch  bestehen- 
den stellte  die  Entwertung  des  Papiergeldes,  welches 
Ende  1796  auf  i/2°/o  herunterging,  in  Frage.  Die  Anferti- 
gung des  Stempelpapieres  mußte  die  Regierung  in  Assig- 
naten nach  dem  Kurs  bezahlen,  während  die  Bürger 
den  Stempel  in  Assignaten  zum  Nennwert  erlegten;  die 
Folge  war,  daß  die  Steuer  anstatt  eines  Ertrages  von 
4 Millionen  ein  kolossales  Defizit  herbeiführte.  Den  Tarif 
der  Zölle  hatte  der  Konvent  nach  dem  Sinken  des  Papier- 
geldes erhöht,  dabei  aber  eine  entsprechende  Erhöhung 
der  Strafgelder  beim  Schmuggel  vergessen,  und  diesen 
hiermit  so  gut  wie  straffrei  und  die  Zölle  unergiebig 
gemacht.  So  stockten  alle  Zweige  des  öffentlichen  Dien- 
stes und  jede  Stockung  verursachte  neue  Verluste  und 
neue  Anforderungen“. 

Bis  zum  4.  November  1795  waren  insgesamt  29  Mil- 
liarden Assignaten  ausgegeben  worden,  davon  noch  20 
im  Verkehr.  Ihr  Kurs  war  nur  noch  i/2 °/o . Preissteige- 
rung und  Geldentwertung  hatten  ähnlichen  Umfang 
und  ähnliche  Wirkungen  wie  bei  uns  die  gleichen 
Erscheinungen. 

Als  sich  das  Direktorium  über  die  finanzielle  Lage 
klar  geworden  war,  brachte  es  den  Vorschlag  an  den 
gesetzgebenden  Körper,  die  Druckplatten  der  Assignaten 
nach  Ablauf  einer  Frist  von  sechs  Wochen  zu  vernichten, 
bis  dahin  aber  noch  so  viel  auszugeben,  daß  insgesamt 
30  Milliarden  Assignaten  im  Verkehr  blieben.  Dieser  An- 
trag wurde  im  Rat  der  Alten  abgelehnt,  weil  der  Staats-  j 
schätz  keine  anderen  Mittel  als  die  Assignaten  besäße  und 
weil  eine  so  plötzliche  Reform  der  Währung  die  größten 
Verwirrungen  in  Handel  und  Wandel  zur  Folge  haben 
müßte. 

2.  Nach  dieser  Ablehnung  nahm  das  Direktorium 
seine  Zuflucht  zu  einer  Zwangsanleihe.  In  der  Botschaft 
vom  6.  Dezember  1795  wurden  die  Bedenken,  die  einer 
solchen  Maßnahme  gegenüberständen,  nicht  verkannt, 
aber  mit  der  naiven  Erklärung  beschwichtigt,  daß  die 
Maßregel  bei  der  ungeheuren  Mehrheit  der  Bürger, 
welche  nichts  beizutragen  haben  würden,  lebhaften  Bei- 
fall finden  müßte.  Außerdem  versuchte  das  Direktorium 
die  Zwangsanleihe  auf  die  Höhe  eines  Aktes  der  Rettung 
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des  Vaterlandes  zu  erheben.  Es  fe-ierte  im  voraus  die 
Zahler  als  „Wohltäter  des  Vaterlandes“,  versäumte  frei- 
lich nicht  gleichzeitig  zu  drohen,  daß  sie  bei  nicht 
rascher  und  voller  Zahlung  für  „Feinde  der  Freiheit  und 
der  Republik“  erklärt  würden. 

Das  Gesetz  vom  10.  Dezember  1795,  das  aus  den  Be- 
ratungen der  gesetzgebenden  Faktoren  hervorging,  hatte 
folgenden  Inhalt:  Es  sollten  600  Millionen  Silberwert 
in  barem  Geld,  Gold-  und  Silberwaren,  in  Getreide  und 
in  Assignaten  gezahlt  werden.  Die  Assignaten  sollten 
einen  Kurs  von  einem  Prozent  gegenüber  dem  derzeitigen 
Marktkurs  von  einem  halben  Prozent  erhalten.  Die  Hälfte 
des  Zwangsanleihebetrages  sollte  auf  diese  Weise  zur 
Tilgung  der  rund  30  Milliarden  Assignaten  dienen,  die 
im  yerkehr  waren.  Mit  der  2.  Hälfte  hoffte  das  Direk- 
torium sich  einige  Zeit  über  Wasser  halten  zu  können, 
indem  es  rechnete,  daß  60  bis  70  Millionen  Silberwert 
zur  Deckung  seiner  Monatsbedürfnisse  ausreichten.  Die 
Zwangsanleihe  sollte  von  etwa  einem  Viertel  der  sämt- 
lichen Steuerzahler,  d.  h.  von  etwa  einer  Million  Bürgern 
(„million  dore“)  getragen  werden.  Die  allgemeine  Be 
Zeichnung  für  den  Kreis  der  Anleihepflichtigen  war 
„Aises“,  d.  h.  die  Wohlhabenden.  Zur  näheren  Fest- 
stellung der  zu  diesem  Kreis  gehörigen  Personen  wurde 
den  Einschätzern  freies  Ermessen  eingeräumt.  Von  den 
Einschätzern  aber  wurde  verlangt:  „Rechtschaffenheit, 
Vaterlandsliebe  und  Anerkennung  der  Verfassung.“ 

Die  Anleihepflichtigen  wurden  in  16  Klassen  geteilt. 
Die  15  ersten  hatten  50  bis  1200  Franken  aufzubringen. 
Die  16.  bestand  aus  denjenigen,  deren  Kapital  500  000 
Franken  und  mehr,  Wert  1790,  betrug.  Die  1.  Klasse 
hatte  entsprechend  der  Höhe  des  Vermögens  1500  bis 
6000  Franken  aufzubringen. 

Die  Zwangsanleihe  war  zinslos.  Sie  mußte  innerhalb 
zweier  Monate  gezahlt  werden.  Die  Quittungen  waren  in 
zehn  Kupons  geteilt,  mittels  deren  die  Betroffenen  ihre 
direkten  Steuern  innerhalb  von  zehn  Jahren  bezahlen 
konnten. 

3.  Der  Erfolg  der  Maßnahme  war  ein  äußerst  ge- 
ringer, was  beim  Stande  der  französischen  Wirtschaft  zu 
erwarten  war.  „Frankreich  hatte“,  wie  v.  Sybel  a.  a.  O. 
4,  S.  65  ausführt,  „die  Revolution  ausbrechen  sehen,  weil 
das  Volk  eine  jährliche  Steuerlast  von  800  Millionen  nicht 
mehr  aufzubringen  vermochte.  Seitdem  waren  6 Jahre 
unermeßlicher  Leiden  und  Zerstörungen  gefolgt;  der  Er- 
trag der  Aecker  war  auf  ein  Drittel  gesunken,  die  Industrie 
war  zerrüttet,  der  auswärtige  Handel  vernichtet;  und 
in  dieser  Lage  begehrte  man  600  Millionen  als  außer 
ordentliche  Zusatzsteuer  von  einem  Viertel  der  Bevöl- 
kerung binnen  zwei  Monaten!“.  Man  suchte  sich  auf  alle 
Weise  der  Zahlung  zu  entziehen.  Am  besten  gelang  dies, 
wie  berichtet  wird,  den  neuen  Reichen  („les  nouveaux 
enrichis“),  den  Warenaufkäufern,  den  Börsenspekulanten, 
welche  alle  hauptsächlich  getroffen  werden  sollten.  Wei- 
gerungen und  Einsprüche  liefen  so  massenhaft  ein,  daß 
die  Veranlagungsbehörden  bald  arbeitsunfähig  waren. 

Die  Wirkung  der  Festsetzung  des  Kurses  der 
Assignaten  auf  ein  Prozent  war  die,  daß  alle  Warenpreise, 
welche  noch  nicht  dem  Verhältnis  von  100  zu  1 ent- 
sprachen, rasch  so  hoch  stiegen,  daß  sie  dieses  erreichten. 
Die  Freude  der  von  der  Zwangsanleihe  nicht  Betroffenen 
wurde  durch  diese  Teuerung  stark  getrübt. 


Nach  zwei  Monaten  wurde  der  Ertrag  der  Anleihe 
offiziell  auf  zehn  Milliarden  statt  der  angenommenen 
dreißig  Milliarden  Papier,  auf  zehn  Millionen  Münze 
statt  der  erwarteten  300  geschätzt.  Insgesamt  sollen  etwa 
100  Millionen  in  Münze  eingegangen  sein.  Zu  einer  ord- 
nungsmäßigen Rechenschaftslegung  über  die  Eingänge 
ist  es  nie  gekommen. 

4.  Die  Geringfügigkeit  des  Ertrages  der  Zwangsan- 
leihe führte  nach  kurzer  Zeit  zu  einer  neuen  Finanzkrise, 
als  am  21.  Februar  die  Druckerplatten  für  die  Assignaten 
auf  dem  Vßndomeplatz  feierlich1  vernichtet  waren  (nach- 
dem insgesamt  45  Milliarden  Assignaten  emittiert  waren). 
Das  Direktorium  suchte  sich  zu  helfen:  durch  eine  „Kre- 
ditaktion der  Industrie“,  die  eine  Nationalbank  auf  Aktien 
mit  dem  Recht  der  Notenausgabe  gründen  und  dem  Staat 
gegen  Uebertragung  von  Nationalgütern  monatlich  26 
Millionen  zahlen  sollte,  durch  Ausgabe  von  Schatzscheinen 
auf  den  erhofften  Ertrag  der  Zwangsanleihe,  durch  Grün- 
dung einer  Amortisationskasse,  in  die  alle  Einkünfte  aus 
den  Holzschlägen  auf  den  Staatsdomänen  fließen  sollten, 
u.  a.  m.  Mit  allen  diesen  Maßregeln  wurde  nichts  er- 
reicht; die  Verhandlungen  mit  der  Industrie  zerschlugen 
sich  hauptsächlich  deshalb,  weil  man  dieser  die  geforderte 
Freiheit  in  ihren  Geschäften  nicht  zubilligen  wollte.  Das 
Direktorium  setzte  ferner  seine  Ausgaben  herab,  indem 
es  die  weitere  Ernährung  der  Bevölkerung  von  Paris  ein- 
stellte, Beamte  entließ,  den  bleibenden  das  Gehalt  kürzte 
oder  sperrte.  Aber  die  an  sich  löbliche  Verminderung 
von  Ausgaben  wurde  durch  tolle  Verschleuderung  des 
Staatsvermögens,  wucherische  Geschäfte  der  Lieferanten 
und  straflose  Unredlichkeit  der  Steuereinnehmer  und 
Kassenbeamten  wieder  aufgehoben. 

Am  7.  März  1796  meldete  das  Direktorium,  daß 
seine  Hilfsmittel  zu  Ende  wären.  Es  blieb  nichts  anderes 
übrig,  als  neues  Papiergeld  auszugeben.  Durch  Gesetz 
vom  16.  März  1796  wurden  die  sogenannten  Territorial 
mandate  in  Höhe  von  2,4  Milliarden  geschaffen,  die  das 
Recht  enthielten,  jedes  beliebige  Nationalgut  zu  billigen 
Taxen  zu  erwerben.  Aber  auch  diese  Territorialmandate 
gingen  den  Weg  der  Assignaten.  Sie  fielen  sofort  auf 
10°/o;  in  wenigen  Wochen  war  ihr  Kurs  5o/o.  Eine 
Zeitlang  half  man  sich  mit  kleinen  Aushilfsmitteln.  Am 
30.  September  1797  wurde  ein  Zwei-Drittel-Bankerott 
erklärt,  indem  die  gesamte  Staatsschuld  auf  ein  Drittel 
konsolidiert  wurde  und  für  den  Rest  wertlose  Bons  aus- 
gestellt wurden. 

3.  Zwangsanleihe. 

Am  18.  Juni  1799  wurde  durch  Verbindung  der 
jakobinischen  und  der  konstitutionellen  Opposition  daß 
alte  Direktorium  gestürzt.  Bei  diesem  Staatsstreich  waren 
die  Jakobiner  die  treibenden  Kräfte.  Das  zeigte  sich 
alsbald  auch  in  der  Finanzgesetzgebung. 

Zur  Finanzierung  von  Freikorps  gegen  royalistische 
Aufstände  forderte  das  neue  Direktorium  100  Millionen 
Franken  und  schlug  zur  I>eckung  ein  progressives 
Zwangsanlehen,  rückzahlbar  durch  Veräußerung  der  noch 
unverkauften  Domänen,  vor.  Dies  wurde  am  28.  Juni 
179^  im  Prinzip  beschlossen;  ein  ausführliches  Aust'üh 
rungsgesetz  sollte  sofort  ausgearbeitet  werden. 

Das  erste  Ausführungsgesetz  wurde  vom  Rat  dei 
Alten  zurückgewiesen.  Mau  fragte,  woher  das  anzu 
leihende  Geld  genommen  werden  sollte:  „Bei  den  Grund 
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besitzern?  Aber  ihre  Lage  ist  beengter  als  die  ihrer 
Tagelöhner.  Bei  den  städtischen  Hauseigentümern?  Sie 
sind  durch  Papiergeld  ruiniert.  Bei  den  Kaufleuten?  Wir 
haben  keinen  Handel  mehr;  eine  Stadt,  die  sonst  einen 
Jahresumsatz  von  40  Millionen  hatte,  bringt  es  jetzt 
kaum  auf  vier.  Durch  Besteuerung  des  Luxus?  Wer 
jetzt  noch  Diener,  Wagen  und  Pferde  hat,  wird  sie 
schleunigst  abschaffen.“ 

Ein  neuer  Entwurf  wurde  am  6.  August  1799  Gesetz. 
Nach  diesem  sollte  die  .Zwangsanleihe  zinslos- sein,  ihre 
Rückzahlung  durch  ein  späteres  Gesetz  geregelt  werden. 
Sie  sollte  nacri  Verhältnis  der  _ Grundsteuer  umgelegt 
werden:  300  Franken  Steuer  blieben  frei;  bei  einer  Grund- 
steuer von  300  bis  400  Franken  waren  drei  Zehntel  dieses 
Betrags,  bei  400  bis  500  vier  Zehntel  und  so  fort  steigend 
bis  zu  zwanzig  Zehntel  bei  einer  Grundsteuer  von  3000 
bis  4000  Franken  zu  zahlen.  Neben  der  Grundsteuer 
konnten  Personalsteuern  und  mobiles  Kapital  nach  Er- 
messen der  Einschätzungskommissionen  als  Veran- 
lagungsgrundlagen hinzugezogen  werden.  Die  Ein- 
schätzungskommissionen bestanden  aus  sechs  bis  zehn 
Bürgern,  die  selbst  nicht  der  Zwangsanleihe  unterworfen 
waren. 

Im  allgemeinen  sollte  der  Befrag  einer  ganzen  Jahres- 
einnahme der  Anleihepflichtigen  nicht  überschritten  wer- 
den; ausgenommen  waren  frühere  Edelleute  und  Ver- 
wandte der  Ausgewanderten. 

Die  Zahlungen  waren  15  Tage  nach  Zustellung  des 
Veranlagungsbescheides  fällig  und  bei  Vermeidung  von 
Expropriation  und  Personalhaft  sofort  zu  leisten. 

Das  Gesetz  führte  bei  mittlerem  und  größerem 
Grundbesitz  zu  völliger  Nivellierung;  es  hatte  die  er- 
staunliche Folge,  daß,  je  unfruchtbarer  der  Boden  einer 
Landschaft  war,  desto  höher  sich  die  Gesamtsumme  ihrer 
Belastung  durch  die  Anleihe  stellte,  da  in  unfruchtbaren 
Gegenden  der  Großgrundbesitz  überwog.  Es  wird  be- 
richtet, daß  das  Gesetz  Zorn  und  Schrecken  von  einem 
Ende  Frankreichs  bis  zum  andern  verbreitete  und  zum 
Sturz  des  Direktoriums  wesentlich  beitrug. 

Die  Anleihe  lieferte  in  der  ersten  Zeit  keinen  Er- 
trag. Jeder  Eingeschätzte  erhob  Berufung  an  die  zweite 
Instanz;  wenn  er  hier  abgewiesen  war,  fanden  die  Exeku- 
toren  leere  Beutel  oder  geringe  Renten-  und  Requi- 
sitionsscheine, welche  für  die  Staatskasse  tote  Werte 
waren.  Der  Kommissionsbericht  über  die  Zwangsanleihe 
vom  31.  Oktober  1799  erklärte:  sie  habe  eine  allgemeine 
Verwüstung  über  das  Land  gebracht,  durch  zwei  Dinge, 
die  Progression  des  Steuersatzes  und  die  Willkür  der 
Einschätzung.  Sie  habe  die  Grundbesitzer  erdrückt  und 
damit  den  dürftigen  Ertrag  der  Grundsteuer  geschmälert. 
Sie  habe  den  müden  Geschäftsverkehr  weiter  gelähmt  und 
damit  den  Ertrag  verringert.  Sie  habe  allen  Luxus  ver- 
scheucht und  damit  der  arbeitenden  Klasse  den  letzten 
Verdienst  geraubt.  Die  Einschätzungskommissionen 
hätten  die  unglaublichsten  Schnitzer  gemacht,  so  z.  B. 
in  manchen  Bezirken  mit  besonderer  Vorliebe  frühere 
Volksvertreter  und  Konventsmänner  erdrückend  hoch 
taxiert.  Die  Prüfungskommissionen  wären  mit  einer  un- 
endlichen Arbeit  belastet  gewesen.  Und  der  Erfolg  von 
allem?  Bis  zum  27.  Oktober  1799  hätten  alle  Departe- 
ments zusammen  fünf  bis  sechs  Millionen  geliefert. 


Aus  diesem  Kommissionsbericht  zog  Napoleon  nach 
dem  Staatsstreich  vom  18.  Brumaire  die  Konsequenzen. 
Er  richtete  am  14.  November  1799  eine  Botschaft  an  die 
Räte,  in  der  er  sie  ersuchte,  die  Rücknahme  der  Zwangs- 
anleihe zu  beschließen.  Das  geschah'  durch’  Gesetz  vom 
17.  November  1799. 

Revision  der  Reichserbschaftssteuer. 

Von  Reichsminister  a.  D.  Dr.-lng.  Gothein , M.  d.  R. 

I. 

Bei  dem  Steuerkompromiß  ist  bekanntlich  auf 
Drängen  von  demokratischer  Seite,  das  auch  vom 
Zentrum,  Deutscher  und  Bayrischer  Volkspartei  Unter- 
stützung fand,  eine  Revision  des  Erbschaftssteuergesetzes 
dahin  vorgesehen  worden,  daß  dessen  Sätze  und  Steuer- 
staffeln der  Entwertung  des  Geldes  angepaßt  werden. 
Eine  Staffel,  die  berechtigt  war,  als  die  Mark  noch  eine 
innere  Kaufkraft  von  30  Goldpfennigen  hatte,  wird  zum 
schwersten  Betrug  am  Steuerzahler,  wenn  sie  zu  einer 
Zeit  aufrechterhalten  wird,  wo  diese  Kaufkraft  auf  den 
vierten  oder  achten  Teil  der  früheren  zurückgegangen  ist. 
Und  dieser  Betrug  wird  um  so  verwerflicher,  wenn  er 
an  Witwen  und  Waisen  ausgeübt  wird. 

Eine  übermäßige  Erbschaftssteuer,  die  das  bf^efTN 
durch  die  vom  gesamten  Nachlaß  erhobene  fünfpro:-ri»- 
tige  Nachlaßsteuer  verkürzte  Erbe  in  steil  progressiven 
Staffelsätzen  selbst  beim  Gatten-  und  Kindeserbe  bis 
zu  70%  belastet,  stellt  sich  auch  volkswirtschaftlich  als 
eine  schwere  Gefahr  dar.  Sie  macht  die  Fortführung  eines 
Unternehmens  in  der  Familie  des  Erblassers,  unmöglich. 
Dem  Unternehmer  fehlen  dann  die  notwendigen  Be- 
triebskapitalien, ja  bei  der  großen,  auf  ihm  lastenden  Erb- 
schaftssteuerschuld auch  der  Kredit,  um  das  in  ständiger 
Steigerung  erforderliche  Betriebskapital  aufzunehmen.  So- 
weit die  Erbschaftssteuer  von  Immobilien  erhoben  wird, 
kann  sie  allerdings  gestundet  und  gegen  Sicherheits- 
leistung in  10  bzw.  20  Jahresraten  abgetragen  werden. 
Aber  bei  der  ungeheuren  Bedeutung,  welche  für  ein  indu- 
strielles oder  kaufmännisches  Unternehmen  heute  Be- 
triebsmaterialien und  Warenvorräte  haben,  die  unmöglich 
flüssig  gemacht  werden  können,  wenn  das  Unternehmen 
fortgeführt  werden  soll,  ist  es  unbedingt  notwendig, 
auch  hier  die  Stundung  und  Ratenzahlung  zuzulassen, 
sollen  nicht  schwerste  volkswirtschaftliche  Schädigungen 
eintreten. 

Diese  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Gefahren 
werden  natürlich  um  so  größer,  je  mehr  der  Geldwert 
sinkt.  Fällt  er  auf  ein  Drittel,  so  müßten  die  Staffeln 
— wenn  sie  der  ursprünglichen  Absicht  des  Gesetzgebers 
gerecht  werden  sollen  — auf  dreifach  so  hohe  Sätze 
verlegt  werden.  Die  Unhaltbarkeit  der  bisherigen  Steuer- 
staffeln hat  man  denn  auch  bei  der  Einkommensteuer  an- 
erkannt, freilich  in  ungerechtfertigter  Kapitalfeindlichkeit 
nur  die  unteren  und  mittleren  Stufen  der  Geldentwertung 
angepaßt,  während  die  für  die  wirtschaftliche  Fortent- 
wicklung unentbehrliche  Kapitalneubildüng  nun  einmal 
doch  nur  in  den  höheren  Einkommenstufen  möglich  ist. 

Mein  Vorschlag;  die  Staffeln  aller  direkten  Steuern 
automatisch  der  Geldentwertung  — sei  es  nach  dem 
jeweiligen  Goldwert,  sei  es  nach  der  inneren  Kaufkraft 
der  Mark  (Indexziffern)  — anzupassen,  ist  bedauerlicher- 
weise vom  Reichsfinanzministerium  aufs  heftigste  be- 
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kämpft  worden.  Dabei  haben  alle  Parteien  die  Richtigkeit 
des  Gedankens  unumwunden  anerkannt  und  die  tech- 
nischen Schwierigkeiten  waren  keineswegs  unüberwind- 
lich. War  es  doch  auch  im  wesentlichen  nur  die  Sorge, 
dann  die  Beamtengehälter  ebenfalls  dem  Indexschema 
anpassen  zu  müssen,  welche  den  Widerstand  des  Mini- 
steriums .aiuslöste.  So  behalf  man  sich  denn  mit  der 
rohen  Form  der  Aenderung  der  Steuerstaffel,  obgleich 
man  sich  sagen  mußte,  daß  diese  vielleicht  in  Jahresfrist 
ebenso  unhaltbar  sein  wird,  wie  vor  wenigen  Monaten  die  alte 

Nach  dem  Vorgang  bei  der  Einkommensteuer  ist 
leider  nicht  zu  hoffen,  daß  man  bei  der  Aenderung  der 
Erbschaftssteuerstaffel  anders  verfahren  wird.  Und  doch 
wäre  es  gerade  hier  am  wenigsten  zu  verantworten,  die 
Ermäßigung  bei  den  hohen  Stufen  nicht  vorzunehmen 
Einerseits  hat  das  — wie  bereits  dargelegt  — schwerste 
volkswirtschaftliche  und  damit  auch  soziale  Bedenken. 
Sodann  aber  zwingt  gerade  die  Ueberlastung  zur  Um- 
gehung der  Steuer.  Wenn  die  Erbschaftssteuer  trotz 
ihrer  ungeheuerlichen  Sätze  verhältnismäßig  wenig  er- 
bringt, so  gerade  deshalb,  weil  es  mehr  oder  minder 
legale  Wege  gibt,  sie  zu  umgehen.  Damit  soll  nicht  ge- 
sagt sein,  daß  dabei  nicht  auch  illegale  Wege  begangen 
werden.  Aber  die  Weisheit:  daß  30%,  die  das  Reich 
bekommt,  weit  mehr  sind  als  60%,  die  es  nicht  bekommt, 
ist  nun  einmal  unserm  Finanzministerium  ebensowenig 
aufgegangen,  wie  den  Abgeordneten  der  Linken. 

II.  * 

Muß  tnan  einmal  an  eine  Aenderung  des  Erbschafts- 
steuergesetzes  gehen,  so  wird  man  sich  nicht  auf  die 
der  Steuerstaffel  beschränken  dürfen,  sondern  muß  gleich- 
zeitig einige  andere  seiner  schwersten  Fehler  beseitigen. 

So  vor  allem  die  Bestimmung,  wonach  die  Erb 
schaftssteuer  sich  wieder  staffelweis  erhöht,  je  nachdem 
der  Erbe  bereits  im  Besitz  eines  mehr  oder  minder 
großen  Vermögens  ist.  Ich  habe  einmal  ausgerechnet, 
daß  der  Fall  eintreten  kann,  wo  der  Erbe,  der  durch 
Fleiß  und  Sparsamkeit  sich  ein  größeres  Vermögen  er- 
worben hat,  so  viel  Erbschaftssteuer  zahlen  muß,  daß 
er  nach  dem  Erbanfall  schlechter  dasteht,  als  der  gleich- 
berechtigte Miterbe,  der  faul  und  verschwenderisch  ge- 
lebt hat.  Eine  Steuer  aber,  die  eine  Strafe  auf  Fleiß  und 
Sparsamkeit,  eine  Prämie  auf  Faulheit  und  Verschwen- 
dungssucht darstellt,  ist  in  jeder  Beziehung  verwerflich. 

Diese  Bestimmung  erweist  sich  aber  auch  als  ein 
schweres  Kreuz  für  die  Finanzbehörden.  Muß  doch 
für  jeden  Erben  der  Bestand  seines  Vermögens  für  den 
Tag  des  Erbanfalls,  d.  i.  meist  der  Todestag  des  Erb 
lassers,  festgestellt  werden.  Es  genügt  keineswegs,  dessen 
letzte  Vermögenseinschätzung  zur  Grundlage  zu  nehmen, 
nein,  das  Vermögen  muß  für  den  Erbanfallstag  neu  fest- 
gestellt werden.  Wo  eine  größere  Zahl  von  Erben 
vorhanden  ist,  steht  die  daraus  sich  ergebende  Arbeit 
der  Finanzämter  und  die  Verzögerung  der  Erhebung  in 
gar  keinem  Verhältnis  zu  dem  Steuermehrertrag. 

Indessen  auch  die  Arbeitsbelastung,  die  daraus  den 
einzelnen  Erben  erwächst,  ist  eine  geradezu  ungeheuer- 
liche. Eine  gewissenhafte  Vermögensberechnung  erfordert 
bei  Besitzern  größerer  Vermögen,  namentlich  bei  denen 
aus  Handel  und  Industrie,  eine  Arbeit,  die  sich  nicht  nach 
Tagen,  sondern  nach  Wochen  berechnet.  Und  diese 
Aufstellung  soll  vom  Finanzamt  doch  auch  geprüft 


werden.  Das  erachtet  vielleicht  eine  Anzahl  von  Rück 
fragen  für  nötig,  die  weitläufige  Korrespondenzen,  kom- 
missarische Vernehmungen,  Zuziehung  von  Sachverstän 
digen  notwendig  machen.  Das  Reichs  notopfer  konnte  bis 
heute  — länger  als  zwei  Jahre  nach  dem  Stichtag  — 
in  zahllosen  Fällen  noch  nicht  veranlagt  werden.  Und 
nun  erst  gar,  wenn  ein  Zensit  so  boshaft  wäre,  von  seinem 
Recht  Gebrauch  zu  machen,  seine  Vermögenserklärung 
beim  Finanzamt  zu  Protokoll  zu  geben ! Auf  meine  Frage, 
welche  Zeit  das  bei  der  seinigen  erfordern  würde,  er- 
widerte mir  ein  mir  befreundeter  Leiter  einer  Aktiengesell- 
schaft: „Bei  sorgfältigster  Vorbereitung  mindestens  drei  Tage !‘ 

Kein  geringerer  als  der  Senatspräsident  beim  Reichs 
xinanzhof,  Dr.  Strutz,  hat  auf  die  schwere  volkswirt- 
schaftliche Schädigung  hingewiesen,  die  in  dem  unge 
heuerlichen  Zeit-  und  Arbeitsaufwand  liegt,  den  gerade 
solche  Männer  auf  ihre  Steuererklärungen  verwenden 
müssen,  deren  sonstige  Arbeitstätigkeit  für  das  Gedeihen 
der  deutschen  Wirtschaft  von  höchstem  Wert  ist.  Es  ist 
geradezu  eine  Vergeudung  von  nationaler  Arbeit,  wenn 
man  zwingt,  wegen  einer  von  unklarem  sozialen  Empfin- 
den diktierten  steuerlichen  Marotte  für  einen  Zufallstag 
eine  Vermögensaufstellung  vorzunehmen.  In  zahllosen 
Fällen  erweist  sich  das  zudem  als  einfach  unmöglich. 

Nun  können  die  Landesfinanzämter  allerdings  sich 
mit  einer  pauschalierten  Vermögensangabe  des  Erben 
begnügen,  was  sich  als  ein  Vergleichsvertrag  zwischen 
Fiskus  und  Steuerpflichtigem  charakterisiert.  Aber  sie 
sind  nicht  dazu  verpflichtet  und  können  unter  Umständen 
den  Erben  aufs  ärgste  schikanieren,  indem  sie  auf  dessen 
Vermögensfeststellung  für  den  Erbanfallstag  bestehen. 
Der  würde  vielleicht,  um  der  Arbeit  zu  entgehen,  bereit 
sein,  sein  Vermögen  höher,  als  es  ist,  anzugeben,  wenn 
er  dann  nicht  Ueberlastung  und  größte  Schwierigkeiten 
bei  der  Reichsvermögenssteuer  befürchten  müßte. 

Im  allseitigen  Interesse  der  Finanzverwaltung  wie 
der  Steuerpflichtigen  wird  man  daher  die  Bestimmung 
beseitigen  müssen,  wonach  die  Höhe  der  Erbschafts- 
steuer sich  auch  nach  der  Höhe  des  Vermögens  des 
Erben  richtet. 

Die  starre  Vorschrift,  daß  das  Vermögen  des  Erb 
lassers  genau  für  den  Stichtag  festgestellt  werden  muß. 
erweist  sich  ebenfalls  als  eine  unsagbare,  vielfach  un- 
durchführbare Härte  und  Belästigung.  Wo  es  sich  um 
Betriebe  handelt,  die  ihre  Bilanzen  für  einen  bestimm- 
ten Tag  abschließen,  ist  die  Aufmachung  einer  Zwi- 
schenbilanz gar  nicht,  bzw.  nur  unter  Aufwendung  ganz 
un verhältnismäßiger  Arbeit,  Kosten  und  Betriebsstörun- 
gen möglich.  Man  wird  daher  hier  — wenn  nicht  in 
zwischen  außergewöhnliche  Verschiebungen  eingetreten 
sind  — die  letzte  ordnungsmäßige  Bilanz  zugrunde 
legen  müssen. 

III. 

Selbst  die  Bestimmung,  daß  bei  der  Bewertung  von 
Wertpapieren  der  Börsenkurs  des  Todestages  zugrunde 
zu  legen  ist,  erweist  sich  bei  den  heutigen,  ungeheuer- 
lichen Kursschwankungen  als  unerträgliche  Härte.  In 
dustriebauaktien  stiegen  im  November  einmal  plötzlich 
von  etwa  800  auf  1800,  schon  am  nächsten  Tag  stau 
den  sie  auf  1300,  einige  Wochen  später  waren  sie 
ohne  daß  etwa  ein  Bezugsrecht  in  Abgang  gekommen 
wäre  — auf  650  gesunken.  Der  einzige  Erbe,  der  vielleicht 
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1 Million  solcher  Aktien  aus  dem  Nachlaß  bekommt, 
hätte,  wenn  der  Todestag,  gerade  der  Tag  des  höchsten 
Kursstandes  war,  außer  der  Nachlaßsteuer  von  900  000 
Mark  bei  vielleicht  55°/o  Erbschaftssteuer  an  letzterer 
9 405  000  M.,  insgesamt  also  10  305  000  M.  zu  entrichten, 
während  der  Wert  dieser  Aktien  an  dem  Tag,  wo  er  die 
Erbschaft  ausgehändigt  bekommt,  vielleicht  ganze  7 Mil- 
lionen wäre.  Er  hätte  also  noch  3,3  Millionen  zuzulegen. 

Das  ist  ein  besonders  krasses  Beispiel;  aber  auch 
wenn  der  Fall  nicht  ganz  so  liegt,  ergeben  sich  geradezu 
unerträgliche  Härten.  Die  Erben  der  Besitzer  von  In- 
dustriepapieren, die  in  den  Tagen  des  Kurshochstandes 
vom  letzten  November  gestorben  sind,  werden  durch 
eine  unüberlegte  Bestimmung  des  Gesetzes  vielfach  um 
den  größten  Teil  ihres  Erbes  gebracht. 

Es  kommt  hinzu,  daß  ein  bösartiger  Konkurrent 
oder  Feind  des  Erben,  der  weiß,  daß  der  Erblasser 
vielleicht  den  Hauptteil  der  Aktien  einer  sog.  Familien- 
gründung besitzt,  am  Todestag  den  Kurs  zu  schwin- 
delnder Höhe  treibt.  Da  vielleicht  kein  wesentliches 
Angebot  an  dem  betreffenden  Tage  vorliegt,  braucht 
ihn  dieses  Manöver  gar  keine  großen  Opfer  zu  kosten. 
Vielleicht  will  er  damit  den  Konkurrenten,  der  dann 
die  Aktien  nicht  halten  kann,  zu  deren  Verkauf  zwingen, 
um  das  Unternehmen  mit  dem  seinigen  zu  fusionieren ! 
Weiß  man  doch,  welche  Kurstreibereien  oft  zu  Fusions- 
zwecken von  der  einen  Partei  vorgenommen  werden, 
und  Wie  — wenn  das  Ziel  erreicht  ist  — die  Aktien  wie- 
der auf  einen  mäßigen,  normalen  Stand  zurückgehen. 

Die  Gerechtigkeit  verlangt  daher,  daß  der  Bewer- 
tung der  Effekten  für  die  Nachlaß-  und  Erbschafts1- 
steuer  ein  Durchschnittskurs  und  nur,  wo  der  Kurs 
inzwischen  wesentlich  zurückgegangen  ist,  der  niedrigere 
Kurs  des  Todestages  zugrunde  gelegt  wird. 

Der  klug  Beratene  — und  es  gibt  ja  für  diese 
Dinge  besondere  Steuersyndizi,  die  sich  ihren  wertvollen 
Rat  teuer  bazahlen  lassen  — findet  Mittel  und 
Wege  die  Fußangeln  der  Steuergesetze  zu  vermeiden. 
Der  Staat  soll  diese  aber  nicht  so  machen,  daß,  nur  die 
nicht  Gerissenen  davon  betroffen  und  die  Gerissenen 
mehr  oder  minder  geschont  werden.  Die  Steuergesetze 
sollen  vielmehr  einfach  und  klar  sein,  sollen  den  Zen- 
siten  auch  nicht  so  überlasten,  daß  die  Rücksicht  auf  die 
Erhaltung  des  Unternehmens  wie  auf  seine  Familie 
ihn  zu  Umgehungen  nötigt. 

Muß,  man  einmal  an  eine  Revision  der  mehr  rasch 
als  gründlich  gearbeiteten  Erzbergerschen  Steuergesetze, 
die  übrigens  von  der  Nationalversammlung  noch  wesent- 
lich verschärft  und  verschlechtert  worden  sind,  gehen, 
so  soll  der  Reichstag  wenigstens  die  allerschlimmsten 
Fehler  ausmerzen.  

Gedanken 

über  Finanz,  Wirtschaft  und  Verkehr» 

Von  Reichsminister  a.  D.  Dr.  Bell,  Vizepräsident  des 
Reichstags. 

Vor  zwei  Jahren  bezeichnete  der  Verfasser  in  einer 
Reichstagsrede  als  damaliger  Reichsverkehrsminister 
Finanz,  Wirtschaft  und  Verkehr  als  die  drei 
Schwerst-Kriegsbe schädigten.  Daß  sich  seit- 
dem die  Verhältnisse  wesentlich  gebessert  hätten,  wird 


man  schwerlich  behaupten  können.  An  Reform vorsch lä- 
gen hat  es  freilich  auch  in  der  Zwischenzeit  nicht  ge- 
fehlt; ebensowenig  an  scharfer  und  teilweise  ätzender 
Kritik  gegenüber  den  Maßnahmen  der  Reichsregierung 
und  den  Beschlüssen  des  Reichstags.  Indessen  die  Er- 
fahrung lehrt  von  Tag  zu  Tag  mehr,  welch  tiefer  Ab- 
grund klafft  zwischen  negativer  zersetzender  Kritik  und 
positiven,  brauchbaren  BesserungsvorschLägen.  Weh- 
klagen und  Jammern  ob  des  verlorenen  Paradieses  der 
„guten,  alten  Zeit“  hilft  uns  keinen  Schritt  vorwärts.  Mit 
rückhaltloser  Klarheit  die  seit  Kriegsverlust  und  Um- 
wälzung grundlegend  umgestalteten  Verhältnisse  er- 
kennen, das  Unvermeidliche  mit  Würde  tragen  und  unter 
Voranstellung  des  Gesamtinteresses  für  Volk  und  Vater 
.Ijand  vor  alle  Plartei-  und  StandesiinteresSen  unermüdlich 
und  zielbewußt  sich  durchringen:  das  sind  die  drei  un- 
abweisbaren Voraussetzungen,  wie  für  unsere  nationale 
Wiedergeburt,  so  auch  für  die  Wiedererneiierung  der 
drei  Grundpfeiler  unseres  Staatsbetriebs,  der  Finanz, 
der  Wirtschaft  und  des  Verkehrs. 

Will  man  aber'  großzügige  Reformarbeit  von  blei- 
bendem Wert  schaffen,  so  muß  man  den  Ausgangspunkt 
nehmen  von  der  Tatsache,  daß  zwischen  diesen  drei 
Hauptfaktoren  unserer  innerpolitischen  Gebarung  ein 
innerer  und  unlösbarer  Zusammenhang  besteht  dergestalt, 
daß,  die  Gesundung  des  einen  durch  die  Gesundung! 
der  beiden  anderen  bedingt  wird  und  umgekehrt  die 
Erkrankung  des  einen  unvermeidlich  auch  das  Krank- 
werden der  anderen  nach  sich  zieht.  Beim  Organismus 
des  Staatskörpers  zeigen  sich  die  nämlichen  Erschei- 
nungen wie  beim  Organismus  des  menschlichen  Körpers, 
dessen  lebenswichtige  Organe  gleichfalls  in  innigstem 
Zusammenhang  zueinander  stehen  und  je  nach  dem 
Zustand  des  einzelnen  Organs  den  Gesundheitszustand 
des  Gesamtorganismus  entscheidend  beeinflussen.  Daraus 
folgt,  daß  die  Gesundung  des  Gesämtorganismus  des 
schwerkranken  Reichskörpers  an  die  notwendige  Vor- 
bedingung einer  einheitlichen  Heilmethode  der  drei  in 
Betracht  kommenden  Reichsministerien,  der  Finanz,  Wirt- 
schaft Und  des  Verkehrs  (Eisenbahnen  und  Post),  ge- 
knüpft ist.  Von  diesem  Gesichtspunkt  müssen  Reichs- 
regierung wie  Reichstag,  Vollversammlung  wie  Aus- 
schüsse, ausgehen.  Keine  bedeutsame  Maßnahme,  die 
in  das  ResSort  eines  dieser  Ministerien  fällt,  darf  ge- 
troffen werden  ohne  tiefgründige  Durchprüfung  der 
Rückwirkungen  auf  die  anderen  ResSOrts. 

Geht  man  von  diesen  unanfechtbaren  Grundanschau- 
ungen aus,  so  wird  man  bei  einem  Rückblick  auf  die 
letzten  Jahre  sicherlich  nicht  des  Lebens  ungemischte 
Freude  genießen  können.  Allerdings  der  Kritiker,  der 
Anspruch  darauf  erhebt,  ernst  genommen  zu  werden» 
darf  den  Boden  der  Sachlichkeit  nicht  verlassen  unld 
muß  vor  allem  gerecht  werden  den  ungeheuren,  ja  fast 
unüberwindlichen  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Wieder- 
aufriChtung  unseres  zu  Boden  geschmetterten  Vaterlandes 
entgegenstellten.  An  gutem  Willen  hat  es  wahrlich 
nicht  gefehlt,  allmählich  Besserung  herbeizuführen.  Wir 
müssen  uns,  wenn  wir  uns  unsere  innerpolitischen  Ver- 
hältnisse und  die  außenpolitischen  Einwirkungen  klar 
vergegenwärtigen,  abfinden  mit  der  Tatsache,  daß  wir 
einen  langen  und  schweren  Kreuzweg  durch  Dickicht 
und  Dornen  zu  beschreiten  haben,  daß  wir  auf  diesen 


64 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Leidensstationen  nur  schrittweise  vorwärts  kommen  und 
daß  uns  noch  gar  manchmal  die  Dornen  stechen  werden, 
ehe  wir  zum  Ziel  gelangen  können. 

Gewiß:  die  Finanzlage  des  Reichs  bietet,  wie 
auch  die  jüngsten  finanziellen  Erörterungen  im  Reichstag 
ergaben,  ein  höchst  unerfreuliches  Gesamtbild.  Die 
traurige  Lage  der  Länder  und  die  Not  der  Städte  undi 
Gemeinden  dienen  keineswegs  zur  Verbesserung  dieses 
Finanzbildes.  Das  aus  den  Zeitungen  zur  Genüge  be- 
kannte Zahlenmaterial  über  Reichs- Einnahmen  und  -Aus- 
gaben, über  das  aufzubringende  Steuersoll  und  die  Ver- 
teilung auf  direkte  und  indirekte  Steuern  hier  nochmals 
vorzutragen,  dürfte  sich  ebenso  erübrigen  wie  eine  Zu- 
sammenstellung und  Kritik  der  uns  aufgebürdeten  Repa- 
rationslasten. Aeußerste  Sparsamkeit  und  Einschränkung 
unserer  Ausgaben  in  Reich,  Ländern  und  Gemeinden 
auf  der  einen  Seite  und  bis  an  die  Grenze  der  Leistungs- 
fähigkeit gespannte  Steigerung  unserer  Einnahmen  auf 
der  andern  Seite:  das  bleiben  für  absehbare  Zeiten  die 
unweisbaren  Grundlagen  unserer  Finanzgebarung. 
Gerade  der  demokratische  Volksstaat,  wie  er  durch  die 
Reichsverfassung  festgelegt  ist,  sollte  allen  Staatsbürgern 
die  Notwendigkeit  der  unverzüglichen  Verabschiedung 
der  Steuervorlagen  deutlich  vor  Augen  führen.  Das 
Verhältnis  des  Bürgers  zum  Staat  muß  von  jedem 
Staatsangehörigen  dahin  erkannt  werden,  daß  beide  un- 
trennbar zusammengehören  und  daß  das  Wohl  und  Wehe 
jedes  einzelnen  vom  Gesamtwohl  abhängig  ist.  Geht 
der  Staatskörper  zu  Bruch  dadurch,  daß  ihm  die  not- 
wendigen Steuern  versagt  und  folgeweise  die  Lebens- 
adern unterbunden  werden,  dann  wird  naturnotwendig 
auch  die  Lebensfähigkeit  und  Entwicklungsmöglichkeit 
des  Staatsbürgers  untergraben.  Weiter  sollte  man  nicht 
übersehen,  daß>  eine  allen  Teilen  bedingungslos  gerecht 
werdende,  von  Fehlern  und  Härten  freie  Steuer  weder 
in  der  Vergangenheit  noch  in  der  Gegenwart  ausgedacht 
worden  ist  und  daß  es  kaum  jemals  irgendeine  Steuer- 
vorlage gegeben  hat,  die  nicht  gegen  den  Widerstand 
der  Interessenten  hat  durchgekämpft  werden  müssen. 
Je  mehr  aber  des  Vaterlands  Not  drängt,  je  härter  die 
Lebensbedingungen  sich  auswirken,  um  so  mehr  sollten 
auch  die  Standes-  und  Interessenten-Forderungen  hinter 
das  Gemeinwohl  zurückgestellt  werden.  Opfer,  große 
Opfer,  müssen  von  allen  Ständen  und  Schichten  der 
Bevölkerung  gebracht  werden,  vor  allem  vom  Besitz. 
Keine  Gruppe  darf  nur  diejenige  Steuer  als  gerecht  und 
erträglich  betrachten,  die  — von  den  anderen  bezahlt  wird. 

Das  in  seinen  Grundlagen  erfreulicherweise  mit 
einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln  des  Reichstags  zustande 
gebrachte  Steuerkompromiß  trägt  den  Finanznotwendig- 
keiten  des  Reichs  gebührende  Rechnung.  Auch  im 
Ausland  wird  kein  die  Verhältnisse  gerecht  beurteilender 
Kritiker  an  der  Tatsache  vorübergehen  können,  daß  durch 
Verabschiedung  der  neuen  Steuervorlagen,  wonach  ins- 
gesamt ungefähr  100  Milliarden  direkte  und  indirekte 
Steuern  und  Abgaben  dem  deutschen  Volk  aufgebürdet 
werden,  Deutschland  tatsächlich  bis  an  die  äußerste 
Grenze  seiner  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit herangegangen  ist  Man  bedenke  nur  — ohne 
die  Einzelheiten  zu  erörtern  — die  bedeutenden  Er- 
höhungen der  Vermögenssteuer,  deren  Zuschläge  für 
die  nächsten  15  Jahre  auf  200  <-'/o  kontingentiert  sind, 


weiter  die  Ausgestaltung  der  Körperschaftssteuer  und 
die  Festlegung  der  vielumstrittenen  Zwangsanleihe  von 
einer  Milliarde  Mark  Gold,  deren  Umrechnung  in  Papier- 
mark sich  nach  dem  derzeitigen  Kursstände  richten 
wird.  Dazu  tritt  das  Bukett  der  indirekten  Steuern  und 
der  auf  2 o/o  vorgesehenen  Umsatzsteuer.  Gewiß  kann 
man  auch  an  jeder  dieser  einzelnen  Steuerarten  Kritik 
üben  und  ihre  nachteiligen  Auswirkungen  auf  das  Wirt- 
schaftsleben in  grellen  Farben  beleuchten.  Vornehmlich 
die  Zwangsanleihe,  die  Möglichkeit  ihrer  praktischen 
Ausführung,  ist  scharfen,  kritischen  Erörterungen  be- 
gegnet. Wer  aber  nach  Feststellung  des  aufzubringenden 
Steuersolls  vor  aliem  die  Notwendigkeit  erwägt,  einen 
Teil  des  Kontributionsetats  von  insgesamt  171  Milliarden 
Mark  zur  Deckung  zu  bringen,  der  darf  sich  nicht  mit 
negativer  Kritik  und  Ablehnung  begnügen,  sondern  muß 
bei  Streichung  einer  vorgeschlagenen  Steuer  nach  Art 
oder  Betrag  für  Bewilligung  ausreichenden  anderweitigen 
Ersatzes  besorgt  sein.  Jedes  politische  Kompromiß^  vor 
allem  jedes  Steuerkompromiß,  trägt  die  durch  wechsel- 
seitiges Nachgeben  und  Entgegenkommen  bedingten 
Nachteile  in  sich.  Diese  unverkennbaren  Nachteile  und 
mancherlei  Unstimmigkeiten  muß  man  auch  beim  vor- 
liegenden Steuerkompromiß  in  Kauf  nehmen,  wenn  man 
den  Reichsnotwendigkeiten  Rechnung  tragend,  groß 
zügige  und  weitausschauende  Politik  treiben  will  und 
sich  bei  seinen  Entschließungen  leiten  läßt  von  der 
maßgebenden  Erwägung,  daß  nur  dieser  große  Wurf 
der  Steuergesetzgebung  die  Möglichkeit  bietet  zur  finan 
ziehen  Gesundung  und  zugleich  zur  Wiederaufrichtung 
von  Wirtschaft  und  Verkehr. 

Unsere  Wirtschaft  leidet  nach  wie  vor  empfind 
lieh  unter  den  Wirkungen  des  verlorenen  Weltkriegs,  den 
Zwangsdiktaten  und  Sanktionen  sowie  Besatzungen 
unserer  ehemaligen  Kriegsgegner.  Die  Schäden  und 
Nachteile  unserer  passiven  Handelsbilanz  und 
Zahlungsbilanz  nehmen  eine  immer  bedrohlichere 
Form  und  erschreckendere  Gestalt  an.  Der  traurige 
Stand  unserer  Valuta  preßte  uns  mehr  denn  einmal 
das  Geständnis  ab,  daß  es  so  nicht  mehr  weitergehen 
kann.  Dazu  tritt  der  ungeheure  Verlust  unseres  ge- 
samten Nationalvermögens,  der  grell  in  die  Augen  springt, 
wenn  man  die  Gesamtbilanz,  das  heißt  die  Berechnung 
aller  liegenden  und  beweglichen  Güter  und  Wertobjekte, 
von  heute  mit  der  vorkriegszeitlichen  Vermögensbilanz 
in  Vergleich  zieht.  Dann  erschrickt  man  förmlich  bei 
Ausmessung  der  durch  den  Zwangsfrieden  uns  ent- 
zogenen Nation rdgüter,  bei  Wertberechnung  des  uns  weg- 
genommenen wirtschaftlich  so  wertvollen  Landbesitzes 
mit  Reichtümern  an  Kohle,  Erz,  Kali  usw.  und  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  und  nicht  an  letzter  Stelle 
unseres  bis  Kriegsbeginn  außerordentlich  aufwärts  ent- 
wickelten Kolonialbesitzes.  Nur  allmählich,  von  Etappe 
zu  Etappe  weiterringend  und  -dringend,  können  wir 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  uns  wieder  erholen.  Dazu 
ist  ein  doppeltes  unerläßlich,  nach  innen  wie  nach  außen. 
Innerpolitisch:  intensive  Gemeinschaftsarbeit  aller  Stände 
und  Erwerbsgruppen  mit  dem  Ziele  der  größtmöglichen 
Förderung  der  Produktivität  und  Hebung  der  Leistungs- 
fähigkeit auf  sämtlichen  Wirtschaftsgebieten.  Außen- 
politisch: die  Verdrängung  der  Atmosphäre  des  Hasses 
durch  die  Stimme  der  Vernunft  und  der  Verständigung, 
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dazu  die  Ausprägung  des  europäischen  Solidaritäts- 
gefühls  und  zweckentsprechende  Vereinigung  aller  als 
gleichwertig  und  gleichberechtigt  zu  behandelnden  euro- 
päischen Staaten,  selbstverständlich  unter  Wahrung  der 
nationalen  Selbständigkeit  und  Eigenart  jedes  einzelnen 
Staates.  Sollte  man  auf  der  Konferenz  in  Genua  in 
diesem  Sinne  sich  zu  großzügigen  und  hochherzigen 
Maßnahmen  entschließen,  dann  würde  dadurch  dem 
Weltfrieden  und  dem  Wiederaufbau  des  aus  tausend 
Wunden  blutenden  und  der  Verarmung  ausgesetzten 
Europas  ein  unendlich  größerer  Dienst  geleistet  werden, 
als  durch  das  bei  den  bisherigen  Konferenzen  beliebte 
Verfahren,  die  besiegten  Staaten  herabzuwürdigen  zu 
Objekten  der  Siegerdiktatur  und  den  Saft  der  ausge- 
preßten Zitronen  als  Siegerbeute  unter  sich  zu  verteilen. 

Schließlich  ist  zur  Gesundung  des  Verkehrs  die 
entschiedene  Durchführung  der  Verfassungsvorschrift 
erforderlich,  daß  Eisenbahn  und  Post  als  selbständige 
WirtsChaftsunternehmungen  zu  behandeln  sind  und  sich 
selbst  bezahlt  machen  müssen.  Alles  muß  daran  gesetzt 
werden,  um  die  ungeheuerlichen  Defizite  der  Eisenbahn- 
und  der  Postverwaltung  — wobei  man  allerdings  in  schär- 
fen kritischen  Betrachtungen  Gelfach  die  verheerenden 
Kriegswirkungen  auf  Fuhrpark,  Bestände  usw.  nicht  ge- 
nügend berücksichtigt  — aus  der  Welt  zu  schaffen.  Nur 
darf  man  dabei  das  Kind  nicht  mit  dem  Bade  ausschütten. 
Die  große  Errungenschaft  der  Verreichlichung  des  ge- 
samten deutschen  Eisenbahnwesens  darf  nicht  preisge- 
geben werden.  Hier  stehen  nicht  nur  Verkehrsfragen 
auf  dem  Spiel,  sondern  darüber  hinaus  weittragende 
nationalpolitische  und  wirtschaftliche  Grundfragen.  Ander- 
seits muß  darauf  bestanden  werden,  daß  der  wirt- 
schaftliche Grundcharakter  allzu  bureaukratische  Ausge- 
staltungen und  Maßnahmen  mehr  und  mehr  überwindet. 
Das  bevorstehende  Eisenbahnfinanzgesetz  muß  so  aus- 
gestaltet werden,  daß  dabei  auch  Industrie  und  Handel), 
Wirtschaft  und  Verkehr  zu  ihrem  vollen  Recht  kommen. 
Endlich  muß  in  Zukunft  ein  so  verhängnisvoller  Kampf 
gegen  das  eigene  Fleisch  und  Blut  verhütet  werden, 
wie  er  in  dem  jüngsten,  tiefbedauerlichen  Eisenbahner- 
streik sich  entwickelte.  Der  Appell  an  das  vaterländische 
Pflichtgefühl  dient  hoffentlich  bei  allen  Beamten  und 
Arbeitern  zur  Unterbindung  solcher  für  das  Reichs- 
interesse geradezu  katastrophalen  und  gesetzwidrigen 
Ueberschreitungen  des  Koalitionsrechts. 


Das  Streikrecht  der  Beamten. 

Von 

Senatspräsident  Geh.  Oberjustizrat  Dr.  K offka,  Berlin. 

Ist  das  Streikrecht  etwas  natürliches,  auf  das  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  ohne  weiteres  Anspruch  er- 
heben können?  Die  Frage  stellen,  heißt  sie  verneinen. 
Das  natürliche,  jedem  denkenden  Menschen  innewoh- 
nende Rechtsgefühl  sagt,  es  müsse  der  Grundsatz  herr- 
schen: „pacta  sunt  servanda“.  Wie  dieser  Satz  im  all- 
gemeinen für  Verträge  gilt,  so. muß  er  auch  für  den 
Arbeits  vertrag  gelten.  Damit  ist  selbstverständlich  nicht 
gesagt,  daß  die  Arbeitnehmer  auf  ewige  Zeiten  zu  ihnen 
ungünstigen  Arbeitsbedingungen  zu  arbeiten  verpflichtet 
sind.  Sie  müssen  nur  die  ihnen  vom  Gesetz  oder  Ver- 


trag auferlegten  Bedingungen  innehalten,  d.  h.  sie  haben 
die  Pflicht,  die  festgesetzte  Kündigungsfrist  innezuhalten 
und  können  dann  das  Arbeitsverhältnis  verlassen,  wenn 
ihnen  nicht  bessere  Bedingungen  vom  Arbeitgeber  be- 
willigt werden.  In  gleicher  Weise  darf  der  Arbeit- 
geber den  Arbeiter  nicht  ohne  Einhaltung  der  Kündi- 
gungsfrist entlassen,  weil  ihm  etwa  der  zugesagte  Lohn 
zu  hoch  erscheint.  Es  ist  auch  nichts  dagegen  einzu- 
wenden,  däß  sich  die  Arbeiter  zusammentun,  um  gemein- 
schaftlich über  bessere  Arbeitsbedingungen  zu  beraten 
und  diese  dem  Arbeitgeber  mitzuteilen,  obwohl  früher 
auch  diese  Vereinigung  nicht  allgemein  gestattet  war. 
Aus  diesem  Recht  der  Vereinigung  zu  gedachtem  Zweck 
folgt  aber  nicht  notwendig  das  Recht,  zu  streiken,  d.  h. 
die  Arbeit  ohne  Einhaltung  der  Kündigungsfrist  nieder- 
zulegen, um  so  den  Arbeitgeber  zu  zwingen,  sofort  die 
besseren  Arbeitsbedingungen  zu  gewähren.  Denn  diese 
plötzliche  Arbeitsniederlegung  ist  unbedenklich  ein  Bruch 
des  geschlossenen  Vertrages,  und  zu  solchem  Bruch 
besteht  an  sich  kein  Recht. 

Nun  ist  aber  durch  die  GO.  vom  Jahre  1869  für 
den  Norddeutschen  Bund,  später  dann  für  das  Deutsche 
Reich,  das  Koalitionsrecht  für  die  diesem  Gesetz  unter- 
liegenden Personen  eingeführt  durch  die  Bestimmung 
des  § 152,  der  alle  Verbote  und  Strafbestimmungen 
gegen  Gewerbetreibende,  gewerbliche  Gehilfen,  Gesellen 
oder  Fabrikarbeiter  wegen  Verabredungen  und  Vereini- 
gungen zum  Behufe  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittels  Einstellung 
der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter  aufhob.  Durch 
den  jetzigen  § 154e  ist  die  Bestimmung  ausgedehnt  auf 
Besitzer  und  Arbeiter  von  Bergwerken,  Salinen,  Auf- 
bereitungsanstalten und  unterirdisch  betriebenen 
BrüChien  tolder  Gruben.  Nach  § 154  gilt  die  Bestimmung 
auchj  für  das  Handels-  und  Apothekergewerbe  für  Unter- 
nehmer und  Gehilfen. 

Damit  ist  nun  nicht  nur  das  unbeschränkte  Koali- 
tionsrecht, d.  h.  das  Recht,  sich  zu  vereinigen  zur  Er- 
langung besserer  Lohnbedingungen,  sondern  auch  direkt 
das  StreikreCht,  d.  h.  das  Recht  auf  Arbeitseinstellung 
zu  gedachtem  Zweck  eingeführt;  wohl  gemerkt  aber 
nicht  als  allgemeines  Menschenrecht,  d.  h1.  für  alle  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer,  sondern  nur  für  diejenigeni, 
die  der  GO.  unterstehen. 

Dem  Streikrecht  der  Arbeitnehmer  steht  das  Aus- 
sperrungsrecht der  Arbeitgeber  gegenüber,  d.  h.  das 
Recht,  die  Arbeitnehmer  ohne  Einhaltung  der  Kündi  - 
gungsfrist zu  entlassen.  Aufgehoben  sind  aber  nur  die 
hiergegen  bestehenden  Verbote  und  Strafbestimmungen, 
so  daß:  die  zivilrechtlichen  Folgen  des  Kontraktbruchls 
durch  den  § 152  GO.  nicht  berührt  sind  (vgl.  Linden- 
berg, GO.  Anm.  6 zu  § 152).  Eine  fernere  Einschränkung 
des  Streik-  und  Aussperrungsrechts  enthielt  der  § 153 
GO.,  nach  dem  derjenige,  der  andere  durch  Anwendung 
körperlichen  Zwanges,  durch  Drohungen,  durch  Ehr- 
verletzungen oder  durch  Verrufserklärung  bestimmt,  oder 
zu  bestimmen  versucht,  an  solchen  Verabredungen  teil- 
zunehmen, oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  oder  andere  durch 
gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  hindern  versucht,  von 
solchen  Verabredungen  zurückzutreten,  unter  Strafe  ge- 
stellt wurde.  Um  diese  Gesetzesbestimmung  haben  sich 
harte  politische  Kämpfe  entwickelt.  Während  auf  der  einen 
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Seite  immer  behauptet  wurde,  daß  das  ganze  Koalitions- 
bzw.  Streik  recht  illusorisch  wäre,  wenn  diese  Gesetzes- 
bestimmung nicht  beseitigt  würde,  wurde  seitens  der 
Regierung  die  Bestimmung  noch  nicht  für  ausreichend 
erachtet,  um  Mißbräuchen  der  Koalitionsfreiheit  ent- 
gegenzutreten. Ein  von  ihr  im  Jahre  1899  dem  Reichstag 
vorgelegter  Gesetzentwurf  wurde  von  diesem  aber  gar 
nicht  erst  einer  Kommission  überwiesen,  sondern  in 
zweiter  Lesung  glatt  abgelehnt.  Wie  ich  in  meinem 
Artikel  in  der  D.  J.  Z.  (1910  S.  1323)  dargelegt  habe, 
gewährte  das  Reichsgericht  durch  seine  Rechtsprechung 
den  Arbeitgebern  genügenden  Schutz  gegenüber  Miß- 
bräuchen der  Koalitionsfreiheit,  indem  es  (RGStr.  21 
S.  114)  annahm,  daß  der  Tatbestand  der  Erpressung 
vorliege,  wenn  Arbeiter  vom  Arbeitgeber  Lohn,  auf  den 
sie  keinen  rechtsbegründeten  Anspruch  haben,  unter  An- 
wendung des  Mittels  der  Nötigung  fordern. 

Es  bedarf  jetzt  keiner  Ausführung  mehr  darüber, 
ob  jene  Rechtsprechung  zutreffend  war  oder  nicht,  ob 
ein  weiterer  Schutz  den  Arbeitgebern  zu  gewähren,  oder 
ob  dies  überflüssig  ist;  denn  die  Gesetzgebung  ist  über 
diese  Fragen  zur  Tagesordnung  übergegangen  und  hat, 
und  zwar  noch  unter  der  Kaiserlichen  Regierung  den 
§ 153  GO.  aufgehoben  (Reichsgesetz  vom  22.  Mai  1918). 
Es  soll  jetzt  hier  nicht  mehr  in  eine  Erörterung  darüber 
eingetreten  werden,  ob  die  Aufhebung  des  § 153  eine 
im  Allgemeininteresse  erwünschte  oder  zu  beklagende 
war.  Es  muß  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  gerechnet 
werden,  und  die  überwältigende  Mehrheit  der  Arbeit- 
nehmer hat  die  Aufhebung  gewollt  und  für  ihre  Zwecke 
für  notwendig  gehalten. 

Die  ganze  vorstehende  Erörterung  hat  nur  statt- 
gehabt, um  zu  zeigen,  daß  das  Koalitions-  und  Streik- 
recht nicht  als  ein  vom  Anbeginn  bestehendes  Recht 
anerkannt  und  ausgeübt  ist,  daß  es  sich  vielmehr  nur 
allmählich  durchgesetzt  hat  und  auch'  bis  zur  neuen 
Reichsverfassung  immer  nur  in  beschränktem  Maße  be- 
standen hat.  Wie  gesagt,  galt  es  nur  für  die  der  GO. 
unterstehenden  Personen  und  hier  auch  nur  insoweit, 
als  Strafbestimmungen  in  Frage  kamen,  während  die 
zivilrechtlichen  Folgen  des  Kontraktbruchs  unberührt  ge- 
blieben sind. 

Nun  aber  schreibt  Artikel  159  RV.  vor,  daß  die 
Vereinigungsfreiheit  zur  Wahrung  und  Förderung  der 
Arbeits-  und  Wirtschaftsbedingungen  für  jedermann  und 
für  alle  Berufe  gewährleistet  ist.  Alle  Abreden  und 
Maßnahmen,  welche  diese  Freiheit  einzuschränken  oder 
zu  behindern  suchen,  sind  rechtswidrig.  Wie  der  Wort- 
laut dieses  Artikels  ergibt,  ist  damit  nicht  nur  eine 
Richtschnur  für  ergehende  Gesetze  aufgestellt;  die  Ver- 
einigungsfreiheit ist  vielmehr  durch  die  Verfassung  un- 
mittelbar gegeben.  Bestände  diese  Bestimmung  allein, 
so  könnte  freilich  Zweifel  darüber  herrschen,  ob  denn 
mit  ihr  auch  das  Streikrecht  gegeben  ist;  denn  anders  als 
die  GO.  spricht  die  Verfassung  nicht  von  Einstellung 
der  Arbeit.  Allein,  es  ist  wohl  unbedenklich,  daß  die 
Verfassung  keine  Einschränkung  des  früheren  Rechts 
zuungunsten  der  Arbeitnehmer  hat  einführen,  daß  sie 
das  Recht  vielmehr  hat  aufrecht  erhalten  und  ausdehnen 
wollen,  indem  es  sich  nunmehr  auf  Arbeiter  aller  Be- 
rufe bezieht;  insbesondere  fallen  jetzt  auch  darunter 
die  Landwirtschaft,  das  Gesinde  — jetzt  Hausangestellte 


genannt  — und  die  im  § 6 der  GO.  aufgeführten 
Betriebe,  also  auch  die  Arbeiter  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen. Gegen  das  Streikrecht  aller  dieser  Arbeit- 
nehmer wird  dieser,  trotz  des  die  Arbeitseinstellung  nicht 
erwähnenden  Art.  159  kaum  ein  Einwand  geltend 
gemacht  werden  können,  so  traurig  auch  die  Folgen 
einzelner  oder  allgemeiner  Streiks  für  die  Gesamtheit 
des  Volkes  sein  mögen.  Das  Gesetz  besteht  einmal 
und  wird  nach  menschlicher  Voraussicht  in  absehbarer 
Zeit  keine  Aenderung  erfahren.  Aber  wenn  dies  so 
ist,  wenn  sich  das  Streikrecht  allmählich  so  weiter  ent- 
wickelt hat,  folgt  daraus,  daß,  wie  den  Arbeitern  auch 
den  Beamten  des  Reichs  und  der  Länder  das  Streik- 
recht zur  Seite  steht? 

Diese  Frage  muß  auf  das  entschiedenste  verneint 
werden.  Vor  der  Staatsumwälzung  hat  wohl  niemand  an 
die  Möglichkeit  gedacht,  daß  die  Staatsbeamten  die  Arbeit 
niederlegen  könnten,  daß  sie  ein  Recht  zum  Streik  hätten, 
um  höhere  Gehälter  oder  sonstige  bessere  Arbeitsbe- 
dingungen zu  erzielen.  Und  tatsächlich  ist  auch  niemals 
ein  solcher  Streik  ausgebrochen,  oder  auch  nur  versucht 
worden.  Das  Verhältnis  des  Staats  zu  seinen  Beamten  ist 
eben  ein  völlig  arideres,  als  das  des  Arbeitgebers  zu  seinen 
Arbeitnehmern,  wenn  man  auch  nicht  sagen  kann,  daß 
die  Beamten  Teile  der  Regierung  sind  und  also  den 
Staat  mitzuregieren  haben ; denn  es  gibt  Beamte,  wie 
z.  B.  die  Richter,  die  ganz  andere  Funktionen  auszuüben 
haben,  so  sind  sie  doch  die  ausführenden  Organe  der 
Regierung,  ob  sie  nun  höhere  oder  niedere  Arbeiten 
verrichten,  die  dem  Staat  als  solchem  obliegen.  Der 
Staat  kann  nur  durch  seine  Beamten  in  Tätigkeit  treten, 
eine  Auflehnung  der  Beamten  gegen  die  Regierung  ist 
eine  Auflehnung  gegen  den  Staat  und  muß  in  ihrer 
Folge  zur  Verneinung  des  Staats,  zur  Anarchie  führen. 
Denn  wo  sollte  das  Streikrecht,  wenn  es  bestände,  auf- 
hören? Ebensogut  wie  die  unteren  Beamten  die  Arbeit 
niederlegen  könnten,  könnten  es  die  höheren  und  höch- 
sten Beamten  auch,  und  damit  wäre  der  Zustand  der 
Anarchie  vorhanden,  ein  Kampf  Aller  gegen  Alle.  So- 
lange es  ein  geordnetes  Staatswesen  gibt,  ist  ein  solcher 
Zustand  unmöglich,  undenkbar. 

Die  bisherigen  Gesetze  haben  dies  für  so  selbstver- 
ständlich gehalten,  daß  sie  einen  besonderen  Ausspruch 
darüber  aufzunehmen  für  unnötig  gehalten  haben.  Daß 
ein  solches  Recht  nach  der  ganzen  Auffassung  des  alten 
Staates  nicht  bestanden  hat  und  hat  bestehen  sollen, 
ergibt  sich  beispielsweise  aus  den  Vorschriften  des  ALR., 
dessen  § 1,  II  10,  bestimmt:  „Militär-  und  Zivih 

bediente  sind  vorzüglich  bestimmt,  die  Sicherheit,  die 
gute  Ordnung  und  den  Wohlstand  des  Staates  unterhalten 
und  befördern  zu  helfen“  und  § 2 fährt  fort:  „Sie  sind 
unter  den  allgemeinen  Untertanennflichten,  dem  Ober- 
haupte des  Staates  besondere  Treue  und  Gehorsam 
schuldig“.  Von  Treue  und  Gehorsam  aber  ist  da  natur- 
gemäß keine  Rede,  wo  der  Beamte  sich  gegen  den  Staat 
auflehnt,  seinen  Dienst  weigert.  Die  Preußische  Ver- 
fassung vom  31.  Januar  1850  hat  hieran  nichts  geändert. 
Das  Reichsbeamtengesetz  vom  31.  März  1873  aber 
schreibt  im  § 10  vor:  „Jeder  Reichsbeamte  hat  die  Ver- 
pflichtung, das  ihm  übertragene  Amt  der  Verfassung 
und  den  Gesetzen  entsprechend  gewissenhaft  wahrzu- 
nehmen und  durch  sein  Verhalten  in  und  außer  dem  Amt 
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der  Achtung,  die  sein  Beruf  erfordert,  sich  würdig  zu 
zeigen“.  Und  nach  § 72  dieses  Gesetzes  verwirkt  ein 
Reichsbeamter,  welcher  die  ihm  obliegenden  Pflichten 
(§  10)  verletzt,  Disziplinarbestrafung.  Der  Beamte  ist 
— in  der  Regel  wenigstens  — auf  Lebenszeit  angestellt, 
er  kann  also  vom  Staat  nicht  entlassen  werden,  es  sei 
denn,  daßi  er  arbeitsunfähig  wird  — für  welchen  Fall  ihm 
das  Recht  auf  Pension  zusteht  — oder  daß  er  sich  eines 
Dienstvergehens  schuldig  macht,  welches  das  Gesetz  mit 
der  Strafe  der  Entlassung  bedroht.  Abgesehen  hiervon 
aber  kann  er  vom  Staat  nicht  entlassen  werden,  sondern 
hat,  wenn  auch  nicht  das  Recht  auf  Ausübung  seinpß 
Amtes,  so  doch  das  auf  Fortgewährung  der  ihm  laut 
seiner  Anstellung  zustehenden  Dienstbezüge.  Dieser  Ver- 
pflichtung des  Staates  gegenüber  muß'  aber  auch  die 
Pflicht  des  Beamten  bestehen,  sein  Amt  den  Bedingungen 
seiner  Anstellung  gemäß  auszuüben  und  nicht  dem  Staat 
den  Stuhl  vor  die  Tür  zu  setzen.  Bei  auf  Zeit  angestellten 
Beamten  gilt  das  gleiche  für  die  Zeit,  für  welche  sie 
angestellt  sind.  Ob  die  anstellende  Behörde  das  Reich, 
ein  Land  oder  eine  Gemeinde  ist,  ist  gleichgültig.  Es 
gilt  in  dieser  Beziehung  das  gleiche  Recht  für  Reichs-, 
Landes-  und  Gemeindebeamte.  Ich  glaube  nicht,  daß  vor 
der  Staatsumwälzung  irgendwie  ernstlich  hieran  ge- 
zweifelt  wurde.  Gibt  es  heutzutage  Beamte,  die  anders 
denken,  so  vergessen  sie  eben,  daß  ihre  Stellung-  als 
Beamte  ihnen  nicht  nur  Rechte  gibt,  sondern  auch  Pflich- 
ten auferlegt,  und  diese  Pflichten  müssen  in  erster  Linie 
von  ihnen  erfüllt  werden.  Darum  sind  sie  gerade  Beamte. 

Dieser  Zustand  soll  sich  nach  Ansicht  einiger  plötz- 
lich geändert  haben  durch  die  neue  Reichsverfassung, 
deren  Art.  130  bestimmt:  „Allen  Beamten  wird  die  Frei- 
heit ihrer  politischen  Gesinnung  und  die  Vereinigungs- 
freiheit gewährleistet“.  Richtig  ist,  daß  hier,  wie  in 
Art.  159  von  Vereinigungsfreiheit  gesprochen  wird.  Nach 
obigem  ist  auch  anzunehmen,  daß  der  Art.  159  das 
Streikrecht  den  Arbeitern  hat  gewährleisten  wollen.  Aber 
hier  äst  dies  Recht  gefolgert  aus  dem  bisherigen  Rechts- 
zustande, der  für  die  Beamten,  wie  dargelegt,  gerade  der 
entgegengesetzte  gewesen  ist.  Der  Wortlaut  des  Art.  159, 
der  sich  im  Abschnitt  über  das  Wirtschaftsleben  be- 
findet, ist  aber  auch  ein  anderer,  wie  der  des  Art.  130.  Jener 
spricht  ausdrücklich  von  der  Vereinigungsfreiheit  zur 
Wahrung  und  Förderung  der  Arbeits-  und  Wirtschafts- 
bedingungen. Art.  130  im  Abschnitt  über  das  Gemein- 
schaftsleben spricht  nur  von  der  Vereinigungsfreiheit,' 
ohne  einen  Zweck  anzugeben.  Spräche  er  das- 
selbe aus,  wie  Art.  159,  so  wäre  er  überflüssig; 
denn  da  Art.  159  die  Vereinigungsfreiheit  zu 

gedachtem  Zweck  jedermann  und  für  alle  Berufe  ge- 
währleistet, so  braucht  dasselbe  Recht  nicht  noch  einmal 
den  Beamten  besonders  gegeben  zu  werden.  Der  Art. 
130  will  also  augenscheinlich  etwas  anderes;  er  gewährt 
seinem  Wortlaut  nach  den  Beamten  unbedenklich  die 
Vereinigungsfreiheit,  damit  aber  nicht  das  Streikrecht, 
das  durchaus  keine  notwendige  Folge  der  Vereinigungs- 
freiheit ist.  In  der  GO.  ist  mit  dem  Recht  auf  Vet- 
einigungsfreiheit  zugleich  das  Recht  auf  Arbeitseinstellung 
gegeben,  und  deshalb  kann  man  zu  dem  Ergebnis  ge- 
langen, daß  die  Reichsverfassung  dies  Recht  nicht  hat 
einsehränken,  sondern  aufrecht  erhalten  wollen.  Ganz 
anders  aber  liegt  die  Sache  beim  Beamtenrecht.  Der 


Staat  würde,  wenn  er  seinen  Beamten  das  Streikrecht 
hätte  gewähren  wollen,  sein  Todesurteil  selbst  unter- 
zeichnet haben.  Daß  er  dies  gewollt,  ist  aber  ohne 
zwingende  Gründe  nicht  anzunehmen.  Es  muß  deshalb 
liier  das  Wort  „Vereinigungsfreiheit“  nur  so  ausgelegt 
werden,  wie  es  seinem  Wortsänn  nach  aufzufassen  ist. 
Die  Beamten  haben  also  das  freie  Vereinigungsrecht  und 
haben  hiervon  in  den  verschiedenen,  seitdem  gegrün- 
deten Beamtenbüt^den  auch  reichlich  Gebrauch  gemacht. 
Von  einem  Streikrecht  ist  aber  im  Art.  130  keine  Rede, 
und  es  ist  unzulässig,  sich  auf  diese  Vorschrift  dafür  zu 
beziehen,  daß  die  Beamten  auch  das  Streikrecht  hätten^ 
das  sie  bis  dahin  niemals  besessen  haben. 

Treten  die  Beamten  trotzdem  in  Streik,  so  können  sie 
zwar  nicht,  wie  die  streikenden  Arbeitnehmer,  von  ihrem 
Arbeitgeber  ohne  weiteres  entlassen  werden.  Nach  Art. 
129  der  Verfassung  aber  können  sie  unter  den  gesetzlich 
bestimmten  Voraussetzungen  und  Formen  vorläufig  ihres 
Amtes  enthoben,  einstweilig  oder  endgültig  in  den  Ruhe- 
stand oder  in  ein  anderes  Amt  mit  geringerem  Gehalt 
versetzt  werden. 

Meine  Absicht  ist  nicht  gewesen,  mich  darüber  aus- 
zulassen, ob  das  Streikrecht  überhaupt  wünschenswert 
und  der  Allgemeinheit  nützlich  ist.  Ich  wollte  nur  dar- 
legen, daß  aus  dem  Streikrecht  der  Arbeitnehmer  keines- 
falls das  der  Beamten  folgt,  und  daß  diesen  das  Recht 
keineswegs  durch  die  Reichsverfassung  gegeben  ist. 


Der  gemeinwirtschaftliche  Betrieb 
der  Konsumgenossenschaften. 

Von  Dr.  Robert  Witbrandt, 

ord.  Professorder  Volkswirtschaftslehre  an  der  Universität 
Tübingen. 

(Fortsetzung  und  Schluß) 

III.  Die  Nachbildung  der  Organisation  in 
Deutschland. 

Bei  uns  ist  das  englische  Vorbild  zunächst  vom 
wirtschaftlichen  Liberalismus  der  sechziger  Jahre  be- 
kanntgemacht und  nachgeahmt  worden ; aufgefaßt  aber 
als  eine  Selbsthilfe  des  kleinen  Mannes,  zur  kleinbürger- 
lichen Erhaltung  des  Handwerkertums,  dessen  Erziehung 
zu  einem  kleinkapitalistischen,  genossenschaftlich  unter- 
stützten Unternehmertum  man  erstrebte.  In  diesem 
Geist,  äußerlich  optimistischer  Liberalismus,  im  Grund 
konservativer  Pessimismus  gegenüber  neuer  Organisation 
der  Gesellschaft,  wurden  die  Konsumvereine  hier  ver- 
einigt und  geleitet  vom  „Allgemeinen  Verband  der  auf 
Selbsthilfe  beruhenden  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften“. Dieser  allgemeine  Verband  vereinte  die 
Konsumvereine  unter  dem  gemeinsamen  Naimen  „Ge- 
nossenschaften“ mit  [Handwerkergenossenschaften,  als 
wären  sie  desselben  Geistes  Kind;  er  hat  damit  zugleich 
bei  den  deutschen  Sozialisten,  vor  allem  Lassalle  und 
seinen  Anhängern,  die  Konsumvereine  diskreditiert  und 
das  Verständnis  für  sie  versperrt.  Der  wahre  Sinn  des 
englischen  Vorbilds:  freier  Aufbau  neuer  Gemeinwirt- 
schaft an  Stelle  kapitalistisch  vermittelter  Tauschwirt- 
schaft, auf  die  Dauer  unvereinbar  mit  der— im  All- 
gemeinen Verband  herrschenden  Auffassung,  wurde 
folgerichtig  aus  ihm:  ausgeschlossen.  Als  die  Konsum' - 
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Vereinsbewegung  für  die  im  Verband  vorherrschenden 
Mittelstandsinteressen  allzu  bedrohlich  anwuchs  und  um 
die  Jahrhundertwende  energisch  zu  Großeinkauf  und 
Eigenproduktion  schritt,  wurde  der  Ausschluß  auf  der 
Kreuznacher  Tagung  1902  gegen  eine  große  Zahl  solcher 
Konsumvereine  ins  Werk  gesetzt.  Nur  diejenigen  Kon 
sumvereine,  die  einer  konsequenten  gemeinwirtschaft- 
lichen Weiterentwicklung  nicht  verdächtig  waren,  wurden 
im  Allgemeinen  Verband  geduldet.  Sie  blieben  um  den 
Preis  eines  stillschweigenden  Verzichts  auf  den  wirt- 
schaftlichen Sozialismus,  das  klassische  Programm  der 
britischen  Genossenschaftsbewegung,  das  von  ihren  libe 
ralen  Interpreten  in  Deutschland  nicht  hatte  verstanden 
werden  können. 

Im  Zentralverband  deutscher  Konsumvereine,  den  die 
Ausgeschlossenen  1903  begründeten,  wurde  bewußt  an 
die  ursprüngliche  Tradition  wieder  angeknüpft.  Wie 
einst  in  Rochdale,  waren  es  jetzt,  besonders  in  Sachsen 
und  in  Hamburg,  die  Industriearbeiter,  die  als  Proletarier, 
ungehemmt  durch  kleinbürgerliche  Rücksichtnahme  und 
doktrinäre  Bedenken  ein  anderes  Tempo  in  die  Be- 
wegung brachten.  AnT  reinsten  zeigt  den  neuen  Typus 
schnell  vorwärtsschreitender  Genossenschaft  der  Ham 
burger  Konsum-,  Bau-  und  Sparverein  „Produktion“. 
Wie  der  Name  schon  sagt,  ist  nicht  der  beschränkte 
Hausfrauenstandpunkt  verbilligten  Einkaufs,  unter  Be- 
lassung  der  kapitalistischen  Produktion,  sondern  deren 
rascher  Ersatz  durch  genossenschaftlich  organisierte 
Produktion  hier  das  Programm.  Mit  erstaunlicher 
Schnelligkeit  wird  es  zur  Tat.  Vorangetrieben  von 
einem  praktischen  Idealismus,  der  die  Konsumgenossen 
schaft  als  notwendige  Ergänzung  gewerkschaftlicher  und 
politischer  Erfolge  würdigt,  haben  organisierte  Arbeiter 
in  wenigen  Jahren  den  Namen  „Produktion“  verwirk- 
licht. Wie  wir  schon  oben  sahen:  Bäckereien  im  größten 
Stil,  eine  Schlächterei  als  Riesenbetrieb  und  — außer 
anderen  Betrieben  — gewaltige  Häuserblocks,  an  die 
Mitglieder  vermietet,  auf  billigem,  weitschauend  recht- 
zeitig gekauftem  Boden  in  der  wachsenden  Weltstadt, 
endlich  jetzt  auch  eigene  Landwirtschaft,  auf  einem  in 
Mecklenburg  gekauften  Gut  betrieben:  das  zeigt  als  ein 
deutsches  Vorbild,  zu  welcher  Energie  die  Konsumen- 
tenorganisation angefeuert  werden  kann.  Ein  beschleu 
nigtes  Tempo  hat,  nach  vorausgegangenen  Fehlver- 
suchen, auch  die  gleichfalls  in  Hamburg  zur  Blüte  ge- 
langte Großeinkaufsgesellschaft  deutscher  Konsum 
vereine  eingeschlagen.  Im  Gründungsjahr  1894  eine  auf- 
keimende, unsichere  Hoffnung,  hatte  sie  bis  zum  Jahr 
1902  im  Allgemeinen*  Verband  einen  Jahresumsatz  von 
22  Millionen  Mark  erreicht,  der  sie  der  Verbandsleitung 
bereits  als  gefährliche  Triebkraft  weitgehender  Entwick 
lung  verdächtig  machte,  aber  nun,  im  harmonischen  Zu 
sammenwirken  mit  dem  wesensverwandten  neuen  Zentral 
verband,,  schon  bis  1910  auf  89  Mill.  M.  emporschnellen 
durfte.  Getragen  von  der  Sympathie  der  im  Zentral- 
verband vereinigten  jüngeren  entwicklungsfreudigen 
Richtung,  die  den  Konsumentenstandpunkt  durchführt  im 
gemeinsamen  Großeinkauf  und  der  ihm  folgenden  ge- 
meinschaftlichen Massenproduktion  für  den  organisier 
ten  Konsum,  konnte  die  Großeinkaufsgesellschaft  dazu 
übergehen,  Zigarrenfabriken  sich  anzugliedern,  die  bis- 
her als  Produktivgenossenschaften  der  Tabakarbeiter  be 


trieben  wurden,  und  eine  eigene  Seifenfabrik  anzulegen, 
eine  Fabrikgründung,  die  nach  abenteuerlichen  Irrfahrten, 
von  Kleinbürgertum  und  kleinbürgerlichen  Behörden  als 
gemeingefährlich  tunlichst  durch  Konzessionsverweige- 
rung gehemmt,  doch  schließlich  in  Gröba-Riesa  an  der 
Elbe  1909  ihre  Stätte  fand.  Entsprechend  dem  An- 
wachsen des  Umsatzes  der  im  Zentralverband  vereinigten 
Konsumvereine,  von  147  Mill.  M.  im  Jahre  1904,  auf 
274  Mill.  M.  im  Jahre  1909,  wurde  die  jahrelang  ge- 
plante Fabrik  nun  gleich  im  größten  Stil,  mit  Baukosten 
von  U/i  Mill.  M.,  errichtet,  nachdem  der  Kampf  um 
die  Konzession  14  134  M._  gekostet  hatte.  Immerhin 
waren  die  Kämpfe  gegen  entgegenstehende  Privatinter- 
essen jetzt  nidht  mehr,  wie  einst  im  Allgemeinen  Ver- 
band, innerhalb  des  eigenen  Verbandes  auszufechten. 
Vielmehr  herrscht  Harmonie  gleichartigen  Vorwärts- 
strebens  zwischen  den  Vereinen  des  Zentralverbandes, 
ungestört  durdi  die  unbedeutenden  Anhängsel  von  Pro- 
duktivgenossensc'haften,  die  von  den  organisierten  Kon- 
sumenten sozusagen  mitgeschleppt  werden  wie  arme 
Kindlein,  die  lieber  nidht  hätten  geboren  werden  sollen,, 
aber  nun,  da  sie  einmal  da  sind,  miter'halten  werden. 
Man  bewährt  sie  durch  Kauf  ihrer  Produkte,  bis  man 
schließlich  sie  selbst  ankauft  und  so  angliedert  an  die 
große  Familie  der  Konsumentenorganisation. 

Die  im  Zentralverband  durchaus  herrschenden  Kon 
sumvereine,  jeder  größere  gewöhnlich  mit  eigener 
Bäckerei  und  der  einen  oder  anderen  Produktionsanlagc 
ausgestattet,  sind,  einerseits  vereinigt  zu  Revisionsver- 
bänden, die  den  Unterbau  bilden  für  den  Zusammen- 
schluß im  Zentralverband,  andererseits  zusammen- 
gesdhlossen  zu  Einkaufsvereinigungen,  die  auf  gemein- 
samen Einkaufstagen  ihre  Bezüge  konzentrieren  und 
durchschnittlich  immer  mehr  der  Großeinkaufsgesell 
schaft  überweisen.  In  zwei  Spitzen,  wie  die  englische, 
ist  die  deutsche  Bewegung  aufgegipfelt.  Durch  die 
Großeinkaufsgesellsdhaft  (mit  angeschlossener  Bank 
abteilung)  reift  sie  immer  neuer  Massenproduktion  ent- 
gegen ; durch  den  Zentralverband  wird  sie  nach  außen 
vertreten  und  gekräftigt.  Durch  die  Zeitschriften  und 
Bücher  seiner  Verlagsanstalt  sowie  durch  den  jetzt  ein- 
setzenden genossenschaftlichen  Unterricht,  immer  eng- 
lischem Vorbild  folgend,  agitatorisch  und  organisatorisch 
gefördert,  zugunsten  der  Angestellten  durch  Unter- 
stützungskasse und  Tarifabschlüsse  des  Zentralverban- 
■ des  tätig,  mit  einem  Tarif  amt,  das  die  beteiligten  Ge- 
werkschaften in  freundschaftlichem  Zusammenwirken  zur 
Fortbildung  und  Auslegung  der  Tarife  heranzieht:  so 
wächst  die  deutsche  Bewegung  nun  dem  englischen  Vor 
bi ld  nach. 

Sie  erringt  nun  auch  bei  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie, die  ihr  verständnislos  fernstand,  ja  ihr  die  Massen 
durch  entsprechende  Belehrung  fernhielt,  ein  immerhin  an- 
erkennendes Entgegenkommen.  Es  schlägt  freilich  prak 
tisclh  leicht  in  den  Anspruch  um,  daßi  die  Partei  in  den 
Konsumvereinen  herrsche.  Zum  Beweis  werden  sie  aus 
Konsumentenorganisationen,  also  Genossenschaften  all- 
umfassenden Prinzips,  in  proletarische  Klassenkampf- 
organisationen umtheoretisiert.  Der  Zentralverband  hält 
demgegenüber  einmütig  und  mit  wuchtigem  Nachdruck 
daran  fest,  daß  die  Konsumgenossenschaft  politisch  und 
religiös  neutral  sein  muß,  das  von  jeher  Prinzip  gewesen 
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und  geblieben  ist;  ein  Standpunkt,  der  jede  Personal- 
union mit  anderweitiger  politischer,  sozialer  oder  reli- 
giöser Stellungnahme  verträgt  und  zum  Prinzip  der  To- 
leranz emporführt. 

IV.  Zersplitterte  und  einheitliche  Organi- 
sation. 

In  anderen  Ländern  ist  dem  Parteistandpunkt  ein 
verlockendes  Beispiel  gegeben  worden;  vonn  Standpunkt 
der  Entwicklung  der  Konsumgenossenschaften  aber  mit 
bedenklichen  Erfolgen:  Vestigia  terrent. 

Die  Zeichen  der  Zeit  deuten  auf  Zerspaltung;  die 
wirtschaftliche  Notwendigkeit  verlangt  Einheit. 

Die  jüngste  Tagung  der  ältesten,  als  Vorbild  der 
Einheitlichkeit  bekannten  Bewegung  in  Großbritannien 
war  zur  Politisierung  und  damit  — unbewußt  — zu  der* 
als  Konsequenz  folgenden  Zerspaltung  geneigt.  Der  Kon- 
greß lehnte  zwar  die  Verbindung  mit  der  Labour  Party 
ab,  aber  nur  mit  der  geringen  Mehrheit  von  1686  gegen 
1682  Stimmen.  Also  fast  die  Hälfte  des  Kongresses  war 
für  jene  Verbindung  mit  Politik  und  Klassenstandpunkt, 
wie  sie  durch  Sombart  in  seinem  Buch  „Sozialismus1 
und  soziale  Bewegung“  als  Dreieinigkeit  von  Partei, 
Gewerkschaft  und  Genossenschaft  geschildert  wird.  Er 
erblickt  in  dieser  Verbindung  die  Tendenz  der  Ent- 
wicklung. 

Und  wir?  Wir  erlebten  zwar  in  den  letzten  Tagen 
das  Absterben  der  liberalen  Urgründung  der  Konsum- 
genossenschaften in  Deutschland:  def  Allgemeine  Ver- 
band hat  seine  Konsumgenossenschaften  nun  endgültig 
allesamt  entlassen.  Doch  wir  stehen  auch  jetzt  noch  vor 
einer  Zerspaltung:  Außer  dem  Zentralverband  in  Ham- 
burg, der  von  den  drei  Millionen  Mitgliedern  der  Be- 
wegung in  Deutschland  die  große  Masse  in  sich  ver- 
einigt, besteht  ein  „Reichsverband“  (Sitz:  Düsseldorf - 
Reisholz,  Organ : Konsumgenossenschaftliche  Praxis),  der 
immerhin  eine  halbe  Million,  also  etwa  ein  Sechstel  der 
Gesamtbewegung  in  Deutschland,  an  sich  zu  ziehen  ver- 
mocht hat.  Die  beiden  Verbände  wetteifern  an  Neu- 
tralität. Jede  kommunistische  oder  sonstwie  Parteipolitik 
verratende  Regung  im  Lager  der  Zentralverbandsvereine 
(jetzt  vor  allem  der  Ansturm  der  Kommunisten,  die  aus 
dem  Konsumverein  die  Vorbereitung  der  russischen  Kon- 
sumkommune machen  möchten)  wird  vom  Reichsverband 
als  Zeichen  ungenügender  Neutralität  des  Zentralver- 
bandes registriert;  während  seine  eigenen,  politisch  meist 
der  Zentrumspartei  nahestehenden  Massen  religiös  so 
stark  zu  der  christlichen  Kirche  neigen,  daß  die  soeben 
gegründete  christliche  Genossenschaftsinternationale  auf 
ihrem  ersten  Kongreß  in  Zürich  auch  ejne  Delegation! 
des  Reichsverbandes  begrüßen  konnte,  die  allerdings  vor 
offiziellem  Beitritt  sich  Bedenkzeit  erbat,  ja,  nach  Rück- 
sprache mit  den  maßgebenden  Instanzen  in  der  Heimat 
ablehnte,  um  der  Neutralität  treu  zu  bleiben. 

Wie  aber  steht  es  wirtschaftlich?  Wie  gedeiht  die 
Konsumgenossenschaftsbewegung  besser:  zerspalten  oder 
einig?  Wie  sieht  es  dort  aus,  wo  sie  der  Parteifahne 
folgt,  und  wie  dort,  wo  sie  über  den  Parteien  steht,  wo 
sie  alle  Parteien  in  sich  vereinigt? 

Blicken  wir  auf  das  Ausland,  um  zu  vergleichen. 
In  Belgien,  Holland  und  Frankreich  hat  die  Spaltung  in 
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politisch-sozialistische  Arbeiterkonsumvereine  einerseits 
und  politisch  entgegengesetzte  oder  politisch  neutrale 
andererseits  die  Bewegung  jahrzehntelang  zerrissen  und 
geschwächt,  während  die  Schweiz  und  Dänemark  eine 
einheitliche  und  relativ  viel  stärkere  Entwicklung  zeigen. 

Gegenüber  dem  glänzenden  Volkshaus  in  Brüssel, 
das  für  die  belgische  Sozialdemokratie  die  Konsumge- 
nossenschaft zur  melkenden  Kuh  macht  und  als  Muster- 
beispiel einer  parteipolitisch  gelenkten  Konsumvereins- 
entwicklung dienen  könnte,  hat  Dr.  Hans  Müller,  ein 
Klassiker  der  Genossenschaftstheorie,  daran  erinnert,  daß 
diese  Verquickung  von  Konsumentenorganisation  und 
Parteipolitik  doch  nur  einen  winzigen  Bruchteil  der  rie- 
sigen Stadt  erfassen  konnte,  während  der  Allgemeine 
Konsumverein  in  Basel,  das  Musterbeispiel  einer  neu- 
tralen Volksbewegung,  sozusagen  die  ganze*  Stadt  zum 
Anschluß  gebracht  hat: 

Einwohnerzahl  Mitglieder-  Umsatz 

der  Stadt  zahl  in  Fr. 

Brüsseler  Volkshaus  ....  645000  20000  5 Mill. 

Baselei  Allg.  Konsumverein  . 125  000  29  000  16  „ 

Und  wie  sich  in  diesen,  dem  Jahr  1907  entstam- 
menden Zahlen  schon  die  Ueberlegenheit  des  ursprüng- 
lichen Prinzips  reiner  Konsumentenorganisation  zeigt,  so 
setzt  es  sich  mittels  der  harten  Gewalt  der  Tatsachen 
immer  wieder  durch.  Die  Folgen  der  so  naheliegenden 
Absonderung  nach  Parteien  und  Klassen  sind  überall  so 
verderbliche  für  die  Konzentration  des  Bezugs  und  die 
ihr  erst  folgende  Massenproduktion,  daß  schließlich  (so 
in  Frankreich  bereits  vollzogen)  Verschmelzung  an  Stelle 
der  Gegnerschaft  erstrebt  wird,  bis  auf  diesem  Umweg: 
nach  hemmenden  Kämpfen  und  vergeblich  verschwen- 
deten Mühen  dasselbe  erreicht  ist,  was  die  einheitliche 
Bewegung  der  bestentwickelten  Genossenschaftsländer 
von  jeher  zum  Prinzip  und  Vorbild  gemacht  hat. 

V.  Internationale  Ausbreitung  und  V e r - 
e i n i g u n g. 

Hindurchschreitend  durch  ablenkende  und  hemmende 
Klasseninteressen  und  durch  zerteilende  und  zerkleinernde 
Parteipolitik  folgt  die  Bewegung  doch  Land  für  Land 
und  Schritt  für  Schritt  der  Rochdaler  Verwirklichung 
Owenscher  und  Kingscher  Grundgedanken.  Von  der 
Not  des  Augenblicks  getrieben,  oft  der  Tragweite  des 
Schrittes  nicht  bewußt,  wird  einem  verteuernden  Zwischen- 
handel, einer  allgemeinen  Teuerung  oder  sonstigem  Miß- 
geschick der  Tauschwirtschaft  der  Uebergang  zu  gemein- 
samer Selbstversorgung  entgegengesetzt.  So  weitet  sich 
die  Entwicklung  zu  einer  internationalen. 

In  welchem  Maß,  das  ist  statistisch  gerade  jetzt  am 
wenigsten  feststellbar.  Für  die  Zeit  vor  dem  Kriege  hat 
der  Holländer  Schill  eine  äußerst  liebevoll  gepflegte  Sta- 
tistik der  Genossenschaftsbewegung  zusammengestellt  (ab- 
gedruckt bei  Totomianz,  Konsumentenorganisation).  Jetzt 
fehlt  solche  Pflege.  Wir  haben  einzelne  überraschend 
genaue  Statistiken,  so  für  Japan.  Andererseits  fehlen  die 
zersplitterten,  aber  als  erste  Ansätze  wichtigen  Ziffern 
anderer  außereuropäischer  Völker,  wie  Südamerika, 
Aegypten,  Holländisch-Indien  u..  a. ; sie  sind  statistisch 
noch  dicht  erfaßbar.  Was  aber  feststeht,  ist  die  Tat- 
sache, daß  nicht  nur  in  allen  modernen,  sondern  auch  in 
Ländern  geringerer  kapitalistischer  Entwicklung  teils  selb- 
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ständige  Ueberwindung  einer  Not,  teils  Nachahmung  des 
englischen  Urbilds  zu  gleichfalls  erfolgreicher  Ausbrei- 
tung führte.  Hie  und  da  ausgezeichnet  durch  besondere 
Errungenschaften,  wie  konsumgenossenschaftliche  Gast- 
häuser und  Apotheken,  prägt  selbständige  Gestaltung 
den  gleichen  Grundgedanken  aus. 

Diese  Gemeinsamkeit  gleichen  Strebens  hat  zunächst 
keinen  entsprechenden  Ausdruck  gefunden.  Die  inter- 
nationale Gemeinschaft  der  Ideen  wurde  zuerst  von  eng- 
lischen und  französischen  Anhängern  des  Ideals  der  Pro- 
duktivgenossenschaft gepflegt,  im  Gegensatz  zur  erfolg 
reichen  Praxis  der  Konsumgenossenschaftsbewegung. 

Noch  vor  dem  Ausrufen  der  Bewegung  im  nationalen 
Verband  flatterte  die  Diskussion  über  die  Grenzen,  und 
gerade  die  innere  Unklarheit  war  es,  die  sich  international 
verbrüderte.  So  begann  der  internationale  Zusammen- 
schluß verfrüht,  nur  als  ein  Tummelplatz  der  Debatten. 

Seit  1898  sind  zahlreiche  Genossenschaften  aus  einer 
Reihe  von  Ländern  im  „Internationalen  Genossenschafts- 
bund“ vereinigt,  aber  nicht  nur  Konsumentenorganisa- 
tionen, sondern  wiederum  „Genossenschaften“  aller  Art. 
Die  unvermeidlich  damit  verknüpften  inneren  Gegensätze 
führten  zu  Kämpfen;  erst  aus  diesen  steigt  allmählich, 
von  Kongreß  zu  Kongreß,  mit  siegreicher  Klarheit  der 
Gedanke  empor:  daß  das  Wort  „Genossenschaft“  nichts, 
das  gemeinsame  oder  trennende  Wesen  alles  ist.  Und 
nachdem  Dr.  Hans  Müller  den  Standpunkt  der  konse- 
quenten Konsumentenorganisation  aus  der  Opposition  an 
die  Spitze  getragen,  an  der  er  dann  als  Sekretär  des 
Internationalen  Genossenschaftsbundes  bis  1913  wirkte, 
ist  zwar  ein  freundschaftliches  Zusammenwirken  zwischen 
Konsumgenossenschaften  und  landwirtschaftlichen  Pro- 
duzentengenossenschaften gepflegt,  aber  die  Tragweite 
der  Konsumentenorganisation  doch  allmählich  erfaßt  und 
zum  entscheidenden  Gesichtspunkt  erhoben  worden. 

Der  Unterschied  zwischen  Produzenten-  und  Konsu- 
mentengenossenschaft (Franz  Oppenheimer)  oder  zwischen 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaft  ist  grundlegend 
wichtig.  Die  einen  verbleiben  im  Erwerbskampf  der 
Produzenten,  mithin  grundsätzlich  im  kapitalistisch  durch- 
zuführenden, durch  Geld,  Kredit  und  Handel  zu  vermit- 
telnden Tauschsystem,  der  bestenfalls  durch  Konkurrenz 
geregelten  Privatwirtschaft  der  einzelnen;  die  anderen 
sind  ihrem  Wesen  nach  auf  ein  Heraustreten  aus  dieser 
Wirtschaftsform  gerichtet.  Jene  gehören  dem  Liberalis- 
mus, diese  dem  Sozialismus  an. 

Die  „Redlichen  Pioniere  von  Rochdale“  sind  das 
Stichwort  für  diesen  Grundgedanken  der  Konsumenten- 
organisation. Daher  heißt  es  jetzt  im  soeben  auf  dem 
Internationalen  Genossenschaftskongreß  zu  Basel  be- 
schlossenen § 1 der  neuen  Satzungen  des  Internationalen 
Genossenschaftsbundes : 

„Der  Internationale  Genossenschaftsbund,  in  der  Ab- 
sicht, das  Werk  der  Redlichen  Pioniere  fortzusetzen  und 
durchzuführen,  bezweckt,  in  voller  Selbständigkeit  und 
kraft  eigener  Mittel  das  bestehende  Regime  der  auf  dem 
Konkurrenzkampf  begründeten  Privatwirtschaft  durch 
eine  genossenschaftliche,  die  Interessen  der  Allgemein- 
heit wahmehmende,  auf  Gegenseitigkeit  und  Selbsthilfe 
beruhende  Organisation  zu  ersetzen.“ 


Gründe  der  Unfreiheit  der  Wirtschaft* 

Von  Regierungsrat  Dr.  Wachsmann. 

In  dem  Streben,  von  der  Last  des  Defizits  frei  zu 
kommen,  macht  die  Reichsregierung  mancherlei  Anstren- 
gungen, ihre  Betriebsverwaltungen  auf  den  Stand  der 
Selbsterhaltung  zu  bringen,  nachdem  die  Zuschüsse  der 
letzten  Zeiten  ein  Zerrbild  vemunft-  und  ordnungsmäßiger 
Wirtschaft  ergeben  und  obendrein  in  jedem,  Fernstehenden 
den  Eindruck  erweckt  haben,  als  sei  das  Reich  finanz- 
kräftig genug,  alle  derartigen  Unterbilanzen  zu  decken. 
Dadurch  sind  auch  andere  zu  dem  Gedanken  verleitet 
worden,  sich  aus  diesem  scheinbar  unerschöpflichen  Topf 
zu  stärken  und  staatliche  Zuschüsse  zu  unrentierlichen 
Wirtschaftsunternehmungen  zu  verlangen.  So  ist  fast 
unser  ganzes  wirtschaftliches  Leben,  nicht  nur  das  öffent- 
liche, mit  öffentlichen  Zuschüssen  gleichsam  durchseucht. 
Daß  die  Wirtschaft  sich  dadurch  in  starke  Hörigkeit  der 
Verwaltung  gegenüber  begeben  hat,  scheint  ihr  nicht 
zur  Erkenntnis  gekommen  zu  sein,  auch  nicht,  daß  damit 
eine  gewisse  Sozialisierung  angebahnt  wird. 

Ob  die  Staatsgewalt  in  ihrem  Streben,  sich  der 
Zuschüsse  zu  .erwehren,  Erfolg  haben  wird,  hängt  im 
wesentlichen  davon  ab,  ob  es  ihr  gelingt,  zunächst  in 
ihrem  eigenen  Getriebe  den  gewerkschaftlichen  Lehrsatz 
vom  starken  Arm,  der  die  Räder  still  legt  (man  sollte 
ihn  richtiger  so  fassen:  alle  Räder  stehen  still,  wenn 
dein  fauler  Arm  nicht  will),  außer  Anwendung  zu  bringen ; 
ob  sich  alle  Glieder  wieder  fleißig  regen  und  zur  Er- 
kenntnis zurückringen,  daß  der  Inhalt  der  Lebensarbeit 
des  Beamten  die  Arbeit  für  das  Gemeinwesen,  zu  einem 
großen  Teile  uneigennützige  Arbeit,  ist,  nicht  aber  krampf- 
haftes Mühen  um  Gleichstellung  mit  allen  möglichen  an- 
deren Bevölkerungskreisen,  deren  Bezüge  unentwegtes 
Ziel  der  Scheelsucht  und  Gegenstand  stundenlanger  Dis- 
kussionen, vor  allem  während  des  Dienstes,  sind.  Da- 
durch hat  sich  die  Beamtenschaft  in  eine  Krisis  gebracht, 
welche  ihre  Existenz  bedroht  und  die  Frage  aufwirft, 
ob  eine  solche  Beamtenschaft  überhaupt  einen  Zweck 
für  das  Gemeinwesen  hat.  Ein  jämmerliches  Zeichen  für 
ihren  Geist,  daß  die  Fachzeitschriften,  sei  es  der  „Bürger- 
meister“ oder  das  Organ  der  Justizbürobeamten  oder 
irgendeiner  sonstigen  Beamtengruppe,  mit  Gehalt-  und 
Einstufungsfragen  ausgefüllt  sind,  während  Fachfragen 
und  die  allgemeine  oder  fachliche  Fortbildung  ganz  in  den 
Hintergrund  treten.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine 
Einzelerscheinung,  auch  nicht  um  Mißstände  nur  bei  den 
Beamten,  sondern  um  Symptome  einer  Epidemie,  welche 
alle  Gehalts-  und  Lohnempfänger  um  Demagogenpulte 
sammelt  und  der  Arbeit  entwöhnt.  Darum  die  Ueberzahl 
an  Arbeitskräften  und  das  geringe  Maß  an  Leistungen, 
die  unverhältnismäßige  Höhe  der  Betriebskosten.  Es 
kann  freilich  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Bezüge 
vieler  den  Lebensbedingungen  nicht  entsprechen,  muß 
aber  auch  erkannt  werden,  daß  die  Ansprüche  vieler 
an  das  Leben  außer  Verhältnis  zum  Wert  der  von  ihnen 
geleisteten  Arbeit  stehen,  daß  manche  viel  Zeit,  anstatt 
sie  nutzbringend  zu  verwenden,  mit  unnötigen  Auf- 
wendungen ausfüllen,  welche  die  Lebenshaltungs- 
kosten steigern  und  die  Arbeitslust  verringern; 
solchen  möchte  man  als  Freund  mehr  Arbeit 

wünschen.  Nur  jenes,  das  Maß  der  Bezüge, 

spielt  in  Reden  und  Schritten  eine  Rolle,  und  der  Wahn, 
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daß  die  Ergiebigkeit  der  Betriebe  ins  Unermeßliche  der 
Ansprüche  gesteigert  werden  könne  und  müsse,  die  Arbeit 
aber  im  höchstens  Achtstundentag  möglichst  gestreckt 
werden  dürfe,  wird  weiter  genährt  und  mit  trügerischen 
Schlüssen  einer  Aberwissenschaft  belegt.  Die  unerbitt- 
liche Folge  muß  der  Rückgang  der  gesamten  deutschen 
Wirtschaft  sein,  worin  der  Sozialisierungsgedanke  gerade 
auf  Qrund  der  Auswirkungen  seiner  Propaganda  ein 
vielleicht  heilsames  Gegengift  finden  wird.  Versteht  man 
in  diesem  Zusammenhänge  unter  Sozialisierung  das  Ar- 
beiten aus  öffentlichen  Mitteln  und  auf  allgemeine  Un- 
kosten ohne  Rücksicht  auf  die  Rentabilität  bei  möglichst 
kurzfristiger  Beschäftigung,  ohne  Anstrebung  einer  be- 
stimmten Arbeitsleistung  unter  möglichster  Vermeidung 
eines  nach  Kapitalismus  anmutenden  Gewinns  (ein  Ge- 
winn ginge  ja  auf  Kosten  der  Arbeitenden,  denen  natur- 
gemäß der  gesamte  Ertrag  ihrer  Arbeit  zufließen  muß), 
so  dürfte  das  dem  Gedankengange  der  Mehrheit  der  heu- 
tigen Diener  am  Allgemeinwohl  entsprechen.  Danach 
leben  und  trachten  sie  in  ihrer  Arbeitstätigkeit;  danach 
müssen  die  Unternehmer,  auch  der  Staat,  sich  richten. 
Daraus  ergibt  sich  dann,  daß  ein  Betriebskapital  nicht 
angeschafft  oder  erhalten  werden  kann,  daß  daher  nicht 
nur  im  Augenblick  außergewöhnlicher  Anforderungen, 
sondern  schon  bei  Zurückbleiben  des  Ertrages  hinter 
den  Gesamtkosten,  von  denen  die  Löhne  ja  nicht  gekürzt 
werden  dürfen,  was  z.  B.  England  und  Schweden  jetzt  tun 
können,  ein  Zuschußbedürfnis  entstehen  muß,  dessen  Befriedi- 
gung mangels  vorhandenen  Uniernehmungskapitals  nach  be- 
währtem Brauch  u.  U.  durch  Anwendung  aller  gewerk 
schaftlichen  Kampfmittel  aus  öffentlichen  Fonds  erzwun- 
gen wird,  die  aber  wiederum  niemand  in  dem  erforder- 
lichen Maße  speisen  will.  Nach  der  Revolution  ierung  der 
Betriebe  wirken  die  lauten  Revolten  der  Streikenden 
und  die  latenten  der  Steuerpflichtige^  am  ^Hergang 
und  an  der  Zersetzung  weiter.  Dieser  Zustart^heVf  , Veist, 
daß  unsere  Zeit  den  gesunden  Kern  einer  So-ziälisierung 
noch  nicht  zu  erfassen  vermag,  zu  Sozialisierungsmaßnah- 
men nicht  berufen  ist.  Die  gegenwärtige,  ohne  eine  Ab- 
kehr von  den  bisherigen  Grundsätzen  unvermeidbare 
Defizitwirtschaft  in  allen  öffentlichen  Betrieben  kann  nicht 
der  Inbegriff  der  Vergesellschaftung  sein,  sondern  nur 
eines  Sozialisierungstriebes,  der  sich  mit  Selbstmordge- 
danken trägt.  Die  niederschmetternden  Ergebnisse  der 
Gesellschaften  aus  der  Zwangswirtschaftszeit,  z.  B.  das 
Milliardendefizit  des  Reichsausschusses  für  Oele  und 
Fette,  neben  denen  der  Betriebsverwaltungen,  sollten  Mah- 
nungen genug  bedeuten,  die  sozialen  Bestrebungen  nicht 
nur  auf  die  Person  des  Arbeitenden,  sondern  auch  auf 
ein  für  die  Allgemeinheit  erträgliches  Ergebnis  seiner 
Arbeit  abzustellen,  die  Leistungen  und  nicht  den  Lohn 
zu  erhöhen,  wenn  der  Verdienst  aus  den  Stunden  gelei- 
steter Arbeit  seinen  Bedürfnissen  nicht  entspricht.  Das 
kann  und  muß  geschehen,  ohne  zur  Ausbeutung  des  Ar- 
beitenden zu  entarten. 

Das  Zuschußbedürfnis  als  solches  ist  ja  freilich  nicht 
ein  Kriterium  der  neuen  Zeit  (auch  früher  gab  es  Unter- 
bilanzen), wohl  aber  die  Art  seiner  Behebung.  Und  diese 
gibt  ihr  ein  Gepräge,  das  ihr  später  nicht  zum  Ruhm  ge- 
reichen wird.  Früher  wurden  Arbeiterzahl,  Arbeitszeit 
und  -lohn  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  und  dem  Er- 
trage des  Betriebes  angepaßt.  Heute  wird  der  Betrieb 


nach  den  Interessen  der  Arbeitenden  aufgebläht  und 
das  Ergebnis  darf  nicht  zu  einer  Verkürzung  ihrer  Wün- 
sche Anlaß  geben.  Und  da  dieser  neue  volkswirtschaft- 
liche Grundsatz  in  den  neuen  sozialen  Gesetzen  gewisser- 
maßen legalisiert  ist,  so  ergibt  isich  daraus,  daß  ein 
Zuschußbedarf  bei  der  Allgemeinheit  als  der  Urheberin 
der  Grundsätze  und  Gesetze  zur  Erstattung  angemeldet 
wird  und  ein  gewisses  Recht  darauf  sich  herausgebildet 
hat.  Denn  was  der  öffentlichen  Hand  für  ihre  Betriebe 
recht  ist,  erscheint  der  privaten  für  die  ihren  billig), 
namentlich  wenn  sie  nachweisen  kann,  nicht  nur  ihren 
Interessen,  sondern  auch  der  Allgemeinheit  zu  dienen. 
Eine  Umkehr  der  geschäftlichen  Moral  in  das  Gegenteil 
einer  solchen,  eine  gewisse  Korruption,  zum  mindesten 
aber  eine  Erschlaffung  der  Unternehmerenergie,  muß  die 
Folge  einer  solchen  staatlichen  Sanktionierung  einer  Ban- 
kerottwirtschaft sein.  So  hat  sich  ein  Zustand  der  Un- 
wirtschaftlichkeit  herausgebildet,  der  unverständlich  ist 
und  in  diesem  Umfang  vor  dem  Kriege  unerhört  gewesen 
wäre:  wo  ein  Betrieb  nicht  rentiert  und  nach  dem  Stand 
der  heutigen  Arbeitergesetzgebung  vielleicht  auch  nicht 
rentieren  kann,  oder  wo  ein  Unternehmen  geplant  wird, 
das  mit  Sicherheit  eine  Unterbilanz  erwarten  läßt  oder 
doch  ein  starkes  Risiko  in  sich  schließt,  wird  ein  öffent- 
liches Interesse  konstruiert,  was  zum  Zwecke  der  Vermei- 
dung von  Arbeiterentlassungen  oder  zur  Verminderung 
bestehender  Arbeitslosigkeit  stets  gegeben,  ist,  auch  über 
den  Rahmen  der  zurzeit  unentbehrlichen  und  bewährten 
produktiven  Erwerbslosenfürsorge  hinaus,  und  werden 
daraufhin  staatliche  Zuschüsse  oder  Garantien  in  An- 
spruch genommen  und  vielfach  gewährt.  Ein  Zeichen 
starker  wirtschaftlicher  Unselbständigkeit  und  Unfreiheit 
und  darum  gewissermaßen  eine  Ironisierung  der  neuen 
Zeit,  welche  die  Freiheit  bringen  wollte.  Mag  sein, 
daß  derartiges  das  Kriterium  einer  sozialen  Demokratie 
ist,  für  die  Deutsche  Republik  kann  es  ein  Segen  nicht  sein, 
daß  niemand  mehr  meint,  auf  eigenen  Füßen  stehen 
zu  müssen,  sondern  als  Teil  des  herrschenden  Volkes 
stets  öffentliche  Stützen  beanspruchen  zu  dürfen.  Das 
gilt  in  besonderem  Maße  auch  von  den  Kommunalverwal 
tungen. 

Gewiß  trägt  einen  großen  Teil  der  Schuld  an 
dieser  wirtschaftlichen  Unfreiheit  und  Unselbständigkeit 
die  neue  Steuergesetzgebung,  welche  den  öffentlichen 
Verbänden  innerhalb  des  Reiches  unendlich  erschwert,  sich 
eigene  Subsistenzmittel  zu  beschaffen  (sofern  sie  sich  über- 
haupt entschließen  sollten,  ihren  Eingesessenen  neue  La- 
sten aufzuerlegen)  und  — gezwungen  durch!  den  Friedens 
vertrag  — alle  Wirtschaftszweige  in  ihren  Einkünften  auf 
das  Empfindlichste  kürzt  und  dadurch  in  ihrer  Entwick- 
lung beschneidet,  ohne  doch  den  Bedarf  des  Reichs  decken 
zu  können.  Aber  gerade  diese  Tatsache  der  Unzuläng- 
lichkeit der  öffentlichen  Gefälle  zur  Erfüllung  der  staat- 
lichen Zwecke  und  die  darin  liegende  Gefahr  einer  ver- 
hängnisvollen Erschütterung  des  Staatswesens  sollte  die 
Wirtschaftskreise,  welche  doch  die  Gefahr  einer  Unter- 
bilanz am  besten  kennen,  veranlassen,  in  ihren  Leistungen 
sich  dem  steuerlichen  Zwange  zu  fügen  und  in  ihren  For- 
derungen sich  auf  sich  selbst  zu  besinnen  und  das 
Odium  des  Bittens  um  Gaben  zu  vermeiden.  Machen 
sie  sich  doch  sonst  gewissermaßen  mitschuldig  im  Sinne 
jemandes,  der  sich  aus  einer  Konkursmasse  ihm  nicht 
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zustehende  Beträge  zuwenden  läßt.  Auch  das  viel  gehörte 
Argument,  daß  diese  oder  jene  Regierung  das  nötige 
Vertrauen  nicht  habe,  man  ihr  daher  das  Schuldige  nicht 
leiste,  sollte  verstummen.  Denn  jede  Regierung  oder 
Regierungsform  ist  ein  Glied  in  der  Weiterentwickelung 
eines  Staatswesens;  und  je  eher  dieses  gesundet,  auch 
wirtschaftlich,  in  seiner  Finanzwirtschaft,  umso  eher 
werden  geordnete  Verhältnisse  wiederkehren  können.  Die 
ständige  Vergrößerung  der  Fehlbeträge  ist  aber  das 
schwerste  Hemmnis  auf  dem  Wege  zum  Wiederaufstieg. 

Niederdrückend  ist  es,  daß  derartige  Zuschlißwünsche 
(neben  den  Steuerverweigerungen)  sich  gerade  jetzt  im 
Zustande  unseres  Niederganges  breit  machen,  während 
das  Deutsche  Reich  unter  anderem  Zeichen,  dem  der 
Opferwilligkeit,  hochgekommen  ist.  Dabei  sei  nur  bei- 
läufig an  die  Entsagungskraft  der  altpreußischen  Be- 
amten vergangener  Jahrhunderte  gedacht,  vor  allem  aber 
darauf  verwiesen,  daß  das  Aufblühen  des  deutschen  Han- 
dels im  frühen  Mittelalter  — das  doch  auch  schon  Steuern 
kannte,  und  nicht  gern  mochte  — ohne  öffentl.  Hilfe  mög- 
lich war.  Die  Hansa  trug  auf  eigene  Rechnung  und  eigenes 
Risiko  mit  ihren  Kontoren  und  Faktoreien  den  deutschen 
Gedanken  ins  Ausland  und  gewann  ihm  Boden ; sie  selbst 
schaffte  sich  ihre  Wirtschaftsbedingungen  und  bildete 
sich  ihren  Nachwuchs  heran,  während  heute  jeder,  der 
irgendwie  Unternehmungen  in  Verbindung  mit  nationalen 
Zielen  verfolgt,  zum  mindesten  eine  Garantie  aus  öffent- 
lichen Mitteln  verlangt,  wenn  sich  nicht  mit  Sicherheit 
eine  Rente  erwarten  läßt.  Ebenso  wie  in  den  Kreisen  der 
Arbeitenden  und  Rentner,  in  gewissem  Umfange  un- 
vermeidlich und  verständlich,  Forderungen  auf  staat- 
liche Versorgung  laut  werden,  so  zieht  ins  Wirt- 
schaftsleben die  Neigung  zu  staatlichen  Unterstützungen 
ein.  Der  Staatssäckel  soll  zur  Speisung  aller  Bedürfnisse 
im  Staate  dienen,  u.  a.  z.  B.  auch  Mittel  zur  Hebung 
der  Wirtschaftlichkeit  der  gewerblichen  und  industriellen 
Produktion  zur  Verfügung  stellen.  Der  Sozialisierungs- 
gedanke marschiert,  entweder  einem  anderen  als  seinem 
gegenwärtigen  Ziele  entgegen,  oder  er  läuft  sich  tot. 
Die  nächste  Zukunft  wird  über  ihn  und  damit  über  die 
Selbständigkeit  der  Wirtschaft  zu  entscheiden  haben.  Die 
Unlust  zur  Arbeit  und  vor  allen  Dingen  zu  vermehrter 
Arbeit,  welche  unsere  Zeit  kennzeichnet,  ist  ihm  ab 
träglich.  Dieses  Stigma  der  Trägheit  brachte  dem  Staate 
die  Fehlbeträge  und  allen  Betrieben  den  Zuschußbedarf, 
es  macht  unter  diesen  Umständen  Sozialisierungen  zur 
Utopie  und  zum  Verbrechen  an  der  Gesamtheit;  bei  fort- 
schreitender Verarmung  muß  sie  zur  Verelendung  des 
Volkes  führen.  Die  Erkenntnis  wird  sich  durchsetzen 
müssen,  daß  Unzulänglichkeit  der  öffentlichen  Mittel 
und  Zuschüsse  aus  ihrem  Fehlbeträge  dem  sozialen  Auf- 
bau den  Boden  entziehen.  Zudem  sind  öffentliche  Zu- 
schüsse in  der  Regel  auch  ein  Zeichen  der  Unehrlich- 
keit und  Feigheit,  u.  U.  auch  auf  Seiten  des  Staates), 
der  nicht  zeigen  will,  daß  gewisse  Unternehmungen, 
deren  er  nicht  glaubt  entbehren  zu  können,  mit  oder 
ohne  seine  Schuld  dem  Verderb  ausgeliefert  worden 
sind;  ein  Zeichen  auch  der  Bequemlichkeit  der  Unter- 
nehmer, welche  die  größere  Mühe  der  Auftreibung  der 
Mittel  aus  den  wirtschaftsgemäß  gegebenen  Quellen  einer 
mühelosen  Anrufung  staatlicher  Hilfe  vorziehen,  zumal 
wenn  sie  in  der  gefügiggemachten  oder  irregeführten 


öffentlichen  Meinung  sich  ein  Druckmittel  geschaffen 
haben;  ein  Zeichen  aber  vor  allen  Dingen  auch  des 
verlöschenden  Stolzes.  Deutschland  ist  groß  geworden 
durch  den  Opferwillen  und  Opfermut  seiner  Teile  und 
Glieder.  Im  Niedergange  breiten  sich  Habgier  und 
Schaffensschwäche.  Daß  jeder  sein  Unglück  auf  andere 
abzuwälzen  oder  wenigstens  mit  ihnen  zu  teilen  sucht, 
ist  vielleicht  verständlich;  daß  aber  niemand  mehr  be- 
reit ist,  für  die  Allgemeinheit  Opfer  zu  bringen,  ist  nicht 
ein  Zeichen  von  Gesundung  und  keine  gute  Vorbedeu- 
tung für  die  zukünftige  Entwickelung.  Ehe  wir  auf 
Besserung  hoffen  dürfen,  wird  zuvor  ein  jeder,  der  nicht 
unmittelbar  vom  Staate  abhängig  ist,  zur  Selbstachtung 
und  Freiheit  zurückstrebend  bereit  und  in  der  Lage 
sein  müssen,  selbst  Mann  zu  sein  und  auf  öffentliches 
Gängelband  zu  verzichten,  der  Abhängige  aber  sich  zu 
bescheiden  lernen  müssen.  Dann  erst  wird  wirtschaft- 
liche Freiheit,  auf  der  Freiheit  der  Unternehmer  und  der 
Arbeitenden  zur  Arbeit  beruhend,  den  Aufbau  ermög- 
lichen. 

Dazu  ist  aber  noch  die  Beseitigung  eines  weiteren 
Hemmnisses,  der  Störung  des  inneren  Friedens,  nötig, 
die  Sicherung  ruhiger  Arbeit  für  die  Unternehmer  wie  die 
Arbeitenden.  Diesem  Zwecke  diente  früher  die  bewaff- 
nete Macht.  Wehrmacht  und  Wirtschaft  haben  beim 
ersten  Anblick  zwar  nichts  mit  einander  zu  tun  und  in  der 
jüngsten  Geschichte  Deutschlands  auch  unmittelbar  mit 
einander  nichts  zu  tun  gehabt,  als  das  Heer  zum  sinn- 
fälligen Zeichen  monarchischer  Macht,  zum  Zweck  und 
Mittel  der  Erhaltung  und  Mehrung  der  Herrschergewalt 
geworden  war,  während  die  Wirtschaft  in  die  Aschen- 
brödelrolle werktätiger  Arbeit  versank,  ohne  Anspruch 
darauf  erheben  zu  dürfen,  als  Pionier  des  Staatsgedan- 
kens gewertet  zu  werden.  Der  Zweck  des  Heeres,  als 
Volksheer  dem  Schutze  des  Volkes  und  seiner  Arbeit 
zu  dienen,  war  gegenüber  der  Erhaltung'  und  Ausdehnung 
staatlicher  Macht  in  den  Hintergrund  getreten.  Die  Wirt- 
schaft hatte  zwar  die  Mittel  für  den  Unterhalt  des 
Heeres  aufzubringen,  allmählich  aber  jeden  Einfluß  und 
jeden  Anspruch  auf  die  Verwendung  des  Heeres  zu 
ihrem  Nutzen  verloren.  Das  ehemalige  Volks- 
heer wrar  als  gewissermaßen  erweiterte  Leib- 
garde vergangener  Zeiten  zum  Machtfaktor  für 
die  Krone  geworden.  Nur  in  Zeiten  der  Not,  wenn 
äußere  Gewalten  das  Staatsganze  und  mit  ihm  die  Wirt- 
schaft zu  erschüttern  drohten,  mit  dem  Fürsten  auch  das 
Volk  in  seiner  Selbständigkeit  und  der  Freiheit  seiner 
Wirtschaft  gefährdeten,  wurde  zur  Erhaltung  seiner  Le- 
bensfähigkeit unter  Rückkehr  zum  ursprünglichen  Zu- 
stande die  gesamte  wehrfähige  Mannschaft  aufgerufen. 
Das  Heer  diente  dem  Könige,  das  Aufgebot  aller  der 
Wirtschaft  des  Volkes.  Nur  in  solchen  Zeiten  der  Not 
trat  das  in  den  Vordergrund,  was  zu  Anbeginn  die  Auf- 
gabe des  Wehrstandes  gewesen  war,  die  Erhaltung  des 
Nährstandes,  die  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Selbst- 
ständigkeit des  Volkes  oder  Stammes. 

Aus  dem  Schutzbedürfnis  der  Wirtschaft  ergab  sich 
und  ergibt  sich  noch  heut  der  Stärkebedarf  der  Ab- 
wehrmacht, wenn  nicht  die  Wirtschaft  fremden  Macht- 
gelüsten oder  inneren  Friedensstörern  ausgeliefert  und 
damit  in  ihrer  Selbständigkeit  bedroht  werden  soll.  Nun 
sind  die  Zeiten  des  Heerbanns,  des  Volksheeres  und  der 
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Militärmacht  für  -Deutschland  vorbei.  Dem  willkürlich  sdhaft  ist  schutzlos  wie  in  jenen  Zeiten,  als  Willkür 
bemessenen  Hunderttausendmannheer,  einem  Häuflein  Stadtrecht,  Stadtrecht-  Landrecht  und  gemeines  Recht 
außer  Verhältnis  zu  den  Heeresstärken  seiner  Nachbarn,  brach,  Willkür  als  Wurzel  und  Inbegriff  des  autonomen 
obliegt  im  Verein  mit  den  ebenso  willkürlich  begrenzten  Rechts.  Der  Frieden,  der  uns  mit  dem  Verzicht  auf  die 
Hundertschaften  der  Schutzpolizei  die  Aufrechterhaltung  Macht  beschieden  wurde,  ist  aber  der  Frieden  des  Gra- 
innerer  Ordnung  neben  der  Abwehr  äußerer  Machtge-  bes,  auf  dem  unser  zerbrochenes  Schwert  rechtlos  ruht 
lüste  und  damit  die  Gewährleistung  der  Grundbedingun-  und  in  dem  die  Mächte  der  Zersetzung  am  Werke  sind, 
gen,  deren  die  Wirtschaft  zu  ihrem  Gedeih  bedarf.  Mili-  Unter  staatlicher  Bevormundung  stehend,  müssen  und 

tärische,  militaristische  und  imperialistische  Machtwünsche  wonen  wjr  uns  jn  unseren  Grenzen  bescheiden,  zumal 
muß  das  deutsche  Volk  ja  zurückstellen  und  dafür,  daß  uns  <jer  Friedensvertrag  in  seiner  wohlwollenden  Uni- 
dies  dem  Willen  der  Sieger  gemäß  geschieht,  bietet  die  versalität  deren  Schutz  sichert.  Es  hat  auch  den  An-, 
gegenwärtige  Staatswillensbildung  jede  Gewähr.  Den-  sthein  und  ist  beschämend  genug,  züzugestehen,  daß  der 
noch  taucht  die  bange  Frage  auf,  ob  die  uns  belassene  deutschen  Wirtschaft  und  damit  dem  deutschen  Volke 
Wehrmacht  genügt,  die  Wirtschaft  vor  allen  Schä-  die  schwersten  Gefahren  zurzeit  nicht  von  draußen,  son- 
digungen  zu  schützen  und  damit  unsere  Leistungsfähig-  dern  im  Innern  drohen,  wo  ein  Streiksturm  nach  dem 
keit,  auch  zum  Nutzen  der  Sieger,  zu  erhalten.  anderen  das  Wirtschaftsleben  in  seinen  Grundfesten  er- 

Diese  Frage  wird  nur  von  denjenigen  bejaht  werden  schüttert  und  damit  das  Volksganze  der  Auflösung  nähert, 
können,  die  von  der  gegenwärtigen  Entwicklung  drinnen  Nun  ist  Gewalt  der  Waffen  sicherlich  nicht  das  geeignete 
und  draußen  überall  die  Abkehr  von  jeglichem  Willen  Mittel,  hier  Frieden  zu  stiften,  der  Arbeit  ihr  Recht  zu 
zur  Gewalt  erwarten,  die  dem  allgemeinen  Frieden  ent-  sichern.  Aber  ein  Mittel  zu  diesem  Zweck  muß  gefunden 
gegenträumen  und  der  Hoffnung  leben,  daß  das  Recht  werden, solange  nicht  der  Streik  als  gesetzliches  Kampfmittel 
allein  die  Verhältnisse  der  Völker  zueinander  und  der  in  gesetzliche  Bahnen  gelenkt  und  in  diese  gebannt  ist, 
Volksgenossen  untereinander  regeln  könne.  Immerhin  wozu  die  jetzt  vorgelegte  Schlichtungsordnung  die  ersten 
wäre  es  Verbrechen,  die  Frage  einer  Vermehrung  der  Ansätze  darstellt.  Aber  auch  wenn  das  erreicht  werden 
bewaffneten  Macht  ins  Auge  zu  fassen  oder  auch  nur  sollte,  muß  die  Durchführung  solcher  gesetzlichen  Maß- 
die  Möglichkeit  dazu  öffentlich  zu  erörtern.  Denn  zur  regeln  gesichert  werden.  Daher  muß  auf  anderem  Wege 
Vermeidung  weiterer  Schwierigkeiten  muß  der  Friedens-  hinsichtlich  einer  Gegenwirkung  ausreichende  Vorsorge 
vertrag  von  uns  als  bindendes  Gesetz  geachtet  werden,  getroffen  werden.  Die  Bestrebungen  der  Wirtschafts- 
so  bitter  und  schwer  es  wird.  Dennach  können  Zwei-  friedlichen  könnten  Maßnahmen  dieser  Art  entbehrlich 

fei  über  die  friedewirkende  Macht  des  Rechts  allein)  machen ; sie  sind  aber  in  der  Minderheit  und  werden  er- 

picht völlig  unterdrückt  werden.  Es  müssen  aber  andere  bittert  bekämpft.  Daher  ist  eine  umfassende  Schutzmaß-' 
Mittel  als  Waffen  zu  seiner  Sicherung  gesucht  werden,  nähme  erforderlich,  wie  sie  vom  Staate  anerkannterweise 
zumal  auch  jenseits  der  Grenzen  gelegentlich  Gedanken  in  der  technischen  Nothilfe  in  Angriff  genommen  worden 
darüber  auftauchen  dürften,  was  aus  unseren  Repara-  ist.  Dennoch  reicht  diese  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestaltung  ! 
tionsleistungen  werden  soll,  wenn  die  deutsche  Wirt-  zur  Sicherung  der  Aufrechterhaltung  der  Wirtschaft  nicht 
schaff  durch  irgendwelche  Einwirkungen  lahmgelegt  wird;  aus,  wie  die  letzten  Streiktage  ergeben  haben.  Auch! 
auch  dort  muß  ein  gewisses  Interesse  daran  bestehen,  ist  der  Staat,  dem  zwar  die  Sicherung  der  Ordnung  lrä 
sie  vor  Gewalt  zu  schützen.  Denn  dort  weiß  man  am  erster  Linie  obliegt,  nicht  immer  in  der  Lage,  seinen* 

besten,  daß  das  Recht  sich  der  Gewalt  beugen  muß,  Willen  zum  Recht  durchzusetzen  und  das  Recht  zu 

und  wird  Verständnis  dafür  haben,  daß  wir,  allein  auf  schützen.  Daher  wird  der  in  dem  Heerbann  der  Vor- 

das  Recht  angewiesen,  doch  wenigstens  im  Innern  für  zeit  verwirklichte  Selbstschutzgedanke  (nicht  im  Sinne 

seinen  Schutz  sorgen  müssen.  Nur  bei  einem  großen  der  jüngst  aufgelösten  Formationen  militärischen  Cha- 

Teile  unseres  Volkes  besteht  dafür  kein  Verständ-  rakters)  wieder  aufleben  müssen,  dahin,  daß  jeder  Wirt- 
nis;  ihm  gilt  das  Recht  als  der  alleinige  und  aus-  schaftskörper  sich  eine  Nothilfe  sichert,  sofern  sie  nicht! 
reichende  Hort;  er  weiß  nicht,  daß  in  tiefem  Sinne  vom  Staate  vorgesorgt  wird.  Unser  Recht  auf  freie: 
das  Symbol  der  Gerechtigkeit  neben  der  Wage  das  Betätigung  der  Wirtschaft  und  das  Recht  jedes  einzelnen i 

Schwert  ist,  neben  dem  Recht  die  Macht.  Es  gibt  auf  Arbeit  zwingen  uns  daher  in  etwas  auf  den  Weg 

kein  Recht,  wenn  nicht  ausreichende  Macht  da  ist,  es  von  der  Wehrmacht  zur  Werkmacht,  von  der  Wehrpflicht 
vor  Vergewaltigung  zu  schützen.  Nur  sonderbare  Schwär-  zur  Werkpflicht.  In  diesem  Zusammenhänge  gewinne 
mer,  die  Begriff  und  Wesen  des  Rechts  nicht  die  zahlreichen  Erörterungen  über  ein  wirtschaftliches 

kennen,  können  meinen,  der  Macht  entraten  zu  dürfen,  Dienstjahr  ihre  Bedeutung,  ohne  die  chronische  Gänse- 
wenn sie  zur  Freiheit  gelangen  wollen.  Pathetische  Wen-  haut  der  Sieger  verstärken  zu  können.  Gelingt  das  Not- 
dungen, wie  die  Schlußworte  einer  neuzeitlichen  Mi-  wendige  durch  staatliche  Maßnahmen,  dann  ist  eine 
nisterrede:  „es  lebe  das  Recht,  die  in  Menschenliebe  Selbsthilfe  in  dem  Sinne,  daß  jedes  schutzbedürftige 
wurzelnde  Tat,  Grund  dessen  die  Freiheit“  lassen,  so  Wirtschaftsunternehmen  selbst  für  seinen  Schutz  und  die 
wohllautend  und  stilistisch  interessant  sie  auch  sein  mö-  AAöglichkeit  seiner  Inbetriebhaltung  sorgt,  nicht  geboten: 
gen,  vermuten,  daß,  für  den  Schutz  des  Rechts  wenig  Solange  derartiges  aber  fehlt,  und  in  absehbarer  Zeit 
gesorgt  ist.  Ohne  Macht  ist  uns  nur  der  Schein  des  ist  der  Staat  nicht  imstande,  derartig  umfangreiche 
Rechts  geblieben.  Wie  die  Dinge  jetzt  liegen,  sind  Vorsorge  zu  treffen,  sollte  jeder  Betrieb,  der  sidi  als 
das  deutsche  Volk  und  die  deutsche  Wirtschaft  dem  lebenswichtiges  Glied  des  deutschen  Wirtschaftskörper. 

: v liefert,  was  die  Inhaber  irgendwelcher  Gewalt  außen  fühlt,  durch  Bereithaltung  geeigneter  Arbeitswilliger 
oder  innen  als  Recht  ansehen  und  betreiben,  Die  Wirt-  welche  durch  staatliche  Gewalt  zu  schützen  wären,  fü 
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die  Erhaltung  seiner  Lebensfähigkeit  sorgen.  Derartige 
freiwillige  oder  gesetzliche  Dienstpflicht,  die  Erziehung 
der  Mannschaft  zur  Werkfähigkeit  anstatt  zur  Wehrfähig- 
keit, wird  ein  Erfordernis  der  Zukunft  sein,  nicht  im 
Sinne  der  Erneuerung  der  Militärmacht,  sondern  im  Sinne 
der  Erhaltung  der  Wirtschaftskraft  und  zur  Abwehr  ihrer 
Knebelung.  Die  für  das  einzelne  Unternehmen  gebildete 
Mannschaft  wird  freilich  in  Zeiten  harter  Not  auch  den 
Schutz  gegen  bewaffnete  Willkür  übernehmen  können 
und  müssen,  wenn  staatliche  Hilfe  versagt. 

Einer  Sicherung  in  diesem  oder  jenem  Sinne  aber 
scheint  die  deutsche  Wirtschaft  und  mit  ihr  das  in  ihr 
verkörperte  arbeitende  Volk  zu  bedürfen,  wenn  anders 
sie  sich  die  Freiheit  wahren  will.  Finanziell  auf  sich 
selbst  gestellt  und  vom  Säckel  und  der  Bevormundung 
des  Staates  losgelöst,  in  ihrem  Betriebe  aus  sich  selbst 
heraus  gegen  Lahmlegung  durch  Unruhestifter  gesichert, 
wird  sie  dem  Staatswesen  bessere  Grundlagen  zu  seiner 
Erhaltung  bieten,  als  das  bislang  der  Fall  ist. 


Verhandlungsergebnisse  in  der 
Binnenschiffahrt. 

Von  Ministerialrat  Dr.  Wehrmann. 

Der  Friedensvertrag  von  Versailles  erfordert  zu  seiner 
Ausführung  eine  außerordentlich  umfangreiche  Verwal- 
tungsarbeit. Ein  Ausschnitt  aus  einem  verhältnismäßig 
kleinen  Teilgebiet  der  Binnenschiffahrt,  kann  einen  Ein- 
blick in  die  dabei  auftretenden  Aufgaben  und  die  zu 
verfolgenden  Ziele  geben. 

Der  Vertrag  verlangte  von  Deutschland: 

1.  Rückgabe  aller  aus  irgend  einem  Grunde  während 
des  Krieges  nach  Deutschland  gelangten  Fahrzeuge  der 
Gegner; 

2.  Hergabe  bis  zu  20 o/o  des  Bestandes  der  deutschen 
Binnenflotte  zur  Deckung  der  eigenen  Kriegsverluste  der 
Gegner; 

3.  Ausstattung  der  neuen  Uferstaaten  der  inter- 
nationalisierten Ströme  (Rhein,  Elbe,  Oder,  Memel,  Do- 
nau) mit  eigenen  Flotten  aus  den  deutschen  Beständen. 

Die  Schwierigkeiten  der  Erfüllung  dieser  Verpflich- 
tungen haben  auch  den  Verfassern  dieser  Auflagen  im 
Gefühl  gelegen  und  sie  haben  daher  ausnahmsweise 
für  die  Einzelheiten  der  Reparation  (zu  2)  und  die 
Flottenverteilung  (zu  3)  einen  von  Amerika  zu  er- 
nennenden Schiedsrichter  eingesetzt. 

Die  Reparationskommission  zeigte  sich  als  ein 
schwerfälliger  Verwaltungskörper,  der  in  Abgeschlossen- 
heit langsam  seine  Arbeiten  erledigte.  Dabei  vermied 
sie  es,  in  der  Aussprache  mit  den  deutschen  Vertretern 
über  die  Unterlagen  der  Bestimmungen  des  Friedensver- 
trags und  über  das  Material  ihrer  Entscheidungen  eine 
Klärung  der  zu  erreichenden  Ziele  herbeizuführen.  Das  im 
Friedensvertrag  Deutschland  gewährte  b 1 ige  Gehör  wurde 
als  Formaüe  behandelt.  Die  hauptsächlichsten  Entschei- 
dungen wurden  nach  monatelangen  Vorbereitungen  ohne 
Deutschlands  Zuziehung  Unterstellung  einer  ganz  kurzen, 
eine  sachliche  Beurteilung  nicht  ermöglichenden  Präklu- 
sivfrist an  Deutschland  gefällt,  und  ließen  durchaus  den 
versöhnenden  Geist  vermissen,  die  harten  Bedingungen 


wenigstens  rechtlich  einwandfrei  und  loyal  auszuführen. 
Anders  verhielten  sich  wiederholt  die  Vertreter  der  ein- 
zelnen beteiligten  Staaten,  die  als  gewissenhafte  Ver- 
waltungsbeamte zum  Besten  beider  Teile  den  Weg  der 
Verständigung  suchten  und  auch  Verständnis  für  die 
schwierige  Aufgabe  der  deutschen  Vertreter  zeigten. 

Der  amerikanische  Schiedsrichter  stellte  sich  vom 
ersten  Tage  auf  den  Standpunkt,  Deutschland  voll  zur 
Mitarbeit  bei  den  Vorbereitungen  seiner  Sprüche 
heranzuziehen.  Er  brachte  auch  wiederholt  zum  Aus- 
druck, daß  das  gut  vorgearbeitete  Material  Deutsch- 
lands ihm  seine  Aufgabe  sehr  erleichtert  habe.  Die 
Durchführung  seiner  Sprüche  zeigt,  daß  die  gemein- 
same Arbeit  bei  der  Entscheidung  auch  für  die  Abwick- 
lung eine  Atmosphäre  schafft,  die  im  Interesse  der  be- 
teiligten Staaten  weit  eher  Schwierigkeiten  vermeidet,  als 
die  reservierte  Methode  der  Reparationskommission. 
Daß  die  Entscheidungen  de?;  Schiedsrichters  nach 
deutscher  Auffassung,  rein  objektiv  angesehen,  mehr- 
fach fehlgriffen,  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  ihm 
für  seine  Tätigkeit  kurze  Fristen  gestellt  waren,  daß 
er  seinen  Auftrag  aus  einer  gemeinsamen  Entschließung 
der  alliierten  Mächte  herleitete,  deren  Ziele  er  zu  ver- 
wirklichen habe  und  daß  hinter  seinen  Entscheidungen 
nicht  die  Exekutive  gleich  starker  Gegner  stand.  Auch 
haben  die  Wahl  seines  Amtssitzes  in  Paris  und  seine  unge- 
nügende örtliche  Information  in  Deutschland  dazu  beige- 
tragen, daß  seine  Entschließungen  die  wirtschaftliche  Lage 
Deutschlands  während  des  Krieges  und  die  Bedeutung 
seiner  Binnenschiffahrt  nicht  ausreichend  berücksichtigten. 
Die  Sprüche  des  Schiedsrichters  sind  im  übrigen  im 
wesentlichen  auf  praktische  Rücksichten  aufgebaut  und 
können  in  den  angeschnittenen  schwierigen  Rechtsfragen 
kaum  Grundlagen  für  die  Fortentwicklung  des  internatio- 
nalen Binnenschiffahrtsrechts  geben. 

Die  Schiffsabgabe  stellte  die  deutsche  Reichsver- 
waltung vor  eine  ihr  ganz  neue  Aufgabe.  Ihre  Unter- 
verteilung auf  die  Länder  war  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  möglich.  Die  Schiffahrtsabteilung  beim  Chef  des 
Feldeisenbahnwesens,  die  während  des  Krieges  eine  feste 
Zusammenfassung  der  Binnenschiffahrt  vorgenommen 
hatte,  mußte  auf  Wunsch  der  Länder  in  kürzester  Frist 
abgebaut  werden  und  es  gelang  — trotz  der  damit  für 
die  Durchführung  der  Schiffsabgabe  verbundenen  schwe- 
ren Nachteile  — nicht,  ihre  große  Erfahrung  in  der  prak- 
tischen Binnenschiffahrt  für  die  Lösung  der  Schiffsab- 
gabe zu  verwerten.  Infolgedessen  mußte  der  Reichs- 
ausschuß für  den  Wiederaufbau  der  Handelsflotte,  ge- 
rade als  die  praktische  Schiffsabgabe  mit  dem  höchsten 
Nachdruck  der  Gegner  einsetzte,  dies  ihm  fremde  Ar- 
beitsgebiet übernehmen.  Die  Schwierigkeiten,  die  den 
Reichsbehörden  bei  der  Ausführung  derartiger  plötz- 
lich auftretender  und  kurzfristiger  Arbeiten  erwachsen, 
sind  erhebliche,  zumal  sie  durch  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland,  durch  die  zahlreichen  Be- 
stimmungen der  verschiedenen  Tarife  und  Verwaltungs- 
vorschriften viel  zu  eng  in  der  Gewinnung  des  für  die 
schnellste  und  daher  billigste  Art  der  Erledigung  ge- 
eigneten und  nötigen  Personals  gebunden  sind.  Die 
Unterstützung  der  Länder  wurde  nur  in  Einzelfällen 
voll  wirksam,  da  auch  ihre  Behörden  auf  die  eigen- 
artigen Fragen  nicht  eingestellt  waren  und  der 
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zwischen  Reichs-  und  Länderbehörden  noch  ungenü- 
gend entwickelte  Begriff  der  „Verwaltungshilfe“  zu 
einem  schnellen  unmittelbaren  Verkehr  der  Ausführungs- 
organe des  Reichs  mit  diesen  Dienststellen  nicht  aus-- 
reichte.  Die  Ausführung  stützte  sich  wesentlich  auf 
die  Zusammenarbeit  mit  den  Interessenten,  die  in  den 
Arbeitsgemeinschaften  der  einzelnen  Flußgebiete  und  den 
von  ihnen  benannten  Vertretern  sachkundige  und  schnelle 
Unterstützung  boten ; allerdings  stellte  diese  Mitarbeit 
an  einzelne  Persönlichkeiten  derartig  hohe  Anforde- 
rungen, daß  sie  ihnen  bei  der  eigenen  geschäftlichen 
Inanspruchnahme  nur  schwer  entsprechen  konnten. 

Von  den  Verpflichtungen  des  Friedensvertrags  hatte 
die  Restitution  (oben  zu  1)  keine  erhebliche  Bedeutung,  da 
der  Schiffspark  der  Gegner  in  den  besetzten  Gebieten 
verblieben  war  und  nur  in  Einzelfällen  Ueberführungen 
nach  Deutschland  stattgefunden  hatten.  Doch  hat  sich 
auch  hier  infolge  des  schwerfälligen  Apparats  der  Re- 
parationskommission ein  vollständiger  Abschluß  der  Ar- 
beiten noch  nicht  erreichen  lassen. 

Die  Reparation  (zu  2)  wurde  dadurch  eingeleitet, 
daß  die  Reparationskommission  diktatorisch,  ohne 
Deutschland  eine  Einsichtnahme  in  das  Material  zu  ge- 
statten, die  Verlustziffern  festsetzte.  Erst  der  Nachweis 
Deutschlands,  daß  hierbei  eine  .größere  Anzahl  Doppel- 
zählungen den  Gegnern  unterlaufen  waren,  ermöglichte, 
daß  diese  — aber  nur  diese!  — abgezogen  wundem. 
Eine  der  anfechtbarsten  Auslegungsregeln  der  Kom- 
mission bestand  auch  darin,  daß  Deutschland  für  ver- 
' ...  ’M  erklärt  würde,  für  sämtliche  Schiffe,  die  nament- 

. , 0 ’'r'en  ins  neutrale  Ausland  durch  reine  Privat- 

hch  von  Beig., 

geschäfte  verkauft  ;;r°rden  waren’  Ersatz  zu  leisten- 

Bei  einem  Gesamtbes^nd  der  Putschen  Binnen- 
flotte von  rund  7 000  000  t dH»ute  nach  dem  Friedens- 
vertrage eine  Abgabe  von  etwa  1 ®^0^  t deutschen 

Schiffsraumes.  Es  wurde  jedoch  bald  Ki/ß>  daß  die 
Bestimmung  des  Friedensvertrags  über  diesen  Verlust- 
ausgleich graue  Theorie  war,  da  wegen  der  Bauart  def 
deutschen  Schiffe  und  der  Abmessung  der  Wasserstraßen 
der  Gegner  eine  Ueberführung  des  deutschen  Materials 
in  die  fremden  Länder  unmöglich  war.  Trotzdem  sah 
sich  der  Schiedsrichter  nach  dem  Wortlaut  des  Friedens- 
vertrags  zu  der  Feststellung  genötigt,  daß  Deutschland 
grundsätzlich  verpflichtet  wäre,  seine  Binnenschiffe  über 
das  Meer  nach  der  Seine,  nach  Italien,  Spanien  und  sogar 
nach  Afrika  zu  bringen.  Gegen  derartige  unpraktische 
Anforderungen  wandte  sich  einmütig  die  deutsche  Binnen- 
schiffahrt, besonders  die  für  eine  etwaige  Abgabe  in 
wesentlichem  .Umfange  in  Betracht  kommenden  Kreise  der 
Kleinschiffer.  Dies  führte  zur  Ablösung  der  Schiffsab- 
gabe zu  wesentlichem  Teil  durch  Neubauten,  wobei  aber 
die  Reparationskommission  nicht  einmal  der  auf  der  Hand 
liegenden  Tatsache  zugänglich  war,  daß  der  neue  Schiffs- 
raum eine  wesentlich  höhere  wirtschaftliche  Wiederher- 
stellung bot  als  die  Ablieferung  und  demgemäß  eine 
Herabsetzung  der  Leistungsmenge  rechtfertigte.  Sie  blieb 
starr  auf  der  Forderung  des  Ersatzes  Tonne  um  Tonne, 
obwohl  wie  die  nachfolgende  Uebersicht  zeigt,  keines- 
wegs der  Ersatz  in  die  Hände  gelangt,  die  von  dem  an- 
gemeldeten Verlust  betroffen  worden  sind. 

Das  Ergebnis  der  langwierigen,  mit  Frankreich  und 
Belgien  gepflogenen  Verhandlungen,  ist  folgendes: 


Frankreich. 

Die  Verluste  Frankreichs  wurden  auf  340  0Ü0  t eud 
gültig  festgelegt.  Sie  wurden  gedeckt: 

Altlieferung:  Penichentyp,  rund  18  000  t;  Rhein, 
90  000  t (2  Personendampfer,  6 Kranschiffe);  Westdeutsche 
Kanäle,  10  000  t Rheintyp,  6000  t Kampinetyp. 

Neubau:  20  000  t Rheinkähne;  5 Radschlepper 

ä 1275  PS;  4 Radschlepper  ä 925  PS,  9600  t Kam- 
pinetyp (600  t);  189  000  t Penichentyp  (300  t);  8 Lade- 

brücken. 

Außerdem  wurde,  um  die  Wegnahme  des  Rheinschiffs 
raumes,  auf  den  die  Gegner  hartnäckig  losgingen,  ein- 
zuschränken,  eine  Schiffsreparaturwerft  am  Rhein  ab- 
getreten. 

Im  Verlauf  der  Durchführung  des  Vertrags  hat  Frank 
reich  der  Erhöhung  der  Penichenneubauten  zugestimmt, 
um  die  Altlieferung  im  PeniChentyp  zu  vermindern,  durch 
welche  kleine  Privatschiffer  betroffen  worden  wären, 
deren  Kreise  früher  in  Frankreich  Schiffahrt  trieben  und 
durch  den  Krieg  bereits  in  großem  Umfang  ihre  Schiffe 
eingebüßt  haben. 

Belgien. 

Die  Verluste  Belgiens  sind  auf  295  000  t fixier!! 
worden.  Sie  wurden  gedeckt: 

Altlieferung:  Rhein,  63  000  t;  Westdeutsche  Kanäle, 
17000  t. 

Neubau:  2 Radschlepper  ä 925  PS ; 4 Radschlepp  e 
ä 1275  PS;  4 Schraubenschlepper  ä 350  PS;  7000  t Motor 
kähne;  12  500  t Rheinkähne;  51000  t Kampinekähne 
(600  t) ; 98  500  t Schiffsbaumaterial  für  Kampinekähne, 

Die  Verhandlungen  mit  Frankreich  und  Belgien 
schweben  noch  über  die  Deckung  der  nicht  sehr  be- 
deutenden Verluste  an  Schiffahrtsgerät  (etwa  3300  PS 
Baggergerät  und  eine  Anzahl  Baggersthuten).  Auch 
hier  ist  die  Deckung  aus  deutschen  Beständen  kaum  mög- 
lich, so  daß  zu  Neubauten  übergegangen  werden  muß 

Mit  Italien  ist  wegen  seiner  Verluste  von  rund 
17  000  t (und  2300  PS  ebenfalls  ein  Vergleich  dahin  er- 
zielt worden,  daß  Deutschland  Neubauten  an  Schleppern 
und  Baggern  in  Deutschland  vorarbeitet  und  in  Italien 
aulmontiert. 

Mit  Portugal  schwebt  ebenfalls  ein  Neubauab- 
kommen. 

Die  von  Rum'a  n i e n und  G r i e c h'  S n 1 a n d an- 
gemeldeten Reparationsforderungen  werden  von  Deutsch- 
land bekämpft. 

Die  Flottenverteilung  (oben  zu  3)  hat  der  amerik 
kanische  Schiedsrichter  auf  dem  Rhein  nach  Art.  35/ 
des  Vertrags  dahin  vorgenommen,  daß  er  von  den  außer- 
ordentlich übertriebenen  Ansprüchen  der  Franzosen 
ihnen  254  000  t Kahnraum  und  23  760  PS  Schlepp- 
kraft  zubilligte.  Hierin  eingeschlossen  sind  87  000  t 
iKähnraum  und  9570  PS  Schleppkraft,  welche  den 
Schiffspark  der  Rheinschiffahrtsaktiengesellschaft,  vorm. 
Fendel  in  Mannheim  darstellten.  Der  Schiedsrichter 
hielt  sich  für  verpflichtet,  Frankreich  außer  Schleppern 
und  Schiffen  auch  die  Möglichkeit  zu  bieten,  in  die  Kreise 
der  alten  Rheinschiffahrtsgesellschaften  hineinzukömmen 
und  hatte  ihm  75%  des  Aktienkapitals  der  Fendel-Gesell- 
schaft  zugesprochen.  Dieser  Spruch  war  ohne  genügende 
Kenntnis  der  tatsächlichen  Verhältnisse  gefällt.  Frank- 
reich überzeugte  sich,  daß  bei  seiner  Durchführung  auch 
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seinen  Interessen  nicht  gedient  werden  würde  und  ver- 
zichtete Deutschland  gegenüber  auf  die  Fendel-Aktien, 
zumal  sich  nur  auf  diesem  Wege  die  praktische  Mög- 
lichkeit bot,  Frankreich  in  den  Besitz  des  ihm  in  Rotter- 
dam zugesprochenen,  früher  der  Badischen  Aktienge- 
sellschaft für  Rheinschiffahrt  und  Seetransporte  gehörigen 
Geschäftshauses  zu  setzen.  Allerdings  mußten  Frankreich 
neben  der  ganzen  Fendel-Flotte  bisherige  wertvolle  ge- 
schäftliche Stützpunkte  des  Fendel-Konzerns  in  Mann- 
heim, Ludwigshafen,  Köln  und  Duisburg  überlassen 
werden. 

Auf  der  Elbe  sprach  der  Schiedsrichter  der  Tschecho- 
slowakei, trotzdem  sich  in  dem  Territorialbestande  nichts 
geändert  und  schon  früher  ein  durchaus  den  Wirtschaft - 
'liehen  Verhältnissen  entsprechendes  Zusammenarbeiten 
der  Schiffahrt  bestanden  hatte,  173  100  t Kahnraum, 
15  000  PS  Schleppkraft,  1346  PS  Eilgüterdampfer  und 
1890  PS  Hafenschlepper  zu,  ferner  einen  Lagerschuppen 
in  Magdeburg. 

Auf  der  Donau  war  ein  großer  Teil  des  Schiffsparks 
der  Zentralmächte  bei  dem  Zusammenbruch  der  Bai 
kanfront  von  den  Rumänen,  Serben  und  Frankreich  be- 
schlagnahmt worden.  Es  ergaben  sich  daraus  sehr  in- 
teressante Zweifel,  ob  ein  Prisenrecht  für  Binnenschiffe 
anzuerkennen  ist,  welche  Bedeutung  der  militärischen 
Organisation  der  Zentralmächte  zur  einheitlichen  De- 
ponierung über  den  Donauschiffspark  gegenüber  dem 
‘ internationalen  Schutz  des  Privateigentums  beizumessen 
ist,  wann  der  Kriegszustand  für  die  Donauuferstaaten 
als  beendet  anzusehen  war  usw.  Der  Schiedsrichter 
erkannte  im  wesentlichen  die  durch  die  Beschlagnah- 
mungen geschaffene  tatsächliche  Lage,  als  zu  Recht  be- 
stehend an  und  verpflichtete  Rumänien,  Serbien  und  Frank- 
reich nur  zu  einem  kleinen  Teil  zur  Rückgabe  von 
Schiffsraum.  Der  mit  Friedensschluß  erfolgten  Ueber- 
tragung  der  im  österreichischen  Staatsbesitz  befindlichen 
Aktien  der  in  Deutschland  domizilierten  Süddeutschen 
Donau- Dampfschiffahrtsgesellschaft  an  ein  englisches 
Schiffahrtssyndikat  gestattete  der  Schiedsrichter  keinen 
Einfluß  auf  seine  Entscheidung.  Obwohl  der  Schieds- 
richter anerkannte,  daß  dem  Wirtschaftsinteresse  Deutsch- 
lands ein  wesentlich  größerer  eigener  Donauschiffsraum 
als  sein  jetziger  Bestand  entspräche,  verpflichtete  er  doch 
noch  den  Bayerischen  Llovd  zur  Uebertragung  von  5083  t 
an  die  Tschecho  slowakei. 

Die  Flottenverteilung  auf  der  Oder  will  der  Schieds- 
richter nach  dem  Spruch  über  Oberschlesien  in  diesen 
Tagen  in  Angriff  nehmen.  Auch  die  Tschechen  haben 
hier  Ansprüche  für  ihren  Transport  schwedischer  Erze 
auf  der  Oder  angemeldet,  obwohl  sie  nur  auf  einer 
kleinen,  nicht  schiffbaren  Strecke  Anlieger  an  der  künst- 
lich in  das  tschechische  Gebiet  hinein  verlängerten  inter- 
nationalisierten Oder  sind. 

Die  Abgabe  der  Schiffe  ist  schon  weit  fortgeschritten, 
wobei  die  Heranziehung  der  Kleinschiffahrt  im  Verhält- 
nis zu  den  Reedereibetrieben,  recht  schwierige  Arbeit 
in  den  Interessentenkreisen  erforderte.  Tatsächlich  wer- 
den die  Einzelexistenzen,  die  für  sich  und  ihre  Familien 
auf  den  praktischen  Schiffahrtsbetrieb  angewiesen  sind, 
von  der  Schiffsabgabe  bisher  überhaupt  nicht  betroffen. 
Auf  der  Elbe  wird  fast  der  ganze  abzutretende  Schiffs- 
raum durch  Ueberlassung  des  Gesamtbesitzes  der 


Oesterreichischen  Nordwest-Dampfschiffahrtsgesellschaft 
und  durch  wesentliche  Teile  des  Schiffsparks 
der  Neuen  Deutsch -böhmischen  Schiffahrtsgesellschaft 
gedeckt.  Es  bleiben  nur  noch  rd.  28  000  t aus 
der  übrigen  Elbflotte  zu  stellen.  Während  die  östliche 
Schiffahrt  durch  die  Neubauabreden  ganz  von  der  Last 
des  Friedensvertrags  zur  Schiffsabgabe  für  Reparations- 
zwecke befreit  worden  ist,  ist  für  den  Rhein  und  zum 
Teil  auch  für  die  westdeutschen  Kanäle  eine  recht  starke 
Belastung  bestehen  geblieben.  In  Rheinschiffahrtskreisen 
wird  dies  um  so  schwerer  empfunden,  als  mit  dem  ab- 
getretenen Schiffsraum  und  in  erheblichem  Maß  auch 
durch  die  Neubauten  der  deutschen  Rheinschiffahrt  eine 
schwere  geschäftliche  Konkurrenz  erwächst.  Allerdings 
scheint  es,  daß  Frankreich  die  Möglichkeit,  selbst  Rhein - 
Schiffahrt  zu  betreiben,  überschätzt  hat  und  bei  seinen 
Reedereien  Schwierigkeiten  findet,  die  Schiffe  sofort  an 
sie  abzusetzen.  Die  Folge  sind  sehr  lästige  Quängeleien 
bei  der  Abnahme  der  Fahrzeuge.  Die  Gesamtbelastung 
des  Rheins  stellt  sich  etwa  wie  folgt  dar: 

Altlieferung  aus  dem  Rheingebiet:  2 Passagier- 
boote, 6 Kranschiffe,  344  000  t,  23  760  PS  für  Frankreich ; 
63  000  t für  Belgien  aus  westdeutschen  Kanälen  (im  Rhein- 
typ); 10  000  t für  Frankreich. 

Neubau  (im  Rheintyp):  20  000  t,  10  075  PS  für  Frank- 
reich; 12-500  t,  8450  PS  für  Belgien. 

Daneben  erhält  Frankreich  noch  Lagerhäuser  und 
Umschlagseinrichtungen  in  Mannheim,  Ludwigshafen, 
Köln  und  Duisburg,  sowie  eine  Schiffsreparaturwerft 
in  Duisburg.  Die  deutsche  Rheinflotte  umfaßte  im  Jahr 
1918  etwa  2,2  Mill.  Tonnen  und  rd.  182  000  PS  Schlepp- 
kräfte. v 

Die  Neubauten  sind  in  größeren  Mengen  bereits  ver- 
geben und  haben  den  Binnenschiffswerften  auf  geraume 
Zeit  hinaus  zu  einer  lebhaften  Beschäftigung  verholten. 
Das  Bauprogramm  erstreckt  sich  auf  mehrere  Jahre. 
Einer  besonderen  Regelung  wird  die  Ueberführung  der 
fertigen  Schiffe  an  die  am  Rhein  gewählten  Abnahme- 
plätze bedürfen. 

Die  Werte  der  nach  Art.  339  undi  357  abgetretenen 
Fahrzeuge  sind  vom  Schiedsrichter  bereits  in  globalen 
Goldmarksummen  festgestellt  worden,  ohne  daß  daraus 
Anhaltspunkte  für  seinen  Berechnungssatz  entnommen  wer- 
den können.  Ebenso  sind  in  den  Staatsverträgeni  über  die 
Neubauten  feste  Anrechnungswerte  niedergelegt  worden. 
Dagegen  wird  um  die  Werte  der  zur  Reparation  abge- 
lieferten Schiffe  noch  vor  der  Reparationskommission 
zu  kämpfen  sein.  Die  Anrechnung;  der  fast  ausschließlich 
erst  nach  dem  1.  Mai  1921  durchgeführten  Lieferungen 
erfolgt  auf  die  Annuitäten,  während  die  in  Feindesland 
zurückgelassenen  Bestände  möglichst  auf  die  Gesamt- 
schuld zur  Anrechnung  gebracht  werden. 

Die  Entschädigung  der  sämtlichen  in  Feindesland 
verlorengegangenen  und  zurückgelassenen  oder  aus  deut- 
schen Beständen  abgegebenen  Binnenschiffe  erfolgt  an 
der  Hand  der  auf  Grund  des  Reichsgesetzesi  vom  31.  Au- 
gust 1919  in  Kürze  zu  erlassenden  Binnenschiffahrts- 
entschädigungsrichtlinien. Auch  hier  ist  indes  in  großem 
Umfang  die  Arbeit  der  Interessenten  eingeschaltet,  indem 
eine  Binnenschifftreuhandgesellschaft  m.  b.  H.  gegründet 
worden  ist,  die  mit  einer  ihr  vom  Reich  überwiesenen 
Pauschalvergütung  die  Abfindung  aller  Entschädigungs- 
berechtigten  und  besonders  auch  die  Regulierung  der 
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die  Schiffsabgabe  erheblich  erschwerenden  zahlreichen 
holländischen  Hypotheken  übernommen  hat. 

Die  Arbeit,  die  Schiffsabgabe  nach  dem  Friedens- 
vertrag in  eine  praktische,  für  Deutschland  erträgliche 
Form  zu  bringen,  hat  gezeigt,  daß  die  sachliche  deutsche 
Gründlichkeit  sowohl  nach  außen  als  auch  nach  innen 
eine  gute  Verhandlungsbasis  gab.  Die  Berührung  mit 
den  Verwaltungen  anderer  Länder  brachte  auf  deren 
Seite  nicht  die  gleichen  zuverlässigen,  wohlfundierten 
Grundlagen.  Diese  sorgfältige  Pflege  sicheren  Materials, 
die  nicht  nur  im  Binnenschiffahrtsrecht,  sondern  auch1 
in  dem  weiten  Gebiet  der  Statistik  besonders!  hervortrat, 
erscheint  ein  besonderer  Vorzug  der  deutschen  Verwal- 
tungsarbeit. Daneben  muß  die  ständige  lebhafte,  lebens- 
warme Fühlung  mit  dem  täglichen  Wirtschaftsleben  in 
allen  Zweigen  mehr  als  bisher  gefördert  werden,  damit 
sich  jederzeit  das  Vertrauensverhältnis  herausbilden  kann, 
das  der  Verwaltungsbeamte  zur  kräftigen  Wahrnehmung 
und  Führung  der  ihm  anvertrauten  Interessen  unter 
Heranziehung  der  Berufsvertretungen  benötigt.  Für  die 
Binnenschiffahrt  zeigte  sich,  daß  für  den  durch  den 
Krieg  geweckten  allgemeinen  Wasserstraßenverkehr  zahl- 
reiche Arbeiten  zu  erledigen  sind,  um  klare,  verkehrs- 
erleichternde Unterlagen  zu  gewinnen,  z.  B.  auf  dem; 
Gebiet  des  Binnenschiffsregisters,  dem  Hypotheken- 
recht, dem  Wasserstraßenrecht,  der  Mannschafts-  und 
Sozialversicherungsrechte,  insbesondere  beim  Wechsel 
über  die  Reichsgrenzen  hinaus.  Soll  das  Reich1  der  ihm 
durch  die  Verfassung  zugewiesenen  Führerrolle  in  prak- 
tischer Form  genügen,  dann  muß  es  sich  auf  einen 
klar  gegliederten,  fest  in  seiner  Hand  ruhenden;  Beamten- 
organismus stützen,  der  ihm  von  unten  die:  Erfahrungen 
und  Bedürfnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens  zuträgt.  Da 
durch  die  preußische  Verwaltung  bereits  in  den  einheit- 
lichen Strombauverwaltungen  eine  wesentliche  Vorarbeit 
geleistet  ist,  müßte  es  möglich  sein,  den  Be- 

sorgnissen, die  vielfach  nicht  ohne  Grund  gegen 
eine  überhastete  Schaffung  neuer  Reichsorgane  ge- 
äußert werden,  in  kurzer  Frist  durch  praktische  Ueber- 
leitungsbestimmungen  die  Grundlage  zu  entziehen.  Es 
wäre  zu  bedauern,  wenn  dieser  Durchbau  der  seit  dem 
1.  April  1921  bestehenden  einheitlichen  Wasserstraßen- 
verwaltung durch  die  damit  jetzt  in  Verbindung  ge- 
brachte Schaffung  des  gewünschten  einheitlichen  Wasser- 
straßenrechts eine  wesentliche  Verzögerung  erfahren 
sollte. 


Tagesfragen, 

Von  Prof.  Dr.  Dochow,  Heidelberg. 

Aufsicht  über  Gewerbebetriebe.  Alle  Be- 
triebe müssen  sich  den  gesetzlichen  Bestimmungen  unterwerfen, 
die  Verwaltung  ist  zur  Aufsicht  berechtigt  und  verpflichtet.  Zu 
den  Bestimmungen,  die  die  Befugnisse  der  Verwaltung  wesent- 
lich erweitert  haben,  gehört  die  Verordnung  über  Aus- 
kunftspflicht vom  12.  7.  17  (RGBl,  S.  604).  Sie  ver- 
langt die  Vorlegung  von  Geschäftsbüchern,  und  die  Verordnung 
vom  11.  April  1918  (RGBl.  S.  187)  fügte  hinzu  „insbesondere 
auch  Unterlagen  für  Preisberechnungen  und  Preisangebote“. 
Zur  Vorlegung  einer  Bilanz  besteht  meines  Erachtens  keine 
Verpflichtung1). 

Diese  Bestimmungen  sind  rechtsgültig  und  der  Reichs- 
wirtschaftsminister ist  der  Ansicht,  daß  die  Besichtigungen  bis- 

r)  DWZ.  1921  S.  12. 


weilen  unvermeidlich  sind,  weil  oftmals  erst  die  Kettntnüs 
der  Fabrikationsvorgänge  die  Möglichkeit  einer  einwandfreien 
Feststellung  der  tatsächlich  entstehenden  Fabrikationsunkos,ten 
bietet2).  r 

Wenn  sich  nun  auch  die  Betriebe  diese  Besichtigungen  ge- 
fallen lassen  müssen,  so  scheint  es  doch  angebracht  zu  seiin, 
die  Frage  zu  erwägen,  ob  man  diese  Bestimmungen,  die  für 
die  Kriegs-  und  Uebergangszeit  erlassen  waren,  nicht  auf- 
heben  könnte.  Hierzu  hat  sich  jetzt  Prof.  Dr.  Jacobi-Leipzig3) 
geäußert.  Er  sagt:  „Das  Reichswirtschaftsministerium  hat  un- 
längst einem  gewerblichen  Unternehmen  angekündigt,  daß  es 
durch  einen  seiner  kaufmännischen  Hilfsarbeiter  bei!  ihm  ein- 
gehende Feststellungen  über  die  Geschäftsunkosten  vornehmen 
lassen  werde,  um  zur  Preisbildung  des  betreffenden  Gewerbes 
Stellung  nehmen  zu  können.  Zu  diesem  Zweck  solle  insbeson- 
dere Einsicht  in  die  Geschäftsbücher  genommen  und  alles 
nachgeprüft  werden,  was  für  die  Preisbildung  wesentlich  sei. 
Es  ist  selbstverständlich,  wenn  einem  solchen  Eingriff  in  das 
einzelne  Unternehmen  gegenüber  sich  Widerspruch  und  Wider- 
stand geltend  machen,  wenn  man  in  die  Gesetzmäßigkeit  der- 
artigen Vorgehens  Zweifel  setzt.“ 

Jacobi  untersucht  dann  die  Rechtsgrundlagen,  auf  die 
sich  das  Ministerium  stützt  und  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß 
die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  über  die  Errichtung 
von  Preisprüfungsstellen  und  die  Versorgungsregelung  vom 
25.  September  1915  (RGBl,  S.  607)  nicht  in  Frage  kommen 
könne,  sondern  nur  die  oben  erwähnte  Verordnung  über  die 
Auskunftspflicht  vom  12.  Juli  1917,  abgeändert  durch  die  Ver- 
ordnung vom  11.  April  1918.  Jacobi  kommit  zu  der  Ansicht, 
die  ich  für  zutreffend;  halte,  daß  diese  Verordnungen  noch  in 
Kraft  stehen,  der  Reichswirtschaftsminister  'also  berechtigt  ist, 
Besichtigungen  gewerblicher  Betriebe  vornehmen  zu  lassen. 
Damit  haben  sich  die  Betriebe  zunächst  abzufinden.  Eine  an- 
dere Frage  ist  es,  ob  diese  Verordnungen  weiter  bestehen 
bleiben  müssen.  Dazu  bemerkt  Jacobi:  „Es  muß  aber  den 
schwersten  B|etdenken  begegnen,  wenn  ein  solcher  aus  den, 
besonderen  Nöten  der  Kriegszeit  geborener,  lediglich  auf  Kriegs- 
verordnungen beruhender  Rechtszustand  unverfassungsmäßig 
zur  Gesetzgebung  berufener  Instanzen  vermöge  schematischer 
Uebernahme  des  ganzen  Kriegsverordnungsrechts  in  die  Frie- 
denszeit jahrelang  aufrecht  erhalten  wird.  Will  der  Gesetz- 
geber wirklich,  den  gewerblichen  Unternehmungen  eine  der- 
artige Auskunftspflicht  auch  weiterhin  auferlegen,  so  soll  er 
das  durch  Gesetz  unter  Beteiligung  der  verfassungsmäßig 
zur  Gesetzgebung  berufenen  Organe  verfügen.  Daß  die  Reichs- 
regierung sich  aber  bei  so  schwfar  belastenden  Eingriffen 
nach  wie  vor  hinter  Kriegsverordnungen  verschanzt,  kann 
nur  zum  Schaden  für  Recht  und  Rechtsbewußtsein  auslaufen.“ 

Auslegung  von  Gesetzen.  Es  handelt  sich  um 
das  Mitbestimmungsrecht  der  Arbeiterräte  bei  der  Strafver- 
hängung (BRG.  § 80)  und  jemand  hat  gesagt,  ihm  sei)  von  Re- 
ferenten des  Reichsarbeitsministeriums,  die  an  dem  Entwurf  des 
BRG.  mitgearbeitet  hätten,  mitgeteilt,  das  Reicharbei'sministen- 
um  hat  mit  dem  § 80  BRG.  die  Schaffung  eines  Mitbestimmungs- 
rechts des  Arbeiterrats  bezweckt.  Dazu  bemerkt  R.-A.  Osthuds- 
Gelsenkirchen4) : „Maßgebend  für  die  Auslegung  des  Gesetzes 
ist  nicht  das,  was  der  Referent  mit  idem  Entwurf  gemeint  hat, 
sondern  das,  was  die  gesetzgebende  Körperschaft  aus  dem 
Entwurf  herausgelesen  und  durch  ihre  Zustimmung  sanktio- 
niert hat.  Zur  Auslegung  von  zweifelhaften  Bestimmungen 
kann  die  Absicht  des  Referenten  also  nur  insoweit  herange- 
zogen werden,  als  sie  durchsehriftliche  oder  mündliche  Er- 
läuterung des  Gesetzentwurfs  den  Körperschaften  bekannt- 
gegeben und  von  ihnen  gebilligt  ist  (eine  mündliche  Bekannt- 
gabe würde  sich  in  den  Protokollen  wiederfinden).  Ueber 
die  Erläuterungen  hinaus  aber  können  immer  nur  die  von  den 
Körperschaften  selbst  geäußerten  Meinungen  herangezogen 
werden,  wie  sie  aus  den  Protokollen  der  Ausschüsse  und  des 


2) .  Deutsche  Bergwerks-Zeitung  Nr.  18  und  26. 

3)  Jacobi,  Das  Prüfungsrecht  des  Reichswirtschaftsmini- 
steriums gegenüber  gewerblichen  Betrieben.  Verwaltungsarchiv 
1922  S.  54. 

4)  Der  Arbeitgeber.  Zeitschrift  der  deutschen  Arbeitgeber- 
verbände 1922  S,  17.  ' 
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Plenums  zu  ersehen  sind.  Keineswegs  aber  genügt  hier  die 
Mitteilung  eines  Referenten  über  den  von  ihm  gedachten 
Sinn  der  betreffenden  Bestimmung  . . . Hätte  man  Klarheit 
zu  schaffen  versucht,  dann  würden  darüber  die  Protokolle 
berichten.  Da  sie  es  nicht  tun,  muß  die  Auslegung  allein 
den  Gerichten,  nicht  aber  dem  Referenten  Vorbehalten  bleiben.“ 

Nach  Art.  68  Abs.  2 der  Reichsverfassung  werden  die 
Rcichsgesetze  vom  Reichstag  beschlossen.  „Ein  solcher  Be- 
schluß enthält  zweierlei.  Er  stellt  fest,  was  Gesetz  werden, 
und  spricht  aus,  daß  der  festgestellte  Text  Gjesetz  sein 
soll5 *):  Nur  der  Reichstag  kann  ein  Reichsgesetz  authentisch 
auslegen.  Was  ein  Ministerium  mit  seiner  Gesetzesvorlage 
bezwecken  will,  muß  im  Entwurf  oder  in  der  Begründung 
zum  Ausdruck  gebracht. werden.  Die  Tätigkeit  der  (Referenten 
ist  beendet,  wenn  sie  die  von  ihnen  ausgearbeitete  Vorlage 
in  den  Kommissionen  oder  im  Plenum  erläutert  haben.  Auf 
ihre  Aeußerungen  kann  nur  .zurückgegriffen  werden,  wenn  sic 
in  den  Protokollen  oder  Sitzungsberichten  enthalten  sind,.  Ist 
ein  Reichsgesetz  vom  Reichstag  beschlossen,  dann  sind  die 
Referenten  ausgeschaltet. 

Recht  und  Wirtschaft.  Die  Zeitschrift  „Recht 
und  Wirtschaft“  ist  in  den  Verlag  von  Bensheimer 
übergegangen  und  erscheint  vollständig  umgestaltet  mit  dem 
Untertitel  „Zeitschrift  für  deutsches  und  ausländisches  Wirt- 
schaf t s r e c h t.“  Unter  den  neuen  Herausgebern  be- 
finden sich  Flechtheim,  Geiler  und  Nußbaum.  Das  erste 
Heft  ist  vielversprechend  und  verdient  die  Beachtung  aller, 
die  an  der  Ausgestaltung  der  Wirtschaftsgesetzgebung  In- 
teresse nehmen.  Flechtheim  behandelt  Konzernbildung  und 
Aktienrecht,  Geiler  die  Mobiliarhypothek,  Hertel  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Ein-  und  Ausfuhr,  N.ußbaum  Rechtsgrund- 
lagen des  Deviscnhandels,  Schäffer  äußert  sich  zu  Hachen- 
burgs Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Errichtung  einer  Kredit- 
vereinigung der  deutschen  Gewerbe,  und  Geiler  zu  dem  viel- 
beachteten Urteil  des  Reichswirtschaftsgerichts  über  Valuta- 
schulden aus  Rembourskrediten  nach  dem  Reichsausgleich- 
gesetz. Es  sind  nur  wichtige  wirtschaftsrechtliche  Tages- 

fragen,  die  hier  von  sachverständiger  Seite  behandelt  werden. 
Theorie  und  Praxis  wird  es  erwünscht  sein,  wenn  sich  die 
folgenden  Hefte  auf  gleicher  Höhe  halten  können. 

Auflösung  von  Kriegsgesellschaften.  Kriegs- 
gesellschaften sind  Gesellschaften  oder  Organisationen,  die  wäh- 
rend des  Krieges  oder  der  Uebergangszeit  zur  Durchführung 
von  Aufgaben  der  Bewirtschaftung,  des  Transportes  oder 
der  Versicherung  im  Auftrag  oder  unter  Mitwirkung  des  Reichs 
errichtet  worden  sind.  Das  Reichsschatzministerium  hat  er- 
klären lassen,  daß  eine  abschließende  Denkschrift  über  die 
finanziellen  Schlußergebnisse  der  einzelnen  Kriegsgiesellschaftcn/ 
seinerzeit  dem  Reichstag  vorgelegt  werde.  Von  den  seinerzeit 
ermittelten  etwa  198  KriegsgesePschaftcn  und  Organisationen 
bestanden  am  1.  Januar  1922  noch  zwei  lebende,  32  in  Liqui- 
dation befindliche.  Davon  unterstehen  der  Aufsicht  des  Reichs- 
schatzministeriums keine  lebende,  elf  in  Liquidation  befind- 
liche. des  Reichswirtschaftsministeriums  eine  lebende  (Reichs- 
schuhversorgungsstelle, am  1.  April  1922  in  Liquidation  tretend), 
drei  in  Liquidation  befindliche,  des  Reichsernährungsministe- 
riums eine  lebende  (Reichsgetreidestelle),  17  in  Liquidation 
befindliche,  des  Reichsministeriums  des  Innern  keine  lebende, 
eine  in  Liquidation  befindliche.  Gelöscht,  aufgelöst  oder  sonst- 
wie abgegangen  sind!  167  Gesellschaften.  Daß  32  Gesellschaften 
sich  noch  in  Liquidation  befinden,  erklärt  sich  lediglich  da- 
raus, daß  bei  diesen  Gesellschaften  noch  Abwickelungen  vor- 
genommen werden  müssen,  die  eine  gewisse  Zeit  erfordern. 
Es  kann  erwartet  werden,  daß  auch  die  letzten  .Gesellschaften 
zum  größten  Teil  bis  Ende  März  verschwinden. 


Wirtschaftsgesetzgebung. 

Von  Prof  Dr.  Dochow,  Heidelberg. 

Gesetz  gegen  die  Kapitalflucht. 

Die  Geltungsdauer  des  Gesetzes  gegen  die  Kapitalflucht 
vom  24.  12.  20  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  4.  7.  21 

5)  Anschütz,  Reichsverfassung  1921  S,  1286. 


ist  durch  Gesetz  vom  22.  12.  21  (RGBL  1607)  bis  zum  31. 
3.  22  verlängert  worden. 

Preisausgleichstelle  für  Stickstoffdüngemittel. 

Die  durch  VO.  vom  13.  3.  19  errichtete  Preisausgleich- 
stclle  für  Stickstoffdüngemittel  ist  mit  Wirkung  vom  1.  1 22  ab 
durch  VO.  vom  21.  12.  21  (RGBl.  1605)  aufgelöst  worden'). 

Post. 

Mit  dem  1.  1.  22  ist  die  neue  Postordnung  vom 
22.  12.  21  (RGBL  1609)  in  Kraft  getreten,  desgleichen  das  neue 
Postgebührengesetz  und  verschiedene  andere  Aenderungen  der 
Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechgesetzgebung2. 

Verkehr  mit”Getreide. 

Die  Reichsgetreidestelle  besteht  aus  einer  Vcr- 
waltungsabteilung  und  einer  Geschäftsabteilung.  Die  Geschäfts- 
abtcilüng  ist  eine  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung.  Sie 

hat  einen  Aufsichtsrat. 

Durch  G.,  betreffend  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Regelung  des  Verkehrs  mit  Getreide  vom  21.  6.  21  (RGBL 
Seite  737),  vom  16.  1.  22  (RGBl.  S.  189)  wird  die  Zahl  der 
ordentlichen  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  von  34  auf  37  erhöht. 
Drei  Vertreter  der  organisierten  Verbraucher  treten  hinzu, 
von  denen  zwei  der  Zentralvcrband  der  Konsumvereine,  und 
einen  der  Reichsverband  der  Deutschen  Konsumvereine  bestimmt. 

Kaliwirtschaft. 

Das  Verfahren  vor  den  Kali  stellen  (Vor- 
schriften zur  Durchführung  des  Gesetzes  über  die  Regelung 
der  Kaliwirtschaft)  ist  durch  VO.  vom  27.  1.  22  (RGBl. 
Seite  197)  geregelt  worden. 

Geldverkehr. 

Der  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  ist  durch 
Gesetz  vom  3.  2.  22  (RGBl.  S.  195)  geregelt  worden. 


Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen. 

Mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel , Senatspräsident 
beim  Reichswirtschaftsgericht. 

I. 

Ein-  und  Ausfuhrhandel. 

1.  Zur  Frage  der  Zulässigkeit  d s Wiederaufnahmever- 
fahrens wegen  angeblich  unverschuldet  verspätet  vorge- 
brachter neuer  Tatsachen. 

Entscheidung  vom  14.  1.  22  — V16.  A.  V.  2150.  20.  — 

Das  Hauptzollamt  K.  hatte '40000  Fr.  belgisches  und  fran- 
zösisches Silbergeld  wegen  Fehlens  der  erforderlichen  Ein- 
fuhrbewilligung für  verfallen  erklärt.  Auif  die  Beschwerde  des 
Eigentümers  R.,  der  u.  a.  geltend  gemacht  hatte,  daß  die 
Münzen  nicht  als  „Ware“  eingeführt  und  nur  zur  Durchfuhr 
nach  der  Schweiz  bestimmt  gewesen  seien,  hatte  das  Reichs- 
wirtschaftsgericht die  Verfallerklärung  für  unrechtmäßig  e’klärt. 

Der  Reichsbeauftragte  für  die  Ueberwachung  der  Ein- 
und  Ausfuhr  hat  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  bean- 
tragt und  zur  Begründung  seines  Antrags  u.  a.  geltend  ge- 
macht, daß  erst  durch  eine  zusammenfassende  Betrachtung 
verschiedener  bei  dem  Reichsbeauftragten  geführter  Akten  der 
Fall  R.  als  Teil  einer  wirtschaftlichen  Gesamterscheinung, 
nämlich  des  umfangreichen  Silberhandels  durch  Deutschland 
nach  der  Schweiz,  rechtlich  zutreffend  habe  erkannt  und  ge- 
würdigt werden  können  und  daß  erst  dadurch  einwandfrei 
dargetan  worden  sei,  daß  in  den  Münzen  eine  „Ware“  zu  er- 
blicken sei  und  von  einer  ordnungsgemäßen  Durchfuhr  keine 
Rede  sein  könne. 


!)  Ueber  die  Preisausgleichstelle  für  phosphorsaure  Dünge- 
mittel vgl.  Dochow,  Verwaltung  und  Wirtschaft2  S.  121. 

2)  RGBL  Nr.  118, 
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Dies  Vorbringen  ist  mit  folgender  Begründung  für  un- 
beachtlich  erachtet: 

Dies  nachträgliche  Vorbringen  ist  nach  der  eigenen 
Darstellung  des  Reichsbeauftragten  einzelnen  seiner  Abteilungein 
schon  vor  Abschluß  des  ersten  Verfahrens  vollkommen  be- 
kannt gewesen.  . Der  Reichsbeauftragte  wäre  daher  in  der 
Lage  gewesen,  die  Berichtigung  und  Vervollständigung  der 
Unterlagen  schon  in  dem  früheren  Verfahren  herbeizuführen. 
Er  kann  sich  nicht  darauf  berufen,  daß  gerade  dem  Einzelbeat;- 
beiter  des  Falles  die  Unterlagen  nicht  bekannt  gewesen  seien. 
Wollte  man  davon  aiisgehen,  (daß  eine  gröbere  Behörde  oder 
Stelle  sich  auf  dein  § 42b  Abs.  1 Ziffer  2 mit  der  Be- 
hauptung berufen  könne,  daß  der  Einzelbearbeiter  keine  Kennt- 
nis von  den,  anderen  Stellen  der  Behörde  bekannten  Tatsachen 
gehabt  habe,  so  wü'rde  dies  in  allen  Fällen,  in  denen  an 
dem  Verfahren  eine  größere  Behörde  beteiligt  ist,  die 
Rechtskraft  und  den  Bestand  der  Urteile  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts in  Frage  stellen.  Abgesehen  von  allgemeinen, 
gegen  eine  derartige  Auffassung  sprechenden  Erwägungen, 
ist  daher  schon  aus  diesem  Grunde  davon  auszugehen,  daß 
in  allen  solchen  Fällen  die  Behörde  picht  „ohne  ihr  Ver- 
schulden außerstande  gewesen  ist“,  die  Vervollständigung  der 
Unterlagen  schon  in  dem  früheren  Verfahren  herbeizuführen1):. 
Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  muß  daher  schon  unter 
diesem  Gesichtspunkt  abgelehnt  werden. 

2.  Waren  elsaß-lothringischer  Herkunft  bedürfen 
der  Zulaufsgenehmigung. 

Entscheidung  vom  10.  6.  21  — V16,  A.  V.  1096.  21.  — 

Am  IQ.  6.  21  hat  die  Kontrollstelle  Frankfurt  a.  M.  zwei 
Pakete  Baumwollwaren  elsässischer  Herkunft,  die  im  März  1921 
mit  Ursprungszeugnis  und  Einfuhrbewilligung  in  Wiesbaden 
eingegangen  und  von  der  Firma  T.  in  Wiesbaden  der  Firma 
E.  in  Frankfurt  a.  M.  zugesandt  waren,  für  verfallen  erklärt. 
Eine  Zulaufs  genehmigung  war  für  die  Ware  nicht  er- 
wirkt. Die  Firma  T.  war  Vertreterin  der  Firma  Bi.  in  Mül- 
hausen i.  Eis.  und  diese  Hat  gegen  die  Verfallerklärung  Be- 
schwerde eingelegt. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung:  Auf  Grund  des  Reichs- 
gesetzes vom  6.  2.  21  über  den  Erlaß  von  Verordnungen  für 
die  Zwecke  der  Uebergangswirtschaft  ihat  die  Reichsregierung 
mit  Zustimmung  des  Reichsrats  und  eines  vom  Reichstag 
gewählten  Ausschusses  durch  Verordnung  vom  26.  3.  21  den 
Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  ermächtigt, 
für  den  Warenverkehr  von  und  nach  Gebieten,  in  denen 
er  die  Anwendung  der  deutschen  Aus-  und  Einfuhrbestim- 
mungen infolge  der  Besetzung  für  beeinträchtigt  hält,  Vor- 
schriften zu  erlassen.  Das  genannte  Gesetz  gibt  der  Reichs- 
regierung die  Ermächtigung,  mit  Zustimmung  des  Reichsrats 
und  eines  vom  Reichstag  gewählten  Ausschusses  Anordnun- 
gen zu  erlassen,  die  ausschließlich  die  Regelung  des  Ueber- 
gangs  von  der  Kriegswirtschaft  in  die  Friedenswirtschaft  be- 
treffen. Die  in  Frage  stehende  Anordnung  ist  als  eine  solche 
anzusehen.  Während  der  Kriegswirtschaft,  nämlich  unter  dem 
16.  2.  17,  wurde  durch  die  Verordnung  über  die  Regelung 
der  Einfuhr  jede  Einfuhr  in  das  Deutsche  Reich  ohne  Bewilli- 
gung der  zuständigen  Behörde  verboten.  Vorschriften,  welche 
dieses  Verbot  entsprechend  den  Bedürfnissen  der  Friedens- 
wirtschaft abändern,  insbesondere  mildern,  dienen  dem  Ueber- 


%)  Die  Entscheidung  bringt  die  in  der  Entscheidung  des 
großen  Senats  vom  5.  3.  21  Gi.  S.  2/21.  -—  unter  111  — 

(vgl.  Deutsche  Wirtschaftszeitung  1921  S.  208)  leitend  gewe- 
senen Grundsätze  folgerichtig  auf  behördliche  Stellen  zur  An- 
wendung. Wie  sich  ein  großes  Privatunternehmen  zu  seiner 
Entlastung  nicht  auf  ein  Versehen  seiner  Angestellten 
berufen  kann,  sondern  innerhalb  seines  Betriebs  für  die  Be- 
achtung der  gesetzlichen  Vorschriften  grundsätzlich  einzustehen 
hat,  so  können  sich:  auch  Behörden  zu  \ihrer  i Entlastung  nicht 
darauf  berufen,  daß  ihnen  wegen  ihres  großen  .Umfangs  (Vor- 
gänge bei  einzelnen  ihrer  Abteilungen  unverschuldet  unbe- 
kannt geblieben  seien. 


gang  von  der  Kriegswirtschaft  in  die  Friedenswirtschaft.  Das 
gleiche  muß  aber  auch  von  Vorschriften  gelten,  die  infolge 
zeitweise  eingetretener  besonderer  Verhältnisse,  wie  sie  im 
vorliegenden  Fall  durch  die  sog,  Sanktionen  geschaffen  waien, 
diesem  Verbot  zeitweise  besonderen  Nachdruck  verleihen. 

Auf  Grund  jener  Verordnung  hat  der  Reichskommissar 
unter  dem  15.  4.  21  eine  Bekanntmachung  erlassen,  nach  deren 
Art.  1 die  von  ihm  als  zulaufsgenehmigungspflichtig  be- 
zeichneten  Waren  einer  Zulaufsgenehmigung  bedürfen,  wenn 
sie  aus  dem  besetzten  westlichen  Reichsgebiet  nach  dem  un- 
besetzten Reichsgebiet  verbracht  werden,  ln  Art.  4 Abs.  2 
dieser  Bekanntmachung  heißt  es,  daß  Einfuhrbewilligungen, 
die  eine  im  unbesetzten  Reichsgebiet  belegene  zuständige 
Stelle  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  erteil^ 
die  Zulaufsgenehmigung  ersetzen  und  in  Art.  6 dieser  Bekannt- 
machung wird  bestimmt,  daß  auf  die  Zuwiderhandlung  gegen 
diese  Bekanntmachung  die  Vorschrift  des  § 3 der  Verord- 
nung über  die  Regelung-  der  Einfuhr  in  der  Fassung  vom 
22.  3.  20  anwendbar  ist.  Eine  weitere  Bekanntmachung  des 
Reichskommissars  vom  29.  4.  21  bestimmt  unter  B,  daß 
Waren,  die  aus  dem  Zollausland  in  das  besetzte  Gebiet  ein- 
geführt sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Einfuhr  in  das 
besetzte  Gebiet  der  Zulaufsgenehmigung  bedürfen,  wenn  sie 
im  freien  Verkehr  aus  dem  besetzten  westlichen  Reichsgebiet 
nach  dein  unbesetzten  Reichsgebiet  verbracht  werden.  Dies 
gilt  nach  B Abs1,  2 nicht  für  Wlarep,  deren  Einfuhr  ü|ber 
die  Grenze  des  Deutschen  Reichs  zur  Zeit  des  Zulaufs  keiner 
Einfuhrbewilligung  bedarf. 

Im  vorliegenden  Fall  handelt  es  sich  um  Waren  elsässischer 
Herkunft.  Für  solche  bestimmt  der  Artikel  68  des  Friedens- 
vertrags, daß  sie  während  eines  Zeitraums  von  fünf  Jahren 
bei  Eingang  in  das  deutsche  Zollgebiet  volle  Zollfreih(eit  ge- 
nießen. Ueber  eine  Einfuhrfreiheit  ist  nichts  bestimmt.  Der 
Abs.  3 des  Art.  68  schreibt  vor,  daß  die  jährliche  Menge 
der  Erzeugnisse,  die  auf  diese  Weise  nach  Deutschland  ge- 
schickt werden  dürfen,  den  Jahresdurchschnitt  der  Jahre  1911/13 
nicht  übersteigen  darf.  In  dieser  Bestimmung  liegt  indirekt 
die  Anerkennung,  daß  das  Deutsche  Reich  befugt  ist,  eind 
Kontrolle  über  die  Einfuhr  aus  Elsaß-Lothringen  nicht  nur 
hinsichtlich  des  Ursprungs  der  einzuführenden  Waren,  sondern 
auch  hinsichtlich  der  Warenmenge  auszuüben.  Die  Verord- 
nung über  die  Regelung  der  Einfuhr  gilt  mithin  auch  ftyr 
Waren,  die  aus  Elsaß-Lothringen  kommen.  Für  diese  Waren 
wird  auf  Grund  eines  Ursprungszeugnisses  eine  Einfuhrbe- 
willigung erteilt,  wie  dies  auch  im  vorliegenden  Fall  nach 
der  Auskunft  des  Hauptzollamts  Wiesbaden  geschehen  ist. 
Es  handelt  sich  also  nicht  um  Waren,  die  ohne  Einfuhrbe- 
willigung eingeführt  werden  dürfen.  Die  für  die  vorliegenden 
Waren  erteilte  Einfuhrbewilligung  ersetzt  die  nach!  den  oben 
genannten  Vorschriften  hiernach  notwendige  Zulaufsgenehmi- 
gung nicht,  da  sie  vor  deml  22.  4.  21  — dem  Tag  der  Ver- 
kündung der  Bekanntmachung  vom  15.  4.  21  — erteüt  ist. 

Die  Verfallerklärung  ist  hiernach  zu  Recht  erfolgt,  da 
eine  zulaufsgenehmigungspflichtige  Ware  ohne  Zulaufsgenehmi- 
gung aus  dem  besetzten  Gebiet  in  das  unbesetzte  Gebiet 
befördert  ist.  \ 

Die  Zubilligung  einer  Entschädigung  an  die  Beschwerde- 
führerin kommt  nicht  in  Betracht.  Die  Verordnung  vom 
22.  März  1920  gestattet  die  Zubilligung  einer  Entschädigung, 
wenn  der  von  der  Verfallerklärung  Betroffene  bei  Anstellung 
sorgfältiger  Erkundigung  der  Meinung  sein  durfte,  eine  Zu- 
laufsgenehmigung sei  vorhanden.  Dies  ist  jm  vorliegenden 
Fall  nicht  behauptet. 

11. 

Uebergangswirtschaft.  Getreidebewirtschaftung. 

Zur  Frage  des  Umfangs  der  Beitragspflicht  selbstwirt- 
schaftender Kommunalverbände. 

1.  Entscheidung  vom  19.  1.  22  — V111,  A ■ Vf  498/21.  , — 

Der  Kläger  ist  als  selbstwirtschaftender  Kommunalver- 
band auf  Grund  des  § 2 Satz  2 der  Verordnung  des  Reichs- 
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ministeriums  vom  18.  12.  19  (RGBl.  S.  1990)* 1)  von  der 
Reichsgetreidestelle  mit  Beiträgen  in  Höhe  von  2 434  264  M.  be- 
lastet worden.  Er  hat  nur  2 034  200,34  M.  bezahlt  und  im 
Weg  der  Klage  beim  Reichswirtschaftsgericht  beantragt,  ihn 
von  der  Mehrbelastung  im  Betrag  von  400  063,76  M.  frei- 
zustellen. 

Der  streitige  Betrag  von  400  063,76  M.  bezieht  sich  auf 
Getreidemengen,  die  zwar  vor  dem  1.  1.  und  3.  5.  20 
vom  Kläger  erworben  waren,  aber  erst  in  der  Zeit  nach 
dem  31.  12.  19  und  2.  5.  20  zur  Versorgung  der  Bevölkerung 
verwendet  werden  durften  und  auch  tatsächlich  verwendet 
worden  sind. 

Der  Kläger  vertrat  den  Standpunkt,  daß  diese  Getreide- 
mengen von  der  Beitragspflicht  des  § 2 Satz  2 nicht  er- 
faßt würden,  weil  sie  an  den  Stichtagen  nicht 
mehr  im  Eigentum  des  Kommunalverband  es 
gestanden  hätten,  das  aus  den  Getreide- 
mengen hergestellte  Mehl  vielmehr  — wie  un- 
streitig ist  — bereits  vor  den  Stichtagen  an  die 
Bäcker  verkauft  und  zu  Eigentum  übergeben 
gewesen  sei.  Er  führte  aus:  Die  Selbstwirtschaft  des 

Kommunalverbandes  erschöpfe  sich  darin,  daß  der  Kommunal- 
verband durch  privatrechtlichen  Vertrag  den  Bäckern  Mehl 
verkaufe;  die  an  den  Stichtagen  bei  den  Bäckern  lagernden 
Bestände  seien  zwar  erst  nach  diesen  Tagen  Gegenstand 
der  „Versorgung“,  aber  schon  vor  diesen  Tagen  Gegen- 
stand der  „Selbstwirtschaft“  gewesen.  Es  würde  den  Kom- 
munalverbänden auch  nicht  möglich  sein,  den  mit  den  Bäckern 
vereinbarten  festen  Preis  nachträglich  zu  erhöhen.  Der  Kläger 
wies  endlich  auf  § 2 der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
ministers für  Ernährung  und  Landwirtschaft  vom  21.  7.  21 
(„Reichsanzeiger“  Nr.  170)  hin,  wo  es  heißt: 

„Der  Beitragspflicht  unterliegen  auch  diejenigen  Be- 
stände alter  Ernte,  die  'bereits  vor  dem  16.  8.  21  an  Händler 
oder  Gewerbetreibende,  insbesondere  an  Bäcker  weiterge- 
geben worden  sind.“ 

Aus  dem  Fehlen  einer  entsprechenden  Bestimmung  in 
der  Verordnung  vom  18.  12.  19/14.  4.  20  folgerte  er,  daß 
die  „Bäckerbestände“  nicht  der  Beitragspflicht  unterliegen. 

Die  Klage  wurde  abgewiesen. 

Aus  der  Begründung: 

Der  Beitragspflicht  ist  nach  § 2 Satz  2 unterworfen  das 
„zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  nach  dem  31.  12.  19“ 
und  das  „zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  nach  dem 
2.  5.  20”  erworbene  Getreide.  Der  Beitragspflicht  unterliegt 
daher  auch  das  vor  dem  1.  1.  und  3.  5.  20  erworbene  Getreide, 
wenn  es  in  der  Zeit  nach  dem;  31.  12.  19  und  nach  dem 
2.  5.  20  Verwendung  finden  sollte.  Das  trifft  aber  für  die 
Bäckerbestände  zu.  Sie  waren  'vor  den  Stichtagen  zur  Selbst- 
wirtschaft für  die  Zeit  nach  den  Stichtagen  erworben.  Wie 
der  Kommunalverband  über  dieses  zur  Selbstwirtschaft  für 


+ 

*)  Die  Verordnung  des  Reichsministeriums  vom  18.  12. 
1919  (RGBl.  S.  1990),  die  mit  Zustimmung  des  Reichs- 
rats und  des  von  der  Verfassunggebenden  Deutschen  National- 
versammlung gewählten  Ausschusses  erlassen  worden  ist,  führte, 
um  die  Lieferbereitschaft  der  Erzeuger  von  Brotgetreide,  Gerste 
und  Kartoffeln  zu  steigern,  die  Zahlung  von  Lieferprämien 
ein,  die  mit  der  Erfüllung  eines  bestimmten  Prozentsatzes 
des  Lieferungssolls  einsetzten  und  sich  bei  weiteren  Liefe- 
rungen stufenweise  erhöhten.  Durch  die  Prämienzahlung  er- 
wuchsen der  Reichsgetreidewirtschaft  Unkosten,  die  In  einem 
Zuschlag  zum  Mehlpreis  der  Reichsgetreidestelle  und  zum 
Getreidepreis  der  selbstwirtschaftenden  Kommunalverbände 
ihre  Deckung  finden  sollten.  D(er  § 2 der  Verordnung  vom 
18.  12.  19  in  der  Fassung  vom  14.  4.  20  (RGBl.  S.  516)  lautet. 

„Die  Reichsgetreideslelle  hat  den  Preis  für  Mehl  vom 

1.  1.  20  ab  um  46,50  M.  und  vom  3.  5.  20  ab  um  148,50  M 
für  den  Doppelzentner  zu  erhöhen.  Die  selbstwirtschaftenden 
Kommunalverbände  haben  als  Beitrag  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Reichswirtschaftsministers  einen  Durch- 
schnittssatz von  28  M.  für  den  Doppelzentner  des  zur  Selbst- 
wirtschaft für  die  Zeit  nach  dem  31i.  12  19  und  einen 

Durchschnittssatz  von  120  M.  für  den  Doppelzentner  des 
zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  nach  dem  2.  5.  20  er- 
worbenen Getreides  an  die  Reichsgetreidestelle  zu  zahlen.“ 


die  Zeit  nach  den  Stichtagen  erworbene  Getreide  verfügt 
hat,  ob  er  das  daraus  gewonnene  Mehl  unzulässigerweise 
über  seinen  Bedarfsanteil  hinaus  schon  vor  den  Stichtagen 
verbraucht  oder  zulässigerweise  zur  Verwendung  nach  den 
Stichtagen  den  Bäckern  verkauft  und  übergeben  hat,  ist 
nach  der  Verordnung  unerheblich.  Es  macht  keinen  Unter- 
schied, ob  das  aus  dem  Getreide  hergestellte  Mehl  sich  an 
den  Stichtagen  noch  auf  den  Lagern  des  Kommunalverbandes 
befand  oder  bereits  an  die  Bäcker  oder  Händler  übergeben 
war.  Es  kommt  lediglich’ 'darauf  an,  ob  es  hergestellt  ist  aus 
Getreide,  das  zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  nach  dem 
31.  12.  19  und  nach  dem  2.  5.  20  erworben  war. 

Ein  Zusammenhang  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Kom- 
munalverbänden und  Bäckern  und  des  Rechtsverhältnisses 
zwischen  Reichsgetreidestelle  und  Kommunalverbänden  besteht 
nicht.  Die  gesetzliche  Vorschrift  trifft  keine  Bestimmungen 
darüber,  Wie  sich  der  Kommunalverband  eine  Deckung  für 
die  zu  zahlenden  Beiträge  zu  verschaffen  hat.  Der  Einwand, 
daß  die  Zahlung  der  Beiträge  nicht  möglich  sei,  weil  der  Kom- 
munalverband von  den  Bäckern  und  Händlern  keine  Deckung 
erhalten  könne,  ist  daher  rechtlich  unerheblich.  Er  ist  aber 
auch  tatsächlich  unbegründet.  Die  Belieferung  der  Bäcker 
mit  Mehl  untersteht  nicht  den  zivilrechtlichen  Grundsätzen 
über  den  Kauf,  wonach  eine  nachträgliche  Erhöhung  des 
Preises  für  einen  erfüllten  Kaufvertrag  ausgeschlossen  ist. 
Es  handelt  sich  nicht  um  ein  freies  Kaufgeschäft  der  Bäcker, 
sondern  um  ein  Geschäft,  daß  die  Fesseln  der  Zwangswirt- 
schaft trägt.  Der  Bäcker  soll  nur  verdienen  durch  den  in 
dem  behördlich  festgesetzten  Brotpreis  einkalkulierten  Back- 
lohn.  Wenn  infolge  der  vom  Reich  zu  zahlenden  Abliefe- 
rungsprämien eine  Erhöhung  der  Getreidepreise  eintritt,  die 
wieder  eine  Erhöhung  der  Brotpr.eise  zur  Folge  hat,  so  soll 
daraus  dem  Bäcker,  der  bereits  zu  einem  niedrigeren  Preis 
beliefert  war,  und  der  das  daraus  gebackene  Brot  zu  den 
erhöhten  Höchstpreisen  verkauft,  nicht  ein  h'öherer  Verdienst 
zugewendet  werden  zum  Schaden  des  Kommunnaiverbandes  und 
der  Allgemeinheit  (Oberlandesgericht  Hamburg,  Urteil  vom 
22.  2.  21,  B.  f.  II  359/20).  Der  Kommunalverband  kann  daher 
die  ihm  durch  die  Nachzahlung  auferlegte  Belastung  auf  die 
Bäcker  wieder  abwälzen. 

Der  Umstand  endlich,  daß  im  § 2 der  hier  nicht  in  Frage 
kommenden  Bekanntmachung  des  Reichsministers  für  Ernäh- 
rung und  Landwirtschaft  „über  die  Beitragspflicht  der  Kom- 
munalverbände aus  Anlaß  der  Erhöhung  der  Mehlpreise  der 
Reichsgetreidestelle“,  vom  21.  7.  21  die  Bäckerbestände  aus- 
drücklich erwähnt  und  der  dort  geregelten  Beitragspflicht  unter- 
worfen werden,  läßt  keinen  Rückschluß  darauf  zu,  daß  diese 
Bestände  von  der  in  der  Verordnung  vom  18.  12.  19/24.  4.  20 
geregelten  Beitragspflicht  nicht  hätten  ergriffen  werden 
sollen.  Die  ausdrückliche  Erwähnung  in  der  jüngeren  Be- 
kanntmachung vom  21.  7.  21  hatte  offenbar  ihre  Ursache 
darin,  daß  damals  schon  die  zahlreichen  Streitigkeiten  zwischen 
Reichsgetreidestelle  und  Kommunalverbänden  wegen  Heran- 
ziehung der  Bäckerbestände  zu  Beiträgen  bekannt  geworden 
waren  und  für  diese  neue  Verordnung  dem  Entstehen  solcher 
Streitigkeiten  von  vornherein  vorgebeugt  werden  sollte. 

Die  Belastung  des  Klägers  mit  den  Beiträgen  für  die 
Bäckerbestände  besteht  daher  zu  Recht. 

Die  auf  Freistellung  von  dieser  Belastung  gerichtete 
Klage  ist  als  unbegründet  abzuweisen. 

2.  Entscheidung  vom  19.  2.  22  — V11,  A.  V.  499/21.  — 

Der  Beklagte  ist  als  selbstwirtschaftender  Kommunalver- 
band auf  Grund  des  § 2 Satz  2 der  'Verordnung  des  Reichs- 
ministeriums vom  18.  12.  19  (RGBl.  ,S.  1990)  von  der  Reichs- 
getreidestelle seiner  eigenen  Anmeldung  seiner  Bestände  vom 
1.  1.  20  und  vom  1.  5.  20  entsprechend,  zu  Beiträgen  in 
Höhe  von  1 828  428  M.  herangezogen  worden. 

Eine  Nachprüfung  der  Bestandsanzeige  durch  die  Reichs- 
getreidestelle ergab,  daß  der ' Kommunalverband  seine  Bestände 
zu  niedrig  angegeben  hatte;  unter  Zugrundelegung  der  wirk- 
lichen Bestände  ergab  sich  für  die  Reichsgetreidestelle  eine 
Mehrforderung  von  1 245  808,55  M.,  'deren  Zahlung  die  Reichs- 
getreidestelle im  Klagewege  vor  dem  Reichswirtschaftsgericht 
forderte. 
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D er  Beklagte  hat  um  Abweisung  der  Klage  gebeten  und 
behauptet,  bei  dem  Unterschiede  zwischen  den  von  ihm  ange- 
zeigten und  den  von  dem  Revisionsbeanuen  der  Klägerin 
ermittelten  Beständen  habe  es  sich  um  Ersparnisse  gehandelt, 
die  der  Kommunalverband  dadurch  erzielt  habe,  daß  aus 
trüheren  Erwerbungen  der  Bevölkerung  nicht  die  volle  Ration 
zugewiesen  worden  sei.  Auf  diese  Weise  habe  er 

1919/1920  . . . 3500  Doppelzentner 

1917/1918  . . . 2315 

1918/1919  . . . 4771,88  „ 

insgesamt  10580,88  Doppelzentner 
Mehl  erspart.  Diese  Ersparnisse  seien  aber  für  die  Zeit  vor 
dem  1.  1.  20  un|ti  3.  5.  20  erworben  und  fielen  daher  nicht 
unter  die  Beitragspflicht,  die  einen  Erwerb  zur  Selbstwirt- 
schaft für  die  Zeit  nach  dem  31'.  12.  19  und  nach  dem 
2.  5.  20  voraussetze. 

Die  Klägerin  hat  auf  Grund  einer  Berechnung  ihres  Re- 
visors anerkannt,  daß  dies  Beklagte  in  der  Zeit  vom  16.  8.  19 
bis  2.  5.  20  350  Tonnen  Mehl  gleich  400  Tonnen  Korn  erspart 
habe. 

Hinsichtlich  der  früheren  Jahre  hat  sie  erklärt,  daß  ihr 
die  Höhe  der  Ersparnisse  zwar  nicht  bekannt  sei,  daß 
sie  aber  keine  Veranlassung  habe,  die  vom  Beklagten  vorge- 
legte Errechnung  seiner  Ersparnisse  in  Zweifel  zu  ziehen.  Der 
als  Zeuge  gehörte  Geschäftsführer  der  Mehlverteilungsstelle 
Thüringer  Kommunalverbände  hat  bekundet,  daß  die  Erspar- 
nisse des  Beklagten  seiner  Ueberzeugung  nach  am  2.  5.  21 
mindestens  die  Menge,  für  die  mit  der  Klage  Nachzahlung 
verlangt  werde,  ausgemacht  hätten. 

Die  Klägerin  hat  in  eingehenden  Ausführungen  den  Rechts- 
standpunkt vertreten,  daß  auch  solche  Mengen,  die  zum  Zwecke 
der  Verwendung  nach  dem  31.  12.  19  und  2.  5.  20  aus  der 
Zeit  vor  dem  1.  1.  und  (3.  5.  20  erspart  worden  seien,  unter 
den  § 2 der  Verordnung  fielen. 

Der  Beklagte  hat  um  Klageabweisung  gebeten. 

Die  Klage  wurde  abgewiesen. 

Aus  der  Begründung: 

ln  tatsächlicher  Beziehung  ist  durch  die  von  dem  Beklagten 
vorgelegte  Berechnung,  gegen  die  die  Klägerin  nichts  vor- 
gebracht hat,  in  Verbindung  mit  der  Aussage  des  Geschät'ts- 
lührers  der  Mehlverteilungsstelle  bewiesen,  daß  die  Getreide- 
mengen, für  die  mit  der  Klage  der  Mehlpreiszuschlag  verlangt 
wird,  von  dem  Kommunalverband  auf  Grund  seines  Bedarts- 
anteils  schon  für  frühere  Zeitabschnitte  als  für  die 
Zeit  nach  dem  31.  12.  1'9  und  für  die  Zeit  nach 
dem  2.  5.  20  erworben,  aber  infolge  der  vom  Kommunalverband 
freiwillig  vorgenommenen  Kürzung  der  Brotration  nicht  voll 
ausgegeben  und  somit  erspart  worden  sind.  Die  Verordnung 
bringt  in  keiner  Weise  zum  Ausdruck,  daß  aller  nach  dem 
31.  12.  19  statttindender  Verbrauch  mit  der  Mehlpreiserhöhung 
belastet  werden  solle.  Sie  stellt  die  Beitragspflicht  weder 
auf  den  Zeitpunkt  des  Erwerbs,  noch  auf  den  Zeitpunkt  der 
Verwendung,  sondern  ganz  unzweideutig  lediglich  auf  die 
Zeit  ab,  für  die  rdas  Getreide  erworben  ist.  Der  Entwurf 
der  Verordnung,  wie  er  vom  Reichswirtschaftsminister  mit 
Zuschrift  vom  6.  12.  19  dem  Reichsrat  zur  Beschlußfassung 
vorgelegt  wurde  (Nr,  267  der  Drucksachen  des  Reichsrates 
Tagung  19)  lautete  anders.  Dort  fehlten  im  § 2 die  Worte:, 
„für  die  Zeit  nach  dem(  3T.  12.  19“.  Nach  der  Fassung  des 
Entwurfs: 

„Die  selbstwirtschaftenden  Kommunalverbände  haben  a s 
Beitrag  zur  Deckung  der  Prämien  nach  näherer  Bestimmung 
des  Reichswirtschaftsministers  einen  Durchschnittssatz  von 
28  M.  für  den  Doppelzentner  des  zur  Selbstwirtschaft  er- 
worbenen Getreides  an  die  Reichsgetreidestelle  zu  zahlen,“ 
würden  auch  die  Ersparnisse,  die  am  1.  1.  20  unver- 
braucht vorhanden  waren,  der  Beitragspflicht  unterworfen 
worden  sein.  Denn  auch  sie  waren  zur  Selbstwirtschaft  er- 
worben. Der  Reichsrat  fügte  aber  nach  den  Worten  „zur 
Selbstwirtschaft“  die  Wtorte  „für  die  Zeit  nach  dem  31.  12.  19“ 
ein  (§  944  der  Niederschrift  über  die  88.  Sitzung  des  Reichs- 
rats vom  16.  12.  19). 

Zur  Selbstwirtschaft  fürdieZeitnach  dem  31.  12.  19 
waren  die  Ersparnisse  nicht  erworben.  Sie  waren  — un- 
streitig — zur  Selbstwirtschaft  für  frühere  Zeitabschnitte  er- 


worben und  erst  nach  diesem  Erwerb  hat  der  Kommunal- 
vcrbaml  sich  entschlossen,  sie  nicht  für  die  Zeit,  für  di|e  sie 
uworben  waren,  zu  verwenden,  sondern  sie  für  eine  spätere 
Zeit  aufzusparen. 

Die  Ausführung  dieses  Entschlusses  kann  die  Tatsache 
nicht  aus  der  Wlelt  schaffen,  daß  der  Erwerb  für  eine  frühere 
Zeit  erfolgt  war. 

Wie  Getreidemengen,  die  vor  dem  1.  1.  20  zur  Selbst- 
wirtschaft für  die  Zeit  nach  dem  31\  12.  19  erworben  waren, 
der  Beitragspflicht  unterworfen  bleiben,  selbst  wenn  der  Kom- 
munalverband1 schon  vor  dem  1.  1.  20  über  diese  verfügt  hat 
— sei  es,  daß  er  unzulässigerweise  die  Mengen  schon  vor 
dem  Zeitabschnitt,  für  den  sie  erworben  waren,  über  den 
Bedarfsanteil  hinaus  verbraucht,  sei  es,  daß  er  unzulässiger- 
weise das  aus  der  Getreidemenge  hergestellte  Mehl  schon 
vor  dem  1.  1.  20  an  Bäcker  oder  Händler  verkauft  und  zu 
Eigentum  übertragen  hat1),  genau  so  bleiben  die  Getreide- 
mengen, die  zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  vor  dem-1,.  1.  20 
erworben  waren,  von  der  ^Beitragspflicht  frei,  wenn  sie  durch 
Aufsparung  erst  in  der  Zeit  nach  dein  31.  12.  19,  für  die  sie 
nicht  erworben  waren,  tatsächlich  verbraucht  worden  sind. 

Die  Ausführungen  der  Klägerin,  daß  der  Reichsrat  durch 
Einfügung  der  Worte  „für  die  Zeit  nach  deml  31.  12.  19“  in 
den  ihm  ohne  diese  Worte  vorgelegten  Entwurf  bezweckt  habe, 
nicht  nur  diejenigen  Getreidemengen  beitragspflichtig  zu 
machen,  die  am  1.  1.  20  vom  Kommunalverband  zur  Selbst- 
wirtschaft erworben  würden,  sondern  gerade  auch  die  Mengen, 
die  vom  Kommunalverband  schon  vor  dem  1-  1.  20  erworben 
worden  seien,  sich  aber  arn  1.  1.  20  noch  als  unverbrauchter 
Bestand  bei  den  Kommunalverbänden  vorgefunden  hätten, 
sind  nicht  verständlich  und  haben  auch  trotz  Ausübung  de$ 
richterlichen  Fragerechts  eine  nähere  Erläuterung  nicht  ge- 
funden. 

§ 8 der  Verordnung  vom  18.  12.  19  lautet: 

„Der  Reichswirtschaftsminister  erläßt  die  näheren  Be- 
stimmungen zur  Durchführung  dieser  Verordnung.“  In  Ver- 
folg dieser  Vorschrift  hatte  der  Reichswirtschaftsmini|ster  seinem 
Schreiben  vom  6.  12.  19,  mit  dem  er  den  Entwurf  der  Ver- 
ordnung nebst  Begründung  dem  Reichsrate  zur  Beschluß- 
fassung vorlegte,  als  Anlage  III  bereits  den  Entwurf  einer 
Bekanntmachung  beigefügt,  auf  die  er  „hinsichtlich  der  beab- 
sichtigten Art  der  Durchführung  der  Verordnung“  Bezug  nahm 
(Nr.  267  der  Drucksachen  des  Reichsrats,  Jahrgang  1919 
Seite  6 a.  E.).  Im  Entwurf  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
wirtschaftsministers lautet  der  § 4: 

„Der  nach  § 2 der  Verordnung  von  den  selbstwirt- 
schaffenden Kommunalverbänden  an  die  Reichsgetreidestelle 
zu  zahlende  Betrag  von  28  M.  auf  den  Doppelzentner  ist 
für  das  von  ihnen  in  der  Zeit  vom.  1.  ,1.  bis  zum  tl5w  8.  20 
für  den  Selbstwirtschaftsbedarf  tatsächlich  verbrauchte  Ge- 
treide .......  zu  zahlen.“ 

Diese  Ausführungsbestimmung  steht  mit  den?  Entwurf  der 
Verordnung,  in  dem  die  Worte  „für  die  Zeit  nach  dem 
31.  12.  19“  fehlen,  im  Einklang. 

Die  Ausführungsbekanntmachung  des  Reichswirtschafts- 
ministers  ist  aber  nun  auch,  nachdem  die  Verordnung  mit  d^n 
vom  Reichsrate  hinzugefügten  Worten  unterm  18.  12.  19  im 
RGbl.  S.  1990  veröffentlicht  worden  war,  unverändert  unter 
dem  20.  12.  19  im  RGbl.  iS.  2122  abgedruckt  worden.  Wenn 
diese  Bekanntmachung  mit  der  Verordnung  vom  18.  12.  19  im 
Widerspruch  stehen  sollte,  kann  nur  die  mit  Zustimmung  des 
Reichsrats  und  des  von  der  Verfassung  gebenden  deutschen 
Nationalversammlung  gewählten  Ausschusses  erlassene  Ver- 
ordnung vom  18.  12.  19  maßgebend  sein,  da  der  Reichswirt- 
schaftsminister nur  Ausführungsbestimmungen  erlassen  durfte, 
die  aber  mit  dem  Gesetze  selbst  nicht  im  W|i(derspruch  stehen 
dürfen.  Ein  Widerspruch  ist  aber  auch  nicht  anzunehmen. 
Die  Ausführungsbekanntmachung  regelt  den  normalen  Fall, 
daß  das  zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zleit  nach  dem  31.  12.  19 
erworbene  Getreide  auch  in  der  Zeit  vom  1.  1.  bis  15.  8.  '20 
tatsächlich  verbraucht  worden  ist.  Sie  sagt  deshalb  allge- 
mein, daß  der  Bjeitrag  für  das  in  der  genannten  Zeit  tat- 
sächlich verbrauchte  Getreide  zu  zahlen  ist.  Sie  hat  damit 
nicht  im  Gegensatz  zu  der  Verordnung  auch  solche  Bestände 


!)  Vgl.  das  Urteil  unter  1. 
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für  beitragspflichtig  erklären  wollen,  die  zur  Seibstwirtsclialt 
für  die  Zeit  vor  .dem/  1.  1.  20  erworben  waren  und  trotzdem 
erst  in  der  Zeit  vom  1.  1.  biä  13.  8.  23  verbraucht  worden 
sind. 

Der  Terminsvertreter  der  Klägerin  hat  übrigens  in  der 
Verhandlung  selbst  erklärt,  daß  er  aus  der  Bekanntmachung 
des  Reichswirtschaftsministers  eine  Stütze  für  seine  Rechts- 
auffassung nicht  herleiten  wolle. 

Die  Klägerin  führt  schließlich  aus,  die  Verordnung  habe 
verhindern  wollen,  daß  ein  Kommunalverband  aus  der  Mehl- 
preiserhöhung Konjunkturgewinne  erziele.  Es  ist  richtig,  daß 
der  Beklagte  die  am  1.  1.  20  noch  .unverbraucht  vorhandenen 
Ersparnisse,  für  die  er  den  früheren  geringeren  Preis  bezahlt 
hatte,  nach  dem  31.  12.  19  mit  dem  Mehlpreiszuschlag  ver- 
kaufen und  dadurch  einen  Gewinn  erzielen  konnte.  Daß  ein 
solcher  Gewinn  ausgeschlossen  werden  sollte,  ist  weder  aus 
der  Verordnung  noch  aus  ihrer  Begründung  zu  entnehmen. 
Die  Begründung  Seite  6,  Abs.  1 letzter  Satz,  sagt  nur,  daß 
die  von  den  selbstwirtschaftenden  Kommunalverbänden  nach 
§ 2 Satz  2 der  Verordnung  zu  bewirkende  Zahlung  für  sie 
gleichfalls  eine  Erhöhung  des  Brotpreises  bedinge,  die  der 
Erhöhung  in  den  von  der  Reichsgetreidestelle  mit  Mehl  be- 
lieferten Kommunalverbänden  entsprechen  werde.  Die  Reichs- 
getreidestelle fordert  aber  unstreitig  den  Zuschlag  sogar  von 
solchen  selbstwirtschaftenden  Kommunalverbänden,  die  die  Er- 
sparnisse nach  den  Stichtagen  noch  zu  den  billigen  Preisen 
an  die  Bevölkerung  abgegeben  haben. 

Es  ist  auch  keine  Unbilligkeit,  daß  der  Kommunal- 
verband einmal  durch  eine  Erhöhung  der  Preise  einen  Ge- 
winn macht.  Der  Kommunalverbarid  hat  auch  beim  Fallen 
der  Preise  aus  den  ersparten  Mengen  Konjunktur  v e r 1 u s t e. 
ln  dieser  Beziehung  verweist  der  Beklagte  mit  Recht  auf  ein 
Rundschreiben  des  Reichsministers  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft vom  20.  6.  21,  worin  ^der  Reichsminister  unter 
Hinweis  auf  die  von  den  Kommunalverbänden  angesammelten 
Rücklagen  von  Zucker  den  Kommunalverbänden  ausdrücklich 
das  Risiko  bei  fallenden  Preisen  aufbürdet. 

Die  Klägerin  fordert  nach  alledem  zu  Unrecht  die  Zahlung 
der  im  § 2 Satz  2 der  Verordnung  vom  18.  12.  19  be- 
stimmten Beiträge  für  Bestände,  die  zur  Selbstwirtschaft  für 
die  Zeit  vor  dem'  1.  1.  23  und  zur  Selbstwirtschaft  für  die 
Zeit  vor  dem  3.  5.  20  erworben  waren.  Die  Klage  mußte 
deshalb  abgewiesen  werden. 

3.  Entscheidung  vom  9.  2.  22  — V11,  A.  V.  509/21.  — 

Die  Reichsgetreidestelle  hat  gegen  den  Kommunalverband 
S.  Klage  erhoben  mit  dem  Antrag  auf  Zahlung  von  113  436  M. 
nebst  Verzugszinsen  und  führte  zur  Begründung  an,  der  Be- 
klagte habe  in  der  Zeit  vom  1.  1.  bis  2.  5.  20  1233  Doppel- 
zentner Getreide  über  den  ihm  für  diese  Zeit  zustehenden 
Bedarf  hinaus  verbraucht  und  müsse  für  diese  Mengen  den 
erhöhten  Durchschnittssatz  von  120  — 28  = 92  M.  je 

Doppelzentner  zahlen. 

In  Höhe  von  1051  Doppelzentnern  hat  der  Beklagte 
in  eingehender  Berechnung  einen  unzulässigen  Mehrverbrauch 
bestritten.  Den  Mehrverbrauch  der  restlichen  182  Doppel- 
zentner hat  er  nicht  aufklären  zu  kö'nnen  erklärt,  aber  auch 
insoweit  Klageabweisung  mit  folgender  Begründung  beantragt: 

Die  Verordnung  vom  18.  12.  19  gebe  der  Klägerin  keinen 
Anspruch,  für  einen  Mehrverbrauch  eine  Nachzahlung 
zu  fordern.  § 2 der  Verordnung  spreche  von  Getreide- 
mengen, die  zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  nach  dem 
2.  5.  20  erworben  seien,.  Auch  habe  das  Direktorium  der 
Reichsgetreidestelle  mit  Schreiben  vom  20.  4.  20  zur  An- 
gabe der  am  Beginn  des  1.  5.  20  vorhandenen  Bestände, 
die  für  den  Bedarf  bestimmt  seien,  aufgefordert.  Die  vor 
dem  1.  5.  20  tatsächlich  verbrauchten  Getreide- 
mengen seien  für  den  zurückliegenden  Abschnitt  und  nicht 
für  den  Verbrauch  nach  dem  2.  5.  erworben.  Das  Reich 
sei  durch  den  Mehrverbrauch  während  der  Zeit  vom  1.  1. 
bis  3.  5.  20,  der  in  der  wechselnden  Zahl  der  Bevölkerung 
seine  Ursache  haben  könne,  auch  nicht  geschädigt  worden, 
denn  der  Kommunalverband  habe  jm  ganzen  Wirtschafts- 
jahr nicht  mehr  Getreide  zur  Selbstversorgung  verwendet, 
als  er  habe  verwenden  dürfen.  Der  geringe  Mehrverbrauch 
sei  daher  nach  dem  2.  5.  wieder  eingespart.  In  der  Zeit, 


als  die  Klägerin  zum  Aufkauf  von  Auslandsgetreide  die  größten 
Aufwendungen  habe  machen  müssen,  habe  der  Kommunal- 
verband weniger  verbraucht,  als  er  habe  verbrauchen  dürfen. 
Der  Kommunalverband  nehme  daher  für  sich  in  Anspruch, 
daß  er  die  Interessen  des  Reiches  nach  besten  Kräften  wahr- 
genommen habe.  Von  einer  Schädigung  könne  somit  keine 
Rede  sein. 

Die  Klägerin  hat  zunächst  um  Teilurteil  auf  Zahlung 
von  16  744  M.  nebst  Zinsen  hinsichtlich  der  182  Doppelzentner 
gebeten  und  ausgeführt,  die  Ansicht  des  Beklagten,  daß  ein 
Mehrverbrauch  in  einem  Teilabschnitt  des  Wirtschaftsjahres 
ohne  Bedeutung  sei,  wenn  in  dem  gesamten  Wirtschafts- 
jahre ein  Mehrverbrauch  nicht  in  Frage  komme,  sei  rechts- 
irrig. Nicht  der  Verbrauch  im  gesamten  Wirtschaftsjahre 
sei  den  Berechnungen  zugrunde  zu  legen,  sondern  allein  der 
Verbrauch,  der  zufolge  der  Bestandserhebungen  an  dem  je- 
weiligen Stichtage,  also  am  1.  1.  20  und  3.  5.  20  für  den 
vor  dem  jeweiligen  Stichtage  liegenden  Zeitabschnitt  des  Wirt- 
schaftsjahres errechnet  werde.  Wenn  ein  Mehrverbrauch  in 
der  Zeit  vom  1.  1.  20  bis  3.  5,  20  stattfinde,  so  werde  Ge- 
treide, welches  zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  nach  dem 
2.  5.  20  erworben  sei,  vorher  verbraucht.  Solches  Getreide 
unterliege  aber  dem  Durchschnittssatze  von  120  M.  für  den 
Doppelzentner.  Darüber,  welche  Mengen  für  die  Selbstwirt- 
schaft vor  oder  nach  dem  3.  5.  bestimmt  seien,  entscheide 
nicht  der  Entschluß  des  Kommunalverbandes,  sondern  das 
Direktorium  der  Verwaltungsabteilung  der  Reichsgetreidestelle 
auf  Grund  des  § 18  d der  Reichsgetreideordnung  für  die 
Ernte  1919  vom  18.  6.  19  (RGbl\,  9.  525,  535);  ein  dem 
entgegenstehender  Entschluß  des  Kommunalverbandes  sei  als 
gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  verstoßend  unmaßgeblich. 

Der  Beklagte  ist  durch  Teilurteil  dem  Anträge  der 
Klägerin  entsprechend  zur  Zahlung  von  16  744  M.  nebst  Ver- 
zugszinsen verurteilt  worden. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Verordnung  vom  18.  12.  19  in  der  Fassung  vom 
14.  4.  20  stellt  die  Beitragspflicht  weder  auf  den  Zeitpunkt 
des  Erwerbes,  noch  auf  den  Zeitpunkt  der  Verwendung, 
sondern  ganz  unzweideutig  lediglich  auf  die  Zeit  ab,  für 
die  das  Getreide  erworben  ist. 

Zur  Selbstwirtschaft  für  die  Zeit  vomj  1.  1.  bis  2.  5.  20 
waren  nur  diejenigen  Getreide  mengen  erworben,  die  den  zu- 
ständigen Bedarfsanteil  ausmachten.  Diejenigen  Mengen,  die 
der  Kommunalverband  über  den  Bedarfsanteil  hinaus  aufge- 
kauft hatte,  durften  erst  in  der  Zeit  nach  dem  2.  5.  20 
Verwendung  finden,  waren  also  zur  Selbstwirtschaft  für  die 
Zeit  nach  dem  2.  5.  20  erworbem.  Sie  bleiben  daher  der 
Beitragspflicht  unterworfen,  selbst  wenn  der  Kommunalver- 
band schon  vor  dem.  3.  5.  23  über  sie  verfügt  hat,  sei  es, 
daß  er  zulässigerweise  das  aus  den  Getreidemengen  herge- 
stellte Mehl  schon  vor  dem  3t  5.  20  an  Bäcker  .abge- 
geben hat1),  sei  es,  worum  .es  sich  h,ier  handelt,  daß  der 
Kommunalverband  unzulässigerweise  die  Mengen  schon  vor 
dem  Zeitabschnitt,  für  den  sie  erworben  waren,  über  den 
Bedarfsanteil  hinaus  verbraucht  hat.  Ob  dem  während  der 
Zeit  vom  1.  1.  bis  2>  5.  20  erfolgten  Mehrverbrauch  ein 
Minderverbrauch  in  anderen  Zeitabschnitten  des  Wirtschafts- 
jahres gegenübersteht  und  der  Beklagte  im  gesamten  Wirt- 
schaftsjahre  seinen  Bedarfsanteil  nicht  überschritten  hat,  ist 
für  seine  Beitragspflicht  ohne  Belang.  Maßgebend  ist  allein 
der  Verbrauch,  der  zufolge  der  Bestandserhebung  an  den 
jeweiligen  Stichtagen,  also  am  1.  1.  20  und  3.  5.  20  für  den 
vor  dem  jeweiligen  Stichtag  liegenden  Zeitabschnitt  des  Wirt- 
schaftsjahres errechnet  wurde. 

Die  182  Doppelzentner,  die  der  Beklagte  in  der  Zeit 
vom  1.  1.  1920  bis  ,2.  5.  1920  > unstreitig  über  seinen  Bedarfs- 
anteil hinaus  verbraucht  hat,  waren  zur  Selbstwirtschaft  für 
die  Zeit  nach  dem  2.  3.  1920  erworben.  Der  Beklagte  hat 
daher,  ohne  daß  es  auf  den  Grund  des  Mehrverbrauchs* 
auf  vorhandenes  oder  fehlendes  Verschulden  des  Beklagten 
irgendwie  ankäme,  120 — 28=92  M.  für  den  Doppelzentner, 
für  182  Doppelzentner  92X182=16  744  M.  nebst  Vorzugs- 
zinsen zu  zahlen.  Er  war  deshalb  antragsgemäß  durch  Teil- 
urteil zu  verurteilen. 


*)  Vgl.  das  Urteil  zu  1. 
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4.  Entscheidung  vom  9.  2.  22  — V22,  A,  V.  514/21.  — 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirtschaft  hat 
„auf  Grund  des  §f  47  Albs.  4 Sjatz!  1 des  Gesetzes  ,über 
die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Getreide  vom  21.  6.  1921 
(Reichsgesetzblatt  S.  737)“  am  21.  7.  1921  eine  Bekannt- 
machung über  die  Beitragspflidht  der  Kommunalverbände  aus 
Anlaß  der  Erhöhung  der  Mehlpreise  der  Reichsgetreidestelle“ 
erlassen. 

Nach  dieser  Bekanntmachung  haben  die  Kommunalver- 
bände im  Hinblick  auf  die  vom  - 16,  8.  1921  a,b  eintretende; 
Erhöhung  der  Mehlpreise  der  Reichsgetreidestelle  für  Mehl 
aus  Brotgetreide  und  Gerste,  das  ihnen  im  Rahmen  ihres 
Brotbedarfsanteils  für  die  Zeit  bis  zum  15.  8.  1921  zuge- 
wiesen worden  und  vor  dem  16.  8.  1921  nicht  verbraucht 
ist,  einen  Beitrag  zu  den  durch  die  Einfuhr  von  auslän- 
dischem Getreide  entstehenden  Kosten  in  Höhe  von  135  M. 
für  jeden  Doppelzentner  Mehl  zu  zahlen.  Das  gleiche  gilt 
für  das  Mehl,  das  vor  dem  16.  8.  1921  über  den  Brotbedarfs- 
anteil hinaus  verbraucht  worden  ist. 

Kommunalverbände,  die  vor  dem  16.  8.  1921  selbstwirt- 
schaftende Kommunalverbände  im  Sinnne  der  §§32  ff.  der 
Reichsgetreideordnung  für  die  Ernte  1920  vom  21.  5.  1920 
(Reichsgesetzblatt  S.  1026)  gewesen  sind,  haben  einen  der 
Vorschrift  des  Abs.  1 entsprechenden  Beitrag  zu  zahlen,  so- 
weit sie  am  16.  8.  1921  noch  Bestände  an  Brotgetreide  und! 
Gerste  alter  Ernte  oder  an  Mehl  daraus  haben.  Bestehen 
diese  Bestände  aus  Getreide,  so  ist  der  Betrag  unter  Zu- 
grundelegung einer  Ausmahlung  von  85  v.  H.  bei  Brotgetreide 
und  von  75  v.  H.  bei  Gerste  zu  berechnen. 

Der  Beklagte  ist  selbstwirtschaftender  Kommunalverband. 
Er  hat  mit  Schreiben  vom  27.  8.  1921  angezeigt,  daß  er  am 
Schluß  des  15.  8-  für  den  Bedarf  der  Versorgungsberechtigten1 
auf  eigenen  Lagern,  auf  Mühlen  und  bei  Bäckern  und  Händlern 
1181  Doppelzentner  Mehl  aus  Brotgetreide  gehabt  habe. 

Die  Reichsgetreidestelle  hat  Klage  erhoben  auf  Zahlung 
von  125  M.  je  Doppelzentner,  also  125x1181=147  625  M.  nebst 
Verzugszinsen. 

Der  beklagte  Kommunalverband  hat  Abweisung  der  Klage 
beantragt  und  in  eingehenden  Ausführungen  die  Rechtsungültig- 
keit der  Bekanntmachung  des  Reichsministers  für  Ernährung 
und  Landwirtschaft  vom  21.  7.  1921  darzutun  versucht. 

Der  beklagte  Kommunalverband  ist  antragsgemäß  ver- 
urteilt worden. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Bekanntmachung  vom  21.  7.  1921  ist  erlassen  auf 
Grund  des  § 47  Abs.  4 Satz  1 des  ^Gesetzes  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Getreide  vom  21.  7.  1921  (Reichsgesetz- 
blatt S.  737).  Nach  dieser  Vorschrift  kann  der  Reichsminister 
für  Ernährung  und  Landwirtschaft  Uebergangsbestim- 
mungen  für  den  Verkehr  mit  Brotgetreide,  Gerste 
und  Hafer  aus  der  Ernte  1920  sowie  mit  Erzeugnissen  daraus 
treffen.  Da  die  Rechtsgültigkeit  der  Bekanntmachung  an- 
gezweifelt  wird,  so  ist  zu  prüfen,  ob  sie  Bestimmungen 
dieser  Art  enthält.  Der  § 47  dient  der  Sicherstellung  älter 
Vorräte  durch  die  Klägerin.  Die  Absätze  1 — 3 regeln  die 
Anzeige-  und  Ablieferungspflicht  für  Vorräte  früherer  Ernte 
an  G e t r e i d e.  Von  den  Erzeugnissen  daraus  ist  erst 
in  Abs.  4 die  Rede. 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirtschaft  kann 
Uebergangsbestimmungen  treffen,  nicht  nur  für  den  Verkehr 
mit  Getreide  aus  der  Ernte  1920,  sondern  auch  für  den  Verkehr 
mit  Erzeugnissen  daraus.  Der  Reichsminister  für  Ernährung 
und  Landwirtschaft  konnte  also  die  in  den  Abs.  1 — 3 des 
§ 47  geregelte  Ablieferungspflicht  für  Getreide  ausdehnen  auf 
Mehl.  Es  sollte  durchaus  nicht  etwa  gesagt  werden,  daß 
Mehlvorräte  unter  allen  Umständen  von  der  Anlieferung  frei 
seien.  Dazu  wäre  ein  Grund1  nicht  vorhanden  gewesen.  An- 
dernfalls hätten  ja  auch  die  selbstwirtschaftenden  Kommunal- 
verbände ihre  Pflicht  zur  Ablieferung  der  Getreidevorräte 
umgehen  können,  indem  sie  die  bei  Erlaß  des  Gesetzes  noch 
vorhandenen  Getreidevorräte  alsbald  ausmahlen  ließen,  so  daß 
sie  am  Stichtag  nur  noch  im  Besitz  von  ablief erungsfreiiem 
Mehl  gewesen  wären.  Der  § 47  Abs1.  1 denkt  in  erster  Linie 
an  die  Verpflichtung  der  einzelnen  Landwirte.  Soweit  sie 
im  Besitz  von  Mehl  waren,  hat  mlan  es  frei  gelassen,  da  es 
sich  nur  um  unbedeutende  Mengen  handelte.  Der  § 47  Abs.  1 


gilt  aber  auch  in  zweiter  Linie  für  die  Kommunalverbände. 
Um  nun  da,  wo  die  Ablieferung  von  Mehl  von  Bedeu- 
tung werden  könnte,  diese  sicherzustellen,  ist  die  ausdrück- 
liche Ermächtigung  des  Abs.  4 gegeben,  die  sich  auch  ,auf 
Mehl  erstreckt.  Die  Frage  der  Ablieferung  von  Mehl  sollte 
im  Wege  der  Uebergangsbestimmungen  geregelt  werden. 

Hätte  der  Minister  für  Ernährung  und  Landwirtschaft; 
die  Ablieferung  der  Mehlvorräte  bestimmt,  so  hätte  er  sich 
im  Rahmen  der  ihm  im  AiWs,,  4 Satz  1 des  § 47  gegebenen 
Ermächtigung  gehalten.  Er  hätte  damit  Uebergangsbestim- 
mungen über  den  Verkehr  mit  Mehl  aus  der  Ernte  1920  ge- 
troffen. Die  Kommunalverbände  hätten  alsdann  ihre  Mehl- 
vorräte zu  den  für  die  Ernte  1920  geltenden  Höchstpreisen 
abliefern  und  die  für  ihre  Versorgung  nach  dem  15.  8.  1921 
notwendigen  Mengen  an  Getreide  oder  Mehl  zu  den  höheren 
Preisen  wieder  erwerben  müssen. 

'Es  dient  der  Erleichterung  und:  damit  der  Regelung  des 
Verkehrs,  wenn  der  Reichsernährungsminister  dieses  umständ- 
liche, mit  Arbeit  und  Kosten  verknüpfte  Verfahren  vermied 
und  anstatt  Ablieferung  und  Wiederbelieferung  der  Kommunal- 
verbände durch  die  Reichsgetreides teile  eine  Nachbelastung 
verordnete.  Die  Nachbelastung  der  den  Kommunalverbänden 
verbliebenen  Mehlvorräte  alter  Ernte  ersetzt  die  Ablieferung 
mit  der  Folge  der  Wiederbelieferung  zu  erhöhten  Preisen. 
Sie  ist,  wjie  die  .'Klägerin  mit  Recht  ausführt,  gar  keine 
Preisfrage,  sondern  nur  die  finanzielle  Auswirkung  des  Um- 
stands, daß  die  Ablieferung  der  Vorräte  und  die  Wieder- 
belieferung vermieden  wurde.  Die  Nachbelastung-'  stellt  sich 
mithin  ebenfalls  dar  als  eine  „Uebergangsbestimmung  für 
den  Verkehr  mit  Brotgetreide  usw.  aus  der  Ernte  1920,  sowie 
mit  Erzeugnissen  daraus.“ 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirtschaft  hat 
sich  im  Rahmen  der  -ihm  im  Abis».  4 fdes  § 47  gegebenen  Er- 
mächtigung gehalten,  wenn  er  verordnete,  daß  die  Kommu- 
nalverbände,  die  vor  dem  16.  8.  21  selbstwirtschaftende  Kommu- 
nalverbände im  Sinn  der  §§  32  ff  der  Reichsgetreideordnung 
für  die  Ernte  1920  gewesen  sind,  soweit  sie  am  16.  8.  1921 
noch  Bestände  an  Mehl  aus-  Brotgetreide  oder  Gerste  alter 
Ernte  hatten,  einen  Beitrag  zu  den  durch  die  Einfuhr  von; 
ausländischem  Getreide  entstehenden  Kosten  in  Höhe  von 
125  M.  für  jeden  Doppelzentner  Mehl  zu  zahlen  hatten.  Die 
Bekanntmachung  des  Reichsministers  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft vom  21.  7.  1921  ist  daher  rechtsgültig. 

Der  Beklagte  hatte  am  Schluß  des  15.  8.  1921  aus  Ge- 
treide alter  Ernte  einen  Mehlvorrat  von  1181  Doppelzentnern, 
Er  schuldet  der  Klägerin  125  M.  für  jeden  Doppelzentner, 
also  125x1181=147  625  M.  Er  -ist  mit  der  Zahlung  seit 
dem  22.  9.  1921  im  Verzüge  und  war  daher  antragsgemäß 
zur  Zahlung  der  Schuld  nebst  Zinsen  zu  verurteilen, 

III. 

Friedensvertrag. 

Vorentschädigung  für  Aufwendungen  zur  Abwendung 
größeren  Schadens  im  Auslande. 

Entscheidung  vom  10.  11.  21.  — XI3  A.  V.  596/21.  — 

Die  Antragstellerin,  die  D.  S.  T.,  besaß  Anlagen  in  Per- 
nambuco.  Auf  diese  ist  am  7.  llj.  17  ein  Pöbelangriff 

erfolgt.  Die  Antragstellerin  hat  einen  Teil  ihrer  Sachen, 
um  deren  Beschädigung  zu  verhindern,  unter  polizeilichen' 
Schutz  gebracht  und  hat  hierdurch1  auch  deren  Beschädigung 
verhindert.  Für  die  hierdurch  entstandenen  Kosten  ist  ihr 
eine  Beihilfe  zuerkannt. 

Der  Reichskommissar  hat  gegen  diesen  Teil  des  Spruchs 
Einspruch  eingelegt  mit  der  Begründung,  daß  der  § 6 der 
Richtlinien  nur  die  Zubilligung  eines  Ersatzes  für  Sach- 
schäden rechtfertige. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Bei  der  Auslegung  der  Richtlinien  vom  15.  11.  19  ist 
nicht  streng  am  Buchstaben  zu  haften,  vielmehr  sind  die  Richt- 
linien unter  Berücksichtigung  ihres  Zweckes  und  ihres  ge- 
samten Inhalts  auszulegen. 

Der  § 5 der  Richtlinien  schreibt  vor,  daß,  fallsi  bei  der 
Entstehung  des  Schadens  ein  Verschulden  des  Geschädigten 
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in  itge  wirkt  hat,  Vorschüsse  nur  so  weit  gezahlt  werden,  als  der 
Schaden  auch  unabhängig  von  dem  Verschulden  eingetreten 
wäre;  der  § 7 der  Richtlinien  erklärt  diese  Vorschrift  auch 
auf  Beihilfen  für  entsprechend  anwendbar.  Die  Zubilligung 
einer  Vorentschädigung  wird  somit  davon  abhängig  gemacht, 
daß  der  Geschädigte  alles  das  zur  Abwendung  des  Schadens 
getan  hat,  was  in  seiner  Macht  stand).  Die  Abwendung  eines 
drohenden  Schadens  wird  in  vielen  Fällen  nicht  anders  al? 
unter  Geldopfern  möglich  sein.  Es  würde  aber  dem  Geist 
der  Richtlinien  widersprechen,  wenn  auf  der  einen  Seite  eine 
Vorentschädigung  abgelehnt  wird,  wenn  der  Geschädigte  nicht 
unter  Aufwendung  von  Geldopfern  den  Eintritt  des  Schadens 
verhindert  hat  und  wenn  andererseits  diese  Geldopfer  selbst 
grundsätzlich  nicht  erstattet  würden.  Auch  allgemeine  Grund- 
sätze des  bürgerlichen  Rechts  lassen  es  angezeigt  erscheinen, 
für  Aufwendungen  der  geschilderten  Art  eine  Vorentschädi- 
gung zu  gewähren  und  den  Sachschäden  diejenigen  Ver- 
mögensaufwendungen gleichzustellen,  die  den  Eintritt  des  Sach- 
schadens verhindert  haben.  Diese  Gleichstellung  ist  jeden- 
falls dann  am  Platze,  wenn,  v\1ie  im  vorliegenden  Fa,ll,  durch 
eine  verhältnismäßig  kleine  Aufwendung  der  Eintritt  eines 
dieser  gegenüber  unverhältnismäßig  großen  Sach- 
schadens vermieden  worden  ist. 

IV. 

Unruheschäden. 

1.  Entschädigung 

wegen  erzwungener  Zahlung  von  Streikgeldern. 

Entscheidung  vom  19.  11.  1921.  — G.  S.  29/21. 

Ersatzansprüche  für  Streikgelder  beste- 
hen nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom  12.  5.  1920 
gegen  das  Reich  nur  dann,  wenn  die  Auszah- 
lung der  Gelder  selbst  . oder  die  Duldung  ihrer 
Wegnahme  im  Zusammenhang  mitinneren  Un- 
ruhen unmittelbar  durch  offene  Gewalt  er- 
zwungen worden  ist. 

Gründe.  Unter  inneren  Unruhen  im  Sinne  des  Ge- 
setzes vom  12.  5.  1920  sind  auch  solche  Unruhen  zu  verstehen, 
die  ausschließlich  wirtschaftlichen  Charakter  tragen.  Aus  dem 
Begriff  „innere  Unruhen“  im  § 1 des  angeführten  Gesetzes 
läßt  sich  daher  nichts  Entscheidendes  für  die  Beantwortung 
der  dem  Großen  Senat  vorgelegten  Frage  entnehmen. 

Durch  das  Gesetz  werden,  abgesehen  von  den  hier  nicht 
in  Betracht  kommenden  Schäden  an  Leib  und  Leben,  nur 
Schäden  an  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigentum  als 
erstattungsfähig  bezeichnet.  Hierdurch  wird  klargestellt,  daß 
nicht  jeder  Vermögensschaden  zu  vergüten  ist,  daß  vielmehr 
ein  Schaden  an  körperlichen  Gegenständen  eingetreten 
sein  muß.  Ein  Schaden,  der  nur  aus  der  Begründung  oder  der 
Uebernahme  einer  Verpflichtung  erwächst,  fällt  nicht  unter 
das  Gesetz.  Ein  Schaden  an  körperlichen  Gegenständen  wird 
aber  nicht  nur  dadurch  hervorgerufen,  daß  der  Wert  der  Gegen- 
stände durch  äußere  Einwirkung  herabgesetzt  oder  die  Sub- 
stanz zerstört  wird.  Er  entsteht  vielmehr  auch  dadurch,  daß 
die  Herrschaft  über  eine  Sache  dem  Betroffenen  völlig  ent- 
zogen wird.  Zu  den  körperlichen  Gegenständen  gehören  auch 
Geld  und  seine  Ersatzmittel,  wie  Banknoten,  Kassenscheine 
usw. 

Nur  für  den  durch  offene  Gewalt  unmittelbar  verursach- 
ten Schaden  bestehen  Ersatzansprüche  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes.  Gewalt  liegt  nicht  nur  vor,  wenn  der  ße- 
troffene  unmittelbar  körperlich  überwältigt  wird;  ein  die  Frei- 
heit des  Willensentschlusses  aufhebender  Zwang  steht  der 
unmittelbaren  Gewaltanwendung  gleich.  Eine  Drohung,  die 
unter  solchen  Umständen  erfolgt,  daß  sie  die  Freiheit  des 
Handelns  aufhebt,  ist  Gewalt  jm  Sinne  des  Unruheschadens- 
gesetzes. 

Für  die  Beantwortung  der  gestellten  Frage  kommt  es 
also  darauf  an,  ob  in  dem  Augenblick  der  Wegnahme  oder 
der  Hingabe  des  Geldes  der  die  freie  Willensbetätigung  ausL 
schließende  Zwang  noch  vorhanden  ist.  Dagegen  ist  es  gleich- 
gültig, wem  die  Gelder  oder  ihre  Ersatzmittel  zufließen,  weil 
das  entscheidende  Begriffsmerkmal  in  der  Art  der  Schadens- 
zufügung liegt.  Es  spielt  infolgedessen  keine  Rolle,  ob  das 


Geld  vernichtet  wird,  ob  es  in  den  Händen  der  zusammen- 
gerotteten Menschenmenge  verbleibt  oder  den  im  Betrieb 
tätigen  Arbeitern  zugeführt  wird.  Es  kann  ebensowenig  dem 
Umstand  eine  entscheidende  Bedeutung  beigemessen  werden, 
daß  es  sich  bei  der  Bezahlung  von  Streikgeldern  um  Posten 
handelt,  die  mit  dem  Geschäftsrisiko  als  solchem  im  engsten 
Zusammenhang  stehen.  In  der  Begründung  des  Entwurfs  zum 
Gesetz  über  die  durch  innere  Unruhen  verursachten  Schäden 
findet  sich  allerdings  die  Bemerkung,  daß  durch  die  Be- 
schränkung des  Ersatzes  auf  Schäden-  an  beweglichem  und 
unbeweglichem  Eigentum  grundsätzlich  alle  Erwerbs- 
schäden von  der  Erstattung  ausgeschlossen  seien,  insbesondere 
auch  solche,  die  in  gewerblichen  Betrieben  den  Arbeitgebern 
infolge  von  Lohnzahlung  für  Streiktage  oder  den  Arbeitnehmern 
infolge  Ausfalls  von  Löhnen  entstanden  sind.  Wie  sich 
aus  der  Gegenüberstellung  von  Sachschäden  und  Vermögens- 
schäden ergibt,  hat  diese  Bemerkung  trotz  des  Gebrauchs 
des  Wortes  „grundsätzlich“  nur  die  Regelfälle  im  Auge,  in 
denen  die  offene  Gewalt  sich  auf  die  Erpressung  von  Zahlungs- 
versprechen beschränkt  oder  die  Bezahlung  von  Streiktagen  nur 
mittelbar  durch  innere  Unruhen  veranlaßt  worden  ist.  Aus 
den  obenstehenden  Ausführungen  ergibt  sich  jedoch,  daß  Fälle 
denkbar  sind,  in  denen  die  Wegnahme  oder  die  Hingabe  von 
Geld  oder  seiner  Ersatzmittel  zur  Bezahlung  von  Streiktagen 
die  Eigenschaft  eines  Sachschadens  für  den  Betroffenen  an- 
nimmt. 

Der  Große  Senat  hat  daher  die  an  ihn  gestellte  Frage 
dahin  beantwortet,  daß  Ersatzansprüche  für  Streikgelder  nach 
Maßgabe  des  Gesetzes  vom  12.  5.  20  gegen  das  Reich  nur 
dann  bestehen,  wenn  die  Auszahlung  der  Gelder  selbst  oder 
die  Duldung  ihrer  Wegnahme  unmittelbar  durchoffene  Gewalt 
im  Zusammenhang  mit  inneren  Unruhen  erzwungen  worden  ist. 

2.  Zum  Begriff  der  unbilligen  Erschwerung 
des  Fortkommens. 

Entscheidung  vom  23.  1.  22  — XVII.  A.  V.  1388/21.  — 

Am  18.  3.  20  ist  der  Ehemann  der  Antrag» stelleri n,  der 
Kaufmann  M.  in  L.,  durch  einen  Gewehrschuß  getötet  worden. 

Durch  Bescheid  des  Ausschusses  in  L.  vom  11.  5.  21  ist 
auf  Grund  des  Unruheschadensgesetzes  der  Witwe  eine  jähr- 
liche Rente  von  964,40  M.  für  die  Zeit  vom  18.  3.  20  bis 
30.  6.  30  und  jedem  ihrer  drei  Kinder  eine  jährliche  Rente 
von  285,60  M.  für  die  Zeit  vom  18.  3.  20  bis  zum  vollendeten 
16.  Lebensjahr  und  für  das  17.  und  18.  Lebensjahr  eine  jährliche 
Rente  von  204  M.  zugebilligt  worden.  Eine  Rente  über  den 
30.  6.  1930  hinaus  ist  der  Witwe  versagt  jinit  der  Begründung, 
von  cla  ab  könne  ihr  ältester  Sohn  sie  alimentieren. 

Auf  die  Beschwerde  der  Witwe  gegen  die  zeitliche  Be- 
grenzung ihrer  Rente  ist  ihr  die  Rente  auf  unbestimmte  Zeit 
zugesprochen. 

Aus  der  Begründung: 

Streitig  ist  nur  die  Dauer  der  Witwenrente.  Nach  § 4 USchü. 
darf  die  Rente  nach  Umfang  und  Dauer  den  Betrag  nicht 
übersteigen,  der  den  Hinterbliebenen  des  Verstorbenen  nach 
den  am  31.  3.  20  geltenden  Militärversorgungsgesetzen  zu- 
stehen würde.  Nach  dem  hiernach  maßgebenden  Militär- 
hinterbliebenengesetz (§  30)  steht  der  Ehefrau  eines  Ge- 
töteten die  Rente  bis  zu  ihrem  Tod  bzw.  bis  zu  ihrer  Wieder- 
verheiratung  zu.  Die  Beschränkung  der  Rente  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  ist  deshalb  bei  den  hinterbliebenen  Witwen  un- 
zulässig. Der  vom  Ausschuß  angezogene  Gesichtspunkt,  daß 
vom  30.  6.  30  ab  eine  unbillige  Fortkommenserschwerung 
der  Witwe  deshalb  nicht  mehr  vorliegen  werde,  weil  von  da 
an  ihr  ältester  Sohn  sie  werde  unterhalten  können,  finde* 
im  Gesetz  keine  Grundlage,  läßt  sich  auch  rein  tatsächlich 
nicht  rechtfertigen,  da  sich  nicht  voraussehen  läßt,  ob  der 
Sohn  mit  Rücksicht  auf  sein  Vermögen  und  seinen  Erwerb  sowie 
auf  eigene  Familienlasten  unterhaltsfähig  sein  wird.  Viel- 
mehr sind  grundsätzlich  nur  die  eigenen  Erwerbs-  und  Ver- 
mögensverhältnisse  der  Betroffenen  maßgebend,  also  hier  der 
Witwe,  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwaige  Aussicht  auf  Alimenta- 
tion von  dritter  Seite.  Demgemäß  mußte  die  Entscheidung 
des  Ausschusses,  die  die  Rente  nur  bis  zum  Jahre  1930  zu- 
gebilligt hat,  aufgehoben,  und  der  Antragstelleriu  die  Rente 
bis  auf  weiteres  zugesprochen  werden. 
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Die  Tätigkeit 

des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats. 

Berichterstatter:  Dr.  Hauschild,  stellv.  Direktor 
beim  vorläufigen  Reichs  wirtschaftsrat. 

Der  Verkehrsstreik  hat  auch  die  Tätigkeit  des  vorläu- 
figen Reichswirtschaftsrats  beeinflußt.  Abgesehen  von 
dem  Ausfall  einer  Reihe  von  Sitzungen  der  Arbeitsaus- 
schüsse und  der  damit  verbundenen  Stockung  in  den  Be- 
ratungen mußte  auch  der  Beginn  der  Vollversammlungen 
vom  8.  auf  den  15.  Februar  „ verlegt  werden.  Bei  Er- 
öffnung der  Sitzungen  wies  der  geschäftsführende  Vor- 
sitzende auf  die  Notwendigkeit  der  Verlegung  hin,  und 
äußerte  zugleich  seine  Freude  darüber,  daß  bekannte 
Mitglieder  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats,  die  in 
den  Spitzenverbänden  der  Gewerkschaften  säßen,  zur 
schnellen  Beendigung  des  Streiks  erfolgreich  beigetragen 
hätten,  ln  zweitägiger  Plenarsitzung  gelangten  sodann 
folgende  Beratungsgegenstände  zur  Verhandlung1): 

a)  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Erhebung  einer 
Abgabe  bei  der  Ausfuhr  von  Waren.  Nach  mündlichem 
Bericht  des  Berichterstatters  und  seinem  Antrag,  dem 
Gesetzentwurf  zuzustimmen,  wurde  von  seiten  der 
Gruppe  IV  beantragt,  den  Gesetzentwurf  im  Hinblick! 
auf  die  außen-  und  innenpolitische  Lage  zur  erneuten 
Beratung  an  den  Wirtschaftspolitischen  Ausschuß  zurück- 
zuverweisen. Dieser  Antrag  löste  eine  längere  Debatte 
aus,  in  der  sich  besonders  die  Arbeitnehmer  gegen  eine 
Zurückweisung  aussprachen.  Trotzdem  gelangte  der 
Antrag  mit  108  gegen  102  Stimmen  zur  Annahme. 

b)  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Abänderung  des 
Gesetzes  über  die  Erhebung  einer  Abgabe  zur  Förderung 
des  Wohnungsbaus.  Der  Berichterstatter  empfahl  die 
Zustin  mung  zu  dem  Gesetzentwurf  in  der  aus  Nr.  250 
der  Drucksachen  ersichtlichen  Fassung.  Er  fügte  namens- 
der  Abteilung  2 (Arbeitnehmer)  die  Erklärung  hinzu, 
daß  ihre  Zustimmung  zu  der  Vorlage  einmal  unter  der 
Voraussetzung  erfolge,  daß  die  Wohnungsabgabe  bei 
den  festbesoldeten  Klassen  der  Bevölkerung  durch  Er- 
höhung der  Gehälter  und  Löhne  ausgeglichen  werde 
und  ferner,  daß  die  Regierung  Maßnahmen  treffe,  daß 
nicht  der  größte  Teil  der  Wohnungsabgabe  infolge  zu 
hoher  Baustoffpreise  in  die  Taschen  der  Baustoff-Fabri- 
kanten und  -Händler  fließe.  Nach  Ablehnung  des  Anr 
trags:  „Die  Höhe  der  Abgabe  soll  laut  Regierungsvor- 
lage erfolgen.  Die  von  der  Landwirtschaft  aufgebrach- 
ten Mittel  sind  der  Landwirtschaft  restlos  wieder  zuzu- 
führen“ und  der  Entschließung:  „Der  Reichs  wirtschäfts- 
rat  bittet  die  Reichsregierung,  bei  Durchführung  des 
Gesetzes  bei  den  Landesregierungen  darauf  hinzuwirken, 
daß  die  besonderen  Verhältnisse  der  freien  Berufe  da- 
durch berücksichtigt  werden,  daß  für  die  beruflich  be- 
nötigten Räume  aus  Billigkeitsgründen  die  Steuer  er- 
lassen, ermäßigt  oder  gestundet  werden  kann“,  wurde 
dem  Gesetzentwurf  in  der  Fassung  des  Ausschusses  — 
Nr.  250  der  Drucksachen  — zugestimmt. 

c)  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Mieterschutz  und 
Mieteinigungsämter.  Auf  Antrag  der  Gruppe  VII  wurde 
der- Gesetzentwurf  mit  107  gegen  96  Stimmen  an  den  Aus- 


*)  Vgl.  DWZ.  1922,  Nr.  3/4,  S.  45. 


schuß  für  Siedlungs-  und  Wohnungswesen  zurückver- 
wiesen. Die  Zurück  Verweisung  stütze  sich  auf  Erklä- 
rungen der  Regierung,  nach  denen  der  Reichsrat  den 
Gesetzentwurf  in  wesentlichen  Punkten  geändert  hat. 
Es  erschien  deshalb  zweckmäßig,  vor  der  endgültigen 
Stellungnahme  durch  das  Plenum  des  vorläufigen  Reichs- 
wirtschaftsrats, von  den  Reichsratsbeschlüssen  Kenntnis 
zu  erhalten,  was  voraussichtlich  in  Kürze  erfolgen  wird. 

d)  Entschließung,  betr.  die  Frage  der  Regelung  der 
Klein aufträge  an  der  Berliner  Börse  — Nr.  248  der 
Drucksachen.  Nach  Erstattung  des  mündlichen  Be- 
richts wurde  namens  der  Abteilung  1 (Arbeitgeber)  nur 
die  Annahme  der  beiden  ersten  Absätze  der  Entschließung 
befürwortet  und  beantragt,  den  letzten  Absatz  abzulehnen. 
Dieser  Vorschlag  fand,  nachdem  vorher  die  Arbeitnehmer 
erklärt  hatten,  der  ganzen  Entschließung  zuzustimmen, 
ohne  besondere  Abstimmung  Annahme. 

e)  Die  Vorschläge  des  Finanzpolitischen  Ausschusses, 
betr.  Aenderung  der  Organisation  der  Steuerbehörden 
— Nr.  252  der  Drucksachen  — wurden  nach  Begründung 
durch  den  Berichterstatter  von  dem  Vorsitzenden,  weil 
keine  Wortmeldungen  Vorlagen,  ohne  besondere  Ab- 
stimmung für  angenommen  erklärt. 

f)  Der  Antrag  — Nr.  253  der  Drucksachen,  betr. 
Hilfe  für  deutsche  Valutaschuldner  wurde  aus  den  Verhand- 
lungen des  Plenums  zurückgenommen,  weil  der  Finanz- 
politische Ausschuß  die  Angelegenheit  in  vertraulichen 
Sitzungen  zu  behandeln  beabsichtigt. 

g)  Antrag  Nr.  255  der  Drucksachen,  betr.  Auf- 
hebung des  Depotzwangs.  Nach  mündlichem  Bericht 
wurde  von  seiten  der  Regierung  erklärt,  daß;  sie  ge- 
zwungen sei,  an  der  Verordnung  vom  24.  Oktober  1919, 
betr.  die  Kapitalflucht,  festzuhalten  und  deshalb  bäte, 
den  Antrag,  insbesondere  auch  aus  innenpolitischen  Grün- 
den, abzulehnen.  Demgemäß  fiel  auch  die  Abstimmung 
über  den  Antrag  aus. 

h)  Die  Entschließung  des  Wirtschaftspolitischen  Aus- 
schusses, betr.  Brotpreiserhöhung  — Nr.  256  der  Druck- 
sachen — fand  mit  großer  Mehrheit  Annahme. 

Der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  trat 
im  Februar  zweimal  zusammen.  Außer  seiner  Stellung- 
nahme zu  der  Entschließung  des  Unterausschusses  für 
Landwirtschaft  und  Ernährung  über  die  Brotpreiser- 
höhung, die,  wie  oben  erwähnt,  inzwischen  auch  vom 
Plenum  bereits  angenommen  worden  ist,  befaßte  er  sich 
mit  verschiedenen  Eingaben  über  die  Preissteigerung  der 
Margarine,  Wucherpreise  für  Kartoffeln  und  Erhöhung 
der  Lebensmittelpreise  im  allgemeinen.  Soweit  nicht  be- 
schlossen wurde,  die  Eingaben  als  Material  der  Regierung 
zu  überweisen,  wurden  sie  durch  die  bereits  früher  er- 
folgte Beschlußfassung  des  Ausschusses  in  der  gleichen 
Angelegenheit  für  erledigt  erklärt.  Der  Antrag  A r n h o 1 d 
und  Genossen  — Nr.  132  der  Drucksachen  — auf  Auf- 
hebung der  Verordnungen  des  Bundesrats  über  die  wirt- 
schaftliche Demobilmachung  vom  7.  11.  18  (RGBl. 
S.  1292)  und  über  die  wirtschaftliche  Demobilmachung 
vom  12.  11.  18  (RGBl.  S.  1304),  wurde  einem  Unter- 
ausschuß überwiesen,  dem  folgende  Mitglieder  angehören : 
Dr.  Wussow,  Bartschat,  Kreil,  Tarnow,  D.  Wermuth, 
Frau  Mühsam.  Auf  die  Anfrage  Wie  sei  er  und  Ge- 
nossen, betr.  den  Preisaushang  im  Schaufenster  — Nr.  104 
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der  Drucksachen  — hat  der  Reichswirtschaftsminister 
schriftlich  wie  folgt  geantwortet: 

„Der  zweite  Teil  der  Verordnung  über  die  Errich- 
tung 'von  Preisprüfungsstellen  und  die  V ersor- 
gungsregelung  vom  25.  9.  15  in  der  Fassung  der  Be(- 
Ikanntmachungen  vom  4.  11.  15,  5.  6.  und  6.  7.  16  (RGBl. 
1915:  S[.  607,  728;  1916:  S.  439,  673)  ist  inzwischen  hin- 
sichtlich der  Lebens-  und  Futtermittel  durch  die  Verord- 
nung über  die  Versorgungsregelung  vom  16.  4.  21  (RGBl. 
S.  486)  aufgehoben  worden.  Die  Erwägungen,  ob  man 
zu  (einer  Aufhebung  der  ganzen  Verordnung  schreiten 
könne,  haben  ergeben,  daß  einstweilen  eine  Aufhebung 
noch  nicht  angezeigt  erscheine.  Die  Preisprüfungsstellen, 
[insbesondere  die  mittleren  Landes:,  Provinzial-  und  Be- 
zirkspreisprüfungsstellen, haben  noch  wichtige  Aufgaben 
zu  erfüllen,  deren  Uebernahme  durch  andere  Stellen,  mög- 
licheweise die  zukünftigen  Bezirkswirtschaftsräte,  noch 
nicht  hinreichend  geklärt  ist.  Bis  dahin  bleibt  es  mein 
ständiges  Bemühen,  die  Tätigkeit  der  Preisprüfungsstellen 
der  jeweiligen  Wirtschaftslage  anzupassen.  Auch  die  Tä- 
tigkeit der  örtlichen  Stellen  erscheint  mir  noch  nicht  ent- 
behrlich, insbesondere  nicht  in  der  jetzigen  Zeit  der  stei- 
genden Teuerung.  Die  ihnen  obliegende  Aufklärung  der  Be- 
völkerung über  unvermeidliche  Preissteigerungen  und  Be- 
schaffungsschwierigkeiten und  der  Ausgleich  der  das  Staats- 
wohl schädigenden  Meinungsgegensätze  zwischen  Erzeuger, 
Handel  und  Verbrauchern  ist  bei  der  heutigen  Wirtschafts- 
lage dringender  denn  je. 

Auch  als  Rechtsgrundlage  für  die  Anordnung  des 
Preisaushanges  und  des  Preisschilderzwanges  ist  die  Preis- 
prüfungsstellenverordnung  noch  von  Bedeutung.  Wie  weit 
von  diesem  Hilfsmittel  zur  Preisüberwachung  Gebrauch 
gemacht  werden  soll,  unterliegt  dem  Ermessen  der  Lan- 
desbehörden; einige  von  ihnen,"  insbesondere  diejenigen 
der  besetzten  Gebiete  legen  entscheidenden  Wert  darauf, 
(daß  die  Möglichkeit  zur  Anordnung  dieser  Maßnahmen 
nicht  beseitigt  werde,  da  andernfalls  für  die  beteiligten) 
Kreise  weit  lästigere  Bestimmungen  von  den  Besatzungs- 
mächten  erlassen  werden  würden.“ 

Dieser  Auffassung  des  Reichswirtschaftsministeriums 
schloß  sich  der  Ausschuß  mit  dem  besonders  von  den 
Verbrauchern  zum  Ausdruck  gebrachten  Wunsche  auf  eine 
Ausdehnung  der  Wirksamkeit  der  Preisprüfungsstellen 
an.  Sodann  wurde  folgender  Antrag  der  Arbeitgeber  der 
Gruppe  VI  (Handwerk)  beraten:  Der  Reichswirtschafts- 
rat wolle  an  die  Reichsregierung  das  Ersuchen  stellen, 
daß  bei  Umwandlung  der  Reichsverpflegungs-  und 
Reichsbekleidungsämter  — soweit  möglich  — - die  dazu 
geeigneten  Räume  zu  Wohnungszwecken  Verwendung 
finden.  Soweit  für  die  weitere  Verwertung  zu  produk- 
tiven Zwecken  die  Gründung  von  gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmungen  beabsichtigt  ist,  ist  Vorsorge  dahin  zu 
treffen,  daß  die  daran  interessierten  Handwerkszweige 
sich  entsprechend  beteiligen  können,  damit  eine  Beein- 
trächtigung oder  Verdrängung  des  selbständigen  Hand- 
werks unter  allen  Umständen  vermieden  wird.  Die  mit 
der  Deutschen  Lagerei  A.-G.,  der  allgemeinen  Schuh- 
industrie A.-G.  und  etwa  noch  neu  zu  errichtenden  Aktien- 
gesellschaften dieser  Richtung  abgeschlossenen  oder  ab- 
zuschließenden Verträge  sind  dem  Reichswirtschaftsrat 
vor  der  endgültigen  Genehmigung  vorzulegen.“ 

Nach  dem  amtlichen  Bericht  über  die  Beratung  dieses 
Antrags  legte  der  Vertreter  des  Reichsschatzministeriums 
„die  bisher  in  der  Angelegenheit  geführten  Ver- 
handlungen eingehend  dar.  Die  Grundabsicht 
der  Regierung  ist,  die  Gebäude  zu  behalten,, 
um  nicht  bei  einem  Verkauf  Papiermark  für  Sachwerte 
einzutauschen,  sie  also  zu  vermieten,  zugleich  aber  auch 
die  vorhandenen  Betriebseinrichtungen  zu  erhalten  und 


weiter  zu  verwerten.  Da  die  Lage  der  Aeinter  nicht 
durchweg  wirtschaftlich  günstig  ist,  wäre  dies  bei  einer 
Einzelvermietung  der  verschiedenen  Aemter  unmöglich 
gewesen.  Die  Regierung  wäre  mit  den  am  ungünstigsten 
liegenden  Aemtern  sitzen  geblieben.  Für  eine  Gesamt- 
verwertung sprach  außerdem  noch  die  Absicht  einer 
Kapitalbeteiligung  des  Reichs  mit  etwa  25%,  die  bei 
einer  Einzelverwertung  schon  aus  Verwaltungsgründen 
schwierig  wäre.  Aus  diesen  Richtlinien  ergeben  sich 
die  Einzelheiten.“  Da  die  Verträge  noch  nicht  abge 
schlossen  sind,  wurde  der  letzte  Satz  des  vorstehenden 
Antrags  zum  Beschluß  des  Wirtschaftspolitischen  Aus- 
schusses erhoben.  Endlich  befaßte  sich  der  Ausschuß 
erneut  mit  dem  ihm  durch  Beschluß  der  Vollversammlung 
zur  endgültigen  Begutachtung  überwiesenen  Gesetzent 
wurf  über  die  Erhebung  einer  Abgabe  bei  der  Ausfuhr 
von  Waren.  Nach  Bekanntgabe  der  Beschlüsse  des 
Reichsrats  in  erster  Lesung,  nach  denen  der  Reichs 
regierung  besonders  hinsichtlich  der  Tarife,  eine  noch 
größere  Freiheit  gegeben  wird,  sowie  längeren  Aus- 
führungen des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhi- 
bewilligung  und  anschließender  Debatte,  fand  der  Gesetz 
entwurf  unveränderte  Annahme. 

Der  Sozialpolitische  Ausschuß  stimmte 
dem  Entwurf2)  einer  Verordnung,  betr.  Aenderung  der 
Verordnung  über  die  Einstellung  und  Entlassung  von 
Arbeitern  und  Angestellten  während  der  Zeit  der  wirt- 
schaftlichen Demobilmachung  vom  12.  2.  20  mit  folgender 
Entschließung  zu:  „Der  Sozialpolitische  Ausschuß  des 
Reichswirtschaftsrats  erwartet,  daß  die  zur  Erreichung 
größter  Wirtschaftlichkeit  der  Reichsbetriebe  geplanten 
Personalverminderungen  nicht  auf  die  Arbeiter  und  un- 
teren Beamten  beschränkt  bleiben;  es  muß  vielmehr  dafür 
gesorgt  werden,  daß  dieser  Sparsamkeitsgrundsatz  bei 
allen  Beamtenkategorien,  bis  zu  den  Ministerien  hinauf, 
durchgeführt  wird.“  Der  Ausschuß  beriet  sodann  über 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Aenderung  der 
Wahlen  nach  der  Reichsversicherungsordnung.  Nach  der 
Begründung  zu  diesem  Gesetzentwurf  lassen  sich  „die  all 
gemeinen  Neuwahlen  im  Bereich  der  Reichsversicherungs- 
ordnung nicht  mehr  hinausschieben,  nachdem  die 
Gründe,  die  während  des  Krieges  und  danach  gegen  ihre 
Vornahme  sprachen,  jetzt  im  wesentlichen  fortgefallen 
sind.  Die  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten 
sind  meist  schon  weit  über  die  gesetzliche  Wahlzeit 
hinaus  im  Amte,  so  daß  ihnen  allgemein  die  Fortführung 
des  Ehrenamtes  nicht  länger  zugemutet  werden  kann. 
Ueberdies  reicht  ihre  Zahl  vielfach  nicht  mehr  aus,  so 
daß  sie  der  Ergänzung  bedürfen“.  Die  Wahlen  selbst 
sollen  durch  das  Gesetz  „eine  wesentliche  Vereinfachung 
und  Verbilligung  durch  teilweisen  Abbruch  ihres  bis- 
herigen stockwerkartigen  Aufbaues,  durch  Verkleinerung 
der  Wahlkörper  und  durch  die  Einführung  gleichzeitiger 
Stimmabgabe  für  mehrere  Wahlen“  erfahren.  Außerdem 
ist  die  Aenderung  der  Vorschriften  der  Reichsversiche- 
rungsordnung über  die  Wahlen  zu  den  Versicherungs 
behörden  höherer  Ordnung,  zu  den  Vertretern  der  Ver- 
sicherten für  die  Unfallverhütung  bei  gewerblichen  und 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  und  zu  den 
Ausschüssen  der  Versicherungsanstalten  vorgesehen.  Dem 
Entwurf  wurde  unter  einstimmiger  Annahme  folgende: 
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Entschließung  zugestimmt:  „Der  Ausschuß  sieht  im  Hin 
blick  auf  die  Dringlichkeit  des  Gesetzentwurfes  davon 
ab,  entsprechende  Abänderungsanträge  zu  stellen,  fordert 
aber  für  den  Gesamtumbau  der  RVO.  eine  Aenderung 
der  Wahlvorschriften  für  alle  ehrenamtlichen  Organe, 
insbesondere  für  die  Krankenversicherung  in  der  Weise, 
daß  ein  Minderheitsschutz  zugunsten  der  Angestellten- 
schaft herbeigeführt  wird,  soweit  er  erforderlich  er- 
scheint.“ 

Der  Ausschuß  beschäftigte  sich  außerdem  mit  dem 
Gesetzentwurf  über  Aenderung  des  Versicherungsgesetzes 
für  Angestellte.  Je  ein  Referent  von  Arbeitgeber-  und 
Arbeitnehmerseite  soll  nach  Durcharbeitung  des  Gesetz- 
entwurfes und  der  dazu  vorliegenden  Denkschriften  dem 
Ausschuß  Bericht  erstatten. 

Endlich  wurde  vom  Ausschuß  ein  Arbeitsausschuß 
zur  Beratung  über  die  Konkurrenz  der  Gefangenenarbeit 
gewählt,  dem  folgende  Mitglieder  angehören:  Kallmann, 
Thierkopf,  Schumacher,  Stühmer,  Dr.  Büttner,  Frau 
Kahler. 

Der  Finanzpolitische  Ausschuß  beschäf- 
tigte sich  mit  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Aenderung 
des  Landessteuergesetzes  vom  30.  3.  20.  In  der  Be- 
gründung des  Gesetzentwurfs  wird  darauf  hingewiesen, 
daß  „die  Steuergesetzgebung  des  Jahres  1921  und  die 
noch  zur  Beratung  stehenden  Gesetzentwürfe  den  Inhalt 
des  Landessteuergesetzes  in  vielfach  entscheidend ^Weise 
berühren“.  Die  Folgerungen  aus  dieser  Sachlage  hätten 
zu  dem  vorgenannten  Entwurf  geführt,  der  ohne  den 
Grundgedanken  des  Gesetzes  oder  seinen  Aufbau  im 
ganzen  irgendwie  anzutasten  eine  Reihe  von  Aenderungen 
des  Landessteuergesetzes  vorschlage.  Der  Ausschuß 
wählte  für  die  Vorberatung  und  Vorbereitung  des  Gut- 
achtens einen  zwölfgliedrigen  Ausschuß,  dem  folgende 
Mitglieder  angehören:  Gennes,  Untucht,  Künzer,  Her- 
mann, Schweitzer,  Backert,  Fürstenberg,  Neustedt,  Dr. 
Haekel,  Mitzlaff,  Dr.  Scheffler,  Lehmann,  Dr.  Herkner. 

Im  Verkehrs-Ausschuß  wurde  zu  einer  Ent- 
schließung der  Reichsgewerkschaft  der  Post-  und  Tele- 
graphenbeamten, die  eine  Ueberführung  der  Verkehrs- 
Einrichtungen  der  Reichs-,  Post-  und  Telegraphenver- 
waltung in  privaten  Besitz  ablehnt,  folgender  Beschluß 
gefaßt:  „Der  Verkehrs- Ausschuß  des  Reichswirtschafts- 
rats nimmt  die  Entschließung  der  Reichsgewerkschaft 
der  Post-  und  Telegraphenbeamten  zur  Kenntnis.  Für 
den  Verkehrs-Ausschuß  liegt  zurzeit  kein  Anlaß  vor, 
zur  Sache  selbst  eine  Entschließung  zu  fassen.“  Nach 
dem  amtlichen  Bericht  über  die  Sitzung  beschäftigte  sich 
der  Ausschuß  ferner  mit  den  Anträgen  seines  Mitglieds 
Vögele-  Mannheim  und  der  Rheinischen  Kohlenhandel- 
und  Reedereigesellschaft  Mülheim-Ruhr  auf  Schaffung 
von  Ausgleichstarifen  für  Wasserumschlagplätze.  Die  An- 
träge weisen  darauf  hin,  daß  durch,  die  Einführung  des 
neuen,  auf  weite  Entfernungen  stark  gestaffelten  Tarifs, 
die  über  Wasserstraßen  geleiteten  Transporte  teurer  wer- 
den, als  die  direkte  Bahnbeförderung,  und  diese  besonders 
dadurch,  daß  die  Anfuhr  zum  Hafen  und  die  Abfuhr 
zur  Zielstation  der  kurzen  Strecke  wegen  fast  stets  in  der 
höchsten  Staffel  liegen  und  außerdem  noch  die  doppelte 
Abfertigungsgebühr  gezahlt  werden  muß.  Dieser  Zu- 
stand müßte  auf  die  Dauer  zu  einer  künstlichen  Ab- 
drängung des  bisher  über  Wasserstraßen  geleiteten  Ver- 


kehrs auf  die  Bahn  führen,  deren  wirtschaftliche  Folgen 
auf  die  Eisenbahn  selbst,  die  Binnenschiffahrt,  die  Hafen- 
anlagen und  die  auf  den  Wasserstraß  en  verkehr  einge- 
stellte Industrie  besonders  Süddeutschlands  unübersehbar 
sind.  Der  Vertreter  der  Reichseisenbahn  im  Reichswirt- 
schaftsrat wies  in  der  Erörterung  darauf  hin,  daß  die  be 
handelten  Fragen  zurzeit  bereits  im  Verkehrsministerium 
geprüft  werden.  Der  Ausschuß  kam  infolgedessen  zu 
folgender  Entschließung: 

„Der  Verkehrs-Ausschuß  des  Reichswirtschaftsrats  über- 
weist die  Anträge  seines  Mitglieds  Vögele-Mannheim  und 
der  Rheinischen  Kohlen-  und  Reedereigesellschaft  der 
Reichsregierung  zur  Erwägung  und  ersucht  im  Anschluß 
hieran  das  Reichsverkehrsministerium,  die  Prüfung  des  An- 
trages auf  Einführung  von  ermäßigten  Umschlagstarifen 
für  die  Binnenhäfen  im  Hinblick  auf  ^den  Einfluß  der 
Eisenbahntarife  auf  den  Wasserstraßenverkehr  besonders 
zu  beschleunigen.“ 

Im  A u ß e n h a n d e 1 s ko  n t ro  1 1 - Ausschuß 
stand  ein  Schreiben  des  Reichskommissars  für  Aus-  und 
Einfuhrbewilligung  auf  der  Tagesordnung,  in  dem  um 
Stellungnahme  des  Ausschusses  zu  einem  Antrag  des 
Außenhandels-Ausschusses  für  Eisen-  und  Stahlwaren  in 
Elberfeld  gebeten  wurde.  Der  Außenhandels- Ausschuß 
dieser  Außenhandelsstelle  hat  die  Aufnahme  von  Be- 
stinfmungen  in  die  Satzungen  der  Außenhandelsstelle 
beschlossen,  nach  denen  u.  a.  für  den  Fall  der  Nicht- 
einigung mit  den  Vertretern  des  Reichswirtschaftsmini- 
steriums und  des  Reichskommissars  bei  Beschlüssen  nicht 
gutachtlicher  Natur,  die  nach  Ansicht  der  betreffenden 
Vertreter  öffentliche  Interessen  verletzen,  sowie  für  den 
vorliegenden  Fall  der  Satzungsänderungen  die  Entschei- 
dung durch  ein  Gutachten  des  Reichswirtschaftsrats  her- 
beigeführt werden  soll.  Der  Außenhandelskontroll-Aus- 
schuß  faßte  mit  allen  gegen  eine  Stimme  folgende  Ent- 
schließung: „Der  Reichswirtschaftsrat  hält  Entscheidun- 
gen, wie  sie  im  § 10  Abs.  2 und  § 11  (der  Satzungen 
der  Außenhandelsstelle)  vorgesehen  sind,  als  über  den 
Rahmen  seiner  verfassungsmäßigen  Rechte  hinausgehend, 
nicht  für  zulässig.  Der  Reichswirtschaftsrat  ist  bereit, 
wie  bisher,  auch  fernerhin  in  wichtigen  Fällen  auf  An- 
suchen Gutachten  zu  erstatten.“ 

Der  Ausschuß  beriet  außerdem  über  den  Entwurf 
eines  Gesetzes  zur  Aenderung  der  Verordnung  über  die 
Außenhandelskontrolle  vom  20.  12.  19  und  über  den 
Entwurf  eines  Gutachtens  zu  diesem  Gesetzentwurf,  die 
beide  von  dem  Unterausschuß  für  Straf-  und  Sperr- 
maßnahmen vorgelegt  worden  waren.  In  derselben 
Sitzung  wurde  die  Frage  erörtert,  ob  die  Außenhandels- 
Stellen  verpflichtet  sind,  den  Finanzämtern  zum  Zwecke 
der  Einkommensteuerermittlung  Abschriften  der  Ausfuhr- 
akten zu  überlassen.  In  dem  amtlichen  Bericht  über  die 
Sitzung  heißt  es:  „Der  Entwurf  (Entwurf  eines  Gesetzes 
zur  Aenderung  der  Verordnung  über  die  Außenhandels- 
kontrolle) beabsichtigt,  das  Strafverfahren  zu  vereinfachen. 
Nur  noch  die  Fälle,  in  denen  es  sich  um  eine  Ausfuhr  ohne 
vorgeschriebene  Bewilligung  handelt,  sollen  den  ordent- 
lichen Gerichten  zugeleitet  werden.  Alle  übrigen  Ver- 
gehen sollen  durch  Verhängung  einer  Ordnungs- 
strafe ihre  Erledigung  finden.  Zu  diesen  Strafen  soll 
die  bisher  fast  allein  in  Anwendung  gebrachte  Ausfuhr- 
sperre nur  in  ganz  besonderen  Fällen  gehören,  da  sie 
volkswirtschaftlich  ungünstige  Folgen  z.  B.  Betriebsein- 
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Schränkungen  hat.  Die  Ordnungsstrafen  sollen  in  Geld 
büßen  bis  zu  einer  Million  Mark  oder  bis  zum  dreifachen 
Wert  der  Ware  bestehen.  Aus  Verwaltungsgründen  soll 
die  Außenhandelsstelle  das  Recht  bekommen,  durch  be- 
sondere hierfür  einzusetzende  paritätische  Ausschüsse 
Ordnungsstrafen  bis  zum  Betrag  von  Hunderttausend 
Mark  zu  verhängen.  Das  ist  insofern  eine  Beschränkung 
der  Machtbefugnis  der  Außenhandelsstellen,  als  nach  dem 
bestehenden  Zustande  die  Verhängung  der  Ausfuhrsperre 
durch  den  Reichsbevollmächtigten  der  Außenhandels- 
stellen erfolgen  kann.  Den  von  der  Ordnungsstrafe  Be- 
troffenen steht  die  Beschwerde  an  den  Reichskommissar 
und  das  Reichswirtschaftsministerium  offen.  Neu  an  dem 
Entwurf  ist  ferner,  daßi  der  § 8 a,  außer  den  gewöhnlichen 
Uebertretungen  der  Ausfuhrbestimmungen  in  Ziffer  4 
den  unter  Strafe  stellt,  der  sich  zur  Lieferung  von  Waren 
in  das  Zollausland  zu  Preisbedingungen  erbietet,  die  den 
für  die  Ausfuhr  von  den  Außenhandelsstellen  festgesetzten 
und  bekanntgegebenen  Preisbedingungen  zuwiderlaufen 
oder  solche  Preisbedingungen  sich  oder  einem  anderen 
gewähren  oder  versprechen  läßt.“ 

ln  der  Erörterung  wurde  besonders  dieser  Punkt, 
der  auch  freibleibende  Offerten  betrifft,  von  Arbeitgeber- 
und  Arbeitnehmervertretern  des  Handels  stark  ange- 
griffen, weil  eine  derartige  Vorschrift  in  der  Geschäfts- 
praxis des  Exporthandels  nicht  befolgt  werden  könne. 
Der  Vertreter  des  Reichswirtschaftsministenums  wies 
demgegenüber  darauf  hin,  daß  das  Verfahren  endgültig 
durch  die  Richtlinien  bestimmt  wird,  die  nach  dem  Ent 
wurf,  § 8 a Schluß,  vom  Reichskommissar  für  Aus- 
und  Einfuhrbewilligung  nach  Anhörung  der  Außenhan- 
delsstellen aufgestellt  werden  sollen.  Diese  Richtlinien 
werden  dem  Außenhandelskontroll-Ausschuß  vorher  zur 
Begutachtung  vorgelegt  werden.  Die  Regierung  legt 
Wert  darauf,  daß  eine  derartige  Bestimmung  im  Gesetz 
enthalten  ist,  weil  die  Erfahrungen  der  Vergangenheit  be- 
wiesen haben,  daß  Angebote  und  zwar  auch  freibleibende 
Angebote  unter  Preis  die  Preise  auf  dem  Weltmarkt 
geworfen  haben.  Diesen  Standpunkt  teilte  die  Mehr 
heit  des  Ausschusses  und  nahm  den  Entwurf  und  das 
dazugehörige  Gutachten  mit  allen  gegen  eine  Stimme  an. 

Ein  Einzelfall  gab  Veranlassung  zur  Erörterung  der 
Frage,  ob  die  Außenhandelsstellen  verpflichtet  sind,  den 
Finanzämtern  zum  Zwecke  der  Einkommensteuerermitt 
lung  Abschriften  der  Ausfuhrakten  zu  überlassen.  Der 
Vertreter  des  Reichsfinanzministeriums  führte  dazu  aus, 
daß  die  Rechtsgrundlage  dafür  in  den  §§  177  ff.  und 
§ 191  der  Reichsabgabenordnung  gegeben  ist.  In  der 
Erörterung  legten  Vertreter  der  Arbeitgeber  der  Industrie 
dar,  daß  die  Außenhandelsstellen  keine  für  die  Ein 
kommensteuerermitUung  sachdienlichen  Auskünfte  geben 
können.  Der  Ausschuß  wird  daher  an  das  Reichsfinanz- 
ministerium die  Anfrage  richten,  in  welcher  Weise  die 
Auskünfte  der  Außenhandelsstellcn  für  Steuerzwecke  Ver- 
wendung finden  sollen.“ 

Der  Unterausschuß  zur  wirtschaftlichen 
Förderung  der  geistigen  Arbeit  hatte  eine 
eingehende  Aussprache  mit  dem  vom  Börsenverein  Deut- 
scher Buchhändler  eingesetzten  „außerordentlichen  Aus- 
schuß zur  Ih-üfung  der  Kulturabgabe“  mit  dem  Ergebnis, 
daß  allseitig  weitere  Verhandlungen  gewünscht  wurden. 


Neue  Sitzungstermine  sind  indes  noch  nicht  bekannt 
gegeben. 

Im  Unterausschuß  des  Verfassungsaus- 
schusses wurden  die  Beratungen  über  den  Unterbau 
der  Bezirkswirtschafts räte  am  28.  1.  22  unterbrochen,  um 
sie  am  28.  2.  22.  fortzusetzen. 

Der  Betriebsräte-Ausschuß  hat  in  der  Streit- 
sache des  Betriebsrates  des  Hauptversorgungsamts  Frank- 
furt a.  M.  gegen  das  Hauptversorgungsamt  Frankfurt  a. 
M.  wie  folgt  entschieden: 

„Der  Betriebsrat  ist  zwar  berechtigt,  seine  Sitzungen 
selbständig  anzuberaumen,  aber  er  ist  bei  Sitzun- 
gen, die  er  während  der  Arbeitszeit  ab  - 
zuhalten  gedenkt,  verpflichtet,  den  Arbeit 
geber  rechtzeitig  zu  benachrichtigen,  und 
den  Nachweis  der  Notwendigkeit  zu  er- 
bringen, daß  die  Sitzung  während  der  Ar- 
beitszeitstattfinden muß.  Die  Einladungen  zu 
den  Betriebsrätesitzungen  sind  kein  hinreichender  Be- 
weis dafür,  daß  es  sich  bei  den  durch  die  Teilnahme  an 
einer  Sitzung  entstandenen  Kosten  um  „notwendige“  im 
Sinne  des  § 36  BRG.  handelt.  Die  Mitglieder  des  Be- 
triebsrates sind  gehalten,  durch  Vorlegung  der  Tages- 
ordnung oder  andere  Unterlagen  den  Beweis  dafür  zu  er 
bringen,  daß  die  von  ihnen  beanspruchten  Kosten  not 
wendig  waren.  Bei  Streitigkeiten  über  Angemessenheit 
oder  Höhe  der  Kosten  entscheiden  die  zuständigen  Ent- 
scheidungsstellen. 

In  der  Streitsache  zwischen  dem  Vorstand  des 
Sächsisch-thüringischen  Dampfkessel-Revisionsvereius  zu 
Halle  und  dessen  Betriebsrat  traf  der  Ausschuß  folgende 
Entscheidung: 

„Der  Dampfkessel-Ueberwachungsverein  Halle  ist  kein 
Betrieb  mit  wirtschaftlichen  Zwecken  im  .Sinne  des  Betriebs- 
rätegesietzes  § 66,  Ziffer  1 und  2 und  § 71.“ 

Tatbestand. 

In  Halle  besteht  seit  dem  21.  Januar  1873  der  Sächsisch- 
thüringische  Dampfkessel-Revisions-Verein,  der  nach  seiner 
Satzung  folgende  Zwecke  hat: 

1.  Die  amtliche  Untersuchung  der  Dampfkessel,  Dampf- 
fässer, Zentrifugen  usw.  der  Vereinsmitglieder  nach  Maß- 
gabe der  Satzung  des  Vereins  und  der  dem  Verein  von  den 
zuständigen  Staatsbehörden  überwiesenen  Dampfkessel  usw. 
mindestens  in  dem  behördlicherseits  vorgeschriebenen: 
Umfange. 

2.  Sammlung  der  Erfahrungen  bei  Erzeugung  und 
Verwendung  des  Dampfes  durch  die  Verbreitung  derselben 
unter  <den  Mitgliedern. 

3.  Untersuchung  von  Maschinen  und  sonstigen 
Apparaten. 

4.  Unterweisung  der  Kesselwärter. 

Außerdem  kann  nach  § 2 der  Satzung  durch  Beschluß 
'des  Vorstandes  die  Ausführung  ähnlicher  idealer  Auf- 
gaben unter  die  vom  Verein  zu  verfolgenden  Zwecke  auf- 
genommen werden. 

Zwischen  diesem  Dampfkessel-Revisionsverein  und  sei- 
nem Betriebsrat  sind  Streitigkeiten  entstanden,  ob  dem 
Betriebsrat  ^die  Befugnisse  des  § 65,  Ziffer  1 und  2 und 
des  §,  71  BRG.  zustehen,  ob  dem  Betriebsrat  also  ein 
Mitbetätigungsrecht  in  dem  Sinne  der  angeführten  Be- 
stimmungen des  Betriebsrätegesetzes  zusteht.  Während  der 
Betriebsrat  die  Befugnisse  des  § 66,  Ziffer  1,  2 und  71  BRG. 
für  sich  in  Anspruch  nimmt,  weigert  sich  der  Dampfkessel- 
Revisions-Verein  zu  Halle,  dem  Betriebsrat  diese  Rechte 
zuzuerkennen.  Der  Betriebsrat  des  Dampfkessel-Revisions- 
Vereins  zu  Halle  hat  infolgedessen  ,am  3.  Mai:  1921  den  vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrat  angerufen  und  beantragt,  der 
vorläufige  Reichswirtschaftsrat  wolle  entscheiden,  daß  der 
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Dampfkessel-Revisions-Verein  zu  Halle  ein  Betrieb  mit  wirt- 
schaftlichen Zwecken  sei,  und  daß  dem  Betriebsrat  die 
Rechte  des  § 66,  Ziffer  1 und  2,  und  § 71  BRG.  zuständen. 

Der  Betriebsrat  beruft  sich  zur  Begründung  seines 
Antrages  auf  die  Satzungen  des  Vereins  und  auf  die  zu 
den  Satzungen  ergangenen  Ausführungsbestimmungen  vom 
19.  März  (1901,  in  deren  § 1 ausgeführt  sei,;  daß  die  durch  den 
Verein  angestrebten  Zwecke  erreicht  werden  sollten,  durch 
Untersuchungen  zu  ökonomischen  Zwecken.  Dieser  Wort- 
laut (deute  darauf  hin,  daß  der  Verein  wirtschaftliche  Zwecke 
verfolge.  Der  Verein  habe  ferner,  wie  er  durch  Mitteilung 
an  seine  Mitglieder  am  15.  Oktober  1920  bekanntgegeben 
habe,  eine  wärmewirtschaftliche  Abteilung  eingerichtet,  und 
diene,  wie  im  Schreiben  vom  Dezember  1911  an  die  Mit- 
glieder des  Vereins  ersichtlich  sei,  den  wirtschaftlidhen 
Zwecken  seiner  Mitglieder,  indem  er  durch  Untersuchung 
der  Dampfkessel-Anlagen  auf  größtmöglichste  Wirtschaft- 
lichkeit iim  Dampfbetriebe  hinwirken  wolle.  Daß  der  Verein 
keine  auf  Erwerb  gerichtete  Gesellschaft  sei,  schließe  die 
Möglichkeit  nicht  aus,  daß  der  Verein  wirtschaftlichen 
Zwecken  diene,  da  die  Absicht  der  Gewinnerzielung  für  den| 
Begriff  des  wirtschaftlichen  Zweckes  nicht  Voraussetzung 
Sei.  Außerdem  aber  sei  die  Tätigkeit  des  Vereins  zum 
Teil  auf  Erwerb  gerichtet,  da  er  seine  Tätigkeit  auch  bei 
Nichtmitgliedern  ausübe  und  für  diese  Tätigkeit  höhere 
Gebühren  'berechne,  als  für  seine  Mitglieder. 

Demgegenüber  hat  der  Sächsisch-thüringische  Dampf- 
kessel-Revisions-Verein zu  Halle  beantragt: 

Den  Antrag  des  Betriebsrates  abzuweisen  und  zu  ent- 
scheiden, daß  der  Sächsisch-thüringische  Dampfkessel-Revi,- 
spons-Verein  kein  Betrieb  mit  wirtschaftlichen  Zwecken 
im  Sinne  des  Betriebsrätegesetzes  sei.  i 

Aus  den  Satzungen  des  Vereins  gehe  klar  hervor,  daß 
die  Zwecke  des  Vereins  nicht  wirtschaftlicher  Natur,  son- 
dern lediglich  ideeller  Natur  seien.  Die  Gebühren  von  den 
Mitgliedern  würden  nur  in  dem  Umfange  erhoben,  als 
sie  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  erforderlich  seien. 
Der  (Verein  übe  eine  amtliche  Tätigkeit  aus,  die  in  erster 
Linie  darauf  gerichtet  sei,  für  eine  vollständig  gleichmäßige 
Durchführung  der  gestellten  Bestimmungen  und  der  dazu 
ergangenen  Ausführungsbestimmungen  über  die  Anlegung, 
Untersuchung  und  den  Betrieb  der  Dampfkessel  innerhalb 
des  ihm  zugeteilten  Bezirks  Sorge  zu  tragen.  Daß  der 
Verein  seine  amtliche  Tätigkeit  auch  bei  Nichtmitgliedern 
ausübe,  verändere  den  Charakter  der  ideellen  Vereinszwecke 
keineswegs.  Die  Ausdehnung  auf  die  Nichtmitglieder  sei 
ihm  durch  seine  Geschäftsanweisung  ausdrücklich  zur  Pflicht 
gemacht  worden,  ganz  abgesehen  davon  aber  ändere  diese 
nebenher  ausgeübte  Tätigkeit  nicht  den  Hauptzweck  des. 
Vereins.  Daß  der  Verein  die  wirtschaftlichen  Zwecke 
seiner  Mitglieder  zu  fördern  beabsichtige,  sei  für  die 
Entscheidung  der  Frage  unerheblich,  da  es  sich  hier  nicht 
um  die  einzelnen  Wirtschaftsbetriebe  der  Mitglieddr, 
sondern  lediglich  um  den  Betrieb  des  Vereins  handele. 

G r ü nde. 

Der  Antrag  des  Betriebsrates  war  abzuweisen.  Der 
vorläufige  Reichswirtschaftsrat  ist  auf  Grund  der  Beweis- 
erhebung zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  der  Dampf- 
Kjess  ef-Revisi  ons-V erei n in  Halle  kein  Betrieb  mit  wirt- 
schaftlichen Zwecken  im  Sinne  des  Betriebsrätegesetzes 
ist,  wie  dies  einwandfrei  aus  den  im  Tatbestand,  angeführten 
Satzungsbestimmungen  hervorgeht,  die  ausdrücklich  die  Ver- 
folgung ideeller  Aufgaben  zum  Zwecke  des  Vereins  macht. 
Wenn  (der  Verein  seine  Untersuchungen  auch  zu  ökonomi- 
schen Zwecken  vornimmt,  so  ändert  dies  den  Charakter 
des  Vereins  als  Verein  mit  ideellen  Tendenzen  nicht,  da 
es  auch  zur  Verfolgung  ideeller  Zwecke  erforderlich  ist, 
daß  der  Verein  die  Untersuchung  der  Dampfkesselanlagen 
nach  ökonomischen  Gesichtspunkten  vornimmt.  Ebenso  un- 
erheblich [für  die  Entscheidung  ist  nach  Auffassung  des.  vor- 
läufigen •Reichswirtschaftsrats  die  von  dem  Betriebsrat  an- 
geführte Tatsache,  daß  der  Verein  eine  wärmewirtschaft- 
liche Abteilung  eingerichtet  hat.  Die  Einrichtung  einer  der- 
artigen wärmewirtschaftlichen  Abteilung  wird  sich  aus  tech- 
nischen Zweckmäßigkeitsgründen  heraus  ergeben  haben, 
und  ist  erforderlich,  um  die  in  den  Satzungen  niedergelegten' 


Zwecke  des  Vereins,  nämlich  eine  möglichst  erschöpfende 
Verwertung  der  bei  der  Untersuchung  der  Dampfkessel- 
anlagen  gesammelten  Erfahrungen  zu  erreichen.  Daß  den 
Mitgliedern  des  Vereins  durch  die  vom  Verein  vorgenom- 
menen Untersuchungen  unter  Umständen  im  einzelnen  Fall 
indirekt  wirtschaftliche  Vorteile  erwachsen,  ist  gleichfalls 
nach  Auffassung  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  be- 
langlos, da  es,  wie  von  dem  Sächsisch-thüringischen  Dampf- 
Kessel-Revisions-Verein  zutreffend  ausgeführt  wird,  nicht 
zur  Entscheidung  ansteht,  ob  die  Mitglieder  des  Ver- 
eins wirtschaftliche  Zwecke  verfolgen,  sondern  ob  der 
Verein  selbst  durch  seine  Tätigkeit  wirtschaftliche  Zwecke 
verfolge.  Dies  aber  war  aus  den  angeführten  Gründen 
nach  Ansicht  des  vorl.  Reichswirtschaftsrats  zu  verneinen. 
Der  vorl.  Reichswirtschaftsrat  schließt  sich  in  dem  Ergebnis 
seiner  Entscheidung  einem  Gutachten  des  Ministers  für 
Handel  und  Gewerbe  an,  das  unter  dem  14.  September  1921 
für  den  vorstehenden  Faß  eingeholt  worden  ist.  Der  Mi- 
nister für  Handel  und  Gewerbe  führt  in  diesem  Gutachten 
in  Uebereinstimmung  mit  der  Ansicht  des  vorl.  Reichswirt- 
schaftsrats aus,  daß  nach  den  Satzungsbestimmungen  der 
Verein  lediglich  ideale  Zwecke  verfolge  und  daß  er  des- 
wegen Rechtsfähigkeit  gemäß  § 21  BRG.  durch  Eintragung 
in  das  Vereinsregister  des  zuständigen  Amtsgerichts  erlangen 
konnte. 

Es  war  daher,  aus  den  erwähnten  Gründen,  wie  ge- 
schehen, zu  erkennen. 

Die  Entscheidung  ist  endgültig. 


Bücherschau. 

Die  Wirtschaftskurve  mit  Indexzahlen  der  Frankfurter 
Zeitung.  Verlag  der  Frankfurter  Sozietätsdruckerei  G.  m. 
b.  H.,  Frankfurt  a.  M.  Preis  15  M.  einschl.  Sortiments^ 
Zuschlag. 

Wenn  man  das  erste  Heft  dieser  neuen  Vierteljahrsschrift 
nach  der  Lektüre  mit  Schrecken  aus  der  Hand  legt,  so  ist 
das  sicherlich  kein  Vorwurf  für  seinen  Inhalt.  Mit  grausam 
wirkender  Gewissenhaftigkeit  wird-  die  Fieberkurve  der  schwer- 
kranken  deutschen  Wirtschaft  gezeichnet.  In  allen  Kapiteln  — 
bei  der  Wiedergabe  der  Entwicklung  der  Warenpreise,  der 
Börsenkurse,  der  Valuta  — überall  geben  die  nackten  Zahlen 
ein  furchtbares  Bild  unserer  unter  einer  wertlosen  Papier- 
decke verborgenen  Not.  Das  erste  Heft  will  keinen  Weg  weisen, 
der  aus  dem  Unheil  herausführt;  ihm  kann  aber  das  große 
Verdienst  nicht  abgesprochen  werden,  in  klarer  und  über- 
sichtlicher Weisje  dargelegt  zu  haben,  Wo  und  wie  wir  steheni. 

Dr.  Wiedersum. 

Zeitschriften. 

„Juristische  Wochenschrift“,  Nr.  2.  Rechts- 
schutz des  Staatsbürgers  vor  dem  Reichsverwaltungsgericht, 
Dr.  Görres.  Zur  Zusammensetzung  des  Rei chs v e rw al tu ngs- 
gerichts,  Dr.  Wimpfheimer.  Reichswirtschaftsgericht,  Dr. 
Schmidt-Ernsthausen,  Dr.  Baum,  Dr.  Behnisch.  Ein-  und  Aus- 
fuhrverordnungen, IDr.  Joachimczyk.  Auswahl  der  unständigen 
Beisitzer  des  Schlichtungsausschusses,  Dr.  Erdel,  Inwieweit 
ist  der  Rechtsweg  durch  die  Abgeltungsordnung  ausge- 
schlossen? Dr.  Leo.  Zum  Pachtinventar  Breme,  Dr.  Krück- 
mann,  Dr.  Leonhard.  Ortsgebrauch  und  Ortsüblichkeit  im 
Rechte,  Dr.  Schultzenstein.  Was  wird  aus  der  Gewerbe- 
ordnung, Dr.  Dochow.  Steuergesetz  und  Steuertarifgesetz^ 
Dr.  Ball. 


Universität  Köln.  Das  Sommersemester  1922  beginnt 
an  der  Universität  Köln  am  15.  April  1922.  Vorlesungs- 
beginn 1.  Mai  1922.  Nähere  Auskunft  erteilt  das  Universitäts- 
sekretariat, von  wo  auch  das  Vorlesungsverzeichnis 
bezogen  werden  kann.  Die  Zulassung  zum  Handelshoch- 
schulstudium setzt  bei  Nichtabiturienten  den  Nachweis  einer 
dreijährigen  kaufmännischen  Praxis  (bisher  zwei  Jahre) 
voraus,  auf  welche  der  Besuch  einer  Handelsschule  an- 
gerechnet werden  kann. 
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Zur  Frage  der  Rechtsnatur  des 
Reichswirtschaftsgerichts. 

Von  Dr.  Ludwig  Waldecker , o.  ö.  Professor  des  öffentlichen 
Rechts  in  Königsberg. 

Die  Frage  nach  der  Rechtsnatur  des  RWG.  ist 
augenblicklich  von  größter  Bedeutung  mit  Rücksicht  auf 
das  Verhältnis  des  RWO.  zu  dem  gern.  Art.  107  RVerf. 
zu  schaffenden  Reichsverwaltungsgericht.  Es  sind  in- 
soweit so  viel  Ansichten  aufgestellt  worden,  als  es  über- 
haupt Möglichkeiten  gibt;  die  weitaus  überwiegende 
Mehrheit  erblickt  jedoch  im  RWG.  ein  Verwaltungs- 
gericht, wobei  die  einzelnen  Begründungen,  soweit 
solche  überhaupt  gegeben  werden,  untereinander  sehr 
stark  abweichen.  Diese  Verschiedenheit  der  Meinungen  ist 
nicht  weiter  befremdlich.  Handelt  es  sich  doch  bei  den 
anzuwendenden  Begriffen  um  Grundfragen  unseres 
Staats-  und  Verwaltung^ rechts,  über  die  nach  den  ver- 
schiedensten Richtungen  hin  Streit  besteht.  Demgemäß 
wird  jede  Antwort  mehr  oder  weniger  subjektiv  gefärbt 
sein ; ohne  fortgesetzte  Vorbehalte  subjektiver  Art  ist 
dem  Problem  summarisch  nicht  beizukommen.  Ein  hüb- 
sches Beispiel  liefert  uns  da  die  Betrachtung  von  Walz, 
DWZ.  1921,  1,  die  uns  trotz  ihrer  einseitigen  Einstellung1, 
erkennen  läßt,  daß  eine  grundlegende  Erörterung  des 
Problems  auf  zahlreiche  Einzelfragen  einzugehen  hätte. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  des  Problems 
habe  ich  bei  jeder  sich  bietenden  Gelegenheit  solche 
grundsätzlichen  Erörterungen  angeregt.  Als  greifbares 
Ergebnis  dieser  meiner  Bemühungen  liegen  mir  jetzt  zwei 
auf  meine  Veranlassung  entstandene  Königsberger  Dok- 


torarbeiten vor.  Hans  Joachim  B ä r w i n k e 1 , Refe- 
rendar in  Charlottenburg,  sucht  dem  Problem  von  den 
verschiedensten  Seiten  her  beizukommen.  Jm  Mittel- 
punkt steht  ihm  der  Rechtsschutzgedanke,  von  dem  aus 
Verfasser  zu  dem  Ergebnis  kommt,  das  RWG.  sei  ein 
Verwaltungsgericht  spezieller  Natur.  Die  Bezeichnung 
als  „Sondergericht“  stelle  sich  dadurch  gewissermaßen 
als  leerer  Rahmen  dar,  der  für  die  Auffassung  des 
RWG.  als  eines  besonderen  Gerichts  i.  S.  des  § 13 
GVG.  keinen  Anhalt  biete.  Felix  Arnheim,  Refe- 
rendar in  Königsberg,  hat  es  vorgezogen,  sich  auf  die 
Teilfrage  zu  beschränken,  ob  von  den  Tätigkeitsge- 
bieten des  RWG.  aus  der  Schluß  auf  die  Wertung  des 
RWG.  als  eines  Verwaltungsgerichts  zulässig  sei,  welche 
Frage  Verfasser  bejaht.  Nach  Walz  a.  a.  O.  soll  diese 
von  Arnheim  behandelte  Teilfrage  für  die  Rechtsnatur 
des  RWG.  letzthin  entscheidend  sein,  die  denn  auch 
in  der  Bärwinkelschen  Untersuchung  breiten  Raum 
beansprucht. 

Eine  solche  Untersuchung,  ob  und  inwieweit  aus 
den  Tätigkeitsgebieten  oder  besser  aus  den  Aufgaben 
und  Zuständigkeiten  des  RWG.  auf  seine  Rechtsnatur 
geschlossen  werden  darf,  wird  nur  zu  leicht  versucht 
sein,  von  § 13  GVG.  auszugehen.  Wollte  man  das, 
so  geriete  man  aber  bald  auf  einen  toten  Punkt.  Denn 
zunächst  einmal  gilt  der  dort  ausgesprochene  Zuständig- 
keitsgrundsatz nur  subsidiär,  soweit  nicht  ein  anderes 
bestimmt  ist;  § 13  GVG.  bezieht  sich  nur  auf  die  sog. 
streitige  Gerichtsbarkeit,  ohne  daß  diese  hier  erschöpfend 
geregelt  würde:  es  besteht  die  Möglichkeit,  Stücke  dieser 
streitigen  Gerichtsbarkeit  kraft  ausdrücklicher  Bestimmung 
den  Gerichten  des  GVG.  zu  entziehen  und  vor  Verwal- 
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tungsbehörden  oder  Verwaltungsgerichte  zu  verweisen. 
Eine  zweite  Schwierigkeit  ergibt  sich  umgekehrt  daraus, 
daß  gemäß  § 4 EGGVG.  die  Landesgesetzgebung  und 
demgemäß  erst  recht  die  Reichsgesetzgebung  den  Ge- 
richten des  GVG.  „jede  andere  Art  von  Gerichtsbarkeit“ 
zuweisen  kann.  Ja,  es  steht  sogar  nichts  im  Wege, 
daß  — es  wäre  das  eine  stillschweigende  Abänderung 
des  GVG.  — den  Gerichten  des  GVG.  reichsgesetzlich 
auch  andere  Aufgaben  zugewiesen  werden ; Ansätze  nach 
dieser  Richtung  lassen  sich  mehrfach  im  Kriegsnotrecht 
nachweisen.  Demgemäß  kann  man  allein  vom  GVG. 
aus  trotz  der  Generalklausel  des  § 13  GVG.  aus  den  Zu- 
ständigkeiten des  RWG.  weder  auf  seine  Zugehörigkeit  zu 
den  Gerichten  des  GVG.  noch  auf  seine  Natur  als  eines 
Verwaltungsgerichts  schließen.  Nur  soviel  könnten  wir 
wohl  mit  Bestimmtheit  sagen,  daß  das  RWG.  jedenfalls  kein 
ordentliches  Gericht  i.  S.  des  § 12  GVG.  sein  kann. 
Offen  bliebe  dagegen  — vorausgesetzt,  daß  man  a priori 
davon  ausgeht,  das  RWG.  sei  ein  Gericht  und  damit 
keine  Verwaltungsbehörde  — die  Hauptfrage,  ob  es 
ein  besonderes  Gericht  oder  ein  Verwaltungsgericht  wäre. 

Hier  ständen  wir  vor  neuen  Schwierigkeiten.  Denn 
die  besonderen  Gerichte  des  GVG.  sind  von  Verwal- 
tungsge richten  oft  kaum  zu  unterscheiden.  Jn  beiden 
Fällen  handelt  es  sich  nur  zu  oft  ipn  Behörden,  die» 
an  sich  und  zunächst  einfach  als  Verwaltungsbehörden 
gedacht  sind,  aber  auch  gewisse  materiell  rechtsprechende 
Funktionen  erhalten  haben  und  deshalb  mit  gerichtsähn- 
licher Organisation  und  einem  gerichtsartigen  Verfahren 
für  jene  Rechtsprechung  ausgestattet  wurden.  Die  Folge 
ist,  daß  eine  ganze  Anzahl  dieser  Organisationen  einen 
hybriden  Zug  an  sich  hat  und  deshalb  bald  zu  den! 
besonderen  Gerichten  des  GVG.  gerechnet  wird,  bald 
zu  den  Verwaltungsgerichten;  als  Beispiele  seien  genannt 
das  Bundesamt  für  Heimatwesen,  das  Reichseisenbahnamt 
u.  a.  m. 

Die  Schwierigkeiten  rühren  daher,  daß  das  GVG.  nur 
einen  Teilausschnitt  aus  dem  umfassenden  Problem 
„Justiz  und  Verwaltung“  zu  regeln  unternimmt.  Diese 
Teilregelung  ist  keineswegs  erschöpfend.  Obendrein  geht 
sie  von  Oberbegriffen  aus,  die  sie  noch  nicht  einmal  für 
ihre  Zwecke  positiv  und  fest  umreißt,  so  daß  man  wenig- 
stens insoweit  gegebene  Ausgangspunkte  hätte  und 
demgemäß  wenigstens  das  eine  bestimmt  sagen  könnte: 
hier  liegt  i.  S.  des  GVG.  diese  oder  jene  Kategorie 
vor.  Weil  eine  solche  Festlegung  nicht  gegeben  ist, 
tappt  main  selbst  für  die  Grundprobleme  des  GVG.  und 
damit  auch  für  das  eben  für  uns  so  bedeutsame  Grund- 
problem der  Zuweisung  völlig  im  Dunkeln.  Hier  ist 
also  ein  ergiebiges  Feld  für  die  Anwendung  apriorischer 
juristischer  Begriffstechnik  subjektiver  Färbung  — mit 
welcher  Feststellung  aber  uns  für  unsere  spezielle  Frage 
nicht  weiter  geholfen  ist.  Ja,  noch  nicht  einmal  das 
könnten  wir  vom  GVG.  aus  feststellen,  ob  denn  das 
RWG.  überhaupt  ein  Gericht  ist;  selbst  das  wäre  um- 
gekehrt für  die  Frage  der  Anwendbarkeit  des  GVG.  wie 
gesagt  eine  Prämisse. 

Geht  man  also  von  § 13  GVG.  aus,  so  dreht  man  sich 
im  Kreise,  umso  mehr,  als  die  spezielle  reichsgesetzliche 
Zuweisung  der  Zuständigkeiten  an  das  RWG.  nach  den 
vom  GVG.  aufgestellten  Obersätzen  nicht  fragt  und  auch 
nicht  zu  fragen  braucht,  da  hier  das  Ermessen  desl 
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Gesetzgebers  entschied,  d.  h.  praktische  Rücksichten  maß- 
gebend gewesen  sind.  Eben  deshalb  genügte  es  für 
den  Gesetzgeber  vollkommen,  wenn  er  das  RWG.  als  ein 
„Sondergericht“  bezeichnete.  Er  gab  damit  — insoweit 
ist  Bärwinkel  zuzustimmen  — einen  Rahmen,  innerhalb 
dessen  die  spezielle  Rechtsnatur  des  RWG.  nach  Maß- 
gabe der  ihm  heute  ’ so  und  morgen  vielleicht  anders 
zugewiesenen  materiellen  Zuständigkeiten  zu  bestimmen 
wäre.  Zu  dieser  Untersuchung  von  der  materiellen  Seite 
der  Zuständigkeiten  her  hätte  dann  noch  die  formelle 
nach  der  Art  des  hierbei  entwickelten  Tätigwerdens 
des  RWG.  zu  treten.  Denn  die  Bezeichnung  als  „Gericht“ 
könnte  ja  auch  aus  besonderen  Gründen,  insbesondere 
wegen  der  für  das  Tätigwerden  des  RWG.  vorgeschrie- 
benen Formen  gewählt  worden  sein.  Beide  Untersu- 
chungen hätten  sich  zu  orientieren  an  den  in  unserer 
Rechtsordnung  nachweisbaren  allgemeinen  Begriffs- 
bildungen. Für  diese  bietet  dann  freilich  das  GVG. 
einen  wichtigen  Anhaltspunkt. 

Eben  diese  für  unsere  Untersuchung  so  wichtige 
Frage,  welche  allgemeinen  Begriffe  unser  Gerichtsver- 
fassungsrecht im  weiteren  und  nicht  in  dem  engeren 
Sinne  des  GVG.  gezeitigt  hat,  liegt  nun  aber  sehr  im 
argen.  Wir  stehen  hier  vor  der  ja  auch  sonst  im.  Leben 
sich  so  fühlbar  machenden  Erscheinung,  daß  man  im 
19.  Jahrhundert  über  Subjektivismus  und  Positivismus 
die  sich  das  den  gegebenen  Größen  ergebenden  all- 
gemeinen Gesichtspunkte  zu  suchen  und  zu  sehen  sich1 
abgewöhnt  hat.  Unsere  früheren  Generationen  haben 
da  etw^as  anderes  gedacht;  hinter  ihren,  uns  vielfach 
sonderbar  vorkommenden  Erwägungen  verbirgt  sich  viel 
mehr  Sinn,  als  es  dem  rationalen  Positivisten  heutiger 
Zeit  auf  den  ersten  Blick  oft  scheinen  mag.  Und 
unsere  heutige  Frage  ist  mit  ein  Beweis  dafür,  daß 
es  ohne  die  Gewinnung  der  allgemeinen  Gesichtspunkte 
doch  nicht  geht  — daß  also  die  dogmatische  und  syste- 
matische Gedankenarbeit  des  Wissenschaftlers  nicht  bloß 
nichtige  Spielerei,  sondern  für  die  Rechtspolitik  d.  h. 
für  das  Leben  von  höchster  praktischer  Bedeutung,  ist 
oder  doch  werden  kann. 

Daran,  daß  ich  nun  hier  diese  Vorfrage  nach  den 
maßgebenden  allgemeinen  Begriffen  unseres  Gerichtsver- 
fassungsrechts i.  w.  S.  zu  beantworten  unternähme,  kann 
ebenso  wenig  die  Rede  sein,  wie  von  einer  Erörterung 
des  sich  dann  ergebenden  Problems,  was  aus  der  Tätig- 
keit des  RWG.  an  Hand  der  dort  zu  gewinnenden  Begriffe 
zu  folgern  wäre.  Es  handelt  sich  hier  nur  darum,  »diei 
Problemstellung  einmal  aufzuzeigen,  von  der  aus  vor- 
zugehen wäre  und  von  der  ich  in  meinen  früheren  Dar- 
legungen (Kriegsenteignung  1919;  DWZ.  1920,  327  ff.) 
ausgegangen  bin.  Die  Untersuchung  selbst  läßt  sich 
im  Rahmen  dieser  Zeitschrift  nicht  anstellen. 

Die  Ergebnisse  der  beiden  oben  genannten  Disser- 
tationen bestärken  mich  in  der  früher  geäußerten  Ansicht. 
Es  hat  kein  einheitliches  Prinzip  der  Zuweisung  a priori 
gewaltet.  Die  Zuständigkeiten  des  RWG.  sind  von  ganz 
verschiedener  rechtlicher  Qualität,  die  auf  der  einen 
Seite  bis  stark  an  die  bürgerliche  JRechtsstreitigkeit,  auf 
der  anderen  Seite  bis  stark  an  reine  Verwaltung  heran - 
reichen.  Doch  Angelpunkt  ist  dabei  von  allem  Anfang 
an  ein  Sichbegegnen  von  Verwaltungsinteresse  und 
Rechtsschutzgedanke.  Sie  schließen  sich  aber  nicht 
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gegenseitig  aus,  sondern  überkreuzen  sich  und  gehen 
darüber  eine  in  der  Resultante  liegende  unlösbare  Ehe 
ein,  und  dieses  indivisibiliter  ac  inseparabiliter  ist  bis 
heute  in  allen  Zuständigkeiten  des  RWQ.  nachweisbar. 
Deshalb  zeigt  das  RWG.  sowohl  Züge,  die  nach  der 
Seite  der  Verwaltungsbehörde,  neben  solchen,  die  nach 
der  Seite  eines  Gerichts  deuten,  als  auch  Züge,  die  teils 
für  ein  besonderes  Gericht  des  GVG.,  teils  für  ein 
Verwaltungsgericht  sprechen:  der  Rechtsschutzgedanke 
weist  eben  auf  den  Typus  der  Gerichtsbehörde,  das 
Verwaltungsinteresse  und  die  durch  dieses  gebotenen 
Rücksichten  liefern  die  anderen  Züge.  Die  formale  Aus- 
gestaltung trägt  ebenfalls  beiden  Gesichtspunkten  Rech 
nung.  Zweifellos  ergibt  sich  indessen,  daß  der  Rechts- 
* schutzgedanke  bei  der  äußeren  Gestaltung  überwiegend 
richtunggebend  war,  und  deshalb  wird  die  formale  Aus- 
gestaltung so  wichtig,  die  im  Laufe  der  Zeit  immer 
stärker  vom  Typus  der  Verwaltungsbehörde  abrückte 
zugunsten  des  gerichtlichen  Typs:  das  RWG.  ist  tat- 
sächlich ein  echtes  Gericht.  Aber  das  Verwaltungs- 
interesse ist  stets  ebenfalls  entscheidender  Gesichtspunkt 
geblieben.  Namentlich  auf  dem  Gebiet  der  — z.  T.  im 
Verwaltungsweg  erfolgten  — Zuweisung  hat  es  gewirkt; 
darauf  beruht  es,  daß  vereinzelt  Dinge  zugewiesen 
wurden,  die  vielleicht  ebenso  gut  bürgerlichen  Gerichten 
hätten  anvertraut  werden  können.  Darüber  hinaus  blieb 
das  Verwaltungsinteresse  immer  auch  für  die  Einzel- 
ausgestaltung wichtig  und  gestaltgebend  und  zwar  selbst 
dort,  wo  ein  förmlicher  Rechtsschutz  des  subjektiven1 
Rechts  gewährt  wurde.  Deshalb  ist  das  RWG.  zwar 
ein  Gericht,  aber  ein  Verwaltungsgericht  und 
nicht  ein  solches  i.  S.  des  GVG.,  und  demgemäß  ressor 
tiert  es  auch  innerhalb  der  Verwaltung.  Aber  wie  auch 
die  Einzelausgestaltung  ausgefallen  sein  mag:  stets  durch 
dringen  sich  Verwaltungsinteresse  und  Rechtsschutzge 
danke  gegenseitig  auf  das  stärkste,  woran  bis  heute 
stets  festgehalten  worden  ist,  auch  wenn  mit  der  Zeit  der 
Rechtsschutzgedanke  so  stark  in  den  Vordergrund  gerückt 
ist,  daß  man  fast  den  Zeitpunkt  zu  bestimmen  versucht 
ist,  in  dem  das  Verwaltungsinteresse  nur  noch  als  Zu 
Weisungsprinzip  zu  wirken  scheint.  Ein  solches  Rechen - 
exempel  wäre  indessen  eine  müßige  Spielerei;  vorerst  ist 
daran  festzuhalten,  daß  Verwaltungsinteresse  und  Rechts 
schutzgedanke  gemeinschaftlich  im  RWG.  einen  ganz 
eigenen  und  einzigartigen  Typus  hervorgebracht  haben, 
für  den  ich  einmal  die  Bezeichnung  als  eines  „Wirtschaft 
losen  Verwaltungsgerichts“  gebraucht  habe  und  den  man 
kürzer  den  Typus  eines  Wirtschaftsgerichts 
nennen  mag.  Sein  Charakteristikum  ist  meines  Erachtens 
nicht,  wie  das  Walz  gemeint  hat,  daß  sich  seine  Aufgabe  — 
und  demgemäß  auch  Organisation  und  Tätigkeitsformen 
— in  der  Hauptsache  um  den  „öffentlichen  Lastenaus- 
gleich“ herumgruppiert,  mit  dem  es  ja  schon  generell 
seine  eigene  Bewandtnis  hat.  Die  Zuständigkeiten  des 
RWG.  neigen  vielmehr  nach  den  verschiedensten  Rieh 
tungen  und  haben  mit  „Lastenausgleich“  zur.i  Teil  •über- 
haupt nichts  zu  tun.  Die  Eigenart  unseres  Typs  liegt 
eben  in  der  gegenseitigen  Durchdringung 
von  Verwaltungsinteresse  und  Rechts 
schutzgedanke,  von  Schlichtung  tatsächlicher  und 
rechtlicher  Ungewißheit  einerseits  und  Wahrnehmung 
der  sich  im  Staat  verkörpernden  Verwaltungsinteressen 


andererseits,  auf  daß  das  objektive  Recht  im  Einzel- 
fall richtig  vollzogen  wird  oder  Härten  vermieden  werden. 
Die  ursprüngliche  Bezeichnung  des  RWG.  als  „Schieds- 
gericht“ war  So  übel  gar  nicht;  nur  erweckte  sie  zu 
sehr  die  Erinnerung  an  die  Schiedsgerichte  der  ZPO. 
Das  RWG.  ist  tatsächlich  eine  aus  besonderen  Verwal- 
tungsrücksichten geschaffene  S c h i e ds instanz;  es  ist 
aber  zugleich  mehr  als  das:  es  ist  zugleich  ein  Verwal- 
tungsgericht, und  dieser  letztere  Charakter  rückt  immer 
mehr  in  den  Vordergrund.  Das  RWG.  ist  als  Schieds- 
instanz  in  erster  Linie  eine  auf  den  Einzelfall  be- 
rechnete Instanz;  es  hat  nicht  umsonst  seine  eigen- 
artige Zusammensetzung  und  freie  Stellung  erhalten.  Daß 
seine  Entscheidungsgrundlagen  über  den  Einzelfall  hinaus 
allgemeine  Bedeutung  erlangen,  liegt  aber  in  der  Natur 
der  Sache  und  war  mit  einer  der  Gründe,  weshalb  man 
eben  diesen  besonderen  Typus  eines  Wirtschaftsgerichts 
geschaffen  hat,  auf  daßi  sich  die  weitergehende  Wirkung 
der  Entscheidung  der  damals  ins  Leben  zu  rufenden 
neuen  Behörde  auf  die  nötige  Sachkenntnis  und  Autorität 
aufbauen  könne. 

Es  bleibt  die  Frage,  was  aus  diesen  Ergebnissen 
für  das  Verhältnis  des  RWG.  zu  dem  gern.  Art.  107 
RVerf.  zu  schaffenden  Reichsverwaltungsgericht  folgt, 
das  „den  Einzelnen  gegen  Anordnungen  und  Verfü 
gungen  der  Verwaltungsbehörden  zu  schützen“  berufen 
sein  soll. 

Ein  solcher  Schutz  ist  nach  zwei  Richtungen  hin 
möglich,  und  nach  beiden  Richtungen  läßt  er  sich  bei 
dem  RWG.  nachweisen.  Einmal  kann  man  denken  an 
einen  mittelbaren  Rechtsschutz:  die  eigentliche  Auf 
gäbe  besteht  in  dem  Ausspruch,  der  Klärung  oder  Beseiti- 
gung von  Folgen  vorhergegangener  Verwaltungsmaßnah- 
men, wobei  vielleicht  auf  die  Rechtmäßigkeit  dieser  vor- 
gängigen Maßnahmen  eingegangen  werden  muß ; man  mag 
das  einen  materiellen  Rechtsschutz  nennen.  Hier  liegt  seit- 
her das  Schwergewicht  des  durch  das  RWG.  gewährten 
Rechtsschutzes.  Daneben  steht  der  unmittelbare 
Rechtsschutz,  und  an  diesen  — man  mag  ihn  auch' 
formellen  Rechtsschutz  nennen  — hat  man  bei  den  Ver- 
waltungsgerichten des  Art.  107  RVerf.  zu  denken:  in 
einem  Kassations-  oder  Revisionsgerichtshof  gipfelnde 
Instanzen  entscheiden  unmittelbar  darüber,  ob  vorgängige 
Verwaltungsmaßnahmen  zu  Recht  bestehen.  Insoweit 
ist  das  RWG.  heute  schon  tätig,  wenn  auch  bei  weitem 
nicht  in  dem  Maße,  wie  auf  dem  Gebiete  des  mitteil- 
baren Rechtsschutzes.  Aber  dieser  unmittelbare  Rechts- 
schutz wird  heute  schon  gewährt,  und  dem- 
gemäß ist  tatsächlich  das  RWG.  ein  dem  Schutz 
des  subjektiven  Rechts  unmittelbar  die- 
nendes Verwaltungsgericht  i.  S.  des  Art. 
107  RVerf.  Freilich  bei  weitem  nicht  in  vollem  Um- 
fange seiner  Aufgabe:  es  ist  vielfach  heute  noch  immer 
weniger  Kassations-  oder  Revisionsgerichtshof,  als  ein 
regelrechtes  Instanzgericht,  das  in  erster  und  einziger 
Instanz  Recht  spricht.  Und  was  uns  da  als  formelle 
Rechtsprechung  entgegentritt,  ist  obendrein  vielfach 
materiell  Verwaltung,  insofern  in  richterlicher  Form  letzt- 
instanzlich die  Grenzziehung  zwischen  Behörde  oder  Staat 
und  Einzelnem  erfolgt;  hier  liegt  der  Grund  für  die  von 
Walz  vertretene  Auffassung,  die  sich  allerdings  zu  sehr  auf 
das  Stichwort  des  „Lastenausgleichs“  zuspitzt.  Ja,  es 
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gibt  sogar  Gebiete,  wo  selbst  die  Form  Verwaltung» 
mäßig  anmutet.  Nun  ist  aber  die  Einrichtung  des  RWG. 
in  seiner  heutigen  Gestalt  nur  historisch  verständlich. 
Ein  begriffliches  Element  dafür,  daß  da  nicht  eine  Aende 
rung  eintreten  könnte,  ist  nicht  abzusehen.  Im  Gegenteil 
ist  zu  beachten,  daß  das  RWG.  neuerdings  immer  stärker 
unmittelbaren  Rechtsschutz  gewährt;  die  Krönung  seines 
Aufbaus  wäre,  wie  ich  das  schon  früher  hervorgehoben 
habe,  die  obligatorische  allgemeine  Rechtsbeschwerde 
gegenüber  Maßnahmen  der  wirtschaftlichen  Verwaltung. 
Daneben  läuft  das  Streben  her,  einen  Unterbau  zu 
schaffen  und  das  RWG.  selbst  zu  einem  reinen  Revisions- 
gericht umzugestalten,  was  denn  auch  für  die  Organi- 
sation und  Arbeitsweise  des  RWG.  selbst  höchstbedeut- 
sam werden  müßte. 

Diese  Tendenz  der  Abkehr  des  RWG.  von  seinem 
ursprünglichen  Zuschnitt  begegnet  sich  heute  mit 
der  Tatsache,  daß  bislang  — oder  vielleicht  auch: 
überhaupt  — dem  Reichsverwaltungsgericht  nur 
wenige  Materien  enumerativ  zugedacht  sind  von 
zum  Teil  absoluter  praktischer  Bedeutungslosigkeit.  Eine 
beliebige  Ausdehnung  dieser  dem  Reich s- 
verwaltungsgericht  zu  übertragenden 
Zuständigkeiten  ist  nicht  ohne  weiteres 
möglich;  denn  für  die  Gebiete,  wo  die  praktisch 
bedeutsamsten  und  zahlreichsten  Uebergriffe  Vorkommen, 
wo  also  ein  oberstes  Verwaltungsgericht  im  Reich  wirk- 
lich am  Platze  ist,  haben  wir  solche  heute  bereits  im 
RWG.  und  Reichsfinanzhof.  Soll  also  das  Reichsverwal- 
tungsgericht nicht  eine  sinnlose  Material-  und  Kraftj- 
verschwendung  darstellen,  so  müßte  man  ihm,  um  ihm 
eine  sein  Dasein  rechtfertigende  Zuständigkeit  zu  geben, 
die  Zuständigkeiten  eines  dieser  beiden  oder  der  beiden 
bereits  vorhandenen  obersten  Spezialverwaltungsgerichte 
des  Reichs  zuweisen.  Ob  man  an  derartiges  für  den 
Reichsfinanzhof  denkt,  weiß  ich  nicht.  Für  das  RWG. 
scheint  unsere  Frage  ernsthaft  in  Betracht  zu  kommen, 
so  daß  dann  also  das  RWG.  schließlich  wieder  beseitigt 
würde.  Einen  höheren  Sinn  vermöchte  ich  freilich  auch 
nicht  in  einer  solchen  Umpackerei,  will  sagen  Umorgani- 
sation, zu  finden.  Für  mein  Begriffsvermögen  heißt 
Organisation  nicht,  unter  Beseitigung  bewährter  Einrich- 
tungen ins  Blaue  hinein  neue  Steilen  und  Behörden  für 
zum  Teil  ganz  bedeutungslose  Fragen  schaffen,  sondern 
mit  den  kleinsten  Mitteln  möglichst  umfassende  Leistungen 
erzielen.  Ist  also  eine  Instanz  bereits  vorhanden,  die 
als  Reichsverwaltungsgericht  i.  S.  des  Art.  107  RVerf. 
heute  schon  wirkt,  und  hat  sich  diese  Instanz  in  eben 
dieser  Aufgabe  oder  nach  dieser  Richtung  bewährt,  so 
sollte  m an  nicht  ohne  Not  oder  zwingendem 
Anlaß  dieses  vorhandene  Gut  einem  nach 
jeder  Richtung  hin  ungewissen  Neubau  zu 
liebe  opfern.  Man  sollte  vielmehr  fragen,  ob  sich 
diese  vorhand eneEinrichtung  in  formeller 
wie  materieller  Hinsicht  so  um  - und  aus- 
bauen ließe,  daß  sie  tatsächlich  als  das 
Reichsverwaltung  s'gericht  fungiert. 

In  dieser  Hinsicht  darf  ich  an  von  mir  schon  früher 
gesagtes  erinnern:  das  RWG.  hat  sich  bewährt  und 
vor  allem  alsRechtsschutzinstanz  bewährt.  Aller, 
selbst  der  für  das  seitherige  Deutschland  so  allmächtigen 
militärischen  Widerstände  ungeachtet  ist  es  seinen  Weg 


fort  und  fort  gegangen,  der,  wie  ich  das  oben  andeutetef, 
vom  Verwaltungsinteresse  zum  Rechtsschutzgedanken 
des  subjektiven  Rechts  ging  und  geht.  Weil  es  das  tat 
und  tut,  hat  der  Gedanke  des  RWG.  in  den  beteiligten 
und  interessierten  Kreisen  so  fes^pn  Fuß  gefaßt,  daß 
die  Einrichtung  als  solche  heute  nicht  gut  mehr  abgebaut 
werden  kann  — einerlei,  wie  sie  nun  konstruiert  ist. 
Und  konstruiert  ist  das  RWG.  als  ein  Sondergericht  — 
aus  denselben  Gründen  heraus,  aus  denen  man  bei  ums 
überhaupt  Sondergerichte  geschaffen  hat.  Eben  weil  es 
als  Sondergericht,  und  zwar  gerade  als  dieses  Sondergericht 
mit  einer  so  glücklichen  Verbindung  von  richterlichem, 
Sachverständigen-  und  Laienelement  aufgebaut  worden 
ist,  hat  es  so  wirken  können,  wie  es  nun  einmal  gewirkt 
hat.  Und  seine  Aufgabe,  samt  der  durch  sie  bedingten  ' 
Organisation  ist  so  eigenartig,  daß  sie  nur  im'  Rahmen 
eines  Sondergerichts  möglich  ist.  Deshalb  sollte  man 
dieses  typisch  deutschrechtliche  Gebilde  nicht  irgend- 
welchem abstrakten  Formalismus  und  Doktrinarismus  op- 
fern, sondern  das  RWG.  a 1 s S p e z i a 1 v e r w a 1 1 u n g s- 
gericht  Fortbestehen  lassen  — was  indessen 
durchaus  nicht  hinderte  oder  die  Notwendigkeit  aus- 
schlösse,  es  auch  nach  der  Seite  des  unmittelbaren  oder 
formellen  Rechtsschutzes  weiter  auszubauen.  Das  da- 
nebenzustellende Reichsverwaltungsge- 
richt wäre  dann  zur  Vermeidung  einer 
Ueberorganisation  und  behördliche  n Hy- 
pertrophie, samt  deren  Schattenseiten, 
durch  Ausbau  des  Reichsfinanzhofs  zu  ge- 
winnen, wo  ein  entsprechender  Unterbau 
ja  gegenwärtig  schon  im  Aufbau  begriffen 
i s t. 

Diese  Lösung  halte  ich  aber  nicht  für  ideal.  Denn, 
wie  sich  schon  aus  dem  Umfang  der  dem  Reichsver- 
waltungsgericht bislang  zugedachten  Zuständigkeiten  er- 
gibt, schwebt  über  ihr  das  Damoklesschwert  des  Kom- 
petenzkonflikts.  Es  kommt  hinzu,  daß  der  Reichsfinanz- 
hof infolge  seiner  heutigen  Aufgabe  so  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  daß  die  anderen,  ihm  zuzuweisenden  Ge- 
biete sozusagen  nur,  ein  Anhängsel  zu  seiner  Steuer- 
rechtsprechung bilden  würden.  Es  scheint  mir  daher 
idealer,  falls  das  möglich  ist,  die  im  Redchsfinanzho(f 
gipfelnde  Organisation  in  sich  beruhen  zu  lassen  und 
das  dann  danebenzustellende  allgemeine  Verwal- 
tungsgericht aus  dem  RWG.  heraus  zu  ent- 
wickeln. Und  das  ist  möglich.  Denn  hier  wird! 
unsere  obige  Feststellung  bedeutsam,  daß  über  die  Ein- 
reihung des  RWG.  ein  Zweifel  heute  nicht  mehr  möglich 
ist:  das  RWG.  neigt  heute  unzweifelhaft  in  keiner  Weise 
mehr  nach  der  Seite  des  GVG.,  sondern  es  hat  seinen 
Weg  vollkommen  nach  der  Seite  eines  Verwaltungsge- 
richts genommen.  Weiter  wird  bedeutsam,  daß  sich 
der  durch  die  Bezeichnung  des  RWG.  als 
ein  Sondergericht  gegebene  Rahmen,  oder  anders 
ausgedrückt:  die  Organisation  des  RWG.  eben 

als  'außerordentlich  elastisch  erwiesen  hat.  Ob- 

wohl sie  ursprünglich  auf  eine  ganz  bestimmte  Auf- 
gabe berechnet  war,  hat  sie  sich  allen  neuen  Auf- 
gaben mühelos  angepaßt,  trotz  ihrer  teilweise 
starken  Verschiedenheit.  Und  wenn  wir  sehen,  daß  — 
teils  kraft  gesetzlicher  Zuweisung,  teils  kraft  der  Recht- 
sprechung des  RWG.  — der  formale  oder  unmittelbare 
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Rechtsschutz  immer  mehr  in  den  Vordergrund 
rückt  und  heute  schon  bei  dem  RWG.  eine  nicht  unbe- 
deutende Rolle  spielt,  so  lieg-t  darin,  daß  heute  schon 
das  RWG.  ein  gutes  Stück  des  Reichsverwal 
tungsgerichtshofes  vorwegnimmt.  Dieses 
Spezialverwaltungsgericht  des  Reichs  läßt  sich  mühe- 
los so  ausgestalten,  daß  es  auch  die  bislang  dem  neu 
zu  errichtenden  Verwältungsgerichtshof  zugedachten  Auf- 
gaben, die  zum  Teil  geradezu  auf  das  RWG.  hindeuten, 
anstandslos  übernehmen  kann  und  demgemäß  die  vor- 
gesehene neue  Organisation  überflüssig 
zu  machen  vermag.  Es  könnte  so  in  der  Tat  ohne 
größeren  technischen  und  finanziellen  Aufwand  mit  der 
Zeit  aus  dem  heute  schon  im  RWG.  vorliegenden  Spe- 
zialverwaltungsgericht des  Reichs  der  neben  dem  Reichs- 
finanzhof stehende  Reichsverwaltungsgerichtshof  heraus- 
wachsen. 

Freilich:  man  darf  auch  nicht  vergessen,  daß  das 
RWG.  sehr  viele  Feinde  hat.  Ich  sehe  da  ganz 
von  der  beabsichtigten  Konzession  an  Stuttgart  und 
von  den  Gegensätzen  ab,  die  auf  persönlichem  Gebiet 
liegen.  Es  genügt  vollkommen,  daran  zu  erinnern,  daß 
dem  RWG.  die  alte  Gegnerschaft  der  Zivilgerichte  und 
der  Bureaukratie  schon  mehr  als  einmal  beinahe  ver- 
hängnisvoll geworden  wäre.  Zu  dieser  alten  Gegnerschaft 
scheint  nun  neuerdings  die  der  Verwaltungsgerichte  zu 
treten,  wie  sie  sich  in  den  Aeußerungen  einzelner  Ver 
waltungsrichter  zu  spiegeln  scheint. 

Wer  die  treibenden  Kräfte  und  ihre  teilweise  nicht 
ganz  schönen  Methoden  kennt,  rechnet  ernsthaft  damit, 
daß  das  RWG.  weder  die  Wurzel  des  Reichsverwal- 
tungsgerichts bilden,  noch  daß  es  neben  diesem  fort- 
bestehen,  sondern  daß  es  einerseits  den  Zivilgerichten, 
andererseits  dem  Reichsverwaltungsgericht  geopfert 
werden  könnte.  Auf  diese  Möglichkeit  hatte  ich  be- 
reits am  Schluß  meiner  Ausführungen  DWZ.  1920, 
S.  334  hingewiesen.  Fachkollegen,  denen  meine  dortigen 
Ausführungen  einleuchteten,  fragten  mich  damals,  wel 
eher  vernünftige  Grund  denn  den  künfti- 
gen Wegfall  des  RWG.  notwendig  oder 
empfehlenswert  machen  könne?  Dieser  In- 
stanz, in  der  das  künftige  Reichsverwaltungsgericht  vor- 
weggenommen sei?  In  deren  Aufbau  Gedanken  enthalten 
seien,  in  denen  vielleicht  die  Zukunft  unserer  Gerichts- 
verfassung • beschlossen  liege?  Ich  mußte  damals  die 
Antwort  schuldig  bleiben  — sie  bleibt  denen  zu  finden 
überlassen,  denen  über  die  Geschicke  des  Reichs  und 
damit  auch  über  die  Zukunft  des  RWG.,  zu  entscheiden 
obliegt.  Ich  kann  nur  hoffen  und  wünschen,  daß  sie 
eine  Antwort  finden  möchten,  die  dereinst  vor  dem 
Urteil  der  Geschichte  bestehen  wird,  auf  welches  Urteil 
der  Geschichte  man  in  Deutschland,  trotz  der  Frage 
Lloyd  Georges:  „Wann  fängt  die  Geschichte  an?“  bisher 
noch  immer  etwas  gegeben  hat. 


Zum  Refercntenentwurf 
eines  Reichsbahnfinanzgesetzes. 

Von  Geh.  Oberreg.-Rat  v.  Kienitz. 

Ein  Referentenentwurf,  an  und  für  sich  die  Privat- 
arbeit eines  Ministerialrats,  hat  zunächst  nur  literarischen 


Wert.  Es  ist  aber  heute  Mode  geworden,  daß  solche 
Referentenentwürfe  — wie  auch  der  hier  besprochene  — 
in  einer  Allgemeinheit  und  Gleichzeitigkeit  von  der 
Tagespresse  veröffentlicht  werden,  wie  sie  ohne  regie- 
rungsseitige Anregung  kaum  erklärt  werden  könnten, 
und  man  darf  danach  wohl  annehmen,  daß  dies  eine 
Form  sein  soll,  gesetzgeberische  Maßnahmen,  die  die 
Regierung  zwar  im  allgemeinen  plant,  aber  sich  in  der 
Fassung  noch  nicht  ganz  zu  eigen  machen  will,  vorerst  ein- 
mal zur  öffentlichen  Diskussion  zu  stellen.  Unter  diesem 
Gesichtswinkel  verdient  der  Referentenentwurf  öffent- 
liche Beachtung  und  Kritik,  weil  die  Regierung  auch 
aus  dem  bloßen  Schweigen  naturgemäß  eine  Billigung 
der  öffentlichen  Meinung  entnehmen  müßte,  die  dazu 
führen  würde,  den  Referentenentwurf  zur  Gesetzes- 
vorlage zu  machen. 

Nun  handelt  es  sich  hier  allerdings  zunächst  nur  um 
eine  organisatorische  Einrichtung  der  Reichsbahnverwal- 
tung, die  eine  Anordnung  des  Art.  92  der  Reichsverfassung 
ausführen  will,  u/nd  derartigen  geschäftlichen  Organi 
sationsmaßnahmen  pflegt  die  Oeffentlichkeit  nicht  mehr 
Interesse  entgegenzubringen,  als  den  Satzungen  des  Ge- 
sangvereins „Konkordia“.  Denn,  daß  die  Bureaukraten 
wenigstens  ihr  formales  Getriebe  einigermaßen  ver- 
nünftig ordnen  werden,  glaubt  man  ihnen  schon. 
Immerhin  empfiehlt  es  sich,  auch  solche  Gesetze  darauf- 
hin anzusehen,  ob  sie  nicht  doch  einen  materiellen  Bei- 
geschmack haben,  und  das  liegt  hier  schon  deshalb 
sehr  nahe,  weil  die  Frage  berührt  wird,  wie  die  argen 
Fehlbeträge  unserer  Reichsbahn  behoben  und  die  Eisen- 
bahnfinanzen, wenn  auch  nicht  sogleich  zur  früheren 
Blüte,  doch  zu  einem  erträglichen  Gleichgewicht  ge- 
bracht werden  sollen. 

Bekanntlich  bewegt  diese  Frage  schon  lange  die 
Gemüter.  Sie  hat  schon  zu  vielen  Plänen  und  Vorschlägen 
geführt,  die  aber,  leider  fast  nichts  weiter  ergaben,  als 
eine  ziemliche  Verwirrung  der  Begriffe  Privatwirtschaft 
und  Gemeinwirtschaft.  Alle  laufen  nämlich  letzten  Endes 
eigentlich  darauf  hinaus,  daß  die  Reichsbahnverwaltung 
mehr  kaufmännisch,  mehr  privatwirtschaftlich  oder  auch 
— wie  man  so  sagt  — mehr  gemischt-wirtschaftlich 
besorgt  werden  müsse.  Wenn  neuerdings  die  Groß- 
industrie das  Begehren  erhoben  hat,  die  Reichsbahnen 
überhaupt  in  das  privatwirtschaftliche  System  überzu- 
führen, nämlich  ihr  zu  überlassen,  so  ist  an  diesem  Ge- 
danken wenigstens  anzuerkennen,  daß  er  an  sich  bewußt 
und  klar  ist.  Von  jenen  andern  Vorschlägen  kann  man  das 
nicht  sagen.  Daß  sie  dasselbe  wollen  sollten,  wie  die 
Großindustrie,  läßt  sich  nach  der  Art  des  Ausdrucks 
nicht  recht  vermuten.  Wollen  sie  aber  das  sog.  Staats- 
bahnsystem, d.  h.  die  gemeinwirtschaftliche  Verwaltung 
der  Reichsbahnen,  aufrechterhalten  und  nur  die  Ge- 
schäftsgebarung „privatwirtschaftlich“  machen,  so 
haben  sie  nur  eine  inhaltlose  Form  im  Auge,  von  der 
ganz  unverständlich  bleibt,  was  sie  sachlich  ausmachen 
könnte. 

Wieweit  die  Verwirrung  der  Geister  im  Gegensatz 
der  Form  zum  sachlichen  Wert  geht,  kann  man  daran 
ermessen,  daß  sogar  die  kaufmännische  Buchführung  als 
Heilmittel  für  die  Eisenbahnen  angepriesen  wurde.  Daß 
diese  schon  an  und  für  sich  der  sog.  bureaukratischen 
Buchführung  der  Eisenbahnverwaltung  keineswegs  über- 
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legen  ist,  hat  bereits  vor  etwa  zehn  Jahren  der  damalige 
Ministerialdirektor  im  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten, Offenberg,  in  einer  dieser  Frage  gewidmeten  Schrift 
gründlich  nachgewiesen.  Für  das  verständige  Urteil  war 
der  Beweis  nicht  einmal  nötig.  Denn  solange  eine  Buch- 
führung den  Zwecken  der  Klarheit  und  der  Uebersicht 
genügend  dient,  ist  sie  an  ihrem  Platz,  und  es  ist 
dann  ganz  gleichgültig,  wie  dies  zweckdienliche  Hand- 
werkszeug genannt  wird.  Daß  aber  die  sog.  bureau- 
kratische  Buchführung  jene  Zwecke  erfüllte,  hat  die  Wirt- 
schaft der  preußischen  Staatsbahnen  vor  dem  Kriege  ge- 
zeigt, die  von  keiner  Wirtschaft  der  Welt  übertroffen 
wurde. 

Die  Wirtschaftsart  als  solche,  Privatwirtschaft  oder 
Gemeinwirtschaft,  tin  ihrer  formalen  Erscheinung  zum 
Angelpunkt  der  Betrachtung  zu  machen,  ist  ein  ganz 
leeres  Gebaren.  Allerdings  kann  auch  die  Form  eine 
sachliche  Bedeutung  insofern  gewinnen,  als  sie  bei  Un- 
übersichtlichkeit und  Schwerfälligkeit  das  Geschäft  be- 
hindert. Aber  solches  Hemmnis  zu  beseitigen,  ist  einfach 
Sache  der  gesunden  Vernunft.  Der  tüchtige  Wirt  kommt 
mit  jeder  Form  aus;  er  wird  sie  sich  schon  vernünftig 
gestalten.  Der  untüchtige  Wirt  geht  mit  jeder  Form  zu- 
grunde. Die  Privatwirtschaft  hat  begrifflich  als  solche 
einen  besonderen  Wert  nicht,  hat  den  Stein  der  Weisen 
ebensowenig  gefunden,  wie  die  Gemeinwirtschaft  als 
solche.  Keine  von  beiden  ist  von  vornherein  besser  als 
die  andere,  sondern  jede  ist  die  bessere  da,  wo  sie 
aus  sachlichen  Gründen  hingehört.  Auf  diese  sachlichen 
Gründe  wird  es  ankommen. 

Vielfach  wird  heute  noch  eine  dritte  Wirtschaftsform 
behauptet,  die  gemischte  Wirtschaft,  die  darin  gefunden 
wird,  daß  sich  der  gemeinwirtschaftliche  Staat  an  privat- 
wirtschaftlichen Unternehmungen  beteilige.  Flier  scheint 
es  sich  aber  lediglich  um  eine  Verwechslung  von  Staats- 
gewalt und  Staatswirtschaft  zu  handeln.  Daß  der  Staat 
kraft  seiner  steuerlichen  Gewalt  in  die  Privatwirtschaft 
unmittelbar  hineingehe,  um  ihr  besser  in  die  Karten 
zu  gucken  und  auch  ihre  Gewinne  auf  Grund  seiner  Be- 
teiligung zu  erfassen,  ist  praktisch  denkbar,  hat  aber 
mit  dem  Aufbau  seiner  Wirtschaft  an  sich  nichts  zu  tun. 
Im  Gebiet  der  eigentlichen  Wirtschaftslehre  würde  die 
sog.  gemischte  Wirtschaft  die  Bedeutung  eines  selb- 
ständigen Begriffs  nicht  gewinnen  können.  Entweder 
ist  bei  der  gedachten  Beteiligung  der  geschäftsführende 
Gesellschafter  oder  Komplementär  die  Privatwirtschaft' 
dann  liegt  normale  Privatwirtschaft  vor,  innerhalb  deren 
die  staatliche  Gemeinwirtschaft  nur  als  Kommanditist 
oder  stiller  Sozius  erscheint,  der  entweder  jene  steuer- 
liche Gewalt  ausüben  will,  oder  sich  gleich  einem  Rentner 
auf  das  Glatteis  der  Spekulation  begibt,  was  er  richtiger 
nicht  tun  sollte;  oder  die  führende  Rolle  in  der  „ge- 
mischten Wirtschaft“  fällt  dem  Staat  zu,  dann  ist  das 
nichts  anderes  als  eine  Gemeinwirtschaft,  die  nebenbei 
mit  fremdem  Kapital  arbeitet.  Allerdings  bringt  diese 
Art  von  Finanzierung  die  recht  bedenkliche  Zugabe  mit 
sich,  daß  auf  das  fremde  Kapital  wegen  seiner  Mit- 
arbeit eine  irgendwie  besondere  Rücksicht  genommen 
werden  muß,  eine  ehrliche  Gemeinwirtschaft  also  nicht 
mehr  möglich  ist. 

Auf  den  ersten  Blick  hängt  das  alles  zwar 
mit  dem  gedachten  Reichsbahnfinanzgesetz  gar  nicht  zu- 


sammen. Indessen  sind  gleichzeitig  mit  dem  Referenten- 
entwurf mehrere  Vorschläge  der  sog.  Sozialisierungskom- 
mission erschienen,  die  in  ihrem  letzten  Ziel,  der  Aus- 
lösung der  Eisenbahnwirtschaft  aus  der  allgemeinen 
Reichswirtschaft,  mit  dem  Entwurf  übereinstimmen  und 
dies  Ziel  wiederum  damit  zu  rechtfertigen  suchen,  daß 
dann  die  bekannte  „mehr  privatwirtschaftliche“  Ver- 
waltung eher  durchführbar  sein  werde.  Um  diese  Recht- 
fertigung erst  einmal  zu  beseitigen,  war  es  nötig,  die 
Nichtigkeit  der  ganzen  Vorstellung  klarzulegen. 

Art.  92  der  Reichsverfassung  bestimmt  im  ersten 
seiner  beiden  Sätze: 

Die  Reichseisenbahnen  sind,  ungeachtet  der  Ein, 
gliederung  ihres  Haushalts  und  ihrer  Rechnung  in 
den  allgemeinen  Haushalt  und  die  allgemeine  Rech- 
nung des  Reichs,  als  ein  selbständiges  wirtschaftliches 
Unternehmen  zu  verwalten,  das  seine  Ausgaben  ein- 
schließlich Verzinsung  und  Tilgung  der  Eisenbahn - 
schuld  selbst  zu  bestreiten  und  eine  Eisenbahnrücklage 
anzusammeln  hat. 

Der  zweite  Satz: 

Die  Höhe  der  Tilgung  und  der  Rücklage  sowie  die 
Verwendungszwecke  der  Rücklage  sind  durch  beson- 
deres Gesetz  zu  regeln  — 

ist  der  förmliche  Anhalt  für  das  jetzt  entworfene  Reichs- 
bahnfinanzgesetz, das  also  keine  weitere  Aufgabe  haben 
soll,  als  Tilgung  und  Rücklage  zu  bemessen  und  die 
Verwendung  der  Rücklage  zu  regeln.  Soweit  es  darüber 
hinaus  Bestimmungen  trifft,  würde  es  in  den  Bereich 
des  ersten  Satzes  des  Art.  92  eingreifen,  der  ein  „be- 
sonderes Gesetz“  dafür  gar  nicht  erwartet. 

Dieser  erste  Satz  des  Art.  92  war  bei  der  Beratung 
der  Verfassung  ursprünglich  ohne  die  Einschachtelung: 
ungeachtet  der  Eingliederung  ihres  Haushalts  und  ihrer 
Rechnung  in  den  allgemeinen  Haushalt  und  die  allge- 
meine Rechnung  des  Reiches  — 
in  der  Fassung  vorgeschlagen  worden: 

Die  Reichseisenbahnen  sind  als  ein  selbständiges  wirt- 
schaftliches Unternehmen  zu  verwalten,  das  seine  Aus- 
gaben usw. 

Qb  schon  bei  dieser  Fassung  die  Privatindustrie  ihre 
Hand  im  Spiel  gehabt  hat,  ist  schwer  zu  sagen.  Bei 
andern  Völkern  würde  man  das  mit  dem  logischen  Zwang 
des  cui  bono  annehmen  können.  Beim  deutschen  Volk 
sind  allemal  andere  Erklärungen  wahrscheinlicher.  Viel- 
leicht ist  der  Grund  in  dem  seit  Eugen  Richter  tradi- 
tionell geheiligten  Aerger  über  den  Racker  Staat  und 
seine  frühere  sog.  Transportsteuer  zu  suchen,  unter  der 
man  die  Eisenbahnüberschüsse  verstand,  die  der  frühere 
Staat  dem  allgemeinen  Haushalt  zuführte,  statt  sie  in 
Gestalt  der  Tarif ermäßigung  den  Transportsuchern  zugute 
kommen  zu  lassen.  Ueber  die  heutige  Verkehrssteuer, 
und  wie  das  „Selbstbestreiten“  der  Ausgaben  tatsächlich 
aussehen  werde,  hat  man  sich  dabei  besondere  Ge- 

danken wohl  nicht  gemacht.  Aber  die  ursprüngliche 
Fassung  ist  schließlich  doch  bedenklich  erschienen,  und 
um  die  Bedenken  zu  beheben,  wurde  jene  Einschach- 

telung beschlossen. 

Das  Mißgeschick  hat  es  gewollt,  daß  dabei  die 

gesunde  Vernunft  zu  kurz  gekommen  ist.  Die  Selb- 

ständigkeit des  wirtschaftlichen  Unternehmens  der  Reichs- 
bahnen besonders  zu  betonen,  kann  einen  Sinn  nur  haben, 
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wenn  eine  Selbständigkeit  gegenüber  der  allgemeinen 
Reichsverwaltung  gemeint  ist.  Denn  eine  sonstige  Ein- 
wirkung, der  gegenüber  die  Selbständigkeit  hingestellt 
werden  könnte,  gibt  es  nicht.  Die  Selbständigkeit  gegen- 
über der  allgemeinen  Reichsverwaltung  ist  aber  damit, 
daß  Haushalt  und  Rechnung  der  Reichsbahnen  in  den 
allgemeinen  Haushalt  und  die  allgemeine  Rechnung  des 
Reichs  eingegliedert  werden  sollen,  begrifflich  nicht  ver- 
einbar. Somit  bleibt  nur  die  alternative  Möglichkeit, 
daß  entweder  durch  jene  Einschachtelung  die  Selbstän- 
digkeit hinten  herum  wieder  beseitigt  werden  sollte, 
was  aber  nicht  geschehen  ist  und  auch  durch  das  dunkle 
Wort  „ungeachtet“  nicht  gerade  deutlich  gemacht  wird, 
oder  daß  die  Einschachtelung  in  Wirklichkeit  gar  nicht 
gelten  soll.  Was  da  als  Wille  des  Gesetzgebers  anzu- 
sehen sei,  läßt  sich  nicht  sagen.  Auch  die  letzte  Zu- 
flucht der  Auslegung,  das  argumentum  e contrario,  daß 
eine  Bewußtlosigkeit  des  Gesetzgebers  die  Wahrschein 
lichkeit  gegen  sich  habe,  versagt  hier.  Denn  mit  dieser 
Erwägung  kann  man  ebensowohl  die  Einschachtelung, 
wie  den  Hauptsatz  stützen  oder  beseitigen.  Ein  ganz  voll- 
kommener Widerspruch  ist,  wie  schon  der  erfahrene  Mephisto 
feststellte,  gleich  geheimnisvoll  für  Weise  wie  für  Toren. 

Wenn  also  der  Referentenentwurf  auf  der  verfassungs- 
mäßig angeordneten  Selbständigkeit  als  einer  gegebenen 
Voraussetzung  fußt  und  jene  Einschachtelung  als  wertlos 
behandelt,  sie  nur  in  der  Begründung  mit  dem  Hinweis 
erwähnt,  daß  sie  wegfalle,  was  allerdings  formell  eine 
Verfassungsänderung  bedeute,  so  ist  das  ein  bodenloser 
Standpunkt.  Mit  demselben  Recht  kann  man  umgekehrt 
davon  ausgehen,  daß  wegen  der  verfassungsmäßig  vor- 
gesehenen Eingliederung  der  Eisenbahnwirtschaft  in  die 
allgemeine  Reichswirtschaft  von  einer  Selbständigkeit  der 
Eisenbahnwirtschaft  überhaupt  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Nebenbei  bemerkt  entspricht  diese  Auffassung  der  bis- 
herigen tatsächlichen  Behandlung  der  Sache,  und  ange- 
sichts der  ungeheuren  Fehlbeträge,  mit  denen  der  Eisen- 
bahnhaushalt \in  den  letzten  Jahren  den  allgemeinen 
Reichskredit  belastet  hat,  ist  es  auch  eine  seltsame  Zu- 
mutung, dies  schuldbeladene  Kind  einfach  zu  eman 
zipieren,  als  ob  nichts  geschehen  wäre.  Ob  die  Reichs  - 
Verfassung  behufs  Beseitigung  jenes  Widerspruchs  zu 
ändern  sei,  ist  eine  Sache  für  sich.  Mit  einem  Reichs- 
bahnfinanzgesetz, das  lediglich  dazu  dienen  soll,  „die 
Höhe  der  Tilgung  und  der  Rücklage  sowie  die  Verwen- 
dungszwecke der  Rücklage  zu  regeln“,  hat  das  gar  nichts 
gemein,  und  das  Begehren,  die  Eisenbahnwirtschaft  in 
voller  Selbständigkeit  von  der  allgemeinen  Reichswirt- 
schaft abzutrennen,  bedeutet  ein  völliges  novum,  dem 
jeder  sichere  Ausgangspunkt  bisher  fehlt. 

Soweit  sich  der  Referentenentwurf  innerhalb  des  in 
der  Reichsverfassung  gegebenen  Rahmens  der  Tilgung 
und  der  Rücklage  hält,  ist  er  kaum  zu  beanstanden,  wenn 
es  auch  zweifelhaft  erscheinen  mag,  ob  es  jetzt  schon  not- 
wendig ist,  sich  den  Kopf  über  solche  Dinge  zu  zer- 
brechen, während  die  Einnahmen  noch  nicht  hinreichen, 
die  allernötigsten  Ausgaben  zu  decken.  Ebenso  zweifel- 
haft ist  es,  ob  die  formelle  Gestaltung  des  Eisenbahn- 
haushaltes, die  der  Entwurf  ebenfalls  behandelt,  über- 
haupt Gegenstand  der  Gesetzgebung  sei.  Aber  wieweit 
man  die  begrifflichen  Grenzen  der  Gesetzgebung  ziehen 
wolle,  ist  schließlich  eine  Sache  des  Zeitgeschmacks,  und 


für  Tilgung  und  Rücklage  ist  der  Weg  der  Gesetzgebung 
nun  einmal  verfassungsmäßig  vorgeschrieben  worden. 
Da  mag  auch  der  Haushalt  passieren.  Die  Römer  haben 
bekanntlich  ihre  Gesetze,  um  sie  öffentlich  auszustellen, 
in  Erz  gegossen,  was  dazu  führte,  sie  auf  das  wichtigste 
zu  beschränken  und  knapp  zu  fassen.  Wir  würden  bei 
solchem  Verfahren  mit  der  Gesetzgebung  eines  Jahres 
jedesmal  eine  Straßenfront  Berlins  ehern  tapezieren 
können,  wenn  es  lohnte.  Im  übrigen  sind  die  Bestim- 
mungen des  Entwurfs,  soweit  sie  hier  in  Betracht  kommen, 
an  und  für  sich  ordentlich  und  schlüssig,  und  wenn 
auch  in  einzelnen  Punkten  über  die  Zweckmäßigkeit  Streit 
entstehen  kann,  so  bietet  das  bei  der  Gleichgültigkeit  des 
Stoffes  kaum  ein  Hindernis,  weil  die  praktische  Er- 
fahrung sehr  bald  die  Entscheidung  treffen  wird,  ohne 
daß  dabei  die  Sache  irgendwelchen  Schaden  zu  nehmen 
brauchte.  Nur  wird  wegen  der  Gesetzesform  dann  auch 
die  neue  Erfahrung  wieder  durch  Gesetzesänderung  fest- 
gelegt werden  müssen. 

Von  der  verfassungsmäßigen  Ermächtigung,  wegen 
Tilgung  und  Rücklage  den  Weg  der  Gesetzgebung  zu 
beschreiten,  macht  aber  der  vorliegende  Entwurf  noch 
weiteren  Gebrauch.  Er  ergreift  die  Gelegenheit,  um  zu- 
gleich auch  die  Selbständigkeit^er  Eisenbahnwirtschaft 
gegenüber  der  allgemeinen  Reichswirtschaft  zu  fordern. 
Das  ist  nach  der  bisherigen  Lage  der  bureaukratischen 
Geschäftsgebarung  verständlich,  und  wenn  nur  diese  Ge- 
barung als  solche  in  Frage  käme,  würde  es  auch  ge- 
rechtfertigt sein.  Innerhalb  der  allgemeinen  Reichswirt- 
schaft unterliegt  die  Eisenbahnwirtschaft  naturgemäß  der 
Einwirkung  des  für  den  gesamten  Reichshaushalt  ver- 
antwortlichen Finanzministers,  und  diese  Einwirkung 
wurde  in  der  früheren  preußischen  Staatswirtschaft  aller- 
dings so  sachwidrig  und  für  das  Eisenbahnwesen  so 
schädlich  betrieben,  daß  jeder  Einsichtige  wünschen  muß, 
die  Wiederkehr  derartiger  Zustände  vermieden  zu  sehen. 
Aber  das  ist  doch  nur  eine  Frage  der  geschäftlichen 
Form,  deren  Abänderung  jederzeit  möglich  ist.  Es 
kann  billigerweise  nicht  bestritten  werden,  daß  jene 
finanzministerielle  Einwirkung  in  der  neuen  Reichswirt 
Schaft  schon  erheblich  milder  und  verständiger  ge- 
worden ist,  und  das  hat  sich  ganz  von  selbst  daraus 
ergeben,  daß  die  Allmacht,  die  der  preußische  Finanz- 
minister seinerzeit  auszuspielen  in  der  Lage  war,  nicht 
mehr  besteht  und  die  Eitelkeit,  mit  der  das  preußische 
Finanzministerium  die  Erinnerung  an  Johannes  v.  Miquel 
in  planloser  Thesaurierung  immer  noch  zu  überbieten 
suchte,  bei  der  heutigen  Finanznot  ein  Verwendungs- 
gebiet nicht  mehr  findet.  Weshalb  es  nicht  möglich 
sein  sollte,  in  einer  verständigen  und  angemessenen  Be- 
schränkung des  Einflusses  der  Finanzverwaltung  noch 
weiter  zu  gehen,  ohne  daß  dabei  der  Reichshaushalt  im 
ganzen  gefährdet  würde,  ist  nicht  recht  abzusehen. 
Selbst  wenn  der  Verkehrsverwaltung  volle  Bewegungs- 
freiheit etwa  soweit  gegeben  würde,  daß  sie  in  ihrem 
planmäßigen  Haushalt  nur  an  eine  mit  der  Finanzver- 
waltung vereinbarte  oder  vom  Reichskabinett  bestimmte 
summarische  Höchstgrenze  gebunden,  bei  allen  einzelnen 
Maßnahmen  innerhalb  dieser  allgemeinen  Summe  aber 
unabhängig  wäre,  könnte  immer  noch  die  Kirche  im  Dorf, 
die  Eisenbahnwirtschaft  in  der  allgemeinen  Reichswirt- 
schaft bleiben. 
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Es  ist  aber  nicht  einmal  nötig  oder  auch  nur  wün- 
schenswert, auf  einen  so  losen  Zusammenhang  heraus- 
zukommen. Die  ältesten  preußischen  Staatsbahnen  wurden 
im  Finanzministerium  von  einer  besonderen  Abteilung 
verwaltet,  und  da  die  Eisenbahnverwaltung  bis  auf  sehr 
wenige  Dinge  eine  staatshoheitliche  Bedeutung  eigent- 
lich nicht  hat,  liegt  es  sehr  nahe,  den  Konflikt  zwischen 
Finanzverwaltung  und  Verkehrs  Verwaltung  dadurch  zu 
lösen,  daß  dem  Finanzminister  nicht  nur  die  Kritik, 
sondern  auch  die  staatsrechtliche  Verantwortung  für  das 
Eisenbahnwesen  übertragen  wird,  das  dann  unter  seiner 
Aufsicht  ein  eigenes  Reichseisenbahnamt  verwaltet.  In 
der  Begründung  des  vorliegenden  Entwurfs  wird  denn 
auch  diese  Frage  behandelt,  nur  in  der  anderen  Form: 
ob  neben  einem  besonderen  Eisenbahnminister  ein  Gene- 
raldirektorium die  Eisenbahnverwaltung  führen  könne. 
Das  wird  verneint,  weil  „entweder  das  Eisenbahnmini- 
sterium ein  auf  formelle  Geschäfte  beschränktes  Schein- 
dasein führen  oder  die  Betriebsverwaltung  von  einer 
den  laufenden  Verwaltungsgeschäften  und  dem  prak- 
tischen Betrieb  fernstehenden  Stelle  gegängelt  und  ge- 
hemmt werden  würde“.  Aber  diese  Ablehnung  hält 
nicht  Stich.  Ob  das  Dasein  des  besonderen  Eisenbahn- 
ministers  oder  auch  #s  Finanzministers  in  Eisenbahn- 
sachen nur  scheinbar  oder  wirklich  sei,  bestimmt  sich 
ganz  von  selbst  nach  der  Art  und  dem  Umfang  seiner 
staatsrechtlichen  Aufgaben,  und  ein  Gängeln  oder  Hemmen 
der  Betriebsverwaltung  kann  sehr  wohl  dadurch  aus- 
geschlossen werden,  daß  diese  Aufgaben  des  Ministers 
auf  die  leitenden  Gesichtspunkte  beschränkt  werden,  so- 
weit sie  in  der  Tat  einer  allgemeinen  Regelung  im  Sinn 
der  staatsrechtlichen  Verantwortung  bedürfen.  Die 
heutige  Einrichtung,  in  der  praktischen  Durchführung 
der  Verwaltung  und  des  Betriebs  allenthalben  eine  mini- 
sterielle Autorität  erscheinen  zu  lassen,  ist  kaum  vorteil- 
haft. Auch  in  denjenigen  Fragen  des  parlamentarischen 
Lebens,  die  lediglich  das  tatsächliche  Ablaufen  der  Ver- 
waltung zum  Gegenstand  haben,  kann  die  Eisenbahnver- 
waltung von  dem  Leiter  eines  gedachten  Reichseisenbahn- 
amts ebensowohl  vertreten  werden,  wie  sich  jetzt  der 
Minister  gelegentlich  durch  den  Staatssekretär  ver- 
treten läßt. 

Indessen  gilt  das  alles  nur  im  Sinn  des  Gegen- 
beweises. Nicht  auf  neue  Pläne  oder  Vorschläge  kommt 
es  hier  an,  sondern  nur  auf  den  Nachweis,  daß  ein 
Auslösen  der  Eisenbahnwirtschaft  aus  der  allgemeinen 
Reichswirtschaft  keineswegs  durch  sachliche  Notwen- 
digkeiten geboten  wird.  Sind  die  augenblicklichen  ge- 
schäftlichen Einrichtungen  ungünstig,  so  mag  man  sie 
ändern.  Dies  ist  nur  eine  gleichgültige  Frage  der  Form. 
Aber  selbst  wenn  sachliche  Gründe  dafür  vorlägen, 
gerade  von  solcher  Loslösung  einen  höheren  Gewinn 
der  Eisenbahnen  zu  erhoffen  — vorläufig  fehlt  dafür 
jeder  Anhalt  — und  selbst  wenn  es  einen  anderen 
Weg  der  finanziellen  Besserung  überhaupt  nicht  gäbe, 
sollte  man  doch  stutzig  werden  und  erwägen,  ob  dann 
nicht  sogar  auf  den  höheren  Gewinn  verzichtet  werden 
müßte  angesichts  der  ungeheuren  Trag- 
weite des  Entschlusses,  die  einheitliche 
Gemeinwirtschaft  des  Reiches  zu  zer- 
reißen. (Schluß  folgt.) 


Oeffentlichcs  Wirtschaftsrecht 
als  Gegenstand 

selbständiger  Forschung  und  Lehre. 

Von  Universitätsprofessor  Dr.  jur.  Friedrich  Giese 
in  Frankfurt  a.  M. 

Aus  der  neuen  Zeit  wird  neues  Recht  geboren. 
Vordem  unbekannte  Rechtsprobleme  tauchen  auf,  er- 
weitern und  vertiefen  sich,  verlangen  nach  eigener  recht- 
licher Regelung.  Schon  während  des  Weltkriegs,  vol- 
lends seit  dem  Umsturz  regt  und  ändert  sichs  auf 
allen  Rechtszweigen.  Der  neuen  Verfassung  entspricht 
ein  gänzlich  umgewandeltes  Verfassungsrecht.  In  Ver- 
waltung und  Justiz  erwachsen  auf  altem  Boden  neue 
Gebilde;  die  Strafrechtsreform  drängt  stärker  denn  je 
zum  Abschluß,  eine  Reform  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs steht  bevor.  Aber  zum  Umbau  gesellt  sich 
vielfach  völliger  Neubau.  Es  entstehen  neue  Rechts- 
disziplinen, wie  Steuerrecht,  Arbeitsrecht,  vielleicht  auch 
— Wirtschaftsrecht.  Doch  verschwimmen  vielfach  die 
Grenzen  zwischen  Aus-,  Um-  und  Neubau.  Selbst  heute 
finden  wir  nur  ganz  selten  etwas  nach  Materie  und 
Normierung  gänzlich  Neues.  Andererseits  können  auch, 
dann,  wenn  sich  dünnere  oder  festere  Fäden  zwischen 
Vergangenheit  und  Gegenwart  spinnen  lassen,  Forschung 
und  Lehre,  je  nachdem  die  Verselbständigung  eines 
Rechtsstoffes  vorgeschritten  ist,  von  einem  neuen  Rechts- 
fach zeugen  und  sprechen.  Hat  sich,  wie  zweifellosl 
das  Steuerrecht  und  das  Arbeitsrecht,  so  auch' das  Wirt- 
schaftsrecht, speziell  das  öffentliche,  bereits  zu  solcher 
Selbständigkeit  entwickelt,  daß  es  den  Gegenstand  eigener 
wissenschaftlicher  Forschung  und  gesonderter  hochschul- 
mäßiger  Behandlung  in  Vorlesung  und  Uebung  bilden 
kann? 

Vorerst  muß  zu  diesem  Zweck  festgestellt  werden, 
was  man  denn  überhaupt  unter  „W irtschafts.  recht“ 
zu  verstehen  hat.  Kaum  ein  Rechtsbegriff  ist  so  ver- 
schwommen wie  dieser.  Fast  jeder  Gelehrte,  der  sich 
mit  ihm  beschäftigt,  stellt  sich  darunter  etwas  anderes 
vor.  Fest  steht  nicht  einmal  — wenngleich  es  über- 
wiegend angenommen  wird  — daß  es  überhaupt  ein 
besonderes  Wirtschaftsrecht  gibt.  Vollends  gehen  über 
Inhalt  und  Abgrenzung  des  Wirtschaftsrechts  die  Mei- 
nungen auseinander.  Versucht  man  die  verschiedenen 
Auffassungen  zu  gruppieren,  so  kann  man  wohl  unter- 
scheiden zwischen  der  Ansicht,  die  vorwiegend  quanti- 
tativ unter  Wirtschaftsrecht  einen  bestimmten  gegenständ- 
lichen Ausschni  tt  aus  der  Rechtsordnung  versteht, 
und  derjenigen,  die  vorwiegend  qualitativ  im  Wirtschafts- 
recht wesentlich  eine  besondere  Methode  juristischer  — 
sei  es  praktisch-rechtsanwendender,  sei  es  theoretisch- 
wissenschaftlicher — Behandlung  des  gesamten  das  Wirt- 
schaftsleben berührenden  Rechtsstoffes  erblickt.  Ge- 
meinsam ist  beiden  Grundansichten,  daß*  es  sich  beim 
Wirtschaftsrecht  um  ein  Sonderrecht  handelt,  das  aus 
der  wechselseitigen  Annäherung  und  Durchdringung  von 
Recht  und  Wirtschaft  entstanden  ist.  Aber  diese  Fest- 
stellung ist  so  dürftig  und  'vage,  daß  wir  uns  damit  na- 
türlich keineswegs  begnügen  können.  Mit  Recht  suchen 
darum  die  Wirtschaftsrechtler  nach  genauerer  Kennzeich- 
nung ihres  Arbeitsfeldes.  Der  Verfasser  der  bis  jetzt 
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einzigen  Gesamtdarstellung  des  Stoffes,  Nußbaum, 
versteht,  wie  schon  der  Titel  seines  Buches  „Neues 
Wirtschaftsrecht“  bekundet,  unter  Wirtschaftsrecht  „die 
Entwicklung  des  Privatrechts  und  der  benachbarten 
Rechtsgebiete  seit  Ausbruch  des  Krieges“,  eine  Abgren- 
zung, die  sowohl  gegenständlich  (nur  Privatrecht?)  als 
auch  zeitlich  viel  zu  eng  ist.  Umfassender  sind  die 
gegenständlichen  Abgrenzungsversuche  von  He- 
demann, Nipperdey  und  Kaskel.  Hedemann 
begreift  unter  Wirtschafts  recht  wirtschaftliches  Verbands- 
recht und  Vertragsrecht,  Bodenrecht  und  Arbeitsrecht; 
noch  weiter  geht  Nipperdey,  der  außer  dem  Recht  der 
Gemeinwirtschaft  und  der  Wirtschaftspolizei  sowie  der 
Güterbewegung  sogar  das  Steuerrecht  einbezieht.  Kaskel 
nennt  Wirtschaftsrecht  das  Sonderrecht  des  Wirtschaft 
liehen  Unternehmers,  d.  h.  die , besonderen  Rechtsnormen, 
welche  die  Rechtsstellung  des  Unternehmers  als  solchen 
regeln.  Die  Abgrenzung  zugleich  nach  dem  metho- 
dischen Gesichtspunkt  klingt  besonders  bei  Hedemann 
durch,  der  beim  Wirtschaftsrecht  überhaupt  an  die  plan 
mäßige  Erfassung  des  Wirtschaftslebens  im  ganzen 
denkt;  sie  tritt  ferner  deutlich  zutage  bei  Dochow,  für 
den  das  Wirtschaftsrecht  die  Sätze  ausmachen,  welche 
die  über  den  eigenen  Bedarf  hinausgehende  Tätigkeit  zum 
Erwerb  in  Industrie,  Handel  und  Verkehr,  im  Groß-  und 
Kleinbetrieb  regeln.  Vor  allem  aber  sind  Rumpf  und 
Kn o tt  Vertreter  des  Standpunkts,  daß  man  unter  Wirt- 
schaftsrecht eine  neue  Methode  der  Rechtsanwendung, 
der  juristischen  Erfassung  des  wirklichen  Lebens  zu 
verstehen  hat.  Erst  wenn  diese  Betrachtungsweise  zur 
formaljuristischen  hinzutritt,  entsteht  das  vollkommene, 
von  Rumpf  sogenannte  „Vollrecht“.  K n o 1 1 stellt  sogar 
das  Wirtschaftsrecht  dem  Staatsbürgerrecht  gegenüber 
als  die  lex  specialis  des  Wirtschaftslebens,  als  den  Kom- 
plex derjenigen  Recfttsregeln,  welche  der  Wirtschaft  die 
rechtliche  Form  geben.  Wir  sehen,  daß  sich  in  dem 
bunten  Wechsel  der  von  hervorragenden  Kennern  der 
Materie  vertretenen  Ansichten  über  das  Wesen  des  Wirt 
schaftsrechts  stoffliche  Abgrenzung  und  methodische  Wer 
tung  keineswegs  ausschließen,  sogar  meist  miteinander 
verbinden. 

Solche  Beobachtungsweise  entspricht  auch  gewiß  dem 
Wesen  des  Wirtschaftsrechts  und  soll  keineswegs  zum 
Gegenstand  der  Kritik  gemacht  werden,  ebenso  wenig 
darum,  weil  sie  noch  keine  einhelligen,  allgemein  aner- 
kannten Ergebnisse  gezeitigt  hätte.  Vielmehr  verdient 
rückhaltlos  anerkannt  zu  werden,  daß  die  heutigen  Ver- 
treter des  Wirtschaftsrechts  bereits  viele  wertvolle  und 
überwiegend  richtige  Gesichtspunkte  zur  Kennzeichnung 
des  neuen  Rechtszweiges  beigebracht  haben.  Was  mir 
aber  bedenklich  und  Grund  des  so  starken  Auseinander 
gehens  der  Meinungen  zu  sein  scheint,  das  ist  die  de- 
duktive Methode,  der  bei  allen  bisherigen  Unter 
suchungen  zu  einseitig  gefiuldigt  worden  ist.  Hier  liegt 
meines  Erachtens  die  Fehlerquelle,  die  es  bisher  nicht 
hat  gelingen  lassen,  einen  einigermaßen  klaren  Begriff 
des  Wirtschaftsrechts  herauszuarbeiten.  Im  Gegensatz 
zu  den  bisher  angestellten  Erwägungen  bin  ich  der 
Meinung,  daß  man  viel  eher  mittels  der  induktiven 
Methode,  auf  Grund  mühsamer,  ja  entsagungsvoller 
Kleinarbeit  an  der  Hand  des  ipositiv  geltenden  Gesetzes- 
materials, an  das  erwünschte  Ziel  gelangen  wird.  Nur 


auf  diese  Weise  wird  sich  der  feste  Boden  für  die  Be- 
stimmung des  Begriffs  Wirtschaftsrecht,  für  die  Er- 
kenntnis seines  eigentümlichen  Rechtscharakters,  für  seine 
genaue  Abgrenzung  von  anderen,  benachbarten  Rechts- 
gebieten gewinnen  lassen.  Daher  möchte  ich  im  folgen- 
den, um  zur  Klarheit  über  Wirtschaftsrecht  überhaupt  und 
über  öffentliches  Wirtschaftsrecht  im  besonderen  zu  ge- 
langen, den  bisher  noch  nicht  begangenen  Weg  be- 
treten, aus  den  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  zahl- 
reichen Einzeläußerungen  des  deutschen  Gesetzgebers 
seine  authentische  Auffassung  darüber,  was  er  selbst 
unter  (öffentlichem)  Wirtschaftsrecht  versteht,  herauszu- 
destillieren. Natürlich  kann  es. sich  in  diesem  Zusammen- 
hang nur  um  Stichproben  besonders  charakteristisch  und 
ergiebig  erscheinender  Stellen  handeln. 

Beginnen  wir  mit  dem  deutschen  Staatsgrundgesetz, 
der  Reichsverfassung.  Wir  finden  sogleich  eine 
reiche  Ausbeute.  Die  Reichsverfassung  behandelt  im 
letzten  (5.)  Abschnitt  der  „Grundrechte“  „das  Wirt- 
schaftsleben“, also  die  verfassungsmäßigen  Grund- 
lagen, auf  denen  die  das  Wirtschaftsleben  regelnden  ge- 
setzlichen und  administrativen  Bestimmungen  beruhen 
müssen.  Durcheilen  wir  im  Fluge  den  reichen  und  bunten 
Inhalt  dieses  Abschnitts,  so  streifen  wir  die  denkbar 
wichtigsten  Fragen  auch  des  Wirtschaftsrechts:  Grund- 
satz der  Wirtschafts-,  Handels-  und  Gewerbefreiheit, 
Grundsatz  der  Vertragsfreiheit,  Gewährleistung  des  Eigen- 
tums und  des  Erbrechts,  Bodenverteilung  und  Boden- 
nutzung, Vergesellschaftung  (Sozialisierung)  und  Gemein- 
wirtschaft, Schutz  der  Arbeitskraft  und  Regelung  des 
Arbeitsrechts,  Schutz  insbesondere  geistiger  Arbeit,  Ge- 
währleistung des  Koalitionsrechts,  freie  Ausübung  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  der  Angestellten  und  Arbeiter, 
Regelung  des  Sozialversicherungswesens?  internationale 
Regelung  des  Arbeitsrechts,  Arbeitspflicht  und  Arbeits- 
anspruch, Schutz  des  Mittelstandes,  wirtschaftliches  Räte- 
wesen. Das  sind  lauter  Probleme,  die  der  Verfassungs- 
gesetzgeber offenbar  als  solche  des  Wirtschaftsrechts 
ansieht.  Ganz  besondere  Beachtung  verdient  Art.  165, 
der  die  Begründung  einer  eigenen  iWirtschaftsverfassung 
im  Rahmen  der  politischen  Verfassung,  die  Schaffung 
von  Bezirkswirtschaftsräten  und  eines  Reichswirtschafts- 
rats vorsieht,  ein  Programm,  das  zu  bekannt  ist,  als  daß« 
es  hier  im  einzelnen  noch  weiter  ausgeführt  zu  werden 
brauchte. 

Doch  verweilen  wir  noch  beim  zunächst  eingerich- 
teten vorläufigen  Reichswi  rtschaftsrat,  dessen 
Zusammensetzung  einen  besonders  interessanten  Einblick 
in  die  in  Deutschland  bestehenden  wirtschaftlichen  Orga- 
nisationen gewährt.  Welche  Elemente  im  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat  vertreten  sind,  ergibt  sich  aus  der 
Verordnung  der  Reichsregierung  vom  4.  Mai  1920.  In 
den  Reichswirtschaftsrat  werden  einberufen  die  Dele- 
gierten der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Gärtnerei 
und  Fischerei,  der  Industrie,  des  Handels,  der  Banken 
und  des  Versicherungswesens,  der  Schiffahrt,  Transport- 
betriebe, Post,  Eisenbahn,  städtischen  Betriebe,  Gemeinde 
verbände,  öffentlich-rechtlichen  Spar-  und  Kreditanstalten, 
des  Handwerks,  der  Verbraucherschaft,  der  Beamtenschaft 
und  der  freien  Berufe,  ferner  mit  dem  Wirtschaftsleben 
der  einzelnen  Landesteile  besonders  vertraute  Persönlich- 
keiten, endlich  von  der  Reichsregierung  nach  freiem 
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Ermessen  zu  ernennende  Personen,  die  durch  beson- 
dere Leistungen  die  Wirtschaft  des  deutschen  Volks  in 
hervorragendem  Maß  gefördert  haben  oder  zu  fördern 
geeignet  sind.  Es  würde  zu  ,weit  führen,  alle  diejenigen 
Stellen  zu  verzeichnen,  welche  jene  Vertreter  zwecks 
Einberufung  zu  benennen  haben;  die  der  Verordnung 
selbst  zu  entnehmende  Aufzählung  würde  den  Umkreis 
der  wirtschaftsrechtlichen  Organisationen  Deutschlands 
wohl  vollständig  wiedergeben. 

Von  der  wirtschaftlichen  Organisation  wenden  wir  uns 
zu  den  wirtschaftlichen  Funktilonen,  deren  Re- 
gelung wohl  als  Wirtschaftsrecht  anzusprechen  sein  dürfte. 
In  dieser  Beziehung  verweise  ich  vor  allem  auf  den  Ge- 
schäftsbereich des  Reichswirtschaftsministeriums  und  auf 
die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts.  Dieser 
Hinweis  darf  genügen,  eine  Aufzählung  der  einzelnen 
Aufgaben  und  Kompetenzen  beider  Behörden  würde  nur 
wiederholen,  was  in  diesen  Blättern  von  berufenerer  Seite 
bereits  vollständiger  und  gründlicher  dargelegt  worden 
ist,  übrigens  auch  als  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  wohl 
bekannt  vorausgesetzt  werden  darf.  Alle  Rechtsvor- 
schriften, welche  die  Wirksamkeit  jener  beiden  Reichs- 
stellen zum  Gegenstand  haben,  stellen  Wirtschafts- 
recht dar. 

Als  vortreffliches  Beispiel  für  einen  größeren  Kom 
plex  wirtschaftlicher  Funktionen  möchte  ich  dagegen  noch 
das  vorläufige  Wirtschaftsabkommen  des  Reichs 
mit  Oesterreich  vom  1.  September  1920  anführen,  das  an 
Stelle  des  bisherigen  deutsch  - Österreich -ungarischen 
Handels-  und  Zollvertrags  getreten  ist  und  dessen  wesent- 
lichen Inhalt  wir  uns  durch  folgende  Stichworte  ver- 
gegenwärtigen können:  Verkehrsfreiheit,  freie  Ein-,  Aus- 
und  Durchfuhr,  Meistbegünstigungskläusel,  Zölle  auf 
agrarische  und  gewerbliche  Erzeugnisse,  Aufsuchen  ge- 
werblicher Bestellungen,  Handlungsreisende,  mitnehmbare 
Waren,  gewerbliche  Legitimationskarten,  Grenzverkehrs - 
erleichterungen,  Grenzzollämter,  Zollabfertigung  und  Zoll- 
erhebung, Zulassung  von  Handelsschiffen  nebst  Ladung, 
Staatsangehörigkeit  dieser  Schiffe,  Schiffahrts-  und  Hafen- 
abgaben, Strandung  von  Schiffen,  Befahrung  der  natür- 
lichen und  künstlichen  Wasserstraßen,  Schlepp- mnd  Trei- 
delbetrieb, Schiffseichscheine,  Benutzung  von  Kunst- 
straßen, Kanälen,  Schleusen,  Fähren,  Brücken,  Häfen, 
Landungsplätzen,  Lotsenwesen,  Gebühren  für  vorgenannte 
Anlagen  und  Anstalten,  Eisenbahn-,  Personen)-  und  Güter- 
verkehr, Bahn-  und  Postsendungen,  Tarife,  Eisenbahn- 
betriebssicherung gegen  Störungen  und  Beschädigungen, 
Abfertigung  des  Personen-  und  Güterverkehrs,  veterinär- 
polizeiliche  Bestimmungen  über  Verkehr  mit  Tieren  und 
tierischen  Produkten,  Abgaben  von  Handel  und  Gewerbe, 
Märkten  und  Messen,  Apothekergewerbe,  Behandlung  der 
Arbeiter,  Schutz  und . Versicherung  der  Arbeiter  usw.. 
Wie  die  Ueberschrift  „Wirtschaftsabkommen“  beweist, 
rechneten  die  das  Abkommen  abschließende  Regierung 
und  die  es  gesetzlich  bestätigende  Volksvertretung  offen- 
bar alle  darin  behandelten  Gegenstände  zu  demjenigen  Be- 
reich öffentlicher  Verwaltungstätigkeit,  den  man  unter  dem 
Namen  „Wirtschaftspflege“  zusammenfassen  kann,  folg- 
lich die  Gesamtheit  der  auf  diese  Verwaltungstätigkeit; 
bezüglichen  Sondernormen  (zum  „Wirtschafts  rech  t“. 

Mit  diesen  wenigen,  aber  vielleicht  besonders  er 
giebigen  Stichproben  aus  dem  Reichsgesetzblatt  dafür, 


was  der  deutsche  Gesetzgeber  sich  unter  „Wirtschafts- 
recht“ verstellt,  darf  sich  die  vorliegende  Skizze  wohl 
begnügen,  da  es  ihr  nur  darauf  ankommt,  dem  Begriff 
gerade  des  öffentlichen  Wirtschaftsrechts  näher  zu  kommen 
und  auch  hierfür  nur  die  Methodik  aufzuzeigen,  ver- 
möge deren  man  am  sichersten  zur  Feststellung  von 
Inhalt  und  Umfang  des  Begriffs  gelangt,  nicht  aber  ein 
geschlossenes  System  des  öffentlichen  Wirtschaftsrechts 
zu  entwickeln.  Immerhin  gehört  es  aber  noch  zu  ihrer 
Aufgabe,  an  der  Hand  jener  iStichproben  wenigstens  an- 
zudeuten, wie  sich  das  System  des  ö ff  entliehen 
Wirtschaftsrechts  nun  ungefähr,  in  den  gröbsten 
Umrissen  gezeichnet,  gestalten  wird. 

Den  Gegenstand  des  öffentlichen  Wirtschaftsrechts 
bilden  zunächst  die  O r g a n is  a t io  n s f or  m e n des 
wirtschaftlichen  Lebens,  soweit  sie  überhaupt  publici 
juris  sind,  also  sowohl  alle  für  das  gesamte  Wirtschafts- 
leben irgendwie  in  Betracht  kommenden  staatlichen  Or: 
gane,  Stellen,  Behörden,  Anstalten,  mögen  sie  vom  Reich, 
von  den  Ländern  oder  auf  der  Grundlage  der  öffentlichen 
Selbstverwaltung  eingerichtet  sein  und  unterhalten  wer- 
den, als  auch  alle  aus  dem  Wirtschaftsleben  selbst  er- 
wachsenen Organisationen,  Körperschaften  und  Anstal- 
ten, stoweit  sie  nicht  reinen  Erwerbszwecken  dienen 
(privates  Wirtschaftsrecht),  sondern  ganz  oder  we- 
nigstens teilweise  öffentliche  Interessen  wahrnehmen,  de- 
ren Pflege  ihnen  der  Staat  anvertraut,  d.  h.  überlassen 
oder  überwiesen  hat.  Zu  den  staatlichen  (Reichs-,  Lan- 
des- und  Kommunal-)  Organen  für  das  Wirtschaftsleben 
gehören  beispielsweise  der  Reichswirtschaftsrat  und  die 
Bezirkswirtschaftsräte,  das  Reichswirtschaftsministerium 
nebst  seinen  nachgeordneten  Stellen,  die  Reichsministerien 
des  Innern,  der  Arbeit,  der  Post,  des  Verkehrs,  der  Er 
nährung  und  Landwirtschaft,  des-  Wiederaufbaus,  alle 
mitsamt  ihren  nachgeordneten  Stellen.  Es  gehören  dahin 
die  einschlägigen  Ministerien  der  Länder,  so  in  Preußen 
die  Ministerien  für  Handel,  Gewerbe  und  Bergbau,  für 
Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  usw.,  wiederum, 
mit  ihren  provinziellen  und  lokalen  Ressortbehörden. 
Es  gehören  dazu  namentlich  auch  die  zahlreichen  Aemter, 
Deputationen  usw.  der  Gemeinden  und  Gemeindever-  j 
bände  für  die  Verwaltung;  wirtschaftlicher  Angelegen- 
heiten. Nicht  zum  letzten  seien  die  für  die  Behandlung! 
streitiger  wirtschaftlicher  Fragen  zuständigen  Ver- 
waltungsgerichte, vor  allem  das  Reichswirtschaftsgericht 
genannt.  Eine  Aufzählung  der  eigenen  Organe  des  Wirt- 
schaftslebens, soweit  sie  öffentliche  Wirtschaftspflege  zu 
treiben  haben  und  deshalb  öffentlichen  Charakter  tragen, 
kann  durch  einen  Hinweis  auf  die  schon  erwähnte  Ver- 
ordnung der  Reichsregierung  über  den  vorläufigen  Reichs- 
wirtschaftsrat vom  4.  Mai  1920  ersetzt  werden,  in  wel- 
cher die  zahlreichen  wirtschaftlichen  Organisationen,  wie 
z.  B.  deutscher  Landwirtschaftsrat,  Landbund  Bauern- 
bund,  Landarbeiterverband,  Reichsforstwirtschaftsrat, 
Reichskohlenrat,  Reichskalirat  usw.  usw.  einzeln  vermerkt 
sind;  nicht  zu  vergessen  endlich  die  wirtschaftlichen  Be- 
rufsvertretungen mit  öffentlichen  Aufgaben,  wie  Han- 
delskammern, Landwirtschaftskammern,  Aerzte-  und  Apo- 
thekerkammern, Anwaltskamrnern  usw.  Beide  Gruppen 
von  Organen,  sowohl  die  staatlichen  und  kommunalen 
als  auch  die  aus  dem  Wirtschaftsleben  selbst  erwachsenen, 
soweit  sie  nur  immer  öffentliche  Funktionen  versehen, 
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sind  wirtschaftsrechtliche  Organisationsformen,  deren  Ein- 
richtung, Geschäftsführung  und  Zuständigkeit  durch  Nor- 
men des  öffentlichen  Wirtschaftsrechts  bestimmt  wird. 

Den  Gegenstand  des  öffentlichen  Wirtschaftsrechts 
bilden  weiterhin  die  Funktionen,  welche  von  den 
soeben  beispielsweise  angeführten  Organen  des  Wirt- 
schaftslebens zur  Erfüllung  der  ihnen  zustehenden  und 
obliegenden  öffentlichen  Aufgaben  verrichtet  werden.  Be- 
sondere Rechtsnormen  regeln  nicht  nur  die  Rechts  for- 
men, in  denen  jene  Organe  ihre  Wirksamkeit  entfal- 
ten, sondern  vor  allem  den  »Inhalt  ihrer  Tätigkeit,  so- 
weit diese  rechtlich  relevant,  daher  der  Normierung  zu- 
gänglich und  bedürftig  ist.  Dahin  gehören,  um  die 
wichtigsten  konkreten  Gegenstände  namhaft  zu  machen, 
Dinge  wie  Agrarwesen,  Grundbesitz,  Heimstätten,  Melio- 
rationen, Landwirtschaft  und  Viehzucht,  Forstwirtschaft, 
Waldungen,  Gärtnerei,  Jagd  und  Fischerei,  Bergbau,  Was- 
serläufe, Wassergenossenschaften,  Maß-  und  Gewichts- 
wesen, Zeit,  Geldwesen,  Münz-,  Papiergeld-  und  Bank- 
notenwesen, Bank  und  Börse,  Kreditwesen,  Ge  werbe - 
wesen,  Arten  und  Formen  des  Gewerbebetriebs,  Innungen, 
gewerbliche  Arbeitsverhältnisse,  Fabrik-  und  Industrie- 
wesen, Arbeiter-  und  Angestelltenverhältnisse,  Arbeits- 
recht, Sozialversicherung,  Verkehr  auf  Land-,  Wasser-, 
Schienen-  und  Luftwegen,  Verkehr  mittels  Post,  Telef- 
graphie  und  Telephonie,  alles  Vorstehende  auf  nationalem 
wie  auf  internationalem  Gebiet.  Nicht  vergessen  dürfen 
wir  endlich  auch  hier  das  Recht  der  Streitentscheidung, 
in  allen  diesen  Fällen,  sei  es  im  ordentlichen  Rechtsweg, 
sei  es  im  Verwaltungsweg  bzw.  durch  die  Verwaltungs 
gerichtsbarkeit.  Durch  alle  diese  Teilgebiete  des  öffent- 
lichen Rechts  zieht  sich  der 'Faden  der  Wirtschafts  po  1 i - 
zei  hindurch.  Wenn  auch  die  rechtlich  geregelte  wirt 
schaftliche  Tätigkeit  ganz  überwiegend  unter  dem  Zeichen 
positiver  Förderung  steht  und  vom  Grundsatz  der  öffent- 
lichen „Pflege“  beherrscht  ist,  also  von  Grundgedan- 
ken nicht  polizeilichen  Charakters,  so  kann  dieses  um- 
fangreiche Gebiet  doch  insofern,  als  es  die  Abwendung 
von  Gefahren  und  die  Aufrechterhaltung  der  allgemeinen 
'Ordnung,  Ruhe  und  Sicherheit  gilt,  des  polizeilichen 
Einschlags  keineswegs  entbehren ; so  finden  wir  im 
Wirtschaftsrecht  auch  ein  gewisses  Stück  Polizei,  das 
man  als  Wirtschaftspolizei  bezeichnen  kann.  Unberück- 
sichtigt bleibe,  wie  oben  bei  der  Organisation,  so  auch1 
hier  bei  den  Funktionen  die  ganze  privatrechtliche  Seite,, 
welche  die  Domäne  des  privaten  Wirtschaftsrechts  bildet, 
wobei  jedoch  nicht  zu  verkennen  ist,  daß  die  neuere 
und  neueste  Rechtsentwicklung  in  der  Kriegs-  und  Nach- 
kriegszeit mehr  und  mehr  eine  Durchsetzung  früher  rein 
privatrechtlicher  Probleme  mit  Erscheinungsformen 
obrigkeitlichen  Befehls  und  Zwanges  für  notwendig  be- 
funden hat,  wie  z.  B.  im  Mietrecht,  im  Recht  des  Ar- 
beitsverhältnisses usw.,  hier  also  öffentliches  in  pri- 
vates Wirtschaftsrecht  hineinragt. 

Ueberhaupt  läßt  sich,  wie  nicht  nur  einzuräumen, 
sondern  sogar  positiv  zu  betonen  ist,  auf  dem  weiten 
Felde  des  Wirtschaftsrechts  privates  und  öffent- 
liches Recht  nicht  meh*  scharf  scheiden  in  dem 
Sinne,  daß  man  beide  Teile  ausschließend  voneinander 
sondern  könnte.  Unberührt  bieibt  natürlich  das  Kriterium 
des  privat-  oder  öffentlich-rechtlichen  Charakters  einer  ein- 
zelnen Rechtsvorschrift,  je  nachdem  sie  im  Individual- 


oder im  Sozialinteresse  erlassen  ist;  aber  beide  Interessen 
decken  sich  heutzutage  vielfach,  indem  ein  und  dieselbe 
Bestimmung  gleichzeitig  dem  Einzel-  und  dem  Gemein- 
interesse dienlich  ist;  oder  die  Wandlung  hat  sich  dahin 
vollzogen,  daß  eine  vordem  privatrechtliche  Bestimmung 
zur  öffentlich-rechtlichen  dadurch  geworden  ist,  daß,  ihr 
Erlaß  und  ihr  Dasein  heute  unter  veränderter  wirtschaft- 
licher oder  politischer  Auffassung  nicht  mehr  um  der 
Privatperson,  sondern  um  des  Publikums  willen  gerecht- 
fertigt erachtet  wird.  So  befinden  sich,  wie  überhaupt 
bei  den  neueren  Sonderzweigen  der  Rechtsordnung  — 
vergleiche  Arbeitsrecht  und  Steuerrecht!  — so  auch  beim 
Wirtschaftsrecht  privat-  und  öffentlich-rechtliche  Normen 
stark  in  Gemengelage,  so  daß»  eine  säuberliche  Scheidung 
oft  recht  schwierig,  vereinzelt  sogar  unmöglich  ist.  Unter 
diesem  Vorbehalt  ist  infolgedessen  auch  ,in  der  vorliegen- 
den Skizze  die  Bestimmung  und  ; Begrenzung  des  öffent- 
lichen Wirtschaftsrechts  allein  möglich. 

Wie  soll  nun  die  rechtswissenschaftliche  For- 
schung das  Arbeitsgebiet  des  Wirtschaftsrechts, 
speziell  seines  öffentlich-rechtlichen  Bestandes,  abgrenzen? 
Mir  scheint,  daß  sie  recht  weit  gehen  und  alles  dasl 
einbeziehen  sollte,  was  von  den  gleichen  grundlegenden 
Prinzipien  der  Rechtsgestaltung  und  Rechtsanwendung  er- 
faßt werden  kann  und  daher  nach  diesen  Prinzipien  ge- 
ordnet bzw.  ausgelegt  und  angewendet  werden  muß, 
mögen  dabei  auch  Eingriffe,  ja  Uebergriffe  in  andere, 
namentlich  ältere  Rechtsdisziplinen  vorgenommen  wer- 
den. Denn  Hauptsache  ist  hier,  daß  der  Stoff  und  seine 
Regelung  nicht  einseitig  und  eng,  sondern  allseitig  und 
unter  weiten  Gesichtspunkten,  von  hoher  Warte  aus 
erfaßt,  erforscht  und  geläutert  werde.  Nur  dann  wird 
die  wissenschaftliche  Arbeit  zu  vollständiger  Auswertung, 
gründlicher  Vertiefung  und  positiver  Förderung  ihres 
Wirkungsfeldes  gelangen.  Andererseits  aber  darf  und 
muß  doch  dann  Halt  gemacht  werden,  wenn  ein  Grenz- 
gebiet — dann  nicht  mehr  wirtschaftsrechtlicher  Boden 
— unter  anderen  als  spezifisch  wirtschaftsrechtlichen 
Grundsätzen  geregelt,  füglich  auszulegen  und  zu  hand- 
haben ist.  So  liegen  die  Verhältnisse  m.  E.  auf  den  Ge- 
bieten des  Arbeitsrechts  und  des  Steuerrechts.  Mag  auch 
nach  den  oben  angeführten  Beispielen  der  deutsche  Ge- 
setzgeber auf  dem  Standpunkt  stehen,  daß  das  Arbeitsl- 
recht  — , und  mögen  hervorragende  Wirtschaftsrechtler 
auf  dem  Standpunkt  stehen,  daß  das  Steuerrecht  zum 
Wirtschafts  recht  i.  w.  S.  gehöre,  so  vermag  ich  ihnen 
hierin  weder  für  die  Lehre,  noch  für  die  Erforschung  die- 
ser Disziplinen  zu  folgen.  Ganz  andere  grundlegendo 
rechtspolitische  Motive  und  rechtsdogmatische  Leitsätze 
sind  im  Arbeitsrecht  und  vollends  im  Steuerrecht  vor- 
herrschend, ja  ausschlaggebend  als  im  Wirtschaftsrecht. 
Der  fiskalische  Grundzug  des  Steuerrechts  und  die 
sozial  e Grundtendenz  des  Arbeitsrechts  kontrastieren 
zu  stark  von  dem  die  einzel-  wie  gesamt wirts  c haft- 
liehen  Interessen  im  Staate  gleichmäßig  zu  fördern  be- 
stimmten Wirtschaftsrecht.  Und  endlich  wird  bei  der 
Forschungstätigkeit  im  Wirtschaftsrecht  auch  die  Schei- 
dung zwischen  öffentlichem  und  privatem  Wirtschaftsrecht 
keine  maßgebende  Rolle  spielen  dürfen.  Zum  vollen 
und  richtigen  Verständnis  des  Wirtschaftsrechts  gehört, 
daß  man  den  Stoff  sowohl  nach  der  privat-  als  auch  nach’ 
der  öffentlich-rechtlichen  Seite  beleuchtet;  der  Forscher  auf 
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dem  Gebiet  des  Wirtschaftsrechts  darf  nicht  einseitig] 
zivilistisdi  oder  publizistisch  vergehen,  wenn  er  nicht 
dem  jeweils  anderen  Untergebiet  Gewalt  antun  will, 
sondern  er  muß  die  privatrechtlichen  Teile  zivilistisch, 
die  öffentlich-rechtlichen  Teile  publizistisch  zu  erfassen 
befähigt  und  gewillt  sein.  Es  gibt  keine  private  und 
keine  öffentliche,  sondern  nur  eine  einheitlich-geschlos- 
sene Wirtschaftsrechtswissenschaft. 

Von  anderen  Erwägungen  dagegen  muß  der  hoch- 
schulmäßige  rechtswissenschaftliche  Unterricht  im 
Wirtschaftsrecht  ausgehen.  Wollte  er  sich  das  gleiche 
umfassende  Ziel  setzen  wie  die  Wirtschaftsrechts  wissen- 
schaftliche Forschung,  so  würde  er  über  sein  Ziel 
nicht  nur  intensiv,  sondern  auch  gegenständlich  weit 
hinausgehen,  also  sein  Ziel  verfehlen.  Es  kann  nicht 
die  Aufgabe  der  wirtschaftsrechtlichen  Vorlesungen  sein, 
solche  Probleme  alter,  durch  Stoffgehalt  und  Tradition  in 
sich  geschlossener  Vorlesungen  zu  usurpieren,  , deren  Be- 
handlung im  Rahmen  ihres  bisherigen  Zusammenhangs 
aus  inneren  Gründen  nach  wie  vor  notwendig  ist,  deren 
Verpflanzung  ins  Wirtschaftsrecht  die  Stammvorlesung 
zum  Torso  machen  würde.  Auch  einer  bloßen  Wieder- 
holung dieser  Probleme  in  einer  wirtschaftsrechtlichen  Vor- 
lesung kann  nicht  das  Wort  geredet  werden,  weil  der 
im  ganzen  vorzutragende  Rechtsstoff  ohnehin  umfangreich 
genug  ist  und  nicht  ohne  zwingende  Gründe  zeitlich  er- 
weitert werden  sollte,  obwohl  ich  andererseits  die  Vor- 
züge der  doppelten  Berücksichtigung  gleichen  Rechts - 
Stoffes  keineswegs  verkenne  noch  geringschätze.  Wohl 
aber  erscheint  eine  „Herausreißung“  jenes  Stoffes  und 
seine  Uebernahme  in  eine  besondere  wirtschafts rechtliche 
Vorlesung  dort  angezeigt,  wo  es  eigens  für  solche  Hörer 
(bzw.  Fakultäten)  geschieht,  für  welche  die  Teilnahme 
an  der  zusammenhängenden,  oben  sogenannten  Stamm - 
Vorlesung,  der  jener  Stoff  entnommen  wurde,  nicht  er- 
forderlich ist.  Ueberall  sonst  erblicke  ich  dagegen  die 
richtige  Lösung,  falls  man  den  Doppelvortrag  gleichen 
Reditsstoffes  vermeiden  will,  darin,  daß  solche  Probleme 
im  Zusammenhang  der  überkommenen  Vorlesung  be- 
lassen. dort  allerdings  in  ganz  anderem  Maße  als  bis- 
her, nämlich  nach  der  ihnen  eigenen  wirtschaftsrecht- 
lichen Methode  anstatt  bloß  nach  „rein  juristischer“  Me- 
thode im  schlechten  Sinn  behandelt  werden.  Vorstehende 
Schwierigkeiten  dürften  sich  jedoch  hauptsächlich  auf 
das  Privatwirtschaftsrecht  beschränken.  Verhältnismäßig 
einfach,  scheint  mir,  läßt  sich  die  Lösung  für  das  ö f - 
fentliche  'Wirtschaftsrecht  finden.  Scheidet 
man,  was  mir  schon  für;die  wissenschaftliche  Forschung 
ratsam,  für  den  Rechtsunterricht  vollends  eine  unab- 
weisbare Notwendigkeit  zu  sein  scheint,  das  Arbeits- 
recht  und  das  Steuerrecht  als  eigene  Rechtsdisziplinen 
aus  dem  Wirtschaftsrecht  aus,  so  läßt  sich  der  als 
Wirtschaftsrecht  i.  e.  S.  verbleibende  Rechtsstoff  mit 
nur  geringfügigen  Aenderungen  der  bisher  üblichen  Vor- 
lesungsstoffverteilung im  Staatsrecht  und  im  Verwaltungs- 
recht vortragen.  Auf  das  Staatsrecht  entfällt  aller- 
dings bloß  ein  ganz  geringer  Teil,  nämlich  nur  die  Lehre 
von  den  wirtschaftsrechtlichen  Organen,  soweit  diesen 
irgendwie  verfassungsrechtliche  Bedeutung  zukommt,  wie 
vor  allem  dem  Reichs  wirtschaftsrat  und  den  Reichsmi- 
nisterien.  Im  Verwaltungsrecht  läßt  sich  unschwer  der 
gesämte  übrige  Bestand  des  öffentlichen  Wirtechaftsrechts 


unterbringen.  Es  bedarf  dazu  lediglich  einer  gewissen 
äußeren  Erweiterung  und  intensiveren  Gestaltung  der 
einschlägigen  Abschnitte  des  „Besonderen  Teils“  des 
Verwaltungsrechts,  vor  allem  ihrer  Durchdringung  mit 
der  dem  Wirtschaftsrecht  eigenen  Sondermethode  des 
wirtschaftlich  orientierten  juristischen  Denkens.  Nütz- 
lich erscheint  jedoch  darüber  hinaus,  um  eben  die  Aus- 
dehnung, Vertiefung  und  wirtschaftswissenschaftliche  Be- 
handlung des  Stoffes  besser  zu  gewährleisten,  die  Heraus- 
hebung des  bezüglichen  Abschnitts  des  „Besonderen 
Teils“  des  Verwaltungsrechts  zu  einer  selbständigen  Vor- 
lesung. So  ergibt  sich  folgendes  Schema  für  die  hoch- 
schulmäßige  Behandlung  des  Verwaltungsrechts  ein- 
schließlich des  Wirtschaftsrechts.  ■ • 

I.  Verwaltungsrecht  Teil  I:  Grundlehren  (Begriffe,  Or- 
ganisation, Funktionen,  Rechtsschutz). 

II.  Verwaltungsrecht  Teil  II:  (Besonderer  Teil): 

a)  Obrigkeitliche  Verwaltung  (Militär-, 
Polizei-,  Finanz-  und  Unterrichtsverwaltung). 

b)  Soziale  Verwaltung  (Sozialversicherung, 
Arbeiterschutz  und  Armen  wesen). 

c)  Wirt  schaftliche  Verwaltung  (Boden- 
recht, Land-  und  Forstwirtschaft,  Jagd  und  Fi- 
scherei, Bergbau,  Wasserrecht,  Umlaufs-  und 
Kreditwesen,  Gewerberecht1),  Verkehrsrecht1). 

Dazu  treten  dann  noch  als  selbständige  Vorlesungen: 
Arbeitsrecht ; Steuerrecht. 

Nunmehr  bietet  die  Beantwortung  der  Schlußfrage, 
ob  Wirtschaftsrecht  eine  selbständige 
Rechtsdisziplin  sei,  keine  besonderen  Schwierig- 
keiten mehr.  Für  den  hochschulmäßigen  Rechtsunter- 
richt ergibt  sich  die  Verneinung  dieser  Frage  schon 
aus  den  letzten  Ausführungen.  Jedenfalls  bildet  das  öf- 
fentliche Wirtschaftsrecht  kernen  eigenen  Rechtszweig, 
sondern  seinem  ganz  überwiegenden  Hauptbestande  nach 
einen  Unterabschnitt  des  Verwaltungsrechts,  allerdings 
vom  übrigen  Verwaltungsrecht  unterschieden  und  heraus- 
gehoben, durch  die  besondere  wirtschaftsrechtswissen- 
schaftliche Methode.  Zum  gleichen  Ergebnis  wird  man 
aber  auch  für  das  private  ,Wirtschaftsrecht  gelangen  müs- 
sen, dessen  einzelne  Probleme  sich  namentlich  auf  das 
bürgerliche  Recht  und  das  Handelsrecht  sowie  deren  Ne- 
benmaterien verteilen.  Viel  eher  könnte  der  rechtswissen- 
schaftliche Forscher  im  Wirtschaftsrecht  einen  besonderen 
Rechtszweig  erblicken.  Aber  auch  er  wird  sich  der 
Tatsache  nicht  verschließen  können,  daß  die  Probleme 
des  Wirtschaftsrechts  sich  aus  allen  möglichen  feststehen- 
den Rechtszweigen  rekrutieren,  daß  die  Eigentümlich- 
keit des  Wirtschafts  rechts  viel  mehr  auf  der  neuartigen 
Arbeitsmethode  beruht  und  daß  rechtswissenschaftlich 
nur  diese  Methode,  nicht  die  Materie  den  inneren  Zu- 
sammenhang zwischen  den  einzelnen  wirtschafts  recht- 
lichen Problemen  ausmacht  und  deren  Zusammenfassung 
rechtfertigt.  Das  wesentliche  Merkmal  des  Wirtschafts- 
rechts besteht  also  sowohl  für  den  Rechtslehrer  als  auch  für 
den  Rechtsforscher  nicht  in  einer  bestimmten  Abgrenzung 
seines  Stoffes,  sondern  in  der  besonderen  methodischen 
Behandlung  des  wirtschaftlich  relevanten  Rechtsstoffes 
überhaupt.  Wirtschaftsrecht  ist  kein  gegenständlich1  ge- 


>)  Im  Bedarfsfälle  als  Sondervorlesung  zu  gestalten. 
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schlossenes  System  von  Rechtsnormen,  sondern  eine  neue 
Betrachtungsweise  der  wirtschaftlich  beachtenswerte  Mate- 
rien aus  der  ganzen  Rechtsordnung.  Wirtschafts- 
recht bedeutet  eine  neue  Methode,  die  zu 
den  bisher  bekannten  und  gebräuchlichen  Methoden:  der 
historischen,  der  dogmatischen  und  der  philosophischen 
als  vierte,  nämlich  wirtschaftliche,  hinzutritt 2).  Aus  dem 
Zusammenwirken  dieser  vier  grundverschiedenen,  aber 
einander  doch  zu  einem  harmonischen  Ganzen  ergänzeü- 
den  Methoden  erwächst  das  vollkommene  Recht,  das  uns 
erst  die  tatsächlichen  Erscheinungen  der  Rechts  weit  wirk 
lieh  zu  meistern  ermöglicht.  So  wird  Wirtschaftsrecht 
eine  Forderung,  ein  Imperativ  an  den  zur  Vollendung 
strebenden  Gesetzgeber  und  Rechtsanwender,  den  Prak- 
tiker und  Theoretiker,  den  Forscher  und  Lehrer. 


Die  Vergütung 

' der  Okkupationsleistungen* *). 

Von  Dr.  Paul  Dreist 
Senatspräsident  beim  Reichswirtschaftsgericht. 

Die  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  die  der  Aus- 
nahmezustand der  Besetzung  des  Rheinlandes  mit  sich 
bringt,  sind  in  erster  Linie  durch  die  eigentliche  Ak- 
tion der  Besetzung,  durch  die  Maßnahmen  zur  Verwirk- 
lichung der  mit  der  Besetzung  angestrebten  Ziele  be- 
dingt, daneben,  und  zwar  in  weit  höherem  Maße  noch, 
durch  das  Verhalten  des  Besatzungspersonals,  die  Sub 
jektivität  der  handelnden  Personen,  je  nachdem  ihr 
Rechtsbewußtsein  für  die  Bewältigung  der  Aufgaben  maß 
gebend  bleibt,  das  Bewußtsein  der  Verantwortlichkeit 
oder  die  Verantwortungslosigkeit,  die  Unterordnung  un 
ter  die  sachlichen  Ziele  oder  die  Verfolgung  eigens üch 
tiger  Zwecke,  Erziehung  und  unbewußt  entscheidender 
Takt  oder  der  Mangel  beider,  kurz  Dinge,  die  in  der 
Natur  des  Menschlichen,  allzu  Menschlichen  liegen.  Es 
war  für  den  Gesetzgeber  gewiß  eine  schwierige  Aufgabe, 
zu  einer  Zeit,  als  Erfahrungen  besonders  in  letzterer 
Richtung  fehlten,  zu  bestimmt  umgrenzenden  Formu- 
lierungen des  Besatzungsleistungsrechts  zu  gelangen.  Es 
galt  überdies,  gesetzgeberisch  Verhältnisse  zu  ordnen,  für 
deren  Behandlung  sich  weder  in  bestehenden  Einrich- 
tungen noch  in  geschichtlichen  Vorgängen.'  irgend  wel 
eher  Anhalt  bot.  Nichts  ist  natürlicher,  als  daß  die 
abstrakte  Kodifikation  jetzt  mit  der  realen  Wirklichkeit 
und  den  ihr  entwachsenden  Forderungen  vielfach  im 
Widerstreit  liegt  und  es  bezweifeln  läßt,  ob  die  Er 
scheinungen  der  Besetzung  und  deren  Eigentümlichkeiten 
richtig  erfaßt  und  entsprechend  berücksichtigt  sind.  Hier- 
von gibt  die  Rechtsprechung  des  Reichswirtschaftsge- 
richts — bei  allem  Bemühen,  sich  nicht  kritisch  negativ 
und  unfruchtbar  zu  verhalten,  sondern  gestaltend  mit- 
zuwirken, den  in  den  Lebenserscheinungen  liegendem  Stoff 
in  Sätze  umzuwandeln,  die  sich  mit  den  Rechtsgrund 


2)  Vgl.  die  treffenden  Bemerkungen  von  Nipperdey  in  den 
„Mitteilungen  des  Jenaer  Instituts  für  Wirtschaftsrecht“,  Nr.  2, 
November  1921. 

*)  Vgl.  den  Aufsatz  des  Verfassers  in  Nr.  22  des  XVII.  Jahr- 
gangs vom  15.  November  1921,  Seite  417  ff.  und  die  Schrift  des 
Verfassers  in  „Wirtschaftsrecht  und  Wirtschaftapflege“,  Heft  V, 
2.  Auflage 


Sätzen  des  Gesetzes  noch  gerade  vereinbaren  lassen  — 
ein  deutliches  Bild.  Die  nachfolgende  Uebersicht  über 
die  Neuerscheinungen  der  Rechtsprechung,  die  jetzt  von 
vier  Senaten  gehandhabt  wird,  wird  dies  wiederum  be- 
stätigen. 

Es  werden  Leistungen  vergütet,  die  im  besetzten 
Gebiet  bewirkt  worden  sind.  Die  Unterhaltung  von 
Kontrollorganen  der  Interalliierten  Binnenschiffahrtskom- 
mission in  rechtsrheinischen  Häfen  zur  Ueberwachung 
des  Rheinverkehrs  durch  Kontrollposten  u.  dgl.  und 
die  Unterbringung  der  dazu  nötigen  Mannschaften  in  der 
neutralen  Zone  schafft  kein  besetztes  Gebiet,  militärische 
Maßnahmen  dieser  Art  stellen  nur  einen  — nach  dem 
seitens  der  Reichsregierung  erhobenen  Einspruch  un- 
berechtigten — Aufenthalt  fremder  Militärpersonen  in 
dem  der  Besetzung  nicht  unterworfenen  Reichsgebiet 
dar;  die  Quartierleistung  z.  B.  in  Emmerich  begründet 
daher  keinen  Vergütungsanspruch. 

Die  Leistungen  müssen  für  die  Besatzungstruppen 
bewirkt  sein.  Dieser  Rechtsgrundsatz  führt  zur  Ab- 
lehnung der  Vergütung  bei  Leistungen,  die  der  Be- 
satzungsmacht als  Staat,  sei  es  zu  wirtschaftlichen  oder 
politischen  Zwecken,  dienen,  aber  nicht  oder  nur  nebenbei 
den  Besatzungstruppen.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind, 
wie  schon  bisher  die  Leistungen  behufs  Auslieferung 
der  Beutegüter,  für  nicht  vergütbar  erklärt  worden:  die 
Aufwendungen  zu»*  Durchführung  der  wirtschaftlichen 
Maßnahmen  in  Anwendung  der  Sanktionen,  nämlich  der 
Sonderregelung  der  Ein-  und  Ausfuhr  und  des  Zoll- 
wesens, z.  B.  durch  Ueberliegetage  von  Frachtkähnen 
infolge  Fehlens  der  Einfuhrgenehmigung  oder  durch  Lei- 
stungen zur  Unterbringung  der  Zoll-  und  Kontroll- 
stationen und  des  Ein-  und  Ausfuhramts  in  Bad  Ems, 
ferner  die  Aufwendungen  für  den  von  der  französischen 
Besatzungsmacht  verfolgten  Zweck  der  „friedlichen 
Durchdringung“  des  Rheinlandes  oder  der  Kulturpropa- 
ganda durch  Einrichtung  französischen  Sprachunterrichts 
oder  von  Volksküchen. 

Die  Leistungen  müssen  gemäß  den  Verträgen  oder 
auf  Grund  von  Requisitionen  bewirkt  sein.  Dadurch  sind 
von  vornherein  alle  Aufwendungen  von  der  ,Vergüt- 
barkeit  ausgeschlossen  worden,  die  zufolge  einer  an  die 
Allgemeinheit  gerichteten  Maßnahme  zu  machen  sind. 
Gemäß  ständiger  Rechtsprechung  waren  daher  neuer- 
dings abzulehnen:  die  Ansprüche  aus  Lohnausfällen  von 
Arbeitern,  die  durch  die  Brückensperre  oder  durch  Heran- 
ziehung zu  Appellen  der  ehedem  Wehrpflichtigen  am 
Aufsuchen  ihrer  Arbeitsstätte  verhindert  würden,  die  An- 
sprüche aus  der  Stillegung  von  Fähr-  und  Motorboot- 
betrieben und  die  Ansprüche  städtischer  Hafenverwal- 
tungen wegen  des  Rückgangs  oder  gänzlichen  Aus- 
falls von  Verladungen  infolge  allgemeiner  Einschränkung 
der  Rheinschiffahrt.  Während  die  Entnahme  der  bei 
den  Bürgermeisterämtern  oder  sonstigen  deutschen  Sam- 
melstellen aufbewahrten  Waffen  durch  die  Besatzungs- 
truppen eine  vergütbare  Requisition  darstellt,  war  die 
Ablieferung  an  die  Sammelstelle  durch  eine  allgemeine 
Anordnung  veranlaßt;  nicht  vergütbar  sind  deshalb  die 
bei  den  Sammelstellen  durch  unpflegliche  Behandlung, 
Rost  u.  dgl.  eingetretenen  Schäden,  aber  auch  die  Auf- 
wendungen zur  Instandhaltung  während  der  Aufbewah- 
rung Als  allgemeine  Anordnungen  «ind  ferner  di«  von 
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verschiedenen  Gemeinden  auf  Befehl  der  Besatzungs- 
truppen erlassenen  Bestimmungen  angesprochen  worden, 
wonach  freiwerdende  Wohnungen  anzumelden  sind  und 
erst  nach  erteilter  Genehmigung  weitervermietet  werden 
dürfen,  desgl  Zuzugsverbote  für  Ortsfremde,  ferner  das 
Verbot  des  Uebertritts  von  Mitgliedern  der  „Roten 
Armee“  in  das  besetzte  Gebiet  bzw.  das  Gebot  ihrer 
Abschiebung. 

Eien  vertraglichen  Anforderungen  und  den  Requi- 
sitionen stehen  die  allgemeinen  Folgeerscheinungen  der 
Besetzung  gegenüber,  sie  erzeugen  gleichfalls  keinen  Ver- 
gütungsanspruch. Es  ist  lediglich  eine  allgemeine  Aus- 
wirkung der  Besetzung,  wenn  ein  besonders  starker 
nächtlicher  Kraftwagenverkehr  der  Besatzungstruppen 
eine  vermehrte  Beleuchtung  der  Straßen  erforderlich 
macht,  oder  wenn  die  Gemeinden  des  besetzten  Gebiets 
auf  eine  außergewöhnliche  Einschränkung  der  öffent- 
lichen Leistungen,  z.  B.  bezüglich  Straßenbeleuchtung 
oder  Straßenreinigung,  wie  sie  im  unbesetzten  Deutsch- 
land in  einem  mit  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung] 
kaum  nodh  in  Einklang  zu  bringenden  und  nur  durch 
die  verhängnisvolle  wirtschaftliche  Notlage  zu  rechtferti- 
genden Umfang  stattfindet,  verzichten  müssen.  Schon 
früher  war  aus  demselben  Grunde  die  Vergütung  von 
Mehraufwendungen  zur  Unterhaltung  der  Straßen  oder 
Ueberwachung  der  Prostitution  abgelehnt  worden.  Das 
Maß  der  auch  ohne  Anforderung  der  Besatzung  be- 
stehenden Verpflichtungen  der  Gemeinden  auf  einem 
bestimmten  Gebiet  ihrer  Verwaltungstätigkeit  bestimmt 
sich  nicht  etwa  nach  dem  Zustande,  der  bestehen  würde, 
wenn  die  Besatzungstruppen  überhaupt  nicht  im  Lande 
wären,  vielmehr  istl  die  Tatsache  der  Besetzung  dabei 
in  dem  Sinne  mitzuveranschlagen,  daß  die  Gemeinde 
sowohl  den  Bedürfnissen  der  Besatzung,  als  auch  den 
Sonderbedürfnissen,  die  sich  für  die  Landeseinwohner 
aus  der  Tatsache  der  Besetzung  und  der  Anwesenheit 
der  Besatzungstruppen  ergeben,  Rechnung  tragen  muft 
Zu  den  allgemeinen  Folgeerscheinungen  gehört  auch  die 
den  Besatzungstruppen  steuerlich  (durch  Befreiung  von 
den  direkten  Steuern,  vgl.  Art.  9 RHA.  und  Schreiben 
der  RHK.  vom  3.  Juni  1920  bei  Vogels  Rheinland- 
abkommen, Band  II,  Seite  19)  eingeräumte  Vorzugs- 
stellung, nicht  vergütbar  sind  also  die  Ausfälle  der  Stadt- 
gemeinden an  .Theater-,  Kino-  und  sonstigen  Billettsteuern. 
Dieser  sonach  vergütungslos  hinzunehmenden  nachtei- 
ligen Auswirkung  der  "Besetzung  steht,  wie  wiederholt 
hervorgehoben,  gegenüber,  daß  die  durch  die  Besetzung 
hervorgerufene  allgemeine  Verkehrs-  und  Umsatzsteige- 
rung bei  der  Bemessung  der  Vergütung  zugunsten  des 
Anspruchsberechtigten  berücksichtigt  wird.  Ist  freilich 
durch  eine  Besatzungsmaßnahme,  z.  B.  durch  ein  für 
die  Besatzungssoldaten  erlassenes  Verbot  des  Besuchs 
einer  bestimmten  Gastwirtschaft,  dem  einzelnen  die  Mög- 
lichkeit genommen,  an  der  allgemeinen  Einnahmestei- 
gerung durch  die  Anwesenheit  der  Besatzungstruppen 
teilzunehmen,  so  kann  für  diese  Verschließung  der  Aus- 
sicht auf  Gewinn  eine  Vergütung  vom  Reich  nicht  ver- 
langt werden,  da  ein  Recht  auf  den  Genuß  dieser  vorteil- 
haften Auswirkung  der  Besetzung  nicht  anzuerkennen 
ist;  andernfalls  könnten  letzten  Endes  Geschäftsleute  im 
besetzten  Gebiet  Vergütung  für  entgangenen  Gewinn 
mit  der  Begründung  verfangen,  daß  ihr  Wohnort  in- 


folge Maßnahmen  der  Besatzungsbehörden  unbesetzt  ge- 
blieben sei. 

Die  Besatzungsmächte  üben  im  besetzten  Gebiet  in 
größerem  oder  geringerem  Umfang  die  Staatshoheit  aus. 
Soweit  sich  diese  Betätigung  — als  Requisition  — gegen 
das  an  sich  unverletzliche  Privateigentum,  also  gegen 
den  Landeseinwohner  als  Einzelwesen  richtet,  ist  ein 
Vergütungsansprüch  gegeben;  die  Auswirkungen  dieser 
Betätigung  in  den  Beziehungen  zum  Staatswesen  des 
besetzten  Gebiets,  zur  Bevölkerung  als  solcher,  — durch 
Maßnahmen  der  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Ver- 
waltung — haben  eine  gesetzliche  Regelung  dagegen 
nicht  gefunden.  Die  Kosten  der  Schaffung  einer  behörd- 
lichen Organisation  auf  Verlangen  der  Besatzungsmächte, 
nämlich  des  auf  Grund  der  i Verordnung  der  RHK.  Nr.  33 
vom  15.  August  1920  bestellten  deutschen  Oberdele- 
gierten für  das  Straßenbauwesen  der  besetzten  Gebiete 
der  Rheinprovinz,  sind  daher  als  Aufwendungen  zufolge 
einer  gesetzgeberischen  Maßnahme  für  nicht  vergütbar 
erklärt  worden.  Während  die  Requisitionen  für  die  Be- 
dürfnisse des  Besatzungsheeres,  und  zwar  durch  Bei- 
treibung nicht  nur  in  Naturalien,  sondern  auch  in  Geld, 
vergütbare  Leistungen  hervorrufen,  sind  danach  ferner 
Aufwendungen  infolge  Repressalien,  also  außerordent- 
licher Geldauflagen,  als  Strafmaßnahme  gegen  ,die  ganze 
Bevölkerung  (z.  B.  wegen  Diebstahls  von  Heeresgut 
der  Besatzung),  nicht  vergütbar.  Das  Verbot  des  Tragens 
feldgrauer  Uniformen  für  Polizeibeamte  ist  eine  Verwal- 
tungsmaßnahme, die  Vergütung  der  Aufwendungen  zur 
Beschaffung  blauer  Uniformen  war  daher  gleichfalls  ab- 
zulehnen. | ! 

Der  Begriff  Requisition  ist  weiter  folgerichtig  aus- 
gebaut worden.  Es  fallen  darunter  nicht  bloß  die  Quar- 
tierschäden und  die  Schäden  infolge  oder  bei  Gelegen- 
heit sonstiger  Besatzungsmaßnahmen,  sondern  nach  stän- 
diger Rechtsprechung  auch  Ausschreitungen  einzelner  Be- 
satzungsangehöriger ohne  Zusammenhang  mit  Besat- 
zungsmaßnahmen, sofern  sie  besatzungseigentümlich  sind. 
In  diesem  Sinne  sind  schädigende  Handlungen  als  Requi- 
sition anerkannt  worden,  deren  Antrieb  Haß-  und  Rache- 
gefühle gegenüber  dem  Geschädigten  als  Angehörigem 
des  deutschen  Volks  waren,  ferner  die  typischen  Fälle 
von  Rücksichtslosigkeiten  im  Verkehr  mit  Kraftwagen, 
Motorrädern,  mit  Jagdwaffen  bei  der  Jagdausübung.  Daß 
aber  die  Beischlafsvollziehung  keine  Requisition  ist, 
konnte  ernstlich  nicht  bezweifelt  werden.  Ehe  Aufwen- 
dungen einer  Gemeinde  für  den  Unterhalt  eines  von 
einem  Besatzungssoldaten  außerehelich  erzeugten  Kindes 
sind  also  nicht  vergütbar;  daß  sich  der  Erzeuger  seiner 
Unterhaltspflicht  zu  entziehen  sucht,  ist  auch1  nichts  der 
Besatzung  eigentümliches,  etwaige  Hindernisse  aber,  die 
in  seiner  Zugehörigkeit  zur  Besatzungstruppe  ihren  Grund 
haben,  sind  eine  allgemeine  Folgeerscheinung  der  Be- 
setzung, grundsätzlich  undurchführbar  sind  übrigens  die 
Unterhaltsansprüche  nicht. 

In  dem  Umstand,  daß  der  Quartierraum  nur  durch 
das  Wohn-  und  Wirtschaftszimmer  des , Quartiergebers  zu  't 
erreichen  war,  ist  die  (nicht  'ausdrücklich  erklärte)  Requi- 
sition der  Schaffung  eines  besonderen  Zugangs  gefunden], 
die  Kosten  des  Wanddurchbruchs  -und  Einsetzens  einer1 
Tür  sind  daher  vergütet  worden.  Andererseits  war  aus- 
zusprechen, daß  mangels  eine#  daran  bestehend«  In- 
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teresses  der  Besatzungstruppen  die  Anforderung  der  Her- 
stellung von  Baracken  oder  sonstigen  Baulichkeiten  nicht 
die  stillschweigende  Anforderung  ihrer  Versicherung 
gegen  Feuersgefahr  enthält.  Wiederholt  ist  entschieden 
worden,  daß  bloße  Wünsche  und  Anregungen  der  Be 
Satzung  keine  Requisitionen  sind.  Hiergegen  kann  nicht 
eingewendet  werden,  daß  im  Fall  einer  Weigerung,  dem 
in  die  Form  einer  Bitte  gekleideten  Verlangen  (z.  B. 
des  zu  Requisitionen  nicht  befugten  Kreisdelegierten)  zu 
entsprechen,  mit  Sicherheit  eine  eindeutige  Anforderung 
erfolgt  sein  würde.  Dies  bliebe  zunächst  abzuwarten; 
angesichts  der  immerhin  bestehenden  Möglichkeit,  die 
Besatzungsbehörde  zu  einem  Verzicht  insbesondere  auf 
offenbar  ungerechtfertigte  Forderungen  zu  bewegen,  muß 
im  Interesse  der  Reichsfinanzen  eine  vorherige  Klärung 
der  Rechtslage  verlangt  werden,  umsomehr,  wenn  sich 
die  Besatzungsbehörde  der  Vermittlung  deutscher  Be- 
hörden bedient  hat,  so  daß  für  den  betroffenen  Landes - 
einwohner  Schwierigkeiten  oder  Unannehmlichkeiten  bei 
der  Verhandlung  mit  der  vermittelnden  Stelle  nicht  zu 
besorgen  sind.  Beim  Fehlen  einer  Requisition  der  Be- 
satzungsbehörde macht  die  Tatsache,  daß’eine  deutsche 
Behörde  in  Verkennung  oder  Ueberschreitung  ihrer  Be- 
fugnisse eine  Leistung  für  Besatzungszwecke  angefordert 
hat,  ebensowenig  die  Leistung  zur  Requisitionsleistung, 
wie  der  Umstand,  daß  der  Leistende  sich  in  dem  Glauben 
befunden  hat,  er  bewirke  eine  Requisitionsleistung.  Auf- 
wendungen zur  Abwendnug  einer  Requisition  sind  keine 
Requisitionsleistungen;  nicht  vergütbar  sind  also  Schäden, 
die  jemand  dadurch  erleidet,  daß  er  mit  Rücksicht  auf 
bevorstehende  Besatzungsmaßnahmen  Gegenstände  in  das 
unbesetzte  Gebiet  schafft  und  seiner  Obhut  entzieht, 
sei  es  auch  auf  Anordnung  einer  deutschen  Behörde 
(Abtransport  von  Waffen  nach  dem  rechten  Rheinufer 
auf  Geheiß  des  Vollzugsrats). 

Der  adäquate  Zusammenhang  mit  einer  Requisition 
ist  in  einem  Fall  bejaht  worden,  in  welchem  anläßlich 
der  Zertrümmerung  einer  Schaufensterscheibe  zufolge  des 
dadurch  eingetretenen  Versicherungsfalls  der  Versiche- 
rungsvertrag gekündigt  und  ein  neuer  Vertrag  mit  er- 
höhten Prämiensätzen  geschlossen  wurde.  Er  wurde 
verneint  in  einem  Fall  der  Beschlagnahme  von  Wohn 
räumen  durch  das  Wohnungsamt  zugunsten  eines  durch 
die  Besatzung  aus  seiner  Wohnung  verdrängten  Dritten, 
bei  dem  Zusammenstoß  eines  Kraftwagens  mit  der 
Kleinbahn  gelegentlich  einer  Vergnügungsfahrt,  die  der 
Kraftwagenführer  im  Anschluß  an  die  Vorführung  des 
Kraftwagens  zwecks  Musterung  durch  die  Besatzungs- 
truppen  unternommen  hatte.  Die  tagfällige  Frage  der 
Vergütbarkeit  des  Valutaschadens  ist  verneint  worden. 
Daß  eine  Zahlung  mit  der  inzwischen  entwerteten  Papier- 
mark das  in  hochwertigerer  oder  goldwerter  Papiermark 
geschuldete  Entgelt  darstellt,  kann  für  den  Richter  nicht 
zweifelhaft  sein,  nicht  er,  sondern  der  Wirtschaftspoli- 
tiker ist  zu  ihrer  Lösung  berufen  (vgl.  Mügel  in  JW.  1921, 
S.  1269);  aus  der  Verzögerung  der  Feststellung  und  Zah- 
lung der  Vergütung  können  daher  Ansprüche  auf  Erhöhung 
der  Vergütung  nicht  hergeleitet  werden.  Aus  dem  gleichen 
Grunde  ist  auch  der  entgangene  Valutagewinn  nicht  ver- 
gütbar. Demgemäß  ist  eine  vergütbare  Leistung  nicht 
angenommen  worden,  wenn  bauliche  Ausbesserungen  in- 
folge Einquartierung  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  ver- 


schoben werden  mußten  und  infolge  Verminderung  der 
Kaufkraft  des  Geldes  mit  einer  dem  Betrag  nach  höheren 
Aufwendung  für  die  Arbeiten  zu  rechnen  war.  Die  Auf- 
wendungen für  die  Ausbesserungsarbeiten  sind,  da  ihr 
Nennbetrag  im  gleichen  Verhältnis  steigt,  wie  der  Wert 
des  Geldes  abnimmt,  bei  späterer  Vornahme  der  Arbeiten 
in  Wirklichkeit  nicht  höher  zu  bewerten,  als  wenn  sie 
früher  bewirkt  worden  wären,  andererseits  tritt  im  Wert 
der  mit  diesen  Aufwendungen  zu  erlangenden  Gegen- 
leistungen der  Bauhandwerker  in  Papiermark  eine  ent- 
sprechende Steigerung  ein,  für  die  ziffernmäßig  erhöhten 
Aufwendungen  werden  also  auch  ziffernmäßig  hoch- 
wertigere Gegenleistungen  erlangt;  daß  aber  durch  diese 
Arbeiten,  falls  sie  unter  einem  günstigeren  Valutastande 
hätten  vorgenommen  werden  können,  eine  dem  Sinken 
der  Valuta  entsprechende  Sachwertsteigerung  erzielt 
worden  wäre,  kommt,  weil  ausschließlich  Valutagewinn!, 
für  die  Vergütbarkeit  nicht  in  Betracht. 

Nur  notwendige  Aufwendungen  werden  vergütet.  Es 
kam  in  Frage,  ob  durch  Unterlassen  einer  angemessenen 
Versicherung  bzw.  durch  eine  ganz  ungewöhnliche  Unter- 
versicherung der  Schaden  schuldhaft  vergrößert,  ein  Teil 
des  Schadens  also  als  nicht  notwendig  von  der  Vergütbar- 
k’eit  auszuschließen  ist.  Nach  richtiger  Auffassung  hat 
die  Versicherung  oder  Nichtversicherung  mit  dem  durch 
die  Sachbeschädigung  verursachten  und  mit  ihr  vollen- 
deten Schaden  nichts  zu  tun,  sie  betrifft  nur  den  nach- 
träglichen Ersatz  dieses  Schadens;  das  Reich  hat  aber 
im  Okkupationsleistungsgesetz  — im  Gegensatz  zum 
Kriegsschädengesetz  (§  4),  zum  Verdrängungsschäden- 
gesetz (§  17),  Kolonialschädengesetz  (§  9)  oder  Aus- 
landsschädengesetz (§  9),  wonach  eine  Entschädigung 
insoweit  nicht  geleistet  wird,  als  der  Geschädigte  ander- 
weit,  insbesondere  aus  einem  Versicherungsverhältnis 
Ersatz  erhalten  hat  oder  ohne  erhebliche  Schwierigkeit 
erlangen  kann  — eine  Pflicht  zur  Vergütung  bedingungs- 
und  vorbehaltlos  übernommen,  insbesondere  nicht  davon 
abhängig  gemacht,  daß  von  dritter  Seite  Schadenersatz 
zu  erlangen  ist  oder  unter  Umständen  z.  B.  durch  Ab- 
schluß einer  Versicherung  zu  erlangen  gewesen  wäre. 
Nur  insofern  ist  die  Tatsache  der  Versicherung  oder 
Nichtversicherung  von  Bedeutung,  als  im  Fall  der  Ver- 
sicherung der  Versicherungsträger,  soweit  er  den  Schaden 
ersetzt  hat,  kraft  gesetzlicher  Abtretung  allein  anspruchs- 
berechtigt, die  Anspruchsberechtigung  des  Versicherungs- 
nehmers also  erloschen  ist.  Aus  demselben  Grunde 
hat  die  Gemeinde,  die  auf  Verlangen  der  Besatzungs- 
be^hörde  zur  Instandsetzung  von  Quartieren  bauliche 
Arbeiten  auf  Privatgrundstücken  ausgeführt  hat,  Anspruch 
auf  volle  Vergütung  ihrer  angemessenen  Aufwendungen; 
es  geht  nicht  an,  daran  einen  Abzug  wegen  Bereicherung 
der  Grundstückseigentümer  zu  machen  und  die  Stadt 
auf  den  Bereicherungsanspruch  zu  verweisen,  vielmehr 
muß  dem  Reich  überlassen  werden,  diesen  Anspruch 
gegen  die  Grundstückseigentümer  geltend  zu  machen. 

Von  Entscheidungen,  die  bestimmte  Leistungsarten 
betreffen,  sind  folgende  bemerkenswert: 

Die  Quartierleistung  umfaßt  auch  die  Pflicht  zur 
Herrichtung  des  Quartiers  durch  etwaige,  nicht  durch 
Sonderwünsche  des  Quartiernehmers  veranlaßte  Um- 
stellung der  Möbel,  ferner  zur  Aushändigung  eines  Haus- 
schlüssels, besondere  Vergütung  neben  dem  Quartiergeld 
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kann  für  Leistungen  dieser  Art  also  nicht  gefordert 
werden.  Das  Verlangen  allwöchentlichen  oder  noch 
häufigeren  Wechselns  der  Bettwäsche  geht  über  das  in 
den  Quartiertarifen  vorausgesetzte  Maß  von  Belastung 
hinaus  und  erzeugt  einen  Vergütungsanspruch,  ebenso 
wie  z.  B.  der  übermäßige  Verbrauch  an  Licht,  Heizung, 
Wasser  u.  dgl.  Bei  der  Stillegung  hotelgewerblicher  Be- 
triebe besteht  kein  selbständiger  Anspruch  auf  Vergütung 
des  Lebensunterhalts  des  Inhabers  und  seiner  Familie, 
der  Gehälter  und  Löhne  der  Angestellten  oder  sonstiger 
Betriebsunkosten;  die  Vergütung  von  Aufwendungen 
dieser  Art  kann  ausschließlich  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  entzogenen  Nutzung  und  nur  insoweit  beansprucht 
werden,  als  sie  durch  die  zu  veranschlagenden  Brutto- 
einnahmen gedeckt  sein  würden.  Bei  der  Vergütung 
der  über  das  Ende  der  Requisition  infolge  baulicher 
und  Inventarschäden  fortdauernden  Nutzungsentziehuing 
sind  lediglich  die  objektiven  Umstände,  vor  allem  der 
Umfang  der  zu  beseitigenden  Schäden  und  die  all- 
gemeine Lage  auf  dem  Arbeitsmarkt,  zu  berücksichtigen, 
nicht  auch  die  in  der  Person  des  Anspruchsberechtigten 
liegenden  besonderen  Umstände,  wie  mangelnde  Tat- 
kraft, Mittellosigkeit  und  Kreditmangel.  Bei  der  Requi- 
tion  von  Waffen  bestimmt  sich  die  Höhe  der  Vergütung 
allein  nach  dem  Zeitpunkt  ihrer  Entnahme  durch  die 
Besatzungstruppen,  es  ist  der  damalige  Durchschnitts- 
preis zu  vergüten;  wann  der  Eigentümer  von  dem  Ver- 
lust der  Waffen  Kenntnis  erlangt  hat,  ist  unerheblich, 
da  die  durch  den  Verlust  verursachte  Vermögensbeschä- 
digung und  damit  die  Leistung  unabhängig  von  der 
Kenntnis  des  Eigentümers  eingetreten  ist.  Die  Ab- 
lieferung des  Jagdgewehrs  im  Futteral  war  zur  Schonung 
der  Waffe  zweckmäßig,  der  Verlust  des  Futterals  ist 
daher  mitzuvergüten,  nicht  dagegen  des  Zielfernrohrs, 
sofern  es  abgenommen  werden  konnte,  oder  des  Ge- 
wehrriemens. Vergütung  der  nach  dem  Gesetz  über 
die  Entwaffnung  der  Bevölkerung  vom  7.  August  1920 
und  den  dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  zu 
zahlenden  Ablieferungsprämie  kommt  nicht  in  Frage,  ab- 
gesehen davon,  daß  die  Ablieferungsprämie  nur  für  Mili- 
tärwaffen gewährt  worden  ist,  deren  Requisition  im  Be- 
sitz von  Privatpersonen  aber  überhaupt  keinen  Vergü- 
tungsanspruch  erzeugt. 

Das  Verfahren  in  Okkupationsleistungssachen  be- 
treffen folgende  Entscheidungen: 

Der  Grundsatz  des  Amtsbetriebs,  der  das  Verfahren 
beherrscht  und  den  mit  der  Tatsachenprüfung  befaßten 
Stellen  auferlegt,  den  Sachverhalt  erschöpfend  aufzuklären 
und  den  erforderlichen  Beweis  von  Amts  wegen  zu  er- 
heben, ist  dahin  zu  verstehen,  daß  der  Betroffene  bei 
Beschaffung  der  für  die  Entscheidung  erforderlichen  Unter- 
lagen in  angemessenem  Umfang  mitzuwirken  hat.  Es 
ist  nicht  angängig,  daß  die  Erklärung  des  Betroffenen, 
nur  in  dürftigstem  Maße  zur  Klarstellung  beitragen  zu 
können,  ohne  weiteres  zum  Anlaß  genommen  wird,  mit 
Hilfe  mehr  oder  weniger  in  der  Luft  schwebender  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnungen oder  schematischer,  den  Ver- 
hältnissen des  Einzelfalls  nur  höchst  unvollkommen  Rech- 
nung tragender  Tarife  einen  Schadenersatz  zu  unter- 
stellen. Die  Belange  des  Reichsfiskus  werden  zum  min- 
desten in  den  Fällen,  in  denen  die  Nichtbeibringung 
geeigneter  Unterlagen,  z.  B.  unter  dem  Gesichtspunkt 
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der  Pflichten  eines  ordentlichen  Kaufmanns,  al»  Zeichen 
mangelnder  Sorgfalt  erscheint,  hinsichtlich  der  Höhe  des 
Schadens  zu  diner  besonders  vorsichtigen  Schätzung 
führen  müssen.  Dem  von  einem  Besatzungsschaden  Be- 
troffenen steht  es  frei,  den  erhobenen  Vergütungsan- 
spruch in  der  ihm  am  geeignetsten  erscheinenden  Weise 
zu  begründen,  ohne  daß  dadurch  die  Feststellungsbehörde 
der  ihr  durch  den  Amtsbetrieb  auferlegten  Pflicht  ent- 
hoben wird,  den  Sachverhalt  zu  ergründen  und  nach 
einheitlicher  Zusammenfassung  wirtschaftlich  und  recht- 
lich zu  beurteilen.  Der  Rechtsgrund  des  erhobenen 
Vergütungsanspruchs  ist  ein  einheitlicher:  es  sind  die 
Tatumstände,  in  denen  eine  Vermögensminderung  des 
Anspruchsberechtigten  erblickt  werden  könnte.  Sie  können 
nur  eine  Würdigung  dahin  erfahren,  daß  der  Vergütungs- 
anspruch (ganz  oder  zum  Teil)  begründet  oder  nicht 
begründet  ist.  Dagegen  erscheint  es  nicht  zulässig,  auf 
Grund  desselben  Sachverhalts  den  Anspruch  mit  dem 
ihm  vom  Anspruchsberechtigten  gegebenen  Inhalt  — z.  B. 
bei  Quartierschäden  am  Gebäude  auf  Ersatz  der  Mehr- 
aufwendungen für  einen  Neubau  — abzulehnen,  zugleich 
aber  diesen  Anspruch,  sofern  er  unter  anderen  rechtlichen 
Gesichtspunkten  erneuert  würde  — z.  B.  auf  Ersatz 
wegen  der  Schäden  im  alten  Hause  — späterer  Prüfung 
und  Entscheidung  vorzubehalten.  Für  unzulässig  ist  auch 
ein  Bescheid  erklärt  worden,  wodurch  ein  Anspruch 
„vorläufig  abgesetzt“  und  in  Aussicht  gestellt  war,  daß 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  auf  einen  neu  zu 
stellenden  Antrag  hin  der  Anspruch  zum  Gegenstand  j 
eines  neuen  Bescheids  gemacht  werden  würde;  das  Ver- ; 
fahren  verstößt  gegen  die  Vorschriften  über  Rechtsmittel 
wie  auch  gegen  die  Grundsätze  der  Rechtskraft  im  Fest- 
stellungsverfahren, es  stellt  für  den  Betroffenen  insofern  I 
auch  eine  erhebliche  Gefahr  dar,  als  der  den  Anspruch 
vorläufig  ablehnende  Bescheid  im  Fall  der  Nichtein- 
legung eines  Rechtsmittels  rechtskräftig  wird  und  der 
Betroffene,  der  im  Vertrauen  auf  die  ihm  gegebene  Zu-  j 
sage  einen  neuen  Antrag  einreicht,  damit  rechnen  muß,  • 
daß  der  darauf  erlassene  neue  Bescheid  auf  eine  mit 
der  rechtskräftigen  Ablehnung  des  Anspruchs  begründete 
Beschwerde  des  Vertreters  des  Reichsinteresses  der  Auf-1 
hebung  unterliegt.  Die  Zeugen  und  Sachverständigen  - 
erhalten  gemäß  § 20  Verf.-Bek.  zum  OkkLG.  Gebühren  ) 
nach  der  allgemeinen  Gebührenordnung,  die  Vergütung 
für  ihre  Tätigkeit  ist  im  Verwaltungsverfahren  zu  regeln  - 
und  kann  nicht  zum  Gegenstand  des  Feststellungsver- 1 
fahrens  gemacht  werden,  weil  es  sich  dabei  zwar  um  ; 
die  Feststellung  von  Leistungen  für  die  Besätzungstrup-  ■ 
pen,  nicht  aber  um  solche  Leistungen  selbst  handelt,  ln 
ständiger  Rechtsprechung  ist  die  Zulässigkeit  der  Be-  I 
schwende  verneint  worden,  wenn  der  Anspruchsberechtigte 
mit  seinem  Anspruch  bei  der  Feststellungsbehörde  in 
vollem  Umfang  durch  gedrungen  und  somit  durch  den 
Feststellungsbescheid  nicht  beschwert  ist.  Hiergegen 
läßt  sich  nicht  einwenden,  daß,  wie  gleichfalls  ständig 
entschieden  ist,  der  Antrag  des  Anspruchsberechtigten  nur 
die  Bedeutung  hat,  den  Anstoß  zum  Tätigwerden  der 
Behörde  zu  geben,  und  diese  im  Amtsbetriebe  nicht  ge- 
hindert ist,  über  den  etwa  geforderten  Betrag  hinauszu- 
gehen; denn  es  fehlt  immerhin,  wenn  der  Anspruchb- 
berechtigte  sich  nicht  auf  .die  Stellung  des  Feststellungs- 
antrags beschränkt,  sondern  einen  ziffernmäßig  bestimm- 
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teil  Anspruch  erhoben  hat,  ein  Grund  für  die  Anrufung 
der  höheren  Instanz,  der  nach  allgemeiner  Anschauung 
in  der  Nichtberücksichtigung  eines  der  ersten  Instanz 
unterbreiteten  Anspruchs  bestehen  muß.  Hatte  also  der 
Anspruchsberechtigte  willentlich  unterlassen,  einen  höhe 
ren  Anspruch  zu  erheben,  so  fehlt  dem  gegen  die  erst 
instanzliche  Entscheidung'  erhobenen  Angriffe  die  for 
melle  Zulässigkeit,  da  die  Erweiterung  des  Anspruchs 
wohl  der  zufällige  Erfolg,  aber  nicht  der  ausschließ 
liehe  Zweck  des  Rechtsmittels  sein  kann.  Anders  ist 
allerdings  der  Fall  zu  beurteilen,  wenn  die  Bezifferung 
des  Anspruchs  seitens  des  Anspruchsberechtigten  erkenn 
bar  durch  irrige  Vorstellungen  beeinflußt  war;  denn  in 
diesem  Fall  hätte  es  der  Feststellungsbehörde  obgelegen, 
den  offensichtlichen  Widerspruch  zwischen  dem  er 
hobenen  Anspruch  und  seiner  Begründung  aufzu 
klären  und  so  den  Anspruchsberechtigten  vor  den 
üblen  Folgen  einer  ungeschickten,  nicht  beabsichtigten 
Unterlassung  zu  bewahren,  der  Anspruchsberechtigte  ist 
daher  dadurch,  daß  nach  seinem  Antrag  erkannt  ist, 
beschwert.  1 

Betrachtungen 

Uber  den  Streik  der  Eisenbahner. 

Von 

Eisenbahndirektionspräsident  a.  D.  Brosche,  Berlin. 

I.  Allgemeines. 

Das  Verhalten  der  Eisenbahner  in  unserem  Vaterland 
gegenüber  der  Verwaltung  und  dem  Staat  hat  in  dem 
verhängnisvollen  letzten  Jahrzehnt  erheblich  gewechselt. 
Vor  dem  Krieg  waren  Eisenbahnbeamte  und  Arbeiter 
im  wesentlichen  Fachmänner,  welche  die  ihnen  zugewiese- 
nen  Pflichten  erfüllten.  Damit  war  aber  schon  damals  ein  ge- 
wisses Liebäugeln  sowohl  der  Arbeiter  als  auch  der  aus  den 
Arbeitern  hervorgegangenen  Beamten  mit  solchen  politi 
sehen  Kreisen  verbunden,  die  der  Staatsleitung  entgegen ar 
beiteten.  Es  wurde  vor  allem  die  Angelegenheit  der  Koali- 
tionsfreiheit besprochen,  ebenso  andauernd  die  Frage 
der  Berechtigung  des  Streiks  von  seiten  der  Arbeiter; 
die  Erörterung  eines  Streikrechts  von  seiten  der  Eisen 
bahnbeamten  wurde  kaum  zur  Behandlung  zugelassen 
und  war  nur  theoretischer  Natur.  Dann  kam  der  Krieg. 
Voll  Bewunderung  und  Stolz  muß  jetzt  noch  auf  die 
Leistungen  der  Eisenbahner  — Beamten  wie  Arbeiter  — 
besonders  während  der  ersten  Kriegsjahre  zurückge 
blickt  werden.  Keine  Anforderung  war  für  sie  zu  an 
strengend.  Alles  wurde  guten  Muts  übernommen,  alles 
restlos  durchgeführt.  Wenn  zur  Mitternacht  aus  der 
Zentrale  des  Eisenbahnministeriums  in  Berlin  Telegramme 
nach  Westen  und  Osten  gingen  und  für  den  nächsten 
Morgen  hunderte  von  Lokomotiven,  Lokomotivführern 
und  -heizem,  Zugführern,  Schaffnern,  Bremsern  usw. 
im  nördlichen  oder  südlichen  Deutschland  verlangt 
wurden,  dann  war  die  sofortige  Abfahrt  und  Nachtreise 
Selbstverständlichkeit  und  während  der  folgenden  24  oder 
48  Stunden  fehlte  bei  ununterbrochener  Arbeit  keiner 
der  Angeforderten,  jeder  war  auf  richtigem  Platz  zur 
Stelle  ohne  Murren  und  ohne  Widerspruch.  Und  wie 
haben  sich  die  Verhältnisse  nach  dem  Krieg  gewandelt! 
Die  Ansichten  vieler  Eisenbahner  und  ihre  Leistungen 
in  der  Gegenwart  bedürfen  nicht  näherer  Erörterung. 


Wenn  die  Eisenbahn  während  des  Kriegs  mehr  als  in 
der  Vorkriegszeit  populär  geworden  war,  so  ist  diese 
Popularität  rasch  wieder  verlorengegangen. 

Der  Wandel  in  dem  Verhalten  des  Eisenbahnerperso- 
nals ist  auffallend,  aber  erklärlich  aus  der  allgemeinen 
Lage  in  den  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhält- 
nissen. Die  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse 
ist  in  der  Jetztzeit  höchst  mangelhaft.  Der  Deutsche 
steht  nicht  mehr  auf  festem  Untergrund,  dessen  ständiges 
Schwanken  und  Weichen  kaum  mehr  zu  ertragen  ist. 
Und  wenn  die  Lebensbedingungen  für  jeden  von  uns 
verhängnisvoll  schwieriger  geworden  sind,  so  ist  die 
natürliche  Folge  das  Mißbehagen,  die  Unzufriedenheit 
und  das  Streben  nach  endlicher  Besserung.  Diese  Verhält- 
nisse aber  treffen  nicht  nur  den  Eisenbahner,  sondern  jeden 
Deutschen.  Daß  etwa  der  Eisenbahner  anderen  Arbeitern 
oder  Beamten  gegenüber  in  der  Jetztzeit  schlechter  ge- 
stellt wäre  als  früher,  kann  nicht  behauptet  werden, 
auch  nicht,  daß  innerhalb  der  Eisenbahnverwaltung  etwa 
eine  Kategorie  schlechter  oder  besser  behandelt  worden 
wäre  gegenüber  den  anderen  Arbeits-  und  Arbeiter- 
klassen. Wenn  in  Eisenbahnerkreisen  ernstliche  Un- 
zufriedenheit bemerkbar  bleibt,  so  ist  dies  leider  er- 
klärlich und  begreiflich,  aber  noch  lange  nicht  berechtigt. 
Noch  weniger  kann  die  radikale  Aeußerung  des  Unmuts, 
der  Streik,  seitens  der  Arbeiter  und  von  Beamten  mit 
seinen  Auswüchsen  der  Sabotage  einen  Verteidiger  finden. 

Ist  schon  bei  jeder  Klasse  von  Arbeit,  ob  bei  der 
Industrie  oder  der  Landwirtschaft  oder  anderswo,  der 
Streik  als  ein  die  Wirtschaft  schädigendes  Mittel  anzusehen, 
so  sind  doch  Fälle  zu  konstruieren,  für  die  eine  Niederle- 
gung der  Arbeit  als  zulässig  für  die  Durchsetzung  des 
Willens  anzuerkennen  ist. 

Zu  ihnen  darf  der  Streik  bei  den  Eisenbahnern  nicht 
gehören.  Die  Eisenbahnverwaltung  ist  in  Deutschland 
eine  derartig  großartige  Organisation  und  von  so  weit- 
reichendem Umfang,  daß  an  ihrem  Wohl  und  Wehe 
das  ganze  Volk  beteiligt  und  interessiert  ist.  Außerdem 
greift  ihre  Wirksamkeit  in  die  Verhältnisse  jedes  einzelnen 
ein,  daß  die  große  Allgemeinheit  und  mit  ihr  der  Staat 
selbst  sich  die  Pflicht  auferlegen  muß,  in  maßgebender 
Weise  die  Tätigkeit  der  Eisenbahnen  in  der  Hand  zu 
behalten.  Vorbedingung  ist  in  erster  Linie  günstigere 
Gestaltung  der  Lebensverhältnisse  bei  den  Eisenbahnern. 
Natürlich  ist  dies  nicht  unbeschränkt  möglich.  Das 
Rechtlichkeitsgefühl  verlangt  hierbei  Rücksichtnahme  auf 
die  anderen  Berufskreise.  Sie  muß  von  den  Eisenbahnern 
selbst  als  nötig  anerkannt  werden;  schränken  sie  ihre 
Wünsche  nicht  ein,  dann  stellen  sie  sich  in  Gegensatz 
zur  Allgemeinheit,  sie  erreichen  das  Gegenteil  von  dem 
was  sie  erstreben.  Es  ist  eine  verantwortliche  Pflicht 
der  Staatsregierung,  die  Maßnahmen  nach  diesen  Ge- 
sichtspunkten zu  treffen,  Entgegenkommen  zu  zeigen, 
soweit  dies  irgend  angängig,  aber  auch  Beschränkungen 
aufzuerlegen,  wo  es  der  Gesamtheit  gegenüber  erforder- 
lich. Die  Ausübung  der  Pflicht  ist  umso  schwieriger, 
je  weniger  Machtmittel  vorhanden  sind,  um  sich  die 
Autorität  zur  Durchsetzung  des  Willens  zu  erhalten  oder 
zu  schaffen.  Diese  würde  übrigens  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  mehr  gewahrt,  wenn  es  gelingen  sollte, 
daß  der  Schlichtungsschiedsspruch  den  Streik  bedingungs- 
los ersetzt. 
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Es  wird  allgemein  von  den  vorhandenen  Folgen  eines 
Eisenbahners treiks  gesprochen;  dabei  ist  meist  nicht  er- 
sichtlich, worin  sie  bestehen.  Sie  schädigen  aber  in  der 
Tat  die  Verhältnisse  der  Eisenbahn  selbst  bis  zur  Ver- 
nichtung, sie  greifen  ebenso  in  die  Lebensverhältnisse 
des  ganzen  Volks  in  erschreckendem  Maß  ein. 

II.  Folgen  für  die  Eisenbahn. 

Der  Streik  bei  der  Eisenbahn  wirkte  umso  ver- 
hängnisvoller, als  der  Frost  die  beabsichtigten  Folge- 
wirkungen begünstigte.  Auch  war  diesmal  der  Streik 
von  Eisenbahnbeamten  das  charakteristische,  denen  sich 
Arbeiter  nur  anschlossen.  Im  Ausstand  befanden  sich 
vornehmlich  Lokomotivführer  und  -heizer,  Zugführer, 
Schaffner  usw.  Besonders  auffallend  war  es,  daßi  nicht 
nur  Maßnahmen  getroffen  wurden,  um  den  Betrieb  still- 
zulegen, sondern  auch  um  Betriebsmittel  zu  zerstören 
und  bauliche  Anlagen  dauernd  unbrauchbar  zu  machen. 
Bei  Beginn  des  Streiks  scheuten  sich  Lokomotivführer 
mit  ihren  Heizern  nicht,  die  Lokomotiven  auf  irgend  einem 
beliebigen  Gleis  zum  Stillstand  zu  bringen,  ohne  trotz  des 
Frostes  das  Wasser  ablaufen  zu  lassen;  eine  leichtfertige 
oder  böswillige  Handlungsweise,  die  schlechterdings  unver- 
ständlich ist.  Die  Folge  war  das  Einfrieren  des  Wassers, 
Rosten  der  einzelnen  Teile  der  Maschinen  und  damit 
zusammenhängend  Laufunfähigkeit.  Der  Ausbesserungs- 
stand war  vorher  durch  ständiges  Arbeiten  an  den  Lo- 
komotiven ein  leidlicher  geworden;  durch  den  Streik 
ist  er  wieder  auf  etwa  das  Doppelte  gestiegen ; es  standen 
kurz  nach  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit  rund  70  von 
100  Lokomotiven  als  betriebsunfähig  da.  Wenn  bedacht 
wird,  welch  eine  große  Anzahl  von  Lokomotiven  in- 
folge des  Versailler  Vertrags  an  die  Entente  und  andere 
Länder  abgegeben  werden  mußte,  daß  also  der  Betriebs - 
bestand  ohnehin  knapp  war,  der  wird  sich  ein  Bild  davon 
machen  können,  wenn  plötzlich  70°/o  des  Bestandes  zu- 
nächst nicht  für  den  Betrieb  benutzt  werden  konnten. 

, Damit  nicht  genug,  wurden  Maschinen  mit  den 
Puffern  ineinander  gefahren,  eine  Böswilligkeit  ohne 
Zweck,  die  sicher  auch  von  dem  größten  Teil  der  Strei- 
kenden selbst  nicht  gebilligt  wird.  Wenn  dagegen,  wie 
vielfach  beanstandet,  die  Wasserbehälter  zur  Spei- 
sung der  Lokomotiven  entleert  wurden,  so  wird  füglich 
dagegen  weniger  einzuwenden  sein,  denn  hierdurch  sollte 
die  Wiederaufnahme  des  Betriebs  erschwert  werden,  ohne 
daß  sonstige  Schäden  damit  verbunden  gewesen  wären. 
Bedenklich  aber  wiederum  im  höchsten  Grad  ist  es, 
wenn  Schienen  auf  die  Gleise  gelegt  wurden  oder  Per- 
sonenzüge zur  Entgleisung  gebracht  werden  sollten  oder 
wenn  Lokomotiven  in  die  Drehscheibengrube  hineinge- 
stürzt oder  Hemmschuhe  in  Hauptgleise  gesetzt,  wenn 
Roste  aus  den  Lokomotiven  entfernt,  Teile  aus  Wasser- 
krähnen  beseitigt  wurden.  Kennzeichnend  für  die  Ge- 
sinnung ist  eine  Regierungsmitteilung  im  Reichstag,  nach 
der  mit  Handgranatenanschlägen  gearbeitet  'wurde.  Dies 
hat  freilich  mit  dem  Streik  kaum  mehr  etwas  zu  tun; 
es  zeigt  nur,  zu  welchen  wüsten  Maßnahmen  er  ausarten 
kann. 

Hat  das  rollende  Material  durch  die  geschilderten] 
Verhältnisse  ungeheuren  Schaden  erlitten,  so  gilt  dies 
annähernd  in  demselben  Maß  von  baulichen  Anlagen, 
vor  allem  von  dem  Oberbau  und  Bettungsmaterial  auf 
Bahnhof  und  Strecke.  In  der  ganzen  Streikzeit  geschah1 


im  wesentlichen  kaum  etwas  für  die  Unterhaltung  der 
Schienen,  Schwellen  usw.  Wieviel  Ausbesserungsarbeiten 
hiervon  die  Folge  sind,  vermag  nur  der  Fachmann  zu 
übersehen. 

Eins  der  Haüptsdiäden  war  die  Unterbindung  der 
Kohlenzufuhr  für  den  Eisenbahnbetrieb.  War  der  Kohlen- 
bestand für  die  Eisenbahnen  in  der  letzten  Zeit  ohne- 
dies ein  beängstigend  unzulänglicher,  so  erhöht  sich1 
die  Not  durch  den  Ausstand  in  bedrohlichem  Maß.  Wenn 
erst  der  Vorrat  an  Kohlen  betriebsbedenklich  gesunken 
ist,  dann  führt  dies  zu  der  Notwendigkeit,  leere  Kohlen- 
plätze von  besser  bedachten  an  anderer  Stelle  auszu- 
füllen. Dies  hat  wieder  das  unwirtschaftliche  Spazieren-  - 
fahren  der  Kohlen  zur  Folge,  ohne  daß-  hierdurch  eine 
positive  Leistung  erzielt  wird. 

Es  ist  leichter,  einen  Streik  in  Gang  zu  bringen!, 
als  seine  eisenbahnbetrieblichen  Folgen  zu  beseitigen.  , 
Das  rollende  Material,  Lokomotiven  und  Wagen  sind 
wieder  an  die  Stelle  zu  bringen,  an  denen  sie  planmäßig 
stehen  sollen,  Züge  sind  neu  zu  bilden,  das  Frachtgut 
muß  ausrangiert  werden,  das  wegen  seiner  Verderblich- 
keit vorzugsweise  Abfuhr  verlangt,  Ergänzung  des 
Kohlenvorrats  für  die  Lokomotiven  ist  je  nach  dem 
Bedürfnis  erforderlich.  Die  Diensteinteilungspläne  für 
Betriebspersbnal,  die  Lokomotivführer,  Heizer,  Zugführer, 
Packmeister,  Schaffner,  Bremser  usw.  sind  zu  über- 
prüfen; die  Gleisanlage  auf  den  Bahnhöfen  und  teilweise 
auf  den  Strecken  bedarf  einer  Durcharbeitung.  Alle 
diese  Vorbereitungen  und  Dispositionen  erfordern  Zeit, 
sie  kosten  Geld,  verzögern  die  planmäßige  Aufnahme 
des  Betriebs.  Sie  Erklären  die  oft  für  den  Uneingeweihten 
auffallende  Verschleppung  in  der  Wiederaufnahme  des 
Verkehrs  der  Züge  wider  den  Willen  der  Betriebs-  und 
Verkehrsarbeiter  und  Beamten,  die  selbst  erhebliche  Schä- 
digungen und  Unbequemlichkeiten  damit  erleiden. 

Wenn  die  Eisenbahner  durch  den  Streik  bzw.  dessen 
Nachwirkungen  sich  selbst  das  Leben  schwer  machen, 
so  haben  sie  daneben  noch1  die  übrigen  Folgen  mit  der 
Allgemeinheit  zu  tragen,  die  der  Streik  unfehlbar  mit 
sich  bringt.  Diese  Schlimmen  Folgen,  die  das  ganze 
Volk  belasten,  sind1  so  weitgehend,  daß  es  sich  lohnt, 
sie  besonders  zu  behandeln.  1 (Schluß  folgt.) 


Ueber  den  Reichshaushalt  für  1922. 

Von  Regierungsrat  Dr.  Wachsmann. 

Am  1.  April  hat  das  neue  Rechnungsjahr  für  das 
Reich  begonnen.  Der  Voranschlag  für  dieses,  der  Haus- 
haltsplan für  1922,  liegt  nebst  ejnem  Ergänzungsetat  dem 
Reichstage  zur  Verabschiedung  vor,  ein  umfangreiches 
Werk  von  drei  Foliohänden  mit  einem  Gesamtgewicht  von 
fast  10  Pfund  und  danach  auch  in  seinem  äußeren  Um- 
fange der  Höhepunkt  der  bisherigen  Entwickelung.  Schon 
daraus  ergibt  sich,  daß-  sein  Studium  nicht  übermäßig 
kurzweilig  und  reizvoll  ist,  wenn  auch1  die  Reichsregie- 
rung durch  Hinweis  auf  einen  vorgehefteten  Gesamtab- 
schluß und  Vorlegung  eines  besonderen  Ueberblicks  (Nr. 
3576  der  Drucksachen  des  Reichtags)  der  das  wesent- 
liche kürzt  zusammenfaßt,  bemüht  ist,-rdie  Arbeit  des-  Ein- 
dringens zu  erleichtern.  Nichtsdestoweniger  sollen 
manche  Reichsboten  sich  diesem  für  sie  hoffnungslosen, 
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Bemühen  entziehen  und  das  schwere  Werk  durch  Ab- 
satz an  Antiquare  zu  ihrer  Entlastung-  und  ihrem  Nutzen 
anderen  überlassen. 

Eine  gewisse  Scheu  vor  einer  so  umfangreichen 
Sammlung  von  Zahlen  ist  ja  freilich  verständlich.  Denn 
sie  sind  trocken  und  nüchtern,  und  was  sie  sagen  wol- 
len und  sollen,  ist  nicht  jedem  verständlich.  Zudem  ent- 
hält der  Haushalt  So  manche  Dinge,  unter  denen  man 
sich  nichts  rechtes  vorsteTlen  kann,  wenn  man  sie  nicht 
kennt.  Auch  im  folgenden  wird  z.  B.  viel  vom  ordent- 
lichen und  außerordentlichen  Haushalt  gesprochen  wer- 
den; daher  seien  wenigstens  diese  Begriffe  kurz  vor- 
gestellt, zumal  sie  grundlegend  sind  und  allein  eine 
richtige  Würdigung  der  in  diesen  Ausführungen  mit  mög- 
lichster Sparsamkeit  zu  verwendenden  Zahlen  ermög- 
lichen. Die  ordentlichen  Einnahmen  und  LAusgaben  sind 
diejenigen,  welche  zur  Befriedigung  laufender,  regel- 
mäßig wiederkehrender  Bedürfnisse  dienen,  während  auf 
den  außerordentlichen  Haushalt  die  außerordentlichen 
Einnahmen,  d.  h.  die  nicht  regelmäßig  wiederkeh'renden 
und  nicht  als  eigentliche  Einnahmequellen  zu  wertenden 
Aufkommen  an  Geld,  z.  B.  aus  Anleihen,  übernommen 
worden  sind,  und  von  den  Ausgaben  diejenigen,  die  ein- 
malig werbenden  Zwecken  dienen  oder  als  Folgewirkun- 
gen des  Krieges  unvermeidlich  sind,  sowie  von  den 
Friedensvertragsausgaben  diejenigen,  mit  denen  nicht  für 
eine  längere  Reihe  von  Jahren  zu  rechnen  ist. 

Derartige  Unterscheidungen,  die  für  eine  ordnungs- 
mäßige Haushaltswirtschaft  unerläßlich  sind  und  vor 
allem  allein  ergeben,  auf  welche  Höhe  die  laufenden  Ein- 
nahmen gebracht  werden  müssen  und  wo  am  ehesten 
erfolgreich  an  "Ausgaben  gesjfärt  werden  kann,  beruhen 
zurzeit  noch  nicht  auf  Gesetz,  sondern  überliefertem 
Brauch.  Sie  werden  aber  demnächst  in  der  bereits  einge- 
brachten  Reichshaushaltsordnung  ihre  gesetzliche  Grund- 
lage finden.  Auch  auf  diesem  Gebiete  sind  wir  also  erst 
auf  dem  Wege  zu  geordneten  Verhältnissen,  aber  noch 
nicht  am  Ziele.  Dennoch  sind  die  in  diesem  Gesetz- 
entwurf aufgestellten  Richtlinien  als  Niederschlag  jahre- 
langer Erfahrungen  bereits  dem  vorliegenden  Haushalts- 
plan zugrunde  gelegt.  , 

Er  unterscheidet  sich  abgesehen  von  strafferer  und 
übersichtlicherer  Durchgliederung  besonders  dadurch  von 
seinen  Vorgängern,  daß  von  der  allgemeinen  Reichsver- 
waltung die  Betriebsverwaltungen  (Post,  Reichsbahn, 
Reichsdruckerei)  und  der  Haushalt  zur  Ausführung  des 
Friedensvertrags  losgelöst  sind  und  in  besonderen  Teilen 
getrennt  behandelt  werden.  Sie  greifen  nur  insofern  auf 
den  Haushalt  der  allgemeinen  Reichsverwaltung  über, 
als  ihre  Fehlbeträge  durch  jenen  ausgeglichen  werden, 
da  andere  Mittel  dazu  nicht  izur  Verfügung  stehen.  Der 
diesmalige  Gesamtfehlbetrag  wird  der  größte  sein,  der 
bislang  zu  decken  war,  wenn  auch  die  Betriebsverwal- 
tungen an  ihm  jetzt  nur  in  ihren  außerordentlichen  Haus- 
halten beteiligt  sind.  Es  muß  aber  von  vornherein  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  der  vorliegende  Haushalts- 
plan noch  nicht  die  endgültigen  Zahlen  darstellt,  daß 
wir  vielmehr  noch  mit  einem  Nachtragshaushalt  zu  rech- 
nen haben.  Immerhin  liegt  schon  darin,  daß  ein  ord- 
nungsmäßiger Haushalt  überhaupt  rechtzeitig  vorgelegt 
ist,  schon  ein  beträchtlicher  Fortschritt  gegenüber  den 
vergangenen  Jahren  auf  dem  Wege  zu  geordneten  Ver- 


hältnissen. Allein  die  notwendig  gewordene  Aufbesse- 
rung der  Gehälter  und  Löhne,  oder  vielmehr  ihre  An- 
passung an  den  weiter  gesunkenen  Geldwert,  werden  der 
endgültigen  Balancierung  (auch  nur  des  ordentlichen  Haus- 
halts große  Schwierigkeiten  bereiten.  Es  muß  daher 
damit  gerechnet  werden,  daß  die  gegenwärtig  angesetzten 
Ausgabeposten  fast  überall  werden  erhöht  werden  müs- 
sen, wo  sie  von  weiterem  Sinken  der  Mark  abhängen, 
deren  fortschreitender  Entwertung  entsprechend.  Der  be- 
reits vorgelegte  Ergänzungsetat  macht  mit  einem  Mehr 
von  über  9 Milliarden  in  Einnahme  und  Ausgabe  der 
allgemeinen  Reichsverwaltung  und  entsprechenden  Er- 
höhungen bei  den  Betriebsverwaltungen  und  dem 
Friedensvertragshaushalt  bereits  den  Anfang.  Sie  sind 
im‘  nachstehenden  noch  nicht  berücksichtigt.  Dennoch 
weisen  die  Abschlußziffern  gegenüber  den  Vorjahren 
schon  sehr  erhebliche  Steigerungen  auf.  Vergleiche  mit 
diesen  eröffnen  mancherlei  Rückschlüsse.  Zur  mög- 
lichsten Vermeidung  einer  Ermüdung  durch  endlose 
Zahlen  sind  im  folgenden  aber  nur  kurz  die  Verhältnis1- 
zahlen  gegenüber  1920  und  1921  angegeben,  wobei  1920 
mit  1 iangesetzt  ist.  ; 

In  der  allgemeinen  Reidisverwaltung  sind  im  ordent- 
lichen Haushalt  die  Einnahmen  mit  1031/4  Milliarden 
veranschlagt;  diese  Summe  verhält  sich  gegenüber  den 
ordentlichen  Einnahmen  aus  1920  und  1921  ! wie 
1 (1920)  : 1,4  (1921)  : 2,3  (1922).  Ihnen  stehen  ordentliche 
Ausgaben  in  einer  Gesamtschätzung  von  fast  87  Milli- 
arden (1  : 1,6  : 2)  gegenüber.  Damit  wird  *in  Ueber- 
schuß  von  1 6i/2  Milliarden  ausgewiesen,  gegenüber  einem 
Fehlbeträge  von  's/4  Milliarden  im  Jahre  1921.  Im  außer- 
ordentlichen Haushalt  sind  die  Einnahmen  auf  inich't 
ganz  2 Milliarden  veranschlagt  (1  : 3,9  : 0,7)  und  die 
Ausgaben  auf  nicht  ganz  5 Milliarden  (1:0,7:0,18); 
sie  sind  also  gegenüber  den  Vorjahren  erheblich  nie- 
driger angesetzt,  so  daß  sich  der  Anleihebedarf  zurzeit 
auf  wenig  über  3 Milliarden  M.  gegenüber  24,6  im  Jahre 

1920  und1  etwa  8,3  im  Jahre  1921  bernißt.  Die  An- 
sätze des  Haushalts  der  allgemeinen  Reichsverwaltung 
lassen  alsO  gegenüber  den  Vorjahren  eine  gewisse  Ge- 
sundung erhoffen;  immerhin  ist  außerordentlich  unge- 
wiß, ob  dieser  verhältnismäßig  günstige  Voranschlag 
sich  aufrecht  erhalten  lassen  wird. 

Bei  den  Betriebsverwaltungen  sind  im  Haushalt  der 
Post  die  ordentlichen  Einnahmen  auf  etwa  1 61/4  Mil- 
liarden (1  : 2 : 4)  und  die  ordentlichen  Ausgaben  auf 
den  gleichen  Betrag  (1  : 1,45: 2)  veranschlagt;  es  be- 
steht also  die  Hoffnung,  ihren  ordentlichen  Haushalt  zu 
balancieren,  während  1920  ein  Fehlbetrag  von  4,1  und 

1921  von  3,8  Milliarden  zu  decken  »war.  In  ihrem 
außerordentlichen  Haushalt  sind  die  Einnahmen  auf  rund 
78  Millionen  (1:0,88:0,11)  und  die  Ausgaben  auf  etwa 
21/2  Milliarden  (1:2,9: 3,7)  geschätzt;  hier  besteht  also 
ein  Anleihebedarf  von  etwa  21/2  Milliarden  gegenüber 
IV2  im  Jahre  1921.  Bei  der  Reichsbahn  wird  mit  an- 
nähernd 72  Milliarden  an  ordentlichen  Einnahmen 
(1:2,2: 4,2)  und  dem  gleichen  Betrag  an  ordentlichen 
Ausgaben  (1:1,55:2,32)  gerechnet,  so  — daß  auch  hier 
auf  einen  Ausgleich  zu  rechnen  ist,  woran  ebenso  wie  bei 
der  Post  auch  der  Ergänzungsetat  nichts  ändert.  Im 
Jahre  1920  war  ein  Fehlbetrag  von  fast  14i/2  Milliarden 

* und  1921  von  fast  11  Milliarden  zu  decken.  Im  außer- 
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ordentlichen  Haushalt  der  Reichsbahn  werden  die  Ein- 
nahmen auf  61/2  Millionen  (1:1,33:2,16)  und  die  Ausgaben 
auf  etwa  63/4  Milliarden  (1  : 12  : 3,5)  veranschlagt,  woraus 
sich  ein  Anleihebedarf  von  etwa  63/4  Milliarden  gegen- 
über rund  2 im  Jahre  1920  und  24s/4  im  Jahre  1921 
ergibt.  Die  Reichsdruckerei  läßt  wie  in  den  Vorjahren 
einen  geringen  Ueberschuß  erwarten,  der  aber  im  Ge- 
samthaushalt nicht  zu  Buche  schlägt.  Außerordentlich 
zu  bedauern  ist,  worauf  hier  beiläufig  hingewiesen  sei, 
daß  die  Ueberschüsse  der  Reichsbank  und  der  Darlehens- 
kasse eine  stark  rückläufige  Bewegung  aufweisen,  ganz 
roh  gerechnet  auf  etwa  2/3  der  Ueberschüsse  von  1921, 
ein  bedenkliches  Zeichen  der  unverhältnismäßig  ange- 
wachsenen Unkosten.  Ob  die  aus  anderen  Gründen 
vorgenommene  Loslösung  'der  Reichsbank  von  der  Reichs- 
verwaltung hier  wird  Wandel  schaffen  können,  bleibt  ab- 
zuwarten. Die  Betriebsverwaltungen  werden  sich  also 
in  ihren  ordentlichen  Haushalten  tragen,  während  sie 
in  den  außerordentlichen  einen  beträchtlichen  Anleihie- 
bedarf  ergeben.  Ein  solcher  wird  aber  immer  bestehen ; 
denn  es  liegt  nicht  im  Sinne  geordneter  Wirtschaft,  große, 
insbesondere  einmalige  Ausgaben  für  werbende  Zwecke, 
z,  B.  Baukosten,  durch  laufende  Einnahmen  aufzubringen. 
Vielmehr  wird  derartiger  Kapitalbedarf,  solange  nicht 
BetriebsübersChüsse  zu  diesem  Zweck  angesammelt  sind, 
stets  im  Anleihewege  zu  decken  sein.  Das  Bestreben  muß 
aber  dahin  gehen,  möglichst  aus  Betriebsüberschüssen 
eine  Art  Reservefonds  anzuschaffen,  und  soweit  das  nicht 
gelingt  (und  davon  sind  wir  noch  weit  entfernt),  den 
Anleihebedarf  zur  Entlastung  des  Haushalts  der  allge- 
meinen Reichsverwaltung  und  ihres  Schuldendienstes  auf 
dem  Geldmarkt  zu  decken,  auch  aus  dem  Grunde,  die 
Notenpresse  dazu  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen;  einer 
unnötigen  Anspannung  dieser  wird  vielleicht  die  autonom 
gewordene  Reichsbank  begegnen  können. 

Im  Haushalt  zur  Ausführung  des  Friedensvertrages 
werden  nach  dem  Voranschläge  zum  ersten  Mal  Ueber- 
schüsse der  allgemeinen  Reichsverwaltung,  nämlich  die 
oben  genannten  i 61/2  Milliarden  aus  dem  ordentlichen 
Haushalt  zur  Verfügung  stehen,  sofern  diese  nicht  durch 
die  weiter  ansteigende  Teuerung  bei  nicht  entsprechend 
gesteigerten  Einnahmen  durch  Mehrbedarf  der  allge- 
meinen Reichsverwaltung  aufgezehrt  werden.  Von  den 
zur  Ausführung  des  Friedensvertrags  angeforderten 
1 871/2  Milliarden  (1  : 2,66  : 4,38)  sind  daher  rund  171  Mil- 
liarden auf  Anleihe  zu  übernehmen  gegenüber  43  im  Jahre 
1920  und  H21/2  im  Jahre  1921.  Dieser  Bedarf  ergibt 
sich  aus  einem  Fehlbetrag  von  mehr  als  131  Milliarden 
im  Ordentlichen  und  annähernd  40  Milliarden  im  außer- 
ordentlichen Friedensvertragshaushalt.  Mit  diesen  Be- 
trägen zuzüglich  der  16i/2  Milliarden  Ueberschuß  der  all- 
gemeinen Reichsverwaltung  sollen  die  feste  Jahresleistung 
von  2 Goldmilliarden  (bei  dem  im  Haushaltsplan  all- 
gemeinen durchgeführten  Umrechnungssatz  von  1 : 45 
gleich  90  Milliarden  M.)  und  die  26%ige  Abgabe  von  der 
deutschen  Ausfuhr  mit  schätzungsweise  einer  Gold- 
milliarde gleich  45  Milliarden  gedeckt  werden.  Die 
Zukunft  wird  lehren  müssen,  ob  diese  Anforderungen 
genügen.  Zu  diesen  Ausgaben  treten  noch  die  sonstigen 
Lasten  auf  Grund  des  Friedensvertrags  im  ordentlichen 
wie  außerordentlichen  Haushalt.  Diese,  mit  jenen  zu- 
sammen 1871/2  Milliarden  betragenden  Summen  machen 


rund  2/3  des  Gesamtabschlusses  der  den  gesamten  An- 
leihebedarf  mit  umfassenden  allgemeinen  Reichsverwal- 
tung aus ; sie  schließt  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  etwa 
288i/o  Milliarden  gegenüber  2443,4  im  Jahre  1921  ab. 
Im  Jahre  1914  waren  nicht  ganz  3i/2  Milliarden  vorge- 
sehen, von  denen  etwa  ein  Drittel  mit  einem  Ueberschuß 
von  etwa  150  Millionen  /auf  die  Betriebsverwaltungen 
entfiel.  Der  Gesamtanleihebedarf,  also  der  Fehlbetrag, 
wird  sich  nach  dem  Voranschlag  auf  mehr  als  183  Mil- 
liarden belaufen,  gegenüber  rund  172  im  Jahre  1921 
und  88  im  Jahre  1920. 

Von  dem  im^ vorstehenden  gegebenen  Annäherungs- 
werten kommen  für  eine  Vergleichung  mit  den  ver- 
gangenen Jahren  in  erster  Linie  die  Ausgaben  des  ordent- 
lichen Haushalts  in  Frage.  Sie  sind  die  Last,  die 
entweder  verringert  werden  muß  oder  aber  eine  Stei- 
gerung der  Einnahmen  oder  Vermehrung  der  Schulden 
bedingt.  Hoffnungen  auf  eine  Senkung  der  Ausgaben 
sind  aber  solange  haltlos,  als  ,die  allgemeine,  vom  Welt- 
markt und  den  Wechselkursen  abhängige  und  der  Ein- 
wirkung der  Regierung  so  gut  wie  ganz  entzogene  Geld- 
entwertung fortschreitet.  Eine  gewisse  Wechselwirkung 
zwischen  beiden  läßt  sich  auch  im  Reichshaushalt  nicht 
verkennen ; die  Ausgaben  der  allgemeinen  Reichsver- 
waltung sind  von  1 auf  1,6  auf  2,  bei  der  Post  von  1 
auf  1,5  auf  2 und  bei  der  Reichsbahn  von  1 auf  1,55 
auf  2,32  also  annähernd  im  gleichen  Verhältnis 
gestiegen,  während  der  Dollarkurs  sich  von  1 auf  2,55 
auf  etwa  5,2  gehoben  hat  (Durchschnittsdollarkürs  im 
Haushaltsjahr  1920:  58,  1921:  148,  jetzt  etwa  300).  Das 
spricht  also  dafür,  daß  am  Goldwert  gemessen  unser 
Gesamtbedarf  mit  den  »Weltmarktverhältnissen  nicht 
Schritt  gehalten  hat,  sondern  zurückgeblieben  ist;  es 
ist  ein  Zeichen  des  Sinkens  der  allgemeinen  Lebenshal- 
tung im  Reich,  der  Verarmung  Deutschlands. 

Dennoch  weist  auch  dieser  Vergleich  darauf  hin, 
daß  die  Ausgabenansätze  der  Goldentwertung  noch  nicht 
voll  angepaßt  sind,  d.  h.  voraussichtlich  werden  über- 
schritten werden  müssen,  läßt  aber  befürchten,  daß  die 
mit  Mühe  angebahnte  Ausgleichung  der  ordentlichen 
Haushalte  wieder  in  Defiziten  versinken  wird,  slofern  die 
Einnahmen  nicht  auch  entsprechend  gesteigert  werden. 
Das  ist  für  die  Betriebsverwaltungen  nur  durch  weitere 
Tariferhöhungen  möglich^  die  also  unumgänglich  sein 
werden,  wobei  allerdings  fraglich  ist,  ob  sie  für  die 
Allgemeinheit  noch  tragbar  sind  und  nicht  vielmehr  zum 
Vethängnis  werden  müssen.  Die  Steuern  und  Zölle, 
die  Einnahmen  der  allgemeinen  Reichs  Verwaltung,  steigen 
ja  in  gewissem  Umfang  automatisch  mit  dem  Empor- 
schnellen der  Indexziffern,  so  daß  sie  in  etwas  mit 
den  wachsenden  Ausgaben  Schritt  halten.  Immerhin 
können  sie  den  zu  befürchtenden  Mehranforderungen 
voraussichtlich  nicht  gewachsen  bleiben.  Und  ,die  erneute 
Vermehrung  der  Zahl  der  Steuern  ist  ein  Schritt  weiter 
auf  dem  Wege  der  Erdrückung  der  Veranlagungs-  und 
Erhebungsorgane.  Staffelsteigerungen  könnten  allein 
helfen;  aber  auch  hier  sind  Grenzen  gezogen,  sowohl 
in  der  Leistungsfähigkeit  der  Wirtschaft,  bei  deren  Er- 
drosselung jegliche  Quellen  verstopft  werden,  als  auch 
in  der  Rückwirkung,  die  sich  aus  der  in  der  Belastung, 
liegenden  Verringerung  des  Arbeitseinkommens  auf  den 
Einkommensbedarf  ergibt. 
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Aus  fortlaufenden  Steuern  werden  .68,1,  aus  ein- 
maligen (Abgabe  vom  Vermögenszuwachs  aus  der  Nach- 
kriegszeit) 3,  aus  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  251/2, 
aus  sonstigen  Abgaben  (Ausfuhrabgabe)  0,8  Milliarden, 
als  Gewinnanteil  bei  der  Reichsbank  250  Millionen  (gegen- 
über 430  im  Jahre  1921)  und  als  Ueberschuß  der  Dar 
lehnskasse  750  Millionen  (gegenüber  1100  im  Jahre  1921) 
erwartet.  Gegenüber  1921  sind  höher  angesetzt:  die 
Einkommensteuer  um  etwa  ein  Siebentel,  die  Körper- 
schaftssteuer um  etwa  die  Hälfte,  die  Umsatzsteuer  um 
etwa  das  Zweieinhalbfache,  die  Abgabe  vom  Personen 
verkehr  um  etwa  ein  Viertel,  die  vom  Güterverkehr 
um  drei  Fünftel,  die  Zölle  um  etwa  die  Hälfte, 
die  Kohlesteuer  um  etwa  zwei  Drittel,  die  Tabak- 
steuer um  ein  Sechstel,  die  Biersteuer  um  etwa  das 
Fünffache,  das  Branntweinmonopol  um  mehr  als  das 
Eineinhalbfache,  die  Zucker-  und  die  Leuchtmittelsteuer 
je  um  fast  das  Dreifache.  Ferner  sind  zehn  neue  Steuern 
vorgesehen  und  mit  Erträgen  von  insgesamt  etwa  21/2  Mil- 
liarden in  Einnahme  gestellt.  Berücksichtigt  man  ferner 
die  Schwierigkeiten,  welche  das  Steuerkompromiß  ge- 
macht hat,  so  ergibt  sich  aus  alledem,  daß  es  ein  fast 
hoffnungsloses  Beginnen  ist,  die  Erträge  aus  Steuern 
und  Zöllen  beträchtlich  gesteigerten  Anforderungen  des 
ordentlichen  Haushalts  adäquat  zu  halten.  Die  Lösung 
der  neuen  Prüfungsaufgabe  der  Entente,  durch  laufende 
Steuern  weitere  60  Milliarden  aufzubringen,  bedeutet  bei 
dieser  Sachlage  die  Quadratur  des  Zirkels.  Es  darf  auch 
nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  der  Staat  durch 
die  Besteuerung  des  Diensteinkommens  seiner  Gehalts- 
und Lohnempfänger  sich  selbst  zwingt,  deren  Bezüge  zu 
erhöhen;  was  er  in  die  Tasche  stecken  will,  muß  er 
zuvor  oder  hernach  aus  ihr  herausnehmen  und  zwar 
regelmäßig  in  höherem  Umfang,  als  er  wieder  einbringen 
kann.  Auch  schwillt  dadurch  der  Haushalt  unnötig  an. 
Auf  dieser  Erkenntnis  beruhten  die  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  allmählich  beseitigten  Steuerprivilegien  der  Be 
amten,  z.  B.  des  früheren  preußischen  Staats,  die  langer 
Erfahrung  und  etwas  tieferer  Einsicht  entsprangen,  als 
sie  die  Gegenwart  zu  betätigen  vermag. 

Man  wird  also  bei  vorsichtiger  Beurteilung  des 
Haushaltsvoranschlags  davon  ausgehen  müssen,  daß  der 
Steuerdruck,  der  ja  schon  stärker  ist,  als  in  den  wirt- 
schaftlich leistungsfähigeren  westlichen  Ländern,  nicht 
wesentlich  verschärft  werden  kann,  ferner  damit  zu 
rechnen  haben,  daß  die  Betriebsverwaltungen  Ueber 
schüsse  nicht  werden  dem  Reich  zuführen  können. 
Daher  bleibt  nur  eins  übrig:  die  Abkehr  von  dem  seit  der 
Umwälzung  betätigten  Brauch,  die  Leistungen  aus  dem 
ordentlichen  Haushalt  ohne  Rücksicht  auf  die  Möglich- 
keit Deckung  zu  beschaffen,  unbeirrt  zu  erhöhen,  man 
wird  grundsätzlich  Ausgabeh  erst  dann  beschließen 
können,  wenn  zuvor  für  Deckung  gesorgt  ist.  Sonst 
muß  die  Staatsautorität  sich  selbst  untergraben.  Es  ist 
für  niemanden  eine  Freude,  einem  Gemeinwesen  anzu 
gehören  und  zu  steuern,  das  in  finanziellem  Defizit 
zu  ertrinken  droht,  kein  angenehmes  Gefühl,  einer  Traube 
zu  gleichen,  die  über  einem  Faß  ohne  Boden  gekeltert 
wird.  Daher  sollte  die  Regierung,  wenn  sie  nicht  Wieder- 
stände fortgesetzt  neu  auslösen  will,  eine  Stabilisierung 
der  Finanzen  rücksichtslos  anstreben. 


- Manchen  schwebt  als  beete*  Heilmittel . dazu  eine 
schärfere  Erfassung  des  Besitzes  als  angeblich  ergibigster 
Steuerquelle  vor,  eine  lebens-  und  wirtschaftsfremde 
Utopie.  Je  mehr  dessen  Verringerung  auf  steuerlichem 
Wege  angestrebt  wird,  um  so  sicherer  wird  eine  Quelle 
dauernder  Besteuerung,  das  Einkommen  aus  ihm,  abge- 
graben und  schließlich  zum  Versiegen  gebracht.  Auf 
dem  hier  eingeschlagenen  Weg  bietet  die  Zwangsan- 
leihe einen  verhängnisvollen  Markstein.  Die  Gesundung 
kann«-  nur  in  einer  Steigerung  der  Produktivität  gesucht^ 
nicht  aber  in  einer  gesteigerten  Schonung  der  Arbeits- 
kraft gefunden  werden,  ln  dieser  Beziehung  ist-  an 
Haupt  und  Gliedern  eine  Reform  geboten,  die  heute  dem 
Staat  bitterer  not  tut,  als  der  Kirche  zu  Luthers  Zeiten. 

Durch  eine  Steigerung  der  Einnahmen  kann  daher  ein 
Erfolg  wahrscheinlich  nicht  erzielt  werden;  er  ist  viel- 
mehr nur  möglich  auf  dem  Wege  der  Verringerung  der 
Ausgaben.  Dazu  aber  muß  deren  Hauptursache  klar 
erkannt  werden.  Es  ist  ein  bedauerlicher  Gedankenfehler, 
daß  in  dem  Ueberblick  über  den  Entwurf  des  Haus- 
haltsplans für  1922  für  die  Steigerung  der  Reichslasten 
vier  Umstände:  Verschlechterung  der  Wirtschaftslage, 

und  als  ihre  Folge  Preis-  und  Lohnsteigerungen;  Be- 
soldungs-  und  Pensionserhöhungen;  erhöhte  Ueberwei- 
sungen  an  die  Länder  und  Gemeinden;  wachsender  Be- 
darf für  die  Verzinsung  der  Reichsschuld,  gleichwertig 
nebeneinander  gestellt  werden.  Der  unmittelbare  An- 
laß für  die  schlechte  Gestaltung  des  Reichshaushalts  und 
zwar  der  allgemeinen  Reichsverwaltung  wie  der  Be- 
triebsverwaltungen sind  die  ohne  Rücksicht  auf  die 
Schaffung  entsprechender  Gegenwerte  ständig  gestei- 
gerten Löhne  und  Gehälter.  Diese  Ursache  ist  zum  ersten 
Male  im  Krieg  in  der  Bewilligung  der  hohen  Vergü- 
tigungen  für  bestimmte  Arbeiten  gesetzt  worden ; aber  da- 
mals wurden  die  Löhne  gesteigert,  um  die  Arbeitsleistung 
zu  erhöhen.  Heute  geschieht  es  ohne  Rücksicht  darauf, 
ja  mitunter  mit  dem  ausdrücklichen  Gebote  der  Arbeits- 
streckung. Steigende  Löhne  und  Gehälter  sind  zwar 
wiederum  eine  unmittelbare  Folge  der  sinkenden  Welt- 
geltung Deutschlands  auf  dem  Weltmärkte  und  der  sich 
daraus  ergebenden  Senkung  seiner  Valuta;  dieses  man- 
gelnde Ansehen  und  die  geringe  Wertung  sind  aber  wie- 
derum ihrerseits  nur  Auswirkungen  der  schlechten  Finanz- 
gebarung. Durch  die  Steigerung  der  Bezüge  wachsen 
die  Lebensbedürfnisse  weiter  und  schnellen  die  Preise 
empor;  dieses  muß  also  als  Wirkung,  jenes  als  Ursache 
angesehen  werden.  Da  die  Steigerung  der  Lebenshal- 
tungskosten der  Einwirkung  der  Regierung  im  wesent- 
lichen entzogen  ist,  kann  sie  nur  einer  Steigerung  der  Be- 
züge ihrer  Kostgänger  entgegenwirken.  Gelingt  es,  selbst 
unter  äußersten  Entbehrungen  für  die  Betroffenen,  die 
Kaufkraft  nicht  weiter  zu  steigern,  dann  muß  schließlich 
durch  die  damit  bedingte  Absatzstauung  allmählich  eine 
Preissenkung  die  Folge  sein,  und  damit  des  Lebens- 
bedarfes, da  die  Besitzer  von  Waren  diese  nach  und  nach 
in  ihrem  eigenen  Interesse  unter  Gestehungspreis  an 
den  Markt  bringen  müssen.  Dieser  schwere  Schritt  muß 
einmal  gewagt  werden,  90II  nicht  die  Schraube  ohne 
Ende  immer  wieder  um  eine  Windung  höher  gedreht  wer- 
den. Er  ist  für  die  Zukunft  doch  einmal  unvermeidlich 
und  sollte  daher  nicht  zu  weit  hinausgeschoben  werden. 
Widersacher  wird  er  immer  finden.  Er  sollte  gewagt 
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werden,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  bei  der  Mehrheit, 
der  Beamten  und  Arbeiter  Unzufriedenheit  auszulösen 
oder  zu  steigern.  Auch  diese  Kreise  müssen  schließlich 
ein  gewisses  Interesse  daran  haben,  wenigstens  soweit 
sie  vom  Staat  abhängig  sind,  den  Staat  nicht  finan- 
ziell zu  zerrütten,  weil  sie  sich  sonst  ihre  eigene  Zu- 
kunft gefährden. 

Im  Gegensatz  dazu  löst  die  weitere  Steigerung  der 
Bezüge,  in  der  das  Reich  vielerorts  vorangeht,  selbst 
der  Privatwirtschaft  gegenüber,  als  weitere  Folgewirkung 
erhöhte  Ueberweisungen  an  die  Länder  und  Gemeinden 
aus  und  steigert  letzten  Endes1  auch  den  Kapitalbedarf 
und  das  Streben  nach  Staatszuschüssen  in  der  Privat- 
wirtschaft; sie  zeitigt  endlich  als  weitere  Folge  wiricung 
das  ständige  Anschwellen  der  Zinsenlast  aus  der  Reichs - 
schuld,  alles  Symptome,  die  nicht  nur  dem  Staatskörper, 
sondern  auch  jedem  Wirtschaftskörper  ihr  Krankheits- 
zeiChen  geben.  Wird  aber  diese  'Diagnose  als  richtig  an- 
erkannt, dann  kann  die  Therapie  nur  auf  eine  Aus- 
räumung der  Grundursache  des  Uebels  oder  wenigstens 
auf  eine  Vorbeugung  gegen  weitere  Ausbreitung  gerichtet 
sein,  d.  h.  es  muh  dem  Steigen  der  Löhne  und  Gehälter 
ohne  erhöhte  Leistung  Einhalt  geboten  werden.  Dies 
kann  nur  durch  Steigerung  der  Arbeitsintensität  ge- 
schehen. Auch  die  Sozialpolitiker  von  heut  werden,  so- 
fern nicht  die  Bankerottwirtschaft  fortgesetzt  werden  soll, 
von  dem  Glauben  sich  abwenden  müssen,  daß  die  Löhne 
willkürlicher  Regelung  ohne  Rücksicht  auf  die  Ertrags- 
verhältnisse fähig  seien.  Das'  lehrt  auch1  der  Reichshaus- 
halt mit  unerbittlicher  Schärfe.  Steigen  die  Lebens- 
haltungskosten ohne  entsprechende  Steigerung  der  Ren- 
tabilität des  einzelnen  Wirtschaftskörpers,  so  muß  zum 
Zwecke  der  Anpassung  der  Bezüge  an  die  Bedürfnisse 
der  Arbeitenden  eine  Steigerung  der  Leistungen  angestrebt 
und  darf  höhere  Entlohnung  nur  für  gesteigerte  Leistun- 
gen gewährt  werden.  Nur  wer  mehr  arbeitet,  soll  auch 
mehr  essen,  während  heutzutage  der  umgekehrte  Weg 
gegangen  wird:  Arbeitsstrecküng  bei  gleichbleibender 

Höhe  des  Gesamtverdienstes  und  der  Arbeiterzahl.  Steige- 
rung der  Arbeitsintensität  und  Produktivität  müssen  die 
Voraussetzungen  für  gesteigerte  Bezüge  sein.  Dazu  ist 
unbedingtes  Erfordernis  die  Abschiebung  unproduktiver 
Kräfte  und  die  Ausschaltung  unproduktiver  Arbeit.  Eine 
Verringerung  der  Zahl  der  Kostgänger  des  Reichs  allein 
hilft  nur  wenig,  solange  nicht  auch  die  Arbeitsleistung 
der  Zurückbehaltenen  vermehrt  und  wirtschaftlich  ge- 
staltet wird.  1 

Darunter,  daß  hier  die  Fehlerquellen  nicht  be- 
seitigt werden,  krankt  unser  ganzes  öffentliches  und  pri- 
vates Leben.  Und  damit  auch  der  Reichshaushalt,  der 
ja  gewissermaßen  sein  statistischer  Niederschlag,  sein 
Spiegel  ist. 

Daß  die  in  der  allgemeinen  Reichsverwaltung  zu- 
sammengefaßten Hoheitsverwaltungen  Ueberschüsse  nicht 
ergeben,  liegt  in  gewissem  Umfang  in  der  N atur  der  Sache. 
Immerhin  ist  auch  dieser  Zustand  nicht  erwünscht,  so- 
lange nicht  die  Betriebsverwaltungen  ausreichende 
Ueberschüsse  abliefem  oder  der  ordentliche  Haushalt 
der  allgemeinen  Reichsverwaltung  den  Bedarf  der  Ho- 
heitsverwaltungen deckt.  Die  gesamten  Einnahmen  der 
Hoheitsverwaltungen  mit  Ausnahme  der  Reichsschuld 
und  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  belaufen  sich  nur 


auf  etwa  1,3  Milliarden  gegenüber  Ausgaben  von  etwa 
28,7  Milliarden.  Von  den  Einzelhaushaltungen  der  allge- 
meinen Reichsverwaltung  ergibt  einen  Ueberschuß  allein 
der  Haushalt  der  Reichsschuld;  er  setzt  sich  aus  einem 
Fehlbeträge  von  24  Milliarden  jm  ordentlichen  und  einem 
Ueberschuß  (aufzunehmende  Anleihen)  von  182  Milliar- 
den im  außerordentlichen  Haushalt  zusammen.  Dieser 
Ueberschuß  ist  daher  nur  scheinbar  und  der  sinnfällige 
Ausdruck  unserer  Zuschußwirtschaft.  Der  Haushalt  der 
Reichsschuld  bringt  die  Zunahme  an  Anleihen  in  die 
Erscheinung;  sein  Ueberschuß  ist  deren  Zuwachs.  Die- 
ser Haushalt  weist  an  fundierten  Schulden  annähernd 
74,  an  schwebenden  nach  dem1  Stande  vom  30.  9.  21  etwa 
210  (inzwischen  auf  265  gestiegen)  und  an  offenen  An- 
leihekrediten 576  Milliarden  und  damit  einen  offenen 
Kredit  von  366  Milliarden  auf.  Für  die  Verzinsung  der 
Reichsschuld  sind  allein  etwa  28  Milliarden  eingestellt, 
ein  erschreckendes  Bild  unseres  finanziellen  Elends,  mehr 
als  1/4  der  gesamten  Einnahmen  des  ordentlichen  Hausi- 
hälts  der  allgemeinen  Reichsverwaltung,  umso  bedroh- 
licher, weil  dieser  Betrag  bei  stets  wachsender  Schuld 
weiter  wächst  und  auch  jetzt  schon  überholt  ist.  Zur 
Tilgung  der  Schuld  haben  demgegenüber  nur  3/4  Milliar- 
den bereitgestellt  werden  können,  und  ,der  Gedanke,,  das 
Notopfer  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden,  hat  längst 
aufgegeben  werden  müssen.  Auch  die  kommende 
Zwangsanleihe  wird  hier  keine  Hilfe  bringen,  sondern 
bestenfalls  einem  weiteren  Anwachsen  der  Schuld  steuern, 
sie  ist  für  nicht  den  Verkehrsanstalten  zuzuwendende 
Kredite  des  Haushaltsjahres  1922  bestimmt. 

Den  stärksten  Fehlbetrag  weist  bei  der  ungeheuren 
Belastung  des  Reiches  naturgemäß'  die  allgemeine  Finanz- 
verwaltung auf.  Einem  Ueberschuß,  von  mehr  als  55 
Milliarden  im  ordentlichen  (1921  wies  einen  Fehlbetrag 
von  96  Milliarden  auf)  Haushalt  steht  ein  Zuschußbedarf 
von  etwa  I8Ö1/2  Milliarden  M.  (Friedensvertragslasten)  im 
außerordentlichen  Haushalt  gegenüber,  so  daß  ein  Ge- 
samtzuschuß von  mindestens  125  Milliarden  erforderlich 
ist,  fast  115  Milliarden  mehr,  als1  im  Jahre  1921  veran- 
schlagt waren,  während  1920  etwa  5 Milliarden  Ueber- 
schuß ausgewiesen  waren.  Mit  Fehlbeträgen  über  1 
Milliarde  folgen  alsdann  der  allgemeine  Pensionsfondsi 
(12,5),  das  Arbeitsministerium  (7,2),  das  Wehrministeriuim 
(Heer  und  Marine)  (4,2),  das  Finanzministerium  (3,9),  das 
Reichsministerium  des  Innern  (2,3)  und  die  Wasser- 
straßenverwaltung (1,2  Milliarden).  Diese  Fehlbeträge 
liegen,  abgesehen  von  der  allgemeinen  Finanzverwaltung, 
die  ja  hier  einen  Ueberschuß  von  55  Milliarden  erwarten' 
läßt,  fast  ganz  auf  dem  ordentlichen  Haushalt.  Nen- 
nenswerten Zuschüßbedarf  im  außerordentlichen  weisen 
nur  das  Arbeitsministerium  mit  etwa  1,6  und  die  Wasser- 
straßenverwaltung mit  etwa  0,5  Milliarden  auf ; es  handelt 
sich  hier  im  wesentlichen  um  Lasten  der  Erwerbslosen- 
fürslorge  und  Notstandsmaßnahmen  zur  Beschäftigung  von 
Arbeitern  (Kanalbauten),  die  nicht  unternommen  würden, 
wenn  nicht  der  Arbeitsmärict  es  zum  unabwendbaren  Be- 
dürfnis machte. 

Sieht  man  von  der  allgemeinen  Finanzverwaltung 
und  der  Verwaltung  der  Reichsschuld  ab,  so  ergibt  sich' 
aus  der  Häufung  der  Fehlbeträge  die  unabweisbare  Not- 
wendigkeit strengster  Sparsamkeit.  Die  Ersparungsbe- 
strebungen werden  sich  hauptsächlich'  der  höchsten 
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Rechnungsbeträge  annehmen  müssen.  Aber  gerade 
hier  sind  gewisse  Grenzen  gezogen.  Der  wesentlichste 
Posten  sind  die  Gehälter  und  Löhne.  Die  Gesamtzahl 
der  planmäßigen  Beamten  beträgt  etwa  s/4  Millionen, 
zuzüglidi  der  beamteten  und  nichtbeamteten  Hilfskräfte 
(einschließlich  Betriebsarbeiter)  etwas  über  1 1/2  Millionen. 
Ihre  weitaus  größte  Zahl  entfällt  aber  auf  die  Betriebs- 
verwaltungen. Die  Hoheitsverwaltungen  beschäftigen  nur 
etwa  88  000  planmäßige  Beamte  und  fast  ebensoviel  be- 
amtete und  nicht  beamtete  Hilfskräfte  nebst  Betriebs- 
arbeitern. Deren  Gehälter  und  Löhne  belaufen  sich  ins- 
gesamt auf  etwja  6 Milliarden  und  zwar  bei  den  planmäßi- 
gen Beamten  auf  etwas  mehr  als  3i/2  und  nicht  ganz  2y2 
Milliarden  bei  den  beiden  anderen  Gruppen.  Demgegen- 
über steht  bei  den  Betriebsverwaltungen  ein  Apparat 
von  fast  1,4  Millionen  Köpfen  mit  einem  Bedarf  von  fast 
40  Milliarden  Mark.  Rechnet  man  zu  jenen  6 Milliarden 
2 Milliarden  (an  Zuschüssen  an  die  Länder-  und  Gemeinde- 
beamten, die  Ausgaben  für  Heer  und  Marine  ausschließ- 
lich der  Pensionen  mit  rund  4,2,  die  Ausgaben  für 
polizeiliche  Zwecke  mit  1,7  und  die  Versorgungsgebühr- 
nisse  einschließlich  der  sozialen  Kriegsbeschädigtenfür- 
sorge mit  über  11  Milliarden,  so  ergibt  sich  für  die  allge- 
meine Reichsverwaltung  ein  Gesamtbedarf  von  etwa  25 
Milliarden  an  Gehältern  und  dergleichen,  einschließlich 
der  Betriebsverwaltungen  etwa  65  Milliarden,  rund  ein 
Drittel  der  Gesamtausgaben  mit  Ausnahme  des  Friedens- 
vertrages. 

Eine  Verringerung  namentlich  auch  der  Beamten  wird 
seit  Jahren  mit  allerdings  nur  geringem  Erfolge  angie- 
strebt.  Der  Reichstag  hat  hier  nunmehr  die  Führung 
übernommen  und  versucht  durch  Streichungen  zu  er- 
reichen, was  bislang  nicht  gelungen  ist.  Die  Ausfüh- 
rung seiner  Beschlüsse  auf  Verringerung  der  planmäßigen 
Stellen  und  der  Hilfskräfte  bleibt  aber  nach  dem  gel- 
tenden Beamtenrecht  und  den  sonst  bestehenden  Ent- 
lassungshemmungen, namentlich  dem  Betriebsrätegesetz, 
eine  schwierige  Aufgabe,  die  ohne  Gesetzesänderunglen 
kaum  zu  lösen  ist,  namentlich  nachdem  die  Demobil- 
machungsverordnung vom  12.  Februar  1920  weiter  ver- 
längert worden  ist.  Auch  der  nach  den  Richtlinien  der 
Deutschen  Volkspartei  geplante  Sparminister  wird  hier 
nur  helfen,  wenn  er  so  gestellt  ist,  daß  er  seinen  Willen,, 
vielleicht  unter  Beiordnung  eines  parlamentarischen  Bei- 
rates, auch  gegen  das  Kabinett  zur  Geltung  zu  bringen 
vermag,  von  seinem  Widerstreben  unabhängig  gemacht 
wird.  , j | 

Neben  Gehältern,  Sold,  Löhnen  und  Pensionen  sind 
die  wesentlichsten  Ausgabeposten  solche  sozialer  Natur, 
so  4,3  Milliarden  für  Sozial-,  Kleinrentner,  Erwerbslose 
und  dergleichen.  Wenn  auch  die  auf  dem  außerordent- 
lichen Haushalt  stehende  Erwerbslosenfürsorge  im  be- 
ginnenden Rechnungsjahre  durch  die  Arbeitslosenver- 
sicherung abgelöst  werden  soll,  (deren  Kosten,  von  denen 
das  Reich  ,nur  noch  ein  Sechstel  gegenüber  der  Hälfte  z.  Z. 
zu  tragen  haben  wird,  gehen  alsdann  auf  den  ordentlichen 
Haushalt  über)  sö  besteht  doch  die  Befürchtung,  daß 
die  Gesamtaufwendungen  nicht  wesentlich  geringer  sein 
werden  (jetzt  betragen  sie  1,3  Milliarden),  da  die  Unter- 
stützungssätze fortlaufend  der  Teuerung  werden  folgen 
müssen.  Das  gleiche  gilt  für  die  übrigen  Fürsorgemaß- 
nahmen, insbesondere  die  Rentnerf ürsorgie ; auch  die  ihr 


zufallenden  Kreise  werden  immer  weiter  steiglende  An- 
forderungen stellen. 

Die  über  alle  Befürchtungen  hinausgehende  und 
alles  bisher  dagewesene  übersteigende  augen- 
blickliche Teuerungswelle  läßt  also  besorgen,  daß  von 
Sparsamkeitsmaßnahmen  ein  zu  Buche  schlagender  Er- 
folg nicht  zu  erhoffen  ist,  solange  nicht  die  Methode 
geändert,  das  heißt  neben  der  Verringerung  der  Zahl  der 
Beamten  usw.  die  Produktivität  der  Einzelarbeitskraft 
gesteigert  wird.  Auch  die  sächlichen  Ausgabeposten, 
der  allgemeinen  Reichsverwaltung  wie  der  Betriebsver- 
waltungen sind  ja  zu  einem  wesentlichen  Teile  durch  die 
Löhne  auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkt  bedingt.  Hier 
Wandel  zu  schaffen  hindert  neben  den  geltenden  Ge- 
setzen auch  der  die  Arbeitenden  beherrschende  Geist, 
von  dem  in  gewissem  Umfange  Rethels  Umdeutung  (auch 
er  war  einmal  ein  Revolutionär)  des  Revolutionsdogmas 
in  dem  letzten  seiner  Totentanzschnitte  gilt:  Freiheit; 
Gleichheit,  Liederlichkeit.  Solange  dieser  Geist  der  Ar- 
beitsunlust herrscht,  werden  alle  Sparsamkeits-  und  Ba- 
lancierungsbestrebungen flügellahm  bleiben.  Auch  die 
neue  soziale  Gesetzgebung  bildet  hier  manches  schwere 
Hejmmnis;  sie  verfolgt  das  einer  Gesundung  wider- 
strebende Ziel  skrupelloser  Ausschöpfung  fremder  Mittel 
im  Interesse  einer  Steigerung  der  Arbeitsfähigkeit  (nicht  • 
der  Leistungen)-  durch  Verringerung  der  Arbeitszeit. 
Jene  Fähigkeit  mag  dabei  zunehmen,  aber  die  Leistungen 
und  damit  die  Wirtschaftlichkeit  nehmen  weiter  ab,  und 
die  nicht  ausgenutzten  Kräfte  suchen  sich  ein  Betätigungs- 
feld, das  Werte  vernichtet,  anstatt  solche  zu  schaffen), 
und  erschöpfen  sich  damit,  so  daß  zu  wirtschaftlicher 
Ausnutzung  immer  geringere  Leistungsenergien  übrig 
bleiben. 

So  sind  die  Vorzeichen  für  das  beginnende  Haushalts- 
jahr nicht  günstig.  Sichere  Aussichten  auf  wachsende 
Lasten  im  ordentlichen  Haushalt  über  den  Voranschlag 
hinaus,  ohne  Gewähr  einer  entsprechenden  Steigerung 
der  Einnahmen  aus  der  Finanzverwaltung,  den  Betriebs- 
verwaltungen oder  erhöhte  Arbeitsleistungen.  Selbst  die 
Hoffnung,  wenigstens  den  ordentlichen  Haushalt  zu  ba- 
lancieren, wird  möglicherweise  nur  eine  Hoffnung  blei- 
ben. Daneben  besteht  keine  oder  kaum  Hoffnung,  die 
ihn  und  den  außerordentlichen  Haushalt  aus  dem  Gleich- 
gewicht bringenden  Friedensvertragslasten  zu  mindern. 
Die  schwere  Entscheidung  darüber,  wie  es  bei  der 
gegenwärtigen  Gestaltung  des  Reichshaushalts  und  den 
Zukunftsaussichten  möglich  sein  soll,  die  Friedensver- 
tragslasten in  dieser  oder  jener  durch  die  späteren  Ab- 
kommen modifizierten  Form  zu  tragen,  liegt  bei  den  dazu 
berufenen  Stellen.  Demjenigen,  der  den  Reichshaus- 
halt und  die  in  ihm  zusammengefaßten  Zahlen  auf  sich 
wirken  läßt,  muß  es  als  eine  Unmöglichkeit  erscheinen, 
daß  das  an  der  Grenze  seiner  Leistungsfähigkeit  ange- 
langte und  auf  das  äußerste  geschwächte  deutsche  Volk 
auch  nur  in  beschränktem  Umfange  den  bislang  nicht 
befriedigten  Forderungen  seiner  früheren  Feinde  gerecht 
werden  kann,  wenn  nicht  durchgreifende  Maßnahmen  auf 
eine  Steigerung  der  Arbeitsleistungen  hinwirken,  wobei 
allerdings  in  nichtallzuweiter  Ferne  das  Gespenst  steigen- 
der Erwerbslosigkeit  auftaucht.  Dennoch  will  ohne  solche 
Maßnahmen  die  Lehre  von  der  Erfüllungsmöglichkeit 
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als  ein  gefährliches  Blendwerk  erscheinen  und  wird  auch 
der  ehrlichste  Wille  zur  Erfüllung  unerfüllt  und  uner- 
füllbar bleiben. 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen. 

Mitgwteilt  durch  Dr.  Röppel,  Senatspräsident 
beim  Reichswirtschaftsgericht. 

I. 

Ausgleichsverfahren. 

Währungsschäden  bei  Zahlung  von  Entschädigungen 
aus  Anlaß  der  Rückgängigmachung  von  Liquidationen 
im  Elsaß. 

Entscheidung  vom  16.  September  1921  — XV.  A.  V.  329/21.  — 

Ein  deutscher  Reichsangehöriger  und  früherer  Post- 
beamter im  Unter-Elsaß  J.  hat  am  1.  Januar  1918  ein  von 
der  deutschen  Regierung  als  feindliches  Eigentum  liquidier- 
tes, im  Elsaß  belegenes  Anwesen,  in  dem  er  damals  als 
Mieter  wohnte,  erworben.  Nach  dem  Waffenstillstand  wurde 
von  der  französischen  Regierung  die  deutsche  Liquidation 
für  nichtig  erklärt  und  am  1.  März  1919  ergriffen  die  Vor- 
besitzer von  dem  Anwesen  wieder  Besitz.  Sie  einigten  sich 
mit  J.  dahin,  daß  dieser  unter  Zugrundelegung  der  früheren 
Miete  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1918  bis  28.  Februar 
1919  den  Betrag  von  550, — M.  abzüglich  106,28  M.  für 
Gebäudesteuern,  somit  443,72  M.  bezahlen  solle.  J.  hat  diesen 
Betrag  am  3.  März  1919  ohne  Verstoß  gegen  ein  Zahlungs- 
verbot mit  554,65  Fr.  an  die  Vorbesitzer  gezahlt.  Zur 
Beschaffung  dieser  554,65  Fr.  hat  er  793,15  M.  (zum 
Kurs  von  143)  aufwenden  müssen.  Der  Tageskurs  vom 
3.  März  1919  betrug  183,512. 

Die  Spruchstelle  des  R.  Ausgleichsamts  hat  den  An- 
spruch des  J.  auf  Erstattung  des  Valutaschadens  als  be- 
rechtigt anerkannt  und  ihm  349,43  M.  nebst  5 o/0  Zinsen  zu- 
gesprochen. Sie  hat  angenommen,  daß  das  Rechtsverhält- 
nis, auf  dem  die  Verbindlichkeit  des  J.  beruhte,  schon  vor 
dem  11.  November  1918  entstanden  sei.  J.  habe  bereits 
vor  dem  11.  November  1918  bei  den  Vorbesitzern  gegen 
Miete  gewohnt.  Dieses  Mietverhältnis  habe  während  des 
Krieges  eine  kurze  Unterbrechung  dadurch  erfahren,  daß 
J.  das  von  der  deutschen  Regierung  liquidierte  Anwesen 
seines  Vermieters  erworben  habe;  es  sei  aber  sofort  wieder 
in  Kraft  getreten,  als  die  französische  Regierung  nach  dem 
Waffenstillstand  die  deutsche  Liquidation  und  damit  auch 
den  .Kauf  für  nichtig  erklärt  habe.  Beide  Parteien  hätten 
sich  dann  dahin  geeinigt,  daß  J.  für  die  Zeit  vom  1.  Januar 
1918  bis  28.  Februar  1919  einen  der  früher  gezahlten  Miete 
entsprechenden  Mietzins  zu  entrichten  habe.  Die  Sachlage 
müsse  so  beurteilt  werden,  als  ob  der  Antragsteller  niemals 
selbst  Eigentümer,  sondern  immer  nur  Mieter  gewesen  sei. 

Der  Präsident  des  Reichsausgleichsamts  hat  Beschwerde 
eingelegt  mit  der  Begründung,  die  Annahme  der  Spruch- 
kammer, das  Rechtsverhältnis,  auf  dem  die  Verbindlichkeit 
des  J.  beruht  habe,  sei  schon  vor  dem  11.  November  1918 
entstanden,  finde  im  Friedens  vertrag  keine  Stütze.  Nach 
Art.  297  des  Friedensvertrags  sei  die  im  Wege  der  Zwangs- 
liquidation erfolgte  Uebertragung  des  Eigentums  auf  J.  an 
sich  in  Kraft  geblieben  und  es  sei  nur  gemäß  Art.  297  e 
die  Entschädigung  des  französischen  Eigentümers  durch  Rück- 
übertragung des  Eigentums  an  ihn  erfolgt.  Außerdem  müsse 
dem  französischen  Eigentümer  nach  Art.  297  f Abs.  4 des 
Friedens  Vertrags  eine  Entschädigung  für  die  entgangene 
Nutzung  gewährt  werden.  Als  solche  stelle  sich  der  von 
dem  Antragsteller  als  Miete  bezahlte  Betrag  dar,  wenn  er 
auch  nicht  auf  Grund  des  Friedensvertrags,  sondern  zur 
Vermeidung  etwaigen  Zwangs  durch  die  Franzosen  und  zur 
Beseitigung  der  Haftung  des  in  Elsaß-Lothringen  befind- 
lichen Besitzes  des  Antragstellers  gezahlt  worden  sei. 

Die  Spruchstelle  hat  demgegenüber  ausgeführt:  Der 

Erwerb  d«  Hauses  sei  bereite  kurz  nach  dem  Waffeastill- 


stand  rückgängig  gemacht  worden,  während  die  Bestimmun- 
gen des  Friedensvertrags  erst  am  10.  Januar  1920  in  Kraft 
getreten  seien.  Die  Rückgängigmachung  des  Hauskaufs 
könne  daher  nicht  mit  den  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrags begründet  werden.  Die  französische  Regierung  habe 
den  Erwerb  des  Hauses  durch  J.  für  nichtig  erklärt,  während 
eine  nach  Art.  297  des  Friedensvertrags  erfolgte  Eigentums- 
übertragung an  sich  in  Kraft  bleibe  und  dem  Betroffenen  nur 
Entschädigungsansprüche  nach  Maßgabe  des  Art.  297  e des 
Friedensvertrags  zuständen.  Es  sei  daher  der  Parteiwille 
maßgebend,  der  dahin  gegangen  sei,  das  ursprüngliche  Miet- 
verhältnis für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1918  bis  28.  Februar 
1919  als  fortbestehend  anzusehen.  Hiernach  sei  die  Ver- 
bindlichkeit vor  dem  11.  November  1918  entstanden. 

Die  Beschwerde  hatte  Erfolg. 

Aus  der  Begründung:  Der  Vertrag,  auf  Grund 

dessen  die  Zahlung  des  J.  erfolgte,  ist  im  März  1919,  also 
nach  dem  11.  November  1918,  zwischen  J.  und  den  Vor- 
besitzern geschlossen  worden.  Ein  in  einem  Vertrage 
wurzelndes  Schuldverhältnis  kann  aber  begrifflich  nicht  vor 
der  Willenseinigung  der  Parteien  entstanden  sein.  Die  Li- 
quidation, durch  die  dem  Vermieter  das  Haus  weggenommen 
wurde,  war  gesetzlich  zulässig,  also  nicht  etwa  eine  in  sich 
nichtige  Handlung,  und  ist  auch  nicht  später  durch  ein  Ge- 
setz für  nichtig  erklärt  worden.  Sie  war  eine  auch  durch 
Art.  297  Lit.  des  "Friedensvertrags  als  rechtmäßig  aner- 
kannte Kriegsmaßnahme,  die  nur  in  den  Formen  des 
Art.  297  Lit.  f des  Friedens  Vertrags  in  ihren  tat- 
sächlichen Wirkungen  rückgängig  zu  machen  war. 

Wenn  die  französische  Behörde  schon  vor  dem  Friedens- 
vertrag die  deutsche  Liquidation  für  „nichtig“  erklärt  hat, 
.so  handelt  es  sich  nur  um  die  Vorwegnahme  der  bezeich- 
neten  Rückgängigmachung.  Die  Erklärung  konnte  recht- 
lich nicht  die  Wirkung  haben,  daß  der  bisherige  Rechtszu- 
stand als  nie  vorhanden  anzusehen  gewesen  wäre;  denn  sonst 
hätte  es  nicht  der  Abmachung  vom  März  1919  bedurft. 
Daher  blieb  der  frühere  Mietvertrag  zwischen  den  Vor- 
besitzern und  J.  aufgehoben.  Weder  die  Beteiligung  noch 
die  französische  Behörde  konnten  ihn  wieder  so  aufleben 
lassen,  als  sei  er  nie  aufgelöst  gewesen.  Jedenfalls  gilt  dies 
für  den  hier  maßgebenden  Standpunkt  des  deutschen  Rechts. 
Wenn  Parteien  das  Wiederaufleben  eines  Rechtsverhältnisses 
vereinbaren,  so  ist  das  ein  neues  Vertragsverhältnis:  Dieser 
neue,  nach  dem  11.  November  1918  geschlossene  Vertrag 
regelte  nur  die  im  Art.  297  Lit.  f Abs.  4 des  Friedensvertrags 
vorgesehene  Entschädigung  für  die  den  Vorbesitzern  durch  die 
deutsche  Liquidation  entgangenen  Nutzungen  des  ihm  in 
Natur,,  zurückgegebenen  Hauses.  Die  Voraussetzungen  des 
§ 44  Ziff.  3 Reichsausgleichsgesetz  liegen  somit  nicht  vor, 
da  diese  Gesetzesstelle  gerade  verlangt,  daß  das  Rechtsver- 
hältnis, auf  dem  die  Verbindlichkeit  beruht,  vor  dem 
11.  November  1918  entstanden  sei.  Damit  entfällt  aber  die 
Möglichkeit,  den  § 46  Reichsausgleichsgesetz  zugunsten 
des  Antragstellers  anzuwenden.  Sein  Anspruch  mußte  viel- 
mehr abgewiesen  werden. 

. . 

? II. 

Okkupationsleistungsgesetz. 

Erstattungsfähigkeit  von  Aufwendungen  der  Gemeinden  aus 
Anlaß  der  Besetzung. 

1.  Entscheidung  vom  20.  Januar  1922  — XIV.  A.  V.  3442/21. — 

Die  Stadt  N.  hat  im  Jahr  1920  für  die  Instandhaltung  der 
auf  Befehl  der  Besatzungsbehörde  abgelieferten  Waffen 
1552  M.  aufgewendet.  Die  Feststellungsbehörde  hat  eine 
diesen  Aufwendungen  entsprechende  Vergütung  als  er- 
stattungsfähig festgestellt. 

Auf  die  Beschwerde  des  Vertreters  des  Reichsinteresses 
ist  eine  Vergütung  versagt. 

Aus  der  Begründung: 

Das  im  Jahr  1920  hinsichtlich  aller  nicht  durch  einen 
Waffenschein  gedeckten  Waffen  erneuerte  allgemeine  Waffen- 
ablieferungsgebot der  Rheinlandkommission  stellte  keine 
Requisition  im  Sinne  des  OkkLG.  dar,  da  als  Requisitionen 
grundsätzlich  nur  Einzeleingriffe  anzusprechen  sind  Die- 
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mit  Aussicht  auf  Wiedererlangung  erfolgte  Ablieferung  der 
Waffen  war  danach  keine  auf  Requisition  bewirkte, 
einen  Vergütungsanspruch  auslösende  Leistung.  Ebenso 
wenig  kann  aber  auch  die  Tätigkeit  einer  Stadtverwal- 
tung, die  der  Verwahrung  und  Instandhaltung  der  abge- 
lieferten Waffen  dient,  als  eine  Requisition  im  Sinne  des 
OkkLG.  angesprochen  werden.  Die  von  der  Antragstellerin 
bewirkte  Leistung  stellt  sich  vielmehr  entweder  als  auftrag- 
lose Geschäftsführung  gegenüber  den  Ablieferern  der  Waffen 
dar,  oder  bildet  einen  Teil  der  von  der  Antragsteller^ 
zu  leistenden,  durch  die  Tatsache  der  Besetzung  notwendig 
gewordenen  Verwaltungsaufgaben,  die  nach  der  ständigen 
Rechtsprechung  des  Senats  keine  Requisitio'ns- 
leistungen  sind.  Daher  greift  auch  der  von  der  Fest- 
stellungsbehörde herangezogene  Gesichtspunkt  der  Leistung 
in  Erfüllung  einer  Pflicht  zur  Schadenminderung,  da  er  eine 
Requisition  oder  doch  eine  requisitionsähnliche 
Maßnahme  der  Besatzungstruppen  voraussetzt, 
nicht  durch. 

2.  Entscheidung  vom  1.  Februar  1922  — XIV.  A.  V.  1960/21. — 

Die  Gemeinde  W.  hat  Vergütung  u.  a.  für  folgende 
ihr  aus  Anlaß  der  Besetzung  erwachsene  Ausgaben  bean- 
sprucht: 

1. Fuhrlohn  für  den  Transport  beschlag- 
nahmter Gewehre  mit  230,—  M. 

2.  Kosten  einer  elektrischen  Lichtanlage 

im  Schulhaus  zwecks  Abhaltung  fran- 
zösischen Sprachunterrichts  mit  256, — M. 

Die  Feststellungsbehörde  hat  die  Vergütung  zu  1.  auf 
48  M.  festgestellt  und  die  Feststellung  einer  Vergütung 
zu  2.  abgelehnt.  Gründe  dafür  sind  in  dem  Bescheid  nicht 
angegeben. 

Die  Gemeinde  hat  beschwerdeführend  geltend  gemacht: 

An  Fuhrlohn  habe  sie  den  ortsüblichen  und  angemessenen 
Preis  bezahlen  müssen.  Es  sei  ihr  daher  dieser  Betrag  zu 
erstatten.  Die  Anlegung  der  elektrischen  Beleuchtung  im 
Schulgebäude  sei  von  der  französischen  Besatzungsbehörde 
angeordnet  worden,  und  die  Gemeinde  sei  nicht  in  der 
Lage  gewesen,  diesem  Verlangen  erfolgreich  Widerstand  zu 
leisten. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Vergütung  für  die  Leistung  der  Fuhren  ist  an  den 
Tarif  vom  21.  September  1917  (Zentralblatt  für  das 
Deutsche  Reich  S.  350)  in  Verbindung  mit  der  Bekannt- 
machung des  Reichsministers  des  Innern  vom  20.  Dezember 
1919  (Reichsgesetzblatt  1920  S.  17)  gebunden  und  von  der 
Feststellungsbehörde  bestimmungsgemäß  festgestellt. 

Bei  den  Kosten  für  die  Lichtanlage  handelt  es  sich 
um  eine  Leistung  nicht  für  die  Besatzungstruppen 
im  Sinne  des  § 1 OkkLG.,  sondern  für  die  Besatzungs- 
macht als  Staat;  die  Erteilung  des  Sprachunterrichts,  zu  deren 
Ermöglichung  die  Leistung  angefordert  worden  ist,  hat  mit 
den  Bedürfnissen  der  Besatzungstruppen  nichts  zu 
tun,  sie  dient  der  „friedlichen  Durchdringung"  des  Rhein- 
landes und  verfolgt  ausschließlich  staatspolitische  Bestre- 
bungen. 

Die  Beschwerde  war  daher  zurückzuweisen. 

3.  Entscheidung  vom  13.  Dezember  1921  — XIV.  A.  V.  492/21 . — 

Die  Stadtgemeinde  C.  hat  die  Kosten  ihrer  Straßen- 
beleuchtung für  die  Monate  April,  Mai  und  Juni  1920  auf 
110  264,40  M.  berechnet  und  Vergütung  von  zwei  Dritteln 
dieses  Betrages  mit  73  509,60  M.  gefordert  auf  Grund  der 
Behauptung,  ihre  äußerst  ungünstige  Finanzlage  würde  sie 
zu  einer  erheblichen  Einschränkung  der  Straßenbeleuchtung 
veranlaßt  haben,  nur  aus  Rücksicht  auf  die  Besatzung 
habe  sie  die  Straßenbeleuchtung  in  solchem  Umfange  durch- 
geführt. 

Die  Feststellungsbehörde  hat  eine  Vergütung  versagt. 

In  der  Beschwerdeinstanz  hat  die  Stadt  ihre  Forderung 
auf  53  805  M.  ermäßigt. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 


Aus  der  Begründung: 

Nach  § 1 des  OkkLG.  wird  — abgesehen  von  hier 
nicht  in  Betracht  kommenden  vertragsgemäßen  Leistungen  — 
eine  Vergütung  für  Leistungen  gewährt,  die  auf  Requisi- 
tion bewirkt  worden  sind  und  notwendig  waren,  um  die  An- 
forderungen der  fremden  Truppen  zu  erfüllen.  Wie  der 
Senat  in  ständiger  Rechtsprechung  entschieden  hat,  wird 
jedoch  eine  Leistung,  zu  der  jemand  ohnehin  verpflichtet 
wäre,  nicht  dadurch  zu  einer  einen  Anspruch  auf  eine  Ver- 
gütung nach  dem  OkkLG.  auslösenden  Requisitionsleistung, 
daß  eine  Besatzungsbehörde  die  Leistung  zum  Gegenstände 
einer  besonderen  förmlichen  Requisition  macht,  da  auch 
in  einem  solchen  Fall  der  ursprüngliche  Verpflichtungsgrund 
im  Rechtssinne  die  Ursache  der  Aufopferung  von  Vermö- 
genswerten bleibt.  So  hat  der  Senat  entschieden,  daß  ins- 
besondere Leistungen  der  Gemeinden,  zu  denen  sie  be- 
reits auf  Grund  deutscher  gesetzlicher  Vorschriften  verpflich- 
tet sind,  wie  die  Reinigung  der  Straßen  u.  dgl.  nicht 
deshalb  finanziell  auf  das  Reich  abgewälzt  werden  können, 
weil  etwa  die  Besatzungsbehörde  in  irgend  einer  Form 
zum  Ausdruck  gebracht  hat,  daß  auch  sie  von  ihrem  Stand- 
punkte aus  auf  die  Bewirkung  der  in  Betracht  kommenden 
Leistungen  Wert  legen  müsse. 

Allerdings  kann  der  vorbezeichnete  Grundsatz  nur  mit 
der  Maßgabe  Geltung  beanspruchen,  daß  die  Besatzungs- 
behörde nicht  etwa  im  Einzelfalle  gegenüber  dem,  was 
eine  deutsche  Gemeinde  auf  einem  bestimmten  Gebiet  ihrer 
Verwaltungstätigkeit  ohnehin  leisten  müßte,  ein  Mehr  ver- 
langt; ist  dies  der  Fall,  so  besteht,  wenn  das  ange- 
forderte Mehr  zur  Erfüllung  der  Befehle  der  Besatzungs- 
truppen erforderlich  war,  und  wenn  es  ferner  Besatzungs- 
zwecken diente,  gegen  die  Zubilligung  einer  Vergütung 
zum  Ausgleiche  der  Mehrleistung,  wie  der  Senat  stets  an- 
genommen hat,  kein  Bedenken. 

Bei  Prüfung  des  Maßes  von  Leistungen,  das  . eine 
deutsche  Gemeinde  ohnehin,  also  auch  ohne  besonderen  Be- 
fehl der  Besatzungstruppen,  einzuhalten  verpflichtet  wäre,  kann 
jedoch  nicht  etwa  von  dem  Zustand  ausgegangen  werden,  der 
bestehen  würde,  wenn  die  Besatzung  überhaupt  nicht  an- 
wesend wäre.  Vielmehr  ist  die  Tatsache  der  Besetzung  in 
dem  Sinne  zu  veranschlagen,  daß  die  deutsche  Gemeinde  so- 
wohl den  Bedürfnissen  der  Besatzung,  wie  auch  den  Sonder- 
bedürfnissen, die  sich  für  die  deutsche  Bevölkerung  aus  der 
Tatsache  der  Anwesenheit  der  Besatzungs truppen  ergeben, 
Rechnung  tragen  muß.  Wenn  also  beispielsweise  ein  beson- 
ders starker  nächtlicher  Verkehr  von  Kraftwagen  der  Be- 
satzungstruppen eine  erhöhte  Beleuchtung  der  Straßen  erforder- 
lich macht,  so  handelt  es  sich  hierbei  um  eine  Leistung,  die 
als  allgemeine  Folgeerscheinung  der  Besetzung  des  Landes 
und  der  allgemein  und  überall  im  besetzten  Gehiet  zu  beobach- 
tenden Eigentümlichkeiten  der  Besatzungstruppen  zu  werten 
ist,  und  die  im  übrigen  zu  einem  sehr  erheblichen  Teil  auch 
den  deutschen  Bürgern  zugutekommt,  sogar  darüber  hinaus 
für  ihre  eigene  Sicherheit  oft  geradezu  erforderlich  ist.  Es 
kommt  ferner  in  Betracht,  daß  als  allgemeine  Folgeerschei- 
nung der  Besetzung  des  Landes  überhaupt  die  Gemeinden 
des  besetzten  Gebiets  sich  auch  damit  abfinden  müssen,  daß 
sie  im  Gegensatz  zu  den  Gemeinden  im  unbesetzten  Deutsch- 
land auf  eine  außergewöhnliche  mit  den  Bedürfnissen  der 
Bevölkerung,  insbesondere  ihrer  Sicherheit  nicht  mehr  in  Ein- 
klang zu  bringende,  und  nur  durch  die  verhängnisvolle  wirt- 
schaftliche Notlage  in  gewissem  Umfang  zu  rechtfertigende 
übermäßige  Einschränkung  öffentlicher  Leistungen,  wie  der 
Straßenbeleuchtung,  Straßenreinigung  u.  dgl.  von  vornherein 
verzichten  müssen. 

Daß  im  vorliegenden  Fall  die  Antragstellerin  in  den 
hier  allein  in  Betracht  kommenden  Monaten  April,  Mai  und 
Juni  1920  auf  ausdrückliche  Anforderung  der  Besatzungsbe- 
hörden auf  dem  Gebiet  der  Straßenbeleuchtung  mehr  gelei- 
stet hat,  als  sie  unter  Be  rücksich  tigung  der  vorentwickelten 
Gesichtspunkte  von  sich  aus  hätte  leisten  müssen,  hat  der 
Senat  umsoweniger  annehmen  können,  als  die  Antragstellerin 
selbst  hat  einräumen  müssen,  daß  ein  schriftlicher  Befehl 
der  Besatzungstruppen  zur  Inbetriebnahme  bestimmter  Brenn- 
stellen nicht  erteilt  worden  ist,  und  im  übrigen  das  Verhalten 
der  Besatzungstruppen,  soweit  die  Straßenbeleuchtung  in  Be 
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tracht  kommt,  sich  auf  die  Betätigung  eines  regen  Interesses 
für  eine  ordnungsmäßig  durchgeführte  und  durch  rechtzeitige 
Beschaffung  von  Kohlenvorräten  unter  allen  Umständen  ge- 
sicherte Beleuchtung  beschränkte.  Hierin  eine  Requisition; 
zu  erblicken,  ist  aus  den  dargelegten  Rechtsgrundsätzen  nicht 
angängig. 

4.  Entscheidung  vom  10.  Februar  1922  — XIV.  A.  V.  2258/21. — 

Die  Gemeinde  R.  hat  die  Kosten  für  die  Verpflegung  eines 
außerehelichen  Kindes  mit  monatlich  140  M.  als  Besatzungs- 
schaden mit  der  Begründung  angemeldet,  daß  der  Erzeuger 
des  Kindes  ein  Soldat  der  amerikanischen  Besatzungstruppe 
gewesen,  nach  Amerika  entlassen  sei  und  zur  Tragung  der 
Kosten  nicht  herangezogen  werden  könne. 

Die  Beschwerde  gegen  den  ablehnenden  Bescheid  der 
Feststellungsbehörde  blieb)  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Es  bedarf  keiner  Ausführung,  daß  die  Vollziehung  des 
außerehelichen  Beischlafs  und  die  Schwängerung  keine  Re- 
quisitionen im  Sinne  des  OkkLG.  sind.  Demnach  sind  aber 
auch  die  Aufwendungen  für  den  Unterhalt  des  von  einem 
Besatzungssoldaten  erzeugten  unehelichen  Kindes  nicht  ver- 
gütbar. Die  in  der  Beschwerde  dargelegten  Umstände,  die 
die  Schwierigkeiten  der  Inanspruchnahme  des  Erzeugers  des 
Kindes  dartun,  vermögen  die  fehlende  Requisition  nicht  zu 
ersetzen.  Daß  sich  der  Erzeuger  seiner  Unterhaltspflicht  zu 
entziehen  sucht,  ist  nichts  der  Besatzung  Eigentümliches;  et- 
waige Hindernisse  bei  der  Durchsetzung  des  Unterhalts- 
anspruchs  aber,  die  in  der  Zugehörigkeit  des  außerehelichen 
Vaters  zur  Besatzungstruppe  ihren  Grund  haben,  sind  ledig- 
lich eine  allgemeine  Folgeerscheinung  der  Be- 
setzung; grundsätzlich  undurchführbar  sind  im 
übrigen  Unterhaltsansprüche  dieser  Art  nicht  (vgl.  Vogels 
Rheinlandsabkommen  Bd.  II  S.  44  ff). 

i.  HI. 

Unruheschäden. 

Zum  Begriff  der  offenen  Gewalt. 

Entscheidung  vom  6.  Januar  1922  — XVII.  A.  V.  1164/21  — 

Während  der  Märzunruhen  des  Jahrs  1920  gehörte  der 
Antragsteller  dem  in  H.  stehenden  Reichswehrbataillon  an 
und  wurde  mit  einer  Abteilung  desselben  nach  S.  zur  Wieder- 
herstellung der  Ordnung  abbeordert.  Die  Abteilung  wurde 
in  S.  von  der  Arbeiterschaft  entwaffnet  und  gefangen  ge- 
nommen. Daraufhin  fühlte  sich  die  in  M.  zurückgebliebene 
T ruppe  einem  zu  erwartenden  Vorstoß  der  S.’er  Arbeiter 
nicht  mehr  gewachsen  und  rückte  am  17.  3.  20  aus  M.  ab. 
Nach  der  Behauptung  des  Antragstellers  ist  die  schutzlos 
zurückgelassene  Kaserne  nach  dem  Abzug  der  Reichswehr 
von  dem  Pöbel  u.  a.  auch  von  den  später  in  M.  einrückenden 

5. ’er  Arbeiterwehren  geplündert  worden,  und  es  sind  ihm 
die  in  einem  besonderen  Verzeichnis  aufgeführten  Gegenstände 
im  Wert  von  900  M.  abhandengekommen. 

Der  zuständige  Ausschuß  hat  dem  Antragsteller  eine  Ent- 
schädigung in  Höhe  von  800  M.  zuerkannt. 

Auf  die  Beschwerde  des  Magistrats  der  Stadt  M.  ist 
eine  Entschädigung  überhaupt  versagt  worden. 

Aus  der  Begründung: 

Zur  Zeit  des  hier  in  Frage  stehenden  schädigenden  Er- 
eignisses, in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  März  1920, 
herrschten  im  Verfolg  des  Kappunternehmens  sowohl  in  Thü- 
ringen wie  an  anderen  Stellen  des  Reichs  innere  Unruhen, 
auch  in  nächster  Nähe  von  M.  hatten  Kämpfe  eines  Teils 
der  in  M.  stationierten  Reichswehr  mit  der  Arbeiterschaft 
von  S.  stattgefunden,  in  deren  Verlauf  die  Reichswehrtruppen' 
entwaffnet  und  gefangen  genommen  worden  waren.  In  M. 
war  die  Volkswehr  aufgeboten  und  auf  Veranlassung  der  Lan- 
desregierung ein  Aktionsausschuß  zur  Ueberwachung  der 
Reichswehr  gebildet,  die  dann  am  17.3.20,  weil  sie  sich  in 
der  Stadt  nicht  sicher  genug  fühlte,  abrückte.  Es  liegt  unter 
diesen  Umständen  der  Schluß  nahe,  daß  sich  die  inneren 
Unruhen  auch  auf  M.  selbst  übertragen  hatten.  Diese  Schluß- 
folgerung findet  aber  in  dem  Gesamtergebnis  der  Beweisauf- 
nahme keine  Unterstützung.  Keiner  der  Zeugen  konnte  Vor- 


kommnisse bekunden,  welche  das  Vorhandensein  innerer  Un- 
ruhen bestätigen.  Der  eidlich  vernommene  Zeuge  K.  stellt 
dies  zudem  ausdrücklich  in  Abrede  mit  dem  Zusatz,  daß  nach 
dem  Abrücken  der  Reichswehr  deren  Kaserne  von  der  Volks- 
wehr in  Ruhe  besetzt  wurde.  Er  bestätigt  damit  die  gleich-  \ 
lautende  Erklärung  des  Magistrats  von  M.,  daß  in  der  Stadt 
vollständige  Ruhe  geherrscht  habe.  Wollte  man  aber  auch 
aus  der  oben  geschilderten  Gesamtlage  in  Verbindung  mit  i 
der  Tatsache,  daß  sich  der  Kommandeur  zur  Zeit  des  Ab- 
marsches der  Reichswehr  zu  Verhandlungen  mit  dem  Aktions-  a 
ausschuß  im  Staatsministerium  in  M.  veranlaßt  sah,  auf  eine  •) 
Gespanntheit  der  Verhältnisse  in  der  Stadt  und  damit  auf  das 
Vorhandensein  von  inneren  Unruhen  schließen,  so  ist  doch 
durch  das  Beweis ergebnis  in  keiner  Weise  dargetan,  daßi 
die  Schäden  unmittelbar  durch  offene  Gewalt  in  ursächlichem 
Zusammenhang  mit  den  inneren  Unruhen  verursacht  sind. 
Fest  steht  zunächst  nur  soviel,  daß  die  Reichswehr  in  M. 
ohne  den  Befehl  ihres  durch  die  Verhandlungen  im  Staats- 
ministerium in  Anspruch  genommenen  Kommandeurs  abzu-  ’ 
warten,  plötzlich  gegen  Abend  abgerückt  ist  mit  einer  Ueber- 
stürzung,  die  sich  nur  aus  der  Furcht  vor  einem  Vorstoß 
der  S.’er  Arbeiterschaft  erklärt,  der  aber  tatsächlich  erst  etwa 
zwei  Tage  später  erfolgt  ist.  Wie  sich  aus  den  Zeugenaussagen 
ergibt,  ist  der  Abmarsch  so  eilig  erfolgt,  daß  einzelne  Reichs-  _ 
Wehrangehörige  nicht  benachrichtigt  wurden  und  in  der  Kaserne 
zurückblieben;  diese  wurde  ohne  jede  Bewachung  schutzlos 
preisgegeoen  und  stand  dem  Zutritt  jedes  Unberufenen  offen. 
Diese  günstige  Gelegenheit  ist  dann  auch,  darüber  lassen  die 
Zeugenaussagen  keinen  Zweifel,  von  einzelnen  unsauberen 
Elementen  ausgenutzt  worden,  die  sich  im  Schutz  der  Dunkel- 
heit in  die  Kaserne  eingeschlichen  und  dort  gestohlen  haben, 
offenbar  zu  ihrem  Verhalten  noch  angereizt  dadurch,  daß  ein- 
zelne der  zurückgebliebenen  Reichswehrangehörigen  Bündel 
— ob  gefüllt  mit  eigenen  Sachen  oder  Diebesgut,  ist  nicht 
festgestellt  — , über  die  Umzäunung  Außenstehenden  zureich- 
ten. Daß  in  dieser  Weise  nach  dem  Abmarsch  der  Truppen 
in  der  Kaserne  gestohlen  worden  ist,  ergibt  sich  auch  aus 
der  Aussage  des  Kasernenwärters,  der  abends  beim  Durch- 
gehen durch  die  Kaserne  in  einzelnen  Stuben  fremde  Leute 
und  Reichswehrangehörige  getroffen  hat,  die  Sachen  in  Säcken 
und  anderen  Behältnissen  unterbrachten.  Mögen  bei  diesem 
Diebstählen  auch  Behältnisse  erbrochen  sein,  so  ist  doch  damit 
der  Tatbestand  der  offenen  Gewalt  nicht  erfüllt,  der  voraussetzt, 
daß  die  Tat  ohne  Scheu  vor  der  O e f f e n t lichk  e i t 
verübt  wird  in  dem  Bewußtsein  der  Täter,  daß  sich  keind 
Autorität  finden  werde,  die  ihrem  Tun  Einhalt  gebietet  und 
sie  zur  Rechenschaft  zieht.  Im  Gegensatz  hierzu  handelt  es 
sich  hier  nach  der  vorstehenden  Wiedergabe  des  Beweisergeb- 
nisses um  Gelegenheitsdiebstähle,  die  heimlich  im  Dunkel 
der  Nacht  ausgeführt  wurden,  zu  deren  Abwendung  die  in 
der  Stadt  vorhandenen  Machtmittel  ausgereicht  hätten,  wenn 
sie  rechtzeitig  angerufen  worden  wären,  wie  das  spätere  Ein- 
greifen der  Volkswehr  beweist.  Tatsächlich  hat  das  am  Abend 
nach  acht  Uhr  erfolgte  Eintreffen  der  Volkswehr  in  der  Ka- 
serne genügt,  die  Eindringlinge  verschwinden  zu  lassen  und 
die  Ordnung  in  dem  Gebäude  herzustellen.  Auch  unter  nach- 
weislich normalen  Verhältnissen  würden  sich  solche  Vorgänge 
bei  ähnlich  fahrlässiger  Preisgabe  des  Eigentums  heute  jeder- 
zeit und  jeden  Orts  wiederholen  können,  sie  ermangeln  aus 
diesem  Grunde  auch  jedes  ursächlichen  Zusammenhangs  mit 
etwa  damals  herrschenden  inneren  Unruhen. 

Hiernach  sind  die  Voraussetzungen  des  § 1 USchG.  nicht 
gegeben  und  es  konnte  deshalb  auch  nicht  auf  eine  Entschä- 
digung im  Rahmen  des*  Unruheschadensgesetzes  er- 
kannt werden. 


Die  Tätigkeit 

des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats, 

Berichterstatter:  Dr.  Hauschild. 

Im  Wirtschaftspolitischen  Ausschuß 
stand  in  den  letzten  vier  Wochen  eine  Reihe  bedeutungs- 
voller Angelegenheiten  auf  der  Tagesordnung.  Obenan 
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stand  Abschnitt  V der  Tagesordnung  für  die  Konferenz 
in  Genua.  Nach  diesem  Programmteil  sollen  an  wiri- 
schafts-  und  handelspolitischen  Fragen  in  Genua  erörtert 
werden:  Erleichterungen  und  Sicherheiten  für  den  Ein 
und  Ausfuhrhandel;  gesetzliche  und  rechtliche  Sicher 
heiten  für  Wiederaufnahme  des  Handels;  Schutz  des  in- 
dustriellen, literarischen  und  künstlerischen  Eigentums; 
Regelung  des  Konsulatswesens;  Zulassung  und  Stellung 
der  Ausländer  in  bezug  auf  die  Ausübung  des  Handels; 
Technische  Hilfe  beim  industriellen  Wiederaufbau.  Die 
Vorschläge  des  Ausschusses  zu  diesen  Punkten  werden 
in  Form  eines  Gutachtens  dem  Reparationsausschuß  z .r 
Beschlußfassung  vorgelegt  werden. 

Von  dem  Entwurf  eines  vorläufigen  Handels 
vertrag  s zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  dem 
Königreich  der  Serben,  Kroaten  und  Slowenen 
wurde  ohne  Erörterung  des  Abkommens  Kenntnis  ge 
nommen.  Der  Vorsitzende  deutete  lediglich  darauf  hin, 
daß  nach  der  Denkschrift  zu  dem  Vertragsentwurf  nur 
ein  Minimum  an  Zugeständnissen  erreicht  worden  sei. 

Dem  Entwurf  einer  Bekanntmachung,  betreffend 
Aufhebung  der  Benzolwirtschaft  zum 
1.  April  1922  wurde  zugestimmt.  Regierungsseitig 
wurde  die  Aufhebung  damit  begründet,  daß  bei  dem 
schwankenden  Beschäftigungsgrad  der  benzolver- 
brauchenden Erwerbszweige  eine  zweckentsprechende 
Verteilung  nicht  durchzuführen  sei.  Das  Freigabeschein 
System,  ohne  das  sich  die  Bewirtschaftung  nicht  durch 
führen  lasse,  habe  zur  Folge,  daß  vielfach  Betriebe  ihr 
Benzol  nicht  in  dem  Zeitpunkt  erhalten,  in  dem  sie  es 
benötigen;  dagegen  wenn  sie  es  erhalten,  keinen  oder 
wenigstens  nicht  mehr  ausreichenden  Bedarf  dafür  haben. 
Die  Benzolzwangswirtschaft  lasse  sich  deshalb  mit  Er 
folg  nicht  mehr  aufrechterhalten.  Außerdem  werde  der 
Benzolpreis  voraussichtlich  zum  1.  April  1922  annähernd 
dieselbe  Höhe  wie  der  gegenwärtige  Benzinpreis  er 
reichen.  Der  Benzolverband  habe  sich  verpflichtet,  alle 
Teile  Deutschlands  insbesondere  Ostpreußen  und  ferner 
die  Landwirtschaft,  das  Handwerk  und  die  sonstigen 
kleinen  Verbraucher  in  gleichem  Umfang,  wie  bisher, 
mit  Benzol  zu  versorgen.  Ebenfalls  habe  der  Benzolver 
band  Verpflichtungen  übernommen,  durch  welche  die 
Zwangslieferungen  an  die  Entente  aus  dem  Friedens- 
vertrag sichergestellt  werden.  Die  Benzolstreckung  durch 
Tetralinbeimischung,  der  sog.  „Reichsbrennsioff“,  werde 
beibehalten. 

Seitens  des  Benzolverbands  wurde  der  Farbstoff 
industrie  zugesichert,  daß  sie  mengenmäßig  [zuerst  nach 
den  Lieferungen  aus  dem  Friedensvertrag  bedient  werden 
wird. 

Der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Re- 
gelung der  Einfuhr  fand  gleichfalls  Zustimmung. 
Nach  der  Begründung  bezweckt  der  Gesetzentwurf  die 
baldige  Aufhebung  der  Organisation  des  Reichsbeau  f 
tragten  für  die  Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr 
und  alsbaldige  Ueberleitung  der  Organisation  auf  die 
Zollverwaltung.  Diese  Maßnahme  macht  eine  Aenderung 
der  Verordnung  vom  22.  März  1920  (RGBl.  S.  334)  dahin 
erforderlich,  daß  der  Reichsbeauftragte  für  die  Ueber 
wachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  in  ihr  nicht  mehr  er- 
scheint und  an  seine  Stelle  die  Dienststellen  der  Reichs 
finanzverwaltung  treten.  Auch  die  nach  kaufmännischen 


Grundsätzen  eingerichtete  und  in  die  Form  einer  G.  m 
b.  H.  gekleidete  „Geschäftsabteilung“  des  Reichsbeauf 
tragten,  der  die  Verwertung  der  für  verfallen  erklärten 
Waren  obliegt,  tritt  zur  Reichsfinanzverwaltung  über. 
In  dem  amtlichen  Bericht  über  den  Verlauf  der  Vier 
Handlungen  heißt  es:  „Auf  eine  Reihe  von  Anfragen 
der  Mitglieder  antwortete  der  Vertreter  des  Reichswirt 
Schaftsministeriums  bezüglich  der  Verwertung  der  be 
schlagnahmten  Güter,  daß  diese  auch  weiterhin  durch 
die  zur  Reichsfinanzverwaltung  übertretende  G.  m.  b.  H. 
vorgenommen  und  auf  alle  an  die  Reichsfinanzverwaltung 
fallenden  Güter  erstreckt  werden  soll.  Der  Geschäftsgang 
soll  nach  kaufmännischen  Gesichtspunkten  geregelt^  und 
beschleunigt  werden.  Bezüglich  der  Reichsstelle’  für 
Textilwirtschaft,  die  eine  neben  dem  Reichsbeauftragten 
arbeitende  Ueberwachungsstelle  eingerichtet  habe,  wies 
er  darauf  hin,  daß  diese  Stelle  zu  einer  Außenhandels 
stelle  umgewandelt  werden  und  ein  Nebeneinander 
beiten  verschiedener  Stellen  beseitigt  wird.  Bezüglich 
des  Instanzenzugs  betonte  er,  daß  keine  Vermehrung 
der  Instanzen  durch  die  Neuregelung  eintritt  und  eine 
Verkürzung  des  Verfahrens  daraus  zu  erwarten  ist,  daß 
eine  gewisse  Delegation  an  die  Finanzämter  stattfindet“. 

Weiter  wurde  einem  vom  Außenhandelskontrollaus 
schuß  als  Initiativantrag  vorgelegten  Entwurf  eines 
Gesetzes  zur  Aenderung  der  Verordnung 
über  die  Au  ßenhandelskont  rolle  vom  20.  De- 
zember 1919  zugestimmt.  Der  Gesetzentwurf  bezweckt 
auf  Grund  praktischer  Erfahrungen  die  Bestrafung  von 
Verstößen  gegen  die  Ausfuhrregelung  erfolgreicher  und 
zweckmäßiger  zu  gestalten. 

Gemeinsam  mit  dem  Sozialpolitischen  Ausschuß  nahm 
der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  Stellung  zu  dem  Ent 
wurf  eines  Gesetzes  über  Verlängerung 
der  Geltungsdauer  von  Demobilmachung  s 
Verordnungen.  Nach  dem  Gesetzentwurf,  dem  zu- 
gestimmt  wurde,  bleiben  folgende  Anordnungen  bis  zum 
31.  August  1922  (nach  dem  Ausschußbeschluß  bis  zum 
31.  Oktober  1922)  in  Kraft,  sofern  sie  nicht  durch  Gesetz 
oder  Anordnung  der  Reichsregierung  ganz  oder  teilweise 
früher  außer  Kraft  gesetzt  werden: 

1.  Die  Verordnung  des  Reichsarbeitsministers  über  Er- 
werbslosenfürsorge vom  1.  November  1921  (RGBl.  S.  1337). 
2.  die  Anordnung  des  Reichsamts  für  wirtschaftliche  Demobil- 
machung über  Arbeitsnachweise  vom  9.  Dezember  1 91 S 
(RGBl.  S.  1421),  3.  die  Verordnung  des  Reichsarbeitsministers 
über  die  Einstellung  und  Entlassung  von  Arbeitern  und 
Angestellten  während  der  Zeit  der  wirtschaftlichen  Demobil- 
machung vom  12.  Februar  1919  (RGBl.  S.  218)  und  die 
Veroidnung  des  Reichsarbeitsministers,  betreffend  Aenderung 
dieser  Verordnung,  vom  28.  Januar  1922  (RGBl.  S.  187), 

4.  die  Anordnung  des  Reichsamts  für  wirtschaftliche  Demobil- 
machung über  die  Regelung  der  Arbeitszeit  gewerblicher  Ar- 
beiter vom  23.  November  1918  (RGBl.  S.  1334)  nebst  der 
ergänzenden  Anordnung  vom  17.  Dezember  1918  (RGBl. 

5.  1436),  5.  die  Verordnung  des  Reichsministeriums  für  wirt- 
schaftliche Demobilmachung  über  die  Regelung  der  Arbeits- 
zeit der  Angestellten  während  der  Zeit  der  wirtschaftlichen 
Demobilmachung  vom  18.  März  1919  (RGBl.  S.  315),  6.  die 
Verordnung  des  Reichswirtschaftsministers  und  des  Reichs- 
arbeitsministers, betreffend  Maßnahmen  gegenüber  Betriebs- 
abbrüchen  und  -Stillegungen  vom  8.  November  1920  (RGBl. 
S.  1901),  7.  die  Verordnung  des  Reichswirtschaftsministers  über 
den  Handel  mit  Gold,  Silber  und  Platin  vom  7.  Februar  1920 
(RGBl.  S.  199),  8.  die  Verordnung  des  Reichsarbeitsministers 
über  die  Bestellung  eines  Ersatzversicherungsträgers  für  die 
Pensionskasse  der  Reichseisenbahn  in  Elsaß-Lothringen  vom 
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6.  Oktober  1921  (RGBl.  S.  1287),  9.  die  Verordnung  des 
Reichswirtschaftsministers,  betreffend  Aufhebung  der  Verord- 
nung des  Bundesrats  über  die  Errichtung  von  Herstellungs- 
und Betriebsgesellschaften  in  der  Schuhindustrie  vom  17.  März 
1917  (RGBl.  S.  236),  vom  27.  August  1919  (RGBl.  S.  1484), 
10.  die  Verordnung  des  Reichswirtschaftsministers,  betreffend 
Aufhebung  der  Verordnung  über  Schuhhandelsgesellschaften 
vom  26  Juli  1917  (RGBl.  S.  666),  vom  27.  August  1919 
(RGBl.  S.  1486),  11.  die  Bekanntmachung  des  Reichswirt- 
schaftsministers über  Ergänzung  der  Bekanntmachung  über 
die  Regelung  der  Ein-  und  Ausfuhr  vom  3.  September  1919 
(RGBl.  S.  1515),  vom  13.  Oktober  1919  (RGBl.  S.  1793), 
12.  die  Verordnung  des  Reichsamts  für  wirtschaftliche  De- 
mobilmachung, betreffend  Enteignung  von  Gegenständen 
durch  das  Demobilmachungsamt,  vom  16.  November  1918 
(Deutscher  Reichsanzeiger  und  Preußischer  Staatsanzeiger 
Nr.  274  vom  19.  November  1918)  soweit,  als  sie  das  Ver- 
fahren vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  auf  Festsetzung  des 
Uebernahmepreises  für  enteignete  Gegenstände  berührt,  13. 
die  Verordnung  des  Reichsministeriums  für  wirtschaftliche  De- 
mobilmachung über  Erweiterung  der  Fortbildungsschulpflicht 
für  die  Zeit  der  wirtschaftlichen  Demobilmachung  vom 
28.  März  1919  (RGBl.  S.  354). 

Die  übrigen  Anordnungen  der  Reichsministerien  und 
der  sonstigen  Demobilmachungsbehörden  auf  Grund  der 
die  wirtschaftliche  Demobilmachung  betreffenden  Be- 
fugnisse treten  nach  dem  Gesetzentwurf  mit  dem 
31.  März  1922  außer  Kraft. 

Gleichzeitig  wird  der  Reichsarbeitsminister  ermäch- 
tigt, die  in  der  Verordnung  über  Erwerbslosenfürsorge 
vom  1.  November  1921  (RGBl.  S.  1337)  festgesetzten 
Sätze  der  Erwerbslosenunterstützung  im  Rahmen  der 
verfügbaren  Mittel  zu  erhören. 

Im  Sozialpolitischen  Ausschuß  sind  die 
Beratungen  über  den  Entwurf  eines  Hausgehilfeujgesetzesi 
und  den  Gesetzentwurf,'  betreffend  Aenderung  des  Ver- 
sicherungsgesetzes für  Angestellte  noch  nicht  zum  Ab- 
schluß gelangt.  Der  zuletzt  genannte  Gesetzentwurf  ist 
einem  Unterausschuß  überwiesen  worden,  der  für  seine 
Beratungen  nachstehende  Verhandlungsfolge  festgesetzt 
hat:  Umfang  der  Versicherungen,  Versicherungsleistun- 
gen, Beiträge  und  Beitragsverfahren,  Organisation  und 
Rechtsprechung,  die  Verwaltungsorganisation.  Dieser 
Unterausschuß,  der  aus  den  Mitgliedern  Dr.  Thissen, 
Ephraim,  Dr.  Hab'ersbrunner,  Thierkopf,  Aufhäuser,  Beck- 
mann (Wilhelm),  Dr.  Herzau,  Lange  (Max)  und  Ströh- 
linger  besteht,  bleibt  außer  für  die  Vorberatung  des  An- 
gestelltenversicherungsgesetzes als  Arbeitsausschuß 
fürdie  Reform  der  sozialen  Versicherung  si- 
g e s e t z e zuständig  für  alle  Fragen  der  Arbeiterver- 
sicherung. 

Der  Finanzpolitische  Ausschuß  stimmte 
dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Geltungsdauer 
des  Gesetzes  gegen  die  Kapitalflucht  unter 
der  Voraussetzung  zu,  daß  die  Erlaubnis  zur  persön- 
lichen Mitnahme  von  Zahlungsmitteln  nach  dem  Aus- 
land der  Geldentwertung  entsprechend  von  3000  auf 
20  000  M.  erhöht  wird.  Der  Gesetzentwurf  bezweckt 
die  Verlängerung  der  Geltungsdauer  des  Kapitalflucht- 
gesetzes und  der  zugehörigen  Verordnungen  bis  zum 
31.  März  1923. 

Der  Ausschuß  beendete  seine  Beratungen  über  den 
Entwurf  eines  Gesetzes  zur,Aenderung  des 
Land  essteuer  ge  setzesvom' 30.  März  1920 ').  Er 
schlägt  eine  Reihe  wichtiger  iAenderungen  für  das  Gesetz 
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vor.  In  dem  amtlichen  Bericht  über  die  Schlußsitzung) 
heißlt  es : 

„Im  Teil  1,  Landessteuer-  und  Gemeindeabgaben,  sind 
neben  kleineren  Aenderungen  die  Sätze  für  Getränkesteuern 
nach  dem  Kleinhandelspreis  allgemein  auf  5o/0,  beim  Schaum- 
wein und  schaumweinähnlichen  Getränken  und  beim  Trink- 
branntwein auf  10o/o  des  Kleinhandelspreises  (Entw.  2o/o, 
5o/o,  IO0/0)  erhöht  worden. 

Im  Teil  2,  Beteiligung  der  Länder  und  Gemeinden  am 
Ertrag  von  Reichssteuern  ist  in  den  §§  16  und  37—39  eine 
Aenderung  dahingehend  getroffen,  daß  Länder  und  Gemein- 
den nicht  nur  einen  Anteil,  sondern  das  gesamte  Aufkommen 
der  Grunderwerbssteuer  erhalten.  Die  Länder  werden  ver- 
pflichtet, die  Gemeinden  mit  mindestens  der  Hälfte  zu  be- 
teiligen. Diese  Stellungnahme  gründet  sich  darauf,  daß 
die  Grunderwerbssteuer  ein  Ausdruck  des  örtlichen  Wirt- 
schaftslebens ist  und  das  Reich  nur  einen  Ausfall  von  etwa 
275  Millionen  Mark  erleidet. 

Zu  den  §§  17  (Anteil  an  der  Einkommen-  und  Körper-  j 
schaftssteuer)  und  43  (Anteil  an  der  Umsatzsteuer)  wurde 
folgende  Entschließung  angenommen:  „Mit  Rücksicht  auf 
die  finanzielle  Notlage,  in  der  sich  vielfach  die  Gemeinden  | 
befinden,  hält  der  Ausschuß  es  für  erforderlich,  daß  die 
Frage  der  Teilung  der  großen  Reichssteuern  (Einkommen- 
steuer, Körperschaftssteuer,  Umsatzsteuer)  zwischen  Reich, 
Ländern  und  Gemeinden  einer  besonderen  Nachprüfung  unter- 
zogen wird.“ 

Der  § 25,  der  die  Länder  ermächtigen  sollte,  für  die 
Verteilung  ihres  Einkommens  aus  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
betrieb auf  die  Gemeinden  besondere  Bestimmungen  zu 
treffen,  wurde  gestrichen. 

Zu  § 43,  Umsatzsteuer,  wurde  folgende  Entschließung 
gefaßt:  „Die  von  einem  Steuerpflichtigen  für  die  Umsätze 
in  seinem  gewerblichen,  bergbaulichen,  forst-  oder  land-  i 
wirtschaftlichen  Betrieb  bezahlten  Umsatzsteuern  sind,  wenn 
sich  der  Betrieb  auf  den  Bezirk  mehrerer  Gemeinden  er- 
streckt, auf  die  beteiligten  Gemeinden  nach  einem  in  diesem 
Gesetz  festzustellenden  Maßstab  zu  verteilen.“  Der  dadurch 
hinfällige  § 43  a der  Novelle  wurde  gestrichen. 

Im  § 43  e,  Kraftfahrzeugsteuer,  wurde  eingefügt,  daß 
die  Länder  die  festgesetzten  50o/o  des  Aufkommens  „zum 
Zwecke  der  öffentlich-rechtlichen  Wegeunterhaltung“  erhalten. 

Im  Teil  3,  Lastenverteilung,  wurde  der  § 52  folgender- 
maßen gefaßt:  „Wenn  das  Reich  den  Ländern  oder  den  Ge- 
meinden neue  Aufgaben  zuweist,  so  ist  die  Beteiligung  des 
Reichs  an  den  Kosten  gleichzeitig  gesetzlich  zu  regeln.“ 
Ferner  wurde  dazu  folgende  Entschließung  angenommen: 
„Den  Ländern  und  Gemeinden  sind  umfangreiche  Aufgaben 
des  Reichs  übertragen  worden,  ohne  daß  immer  eine  ge- 
nügende Beteiligung  des  Reichs  an  den  Kosten  erfolgt  wäre. 
Wenn  die  Länder  und  Gemeinden  fähig  bleiben  sollen, 
solche  Aufgaben  zu  erfüllen,  muß  der  § 52  derart  angewendet 
werden,  daß  die  Kosten  solcher  Aufgaben  in  stärkerem  Maß 
als  bisher  vom  Reich  übernommen  werden.“ 

Im  Teil  4,  Uebergangs-  und  Schlußbestimmungen,  wurde 
iin  § 56  der  Absatz  gestrichen,  der  den  Anteilen  an  der 
Reichseinkommen-  und  Erbschaftssteuer  bei  Vergleich  mit 
dem  bisherigen  Aufkommen  an  den  durch  die  Einkommen-, 
Körperschafts-,  Kapitalertrag-  und  Erbschaftssteuer  ersetzten 
Steuer  des  Landes  und  seiner  Gemeinden  die  Ueberweisungen 
aus  der  Umsatzsteuer,  soweit  sie  die  Ueberweisungen 
im  Steuerjahr  1919  übersteigen,  hinzurechnen  wollte.  Als 
neuer  Absatz  wurde  hinzugefügt:  „Die  gewährleisteten  Be- 
träge sind  in  vierteljährlichen  Teilen  an  die  von  den 
Landeszentralbehörden  bezeichneten  Kassen  der  Länder  abzu- 
führen.“ Ferner  wurden  zu  dem  Paragraphen  folgende  Ent- 
schließungen gefaßt,  „Die  Höhe  des  iml  § 56  Abs.  2 Satz  1 
gewährleisteten  Betrages  ist  im  Hinblick  auf  die  seit  1919  ein- 
getretenen veränderten  Verhältnisse  einer  Nachprüfung  zu 
unterziehen.“  „In  der  Zeit  zwischen  dem  10.  März  und 
31.  März  1920  beschlossene  Gemeindeumlagen  sollen  nach 
dem  Gesetz  bei  Feststellung  der  Einkommensgarantie  berück- 
sichtigt werden,  wenn  besondere  Billigkeitsgründe  vorliegen. 
Der  Ausschuß  richtet  an  die  Reichsregierung  das  Ersuchen,  die 
noch  schwebenden  Verhandlungen  mit  Beschleunigung  zu 
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Ende  zu  führen  und  dabei  die  Notlage  der  Gemeinden  durch 
weitherzige  Anerkennung  von  Billigkeitsgründen  nach  Mög- 
lichkeit Rechnung  zu  tragen/'  Im  § 59  wurde  der  Satz  bis 
zu  dem  die  Zinsen,  Diskontbeträge  und  Kosten  erstattet 
werden,  von  41  .^o/o  auf  5°/o  heraufgesetzt  und  bestimmt, 
daß  die  dem  Reich  obliegende  Tilgung  bestimmter  An- 
leihen auch  dann  gilt,  wenn  an  Stelle  einer  festen  Anleihe 
zunächst  nur  eine  kurzfristige  Schuld  aufgenommen  wird. 
Der  Schlußabsatz  des  Paragraphen,  der  bestimmt,  daß  die 
vom  Reich  übernommenen  Jahreszinsen  für  die  von  den 
Gemeinden  auf  Rechnung  des  Reichs  aufgenommenen  An- 
leihen zur  Deckung  der  Kriegswohlfahrtsausgaben  jedem 
Lande  auf  den  ihm  gewährleisteten  Anteil  an  Reichssteuern 
angerechnet  wird  (§  56),  wurde  gestrichen,  weil  diese  An- 
rechnung die  Erstattung  der  Zinsen  bedeutungslos  machen 
würde. 

Um  der  Regierung  die  Möglichkeit  zu  geben,  sich  einen 
Ueberblick  über  die  steuerliche  Belastung  des  deutschen 
Volkes  zu  verschaffen,  der  besonders  bei  den  Vcrftandlungen 
mit  der  Entente  von  Wichtigkeit  ist,  wurde  dem  § 13  b 
folgender  Absatz  7 zugefügt:  „Die  Länder  haben  alljährlich 
dem  Reichsfinanzministerium  mitzuteilen,  welche  Einnahmen 
ihre  Gemeinden  aus  der  Besteuerung  der  Getränke  erzielt 
haben",  und  dem  § 60  folgende  Fassung  gegeben: 

„Die  Reichsregierung  und  die  von  ihr  beauftragten  Reichs- 
behörden sind  befugt,  von  den  Landes-  und  Gemeindebe- 
hörden Auskunft  über  die  Landes-  und  Gemeindesteuer,  so- 
wie zur  Durchführung  der  Lastenverteilung  Einsicht  in  die 
Haushaltspläne  und  Jahresrechnungen  zu  verlangen,  ebenso 
die  für  die  Beurteilung  der  finanziellen  Lage  (Einnahmen, 
Ausgaben,  Schulden)  der  Länder  und  Gemeinden  erforder- 
lichen Unterlagen  einzufordern. 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  hat  zum  ersten  Male 
bis  zum  1.  Januar  1923  und  in  Zukunft  alle  zwei  Jahre  diese 
Mitteilungen  in  einem  Bericht  zusammenzufassen  und  dem 
Reichstag,  Reichsrat  und  Reichswirtschaftsrat  vorzulegen.“ 

In  dieser  abgeänderten  Form  wurde  der  Gesetzentwurf 
mit  allen  gegen  zwei  Stimmen,  die  ihre  Ablehnung  mit  der 
Erhöhung  der  Sätze  für  die  Getränkesteuern  begründeten, 
gebilligt. 

Zum  Abschnitt  IV  der  Tagesordnung  für  die  Konfe- 
renz in  Genua,  nach  dem  folgende  Finanzfragen  zur 
Beratung  gestellt  werden  sollen:  i Regelung  des  Geldum- 
laufs; Zentral-  und  Emissionsbanken;  öffentliche  Finanzen 
und  Wiederaufbau;  Valutafragen;  Organisation  des 
öffentlichen  und  [jfivaten  Kredits,  wurden  für  ein  an 
den  Reparationsausschuß  zu  erstattendes  Gutachten  all- 
gemeine Richtlinien  angenommen,  die  nach  dem  amt- 
lichen Bericht  nachstehende  Gedankengänge  enthalten: 

„In  den  meisten  Staaten  haben  die  Steuerverpflichtungen 
eine  oft  bis  über  die  Grenze  des  Erträglichen  hinausgehende 
Erhöhung  erfahren.  Der  dadurch  bereits  erschwerte  Aus- 
gleich des  Staatshaushalts  wird  weiter  ins  Wanken  ge- 
bracht, weil  die  Verpflichtungen  nur  zum  Teil  in  der  Lan- 
deswährung, zum  anderen  in  fremden  Währungen  zu  bezahlen 
sind,  da  der  Krieg  eine  gegenseitige  Schuldverflechtung 
der  verschiedensten  Staaten  zur  Folge  gehabt  hat.  Die 
Anhäufung  von  Goldbeständen  und  Goldforderungen  bei  den 
Gläubigerstaaten  der  Welt,  hat  ein  Sinken  der  Valuten  der 
Schuldnerstaaten  im  Gefolge^  das  die  gegenseitigen  Handels- 
beziehungen zerstört,  bei  den  Gläubigern  den  Export,  bei 
den  Schuldnern  den  Rohstoffeinkauf  hindert  und  eine  Reihe 
weiterer  nachteiliger  Folgen  hat.  Daraus  ergeben  sich  zwei 
Notwendigkeiten:  einmal  die  Revision  der  internationalen 
Verschuldung,  die  für  unproduktive  Kriegszwecke  gemacht 
worden  ist,  zweitens  die  Beendigung  der  unproduktiven 
Schatzanhäufung  des  Goldes  in  den  übervalutarischen  Ländern 
durch  die  Ueberlassung  von  Krediten  an  die  goldarmen 
Länder.  Diese  müssen  teils  als  Staatskredit  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  teils  sind  sie  als  langfristige  Anlagekredite 
der  Privatwirtschaft  zuzuführen.  Um  die  Voraussetzungen  für 
solche  Maßnahmen  zu  bieten,  muß  im  Haushalt  aller  Staaten 
äußerste  Sparsamkeit  walten.  Unproduktive  Ausgaben 


müssen  vermieden  werden.  Die  Deckung  der  Ausgaben  muß 
durch  Steuern  oder  Ueberschüsse  der  Staatsbetriebe  erfolgen. 
Die  Inflation  darf  nicht  fortgesetzt  werden,  da  sie  zu  neuen 
Störungen  des  Weltmarktes  Jühren  würde.  Die  Zentralnoten- 
banken sind  von  der  Deckung  des  staatlichen  Geldbedarfs 
zu  trennen.  Es  scheint  zweckmäßig,  daß  die  Zentralnoten- 
banken der  einzelnen  Länder  so,  wie  die  deutsche  Reichs- 
bank es  schon  angebahnt  hat,  in  eine  engere  Fühlung  mit- 
einander treten  und  die  Verhältnisse  des  Weltmarktes  dauernd 
überwachen.  Es  ist  zu  erwägen,  ob  nicht  unter  Führung  der 
’ Zentralnotenbanken  des  Kontinents  zur  dauernden  Stärkung 
der  europäischen  Valuten  eine  Art  von  Clearing  der  euro- 
päischen Wirtschaften  herbeigeführt  werden  soll,  durch  das 
die  Salden  der  einzelnen  Volkswirtschaften  ausgeglichen  wer- 
den, so  daß  nur  der  Gesamtsaldo  der  europäischen  Wirt- 
schaft mit  den  außereuropäischen  Wirtschaftsgebieten  ver- 
rechnet zu  werden  braucht.“ 

Auf  Ersuchen  des  Reichsfinanzministers  beschäftigte 
sich  der  Ausschuß  mit  der  Durchführung  und  Ausge- 
staltung der  im  Steuerkompromiß  vorgesehenen 
Zwangsanleihe.  Er  wird  in  Fortsetzung  seiner  Be- 
ratungen zunächst  über  den  folgenden  Antrag  Dr.  Hilfer- 
ding  Beschluß  fassen: 

„Der  Finanzpolitische  Ausschuß  stellt  fest,  daß  der 
Reichswirtschaftsrat  zur  Beurteilung  der  Zwangsanleihe  erst 
in  einem  Stadium  herangezogen  wurde,  in  dem  sie  bereits 
zu  einer  Tatsache  der  Politik  geworden  ist.  Er  erwartet,  daß 
der  Entwurf  des  Gesetzes  über  die  Zwangsanleihe  ihm  so 
zeitig  zugestellt  wird,  daß  eine  sachliche  Mitarbeit 
möglich  ist. 

Der  Finanzpolitische  Ausschuß  hält  die  Emission  einer 
Zwangsanleihe  für  wirtschaftlich  äußerst  bedenklich.  Die 
oberste  Forderung  der  Finanzpolitik,  nämlich  die  Herstellung 
des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalt,  bleibt  unerfüllt.  Die 
Inflation  mit  ihren  verhängnisvollen  Wirkungen  dauert  fort. 
Zugleich  verdirbt  die  Zwangsanleihe  auf  längere  Zeit  den 
Anleihemarkt  und  schädigt  den  Kredit  Deutschlands  im  Aus- 
land. 

Der  Ausschuß  bedauert-,  daß  nicht  andere  Arten  der 
Kreditaufbringung  versucht  worden  sind,  wie  z.  B.  die  Auf- 
legung einer  freiwilligen  goldwertbeständigen  Anleihe,  deren 
in  Gold  zu  berechnenden  Zinsen  und  Amortisationsbeträge 
dem  Besitz  aufzuerlegen  wären.“ 

Endlich  fand  der  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  die  Erhöh  ungde  r Verwaltungskosten- 
beiträge bei  Tilgungsdarlehen  in  abgeänderler 
Form  die  Zustimmung  des  Ausschusses.  Aus  dem  amt- 
lichen Bericht  über  die  Sitzung  ist  zu  entnehmen: 

Die  sachliche  Grundlage  für  den  Erlaß  eines  derartigen 
Gesetzes  ist  dadurch  gegeben,  daß  den  auf  mehrere  Jahr- 
zehnte unkündbar  abgeschlossenen  Tilgungsdarlehen  ein  Ver- 
waltungskostenbeitrag zugrunde  liegt,  der  bei  der  Geldent- 
wertung den  ausgebenden  Realkreditinstituten  nicht  mehr 
gestattet,  damit  die  sachlichen  und  persönlichen  Verwaltungs- 
kosten zu  bestreiten.  Daß  die  Erhöhung,  die  sich  bei  den 
öffentlich-rechtlichen  Kreditanstalten  in  einer  Erhöhung  des 
Prozentsatzes  für  diese  Verwaltungskosten  neben  dem  ver- 
einbarten Zinssatz,  bei  den  Hypothekenbanken,  die  die  Ver- 
waltungskostenbeiträge in  den  Zins  mit  einrechnen,  in  einer 
scheinbaren  Erhöhung  des  Zinsfußes  äußern  wird,  von  dem 
Schuldner,  soweit  er  der  Landwirtschaft  angehört,  getragen 
werden  kann,  unterliegt  keinem  Zweifel,  während  bei  der 
für  den  städtischen  Hausbesitz  bestehenden  Zwangswirtschaft 
Sicherheit  dahin  geschaffen  werden  muß,  daß  diese  Lasten- 
erhöhung auf  den  Mieter  abgewälzt  werden  darf.  Der  § 1 
des  Gesetzentwurfs  sieht  eine  Erhöhung  der  Beiträge  um 
l/2 °/o  vor.  Der  Ausschuß  hielt  diese  Erhöhung  für  unzu- 
reichend. Es  wurde  deshalb  für  richtig  gehalten,  dem  Reichs- 
rat die  Befugnis  zu  übertragen,  zu  bestimmen,  ob  und  in 
welchem  Umfang  die  Landesbehörden  die  Kreditanstalten 
zu  weiteren  Erhöhungen  ermächtigen  dürfen.  Es  schien 
ferner  für  erwünscht,  daß  die  gleiche  Befugnis,  wie  den 
öffentlich-rechtlichen  und  den  unter  Staatsaufsicht  stehenden 
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Kreditanstalten  (§  11)  auch  denjenigen  gemeinnützigen  Kredit- 
anstalten gewährt  werden  kann,  welche  der  Förderung  des 
zweitstelligen  Grundkredits  zu  dienen  bestimmt  sind.  Die 
anderen  Paragraphen  wurden  bis  auf  einige  kleine  Aende- 
rungen  in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage  gebilligt. 

Die  wesentlichen  Aenderungen  des  Gesetzes  nach  dem 
Ausschußbeschluß  sind  dementsprechend: 

Zu  § 1 als  Absatz  2:  „Der  Reichsrat  kann  nach  An- 
hörung des  Reichswirtschaftsrats  bestimmen,  daß  und  in 
welchem  Umfang  die  oberste  Landesbehörde  die  Kreditan- 
stalten zu  weiteren  Erhöhungen  ermächtigen  darf.“ 

Zu  § 11  als  Absatz  2:  „Auf  Antrag  der  obersten  Landes- 
behörde kann  der  Reichsjustizminister  auch  gemeinnützigen 
Kreditanstalten  den  im  § 1 genannten  Anstalten  gleichstellen.“ 
Zu  § 13:  „Das  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündi- 
gung in  Kraft  und  läuft  bis  31.  Dezember  1926.“  (Der  Ent- 
wurf enthielt  keine  Befristung.) 

Ferner  wurde  folgende  Entschließung  gefaßt: 

„Es  wird  als  erforderlich  erachtet,  klarzustellen,  daß  die 
Verwaltungskosten  den  Zinsen  im  Sinne  des  § 3 des  Reichs- 
mietengesetzes gleichgestellt  sind,  und  daß  die  Ausführungs- 
bestimmungen des  Reichsmietengesetzes  eine  dahingehende 
Feststellung  treffen.“ 

Außerdem  gelangte  ein  Antrag  Fürstenberg  zur  Annahme, 
der  besagt: 

„Der  Reichswirtschaftsrat  erwartet,  daß  die  bewilligten. 
Erhöhungen  unter  anderem  auch  dazu  benutzt  werden,  um  die 
Bezüge  der  Hypothekenbank-Angestellten  den  gegenwärtigen 
Lebensverhältnissen  entsprechend  aufzubessern.“ 

Der  Ausschuß-  für  Siedlung»-  und  Wo  h- 
nungswesen zusammen  mit  dem  gemeinsamen  Unter- 
ausschuß des  Wirtschafts-  und  Sozialpolitischen  Aus- 
nahm folgenden  Antrag  einstimmig  an: 

„Die  Reichsregierung  wird  ersucht, 

1.  Die  in  Ziffer  10  der  nachstehenden  Leitsätze  vorge- 
geschlagenen  Maßnahmen  des  Reichs  zur  Förderung  der 
Moor-  und  Oedlandkultivierung  so  schnell  als  möglich 
durchzuführen  und 

II.  bei  den  Landesregierungen  eine  schleunige  Moor-  und 
Oedlandkultivierung  und  -besiedlung  unter  Uebermitt- 
lung  der  nachstehenden  Leitsätze  zu  1 bis  9 und  unter 
Hinweis  auf  die  vom  Reich  zur  Förderung  dieser  Arbeit 
beabsichtigten  Malnahmen  anzuregen.“2) 

Die  Leitsätze  lauten: 

„1.  Der  bedrohliche  Stand  des  deutschen  Geldes  wird 
trotz  unserer  gefährdeten  Ernährung  in  Kürze  den  Abbau  der 
Einfuhr  von  Lebensmitteln  aus  dem  Ausland  erzwingen. 
Dieser  Abbau  der  Einfuhr  ausländischer  Lebensmittel  fordert 
rascheste  dauernde  Steigerung  der  inländischen  Erzeugung. 
Zu  der  Steigerung  der  landwirtschaftlichen  Erzeugung  auf 
altem  Kulturland  muß  die  Schaffung  neuen  Kulturlandes  aus 
bisherigem  Moor-  und  Oedland  hinzutreten. 

2.  Deutschland  besitzt  nach  vorsichtigen  sachverständigen 
Schätzungen  mindestens  drei  Millionen  Hektar  kulturwürdiges 
Moor-  und  Oedland.  Eine  statistische  Aufnahme  ist  — so 
wünschenswert  sie  sein  mag  — für  den  Beginn  praktischer 
Arbeit  ebenso  wenig  notwendig,  wie  die  Aufstellung  eines 
Generalplanes  oder  die  Schaffung  neuer  Aemter  und  Zentral- 
stellen. Die  Natur  dieses  Oedlandes  ermöglicht  die  alsbaldige 
Urbarmachung  und  Bewirtschaftung.  Heide  ist  im  allgemeinen 
am  leichtesten,  Hochmoor  am  schwierigsten  in  Kulturland 
umzuwandeln. 

3.  Die  Bewirtschaftung  von  3 Mill.  Hektar  würde  nach 
völliger  Durchführung  bei  einem  Hektar  Körnerertrag  von  24 
Zentnern  Getreidekörner  einen  durchschnittlichen  Jahreskör- 
nerertrag von  72  Millionen  Zentnern  Getreide  (ohne  Stroh) 
ergeben.  Diese  Mehrerzeugung  würde  zwei  Drittel  der 
1920  eingeführten  ausländischen  Nahrungsmittel  betragen,  also 
nach  dem  heutigen  Durchschnittspreis  für  Auslandsgetreide 
für  die  deutsche  Volkswirtschaft  eine  Jahresersparnis  von 
40  bis  45  Milliarden  Mark  bedeuten. 
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4.  Die  Urbarmachung  wird  in  der  Regel  für  große  zu- 
sammengefaßte Flächen  durchzuführen  sein  (von  Staat,  ge- 
meinnützigen Siedlungsunternehmungen,  Provinz,  Kreis,  Bo- 
denverbesserungsgenossenschaften). Abgabe  zur  Selbsturbar- 
machung in  kleinen  Flächen  kommt  nur  am  Rande  der 
Moor-  und  Heideflächen  in  Frage,  falls  die  dortige  Bevöl- 
kerung nicht  Mangel  an  Arbeitskräften  leidet,  in  Oed-  und 
Moorlandurbarmachung  Erfahrung  besitzt  und  Vorflut  und 
Entwässerung  bereits  durchgeführt  ist. 

5.  Maschinen  und  Düngestoffe  zur  Urbarmachung  und  Be- 
wirtschaftung sind  vorhanden  oder  können  beschafft  wer- 
den. Auch  die  Arbeiterfrage  ist  zu  lösen. 

6.  Die  Aktion  erfordert  eine  gut  organisierte  Heran-  \ 
Ziehung  von  Erwerbslosen.  Geeignete  Anleitung,  gute  Un- 
terbringung, Bekleidung  und  Verpflegung  sind  Vorbedingun- 
gen für  befriedigende  Arbeitsleistung.  Persönlichkeiten,  die 
dem  Werk  ein  besonderes  Interesse  entgegenbringen,  Führer- 
eigenschaften besitzen  und  ein  Herz  für  die  ihrer  Führung 
anvertrau^en  Arbeitskräfte  haben,  sind  auch  bisher  schon 
Erfolge  nicht  versagt  geblieben. 

7.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  auf  die  dauernde  Be- 
schäftigung von  Strafgefangenen  in  der  Urbarmachung  von 
Moor-  und  Oedländereien  zu  richten. 

8.  Mit  der  Urbarmachung  muß  — insbesondere  aus  be- 
völkerungspolitischen Gründen  — eine  rasche  Besiedlung  und 
Bewirtschaftung  des  Oed-  und  Moorlandes  Hand  in  Hand 
gehen.  Die  Besiedlung  wird  jedoch  in  der  Regel  zweck- 
mäßig erst  nach  Durchführung  der  Urbarmachung  erfolgen 
können. 

9.  Die  Urbarmachung  und  Besiedlung  des  Moor-  und 
Oedlandes  bedarf  wegen  des  Risikos. der  privatwirtschaftlichen 
Rentabilität  finanzielle  Unterstützung  seitens  der  Länder  durch 
Gewährung  von  Zuschüssen  und  Krediten.  Jede  speku- 
tive  Ausnutzung  des  mit  Unterstützung  durch  öffentliche 
Mittel  kultivierten  Oed-  und  Moorlandes  ist  im  Wege  der 
Gesetzgebung  entsprechend  § 20  des  Reichssiedlungsgesetzes 
auszuschließen. 

10.  Von  seiten  des  Reichs  wären  folgende  Maßnahmen 
geeignet,  die  Moor-  und  Oedlandkultivierung  und  -besied- 
lung rasch  vorwärts  zu  bringen: 

a)  Ein  Reichsrahmengesetz  über  Moorschutz,  um  eine 
Beeinträchtigung  der  landwirtschaftlichen  Kultur 
durch  unsachgemäße  industrielle  Torfnutzung  zu  ver- 
hindern. 

b)  Steuererleichterungen,  nämlich: 

1.  Zulässigkeit  des  Abzugs  der  unrentierlichen  Auf- 
wendungen (mit  einem  Drittel  der  Gesamtaufwen- 
dungen)  für  Moor-  und  Oedlandurbarmachung  von 
dem  Einkommen  des  Jahres,  in  dem  die  Auf- 
wendungen gemacht  worden  sind  und  der  fol- 
genden zwei  Jahre  (als  Erweiterung  des  § 59a 
der  Novelle  zum  Reichseinkommensteuergesetz) ; 

2.  Steuerfreiheit  des  bisherigen  Oed-  und  Moorlandes 
von  der  Einkommensteuer  und  etwaigen  Vermö-  1 
genszuwachssteuern  für  sechs  Jahre  nach  Durch- 
führung der  Urbarmachung,  längstens  für  zehn 
Jahre  seit  Inangriffnahme  der  Kulturarbeiten.“ 

Der  Verkehrs  aus  schuß  wählte  als  ersten  Vor- 
sitzenden an  Stelle  des  aus  Gesundheitsrücksichten  zu- 
rückgetretenen Geheimrats  Arnhold,  Generaldirektor 
Dr.  Wussow. 

Der  Ausschuß  beschloß,  dem  Reparationsausschuß 
zum  Abschnitt  VI  der  j Tagesordnung  für  Genua  „Trans- 
portfragen“ einige  kurze  Leitsätze  vorzulegen. 

Ein  Antrag  des  Gewerkschaftsbunds  tder  Angestellten 
auf  vermehrte  Einstellung  von  Feriensonder- 
züge n wurde  der  Regierung  zur  Berücksichtigung  über- 
wiesen. 

In  den  beim  Reichswirtschaftsministerium  zu  bilden- 
den gemeinschaftlichen  K a r t e 1 1 b e i r a t sind  vom 

Reichs  wirtschaftsrat  aus  delegiert  worden  die  Mitglieder: 
Frowein,  Fabrikant,  Elberfeld;  Wissell,  Reichsminister 
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a.  D.,  Berlin;  Bästlein,  Direktor  des  Zentralverbands 
Deutscher  Konsumvereine,  Hamburg  und  Dr.  Schmalen 
bach,  Professor,  Köln. 

Von  seiten  des  Reichstags  werden  die  Herren  Mol- 
kenbuhr,  Klöckner,  Dr.  Reichert,  Dr.  Curtius  und 
Jäckel  und  vom  Reichsrat  die  Herren  Ministerialdirek- 
tor Dr.  Bail,  Staatsrat  Dr.  Rohmer,  Ministerialdirektoir 
Graf  von  Holtzendorff  und  Senator  Strandes  in  den 
Beirat  entsandt. 

Der  Kartellbeirat  hat  zu  prüfen  und  Vorschläge 
zu  machen,  in  welcher  Weise  das  Kartell-  und  Verbands- 
wesen in  Industrie  und  Handel  einer  fortlaufenden  Be- 
obachtung zu  unterziehen  ist  und  in  welcher  Weise  aus 
Mißbrauch  von  Monopolstellungen  erwachsenden  Schädi- 
gungen Ider  Volkswirtschaft,  insbesondere  die  dikta- 
torische Auferlegung  unbilliger  Preis-  und  Absatzbedin- 
gungen auf  Verarbeiter,  Handel  und  Verbraucher  ab- 
gewehrt werden  kann. 

Am  5.  April  wird  das  Plenum  zu  einer  mehr- 
tägigen Sitzung  zusammentreten.  Die  Tagesordnung 
wird  unter  anderem  folgende  Beratungsgegenstände  um- 
fassen: Antrag  Nr.  258  der  Drucksachen,  betreffend 
Aendemng  des  Handelsgesetzbuchs  und  der  Reichsge- 
werbeordnung; Entwurf  eines  Gesetzes  über  Aenderung 
der  Wahlen  nach  der  Reichsversicherungsordnung  — 
Nr.  257  der  Drucksachen  — ; Entwurf  eines  Gesetzes 
über  die  Geltungsdauer  des  Gesetzes  gegen  die  Kapital 
flucht  — Nr.  260  der  Drucksachen  — ; Entwurf  eines 
Gesetzes  zur  Aenderung  des  Landessteuergesetzes  vom 
30.  März  1920  — Nr.  261  der  Drucksachen  — ; Entwurf 
eines  Gesetzes  über  die  Erhöhung  der  Verwaliungs- 
kostenbeiträge  bei  Tilgungsdarlehen  — Nr.  262  der 
Drucksachen;  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Verlängerung 
der  Geltungsdauer  von  Demobilmachungsverordnungen 
— Nr.  263  der  Drucksachen;  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  die  Regelung  der  Einfuhr  — Nr.  264  der  Druck 
Sachen;  Entschließung  — Nr.  259  der  Drucksachen  — 
betr.  Verträge  mit  der  Deutschen  Lagerei-Aktiengesell- 
schaft; Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Autonomie  der 
Reichsbank  — Nr.  266  der  Drucksachen,  Antrag 
Nr.  265  der  Drucksachen,  betr.  Moor-  und  Oedlandkulti- 
vierung und  -besiedlung. 

Zeitschriften. 

„Zeitschrift  für  Verkehrswissenschaf  t“, 
herausgegeben  von  Dr.  Ernst  Eich,  Direktor  des  Instituts 
für  Verkehrslehre,  Köln,  Heft  1.  Bezweckt  wird:  Forschung 
und  Lehre  auf  dem  Gebiet  des  Verkehrswesens;  Nutzbar- 
machung der  Ergebnisse  von  Forschung  und  Lehre  für  das 
deutsche  Wirtschaftsleben.  Daneben  erscheint  eine  in  erster 
Linie  den  Bedürfnissen  der  Praxis  dienende  Wochenschrift  des 
Instituts  „Der  Verkehr“.  — Kuske,  Die  Bedeutung  des  Ver- 
kehrs für  die  weltwirtschaftliche  Entwicklung.  — Thieß,  Neue 
überseeische  Erschließungsbahnen  vom  Standpunkt  der  deut- 
schen Exportpolitik  aus.  — Tuckermann,  Die  verkehrsgeogra- 
phischen Aenderungen  in  den  europäischen  Eisenbahnsystemen 
seit  den  politischen  Umwälzungen. 

„juristische  Wochenschrift“,  Heft  3.  Ueber- 
wiegend  Fragen,  die  mit  dem  Friedensvertrag  Zusammen- 
hängen. Weck,  die  deutsche  Anwaltschaft  und  die  Aus- 
führung des  Friedensvertrags.  Niedhammer  und  Weck  zur 
Ausführung  des  Art.  297  i des  FV.  (Ersatz  für  Auslandsschäden). 

„Juristische  Wochenschrif  t“,  Heft  4,  v.  d.  Trenck, 
Nichtigkeit  und  Heilung  bei  sogenannten  „Nebenabreden“  oder 
unrichtigen  Beurkundungen  von  Grundstücksveräußerungsver- 
trägen. — Fischer,  Auflassungsvollmacht  im  Scheinkaufvertrag. 


— Silberschmidt,  Die  Hypotheken  für  Markbeträge  mit  festem 
Kurs  in  Franken  samt  Kursdifferenzhypothek.  — Holländer, 
Friedländer  und  Geiler,  Wirkt  das  deutsch-schweizerische  Gold- 
hypotheken-Abkommen  vom  6.  12.  20  dinglich?  — Chone, 
Zum  Begriff  des  unmittelbaren  Schadens  im  Reichstumultscha- 
dengesetz. 

„Juristische  Wochenschrif t“,  Heft  5,  Drews, 
Schadensersatzansprüche  aus  Anlaß  von  polizeilichen  Verfü- 
gungen. — Loeb,  Darf  Ware  höher  gezeichnet  werden? 

„Zeitschrift  für  Aktienwese  n“,  Monatsschrift 
für  das  gesamte  Gesellschafts-  und  Kartellwesen,  einschließlich 
Betriebswirtschaftslehre  und  Steuerrecht.  Den  Verlag  hat 
der  Industrieverlag  Spaeth  & Linde  übernommen,  der  neue 
Jahrgang  wird  wesentlich  reichhaltiger  werden,  als  die 
früheren.  Jede  Nummer  umfaßt  drei  Abteilungen  mit  be- 
sonderen Herausgebern:  Gesellschaftsrecht  (einschl.  Steuer- 

recht), Betriebswirtschaft  und  Buchführung,  Kartelle,  Syn- 
dikate, Interessengemeinschaften.  Aus  dem  ersten  Heft  seien 
erwähnt  die  Abhandlungen  von  Wolff  über  die  Besteuerung 
der  Gesellschaftsbildung,  Beuck  über  den  „Abschreibungs- 
ausgleich“,  Saalheimer  über  Stimmrechtsaktien,  Birnbaum 
über  Kartelleinigungsstelle  und  Sann  über  Kaikulationskartelle 

„Zeitschrift  für  Aktienwesen“,  Heft  2,  Fried- 
länder, Grundsätzliches  zum  Gesetz  über  die  Entsendung  von 
Betriebsratsmitgliedern  in  den  Aufsichtsrat.  — Rosendorff,  Ei- 
senbahnstreik und  Generalversammlungen.  — Schmidt,  Gewinn 
und  Scheingewinn  der  Unternehmung.  — Gerstner,  Erhaltung 
und  Leistungsfähigkeit  der  Unternehmung  und  Preiswucher. 


ßücherschau. 

Dr.  Paul  Dreist.  Die  Schrift  des  Senatspräsidenten  beim 
Reichswirtschaftsgericht  über  „Die  Vergütung  der 
O k k u p a t i o n s 1 ei  s t u n ge  n“  ist  bereits  zu  Beginn  des 
Jahrs  in  zweiter,  wesentlich  erweiterter  Auflage  erschienen. 
(Heft  V der  Sammlung  Wirtschaftsrecht  und  Wirtschafts- 
pflege, Industrieverlag  Spaeth  & Linde,  Berlin  C 2,  1922, 
Preis  16  M.). 

Die  rasche  Folge  der  zweiten  Auflage  beweist,  wie  stark 
das  Bedürfnis,  nach  einer  systematischen  Darstellung  dieses 
neuartigen,  für  die  besetzten  Teile  Deutschlands  höchstwich- 
tigen Rechtsgebiets  war.  Die  an  dieser  Stelle  der  ersten  Auf- 
lage gewünschte  weite  Verbreitung  ist  eingetreten.  Im  be- 
setzten Gebiet  ist  die  Dreistsche  Schrift  zum  unentbehrlichen 
Ratgeber  nicht  nur  für  alle  diejenigen  geworden,  die  in  Amt 
und  Beruf  sich  mit  der  Vergütung  von  Okkupationsleistungen 
zu  befassen  haben,  sie  hat  auch  in  den  Kreisen  der  Geschä- 
digten selbst  als  Wegweiser  durch  eine  für  den  Laien  schwei- 
verständliche  Rechtsmaterie  Eingang  gefunden. 

Der  Vorzug,  der  bereits  der  ersten  Auflage  nachgerühmt 
werden  konnte,  tritt  in  der  zweiten  Auflage  noch  klarer  und 
deutlicher  zutage:  Das  Streben  des  Verfassers,  durch  rechts- 

schöpferische Arbeit  den  Bedürfnissen  des  besetzten  Gebiets 
gerecht  zu  werden,  soweit  irgend  die  nicht  immer  glück- 
liche Fassung  des  Gesetzes  es  gestattet.  Hier  sind  seit  der 
ersten  Auflage  erhebliche  Fortschritte  wiederum  zu  ver- 
zeichnen, die  im  besetzten  Gebiet  große  Befriedigung  ausgelöst 
haben;  ich  venveise  insbesondere  auf  die  Vergütung  der  Wege- 
schäden. Besondere  Beachtung  verdient  die  in  der  zweiten  Auf- 
lage entwickelte  Unterscheidung  zwischen  Requisition  und 
Staatshoheitsakt;  sie  zeigt  eine  der  für  das  besetzte  Gebiet! 
empfindlichsten  Gesetzeslücken  auf,  die  besondere  Maßnahmen 
erfordert. 

Aeußerlich  unterscheidet  sich  die  zweite  Auflage  vor- 
teilhaft von  der  ersten  durch  Stichworte  am  Rande  und  ein 
Nachschlageverzeichnis,  das  den  Gebrauch  des  wertvollen  Buchs 
wesentlich  erleichtert.  Reg.-Rat  Mayer,  Reichsschatzministerium 

Deutsche  Grundcredit- Bank  Gotha.  Die  am 

1.  April  bzw.  1.  Mai  1922  fälligen  Zinsscheine  der  un 
kündbaren  Hypothekenpfandbriefe  der  Deutschen  Grund 
credit- Bank  zu  Gotha  und  der  ehemals  Schwarzburgischen 
Hypothekenbank  in  Sondershausen  werden  laut  Bekannt 
machung  in  unserer  heutigen  Nummer  in  gewohnter 
Weise  bereits  jetzt  bzw.  vom  15.  April  1922  ab  eingelöst. 


Verantarortl.:  Für  den  textL  Inhalt:  Paul  Linde,  Berlin-Zehlendori  (Wannseebahn);  für  die  Inserate:  Brich  Donati,  Berlin-Steglitz;  Verlag:  IndustrieTerlag 
Spaeth  k Linde,  Berlin  02,  Königetraße  52.  — Druob  ron  Arthur  Seholem  Berlin  6W  19.  BeathstraBe  8 
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W.  Jacobsen,  AKtiessgesellschaft 

Auf  Grund  des  von  der  Zulassungsstelle  genehmigten,  bei 
uns  erhältlichen  Piospekts  sind 

nom-  IOOOOOOO,—  M.  Aktien 

(10000  StücK  über  je  1000  M.  Nr.  1 — 10000) 

der 

W.  Jacobsen,  AKtiengesellschaft,  Kiel 

zum  Handel  und  zur  Notiz  an  der  Berliner  Börse  zugelassen. 
Berlin,  im  März  1922 

James  Scbuiersenz  & Petra!,  Bankgeschäft 


Aktiengesellschaft  für 
chemischeProduktevormals 

H.  Scheidemandel.  Berlin 

Hierdurch  laden  wir  unsere 
Aktionäre  zu  der  am  Sonn- 
abend, den  25.  März  1922, 
vormittags  11  Uhr,  in  Berlin, 
HoteiBristol, Unter  d Linden  5/6, 
stattfindenden  26.ordentlichen 
Generalversammlung  unserer 
Gesellschaft  ein. 

Tagesordnung: 

I.  Geschäftsbericht  nebst  Bi- 
lanz und  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung für  das  Ge- 
schäftsjahr vom  1.  Oktober 
1920  bis  30.  September  1921; 
Beschlußfassung  über  deren 
Genehmigung,  sowie  über 
Vei  Wendung  des  Reinge- 
winns. 

2.  Entlastung  des  Vorstandes 
und  des  Aufsichtsrats. 

3.  Aufsichtsratswahlen. 


BanR  für  Brau-Industrie 

Auf  Grund  d^s  von  der  Zulassungsstelle  genehmigten,  bei 
uns  erhältlichen  Prospekts  sind 

nom.  13400  000—  M.  neue  Aktien 

Nr.  20  001-33400 

der 

BanR  für  Brau-Industrie 

zum  Handel  und  zur  Notiz  an  der  Börse  zu  Berlin  zugelassen 
worden.  - 

Berlin,  im  März  1922 

Gehr.  Arnhold  Bank  für  Handel  and  Industrie 
Commerz-  u.  Prlvat-Bank  Hardy  & Co.,  G.  m.  b.  H. 

AHtiengesellschatt 


Stimmberechtigt  sind  die- 
jenigen Aktien,  welche  beim 
Vorstand  der  Gesellschaft  oder 
bei  den  nachstehenden  An- 
meldestellen mindestens  am 
dritten  Tage  vor  der  General- 
v rsammlung  entweder  unter 
Vorzeigung  der  Aktien  oder 
unter  Vorlage  eines  Besitz- 
zeugnisses, welches  von  einem 
Notar  oder  von  einer  öffent- 
lichen Behörde  ausgestellt  sein 
muß,  angemeldet  sind. 

Laut  besonderer  Bekannt- 
machung läuft  die  Bezugsfrist 
für  die  jungen  Aktien  gemäß 
Beschlusses  der  Generalver- 
sammlung vom  28.  Januar  1922 
in  der  Zeit  vom  1 bis  22  März 
1922.  Für  die  bei  einer  Bezugs- 
stelle zwecks  Ausübung  des 
Bezugsrechts  hinterlegten  Ak- 
tien kann  auf  Wunsch  des 
Aktionärs  gleichzeitig  auch  die 
Eintrittskarte  für  die  ordent- 
liche Generalversammlung  aus- 
gestellt werden. 


Anmeldestellen  sind:  Der 

Vorstand  der  Gesellschaft  in 
Berlin,  die  Dresdner  Bank  in 
Berlin,  Dresden  und  München, 
die  Bayerische  Hypotheken- 
und  W^hselbank  in  München 
und  Landshut,  das  Bankhaus 
Dingel  & Co.,  Magdeburg,  die 


Unionbank,  Wien,  die  Zivno- 
stenska  Banka,  Prag,  die  Unga- 
rische Allgemeine  Kreditbank, 
Budapest. 

B e r 1 i n , 4 28  Februar  1922 
Der  Aufsichtsrat 
Dr.  Kempner,  Vorsitzender 


Industrie- 

und  Kommerz -Bank 
Aktiengesellschaft 

Bilanz  "am  31.  Dezember  1921 


Bilanz  per  31.  Dezember  1921 


AKtiva 

Kassenbestand  . 
Wertpapiere  . . 
Außenstände  . . 
Hypotheken- 
forderung . . 
Beteiligungen  . . 
Inventar  .... 
Bürgschafts- 
deckung . . . 

M 

71 717 
1838030 
1492375 

72500 

76225 

1358 

167500 

Pf 

77 

29 

35 

3719706 

41 

Passiva 

Aktienkapital: 

Stammaktien  . 

1000000 

— 

Vorzugsaktien 

900000 

__ 

Reservefonds  . . 

190000 

— 

Spezial  - Reserve- 

fonds  .... 

50069 

06 

Steuerrücklagefds. 

62574 

25 

Zweifelhafte  For- 

derungen  . . 

29847 

50 

Schulden  .... 

1232042 

41 

Bürgschaften  . . 

167500 

— 

Reingewinn 

für  1921  . . . 

87673 

19 

(Vortrag  auf  neue 

Rechnung) 

3719706 

41 

Gewinn-  n.  Verlustrechnung 

am  31.  Dezember  1921 

Debet 

M 

Pf 

Generalunkosten 

283675 

88 

Abschreibungen  . 

36344 

35 

Reingewinn 

für  1921  . . . 

87673 

19 

407693 

42 

Kredit 

Ueberschüsse  . . 

407693 

42 

407  693|42 
Charlottenbu'rg, 

im  Januar  1922 
Der  Anfsichtsrat: 
von  Boltenstern 
Der  Vorstand:  K-  G e r i c k e 


Aktiva 

M. 

4 

Grundstückskonto 

227427 

80 

Terrain  und  Bau- 

stellen  .... 

30726 

65 

Wiesenkonto  . . 

43462 

40 

Tonbergkonto  . 

13105 

70 

Gebäudekonto  . 

700248 

70 

Maschinenkonto  . 

83117 

42 

Ausrüstungskonto 

12139 

20 

Formenkonto  . . 

1 

— 

Pferd-  u.  Wagen- 

konto  .... 

1 

— 

Plattenkonto  . . 

1 

— 

Debitorenkonto  . 

3121604 

63 

Materialien  und 

Vorrätekonto  . 

1035745 

63 

Bankkonto  . . . 

3761804 

83 

Kassakonto  . . . 

22227 

98 

Wechselkonto  . 

88164 

84 

Beteiligungen  . . 

1 

— 

9129779 

78 

Passiva 

Aktienkapital  . . 

5500000 

— 

Aktienkapital 

(Vorzugsaktien) 

500000 

— 

Reservefonds 

1000000 

— 

Delkrederekonto 

100000 

— 

Dividendenkonto 

3360 

— 

Hypothekenkonto 

203000 

— 

Kreditorenkonto 

1243366 

57 

Gewinn-  u Verl.- 

konto  .... 

580053 

21 

9129779|78 

Die  auf  160,0'  festgesetzte 
Dividende  gelangt  von  heule 
a&  mit  160  — M.  bei  dem  Bank- 
haus von  Goldscbmidt-Roth- 
Schild  a Co.  in  # rlin,  Tauben- 
straße 16—18,  bei  dem  Bank- 
haus Gebr.  Arnhold,  Berlin, 
Französische  Straße  33  e,  bei 
dem  Bankhaus  Gebr.  Arnhold 
in  Dresden  zur  Auszahlung 
Charlottenburg, 

28.  Februar  1922 

Richard  Biumenfeld, 
Veltener  Ofenfabrik 

Aktiengesellschaft 

Richard  Blumenfeld 
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Artikel  V der  Haager  Regeln  von  1921. 

Von  Dr.  G.  van  Slooten. 

Präsident  des  Kriegsgerichts  im  Haag  und  Mitglied 
des  Seerechtkomitees,  Haag. 

Wie  bekannt  ist,  hat  die  International  Law  Associa- 
tion, von  welcher  eine  deutsche  Landesgruppe  unter 
der  hervorragenden  Leitung  des  Geh.  Justizrats,  Pro- 
fessor Dr.  Niemeyer  in  Kiel  steht,  am  3.  September  1921 
im  Haag  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  entworfen,  welche 
sich  auf  die  von  Seefrachtführern  auf  Grund  eines  Kon- 
nossements zu  übernehmenden  Risikos  beziehen.  Diese 
Bestimmungen  sollen  eine  Art  Friedensvertrag  sein,  um 
dem  seit  langen  Jahren  zwischen  dem  Befrachter  und 
dem  Reeder  geführten  Streit  betreffs  der  Konnossement- 
Klauseln,  welche  die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers 
einschränken  und  ausschließen,  ein  Ende  zu  machen.  Wie 
jeder  Friedensvertrag  findet  auch  dieser  seine  Freunde 
und  seine  Feinde  und  wird  mit  Wohlwollen  einerseits 
und  mit  Unfreundlichkeit  andererseits  beurteilt;  mit  an- 
deren derartigen  Verträgen  hat  auch  dieser  gemeinsam, 
daß  seine  Gültigkeit  nicht  durch  Worte  und  Redensarten, 
sondern  durch  geschichtliche  Tatsachen  bewiesen  wer- 
den muß. 

Während  nun  Art.  III  dieser  sog.  Haager  Regeln 
von  1921  vorschreibt,  daßi  jede  Klausel  ohne  Wirksam- 
keit sein  soll,  welche  den  Frachtführer  befreien  würde 
von  der  Haftung  für  Verluste  oder  Schäden,  die  aus 
einer  Fahrlässigkeit,  einem  Verschulden  oder  einer  Unter- 
lassung herstammen  hinsichtlich  der  Verpflichtungen: 

1.  das  Schiff  seetüchtig  zu  machen, 


2.  das  Schiff  gehörig  zu  bemannen,  auszurüsten  und 
zu  verproviantieren, 

3.  die  Schiffs-Gefrier-  und  Kühlräume  und  alle  anderen 
Teile  des  Schiffes,  in  denen  Güter  befördert  wer- 
den, für  deren  Aufnahme,  Beförderung  und  Erhal- 
tung geeignet  und  sicher  zu  machen, 

4.  für  die  geeignete  und  sorgfältige  Handhabung,  Be- 
ladung, Verstauung,  Beförderung,  Verwahrung,  Für- 
sorge und  Entlöschung  der  beförderten  Güter  Sorge 
zu  tragen, 

schreibt  dahingegen  Art.  V vor: 

„Ungeachtet  der  Bestimmungen  der  vorgehenden 
Artikel  steht  es  einem  Frachtführer,  Kapitän  oder 
Agenten  des  Frachtführers  und  einem  Befrachter  hin- 
sichtlich gewisser,  besonderer  Güter  frei,  irgendeine 
Vereinbarung  in  bezug  auf  die  Verantwortlichkeit 
und  Haftungspflicht  des  Frachtführers  für  derartige 
Güter  und  in  bezug  auf  die  Rechte  und  Befreiungen 
des  Frachtführers  hinsichtlich  solcher  Güter  oder 
seine  Verpflichtung  hinsichtlich  der  Seetüchtigkeit, 
der  Fürsorge  und  Sorgfalt  seiner  Erfüllungsgehilfen 
oder  Agenten  mit  Bezug  auf  die  Handhabung,  Be- 
ladung, Verstauung,  Verwahrung,  Fürsorge  und  Ent- 
löschung der  zur  See  beförderten  Güter  zu  treffen, 
vorausgesetzt,  daß  in  diesem  Falle  kein  Konnosse- 
ment ausgestellt  wird  und  daß  die  vereinbarten  Be- 
dingungen in  einer  Empfangsbescheinigung  aufge- 
nommen  werden,  die  eine  nicht  begebbare  Urkunde 
und  als  solche  gekennzeichnet  ist. 

Jede  so  getroffene  Vereinbarung  hat  volle  ge- 
setzliche Kraft.“ 
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Ein  jeder,  der  auf  dem  Gebiet  des  Seerechts  kein 
Fremder  ist,  wird  sofort  wjslsen,  daß  Art.  III  in,  seinem 
Wesen  vollständig!  übereinstimmt  mit  der  am  meisten 
grundsätzlichen  Bestimmung  der  „Harter- Act“  der  Ver- 
einigten Staaten,  1893,  welche  weiterhin  in  der  austra- 
lischen „Sea  Carriage  of  Goods  Act“,  1904,  der  „New 
Zealand  Shipping  and  Seamen  Act“,  1908,  der  kanadi- 
schen „Water  Carriage  of  Goods  Act,  1911,  nachgeahmt 
wird.  Niemand  wird  indessen  in  einem  dieser  Gesetze 
oder  in  irgendeinem  anderen  Gesetz,  Vorschriften  finden, 
welche  mit  den  Bestimmungen  von  Art.  V der  Haager 
Regeln  übereinstimmen,  ausgenommen  vielleicht  im  Art. 
301  des  eben  erwähnten  neuseeländischen  Gesetzes, 
worin  dem  Richter  die  Befugnis  gegeben  ist,  in  beson- 
deren Fällen  Abweichungen  von  der  Regel  zuzulassen: 

„Such  clause,  covenant  or  agreement  shall  be 
null  and  void  and  of  no  effect,  unless  the  Court 
before  which  any  question  relating  thereto  is  tried 
shall  adjudge  the  same  to  be  just  and  reasonable“. 
Diese  neue  und  ungewohnte  Bestimmung  in  den 
Haager  Regeln  hat  nun  wohl  den  größten  Teil  der 
Kritik  aushalten  müssen,  welche  in  bezug  auf  die  ganzen 
Regeln  ausgeübt  worden  ist  und  hat  auch  mancherlei 
Mißverständnis  hervorgerufen.  Zum  Teil  ist  dies  viel- 
leicht auch  der  umständlichen  und  wenig  deutlichen  Re- 
daktion des  Artikels  zuzuschreiben.  Deshalb  ist  es  viel- 
leicht nützlich  in  einer  für  jeden  verständlichen  Sprache 
nochmals  zu  sagen,  was)  der  Artikel  eigentlich  bezweckt. 
Auf  anderer  Seite  stößt  man  indessen  auch1  auf  grund- 
sätzliche Bedenken  und  in  dieser  Hinsicht  halte  ich 
es  für  nötig,  die  Zweckmäßigkeit  der  Vorschrift  zu  ver- 
teidigen. 

Ich  muß  damit  anfangen,  zuzugeben,  daß  die  Be- 
stimmung eigentlich  aus  den  Haager  Regeln  hätte  weg- 
gelassen werden  können  und  daß  sie  darin  ziemlich  über- 
flüssig ist.  Denn  diese  Regeln  beziehen  sich  ausschließ- 
lich auf  Beförderung  von  Gütern,  worüber  Konnosse- 
mente ausgestellt  werden.  Dies  erhellt  deutlich  aus  der 
Ueberschrift: 

„defining  the  risks  to  be  assumed  by  sea  carriers 
under  a bill  of  lading“, 

welche  Ueberschrift  mit  Absicht  so  formuliert  worden  ist, 
denn  in  dem  Entwurf  der  im  Mai  1921  ernannten  Redak- 
tionskommission lautete  dieselbe: 

„defining  the  risks  to  be  assumed  by  sea  carriers 
under  a contract  of  affreigthmen  t“. 
Solange  also  im  Art.  V die  Wjorte: 

- „pnovided  that  in  this  case  no  bill  of  lading  shall  be 
issued“ 

noch  fehlten,  hatte  die  Ueberschrift  Berechtigung;  so- 
bald man  aber  diese  Worte,  ohne  an  das  begrenzte  Ge- 
biet der  Regeln  zu  denken  darin  aufgenommen  hatte, 
verfiel  jegliche  Veranlassung,  Art.  V bestehen  zu  las- 
sen, denn  es  ist  deutlich,  daß  nicht  bestimmt  zu  wer- 
den brauchte,  daß  kein  Zwang  bestehen  dürfe,  wo  der- 
selbe überhaupt  nicht  vorhanden  war.  Solange,  von  der 
anderen  Seite  betrachtet,  die  Regeln  nicht  ausschließlich 
bestimmt  waren  für  Verladung:  unter  Konnossement, 

konnte  Veranlassung  bestehen,  sich  auch  mit  der  Beför- 
derung von  Gütern  zu  beschäftigen,  worüber  kein  Kon- 
nossement ausgestellt  werden  sollte;  sobald  man  indessen 


das  Gebiet  auf  Konnossemente  beschränkte,  brauchte  man 
sich  mit  anderen  Dokumenten  überhaupt  nicht  zu  be- 
schäftigen. 

Artikel  V verdankt  sein  Bestehen  nur  darum,  daß 
man  im  entscheidenden  Augenblick  nicht  mehr  daran 
dachte,  daß  man  sich  nicht  allein  mit  dem  Transport 
unter  Konnossement,  sondern  mit  dem  ganzen  Seetrans- 
port beschäftigen  wollte.  Und  doch  ist  es  ein  Glück, 
daß  die  Bestimmung  in  die  Haager  Regeln  aufgenommen 
ist,  weil  dadurch  ein  für  allemal  die  Frage  aufs  Tapet 
gebracht  ist,  ob  es1  sich  empfiehlt,  eine  drakonische  Un- 
gültigkeitserklärung wie  diejenige  der  Harter- Act  und 
deren  Tochtergesetze  in  den  bestehenden  Gesetzen  auf- 
recht zu  erhalten  und  sie  in  neue  Gesetze  aufzunehmen. 
Für  Holland  ist  diese  Frage  von  umso  größerer  Be- 
deutung, als  in  dem  vorhandenen  Entwurf  von  einem 
neuen  Seerecht  ein  Standpunkt  eingenommen  wird  (Art. 
470),  welcher  vielleicht  noch  strenger  ist  als  der  ameri- 
kanische. Doch  auch  in  anderen  Ländern  muß  diese 
Frage  erwogen  werden,  da  nun,  vorläufig  wenigstens,  auf 
gesetzgeberischem  Gebiet  das  Prinzip  der  Harter-Act  zu 
triumphieren  scheint  und  vielleicht  auch  weiter  seinen 
Einzug  auf  dem  Festland  von  Europa  halten  wird. 

In  bezug  auf  die  wünschenswerte  Klarheit  in  den 
grundsätzlichen  Regeln  (welche  durch  Art.  V gestört 
werden  würde),  ist  es  von  Belang,  zu  erwähnen,  daß 
selbst  die  Harter-Act  mit  ihren  Nachfolgern  den  Grund- 
satz, daß  jede  abweichende  Bestimmung  ungültig  sein 
soll,  nicht  unbedingt  durchführt,  da  lebende  Tiere  und 
auch  ab  und  zu  Holzladungen  von  der  Wirkung  dieser 
Bestimmung  vollständig  ausgeschlossen  werden,  so  daß 
in  Fällen,  wo  es  sich  um  diese  Güter  handelt,  vollstän- 
dige und  unbeschränkte  Kontraktfreiheit  gegeben  ist.  ■ 
Nebenher  muß  man  im  Auge  halten,  daß  im  allgemeinen 
auch  für  den  Gesetzgeber  gilt,  daß  es  keine  Regeln 
ohne  Ausnahmen  gibt  und  daß  gerade  die  große  Kunst  ; 
einer  erträglichen  Gesetzgebung  darin  besteht,  die  stets 
vorhandenen  Ausnahmefälle  zu  ihrem  Recht  kommen  zu 
lassen,  ohne  daß  dadurch1  die  Wirkung  der  Vorschriften 
vernichtet  wird.  — Bei  der  Beantwortung  der  Frage, 
ob  es  nützlich  ist,  die  Ausnahmen  des  Harter-Grund- 
satzes  nicht  auf  Tiere  und  Holz  zu  beschränken,  gehe  ich 
von  dem  Gedanken  aus,  daß  die  „öffentliche  Ordnung“ 
nicht  beteiligt  ist  bei  absoluter  Freiheit  oder  vollkomme- 
nem Gebundensein  der  Parteien.  Die  großen  Worte, 
welche  man  in  dieser  Beziehung  ausgesprochen  h'at,  gel- 
ten jetzt  allgemein  als  verloren.  Nach  meiner  Ansicht 
hat  man  sich  auf  den  praktischen  Standpunkt  zu  stellen 
und  zu  fragen,  ob  die  beim  Seetransport  in  Frage  kom- 
menden Parteien  von  einer  absoluten  Bestimmung  wirk- 
lichen Nutzen  haben.  Das  Gesetz  kann  bestimmen, 
welche  Risikbs  der  Frachtführer  in  jedem  vorkommenden 
Falle  zu  tragen  hat,  aber  es  kann  füglich  nicht  bestim- 
men, wieviel  er  dafür  dem  Verlader  berechnen  kann  und 
noch  viel  weniger,  daß  er  verpflichtet  ist,  alle  Waren, 
welche  ihm  angeboten  werden,  zu  verschiffen.  Der  nie- 
derländische Entwurf  tut  dies  auch  nicht.  Solange 
nun  Kontraktfreiheit  bestand,  haben  die  Verlader  stets 
behauptet,  daß  der  Frachtführer,  wenn  sie  mit  seinen 
Bedingungen  nicht  zufrieden  waren  und  weitergehende 
Verpflichtungen  forderten,  antwortete,  er  könne  diesem 
Verlangen  entsprechen,  wenn  die  Verlader  mehr 
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FraCht  bezahlten  oder  daß  er,  der  Frachtführer,  bei  die- 
sen schwereren  Bedingungen,  lieber  von  der  Versen- 
dung Abstand  nähme  und  sich  erlaube,  in  einem  freien 
Land  wohnend,  die  Güter  in  seinem  Schiff  nicht  mit- 
zunehmen. Ob  hierin  nun  ein  Grund  zu  Klagen  liegt,  will 
ich  nicht  ausmachen,  aber  wohl  will  ich'  darauf  hinweisen, 
daß  durch  eine  Gesetzesbestimmung  ausschließlich  zum 
Vorteil  des  Verladers,  diese  Angelegenheit  in  keiner  Be- 
ziehung geändert  wird.  Nehmen  wir  an,  daß.  unter  der 
Wirkung  von  dem  obenerwähnten  Art.  470,  ein  Kauf- 
mann einem  Seefrachtführer  das  Angebot  macht,  für 
ihn  eine  Ladung  Rennpferde,  Kibitzeier,  Erdbeeren  oder 
Marmorplatten  zur  Versendung  zu  übernehmen  und  zu- 
gleich darauf  hinweist,  daß  der  Frachtführer,  wenn  er 
auf  die  Sache  eingeht,  nicht  die  Bedingung  stellen  darf, 
daß  er  für  unrichtige  Behandlung  oder  ungenügende 
Bewachung  nicht,  oder  nur  bis  zu  einem  gewissen  Be- 
trage verantwortlich  sein  könne,  dann  wird  der  Fracht- 
führer entweder  sagen:  ich  verlange  eine  sehr  höhe 
Fracht,  um  dadurch  mein  großes  Risiko  zu  decken, 
oder  er  wird  das  Angebot  dankend  ablehnen.  In  kei- 
nem dieser  beiden  Fälle  ist  dem  Kaufmann  besonders  ge- 
holfen. Denn  die  Risikoprämie,  welche  der  Fracht- 
führer bedingen  muß*  wird  meistens  höher  sein,  als  die 
Versicherungsprämie,  weil  der  Versicherer  eine  ganz 
andere  Gefährenverteilung  zu  berücksichtigen  hat.  Je- 
ner Kaufmann  würde  also  mehr  Fracht  bezahlen  als  ein 
anderer,  der  unter  eigenem  Risiko  versendet;  ersterer 
muß  seinem  Abnehmer  also  einen  höheren  Preis  be- 
rechnen, als  dieser,  der  vielleicht  sein  Konkurrent  ist; 
oder  er  muß  vom  ganzen  Geschäft  Abstand  nehmen. 
Die  Nachteile  in  dergleichen  Fällen  beschränken  sich 
nun  nicht  auf  den  Einzelhändler,  sondern  sie  können 
sich  auf  einen  ganzen  Handelszweig,  ja  selbst  auf  den 
ökonomischen  Zustand  eines  Landes  erstrecken.  Man 
denke  z.  B.  an  das  Beispiel  des  gefrorenen  Fleisches, 
welches  in  den  Verhandlungen  des  Maritime  Law  Gomites 
häufig  angeführt  ist.  Derjenige,  welcher  mit  der  Ein- 
fuhr dieses  Fleisches  in  Europa  den  Anfang  machte, 
hat  damit  ein  noch  stets  sehr  geschätztes  Nahrungsmittel 
in  den  Bereich  von  ganzen  Gesellschaftsklassen  gebracht, 
die  vorher  nicht  daran  denken  konnten.  Aber  als  er 
damit  anfing,  konnte  er  keine  Fracht  bedingen  im  Ver- 
hältnis zum  Risiko  des  Frachtführers;  er  hätte  sonst 
mit  den  Preisen  für  inländisches  Fleisch  nicht  konkurrie- 
ren können ; außerdem  konnte  auf  eine  derartige  Ladung 
keine  Versicherung  genommen  werden,  so  daß  eine  Fracht- 
berechnung kaum  möglich  war  und  die  Frachtführer 
deshalb  die  angebotenen  Ladungen  lieber  von  der  Hand 
wiesen.  Der  Versender  mußte  sich  also  entschließen, 
unter  eigenem  Risiko  zu  verladen.  Wäre  dies  nicht 
möglich  gewesen,  dann  würden  auch  die  belangreichen 
ökonomischen  Ergebnisse  der  Fleischeinfuhr  in  Weg- 
fall gekommen  sein.  Für  Holland  kommt  auch  noch 
eine  andere  Seite  der  Sache  in  Frage,  die  Ausfuhr  näm- 
lich. Es  gibt  sehr  viele  Artikel  von  großer  Bedeutung, 
welche  unter  Kontraktfreiheit  für  „owners  risk“  ver- 
sandt werden  und  deshalb  unter  der  Herrschaft  von  Art. 
470  entweder  gar  nicht,  oder  nur  auf  unvorteilhafte  Be- 
dingungen verschifft  werden  können  und  zwar  sind  dies: 
Früchte,  Käse,  Butter,  Pflanzen,  Eier,  Gemüse  usw.  Be- 
vor man  nun  drakonische  Bestimmungen  trifft,  würde 


es  sicher  notwendig  sein,  erst  genau  festzustellen,  welche 
Folgen  dieselben  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Aus- 
fuhr haben  würden. 

Ferner  halte  man  auch  die  Interessen  der  Schiff- 
fahrt überhaupt  im  Auge  bei  der  Wiederbelebung  des 
Handelsverkehrs  in  dieser  außergewöhnlichen  Periode 
nach  dem  Weltkriege.  Man  bedenke,  ich  schließe  mich 
hierbei  einer  Bemerkung  von  Sir  Norman  Hill,  Sekretär 
der  Liverpoolschen  Reedervereinigung  an,  welche  der- 
selbe in  einer  in  Liverpool  gehaltenen  Rede  machte,  — 
dahingehend,  daß,  wenn  man  nach  einer  Wiederbelebung 
strebt,  der  Unternehmungsgeist  außergewöhnlich  gestützt 
werden  muß  und  daß  neue  Unternehmungen  im  See- 
verkehr häufig  die  Notwendigkeit  mit  sich  bringen,  bis 
dahin  nicht  besuchte  Häfen  anzulaufen  oder  vorhandene 
Häfen  zu  Zwecken  zu  benutzen,  wozu  sie  nicht  einge- 
richtet sind.  In  solchen  Fällen  wird  man  also  vor  neuen 
und  unbekannten  Risikos  stehen  und  bis  die  Verhält- 
nisse in  einer  neuen  Fahrt  sich  deutlich  abgezeichnet 
haben,  werden  die  Gefahren  zum  großen  Teil  durch  die 
Kaufleute  selbst  getragen  werden  müssen,  weil  Frachten 
und  Prämien  noch  nicht  auf  einer  zuverlässigen  Grund- 
lage unter  den  Kaufmann,  den  Reeder  und  den  Seever- 
sicherer verteilt  werden  können.  Auch  herrscht  eine  große 
Unsicherheit  in  den  Zuständen  in  vielen  Häfen.  Solche, 
die  vor  dem  Krieg  durchaus  sicher  waren,  sind  infolge 
von  politischen  und  anderen  Störungen,  voll  von  un- 
berechenbaren Gefahren.  Häfen,  die  früher  den  Ruf 
großer  Ehrlichkeit  hatten,  wimmeln  jetzt  von  Dieben 
und  die  Behörden  stehen  großen  Beraubungen  machtlos 
gegenüber.  Es  gibt  selbst  Häfen,  in  denen  sich  sogar  die 
Behörden  daran  beteiligen  und  wo  die  Einkünfte,  sei  es 
öffentlich  oder  geheim,  durch  Erpressung  oder  durch  Be- 
raubung des  Handels  erzielt  werden.  Daß. dieses  so  ist,  wis- 
sen die  Kaufleute  ebensogut  wie  die  Reeder  und  Seever- 
siCherer.  Und  wenn  durch  solche  Zustände  das  Versiche- 
rungsgeschäft zu  sehr  erschwert  wird,  zieht  der  Versicherer 
sich  zurück  und  wenn  der  Reeder  gezwungen  wird,  unter 
einem  starren  System  von  gesetzlichen  Bestimmungen  zu 
arbeiten,  wird  er,  und  nicht  allein  zu  seinem  eigenen 
Schaden,  den  Schiffahrtsverkehr  mit  solchen  Häfen  ein- 
stellen oder  nicht  wieder  eröffnen.  Und  doch,  richtig  be- 
trachtet, muß  der  Kaufmann  beurteilen,  ob  es  Mühe, 
Kosten  und  Gefahren  lohnt,  den  Handel  nach  solchen 
Gegenden  aufzunehmen  und  ob  der  erzielbare  Gewinn 
genügt,  &e  Risikos,  denen  er  ausgesetzt  ist,  zu  decken 
und  so  ist  es  sicherlich  unrichtig,  dem  Reeder 
durch  Auferlegung  von  unerfüllbaren  Betriebsbe- 
dingungen, die  Möglichkeit  zu  verschließen,  dem  Kauf- 
mann in  seinen  Unternehmungen  behilflich  zu  sein. 

So  gibt  es  also  heutzutage  und  wird  es  auch  in 
Zukunft  allerlei  Umstände  geben,  in  welchen  der  Reeder 
vorbehaltlos  nicht  dafür  einstehen  kann,  daß  seine  Schiffe 
für  die  eine  oder  andere  Versendungsart  geeignet  sind, 
oder  daß  er  für  Behandlung  oder  Bewachung  der  Güter 
zu  sorgen  imstande  ist,  trotzdem  — nicht  allein  in 
seinem  eigenen  Interesse  — navigare  necesse  est. 

In  der  Hauptsache  haben  diese  Argumente  dahin  ge- 
führt, daß  in  den  Haager  Regeln  ein  absolutes  Verbot 
von  Befreiungsklauseln  für  alle  und  jede  Verschiffungen 
zur  See  nicht  genehmigt  worden  ist.  Mir  scheinen  diese 
Argumente  auch'  Kon  solch  überzeugender  Kraft  zu  sein 
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und  nebenher  doch  auch  eigentlich  so  auf  der  Hand 
zu  liegen,  daßi  man  wohl  an  nehmen  darf,  daß  sie  auch 
dem  Gesetzgeber,  welcher  den  Harter-Grundsatz  ange- 
nommen hat,  nicht  unbekannt  sein  konnten.  Sieht 
man  mm  aber,  daß  \z.  B.  in  Holland  das  Harter- Prinzip 
in  seiner  vollen  Strenge  als  Regel  für  alle  Seetransporte 
vorgeschlagen  wird,  ohne  irgendwelche  Ausnahmen  zu 
gestatten,  dann  wird  der  Grund  wohl  darin  gesucht  werden 
müssen,  daß  man  fürchtet,  wenn  man  überhaupt  Aus- 
nahmen zuläßt,  dahin  zu  klommen,  daß  die  Ausnahmen  so 
sehr  überhand  nehmen  würden,  daß  sie  zum  Schluß  zur 
Regel  würden  und  daß  dann  die  ganze  Verordnung  hin- 
fällig wäre. 

Wenn  nun  wirklich  durch  das  Zulassen  von  Aus- 
nahmen eine  Untergrabung  des  gesetzlichen  Grundsatzes 
herbeigeführt  werden  würde,  dann  wäre  es  in  der  Tat 
richtig,  demgegenüber  eine  ablehnende  Haltung  einzu- 
nehmen. Es  ist  also  eine  Frage  der  größten  Bedeutung, 
ob  es  möglich  sein  kann,  eine  Bestimmung  zu  treffen, 
durch  welche  die  Ausnahmen  auf  ein  erträgliches  Maß 
und  in  passende  Grenzen  zurückgeführt  werden  können. 
Eine  dahingehende  Bestimmung  wurde  nun  durch  das 
British  Imperial  Shipping  Committee  in  seinem  Rapport, 
welcher  im  Februar  1921  in  London  erschien,  vorge- 
schlagen. Darin  wurde  der  Gedanke  geäußert,  eine  neue 
Behörde  für  das  ganze  Britische  Reich  einzusetzen,  welche 
die  Aufgabe  haben  sollte,  u.  a.  Aufsicht  auszuüben  auf 
die  Befolgung  der  Seegesetze  und  zu  entscheiden  haben 
würde,  ob  und  wie  weit  in  der  Praxis  Ausnahmen 
von  dem  Harter- Prinzip  zuzulassen  wären.  Dieser  Ge- 
danke fand  aber  in  den  betreffenden  Kreisen  keine  gün- 
stige Aufnahme.  Man  erklärte,  daß  man  eine  Ein- 
mischung von  amtlicher  Seite  in  eine  so  vielseitige  Ma- 
terie, wie  sie  der  Gütertransport  über  alle  Ozeane  dar- 
stellt, für  nicht  angebracht  hielt;  entweder  würde  dieses 
auf  nichts,  oder  auf  Willkür  und  Zwang  hinauslaüfen. 
Auch  fürchtete  man  die  großen  Kosten,  welche  die  Er- 
richtung und  das  Unterhalten  eines  solchen  Kollegiums 
mit  sich  bringen  würden  und  ob  es  wohl  richtig  wäre, 
dies  noch  in  einer  Zeit  zu  tun,  in  welcher  Sparsamkeit  und 
Einschränkung  der  Staatsausgaben  eine  Hauptbedingung 
sind;  es  erschien  auch:  unangebracht,  da  das!  Reichsbudget 
dadurch  mit  neuen  Ausgaben  belastet  würde. 

Die  International  Law  Association,  vor  die  gleiche 
Frage  der  Regelung  der  Ausnahmen  gestellt,  mußte  die 
gegen  Errichtung  einer  Behörde  erhobenen  Bedenken 
anerkennen;  Sie  mußte  selbst  noch  ein  weiteres  schwer- 
wiegendes Bedenken  hinzufügen,  dieses  nämlich,  daß 
man,  im'  Gegenslatz  zum  Imperial  Shipping  Committee,  auf 
internationales  Terrain  käme,  und  daß  es  wohl  nicht 
möglich  sein  würde,  für  diese  Angelegenheit  eine  inter- 
nationale Behörde  zu  schaffen.  Nach  langer  Ueberlegung 
kam  man  dann  auf  den  Gedanken,  welcher  in  Art.  V 
Ausdruck  gefunden  hat: 

Ausnahmen  werden  zugelassen,  vorausgesetzt, 
daß  in  diesem  Fall  kein  Konnossement  ausgestellt 
wird,  und  daß  die  vereinbarten  Bedingungen  in  einer 
Empfangsbescheinigung  aufgenommen  werden,  die 
eine  nicht  begebbare  Urkunde  und  als  solche  ge- 
kennzeichnet ist. 

Die  Absicht,  welche  sehr  leicht  zu  erkennen  ist,  ist  nun 
keine  andere  als  diese:  Der  Anziehungskraft,  welche  in 


einer  „Ausnahme“  liegen  kann,  will  man  etwas  entgegen- 
setzen, was  der  Sache  das  Angenehme  zum  großen  Teil 
wieder  nimmt.  Und  was  dies  letztere  anbetrifft,  hat 
man  in  der  Tat  einen  guten  Griff  getan,  denn  der  mo- 
derne überseeische  Handel  erfordert  in  den  meisten 
Fällen  dringend  die  Verhandelbaikeit  der  Konnossemente 
und  eine  Maßnahme,  wodurch  letzteres  unmöglich  ge- 
macht wird,  entnimmt  dem  Geschäft,  bei  welchem  es  sich 
um  den  Versand  handelt,  eine  seiner  Existenzbedingun- 
gen. Man  wird  sich!  also  wohl  erst  zweimal  bedenken, 
bevor  man  sich  zu  einer  „Ausnahme“  unter  diesen,  Be- 
dingungen entschließt.  Ganz  logisch  is  t dieser  Gedanken - 
gang  indessen  nicht.  Derjenige,  welcher  an  erster  Stelle 
infolge  der  Nichtverhandelbarkeit  der  Empfangsbe- 
scheinigung veranlaßt  wird,  sich  einer  Verringerung 
der  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  zu  widersetzen, 
ist  der  Verlader;  derselbe  ist  aber  doch1  schon,  selbst  ohne 
diesen  besonderen  Grund,  gegen  jede  Verringerung,  weil 
dadurch  sein  eigenes  Risiko  vergrößert  wird.  Insoweit 
es  den  Verlader  betrifft,  könnte  man  also  sagen,  daß 
die  Vorsichtsmaßregel  des  Art.  V überflüssig  wäre.  — 
Betrachtet  man  nun  die  Sache  vom  Standpunkt  des 
Frachtführers;  dann  muß  man  zugeben,  daß  für  ihn  die 
genannte  Vorsichtsmaßregel  ihren  Zweck  nicht  erreicht. 
Will  man  ihn  davon  zurückhalten,  Ausnahmen  von  dem 
Harter- Prinzip  betreffs  seiner  Verantwortlichkeit  zu  er- 
zwingen, dann  täte  man  besser,  eine  Bedingung,  izu 
stellen,  die  auf  ihn  abschreckender  wirkt,  alsi  die  Nicht- 
verhandelbarkeit der  durch  ihn  zu  gebenden  Empfangs- 
bescheinigung. Ob  diese  Bescheinigungen  verhandelbar 
sind  oder  nicht,  kann  ihm  ja  eigentlich  gleichgültig  sein 
und  dadurch  für  seine  Haltung,  betreffs  seiner  Verant- 
wortlichkeit kaum  ins  Gewicht  fallen.  Von  seiten  von 
Kennern  der  Praxis  wird  indessen  behauptet,  daß  die 
Wirkung  der  Konkurrenz  unter  den  Frachtführern  dieses 
theoretische  Bedenken  aufheben  kann.  Man  sagt,  daß, 
sobald  ein  Frachtführer  versuchen  würde,  unbillige  Aus- 
nahmen in  bezug  auf  seine  Verantwortlichkeit  zu  er- 
zwingen, er  von  den  Verladern  jedenfalls  im  Stich  gelassien 
werden  würde,  und  daß  diese  sich1  an  die  Konkurrenz 
wenden  würden,  welche  den  unrichtigen  Standpunkt  nicht 
vertritt. 

Ich  glaube,  daß,  man  diese  Einwendung  nicht  gleich 
als  unrichtig  verwerfen  darf;  denn  man  muß  abwarten, 
inwiefern  eine  derartige  Berufung  auf  die  Praxis  durch 
die  Praxis  selbst  entweder  als  gerechtfertigt  oder  als 
unrichtig  befunden  wird.  Es  fehlt  eben  noch  vorläufig 
an  jeglicher  Erfahrung  in  der  Praxis. 

Alles  Gesagte  würde  ich  in  folgender  Weise  zu- 
sammenfassen können : 

1.  Es  ist  richtig;  daß  sich  Schwierigkeiten  ergeben, 
wenn  man  den  Harter-Grundsatz  als  alleinige  Regel,  ohne 
Ausnahmen,  für  die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers 
bei  jeglichem  Seetransport  annimmt. 

2.  Dies  anzuerkennen  heißt  nicht,  dem  System  der 
Harter- Gesetzgebungen  untreu  werden,  denn  auch  diese 
gestatten  Ausnahmen,  wenn  auch  in  beschränktem  Maße 
(lebende  Tiere,  Holz). 

3.  Diese  Ausnahmen  brauchen  aber  nicht  auf  die  be- 
sonderen Eigenschaften  von  Gütern  beschränkt  zu  wer- 
den, sondern  können  unter  Berücksichtigung  von  außer- 
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gewöhnlichen  Umständen  bei  gewissen  Reisen  oder  bei 
besonderen  Arten  von  Transporten  ausgebreitet  werden. 

4.  Die  Ausnahmen  müssen  indessen  auch  Ausnahmen 
bleiben;  wasl  notwendig  ist,  um  dies  zu  erreichen,  muß 
festgestellt  werden.  Außerdem  muß  dafür  gesorgt  wer- 
den, daß,  wenn  durch  die  Praxis  und  durch  die  Zeit 
der  Ausnahmecharakter  von  Verschiffungen  verlorenge- 
gangen ist,  sich  kein  Zustand  von  „Gehenlassen“  heraus- 
bildet, der  mit  dem  Zweck  der  Regeln  int  Streit  liegt. 

5.  Wünschenswert  ist  es',  zu  diesem  Zweck  einen  Weg 
zu  finden,  welcher  uns  außerhalb  des  Bereichs  von 
Obrigkeitsbemühungen  und  Beamtensorge  hält. 

6.  Das  Mittel  hierzu  kann  nun  vielleicht  sein,  Doku- 
menten, welche  sich  auf  einen  Ausnahmetransport  be- 
ziehen, die  Verhandelbarkeit  zu  entziehen ; inwieweit  dies 
zutrifft,  muß  die  Praxis  lehren. 

Wie  ich  schon  anfangs  bemerkte,  haben  die  Haager 
Regeln,  als  Entwurf  für  einen  Friedensvertrag  zwischen 
Frachtführer  und  Verlader,  scharfe  Kritik  ausgelöst.  Im 
allgemeinen  kann  man  sich  darüber  ja  freuen,  denn  da- 
durch wird  der  Weg  gewiesen,  welcher  zu  Verbesse- 
rungen der  zustandegekommenen  Arbeit  führt.  Es  unter- 
liegt ja  wohl  keinem  Zweifel,  daß  die  Arbeit  verbessert 
werden  kann 'und  verbessert  werden  muß;  man  bedenke 
nur  mal,  in  welch  kurzer  Zeit  dies  schwierige  Werk 
zustandegekommen  ist.  Die  merkwürdige  und  einiger 
maßen  enttäuschende  Seite  dieser  Kritik  ist  nun  aber, 
daß  sie  in  der  Hauptsache  durch  die  Verlader  ausgeübt 
worden  ist.  Und  nun  mußt  es  jedem,  der  als  Sachver- 
ständiger und  unparteiisch  die  Regeln  beurteilt,  sofort 
auffallen,  daß  sie  einen  großen  Sieg'  der  Verlader,  be- 
sonders für  Stückgüter,  dem  Reeder  gegenüber  bedeuten. 
Es  sind  Bestimmungen  getroffen,  deren  Annahme  durch 
die  Frachtführer  man  bewundern  muß  und  die  den  Be- 
weis liefern  für  die  gute  Gesinnung  und  das  Entgegen- 
kommen bei  den  Frachtführern,  welche  diese  Bestimmun- 
gen mit  zustandebrachten.  Bestimmungen  z.  B.  wie 
diese,  daß  Forderungen  wegen  Beschädigungen  und  Man- 
kos auch  nach  Inempfangnahme  der  Güter  noch  innerhalb 
eines  Jahres  erhoben  werden  können;  daß  z.  B. 
weiterhin  der  Frachtführer  seine  Verantwortlichkeit  nicht 
unter  100  £ per  Kollo  bemessen  darf,  liefern  wohl  den 
Beweis  für  meine  eben  geäußerte  Ansicht.  Trotzdem  ha- 
ben viele  Verlader  sich  dahin  geäußert,  daß  sie  durch 
die  Haager  Regeln  in  eine  schlechte  Lage  kommen  wür- 
den. Zu  erklären  ist  dies  nur  dadurch,  daß  man  an 
nimmt,  daß  diese  Verlader  sich  bis  dahin  niemals  die 
Mühe  gemacht  haben,  den  Wortlaut  der  Konnossement- 
bedingungen genau  zu  lesen,  wozu  sie  eigentlich  ver- 
pflichtet waren.  Es  ist  darum  wohl  notwendig,  daß 
von  Zeit  zu  Zeit  von  unparteiischer  Seite  aus  einige 
Bestimmungen  der  Haager  Regeln  in  das  richtige  Licht 
gerückt  werden. 

Vielleicht  könnte  auch  hierdurch  erreicht  werden, 
daß  endlich  auch  mal  von  seiten  der  deutschen  Ver- 
lader, welche  bis  dahin  in  dieser  für  sie  doch  so  bedeut- 
samen Angelegenheit  noch  keinerlei  Schritte  getan  ha- 
ben, Veranlassung  genommen  würde,  den  Reedereien 
die  Frage  vorzulegen,  ob  sie  die  Zeit  nicht  für  gekom- 
men hielten,  die  Haager  Regeln  in  ihre  Konnossemente 
aufzunehmen.  Die  Verlader  würden  hierdurch  ihren  eige- 
nen Interessen  dienen  und  außerdem  zeigen,  daß  sie 


bereit  wären,  auch  auf  privatrechtlichem  Wege  mitzu- 
arbeiten  an  dem  Gedanken  an  eine  international  gleich- 
mäßig geregelte,  d.  h1.  freie  See. 


Artikel  165  der  Reichsverfassung. 

Von  Max  Cohen , Mitglied  des  Reichswirtschaftsrats. 

Der  Artikel  165  der  Reichsverfassung  ist  ein  Kind  der 
Revolution  und,  seinem  sachlichen  Inhalt  nach1,  ein  voll- 
ständiges Novum,  denn  öffentlich-rechtliche  Einrichtun- 
gen, in  denen  Arbeiter  und  Angestellte,  gemeinsam  mit 
den  Unternehmern,  an  der  Entwicklung  der  produktiven 
Kräfte  mitwirken  konnten,  hat  es  früher  nicht  gegeben, 
und  ihre  Schaffung  nach  den  Bestimmungen  der  Verfas- 
sung begegnet  auch  heute  nicht  unerheblichen  Schwierig- 
keiten. Das  liegt  an  einer  ganzen  Reihe  von  Grün- 
den, von  denen  die  wichtigsten  hier  genannt  seien.  Ein- 
mal vollzieht  sich  ein  wesentlicher  Teil  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  der  produktiven  Kräfte  innerhalb  der 
einzelnen  Betriebe  (in  der  Hauptsache  durch  die  Tätigkeit 
der  Betriebsleitung);  der  Gesetzgebung,  an  der  die  öf- 
fentlich-rechtlichen Körperschaften  mitwirken,  bleibt  nur 
eine  mehr  regulierende,  in  seltenen  Fällen  schöpferische 
Tätigkeit  übrig.  Wenn  diese  gesetzgebende  Tätigkeit 
während  des  Kriegs  und  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Re- 
volution auch  sehr  viel  größeren  Einfluß  auf  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  ausgeübt  hat  und  es  zeitweilig 
so  schien,  als  ob  sie  ihr  ganz  bestimmte  Wege  vor- 
schreiben wollte,  so  nähert  sich  die  gesetzgeberische 
Einwirkung  auf  die  Wirtschaft  doch  immer  mehr  den 
alten  aus  der  Vorkriegszeit  her  bekannten  Formen  einer 
zumeist  regulierenden  Tätigkeit.  Natürlich  werden  die 
Eingriffe  der  Gesetzgebung  in  die  Wirtschaft  zugunsten 
des  Staates  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  sehr  viel  stärker 
sein  als  in  früheren  Zeiten.  Doch  beschränkt  sich  diese 
Tätigkeit  in  der  Hauptsache  auf  das  finanzielle  Gebiet, 
was  allerdings  auch  ohne  gründliche  Prüfung  wirtschaft- 
licher Notwendigkeiten  und  Zusammenhänge  nicht  ge- 
schehen darf,  wenn  nicht  die  Wirtschaft  schweren  Stö- 
rungen unterworfen  werden  soll.  Hier  ist  daher  in  der 
Tat  ein  erweitertes  Arbeitsgebiet  für  öffentlich-rechtliche 
Körperschaften,  die  die  Wirtschaft  hüten  und  fördern 
sollen,  vorhanden.  Ebenso,  soweit  wirtschaftliche  Unter- 
nehmungen durch  Gemeinden,  Länder  oder  das  Reich 
betrieben  werden,  doch  scheint  es  nicht,  als  ob  das 
in  sehr  viel  stärkerem  Maße  der  Fall  sein  wird  als 
früher,  man  wird  noch  eine  Weile  abwarten  müssen, 
bevor  man  Sicheres  über  die  Entwicklung  dieser  Wirt- 
schaftsformen sagen  kann. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  liegt  in  der  Formulierung 
der  Verfassungsbestimmung  selber,  die  erstens  nicht  sehr 
klar  ist  dann  aber  auch  Fassungen  aufweist,  die  zeigen, 
daß  man  es  hier  keineswegs  mit  einem  wohlgeprüf- 
ten, bis  zu  Ende  durchdachten  Plan,  sondern  mit  einer 
Vorschrift  zu  tun  hat,  die  aus  der  Not  der  Zeit  ge- 
boren, in  der  Hauptsache  zeitliche  Schwierigkeiten  aus 
dem  Wege  zu  räumen  bestimmt  war.  Es  dürfte  zweck- 
entsprechend sein,  in  kurzen  Umrissen  die  Entwicklung 
zu  zeichnen,  die  zum  Erlaß:  des  § 34a  der  provisorischen 
Verfassung,  der  nachher  mit  geringfügigen  Aenderungen 
der  heutige  Artikel  165  geworden  ist,  geführt  hat. 
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Als  nach  dem  Zusammenbruch  im  November  1918 
überall  in  Deutschland1  Arbeiter-  und  Soldatenräte  ent- 
standen waren,  war  der  geistige  Inhalt,  den  man  mit 
diesen  Einrichtungen  verband,  durchaus  nicht  einheitlich. 
Während  die  radikale  Richtung  alle  staatliche  Macht  für 
die  Arbeiterräte  verlangte,  wußte  die  andere,  hauptsäch- 
lich durch  das  offizielle  Führertum  der  alten  sozial- 
demokratischen Partei  vertretene,  überhaupt  nichts  Rech- 
tes mit  dem  Rätegedanken  anzufangen.  Klar  erkannt 
wurde  sein  Kern  eigentlich1  nur  von  der  zwar  nicht  sehr 
zahlreichen  aber  geistig  regsamen  und  aktiven  Gruppe, 
die  siCh  um  die  sozialistischen  Monatshefte  scharte.  Es 
ist  sehr  wesentlich  der  Tätigkeit  dieser  Männer  zu  danken, 
daß  die  Gewerkschaften  sich  schließlich  in  dieser  so  sehr 
umstrittenen  Frage  der  von  dem  Kreise  der  Sozialistischen 
Monatshefte  vertretenen  Auffassung  anschlossen,  wonach 
die  Arbeiterräte  als  die  Vertreter  der  Arbeiter  auf  dem 
Gebiet  der  Produktionsentwicklung  und  Produktionsge- 
staltung anzusehen  Seien.  Zwar  hat  die  Entwicklung  nicht 
zu  der  von  den  Sozialistischen  Monatsheften  propagier- 
ten Zusammenfassung  (Syndizierung)  der  Gewerbe,  die 
eine  natürliche  Grundlage  für  die  aus  Unternehmern  und 
Arbeitern  zusammengesetzten  Wirtschaftsräte  gewesen 
wären,  geführt.  Und  die  Wirtschaftsvertretungen  werden 
nicht  (im  Anschluß  an  syndizierte  Gewerbe)  gleichberech- 
tigt neben  den  politischen  Parlamenten  stehende  Vertre- 
tungen (mit  ihrer  für  das  Reich  geltenden  Kammer  der 
Arbeit)  sondern  bloße  Gutachterkörperschaften  sein,  deren 
Einfluß  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  allzugroß  sein 
kann. 

Schon  während  der  Tagung  des  ersten  Rätekongresses 
(16.  Dezember  1918)  wurde  von  führenden  Männern  der  alten 
sozialdemokratischen  Partei  (besonders  von  Scheidemann) 
betont,  daß  nach  Zusammentritt  der  Nationalversamm- 
lung baldmöglichst  die  Auflösung  der  Arbeiterräte  er- 
folgen müsse.  Der  Schreiber  dieser  Zeilen  hat  damals, 
obwohl  er  als  Berichterstatter  über  die  Frage  National- 
versammlung oder  Räteverfassung  mit  Entschiedenheit 
dafür  eintrat,  daß  nur  eine  vom  ganzen  Volk  zu  wählende 
Nationalversammlung  dem  Lande  eine  neue  Verfassung 
geben  könne,  die  Auffassung  vertreten,  daßi  neben  dem 
allgemeinen  politischen  Parlament  ein  auf  berufsständi- 
scher Grundlage  ruhendes  Wirtsehaftsiparlament,  die  Kam- 
mer der  Arbeit,  zu  bilden  sei,  das  vor  allem  den  Wieder- 
aufbau der  deutschen  Wirtschaft  vorzunehmen  habe.  Trotz 
der  vom  ersten  Rätekongreß  mit  großer  Mehrheit  getrof- 
fenen Entscheidung  für  die  Nationalversammlung  setzte 
die  äußerste  Linke  ihre  heftige  Agitation  für  die  reine 
Rätediktatur  fort.  Und  wenn  sie  auch  damit  wenig  Er- 
folg hatte,  so  drang  bei  den  Arbeitermassen  (auch  der 
mehrheitssozialistischen  Richtung)  dennoch  die  Auffas- 
sung durch,  daß  der  Rätegedanke  in  der  Verfassung  eine 
Stätte  haben  müsse,  dl  h.  der  Teil  des  Rätegedankens, 
von  dem  oben  gesagt  wurde,  daß  er  die  Vertretung 
der  Arbeiter  bei  der  Entwicklung  der  Produktion  darstelle. 
Die  erste  Koalitionsregierung  der  neuen  deutschen  Repu- 
blik unter  Scheidemann  lehnte  diese  Forderung  nach 
wie  vor  ab.  Am  26.  Februar  1919  erließ  sie  sogar, 
gegen  die  stärker  auftretenden  Forderungen  der  Arbeiter 
nach  „Verankerung  der  Räte  in  der  Verfassung“  eine 
Bekanntmachung  durch  das  Wolffsche  Telegraphenbureau 
verbreiten,  in  der  es  hieß,  daß  kein  Mitglied  des  Kabi- 


netts daran  denke  oder  je  daran  gedacht  habe,  das  Räte- 
system in  irgendwelcher  Form,  sei'  es  in  die  Verfassung, 
sei  es  in  den  Verwaltungsapparat,  einzugliedem.  Nicht 
lange  aber  hielt  die  Regierung  an  diesem  Standpunkt 
fest,  unter  dem  Druck  des  in  Berlin  und  in  Mitteldeutsch- 
land ausgebrochenen  Generalstreiks  machte  sie  den  Ab- 
gesandten der  Streikenden  (die  aus  Mitgliedern  der  alten 
wie  der  unabhängigen  sozialdemokratischen  Partei  be- 
standen) eine  Zusage,  die  in  direktem  Widerspruch  zu 
dem  14  Tage  vorher  erlassenen  offiziellen  Kommunique 
stand.  Diese  Zusage  hatte  den  folgenden  Wortlaut: 

a)  Die  Arbeiterräte  werden  als  wirtschaftliche  Interessen- 
vertretung grundsätzlich  anerkannt  und  in  der  Verfassung 
verankert.  Ihre  Abgrenzung,  Wahl  und  Aufgaben  werden 
durch  ein  sofort  zu  veranlassendes  besonderes  Gesetz 
geregelt; 

b)  Für  die  einzelnen  Betriebe  sind  Betriebs-,  Arbeiter-  und 
Angestelltenräte  zu  wählen,  die  bei  der  Regelung  der 
allgemeinen  Arbeitsverhältnisse  gleichberechtigt  mitzu- 
wirken haben; 

c)  Zur  Kontrolle  und  Regelung  der  Produktion  und  Waren- 
verteilung werden  für  alle  Industrie-  und  Gewerbezweige 
Arbeitsgemeinschaften  gebildet,  in  denen  die  Unter- 
nehmer und  Betriebsleiter,  Arbeiter  und  Angestellten 
und  die  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerorganisationen! 
mitwirken ; 

d)  Für  bestimmte  territoriale  Bezirke  werden  Bezirks- 
arbeiterräte (Arbeitskammern)  und  für  das  ganze  Reich 
ein  Zentralarbeiterrat  gebildet.  In  den  Bezirks-  und 
Zentralarbeitsräten  sollen  alle  selbst  Arbeit  Leistenden, 
auch  die  Arbeitgeber,  die  freien  Berufe  usw.  vertreten 
sein.  Diese  Räte  haben  bei  Sozialisierungsmaßnahmen 
mitzuwirken  und  sind  zur  Kontrolle  sozialisierter  Be- 
triebe und  Gewerbezweige  heranzuziehen.  Sie  haben 
weiter  alle  wirtschafts-  und  sozialpolitischen  Gesetze 
zu  begutachten  und  das  Recht  selbst  solche  Gesetze 
zu  beantragen.  Die  Regierung  wird  den  Zentralrat  vor 
Einbringung  solcher  Gesetze  hören. 

Diese  allgemeine  Zusage  an  die  Generalstreikenden 
verdichtete  sich  zu  dem  nachstehend  wiedergegebenen 
von  der  Reichsregierung  am  5.  April  angenommenen 
Abänderungsvorschlag  zum  Artikel  34  der  Reichsver- 
fassung. 

Die  Arbeiter  sind  dazu  berufen,  gleichberechtigt  in 
Gemeinschaft  mit  den  Unternehmern  an  der  Regelung 
der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  sowie  an  der  ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung  der  produktiven 
Kräfte  mitzuwirken.  Die  beiderseitigen  Organisationen 
und  ihre  tariflichen  Vereinbarungen  werden  anerkannt. 
Sie  erhalten  zur  Wahrnehmung  ihrer  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Interessen  nach  Betrieben  und  Wirtschafts- 
gebieten gegliederte  gesetzliche  Vertretungen  in  Be- 
triebs- und  Bezirksarbeiterräten  und  einem  Reichsarbeiter- 
rat. Die  Bezirksarbeiterräte  und  der  Reichsarbeiterrat 
treten  zur  Erfüllung  gesamtwirtschaftlicher  Aufgaben  und 
zur  Mitwirkung  bei  der  Ausführung  der  Sozialisierungs- 
gesetze mit  den  Vertretungen  der  Unternehmer  zu  Be- 
zirkswirtschaftsräten und  einem  Reichsarbeiterrat  zusammen. 
Sozialpolitische  und  wirtschaftspolitische  Gesetzentwürfe 
von  grundlegender  Bedeutung,  sollen  von  der  Reichs- 
regierung vor  ihrer  Einbringung  beim  Reichstag  dem 
Reichs  wirtschaftsrat  zur  Begutachtung  vorgelegt  werden. 
Der  Reichswirtschaftsrat  hat  das  Recht  selbst  solche 
Gesetze  beim  Reichstag  zu  beantragen,  die  ebenso  wie 
Vorlagen  der  Reichsregierung  oder  des  Reichsrats  zu 
behandeln  sind.  Den  Arbeiter-  und  Wirtschaftsräten) 
können  auf  den  ihnen  überwiesenen  Gebieten  Kontroll- 
und  Verwaltungsbefugnisse  übertragen  werden.  Aufbau 
und  Aufgaben  der  Arbeiter-  und  Wirtschaftsräte  sowie 
ihr  Verhältnis  zu  andern  sozialen  Selbstverwaltungs- 
körpem  werden  durch  Reichsgesetz  geregelt. 
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Trotzdem  der  Verfassungfcausschuß  der  Nationalver- 
sammlung sich  ausgiebig  mit  diesen  die  Rätefrage  regeln- 
den Bestimmungen  beschäftigt  hat,  hat  er  ihnen  geistig 
nichts  Neues  hinzugefügt  sondern  sich  eng  an  die  von 
der  Regierung  gemachten  Vorschläge  gehalten.  Am  31. 
Juli  1919  ist  die  Verfassung  von  der  Nationalversamm- 
lung verabschiedet  worden,  und  der  Artikel  165,  der 
an  die  Stelle  des  oben  wiedergegebenen  Zusatzes  zum 
Artikel  34  getreten  ist,  hat  fast  den  gleichen  Wortlaut 
wie  dieser.  Nur  heißt  es  überall  dort,  wo  in  der  ersten 
Fassung  von  ;den  Arbeitern  die  Rede  war,  nunmehr  „die 
Arbeiter  und  Angestellten“,  aus  der  Mitwirkung  an  der 
gesamtwirtschaftlichen  Entwicklung  ist  eine  Mitwirkung 
an  der  gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung  geworden, 
und  die  Gemeinschaftsarbeit  mit  den  Unternehmern  ist 
in  eine  auch  mit  sonst  beteiligten  Volkskreisen  erweitert 
und  neu  hinzugefügt  worden,  daß  „die  Bezirkswirtschafts  - 
räte  und  der  Reichs  wirtschaftstat  so  zu  gestalten  sind,  daß 
alle  wichtigen  Berufsgruppen  entsprechend  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Bedeutung  darin  vertreten  sind“. 
Die  Sätze,  die  von  den  Rechten  des  Reichs wirtschaf ts- 
rats  sprechen,  haben  einige  nicht  unbedeutende  Abän- 
derungen erfahren.  Zuerst  eine  Einschränkung.  Der 
Satz,  der  bestimmt,  daß  die  vom  Reichswirtschaftsrat 
beim  Reichstag  eingebrachten  Gesetzentwürfe  genau  so 
zu  behandeln  sind  wie  Vorlagen  der  Regierung,  ist  fort- 
gefallen. An  seine  Stelle  ist  die  Bestimmung  getreten, 
daß  die  Reidisregierung,  sofern  sie  den  vom  Reichswirt- 
schaftsrat beantragten  Gesetzentwürfen  nicht  zustimmt,  sie 
diese,  unter  Darlegung  ihres  eigenen  Standpunktes,  beim 
Reichstag  einzubringen  hat.  Der  Reichswirtschäftsrat 
kann  die  Gesetzesvorlage  sodann  durch  eines  seiner  Mit- 
glieder vor  dem  Reichstag  vertreten  lassen.  Diese  letz- 
tere Möglichkeit  ist  zweifellos  ein  Plus,  während  die  für 
die  zu  beantragenden  Gesetze  gewählte  Formulierung 
zweifellos  den  Sinn  einschließt,  daß  der  Reichswirtschafts- 
rat  sich  nicht  unmittelbar  an  den  Reichstag  wenden  kann, 
sondern  sich  der  Vermittlung  der  Regierung  bedienen 
muß.  Der  letzte  Satz  des  Artikels  165  bestimmt  dann 
mit  noch  größerer  Deutlichkeit  als  der  frühere  Artikel 
34a,  daß  Aufbau  und  Aufgaben  der  Wirtschaftsräte  üsw. 
zu  regeln,  ausschließlich  Sache  des  Reichs  ist.  Hinzuge- 
fügt sei  diesen  Darlegungen  schließlich  noch,  daß  dem 
gegenwärtig  noch  bestehenden  „vorläufigen“  Reichswirt- 
schaftsrat das  Recht  eigene  Gesetzentwürfe  vor  dem 
Reichstag  durch  eigene  Mitglieder  vertreten  zu  lassen, 
nicht  eingeräumt  worden  ist.  Man  hat,  da  der  vor- 
läufige Reichswirtschaftsrat  auf  Grund  einer  Verordnung 
zustandegekommen  ist,  angenommen,  daß  dieses  nur  für 
den  endgültigen  Reichswirtschaftsrat  vorgesehene  Recht 
sich  auf  eine  andere  Körperschaft  nur  durch  eine  Aende- 
rung  der  Verfassung  hätte  übertragen  lassen;  deshalb 
muß  der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  ohne  diese  Be- 
fugnis auskommen. 

Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrats  besteht  nun  darin,  möglichst  sorg- 
fältig ausgearbeitete,  bis  in  Einzelheiten  gehende  Vor- 
schläge für  die  praktische  Durchführung  des  Artikels 
165  der  Verfassung  zu  machen.  An  dieser  Aufgabe 
arbeitet  sein  Verfassungsausschuß,  der  zahlreiche  Sach- 
verständige gehört  hat,  beinahe  nun  schön  ein  ganzes 
Jahr,  ohne  daß  es  ihm  gelungen  wäre,  die  Fülle  der 


aufgetauchten  Schwierigkeiten  befriedigend  zu  lösen.  Sie 
hängen  auch  mit  den  im  Anfang  dieses  Aufsatzes  er- 
wähnten Tatsachen  zusammen,  die  nicht  so  leicht  mit  dem 
Wortlaut  ausschlaggebender  Bestimmungen  des  Verfas- 
sungsartikels in  Einklang  zu  bringen  sind.  Man  war  im 
Verfassungsausschüß  des  Reichswirtschaftsrats  anfänglich 
tler  Meinung,  daß  zuerst  die  Bezirkswirtschaftsräte  ge- 
bildet werden  sollten,  damit  durch1  sie  eine  natürliche 
Grundlage  für  den  Reichswirtschaftsrat  selber  gewonnen 
werde.  Bei  der  Durcharbeitung  dieser  Dinge  zeigte  sich 
aber  sehr  bald,  daß  man  bei  der  Schaffung  dieser  Be- 
zirkswirtschaftsräte nicht  frei  war;  denn  es  waren  bereits 
öffentlich-rechtliche  Wirtschaftsvertretungen  vorhanden, 
die  nicht  nur  auf  eine  Tradition  Sondern  auch  auf  gute 
Leistungen  zu  verweisen  vermochten:  die  Landwirt- 
schafts-, Handels-  und  Handwerkskammern.  Zwar  waren 
diese  Kammern  reine  Unternehmervertretungen,  an  ihre 
Beseitigung  und  Ersetzung  durch  paritätisch  aus  Unter- 
nehmern und  Arbeitnehmern  zusammengesetzte  Bezirks- 
wirtschaftsräte ist  aber  nicht  zu  denken,  da  die  den 
Kammern  obliegenden  Arbeiten  nicht  so  leicht  auf  die 
Bezirkswirtschaftsräte  übertragen  werden  können.  In- 
folgedessen ergab  sich  ganz  von  selbst  die  Notwendig- 
keit, die  bestehenden  Kammern  organisch  mit  den  neu 
zu  schaffenden  'Wirtschaftsvertretungen  zu  verbinden.  Es 
wäre  am  einfachsten  gewesen,  die  Kammern  als  Unter- 
stufen für  die  Bezirkswirtschaftsräte  zu  benutzen,  was 
indes  aus  folgenden  Gründen  bedenklich  erscheint.  Bei 
gründlicher  und  gewissenhafter  Prüfung  der  Frage, 
welche  Aufgaben  man  den  Bezirkswirtschaftsräten,  neben 
den  weiter  bestehenden  Kammern,  übertragen  sollte, 
stellte  sich  heraus,  daß  diese  Aufgaben  gar  nicht  so 
leicht  zu  finden  waren.  Es  ist  natürlich  sehr  wohl  mög- 
lich, den  Bezirkswirtschaftsräten  eine  Anzahl  mehr  oder 
minder  wichtiger  Aufgaben  zuzuweisen,  aber  bei  keiner 
einzigen  hatte  man  das  Gefühl,  daß  es  nun  gerade 
d i e Aufgabe  für  die  Bezirkswirtschaftsräte  sei.  Fast  alle 
in  Betracht  kömmendeTätigkeit  mußte  dem  Aufgaben- 
kreis bereits  bestehender  Körperschaften  (freier  und  halb- 
amtlicher Organisationen  oder  Behörden)  entnommen 
werden,  und  man  hatte  dabei  nie  das  sichere  Gefühl 
(geschweige  denn  die  Gewißheit)  daß  die  in  Frage  kom- 
menden Aufgaben  von  den  Bezirkswirtschaflsräten  besser 
erledigt  werden  würden.  Man  konnte  vielmehr  eher  der 
entgegengesetzten  Auffassung  und  so  gut  wie  sicher 
sein,  daß  in  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  (besonders 
soweit  die  wichtigen  fachlichen  Fragen  in  Betracht  kom- 
men) die  Bezirkswirtschaftsräte  neben  den  Kammern 
keine  bedeutende  Rolle  würden  spielen  können.  Aus 
diesen  Erwägungen  heraus  hat  der  Verfassungsausschuß 
einstimmig  den  Vorschlag,  den  ich  als  Referent  machte, 
gutgeheißen:  die  Schaffung  der  Bezirkswirtschaftsräte  vor- 
läufig zu  vertagen,  dafür  aber  schleunigst  an  die  Ar- 
beit der  Umgestaltung  der  Kammern  zu  gehen. 

Um  diese  zeitgemäße  Umgestaltung  der  Landwirt- 
schafts-, Handels-  und  Handwerkskammern  geht  jetzt 
der  Kampf.  Nachher  wird  sich  dann  zeigen,  inwieweit 
diese  in  größeren  Bezirken  einer  nochmaligen  Zusammen- 
fassung, zum  Ausgleich  der  verschiedenen  Wirtschafts- 
interessen (auch  unter  Hinzuziehung  „sonst  beteiligter 
Volkskreise“),  bedürfen.  Im  Reichswirtschäftsrat  besteht 
Einmütigkeit  darüber,  daß  die  bez:rksmäßige  Zusammen 
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fassung  zu  Bezirkswirtschaftsräten  dann  aber  nur  in  be- 
scheidener Weise  erfolgen  darf,  weil  man  es  aus  finan- 
ziellen und  allgemeinen  Gründen  nicht  verantworten  kann, 
formal-verfassungsmäßiger  Formulierungen  wegen,  neue 
große  Organisationen  zu  schaffen,  die  nicht  einem  drin- 
genden, allseitig  empfundenen  Bedürfnis  entsprechen.  Aus 
dieser  Sachlage  ergibt  sich  aber  eine  entscheidende  Kon- 
sequenz. 

So  wenig  Wert  man  darauf  legen  sollte,  den  Artikel 
165  der  Verfassung  in  seinem  Wortlaut  zu  erfüllen,  um  so 
größerer  muß  darauf  gelegt  werden,  seinen  Sinn  und 
Geist  zur  Durchführung  zu  bringen.  Zu  diesem  Zwecke 
habe  ich  dem  Verfassungsausschuß  den  nachstehend 
wörtlich  wiedergegebenen  Vorschlag  unterbreitet: 

„Die  bestehenden  Kammern:  Landwirtschafts- 

kammern, Handelskammern  und  Handwerkskammern, 
werden,  unter  Zusammenlegung  der  zu  kleinen  Be- 
zirke, durch  Hinzuwahl  von  Arbeitnehmervertretern 
zu  paritätisch  zusammengesetzten  Berufskammern  für 
Landwirtschaft,  Handel  und  Industrie,  Handwerk  aus- 
gestaltet. ^ 

Im  Reichswirtschaftsrat  hat  sich  die  Abteilung  2 (die 
Arbeitnehmer)  geschlossen  für  diesen  Vorschlag  erklärt, 
während  die  Abteilung  1 (die  Arbeitgeber)  schwere  Be- 
denken gegen  die  paritätische  Zusammensetzung  erhebt. 
Die  Abteilung  3 (die  sonst  beteiligten  Volkskreise  sowie 
die  von  Regierung  und  Reichsrat  ernannten  Mitglieder) 
haben  gegen  diese  Regelung  nichts  einzuwenden,  möchten 
aber  ihre  Berücksichtigung  bereits  in  dieser  Unterstufe 
gewährleistet  sehen. 

Von  den  Vertretern  der  Arbeitgeber  werden  zwei 
Hauptgründe  gegen  die  paritätische  Besetzung  der  Kam- 
mern (besonders  ausgesprochen  von  den  Handelskammer- 
vertretern) ins  Feld  geführt.  Sie  wollen  in  der  Handels- 
kammer ihre  alte  reine  Unternehmervertretung  behalten 
und  empfehlen  Arbeitnehmer-Sonderkammern  für  Handel 
und  Industrie  zu  bilden  ; für  einige  bestimmte  Fälle  sollen 
dann  paritätische  Ausschüsse  aus  Vertretern  beider  Kam- 
mern gebildet  werden.  Sodann  sagen  sie  weiter,  daß 
nur  diese  letztere  Form  den  Verfassungsbestimmungen 
entspräche,  denn  der  Artikel  165  sehe  ausdrücklich  vor, 
daß  die  Arbeiter  und  Angestellten  gesetzliche  Vertre- 
tungen in  nach  Wirtschaftsgebieten  gegliederten  Bezirks- 
arbeiterräten erhielten,  die  mit  den  Vertretungen  der 
Unternehmer  zu  Bezirkswirtschaftsräten  zusammenzu- 
treten hätten.  Aus  dieser  Fassung  ginge  her- 
vor, daß  die  Verfassung  auf  der  unteren  Stufe  gesonderte 
Vertretungen  der  Unternehmer  wie  der  Arbeiter  vor- 
schreibe, die  sich  erst  in  der  mittleren  und  höchsten 
Stufe  (im  Bezirkswirtschaftsrat  und  Reichswirtschaftsrat) 
vereinigen  sollten.  Formal  gesehen  ist,  das  richtig.  Nur 
wird  dabei  ein  wichtiger  Umstand  übersehen.  Diese 
in  dem  zweiten  und  dritten  Absatz  des  Artikels  165  sich 
befindenden  Vorschriften  dürfen  nicht  für  sich  allein  be- 
trachtet, sie  müs'sen  vielmehr  zusammen  mit  seinem  ersten 
Absatz  gelesen  werden.  Tut  man  das,  so  sieht  man 
sofort,  daß  der  erste  Absatz  die  grundlegenden  Be- 
stimmungen enthält,  während  die  beiden  folgenden  davon 
handeln,  wie  diese  grundlegenden  Bestimmungen  ver- 
wirklicht werden  sollen.  Der  erste  Absatz  des  Artikels 
165  hat  folgenden  Wortlaut: 


„Die  Arbeiter  und  Angestellten  sind  dazu  berufen, 
gleichberechtigt  in  Gemeinschaft  mit  den  Unternehmern 
an  der  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 
sowie  an  der  gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung 
der  produktiven  Kräfte  mitzuwirken.  Die  beiderseitigen 
Organisationen  und  ihre  Vereinbarungen  werden  an- 
erkannt/' 

Beim  Lesen  dieser  Sätze  wird  sofort  klar,  daß  der  erste 
Absatz  die  wichtigste  Forderung  der  Arbeiter  als  Postulat 
der  neuen  Zeit  in  der  Verfassung  prinzipiell  festlegen 
will : nämlich  die  gleichberechtigte  Mitwirkung  der 
Arbeiter,  gemeinsam 'mit  den  Unternehmern,  an  der  ge- 
samten wirtschaftlichen  Entwicklung.  Wenn  nun  aber 
darüber  bei  Arbeitgebern  wie  Arbeitnehmern  keine  Mei- 
nungsverschiedenheit besteht,  daß  die  Bezirkswirtschafts- 
räte  in  ihrer  bescheidenen ' Organisation  keinen  wesent- 
lichen Einfluß  auf  die  Entwicklung  wirtschaftlicher  Dinge 
haben  können,  so  muß  die  Stelle,  an  der  dieses  den 
Arbeitern  durch1  die  Verfassung  gewährleistete  Recht  aus- 
geübt zu  werden  vermag,  wo  anders!  gesucht  werden. 
Die  bestehenden  Kammern  sind  eine  solche  Stelle,  sie 
haben  bereits  bisher  (von  anderer  Tätigkeit  abgesehen) 
sehr  weitgehenden  wirtschaftlichen  Einfluß  gehabt  und 
werden,  wenn  sie  neben  den  Bezirkswirtschäftsräten  be- 
stehen bleiben  sollen  (was1  allseitig  gewünscht  wird)  diesen 
wirtschaftlichen  Einfluß  auch  weiter,  in  ungleich1  höherem 
Maß  als  diese,  ausüben.  Die  gleichberechtigte  Mitarbeit 
der  Arbeiter  und  Angestellten  in  den  Kammern  ist  daher 
in  Wahrheit  die  Erfüllung  des  Artikels  165  der  Ver- 
fassung, sofern  man  seinen  Geist  höher  stellt  als  formale 
Bestimmungen.  Aber  auch  diesen  formalen  Bestimmun- 
gen kann  Genüge  geleistet  werden,  wenn  man  die  Ar- 
beitnehmerabteilung der  Kammern  als;  den  verfassungs- 
mäßig vorgeschriebenen  Arbeiterrat  für  einen  Bezirk1  gel- 
ten ließe.  Das  kann  man  umso  eher  tun,  als  von  keiner 
Seite  bei  der  Schaffung  des  vorläufigen  Reichswirt- 
sChaftsrats  ähnliche  Bedenken  erhoben  worden  sind.  Auch 
über  ihn  heißt  es  in  der  Verfassung;  daß  der  Reichs- 
arbeiterrat mit  den  Vertretern  der  Unternehmer  zu  einem 
Reichswirtschaftsrat  zusämmentreten  solle.  Mit  keinem 
Wort  ist  seinerzeit  an  dem  Nichtbestehen  eines  geson- 
derten Reichsarbeiterrats  Anstoß  genommen  worden,  und 
die  Fraktion  der  Arbeitnehmer  (die  Abteilung  2)  gilt 
ohne  weiteres  als  der  Reichsarbeiterrat.  Das  ist  auch  aus 
rein  Sachlichen  ^Gründen  die  beste  Methode.  Denn  wenn 
nicht  die  betreffenden  Arbeitnehmerabteilungen  schlecht- 
weg als  die  Arbeiterräte  für  daS  in  Frage  kommende 
Territorium  gelten  könnten,  so  müßten  diesen  Arbeiter- 
räten auch'  wieder  besondere  Aufgaben  übertragen  wer- 
den. Das  aber  würde  eine  nicht  zu  rechtfertigende  Ueber- 
organisation  mit  unnötiger  Verschwendung  an  Kräften, 
Zeit  und  Geld  bedeuten.  Zugleich  aber  könnten  diese 
Aufgaben  nur  gefunden  werden,  wenn  man  in  den  Wir- 
kungskreis der  Gewerkschaften  (d.  h.  der  freien  Arbeit- 
nehmerverbände) hineingriffe  und  einen  Teil  der  bisher 
von  ihnen  erfüllten  Obliegenheiten  auf  den  Arbeiterrat 
des  Bezirks  und  des  Reiches  übertrüge.  All  diesen 
Schwierigkeiten  geht  man  aus!  dem  Weg,  wenn  man  die 
Angelegenheit  in  der  in  diesem  Aufsatz  dargelegten 
Weise  anpaCkt  und  erledigt,  wobei  sich  noch  der  Vorteil 
ergibt,  'daß  diese  Erledigung  natürlich  ist  und  sich  nahezu 
von  selbst  ergibt. 
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So  stehen  die  Dinge  gegenwärtig,  und  im  Ver- 
fassungsausschuß des  Reichswirtschaftsrats  wird  eifrig 
nach  Mitteln  und  Wegen  gesucht,  mit  denen  man  die 
vorläufig  noch  sehr  auseinandergehenden  Meinungen  zu- 
sammenzubringen vermag.  Praktische  Einzelvorschläge 
sollen  zuerst  für  den  Umbau  der  Handwerkskammern 
gemacht  werden,  und  es  erscheint  durchaus  nicht  voll- 
kommen ausgeschlossen,  daß  die  Vertreter  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  sich  zu  einem  gemeinsamen 
Votum  zusammenfinden  werden.  Man  möchte  wünschen, 
daß  dem  Verfassungsausschuß  dieses  Vorhaben  für 
alle  drei  Kammern  gelänge.  Denn  dann  würden 
dem  deutschen  Wirtschaftsleben,  das  ohnehin  schwer  zu 
ringen  hat,  überflüssige  Auseinandersetzungen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  an  denen  es  auch  für 
die  Folge  nicht  mangeln  wird,  wenigstens  in  dieser 
Frage  erspart. 

Die  Rechtsprechung 
des  Reichswirtschaftsgerichts  auf  dem 
Gebiet  der  Brennstoffversorgung. 

Von  Dr.  Paul  Königsberger,  Berlin. 

I.  Von  berufener  Seite  sind  in  dieser  Zeitschrift 
verschiedene  Gebiete,  auf  denen  das  Reichswirtschafts- 
gericht gegenüber  Eingriffen  der  Verwaltung  in  das 
Wirtschaftsleben  Rechtsschutz  zu  gewähren  hat,  bereits 
eingehend  gewürdigt  worden1).  Die  behandelten  Ge- 
biete betrafen  Rechtsfragen  und  Rechtsmaterien,  welche 
erst  in  der  Entwicklung  begriffen  oder  doch  infolge 
der  neueren  Gesetzgebung  noch  entwicklungsfähig  sind. 
Wenn  ich  zum  Gegenstand  der  nachfolgenden  Erör- 
terung ein  Zuständigkeitsgebiet  des  Reichswirtschafts- 
gerichts wähle,  das  bei  der  sich  ihrem  Ende  nähern- 
den Kriegs-  und  Uebergangswirtschaft  zum  Teil  in  der 
Abwicklung  begriffen  ist,  so  geschieht  dies  einmal,  um 
dem  Wunsche  der  Herausgeber  nach  Vervollständigung 
der  veröffentlichten  Abhandlungen  nachzukommen,  so- 
dann aber  deshalb,  weil  die  Zwangsbewirtschaftung  der 
Kjohle  und  der  ihr  verwandten  Brennstoffe  bei 
den  Verpflichtungen  Deutschlands  gegenüber  seinen  ehe- 
maligen Feinden  oder  aus  innerstaatlichen  Gründen 
(Streiks,  Beförderungsmängel  u.  a.)  immer  noch  stark 
in  die  Erscheinung  tritt.  Ich  kann  dabei  auch  auf  Aus- 
führungen zurückgreifen,  die  Reichs wirtschaftsgcrich'.srat 
Dr.  Wiedersum  in  der  „Deutschen  Kohlen-Zeitung“  Nr. 
45/46  vom  6.  11.  20,  S.  420  ff.,  gemacht  hat. 

Der  Ausdruck  „Zwangswirtschaft“  gehört  sicher  zu 
den  durch  die  Kriegserfahrungen  wenigst  beliebt  ge- 
wordenen Worten  des  deutschen  Sprachschatzes.  Wollte 
man  aber  eine  Notwendigkeit  der  Zwangswirtschaft  be- 

x)  Vgl.  u.  a.  die  Abhandlungen  von  Dr.  Wiedersum 
in  Nr.  22/1920  und  Stintzing  in  Nr.  16/1921  über  Ma- 
schinenrückgabe; Dr.  K 1 i n g e r über  die  Entschädigung  der  Aus- 
ländsdeutschen in  Nr.  3/1921 ; Dr.  Dreist  über  die  Vergütung  der 
Okkupationsleistungen  in  Nr.  4 und  22/1921  und  Nr.  7 und  8/1922; 
Dr. Koppel  über  Rechtsschutz  vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  in 
Nr.6/1921;  Zweigert  in  Nr.  7 und 8/1921  und  Corwegh  in  Nr.ll 
und  13/1921  über  die  Auflösung  der  fiskalischen  Kriegsverträge; 
Dr.  Degner  in  Nr.  24/1920,  Dr.  Hertel  in  Nr.  5/1921 
und  Dr.  Bertram  in  Nr.  8/1921  über  Ein-  und  Ausfuhrfragen; 
Dr.  Schreiner  in  Nr.  22  und  23/1921  über  Unruheschäden. 


weisen,  so  würde  dieser  Beweis  gerade  bei  den  Erzeug- 
nissen der  Steinkohlen-  und  Braunkohlenwerke  nicht  allzu 
schwer  fallen.  Die  außerordentlichen  Schwierigkeiten, 
auf  welche  die  Versorgung  des  Inlandes  und  der  damals 
von  Deutschland  besetzten  fremden  Gebiete  mit  diesen 
Brennstoffen  stieß,  sowie  die  Notwendigkeit,  gewisse 
Mengen  für  die  Ausfuhr  nach  neutralen  Ländern  be- 
reitzustellen, haben  Anfang  1917  eine  Regelung  des  Ver- 
kehrs mit  Steinkohlen,  Braunkohlen,  Briketts  (Preßkohlen) 
und  Koks  unerläßlich  gemacht.  Die  Besetzung  deutschen 
Gebiets  nach  dem  Waffenstillstand  und  die  Auswirkungen 
des  Versailler  Vertrages  haben  weitere  behördliche  Ver- 
fügungen über  die  vorhandenen  Vorräte  an  derartigen 
Brennstoffen  mit  sich  gebracht.  Dabei  ist  von  vornherein 
nicht  Wert  darauf  gelegt  worden,  den  gesamten  Verkehr 
mit  den  Brennstoffen  in  bestimmte  vorgeschriebene  Bah- 
nen zu  lenken,  vielmehr  das  Bestreben  maßgebend  ge- 
wesen, unter  Wahrung  der  berechtigten  Interessen  des 
Kohlenhandels  die  vorhandenen  Vorräte  dahin  zu  leiten, 
wo  sie  im  Interesse  der  Allgemeinheit  am  meisten  be- 
nötigt werden,  und  zu  Beschlagnahmen  nur  in  Fällen 
äußerster  Not  zu  schreiten. 

Dementsprechend  ist  der  Reichskanzler  ermächtigt 
worden,  die  im  Deutschen  Reich  vorhandenen  Erzeug- 
nisse der  Steinkohlen-  und  Braunkohlenwerke  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Nach  den  grundlegenden  und  auch 
heute  noch  geltenden2)  Bekanntmachungen  über  die 
Regelung  des  Verkehrs  mit  Kohle  vom  24./ 28.  2.  17 
(RGBl.  S.  167/193)  „kann“  die  eigens  für  diese  Regelung 
geschaffene  Behörde,  der  Reichskommissar  für 
die  Kohlenverteilung,  kraft  der  ihm  vom  Reichs- 
kanzler übertragenen  Befugnisse  „insbesondere  die  Er- 
zeuger und  Besitzer  der  oben  bezeichneten  Brennstoffe 
anweisen,  diese  an  von  ihm  bestimmte  Personen  oder 
Stellen  zu  überlassen  und  zur  Uebergabe  erforderliche 
Handlungen  vorzunehmen.  Hat  der  Reichskommissar  den 
Erzeuger  oder  Besitzer  von  Brennstoffen  angewiesen,  die 
Brennstoffe  einem  Dritten  zu  überlassen,  und  kommt 
eine  Einigung  über  den  Uebernahmepreis  nicht  zustande, 
so  wird  der  Uebernahmepreis  endgültig  durch  das 
Reichswirtschaftsgericht  festgesetzt“  (§§  2 u. 
4 der  Bekanntmachung  vom  24.  2.  17  in  Verbindung  mit 
§ 1 der  Anordnung  vom)  21.  3.  17  — j RQB1.  S.  250  — 
und  der  Bekanntmachung  vom  20.  5.  19  — RGBl.  S.  469). 
Das  Reichswirtschaftsgericht  kann  gemäß  § 5 der  Be- 
kanntmachung vom  24.  2.  17  auf  Antrag  auch  bestehende 
Vertragsverpflichtungen  mit  Rücksicht  auf  eine  Anwei- 
sung des  Reichskommissars  ganz  oder  teilweise  auf- 
heben  oder  ändern.  Da  Fälle  der  letzteren  Art  eine 
verhältnismäßig  seltene  (Ausnahme  bilden,  wird  von  ihrer 
Erörterung  hier  abgesehen. 

II.  Die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsge- 
richts bei  der  Festsetzung  des  Uebernahmepreises  in 
Kohlensachen  — wie  diese  Streitigkeiten  zusammen- 
fassend genannt  werden  — beruht  also  für  den  Regel- 
fall auf  den  zwei  Voraussetzungen: 
a)daß  der  Lieferer  der  Brennstoffe  vom  Reichskom- 
missar für  die  Kohlenverteilung  (kurz:  Reichskohlen- 

2)  Vgl.  § 133  der  zu  dem  Gesetz  über  die  Regelung  der 
Kohlenwirtschaft  vom  23.  3.  19  (RGBl.  S.  342)  erlassenen  Aus- 
führungsbestimmungen vom  21.  8.  19  (RGBl.  S.  1449)  in  Verbin- 
dung mit  der  Bekanntmachung  vom  15.  8.  20  (RGBl.  S.  1594). 
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kommissar)  angewiesen  ist,  die  Brennstoffe  einem 
Dritten  zu  überlassen,  , 

b)  daß  eine  Einigung  über  den  Uebernahmepreis  nicht 
zustandegekommen  ist. 

Deshalb  scheiden  von  selbst  Fälle  aus,  in  denen 
der  Reichskohlenkommissar  oder  die  ihm  nachgeordneten 
Kohlenausgleichsstellen  (§  4 der  Bek.  v.  21.  3.  17)  im 
Einverständnis  eines  Erzeugers  oder  Besitzers  von  Brenn- 
stoffen solche  an  potleidende  Verbraucher  verteilt  haben, 
auch  wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Erzeuger  oder  Be- 
sitzer sein  Einverständnis  nur  gegeben  hat,  weil  er  im 
Weigerungsfall  zur  Ueberlassung  der  Brennstoffe  an- 
gewiesen worden  wäre.  Der  Reichskohlenkommissar  und 
seine  ausführenden  Organe  legen  die  „Kann“-Vorschrift 
des  § 2 der  Bekanntmachung  vom1  24.  2.  17  mit  Recht 
dahin  aus,  daß  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Kohle 
nach  Möglichkeit  in  Güte  versucht  werden  muß,  ehe 
zu  dem  Zwangsmittel  der  Inanspruchnahme  geschritten 
wird.  Aus  den  Worten  „kan n“  und  „insbesondere“  des 
§ 2 a.  a.  O.  folgt  auch1,  daß  es  lediglich1  auf  die  Tat- 
sache der  Inanspruchnahme  ankommt.  Eine  bestimmte 
Form  ist  hierfür  nicht  vorgesehen,  die  Anweisung  ergeht 
daher  auf  verschiedene  Art  (schriftlich,  telegraphisch, 
mündlich  oder  sogar  fernmündlich,  in  letzteren  Fällen 
allerdings  unter  nachfolgender  schriftlicher  Bestätigung 
„Ueberlassung“  nach  § 4 der  Bekanntmachung 
vom  24.  Februar  1917  in  Verbindung  mit  der  vorange- 
gangenen Anweisung  des  Reichskohlenkommissars  be- 
deutet Uebertragung  des  Besitzes  und  Eigentums  an 
den  Brennstoffen  auf  den  Dritten  (Empfänger).  Dies 
ergibt  sich  sowohl  aus!  dem  Wortlaut  als  auch  aus  dem 
Zweck  der  Bekanntmachung.  Dem  Gesetzgeber  war  be- 
kannt, daß,  während  die  Kohle  (abgesehen  von  den 
für  den  Erlaß  der  Bekanntmachung  weniger  wesentlichen 
Fällen  des  Umschlags  und  des  Platzhandels)  meist  un- 
mittelbar von  der  Grube  zum  Verbraucher  geht,  die 
Rechnungen  über  die  Lieferungen  den  ganzen  Weg 
der  Handelsbeziehungen  zu  durchlaufen  pflegen,  der  für 
keinen  der  Beteiligten  schnell  und  oft  auch  nicht  voll 
zu  übersehen  ist.  Es  würde  eine  erhebliche  Verzögerung 
der  nach  dem  Sinn  der  Bekanntmachung  besonders  be- 
schleunigt zu  behandelnden  Anweisungen  des  Reichs- 
kohl enkbmmisfears  und  eine  beträchtliche  Häufung  von 
Streitigkeiten  aus  § 4 a.  a.  O.  mit  sich  bringen,  wenn  man 
annehmen  wollte,  daß  der  Gesetzgeber  etwas  anderes 
als  die  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  dem  angewie- 
senen Versender  (Erzeuger  oder  Besitzer)  der  Kohlen 
und  dem  auf  Grund  der  Anweisung  belieferten  Empfän- 
ger beabsichtigt  habe.  In  der  Praxis  des  Reichskohlen- 
kommissars wird  daher  auch  grundsätzlich  auf  den 
Zwischenhandel  keine 'Rücksicht  genommen.  Diese  Regel 
schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  im  Einzelfalle  bei  der 
Festsetzung  des  Uebernahmepreises  ein  Verdienst  für 
den  Zwischenhändler  dem  Empfänger  mit  in  Rechnung 
gestellt  werden  kann  (siehe  unten  zu  IV). 

„Dritter“  im  Sinne  des  § 4 der  Bekünntmachüng 
vom  24.  2.  17  ist  derjenige,  dem  die  Brennstoffe  auf 
Grund  der  Anweisung  des  Reichskohlenkommissars  über- 
lassen sind,  d.  h.  nach1  obigen  Ausführungen  derjenige, 
der  an  den  Brennstoffen  Besitz  und  Eigentum  erlangt  hat. 
Zweifel  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts bestehen  hier  über  die  Frage,  ob  als 


„Dritter“  auch  derjenige  zu  gelten  hat,  welchem  der  Er- 
zeuger oder  Besitzer  die  in  Anspruch  genommenen  Brenn- 
stoffe an  sich  auf  Grund  eines  privatrechtlichen  Vertrages 
zu  liefern  verpflichtet  ist.  Während  die  eine  Ansicht  aus 
der  — nebenbei  gesagt  recht  knappen  — Begründung 
zu  der  Bekanntmachung  entnehmen  will,  daß  in  einem 
solchen  Fall  der  Reichskohlenkommissar  überhaupt  nicht 
zu  einem  Eingriff  in  das  bestehende  privatrecht- 
liche Vertrags  Verhältnis  berechtigt  sei  und  damit  die 
Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts  ohne  weiteres 
entfalle,  wird  auf  der  anderen  Seite  die  Auffassung  ver- 
treten, daß  die  „Anweisung,“  einen  ohne  Rücksicht  auf 
etwa  bestehende  privatrechtliche  Ansprüche  zulässigen 
(öffentlich-rechtlichen)  Staatshoheitsakt  darstelle,  mit 
dessen  Ausbringung,  gleichgültig,  ob  der  Eingriff  be- 
rechtigt oder  unberechtigt  erfolge,  die  Zuständigkeit  ge- 
geben sei.  Die  letztere  Meinung  ist  zutreffend.  Aus 
den  zu  I näher  bezeichneten  gesetzlichen  Bestimmungen 
ergibt  sich,  daß  der  Reichskohlenkommissar  öffentlich- 
rechtliche  Befugnisse  ausübt.  Nimmt  er  auf  Grund  die- 
ser Befugnisse  'einen  Zwangseingriff  in  das  Wirtschafts- 
leben vor,  so  sind  die  dadurch  zwischen  dem  an- 
gewiesenen Lieferer  und  dem  Empfänger  geschaffenen 
Rechtsbeziehungen  nach  öffentlichem  Recht  zu  be- 
urteilen. Dies  gilt  auch  dann,  wenn  zwischen  ihnen 
vor  dem  Eingriff  privatrechtliche  Vertragsbeziehungen 
bestanden  haben,  durch  welche  der  Angewiesene  zur 
Lieferung  und  der  Empfänger  zur  Bezahlung  der  ihm 
nach  Abschluß  des  Vertrages  durch  den  Reichskohlen- 
kommissar überwiesenen  Brennstoffe  verpflichtet  war. 
Denn  die  sich  als  obrigkeitliche  Verfügung  darstellende 
„Anweisun g“  des  ReiChiskohlenkommissars  „gibt  den 
Beziehungen  der  Beteiligten  eine  neue,  selbständige, 
auf  dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts  ruhende  Grund- 
lage und  nimmt  insoweit  zwar  nicht  denTVertrag  im 
ganzen,  aber  doch  dem  durch  ihn  begründeten  gegen- 
seitigen Abhängigkeitsverhältnis  der  Ansprüche  und  Ver- 
pflichtungen der  Vertragschließenden  die  rechtliche  Be- 
deutung,“.3) Leistung  und  Gegenleistung  beruhen  nicht 
mehr  auf  der  ursprünglichen  Vereinbarung.  Die  Ver- 
pflichtung des  Angewiesenen,  die  Brennstoffe  seinem  Ver- 
tragsgegner zu  überlassen,  trägt  vielmehr  hier  in  gleicher 
Weise  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  wie  die 
Verpflichtung  des  Empfängers,  für  die  ihm  überwiesenen 
Brennstoffe  an  den  Angewiesenen  einen  Uebernahmepreis 
zu  zahlen.  Als  „Dritter“  im  Sinne  des  § 4 a.  a.  O. 
ist  also  auch  derjenige  anzusehen,  an  den  vertragsmäßig 
die  von  dem  Reichskohlenkommissar  bezeichneten  Brenn- 
stoffe zu  liefern  waren.  Wenn  in  der  Begründung  zu 
der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  1917  der  Begriff 
des  „Dritten“  durch  den  Beziehungssatz  „für  den  sie 
(nämlich  die  Kohlenmenge)  nicht  bestimmt  war“  näher 
umschrieben  wird,  so  „kann  dieser  den  Regelfall  treffen- 
den Wendung  eine  entscheidende  Bedeutung  nicht  bei- 
gemessen werden.  Denn  einmal  zwingt,  da  ein  zwar 
unrichtiger,  aber  verbreiteter  Sprachgebrauch  auch1  ander- 
wärts von  einem  Dritten  redet,  wo  lediglich  der  (Ver- 
trags-)Gegner  in  Frage  kömmt,  der  Wortlaut  des  Ge- 
setzes zu  einer  derartigen  engen  Auslegung  nicht  und  an- 
dererseits würde  eine  derartig  enge  Auslegung  zu  dem 

3)  Vgl.  Beschluß  des  Großen  Senats  des  RWG.  vom  18.  2.  22 
- G.  S.  36/21. 


132 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


vom  Gesetz  offenbar  nicht  gewollten  Ergebnis  führen, 
daß  es  für  diesen  Fall  dann  an  einer  gesetzlichen  Rege- 
lung der  Zuständigkeit  überhaupt  fehlen  würde.“3) 

Die  — übrigens  ausschließliche  — Zustän 
digkeit  des  Reichs  Wirtschaftsgerichts  für  die  Festsetzung 
des  Uebernahmepreises  'wird  auch  dadurch  nicht  berührt, 
daß  vereinbarungsgemäß  über  die  Höhe  der  für  die 
vertragliehen  Leistungen  zu  zahlenden  Vergütung  im 
Streitfälle  die  ordentlichen  Gerichte  entscheiden  sollen 
oder  daß  aus  Anlaß  des  Eingriffs  des  Reichskohlenkom- 
missars  zwischen  den  Vertragsteilen  vor  einem  ordent- 
lichen Gerichte  ein  Rechtsstreit  schwebt.  Ebensowenig 
kann  der  Vereinbarung  eines  bestimmten  Preises  für 
die  dem  Empfänger  vertragsgemäß  zu  liefernden  Brenn- 
stoffe bei  der  Beurteilung  der  durch  die  Anweisung 
des  Reichskohlenkommissars  geschaffenen  öffentlich-recht- 
lichen Beziehungen  eine  Bedeutung  beigemessen  werden. 
Endlich  übt  auf  die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschafts- 
gerichts auch  der  Umstand  keinen  Einfluß  aus,  daß  die 
Anweisung  des  Reichskohlenkommissars  von  einem  der 
Beteiligten  unter  Verletzung  eines  bestehenden  Vertrages 
wider  Treu  und  Glauben  herbeigeführt  worden  ist.  An- 
dererseits ist  das  Reichswirtschaftsgericht,  wenn  einmal 
seine  Zuständigkeit  begründet  ist,  auf  die  Festsetzung 
des  Uebernahmepreises  beschränkt  und  nicht  befugt,  in 
eine  Erörterung  der  Frage  einzutreten,  auf  welche  Weise 
der  seiner  Nachprüfung  völlig  entzogene  Eingriff  des 
ReiChskohlenkommissars  zustandegekommen  ist.  Es  muß  * 
vielmehr  die  'Gültigkeit  der  Anweisung  und  damit  seine 
Zuständigkeit  so  lange  als  bestehend  annehmen,  als  diese 
Anweisung  nicht  auf  gesetzlich  zulässige  Weise  (d.  h.  hier 
im  Wege  der  Dienstaufsichtsbeschwerde)  aufgehoben 
worden  ist.  Die  Entscheidung  über  privatrechtliche  An- 
sprüche, die  sich  möglicherweise  (unter  dem  Gesichts- 
punkt des  Schadensersatzes)  aus  Vertragsverletzungen 
eines  Beteiligten  ergeben,  bleibt  dagegen  den  ordentlichen 
Gerichten  überlassen. 

NaCh  der  Fassung  des  § 4 der  Bekanntmachung 
vom  24.  Februar  1917  muß  eine  die  Zuständigkeit  des 
Reichswirtschaftsgerichts  ausschließende  „Einigung“' 
grundsätzlich  der  Anweisung  auf  Ueberlassung  der  Koh- 
len zeitlich  folgen  und  nach  ihrem  Zweck  und  Inhalt 
die  auf  Grund  dieser  Anweisung  zu  liefernden,  Brennstoffe 
betreffen.  Bei  einer  der  Anweisung  vorausgehenden 
Einigung  würde  diese  die  Zuständigkeit  ausschließende 
Wirkung  nur  dann  als  gegeben  anzusehen  sein,  wenn 
die  Beteiligten  (Lieferer  und  Empfänger  der  Brennstoffe) 
bereits  im  voraus  für  den  Fall  eines  Eingriffs  des  Reichs- 
kohlenkommissars über  die  Bemessung  des  Uebernahme- 
preises Vereinbarungen  getroffen  haben,  die  über  die  An- 
weisung hinaus  gelten  sollen  und  ohne  weiteres  die  zah- 
lenmäßige Bestimmung  des  Uebernahmepreises  ermög- 
lichen. Wo  ein  derartiger  Wille  der  Beteiligten  nicht  er- 
kennbar ist,  kann  in  der  vertragsmäßigen  Festsetzung 
des  Preises  umsoweniger  eine  Einigung,  wie  sie  § 4 
a.  a.  O.  vorsieht,  erblickt  werden,  als  nicht  anzunehmen 
ist,  daß  die  Beteiligten  eine  einzelne  Abrede  aus  dem  Zu- 
sammenhänge der  vertraglichen  Abmachungen  heraus - 
nehmen  und  ihr  auch  für  die  außerhalb  des  Vertrags 
liegenden,  durch  die  Anweisung  des  Reichskohlenkom- 

3)  Vgl.  Beschluß  des  Großen  Senats  des  RWG.  vom  18.  2.  22 
— G.  S.  36/21. 


missars  geschaffenen  öffentlichrechtlichen  Beziehungen 
Geltung  beilegen  wollten4). 

Die  Einigung  der  Beteiligten  braucht  nicht  ausdrück- 
lich erklärt  zu  werden,  sie  kann  auch  stillschweigend 
etwa  in  der  Weise  stattfinden,  daß  der  Empfänger  den 
vom  Lieferer  geforderten  Preis  nicht  bemängelt  oder  daß 
der  zur  Lieferung  Angewiesene  den  vom  Empfänger 
angebotenen  Preis  vorbehaltlos  annimmt.  Zweifel  über 
das  Vorhandensein  einer  Einigung  sind  jedoch  aufge- 
taucht, sobald  ein  Empfänger  die  ihm  überwiesenen  Koh- 
len angenommen,  die  darüber  ausgestellte  Rechnung 
zu  begleichen  versprochen  und  dann  trotz  wiederho 
ter  Mahnung  nicht  gezahlt  hat.  Hier  hat  das 
Reichswirtschaftsgericht  seine  Zuständigkeit  bejaht, 
da  aus  dem  Verhalten  des  Empfängers  hervor- 
geht, daß  eine  Einigung  über  den  Uebemahme- 
preis  nicht  zustandegekommen  ist.  Die  Entschei- 
dung dürfte  dem  Interesse  der  durch  die  Eingriffe 
des  Staats  betroffenen  Wirtschaftskreise  entsprechen,  denn 
wollte  man  aus  formalistischen  Erwägungen  Erzeuger 
oder  Besitzer  in  einem  derartigen  Fall  vor  die  ordent- 
lichen Gerichte  verweisen,  so  würde  häufig  Jahr  und 
Tag  vergehen,  ehe  sie  zu  ihrem  Gelde  kommen,  zumal 
wenn  es  ein  böswilliger  Schuldner  in  dem  nach  der 
ZPO.  herrschenden  Parteibetriebe  darauf  anlegt,  den  Pro- 
zeß durch  mehrere  Instanzen  zu  schleppen,  während  er 
in  dem  Offizialverfahren  des  Reichswirtschäftsgerichts 
binnen  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  durch  ein  vollstreck- 
bares Urteil  zur  Zahlung  verpflichtet  wird. 

Besondere  Erwähnung  verdienen  in  diesem  Zu- 
sammenhang noch  diejenigen  Brennstoffsendungen, 
welche  wegen  Laufunfähigkeit  (Heißlaufens  usw.)  der 
Wagen  seitens  der  Eisenbahn  unanbringlich  werden.  Die 
Beförderungen  von  Kohlensendungen  geschehen  nach 
einem  im  Kohlenhandel  herrschenden,  hinsichtlich  des 
Versendungskaufs  dem  § 447  BGB.  entsprechenden 
Brauch  auf  Gefahr  des  Empfängers.  Wird  ein  Wagen 
infolge  irgendwelcher  Umstände  nicht  dem  auf  dem 
Frachtbrief  vermerkten  ursprünglichen  Adressaten,  son- 
dern einem  anderen  Empfänger  ausgeliefert,  so  tritt  der 
letztere  bezüglich  der  Gefahrübemahme  ohne  weiteres 
in  die  Pflichten  des  ursprünglichen  Empfängers.  Da  die 
Ueberweisung  laufunfähiger  Wagen  an  andere  Verbrau- 
cher auf  einer  allgemeinen  Anordnung  des  Reichskohlen- 
kommissars beruht,  die  zwar  keine  unmittelbare  An- 
weisung darstellt,  jedoch  in  ihren  Folgeerscheinungen 
einer  solchen  gleichzuachten  ist,  so  ist  auch  hier  die 
Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts  angenommen 

worden.  (Fortsetzung  folgt.) 

Zum  Gesetzentwurf  betr.  Abänderung 
der  Preistreibereiverordnung. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Wilhelm  Thiele,  Berlin. 

Die  jahrelangen  Bemühungen  der  Kaufmanniswelt,  die  dar- 
auf abzielen,  daß  bei  der  Prüfung  von  Preiswucheran- 
klagen, der  Nachprüfung  der  Preisforderung  auf  U e ber- 
ge w i n n die  Marktlage  und  der  Marktpreis  zugrunde  zu 
legen  sind,  haben  nach  langen  Verhandlungen  mit  dem’Reichs- 
wirtschaftsministerium  zu  dem  jetzt  veröffentlichten  Gesetzent- 


4)  Vgl.  auch  hierzu  die  in  Anm.  3 bezeichnte  Entscheidung 
G.  S.  36/21. 


133 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


wurf  bets.  Abänderung  der  P r eist  r eib  e r ei  v er-, 
Ordnung  und  Wuchergerichtsverordnung  ge- 
führt. Dieser  Entwurf  soll  gemeinschaftlich  mit  dem  Regierungs- 
entwurf eines  Gesetzes  betr.  die  öffentliche  Bekannt- 
machung von  Verurteilungen  wegen  Preistreibe- 
rei usw.  im  volkswirtschaftlichen  Ausschuß  des  Reichtstags 
beraten  werden.  Es  werden  folgende  Aenderungen  der  Preis- 
treibereiverordnung — nur  diese  sollen  vorliegend  besprochen 
werden  — vorgeschlagen: 

§ 2 erhält  als  Absatz  2 folgenden  Zusatz: 

„Ein  Preis  enthält  keinen  übermäßigen  Gewinn  und  stellt 
\ sich  nicht  als  unzulässige  Preissteigerung  dar,  wenn  er  der 
Marktlage  entspricht,  oder  wenn  ihm  die  Wiederbeschaffungs- 
kosten der  veräußerten  Ware  zugrunde  liegen.  Die  Markt- 
lage ist  nicht  zu  berücksichtigen,  wenn  durch  vorüber- 
gehende Unmöglichkeit,  Ware  an  den  Markt  zu  bringen, 
oder  durch  unlautere  Machenschaften  eine  Notmarktlage 
geschaffen  ist.“ 

Abaajtzi  3 § 3 lerhält  folgenden  Wortlaut: 

„Eine  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  des  § 1 liegt 
nicht  vor,  wenn  Höchstpreise  oder  von  einer  zuständigen 
Behörde  festgesetzte  Preise  oder  Vergütungen  oder  amtlich 
festgesetzte  Marktpreise  eingehalten  werden.“ 

Vorstehende  Formulierungen  sind  nicht  als  ausreichend 
anzusehen.  Sie  sind  unklar  und  nicht  erschöpfend. 

L 

Prinzipiell  ist  zu  begrüßen,  daß  der  Richter  durch  posi- 
tiven Ausspruch  des  Gesetzes  gezwungen  werden  soll,  bei 
Einhaltung  eines  der  Marktlage  entsprechenden  Preises  durch 
den  Fordernden  das  Vorliegen  eines  Preiswuchers  zu  ver- 
neinen. Damit  knüpft  der  Entwurf  an  die  Fassung  der  Preis-i 
Steigerungsverordnung  vom  23.  7.  15  an,  die  bei  'der  Gewinn- 
nachprüfung die  Berücksichtigung  der  gesamten  Verhältnisse 
insbesondere  der  Marktlage,  vorschrieb,  erhebt 
letztere  aber  über  diese  Bestimmung  hinaus  für  bestimmte 
Fälle  zum  ausschließlichen  Bewertungsfaktor.  Dies  ist 
gegenüber  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  als  unbedingt 
notwendig  zu  bezeichnen.  Hierzu  verweise  ich  auf  meine 
Schrift  „Marktpreis  und  Uebergewinn“,  S.  44  ff.  und  S.  50  ff. 
Da  der  beantragte  Zusatz  generelle  Bedeutung  hat,  empfiehlt 
es  sich,  ihn  nicht  in  den  § 2,  sondern!  in  denl  § 3 der  Preise 
treibereiverordnung  einzufügen. 

II. 

Der  geforderte  Preis  enthält  nach  dem  Entwurf  dann 
keinen  Uebergewinn,  wenn  er  entweder  der  Marktlage  ent- 
spricht oder  wenn  ihm  die  Wiederbeschaffungskosten  der 
veräußerten  Ware  (zugrunde  liegen.  Der  Fordernde  erhält 
damit  das  Wahlrecht,  sich  entweder  auf  den  der  Marktlage 
entsprechenden  Preis,  oder  auf  die  Wiederbeschaffungskosten 
zu  berufen.  Die  jn  dieser  Fassung  enthaltenen  beiden  Be- 
griffe sind  zu  unbestimmt,  um  als  Grundlage  der  Gewinn- 
nachprüfung  zu  dienen.  Der  wirtschaftliche  Niederschlag  der 
Marktlage  ist  der  Marktpreis.  Ob  und  in  welcher  Höhe 
ein  solcher  besteht,  ist  auf  Grund  der  Gutachten  der  Sachver- 
ständigen (zu  deren  Zuziehung  der  Richter  durch  eine  positive 
Bestimmung  des  Gesetzes  gezwungen  werden  muß,  und 
deren  Benennung  unter  Anwendung  der  Bestimmungen  des 
Runderlasses  des  Preußischen  Justizministers  vom  20.  3.  17 
und  der  Verfügung  des  Preußischen  Ministers  des  Innern 
vom  18.  1.  22  durch  die  Handels-  und  Handwerkskammern 
zu  erfolgen  hat)  festzustellen  und  feststellbar.  Hat  der  Kauf- 
mann bei  seiner  Preisforderung  den  Marktpreis  eingehalten, 
so  kann  von  einem  Uebergewinn  nicht  die  Rede  sein  (Markt- 
preis und  Uebergewinn  S.  66 ff).  Das  Nachprüfungs- 
recht des  Richters  hat  sich  demnach  darauf  zu  ; beschränken, 
ob  der  geforderte  Preis  den  Marktpreis  der  Ware  'nicht  über- 
steigt. Dieser  Grundsatz  ist  vom  Entwurf  nicht  übernommen 
worden.  Vielmehr  wird  verlangt,  daß  der  Preis  der  Markt- 
lage „entsprich  t“,  d.  h.  also  sich  mit  dieser  deckt  bzw. 
in  richtigem  Verhältnis  zu  dieser  steht.  Damit  wird  dem 
Richter  die  Befugnis  eingeräumt,  zu  kontrollieren,  ob 
der  geforderte  Preis  nach  den  bestehenden  Marktmomenten 
berechtigt  ist  und  dies  selbst  für  die  Fälle  zu  ver- 


neinen, in  denen  der  Preis  mit  dem  Marktpreis  , über- 
einstimmt. Marktpreis  und  der  der  Marktlage  ent- 

sprechende Preis  brauchen  nicht  miteinander  identisch  zu 
sein.  Beide  Preise  können  und  werden  oftmals  miteinander 
differieren.  Der  erstere  ist  das  tatsächliche  Ergebnis 
der  Marktlage,  wie  es  eingetreten  ist,  der  letztere  stellt 
sich  als  Schlußfolgerung  dar,  wie  sie  sich  wirtschaftsrechtlidh 
ergeben  so  11.  Von  diesem  Angelpunkt  aus  wird  die  Recht- 
sprechung, wenn  der  Entwurf  Gesetz  wird,  die  Wiederein- 
führung der  Marktlage  als  Gewinnprüfungsgrundlage  prak- 
tisch außer  Kraft  setzen.  Der  Richter  wird  sich  durch  die 
Sachverständigen  über  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  deren 
Gesamtbild  sich  als  Marktlage  widerspiegelt,  informieren  lassen 
und  alsdann  von  sich  aus  feststellen,  ob  der  geforderte  Preis 
diesen  Wirtschaftsmomenten  „entsprach“.  Ein  derartiges  ge- 
nerelles Nachprüfungsrecht  des  Richters  ist  abzulehnen.  Es 
widerspricht  den  berechtigten  Wünschen  der  Kaufmannswelt, 
die,  gewarnt  ;durch  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Recht- 
sprechung, eine  Garantie  dafür  haben  wollen,  daß  sie 
bei  Uebereinstimmung  ihrer  Forderung  mit  dem  Marktpreis 
einen  Preiswucher  nicht  begehen.  Diese  Gewähr  ist  bei  der 
vorgeschlagenen  Formulierung  nicht  vorhanden.  Es  entscheidet 
nach  wie  vor  das  freie  richterliche  Ermessen,  dem  ein  weiter 
Spielraum  eingeräumt  wird.  Ein  solches  Resultat  stellt  sich 
als  das  Gegenteil  der  auf  eine  Einengung  der  richterlichen 
Nachprüfung  und  Auslegung  auf  dem  Gebiet  des  Preiswuchers 
gerichteten  Reformbestrebungen  dar. 

III.  > | 

Die  Wiederbeschaffungskosten  sind  nach  dem 
Entwurf  generell  als  alternativer  und  ferner  als  eventueller 
Gewinnprüfungsmaßstab  für  die  Fälle  anzusehen,  in  denen 
der  Preis  der  Marktlage  nicht  entspricht,  oder  letztere  nach 
'Satz  2 nicht  zu  berücksichtigen  ist.  Diese  komplizierte  Rege- 
lung würde  überflüssig  werden,  wenn  man  den  Marktpreis  als 
ausschließlichen  Bewertungsmaßstab  einführen  würde,  da  dieser 
auch  die  „etwa  eingetretenen  Aenderungen  in  den  Herstellungs- 
und Anschaffungsbedingungen“  (so  Oesterreichisches  Bundes-  j 
gesetz  vom  9.  3.  121,,  § 2,  Abs.  3,  Bundesgesetzblatt  1921,  807),  I 
zugunsten  des  Kaufmanns  ausreichend  berücksichtigt.  Aus  der 
Begründung  des  Entwurfs  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu  entnehmen, 
ob  der  Begriff  der  Wiederbeschaffungskosten  einen  Ersatz 
für  den  Verkehrswert  der  Ware  (vgl.  hierzu  „Markt- 
preis und  Uebergewinn“,  S.  78)  schaffen  soll.  Wenn  die 
Begründung  hierbei  auf  die  Verordnung  des  Freistaats  Danzig 
vom  15.  7.  20  Bezug  nimmt,  so  muß  hierzu  bemerkt  werden, 
daß  der  wiedergegebene  Wortlaut  derselben  nicht  zutrifft. 
Pie  Verordnung  des  Wirtschaftsamts  für  das  Gebiet  der  i 
Freien  Stadt  Danzig  vom  15.  7.  20  bestimmt  imi  Aktikel  I In 
Wahrheit  folgendes: 

„Der  § 1 der  Verordnung  gegen  Preistreiberei  erhält 
folgenden  Zusatz:  . i 

Im  Fall  des  § 1 Ziffern  1 und  4 liegt  bei  Bestehen 
einer  Marktlage  eine  strafbare  Handlung  nicht  vor,  wenn 
der  Marktpreis  gefordert  wird.  Im  Fall  des  § 1 Ziffer  2 
liegt  eine  strafbare  Handlung  dann  nicht  vor,  wenn  die  Ver- 
mittlung des  Geschäfts  Gegenstände  betrifft,  für  die  eine 
Marktlage  besteht.“ 

Der  Verfasser  der  Begründung  hat  irrtümlicherweise  die 
von  mir  früher  für  eine  Abänderung  der  Preistreibereiverord- 
nung vorgeschlagene  Fassung  (vgl.  Handelszeitung  des  Ber- 
liner Tageblatts,  Nr.  551  vom  30.  11.  21)  , mit  der  in  demselben 
Artikel  zitierten,  dort  auch  im  Wortlaut  wiedergegebenen  Ver- 
ordnung des  Freistaats  Danzig  verwechselt.  Insoweit  ein  auf 
regelrechter  Marktlage  beruhender  Marktpreis  vorhanden  ist, 
braucht  aus  den  bereits  angegebenen  Gründen  auf  die  Wieder- 
beschaffungskosten nicht  zurückgegriffen  zu  werden.  Aber 
auch  in  den  anderen  Fällen  erscheint  es  zweckentsprechender, 
an  die  Stelle  des  „Wiedererstehungspreises“  den  Verkehrs- 
wert der  Ware  treten  zu  lassen,  da  ersterer  nur  e i n bei 
der  Gewinnnachprüfung  zu  berücksichtigendes  Moment  her- 
vorhebt, während  letzterer  den  gesamten  Komplex  der 
maßgebenden  objektiven  Wirtschaftsmomente  und  darunter 
auch  den  Einkaufspreis  der  Ersatzware  umfaßt.  Wenn  der 
Entwurf  verlangt,  daß  dem  Preis  die  Wiederbeschaffungskosten 
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der  veräußerten  (also  nicht  nur  angebotenen)  Ware  zu- 
grunde liegen  müssen,  so  ist  damit  nicht  klar  zum  Aus- 
druck gebracht,  ob  die  Preisforderung  auf  den  Preisen  der 
bereits  bestellten  neuen  Waren  beruhen  muß  (vgl. 
zu  diesem  Begriff  Thiele,  Uebermäßiger  Gewinn,  Schleich- 
handel und  Höchstpreis  2.  Aufl.,  S.  82,  ferner  Richtlinien 
des  Reichswirtschaftsministers  vom  Januar  1922,  Nr.  3,  Markt- 
preis und  Uebergewinn,  S.  46  und  107,  sowie  Begründung 
der  Preistreibereiverordnung  zu  § 2).  Dies  wäre  zu  eng,  da 
es  von  Zufälligkeiten  abhängt,  ob  sich  der  Kaufmann  bis 
zum  Angebot  (der  Ware  anderweitig  eindecken  kann.  In 
welchem  Umfang  die  Kosten  der  Ersatzware  bzw.  die  „Wieder- 
ertehungskosten“  angesetzt  werden  können,  ob  in  tatsächlich 
aufgewendeter  oder  angemessener  Höhe,  ist  nicht  ersichtlich, 
ebensowenig,  ob  und  in  welchem  Betrage  der  Kaufmann! 
seine  sonstigen  Gestehungskosten,  die  damit  wiederum  für  die 
Gewi'nnnachprüfung  als  maßgebend  anerkannt  werden,  mit 
einkalkulieren  kann. 

IV. 

Der  Entwurf  enthält  eine  negative  Fassung,  und  zwar 
dahin,  daß  in  den  beiden  aufgeführten  Fällen  ein  Uebergewinn 
nicht  vorliegt.  Damit  wird  die  bisherige  Formulierung  des 
Gesetzes  für  die  übrigen  Fälle  aufrecht  erhalten,  so  daß  die 
Rechtsprechung  insoweit  nach  wie  vor  die  Gestehungs- 
kosten als  maßgebend  ansehen  wird.  Demgegenüber  muß 
betont  werden,  daß  nur  eine  Fassung  befriedigen  kann,  die 
die  Voraussetzungen  des  Preiswuchers  nach  der  negativen 
Und  positiven  Seite  hin  feststellt.  Der  Verkaufspreis  der 
Ware  wird  durch  den  regulären  Marktpreis  bzw.  Verkehrs- 
wert der  Ware  bestimmt  (vgl.  hierzu  Marktpreis  und  Ueber- 
gewinn, S.  67  f.)  Als  Folge  dieser  Vorschrift  kommt  in  Be- 
tracht, daß  die  zulässige  Preisforderung  in  dem  Marktpreis 
bzw.  Verkehrswert  der  Ware  ihre  Grenze  findet.  Der  Kauf- 
mann, der  über  diesen  Betrag  hinaus  fordert,  begeht  Preis- 
wucher. Diese  Schlußfolgerung  ist  die  Kehrseite  der  Auf- 
fassung, daß  die  Einhaltung  des  normalen  Marktpreises  bzw. 
des  im  redlichen  Verkehr  bestehenden  Verkehrs'werts  einen 
Uebergewinn  nicht  in  sich  schließt.  Die  Kaufmannswelt 
bekämpft  die  Gestehungskostentheorie  des  Reichsgerichts  in 
erster  Linie  mit  dem  Hinweis,  daß  das  Wirtschaftsleben  selbst 
die  Preise  reguliert  und  durch  die  Aufstellung  bestimmter 
Grenzen  (Marktpreise)  den  erlaubten  Gewinn  vom  Preiswucher 
scheidet.  Der  Kaufmann  soll  auf  Grund  dieser  Auffassung 
berechtigt  sein,  mit  dem  Marktpreis  zu  gehen,  weil  sich  in 
diesem  die  allein  zutreffende,  sämtliche  Interessen  der  Ver- 
käufer und  Käufer,  der  Kaufleute  und  Verbraucher,  der  Einzel- 
person und  der  Allgemeinheit  gerecht  abwägende,  im  Wirt- 
schaftsleben automatisch  eingreifende  Preis-  und  Gewinnkal- 
kulation darstellt.  Alle  kaufmännischen  Risiken  sind  in  ihm  und 
durch  ihn  berücksichtigt.  Damit  wird  der  Marktpreis  zu  einem 
absoluten  Prüfungsmaßstab  ohne  Rücksicht  auf  Konjunk- 
rschwankungen,  so  daß  der  Kaufmann  zu  seiner  Einhaltung 
'.  er pflicht et  ist  Bei  steigenden  Preisen  besteht  die  Be- 
fugnis des  Kaufmanns,  den  Sprung  nach  oben  bei 'seiner  Preis- 
forderung mitmachen  zu  dürfen,  nicht  nur  in  der  Erwägung, 
daß  er  jetzt  mehr  Kapital  zur  Bestreitung  der  erhöhten;  Wieder- 
erstehungskosten braucht,  sondern  gründet  sich  auch  darauf, 
daß  er  die  Nachteile  einer  sinkenden  Konjunktur 
tragen,  und  deshalb  für  ihn  durch  die  Gewährung  des  höheren 
Marktpreises  ein  Ausgleich  stattfinden  muß.  Die  Be- 
willigung des  steigenden  Marktpreises  ist  demnach  durch  die 
Einhaltung  des  fallenden  bedingt.  Nur  weil  der  Kauf- 
mann bei  fallenden  Preisen  sein  Geschäftskapital  ganz  oder 
zum  großen  Teil  aufs  Spiel  setzen  muß,  erscheint  seine 
Preisforderung  auch  dann  nicht  als  Preiswucher,  wenn  er 
infolge  Steigens  der  Konjunktur  mehr  Gewinn  einsteckt,  als 
dies  auf  Grund  seiner  Gestehungskosten  erlaubt  erscheint. 
Diese  Erwägungen  beruhen  auf  dem  das  kaufmännische  Leben 
beherrschenden  Prinzip  des  freien  Spiels  der  Kräfte,  des 
selbsttätigen  Ausgleichs  aller  Wirtschaftsinteressen. 

Daß  unser  Wirtschaftsleben  in  letzter  Zeit  fast  stets  nur 
ein  Steigen  der  Preise  und  damit  oftmals  im  Einzelfall  für 
den  Kaufmann  große  Gewinne  gezeitigt  hat,  ist  nur  eine  Einzel- 
erscheinung ohne  grundsätzliche  Bedeutung,  die  jeden  Tag  in 
das  Gegenteil  Umschlagen  kann.  Das  Prinzip,  die  wirtschaft- 


liche Logik,  die  den  Marktpreis  nach  oben  und  unten  als 
Grenze  für  den  Preiswucher  bezeichnet  und  bezeichnen  muß, 
wird  hierdurch  nicht  berührt.  Im  übrigen  sind  auch  Preis- 
stürze mehrfach  eingetreten.  Man  denke  z.  B.  an  die  Folgen 
des  Kapp-Putsches.  Ebenso  fand  Herbst  1920  infolge  eines 
plötzlich  eintretenden  Käuferstreiks,  sowie  beeinflußt  durch 
Teuerungsunruhen  und  mangelnde  Kaufkraft  des  Publikums 
ein  erhebliches  Fallen  der  Preise  statt. 

i V. 

Der  Entwurf  hätte  generell  und  nicht  nur  für  die  zweite 
Alternative  zum  Ausdruck  bringen  müssen,  daß  dem  Markt- 
preis nur  im  kaufmännischen  Verkehr  ausschließliche 
Bedeutung  zukommt.  Der  Grund  für  diese  Schlußfolgerung 
liegt  darin,  daß  sich  nur  derjenige  auf  den  Marktpreis  bzw 
Verkehrswert  als  Niederschlag  des  Wirtschaftslebens  berufen 
kann,  der  selbst  ein  mitschaffendes,  neben  den  die  Vorteile 
auch  die  Gefahren  tragendes  Glied  des  Wirtschaftsorganismus, 
also  Gewerbetreibender  ist.  Wer  als  Außenstehender  ein  kauf- 
männisches Geschäft  tätigt,  bleibt  hierbei  im  Rahmen  des 
bürgerlichen  Verkehrs  und  kann  nicht  beanspruchen, 
daß  seiner  Preisnormierung  der  Marktpreis  bzw.  Verkehrs- 
wert zugrunde  gelegt  wird.  Diese  Beträge  geben  den  Wert 
wieder,  den  eine  Ware  auf  Grund  des  bis  zu  ihrem  Angebot 
notwendig  gewordenen  wirtschaftlichen  Prozesses  hat  und  haben 
muß.  Bei  einem  Verkauf  im  bürgerlichen  Verkehr  durch 
Privatpersonen,  steht  die  Ware  außerhalb  dieser  Entwick- 
lungskette, so  daß  die  ratio  für  die  Anwendung  der  kauf- 
männischen Berechnungs-  und  Gewinnnachprüfungsgrundsätze 
entfällt.  Auch  für  eine  analoge  Anwendung  ist  kein  Raum, 
da  die  Vergleichgrundlagen  fehlen.  Der  Marktpreis  bildet 
sich,  ohne  das  Vorhandensein  von  Waren  in  privater  Hand 
und  deren  Verkauf  als  wesentlichen  Faktor  mit  in  die  Berech- 
nung einzustellen.  Damit  scheidet  die  Anwendbarkeit  des 
Marktpreises  ohne  weiteres  aus.  Auch  das  Reichsgericht  macht 
bei  der  Gewinnnachprüfung  einen  Unterschied  zwischen  dem 
Handelsverkauf  von  Waren  im  Betrieb  eines  gewerblichen 
Unternehmens,  und  einem  im  bürgerlichen  Verkehr  vorge- 
nommenen Verkauf,  der  ebensogut  die  bloße  Versilberung  der 
Waren  wie  einen  Vermögensgewinn  zum  Ziel  haben  kann.  Für 
die  letzteren  Fälle  läßt  es  das  Verhiältnis  des  Verkaufspreises 
zum  Verkehrswert  entscheiden  (IV.  28.  3.  16  JW.,  1916,  1205). 
Diesem  Prüfungsgrundsatz  wird  man  sich  nicht  anschließen 
können.  Vielmehr  ist  bei  Verkäufen  im  bürgerlichen  Verkehr 
von  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Verkäufers  auszu- 
gehen. Nach  diesen  und  den  gesamten  übrigen  Momenten 
des  Einzelfalls  muß  der  zulässige  Betrag  des  Preises  und  des 
in  diesem  steckenden  Reingewinns  angemessen  geschätzt 
werden.  Hierbei  wird  man  zweckmäßigerweise  an  die  Ge- 
stehungskostentheorie des  Reichsgerichts  anknüpfen.  Der  Ein- 
kaufspreis ist  nach  dem  Wertverhältnis  zwischen  Gold-  und 
Papiermark  zu  berechnen.  Geschäfte,  die  der  Kaufmann 
gelegentlich  oder  außerhalb  des  Rahmens  seiner  sonstigen  ge- 
werblichen Betätigung  abschließt,  sind  in  der  Regel  den 
kaufmännischen  Verkäufen  gleichzustellen.  Die  Entscheidung 
hängt  von  der  Lage  des  Einzelfalls  ab.  Allerdings  wird  man 
hierbei  den  Rahmen  für  die  Anwendung  der  kaufmännischen 
Gewinnnachprüfungsgrundsätze  möglichst  weit  spannen  müssen, 
da  es  nicht  auf  den  Spezialcharakter  des  von  dem  Gewerbe- 
treibenden ausgeübten  Berufszweigs,  sondern  darauf  ankommt, 
daß  dieser  überhaupt  im  kaufmännischen  Erwerbsleben  steht, 
und  da  Verkäufe  der  hier  fraglichen  Art  bei  der  Bildung  des 
Marktpreises  mit  in  Betracht  kommen.  Verkäufe  von  ent- 
behrlichen Vorräten  oder  Inventarstücken  im  kaufmännischen 
Betrieb  können  ebenfalls  als  Ausnahmefälle  nicht  aufgefaßt 
werden.  Für  sie  hat,  wie  für  die  reguläre  Betätigung  des  Ge- 
werbetreibenden, der  Marktpreis  bzw.  Verkehrswert  ausschließ- 
liche Bedeutung. 

VI. 

Aus  dem  Entwurf  ist  nicht  ersichtlich,  ob  unter  Markt- 
lage die  Inlands-  oder  Weltmarktlage  gemeint  ist, 
ferner,  ob  Satz  2 (des  Zusatzes  zu  § 2 eine  Definition  oder 
nur  Beispiele  der  Notmarktlage  geben  will.  Auch  wird  nichts 
darüber  bestimmt,  nach  welchen  Grundsätzen  die  Nachprüfung 
auf  Uebergewinn  in  den  Fällen  stattfinden  soll,  in  denen 
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weder  die  Marktlage  „berücksichtigt“  werden  darf,  noch  dem 
Preis  die  Wifed erbeschaff u ngsk os te n zugrunde  liegen.  Dem 
Vorschlag,  daß  sich  die  Novelle  auf  sämtliche  Tatbestände 
des  § 1 erstrecken  soll,  ist  zuzustimmen.  Die  Hervorhebung 
„amtlich  festgesetzter  Marktpreise“  (neben  den  der  Marktlage 
entsprechenden  Preisen)  erscheint  überflüssig,  da  hierdurch  der 
Marktpreis  eine  unnötige  und  verwirrende  Zweispaltung  er- 
fährt. Die  amtliche  Notierung  ist  innerhalb  des  einheit- 
lichen Begriffs  des  Marktpreises  als  Beweis  für  das 
Bestehen  eines  auf  regelrechter  Marktlage  beruhenden  Markt- 
preises zu  werten  und  besitzt  wirtschaftsrechtlichl  keine  prinj- 
zipielle  Eigenbedeutung,  so  daß  es  sich  nicht  empfiehlt,  sie 
in  den  Gesetzestext  zu  übernehmen.  ( 

VII. 

Nach  alledem  mache  ich  folgenden  Gegenvorschlag, 
indem  ich  zur  näheren  Begründung  auf  „Marktpreis  und 
Uebergewinn“,  S.  68 ff.  verweise: 

1.  § ,3  der  Preistreibereiverordnung  erhält  folgenden 
Zusatz: 

„Im  kaufmännischen  Verkehr  liegt  ein  übermäßiger  Ge- 
winn oder  eine  Preissteigerung  nur  dann  vor,  wenn  bei  der 
Preisforderung  der  auf  einer  regelrechten  Marktlage  be- 
ruhende Marktpreis  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der 
im  redlichen  Verkehr  gültige  Verkehrswert  überschritten: 
wird.“ 

2.  § 10  der  Wuchergerichtsverordnung  vom  27.  11.  19 
erhält  folgenden  Zusatz: 

„Das  Wuchergericht  hat  in  der  Verhandlung  einen  von 
den  zuständigen  Handelskammern  benannten  Sachverständigen 
zu  hören.“ 

VIII. 

Ferner  ergeben  sich  folgende  Leitsätze: 

1.  Bei  Preiswucheranklagen  ist  stets  zu  prüfen,  ob  eine 
regelrechte  Marktlage  und  ein  darauf  beruhender  Marktpreis 
vorliegt. 

2.  Eine  regelrechte  Marktlage  ist  dann  gegeben,  wenn 
im  Inland  das  im  redlichen  Verkehr  erfolgende  Angebot  aus- 
reichend ist,  um  die  normale  Nachfrage  zu  decken.  Der  auf 
einer  solchen  Marktlage  beruhende  Marktpreis  darf  nicht 
höher  als  der  Weltmarktpreis  sein,  es  sei  denn,  daß 
die  Ueberschreitung  des  letzteren  durch  allgemeine  Wirt- 
schaftsmomente gerechtfertigt  erscheint. 

3.  Die  Marktlage  wird  dann  zu  einer  anormalen, 
wenn: 

a)  die  Nachfrage  das  Angebot  übersteigt, 

b)  Warenhamsterei  der  Käufer  stattfindet, 

c)  die  Marktlage  durch  Unredlichkeiten,  insbesondere 

Provisionswucher,  unlautere  Zurückhaltung  von  Waren,  ab- 
sichtliche Mindererzeugung,  Preiskomplotte,  Kettenhandel 

oder  andere  unlautere  Machenschaften  im  Sinne  des  § 1 

Nr.  4 — 6 der  Preistreibereiverordnung  beeinflußt  wird. 

4.  In  den  zu  3.  erwähnten  Fällen  tritt  an  die  Stelle  des  auf 
einer  irregülären  Marktlage  beruhenden  Marktpreises  der  Ver- 
kehrswert der  Ware.  Dieser  ist  ein  fiktiver  Wert  und 
im  Einzelfall  nach  den  gesamten  objektiven  Wirtschaftsverhält- 
nissen angemessen  abzuschätzen,  wobei  im  Fall  3 a die  be- 
stehende, aber  anormale  Marktlage  in  Betracht  zu  ziehen  ist, 
während  in  den  übrigen  Fällen  der  Preis  berücksichtigt  werden 
muß,  der  sich  als  Marktpreis  ergeben  hätte,  wenn  der  künst- 
liche Eingriff  in  die  natürliche  wirtschaftliche  Entwicklung  unter- 
blieben wäre  und  die  Marktlage  einen  regulären  Charakter 
gehabt  hätte. 

Bei  der  Nachprüfung  und  Feststel'ung  des  Verkehrswertes 
der  Ware  ist  die  Bestimmung  zu  2.  über  die  Bedeutung  des 
Weltmarktpreises  analog  anzuwenden. 

5.  Dafür,  daß  die  Voraussetzungen  eines  auf  regelrechter 
Marktlage  beruhenden  Marktpreises  nicht  gegeben  sind,  ist 
die  Ä nkl  age be h ö rd  e b ew  e i s p f li  c h t i g. 

6.  Vor  Erhebung  der  Anklage  und  in  der  Hauptverhandlung 
muß  stets  ein  von  der  zuständigen  Handelsvertretung  vor- 
zuschlagender Sachverständiger  gehört  werden. 


Betrachtungen 

über  den  Streik  der  Eisenbahner. 

Von 

Eiserbahndirektionspräsident  a.  D.  Brosche,  Berlin. 

(Fortsetzung;.) 

III.  Folgen  für  die  Allgemeinheit. 

Der  Streik  der  Eisenbahner  ist  von  anderer  Art 
und  Wirkung  als  einer  der  sonstigen  vielen  Streiks 
der  letzten  Zeit.  Er  üntergräbt  das  wirtschaftliche  Fun- 
dament des  Staats  mit  größerer  Sicherheit  und  Be- 
schleunigung als  die  Schwindsucht  dem  einzelnen  Men- 
schen den  Lebensfaden  abschneidet.  Dabei  kann  man 
überzeugt  sein,  daß  der  größte  Teil  der  Eisenbahner 
nicht  einmal  klar  darüber  war,  aus  welchem  Grunde 
der  Streik  in  Gang  gebracht  wurde  und  was  mit  ihm 
erreicht  werden  sollte.  Jeder  einzelne  im  Volke  hat 
unter  den  Folge  Wirkungen  zu  leiden,  ebenso  wie  Jeder 
schon  während  des  Streiks  in  wirtschaftlich'  unhaltbare 
Lage  kommt.  Materiell  wie  ideell  hatte  das  ganze  Volk 
zu  dulden,  ohne  sich  mit  sonderlichem  Erfolg  zu  wehren; 
Alt  und  Jung,  Greis  wie  Säugling  waren  die  Opfer.  Ge- 
rade die  Unterbindung  des  Verkehrs  zeigt,  wie  unlösbar 
verbunden  die  Kultur  der  Jetztzeit  und  die  materielle 
Lebensfähigkeit  mit  den  Leistungen  der  Eisenbahn  ver- 
knüpft ist.  Die  Verfügungsmöglichkeit  über  die  Lebens- 
mittel, über  Kohlen  und  Düngemittel  ging  verloren, 
ebenso  wie  die  Befriedigung  der  Notwendigkeit,  Arbeiter, 
Beamte,  Kaufleute  an  die  Arbeitsstelle  zu  bringen ; je 
dichter  das  Zusammenleben  der  Menschen,  um  so  dro- 
hender und  elementarer  die  Streikgeißel.  Wie  ist  es 
möglich,  daß  sich  die  Menschheit  innerhalb  eines  ganzen 
Staats  der  rücksichtslosen  Bedrohung  nicht  erwehren 
konnte.  Es  liegt  dies  an  der  Gleichgültigkeit  eines  großen 
Teils  des  Volkes,  das  den  Einfluß  des  Streiks  nicht 
erkannt,  es  liegt  aber  auch  an  dem1  Mangel  an  staatlichen 
Machtmitteln.  Da  die  Eisenbahnzüge  ziel-  und  planlos 
zum  Stillstand  verurteilt  wurden,  war  Stockung  der  Le- 
bensmittelversorgung die  Folge,  es  kam  zum  Verderb  von 
Frachtgut,  zur  Minderung  unseres  Viehbestandes.  Das 
Ergebnis  ist  für  das  Vaterland  eine  erhebliche  Preissteige- 
rung, die  Arbeitswillige  mit  Streikenden  gemeinsam  zu 
ertragen  haben.  Die  Nothilfe  hat  die  Schäden  gemildert, 
aber  sie  war  noch  nicht  vorbereitend  so  durchgebildet, 
daß  sie  den  Streik  zum  Abbruch  kommen  lassen  konnte. 
Auch  kann  sie  nicht  für  jeden  Fall  helfen.  Wenn  z.  B. 
im  Februar  der  Landwirtschaft  die  Düngemittel  nicht 
zugeführt  werden,  so  zeigt  sich  dies  in  seinen  Aus- 
wirkungen erst  bei  der  nächsten  Ernte. 

Besonders  fühlbar  für  jeden  Einzelnen  war  die  un- 
genügende oder  unterbrochene  Kohlenversorgung  auch 
in  den  Bezirken,  in  denen  der  Eisenbahnbetrieb  nicht 
unterbunden  war.  Sie  ist  überall  fast  zum  Erliegen 
gekommen.  Noch  schlimmer  wäre  es  geworden,  wenn 
arbeitswillige  Eisenbahner  nicht  tätig  gewesen  wären, 
um  die  Kohlennot  zu  mildern.  Kohlen-Groß-  und  Klein- 
händler waren  vielfach  ohne  irgendwelche  Vorräte  an 
Briketts  oder  Koks.  Ebenso  groß  war  der  Mangel  an 
Vorräten  zur  Nachfüllung  von  Kohlen  für  Wasser-  und 
Elektrizitätswerke,  für  Gasanstalten,  für  Fabriken,  In- 
dustrie, Krankenhäuser.  In  den  Hütten  mußten  Hoch- 
öfen gedämpft  werden.  In  den  Kohlengruben  waren 
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sämtliche  Köhlenlagerplätze  aufgefüllt,  so  daß  es  zu 
Feierschichten  kommen  mußte,  Abfuhr  war  unterbunden. 
Auch  die  Kokereien  waren  zu  Einschränkungen  des  Be 
triebs  gezwungen. 

♦ Mit  dem  Aufhören  des  Streiks  ist  der  Uebelstand 
natürlich  nicht  sofort  behoben,  die  Nachwelten  sind  län- 
gere Zeit  fühlbar.  Die  Bemühungen  von  allen  Seiten, 
sie  zu  mildern,  traten  recht  langsam  in  Erscheinung, 
dies  besonders,  wenn  Sabotage  die  Uebelstände  ver- 
größert hatte.  Letzten  Endes  hat  der  Eisenbahnerstreik 
besonders  auch  den  Arbeiter  geschädigt,  die  Arbeits- 
losigkeit verschärfte  sich.  Stark  betroffen  wurden  nach 
Zeitungsberichten  z.  B.  Zuckerraffinerien  im  Magde- 
burger Bezirk  wegen  Kohlen-  oder  Rohzuckermangel; 
Gummiindustrie  in  Hannover,  Schwerindustrie  im  Westen 
haben  erhebliche  Einbuße  erlitten,  Hochöfen  mußten  ge- 
dämpft werden,  von  allen  Seiten  kamen  Hiobsposten. 

Die  Streikwirkungen  zeigten  sich  ebenso  bei  dem 
Einzel-  und  Kleinhandel;  die  Schädigung  soll  hier  eine 
erhebliche  gewesen  sein.  Die  in  Vororten  oder  weiter 
abseits  wohnenden  Käufer  blieben  wegen  des  lahm- 
gelegten Personenverkehrs  in  den  größeren  Städten  fort, 
so  daß  Warenhäuser  erhebliche  Einbuße  erlitten.  Diese 
wurde  dann  in  Berlin,  wo  gleichzeitig  der  städtische 
Arbeiterstreik  ausgebrochen  war,  durch  mangelndes  Licht 
noch  verstärkt. 

Es  ist  hier  nicht  die  Absicht,  die  Auswirkungen 
der  wirtschaftlichen  Erschütterungen  durch  den  Eisen- 
bahnerstreik erschöpfend  zu  behandeln,  die  gegebenen 
Andeutungen  über  einzelne  wirtschaftliche  Gebiete  werden 
aber  genügen,  um  den  Eisenbahnerstreik  als  eine  un- 
möglich zu  ertragende  Maßnahme  für  die  Allgemeinheit 
zu  erkennen,  die  den  Streikenden  nicht  einmal  den 
beabsichtigten  Erfolg  bringen  kann.  Nachrichtlich  möge 
bemerkt  werden,  daß  der  Gesamtschaden  aus  dem  Eisen- 
bahnerstreik sich  auf  erheblich  mehr  als  2 Milliarden 
Mark  belaufen  soll.  1 

IV.  Technische  Nothilfe. 

Eine  Folge  der  Selbsterhaltungspflicht  der  Eisen- 
bahnverwaltung und  damit  des  Staats  ist  die  technische 
Nothilfe.  Ihre  Leistungen  werden  von  allen  gelobt  und 
anerkannt;  selbst  von  linksradikaler  Seite  macht  man 
nur  verschämt  gegen  die  Nothilfe  Front.  Der  Notbetrieb 
konnte  durch  die  Heranziehung  der  Hilfe  wohl  in  Gang 
gebracht  werden;  sie  sorgte  auch  nach  Kräften  für  ge- 
nügende Sicherung  der  Eisenbahnen  auf  Bahnhöfen  und 
Eisenbahnstrecken.  Nach  zuständiger  Schilderung  soll 
sich  die  Anweisung  des  Reichsverkehrsministers  auf 
Hilfeleistung  durch  die  technische  Nothilfe  schnell  wohl- 
tuend bemerkbar  gemacht  haben.  Die  Lebensmittelver- 
sorgung wurde  in  beschränktem  Maße  ermöglicht,  der 
Personennahverkehr  in  knappem  Umfang  in  Gang  ge 
bracht;  auch  mit  Ingangsetzung  des  Güterverkehrs  wurde 
mit  gewissem  Erfolg  der  Versuch  gemacht.  Der  Not- 
hilfe ist  also  mit  Recht  von  seiten  der  Staatsverwaltung 
als  auch  vom  Reichs-  und  Landtag,  öffentliche  An- 
erkennung zum  Ausdruck  gebracht.  Ebenso  dankbar 
müssen  wir  aber  den  Süddeutschen  sein,  die  es  zur 
Kaltstellung  des  Betriebs  gar  nicht  haben  kommen  lassen. 
Die  Männer,  die  sich  der  Nothilfe  zur  Verfügung  gestellt 


haben,  wurden  von  maßgebender  Stelle  als  Lebensretter 
des  armen  geplagten  Volkes  bezeichnet.  Es  ist  richtig, 
die  Leistung  einzelner  der  Helfer  mögen  mehrfach  Groß- 
taten gewesen  sein,  die  Gesamtleistung  hält  aber  der 
Kritik  nicht  stand.  Das  liegt  nicht  an  der  Nothilfe  selbst. 
Der  Grund  hierfür  ist  nach  diesseitigem  Dafürhalten 
die  Neuheit  ihrer  Einrichtung,  so  daß  es  an  planmäßiger 
und  eingehender  Vorbereitung  fehlte.  Es  erscheint  nötig, 
in  großzügiger  Weise  für  eine  Hilfe  zu  sorgen,  die  ge- 
eignet ist,  sich  für  alle  Zweige  der  Eisenbahnverwaltung 
einzusetzen.  Das  Beginnen  ist  kein  leichtes;  einmal  weil 
es  eingehend  umfangreiche  Maßnahmen,  Anordnungen, 
Zeit  und  Arbeit  voraussetzt,  dann,  weil  eine  solche  Orga- 
nisation vielen  nachhaltigen  Widerspruch  erfahren  wird. 
Letzten  Endes  aber  wird  man  sich  bis  in  die  am  meisten 
linksstehenden  Parteien  hinein  nicht  der  Notwendigkeit 
verschließen  können,  Nothilfe  zu  organisieren.  Ohne 
zu  viel  Geräusch,  aber  ohne  Verheimlichung  wird  die 
Eisenbahnverwaltung  das  Unternehmen  in  Gang  zu  brin- 
gen haben  und  in  energischer  Weise  und  umfassendem 
Maße  muß  der  Staat  diese  Vorarbeiten  fördern.  Nach 
meiner  Auffassung  werden  Mannschaften  nicht  nur  aus 
den  verläßlichen  Eisenbahnerkreisen  heranzuholen  sein, 
man  wird  sie  natürlich  auch  aus  anderen  verwandten  Be- 
rufsarten auswählen.  Ist  man  erst  in  der  Allgemeinheit 
davon  durchdrungen,  daß  ein  Ersatz  für  Streikende  vor- 
handen ist,  dann  wird  vor  allem  der  Anreiz  zum  Streik 
weniger  Anklang  finden.  Eine  durchgreifende  Nothilfe 
ist  nicht  in  einem  Tage  zu  schaffen;  wenn  sie  bislang 
herangeholt  wurde,  ohne  daß  eine  planmäßige  Vorberei- 
tung und  Vorbildung  vorhanden  war,  und  wenn  sie 
trotzdessen  mit  Erfolg  wirkte,  so  ist  dies  eine  erfreuliche 
Leistung  jedes  Einzelnen.  Sie  genügte  aber  nicht.  Es 
darf  als  sicher  angenommen  werden,  daß  die  Eisenbahn- 
verwaltung nach  dieser  Richtung  hin  energisch  tätig 
sein  wird  und  daß  wir  in  der  Nothilfe  allmählich  ein 
Instrument  erhalten,  das  tatkräftig  Hilfe  bringen,  aber 
noch  erfolgreicher  den  Streikbeginn  verhindern  wird. 

Im  preußischen  Landtag  wurde  von  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  die  Erklärung  abgegeben,  daß  sie,  gleich- 
wie die  unabhängigen  Berliner  Stadträte,  den  Einsatz 
der  technischen  Nothilfe  billige,  sie  wurde  dabei  als 
Notwendigkeit  bezeichnet.  Ihre  Tätigkeit  wird  aber  nur 
eine  unbeschränkte  sein  können,  wenn  festgelegt  wird, 
für  welche  Notstands  arbeiten  sie  eintreten  darf;  ist  dies 
nicht  einwandfrei,  dann  kann  die  Hilfe  zur  Ohnmacht 
verdammt  werden.  Wichtig  ist  es  bei  ihrer  dornenvollen 
Arbeit,  ihr  den  erforderlichen  Schutz  zu  gewähren,  es 
fragt  sich  nur,  ob  die  Regierung  hierzu  überall  in  der 
Lage  sein  wird.  Dabei  muß  natürlich  die  Hilfe  sich 
aller  politischen  Gesichtspunkte  enthalten,  sie  soll  eben- 
falls wirtschaftlich  neutral  bleiben.  Es  wird  auch  von 
einem  großen  Teil  der  Arbeiterschaft  erkannt  werder^ 
daß  Nothelfer  nicht  als  Streikbrecher  zu  betrachten  sind, 
sondern  daß  sie  als  treue  Anhänger  des  Staatsgedankens 
für  ihre  Tätigkeit  Anerkennung  verdienen. 

(Schluß  folgt.) 
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Zum  Referentsnentwurf 
eines  Reichsbahnfinanzgesetzes. 

Von  Geh.  Oberreg.- Rat  v.  Kienitz. 

(Fortsetzung.) 

Der  Referentenentwurf  geht  an  dieser  Erwägung 
wortlos  vorbei.  Ob  er  sie  bedacht  und  gewürdigt  habe, 
ist  nicht  zu  erkennen,  da  auch  die  Begründung  keiner- 
lei Andeutung  enthält.  Es  ,wird  nur  die  Teilung  als1 
solche  behandelt,  und  zwar  mit  einem  Zielbewußtsein, 
das  auch  kein  Bedenken  ^rägt,  folgerichtig  eine  Teilung 
der  Reichsregierung  vorzusehen.  Der  Reichsverkehrs- 
minister soll  dem  Reichskabinett  und  dem  Reichstag 
nur  noch  dafür  verantwortlich  sein,  daß  die  Vorschrif- 
ten der  Reichsverfassung  über  das  Eisenbahnwesen  be- 
achtet und  daß  die  Reichsbahnen  sich1  in  einem  be- 
triebssicheren und  den  Verkehrsanforderungen  ent- 
sprechenden Zustand  befinden  und  gemäß  den  Ge- 
setzen verwaltet  werden.  Ueberall  sonst  ist  er  un- 
abhängig. Wo  er  dann  noch  den  Geschäftsbereich 
anderer  Reichsminister  berührt,  soll  er  sich  zwar  mit 
diesen  „ins  Benehmen  setzen“,  aber  er  kann  schließ- 
lich tun,  was  er  will,  da  es  eine  weitere  Instanz  für 
ihn  nicht  mehr  gibt.  Dafür  wird  ihm  freilich  eine 
neue  Körperschaft  beigeordnet,  der  .Verwaltungsrat,  der 
nun  aber  auch  niemandem  mehr  verantwortlich  ist;  die 
zivilistische  Haftung  seiner  Ausschußmitglieder  für  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmanns  spielt  staats- 
rechtlich keine  Rolle.  Diesem  Verwaltungsrat,  der  sich 
aus  je  sechs  Mitgliedern  des  Reichstags,  des  Reichsrats!, 
des  Reichswirtschaftsrats  und  des  Eisenbahnpersonals  und 
aus  zwölf  vom  Reichspräsidenten  ernannten  Sachver- 
ständigen zusammensetzt,  sollen  zustehen:  die  Fest- 
stellung des  Eisenbahnhaushalts,  die  Genehmigung  von 
Anleihen,  die  sog.  Tarifhoheit,  wichtige  Lohnänderungen 
und  die  Begutachtung  von  Gesetzesvorlagen.  Bei  „Ge- 
setzesvorlagen“ scheint  der  Entwurf  an  eine  eigene  Ge- 
setzgebung innerhalb  der  selbständigen  Eisenbahnver- 
waltung zu  denken.  Denn  eine  amtliche  Begutachtung 
von  Reichsgesetzesvorlagen  ist  Sache  des  Ministers;  die 
private  Begutachtung  steht  jedem  frei.  Diesen  Ver- 
waltungsrat vergleicht  die  Begründung  des  Entwurfs  mit 
dem  Aufsichtsrat  einer  industriellen  Gesellschaft.  Aber 
der  Vergleich  paßt  nicht  recht.  Allenfalls  könnte  deij 
Ausschuß,  den  der  Verwaltungsrat  aus  sich  heraus  für 
die  laufenden  Geschäfte  bilden  soll,  einem  Aufsichts- 
rat gegenübergestellt  werden.  Der  ,Verwaltungsrat  selbst 
entspricht  vielmehr  der  Generalversammlung  einer  Ge- 
sellschaft, ins  Staatliche  übersetzt:  einem  Parlament. 
Denn  sonst  wäre  seine  Verantwortungslosigkeit  über- 
haupt nicht  staatsrechtlich  zu  fassen. 

Ob  ein  solcher  Parlamentsersatz  Billigung  finden 
wird,  ist  zu  sehr  politische  Machtfrage,  als  daß  sich 
eine  weitere  theoretische  Erörterung  hier  verlohnte.  An 
und  für  sich  staatsrechtlich  möglich  ist  der  Gedanke, 
ja  er  ist  nicht  einmal  neu.  Schon  vor  zwei  Jahrzehnten 
wurde  für  eine  damals  vorgeschlagene  Vereinigung  der 
deutschen  Staatseisenbahnverwaltungen  ein  besonderer 
Eisenbahnbundesrat  mit  einem  besonderen  Eisenbahn- 
parlament empfohlen.  An  diesem  Gebilde  der  Ver- 
gangenheit, dem  der  neue  Vorschlag  sonst  ähneln  würde, 
interessiert  hier  aber  nur  die  Feststellung,  daß  damals 
trotz  aller  geplanten  Sonderbehandlung  des  Eisenbahn- 


wesens nicht  daran  gedacht  worden  ist,  die  Eisenbahn- 
wirtschaft von  der  allgemeinen  Staatswirtschaft  abzu- 
trennen, und  gerade  darauf  kommt  es  hier  an.  Auch 
der  Verwaltungsrat,  oder  was ; man  sonst  für  ihn  er- 
setzen mag,  ist  schließlich  nur  eine  Form,  die  man  §o 
oder  so  gestalten  kann.  Aber  das  Abtrennen  der  Eisen- 
bahnwirtschaft von  der  allgemeinen  Reichswirtschaft,  das 
oben  schon  genannte  Zerreißen  der  einheitlichen  Ge- 
meinwirtschaft des  Reichs,  ist  etwas  materielles.  Das 
ist  der  materielle  Beigeschmack  dieses  Refe- 
rentenentwurfs, der  sich  gar  nicht  bewußt  zu  sein  scheint, 
daß  er  sich  damit  in  Widerspruch  zu  den  Zielen  und 
Interessen  der  Reichsregierung  setzt.  Die  Reichsregierung 
hat  neulich  das  Ansinnen  der  Großindustrie,  ihr  die 
Reichsbahnen  auszuliefern,  mit  aller  Entschiedenheit  ab- 
gewiesen. Mit  dem  Auslösen  der  Eisenbahnwirtschaft 
aus  der  allgemeinen  Reichswirtschaft  würde  tatsächlich' 

aber  derer  steund.vielleichtent  scheiden  de 

Schritt  zur  Entstaatlichung  unserer  Eisen- 
bahnen getan  werden. 

Folgende  Bestimmungen  des  Entwurfs  kommen  hier 
in  Betracht:  '■ 

§ 1.  Die  im  Eigentum  des  Deutschen  Reichs  stehen- 
den Eisenbahnen  bilden  unter  der  Bezeichnung  „Deutsche 
Reichsbahn“  ein  Sondervermögen  des  Reichs,  dessen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  von  den  übrigen  Rechten 
und  Verbindlichkeiten  des  Reichs  getrennt  zu  halten 
sind.  Das  Reich  haftet  ....  für  die  mit  dem  Reichs- 
bahnunternehmen verbundenen  Verpflichtungen  nur  mit 
diesem  Sondervermögen.  Für  seine  sonstigen  Verbind- 
lichkeiten haftet  das  Reichs  mit  dem  Sondervermögen 
nicht. 

§ 2.  Die  Verwaltung  der  Deutschen  Reichsbahn  wird 
selbständig  durch  den  Reichsverkehrsminister  unter  Mit- 
wirkung eines  Verwaltungsrats  geführt. 

(Es  folgt  dann  die  oben  schon  erörterte  Unab- 
hängigkeit des  Reichsverkehrsministers  gegenüber  Ka- 
binett und  Parlament.) 

§ 10.  Die  Ausgaben  des  Betriebshaushalts  sind  durch 
dessen  Einnahmen  zu  decken.  Zuschüsse  aus  der  all- 
gemeinen Reichskasse  werden  nicht  geleistet,  Ueber- 
schüsse  an  sie  nicht  abgeführt. 

§ 14.  Die  Reichseisenbahnschulden  sind  von  den 
allgemeinen  Reichsschulden  zu  trennen  und  gesondert 
zu  verwalten. 

§ 22.  Der  Geldbedarf  der  Reichsbahn  für  die  Aus- 
gaben des  Anleihehaushalts  wird  durch  besondere,  als 
solche  zu  kennzeichnende  Reichseisenbahnanleihen  auf- 
gebracht . . , j . Ueber  die  Aufnahme  von  Anleihen  hat 
sich  der  Reichsverkehrsminister  mit  dem  Reichsfinanz- 
minister zu  verständigen.  Ihre  Begebung  erfolgt  durch! 
den  Reichsfinanzminister  im  Benehmen  mit  dem  Reichs- 
verkehrsminister. 

Die  beiden  letzten  Sätze  dieses  § 22  könnten  den 
Anschein  erwecken,  als  sollte  hier  wenigstens  auf  dem 
Gebiet  der  Reichsanleihe  noch  durch'  Mitwirkung:  des 
Reichsfinanzministers  ein  wirtschaftlicher  Zusammenhang 
gewährt  werden.  Um  solche  Annahme  von  vornherein 
auszuschließen,  besagt  die  Begründung,  daß  dabei  aber 
dem  Finanzminister  nur  ein  Urteil  über  die  Unterbrin- 
gungsmöglichkeit der  Reichsbahnanleihen  zu  angemesse- 
nen Bedingungen  unter  Berücksichtigung  seinesi  eigenen 
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Anleihebedarfs  zustehe;  die  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mäßigkeit der  aus  den  Anleihemitteln  zu  deckenden  Auf- 
wendungen beurteile  allein  der  Reichsverkehrsminister 
und  der  Verwaltungsrat.  Die  Verständigung  unter  den 
beiden  Ministern  soll  sich  also  lediglich  auf  das  Ver- 
meiden einer  Börsenkonkurrenz  beschränken. 

Wenn  schließlich  nach  § 23  die  Jahresrech'nung  der 
Reichsbahn  durch  den  Rechnungshof  des  Deutschen 
Reichs  in  „sinngemäßer“  Anwendung  der  jeweils  gelten- 
den gesetzlichen  Bestimmungen  geprüft  werden  soll,  so 
macht  das  für  die  grundsätzliche  Maßnahme  der  Los- 
lösung der  Eisenbahnwirtschaft  nichts  mehr  aus,  zumal 
die  endliche  Entlastung  nicht  mehr  dem  Reichstag,  sondern 
dem  Verwaltungsrat  zufallen  soll.  Dieselbe  Prüfungs- 
stelle zu  benutzen,  bedeutet,  .wie  auch  das  kaufmännische 
Leben  zeigt,  noch  keinerlei  Berührung  der  geprüften 
Vermögensmassen.  Ebensowenig  ^ergibt  sich  eine  solche 
aus  der  Beachtung  gesetzlicher  Bestimmungen,  die 
übrigens  auch  nur  „sinngemäß“  erfolgt. 

Unsere  bisherige!  Rechtswissenschaft  und  unser  bis- 
heriges Rechtssystem  in  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung behandeln  die  Rechtspersönlichkeit,  ob 
physische  oder  sog.  juristische  Person,  als  unteilbare 
Einheit.  Jeder  hat  nur  ein  einziges,  einheitliches  Ver- 
mögen, wie  auch  die  physische  Person  beim  Tode  nur 
eine  einzige  Erbschaft  hinterlassen  kann,  nicht  mehrere 
untereinander  selbständige  Erbschaften.  Zwar  steht  es 
im  Belieben,  für  den  wirtschaftlichen  Ueberblick  inner- 
halb der  eigenen  Vermögensverhältnisse  Wirtschafts- 
gruppen zu  bilden,  Filialen  oder  Zweigniederlassungen 
zu  gründen,  auch  einzelne  Massen  in  der  Buchführung 
auseinanderzuhalten  oder  nach  Studentenart  in  Streich- 
holzschachteln zu  sondern  usw.  Nach  außen  aber,  gegen- 
über den  Gläubigern,  ist  das  bedeutungslos.  Jeder  haftet 
für  jede  seiner  Handlungen  mit  seinem  ganzen  einheit- 
lichen Vermögen.  Ein  „Sondervermögen“,  das  dem 
übrigen  Vermögen  oder  andern  Sondervermögen  gegen- 
überstände, ist  für  die  einheitliche  Persönlichkeit  be- 
griffswidrig, würde  also  ein  Aufteilen  der  Einheitlich- 
keit bedeuten,  und  da  das  ebenfalls  mit  dem  Begriff 
der  Einheitlichkeit  nicht  vereinbar  sein  würde,  so  ist 
der  Vorgang  nur  denkbar  als  ein  vollkommenes  Weg- 
geben des  „Sondervermögens“  an  eine  andere  Rechts- 
person, die  damit  neu  begründet  wird  und  mit  der  weg- 
gebenden Rechtsperson  nichts  mehr  zu  tun  hat;  ähnlich 
etwa  einer  Stiftung,  die  mit  ihrer  Errichtung  und  Ge- 
nehmigung der  weiteren  Verfügung  des  Stifters  ent- 
zogen wird. 

Der  Grundgedanke  des  Entwurfs  ist  hier  also  von 
vornherein  rechtlich  verfehlt.  Würde  der  Plan  durch - 
geführt,  so  gäbe  es  „im  Eigentum  des  Deutschen  Reichs 
stehende  Eisenbahnen“  überhaupt  nicht  mehr,  sondern 
diese  Eisenbahnen  ständen  dann  im  Eigentum  der  neuen 
Rechtsperson,  die  füglich  nicht  ebenfalls  „Deutsches 
Reich“  heißen,  jedenfalls  dies  nicht  sein  kann.  Aus 
gleichem  Grunde  haftet  fernerhin  nicht  das  Reich  für  die 
„mit  dem  Reichsbahnunternehmen  verbundenen  Verpflich- 
tungen“, sondern  es  haftet  dann  die  neue  Rechtsperson, 
und  daß  das  Reich  dann  „für  seine  sonstigen  Verbindlich- 
keiten“ nicht  mehr  mit  den  Eisenbahnen  haften  kann, 
versteht  sich  von  selbst,  weil  sie  ihm  nicht  mehr  ge- 
hören. Freilich  ist  das  alles  erst  für  die  Zukunft  mög- 


lich. Auch  wenn  der  vorliegende  Referentenentwurf  Ge- 
setz wird,  würde  das  Reich  für  alle  seine  Verbindlich- 
keiten, die  bereits  bestehen  und  noch  bis  zum  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  entstanden  sein  werden,  auch 
mit  seinen  bisherigen  Eisenbahnen  haften,  wenn  nicht  eine 
Pfandentziehung  im  Wege  des  Staatsstreichs  eintreten 
soll.  Diese  Haftung  würde  das  „Sondervermögen“  deS 
neuen  Rechtssubjekts  belasten.  Ihr  Umfang  braucht 
kaum  näher  erörtert  zu  werden. 

Außer  dieser  Morgengabe  wird  die-  völlig  selbstän- 
dige Eisenbahn  Wirtschaft  weiter  den  Nachteil  empfinden 
müssen,  daß  die  vielen  Beziehungen  und  Rücksichten 
abgebrochen  werden,  die  eine  gemeinsame  Reichswirt- 
schaft von  Ressort  zu  Ressort  dem  einzelnen  Bestand- 
teil widmen  kann,  die  sie  aber  dem  Fremdling  nicht  be- 
wahren wird.  Auch  die  Zuschüsse,  die  das  Reich  in 
der  letzten  Not  oft  mit  gemeinsamem  Kredit  geboten 
hat,  sollen  wegfallen,  dafür  sollen  aber  auch  etwaige 
Ueberschüsse  der  Eisenbahnwirtschaft  nicht  mehr  an  das 
Reich  abgeführt  werden.  Mit  diesen  Ueberschüssen  hat 
es  seine  eigene  Bewandtnis.  Vorläufig  werden  sie  ja 
auf  absehbare  Zeit  kaum  in  Erscheinung  treten,  und 
insoweit  ist  es  ziemlich  müßig,  Bestimmung  über  sie  zu 
treffen.  Aber  wir  haben  sie  in  der  letzten  Zeit  der 
preußischen  Staatsbahnwirtschaft  vor  dem  Krieg  tatsäch- 
lich erlebt  und  haben  sie  trotz  des  Räsonierens  über  die 
sog.  Transportsteuer  der  allgemeinen  Staatswirtschaft  zu- 
geführt, weil  unsere  Tarife  damals  so  niedrig  waren,  daß 
eine  weitere  Entlastung  des  Transports  eine  besondere 
Vergünstigung  bedeutet  hätte,  die  dem  Inland  ebenso- 
gut in  jener  Form  der  Verbesserung  des  Gemeinwesens 
geschaffen  werden  konnte,  im  Tarifweg  aber  zugleich 
dem  Ausland  unverdient  zugefallen  wäre.  Ebenso  würde 
die  Sache  auch  künftig  liegen,  selbst  wenn  der  Versailler 
Frieden  weggedacht  werden  könnte.  Sobald  Ueber- 
schüsse entstehen,  muß  die  selbständige  Eisenbahnwirt- 
schaft entweder  eine  volkswirtschaftlich  fehlerhafte  The- 
saurierung betreiben  oder  dem  Ausland  ein  Geschenk 
machen,  während  bei  Ueberweisung  an  das  Reich  der 
Nutzen  dem  Inland  zugute  käme.  (Schluß  fol  t ) 


Die  Zulassung 

der  Frauen  zum  Börsenbesuch. 

Von  Oscar  'Meyer 
Syndikus  der  Handelskammer  zu  Berlin. 

Am  13.  12.  21  hat  in  Verfolg  eines  Antrags  des  Ab 
geordneten  Schiffer  der  Reichstag  widerspruchslos  einen 
Gesetzentwurf  angenommen,  nach  welchem  künftig  die 
Zulassung  von  Personen  weiblichen  Geschlechts  zum 
Besuche  der  Börse  gestattet  ist.  Der  Gesetzentwurf 
hatte  vorher  die  Zustimmung  des  Reichswirtschaftsrats 
sowie  des  Reichsrats  gefunden. 

Der  bisherige  Rechtszustand  war  folgender:  Nach 
§ 7 Abs.  1 Ziffer  1 des  Börsengesetzes  von  1896/1906 
waren  Frauen  vom  Börsenbesuch  ausgeschlossen ; le- 
diglich auf  Antrag  der  Börse  und  ihrer  Organe  konnten 
nach  Abs.  4 a.  a.  O.  durch  die  Landesregierung  in 
besonderen  Fällen  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung 
gestattet  werden. 
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Es  kann  nicht  überraschen,  daß  nach  der  Staatsum- 
wälzung! in  politisch  interessierten  Frauenkreisen  eine 
lebhafte  Bewegung  zur  Beseitigung  der  erwähnten  Vor- 
schrift entstand.  Man  wies  darauf  hin,  daßi  sie  dem 
Sinne  nach  nicht  zu  vereinbaren  sei  mit  dem  Art.  8 
der  neuen  Reichsverfassung,  nach  welcher  Männer  und 
Frauen  grundsätzlich  dieselben  staatsbürgerlichen  Rechte 
und  Pflichten  haben.  Einen  besonderen  Stein  des  An- 
stoßes mußte  es  nicht  nur  für  die  Frauen,  sondern 
auch  für  modern  denkende  Männer  bilden,  daß  im  § 7 
des  Börsengesetzes  die  Frauen  hinsichtlich  der  Unfähig- 
keit, zum  Börsenbesuche  zugelassen  zu  werden,  gleich- 
gestellt waren  mit  Personen,  die  sich  nicht  im  Besitze  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden,  wegen  Bankerotts 
rechtskräftig  verurteilt  sind,  ihre  Zahlungen  eingestellt 
haben  usw. 

Immerhin  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  der  § 108 
der  Reichsverfassung  (durch  das  Wort  „grundsätzlich“ 
und  die  Beschränkung  auf  die  staatsbürgerlichen 
Rechte)  dem  Gesetzgeber  die  letzte  Entscheidung  darü- 
ber belassen  hat,  ob  der  Ausschluß  der  Frauen  vom 
Börsenbesuch  aufrechterhalten  werden  sollte  oder  nicht. 
Der  Gesetzgeber  war  somit  berechtigt  und  verpflichtet, 
die  Frage  auch  vom  Gesichtspunkte  der  Billigkeit  und 
Zweckmäßigkeit  aus  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Die 
getroffene  Entscheidung  darf  als  billig  und  zweckmäßig 
bezeichnet  werden. 

Hieran  ändert  nichts  die  Tatsache,  daß  das  Be- 
dürfnis nach  Besuch  der  Börse  durch  Frauen  vorläufig 
nur  ganz  vereinzelt  hervorgetreten  ist.  Man  unterschei- 
det bekanntlich  den  Börsenbesuch  mit  der  Befugnis  zur 
Teilnahme  am  Börsenhandel  und  den  Börsenbesuch1  ohne 
diese  Befugnis.  Der  erstere  kommt  im  wesentlichen  nur 
für  Inhaber  oder  gesetzliche  Vertreter  eingetragener  Fir- 
men in  Betracht,  der  letztere  in  der  Hauptsache  für  An- 
gestellte. Der  Fall,  daß  Firmen,  die  am  Börsenhandfel 
beteiligt  sind,  durch  eine  Frau  geleitet  werden,  ist 
selten.  In  Berlin  ist  nur  ein  einziges  Mal,  vor  2 Jahren), 
von  einer  Firmeninhaberin  der  Antrag  auf  Zulassung) 
zur  Produktenbörse  gestellt  worden ; damals  hat  die 
Landesregierung  von  ihrem  Recht,  eine  Ausnahme  ge- 
mäß § 7 Abs.  4 a.  a.  O .zu  gestatten,  Gebrauch  ge- 
macht, so  daß  die  Zulassung  erfolgte.  Ebensiowenig 
haben  bisher  Börsenfirmen  die  Neigung  gezeigt,  ihre 
weiblichen  Angestellten  mit  einer  Tätigkeit  an  der  Börse 
zu  beauftragen.  Trotzdem  wird  niemand  Voraussagen 
können,  daß  das  Bedürfnis  nicht  in  Zukunft  auFtreten 
wird.  Die  Zeitverhältnisse  bringen  es  mit  sich,  daß 
in  die  früher  den  Männern  vorbehaltenen  Berufe  im- 
mer mehr  Frauen  eindringen,  und  die  Erfahrungen  be- 
weisen, daß  häufig  die  ursprünglichen  Bedenken  gegen 
deren  Eignung  eine  überraschende  Widerlegung  gefunden 
haben.  So  kann  es  natürlich  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Börsengeschäfts  kommen,  und  es  ist  richtiger,  dieser 
Möglichkeit  rechtzeitig  Rechnung  zu  tragen,  als  nach- 
träglich hinter  den  Ereignissen  einherzulaufen. 

Gegen  die  Zulassung  von  Frauen  sind  im  wesent- 
lichen zwei  Gründe  angeführt  worden;  der  eine,  daß 
Frauen  sich  an  der  Börse  allzu  leicht  durchl  ihr  Tempe- 
rament zu  Spekulationen  würden  hinreißen  lassen,  der 
andere,  daß  der  Ton  der  Börse  auf  die  Gesellschaft 
von  Frauen  nicht  zugeschnitten  sei.  Der  erste  Grund 


scheidet  deshalb  aus,  weil  ja,  insoweit  an  den  deut- 
schen Börsen  überhaupt  ein  Zulassungsverfahren  statt- 
findet, Frauen  nur  zugelassen  werden  können,  wenin  sie 
entweder  eine  am  Börsenhändel  beteiligte  Firma  leiten 
oder  von  einer  solchen  an  die  Börse  geschickt  werden, 
und  wenn  der  Börsenvorstand  im  Einzelfalle  keine  sach- 
lichen Bedenken  gegen  die  Zulassung  hat.  Von  einer 
Frau,  die  an  der  Spitze  einer  Börsenfirma  steht,  muß  ange- 
nommen werden,  daß  sie  die  Tragweite  ihrer  Geschäfte 
zu  überschauen  vermag.  Angestellte  aber  dürfen 
nach  den  Börsenordnungen  aller  deutschen  Börsen,  nur 
im  Namen  und  auf  Rechnung  der  ihre  Zulassung  bean- 
tragenden Firma  ^Geschäfte  an  der  Börse  abschließen, 
so  daß  dieser  die  Aufsicht  und  die  Verantwortung  da- 
für obliegt.  Und  was  den  Ton  an  der  Börse  anlangt,  so 
mag  man  es  ruhig  den  Frauen  überlasSen,  ob  sie  ihn 
in  Kauf  nehmen  wollen  oder  nicht.  Vielleicht  wirkt  ihre 
Anwesenheit  in  dieser  Richtung  erzieherisch,  was  gewiß 
kein  Fehler  wäre. 

Alles  in  allem  braucht  man  die  praktische  Bedeu- 
tung der  neuen  Gesetzesänderung  nicht  allzu  hoch  ein- 
zuschätzen. Anders  steht  es  mit  der  symptomatischen 
Bedeutung.  Vor  wenigen  Jahren,  bei  der  Beratung  des 
letzten  preußischen  Handelskammergesetzentwurfes,  ha- 
ben große  politische  Parteien  den  Frauen  noch  nicht 
einmal  das  aktive  Wahlrecht  zu  den  amtlichen  Han- 
delsvertretungen zugestehen  wollen.  Heute  öffnet  ihnen 
das  Reichsparlament  einmütig  die  Tür  zur  Börse.  In 
der  Selbstverständlichkeit,  mit  (der  sich  diese  Wandlung 
vollzogen  hat,  darf  die  Bewegung,  deren  Ziel  die  volle 
Gleichberechtigung  der  Geschlechter  ist,  einen  großen 
Erfolg  buchen. 


Reichswirtschaftsgericht. 

a)  Das  Reichsgericht 

über  die  Rechtsnatur  des  Reichswirtschaftsgerichts. 

Syndikus  Fleischfresser  teilt  in  Nr.  88/1922  des 
„Tag“  vom  13.  April  1922  unter  dem  Titel  „Rechtssätze  zum 
Steuerrecht“  eine  Reihe  von  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
mit,  von  denen  eine  besonders  deshalb  Interesse  beansprucht, 
weil  sie  den  Versuch  enthält,  zu  der  vielumstrittenen  Frage 
nach  der  Rechtsnatur  des  Reichswirtschaftsgerichts  Stellung  zu 
nehmen.  Die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  (Aktenzeichen 
VII  584/20)  lautet  im  Auszug: 

„§  7 des  Gesetzes  vom  31.  August  1919  schließt  den 
Rechtsweg  nicht  aus,  sondern  läßt  ihn,  nach  einem  Vorbescheid 
einer  Verwaltungsbehörde,  vor  einem  Sondergericht,  dem 
Reichswirtschaftsgeridht,  zul.  Das  Reichswirtschaftsgericht  ist 
nicht  etrw'a  ein  Verwaltungsgericht,  sondern  es  ist  berufen, 
gewisse  privatrechtliche  Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Die 
Frage,  ob  die  ordentlichen  Gerichte  oder  ein  Sondergericht 
zur  Entscheidung  bestimmter  Rechtsstreitigkeiten  bürgerlich- 
rechtlicher  Natur  berufen  sind,  ist  nicht  Frage  der  Zulässig- 
keit des  Rechtswegs,  sondern  der  sachlichen  Zuständigkeit. 
Wenn  nachdem  eine  Sache  rechtshängig  geworden  ist,  durch 
ein  Gesetz  die  sachliche  Zuständigkeit  des  Prozeßgerichts  für 
Rechtsstreitigkeiten  der  betreffenden  Art  aufgehoben  und  ein 
Sondergericht  für  ausschließlich  zuständig  erklärt  wird,  so  hat 
das  auf  den  schon  anhängigen  Rechtsstreit  keine  Wirkung: 
das  einmal  angerufene  Prozeßgericht  bleibt  mit  der  Sache 
befaßt.“ 

Diese  Entscheidung  des  Reichsgerichts  kann  m.  E.  auf  die 
Lösung  der  Frage  nach  der  Rechtsnatur  des  Reichswirtschafts- 
gerichts  keinen  Einfluß  ausüben.  Nach  der,  freilich  nicht 
zweifelsfrei  ausgedrückten  Meinung  des  Reichsgerichts  ist  das 
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RlWG.  eiri  bürgerliches  Sondergericht  i.  S.  des  § 13  GVG. 
Diese  Anschauung  ermöglicht  dem  Reichsgericht  im  vorliegen- 
den Fall  eine  bequeme  Lösung  der  zu  entscheidenden  Frage 
der  Zulässigkeit  des  Rechtswegs.  Trotzdem  — oder  auch 
gerade  deshalb  — ist  die  Meinung  des  Reichsgerichts  abzu- 
lehnen: sie  stützt  sich  ganz  einseitig  auf  den  Begriff  der 
bürgerlich-rechtlichen  Streitigkeiten;  die  „gewissen  privatrecht- 
lichen Streitigkeiten“,  die  dem  Reichsgericht  die  Sondergerichts- 
natur  des  RWG.  begründen,  bilden  aber  nur  einen  sehr  ge- 
ringen Teil  des  Tätigkeitsgebiets  des  RWG.  Der  überwiegende 
und  hauptsächlichste  Teil  seines  Aufgabenkreises  liegt  dagegen 
auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts:  es  ist  der  materielle 
und  formelle  Rechtsschutz  gegen  Maßnahmen  der  Verwaltung. 
Auch  die  Entwicklung  des  RWG.  zeigt  deutlich  seine  Ent- 
stehung auf  dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts  (vgl.  dazu 
Waldecker  DWZ.  1920/S.  327  und  1922/S.  91;  Walz  ebendort 
1921/S.  1;  Präsident  des  RWG.  Lucas  DJZ.  1920/S.  671).  Die 
Frage  nach  der  Rechtsnatur  des  RWG.  ist,  wie  der  Meinungs- 
streit zeigt,  durch  solche  dem  einzelnen  Fall  angepaßte  Klassi- 
fizierungsversuchei picht  zu  lösen;  der  vorliegende  Versuch 
des  höchsten  deutschen  Gerichtshofs  zeigt  aber  wieder  deut- 
lich, wie  dringend  notwendig  eine  baldige  gesetzliche  Fest- 
legung der  Rechtsnatur  des  RWG.  ist.  Daß  sie  nur  im  Sinne 
des  Verwaltungsgerichts  erfolgen  kann,  dürfte  dem  nicht 
zweifelhaft  sein,  vder  sich  bemüht  hat,  in  das  rechtliche  Wesen 
des  RWG.  einzudringen. 

Hans-Joachim  Bärwinkel , Charlottenburg. 

b)  Entscheidungen. 

Mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel , Senatspräsident 
beim  Reichswirtschaftsgericht. 

I. 

Ein-  und  Ausfuhrhandel. 

Zur  Frage  der  Durchfuhr. 

Entscheidung  vom  14.  1.  22.  — G.  S.  33/21  — 

1.  Eine  bewilligungsfreie  Durchfuhr  einer 
Ware  liegt  nicht  schon  dann  vor,  wenn  nur  die 
Absicht  der  Wiederausfuhr  nachgewiesen 
wird.  Es  müssen  vielmehr  auch  die  für  die 
U eberwachung  der  Durchfuhrerlassenen  Vor- 
schriften beobachtet  werden. 

2a.  Eine  bewilligungsfreie  Durchfuhr  von 
ausländischem  Metallgeld  liegt  nach  den  vor 
dem  Erlaß  des  Reichsministers  der  Finanzen 
vom  12.  9.  21  — 111  R 27  476/11  p.  8557  — geltenden 
Vorschriften  nicht  schon  dann  vor,  wenn  die 
Absicht  der  Wiederausfuhr  nachgewiesen 
wird  und  der  Eigentümer  oder  Träger  des 
Geldes  die  in  dem  Erlaß  des  R e i c h s m i n i s t e r s 
der  Finanzen  vom  23.  10.  19  — III  14  275  r — vor- 
gesehene Bescheinigung  besitzt. 

b)  Für  die  Durchfuhr  ausländischen,  nicht 
auf  Rubel  russischer  Währung  lautenden  Me- 
tallgeldes bedarf  es  einer  besonderen  Ein- 
fuhr- oder  Ausfuhrbewilligung  nicht,  wenn 
die  in  dem  Erlaß  des  Reichsministers  der 
F i n a n z e n v o m 12.  9.  21  — III  R 27  476/11  p.  8557  — vor- 
gesehenen Bedingungen  erfüllt  sind. 

Begründung.  Zu  1:  Führt  der  Weg  einer  aus- 

ländischen Ware  bei  ihrer  Beförderung  aus  dem  Ursprungs- 
land an  ihren  Bestimmungsort  durch  das  Gebiet  des  Deutschen 
Reichs,  so  ist  nicht  nur  in  dem  Zeitpunkt,  in  dem  die  Ware 
die  Grenzen  des  Deutschen  Reichs  erstmals  überschreitet,  der 
Tatbestand  einer  den  Vorschriften  der  Verordnung  vom  22.  3.  20 
unterliegenden  Einfuhr,  sondern  auch  in  dem  Augenblick,  in 
dem  die  Ware  das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  wieder  ver- 
läßt, der  Tatbestand  einer  Ausfuhr  im  Sinne  der  Verordnung 
vom  20.  12.  19  gegeben.  Die  Ware  bedarf  daher  in  solchen 
Fällen  zur  Einfuhr  eben  so  sehr  einer  Einfuhrbewilligung,  wie 
sie  ohne  Ausfuhrbewilligung  das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs 
nicht  wieder  verlassen  darf.  An  der  rechtlichen  Bedeutung  der 


sich  als  Ein-  und  Ausfuhr  der  Ware  darstellenden  tatsächlichen 
Vorgänge  wird  auch  dadurch  nichts  geändert,  daß  die  mit  dem 
erstmaligen  Ueberschreiten  der  deutschen  Grenze  tatsächlich 
in  den  freien  Inlandsverkehr  gelangte  Ware  nach  der  Absicht  des 
Absenders  nicht  innerhalb  der  deutschen  Grenzen  verbleiben 
soll.  Die  Rechtslage  ist  eine  andere  jedoch  dann, , wenn  bereits 
an  der  Grenze  Vorkehrungen  getroffen  sind  oder  werden,  die 
ausreichen,  um  die  Ware  während  ihrer  Beförderung  durch 
das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  der  tatsächlichen  Verfügung 
des  Absenders  oder  anderer  Privatpersonen  zu  entziehen,  und 
Sicherheit  dafür  gewähren,  daß  die  Ware  ohne  Mitwirkung 
der  zuständigen  Behörden  nicht  in  den  freien  Inlandsverkehr 
gelangen  kann. 

Ueberschreitet  eine  Ware  unter  derartigen  Vorkehrungen 
und  Maßnahmen  die.  Grenze,  so  liegt  eine  Einfuhr  im  Sinne 
der  Verordnung  vom  22.  3.  20  überhaupt  nicht  vor,  und  es 
kann  demgemäß  auch  nicht  von  einer  Wiederausfuhr  ge- 
sprochen werden.  Die  Durchfuhr  der  Ware  durch  Deutsch- 
land unterliegt  daher  unter  den  angegebenen  Voraussetzungen 
einer  einfuhrrechtlichen  Behandlung  seitens  der  deutschen  Be- 
hörden nur  insoweit,  als  diese  die  Beachtung  der  für  die 
Durchfuhr  erlassenen  Vorschriften  und  die  Aufrechterhaltung 
der  in  Ausführung  dieser  Vorschriften  getroffenen  Maßnahmen 
zu  überwachen  haben. 

Zu  2:  Bei  der  Erörterung  der  Frage,  wann  eine  bewilli- 
gungsfreie Durchfuhr  von  ausländischem  Metallgeld  vorliegt, 
ist  davon  auszugehen,  daß  derartiges  Geld  nach  Lage  des 
Einzelfalles  als  Ware  angesehen  werden  kann  und  daher 
gegebenenfalls  einer  Einfuhr  bewilligung  bedarf  und  daß  eine 
Ausfuhr  durch  die  Bekanntmachungen  des  Reichswirtschafts- 
ministers vom  5.  3.  20  — Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  57  — 
und  die  Bekanntmachung  des  Reichswirtschaftsministers  vom 
1.  12.  21  — Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  284  — schlechthin 
verboten  ist,  soweit  nicht  durch  die  zuständigen  Stellen  für 
bestimmte  Fälle  eine  allgemeine  Befreiung  erteilt  ist  (vgl.  bei- 
spielsweise  die  Verfügung  des  Reichskommissars  für  Ein-  und 
Ausfuhrbewilligungen  vom  13.  6.  17  — Nr.  R.  K.  Exp.  3555 
— über  die  Gestattung  der  Mitnahme  von  Silbermünzen  nach- 
der  Schweiz  im  Betrag  Von  4 M.=^5  Franken  für  eine 
Person).  1 

a)  Die  durch  diese  Rechtslage  bestimmte  Handhabung  der 
maßgebenden  Vorschriften  bedarf  an  sich  keiner  Erörterung. 
Ein  Erlaß  des  Reichsministers  der  Finanzen  vom  23.  10.  19 
hat  indessen  für  die  Ueberwachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  von 
Metallgeld  insofern  zu  Zweifeln  Anlaß  gegeben,  als  unter  Be- 
rufung auf  diesen  Erlaß  die  Anwendbarkeit  der  einfuhrrecht- 
lichen Vorschriften  auf  die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Metallgeld 
überhaupt  in  Abrede  gestellt  worden  ist. 

In  diesem  Erlaß  wird  nämlich  ausgeführt: 

„Durch  § 2 der  Bekanntmachung  vom  8.  9.  19  zur  Aus- 
führung des  Gesetzes  gegen  die  Kapitalflucht  (Reichs-Ge- 
setzbl.  S.  1615)  ist  der  Betrag,  der  innerhalb  eines  Kalender- 
tags an  Zahlungsmitteln  in  Reichs-  oder  in  ausländischer 
Währung  ohne  Vermittlung  einer  Bank  nach  dem  Ausland 
verbracht  werden  darf,  auf  höchstens  1000  M.  festgesetzt 
worden.  Ausnahmen  kann  der  Reichsminister  der  Finanzen 
auf  Grund  des  § 2 Abs.  4 des  Gesetzes  gegen  die  Kapital- 
flucht vom  8.  9.  19  (Reichs-Gesetzbl.  S.  1540)  zulassen. 

Da  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  unserer  Valuta  die 
Fälle  sehr  zahlreich  sind,  in  denen  Reisende  gezwungen  sind, 
bei  Auslandsreisen  Zahlungsmittel  im  Wert  von  über  1000  M. 
bei  sich  zu  führen,  liegt  das  Bedürfnis  vor,  die  Befugnis  zur 
Bewilligung  von  Ausnahmen  von  der  vorgenannten  Vorschrift 
in  weitgehendem  Maß  auf  unterstellte  Behörden  zu  übertragen. 
Diese  Notwendigkeit  ergibt  sich  besonders  bei  Reisen  nach 
den  östlichen  Ländern,  mit  denen  unter  den  gegenwärtigen 
politischen  Zuständen  Bankverbindungen  überhaupt  nicht  be- 
stehen, so  daß  schon  aus  diesem  Grunde  die  Versendung 
durch  Vermittlung  einer  Bank  nicht  möglich  ist. 

Die  Finanzämter  (Besitzsteuerämter)  werden  daher  er- 
mächtigt, solchen  Personen,  die  im  Bezirk  des  Finanzamts 
(Besitzsteueramts)  ihren  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt 
haben,  ausnahmsweise  die  persönliche  Mitnahme  von  Zahlungs- 
mitteln nach  dem  Ausland  über  die  im  § 2 Abs.  1 der  Be- 
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kanntmachung  vom  8.  9.  19  genannten  Beträge  von  1000  M- 
ünd  3000  M.  hinaus  zu  genehmigen.  Die  Uebertragun|g 
dieser  Befugnis  ist  um  äo  unbedenklicher,  als  der  mit  der 
Bekanntmachung  vom  8.  9.  19  verfolgte  Zweck,  den  Finanz- 
ämtern von  der  Versendung  von  Zahlungsmitteln  nach  dem 
Ausland  Kenntnis  zu  geben,  auch  auf  diese  Weise  erreicht  wird. 

Die  gleiche  Befugnis  wird  hinsichtlich  derjenigen  Per- 
sionen,  die  .nach  Deutschland  eingereist  sind,  und  wieder 
ausreisen  wollen,  und  hinsichtlich  der  durch  Deutschland  durch- 
reisenden Personen  den  Grenzzollämtern  erteilt,  welche  die  Aus- 
gangsabfertigung vornehmen,  jedoch  nur  insoweit,  als  der 
Reisende  durch  eine  bei  der  Einreise  vom  Grenzeingangsamt 
ausgestellte  Bescheinigung  nach  umstehendem  Muster  einen 
Nachweis  über  die  von  ihm  eingeführten  Zahlungsmittel  bei- 
bringen  kann  und  als  diese  in  gleicher  Währung  wieder  aus- 
geführt werden  sollen.  Die  Bescheinigung  des  Grenzein- 
gangsamts ist  wirkungslos,  wenn  seit  der  Einreise  vier 
Wochen  verstrichen  sind.  Die  Genehmigung  des  Grenzzoll- 
amts zur  Mitnahme  von  Zahlungsmitteln  nach  dem  Ausland 
darf  höchstens  bis  zur  Hohe  derjenigen  Beträge  erteilt  i werden, 
über  welche  die  bei  der  Einreise  ausgestellte  Bescheinigung 
lautet.  Für  die  Ein-,  Durch-  und  Ausfuhr  von  Geldzeichen, 
die  auf  Rubel  russischer  Währung  lauten,  bleibt  das  Gesetz, 
betreffend  Verkehr  mit  russischen  Zahlungsmitteln  vom  15.  3. 19 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  321)  maßgebend. 

Es  erscheint  zweckmäßig,  die  nach  Deutschland  einreisen- 
den Personen  bei  der  Eingangsabfertigung  auf  die  Bestimmung 
des  § 2 Abs.  1 der  Bekanntmachung  vom  8.  9.  19  hinzu- 
weisen  und  ihnen  die  Ausstellung  einer  Bescheinigung  über 
die  mitgeführten  Zahlungsmittel  unter  Hinweis  auf  die  Be- 
deutung dieser  Bescheinigung  bei  der  Ausreise  anzuempfehlen. 

In  Fällen,  in  welchen  hiernach  die  Zuständigkeit  des  Grenz- 
zollamtes zur  Erteilung  der  Genehmigung  zur  Mitnahme  von 
Geld  über  die  in  der  Bekanntmachung  vom  8.  9.  19  genannten 
Beträge  hinaus  nicht  gegeben  ist,  bleibt  die  Genehmigung  des 
Reichsfinanzministeriums  einzuholen,  falls  nicht  die  Versendung 
der  Zahlungsmittel  durch  Vermittlung  einer  Bank  möglich  ist. 

Es  wird  ersucht,  hiernach  die  Finanzämter  (Besitzsteuer- 
ämter) und  die  Grenzzollämter,  letztere  auch  über  die  den 
Finanzämtern  übertragenen  Befugnisse,  mit  Weisung  zu  ver- 
sehen." , 

Dieser  Erlaß,  der  ausdrücklich  auf  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  vom  8.  9.  19  hinweist,  das  Bestehen  eines  Ein-  und 
Durchfuhrverbots  aber  gar  nicht  erwähnt,  kann  jedoch  um  so 
weniger  den  Schluß  rechtfertigen,  der  Reichsfinanzminister 
habe  damit  den  Verkehr  mit  Metallgeld  den  bestehenden  Ein- 
und  Ausfuhrvorschriften  entziehen  wollen,  als  der  Reichsfinanz- 
minister zum  Erlaß  einfuhrrechtlicher  Vorschriften  nach  der 
bestehenden  Zuständigkeitsverteilung  für  sich  allein  überhaupt 
nicht  als  befugt  angesehen  werden  kann,  und  als  er  selbst 
durch  einen  Erlaß  vom  23.  11.  20  — III.  27  563  Pe  — dein 
Zweck  seiner  früheren  Verfügung  dahin  begrenzt  hat,  daß  er 
„lediglich  im  Interesse  des  reisenden  Publikums  die  Durchfuhr 
von  Zahlungsmitteln  insoweit  habe  erleichtern  wollen,  als  sie 
durch  das  Kapitalfluchtgesetz  vom  8.  9.  19  Einschränkungen 
unterworfen  sind.“ 

Die  Einholung  der  in  dem  Erlaß  vom  23.  10.  19  vorge- 
sehenen Bescheinigung  kann  daher  für  sich  allein,  auch  wenn 
von  vornherein  die  Absicht  der  Wiederausfuhr  besteht,  nicht 
genügen,  um  für  ausländisches  Metallgeld  die  Voraussetzungen 
einer  bewilligungsfreien  Durchfuhr  zu  schaffen. 

Die  Frage,  ob  der  von  einer  Verfallerklärung  Betroffene 
eine  angemessene  Entschädigung  auf  Grund  des"  § 3 Abs.  1 
Satz  4 der  Verordnung  vom  22.  3.  20  über  die  Regelung 
der  Einfuhr  beanspruchen  kann,  weil  er  in  der  zollamtlichen 
Bescheinigung  eine  ausreichende  Ein-  und  Ausfuhrbewilligung 
erblickt  hat,  wird  durch  die  angeführten  rechtlichen  Erwägungen 
nicht  berührt  und  kann  auch  nur  nach  den  Verhältnissen  des 
Einzelfalls  entschieden  werden. 

b)  Eine  Aenderung  ist  jedoch  durch  folgenden  Erlaß  des 
Reichsministers  der  Finanzen  vom  12.  9.  21  — III  R 27476/11 
p.  8557  — eingetreten: 

„Unter  Aufhebung  der  Erlasse  vom  3.  11.  20  — III 
27563  Pe  — , 12.  3.  20  — III  6680  — und  6.  6.  21  — III 
15  925  — erkläre  ich  mich  im  Einvernehmen  mit  dem 


Herrn  Reichswirtschafts  minister  damit  einver- 
standen, daß  die  mit  Erlaß  vom  23.  10.  19  — III  14  275  — 
zustandegekommenen  Erleichterungen  für  die  Mitnahme  von 
Zahlungsmitteln  nach  dem  Ausland  durch  diejenigen  Personen, 
die  nach  Deutschland  eingereist  sind  und  wieder  ausreisen 
wollen  oder  die  durch  Deutschland  durchreisen,  unter  Be- 
freiung von  den  bestehenden  Ein-,«  Aus-  ünd 
Durchfuhrverboten  auf  das  von  diesen  Personen  mit- 
geführte ausländische  Metallgeld  ausgedehnt  werden.  Das 
Metallgeld  ist  in  den  mit  dem  Erlaß  vorgeschriebenen  Be- 
scheinigungen ausdrüdklich  als  solches  zu  bezeichnen  und 
nach  Art  (Währung,  Stückzahl)  und  Wert  besonders  aufzui- 
führen.  Unter  dieser  Voraussetzung  ist  das  mitgeführte  Metall- 
geld bis  zu  dem  in  der  Bescheinigung  genannten  Betrag 
von  den  Grenzausgangsämtern  zur  Ausfuhr  zuzulassen,  sofern 
die  Ausgangsabfertigung  innerhalb  vier  Wochen  nach  Aus- 
stellung der  Bescheinigung  erfolgt.  Für  die  Ein-,  Durch1- 
und  Ausfuhr  von  Goldmünzen,  die  auf  Rubel  russischer  Wäh- 
rung lauten,  bleibt  das  Gesetz,  betreffend  den  Verkehr  mit 
russischen  Zahlungsmitteln  vom  15.  3.  19  — Reichs-Gesetzbl. 
S.  321  — maßgebend. 

Bei  solchen  Reisenden,  auf  welche  die  Voraussetzungen 
für  die  vorstehenden  Erleichterungen  bei  der  Ausreise  nicht 
zutreffen,  ist  mach  den  allgemeinen  Vorschriften  zu  ver- 
fahren. 

Im  Hinblick  auf  die  zahlreichen  Unzuträglichkeiten,  die 
sich  bisher  bei  der  zollamtlichen  Ausgangsabfertigung  von 
eingereisten  Personen  hinsichtlich  des  von  ihnen  mitgeführten' 
Metallgeldes  ergeben  haben,  erscheint  es  zweckmäßig,  daß  die 
Abfertigungsbeamten  den  Reisenden  bei  der  Eingangsajbferti- 
gung  unter  Hinweis  auf  diese  Erleichterung  empfehlen,  sich 
eine  Bescheinigung  über  die  eingeführten  Zahlungsmittel  ein- 
schließlich des  Metallgeldes  ausstellen  zu  lassen.  Die  Amts- 
vorstände haben  darauf  zu  achten,  daß  die  Abfertigungsbeamten 
dieser  Anweisung  dauernd  nachkommen.  Auch  ist  in  den  durch 
den  Erlaß  vom  30.  6.  20  — III  Pe  14611  — vorgeschriebenen 
Anschlägen  auf  die  hier  zugestandene  Erleichterung  besonders 
hinzuweisen. 

Eine  Aenderung  des  vorstehenden  Verfahrens  bleibt  Vorbe- 
halten für  den  Fall,  daß  sich  Mißbräuche  in  größerem!  Umfang 
ergeben  sollten.  Ueber  etwaige  Wahrnehmungen  in  dieser 
Richtung  ist  zu  berichten.  Die  Hauptzollämter,  Zollämter  und 
Zollinspektoren  für  den  Grenzbewachungsdienst  sind  alsbald 
entsprechend  zu  benachrichtigen.“ 

Dieser  Erlaß  ist  im  Einvernehmen  mit  dem  für 
die  Aus-  und  Einfuhrregelung  zuständigen 
Reichswirt  schaftsminister  ergangen.  Er  enthält 
ausdrücklich  eine  Befreiung  von  den  bestehenden  Ein-,  Aus- 
und  Durchfuhrverboten  für  das  von  ein-  und  ausreisendeni 
Personen  mitgeführte  Metallgeld  unter  den  in  dem  Erlaß  näher 
bezeichneten  Voraussetzungen.  Holen  daher  nunmehr  ein- 
reisende Personen  für  ausländisches  Metallgeld  mit  Ausnahme 
von  Münzen,  die  auf  Rubel  russischer  Währung  lauten,  die  vor- 
geschriebene Bescheinigung  ein  und  führen  sie  innerhalb  vier 
Wochen  nach  Ausstellung  der  Bescheinigungen  die  Ausgangs- 
abfertigung herbei,  so  ist  zur  Durchfuhr  die  Beibringung  einer 
Ein-  und  Ausfuhrbewilligung  seit  dem  Erlaß  vom  12.  9.  21 
nicht  mehr  erforderlich. 

II. 

Friedensuertrag.1 

Schäden  deutscher  Firmen  in  Rußland  und 
Entschädigungsmöglichkeiten  im  Vorentschädigungsverfahren. 

Entscheidung  vom  15.  Dezember  1921  — XI3.  A.  V.  769/21. 

Die  Antragstellerin,  eine  deutsche  Aktiengesellschaft,  hatte 
seit  dem  Frühjahr  1913  in  St.  Petersburg  eine  Niederlassung, 
die  später  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt  wurde, 
damit  das  Unternehmen  in  Rußland  Staatsaufträge  erhalten 
konnte.  Sämtliche  Aktien  der  Tochtergesellschaft  übernahm 
und  behielt  die  Antragstellerin,  in  ihrem  Eigentum  verblieb 
auch  das  in  Petersburg  befindliche  Inventar  und  die  russische 
Gesellschaft  wurde  entsprechend  dafür  belastet.  Der  Wert 
des  Inventars  ist  mit  369  308  M.  angenommen  worden. 
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Das  russische  Unternehmen  wurde  bald  nach  Eintritt 
des  Krieges  unter  Staatsaufsicht  gestellt.  Das  Inventar  ist 
von  der  russischen  Behörde  fortgenommen,  das  Unternehmen 
selbst  liquidiert  worden. 

Die^  Beschwerdekommission  hat  für  das  Inventar  eine 
Vorentschädigung  von  75%  in  Höhe  von  277  000  M.,  für  die 
auf  1 907  728  M.  bewerteten  Aktien  des  russischen  Tochter- 
unternehmens eine  solche  von  30%  mit  572  000  M.,  insge- 
samt also  849  000  M.  zugebilligt. 

Der  Reichskommissar  hat  Einspruch  eingelegt  und  geltend 
gemacht:  1.  Für  das  Inventar  habe,  da  es  nach  § 6a  der 
Richtlinien  in  der  Fassung  vom  17.  August  1921  vorzuent- 
schädigen sei,  nur  eine  Beihilfe  von  30%  gewährt  werden 
dürfen.  2.  Der  Wert  des  russischen  Unternehmens  müsse 
auf  Grund  der  Bilanz  festgestellt  werden,  hierbei  müsse  aber 
bei  der  Bewertung  der  Posten  Wertpapiere,  Kassa-  und  Bank- 
guthaben der  gegenwärtige  Rubelkurs  zugrunde  gelegt 
werden  und  hinsichtlich  der  Posten  für  Bankguthaben  und 
Debitoren  sei  auch  zu  prüfen,  ob  die  Antragstellerin  über- 
haupt aus  Rußland  verdrängt  sei  und  ob  ihr  daher  über- 
haupt gemäß  § 6a  der  Richtlinien  eine  Vorentschädigung 
zugesprochen  werden  könne. 

ln  der  mündlichen  Verhandlung  ist  weiter  erörtert 
worden,  ob  die  Antragstellerin  die  zugesprochenen  Beträge 
zur  Wiederaufnahme  einer  wirtschaftlichen  Tätigkeit  im  Aus- 
lande zu  verwenden  beabsichtige.  Die  Antragstellerin  hat 
hierzu  Darlegungen  gemacht,  die  sich  nur  auf  das  Rußland- 
geschäft beziehen  und  um  deren  vertrauliche  Behandlung 
gegenüber  Dritten  sie  gebeten  hat. 

Der  Einspruch  des  Reichskommissars  hatte  teilweisen 
Erfolg;  die  Vorentschädigung  wurde  auf  insgesamt  561  000  M. 
festgesetzt. 

Aus  der  Begründung:  Die  Zubilligung  einer  Vor- 
entschädigung für  das  Inventar  konnte  auf  Grund  des  § 6 


i)  Zur  Frage  des  Begriffs  der  „Verdrängung“  ist  in  dem 
Urteil  vom  15.  Dezember  1921  — XIi) * 3.  A.  V.  908/21  — folgendes 
ausgeführt: 

Der  § 6a  der  Richtlinien  und  der  § 20  des  Auslands- 
schädengesetzes bestimmen  den  Begriff  der  Verdrängung 
nicht.  In  den  Richtlinien  für  die  Vorentschädigung  Elsaß- 
Lothringer  Deutscher  vom  9.  Januar  1920  ist  er  dahin 
bestimmt,  daß  als  verdrängt  diejenigen  gelten,  die  das  Land 
infolge  Ausweisungsbefehls  oder  durch  freiwillige  Abreise  vor 
Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  Inkrafttreten  des  Friedensver- 
trags verlassen  haben,  oder  welche  dort  zwar  früher  ge- 
wohnt haben,  das  Land  verlassen  haben  und  infolge 
seiner  Besetzung  oder  Abtretung  nicht  dahin  zurück- 
gekehrt sind,  oder  durch  eine  Verfügung  über  ihr  dort  ge- 
lassenes Vermögen  an  der  Rückkehr  verhindert  sind.  Die 
Richtlinien  vom  16.  Juni  1920  für  die  Vorentschädigung 
von  Schäden,  die  deutschen  Reichsangehörigen  infolge  der 
Abtretung  preußischer  Gebietsteile  erwachsen  sind,  bezeichnen 
als  verdrängt  diejenigen,  welche  die  Gebiete  aus  einem  auf 
ihrer  Besetzung  oder  Abtretung  beruhenden  dringenden 
Grund  verlassen  haben,  sowie  diejenigen,  die  dort  früher 
gewohnt  haben,  es  alsdann  verlassen  haben  und  aus  einem 
dringenden  Grund  nicht  zurückgekehrt  sind. 
Das  Verdrängungsschädengesetz  vom  28.  Juli  1921  bezeichnet 
als  verdrängt  diejenigen,  welche  infolge  Ausweisungsbefehls 
das  Gebiet  verlassen  haben,  sowie  diejenigen,  denen  der 
Aufenthalt  im  abgetretenen  Gebiet  durch  zwingende 
Gründe  unmöglich  gemacht  ist  und  diejenigen,  die  dort 
früher  gewohnt  haben,  aber  infolge  von  Maßnahmen  der 
neuen  Behörden  nicht  haben  zurückkehren  können.  Diese 
einzelnen,  unter  sich  abweichenden  Vorschriften  können  nicht 
ohne  weiteres  der  Bestimmung  des  Begriffs  der  Verdrängung 
im  Sinn  des  § 6a  der  Richtlinien  zugrunde  gelegt  werden. 
Es  besteht  ein  starkes  deutsches  Interesse  daran,  daß  in  den 
abgetretenen  Gebieten  die  deutschstämmige  Bevölkerung  er- 
halten bleibt,  und  es  liegt  daher  in  der  Sache  begründet, 
daß  die  Voraussetzungen  der  Verdrängung  hier  verhältnis- 
mäßig eng  gefaßt  werden.  Für  das  Auslandsschädengesetz 
gelten  diese  Gesichtspunkte  nicht.  Wenn  der  § 20  des 

Auslandsschädengesetzes  und  der  § 6 a der  Richtlinien  vom 


Ziff.  2 der  Richtlinien  erfolgen.  Die  Antragstellerin  war 
Eigentümerin  und  mindestens  mittelbare  Besitzerin  des  In- 
ventars. Das  Inventar  ist  wegen  des  Deutschtums  der  An- 
tragstellerin oder  wegen  des  deutschen  Charakters  der  russi- 
schen Tochtergesellschaft  dieser  fortgenommen.  Eine  solche 
Fortnahme  durch  obrigkeitlichen  Akt  ist  nach  der  ständigen 
Rechtsprechung  des  Senats,  wenn  sie  wegen  des  Deutsch- 
tums des  Geschädigten  ohne  Rechtsgrund  erfolgt  ist,  dem 
Diebstahl  im  Sinn  des  § 6 Ziff.  2 der  Richtlinien  gleich- 
zustellen. Der  erkennende  Senat  hat  jedoch  im  Gegensatz 
zur  Vorinstanz  für  das  Inventar  eine  Vorentschädigung  nur 
in  Höhe  von  50<y0  zugesprochen.  Die  Darlegungen  der 
Antragstellerin  haben  den  erkennenden  Senat  nicht  davon 
überzeugen  können,  daß  die  zugesprochene  Vorentschädigung 
für  die  Wiederaufnahme  einer  wirtschaftlichen  Tätigkeit  in 
Rußland  bestimmt  ist.  Die  nach  den  Darlegungen  des  Ver- 
treters der  Antragstellerin  von  dieser  in  Rußland  geplanten 
Unternehmungen  liegen  in  verhältnismäßig  weiter  Ferne  und 
ihre  Durchführung  hängt  von  Voraussetzungen  ab,  deren 
Eintritt  oder  Nichteintritt  sich  zur  Zeit  nicht  mit  hinrei- 
chender Sicherheit  übersehen  läßt. 

Für  das  Inventar  konnte  hiernach  eine  Vorentschädigung 
nur  in  Höhe  von  184  654  M.  zugebilligt  werden. 

Hinsichtlich  der  Vorentschädigung  für  das  russische 
Unternehmen  der  Antragstellerin  war  zunächst  zu  prüfen,  ob 
die  Antragstellerin  aus  Rußland  verdrängt  ist.  Der  Senat 
hat  diese  Frage  bejaht.  Die  Antragstellerin  wurde  durch  die 
Auflösung  ihres  russischen  Unternehmens  aus  Rußland  hinaus- 
gedrängt. Es  wird  in  dieser  Beziehung  anstatt  weiterer 
Rechtsausführungen  auf  die  Darlegungen  in  der  Sache 
Xl3.  A.  V.  908/21 .!)  verwiesen. 

Das  russische  Unternehmen  der  Antragstellerin  war  der 
Form  nach  eine  selbständige  Aktiengesellschaft.  In  Wirk- 
lichkeit gehörte  es,  da  alle  Aktien  der  Antragstellerin  ge- 
hörten, ausschließlich  dieser.  Die  Aktiengesellschaft  war  als 


17.  August  1921  die  Zubilligung  einer  Vorentschädigung 
für  den  Verlust  von  Gegenständen  nur  zugunsten 
verdrängter  Reichsangehöriger  gestatten,  so  haben  diese 
Vorschriften  offensichtlich  zwei  Gegensätze  im  Auge.  Sie  wollen 
die  Zubilligung  einer  Vorentschädigung  für  Forderungen 
den  Inlands  deutschen  versagen,  vielleicht  aus  der  Erwägung 
heraus,  daß  der  Inlandsdeutsche,  der  der  ausländischen 
Schuldnerin  Waren  kreditiert,  mit  den  größeren  Gewinnaus- 
sichten auch  eine  größere  Gefahr  übernimmt.  Der  deutsche, 
in  Rußland  wohnende  Geschäftsmann  muß  mit  russischen 
Geschäften  und  Privatpersonen  arbeiten  und  diesen  einen 
Kredit  gewähren,  wenn  er  überhaupt  geschäftstätig  sein  will; 
der  inländische  deutsche  Geschäftsmann  kann  seine  Ge- 
schäfte auf  das  deutsche  Inland  beschränken.  Der  zweite 
Gegensatz  ist  der  zu  denjenigen  Ausländsdeutschen,  die 
nicht  verdrängt  sind,  die  also  noch  in  Rußland  sind  oder 
ihre  Tätigkeit  in  Rußland  wieder  aufgenommen  haben.  Das 
Gesetz  geht  bei  diesen  wohl  davon  aus,  daß  sie  in  der 
Lage  sind,  ihrem  Schaden  selbst  nachzukommen.  Das  Er- 
fordernis, daß  die  Rückkehr  nach  Rußland  unmöglich 
sei,  wird  man  daher  als  Voraussetzung  der  Vorentschädigung 
für  Rußlanddeutsche  nicht  aufstellen  können.  Es  muß  ge- 
nügen, daß  sie  tatsächlich  nicht  zurückgekehrt  sind. 

Es  ist  weiter  zu  prüfen,  unter  welchen  Voraussetzungen 
von  einer  Verdrängung  von  kaufmännischen  Firmen 
gesprochen  werden  kann.  Eine  Firma,  die  ihren  ausschließ- 
lichen Sitz  in  Rußland  hat,  ist  als  verdrängt  anzusehen, 
wenn  ihr  Unternehmen  dort  aufgelöst  ist.  Das  gleiche  muß 
aber  auch  gelten  für  Zweigniederlassungen  inländischer  Fir- 
men in  Rußland.  Die  Rechtslage  ist  hier  so,  als  wenn  eine 
natürliche  Person  in  mehreren  Ländern  ihren  Wohnsitz  hat; 
sie  kann  aus  jedem  einzelnen  dieser  Wohnsitze  verdrängt 
werden.  Daher  kann  auch  eine  kaufmännische  Firma,  die 
im  Inlande  ihren  Sitz  hat,  aus  dem  Ausland  verdrängt 
werden,  wenn  ihre  dortige  Niederlassung  aufgelöst  wird. 
Vorausgesetzt  ist  natürlich,  daß  es  sich  um  eine  wirkliche 
Niederlassung  der  Firma  handelt,  nicht  bloß  um  einen  ört- 
lichen Vertreter,  der  vielleicht  über  ein  gewisses  Waren- 
lager verfügt. 
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Rechtsform  gewählt,  weil  die  Antragstellerin  auf  diese  Weise 
bestimmte  wirtschaftliche  Vorteile  in  Rußland  erlangen  wollte, 
die  sie  sonst  nicht  erzielen  konnte.  Im  Vorentschädigungsver- 
fahren, bei  dem  die  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  denen 
des  formellen  Rechts  vorangehen  müssen,  kann  die  Tatsache, 
daß  das  russische  Unternehmen  selbständige  Rechtspersön- 
lichkeit besaß,  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Es  mag  in  dieser 
Beziehung  auf  die  Entscheidung  XU.  A.  V.  188/21 2)  verwiesen 
werden. 

Bei  der  Bewertung  des  russischen  Unternehmens  ist  im 
wesentlichsten  die  zu  den  Akten  gebrachte  Bilanz  zu  Grunde 
gelegt.  Die  hierin  enthaltenen  Ansätze  für  Kassa-  und 
Wertpapiere  sind  von  dem  Passivposten  der  Bilanz  abgezogen. 
Der  Wert  der  Aktiven  diesen  Unternehmens  wird  durch 
die  Passiven  desselben  vermindert.  Daher  müssen  die  letz- 
teren berücksichtigt  werden.  Andernfalls  würden  Werte  vor- 
entschädigt, die  die  Antragstellerin  rechtlich,  aber  nicht  wirt- 
schaftlich voll  besaß.  Es  entspricht  aber  der  Billigkeit,  daß 
die  Aktivposten  für  Kassa-  und  Wertpapiere,  die  als  solche 
gemäß  § 14  der  Richtlinien  in  der  Fassung  vom  17.  August 
1921  der  Vorentschädigung  nur  zu  einem  geringen  Betrag 
fähig  wären,  zum  vollen  Wert  beim  Ausgleich  der  Passiven 
herangezogen  werden.  Es  wird  auf  diese  Weise  nicht  etwa 
eine  Vorentschädigung  für  Kassa-  und  Wertpapiere  zum 
vollen  Friedenswert  gewährt,  vielmehr  wird  nur  die  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  gebotene  Berücksichtigung  der  Passiven 
auf  das  gerechte  Maß  herabgesetzt. 

Ein  erheblicher  Abstrich  ist  ferner  an  dem  Bilanzposten 
„halbfertige  Bauten“  gemacht  worden.  Es  muß  angenommen 
werden,  daß  die  halbfertigen  Bauten  mit  dem  Wert  des  darin 
investierten  Kapitals  in  die  Bilanz  eingesetzt  waren.  Der 
objektive  Wert  eines  halbfertigen  Baues  ist  aber  ein  erheblich 
geringerer.  Er  hängt  zu  einem  großen  Teil  davon  ab,  ob  der 
Bau  fertiggestellt  werden  kann  oder  nicht. 

Der  Senat  hat  den  der  Vorentschädigung  fähigen  Wert 
des  russischen  Unternehmens  der  Antragstellerin  hiernach 
auf  rund  600  000  Rubel  angenommen.  Die  hierfür  in  Höhe 
von  30«/o  zulässige  Vorentschädigung  beträgt  376  200  M. 

Insgesamt  konnte  somit  der  Antragstellerin  eine  Bei- 
hilfe von  561  000  M.  zugesprochen  werden. 

III. 

Okkupationsleistungsgesetz. 

Waffenablieferung  aus  Anlaß  der  bevorstehenden 
Besetzung. 

Entscheidung  vom  20.  1.  22  — XIV.  A.  V.  1096/21.  — 

N.  hat  in  Befolgung  einer  Bekanntmachung  vom  26.  11.  18, 
die  die  Ueberschrift  „An  alle  Militär-  und  Zivilpersonen“  drug 
und  unterzeichnet  war:  „Die  Polizeiverwaltung.  Der  Voll- 

zugsrat der  Stadt  V.“,  vor  dem  Einrücken  der  Besatzung 
etwa  1000  Stück  Rottweiler  Jagdpatronen  abgeliefert  und  nicht 
zurückerhalten,  wiewohl  die  auf  Grund  der  Bekanntmachung 
zur  Ablieferung  gebrachten  Waffen  und  Patronen  noch  vor  dem 
Einrückern  der  Besatzung  in  Kraftwagen  nach  D.  zu  einem 
Sammellager  gebracht  worden  waren. 

Die  Feststellungsbehörde  hat  statt  der  verlangten  Ver- 
gütung von  1535  M.  eine  solche  von  527,50  M.  zugesprochen. 

Auf  die  Beschwerde  des  Vertreters  des  Reichsinteresses 
wurde  eine  Vergütung  völlig  versagt. 


2)  In  diesem  Urteil  vom  1.  November  1921  wird  u.  a. 
ausgeführt: 

Das  Geschäft,  an  dem  der  Antragsteller  beteiligt  war, 
ist  allerdings  formell  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt 
worden.  Es  ist  aber  ohne  weiteres  klar,  daß  diese  Um- 
wandlung zunächst  nur  formelle  Bedeutung  besaß.  Die  ein- 
zigen Aktionäre  waren  die  bisherigen  Gesellschafter,  und 
diese  brachten  das  Geschäft,  so  wie  es  war,  in  die  Aktien- 
gesellschaft ein.  Ob  bei  den  Gesellschaftern  die  Absicht 
bestand,  das  Geschäft  allmählich  durch  Veräußerung  von 
Aktien  im  wirtschaftlichen  Ergebnis  zu  veräußern  und  auf 
diese  Weise  das  Unternehmen  auch  wirtschaftlich,  nicht  nur 
formell  rechtlich,  in  eine  Aktiengesellschaft  zu  verwandeln, 
kann  dahingestellt  bleiben.  Denn  bis  zur  Nationalisierung, 


Aus  der  Begründung: 

Die  Ablieferung  der  Patronen  ist,  wie  keiner  weiteren 
Ausführung  bedarf,  weder  auf  Anordnung-  der  Besatzungsbe- 
hörde noch  in  irgend  einer  Weise  zu  ihren  (Gunsten,  vielmehr! 
zur  Abwendung  von  Besatzungsmaßnahmen  er- 
folgt, so  daß  die  von  dem  Antragsteller  durch  Duldung  des 
Verlustes  der  Patronen  bewirkte  Leistung  als  „Leistung  für 
die  Besatzungstruppen“  im  Sinne  des  § 1 des  Okkupations- 
leistungsgesetzes keinesfalls  angesprochen  werden  kann. 

IV. 

Unruheschaden. 

Rentenberechnung  nach  dem  Unruheschadensgesetz. 

Entscheidung  vom  28.  11.  21  — XVII.  A.  V.  1208/21.  — 

Am  21.  7.  19  wurde  die  Arbeiterin  S.  in  S.  bei  einer 
Menschenzusammenrottung,  gegen  die  das  Militär  mit  der 
Waffe  vorging,  durch  einen  Schuß  am  Kopf  getroffen.  Sie 
verlor  die  Sehkraft  auf  dem  linken  Auge  völlig,  die  des  rechten 
wurde  erheblich  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Nach  ärztlichem 
Gutachten  beträgt  die  durch  die  Verwundung  verursachte  Er- 
werbsbeschränkung 85  o/o.  ' ' 

Der  Ausschuß  hat  auf  Antrag  der  Verletzten  eine  unter 
Berücksichtigung  der  Verordnung  des  Kriegsministeriums  vom 
7.  5.  19  (Armeeverordnungsblatt  S;  377)  errechnete  Rente  fest- 
gesetzt. 

Die  Beschwerde  der  Stadtgemeinde  S.  rügte  die  Berück- 
sichtigung der  Verordnung  vom  7.  5.  19,  da  diese  Verordnung 
weder  ein  Gesetz  noch  überhaupt  rechtswirksam  sei,  sie  'blieb 
aber  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Daß  ein  Unruheschaden  im  Sinne  des  § 1 Abs.  1 USchG. 
vorliegt,  kann  einem  Zweifel  nicht  unterliegen.  Da  nach  dem 
Ergebnis  der  Beweisaufnahme  erster  Instanz  ein  mitwirkendes 
eigenes  Verschulden  der  Beschädigten  ausscheidet  (§  5 Abs.  1 
USchG.),  die  Beschädigte  auch  in  den  dürftigsten  Vermögens- 
verhältnissen lebt  (§  2 Abs.  1 USchG.),  so  ist  der  Anspruch 
auf  die  nach  § 4 Abs.  1 USchG.  zu  berechnende  höchstzu- 
lässige Rente  begründet.  Die  Rente  darf  gemäß  dieser  Ge- 
setzesbestimmung nach  Umfang  und  Dauer  den  Betrag  nicht 
übersteigen,  der  einem  Beschädigten  nach  den  am  31.  3.  20 
geltenden  Militärversorgungsgesetzen  zustehen  würde,  wenn  er 
als  Gemeiner  eine  durch  den  Krieg  herbeigeführte  Dienstbe- 
schädigung erlitten  hätte. 

Nach  der  Lage  der  Militärversorgungsgesetzgebung  vom 
31.  3.  20  hat  der  Ausschuß  unter  Zugrundelegung  einer 
85  prozentigen  Erwerbsunfähigkeit  die  Rente  zutreffend  be- 
rechnet. Er  hat  hierbei  nicht  nur  das  Mannschaftsversorgungs- 
gesetz vom  31.  5.  06  (RGBl.  S.  593)  zur  Anwendung  gebracht, 
sondern  auch  die  Ergänzungen,  die  dieses  Gesetz  bis  zum 
31.  3.  20  erfahren  hat,  und  zwar  nicht  nur  diejenigen  Er- 
gänzungen, die  durch  Gesetze  im  formellen  Sinn  erfolgt  sind, 
sondern  auch  solche,  die  auf  Verordnungen  und  Ministerial- 
erlassen beruhen. 

Der  Beschwerdeführer  rügt,  daß  der  Ausschuß  bei  Be- 
rechnung der  Rente  auch  die  Verordnung  des  Kriegsministe- 
riums vom  7.  5.  19,  durch  die  zu  den  bisherigen  Gebührnissen 
eine  Teuerungszulage  von  40  o/0  gewährt  worden  ist,  ange- 
wendet habe. 


des  Unternehmens  durch  die  Bolschewisten  war  diese  Ab- 
sicht jedenfalls  nicht  verwirklicht  und  überhaupt  noch  nicht 
in  Erscheinung  getreten.  Der  Senat  hat  schon  in  früheren 
Fällen  angenommen,  daß  für  das  Vorentschädigungsverfahren 
die  wirtschaftliche  Seite  des  Rechtsverhältnisses  vor  der 
juristischen  Gestaltung  desselben  berücksichtigt  werden  muß, 
da  die  Vorentschädigung  den  Ausgleich  wirtschaft- 
licher Schäden  zum  Ziel  hat.  Wirtschaftlich  blieben  aber  der 
Antragsteller  und  sein  Vetter  die  alleinigen  Herren  und 
Eigentümer  des  Unternehmens.  Dieses  Recht  des  Antrag- 
stellers und  seines  Vetters  ist  wirtschaftlich  wie  Miteigentum 
an  den  Sachen  und  wie  Mitberechtigung  an  den  zu  dem 
Unternehmen  gehörenden  unkörperlichen  Gegenständen  zu 
behandeln. 
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Soweit  diese  Rüge  damit  begründet  wird,  daß  nach  § 4 
Abs.  1 USchG.  lediglich  die  Militärversorgungsgesetze  für  an- 
wendbar erklärt  werden,  die  Verordnung  aber  ein  Gesetz 
nicht  darstelle,  ist  sie  aus  der  vom  erkennenden  Senat  schon 
in  wiederholten  Fällen  gegebenen  Begründung  ungerechtfertigt. 
Gesetz  im  Sinne  des  § 4 Abs.  1 USchG.  bedeutet  nicht  Gesetz 
im  formellen  Sinn.  Der  Begriff  umfaßt  vielmehr  die  gesamte 
am  31.  3.  20  in  Geltung  gewesene  Militärversorgungsgesetz- 
gebung im  weiteren  Sinn,  also  auch  Verordnungen  und  Mi- 
nisterialerlasse, die  sich  auf  die  Militärversorgung  beziehen. 

Der  Beschwerdeführer  stützt  indessen  seine  Auffassung, 
daß  die  Verordnung  des  Kriegsministeriums  vom  7.  5.  19 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden  dürfe,  weiterhin  darauf, 
daß  diese  Verordnung  auch  rechtsungültig  sei.  Das  Kriegs- 
ministerium sei  nicht  berechtigt  gewesen,  von  sich  aus  das 
Mannschaftsversorgungsgesetz  und  das  Militärhinterbliebenen- 
gesetz abzuändern.  Es  sei  hierzu  auch  weder  durch  Gesetz  noch 
durch  eine  auf  gesetzlicher  Grundlage  erlassene  Verordnung 
ermächtigt  gewesen.  Die  Verordnung  widerspreche  schließlich 
dem  Grundsatz,  daß  Ausgaben  nur  auf  Grund  eines  Etats- 
gesetzes  geleistet  werden  dürfen. 

Dem  Beschwerdeführer  ist  zuzugeben,  daß  im  Rahmen  des 
§ 4 Abs.  1 USchG.  lediglich  rechtswirksame  Verordnungen  und 
Ministerialerlasse,  die  am  31.  3.  20  in  Geltung  waren,  zur 
Anwendung  gebracht  werden  dürfen.  Als  rechtsungültig  kann 
indessen  die  erwähnte  Verordnung  des  Krie^sministeriums 
nicht  angesehen  werden. 

Allerdings  war  die  Verordnung,  wie  der  Beschwerdeführer 
mit  Recht  anführt,  nicht  imstande,  das  Mannschaftsversorgungs- 
gesetz und  das  Militärhinterbliebenengesetz  abzuändern. 
Die  Verordnung  hat  daher  eine  Erweiterung  der  ge- 
setzlichen Ansprüche  der  Kriegshinterbliebenen  in  keiner 
Weise  bewirkt.  Im  Schrifttum  wird  einhellig  anerkannt,  daß 
die  durch  die  Verordnung  des  Kriegsministeriums  gewährten 
Teuerungszuschläge  vor  den  Militärversorgungsgerichten  nicht 
eingeklagt  werden  können.  Dem  entspricht  auch  die  ständige 
Rechtsprechung  der  Militärversorgungsgerichte.  Diese  lehnen 
es  ab,  die  Verordnung  des  Kriegsministeriums  vom  7.  5.  19, 
ebenso  wie  die  frühere  vom  7.  8.  18  (Armeeverordnungsblatt 
S.  457),  durch  die  ebenfalls  bereits  früher  Teuerungszuschläge 
gewährt  waren,  zur  Anwendung  zu  bringen  (vgl.  von  Ohls- 
hausen-Dom  „Versorgungsansprüche  der  Kriegsbeschädigten 
und  Hinterbliebenen  vor  den  Spruchbehörden“  S.  168). 

Indessen  kann  die  Tatsache,  daß  die  Militärinvaliden  einen 
Rechtsanspruch  auf  die  durch  die  beiden  Verordnungen  des 
Kriegsministeriums  gewährten  Zulagen  nicht  besitzen,  nicht  dazu 
führen,  die  beiden  Verordnungen  bei  Berechnung  der  Renten 
der  Unruhegeschädigten  nicht  zur  Anwendung  zu  bringen.  § 4 
Abs.  1 USchG.  bestimmt  nicht,  daß  als  Höchstbetrag  der  Renten 
diejenigen  Beträge  zu  gewähren  seien,  auf  die  nach  der  Militär- 
versorgungsgesetzeslage vom  31.  3.  20  ein  Rechtsanspruch  be- 
steht, sondern  diejenigen,  die  einem  Militärinvaliden  nach  der 
damaligen  Gesetzeslage  zustehen.  Der  Begriff  des  Zustehens 
muß  im  weiteren  Sinn  dahin  ausgelegt  werden,  daß  als  Höchst- 
rente diejenige  in  Betracht  kommt,  die  einem  Militärinvaliden 
bei  richtiger  Anwendung  aller  am  31.  3.  20  in  Geltung  ge-, 
wesenen  Militärversorgungsbestimmungen  tatsächlich  gewährt 
werden  konnte  und  gewährt  wurde.  Eine  derartige  Auslegung 
wird  einmal  durch  das  wirtschaftliche  Bedürfnis  erfordert, 
auf  dessen  Befriedigung  die  Gesetzesvorschrift  abzielt,  anderer- 
seits durch  den  klaren  Sinn  der  Vorschrift  des  § 4 Abs.  1 
USchG.,  die,  wie  auch  die  Materialien  des  Gesetzes  zweifels- 
frei ergeben,  eine  völlige  Gleichstellung  der  Vorsorgungslage 
des  Tumultgeschädigten  mit  derjenigen  vom  31.  3.  20  eines 
Kriegsbeschädigten  bezweckte.  Dem  Kriegsbeschädigten 
wurden  aber  die  durch  die  Verordnungen  des  Kriegsministeri- 
ums vom  7.  8.  18  und  vom  7.  5.  19  bewilligten  Zuschläge  und 
Teuerungszulagen  tatsächlich  gewährt,  da  die  Verwaltungs- 
stellen, die  in  erster  Linie  zur  Festsetzung  der  Militärhinter- 
bliebenenrenten berufen  sind,  beide  Verordnungen  ständig  an- 
gewendet haben.  Die  Anwendung  der  Verordnungen  durch 
diese  Verwaltungsstellen  ist  auch  in  keiner  Weise  zu  be- 
lanstanden.  Denn  der  Kriegsminister  war  befugt,  im  Ver- 
waltungswege aus  den  zu  seiner  Verfügung  stehenden  Fonds 
Zuschläge  zu  den  gesetzlichen  Versorgungsgebührnissen  zu 
gewähren.  Insofern  entbehren  die  beiden  Verordnungen  keines- 


wegs der  Rechtsgültigkeit.  Sie  stellen  einen  zulässigen  und 
rechtswirksamen  Verwaltungsakt  dar. 

Diese  dem  Militärinvaliden  nach  der  Gesetzeslage  vom 
31.  3.  20  tatsächlich  zukommenden  Vergünstigungen  können 
dem  Unruhegeschädigten  nicht  anders  zugewendet  werden, 
als  durch  die  Entscheidungen  der  Ausschüsse  und  des  Reichs- 
wirtschaftsgerichts. Denn  zur  Feststellung  der  Renten  der 
Tumultgeschädigten  sind  irgendwelche  Verwaltungsstellen  nicht; 
berufen.  Der  Tumultgeschädigte  kann  seine  Versorgungsgebühr- 
nisse allein  durch  einen  Rechtszug  vor  dem  Ausschuß  und  dem 
Reichswirtschaftsgericht  erlangen. 

ipaiß  auch  \die  Billigkeit  und  ein  wirtschaftliches  Be- 
dürfnis die  Anwendung  der  beiden  Verordnungen  des  Kriegs- 
ministeriums auf  die  Unruhegeschädigten  gebieterisch  er- 
fordert, kann  jm  Hinblick  auf  die  Geringfügigkeit  der  durch 
das  Mannschaftsversorgungsgesetz  und  das  Militärhinterblie- 
benengesetz gewährten  Rentenbeträge,  zumal  unter  Berück- 
sichtigung des  heutigen  gesunkenen  Geldwerts,  einem  Zweifel 
nicht  unterliegen. 

Die  Tatsache,  daß  nach  der  von  dem  erkennenden  Senat 
geübten  Rechtsprechung  dem  Unruhegeschädigten  ein  vor  den 
Ausschüssen  und  dem  Reichswirtschaftsgericht  verfolgbarer 
Rechtsanspruch  auf  die  Zuschläge  der  beiden  Verordnungen 
des  Kriegsministeriums  eingeräumt  wird,  während  ein  solcher 
dem  Kriegsbeschädigten  nicht  zusteht,  kann  die  vom  Be- 
schwerdeführer vertretene  Rechtsauffassung  nicht  rechtfertigen. 
Denn  die  hierdurch  bewirkte  Begünstigung  des  Unruhege- 
schädigten besteht  lediglich  in  der  rechtlichen  Konstruktion, 
ist  aber  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden,  da  tatsächlich  auch 
die  Kriegsbeschädigten  im  vollen  Genuß  der  durch  die  beiden 
Verordnungen  des  Kriegsministeriums  gewährten  Vergünsti- 
gungen sind.  Dies  dürfte  selbst  für  diejenigen  Fälle  zutreffen, 
in  denen  es  zu  einem  Spruch  der  Militärversorgungsgerichte 
kommt.  Denn  die  Gewährung  der  durch  die  beiden  Verord- 
nungen festgesetzten  Zuschläge  kann  und  muß  billigerweise 
auch  in  diesem  Fall  durch  die  Verwaltungsstellen,  die  die  von 
dem  Militärversorgungsgericht  festgesetzten  Renten  auszahlen, 
erfolgen. 


Die  Tätigkeit 

des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats. 

Berichterstatter:  Dr.  Hauschild. 

Das  Plenum  erledigte  am  5.  und  6.  April  seine  Tages- 
ordnung1) wie  folgt:  Der  Antrag  Urban-Ucko,  betreffend 

Aenderung  des  Handelsgesetzbuchs  und  der  Reichsgewerbe- 
ordnung — Nr.  258  der  Drucksachen  — gelangte  mit  93  gegen 
80  Stimmen  zur  Annahme.  Allseitige  Zustimmung  fand  der 
schriftliche  Bericht2)  des  Finanzpolitischen  Ausschusses  zu 
dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Erhöhung  der  Ver- 
waltungskostenbeiträge bei  Tilgungsdarlehen  — Nr.  262  der 
Drucksachen.  Mit  einem  Zusatzantrag  wurde  der  Antrag 
des  Sozialpolitischen  Ausschusses  zu  dem  Entwurf  eines  Ge- 
setzes über  Aenderung  der  Wahlen  nach  der  Reichsversiche- 
rungsordnung  — Nr.  257  der  Drucksachen  — gegen  wenige 
Stimmen  gutgeheißen.  Zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  zur 
Aenderung  des  Landessteuergesetzes  vom  30.  März  1920  fanden 
die  Beschlüsse  des  Finanzpolitischen  Ausschusses  auf  Druck- 
sache Nr.  261 3)  einstimmige  Annahme.  Die  Drucksachen 
Nr.  263  und  132,  betreffend  den  Entwurf  eines  (Gesetzes  über 
Verlängerung  der  Geltungsdauer  von  Demobilmachungsverord- 
nungen4) wurden  im  Hinblick  auf  die  im  Reichstag  bereits  er- 
folgte Verabschiedung  des  Gesetzentwurfs  durch  Uebergang 
zur  Tagesordnung  für  erledigt  erklärt.  Ohne  Erörterung  wurde 
dem  Antrag  des  Finanzpolitischen  Ausschusses5)  zu  dem  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  über  die  Geltungsdauer  des  Gesetzes  gegen 
die  Kapitalflucht  — Nr.  260  der  Drucksachen  — zugestimmt. 
In  der  gleichen  Weise  fand  der  Antrag  des  Wirtschaftspoli- 


1)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  121. 

2)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  119/120. 

3)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  118/119. 

4)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  117. 

5)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  118. 
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tischen  Ausschusses  — Nr.  264  der  Drucksachen6),  dem  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  über  die  Regelung  der  Einfuhr  zuzu- 
stimmen, ei|nstim)m;ige  Annahme.  Auch  dem  Antrag  des  Aus- 
schusses für  Siedlungs-  und  Wohnungswesen,  betreffend  Moor- 
und  Oedlaind-Kultivierung  und  -Besiedlung7)  — Nr.  265  der 
Drucksachen  — wurde  einstimmig  zugestimmt.  Mit  dem 
gleichen  Resultat  gelangten  die  Beschlüsse  und  die  Resolution 
des  Finanzpolitischen  Ausschusses  zu  dem  Entwurf  eines  Ge- 
setzes über  die  Autonomie  der  Reichsbank  — Nr.  266  der 
Drucksachen  — zur  Annahme.  Endlich  wurde  dem  Entwurf 
eines  Gesetzes  über  Versicherungsgrenzen  und  Rentenbe- 
messung in  der  Unfallversicherung  gemäß  dem  Antrag  des 
Sozialpolitischen  Ausschusses  auf  der  Drucksache  Nr.  267  mit 
77  gegen  64  Stimmen  zugestimmt. 

Der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  stimmte, 
dem  Ersuchen  des  Reichswirtschaftsministeriums  gemäß,  der 
Aufhebung  der  Verordnung  über  wirtschaftliche  Maßnahmen 
für  die  Uebergangswirtschaft  auf  dem  Textilgebiet  vom  27.  Juni 
1918  (RGBl.  S.  671),  der  Bekanntmachung  über  Befugnisse  der 
Reichsstelle  für  Textilwirtschaft  und  der  Reichswirtschaftsstellen 
auf  dem  Textilgebiet  vom  1.  Februar  1919  (RGBl.  S.  175) 
und  der  Verordnung  über  wirtschaftliche  Maßnahmen  auf  dem 
Textilgebiet  vom  >1.  Februar  1919  (RGBl.  S.  174)  ein- 
stimmig zu.  ( I 1 

Sodann  nahm  der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  auf  Grund 
eines  Schreibens  des  Reichswirtschaftsministers  Stellung  zu  der 
Frage,  ob  die  zurzeit  bestehende  Ausfuhrsperre  für  Spezial- 
maschinen zur  Herstellung  von  Bleistift-  und  Schiefertafel- 
Maschinen  weiterhin  aufrecht  zu  erhalten  oder  aufzuheben  ist. 

Der  Unterausschuß  (des  Außenhandelskontrollausschusses) 
für  Ausfuhrbedingungen  hatte  zu  der  Angelegenheit,  nachdem 
er  die  Frage  der  Sperre  der  Ausfuhr  von  Spezialmaschinen  so- 
wohl grundsätzlich,  als  auch  in  den  in  dem  vorgenannten  Schrei- 
ben des  Reichswirtschaftsministers  genannten  zwei  Spezialfällen 
(Ausfuhr  von  Maschinen  für  die  Herstellung  von  Bleistiften) 
und  für  Schiefertafeln)  geprüft  hatte,  folgendes  Gutachten  er- 
stattet: I f >'  1 

1.  Allgemeine  Grundsätze  für  den  Erlaß  von  Ausfuhr- 
sperren für  Spezialmaschinen  sind  nicht  durchführbar  und 

2.  die  zurzeit  bestehenden  Ausfuhrsperren  für  Spezial- 

maschinen der  Bleistift-  und  Schiefertafelindustrie  müssen 
aufgehoben  werden.  1 < ■ 

Der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  schloß  sich  diesem 

Gutachten  einstimmig  an.  

Es  wurde  auf  Antrag  Hansen  ein  Arbeitsausschuß  von  fünf 
Mitgliedern  (Joh.  Beckmann,  Hansen,  Riedel,  Bruns,  Kröger) 
eingesetzt,  der  die  Frage  zu  prüfen  hat,  wie  die  mangelhafte 
Benzolbelieferung  der  gewerblichen  Verbraucher  zu  ver- 
bessern ist.  ' 

Weiter  gelangte  folgender  Antrag  der  Mitglieder  Dr.  Frank 
und  Bruns  zur  Verhandlung: 

Vom  Reichswirtschaftsministerium  ist  ein  Entwurf,  be- 
treffend Ergänzungen  und  Aenderungen  der  Anlagen  zur 
Verordnung  über  die  Beförderung  gefährlicher  Gegenstände 
mit  Kauffahrteischiffen  ausgearbeitet  und  den  Regierungen 
der  Küstenländer  des  Reichs  zur  Einführung  empfohlen 
worden. 

Dieser  Entwurf  enthält  Bestimmungen,  welche  für  eine 
große  Anzahl  wichtiger  zum  Export  kommender  Chemikalien:, 
wie  z.  !B.  chlorsaure  Salze  (Chlorate),  übermangansaure  Salze 
(Permanganat),  Phosphorprodukte,  Kalziumkarbid,  brom- 
saure Salze,  Bromsalz,  Bariumsuperoxyd  usw.  die  Ver- 
frachtung über  deutsche  Seehäfen  praktisch  unmöglich 
machen. 

Mit  den  beteiligten  Interessentenkreisen  ist  dieser  Ent- 
wurf nicht  erörtert  worden.  Er  sollte  ursprünglich  bereits 
am  1.  Januar  d.  J.  in  Kraft  treten,  ohnei  daß  er  den  Inter-i 
essenten  überhaupt  vorher  bekannt  war.  Als  diese  gegen 
diesen  Termin  Widerspruch  erhoben  und  vorherige  Bekannt- 
gabe verlangten,  wurde  das  Inkrafttreten  auf  den  1.  April 
d.  J.  hinausgeschoben.  Abschrift  des  Entwurfs  wurde  als- 


«) Vgl.  DWZ.  1922,  S.  117. 

7)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  120. 


dann  vom  Reichswirtschaftsministerium  den  Interessenten 
im  Dezember  zur  Verfügung  gestellt,  mit  dem  Bemerken, 
daß  er  als  abgeschlossen  zu  gelten  habe.  Die  Ueberprüfung 
hat,  wie  vorstehend  erwähnt,  ergeben,  daß  zahlreiche  in  dem 
Entwurf  enthaltene  Bestimmungen  zur  Folge  haben  müssen, 
daß  die  Verfrachtung  einer  Anzahl  wichtiger  Chemikalien 
über  deutsche  Seehäfen  praktisch  nicht  mehr  durchführbar 
sein  wird.  Der  Export  wird  entweder  ganz  unterbunden 
werden  oder  aber  über  ausländische  Seehäfen  erfolgen 
müssen,  bei  denen  keine  derartigen  Vorschriften  bestehen. 
Ein  sachlicher  Zweck  dieser  Bestimmungen  ist  nicht  er- 
sichtlich. Sie  scheinen  in  völliger  Unkenntnis  der  Natur 
der  in  Frage  kommenden  Stoffe  und  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  aufgestellt  zu  sein. 

Der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  wolle  beschließen, 
die  Reichsregierung  zu  ersuchen  zu  veranlassen, 

1.  daß  die  Regierungen  der  Küstenländer  des  Reichs 
die  für  den  1.  April  vorgesehene  Inkraftsetzung  der 
neuen  Verordnung  zurückstellen, 

2.  daß  eine  nochmalige  Beratung  dieser  Bestimmungen 
unter  Mitwirkung  von  Sachverständigen  aus  den 
Interessentenkreisen  erfolgt. 

Der  Vertreter  des  Reichswirtschaftsministeriums  führte, 
nach  dem  amtlichen  Sitzungsbericht,  zu  dem  Antrag  aus,  daß 
es  sich  nur  um  einen  Neudruck  der  alten  Verordnung  von 
1912  handelt,  in  dem  alle  inzwischen  eingetretenen  Verände- 
rungen, die  zum  großen  Teil  auf  die  Gutachten  von  jeweils 
zugezogenen  Sachverständigen  zurückzuführen  sind,  aufge- 
nommen worden  sind.  Preußen  und  Hamburg  haben  das 
Inkrafttreten  der  Verordnung  zum  1.  April  bereits  bekannt- 
gegeben,  eine  Zurückstellung  ist  . daher  nicht  möglich.  Die 
Regierung  ist  jedoch  bereit,  mit  den  Interessenten  in  eine 
Prüfung  der  sie  angehenden  Vorschriften  einzutreten  und  den 
Ländern  gegebenenfalls  bestimmt  umgrenzte  Abänderungsvor- 
schläge zu  machen.  Der  Ausschuß  setzte  für  die  Prüfung 
der  Verordnung  einen  Arbeitsausschuß  ein. 

Die  Besprechung  der  Eingabe  des  Vereins  Deutschem 
Zeitungsverleger,  betreffend  die  bedrohte  Lage  der 
deutschen  Presse  nahm  ihren  Fortgang.  Dem  Reichswirt- 
schaftisministerium  ist  ein  Urteil  über  die  einzelnen  Forde- 
rungen: „1.  Sperre  der  Ausfuhr  für  Zellstoff  und  Papier) 
2.  Beschlagnahme  der  Ausfuhrgewinne  bei  Zulassung  der  Aus- 
fuhr 3.  Ueberwachung  der  Preisbildung  und  4.  Einführung 
einer  Zwangswirtschaft  vom  Rohstoff  bis  zum  Fertigfabrikat, 
angefangen  beim  Holz“  erwünscht.  Das  Ministerium  steht 
auf  dem  Standpunkt,  daß  eine  solche  Zwangswirtschaft  nur 
in  Frage  kommt,  wenn  das  Parlament  sich  mit  großer  Mehr- 
heit dafür  entscheidet.  Dann  aber  müßte  sie  auch  konse- 
quent durchgeführt  werden,  vom  Holz  bis  zum  Papier  alles 
umfassen  und  unter  anderem  auch  den  Papierbezug  der 
Zeitungen  kontingentieren. 

Nachdem  sich  die  Sachverständigen  der  Fachpresse  und 
der  Papier-  und  Zellstoffabrikation  eingehend  geäußert  hatten, 
beschloß  der  Ausschuß,  einen  Arbeitsausschuß  zur  Aus- 
arbeitung eines  Gutachtens  einzusetzen,  der  seine  Arbeiten 
sofort  aufnehmen  wird. 

Endlich  hatte  der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  den 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Neuregelung  der  statistischen 
Gebühr  zu  begutachten. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  mit  geringen  Aenderungen  ein- 
stimmig gutgeheißen. 

In  der  nächsten  Zeit  wird  der  Wirtschaftspolitische  Aus- 
schuß den  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  zweiten  Abänderung 
der  Verordnung  über  die  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von 
Preisen  bei  der  Lieferung  von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und) 
Leitungswasser  vom  1.  Februar  1919  und  den  Entwurf  eines 
Gesetzes  über  die  Ermächtigung  zu  Zollerhöhungen  zu  be- 
gutachten haben.  Nach  dem  zuletzt  genannten  Gesetzent- 
wurf soll  die  Reichsregierung  ermächtigt  werden,  nach  An- 
hörung eines  Ausschusses,  in  den  der  Reichstag,  der  Reichs- 
rat und  der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  je  vier  Mitglieder 
entsenden,  im  Fall  eines  dringenden  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisses, die  Eingangszölle  für  zollpflichtige  Waren  zu  erhöhen 
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und  nach  dem  Zolltarif  zollfreie  Waren  mit  Eingangszeilen1 
zu  belegen. 

Im  Sozialpolitischen  Ausschuß  wurden  bei  Be- 
ratung des  Entwurfs  eines  Gesetzes  über  die  Arbeitszeit  ge- 
werblicher Arbeiter  verschiedene  Sachverständige  über  die 
Frage  gehört,  ob  der  gesetzliche  Achtstundentag  in  Deutsch- 
land in  Anbetracht  der  gegenwärtigen  Wirtschaftslage  und 
der  Finanzverpflichtungen  durchführbar  ist.  In  dem  amt- 
lichen Bericht  über  die  Sitzungen  heißt  es: 

Den  Sachverständigen  wurden  folgende  Fragen  vor- 
gelegt: 

1.  Glauben  Sie,  daß  angesichts  der  besonderen  durch 
den  Krieg  und  seine  Folgen  geschaffenen  Lage  das 
deutsche  Volk  mit  einem  achtstündigen  Maximal- 
arbeitstag auszukommen  vermag? 

Auf  welche  wirtschaftlichen  Tatsachen  stützt  sich 
sowohl  in  bejahendem  als  auch  in  verneinendem 
Fall,  Ihre  Meinung? 

2.  Welches  Einzelmaterial  können  Sie  für  Ihre  An- 
sicht aus  Ihrem  speziellen  Beruf  (Gewerbe)  anführen? 

Die  Vertreter  der  freien  Gewerkschaften  sprachen  sich 
als  Sachverständige  im  allgemeinen  dahin  aus,  daß  sie  die 
Beseitigung  des  Achtstundentages  entschieden  ablehnen 
müßten. 

Der  Vertreter  der  christlichen  Gewerkschaften  erklärte, 
daß  man  kaum  mit  dem  Achtstundentag  auskommen  dürfte. 
Ehe  man  für  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  einträte, 
solle  man  erst  den  Achtstundentag  in  der  ganzen  Wirt- 
schaft vollkommen  durchführen. 

Sachverständiger  Kaliski  verneinte  die  Frage,  ob  der 
Achtstundentag  genügen  könne.  Arbeiterschaft  und  Unter- 
nehmertum hätten  gleiche  Verantwortungslosigkeit  be- 
wiesen. Er  empfehle  Suspendierung  des  Achtstundentages 
auf  fünf  Jahre  und  die  tarifliche  Regelung  der  Arbeitszeit. 

Dr.  Hilferding  erklärte,  daß  man  zwischen  Arbeits- 
prozessen unterscheiden  müsse,  die  eine  starke  Anspannung 
der  Arbeitskraft  erforderten  und  zwischen  solchen,  bei 
denen  der  Arbeiter  im  wesentlichen  nur  Beobachter  sei. 

In  der  anschließenden  Aussprache  erklärten  die  Arbeit- 
geber, daß  sie  nicht  gegen  den  Achtstundentag  und  dessen 
gesetzliche  Festlegung  wären.  Sie  hielten  aber  die  Durch- 
führung in  diesem  Zeitpunkt  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
nicht  für  angebracht  und  müßten  deshalb  die  vorläufige 
Suspendierung  des  Gesetzes  auf  fünf  Jahre  verlangen. 

Die  Arbeitnehmer  bestritten,  daß  eine  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  ein  wirksames  Mittel'zur  Vermehrung* des  Ge- 
samtproduktes sei.  Man  solle  den  Organisationen  freie 
Hand  lassen,  die  erforderlichen  Ausnahmen  von  der  acht- 
stündigen Arbeitszeit  tariflich  zu  regeln.  Gegen  eine  Sus- 
pendierung des  Gesetzes  müsse  die  Arbeiterschaft  aber 
ganz  entschieden  Stellung  nehmen. 

Außerdem  erledigte  der  Ausschuß  die  erste  Lesung  des 
Hausgehilfengesetzes.  Zur  Beratung  Hegen  ihm  noch  vor: 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  Aenderung  des  Versicherufigs- 
gesetzes  für  Angestellte,  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Neuregelung  der  Zulagen  in  der  Unfallversicherung,  Entwurf 
eines  Arbeitszeitgesetzes,  Entwurf  eines  Reichs-Knappschaftsi- 
gesetzes,  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Abänderung  des  Haus- 
arbeitgesetzes vom  20.  Dezember  1911  (Heimarbeiterlohn- 
gesetz). 

Im  Unterausschuß  für  Landwirtschaft  und 
Ernährung  stand  erneut  das  Produktionsprogramm  der 
deutschen  Landwirtschaft  auf  der  Tagesordnung.  Nach  einem 
einleitenden  Vortrag  des  Oekonomierats  Keiser  vom  Reichs- 
verband der  deutschen  Landwirtschaft  über  das  Programm, 
wurde  die  Beratung  auf  den  Anfang  nächsten  Monats  ver- 
tagt. Alsdann  wird  der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  ge- 
meinsam mit  dem  Unterausschuß  für  Landwirtschaft  und  Er- 
nährung eine  Reihe  von  Sachverständigen  hören,  worauf  der 
Unterausschuß  in  die  Einzelberatung  des  noch  nicht  vor- 
liegenden Programms  einzutreten  beabsichtigt. 


Nach  Erörterung  der  Lage  der  Zuckerwirtschaft  faßte  der 
Unterausschuß  folgende  Entschließung: 

„1.  Der  Ausschuß  führt  Klage  darüber,  daß  seinem  am 
15.  November  1921  aufgestellten  Verlangen,  die  Ge- 
nossenschaften reichlicher  mit  Zucker  zu  beliefern, 
nicht  in  vollem  Umfang  stattgegeben  worden  ist. 
Er  wiederholt  daher  dieses  Verlangen  und  weist 
darauf  hin,  daß  von  den  Genossenschaften  die  Ver- 
kaufspreise entsprechend  den  Tagesförderungen  der 
Fabriken  eingehalten  werden. 

2.  Der  Ausschuß  stellt  auch  erneut  das  Verlangen, 
die  Zuckerwirtschaftsstelle  möge  sich  unverzüglich 
einen  Beirat  zur  Seite  stellen,  in  welchem  neben 
anderen  auch  die  Verbraucher  und  Genossenschaften 
vertreten  sind.  Die  Zuckerwirtschaftsstelle  würde 
damit  sicherlich  die  großen  Bedenken,  welche  gegen 
ihre  Tätigkeit  erhoben  werden,  einschränken,  was  in 
ihrem  eigenen  Interesse  liegen  dürfte. 

3.  Der  Ausschuß  behält  sich  vor,  zu  einem  späteren 
Zeitpunkt  die  Frage  der  Zuckerversorgung  erneut 
zu  behandeln.“ 

Ueber  die  Beratung  einer  Eingabe  der  Badischen  Land- 
wirtschaftskammer auf  Errichtung  einer  Versuchsanstalt  für 
Tabakanbau  heißt  es  in  dem  amtlichen  Bericht  über  die 
Sitzung: 

Die  Eingabe  geht  davon  aus,  daß  die  im  Interesse 
einer  Verbesserung  der  Handelsbilanz  wünschenswerte  Stei- 
gerung der  inländischen  Tabakerzeugung  ohne  Inanspruch- 
nahme einer  größeren  Anbaufläche  nur  durch  Veredelung 
des  Tabakbaues  möglich  ist.  Da  Baden  die  größten  Tabak- 
flächen in  Deutschland  besitzt,  wird  Forchheim  in  Baden 
als  Sitz  der  Versuchsanstalt  vorgeschlagen  und  die  Be- 
willigung von  zwei  Millionen  Mark  aus  Reichsmitteln  für 
die  Errichtung  verlangt.  Die  Eingabe  wurde  durch  die 
Landwirtschaftskammern  für  Hannover,  Schlesien,  Ost- 
preußen, und  die  Preußische  Hauptlandwirtschaftskammer 
unterstützt.  In  der  Erörterung  erklärten  sich  Vertreter 
der  Arbeitnehmer  gegen  den  Antrag,  weil  Tabak  ein  Genuß- 
mittel sei.  und  die  Finanzlage  des  Reichs  die  Bewilligung 
von  Beihilfen  zu  solchen  Zwecken  nicht  gestatte.  Die! 
Mehrheit  des  Ausschusses  stimmte  ihm  jedoch  unter  Be- 
rücksichtigung dessen  zu.  daß  für  ähnliche  Anstalten,  z.  B. 
die  zur  Förderung  des  Weinbaues,  gleichfalls  Reichsmittel 
zur  Verfügung  gestellt  worden  seien;  man  müsse  sich. heute 
mehr  denn  je  die  Hebung  jeglicher  inländischer  Erzeugung 
angelegen  sein  lassen.  Es  wurde  daher  mit  sieben  gegen 
drei  Stimmen  beschlossen,  den  Wirtschaftspo'itischen  Aus- 
schuß aufzufordern,  die  Regierung  zu  ersuchen,  einmalig 
zwei  Millionen  Mark  aus  den  Erträgnissen  der  Tabaksteuer 
für  die  Errichtung  einer  Versuchsanstalt  für  Tabakanbau 
in  Forchheim  in  Baden  bereitzustellen. 

Weiter  faßte  der  Unterausschuß  auf  einen  diesbezüglichem 
Antrag  der  tierärztlichen  Hochschule  in  Hannover  folgende 
Resolution: 

„Der  Reichswirtschaftsrat  w'olle  beschließen,  die  Reichs- 
regierung umgehend  zu  ersuchen,  für  die  Versuche  der  tier- 
ärztlichen Hochschule  zu  Hannover  über  Fohlenlähme  alsbald 
200  000  M.  zu  bewilligen  und  dafür  zu  sorgen,  daß  diese 
Versuche  weiter  fortgesetzt  werden.“ 

Der  Unterausschuß  des  Verfassungs-Aus- 
schusses beschloß  die  paritätische  Gemeinschaftsarbeit  in 
den  amtlichen  Berufsvertretungen  für  die  Landwirtschaft,  für 
Industrie  und  Handel  und  für  das  Handwerk  getrennt  zu  be- 
handeln. Auf  Grund  der  eingereichten  Vorschläge  des  Hand- 
werks ist  der  Unterausschuß  in  seinen  letzten  Sitzungen, 
hinsichtlich  der  allgemeinen  Gliederung  und  der  Zuständig- 
keit der  Handwerks-  und  Gewerbekammern  zu  Ergebnissen 
gekommen,  die  in  nächster  Zeit  im  Unterausschuß  die  zweite 
Lesung  erfahren.  Zur  Gestaltung  des  Kammerwesens  in  der 
Landwirtschaft,  der  Industrie  und  dem  Handel  sinld  die  ent- 
sprechenden Gruppen  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats, 
sowrie  die  Spitzenverbände  der  Arbeitgeber  und  'Arbeitnehmer 
aufgefordert  worden,  konkrete  Vorschläge  einzureichen,  die 
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alsdann  gleich  den  Vorschlägen  des  Handwerks  zur  Beratung 
gestellt  werden  sollen. 

Der  Betrieb s)räteausschuß  entschied  in  einer 
Streitsache  wie  folgt: 

„Der  Antrag  auf  Erstattung  des  Mehrbe- 
trages, der  durch  die  Benutzung  der  zwei- 
ten, anstatt  der  dritten  Wagenklasse  ent- 
standen ist,  wird  abgelehn  t.“ 

In  einem  anderen  Streitfall  wurde  fol- 
gende Entscheidung  getroffen: 

„Die  Notwendigkeit  der  Dauer  der  ver- 
säumten Zeit  kann  durch  die  vorherige  Ur- 
laubserteilung nicht  als  erbracht  angesehen 
werden.  Der  Antragsteller  hat  vielmehr  auf 
Anfordern  in  jedem  einzelnen  Fäll  nach- 
träglich den  Nachweis  dafür  zu  erbringen, 
daß  er  während  der  Dauer  der  Arbeitsver- 
säumnis durch  die  Erledigung  der  Betriebs- 
ratsgeschäfte in  Anspruch  genommen  war. 
Der  Antrag  auf  Kostenerstattung  wird  daher  bis  zum  erfolg- 
ten Nachweis,  der  in  diesem  Fall  mit  Rücksicht  auf  die 
inzwischen  verflossene  'Zeit  summarisch  erbracht  werden  kann, 
abgelehnt.“ 

In  einer  Streitsache  zwischen  der  Direktion  der  Dresdner 
Bank  und  dem  Betriebsrat  der  Dresdner  Bank  wurde  wie 
folgt  entschieden : 

„Wegen  gröblicher  Verletzung  ihrer  gesetzlichen  Pflich- 
ten erlischt  die  Mitgliedschaft  im  Betriebsrat,  der  als  Führer 
einer  vertragswidrigen  Arbeitsverweigerung 
anzusehenden  Angestellten  Walter  Siewke,  Botho  Anklamm 
und  Otto  Räbiger. 

Auch  in  dem  Fall  Oskar  Belau  war  dem  Antrag  der 
Direktion  der  Dresdner  Bank  vom  18.  Oktober  1921  statt» 
zugeben,  da  Belau  den  Vorgenannten  Gefolgschaft  geleistet 
und  sich  an  den  Pflichtwidrigkeiten  beteiligt  hat. 

Dagegen  war  der  Antrag,  betreffend  Möhring,  abzu- 
lehnen, da  nicht  als  erwiesen  angesehen  wurde,  daß  Möhring 
in  der  gleichen  Weise  den  Streik  veranlaßt,  und  bei  seiner 
Durchführung  mitgewirkt  hat.“ 


Bücherschau. 

A.  Hohenstein  und  W.  Goldbaum,  Reichsschädengesetze, 
Textausgabe  mit  Anmerkungen.  Vereinigung  wissenschaft- 
licher Verleger,  Berlin  und  Leipzig,  1922.  Preis  50  M. 

Die  Verfasser  haben  sich  der  verdienstlichen  Aufgabe 
unterzogen,  die  neuen  Kriegsschädengesetze  vom  28.  Juli  1921 
nebst  den  dazugehörigen  Ausführungsbestimmungen  bzw. 
Richtlinien  in  Kommentarform  zu  erläutern.  Eine  vorläufige 
Regelung  dieser  Schädenfragen  hatte  schon  durch  einige  Ge- 
setze und  Richtlinien  aus  den  Jahren  1919  und  1920  statt- 
gefunden; die  jetzige  Rechtsschädengesetzgebung  bildet  einen 
gewissen  Abschluß  dieser  Entwicklung.  Gänzlich  abge- 
schlossen werden  wird  sie  erst  nach  Erlaß  des  .wichtiger* 
Liquidationsschädengesetzes  — vgl.  DWZ.  Nr.  3/4  dieses 
Jahrgangs,  S.  40  ff.  — das  zurzeit  im  Vorentwurf  vorliegt. 
Es  kommen  in  Betracht  das  Gesetz  über  den  Ersatz  von 
Kriegsschäden  im  Ausland,  in  den  ehemaligen  Schutz- 
gebieten, und  über  die  Schäden,  die  in  den  durch 
Abtretung  verlorengegangenen  Reichsgebieten 
entstanden  sind.  Dazu  kommt  die  sog.  Entschädigungs- 
ordnung, die  das  formelle  Verfahren  bei  Ermittlung  der 
Schäden  und  bei  Festsetzung  der  Vergütung  behandelt.  Die 
ordentlichen  Gerichte  sind  bei  dieser  Regelung  ausgeschaltet, 
einmal,  weil  es  sich  weniger  um  Rechts-  als  um  Wirtschafts1- 
fragen  handelt,  und  sodann  auch,  weil  bei  der  wünschens- 
werten Beschleunigung  nach  dem  ordentlichen  gerichtlichen 
Verfahren  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  rasch  genug 
gearbeitet  werden  würde.  So  entscheiden  über  die  ein- 
schlägigen Materien  dezentralisierte  S p ruch- 
kammern  und  in  zweiter  Instanz  das  Reichswirt- 
schaftsgericht. 

Die  Kommentierung  zu  den  Schädengesetzen  wie  zur  Ent- 
schädigungsordnung ist,  wie  Stichproben  erweisen,  verläßlich 


und  klar.  Auf  Einzelheiten  kann  in  diesem  Zusammenhänge 
naturgemäß  nicht  eingegangen  werden.  Als  besonders  wichtig 
seien  hervorgehoben  die  Darstellung  über  die  Verbindung 
der  Schadensersatzansprüche  mit  früheren  Kriegsliqfe- 
rungs Verträgen  (S.  18 ff.),  sowie  ferner  die  Kommen- 
tierung der  Richtlinien  für  die  Festsetzung  von  Ent- 
schädigungen aus  Anlaß  der  Durchführung  der  Bestimmungen 
der  Artikel  169,  192,  202  und  238  des  Friedensvertrags. 

Eine  reiche  Fülle  amtlichen  Materials  und  ein  reichhaltiges 
Sachregister  erhöhen  den  Wert  des  Buchs  für  die  Praxis. 

Geh.  Regierungsrat  Dr.  Fischbach. 

Dr.  Karl  Strupp.  Grundriß  des  Versailler  Friedensvertrags. 
Deutsche  Verlagsgesellschaft  für  Politik  und  Geschichte. 
Berlin  1922.  50  S. 

Eine  vorzügliche  Uebersicht  über  yien  Inhalt,  die  das 
Zurechtfinden  im  Vertrag  zu  erleichtern  geeignet  ist,  den 
mann  kennen  muß,  wenn  man  die  Wirtschaft  der  Gegen- 
wart und  Zukunft  beurteilen  will.  Dochow. 

Heinrich  Fillmann,  Generaldirektor  der  Porzellanfabrik  Kahla, 
Aus  der  Praxis  eines  deutschen  Industriellen  in  der  Nach- 
kriegszeit. Kieler  Vorträge,  herausgegeben  von  Professor 
Dr.  Bernhard  Harms.  Jena  1921.  Kommissionsverlag  von 
Gustav  Fischer.  19  S. 

Dieser  Vortrag  wurde  auf  Veranlassung  von  Prof.  Harms 
im  Wissenschaftlichen  Klub  des  Instituts  für  Weltwirtschaft 
und  Seeverkehr  an  der  Universität  Kiel  gehalten.  Er  be- 
handelt außerordentlich  anschaulich  die  Preisgestaltung  für 
deutsche  Erzeugnisse  nach  dem  Ausland,  die  Art  der  Zah- 
lungsmittel, die  Regelung  der  gesamten  Ein-  und  Ausfuhr 
und  die  Aufhebung  der  Devisenordnung.  Qualitätsarbeit  muß 
geleistet  werden,  und  dies  kann  nur  geschehen,  wenni  die  Ar- 
beiterschaft freudig  mitarbeitet.  Ein  Zusammenarbeiten 
der  Unternehmer  mit  den  Gewerkschaften  ist  notwendig,  um 
zu  verhüten,  daß  die  Arbeitermassen  den  Händen  der  be- 
sonnenen Führer  entgleiten,  denn  sonst  ist  an  ruhiges  Ar- 
beiten nicht  zu  denken  (16).  Der  Vortragende  tritt  für  die 
soziale  Entlohnung  ein,  die  dem  tatsächlich  Bedürftigen  zu- 
gute kommt  (17).  Die  Arbeiter  sind  als  Mitarbeiter  an  dem 
gesamten  Produktionsprozeß  anzuerkennen.  Der  Achtstunden- 
tag ist  beizubehalten  für  Akkordarbeit  und  solche  Handarbeit, 
die  in  stark  mechanisierter  Form  geleistet  wird,  es  erscheint 
aber  nötig,  daß  der  gesetzliche  Achtstundentag  in  seiner 
jetzigen  schematischen  Form,  und  zumal  für  die  sog.  Arbeits- 
bereitschaft, nicht  aufrechterhalten  wird. 

Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sei  dieser  Vortrag  zum 
Lesen  angelegentlichst  empfohlen.  Dochow. 

Elster:  Gewerblicher  Rechtsschutz  (Grundrisse  der  Rechts- 

wissenschaft Bd.  VIII.)  Berlin-Leipzig  1921.  Vereinigung 
wissenschaftlicher  Verleger.  300  S.  40  M. 

E.  setzt  sich  die  dankenswerte  Aufgabe,  eine  „von  einheit- 
lichen Gesichtspunkten  getragene  Darstellung“  des  Urheber-, 
Verlags-,  Patent-,  Musterschutz-,  Warenzeichenrechts,  einschließ- 
lich des  Gesetzes  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb,  zu  geben. 
Zweierlei  wird  erstrebt:  eine  Synthese  des  gewerblichen  Rechts- 
schutzes und  eine  Analyse  der  Einzelbestimmungen.  Daß  trotz 
Osterrieths  meisterlichem  „Lehrbuch“,  trotz  Güllands  glän- 
zender „Einführung  in  die  zivilistische  Praxis  in  Erfindungs- 
und Patentsachen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Grund- 
lagen des  gewerblichen  Rechtsschutzes“  (1909)  die  juristische 
Literatur  eine  erhebliche  Lücke  aufwies,  kann  nicht  geleugnet 
werden,  gerade  so  wenig,  wie,  daß  dieses  — etwas  spröde, 
aber  für  das  Wirtschaftsleben  so  wichtige  — Rechtsgebiet  auf 
den  meisten  Universitäten  erstaunlich  stiefmütterlich  behandelt 
wird.  Sie  füllt  das  Elstersche  Werk  aus.  Mir  scheint  die 
gemeinsame  Fundamentierung  der  erwähnten  Gesetze  im  we- 
sentlichen gelungen.  Schwierigkeiten  mannigfachster  Art  wa- 
ren dabei  zu  überwinden.  Auf  Einzelheiten  kann  hier  leider 
nicht  eingegangen  werden.  Gar  manches  wäre  zu  erwähnen, 
das  Zustimmung  bedingt,  manches  auch  das  Widerspruch  er- 
heischt. Aber:  alles  in  allem  eine  anregende,  selbständige, 

ernste  Arbeit,  der  im  Interesse  der  Vertiefung  unseres  Rechts- 
lebens weite  Verbreitung  zu  wünschen  ist. 

Justizrat  Dr.  Ludwig  Wertheimer , Frankf.  a.  M. 


Verantwortl.:  För  den  textL  Inhalt:  Pani  Linde,  Berlin-Zehlendorf  (Wannseehahn);  fttr  die  Inserate:  EriohDonati,  Berlin-Steglitz;  Verlag:  Industrieverlag 
. Spaeth  & Linde,  Berlin  02,  KOnigstraBe  52.  — Druck  von  Arthur  Soholem,  Berlin  SW  19,  BeutnstraBe  6 


XVIII.  JAHRGANG  BERLIN,  DEN  I.  JUNI  1922  NUMMER  Ii/l2 


Deutsche  Wirtschafts-Zeitung 

ZEITSCHRIFT  FÜR  WIRTSCHAFTSRECHT  UND  WIRTSCHAFTS  PFLEGE 

ZENTRALBLATT  FÜR  INDUSTRIE,  LANDWIRTSCHAFT,  HANDEL  UND  VERKEHR 

HERAUSGEGEBEN  VON 


Professor  Dr.  MAX  APT  und  Professor  Dr.  FRANZ  DOCHOW 

Berlin  Heidelberg 


Corwegh 

Geb.  Regie rungsrat,  Ministerialrat  im 
Reichsschatzministerium 

Dr.  Fuchs 

Oberregierungsrat  im  Reichs- 
ininisterium  iur  Wiederaufbau 

Dr.  Koppel 

Senatspräsident  beim 
Reichswirtschaftsgericht 


UNTER  STÄNDIGER  MITARBEIT  VON 


Dr.  Curtius 

Mitglied  des  Reichstags, 
Heidelberg 

Dr.  Geiler 

Rechtsanwalt  und  Universitäts- 
professor, Mannheim-Heidelberg 

Dr.  Wachsmann 

Regierungsrat  im  Reichs- 
finp.Qzministerium 


Dr.  Dreist 

Senatspräsident  beim 
Reichswirtschaftsgericht 

Dr.  Heintze 

Oberregierungsrat  im  Reichs- 
wirt Schaftsministerium 

Dr.  Weisbart 

Syndikus 

der  Handelskammer  Berlin 


Dr.  Fischbach 

Oeb.  Regierungsrat,  Ministerialrat  im 
Reichsschatzministerium 

Dr.  Klinger 

Richter 

beim  Reichswirtschaftsgericht 

Dr.  Wiedersum 

Reichswirtschaftsgeriohtsrat 


Die„Deut8che  Wirtschafts-Zeitung“  erscheint  bis  auf  wei- 
teres am  1 • jd.  Monats  als  Doppelnummer.  — Abonne- 
mentspreia  25  M.  halbjährlich  (50  M.  für  das  Ausland) 
(ausschl.  Zu8tellung9geb.).  — Einzelne  Nummer  4 M. 


DWZ 


Anzeigenpreis  * VisSeite  162,50M.t  % Seite  325  M.,'/4Seite650  M. 

s -i  */a  Seite  1300  M„  */i  Seite  2600  M.  — Bei 

6 Aufnahmen  10%,  bei  13  Aufnahmen  25  %,  bei  26  Aufnahmen 
33Y8%  Rabatt. — Die  einspaltige  Millimeterzeile  kostet  2,50  M.; 
Für  Vorzugsplätze  besondere  Preise 


INDUSTRIEVERLAG  SPAETH  & LINDE,  BERLIN  C2,  KONIGSTR  52 

BANKKONTO:  REICHSBANK  DURCH  KONTO  0 GRÜNDUNG  DES  ~ FERNSPRECHER:  AMT  ZENTRUM  Nr.  5179 
F.  MEISSNER  & Co.  NACHF..  BERLIN  W8  STAMMHAUSES  1834  POSTSCHECKKONTO:  BERLIN  Nr.  18541 


Die 

völkerrechtliche  Bedeutung  der  Arbeiten 
der  Interparlamentarischen  Union. 

Von  Professor  Dr.  jur,  Heinrich  Pohl , Tübingen. 

Im  Jahre  1921  veröffentlichte  Richard  Eickhoff  eine 
Schrift  „Die  Interparlamentarische  Union  (1889—1914).  Der 
Vorläufer  des  Völkerbundes“  (Deutsche  Verlagsgesellschaft 
für  Politik  und  Geschichte  m.  b.  H.  in  Berlin).  Er  übergab 
diese  gut  orientierende  Schrift  der  Oeffentlichkeit  „in  der 
zuversichtlichen  Hoffnung,  daß  das  neue  Deutschland  den 
Bestrebungen  der  Interparlamentarischen  Union  ein  ganz  an- 
deres Verständnis  entgegenbringen  wird  wie  es  das  alte 
getan  hat.“  Es  läßt  sich  nicht  bestreiten,  daß  die  Arbei- 
ten der  Interparlamentarischen  Union,  die  am  29.  Juni  1914 
auf  ein  Vierteljahrhundert  ihres  Bestehens  zurückblicken 
konnte,  in  Deutschland  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  die 
verdiente  Aufmerksamkeit  und  Würdigung  erfahren  haben. 
Handelt  es  sich  doch  hier  um  eine  Institution,  deren  Be- 
mühungen aufs  engste  verknüpft  sind  mit  der  modernen 
Entwicklung  des  Gedankens  der  internationalen  Schiedsge- 
richtsbarkeit, eines  durchaus  gesunden  Gedankens,  der  nur 
deshalb  vielfach  skeptische  oder  direkt  ablehnende  Beur- 
teilung erfahren  hat,  weil  bei  der  Werbung  für  ihn  von 
manchen  Pazifisten  der  Boden  der  Realpolitik  verlassen  und 
von  ihm  nahezu  alles  Heil  der  Welt  erwartet  wurde.  Im 
Rahmen  der  Interparlamentarischen  Union  haben  auch  Män- 
ner mitgearbeitet,  die  der  Vorwurf  weltfremder  Projekte- 
macherei nicht  treffen  kann,  Männer,  die  in  keinem  Punkte 
das  wohlverstandene  nationale  Interesse  irgendeinem  angeb- 
lichen Menschheitsinteresse  hinzuopfern  Neigung  verspürten. 
Hier  sei  nur  der  Name  Philipp  Zorns  genannt,  dessen 
energischem  Vorgehen  es  1899  zu  danken  war,  daß  das 
Haager  Schiedswerk  unter  Dach  und  Fach  gebracht  wurde; 
Zorn  hat  auch  innerhalb  der  Interparlamentarischen  Union 


an  der  Fortbildung  des  internationalen  Sehiedsgerichtswesens 
eifrig  mitgearbeitet. 

Die  erste  Anregung  zur  Gründung  einer  Interparlamen- 
tarischen Union  scheint  unter  dem  Eindruck  des  deutsch- 
französischen Krieges  der  österreichische  Abgeordnete 
Baron  v.  Walterskirchen  gegeben  zu  haben.  Doch  verhallte 
sie  wirkungslos.  Auch  die  Schiedsgerichtsbewegung,  die 
nach  dem  Alabama-Streit  auch  die  Parlamente  verschie- 
dener Staaten  erfaßte,  führte  nicht  unmittelbar  zur  Begrün- 
dung der  Interparlamentarischen  Union.  Diese  verdankt  ihre 
Entstehung  vielmehr  einer  zielbewußten  Aktion  des  eng- 
lischen Unterhausmitgliedes  William  Randal  Cremer  und  des 
französischen  Deputierten  Frederic  Passy,  die  sich  1888  zur 
Förderung  der  Schiedsgerichtssache  in  Verbindung  setzten. 
Am  31.  Oktober  1888  traten,  wie  Alfred  H.  Fried  in  seinem 
„Handbuch  der  Friedensbewegung“  (2.  Aufl.  1911)  berichtet, 
in  der  Salle  de  Zodiaque  des  Pariser  Grand  Hotel  neun  eng- 
liehe Abgeordnete  unter  der  Führung  Cremers  und  vier- 
undzwanzig Abgeordnete  unter  Passys  Führung  zusammen 
Nach  kurzer  Beratung,  die  sich  auf  die  Förderung  von 
Schiedsgerichtsverträgen  zwischen  den  angelsächsischen  Mäch- 
ten und  Frankreich  beschränken  sollte,  beschloß  man,  für  das 
kommende  Jahr,  gelegentlich  der  Pariser  Weltausstellung, 
eine  neue  Zusammenkunft  zu  veranstalten,  zu  der  nicht 
nur  die  Mitglieder  der  Parlamente  Großbritanniens,  Frank- 
reichs und  der  Vereinigten  Staaten  zugelassen  werden  soll- 
ten, sondern  auch  die  Mitglieder  anderer  Parlamente,  die 
sich  durch  ihre  Hingebung,  für  die  Idee  der  Schiedsgerichts- 
barkeit bekannt  gemacht  hätten.  Als  Herbert  Gladstone 
von  diesem  Beschluß  hörte,  bezeichnete  er  den  31.  Oktober 
1888  als  „einen  vielleicht  historischen  Tag“.  Und  man  wird 
zugeben  müssen,  daß  dieser  Tag  nicht  nur  ein  Markstein 
in  der  Geschichte  der  Organisation  der  Friedensbewegung 
bedeutet,  sondern  daß  der  Beschluß  vom  31.  Oktober  1888 
auch  für  die  Völkerrechtspolitik  der  Kulturstaaten  vorT  nicht 
zu  unterschätzender  Bedeutung  geworden  ist.  So  lohnt  es 
fürwahr,  sich  an  der  Hand  von  Richard  Eickhoffs  verdienst- 
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licher  Schrift  über  Entstehung  und  Bestrebungen  und 

Leistungen  der  Interparlamentarischen  Union  zu  unterrichten. 

Die  erste  „Interparlamentarische  Konferenz“  tagte  in  Paris 
während  der  Weltausstellung  am  29.  und  30.  Juni  1889.  Ins- 
gesamt 96  Parlamentarier  nahmen  daran  teil,  55  Franzosen, 
30  Engländer,  5 Italiener,  während  Spanien,  Belgien,  Däne- 
mark, Ungarn,  Griechenland,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Liberia  durch  je  einen  Abgeordneten  vertreten  waren. 
Deutsche  und  österreichische  Abgeordnete  waren  nicht  er- 
schienen. Die  Konferenz  faßte  eine  Reihe  von  Resolutionen, 
deren  vierte  den  Entstehungsgrund  dieser  interparlamen- 
tarischen Einrichtung  niederlegte:  „Da  die  Leitung  der  Ge*- 
schäfte  der  Regierungen  immer  mehr  darauf  abzielt,  nur 
noch  der  Ausdruck  der  Gedanken  und  der  Gefühle  zu  sein, 
die  die  Gesamtheit  der  Bürger  beseelen,  ist  es  Sache  der 
Wähler,  durch  ihr  Stimmrecht  die  Politik  ihres  Landes  im 
Geiste  der  Gerechtigkeit,  des  Rechts  und  der  Brüderlichkeit 
der  Völker  zu  bestimmen.“  Die  Konferenz  empfahl  den  Re- 
gierungen eindringlich  den  Abschluß  von  Schiedsgerichts- 
verträgen zur  Schlichtung  von  Staatenstreitigkeiten;  zum  min- 
desten sollte  in  die  Handelsverträge,  die  Verträge  über  das 
literarische  Eigentum  usw.  die  Schiedsklausel  eingetügt  werden. 
Ferner  beschloß  die  Konferenz:  „Neue  interparlamentarische 

Versammlungen  werden  in  jedem  Jahr  ii  einer  der  Städte  der 
verschiedenen  Länder  stattfinden,  die  auf  der  Konferenz  ver- 
treten sind.  Die  nächste  Versammlung  wird  in  London  statt- 
finden.“ Endlich  wurde  ein  Ausschuß  aus  Mitgliedern  der 
verschiedenen  Parlamente  zur  Vorbereitung  der  Londoner  Ver- 
sammlung und  zur  Einwirkung  auf  die  öffentliche  Meinung 
im  Sinne  der  Ideen  der  Konferenz  gewählt.  Ein  Antrag  auf 
gleichzeitige  und  verhältnismäßige  Abrüstung  fand  keine  Zu- 
stimmung und  wurde  deshalb  zurückgezogen.  Von  pazifistischer 
Seite  wurden  an  diese  interparlamentarische  Versammlung  und 
ihre  Fortsetzung  große  Erwartungen  geknüpft.  Die  All- 
gemeinheit schenkte  ihr  „nur  wenig  — um  nicht  zu  sagen 
gar  keine  — Beachtung“.  Bertha  von  Suttner  (Memoiren 
1909,  S.  184)  folgte  „diesen  Ereignissen  mit  gespanntestem 
und  hoffnungsvollstem  Interesse“. 

Eine  Reihe  von  Jahren  trug  die  Union  den  Namen  „Union 
interparlamentaire  ' pour  l’arbitrage  international“,  nachdem 
ihre  Tagungen  bis  1897  den  Namen  „Conference  interparlamen- 
taire“ geführt  hatten.  Der  Zusatz  „pour  l’arbitrage  inter- 
national“ verschwand  später.  Auf  der  Berner  Konferenz  von 
1902,  auf  der  die  Errichtung  eines  ständigen  Bureaus  be- 
schlossen wurde,  definierte  man  die  Aufgabe  der  Union  dahin: 
„Die  Interparlamentarische  Konferenz  für  das  internationale 
Schiedsgericht  ist  das  Organ  der  Gruppen  von  Parlaments- 
mitgliedern, die  sich  gebildet  haben  und  noch  bilden  werden 
zu  dem  ZweCk,  in  ihren  Staaten,  entweder  auf  dem  allgemeinen 
Wege  der  Gesetzgebung  oder  vermittels  besonderer  internatio- 
naler Verträge,  das  Prinzip  zur  Anerkennung  zu  bringen,  daß 
die  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  einem  Schiedsgerichts- 
hof  unterbreitet  werden  müssen,  um  endgültig  geschlichtet 
zu  werden,  und  zu  dem  ferneren  Zweck,  auch  andere  inter- 
nationale Fragen  von  allgemeinem  Interesse  zu  behandeln, 
die  mit  dem  Gedanken  des  Schiedsgerichts  in  Verbindung 
stehen“.  Seit  der  Konferenz  von  Christiania  (1S99)  wurde 
die  Union  von  einem  „Interparlamentarischen  Rat“  geleitet, 
der  aus  zwei  Delegierten  jeder  nationalen  „Gruppe“  besteht. 
Der  Präsident  des  Rats  ist  zugleich  ständiges  Mitglied  und 
Vorsitzender  des  sog.  Exekutivkomitees,  das  aus  vier  Mit- 
gliedern besteht  und  zur  Verwaltung  des  „Interparlamen- 
tarischen Bureaus“  berufen  ist.  Dieses  Bureau  ist  seit  1909 
der  Leitung  des  Norwegers  Dr.  Chr.  L.  Lange  unterstellt, 
der  es  in  mustergültiger  Weise  reorganisiert  hat  und  dessen 
Wirksamkeit  allgemein  Anerkennung  findet.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  der  Union  wird  auf  ungefähr  3600  angegeben.  Daß 
diese  Organisation  einen  erheblichen  Kostenaufwand  erfor- 
dert, liegt  auf  der  Hand.  Nachdem  Norwegen  und  Groß- 
britannien vorangegangen  waren,  wurde  die  Union  auch  von 
anderen  Staaten  finanziell  unterstützt. 

Der  deutsche  Reichskanzler  Fürst  von  B ü I o w begrüßte 
am  47.  September  1908  im  Reichstagssaal  die  Mitglieder  der 
15.  Konferenz  mit  einer  Rede,  die  folgende  Sätze  enthielt: 


„Sie  werden,  meine  Herren,  in  Deutschland  die  Sympathien 
finden,  die  Sie  zu  erwarten  berechtigt  sind.  Die  Interparlamen- 
tarische Vereinigung  tagt  zum  erstenmal  auf  deutschem  Boden, 
aber  Sie  sind  bei  uns  nicht  unbekannt.  Mit  der  zivilisierten 
Welt  weiß  Deutschland  die  Dienste  zu  würdigen,  die  Sie 
einer  edlen  Sache  leisten.  Indem  ich  meinen  Blick  auf  diese 
glänzende  Versammlung  richte,  sehe  ich  in  ihr  alle  Altersstufen 
vertreten,  und  das  erscheint  mir  natürlich,  denn  in  Ihrem 
Wirken  vereinigen  Sie  den  Schwung  der  Jugend  mit  der  Er- 
fahrung des  gereiften  Alters.  So  kämpfen  Sie  gegen  die 
Zweifel  und  Schwierigkeiten,  die  sich  jedem  schönen  Werk 
entgegenstellen.  So  haben  Sie  mehr  erreicht,  als  anfänglich 
angenommen  wurde.  Von  ausgezeichneten  Männern  ge- 
leitet . . . haben  Sie  Ihre  Aufgabe  verfolgt,  Bürgschaften  für 
den  Frieden  und  die  Eintracht  unter  den  Völkern  zu  erlangen. 
Eine  schwierige  Aufgabe,  eine  mühselig'e  Aufgabe,  denn  manche 
Leidenschaften  und  Vorurteile  stellen  sich  ihr  entgegen,  aber 
auch  eine  wohltätige  Aufgabe.  Ich  kann  es  ohne  Uebertreibung 
sagen:  von  Jahr  zu  Jahr  hat  Ihr  Erfolg  zugenommen  ...  Ich 
habe  noch  ein  Wort  zu  sagen,  das  mir  nötig  scheint,  denn 
man  hat  Ihrem  Werk  einen  Charakter  beilegen  wollen,  den 
es  nicht  hat,  man  hat  Ihneig  meine  Herren,  Absichten  zu- 
schreiben wollen,  die  Sie  nicht  hegen.  Friedensliebe  bedeutet 
nicht  Mangel  an  Vaterlandsliebe.  Es  sind  Patrioten,  die  sich 
bemühen,  Konflikten  vorzubeugen  durch  Bekämpfung  der 
immer  schädlichen  Unwissenheit,  ungesunder  Rankünen  des 
oft  blinden  Hasses,  der  nicht  selten  trügerischen  Ambitionen. 
Wer  so  handelt,  gibt  einen  Beweis  von  Patriotismus,  der  den 
Weg  frei  macht,  der  Hindernisse  beseitigt  und  so  den  Auf- 
stieg der  Menschheit  zu  dem  allen  Zeiten  und  allen  Völkern 
gemeinsamen  Ideal  erleichtert.“ 

Die  Interparlamentarische  Union  hat  ihren  Aufgabenkreis 
im  Laufe  der  Jahre  ständig  erweitert.  Während  sie  anfangs 
sich  auf  die  Förderung  des  Schiedsgerichtsgedankens  und  der 
damit  in  Verbindung  stehenden  internationalen  Fragen  von 
allgemeinem  Interesse  beschränkte,  formulierte  sie  auf  ihrer 
Genfer  Konferenz  von  1912:  „Die  Interparlamentarische  Union 
hat  es  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  die  in  nationale  Gruppen 
zusammengefaßten  Mitglieder  aller  Parlamente  zu  einem  gemein- 
samen Vorgehen  zu  vereinigen,  um  in  ihren  Staaten,  entweder 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  oder  vermittelst  internatio- 
naler Verträge,  den  Grundsatz  zur  Anerkennung  zu  bringen,  daß 
die  Streitigkeiten  zwischen  den  Nationen  auf  dem  Wege  des 
Schiedsgerichts  und  auf  anderen  g-ütlichen  oder  gerichtlichen 
Wegen  ihre  Lösung  finden.  Sie  verfolgt  ferner  das  Ziel,  auch 
andere  Fragen  des  internationalen  Rechts  und  im  allgemeinen 
die  Probleme  zu  erörtern,  die  für  die  friedlichen  Beziehungen 
unter  den  Völkern  von  Bedeutung  sind.“  Das  Haupttätig- 
keitsfeld der  Union  war  und  blieb  jedoch  die  Schiedsgerichts- 
barkeit. Und  es  ist  nicht  zuletzt  auf  ihre  Bemühungen  und 
Anregungen  zurückzuführen,  daß  heute  ein  Netz  von  Schieds- 
gerichtsverträgen die  ganze  Kulturwelt  umspannt  und  daß  in 
zahlreichen  anderen  Verträgen,  insbesondere  in  solchen  von 
wirtschaftlicher  Bedeutung,  wenigstens  die  Schiedsklausel  ent- 
halten ist.  Im  Jahre  1891  nahm  die  Union  die  Frage  der 
Errichtung  eines  internationalen  Schiedshofs  in  Angriff.  Es 
wurde  ein  Vertragsentwurf  ausgearbeitet,  den  der  Präsident 
der  Konferenz  von  1895,  Chevalier  Descamps,  auftragsgemäß 
in  einer  „Denkschrift  an  die  Mächte“  den  Regierungen  unter- 
breitete. Auf  der  Ersten  Internationalen  Friedenskonferenz 
vertrat  Descamps  den  belgischen  Staat  und  er  wurde  zum  Be- 
richterstatter der  Schiedsgerichtskommission  bestimmt.  Die 
Schiedsgerichtskonvention  der  Haager  Friedenskonferenz  von 
1899  beruht  großenteils  auf  dem  von  der  Interparlamentarischein 
Union  ausgearbeiteten  Vertragsentwurf.  So  konnte  hier  die  Union 
auf  völkerrechtspolitischem  Gebiet  einen  großen  Erfolg  buchen; 
denn  das  Schiedsgerichtswerk  von  1899  hat  sich  bewährt.  Die  Ent- 
scheidungen des  Haager  Schiedshofs  von  1899  aus  der  Zeit 
von  1899  bis  1913  hat  Walter  Schücking  in  der  zweiten  Serie 
seiner  unter  Mitwirkung  namhafter  Völkerrechtstheoretiker 
veranstalteten  Veröffentlichung  „Das  Werk  vom  Haag“  (München 
und  Leipzig.  Verlag  von  Duncker  & Humblot)  in  gründlichen 
Bearbeitungen  zusammengestellt.  Seit  der  Haager  Friedens- 
konferenz, auf  der  die  obligatorische  Schiedssprechung  ebenso 
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wie  ein  wirklich  ständiges  Schiedsgericht  abgelehnt  und  nur 
eine  ständige  Schiedsrichterliste  vereinbart  worden  war,  richtete 
die  Interparlamentarische  Union  ihre  Bestrebungen  darauf, 
daß  die  Schiedsgerichtsbarkeit  obligatorisch  werde,  soweit  es 
die  Unabhängigkeit  der  Staaten  zulasse,  ferner  darauf,  daß  ein 
wirklich  ständiger  Schiedshof  geschaffen  werde.  Auch  be- 
tonte sie  schon  1903  den  Wert  von  allgemeinen  Schiedsgerichts- 
vertragen  gegenüber  den  bis  dahin  abgeschlossenen  Einzel- 
verträgen. Im  folgenden  Jahr  suchte  sie  die  Berufung  einer 
zweiten  Haager  Friedenskonferenz  in  die  Wege  zu  leiten,  und 
als  sie  damit  Erfolg  hatte,  ging  sie  gleich  daran,  auf  ihren 
Tagungen  von  1905  und  1906  das  Programm  der  Zweiten 
Haager  Friedenskonferenz  vorzubereiten.  Die  Interparlamen- 
tarische Union  erstrebte  einen  „Musterschiedsvertrag“  oder 
„Weltschiedsvertrag“,  in  dem  die  Staaten  sich  verpflichten 
sollten,  in  einer  Anzahl  ganz  bestimmter  Fälle  das  Schieds- 
gericht anzurufen;  ein  entsprechender  Entwurf  wurde  der 
Zweiten  Haager  Konferenz,  die  1907  zustande  kam,  empfohlen. 
Auch  suchte  die  Union  dahin  zu  wirken,  daß  etliche  andere 
völkerrechtliche  Fragen  in  das  Programm  der  Zweiten  Haager 
Friedenskonferenz  aufgenommen  würden.  Bekanntlich  brachte 
diese  Konferenz  in  der  Frage  der  obligatorischen  Schieds- 
gerichtsbarkeit nur  geringe  Fortschritte;  zwar  wurde  deren 
Prinzip  in  zwei  Konventionen  verwirklicht:  in  der  späterhin 
nicht  ratifizierten  Prisenhofkonvention  (vgl.  darüber  mein 
Buch  „Deutsche  Prisengerichtsbarkeit“,  Tübingen  1911)  und 
in  der  sogenannten  Porterkonvention  („Abkommen  betreffend 
die  Beschränkung  der  Anwendung  von  Gewalt  bei  der  Ein- 
treibung von  Vertragsschulden“,  RGBl.  1910,  S.  59  ff.).  Aber 
ein  allgemeiner  Vertrag  mit  obligatorischer  Schiedsgerichtsbar- 
keit scheiterte  in  der  Hauptsache  an  dem  politisch  verfehlten 
Widerstand  der  von  dem  Geheimen  Legationsrat  Dr.  Johannes 
Kriege  maßgebend  beeinflußten  deutschen  Regierung.  Ver- 
gebens hat  Philipp  Zorn,  der  als  wissenschaftlicher  Delegierter 
der  deutschen  Regierung  an  der  Haager  Konferenz  teilnahm, 
gegen  diesen  Widerstand,  der  politisch  ungemein  schädlich 
wiiken  mußte,  angekämpft;  vgl.  Philipp  Zorn,  Deutschland 
und  die  beiden  Haager  Friedenskonferenzen,  Stuttgart  und 
Berlin  1920,  S.  64  ff.  Die  deutsche  Delegation  stimmte  ledig- 
lich der  Aufnahme  folgender  Erklärung  in  die  Schlußakte  der 
Haager  Konferenz  zu:  Die  Konferenz  sei  einstimmig  1.  in 

der  grundsätzlichen  Anerkennung  der  obligatorischen  Schieds- 
sprechung,  2.  in  der  Erklärung,  daß  gewisse  Streitigkeiten, 
insbesondere  solche  über  die  Auslegung  und  Anwendung  inter- 
nationaler Vertragsabreden,  geeignet  sind,  der  obligatorischen 
Schiedssprechung  ohne  jede  Einschränkung  unterworfen  zu 
werden.  Wenn  auch  auf  der  Zweiten  Haager  Konferenz  der 
von  der  portugiesischen  Delegation  adoptierte  und  der  Schieds- 
gerichtskommission der  Konferenz  unterbreitete  Entwurf  der 
Interparlamentarischen  Union  keinen  weiteren  Erfolg  als  diese 
„grundsätzliche“  Erklärung  erzielt  hatte,  so  war  doch  der 
Weg  für  die  Weiterarbeit  infolge  jener  zu  nichts  verbindenden 
„Erklärung“,  der  auch  die  deutsche  Delegation  zugestimrrit 
hatte,  nicht  verbaut.  Und  schon  1908  verhandelte  die  Union 
auf  ihrer  Berliner  Tagung,  an  der  mehr  als  600  Parlamen- 
tarier von  18  verschiedenen  Ländern  teilnahmen,  wiederum  über 
die  Frage  des  Musterschiedsvertrags,  um  einer  allgemeinen 
Verständigung  über  die  Frage  des  obligatorischen  Schieds- 
gerichts die  Wege  zu  ebnen.  Unter  dem  frischen  Eindrudk 
dieser  Berliner  Tagung  von  1908  urteilte  der  Völkerrechts- 
lehrer Ferdinand  von  Martitz  (f  1921):  „Was  diesem  Ver- 
ein   eine  steigende  Bedeutung  verschafft,  seinen  Re- 

solutionen ein  überraschendes  Ansehen  verliehen  hat,  das  sind 
die  Voraussetzungen,  an  welche  die  Mitgliedschaft  geknüpft 

ist Ihre  Beratungen  tragen  vermöge  der  öffentlichen 

Stellung  ihrer  Mitglieder  einen  besonderen  Charakter,  der  in 
der  stattlichen  Reihe  ihrer  Sitzungsberichte  in  anziehender 
Weise  zutage  tritt,  und  der  sie  von  den  Weitfriedenskongressen 
und  den  zahllosen  nationalen  Vereinigungen  und  Gesellschaften 

ähnlicher  Tendenz  vorteilhaft  unterscheidet Es  ist  die 

Fortbildung  der  völkerrechtlichen  Ordnung,  welche  die  Union 
sich  zum  Ziel  nimmt.  Denn  dies  ist  ja  der  wahre  und  be- 
rechtigte Kern  der  pazifistischen  Bewegung,  die  eine  Sig- 
natur unseres  Zeitalters  ist“ In  der  Frage  der  Er- 

richtung eines  wirklich  ständigen  Staatengerichtshofs  waren  die 


Ansichten  innerhalb  der  Union  geteilt.  Der  Vorschlag  des 
amerikanischen  Staatssekretärs  Knox,  dem  1907  geplanten  In- 
ternationalen Prisenhof  allgemein  die  Funktionen  eines  inter- 
nationalen Schiedshofs  zu  geben,  begegnete  innerhalb  der  Union 
ebenfalls  entschiedenen  Widerspruch.  Immerhin  sprach  man 
sich  auf  der  Genfer  Tagung  von  1912,  auf  welcher  Zorn  die 
Erörterung  über  das  obligatorische  internationale  Schiedsgericht 
mit  einem  glänzenden  Bericht  einleitete,  einmütig  für  die  Er- 
richtung eines  ständigen  internationalen  Gerichtshof  als  oberster 
Instanz  für  alle  Rechtsfragen  ohne  Unterscheidung  zwischen 
dem  öffentlichen  Recht  und  dem  Privatrecht  aus.  Zum  letzten- 
mal vor  dem  Ausbruch  des  Weltkriegs  beschäftigte  sich  die 
Union  1913  auf  ihrer  Tagung  im  Haag  mit  dem  Schieds- 
gerichtsproblem, indem  sie  aut  Wunsch  amerikanischer  Ver- 
treter das  Prinzip  der  sogenannten  Bryanschen  Verträge 
empfahl,  ohne  ihre  einzelnen  Bestimmungen  gutzuheißen;  vgl. 
dazu  Chr.  L.  Lange,  die  amerikanischen  Friedensverträge.  Voll- 
ständiger Text  der  Verträge  nebst  einer  Einleitung  und  einem 
Kommentar.  Kristiania  1910.  S.  16  ff. 

Daß  auch  gute  Dienste  und  Vermittlung,  die  in  der 
Haager  Schiedsgerichtskonvention  geregelt  sind,  Gegenstand 
der  Beratungen  der  Union  waren,  bedarr  kaum  besonderer  Er- 
wähnung; die  Union  vertrat  den  Standpunkt,  daß  diese  Be- 
stimmungen der  Haager  Konvention  erst  praktische  Bedeutung 
gewinnen  würden,  wenn  sie  veroindliche  Kratt  besaßen,  und 
jeauitragte  1912  eine  besondere  Kommission  mit  der  Aus- 
arbeitung eines  dahingehenden,  der  dritten  Haager  rriedens- 
Konterenz  vorzulegenden  Veriragsentwurts. 

Die  Interparlamentarische  Union  wandte  außer  dem  Schieds- 
gerichtsproblem  ihr  Interesse  auch  den  Fragen  des  Kriegs- 
rechts und  des  Neutralitätsrechts  zu.  Eine  ihrer  Haupt- 
lorderungen  war  seit  1892  die  Unverletzlichkeit  des  Privat- 
eigentums auch  im  Seekrieg.  Auch  setzte  sie  sich  für  die 
Ratiiikation  des  Haager  Prisenhotabkommens  und  der  Londoner 
Seerechtsdeklaration  ein.  Ferner  strebte  sie  einen  Weltver- 
trag über  die  Neutralisierung  der  Meerengen  und  inter- 
ozeanischen Kanäle  an,  auch  arbeitete  sie  an  der  Schanung 
eines  dem  Land-  und  Seekriegsrecht  ebenbürtigen  Lmtkriegs- 
rechts;  verhältnismäßig  früh  wagte  sich  die  Union  auch  an  das 
schwierige  Problem  der  Rüstungseinschränkungen  heran,  ohne 
indes  seine  Lösung  wesentlich  tördern  zu  können.  In  den 
Kreis  der  Studien  und  Erörterungen  der  Union  wurde  eine 
Reform  des  Fremdenrechts  gezogen.  Sie  ging  an  dem  großen 
v(/erk  der  Vereinheitlichung  des  internationalen  Privatrechts 
nicht  vorüber,  trat  1908  für  die  Vereinheitlichung  des  Wechsel- 
rechts ein,  erörterte  die  Frage  des  Weltpennyportos,  ja,  es 
wurde  angeregt,  die  Interparlamentarische  Union  gewisser- 
maßen zu  einer  Zentralstelle  für  alle  internationalen  Bestrebun- 
gen auszugestalten.  Von  anderen  Einzelfragen,  die  Gegenstand 
von  Beratungen  der  Union  waren,  seien  noch  genannt:  ein  Ver- 
bot von  Kriegsanleihen  bei  neutralen  Mächten,  ein  internatio- 
nales Verbot  der  Spionage,  eine  internationale  Strafbestimmung 
gegen  die  Veröffentlichung  von  falschen  Nachrichten,  die  den 
Haß  der  Völker  gegeneinander  und  den  Krieg  zu  erregen 
geeignet  sind,  ferner  Strafbestimmungen  gegen  die  Verletzung 
des  internationalen  Kriegs  rechts,  endlich  die  Vorbereitung  einer 
Dritten  Haager  Friedenskonferenz,  die  ursprünglich  für  1915 
in  Aussicht  genommen  war. 

Im  August  1914  sollte  die  19.  Interparlamentarische  Kon- 
ferenz in  Stockholm  zusammentreten.  Der  Ausbruch  des 
Weltkriegs  mußte  die  Tätigkeit  der  Union  um  so  mehr  unter- 
brechen, als  von  Anfang  August  an  gleich  fünf  europäische 
Großmächte  im  Krieg  standen  und  sich  für  die  Interparla- 
mentarische Union  jede  den  Krieg  betreffende  politische  Be- 
tätigung verbot.  Das  Bureau  der  Union  siedelte  nach  Nor- 
wegen über,  von  wo  aus  dauernde  Beziehungen  zu  allen 
Gruppen  der  Union  unterhalten  werden  konnten.  Das  Exe- 
kutiv-Komitee  und  der  Rat  erledigten  die  Verwaltungs-  und 
Finanzfragen  brieflich.  So  gelang  es,  die  Organisation  der 
Union  über  den  Weltkrieg  hinweg  zu  retten. 

Die  belgische  Gruppe  schlug  im  Februar  1919  den  Gruppen 
der  alliierten  und  assoziierten  Staaten  vor,  die  Interparlamenta- 
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fische  Union  völlig  zu  reorganisieren,  in  Wirklichkeit  eine 
neue  Interparlamentarische  Union  zu  schaffen;  zu  dieser  sollten 
nur  die  Gruppen  der^  verbündeten  Länder  zugelassen  werden, 
indes  die  Gruppen  der  neutral  gebliebenen  Länder  nur  unter 
später  zu  formulierenden  Bedingungen  zugelassen  und  die 
Gruppen  der  Zentralmächte  endgültig  ausgeschlossen  werden 
sollten.  Doch  diese  belgische  Anregung  stieß  auf  entschiedene 
Ablehnung,  insbesondere  bei  der  britischen  und  bei  der  ameri- 
kanischen Gruppe. 

Der  Interparlamentarische  Rat  beschloß  in  der  ersten 
Sitzung,  .die  er  nach  dem  Krieg  im  Oktober  1919  in  Genf 
abhielt,  folgende  Tagesordnung:  „Der  Interparlamentarische 

Rat,  zum  erstenmal  nach  dem  Weltkrieg  versammelt,  begrüßt 
mit  größter  Genugtuung  die  Entstehung  des  Völkerbunds, 
der  durch  den  Pariser  Vertrag  begründet  wurde.  Ausdruck 
der  erhabenen  Idee  einer  Mitwirkung  aller  Völker  am  Dienste 
friedlicher  und  produktiver  Arbeit,  ist  der  Völkerbund  berufen, 
die  Welt  gegen  die  Wiederkehr  eines  'Kriegs  wie  desjenigen 
zu  schützen,  der  Europa  soeben  verwüstet  hat,  und  den  Be- 
völkerungen die  Wohltat  einer  fortschreitenden  Abrüstung  zu 
sichern.  Der  Rat,  der  mit  dem  Präsidenten  Wilson  in  der 
neuen  Organisation  die  einzige  Hoffnung  der  Menschheit  er- 
blickt, drückt  die  feste  Zuversicht  aus,  daß  die  Interparlamen- 
tarische Union  künftig  alle  ihre  Kräfte  der  Befestigung  und 
demokratischen  Entwicklung  des  Völkerbunds  weihen  wird.“ 

An  der  Tagung  des  Interparlamentarischen  Rats  vom 
Oktober  1919  nahmen  keine  französischen,  italienischen  und 
belgischen  Vertreter  teil.  Die  inzwischen  neu  konstituierte 
deutsche  Gruppe  entsandte  zu  der  Tagung  Richard  Eickhoff 
Und  Walther  Schücking.  Wie  ersterer  berichtet,  waren  „die 
beiden  Vertreter  des  nach  langer,  heldenmütiger  Gegenwehr 
unterlegenen  Deutschland  der  Gegenstand  herzlicher  Aufmerk- 
samkeit seitens  der  anderen  Mitglieder  des  Rats“.  „So  leb- 
haft der  Rat  den  Gedanken  des  Völkerbunds  begrüßte,  so 
herrschte  doch  unter  seinen  Mitgliedern  keinerlei  Meinungs- 
verschiedenheit darüber,  daß  der  in  Versailles  errichtete  Völker- 
bund keine  Dauer  verspreche  und  seinen  Namen  erst  dann 
wirklich  verdiene,  wenn  alle  Staaten  ausnahmslos  als  Mit- 
glieder zugelassen  würden  und  wenn  dem  Bund  zugleich  jene 
demokratische  Grundlage  gegeben  würde,  die  ihm  heute  noch 
fehlt,  die  ihn  aber  erst  in  Wahrheit  zu  einem  Bund  der  Völker 
macht.  Denn  heute  ist  der  Völkerbund  nur  ein  Bund  der 
Regierungen,  und  zwar  in;  wesentlichen  imperialistischer  Re- 
gierungen, und  er  bedarf  daher  dringend  der  Ergänzung  durch 
ein  Weltparlament,  wie  es  die  Interparlamentarische  Union  seit 
vielen  Jahren  auf  ihren  Konferenzen  erstrebt  hat  und  wie  sie 
selber  es  in  seinen  Anfängen  eigentlich  schon  darstellt“ 
(Eickhoff  S.  39). 

Es  verbietet  sich  m.  E.  aus  nationalen  Gründen,  daß  An- 
gehörige der  Zentralmächte  die  Entstehung  eines  Völkerbunds 
begrüßen,  dessen  Satzung  in  das  Versailler  Friedensdiktat  hin- 
eingestellt und  damit  druch  das  größte  Verbrechen  der  Welt- 
geschichte befleckt  ist,  wenn  sie  nicht  zugleich  die  Forderung 
erheben,  daß  diese  Satzung  in  aller  Form  von  dem  Sumpf 
von  Versailles  getrennt  und  der  Völkerbund  und  seine  Organe 
in  aller  und  jeder  Beziehung  von  der  Ausführung  jenes  Ver- 
brechens ferngehalten  werden  müssen.  Ohne  diese  Loslösung 
erscheint  mir  der  Versailler  Völkerbund  für  Deutschland  un- 
annehmbar, ja,  ohne  diesen  Vorhalt:  undiskutabel. 

In  seiner  Sitzung  vom  5.  Juni  1920  im  Haag  hatte  der 
Interparlamentarische  Rat  zu  Entschließungen,  die  mittlerweile 
von  der  belgischen  und  von  der  französischen  Gruppe  gefaßt 
worden  waren,  Stellung  zu  nehmen.  Diese  Entschließungen 
gingen  dahin:  „Die  belgische  (französische)  parlamentarische 
Gruppe  glaubt  die  Beziehungen  zu  den  Vertretern  der  Zentral- 
mächte nicht  aufnehmen  zu  können,  bis  diese  Mächte  Mit- 
glieder des  Völkerbunds  gemäß  dem  ersten  Artikel  des  Friedens- 
vertrags geworden  sind.“  Diesen  Entschließungen  gegenüber 
betonte  der  Rat  die  Notwendigkeit,  den  internationalen  Charak- 
ter der  Union  beizubehalten,  sprach  sein  Bedauern  über  diese 
Entschließungen  und  die  Hoffnung  aus,  daß  die  beiden  Gruppen, 
die  belgische  und  die  französische,  ihre  Stellungnahme  revi- 
dieren und  wieder  im  Rahmen  der  Union  mitarbeiten  möchten. 


Das  Interparlamentarische  Bureau  verlegte,  einem  Beschluß 
de9  Rats  zufolge,  mit  Zustimmung  des  Exekutivkomitees  seinen 
Sitz  nach  Genf,  dem  Sitz  des  Völkerbunds. 

Die  schwedische  Gruppe  erneuerte  ihre  Einladung,  die 
19.  Tagung  der  Interparlamentarischen  Union  in  Stockholm 
stattfinden  zu  lassen.  Sie  wurde  am  17.  August  1921  eröffnet 
und  dauerte  bis  zum  19.  August.  Den  Verhandlungen,  die 
von  dem  Vorsitzenden  der  schwedischen  Gruppe,  Baron  Adels- 
wärd,  in  ausgezeichneter  Weise  geleitet  wurden,  lag  ein  Pro- 
gramm zugrunde,  das  u.  a.  folgende  Punkte  aufwies:  Die 

Interparlamentarische  Union  und  der  Völkerbund  (Bericht- 
erstatter: Right  Hon.  Lord  Weerdale,  Großbritannien,  Vor- 
sitzender des  Interparlamentarischen  Rats),  die  Interparlamen- 
tarische Union  und  das  Internationale  Arbeitsamt  (Bericht- 
erstatter: Herr  Justin  Godart,  französischer  Abgeordneter),  Ver- 
minderung der  Rüstungen  (Berichterstatter:  Herr  Hjalmar 
Branting,  Schweden),  Das  wirtschaftliche  und  finanzielle  inter- 
nationale Problem  und  der  Völkerbund  (Berichterstatter:  Herr 
Treub,  früherer  Finanzminisler,  Holland),  Ordnung  des  Unter- 
suchungs-  und  Vermittlungsverfahrens  im  Völkerbund  (Bericht- 
erstatter: Herr  Professor  Dr.  W.  Schücking,  Deutschland, 

Pässe  (Berichterstatter:  Right  Hon.  Thomas  Lough,  Groß- 

britannien). 

Ueber  den  Verlauf  der  Stockholmer  Tagung  ist  im  März 
1922  durch  den  Generaldirektor  Chr.  L.  Lange  ein  ausführ- 
licher Bericht  veröffentlicht  worden:  Union  Interparlementaire. 
Compte  Rendu  de  la  XIXC  Conference  tenue  ä Stockholm  du 
17  qu  19  aoüt  1921.  Geneve,  Bureau  Interparlementaire  (XII 
u.  317  Seiten).  In  der  deutschen  Delegation  waren  die  Demo- 
kraten durch  Schücking,  Eickhoff  und  Quidde  vertreten,  die 
Sozialdemokraten  durch  Lobe,  Müller,  Köster,  Hildenbrand  und 
Frau  Juchacz,  die  Deutschnationalen  durch  Warmuth.  Das 
Zentrum,  das  Giesberts  und  Pfeifer  gewählt  hatte,  war  nicht 
vertreten,  die  Deutsche  Volkspartei  hatte  es  abgelehnt,  sich  ver- 
treten zu  lassen.  Die  Belgier  und  Franzosen  blieben  der  Tagung 
fern.  Angesichts  der  Fülle  von  Fragen,  die  in  Stockholm 
zur  Verhandlung  standen,  muß  hier  davon  Abstand  genommen 
werden,  im  einzelnen  über  die  der  Tagung  unterbreiteten  Vor- 
schläge in  der  vom  Interparlamentarischen  Rat  genehmigten 
Fassung  und  über  den  Verlauf  der  Beratungen  zu  berichten; 
wir  haben  allen  Anlaß,  gleichviel,  wie  wir  zum  Völkerbund 
stehen,  aufmerksam  seine  Entwicklung  und  die  von  der  Inter- 
parlamentarischen Union  für  diese  Entwicklung  angemeldeten 
Wünsche  zu  verfolgen.  Denen,  die  für  unsere  auswärtige 
Politik  verantwortlich  sind  oder  ihr  wenigstens  intensives  Inter- 
esse entgegenbringen,  kann  das  Studium  des  Berichts  über  die 
Stockholmer  Tagung  nur  angelegentlich  empfohlen  werden. 
Denn  es  handelt  sich  da  um  Bestrebungen  und  Entwicklungen, 
die  für  unsere  politische  und  wirtschaftliche  Zukunft  von 
größter  Wichtigkeit  werden  können.  Die  deutsche  Völker- 
rechtspolitik kann  an  den  Arbeiten  der  Interparlamentarischen 
Union  nicht  achtlos  vorübergehen. 


Wilder  oder  planmäßiger  Außenhandel? 

Von  Rud.  Wissell. 

Das  Streben,  von  allen  Bindungen  des  auswärtigen 
Handels  loszukommen,  ist  seit  dem  Ende  des  Krieges 
in  den  Kreisen  des  Handels  vorhanden  gewesen;  es  ist 
in  der  letzten  Zeit  besonders  stark  geworden  und  gipfelt 
in  den  schwersten  Vorwürfen  gegen  die  Außenhandels- 
stellen, denen  Unfähigkeit,  Unverständnis  gegenüber  den 
Bedürfnissen  des  Handels,  Parteilichkeit,  ja  schlimmste 
Korruptionen  vorgeworfen  werden.  Alle  Gründe  der 
bürgerlichen  Wirtschaftslehre  werden  geltend  gemacht, 
um  den  Nachweis  zu  führen,  daß  vollste  Freiheit  auch 
im  Außenhandel  die  beste  Gewähr  biete  für  eine  so 
zweckentsprechende  Versorgung  des  Volkes  mit  seinen 
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Lebensbedürfnissen,  wie  sie  nur  denkbar  sei.  Es  sind 
die  gleichen  Grundgedanken,  die  hier  als  das  Allheil- 
mittel, aus  der  Not  herauszukommen,  gepriesen  werden, 
wie  sie  Adam  Smith  1776  zuerst  als  die  Voraussetzung 
zur  Förderung  der  Volkswohlfahrt  aussprach,  als  er 
sagte:  Das  Vorwärtsstreben  der  Menschen  finde  in  der 
Verfolgung  des  Eigennutzes  seine  stärkste  Stütze.  Wenn 
man  also  allen  Menschen  die  Freiheit  gäbe,  ihrem  Er- 
werbstrieb ungehindert  nachzugehen,  um  zur  Wohlhaben- 
heit und  zu  Reichtum  zu  gelangen,  so  werde  auch  das 
Volk,  das  ja  nichts  anderes  als  die  Summe  aller  Wirt- 
schaftspersonen sei,  auf  dem  kürzesten  Weg  wohlhabend 
und  reich. 

Die  Tatsachen  scheinen  dieser  Lehre  recht  zu  geben. 
Nie  ist  in  der  Welt  ein  Aufschwung  solcher  Art  zu 
verzeichnen  gewesen,  wie  in  den  letzten  100  Jahren 
unter  der  Herrschaft  der  freien  Wirtschaft.  Die  großen 
Kriege  im  vorigen  Jahrhundert  hatten  große  in  sich  zu- 
sammenhängende Staats-  und  Wirtschaftseinheiten  ge- 
schaffen. Ungehindert  durch  Zollschranken  konnte  sich 
ein  durch  die  Fortschritte  der  Technik  und  Naturwissen- 
schaft geförderter  wirtschaftlicher  Aufschwung  vollziehen. 
Mit  der  deutschen  Einigung  von  1871  war  auch  in 
Deutschland  die  Vorbedingung  zu  einer  glänzenden  Ent- 
wicklung gegeben.  Arm  an  Bodenschätzen,  aber  reich 
an  Fleiß,  Genügsamkeit  und  Intelligenz  der  Bewohner, 
vollzog  Deutschland  seinen  Aufstieg  rascher,  als  er  irgend- 
einem anderen  Volk  vergönnt  war.  Waren  auch  Not  und 
Elend  noch  groß,  so  war  doch  die  Gesamtlage  des 
deutschen  Volks  vor  dem  Krieg  im  Vergleich  mit  den 
sozialen  Verhältnissen  der  älteren  Kulturländer  nicht  un- 
günstig. Die  Auswanderung,  die  noch  im  Jahrzehnt  1880 
bis  1890  über  1,3  Millionen  betragen  hatte,  war  auf  ein 
Minimum  gesunken.  Trotz  gewaltig  steigernder  In- 
dustrialisierung und  relativem  Rückgang  der  agrarischen 
Bevölkerung  konnte  Deutschland  doch  beinahe  ganz  die 
Ernährung  seiner  Bevölkerung  sicherstellen. 

Wie  in  Deutschland,  so  auch  in  anderen  Ländern. 
Ein  ungehemmter  Warenverkehr  verteilte  den  Ueberschuß 
der  nationalen  Wirtschaften  reibungslos  in  die  Bedarfs- 
gebiete. Von  'selbst  vollzog  sich  eine  internationale  Ar- 
beitsteilung, die  allen  Völkern  zugute  kam.  Handels- 
beziehungen und  Transportwege  verbanden  die  Völker. 

Der  Krieg  hat  diesen  Zusammenhang  zersprengt; 
die  Wirtschaftseinheit  der  Welt  zerstört.  Die  Netzeinheit 
der  Eisenbahnsysteme  ist  zerrissen.  Der  internationale 
Verkehr  stockt.  Die  Warenumsätze  des  Weltmarkts  sind 
auf  etwa  50  o/0  der  Vorkriegszeit  zurückgegangen.  Millio- 
nen und  Abermillionen  williger  Arbeitskräfte  feiern 
arbeitslos.  Es  steigt  die  verborgene  und  offene  Not  der 
Arbeitskraft  in  allen  Ländern.  Der  Lohn  der  arbeitenden 
Schichten  deckt  vielfach  kaum  mehr  das  Existenzmini- 
mum; der  Mittelstand  sinkt  zu  proletarischer  Lebens- 
haltung herab.  Trotz  riesenhaften  Bedarfs  sinkt  der  Ver- 
brauch. In  den  überseeischen  Ländern  häufen  sich  die 
unverkäuflichen  Rohstoffe  und  Lebensmittelmengen;  die 
Industrie  Völker,  zumal  solche  mit  hohem  Währungsstand, 
finden  für  ihre  Fabrikate  keinen  Absatz,  ln  Rußland 
verhungern  Millionen  von  Menschen,  und  in  Amerika 
werden  Lebensmittel  zur  Feuerung  verwandt,  weil  sie 
billiger  als  die  heranzuschaffenden  Kohlen  sind.  Die 
Währungen  sind  aus  dem  bisherigen  Gleichgewicht  ge- 


kommen, in  manchen  Ländern  völlig  zerrüttet.  ln 
Deutschland  ist  eine  Expropriation  der  nicht  in  Sach- 
gütern angelegten  Vermögen  durch  die  Geldentwertung 
eingetreten,  wie  sie  niemand  für  möglich  gehalten  hätte. 
Aber  während  namentlich  auch  die  aus  Arbeitseinkommen 
gebildeten  Sparkapitalien  wie  Butter  zerschmelzen,  ist 
vielfach  der  Wohlstand  der  Besitzer  von  Grundbesitz,  so- 
weit die  Rente  oder  Pacht  nicht  gebunden  ist,  der  Be- 
sitzer von  Produktionsmitteln,  von  Gewerbe-  und  Han- 
delsbetrieben usw.  nicht  nur  erhalten,  sondern  im  Ver- 
hältnis zu  den  übrigen  Volksteilen  teilweise  sehr  erheb- 
lich, oft  auch  absolut  gestiegen. 

Rückgang  des  Welthandels,  Valutaelend,  Verarmung 
breitester  Volksschichten,  Umwälzung  der  sozialen  Schich- 
tung des  Volks  und  Weltarbeitslosigkeit  haben  in  ver- 
hängnisvoller sich  steigernder  Wechselwirkung  einen  ganz 
erheblichen  Unterverbrauch  der  Welt  gegenüber  der  Vor- 
kriegszeit bewirkt.  Dazu  kommt  die  vielfache  Zerreißung 
der  alten  Handelsbeziehungen  durch  neue  Zollgrenzen 
und  durch  höhere  Zollmauern  und  schließlich  eine  Ver- 
schuldung der  Welt  nach  innen  und  außen,  die  un- 
erhört ist. 

Vor  dieser  Situation  stehen  wir  heute.  Kann  wirk- 
lich freier  ungebundener  Handel  die  Not  des  Volkes 
lindern  und  schließlich  beheben?  Ich  sage  nein.  Die 
Erfahrungen  der  letzten  Jahre  zeigen  zur  Genüge,  wo- 
hin wir  mit  einer  lediglich  durch  den  Erwerbsbetrieb 
und  das  Profitstreben  sich  regulierenden  Wirtschaft 
kommen.  Wir  haben  leider  auf  fast  allen  Gebieten  eine 
Freiheit  unserer  Wirtschaft  wieder  erreicht.  Nicht  daß 
ich  die  im  Kriege  geschaffenen  Formen  der  Bindung 
unserer  Wirtschaft  für  die  richtigen  halte.  Im  Gegenteil. 
Ich  habe  unzählige  Male  gesagt,  daß  eine  nach  bureaw- 
kratischen  Grundsätzen  von  oben  geleitete  Wirtschaft 
den  in  ihr  dem  Allgemeinwohl  zustrebenden  Kräften 
keinen  Raum  zur  Betätigung  läßt;  aber  die  Ungebunden- 
heit, die  wir  in  den  letzten  Jahren  erlebt  haben,  kann 
das  Ideal  einer  Wirtschaft  nicht  sein.  Denn  diese  Wirt- 
schaft nimmt  keine  Rücksicht  auf  die  Gesamtinteressen, 
sondern  verstößt  gegen  sie.  Das  ist  in  der  Waren- 
erzeugung und  ist  in  der  Warenverteilung  der  Fall.  Es 
wird  nicht  erzeugt,  um  die  Bedürfnisse  des  Volks  zu 
befriedigen,  sondern  um  Gewinne  zu  erzielen.  Sind  die 
Gewinne  bei  der  Erzeugung  von  nicht  lebensnotwendigen 
Waren  größer,  tvird  diese  Erzeugung  und  nicht  die  Her- 
stellung lebenswichtiger  Waren  betrieben.  Auch  im 
Handel  ist  es  so.  Nicht  das  wird  eingeführt,  wonach 
der  wirkliche  Bedarf  im  Volk  am  größten  ist,  sondern  das, 
woran  am  meisten  verdient  wird,  auch  wenn  es  nicht 
zum  Leben  notwendige  Dinge  sind.  Die  Entbehrung 
während  der  Kriegszeit  und  die  Versagung  aller  früher 
dem  Volk  gewohnten  Genüsse  hat  im  Volk  ein  geradezu 
triebhaftes  Verlangen  nach  Anregungs-  und  Genußmitteln 
hervorgerufen,  und  weil  bei  der  Befriedigung  dieser  nicht 
lebensnotwendigen  Bedürfnisse  ein  größerer  Gewinn  zu 
finden  war,  sind  Waren,  die  der  Befriedigung  dieser 
Bedürfnisse  dienen,  in  ungeheuren  Mengen  eingeführt 
worden.  Der  Umstand,  daß  erhebliche  Schichten  des 
Volks  aus  der  Not  des  Landes  materiellen  Gewinn  ge- 
zogen haben,  gab  ihnen  die  Möglichkeit,  sich  Luxus- 
Bedürfnissen  hinzugeben,  die,  weil  dabei  etwas  zu  ver- 
dienen war,  von  Produzenten  und  vom  Handel  gefördert 
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wurde.  Das  hat  der  Handel  ins  Land  gebracht,  woran 
er  am  meisten  verdiente,  nicht  das,  was  in  erster  Linie 
für  die  breiten  Massen  des  Volks  notwendig  gewesen 
wäre.  So  sind  überflüssige  Genußmittel  und  Luxus- 
waren, angefangen  von  Seidenstoffen  bis  zu  den  Paradies- 
vogelbälgen ins  Land  gekommen. 

Deutschland  kann  unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen eine  die  Gesamtinteressen  des  Volks  berück- 
sichtigende Regelung  des  Außenhandels  nicht  entbehren. 
Es  ist  eine  utopische  Hoffnung,  daß  der  freie  Handel 
von  sich  aus  diesen  Gesamtinteressen  gebührend  Rech- 
nung tragen  werde.  Ohne  Beeinträchtigung  privater  In- 
teressen freilich  ist  eine  solche  Regelung  nicht  mög’ich. 
Da  jeder  im  Handel  Tätige  seine  Interessen  verletzt 
und  seine  Tätigkeit  für  die  Gesamtheit  für  unentbehrlich 
hält,  wendet  sich  jeder  gegen  solche  Regelung.  Kein 
Zweifel,  daß  Mißgriffe  Vorkommen,  daß  viele  der  Vor- 
würfe des  freien  Handels  begründet  sind,  die  gegen  d:e 
bisherige  Regelung  erhoben  wurden.  Aber  weshalb  hat 
der  Handel  sich  nicht  zu  einer  den  wilden  Export  regeln- 
den Verständigung  entschließen  können?  Wäre  es  der 
Fall,  brauchten  wir  nicht  die  behördliche  Kontrolle  der 
Ein-  und  Ausfuhr.  Aber  er  will  keine  solche  Verständi- 
gung, weil  er  aus  dem  freien  Spiel  der  Kräfte  die  Selbst- 
steuerung auch  des  Handels  erwartet,  wie  sie  vor  dlcm 
Krieg  in  einer  in  sich  ausgeglichenen  Volkswirtschaft 
mit  stabiler  Währung  und  zunehmendem  Reich  um  zu 
verzeichnen  war. 

Es  ist  in  Deutschland  versucht  worden,  den  freien 
Handel  wieder  in  die  außenwirtschaftlichen  Funktionen 
einzuschalten.  Der  Zentralwareneinkauf,  der  während  des 
Krieges  namentlich  für  Rohstoffe  und  Lebensmittel  hatte 
organisiert  werden  müssen,  ist  bis  auf  die  zurzeit  noch 
aufrechterhaltene  Bewirtschaftung  der  Getreideinfuhr  rest- 
los beseitigt  worden.  Soweit  die  Einfuhr  in  Frage  kömmt, 
hat  also  der  Handel  an  sich  die  Möglichkeit,  sich  unter 
Berücksichtigung  der  bestehenden  Einfuhrverbote  dies 
dem  Gebiet  der  Einfuhr  frei  zu  bestätigen.  Wenn  ihm 
im  Außenhandel  noch  bestimmte  Beschränkungen  auf- 
erlegt sind,  so  namentlich  deshalb,  weil  Deutschland 
wie  kein  anderes  Industrieland  mit  solch  erheblichen 
Schwankungen  des  Geldwerts  zu  rechnen  und  so  große 
Pflichtlieferungen  an  Kohlen  und  anderen  Erzeugnissen 
zu  leisten  hat.  Unsere  große  Verschuldung  und  die 
Verpflichtungen  den  Siegern  des  Weltkriegs  gegenüber 
zwingen  uns  mit  allen  Mitteln  zu  versuchen,  die  Handels- 
bilanz aktiv  zu  gestalten.  Das  ist  noch  nicht  im  ent- 
ferntesten gelungen.  Es  besteht  noch  eine  Passivität, 
die  mehrere  Millarden  Goldmark  beträgt.  Sie  findet  in 
der  durch  das  Friedensdiktat  von  Versailles  geschehenen 
Einengung  der  deutschen  Rohstoff-  und  Ernährungsbasis, 
durch  die  wesentlich  ungünstiger  gewordenen  Absatz- 
verhiältnisse  auf  dem  Weltmarkt  und  die  starke  Ent- 
wertung der  Markvaluta,  die  die  Ausfuhrpreise  ständig 
hinter  dem  Goldwert  der  Waren  Zurückbleiben  läßt,  seine 
wesentlichste  Ursache. 

Die  bei  der  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Ge- 
samtlage Deutschlands  gebotene  Beschränkung  der 
Einfuhr  entbehrlicher  Waren,  wurde  bislang  durch1 
ein  System  von  Einfuhrverboten  durchgeführt,  von 
denen  im  Einzelfall  Ausnahmen  zugelassen  wurden. 
Dies  System  wird  auf  die  Dauer  nicht  aufrecht  zu 


erhalten  sein  und  durch  wesentliche  Zollerhöhungen  ge- 
ändert werden  müssep. 

Die  Regelung  der  Ausfuhr  ist  nicht  zu  entbehren,  { 
solange  der  Handel  und  die  ausführende  Industrie  nicht  ' 
aus  sich  heraus  auch  die  Preise  nimmt,  die  nach  der 
Weltmarktslage  genommen  werden  können.  Von  der  . 
großen  Industrie  geschieht  das:,  aber  die  mittlere  und 
kleinere,  sowie  die  kleinen  Handelsunternehmungen  ver- 
sündigen sich  hier  noch  immer  schwer  an  der  deut-  : 
sehen  Volkswirtschaft.  Nicht  eher  wird  hinsichtlich  der 
Ausfuhr  auf  die  zurzeit  bestehenden  Beschränkungen 
des  freien  Handels  verzichtet  werden  .können,  bis  die 
deutsche  Währung  einen  Zustand  relativer  Stabilität  er- 1 
reicht  haben  wird.  Die  Regierung  würde  sich  gegeil 
die  Interessen  des  ganzen  Volks  vergehen,  wenn  sie  an-  ; 
gesichts  der  verderblichen  Wirkungen,  die  mit  den  Va- 
lutaschwankungen verbunden  sind,  dem  freien  Handel  • 
in  der  Ausfuhr  zustimmen  wollte,  bevor  eine  Lösung 
der  politischen  und  finanziellen,  den  Wert  der  Reichs- 
mark immer  wieder  in  schwere  Mitleidenschaft  ziehen- 
den Fragen  erfolgt  ist.  Wenn  man  die  Entwicklung 
des  letzten  Jahrs  betrachtet,  in  dem  der  Wert  des  Dollars, 
in  Mark  ausgedrückt,  zwischen  60  und  320  schwankte, 
wird  man  eine  Regelung  der  Ausfuhr  nicht  entbehren: 
können.  Es  wäre  denkbar,  daß  #der  Handel  selbst  die 
Ein-  und  Ausfuhrorganisation  schafft,  die  verhindert,  daß 
eine  Verschlechterung  der  Markvaluta  den  Tauschwert 
der  deutschen  Ausfuhrwaren  vermindert  und  somit  eine 
Verschleuderung  deutscher  Ausfuhrwerte  eintritt.  Dann 
würde  auch  der  Handel  nicht  mit  den  großen  Schwie- 
rigkeiten zu  rechnen  brauchen,  die  in  den  Klagen  des 
Auslandes  über  deutsches  Valutadumping  begründet  sind. 

Nun  erhebt  der  nach  voller  Freiheit  strebende  Handel 
gegen  die  ihm  auferlegten  Bindungen  den  Einwaud, 
daß  sie  einen  Ausgleich  der  Valutaschwankungen  ver- 
hindert. Sobald  die  Mark  sinke,  könne  durch  eine  , sofort 
einsetzende  vermehrte  Ausfuhr  das  Sinken  der  Mark 
ausgeglichen  werden.  Der  Einwand  ist  nur  in  der  Theorie 
richtig.  Woher  wohl  sollten  wir  heute  und  in  abseh- 
barer Zeit  die  Waren  nehmen,  die  zur  Ausfuhr  dienen 
könnten?  Die  Möglichkeit  der  Ausfuhrsteigerung  ist  so- 
wohl in  Ansehung  der  inneren  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse Deutschlands  als  auch  in  Ansehung,  der  Absatz- 
möglichkeiten auf  dem  Weltmarkt  nur  sehr  gering  gegen- 
über den  enormen  Schwankungen  der  Markvaluta,  die 
ja  viel  weniger  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
ihre  Ursache  findet,  als  in  der  Auswirkung  der  Re- 
parationsverpflichtungen. Dann  aber  müßte  auch  eine  zur 
Valutastabilisierung  führende  vermehrte  Ausfuhr  solche 
Warenmengen  umfassen,  daß  nicht  nur  der  Welt- 
markt dadurch  völlig  in  Unordnung  käme  und  Gegen- 
maßnahmen der  Einfuhrländer  die  Folge  wären,  sondern 
auch  die  Möglichkeit  der  deutschen  Bevölkerung  ge- 
radezu in  Frage  gestellt  würde.  Für  Deutschland  wird 
eine  Befreiung  des  Außenhandels  von  den  zurzeit  noch 
bestehenden  Beschränkungen  erst  dann  möglich  sein, 
wenn  es  gelungen  sein  wird,  die  Reparationslast  mit  den- 
jenigen deutschen  Warenmengen  ins  Gleichgewicht  zu 
bringen,  die  Deutschland  über  seinen  Einfuhrbedarf  hin- 
aus zür  Abdeckung  der  Reparationslast  zu  liefern  in  der 
Lage  und  die  übrige  Welt  in  Zahlung  zu  nehmen  auch 
bereit  ist. 
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Eigentlich  müßte  der  Handel  froh  sein,  daß  die 
deutsche  Ausfuhrregelung  der  deutschen  Volkswirtschaft 
die  auf  dem  Weltmarkt  zu  erzielenden  Preise  zu  sichern 
sich  müht.  Zu  fragen  wäre  nur,  ob  nicht  ein  Valuta- 
gewinn, der  mit  größerer  Not  des  ganzen  Volkes  er- 
kauft wird,  nicht  zur  Ueberbrückung  der  ln-  und  Aus- 
landskosten für  Lebensmittel  zur  Versorgung  des  Volkes 
verwendet  werden  müßte. 

Angedeutet  ist  schon  oben,  daß  die  Ausfuhrkontrolle 
auch  die  besondere  Aufgabe  hat,  die  mengenmäßige 
Deckung  des  eigenen  Bedarfs  lind  die  Erfüllung  der 
sich  aus  dem  Friedensvertrag  ergebenden  Sachlieferungs- 
pflichten  zu  sichern.  Sie  gibt  endlich  auch  der  Re- 
gierung die  Möglichkeit,  die  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
pflichtungen benötigten  Devisenmengen  leichter  zu  er- 
langen, als  es  sonst  im  offenen  Markt  der  Fall  wäre. 

Wir  können  also  die  Ausfuhrkontrolle  nicht  ent- 
behren, solange  nicht  der  Exporthandel  durch  ent- 
sprechende Organisation  und  Zusammenfassung  die  ihm 
dem  Volksganzen  gegenüber  obliegenden  Pflichten  er- 
füllt. Sie  erst  auch  ermöglicht  die  Auslandspropaganda, 
ohne  die  gerade  heute  bei  den  verworrenen  Weltmarkts- 
verhältnissen die  Höhe  des  Exports  nicht  erreicht  wird, 
die  denkbar  ist.  Bei  dem  überaus  schlechten  Stand 
unserer  Valuta  kosten  die  Auslandsreisen  und  die  Aus- 
landspropaganda geradezu  riesenhafte  Summen.  Wer 
aber  soll  die  aufbringen?  Unsere  Ausfuhr  beträgt  heute 
der  Menge  nach  etwa  ein  Zehntel  unserer  Friedens- 
ausfuhr. Und  der  Wettbewerb  der  fremden  Industrie 
ist  schärfer  als  je  zuvor.  Trotz  der  niedrigeren  deutschen 
Arbeitslöhne  werden  wir  die  vor  uns  liegenden  Auf- 
gaben, wenn  wir  auf  den  alten  Wegen  weiter  gehen 
wollen,  nicht  lösen.  Eine  Vereinheitlichung  sowohl  in 
der  Produktion  als  auch  eine  Zusammenlegung  der 
Kräfte  beim  Ausfuhrgeschäft  sind  absolut  unerläßlich. 
Ich  sehe  nur  in  der  Bildung  von  Ausfuhrfachverbänden, 
— etwa  in  Gestalt  von  Exportgesellschaften  — die  Mög- 
lichkeit, um  alle  Kräfte  in  den  Dienst  der  Ausfuhr 
stellen  zu  können.  Nach  den  vorliegenden  Erfahrungen 
wird  da  ein  Organisationszwang  unerläßlich  sein.  Ein 
Zwang  dahingehend,  daß  jeder,  der  sich  am  Export 
beteiligen  will,  Mitglied  einer  Exporigesel'schaft  seines 
Fachgebiets  werden  muß.  Wir  sehen  ja  heute  schon 
die  Tatsache,  daß  sich  eine  ganze  Reihe  von  alten  Ex- 
portfirmen bereits  zusammengeschlossen  hat,  weil  die 
Kapitalien  der  einzelnen  unzureichend  geworden  sind.  Nun 
wird  sich  freilich  gegen  die  Bildung  solcher  Export- 
gesellschaften durch  die  Industrie  eine  starke  Gegner- 
schaft der  reinen  Exporteure  geltend  machen.  Mir  scheint 
sie  dadurch  überwunden  werden  zu  können,  daß  die 
Exportfirmen  sich  an  diesen  Fachorganisationen  selbst 
beteiligen. 

Noch  ein  anderes  Ziel  müssen  wir  im  Auge  be- 
halten, das  leider  kaum  in  Betracht  gezogen  worden 
ist.  Das  ist  die  Ausnutzung  unserer  starken  Position 
als  Käufer,  als  Konsument  des  Weltmarkts,  die  uns 
dazu  führen  muß,  dort  unseren  Bedarf  zu  decken,  wo 
das  Gegengeschäft  möglich  ist.  Wir  führen  weit  mehr 
Waren  ein  als  aus.  Welche  Chancen  liegen  gerade  darin 
für  den  tüchtigen  Kaufmann?  Sie  blieben  bisher  fast 
restlos  unausgenützt. 


Stellt  sich  unser  Außenhandel  auf  den  Boden  der 
gegebenen  Tatsachen,  sucht  er  aus  eigener  Kraft  die  Or- 
ganisation und  Kontrolle  zu  schaffen,  die  das  allgemeine 
Wohl  erfordert,  könnten  wir  zu  einer  Regelung  des 
Außenhandels  kommen,  die  frei  wird  von  jeder  behörd- 
lichen Bevormundung  und  die  die  Bedürfnisse  des 
Handels  in  Einklang  bringt  mit  denen  des  ganzen  Volks. 


Ist  die  Besetzung  der  Gerichte 
mit  Laien  wünschenswert? 

Von  Dr.  Koffka,  Vizepräsident  a.  D.,  Geheimer  Ober 

justizrat. 

Die  Frage,  ob  die  Gerichte  in  Zukunft  nicht  nur 
mit  rechtsgelehrten  Richtern,  sondern  auch  mit  Laien 
besetzt  werden  sollen,  ist  eine  nicht  nur  juristische,  sie 
ist  auch  eine  volkswirtschaftliche.  Man  bedenke  nur,  eine 
wie  große  Zahl  von  Volksgenossen  ihrem  sonstigen 
Beruf  und  ihrer  wirtschaftlichen  Tätigkeit  entzogen 
werden  müssen,  wenn  die  sämtlichen  Gerichte  auch  mit 
Laien  besetzt  werden  sollten.  Man  kann  hiergegen  nicht 
einwenden,  daß  im  Fall  der  Besetzung  mit  Laien  rechts- 
gelehrte Richter  gespart  werden,  die  dann  anderer  Tätig- 
keit sich  zuwenden  können.  Denn,  sollten  wirklich 
Richter  gespart  werden,  so  ist  deren  Zahl  nicht  so  erheb- 
lich, als  daß  ein  Ausgleich  mit  Laien  stattfinden  würde. 
Unbedenklich  ist  doch,  daß  die  Tätigkeit  der  Gerichte 
nicht  mit  der  Sitzung  erst  beginnt  und  mit  dem  Aus- 
spruch des  Beschlusses  oder  Urteils  beendet  ist.  Es 
bedarf  vielmehr  für  jede  zur  Verhandlung  kommende 
Spruchsache  einer  gewissen  Vorbereitung,  die  um  so 
längere  Zeit  in  Anspruch  nimmt,  je  schwieriger  sie  ist, 
und  es  bedarf  ferner  der  schriftlichen  Begründung  der 
Urteile,  die  in  den  meisten  Fällen  nicht  weniger,  unter 
Umständen  aber  auch  längerer  Zeit  bedarf,  als  die  Vor- 
bereitung. Die  Vor-  und  Nacharbeit  aber  kann  der  Natur 
der  Sache  nach  nur  von  rechtsgelehrten  Richtern  ausge- 
führt werden,  die  mit  dem  materiellen  und  dem  Prozeß- 
recht genügend  vertraut  sind.  Nur  dann,  wenn  man  sich 
für  jede  Sache  mit  einem  Rechtszuge  begnügen  würde, 
könnte  etwa  die  Rede  davon  sein,  daß  eine  schriftliche 
Urteilsbegründung  überflüssig  sei.  Aber  auch  dann  wäre 
die  Fortlassung  schriftlicher  Gründe  in  vielen  Fällen  be- 
denklich, da  die  Parteien  doch  auch  wissen  wollen,  aus 
welchen  Gründen  ihren  Anträgen  gewillfahrt  oder  nicht 
entsprochen  ist. 

Gelangt  die  Sache  aber  an  ein  höheres  Gericht,  so 
muß  dieses  in  der  Lage  sein,  die  Gründe  des  Vorrich- 
ters zu  prüfen,  weshalb  die  schriftliche  Ausarbeitung 
nicht  entbehrt  werden  kann.  Da  aber  alle  Richter,  mögen 
sie  nun  rechtsgelehrt  oder  Laien  sein,  doch  nur  Menschen 
und  daher  menschlichen  Irrtümern  unterworfen  sind,  wird 
sich  das  Volk  schwerlich  mit  dem  Spruch  eines  Ge- 
richts begnügen.  Es  wird  immer  dabei  bleiben  müssen, 
daß,  abgesehen  von  ganz  unbedeutenden  Sachen,  ein 
höheres  Gericht  mit  dem  Angriff  gegen  das  erste  Urteil 
befaßt  werden  muß.  Und  es  wird  auch  weiter  dabei 
verbleiben  müssen,  daß,  um  die  Rechtseinheit  im  Deut- 
schen Reich  aufrecht  zu  erhalten,  ein  oberstes  Gericht 
besteht,  das  die  Rechtssätze  maßgeblich,  d.  h.  mit  so 
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gewichtigen,  wissenschaftlich  durchdachten  Gründen  dar- 
legt, daß  die  unteren  Gerichte  eben  der  Bedeutsamkeit 
dieser  Gründe  wegen  sich  dadurch  gebunden  fühlen  und 
nur  dann  von  ihnen  abweichen,  wenn  sie  wirklich  wissen- 
schaftlich bedeutende  Gegengründe  anführen  können,  die 
das  'oberste  Gericht  zu  einer  Nachprüfung  seiner  Rechts- 
ansicht zu  bestimmen  geeignet  sind. 

Ist  dies  aber  der  Fall,  so  kann  die  Ersparung  rechts- 
gelehrter Richter  nicht  so  erheblich  sein,  wenn  die  Ge- 
richte sämtlich  mit  Laien  besetzt  werden.  Wenn  von 
einer  Besetzung  sämtlicher  Gerichte  mit  Laien  die  Rede 
ist,  so  muß  doch  ohne  weiteres  das  oberste  Gericht  aus- 
genommen werden;  denn  dieses  hat  sich  nicht  mit  Tat-, 
sondern  lediglich  mit  Rechtsfragen  — abgesehen  von 
den  wenigen  Fällen,  in  denen  es  als  einziges  Gericht 
zu  erkennen  hat  — zu  befassen,  und  soweit  werden  wohl 
auch  die  größten  Schwärmer  für  Laiengerichte  nicht 
gehen,  daß  sie  auch  die  Besetzung  dieses  Gerichts  mit 
Laien  wünschen. 

Bekanntlich  hat  das  Erfurter  Programm  der  Sozial- 
demokratischen Partei  die  Forderung  aufgestellt,  daß' 
die  Richter  aus  Volkswahl  hervorgehen,  also  nicht  er- 
nannt werden  sollen.  Die  Mehrheitssozialisten  sind  von 
diesem  Teil  ihres  Programms  aber  zurückgetreten.  Die 
Reichsverfassung  bestimmt  daher  in  Art.  104,  daß  die 
Richter  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  auf  Lebenszeit 
ernannt  werden.  Dies  aber  ist  notwendig,  um  dem  Grund- 
satz Justitia  est  fundamentum  rei  publicae  zur  Durchfüh- 
rung zu  verhelfen.  Nur  wenn  die  Unabhängigkeit  der 
Richter  gesichert  ist,  wie  sie  in  Deutschland  vor  der 
Staatsumwälzung  gesichert  war,  und  auch  jetzt  durch 
die  Reichsverfassung  gesichert  ist,  kann  eine  unparteiische 
Justiz  stattfinden,  die  freilich  mitunter  nach  oben,  oder 
nach  unten,  nicht  gefällt.  Nur  der  kann  ein  guter  Richter 
sein,  dessen  Unabhängigkeit  nach  jeder  Richtung  hin 
gewahrt  ist,  der  sich  nicht  zu  fürchten  braucht,  daß  er 
durch  sein  Urteil  der  einen  oder  anderen  Partei  nicht  ge- 
fällt. Freilich  ist  der  Richter  auch  Mensch  und  hat  als 
solcher  seine  politische  Ueberzeugung.  Aber  ich  möchte 
den  Richter  sehen,  der  sich  durch  seine  politische  Ueber- 
zeugung dazu  bewegen  ließe,  einen  Spruch  dieser  Ueber- 
zeugung zu  Liebe  zu  tun.  Irrtümer  können  natürlich  auch 
dem  besten  Richter  unterlaufen;  aber  deshalb  braucht 
noch  lange  nicht  die  Rede  davon  zu  sein,  daß'  der  Irrtum 
durch  die  politische  Ueberzeugung  des  Richters  hervor- 
gerufen ist.  Ich  bin  über  40  Jahre  lang  Richter  in  den 
verschiedensten  Stellungen  gewesen  und  habe  auch 
manche  Urteile  kennen  gelernt,  die  mir  nicht  zugesagt 
haben.  Nicht  in  einem  einzigen  Fall  habe  ich  es  aber  er- 
lebt, daß  ein  Richter  aus  politischen  oder  ähnlichen 
Gründen  ein  Urteil  gefällt  hat,  das  nicht  seiner  Rechts- 
überzeugung entsprach.  Freilich  wird  geltend  gemacht, 
niemand  könne  aus  seiner  Haut  heraus,  und  der  Richter 
sehe  die  Verhältnisse  nur  von  seinem  Standpunkt  aus 
an,  ohne  sich  genügend  in  die  Seele  und  die  Verhältnisse 
derjenigen  hineinzuversetzen,  die  seinem  Lebenskreise 
nicht  entsprechen,  und  von  ganz  anderen  Anschauungen 
ausgehen.  Dies  mag  unter  Umständen  wohl  einmal  vor- 
kbmmen,  ich  will  es  nicht  ganz  bestreiten,  obwohl  mir 
auch  derartige  Fälle  aus  meiner  Praxis  nicht  in  Erinne- 
rung sind.  Aber  mit  menschlichen  Einrichtungen  müssen 
wir  nun  einmal  rechnen.  Derartige  Fehler  können  durch 


eine  bessere  Vorbildung  der  Richter  beseitigt  werden. 
Es  fragt  sich  aber  hier  nur,  was  ist  vorzuziehen:  der 
gegenwärtige,  natürlich  besserungsfähige  Zustand,  oder 
der,  daß  die  Richter  vom  Volk  gewählt  werden? 

Es  kann  keinen  Bedenken  unterliegen,  sich  zugunsten 
der  ersten  Alternative  zu  entscheiden.  Werden  die  Richter 
vom  Volk  gewählt,  so  sind  sie,  wie  alle  vom  Volk  Ge- 
wählten, immer  durch  eine  bestimmte  oder  auch  mehrere 
Parteien  gewählt.  Die  Richter  wissen  dann,  welcher  Partei 
sie  ihre  Wahl  verdanken,  und  da  sie  naturgemäß  nicht 
auf  Lebenszeit,  sondern  auf  Zeit  gewählt  sind,  wie  sie 
sich  verhalten  müssen,  um  einer  Wiederwahl  sicher  zu 
sein.  Ob  sie  sich  dadurch  verleiten  lassen,  ihre  Urteile 
in  solchem  Sinn  |abzufassen,  bleibe  dahingestellt.  .Jeden- 
falls sind  sie  nicht  unabhängig  und  müssen  mindestens 
mit  der  Gefahr  rechnen,  bei  Abgabe  jener  Partei  miß- 
fälliger Urteile  ihr  Amt  nach  gewisser  Zeit  zu  verlieren. 
Vor  solcher  Gefahr  aber  müssen  nicht  nur  die  Richter, 
sondern  auch  das  Publikum  'geschützt  werden,  das  natur- 
gemäß mindestens  in  dem  Glauben  lebt,  daß  sich  der 
Richter  durch  Aussicht  auf  die  fernere  Wahl  bestimmen 
lassen  wird.  Von  Unabhängigkeit  der  Richter  ist  also 
keine  Rede,  der  Richter  vielmehr  durchaus  abhängig 
von  der  Volks-  bzvv.  Parteigunst.  Von  Vertrauen  zu 
ihm  kann  daher  keine  Rede  sein. 

Eine  Aenderung  des  gegenwärtigen  Zustandes  könnte 
zum  Glück  ja  nur  durch  eine  Verfassungsänderung  ein- 
treten,  und  daß  solche  nicht  erfolge,  kann  man  nur  hoffen 
und  wünschen.  Wir  haben  also  vorläufig  mit  unserem 
unabhängigen,  auf  Lebenszeit  angestellten  Richtertum  zu 
rechnen  und  wollen  diesen  Zustand  aufrechterhalten. 

Eine  andere  Frage  aber  ist,  ob  die  Rechtsprechung 
nur  durch  rechtsgelehrte  Richter,  oder  durch  solche, 
gemischt  mit  Laien  erfolgen  soll.  Ich  komme  also  zum 
Ausgangsprodukt  dieser  Abhandlung  zurück.  Wir  haben 
gegenwärtig  bereits  Laien  in  der  Straf-  wie  in  der  Zivil- 
justiz, dort  in  den  Schöffen-  und  Schwurgerichten,  hier 
in  den  Kammern  für  Handelssachen.  Die  letzteren  nehmen 
insofern  eine  eigentümliche  Stellung  ein,  als  die  Han- 
delsrichter nicht  reine  Laien  sind;  sie  sind  vielmehr 
kaufmännische  Sachverständige,  die  dem  rechtsgelehrten 
Vorsitzenden  durch  ihre  kaufmännischen  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  zur  Seite  stehen  sollen.  Sie  üben  aller- 
dings die  richterliche  Tätigkeit  nach  jeder  Richtung  Win 
aus,  sind  ihrem  Wesen  nach  aber  doch  mehr  tech- 
nische Sachverständige,  als  Richter. 

Anders  in  der  Strafjustiz.  Die  Schöffen  und  Ge- 
schworenen sind  Männer  aus  dem  Volke,  die  ohne  Be- 
rücksichtigung ihres  Standes,  ihrer  Kenntnisse  und  Er- 
fahrungen gewählt  werden,  um  zu  bestimmten  Zeiten  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Richter  über  alle  vorkommenden 
Fälle  zu  urteilen.  Von  einer  Beseitigung  dieser  Laien- 
justiz wird  keine  Rede  sein  können;  sie  ist  im  Volke 
sehr  beliebt,  und  auch  die  Richter  sind  ihr  zum  großen 
Teil  freundlich  gesinnt.  In  welcher  Form  freilich  die 
Zuziehung  der  Laien  erfolgen  soll,  ob  als  Schöffen,  ob 
als  Geschworene,  darüber  gehen  bekanntlich  die  Mei- 
nungen sehr  auseinander.  Ich  selbst  kann  nur  die  Bei- 
behaltung und  Ausdehnung  der  Schöffengerichte  befür- 
worten. An  anderer  Stelle  ,habe  ich  meine  Gegnerschaft 
gegen  die  Schwurgerichte  des  Näheren  begründet.  Hier 
kann  ich  nur  kurz  sagen,  daß'  das  Hauptbedenken  gegen 
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die  Schwurgerichte  in  der  Teilung  des  Gerichts  in  zwei 
Bänke  besteht,  von  denen  die  eine  die  Schuld-,  die 
andere  die  Straffrage  zu  entscheiden  hat,  und  daß  die 
über  die  Schuldfragen  entscheidenden  Geschworenen 
Gründe  für  ihre  Entscheidung  nicht  anzuführen  haben. 

Es  kommt  hier  nur  darauf  an  zu  erörtern,  in  wel- 
chen Sachen  Laien  neben  rechtsgelehrten  Richtern  zu- 
zuziehen sind,  nicht  in  welcher  Weise  dies  zu  ge- 
schehen hat.  So  unbegründet  es  sein  mag,  es  herrscht 
im  Volke,  oder  wenigstens  in  einem  Teil  des  Volkes 
Mißtrauen  gegen  die  Rechtsprechung  der  Gerichte.  Sieht 
man  aber  näher  zu,  so  besteht  dies  Mißtrauen  doch 
nur  gegen  die  Strafgerichte,  von  deren  Wirksamkeit  die 
gesamte  Menge  auch  nur  durch  die  Presse  erfährt. 
Wenn  man  dieses  Mißtrauen  aber  auch  für  unberechtigt 
hält,  so  ist  es  doch  ein  nicht  aufrecht  zu  erhaltender 
Zustand,  daß  dieses  Mißtrauen  besteht,  und  immer  weiter 
verbreitet  wird.  Es  muß  dem  Volke,  das  dem  Ge- 
richt doch  untersteht,  klar  gemacht  werden,  daß  das 
Mißtrauen  unbegründet  ist.  Und  dies  kann  nur  durch 
Zuziehung  des  Laienelements  in  weitestem  Umfang  ge- 
schehen. Die  Laien  sollen  durch  ihre  Teilnahme  an  der 
Rechtspflege  sehen  und  kennen  lernen,  daß  das  Miß- 
trauen unbegründet  ist,  und  daß  alles  mit  rechten  Dingen 
zugeht.  Soweit  ersichtlich,  herrscht  das  Mißtrauen  auch 
nicht  gegen  die  Schöffen-  und  Schwurgerichte,  sondern 
nur  gegen  die  lediglich  mit  rechtsgelehrten  Richtern 
besetzten  Strafkammern  der  Landgerichte.  Es  wird  des- 
halb, wie  dies  ja  auch  von  der  Regierung  nach  den  bisher 
veröffentlichten  Gesetzentwürfen  beabsichtigt  ist,  erfor- 
derlich sein,  diese  Strafkammern  zu  beseitigen  und  sie 
durch  Schöffengerichte  zu  ersetzen.  Im  Einzelnen  auf 
die  Art  dieser  Regelung  einzugehen,  ist  hier  nicht  der 
Ort.  Klar  muß  man  sich  nur  darüber  sein,  daß  wenn 
die  sämtlichen  Strafgerichte,  mit  alleiniger  Ausnahme  des 
obersten  Gerichts,  mit  Schöffen  besetzt  werden,  die  In- 
anspruchnahme des  Volks  eine  ganz  ungeheure  sein  wird, 
was,  wie  gesagt,  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen 
keineswegs  wünschenswert  und  zuträglich  für  das  Volks- 
ganze ist,  da  eben  so  viele  Arbeitskräfte  ihrer  eigent- 
lichen Arbeitstätigkeit  entzogen  werden.  Auch  darüber 
muß  man  sich  klar  sein,  daß  die  bisherige  Zahl  der 
Gerichtssitzungen  nicht  ausreichen  wird,  den  gesamten 
Stoff  zu  bearbeiten.  Denn  das  ist  selbstverständlich 
und  wird  durch  die  Erfahrung  hinreichend  erwiesen, 
daß  die  mit  Laien  besetzten  Gerichte  nicht  so  viele 
Strafsachen  in  bestimmter  Zeit  erledigen  können,  wie 
die  nur  mit  rechtsgelehrten  Richtern  besetzten  Gerichte. 
Denn  die  Richter  kennen  die  Gesetze  und  das  Verfahren, 
sie  haben  auch  die  genügende  Uebung  und  sind  mitein- 
ander eingearbeitet.  Dem  Laien  müssen  alle  diese  Dinge 
erst  klar  gemacht  werden,  damit  er  imstande  ist, 
sich  ein  richtiges  Urteil  zu  bilden.  Daher  wird  die 
Zahl  der  erforderlichen  Laien  eine  ganz  gewaltige  sein. 
Ob  das  Volk  diese  Belastung  gern  ertragen  wird,  muß 
erst  die  Zukunft  lehren.  Bisher  gewinnt  man  nur  den 
Eindruck,  daß,  wenn  auch  nicht  durchweg,  die  Laien 
froh  sind,  wenn  sie  von  dieser  Tätigkeit  verschont 
bleiben,  sei  es,  weil  ihnen,  besonders  in  kleinen  Orten, 
wo  jeder  den  anderen  kennt,  nicht  erwünscht  ist,  über 
ihre  Mitmenschen  zu  Gericht  zu  sitzen,  sei  es,  weil  sie 
durch  die  Inanspruchnahme  ihrem  Beruf  oder  Geschäft 


zu  lange  entzogen  werden.  Das  wird  aber  in  Kauf 
genommen  werden  müssen,  damit  erreicht  wird,  daß 
das  Mißtrauen  gegen  die  Gerichte  beseitigt  wird. 

Ist  es  aber  auch  erforderlich,  daß  die  mit  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  befaßten  Gerichte  mit  Laien 
besetzt  werden?  Wie  erwähnt,  sind  die  Kammern  für 
Handelssachen  mit  Laien  besetzt,  die  aber  nicht  als  solche 
anzusehen  sind,  sondern  als  Sachverständige,  die  in  dieser 
Eigenschaft  dem  Vorsitzenden  Richter  zur  Seite  stehen. 
Sie  haben  sich  durchaus  bewährt,  und  es  wird  wohl 
von  keiner  Seite  ihre  Beseitigung  verlangt.  Hierbei 
wird  es  also  sein  Bewenden  haben.  Wie  steht  es  aber 
im  übrigen?  Ich  glaube  nicht,  daß  irgendwo  in  er- 
heblicher Weise  gegen  die  Zivilgerichte  Mißtrauen  gel- 
tend gemacht  ist.  Gewiß  wird  bei  diesen  Prozessen 
immer  die  unterliegende  Partei  glauben,  daß  ihr  unrecht 
geschehen  ist,  und  da  hier  stets  nur  eine  Partei  ob- 
siegen kann,  die  andere  aber  unterliegen  muß,  so  wird 
es  stets  Unfrieden  geben.  Dasselbe  aber  würde  na- 
turgemäß auch  dann  gelten,  wenn  als  Richter  Laien 
mit  tätig  wären. 

Gegen  die  Beteiligung  der  Laien  an  der  Zivilrechts- 
pflege aber  spricht  rechtlich  der  Umstand,  daß  zur  Ent- 
scheidung derartige  Rechtsstreitigkeiten  der  gesunde  Men- 
schenverstand zumeist  nicht  genügt,  daß  es  dazu  vielmehr 
einer  umfassenden  Gesetzeskenntnis  bedarf,  einer  Kennt- 
nis des  Zusammenhangs  der  verschiedenen  Rechtssätze, 
und  daß  sich  eine  solche  Kenntnis  nicht  im  Lauf  einer 
oder  mehrerer  Sitzungen  beibringen  läßt.  Volkswirt- 
schaftlich aber  spricht  gegen  die  Laienmitwirkung,  daß 
die  Zahl  der  erforderlichen  Laien  eine  so  gewaltige 
wäre,  daß  sie  das  gesamte  Arbeits-  und  Staatsleben 
lahm  legen  könnte  und  müßte.  Bedingt  aiso,  anders  als 
in  der  Strafrechtspflege,  hier  das  herrschende  Mißtrauen 
eine  Beteiligung  des  Laienelements  nicht,  so  ist  davon 
im  allgemeinen  Interesse  abzusehen. 

Was  die  sog.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  betrifft,  d.  h. 
insbesondere  das  Verfahren  in  Grundbuch-,  Vormund- 
schafts-, Nachlaß-  und  Registersachen,  so  ist  im  we- 
sentlichen hier  die  Beteiligung  von  Laien  nur  in  Vormund- 
schaftssachen in  Anregung  gebracht  worden.  Zur  Er- 
ledigung der  übrigen  Sachen  gehören  unbedenklich 
Rechtskenntnisse  und  deshalb  können  sie  nur  geschulten 
Beamten  übertragen  werden.  In  weicher  Weise  dies 
zu  geschehen  hat,  dies  zu  erörtern,  würde  den  Rahmen 
dieser  Arbeit  überschreiten.  Auch  zur  Bearbeitung  der 
Vormundschaftssachen  gehören  RecKskenntnisse.  Hier 
wird  aber  mannigfach  geglaubt,  daß  Laien  mindestens 
mitwirken  könnten.  Mügel  (Grundzüge  einer  landes- 
rechtlichen Justizreform  S.  64)  erwähnt  den  beachtens- 
werten Vorschlag,  den  Vormundschaftsrichter  zum  Vor- 
sitzenden oder  Mitglied  kommunaler  Jugend-,  Waisen- 
oder Armenämter  zu  machen.  Aber  mit  Recht  will  er 
es  dabei  bleiben  lassen,  daß  der  Amtsrichter  die  Vor- 
mundschaftssachen bearbeitet  und  die  Entscheidungen 
allein  fällt,  zu  denen  Rechtskunde  erforderlich  ist.  Auch 
hier  wird  deshalb  von  Zuziehung  von  Laien  Abstand 
zu  nehmen  sein. 

Nur  in  Strafsachen  und  zwar  in  vollem  Umfang  be- 
darf es  also  der  Mitwirkung  von  Laien.  Da  erhebt 
sich  aber  die  wichtige  und  demnächst  zur  Entscheidung 
stehende  Frage,  ob  zu  diesem  Amt  nur  wie  bisher 
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Männer,  oder  auch  Frauen  zugelassen  werden  sollen. 
Hierüber  ist  schon  sehr  viel  geschrieben  und  gesprochen 
worden.  Eine  Einigkeit  in  dieser  Beziehung  wird  sich 
nicht  herstellen  lassen.  In  Vorträgen  und  Aufsätzen 
(Festgabe  für  Dr.  Liebmann  S.  163)  habe  ich  aus- 
gesprochen, es  werde  sich  bei  der  jetzigen  Sachlage 
nicht  umgehen  lassen,  auch  die  Frauen  zum  Schöffen  - 
bzw.  Geschworenenamt  hinzuzuziehen.  Dieser  Schluß 
ergibt  sich  daraus,  daß  den  Frauen  das  Wahlrecht  zu 
den  verschiedensten  Körperschaften  beigelegt  ist,  daß 
sie  Mitglieder  der  Parlamente,  Gemeindeversammlungen 
usw.  sein  können,  daß  sie  im  großen  und  ganzen  durch 
die  Verfassung  den  Männern  gleichgestellt  sind  (Art. 
109  und  128).  Eine  andere  Frage  aber  ist,  ob  die 
Beteiligung  der  Frauen  an  der  Rechtspflege,  als  Laien- 
beisitzer erwünscht  ist.  Diese  Frage  aber  glaube 
ich  verneinen  zu  sollen,  ohne  indessen  hier  auf  die  Gründe 
nähen. eingehen  zu  können.  Ich  kann  mich  in  dieser 
Beziehung  auf  die  Ausführungen  des  Landger.-Dir. 
Stadelmann  beziehen,  die  dieser  auf  dem  Vierten  Richter- 
tag gemacht  hat  (Deutsche  Richter-Zeitung  1921  S.  196). 
Alle  Gründe,  die  gegen  Beteiligung  der  Frauen  geltend 
gemacht  wurden,  werden  - aber  vermutlich  nichts  nützen. 
Die  Mehrheit  des  Parlaments  ist  augenscheinlich  der 
Zuziehung  der  Frauen  günstig  gestimmt.  Und  so  wird 
es  zu  dieser  Zuziehung  kommen,  wie  sie  der  Regierungs- 
entwurf  einer  Strafprozeßordnung  vom  Jahr  1919  auch 
bereits  vorgesehen  hat.  Es  bleibt  dann  nur  zu  wünschen, 
daß  die  Frauen  des  Mittelstandes  von  ihrem  Ableh- 
nungsrecht nicht  zu  häufig  Gebrauch  machen,  um  den 
Frauen  des  Arbeiterstandes  nicht  allein  dies  Feld  ein- 
zuräumen. Die  Probe  wird  gemacht  werden  müssen. 
Von  ihrem  Ausfall  wird  es  abhängen,  ob  die  Frau  auf 
diesem  Gebiet  weiterhin  tätig  sein  und  bleiben  wird, 
oder  ob  man  zu  dem  bisherigen  Zustande,  der  den 
Männern  allein  diese  Tätigkeit  vorbehält,  zurückkehren 
wird.  

Einiges 

zum  Recht  der  Handelsgesellschaften. 

Von  Dr.  Joerges,  Reichswirtschaftsgerichtsrat. 

Wenn  wir  den  Hauptfall  der  Handelsgesellschaft, 
die  offene  Handelsgesellschaft,  rein  nach  ihrer  äußeren 
Erscheinung  betrachten,  so  tritt  sie  uns  als  ein  nach 
außen  festgeschlossenes  Gebilde  entgegen,  das  sich  von 
der  G.  m.  b.  H.  im  wesentlichen  nur  dadurch  unter- 
scheidet, daß  die  Gesellschafter  persönlich  für  die 
Schulden  haften.  Die  Rechtsauffassung,  die  offene  Han- 
delsgesellschaft besitze  selbständige  Rechtspersönlichkeit, 
liegt  also  zum  mindesten  nahe.  Die  Haftung  der  Ge- 
sellschafter für  die  Schulden  würde  damit  nicht  in  einem 
unvereinbaren  Widerspruch  stehen.  Auch  bei  der  einge- 
tragenen Genossenschaft  haften  die  Genossen  für  die 
Schulden  und  die  eingetragene  Genossenschaft  hat  zwei- 
fellos selbständige  Rechtspersönlichkeit.  Das  franzö- 
sische Recht  hat  denn  auch  die  offene  Handelsgesellschaft 
für  eine  solche  selbständige  Rechtspersönlichkeit  erklärt. 
Diese  Auffassung  ist  praktisch,  da  sie  viele  Zweifels- 
fragen ausschaltet. 

Aber  diese  Rechtsauffassung  geht  — wie  die  fran- 
zösische Rechtswissenschaft  überhaupt  — nicht  in  die 


Tiefe.  Sie  wird  der  Tatsache  nicht  gerecht,  daß  bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft  der  Schwerpunkt  eben  in 
den  Personen  der  Gesellschafter  liegt.  Dieser  Fall  tritt 
besonders  klar  dann  zutage,  wenn  es  sich  um  Gesell- 
schaften handelt,  wie  z.  B.  von  Kommissionären  oder 
sonstigen  Vermittlern,  bei  denen  das  eigene  Betriebs- 
kapital keine  oder  doch  nur  eine  verschwindende  Rolle 
spielt.  ( 

Das  deutsche  Recht  hat  sich  denn  auch,  obwohl 
dies  vom  rein  praktischen  Standpunkt  aus  vielleicht  zu 
bedauern  ist,  der  französischen  Auffassung  nicht  ange- 
schlossen. Der  Deutsche  denkt  als  Jurist  tiefgründiger 
aber  weniger  praktisch  als  der  Franzose. 

Um  das  deutsche  Geselischaftsrecht  der  Gegenwart 
zu  verstehen,  müssen  wir  seine  beiden  Quellflüsse,  das 
römische  und  das  altdeutsche  Recht,  betrachten. 

Das  Recht  eines  Volkes  ist  auf  der  einen  Seite 
etwas  aus  seiner  inneren  Natur  organisch  Herausge- 
wachsenes. Andererseits  ist  es  aber  auch  wiederum 
ein  Kunstprodukt,  dessen  Beschaffenheit  durch  die  ju- 
ristische Begabung  des  Volkes  bedingt  wird. 

Das  römische  Recht  war  individualistisch,  der  Ent- 
wicklung des  Gesellschaftsrechts  grundsätzlich  abhold. 
„Selbst  ist  der  Mann“  könnte  man  als  Motto  dem  rö- 
mischen Recht  voran  setzen.  Das  römische  Recht  ließ 
z.  B.  eine  Stellvertretung  nur  sehr  zögernd  und  grund- 
sätzlich nur  in  der  Form  zu,  daß  der  Vertreter  persönlich 
für  die  Erfüllung  der  von  ihm  eingegangenen  Verbind- 
lichkeiten einstehen  mußte.  Es  gab  in  Rom  in  den 
Gesellschaften  der  Steuerpächter  (societates  publicanorum) 
Kapitalgesellschaften  größten  Stils  aber  eine  rechtliche 
Regelung  derselben  vermissen  wir  fast  ganz.  Gesell- 
schaftsverhältnisse, die  etwa  unseren  stillen  Gesellschaf- 
ten entsprechen,  kamen  sehr  viel  vor,  auch  auf  politischem 
Gebiet.  Ich  erinnere  an  die  Finanzierung  der  politischen 
Laufbahn  Cäsars  durch  Crassus,  als  an  den  bekanntesten 
Fall.  Alle  diese  Verhältnisse  traten  aber  wenig  in  die 
rechtliche  Erscheinung.  Das  Recht  lehnte  die  einge- 
hende Regelung  aller  derartigen  Verhältnisse  ab;  das 
Recht  der  Gesellschaft  im  alten  Rom  war 
eigentlich  nur  ein  Recht  der  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft. Diese  war  auf  jede  Weise  erleichtert. 
Unter  den  Gesellschaftern  bestand  bis  dahin  ein  „jus 
fraternitatis“,  ein  Ausdruck,  den  wir  dem  Sinne  nach 
am  besten  mit  „Vertrauensverhältnis“'  in  unser  modernes 
Deutsch  übertragen  würden.  Hatte  das  Verhältnis  der 
Gesellschafter  sich  so  scharf  zugespitzt,  daß  es  aus  der 
Sphäre  des  Vertrauens  in  die  des  Rechts  ging,  dann 
sollten  sich  die  Gesellschafter  eben  trennen.  Kleinere 
Streitigkeiten  werden  mutmaßlich  regelmäßig  im  Wege  des 
Schiedsgerichts  erledigt  worden  sein.  Gegenüber  manchen 
modernen  Verunglimpfungen  des  römischen  Rechts  darf 
nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  wir  das  römische  Recht 
kritiklos  in  mumifiziertem  Zustand  übernommen  haben  j 
und  daß  die  Römer  streng  rechtlich  und  reell  gesonnene  j 
Geschäftsleute  waren.  Ihre  geschäftliche  Reellität  erregte 
unter  den  griechischen  und  orientalischen  Anwohnern 
des  Mittelmeers  direkte  Verblüffung.  Der  Römer  ■ der 
besten  Zeit  kann  auch  nur  sehr  wenig  Prozesse  geführt 
haben.  Rom  war  schon  zur  Zeit  Cäsars  eine  Weltstadt 
und  kam  dabei  genau  genommen  mit  zwei  richterlichen 
Beamten  aus,  die  sich,  da  sie  die  Tätigkeit  als  Prätor 
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doch  nur  als  eine  Uebcrgangszeit  ansahen,  sicher  in 
ihrem  Amt  nicht  überarbeitet  haben  werden.  Allerdings 
hatten  sie  mit  der  Entscheidung  der  einzelnen  konkreten 
Tatbestände  nichts  zu  schaffen,  aber  immerhin  deutet 
schon  die  genannte  Tatsache  darauf  hin,  daß  Rechts- 
streitigkeiten, im  Verhältnis  zu  heute  eine  Seltenheit 
waren. 

Die  Römer  wußten  mutmaßlich  sehr  wohl,  warum  sie 
ein  Gesellschaftsrecht  nicht  entwickelten. 

In  den  Quellen  des  deutschen  Rechts  nimmt  das 
Gesellschafts-  und  Genossenschaftsrecht  eine  geradezu 
beherrschende  Stelle  ein. 

Der  Deutsche  ist  einmal  der  geborene  Vereinsmeier. 
Seine  Streitsucht  richtet  sich  andererseits  in  erster  Linie 
gegen  diejenigen,  die  ihm  am  nächsten  stehen  oder  stehen 
sollten.  Hier  gibt  es  natürlich  die  meisten  Reibungs- 
flächen und  der  Deutsche  ist  eben  im  allgemeinen  kein 
klar  und  ruhig  abwägender  Kopf,  sondern  eine  Gefühls- 
natur. Er  mußte  daher  ein  reichentwickeltes  Gesell- 
schaftsrecht ausbilden. 

Es  erfolgte  die  Aufnahme  des  römischen  Rechts. 
Das  deutsche  Gesellschaftsrecht  blieb  natürlich  im  we- 
sentlichen davon  unberührt.  Es  entwickelte  sich  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  eine  Rechtspraxis,  die  sich  vielleicht 
wenig  um  ihre  wissenschaftlichen  Grundlagen  kümmerte 
aber  den  von  ihr  anerkannten  Bedürfnissen  so  gut  ent- 
gegenkam, als  sie  es  vermochte.  Aber  die  Entwicklung, 
die  mutmaßlich  zu  einer  allgemeinen  friedlichen  Ver- 
schmelzung römischen  und  deutschen  Rechts  geführt 
hätte,  wurde  durch  Ereignisse  gestört,  die  für  die  deutsche 
Geschichte  charakteristisch  sind. 

Das  Zeitalter  der  Aufklärung  wurde  von  seinem  inne 
ren  Gegenpol,  der  Romantik,  endgültig  überwunden.  In 
der  Rechtswissenschaft  begann  eine  Zeit  der  Vertiefung 
in  den  geschichtlichen  Werdegang  des  Rechts,  um  den 
sich  die  früheren  Jahrhunderte  blutwenig  gekümmert 
hatten.  Diese  Strömung  wäre  für  das  praktische  Recht 
harmlos  gewesen,  wenn  überall  ein  festes  kodifiziertes 
Reöht  bestanden  hätte  oder  wenn  die  deutsche  Rechts- 
wissenschaft Talent  für  die  praktische  Auswirkung  ihrer 
Theorien  besessen  hätte. 

Der  deutschen  Rechtswissenschaft  wurden  in  kurzer 
Folge  zwei  Gelehrte  bescheert,  Geister  allerersten 
Ranges,  deren  einer  sich  des  römischen,  der  andere  sich 
des  deutschen  Rechts  annahm.  Savigny  reinigte  das 
geltende  römische  (sog.  Pandektenrecht)  unbarmherzig 
von  allen  unwissenschaftlichen  Zutaten,  mit  deren  Hilfe 
die  vorangegangenen  Jahrhunderte  es  dem  deutschen 
Gaumen  einigermaßen  schmackhaft  gemacht  hatten.  Und 
die  wissenschaftliche  Wucht  seiner  Persönlichkeit  hatte 
etwas  derartig  Zwingendes,  daß  der  Reinigungsprozeß 
eine  allgemeine  Leidenschaft  wurde,  in  deren  Dienst 
sich  Geister  wie  Puchta,  Vangerow  und  Windscheid 
stellten.  Die  deutschrechtlichen  Einschmuggelungen 
wurden  erbarmungslos  aus  dem  Pandektenrecht  hinaus 
gebracht. 

Auf  der  anderen  Seite  entstand  der  allmählich  im 
Stillen  emporgeblühteri  Wissenschaft  dies  deutschen  Rechts 
in  G ie  rk  e ein  dem  Geiste  Savignys  gleichwertiger  Geist. 
Das  Schicksal  — es  ist  dem  Deutschen  selten  gnädig 
gewesen  — wollte  es,  daß  er  sich  mit  der  ganzen  Wucht 
seines  Genies  und  seiner  Arbeitskraft  gerade  auf  das 


deutsche  Gesellschafts-  und  Genossenschaftsrecht  stürzte 
und  dessen  innere  Verschiedenheit  vom  römischen  Recht 
so  klar  legte,  daß  nun  auch  von  dieser  Seite  aus  jede 
Möglichkeit  einer  Verschmelzung  verbaut  war.  Von  ihm 
wurde  der  ungeheure  plastische  und  daher  schlagwort- 
artig wirkende  Ausdruck  „Gesamte  Hand“  für  die 
Gesellschaftsverhältnisse  des  deutschen  Rechts  geprägt, 
oder  doch  wenigstens  zum  Gemeingut  gemacht. 

Daßi  mit  diesen  Worten  ebensowenig  anzufangen  war, 
wie  mit  anderen  Schlagworten  konnte  man  um  so  weniger 
einsehen,  als  die  Gründlichkeit  der  wissenschaftlichen 
Arbeit  Gierkes  völlig  darüber  hinwegtäuschte,  daß  er 
im  Endergebnis  weit  mehr  Probleme  aufwarf  als  löste. 

Das  „Allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch  von 
1869“  vermied  klugerweise  jede  Begriffsbestimmung  der 
offenen  Handelsgesellschaft.  An  sich  hätte  die  Mög- 
lichkeit bestanden,  die  Handelsgesellschaften  für  selb 
ständige  Rechtspersönlichkeiten  zu  erklären,  oder  sie  im 
Anschluß  an  das  römische  Recht  zu  gestalten. 

Aber  hiergegen  verbündeten  sich  im  Ergebnis  ro- 
manistische und  germanistische  Wissenschaft.  Den  Ger- 
manisten war  die  „Gesamte  Hand“  ein  Heiligtum  und 
den  Romanisten  war  es  Dogma,  daß  mit  dem  Begriff 
der  juristischen  Person  eine  persönliche  Haftung  der 
Mitglieder  für  die  Schulden  derselben  unvereinbar  ist. 

Immerhin  war  der  Zustand  vom  rechtswissenschaft- 
lichen Standpunkt  aus  gesehen  noch  recht  erträglich. 
Das  allgemeine  bürgerliche  Recht  war  ein  ungeschrie- 
benes. Der  Romanist  kümmerte  sich  nicht  um  die  Spe- 
kulationen des  Germanisten  und  den  Germanisten  ließen 
die  des  Romanisten  kalt.  Und  eine  verständige  Praxis 
konnte  schließlich  machen,  was  sie  für  richtig  hielt  und 
dadurch  wieder  der  Theorie  freie  Bahn  schaffen. 

Nun  aber  kam  die  im  Jahr  1900  in  Kraft  getretene 
Neuregelung  des  bürgerlichen  und  Handelsrechts.  Das 
Gesellschaftsrecht  des  Handelsrechts  verweist  auf 
das  bürgerliche  Recht.  Die  Bestimmungen  des  BGB.  sind 
daher,  soweit  sie  nicht  besonders  abgeändert  sind,  auch 
Bestandteil  des  Handelsrechts.  Das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch wurde  außerdem  in  einer  Zeit  geboren,  in  der 
man  vor  politischen  Verbänden  eine  Angst  hatte,  über 
deren  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  ich  mich  hier 
nicht  aussprechen  will.  Man  war  ferner  der  — sicher 
unzutreffenden  — Meinung,  daß  die  Macht  einer  Vereini- 
gung durch  die  Gewährung  selbständiger  Rechtspersön- 
lichkeit wüchse  und  daß  man  durch  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Rechts  politischen  Bewegungen  entgegen- 
wirken  könne.  Die  Macht  von  Vereinigungen  ist  in  den 
von  ihnen  verfochtenen  Ideen,  in  der  Zahl  ihrer  Mit- 
glieder und  insbesondere  in  der  Stoßkraft,  die  die  leiten- 
den Persönlichkeiten  besitzen,  begründet,  aber  sie  lieg't 
nie  in  der  Eintragung  in  irgendein  Register  oder  in 
sonstigen  Vorschriften  des  Privatrechts. 

Bei  der  Bearbeitung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
und  der  Nebengesetze  dachte  man  aber  anders  und  es 
wäre,  ganz  abgesehen  von  den  rechtstheoretischen,  auch' 
vielleicht  aus  politischen  Gründen  unmöglich  gewesen, 
die  selbständige  Rechtsfähigkeit  für  die  offene  Han- 
delsgesellschaft durchzusetzen. 

Moderne  Gesetze  sind  meistens  politische  Kompro- 
misse und  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist  außerdem  schon 
in  seinem  Entwurf  ein  Kompromiß  zwischen  Romanisten 
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und  Germanisten.  Kompromisse  können  richtig  sein,  aber 
sie  sind  auch  stets  falsch,  weil  ihnen  die  einzige  Wahr- 
heit fehlt,  die  es  im  Leben  überhaupt  gibt,  die  Wahr- 
heit der  Persönlichkeit.  , 

So  ist  es  auch  unserem  bürgerlichen  Recht  ergangen. 
Unter  dem  in  seinen  Epigonen  nachwirkenden  Einfluß 
Savignys  wurde  im  allgemeinen  rein  romanistisch  kon- 
struiert. 

Man  setzte  fest,  daß  Sachen  nur  körperliche  Gegen- 
stände seien,  daß  eine  „Gemeinschaft“  nur  an  Rechten 
stattfinden  könne,  auch  daß  ein  „Vermögen“  nicht  Ge- 
meinschaftsgegenstand sein  könne  und  daß  schließlich 
Forderungen  Ansprüche  und  nicht  Rechte  seien.  Diese 
Sätze  sind  zwar  nicht  alle  ausdrücklicher  Gesetzesinhalt, 
sie  ergeben  sich  aber  aus  dem  ganzen  Zusammenhang 
so  zweifellos,  daß  sie,  soweit  meine  Kenntnisse  reichen, 
nie  ernsthaft  bezweifelt  sind.  Aus  ihrem  Gesamtinhalt 
ergibt  sich1,  daß  die  natürlichste  iKonstruktion  des  gesell- 
schaftlichen Gesamteigentums,  als  die  eines  Gemein- 
schaftsverhältnisses, das  durch  bestimmte  Vorschriften! 
einen  nach  außen  scharf  geschlossenen  Charakter  be- 
kommen hat,  nicht  einwandfrei  durchzuführen  ,ist.  Denn 
zum  Gesellschaftsvermögen  gehören  auch  Forderungen 
und  an  Forderungen  gibt  es,  solange  nicht  das  Reichs- 
gericht  den  rechtsschöpferischen  Mut  hat,  das  Gegen- 
teil zu  behaupten,  eben  keine  „Rechtsgemeinschaft“. 

Faßt  man  aber  das  Verhältnis  anders  auf,  so  sind 
nur  noch  zwei  Ansichten  möglich.  Entweder  gehört 
jedem  das  Ganze  oder  keinem  gehört  etwas  davon. 
Beide  Auffassungen  Widersprechen  dem  einfachsten  natür- 
lichen Rechtsempfinden,  außerdem  sind  sie  auch  rein 
juristisch  immöglich.  Gehört  keinem  der  Gesellschafter 
etwas,  dann  ist  eben  das  Ganze  eine  selbständige  Rechts- 
persönlichkeit und  diese  Konstruktion  des  Rechtsverhält- 
nisses hat  das  Gesetz  durch  einen  seiner  ersten  die  offene 
Handelsgesellschaft  behandelnden  Paragraphen  so  un- 
möglich gemacht,  daß  sie  nicht  mehr  behauptet  werden 
kann.  Die  andere  Lösung  verstößt  gegen  den  funda- 
mentalen Rechtsgrundsatz,  den  die  Römer  in  die  Worte 
gegossen  haben  „Dominium  plurium  in  solidum  esse 
non  potest“.  „Keine  Sache  kann  zwei  Personen  ganz 
gehören“.  Jeder  Mann,  der  mit  einem  anderen  einmal 
gleichzeitig  um  ein  Mädchen  geworben  oder  das  Mädchen 
besessen  hat,  versteht  die  elementare  Wahrheit  dieses 
Satzes. 

Diese  Konstruktionen  sind  also  aus  inneren  Gründein 
unmöglich;  vorzuziehen  ist  daher  immer  die  Rechts- 
auffassung, die  innerlich  die  natürlichste  ist,  und  deren, 
juristische  Begründung  nur  durch  juristische  Vorschriften 
unmöglich  gemacht  ist.  Nur  die  Auffassung,  daß  es 
sich  in  Wirklichkeit  um  ein  Miteigentum  handelt,  ent- 
spricht dem  juristisch  nicht  verbildeten  Menschenverstand. 

Stellen  wir  uns  auf  diesen  Standpunkt,  so  erhebt 
sich  die  neue  Frage:  Ja,  was  gehört  denn  eigentlich  dem 
einzelnen  Gesellschafter?  Der  Kaufmann  wird  ant- 
worten: „Nun,  das  zeigt  ja  sein  Gesellschaftsanteil“. 
(Er  meint:  „Das  Kapitalkonto“.  Der  Kaufmann  ver- 
steht regelmäßig  unter  dem  Wort  „Gesellschaftsanteil“ 
den  Betrag  den  sein  Konto  aufweist.)  Diese  Antwort 
ist  aber  falsch. 

Wenn  der  Gesellschafter  zur  Hälfte  (am  Gewinn  und 
Verlust  beteiligt  ist,  aber  nur  ein  geringes  Kapitalkonto 


besitzt,  so  fühlt  er  Isich  dem  Genossen  trozdem  gleich- 
berechtigt, nur  daß  dieser  eben  mehr  Kapital  bei  der  Ge- 
sellschaft stehen  hat.  Er  empfindet  also  sein  Kapital- 
konto nicht  als  das  Maß  seiner  gesellschaftlichen  Beteili- 
gung. Sein  Empfinden  ist  richtig.  Das  Kapitalkonto  kann 
sogar  eine  negative  Größe  bilden,  der  Gesellschafter 
mit  negativem  Anteil  bleibt  aber  trotzdem  an  den  Aktien 
beteiligt. 

Die  einfachste,  den  Anschauungen  des  Handelsver- 
kehrs am  ehesten  entsprechende  Lösung  ist  die,  daß  der 
Gesellschafter  so  hoch  an  der  Gesellschaft  beteiligt  ist, 
wie  seine  Gewinnbeteiligung  reicht.  Bei  etwas  kom- 
plizierter Berechnung  der  Gewinnverteilung,  wie  sie  ge- 
legentlich beliebt  wird,  mag  die  Ausrechnung  Schwie- 
rigkeiten haben;  die  Richtigkeit  des  zugrundeliegenden 
rechtlichen  Gedankens  wird  hierdurch  aber  nicht  be- 
einflußt. 

Das  Kapitalkonto  ist,  wie  meines  Wissens  zuerst 
Staub  nachgewiesen  hat,  nichts  als  eine  buchmäßige 
Größe.  Der  Gesellschafter,  dem  das  Gesellschaftsver- 
mögen ja  mitgehört  — man  mag  dies  „gehören“  nun 
konstruieren  wie  man  will  — kann  begreiflich  keine 
„Forderungen“  gegen  die  Gesellschaft  haben  dergestalt, 
daß  diese  Forderungen  zusammen  mit  denen  des  an- 
deren Gesellschafters  das  Gesellschaftsvermögen  er- 
schöpfen. Das  Kapitalkonto  ist  eben  weiter  nichts  als 
eine  buchmäßige  Größe,  es  gibt  den  Betrag  an,  den 
der  Gesellschafter  erhalten  würde,  wenn  die  Gesellschaft 
genau  zu  dem  Bilanzwert  abliquidiert  würde,  bzw.  was 
er  dann  zu  zahlen  hätte. 

Treten  wir  nun  aus  diesem  Gebiet  der  grauen  Theorie 
in  das  Gebiet  des  praktischen  Lebens. 

Die  Steuerbehörde  wird  sich  wohl  ausnahmslos  damit 
zufrieden  geben  müssen,  wenn  der  Gesellschafter  sein 
Kapitalkonto  als  Aktivum  oder  Passivum  deklariert.  Han- 
delt es  sich  aber  um  die  wirklich  genaue  Ermittelung 
des  Vermögens,  so  muß  man  allerdings  auf  die  Be- 
teiligung selbst  zurückgreifen.  Wenn  ein  Gesellschafter 
z.  B.  zwar  ohne  Bareinlage  aber  doch  zur  Hälfte 
am  Gewinn  beteiligt  ist,  so  ist  diese  Beteiligung  doch 
sicher  als  Solche  ein  bedeutendes  Aktivum.  Er  besitzt 
doch  weit  mehr  als  ein  unter  sonst  gleichen  äußeren 
Bedingungen  angestellter  Beamter  der  Gesellschaft. 
Ziffernmäßig  wird  sich  dieser  Wert  allerdings  nur  in 
den  nicht  in  die  Bilanz  aufgenommenen  Werten  (bes.  sog. 
Firmenwert,  Fonds  de  commerce,  Goodwill)  erfassen 
lassen.  Man  wird  entsprechend  seiner  Gewinnbeteiligung 
seinen  Anteil  hieran  bewerten  und  den  so  gewonnenen 
Betrag  dem  Gesellschaftsvermögen  hinzuzählen  und 
nach  dessen  Teilung  um  den  seines  Passivsaldos  kürzen. 
Die  Kapitalkönten  der  Gesellschafter  sind  ja  genau  ge- 
nommen Werte  für  den  Liquidationsfall.  Die  Gesell- 
schaft befindet  sich  aber  eben  nicht  in  Liquidation. 

Gehen  wir  jetzt  zu  der  Rechtsnatur  der  Beteiligung 
des  nicht  persönlich  haftenden  Teilhabers!  bei  der  Kom- 
manditgesellschaft und  bei  der  stillen  Gesellschaft  über. 

In  Deutschland  wird  der  Kommanditist  in  das  Han- 
delsregister eingetragen,  der  stille  Gesellschafter  nicht. 
Dies  Kriterium  ist  aber  kein  sicheres:  Ist  die  Firma, 

der  der  neue  Teilhaber  beitritt,  Ohnehin  eine  Geseli- 
schaftsfirma  und  wird  der  Vertrag  von  den  Beteiligten 
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selbst  aufgesetzt,  so  können  sich,  falls  eine  Eintragung 
nicht  erfolgt,  die  größten  Unklarheiten  ergeben. 

Der  Kommanditist  ist  bildlich  gesprochen  ein  pensio- 
nierter offener  Gesellschafter.  Er  ist  Mitinhaber  des 
Gesellschaftsvermögens,  er  ist  Schuldner  der  Gesell- 
schaftsschulden, aber  er  hat  in  der  ''Gesellschaft  nichts 
zu  sagen  und  seine  Haftung  für  die  Schulden  ist  auf 
den  Betrag  beschränkt,  mit  dem  seine  Einlage  in  das 
Register  eingetragen  ist.  Hat  er  tatsächlich  ein  grö- 
ßeres Konto,  so  würde  dies  natürlich  im  Fall  eines 
Konkurses  auch  verloren  sein,  er  kann  eben  als  Mitin- 
haber des  Gesellschaftsvermögens  nicht  Konkursgläubiger 
sein.  Er  ist  Kaufmann  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buchs, soweit  wie  er  Kommanditist  ist.  Ein  Beamter 
darf  daher  nicht  Kommanditist  sein. 

Die  Eintragung  der  Höhe  seiner  Einlage  in  das  Han- 
delsregister hat,  wenn  man  unbefangen  das  Gesetz  be- 
trachtet, nur  den  Zweck,  die  Höhe  der  Haftung  des  Kom- 
manditisten zu  begrenzen.  Wirtschaftlich  kann  die  Be- 
teiligung als  Kommanditist  auch  ganz  anderen  Zwecken 
dienen,  sie  wird  freilich  bei  uns  nur  selten  dazu  aus- 
genutzt. Die  Eintragung  der  Einlage  des  Kommanditisten 
in  das  Handelsregister  wirkt  rechtlich  wie  eine  Bürg- 
schaft für  alle  Schulden  der  Gesellschaft,  begrenzt  durch 
die  Höhe  (der  Eintragung.  Sie  verstärkt  also  den 
Kredit  ebenso  wie  bei  Aktiengesellschaften  dieser  durch 
das  nicht  eingezahlte  Aktienkapital  verstärkt  werden 
kann.  Das  nicht  eingezahlte  Kapital  kann  auch  nicht 
verwirtschaftet  werden. 

Tatsächlich  liegt  in  unserem  Wirtschaftsleben  die 
Sache  so,  daß  nach  meiner  persönlichen,  allerdings  be- 
grenzten Erfahrung  nur  dann,  wenn  die  Kredithilfe  im 
Vordergrund  steht,  eine  Gesellschaft  als  Kommanditge- 
sellschaft neu  begründet  zu  werden  pflegt.  Die  weitaus 
meisten  Kommanditgesellschaften  sind  frühere  offene  Ge- 
sellschaften. 

Der  Kapitalist,  der  sich  an  einem  Geschäft  beteiligt, 
ohne  aktiv  darin  tätig  werden  zu  wollen,  wird  meist 
die  Form  der  „Stillen  Beteiligung“  wählen.  Bei  dieser 
Rechtsform  können  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  ihn 
nicht  belangen,  er  ist  lediglich  Gläubiger  bzw.  soweit 
er  sieine  Einlage  nicht  geleistet  hat,  Schuldner  des  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafters.  Im  Leben  wird  seine 
Beteiligung  häufig  irrig  als  eine  kOmmandistische  be- 
zeichnet, man  darf  daher  aus  der  Wahl  des  Ausdrucks 
keine  zu  weitgehenden  Schlüsse  ziehen.  Wenn  die  Be- 
teiligung des  Kapitalgebers  nicht  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist,  wird  man  im  [Zweifel  immer,  auch  wenn 
die  gebrauchten  Worte  auf  das  Gegenteil  schließen  lassen, 
die  Beteiligung  als  eine  sog.  „stille“  ansehen. 

Der  Ausdruck  „Komplementär“  für  den  persönlich 
haftenden  Teilhaber  ist  heute  wohl  mehr  ein  solcher  der 
Rechtssprache  als  ein  Ausdruck  des  Lebens.  Der  Aus- 
druck Kommanditist  wird  doppelsinnig  auch  für  den 
„stillen“  Gesellschafter  gebraucht.  Vielleicht  ist  es  nicht 
ohne  Interesse  auf  die  geschichtliche  Entstehung  der 
Worte  „Komplementär“  und  „Kommanditist“  etwas  ein- 
zugehen. Sie  kommen  nach  meiner  Kenntnis  zuerst  im 
Seerecht  von  .Amalfi  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  vor, 
werden  aber  sicher  sehr  viel  älter  sein.  Wenigstens 
das  wirtschaftliche  Verhältnis  geht  in  die  Zeiten  des 
alten  römischen  Rechts  zurück. 


Das  Seerecht  von  Amalfi  kennt  das  Verhältnis  des 
Geldgebers  „Gommendant“  und  das  des  Geschäftsführers 
„Gomplimentarius“,  welch  letzteres  Wort  nicht  so  sehr 
mit  oomplere  (ausfüllen)  als  mit  unserem  Wort  Kompli- 
ment zusammenhängt.  Letzteres  ist  natürlich  eine  Sinnes- 
abwandlung aus  dem  ersteren.  Der  Gomplimentarius,  der 
Schiffer  oder  ein  das  Schiff  begleitender  Kaufmann,  macht 
die  Komplimente,  schloß  die  Geschäfte  ab,  er  haftete 
persönlich  für  die  Geschäfte.  Der  Gommendant  riskierte 
nur  sein  Kapital,  das  er  hineingesteckt  bzw.  für  das 
er  gutgesagt  hatte. 

Es  mag  gestattet  sein,  hier  eine  kleine  Abschweifung 
zu  machen,  um  zu  zeigen,  nach  welch  verschiedenartigen 
Richtungen  sich  ein  Rechtsverhältnis  ausbilden  kann.  Die- 
ses Verhältnis  der  „Gommenda“  bestand  noch  in  der 
Ostseereederei  des  endenden  18.  und  beginnenden  19. 
Jahrhunderts.  Es  entwickelte  sich  hieraus  das  Institut! 
des  Korrespondentreeders.  Die  Schiffe  gehörten  regel- 
mäßig dem  Schiffer  und  seiner  „Freundschaft“.  Der 
Korrespondentreeder  war  das,  was  sein  Name  besagt,  der- 
jenige der  die  Korrespondenzen  zu  besorgen  hatte  und 
der  natürlich,  damit  er  am  Schiff  Interesse  hatte  mit 
Kapitalien  beteiligt  war.  Ursprünglich  war  es  natürlich 
der,  der  die  einzelne  Reise  finanziert  hatte. 

Aber  auch  unsere  heutige  Seeversicherung  wie  das 
heute  praktisch  wohl  ziemlich  selten  gewordene  Bod- 
mereigeschäft verdanken  dem  gleichen  wirtschaftlichen 
Verhältnis  ihre  Entstehung.  Man  denke  sich  den  Willen 
des  Geldgebers  dahin  gerichtet,  daß  er  zwar  hoch-  aber 
festverzinslichen  Kredit  geben  will,  und  zwar  einen  Kre- 
dit, dessen  hoher  Zinssatz  durch  die  Uebernahme  eines 
nicht  nur  tatsächlichen  sondern  auch  rechtlichen  Risikos 
gerechtfertigt  wird.  Greifen  wir  auf  den  Fall  aus  dem 
Seerecht  von  Amalfi  zurück.  Der  Gommendant  trug  die 
Gefahr,  falls  das  Schiff  mit  dem  für  sein  Geld  einge- 
kauften Waren  unterging.  Als  Gegenleistung  konnte  er 
einen  hohen  Zinssatz  für  sein  Geld  oder  eine  Gewinn- 
beteiligung wählen.  Er  mochte  vielfach  das  erstere 
vorziehen,  weil  er  auf  diese  Weise  weniger  etwaigen 
Betrügereien  des  Schiffers  ausgesetzt  war.  Die  Neigung 
der  Schiffer,  sich  in  auswärtigen  Häfen  Privatvorteile 
zu  verschaffen,  war  damals  sicher  sehr  groß.  Als  Sicher- 
heit für  sein  Geld  bedang  er  sich  die  Haftung  von  Schiff 
und  Ladung  aus,  so  daß  diese  ihm  wirtschaftlich  auch  ge- 
hörten. Damit  haben  wir  die  heutige  Bodmerei  — voraus- 
gesetzt, daß  die  Verpflichtung  zur  Rückzahlung  des  Dar- 
lehns  von  der  wohlbehaltenen  Rückkehr  abhing.  Diesen 
Vertrag  kannte  aber  schon  das  römische  Recht  in  seinem 
sogenannten  foenus  nauticum.  Das  Darlehen  brauchte 
bei  Untergang  des  Schiffes  nicht  zurückgezahlt  zu 
werden.  Nun  setzen  wir  den  Fall,  daß  der  Schiffer 
zwar  zur  Erledigung  seiner  Transaktionen  kein  Geld 
brauchte  aber  gegen  Verluste  gesichert  sein  wollte.  Er 
ließ  sich  dann  das  Darlehn  gar  nicht  auszahlen,  son- 
dern dies  war  ihm  nur  für  den  Fall  auszuzahlen,  daß 
die  Rückzahlungspflicht  ausgeschlossen  war.  Dies  ist 
der  Ursprung  der  Seeversicherung  und  überhaupt  viel- 
leicht unseres  ganzen  Versicherungswesens,  wobei  ich 
freilich  nicht  behauptet  haben  will,  daß  für  die  Entwick- 
lung des  Versicherungswesens  nicht  noch  andere  Mo- 
mente mitgewirkt  haben. 
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Doch  kehren  wir  auf  den  Boden  der  Gegenwart 
zurück  — auf  das  Gebiet  der  Kommanditgesellschaft  und 
der  stillen  Gesellschaft.  Wir  sahen,  daß  die  Beteiligung 
bei  beiden  Gesellschaftsformen  eine  innerlich  völlig  ver- 
schiedene ist,  mag  sie  auch  äußerlich  gleiches  Aussehen 
tragen.  Die  budimäßige  Bewertung  der  Beteiligung  bei 
der  stillen  Gesellschaft  bietet  natürlich  keine  Schwierig- 
keiten. 

Anders  ist  es  bei  der  Kommanditgesellschaft. 

Die  nichteingezahlte  Beteiligung  des  Kommanditisten 
ist  sicher  ein  Passivum  für  ihn,  sie  muß  buchmäßig 
wie  eine  übernommene  Bürgschaft  behandelt  werden. 
Arbeitet  die  Gesellschaft  mit  Verlust  und  der  Anteil  des 
Kommanditisten  wird  daher  eine  negative  Größe,  so  ist 
dies  aber  kein  neues  Passivum  in  seiner  Privatbilanz, 
vorausgesetzt,  daß  er  die  nicht  eingezahlte  Beteiligung: 
ganz  oder  zum  Teil  als  Passivum  bei  sich  verbucht  hat. 

ln  welchem  Umfange  eine  Verbuchung  der  nicht  ein- 
gezahlten Einlage  als  Passivum  gerechtfertigt  und  geboten 
ist,  hängt  vom  einzelnen  Fall  ab.  Denn  dem  übernom- 
menen Risiko  steht  nunmehr  als  Aktivum  die  Mitbe- 
teiligung am  Gesellschaftsvermögen  gegenüber. 

Im  allgemeinen  ist  das  Rechtsverhältnis  des  Kom- 
manditisten, das  manchen  ausländischen  Rechten  über- 
haupt unbekannt  ist,  praktisch  wenig  zu  empfehlen.  Die 
stille  Gesellschaft  ist  ein  viel  klareres  Rechtsverhältnis., 
und  der  Umfang  der  Rechte  des  nicht  tätigen  Teil- 
habers hinsichtlich  der  Kontrolle  der  Geschäfte  wird 
am  besten  durch  den  Gesellschaftsvertrag  genau  be- 
grenzt. 


Die  Rechtsprechung 
des  Reichswirtschaftsgerichts  auf  dem 
Gebiet  der  Brennstoffversorgung. 

Von  Dr.  Paul  Königsberger,  Berlin. 

(Fortsetzung*)  und  Schluß). 

III.  Mit  Bezug  auf  den  Uebernahmepreis  be- 
stimmt § 4 der  Bekanntmachung  vom  24.  2.  17  ledig- 
lich, daß  er  von  dem  Reichswirtschaftsgericht  endgültig 
festzusetzen  ist.  Auch  die  Anordnung  vom  21.  3.  17 
besagt  über  die  Höhe  des  festzusetzenden  Uebernahme- 
preises  nichts.  Die  Grundsätze,  nach  welchen  das 
Reichswirtschaftsgericht  bei  gegebener  Zuständigkeit  den 
Uebernahmepreis  festsetzt,  haben  daher  während  seiner 
Tätigkeit  erst  allmählich  feste  Gestalt  annehmen  können. 
Sie  sind  indessen  nichts  anderes  als  Richtlinien,  von 
denen  im  Einzelfall  aus  besonderen  Biiligkeitserwägun- 
gen  abzugehen,  stets  Vorbehalten  bleiben  muß.  Nach 
den  gewonnenen  Erfahrungen  lassen  sich  dabei  in  An- 
lehnung an  den  Gesetzestext  zwei  Gruppen  durch  die 
Anweisung  wirtschaftlich  betroffener  und  somit  regel- 
mäßig durch  eine  Vergütung  abzufindender  Personen 
unterscheiden:  die  Erzeuger  und  die  Besitzer  der  Brenn- 
stoffe. Leitender  Gesichtspunkt  bei  den  Entscheidungen 
in  beiden  Gruppen  ist  der  auch  für  sonstige  zwangs- 
bewirtschaftete Waren  aufgestellte  Grundsatz,  daß  der 
Uebernahmepreis  keinen  Ersatz  für  den  durch  die  Ent- 
ziehung der  Kohlen  usw.  unmittelbar  oder  mittelbar  ent- 

*) Anmerkung:  Wegen  Raummangels  mußte  der  Auf- 
satz bedauerlicherweise  stark  gekürzt  werden. 

162 


standenen  Schaden,  sondern  nur  den  Gegenwert  für  \ 
das  Entzogene  bildet. 

Dementsprechend  wird  dem  Erzeuger,  gegen  wel-  , 
chen  sich  die  behördliche  Anordnung  richtet,  der  Ueber- 
nahmepreis unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Ver- 
hältnisse der  in  Betracht  kommenden  Grube  nach  den 
Gestehungskosten  zur  Zeit  der  Anweisung  bemessen  und 
hierzu  ein  Aufschlag  gewährt,  der  in  der  Regel  den 
bei  freihändigem  Verkauf  möglichen  Gewinn  deckt. 

Richtet  sich  die  behördliche  Anweisung  gegen  einen 
Besitzer,  der  zugleich  Erzeuger  ist,  so  bewegt  sich  * 
die  Rechtsprechung  des  Reichswirischaftsgerichts  in  den 
gleichen  Bahnen.  Handelt  es  sich  dagegen  um 
einen  Besitzer,  der  nicht  zugleich  Erzeuger  ist, 
so  wird  davon  ausgegangen,  daß  dem  Be-  ( 
sitzer  jedenfalls  der  Einstandspreis  zu  vergüten  ist,  cs  1 
sei  denn,  daß  der  Einstandspreis  sich  im  Verhältnis  . 
zur  Marktlage  und  dem  Werte  der  Ware  als  unangemessen 
hoch  darstellt  und  auch  durch  die  besondere  Lage  des 
Besitzers  bei  seiner  Bewilligung  nicht  gerechtfertigt  wird. 

1.  Hat  der  Besitzer  die  Brennstoffe  für  nicht  ge- 
werbliche Zwecke  erworben,  so  wird  ihm  grundsätz- 
lich nur  der  reichlich  bemessene  Ersatz  seiner  Selbst-  f 
kosten  (Einkaufspreis,  Unkosten  und  Zinsverlust)  ge-  j 
währt. 

2.  Anders  werden  dagegen  grundsätzlich  diejenigen  'i 

Fälle  beurteilt,  in  denen  der  Besitzer  die  Brennstoffe  für  $ 
gewerbliche  Zwecke  angeschafft  hatte,  insbesondere,  : 
wenn  es  sich  um  Kohlenhändler  oder  Fabrikunternehmer 
handelt.  Es  werden  dann  dem  Kohlenhändler  regel- 
mäßig als  Grundpreis  seine  Selbstkosten  gewährt.  Maß- 
gebender Stichtag  für  die  Höhe  der  Selbstkosten  ist  ; 
der  Zeitpunkt  der  Entziehung.  Dies  ermöglicht  eine  im 
Kohlenhandel  herausgebildete  Verkehrssitte  anzuwenden,  f 
wonach  der  Lieferer  von  Kohle,  der  die  Bezahlung  des  t 
Tagespreises  im  freihändigen  Verkauf  vereinbart,  auch 
ohne  besonderen  Vorbehalt  den  höheren  Preis  für  die  3 
Kohle  fordern  kann,  die  er  — ohne  im  Leistungsver-  1 
zuge  zu  sein  — zu  einer  Zeit  liefert,  zu  der  ein  höherer 
Tagespreis  gilt.  Die  Anwendung  des  Handelsbrauchs  er- 
folgt in  der  Weise,  daß  in  der  Uebersendung  einer 
vor  der  Anweisung  ausgestellten  Rechnung  nicht  ein 
Verzicht  auf  einen  im  Augenblick  der  Entziehung  gel- 
tenden höheren  Marktpreis  erblickt  wird.  Zu  den  Selbst- 
kosten tritt  ein  Aufschlag  hinzu,  so  daß  der  Kohlen- 
händler insgesamt  soviel  erhält,  wie  er  z.  Z.  der  Ent- 
ziehung der  Brennstoffe  unter  angemessenen  Bedingungen 
bei  freihändigem  Verkauf  hätte  erzielen  können.  Als 
angemessener  Gewinnzuschlag  (Handelsnutzen)  ist  im 
Kohlengroßhandel  ein  Durchschnittssatz  von  höchstens 
3°/o  des  normalen  Brennstoffverkaufspreises  anzusehen  ; 
(vgl.  dazu  die  Bekanntmachung  des  Reichskohlenver- 
bandes vom  31.  3.  21  — Deutscher  Reichsanzeiger  j 

Nr.  76  vom  2.  4.  21).  Beim  Kohlenkleinhandel  bestimmt 
sich  die  Höhe  des  Aufschlags  dagegen  im  wesentlichen 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen. 

Auch  den  betroffenen  Unternehmern  wird,  so- 
fern die  Entziehung  der  Brennstoffe  eine  Einschränkung 
ihrer  Produktion  oder  mit  Rücksicht  auf  die  notwendige 
spätere  Beschaffung  von  teurerem  Ersatz  eine  Erhöhung 
ihrer  Produktionskosten  zur  Folge  hatte,  ein  nach  Lage 
des  Einzelfalls  zu  bemessen  der  bes.  Aufschlag  zu  ihren 
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Selbstkosten  zugebilligt.  Kann  hiernach  auch  die 
Gewährung  eines  solchen  Aufschlags  an  Fabrikunter- 
nehmer als  die  Regel  betrachtet  werden,  so  ist  diese 
Regel  doch  mit  Rücksicht  auf  die  Billigkeit  nicht  ohne 
Ausnahmen  geblieben.  Insbesondere  hat  sich  eine  Ab- 
weichung von  diesem  Grundsätze  nach  zwei  Richtungen 
hin  als  notwendig  erwiesen: 

a)  Ist  der  Einstandspreis  des  Unternehmers  schon  an 
sich  so  hoch,  daß  ein  bes.  Aufschlag  den  Ueber- 
nahmepreis  weit  über  den  zur  Zeit  der  Ueberwei- 
sung  der  Kohlen  geltenden  Tagespreis  hinaus  er- 
höht und  damit  den  Erwerber  in  unangemessener 
Weise  belastet,  so  wird  von  der  Bewilligung  eines 
Aufschlags  Abstand  genommen  oder  doch  der  Auf- 
schlag erheblich  beschränkt. 

b)  Besteht  der  Schaden,  der  dem  industriellen  Be- 
sitzer durch  die  Entziehung  der  Brennstoffe  zugefügt 
wird,  lediglich  in  der  Notwendigkeit  einer  späteren 
teureren  Ersatzbeschaffung  und  kann  nach  den  Um 
ständen  angenommen  werden,  daß  der  Unterneh 
mer  in  der  Lage  ist,  sich  für  diese  Vermehrung  der 
Produktionskosten  durch  Erhöhung  des  Preises  seiner 
Erzeugnisse  schadlos  zu  halten,  so  werden  ihm  nur 
seine  Selbstkosten  zugesprochen. 

IV.  Zu  den  von  dem  Empfänger  der  entzogenen 
Brennstoffe  dem  betroffenen  Besitzer  zu  erstatten 
den  Selbstkosten  gehört  in  der  Regel  der 
Ersatz  des  Einstandspreises,  der  besonderen  und 
allgemeinen  Unkosten,  des  natürlichen  Schwundes 

und  des  Zinsverlustes.  Die  Kosten  für  die  Be 
förderung  der  Brennstoffe  von  ihrem  Lagerort  zur  Zeit 
der  Anweisung  zum  Empfänger  sind  ebenfalls  hierunter 
zu  rechnen.  Aehnlich  wie  bei  dem  Erzeuger  wird  je- 
doch auch  bei  dem  Ersatz  der  Selbstkosten  des  Besitzers, 
der  nicht  zugleich  Erzeuger  ist,  erwogen,  ob  die  Selbst 
kosten  als  solche  berechtigt  sind  oder  z.  B.  infolge 
eines  Verschuldens  des  Besitzers  den  Marktpreis  der 
Brennstoffe  bedeutend  übersteigen. 

Wiederholt  ist  die  Frage  aufgetaucht,  ob  ein  Er- 
zeuger oder  ein  Kohlenhändler,  der  die  Anweisung  zur 
Ueberlassung  von  Brennstoffen  erhalten  hat,  berechtigt 
ist,  einen  sonst  von  ihm  benutzten  Zwischen  händ- 
1 e r zur  Ausführung  der  Anweisung  hinzuzuziehen  und 
einen  Verdienst  für  den  Zwischenhändler  dem  Empfänger 
in  Rechnung  zu  stellen.  Die  Frage  ist  in  Uebereinstim 
mung  mit  dem  in  dem  ersten  Abschnitt  dieser  Abhand 
lung  entwickelten  Gesichtspunkt  dahin  beantwortet  wor- 
den, daß  man  die  vor  Einsetzen  der  Zwangswirtschaft 
herausgebildeten  Verhältnisse  auch  weiter  zugrunde  legt 
und  daher  den  Zwischenhandel  dort  eingeschaltet  läßt, 
wo  der  freie  Wettbewerb  der  früheren  Zeit  sich  sein 
Lebensrecht  behauptet  hat,  daß  man  seine  Neueinschal 
tung  dagegen  bei  der  Festsetzung  des  Uebernahmepreises 
grundsätzlich  nicht  berücksichtigt.  Eine  hiervon  gemachte 
Ausnahme  möge  immerhin  nicht  unerwähnt  bleiben.  Die 
Not  der  Zeit  hat  nämlich  ein  neuartiges  Gebilde  ent 
stehen  lassen:  die  Industrie-Kohlengesellschaft.  Sie  ist 
eine  Erwerbsgesellschaft,  welche  den  Zweck  verfolgt  oder 
doch  längere  Zeit  verfolgt  hat,  der  Industrie  dadurch 
mehr  Kohlenmengen  zuzuführen,  daß  sie  die  Bergleute 
durch  Zubilligung  besonderer  Vorteile  veranlaßte,  Ueber- 
schichten  zu  fahren,  die  vorwiegend  in  der  Nacht  vom 


Sonnabend  zum  Sonntag  geleistet  wurden.  Die  so  ge- 
förderte Kohle  wurde  als  „Sonntagskohle“  bezeichnet. 
Die  Industrie-Kohlengesellschaft  erhielt  für  ihre  Tätig- 
keit eine  besondere,  „Beschaffungsbeitrag“  genannte  Ver- 
gütung, die  nur  mit  ihr  zu  verrechnen  war.  Dagegen 
erfolgte  die  Berechnung  und  Bezahlung  der  Kohle  selbst 
durch  den  liefernden  Kohlenhändler,  welcher  die  Bestei 
lung  auf  Lieferung  von  „Sonntagskohlen“  entgegennahm 
und,  soweit  zulässig,  zur  Ausführung  brachte.  Bei  der 
Festsetzung  des  Uebernahmepreises  für  entzogene  „Sonn- 
tagskohle“ ist  es  nun  streitig  geworden,  ob  der  „Be- 
schaffungsbeitrag“ in  den  Uebernahmepreis  hineinznrech- 
nen  sei.  Das  Reichswirtschaftsgericht  hat  diese  Frage  in 
einem  Einzelfall  wegen  der  daselbst  vorliegenden  beson- 
deren Verhältnisse  bejaht,  ohne  damit  — namentlich  be- 
züglich der  nicht  unbeträchtlichen  Höhe  des  allgemein 
von  der  Industrie-Kohlengesellschaft  geforderten  Beschaf 
fungsbeitrags  — für  künftige  Entscheidungen  aus  ähn- 
lichem Anlaß  ein  Präjudiz  schaffen  zu  wollen. 

Den  Uebernahmepreis  hat  derjenige  zu  beanspruchen, 
aus  dessen  Eigentum  die  Ware  zwangsweise  ent- 
zogen ist.  Deshalb  muß  in  Verbindung  mit  der  Fest- 
setzung des  Uebernahmepreises  die  Frage  der  An- 
spruchs- und  damit  der  Antragsberechtigung 
stets  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  werden. 

V.  In  Ausführung  des  § 4 bzw.  $ 1 der  Bekanntmachung 
vom  24/28.  2.  17  (RGBl.  S.  167/193)  hat  der  Reichs- 
kohlenkommissar am  2.  2.  18  (Deutscher  Reichs- 

anzeiger Nr.  31  vom  5.  2.  18)  angeordnet,  daß 
der  Empfänger  zugeteilter  Brennstoffe  beim  Nichtzu- 
standekommen einer  Einigung  dem  von  der  Anweisung 
betroffenen  Erzeuger  oder  Besitzer  vorläufig  Zug  um 
Zug  den  für  die  betr.  Brennstoffart  geltenden  Tagespreis 
zuzüglich  der  Kosten  der  Wegschaffung  von  dem  der- 
zeitigen Lagerort  der  Brennstoffe  bis  zum  Bestimmungs 
ort  zu  zahlen  hat.  Die  Gültigkeit  dieser  Anordnung  war 
mit  Rücksicht  auf  ihre  lediglich  im  Deutschen  Reichs- 
anzeiger erfolgte  Veröffentlichung  zweifelhaft  (vgl. 
Entsch.  des  KG.  vom  7.  10.  21  in  J.  W.  1922  S.  308/ 
Die  Zweifel  sind  durch  eine  VO.  des  Reichswirtschafts- 
ministers vom  25.  1.  22  (RGBl.  S.  191)  und  die  darauf 
erfolgte  Bekanntmachung  des  Reichskohlenkommissars 
vom  9.  2.  22  (Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  44  vom 
21.  2.  22)  behoben,  jedenfalls  wird  durch  die  An- 
ordnung der  Entscheidung  des  Reichswirtschafts- 
gerichts nicht  vorgegriffen.  Uebersteigt  der  vor- 
läufig gezahlte  Preis  den  festgesetzten  Ueber- 
nahmepreis, so  wird  in  der  Entscheidung  des  Reichs- 
wirtschaftsgerichts der  betroffene  Erzeuger  oder  Besitzer 
verurteilt,  den  zu  viel  erhaltenen  Betrag  nebst  Zinsen 
seit  dem  Zahlungstag  an  den  Empfänger  zurückzu- 
zahlen. Nach  § 44  der  Verordnung  über  das  Reichs- 
wirtschaftsgericht, aus  dessen  Urteilen  die  Zwangsvoll- 
streckung stattfindet,  erscheint  der  Empfänger  hinsicht- 
lich der  Zurückzahlung  eines  etwa  von  ihm  zu  viel  ge- 
zahlten Betrags  genügend  gesichert.  Die  Befugnis  des 
Reichswirtschaftsgerichts,  die  Verpflichtung  zur  Zurück- 
zahlung auszusprechen,  ergibt  sich  aus  einer  im  Sinn 
des  § 133  BGB.  ungezwungenen,  dem  praktischen  Be- 
dürfnis Rechnung  tragenden  Auslegung  des  § 4 Abs.  2 
der  Anordnung  vom  21.  3.  17  (RGBl.  S.  250).  Denn 
abgesehen  davon,  daß  hierdurch  die  mit  der  Anrufung 
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der  ordentlichen  Gerichte  für  die  Beteiligten  verbundenen 
Unbequemlichkeiten  und  Kosten  vermieden  werden,  han- 
delt es  sich  um  eine  mit  der  Entscheidung  der  Haupt- 
sache, nämlich  der  Festsetzung  des  Uebernahmepreises, 
unmittelbar  zusammenhängende  Nebenfrage. 

Eine  weitere  Nebenfrage,  die  Zubilligung  von  Zin- 
sen, wird  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  (§  246 
BGB.  und  § 352  HGB.)  in  Verbindung!  mit  einem  für 
den  Kohlenhandel  bestehenden  Brauch,  in  der  Regel  dahin 
entschieden,  daß  der  Uebernahmepreis  mit  5°/o  zu  ver- 
zinsen ist.  Dabei  wird,  je  nachdem  es!  sich  um  einen 
Uebernahmestreit  zwischen  Erzeuger  und  Kohlengroß- 
händler oder  zwischen  Kohlengroßhändler  und  Ver- 
braucher handelt,  der  Beginn  des  Zinsenlaufs  auf  den 
zehnten  oder  achten  Tag  des  auf  die  (zwangsmäßige) 
Lieferung  folgenden  Monats'  festgesetzt,  da  im  ersteren 
Fall  der  zehnte,  im  zweiten  Fall  der  achte  Tag  des  auf 
die  Lieferung  folgenden  Monats  als  Abrechnungstag  gilt. 
Neuerdings  wird  wegen  der  Geldentwertung  und  der 
damit  zusammenhängenden  Preissteigerung  zwischen 
Kohlengroßhändlern  und  Verbrauchern  halbmonatlich  ab- 
gerechnet, dem  hat  sich  dann  auch  der  Beginn  des 
Zinsenlaufs  anzupassen.  Handelt  es  sich  dagegen  um 
einen  Uebernahmestreit  zwischen  Verbrauchern,  so  ist 
grundsätzlich  der  Tag,  an  welchem  die  Brennstoffe  dem 
Empfänger  vom  ReiChSkohlenkommisSar  überwiesen 
werden,  für  den  Beginn  des  Zinsenlaufs  maßgebend. 

Daß  eine,  die  Festsetzung  des  Uebernahmepreises 
aussprechende  Entscheidung  des  Reichswirtschaftsgerichts 
auch  die  Gebühren-  und  Kostenfrage  regeln 
muß,  bedarf  keiner  ausführlichen  Darlegung.  Maßgebend 
hierfür  sind  die  §§  48  ff.  der  Verordnung  über  das 
Reichswirtschaftsgericht,  wonach  für  die  durch  Urteil 
erfolgenden  Entscheidungen  regelmäßig  eine  nach  dem 
Wert  des  Streitgegenstandes  und  der  Höhe  der  dem  Reich 
erwachsenen  Auslagen  zu  bemessende  Gebühr  erhoben 
wird,  welche  nicht  mehr  als  5°/o  des  Streitwertes,  jeden- 
falls aber  nicht  mehr  als  50  000  M.  betragen  soll  und  in 
die  Reichskasse  fließt.  Aus  besonderen  Gründel  kann 
von  der  Erhebung  einer  Gebühr  Abstand  genommen 
werden.  Diese  Gebührenfreiheit  ist  vorgeschrieben,  wenn 
die  in  Anspruch  genommenen  Brennstoffe  dem  Reich  oder 
dem  Landesfiskus  überlassen  werden  (§  53  Abs.  2 Ziff.  3 
a.  a.  O.  in  Verbindung  mit  § 5 Abs.  2 der  Anordnung 
vom  21.  3.  17).  Für  die  Entscheidung  über  die  den 
Beteiligten  erwachsenen  Kosten  des  Verfahrens  finden 
die  §§91  ff.  ZPO.  entsprechende  Anwendung  (§  51  der 
Verordnung  über  das  Reichswirtschaftsgericht). 

VI.  Die  obigen  der  Spruchpraxis  entnommenen  Bei- 
spiele lassen  erkennen,  daß  auf  dem  hier  behandelten 
Zuständigkeitsgebiet  ebenso  wie  in  dem  sonstigen  Ge- 
schäftsbereich des  Reichswirtschaftsgerichts  nicht  nur  zum 
Teil  schwierige  Rechtsfragen  zu  lösen  sind,  sondern  auch 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  der  Wirtschaft  erforder- 
lich ist  und  die  Fähigkeit,  einen  den  Verhältnissen  des 
Einzelfalls  gerecht  werdenden  Ausgleich  unter  den  oft 
weit  auseinandergehen  Jen  Interessen  der  Beledigten  zu 
finden.  Wenn  ein  derartiges  Ziel  in  der  Regel  erreicht 
wird  und  die  Rechtsprechung  des  Reichswirtschaftsge- 
richts in  Kohlensachen  im  großen  und  ganzen  die  Bil- 
ligung der  beteiligten  Kreise  findet,  so  ist  dieses  erfreu- 


liche Ergebnis  nicht  in  letzter  Linie  der  tatkräftigen  Mit- 
wirkung seiner  als  hervorragende  Fachleute  in  der  Brenn- 
stoffversorgung bekannten  Laienbeisitzer  zu  verdanken. 


Betrachtungen 

über  den  Streik  der  Eisenbahner. 

Von 

Eisenbahndirektionspräsident  a.  D.  Brosche,  Berlin. 

(Schluß.) 

V.  Streik  un  d E i s e n b ahn be am t e. 

m**-  -- 

Der  Eisenbahnerstreik  hatte  einen  neuartigen  Cha- 
rakter gegenüber  seinen  Vorgängern  auf  anderen  Ge- 
bieten. Er  war  von  Beamten  angeregt  und  in  Gang 
gebracht,  die  Arbeiter  waren  nur  Mitläufer.  Vor  dem 
Kriege  stand  das  Koalitionsrecht  der  Eisenbahner  im 
Kampf  der  Erörterungen  und  im  Anschluß  daran  die 
Frage  des  Streikrechts  seitens  der  Arbeiter.  Die  heu- 
tigen Bestimmungen  lassen  den  Streik'  bei  den  Eisen- 
bahnarbeitern ohne  Zweifel  zu,  noch  lange  aber  nicht 
den  Streik  von  Eisenbahnbeamten.  Dieser  bedeutet  den 
Anfang  vom  Ende  der  Staatsautorität,  und  ebenso  von 
der  Existenzberechtigung  der  Beamtenschaft,  die  das 
graue  Altertum  in  allen  historischen  Ländern  hatte  und 
die  bis  zur  Gegenwart  gemeinsam  mit  der  Wehrmacht 
überall  das  Rückgrat  für  die  Lebensfähigkeit  des'  Staates 
abgibt.  Um  die  Auffassung  der  Eisenbahnbeamten  zu 
verstehen,  muß  aber  betont  werden,  daß  sie  sich  über  ihre 
Pflichten  nicht  im  klaren  waren.  Es  fragt  sich  nur,  ob 
bei  Erkennung  des  rechtlichen  Standpunkts  die  Nieder- 
legung der  Arbeit  unterblieben  wäre.  Die  Frage  ist  zu 
verneinen.  Der  Streik  war  bei  ihnen  weniger  eine  Rechts- 
ais eine  Machtfrage  und  ist  es  auch  noch  jetzt.  Dabei 
wird  übersehen,  daß  mit  der  Hinderung  der  Staats- 
autorität auch  ihre  Rechte  gemindert  werden.  Wird  das 
Beamtenstreikrecht  anerkannt,  dann  hat  damit  automa- 
tisch die  Beamtenschaft  die  Lebensfähigkeit  verloren. 
Die  Beamten  sind  fraglos  als  Organe  der  Regierung  ihr 
Fleisch  und  Blut.  Ihr  eigenes  Interesse  neben  ihrem  Eid 
muß  ihnen  den  richtigen  Weg  zeigen.  Begeben  sie  sich 
ihrer  Pflicht  und  legen  sie  die  Arbeit  nieder,  dann  ist 
der  Staat  ebenso  seiner  Verpflichtung!  ledig.  Auch  in 
der  neuen  Verfassung  ist  das  Beamtenstreikrecht  nicht 
zugelassen;  den  Ausführungen  von  Senatspräsident  Dr. 
Koffka  in  Nr.  5/6  der  „DWZ.“  muß  man  sich  anschließen. 
Wird  trotzdem  die  Arbeit  niedergelegt,  dann  fallen  die 
Vorrechte  der  Beamten  auf  lebenslängliche  oder  zeitlich 
befristete  Anstellung,  auf  Pensionsfähigkeit  und  Ver- 
sicherung der  Hinterbliebenen.  Und  somit  ist  das  Vor- 
gehen der  Eisenbahnbeamten  ein  Vergehen  wider  sich 
selbst  und  die  Angehörigen.  Der  Widerstand  einer  Kate- 
gorie von  Beamten  dem  Staat  gegenüber  löst  auch  bei 
anderen  Kategorien  dieselbe  Handlungsweise  aus.  Ent- 
weder verfolgen  die  verschiedenen  Beamtenklassen  die- 
selbe Richtung,  dann  ist  es  bei  Erfolgen  mit  dem  Staat 
zu  Ende,  oder  sie  spielen  ihr  Einzelinteresse  im  Wider- 
streit aus,  dann  ist  es  mit  ihren  Vorrechten  und  ihrer 
Stellung  zu  Ende.  Jeder  der  Wege  führt  zum  Abgrund. 
Der  Staat  hat  die  Pflicht  und  das  Recht,  mit  allen  zur 
Verfügung  stehenden  Mitteln  dagegen  vorzugehen.  Ir- 
gend ein  Kompromiß  ist  in  den  Augen  auch  der  Strei- 


164 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


kenden  das  Kennzeichen  der  Schwäche  des  Staates,  da- 
für, daß  die  Regierung  Machtmittel  nicht  mehr  zur  Ver- 
fügung hat.  Er  bedeutet  ein  Vorwärtstasten  auf  schwan- 
kendem Boden  ohne  festes  Ziel.  Natürlich  ist  es  umge- 
kehrt Staatspflicht,  die  Lebensbedingungen  der  Beamten 
zu  erträglichen  zu  machen.  Es  ist  klar,  allen  Beamten 
kann  er  es  nicht  recht  machen;  die  logische  Folge  ist 
die,  daß  er  unter  Voraussetzung  seines  steten  Wohl- 
wollens allen  gegenüber  endgültig  gegen  unberechtigte 
Forderungen  einzelner  Beamtenklassen  entscheiden  muß. 
Diesen  Gedankengang  hat  Reichs-  und  Landtag  mit 
Recht  zum  Ausdruck  gebracht. 

Wenn  der  Kommunismus  andere  Auffassung  hat,  so 
würde  er  doch  auch  von  seinem  Standpunkt  aus  das 
Beamtenstreikrecht  nicht  anerkennen  dürfen.  Er  billigt 
es  aber,  daraus  ergibt  sich,  daß  er  die  Einrichtung  der 
Beamtenschaft  umstoßen  will.  Möge  sich  der  Beamte 
hierüber  klar  sein. 

Im  übrigen  darf  angenommen  werden,  daß  auch  die 
Unabhängige  sozialdemokratische  Partei  sich  mit  ver- 
dienten Maßregelungen  gegen  einzelne  Streikende  in  füh- 
render Stellung  abfinden  wird.  Wird  die  Disziplinierung 
durchweg  niedergeschlagen,  dann  ist  irgend  ein  Wagnis 
mit  der  Niederlegung  der  Arbeit  nicht  mehr  vorhanden. 
Denn  die  Rechte,  die  der  Unternehmer  dem  Arbeiter 
gegenüber  hat  und  die  für  unsern  Fall  auch  die  Eisen- 
bahnverwaltung  ihm  gegenüber  besitzt,  stehen  der  Ver- 
waltung gegen  den  Beamten  nicht  zu.  Um  so  weniger  ist 
volle  Amnestie  am  Platze.  Aber  man  darf  das  Kind 
nicht  mit  dem  Bade  ausschütten ; da  offenbar  ist,  daß 
Klarheit  über  das  Streikrecht  bei  den  Beamten  nicht  vor- 
handen ist,  so  wird  eine  deutliche  Ergänzung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Rechte  und  Pflichten 
ihnen  gegenüber  nicht  zu  umgehen  sein. 

Der  Staat  hat  ebenso  wie  meist  auch  der  private 
Arbeitgeber  vielfach  nicht  rechtzeitig  die  Streikgefahr 
erkannt,  er  hat  sich  überraschen  lassen.  Pflicht  der  Ver- 
waltung ist  es,  vor  Streikandrohung  der  Arbeitnehmer, 
mögen  sie  Beamte  oder  Arbeiter  sein,  Mittel  und  Wege 
zu  finden,  um  der  Arbeitsverweigerung  vorzubeugen. 
Natürlich  darf  dies  nicht  dadurch  erreicht  werden,  daß 
alles  zugestanden  wird.  Aber  es  muß  erkannt  werden, 
daß  der  Staat  Interesse  für  seine  Bediensteten  hat  und 
er  muß  aus  freien  Stücken  für  die  Besserstellung  seiner 
Bediensteten  eintreten,  soweit  er  irgend  hierzu  in  der 
Lage  ist,  sobald  er  die  Notwendigkeit  hierfür  voraus - 
sieht,  ehe  er  dazu  gedrängt  wird.  Diese  Forderung  ist 
eine  sehr  weitgehende,  aber  sie  muß  gestellt  werden. 

VI.  Motive. 

Schließlich  wird  es  von  Interesse  sein,  sich  darüber 
klar  zu  werden,  aus  welchen  Beweggründen  heraus  der 
Streik  ausgebrochen  ist.  Eins  ist  sicher:  in  Deutschland 
leiden  fast  alle  Kreise  not;  nicht  allein  in  dem  Sinn,  daß 
nicht  genügend  Mittel  zur  Befriedigung  der  materiellen 
Bedürfnisse  zur  Verfügung  stehen,  sondern  noch  weiter- 
gehend. Wir  sind  auch  in  ideeler,  in  moralischer,  in 
seelischer  Beziehung  ganz  ungenügend  versorgt.  Dies 
äußert  sich  noch  immer  in  leiblicher  Beziehung  an  dem 
unbefriedigenden  körperlichen  Befinden  der  Großen  und 
an  der  ungünstigen  Entwicklung  der  Jugend.  Ein  der- 
artiger Mangel  löst  Unzufriedenheit  und  Niedergeschla- 


genheit aus.  Er  wird  dann  noch  verstärkt,  wenn  zu 
wenig  geboten  wird,  um  dem  Verstand,  dem  Gemüt, 
dem  Herzen  zu  seinem  Recht  zu  verhelfen.  Das  Miß- 
befinden wird  dann  noch  weiter  erhöht,  wenn  an  die  Ar- 
beitskraft des  einzelnen  Ansprüche  gestellt  werden,  denen 
er  nicht  mehr  oder  ungenügend  gewachsen  ist;  beson- 
ders, wie  man  leider  immer  wieder  beobachten  muß, 
wenn  auch  in  moralischer  Beziehung  die  Widerstands- 
kraft heruntergewirtschaftet  ist.  Im  Grunde  genommen 
ist  es  die  Verzweiflung  über  die  Zeiten  der  Not,  die 
den  sonst  tadellosen  Beamten  auf  einen  falschen,  ab- 
schüssigen Weg  geführt  hat.  Die  Unzufriedenheit  wird 
durch  unverantwortliche  Elemente  geschürt  und  genährt, 
die  Schuld  stets  dem  Staat  zugeschoben,  der  nicht  das 
nötige  Verständnis  für  seine  Bediensteten  habe.  Dazu 
kommt  noch  die  Begriffsunklarheit  über  die  durch  die 
Staatsumwälzung  erweiterten  Rechte,  und  so  hat  sich 
schließlich  ein  giftiger  Untergrund  herausgebildet,  auf 
dem  die  Bestrebungen  über  Maßnahmen  der  Gewalt  zur 
Erreichung  unrechtmäßiger  Ziele  förderliche  Nahrung 
finden.  So  bedauerlich  dies  ist,  die  Streikenden  können 
wegen  ihres  Vorgehens  nicht  ohne  weiteres  verurteilt 
werden.  Sie  sehen  kein  Mittel,  auf  legalem  Wege  ihre 
Existenzmöglichkeit  zu  bessern,  sie  werden  aufgereizt, 
falsch  geleitet,  verzweifeln  an  einer  Besserung  der  Ver- 
hältnisse und  — das  Unglück  ist  Tatsache.  Die  Haupt- 
masse der  streikenden  Eisenbahner  ist  nichts  weiter  als 
eine  irregeführte,  aufgestachelte  Masse,  die  die  unheil- 
vollen Folgen  der  Arbeitsverweigerung  nicht  übersieht, 
die  auch  nicht  eukennt,  daß  sie  selbst  bei  Scheinerfolgen! 
tatsächlich  ihre  Verhältnisse  verschlechtert.  Von  vielen 
Anführern  in  einer  Streikbewegung  an  allen  Orten  werden 
zum  Teil  aus  Ueberzeugung,  zum  Teil  aus  anderen  Be- 
weggründen, den  Leichtgläubigen  goldene  Aussichten  vor- 
gegaukelt,  es  wird  geschildert,  wie  alle  gut  leben,  nur 
die  Eisenbahner  nicht,  und  so  kommt  es  zum  Streik. 
Zur  Begegnung  muß  die  Verwaltung  engste  Fühlung- 
nahme mit  allen  Beamten  suchen  und  finden,  alles  vor- 
aussehen; dabei  darf  sie  sich  nicht  etwas  abzwingen 
lassen,  was  sie  aus  freien  Stücken  bewilligen  könnte, 
und  nichts  anordnen  oder  versprechen,  was  sie  nicht 
durchsetzen  kann. 

Die  öffentlichen  Führer  in  den  einzelnen  Streik- 
gebieten sind  aber  ebenfalls  nicht  die  allein  Verantwort- 
lichen; sie  werden  wieder  von  dunklen  Hintermännern 
beraten  und  beeinflußt.  Sicher  kommen  bei  diesen  nicht 
nur  die  wirtschaftlichen  Fragen  zur  Erörterung;  es  werden 
offenbar  auch  die  politischen  Folgen  erwogen,  die  auf  eine 
gewaltsame  Abänderung  der  Verfassung  hinzielen,  vielfach 
wohl  unausgesprochen,  um  so  mehr  aber  gewollt.  Die 
Führer  also,  die  sich  als  die  Anregenden  ansehen,  werden 
von  Unverantwortlichen  beraten  und  geleitet.  Aus  diesen 
Verhältnissen  heraus  folgt  die  Führung  des  Streiks.  Aber 
auch  das  Spielen  mit  den  politischen  Erfolgen  neben  den 
wirtschaftlichen  ist  letzten  Endes  nicht  die  alleinige  Haupt- 
triebfeder für  Ingangsetzung  des  Streiks;  diese  ist  nach 
meiner  Ueberzeugung  der  Egoismus  des  einzelnen.  Die 
vielen  Leiter  des  Streiks,  abgesehen  von  wenigen  aus 
innerer  Ueberzeugung  handelnden,  erhoffen  für  sich  per- 
sönlich Vorteile,  sei  es  in  bezug  auf  Stellung,  auf  An- 
sehen oder  materielle  Vorteile,  sie  erstreben  Befriedi- 
gung ihres  Ehrgeizes.  Der  Kern  der  großen  Masse  der 
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Eisenbahner  ist  trotz  alledem  ein  guter,  und  es  steht  zu 
hoffen,  daß,  wenn  auch  erst  in  späterer  Zeit,  ihr  Ruf  den 
guten  Klang  in  der  Oeffentlichkeit  wieder  erhalten  wird. 
Dazu  gehört  aber  eine  konsequente,  zielbewußte  Leitung 
durch  die  Eisenbahnverwaltung  unter  Verwertung  ihres 
schier  unerschöpflichen  Borns  von  Erfahrungen,  die  sie 
in  den  letzten  Jahrzehnten  gesammelt  hat. 


Zum  Referentenentwurf 
eines  Reichsbahnfinanzgesetzes. 

Von  Geh.  Oberreg.- Rat  v.  Kienitz. 

(Schluß.) 

Auf  der  anderen  Seite  würde  auch  das  Reich  künftig 
finanziell  erheblich  ungünstiger  dastehn.  Porzellanmanu- 
faktur, Kartenverkauf  der  geologischen  Landesaufnahme 
u.  dgl.  würde  die  Gemeinwirtschaft  wohl  entbehren 
können.  Aber  das  Eisenbahnwesen  ist,  ganz  abgesehen 
von  seiner  nachher  noch  zu  erörternden  qualitativen  Be- 
deutung, schon  rein  quantitativ  ein  verhältnismäßig  viel 
zu  großer  Wirtschaftskörper,  als  daß  sein  Wegfall  nicht 
schwere  Wirkung  ausüben  müßte.  Ohne  den  werbenden 
Wert  der  Eisenbahnen  steht  der  Reichskredit  auf  tönernen 
Füßen,  und  alle  beweglichen  Einnahmen,  wie  Transport - 
und  sonstige  Eisenbahnsteuern,  werden  jenen  fundier- 
ten Besitz  im  Punkte  des  Kredits  nicht  ersetzen  können. 
Die  freundliche  Rücksicht,  die  dem  Finanzminister  er- 
lauben will,  bei  Begebung  von  Eisenbahnanleihen,  die 
er  an  sich  nicht  einmal  beurteilen  darf,  auch  den  eigenen 
Anleihebedarf  in  Rechnung  zu  ziehen,  wird  ihm  wenig 
helfen.  Denn  er  wird  schließlich  das  Ausbringen  von 
Eisenbahnanleihen  nicht  bloß  deshalb  verhindern  können, 
weil  er  niemanden  mehr  findet,  der  ihm  selbst  etwas 
leiht. 

So  ernst  schon  diese  wirtschaftlichen  Bedenken  an 
und  für  sich  sind,  so  treten  sie  doch  zurück  gegenüber 
der  entscheidenden  Neuerung,  der  Gestaltung  einer  selb- 
ständigen Rechtspersönlichkeit,  wie  sie  durch  jenes  „Son- 
dervermögen“ geschaffen  wird,  und  die  nicht  mehr  das 
Reich  selbst  ist.  Die  weiteren  Bestimmungen  sind  eigent- 
lich nur  noch  kommentierender  Zusatz,  z.  B.  daß  die 
Reichseisenbahnschulden,  die  so  noch  genannt  werden, 
von  den  allgemeinen  Reichsschulden  zu  trennen  seien. 
Sie  sind  dann  nicht  bloß  „zu  trennen“,  sondern  tatsäch- 
lich bereits  getrennt;  das  ist  eine  logisch  notwendige 
Folge  der  Einrichtung.  Das  Reich  würde  durch  einen 
Bankerott  des  nur  noch  so  genannten  „Reichseisenbahn- 
unternehmens“ nicht  mehr  berührt  werden.  Aber  ebenso- 
wenig würde  auch  ein  Bankerott  des  Reichs  dies  Eisen- 
bahnunternehmen noch  etwas  angehen.  So  ergibt  sich 
auch  ganz  von  selbst  die  im  § 2 betonte  selbständige 
Verwaltung.  Denn  irgendwie  muß  natürlich  das  neue 
Rechtssubjekt  vertreten  werden,  und  das  Reich  kann 
das  nicht  mehr.  Zwar  wird  immer  noch  der  Schein 
eines  persönlichen  Bandes  gewahrt:  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrats  sollen  teilweise  von  Reichskorporationen 
bestimmt,  das  eine  Drittel,  die  Sachverständigen,  vom 
Reichspräsidenten  ernannt  werden  — nur  auf  Vorschlag 
des  Reichsverkehrsministers  — und  dieser  Reichsver- 
kehrsminister ist  freilich  ein  bnis  der  allgemeinen 
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gung der  Gesetze  und  einen  brauchbaren  Zustand  der 
Reichsbahn  dem  Reich  verantworten.  Aber  diese  Ver- 
antwortung wird  entweder  schon  durch  ihre  Selbstver- 
ständlichkeit erledigt,  oder  ist  andernfalls  kaum  voll- 
streckbar, abgesehen  von  der  in  der  allgemeinen  Ge- 
richtsbarkeit gewährleisteten  Befolgung  der  Gesetze,  und 
alle  diese  Zusammenhänge  sind  auch  nur  noch  Spinn- 
web  der  Garantie,  das  vielleicht  einmal  reißen  kann, 
wenn  eine  Not  des  neuen  Rechtssubjekts  dazu  drängen 
sollte,  seine  Organe  nach  dem  eigenen  Interesse  zu 
wählen,  nicht  nach  dritten  Rücksichten  bestimmen  zu 
lassen. 

Denn  überall  gibt  den  Ausschlag  letzten  Endes  die 
Sache  selbst,  und  das  ist  hier  die  materielle  Trennung 
der  Rechtspersönlichkeiten  und  ihrer  Wirkungsbereiche. 
Dem  Reichsverkehrsminister  würde  im  Reichskabinett 
nur  die  seltsame  Stellung  verbleiben,  daß  er  in  andern 
Angelegenheiten  stimmberechtigt  ist.  Er  selbst  hat  dann 
ganz  andere,  außerhalb  der  Reichsregierung  liegende 
und  selbständige  Interessen  als  Leiter  eines  Unterneh- 
mens, das  dem  Reich  und  seiner  Wirtschaft  erheblich1 
ferner  stehen  wird,  als  z.  B.  die  Reichsbank,  und  das 
sich  von  einem  privatwirtschaftlichen  Unternehmen  kaum 
noch  so  weit  unterscheiden  wird,  wie  z.  B.  die  Reichs- 
bank von  der  Deutschen  Bank.  Dem  Gemeinwesen  und 
der  Gemeinwirtschaft  würde  die  neue  selbständige 
Eisenbahnverwaltung  in  der  Sache  selbst  nicht  wesent- 
lich anders  gegenüberstehen  als  eine  entsprechend  große 
Privatbahnverwaltung.  Ihr  maßgebliches  Ziel  wird  jeden- 
falls — das  läßt  der  Geist  des  Entwurfs  deutlich  er- 
kennen — vor  allem  ihre  Selbsterhaltung  sein,  und 
darin  deckt  sie  sich  mit  der  Privatwirtschaft.  Der  Weg 
zu  dieser  Wirtschaftsform  würde  also  sachlich  geebnet, 
der  Apfel  würde  künstlich  gereift  werden,  so  daß  er 
nur  noch  gepflückt  zu  werden  brauchte. 

Und  dieser  Plan  fällt  gerade  in  eine  Entwicklungs- 
periode, in  der  sich  das  Privatkapital  stark  gemacht 
hat,  unsere  Eisenbahnen  für  sich  zu  begehren.  Selbst 
der  festgefügte  frühere  Staat  würde  es  in  solcher  Lage 
kaum  für  ratsam  befunden  haben,  um  eines  finanztech- 
nischen Kunststücks  willen  die  Eisenbahnen  von  sich 
loszulösen,  die  er  sicherlich  nicht  zu  diesem  Zweck  ver- 
staatlicht hatte.  Heute  kann  es  ein  Verhängnis  werden. 
Man  tröstet  sich  zwar  gern  damit:  eine  Entstaatlichung 
der  Eisenbahnen  sei  gar  nicht  möglich,  weil  ja  alle 
entscheidenden  Kreise  dagegen  seien.  Aber  der  Ge- 
walt einer  ursächlich  begründeten  Bewegung  haben  dok- 
trinäre Beschlüsse  und  entrüstete  Resolutionen  noch  nie- 
mals Stand  gehalten.  Daß  das  Privatkapital  selbst  zu- 
rückschrecken werde,  weil  es  bei  den  herrschenden 
sozialen  Zuständen  und  unter  der  Tarif  Überwachung  des 
Reichs  einen  Gewinn  aus  den  Eisenbahnen  nicht  ziehen 
könne,  ist  ein  bodenloser  Schluß,  der  die  Preisfrage 
überhaupt  nicht  bedenkt.  Einen  unerträglichen  Preis, 
sei  es  bar  oder  in  Tarif  ko  ntnolle  usw.,  zu  zahlen,  ist 
das  Privatkapital  allerdings  zu  klug.  Es  fragt  sich  nur, 
ob  nicht  die  Macht  der  Tatsachen  dazu  zwingen  könnte, 
den  drüben  bestimmten  Preis  bestens  zu  akzeptieren, 
und  das  liegt  keineswegs  so  sehr  fern.  Denn  der  Ge- 
meingeist, ohne  den  eine  Gemeinwirtschaft  nicht  be- 
stehen kann,  droht  bei  uns  mehr  und  mehr  in  die  Brüche 
zu  gehen. 
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Weshalb  ist  denn  aus  der  vielbesprochenen  Soziali- 
sierung nichts  geworden  ? Als  die  Sozialdemokratie 
wider  alles  eigene  Erwarten  nicht  nur  frei  wurde,  sondern 
plötzlich  sogar  zur  Herrschaft  gelangte,  wurde  natur- 
gemäß allgemein  erwartet,  daß  nunmehr  ihre  gepriesene 
Sozialisierung  alsbald  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt 
werde.  Aber  das  Unternehmen  blieb  stecken,  weil  sich 
allzugroße  Schwierigkeiten  herausstellten.  So  seltsam 
diese  Begründung  erscheinen  mußte  — der  Menschengeist 
hat  wohl  schon  größeres  vollbracht  — , so  war  sie  doch 
richtig.  Es  ergab  sich  nämlich,  daß  der  Sozialdemokrat, 
ebenso  wie  der  Kapitalist,  in  die  eigene  Tasche  wirt- 
schaftet, in  Wahrheit  also  nicht  sozialisieren  wollte,  und 
wenn  man  die  Sozialisierung  gar  nicht  ernstlich  will,  dann 
freilich  ist  sie  nicht  nur  allzu  schwierig,  sondern 
sogar  ganz  unmöglich.  Auf  diese  Weise  gleitet  der  So- 
zialismus der  Sozialdemokratie  allmählich  in  den  platten 
Kommunismus  hinüber,  der  angeblich  zwar  alles  auf- 
teilen will,  dabei  aber  außer  zeitweiliger  Schreckens- 
herrschaft nichts  weiter  erreicht,  als  daß  er  selbst  in 
dem  weit  überlegenen  Kapitalismus  untergeht. 

Der  wirkliche  Sozialismus  ist  freilich  etwas  anderes. 
Er  stimmt  mit  dem  Staatskommunismus  insofern  über- 
ein, daß  beide  nicht  aufteilen,  sondern  zusammenfassen 
wollen,  und  der  Unterschied  wird  darin  gefunden  werden 
können,  daß  der  Sozialismus  eine  mehr  genossenschaft- 
liche Summierung  im  Auge  hat,  während  der  Staatskom- 
munismus auf  eine  staatliche  Einheit  abzielt.  Dies  letzte 
Ziel  ist  erreichbar,  allerdings  nur  unter  der  Voraus- 
setzung einer  starken  Staatsgewalt,  die  den  Einheits- 
gedanken als  Symbol  mit  zwingender  Autorität  aufzu- 
stellen vermag.  Davon  ist  heute  nicht  mehr  die  Rede. 
Die  jetzige  Staatsgemeinschaft  kann  ihrer  Art  nach  nur 
mit  dem  Sozialismus  vorwärtskommen,  wenn  es  ge- 
lingt. Dessen  Aufgabe  ist  theoretisch  ebenfalls  gut, 
wahrscheinlich  aber,  so  wie  die  Menschen  nun  einmal 
sind,  praktisch  kaum  lösbar.  Denn  hier  hängt  alles 
davon  ab,  ob  der  Gemeinschaftsgedanke  der 
freien  Ueberzeugung  des  einzelnen  ein- 
geprägt werden  kann,  und  das  ist  in  der  Gesamt- 
heit der  Menschen  gegenüber  der  Selbstsucht  sehr  schwer. 
Immerhin  käme  es  auf  den  Versuch  an.  Die  organisierten 
Gewerkschaften,  die  eigentlichen  Leiter  unseres  Eisen- 
bahnwesens, von  deren  Willen  Gang  oder  Hemmung 
abhängen,  mögen  an  dieser  Frage  herumarbeiten,,  sich 
aber  darüber  klar  werden,  daß  es  ohne  den  Gemein- 
schaftsgeist überhaupt  nicht  geht.  Mit  dem  jetzt  immer 
noch  geltenden  Krieg  aller  gegen  alle  ist  eine  Gemein- 
wirtschaft nicht  möglich,  und  die  Privatwirtschaft 
wird  ganz  von  selbst  an  die  Stelle  treten, 
weil  sie  dann  trotz  aller  Resolutionen  usw.  tatsächlich 
der  Vorstellung  der  heutigen  sog.  „Gemeinwirtschaft“ 
mehr  entspricht  oder  zu  ihrem  Schicksal  besser  paßt. 
Es  wäre  eine  furchtbare  geschichtliche  Blamage  des 
Sozialismus,  wenn  gerade  unter  seiner  Herrschaft  das 
große -Erbe  des  früheren  Staatssystems,  die  Gemein- 
wirtschaft der  deutschen  Eisenbahnen,  verloren  gehen 
sollte. 

Ja,  es  wäre  mehr  als  Blamage,  es  wäre  der  Unter- 
gang Deutschlands.  Gewiß  gibt  es  andere  große  Länder, 
die  mit  dem  Privatbahnsystem  gut  auskommen.  Aber 
es  ist  irrig,  das  Transportsystem  eines  großen  Landes 


als  eine  Zufälligkeit  zu  betrachten,  die  je  nach  Belieben 
so  oder  so  sein  könnte.  In  Deutschland  ist  von  Anfang 
an  das  Staatsbahnsystem  als  eine  Notwendigkeit  empfun- 
den worden.  Alle  größeren  Staaten  bis  auf  Preußen 
haben  nach  den  ersten  Anfängen  die  Weiterentwicklung 
ihres  Eisenbahnnetzes  selbst  in  die  Hand  genommen,  und 
in  Preußen  war  es  nur  die  Angst  der  Regierung  nach 
1848,  die  entgegen  dem  Wunsch  der  Volksvertretung 
die  Folgewirkungen  einer  allgemeinen  staatlichen  Trans- 
portführung nicht  riskieren  zu  können,  in  Wirklichkeit 
vielleicht  dem  Parlament  widersprechen  zu  müssen 
glaubte;  die  Maybachsche  Verstaatlichung  hat  nachher 
den  Schaden  wieder  gutgemacht.  Gegenüber  den  an 
Naturschätzen  und  Handelsmacht  reicheren  Ländern,  die 
ihr  Transportsystem  nach  ihren  Bedürfnissen  einrichten 
mögen,  was  uns  nichts  angeht,  kann  das  an  sich  arme 
Deutschland  nur  bestehen,  wenn  es  auch  aus  den  ent- 
legensten Winkeln  die  dort  mögliche  Gütererzeugung 
herausholt,  und  das  kann  nur  eine  Gemeinwirtschaft 
leisten.  Die  großen  sog.  Stammbahnen  anzulegen,  hat 
seinerzeit  die  Privatwirtschaft  gern  übernommen.  Die 
an  sich  gewinnlosen  Nebenbahnen  und  sog.  Stichbahnen, 
wenigstens  in  deren  nunmehrigem  Umfang,  ebenfalls  zu 
übernehmen,  würde  sie  wohl  Bedenken  getragen  haben, 
ist  das  Transportwesen  schon  im  allgemeinen  das  Rück- 
grat der  Volkswirtschaft,  so  gilt  das  für  Deutschland 
in  ganz  besonderem  Sinn.  Hier  bedeutet  das  Trans- 
portwesen nicht  nur  das  Rückgrat,  sondern  die  Volks- 
wirtschaft selbst. 

In  der  heutigen  verworrenen  Lage  sind  ja  die  plan- 
losen Gedanken  erklärlich,  die  entweder  in  dem  Greifen 
nach  privatwirtschaftlichen  Formen  ihren  Ausdruck 
finden  oder  in  dem  Belieben,  zur  Probe  auch  einmal  etwas 
Privatwirtschaft  zu  treiben,  oder  gar  in  der  Verständ- 
nislosigkeit, der  Privatwirtschaft  ein  begriffliches  Ueber- 
gewicht  gegenüber  der  Gemeinwirtschaft  zuzuerkennen. 
Für  unsere  Zukunft  birgt  dieses  theoretische  Spiel  eine 
ernste  Gefahr.  Allerdings  hat  auch  die  Privatwirtschaft 
ihren  eigenen  Wert.  Durch  die  stärkere  Triebkraft  des 
privaten  Eigennutzes  ist  sie  berufen,  als  Pionier  auf 
den  Gebieten  voranzugehen,  die  noch  der  grundsätzlichen 
Entwicklung  bedürfen  und  ohne  diese  Kraft  nicht  er- 
schlossen werden  können.  Hier  ist  sie  am  Platz,  und 
hier  ist  die  Gemeinwirtschaft  falsch.  Denn  der  wirt- 
schaftliche Gleichmut  des  staatlichen  Rentnertums,  das 
die  Gemeinwirtschaft  mit  sich  bringt,  genügt  für  das 
erste  Wagnis  nicht.  Dies  Gewicht  belastet  freilich  die 
Gemeinwirtschaft.  Es  durch  wirtschaftlichen  Anreiz  zu 
heben,  will  nicht  gelingen  und  ist  eigentlich  auch  be- 
grifflich verfehlt.  Es  kann  in  der  Gemeinwirtschaft  nur 
durch  eine  ganz  andere  Kraft  gehoben  werden:  durch 
das  Bewußtsein  der  Pflicht  gegenüber  dem  gemeinen 
Wesen.  Wo  eine  wirtschaftliche  Macht  wie  das  Trans- 
portwesen, die  das  ganze  Volksleben  ergreift,  schon  in 
festem  Gefüge  ausgebildet  worden  ist,  da  tritt  das  ge- 
meine Wesen  in  den  Vordergrund  und  ist  auch  seine 
Gemeinwirtschaft  am  Platz.  Da  ist  die  Privatwirtschaft 
falsch;  sie  hat  hier  ihre.  Aufgabe  erfüllt  und  soll  sich 
andern,  neuen  Pionieraufgaben  zuwenden. 

Die  Privatwirtschaft  ist  an  das  Privatkapital  ge- 
bunden, das  naturgemäß  praktisch  ebenso  international 
ist  wie  sein  Gegengewicht,  die  industrielle  Arbeiterschaft. 
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Aber  diese  Internationalität  ist  im  letzten  Grunde  vor- 
läufig noch  begrifflich  unwahr.  Mögen  unsere  Unab- 
hängigen und  Kommunisten  bei  ihren  Kongressen  und 
sonstwo  auf  das  Vaterland  pfeifen,  so  ist  das  nur  ein 
Zeichen  der  blöden  germanischen  Kurzsichtigkeit,  die 
noch  nicht  erkannt  hat,  daß  der  wirklich  internationale 
Mensch  nichts  weiter  ist,  als  ein  jagdbares  Tier.  Und 
das  ist  hier  der  springende  Punkt.  Die  politische  Selbst- 
bestimmung des  deutschen  Volkes  ist  dahin.  Verliert 
es  dazu  auch  die  wirtschaftliche  Souveränität,  wie  sie 
in  der  großen  Gemeinwirtschaft  unserer  Eisenbahnen 
ihren  entscheidenden  Anhalt  findet,  so  lösen  wir  uns 
im  wirklichen  Internationalismus  auf.  Das  deutsche 
Eisenbahnwesen  wird  ein  Weltinstitut,  dessen  Erscheinung 
wir  teilnahmlos  an  uns  vorüberrollen  sehen,  und  der 
Deutsche  wird  Weltkuli. 

Ist  dies  Verhängnis  nicht  mehr  abwendbar,  dann 
ist  es  freilich  auch  gleichgültig,  ob  wir  vorher  noch  das 
Eisenbahnwesen  aus  der  Gemeinwirtschaft  des  Reichs 
herausnehmen  oder  nicht.  Solange  aber  noch  ein  Schein 
von  Hoffnung  besteht,  daß  sich  jenes  Bewußtsein  der 
Pflicht  gegenüber  dem  gemeinen  Wesen,  der  Gemein- 
schaftsgeist, im  deutschen  Volk  erhält,  und  daß  wir  mit 
ihm  wenigstens  die  wirtschaftliche  Selbstbestim- 
mung uns  bewahren  können,  muß  diese  zarte  Pflanze 
gerade  in  der  heutigen  Zeit  der  Gefahr  geschont  und 
gepflegt  werden,  und  vor  allem  darf  man  ihr  nicht  den 
Nährboden  entziehen.  In  der  Eigenart  unseres  Wirt- 
schaftssystems und  unserer  ganzen  wirtschaftlichen  Lage 
sind  Gemeinwirtschaft  und  Gemeingeist  gegenseitig  be- 
dingt. Wird  die  Gemeinwirtschaft  gefährdet,  so  geht  in 
gleichem  Maße  der  Gemeingeist  zugrunde. 

* 

Nachwort.  Die  vorstehenden  Ausführungen  haben 
vielleicht  nur  noch  historische  Bedeutung.  Durch  den 
zwischenzeitlichen  Eisenbahnstreik  mit  seinen  Begleit- 
erscheinungen ist  die  gesamte  Lage  wesentlich  ver- 
ändert worden.  Selbst  wenn  man  in  dem  bisherigen 
Ausgang  einen  Sieg  des  staatlichen  Ansehens  finden  will 
— ganz  deutlich  ist  das  Biid  ohnehin  noch  nicht  — , so 
ist  doch  die  Tatsache  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen,  daß 
ein  großer  Teil  gerade  der  Beamten  der  gemeinwirtschaft- 
lichen Betriebsverwaltung  die  Gefolgschaft  aufgesagt  hat. 
Dies  Ereignis  hat  der  Einrichtung  einen  Stoß  gegeben, 
von  dem  sie  sich  selbst  dann  schwer  erholen  könnte, 
wenn  der  Widersinn  des  Vorgangs  nachträglich  all- 
gemein anerkannt  würde.  Aber  damit  ist,  wie  der 
weitere  Verlauf  zeigt,  nicht  einmal  201  rechnen.  Daß 
die  Opposition  über  die  Gefahr  einer  „Stinnesierung“ 
unserer  Eisenbahnen  zeterte  und  im  selben  Atemzug 
diesen  Streik  proklamierte,  ist  ein  neuer  Beweis,  wie 
die  politische  Verständnislosigkeit  ohne  Grenzen  ist. 

Auch  das  allgemeine  Volksempfinden  ist  in  seinem 
Vertrauen  zu  dieser  Art  von  Gemeinwirtschaft  erschüttert 
worden.  Gegenüber  dem  hier  betriebenen  wirtschaft- 
lichen Selbstmord  wird  die  Fürsorge  des  internationalen 
Kapitals  in  neuem  Glanz  erscheinen,  und  daß  wir  das 
Hinübergleiten  unserer  Eisenbahnen  in  diese  starken 
Arme  bei  unserer  Ohnmacht  und  unserm  Elend  nun 
noch  lange  aufhalten  könnten,  ist  nicht  gerade  sehr 
glaublich. 


Damit  verliert  in  der  Sache  selbst  die  Fassung  des 
Reichsbahnfinanzgesetzes  das  oben  erörterte  Interesse. 
Nur  bleibt  gerade  dann  zu  bedenken,  ob  es  sich  empfiehlt, 
das  rein  geschäftlich  sonst  durchaus  brauchbare  Ge- 
setz vor  dem  Urteil  der  Geschichte  auch  nur  mit  dem 
Schein  zu  belasten,  daß  es  die  befürchtete  Entwicklung 
irgendwie,  wenn  auch  absichtslos,  gefördert  habe. 


Zur  Frage  der  Bezirkswirtschaftsräte. 

Von  dem  ersten  geschäftsführenden  Präsidialmitglied 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags  zu  Berlin 
geht  uns  unter  dem  26.  Mai  1922  eine  kurze  Erwiderung 
zu,  die  wir,  da  sie  zur  Klärung  der  Frage  beizutragem 
geeignet  ist,  wie  folgt  gern  zum  Abdruck  bringen: 

„In  Nr.  9/10  der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  vom 
1.  Mai  1922  findet  sich  ein  Aufsatz  von  Herrn  Max 
Gohen  über  Artikel  165  der  Reichsverfassung,  in  dem 
Herr  Max  Cohen  ausdrücklich  darauf  hinweist,  daß  man 
die  verschiedenen  Absätze  des  Artikels  165  nicht  einzeln 
für  sich  betrachten,  sondern  in  einem  Zusammenhang 
miteinander  bringen  müsse,  wenn  man  ihn  verstehen 
wolle.  Dieser  Auffassung  stimme  ich  durchaus  zu,  kann 
aber  die  Schlußfolgerungen,  die  von  Herrn  Max  Cohen 
daraus  gezogen  werden,  nicht  anerkennen.  Es  ist  zu- 
treffend, daß  nach  Artikel  165  die  Arbeiter  und  Ange- 
stellten dazu  berufen  sind,  gleichberechtigt  in  Gemein- 
schaft mit  den  Unternehmern  an  der  gesamten  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  der  produktiven  Kräfte  teilzu- 
nehmen. Die  übrigen  Absätze  des  Artikels  165  be- 
stimmen sodann,  in  welcher  Form  sich  diese  Mitwirkung 
vollziehen  soll  und  benennen  als  solche  Form  ausdrück- 
lich die  Bezirkswirtschaftsräte  und  den 
Reichswirtschaftsrat.  Die  Forderung  der  pari- 
tätischen Handelskammern  kann  auf  den  Ar- 
tikel 165  der  Reichsverfassung  weder  dem  Geist  noch 
dem  Wortlaut  nach  gestützt  werden.  Ich  würde  dank- 
bar sein,  wenn  die  Schriftleitung  der  Deutschen  Wirt- 
schaftszeitung von  dieser  Auffassung  ihren  Lesern  Kennt- 
nis geben  wollte.“ 

Uerfallerklärung  des  Erlöses 
auf  Grund  der  Außenhandelsvorschriften 
sichergestellter  Waren. 

Eine  Entgegnung. 

Von  Gerichtsassessor  Kunz,  Charlottenburg. 

Den  unter  dieser  Ueberschrift  in  Nr.  1/2  der  Deut- 
schen Wirtschaftszeitung  1922  veröffentlichten  Ausfüh- 
rungen von  Dr.  Mühlbach  vermag  ich  nicht  beizu- 
stimmen. 

Wenn  Mühlbach  Grundsätze  des  Verwaltungs- 
rechts für  die  Entscheidung  der  Frage  heranziehen  will, 
sio  entspricht  dies  allerdings  durchaus  der  jetzt  herrschen- 
den richtigen  Auffassung,  daß  das  Reichswirtschafts- 
gericht kein  Sondergericht  im  Sinne  der  §§  13  und  14  Ge- 
richtsverf  assungsgesetz,  sondern  ein  Reichsver- 
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waltu  ngsgericht  ist1).  Auch  scjgi  in  keiner  Weise 
bestritten  werden,  daß  im  preußischen  Verwaltungsrecht 
die  Verwaltungsbehörde  beschlagnahmte  Waren  unter  ge- 
wissen Umständen  bereits  vor  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung veräußern  durfte  und  daß  dann  der  Erlös  an 
Stelle  der  veräußerten  Waren  trat.  Man  muß  aber  bei 
Anwendung  derartiger  Grundsätze  sehr  vorsichtig  zu 
Werke  gehen,  will  man  nicht  ihren  Sinn  und  Zweck  ge- 
rade in  das  Gegenteil  verkehren. 

Die  von  Mühlbach  angezogene  preußische  Ver- 
waitungspraxis  geht  davon  aus,  daß  die  endgültige  Ein- 
ziehung (Konfiskation)  erst  nach  einem  voraufgegange- 
nen Strafverfahren  durch  richterlichen  Entscheid  zulässig 
ist,  d.  h.  also  unabhängig  von  irgendwelchen  Einflüssen 
der  Verwaltungsbehörden  erfolgt.  Da  eine  gerichtliche 
Entscheidung  in  der  Regel  erst  nach  längerer  Zeit 
erwartet  werden  kann,  so  müßte  streng  genommen  die 
betreffende  Verwaltungsbehörde,  welche  die  verdächtige 
Ware  sichergestellt  oder  beschlagnahmt  hat,  untätig  Zu- 
sehen, wie  die  Ware  inzwischen  verdirbt  und  somit  ihr 
Wert  dem  Volksvermögen  verloren  geht,  oder  aber  bis 
Aufbewahrungskosten  entstanden  sind,  die  zu  dem  Wert 
der  Ware  in  keinem  Verhältnis  stehen. 

Um  dies  zu  verhindern  ist,  wie  sich  aus  ihrer  ganzen 
Abfassung  ergibt,  die  von  Mühlbach  zitierte  Zirku- 
larverfügung betreffend  die  Aufbewahrung  der  in  Ge- 
werbesteuer-Kontraventionssachen in  Beschlag  genomme- 
nen Gegenstände  vom  22.  Oktober  18422),  sowie  der  Be- 
scheid betreffend  die  Konfiskation  des  verbotswidrig  feil- 
gehaltenen  Wildes  während  der  Schonzeit  vom  29.  Sep- 
tember 18703)  ergangen.  Dies  ist  der  Beweggrund  aus 
dem  auch  Falck  für  eine  Verwertungsmöglichkeit  be- 
schlagnahmter Waren  vor  Beendigung  des  Strafverfahrens 
eintritt4). 

Dieser  Grundgedanke  ist  aber  bei  der  Sicherstellung 
— Verfallerklärung  der  Einfuhrverordnung  vom  22.  März 
1920  (RGBl.  S.  334)  — bereits  voll  und  ganz  berück- 
sichtigt worden.  Hier  ist  der  Mangel,  dem  die  oben  er- 
wähnte Verwaltungspraxis  durch  die  Erlaubnis  des  vor- 
zeitigen Verkaufs  abhelfen  sollte,  vermieden,  indem  die 
Konfiskation  nicht  mehr  von  den  ordentlichen  Gerichten, 
sondern  von  dem  Reichsbeauftragten  für  die  Ueber- 
wachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  seinem  Bevollmächtig- 
ten oder  durch  die  Zollverwaltung,  also  stets  von  einer 
Verwaltungsbehörde  ausgesprochen  wird.  Eine  ge- 
richtliche Entscheidung  ergeht  erst  im  nachfolgenden 
Beschwerdeverfahren  vor  dem  Reichswirtschafisgiericht 
über  die  Rechtmäßigkeit  oder  Unrechtmäßigkeit  der  Ver- 
fallerklärung. Man  wird  also  folgende  Gegenüberstellung 
machen  können. 


')  Vgl.  die  Zusammenstellung  in  der  DWZ.  1921,  Nr.  5, 
S.  101:  Geh.  Justizrat  Dr.  Heilberg,  Prof.  Dr.  Heilfron, 
Prof.  Dr.  Waldecker,  ferner  Sydow-Busch,  ZPO.,  letzte  Auf- 
lage» § 13  GVG.,  Anm.  4 a.  E.,  Dochow,  Deutsche  Berg- 
werks-Zeitung, Nr.  11  vom  4.  Januar  1921,  Prof.  Stein,  Leip- 
zig, JW.  1921,  S.  1138. 

2)  Ministerialblatt  für  die  gesamte  innere  Verwaltung 
1842,  S.  388. 

3)  Ministerialblatt  für  die  gesamte  innere  Verwaltung 
1870,  S.  271. 

4)  Deutsche  Strafrechtzeitung  1916,  S.  473. 


Preußisches 

Verwaltungsrecht. 

1.  Beschlagnahme. 

2.  Verkauf  vor  gerichtlicher 
Entscheidung,  um  Verderben 
zu  verhüten. 

3.  Gerichtliche  Entscheidung 
über  die  Einziehung  des 
Erlöses. 


Einfuhrverordnung. 

1.  Sicherstellung. 

2.  Verfallerklärung  und  Verwer- 
tung. 

3.  Entscheidung  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts über  die  Recht- 
mäßigkeit oder  Unrechtmäßig- 
keit der  Verfallerklärung. 


Damit  soll  nun  auf  keinen  Fall  behauptet  werden, 
daß  die  einzelnen  gegenübergestellten  Posten,  insbeson- 
dere der  Verkauf  beschlagnahmter  Waren,  vor  der  rich- 
terlichen Entscheidung  nach  preußischem  Recht  und  die 
Verfallerklärung  mit  anschließender  Verwertung,  sich  in 
jeder  Beziehung  gleichen.  Die  Gegenüberstellung  soll 
nur  veranschaulichen,  wie  der  Grundgedanke,  die  Ver- 
waltungsbehörde in  der  Verwertung  der  Ware  von  dem 
langsamer  arbeitenden  ordentlichen  Gericht  freizumachen, 
in  der  Einfuhrverordnung  durch  die  Uebertragung  der 
Verfallerklärungsbefugnis  auf  die  Verwaltungsbehörde  ge- 
setzlich festgelegt  und  deshalb  in  der  Einfuhrverordnung 
für  den  bisherigen  Notbehelf  der  preußischen  Verwal- 
tungspraxis kein  Raum  mehr  ist. 


Es  mag  bei  dieser  Gelegenheit  auf  die  Ausführun- 
gen in  der  Entscheidung  des  großen  Senats  G.-S.  24  21  ) 
hingewiesen  werden,  die  sich  allerdings  gegen  die  An- 
wendung der  Bekanntmachung  vom  20.  Februar  1917 
und  22.  März  1917  auf  die  Verfallerklärung  richten,  ent- 
sprechend aber  auch  hier  herangezogen  werden  können: 


Die  zuständigen  Verwaltungsstellen  haben  in  der 
Verfallerklärung  der  Verordnung  vom  22.  März  1920 
ein  so  wirksames  und  durchgreifendes  Mittel  er- 
halten, um  verdächtige  Waren  der  Verfügung  der 
Beteiligten  zu  entziehen  und  für  den  Zugriff  der 
Verwaltung  zu  sichern,  daß  die  Erwägungen  die  für 
die  Zulassung  einer  einstweiligen  Veräußerung  . . . 
maßgebend  waren,  hier  nicht  zutreffen. 

Während  Mühlbach  einerseits  den  meines  Erachtens 
mißlungenen  Versuch  macht,  die  Verfallerklärung  des 
Erlöses  sichergestellter  Waren  mit  Grundsätzen  der 
preußischen  Verwaltungspraxis  zu  rechtfertigen,  so  spielt 
er  andererseits  auch  mit  dem  Gedanken,  das  Straf 
recht  zur  Unterstützung  heranzuziehen.  Zwar  be 
stimmt  § 3 Absatz  2:  Die  vorläufig  sichergestellten 

Waren  gelten  als  in  Beschlag  genommen  im  Sinne  des 
§ 137  des  Reichsstrafgeseizbuches;  dies  berechtigt  meines 
Erachtens  aber  nicht  zu  dem  Rückschluß,  daß  nun  auch 
Artikel  2 der  Bekanntmachung  vom  22.  März  1917  bzw. 
12.  Februar  1920  Anwendung  finden  müsse.  Die  Vor- 
schriften der  Bekanntmachung  vom  22.  März  1917  stehen, 
wie  in  den  Gründen  des  erwähnten  Beschlusses  des 
großen  Senats  eingehend  erörtert,  in  engstem  Zusam- 
menhang mit  den  Zwecken  der  Strafverfolgung  und  sind 
inhaltlich  durchaus  nach  strafprozessualen  Grundsätzen 
gestaltet,  wogegen  es  sich  bei  der  Verfallerklärung  und 
entsprechend  auch  bei  der  Sicherstellung  des  § 3 der  Ver 
Ordnung  vom  22.  März  1920  um  eine  rein  verwaltungs 
mäßige  Anordnung  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde 
handelt.  Dieser  Gegensatz  wird  durch  die  Anwend 
barkeit  des  § 137  RStGB.  nicht  überbrückt.  Aus  der 


5)  Veröffentlicht  in  DWZ.  1921,  S.  439. 
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ganzen  Fassung  des  § 3 ergibt  sich  vielmehr,  daß  es 
sich  in  dieser  Bestimmung  um  etwas  dem  Strafrecht  sonst 
fernstehendes  handelt.  Der  Hinweis  auf  den  § 137  RStOB. 
erklärt  sich  meines  Erachtens  lediglich  daraus,  daß  der  in 
der  Sicherstellung  zum  Ausdruck  gekommene  Wille  der 
öffentlichen  Gewalt  unbedingt  geschützt  und  seine  Ver- 
letzung in  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise 
verboten  sein  sollte.  Wollte  man  darüber  hinaus  an- 
nehmen,  daß  nun  auch  die  Bekanntmachung  vom  22. 
März  1917  bzw.  12.  Februar  1920  in  Anwendung  kom- 
men müsse,  so  würde  das  voraussetzen,  daß  durch  den 
Hinweis  auf  den  § 137  RStGB.  dem  Akt  der  Sicher- 
stellung, der  auch  nach  Ansicht  Mühlbachs  verwaltungs- 
polizeilicher Natur  ist,  strafrechtliche  Grundsätze  aufge- 
pfropft sein  müßten.  Dafür  bieten  sich  aber  keinerlei 
Anhaltspunkte. 

Hierdurch  erledigt  sich  ebenfalls  die  Frage,  ob  die 
sogenannte  Irrtumsverordnung  vom  18.  Januar  1917i;) 
in  dem  Sinne  der  Verordnung  vom  22.  März  1917  bzw. 
12.  Februar  1920  entsprechend  auf  das  Verfallverfahren 
Anwendung  zu  finden  habe. 

Ohne  weiteres  ist  zuzugeben  und  auch  vom  Reichs- 
wirtschaftsgericht niemals  in  Abrede  gestellt,  daß  die 
Einführverordnung  zu  den  Vorschriften  gehört,  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  eine  vereinfachte  Form  der 
Gesetzgebung  für  die  Zwecke  der  Uebergangswinschaft 
vom  17.  April  1919  (RGBl.  S.  394)  ergangen  sind6 7 8).  Ge- 
mäß Art.  I tder  Verordnung  vom  12.  Februar  1920  (RGBl. 
S.  230)  findet  demnach  die  Irrtumsverordnung  auch  auf 
die  Einfuhrverordnung  Anwendung.  Diese  Anwendung 
kann  sich  aber  nur  auf  die  Bestandteile  der  Verordnung! 
erstrecken,  die  strafrechtlicher  Natur  sind;  denn  die 
Irrtumsverordnung  soll  gerade  vor  Strafverfolgung 
schützen.  Mit  der  Sicherstellung  und  der  wirt- 
schaft  s polizeilichen  Verfallerklärung  hat  sie 
nichts  gemein. 

Daß  auch  das  Reichswirtschaftsgericht  diesen  Unter- 
schied zwischen  den  Strafbestimmungen  des  § 2 und 
der  wirtschaftspolizeilichen  Verfallerklärung  des  § 3 der 
Einfuhrverordnung  macht,  ergibt  sich  deutlich  aus  der 
oft  genannten  Entscheidung  des  großen  Senats  24/21  und 
25/2D). 

Eine  ausdrückliche  Stellungnahme  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts zu  dieser  Frage  dürfte  daher  wohl  nicht 
mehr  erforderlich  sein. 


Verstöße 

gegen  die  „Zulaufsverordnung“ 
sind  nicht  strafbar. 

Mitgeteilt  durch  Gerichtsassessor  a.  D.  Dr,  Mühlbach, 

Berlin. 

Das  Reichsgericht  hat  in  der  Entscheidung  vom 
19.  Januar  1922  (1  D 1794/21)  die  von  allen  Beteiligten 
sehr  unangenehm  empfundene  Zweifelsfrage  verneinend 
entschieden,  ob  ein  Verstoß  gegen  die  Bekanntmachung 
des  Reichskommissars  für  Aus- u.  Einfuhrbewilligung  über 


6)  RGBl.  S.  58. 

7)  Vgl.  G.-S.  24/21  in  der  DWZ.,  S.  439. 

8)  G.-S.  25/21  in  der  JW.  1921,  S.  1135. 


den  Warenverkehr  zwischen  unbesetztem  und  besetztem 
Gebiet  vom  15.  April  1921  (RGBl.  S.  487),  die  sog.  Zulaufs- 
verordnung neben  der  Verfallerklärung  auch  eine  Straf- 
folge hat.  Die  Zweifel  sind  dadurch  entstanden,  daß 
in  Art.  6 der  Bekanntmachung  nicht  entsprechend  der 
Ermächtigungsverordnung  vom  26.  März  1921  (RGBl. 
S.  440)  der  § 2 der  Verordnung  über  die  Regelung  der 
Einfuhr  vom  16.  Januar  1917/22.  März  1920  (RGBl. 
S.  41/334)  angezogen  ist,  sondern  lediglich  der  die  Ver- 
fallerklärung behandelnde  § 3.  Das  Reichsgericht  führt 
in  den  Gründen  der  Entscheidung  folgendes  aus: 

„Daß  der  Zulauf  von  Waren  aus  dem  besetzten 
Gebiet  das  Wirtschaftsleben  Deutschlands  ungünstig  be- 
einflussen und  daß  in  dieser  Hinsicht  ein  Strafbedürfnis 
dem  unerlaubten  Zulauf  gegenüber  hervortreten  kann,  ist 
zuzugeben.  Ein  solches  Strafbedürfnis  kann  aber  eine 
Strafvorschrift  wohl  begründen,  nicht  aber  ersetzen.  In- 
wieweit der  Reichskommissar  die  Strafbestimmungen  (§  2 
der  Einfuhrverordnung  und  § 7 Außenhandelskontroll- 
verordnung)  für  anwendbar  erklären  wollte,  war  seinem 
Ermessen  anheimgestellt.  Nach  der  Begründung  der  Ver- 
ordnung vom  26.  März  1921  (vgl.  Drucks,  des  Reichstags, 
1.  Wahlperiode  1920/21,  Nr.  1934)  wollte  man  durch  die 
Worte  „daß  und  inwieweit“  im  § 2 dieser  Verordnung  ver- 
meiden, daß  in  allen  Fällen  die  Wirkungen  der  angezogenen 
Vorschriften  eintreten  müßten;  man  wollte  es  dem  Reichs- 
kommissar überlassen,  inwieweit  in  den  einzelnen  Fällen 
von  den  Straf-  und  Verfallvorschriften  Gebrauch  zu 
machen  sei.  Nach  der  Fassung  des  Artikels  6 der  Be- 
kanntmachung vom  15.  April  1921  hat  er  hinsichtlich  der 
Einfuhrverordnung  nur  von  der  Verfallerklärung  (§  3)  Ge- 
brauch gemacht,  nicht  aber  von  der  Strafvorschrift  des  § 2. 
Der  vom  Landgericht  beschrittene  Weg,  die  Strafvorschrift 
des  § 7 der  Außenhandelskontrollverordnung  auch  auf  den 
unerlaubten  Zulauf  anzuwenden,  ist  ungangbar.  Die  Vor- 
schriften in  dem  § 2 Einfuhrverordnung  und  § 7 

Außenhandelskontrollverordnung  enthalten  nicht  nur  Straf- 
bestimmungen, sondern  auch  einen  Tatbestand.  In  der 
ersteren  wird  die  verbotene  oder  unter  Verletzung  ge- 
stellter Bedingungen  erfolgende  Einfuhr,  in  der  letzteren 
entsprechend  die  Ausfuhr  für  strafbar  erklärt.  Indem  die 
Verordnung  vom  26.  März  1921  (§  2)  den  Reichskom- 
missar ermächtigte,  diese  Strafbestimmungen  für  anwend- 
bar zu  erklären,  wollte  sie  die  Ermächtigung  erteilen,  jene 
Vorschriften  auf  die  entsprechenden  Vorgänge  im  Verkehr 
zwischen  unbesetztem  und  besetztem  Gebiet  anzuwenden, 
die  Tatbestände  jener  Vorschriften  also  als  verwirklicht  zu 
bezeichnen,  wenn  nicht  über  die  Reichsgrenzen,  sondern 
über  die  Grenzen  des  besetzten  Gebiets  Waren  ohne  Ge- 
nehmigung ein-  oder  ausgeführt  wurden.  Die  Einführung 
über  diese  Grenzen  kann  aber  nur  der  Einfuhr  über  die 
Reichsgrenze,  nicht  aber  der  Ausfuhr  über  diese,  gleich- 
geachtet und  gleichbehandelt  werden.  Die  vom  Landgericht 
angeführte  Erwägung,  daß  die  alleinige  Anziehung  von 
§ 7 der  Außenhandelskontrollverordnung  darin  ihren  Grund 
haben  könne,  daß  diese  etwas  milder  sei  als  § 2 der  Ein- 
fuhrverordnung, kann  deren  Anwendung  auf  den  Zulauf 
aus  dem  besetzten  Gebiet  nicht  rechtfertigen.  Da  es  dem 
Reichskommissar  freistand,  zu  bestimmen,  in  welchem  Um- 
fang er  von  den  Straf-  und  Verfallvorschriften  Gebrauch 
machen  wollte  (vgl.  die  Worte  „daß  und  inwieweit“),  so 
hätte  er  eine  gemilderte  Anwendung  auch  des  § 2 

Einfuhrverordnung  bestimmen  können,  nicht  aber  konnte 
er  die  Außenhandelskontrollverordnung  auf  den  Zulauf  für 
anwendbar  erklären,  und  der  Wortlaut  ergibt  auch  nicht, 
daß  er  sie  darauf  für  anwendbar  erklärt  hat.  Dieser  läßt 
sich  nur  dahin  auslegen,  daß  der  ohne  Genehmigung  er- 
folgende Zulauf  nur  mit  der  Verfallerklärung,  nicht  aber 
mit  einer  Strafe  bedroht  sein  soll. 

Nach  alledem  fehlt  es  an  einer  Strafvorschrift,  die  . . 
auf  die  ohne  Genehmigung  erfolgte  Verbringung  . . nach 
dem  unbesetzten  Gebiet  angewendet  werden  könnte  (§  2 
Abs.  1 StGB.).“ 
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Der  Auffassung  des  Reichsgerichts  kann  nur  zuge- 
stimmt werden.  Nach  den  unausgesprochenen  Gründen 
scheint  ein  Fehler  des  Verordnungsgebers  vorzuliegen, 
der  allerdings  insofern  nicht  wesentlich  ins  Gewicht  fällt, 
als  Verstöße  gegen  die  nur  gegen  den  Ententedruck 
herausgebrachte  Zulaufsverordnung  durch  das  Mittel 
der  Verfallerklärung  ausreichend  geahndet  werden 
können. 


Ein  Vorschlag  zum  Aufbau 
des  endgültigen  Reichswirtschaftsrats. 

Dr.  H.  L.  Stoltenberg. 

Der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  zerteilt  sich  (siehe  auch 
H.  Schaffer,  Der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat)  in  zehn 
Gruppen.  In  Gruppe  I sind  68  Vertreter  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  in  Gruppe  II  6 Vertreter  der  Gärtnerei  und 
Fischerei,  in  Gruppe  III  68  Vertreter  der  Industrie,  in  Gruppe 
IV  44  Vertreter  des  Handels  (Groß-,  Einzel-  und  Ein-  und 
Ausfuhrhandel)  der  Banken  und  des  Versicherungswesens, 
in  Gruppe  V 34  Vertreter  des  Verkehrs  (Schiffahrt,  Transport- 
betriebe, Post,  Eisenbahn)  und  der  öffentlichen  Unternehmun- 
gen (städtische  Betriebe,  Gemeindeverbände,  öffentlich-recht- 
liche Spar-  und  Kreditanstalten),  in  Gruppe  VI  36  Vertreter 
des  Handwerks,  in  Gruppe  VII  30  Vertreter  der  Verbraucher- 
schaft, in  Gruppe  VIII  16  Vertreter  der  Beamtenschaft  und 
der  freien  Berufe,  in  Gruppe  IX  12  mit  dem  Wirtschaftsleben 
der  einzelnen  Landesteile  besonders  vertraute  Persönlich- 
keiten und  in  Gruppe  X 12  von  der  Reichsregierung  nach 
freiem  Ermessen  zu  ernennende  Personen. 

In  jeder  der  ersten  6 Gruppen  ist  ein  Teil  — außer 
in  Gruppe  I immer  die  Hälfte  — Arbeitgeber,  die  sich  zu 
einer  Abteilung  i,  und  ein  Teil  Arbeitnehmer,  die  sich 
zu  einer  Abteilung  2 zusammengeschlossen  haben.  Die 
letzten  4 Gruppen  bilden  dann  die  Abteilung  3. 

Diese  Einteilung  hat  sich  zwar  im  ganzen  bewährt,  es 
sind  aber  doch  für  den  endgültigen  Reichswirtschaftsrat  einige 
Aenderungen  wünschenswert.  Ich  denke  dabei  nicht 
so  sehr  an  die  viel  umstrittene  Stellung  der  Abteilung  3 zu 
den  beiden  anderen  Abteilungen,  auch  nicht  an  das  Zahlen- 
verhältnis der  Vertreter  der  einzelnen  Gruppen  (stärkere  Be- 
teiligung z.  B.  der  Banken),  sondern  vor  allem  an  die  Ord- 
nung innerhalb  der  ersten  sechs  Gruppen. 

Der  Hauptfehler  in  der  Anordnung  dieser  Gruppen  ,ist 
der,  daß  das  Handwerk  (Gruppe  VI)  so  weit  von 
der  Industrie  (Gruppe  III)  fortgerückt  ist.  Das  Handwerk 
gehört  aber  trotz  aller  Eigenart  eng  zur  Industrie,  wie  man  auch 
schon  aus  dem  freiwilligen  Zusammenschluß  dieser  beiden 
Berufsstände  in  der  Zentralarbeitsgemeinschaft  der  industriellen 
und  gewerblichen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  Deutschlands 
ersieht.  Das  Handwerk  müßte  also  Gruppe  IV  werden. 

Die  bisherige  Gruppe  IV  würde  dann  am  besten 
Gruppe  V mit  den  beiden  Untergruppen  („Unterabteilun- 
gen“ hieß  es  bisher  nicht  zweckmäßig) : Handel  (Groß-i, 
Einzel-  und  Ein-  und  Ausfuhrhandel)  und  Geldwesen.  Die 
Untergruppe  Geldwesen  hätte  dann  drei  Teiiuntergruppen : 
außer  den  Banken  an  erster  Stelle  und  dem  Versicherungs- 
wesen an  dritter  Stelle,  an  zweiter  Stelle  noch  aus  der  bis- 
heriger; Gruppe  V die  öffentlich-rechtlichen  Spar- 
und Kreditanstalten.  Diese  letzte  Zusammengliederung 
hat  auch  schon  Professor  C.  Göbel , (Hannover)  gefordert. 

Die  bisherige  Gruppe  V wäre  dann  als  Gruppe 
VI  ausschließlich  die  Gruppe  für  den  Verkehr  mit  den  vier 
Untergruppen:  Schiffahrt,  Transportbetriebe,  Post  und  Eisen- 
bahn. 

Die  bisher  in  Gruppe  V noch  vertretenen  städtischen 
Betriebe  und  die  Oemeindeverbände  hätten  dann 
allerdings  keine  eigene  Untergruppe  mehr.  Das  ist  aber  auch 
nicht  nötig.  Die  dafür  bisher  benennenden  Verbände  (für 
die  Arbeitgeber  vor  allem  der  deutsche  Städtetag  und 
für  die  Arbeitnehmer  der  Verband  der  Gemeinde-  und  Staats- 
arbeiter, der  deutsche  Transportarbeiterverband  und  der  Zentral- 


verband der  Gemeindearbeiter  und  der  Straßenbahner  Deutsch- 
lands) könnten,  soweit  es  sich  um  Gas  oder  Elektrizitätsbe- 
triebe handelt,  in  der  Gruppe  Industrie  oder  aber,  soweit 
es  sich  um  Straßen-  und  Kleinbahnen  handelt,  in  der  Gruppe 
Verkehr  noch  mit  benennen.  Im  übrigen  sind  die  Städte  und 
Gemeindeverbände  (der  deutsche  Städtetag,  der  Reichsstädte- 
bund, der  Verband  der  größeren  deutschen  Landgemeinden) 
in  Abteilung  3 als  Verbraucher  noch  besonders  berücksichtigt. 

Die  ersten  6 Gruppen  wären  dann  nach  diesen  Ver- 
änderungen: Gruppe  I mit  den  beiden  Untergruppen  (statt 
„Unterabteilungen“),  Landwirtschaft  und  Forstwirtschaft, 
Gruppe  II  mit  den  beiden  Untergruppen  Gärtnerei  und  Fische- 
rei, Gruppe  III  Industrie,  Gruppe  IV:  Handwerk,  Gruppe  V 
mit  den  beiden  Untergruppen  Handel  und  Geldwesen  und 
Gruppe  VI:  Verkehr. 

Von  diesen  6 Gruppen  gehören  dann  noch  wieder  je 
zwei  besonders  eng  zusammen  und  könnten  sich  zu  Ober- 
gruppen zusammentun:  die  Gruppen  I und  II,  die  schon 
jetzt  sehr  oft  zusammen' tagen,  als^ObergruppeTd  e r'  Berufsstände 
(Landwirtschaft,  Forstwirtschaft,  Gärtnerei  und  Fischerei),  die 
es  mit  der  Bewirtschaftung  lebender  Güter  (von  Pflanzen 
und  Tieren)  zu  tun  haben,  die  Gruppen  III  und  IV  als  Ober- 
gruppe II  (Gewerbe)  der  Berufsstände  (Gro’ß-  und  Klein- 
gewerbe), die  es  mit  der  Bewirtschaftung  der  toten  Güter 
zu  tun  haben,  und  endlich  auch  die  Gruppen  V und  VI  als 
Obergruppe  III  der  Berufsstände  (Handel  und  Geldwesen 
sowie  Verkehr),  die  es  lediglich  mit  dem  Austausch  der 
Güter  zu  tun  haben. 

Ich  glaube,  daß  mit  einer  solchen  Gliederung  der  Auf- 
bau des  Reichswirtschaftsrats  etwas  durchsichtiger  werden 
wird,  als  bisher  — was  besonders  auch  für  alle  Außenstehen- 
den von  großem  Vorteil  ist. 


Die  Tätigkeit 

des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats. 

Berichterstatter:  Dr.  Hauschild. 

Der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß 
begutachtete  den  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  zweiten 
Abänderung  der  Verordnung  vom  1.  Februar  1919, 
betr.  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  bei  der 
Lieferung  von  elektrischer  Arbeit,  Gas  lind  Leitungs- 
wasser1). 

„Nach  der  Begründung  zu  dem  Gesetzentwurf  ist  der 
mit  der  Verordnung  vom  1.  Februar  1919  beabsichtigte  Zweck 
der  wirtschaftlichen  Sicherstellung  der  öffentlichen  Elektrizitäts- 
werke nach  den  nunmehr  vorliegenden  dreijährigen  Erfahrungen 
erreicht  worden.  Die  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens,  die 
außerordentlichen  Steigerungen  von  Löhnen,  Material  und  Koh- 
lenpreisen haben  die  Notwendigkeit  der  Verordnung  bis  zum 
heutigen  Tag  bestätigt.  Unsere  Elektrizitätswirtschaft  wäre 
ohne  diesen  Schutz  bei  den  vorliegenden  vieljährigen  Lieferungs- 
und Preisbindungen  selbst  unter  Berücksichtigung  der  neuesten 
Rechtsprechung  des  Reichsgerichts,  die  an  ein  langwieriges  Ver- 
fahren gebunden  ist,  in  ihrer  Entwicklung  aufs  schwerste 
gefährdet,  zum  mindesten  aber  außerordentlich  gehemmt 
worden.  Aus  Abnehmerkreisen  sind  nun  Beschwerden  laut 
geworden,  die  behaupten,  daß  die  von  den  Schiedsgerichten 
oder  im  Vergleichsweg  festgesetzten  Preiserhöhungen  weit  über 
das  Maß  des  mit  der  Verordnung  Gewollten  hinausgehen,  weil 
diese  Gerichte  in  vielen  Fällen  nicht  in  dem  erforderlichen 
Umfang  die  besonderen  Verhältnisse  des  einzelnen  Falls  be- 
rücksichtigen und  sich  zu  eng  an  die  auf  Grund  der  Ver- 
ordnung vom  Reichskommissar  für  die  Kohlenverteilung  her- 
ausgegebenen Leitsätze  gebunden  hielten.  Ferner  wird  festge- 
stellt, daß  sich  in  einzelnen  Ländern  und  Gegenden  eine  ver- 
schiedenartige, der  Sache  abträgliche  Behandlung  herausgebildet 
hat.  Die  unerhörte  Verschiebung  der  Grundlagen  dieser 
Lieferungsverträge,  nämlich  die  gewaltigen  Material-  und  Koh- 


!)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  146. 
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lenpreissteigerungen,  sowie  die  Lohnsteigerungen  haben  es  not- 
wendig erscheinen  lassen,  diesen  Beschwerden  der  Abnehmer 
nachzugehen,  zumal  auch  sie  bei  der  Größe  der  in  Betracht 
kommenden  Summen  erheblich  von  den  Entscheidungen  be- 
troffen werden;  soweit  die  Beschwerden  als  berechtigt  an- 
erkannt wurden,  sind  Veränderungen  und  Ergänzungen  der 
Verordnung  vorgenommen  worden,  die  in  dem  vorliegenden  Ge- 
setz zum  Ausdruck  kommen.  Der  Kernpunkt  der  Abänderung 
besteht  in  der  Hinzufügung  einer  bisher  mangelnden  Berufungs- 
instanz, um  im  wirtschaftlichen  Interesse  beider  Teile,  der 
Lieferer  und  Verbraucher,  eine  verstärkte  Sicherheit  zu  gewähr- 
leisten und  gleichzeitig  die  bisher  vermißte  Einheitlichkeit  der 
Rechtsprechung  herbeizuführen.  Als  Berufungsgericht  soll  das 
Reichs  Wirtschaftsgericht  fundieren,  das  zu  diesem 
Zweck  einen  besonderen  Senat  zu  bilden  hat,  dessen  Zusammen- 
setzung den  Bedürfnissen  der  Elektrizitätsindustrie  angepaßt  ist. 
Das  Verfahren  vor  diesem  richtet  sich  nach  der  Verord- 
nung über  das  Verfahren  vor  dem  Reichswirt- 
schaftsgericht2) unter  Anpassung  an  die  für  die  Schieds- 
gerichte vom  Reichskommissar  für  die  Kohlenverteilung  zu  er- 
lassenden Richtlinien.  Diese  Richtlinien  treten  an  Stelle  der 
bisherigen  Leitsätze,  wodurch  zum  Ausdruck  gebracht  wird, 
daß  sie  für  die  Entscheidung  der  Schiedsgerichte  nicht 
zwingend  sein  sollen,  sondern  nur  im  Regeifall  zu  befolgen 
sind.  Damit  ist  die  Berücksichtigung  der  Eigenart  von 
Einzelfällen  dem  Ermessen  der  Gerichte  überlassen,  denen  in 
weitgehender  Weise  die  Aufklärung  des  Sachverhalts  nunmehr 
auch  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht  wird.“ 

Der  Ausschuß  stimmte  dem  Gesetzentwurf  mit  der 
Maßgabe  zu,  daß  die  Frist  von  einem  Monat  über  die 
Berufungsmöglichkeiten  in  das  Gesetz  eingefügt  und 
nicht  nur  durch  die  Ausiührungsbestimmungen  festge- 
legt wird.  Ebenso  erklärte  sich  der  Ausschuß  mit  dem 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Ermächtigung  zu  Zoll- 
erhöhungen3) unter  der  Voraussetzung  einverstanden,  daß 
die  im  § 1 des  Gesetzentwurfs  vorgesehene  Zahl  der 
Ausschußmitglieder  auf  je  sechs  des  Reichstags,  deis 
Reichsrats  und  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrafs  er- 
höht und  daß  im  § 2 die  Wirksamkeit  'des  Gesetzes  bis 
zum  31.  Dezember  1923  befristet  wird  (Drucksache 
Nr.  273).  Nach  dem  amtlichen  Bericht  über  die  Sitzung 
gab  der  Regierungsvertreter  im  Zusammenhang  mit  der 
Begründung  des  Gesetzentwurfs  „Aufklärungen  über  die 
zukünftig  beabsichtigte  Einfuhrpolitik“.  Wenn  auch  Be- 
schlüsse von  der  Konferenz  in  Genua  bisher  nicht  vor- 
liegen, so  ist  dort  ein  Abbau  der  Einfuhrverbote  doch 
in  Aussicht  gestellt  worden,  um  allgemein  an  der  Be- 
seitigung der  Beschränkungen  des  internationalen  Handels 
mitzuarbeiten  und  im  besonderen  den  Vorwurf  einer 
unterschiedlichen  Behandlung  cUr  verschiedenen  Länder, 
der  sog.  Diskriminierung,  durch  Deutschland  zu  ent- 
kräften. An  die  Stelle  der  wegfallenden  Einfuhrverbote 
müßte  dann  eine  entsprechende  Gestaltung  der  Zölle 
treten.  Aehnlich  sind  bereits  Frankreich  und  die  Schweiz 
vorgegangen,  die  zum  Teil  sehr  hohe  Maxilmalsätze 
für  Deutschland  in  Anwendung  bringen.  Der  vor- 
liegende Gesetzentwurf  soll  der  Regierung  ermöglichen, 
entsprechende  Uebergangsmaßnahmen  zu  treffen,  bis  der 
nach  Schema  und  Sätzen  revidierte  Zolltarif  in  Kraft 
treten  kann. 

Weiter  wird  alsdann  in  dem  Bericht  ausgeführt,  daß 
die  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  dem 
Gesetzentwurf  unter  der  Bedingung  zustimmten,  daß 
er  nicht  zu  einer  Aenderung  der  bisherigen  Einfuhir- 


2)  Klinger,  Heft  IV,  Wirtschaftsrecht  und  Wirtschafts- 
pflege, 2.  Aufl.,  1922. 

3)  Vgl.  DWZ.  1922,  S.  146. 


Politik  in  der  Richtung  benutzt  werde,  daß  lebenswichtige 
Waren,  zu  B.  Rohstoffe  und  Lebensmittel  mit  hohen 
Zöllen  belegt  würden.  Der  Vertreter  des  Reichswirc- 
schaftsministeriums  gab  darauf  die  Erklärung  ab,  daß 
es  nicht  beabsichtigt  sei,  auf  Waren,  für  die  heute  keine 
Einfuhrverbote  bestehen,  Zölle  zu  legen,  und  Ausnahmen 
nur  für  solche  Fälle  in  Frage  kämen,  wo  die  betreffende 
Ware  andernfalls  mit  einem  Einfuhrverbot  zu  belegen 
wäre.  Ein  Arbeitgebervertreter  des  Großhandels  wies 
darauf  hin,  daß  der  Schutz  der  Produktion  ..  durch  Zölle 
sich  in  maßvollen  Grenzen  halten  müsse,  so  daß  die 
erziehende  Wirkung  der  Auslandskonkurrenz  nicht  fort- 
f alle.  Die  allgemein  deutschen  Interessen  forderten,  daß 
der  ausländischen  Produktion  ein  gewisser  Spielraum  in 
Deutschland  gelassen  werde.  Außerdem  wurde  die  Be- 
fristung des  Gesetzes  gefordert. 

Gemeinsam  mit  dem  Unterausschuß  für  Landwirt- 
schaft und  Ernährung  erklärte  sich  der  Ausschuß  mit 
der  Aufhebung  des  § 2 Nr.  2 und  4 (Preisauf- 
druck  und  Herstellungszeit)  der  Bekannt- 
machung über  die  äußere  Kennzeichnung  von  Waren 
vom  26.  Mai  1916  und  der  entsprechenden  Bestimmun- 
gen in  den  Bekanntmachungen  vom  25.  August  1916 
(RGBl.  S.  962),  5.  Dezember  1917  (RGBl.  S,  1093)  und 
23.  Dezember  1920  (RGBl.  S.  2166)  einverstanden  mit 
der  Maßgabe,  daß  Bestimmungen  erlassen  werden,  wo- 
nach 1.  bei  Packungen  die  Firma  des  Herstellers  auf- 
zudrucken ist,  2.  der  Hersteller  dem  Kleinverkäufer  den 
Kleinhandelspreis  mitteilen  muß  und  3.  den  Kleinver- 
käufer diese  Preismitteilung  allen  Behörden  auf  Ver- 
langen vorzulegen  hat,  damit  letztere  eine  Preiskontrolle 
vornehmen  können. 

Weiter  nahm  der  Ausschuß  folgendes  Gutachten  des 
Unterausschusses  für  Ausfuhrbedingungen  zur  Frage  der 
Lieferwerksbescheinigung  mit  der  Aenderung 
einstimmig  an,  daß  im  1.  Satz  der  Ziffer  V zwischen 
den  Worten  „zu  bestimmten  Verbänden“  und  ,, abhängig 
gemacht  werden“  eingefügt  wird  „sowie  auch  nicht  von 
der  Größe  des  Betriebes“. 

Gutachten. 

I.  Die  Lieferungsbescheinigung,  d.  h.  die  vom  Exporteur 
beizubringende  Einverständniserklärung  des  Herstellers  der  Ware 
mit  der  Ausfuhr,  dient  folgenden  Zwecken: 

1.  der  Kontrolle  der  Ausfuhrmengen  lebenswichtiger  Waren 
(Lebensmittel,  Rohstoffe,  Halbfabrikate  usw.), 

2.  der  billigen  Belieferung  des  Inlands  bei  gleichzeitig  höchst- 
möglichen Ausfuhrpreisen,  denn 

ohne  Lieferwerksbescheinigung  würde  billige  Inlandsware 
vom  Zwischenhandel  zwecks  Ausfuhr  aufgekauft,  dadurch 
der  Preis  im  Inland  gesteigert  und  der  Anreiz  zur  Unter- 
schreitung  der  Ausfuhrmindestpreise  verstärkt  werden. 

Sie  ist  ferner  geeignet: 

3.  eine  Beteiligung  des  Herstellers  der  Ware  am  Valuta- 
gewinn bei  Ausfuhr  durch  den  Handel  zu  ermöglichen. 

II.  Nachdem  die  Lieferwerksbescheinigung  über  ihre  frühere, 
rein  privatrechtliche  Bedeutung  hinaus  heute  öffentlich-recht- 
lichen Charakter  als  Bestandteil  des  Systems  der  Außenhandels- 
kontrolle gewonnen  hat,  muß  die  Anerkennung  etwaiger  weiterer 
Ausgestaltungen  der  Lieferwerksbescheinigung  vom  Vor- 
liegen eines  allgemeinen  Interesses  aus  beur- 
teilt werden. 

1.  Demnach  erscheint  es  nicht  als  zulässig,  wenn  seitens 
der  Außenhandelsstellen  eine  Lieferwerksbescheinigung  er- 
fordert wird,  in  welcher  schlechthin  auf  „Ver- 
bandsbedingungen“ Bezug  genommen  wird. 
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2.  Es  kann  in  der  Regel  nicht  anerkannt  werden, 
daß  ein  allgemeines  Interesse  daran  vor- 
liegt, daß  der  Exporthandel  durch  bestimmte  normierte 
Einkaufspreise  zur  Einhaltung  der  Ausfuhrmindestpreise  be- 
stimmt wird  und  daß  es  daher  zulässig  sein  soll,  daß 
ün  die  Lieferwerksbescheinigung  ein  be- 
stimmter Einkaufspreis  des  Exporteurs 
hineingesetzt  wird.  Dies  Verfahren  wird  aber 
dann  zuzulassen  sein,  wenn  zwischen  den  zu- 
ständigen Verbandsorganisationeu  von  Industrie  und  Handel 
eine  grundsätzliche  Verstand  i g u n g hierüber 
stattgefunden  hat.  Als  zuständig  sind  diejenigen 
Organisationen  anzusehen,  welche  ein  Vorschlagsrecht  für 
die  Besetzung  des  Außenhandelsausschusses  haben  oder 
sonst  einwandfrei  als  Vertreter  der  betreffenden  Berufs- 
gruppe gelten.  Insofern  eine  Verständigung  nicht  er- 
hielt wird,  und  der  zuständige  Außenhandelsausschuß  durch 
Beschluß  erklärt  hat,  daß  er  dies  Verfahren  für  erwünscht 
hält,  entscheidet  im  Einzelfall  der  Reichs- 
kommissar, insbesondere  unter  Berücksichtigung  des 
allgemeinen  Interesses 

a)  an  der  Durchführung  der  effektiven  Kontrolle  (I,  1,  2 
oben), 

b)  der  gleichmäßigen  Berücksichtigung  der  Interessen  von 

Handel  und  Industrie. 

Der  Reichskommissar  kann  zur  Entscheidung  schwieriger 
Fälle  ein  Gutachten  des  zuständigen  Ausschusses  des 
Reichswirtschaftsrats  einholen. 

3.  Soweit  für  die  einzelnen  Absatzländer  stärker  differen- 
zierte Ausfuhrpreise  für  bestimmte  Waren  vorgeschrieben 
sind,  ist  eine  Nennung  möglichst  weit  zu  umschreibender 
Absatzgebiete  in  die  Lieferwerksbescheinigung  statthaft. 
Für  die  Zuständigkeit  einer  Aufnahme  weiterer  Bedingungen 
in  die  Lieferwerksbescheinigung  finden  die  zu  II,  2 oben 
aufgestellten  Grundsätze  und  Verfahrensvorschriften  sinn- 
gemäße Anwendung. 

III.  Es  kann  bei  bestimmter  Sachlage  berechtigt  erscheinen, 
Waren,  die  an  sich  nur  mit  Lieferwerksbescheinigung  ausge- 
führt werden  sollen,  ohne  Lieferwerksbescheinigung  zur  Aus- 
fuhr zuzulassen,  wenn  entweder  ein  allgemeines  Interesse  oder 
ganz  besondere  persönliche  Verhältnisse  darauf  hinweisen,  dem 
Beteiligten  entgegenzukommen. 

Der  Reichswirtschaftsrat  nimmt  von  den  hierin  bereits 
bestehenden  Richtlinien  des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Ein- 
fuhrbewilligung unter  Billigung  Kenntnis  und  gibt  dem  Reichs- 
kommissar anheim,  neu  auftretende  Fälle  erforderlichenfalls 
gleichfalls  durch  Richtlinien  zu  regeln  oder  im  einzelnen  zu 
entscheiden.  Das  Entgegenkommen  muß  aber  begrenzt  sein_ 
durch  die  Notwendigkeit  der  Aufrechterhaltung  der  Ausfuhr- 
politik im  allgemeinen. 

IV.  Wenn  in  Einzelfällen  die  Bewirkung  der  Ausfuhr  er- 
wünscht ist,  die  an  sich  vorgeschriebene  Beibringung  der 
Lieferwerksbescheinigung  aber  besonders  schwierig,  zeitraubend 
oder  unmöglich  ist,  so  erscheint  es  praktisch,  von  der  durch 
den  Herrn  Reichswirtschaftsminister  gegebenen  Ermächtigung 
Gebrauch  zu  machen,  an  Stelle  der  Lieferwerksbescheinigung 
dem  Antragsteller  eine  Sonderabgabe  aufzuerlegen,  soweit  solche 
aus  dem  Valutagewinn  getragen  werden  kann.  Die  eingehenden 
Beträge  sollen  für  wirtschaftliche  Zwecke  und  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhrbewilli- 
gung verwandt  werden. 

V.  Die  Berechtigung  der  Ausstellung  einer  Lieferwerks- 
bescheinigung darf  nicht  von  der  Zugehörigkeit  zu  be- 
stimmten Verbänden  abhängig  gemacht  werden.  Der  Begriff, 
wer  Hersteller  einer  Ware  ist,  läßt  sich  allgemein  für  alle 
Wirtschaftszweige  einheitlich  nicht  feststellen.  Diese  Fest- 
stellung kann  nur  für  jeden  einzelnen  Wirtschaftszweig  und 
auch  nur  von  Fall  zu  Fall  getroffen  werden.  Es  muß  deshalb 
den  Außenhandelsstellen  überlassen  b’eiben,  für  ihre  Wirt- 
schaftszweige die  maßgebenden  Merkmale  zunächst  se'bst  auf- 
zustellen unter  Berücksichtigung  des  der  Lieferwerksbescheini- 
gung zugrundeliegenden  Zwecks. 

Sie  sollen  sich  hierbei,  soweit  erforderlich,  der  Begut- 
achtung durch  unabhängige  Sachverständige  bedienen.  Dem 
Reichskommissar  bleibt  es  alsdann  überlassen,  für  eine  gewisse 


Einheitlichkeit  in  den  Grundsätzen  Sorge  zu  tragen.  Der 
Reichskommissar  kann  sich  in  zweifelhaften  Fällen  der  Mit- 
wirkung des  zuständigen  Ausschusses  des  Rcichswirtschaftsrats 
bedienen. 

VI.  Einer  Lieferwerksbescheinigung  bedarf  es  in  der  Regel 
nicht  für  Waren,  die  vom  Antragsteller  nachweislich  zu  einer 
Zeit  erworben  worden  sind,  als  die  Ausfuhr  ohne  die  Bei- 
bringung einer  Lieferwerksbescheinigung  möglich  war. 

VII.  Vorschriften  für  die  Lieferwerksbescheinigung,  sowie 
Entscheidungen,  ob  eine  Lieferwerksbescheinigung  den  Bedingun- 
gen entspricht,  haben  stets  durch  die  Außenhandelsstelle  selbst, 
nicht  durch  die  Preisprüfungsstellen  zu  erfolgen. 

Folgende,  zu  Ziffer  VI  des  vorstehenden  Gutachtens 
e i ngeb  rächt  e E rgä  n zu  n gs  a n t r ä ge : 

a)  „Lieferwerksbescheinigungen,  die  seitens  der  in  Betracht 
kommenden  Unterlieferanten  auszustellen  wären,  dürfen 
von  weiterverarbehenden  Unternehmern  nicht  verlangt 
werden,  soweit  es  sich  um  Ersatz-  oder  Zubehörteila 
der  von  ihnen  hergestellten  Apparate,  Maschinen  oder 
Anlagen  handelt.“ 

b)  „Von  weiterverarbeüenden  Unternehmern  darf  Liefer- 
werksbescheinigung nicht  verlangt  werden,  soweit  es  sich 
um  Einzel-  oder  Zubehörteile  der  von  ihnen  hergestellten 
Apparate,  Maschinen,  Anlagen  handelt  und  dieselben  von 
verhältnismäßig  geringem  Wert  im  Vergleich  zum  Ge- 
samtwert der  Anlage  sind,“ 

wurden  der  Reichsregierung  als  Material  überwiesen. 
Ueber  den  Verlauf  der  Beratung  des  Gutachtens  heißt 
es  in  dem  amtlichen  Bericht: 

„In  der  Erörterung  wurde  eingehend  die  Frage  behandelt, 
wer  als  Hersteller  und  Berechtigter  zur  Ausstellung  der  Liefer- 
werksbescheinigung bei  zusammengestelUen  Waren  zu  gelten 
habe.  Aus  den  gegenüberstehenden  Meinungen  ergab  sich, 
daß  diese  Frage  nur  von  Fall  zu  Fall  zu  lösen  ist.  Der 
Vertreter  der  Regierung  sagte  zu,  daß  der  Reichswirtschaftsrat 
in  Zweifelsfällen  gehört  werde.  Ferner  machte  ein  Vertreter 
des  Handels  Bedenken  gegen  die  Erschwerung  des  Einzel- 
handels geltend,  die  darin  besteht,  daß  ein  für  seinen  persön- 
lichen Bedarf  einkaufender  Ausländer  eine  Lieferwerksbescheini- 
gung beibringen  muß,  wenn  er  mit  den  gekauften  Waren  über 
die  Grenze  will.  Der  Vertreter  der  Regierung  gab  dazu 
bekannt,  daß  zurzeit  eine  Regelung  in  der  Art  erwogen  werde, 
daß  große  Geschäftshäuser  mit  Auslandskundschaft  gegen  Zah- 
lung einer  besonderen  Abgabe  von  der  Beibringung  einer 
Lieferwerksbescheinigung  befreit  werden.“ 


Feichswirfschaftsgericht.^ 

Entscheidungen. 

Mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel , Senatspräsident 
beim  Reichswirtschaftsgericht. 

Kohlenwirtschaft. 

Einfluß  von  Anordnungen  des  Reichskohlenkommissars  auf 
bestehende  vertragliche  Beziehungen  zwischen  dem  Lieferer 
und  Empfänger  der  Kohle. 

Entscheidung  vom  18.  Februar  1922  — G.-S.  36/21.  — 

1.  Weist  der  Reichskommissar  für  die  Kohlenverteilung 
auf  Grund  des  § 2 der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Kohle  vom  24.  Februar  1917  (RGBl.  S.  167) 
den  Besitzer  oder  den  Erzeuger  von  Brennstoffen  an,  die 
Brennstoffe  an  eine  von  ihm  bestimmte  Person  oder  Stelle 
zu  überlassen,  so  ist  das  Reichswirtschaftsgericht,  sofern  eine 
Einigung  der  Beteiligten  über  den  Uebernahmepreis  nicht 
zustande  kommt,  auch  dann  für  die  Festsetzung  des-  Ueber- 
nahmepreises  zuständig,  wenn  bereits  vor  der  Anweisung 
des  Reichskommissars  zwischen  dem  Angewiesenen  und  dem 
Empfänger  privatrechtliche  Vereinbarungen  über  die  Liefe- 
rung und  den  Preis  der  den  Gegenstand  der  Anweisung 
bildenden  Brennstoffe  bestanden  haben  und  für  die  Ent- 
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Scheidung  über  Ansprüche  aus  derartigen  Vereinbarungen  die 
Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  oder  eines  vertrag- 
lich vorgesehenen  Schiedsgerichts  begründet  ist. 

Dies  gilt  auch  dann, 

a)  wenn  die  Anweisung  des  Reichskornmissars  von  einem 
der  Beteiligten  unter  Verletzung  der  zwischen  ihnen 
bestehenden  privatrechtlichen  Vereinbarungen  oder  in 
einer  gegen  die  guten  Sitten  verstoßenden  Weise  her- 
beigeführt worden  ist,  oder 

b)  wenn  von  den  ordentlichen  Gerichten  oder  einem  ver- 
traglich vorgesehenen  Schiedsgericht  ein  Rechtsstreit  über 
die  bezeichneten  Ansprüche  bereits  anhängig  ist. 

2.  Als  Dritter  im  Sinne  des  § 4 der  Bekanntmachung 
über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Kohle  vom  24  Februar 
1917  (RGBl.  S.  167)  kann  auch  derjenige  angesehen  werden, 
an  den  die  vom  Reichskommissar  überwiesenen  Brennstoffe 
von  dem  Angewiesenen  auf  Grund  einer  vertraglichen  Ver- 
pflichtung zu  liefern  gewesen  wären. 

Begründung:  Der  für  die  Entscheidung  zunächst  zu- 
ständige Senat  hat  auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung 
vom  22.  November  1921  beschlossen,  dem  Großen  Senat 
gemäß  § 38  Abs.  1 der  Verordnung  über  das  Reichswirtschafts- 
gericht vom  21.  AAai  1920  folgende  Fragen  von  grundsätz- 
licher Bedeutung  zur  Beschlußfassung  vorzulegen: 

1: 

Kann  nach  § 4 der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Kohle  vom  24.  Februar  1917  (RGBl.  S.  167) 
eine  Festsetzung  des  Uebernahrnepreises  und  gegebenenfalls 
gemäß  § 5 a.  a.  O.  eine  Aufhebung  oder  Abänderung  be- 
stehender Vertragsverpflichtungen  durch  das  Reichswirtschafts- 
gericht ohne  Rücksicht  auf  etwaige  bürgerlich-rechtliche  Folgen 
und  insbesondere  auch  dann  stattlinden,  wenn  das  bürgerliche 
Recht  und  ein  zwischen  den  Beteiligten  aus  Anlaß  der  In- 
anspruchnahme von  Brennstoffen  durch  den  Reichskommissar 
für  die  Kohlenverteilung  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
schwebender  Rechtsstreit  zu  demselben  sachlichen  Ergebnis 
führen  können  wie  die  angerufene  Entscheidung  des  Reichs- 
wirtschaftsgerichts? 

Unterfrage  a)  für  de  n F all  der  Bejahung  de  r 
Frage  1 : 

Ist  eine  Aussetzung  des  Verfahrens  vor  dem  Reichswirt- 
schaftsgerichts bis  zur  Entscheidung  des  zwischen  den  Be- 
teiligten vor  den  ordentlichen  Gerichten  schwebenden  Rechts- 
streits erforderlich,  weil  die  Möglichkeit  besteht,  daß  einem 
Beteiligten  etwas  zugebilligt  wird,  was  ihm  nach  bürgerlich- 
rechtlichen Grundsätzen  nicht  zukommt? 

Unterfrage  b)  für  den  Fall  der  Verneinung  der 
F r a g e 1 : , 

Welche  Wirkung  haben  die  den  Beteiligten  etwa  zu- 
stehenden bürgerlich-rechtlichen  Rechtsbehelfe  gegenüber  den 
dem  Reichswirtschaftsgericht  in  den  §§  4 und  5 der  Be- 
kanntmachung vom  24.  Februar  1917  übertragenen  Befugnissen? 

2: 

Kann  das  Reichswirtschaftsgericht  eine  Festsetzung  des 
Uebernahrnepreises  nach  § 4 der  Bekanntmachung  vom  24.  Fe- 
bruar 1917  vornehmen,  wenn  der  Antragende  durch  einen  be- 
stehenden Vertrag  verpflichtet  ist,  die  Kohlen,  für  die  er  den 
Uebernahmepreis  festgesetzt  haben  will,  an  einen  Vertrags- 
gegner zum  vertraglich  festgesetzten  Preis  zu  liefern? 

Unter  frage  a): 

Kann  ein  Vertragsgegner  als  „Dritter“  im  Sinne  des 
§ 4 a.  a.  O.  angesehen  werden? 

Unter  frage  b): 

Kann  von  dem  Nichtzustande'kommen  einer  Einigung  über 
den  Uebernahmepreis  im  Sinne  des  § 4 a.  a.  O.  gesprochen 
werden,  wenn  der  Preis  vertraglich  festgesetzt  ist? 

3: 

Kann  das  Reichswirtschaftsgericht  über  eine  wirtschaft- 
liche Streitigkeit  entscheiden,  zu  deren  Beurteilung  die  Be- 
teiligten ausdrücklich  eine  andere  Behörde  vertraglich  ver- 
einbart haben,  vollends  dann,  wenn  ein  Beteiligter  die  Sach- 


lage, durch  welche  das  Reichswirtschaftsgericht  zuständig 
werden  soll,  unter  Bruch  des  Vertrages  herbeigeführt  hat? 

Für  die  Beurteilung  dieser  Fragen  wmren  folgende  Er- 
wägungen maßgebend: 

Weist  der  Reichskommissar  für  die  Kohlenverteilung  auf 
Grund  des  § 2 der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  1917 
(RGBi  S.  167)  und  der  ihm  vom  Reichskanzler  erteilten 
Ermächtigung  den  Besitzer  oder  den  Erzeuger  von  Brennstoffen 
an,  die  Brennstoffe  einer  von  ihm  bestimmten  Person  oder 
Stelle  zu  überlassen,  so  stellt  sich  diese  Anweisung  als  eine 
obrigkeitliche  Verfügung  dar,  die  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehört und  nach  den  Vorschriften  des  öffentlichen  Rechts 
zu  beurteilen  ist.  Die  durch  die  Anweisung  des  Reichskom- 
missars begründete  Verpflichtung  des  Angewiesenen,  die  Brenn- 
stoffe einem  andern  zu  überlassen,  trägt  einen  öffentlich- 
rechtlichen  Charakter,  und  das  gleiche  muß  auch  hinsichtlich 
der  Verpflichtung  des  Empfängers,  für  die  ihm  überwiesenen 
Brennstoffe  an  den  Angewiesenen  einen  Uebernahmepreis  zu 
zahlen,  gelten. 

Die  Rechtslage  ist  auch  in  den  Fällen  keine  andere, 
in  denen  ein  zwischen  dem  Angewiesenen  und  dem  Empfänger 
abgeschlossener  privatrechtlicher  Vertrag  jenen  zur  Lieferung 
und  diesen  zur  Bezahlung  der  ihm  nach  Abschluß  des  Ver- 
trags durch  den  Reichskommissar  überwiesenen  Brennstoffe 
verpflichtet.  Denn  die  Anordnung  des  Reichskommissars  gibt 
den  Beziehungen  der  Beteiligten  eine  neue,  selbständige,  auf 
dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts  ruhende  Grundlage  und 
nimmt  insoweit,  zwar  nicht  den  Vertrag  im  ganzen,  aber 
doch  den  durch  ihn  begründeten  gegenseitigen  Abhängigkeits- 
verhältnis der  Ansprüche  und  Verpflichtungen  der  Vertrag- 
schließenden die  rechtliche  Bedeutung.  Wenn  daher  der  An- 
gewiesene die  Brennstoffe,  zu  deren  Leistung  er  ohnehin  ver- 
traglich verpflichtet  war,  seinem  Vertragsgegner  auf  Grund  der 
Anordnung  des  Reichskommissars  überläßt,  so  erfüllt  er  da- 
mit nicht  eine  ihm  auf  Grund  des  Vertrags  obliegende  Ver- 
pflichtung, sondern  er  folgt  einer  obrigkeitlichen  Verfügung, 
die  der  Ueberlassung  der  Brennstoffe  an  den  Empfänger 
einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  auch  dann  aufprägt,  wenn 
die  Anweisung  des  Reichskommissars  sich  darauf  beschränkt, 
auf  den  bestehenden  Vertrag  Bezug  zu  nehmen  und  dem 
Angewiesenen  die  Ueberlassung  der  vertragsmäßig  an  den 
Empfänger  zu  liefernden  Brennstoffe  aufzugeben.  Ebenso  be- 
ruht der  Anspruch  des  Angewiesenen  auf  die  Gegenleistung 
nicht  mehr  auf  der  ursprünglichen  Vereinbarung,  sondern 
auf  der  durch  die  Verfügung  des  Reichskommissars  auf  Grund 
der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  1917  begründeten  Ver- 
pflichtung des  Empfängers,  an  den  Angewiesenen  für  die 
überlassenen  Brennstoffe  einen  Uebernahmepreis  zu  zahlen. 

Den  /wischen  dem  Angewiesenen  und  dem  Empfänger 
bestehenden  vertraglichen  Abmachungen  kommt  daher  für  die 
Beurteilung  der  durch  die  Anordnung  des  Reichskommissars 
zwischen  den  Beteiligten  geschaffenen  öffentlich-rechtlichen  Be- 
ziehungen eine  unmittelbare  rechtliche  Bedeutung  überhaupt 
nicht  mehr  zu. 

Es  'kann  daher  auch  eine  in  einem  Vertrag  getroffen© 
Vereinbarung,  daß  über  die  Flöhe  der  für  die  vertrags- 
mäßigen Leistungen  zu  zahlenden  Vergütung  im  Streitfall 
ein  bestimmtes  Landgericht  entscheiden  soll,  die  durch  die 
Anweisung  des  Reichskommissars  in  Verbindung  mit  § 4 
der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  1917  und  § 2 der 
Anordnung  vom  21.  März  1917  begründete  — übrigens  aus- 
schließliche — Zuständigkeit  des  Reichs  Wirtschaftsgerichts  für 
die  Festsetzung  des  Uebernahmepreises  nicht  ausräumen. 

Auch  der  Umstand,  daß  die  Anweisung  des  Reichskom- 
missars von  einem  der  Beteiligten  unter  Verletzung  eines 
bestehenden  Vertrags  wider  Treu  und  Glauben  herbeigeführt 
worden  ist,  kann  diese  Zuständigkeit  nicht  beeinträchtigen. 
Jedenfalls  ist  das  Reichsvvirtschaftsgericht,  wenn  einmal  seine 
Zuständigkeit  begründet  ist,  auf  die  Festsetzung  des  Ueber- 
nahmepreises beschränkt  und  nicht  befugt,  in  eine  Erörterung 
der  Frage  einzutreten,  auf  welche  Weise  die  seiner  Nach- 
prüfung völlig  entzogene  Anordnung  des  Reichskommissars  zu- 
standegekommen ist.  Inwieweit  etwa  das  Verhalten  eines 
Vertragsteils  dem  anderen  auf  Grund  eines  abgeschlossenen 
Vertrags  privatrechtliche  Ansprüche  gibt,  kann  somit  in  dem 
auf  die  Festsetzung  des  Uebernahmepreises  gerichteten  Ver- 
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fahren  vor  dem  .Reichswirtschaftsgericht  nicht  nachgeprüft 
werden  und  muß  der  Entscheidung  der  ordentlichen  Gerichte 
überlassen  bleiben. 

Ebenso  kann  auch  der  vertraglichen  Vereinbarung  eines 
bestimmten  Preises  der  dem  Empfänger  vertragsgemäß  zu 
liefernden  Brennstoffe  für  die  Beurteilung  der  durch  die  An- 
ordnung des  Reichskommissars  geschaffenen  öffentlich-recht-r 
liehen  Beziehungen  eine  Bedeutung  nicht  mehr  beigemessen 
werden. 

Allerdings  sieht  auch  § 4 der  Bekanntmachung  vom  24.  Fe- 
bruar 1917  eine  Vereinbarung  der  Beteiligten  über  den  vom 
Empfänger  der  überwiesenen  Kohlen  zu  zahlenden  Ueber- 
nahmepreis  vor.  Als  eine  die  Zuständigkeit  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts ausschließcnde  Einigung  über  den  Uebernahme- 
preis  im  Sinne  des  § 4 der  Bekanntmachung  vom  24.  Fe- 

bruar 1917  kann  jedoch  eine  derartige  Abrede  nur  dann  be- 
trachtet werden,  wenn  sie  sich  nach  ihrem  Zweck  und  In- 

halt auf  die  durch  den  Reichskommissar  angeordnete  Liefe- 
rung der  Brennstoffe  an  den  Vertragsgegner  und  Empfänger 
bezieht.  Ueberall,  wo  ein  derartiger  Vertragswille  der  Be- 

teiligten nicht  erkennbar  ist,  kann  in  der  vertragsmäßigen  Fest- 
setzung des  Preises  umso  weniger  eine  Einigung,  wie  sie 

§ 4 a.  a.  O.  vorsieht,  erblickt  werden,  als  nicht  angenommen 
werden  kann,  daß  die  Beteiligten  eine  einzelne  Abrede  aus 
dem  Zusammenhang  der  vertraglichen  Abmachungen  heraus* 
nehmen  und  ihr  auch  für  die  außerhalb  des  Vertrags  liegenden, 
durch  die  Anordnung  des  Reichskommissars  geschaffenen 
öffentlich-rechtlichen  Beziehungen  Geltung  beilegen  wollten. 

Aus  der  Selbständigkeit  dieser  öffentlich-rechtlichen  Be- 
ziehungen und  ihrer  Unabhängigkeit  von  den  zwischen  den 
Beteiligten  bestehenden  vertragsmäßigen  Verpflichtungen  und 
Ansprüchen  ergibt  sich  weiter,  daß  die  Festsetzung  des  Ueber- 
nahmepreises  durch  das  Reichswirtschaftsgericht  auch  von  dem 
Ausgang  eines  über  diese  Verpflichtungen  und  Ansprüche  aus 
Anlaß  der  Anordnung  des  Reichskommissars  zwischen  den  Be- 
teiligten bei  den  ordentlichen  Gerichten  anhängig  gemachten 
Rechtsstreits  nicht  abhängt  und  daß  demgemäß  eine  Aus- 
setzung des  Verfahrens  vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  bis 
zur  Entscheidung  des  bürgerlichen  Rechtsstreits  nicht  erforder- 
lich ist. 

Was  schließlich  die  Frage  angeht,  ob  als  „Dritter“  im 
Sinne  des  § 4 a.  a.  O.  auch  der  angesehen  werden  kann, 
an  den  vertragsmäßig  die  von  dem  Reichskohlenkommissar 
bezeichneten  Brennstoffe  zu  liefern  waren,  so  wird  in  der  Be- 
gründung der  Bekanntmachung  vom  24.  Februar  1917  der 
Begriff  des  Dritten  zwar  durch  den  Beziehungssatz:  „für  den 
sie  (nämlich  die  Brennstoffe)  nicht  bestimmt  waren“  näher 
umschrieben.  Eine  entscheidende  Bedeutung  kann  indessen 
dieser,  den  Regelfall  treffenden  Wendung  nicht  beigemessen 
werden.  Denn  einmal  zwingt,  da  ein  zwar  unrichtiger,  aber 
verbreiteter  Sprachgebrauch  auch  anderwärts  von  einem 
Dritten  redet,  wo  lediglich  der  (Vertrags-)Gegner  in  Frage 
kommt,  der  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  einer  derartigen  engen 
Auslegung  nicht  und  andererseits  würde  eine  derartig  enge 
Auslegung  zu  dem  vom  Gesetz  offenbar  nicht  gewollten 
Ergebnis  führen,  daß  es  für  diesen  Fall  dann  an  einer  ge- 
setzlichen Regelung  der  Zuständigkeit  überhaupt  fehlen  würde. 


Bücherschau. 

Die  deutsche  Not  im  Licht  der  Währungstheorie.  Ge- 
sammelte Aufsätze  von  Karl  Elster.  Verlag  von  Gustav 
Fischer,  Jena  1921.  124  S.,  Preis  16  M. 

Der  Verfasser  gibt  in  seinem  Vorwort  der  Veröffentlichung 
dieser  Sammlung  von  Aufsätzen  die  beste  Rechtfertigung 
durch  die  Bemerkung,  daß  ihn  dabei  die  Absicht  geleitet 
habe,  dem  deutschen  Volk  (und  dem  Ausland)  durch  wissen- 
schaftliche Arbeit  die  Augen  zu  öffnen  und  die 
deutsche  Wirtschafts-  und  Währungsnot  zu  zeigen. 
Zwölf  Aufsätze,  welche  die  geldtheoretische  Stellung  des 
Verfassers  fixieren  und  die  im  Verlauf  der  letzten  Jahre 
jeweils  aktuellen  Seiten  der  zusammenhängenden  Probleme 
der  Vermögens-  und  Kapitalbildung,  des  Währungswesens, 
der  Reichschulden  und  der  intervalutarischen  Verhältnisse  her- 


ausarbeiten, sind  in  diesem  Band  zusammengestellt.  Im  ganzen 
wird  man  den  Anspruch  des  Verfassers  „strenge  Wissen- 
schaft“ gegeben  zu  haben,  als  berechtigt  anerkennen  müssen. 
Freilich  ist  unverkennbar,  daß  die  optimistische  Grundstian- 
mung  der  früheren  Aufsätze  und  der  pessimistische,  um  nicht 
zu  sagen,  verzweifelte  Ausklang  der  späteren  zwar  sehr  gute 
Gründe  haben,  aber  doch  auf  gefühlsmäßiger  Beurteilung 
der  Lage  der  deutschen  Volkswirtschaft,  nicht  auf 

streng  wissenschaftlicher  Grundlage  ruhen.  Der  wissen- 
schaftliche Wert  des  Gesamtwerkes  wird  dadurch  beeinträch- 
tigt, daß  mehrere  der  Arbeiten  in  ausgesprochenem  Maß 
die  Vorzüge  und  Fehler  der  Gelegenheitsschrift  aufweisen, 
den  Vorzug  lebendiger  und  warmer  Darstellung,  den  Nach- 
teil der  LJeberwertung  und  Verallgemeinerung  nur  zeitlicher, 
besonderer  Umstände  und  ihrer  Wirkung.  Auch  erscheint 
mir  die  breite  Behandlung  unhaltbarer  Vorschläge,  wie  des 
Projekts  Flaefner-Heinen  (S.  73. f),  des  Vorschlags  der  Schweden 
Axelson  und  Bittner,  über  ein  internationales  Zahlungsmittel 
(S.  102  ff),  wie  auch  des  Bendixenschen  Vorschlags  der  Ver- 
wandlung der  Kriegsanleiheschuld  in  eine  Notenschuld  des 
Reichs,  nicht  überall  glücklich  zu  sein.  Teils  tun  diese  Er- 
örterungen jenen  Projekten  zu  viel  Ehre  an,  teils  erscheinen  sie 
an  sich  nicht  überzeugend;  sc  die  Behandlung  des  Bendixen- 
schen Projekts,  die  ebenso,  wie  dieses  selbst,  von  einer  starken 
Ueberschätzung  der  Bedeutung  des  Zinsendienstes  für  die 
Reichsfinanznot  zeugt. 

Der  zweite  Aufsatz  über  das  deutsche  Volksvermögen 
im  Weltkrieg,  bei  dessen  Abfassung  wohl  der  Politiker  über 
den  Theoretiker  gesiegt  hat,  und  der  in  seinen  Lieberlegungen 
von  der  schon  zur  Zeit  der  Abfassung  1917  etwas  über- 
raschenden Voraussetzung  ausgeht,  daß  nach  dem  Kriege  wahr- 
scheinlich eine  Steigerung  des  Markkurses  eintreten  müsse, 
zeigt  die  Schwächen  der  Gelegenheitsschrift  besonders  stark. 

Elster  bekennt  sich  auch  in  diesem  Werk  als  Anhänger  der 
Knappschen  Lehre  von  der  staatlichen  Geldschöpfung,  Geld- 
verwaltung und  ihrer  wirtschaftstheoretischen  Auswertung 
durch  Bendixen,  und  vertritt  diesen  Standpunkt  mit  einer 
gewissen  betonten  Einseitigkeit.  Im  einzelnen  werden  seine 
Formulierungen  auch  bei  grundsätzlichen  Anhängern  der  freien 
Währung  Bedenken  erregen.  Der  Glaube  an  die  Möglichkeit 
„klassischer"  Geldschöpfung  durch  Geldausgabe  im  Waren- 
wechseldiskontogeschäft begegnet  zunächst  dem  Einwand,  daß 
bei  diesem  Verfahren  die  Geldschöpfung  technisch  ge- 
bunden ist  an  das  Vorhandensein  eines  Kreditinstruments 
im  Verkehr  (des  Warenwechsels),  das  keineswegs  notwendig 
vorhanden  sein  muß  und  tatsächlich  immer  mehr  anderen 
Formen  des  Kredits  Platz  macht  . Außerdem  ist  es  aber  ein 
von  Elster  vernachlässigter  grundsätzlicher  Unterschied,  ob 
der  gesamte  Barumlauf  auf  solche  Weise  bereitgestellt 
werden  soll  oder  lediglich  (in  von  vornherein  fixierten  Grenzen) 
der  elastische  Teil  einer  Barzirkulation,  die  in  ihrem  festen 
Kern  aus  Metallgeld  besteht.  Dadurch,  daß  die  Papierwährung 
in  Notzeiten  besser  bestehen  kann,  als  die  Goldwährung, 
wird  noch  keine  Ueberlegenheit  der  ersteren  begründet,  sie 
artet  unter  dem  Einfluß  zwingender  Finanzmiseren  ebenso 
unvermeidlich  in  „Zettelwirtschaft“  aus,  wie  die  gebundene 
Währung,  nur  ist  der  Uebergang  nicht  so  augenfällig.  Ge- 
rade darum  aber  ist  sie  der  Gefahr  der  Entartung  eher 
ausgesetzt. 

Die  Ansicht  des  Verfassers,  daß  Inflation  als  „über- 
mäßige" Geldschöpfung  zur  Einkommensteigerung,  die  die 
Preise  treibt,  notwendig  im  Verhältnis  von  Ursache  und  Wirkung 
stehen  müsse,  erscheint  mir  nicht  haltbar.  Wenn  volkswirtschaft- 
liche „Unterproduktion“  Steigerung  aller  Preise  bewirkt,  gehen 
die  Volksschichten,  die  den  Staat  maßgebend  beeinflussen, 
mit  dem  meist  erfolgreichen  Verlangen  an  die  Regierung 
heran,  ihnen  erhöhtes  Einkommen  zu  verschaffen  (Lolrn- 
und  Gehaltserhöhung).  Die  Mittel  dazu  werden  dann  der 
Geldpresse  entnommen.  In  diesem  Fall  kann  sehr  wohl  die 
Einkommensbildung  der  Papiergeldvermehrung  vorangehen. 
Auch  die  Anschauung  Elsters,  daß  die  Devisenkurse  letzlich 
nur  durch  die  Zahlungsbilanz  eines  Landes  bestimmt  würden, 
ist  in  dieser  Allgemeinheit  wohl  nicht  haltbar.  Wenn  ein 
Land,  wie  jetzt  Deutschland,  große  Massen  seines  Geldes 
als  Spekulationsobjekt  an  das  Ausland  veräußert  hat,  so  be- 
stimmt sich  der  Kurs  seiner  Währung  dem  Ausland  gegen- 
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über  wesentlich  durch'  das  Verhalten  der  spekulativen  aus- 
ländischen Besitzer  seines  Geldes,  die  sich  nicht  von  der 
gegenwärtigen  Zahlungsbilanz  des  emittierenden  Staates, 
sondern  von  ihrer  Ansicht  über  die  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Aussichten  desselben  leiten  lassen,  sowie  von  ihrer 
Einschätzung  der  Möglichkeit,  die  betreffende  Währung  schließ- 
lich einmal  gegen  Ausfuhrgüter  des  betreffenden  Landes  ver- 
werten zu  können.  Durch  die  letztere  Ueberlegung  wird  auch 
der  innere  Preisstand  und  die  voraussichtliche  Entwicklung 
derselben  mitbestimmend  für  die  Devisenkurse,  ganz  abge- 
sehen davon,  daß  er  diese  mittelbar  durch  seinen  Einfluß 
auf  die  internationale  Warenbewegung  und  damit  die  Handels- 
und Zahlungsbilanz  beeinflußt. 

Prof.  Dr.  H.  v.  Berkerath , Karlsruhe. 

Handelsrechtliche  Rechtsprechung.  Unter  Mitwirkung  des 

Rechtsanwalts  Leßer  beim  Kammergericht  und  des  Land- 
gerichtsrats Denecke  in  Dortmund  bearbeitet  und  zusammeu- 
gestellt  von  Justizrat  Emil  Kaufmann,  Rechtsan- 
walt und  Notar  in  Magdeburg.  Berlin  1922.  Hermann  Sack, 
Verlag,  Berlin  W 35.  Band  16.  VI,  398  S.,  Preis  geb.  80  M. 

Der  infolge  des  Heeresdienstes  des  Herausgebers  ver- 
spätet erschienene,  gut  ausgestattete  16.  Band  der  für  den 
Praktiker  bestimmten  Sammlung  bringt  die  in  über  30  Zeit- 
schriften und  Entscheidungssammlungen  abgedruckten  Ent- 
scheidungen zu  29  handelsrechtlichen  Gesetzen  nach  Art  der 
von  Soergel  herausgegebenen  Rechtsprechung  in  knappen, 
klaren  Auszügen  nach  der  Reihenfolge  der  einzelnen  Para- 
graphen und  Artikel  und  innerhalb  dieser  erforderlichenfalls 
— z.  B.  zu  den  wichtigen  §§  346  und  373  HOB.  — unter1 
Voranstellung  einer  Uebersicht  systematisch  geordnet  und  um- 
faßt die  Jahre  1915  bis  1918.  Neben  der  ihöchstrichter- 
lichen  ist  auch  die  Rechtsprechung  der  Instanzgerichte,  auch 
die  der  Land,-  und  Amtsgerichte  wie  der  Kaufmanns-  und 
Gewerbegerichte  berücksichtigt.  Die  über  zahlreiche  Zeit- 
schriften zerstreuten  Aufsätze  zu  wichtigen  Einzelfragen  so- 
wie einschlägige  Monographien  sind  bei  den  einzelnen  Ab- 
schnitten und  Paragraphen  angezogen;  Hinweise  auf  ein- 
gehendere Besprechungen  wichtiger  Entscheidungen  fehlen 
nicht.  So  gibt  auch  der  16.  Band  dem  Praktiker,  der  rasch 
einen  Ueberblick  über  weit  zerstreutes  Material  gewinnen  und 
sich  ohne  großen  Zeitverlust  unterrichten  will,  wo  und  wie 
zu  einer  bestimmten  Frage  Stellung  genommen  ist,  ein  vor- 
treffliches Hilfsmittel  an  die  Hand,  zumal  auch  in  diesem 
Band  für  jede  Entscheidung  bei  mehrfacher  Veröffentlichung 
jede  Fundstelle  angegeben  wird.  Das  eingehend  und  sorg- 
fältig gearbeitete,  40  Seiten  umfassende  Sachregister  erstreckt 
sich  auf  sämtliche  bisher  erschienenen  16  Bände.  Das  angekün- 
digte baldige  Erscheinen  des  die  Jahre  1919  und  1920  um- 
fassenden 17.  und  des  das  Jahr  1921  umfassenden  18.  Bandes, 
das  die  praktische  Brauchbarkeit  der  Sammlung  noch  wesent- 
lich erhöhen  wird,  ist  zu  begrüßen. 

Senatspräsident  Dr.  Köpfet 

Vorkriegsverträge  und  ihre  Ausführung  im  Interesse  der 
Feindmächte.  Von  Werner  Fiebach,  Rechtsanwalt 
und  Notar.  Berlin  1922.  Verlag:  Georg  Stilke.  14  S., 
Preis  6 M. 

Das  vorliegende  erste  Heft  der  von  der  Industrie-  und 
Handels-Schutz  - G.  m.  b.  H.  in  Berlin  W 35,  herausgegebenen, 
für  die  rasche  Orientierung  des  erwerbstätigen  Geschäftsmanns 
über  einzelne  wichtige  Rechtsfragen  bestimmten  Sammlung 
„Das  Wirtschaftsrecht  des  Versailler  Vertrags  in  Einzeldar- 
stellungen“ gibt  zunächst  eine  knappe  Uebersicht  darüber, 
in  welcher  Weise  die  Regierungen  des  ehemaligen  Feind- 
bundes von  der  ihnen  im  Friedensvertrag  (Art.  299  b Abs.  1) 
vorbehaltenen  Befugnis,  „im  Allgemeininteresse“  auf  der  Aus- 
führung von  Vorkriegsverträgen  zu  bestehen,  Gebrauch  ge- 
macht haben  (Frankreich  z.  B.  verlangt  die  Aufrechterhaltung 
allein  von  Kohlenlieferungsverträgen  in  Höhe  von  mindestens 
4 Mill.  t).  Es  erörtert  sodann  knapp  und  klar  unter  Hinweis 
auf  abweichende  Auffassungen  die  sich  aus  der  Aufrechterhal- 
tung der  Verträge,  über  deren  Berechtigung  im  Streitfall  die 
Gemischten  Schiedsgerichtshöfe  zu  entscheiden  haben,  er- 
gebende Rechtslage;  die  für  den  auf  Erfüllung  in  Anspruch1 
genommenen  deutschen  Vertragsteil  wichtigsten  Einwen- 


dungen allgemeinerer  Art:  mangelndes  Allgemeininteresse, 

Kriegs-  und  Rücktrittsklauseln,  Auflösung  durch  außerordent- 
liche Kriegsmaßnahmen,  wirtschaftliche  und  tatsächliche  Un- 
möglichkeit, die  Fragen  des  Börsentermingeschäfts,  der  etwa 
zu  fordernden  Entschädigung  und  der  Wahrung  der  vorge- 
sehenen Fristen  sind  besonders  hervorgehoben  und  kurz  er- 
örtert.. Die  Arbeit  wird  dem  ihr  gestellten  Zweck  durchaus 
gerecht.  Senatspräsident  Dr.  Koppe t 

Dr.  I.  Liebmann,  Kommentar  zum  Gesetz  betr.  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung.  6 Aufl.,  Berlin  1921. 
Otto  Liebmann.  374  S.,  Preis  62  bzw.  70  M. 

Der  „kleine  Liebmann“  ist  groß  geworden.  Mit  Recht 
wird  die  neue  Auflage  als  „gänzlich  neu  bearbeitet  Und 
vermehrt“  bezeichnet.  Schon  die  früheren  Auflagen  zeich- 
neten sich  schon  bei  aller  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse 
der  Praxis  durch  wissenschaftliche  Vertiefung  aus;  der  neuen 
Auflage  sind  diese  beiden  Charakteristika  in  erhöhtem  Maße 
zu  eigenl.  Meisterlich  ist  die  erstrebte  Mittellinie  einge- 
halten, ein  zwischen  dem  umfangreichen  Kommentar  und  der 
Textausgabe  stehendes  Werk  zu  schaffen.  Klare,  scharf- 
sinnige rechtliche  Ausführungen,  gegründet  auf  umfassende 
Kenntnisse  des  Wirtschafts'ebens,  der  Rechtslehre  und  der 
Rechtsprechung  geben  dem  Juristen  ein  zuverlässig  und  schnell 
orientierendes  Hilfsmittel,  wie  andererseits  die  aller  forma- 
listischen und  doktrinärer  Juristerei  fremde  Darstellungsweise 
dem  weiten  Kreise  der  G.  m.  b.  H. -Interessenten  die  Benutzung 
dieses  Kommentars  sehr  erleichtern  wird.  Zu  begrüßen  ist, 
daß  L.  nicht  nur  das  österreichische  Gesetz  über  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  im  Anhang  vollständig 
bringt,  sondern  auch  bei  den  Erläuterungen  der  deutschen 
Vorschriften  darauf  eingeht. 

Auf  Einzelheiten  einzugehen  muß  ich  mir  hier  leider 
versagen.  Nur  eine  Anregung  sei  für  eine  neue  Auflage 
gestattet. 

Sicher  würde  bei  § 15  von  vielen  Benutzern  dieses  aus- 
gezeichneten Buches  es  angenehm  empfunden  werden,  wenn 
die  Gesichtspunkte  dargelegt  würden,  nach  denen  bei  Er- 
werb eines  Geschäftsanteils  einer  G.  m.  b.  H.  die  Höhe 
des  Entgelts  bewertet  zu  werden  pflegt.  Es  ist  dies  frei- 

lich ein  rein  wirtschaftlicher  Exkurs.  Die  Erfahrung  zeigt  aber, 
daß  selbst  erfahrene  Kaufleute  hier  oft  im  unklaren  sind. 
Auch  in  Nr.  6 zu  § 81  (Umwandlung  einer  G.  m.  b.  H.  in 
eine  Aktiengesellschaft)  sind  meines  Erachtens  nicht  aüe  wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten  erschiöpft. 

Justizrat  Dr.  Ludwig  Wertheimer , Frankfurt  a.  M. 

„Die  Veräußerung  von  Handelsgeschäften,  ein  rechtsver- 
nlmchender  Beitrag  zur  Lehre  vom  kaufmännischen 
Unternehmen“  von  Gerichtsassessor  Dr.  Martin  Domke 
(Marburg.  Eiwert  1922,  95  Seiten). 

Dem  Verfasser  ist  es  trotz  der  Schwierigkeiten,  die  sich 
für  Arbeiten  über  ausländisches  Recht  aus  dem  Mangel  'auslän- 
discher juristischer  Literatur  in  deutschen  Bibliotheken  er- 
geben, gelungen,  ein  anschauliches  Bild  von  dem  Recht  der 
Geschäftsvernußerung  in  den  einzelnen  fremden  Rechtskreisen 
zu  geben.  Er  hat  sich  dabei  nicht  nur  auf  das  Recht  der 
Hauptmächte  oder  der  uns  besonders  nahestehenden  Länder 
beschränkt,  hat  seine  Untersuchungen  vielmehr  auf  fast  sämt- 
liche europäischen  Rechte  bis  zum  neuen  polnischen,  dem 
türkischen  und  bulgarischen  Recht  und  von  den  außereuro- 
näischen  Rechten  u.  a.  auch  auf  das  der  ’ Südafrikanischem 
Union  erstreckt.  Verfasser  hat  sich  aber  mit  einer  rechts- 
vergleichenden Darstellung  nicht  begnügt,  sein  Buch 
ist  vielmehr  darüber  hinaus  auch  ein  Beitrag  zur  all- 
gemeinen Lehre  vom  kaufmännischen  Unter- 
nehmen, und  zwar  ein  Beitrag,  der  in  der  an  guten  Werken 
nicht  armen  Literatur  über  das  Unternehmen  einen  ehren- 
vollen Platz  einnehmen  wird.  Daß  das  Buch  beides  neben- 
einander ist,  verdankt  es  der  geschickten  Darstellungsweise 
des  Verfassers.  In  dem  Buch  werden  zunächst  unter  Heran- 
ziehung auch  wirtschaftsphilosophischer  Gedankengänge  die 
Momente  darpelegt,  die  das  Handelsgeschäft  zu  einer  wirt- 
schaftlichen Einheit  machen  und  den  Anlaß  zu  einer  gesetz- 
geberischen Regelung  der  Veräußerung  von  Handelsgeschäften 
geben.  Dann  führt  Verfasser  aus,  wie  die  verschiedenen 
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Rechte  den  Begriff  des  Handelsgeschäfts  zu  fassen  suchen, 
spricht  von  achalandagc  und  good  will,  erörtert,  was  in 
deutschen  und  ausländischen  Rechten  über  die  Form  der 
Verträge  über  Handelsgeschäitsveräußerung  und  den  Umfang 
dqr  (Veräußerung  bestimmt  ist,  welche  Wirkung  zwischen 
Aktiven  geregelt  ist  und  die  Passivenhaftung  des  Geschäfts- 
Veräußerung  und  Erwerber  der  Uebergang  des  Geschäfts 
hat,  wie  in  den  verschiedenen  Rechten  der  Uebergang  der 
erwerbers.  Daran  anschließend,  geht  er  auf  die  schwierige 
Frage  der  fraudulösen  Geschäftsveräußerung  und  den  Ver- 
such des  österreichischen  Rechts  ein,  eine  Zwangsvollstreckung 
in  ein  wirtschaftliches  Unternehmen  als  solches  zuzulassen. 
Zum  Schluß  folgen  Erläuterungen  des  Rechtszustands  be- 
züglich der  Weiterhaftung  des  Geschäftsveräußerers  und  über 
das  Recht  der  Geschäftsveräußerung  bei  Minderkauileuten 
ohne  Firmenrecht.  Auch  bei  den  Einzelerörterungen  sind  über- 
all die  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  hervorgehoben;  auch 
finden  sich  zahlreiche  Hinweise  auf  das  deutsche  Steuer- 
recht. Wie  Verfasser  ankündigt,  wird  er  über  die  steuer- 
rechtlichen Fragen  demnächst  eine  weitere  Arbeit  erscheinen 
lassen.  1 I 

Es  wäre  sehr  zu  begrüßen,  wenn  der  Verfasser  dem 
Willen  hierzu  recht  bald  die  Tat  folgen  lassen  würde.  Denn 
es  fehlt  sehr  an  einer  jguten  Bearbeitung  über  die  bei  Ge- 
schäftsveräußerungen sich  ergebenden  Steuerfragen  nach 
deutschem  Recht  und  nach  der  Probe,  die  der  Verfasser  mit 
seinem  Buch  gegeben  hat,  steht  zu  hoffen,  daß  sein  ange- 
kündigtes Werk  ein  wertvoller  Berater  bei  den  in  Betracht 
kommenden  Steuerfragen  sein  wird. 

Dr.  \ V alter  Grau,  Rechtsanwalt. 

Dr.  F.  W.  R.  Ziinmermann,  Kammerpräsident  zu  Braun- 
schweig, Erläuterungsbuch  zum  Erbschaftssteuergesetz  vom 
10  September  1919  unter  Berücksichtigung  der  Auslührungs- 
bestimmungen des  Reichsministers  der  Finanzen.  Dritte 
umgearbeitete  Auflage.  Zugleich  dritte  Auflage  von:  Das 
Reichserbschai'tssteuergesetz  vom  3.  Juni  1906  nebst  den 
Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrats  usw.  vom  gleichen 
Verfasser.  München  und  Berlin  1921.  J.  Schweitzer  Ver- 
lag (Arthur  Sellier).  8°,  XI  und  882  S.  Preis  geb.  110  M. 

Auf  die  Einleitung,  in  der  kurz  und  klar  die  Aenderungen 
und  Umgestaltungen  des  bisherigen  Erbschaftssteuergesetzes 
vom  Jahre  1906  durch  das  nunmehr  geltende  Gesetz  vom 
10.  September  1919  hervorgehoben  sind  (S.  1 — 13),  folgen 
die  einzelnen  Paragraphen  des  neuen  Gesetzes  mit  Er- 
läuterungen, dem  unten  noch  näher  zu  besprechenden 
Hauptteil  des  Werkes  (S.  14 — 704).  Daran  schließen  sich 

die  Ausführungsbestimmungen  vom  11.  Oktober  1919  mit  ihren 
3 Hilfstafeln,  jedoch  ohne  die  13  Muster,  und  die  Bekannt- 
machung vom  20.  September  1919  über  die  Bezirkseinteilung 
und  Sitze  der  Landesfinanzämter  (S.  ,705 — 762).  Weiter  folgen 
Nachträge  aus  der  Zeit  während  des  Druckes  (S.  763 — 777) 
und  ein  Verzeichnis  der  angezogenen  und  verwaltungsbehörd- 
lichen Entscheidungen  nach  der  Zeitfolge  und  dem  Anziehungsi- 
platz,  welches  mit  einem  Urteil  des  Preußischen  Obertribunais 
vom  24.  April  1865  beginnt  und  mit  einer  ^Verfügung  des 
Reichsministers  ‘der  Finanzen  vom  11.  Januar  1921  endet  (S.  778 
bis  790).  Den  Schluß  des  Buches  bildet  das  fast  100  Seiten 
fassende,  eng  gedruckte  Sachregister  (S.  791 — 882). 

In  den  Erläuterungen  hat  der  Verfasser  nicht  nur  dem 
Zusammenhänge  des  bürgerlichen  Rechts,  insbesondere  des 
Erbrechts,  mit  dem  Erbschaftssteuergesetz  und  den  vielfachen, 
einschneidenden  Unterschieden  beider  weitgehendst  Rechnung 
getragen,  sondern  auch  die  Uebereinstimmungen  und  Ab- 
weichungen des  Erbschaftssteuergesetzes  vom  Jahre  1906  von 
dem  nunmehr  geltenden  Gesetz  eingehend  dargestelit,  wie  er 
denn  auch  das  vorliegende  Buch,  als  dritte  Auflage  seines  in 
zwei  Auflagen  erschienenen  Erläuterungswerkes  ;um  Erbschafts- 
steuergesetz vom  Jahr  1906  bezeichnet  hat.  Ausführlich  und 
gründlich  sind  ferner  die  Vorarbeiten  des  Gesetzgebers  (die 
Entwürfe  mit  ihren  Begründungen,  die  Berichte  der  Aus- 
schüsse usw.),  die  Rechtsprechung  und  die  Rechtsiehre  zu 
den  beiden  Erbschaftssteuergesetzen,  berücksichtigt,  sehr  oft 
sogar  wörtlich  wiedergegeben,  — zu  dem  alten  Gesetz  aller- 
dings nur  soweit,  als  es  für  das  Erbschaftssteuergesetz  vom 


Jahr  1919  in  Betracht  kommen  kann.  Zu  den  zahlreichen  Be- 
denken und  Streitiragen,  von  denen  auch  das  neue  Gesetz 
leider  nicht  frei  ist,  ist  überall  Stellung  genommen;  für  diq 
Aufklärung  besonders  schwieriger  Vorschriiten  ist  durch  Bei- 
spiele und  Berechnungen  in  dankenswerter  Weise  gesorgt; 
das  ebenso  umfangreiche  wie  zuverlässige  Sachregister  er- 
leichtert das  schnelle  Auffinden.  Auch  die  Ausführungsbe- 
stimmungen sind  endlich  mit  erläuternden  Anmerkungen  ver- 
sehen. ; j 

Der  Kommentar  des  Verfassers  zum  Erbschaftssteuergesetz 
vom  Jahr  1906  hat  durch  seine  wissenschaftliche  Gründ- 
lichkeit und  praktische  Brauchbarkeit  der  Theorie  und  der 
Praxis,  der  Rechtslehre  und  dem  Rechtsleben,  wertvolle  Dienste 
geleistet.  Da  das  neue  Erlauterungsbuch,  übrigens  der  um- 
fangreichste der  bisher  erschienenen  Kommentare  zum  Erb- 
schaitssteuergesetz  vom  10.  September  1919,  sich  durch  die 
gleichen  Vorzüge  wie  sein  Vorgänger  auszeichnet,  so  genügt 
schon  die  bloße  Anzeige  von  Lseinem  Erscheinen  als  ,die  beste 
Empfehlung.  , 

Geh.  Justizrat  Josef  Marcus,  Berlin-Lichterfelde. 

von  Braun,  Friedrich  Edler,  Was  wird  aus  Europa?  Berlin 
1922.  E.  S.  Mittler  & Sohn.  Preis  5 M. 

Der  als  M.  d.  R.  und  Präsident  des  Reichswirtschaftsrats 
an  prominenter  Stelle  stehende  Verfasser  untersucht  das  Re- 
parations-  und  Finanzproblem  gleichsam  von  hoher  Warte 
aus,  nicht  als  bloß  innerstaatliches,  sondern  als  Wehpro- 
blem, und  zwar  bei  aber  Durchdachtheit  im  einzelnen  in  so 
leichtfaßlicher  Form,  daß  das  Buch  nicht  bloß  unseren  poli-  ' 
tischen  Führern,  sondern  auch  den  weitesten  Kreisen  zur  Lek- 
türe nicht  dringlichst  genug  empfohlen  werden  kann.  Zunächst 
wird  der  Nachweis  erbracht,  daß  die  von  unseren  Gegnern  ge- 
wollte Reparation  eine  vollständige  Zerrüttung  nicht  nur  der 
deutschen,  sondern  auch  der  Weltwirtschaft  bedeuten  würde. 
Der  Vertrag  von  Versailles  und  das  Londoner  Ultimatum  müs- 
sen daher  verschwinden,  wenn  nicht  die  Volkswirtschaft  Euro- 
pas noch  mehr  in  Verfall  geraten  soll,  ln  Rußland  ist  sie 
bereits  in  Verwesung  übergegangen,  und  dieser  Verwesungs- 
körper bildet  eine  Ansteckungsgefahr  für  das  ganze  übrige 
Europa.  Die  internationale  Hilfsaktion,  die  eingeleitet  wor- 
den ist,  ist  lediglich  ein  Barmherzigkeitsakt  zur  Beruhigung 
des  menschlichen  Gewissens;  die  Notwendigkeit  des  Wieder- 
aufbaus Rußlands  durch  fremde  Hilfe  wird  dadurch  nicht  ver- 
mieden. Hier  liegt  nach  dem  Verf.  die  wahre  Repa- 
rationspflicht, eine  Aufgabe,  bei  der  man  nicht  nach 
Schuld  und  Sühne  fragen  darf,  sondern  einfach  nach  Ge- 
wissenspflicht. Aus  der  deutschen  Volkswirtschaft  können 
die  Reparationssummen  unmöglich  gezogen  werden;  anders 
liegt  der  Fall,  wenn  Deutschland  Rohstoffgebiete  erschlossen 
werden,  in  denen  es  durch  eigene  Arbeit  Werte  schaffen  und 
an  den  Weltmarkt  abgeben  kann.  Und  das  ist  nach  der  gegen- 
wärtigen Lage  allein  durch  den  Wiederaufbau 
Rußlands  möglich,  zu  dem  sich  Deutschland 
in  Erfüllung  seiner  Reparationspflichten  er- 
bieten kann.  Die  solchergestalt  notwendige  Aufgabe,  die 
die  Investierung  ungeheurer  Kapitalien  erfordert,  kann  aber 
nicht  von  Deutschland  allein  geleistet  werden;  die  vom 
Kriege  nicht  betroffenen  Länder  müssen  sich  finanziell  be- 
teiligen. Bei  diesem  Wiederaufbau  muß,  wie  Verf.,  um 
alle  Mißdeutungen  zu  zerstreuen,  verständigerweise  hervor- 
hebt, jeder  Gedanke  an  politische  Beeinflussung  oder  wirt- 
schaftliche Ausbeutung  des  russischen  Volkes  von  vornherein 
eliminiert  werden.  Die  Wiederaufrichtung  der  russischen  Volks- 
wirtschaft böte  auch  die  Möglichkeit,  Deutschland  ein  Absatz- 
gebiet für  seine  industriellen  Erzeugnisse  zu  sichern,  ohne 
damit  die  Ausfuhr  anderer  Länder  zu  schädigen. 

Auch  wäre  es,  wie  Verf.  zum  Schluß  hervorhebt,  ein 
versöhnender  und  erhebender  Akt  der  Gerechtigkeit,  wenn 
man  Deutschland,  dem  die  Gegner  immer  noch  (trotz  Poin- 
care!)  die  Schuld  am  Kriege  beimessen,  den  größten  und 
schwersten  Teil  des  Wiederaufbaus  übertragen  würde,  damit 
es  seinen  guten  Willen  für  die  Völkerversöhnung  und  sein 
Organisationstalent  auch  zu  Friedenszwecken  beweisen  kann. 

Dr.  Fischbach,  Geh.  Regierungsrat. 
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Zur  Besprechung  eingegangene  Bücher. 

Besprechung  Vorbehalten. 

Die  schwebenden  Schulden  der  europäischen  Großstaaten. 
Von  Dr.  oec.  publ.  Rudolf  Will.  Verlag  von  J.  C.  B.  Mohr 
(Paul  Siebeck)  in  Tübingen.  1921.  Preis  30,—  M. 

Lehrbuch  des  deutschen  Hypothekenwesens  nebst  einer  Ein- 
führung in  das  allgemeine  Grundbuchrecht.  Von  Dr.  Arthur 
Nußbaum,  a.  o.  Professor  an  der  Universität  Berlin.  Zweite 
völlig  umgearbeitete  Auflage.  Tübingen  1921.  Verlag  von 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  Preis  geh.  60, — M„  geb.  75, — M. 

Die  Wirtschaftlichkeit  des  Versicherungsbetriebes  und  die 
Einheitsversicherung  vom  Standpunkt  der  Rückversiche- 
rung.^ Von  Dr.  jur.  et  Dr.  phil.  W.  Rohrbeck,  Berlin-Dahlem- 
Berlin  1921.  Sonderheft  der  „Mitteilungen  für  die  öffentlichen 
Feuerversicherungsanstalten“.  Verlag:  Verband  öffentlicher 

Feuerversicherungsanstalten  in  Deutschland.  Berlin  SW  11 
Preis  4, — M. 

Handausgabe  des  Einkommensteuergesetzes  vom  29.  März  1920 
in  der  Fassung  vom  24.  März  1921  und  11.  Juli  1921  nebst 
den  Ausführungsbestimmungen  und  den  Vorschriften  über  die 
Rücklagen  nach  § 59a,  sowie  die  Einkommensteuer  vom 
Arbeitslohn.  Von  Dr.  jur.  Georg  Strutz,  Senatspräsident  am 
Reichsfinanzhof,  Kgl.  Preuß.  Geheimen  Oberregierungsrat 
Dritte  gänzlich  neubearbeitete  und  vermehrte  Auflage. 
Berlin  1921.  Verlag  von  Otto  Liebmann.  Preis  geb.  58, — M. 

Vom  christlich-sozialen  Gedanken  zur  deutschnationalen 
Arbeitnehmerbewegung.  Von  Paul  Bröcker.  Hanseatische 
Verlagsanstalt,  Hamburg.  Preis  kart.  12, — M. 

Die  neue  Ordnung  von  Kapital  und  Arbeit.  Vortrag  gehalten 
auf  der  Tagung  des  Ausschusses  des  Deutschen  Handlungs- 
gehilfentages am  22.[Mai  1922.  Von  Max  Habermann.  1921. 
Hanseatische  Verlagsanstalt  A.-G.,  Hamburg.  Preis  kart.  6,60  M. 

Die  rechtliche  Verantwortlichkeit  von  Reich  und  Reichsbank 
für  die  deutsche  Geldpolitik.  Von  Amtsrichter  Schneider, 
Nürnberg,  Vorsitzender  des  Landesverbandes  der  Rentnerver- 
einigungen Bayerns  im  „Deutschen  Rentnerbund“.  K.  H.  Beck’sche 
Verlagsbuchhandlung  Oskar  Beck.  München  1922.  Preis  5, — M. 

Grundzüge  der  Bulgarischen  Wirtschafts-  und  Handelspolitik. 
Von  Otto  Fechner.  Verlag  B.  G.  Teubner  in  Leipzig  und 
Berlin.  Preis  4,50  M. 

Besteuerung  und  Volkswirtschaft.  Von  Dr.  Paul  Mombert, 
Universitätsprofessor.  1922.  G.  Braunsche  Hofdruckerei  und 
Verlag,  Karlsruhe  i.  B.  Preis  18, — M. 

Deutschlands  wirtschaftliche  Zukunft.  Monographien  zu 
Deutschlands  wirtschaftlichem  Wiederaufbau.  Heft  3:  D r. 
Robert  Moraht,  Der  deutsche  Kalibergbau. 
Karl  Malcomes  Verlagsbuchhandlung,  Nieder-Ramstadt  bei 
Darmstadt.  Preis  11,60  M. 

Deutschlands  wirtschaftliche  Zukunft.  Monographien  zu 
Deutschlands  wirtschaftlichem  Wiederaufbau.  Heft  2: 
Dr.  Oskar  Wingen,  Deutschlands  künftige 
Stellung  auf  dem  Weltmarkt.  Karl  Malcomes 
Verlagsbuchhandlung,  Nieder-Ramstadt  bei  Darmstadt. 
Preis  15,—  M. 

Der  Kampf  um  die  Reichseisenbahnen.  Von  Dr.  W.  Spieß, 
Reg.-Rat  und  Mitglied  der  Eisenbahn-Direktion  Frankfurt  a.  M. 
Frankfurter  Societäts-Druckerei  G.  m.  b.  H.,  Abtlg.  Buchverlag, 
Frankfurt  a.  M.  Preis  3, — M. 

Lohnpolitik.  Von  Dr.  Heinrich  Brauns,  Reichsarbeitsminister. 
M.-Gladbach  1921.  Volksvereins-Verlag.  Preis  2,—  M. 

Die  Beziehungen  der  Banken  zur  Industrie.  Darstellung, 
Kritik  und  Vorschläge.  Von  Dr.  Ing.  Gustav  Weiß.  Leipzig 
und  Wien  Franz  Deuticke.  1921.  Preis  14, — M. 

Georg  von  Siemens.  Ein  Lebensbild  aus  Deutschlands  großer 
Zeit.  Von  Karl  Helfferich  I.  Band.  Berlin  1921.  Verlag  von 
Julius  Springer.  Preis  42, — M , gebunden  52, — M. 

Der  Warenkredit  der  Banken  und  seine  Sicherstellung.  Von 
Dr.  Arwed  Koch,  Berlin.  1922.  Verlag  von  Gustav  Fischer, 
Jena.  Preis  21,—  M. 


Warenkunde  und  Industrielehre.  Von  Dr.  Ernst  Rüst 
Rascher  & Cie.,  Verlag.  Zürich.  Preis  60,—  M. 

Der  Kampf  um  die  Währung.  Die  wichtigsten  Währungs- 
reformen der  letzten  Jahrzehnte  und  das  Valutaproblem  der 
Gegenwart.  Mit  einer  Kurstafel  und  zahlreichen  Tabellen. 
Von  Siegfried  von  Waechter.  Stuttgart.  Berlin-Grunewald, 
Dr.  Walther  Rothschild.  1922.  Preis  24,—  M.,  gut  gebunden 
36,—  M. 

Deutsch-Oesterreich  als  Sozial-  und  Wirtschaftsproblem. 
Von  Dr.  Gustav  Stolper.  Drei-Masken-Verlag,  München. 
Geh.  18,—  M,  geb.  23,—  M. 

Auslandswegweiser.  Herausgegeben  von  dem  Hamburgischen 
Welt-Wirtschafts-Archiv  und  dem  Iberoamerikanischen  Institut. 
5.  Band : Mittel-Amerika  von  Dr.  Karl  Sapper, 

Professor  der  Geographie  an  der  Universität  Würzburg. 
Preis  22, — M.  6.  Band:  Venezuela  von  Dr.  Wilhelm 
Sievers,  Geheimer  Hofrat,  Professor  der  Geographie 
an  der  Universität  Gießen.  Preis  12,—  M'  7.  Band:  Süd- 
afrika (Unter  Einschluß  von  Südwestafrika).  Von  Dr. 
H.  Blumhagen,  Geh.  Regierungsrat.  Preis  22, — M.  Hamburg, 
L.  Friederichsen  & Co. 

Unter  der  Reparationslast.  Ein  Rückblick  auf  das  Wirtschafts- 
jahr 1921.  Von  Dr.  Paul  Jacobsohn.  Frankfurter  Societäts- 
Druckerei  G.  m.  b.  H.,  Frankfurt  a.  M.  1922.  Preis  3,30  M. 
Das  Geldproblem  der  Welt.  Zweite  Denkschrift  von  Professor 
Gustav  Kassel,  Stockholm.  1922.  Drei-Masken-Verlag,  München. 
Preis  12,—  M. 

ßeteiligungs-  und  Finanzierungsgesellschaften.  Eine  Studie 
über  den  modernen  Effektenkapitalismus  in  Deutschland,  den 
Vereinigten  Staaten,  der  Schweiz,  England,  Frankreich  und 
Belgien.  Von  Robert  Liefmann.  Dritte  neubearbeitete  Auflage. 
1921.  Verlag  von  Gustav  Fischer,  Jena.  Preis  brosch.  100, — M. 
geb.  115, — M. 

Deutsche  Propaganda.  Die  Lehre  von  der  Propaganda  als 
praktische  Gesellschaftslehre  von  Prof.  Dr.  Johann  Plenge. 
Mit  einem  Nachwort  von  Ludwig  Roselius.  1922.  Angel- 
sachsen-Verlag G.  m.  b.  H.,  Bremen.  Preis  15, — M. 

Die  Wirtschaftskurve  mit  Indexzahlen  der  Frankfurter  Zei- 
tung. Nach  den  Methoden  und  unter  Mitwirkung  von  Ernst 
Kahe.  I.  Heft.  Januar  1922.  Jährlich  4 Hefte.  Frankfurt  a.  M. 
Frankfurter^  Societäts-Druckerei  G.  m.  b.  H.,  Abteilung  Buch- 
verlag. Preis  15,—  M. 

Die  Selbstkostenberechnung  industrieller  Betriebe.  Von 
Friedrich  Leitner,  Professor  an  der  Handelshochschule  Leipzig. 
Siebente,  erweiterte  Auflage.  Frankfurt  a.  M.  J.  D.  Sauer- 
länders  Verlag.  1921.  Preis  brosch.  60, — M.,  geb.  65,—  M. 


1 fom  1.  Juli  ab  wird  die  „ Deutsch e Wirtschafts • 
' Zeitung“ , vereinigt  mit  ,, Handel  und  Gewerbe“ , 
als  offizielles  Organ  des  Deutschen  Industrie • und 
Handelstages  vom  Verlag  Reirnar  Hobbing,  Berlin,  in 
eine  Wochenschrift  umgewandelt  werden.  Die  Herausgabe 
erfolgt  durch  das  erste  geschäftsführende  Präsidial • 
mitglied  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstages  Dr. 
Otto  Brandt. 

Der  Quartalsbezugspreis  ist  auf  60,  — Mark  im  Post- 
abonnement festgesetzt. 

Berlin,  im  Juni  1922 

Industrie  vertag  Spaeth  Sr  Linde 


Der  Gesamtauflage  dieses  Heftes  liegt  ein  Prospekt  der 
Firma  G.  A.  Gloeckner,  Verlag,  Leipzig,  bei,  den  wir  der 
besonderen  Beachtung  unserer  Leser  empfehlen. 


Verantwortl. : Für  den  textL  Inhalt:  Paul  Linde,  Berlin-Zehlendorf  (Wannseebahn);  für  die  Inserate:  Erich  Do  nati,  Berlin-Steglitz;  Verlag:  Industrieverlag 
Spaeth  & Linde,  Berlin  0 2,  Königstraße  52.  — Druck  von  Arthur  Scholem,  Berlin  SW  19,  Beuthstraße  6 
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i Die  Zahlen  beziehen  I.  (redaktioneller)  Teil. 

i sieh  auf  die  Seilen.  v „ _ 

(„Deutsche  Wirtschafts-Zeitung“.) 


Die  Zahlen  beziehen 
sich  auf  die  Seilen. 


Aufsäfee. 

(Die  Namen  der  Verfasser  sind  in  Klammern 
beigefügt.) 

Abrüstungsenlschädigung:  Die  Unverbind- 

iichkeit  der  Richtlinien  für  — . (Rechts- 
anwalt Dr.  Landsberger.)  86. 

Arbeitsgemeinschaften  und  Betriebsräte  in 
England.  (Dr.  Plaut.)  275. 

Arbeitnehmerkammem.  (Dr.  Völckers.)  318. 

Arbeitslosenversicherung:  Geseßentwurf 

über  eine  vorläufige  — • (Dr.  Lehfeldt, 
Ober-Reg.-Rat.)  183. 

Ausfuhr:  Von  der  deutschen  — und  Arbeit. 
(Dr.  Otto  Brandt.)  381. 

Ausfuhrabgaben:  Die  Erhöhung  der  - und 
die  Außenhandelskontrolle.  CDr.  R.  5ie- 
gert.)  165. 

Auslandsschädengeseßgebung:  Der  gegen- 
wärtige Stand  der  (Reichswirtschafts- 
gerichtsrat Dr.  loerges.)  333. 

Auswärtiges  Amt:  Zweigstellen  des  — n es. 
(Dr.  Otto  Brandt.)  417. 

Autonomie  der  Reichsbank.  125  ff.;  Zur  — . 
(Ob.-Reg.-Rat  Dr.  Schippet)  127. 

Betriebsstillegungsgeseß:  Der  Entwurf  eines 
—es  und  das  Reichswirtschaftsgericht. 
(Dr.  jr.  H.  1.  Bärwinkel-Leue.)  351. 

Bilanzrecht:  Geseßentwurf  betr.  Beseitigung 
der  falschen  Vermögens-  und  Erfolgs- 
rechnung durch  Änderung  des  — s (Ent- 
wurf Schmalenbach).  Anl.  z.  Nr.  6. 

Binnenschiffahrt:  Enteignungsgeseß  und  — . 
(Rechtsanw.  Vogt.)  60. 

Chemische  Industrie:  Poincares  „produktive 
Pfänder“  und  die  — . (Dr.  M.  Wiede- 
mann.) 304. 

Cunße-Bemelmans- Abkommen.  (Ministerial- 
rat Albert  Cuntze.)  397,  414. 

Deutsch-polnisches  Abkommen  vom  15.  Mai 
1922.  (Dr.  Th.  Lewald,  Staatssekretär 
z.  D.)  77. 

Einfuhr- Verordnung:  Regreßansprüche  bei 
Entschädigungen  gemäß  § 3 der  — . 
(Assessor  Kunz.)  169. 

Eisenbahn:  Die  Mitwirkung  der  Industrie  bei 
Herstellung  und  Gewinnung  von  Fabri- 
katen und  Stoffen  für  Bau  und  Betrieb 
der  — en.  (Staatsminister  a.  D.,  Wirkt 
Geh.  Rat  Hoff.)  365.  - S.  auch  Haftpflicht. 

Eisenbahnen  in  Kanada.  (Geh.  Reg.-Rat 
Wemekke.)  289. 

Eisenbahnen:  Die  englischen  — in  den 
Jahren  1920  und  1921.  (Geh.  Reg.-Rat 
Wernekke.)  108. 

Eisenbahngütertarif:  Die  Normalklassen  des 
deutschen  — s,  (Ministerialrat  Dr.  Born.) 
352,  367. 

Elektrische  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser: 
Preise  für  — . (Direktor  Jung.)  84. 

Elsaß-Lothringen:  Die  Ersaßansprüche  der 
aus  — Verdrängten.  (Rechtsanwalt  Dr. 
Purper.)  203. 

Enteignungsgeseß:  S.  Binnenschiffahrt. 

Erstattungsanspruch:  Rechtsweg  u.  kriegs- 
wirtschaftlicher — . (Dr.  G.  Lassar.)  11. 


Frachtbrief:  Die  Inhaltsangabe  im  -. 

(R.  Leskow.)  336. 

Freigabe-Vorbescheid.  (Gerichtsassessor 
Kunz.)  106. 

Geldentwertung  und  Steuergeseßgebung. 
(M.  Horwiß.)  349. 

Geldentwertung:  Rechtsfragen  der  — . (Prof. 

Dr.  Paul  Oertmann.)  6. 

Genua:  Vor  und  nach  — . (Dr.  Otto  Brandt.) 

2,  34. 

Gesellschaftsformen  in  Handel  und  Industrie 
unter  Berücksichtigung  des  geltenden 
Steuerrechts.  (M.  Horwiß.)  149. 
Gewerbesteuergeseßgebung:  Zur  Neurege- 
lung der  — in  Preußen.  (Dr.  jur.  Stracke.) 
272. 

Goldmark  als  Rechnungsmark.  (Staatssekre- 
tär Dr.  Mügel.)  319. 

Gulden:  Die  Flucht  vor  dem  — in  Holland. 

(Dr.  Eugen  Diederich.)  401. 

Haftpflicht;  Gegenwartsfragen  der  — der 
Eisenbahn.  (Dr.  Staber.)  154. 
Handelsbeziehungen:  Die  deutsch-bulgari- 
schen — nach  dem  Kriege.  (O.  Liese- 
gang.) 225. 

Handelsgesellschaften:  Deutsche  und  über- 
fremdete — im  Sinne  des  Reichsaus- 
gleichsgeseßes.  (Dr.  Bossert.)  38. 
Hochseefischerei:  Die  deutsche  - und 
ihre  heutige  Lage.  (Dr.  Frhr.  v.  Reißen- 
stein.) 382. 

Konjunklurlage:  Die  gegenwärtige  -.  (Prof. 
Dr.  P.  Mombert.)  57. 

Kreditnot:  Das  Problem  der  -.  (Dr.  Oskar 
Mohrus.)  83. 

Lebensversicherungsgesellschaften:  Die  Va- 
lutanot der  — im  Gesamtbilde  sonstiger 
Valutaschulden.  (Oberregierungsrat  Dr. 
Wachsmann.)  29. 

Miete:  Wohnung  und  — (Max  Bahr,  M.  d. 
R..)  79. 

Mitteleuropa  und  die  Weltwirtschaft:  (Ar- 
thur Dix.)  1034. 

Oberbeamte  der  Zollverwaltung:  S.  Schul- 
vorbildung. 

Oberschlesien:  Die  Liquidation  in  — • 

(Rechtsanwalt  Dr.  U.  Rukser.)  53.  — S.auch: 
Deutsch-polnisches  Abkommen. 

Preise:  S.  Elektrische  Arbeit  usw. 
Privatgleisanschlüsse:  Die  allgemeinen  Be- 
dingungen für  — bei  der  Reichsbahn  vom 
1 Juli  1922.  (Geh.  Regierungsrat  Sommer- 
latte.) 62. 

Regreßanspriiche:  S.  Einfuhrverordnung. 
Reichsausgleichsgeseß:  S.  Handelsgesell- 

schaften. 

Reichsbank:  Die  Tätigkeit  der  — vor  dem 
Kriege,  während  des  Krieges,  nach  dem 
Kriege.  (Dr.  v.  Glasenapp,  Vizepräsident 
der  Reichsbank.)  125.  — S.  auch  Autono- 
mie d.  R.  B.  und  Reichsfinanzen. 
Reichsfinanzen:  Belastung  der  — durch  Be- 
saßungskosten  im  rheinischen  Gebiete, 
125;  Belastung  der  — durch  Reparations- 
zahlungen 130;  - durch  Sachlieferungen 
133. 


Reichswirtschaftsgericht:  Zuständigkeits- 

grenzen des  — s auf  dem  Gebiete  dt. 
Ein-  und  Ausfuhr.  (Rechtsanwalt  Dr. 
Georg  Baum.)  11. 

— Die  Zuständigkeit  des  — s.  (Dr.  Arn- 
heim.) 171. 

— Der  Entwurf  eines  Betriebsstillegungs- 
geseßes  und  das  — . (Dr.  jur.  H.  I.  Bär- 
winkel-Leue.) 351. 

Reparationszahlungen:  Reichsbank  und  — . 

(Reg.-Rat  Hußlein.)  130. 

Sachlieferungen:  Die  Last  der  — . (Reg.- 
Rat  Dr.  Berger.)  133. 

Sanktionen:  Der  gegenwärtige  Stand  der 
wirtschaftlichen  — im  Rheinland.  (Dr. 
Gerhard.)  221. 

i Schiedsgericht:  Das  deutsch-amerikanische 
— . (Rechtsanwalt  Dr.  Hermann  Isay.)  285. 
Schmalenbach:  Geseßentwurf  — betr.  Be- 
seitigung der  falschen  Vermögens-  und 
Erfolgsrechnung  durch  Änderung  des 
Bilanzrechts.  Anl.  z.  Nr.  6. 
Schulvorbildung  der  technischen  Oberbe- 
amten der  deutschen  Zollverwaltung.  384. 
Seehäfen:  Die  Bedeutung  der  — für  die 
Erneuerung  unserer  Uberseebeziehungen 
(Dr.  Leuckfeld.)  101. 

Siedlungsarbeit  in  Hessen.  (Oberregierungs- 
rat W.  Henrich.)  239. 

Sowjetrußland:  Die  Wirtschaftspolitik  — s 
und  die  deutsch-russischen  Handelsbe- 
ziehungen. 167. 

Staatsschiffe:  Immunität  von  — n.  (Dr.  G. 
van  Horten.)  201. 

Steuergeseßgebung:  S.  Geldentwertung  u. 
Gesellschaftsformen. 

Stinnes-de  Lubersac:  Der  Vertrag  — . 

(Otto  König.)  181. 

Tarifverträge  im  Deutschen  Rech  am  Ende 
des  Jahres  1920.  (P.)  291. 

Transportversicherung:  Die  Beaufsichtigung 
der  — . (Rechtsanwalt  Dr.  A.  Goitschalk.) 
335. 

Tumultschäden  und  neudeutsche  Gcseß- 
gebung.  (Dr.  Jul.  Curtius.)  55. 
Überfremdungs-Probleme  in  Finnland  und 
Deutschland.  (Dr.  H.  I.  v.  Kleist.)  222. 
Gberseewoche:  Von  der  — in  Hamburg.  156. 
Umsaßsteuer : Zwischenhandel  und  — • 

(Dr.  Mahrenholz.)  153. 

Umschlagtarife:  Die  Notwendigkeit  der  Ein- 
führung der  — . (Direktor  Tillich.)  254. 
Vereinigte  Staaten:  Wirtschaftliches  und 

anderes  aus  den  — n — . (Americanus.) 
321. 

Versicherungsformen:  Neue  — . (Rechtsan- 
walt Dir.  A.  Gottschalk.)  204. 
Volkswirtschaftliche  Studien:  Zur  Frage  der 
-n  -.  (Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  H. 
Schumacher.)  301. 

Vorkriegsverträge  mit  italienischen  und  ru- 
mänischen Staatsangehörigen.  (Justizrat 
Dr.  Wertheimer.)  337. 

Wärmewirtschaft.  (Prof.  Dr.  Fester.)  167. 
Warenlieferungen  aus  dem  Friedensver- 
trage und  der  Wechselkurs  der  Mark. 
(Dr.  O.  Mohrus.)  105. 


I 


Warenzeichen:  Die  internationale  Eintra- 
gung von  deutschen  — . (Justizrat  Dr.  L. 
Wertheimer.)  257. 

Wasserkräfte:  Ausnu|ung  der  Vorarlberger 
— . (Ministerialrat  Dr.  Redl.)  243. 
Wechselkurs  der  Mark:  S.  Warenlieferungen. 
Weltwirtschaft:  Die  Zerstörung  der  — . (Dr. 
M.  Wiedemann.)  270. 

Weltwirtschaftskongrefj:  Gedanken  Uber 

den  — in  Hamburg.  (Dr.  Erwin  Wiske- 
mann.)  185.  — S.  auch  Uberseewoche. 
Wiederbeschaffungspreis.  (Regierungsrat 
Wodke.)  253. 

Wirischaftssorgen:  Deutsche  — . (Reichs- 
minister a.  D.  Dr.  Bell.)  270. 
Wirtschaftsrecht  und  Schiedsgerichtswesen. 

(Ger.-Ass.  Kunz.)  413. 

Wohnung:  S.  Miete. 

Wohnungsbau:  Die  Zukunft  unseres  —es. 

(Dr.  K.  v.  Mangoldt.)  237, 
Zuständigkeitsgrenzen  d.  R.  W.  G.:  S.  unter 
R.W.G. 

Zweigstellen:  S.  Auswärtiges  Amt. 
Zwischenhandel  und  Umsa|steuer.  (Dr.  K. 
Mahrenholz.)  153. 

Zwangsanleihe:  Die  Vorauszeichnungen  zur 
— . (Dr.  Brönner.)  82. 


Wirtschafts-  u.  Iiandelsnachrichten. 

(Biicherschau.) 

Ausfuhrabgabe:  Erhöhung  der  — . 137. 

— Die  deutsche  — in  englischer  Beleuch- 
tung. 138. 

— Der  Verein  deutscher  Maschinenbau- 
Anstalten  zur  — . 260. 

Ausgleichszahlungen.  1 1 . 

Augenhandel:  S.  Sowjef-Ru|land. 

Au|enhandeIsmonopol:  S.  Sowjet-Ru|land. 

Au|enhande!sstelle  für  Schiffe:  138,  158, 
259,  355. 

Bevollmächtigte;  Die  französischen  — n für 
deutsche  Lieferungsaufträge.  356. 

Bolivien:  Ausschreibung  von  Bahnlinien  in 
-.  324. 

Costa  Rica:  Handelsverkehr  mit  — . 402. 

Dänische  Kartoffelausfuhr  nach  Deutsch- 
land. 422. 

Darlehnskassen:  Aus  dem  Jahresbericht  der 
— des  Reichs  für  1921.  278. 

Deutsche  Notgemeinschaft.  317. 

Devisen-Notverordnung:  Die  „Times“  über 
die  — . 403. 

Eisenbahnwesen:  Das  deutsche  — der 

Gegenwart.  287. 

Entschädigung  von  Auslanddeutschen.  403. 

Estland:  Wirtschaftsverhandlungen  mit  — . 
389. 

Exportdevisen:  Erleichterung  der  Verwer- 
fung von  — . 205. 

F r eihandelskongre| : Vom  internationalen 
-.  324. 

Geleit:  Zum  — . 1. 

Griechenland:  Neuregelung  des  Devisen- 
verkehrs in  — . 423. 

Handel;  Wie  der  deutsche  — im  Auslande 
geknebelt  wird.  89. 

Jugoslavische  Devisenvorschriften.  356. 

Königsberg:  S.  Ostmesse. 

Kohlennot:  Der  Verband  der  Bergarbeiter 
zur  — . 138.  , 


Kohlenwirtschaft:  Die  Notlage  der  deutschen 
-.  89. 

— Industrie  und  — . 113. 

— Die  deutsche  — . 110. 
Lieferungsaufträge:  S.  Bevollmächtigte. 
Mark;  Die  deutsche  — in  Oberschlesien. 

260. 

Markentwertung:  Die  fortschreitende  — . 

157. 

— im  Juli— August  1922.  108. 

Markstabilisierung:  Geh.-Rat  Dr.  Bücher 

über  die  — . 423. 

Marksturz:  Die  New  Yorker  Börse  und  der 
-.  306. 

— Ma|nahmen  gegen  den  — . 292. 

— Die  Wirkung  des  —es  auf  die  Preisge- 
staltung. 138. 

Niederländisch-Ostindien:  Deutsche  in  — . 
422. 

Niederländisch -Indien:  Aus  dem  Wirt- 

schaftsleben — s.  191.  — Richtlinien  f.  d. 
Handelsverkehr  mit  — . 292. 
Oberschlesien:  Die  deutsche  Mark  in  — . 
260. 

Ostmesse:  Rückblick  auf  die  fünfte  deutsche 
— in  Königsberg  in  Preu|en.  209. 
Reichseisenbahnrat.  158. 

Reichskuralorium  für  Wirtschaftlichkeit:  Aus 
der  Si|ung  des  — s — — . 421 
Reichswirtschaftsrat:  Aus  der  Tätigkeit  des 
vorläufigen  RWR.  40,  66,  228,  387. 
Reparationsproblem:  Urteile  über  das  — . 
306. 

Ru|Iand  und  England.  403. 

Sachlieferungen  an  Frankreich  im  freien 
Verkehr.  139. 

Salvador;  Verkehr  mit  — . 278. 
Sammelmappe:  339,  354,  403. 

Schiffsverkehr;  158,  259,  355. 

Schweden:  Arbeitsmarkt  in  — . 209.  — Erz- 
funde in  — . 403. 

Sowjet-Ru|land:  Valutaverkehr  in  — . 261. 

— Aus  — . 324. 

— Zur  Organisation  des  Au|enhandels  in 
-.  422. 

— Aulenhandelsmonopol  in  — . 244. 

Sozialismus:  Vom  — . 403. 

Sozialversicherung.  340. 

Spanien:  Handelsvertragsverhandlungen 
mit  — . 159. 

Spi|bergen:  Die  Herrschaft  über  das 

kohlenreiche  — . 402. 

Süd-Afrika;  Ausfuhr  nach  — . 402. 
Tschecho-slowakische  Emaillewaren  in 
Italien  (Verzollung).  293. 

Waren-Angebote  und  -Nachfragen:  113, 

160,  173,  192,  209,  245,  279,  358,  389. 
Wirtschaftliche  Lage:  Die  — (in  Deutsch- 
land). 64,  172,  256,  338,  419. 
Wirtschaftsprogramme:  Deutsche  — . 370, 

386,  420. 

Wirtschaftsverhandlungen  mit  Estland.  389. 
Wissenschaft:  Die  Not  der  deutschen  — . 39. 
Zollrechnungen;  Vorschriften  über  die  Aus- 
fertigung der  — nach  den  britischen 
Kolonien  und  Dominien.  245. 

Büchersc  ha  u : 

43,  44,  114,  174,  192,  211,  212,  280,  341. 


Gerichtsentscheidungen. 

(Gese|e  und  Verordnungen.) 
Gemischte  Schiedsgerichtshöfe:  E n t 

Scheidungen.  Berichterstatter:  Ob. 
Ld.-G.-Rat  Dr.  Brück:  42,  67.  — Ob-L 
G.-Rat  Dr.  Führ:  325.  - Ob.-L.-G.-Rc 
Dr.  Riedinger:  14,  90,  191,  208,  244,  27' 
Reidiswirtschaf tsgericht : Entscheidun 
gen;  mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Di 
Koppel:  Ersa|  von  Währungsschäden  be 
Tilgung  von  Markschulden  in  ausländi 
scher  Valuta  zum  Friedenskurse.  12.  - 
Entschädigung  an  Patentinhaber  bei  Er 
teilung  von  Zwangslizenzen  im  feindliche 
Ausland.  13.  — Umfang  des  Abgeltungs 
anspruchs  des  Unterlieferanten  bei  Ein 
Stellung  von  Heereslieferungen.  13.  - 
Währungsschäden  bei  Umrechnung  voi 
^Forderungen  japanischer  Firmen  an  deut 
sehe  Firmen.  14.  — Abrechnung  über  zu 
nächst  als  Markforderungen  angemeldeh 
£-Forderungen,  41.  — Ersa|  von  Wäh 
rungsschäden  bei  Heuerverträgen.  68.  - 
Ohne  Eigentumsnachweis  keine  Entschädig 
gung  für  Ablieferung  von  Heeresgut.  89 
— Kann  für  den  Ausfall  von  Zinsen  in- 
folge feindlicher  Kriegsma|nahmen  Ent- 
schädigung gewährt  werden?  112,  - 
Ausschlu|  von  Einwendungen  im  Aus 
gleichsverfahren.  112.  - Ersafefähigkei 
von  Verschleuderungsschäden  in  Elsa|- 
Lothringen.  139.  — Erstaftungsfähigkei 
von  Stralenbaukosten  auf  Grund  de: 
Okkupalionsleistungsgese|es.  139.  - 

Ersfattungsfähigkeit  von  Kosten  für  die 
Bereitstellung  von  Hilfskräften  für  die 
Militärpolizei  der  Besa|ungstruppen.  140 
— Zur  Frage  des  Umfanges  des  Ersa|-I 
anspruches  für  Währungsschäden  bei  Ver- 
pflichtungen deutscher  Schuldner  ar 
deutsche  Bankfilialen  im  feindlichen  AusH 
land.  207.  — Keine  Zuständigkeit  des 
.Reichswirtschaffsgerichts  zur  Entschei- 
dung zwischen  der  Heeresverwaltung  unc 
ihren  Vertragsgegnern  aus  Heeresliefe-: 
rungsverträgen.  229.  — Währungsge- 

winne der  Gesellschafter  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  sind  bei  Abrechnung! 
von  Ausgleichsschulden  der  offenen  Han- 
delsgesellschaft zu  berücksichtigen.  243. 
— Zur  Frage  der  Nichtigkeitserklärung 
von  Lieferungsverträgen  mit  Reichs- 
werken. 261.  — Zur  Frage  der  Bemes- 
sung der  Entschädigung  bei  Rückgabe 
aus  dem  beseiten  Gebiet  fortgeführter 
Maschinen.  306.  — Umfang  des  Ent- 
schädigungsanspruches nach  dem  Reichs- 
unruheschadensgesel.  357.  — Wiederein-i 
se|ung  i.  d.  v.  St.  wegen  unverschuldeter 
Fristversäumung  in  Unruheschadenssachen.: 
357.  — Tragweite  der  im  Vorentschädi- 
gungsverfahren abgegebenen  Abfindungs- 
erklärung im  Entschädigungsverfahren.  388. 
— Umfang  der  Entschädigung  für  Ver- 
lust von  Hausrat.  403.  — Zum  Begriff 
des  unmittelbaren  Schadens.  404.  — 

Hauptniederlassung  einer  offenen  Han- 
dels- oder  Kommanditgesellschaft.  423. 

Gesetze  und  Vero  r[dj]n  u n g e n : 

16,  68,  90,  113,  140,  159,  174,  211,  278,  293, 
307,  325,  340,  358,  372,  389,  404. 


s^zatfendiebleiten.  II-  „4ois  Handel,  Mclu^Me  und  Verkehr" 

(früher:  Zeitschrift  „Handel  und  Gewerbe“). 


Körperschaften]zur  Vertretung  von 
Handel  und  Gewerbe. 
Deutscher  Industrie-  und  Handelstag. 
Vollversammlung  141. 

Hauptausschu|  17,  141,  326. 
Verkehrsaussdiül  115. 


Au|enhandelsausschu|  141. 
Einzelhandelsausschul  308. 

Sozialpolitischer  Ausschu|  141,  175. 
Ausschulmilglieder  des  DL  373,  408. 
Geschäftsverteilung  im  Büro  des  D.  I.  u.  H. 
281. 

Drucklegung  der  Ausschu|berichfe  308. 


Einrichtung  und  Tätigkeit  der  Handels- 
kammern. 

Mitglied  des  Reichswirischaftsrats  (DL)  281. 
Reichsrechtliche  Regelung  der  Handels- 
kammern (Hauplausschu|  DI.)  17. 
Gebührenordnung  der  Handelskammern 
373,  406. 


II 


Berufsvertretung  für  Handel,  Industrie  und 
Verkehr  (Vollversammlung  Dü  231. 

Gemeinschaftsarbeit  und  Berufskammern  46. 

Zusammenarbeit  mit  den  deutschen  Handels- 
kammern im  Ausland  (DI.)  390. 

Fühlungnahme  zwischen  Handelskammern 
und  Eisenbahnbehörden  (Reichsverkehrs- 
minister, DI.)  69. 

Kostenerstattung  für  gerichtliche  Gutachten 
der  Handelskammern  161. 

Wahlrecht  der  Handelskammern  zu  den 
Steuerausschüssen  der  Finanzämter  20. 

Vertretung  des  Wandergewerbes  bei  den 
Handelskammern  (Einzelhandelsausschug 
Dl.)  360. 

Unterstellung  der  Wäschenäherei  unter  die 
Handelskammern  (Einzelhandelsausschug 
DI.)  360. 

Zuständigkeit  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern in  Sachsen  47. 

Entwurf  eines  sächsischen  Arbeiinehmer- 
kammergeseges  194. 

Verhältnisse  einzelner  Handelskammern  usw. 

Jahrhundertfeier  der  Danziger  Handelskam- 
mer 194. 

Bezirk  der  Handelskammer  zu  Elbing  263. 

Handelskammer  Frankfurt  a.  M.— Hanau  47. 

Handelskammer  zu  Oppeln  313. 

50jähriges  Bestehen  der  Handelskammer 
Saalfeld  (Saale)  92. 

Internationale  Handelskammer  (DI.)  326. 

Deutsche  Handelskammer  in  China  263. 

, Beamte  von  Handelskammern  usw. 

Zusammenkunft  der  Vereinigung  deutscher 
Handels-  und  Gewerbekammersekretäre 
17. 

Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachver- 
ständige 69. 

Beeidigung  von  Handelschemikern  (Breslau) 
344. 


Unterricht. 

Ausbildung  der  Oberlehrer  in  Volkswirt- 
schaft und  Staatswissenschaft  (Berlin)  92. 
Verein  „Darlehnskasse  der  Deutschen  Stu- 
dentenschaft“ (DI.)  18. 

Kaufmännisches  Bildungswesen  71. 
Berufliche  Ausbildung  Jugendlicher  (DI.)  329. 
Ausbildungsgeseg  für  Jugendliche  408. 


Post. 

Allgemeines  und  Verschiedenes. 

Entwurf  einer  Verordnung  zur  Änderung  der 
Postordnung  (Präsident  DI.)  93. 

Erhöhung  der  Postgebühren  (Verkehrsaus- 
schug  DI.)  193. 

Erhöhung  der  Höchstbeträge  im  Postver- 
kehr (DI.)  246. 

Brief-,  Geld-  und  Paketpost. 

Schadensersagpflicht  der  Postverwaltung 
für  Einschreibebriefe  193,  213,  406. 

Verschlug  der  Briefsendungen  durch  Metall- 
klammern 263. 

Postkarten  mit  gedruckten  Absender- 
angaben (Reiehspostminister)  45. 

Drucksachenkarten  (Reichspostminister)  344. 

Mitteilungen  über  Warenausstellungen  246, 
308. 

Umtausch  von  Postwertzeichen  (DI.)  360. 

Höchstgrenze  im  Postscheckverkehr  425. 

Höchstgrenze  für  Zahlungsschecks  18,  233. 

Erhöhung  der  Höchstgrenze  für  Postauf- 
träge und  Postanweisungen  (DI.)  161. 

Erhöhung  der  Höchstgrenze  für  Postanwei- 
sungen 234. 

Nachnahmeverkehr  213. 

Erhöhung  der  Höchstbeträge  für  Nach- 
nahmesendungen (DI.)  390. 


Schadensersagpflicht  der  Postverwaltung 
für  Einschreibebriefe  192,  213. 

Paketgebühren  (Reiehspostminister)  360. 

Paketmeldeverfahren  142,  326. 

Schadensersagpflicht  der  Postverwaltung 
für  gewöhnliche  Pakete  193,  213,  406. 

Verschlug  der  Wertpakete  (DI.)  18. 

Postpaketverkehr  nach  dem  Auslande  175. 

Anschriften  auf  Postsendungen  nach  Polen 
(DI.,  Reiehspostminister)  91,  (Oppeln)  392. 

Postpaketverkehr  mit  Polen  262,  373. 

Beifügung  von  Rechnungen  bei  Postfracht- 
stücken nach  Ungarn  213. 

Postpakete  nach  Bulgarien  143. 

Telegraph  und  Fernsprecher. 

Erweiterung  des  Stundungsverfahrens  der 
Telegrammgebühren  308. 

Wortzählung  im  Telegrammverkehr  213. 

Abgekürzte  Telegrammanschriften  143,  326. 

Private  Fernsprechanlagen  115. 


Eisenbahn. 

Allgemeines  und  Verschiedenes. 

Mitglied  des  Ausschusses  der  Verkehrs- 
interessenten 195,  (Einzelhandelsausschug 
DI)  359. 

Verkehrsämter  (DI.)  406. 

Reichseisenbahnrat  (Verzeichnis  der  Mit- 
glieder) 141. 

Fühlungnahme  zwischen  Handelskammern 
und  Eisenbahnbehörden  (Reichsverkehrs- 
minister, DI.)  69. 

Tarifpolitik  der  Reichsbahn  (Düsseldorf)  143. 

Eisenbahnfragen  (Hauptausschug  DI.)  17. 

Verkehrsnot  der  Reichsbahn  115,  (DI.)  231. 

Entwickelung  des  Herbsiverkehrs  (Eisen- 
bahnzentralamt) 115. 

Erhöhung  der  Eisenbahnfarife  (Hessischer 
Handelskammertag)  21. 

Einführung  von  Saisontarifen  (Reichsver- 
kehrsministerium, DI.)  21. 

Neuordnung  der  deutschen  Gütertarife 
45,  161,  361. 

Erhöhung  der  Gütertarife  69,  142. 

Seehäfenausnahmetarife  91. 

Ausgleichstarife  (Präsident  DI.)  70. 

Ausnahmetarif  f.  Seefische  426. 

Benachrichtigungsgebühr  246. 

Haftpflicht  der  Spediteure  425. 

Wagenstandgeld  213,  232,  361. 

Zerstörung  von  Bahnlinien  im  linken  Rhein- 
gebiet 47,  71,  93. 

Finanzierung  polnischer  Eisenbahnen  (DI.) 
176. 

Personenbeförderung. 

Fahrpreisermägigung  für  Lehrlinge  262,  327, 
406. 

Megmuster  70. 

Sicherheitsanhängeadressen  bei  Bahnsen- 
dungen (Berlin)  215. 

Güterbeförderung  im  allgemeinen. 

Förderung  des  Sammelladungsverkehrs  der 
Spediteure  (Crefeld)  215. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  91,  116,  193,  308, 
361. 

Haftung  der  Eisenbahn  für  Diebstahl  aus 
offenen  Wagen  362. 

Anerkennung  mangelhafter  Verpackung  70, 
246. 

Güterwagendecken  für  leicht  feuerfangende 
Güter  144,  213. 

Nachwiegegebühr  für  Stückgut  116. 

Entladefristen  406. 

Fracht  für  Güter. 

Internationales  Übereinkommen  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr  (Leipzig,  DI.)  373, 
425. 


Frachtstundung  (DL)  361,  407. 

Änderung  der  Frachtbriefe  175. 
Frachterstattungsanträge  142. 
Frachtermägigung  für  Kartoffeln  175. 
Kartoffelversand  296. 

Frachtberechnung  für  Stroh  (Schwerin,  DL) 
176. 

Fracht  f.  Rohbraunkohle  426. 


Binnenschiffahrt. 

Wasserumschlagtarife  193,  406. 

Bildung  von  Beiräten  für  die  Reichswasser- 
stragen (DI.)  72,  247,  361. 
Wasserstragenbeiräte  (Reichsverband  der 
Deutschen  Industrie)  407. 


Seeschiffahrt. 

Deutsche  Ladungen  auf  den  während  des 
Krieges  in  Uruguay  liegenden  deutschen 
Schiffen  (DL)  18. 

Seehäfenausnahmetarife  91. 


Messen  und  Ausstellungen. 

Automobilausstellung  Gotenburg  426. 
Mustermesse  in  Barcelona  (DL)  390. 


Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen. 

Finanz-  und  währungspolitischer  Ausschug’ 
246. 

Börsentermingeschäfte  in  Wechseln  und 
ausländischen  Zahlungsmitteln  (Dl.)  45. 

Bilanzierung  in  Goldmark  143. 

Fortlassung  der  Pfennigrechnung  (Reichs- 
wirtschaftsrat, Düsseldorf,  DL)  373. 

Verordnung  gegen  die  Devisenspekulation 
281,  308,  327,  345. 

(Mitteilung)  327,  (Leipzig)  345. 

Ausstellung  von  Devisenhandelsbescheini- 
gungen (Preug.  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe)  248. 

Devisen-Ablieferung  46,  176. 

Kreditnof  (Vollversammlung  DL)  232. 

Kreditnot,  Depotzwang  und  Bankgeheimnis 
(Präsident  DL)  94. 

Stügung  der  Reichsmark  359,  405. 

Markstügung,  Produktionssteigerung  390 

Beleihung  von  Getreide  durch  die  Dar- 
lehnskassen (Hauptverwaltung  der  Dar- 
lehnskassen, DI.)  342. 

Verrechnungsschecks  94,  426. 

Handelswechsel  (Chemnig,  DL)  373. 

Wechselstuben  (Preug.  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe)  407. 

Beschlagnahme  ausländischer  Wertpapiere 
296,  392. 


Patenf-,  Muster-,  Zeichenschufe, 
Urheberrecht. 

Erhöhung  der  patentamtlichen  Gebühren 
342,  374. 

Internationale  Regelung  der  Handelsmarken 
(Handelskammern,  DI.)  343. 


Versicherung. 

Reichsaufsicht  über  Transportversicherung 
309,  359,  392. 

Allgemeine  Rechtsfragen. 

Wiederaufbau  der  Rechtssicherheit  (Berlin) 
22. 

Entwurf  eines  Geseges  zur  weiteren  Ent- 
lastung der  Gerichte  (Handelskammern) 
48. 

Änderung  § 63  HGB.  462. 

Verfahren  vor  den  gemischten  Schieds- 
gerichtshöfen (Deutscher  Anwaltverein, 
DL)  390. 


III 


Umwandlung  von  Genossenschaften  in 
Aktiengesellschaften  (DI.)  328. 

Unterstellung  der  Treuhand-  und  Revisions- 
gesellschaften unter  die  Vorschriften  für 
Rechtskonsulate  (DI.)  330. 

Ordnungsstrafen  426. 

Berücksichtigung  des  Sinkens  des  Geld- 
wertes bei  der  abstrakten  Schadensbe- 
rechnung (DI.)  362. 

Verkehr  mit  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücken 433. 

Internationales  Handelsschiedsgericht  (Dl.) 
407. 

Vollstreckbarkeit  deutscher  Gerichtsurteile 
in  Jugoslawien  48. 


Sieuern. 

Wahlrecht  der  Handelskammern  zu  den 
Steuerausschüssen  der  Finanzämter  20. 

Finanzgerichte  (DI.)  45. 

Steuerberatungs-  und  Buchführungsstellen 
(Elbing,  DI.)  343. 

überzahlte  Notopferbeträge  und  Zwangs- 
anleihe 118. 

Vorauszeichnungen  auf  Zwangsanleihe  im 
Monat  August  176. 

Einkommensteuergesefe  (Reichstag)  427. 

Formular  für  die  Reichseinkommensteuer- 
erklärung (DI.)  294,  Reichsfinanzmini- 

sterium) 361. 

Steuermarken  und  Überweisungsverfahren 
für  Steuerabzüge  (DI.)  309,  (R.  d.  F.)  391. 

Abgabenstundung  (Mündien)  329. 

Ausgabe  von  Steuermarken  (DI.)  193. 

Lohnsteuergesefe  (Abgabe  von  Steuermar- 
ken) (Berlin)  48. 

Umsafesteuer  (Obergangsvorschriften)  91. 

Umsafesteuerausfuhrkurse  46,  313. 

Luxussteuer  45,  248. 

Landessteuergesefe  (Präsident  DI.)  19,  (DI.) 
309. 

Novelle  zum  Landessteuergesefe  (Finanz- 
ausgleichsgesefe)  377,  390,  427. 

Kommunalabgabengesefe  376. 

Kommunalsteuern  (Arnsberg)  344. 

Gemeinde-Realsteuern  in  Preußen  71. 

Gewerbesteuer  95,  175. 

Stempelabgabe  bei  Auslandsverkäufen 
(München)  249. 

Hotelpreise  und  Ausländersteuer  72. 

Tabaksteuerstundung  (Mündien)  195. 

Handhabung  des  § 12  des  Tabaksieuer- 
gesefees  (Altona)  248,  298. 

Banderolsteuer  für  Tabakwaren  263. 

Branntweinmonopol  (Rückvergütung  der 
Monopolabgabe  beim  Export  spiritus- 
haltiger Erzeugnisse)  (Reichsrat)  95. 


Zölle. 

Leitung  der  Hauptzollämter  (DL)  374. 

Neues  Zolliarifschema  374. 

Vergleichende  Übersicht  über  die  Zoll- 
systeme der  wichtigeren  Handelsstaaten 
(DL)  281. 

Verfahren  bei  Annahme  unbestätigten 
Schecks  an  den  Zollkassen  195. 

Annahme  von  Privatschedes  bei  den  Zoll- 
kassen (Reichsminister  der  Finanzen)  343. 

Ermächtigungen  zu  Zollerhöhungen  263. 

Statistische  Marken  175,  248,  294. 

Erhöhung  der  statistisdien  Gebühr  bei  der 
Zollabfertigung  (DL)  250. 

Erleichterung  des  Zahlungsverkehrs  mit  den 
Zollbehörden  19,  45,  91. 

Zulassung  von  Privat-Scheckzahlungen  bei 
den  Zollkassen  116. 

Goldzollaufgeld  (Präsident  DL)  175. 

Einfuhrzoll  für  Mineralöle  345. 


Litauischer  Zolltarif  195. 

Holländische  Zollstrafen  (Deutsches  Kon- 
sulat in  Amsterdam,  DL)  391. 

Englische  Einfuhrzölle  144. 

Einfuhrzoll  nach  Costarica  145. 

Verzollung  deutscher  Waren  in  Kanada 
(Auswärtiges  Amt)  95,  (DI.)  248. 


Außenhandel. 

Allgemeines  und  Verschiedenes. 

Ausfuhrabgabe  116,  144,  213,  345,  429. 

Ausfuhrkontrolle  und  Reiseverkehr  (Reichs- 
kommissar für  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligung, DL)  22. 

Vergleichende  Übersicht  _ über  die  Zoll- 
systeme der  wichtigeren  Handelsstaaten 
(DI.)  281. 

Aufeenhandelsstatistik  431. 

Pafehefte  mit  gröfeerer  Seitenzahl  391,  431. 

Formulare  zur  Statistik  233. 

Handelsstatistische  Vorschriften  249. 

Neuregelung  der  statistischen  Gebühr  250, 
294. 

Statistische  Marken  175,  248,  294,  391. 

Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amts  214. 

Rundschreiben  des  Reichskommissars  für 
Aus-  und  Einfuhrbewilligung  214. 

Erweiterung  der  Sammelgruppe  des 
Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligung (Berlin,  DL)  116,  146. 

Zulassung  von  Firmen  zur  Aufeenhandels- 
' stelle  für  den  Exporthandel  391. 

Drucksachen  der  Aufeenhandelsstellen  247. 

Neugestaltung  des  Nachrichtendienstes  für 
den  Außenhandel  213, 

Neue  Berichtsformen  des  „Deutschen  Wirt- 
schaftsdienst G.  m.  b.  H.“  250. 

Verzeichnis  der  für  Rheinland  und  West- 
falen zuständigen  ausländischen  Kon- 
sulate (Duisburg-Wesel)  49. 

Nachrichten  aus  dem  Auslande  (DI.)  391. 

Vorlage  von  Originalaufträgen  bei  Aus- 
fuhranträgen 49. 

Sammelausfuhrbewilligungen  (DL)  294. 

Einfuhrverbote,  Einfuhrzölle  430. 

Anerkennung  von  Ursprungszeugnissen 
(DL)  193. 

Ausschreibung  von  Lieferungen  für  Flachs- 
bearbeitungsmaschinen (DL)  407. 

Zulaufsgenehmigung  für  Textilwaren  aus 
ausländischen  Rohstoffen  (Reichswirt- 
schaftsminister, DL)  328. 

Ausführfreiheit  für  Baugeräte  bei  Bau- 
aufträgen im  Ausland  196. 

Deutsche  Vertretungen  im  Auslande  143. 

Anfragen  ausländischer  Vertretungen  330. 

Bestimmungen  über  die  Einreise  ins  Aus- 
land (Elberfeld-Barmen)  196. 

Ausländerverkehr  innerhalb  Deutschland 
(Aufeenhandelsausschufe  DL)  214,  234. 

Ausfuhrvergünstigung  für  rückwandernde 
Ausländsdeutsche  (DL)  194. 

Anwaltsadressen  für  Ausländsdeutsche 
(DL)  295. 

Schlechte  übersefeung  von  Katalogen  46. 

Vertragsuntreue  375. 

Bedarf  der  Oststaaten  197. 

Deutsche  Vertretungen  in  Kristiania  (DI.) 
362. 

Norwegen  216. 

Wirtschaftsverhältnisse  in  Estland  118. 


Mitteilungen  des  deutschen  Konsulates  in 
Libau  (DL)  19,  (DI.)  430. 

Lettlands  Währung  197. 

Seehandel  der  drei  gröfeten  letiländischen 
Häfen  im  Jahre  1921  176. 


Wirtschaftsverhandlungen  mit  Litauen  (DI.) 

233,  281,  362. 

Litauischer  Zolltarif  195. 
Wirtschaftsnachrichten  aus  Litauen  96. 


Sogenannte  Ausfuhrsperre  gegen  Polen  96. 
Polnische  Anleihe-Verhandlungen  177. 


Zinkblech-Einfuhr  in  Polnisch-Oberschlesien 
(DI.)  46,  144. 

Rufeland  und  der  fremde  Aufeenhandel  96. 

Neueste  wirtschaftliche  Nachrichten  aus 
Rufeland  118. 

Ausfuhrbewilligungen  nach  Rufeland  144. 

Russisches  Naphtha-Syndikat  97. 

Wirtschaftslage  Kaukasiens  216. 

Tschechoslowakei  197. 
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Zum  Geleit! 

„Deutschland  in  Not“:  Dieses  Leitwort  möge  den  Aufruf  einleiten,  der  an  dieser  Stelle  heute 

hinausgeht,  um  für  die  „Deutsche  Wirtschafts -Zeitung“  nicht  nur  Leser,  sondern  auch  Mitarbeiter  zu 
werben  — in  einem  Augenblick,  da  die  Zeitung  als  „Organ  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags“ 
im  Unterzeichneten  Verlage  zu  erscheinen  beginnt, 

Deutschland  in  Not!  Durch  diese  Worte  sind  die  Aufgaben  und  Ziele  gekennzeichnet,  die  sich 
die  „Deutsche  Wirtschafts-Zeitung“  von  jetzt'  ab  stellen  will.  Nicht  rein  akademische  Erörterungen  über 
theoretische  Fragen  des  Wirtschaftslebens  und  der  Rechtspflege  soll  sie  bieten,  sondern  Richtlinien  und 
Wegweiser  aufstellen,  die  aus  dem  Elend  des  Tages  hinausweisen  und  neue  Grundlagen  für  die  Ge- 
sundung unseres  Erwerbslebens  schaffen  sollen.  Offen  wollen  wir,  soweit  Anlaß  vorliegt,  auf  die  Mängel 
hinweisen,  die  unserm  Wirtschaftsleben  anhaften.  Aber  nicht  auf  öde  Kritik  wollen  wir  uns  beschränken, 
sondern  den  Wiederaufbau  unseres  Erwerbslebens  durch  eingehende  Erörterung  der  wichtigen  Vorgänge 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  fördern,  soweit  hierbei  Handel,  Industrie  und  Verkehr  in  Betracht  kommen. 
Ist  doch  die  Wirtschaft  der  Nährboden  für  die  Saat,  aus  der  des  Reiches  Kraft  allmählich  wieder 
erstarken  soll.  Neue  Gedanken  und  neue  Pläne  über  die  Zukunftswirtschaft  des  Reiches  und  der  Welt 
gilt  es  zu  prüfen  und  zu  verfolgen.  Bausteine  zu  sammeln  zum  Wiederaufbau  unserer  zerstörten 
Reichswirtschaft. 

Auch  die  Entwicklung  des  öffentlichen  Rechtes  wird  aufmerksam  verfolgt  werden  müssen,  da 
die  Gesetzgebung  in  weit  ausgedehnterem  Maße  als  früher  in  die  privatwirtschaftlichen  Verhältnisse 
eingreift.  Infolgedessen  haben  heute  Rechtsfragen  — es  sei  hier  nur  an  die  Auslegung  des  Friedens- 
vertrages, an  die  Liquidation  der  Kriegsschäden  und  an  die  Handhabung  der  zahlreichen  Steuergesetze 
erinnert  — für  das  Wirtschaftsleben  eine  gegen  früher  weit  größere  praktische  Bedeutung  erlangt. 

Eine  wertvolle  Ergänzung  des  redaktionellen  Teils  der  Zeitschrift  wird  die  von  der  Geschäfts- 
stelle des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags  bearbeitete  Nachrichtenbeilage  „Aus  Handel,  Industrie 
und  Verkehr“  bilden,  die  die  bisher  von  der  Zeitschrift  „Handel  und  Gewerbe“  gebrachten  Mitteilungen 
und  Berichte  aus  dem  Arbeitsgebiet  der  Handelskammern  aufnehmen  soll. 

Nicht  auf  einem  Wurf  wird  es  der  „Deutschen  Wirtschaf  ts  - Zeitung“  gelingen,  die  ihr  gestellten 
neuen  Aufgaben  zu  erfüllen,  es  wird  aber  ihr  Bemühen  sein,  alles  daran  zu  setzen,  das  gesteckte  Ziel 
zu  erreichen.  ^ 

Deutschland  in  Not!  Mögen  diese  Worte  eine  Mahnung  sein  für  alle,  die  es  angeht,  den  Aus- 
führungen dieses  Blattes  ihr  Interesse  zuzuwenden  und  die  Zeitschrift  auch  durch  Beiträge  aus  ihrer 
Feder  zu  unterstützen.  Jeder  ist  als  Mitarbeiter  willkommen,  der  nur  um  der  Sache  willen  — losgelöst 
von  allen  Partei-  und  Sonder-Bestrebungen  — das  Wort  in  ihr  ergreifen  will. 

Was  bisher  Handel  und  Industrie  trotz  des  maßlosen  Drucks  der  Friedensbedingungen  geleistet 
haben,  reicht  allein  schon  aus,  um  auch  dem  Zaghaftesten  wieder  Vertrauen  in  die  Leistungsfähigkeit 
unserer  Wirtschaftskräfte  einzuflößen.  Freudig  wird  die  Zeitschrift  diese  Anzeichen  unverwüstlicher 
Lebenskraft  sammeln  und  zu  eindrucksvollen  Schilderungen  vereinigen.  Sie  wird  aber  nicht  nur  im 
Inlande,  sondern  auch  im  Auslande  Umschau  halten  und  vor  allem  dazu  beitragen,  daß  die  durch  die 
Kriegszeit  verlorengegangene  Fühlung  mit  den  ausländischen  Wirtschaftskreisen  wieder  aufgenommen 
wird,  daß  Handel,  Industrie  und  Verkehr  wieder  im  großen  Weltverkehr  arbeiten  können  und  die  Ketten 
gesprengt  werden,  die  unsere  Erwerbstätigkeit  nun  schon  seit  Jahr  und  Tag  wider  Recht  und  Billigkeit 
gefesselt  halten. 

Deutscher  Industrie-  und  Handelstag. 
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DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG  = 

Vor  und  nach  Genua. 

Von  Dr.  Otto  Brandt,  Berlin. 


Seit  dem  Abschluß  des  unseligen  Vertrages  von 
Versailles  und  der  ähnlichen  Diktate,  mit  denen  der  euro- 
päische Krieg  1918  beendet  worden  ist,  machen  die  Ur- 
heber dieser  Dokumente,  die  einst  von  der  Geschichte 
als  furchtbare  Zeugnisse  moralischer  Skrupellosigkeit 
gewertet  werden  dürften,  gequält  von  den  Gewissens- 
bissen über  die  Folgen,  die  diese  Verträge  für  ihre 
eigenen  Länder  haben,  krampfhafte  Anstrengungen, 
wenigstens  diese  Folgen  abzuwehren.  Sie  bemühten 
sich  nicht  etwa,  an  die  Stelle  unsinniger  Friedensverträge 
vernünftige  zu  sehen,  sondern  versuchten  zunächst,  die 
große  politische  Gefahr  eines  bolschewistischen  Ruß- 
lands durch  militärisches  Eingreifen  zu  beseitigen.  Sie 
versuchten  weiter,  die  Verträge  noch  zu  verschärfen  und 
Deutschland  politisch  durch  Einkreisung  und  unmittelbare 
Zerstückelung  (neue  militärisch-politische  Bündnisse, 
Frankreich)  und  wirtschaftlich  durch  Emportreiben  der 
deutschen  Inlandpreise  (England)  vollständig  zu  ver- 
nichten. Daneben  laufen  die  Bestrebungen  her,  die  durch 
die  Verträge  erlangten  politischen  Vorteile  auszubauen, 
die  weltpolitischen  Erweiterungen  zu  sichern,  sich  gegen- 
seitig die  Mandate,  Petroleumgebiete  u.  a.  schöne  Dinge 
abzujagen,  kurz  die  alte  imperialistische  Expansion  der 
Vorkriegszeit  im  größten  Umfange  fortzuseßen,  wobei 
kleinere  Völker  (Griechenland)  und  vagabundierende 
Söldnerheere  (Denikin,  Wrangel)  rücksichtslos  in  neue 
Kriege  getrieben  werden.  Diesen  Zwecken  dienten  die 
Konferenzen  von  London,  Spaa,  Boulogne  u.  a.  Daneben 
versuchten  die  Siegerstaaten  Finanzen  und  Verkehr 
unter  sich  mit  Ausschluß  von  Deutschland  und  Öster- 
reich in  Brüssel,  Barcelona,  Porto  Rose,  Paris  u.  a.  zu 
ordnen,  ohne  die  Friedensverträge  zu  ändern. 

Dies  alles  nenne  ich  krampfhafte,  verzweifelte, 
egoistische  Rettungsversuche,  weil  sie  an  die  wahren 
Ursachen  des  europäischen  Zusammenbruchs  nicht  zu 
rühren  wagen,  nicht  etwa,  weil  die  leitenden  Peronen  der 
Entente  diese  Ursache  nicht  erkannt  hätten,  sondern  weil 
sie  gefangene  Sklaven  des  Hasses  sind,  den  sie  in  der 
Seele  ihrer  eigenen  Völker  gegen  Deutschland  aufge- 
peitscht haben,  und  der  sie  nun  in  Bahnen  zwingt,  die  für 
sie  selbsf  verhängnisvoll  werden.  Das  Erschütternde 
der  Lage  ist  das,  daß  ein  Mann  wie  Lloyd  George  gewußt 
hat,  welch  verhängnisvolles  Dokument  er  mit  dem  Ver- 
trage von  Versailles  Unterzeichnete,  und  daß  er,  ein  be- 
wußter Zerstörer  des  Wohles  der  Völker,  seine  Unter- 
schrift doch  gab. 

1. 

Die  erste  Tatsache  des  Weltkrieges,  die  sich  den 
Engländern  und  Amerikanern  aufdrängte,  war  die  grund- 
säßliche  Änderung  der  weltpolitischen  Lage.  Die  Eng- 
länder hatten  in  unglaublicher  Verblendung  ein  starkes 
Mitteleuropa  in  demselben  Augenblick  zertrümmert,  wo 
der  Rückhalt  dieser  Landmasse  mit  ihren  Kräften  für 
Großbritannien  eine  Lebensnotwendigkeit  war,  wo  sich 
als  Wirkung  naturgemäßer  Entwickelung  der  imperia- 
listischen Expansion  der  Drehpunkt  weltwirtschaftlicher 
Macht  aus  dem  Atlantischen  in  den  Stillen  Ozean  ver- 
schoben hatte.  Das  Problem  der  japanischen  Beherr- 
schung Asiens  stand  mit  einem  Schlage  offen  da  und  der 
von  dem  ostasiatischen  Wettergebiet  ausstrahlende 
Druck  auf  Vorderasien  und  Amerika  war  so  stark,  daß 
eine  unmittelbare  Gefahr  entstand,  der  durch  die  Kon- 
ferenz von  Washington  vorgebeugt  werden  sollte. 

Die  Einberufung  dieser  Konferenz  hatte  sehr  merk- 
würdige unmittelbare  Vorwirkungen,  die  sich  später  vor 
Genua  wiederholen  sollten.  Die  politische  Stellung  der 


an  der  Konferenz  unmittelbar  beteiligten  Mächte  ver- 
änderte sich  ganz  automatisch  durch  die  Notwendigkeit, 
die  auf  der  Konferenz  auftauchenden  Probleme  für  die 
eigene  Politik  nußbar  zu  machen.  Die  bloße  Ankündi- 
gung der  Konferenz  von  Washington  sprengte  das  eng- 
lisch-japanische Bündnis  und  machte  das  angelsächsische 
politische  Zusammenwirken  offenkundig,  veranlaßte 
Frankreich  zu  dem  vergeblichen  Versuch,  Anschluß  an 
die  Vereinigten  Staaten  zu  suchen  und  veranlaßte  Japan, 
mit  fieberhafter  Eile  in  den  chinesischen  Streitfragen 
eine  Einigung  vor  der  Konferenz  herbeizuführen. 

Die  Konferenz  von  Washington  ist  nach  der  positiven, 
wie  nach  der  negativen  Seite  ein  bemerkenswerter  Teil- 
erfolg gewesen.  Sie  hat  die  im  Osten  drohende  Gefahr 
eines  Zusammenstoßes  für  die  nächsten  zehn  Jahre 
wenigstens  stark  gemindert,  wenn  nicht  ganz  gebannt, 
und  das  politische  Zusammenwirken  der  Angelsachsen 
ebenso  deutlich  vor  aller  Augen  gestellt,  wie  den  Wider- 
stand Frankreichs  gegen  die  Abrüstung  zu  Lande  und 
gegen  die  Einstellung  des  Unterseebootkrieges.  Es  ist 
nicht  zu  leugnen,  daß  unterdessen  die  Haltung  Englands 
gegenüber  Rußland  in  den  Vereinigten  Staaten  verstimmt 
hat  und  Frankreichs  gegensäßlicher  Standpunkt  dort 
mehr  beachtet  wird,  aber  das  kann  an  dem  Ergebnis  von 
Washington  doch  nichts  ändern.  England  und  die  Ver- 
einigten Staaten  sind  vorläufig  nach  Osten  politisch  sehr 
entlastet.  England  hat  dafür  allerdings  das  große  Opfer 
des  japanischen  Bündnisses  und  der  überragenden  ersten 
Seemacht  der  Erde  bringen  müssen.  Nicht  gelöst  blieben 
die  zwischen  Frankreich,  England  und  Italien  schweben- 
den politischen  Streitfragen  über  die  Machfverfeilung  in 
Kleinasien  und  Nordafrika,  und  diese  Ungewißheit  wirkte 
auf  die  Verhandlungen  in  Genua  sehr  störend  ein. 

2. 

Alles  in  allem  war  diese  Konferenz  von  Washington 
die  unumgänglich  notwendige  Vorarbeit  für  die  politische 
Auseinanderseßung  über  die  Wiederaufrichfung  der 
europäischen  Verhältnisse.  Diese  ließ  nicht  auf  sich 
warten.  Die  Konferenz  des  Obersten  Rates  in  Cannes 
machte  am  6.  Januar  1922,  also  schon  einen  Monat  vof 
Abschluß  von  Washington,  ernstlich  den  Versuch,  mit 
Hilfe  einer  leider  viel  zu  hastig  einberufenen  Wirfschafts- 
konferenz  festzustellen,  wie  man  die  gesamteuropäische 
Wirtschaft  wieder  hersteilen  könne.  Eingeladen  waren 
alle  ehemals  am  Kriege  Beteiligten  und  die  neutralen 
europäischen  Länder,  sich  an  den  Beratungen  gleich- 
berechtigt zu  beteiligen.  Das  war  ein  Fortschritt,  wenn 
auch  die  Entente  den  Begriff  der  „einladenden  Staaten'* 
schuf  und  sich  so  eine  Sonderstellung  vorbehielt,  und  die 
Verhandlungen  durch  die  Vorschläge  der  Ententesach- 
verständigen, die  in  London  vorher  genau  festgelegf 
worden  waren,  an  eine  bestimmte,  recht  einseitig  ihre 
eigenen  Interessen  berücksichtigende  Verhandlungs- 
grundlage zu  binden  versuchte  und  wenn  auch  das 
Fehlen  der  Vereinigten  Staaten  eine  empfindliche  Lücke 
ließ.  Bei  der  Zulassung  zum  Kongreß  hat  eine  gewisse 
Willkür  geherrscht.  Den  südamerikanischen  Staaten  hat 
man  die  Teilnahme  direkt  abgeschlagen. 

Ob  auch  andere  Teilnehmerstaaten  versucht  haben, 
der  Konferenz  von  Genua  rechtzeitig  bestimmte  Anträge 
vorzulegen,  ist  mir  nicht  bekannt.  Von  Deutschland  ist 
es  bewußt  vermieden  worden  und  dafür  kann  man  gute 
Gründe  beibringen.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  das 
große  Material,  das  von  der  deutschen  Regierung  für 
Genua  zusammengetragen  worden  war,  nur  den  eigenen 
Sachverständigen  zugestellt  oder  auch  in  weiterem. 
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Kreise  zur  Aufklärung  verwendet  worden  ist.  Sollte  es 
nicht  geschehen  sein,  so  müfete  man  es  bedauern,  da  sich 
manche  vortreffliche  Ausführungen  darunter  finden,  die 
jefet  allmählich  bruchstückweise  veröffentlicht  werden, 
aber  nunmehr  ihren  Zweck  verfehlen  dürften. 

Dafe  die  sogenannte  Wirtschaftskonferenz  in  Genua 
in  Wahrheit  eine  ernste  politische  Auseinandersetzung 
sein  muffte,  konnte  niemandem  zweifelhaft  sein.  Das 
ergab  sich  aus  der  Tatsache,  dafe  die  Ministerpräsidenten 
der  teilnehmenden  Länder  selbst  die  Verhandlungen 
führen  sollten;  das  ergab  sich  ferner  schon  aus  dem  Pro- 
gramm, das  in  Cannes  für  Genua  aufgestellt  worden  war. 
Es  finden  sich  da  nach  der  Aufzählung  der  wirtschaft- 
lichen Punkte  für  die  Konferenz  die  bedeutsamen  For- 
derungen: 

Alle  Nationen  müssen  eine  Propaganda  unter- 
lassen, die  die  Ordnung  und  das  politische  System 
eines  anderen  Landes  benachteiligt.  Alle  Länder 
müssen  sich  verpflichten,  von  einem  Angriff  auf 
ihren  Nachbarn  abzusehen. 

Diese  Fundamentalsäfee,  die  aus  dem  Munde  Eng- 
lands, dem  Lande  der  erbarmungslosen  und  zynischen 
Northcliffe-Verleumdungen  besonders  gut  klingen,  rückte 
das  besondere  Programm  des  Obersten  Rates  für  Genua 
von  der  lefeten  Stelle  bezeichnenderweise  an  die  erste 
Stelle,  indem  dort  gefordert  wurde:  Schaffung  einer 
sicheren  Grundlage  für  den  europäischen  Frieden.  Und 
Lloyd  George  unterstrich  den  politischen  Charakter  der 
Konferenz  noch  besonders,  indem  er  ankündigte,  dafe  er 
in  Genua  auch  die  Abrüstung  zu  Lande  und  einen  förm- 
lichen Pakt  zur  Friedenssicherung  vorschlagen  werde. 

Dafe  sich  die  Konferenz  von  Genua  in  Verhandlungs- 
formen abspielte,  die  im  allgemeinen  und  abgesehen  von 
den  Demütigungen,  die  man  Deutschland  bei  dem 
Zwischenfall  des  Vertrages  von  Rapallo  bereiten  zu 
müssen  glaubte,  befriedigten,  ist  die  Folge  der  schon 
zu  einer  politischen  Macht  gewordenen  Aufklärung  übei 
die  wahre  Natur  der  sogenannten  Friedensverträge,  die 
unterdessen  die  Welt  zu  durchdringen  begonnen  hat;  eine 
Aufklärung,  die  erreicht  wird  durch  die  harten  Tatsachen 
der  Wirtschaft,  die  auch  über  die  grausamsten  Diplo- 
matenkniffe hinweggehen,  und  die  ungemein  befördert 
worden  ist  durch  die  Arbeiten  von  Keynes  und  Nitti. 
Und  der  dritte  wesentliche  Umstand  ist  der  Zerfall  des 
Bundes  der  Entente.  Ob  diese  „interalliierten  und  inter- 
assoziierten  Nationen“  heute  noch  assoziiert  und  nicht 
mehr  alliiert  oder  noch  alliiert  und  nicht  mehr  assoziiert 
sind,  ist  ein  Preisrätsel,  auf  dessen  Lösung  wir  verzichten 
wollen;  genug  dafe  eine  Lockerung  erfolgt  ist. 

So  begann  denn  die  Konferenz  trofe  Keynes  und  Nitti 
in  einer  Atmosphäre  der  schärfsten  Spannung  und 
Gegensäfee  unter  den  „einladenden  Staaten“.  Frankreich 
ging  widerwillig  dahin,  um  jeden  wahren  Erfolg  der  Kon- 
ferenz zu  verhindern.  Nicht  genug  damit,  dafe  es  jede 
Erörterung  der  sogenannten  Friedensverträge  von  vorn- 
herein ausgeschlossen  hatte,  stand  es  auch  den  Absichten 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  feindlich  gegen- 
über. Frankreich  ist  ein  Land,  das  sich  fast  selbst  ge- 
nügt. Es  hat  keine  Arbeitslosigkeit,  keine  wesentlichen 
Handelsschwierigkeilen,  läfet  sein  Heer  von  Deutschland 
zum  grofeen  Teil  erhalten.  Der  Wiederaufbau  der  zer- 
störten Gebiete  liegt  ihm  keineswegs  so  am  Herzen,  wie 
es  sein  müfeie.  Es  fehlt  ihm  nur  das  bare  Geld.  Aber 
das  wird  schon  auch  noch  kommen.  Nur  mufe  der  Weg 
frei  bleiben  zur  Zerstückelung  Deutschlands  und  darf 
nicht  an  seiner  militärisch-politischen  Vormachtstellung 
in  Europa  gerüttelt  werden.  Und  das  kann  niemand. 
England  dagegen,  von  aufeenpolitischen  Nöten  in  seinen 
Kolonialländern,  vom  Bolschewismus  geängstigt,  unter 


Arbeitslosigkeit  seufzend,  dem  europäischen  Tyrannen 
machtlos  gegenüberstehend,  mufe  zunächst  den  deut- 
schen Wettbewerb  beseitigen,  d.  h.  Deutschland  zahlungs- 
unfähig machen,  was  gegen  das  französische  Interesse 
geht.  Zugleich  will  es  allerdings  — ein  seltsamer  Wider- 
spruch — einen  europäischen  Wirtschaftsfrieden  schaffen 
und  will  Rufeland  wieder  aufbauen.  f:s  versucht,  Frank- 
reich zur  Abrüstung  zu  bringen,  um  den  militärischen 
Druck  aus  dem  politischen  Geschäft  endlich  zu  be- 
seitigen. Unlösbare  Gegensäfee,  von  dem  geschmeidigen 
Lloyd  George  immer  wieder  mühsam  verdeckt,  aber  nie- 
mals beseitigt.  Frankreich  wollte  das  unsichtbare  poli- 
tische Programm  von  Cannes  vereiteln,  England  und  die 
Vereinigten  Staaten  wollten  vom  sichtbaren  mehr  er- 
reichen, als  in  Cannes  beabsichtigt  war.  Die  Mittel- 
linie, die  diese  Gegensäfee  vereinigte,  konnte  auch  Lloyd 
George  nicht  finden.  Vor  Genua  ereignete  sich  das- 
selbe, wie  vor  Washington,  die  Gruppenbildung  der 
Mächte  je  nach  ihrem  Interesse.  Die  „einladenden 
Staaten“  waren  keine  geschlossene  Gruppe  mehr.  Nicht 
einmal  Belgien  und  Polen  standen  in  allen  Punkten  hinter 
Frankreich,  Italien  neigte  sichtlich  zu  England,  hinter 
dem  die  Vereinigten  Staaten  standen,  soweit  es  sich 
nicht  um  die  Russenfrage  handelte.  Die  kleine  Entente 
bildete  einen  politisch-wirtschaftlichen  Block  für  Genua 
mit  besonderer  Betonung  der  Forderung,  dafe  die  be- 
stehenden Friedensverträge  nicht  angetastet  werden 
dürften.  Die  französische  Politik  hatte  sich  bestrebt, 
ihre  Stellung  auch  durch  einen  Bund  der  nördlichen 
Randstaaten,  einschliefelich  Polens  und  Finnlands  zu  ver- 
stärken. Dieser  Bund  ist,  besonders  infolge  des  finni- 
schen Widerstands,  noch  sehr  zweifelhafter  Art  und 
konnte  in  Genua  nicht  auftreten.  Dagegen  war  es  sehr  be- 
merkenswert und  natürlich,  dafe  sich  die  westeuropäischen 
neutralen  Staaten  auf  schwedische  Anregung  zu  gemein- 
samem Auftreten  in  Genua  zusammenfanden,  denn  sie 
leiden  nicht  weniger  unter  den  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Nachkriegsfolgen.  Die  zwischen  den  Neutralen 
verabredeten  Richtlinien  für  Genua  mufeten  selbstver- 
ständlich sehr  vorsichtig  gefafet  werden.  Die  Neutralen 
äufeerten  den  Wunsch,  dafe  der  Begriff  des  neutralen 
Staates  überhaupt  verschwinde,  und  dafe  der  Völkerbund 
in  Genua  so  vervollständigt  werde,  dafe  er  etwaige  Be- 
schlüsse auch  durchführen  könne.  Im  übrigen  be- 
schlossen die  Neutralen  in  Genua,  nicht  als  geschlossene 
Gruppe  aufzutreten,  sondern  ihre  guten  Dienste  nach 
gegebener  Gelegenheit  anzubieten,  ein  Beschlufe,  der 
wohl  mehr  taktischer  Art  war.  Doch  interessanter  waren 
die  leisen  Anzeichen  dafür,  dafe  sich  eine  russisch- 
türkisch-persisch-afghanische Gruppe  gebildet  hat,  auf 
deren  Dasein  Tschitscherin  in  Genua  mehrmals  warnend 
und  fordernd  hinwies,  die  aber  in  Genua  nicht  operieren 
konnte,  da  nur  die  Russen  zugelassen  waren. 

Zwischen  diesen  mehr  oder  weniger  losen  Gruppen, 
die  auch  für  die  Zukunft  Bedeutung  behalten,  und  den 
starken  Gegensäfeen  standen  nun  Deutschland,  Öster- 
reich und  Rufeland,  jedes  für  sich,  als  die  Hauptbeteiligten 
und  nun  zeigte  sich  bald,  dafe  sich  das  sichtbare  von  dem 
unsichtbaren  Programm  noch  in  einem  weiteren,  dem 
wichtigsten  Punkte  unterschied.  Das  Interesse  der  Kon- 
ferenz, die  einen  wirklichen  und  wesentlichen  Fortschritt 
zu  wirtschaftlichem  Aufbau  Mittel-  und  Osteuropas 
machen  sollte,  vernachlässigte  Mitteleuropa  vollkommen 
und  beschäftigte  sich  aufeer  mit  wirtschaftlichen  Einzel- 
fragen ausschliefelich  mit  Rufeland. 

An  der  Behandlung  der  russischen  Angelegenheiten 
wurde  die  Spannung  unter  den  Ententestaaten  am  deut- 
lichsten. Frankreich  mit  seiner  Gefolgschaft  und  die 
Vereinigten  Staaten  standen  gegen  England  und  Italien. 
Die  Behandlung  dieser  Frage  erfolgte  unter  einem  be- 
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sonders  unglücklichen  Stern.  Das  allgemeine  Wettrennen 
um  den  Abschluß  von  Geschäften  mit  den  Russen,  das 
unter  der  Hand  allgemein  unter  den  Kaufleuten  aller 
Länder  eingesefet  hat,  der  Gegensafe  zwischen  dem  ge- 
schäftlichen Verhandeln  der  Kaufleute  Europas  mit  der 
Russenregierung  von  Moskau  hinter  verschlossenen 
Türen  und  der  offiziellen  scharf  ablehnenden  Haltung 
der  Diplomatie  in  Frankreich  und  den  Vereinigten 
Staaten,  der  Gegensafe  zwischen  der  revolutionären  Pro- 
paganda dieser  Russenregierung  in  allen  Ländern  und 
der  dringenden  Forderung  derselben  Regierung  nach 
Anerkennung,  Krediten  und  Warenlieferungen  an  die- 
selben europäischen  Staaten,  die  diese  Propaganda  fast 
widerspruchslos  über  sich  ergehen  lassen,  ist  gewaltig. 
Kein  Wunder,  dafe  den  Russen,  die  sich  zudem  militärisch 
unangreifbar  fühlen,  der  Kamm  geschwollen  ist  und  dafe 
sie  mit  denen,  deren  Hilfe  sie  dringend  gebrauchen,  in 
der  hochmütigsten  Weise  verkehren,  obwohl  sie  vor  dem 
Zusammenbruch  stehen.  Dazu  kam,  dafe  die  Vorschläge 
der  Londoner  Sachverständigen  über  die  Ordnung  der 
russischen  Angelegenheiten  ganz  den  Charakter  eines 
Diktates  nach  dem  Muster  von  Versailles  tragen  und  dem 
Inhalte  nach  jenen  Monopolkonzessionen  mittelalterlicher 
Handelskompagnien  ähneln,  die  nun  einmal  im  20.  Jahr- 
hundert selbst  in  Rufeland  nicht  mehr  anwendbar  sind 
und  zudem  durch  die  unterdessen  in  Rufeland  einge- 
tretenen  Rechtsänderungen  teilweise  überholt  waren. 
Die  innere  Schwäche  der  Stellung  der  russischen  Re- 
gierung beruht  auf  der  gänzlichen  Aussaugung  des 
Landes.  Nach  der  Wegnahme  der  Kirchenschäfee  zu  dem 
Zwecke,  sie  zur  Unterstüfeung  der  verhungernden  Bevöl- 
kerung zu  verwenden,  gibt  es  in  Rufeland  schlechter- 
dings keine  Werte  aus  früherer  Zeit  mehr,  womit  man 
rote  Armeen  in  Rufeland  und  die  kommunistische  Pro- 
paganda in  Deutschland  und  Vorderasien  speisen  könnte 
und  der  Versuch,  die  russischen  Bauern  für  die  kommu- 
nistische Diktatur  über  die  städtische  Bevölkerung  gleich- 
falls zu  gewinnen,  ist  ebenso  vollständig  mifelungen,  wie 
der  opferreiche  Versuch  einer  kommunistischen  Wirt- 
schaft. Diese  Lage  zwang  die  Bolschewisten  zur  Umkehr 
der  Wirtschaftspolitik.  Wieder  sind  es  die  wirtschaft- 
lichen Tatsachen,  die  die  wirtschaftlichen  Theorien  und 
stärksten  Zwangsmittel  von  Wirtschaftsfanatikern  ver- 
nichten. Es  war  ein  grofeer  taktischer  Fehler,  einem  Rufe- 
land gegenüber,  das  sich  in  solcher  Lage  befand,  nicht 
eine  gröfeere  Zurückhaltung  zu  bewahren.  Das  gilt  auch 
von  Kaufleuten  und  Kapitalisten  und  von  ihnen  in  erster 
Linie.  Im  übrigen  ist  und  bleibt  es  eine  Menschenpflicht, 
Rufeland  zu  helfen,  aber  die  Genuadenkschrift  des  Deut- 
schen Industrie-  und  Handelstags  hat  recht  behalten, 
als  sie  zu  einer  Zeit,  wo  diese  Auffassung  keineswegs 
Allgemeingut  war,  vor  dem  Versuch  einer  ausbeutenden 
Kolonisierung  Rufelands  warnte  und  erklärte,  der  Auf- 
bau müsse  aus  der  Bauernschaft  mit  den  dem  russischen 
Wesen  angepafeten  und  ihm  entsprechenden  Mitteln  her- 
vorgehen und  müsse  im  Süden  beginnen.  Die  von  der 
russischen  Wirtschaftsnot  erzwungene  Umstellung  des 
Rechts  und  der  Wirtschaftsverfassung  ist  im  vollen  Flusse 
und  bietet  bei  gehöriger  Vorsicht  Anknüpfungspunkte 
zunächst  allerdings  nur  für  besonders  kapitalkräftige, 
wagemutige  Kreise.  Auch  werden  die  Erörterungen  der 
Londoner  Vorschläge  zur  Regelung  der  russischen  Ver- 
hältnisse, so  wenig  sie  auch  praktisch  zum  Ziele  führen 
konnten,  doch  nicht  ohne  Eindruck  auf  die  Russen  ge- 
blieben sein.  Ja  man  wird  sagen  dürfen,  dafe  die  unter- 
dessen in  sichtlicher  Eile  begonnene  Umgestaltung  des 
russischen  Rechtes  und  die  teilweise  Entfesselung  der 
Privatwirtschaft  unter  dem  Druck  der  Notwendigkeit  vor- 
genommen wurden,  in  Genua  den  Kapitalisten  etwas 
bieten  zu  können.  Leider  hat  man  diese  Ansäfee  nicht 


benufet,  um  in  Genua  die  russische  Entwicklung  vorwärts 
zu  treiben,  sondern  man  hat  radikale  Rückkehr  zur 
Privatwirtschaft,  zum  Privatrecht  und  zum  Privateigen- 
tum, ja  Einrichtung  einer  Exterritorialität  der  Fremden 
gefordert,  die  nach  Lage  der  Dinge  nicht  durchzusefeen 
waren.  Dieselben  Leute,  die  im  Kriege  das  deutsche 
Eigentum  im  fremden  Lande  von  der  armseligen  Haus- 
einrichtung eines  Handlungsgehilfen  bis  zum  Millionen 
werten  Fabrikuniernehmen  und  Bankunternehmen 
skrupellos  weggenommen  haben,  verlangten  von  den 
Russen  die  praktisch  für  die  Vergangenheit  doch  ziem- 
lich wertlose  Anerkennung  der  Heiligkeit  des  Privat- 
eigentums, ein  Widerspruch,  dessen  groteske  Schärfe 
den  Russen  natürlich  so  wenig  verborgen  blieb,  wie 
andern  Teilnehmern  und  Nichtteilnehmern  an  der  Be- 
sprechung in  Genua. 

Die  von  der  Entente  oder  besser  gesagt  von  England 
vorbereitete  Regelung  der  russischen  Verhältnisse  steht 
auch  unter  dem  Gesichtspunkte,  den  deutschen  Wett- 
bewerb auf  den  russischen  Markt  hinzulenken  und  da- 
durch andere  für  die  englische  Industrie  wichtigere 
Märkte  von  der  deutschen  Ware  zu  entlasten.  Darüber 
hinaus  spielen  offenbar  auch  die  Anregungen  englischer 
Wirtschaftler  eine  Rolle,  Deutschland  zu  zwingen,  in 
Rufeland  Wiederaufbauarbeit  in  Form  von  Waren  und 
Leistungen  auf  Reparationskonto  unter  der  Leitung  von 
Unternehmern  der  Entente  zu  leisten.  Zu  diesem  Zwecke 
sollten  die  Russen  ihre  Ansprüche  an  Deutschland  ent- 
weder selbst  geltend  machen,  oder  vielleicht  auch  an 
die  Entente  zedieren.  Zur  Durchführung  all  dieser  Pläne 
gedachte  man  die  kapitalistischen  Syndikate  zu  ver- 
wenden, die  die  Entente  zur  Ausbeutung  der  russischen 
Wirtschaftsmöglichkeiten  gründen  will.  All  das  sind 
Dinge,  die  nicht  recht  greifbar,  auch  nichf  exakt  beweis- 
bar sind,  aber  bei  der  Behandlung  der  Angelegenheit 
vom  deutschen  Standpunkte  aus  doch  vorsichtigerweise 
in  Rechnung  gestellt  werden  müssen. 

Zu  dem  unsichtbaren  Programm  der  Konferenz  von 
Genua  gehörte  ferner  der  Kampf  um  das  Petroleum, 
von  dem  man  bisher  annahm,  dafe  er  durch  das  Petro- 
leumabkommen von  San  Remo  wenigstens  für  England, 
Frankreich  und  Italien  beendet  worden  sei.  Das  wurde 
deutlich,  als  während  der  Konferenz  eine  offenbar  von 
Frankreich  ausgehende  Nachricht  aufflog,  die  Vertreter 
der  Räteregierung  hätten  der  britischen  Shell  Transport 
and  Trading  Co.  ein  Monopol  auf  die  Erdölausbeutung 
in  Rufeland  gegeben.  An  der  Nachricht,  die  die  Ver- 
einigten Staaten  gegen  ‘England  mifelrauisch  machen 
sollte,  ist  so  viel  wahr,  dafe  sich  alle  Petroleumgesell- 
schaften und  Petroleummächte  natürlich  eifrig  bemühen, 
ihre  alten  Rechte  in  Rufeland  wieder  zu  erhalten  und 
neue  dazu  zu  bekommen,  und  dafe  Rufeland  schon  lange 
mit  allen  verhandelt.  Dafe  sich  dabei  die  Shell  Co. 
bemüht,  ihre  Verluste  von  wenigstens  5 Millionen  Pfund 
Sterling  wieder  glattzustellen,  ist  begreiflich.  Der 
Versuch,  England  und  die  Vereinigten  Staaten  an  dieser 
Frage  zu  entzweien,  ist,  äufeerlich  gesehen,  nicht  ge- 
lungen, da  die  russische  Erdölerzeugung  demnächst  zu 
klein  ist  und  ein  ungeheures  Anlagekapital  erfordert,  um 
sie  zu  steigern.  Und  wenn  das  geschehen  ist,  wird  ver- 
mutlich die  Ausbeute  ausschliefelich  in  Rufeland  bleiben. 
Immerhin  dürfte  das  Ende  der  Kämpfe  doch  die  Herr- 
schaft der  Erdölkönige  über  das  russische  Petroleum 
sein,  mag  das  Ausbringen  auch  zunächst  nicht  erheblich 
erscheinen. 

Die  Folge  all  dieser  Verhältnisse  war,  dafe  in  Genua 
weder  für  Mitteleuropa  noch  für  Rufeland  ein  Fortschritt 
erzielt  wurde.  Der  Versuch  einer  Abrüstung  in  Europa 
oder  auch  nur  eines  ernsthaften  allgemeinen  Gottes- 
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friedens  für  die  nächste  Zeit  mißlang  vollständig,  weil 
sich  Frankreich  und  England  über  den  Garantievertrag 
nicht  einigen  konnten.  Das  unglückliche  Österreich  wurde 
vollständig  ignoriert.  Die  neutralen  Staaten  wurden 
ziemlich  schlecht  behandelt.  Llbrig  bleiben  einige 
Gruppen  von  Beschlüssen  über  Finanzfragen  (Währung, 
Kapitalflucht,  Devisenverkehr,  Kredite),  Wirtschafts- 
fragen (Zolltarife,  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  Handels- 
verträge, Handelsschiedsgerichte,  Behandlung  auslän- 
discher Geschäftsleute,  Schuß  des  gewerblichen  Eigen- 
tums), Landwirtschaft,  Arbeiterfragen,  Transportfragen 
(Eisenbahn,  Schiffahrt),  die  meist  wirtschaftliche  Gemein- 
pläße  enthalten,  eine  neue  Russenkonferenz  im  Haag, 
eine  Reihe  handeis-  und  wirtschaftspolitischer  Sonder- 
verträge zwischen  einzelnen  Ländern,  eine  unverbindliche 
private  Finanzkonferenz  in  Paris,  eine  Konferenz  der 
Zentralnotenbanken,  eine  solche  der  Eisenbahnfachleute 
und  eine  Menge  neuer  persönlicher  Beziehungen  zwi- 
schen den  offiziellen  und  nicht  offiziellen  Vertretern  der 
bei  der  Konferenz  vertretenen  Länder,  übrig  bleibt  das 
offizielle  Frankreich  auf  dem  alten  Standpunkt  des 
Hasses  und  der  Entschlossenheit,  keine  Politik  des  Frie- 
dens zu  treiben;  ein  Frankreich,  das  sich  in  Genua  noch 
viel  stärker  als  in  Washington  isoliert  hat,  das  in  Genua 
der  Vater  aller  Hindernisse  war  und  doch  nicht  wagte, 
den  Bruch  mit  der  Konferenz  zu  vollziehen. 

Die  Ausbeute  von  Genua  erscheint  also  gering. 
Vielleicht  wurde  manches  Samenkorn  gesät,  das  noch 
aufgehf,  aber  ehrlicherweise  kann  niemand  sagen,  dag 
die  Mühe  und  der  Aufwand  der  Konferenz  im  Verhältnis 
zu  dem  Erfolg  stehen.  Ein  Erfolg  ist  die  endgültige 
Klarheit  darüber,  daß  eine  Wirtschaftskonferenz,  auf 
der  nicht  über  die  Revision  der  Friedensverträge  geredet 
werden  darf,  keinen  Zweck  hat,  aber  das  wußte  man 
schon  vorher  und  darum  sind  die  Amerikaner  nicht  hin- 
gegangen. Ein  anderer  Erfolg  ist  die  weitere  Locke- 
rung des  Verhältnisses  zwischen  Frankreich  und  England. 
Fragt  sich  nur,  ob  man  das  in  unserem  Sinne  einen 
Erfolg  nennen  darf. 

3. 

Ich  nannte  eben  die  Beschlüsse  der  Kommissionen 
in  Genua  über  Finanz-  und  Wirtschaftsfragen:  Gemein- 
pläße.  Dafür  einige  Beispiele: 

Beschluß  über  Verkehrsfragen: 

„Da  ein  leistungsfähiges  Verkehrswesen  eine  wesenfliche 
Vorbedingung  für  das  Wiederaufleben  des  europäischen  Han- 
dels bildet,  ist  es  wünschenswert,  daß  die  europäischen  Staaten 
unablässig  auf  die  Wiederherstellung  aller  Verkehrsmiltei,  über 
die  sie  verfügen,  und  auf  die  Beseitigung  aller  Hindernisse 
des  internationalen  Verkehrs  hinarbeiten.  Im  übrigen  ist  es 
unerläßlich,  daß  für  das  internationale  Verkehrswesen  aus- 
schließlich wirtschaftliche  und  technische  Erwägungen  maß- 
gebend sind.“ 

Beschluß  über  Zolltarife: 

„Alle  Zolltarife  sollen  veröffentlicht  werden.  Bei  ihrer 
Veröffentlichung  sollen  für  jede  Warengattung  klare  und  be- 
stimmte Angaben  über  alle  Zölle  gemacht  werden,  denen  die 
Waren  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  unterliegen.  In  diesen  An- 
gaben müßte  unterschieden  werden  zwischen  den  eigentlichen 
Zollgebühren1  und  den  sonstigen  Abgaben,  die  von  den  Zoll- 
behörden bei  der  Ein-  und  bei  der  Ausfuhr  erhoben  werden, 
derart,  daß  bei  jeder  Ware  oder  Warengattung  deutlich  und 
genau  die  Gesamtsumme  zu  ersehen  ist.  welche  für  jede  der 
Zollberechnung  zugrunde  liegende  Einheit  zu  zahlen  ist. 

Es  sollte  versucht  werden,  den  Sprachgebrauch  der  Zoll- 
tarife in  den  verschiedenen  Ländern  derart  zu  gestalten,  daß 
sie  sich  miteinander  möglichst  vergleichen  lassen  und  sie  dem 
Sprachgebrauch  des  Handels  anzunähern.  Die  Annahme  gleich- 
mäßiger Grundsäße  für  eine  Statistik  der  Weltwirtschaft  ist 
wünschenswert.“ 

Beschluß  über  Finanzfragen: 

„Das  wesentliche  Erfordernis  für  den  wirtschaftlichen 


Wiederaufbau  Europas  ist  die  Erreichung  der  Stabilität  in 
dem  Werte  der  Währung  eines  jeden  Landes.“ 

Es  ist  aber  keineswegs  zum  Lachen,  wenn  man  sieht, 
wie  eine  internationale  Kommission  nach  der  anderen 
ganze  Bücher  mit  Beschlüssen  füllt,  die  aus  volkswirt- 
schaftlichen Selbstverständlichkeiten  bestehen,  die  noch 
nicht  einmal  ausgeführt  werden  können.  Sondern  es 
ist  eine  ernste  Sache  und  ein  Beweis  für  den  fortdauern- 
den Wirtschaftskrieg  und  die  vollständige  Zerrüttung  des 
Weltverkehrs,  daß  man  mit  dem  volkswirtschaftlichen, 
finanz-  und  verkehrswissenschaftlichen  ABC  wieder 
anfangen  muß,  um  die  Welt  in  Ordnung  zu  bringen. 
Allerdings  muß  der  gerechte  Beurteiler  zugeben,  daß  in 
dieser  Spreu  von  Gemeinpläßen  auch  einige  Weizen- 
körner zu  finden  sind. 

ln  der  Londoner  Vorlage  für  die  Beratungen  von 
Genua  war  die  Notwendigkeit  der  Wiedereinführung  der 
Meistbegünstigung  in  die  Handelsverträge  nur 
in  einer  Anmerkung  erwähnt  und  zugleich  gesagt,  daß 
diese  Maßregel  zwar  aus  wirtschaftlichen  Gründen  zu 
begrüßen  sei,  aber  von  einigen  (französischen)  Sachver- 
ständigen zurzeit  nicht  angenommen  werden  könne.  In 
Genua  sind  Gegenseitigkeits-Handelsverträge  und  die 
Meistbegünstigung  in  einer  besonderen  These  von  der 
Mehrheit  als  das  erstrebenswerte  Ziel  und  darüber  hin- 
aus ohne  jeden  Vorbehalt  eine  differenzielle  Zollbehand- 
lung als  nicht  wünschenswert  bezeichnet  worden.  Sehr 
erfreulich  ist  es,  daß  die  Wirtschaftskommission  mit 
größtem  Nachdruck  auf  die  Beseitigung  der  Ein-  und 
Ausfuhrbeschränkungen  durch  Verbote  oder  Bewilli- 
gungen hingewiesen,  aber  zugleich  anerkannt  hat,  daß 
man  sie  in  der  nächsten  Zeit  noch  nicht  ganz  beseitigen 
könne.  Solange  dieser  Ausnahmezustand,  der  nur  bei 
ganz  einzelnen  Fällen  (Monopolschuß,  Notzeiten)  zum 
Dauerzustand  werden  darf,  besteht,  verlangt  die  Finanz- 
kommission mit  Recht  öffentliche  Bekanntmachung  der 
Bedingungen  für  Ausfuhr-  und  Einfuhrbewilligungen,  die 
möglichst  einfach  zu  halten  sind;  rasche  Erledigung  der 
Anträge. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  in  Genua  be- 
schlossenen Thesen  über  die  Währungsfrage,  die 
im  allgemeinen  den  Anregungen  der  Finanzkonferenz 
von  Brüssel  folgen. 

Sie  betonen  zunächst,  daß  der  Wiederaufbau  Europas 
von  der  Herstellung  der  Stabilität  der  Währungen  abhängig 
sei.  Alle  europäischen  Währungen  müßten  zur  gemeinsamen 
Grundlage  das  Gold  haben  und  alle  europäischen  Länder 
müßten  ein  Programm  für  die  Begründung  einer  Goldbasis 
der  Währung  entwerfen.  Sobald  es  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse gestatten,  sei  der  Goldwert  der  Münzeinheit  zu  be- 
stimmen, einerlei  ob  er  die  alte  oder  eine  neue  Goldparität 
darstelle.  Zur  Aufrechterhaltung  dieser  Goldparitäten  bedürfe 
es  eines  internationalen  Übereinkommens,  um  die  Nachfrage 
nach  Gold  zu  zentralisieren  und  zu  regulieren  und  so  jene 
beträchtlichen  Schwankungen  in  der  Kaufkraft  des  Goldes  zu 
vermeiden,  die  sich  sonst  aus  den  gleichzeitigen  und  kon- 
kurrierenden Bemühungen  einer  Anzahl  von  Ländern,  sich 
Metallreserven  zu  sichern,  ergeben  würden.  Das  Überein- 
kommen sollte  einige  Maßnahmen  enthalten,  um  durch  Haltung 
von  Reserven  in  Gestalt  von  Auslandsguthaben  zum  spar- 
samen Verbrauch  des  Goldes  zu  gelangen,  so  z.  B.  über 
die  Goldwechselkursnorm  oder  über  ein  internationales  Aus- 
gleichssystem 

Das  erwähnte  Übereinkommen  braucht  nicht  allgemein 
zu  sein,  noch  nicht  einmal  für  Europa,  aber  je  mehr  Länder 
es  umfaßt,  umso  besser.  Sollten  jedoch  die  teilnehmenden 
Länder  und  die  Vereinigten  Staaten  denselben  Geldstandard 
gebrauchen,  so  kann  kein  Plan  zur  Festlegung  der  Kaufkraft 
der  Münzeinheit  ohne  Anpassung  der  Politik  Europas  und  der 
Vereinigten  Staaten  aneinander  erfolgreich  sein;  die  Vereinig- 
ten Staaten  sollten  daher  zur  Mitarbeit  aufgefordert  werden. 

In  einer  besonderen  These  werden  sodann  die  Vorschläge 
zusammengestellt,  nach  denen  eine  besondere  Konferenz  der 
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Zentralnotenbanken,  deren  Zusammenarbeit  sich  nicht  not- 
wendig auf  Europa  zu  beschränken  braucht,  arbeiten  soll. 
Es  sind  folgende: 

1.  Die  Regierungen  der  teilnehmenden  Länder  erklären, 
dag  die  Wiederherstellung  einer  tatsächlichen  Goldbasis  ihr 
Endziel  ist,  und  sie  geben  ihre  Bereitwilligkeit  zu  erkennen, 
so  schnell  als  möglich  das  folgende  Programm  zur  Ausführung 
zu  bringen: 

a)  Um  ihre  eigene  Währung  tatsächlich  zu  beherrschen, 
muß  jede  Regierung  ihre  jährlichen  Ausgaben  decken, 
ohne  zu  der  Ausgabe  von  Papiergeld  oder  zur  Auf- 
nahme von  Bankkrediten  zu  schreiten; 

b)  Der  nächste  Schritt  wird  sein,  sobald  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  es  gestatten,  den  Goldtwert  der 
Münzeinheit  zu  bestimmen  und  festzulegen.  Dies 
braucht  nicht  notwendigerweise  die  frühere  Goldparität 
zu  sein; 

cl  Der  so  festgeseßle  Goldwert  muß  dann  auf  einem 
freien  Wechselmarkt  effektiv  gemacht  werden; 

d)  Die  Erhaltung  der  Währung  auf  ihrem  Goldwert  muß 
durch  die  Beschaffung  einer  angemessenen  Reserve  von 
genehmigten  Aktivposten  gesichert  werden,  die  nicht 
notwendigerweise  Gold  zu  sein  brauchen. 

2.  Sobald  die  Fortschritte  es  gestatten,  werden  gewisse 
teilnehmende  Länder  einen  freien  Markt  für  Gold  errichten 
und  dergestalt  zu  Goldzentren  werden. 

3.  Ein  teilnehmendes  Land  kann  über  seine  daheim  an- 
gelegten Goldreserven  hinaus  in  irgend  einem  anderen  teil- 
nehmenden Lande  Reserven  von  genehmigten  Aktivposten  in 
Gestalt  von  Bankguthaben,  Wechseln,  kurzfristigen  Wertpa- 
pieren oder  anderen  geeigneten  flüssigen  Geldmitteln  unter- 
halten. 

4.  Das  gewöhnliche  Verfahren  eines  teilnehmenden  Landes 
wird  darin  bestehen,  innerhalb  eines  vorgeschriebenen  Bruch- 
teils der  Parität  zum  Austausch  gegen  eigene  Währung 
auf  andere  teilnehmende  Länder  auf  Verlangen  zu  kaufen  und 
zu  verkaufen. 

5.  Das  Übereinkommen  wird  dergestalt  auf  einer  Gold- 
wechselkursnorm  gegründet  sein.  Für  die  Fortdauer  der  Mit- 
gliedschaft wird  die  Erhaltung  der  Einheit  der  betreffenden 
Landeswährung  auf  dem  vorgeschriebenen  Wert  Bedingung 
sein.  Ein  Versagen  in  dieser  Beziehung  wird  die  Aufhebung 
des  Rechtes  nach  sich  ziehen,  die  Reserveguthaben  anderer 
teilnehmender  Länder  zu  behalten. 

6.  Jedes  Land  wird  für  die  notwendigen  geseßgeberischen 
und  sonstigen  Maßnahmen  verantwortlich  sein,  die  erforderlich 
sind,  um  den  internationalen  Wert  seiner  Währung  auf  pari 
zu  erhalten.  Es  wird  andererseits  vollkommene  Freiheit  be- 
halten, die  hierzu  erforderlichen  Mittel  ausfindig  zu  machen 
und  zur  Anwendung  zu  bringen,  sei  es  nun  mit  Hilfe  von 
Kreditregulierung  durch  die  Zentralbanken,  oder  sonstwie. 

7.  Der  Kredit  wird  nicht  nur  im  Hinblick  darauf  reguliert 
werden,  die  Valuten  untereinander  auf  pari  zu  erhalten,  son- 
dern auch  im  Hinblick  darauf,  unangemessene  Schwankungen 
in  der  Kaufkraft  des  Goldes  zu  verhüten.  Es  wird  jedoch 
nicht  beabsichtigt,  dem  Ermessen  der  Zentralbanken  durch 
irgendwelche  bestimmte,  zu  diesem  Zweck  ausgearbeitete 
Vorschriften  Fesseln  anzulegen,  sondern  ihre  Mitwirkung  in 
Fragen  zu  sichern,  die  außerhalb  des  Bereichs  der  teilneh- 
menden Länder  liegen. 

Schließlich  werden  in  einer  anderen  These  7 folgende 
Grundsäße  aufgestellt: 

Solange  in  dem  Staatshaushalt  ein  Defizit  besteht,  das 
durch  die  Ausgabe  von  Papiergeld  oder  durch  Bankkredite 
gedeckt  wird,  ist  keine  Währungsform  möglich  und  keine  An- 
näherung an  die  Begründung  der  Goldbasis  denkbar.  Die 
allerwichtigste  Reform  muß  daher  Ausgleich  der  jährlichen 
Staafsausgaben  ohne  die  Aufnahme  neuer  Kredite  sein,  denen 
Keine  neuen  Aktivposten  gegenüberstehen. 


Der  Ausgleich  des  Staatshaushalts  erfordert  angemessene 
Besteuerung;  wenn  aber  die  Staatsausgaben  so 
steigen,  daß  sie  die  Besteuerung  über  das 
hinaustreiben,  was  aus  dem  Einkommen  des 
Landes  bezahlt  werden  kann,  so  kann  auch  die 
Besteuerung  selber  sehr  wohl  zur  Inflation 
führen.  Das  wahre  Heilmittel  ist  die  Einschränkung  der 
Staatsausgaben. 

Der  Ausgleich  des  Staatshaushalts  wird  durch  Einschrän- 
kung des  inneren  Verbrauchs  viel  dazu  beitragen,  einer  un- 
günstigen Außenzahlungsbilanz  abzuhelfen.  Aber  es  wird 
anerkannt,  daß  bet  einigen  Ländern  die  un- 
günstige Bilanz  eine  derartige  ist,  daß  sie 
die  Erreichung  des  Gleichgewichts  im  Staats- 
haushalt ohne  die  zusäßliche  Hilfe  einer 
Außenanleihe  schwierig  macht.  Ohne  eine  sol- 
che Anleihe  kann  die  verhältnismäßige  Sta- 
bilität der  Währung,  von  der  der  Ausgleich 
des  Staatshaushalts  durch  die  oben  bezeich- 
neten  Mittel  zu  einem  nicht  geringen  Teil  ab- 
hängt, unerreichbar  werden. 

Zunächst  ist  These  7 zu  beachten.  Das  wichtige  an 
dieser  neuen  Fassung  sind  die  unterstrichenen  Stellen, 
in  denen  zum  ersten  Male  — und  das  bezieht  sich  na- 
türlich auf  Deutschland,  Österreich,  Rußland  und  andere 
Untervalutaländer  — auf  die  Unmöglichkeit  hingewiesen 
ist,  mit  Steuern  Reparationskosten  zu  decken  und  auf  die 
Notwendigkeit,  in  solchen  Fällen  dem  notleidenden 
Lande  mit  Anleihen  zu  helfen.  Diese  Gesichtspunkte 
sind  erst  in  Genua  in  die  Londoner  Vorschläge  hinein- 
gearbeitet worden. 

Die  in  den  übrigen  Thesen  berührten  Fragen  sind 
die  schwierigsten,  die  die  Währungspolitiker  je  zu  lösen 
hatten  und  es  gibt  über  die  Lösungsmöglichkeit  fast  so 
viele  Meinungen,  wie  Fachleute.  Ein  Teil  der  bestehen- 
den Streitfragen  ist  durch  die  genauere  Formulierung 
der  Thesen  in  Genua  bereits  erledigt,  andere  blieben  be- 
stehen, und  es  ist  sehr  beachtenswert,  mit  welcher  Be- 
stimmtheit hier  die  Goldwährung  als  die  Währung  der 
Zukunft  für  alle  Handelsstaaten  aufrecht  erhalten  wird. 
Hierüber  herrschen  insbesondere  in  Deutschland  recht 
verschiedene  Arfsichten.  Es  ist  bekannt,  daß  z.  B.  Lans- 
burgh  die  sofortige  Einführung  einer  Goldrandwährung 
in  Deutschland  nicht  nur  für  möglich,  sondern  für  not- 
wendig hält.  Die  Währungsreform  kann  nach  seiner  An- 
sicht die  Staatsfinanzen,  nicht  aber  eine  Finanzreform 
die  Währung  heilen.  Deshalb  bekämpft  Lansburgh  auch 
die  Londoner  These,  daß  es  einigen  Ländern  für  eine 
Reihe  von  Jahren  unmöglich  sein  werde,  eine  tatsächliche 
Goldwährung  herzustellen.  Ich  kann  nicht  recht  er- 
kennen, warum  dieser  Saß  seitens  eines  Mannes  be- 
anstandet wird,  der  selbst  nur  eine  Goldrandwährung 
in  Deutschland  für  möglich  hält,  die  wohl  kaum  die  „tat- 
sächliche Goldwährung“  ist,  die  die  Londoner  Sach- 
verständigen meinen.  Sein  Widerspruch  muß  sich  viel- 
mehr gegen  den  in  Genua  geprägten  Saß  richten,  daß 
eine  Währungsreform  unmöglich  sei  und  keine  An- 
näherung an  die  Begründung  der  Goldbasis  denkbar 
sei,  solange  ein  Staatshaushalt  Fehlbeträge  habe,  die 
durch  Papiergeld  und  Bankkredite  gedeckt  werden. 

Mit  diesen  wenigen,  auf  die  Wichtigkeit  der  ange- 
schnittenen Probleme  hinweisenden  Worten  sei  dieser 
Teil  der  Verhandlungen  von  Genua  verlassen.  (1163) 

(Schluß  folgt.) 


Rechtsfragen  der  Geldentwertung. 

Von  Dr.  Paul  Oertmann,  Professor  und  Geh.  Justizrat  in  Göttingen. 

Die  wirtschaftliche  Katastrophe  des  deutschen  Wäh-  Schlägen  berührt.  Und  das  konnte  auch  wohl  nicht 
rungswesens  hat  die  Geseßgebung  und  Rechtsanwen-  anders  sein.  Einmal  wegen  der  Allmählichkeit  und  Un- 
dung bisher  mit  im  ganzen  nur  sehr  sanften  Wellen-  gleichmäßigkeit  des  Geldentwertungsprozesses;  bei  ihm 
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hat  sich  kaum  jemals  der  Zeiipunkt  genügend  klar  und 
sicher  herausgestellt,  wo  zum  Eingreifen  der  richtige 
Anlaß  gewesen  wäre.  Dann  aber,  und  hauptsächlich,  aus 
folgendem  Grunde:  Soweit  neue  Geschäftsab- 
schlüsse in  Frage  kamen,  war  es  naturgemäß  Sache 
der  Beteiligten  selbst,  ihre  beiderseitigen  Rechte  und 
Pflichten  mit  der  eingetretenen  Änderung  des  Wertmes- 
sers in  Einklang  zu  bringen.  Und  wenn  sie  das  nicht 
taten,  etwa  aus  berechtigter  oder  auch  falscher  Vor- 
nehmheit des  Geschäftsgebarens,  aus  konservativem 
Festhalten  an  den  einmal  gewohnten  Säßen  ihrer  An- 
forderungen, aus  Bequemlichkeit  oder  Vergeßlichkeit:  die 
Rechtsordnung  hafte  keinerlei  Anlaß,  dagegen  einzu- 
schreiten.  Ja,  sie  hat  durch  die  im  Kriege  und  lange 
nachher  festgehaltene  Höchstpreispolitik  sich  mit  mehr 
Behagen  als  Wiß,  mehr  Eifer  als  Erfolg  nach  Kräften 
bemüht,  die  neuen  Geschäftsinhalte  gegen  die  natürlichen 
Folgen  der  Valutakatastrophe  tunlichst  abzuschließen. 

Dabei  stand  neben  dem  Wahn,  diesen  Prozeß  damit 
künstlich  eindämmen  zu  können,  und  neben  einer  viel- 
fach weitgehenden  volkswirtschaftlichen  Verständnis- 
losigkeit auch  das  an  sich  löbliche  Bestreben  im 
Mittelpunkt,  die  wesentlich  konsumierenden  Bevölke- 
rungskreise, überhaupt  die  große  Masse  in  ihren  wahren 
oder  eingebildeten  Interessen  zu  Schüßen  und  damit  tun- 
lichst bei  Laune  zu  erhalten.  Noch  heute  sehen  wir 
dieses  Bestreben  im  größten  Stile  fortgeseßt  bei  der  Be- 
handlung der  Mietprobleme:  die  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  nur  zu  sehr  begründete  Vorstellung,  daß 
eine  Freigabe  der  Mietzinsabrede  die  Mieten  alsbald, 
angesichts  der  bestehenden  Wohnungsnot,  ins  ungemes- 
sene anschwellen  lassen  werde,  hat  die  geseßgebenden 
und  verwaltenden  Körperschaften  in  den  leßten  Jahren 
dazu  verleitet,  die  zulässigen  Säße  in  Grenzen  zu  halten, 
die  den  Vermietern  auch  nicht  im  entferntesten  einen 
Ausgleich  für  die  gesunkene  Kaufkraft  ihrer  Erträgnisse 
bieten  können.  Mit  dem  prachtvollen  Schlagwort,  man 
dürfe  den  Hausbesiß  nicht  in  die  Valutaspekulation  hin- 
einziehen, zwingt  man  eine  große  Bevölkerungsklasse, 
sich  im  Zinseinkommen  im  Sinne  der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  mit  einem  Fünftel  oder  Zehntel  des  altge- 
wohnten Betrages  zu  begnügen,  ermöglicht  man  solche 
— soll  ich  sagen  kuriosen  oder  skandalösen?  — Vor- 
kommnisse, daß  der  Mieter  einer  großen  Wohnung  von 
seinem  Untermieter  für  ein  paar  möblierte  Räume  einen 
viel  größeren  Zins  erhält,  als  jener  seinem  Vermieter 
für  die  ganze  Wohnung  zahlen  muß.  Ja  zahlen  darf: 
denn  selbst  bei  E i n i g ke  i t der  Mietparteien  über 
den  Preis  nimmt  der  Generalgewaltige  des  Wohnungs- 
amts nicht  selten  Abstriche  um  das  Mehrfache  vor!  Man 
steigert  den  Unterschied  der  Mieten  in  den  alten  und 
den  unter  dem  Einfluß  der  „Teuerung“  gebauten  neuen 
Häusern,  die'  doch  einer  angemessenen  Verzinsung  des 
hineingesteckten  großen  Kapitals  unbedingt  benötigen, 
in  so  grotesker  Weise,  daß  die  Altmieter  gegenüber 
den  Neumietern  als  lachende  Monopolinhaber  erscheinen. 
Man  drückt  damit  zugleich  die  Neigung  der  Bevölkerung, 
für  die  neuen  Häuser  einen  angemessenen  Zins  zu  be- 
willigen, auf  den  Gefrierpunkt  herab.  So  steigert  sich 
kraft  einer  wirtschaftlich  unmöglichen  Mietpolitik  die 
Wohnungsnot,  die  man  mit  ihr  doch  hatte  bekämpfen 
wollen.  Ich  weiß  nicht,  ob  volkswirtschaftliche  Un- 
zulänglichkeit, bureaukratischer  Großmadhtskißel  oder 
politische  Motive  — Angst  vor  den  Wählermassen  der 
Mieterbataillone  — den  Griffel  der  Geseßgeber  un- 
widerstehlicher geführt  haben.  Und  im  Sinne  der  trau- 
rigen Folgen  kommt  es  darauf  ja  auch  nicht  weiter 
an.  Immerhin  darf  man  hoffen,  daß  die  Stimme  der  Ver- 
nunft, die  Logik  der  Verhältnisse  die  Verkehrtheiten  der 
heutigen  Mietpolitik  schließlich  doch  noch  niederzwingen 


werden.  Nicht  im  Sinne  einer  Einreißung  aller  Schran- 
ken — damit  würden  wir  freilich  Satanas  durch  Beelze- 
bub austreiben  — wohl  aber  im  Sinne  eines  gerechten 
Kompromisses,  einer  richtigen  Mittellinie  zwischen  den 
gegenteiligen  Interessen  und  den  durch  sie  gemäß  dem 
Dichterwort  „der  Wunsch  ist  des  Gedankens  Vater“  ent- 
scheidend bestimmten  Anschauungen. 

So  hindert  bislang  der  Geseßgeber  das  Publikum 
vielfach  sogar,  in  seinen  Neuabschlüssen  der  heutigen 
Kaufkraft  oder  Kaufunkraft  des  Geldes  Rechnung  zu 
tragen.  Umsoweniger  ist  zu  erwarten,  daß  er  innerhalb 
bereits  bestehender  Verhältnisse  eine  entsprechende 
Umstellung  anordnete  oder  auch  nur  zuließe.  Und  in 
der  Tat  würde  eine  solche  Inhaltsänderung,  wenigstens 
formal  betrachtet,  sich  als  ein  Eingriff  in  wohlerworbene 
Rechte  darstellen,  vor  dem  die  Männer  der  Geseßes- 
tafeln  sich  von  jeher  mit  Recht  gescheut  haben.  Es 
geht  zweifellos  nicht  an,  dem  Hypothekenschuldner  auf- 
zuerlegen, seinen  Zins  im  zehn-  oder  fünfzehnfachen  Be- 
trag der  heutigen  Papiermark  an  Stelle  der  alten  Gold- 
mark zu  entrichten,  oder  gar  das  etwa  vor  10  Jahren 
mit  50  000  Goldmark  empfangene  Kapital  demnächst 
mit  einer  halben  Million  oder  mehr  in  Papier  zurück- 
zugeben. Nicht  formalrechtlich,  aber  auch  nicht,  wirt- 
schaftlich. Bei  ländlichen  Hypothekengrundstücken  mit 
ihren  meist  ins  schier  unendliche  gesteigerten  Nußungen 
möchte  es  freilich  noch  ertragen  werden.  Aber  selbst 
hier  nur,  soweit  der  Eigentümer  das  Gut  selbst  bewirt- 
schaftet, nicht  auch,  soweit  er  sich  von  einem  Pächter 
mit  dem  formal  gleichgebliebenen  Quantum  brauner  oder 
blauer  „Lappen“  abspeisen  lassen  muß.  Und  bei  städ- 
tischen Mietgrundstücken  vollends  ist  eine  Heraufseßung 
der  Schuldkapitalien  und  ihrer  Zinsbeträge,  zum  minde- 
sten angesichts  der  heute  beliebten  Mieizinspolitik,  eine 
bare  Unmöglichkeit.  Auf  der  anderen  Seite  erscheint  die 
formale  Unveränderlichkeit,  wirtschaftlich  gesprochen: 
Wertvernichtung  der  Hypothekenkapitalien  der  einzige 
halbwegs  zureichende  Rechtfertigungsgrund  für  jene  Po- 
litik. Denn  das  Interesse  der  Mieter  an  der  Niederhaltung 
der  Mietzinsen  kann  nur  der  als  solcher  mit  überzeugen- 
dem Grund  bewerten,  der  in  Volkswirtschaft  und  Sozial- 
ethik den  heiligen  Crispien  — oder  auch  den  wohl  we- 
niger heiligen  Crispien  — als  seinen  Schußpatron  verehrt. 

Es  hat  freilich  schon  vor  dem  Kriege  nicht  an  vor- 
sorglichen Hypothekengläubigern  gefehlt,  denen  eine 
dauernde  Wertkonstanz  der  deutschen  Währung  nicht  als 
die  selbstverständlichste  aller  Selbstverständlichkeiten 
erschien,  besonders  unter  unseren  ebenso  kapitalkräfti- 
gen wie  geschäftstüchtigen  Stammesverwandten  in  der 
Schweiz.  Viele  Millionen  schweizerischer  Gelder  sind  da- 
mals nach  Deutschland  auf  Hypotheken  ausgeliehen  wor- 
den, und  bei  einem  großen  Teil  davon  finden  wir  die 
sog.  Goldklausel  angewandt,  d.  h.  der  Schuldner 
mußte  sich  verpflichten,  den  geschuldeten  Betrag  auf 
alle  Fälle  in  Gold  zurückzubezahlen,  wie  immer  die 
Währung  im  Zeitpunkt  ider  Rückzahlung  beschaffen  sein 
mochte.  Dem  hatte  die  deutsche  Kriegsgesetzgebung 
alsbald  ein  wenigstens  vorläufiges  jähes  Ende  bereitet. 
Schon  in  den  ersten  Monaten  des  Völkerringens  hat  man 
die  Goldklausel  bis  auf  weiteres  außer  Kraft  geseßt.  Und 
dabei  ist  es  selbstverständlich  bisher  geblieben,  wird  es 
— leider  — auf  unabsehbare  Zukunft  hinaus  notwendig 
bleiben  müssen.  Der  Grund  dieser  Suspension  bestand 
nun  freilich  ■ nicht  darin,  wie  neuerdings  behauptet  wird, 
den  Gläubiger  mit  den  Folgen  der  Valutaschwankung 
zu  belasten.  Diese  Schwankung  hielt  sich  im  September 
1914  noch  in,  nach  heutigen  Begriffen,  ganz  minimalen 
Grenzen,  und  kein  Mensch  rechnete  mit  einer  dauernden 
Katastrophe  der  deutschen  Reichsmark.  Man  wollte  viel- 
mehr tunlichst  alles  Gold  aus  dem  Verkehr  ziehen,  um  es 


ö 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


den  Beständen  der  Reichsbank  zuzufiihren  und  dieser 
und  ihren  Banknoten  damit  eine  möglichst  weitgehende 
Sicherheit  und  Deckungsmöglichkeit  zu  gewähren.  Damit 
konnte  man  den  Umlauf  der  Noten  steigern  und  eine  Ent- 
wertung der  umlaufenden  einigermaßen  hintanhalten. 
Die  ,Außerkraftseßung  der  Goldklausel  hatte  also  — 
weit  davon  entfernt,  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Geld- 
entwertung einer  wirtschaftlichen  Gruppe  aufzubürden  — 
den  eher  umgekehrten  Zweck,  einer  solchen  Entwertung 
vorzubeugen.  Und  das  ist  denn  auch  während  der 
langen  und  schweren  Kriegsjahre  bekanntlich  einiger- 
maßen gelungen.  Erst  mit  unserem  militärischen  und  po- 
litischen Zusammenbruch  Ende  1918  seßte  auch  der  Zu- 
sammenbruch der  deutschen  Währung  ein.  Und  damit 
das  Problem,  ob  wir  das  juristische,  moralische  und 
politische  Recht  besäßen,  unsere  ausländischen  Gläubiger 
mit  den  papierenen  Symbolen  des  neuen  Deutschland 
an  Stelle  des  dargeliehenen  guten  Goldes  zu  befriedigen. 

Formalrechtlich  mußte  man  diese  Fragen  un- 
bedingt bejahen.  Denn  nach  den  Regeln  des  internatio- 
nalen Privatrechts  bestimmen  die  Wirkungen  eines 
sachenrechtlichen  Verhältnisses  sich  nach  dem 
Ortsrecht  der  belegenen  Sache,  also  bei  deutschen 
Grundstücken  nach  deutschem  Recht;  die  Wirkungen  eines 
Schuldverhälinisses  entweder  nach  dem  Recht 
des  Erfüllungsortes  oder  aber  nach  dem  des  Wohnsißes 
bzw.  der  Staatsangehörigkeit  des  Schuldners.  Jeder 
dieser  Gesichtspunkte  würde  wiederum  zur  Anwendung 
des  deutschen  Rechts  führen  — auch  der  des  Erfüllungs- 
ortes. Freilich  sind  Geldschulden  nach  § 270  BGB.  sog. 
Bringschulden,  aber  dadurch  wird  nach  der  ausdrück- 
lichen Vorschrift  des  Abs.  4 daselbst  der  Wohnort  des 
Gläubigers  nicht  zum  Erfüllungsort. 

Aber  auch  rechtspolitisch  war  die  Suspension 
der  Goldklausel  bei  aus-  wie  bei  inländischen  Forderun- 
gen durchaus  angebracht.  Wollte  man  die  inländischen 
Goldbestände  der  staatlichen  Gesamtheit  sichern,  so 
mußte  ihr  Abfließen  ins  Ausland  eher  noch  mehr,  keines- 
falls weniger  verhindert  werden,  als  wenn  es  sich  um  die 
Taschen  inländischer  Privatleute  gehandelt  hätte.  Es 
lag  keinerlei  Grund  vor,  ausländische  Geldleute  vor  den 
Inländern  zu  bevorzugen.  Gewiß  wurde  dadurch  in 
wohlerworbenes  Recht  von  Ausländern  im  Interesse  der 
einheimischenStaatsordnung  undVolkskraft  eingegriffen. 
Aber  wer  sein  Geld  aus  doch  immerhin  rein  privatwirt- 
schaftlichen Erwägungen  heraus  in  einem  fremden  Lande 
anlegt,  tut  das  auf  eigenes  Risiko.  Er  muß  es  sich  ge- 
gefallen  lassen,  daß  das  fremde  Recht  kraft  seiner  Per- 
sonalhoheit über  den  Schuldner  oder  seiner  Gebiets- 
hoheit über  den  Leistungsort  in  das  Schuldverhältnis  in- 
soweit eingreift,  als  die  besondere  Interessenlage  des 
fremden  Staates  es  erfordert. 

Immerhin  war  es  erklärlich,  daß  sich  der  schweize- 
rischen Handels-  und  weiterhin  auch  der  politischen 
Kreise  eine  steigende  Erregung  bemächtigte,  je  weiter 
die  Katastrophe  der  Reichswähung  um  sicii  griff.  Wohl 
wesentlich  um  einer  bei  unserer  derzeitigen  Lage  doppelt 
unerfreulichen  politischen  Spannung  zwischen  uns  und 
der  Eidgenossenschaft  die  Spiße  abzubrechen,  hat  die 
deutsche  Regierung  sich  zu  dem  bekannten  Valutaab- 
kommen vom  6./9.  Dezember  1920  entschlossen.  Dadurch 
wurde  den  Schweizer  Goldhypothekengläubigern  „emp- 
fohlen“, für  die  Dauer  von  zehn  Jahren  auf  die  Einziehung 
des  Kapitals  zu  verzichten  und  die  Hypotheken  auf 
Wunsch  des  Schuldners  auf  weitere  fünf  Jahre  zu  ver- 
längern sowie  inzwischen  angemessene  Zinserleich- 
terungen  zu  gewähren.  Soweit  sie  darauf  eingehen, 
sollen  sie  das  Recht  erhalten,  demnächst  das  Kapital 
in  Gold  zurückzuverlangen  oder  in  Papiermark  in  der 
Weise,  daß  der  Gläubiger  eine  dem  Friedenskurs  der 


Mark  (100  Mark  gleich  123,45  Fr.)  entsprechende  Summe 
in  Franken  erhält,  also  z.  B.,  falls  der  Kurs  der  Mark 
gegenüber  dem  Friedenssaß  dann  um  das  Zwanzigfache 
gesunken  sein  sollte,  jeweils  2000  Papiermark  für;  123,45 
Fr.  Der  Zins  soll  während  der  Slundungsfrist  in  Papier- 
mark zum  Nennbetrag  mit  einem  Aufschlag  entrichtet 
werden;  über  die  Höhe  des  Aufschlags  enthält  eine 
Anlage  zum  Abkommen  besondere  Vorschriften;  doch 
soll  damit  die  Zinsschuld  nur  insoweit  als  getilgt  gelten, 
als  nicht  eine  einzurichtende  „Vertrauensstelle“  die  Er- 
höhung des  Aufschlags  nach  den  tatsächlichen  Erträg- 
nissen der  belasteten  Liegenschaft  oder  den  persönlichen 
Verhältnissen  des  Schuldners  für  angezeigt  erachtet. 

Das  Valutaabkommen  hat  in  Deutschland  vorwie- 
gend harte  Kritik  und  vielfach  schärfste  Ablehnung  er- 
fahren. Und  in  der  Tat  kann  man  sich  des  Eindrucks  nicht 
erwehren,  daß  die  Interessen  der  deutschen  Schuldner 
zugunsten  wirklicher  oder  vermeintlicher  politischer  Vor- 
teile einseitig  aufgeopfert  worden  sind.  Gewiß  stand  ohne 
das  Abkommen  das  Sein  oder  Nichtsein  einzelner  schwei- 
zerischer Geldinstitute  in  Frage.  Aber  nicht  minder  legt 
man  die  Axt  an  zahlreiche  inländische  Unternehmungen, 
wenn  man  ihre  Verbindlichkeiten  auf  das  Vierzig-  bis 
Fünfzigfache  des  ursprünglichen  Nennbetrages  herauf- 
schrauben läßt.  Ich  kenne  einen  Fall,  wo  die  Hypothe- 
kenschuld  eines  deutschen  Geschäftshauses  auf  Grund 
des  Abkommens  beim  heutigen  Valutastand  die  Summe 
von  200  Millionen  weit  übersteigt  — wer  in  aller  Welt 
soll  solche  Überlastung  ertragen? 

Soviel  ich  sehen  kann,  blieb  kraft  der  Logik  der 
Verhältnisse  nur  die  bange  Wahl,  entweder  den  in- 
ländischen Schuldner  oder  den  ausländischen  Gläubiger 
zu  opfern  oder  — den  richtigen  Mittelweg  zu  wäh- 
len. Dieser  hätte  aber  sinngemäß  doch  nur  darin  be- 
stehen können,  daß  die  Interessen  beider  Teile  in  der 
Mitte,  etwa  in  halber  Höhe  des  damaligen  Franken- 
standes, schlecht  und  recht  zusammengefügt  worden 
wären,  natürlich  gleichfalls  unter  weitgehenden  Stun- 
dungen und  Zinsbeschränkungen. 

Für  den  reinen  Juristen  freilich  ist  das  Valutaabkom- 
men ein  wahrer  Leckerbissen;  es  gibt  ihm  Gelegenheit, 
seinen  auslegenden  Scharfsinn  in  der  Enträtselung  zahl- 
reicher Streitfragen  zu  üben.  Es  ist  hier  nicht  der  Plaß, 
um  darauf  ausführlich  einzugehen;  ich  weise  nur  kurz 
auf  folgende  Punkte  hin  (alle  aus  praktischen  Fällen 
entnommen): 

a)  Gilt  das  Abkommen  auch,  wenn  ursprünglich 
ein  deutsches  Geldinstitut  die  Valuta  gegeben  und 
erst  nachher  Forderung  und  Hypothek  an  ein  schwei- 
zerisches übertragen  hatie?  Ich  habe  die  Frage  gut- 
achtlich verneint.  Das  Abkommen  spricht  im  Art.  1 
von  Goldklauseln  zum  Schüße  „ausländischer“ 
Gläubiger  und  in  der  öberschrift  von  „schweize- 
rischen“ Goldhypotheken.  Die  Abtretung  an  einen 
Schweizer  kann  ihr  diese  Natur  nicht  nachträglich  ver- 
leihen, da  sie  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsäßen  wie 
nach  positivem  deutschen  Recht  nicht  imstande  ist,  die 
Rechtslage  des  dabei  ja  gar  nicht  beteiligten  Schuldners 
nachteilig  zu  beeinflussen. 

b)  Gilt  das  Abkommen  auch  einem  etwaigen  Bür- 
gen des  deutschen  Hypothekenschuldners  gegenüber? 
Wörtlich  spricht  es  von  ihm  nicht.  Man  könnte 
aber  versucht  sein,  den  § 767  BGB.  heranzuziehen,  der 
den  jeweiligen  Bestand  der  Hauptschuld  auch  für  die 
Bürgschaftsschuld  maßgebend  sein  läßt.  Aber  dagegen 
läßt  sich  doch  einwenden:  die  Vorschrift  denkt  offenbar 
an  Fälle,  wo  die  Hauptschuld  durch  eine  mehr  oder 
minder  normale  Entwicklung  erweitert  worden  ist. 
Das  Valutaabkommen  aber  hat  eine  von  außen  heran- 
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tretende,  unabsehbare,  fernliegende  Erweiterung  nicht 
nur,  sondern  völlige  Umgestaltung  der  davon  betroffenen 
Schulden  herbeigeführt.  Das  darf  den  Bürgen  sinn- 
gemäß nicht  treffen,  ihm  können,  nach  den  Worten  des 
Kommentars  der  Reichsgerichtsräte,  nur  solche  Schuld- 
erweiterungen  zur  Last  fallen,  „die  aus  dem  Hauptschuld- 
verhältnis von  innen  heraus  erwachsen“. 

c)  Kommt  es  bei  Bestimmung  der  Zinshöhe,  die 
sich  ja  „nach  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Schuld- 
ners“ richten  soll,  nur  auf  die  des  persönlichen 
Schuldners  an,  oder  daneben  auf  die  des  mit  der  Hypo- 
thek belasteten  Eigentümers  oder  gar  auch  des 
Bürgen?  Das  erstere  erscheint  als  das  allein  Rich- 
tige. Hypothek  und  Bürgschaft  sind  nur  Nebenrechte, 
Accessorien.  Nun  ist  es  zwar  denkbar  und  sinngemäß, 
daß  der  Umfang  des  Nebenrechts  sich  nach  dem  des 
Hauptrechts  bestimmt.  Aber  widersinnig  wäre  es,  durch 
die  Eigenart  des  Nebenrechts  oder  die  besonderen 
Verhältnisse  der  dabei  beteiligten  Personen  das  Haupl- 
recht  beeinflussen  zu  lassen,  sei  es  im  Sinne  des  Rechts- 
bestands, sei  es  in  dem  der  Höhe. 


Aber  auch  im  rein  inländischen  Rechtsverkehr  hat 
die  Geldentwertung  eine  Reihe  wichtiger  und  interessan- 
ter Rechtsfragen  ausgelöst.  Einige  davon  gehören  zu  den 
brennendsten  und  meistbesprochenen  \der  allerneuesten 
Wissenschaft  und  Rechtsprechung;  man  kann  ohne 
Übertreibung  sagen,  daß  von  ihrer  Beantwortung  Mil- 
lionen und  Abermillionen  abhängen: 

a)  Die  Frage  nach  der  Bewertung  des  1 a n d w i r t - 
schaftlichenlnventars  -bei  der  Pachtrückgewähr. 
Der  Pächter  übernimmt  nach  bekannter  Übung  beim 
Pachtantritt  das  lebende  und  tote  Inventar  gegen  eine 
feste  Schäßungssumme  mit  der  Verpflichtung,  es  bei 
Pachtende  dem  Verpächter  zurückzuerstatten.  Ist  es  dann 
weniger  wert  als  zu  Beginn,  so  muß  der  Pächter 
dem  Verpächter  den  Unterschied  erstatten,  ist  es  m e h r 
wert,  so  umgekehrt  der  Verpächter  dem  Pächter.  Nun 
sind  bekanntlich  die  Preise  für  Vieh,  Getreidevorräte 
und  andere  Inventarstücke  schon  bis  zum  Sommer 
1921  um  durchschnittlich  mindestens  das  Fünfzehn- 
bis  Zwanzigfache  gegenüber  dem  Friedenssaß  ge- 
stiegen. Hätte  das  vor  zehn  Jahren  übernommene 
Inventar  beispielsweise  nur  aus  zehn  Pferden  zum 
damaligen  Wert  von  je  1000  M.  bestanden,  so  wür- 
den die  jeßt  zurückzuliefernden  .zehn  Pferde  bei  übri- 
gens gleicher  Güte  einen  Wert  von  je  20  000  M.  dar- 
stellen; das  zurückzugebende  Inventar  hätte  also  einen 
Wert  von  200  000  (Papier-)Mark  gegenüber  früher 
10  000  (Gold-)Mark.  <Der  Verpächter  müßte  also  nach 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes  dem  Pächter  die  Kleinigkeit 
von  190  000  M.  erstatten,  um  nur  die  damals  überlasse- 
nen — noch  dazu  in  seinem  Eigentum  verbliebenen 
— Stücke  in  gleicher  Höhe  und  Güte  zurückzuerlangen! 
Dieses  Ergebnis  ist  mit  dem  Wort  „heillos“  noch  fast  zu 
milde  bezeichnet.  Und  doch  haben  sich  deutsche  Ge- 
richte gefunden,  die  auf  der  Grundlage  des  geseßlichen 
Wortlauts  dahin  einfach  eingeschwenkt  sind.  Hoffentlich 
wird  das  Reichsgericht,  das  demnächst  über  derartige 
Inventarprozesse  erstmalig  zu  entscheiden  hat,  die  Frage 
von  einer  höheren  Warte  aus  beurteilen.  Es  hat  dazu 
nach  dem  Geiste  des  Geseßbuchs  das  vollste  Recht: 
die  Vorschriften  über  die  Ersaßpflicht  bei  der  Rückge- 
währ des  Pachtinventars  unterstellen  offenbar  jene  dau- 
ernde Konstanz  der  deutschen  Reichswährung,  die  vor 
dem  Kriege  einen  der  ersten  Punkte  unseres  politischen 
Glaubensbekenntnisses  bildete.  Sie  denken  sich  die  Er- 
stattungspflicht des  Pächters  oder  Verpächters  nur  als 
Folge  einer  sachlichen  Wertverschiebung  des  Inven- 


tars, einer  Verschlechterung  oder  je  nachdem  Verbesse- 
rung. Hier  aber  ist  der  Unterschied  in  der  Anfangs- 
und Schlußschäßung  nicht  sowohl  durch  Veränderungen 
in  dem  zu  schäßenden  Gute  hervorgerufen,  als  vielmehr 
durch  solche  in  dem  wertmessenden  Faktor,  dem  Gelde. 
Es  geht  unmöglich  an,  bei  beiden  Schäßungen  einen  tat- 
sächlich ganz  verschiedenen  Maßstab  anzuwenden:  hie 
Goldmark,  hie  Papiermark.  Wer  das  tut,  kommt  not- 
wendig zu  geradezu  verrückten  Ergebnissen.  Die  Geg- 
ner meiner  Auffassung  — und  zu  ihnen  gehört  naturge- 
mäß der  gesamte  organisierte  Pächterstand!  — wenden 
nun  freilich  ein,  daß  Gold-  und  Papiermark  ja  auch  sonst 
im  Rechtssinn  gleich  bewertet  würden,  daß  doch  auch 
der  Darlehns-  und  Hypothekenschuldner  seinen  Gläu- 
biger in  dem  unveränderten  Betrage  an  Papier-  statt 
Goldmark  befriedigen  könne.  Ein  Fehlschluß  erster  Güte! 
In  jenen  Verhältnissen  ändert  die  Geldentwertung  nur 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Forderung,  läßt  aber 
rechtlich  die  Beziehungen  der  Beteiligten  unberührt. 
Dagegen  würde  die  hier  verworfene  Behandlung  des 
Pachfinventars  die  Rechte  und  Pflichten  der  beiden 
Parteien  nicht  nur  beeinflussen,  sondern  geradezu  auf 
den  Kopf  stellen:  es  würden  zugunsten  des  Pächters 
Millionenforderungen  aus  dem  Boden  hervorgezauberf, 
für  dejen  Erwerb  er  schlechferdings  gar  n i ch  t s ge- 
leistet hat.  Er  würde  fast  in  allen  Fällen  eines  statt- 
lichen Inventars  vom  Verpächter  mehr  an  Wertunterschied 
herausverlangen  können,  als  er  ihm  jemals  an  Pacht- 
zins hätte  bezahlen  müssen.  Das  Endergebnis  wäre  also 
dies,  daß  der  Pächter  die  ganze  Vertragsdauer  hindurch 
das  Pachtgut  unentgeltlich  hat  nußen  können  und 
für  diese  liebenswürdige  Gefälligkeif  vom  Verpächter 
noch  mit  Riesensummen  entlohnt  wird  — difficile  est, 
satiram  non  scribere! 

Die  richtige  Behandlung  ist  demgegenüber  einfach 
die,  daß  man  beide  Schäßungen  mit  dem  identischen 
Wertmesser  vollzieht:  entweder  man  stellt  bei  der 

Schlußschäßung  die  Frage  so:  was  würde  das  Inventar 
heute  in  Goldmark  wert  sein?  oder  man  gestaltet  die 
Anfangsschäßung  nachträglich  in  eine  solche  auf  der 
Grundlage  der  Papiermark  um  — dies  das  meines  Er- 
achtens ratsamere  Verfahren.  Die  Schwierigkeifen  sind 
dabei  nicht  unüberwindlich,  keinesfalls  größer  als  bei 
vielen  anderen,  dem  Richter  obliegenden  Abschäßungen. 
Dem  Volkswirt  vollends  sind  derlei  Berechnungsnotwen- 
digkeiten nichts  weniger  als  ungeläufig. 

b)  Mit  der  Geldentwertung  und  der  sprunghaften 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  ging  natürlich  eine  unge- 
heure Verteuerung  der  Herstellungsbedingungen  Hand 
in  Hand.  Sie  traf  mit  ungeheurer  Wucht  alle  diejenigen, 
die  sich  in  langfristigen  Lieferungsverträgen  zur  Her- 
stellung gewerblicher  Erzeugnisse  oder  fortdauernder 
Verschaffung  von  Waren  verpflichtet  hatten  — also  be- 
sonders die  Fabrikanten  und  Importeure.  Hatte  eine 
Automobilfirma  sich  etwa  Mitte  1918  zur  Lieferung  eines 
Wagens  auf  Mitte  1920  verpflichtet,  so  war  der  damals  in 
angemessener  Höhe  vereinbarte  Preis  zur  Lieferungszeit 
nicht  mehr  geeignet,  auch  nur  einen  bescheidenen  Teil 
der  Herstellungskosten  zu  decken.  Und  verkaufte  ein 
Kaffeeimporteur  in  Bremen  seinen  Kunden  Anfang  1921 
seinen  Jahresimport  zu  einem  bestimmten  Säße,  so 
konnte  ihn  die  Erfüllung  der  Verträge  um  Ende  1921,  an- 
gesichts der  rapiden  Entwicklung  des  Dollarkurses,  an 
den  Bettelstab  bringen.  Gewiß  haben  viele  Geschäfts- 
leute, gewißigt  durch  die  inzwischen  kundgewordenen, 
unbegrenzten  Möglichkeiten  der  Markentwertung  nicht 
so  abgeschlossen:  sie  haben  unter  der  Klausel  „Preise 
freibleibend“  oder  unter  „gleitender  Preisskala“  ver- 
kauft. Aber  nicht  jede  Industrie  fand  Abnehmer,  die 
sich  willig  einem  für  sie  so  unsicheren  Geschäffsinhalt 
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beugten.  Und  für  die  älteren  Abschlüsse  aus  der  Kriegs- 
zeit  und  frühesten  Revolutionszeit,  als  noch  kein  Mensch 
mit  dem  Steilabstieg  der  deutschen  Mark  rechnete, 
waren  derlei  Sicherheitsventile  der  Verkäufer  natur- 
gemäß nie  recht  in  Übung  gewesen. 

Sollte  man  jefet  die  unglückseligen  Verkäufer  kurzer- 
hand dem  Ruin  oder  doch  der  schwersfen  Schädigung 
preisgeben?  Preisgeben  vielleicht  zugunsten  gewerb- 
licher Abnehmer,  die  ihrerseits  in  aller  Regel  ihre 
Preise  den  j e ß i g e n Herstellungsbedingungen  anpaß- 
ten und  dadurch  auf  Kosten  ihrer  Lieferer  Hunderf- 
tausende  oder  selbst  Millionen  in  die  Tasche  steckten. 
Die  Wortführer  der  Händlerinteressen  haben  es  natür- 
lich verlangt,  und  das  schöne  Zauberwort  „Vertrags- 
treue“ schafft  ihnen  bis  auf  den  heutigen  Tag  reichlichen 
Zuzug  aus  den  Lagern  der  Nur-Juristen  wie  der  Ideo- 
logen. Und  der  Geseßgeber  hat,  von  einigen  schüch- 
ternen Versuchen  auf  besonderen  Wirtschaftsgebieten 
abgesehen,  über  das  Problem  die  Sprache  verloren. 
Aber  die  Wissenschaff,  die  vielgeschmähfe  Theorie, 
ist  in  den  leßten  Jahren  mit  steigender  Entschiedenheit 
dafür  in  die  Bresche  getreten.  Freilich  beschritt  man 
die  verschiedensten  Pfade  — bald  war  die  Idee  der 
„wirtschaftlichen  Unmöglichkeit“,  bald  die  der  „Einrede 
aus  wichtigem  Interesse“,  bald  die  der  jedem  derartigen 
Vertrage  angeblich  stillschweigend  hinzugedachten 
„Klausel  der  unveränderten  Umstände“  („clausula  rebus 
sic  stantibus“},  bald  die  der  „Geschäftsgrundlage“  das 
Stichwort,  mit  dem  man  den  Schuldner  von  der  wirt- 
schaftlich unhaltbar  gewordenen  Vertragspflicht  lösen 
zu  können  trachtete.  Schließlich  führten  alle  diese  Wege, 
mit  mehr  oder  weniger  Schwierigkeiten,  nach  Rom.  Und 
darin  waren  ihre  Beschreiter  alle  einig:  der  Saß  „fiat 
justitia,  pereat  mundusl“,  jenes  altehrwürdige  Erbstück 
formalrechtlicher  Weisheit,  konnte  in  einer  Zeit  wirt- 
schaftlicher Katastrophen  nicht  als  der  Weisheit  leßter 
Schluß  gelten.  Zunächst  und  mit  der  sicherlich  gebotenen 
Bedächtigkeit,  aber  doch  allmählich,  troß  gelegentlicher 
Rüdeschläge  mit  steigender  Entschiedenheit,  sind  die 
Gerichte,  besonders  mehrere  Senate  des  Reichsgerichts, 
in  die  gleiche  Richtung  eingeschwenkt.  Wir  verdanken 
seiner  Rechtsprechung  — ich  habe  über  sie  an  anderer 
Stelle,  in  der  „Juristischen  Wochenschrift“  vom  1.  12.  21, 
Nr.  23,  S.  1512  ff.,  eingehend  kritisch  berichtet  — be- 
sonders den  für  die  Beurteilung  entscheidend  wichtigen 
Gegensatz  zwischen  den  reellen  Lieferungs-  und  Her- 
stellungsgeschäften einer-,  den  wesentlich  spekulativen 
Akten  andererseits.  Bei  jenen  ist  eine  wenigstens 
einigermaßen  bleibende  Konstanz  der  Herstellungs-  und 
Anschaffungskosten  die  im  Zweifel  zu  unterstellende 
Grundlage;  der  Lieferer  muß  sich  also  durch  Rücktritt 
dann  wenigstens  vom  Geschäft  freimachen  können,  wenn 
die  Preisrevolution  die  ausgemachte  Gegenleistung  als 
eine  solche,  als  einen  wirtschaftlich  ernsthaften  Aus- 
gleich gar  nicht  mehr  erscheinen  läßt.  Bei  den  speku- 
lativen Akten  aber  ist  der  Vertrag  gerade  umgekehrt 
auf  der  Vorstellung  von  einem  bevorstehenden  Schwan- 
ken der  Preise  aufgebaut,  und  wer  sich  dabei  verrechnet, 
der  mag  die  Folgen  billig  selbst  tragen.  Zu  den  Ge- 
schäften der  zweiten  Art  rechnet  das  Reichsgericht  ins- 
besondere die  Geschäfte  des  Großhandels  und  der 
wesentlich  nur  einen  Grundstoff  verarbeitenden  Industrie 
überall  da,  wo  die  Möglichkeit  einer  alsbaldigen  „Ein- 
deckung“ des  Lieferers  möglich  und  wirtschaftlich  ge- 
boten war.  Durch  Unterlassung  solcher  Eindeckung  ver- 
leiht der  Lieferer  dann  dem  Geschäft  willkürlich  jenen 
spekulativen  Charakter,  der  ihm  die  einseitige  Abkehr 
davon  wegen  allzu  ungünstiger  Preisentwicklung  ver- 
sperrt. 


In  dem  berühmten  Erkenntnis  vom  21.  9.  20  (Ent- 
scheidungen Bd.  100,  S.  129  ff.)  ist  der  dritte  Zivilsenat 
des  Reichsgerichts  noch  über  das  bisher  für  möglich 
erachtete  hinausgegangen:  er  hat  einen  Vermieter 

wegen  des  von  ihm  dem  — gewerblichen  — Mieter  zu 
liefernden  Dampfes  das  Recht  einseitiger  Mietpreis- 
steigerung zugestanden,  nachdem  die  Selbstkosten  sich 
nachweislich  um  das  Vielfache  erhöht  halten;  allerdings 
nur  unter  Anerkennung  der  ganz  besonderen  und  aus- 
nahmsweisen „Sachlage“  und  nur  soweit  „beide  Par- 
teien mit  ihrem  Willen  den  Vertrag  fortgeseßt  haben  oder 
fortseßen.“  Troß  dieser  Einschränkung  hat  das  Erkennt- 
nis bisher  mehr  Befremden  als  Beifall  hervorgerufen. 
Mit  Recht:  man  kann  den  Gegner  billigerweise  nicht 
zwingen,  bei  dem  Vertrag  troß  ihm  auferlegter  vielfacher 
Erhöhung  der  Gegenleistung  stehen  zu  bleiben.  Die  rich- 
tige Lösung  ist  vielmehr  nur  die:  der  Lieferer  tritt  zurück, 
der  Ersteher  aber  kann  der  Abkehr  vom  Geschäft  da- 
durch entgehen,  daß  er  sich  seinerseits  zu  einer  ange- 
messenen Erhöhung  des  vereinbarten  Preises  bereit 
erklärt. 

c)  Unscheinbarer  und  bisher  minder  oft  besprochen, 
aber  für  die  Beteiligten  mit  ihren  meist  bescheidenen 
Verhältnissen  nicht  minder  lebenswichtig  ist  schließlich 
eine  dritte  Frage:  Kann  jemand,  der  aus  irgendeinem 
Grund  Anspruch  auf  Dauerleistungen,  Unterhalts-  und 
anderen  Renten  hat,  auf  Grund  des  gesunkenen  Geld- 
werts eine  entsprechende  Erhöhung  seiner  Be- 
züge fordern?  Oder  muß  der  alte  Bauer  auf  der 
„Leibzucht“,  das  uneheliche  Kind,  die  geschiedene  Frau 
sich  mit  der  gleichen  Geldsumme  behelfen,  damit  viel- 
leicht verhungern,  die  ihnen  in  den  Tagen  unserer  Gold- 
herrlichkeit einen  angemessenen  Lebensunterhalt  ge- 
währleistete? 

Bei  den  Unterhaltsrenten  ist  die  Frage  einfach  zu 
entscheiden:  ihr  Betrag  ist  ja  nicht  vom  Geseß  festgelegt, 
sondern  nach  den  Umständen  zu  bestimmen  (§§  1610  bis 
1611  BGB.),  und  deren  Änderung  bewirkt  natürlich  auch 
automatisch  eine  solche  der  zu  leistenden  Säße.  Daran 
kann  auch  eine  rechtskräftige  Festseßung  der  Beträge 
nichts  ändern:  das  Rentenurteil  kann  ja  nach  § 323  ZPO. 
auf  Klage  der  Partei  geändert  werden,  wenn  die  für  die 
Besfimmung  der  Höhe  maßgebenden  Umsfände  sich 
ihrerseits  nachträglich  gewandelt  haben,  eine  Vorschrift, 
die  natürlich  auch  für  die  richterlich  festgeseßten  Unfall- 
renten aus  rechtswidriger  Schädigung  gilt.  Ist  aber  die 
Unterhaltshöhe  durch  Vertrag  festgeseßt,  so  steht 
einer  Einforderung  des  infolge  der  Geldentwertung  er- 
wachsenen Mehrbedarfs  nichts  im  Wege.  Denn  auf  den 
Unterhalt  kann  nach  § 1614  BGB.  nicht  für  die  Zukunft 
verzichtet  werden,  also  ist  auch  eine  seinen  Betrag  fest- 
seßende  Abrede  nicht  imstande,  den  Anspruch  unter  das 
sich  jeweils  als  angemessen  herausstellende  Maß  herab- 
zuseßen. 

Schwieriger  ist  die  Behandlung  beim  Altenteils- 
vertrag. Hier  kann  nur,  wenn  überhaupt,  eine  ver- 
nünftige Auslegung  nach  Treu  und  Glauben  (§  157 
BGB.),  Aushilfe  schaffen:  es  darf  im  Zweifel  unterstellt 
werden,  daß  dem  Auszügler  die  zugesicherten  Geld- 
leistungen weniger  in  bestimmter  Höhe,  als  vielmehr  im 
Sinne  einer  möglichst  genauen  Bezeichnung  des  zum 
Unterhalt  Unerläßlichen  versprochen  sind,  daß  also  in 
Wahrheit  der,  in  jener  Summe  nur  veranschlagte, 
Unterhalt  habe  versprochen  werden  sollen.  Dann 
ist  aber  dieser  Anschlag  infolge  der  Geldentwerfung 
überholt,  unanwendbar  geworden,  und  der  Richter  hat 
ihn  im  Streitfall  (vgl.  §§  315,  319  BGB.)  durch  einen,  den 
jeßigen  Verhälfnissen  angemessenen,  anderweitigen  An- 
schlag zu  erseßen.  „ (100.) 
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Rechtsweg  und  kriegswirtschaftlicher  Erstaftungsanspruch. 

Von  Dr.  G.  Lassar,  Privatdozenf  an  der  Universität  Berlin. 


Der  IV.  Z.  S.  des  Reichsgerichts  hat  am  20.  Oktober 
1921  ein  Urteil  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs 
gefällt,  das  über  den  Einzelfall  hinaus  für  die  an  der 
Kriegswirtschaft  beteiligt  gewesenen  Kreise  allgemeine 
Bedeutung  beansprucht.1) 

Es  handelt  sich  um  folgenden  Sachverhalt:  Auf 
Grund  der  Sicherstellungsverordnung  vom  24.  6.  15 
(Reichsgeseßbl.  S.  357)  hatte  das  preußische  Kriegs- 
minisferium,  von  gewissen  Ausnahmen  abgesehen, 
Spinnpapier,  Papiergarn,  Zellstoffgarn  und  Papierbind- 
faden beschlagnahmt.  Zur  Verarbeitung  war  ein  von 
der  K.  R.Abt.  ausgestellter  „Freigabeschein“  erforder- 
lich. Dieser  wurde  nach  den  einschlägigen  Vorschriften 
nur  dann  erteilt,  wenn  an  die  Spinnpapierausgleichs- 
kasse eine  sogenannte  „Freigabegebühr“  entrichtet 
wurde.  Das  Reichsgericht  hat  nunmehr  verneint,  daß 
für  den  Anspruch  auf  Rückzahlung  dieser  Gebühr  der 
ordentliche  Rechtsweg  zulässig  sei.  Hierfür  waren  zwei 
Erwägungen  ausschlaggebend.  Einmal  habe  es  sich  bei 
der  Zahlung  der  Gebühr  um  die  Erfüllung  einer  Bedin- 
gung gehandelt,  die  wie  das  Haupt-Rechtsgeschäft  — 
die  Freigabe  — ein  staatlicher  Hoheitsakt  gewesen  sei. 
Weiter  aber  seien  diese  Beträge  bestimmt  gewesen,  um 
den  Papiermachern  und  Spinnern  Zuschläge  zu  den 
Höchstpreisen  zu  gewähren.  Die  Erhebung  von  Abgaben 
für  Zwecke  der  Preisausgleichung  sei  ein  hoheitlicher 
Akt,  nicht  eine  privatwirtschaftliche  Betätigung  des 
Reichs.  Es  mag  zweifelhaft  sein,  ob  man  die  „Gebühr“ 
nicht  richtiger  als  eine  Vorzugslast  anzusehen  hätte, 
wie  z.  B.  auch  die  Lederkonjunkturabgaben  auf  Grund 
der  VO.  vom  30.  10.  19  (Reichsgeseßbl.  S.  1837)  und  vom 
26.  2.  20  (Reichsgeseßbl.  S.  264).  Aber  darauf  braucht 
hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Ob  Gebühr  oder  Bei- 
trag: Jedenfalls  ist  dem  Reichsgericht  darin  beizustim- 
men, daß  es  sich  um  eine  öffentliche  Abgabe  handelt.  Der 
Anspruch  auf  ihre  Rückzahlung  durch  den  als  abgabe- 
pflichtig herangezogenen  Untertanen  ist  öffentlich-recht- 
licher Natur.  Wir  haben  es  hier  mit  einem  E r s t a t - 
xungsanspruch  zu  tun.2)  Er  kann  nicht  im  Rechts- 

0  Entsch.  d.  R.  G.  in  Zivils.  Bd.  103  S.  52  flg. 

2)  Vgl.  meinen  Erstattungsanspruch  im  Verwaltungs-  und 
kinanzrecht  (Berlin  1921),  S.  222. 


mittelverfahren  des  Reichssteuerrechts  verfolgt  werden, 
weil  dieses  nur  zulässig  ist  für  Steuern  i.  S.  des  § 1 A.  O., 
hierunter  aber  Vorzugslasten  und  Gebühren  nicht  zu 
verstehen  sind.  Die  Erstattungsansprüche  des  Krieos- 
wirtschaftsrechts  gehören  aber  * in  den  ordentlichen 
Rechtsweg  nur  zufolge  besonderer  Bestimmung;  sonst 
sind  lediglich  die  Verwaltungsbehörden  zuständig. 

Die  Rechtslage,  wie  sie  das  besprochene  Urteil 
wiederum  ins  Bewustsein  bringt,  ist  keine  erfreuliche. 
Aber  de  lege  lata  ist  nichts  daran  zu  ändern.  Für  die 
Praxis  ergeben  sich  zwei  Folgen:  Vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  sind  gegenwärtig  eine  große  Anzahl 
von  Klagen  rechtshängig,  durch  die  Erstattungsansprüche 
im  Sinne  der  vorhergehenden  Ausführungen  geltend  ge- 
macht werden.  Auf  Grund  des  Reichsgerichtsurteils  muß 
mit  ihrer  Abweisung  wegen  Unzulässigkeit  des  Rechts- 
wegs gerechnet  werden.  Sofern  daher  nicht  für  die  Ent- 
scheidung über  das  strittige  Rechtsverhältnis  durch  be- 
sondere Vorschrift  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen 
Gerichte  begründet  sein  sollte,  wird  sich  zur  Vermeidung 
von  Kosten  die  Rücknahme  der  Klage  empfehlen. 

Weiter  aber  bedeutet  es  einen  schweren  Mißstand, 
daß  für  derartige  Ansprüche  nicht  ein  mit  gerichtlichen 
Garantien  ausgestattetes  Verfahren  gegeben  ist.  ln 
Kriegszeiten  mag  der  Standpunkt  berechtigt  gewesen 
sein,  daß  alles  auf  eine  schnelle  Entscheidung  ankomme. 
Aber  die  Gründe  für  eine  solche  Regelung  sind  fort- 
gefallen. Die  neuere  Geseßgebung  ist  dazu  übergegan- 
gen, derartige  Ansprüche  dem  Reichswirt- 
schaftsgericht zu  überweisen.  Es  liegt  kein  er- 
kennbarer Anlaß  vor,  nicht  für  kriegswirtschaftliche  Er- 
stattungsansprüche durch  eine  Generalklausel  eben 
diese  Zuständigkeit  allgemein  zu  begründen.  Soweit 
freilich  die  rechtskräftige  Entscheidung  eines  Gerichts 
oder  die  letztinstanzliche  Entscheidung  einer  Verwal- 
tungsbehörde — in  beiden  Fällen  zur  Sache  — bereits 
vorliegt,  wird  es  hierbei  sein  Bewenden  haben  müssen. 
Aber  im  übrigen  stehen  einer  derartigen  Regelung  keine 
Bedenken  entgegen.  Sie  würde  vielmehr  die  Praxis  für 
dieses  Gebiet  von  den  so  lästigen  Zweifeln  über  die 
Zuständigkeit  befreien  und  zu  ihrem  Teil  ein  Stück 
rechtsstaatlichen  Aufbaus  leisten.  (110.) 


Die  Zuständigkeitsgrenzen  des  Reichswirtschaftsgerichts 
auf  dem  Gebiete  der  Ein-  und  Ausfuhr. 

Von  Dr.  Georg  Baum,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Dozent  an  der  Handelshochschule  zu  Berlin. 


Ober  die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts 
auf  dem  gerade  gegenwärtig  für  unsere  Volkswirtschaft 
so  wichtigen  Gebiet  der  Überwachung  der  Ein-  und 
Ausfuhr  bestehen  noch  große  Unklarheiten,  so  daß  eine 
zusammenfassende  Darstellung  erwünscht  erscheinen 
dürfte.  Die  maßgebenden  Bestimmungen  sind  enthalten 
in  § 3 der  Verordnung  über  die  Regelung  der  Einfuhr 
vom  16.  Januar  1917  in  der  Fassung  der  Verordnung  vom 
22.  März  1920  und  des  Geseßes  vom  3.  Mai  1922,  in  § 8 
der  Verordnung  über  die  Außenhandelskontrolle  vom 
20.  Dezember  1919  in  Verbindung  mit  § 15  der  Aus- 
führungsbestimmungen vom  8.  April  1920,  sowie  in  § 2 
der  Verordnung  betreffend  Regelung  des  Warenverkehrs 
zwischen  unbeseßtem  und  beseßtem  Gebiet  vom  26.  März 
1921  in  Verbindung  mit  Artikel  6 der  Bekanntmachung 
über  den  Warenverkehr  zwischen  unbeseßtem  und  be- 
seßtem Gebiet  vom  15.  April  1921.  Hiernach  ist  die  Zu- 
ständigkeit des  Reichswirtschaftsgerichts  nur  gegeben 


für  die  Beschwerde  des  Betroffenen  über  die  Recht- 
mäßigkeit der  Verfallerklärung  und  die  Festseßung  einer 
Entschädigung.  Diese  Entschädigung  wird  bekanntlich 
gewährt,  wenn  der  von  der  Beschlagnahme  Betroffene 
nachweist,  daß  er  das  Fehlen  der  vorgeschriebenen  Ein- 
oder Ausfuhrbewilligung  oder  die  an  die  Zuwiderhand- 
lung gegen  die  Bewilligung  geknüpften  Bedingungen 
weder  gekannt  hat,  noch  bei  Einziehung  sorgfältiger  Er- 
kundigungen hätte  kennen  müssen. 

Die  Grenzen,  die  hiernach  dem  Reichswirtschafts- 
gericht gezogen  sind,  sind  demgemäß  sehr  eng.  Die  Zu- 
billigung einer  Entschädigung  kommt  nur  in  Frage,  wenn 
die  Verfallerklärung  für  rechtmäßig  erklärt  ist.  Ist  die 
Verfallerklärung  unrechtmäßig,  so  ist  die  Tätigkeit  des 
Reichswirtschaftsgerichts  mit  der  Feststellung  der  Un- 
rechtmäßigkeit erledigt.  Was  den  beteiligten  kaufmän- 
nischen Kreisen  nur  schwer  klar  zu  machen  ist,  ist,  daß 
es  nicht  mehr  zuständig  für  den  Anspruch  gegen  das 
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Reich  auf  Herausgabe  der  Ware  ist.  Es  ist  insbesondere 
aber  auch  nicht  zuständig  für  Streitigkeiten  über  die  rich- 
tige und  kaufmännische  Art  der  Verwertung,  wenn  der 
Reichsbeauftragte  bereits  vor  der  Entscheidung  des 
Reichswirtschaftsgerichts  die  für  verfallen  erklärten  Wa- 
ren verwertet  hat.  Alle  diese  Ansprüche  sind  lediglich 
auf  dem  ordentlichen  Rechtswege  geltend  zu  machen. 
Der  Schlubsafe  des  § 3 der  Einfuhrverordnung  behält 
dem  Betroffenen  ausdrücklich  die  Ansprüche  auf  Grund 
der  bestehenden  Gesefee  vor.  (R.  W.  G.  Großer  Senat 
5.3.21  G.  S.  2/21.)  In  dieser  Richtung  bleibt  dem  Be- 
troffenen, der  mit  der  Art  der  Verwertung  und  ihrem 
Ergebnis  nicht  zufrieden  ist,  nur  der  Schadensersafe- 
anspruch  aus  § 839  BGB.  in  Verbindung  mit  dem  Amts- 
haftungsgesefe  vom  22.  Mai  1910.  Der  Betroffene  mub 
also,  wenn  er  gegen  das  Reich  Vorgehen  will,  nach- 
weisen,  dab  bei  der  Verfallerklärung  ein  Beamter  vor- 
sätzlich oder  fahrlässig  die  ihm  gegenüber  dem  Betrof- 
fenen obliegenden  Amtspflicht  verlebt  hat.  Ist  der  eigent- 
lich Schuldige  kein  Beamter,  so  kann  eine  Haftung  des 
Reichs  nur  in  Frage  kommen,  wenn  für  sein  Verhalten 
Vorgesebte  mitverantwortlich  sind,  die  Beamteneigen- 
schaft  besiben.  Das  Ergebnis  ist  also  ein  höchst  unbe- 
friedigendes. Der  Vorgang  der  Verfallerklärung  mub  von 
zwei  verschiedenen  richterlichen  Behörden  geprüft  wer- 
den. Widersprechende  Auffassungen  sind  durchaus  mög- 
lich und  gerade  für  die  wichtige  Frage  des  Schadenser- 
sabanspruches  fehlt  im  Verfahren  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  die  Mitwirkung  der  sachverständigen  Beisiber, 
die  sich  beim  Reichswirtschaftsgericht  besonders  wohl- 
tuend geltend  gemacht  hat.  Noch  unbefriedigender  für  die 
beteiligten  Kreise  ist  es  aber,  dab  auf  anderen  Gebieten 
des  Aubenhandelsrechts  überhaupt  jede  Rechtsgarantie 
fehlt.  Gegen  die  vorläufige  Sicherstellung,  die  der  Be- 
schlagnahme vorausgehen  kann,  ist  ein  Rechtsmittel 
überhaupt  nicht  gegeben.  Hier  gibt  es  nur  die  Anrufung 
des  Reichswirtschaffsministers  als  Aufsichtsinstanz.  Auch 
für  die  Erteilung  von  nachträglicher  Einfuhrerlaubnis  für 
Waren,  die  bereits  vor  dem  Inkrafttreten  eines  Einfuhr- 
verbotes eingekauft  sind,  ist  nach  § 4 der  Einfuhrver- 
ordnung der  Reichswirtschaftsminister  ausschlieblich  zu- 
ständig. Ganz  besonders  schwer  empfunden  wird  es 
aber  von  den  beteiligten  Kreisen,  dab  gegenüber  der 
Versagung  einer  Genehmigung  der  Ein-  und  Ausfuhr 
überhaupt  kein  Rechtsmittel  gegeben  ist.  Der  Betroffene 
steht  hier,  soweit  er  nicht  den  sehr  schwer  möglichen 
Nachweis  einer  unerlaubten  Handlung  der  Auben- 
handelsstelle  führen  kann,  völlig  schublos  da.  (Vgl. 
hierzu  auch  Dittmar,  Juristische  Wochenschrift  1922 
S.  355.)  Die  Aufsichtsbeschwerde  an  den  Reichswirt- 


schaftsminister ist  keine  genügende  Rechtsgarantie.  Die 
Aubenhandelsstellen  sind  nicht  einmal  verpflichtet. 
Gründe  für  die  Versagung  der  Bewilligung  anzugeben, 
und  gerade  diese  absolute  Macht,  die  ihnen  eingeräumt 
ist,  hat  zu  der  groben  Mibstimmung  gegen  die  Auben- 
handelskontrolle,  namentlich  in  den  Kreisen  des  Export- 
handels, geführt.  Mit  Recht  wird  darauf  hingewiesen, 
dab  als  Sachverständige  und  Organe  der  Aubenhandels- 
stellen vielfach  Konkurrenten  der  Betroffenen  und  son- 
stige interessierte  Personen  mitwirken.  Dies  ist  viel- 
leicht niemals  ganz  auszuschalten,  da  es  natürlich  kaum 
geeignete  Sachverständige  geben  wird,  die  mit  der  in 
Betracht  kommenden  Branche  nicht  in  irgendwelcher  Be- 
rührung stehen.  Der  Mibsiand  würde  aber  auch  beträcht- 
lich gemildert  werden,  wenn  die  Möglichkeit  gegeben 
wäre,  den  Fall  mit  der  Aubenhandelsstelle  und  ihren 
Sachverständigen  in  kontradiktatorischer  Verhandlung 
vor  einem  unparteiischen  Gericht  zu  erörtern.  Wäre  dies 
möglich,  dann  würden  wahrscheinlich  auch  die  Vorwürfe, 
die  in  aller  Öffentlichkeit  von  angesehenen  Kaufleuten 
gegen  die  Aubenhandelsstellen  erhoben  werden  und  in 
denen  Dinge  behauptet  werden,  die  für  Friedensbegriffe 
bei  behördlichen  Organisationen  geradezu  unmöglich 
wären,  zum  groben  Teil  verstummen.  Es  erscheint  also 
dringend  erforderlich,  gegen  die  Versagung  der  Ein- 
und  Ausfuhrerlaubnis  wenigstens  im  beschränkten  Um- 
fange (etwa  bei  Verlebung  der  nach  § 3 der  Aus- 
führungsbestimmungen über  die  Aubenhandelskontrolle 
aufgestellten  Richtlinien)  den  Beschwerdeweg  an  das 
Reichswirtschaftsgericht  oder  vielleicht  auch  zunächst 
an  eine  diesem  untergeordnete  Instanz  zu  eröffnen.  Dies 
erfordert  das  Grundprinzip  des  Rechtsstaates,  wenn  auf 
dem  Gebiete  der  Gewerbepolizei  überall  der  Rekurs 
und  der  Rechtsmittelzug  evtl,  bis  zum  Oberverwaltungs- 
gericht zulässig  ist.  Wenn  derjenige,  dem  die  Erteilung 
von  Tanzunterricht  oder  der  Trödelhandel  untersagt  ist, 
die  Nachprüfung  im  Verwaltungsslreitverfähren  verlan- 
gen kann,  so  ist  es  tatsächlich  unerklärlich,  weshalb 
diese  Rechtsgarantien  auf  dem  Gebiet  des  Aubenhandels 
fehlen,  wo  doch  viel  schwerwiegendere  Interessen  in 
Frage  kommen.  (111). 


*)  Der  zur  Zeit  dem  Reichsrat  »orliegende  Entwurf  eines 
Gesebes  zur  Änderung  der  V.  O.  über  die  Aubenhandels- 
kontrolle  vom  20.  Dezember  1919  sieht  wiederum  Rechtsga- 
rantiem  nicht  vor.  Der  Zentralverband  des  Deutschen 
Grobhandels  hat  daher  am  15.  März  1922  eine  Eingabe  an 
den  Reichsrat  und  den  Reichstag  gerichtet,  in  der  beantragt 
wird,  Rechtsschub  gegen  die  Mabnahmen  der  Aubenhandels- 
stellen zu  gewähren  und  mit  diesem  Rechtsschub  das 
Reichswirtschafts  gericht  zu  betrauen. 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel,  Senatspräsident  beim  R.  W.  G. 

1.  Ersab  von  Währungsschäden  bei  Tilgung  von  Markschulden 
in  ausländischer  Valuta  zum  Friedenskurse. 

Nach  § 46  Abs.  1 Reichsausgleichsgeseb  kann  ein  Schuld- 
ner einer  unter  § 44  fallenden  Verbindlichkeit,  die  ursprünglich 
in  deutscher  Reichswährung  ausgedrückt  war,  auf  Grund  einer 
besonderen  Rechtsnorm  jedoch  in  einer  ausländischen  Wäh- 
rung bezahlt  werden  mubte,  von  dem  Reichsausgleichsamte  die 
Erstattung  des  Unterschiedes  zwischen  den  Kosten  der  Be- 
schaffung der  von  ihm  für  die  Erfüllung  aufgewendeten  Zah- 
lungsmittel, soweit  diese  Kosten  den  Tageskurswert  der  Zah- 
lungsmittel nicht  übersteigen,  und  dem  Nennbetrag  seiner 
Schuld  verlangen,  sofern  er  die  Verbindlichkeit  ohne  Versiob 
gegen  ein  Zahlungsverbot  erfüllt  hat. 

Mabgebender  Tageskurswert  ist  gemäb  § 49  Reichsaus- 


gleichsgeseb der  an  der  Berliner  Börse  notierte  Durchschnitls- 
umrechnungskurs  am  Tage  der  Erfüllung  der  Verbindlichkeit. 

Es  ist  streifig  geworden,  ob  unter  den  Kosten:  der  Be- 
schaffung der  Zahlungsmittel  im  Sinne  des  § 46  Abs.  1 des 
Reichsausgleichsgesebes  nur  die  Aufwendung  auf  Mark 
lautender  Zahlungsmittel  für  die  Beschaffung  der  erforder- 
lichen ausländischen  Zahlungsmittel  zu  verstehen  ist  oder  ob 
die  Voraussebungen  der  Vorschrift  auch  dann  vorliegen,  wenn 
jemand,  der  eine  ursprünglich  in  deutscher  Währung  aus- ' 
gedrückte  Verbindlichkeit  in  ausländischer  Währung  erfüllen 
mub,  Sachgüter  gegen  ausländische  Währung  verkauft  und 
den!  Erlös  zur  Deckung  seiner  Schuld  verwendet  oder,  wenn  der 
Schuldner  beim  Verkauf  von  Sachen  mit  dem  Käufer  ver- 
einbart, dab  dieser  eine  in  ausländischer  Währung  zahlbare 
Verbindlichkeit  des  Verkäufers  in  Anrechnung  auf  den  Kauf- 
preis zur  Tilgung  übernimmt  oder,  wenn  jemand  Sachwerte 
unmittelbar  dem  Gläubiger  an  Zahlungsstatt  gibt. 

Es  ist  auch:  streitig  geworden,  ob  es  einen  Unterschied 
begründe,  wenn  der  Kaufpreis  nur  in  ausländischer  Währung 
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vereinbart  wird  oder,  wenn  in  dem  Vertrag  ein  bestimmtes 
Umrechnungsverhältnis  der  ausländischen  Währung  zur  deut- 
schen Währung  festgeseßt  wird,  ferner,  ob  es  im  leßtgenannten 
Falle  statthaft  sei,  das  vertragsmäßige  Umrechnungsverhältnis 
an  Stelle  des  Tageskurses  zu  berücksichtigen. 

Der  große  Senat  hat  diese  Fragen  dahin  entschieden: 

Die  Merkmale  des  Begriffs  „Kosten  der  Beschaffung“  im 
Sinne  des  § 46  Abs.  k des  Reichsausgleichsgeseßes  sind  nur 
dann  gegeben,  wenn  auf  Mark  lautende  Zahlungsmittel  (Bar- 
geld, Sparkassenguthaben,  Zinsatischnitte  deutscher  Wert- 
papiere und  dgl.)  aufgewendet  werden,  um  die  nach  der 
besonderen  Rechtsnorm  erforderlichen  Zahlungsmittel  der 
ausländischen  Währung  anzuschaffen,  nicht  aber  auch  dann, 
wenn  behufs  Deckung  der  Schuld  Sachen  an  Zahlungsstatt 
gegeben  oder  gegen  Zahlungsmittel  der  ausländischen  Wäh- 
rung verkauft  werden. 

Da  bei  dieser  Rechtslage  ein  Erstattungsanspruch  auf 
Grund  des  § 46  Reichsausgleichsgeseß  überhaupf  nicht  ge- 
geben ist,  wenn  jemand1  dem  Gläubiger  Sachgüter  an  Er- 
füllungsstatt hingibt,  oder  sie  gegen  ausländische  Zahlungs- 
mittel oder  gegen  die  Übernahme  einer  Schuld  durch  den 
Erwerber  veräußert,  so  kann  unerörfert  bleiben,  welche  Be- 
deutung etwa  den  bei  diesen  Rechtsgeschäften  getroffenen 
Nebenabreden  für  den  Fall  einer  abweichenden  Beurteilung 
der  hier  entschiedenen  Frage  beizumessen  wäre. 
(Entscheidung  vom  1.  April  1922  — G.  S.  34/21  — ).  (104.) 

2.  Entschädigung  an  Patentinhaber  bei  Erteilung  von  Zwangs- 
li|zenzen  im  feindlichen  Ausland. 

Der  Antragsteller  hat  im  ]ahre  1909  mit  einer  englischen 
Firma  einen  Patentlizenzvertrag  abgeschlossen,  nach  dem  ihm 
eine  5prozenfige  Lizenzgebühr  zu  zahlen  war.  Nach  Kriegs- 
ausbruch hat  der  Public  Trustee  das  Patent  mit  Beschlag 
belegt  und  die  Gebühr  auf  3 % herabgeseßt. 

Der  Antragsteller  fordert  eine  Vorentschädigung  für  den 
Schaden,  der  ihm  in  der  Zeit  vom  10.  Januar  bis  zum  31.  De- 
zember 1920  insoweit  entstanden  ist,  als  die  Lizenznehmerin 
die  Gebühr  auch  für  die  vorbezeichnete  Zeit  an  den  Public 
Trustee  gezahlt  hat. 

In  erster  Instanz  wurde  dem  Antragsteller  ein  Vorschuß 
zugesprochen,  indem  eine  Beeinträchtigung  des  Rechtes  des 
Antragstellers  für  gegeben  erachtet  und  das  Maß  dieser  Be- 
einträchtigung unter  Zugrundelegung  einer  5prozentigen  Ge- 
bühr errechnet  wurde. 

Der  Reichskommissar  hat  den  Spruch  beanstandet  und 
folgendes  geltend  gemacht: 

Der  Lizenzvertrag  müsse  nach  Art.  310  Abs.  1 des 
Friedensvertrages  als  im  Zeitpunkt  der  Kriegserklärung 
zwischen  Deutschland  und  England  aufgelöst  gelten.  An  die 
Stelle  dieses  Vertrages  sei  die  Zwangslizenz  mit  einem  Ge- 
bührsaß von  3 % getreten.  Nach  einer  Verordnung  des  Board 
of  Trade  vom  19.  Juli  1920  würde  die  Gebühr  für  eine  solche 
Zwangslizenz  auch  über  den  10.  Januar  1920  hinaus  an  das 
englische  Ausgleichsamt  abgeführt.  Der  Antragsteller  sei  so- 
mit in  das  Ausgleichsverfahren  zu  verweisen.  Selbst  wenn 
man  aber  die  Verordnung  des  Board  of  Trade  so  auslege,  daß 
das  Ausgleichsamt  nur  als  Buchungs-  oder  Verrechnungsstelle 
in  Tätigkeit  treten  solle,  so  dürfe  jedenfalls  nur  eine  Lizenz- 
gebühr in  Höhe  von  3 % der  Vorentschädigung  zugrunde  gelegt 
werden.  Schließlich  sei  nach  Art.  306  des  Fniedensvertrages 
das  der  Lizenz  zugrunde  liegende  Patent  am  10.  Januar  1920 
wieder  in  Kraft  getreten,  so  daß  der  Antragsteller  darüber 
von  neuem  verfügen,  insbesondere  neue  Lizenzverträge  ab- 
schließen könne.  Als  Beeinträchtigung  bleibe  nur  die  Zwangs- 
lizenz bestehen,  für  deren  Gebühr  allenfalls  eine  Entschädi- 
gungsberechtigung des  Antragstellers  anerkannt  werden  könne. 

Die  Beanstandung  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Wie  der  Reichskommissar  selbst  hervorhebt,  ist  es  zweifel- 
haft, ob  die  Verordnung  des  Board  of  Trade  vom  19.  Juli  1920 
überhaupt  so  auszulegen  ist,  daß  die  englische  Behörde  die 
Unterwerfung  derartiger  Ansprüche  unter  das  Ausgleichsver- 
fahren im  eigentlichen  Sinne  damit  habe  aussprechen  wollen. 
Selbst  wenn  aber  diese  Zweifelsfrage  zu  bejahen  wäre,  würde 
damit  gleichwohl  angesichts  des  klaren  Wortlautes  des 
Art.  296  Nr.  2 des  Friedensvertrages,  wonach  nach  dem 
10.  Januar  1920  fällig  gewordene  Ansprüche  im  Ausgleichs- 
verfahren nicht  zu  behandeln  sind,  vom  deutschen  Stand- 
punkte aus  eine  Verweisung  des  Antragstellers  in  das  Aus- 


gleichsverfahren zu  unterbleiben  haben.  Vielmehr  ist  anzu- 
nehmen, daß  die  Aufrechterhaltung  einer  Zwangslizenz  auch 
für  das  Jahr  1920,  sowie  die  Abführung  der  sich  hieraus 
ergebenden  Gebühren  an  den  Public  Trustee  im  Sinne  des 
§ 1 der  Richtlinien  eine  Beeinträchtigung  darstellen,  die  ihre 
formale  Grundlage  im  Friedensvertrage  findet,  wobei  es  da- 
hingestellt bleiben  kann,  ob  die  Beeinträchtigung  nach  diesem 
Vertrage  mit  Recht  oder  zu  Unrecht  erfolgt  ist.  Was  aber  das 
Maß  dieser  Beeinträchtigung  anlamgr,  so  kann  nicht  ausschlag- 
gebend sein,  wie  hoch  der  Public  Trustee  die  Zwangslizenz- 
gebühr festgeseßt  hat,  sondern  es  muß  die  Beeinträchtigung 
nach  der  wirtschaftlichen  Einbuße  des  Antragstellers  ab- 
geschäßt  werden.  Da  der  Antragsteller  früher  eine  Gebühr 
von  5 % vertraglich  festgeseßt  hat,  so  hat  der  Senat  in  Über- 
einstimmung mit  der  Spruchkommission  angenommen,  daß  der 
Vorentschädigung  eine  Gebühr  von  5 % zugrunde  zu  legen  sei. 
(Urteil  vom  23.  Mai  1922  - XI3.  A.  V.  300.  22.  -).  (105.) 

3.  Umfang  des  Abgeltungsanspruchs  des  Unterlieferanten  bei 
Einstellung  von  Heereslieferungen. 

Die  Firma  E.  in  N.  hat  bei  der  Firma  P.  und  B.  500  Pum- 
pen für  Flugzeuge  ä 145  M.  in  Auftrag  gegeben,  zu  deren 
Lieferung  sie  sich  ihrerseits  der  Firma  O.,  einer  Heeresliefe- 
rantin, verpflichtet  hatte. 

Bei  Ausbruch  der  Revolution  halte  die  Firma  P.  noch  nichts 
geliefert,  sondern  nur  die  Rohstoffe  beschafft  und  mit  der 
Fabrikation  begonnen.  Die  Bestellerin  forderte  auf  Grund 
der  Demob.-Verordnung  vom  21.  November  1918  (Reichs- 
geseßbl.  S.  1323)  Einstellung  der  Arbeiten  und  Erteilung  einer 
den  Vorschriften  der  Verordnung  entsprechenden  Abrechnung. 
Die  Firma  E.  erteilte  Abrechnung  über  rund  50  000  M.  zu  ihren 
Gunsten  und  lieferte  die  begonnenen  Pumpen,  sowie  das 
Material  und  die  Werkzeuge  zu  deren  Fertigstellung. 

Die  Bestellerin  lehnte  in  Höhe  von  rund  17  000  M.  die 
Zahlung  ab,  da  neben  dem  in  Rechnung  gestellten  Zuschlag 
von  200  v.  H.  zu  den  Löhnen  die  Einstellung  von  Unkosten  für 
die  Herstellung  der  Lehren,  Werkzeuge  und  Vorrichtungen 
nebst  200  v.  H.  Zuschlag  dazu  nicht  gerechtfertigt  sei.  Sie 
hob  weiter  hervor,  daß  sie  selbst  als  Abgeltung  für  den  mif 
der  Firma  O.  geschlossenen  Vertrag  nur  35  000  M.  erhalten 
habe  und  stellte  die  ihr  übersandten  Lehren  und  Werkzeuge 
ihrer  Lieferantin  zur  Verfügung. 

Nach  erfolglosem  Ausgleichsversuch  vor  dem  Reichs- 
schaßministerium  erhob  die  Firma  P.  Klage  gegen  die  Firma  E. 
bei  dem  Reichswirtschaftsgericht  auf  Zahlung  der  17  000  M. 

Die  Klage  wurde  abgewiesen. 

Aus  der  Begründung: 

Nach  den  allgemeinen  Grundsäßen,  die  die  Demobil- 
machungsverordnung und  die  Abgeltungsverordnung  beherr- 
schen, hat  die  der  Klägerin  von  der  Beklagten  zu  leistende  Ab- 
geltung darin  zu  bestehen,  daß  im  Rahmen  der  vom  Reiche 
seinem  unmittelbaren  Vertragsgegner  gewährten  Abgeltungs- 
entschädigung der  positive  Schaden  vergütet  wird,  den  die 
Klägerin  dadurch  erlitten  hat,  daß  ihr  Lieferungsvertrag  in- 
folge der  Revolution  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ist. 

Ob  in  dem  Hauptabgeltungsverfahren  der  Firma  O.  der 
hier  in  Streit  stehende  Unterlieferungsverirag  als  besonderer 
Abgeltungsposten  Berücksichtigung  gefunden  hat  (was  kaum 
anzunehmen  sein  dürfte),  ist  für  die  Entscheidung  des  vor- 
liegenden Rechtsstreits  unerheblich;  denn  der  gesamte  posi- 
tive Schaden,  den  die  Klägerin  erlitten  hat,  und  der  die 
Höchstgrenze  ihres  Ersatzanspruchs  bilden  muß,  ist  ihr  durch 
die  Beklagte  bereits  voll  vergütet. 

Die  Firma  O.  hat  an  die  Beklagte  als  ihre  erste  Unter- 
lieferantin an  Gesamtabgeltung  einen  Betrag  von  35  000  M. 
abgeführt.  Der  von  dieser  Summe  an  die  Klägerin  weiter 
geleitete  Betrag  von  31  672,25  M.  deckt  nach'  der  Überzeugung 
des  Senats  den  vollen  positiven  Schaden,  den  die  Klägerin 
erlitten  hat. 

Zwischen  den  Parteien  ist  unter  den  einzelnen  Abgel- 
tungsforderungen der  Klägerin  lediglich  derjenige  Posten  strei- 
tig geworden,  in  welchem  die  Klägerin  die  Unkosten  erseßt 
verlangt,  die  sie  für  die  Herstellung  der  Lehren,  Werkzeuge 
und  anderen  für  die  Fabrikation  erforderlichen  Vorrichtungen 
aufgewendet  hat,  nebst  einem  Zuschlag  von  200  v.  H.  Diese 
Forderung  der  Klägerin  hat  der  Senat  nicht  als  gerechtfertigt 
anerkennen  können.  Bei  der  Berechnung  des  positiven  Scha- 
dens der  Klägerin  müssen  die  Unkosten  für  Lehren  und  Werk- 
zeuge nach  der  eigenen  Sachkunde  des  Senats  als  bereits  in 
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dem  200  prozentigen  allgemeinen  Unkoslenzuschlag  enthalten 
angesehen  werden. 

Die  Berechnung  der  der  Klägerin  gewährten  Abgeltung 
im  übrigen  erschien  angemessen. 

(Urteil  v.  16.  März  1922— XII.  A.  V.  15/21.  -).  (112.) 

4.  Währungsschäden  bei  Umrechnung  von  £-Forderungen  japa- 
nischer Firmen  an  deutsche  Firmen. 

Die  deutsche  Firma  H.  schuldete  der  japanischen  Firma  M. 
für  Lieferung  von  Kohlen  £ 382.14.6.  Einen  von  der  Lieferantin 
über  diesen  Betrag  auf  sie  gezogenen,  an  Order  der  der 
Yokohama  Specie  Bank  Ltd.,  Nagasaki  gestellten,  in  London 
zahlbaren  und  30  Tage  nach  Sicht  fälligen  Wechsel  hat  die 
deutsche  Firma,  als  er  ihr  namens  der  Yokohama  Specie 
Bank  Ltd.,  Nagasaki,  als  Käuferin  des  Wechsels  am  7.  Au- 
gust 1914  zum  Akzept  vorgelegt  wurde,  zurückgehen  lassen 
mit  dem  Bemerken,  diese  Tratte  gehe  zwar  an  sich  in  Ord- 
nung, doch  möchte  sie  von  einer  Akzeptierung  zur  Zeit  ab- 
sehen,  da  es  unmöglich  sei,  für  Einlösung  derselben  in  London 
Sorge  zu  tragen. 

Der  Wechsel  ist  schließlich  am  20.  Iuli  1920  mit  £ 655.2.5 
eingelöst  worden.  Die  deutsche  Firma  verlangt  Erstattung 
der  Valutadifferenz  in  Höhe  von  M.  98  268,10. 

Die  zuständige  Spruchstelle  des  Reidisausgleichsamis 
hat  den  Anspruch  auf  Erstattung  einer  Valutadifferenz  in  Höhe 
von  M.  63 905,55  vorbehaltlich  der  Abrechnung  von  Wäh- 
rungsgewinnen  für  berechtigt  erklärt,  den  weitergehenden 
Antrag  dagegen  abgewiesen. 

Zur  Begründung  dieser  Entscheidung  ist  ausgeführt: 

Unter  Berufung  auf  § 14  der  Anlage  zu  Artikel  297/298 
Friedensv.  habe  die  Yokohama  Specie  Bank  zunächst  eine 
Umrechnung  des  Wechselbetrages  in  Yen  vorgenommen  und 
danach  einen  Wechselbetrag  von  £ 655.2.5  gefordert  und  be- 
zahlt erhalten.  Wenn  diese  Umrechnung  nicht  angängig  sei, 
halbe  die  Gläubigerin  £ 159.19.5  zuviel  erhalten;  denn  die 
Wechlselschuld  habe  einschließlich'  5 v.  H.  Zinsen  bis  zum 
20.  Juli  1920  £ 495.3.—  betragen. 

Nach  § 49  Reichsausgleichsges.  ergebe  dies  folgende 
Differenz: 

£ 495.3.-  Kurs  vom  20.  Juli  1920  M.  149  625-  M.  74  086.82 
£ 495.3—  Vorkriegskurs  mit  Japan  M.  20  562  M.  10  181.27 

Differenz  M.  63  905.55 

( Diese  Differenz  sei  zuzusprechen.  Eine  höhere  scheitere 

f an  der  Auslegung,  die  die  Spruchstelle  dem  § 14  in  Über- 

einstimmung mit  der  von  dem  Reichsminister  für  Wiederaufbau 
vertretenen  Rechtsauffassung  gebe. 

Der  Artikel  297  Friedensv.  regelt  die  Behandlung  privater 
Güter,  Rechte  und  Interessen  in  Feindesland  nur  insoweit,  als 
sie  durch1  außerordentliche  iKriegsmaßnahmen  oder  Über- 
tragungsanordnungen berührt  worden  seien  oder  auf  Grund 
des  Friedensvertrages  selbst  einer  Liquidation  unterworfen 
würden.  In  Bezug  auf  Deutschland  enthalte  die  Ziffer  h Nr.  2 
die  Bestimmung,  daß,  sofern  die  Mächte  dem  Abschnitt  III 
des  Friedensvertrages  nicht  beitreten,  der  Erlös  der  von 
Deutschland  zurückbehaltenen  Güter,  Rechte  und  Interessen 
sowie  der  von  ihm  einbehalienen  Barguthaben  der  Staats- 
angehörigen der  alliierten  Mächte  unverzüglich  an  den  Be- 
rechtigten oder  seine  Regierung  auszuzahlen  sei.  Nur  bei 
Regelung  dieser  Fragen  sollten  nach  der  Anlage  14  gegenüber 
Staaten,  die  dem  Ausgleichsverfahren  nicht  beigetreten  seien, 
die  Bestimmungen  des  Abschnitts  III  über  die  Währung  An- 
wendung finden.  Es  müsse  sich  also  um  ein  von  Deutschland 
einbehaltenes  Barguthaben  oder  einen  Liquidationserlös  han- 
deln, was  hier  nicht  in  Frage  stehe.  Daran  ändere  auch  der 
Absaß  1 der  Anlage  14  nichts.  Er  lasse  auf  Schulden,  Gut- 
haben und  Abrechnungen  die  Bestimmungen  des  Art.  297 
und  der  Anlage  14  beir.  Güter,  Rechte  und  Interessen  in 
Feindesland  und  den  Erlös  ihrer  Liquidation  Anwendung  finden. 
Dies  sei  aber  nicht  dahin  zu  verstehen,  daß  die  Währungs- 
vorschriften des  Abschnitts  III  auch  auf  solche  Schulden  etc. 
Anwendung  zu  finden  hätten,  die  einer  Liquidation  oder  Ein- 
behaltung nicht  unterworfen  worden  seien.  Im  Gegenteil,  es 
teilten  die  in  Absaß  1 bezeichneten  Schulden,  Guthaben  und 
Abrechnungen  das  rechtliche  Schicksal  der  privaten  Rechte, 
Güter  und  Interessen  insofern  und  insoweit,  als  sie  von  den 
regierungsseitigen  Maßnahmen  berührt  worden  seien,  die  Ar- 
tikel 297  allein  im  Auge  habe.  Absaß  1 bezwecke  also  nicht 
eine  Differenzierung  zwischen  Geldschulden  etc.  und  den  so- 
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genannten  privaten  Gütern,  sondern  eine  Gleichstellung.  Die 
Bestimmung  erkläre  sich  daraus,  daß  hinsichtlich  außerordent- 
licher Kriegsmaßnahmen,  die  auf  Einbehaltung  gehen,  keiner- 
lei innere  Gründe  gegen  eine  verschiedene  Behandlung  von 
Forderungen,  Guthaben  und  anderen  Rechten  vorliegen  würden. 
Daß  in  Anlage  14  § 1 aber  daran  gedacht  wäre,  die  Regelung 
von  Schulden,  Guthaben  etc.  den  Bestimmungen  des  Ab- 
schnittes III  über  die  Währung  auch1  dann  zu  unterwerfen,  wenn 
keine  Kriegsmaßnahme,  also  keine  amtliche  Einbehaltung, 
stattgefunden  habe,  sei  nicht  anzunehmen.  Das  Geseß  biete 
keinen  Anhalt  für  diese  extensive  Interpretation. 

Eine  amtliche  Maßnahme  des  Schuldnerstaates,  die  auf 
Liquidation  oder  Einbehaltung  eines  Barguthabens  hinauslaufe, 
solle  den  Gläubiger  nach  dem  Sinn  der  Anlage  14  berechtigen, 
die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  zu  fordern  und 
ihn  in  die  gleiche  Lage  zu  bringen,  wie  den  Gläubiger  einer 
ausgleichsfähigen  Forderung.  Soweit  es  sich  dagegen  um  pri- 
vate, nicht  ausgleichsfähige  Verbindlichkeiten  handele,  deren 
Regelung  von  dem  Friedensvertrage  nicht  erfaßt  sei,  bestehe 
kein  Bedürfnis  und  kein  Anlaß,  die  Währungsfrage  anders  zu 
regeln,  als  der  private  Vertrag  zwischen  den  Parteien  es  vor- 
sehe, was  hier  bedeute,  daß  die  japanische  Bank  lediglich 
eine  £-Forderung  gegen  die  deutsche  Firma  habe. 

Die  Beschwerde  der  Antragstellerin,  mit  der  Ersaß  der 
vollen  Valutadifferenz  gefordert  wurde,  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Dem  angefochtenen  Beschluß  der  Vorinstanz  war  in  vollem 
Umfange  beizutreten,  Der  § 14  der  Anlage  nach1  Art.  298 
bezieht  sich  lediglich  auf  den  IV.  Abschnitt  des  10.  Teiles  des 
Friedensvertrages.  Aus  dem  klaren  Wortlaut  seines  2.  Absaßes 
ergibt  sich,  daß  die  Bestimmungen  des  Abschnitts  III  über  die 
Währung,,  in  der  die  Bezahlung  siattfinden  soll,  und  über  den 
Umrechnungskurs  wie  auch  die  Zinsen  nur  bei  Regelung  der 
von  Art.  297  betroffenen  Fragen  Anwendung  finden.  Sie 
können  somit  nicht  auf  Forderungen  ausgedehnt  werden,  die 
überhaupt  nicht  Gegenstand  einer  Kriegsmaßnahme  gewesen 
sind  und  unbedenklich'  ins  Ausgleichsverfahren  gefallen  wären, 
wenn  der  Staat,  dem  der  Gläubiger  angehört,  dem  Clearing 
beigetreten  wäre.  Zudem  betrifft  die  hier  von  dem  Beschwerde- 
führer zu  Gunsten  der  japanischen  Gläubigerin  in  Bezug  ge- 
nommene Vorschrift  des  III.  Abschnitts  Art.  296  lit.  d ausschließ- 
lich das  im  zwischenstaatlichen  Ausgleich  zu  beachtende  Um- 
rechnungsverfahren. Sie  wendet  sich,  ihrem  Inhalte  nach  an 
die  am  Zwangsclearing  beteiligten  Staaten  und  enthält  somit 
lediglich  Normen  des  internationalen  Rechtes.  Die  Beziehungen 
zwischen  dem  Reich  und  der  deutschen  Partei  werden  dagegen 
durch  das  Reichsausgleichsgeseß  ausschließlich  geregelt.  Die- 
ses berücksichtigt  allein  die  Währung,  in  der  die  Verbindlich- 
keit ausgedrückt  ist,  nicht  aber  die  Umrechnungsvorschrift  des 
Art.  296  lit.d.  Der  unter  Inanspruchnahme  der  Vergünstigung 
des  § 46  Abs.  2 Reichsausgleichsges.  gestellte  Antrag  der  Be- 
schwerdeführerin kann  nur  nach  den  Grundsäßen  dieses  Geseßes 
beurteilt  werden.  Wenn  die  Beschwerdeführerin  sich  der  Berech- 
nung der  japanischen  Gläubigerin  bei  Vornahme  des  Zahlungs- 
geschäfts ohne  weiteres  gefügt  Hai,  so  trägt  sie  allein  das 
Risiko  hieraus  und  kann  den  in  dieser  Beziehung  erlittenen 
Währungsschaden  nicht  auf  das  Reich  abwälzen. 

(Uri.  v.  15.  Nov.  1921  - XV  AV  545/21.)  (113.) 

Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Entscheidungen. 

Zur  Einführung. 

An  dieser  Stelle  sollen  in  Zukunft  die  Entscheidungen  der 
Gemischten  Schiedsgerichtshöfe  besprochen  werden,  soweit  sie 
für  den  Leserkreis  dieser  Zeitschrift  von  Interesse  sind.  Eine 
kurze  Einführung  in  das  Ausgleichs-  und  Schiedsgerichtsver- 
fahren insbesondere  dürfte  angebracht  sein,  um  den  Lesern 
den  Einblick  in  die  Eigenart  und  Wichtigkeit  dieser  Ent- 
scheidungen zu  erleichtern.  Sie  muß  sich  natürlich  auf  die 
gröbsten!  Umrisse  beschränken.  Auf  Einzelheiten  wird  bei  der 
Besprechung  solcher  Urteile  einzugehen  sein,  die  dazu  Anlaß 
geben: 

Die  Notwendigkeit,  die  durch;  den  Krieg  unterbrochenen 
Rechtsverhältnisse  zwischen  ehemaligen  Feinden  in  einem 
besonderen  Abwicklungsverfahren  zu  regeln,  ist  schon  während 
des  Krieges  in  beiden  Lagern  erkannt  worden.  Demgemäß 
enthält  auch;  der  Versailler  Vertrag  in  Art.  296  und  einer  dazu- 
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gehörigen  Anlage  entsprechende  Vorschriften,  in  denen,  kurz 
gesagt,  bestimmt  wird,  daß  die  Vorkriegs-Geldschulden 
zwischen  Feinden  im  Wege  eines  besonderen  Prüflings-  und 
Ausgleichsverfahrens  geregelt  werden.  Dem  Verfahren  unter- 
liegen nur  Geld  Verbindlichkeiten  zwischen  Feinden,  die 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages, 
d.  h.  dem1  10.  Januar  1920,  fällig  geworden  sind.  Streitigkeiten, 
die  sich  nicht  auf  gütlichem  Wege  durch  Vermittlung  der  Aus- 
gleichsämter beilegen  lassen,  werden  durch1  das  oben  genannte 
Schiedsgericht  erledigt. 

Es  handelt  sich  also  nur  um  ein  Abrechnungs-  und 
Prozeßverfahren.  Der  sachliche  bestand  der  Schuld  bleibt 
grundsäßlich  unangetastet,  jedoch  mit  drei  wichtigen  Aus- 
nahmen. Diese  sind: 

1.  Nach  § 22  der  Anlage  zu  Art.  296  sind  alle  Schulden 
mit  Ausnahme  der  Dividenden,  Zinsen  und  ähnlichen  Zahlungen 
mit  5 % zu  verzinsen,  es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger  auf 
Grund  Vertrags,  Geseßes  oder  örtlichen  Gewohnheitsrechtes 
Zinsen  zu  einem  anderen  Zinsfüße  zu  beanspruchen  hätte. 

2.  Die  Staaten  haften  mit  gewissen  Ausnahmen  für  dlic 
Schulden  ihrer  Staatsangehörigen. 

3.  Alle  Summen  sind  in  der  Währung  der  auf  der  Gegen- 
seite stehenden  feindlichen  Macht  zum  Vorkriegskurse  zu 
berechnen  (Valorisation).  Es  ist  dies  eine  Bestimmung,  die  von 
großer  Bedeutung  ist  und  deren  Sinn  man  sich  am  besten  an 
eihem  kurzen  Zahlenbeispiel  klarmacht:  Ein  Deutscher  schuldet 
aus  der  Zeit  vor  dem  Kriege  einem  Franzosen  100  M.  Diese 
100  M.  waren  vor  dem  Kriege  122,76  Franken  wert.  Infolge 
der  Valorisation  hat  der  Deutsche  an  den  Franzosen* *)  nicht 
100  M.  zu  bezahlen,  sondern  122,76  Franken,  also  bei  dem 
augenblicklichen  Stande  der  deutschen  Währung  rund  3000 
Papiermark.  Das  tritt  für  den  deutschen  Schuldner  vorläufig 
allerdings  nicht  so  recht  in  die  Erscheinung,  denn  der  Friedens- 
vertrag bestimmt,  daß  nicht  Gläubiger  und  Schuldner  unmittel- 
bar miteinander  verkehren  dürfen,  sondern  daß  nur  die  beider- 
seitigen Ausgleichsämter  miteinander  verhandeln  und  vor 
allem  abrechnen  und  ihrerseits  sich  mit  ihren  eigenen  Staats- 
angehörigen über  deren  Forderung  oder  Schuld  auseinander- 
seßen.  Das  deutsche  Ausgleichsamt  schreibt  also  in  dem 
eben  angenommenen  Falle  dem  französischen  Ausgleichsamt 
122,76  Franken  gut.  Am  Ende  jeden  Monats  wird  abgerechnet. 
Ergibt  sich  ein  Creditsaldo  für  Frankreich^  so  muß  Deutsch- 
land diesen  bar  bezahlen  (eine  Zahlung,  die,  was  in  Deutsch- 
land viel  zu  wenig  bekannt  ist,  neben  der  sogenannten  Re- 
parationssumme von  132  Goldmilliarden  herläuft).  Ergibt  sich 
dagegen  ein  Creditsaldo  zugunsten  Deutschlands,  so  wird 
dieser  von  Frankreich  nicht  ausgezahlt,  sondern  bis  zur  völligen 
Bezahlung  der  deutschen  Kriegsschuld  einbehalten.  — Das 
deutsche  Ausgleichsamt  muß  nunmehr  mit  dem  deutschen 
Schuldner  abrechnen,  jedoch  geschieht  dies  nach  § 25  des 
Reichsausgleichsgeseßes  in  den  ursprünglich  geschuldeten 
Mark,  und  zwar  in  Papier,  d.  h.  also,  das  Reich,  welches 
seinerseits  Franken  im  Papierwerte  von  3000  M.  gezahlt  hat, 
zieht  von  dem  deutschen  Schuldner  nur  100  Papiermark 
wieder  ein.  Aus  diesem  Umstande  erklärt  sich  die  bedauer- 
liche Interesselosigkeit,  die  viele  deutsche  Beteiligte  der  Rege- 
lung ihrer  Forderungen  und  Schulden  im  Ausgleichsverfahren 
entgegenbringen,  von  der  aber  namentlich  den  deutschen 
Schuldnern  dringend  abzuraten  ist,  und  zwar  aus  zwei 
Gründen:  erstens  nämlich  hat  das  Reich  eingesehen,  daß  es 
weder  die  sich  aus  dieser  Art  der  Schuldenabwickelung  er- 
gebende finanzielle  Belastung  weiter  in  vollem  Umfange 
tragen  kann,  noch  seinerseits  die  Ausgleichsprozesse  er- 
folgreich führen  kann,  wenn  es  auf  den  passiven  Widersand 
deutscher  Schuldner  stößt.  Eine  in  Vorbereitung  befindliche 
Novelle  zum  Reichsausgleichsgeseß  will  daher  anordnen,  daß 
die  deutschen  Schuldner  dem  Reich  wenigstens  einen  gewissen 
Teil  dieser  Valuta-Differenz  zu  erstatten  haben.  Was  sich  im 
Wege  etwaiger  weiteren  Novellen  hieraus  weiter  entwickeln 
kann,  kann  natürlich  niemand  übersehen.  Zweitens  aber  steht 
Frankreich  auf  dem  Standpunkte,  daß  diese  ganze  Regelung  des 
Reichsausgleichsgeseßes  eine  innere  deutsche  Angelegenheit 
ist  und1  daß  in  Wahrheit  der  deutsche  Schuldner 
verpflichtet  ist,  dem  französischen  Gläubi- 
9 e r Franken  zuzahlen.  Wir  können  an  dieser  Stelle 
nicht  in  eine  Erörterung  darüber  eintreten,  ob  diese  Auf- 

”7" 

*)  Übrigens  im  umgekehrten  Falle  ebenso  der  Franzose 
an  den  Deutschen. 


fassung  richtig  ist,  denn  soviel  ist  sicher,  sollte  eines  Tages 
das  Deutsche  Reich  zahlungsunfähig  werden,  so  werden  die 
französischen  Gläubiger  Mittel  und  Wege  suchen,  und  wahr- 
scheinlich auch  finden,  diesen  ihren  Standpunkt  in  die  Praxis 
umzuseßen. 

Der  Französisch-Deutsche  Schiedsgerichtshof,  dessen  Ver- 
hältnisse mir  am  nächsten  liegen,  sich  aber  von  denen  der 
anderen  Schiedsgerichtshöfe  prinzipiell  nicht  unterscheidet,  be- 
steht aus  drei  Mitgliedern:  einem  Deutschen,  einem  Franzosen 
und  einem  von  den  beiden  Ländern  gemeinsam  ernannten  neu- 
tralen Vorsißenden.  Er  hat  seinen  Siß  in  Paris,  hält  aber  unter 
Umständen  auch  in  Deutschland  Sißungen  ab.  Die  Gerichts- 
sprache, in  der  alle  Verhandlungen  geführt  und  alle  Schrift- 
stücke abgefaßt  werden  müssen,  ist  aber  auch  in  diesem  Falle 
die  französische.  Wie  sich  aus  dem  oben  dargelegten  ergibt, 
haben  die  Staaten  ein  starkes  Interesse  an  dem  Ausgange 
der  Ausgleichsgerichtprozesse.  Daher  haben  sie  das  Recht, 
bei  dem  Schiedsgerichtshof  einen  „Staafsverfreter“  zu  bestellen, 
der  (neben  anderen  Aufgaben1,  die  außerhalb  des  Ausgleichs- 
verfahrens liegen)  das  Staatsinteresse  wahrzunehmen  hat.  Er 
hat  insbesondere  beispielsweise  das  Recht,  Ansprüche,  die  die 
Partei  anerkennt,  seinerseits  zu  bestreiten  und  umgekehrt  An- 
sprüche, die  die  Partei  fallen  läßt,  aufzunehmen. 

Das  Ausgleichsverfahren  wahrt  nach  der  Behauptung  der 
alliierten  und  assoziierten  Staaten  die  volle  Gegenseitigkeit 
und  man  wird  zugeben  müssen,  daß  die  Bestimmungen  mit 
Geschick  äußerlich  so  aufgemacht  sind,  daß  es  in  der  Tat 
so  aussieht,  als  ob  beide  Seiten  gleich  behandelt  worden  seien. 
In  Wirklichkeit  ist  das  ganz  einfach  deswegen  nicht  der  Fall, 
weil  jeder  alliierte  oder  assoziierte  Staat  das  Recht  hat,  seiner- 
seits einseitig  zu  bestimmen,  ob  zwischen  ihm  und  Deutsch- 
land das  Ausgleichsverfahren  stattfinden  soll.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  nur  diejenigen  feindichen  Staaten  von  dem 
Ausgleichsverfahren  Gebrauch  machen,  die  dabei  nach  Maß- 
gabe des  gegenseitigen  Bestandes  an  Forderungen  und 
Schulden  und  des  Wertverhältnisses  der  beiderseitigen 
Währungen  auf  Kosten  Deutschlands  ein  Geschäft  machen, 
während  sich  diejenigen  fernhalten,  denen  gegenüber  Deutsch- 
land den  Vorteil  davontragen  würde. 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Wort  über  die  Bedeutung  der  Ent- 
scheidungen der  Gemischten  Schiedsgerichtshöfe  im  allge- 
meinen: Sie  sind  bedeutsam  in  zwei  Beziehungen,  nämlich 
erstens  insofern,  als  sie  dieselbe  Bedeutung  beanspruchen  wie 
jede  Entscheidung  eines  Obersten  Gerichtshofes,  und  zweitens 
insofern,  als  es  sich  hier  um  den  von  mancher  Seite  lange  er- 
sehnten ersten  Versuch  einer  Schiedsgerichtsbarkeit  zur  Lösung 
internationaler  Prozesse  handelt.  Von  der  Art,  wie  dieser 
Versuch  ausfällt,  wird  vieles  oder  alles  für  eine  etwaige 
zukünftige  weitergehende  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit 
abhängen. 

Französich-Deutscher  Gemischter  Schieds- 
gerichtshof. 

Urteil  vom  20.  März  1922  in  Sachen  des  französischen  Aus- 
gleichsamts gegen  das  Reichsausgleichsamt.  — S.  II.  29.  — 

Während  bei  natürlichen  Personen  die  Frage  der  Staats- 
angehörigkeit im  allgemeinen  keine  besonderen  rechtlichen 
Schwierigkeiten  bereitet,  liegt  dies  bei  juristischen  Personen, 
also  beispielsweise  Aktiengesellschaften  und  bei  Gesellschaften 
überhaupt  anders,  und  es  spielt  diese  Frage  im  Ausgleichs- 
verfahren eine  große  Rolle,  da  ja  nur  Angehörige  der  beider- 
seitigen Staaten  daran  teilnehmen.  So  fragt  es  sich  z.  B., 
welche  Staatsangehörigkeit  eine  Aktien-Gesellschaft  hat,  die  in 
Deutschland  nach  deutschem  Recht  errichtet  ist,  deren  gesamtes 
Kapital  aber  von  in  England  wohnenden  Engländern  auf- 
gebracht ist,  und  deren  Aktien  in  den  Händen  dieser  Eng- 
länder sind.  Die  Kriegs  geseßgebung  der  meisten  Staaten, 
so  auch  Deutschlands,  hat  diese  Frage  dahin  beantwortet, 
daß  eine  solche  Gesellschaft  als  feindliche  zu  behandeln  sei, 
während  man  vor  dem  Kriege  meist  eine  solche  Gesell- 
schaft als  deutsche  ansah.  Die  Frage,  welche  Staats- 
angehörigkeit einer  solchen  Gesellschaft  für  das  Recht  des 
Friedensvertrages  und  namentlich  für  das  Ausgleichsverfahren 
zuzusprechen  ist,  ist  vorläufig  noch  in  keiner  Weise  geklärt. 
Nun  waren  das  Deutsche  und  das  Französische  Aus- 
gleichsamt in  einen  Meinungsaustausch  darüber  ein- 
getreten, ob  die  Pariser  Zweigstelle  der  russisch-asiatischen 
Bank  französische  Staatsangehörigkeit  besiße  und  daher  im 
Verhältnis  zu  deutschen  Schuldnern  oder  Gläubigern  am  Aus- 
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gleichsverfahren  teilzunehmen  habe.  Das  französische  Amt 
war  der  Meinung,  daß  im  Laufe  dieser  Verhandlungen  eine 
Vereinbarung  der  beiden  Ämter  dahin  zustande  gekommen 
sei,  daß  diese  Zweigniederlassung  für  das  Ausgleichsverfahren 
als  französische  Staatsangehörige  anzusehen  sei.  Das 
deutsche  Ausgleichsamf  vertrat  den  gegenteiligen  Standpunkt. 
Das  französische  Amt  erhob  Klage  vor  dem  Schiedsgericht. 
Das  deutsche  Amt  führte  aus:  zunächst  sei  seiner  Meinung 
nach  die  behauptete  Vereinbarung  überhaupt  nicht  zustande 
gekommen.  Selbst  wenn  das  aber  der  Fall  wäre,  so  wäre 
diese  Vereinbarung  unwirksam,  da  der  Kreis  der  am  Aus- 
gleichsverfahren teilnehmenden  Personen  fest  bestimmt,  und 
daher  die  Ausgleichsämter  nicht  befugt  seien,  darüber  ab- 
weichende Vereinbarungen  zu  treffen. 

Der  Schiedsgerichtshof  hat  sich  dem  französischen  Stand- 
punkt angeschlossen,  jedoch  mit  einer  sehr  wichtigen  Ein- 
schränkung. Er  nimmt  allerdings  an,  daß  die  Vereinbarung, 
so  wie  von  französischer  Seite  behauptet,  zustande  gekommen 
sei,  und  daß  die  Ausgleichsämter  auch  befugt  seien,  solche 
Vereinbarungen  zu  treffen.  Eine  solche  Abmachung  habe 
aber,  und  das  ist  das  Wichtige,  keine  sachlich-verbindliche 
Kraft  für  die  beiderseitigen  Staatsangehörigen.  Sie  ist  nach 
der  Auffassung  des  Schiedsgerichts  gewissermaßen  eine  rein 
verwaltungstechnische  Abmachung,  durch  die  sich  die  beiden 
Ämter  darüber  verständigen,  in  welcher  Weise  sie  im  Ver- 
hältnis zueinander  ihre  Geschäfte  führen  wollen,  und  es  darf 
daher  infolge  dieser  Vereinbarung  zwar  das  deutsche  Amt  nicht 
mehr  bestreiten,  daß  jene  Zweigstelle  französische  Staats- 
angehörigkeit besiße,  dagegen  steht  es  jeder  deutschen  oder 
französischen  Privatpartei  frei,  den  gegenteiligen  Standpunkt 
zu  vertreten  und  zur  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  zu 
bringen. 

Die  Entscheidung  ist  insofern  über  das  Gebiet  des  bloßen 
Gesellschaffsrechtes  hinaus  von  Interesse,  als  es  die  Fülle 
der  Geschäfte  und  die  voraussichtlich  jahrelange  Dauer  des 
Ausgleichsverfahrens  mit  seinen  zahlreichen  Schwierigkeiten 
und  Streitfällen  wahrscheinlich  mit  sich  bringen  wird,  daß  die 
Ämter  auf  zahlreichen  Gebieten  werden  Vereinbarungen  über 
die  beiderseitige  Praxis,  treffen  müssen.  In  allen  Fällen  ist 
die  beteiligte  Privatpartei  niemals  an  eine  solche  Abmachung 
gebunden.  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Riedinger.  (106.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Geseß  über  die  Ausprägung  von  Ersatzmünzen 
im  Nennbeträge  von  1,  2,  3 und  5 M.,  26.  5.  (RGBl.  Teil  1 S.  517). 

Geseß  über  die  Sicherung  beweglicher  Sachen  in 
Schlesien,  24.  6.  (RGBl.  Teil  1 S.  518). 

Geseß  über  das  am  15.  Mai  in  Genf  geschlossene 
deutsch-polnische  Abkommen,  11.6.  (RGBl.  Teil  I, 
S.  237). 

Geseß  zur  Änderung  des  Vereinszollgesetzes 
vom  1.  Juli  1869  (Bundesgeseßbl.  S.  317),  1.6.  (RGBl.  Teil  I, 
S.  495). 

Geseß  über  Versicherungspflicht  in  der  Krankenver- 
sicherung, 9.  6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  497). 

Geseß  über  Grundlöhne  und  Vorstandswahl  bei  den 
Krankenkassen,  9. 6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  499). 

Geseß  über  Wochenhilfe,  9. 6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  499). 

Geseß  über  Wochenfürsorge,  9.6.  (RGBl  Teil I, 
S.  502). 

Geseß  über  Änderung  von  Geldbeiträgen  in  der  Sozial- 
versicherung, 9.  6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  305). 

Geseß  über  vorläufige  Umgestaltung  der  Angestell- 
tenversicherung, 11.6.  (RGBl.  Teil  t,  S.  505). 

Gesetz  über  Erhöhung  der  Zulagen  in  der  Unfallver- 
sicherung, 3. 6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  506). 

Geseß  zur  zweiten  Änderung  der  Verordnung  über  die 
schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  bei  der  Lieferung 
von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungs- 
wasser, 9.6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  509). 


Die  Reichsregierung  erließ  eine  Verordnung  über: 
Gebühren  der  Rechtsanwälte,  22.  6.  (RGBl.  Teil  I S. 519J. 
Der  Reichspostminister  erließ  eine  Verordnung 
über: 

Änderung  der  Postscheckordnung,  22.  6.  (RGBl. 
Teil  I S.  520). 


Der  Reichswirtschaftsminister  und  der 
Reichsminister  der  Finanzen  erließen  eine  Verord- 
nung über: 

Änderung  des  Ausfuhrabgabentarifs,  23.  6. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  24.  Juni). 

Der  Reichsminister  für  Wiederaufbau  erließ 
eine  Bekanntmachung  über: 

Verlängerung  der  im  Verdrangungs-,  Kolonial-  und  Aus- 
landsschädengeseß  bezeichneten  Anmeldefristen,  22.  6. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  26.  Juni). 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft erließ  eine  Bekanntmachung  über: 

Einfuhr  von  Lebens-  und  Genußmitteln  und  Holz,  26.  6. 
(Deutscher  Reichsgnzeiger  vom  28.  Juni). 

Der  Präsident  des  Reichspaientamts  erließ 
eine  Bekanntmachung  über: 

Preise  für  Abschriften  u.  dgl.,  23.  6.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  26.  Juni). 

Der  Reichsminister  des  Innern  erließ  eine  Ver- 
ordnung über: 

Aufhebung  der  Bekanntmachung,  betreffend  die  Ersparnis 
von  Brennstoffen  und  Beleuchtungsmitteln, 
16.6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  507). 

Der  Reichsminister  der  Justiz  erließ  Ver- 
ordnungen über: 

Ausseßung  der  Bekanntmachung  von  Patentanmel- 
dungen, 9.6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  586). 

Schutz  von  Erfindungen,  Mustern  und  Waren- 
zeichen auf  einer  Ausstellung,  14.6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  516). 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erließ  Be- 
kanntmachungen über: 

Geseß  über  die  Zahlung  der  Zölle  in  Gold  vom 
21.  Juli  1919  (RGBl.  S.  1361),  17.6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  516). 

Umsatzsteuerau^fuhrkurse,  19.  6.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  23.  Juni). 

Der  Reichsverkehrsminister  erließ  eine  Ver- 
ordnung über: 

Eisenbahn-Verkehrsordnung,  9.  6.  (RGBl. 
Teil  I,  S.  585). 

Betrifft:  Verlängerung  der  Frist  für  den  Aufbrauch  der 
doppelseitig  bedruckten  Frachtbriefe  und  der  gewöhnlichen 
(großen)  Frachtbriefe. 

Der  Reichsarbeitsminister  erließ  Bekannt- 
machungen über: 

Wiederinkrafiseßung  von  Vorschriften  der  Reichsver- 
sicherungsordnung über  Unfallversicherung,  10.  6. 
(RGBl.  Teil  I,  S.  507). 

Anträge  und  Rechtsbehelfe  in  Versorgungensachen,  13.6. 
(RGBl.  Teil  1,  S.  507). 

Der  Reichswirtschaftsminister  erließ  Bekannt- 
machungen über: 

Text  der  Verordnung  über  die  schiedsgerichtliche  Er- 
höhung von  Preisen  bei  der  Lieferung  von  elektrischer 
Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser,  16.6.  (RGBl. 
Teil  I,  S.  510),  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  bei 
der  Lieferung  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser 
vom  1.  Februar  1919  in  der  Fassung  des  Geseßes  zur  zweiten 
Änderung  der  Verordnung  über  die  schiedsgerichtliche  Er- 
höhung von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser  vom 
9.  Juni  1922  (RGBl.  Teil  I,  S.  509),  16.  6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  510), 
Schiedsgerichte  für  die  Erhöhung  von  Preisen  bei  der  Liefe- 
rung von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser  sowie 
über  das  Reichswirtschaftsgericht  als  Berufungsinstanz,  16. 6. 
(RGBl.  Teil  I,  S.  511),  Änderung  der  Bekanntmachung  über  die 
schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  bei  der  Lieferung 
von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser  vom 
1.  Februar  1919,  16.6.  (RGBl.  Teil  I,  S.  516). 

Der  Reichskommissarfür  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligung erließ  eine  Bekanntmachung  über: 

Ein-  und  Ausfuhr  von  Waren  für  die  im  August  1922  in 
Königsberg  i.  Pr.  stattfindende  Messe,  16.  6.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  23.  Juni). 

Der  Reichskommissar  für  die  Kohlenver- 
teilung erließ  eine  Bekanntmachung  über: 

Regelung  der  Einfuhrvon  Kohle  auf  dem  Landwege, 
16. 6.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  19.  Juni). 

Ausfuhr  von  Kohle  nach  Polnisch-Oberschlesien, 
16.  6.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  19.  Juni).  (117.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Hauptausschufe  des  Deutschem  Industrie-  und  Handelstags. 

(Eisenbahn  fragen.  Reichsrechtliche  Rege- 
lung der  Handelskammern.  Gemeinschafts- 
arbeit mit  den  Arbeitnehmern.  Gleitende 
Lohnskala.) 

Der  Hauptausschufe  des  D.  t.  u.  H.  hielt  vom  23.  bis  25.  Juni 
1922  in  Köln  seine  ausgezeichnet  besuchte  Sommertagung  ab, 
an  der  auch  Vertreter  mehrerer  Reichsministerien  teilnahmen. 
Die  Teilnehmer  der  Versammlung  kamen  nach  Köln  auf  dem 
Wege  über  Solingen,  wo  ihnen  von  der  Solinger  Handels- 
kammer mit  altbewährter  bergischer  Gastfreiheit  bei  einem 
Besuche  der  Firma  ).  A.  Henckels  und  einiger  hausindustriellen 
Betriebe  die  Solinger  Stahlwaren-Industrie  und  auf  einer 
Autofahrt  über  Burg  und  Altenberg  einige  Glanzpunkte  des 
Bergischen  Landes  bei  herrlichstem  Wetter  gezeigt  werden 
konnten. 

In  Köln  wurden  die  Versammlungsteilnehmer  von  der 
Handelskammer  in  der  liebenswürdigsten  und  gastlichsten 
Weise  aufgenommen.  Die  Verhandlungen  und  Festlichkeiten 
vollzogen  sich  unter  dem  Leitgedanken  des  herzlichsten  Anteils 
des  unbesefeten  Deutschlands  am  Geschicke  des  beseiten 
Gebiets  und  des  festen  Willens,  den  Zusammenhang  mit  diesem 
durch  keinerlei  Mittel  lockern  zu  lassen,  Gesinnungen,  die  bei 
den  Vertretern  des  besefeten  Gebietes  einen  lebhaften  Widerhall 
fanden.  Sie  liefen  aber  auch  darüber  keinen  Zweifel,  dafe  die 
Reichsregierung  dem  besefeten  Gebiete  nicht  die  Beachtung 
schenke,  die  es  fordern  müsse  und  dafe  es  überaus  bedauer- 
lich sei,  wenn  man  außerhalb  des  beseiten  Gebiets  die 
Meinung  höre,  das  besefete  habe  nicht  nur  Schaden,  sondern 
auch  materielle  Vorteile  von  der  Besamung.  Das  sei  keines- 
wegs der  Fall.  Soweit  dort  die  Wirtschaft  fortschreite,  beruhe 
das  auf  den  gesunden  natürlichen  Grundlagen,  auf  denen  sie 
aufgebaut  sei. 

Bei  den  Verhandlungen  galt  das  besondere  Interesse 
einem  sehr  klar  aufgebauten  und  von  grofeem  Sachverständ- 
nis zeigenden  Vortrag  von  Herrn  Unterstaatssekretär 
a.  D.  Francke  über  die  Notwendigkeit,  die  Reichseisen- 
bahnen einer  durchgreifenden  Änderung  des  Verwaltungs- 
Systems  zu  unterwerfen,  um  das  Eisenbahnwesen  nach  den 
Grundsäfeen  wirtschaftlicher  Arbeit  zu  betreiben.  In  der  Kritik 
über  die  unhaltbaren  Zustände  des  Eisenbahnwesens  und  über 
die  Unmöglichkeit,  die  jefeige  Tarifpolitik  aufrecht  zu  erhalten, 
war  die  Versammlung  einig.  Der  Berichterstatter  hatte  dabei 
insbesondere  hervorgehoben,  dafe  heute  die  Personentarife 
zuungunsten  der  Gütertarife  in  übertriebenem  Mafee  geschont 
würden  und  die  Personentarife  in  den  einzelnen  Klassen 
falsch  belastet  seien,  so  dafe  etwa  75  v.  H.  aller  Reisenden 
die  IV.  Klasse  benufeen.  Auch  wurde  eine  starke  Verstimmung 
darüber  laut,  dafe  die  Eisenbahnverwaltung  die  Mitarbeit  der 
Wirtschaftskreise  bisher  gänzlich  ausgeschaltet  hat.  Schliefelich 
war  Einstimmigkeit  darüber  vorhanden,  dafe  die  Eisenbahnen 
den  politischen  Einflüssen  möglichst  entzogen  werden  müfeten 
und  dafe  keinerlei  Notwendigkeit  dafür  anerkannt  werden 
könne,  sie  solchen  Einflüssen  zu  unterstellen.  Obgleich  die 
Ausführungen  eines  Vertreters  des  Reichsverkehrsministeriums 
über  die  Erzielung  kleiner  Fortschritte  anerkannt  wurden, 
wurde  doch  immer  wieder  mit  starkem  Nachdruck  betont,  dafe 
solche  kleinen  Fortschritte  ungenügend  seien  und  das  Reichs- 
verkehrsministerium eine  bessere  Tarifpolitik  betreiben  und 
eine  gröfeere  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  angesichts 
unserer  bedrohten  Lage  in  sehr  viel  gröfeerem  Umfange  mit 
sehr  viel  größerer  Schnelligkeit  durchführen  müsse  als  bisher. 
Die  Tatsache,  dafe  die  Eisenbahnverwaltung  zugeben  müsse, 
dafe  der  Werkstättenbetrieb  noch  nicht  wesentlich  gebessert 
sei,  spreche  deutlich  gegen  die  Verwaltung.  Die  Systemfrage, 
d.  h.  ob  die  Reichseisenbahnen  aucfT  in  Zukunft  Reichsbetriebe 
bleiben  oder  einer  privatwirtschaftlichen  Form  angenähert  oder 
zugeführt  werden  sollten,  wurde  offen  gelassen.  In  der  Be- 


sprechung dieses  Punktes  traten  ä'en  Gegnern  des  Reichs- 
eisenbahnbetriebs mehrere  Redner  entgegen,  die  betonten,  es 
sei  bisher  keinerlei  Nachweis  darüber  geführt,  dafe  der  Betrieb 
einer  Reichsbahn-Aktiengesellschaft  wirtschaftlicher  arbeite 
und  von  politischen  Einflüssen  sehr  viel  freier  bleiben  werde 
als  ein  Reichsbetrieb,  wenn  auch  nicht  geleugnet  wurde,  dafe 
ein  Privatbetrieb  seinen  Personalbestand  leichter  regeln  kann, 
als  ein  Reichsbetrieb.  Eine  Reichseisenbahngesellschaft 
jedoch',  die  erklärt,  dafe  die  Rechte  der  jefeigen  Beamten  nicht 
angetastet  werden  sollen,  begibt  sich  gerade  im  wichtigsten 
Punkte  der  nötigen  Freiheit.  Es  wurde  ein  kleiner  Ausschufe 
eingesefet,  der  gerade  diese  Seite  der  Frage  studieren  soll. 

Die  erste  Lesung  eines  im  Kreise  des  D.  1.  u.  H.  aufge- 
stellten Entwurfs  eines  Reichsrahmengesetzes 
für  die  Handelskammern  wurde  nach  einem  Bericht 
von  Herrn  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Huber  beendet.  Es  wurde 
insbesondere  das  Verhältnis  zum  Handwerk  im  Sinne  freund- 
schaftlicher Verständigung  behandelt.  — Die  in  den  Verhand- 
lungen im  Unterausschufe  des  Verfassungsausschusses  des 
Reichswirtschaftsrats  von  Herrn,  v.  Mendelssohn  mit  den 
Arbeitervertretern'  besprochenen  Leitsätze  über  eine 
Gemeinschaftsarbeit  der  Handelskammern 
mit  den  Arbeitervertretungen  in  einem  Gemein- 
schaftsorgan  für  Handel,  Industrie  und  Verkehr  wurden 
im  allgemeinen  genehmigt.  Schliefelich  begründete  Herr  Dr. 
Ulrich,  Bremen,  die  Unmöglichkeit,  die  Löhne  nach  einem 
irgendwie  gearteten  Index  zu  belassen.  Dem  vom  Sozial- 
politischen Ausschufe  am  13.  d.  M.  gefafeten  Beschlufe  (vgl. 
Handel  und  Gewerbe  S.  323)  stimmte  der  Ausschufe  zu. 

Infolge  Zeitmangels  konnte  der  Bericht  über  die  Haftung 
der  Eisenbahn  nicht  mehr  erstattet  werden.  Der  Haupt- 
ausschufe hat  sich  jedoch  damit  einverstanden  erklärt,  dafe  sich 
der  D.  I.  u.  H.  im  Sinne  der  Erklärung  des  Verkehrausschusses 
vom  31.  januar  1922  und  des  Hauptausschusses  vom  18.  und 
19.  März  1921  auch  gegen  den  zurzeit  beim  Reichsrat  liegenden 
zweiten  Entwurf  eines  Gesefees  zur  Änderung  der  Vorschriften 
des  Handelsgesefebuches  über  den  Eisenbahnfrachtvertrag 
wendet. 

Am  Freitag,  den  23.  Juni  1922  abends  folgten  die  Teil- 
nehmer einer  Einladung  der  Kölner  Handelskammer  zu  einem 
sehr  fesselnden  Vorfrage  von  Professor  Dr.  Bonn  über  die 
Wirtschaftskonferenz  von  Genua  und  einem 
daran  anschliefeenden  Festmahl  der  Handelskammer  zu  Köln. 
Am  Samstag  wurde  die  Versammlung  von  Herrn  Geheimen 
Regierungsrat  Dr.  Duisberg  und  einigen  seiner  Mitarbeiter 
durch  die  Anlagen  der  vormals  Bayerschen  Farbenfabriken 
in  Leverkusen  geführt,  wo  die  Beschauer  wieder  die  Tatkraft 
und  Sicherheit  bewundern  konnten,  mit  der  dieser  Riesen- 
betrieb von  der  Kriegs-  auf  die  Friedensarbeit  umgestellt  und 
weiter  entwickelt  wurde.  Besonderes  Interesse  erweckten  auch 
die  musterhafte  Wohnungs-  und  Bildungsfürsorge  in  den 
schmucken  Werksiedelungen.  Leider  warf  das  Bekanntwerden 
der  Ermordung  Rathenaus  einen  düstern  Schatten  auf  den 
festlichen  Tag.  Es  wurde  sofort  folgendes  Telegramm  an  den 
Reichskanzler  gesandt: 

„Der  in  Leverkusen  versammelte  Hauptausschufe  des 
Deutschen  Industrie-  und  Handelstags  spricht  Ihnen,  Herr 
Reichskanzler,  und  der  Reichsregierung  in  tiefster  Empörung 
über  die  an  Dr.  Rathenau  verübte  Mordtat  sein  wärmstes 
Beileid  aus.  gez.  Franz  von  Mendelssohn,  Duisberg,  Dimpker.“ 

Vgl.  „Handel  u.  Gewerbe“,  29.  Jahrgang,  Gemeinschafts- 
arbeit S.  305,  betr.  Gleitende  Lohnskala  S.  323,  betr.  Reidis- 
rahmengesefe  S.  233,  305. 

Zusammenkunft  der  Vereinigung  deutscher  Handels-  und 
Gewerbekammersekretäre. 

Vom  29.  Juni  bis  2.  Juli  fand  in  dem  von  der  Handelskammer 
Dresden  zur  Verfügung  gestellten  Sifeungssaal  die  17.  Zusam- 
menkunft der  Vereinigung  deutscher  Handels-  und  Gewerbe- 
kammersekretäre statt.  Nach  Begrüfeung  der  Vereinigung  durch 
den  stellvertretenden  Vorsifeenden  der  Handelskammer  Dres- 
den, Kommerzienrat  Hoppe,  wurden  die  Verhandlungen  unter 
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Leitung  des  Vorsißenden  der  Vereinigung,  Dr.  Soetbeer  (Berlin), 
begonnen.  Nach  einem  Bericht  des  Rechnungsfiihrers,  dem  die 
Vereinigung  Entlastung  erteilte,  wurden  verschiedene,  für  den 
Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  und  die  Handelskammern 
wichtige  Angelegenheiten,  u.  a.  die  Frage  der  reichsrechtlichen 
Regelung  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelsiags,  der 
Ausbau  der  Zeitschrift  „Handel  und  Gewerbe“,  das  System 
der  vertraulichen  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstags  an  seine  Mitglieder,  Abgabe  von  Handelskammer- 
gutachten an  Private,  die  Prüfung  von  Bücherrevisoren  (Be- 
fähigungsnachweis, Verwendung  von  Hilfskräften),  die  Zulas- 
sung von  Bevollmächtigten  in  Steuersachen  erörtert  und  eine 
Übersicht  über  den  Umfang  der  Ruhegehalts-  und  Hinter- 
bliebenen-Fürsorge  bei  den  Beamten  der  Handelskammern 
vorgelegt.  Im  Anschluß  daran  wurde  eine  Neuwahl  des  Vor- 
sißenden und  des  Ausschusses  vorgenommen.  Zum  Vorsißenden 
wurde  das  1.  geschäftsführende  Präsidialmifglied  des  Deut- 
schen Industrie-  und  Handelstags  Dr.  Brandt  gewählt.  Der 
langjährige  Vorsitzende  Dr.  Soetbeer  wurde  einstimmig  zum 
Ehrenvorsitzenden  und  ständigen  Mitglied  des  Ausschusses  ge- 
wählt. In  Zukunft  wird  die  Vereinigung  den  Namen  „Ver- 
einigung der  Geschäftsführer  deutscher  Industrie-  und  Han- 
delskammern“ führen. 

Zum  30.  )uni  folgten  die  Mitglieder  der  Vereinigung  einer 
Einladung  der  Handelskammer  Dresden  zu  einem  Abendessen 
im  Hotel  Bellevue,  an  dem  u.  a.  auch  der  sächsische  Wirt- 
schaftsminister Fellisch  teilnahm,  und  für  den  1.  Juli  einer  sol- 
chen vom  Ministerialdirektor  Geheimrat  Klien  im  Aufträge  des 
sächsischen  Wirtschaftsministeriums  zu  einem  Besuch  der 
Staatsoper.  Am  Sonntag  fand  ein  Ausflug  nach  der  säch- 
sischen Schweiz  und  am  Montag  ein  Besuch  der  Staatlichen 
Porzellanmanufaktur  in  Meilen  statt.  Um  die  Durchführung 
der  Veranstaltung  haben  sich  die  Herren  Ministerialdirektor  Dr. 
Klien  und  Handelskammersyndikus  Dr.  Karst-Dresden  beson- 
ders verdient  gemacht. 

Verein  „Darlehnskasse  der  Deutschen  Studentenschaft“. 

Am  2.  Mai  1922  ist  in  Berlin  in  den  Räumen  des 
Preußischen  Ministeriums  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volks- 
bildung unter  Beteiligung  des  Verbandes  der  Deutschen  Hoch- 
schulen, der  Wirtschaftshilfe  der  Deutschen  Studentenschaft 
und  führender  Wirtschaftskreise  der  Verein  „Darlehnskasse 
der  Deutschen  Studentenschaft“  gegründet  worden.  Zweck 
des  Vereins  ist,  durch  organisches  Zusammenfassen  der 
Studentenschaft,  der  akademischen  Stände,  der  Behörden  und 
des  deutschen  Wirtschaftslebens  auf  allen  Hochschulen 
dauernde  Einrichtungen  zu  schaffen,  die  hochbegabten, 
menschlich  und  wissenschaftlich  bewährten,  durch  örtliche 
Ausschüsse  sorgfältig  ausgewählten  Studierenden  den 

Abschluß  ihrer  Studien  ermöglichen  sollen,  nachdem  sie  sich 
für  den  größeren  Teil  ihrer  Studienzeit  die  Mittel  auf  andere 
Weise,  nötigenfalls  durch  Arbeiten  als  „Werkstudent“ 

beschafft  haben. 

Die  Gründungsversammlung  wählte  in  den  Verwaltungs- 
rat gemäß  § 13  der  Satzungen  als  Vertreter  des  Wirtschafts- 
lebens die  Herren:  Dr.  Robert  Bosch,  Stuttgart,  Geheimrat 
Prof.  Dr.  D u i s b e r g , Leverkusen,  Geheimrat  Frisch, 
Direktor  der  Dresdner  Bank,  Berlin,  Fabrikbesißer  Abraham 
Frowein,  Elberfeld,  Generalkonsul  Dr.  K.  Kotzenberg, 
Frankfurt  a.  M.,  Generaldirektor  Dr.  A.  Langen,  Köln,  Ge- 
heimrat F.  C.  von  Siemens,  Berlin,  Dr.  von  Stauß,  Di- 
rektor der  Deutschen  Bank,  Berlin,  Max  Warburg,  Hamburg. 

Nachdem  jeßi  die  Gründung  der  „Darlehnskasse  der 
Deutschen  Studentenschaft“  vollzogen  ist,  soll  die  praktische 
Durchführung  so  rasch  als  möglich  in  Angriff  genommen 
werden. 

Die  Mitglieder  des  D.  I.  u.  H.  werden  mit  Rücksicht  auf  die 
im  Allgemeininteresse  liegende  Tätigkeit  der  „Darlehnskasse 
der  Deutschen  Studentenschaft“  gebeten,  dieser  Organisation 
jede  mögliche  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen. 

Höchstgrenze  für  Zahlungsschecks. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  10.  März  antwortete 
der  Reichspostminister  am  22.  ]uni,  daß  mit  Wirkung 
vom  1.  Juli  ab  der  Höchstbetrag  für  Postschecke  von  20  000  M. 
auf  100  000  M.  und  der  Höchstbetrag  für  telegraphische  Zahl- 
karten, Überweisungen  und  Zahlungsanweisungen  von 
3000  M.  auf  10  000  M.  erhöht  werde. 

Vergl.  „Handel  und  Gewerbe“  29.  lahrgang  S.  249. 


Zentralstelle  zur  Bekämpfung  der  Schwindelfirmen  in  Lübeck. 

Die  Tatsache,  daß  das  ordentliche  Strafverfahren  wohl 
Verstöße  gegen  das  Geseß  nachträglich  ahnden,  nicht  aber 
Schädigungen  der  Allgemeinheit  nachträglich1  entgegentreten 
kann,  veranlaßte  im  jahre  1911  den  Verband  der  deutschen 
gemeinnüßigen  Auskunftstellen  in  Lübeck  eine 

Zentralstelle  zur  Bekämpfung  der 
Schwindelfirmen 

zu  begründen.  Finanziert  durch:  Reich,  Länder,  Gemeinden 
und  Private  hat  es  sich  die  Zentralstelle  zur  Aufgabe  gemacht, 
dem  Geschäftsschwindler  das  Handwerk  zu  legen,  ehe  er 
größeren  Schaden  anrichten  kann.  Tatsächlich  ist  ihr  das 
auch  in  engster  Zusammenarbeit  mit  den  Handelskammern, 
den  maßgebenden  Fachorganisationen  und  Berufsverbänden 
vielfach  gelungen.  Infolge  der  steigenden  Geldentwertung 
reichen  aber  die  vorhandenen  Mittel  nicht  mehr  aus.  Die  Zen- 
tralstelle muß  eingehen.  Reich:  und  Länder  haben  ihr  in 
Würdigung  ihrer  erfolgreichen  Tätigkeit  Zuwendungen  in  dem 
nach  der  Finanzlage  zulässigen  Umfange  in  Aussicht  gestellt. 
Diese  Mittel  genügen  aber  bei  weitem  nicht.  Es  ist  vielmehr 
dringend  erforderlich,  daß  auch  die  Kreise  des  Handels  und 
der  Industrie,  denen  die  Zentralstelle  ihre  Hilfe  leistet,  bei- 
steuern. Etwaige  Spenden  sind  zu  richten  an  die  Geschäfts- 
stelle zur  Bekämpfung  der  Schwindelfirmen  in  Lübeck, 
Parade  1,  Postscheckkonto  Hamburg  Nr.  64  167. 

Verschluß  der  Wertpakete. 

Der  D.  I.  u.  H.  ersuchte  den  Reichspostminister  in  einer 
Eingabe  vom  19.  Mai  1922,  dafür  einzutreten,  daß  als  Ver- 
schlußmittel für  Wertpakete  außer  den  bisher  vorgeschriebenen 
Lacksiegeln  auch  Bleisiegel  und  Stahlblechsiegel  zugelassen 
werden. 

Vom  1.  Juli  1922  ab  sollen  nunmehr  für  Wertpakete  von 
mehr  als  500  bis  3000  M.  neben  den  bisher  vorgeschriebenen 
Lackisiegeln  auch  Bleisiegel  und  Stahlblechsiegel  versuchs- 
weise zugelassen  werden.  Verschluß  und  Verschnürung  haben 
folgenden  Anforderungen  zu  entsprechen:  Die  Bleisiegelver- 
schlüsse müssen  mittels  einer  mit  hohem  Prägezylinder  ver- 
sehenen Verbleiungszange  unter  Verwendung  von  Kreuz- 
lochbleisiegeln  hergestellt  sein.  Stahlblechsiegel  müssen  aus 
Hartblech  bestehen  und  an  den  Rändern  beider  Hälften  mit 
hohen,  aufrechtstehenden  Ansätzen  versehen  sein,  die  beim 
Schließen  des  Siegels  mit  der  Zange  völlig  ineinander- 
gerollt  werden,  so  daß  ein  geschlossener  Rand  entsteht,  der 
sich  ohne  Zerstörung  des  Siegels  nicht  aufbiegen  läßt  und  ein 
Herausziehen  des  Bindfadens  verhindert.  Jedes  Siegel  muß 
das  Gepräge  eines  Wappens,  Namens  oder  einer  sonstigen 
persönlichen  oder  eigentümlichen  Bezeichnung  tragen.  Zur 
Verschnürung  der  Pakete  mit  Blei-  oder  Stahlblechsiegel- 
verschluß ist  widerstandsfähiger,  ungeknoteter  Hanfbindfaden 
zu  verwenden.  Wie  oft  und  in  welcher  Weise  die  schärf 
anzuziehende  und  an  jeder  Kreuzungsstelle  zu  knotende 
Schnur  umzulegen  ist,  richtet  sich  nach  Form  und  Inhalt  der 
Sendung.  Ein  Abstreiifen  und  Wiederanlegen  der  Um- 
schnürung, ohne  daß  eine  Verleßung  des  Verschlusses  oder 
der  Verschnürung  eintritt,  muß  unmöglich1  sein.  Besondere 
Beachtung  ist  Sendungen  mit  nachgiebiger  Umhüllung  zuzu- 
wenden. Beide  Schnürenden  sind  auf  der  Äufschriftseite  des 
Pakets  doppelt  zu  knoten  und  durch  das  Siegel  zu  ziehen. 
Das  Siegel  muß  sich  unmittelbar  hinter  dem  Knoten  befinden. 
Damit  es  sich  nicht  von  dem  Knoten  entfernen  kann,  sind  die 
Schnürenden  dicht  außerhalb  des  Siegels  zu  einem  Knoten 
zu  schürzen.  Alsdann  ist  das  Siegel  in  die  Zange  ein- 
zuführen und  diese  bis  zum  Widerstand  zusammenzudrücken. 
Die  beiden  Schnürenden  werden  dicht  an  dem  Siegel 
äbgeschnitten,  so  daß  sie  nicht  hervorragen. 

In  der  Regel  wird  ein  Siegel  genügen.  Bei  vernähten 
Paketen  ist  am  Anfang  und  Ende  des  Nähfadens  je  ein 
Siegel  anzubringen. 

Für  die  Anlegung  der  Blei-  oder  Stahlblechsiegel  bei 
Geldbeuteln  bis  zu  einer  Wertangabe  von  3000  M.  gelten  die 
A.  B.  zu  § 17,  III  P.  O.  sinngemäß.  (Vergl.  Postnachrichfen- 
blatt  Nr.  50.) 

Deutsche  Ladungen  auf  den  während  des  Krieges  in  Uruguay 

liegenden  deutschen  Schiffen. 

Bezüglich  dieser  Ladungen  berichtet  die  in  Montevideo  er- 
scheinende Zeitung  „El  Dia“  vom  25.  April  d.  ].,  daß  die  Re- 
gierung beschlossen  habe,  eine  Frist  von  90  Tagen  festzu- 
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sefeen,  in  der  die  Eigentümer  der  Waren  diese  zurückfordern 
können.  Wenn  diese  Frist  abgelaufen  ist,  ohne  dafe  dies  ge- 
schehen ist,  beginnt  für  die  Eigentümer  die  Zahlung  der  Kosten 
für  Krangeld  und  Lagermiete.  Die  Kosten  während  dieser  drei 
Monate  werden  vom  Staat  getragen  zu  Lasten  des  geschaf- 
fenen Pachtfonds  der  Schiffe.  Es  wird  Lieh  daher  für  die  Eigen- 
tümer solcher  Ladungen  empfehlen,  schleunigst  die  Ladungen 
zurückzufordern. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  die  interessierten  Firmen  auf 
Vorstehendes  aufmerksam  zu  machen. 

Landessteuergesefe. 

In  einer  Eingabe  an  den  Reichsminister  der  Finanzen  vom 
22.  Juni  fafete  der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  die  von  den  Handels- 
kammern zum  Entwurf  eines  Landessteuergesefees  gemachten 
Vorschläge  wie  folgt  zusammen: 

1.  Der  Anteil  der  Länder  und  Gemeinden  an  der  Reichs- 
einkommensteuer ist  von  66%  v.  H.  auf  75  v.  H.,  der  Anteil 
an  der  Umsafesteuer  von  15  v.  H.  auf  25  v.  H.  zu  erhöhen. 

2.  Die  Berechnung  des  Anteils  hat  vom  Ertrage  des 
jeweils  laufenden  lahres  zu  erfolgen. 

3.  Neue  Aufgaben  dürfen  den  Gemeinden  nur  über- 
wiesen werden,  wenn  gleichzeitig  eine  Steigerung  ihres 
Anteils  an  den  Reichseinnahmen  erfolgt. 

4.  Das  Aufkommen  der  Vergnügungssteuern  mufe  den 
Gemeinden  allein  verbleiben  (§§  12— 13aL 

5.  Die  Erhöhung  der  Verbrauchssteuern  auf  Getränke, 
insbesondere  Bier  und  Mineralwasser,  durch  besondere 
kommunale  Getränkesteuern  (§  13b)  kann  mit  Rücksicht 
auf  die  Verbraucher,  die  Industrie  und  die  Arbeitnehmer  nicht 
gutgeheifeen  werden. 

6.  Der  jefet  neuerdings  aufgetauchte  Plan  einer  Steuer 
„auf  die  Verabreichung  von  Speisen  und  Getränken  zum 
Genufe  an  Ort  und  Stelle  in  Speise-  und  Schankwirtschaften 
(Schankverzehrsteuer)“,  die  von  den  Kommunen  erhoben 
werden  soll,  ist  ebenfalls  als  abwegig  zu  bezeichnen.  Aufeer 

I den  bereits  gegen  die  kommunalen  Getränkesteuern  geltend 
gemachten  Bedenken  ist  hierbei  noch  besonders  zu  berück- 
sichtigen, dafe  die  Preise  in  den  Gaststätten  und  vor  allem  in 
den  Hotels  bereits  aufeerordentlich  hoch  sind  und  eine  weitere 
Steigerung  die  schädlichsten  Folgen  höben  mufe. 

7.  Den  vom  Deutschen  Städtetag  zu  43b  gestellten  Antrag, 
ein  kommunales  Besteuerungsrecht  auf  Gas-  und  Elektrizität 
gesefelich  fesizulegen,  lehnen  wir  ab,  da  ein  Bedürfnis 
unserer  Ansicht  nach,  nicht  vorliegt.  Diese  Sonder- 
besteuerung würde  nur  dazu  führen,  die  Produktionskosten 
der  Gewerbebetriebe  weiter  zu  erhöhen. 

8.  Zu  erwägen  ist,  ob  den  Gemeinden  eine  Beteiligung 
an  dem  Aufkommen  aus  der  Erbschaftssteuer  zugebilligt 
werden  mufe.  Die  Bildung  von  Vermögen  steht  in  enger 
Beziehung  zu  den  von  den  Gemeinden  gebotenen  Erwerbs- 
möglichkeiten. Der  Umstand,  dafe  diese  Steuerquelle  nicht 
dauernd  gleichimäfeig  fliefet,  sollte  nicht  davon  abhalten,  die 
Gemeinden  an  ihrem  Ertrage  zu  beteiligen. 

Zahlungsverkehr  mit  den  Zollbehörden. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtete  am  20.  )uni  folgende  Eingabe  an  das 
Reichsfinanzministerium: 

„Wiederholte  Beschwerden  über  die  Verzögerung  bei  Ein- 
zahlung der  Ausfuhrabgabe  veranlassen  uns,  das  Reichs- 
finanzministerium ergebenst  zu  bitten,  die  Bestimmung  über 
den  Zahlungsverkehr  mit  den  Zollbehörden  erneut  einer  Prü- 
fung in  der  Richtung  zu  unterziehen,  ob  sich  nicht  die  allge- 
meine Zulassung  unbestätigter  oder  von  Privatbanken  be- 
stätigter Schecks  ermöglichen  läfet,  und  die  Schecks  altein- 
gesessener, zuverlässig  bekannter  Firmen  nicht  wie  Bargeld 
behandelt  werden  könnten.  Gegenwärtig  werden  für  den  Fall 
der  Zahlung  der  Ausfuhrabgabe  durch  Scheck  oder  Über- 
weisung die  Ausfuhranträge  erst  wieder  ausgehändigt,  wenn 
die  Überweisung  erfolgt  bzw.  der  Scheck  ausgezahlt  wird. 
Wiederholte  Beschwerden  zeigen,  dafe  dieses  Verfahren  den 
Verkehr  mit  den  Zollbehörden  aufeerordentlich  erschwert  und 
die  Abfertigung  der  Ausfuhrsendungen  vielfach  unliebsam 
verzögert. 

Die  Feststellung  der  Liste  der  für  einen  erleichterten  Zah- 
lungsverkehr mit  den  Zollbehörden  in  Frage  kommenden 
Firmen  könnte  unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Handels- 


kammer erfolgen.  Die  Art  dieser  Mitwirkung  zu  regeln,  müfete 
besonderen  Verhandlungen  Vorbehalten  bleiben. 

Wir  bitten  das  Reichsfinanzministerium  ergebenst,  unsere 
oben  erwähnten  Anregungen,  deren  Verwirklichung  im  Inter- 
esse möglichster  Förderung  des  bargeldlosen  Zahlungs- 
verkehrs liegen  würde  und  die  von ''den  an  der  Ausfuhr  inter- 
essierten Kreisen  von  Handel  und  Industrie  lebhaft  begrüfet 
werden  dürften,  näher  zu  treten.“ 

Mitteilungen  des  deutschen  Konsulats  in  Libau. 

Der  D.  I.  u.  H.  hat  20  Stück  der  Nr.  4 der  Mitteilungen  des 
deutschen  Konsulats  in  Libau  erhalten.  Die  Mitteilungen,  die 
u.  a.  ein  Verzeichnis  der  für  Lettland  in  Frage  kommenden 
Ausfuhrfirmen  in  Deutschland  und  der  deutschen  und  lettischen 
Firmen  in  Libau,  aufeerdem  eine  Übersicht  über  die  Zollabgaben 
in  Lettland  u.  a.  m.  enthalten,  stehen  gegen  Überweisung  von 
15  M.  interessierten  Kammern  zur  Verfügung. 

Anwendung  der  deutschen  Sprache  im  Geschäftsverkehr  mit 
Südamerika. 

Nach  Mitteilung  der  Geschäftsstelle  der  deutschen  Han- 
delskammern in  den  lateinamerikanischen  Ländern  sind  ihr  aus 
verschiedenen  südamerikanischen  Staaten  Mitteilungen  darüber 
zugegangen,  dafe  teilweise  von  deutschen  Fabrikanten  an  die 
Deutschen  drüben  wie  auch  an  Einheimische  in  englischer  oder 
französischer  Sprache  geschrieben  wird.  Besonders  in  Chile 
empfindet  man  es  als  Würdelosigkeit  im  Geschäftsverkehr, 
wenn  sich  die  Deutschen  in  ihren  Schreiben  nach  drüben  nicht 
der  spanischen,  oder,  wenn  sie  diese  nicht  beherrschen,  der 
deutschen  Sprache  bedienen.  In  Chile  ist  infolge  der  vielen 
dort  ansässigen  Deutschen  die  deutsche  Sprache  bedeutend 
weiter  verbreitet  als  vielfach  angenommen  wird  und  wird 
jedenfalls  bedeutend  eher  verstanden  als  englisch  oder  fran- 
zösisch. 

Die  Mitglieder  werden  gebeten,  die  Bezirksfirmen  ent- 
sprechend zu  unterrichten. 

Gewerbeordnung  (Handelsinspektoren). 

Der  Präsident  des  D.I.  u.H.  hatte  sich  am  10.  Mai  (vergl. 
29.  Jahrg.  S.  286)  in  einer  an  den  Reichsarbeitsminister  gerich- 
teten Eingabe  gegen  die  Forderung  des  Zentralverbandes  der 
Angestellten  zu  Berlin  wegen  Änderung  des  § 139  b der  GO. 
gewandt.  Da  der  Sozialpolitische  Ausschufe  des  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrats  sich  die  Vorschläge  des  genannten  Ver- 
bandes zu  eigen  gemacht  und  den  vorläufigen  Reichswirt- 
schaftsrat ersucht  hat,  einen  entsprechenden  Beschlufe  zu 
fassen,  beschäftigte  sich  der  Haupiausschufe  des  D.  I.  u. 
H.  am  5.  Juli  nachträglich  mit  der  Angelegenheit.  Er  nahm  vor 
allem  dazu  Stellung,  dafe  etwaigen  neu  auszubauenden  Ge- 
werbe- und  Handelsaufsiditsämtern  Überwachung  der  tarif- 
vertraglichen  Arbeiter-  und  Angestelltenschufebestimmungen 
übertragen  werden  soll.  Einstimmig  wird  folgende  Erklärung 
angenommen,  die  dem  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat,  dem 
Reichstag  und  sonstigen  zuständigen  Stellen  mit  der  Bitte,  da- 
für einzutreten,  übersandt  werden  soll: 

„Der  Haupiausschufe  des  Deutschen  Industrie-  und  Handels- 
tags wendet  sich  gegen  eine  Änderung  des  § 139  b der  Ge- 
werbeordnung in  dem  Sinne,  dafe  die  Gewerbeinspektionen  zu 
Gewerbe-  und  Handelsaufsichtsämtern  ausgebaut  und  dafe  An- 
gestellte zu  Aufsiditsbeamten  berufen  werden  und  diesen  die 
Aufsicht  über  die  Ausführung  der  gesefelichen  und  tarifvertrag- 
lichen Arbeiter-  und  Angestelltenschufebestimmungen  über- 
tragen wird.  Zu  einer  solchen  das  Vertrauensverhältnis  zwi- 
schen Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  schwer  erschütternden 
Neuerung  liegt  ein  Bedürfnis  nickt  vor,  da  die  Rechtsvorschrif- 
ten für  den  Schüfe  der  Angestellten  durchaus  genügen  und  es 
ausreicht,  wenn  Eachverbände  und  Handelskammern  die  Kauf- 
leute auf  die  Beachtung  der  bestehenden  Bestimmungen  immer 
wieder  hinweisen. 

Mit  besonderer  Entschiedenheit  spricht  sich  der  Haupiaus- 
schufe des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags  gegen  die 
Zuweisung  einer  über  das  bisherige  Tätigkeitsgebiet  der  Han- 
delsaufsichtsbeamten und  Gewerbebeamten  weit  hinaus- 
greifenden neuen  Aufgabe  aus:  die  Überwachung  der  auto- 
nomen Rechtsbeziehungen,  die  zwischen  den  Vertragsparteien 
durch  das  Lohntarifwesen  geschaffen  worden  sind.  Die  Tarif- 
verträge sind  geschlossen  von  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
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verbänden  als  gleichberechtigten  Parteien.  Das  Tarifwesen  ist 
also  im  höchsten  Sinne  gewerbliche  Selbstverwaltung  unter 
staatlichem  Rechtsschutz“  (Vergl.  29.  )ahrg.  S.  286.) 

Wucher. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  bat  am  7.  Juli  v.  ).  die 
für  Justiz  zuständigen  Zentralbehörden  der  Länder,  die 
Staatsanwaltschaften  anzuweisen,  in  Ermittlungssachen  wegen 
übermäßiger  Preisforderung  im  Kettenhandel  möglichst  früh- 
zeitig, jedenfalls  vor  Erhebung  öffentlicher  Anträge,  von  den 
Handelskammern  zu  benennende  Vertreter  anzuhören  oder  die 
Handelskammern  selbst  um  gutachtliche  Äußerungen  zu 
ersuchen.  Darauf  teilte  das  Justizministerium  in 
Stuttgart  am  9.  Juni  mit,  daß  es  nach  Rücksprache  mit  dem 
Ernährungsministerium  am  7.  Juli  1922  eine  demnächst  im 
Amtsblatt  des  Justizministeriums  zur  Veröffentlichung 
gelangende  Verfügung  erlassen  habe,  in  welcher  die  Justiz- 
behörden darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Preisprüfungs- 
stellen gemäß  § 4 Ziffer  3 der  Verordnung  des  Bundesrats 
vom  25.  September  1915  (R.  G.  Bl.  S.  607)  vgl.  mit  § 73 
Abs.  2 StPO,  als  öffentlich  bestellte  Sachverständige  auf 
dem  Gebiet  der  Preisgestaltung  für  Gegenstände  des  not- 
wendigen Lebensbedarfs  zu  gelten  haben,  daß  aber  in  ein- 
facheren Preisfällen  und  in  allen  Fällen,  in  denen  ein  Gut- 
achten nicht  sowohl  über  Preisfragen  als  über  Warenkunde 
und  dgl.  einzuholen  ist,  oder  wenn  es  sich  um  Gegenstände 
handelt,  welche  nicht  zum  notwendigen  Lebensbedarf  gehören, 
eine  Inanspruchnahme  der  Handelskammer  und  der  von  ihr 
vorgeschlagenen  Sachverständigen  sich  empfiehlt. 

Vgl.  „Handel  und  Gewerbe“  29.  Jahrgang  S.  279,  287. 

Bekämpfung  des  Bestechungsunwesens. 

Der  Verein  gegen  das  Bestechungsunwesen  E.V.  gab  in 
seiner  Hauptversammlung  vom  26.  Mai  1922  eine  Erklärung 
ab,  in  der  es  heißt:  „In  zunehmendem  Umfang  treiben  Aus- 
länder oder  ihre  inländischen  Agenten  mittels  Bestechung 
Fabrikspionage  in  Deutschland.  Der  Verein  gegen  das  Be- 
stechungsunwesen fordert  gegen  diese  große  Gefahr  eine  so- 
fortige Verschärfung  der  Bestimmungen  des  Wettbewerbs- 
geseßes  über  den  Verrat  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheim- 
nissen. Unter  der  Vorausseßung,  daß  solcher  Verrat  oder  die 
Verleitung  dazu  die  Wettbewerbsfähigkeit  ganzer  Zweige  der 
deutschen  Industrie  gefährdet,  soll  wahlweise  auch  Zuchthaus- 
strafe angedroht  werden.  Ferner  muß  der  Versuch  mit  strenger 
Strafe  bedroht  werden.  Dieser  Schuß  gegen  ausländische  Fabrik^ 
Spionage  muß  über  die  Dauer  des  bezüglichen  Dienstver- 
hältnisses hinaus  auf  wenigstens  2 weitere  Jahre  erstreckt 
werden.“ 

Die  Mitglieder  werden  gebeten,  die  Bezirksfirmen  auf  Vor- 
stehendes aufmerksam  zu  machen.  • 

Großhandelserlaubnis. 

Die  Handelskammer  zu  Mühlhausen  (Thür.)  hat  am 
30.  Juni  an  den  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirt- 
schaft eine  Eingabe  gerichtet,  in  der  sie  darauf  hinweist,  daß 
die  Klagen  darüber  sich  in  leßter  Zeit  vermehrt  hätten,  daß 
Personen,  welche  weder  die  nötige  Sachkunde  noch  die  nöti- 
gen Betriebsmittel  besäßen,  sich  betätigten  im  Großhandel  mit 
Gegenständen,  für  welche  die  Erteilung  einer  Handelserlaubnis 
vorgeschrieben  und  notwendig  sei.  Wenn  man  auch  eine  Schuß- 
maßregel bei  der  Erteilung  der  Großhandelserlaubnisscheine 
im  weitesten  Maße  dadurch  hätte  treffen  können,  daß  man  die 
Handelskammern  gutachtlich  in  den  jeweiligen  Fällen  höre,  so 
sei  doch  von  diesem  Mittel  vor  allem  gerade  in  Landkreisen 
nicht  so  allgemein  Gebrauch  gemacht  worden,  daß  sich  Schä- 
digungen hätten  vermeiden  lassen. 

Unerörtert  solle  bleiben,  ob  die  Erteilung  derartiger  Han- 
delserlaubnisscheine als  Überbleibsel  der  Kriegswirtschaft  nicht 
überhaupt  aufgehoben  werden  sollte,  da  diese  Zwangsmaß- 
regel kaum  den  bei  ihrer  Einführung  gehofften  Erfolg  gezeigt 
hätte.  Wenn  man  aber  auf  dem  Standpunkt  stände,  daß  eine 
besondere  Erlaubniserteilung  zum  Großhandel  mit  gewissen 
Gegenständen  auch  jeßt  noch  nicht  entbehrt  werden  könne,  so 
müßten  doch  die  zur  Anwendung  gelangenden  geseßlichen  Be- 
stimmungen so  ausgebaut  werden,  daß  sie  wirklich  einen  Er- 
folg versprächen.  Der  Standpunkt  ihrer  auch  heute  noch  ge- 
gebenen Notwendigkeit  werde  ja  von  der  Regierung  gegen- 
wärtig vielfach  deshalb  vertreten,  weil  sich  oftmals  ein  teil- 
weises recht  wildes  Aufkäuferwesen  bemerkbar  mache,  das 


wirkungsvoll  zu  unterbinden  ja  allerdings  für  die  gesicherte 
Versorgung  unserer  Bevölkerung  unbedingt  wünschenswert  sei. 
Bayern  hätte,  wohl  ebenfalls  ausgehend  von  diesen  Er- 
wägungen, in  besonderen  Ausführungsbestimmungen  vom 
18.  April  1922  zur  Verordnung  über  den  Handel  mit  Lebens- 
und Futtermitteln  vom  24.  Juni  1916  (R.  G.B1.  S.  581)  neue  und 
zeitgemäße  Richtlinien  aufgestellt.  Für  das  gesamte  Reichs- 
gebiet sei  inzwischen  am  23.  Mai  1922  (R.  G.B1.  S.458)  eine 
Verordnung  ergangen,  welche  in  § 10a  für  den  Handel  mit  Kar- 
toffeln eine  schärfere  Regelung  als  bisher  vorsähe.  Auf  dieser 
Grundlage  würde  vielleicht  auch  der  Ausbau  neuer  Richtlinien 
zur  Erteilung  der  Erlaubnis  zum  Großhandel  mit  allen  Lebens- 
und Futtermitteln  erfolgen  können,  wobei  folgende  Gesichts- 
punkte bei  der  Prüfung  beachtet  werden  müßten: 

1.  Hat  der  Antragsteller  die  erforderliche  Sachkenntnis  und 
die  geschäftliche  Zuverlässigkeit? 

(Hierüber  seien  am  zweckmäßigsten  Äußerungen  der  zu- 
ständigen Handelskammer  einzuziehen.) 

2.  Hat  der  Antragsteller  die  notwendigen  Betriebsmittel 
und  geschäftlichen  Einrichtungen,  so  daß  er  zur  Einhaltung 
seiner  geschäftlichen  Verpflichtungen  unter  Umständen  auch 
herangezogen  werden  kann? 

(Diese  Frage  müßte  von  Fall  zu  Fall  geprüft  werden,  wobei 
Erkundigungen  wie  zu  1 eingezogen  werden  müßten,  da  sich 
bei  den  ständigen  Geldwertschwankungen  naturgemäß  heute 
irgend  eine  als  notwendig  zu  bezeichnende  Höhe  des  Be- 
triebskapitals nicht  angeben  lasse.) 

3.  Hat  der  Betreffende  außer  seinem  Handel  noch  einen 
Beruf  und  welchen,  dann  ist  die  Frage  zu  prüfen,  ob  ein  Be- 
dürfnis für  die  Erteilung  der  Erlaubnis  an  ihn  überhaupt  vor- 
liegt? 

(Dieser  Punkt  scheine  gerade  im  Hinblick  auf  die  sich 
immer  ungünstiger  gestaltende  Wirtschaftslage  wesentlich, 
denn  es  sei  notwendig,  möglichst  viel  Existenzmöglichkeiten  zu 
schaffen). 

4.  Jedem,  der  die  Handelserlaubnis  erhalte,  sei  vorzu- 
schreiben: 

a)  Die  Verpflichtung  zur  Führung  kaufmännischer  Bücher. 

b)  Das  Verbot  der  Vernichtung  von  Geschäftspapieren  für 
10  Jahre. 

c)  Die  Verpflichtung,  die  sofortige  handelsgerichiliche  Ein- 
tragung herbeizuführen,  sofern  sie  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgeseßbuches  geboten  sei. 

Die  auf  diese  Weise  erteilten  Erlaubnisscheine  zum  Groß- 
handel mit  Lebens-  und  Futtermitteln  dürften  nur  solchen  Per- 
sonen erteilt  werden,  welche  für  eigene  Rechnung  Wa- 
ren aufkauften.  Um  dem  daneben  bestehenden  wilden 
Aufkäuferwesen  zu  steuern,  erscheine  es  notwendig,  daß 
jeder  Aufkäufer,  welcher  für  eine  Firma  tätig  sein  wolle, 
mit  einem  Ausweis  ausgerüstet  sei,  der  von  der  Kreis- 
behörde ausgestellt  würde,  in  derem  Bezirk  die  den  Ausweis 
beantragende  Firma  ihren  Wohnsiß  hätte.  Der  Ausweis  müßte 
klar  zum  Ausdruck  bringen,  daß  der  Aufkäufer  lediglich 
für  die  befreffende  Firma,  nicht  aber  für  irgend  eine  andere 
Firma  oder  für  eigene  Rechnung  aufkaufen  dürfe,  und  es 
müßte  ferner  aus  ihm  ersichtlich  sein,  welche  Erzeugnisse 
aufgekauft  werden  solten.  Durch  eine  derartige  Regelung 
würde  das  Aufkäuferunwesen  erheblich  eingeschränkt  werden, 
während  gleichzeitig  dadurch  eine  Gewähr  dafür  geboten 
würde,  daß  nur  sachverständige  Personen  sich,  soweit  eine 
Sicherheit  überhaupt  geboten  werden  könne,  mit  derartigen 
Geschäften  befassen. 

Da  der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  um  Unter- 
stüßung  dieser  Eingabe  ersucht  ist,  bitten  wir  unsere  Mit- 
glieder, sich  baldigst  zu  den  Vorschlägen  der  Handelskammer 
zu  Mühlhausen  (Thür.)  zu  äußern.  (Vergl.  29.  Jahrg.  S.  329.) 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Wahlrecht  der  Handelskammern  zu  den  Steuerausschüssen 
der  Finanzämter. 

Für  die  Veranlagung  von  Steuern  vom  Vermögen  und  vom 
Einkommen  sind  auf  Grund  des  § 25  Reichsabgabenordnung 
Steuerausschüsse  bei  den  Finanzämtern  erstmals  im  Jahre  1920 
gebildet.  Diese  Ausschüsse  haben  im  Rahmen  ihrer  Zuständig- 
keit die  Steuern  zu  veranlagen.  Gemäß  § 16  der  Verordnung 
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des  Reichsfinanzminisiers  vom  25.  Mai  1920  stehen  ihnen  hier- 
bei die  gleichen  Befugnisse  wie  den  Finanzämtern  zu.  Sie 
können  insbesondere  den  Steuerpflichtigen  zur  Auskunft  und 
zu  weiteren  Nachweisungen  anhalten. 

Angesichts  dieser  weittragenden  Befugnisse  ist  die  Zu- 
sammensetzung der  Steuerausschiisse  in  jeder  Hinsicht  von  aus_ 
schlaggebender  Bedeutung.  Es  muß  der  größte  Wert  darauf 
gelegt  werden,  dag  die  Veranlagung  innerhalb  der  Ausschüsse 
ausschließlich  nach  fachlich  und  sachlich  begründeten  Gesichts- 
punkten erfolgt.  Damit  das  geschieht,  dürfen  in  die  Ausschüsse 
nur  solche  Persönlichkeiten  entsandt  werden,  die  als  genaue 
Kenner  der  Verhältnise  der  einzelnen  Berufs-  und  Gewerbe- 
arten auch  als  wirkliche  Sachverständige  anzusehen  sind. 

Nach  § 26  der  Reichsabgabenordnung  sind  nun  die  Aus- 
schußmitglieder von  Organen  der  Selbstverwaltung  zu  wählen. 
Dementsprechend  schreibt  § 10  der  oben  angezogenen  Ver- 
ordnung vom  25.  Mai  1920  die  Wahl  der  Mitglieder  und  ihrer 
Vertreter  durch  die  Gemeindevertretungen  vor. 

Daß  bei  einem  derartigen  Verfahren  die  Belange  von  Han- 
del und  Industrie  zu  kurz  kommen  würden,  war  vorauszusehen. 
Die  Ergebnisse  der  jeßt  abgeschlossenen  Veranlagung  zur  Ein- 
kommensteuer für  das  Jahr  1920  zeigen,  wie  berechtigt  diese 
Zweifel  an  der  Sachkunde  der  für  die  einzelnen  Steuerbezirke 
tätigen  Ausschüsse  waren. 

Zwar  hat  seiner  Zeit  der  Reichsfinanzminister  die  Landes- 
finanzämter angewiesen,  darauf  hinzuwirken,  daß  die  wahl- 
berechtigten Körperschaften,  also  insbesondere  die  Stadtver- 
ordnetenversammlungen vor  den  Wahlen  der  Steuerausschuß- 
mitglieder der  Handelskammern  zur  Einreichung  von  Vorschlä- 
gen auffordern  sollen.  Das  ist  vielerorts  nicht  geschehen,  weil 
die  Verordnung  des  Reichsfinanzministers  erst  bekannt  ge- 
worden ist,  nachdem  die  Wahlen  schon  getätigt  waren. 

Eine  durchaus  ungenügende  Berücksichtigung  von  Handel 
und  Industrie  bei  der  Zusammenseßung  der  Steuerausschüsse 
war  die  Folge.  Hierfür  gab  die  Eingabe,  welche  die  Nieder- 
rheinische Handelskammer  Duisburg  - Wesel  zu  Duis- 
burg- Ruhrort  namens  der  niederrheinisch-westfälischen 
und  der  südwestfälischen  Handelskammervereinigungen  an  den 
D.  I.  u.  H.  richtete,  mehrere  frappante  Beispiele.  |eden- 
falls  muß  mit  allem  Nachdruck  darauf  hingewirkt  werden, 
daß  bei  der  neuen  Wahl  der  Ausschußmitglieder  Mitte  näch- 
sten Jahres  den  Handelskammern  gemäß  der  Anweisung  des 
Reichsfinanzministers  Gelegenheit  gegeben  wird,  den  Stadt- 
verordnetenversammlungen eine  Liste  solcher  Persönlichkeiten 
für  die  Steuerausschüsse  in  Vorschlag  zu  bringen,  die  auf 
Grund  ihrer  langjährigen  praktischen  Erfahrungen  und  ihrer 
Vertrautheit  mit  dem  örtlichen  Wirtschaftsleben  und  mit  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  in  der  Lage  sind, 
als  Sachverständige  zu  fungieren.  Es  muß  unter  allen  Um- 
ständen in  Zukunft  vermieden  werden,  daß  die  Benennung  der 
Mitglieder  rein  nach  politischen  Gesichtspunkten  ohne  Rück- 
sicht auf  die  sachliche  Eignung  des  zu  Ernennenden  erfolgt. 

Es  ist  jedoch  kaum  anzunehmen,  daß  auf  diesem  Wege  die 
Handelskammern  zu  dem  gewünschten  Ziele  kommen;  können 
doch  die  Stadtverordnetenversammlungen  die  ihnen  nicht  ge- 
nehmen seitens  der  Handelskammern  präsentierten  Persönlich- 
keiten nach  Gutdünken  auf  der  Liste  streichen.  Es  muß  des- 
halb versucht  werden  zu  erreichen,  daß  in  Zukunft  neben  der 
politischen  auch  der  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung  ein 
Benennungsrecht  eingeräumt  wird. 

Ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  solche  Forderung  eigent- 
lich eine  Selbstverständlichkeit  ist,  läßt  sie  sich  außerdem  durch 
den  Hinweis  darauf  gut  begründen,  daß  zu  der  Berufungs- 
instanz, den  Finanzgerichten  bei  den  Landesfinanzämtern,  die 
öffentlich-rechtlichen  berufsständischen  Vertretungen  nadi 
§ 16  RAbgO.  von  Anfang  an  ein  solches  Wahlrecht  besißen. 

Die  Handelskammern  haben  den  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstag  ersucht,  beim  Reichsfinanzministerium  die  Ände- 
rung des  § 26  Abs.  3 RAgbO.  in  sinngemäßer  Anlehnung  an 
§ 16  Abs.  1 RAbgO.  anzuregen.  Sie  haben  außerdem  die 
freien  wirtschaftlichen  Spißenvereinigungen  von  Handel  und 
Industrie,  den  Reichsverband  der  deutschen  Industrie,  den  Zen- 
tralverband des  Bank-  und  Bankiergewerbes,  den  Zentralver- 
band des  deutschen  Großhandels  und  die  Hauptgemeinschaft 
des  deutschen  Einzelhandels  zur  Mitarbeit  in  dieser  für  alle 
Kreise  von  Handel  und  Industrie  gleichermaßen  bedeutsamen 
Frage  herangezogen,  um  bei  einem  ablehnenden  Verhalten  des 


Reichsfinanzministeriums  gegebenenfalls  auf  parlamentari- 
schem Wege  eine  Änderung  der  Reichsabgabenordnung  in  dem 
gewünschten  Sinne  herbeizuführen. 

Eisenbahn. 

Erhöhung  der  Eisenbahntarife. 

Der  Hessische  Handelskammertag  hat  anläßlich  der  leßten 
Erhöhung  der  Eisenbahngütertarife  einstimmig  folgende  Er- 
klärung abgegeben: 

„Die  hessischen  Handelskammern  sehen  sich  veranlaßt,  Ein- 
spruch zu  erheben  gegen  die  Art,  in  welcher  in  leßter  Zeii 
vom  Herrn  Reichsverkehrsminister  die  Vornahme  der  Tarif- 
erhöhungen gehandhabt  wird,  und  die  nicht  geeignet  ist,  den 
Wiederaufbau  des  Wirtschaftslebens  zu  fördern.  Ohne  Be- 
fragen der  dazu  berufenen  Stellen  insbesondere  der  Bezirks- 
eisenbahnräte und  des  Reichseisenbahnrates  sind  fast  von  Mo- 
nat zu  Monat  bedeutende  Tariferhöhungen  mit  ganz  kurzen 
Fristen  eingeführt  worden,  die  in  vielen  Fällen  schon  heute 
weit  über  die  allgemeine  Geldentwertung  hinausgehen  und 
häufig  das  100-  bis  ISOfache  der  Vorkriegssäße  betragen. 
Dadurch  wird  nicht  nur  das  Wirtschaftsleben  fortwährend  in 
Unruhe  gehalten,  es  wird  auch  jede  Kalkulation  unmöglich 
gemacht,  was  namentlich  für  den  Export  sehr  schädlich  ist 
und  es  wird  der  Aktionsradius,  d.  h.  die  Absaßmöglichkeit  der 
einzelnen  Geschäftsbetriebe  immer  mehr  eingeengt.  Wenn  die 
Kammern  auch  anerkennen,  daß  die  Reichsverkehrsbetriebc 
das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  her- 
steilen  müssen,  so  darf  dies  doch  nicht  nur  durch  eine  Er- 
höhung der  Tarife  versucht  werden,  sondern  es  müssen  auch 
durchgreifende  Maßnahmen  zur  Vereinfachung  und  Verbilligung 
der  Verwaltung  und  des  Betriebs  getroffen  werden,  ln  dieser 
Hinsicht  erscheinen  die  bisherigen  Maßnahmen  unzureichend, 
namentlich  gilt  dies  von  der  Verminderung  des  Personals  und 
der  unterschiedslosen  Anwendung  des  Achtstundentags  auch 
auf  Zeiten  der  Arbeitsbereitschaft,  wodurch  die  Leistungen  auf 
ein  unwirtschaftliches  Maß  herabgedrückt  werden.  Die  Kam- 
mern stellen  die  Forderung  auf,  daß  bei  Tariferhöhungen  mit 
größerer  Rücksicht  auf  das  Wirtschaftsleben  und  in  der  Ein- 
führung von  Reformmaßnahmen  mit  größerer  Energie  bei  der 
Eisenbahnverwaltung  vorgegangen  werden  muß,  wenn  nicht  die 
schwersten  dauernden  Schädigungen  der  deutschen  Wirtschaft 
und  der  Staatsfinanzen  eintreten  sollen  und  wenn  nicht  die 
Eisenbahnverwaltung  sich  dem  Vorwurf  ausseßen  will,  daß  sie 
zu  der  ständigen  Verteuerung  der  Lebenshaltung  erheblich  mit 
beiträgt.  Vergl.  „Handel  und  Gewerbe“  29.  Jahrg.  S.  163. 

Einführung  von  Saisontarifen. 

Unter  Beteiligung  des  Reichsverkehrsministeriums,  der 
Vertreter  des  D.  I,  u.  H.,  der  landwirtschaftlichen  Körper- 
schaften und  der  Düngemittelindustrie  fanden  im  Reichsver- 
kehrsministerium und  im  Reichsministerium  für  Ernährung  und 
Landwirtschaft  Besprechungen  eines  Verkehrsprogramms 
statt,  welches  die  Versorgung  der  Landwirtschaft  mit  Dünge- 
mitteln und  der  Bedarfsgebiete  mit  den  wichtigsten  Lebens- 
mitteln, insbesondere  mit  Kartoffeln  und  Brotgetreide,  sicher- 
stellen soll.  In  dieser  wurde  allgemein  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, daß  der  Plan,  vom  September  ab  Kartoffeln  in  aus- 
reichender Menge  an  die  Verbraucherschaft,  vor  allem  in  den 
bevölkerungsdichten  Reichsteilen  zu  bringen,  nur  dann  durch- 
geführt werden  kann,  wenn  eine  Entlastung  der  Eisenbahn  auf 
anderen  Gebieten  stattfindet,  wenn  insbesondere  ein  erheb- 
licher Teil  der  Düngemittel  bis  zum  September  von  den 
Werken  zu  den  Verbrauchern  abbefördert  worden  ist. 

Zur  Unterstüßung  dieses  Vorhabens  hat  das  Reichs ver- 
kehrsministerium  einen  Saisontarif  für  Düngesalze  (Kali)  mit 
Gültigkeit  vom  16.  Mai  1922  bis  30.  April  1923  geschaffen, 
welcher  eine  Ermäßigung  von  30  v.  H.  für  die  Monate  Mai/)uli, 
von  20  v.  H.  für  die  Monate  März/April  und  August  und  De- 
zember, von  15  v.  H.  für  die  Monate  September/November  und 
)anuar/Februar  vorsieht.  Zum  weiteren  Anreiz  für  die  Ver- 
braucher beschloß  das  Kalisyndikat  beim  Bezug  im  Sommer 
einen  Preisnachlaß  zu  gewähren.  Wünschenswert  wäre  es, 
wenn  die  Bezieher  von  Stickstoff-  und  .phosphorsäurehaltigen 
Düngemitteln  sich  ebenfalls  zum  Kauf  während  des  Sommers 
in  erheblicherem  Umfange  als  bisher  entschließen  würden,  zu- 
mal vom  15.  September  ab  eine  Erhöhung  der  Gütertarife  für 
diese  Düngemittel  stattfinden  wird. 
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Da  vom  Juli  ab  bereits  die  Getreidebeförderung  einseßt, 
müssen  Düngemittel  unverzüglich  auf  die  Bahn  gebracht  wer- 
den. Alle  am  Düngemittelverkehr  beteiligten  Kreise  müssen 
damit  rechnen,  daß  bei  dem  im  September  beginnenden  Kar- 
toffelversand Düngemittel  möglicherweise  überhaupt  nicht 
mehr  befördert  werden  können.  Auch  wird  in  diesem  Wirt- 
schaftsjahr voraussichtlich  eine  Beschränkung  des  Düngemittel- 
verkehrs von  Mitte  September  bis  Ende  November1  in  -grö- 
ßerem Umfange  als  im  Vorjahr  angeordnef  werden,  falls  dieser 
den  Kartoffelversand  erheblich  stören  sollte.  Mit  der  Wieder- 
aufnahme der  Düngemittelbeförderung  könnte  dann  erst  nach 
Eintritt  des  Frostes,  insbesondere  vom  Januar  ab,  gerechnet 
werden. 

Vgl.  „Handel  und  Gewerbe“  29.  Jahrg.  S.  282. 

Gericht. 

Wiederaufbau  der  Rechtssicherheit. 

Die  Handelskammer  zu  Berlin  richtete  am  15.  Juni 
folgende  Eingabe  an  den  preußischen  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe: 

„Seit  dem  v Kriegsausbruch  befinden  sich  Handel  und 
Gewerbe  in  einem  Zustand  fortwährend  gesteigerter  Über- 
wachung und  Beaufsichtigung.  Der  Rechtsschuß  gegen  die 
sehr  erheblichen  Eingriffe  in  die  Gewerbefreiheit  hat  damit 
nicht1  nur  nicht  Schritt  gehalten,  er  ist  vielmehr  den  Beteiligten 
in  einer  mit  der  Natur  eines  Rechtsstaats  kaum  mehr  zu  ver- 
einbarenden Weise  verkümmert  worden.  Seit  Jahren  schon 
führt  der  Handelsstand  einen  Kampf  um  die  Einführung  eines 
Rechisschußes  gegenüber  den  wichtigsten  in  das  Gewerbe 
einschneidenden  Anordnungen  der  Verwaltungsbehörden.  Wir 
verweisen  in  dieser  Richtung  auf  die  mehrfachen  Eingaben 
der  Handelskammer  z’u  Berlin  und  früher  der  Ältesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin,  zuleßt  auf  die  der  Handelskammer 
vom  31.  Dezember  1920  wegen  Wiederaufbau  der  Rechts- 
sicherheit in  Handel  und  Gewerbe,  worin  wir  unsere  Wünsche 
eingehend  dargelegt  und  begründet  haben.  Ein  Erfolg  schien 
unseren  Bestrebungen  durch  den  Artikel  107  der  Reichsver- 
fassung beschieden,  wo  vorgesehen  ist,  daß  zum  Schuß  der 
Einzelnen  gegen  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Ver- 
waltungsbehörden im  Reich  und  in  den  Ländern  nach  Maßgabe 
der  Geseße  Verwaltungsgerichte  eingeseßt  werden 
müssen.  Auch  der  Reichstag  hatte  sich  im  24.  Ausschuß 
im  November  1921  dahin  ausgesprochen,  daß  eine  bessere 
Sicherung  des  Rechtsschußes  auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen 
Rechts  eintreten  müsse,  und  der  Hauptausschuß  des  D.  I.  u.  H. 
hat  im  Zusammenhang  mit  den  Aufgaben  des  Reichswirtschafts- 
gerichts ein  allgemeines  Organ  des  Rechtsschußes  bei  behörd- 
lichen Eingriffen  in  das  Vermögen  und  die  Wirtschaft  des  Ein- 
zelnen gefordert.  Bisher  führt  jedoch  der  Artikel  107,  der  im 
Hauptteil  der  Reichsverfassung  über  Aufbau  und  Aufgaben  des 
Reichs  seinen  Plaß  gefunden  hat,  sein  Dasein  im  wesentlichen 
nur  auf  dem  Papier.  Nach  wie  vor  sind  die  Maßnahmen  der  Ver- 
waltung von  der  Reichsgeseßgebung  keinerlei  richterlicher  Kon- 
trolle unterworfen.  Wir  verweisen  in  dieser  Hinsicht  noch  auf  die 
allerjüngste  Verordnung  über  den  Handel  mit  Lebens-  und 
Futtermitteln  vom  24.  November  1921  und  die  Ausführungs- 
bestimmungen zu  dieser  Verordnung  vom  8.  Dezember  1921, 
worin  wiederum  gegen  die  Untersagung  einer  Erlaubnis  und 
die  Untersagung  des  Betriebs  kein  Streitverfahren  eröffnet 
worden  ist.  Dieser  Zustand  kann  unseres  Erachtens  unmög- 
lich weiter  bestehen.  Lebenswichtigste  Entscheidungen  für 
Handel  und  Gewerbe  werden  jeßt  vielfach  im  schriftlichen  Ver- 
fahren im  Büroweg  durch  die  politischen  Behörden  erledigt 
und  zwar  in  jedem  Regierungsbezirk  vielleicht  nach  besonderen 
Grundsäßen.  Praktisch  handelt  es  sich  gegenwärtig  über- 
wiegend um  die  Frage,  ob  eine  unerlaubte  Preis- 
steigerung Vorgelegen  hat  oder  nicht.  Während  jede, 
auch  die  geringste  Geldstrafe  im  ordentlichen  Rechtswege 
nachgeprüft  werden  kann,  wird  über  die  Existenz  des  Kauf- 
mannes bei  der  Untersagung  des  Handelsbetriebes  ent- 
schieden, ohne  daß  ihm  in  mündlicher  Verhandlung  Gelegen- 
heit zur  Äußerung  gegeben  wird,  ohne  daß  er  in  der  Lage 
ist,  sich  an  der  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen 
zu  beteiligen,  ohne  daß  in  allen  Fällen  durch'  die  Mitwirkung 
von  Vertretern  des  Handelsstandes  eine  Gewähr  gegen  Miß- 
griffe geboten  ist.  Selbst  bei  den  Wuchergerichten,  die  nach 
der  Auffassung  maßgebender  Kreise  als  eine  starke  Ver- 
kümmerung der  Rechtspflege  angesehen  werden,  sind  der- 


artige Mängel  des  Verfahrens  nicht  vorhanden.  Die  Ver- 
waltungsbehörden sind  in  der  Lage,  ohne  Kontrolle  durch  eine 
Instanz,  die  für  die  Einheit  der  Rechtsgrundsäße  sorgt,  Aus- 
legungen zu  geben,  die  mit  den  Grundsäßen  der  Recht- 
sprechung im  Widerspruch  stehen,  und  sie  vermögen  da,  wo 
nach  ihrer  Meinung  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  versagen 
könnte,  ihre  entgegengeseßte  Auffassung  zur  Durchführung  zu 
bringen.  Es  ist  uns  ein  Fall  bekannt,  in  dem  gegen  ein  über 
das  ganz  Reich  verbreitetes  Unternehmen  an  einem  einzelnen 
Ort  eine  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  ausgesprochen 
worden  ist,  während  doch  offenbar  eine  solche  Frage  nur 
einheitlich  beantwortet  werden  kann,  namentlich  in  den 
Fällen,  ‘in  denen  eine  einheitliche  Preispolitik  von  einem 
Unternehmen  oder  in  einem  Geschäftszweig  gehandhabt 
werden  muß.  Dem  Rechtsbewußtsein  ist  es  jedenfalls  durch- 
aus zuwider,  daß  über  Rechtsfragen,  wie  sie  hier  in  Betracht 
kommen,  die  politischen  Behörden  zu  entscheiden  haben,  die 
in  ihren  Entscheidungen  doch  mehr  oder  weniger  von 
politischen  Einflüssen  abzuhängen  pflegen. 

Wir  ersuchen  daher  dringend  auf  eine  rasche  Änderung 
des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  und  die  Einführung  des 
Verwaltungsrechtswegs  gegenüber  allen  Anordnungen,  durch 
die  eine  Handelserlaubnis  versagt  oder  der  Betrieb  eines 
Unternehmens  untersagt  wird,  hinzuwirken  und,  falls  sich  dies 
im  Reich  verzögern  sollte,  einstweilen  das  landesrechtliche 
Streitverfahren  einzuführen.“ 

Vgl.  „Handel  und  Gewerbe“  28.  Jahrgang  S.  154. 

Außenhandel. 

Ausfuhrkontrolle  und  Reiseverkehr., 

Der  Reichskommissar  für  Aus  - und  Einfuhr- 
bewilligung übersandte  dem  D.I.  u.  H.  am  27.  Juni  1922 
folgendes  Schreiben: 

„Die  zahlreichen  Beschwerden  über  die  Behinderung  des 
Reiseverkehrs  haben  mich  veranlaßt,  am  18.  Mai  1922  unter 
B.  1. 1666/22  nachfolgende  Ermächtigung  an  die  Zollstellen  zu 
erlassen: 

„Nach  den  zurzeit  geltenden  Bestimmungen  bedarf  ohne 
Rücksicht  auf  bestehende  Ausfuhrverbote  einer  Ausfuhrbewil- 
ligung im  Reiseverkehr  nicht  die  Ausfuhr  von  Gebrauchsgegen- 
ständen aller  Art,  auch  von  neuen,  welche  Reisende  zum  per- 
sönlichen Ge-lauch  Ver-lbrauch  oder  zur  Ausübung  ihres  Be- 
rufes während  der  Reise  mit  sich  führen,  von  gebrauchten 
auch  dann,  wenn  sie  ihnen  zu  diesem  Zweck  vorausgeschickt 
oder  nachgesandt  werden  (Ziffer  2 a des  § 1 der  Bekannt- 
machung betr.  Ausfuhrerleichterungen  vom  5.  April  1921  — 
R.  A.  Nr.  81  vom  8.  April  1921  —1.  Dabei  sind  jedoch  neue 
Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs  ausgeschlossen  (Bekannt- 
machung betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Gegenständen 
des  täglichen  Bedarfs  vom  31.  Oktober  1921  — Reichsanzeiger 
Nr.  257  vom  2.  November  1921  —1. 

Häufig  führen  jedoch  Reisende  in  Unkentnis  dieser  Be- 
stimmungen bei  der  Ausreise  Gegenstände  ohne  Ausfuhrbewil- 
ligung mit  sich,  die  nach  den  vorgenannten  Bestimmungen  nicht 
ohne  Ausfuhrbewilligung  ausgeführt  werden  dürfen.  Dies  ist 
namentlich  der  ßjall,  wenn  ausländische  Reisende  im  Inlande 
für  Stücke  ihrer  Reiseausrüstung,  die  während  des  Aufenthalts 
im  Inlande  unbrauchbar  geworden  oder  abhanden  gekommen 
sind,  sich  Ersaß  beschafft  oder  wegen  unvorhergesehenen  Be- 
darfs infolge  längeren  Aufenthalts  im  Inlande  als  bei  der  Ein- 
reise beabsichtigt,  ihre  Ausrüstung  ergänzt  haben;  ferner,  wenn 
sie  für  ihre  Angehörigen  Geschenke  eingekauft  haben  und  dgl. 

Da  die  Ausfuhr  dieser  Gegenstände  im  Reiseverkehr  zur- 
zeit nicht  allgemein  freigegeben  werden  kann,  ermächtige  ich 
zur  Vermeidung  unbilliger  Härten  im  Einvernehmen  mit  dem 
Herrn  Reichsminister  der  Finanzen  vorläufig  die  Zollstellen, 
sofern  die  Gegenstände  von  den  Reisenden 
vorschriftsmäßig  zur  Revision  gestellt  wer- 
den, 

1.  außer  denjenigen  Gegenständen,  zu  deren  Ausfuhr  es  gemäß 
Absatz  1 im  Reiseverkehr  einer  Ausfuhrbewilligung  nicht  be- 
darf, auch  neue  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs,  d i e 
zum  persönlichen  Ge  - oder  V e rbrauch  wäh- 
rend der  Reise  oder  zur  Ausübung  des  Berufs 
während  der  Reise  von  Reisenden  bei  der  Ausreise 
mitgeführt  werden,  sowie  Reiseandenken  und  übliche  Reise- 
geschenke im  Werte  von  insgesamt  nicht  mehr  als  tausend 
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Mark  ohne  Ausfuhrbewilligung  zur  Ausfuhr 
zuzulassen. 

2. für  alle  anderen  von  Reisenden  bei  der  Aus- 
reise mitgeführten  Gegenstände  als  die  unter 
Ziffer  1 genannten,  zuderenAusfuhreseinerAus- 
fuhrbewilligung  bedarf,  dieBeibringungder 
Ausfuhrbewilligungauchnach  ihrer  Stellung  zur 
Revision  zuzulassen.  Dabei  soll  es  den  Reisenden 
unbenommen  bleiben,  über  die  Gegenstände  im  Inlande  zu 
verfügen. 

Demzufolge  kommt  in  den  Fällen  von  1 und  2 eine  vor- 
läufige Sicherstellung,  eine  Verfallserklärung  und  eine  An- 
zeige bei  der  Staatsanwaltschaft  zum  Zwecke  der  Einleitung 
eines  Strafverfahrens  nicht  in  Frage,  im  Falle  zu  1 auch 
nicht  eine  Verhinderung  der  Ausfuhr  der  Gegenstände.  Da- 
gegen wird  im  Falle  zu  2 die  Ausfuhr  der  Gegenstände  zu 
verhindern  sein. 

Von  der  erleichterten  Behandlung  nach  1 und  2 sollen 
jedoch  solche  Gegenstände  ausgeschlossen  sein,  deren  Aus- 
fuhr offenbar  zu  gewerblichen  Zwecken  erfolgt. 

Von  einer  Veröffentlichung  dieser  Verfügung  ist  bisher 
abgesehen  worden.  Da  jedoch  die  reisenden  Ausländer  im 
Falle  der  Wegnahme  von  Waren  immer  wieder  behaupten, 
sie  hätten  die  Ausfuhrfreiheit  der  Waren  annehmen  dürfen, 
und  da  sie  sich  insbesondere  in  den  meisten  Fällen  darüber 
beschweren,  dab  ihnen  in  den  Ladengeschäften  von  den 
Verkäufern  ausdrücklich  erklärt  worden  sei, 
die  betr.  Ware  sei  ausfuhrfrei,  so  scheint  es  mir  erforderlich, 
dal  die  Handelskammern  auf  diese  Bestimmung  hingewiesen 
werden,  um  die  Geschäfte  entsprechend  unterrichten  zu  können. 
Es  mu|  vermieden  werden,  dab  der  Ausländer  sich  mit  Recht 
über  die  Erteilung  falscher  Auskünfte  in  den  Geschäften  be- 
schweren kann,  und  dazu  würde  auch  wesentlich  beitragen, 
wenn  die  Handelswelt  davon  absehen  würde,  ausländischen 
Käufern  bestimmte  Angaben  über  die  bestehenden  Ausfuhr- 
bestimmungen zu  machen,  wenn  ihr  diese  Bestimmungen  nicht 
genügend  bekannt  sind.  Ich  bitte  daher,  den  Handelskammern 
entsprechende  Mitteilung  zukommen  zu  lassen." 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  die  Bezirksfirmen  auf  die 
erwähnte  Verordnung  hinzuweisen. 

Das  neue  Scheck -Geseb  für  Chile. 

Die  Geschäftsstelle  der  deutschen  Handelskammern  in 
den  lateinamerikanischen  Ländern,  Hamburg,  übersandte  dem 
D.  1.  u.  H.  folgende  Dbersebung  eines  Artikels  des  Herrn  Pedro 
Luis  Gonzales: 

Am  8.  Februar  1922  ist  das  Geseb  Nr.  3845  erlassen 
worden,  welches  das  Bank  Kto.  Kte.  und  das  Schedewesen  regelt. 

Nach  diesem  Gese|e  ist  der  Scheck  ein  Zahlungsauftrag, 
der  begeben  wird: 

a)  in  Zahlung  von  Verpflichtungen  oder 

b)  zum  Inkasso,  d.  h.  um  Geld  für  sich  zu  erheben. 

Im  allgemeinen  nimmt  man  an,  dab  der  Scheck  in  Zahlung 
von  Verpflichtungen  gezogen  ist,  aber,  wenn  er  als  Ausnahme, 
zum  Inkasso  gezogen  ist,  mu|  der  Aussteller  auf  den 
Scheck  die  Worte  „para  mi"  (für  mich)  sefeen. 

Der  Scheck  kann  ausgestellt  werden: 

a)  an  Überbringer  (al  portador),  um  durch  irgendeine 
Person  dem  Bezogenen  vorgelegt  zu  werden; 

b)  an  die  Order  (ä  la  orden)  einer  bestimmten  Person, 
die  ihn  zugunsten  eines  Dritten  indossieren  kann; 

c)  persönlich  (nominativo),  d.  h.  damit  er  nur  von  einer 
bestimmten  Person,  auf  deren  Namen  er  gezogen  ist, 
eingezogen  werden  kann. 

Der  Schede  mu|  binnen  der  folgenden  Zeiträume,  die  ab  Aus- 
stellungsdatum gerechnet  werden,  zur  Zahlung  vorgelegt  werden: 

a)  binnen  30  Tagen,  wenn  das  Domizil  des  Bezogenen  am 
selben  Ort  ist; 

b)  binnen  60  Tagen,  wenn  der  Bezogene  seinen  Wohnsib 
an  einem  andern  Ort  in  Chile  hat; 

c)  binnen  5 Monaten,  wenn  der  Bezogene  seinen  Wohn- 
sib im  Ausland  hat. 

Der  Scheck  kann  mangels  Zahlung  protestiert  werden, 
indem  man  den  Protest  auf  die  Rückseite  desselben  sebt 
unter  Angabe  des  Grundes,  des  Datums  und  der  Zeit  und 
versehen  mit  den  Unterschriften  des  Besibers  und  des 


Bezogenen,  ohne  dab  die  Intervention  eines  Notars  oder 
einer  andern  Gerichtsperson  nötig  wäre. 

Der  Protest  mu|  zur  Kenntnis  des  Ausstellers  oder  der 
Indossanten  gebracht  werden.  Nach  Ablauf  von  drei  Tagen  nach 
der  Notifizierung  wird  der  protestierte  Wechsel  zu  einem  Rechts- 
titel (titulo  ejecutivo),  mit  dem  man  eine  Pfändung  verlangen  kann- 

Der  Aussteller  eines  Schecks  wird  als  Betrüger  in  folgen- 
den Fällen  bestraft: 

a)  wenn  er  freiwillig  die  verfügbaren  Gelder  zurückzieht, 
nachdem  der  Scheck  gezogen  ist; 

b)  wenn  er  wissentlich  auf  ein  geschlossenes  Konto  zieht; 

c)  wenn  er  nach  Kenntnis  des  Protestes  mangels  Zahlung 
keine  Gelder  zur  Y erfügung  stellt,  um  den  Scheck  zu  bezahlen. 

Das  neue  Geseb  führt  in  Chile  den  durch  zwei  parallele 
und  schräge  Linien  gekreuzten  Scheck  ein,  damit  dieses 
Dokument  nur  durch  eine  Bank  eingezogen  werden  kann. 

Falls  man  zwischen  den  beiden  parallelen  Linien  oder 
Strichen  den  Namen  einer  bestimmten  Bamk  sebt,  kann  der 
Scheck  nur  an  diese  Bank  zur  Auszahlung  gelangen. 

Die  Vorschriften,  welche  sich  auf  den  „Namens-Scheck“ 
und  „den  gekreuzten  Schede“  beziehen,  dienen  dazu, 
Fälschungen  und  Unterschlagungen  zu  verhüten. 

Mit  den  Garantien,  die  das  neue  Scheckgeseb  vorsieht, 
sind  diese  Dokumente  dazu  ausersehen,  hierzulande  eine 
ausgedehnte  Anwendung  in  Begleichung  von  Verpflichtungen 
zu  erlangen. 

Das  früher  übliche  Plakat  „Hier  werden  keine  Schecks 
angenommen“,  welches  noch  heute  in  vielen  Geschäften  zu 
sehen  ist,  dürfte  vorteilhaft  auf  die  Rechnungen,  Quittungen 
und  Fakturen  durch  folgendes  Vermerk  erseht  werden;  „Es 
wird  empfohlen  mit  Scheck,  unter  Durchstreichung  der  Worte 
,An  Überbringer'  (Al  portador),  zu  bezahlen.“ 

In  Zukunft  dürfte  es  sich  empfehlen,  in  Zahlung  von 
Quittungen  und1  Fakturen,  die  man  mit  einem  Boten  schickt, 
Schecks  zu  verlangen,  da  das  neue  Geseb  vorschreibt: 

Der  in  Zahlung  von  Verpflichtungen  gezogene  Scheck 
bedingt  keinerlei  Änderung  in  der  Verpflichtung,  wenn  er 
nicht  bezahlt  wird. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Wandergewerbe  und  Strafjenhandel. 

(Hausierhandel  mit  Teppichen.) 

Der  Reichswirtschaftsminister  hatte  im  Anschlub  an  sein 
Rundschreiben  vom  4.  Juli  1921  (28.  lahrgang  S.  447)  den 
Regierungen  der  Länder  am  10.  September  1921  eine  Eingabe 
des  Verbandes  deutscher  Teppich-  und  Möbelsfoffhändler  in 
Leipzig  vom  31.  August  1921  über  Mibstände  im  Hausier- 
handel in  orientalischen  Teppichen  mit  dem  Anheimstellen 
einer  etwaigen  Äu|erung  abschriftlich  mitgeteilt.  Der  Ver- 
band hatte  in  der  Eingabe  den  Antrag  gestellt,  durch  eine 
Zusabbestimmung  zu  § 56  Abs.  2 RGO.  die  orientalischen 
Teppiche  gleichfalls  vom  Verkauf  oder  Feilbieten  im  Umher- 
ziehen auszuschlie|en. 

Nach  den  Äu|erungen  der  Regierungen  der  Länder,  die 
zu  der  Eingabe  Stellung  genommen  haben,  ist  nach  Ansicht 
des  Reichswirtschaftsministers  nicht  zu  verkennen,  dab  der 
fliegende  Teppichhandel  in  vielen  Fällen  zu  begründeten 
Klagen  Anlab  gegeben  haben  mag.  Ein  Einschreiten  auf  dem 
Wege  der  Gesebgebung  zu  dem  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
wird  jedoch  im  allgemeinen  nicht  verlangt. 

„Hierbei  wird“,  wie  der  Reichswirtschaftsminister  in 
seinem  Erlab  weiter  fortfährt,  „von  den  Regierungen  aus- 
drücklich darauf  hingewiesen,  dab  ein  Erwerben  dieser 
Teppiche  für  die  grobe  Masse  der  Bevölkerung  aus- 
geschlossen ist.  Diejenigen  Kreise,  die  zum  Erwerb  der- 
artiger Teppiche  in  der  Lage  sind,  dürften  nach  unserer  Auf- 
fassung die  Fähigkeit  haben,  die  erforderliche  Prüfung 
bezüglich  der  Echtheit  und  Güte  selbst  vorzunehmen,  so  dab 
ein  besonderer  staatlicher  Schutz  uns  nicht  geboten  erscheint. 

Nach  dem  Ergebnis  meiner  Rundfrage  kann  ich  annehmen, 
dab  die  vorhandenen  Mibstände  nicht  derartig  schwerwiegend 
sind,  dab  die  Einbringung  einer  besonderen  Novelle  zur  RGO. 
gerechtfertigt  wäre.  Ich  behalte  mir  jedoch  vor,  bei  einer 
etwaigen  allgemeinen  Revision  der  RGO.  den  in  Rede  stehen- 
den Antrag  aufs  neue  einer  Prüfung  zu  unterziehen.“ 

Vergl.  „Handel  und  Gewerbe“  28.  lahrgang  S.  447. 
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Verschiedenes. 

Entwurf  eines  Gesefees  über  Mieterschutz  und  Mieteinigungs- 
ämter für  Werkswohnungen. 

Namens  der  Handelskammern  Bochum,  Dortmund,  Essen 
und  Münster  hat  die  Niederrheinische  Handelskammer  Duis- 
burg-Wesel zu  Duisburg-Ruhrort  in  einer  Eingabe  an  die  bür- 
gerlichen Parteien  des  Reichstags  diese  ersucht,  für  eine  Ab- 
änderung bzw.  Ergänzung  des  Entwurfs  im  Sinne  der  nach- 
folgenden Ausführungen  bei  den  Beratungen  im  Ausschuß  und 
Plenum  nachdrücklichst  einzutreten. 

Nach  der  zu  den  bisherigen  Gesehen  und  Verordnungen 
ergangenen  Rechtsprechung  haben  die  Mieteinigungsämter  hin- 
sichtlich der  Werkswohnungen  keinerlei  Befugnisse;  weder  ist 
ihre  Zustimmung  zur  Erhebung  der  Räumungsklage  erforder- 
lich, noch  kann  die  Durchführung  der  Zwangsvollstreckung  von 
ihrer  Zustimmung  abhängig  gemacht  werden. 

Der  dem  Reichstag  zugegangene  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  Mieterschutz  und  Mieteinigungsämter  trägt  dieser  auf  den 
Bedürfnissen  des  Wirtschaftslebens  fugenden  Rechtslage  er- 
freulicherweise Rechnung.  Auf  einen  Mietvertrag,  der  offen- 
sichtlich derart  mit  einem  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  im 
Zusammenhang  steht,  dag  anzunehmen  ist,  der  Mietvertrag 
würde  ohne  das  Vorliegen  des  Arbeitsvertrages  überhaupt 
nicht  zustande  gekommen  sein,  finden  nach  § 17  der  Regie- 
rungsvorlage die  Vorschriften -'des  Entwurfs  grundsäglich  nur 
so  lange  Anwendung,  als  der  Arbeitsvertrag  besteht.  Dem  Ar- 
beitgeber, der  dem  Arbeitnehmer  in  der  Nähe  des  Ortes  seiner 
Tätigkeit  ein  Unterkommen  schafft,  kann,  wie  die  dem  Entwurf 
beigegebene  Begründung  zutreffend  ausführt,  nicht  wohl  zuge- 
nriulet  werden,  dag  er  die  Räume  dem  Arbeitnehmer  auch  dann 
belägt,  wenn  dieser  nicht  mehr  in  seinem  Betrieb  tätig  ist. 
Würde  der  Arbeitnehmer  derartige  Räume  trog  Beendigung 
des  Arbeitsverhältnisses  grundsäglich  behalten  dürfen  und  nur 
im  Wege  der  Aufhebungsklage  daraus  entfernt  werden  kön- 
nen, so  bestände  zudem  die  Gefahr,  dag  der  Arbeitgeber  Er- 
sagarbeiter  nicht  unterbringen  könnte  und  damit  wesentliche 
volkswirtschaftliche  Interessen  in  Mitleidenschaft  gezogen  wür- 
den. Nach  alledem  soll,  wenn  ein  derartiges  Arbeitsverhält- 
nis beendet  wird,  das  Mietsverhältnis  den  Vorschriften  des 
Entwurfs  nicht  mehr  unterworfen  sein,  vielmehr  vom  Zeitpunkt 
der  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  ab  nach  den  Vor- 
schriften des  Bürgerlichen  Gesegbuches  aufgelöst  werden 
können. 

Die  hier  angeführten  Gründe  sind  so  beachtlich,  dag  einer 
Durchbrechung  dieses  Grundsages  „Werkswohnungen  nur  den 


Werksangehörigen"  schon  aus  volkswirtschaftlichen  Erwägun- 
gen nicht  zugestimmt  werden  kann.  Dennoch  glaubt  die  Re- 
gierungsvorlage dem  Arbeitnehmer,  der  eine  Werkswohnung 
innehat,  einen  besonderen  Schug  in  der  Zwangsvollstreckung 
gewähren  zu  müssen;  auch  in  diesen  Fällen  soll  § 20  der  Re- 
gierungsvorlage Anwendung  finden.  Damit  wird  dem  Gericht 
die  Befugnis  eingeräumt,  die  Zwangsvollstreckung  von  der 
Feststellung  des  Mieteinigungsamtes  abhängig  zu  machen,  dag 
für  den  bisherigen  Arbeitnehmer  ein  ausreichender  Ersag- 
raum  gesichert  ist. 

Durch  diese  Ausnahmebestimmung  wird  die  praktische 
Wirksamkeit  der  grundsäglichen  Stellungnahme  des  Entwurfs 
wesentlich  beeinträchtigt,  denn  da  die  Sicherung  eines  Ersag- 
raumes  durch  die  Wohnungsämter  erfolgen  mug  — die  Arbeit- 
geber selbst  sind  bei  der  herrschenden  Wohnungsnot  dazu 
gar  nicht  in  der  Lage  — so  wird  es  in  Zukunft  lediglich  an  dem 
guten  Willen  der  Wohnungsämter  liegen,  ob  die  Zwangsvoll- 
streckung möglich  ist  oder  nicht.  Nach  den  Erfahrungen,  welche 
die  gewerblichen  Unternehmen  in  dieser  Beziehung  bisher  ge- 
macht haben,  wird  die  Durchführung  der  Räumung  von  Werks- 
wohnungen nach  Beendigung  des  Arbeitsvertrags  in  den 
meisten  Orten  nahezu  ausgeschlossen  sein,  da  die  Wohnungs- 
ämter einen  Ersagraum  nicht  zur  Verfügung  stellen  werden. 
Die  freie  Wahl  des  Arbeitgebers  bei  der  Beschäftigung  von 
Arbeitnehmern  würde  also  in  unerträglicher  Weise  beschränkt. 

Im  Hinblick  hierauf  wird  man  auf  dem  vom  Entwurf  vor- 
geschlagenen  Wege  nicht  zu  einer  den  Belangen  der  Wirt- 
schaft angemessenen  Lösung  kommen.  Vielmehr  mug  in  das 
Geseg  eine  Bestimmung  des  Inhalts  eingefügt  werden,  dag  die 
Wohnungsämter  in  den  Fällen,  in  denen  es  sich  um  Werks- 
wohnungen handelt,  verpflichtet  sind,  umgehend  einen  ent- 
sprechenden Ersagraum  zu  beschaffen,  sei  es  auch  nur,  um 
dem  Arbeitnehmer  für  die  erste  Zeit  ein  Unterkommen  zu  ge- 
währen. Dagegen  müssen  die  Worte  im  § 17  der  Regierungs- 
vorlage: „unbeschadet  des  § 20"  unter  allen  Umständen  ge- 
strichen werden. 

Persönliches. 

Dr.  Robert  S i e g e r t , bisher  Referent  beim  Reichs- 
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zu  Coblenz,  ist  am  1.  Oktober  an  die  technische  Hochschule  in 
Hannover  als  Professor  für  technische  Chemie  berufen  worden. 
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Die  Valutanot  der  Lebensversicherungsgesellschaften 
im  Gesamtbilde  sonstiger  Valutaschulden. 

Von  Oberregierungsraf  Dr.  W a c h s m a n n. 


je  mehr  die  Mark  sich  verschlechtert  und  je  geringer 
die  Hoffnung  wird,  daß  sie  in  absehbarer  Zeit  die  Gold- 
parität auch  nur  annähernd  wieder  erreicht,  um  so  be- 
drohlicher werden  die  Verpflichtungen  in  goldähnlicherer 
Valuta,  die  aus  einer  Zeit  herrühren,  als  die  Mark  noch 
in  einem  günstigeren  Verhältnis  zu  jenen  stand,  bedroh- 
licher nicht  nur  für  den  Schuldner,  sondern  auch  für  alle 
diejenigen,  welche  mit  ihnen  in  wirtschaftlichem  Zu- 
sammenhang stehen,  bei  weit  verzweigten  oder  öffent- 
lichen Unternehmen  also  unter  Umständen  für  sehr  weite 
Volkskreise  und  damit  lebten  Endes  auch  für  die  gesamte 
deutsche  Wirtschaft;  bedrohlicher  aber  auch  für  die  aus- 
ländischen Gläubiger,  da  die  Erträge  der  deutschen 
Wirtschaft  nirgends  in  dem  gleichen  Make  steigen,  in  dem 
die  Valuta  fällt,  und  daher  die  Leistungsfähigkeit  der 
Schuldner  immer  geringer  wird  und  die  für  die  Forde- 
rung etwa  vorhandenen  Sicherheiten  immer  unter- 
wertiger  werden. 

Die  sattsam  bekannten  Schwierigkeiten  der  Schuld- 
ner von  Schweizer  Goldtrypotheken,  die  seit  Beginn 
des  neuen  Jahres  in  den  Zeitungen  mehrfach  er- 
örterte Gefährdung  der  in  Ländern  mit  stärkerer  Valuta 
verpflichteten  Lebensversicherungsgesellschaften,  die 
Frankenschuld  der  Siemens  Elektrische  Betriebe  A.-G., 
das  Kaninchengeschäft  der  Stadt  Berlin  mit  Holland  und 
andere  auf  Kredit  unternommene  Lebensmittel-  und 
Vieheinfuhrgeschäfte  sind  in  diesem  Gesamtkomplex  nur 
Einzelerscheinungen  wie  die  Valutadarlehen  der  vom 
Vaterlande  abgeschnitten  gewesenen  oder  die  Franken- 
schuld des  Vaters,  der  seinen  kriegswunden  Sohn  in 
Davos  vor  dem  hernach  doch  unerbittlichen  Tode  hat  er- 
retten wollen,  aber  doch  von  allgemeinerer  Bedeutung. 
Alles  sind  Einzelstränge  einer  weit  verzweigten  Ge- 
fahrenquelle, die  zur  Springflut  anzuschwellen  und  zahl- 
reiche Opfer  fortzuspülen  droht,  wenn  sie  nicht  recht- 
zeitig verstopft  oder  abgegraben  wird. 

Handelte  es  sich  tatsächlich  nur  um  Einzelfälle,  und 
zweifellos  überall  da,  wo  nur  ein  für  die  Allgemeinheit 
belangloses  Privatinteresse  vorliegt,  könnte  man  sie  als 
für  die  allgemeine  Wirtschaft  unerheblich  unbeachtet 
lassen.  Dem  ist  aber  nicht  so.  Denn  das  weit  ausge- 
dehnte Auslandgeschäft,  dessen  wir  uns  vor  dem  Kriege 
erfreuen  durften,  und  das  namentlich  in  den  lebten 
Kriegsjahren  vielfach  auf  Kredit  angewiesen  war,  ergibt 
zur  Gewißheit,  daß  weiten  Kreisen  die  Erdrückung  durch 
Valutaüberschuldung  droht.  Daher  ergibt  sich  insoweit 


auch  dort,  wo  die  Not  sich  auf  ein  einzelnes  Wirtschafts- 
glied beschränkt,  aus  der  Summierung  ein  gewisses 
öffentliches  Interesse,  insofern  nämlich,  als  die  Häufung 
der  Fälle  sich  zu  einer  für  die  gesamte  Wirtschaft  gefähr- 
lichen Krise  auswachsen  karln.  Ein  gröberes  und  un- 
mittelbares öffentliches  Interesse  besteht  aber  überall 
da,  wo  die  Schuld  an  der  Belastung  in  fremder 
Valuta  — sei  es  mit  Recht  oder  Unrecht,  was  hier 
dahingestellt  bleiben  kann  — öffentlichen  Stellen  zu- 
geschoben wird,  z.  B.  weil  diese  das  Geschäft 
nahegelegt  oder  veranlagt  haben,  oder  wo  über- 
haupt Einrichtungen  mit  öffentlichem  oder  ihm  ähn- 
lichen Charakter  die  Notleidenden  sind.  Da  es  sich  aber 
auch  in  allen  anderen  Fällen  fast  ausschließlich  um 
Folgewirkungen  des  unglücklichen  Kriegsausganges 
handelt,  für  die  der  Einzelne  nicht  eigentlich  verantwort- 
lich gemacht  und  denen  er  nicht  ohne  eine  gewisse  Un- 
bill zum  Opfer  gebracht  werden  kann,  so  werden  auch 
in  Zukunft  die  Stimmsn,  die  überall  für  eine  Sanierung 
aus  öffentlichen  Mitteln  eintreten,  nicht  verstummen,  wie 
das  z.  B.  der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  und  eine 
Anfrage  des  Reichstagsabgeordneten  Dr.  Haas  u.  Gen. 
allgemein  anregen,  wie  es  ferner  eine  Anfrage  des 
Reichstagsabgeordneten  Dr.  Curtius  u.  Gen.  zugunsten 
der  deutschen  Schuldner  von  Goldhypotheken  schwei- 
zerischer Gläubiger  verlangt,  wie  es  insbesondere  auch 
für  die  Lebensversicherungsgesellschaften  geschehen 
ist,  hinter  denen  eine  große  Anzahl  kleiner  Ver- 
sicherter um  ihre  Spargroschen  bangt  und  von  deren 
finanzieller  Erhaltung  Hypotheken-  und  andere  Bank- 
kreise (infolge  Lombardierung  von  Versicherungs- 
scheinen usw.)  abhängen.  Für  denjenigen,  der  die 
Finanzen  des  schon  ohnehin  überschuldeten  Reichs,  das 
sich  kaum  noch  selbst  zu  unterhalten  vermag,  nicht  bös- 
willig weiter  in  Grund  und  Boden  ruinieren  will,  muß 
jedoch  außerhalb  des  Bereichs  der  Pläne  liegen,  etwa 
das  Reich,  ohne  ihm  die  zurzeit  fehlende  Deckung  dafür 
zu  sichern,  hier  zur  baren  Einlösung  der  Valutaüber- 
schuldung heranzuziehen;  denn  es  handelt  sich  alles  in 
allem  um  ganz  ungeheure  Beträge.  Dennoch  wird  ohne 
einen  Versuch  zur  Abhilfe  in  irgendeiner  Form  das 
deutsche  Wirtschaftsleben  umfangreichen  Erschütte- 
rungen ausgeseßt  sein.  In  Betracht  kommen  können 
jedoch  im  wesentlichen  nur  Geschäfte'  aus  der  Zeit  vor 
dem  Friedensvertrage,  weil  die  inzwischen  gemachten 
Erfahrungen  Möglichkeiten  bieten,  das  Valutarisiko  aus 
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Verträgen  in  Auslandswährung  bis  zu  gewissen  Grenzen 
auszugleichen  (vgl.  dazu  Prion  in  der  Leipziger  Muster- 
messe vom  4.  3.  22,  Nr.  6),  weil  ferner  auch  keinerlei 
Zwang  zu  derlei  Geschäften  mehr  besteht,  wie  das  vor- 
dem zum  Teil  der  Fall  war. 

Erwägungen  der  angestellten  Art  haben  andere 
valutaschwache  Länder  zu  gesetzgeberischen  Maßnahmen 
veranlagt.  Polen  hat  in  seiner  Devisenordnung  die 
deutsche  Mark  der  polnischen  gleichgestellt  und  damit  die 
deutschen  Gläubiger  empfindlich  benachteiligt,  die  pol- 
nischen Schuldner  aber  wesentlich  entlastet.  Österreich 
hat  in  einem  Geseß  vom  4.  4.  19  (abgeändert  am  1.  10.  20, 
5.  7.  21  und  10.  2.  22)  Einigungsämter  geschaffen,  die 
nach  billigem  Ermessen  mit  der  Wirkung  rechtskräftiger 
Urteile  in  unanfechtbarem  Spruch  einen  Ausgleich  der 
gegenseitigen  Interessen  treffen  sollen;  durch  die  letzte 
Änderung  des  Gesetzes  ist  diese  Art  der  Regelung 
ausdrücklich  auch  auf  vor  dem  27.  7.  14  abgeschlossene 
Lebensversicherungsverträge  in  Gold  oder  fremder  Wäh- 
rung ausgedehnt  worden.  Andere  Länder,  z.  B.  Jugo- 
slawien, haben  geseßliche  Moratorien  geschaffen;  Öster- 
reich hat  neben  manchen  anderen  Maßnahmen,  über  die 
Weinberger  in  der  Jur.  Wochenschrift  1920  S.  602  und  in 
Recht  und  Wirtschaft  1922  S.  391  näheren  Aufschluß  gibt, 
das  Recht  und  die  Pflicht  zur  Konkursanmeldung  bis  auf 
weiteres  beseitigt,  wenn  die  Überschuldung  darauf  be- 
ruht, daß  infolge  der  Entwertung  der  heimischen  Wäh- 
rung zur  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  in  fremder 
Valuta  ein  höherer  Betrag  erforderlich  ist,  als  zur  Zeit 
der  Schuldentstehung.  In  ausgedehntestem  Make  hat 
sich  der  österreichische  Gesetzgeber  dieser  Fragen  an- 
genommen und  sich  dabei  auch  bemüht,  bei  inländischen 
Rechtsverhältnissen  der  Geldentwertung  Rechnung  zu 
tragen,  was  jedoch  in  diesem  Zusammenhänge  weniger 
interessiert.  Deutschland  hat  sich  auf  die  geseßliche 
Aufhebung  der  Goldklausel  beschränkt  und  sich  bald 
danach  beeilt,  sie  für  die  Schweizer  Hypotheken  zum 
Schaden  der  deutschen  Schuldner  wieder  herzustellen; 
dieser  Blick  ins  Ausland  und  die  Verbeugung  vor  ihm 
ohne  Rücksicht  auf  die  deutsche  Leistungsfähigkeit  sind 
bezeichnend  für  die  deutsche  Auffassung  in  diesen 
Fragen,  während  überall  sonst  nur  ein  Narr  mehr  gibt, 
als  er  hat. 

Sucht  man  aus  den  Nöten  der  Valutaschulden 
einen  Ausweg,  so  bedarf  es  zunächst  der  Fest- 
stellung, ob  überhaupt  Valutaschulden  vorliegen.  Diese 
Frage  wird  zumeist  ohne  weiteres  zu  entscheiden  sein, 
wenn  auch  gewisse  Zweifel  z.  B.  da  bestehen,  wo  eine 
Hypothek  auf  einen  bestimmten  Mark-  und  einen  gleich- 
falls bestimmten,  diesem  gleichgestellten  Frankenbetrag 
lautet;  kann  diese  Schuld  stets  durch  die  Zahlung  des 
Markbetrages  getilgt  werden  oder  können  stattdessen 
Franken  und  zu  welchem  Kurs  verlangt  werden?  Die 
deutschen  Gerichte  bemühen  sich  zumeist,  eine  unan- 
fechtbare Begründung  dafür  zu  geben,  daß  in  Franken 
zum  Kurs  der  Gegenwart  zu  zahlen  ist,  wofür  der  ver- 
urteilte Schuldner  zumeist  kein  Verständnis  hat,  da  er 
ja  andere  Hypotheken  auch  nur  in  Papiermark  zurück- 
zuzahlen braucht,  troß  bestens  verbriefter  und  be- 
siegelter Goldklausel;  für  eine  derartige  Rechtsungleich- 
heit wird  auch  der  Mann  aus  dem  Volke,  dem  die  Be- 
griffe nicht  durch  eine  weifenferne  Rechisschule  ver- 
wirrt worden  sind,  wenig  Verständnis  finden  und  den 
Schlüssel  vielleicht  in  einer  Dogmatik  suchen,  die  aus 
dem  Auslande  stammt  und  bei  ihm  Anerkennung  sucht 

Zweifelhaft  ist  die  Frage  auch  bei  Lebensver- 
sicherungen über  fremde  Währung,  wenn  auch  hier, 
namentlich  wenn  die  Versicherungsscheine  überhaupt 
nicht  auf  Mark  lauten,  der  Charakter  der  Währungs- 


schuld dem  Buchstaben  nach  nicht  zu  bezweifeln  ist. 
Dennoch  läßt  die  Eigenart  des  Lebensversierungsge- 
schäfls,  das  ja  im  wesentlichen  auf  der  Prämiendeckung 
und  gemeinsamer  Gefahrtragung  beruht,  eine  andere  Auf- 
fassung zu,  die  von  namhafter  Seite  mit  Nachdruck  ver- 
treten wird.  Nach  den  bis  zu  Anfang  dieses  Jahres  gel- 
tenden Bestimmungen  war  die  Prämienreserve  in  deut- 
scher Währung  unter  ausdrücklichem  Ausschluß  der 
fremden  anzulegen.  Die  Prämienzahlungen  in  fremder 
Währung  werden  also  in  gesetzlichem  Zwang  in  eine 
Prämienreserve  aus  deutschen  Werten  überführt,  in 
deutsche  Werte  umgewandelt  und  liegen  als  solche  in 
der  Prämienreserve.  Es  ist  nun  für  die  Versicherer  tat- 
sächlich unmöglich,  für  den  Teil  der  Versicherungsan- 
sprüche, der  aus  der  Prämienreserve  zu  decken  ist, 
die  deutsche  Mark,  die  inzwischen  entwertet  ist, 
wieder  in  die  fremde  Hochvaluta  zurückzuverwandeln; 
rechtlich  wird  es  (freilich  nicht  zum  Nußen  der  Ver- 
sicherer) bei  dem  hohen  Stande  der  deutschen  Recht- 
sprechung dieser  möglicherweise  gelingen,  das  Wun- 
der zu  tun;  für  den,  der  nicht  in  toten  Dogmen  lebt,  wird 
eine  solche  Transsubsfantiation  und  Reinkarnation  troß 
allen  Wunderglaubens  unerfindlich  und  als  Aberwiß  er- 
scheinen, als  Zeugnis  eines  von  zu  vielem  Geist  er- 
drückten Buchstabenmeisters.  Beruht  der  Versiche- 
rungsanspruch — von  dem  Risiko,  das  in  vorzeitigem 
Fälligwerden  liegt,  abgesehen  — auf  der  rechnungs- 
mäßigen Prämienreserve,  wie  sie  nun  einmal  tatsächlich 
da  ist,  so  kann  man  unmöglich  eine  Erfüllung  in  hoch- 
wertiger Währung  für  recht  und  billig  halfen,  die  eben 
nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  da  ist,  nicht 
nur  nicht  dazusein  braucht,  sondern  nicht  dasein  kann, 
wenigstens  insoweit  nicht,  als  der  Versicherungsan- 
spruch aus  der  Prämienreserve  und  nicht  aus  dem  (frei- 
lich anderen  Risiken  dienenden)  Risikofonds  zu  decken 
ist;  auch  dieser  dient  grundsätzlich  nicht  dem  Währungs- 
risiko, sondern  dem  eigentlichen  Versicherungsrisiko 
vorzeitigen  Ablebens.  Auf  diesen  Standpunkt  haben  sich 
die  Gerichte  bezüglich  der  Rückkäufe  gestellt,  hinsicht- 
lich deren  sie  den  Valutaanspruch  abgelehnt  haben.  Hin- 
sichtlich der  Abläufe  und  Todesfälle  ist  eine  Entscheidung 
noch  nicht  ergangen;  jedoch  tritt  das  Reichsaufsichts- 
amt für  Privatversicherung  unbeirrbar  für  volle  Valuta- 
erfüllung ein,  seinem  bisherigen  Standpunkt  getreu  (wo- 
bei es  allerdings  verabsäumt  hat,  rechtzeitig  dafür  zu 
sorgen,  daß  die  seiner  Fürsorge  Anvertrauten  durch  Be- 
seitigung der  geseßlichen  Schranken,  die  nach  dem 
Kriege  hätten  sofort  fallen  können,  auch  in  die  Lage 
verseßt  wurden,  in  Valuta  zu  erfüllen).  Die  Gerichte 
werden  aber  auf  den  bislang  ergangenen  Entscheidun- 
gen weiterbauen  müssen,  wollen  sie  sich  nicht  in  juristi- 
schen Theorien  und  abstrakter  Rechtskultur  auf  der 
Kehrseite  der  Rechtstatsachen  üben.  Eine  Recht- 
sprechung, die  auf  dem  Boden  der  Tatsachen  bleibt  — 
und  eine  solche  ist  die  nur  in  Mark  vorhandene  und  be- 
deckte Prämienreserve  — , wird  den  Versicherern  nicht 
Verwandlungskünste  zumuten  dürfen,  die  noch  keinem 
Alchymisten  gelungen  sind;  sie  wird  nicht  Unvermögen, 
sondern  Erfütlungsunmöglichkeit  annehmen  müssen. 
Man  wird  davon  auszugehen  haben,  daß  die  Valuta- 
schulden der  Versicherungsgesellschaften  zwar  Wäh- 
rungsschulden, aber  nicht  reine,  zum  jeweiligen  Kurs 
des  Nennwertes,  sondern  nach  Maßgabe  des  Prämien- 
reservefonds auf  Grund  der  rechnungsmäßigen  Mark- 
prämienreserven und  aus  dem  Risikofonds  zu  erfüllende 
Währungsschulden  sind,  also  wenn  man  so  will,  ge- 
mischte Währungsschulden,  die  nur  in  Höhe  des  nicht 
durch  die  Prämienreserve  bedeckten  Anteils  in  Währung 
zum  jeweiligen  Kurs  zu  decken  sind.  Dabei  wird  freilich 
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zu  beachten  sein,  da|  vom  Beginn  des  Auseinander- 
gehens  beider  Währungen  an  dem  Prämienreservefonds 
auch  die  volle  Prämie,  d.  h.  der  entsprechende  höhere 
Markbetrag,  zuzuführen  war,  was  eine  erhöhte  Versiche- 
rungsleistung nach  Maßgabe  der  Versicherungen  mit 
Summenzuwachs  bedingt.  Immerhin  kann  auch  so,  also 
nur  im  Falle  des  Todes  eines  Versicherten,  der  nur  kurze 
Zeit  versichert  war  und  daher  nur  geringe  Reserven  ange- 
sammelt hat,  eine  empfindliche  Belastung  des  Versiche- 
rers entstehen,  weil  alsdann  der  Hauptteil  der  Ver- 
sicherungsleistung infolge  des  allgemeinen  Risikos  und 
nur  ein  geringer  Teil  nach  Malgabe  der  angesammelten 
Prämienreserve  zu  zahlen  ist.  Auch  daraus  kann  eine 
schwer  tragbare  Valutaverpflichtung  erwachsen,  die 
den  Versicherer  in  Gefahr  bringen  kann.  Die  Mehrzahl 
von  ihnen  steht  allerdings  auf  dem  Standpunkt  des 
Reichsaufsichtsamts,  d.  h.  hält  sich  zur  Zahlung  in  voller 
Valuta  für  verpflichtet  und  will  zur  Ermöglichung  der 
Erfüllung  die  Hilfe  des  Reichs  in  Anspruch  nehmen, 
für  die  sie  einen  Rechtsgrund  daraus  herleitet,  da|  die 
Gesefegebung  Prämienreserven  in  fremder  Währung  nicht 
zugelassen  hat.  Auch  dies  ist,  wie  das  oben  angeführte 
und  so  manches  andere,  ein  Zeichen  dafür,  da|  der 
Deutsche  als  fanatischer  Zelot  der  eigenen  Schuld 
lieber  sich  selbst  zerfleischt  und  vernichtet,  als  unter 
Berufung  auf  sein  gutes  Recht  den  anderen  schuldig  zu 
machen,  der  doch  auch  selbst  verabsäumt  hat,  sich  durch 
Betreiben  einer  Rechtsänderung  selbst  zu  sichern.  Und 
die  nichtbeteiligten  Deutschen  und  Fremden  sehen 
staunend  mit  an,  da|  die  deutschen  Versicherten  durch 
die  Entwertung  der  Mark  um  ihre  früher  gezahlten  Gold- 
werte gebracht  sind,  während  man  sich  krampfhaft  be- 
müht, den  nichtdeutschen  Versicherten  erhöhte  Gold- 
werte zu  sichern.  Beide  zahlten  früher  das  gleiche  und 
bekommen  nun  verschiedene  Kappen.  Mit  der  Rechts- 
gleichheit, die  der  deutsche  wie  kein  anderer  Jurist  an- 
strebt, für  die  er  aber  im  unübersehbaren  Gewoge 
deutschen  Rechts  das  Augenmerk  verliert,  hat  das  nichts 
mehr  zu  tun.  Immerhin  aber  gilt  für  die  Valutaschulden 
der  Lebensversicherungsgesellschaften  ein  doppeltes: 
sie  haben  vielleicht  das  Glück,  überhaupt  nicht  zu  den 
Valutaschulden  gezählt  zu  werden  und  wenn  das  doch 
geschieht,  dann  haben  sie  insofern  einen  Vorzug  vor  den 
anderen,  als  der  Staat  durch  seine  Gese|gebung  und 
die  Tätigkeit  seiner  Verwaltungsorgane  — wenn  dies 
auch  mit  Recht  in  Abrede  gestellt  wird  — als  Erfüllungs- 
gehilfe in  Anspruch  genommen  werden  kann,  während 
die  übrigen  Währungsschuldner  sich  nicht  auf  derartige 
gese|liche  Bindungen  zur  Erwirkung  einer  Reichshilfe 
berufen  können. 

Aber  wie  dem  auch  sei,  die  Frage  der  Valuta- 
Schulden  drängt  auch  in  Deutschland  zu  einer  Lösung. 
Für  eine  solche  bieten  sich  verschiedene  Wege:  Wenn 
eine  Bezahlung  der  Valutaüberschuldung  nicht  möglich 
ist,  auf  der  anderen  Seite  aber  der  sonst  unvermeidliche 
Konkurs  abgewendet  werden  soll,  bleiben  nur  zwei 
Möglichkeiten  zur  Abhilfe:  entweder  (mit  Einwilligung 
des  anderen  Teils)  die  der  Selbsthilfe  durch  einen  die 
Last  mindernden  Vergleich  oder  die  des  staatlichen 
Eingreifens,  das  wieder  in  einem  irgendwie  gearteten 
Eintreten  in  das  Schuldverhältnis  (dies  ist  bisher  nirgends 
geschehen  und  wohl  auch  nur  in  Deutschland  möglich) 
oder  aber  in  gese|lichen  Ma|nahmen  mit  dem  Ziele  der 
Verringerung  der  Schuld,  ihrer  Hinausschiebung  oder 
der  Abwendung  des  Konkurses  auf  andere  Weise  be- 
stehen kann. 

Auf  einen  aus  beiden  gemischten  Weg  weist  ein 
Aufsa|  von  Teltscher  über  „Pfundschulden  in  der 
Tschecho-Slowakei“  in  Nr.  136 — 138  der  in  Wien  er- 
scheinenden „Berichte  aus  neuen  Staaten“  vom  4.  11.  21 


hin.  In  ihm  ist  ein  der  tschechischen  Regierung  unter- 
breiteter Vorschlag  des  Komitees  der  Vorkriegs- 
schuldner wiedergegeben.  Von  der  Erwartung  aus- 
gehend, da|  die  tschechische  Valuta  sich  im  Laufe  der 
nächsten  Jahre  bessern  wird,  bezweckt  dieser  Vorschlag 
die  Hinausschiebung  der  Fälligkeit  um  etwa  15  Jahre. 
Um  den  englischen  Gläubigern  das  Eingehen  auf  den 
Vorschlag  und  ein  Entgegenkommen  zu  erleichtern,  wird 
aber  von  der  tschechischen  Regierung  eine  Garantie  für 
die  Tilgungsraten  erbeten,  welche  aus  mit  4 v.  H.  zu  ver- 
zinsenden und  mit  5 v.  H.  zu  tilgenden  Pfundobliga- 
tionen eines  zu  diesem  Zweck  zu  bildenden  tschechi- 
schen Emissionsinstitutes  mit  insgesamt  9 v.  H.  er- 
wachsen. Die  Schuldner  sollen  diese  Obligationen  im 
Nennwert  ihrer  Schuld  ausgehändigt  erhalten  und  für 
die  sich  daraus  ergebenden  Verbindlichkeiten  dem 
Emissionshause  gegenüber  durch  Hinterlegung  von 
Wertpapieren,  Bestellung  von  Hypotheken  oder  durch 
Bankgarantie  Sicherheit  leisten.  Zur  Beschaffung  von 
Bankgarantien  zu  billigen  Bedingungen  wird  die  Er- 
richtung eines  Garantiesyndikats  aus  interessierten 
Banken  angeregt.  Mit  den  zugeteilten  Pfundobliga- 
tionen sollen  die  Schuldner  ihre  Schuld  in  England  be- 
gleichen, dem  Emissionshause  gegenüber  aber  ihre  Ver- 
bindlichkeiten aus  den  Annuitäten  in  Pfund  oder  Pfund- 
devisen decken,  während  dieses  dem  englischen  Gläu- 
biger durch  Vermittlung  einer  englischen  Bank  die 
Zinsen  zahlt  und  die  Tilgungsrate  zur  allmählichen  Amor- 
tisation der  Schuld  verwendet.  Neben  der  Garantie  der 
gesamten  Jahresrate  soll  die  Hilfe  der  tschechischen 
Regierung  in  einer  Einwirkung  auf  die  englische  Regie- 
rung dahin  bestehen,  da|  die  Pfundobligationen  an 
Zahlungsstatt  angenommen  werden  müssen,  als  lombard- 
fähig anerkannt  und  an  der  Londoner  Börse  zum  Handel 
zugelassen  werden. 

Einen  ähnlichen  Weg  weist  die  Frankfurter  Zeitung 
in  der  Abendausgabe  vom  17.  5.  22,  wo  zur  Abdeckung 
der  Valutaverbindlichkeiten  der  Lebensversicherungs- 
gesellschaften in  der  Schweiz  eine  von  dieser  zu  be- 
gebende Interventionsanleihe  angeregt  wird,  nur  da! 
hier  dem  Reich  zugemutet  wird,  den  gesamten  Zinsen- 
dienst im  wesentlichen  auf  seine  Mittel  zu  übernehmen. 

Durch  eine  derartige  Ma|nahme  könnte  die  Ab- 
geltung der  Schuld  sehr  wohl  in  einer  für  den  Gläubiger 
durchaus  erträglichen  Form  geregelt  werden,  die  dem 
Schuldner  vor  allen  Dingen  dann  Hilfe  brächte,  wenn 
sich  die  Valuta  seines  Landes  der  Gläubigervaluta  mehr 
und  mehr  angleicht,  da  dann  die  jährlichen  Lasten  immer 
weniger  schwer  ins  Gewicht  fallen. 

Bei  weiterem  Auseinandergehen  beider  Valuten 
würde  aber  die  Jahresleistung  immer  drückender  und 
unter  Umständen  zu  einer  ebenfalls  die  Existenz  des 
Schuldners  gefährdenden  Leistung  werden.  In  dieser 
Beziehung  ist  die  tschechische  Währung  der  deutschen 
gegenüber  zurzeit  in  einem  unleugbaren  Vorteil  und  die 
künftige  Entwicklung  scheint  ihr  ebenfalls  günstiger  zu 
sein.  Ob  die  deutsche  sich  in  absehbarer  Zeit  so  weit 
heben  wird,  da|  eine  ähnliche  Regelung  (auch  in  der 
Tschecho-Slowakei  ist  es  bisher  bei  dem  Vorschläge 
geblieben;  ob  er  überhaupt  aufgenommen  und  an  Eng- 
land weitergegeben  ist  und  wie  dieses  darüber  denkt, 
ist  nicht  bekannt)  dem  deutschen  Schuldner  eine  Er- 
leichterung bringen  könnte,  darf  füglich  bezweifelt 
werden,  jedenfalls  in  der  Gegenwart,  wo  die  neun- 
piozentige  Pfundannuität  in  Mark  ein  Vielfaches  der 
Schuldsumme  bei  ihrer  Entstehung  ausmachen  würde. 
Nur  ein  günstiger  Akkord  würde  daher  den  deutschen 
Schuldnern  eine  wesentliche  Entlastung  und  die  Siche- 
rung ihrer  Existenz  bringen  können.  Auf  eine  Bereit- 
willigkeit dazu  wird  aber  bei  der  Sinnesart  unserer 
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Sieger,  sonstigen  Neider  und  wirtschaftlicher  Gegner 
nur  in  Ausnahmefällen  zu  rechnen  sein.  Zudem  wäre  es 
auch  nur  eine  halbe  Maßnahme  von  zweifelhaftem  Wert; 
denn  eine  Stundung  muß  bei  noch  weiter  sinkender  Mark 
zu  noch  schwererem  Verhängnis  werden.  Hilfe  kann 
daher  nur  von  einer  starken  Verringerung  der  Schuld 
kommen,  wie  sie  ja  auch  der  Konkurs  des  Schuldners, 
der  sonst  droht,  mit  sich  bringen  würde.  Bei  der  Gesamt- 
lage unserer  Wirtschaft  in  Anbetracht  auch  der  sich  aus 
dem  Friädensverirag  und  sonst  ergebenden  öffentlichen 
Lasten  wird  man  davon  ausgehen  müssen,  daß  die 
Mehrzahl  der  deutschen  Schuldner  valutastärkerer  Gläu- 
biger ohne  eine  Verringerung  ihrer  Schuld  dem  Zusam- 
menbruch überliefert  ist.  Die  Gläubiger  würden  also  bei 
Aufrechterhaltung  ihrer  Schuldtitel  im  vollen  gegen- 
wärtigen Kurswert  infolge  des  dann  unvermeidlichen 
Konkurses  ihrer  Schuldner  auch  nichf  anders,  vielleicht 
sogar  noch  schlechter  stehen,  als  wenn  ihre  Forderungen 
auf  einen  geringeren,  wenn  nöfig,  bis  auf  den  z.  Zt. 
der  Enisfehung  maßgebenden  Kurswert  herabgeseßt 
werden.  Vom  deutschen  Standpunkt  aus  mahnt 
von  einer  Stundung  der  Schuld  oder  einem  son- 
stigen, nicht  die  Schuld  mindernden  Akkord  mit 
den  Gläubigern  auch  noch  die  Befürchtung  ab,  daß 
damit  der  Schuldner  und  mit  ihm  entsprechend  der  Zahl 
der  mit  ihm  wirtschaftlich  Verknüpften  ein  mehr  oder 
minder  großer  Teil  der  deutschen  Wirtschaft  in  immer 
stärkere  Hörigkeit  vom  Ausland  geriete.  Da  Gläubiger 
dieser  Art  im  wesentlichen  nicht  den  Alliierten  ange- 
hören, für  die  ja  der  Friedensverfrag  gesorgt  hat,  so 
träte  damit  zur  Schuldknechtschaft  gegenüber  den 
Siegersiaaten  auch  noch  die  gegenüber  den  übrigen 
wirtschaftlich  stärkeren  Ländern.  Dadurch  würde 
Deutschlands  wirtschaftliche  Freiheit  endgültig  besiegelt 
werden. 

Eine  Stundung  etwa  durch  ein  gesetzliches  Mora- 
torium ist  auch  um  deswillen  nicht  angezeigt,  weil  ja  ihr 
Zweck  das  Abwarten  eines  Zeitpunktes  näherer  An-, 
gleichung  beider  Valuten  ist.  Auch  durch  ein  Morato- 
rium würde  daher  der  Gläubiger  später  nicht  mehr  Mark 
erhalten,  als  ihm  alsbald  gegeben  werden  könnten.  Es 
wird  zum  Zwecke  der  Schaffung  klarer  Verhältnisse 
besser  ihm  überlassen,  mit  den  ihm  alsbald  zu  zahlenden 
wenigen  Mark  selbst  den  Zeitpunkt  der  Kursbesserung 
abzuwarten. 

An  dieser  Entwicklung  würde  auch  eine  staatliche 
Garantie  der  Schuld  oder  ihrer  Zinsen  oder  eine 
Schuldübernahme  nichts  ändern.  Dadurch  würde  im  Ge- 
genteil die  Schuld  nur  umso  fester  stabilisiert  werden 
und  der  Staat  machte  sich  zum  Büttel  fremden  Kapitals 
und  zum  Mitschuldigen  an  der  Erdrosselung  der  deut- 
schen Wirtschaft,  ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  Ver- 
knüpfung des  deutschen  Reichs  in  seiner  gegenwär- 
tigen Finanzlage  mit  einer  Schuld  die  Sicherheit  des 
Gläubigers  kaum  irgendwie  steigern,  ihm  daher  nur  ge- 
ringen Anreiz  bieten  könnte. 

Daher  wird  bei  uns  im  Zustand  der  Beharrung  der 
Valuta  in  ihrer  ungeheuren  Unterwertigkeit  und  wei- 
terer Verwässerung,  eine  staatliche  Hilfe,  sofern  sie 
wirklich  eine  Hilfe,  d.  h.  Entlastung  bringen  soll,  und  der 
Staat  sich  nicht  zum  Handlanger  fremder  Interessen 
machen  will,  den  Weg  der  Verringerung  der  Valuta- 
überschuldung suchen,  mit  anderen  Worten:  betreiben 
müssen,  daß  die  Schulden  auf  ein  der  Leistungsfähig- 
keit der  Schuldner  entsprechendes  Maß  zurüdege- 
schraubt, also  annähernd  dem  Valutastande  z.  Zt.  der 
Entstehung  der  Schuld  angepaßt  werden,  d.  h.  de  facto 
das  Ergebnis  eines  Zwangsvergleichs  im  Konkurs  ohne 
einen  solchen  auf  dem  Wege  der  Geseßgebung  herbei- 
zuführen suchen  müssen. 


SolchenMaßnahmen  türmen  sich  freilich,  auch  von  dem 
Odium  der  Zahlungsunfähigkeit  abgesehen,  schwerste 
Bedenken  aus  den  Gebieten  der  Moral  und  Ethik  und 
auch  politischer  wie  wirtschaftlicher  Art  entgegen.  Aber 
wer  Krankheitserreger,  wie  es  die  Assignaten  an  unserem 
Wirtschaftsleben  sind,  in  großer  Zahl  an  seinem  Organis- 
mus zehren  fühlt,  der  wird  sich  füglich  dagegen  wehren, 
daß  sie,  die  sich  ohnehin  nach  Art  der  Spaltpilze  er- 
schreckend forizeugen,  womöglich  noch  künstlich  und 
vorsäßlich  vermehrt  werden;  ähnlich  müßte  das  Ergebnis 
eines  Eintretens  des  Reichs  in  die  Valutaschulden  sein, 
daß  ja  nur  durch  weitere  Steigerung  der  Inflation  betätigt 
werden  könnte.  Not  und  Notwehr  geben  das  Recht,  Ge- 
bote und  Bedenken  mancher  Art  außer  Acht  zu  lassen; 
und  die  Not  des  deutschen  Volks  in  der  Gegenwart  ist 
wohl  mit  die  schwerste,  die  je  über  ein  Volk  herein- 
gebrochen ist.  Das  ehrliche  Eingeständnis  des  Unver- 
mögens, die  rechtzeitige  Erklärung  der  Zahlungsunfähig- 
keit, verbunden  mit  den  aus  ihr  sich  ergebenden  Maß- 
nahmen, dürften  ethisch  immer  noch  höher  zu  bewerten 
sein,  als  heuchlerische  oder  leichtfertige  Aufblähung  der 
staatlichen  Leistungsfähigkeit,  als  bereitwillige  Ver- 
größerung der  Unterbilanz.  Gewiß  würden  dadurch  die 
valutastärkeren  Gläubiger  in  ihren  Ansprüchen  verkürzt 
werden,  aber  aus  einem  Nichts  würden  sie  auch  sonst 
nichts  gewinnen  können.  Jedoch  geht  das  Argument, 
durch  eine  solche  Maßnahme  könnte  das  Vertrauen  in 
die  deutsche  Zuverlässigkeit  und  Wirtschaft  einen  schwe- 
ren Stoß  erleiden,  zweifellos  fehl.  Denn  der  Stoß  gegen 
das  Vertrauen  ist  schon  mit  der  nicht  rechtzeitigen  Er- 
füllung geführt  worden,  und  die  Kreditwürdigkeit 
Deutschlands  hat  durch  die  Ablehnung  der  internatio- 
nalen Anleihe  eine  grelle  Beleuchtung  erfahren.  Das 
Unvermeidliche,  nämlich  das  Eingeständnis  der  Zah- 
lungsunfähigkeit, hinauszuschieben,  dürfte  den  Stoß 
nicht  abschwächen,  sondern  eher  verstärken,  indem 
das  hirtgehaltene  Vertrauen  dann  um  so  schwerer 
enttäuscht  werden  würde.  Es  dürfte  auch  wohl  nur 
wenige  Kaufleute  jenseits  der  Grenzen  geben,  die 
derartige  Guthaben  nicht  bereits  zum  größten  Teil 
abgeschrieben  haben.  Wer  rechtzeitig  die  Folgerungen 
aus  seiner  Überschuldung  zieht,  verdient  immer  noch  den 
Vorzug  vor  dem,  der  sie  vergeblich  verschleiert. 

Zweifelhaft  könnte  nur  sein,  ob  man  mit  einer  solr 
chen  Maßnahme  da  Halt  machen  soll,  wo  das  unmittel- 
bare öffentliche  Interesse  aufhört.  Daß  in  Fällen,  wo  es 
fehlt,  überhaupt  kein  Anlaß  zum  Einspringen  mit  öffent- 
lichen Mitteln  oder  staatlichen  Finanzmaßnahmen  be- 
steht, bedarf  der  Begründung  nichf.  Ein  den  Staat  nicht 
belastender  Geseßgebungsakt  würde  aber  hier  Unter- 
schiede nicht  zu  machen  brauchen,  da  der  Anlaß  überall 
der  gleiche  wäre,  nämlich  die  These,  daß  eine  Beglei- 
chung von  Vorkriegs-  und  Kriegsschulden  zu  jeßigem 
Kurse  dem  Gläubiger  einen  mit  dem  wirtschaftlichen 
Niedergang  und  Zusammenbruch  Deutschlands  nicht  ver- 
einbaren Nußen  bringen,  nämlich  ihn  vor  einem  Scha- 
den bewahren  würde,  der  keinem  deutschen  Gläubiger 
deutscher  Forderungen  erspart  bleibt.  Das  Risiko  ein- 
tretender Zahlungsunfähigkeit  läuft  schließlich  jederGläu- 
biger,  ohne  daß  jemals  eine  staatliche  Eintrittspflicht 
ernsthaft  angenommen  werden  könnte,  während  der 
Staat  auf  der  anderen  Seite  die  selbstverständliche 
Pflicht  hat,  dem  wirtschaftlichen  Untergange  hochwertiger 
Glieder  seiner  Wirtschaft  im  Interesse  seiner  eigenen 
Erhaltung  vorzubeugen. 

Ob,  in  welcher  Art  und  in  welchem  Umfange  etwa 
die  Reichsregierung  in  dieser  brennenden  Not  helfen 
kann  und  will,  ist  bislang  nicht  bekannt  geworden; 
jedoch  lassen  die  jüngst  mit  der  Schweiz  geführten  Ver- 
handlungen erkennen,  daß  sie  eine  Intervention  zugunsten 
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der  Lebensversicherungsgesellschaften  in  Aussicht  ge- 
nommen hat,  die  freilich  im  wesentlichen  den  schweize- 
rischen Gläubigern  zugute  kommen  würde,  wie  das  ja 
auch  bei  der  Regelung  der  Goldhypotheken  der  Fall  war. 
Bare  Zahlungen  ohne  entsprechende  Deckung  aller- 
dings würden  schon  mit  dem  Friedensvertrage  nicht  in 
Einklang  zu  bringen  sein,  solange  die  Schulden  aus 
ihm  noch  offen  stehen.  Sollte  sich  aber  sonst  die  Mög- 
lichkeit bieten,  in  irgendeiner  Form  unter  Einschuß 
Öffentlicher  Mittel  zu  helfen,  so  werden  dadurch  die 
übrigen  Valufaüberschuldeten  auf  den  Plan  gerufen 
werden. 

Die  über  die  Regelung  der  Ansprüche  der  Schweizer 
Lebensversicherten  geführten  Verhandlungen  sind  zu 
einem  vorläufigen  Abschluß  gelangt.  Danach  besteht 
die  Hoffnung,  daß  auch  die  Schweiz  sich  an  der  Deckung 
des  Defizits  beteiligt  und  damit  der  Reichsregierung  ein 
Entgegenkommen  erleichtert;  freilich  ist  das  Maß  der 
Bereitwilligkeit  der  Schweiz,  ihrerseits  mitzuhelfen,  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  Deutschlands  als  außer 
Verhältnis  zu  dem  starken  Interesse  der  Schweiz  an  der 
Erfüllung  der  Ansprüche  ihrer  Versicherten  stehend 
und  daher  als  nicht  ausreichend  erschienen.  Beide  Länder 
sind  darauf  angewiesen,  sich  die  erforderlichen  Mittel 
zu  beschaffen;  Deutschland  hat  dafür  eine  Betriebs- 
abgabe von  allen  Lebensversicherungsgesellschaften  in 
Aussicht  genommen,  der  neuerdings  auch  die  nichtbetei- 
ligten Gesellschaften  nicht  mehr  ganz  ablehnend  gegen- 
überzustehen scheinen,  die  ja  bei  einem  Zusammenbruch 
der  größten  Gesellschaften  mit  diskreditiert  wären. 

Das  Ergebnis  der  Verhandlungen  mit  der  Schweiz 
ist  in  seinen  Einzelheiten  auch  in  der  Schweiz  der  Öffent- 
lichkeit nicht  mitgeteilt  worden,  da  es  sich  zurzeit  nur  um 
unverbindliche  Vorschläge  handelt.  Es  ist  vom  Haupt- 
ausschuß des  Reichstages  vor  allem  wegen  zu  geringen 
Entgegenkommens  der  Schweiz  verworfen  worden. 
Die  Länder  scheinen  ihm  etwas  günstiger  gegenüber- 
zustehen. Ob  der  Reichstag  an  seiner  Ablehnung  fest- 
halten  wird,  bleibt  abzuwarten.  Da  er  durch  das  Ver- 
langen weitgehender  Sicherheiten  auch  einer  einst- 
weiligen Hilfe  erhebliche  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
gelegt  hat,  so  ist  die  Lage  der  kranken  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften zurzeit  die  gleiche,  wie  die  aller  an- 
deren Valutaschuldner:  Im  Augenblick  sind  sie  im  we- 
sentlichen sich  selbst  überlassen,  und  es  wird  schwer 
halten,  ohne  eine  Änderung  der  Stellungnahme  des 
Reichstages  das  drohende  Verhängnis  von  den  Lebens- 
versicherungsgesellschaften abzuwenden,  sofern  sich 
nicht  das  Aufsichtsamt  dazu  versteht,  dem  Wunsche  des 
Reichstages  entsprechend  vorläufig  die  Valutazahlungen 
zu  sistieren  und  dadurch  Raum  für  die  weiteren  Vor- 
bereitungen einer  Hilfsaktion  zu  schaffen,  deren  Möglich- 
keit noch  wesentlich  dadurch  bedingt  ist,  dag  die  übrigen 
beteiligten  Länder  auch  ihrerseits  zu  helfen  bereit  sind. 

Der  Haushaltsausschuß  des  Reichstages  hat  sich 
bei  seiner  Entscheidung  vor  allem  auch  durch  den  Blick 
auf  die  übrigen  Valutaschuldner  und  die  Reichsfinanzen 
leiten  lassen.  Seine  Bedenken  verdienen  vollste  Be- 
achtung. Danach  wird  von  den  Möglichkeiten,  die 
sich  für  eine  Hilfe  bieten,  eine  Garantieübernahme,  die 
bei  der  Tendenz  unserer  Währung  nach  unten  außer- 
ordentliche Gefahren  in  sich  schließt,  unter  keinen  Um- 
ständen in  Frage  kommen  können,  ebensowenig  eine 
Schuldübernahme  auf  das  Reich  ohne  volle  Deckung; 
hier  bestehen  aber  bei  den  übrigen  Valutaschuldnern 
viel  größere  Schwierigkeiten  als  bei  den  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften, ganz  abgesehen  davon,  ob  sie 
einen  größeren  Schein  des  Rechtes  für  sich  haben. 

Das  deutsche  Wirtschaftsleben  sinkt  immer  tiefer 
jn  den  Sumpf  unserer  verwässerten  Währung,  Es  ist 


in  solcher  Lage  nicht  gerade  förderlich,  sich  weiter  in 
den  Sumpf  hineinzuarbeiten.  Durch  jedes  Eintreten  in 
Schulden  seiner  Glieder,  das  ja  leßten  Endes  nur  durch 
Notendruck  erfüllt  werden  könnte,  täte  Deutschland  das 
und  ginge  den  von  seiner  Rettung  abführenden  un- 
heilvollen Weg.  Es  sollte  daher  troß  aller  Bedenken 
auch  außenpolitischer  Art,  die  jedoch  zu  einem  Teil 
dadurch  ausgeglichen  werden,  daß  die  Alliierten  im 
Interesse  ihrer  Friedensvertragsforderungen  durch  eine 
Schuldintervention  zugunsten  neutraler  Gläubiger  nicht 
gerade  angenehm  berührt  werden  würden,  wenn  über- 
haupt staatliches  Eingreifen  angezeigt  ist,  versucht  wer- 
den, den  Weg  der  Schuldbefreiung  statt  den  der  Schuld- 
sicherung oder  Tilgung  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  gehen. 

Es  bleibt  daher  der  allein  als  Notwehrhandlung  zu 
rechtfertigende  Ausweg  übrig,  der  im  einzelnen  nicht 
näher  erörtert  werden  soll,  nämlich  die  geseßliche  Be- 
schränkung der  Auslandsschulden  aus  der  Vorkriegs- 
und Kriegszeit  auf  einen  Kurs,  der  die  Existenz  des 
Schuldners  nicht  gefährdet  (weiter  brauchte  nicht  ge- 
gangen zu  werden),  die  Verhinderung  der  Vollstreckung 
dem  entgegenstehender  Auslandsurteile  im  Inland  und 
die  Abwendung  des  öbergreifens  der  aus  diesem  An- 
laß über  Vermögensteile  deutscher  Schuldner  im  Aus- 
land eröffneten  Konkurse  auf  sein  Inlandsvermögen. 
Diplomatische  Verhandlungen  würden  notfalls  die  Be- 
rechtigung dazu  darzulegen  haben. 

Eine  Rechtfertigung  namentlich  dem  neutralen  Aus- 
lande gegenüber  würde  darin  liegen,  daß  die  durch  die 
Reparationskommission  vornehmlich  auf  Betreiben 
Frankreichs  verschärften  Bestimmungen  des  einseitigen 
Versailler  Vertrages  Deutschland  finanziell  und  wirt- 
schaftlich so  nahe  an  den  Rand  des  Abgrundes  ge- 
bracht haben,  daß  den  abwärts  gleitenden  Wagen  nur 
noch  ein  jäher  und  gewaltsamer  Ruck  vor  dem  Zer- 
schellen bewahren  kann. 

Eine  solche  Maßnahme  wäre  vom  Standpunkt  aus- 
gleichender Gerechtigkeit  auch  damit  zu  rechtfertigen, 
daß  dann  die  ausländischen  Gläubiger  nicht  besser  und 
nicht  schlechter  gestellt  werden  würden,  als  die  inlän- 
dischen Gläubiger  deutscher  Schuldner,  deren  Forde- 
rungen wegen  des  Sinkens  der  deutschen  Mark  auf  einen 
Bruchteil  entwertet  worden  sind,  ohne  daß  ihnen  bisher 
geholfen  werden  konnte  und  auch  jemals  wird  geholfen 
werden  können.  Für  solche  deutschen  Gläubiger  z.  B.,  die 
große  Zahl  der  Inhaber  von  Staatsanleihen,  wäre  eine 
Einseßung  doch  auch  ihrer  Leistungen  zum  Vorteil  von 
Ausländern  wohl  doppelt  unverständlich  und  schmerz- 
lich. Vom  allgemeinen  Rechtsstandpunkt  und  Empfinden 
wird  nichts  Stichhaltiges  dagegen  eingewendet  werden 
können,  daß  ausländische  Gläubiger  ihnen  durch  Um- 
wandlung auch  ihrer  Goldforderungen  in  Papierforde- 
rungen gleichgestellt  werden,  auch  nichts  dagegen,  daß 
die  schon  ohnehin  harten  Schulden  deutscher  Schuldner 
noch  dadurch  vermehrt  werden,  daß  ihre  Auslands- 
schulden bei  weiterem  Fallen  der  Mark  noch  weiter 
steigen.  Die  Alliierten  sollten  sogar  ein  Interesse  daran 
haben,  daß  deutscherseits  einer  ohne  eine  solche  Hilfs- 
maßnahme unvermeidlichen  weiteren  Schwächung  der 
deutschen  Zahlungsfähigkeit  vorgebeugt  wird. 

Auch  im  Auslande,  das  allmählich  das  Verzweifelte 
unserer  Lage  einzusehen  scheint,  sollte  eine  solche  Maß- 
nahme auf  gewisses  Verständnis  rechnen  dürfen,  zumal 
die  neutralen  Staaten  einen  Vorwurf  berechtigterweise 
nicht  gegen  Deutschland  zu  richten  haben  würden,  als 
vielmehr  gegen  die  Alliierten,  die  infolge  ihrer  Friedens- 
vertragsforderungen Deutschland  und  jeden  Deutschen 
zu  allen  sonstigen  Leistungen  unfähig  gemacht  und  ge- 
zwungen haben,  nur  ihnen  zu  fronden.  (109), 
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Vor  und  nach  Genua. 

Von  Dr.  Otto  Brandt,  Berlin. 


4. 

Nach  dem  Erscheinen  meines  ersten  Aufsatzes  hat 
sich  mancherlei  ereignet,  was  noch  zur  Konferenz  von 
Genua  gehört.  Das  wichtigste  war  die  Sachverständigen- 
konferenz im  Haag  über  die  Möglichkeit  eines  Abkom- 
mens mit  Rußland.  Die  Russen  forderten  3%  Milliarden 
Goldrubel  zum  Wiederaufbau  ihrer  Wirtschaft,  und  ihre 
Vertreter  hielten  der  Presse  Vorträge,  nach  denen  man 
meinen  sollte,  in  Rußland  sei  alles  in  schönster  Ordnung. 
Die  Russen  vertraten  folgenden  Standpunkt:  Erst  sollen 
die  Ententevertreter  erklären,  welche  Kredite  sie  be- 
willigen, dann  werden  wir  sagen,  welche  Zugeständnisse 
wir  im  Punkte  Entschädigung,  Schuldenzahlung  und 
Eigentumsrückgabe  machen  und  tragen  können.  Die 
Ententevertreter  sagten:  erst  Eigentumssicherung  und 
Schadenersatz,  dann  kann  über  Kredite  gesprochen  wer- 
den. Mit  anderen  Worten:  die  Russen  wollten  sehr  viel 
Geld  mit  sehr  wenig  Opfern  an  Gegenleistungen  und 
Grundsäfeen,  die  Entente  wollte  mit  möglichst  wenig  Geld 
möglichst  alle  Kriegs-  und  Revolutionsverluste  ersefet 
und  den  früheren  Besifestand  wieder  hergestellt  haben. 
Verhandlungsart  auf  beiden  Seiten,  soweit  das  öffentlich 
erkennbar  ist,  denkbar  brüsk.  Erfolg:  Null.  Die  rus- 
sischen Bauern  verhungern  und  die  Seuchen  fressen 
weiter. 

Uber  die  Verträge  von  Versailles  und  ihre  Nach- 
folger in  London,  Spaa  usw.  darf  in  Genua  nicht  ge- 
sprochen werden,  hatte  Frankreich  unter  dem  Beifall  der 
kleinen  Entente  diktiert.  Das  war,  wie  sich  heute  zeigt, 
recht  gut,  denn  in  Genua  hätte  dabei  doch  nichts  her- 
auskommen können.  So  in  aller  Form  in  Genua  zuzu- 
geben, dafe  man  in  Versailles  Unmögliches  beschlossen 
hat,  war  von  der  Entente  nicht  zu  erwarten.  Aber  das 
von  dgn  Franzosen  gefürchtete  Unheil  war  schon  längst 
vor  Genua  auf  dem  Wege.  Mit  dem  Augenblick,  wo 
Keynes,  Nitti,  Horne  das  Wort  von  dem  Erlafe  der  Kriegs- 
schulden und  der  Zurücksefeung  der  deutschen  Kriegslast 
ausgesprochen  hatten,  war  das  Urteil  schon  gesprochen, 
wenn  auch  noch  nicht  vollstreckt.  Auch  hier  ist,  wie  Frank- 
reich allmählich  einsehen  mufe,  die  Wirtschaft  stärker 
als  die  Politik.  Und  kaum  war  die  Konferenz  von  Genua 
geschlossen,  da  vertagte  sich  in  Paris  das  schon  vor 
Genua  beabsichtigte  Anleihekomitee  internationaler 
Bankleute  am  12.  Juni  1922  mit  der  Veröffentlichung 
jener  Denkschrift,  in  der  mit  Zustimmung  des  belgischen 
Vertreters  erklärt  wurde,  dafe  „sich  das  Komitee  nicht 
für  berechtigt  halte,  eine  Untersuchung  der  allgemeinen 
Bedingungen  vorzunehmen,  die  für  die  Wiederherstellung 
von  Deutschlands  auswärtigem  Kredit  nötig  sind,  weil 
Frankreich  das  nicht  wünsche.  Sofern  die  notwendigen 
Bedingungen  für  die  Belebung  des  deutschen  Kredits 
verwirklicht  werden,  können  ansehnliche  Anleihen  auf 
allen  Hauptmärkten  der  Welt  mit  Erfolg  flüssig  gemacht 
werden.  Rein  finanzielle  Bedingungen  sind  der  Aus- 
gabe solcher  Anleihen  entschieden  günstig,  günstiger 
als  zu  irgend  einer  Zeit  seif  dem  Kriege.“ 

Als  Richtpunkte  für  solche  Anleihe  bezeichnet  das 
Anleihekomitee: 

Tatsächliche  wesentliche  Anstrengung  Deutschlands, 
seine  öffentlichen  Finanzen  auf  eine  stabilisierte  Grund- 
lage zu  stellen.  Keine  Anleihe  zur  Gewinnung  einer 
Atempause,  sondern  eine  Anleihe  mufe  das  Reparations- 
problem endgültig  regeln,  damit  die  Geldgeber  sicher 
sind,  dafe  Deutschlands  Leistungen  innerhalb  seiner 
Leistungsfähigkeit  liegen  und  tatsächlich  der  Wille  vor- 
handen ist,  sie  zu  machen.  Selbst  Übereignung  erst- 


(Schlufe) 

Massiger  Sicherheiten  könne  daran  nichts  ändern  und 
sei  ungenügend. 

Eine  kleine  Anleihe  kann  den  Geldwert  nicht  dau- 
ernd festigen. 

Eine  kleine  Anleihe  gewährt  Frankreich  nicht  die 
Reparationsleistungen,  die  es  haben  mufe. 

Eine  Anleihe  kann  nur  gewährt  werden  auf  das 
einmütige  Ansuchen  und  zum  Nufeen  der  alliierten 
Nationen. 

Wenn  die  jährlichen  Zahlungen  Deutschlands  be- 
grenzt werden,  mufe  die  eigene  Verschuldung  der  En- 
tenteländer  ausgeglichen  werden. 

Eine  solche  Antwort,  gerade  und  ohne  Umschweife, 
kann  die  Entente  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  geben. 
Sie  kann  nur  von  politisch  unabhängigen  und  zugleich 
so  mächtigen  Persönlichkeiten  kommen,  in  deren  Hand 
Geben  und  Versagen  liegt.  Nun  kommt  es  auf  Frank- 
reich an,  ob  und  wann  das  Anleihekomitee  seine  Ar- 
beiten forfsefet.  Frankreich  spielt  nach  wie  vor  den 
starken  Mann.  Es  ist  mit  einer  Sanierung  der  euro- 
päischen Lage  in  der  Weise  einverstanden,  dafe  die 
französischen  Verpflichtungen  von  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  gestrichen  werden  und  Deutschland 
wiederum  von  England  und  den  Vereinigten  Staaten  eine 
grofee  Anleihe  erhält,  aus  der  es  Frankreich  bezahlen 
mufe.  Aber  die  Lasten  des  Versailler  Vertrages  will 
Frankreich  unverändert  aufrecht  erhalten  wissen. 

Uber  zwei  wichtige  Fragen  vermifet  man  einen 
Hinweis  in  der  Denkschrift  des  Anleihekomitees:  über 
die  Sanktionen  und  die  Besafeungskosten.  Wir  wissen, 
dafe  eine  Bemerkung  über  die  Sanktionen  geplant  war, 
aber  gestrichen  worden  ist.  Die  Hervorhebung  der  Be- 
safeungskosten wäre  besonders  erwünscht  gewesen.  Die 
Welt  mufe  immer  und  immer  wieder  hören,  dafe  abge- 
sehen von  dem  unerhörten  moralischen  und  physischen 
Druck  auf  die  besefeten  Gebiete  und  den  fortwährenden 
groben  Rechtsverletzungen  der  interalliierten  Rheinland- 
kommission allein  durch  die  Besatzungen  (ganz  abge- 
sehen von  den  übrigen  Kommissionen,  die  in  Deutsch- 
land herumsifeen)  seit  dem  Waffenstillstand  bis  Ende 
März  1922  etwa  5J4  Milliarden  Goldmark  und  14  Milliar- 
den Papiermark  an  Besafeungskosten  im  Rheinland  auf- 
gebraucht worden  sind,  wobei  zu  bedenken  ist,  dafe 
von  der  rheinischen  Bevölkerung  immer  wieder  über 
schleppende  und  gänzlich  ungenügende  Entschädigung 
durch  das  Reich  geklagt  wird.  Man  glaubt  vielfach,  dafe 
nur  die  Franzosen  die  Schuldigen  seien.  Die  anderen 
Ententestaaten  sind  aber  mit  Ausnahme  der  Ameri- 
kaner nicht  besser.  Das  möge  man  daraus  ersehen, 
dafe  England  aufeer  einer  überflüssig  grofeen  Truppen- 
menge im  Rheinland  eine  richtige  Besafeungsarmee  in 
Danzig  unterhält,  die  den  360  000  Einwohnern  400  Mil- 
lionen Mark  kostet.  Die  deutsche  Regierung  hat  daher 
mit  Recht  in  einer  Denkschrift  vom  1.  Mai  1922  gefordert: 

1.  Gänzliche  Aufhebung  der  Besatzung,  oder  ihre 
Herabsefeung; 

2.  wesentlicher  Abbau  des  Personals  der  Rhein- 
landkommission und  Beseitigung  des  mit  dem  Ver- 
trag von  Versailles  nicht  in  Einklang  stehenden 
Delegiertensystems,  damit  die  hierdurch  verur- 
sachte finanzielle  Belastung  des  Reiches  und  die 
Bedrückung  der  Einwohner  durch  die  Quartier- 
last beseitigt  wird; 

3.  Beseitigung  des  zum  Zweck  der  Erfüllung 
weitestgehender  Wünsche  der  Militärbefehlshaber 
beanspruchten  Rechts  der  Rheinlandkommission 
zur  einseitigen  Auslegung  des  Versailler  Ver- 
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trags  und  des  Rheinlandabkommens.  Einseßunq 
eines  von  beiden  Vertragsieilen  beschickten 
Schiedsgerichts  mit  einem  gemeinsam  zu  ernen- 
nenden Finanzsachverständigen  als  Vorsißenden 
zur  Entscheidung  aller  Fälle,  wo  der  Vertrag  von 
Versailles  und  das  Rheinlandabkommen  Lücken 
aufweisen. 

Die  Welt  hat  die  Antwort  Frankreichs  auf  die  Denk- 
schrift des  Anleihekomitees  nicht  abgewartet,  sondern 
der  Versuch  Deutschlands,  die  Devisen  für  die  Kriegs- 
lasten des  Juli  zu  schaffen,  führte  zu  einem  neuen  furcht- 
baren Sturz  der  Mark.  Der  Dollar  stieg  am  8.  Juli  auf 
532  und  Deutschland  mußte  um  Zahlungsaufschub  bitten. 
Hierüber  wird  bei  Schluß  dieses  Aufsaßes  noch  verhandelt. 

Hierbei  hat  sich  ein  sehr  beachtenswerter  Vorgang 
ereignet.  Als  die  Mark  plöfelich  sank,  schien  England 
ernstlich  gewillt,  die  Entlastung  Deutschlands  im  Rahmen 
einer  großen  europäischen  Reform  zu  betreiben,  aber 
sofort  fiel  ihm  zum  ersten  Male  offen  der  Verband  bri- 
tischer Industrieller  in  die  Zügel  und  erklärte,  Groß- 
britannien dürfe  Deufschland  keinen  finanziellen  Beistand 
leisten,  bevor  die  Industrie  ihre  Auffassung  darüber  ge- 
äußert habe.  Daß  diese  Auffassung  uns  nicht  günstig  ist, 
wissen  wir  seit  lange.  Der  Vorgang  erinnert  an  das 
Programm  für  den  Wiederaufbau  Europas,  das  aus  dem- 
selben englischen  Industriellenverband  seinerzeit  hervor- 
gegangen ist.  In  ihm  wurde  folgendes  vorgeschlagen: 
„Es  sollen  an  Stelle  der  festgeseßten  Zahlungen,  die 
Deutschland  zu  leisten  hat,  alle  deutschen  industriellen  Unter- 
nehmungen, alle  Besißer  von  Grundeigentum,  alle  Unter- 
nehmungen, wie  Eisenbahnen,  Kanäle  und  Schiffahrtsgesell- 
schaften, alle  deutschen  Banken  und  großen  Handelsunter- 
nehmungen angehalten  werden,  eine  bestimmte  Form  von  Vor- 
zugsaktien oder  erststellige  Hypotheken  den  Ententeregie- 
rungen zur  freien  Veräußerung  zu  übergeben.  Die  Höhe  dieser 
Vorzugsaktien  oder  dieser  Hypotheken  würde  sich  bis  zu 
einem  gewissen,  nicht  angegebenen  Teil  des  Wertes  dieses 
Eigentums  oder  dieser  Unternehmungen  erstrecken;  man  darf 
vorausseßen,  bis  zu  einer  solchen  Höhe,  daß  die  Herrschaft 
der  Fremden  über  den  deutschen  Besiß  und  über  die  gesamte 
deutsche  Arbeit  gesichert  ist. 

Ferner  sollen  außer  den  jeßt  schon  festgeseßten  Mengen 
aus  den  zusammengeschmolzenen  Rohstoffvorkommen  noch 
mehr  Kali,  Kohle  und  Holz  geliefert  werden,  und  es  soll  in 
dieser  Richtung  des  Wiesbadener  Abkommens  in  erweiterter 
Form  Deutschland  die  wirkliche  Wiederherstellung  von  ver- 
wüsteten Gebieten  übertragen  werden.  Dann  soll  Deutsch- 
land zur  Wiederherstellung  von  Eisenbahnen  und  anderen  Ver- 
kehrsmitteln in  Zentraleuropa  und  vielleicht  später  in  Ruß- 
land und  zur  Herstellung  von  Anlagen,  deren  Bau  sonst  nicht 
lohnend  sein  würde,  z.  B.  Bau  von  Eisenbahnen,  Hafenanlagen 
usw.  in  den  unentwickelten  Teilen  der  Welt,  wie  Afrika,  Süd- 
amerika oder  Asien,  angehalten  werden.  Wer  diese  nicht 
lohnenden  Arbeiten  bezahlt,  wird  nicht  gesagt. 

Und  schließlich  sagt  die  Denkschrift  über  die  Ausführung 
dieser  und  anderer  Ingenieurarbeiten  in  den  Ländern  der  Ver- 
bündeten oder  in  anderen  Ländern  unter  Leitung  der  Alliierten: 
„Diese  Arbeiten  müssen  natürlich  einen  solchen  Charakter 
tragen,  daß  sie  die  Produktivität  der  Welt  steigern.  Damit 
nun  in  Deutschland  keine  Arbeit  untergebracht  wird,  die  auch 
in  den  Ländern  der  Alliierten  ausgeführt  werden  könnte,  müßte 
diese  Arbeit  derartig  beschaffen  sein,  daß  es  unmöglich  oder 
wenigstens  in  hohem  Maße  unwahrscheinlich  wäre,  sie  mit  den 
in  den  alliierten  Ländern  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  in 
nächster  Zukunft  auszuführen.  Außerdem  müßten  natürlich  alle 
möglichen  Sicherungen  getroffen  werden,  um  zu  verhindern, 
daß  diese  Arbeiten  für  die  Deutschen  ein  Mittel  der  friedlichen 
Durchdringung  der  betreffenden  Länder,  in  denen  sie  ge- 
schehen, werden.  Damit  dieser  Fall  nicht  eintritt,  müßte  die 
ausschließliche  Leitung  und  die  Aufsicht  in  den  Händen  von 
Ingenieuren  und  anderen  technischen  Sachverständigen  liegen, 
die  von  den  Alliierten  berufen  werden.  Das  erforderliche  Ma- 
terial müßte  nach  den  Angaben  der  Alliierten  geliefert  werden, 
damit  für  Deutschland  auch  nicht  irgendeine  Möglichkeit  be- 


steht, sich  durch  Ersaßlieferungen  und  Instandhalten  der  Werke 
einen  wertvollen  Markt  in  Zukunft  .»zu  sichern.“ 

Es  ist  zwar  später  geleugnet  worden,  daß  der  Ver- 
band der  britischen  Industriellen  als  solcher  hinter  diesen 
Plänen  stehe,  aber  manches,  was  sich  unterdessen  er- 
eignet hat,  spricht  gegen  dies  Dementi  und  wir  wissen 
ja  auch,  daß  der  englische  Handel  den  Verkehr  mit 
Deutschland,  mit  Europa  im  Ganzen  aus  wohlerwogenem 
eignen  Interesse  wiederhergestellt,  die  englische  In- 
dustrie aber  aus  Furcht  vor  der  deutschen  Industrie  den 
deutschen  Wettbewerb  endgültig  vernichten  oder  wenig- 
stens so  zügeln  und  lenken  will,  wie  es  dem  englischen 
Industrieinteresse  entspricht.  Es  dürfte  also  von  der  eng- 
lischen Industrie  keine  Beratung  Lloyd  Georges  zu  er- 
warten sein,  die  die  Entwirrung  der  europäischen  Lage 
oder  die  Entlastung  Deutschlands  ernstlich  fördert. 
Ebensowenig  ist  das  bei  der  französischen  Industrie  der 
Fall,  die  nunmehr  seit  drei  Jahren  die  deutsche  Hülfe  beim 
Wiederaufbau  Nordfrankreichs  hintertreibf. 

Der  französische  Wirtschaftsminister  Le  Troquer 
hat  die  englische  Anregung,  Deutschland  Frohnarbeit 
leisten  zu  lassen,  gelehrig  aufgenommen  und  will  große 
öffentliche  Wasserbauwerke  durch  deutsche  Arbeiter 
durchführen  lassen.  Bevor  sich  die  deutsche  Industrie 
zu  dieser  Frage  äußert,  wird  es  sich  empfehlen,  die 
französische  Industrie  und  die  deutschen  Arbei- 
ter urteilen  zu  lassen,  denn  sie  sind  die  am  nächsten 
beteiligten.  In  den  Tagen  etwa  um  den  20.  Juli  1921, 
als  die  Ausführung  von  Sachleistungen  Deutschlands 
für  Frankreich  auf  Grund  des  Wiesbadener  Abkommens 
endlich  beginnen  sollte,  drangen  auch  Äußerungen  der 
französischen  Industrie  zu  uns.  Nach  einem  Bericht  .der 
Vossischen  Zeitung  (Nr.  337,  19.  Juli  1922)  hält  die  „Jour- 
nee  Industrielle“  ein  „umfassendes  industrielles  und 
kommerzielles  Kartell  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich für  denkbar,  falls  Frankreich  ihm  beitritt  mit  ein^P 
Überlegenheit,  die  ihm  gestattet,  seine  Bedingungen 
aufzuerlegen  und  gleichzeitig  Deutschland  einige  Vor- 
teile zu  verschaffen.  Da  Frankreich  in  wirtschaftlicher 
Hinsicht  Deutschland  nicht  gleichkommt,  so  würde  es 
nach  der  Überzeugung  des  Blattes  rasch  in  Abhängig- 
keit von  Deutschland  geraten,  falls  die  wirtschaftliche 
Unterlegenheit  nicht  durch  politische  Überlegenheit  aus- 
geglichen wird.“  Wenn  diese  Mitteilung  wirklich  die 
Ansicht  der  französischen  Industrie  wiedergibt,  so  sind 
auch  die  französischen  Wirtschaftskrise  noch  weit  von 
der  richtigen  Erkenntnis  der  Lage  entfernt.  So  lange 
noch  die  englische  und  französische  Industrie  Eingriffe 
politischer  Gewaltsamkeit  in  die  Wirtschaft  fordern  oder 
billigen,  ist  keinerlei  Wiederaufrichtung  der  europä- 
ischen Wirtschaft  zu  erwarten. 

5. 

Die  übrigen  Arbeiten  der  Kommissionen  in  Genua 
beschäftigten  sich  hauptsächlich  mit  wirtschaftlichen 
Einzelfragen  und  können  hier  mit  wenigen  Bemerkungen 
übergangen  werden.  Die  Beschlüsse  über  die  Eisen- 
bahnen und  Schiffahrt  schließen  sich  eng  an  diejenigen 
an,  die  in  Barcelona  über  diesen  Gegenstand  gefaßt 
worden  sind  und  empfehlen,  die  Abmachungen  von 
Porto  Rose  auf  alle  Länder  zu  erweitern.  Im  übrigen 
aber  wurde  von  dem  tschechoslowakischen  Vertreter  be- 
fürwortet, daß  bei  der  weiteren  Bearbeitung  auch  die 
Regeln  beachtet  werden  möchten,  die  der  Verein  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  geschaffen  hat.  Die  eng- 
lischen Vertreter  wünschten  besonders  die  Wiederein- 
führung direkter  internationaler  Eisenbahntarife,  was 
wohl  allgemein  gutgefunden  wurde,  aber  die  erwünschte 
Gelegenheit  gab,  darzulegen,  daß  das  keine  technische 
Frage  des  Eisenbahnverkehrs,  sondern  eine  Währungs- 
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frage  sei,  die  zu  dem  Gebiete  gehört,  von  dem  in  Genua 
nicht  deutlich  genug  gesprochen  werden  konnte. 

Mit  einem  Worte  muß  ich  schließlich  noch  auf  die 
Beschlüsse  Von  Genua  über  die  Arbeitslosigkeit  hin- 
weisen.  Vorschläge  über  die  Behandlung  dieser  Frage 
waren  von  den  Londoner  Sachverständigen  nicht  ge- 
macht worden,  aber  naturgemäß  klangen  in  den  wirt- 
schaftlichen Verhandlungen  die  Sorgen  über  die  Wir- 
kungen der  starken  Arbeitslosigkeit  in  den  Dber-Valuta- 
ländern  überall  durch  und  eine  Denkschrift  der  Associa- 
tion internationale  syndicale  du  travail  gab  die  unmittel- 
bare Veranlassung,  eine  Unterkommission  mit  der  Be- 
arbeitung zu  betrauen.  Die  deutschen  Vertreter  waren 
in  der  Lage,  formulierte  Vorschläge  für  diese  Beratungen 
vorzulegen,  die  im  Kernpunkte  auch  in  die  endgültigen 
Beschlüsse  übergingen.  Diese  empfahlen  eine  allge- 
meine Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  und  die  Be- 
achtung der  Beschlüsse  der  internationalen  Arbeitskon- 
ferenzen sowie  der  Arbeilskonferenz  in  Washington. 
Der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  sollen  in  Sonder- 
heit folgende  Maßregeln  dienen:  zweckmäßige  Unter- 
bringung der  verfügbaren  Arbeitskräfte  durch  die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise;  internationales  Zusammen- 
wirken bei . der  Arbeitsvermittlung  durch  freundschaft- 
liche Vereinbarungen  beteiligter  Länder;  Auswanderung, 
Einwanderung;  Umstellung  möglichst  vieler  Arbeitsloser 
der  Industrie  auf  die  Landwirtschaft.  Soweit  möglich 
planmäßige  Verteilung  der  öffentlichen  Aufträge  und 
Arbeiten  gemäß  der  Entwicklung  des  Arbeitsmarktes 
unter  Bevorzugung  der  von  der  Arbeitslosigkeit  betrof- 
fenen Berufe  und  Gegenden.  Ausbau  von  produktiven 
und  nüßlichen  Notstandsarbeiten. 

Genua  läßt  im  wesentlichen  alle  wichtigen  Forde- 
rungen der  Handels-  und  Wirtschaftspolitik  unerfüllt. 
Das  vom  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  für  Genua 
■Angestellte  Wirtschaftsprogramm  bleibt  daher  bestehen. 

6. 

Nicht  unwesentlich  sind  die  Verträge,  die  bei  Gele- 
genheit der  Konferenz  geschlossen  worden  sind.  Man 
muß  ausdrücklich  sagen:  bei  Gelegenheit  der  Konferenz; 
infolge  der  Konferenz  nur  insofern,  als  diese  sich  unfähig 
erwies,  auf  die  russische  Frage  eine  Antwort  zu  geben, 
die  auch  nur  einen  Anfang  hätte  zeigen  können. 

Die  Wiederaufnahme  der  Handelsbeziehungen 
zwischen  Rußland  und  den  übrigen  Staaten  ist  wohl  das 
merkwürdigste  Kapitel  der  gesamten  äußeren  Handels- 
politik. Es  ist  eine  recht  buntscheckige  Reihe  ver- 
schiedenartiger Versuche  der  Anknüpfung,  die  uns  da 
entgegenlritt.  Bald  werden  sie  beim  Abschluß  von 
Friedensverträgen  gemacht  (Litauen,  Lettland,  Finnland), 
bald  im  Rahmen  politischer  Verträge  (Persien,  Mongo- 
lei, Afghanistan),  bald  erfolgen  sie  ohne  Anerkennung 
der  russischen  Regierung  (England,  Deutschland,  Öster- 
reich, Norwegen). 

Vor  der  Konferenz  von  Genua  verhandelte  Rußland 
mit  Schweden,  Italien,  Japan,  Deutschland,  Tschecho- 
slowakei. 

Deutschland  leitete  die  Reihe  dieser  Verträge 
ein.  Es  steht  äußerlich  nicht  viel  in  diesem  Vertrage 
von  Rapallo.  Er  ist  nach  den  amtlichen  Mitteilungen  eine 
Abwehr  des  Planes  der  englischen  Sachverständigen,  die 
im  Artikel  116  des  Vertrages  von  Versailles  liegenden 
Möglichkeiten  gegen  uns  auszunußen.  Dieser  Artikel 
behält  Rußland  das  Recht  vor,  von  Deutschland  alle 
Wiederherstellungen  und  Wiedergutmachungen  zu  er- 
halten, die  den  Grundsäßen  des  Versailler  Vertrages 
entsprechen.  Diese  Bestimmung  sollte  nach  der  Denk- 
schrift der  Londoner  Sachverständigen  für  Genua  auch 
dann  aufrecht  erhalten  bleiben,  wenn  sich  die  Entente 


in  Genua  über  die  Ausgleichung  von  Schulden  und  For- 
derungen mit  Rußland  geeinigt  hätte.  Auf  diese  Rechte 
hat  Rußland  im  Vertrag  von  Rapallo  verzichtet. 
Hoffentlich  ist  die  dort  gewählte  Form  juristisch:  aus- 
reichend. Deutschland  und  Rußland  verzichten  gegen- 
seitig auf  den  Ersaß  der  hauptsächlichsten  Kriegskosten 
und  Kriegsschäden,  wie  das  schon  im  russisch-finni- 
schen Friedensvertrag  vom  14.  Oktober  1920  die  Ver- 
tragsparteien getan  hatten.  Deutschland  verzichtet 
ferner  auf  Ansprüche  aus  der  Anwendung  der  Geseße 
und  Maßnahmen  der  Räterepublik  auf  deutsche  Ange- 
hörige oder  auf  ihre  Privatrechte,  ebenso  auf  Rechte' 
des  Deutschen  Reichs  oder  der  Länder  gegen  Rußland, 
die  sich  aus  den  von  der  Räteregierung  oder  ihren  Or- 
ganen gegen  deutsche  Reichsangehörige  oder  ihre  pri- 
vaten Rechte  getroffenen  Maßnahmen  herleiten.  Diese 
Rechte  sollen  aber  in  dem  Maße  wieder  aufleben,  wie 
die  Räterepublik  ähnliche  Ansprüche  dritter  Staaten  be- 
friedigt. Dieser  Vorbehalt  gilt  also  nicht  für  den  Ersaß 
der  Kriegskosten  und  Kriegsschäden. 

Das  zweite  wichtige  Zugeständis  dieses  Abkommens 
ist  die  gegenseitige  Meistbegünstigung  für  die  allge- 
meine Rechtsstellung  der  Angehörigen  des  einen  Teils 
im  Gebiete  des  anderen  Teils  und  für  die  allgemeine 
Regelung  der  beiderseitigen  Handels-  und  Wirtschafts- 
beziehungen. Ausgenommen  sind  nur  die  Vorrechte 
oder  Erleichterungen,  die  die  Räteregierung  einer  an- 
deren Räterepublik  oder  einem  ähnlichen  Staat  gewährt, 
der  früher  Bestandteil  des  ehemaligen  russischen  Reiches 
war.  Das  ist  eine  wesentliche  Erweiterung  der  bis- 
herigen Bestimmungen,  denn  in  dem  Berliner  Abkommen 
vom  6.  Mai  1921,  das  sich  noch  ebenso  wie  das  fast 
gleichlautende  österreichische  Abkommen  zaghaft  unter 
dem  Deckmantel  eines  „Abkommens  über  die  Erweite- 
rung des  Tätigkeitsgebietes  der  beiderseitigen  Delega- 
tionen für  Kriegsgefangenenfürsorge“  versteckte,  fanden 
sich  lediglich  ein  paar  recht  dürftige  Bestimmungen 
über  den  Schuß  der  in  Rußland  und  Deutschland  reisen- 
den Personen  und  ihres  Eigentums,  über  den  Schuß  des 
russischen  Regierungseigentums  in  Deutschland,  die  Aus- 
reiseerlaubnis für  Deutsche  aus  Rußland  und  die  gegen- 
seitige Gewähr  dafür,  daß  Schiffe  des  einen  Staates  im 
Gebiete  des  anderen  Staates  „nach  völkerrechtlichem 
Herkommen“  behandelt  werden  sollen.  Wenn  russischen 
Handelsschiffen  etwa  inbezug  auf  Schiffahrtsabgaben 
als  Staatsschiffen  besondere  Vorrechte  eingeräumi 
werden,  sichert  die  russische  Regierung  den  deutschen 
Handelsschiffen  gleiche  Vorrechte  zu. 

Der  Vertrag  von  Rapallo  ist  unvollständig.  Die 
Form  der  Meistbegünstigung  bedarf  des  Ausbaues  und 
auch  sonst  fehlen  noch  viele  Bestimmungen  zur  Abwick- 
lung eines  geregelten  Verkehrs,  die  auch  nicht  durch  die 
im  leßten  Abschnitt  des  Vertrages  enthaltene  Bemerkung 
erseßt  werden  können,  daß  die  russische  und  die 
deutsche  Regierung  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der 
beiden  Länder  in  wohlwollendem  Geist  entgegenkommen 
werden.  Soweit  wir  sehen  können,  ist  durch  den  Ver- 
trag von  Rapallo  das  erste  deutsch-russische  Ab- 
kommen vom  6.  Mai  1921  nicht  aufgehoben  worden.  Es 
ist  nüßlich,  das  klarzustellen,  weil  sich  in  diesem  Ver- 
trag die  russische  Regierung  verpflichtet  hat,  mit  Deut- 
schen Rechtsgeschäfte  auf  dem  Gebiet  der  Räterepublik 
und  der  mit  ihr  durch  einen  staatlich  festgeseßten  Im- 
port- und  Exportplan  verbundenen  Staaten  nur  mit 
Schiedsgerichtsklauseln  abzuschließen.  Das  ist  auch 
heute  noch  ein  wertvolles  Zugeständnis  und  zugleich 
schon  ein  Stück  Exterritorialität,  die  die  Russen  auch 
sonst  in  den  neuen  Verträgen  für  die  Angehörigen 
fremder  Staaten  tatsächlich  troß  ihres  offiziellen  Sträu- 
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bens  gegen  solche  Bindungen  und  Bevorzugungen 
Fremder  vor  den  Bürgern  des  eigenen  Landes  wiederholt 
zugestanden  haben.  Schließlich  ist  die  Bemerkung 
wichtig,  daß  die  beiden  Regierungen  bei  einer  grund- 
süßlichen  Regelung  dieser  Frage  („Der  wirtschaftlichen 
Bedürfnisse“?)  auf  internationaler  Basis  in  vorherigen 
Gedankenaustausch  eintreten  werden.  Das  kann  nur 
heißen,  daß  der  deutschen  Regierung  die  Möglichkeit 
gegeben  werden  soll,  zu  erfahren,  was  auf  der  Russen- 
konferenz in  Haag  mit  den  Ententemächten  abgemacht 
werden  wird  und  dazu  Stellung  zu  nehmen.  Ob  es  aber 
praktisch  möglich  sein  und  dem  russischen  Wunsche  ent- 
sprechen würde,  Deutschland  im  Haag  oder  nach  Beendi- 
gung der  Haager  Besprechung  in  die  Verhandlungen  mit 
der  Entente  wieder  einzuschalten,  nachdem  es  in  Genua 
davon  ausgeschlossen  worden  ist,  mag  dahingestellt 
bleiben.  Ist  es  unmöglich,  so  bliebe  nur  zu  überlegen, 
ob  etwa  aus  einer  Regelung  der  russischen  Frage  im 
Haag  die  Notwendigkeit  einer  Änderung  des  Vertrags 
von  Rapallo  entspringt.  Allem  Anschein  nach  ist  diese 
Frage  rein  theoretisch,  da  die  Haager  Verhandlungen 
kein  Ergebnis  hatten,  aber  einmal  werden  die  Dinge 
doch  geregelt  werden  und  dann  kann  hoffentlich  die 
deutsche  Regierung  die  Klausel  im  Sinne  unsrer  Auf- 
fassung benußen. 

Der  Vertrag  von  Rapallo  hat  zwei  Folgen  gehabt. 
Er  hat  einen  Sturm  der  Entrüstung  in  Genua  erregt, 
dessen  Wirkungen  aber  aus  verschiedenen  Gründen, 
u.  a.  deshalb  schnell  abgeflaut  sind,  weil  bekannt  wurde, 
daß  England  hinter  dem  Rücken  der  Franzosen  ein  Ab- 
kommen mit  Italien  über  die  kleinasiatischen  Fragen 
vorbereitet  hatte.  Die  zweite  Folge  war,  daß  sich 
mehrere  Staaten  beeilten,  mit  den  Russen  ebenfalls 
Sonderabkommen  abzuschließen.  Diese  Sonderverträge 
sind  nach  mehreren  Richtungen  sehr  interessant,  obwohl 
wir  über  ihren  Inhalt  nur  aus  dürftigen  Zeitungsnotizen 
unterrichtet  sind,  und  auch  nur  diese  anführen  können 
(Deutsche  Allgemeine  Zeitung  vom  3.  Juni  1922,  Industrie- 
und  Handelsztg.L 

Die  tschecho-slowakische  Regierung  verpflichtet  sich 
in  dem  Abkommen  mit  Rußland,  die  offiziellen  Be- 
ziehungen zur  Kerenski-Regierung  abzubrechen,  deren 
Zentrum  bekanntlich  Prag  geworden  war.  Es  werden 
gegenseitige  Handelsvertretungen  errichtet,  denen  die 
Rechte  diplomatischer  Vertretungen  zuerkannt  sind.  Den 
Staatsangehörigen  Rußlands  in  der  Tschecho-Slowakei 
und  umgekehrt  stehen  die  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechte  zu,  wie  den  Bürgern  irgendeines  anderen  fremden 
Staates.  Die  Tschecho-Slowakei  verpflichtet  sich,  ihren 
Bürgern,  die  sich  an  dem  wirtschaftlichen  Wiederaufbau 
Rußlands  beteiligen  wollen,  rege  Unterstüßung  zu  ge- 
währen. Die  Artikel  15  bis  19  enthalten  den  gegenseiti- 
gen Schuß  des  den  Regierungen  gehörigen  Vermögens, 
das  Verbot  der  Beschlagnahme  von  Vermögensgegen- 
ständen und  Waren,  die  ins  Gebiet  des  anderen  Staates 
eingeführt  oder  dort  geseßmäßig  erworben  werden, 
ferner  Sicherung  der  persönlichen  Freiheit  und  Schuß  des 
Eigentums  der  zu  Handelszwecken  in  dem  anderen  Staat 
reisenden  Personen.  In  den  Schlußartikeln  ist  eine 
Kündigungsfrist  von  sechs  Monaten  und  eine  Liqui- 
dationsfrist von  weiteren  sechs  Monaten  vorgesehen. 
Wichtig  ist  es,  daß  das  Abkommen  keinerlei  Andeutung 
über  eine  Meistbegünstigung  enthält,  sondern  nur  ein- 
seitig das  russische  Handelsmonopol  anerkennt  und  fest- 
stellt, daß  alle  mit  unbefugten  Personen  oder  Organen 
abgeschlossenen  Handelsgeschäfte  Übertretungen  des 
Vertrages  sind.  Die  Frage  der  gegenseitigen  Entschädi- 
gungsforderungen bleibt  offen. 

Durch  den  italienisch-russischen  Vertrag  sollte  das 


provisorische  Abkommen  vom  Dezember  1921  außer 
Kraft  geseßt  werden.  Das  neue  Abkommen,  das  zwei 
Jahre  laufen  sollte,  beabsichtigte  die  schleunige  Wieder- 
aufnahme der  Handelsbeziehungen  zwischen  den  ita- 
lienischen und  russischen  Häfen  am  Schwarzen  Meer. 
Den  sich  nach  Rußland  begebenden  Italienern  wird  in 
dem  Abkommen  volle  Bewegungsfreiheit  auch  in  der 
Ausübung  ihrer  Tätigkeit  zugesichert.  Ferner  wird  den 
in  Rußland  weilenden  Italienern  für  ihre  Handels-  und 
Industrieunternehmungen  die  Meistbegünstigung  einge- 
räumt, wie  auch  die  in  Italien  lebenden  Russen  das 
gleiche  Recht  erhalten.  Uber  die  Frage  der  italienischen 
Auswanderer  und  ihre  Arbeitsbedingungen  in  Rußland 
soll  ein  besonderes  Übereinkommen  getroffen  werden. 
Zwischen  den  beiden  Staaten  wird  für  den  Transitver- 
kehr die  Zollfreiheit  vereinbart.  Triest  wird  für  Rußland 
zum  Freilager  erklärt,  wähend  Rußland  den  italienischen 
Waren  in  den  Schwarz-Meer-Häfen  Zollfreiheit  zu- 
sichert. Italien  wird  von  Rußland  das  Recht  der  Meist- 
begünstigung im  Handelsverkehr  zugestanden  und  für 
die  Errichtung  neuer  Verkehrsanlagen;  außerdem  erhalt 
Italien  das  Vorzugsre  cht  auf  einige  Petroleumquellen, 
über  die  noch  keine  Konzessionen  vergeben  wurden. 
Die  italienischen  Kolonisten  erhalten  auf  die  Dauer  von 
24  Jahren  100  000  Hektar  Ackerland  im  Gebiet  von 
Cuban  und  der  Ukraine,  ähnlich  wie  sie  von  Rußland 
an  Deutschland  vergeben  wurden.  Für  Pacht  und 
Steuern  haben  die  italienischen  Kolonisten  nur  5 bis 
20  v.  H.  des  Ertrages  abzuliefern.  Uber  den  Ankauf  von 
italienischem  Eisenbahnmaterial  und  landwirtschaftlichen 
Maschinen  im  Austausch  gegen  russische  Rohstoffe,  wie 
Petroleum  usw.,  soll  zwischen  den  italienischen  Indu- 
striellen und  den  russischen  Delegierten  noch  ein  Sonder- 
abkommen abgeschlossen  werden. 

Dieses  Abkommen,  das  übrigens  unterdessen  von 
Rußland  abgelehnt  worden  ist,  ist  unvergleichlich  viel 
günstiger,  wie  das  Abkommen  mit  Deutschland,  das 
etwas  früher  getroffen  wurde.  Die  Zollfreiheit  für 
italienische  Waren,  die  über  das  schwarze  Meer  nach 
Rußland  eingehen,  wäre  u.  E.  eine  Verleßung  der  Deutsch- 
land zugestandenen  Meistbegünstigung.  Die  Meistbe- 
günstigung wird  u.  a.  den  in  Rußland  weilenden  Italienern 
für  ihre  Handels-  und  Industrieunternehmungen  einge- 
räumt. Auch  die  Ausnahme  von  der  Meistbegünstigung 
für  die  Vorteile,  die  Staaten  zugewendet  werden,  die 
früher  zu  Rußland  gehörten,  findet  sich  in  dem  Entwurf 
des  Abkommens  mit  Italien  nicht.  Diese  Tatsachen  recht- 
fertigen  schon  die  oben  erhobene  Forderung,  daß  die 
deutsch-russische  Meistbegünstigung  bestimmter  for- 
muliert werden  möge.  Hierbei  wird  auch  zu  fragen  sein, 
ob  zu  den  früheren  russischen  Ländern  gewährten  Vor- 
rechten und  Erleichterungen,  die  Deutschland  nicht  be- 
anspruchen kann,  die  Meistbegünstigung  für  den  Waren- 
verkehr über  die  Grenze,  die  Durchfuhr  und  die  Schiff- 
fahrt in  der  bestimmten  Formulierung  gehört,  die  sie  im 
russisch-littauischen,  vor  allem  aber  im  russisch-letti- 
schen Friedensvertrage  gefunden  hat.  Auf  die  Unkünd- 
barkeit dieser  Meistbegünstigungsklauseln,  die  sich  dar- 
aus ergibt,  daß  sie  in  einem  Friedensvertrage  stehen, 
müssen  wir  natürlich  verzichten. 

Die  der  italienischen  Regierung  gegebene  Zusiche- 
rung der  Vergebung  von  100  000  Hektar  Ackerland  in 
Cuban  an  italienische  Kolonisten  ist  besonders  inter- 
essant. Es  ist  der  erste  Fall,  daß  eine  solche  Konzession 
offen  in  einem  Vertrage  auftaucht  und  das  Cubangebiet 
ist  das  Gebiet,  in  dem  nach  allgemeiner  Meinung  die 
Wiederaufbauarbeit  zuerst  einseßen  kann.  Auch  die 
Franzosen  bewerben  sich  eifrig  um  Konzessionen  in 
diesem  Gebiet. 
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In  dem  Abkommen  von  Rapallo  ist  auch  ausge- 
sprochen, daß  die  deutsche  Regierung  die  Verein- 
barungen von  deutschen  Privatfirmen  mit  Rußland  nach 
Möglichkeit  unterstüßen  und  ihre  Durchführung  erleich- 
tern wird.  Ob  das  nach  den  bisher  vorliegenden  Be- 
richten viel  Erfolg  hat,  muß  dahingestellt  bleiben,  und 
erst  nach  den  Haager  Verhandlungen  wird  man  etwas 
klarer  sehen,  wenn  auch  diese  Besprechungen  von  den 
Franzosen  von  dem  Stande  einer  Verhandlung  unter 
Staatsmännern  auf  den  einer  unverbindlichen  Sachver- 
ständigenuntersuchung herabgedrückt  werden  sollen. 

Auch  das  englisch-italienische  Abkommen  muß  in 
diesem  Zusammenhänge  erwähnt  werden,  obwohl  es  im 
wesentlichen  von  einem  gemeinsamen  Vorgehen  in 
Griechenland  und  der  Türkei  handelt.  Es  will  nämlich 
u.  a.  den  Hafen  von  Triest  zum  Sammelpunkt  des  eng- 
lisch-italienischen Handels  nach  dem  Orient  machen. 
England  und  Italien  wollen  an  der  wirtschaftlichen  Aus- 


beute in  Rumänien,  Kleinasien  und  dem  Kaukasus 
gleichberechtigt  sein;  auch  soll  ein  umfassendes  In- 
dustrie- und  Handelsabkommen  abgeschlossen  werden, 
durch  das  die  Gefahr  des  Wettbewerbs  auf  allen  Märk- 
ten ausgeschaltet  werden  soll.  Schließlich  wird  ein  Ab- 
kommen über  die  Preise  für  englische  Kohlen  und  ein 
Petroleumabkommen  in  Aussicht  gestellt,  das  Italien  an 
den  rumänischen,  kleinasischen  und  kaukasischen  Pe- 
troleumvorkommen beteiligt. 

Diese  Mitteilung  veranlaßt,  darauf  hinzuweisen,  daß 
sich  der  Vertrag  von  Rapallo  nur  auf  das  nordwestliche 
vollständig  ist,  daß  er  nur  auf  das  nordwestliche 
Rußland  bezieht,  das  von  Moskau  regiert  wird.  Mit  der 
Ukraine,  Georgien  und  den  Kaukasus-Republiken 
schweben  noch  Verhandlungen  über  ein  ähnliches  oder 
gleiches  Abkommen,  die  dadurch  erschwert  sind,  daß 
die  Ukraine  auf  einen  gegenseitigen  Verzicht  auf  den 
Ersaß  von  Kriegskosfen  und  Kriegssehäden  nicht  ein- 
gehen  will.  1116  b) 


Deutsche  und  überfremdete  Handelsgesellschaften 
im  Sinne  des  Reichsausgleichsgesetzes. 

Von  Dr.  Bossert. 


Während  durch  die  Bestimmungen  des  Friedens- 
vertrages — Art.  296  — in  Ansehung  der  ausgleichs- 
fähigen Forderungen  das  Abrechnungsverfahren  zwi- 
schen den  beteiligten  Ausgleichsämtern  geregelt  worden 
ist,  war  es  dem  Reichsausgleichsgeseß  als  selbständigem 
Reichsgeseß  Vorbehalten,  die  Abrechnung  des  Reichs- 
ausgleichsamtes mit  den  deutschen  Gläubigern  und 
Schuldnern  durch  besondere  Bestimmungen  festzuseßen. 
Der  dritte  Absaß  des  Abschnitts  II  des  R.  A.  G.  enthält 
die  Bestimmungen  darüber,  in  welcher  Währung  und  zu 
welchem  Kurse  das  Reichsausgleichsamt  mit  seinen 
Staatsangehörigen  abrechnet. 

Von  allgemeiner  Bedeutung  und  besonders  für  die 
Kreise  der  deutschen  Handelsgesellschaften  ist  die  Be- 
stimmung des  § 24  R.  A.  G.  Abs.  3,  der  davon  handelt, 
welche  juristische  Personen  und  Handelsgesellschaften 
anderer  Art  als  Deutsche  im  Sinne  des  Abschnitts  II  des 
R.  A.  G.  zu  gelten  haben.  Nach  der  genannten  Geseßes- 
bestimmung  ist  dafür  Vorausseßung,  daß  der  S i ß 
der  betreffenden  juristischen  Person 
oder  Handelsgesellschaft  sich  im  Reichs- 
gebiet befindet,  daß  ihre  Rechtsbeständig- 
keit auf  Reichsrecht  oder  auf  dem  Rechte 
eines  deutschen  Landes  beruht  und  daß  ihr 
Kapital  spätestens  seit  dem  1.  Januar  1920  über- 
wiegend Reichsangehörigen  zusteht. 

Die  Frage,  ob  Personenvereinigungen  (Gesell- 
schaften) überhaupt  eine  Staatsangehörigkeit  zukommt, 
ist  eine  umstrittene,  sie  wird  aber  nach  der  geltenden 
deutschen  Rechtsauffassung  zu  bejahen  sein.  Da  es 
auch  an  einer  allgemeinen  geseßlichen  Regelung  in 
dieser  Beziehung  fehlt,  so  mußte  das  Reichsausgleichs- 
geseß auf  die  in  den  Friedensvertragsbeslimmungen 
niedergelegten  Grundsäße  zurückgreifen  und  außerdem 
noch  die  Kapifalsbeteiligung  der  betreffenden  Gesell- 
schaff als  maßgebliches  Kriterium  heranziehen.  Dieses 
Kriterium  der  „überwiegenden“  deutschen  Beteiligung 
schließt  eine  Tatfrage  in  sich,  die  im  Einzelfalle  durch 
Feststellung  zu  klären  ist.  Ist  eine  solche  überwiegende 
deutsche  Kapitalbeteiligung  erwiesen,  so  muß  die  Ab- 
rechnung mit  der  Gesellschaft  als  solchen  erfolgen,  ob 
es  sich  nun  um  eine  juristische  Persönlichkeit  (offene 


Handelsgesellschaft,  Kommanditgesellschaft)  oder  um 
eine  Gesellschaft  mit  juristischer  Persönlichkeit  (Aktien- 
gesellschaft, Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung) 
handelt.  Wäre  z.  B.  bei  einer  offenen  Handelsgesell- 
schaft die  deutsche  Kapitalbeteiligung  mit  75  v.  H.,  die 
ausländische  mit  25  v.  H.  festgestellt,  so  könnte  die  Ab- 
rechnung einer  Schuld  der  Gesellschaft,  die  von  der- 
selben voll  anerkannt  worden  ist,  nicht  etwa  im  Pro- 
rata-Verhältnis  der  Beteiligten  vorgenommen  werden. 
Nach  der  im  § 128  H.  G.  B.  niedergelegten  Rechtsauf- 
fassung haften  die  Gesellschafter  einer  offenen  Han- 
delsgesellschaft für  die  Schulden  der  Gesellschaft  als 
Gesamtschuldner  persönlich.  Die  Rechtslage  ist  hier 
eine  andere  als  im  englischen  Recht,  welches  bei  einer 
solchen  Gesellschaft  nur  eine  Prorata-Haftung  kennt. 
Bei  einer  Gesellschaft  mit  juristischer  Persönlichkeit 
würde  eine  Abrechnung  nach  dem  Beteiligungsverhältnis 
nicht  in  Einklang  mit  den  Bestimmungen  des  deutschen 
Gesellschaftsrechts  stehen,  wonach  — abgesehen  von 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  — nur  der  bilanzmäßige 
Gewinn  nach  Abzug  der  dem  Reservefonds  zuzuführen- 
den Beträge  den  einzelnen  Gesellschaften  ausgefolgt 
werden  darf. 

Weder  aus  dem  Wortlaut  des  § 24  Abs.  3 R.  A.  G. 
noch  aus  den  zugehörigen  Geseßesmaterialien  ergibt 
sich  also  ein  Rechtsgrund  für  eine  unterschiedliche  Be- 
handlung abzurechnender  Schulden,  je  nachdem  das 
Gesellschaftskapital  In-  oder  Ausländern  gehört,  sofern 
nur  die  inländische  Kapitalbeteiligung  seit  längstens 
1.  Januar  1920  überwiegend  ist.  Wie  zu  verfahren  ist, 
wenn  die  Kapitalbeteiligung  zu  gleichen  Teilen 
in-  und  ausländisch  ist  oder  wenn  es  sich  um  über- 
fremdete Gesellschaften  handelt,  darüber  enthält  das 
Reichsausgleichsgeseß  keine  positiven  Bestimmungen. 
Es  muß  demnach  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob 
der  § 24  R.  A.  G.  eine  dahingehende  Auslegung  ver- 
langt, daß  die  Bestimmung  im  Absaß  3 nur  zum  Vorteil 
der  als  deutsch  anzusehenden  Gesellschaften,  m.  a.  W. 
zum  Nachteil  der  nicht  als  deutsch  geltenden  Gesell- 
schaften getroffen  sind.  Das  Reichswirtschaftsgericht  hat 
sich  in  einer  seiner  Entscheidungen  dahin  ausgesprochen, 
daß  einer  solchen  überfremdeten  Gesellschaft  durch  die 
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Besiimmung  des  R.  A.  Gl  nicht  irgend  eine  Last  oder 
Beschränkung  auferlegt  werde;  sie  können  nur  keinen 
Anspruch  auf  eine  Bevorzugung  erheben,  die  den  deut- 
schen Gesellschaften  im  Sinne  von  § 24  Abs.  3 R.  A.  G. 
gewährt  werde.  Daß  Firmen,  die  ihren  Siß  im  Reichs- 
gebiet haben,  nur  nach  deutschem  Recht  errichtet  sind, 
aber  überfremdet  sind,  unter  die  Abrechnungsvorschrif- 
ten des  Reichsausgleichsgeseßes  fallen,  hat  das  Reichs- 
wirtschaftsgericht in  ständiger  Rechtsprechung  ange- 
nommen. Da  solchen  überfremdeten  Gesellschaften  die 
Rechtswohltat  des  § 27  R.  A.  G.  nicht  zugute  kommt, 
muß  mit  ihnen  nach  allgemeinen  Grundsäßen  abge- 
rechnet werden.  Für  solche  allgemeine  Grundsätze  kann 
allein  die  Berücksichtigung  der  Kapitalbeteiligung  bzw. 


das  Verhältnis  der  inländischen  Zu  den  ausländischen 
Kapitalanteilen  maßgebend  sein.  Es  wird  demnach  nicht 
die  Gesellschaft  als  solche  zu  berücksichtigen  sein,  son- 
dern grundsäßlich  nur  die  deutsche  Beteiligung,  sofern 
es  sich  um  eine  Gesellschaft  ohne  juristische  Persönlich- 
keit handelt.  Bei  juristischen  Personen  mub,  wenn  die 
ausländische  Beteiligung  überwiegend  ist,  von  vorn- 
herein die  Frage  geprüft  und  entschieden  werden,  ob  die 
Bestimmungen  des  Friedensvertrages  — Art.  296  — hin- 
sichtlich der  Staatsangehörigkeit  als  zutreffend  ange- 
sehen werden  können,  oder  ob  nicht  vielmehr  auf  Grund 
der  überwiegenden  ausländischen  Beteiligung  eine 
Zwangsverwaltung  angeordnet  war. 

(102). 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts, 


tue  Noi  der  deutschen  Wissenschaft. 

Die  Berichte  Uber  die  Beratungen  des  Reichstags  und  der 
einzelstaatlichen  Parlamente  liefern  Belege  dafür,  daß  trob 
des  besten  Willens  der  Vertreter  des  Volkes  nur  unzureichende 
Summen  — namentlich  wenn  man  die  heutige  Geldentwertung 
berücksichtigt  — für  die  Erhaltung  und  Pflege  wissenschaft- 
licher Bestrebungen  flüssig  gemacht  werden  können,  obwohl 
die  außerordentliche  wirtschaftliche  Notlage  der  großen  For- 
schungsinstitute, Universitäten,  Hochschulen,  Akademien,  Biblio- 
theken, Museen,  Archive  und  zahlreiche  Einzelinstitute  offen- 
kundig ist.  Gerade  in  bezug  auf  die  materielle  Unterstüßung 
der  deutschen,  wissenschaftlichen  und  kulturellen  Pflanz-  und 
Pflegestätten  beschränken  die  unerhört  grausamen  Repara- 
tionsverpflichtungen aus  dem  Versailler  Zwangsfrieden  die 
staatliche  Hilfe  auf  das  Unerläßlichste. 

Es  ist  daher  erklärlich,  daß  von  berufener  Seite  in  jüngster 
Zeit  mehrfach  der  Hinweis  auf  den  drohenden  Zusammenbruch 
der  deutschen  wissenschaftlichen  Forschung  erfolgte,  falls  es 
nicht  gelingen  sollte,  eine  entsprechende  Stüßungs- Aktion  in 
die  Wege  zu  leiten.  Erfreulicherweise  verhallten  die  Notrufe 
nicht  ungehört,  und  viel  Wertvolles  und  Wichtiges  ist  in  dieser 
Hinsicht  bereits  zu  buchen. 

Durch  Maßnahmen  der  Regierung  ist  zunächst  die  Gefahr 
einer  Einstellung  des  Unterrichtsbetriebes  an  einigen  Univer- 
sitäten beseitigt  und  die  Weiterführung  des  gewaltigen  Unter- 
nehmens der  „Deutschen  Bücherei“  in  Leipzig  gewährleistet. 
Welche  Schädigung  der  Wissenschaft  speziell  aus  der  Ein- 
stellung der  „Deutschen  Bücherei"  erwachsen  müßte,  wird  klar, 
wenn  man  sich  vor  Augen  hält,  daß  die  Bücherei  als  einzige 
Stelle  in  Deutschland,  das  deutsche  Schrifttum  in  annähernder 
Vollständigkeit,  sei  es  Erzeugnis  des  Buchhandels  oder  amt- 
liche Drucksache  oder  private  Veröffentlichung,  sammelt  und 
sichtet  und  damit  eine  Aufgabe  löst,  die  selbst  von  der  Ge- 
samtheit der  deutschen  Bibliotheken  nicht  durchgeführt  zu  wer- 
den vermag.  Gerade  die  Buchfrage  und  insbesondere  der 
Austausch  fachwissenschaftlicher  Zeitschriften  und  Druckwerke 
mit  dem  Auslande  sind  für  den  Fortschritt  der  wissenschaft- 
lichen Forschung  von  einsdineidender  Bedeutung.  Im  Hinblick 
darauf  darf  es  besonders  begrüßt  werden,  daß  das  Ausland 
für  unsere  Not  bereits  Verständnis  zu  zeigen  beginnt.  Aus 
der  Schweiz  wird  den  deutschen  Bibliotheken  schweizerische 
Literatur  zugeführt,  ln  Amerika  sind,  wie  Dr.  Eduard  Wild- 
hagen in  der  „Internationalen  Monatsschrift  für  Wissenschaft, 
Kunst  und  Technik“  mitteilt,  Hilfsgesellschaften  gegründet  wor- 
den, um  die  schädigenden  Wirkungen  des  Krieges  von  der 
Wissenschaft  und  Kunst  Europas,  im  besonderen  Deutschlands 
und  Österreichs  abzuwenden.  Wissenschaftliche  Institute  sollen 
mit  dem  notwendigen  Arbeitsmalerial,  mit  Apparaten  und  In- 
strumenten versorgt  und  in  der  Herausgabe  ihrer  Veröffent- 
lichungen, die  heute  infolge  der  nahezu  unerschwinglichen  Pa- 
pier- und  Druckpreise  Unsummen  verschlingen,  gefördert  wer- 
den. Ein  Kreis  von  Deutsch- Amerikanern  hat  bares  Geld  für 
bestimmte  wissenschaftliche  Zwecke  oder  zur  Verteilung  unter 
die  deutschen  Künstler  übersandt.  Die  Quäker  wollen  eine 
englisch-amerikanische  Universitätsbibliothek  für  Zentral- 
europa errichten,  von  der  aus  den  deutschen  Gelehrten  die  seit 


Ausbruch  des  Krieges  erschienene  englisch-amerikanische  Li- 
teratur zugänglich  gemacht  werden  soll. 

Das  sind  gewiß  höchst  anerkennenswerte  Leistungen, 
decken  aber  nur  einen  geringen  Teil  des  tatsächlichen  Bedarfs. 
Wenn  die  Forschungsinstitute  der  Hochschulen  und  fachwissen- 
schaftlichen Vereine  lebenskräftig  erhalten  werden  sollen,  sind 
außerordentliche  Summen  unbedingt  erforderlich.  Man  denke 
nur  an  die  experimentelle  Naturwissenschaft,  deren  Arbeiten 
für  Industrie  und  Technik  unschäßbarer  Wert  beizumessen  ist. 
Das  gleiche  gilt  in  bezug  auf  die  Institute  für  experimentelle 
Therapie  mit  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Volksgesundheit. 
Vielleicht  noch  bedeutendere  Mittel  erfordert  in  unseren  Ta- 
gen die  geographische  Forschung,  deren  volkswirtschaftlicher 
Nußen  nicht  erst  erwiesen  zu  werden  braucht.  Diese  wenigen 
Beispiele  dürften  genügen,  den  wirklichen  Notstand  der  deut- 
schen Wissenschaft  zu  erhärten. 

Nur  durch  einhelliges  Zusammenwirken  aller  verfügbaren 
Kräfte  und  namentlich  durch  die  stüßende  Hilfsbereitschaft 
breitester  Volkskreise  kann  der  furchtbarsten  Not  gesteuert 
werden.  Eine  vielversprechende  Grundlage  in  diesem  Sinne 
ist  glücklicherweise  in  Deutschland  bereits  geschaffen  in  der 
„Notgemeinschaft  der  deutschen  Wissen- 

schaf t“.  Auf  Anregung  der  Berliner  Akademie  der 
Wissenschaften  haben  sich  sämtliche  Wissenschafts- 

akademien, Universitäten,  technischen,  landwirtschaftlichen 
und  tierärztlichen  Hochschulen  des  Reichsgebietes  mit 
der  Kaiser  - Wilhelm  - Gesellschaft  und  zwei  ganz  Deutsch- 
land umfassenden,  großen  Wirtschaftsverbänden,  dem  Ver- 
bände technisch-wissenschaftlicher  Vereine  und  der  Gesell- 
schaft Deutscher  Naturforscher  und  Ärzte  zur  Erhaltung  und 
Förderung  der  deutschen  Wissenschaft  zusammengeschlossen. 
In  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  die  Gemeinschaft  be- 
reits in  zahlreichen  Fällen  mit  bemerkenswertem  Erfolg  der 
geschilderten  Notlage  entgegenzuwirken  verstanden.  Haupt- 
aufgaben der  Vereinigung  bilden  die  Beschaffung,  Verbilligung 
und  erleichterte  Benußung  der  Forschungsmittel,  Zusammen- 
fassung und  Beschränkung  der  Forschungseinrichiungen  und 
die  Unterstüßung  der  Forschung  selbst.  Das  Präsidium  liegt 
in  den  Händen  des  Staatsministers  Dr.  F.  Schmidt-Ott.  Neben 
der  Notgemeinschaft  der  deutschen  Wissenschaft  hat  sich  ein 
Stifterverband  gebildet,  dessen  Geschäftsstelle  nach  ein- 
heitlichen Gesichtspunkten  Mittel  zur  Unterstüßung  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  werben  und  über  die  einlaufenden  Zu- 
wendungen, unter  Wahrung  des  Mitbestimmungsrechtes  der  ein- 
zelnen Mitglieder,  gemeinsam  mit  dem  Präsidium  und  Haupt- 
ausschuß der  Notgemeinschaft  zweckmäßig  und  unparteiisch 
verfügen  soll.  Vorsißender  des  Verbandes  ist  Dr.-Ing.  e.h.  C. 
F.  v.  Siemens. 

In  der  Notgemeinschaft  wie  im  Stifterverband  konzentriert 
sich  der  Wille  einsichtiger  Mitbürger,  der  notleidenden  deut- 
schen Wissenschaft  wo  immer  möglich  zu  helfen.  Die  un- 
eigennüßige  Hilfsbereitschaft  basiert  auf  der  Erkenntnis,  daß 
für  die  nächste  Zukunft  die  Wissenschaft  eins  der  wichtigsten 
Tätigkeitsgebiete  des  deutschen  Volkes  darstellt  und  Aufstieg 
und  Kultur  wie  Rückschritt  und  Verfall  der  Nation  mit  den 
Lebensmöglichkeiten  der  wissenschaftlichen  Forsdiung  im 
engsten  Zusammenhang  stehen,  ln  dieser  Erkenntnis  liegt  auch 
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der  zwingende  Grund  für  jeden  Teil  des  Volksganzen,  mitzu- 
helfen  an  der  Sicherung  der  Betätigungsmöglichkeiten  der 
deutschen  Wissenschaft.  Die  daraus  erwachsenden  Vorteile 
kommen  jedem  Einzelnen  direkt  oder  indirekt  zugute,  ln  ein- 
mütigem Zusammenstehen  wird  und  muß  es  gelingen,  der  deut- 
schen Wissenschaft  die  Wege  wieder  zu  ebnen  und  dadurch 
unsern  alten  Ruf  als  Kulturvolk  zu  erneuern. 

(125)  A.  S c h r o p p. 

Reichswirtschaftsrat. 

Aus  der  Tätigkeit  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats. 

Im  Wirtschaftspolitischen  Ausschuß  gelangte 
nach  Prüfung  der  Verordnung,  betreffend  Ergänzungen  und 
Änderungen  der  Verordnung  über  die  Beförderung  ge- 
fährlicher Gegensfände  mit  Kauffahrtei- 
schiffen folgende  Vorschläge  des  Arbeits- Ausschusses  ein- 
stimmig zur  Annahme: 

1.  Unter  Ziffer  12  des  Güterverzeichnisses  des  Abschnitts  11 
der  „Anlage  1“,  welcher  die  selbstentzündlichen  Stoffe  enthält, 
ist  neu  aufgenommen  worden:  „Schwefelkalium  und  Schwefel- 
natrium, trocken  (wasserfrei)“.  Da  Schwefelkalium  und 
Schwefelnalrium  nicht  als  selbstentzündlich  angesehen  werden 
können,  sind  die  Stoffe  wieder  zu  streichen. 

2.  ln  Abschnitt  VI  wird  eine  Gruppe  von  Gütern  neu  auf- 
geführt, welche  in  der  Überschrift  durch  eine  Bezeichnung 
charakterisiert  werden,  welche  nicht  dem  chemischen  und  phy- 
sikalischen Verhalten  dieser  Stoffe  entspricht.  Es  wurde  fol- 
gende Fassung  beschlossen:  „feste,  nicht  selbstentzündliche, 
bei  Temperaturen  über  200°  C.  durch  Sauerstoffabgabe  die 
Verbrennung  unierstüßende  Stoffe.“ 

3.  Unter  den  Vorschriften  für  die  Verpackung  chlorsaurer 
Salze  (Abschnitt  VI)  wurde  beschlossen,  diese  Vorschrift,  wie 
folgt,  abzuändern:  „Holzbehälter  müssen  innen  mit  Wasserglas 
ausgestrichen  sein.  Dem  Ausstreuen  des  Inhalts  muß  durch 
Auslegen  mit  Pergamentpapier,  das  nicht  an  der  Innenwand 
der  Behälter  angeklebt  sein  darf,  begegnet  sein“. 

4.  Unter  den  Verpackungsvorschriften  für  chlorsaure 
Salze  befindet  sich  ferner  die  Bestimmung,  daß  die  Holz- 
dauben, welche  um  die  Blechfässer  zu  legen  sind,  „durch 
Weidenstreifen  oder  in  entsprechender  anderer  Weise  fest- 
gehalten werden  müssen“. 

Diese  Bestimmung  ist  in  den  Genfer  Vereinbarungen  ent- 
halten. Die  Regierung  wird  ersucht,  darauf  hinzuwirken,  daß 
sie  verständlicher  und  zweckentsprechender  gestaltet  wird. 

5.  Den  Verpackungsvorschriften  für  übermangansaure 
Salze  (Abschnitt  VI)  wurde  folgende  Fassung  gegeben:  „Die 
Stoffe  der  Ziffer  4 sind  in  starke,  dichte,  sicher  und  dicht  ver- 
schlossene Wellblechfässer  zu  verpacken“. 

6.  Karbid:  Die  Anträge  der  Karbid-Industrie  auf  Ab- 

änderung der  Verpackungsvorschriften  für  Karbid  werden  ab- 
gelehnt. Bezüglich  der  Verladungsvorschriften  für  Stoffe  der 
Ziffer  2a  und  2b  des  Abschnittes  I e wird  beschlossen,  die 
unter  C II  Sab  2 aufgeführte  Bestimmung,  wie  folgt,  abzu- 
ändern: statt  der  Worte:  „Uber  dem  Schottendeck“  soll  gesagt 
werden:  „in  oder  über  dem  Zwischendeck,  und  zwar  unmittel- 
bar zugänglich.“  Durch  die  Beschränkung  auf  das  Schoiten- 
deck  würde  die  Verlademöglichkeii  derart  eingeschränkt  wer- 
den, daß  solche  in  vielen  Fällen  kaum  noch  gegeben  wäre. 

Eingaben  auf  weitere  Änderungen  der  See-Frachiordnung 
wurden  einem  Unterausschuß  überwiesen. 

Ferner  stimmte  der  Ausschuß  dem  Beschlüsse  des  Unter- 
ausschusses für  Landwirtschaft  und  Ernährung  zu,  die  Reichs- 
regierung zu  ersuchen,  einmalig  2 Millionen  Mark  aus  den  Er- 
trägnissen der  Tabaksteuer  für  die  Errichtung  einer 
Versuchsanstalt  für  Tabakanbau  in  Forchheim 
(Baden)  bereiizusiellen.  Weiter  wurde  der  Entwurf  eines  Ge- 
seßes  zur  Erhöhung  der  patentamtlichen  Ge- 
bühren begutachtet. 

Einem  Ersuchen  des  Reichsminisiers  für  Wiederaufbau  ent- 
sprechend, benannte  der  Ausschuß  für  den  nach  § 5 Abs.  2 des 
Auslandsschädengesetzes  vom  28.  Juli  1921  zu  bil- 
denden Sachverständigenbeirat  folgende  Mitglieder: 
Von  der  Arbeitgeberseite  a)  als  ordentliche  Mitglieder:  Dr. 
Eranck,  Dr.  Hugo,  Derlien,  Cornelius  Kauffmann;  b)  als  Stell- 


vertreter: Dr.  Ponfick,  Arthur  Cohn,  Gribel,  Ephraim.  Von  der 
Arbeitnehmerseite:  a)  als  ordentliche  Mitglieder:  Kube, 

Schweißer,  Decker,  Bruns;  b)  als  Stellvertreter:  Grünzel,  Fe- 
disch,  Müntner.  Von  der  Verbraucherseiie:  a)  als  ordentliche 
Mitglieder:  Max  Cohen,  Berger,  Dr.  Arnoldi,  Dr.  Hilferding; 
b)  als  Stellvertreter:  Otto  Marcus,  Hoffmann,  Knoll,  D.  Wer- 
muth. 

Im  Sozialpolitischen  Ausschüsse  gelangte 
eine  Eingabe  des  Zentralverbandes  der  Angestellten  zu  § 139  b 
der  Gewerbeordnung  zur  Verhandlung,  die  seinerzeit  vertagt 
worden  war,  um  den  Arbeitgebern  Gelegenheit  zur  Stellung- 
nahme zu  geben.  In  der  Eingabe  wurde  für  den  § 139b  der 
Gewerbeordnung  folgende  Fassung  vorgeschlagen: 

„Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  geseßlichen  und 
tarifvertraglichen  Arbeiter-  und  Angestelltenschuß  bestimmun- 
gen  ist  neben  den  ordentlichen  Polizeibehörden  den  von  den 
Landesregierungen  auszubauenden  Gewerbe-  und  Han- 
delsaufsichtsämtern zu  übertragen.  Den  Beamten 
der  Gewerbe-  und  Handelsaufsichtsämter  stehen  bei  Aus- 
übung dieser  Aufsicht  alle  amtlichen  Befugnisse  der  Orts- 
polizeibehörden, insbesondere  das  Recht  zur  jederzeitigen  Re- 
vision zu.  Sie  sind,  vorbehaltlich  der  Anzeige  von  Geseß- 
widrigkeiten,  zur  Geheimhaltung  der  amtlichen  zu  ihrer  Kennt- 
nis gelangenden  Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse  ver- 
pflichtet. 

über  die  Tätigkeit  sind  alljährlich  Berichte  zu  erstatten, 
die  dem  Reichstag  vorzulegen  sind. 

Die  Gewerbe-  und  Handelsaufsichtsämter  sind  berechtigt, 
von  den  Arbeitgebern  ihres  Bezirks  unter  Festseßung  be- 
stimmter Fristen  Berichte  und  statistische  Unterlagen  einzu- 
fordern.“ 

Der  Berichterstatter  führte  aus,  daß  die  Angestellten  seit 
Jahrzehnten  den  Kampf  um  die  Einseßung  besonderer  Handels- 
inspektoren führten.  Bisher  seien  aber  derartige  Beamte  nur 
in  wenigen  deutschen  Ländern  angestellt  worden,  deren  Tätig- 
keitsberichte einen  weiteren  Beweis  für  die  Notwendigkeit 
einer  besonderen  Handelsinspektion  lieferten. 

Ein  Arbeitgebervertrefer  bestritt  diese  Notwendigkeit  vom 
Standpunkte  des  Klein-  und  des  Großhandels.  Es  sei  fraglich, 
ob  man  erstens  für  die  Erreichung  des  erhofften  Zweckes 
durchaus  besonderer  Aufsichtsämter  bedürfe,  zweitens  ob  nicht 
die  Gefahr  vorläge,  daß  die  Beamten,  wenn  sie  aus  Ange- 
stelltenkreisen genommen  würden,  nicht  unparteiisch  wären, 
drittens,  ob  damit  wirklich  ein  Bollwerk  gegen  die  Nöte  ge- 
schaffen werde,  unter  denen  die  Angestellten  litten.  Audi  die 
Kostenfrage  müßte  bedacht  werden.  Außerdem  würden  durch 
derartige  Einrichtungen  die  Gegensäße  nicht  gemildert,  son- 
dern verschärft.  Er  bitte  deshalb,  aus  diesen  Gründen  den 
Antrag  abzulehnen. 

Die  Arbeitnehmer  unterstüßten  die  Eingabe  lebhaft.  Sie 
erklärten,  daß  auf  die  Kostenfrage  bereits  Rücksicht  genom- 
men sei,  denn  man  fordere  nicht  selbständige  sondern  nur 
den  Gewe'rbeaufsichtsämtern  angegliederte  Handelsaufsichts- 
ämter. Für  die  Behauptung,  daß  die  Unparteilichkeit  fraglich 
sein  könne,  fehle  der  Beweis. 

Der  Antrag  des  Zentralverbandes  gelangte  mit  14  zu 
7 Stimmen  (leßtere  Arbeitgeber)  zur  Annahme. 

Vom  Sozialpolitischen  Ausschuß  wurden  drei  Arbeitsaus- 
schüsse gebildet:  für  die  Beratung  des  Reichsknapp- 
schaftsgesetzes mit  den  Mitgliedern:  Bartschal,  Effert, 
Fromholz,  Gärtner,  Dr.  Herzau,  Jannssen,  Lange  (Max),  Dr. 
Meyer,  Werner  (Georg),  Wißmann  (Vorsißender);  für  das 
Heimarbeiterlohngesetz  mit  den  Mitgliedern:  Frau 
Andres,  Cohen  (Max),  Grünfeld,  Kallmann,  Frau  Kähler,  Mey 
(Vorsißender),  Schumacher,  Stühmer,  Frl.  Vurthmann,  und  für 
die  Fragen  der  Sonntagsruhe  mit  den  Mitgliedern:  Frau 
Andres,  Beckmann,  Behn,  Dr.  Büttner,  Dreher,  Freyberger, 
Jannssen,  Kallmann,  Lange  (Max),  Ströhlinger,  Ucko.  Außer- 
dem wurde  ein  Ausschuß  zur  Prüfung  der  Wirtschaftlichkeit 
der  öffentlichen  Verwaltung  in  Reich,  Staat  und  Gemeinden 
aus  folgenden  Mitgliedern  gebildet:  von  Borsig,  Voigt,  W. 
Schmidt,  Riedel,  Dr.  Thissen,  Ucko,  Lenz,  Lange  (Max),  Dr. 
Stegemann,  die  sämtlich  dem  Sozialpolitischen  Ausschuß  an- 
gehören und  Dr.  Busch,  Dr.  Bücher,  Dr.  Schwarß,  Schweißer, 
Marx,  Beckmann  (Wilh.),  Lehmann,  Dr.  Hilferding,  Dr.  Berthold, 
die  Mitglieder  des  Finanzpolitischen  Ausschusses  sind. 
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Der  Finanzpolitische  Ausschuß  begutachtete 
den  Entwurf  eines  Gesebes  über  die  Zwangsanleihe. 
Das  Gutachten  ist  niedergelegt  in  der  Drucksache  Nr.  276  und 
276  A des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats.  Er  befaßte  sich 
ferner  mit  dem  Antrag  Irl  auf  Erfassung  der  Spekulations- 
gewinne an  der  Quelle,  mit  dem  Entwurf  eines  Gesekes  über 
die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Notgeld  und  mit  einem  Antrag 
Irl-Künzer  auf  Abänderung  des  Einkommensieuergesebes  in 
bezug  auf  die  Abzugsfähigkeit  von  Versicherungsprämien  und 
Spareinlagen.  Der  Antrag  Irl  auf  Erfassung  der  Speku- 
lationsgewinne war  bereits  in  einer  Sibung  am  3.  De- 
zember 1921  behandelt  worden,  wobei  die  besonderen  Vor- 
schläge für  die  Erfassung  als  undurchführbar  erklärt,  aber  be- 
schlossen wurde,  eine  Reform  der  Steuergesebgebung  nament- 
lich der  Einkommenbesteuerung  anzustreben,  die  eine  bessere 
steuerliche  Erfassung  der  Spekulationsgewinne  ermöglicht.  Für 
die  Weiterverfolgung  der  Angelegenheit  wurde  ein  Arbeits- 
ausschub aus  folgenden  Mitgliedern  zusammengesebt:  Franz 
von  Mendelssohn,  Dr.  Schwarb,  Dr.  Hagen,  Marx,  Fürsten- 
berg, Georg  Bernhard,  Dr.  Arnoldi. 

Dem  Ausschub  lagen  ferner  zwei  Anträge  von  den  Arbeii- 
gebervertretern  des  Handwerks  und  von  denen  der  Landwirt- 
schaft zum  Landessteuergesetz  vor.  Beide  Anträge  weisen 
darauf  hin,  dab  die  Erhebung  von  Ertragssteuern  vom  Grund- 
vermögen und  vom  Gewerbebetrieb  nach  dem  bestehen- 
den Zustand  die  Hauptsteuerquelle  von  Ländern,  Gemeinden 
und  zum  Teil  auch  der  Gemeindeverbände  ist.  Die  Steuersätze 
sind  dementsprechend  derart  gestiegen,  dab  das  Betriebs- 
kapital weggesteuert,  der  Bestand  der  Betriebe  gefährdet,  die 
Steuerkraft  auf  die  Dauer  geschädigt  wird  und  dadurch  auch 
die  steuerlichen  Interessen  des  Reiches  verletzt  werden.  Die 
Vertreter  des  Handwerks  beantragen  darum,  dab  seitens  der 
Reichsregierung  einheitliche  Richtlinien  für  den  Erlab  der  Ge- 
werbesteuerordnungen der  Länder  und  Gemeinden  aufgestellt 
werden.  Die  Vertreter  der  Landwirtschaft  legten  ihren  ähnlich 
lautenden  Antrag  dahin  aus,  dab  bei  Überschreitung  gewisser 
Höchstsätze  nicht  allein  die  Ortsbehörden  sondern  übergeord- 
nete Instanzen  die  Entscheidung  haben  sollen,  die  den  Verhält- 
nissen des  einzelnen  Ortes  objektiv  gegenüberstehen. 

In  der  Erörterung  kam  zum  Ausdruck,  dab  die  augenblick- 
liche Besteuerung  unerträglich  und  auf  die  Dauer  undurchführ- 
bar ist.  In  Gewerbebetrieben  werden  bis  zu  90  v.  H.  des  Er- 
trages weggesteuert.  In  der  Landwirtschaft  steigen  die  Sätze 
auf  12  bis  1500  M.  für  den  Morgen.  Von  den  Vertretern  der 
Gemeinden  wurde  eine  Erhöhung  der  Dotationen  der  Länder 
an  die  Provinzial-  und  Kreisverbände  vorgeschlagen,  wodurch 
die  Gemeinden  entlastet  würden,  auberdem  die  Entwicklung 
der  Ertragssteuern  zu  einer  einheitlichen  Unternehmenssteuer 
iri  Anregung  gebracht.  Nach  eingehender  Besprechung  kam 
der  Ausschub  zu  dem  Beschluß  die  Anträge  vorläufig  zurück- 
zustellen, da  das  Landessteuergesetz,  das  am  18.  März  1922 
vom  Ausschub  begutachtet  worden  ist,  die  Frage  vorläufig 
geregelt  hat  und  sein  Erfolg  abgewartet  werden  mub-  Im 
Herbst  des  Jahres  sollen  dann  Richtlinien  für  eine  umfassende 
Finanzreform  aufgestellt  werden,  durch  die  die  Finanzen  des 
Reiches,  der  Länder  und  Gemeinden  gegeneinander  geregelt 
werden. 

Der  Finanzpolitische  Ausschub  beschäftigte  sich  weiter 
mit  dem  Antrag  Irl-Künzer  auf  Abänderung  des  Einkommen- 
steuergesebes  in  bezug  auf  die  Abzugsfähigkeit  von  Versiche- 
rungsprämien und  Spareinlagen.  Der  Antrag  lautet: 

„Die  Reichsregierung  wird  ersucht,  eine  Änderung  des  Ge- 
setzes über  die  Einkommensteuer  dahin  herbeizuführen,  dab 

1.  in  Ziffer  5 des  § 13  die  Zahl  3000  durch  6000  ersetzt  wird. 

2.  In  § 13  unter  Ziffer  5a  folgende  Bestimmung  aufgenommen 
wird: 

Spareinlagen,  die  der  Steuerpflichtige  für  sich  oder  einen 
seiner  nicht  selbständig  veranlagten  Haushaltsangehörigen 
bei  einer  öffentlichen  also  unter  Staatsaufsicht  stehenden 
Sparkasse  oder  bei  einer  eingetragenen  Genossenschaft 
unter  Sperrung  der  Kapitalrückzahlung  auf  den  Todes-  oder 
Erlebensfall  eingezahlt  hat,  soweit  sie  den  Betrag  von 
6000  M.  jährlich  nicht  übersteigen.“ 

Der  Antrag  wurde  mit  5 gegen  3 Stimmen  angenommen 
und  seine  beschleunigte  Überweisung  an  die  Regierung  ohne 
Anhörung  der  Vollversammlung  des  Reichswirtschaftsrats  be- 


schlossen, damit  er  bei  der  bevorstehenVJen  Änderung  des  Ein- 
kommensteuergesebes  noch  Berücksichtigung  finden  kann. 

Im  Ausschub  für  Siedlungs  - und  Wohnungs- 
wesen wurde  nach  längerer  Besprechung  über  die  Lage  des 
Baustoffmarktes  beschlossen,  einen  Arbeitsausschub 
zur  Untersuchung  der  Baustoffpreise  einzu- 
seben,  der  seine  Untersuchungen  zunächst  auf  Ziegel,  dann  auf 
Kalk,  Mörtel  und  Glas  zu  erstrecken  hat,  und  dem  überlassen 
wird,  die  Untersuchungen  auf  weitere  Baustoffe  auszudehnen. 
Dem  Ausschub  gehören  folgende  Mitglieder  an:  Heuer,  Noack, 
Fromm,  Stühler,  Schulz,  Kröger  als  ordentliche  und  Dr.  Riepert, 
Jannssen,  Schumacher,  Schmaus  (später  Paeplow),  Humar  und 
Dr.  Haekel  als  stellvertretende  Mitglieder.  Die  Beratungen 
über  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Mieter- 
schutz und  Mieteinigungsämter  wurden  zum  Ab- 
schlub  gebracht.  Das  Gutachten  ist  in  den  Drucksachen 
Nr.  275  und  275A  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  ab- 
gedruckt. 

Der  Wasserwirtschaftliche  Ausschub  beschäftigte  sich  in 
seiner  Sibung  vom  8.  Juni  mit  der  Aufstellung  eines 
einheitlichen  deutschen  W a s s e r s t r a b e n p 1 a - 
n e s.  Die  Notwendigkeit  einer  planmäbigen  und  grobzügigen 
Arbeit  ,auf  diesem  Gebiete  wurde  erneut  und  allseitig  aner- 
kannt. Es  wurde  auch  darauf  hingewiesen,  dab  ein  dem  Sinne 
nach  gleichlautender  Antrag  kürzlich  im  Reichstage  angenom- 
men sei.  Ein  Vertreter  des  Reichsverkehrsministeriums  teilte 
mit,  dab  die  Ausführung  dieses  Beschlusses  bereits  in  Angriff 
genommen  sei  und,  dab  etwa  im  Herbst  mit  der  Vorlage  der 
vom  Reichstage  gewünschten  Denkschrift  gerechnet 
werden  könne.  Innerhalb  dieses  Gesamtplanes  und  im  Zu- 
sammenhang mit  ihm,  mübten  dann  die  einzelnen  bauwür- 
digen Projekte  nach  ihrer  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  abge- 
stuft und  zur  Ausführung  gebracht  werden.  Von  den  Vertre- 
tern des  Reichsverkehrsministeriums  wurden  darnach  die  in 
erster  Linie  in  Betracht  kommenden  Kanalpläne  kurz  erörtert. 
An  diese  Darlegungen  schlob  sich  eine  eingehende  Be- 
sprechung über  die  wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Projekte. 
Auch  über  die  Verhandlungen  mit  den  angrenzenden  Ländern 
wurden  vertrauliche  Mitteilungen  gemacht.  Als  das  für  die 
deutsche  Volkswirtschaft  wichtigste  und  dringlichste  Kanal- 
projekt wurde  allgemein  der  Mittellandkanal,  durch  den 
das  westliche  und  östliche  Kanalsystem  miteinander  verbunden 
werden,  anerkannt.  Die  zugehörigen  Teilprojekte  dieses  Unter- 
nehmens werden  in  der  beschlossenen  vollen  Ausdehnung, 
auch  die  Kanalisierung  der  Saale,  den  Elster-Saale-Kanal  und 
die  groben  Wasserspeicheranlage  im  Harz  und  im  Oberhof  der 
Saale  umfassen;  von  grober  Wichtigkeit  ist  hierbei  auch  die 
Erhöhung  des  Elbwasserstandes  durch  entsprechende  Anlagen 
im  Oberhof  (Tschecho-Slowakei)  und  im  deutschen  Mittel- 
lauf der  Elbe. 

Der  Ausschub  beschlob,  zunächst  das  durch  die  Internatio- 
nalisierung beeinflubte  Stromgebiet  der  Elbe  und  der  an- 
schliebenden  Wasserstraben  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
deutschen  Wirtschaft  zu  behandeln  und  die  hierbei  geltend  zu 
machenden  Anforderungen  und  Bedürfnisse  durch  Anhörung 
von  Sachverständigen  zu  klären.  (126). 

Dr.  H a u s c h i 1 d. 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel,  Senatspräsident  beim  R.  W.U. 
5.  Abrechnung  über  zunächst  als  Markforderungen  angemeldete 
£-Forderungen. 

Eine  deutsche  Firma  hat  unter  Beifügung  einer  in  deutscher 
Markwährung  aufgestellten  Rechnung  gegen  eine  englische 
Firma  im  Ausgleichsverfahren  eine  Vorkriegsforderung  aus 
Warenlieferung  in  Höhe  von  22  725,96  M.  nebst  Zinsen  an- 
gemeldet. 

Die  Forderung  ist  in  Höhe  von  1003  £ 4 sh  2d  (zum  Vor- 
kriegskurs umgerechnei=20  573,79  M.)  nebst  Zinsen  von  der 
Schuldnerin  anerkannt  worden. 

Das  Reichsausgleichsamt  hat  der  Gläubigerin  über  den  an- 
erkannten Teil  der  Forderung  eine  unter  Einrechnung  von 
Zinsen  mit  26  377,22  M.  abschliebende  Abrechnung  erteilt. 

Die  Gläubigerin  verlangt  beschwerdeführend  Abrechnung 
zum  Tageskurs  und  madii  geltend: 
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Ihr  Vertreter  in  England  habe  die  Geschäfte  mit  der  eng- 
lischen Kundschaft  auf  deren  Wunsch  im  Namen  der  Be- 
schwerdeführerin in  englischer  Währung  abgeschlossen. 
Er  habe  nicht  nur  die  Aufträge  im  Namen  der  Beschwerde- 
führerin von  den  Kunden  in  englischer  Währung  entgegen- 
genommen, sondern  sie  auch  in  englischer  Währung  bestätigt 
und  in  englischer  Währung  Rechnung  erteilt  und  mit  den  Kun- 
den abgerechnet.  Sie  habe  dies  erst  nachträglich  von  ihrem 
Vertreter  erfahren. 

Noch  bevor  es  ihr  möglich  gewesen  sei,  mit  ihrem  Ver- 
treter E.,  der  sich  im  Ausland  aufgehalten  habe  und  noch  nicht 
im  Besib  seiner  Bücher  und  Akten  gewesen  sei,  in  Verbindung 
zu  treten,  habe  sie  ihre  Forderungen  gegen  feindliche  Aus- 
länder wegen  der  laufenden  Fristen  anmelden  müssen.  Da  sie 
damals  noch'  keinen  Beweis  dafür  besessen  habe,  dab  ihr  £~ 
Forderungen  zustünden,  habe  sie  die  Anmeldung  in  Markwäh- 
rung  vornehmen  müssen. 

Das  Reichsausgleichsamt  hat  der  Beschwerde  nicht  ab- 
geholfen und  hat  ausgeführt:  Wenn  der  Vertreter  der  Be- 
schwerdeführerin die  von  ihr  ausgestellten  auf  Mark  lauten- 
den Rechnungen  auch  zum  größten  Teil  in  £-Rechnungen  um- 
gewandelt habe,  so  habe  er  doch  stets  mit  dem  deutschen 
Haus  in  Mark  abgerechnet.  Dies  könne  sich  über  die  Abrech- 
nung in  Mark  umso  weniger  beschweren,  da  es  ja  selbst  ur- 
sprünglich1 Markforderungen  angemeldet  habe. 

Die  Beschwerde  hatte  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Verhandlung  hat  zunächst  ergeben,  dab  der  Vertreter 
der  Beschwerdeführerin,  um  der  Abneigung  englischer  Kun- 
den gegen  Kaufabschlüsse  in  fremder  Währung  Rechnung  zu 
tragen,  Preislisten  in  englischer  Währung  aufgestellt,  Be- 
stellungen in  englischer  Währung  entgegengenommen  und  mit 
Rücksicht  darauf  auch  die  von  der  Beschwerdeführerin  emp- 
fangenen Rechnungen  in  englische  Währung  umgerechnet  und 
den  englischen  Kunden  nur  Rechnungen  über  Pfundbeträge 
zugestellt  hat.  Das  war  auch  der  Fall  bei  dem  Abschluß  der 
Verkäufe  an  die  Firma  C.  & B.,  die  also  nur  Preisanschläge  und 
-berechnungen  in  englischer  Währung  zu  Gesicht  be- 
kommen hat. 

Wenn  heute  das  Pfund  schlechter  stünde  als  die  Mark  und 
die  Beschwerdeführerin  von  der  Käuferin  den  Kaufpreis  in 
Mark  verlangen  würde,  so  würde  ihr  mit  Recht  von  der  Firma 
C.  & B.  der  Einwand  entgegengehalten  werden,  dab  sie  keinen 
Kaufpreis  in  Markwährung  schulde. 

Der  Inhalt  des  Rechtsanspruchs  der  Beschwerdeführerin 
gegen  ihre  Schuldnerin  ist  aber  maßgebend  für  die  Entschei- 
dung über  die  Beschwerde. 

Der  Vertreter  der  Beschwerdeführerin  hat  nach  seiner 
glaubhaften  Angabe  die  Verkäufe  im  Rahmen  seiner  Ver- 
tretungsmacht in  englischer  Währung  abgeschlossen;  dadurch 
ist  die  Beschwerdeführerin  unmittelbar  berechtigt  und  ver- 
pflichtet worden.  Auch  wenn  er  seine  Vertretungsmacht 
überschritten  hätte,  so  wäre  es  der  Beschwerdeführerin  un- 
benommen geblieben,  seine  Handlungen  nachträglich  zu  ge- 
nehmigen. Dab  dies  auf  alle  Fälle  geschehen  ist,  kann  nicht 
bezweifelt  werden,  da  sich  die  Beschwerdeführerin  zur  Be- 
gründung ihrer  Beschwerde  gerade  auf  diese  Handlungen 
ihres  Verireters  beruft.  Wie  die  Beschwerdeführerin  mit  ihrem 
Vertreter  abgerechnet  hat,  ist  für  den  vorliegenden  Streitfall 
bedeutungslos.  Die  Prüfung  des  Sachverhalts  mufj  daher  zu 
dem  Ergebnis  führen1,  dab  der  Beschwerdeführerin  gegen 
C.  & B.  eine  Forderung  in  englischer  Währung  zusteht. 

Bezüglich  des  Betrages  von  £ 1003.4.2  ist  die  Forderung 
unstreitig.  Die  Abrechnung  des  Reichsausgleichsamts  kann 
daher  nicht  aufrechterhalten  werden.  Gemäb  §26  Abs.  1 und 
§ 34  Abs.  1 Z.  2 R.-Ausgl.-G  ist  der  iBeschwerdefüherin 
über  ihre  Forderung  von  £ 1003.4.2  eine  Abrechnung  in  Reichs- 
währung unter  Umrechnung  der  Währung  ihres  Nennbetrages 
zum  Tageskurs  des  Eingangs  der  Gutschrift  beim  Reichsaus- 
gleichsami  zu  erteilen.  Da  zur  Ausführung  der  Umrechnung 
noch  Erhebungen  über  den  Tageskurs  erforderlich  sind',  ist  es 
angemessen,  die  Sache  in  diesem  Umfange  auf  Grund  des 
§ 36b  VO.  RWG.  an  das  Reichsausgleichsamt  zurückzuverweisen. 

(Urt.  v.  27.  Juli  1921  - XV.  A.  V.  473/21.)  1114.) 


Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Französich-Deutscher  Gemischter  Schieds- 
gerichtshof. 

Von  den  im  lebten  Hefte  der  Entscheidungssammlung  ab- 
gedruckten Urteilen  zu  Art.  297  e F.  V.  dürfte  besonders  eines 
die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  erregen: 

Die  französische  Platin-Industrie-Gesellschaft  in  Paris  ist 
Eigentümerin  von  Platinminen  im  Ural  und  erhielt  durch  die 
Filiale  der  sibirischen  Bank  in  Jekaterinenburg  am  27.  Juli 
1914  mit  der  Post  81  kg  900  gr  Platin  zugeschickt.  Die 
Sendung  war  bei  der  Klägerin,  der  Versicherungsgesellschaft 
Reunion  Fran9aise,  zum  damaligen  Schäbungswert  von 
575  000  Frcs.  versichert.  In  Köln-Deub  wurde  sie  beschlag- 
nahmt, der  Reichsbank  übergeben  und  im  November  1915  vom 
Kriegsminislerium  der  Kriegs-Metall-Aktiengesellschaft  zur 
Verwertung  überwiesen,  die  das  Platin  eingeschmolzen  hat. 
Vom  Reichsschiedsgericht  ist  am  21.  August  1919  ein  Uber- 
nahmepreis  von  407  930  Frcs.  feslgesebt  worden,  den  das  Reich 
zur  Verfügung  hielt. 

Die  Klägerin  verlangte  nun  Schadensersab  gemäb  dem 
Platinkurse  vom  10.  Juli  1920  mit  30  000  Frcs.  je  kg,  einmal  als 
Eigentümerin  des  Platins  auf  Grund  eines  „Delaissement“  (Ab- 
tretung des  Herausgabeanspruchs)  seitens  der  Platin-Industrie- 
Gesellschaft  in  einem  aubergerichtlichen  Akt  vom  19.  Juni  1915, 
sodann  auf  Grund  der  Abtrefungserklärung  der  Platin- 
gesellschaft hinsichtlich  aller  ihrer  Ansprüche,  nachdem  sie  von 
der  Klägerin  am  10.  Juli  1920  die  Versicherungssumme  nebst 
Zinsen  in  Höhe  von  739  753  Frcs.  bezahlt  erhalten  hatte. 

Sämtliche  Einreden  des  Reichs  gegen  den  auf  2 475  000 
Franken  bezifferten  Ersatzanspruch  der  Klä- 
gerin sind  zurückgewiesen  und  die  Klage  ist  in  vollem  Umfange 
zugesprochen  worden. 

Dab  der  Begriff  der  mesures  exceptionnelles  vom  Schieds- 
gerichtshof auf  diesen  Fall  ausgedehnt  wurde,  befremdet 
weiter  nicht,  nachdem  die  gemischten  Schiedsgerichtshöfe  auch 
die  nicht  differenziellen,  Deutsche  wie  Ausländer  in  gleicher 
Weise  treffenden  Kriegsmabnahmen  in  konstanter  Recht- 
sprechung darunter  beziehen. 

Es  ist  auch  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  dab,  da  die  An- 
sprüche aus  Art.  297  e F.  V.  nicht  als  höchst  persönliche  be- 
zeichnet sind,  die  Klägerin  ihre  Forderung  auf  die  Cession 
vom  10.  Juli  stüben  kann. 

Zu  erörtern  bleibt  nur,  ob  die  Verurteilung  zu  der 
ganzen  geforderten  Summe  einer  Kritik  standhälb  was  von 
der  Beantwortung  der  Frage  abhängt,  ob  »die  Rechts- 
vorgängerin der  Klägerin,  die  Platin-Industrie-Gesellschaft,  am 
10.  Juli  1920  berechtigt  gewesen  wäre,  den  damaligen  Tages- 
preis für  Platin  als  „Indemnität“  zu  fordern.  Diese  Frage  mub 
entschieden  verneint  werden. 

Der  richtige  Standpunkt  ist  jedenfalls  der,  dab  als  Ent- 
schädigung für  einen  Vermögensnachteil,  cause  par 
l’application  des  mesures  exceptionelles  de  guerre,  nur  die 
Summe  in  Frage  kommen  kann,  die  wirklich  aufgewendet 
wurde  oder  hätte  aufgewendet  werden  müssen,  um  für  ab- 
handen gekommene  Sachen,  wenn  sie  als  Gegenstände  des 
täglichen  Bedarfs  unentbehrlich  waren,  sofort  Ersab  zu  be- 
schaffen, oder  bei  Handelsware  der  Betrag,  der  als  Erlös  bei 
bestimmungsgemäbem  sofortigen  Weiterverkauf  erzielt 
worden  wäre,  ln  vorliegendem  Falle  betrug  nun  der  Platin- 
kurs von  August  1914  bis  November  1915,  in  welchem  Zeitraum 
die  Platin-Industrie-Gesellschaft  bei  Erhalt  der  Ware  sie  sicher 
zur  Veräuberung  geibracht  hätte,  7500  bis  8500  Frcs.  je  kg. 
Darnach  hätte  die  Klägerin  auf  Grund  der  Cession  nur  eine, 
um  ein  Vielfaches  geringere  Schadensforderung  stellen 
können.  Die  Folge  des  gegenteiligen  Standpunkts,  der  den 
Wert  zurzeit  der  Cession  bzw.  der  Klageerhebung  zugrunde 
legt,  ist  die,  dab  der  Versicherungsgesellschaft  ein  unerhört 
hoher  Konjunkturgewinn  in  den  Schob  fällt  (mehr  als 
1 34  Millionen  Frcs.!),  wobei  zweifelhaft  bleibt,  ob  die  Cedentin, 
als  sie  die  Abtretung  vornahm,  an  diesen  Erfolg  gedacht  hat, 
was  der  Gerichtshof  allerdings  als  unbestreitbar  annimmt.  Die 
Zuerkennung  gerade  des  Werts  zurzeit  der  Abtretung  ist  auf- 
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fallenderweise  mit  keinem  Wort  troß  der  darin  mindestens 
liegenden  Unbilligkeit  zu  rechtfertigen  versucht  worden.  Auf 
den  Gesichtspunkt  der  analogen  Anwendung  der  nach  Art. 
297  F.  V.  möglichen  Naturalrestitution  kann  sie  nicht  gestüßt 
werden,  da  eine  solche  nicht  vorliegt  und  lit.  f als  Ausnahme- 
bestimmung zur  analogen  Ausdehnung  grundsäßlich  nicht  ge- 
eignet ist.  Zum  mindesten  hätte  ein  Betrag  für  Lagerkosten 
für  die  Zeit  vom  August  1914  bis  Juli  1920  in  Abzug  gebracht 
werden  müssen,  wenn  man  unterstellt,  daß  die  Platin-Industrie- 
Gesellschaft  erst  dann  zur  Veräußerung  geschritten1  wäre. 

Interessant  'ist  es  auch,  daß  das  Urteil  gar  keine  Notiz 
davon  nimmt,  daß  der  deutsche  Staatsvertreter  auf  Art.  1699 
C.  c.  hingewiesen  hatte,  wonach  der  Schuldner  einer  abge- 
tretenen streitigen  Forderung  sich  unter  gewissen  Be- 
dingungen durch  Zahlung  des  Kaufpreises  an  den  Cessionar 
befreien  kann.  Wohl  hat  sich  der  Gerichtshof  mit  dem  Hin- 
weis begnügt,  daß  eine  gesetzliche  Subrogation,  für  die 
jener  Grundsaß  ohne  weiteres  gilt,  angesichts  der  ausdrück- 
lichen Abtretung  nicht  in  Frage  komme.  — 

Von  den  neueren,  noch  nicht  veröffentlichten  Ent- 
scheidungen zu  Art.  297  F.  V.  mögen  folgende  hervorgehoben 
werden: 

Am  25.  März  1922  ist  eine  Sache  Grassi  gegen  das 
Deutsche  Reich  — Sill  68  — entschieden  worden.  Hier  handelt 
es  sich  um  Ersaß  einer  verlorenen  bzw.  beschädigten 
Wohnungseinrichtung,  die  bei  Kriegsausbruch  in 
Deutschland  zurückgeblieben  ist.  Obschon  besondere  behörd- 
liche Maßnahmen  gegen  die  Gegenstände  nicht  ergriffen 
wurden,  — ein  großer  Teil  ist  noch  vorhanden,  ein  Teil  ist 
während  des  Krieges  gestohlen,  der  Rest  wegen  mangelnder 
Unierkunftsmöglichkeit  und  zur  Deckung  von  Aufwendungen 
auf  die  Mobilien  verkauft  worden  — leitet  das  Urteil  die  volle 
Verantwortlichkeit  des  Reichs  her  einmal  aus  dem  Ausfuhr- 
verbot vom  7.  Oktober  1915  als  der  maßgebenden  „außer- 
ordentlichen Kriegsmaßnahme“  und  sodann  aus  § 6 des  An- 
nexes hinter  Art.  298  F.  V.  statt:  Dabei  faßt  es  den  Begriff  der 
mesures  exceptionelles  de  guerre  in  weitesfem  Sinne  auf, 
ohne  auf  die  die  Prüfung  der  Kausalitätsfrage  geradezu  her- 
ausfordernde Wendung  im  Text  des  Vertrags  „par  appli- 
cation“  Rücksicht  zu  nehmen,  und  tut  auch  dem  § 6 a.  a.  O. 
Gewalt  an,  insofern  die  darin  ausgesprochene  Verpflichfung 
des  Reichs  zur  Erhaltung  von  Feindesgut  bis  zur  Herausgabe 
sich  nur  auf  Fälle  beziehen  kann,  in  denen  das  Reich  infolge 
von  besonderen  Maßnahmen  überhaupt  sich  mit  dem  feind- 
lichen Eigentum  befaßt  hat,  da  nur  in  einem  solchen  Falle 
von  „Restitution“  die  Rede  sein  kann,  außerdem  aber  bean- 
sprucht § 6,  als  Ausführungsbestimmung  zu  lit.  f des  Art.  297, 
nur  für  die  Zeit  nach  Inkrafttreten  des  F.  V.  Geltung.  Aber 
nicht  nur  in  Ansehung  des  Grundes  der  Haftpflicht,  sondern 
auch  im  Hinblick  auf  die  Höhe  der  zugesprochenen  Summe 
macht  es  stußig,  wenn  man  sieht,  wie  leichten  Herzens  dem 
Kläger  die  verlangte  Summe  von  195  000  F r c s.  für  eine 
bessere  Vier-Zimmereinrichtung  zugesprochen  wird,  die  der 
deutsche  Staatsvertreter  im  Jahre  1921  auf  Grund  von  sach- 
verständigen Gutachten  mit  50  000  M.  eingeschäßt  hatte! 
Freilich  ist  Verurteilung  erfolgt  gegen  die  Abtretung  aller 
Ansprüche  des  Klägers  auf  den  Erlös  aus  den  verkauften 
Mobilien  und  diese  selbst  — soweit  sie  noch  vorKanden  sind  — , 
jedoch  nur  ein  schwadier  Trost  für  einen  Schuldner,  der  die 
olbige  Summe  in  Devisen  zahlen  muß. 

Ebenso  unbefriedigend  ist  die  am  3.  April  1922  in  der 
Prozeßsache  Michau  gegen  Reich  (S  111 88)  gefällte  Ent- 
scheidung. Hier  ist  das  Reich  verurteilt  worden,  an  den 
Kläger,  den  französischen  Honorarkonsul  Rene  Midiau,  als 
Schadenersaß  für  verlorengegangenes  Reisegepäck, 
das  am  30.  Juli  1914  auf  dem  Bahnhof  in  Bad  Kissingen  zur 
Beförderung  nach  Paris  aufgegeben  war,  24  669  Frcs. 
nebst  5 v.H.  Zinsen  seit  Klageeinreichung  zu  zahlen, 
während  die  Mehrforderung  von  9400  Frcs.  abgewiesen  wurde. 

Unter  Bezugnahme  auf  das  Urteil  in  Sadien  Roby  gegen 
Reich  (Receuil  S.  412),  hat  das  Schiedsgericht  das  Reich  dem 
Grunde  nach  für  ersaßpflichtig  erklärt,  eine  Entscheidung,  die 
in  ihrer  Begründung  ebenso  anfechtbar  ist  wie  jenes.  In  der 
Sache  Roby  ist  nämlich  die  Haftung  des  Reichs  aus  Art.  297  e 
des  F.  V.  auch  für  den  Fall,  daß,  wie  vorliegend,  Beschlagnahme 
und  Verkauf  durch  deutsche  Behörden  nicht  nachgewiesen 
sind,  ausgesprochen  unter  Heranziehung  des  schon  oben  er- 


wähnten Ausfuhrverbots  hinsichtlich  des  feindlichen  Privat- 
eigentums vom  7.  Oktober  1915  in  Verbindung  wiederum  mit 
§ 6 des  Annexes  hinter  Art.  298  F.  V.  Abgesehen  davon,  daß 
diese  Anwendung  der  Sperrverordnung  und  des  § 6 des  be- 
sagten Annexes  insofern  fehl  geht,  als  Reisegepäck,  was  dem 
Gerichtshof  entging,  von  der  Sperrverordnung  ausdrücklich 
ausgenommen  ist  und  damit  auch  eine  Anwendung  von  § 6 1.  c. 
entfällt,  muß  diese  Entscheidung  durch  die  Stellungnahme  des 
Schiedsgerichtshofes  in  den  früher  — unter  dem  Vorsiß  des 
Schweden  Sjoeborg  — entschiedenen  Fällen  Franz  und 
insbesondere  Hourcade  gegen  das  Deutsche  Reich  (Receuil, 
Heft  11,  Seite  781  ff.)  als  überholt  angesehen  werden.  In 
leßteren  Entscheidungen  wird  unter  ausdrücklicher  Ab- 
lehnung der  Vorausseßungen  des  Art.  297  e.  F.  V.  dem 
deutschen  Standpunkt  insofern  Redinung  getragen,  als  die 
Klage  richtig  nur  auf  Nichterfüllung  des  Eisenbahnfracht- 
vertrages gestüßt  werden  könne,  dann  aber  wiederum  die 
Haftung  des  Reichs  aus  Art.  231  F.  V.  hergeleitet,  der  der 
Geltendmachung  der  höheren  Gewalt  entgegenstehe.  Die 
Flaltlosigkeit  dieser  Begründung  folgt  aber  sowohl  aus  dem 
Wortlaut  des  Art.  242,  der  die  Geltung  jenes  Grundsaßes  aus- 
drücklich auf  die  Reparationsvorschriften  beschränkt,  wie  auch 
aus  der  Erwägung,  daß  Art.  231  keinen  materiellen  Rechtsaß 
aufstellen,  sondern  höchstens  eine  Schuld  Deutschlands  im 
historischen,  moralischen  oder  philosophischen  Sinn  kon- 
struieren will.  (Vergl.  P a r t s c h , Aprilheft  1922  der  Deutsdien 
Juristen-Zeitung,  S.  201  ff.).  Hinzu  kommt,  daß  der  Staat  als 
Eisenbahnfiskus  dem  Vertragsgegner  nur  als  Privatpartei 
gegenüber  tritt,  so  daß,  selbst  wenn  man  im  Art.  231  einen 
materiellen  Rechtssaß  erblicken  wollte,  er  im  Rahmen  des 
Frachtvertrages  nicht  verwertbar  wäre,  da  er  den  Staat  nur 
als  Rechtspersönlichkeit  im  völkerrechtlichen  Sinne  im 
Auge  hat. 

Auch  was  die  Höhe  des  Schadens  angeht,  fordert  das 
Urteil  die  Kritik  insofern  heraus,  als  es  dem  Kläger  für  die 
zu  erseßenden  Gegenstände,  Kleider  und  Wäsche,  die  als 
unentbehrlich!  unzweifelhaft  sofort  erseßt  worden  sind,  den 
Jetztwert  abzüglich  einer  Abnußungsguoie  von  25  v.  H.  zu- 
billigt. Anzuerkennen  ist  lediglich,  daß  der  Wert  der  erseßt 
verlangten  Kostbarkeiten  (Schmucksachen)  mit  9400  Frcs.  ab- 
geseßt  worden  ist,  indem  deren  Unterbringung  im  Reisegepäck 
vom  Gericht  als  „grave  imprudence“  (richtig  wohl:  überwiegen- 
des / eignes  Verschulden)  bezeichnet  wird.  Von  dem  in  den 
erwähnten  Urteilen  Franz  und  Hourcade  gegen  Reich  ein- 
genommenen Standpunkt  aus,  wonach  die  Haftung  des  Reichs 
auf  Nichterfüllung  des  Eisenbahnfrachtvertrags  gegründet  wird, 
würde  die  Abseßung  jener  Werte  schon  aus  der  Nicht- 
deklaration der  Kostbarkeiten  im  Gepäckaufgabeschein  zu 
folgern  gewesen  sein. 

Für  die  vorstehend  betrachteten  Entscheidungen,  die  alle 
unter  dem  Vorsiß  des  neutralen  Holländers  Asser  er- 
gangen sind,  ist  es  bezeichnend,  daß  sie  durchaus  nicht  an 
einem  Überfluß  juristischer  Begründung  leiden,  daß  sie  sich 
vor  allem  nur  obenhin  mit  den  in  jedem  Falle  recht  beach- 
tenswerten juristischen  Bedenken  des  Beklagten,  des  deut- 
schen Staatsvertreters,  auseinanderseßen,  wie  wir  es  bei  den 
in  leßter  Instanz  ergehenden  Entscheidungen  deutscher 
Gerichte  nicht  gewohnt  sind.  Man  spürt  eben  aus  allem  die 
geschickte  Hand  der  französischen  Regie,  der  es  gelungen 
isf,  eine  Atmosphäre  zu  schaffen,  in  der  Urteile,  wie  die  be- 
sprochenen, vor  dem  Forum  der  Welt  gerecht  und  billig  er- 
scheinen sollen.  — Videant  consules!  r 

Oberlandesgerichtsrat  Dr.  B r ü ck. 

(107.) 


Bücherschau. 

Die  große  Wunde.  Psychologische  Betrachtungen  zum  Ver- 
hältnis zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Von  Ernst 
Horneff er,  a.  o.  Professor  der  Philosophie  an  der 
Universität  Göttingen.  Verlag  R.  Oldenbourg,  München  und 
Berlin,  1922.  Preis  geheftet  64  M. 

Als  die  „große  Wunde“  in  unserem  Wirtschaftsleben  sieht 
Ernst  Horneffer  den  Gegensaß  zwischen  Kapital  und  Arbeit. 
Er  betrachtet  das  Problem  nicht  lediglich  von  der  wirtschaft- 
lichen Seite,  sondern  sucht  zu  ergründen,  welche  psycho- 
logischen Momente  die  Arbeiter  in  ihre  Kampfstellung  gegen- 
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über  dem  Kapital  gedrängt  haben.  Viele  fein  empfundenen 
und  klar  entwickelten  Gedanken  sind  in  dem  Buche  enthalten, 
die  zur  Aufklärung  des  Gegensages  zwischen  Arbeitern  und 
Unternehmern  dienen.  Sie  sollten  in  beiden  Lagern  zum 
Nachdenken  über  begangene  Fehler  anregen,  aber  auch  als 
Anreiz  dienen  zu  gegenseitigem  Entgegenkommen.  Die  Vor- 
schläge, die  Horneffer  zur  Lösung  des  Problems  macht, 
lassen  sich  dahin  zusammenfassen,  dag  er  die  Arbeiter  in 
engere  Beziehung  zum  Betriebe  gebracht  sehen  will,  und 
zwar  zunächst  mit  Hilfe  eines  „Mitarbeits-  und  'Mitbestim- 
mungsrechts“ in  der  Verwaltung  des  Gesamtwertes.  Dann 
aber  empfiehlt  Horneffer  weiter,  denjenigen  Arbeitern,  die 
sich  durch  besondere  Zuverlässigkeit  und  Ausdauer  aus- 
gezeichnet haben,  eine  Unterstübung,  über  die  Beschäftigung 
im  Werke  hinaus,  für  ihren  Lebensabend  zuzugestehen.  Das 
soll  nicht  von  Staats  wegen  erfolgen,  sondern  durch  die  ein- 
zelnen Betriebe  selbst.  Horneffer  fordert  eine  Art  „Privat- 
sozialismus“. Was  das  Mitarbeits-  und  Mifbestimmungsrecht 
der  Arbeiter  betrifft,  so  ist  dieser  Gedanke  nicht  neu;  er  ist 
zum  Teil  im  Betriebsrätegeseg  zum  Ausdruck  gekommen. 
Heute  gilt  es  daher  weniger,  diesen  Rechten  im  öffentlichen 
Leben  Eingang  zu  verschaffen;  vielmehr  beschäftigt  uns  heute 
die  Frage,  welche  Grenzen  diesen  Rechten  gesteckt 
werden  sollen,  damit  nicht  der  Betrieb  unter  der  Wirkung  zu 
weit  gehender  Arbeiterrechte  leidet.  Neu  ist  die  Art,  wie 
Horneffer  seinen  „Privafsozialismus“  durchgeführt  sehen  will. 
Ganz  abgesehen  von  den  verschiedenen  Forderungen  des 
Verfassers  läuft  der  Plan  doch  darauf  hinaus,  die  einzelnen 
Werke  mit  einer  Versorgungspflicht  zugunsten  ihrer 
Arbeiter  zu  belasten.  Hierin  liegt  der  Fehler  des  ganzen 
Planes.  Jedes  einzelne  Werk  gesondert  für  sich  wäre  aus 
finanziellen  und  praktischen  Gründen  gar  nicht  in  der  Lage, 
für  die  Durchführung  dieser  neuen  Versorgungspflicht  auch 
nur  die  geringste  Sicherheit  zu  bieten.  Als  Träger  des  von 
Horneffer  geforderten  „Privatsozialismus“  kämen  nicht  die 
einzelnen  Werke,  sondern  allenfalls  Gruppen  oder  Genossen- 
schaften gleichartiger  Betriebe  in  Frage.  Doch  davon  ab- 
gesehen — so  sehr  anzuerkennen  ist,  dag  Horneffer  mit 
tiefem  Verständnis  für  die  psychologische  Seite  des  von  ihm 
behandelten  Problems  den  Gründen  nachgegangen  ist,  die  zu 
dem  leider  immer  noch  bestehenden  Gegensag  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  geführt  haben:  sein  „Privat- 
sozialismus“ ruht  auf  zu  schwachen  Fügen,  als  dag  es  denk- 
bar wäre,  ihn  in  die  Tat  umzusegen. 

Dr.  M.  Wiedemann. 

(132). 

Jahrbuch  der  Berufsverbände  im  Deutschen  Reiche.  Heraus- 
gegeb.  v.  Reichsamt  für  Arbeitsvermittlung.  25.  Sond.-Heft 
z.  Reichs-Arbeitsblatt.  Jahrg.  1922.  Verl.  R.  Hobbing.  Laden- 
preis 160  M. 

Dieser  alljährlich  erscheinende  Bericht  über  die  Entwick- 
lung der  Berufsvereine  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
zeichnet  sich  in  seiner  neuesten  Auflage  durch  mancherlei  Ver- 
besserungen und  Erweiterungen  aus.  Er  erfagt  einen  erheblich 
grögeren  Kreis  von  Verbänden,  ln  5 Abteilungen  sind  die  Ver- 
bände der  Unternehmer,  Angestelten,  Arbeiter,  Beamten  und 
zum  ersten  Male  auch  die  der  freien  Berufe  behandelt.  Ein  er- 
weiterter Anhang  ist  den  Arbeitsgemeinschaften  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  gewidmet.  Das  statistische 
Material  ist  auf  Grund  der  amtlichen  Erhebungen  und  der  Ver- 
bandsnachrichten gewonnen;  es  berichtet  über  die  Jahre  1919 
und  1920  und  zieht  zum  Vergleich  das  Jahr  1913  heran.  Ihm  vor- 
aus geht  erstmalig  eine  zusammenfassende  textliche  Dar- 
stellung der  gesamten  Verbandsbewegung,  die  — unter 
Einfügung  von  Literaturnachweisen  — ein  wirklich 
klares  Bild  von  dem  Rhythmus  der  in  legier  Zeit 
sehr  stürmischen  Entwicklung  in  den  verschiedenen 

Berufsgruppen  gibt;  von  den  Tendenzen  der  Zer- 
splitterung, zu  der  individualistische  Bestrebungen  fachlicher 
und  politischer  Natur  treiben  und  von  dem  erfolgreichen 
oder  migglückten  Bemiühen  zum  Zusammenschlug  in  immer 
grögere  durchschlagkräftigere  Spigenorganisaiionen,  zu  dem 
der  Machtwille  die  einzelnen  Gruppen  veranlagt.  In  einer  Zeii, 
in  der  die  Berufsverbände  ständig  an  Ausdehnung  zunehmen 
und  zu  einem  ausschlaggebenden  Faktor  in  dem  gesamten 
Wirtschaftsgetriebe  geworden  sind,  ist  es  von  nicht  zu  unter- 
schägendem  Wert,  wenn  man  sich  auf  Grund  von  gut  durchge- 


arbeitetem, unparteiisch  behandeltem  und  übersichtlich  zu- 
sammengestelltem Material  einen  Überblick  und  einen  tieferen 
Einblick  in  die  bei  dem  raschen  Flug  der  Bewegung  nicht  leicht 
überschaubaren  Verhältnisse  verschaffen  kann;  und  dieser 
Aufgabe  wird  das  vorliegende  Werk  voll  gerecht.  — Auch  als 
praktisches  Handbuch  dürfte  es  sich  bewähren  dadurch,  dag 
es  am  Schlug  die  genauen  Anschriften  sämtlicher  Verbände 
mit  Fernsprechnummern  sowie  ein  Verzeichnis  der  Verbands- 
presse bringt.  Dr.  G.  P. 

(128). 

Zur  Lage  der  Reichsbahn.  Herausgegeben  vom  Reidisver- 
kehrsministerium.  Verl.  H.  R.  Engelmann.  Berlin  1922. 

Die  schwerwiegende  Tatsache,  dag  unsere  Eisenbahn,  die 
früher  als  Oberschugbetrieb  dem  preugischen  Staate  eine  er- 
hebliche Summe  abgeworfen  hatte,  in  den  legten  Jahren  zu 
einem  Zuschugbeirieb  geworden  ist,  der  an  Leistungsfähigkeit 
bedeutend  hinter  dem  früheren  zurücksteht,  hat  in  weiten 
Kreisen  die  Frage  nach  den  eigentlichen  Ursachen  dieser  be- 
deutsamen Umwälzung  brennend  werden  lassen.  In  diesem 
Punkte  Aufklärung  zu  schaffen,  hat  sich  die  oben  genannte 
Schrift  zur  Aufgabe  gesegt,  die  mit  Hilfe  von  statistischem 
Material  über  die  Entwicklung  der  Reichsbahn  seit  dem  Tage 
ihres  Bestehens,  dem  1.  April  1920,  einen  Überblick  gewährt. 
Ein  voraufgehender  Text  von  etwa  20  Seiten  schildert  die  Lage 
der  Eisenbahn  zur  Zeit  ihrer  Übernahme  durch  das  Reich 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1921.  Wir  ersehen  daraus,  wie 
mannigfache  Ursachen  wirksam  waren,  die  den  Betrieb  er- 
schwerten und  unrentabel  machten.  Auger  den  bekannten 
Tatsachen,  die  für  die  Gesamtlage  bestimmend  waren,  — 
mangelhafter  Zustand  der  Strecken,  bedeutend  reduzierter  und 
z.  T.  nicht  betriebsfähiger  Fahrzeugpark,  schlechtes  Betriebs- 
material, erhöhter  Personenstand  mit  verminderter  Leistung, 
eine  durch  den  Valutasturz  versagende  Tarifpolitik  usw.  — 
sind  eine  bedeutende  Zahl  von  lokalen  Ursachen  zu  verzeich- 
nen, welche  eine  fast  ununterbrochene  Kette  von  Betriebs- 
schwierigkeiten sukzessive  in  fast  allen  Teilen  des  Reiches 
hervorriefen  und  vielleicht  bisher  nicht  genügend  gewürdigt 
worden  sind.  Hierher  gehören  Streiks,  soziale  und  politische 
Aufstände,  Verkehrssperrungen  als  Folge  des  Friedensver- 
irags,  übermägige  Warenbewegung  nach  den  Häfen  u.  a.  Die- 
sem Stande  der  Betriebsverhältnisse  stellt  nun  die  Schrift 
die  Entwicklung  der  Betriebsleistungen  gegenüber,  die  fast 
durchgängig  eine  stete  Tendenz  zur  Besserung  aufweisen. 
Das  Zahlenmaterial,  durch  das  diese  Dinge  belegt  werden, 
umfagt  in  9 Tabellen  und  14  Schaubildern  Angaben  über  Ma- 
terialpreise, Tarife,  Leistungen,  Personalstand,  Unfälle  usw. 
Man  hat  den  Eindruck,  dag  die  ungünstige  Lage  der  Reichs- 
bahn durch  die  zerrütteten  sozialen  und  politischen  Verhält- 
nisse stark  beeinflugt  wird.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  es  mit 
Hilfe  einer  verbesserten  Organisation  gelingt,  die  vorhandenen 
Schwierigkeiten  schlieglich  doch  noch  zu  überwinden. 

Dr.  G.  P. 

(129) . 

Kommunale  Lohnpolitik.  Von  Dr.  Peter  Panhuysen. 
(Staatsbürger-Bibliothek  Heft  102.)  M.  Gladbach  1922,  Volks- 
vereins-Verlag  G.  m.b.  H.  Tatsächlicher  Ladenpreis  16  M. 

Der  Verfasser  weist  in  seiner  kleinen  gemeinverständlichen 
Schrift  darauf  hin,  dag  in  der  kommunalen  Lohnpolitik  zwei 
wesentliche  volkswirtschaftliche  Kategorien,  nämlich  sozial- 
politische Forderungen  und  das  Rentabilitäts-Interesse  des 
kommunalen  Betriebes  sich  kreuzen  und  gegenseitig  beein- 
flussen. Er  segt  in  einem  ersten  Teil  die  Eigenart  der  kommu- 
nalen Lohnpolitik  auseinander,  die  sich  aus  der  besonderen 
Natur  der  Kommune  als  Arbeitgeberin  ergibt,  um  im  zweiten 
Teil  die  Entwicklungsformen  des  kommunalen  Lohnverhält- 
nisses zu  besprechen  mit  ihrer  Tendenz  die  Arbeiterschaft 
ähnlich  wie  das  Beamtentum  in  ihrer  Existenz  zu  sichern.  Die 
Schrift  dürfte  für  eine  erste  Einführung  in  das  Problem  gute 
Dienste  tun.  Dr.  G.  P. 

(130) . 

Die  Eisenbahn -Verkehrsordnung  v.  23. 12. 1908,  nebst  allgem. 
Ausführurigsbestimmungen.  Textausgabe  mit  Anmerkungen. 
Nach  dem  Tode  von  Dr.  jur.  Blume  herausgegeben  von  Dr.  jur. 
W.  Weirauch,  Geh.  Regierungsrat.  — Guttentagsche  Samm- 
lung Deutscher  Reichsgesege.  Vereinigung  wissenschaftlicher 
Verleger;  Walter  de  Gruyter  & Co.,  Berlin  u.  Leipzig. 

(135). 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Postkarten  mit  gedruckten  Absenderangaben. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  30.  September  1922 
(29.  lahrg.,  S.  297)  erteilte  der  Reichspostminister 
folgenden  Bescheid  : 

Bei  Postkarten  und  Drudesachen  in  Kartenform,  deren 
Vorderseite  nicht  für  Mitteilungen,  sondern  nur  für  die  An- 
schrift verwendet  wird,  soll  es  künftig  im  Inlandsverkehr  nicht 
mehr  beanstandet  werden,  wenn  die  am  Kopf  der  Vorderseite 
stehende  Absenderangäbe  auf  die  rechte  Hälfte  der  Vorder- 
seite übergreift.  Es  macht  dabei  keinen  Unterschied,  ob  auf 
der  Karte  ein  Teilungsstrich  angebracht  ist  oder  nicht. 

Ferner  soll,  um  den  Aufbrauch  von  Vorräten,  die  den  Be- 
stimmungen nicht  entsprechen,  zu  ermöglichen,  bis  auf 
weiteres  auch  bei  Postkarten  und  Drucksachen  in  Kartenform 
mit  geteilter  Aufschriftseite,  deren  linke  Hälfte  für  Mit- 
teilungen verwendet  ist,  über  das  Ubergreifen  der  Absender- 
angaben auf  die  rechte  Hälfte  der  Vorderseite  hir.weg- 
gesehen  werden.  Es  ist  jedoch  davor  zu  warnen,  beim  Neu- 
druck von  Karten  mit  geteilter  Vorderseite  die  Absender- 
angabe mit  auf  die  rechte  Hälfte  segen  zu  lassen,  weil  so  be- 
schaffene Karten  keinen  genügenden  Raum  zur  Anbringung 
der  Stempelabdrücke  und  der  postdienstlichen  Vermerke 
bieten,  wann  die  Karten  nach-  oder  zurückgesandt  werden 
müssen. 

Diese  Erleichterungen  gelten  nicht  für  den  Verkehr  mit 
dem  Auslande,  weil  die  Bestimmungen  des  Weltpostverirags 
entgegenstehen. 

Neuordnung  der  deutschen  Gütertarife. 

Das  Reichsverkehrsministerium  beabsichtigt  eine  schema- 
tische Zentralisierung  der  Gütertarife  des  Deutschen  Eisen- 
bahn-Gütertarifs, Teil  II,  Heft  B,  durch  Aufhebung  der  Binnen- 
tarife der  früher  einzelstaatlichen  Bahnnege  und  Zusammen- 
fassung in  einem  deutschen  Reichsbahngütertarif.  Dieses  Ta- 
rifwerk soll  voraussichtlich  sehr  umfangreich  werden,  wodurch 
möglicherweise  die  Übersicht  leiden  und  die  praktische  Brauch- 
barkeit, wenigstens  teilweise,  in  Frage  gestellt  werden  könnte. 
Andere  Bedenken  sind,  dag  beispielsweise  ein  Spediteur  dann 
das  ganze  Tarifwerk  kaufen  mügte,  obwohl  er  vielleicht  nur 
für  einzelne  Tarife  Interesse  habe.  Andererseits  wäre  es  aber 
für  viele  sehr  zweckmägig  das  ganze  Tarifwerk  zusammen 
zu  haben. 

Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  ersucht  den  D.  I. 
u.  H.  zu  der  Absicht  des  Reichsverkehrsministeriums  Stellung 
zu  nehmen  und  Vorschläge  zu  unterbreiten.  Die  Mitglieder 
werden  um  eine  Äugerung  zu  dieser  Frage  gebeten. 

Erleichterung  des  Zahlungsverkehrs  mit  den  Zollbehörden. 

Der  D.  1.  u.  H.  richtete  am  20.  luni  folgende  Eingabe  an 
das  Reichsfinanzminisierium: 

„Wiederholte  Beschwerden  über  die  Verzögerung  bei 
Einzahlung  der  Ausfuhrabgabe  veranlassen  uns,  das  Reichs- 
finanzministerium ergebenst  zu  bitten,  die  Bestimmung  über 
den  Zahlungsverkehr  mit  den  Zollbehörden  erneut  einer  Prü- 
fung in  der  Richtung  zu  unterziehen,  ob  sich  nicht  die  allge- 
meine Zulassung  unbestätigter  oder  von  Privatbanken  be- 
stätigter Schecks  ermöglichen  lägt,  und  die  Schecks  Altein- 
gesessener zuverlässig  bekannter  Firmen  nicht  wie  Bargeld 
behandelt  werden  könnten.  Gegenwärtig  werden  für  den 
Fall  der  Zahlung  der  Ausfuhrabgabe  durch  Scheck  oder  Über- 
weisung die  Ausfuhranträge  erst  wieder  ausgehändigt,  wenn 
die  Überweisung  erfolgt,  bzw:  der  Scheck  ausgezahlt. 
Wiederholte  Beschwerden  zeigen,  dag  dieses  Verfahren  den 
Verkehr  mit  den  Zollbehörden  augerordentlich  erschwert,  und 
die  Abfertigung  der  Ausfuhrsendungen  vielfach  unliebsam 
verzögert. 

Die  Feststellung  der  Liste  der  für  einen  erleichterten  Zah- 
lungsverkehr mit  den  Zollbehörden  in  Frage  kommenden 


Firmen  konnte  unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Handels- 
kammer erfolgen.  Die  Art  dieser  Mitwirkung  zu  regeln, 
mügte  besonderen  Verhandlungen  Vorbehalten  bleiben. 

Wir  bitten  das  Reichsfinanzministerium  ergebenst,  unsere 
obenerwähnten  Anregungen,  deren  Verwirklichung  im  Inter- 
esse möglichster  Förderung  des  bargeldlosen  Zahlungs- 
verkehrs liegen  würden,  und  die  von  den  an  der  Ausfuhr  inter- 
essierten Kreisen  von  Handel  und  Industrie  lebhaft  begrügt 
werden  dürften,  näherzutreten,  und  wir  wären  für  möglichst 
baldigen  Bescheid  zu  besonderem  Dank  verpflichtet."  Vgl. 
29.  lahrg.,  S.  168. 

Finanzgerichte. 

Die  Mitglieder  des  D.  I.  u.  H.  werden  gebeten  mitzuteilen, 

in  welchem  Verhältnis  sie  bei  der  Wahl  von  Beisigern  zu  den 
Finanzgerichten  beteiligt  sind.  Gleichzeitig  wird  gebeten, 
über  etwaige  bei  den  Wahlen  hervorgetretenen  Übelstände 
zu  berichten. 

Luxussteuer. 

Dem  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  ist  der  Ent- 
wurf über  die  Neufassung  der  §§  34—36,  38—40,  42—44, 
47—48,  63,  65—66,  70,  79  III,  Nr.  2,  3 und  6 der  Ausführungs- 
bestimmungen zum  Umsagsteuergeseg  zugegangen.  Der  Ent- 
wurf betrifft  Luxussteuer  von 

Edelmetallen  und  Gegenständen  daraus,  Kupfer. 
Zinn,  Nickel  usw.,  keramischen  Gegenständen, 
Waren  aus  Glas,  Leder,  Holz,  Steinen  usw.,  Spa- 
zierstöcken, Schirmen,  Uhren,  Beleuch- 
tungsgegenständen, Koffer,  Werken  der  Kunst 
und  sonstigen  Sammelgegenständen. 

Der  32  Seiten  umfassende  Entwurf  könnte  bei  den  Kam- 
mern, die  besonderes  Interesse  dafür  haben,  in  Umlauf  ge- 
segt  werden.  Sollten  genügend  Bestellungen  eingehen,  so 
könnte  die  Vervielfältigung  und  Abgabe  des  Entwurfs  zum 
Selbstkostenpreise  erfolgen. 

Die  Kammern,  die  hierauf  reflektieren,  werden  gebeten, 
umgehend  Mitteilung  hierher  gelangen  zu  lassen. 

Börsentermingeschäfte  in  Wechseln  und  ausländischen 
Zahlungsmitteln. 

Dem  Finanzpolitischen  Ausschug  des  vorläufigen  Reichs- 
wirtschaftsrats lag  am  15.  Juli  der  Entwurf  einer  Verordnung 
über  Börsentermingeschäfte  in  Wechseln  und  ausländischen 
Zahlungsmitteln  zur  Begutachtung  vor.  Die  Verordnung 
stügi  sich  auf  den  § 96  Abs.  3 des  Börsengeseges  in  der 
Fassung  des  Geseges  vom  23.  Dezember  1920  (RGbl.  S.2317), 
der  bestimmt,  dag  die  Reichsregierung  die  Anwendung  der 
Vorschriften  des  § 58  auf  Börsentermingeschäfte  in  Wechseln 
und  ausländischen  Zahlungsmitteln,  die  zum  ßörsentermin- 
handel  nicht  zugelassen  sind,  veranlassen  kann.  Die  Reichs- 
regierung hält  die  Notwendigkeit  dafür  gegeben,  da  es  in- 
folge der  überaus  hohen  Risiken  bei  den  unabsehbaren 
Schwankungen  der  Valuta  nicht  gelungen  ist,  die  offizielle 
Einführung  des  Devisentermingeschäftes  an  der  Börse  zu  er- 
möglichen. Das  Devisentermingeschäft  hat  vornehmlich  unter 
Führung  der  Reichsbank  eine  so  groge  Ausdehnung  und  Be- 
deutung, insbesondere  für  den  Im-  und  Exporthandel  ge- 
wonnen, dag  auch  die  inoffiziellen  Devisentermingeschäfte  auf 
eine  rechtlich  unanfechtbare  Grundlage  gestellt  werden  und 
in  gleicher  Weise  wie  der  offizielle  Terminhandel  vor  der 
Möglichkeit  des  Spiel-  und  Differenzeinwandes  gesdiügt  wer- 
den müssen.  Der  Entwurf  der  Verordnung  sieht  daher  vor, 
dag  der  § 58  des  Börsengeseges  auch  auf  Börsentermin- 
geschäfte in  Wechseln  und  ausländischen  Zahlungsmitteln 
Anwendung  finden  soll,  die  zum  Börsenterminhandel  nicht 
zugelassen  sind  (§  1).  § 2 des  Entwurfes  bestimmt,  dag  die 
Verordnung  mit  dem  30.  Juni  1923  wieder  auger  Kraft  tritt. 
Um  keine  Beunruhigung  in  die  Wirtschaftskreise  wegen  der 
noch  abzuwickelnden  Geschäfte  zu  tragen,  ist  der  Differenz- 
einwand auch  für  die  noch  schwebenden  Geschäfte  rückwir- 
kend bis  zum  14.  |anuar  1921  ausgeschlossen.  Ebenso  stehen 
Geschäfte  unter  dem  Schug  der  Verordnung,  die  am  Tage  des 
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Außerkrafttretens  zwar  abgeschlossen  aber  noch  nicht  abge- 
wickelt worden  sind. 

Der  Finanzpolitische  Ausschuß  stimmte  der 
Verordnung  einstimmig  zu. 

Ein  Exemplar  dieses  Geseßentwurfes  geht  den  Mitgliedern 
in  diesen  Tagen  zu. 

Umsaßsteuerausfuhrkurse. 

Auf  eine  Anregung  des  Deutschen  Industrie-  und  Handels- 
tages hat  der  Reichsminister  der  Finanzen  zuge- 
sagt, daß  die  Veröffentlichung  der  Umsaßsteuerausfuhrkurse 
möglichst  beschleunigt  werden  solle.  Die  Maikurse  sind  im 
Reichsanzeiger  Nr.  144  vom  23.  )uni,  die  für  )uni  geltenden 
Kurse  im  Reichsanzeiger  Nr.  155  vom  17.  Juli  veröffentlicht 
worden. 

Meldungen  über  abzuliefernde  Devisen 

Laut  Verfügung  des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Ein- 
fuhrbewilligung B.  111  a.  510  vom  12.  luli  1922  brauchen  die 
Exporteure  künftig  nicht  mehr  von  den  der  Reichsbank  nicht 
unmittelbar  zugeführien  Pflichtdevisen  der  Devisenabliefe- 
rungskontrolle Meldung  zu  machen.  Diese  Meldungen 
können  auch  schon  für  die  laufenden,  bereits  erteilten  Be- 
willigungen unterbleiben.  Die  Devisenablieferungspflicht  als 
solche,  soweit  sie  zur  Bedingung  der  einzelnen  Ausfuhr- 
bewilligung gemacht  ist,  bleibt  naturgemäß  bestehen. 

Wir  bitten,  die  Ausfuhrinteressenten  entsprechend  zu 
unterrichten. 

Einfuhr  von  Messerschmiedwaren  in  der  Schweiz. 

Die  Deutsche  Handelskammer  in  der  Schweiz  macht  darauf 
aufmerksam,  daß  es  sich  empfiehlt,  Einfuhrgesuchen  für 
Messerschmiedwaren  eine  genaue  Angabe  beizufügen,, welcher 
Art  die  Waren  sind,  deren  Einfuhr  gewünscht  wird.  (Beispiels- 
weise zu  unterscheiden,  ob  Taschenmesser,  Rasiermesser, 
Scheren,  Fleischmesser  usw.)  Da  nämlich  manche  Messer- 
schmiedwaren in  der  Schweiz  nicht  hergestellt  werden,  erteilt 
die  Sektion  für  Einfuhr  die  Einfuhrbewilligung  ohne  weiteres, 
wenn  sie  feststellen  kann,  daß  es  sich  um  solche  in  der  Schweiz 
nicht  fabrizierte  Waren  handelt.  Diese  Feststellung  wird  durch 
eine  genaue  Detaillierung  des  Einfuhrgesuches  sehr  erleichtert. 

Es  empfiehlt  sich,  die  am  Handelsverkehr  mit  der  Schweiz 
interessierten  Firmen  darauf  hinzuweisen. 

Zinkblecheinfuhr  aus  Polnisch-Oberschlesien. 

Es  scheinen  sich  Schwierigkeiten  in  der  ungehinderten 
Einfuhr  und  Zollbehandlung  von  Zinkblechen  aus  den  polnisch 
gewordenen  Teilen  Oberschlesiens  ergeben  zu  haben.  Maß- 
nahmen zur  Beseitigung  dieser  Schwierigkeiten,  die  offenbar 
nur  auf  eine  mangelhafte  Unterrichtung  einzelner  Zollämter 
über  die  durch  die  Abtretung  geschaffenen  neuen  Verhält- 
nisse zurückzuführen  sind,  sind  bereits  in  die  Wege  geleitet. 
Die  Mitglieder  werden  gebeten,  einzelne  Anfragen  zunächst 
zurückzustellen,  insbesondere  wird  sich  die  wohl  an  alle  Mit- 
glieder ergangene  Rundfrage  eines  Interessentenverbandes 
in  der  angegebenen  Sache  voraussichtlich  bald  von  selbst 
erledigen. 

Mischfutter. 

Auf  die  Eingabe  vom  19.  ]uni  (S.  329)  sandte  der 
Reichsminisier  für  Ernährung  und  Landwirt- 
schaft am  15.  Juli  folgende  Antwort: 

„Durch  Art.  1 § 1 der  Verordnung  über  den  Absaß  inlän- 
discher Futtermittel  vom  8.  April  1920  (RGbl.  S.  496),  durch 
die  die  Verordnung  über  Futtermittel  vom  10.  Ja- 
nuar 1918  (RGbl.  S.  23)  aufgehoben  wurde  und  damit  die 
Zwangswirtschaft  für  Futtermittel  im  wesentlichen  ihr  Ende 
fand,  fiel  auch  das  im  § 15  der  Futtermiitelverordnung  ent- 
haltene Verbot  der  Herstellung  von  Mischfutter  durch  private 
Unternehmer  fort.  Da  sich  unstreitig  schon  vor  dem  Krieg 
Mißstände  in  dem  Verkehr  mit  Mischfuttermitteln  gezeigt 
haben,  die  in  der  Untermischung  mehr  oder  minder  frag- 
würdiger Stoffe  bestanden,  und  da  Mangel  an  Ware  das  Maß 
schon  an  und  für  sich  vorhandener  Mißstände  erfahrungs- 
gemäß vergrößert,  erschien  es  notwendig,  besondere  Vor- 
schriften für  den  Verkehr  mit  Mischfuiter  für  die  Dauer  der 
Übergangswirtschaft  zu  erlassen.  Da  die  ungünstigen 
Valutaverhältnisse  einer  starken  Belebung  des  Futtermittel- 
importes entgegenwirken,  bestehen  die  Gründe,  die  zum 


Erlaß  der  Mischfutterverordnung  Anlaß  gegeben  haben, 
noch  fort.  Der  Umstand,  daß  die  aus  der  Kriegszeit  über- 
nommenen Ersatzfuttermittel  zu  erheblichem  Teil  vom  Markte 
verschwunden  sind,  ändert  allein  deshalb  an  der  Lage  nichts. 

Es  ist  bekannt,  daß  der  Handel  im  allgemeinen  Gegner 
der  Mischfuttervorschriften  ist,  die  er  als  lästig  und  einengend 
empfindet.  So  erklärlich  dies  auch  von  seinem  Standpunkt 
aus  ist,  so  können  die  auf  Aufhebung  der  Mischfutterverord- 
nung gerichteten  Bestrebungen  doch  nicht  zum  Ziele  führen, 
weil  die  behördliche  Überwachung,  die  dem  Auftreten  be- 
sonders schwerer  Mißstände  im  Mischfutterverkehr  entgegen- 
wirken soll,  bei  der  jeßigen  starken  Futtermittelnot  schon  gar 
nicht  entbehrt  werden  kann. 

Die  dortige  Auffassung,  daß  durch  die  Vorschriften  der 
Verordnung  über  Mischfuiter  vom  8.  April  1920  der  Hersteller 
von  Euttermiitelzusammenseßungen  zur  Preisgabe  seiner 
Fabrikationsgeheimnisse  gezwungen  werde,  beruht  auf  einer 
irrigen  Vorausseßung.  Dem  Deutschen  Industrie-  und  Han- 
delstag wird  bekannt  sein,  daß  auf  Grund  der  allgemein  gel- 
tenden Handelsgebräuche  schon  früher  der  reelle  Mischfutfer- 
Fabrikant  dem  Käufer  die  einzelnen  Gemengteile  angab,  aus 
denen  das  angebotene  Mischfutter  hergestellt  wurde.  Mehr 
als  die  Angabe  der  einzelnen  Bestandteile  eines  Mischfutter- 
mittels wird  auch  durch  die  Vorschriften  der  Mischfutterver- 
ordnung nicht  verlangt.  Von  einer  Preisgabe  des  Fabrika- 
tionsgeheimnisses könnte  meines  Erachtens  nur  dann  die  Rede 
sein,  wenn  der  Hersteller  von  Mischfutter  durch  die  genannte 
Verordnung  gezwungen  würde,  der  Öffentlichkeit  gegenüber 
die  prozentuale  Verwendung  der  einzelnen  Gemengteile  eines 
Mischfuttermittels  bekannt  zu  geben.  Das  leßtere  wird  jedoch 
durch  die  Mischfutterverordnung  keineswegs  gefordert. 
Damit  scheidet  aber  dieser  widitige,  für  die  geforderte  Auf- 
hebung der  Verordnung  über  Mischfuiter  vorgebrachte  Punkt 
von  vornherein  aus. 

Im  übrigen  bemerke  ich,  daß  mir  reiches  Material  zur 
Verfügung  steht,  aus  dem  hervorgeht,  daß  auch  heute  noch  — 
so  wie  in  der  Vorkriegszeit  — oft  genug  versucht  wird,  im 
besonderen  kleinen  Landwirten  Futtermischungen  aufzu- 
drängen, die  überwiegend  aus  minderwertigen  oder  wert- 
losen, ja  sogar  schädlichen  Bestandteilen  zusammengeseßt 
sind.  Die  Mischfutter-Vorschriften  bezwecken  aber  im  be- 
sonderen — wie  auch  in  den  Fachkreisen  des  Futtermittel- 
handels bekannt  ist  — den  Schuß  der  kleineren  Landwirte 
und  Kleiniierhalier,  die  häufig  nicht  in  der  Lage  sind,  den 
Wert  eines  ihnen  angebotenen  Mischfutters  ohne  weiteres  zu 
erkennen.  Durch  die  Vorschriften  der  genannten  Verord- 
nung wird  aber  der  unreelle  Handel  zu  dem  gezwungen,  was 
der  reelle  Mischfuiter-Fabrikant  von  sich  aus  im  allgemeinen 
zu  tun  pflegt. 

Die  alsbaldige  Aufhebung  der  Mischfutterverordnung  ist 
daher  nicht  beabsichtigt.  Sollte  jedoch  in  absehbarer  Zeit 
eine  anderweitige  Regelung  des  Verkehrs  mit  Futtermitteln 
in  Frage  kommen,  so  werden  die  im  Schlußabsaß  des  dor- 
tigen Schreibens  gegebenen  Anregungen  als  Material  Ver- 
wendung finden.  Vgl.  S.  175,  329. 

Schlechte  Uberseßung  von  Katalogen. 

Nach  einer  Mitteilung  des  Deutschen  Konsulats  in  New 
Orleans  gehen  dort  häufig  von  deutschen  Firmen  Kataloge 
und  Prospekte  in  englischer  Sprache  ein,  die  so  schlecht 
überseßt  wurden,  daß  der  ausländische  Interessent  sie  nicht 
verstehen  konnte.  Dies  sei  um  so  mehr  zu  bedauern,  als  es 
sich  meist  um  geschmackvoll  ausgestattete,  mit  erheblichen 
Kosten  hergestellte  Drucksachen  handelt,  die  lediglich  der 
schlechten  Uberseßung  wegen  nicht  verwertet  werden  können. 

Es  empfiehlt  sich,  die  interessierten  Bezirksfirmen  auf 
vorstehendes  hinzuweisen. 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Gemeinschaftsarbeit  und  Berufskammern. 

Durch  die  deutsche  Presse  ging  vor  einigen  Tagen  die 
folgende  Mitteilung: 

„Der  Verfassungsausschuß  des  Reichswirtschaftsrais  hat 
sich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  vorläufig  von  der  Zu- 
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lassung  der  Bezirkswirtschaftsräte  abzusehen  sei.  Statt 
dessen  soll  die  Gleichberechtigung  der  Arbeitnehmer  in  wirt- 
schaftlichen Angelegenheiten  dadurch  gewährleistet  werden, 
dak  die  bestehenden  Handelskammern,  Handwerkskammern 
und  Landwirtschaftskammern  durch  die  Hinzunahme  von 
Arbeitnehmervertretern  ausgebaut  würden.  Die  Verhand- 
lungen sind,  wie  die  „Deutsche  Konfektion"  erfährt,  soweit 
gediehen,  daß  eine  dahingehende  Verständigung  zwischen 
Arbeitgebern  und  -nehmern  des  Handwerks  so  gut  wie  unter 
Dach  ist.  An  einer  solchen,  zwischen  Vertretern  der  Handels- 
kammern und  der  Gewerkschaften  sowie  zwischen  den  Ver- 
tretern der  Landwirtschaft  und  deren  Arbeitnehmern,  ist 
gleichfalls  nicht  mehr  zu  zweifeln“. 

Zu  dieser  Notiz  sandte  das  Erste  geschäftsführende  Prä- 
sidialmitglied des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags, 
Herr  Dr.  Brandt,  der  Presse  folgende  Ergänzung: 

Die  Notiz  ist  ungenau.  Es  ist  allerdings  zutreffend,  dag 
der  Verfassungsausschuk  des  Reichswirtschaftsrats  eine 
Stellungnahme  zu  den  Bezirkswirtschaftsräten  vertagt  und 
unterdessen  den  Aufbau  der  Wirtschaftsräte  in  der  Unterstufe 
in  Angriff  genommen  hat.  Der  Verfassungsausschuk  des 
Reichswirtschaftsrats  ist  der  Ansicht,  dak  als  Unterstufe  der 
Wirtschaftsräfe  die  Berufskammern  geeignet  seien,  wenn  sie 
reformiert  werden  und  er  strebt  daher  eine  Reform  der  Be- 
rufskammern u.  a.  dadurch  an,  dak  die  Arbeitnehmer  ent- 
weder in  diese  Kammern  aufgenommen  oder  doch  ihre  Ver- 
tretungen in  einen  gewissen  Zusammenhang  mit  den  Berufs- 
kammern gebracht  werden.  Die  Arbeitnehmervertreter  im 
Reichswirtschaftsrat  haben  in  der  Tat,  wie  die  erwähnte  Zei- 
tungsmeldung sagt,  den  Wunsch,  dak  die  Berufskammern 
„durch  Hinzunahme  von  Arbeitnehmervertretern“  aufgebaut 
werden,  aber  es  ist  ein  Irrtum  über  die  Verfassung  und  wider- 
spricht dem  Wesen  der  Wirtschaftsräte,  wenn  man  eine  der- 
artige Berufskammerreform  im  Rahmen  des  Art.  165  der 
Reichsverfassung  betreibt.  Berufskammern  sind  keine  Wirt- 
schaftsräte und  können  nie  solche  werden  oder  an  die  Stelle 
von  Wirtschaftsräten  treten.  Es  ist  auch  unrichtig  zu  sagen, 
dak  man  an  die  Stelle  der  Zulassung  der  Bezirkswirtschafts- 
räte einen  Aufbau  der  Ber.ufskammern  unter  Hinzunahme  von 
Arbeitnehmern  sehen  wolle. 

Die  Berufskammern  haben  sich  damit  einverstanden  er- 
klärt, dak  eine  Gemeinschaftsarbeit  mit  Arbeitnehmervertre- 
tungen eingerichtet  wird,  die  aber  für  die  verschiedenen  Arten 
der  Berufskammern  verschieden  sein  wird,  über  Form  und 
Umfang  der  Gemeinschaftsarbeit  im  Kreise  der  Handwerks- 
kammern steht  noch  nicht  fest.  Im  Berufskreise  von  Handel, 
Industrie  und  Verkehr  wird  die  Gemeinschaftsarbeit  nur  so 
aufgebaut  werden  können,  dak  die  Handelskammern  in  voller 
Selbständigkeit  weiter  bestehen,  neben  sie  eine  Arbeitnehmer- 
vertretung tritt  und  beide  ein  Gemeinschaftsorgan  bilden,  das 
im  wesentlichen  von  dem  Willen  der  gesehlichen  Vertretungen 
der  Unternehmer  und  der  Arbeitnehmer  abhängig,  ihnen  aber 
nicht  übergeordnet  ist.  In  der  Landwirtschaft  scheint  bisher 
eine  Klärung  nicht  erzielt  zu  sein.  Es  steht  nur  soviel  fest, 
dak  bei  einer  evtl.  Aufnahme  von  Arbeitern  in  den  Land- 
wirtschaftskammern eine  mechanische  Parität  zwischen  Unter- 
nehmer- und  Arbeitervertretern  vermieden  werden  muk- 
Man  kann  daher  nicht  davon  reden,  dak  die  Verhandlungen 
mit  den  verschiedenen  Berufskreisen  und  Berufskammern 
über  diese  Fragen  abgeschlossen  sind.  Es  ist  eine  gewisse 
Annäherung  erzielt,  aber  eine  volle  Klärung  noch  nicht 
erfolgt. 

Abgrenzung  der  Zuständigkeit  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern in  Sachsen. 

In  einer  Zusammenkunft  der  Vorsikenden  und 
Syndici  der  sächsischen  Handelskammern  in 
Dresden  wurde  am  11.  Juli  1922  erneut  zu  der  Frage  der  Fest- 
sekung  der  Einkommensgrenze  zwischen  Handels-  und  Ge- 
werbekammern in  dem  dem  Landtage  vorliegenden  Gesek- 
entwurf  Stellung  genommen.  Man  beschloß  an  dem  mit  den 
Gewerbekammern  geschlossenen  Kompromik,  nach  welchem 
für  neu  hinzugetretene  Betriebe  36  000  M.  die  Grenze  bilden 
soll  und  an  welchem  auch  die  Gewerbekammern  nach  wie 
vor  festhalten,  gegenüber  dem  Anträge  Kunksch  unbedingt 
festzuhalten.  Die  von  Kunksch  beantragte  Erhöhung  auf 
60  000  M.  geht  von  falschen  Voraussekungen  aus,  indem  sie 
die  in  den  lekten  Jahren  eingetretenen  Einkommensverschie- 


bungen bereits  berücksichtigen  will,  während  der  diesjährigen 
Erhöhung  der  Handels-  und  Gewerbekammerbeiträge  noch 
die  Reichseinkommensteuerveranlagung  für  1920  zugrunde  ge- 
legt wird,  wobei  das  Kompromik  von  36  000  M.  bereits  eine 
für  die  Gewerbekammern  sehr  günstige  Regelung  bildet. 

Handelskammer  Frankfurt  a.  M.— Hanau. 

Der  preukische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  hat  die 
von  den  Handelskammern  zu  Frankfurt  a.  M.  und  Hanau  be- 
schlossene Vereinigung  beider  Körperschaften  am  4.  Juli  ge- 
nehmigt. Die  neue  Handelskammer  führt  den  Namen  „Han- 
delskammer Frankfurt  a.  M. -Hanau".  Sie  erhält  ihren  Sik  in 
Frankfurt  a.  M.  und  hat  ihre  Tätigkeit  am  1.  April  1922  be- 
gonnen. 

Eisenbahn. 

Zerstörung  von  Bahnlinien  im  linken  Rheingebiet. 

Die  Vereinigung  von  Handelskammern  des 
niederrheinisch  - westfälischen  Industrie- 
bezirks hat  an  den  Herrn  Minister  des  Auswärtigen  fol- 
gende Eingabe  gerichtet: 

„Die  Wirtschaftskreise  in  Rheinland  und  Westfalen  haben 
mit  Besorgnis  Kenntnis  genommen  von  der  Forderung  der 
Alliierten  Regierungen,  dak  die  angeblich  militärisch-wich- 
tigen Eisenbahnlinien  im  linken  Rheingebiet  zerstört  werden 
bzw.  der  Bau  solcher  Linien  nicht  ausgeführt  wird.  Gerade  im 
linken  Rheingebiet  liegen  die  Eisenbahnverhältnisse  so,  dak 
für  den  starken  Güterverkehr  des  linksrheinischen  Industrie- 
gebiets die  vorhandenen  Bahnanlagen  schon  jekt  nicht  aus- 
reichen, vielmehr  das  Bahnnek  der  verkehrswirtschaftlichen 
Entwicklung  entsprechend  ausgebaut  werden  mükte. 

Im  einzelnen  heben  wir  hervor,  dak  der  Ausbau  der 
Mosellinie  längst  vor  dem  Kriege  wegen  der  ständig 
wachsenden  Transporte,  die  sich  über  die  Mosellinie  be- 
wegten, hauptsächlich  für  den  Austausch  von  Kohlen,  Koks 
und  Erz,  erforderlich  war.  Die  alte  Mosellinie  reichte  für  den 
wachsenden  Verkehr  nicht  aus.  Schwere  Störungen  und  Ver- 
stopfungen traten  wiederholt  auf,  so  dak  der  Ausbau  dieser 
Bahnlinie  im  wirtschaftlichen  Interesse  geboten  war.  Mili- 
tärischen Charakter  hatte  sie  nicht. 

Ebenso  ist  der  Bau  der  Bahnlinie  vom  nördlichen  links- 
rheinischen Industriegebiet  über  Liblar  nach  Dornau  lediglich 
aus  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  in  Angriff  genommen 
worden,  weil  die  von  dem  erwähnten  Gebiet  nach  Süden 
führenden  Bahnlinien  über  Euskirchen  bzw.  Stolberg-Wahl- 
heim  für  den  gewaltigen  Verkehr  nicht  ausreichten.  Diese 
Bahn  durchschneidet  das  rheinische  Braunkohlenrevier  und 
ist  für  einen  wesentlichen  Teil  des  Reviers  lebenswichtig. 
Ebenso  wichtig  ist  die  Linie  für  die  Abfuhr  der  Kohle  aus  dem 
rechtsrheinischen  Industriebezirk  nach1  dem  Westen  und  Süd- 
westen.  Militärische  Bedeutung  kann  diese  Abfuhrlinie  schon 
ihrer  Trassierung  willen  nie  gewinnen. 

Die  Bahn  Hamborn-Geldern  liegt  im  Zuge  der  über  den 
Rhein  führenden  Knippbrücke  und  durchquert  das  links- 
rheinische Industriegebiet  in  der  Richtung  Ost-West.  Der 
Bau  dieser  'Bahn  dient  zur  Hauptsache  zum  Aufschluk  des 
linksrheinischen  Bergbaugebietes.  Die  Bahn  hat  also  für  die 
lebenswichtigen  Interessen  der  in  der  Entwicklung  begriffenen 
Industrie  des  nördlichen  linksrheinischen  Gebietes  grökte  Be- 
deutung. Auch  diese  Bahn  kann  für  Truppentransporte  über- 
haupt nicht  in  Frage  kommen. 

Würde  die  Forderung  der  Alliierten  Mächte  ausgeführt 
werden,  so  würden 

1.  die  Versorgung  des  linken  Rheinufers, 

2.  der  Verkehr  zwischen  Ruhr  einerseits,  Saar,  Lothringen 
und  Luxemburg  andererseits, 

3.  die  Kohlenabfuhr  von  der  Ruhr 
gefährdet  werden. 

Schwere  Stockungen,  Lahmlegung  der  gesamten  deut- 
schen Brennstoffversorgung  würden  die  Folge  sein,  um  so 
mehr,  als  ein  groker  Teil  des  oberschlesischen  Industrie- 
bezirks weggefallen  ist  und  somit  dem  Ruhrgebiet  um  so 
grökere  Aufgaben  zufallen. 

Die  Vereinigung  der  Handelskammern  erhebt  daher  in 
Übereinstimmung  mit  allen  Wirtschaftsweisen  einmütig  Ein- 
spruch gegen  die  vom  Botschafterrat  der  Alliierten  Mächte 
verlangte  Zerstörung  der  Bahnanlagen  im  besekten  Gebiet 
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und  bittet  die  Reichsregierung,  kein  Mittel  unversucht  zu 
lassen,  um  die  Alliierten.  Mächte  zur  Zurückziehung  ihrer  For- 
derung zu  veranlassen.“ 

Gericht. 

Entwurf  eines  Gesetzes  zur  weiteren  Entlastung  der  Gerichte. 

Die  bisher  zur  Entlastung  der  Kollegialgerichte  getroffenen 
Maßnahmen  haben  gegenüber  der  ständig  sich  verschlechtern- 
den Geschäftslage  nur  eine  vorübergehende  Erleichterung 
bringen  können.  Eine  der  wachsenden  Geschäftslast  ent- 
sprechende Vermehrung  der  bei  den  Kollegialgerichten  tätigen 
Richter  kann  aus  mehr  als  einem  Grunde  nicht  in  Frage 
kommen.  Somit  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  durch  erneute 
gesekgeberische  Maßnahmen  die  Arbeitslast  der  Kollegial- 
gerichte zu  vermindern. 

Schon  im  Dezember  v.  ]s.  hatte  die  Niederrheinische 
Handelskammer  Duisburg  - Wesel  zu  Duis- 
burg-Ruhrort beim  Reichsiustizminister  in  Anregung  ge- 
bracht, die  Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesekes,  die 
durch  das  anhaltende  Sinken  des  Geldwertes  großenteils  ihr 
Anwendungsgebiet  verloren  hatten,  mit  den  geänderten  Ver- 
hältnissen in  Einklang  zu  bringen.  Aus  der  Fülle  der  Ab- 
änderungsanträge, die  der  in  diesen  Tagen  dem  Reichstag  zu- 
gegangene Entwurf  eines  Gesekes  zur  weiteren  Entlastung  der 
Gerichte  bringt,  ist  vor  allem  die  Erhöhung  der  Wertgrenze  für 
die  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten von  bisher  3000  M.  auf  10  000  M.  für  Handel  und 
Gewerbe  von  besonderem  Interesse. 

In  einer  gemeinsamen  Eingabe  der  Handels- 
kammern Bochum,  Dortmund,  Duisburg- 
Wesel,  Essen  und  Münster  an  die  bürgerlichen 
Parteien  des  Reichstags  wird  darauf  hingewiesen,  dak’ 
die  Zugrundelegung  dieser  Wertgrenze  von  10  000  M. 
ausreichend  gewesen  sein  mag  zu  der  Zeit,  als  die  Vor- 
arbeiten für  den  Gesekentwurf  in  Angriff  genommen  wurden. 
Die  von  der  Begründung  vertretene  Ansicht,  dak  die  vorge- 
schlagene Erhöhung  eine  baldige  fühlbare  Entlastung  der 
Kollegialgerichte  sicherstelle,  kann  nicht  geteilt  werden;  denn 
heute  entspricht  diese  Steigerung  nicht  mehr  der  durch  die 
fortschreitende  Geldentwertung  gekennzeichneten  wirtschaft- 
schaftlichen  Lage.  Ein  Vergleich  der  vom  statistischen  Reichs- 
amt ermittelten  Reichsindexziffern  für  die  Lebenshaltungs- 
kosten für  April  1921  — zur  Zeit  der  Verabschiedung  des 
vorigen  Gesekes  zur  Entlastung  der  Gerichte  (RGBL-  229)  — 
mit  894  und  für  April  1922  mit  3275  zeigt  den  aukerordentlichen 
Rückgang  der  inneren  Kaufkraft  der  Mark.  Gegenüber  1914 
bedeutet  das  eine  rund  dreikigfache  Verteuerung.  Sollen  die 
Rechtsstreitigkeiten,  die  der  Gesekgeber  bei  Verabschiedung 
des  Gerichtsverfassungsgesekes  den  Amtsgerichten  zuge- 
wiesen hatte,  diesen  verbleiben,  so  müße  die  Zuständigkeits- 
grenze von  600  M.  vor  dem  Kriege  zum  wenigsten  in  20  000  M. 
abgeändert  werden.  Berücksichtigt  man  aber,  dak  nach  den 
jüngsten  politischen  Ereignissen  in  noch  nicht  abzusehenden, 
jedenfalls  aber  sehr  starken  Ausmak  mit  einer  erneuten  Ent- 
wertung der  Mark  zu  rechnen  ist,  so  dürfte  vom  Standpunkt 
vorausschauender  Gesekgebungsarbeit  die  amtsgerichtliche 
Zuständigkeit  mit  30  000  M.  abzugrenzen  sein. 

Diese  'Grenzziehung  würde  den  Bedürfnissen  des  Wirt- 
schaftslebens unserer  Zeit  gerecht  werden.  Die  zunehmende 
Abwanderung  zahlreicher  Sachen  an  die  Landgerichte  ist  so- 
wohl vom  Standpunkt  der  Allgemeinheit  als  auch  der  Be- 
teiligten in  hohem  Make  erwünscht.  Einmal  werden  durch  die 
Berufungsfähigkeii  dieser  vor  den  Landgerichten  in  erster  In- 
stanz zur  Entscheidung  gelangenden  Sachen  die  Oberlandes- 
gerichte unnötig  belastet.  Sodann  aber  liegt  für  die  Parteien 
bei  geringem  Wert  des  Streitgegenstandes  eine  Härte  darin, 
dak  sie  die  erheblich  gestiegenen  Prozeßcosten  des  land- 
gerichtlichen Verfahrens  auf  sich  nehmen  müssen.  Neben 
den  im  Laufe  des  leßen  Jahres  aukerordentlich  erhöhten 
Zeugen-  und  Sachverständigengebühren  und  Gerichtskosten 
fallen  die  durch  den  Anwaltszwang  bedingten  Anwaltsgebühren 
sehr  ins  Gewicht.  Das  Verfahren  vor  den  Landgerichten  zieht 
sich  zudem  meist  aukerordentlich  in  die  Länge;  zwischen  den 
einzelnen  Terminen  liegen  vielfach  Monate,  da  die  Richter  zur 
Bewältigung  der  Arbeit  kaum  noch  in  der  Lage  sind. 

Mit  Rücksicht  hierauf  und  im  Hinblick  auf  die  Notwendig- 


keit einer  dringenden  Vereinfachung,  Verbilligung  und  Be- 
schleunigung der  Verfahren  haben  die  Handelskammern  der 
Arbeitsgemeinschaft  den  Antrag  gestellt,  die  Wertgrenze 
für  die  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  auf  30  000 
Markzuerhöhen.  Vielfach  erfolgt  zwar  schon  auf  Grund 
der  §§  38  ff.  ZPO.  eine  von  der  geseßiehen  Regelung  ab- 
weichende Vereinbarung  der  Parteien  über  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte,  insbesondere  dann,  wenn  bei  der  Entscheidung 
von  Rechtsfragen  grundsäßieher  Natur  der  Sachkenntnis  des 
Kollegiums  beim  Landgericht  der  Vorzug  vor  der  freien  Ur- 
teilsfindung des  Amtsrichters  — mit  der  Berufungsmöglichkeit 
an  das  Oberlandesgericht  — gegeben  wird.  Im  Interesse  von 
Handel  und  Gewerbe  ist  es  jedoch  dringend  erforderlich,  dak 
ganz  abgesehen  davon  durch  eine  den  tatsächlichen  Verhält- 
nissen entsprechende  Umgestaltung  des  § 23  Ziffer  1 GVG. 
den  veränderten  Umständen  Rechnung  getragen  wird. 

Vollstreckbarkeit  deutscher  Gerichtsurteile  in  Jugoslawien. 

Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Jugoslawien  besteht 
noch  kein  Rechtshilfevertrag.  Demnach  können  rechtskräftige 
deutsche  Urteile  in  Jugoslawien  nicht  zur  Vollstreckung  ge- 
bracht werden.  Es  muk  "vielmehr  in  Jugoslawien  selbst  un- 
mittelbar geklagt  werden,  falls  der  betreffende  deutsche 
Gläubiger  nicht  mit  Hilfe  eines  in  Deutschland  auszu- 
bringenden Arrestes  sich  schadlos  halten  kann. 

Was  die  Rechtssprechung  in  Jugoslawien  anbetrifft,  so 
ist  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  die  Objektivität  eine 
recht  verschiedene.  In  Slowenien  (Laibach)  scheint  sie  aus- 
gesprochen deutschfeindlich  zu  sein.  In  Kroatien  wird  teils 
objektiv,  teils  nicht  objektiv  Recht  gesprochen.  In  Altserbien 
kommt  es  offenbär  darauf  an,  ob  man  es  mit  einem  Richter 
älterer  Generation  zu  tun  hat,  von  denen  ein  groker  Teil  in 
Österreich  oder  Deutschland  studiert  hat,  oder  mit  einem  jün- 
geren Richter,  von  denen  ein  groker  Teil  in  Paris  studiert  hat. 
Der  Justizminister  Dr.  Markowik  wird  als  ein  objektiv  den- 
kender Mann  bezeichnet.  Bei  Rechtsstreiten  in  Jugoslawien 
bedienen  sich  deutsche  Firmen  am  besten  stets  der  Hilfe  des 
Rechtskonsulenten  der  deutschen  Gesandtschaft. 

Steuern. 

Luxussteuer. 

Auf  Wunsch  mehrerer  Handelskammern  hatte  der  D.  I. 
u.  H.  angeregt,  bei  Verhandlungen  an  Ort  und  Stelle  die  be- 
teiligten Handelskammern  rechtzeitig  zu  verständigen. 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  hat  am 
27.  Juni  ds.  Js.  erwidert, 

„dak  die  Besprechungen  über  die  Neugestaltung  der  Aus- 
führungsbestimmungen über  die  Luxussteuer  bisher  nur  in 
drei  Ausnahmefällen  an  Ort  und  Stelle  abgehalten  worden 
sind,  und  zwar  eine  auf  Wunsch  der  Vereinigten  Handels- 
kammern Frankfurt-Hanau  in  Frankfurt  a.  M.,  eine  weitere 
in  Dresden  gelegentlich  des  Verbandstages  der  Deutschen 
Keramik  und  schließich  die  dritte  in  München  gelegentlich 
des  Deutschen  Möbelfachverbandstages.  Alle  übrigen  Be- 
sprechungen haben  in  Berlin  unter  Hinzuziehung  des  Deut- 
schen Industrie-  und  Handelstages  stattgefunden.  Sollte 
sich  nochmals  die  Entsendung  meines  Referenten  für  die 
Luxussteuer  zu  Verhandlungen  mit  den  beteiligten  Kreisen 
an  Ort  und  Stelle  erforderlich  machen,  bin  ich  gern  bereit, 
hiervon  die  betreffende  Handelskammer  in  Kenntnis  zu 
seken.“  Vgl.  29.  Jahrg.,  S.  321. 

Lohnsteuergeseß 

Abgabe  der  Steuermarken  für  1922. 

Die  Handelskammer  zu  Berlin  hat  es  als  dringend  er- 
wünscht bezeichnet,  dak  für  1922  eine  Vereinfachung  des 
Einziehungsverfahrens  der  Lohnsteuer  erreicht  wird;  hierbei 
kann  die  Mitwirkung  von  Handel  und  Industrie  nicht  entbehrt 
werden.  Um  für  die  weiteren  Verhandlungen  eine  Grundlage 
zu  erhalten,  hat  die  Handelskammer  die  in  ihrem  Bezirk  an- 
sässigen Gorßirmen  von  Handel  und  Industrie  gebeten,  zu 
folgenden  Fragen  Stellung  zu  nehmen; 

1.  Wie  hoch  die  Entschädigung  für  Einführung  des  Über- 
weisungsverfahrens einerseits,  für  die  Sammelabgabe 
der  Steuermarken  andererseits  zu  bemessen  wäre. 
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2.  Ob  im  Falle  der  Gewährung  von  Entschädigungen  die 

. Firmen  zur  Einführung  beider  Maßnahmen  bereit  wären, 

oder  ob  noch  anderweitige  Bedenken  entgegenstehen. 

3.  Auf  welche  Weise  die  Quittungserteilung  am  günstigsten 
zu  regeln  sei. 

Bei  einer  Vorbesprechung  wurde  noch  vorgeschlagen,  daß 
für  diejenigen  Städte,  in  denen  eine  Anzahl  von  Finanz- 
ämtern bestehen,  Quittungen  von  einer  einzigen  Zentralstelle 
zu  erteilen  sind;  diese  solle  Beamte  in  die  Betriebe  ent- 
senden, die  gegen  Abgabe  der  Quittungen  die  Steuerblätter 
mitnehmen  und  sie  an  die  einzelnen  Finanzämter  verteilen. 

Au&enhandel. 

Vorlage  der  Originalaufträge  bei  Ausfuhranträgen. 

Durch  die  Presse  ist  kürzlich  die  Nachricht  gegangen,  wo- 
nach der  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung 
die  regelmäßige  Vorlage  der  Originalaufträge  bei  Ausfuhr- 
anträgen mißbilligt.  Wir  feilen  zur  etwaigen  Verwendung  der 
Interessenten  ergebenst  mit,  daß  die  Auskunft  des  Reichs- 
kommissars das  Geschäftszeichen  A I 2498  vom  17.  Juni  d.  ). 
trägt,  damit  gegebenenfalls  bei  Beschwerden  jederzeit  auf 
diese  Auskunft  Bezug  genommen  werden  kann.  Der  Reichs- 
kommissar behält  sich  vor,  in  einzelnen  Fällen  die  Vorlage 
solcher  Bestellungen  doch  zu  verlangen,  sofern  begründeter 
Verdacht  einer  Täuschung  besteht. 

Verzeichnis  der  für  Rheinland  und  Westfalen  zuständigen 
ausländischen  Konsulate. 

Die  Niederrheinische  Handelskammer  Duisburg- 
Wesel  zu  Duisburg-Ruhrort  hat  ein  Verzeichnis  der  für 
Rheinland  und  Westfalen  zuständigen  ausländischen  Kon- 
sulate herausgegeben.  Dieses  Verzeichnis  ist  aufgestellt  auf 
Grund  einer  besonderen  Erhebung  unter  den  ausländischen 
Gesandtschaften  und  konsularischen  Vertretungen  und  auf 
Grund  besonderer  bei  dem  Auswärtigen  Amt  in  Berlin  und 
den  beteiligten  Regierungen  getroffenen  Feststellungen.  Es 
enthält  alle  erforderlichen  Angaben,  insbesondere  auch  über 
die  räumliche  und  sachliche  Zuständigkeit  der  Kon- 
sulate bei  gleichzeitiger  Angabe  der  Behörde,  welche  für  die 
dem  Amtsbereich  einer  konsularischen  Vertretung  etwa  ent- 
nommene Angelegenheit  zuständig  ist.  Das  Verzeichnis  hat 
sowohl  in  der  Presse  als  auch  in  Industrie-  und  Handels- 
kreisen äußerst  günstige  Aufnahme  gefunden,  da  es  einem 
dringenden  Bedürfnis  des  Wirtschaftslebens  in  Rheinland  und 
Westfalen  Abhilfe  schafft.  Der  Preis  der  für  Behörden,  In- 
dustrie und  Handel  wertvollen  Schrift  beträgt  12  M.  aus- 
schließlich Porto.  Nach  dem  Ergebnis  der  bisherigen  - Be- 
stellungen ist  damit  zu  rechnen,  daß  die  vorhandene  Auf- 
lage bald  vergriffen  ist.  Bestellungen  nimmt  noch  entgegen 
die  Geschäftsstelle  der  Niederrheinischen  Handelskammer 
Duisburg-Wesel  in  Duisburg-Ruhrort,  Fürst-Bismarckstr.  44. 

Winke  für  die  Ausfuhr  nach  Belgien. 

Einem  Bericht  des  Handelsattaches  der  englischen  Bot- 
schaft in  Brüssel  entnehmen  wir  folgende  Ratschläge,  die 
auch  für  Deutschland  von  Bedeutung  sein  dürften: 

1.  Kataloge,  Angebote  u.  dgl.  müssen  einschließlich  Maße 
und  Preise  französisch  abgefaßt  sein. 

2.  Die  Rechnungen  müssen  auf  Lieferung  c.  i.  f.  belgischer 
Hafen  oder  noch  besser  auf  Lieferung  belgischer  Bahnstation 
gestellt  sein. 

3.  Angemessene  Kredite  sind  zu  gewähren,  um  das  Kurs- 
risiko möglichst  auszuschalten.  Wenn  tunlich,  ist  Zahlung  in 
belgischen  Franken  anzunehmen,  was  auch  bei  gleichzeitigem 
Bezug  belgischer  Ware  oder  Rohstoffe  nüßlich  ist. 

4.  Die  Frage  der  Zahlung  wird  wesentlich  vereinfacht,  wenn 
der  englische  Exporteur  sich  eines  belgischen  Vermittlers  be- 
dient, der  dann  auch  die  Beschaffung  der  belgischen  Erzeug- 
nisse vornimmt.  Hierzu  ist  persönliche  Fühlungnahme  wesent- 
lich. Der  belgische  Kaufmann  hat  es  nicht  gern,  wenn  nur 
schriftlich  mit  ihm  verkehrt  wird.  Er  wird  vielfach  lieber  einem 
ihm  bekannten  Exporteur  den  Auftrag  geben,  als,  selbst  bei 
billigeren  Preisen,  einer  ihm  fremden  Exportfirma. 

5.  Hnsichtlich  der  Gewährung  von  Kommisionsgebühren, 
der  Erstattung  von  Auslagen,  der  Überlassung  von  Muster- 


lagern und  der  Sorge  für  Reklame  ist  jede  mögliche  Hilfe  zu 
leisten.  Der  Mangel  an  Verständnis  hierfür  gibt  zu  vielen 
Klagen  Anlaß. 

6.  Erstklassige  Reisende,  wenn  tunlich  Mitglieder  der 
Firma,  sollten  von  Zeit  zu  Zeit  die  Agenten  und  Vertreter  per- 
sönlich aufsuchen. 

7.  Falsches  Frankieren  der  Briefe  ist  zwar  bei  großen 
Geschäften  unwesentlich,  ruft  aber  bei  Wiederholung  leicht 
Verstimmung  hervor. 

8.  Der  größte  Wert  ist  darauf  zu  legen,  beim  Angebot 
einen  festen  Preis  zu  machen.  Besonders  darf  später  nicht 
unter  dem  Vorwand  höherer  Rohstoffpreise  oder  teuerer 
Löhne  Nachzahlung  auf  den  ursprünglich  ausgemachten  Preis 
verlangt  werden.  Bei  festen  Preisen  macht  es  im  allgemeinen 
dem  Käufer  wenig  aus,  wenn  er  im  Vergleich  zu  freibleibenden 
Preisen  von  vornherein  hoch  ist.  Ist  die  spätere  Preiserhöhung 
unvermeidlich,  so  hat  der  Lieferant  eine  ausführliche  und  über- 
zeugende Erklärung  zu  geben. 

9.  Beim  Ausfuhrgeschäft  muß  mit  offenen  Karten  gespielt 
werden.  Durch  persönliche  Aussprache  und  gegenseitiges 
Kennenlernen  wird  bessere  Propaganda  gemacht,  als  dies 
durch  amtliche  Stellen  geschehen  kann. 

Verschiedenes. 

Die  Vereinigung  der  britischen  Industriellen  zur 
Reparationsfrage. 

Der  Exekutivausschuß  der  Vereinigung  der  briti- 
schen Industriellen  hat  am  13.  Juli  dem  Premier- 
minister Lloyd  George  folgende  Entschließung  zugehen  lassen, 
die  einstimmig  angenommen  wurde:  „In  Anbetracht  der  durch 
die  Reparationsfrage  und  den  Stand  des  deutschen  Wechsel- 
kurses geschaffenen  Lage  wünscht  unsere  Vereinigung  die 
Bitte  zu  erneuern,  die  sie  am  19.  Dezember  vorgetragen  hat. 
Sie  hatte  gebeten,  daß  die  englische  Regierung  keine  Ver- 
pflichtung übernehme,  die  bestehenden  Arrangements  irgend- 
wie zu  ändern,  solange  Industrie  und  Kaufleute,  die  durch 
diese  Frage  stark  berührt  werden,  nicht  Gelegenheit  haben, 
ihre  Meinung  bekannt  zu  geben.  Die  Vereinigung  wünscht 
besonders,  daß  die  Regierung  Englands  sich  nicht  verpflichtet, 
Deutschland  eine  finanzielle  Hilfe  zu  gewähren,  ehe  sie  ge- 
fragt worden  sei. 

Darlehen  auf  die  durch  die  Abtretung  an  Polen  entstandenen 

Schäden. 

Nach  einer  Mitteilung  des  »Reichsministers  für  Wieder- 
aufbau erfahren  die  in  Handel  und  Gewerbe,  29.  Jahrg.,  S.  316 
abgedruckten  Richtlinien  für  die  Gewährung  von  Darlehen 
auf  Schäden  durch  Einbehaltung  und  Liguidation  in  den  an 
Polen  abgetretenen  Gebieten  des  Deutschen  Reichs  mit  Aus- 
nahme der  abgetretenen  Teile  Oberschlesiens  insofern  eine 
Änderung,  als  der  Absaß  2 des  § 1 folgende  Fassung  erhält: 

„Reichsangehörige,  die  nach  dem  1.  ]uni  1922  aus  den  an 
Polen  abgetretenen  Gebieten  abgewandert  sind,  können  Dar- 
lehen nur  im  Falle  ihrer  Verdrängung  (§  3 Verdrängungs- 
schädengeseß)  erhalten.“  Vgl.  29.  )ahrg.,  S.  316. 

Wucher. 

Der  Deutsche  Anwaltsverein,  Leipzig, 
richtete  am  31.  Mai  an  den  Reichsjustizminister  das  Ersuchen, 
gemäß  Art.  V der  Verordnung  vom  27.  November  1919 
(R.  Gbl.  S.  1909)  nach  Einholung  der  Zustimmung  des  Reichs- 
rats den  Artikel  I dieser  Verordnung  unverzüglich  außer  Kraft 
treten  zu  lassen  und  somit  die  Wuchergerichte  auf- 
z u h e b e n. 

Für  diesen  Antrag  führte  der  genannte  Verein  eine  Reihe 
von  Gründen  an.  Die  Erfahrungen  der  die  Stafpraxis  aus- 
übenden Rechtsanwälte  gingen  allgemein  dahin,  daß  die 
Wuchergerichte  ihren  Zweck,  eine  dem  Volksbewußtsein  ent- 
sprechende rasche  Sühne  von  Straftaten,  die  sich  gegen 
dringende  wirtschaftliche  Bedürfnisse  der  Allgemeinheit 
richten,  herbeizuführen,  durchaus  nicht  erreicht  hätten,  daß 
aber  durch  das  Bestehen  dieser  Sondergerichte  und  durch 
die  Art  und  Weise,  in  der  sie  sich  betätigen,  die  Rechts- 
sicherheit und  das  Vertrauen  in  die  Rechtspflege  im  all- 
gemeinen schwer  erschüttert  werden. 

Die  Erfahrung  lehre,  daß  die  vor  den  Wuchergerichten 
angängig  gemachten  Verfahren  im  Durchschnitt  nicht  schneller 
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Angeklagten  Wucherer  seien,  deren  schleunigste  Bestrafung 
ein  Erfordernis  der  Gerechtigkeit  darstelle.  Es  sei  allgemein 
bekannt,  da®  der  Grundsah  der  Beweisbeschränkung  im 
Sinne  von  § 244  Abs.  2 St.  P.  O.  schon  in  dem  schöffen- 
gerichtlichen Bagatellverfahren  zu  höchst  bedenklichen  Er- 
scheinungen geführt  hätte.  Während  aber  das  schöffen- 
gerichtliche Urteil  in  zwei  Instanzen  nachgeprüft  werden 
könne,  sei  im  wuchergerichtlichen  Verfahren  die  Beweisver- 
kümmerung nicht  wieder  gut  zu  machen.  Die  Erweiterung  der 
Voraussehungen  für  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zu- 
gunsten des  Verurteilten  nach  § 14  Abs.  2 sei  in  der  Praxis 
nahezu  bedeutungslos.  Die  Mehrzahl  auch  der  Sondergerichte 
liehe  die  Wiederaufnahme  auch  nur  dann  zu,  wenn  die  bei- 
gebrachten Tatsachen  oder  Beweismittel  völlig  neu  seien. 
Die  Notwendigkeit  einer  Nachprüfung  der  Sache  werde  fast 
niemals  anerkannt. 

Nicht  hinreichend  bewiesen  scheine  bei  der  Schaffung 
der  Wuchergerichte  die  Tatsache  zu  sein,  dah  den  Gegen- 
stand der  Verhandlungen  im  weitesten  Umfange  Rechtsfragen 
bilden,  die  erst  durch  die  neueste  Rechtsentwicklung  ge- 
schaffen und  deshalb  bis  heute  im  Flu®  geblieben  seien. 
Während  die  ordentlichen  Strafgerichte  allerorten,  und  als 
ihre  höchste  Spi®e  das  Reichsgericht,  bald  unterstübt,  bald 
bekämpft  von  der  wissenschaftlichen,  juristischen  und  national- 
ökonomischen Literatur,  fich  bemühten,  die  unendlich  schwie- 
rigen Probleme  des  Kettenhandels,  der  Preistreiberei,  des 
Schleichhandels  usw.  aufzuklären,  überliehe  man  einem  ge- 
mischten Gericht  die  Befugnis,  Urteile  von  grö®ter  Tragweite 
über  solche  Fragen  unanfechtbar  zu  erlassen.  Es  dürfte  mit 
Bestimmtheit  ausgesprochen  werden,  da®  vielfach  die  Wucher- 
gerichte sich  an  die  in  der  Rechtssprechung,  namentlich!  auch 
des  Reichsgerichts  ausgebildeten  materiellrechtlichen  Grund- 
säbe  zum  Teil  bewu®terma®en  nicht  hielten,  weil  eine  Nach- 
prüfung durch  die  höhere  Instanz  ausgeschlossen  sei,  zum 
Teil  unbewuhtermahen,  weil  die  in  den  Wuchergerichten 
tätigen  Juristen  die  Auffassung  der  höheren  Gerichte  nicht 
kennen  oder  nicht  teilten  und  weil  die  mitwirkenden  Laien 
nicht  die  Fähigkeit  besähen,  sich  über  derartige  Fragen  eine 
eigene  Meinung  zu  bilden.  Es  unterliege  gar  keinem  Zweifel, 
da®  auch  unter  diesem  Gesichtspunkt  das  Vorhandensein  der 
Wuchergerichte  eine  mit  der  Verfassung  eines  Rechtsstaates 
unvereinbare  Bedrohung  des  Staatsbürgers  durch  unrichtige 
Gesebesauslegung  bedeute. 

Wenn  in  der  neueren  Zeit  Handelskammern  als  die  be- 
rufenen Vertreter  der  Interessen  des  redlichen  Kaufmann- 
standes sich  für  die  Abschaffung  der  Wuchergerichte  aus- 
gesprochen hätten,  so  könne  die  Anwaltschaft,  deren  auf 
kriminalistischem  Gebiete  tätige  Mitglieder  wohl  den  besten 
Überblick  über  die  Betätigung  der  Wuchergerichte  besähen 
und  ihre  Meinung  unter  Vergleichung  mit  dem  ordentlichen 
Strafverfahren  zu  bilden  vermöchten,  dieses  Verlangen  aus 
vollster  Überzeugung  nur  als  durchaus  berechtigt  anerkennen. 
Vgl.  S,  20. 
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erledigt  würden,  als  die  vor  die  ordentlichen  Gerichte  ge- 
brachten Sachen.  Wenn  auch  die  Zeit  zwischen  Anklage- 
erhebung und  erstem  Verhandlungstermin  verhältnismä®ig 
kurz  bemessen  sei,  was  übrigens  bei  Wuchergerichten  in 
Gro®städten  keineswegs  die  Regel  bildet,  so  nehme  das  Ver- 
fahren bis  zum  Urteil,  von  der  ersten  Ermittlung  an,  doch  in  der 
Regel  die  gleiche  Zeit  in  Anspruch,  wie  ein  gleichartiger 
Strafprozeh  vor  den  ordentlichen  Gerichten.  Die  dem  wucher- 
gerichtlichen  Verfahren  innewohnende  Preisgabe  der  Gründ- 
lichkeit zugunsten  der  Schnelligkeit  räche  sich  spätestens  in 
der  Hauptverhandlung.  Ferner  seien  Fälle  nachgewiesen,  in 
denen  die  Ladung  zur  Hauptverhandlung  erfolgt  sei,  ohne  da® 
der  Beschuldigte  auch  nur  ein  einziges  Mal  vorher  durch  die 
Staatsanwaltschaft  oder  den  Richter  vernommen  worden 
wäre.  Die  Einlassung  des  Beschuldigten  in  der  Hauptver- 
handlung führe  in  solchen  Fällen  sehr  häufig  zur  alsbaldigen 
Vertagung,  an  die  sich1  dann  erst  das  Ermittlungsverfahren 
anschlösse.  Nicht  selten  ergäbe  sich  dann  die  völlige  Schuld- 
losigkeit des  Bezichtigten.  Der  Eindruck,  den  es  auf  die 
Öffentlichkeit  mache,  wenn  bereits  nach  Beginn  der  sach- 
lichen Vernehmung  des  Angeklagten  die  Staatsanwaltschaft 
in  völliger  Hilflosigkeit  der  Frage  des  Gerichts  nach  den  Be- 
weismitteln gegenüberstehe,  diene  sicher  nicht  zur  Hebung 
des  Ansehens  der  Rechtspflege. 

Bei  Schaffung  der  Wuchergerichte  sei,  wie  die  Fassung 
des  § 12  deutlieh  mache,  dahin  ausgegangen,  da®  sie  nur  bei 
solchen  Sachen  angerufen  werden  sollte,  die  sich  zur  schleu- 
nigen Aburteilung  eignen.  Das  könnten  selbstverständlich  nur 
einfache  Sachen  sein.  Die  Praxis  zahlreicher  Staatsanwalt- 
schaften zeige  aber,  da®  sie  diese  Grenzen,  die  das  Gese® 
dem  Wuchergericht  gesteckt  haben  wollte,  nicht  innehielten. 
Die  Vorschrift  im  § 12  des  Gese®es,  nach  der,  wenn  die 
Nichteignung  zur  schleunigen  Aburteilung  sich  herausstelle, 
das  Wuchergericht  die  Sache  an  das  ordentliche  Gericht  zu 
verweisen  hätte,  werde  nur  ausnahmsweise  berechtigt. 

In  der  durchaus  zutreffenden  und  durch  die  tägliche  Be- 
obachtung sich  immer  erneut  widerlegenden  Meinung,  da®  die 
Strafkammern  oder  auch  die  Schöffengerichte  in  der  Be- 
kämpfung des  sogenannten  Wuchers  nicht  die  erforderliche 
Energie  und  Strenge  walten  lie®en,  und  da®  daher  durch 
besondere  Verfahrensvorschriften  die  Promptheit  der  Rechts- 
pflege in  Wucherfällen  gesichert  werden  müsse,  habe  man  in 
der  Wuchergerichtsverordnung  wesentliche  Garantien  des 
Strafprozesses  beseitigt.  Die  Vorschrift  in  § 10,  nach  der  das 
Wuchergese®  den  Umfang  der  Beweisaufnahme  nach  freiem 
Ermessen  bestimme,  bedeute  nach  der  Praxis  mancher 
Wuchergerichte  geradezu  die  Unterdrückung  der  Wahrheits- 
ermittelung. Der  Vorsi®ende,  der  auf  Grund  der  häufig  nur 
einseitig  zusammengetragenes  Belastungsmaterial  ent- 
haltenden Akten  in  die  Hauptverhandlung  eintrete,  sei  von 
vornherein  geneigt,  die  Erheblichkeit  etwaiger  Entlastungs- 
beweise zu  verneinen.  Dabei  wirke  die  schon  durch  den 
Namen  dieser  Sondergerichte  erzeugte  Suggestion,  da®  die 


Geschäftsbericht  für  das  Jahr  19^21 


Wir  berichten  Uber  das  zweiundfünfzigste  Geschäftsjahr  unserer  Bank.  Bei 
einer  Scheinblüte  von  Handel  und  Industrie  zählt  es  zu  den  traurigsten  unserer  Wirtschafts- 
geschichte. Durch  fortschreitende  Geldentwertung  aufgeblähte  Umsatz-  und  Ertragsziffern 
u&uschen  Relohtum  vor,  wo  in  Wirklichkeit  rasch  zunehmende  Verarmung  herrscht.  Dem 
laägenfälligen  Luxus  einer  kleinen  Schicht  neuer  Reichen  und  des  großen  Stroms  von  Aus- 
bindern, der  Deutschland  überflutet,  steht,  dem  oberflächlichen  Beobachter  weniger  bemerk- 
ter, eine  tief  bedauerliche  Verschlechterung  der  Lebenshaltung  weiter  Kreise  der  Bevölkerung, 
insbesondere  des  Mittelstandes,  gegenüber. 

Der  Umsatz  unserer  Bank  im  Jahre  1921  belief  sich  auf  2125  Milliarden  Mark  gegen 
1281  Milliarden  Mark  im  Vorjahre.  Nach  dem  Dollar-Durchschnittskurse  in  1921  berechnet, 
entspricht  dieser  Umsatz  rund  85  Milliarden  Goldmark;  im  Jahre  1913,  also  vor  Aufnahme 
der  Bergisch-Märkischen  Bank,  des  Schlesischen  Bankvereins,  der  Norddeutschen  Credit- 
anstalt,  der  Hannoverschen  Bank,  der  Privatbank  zu  Gotha  und  der  Braunschweiger  Privt- 
bank  setzten  wir  schon  129  Milliarden  Goldmark  um. 

Die  uns  anvertrauten  fremden  Gelder  betrugen  am  Jahresende  insgesamt 
M.  38  617  424  000  entsprechend  881  676  000  Goldmark.  Ende  1913  beliefen  sie  sich  auf 
1 580  045  000  Goldmark.  Den  Bedürfnissen  unserer  Wirtschaft  stellten  wir  am  Schlüsse 
des  Berichtsjahres  M.  9 701  784  000  Kredite*zur  Verfügung,  in  Wirklichkeit  nur  221  502  000 
Goldmark  gegenüber  M.  855  229  000,  die  wir  Ende  1913  an  unsere  Schuldner  ausgeliehen 
batten. 

Die  Dividende,  die  wir  für  1921  mit  24%  auf  ein  Aktienkapital  von  M.  400  000  000 
in  Vorschlag  bringen,  bedeutet,  zum  gegenwärtigen  Goldkurse  (1  : 65)  gerechnet,  1 477  000 
Goldmark.  Im  Jahre  1913  schütteten  wir  auf  das  damalige  Kapital  von  nur  M.  200  000  000 
bei  12%%  Dividende  25  000  000  Goldmark  aus.  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  überall 
ln  Handel  und  Industrie.  Wie  die  geringen  Erträgnisse  des  Erwerbslebens  auf  Konsum- 
fähigkeit,  Steuerkraft  und  Erfüllung  schwerer  Reparationsleistungen  wirken  müssen, 
ist  klar. 

In  Staat  und  Wirtschaft  wurden  bei  tatsächlich  viel  geringeren  Umsätzen  und  ge' 
sunkener  Produktion  mehr  Beamte  und  Arbeiter  als  vor  dem  Kriege  benötigt.  Dadurch 
ist  die  Zahl  der  Erwerbslosen  in  Deutschland  im  Laufe  des  Jahres  von  410  000  auf  165  000 
Köpfe  herabgegangen,  wogegen  vom  Auslande  zunehmende  Arbeitslosigkeit  gemeldet 
wurde.  Eines  der  deutlichsten  Beispiele  für  das  Mißverhältnis  zwischen  der  Arbeitsleistung 
und  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  bietet  der  rheinisch-westlälische  Kohlenbergbau, 
in  dem  die  Belegschaft  im  Jahre  1921  um  rund  46%  größer  war  als  im  Jahre  1913,  obwohl 
21,7%  weniger  gefördert  wurden.  Tief  eingreifend  wirkt  dabei  auch  die  unter  Verkennung 
wirtschaftlicher  Zweckmäßigkeit  erzwungene  Herabsetzung  der  Arbeitszeit.  Nicht  die 
Zahl  der  Arbeitsuchenden,  sondern  das  Ergebnis  der  Arbeiter  ist  für  die  Wirtschaftslage 
entscheidend.  Die  deutsche  Ausfuhr  betrug  im  Jahre  1921  nur  etwa  ein  Drittel  des  Vor- 
kriegswertes. Dabei  kann  die  Einfuhr  nicht  entsprechend  vermindert  werden,  weil  wir 
für  die  Volksernährung  noch  zu  sehr  auf  Bezüge  aus  dem  Ausland  angewiesen  sind.  Die 
Ertragsfähigkeit  der  bestellten  Fläche  bleibt  infolge  des  während  des  Krieges  getriebenen 
Raubbaues  und  seiner  Nachwirkungen  im  Vergleich  zu  derjenigen  der  letzten  Friedens- 
jahre noch  immer  zurück.  Es  wurden  in  Deutschland  geerntet; 
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Das  Londoner  Abkommen  vom  Mai  1921  mußte  in  seiner  Auswirkung  eine  so  ge- 
schwächte Volkswirtschaft  verheerend  treffen.  Es  ergab  sich,  daß  neben  der  Notwendig- 
keit der  Devisenbeschaffung  für  Rohstoffe  und  Lebensmittel  die  aufgezwungene  Zahlung 
von  einer  Milliarde  Goldmark  in  der  vorgeschriebenen  Frist  nur  dadurch  geleistet  werden 
konnte,  daß  mehr  als  ein  Viertel  der  Summe  durch  Kreditnahme  im  Auslande  beschafft 
wurde.  Leider  nur  auf  sehr  kurze  Frist.  Der  Abdeckung  dieses  Kredits,  mangels  genügenden 
Exporterlöses  in  der  Hauptsache  durch  Verkauf  von  Reichsmark  im  Ausland,  ist  die  rapide 
Entwertung  unserer  Währung  in  der  kurzen  Zeit  vom  August  bis  gegen  Ende  November 
zuzuschreiben. 

Das  dauernde  Sinken  der  Mark  schuf j im  Inlande  ein  fieberhaftes  Begehren  nach  Sach' 
giltern  und  übertrug  dieses  auch  auf  den  Börsenverkehr  in  Industrieaktien.  Es  brach 
eine  Spielwut  aus,  die  sich  bis  zur  Siedehitze  steigerte  und  den  Börsenvorstand  zwang, 
schließlich  nur  noch  an  zwei  Tagen  der  Woche  Kursnotierungen  vornehmen  zu  lassen. 
Auch  so  konnten  Banken,  Bankiers  und  Makler  in  den  Zwischentagen  die  angehäufte  Arbeit 
nicht  restlos  bewältigen.  Sie  mußten  gegen  die  Überschüttung  mit  Aufträgen  zu  Abwehr- 
maßregeln schreiten.  In  den  ersten  Dezembertagen  trat  infolge  vorübergehender  Höher- 
bewertung der  Mark  ein  heftiger  Rückschlag  an  der  Börse  ein,  der  unter  dem  Einflüsse 
der  sich  ständig  verschlechternden  Reichsfinanzen  und  beginnender  Kreditschwierigkeiten 
bis  heute  nicht  überwunden  worden  ist. 

Verschärft  wurde  das  Haussetreiben  durch  unerfreuliche  Aufkäufe  von  Aktienmajori" 
täten  in  Industriewerten  zu  dem  Zweck,  sie  Konkurrenzgesellschaften  zum  Erwerb  an' 
zubieten.  Einzelne  Stellen  machten  aus  solchen  Geschäften  geradezu  einen  Hauptberuf. 
Es  sind  dadurch  große  Interessenverschiebungen  vorgekommen,  und  es  bleibt  abzuwarten, 
ob  sie  in  Zukunft  sich  industriell  und  finanziell  bewähren  werden. 

Solange  die  Börse  bei  der  Jagd  des  Publikums  nach  Aktienwerten  und  bei  der  herrschen- 
den Geldflüssigkeit  fast  unbegrenzt  aufnahmefähig  war,  hatten  es  die  Unternehmungen 
leicht,  sich  ein  neues  Betriebskapital,  wie  es  das  Sinken  der  Kaufkraft  unserer  Währung 
erforderlich  machte,  durch  Aktien-  und  Obligationsausgabe  zu  beschaffen.  Während  das 
Geldbedürfnls  noch  lange  nicht  gestillt  ist,  sind  dieser  Kapitalbeschaffung  durch  die  ver- 
änderte Marktlage  nunmehr  engere  Grenzen  gezogen.  Es  muß  daher  in  steigendem  Maße 
Kredit  in  Anspruch  genommen  werden.  Ein  gleiches  Kreditbedürfnis  herrscht  bei  unzähligen 
Handels-  und  Industriefirmen,  die  ihr  Kapital  nicht  wie  Aktiengesellschaften  mit  Hilfe 
der  Börse  vergrößern  können.  Durch  die  bevorstehende  Zwangsanleihe  wird  der  Geld- 
bedarf noch  sehr  vermehrt  werden.  Eine  Milderung  der  Anspannung  ist  möglich,  wenn  im 
Warenverkehr  dem  Buch-  und  Wechselkredit  des  Lieferanten  an  den  Abnehmer  wieder 
der  gleiche  Umfang  wie  vor  dem  Kriege  gegeben  wird.  Die  industriellen  Syndikate  und 
Kartelle  sollten  diesem  Gesichtspunkte  zu  rechter  Zeit  ihre  Aufmerksamkeit  schenken. 

Auf  das  Ausland  wirkte  der  Rückgang  der  Reichsmark  in  mannigfacher  Weise.  Die 
internationale  Spekulation  in  deutscher  Währung  erfuhr  neuen  Anreiz,  und  die  Guthaben 
des  Auslandes  in  Deutschland  nahmen  stark  zu.  Zugleich  setzte  vermehrter  Begehr  nach 
deutschen  Waren  ein,  die  für  den  Ausländer  bei  der  Entwertung  der  Reichsmark  unverhält- 
nismäßig billig  zu  erstehen  waren.  Andererseits  war  man  bestrebt,  früher  zu  höheren  Kursen 
erworbene  Markguthaben  in  Hausbesitz  oder  in  deutschen  Wertpapieren  anzulegen. 

’ Die  darauf  zu  leistenden  Zinsen  und  Dividenden  werden  unsere  Zahlungsbilanz  dauernd 
belasten.  Das  fällt  aber  für  uns  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  als  nur  durch  eine  günstigere 
Gestaltung  der  Zahlungsbilanz  der  wertzerstörenden  Inflation  Einhalt  geboten,  unsere 
Währung  stabilisiert  und  das  unsere  Volkswirtschaft  zersetzende  Mißtrauen  allmählich 
beseitigt  werden  kann.  Ausländsanleihen  in  dem  gegenwärtig  erhältlichen  Ausmaße  können 
lediglich  für  kurze  Zeit  helfen,  wenn  nicht  die  unserer  Volkswirtschaft  und  dem  einzelnen 
»ufgebürdeten  Lasten  ln  Übereinstimmung  mit  der  Leistungsfähigkeit  gebracht  werden. 


Der  Versailler  Friedensvertrag,  auch  das  Londoner  Ultimatum  tragen  der  Notwendigkeit 
dieses  Gleichgewichts  keine  Rechnung.  In  diesem  Zusammenhänge  müssen  wir  der  un- 
erhörten Forderung  des  Londoner  Ultimatums  Erwähnung  tun,  daß  für  eine  im  August  1921 
fällig  gewordene  Zahlung  von  1 Milliarde  Goldmark  wir  in  Gemeinschaft  mit  drei  anderen 
Banken  die  Bürgschaft  übernehmen  sollten.  Schweren  Herzens  und  mit  der  Erklärung, 
daß  eine  Wiederholung  ausgeschlossen  sei,  haben  wir  uns  unter  dem  Druck  der  gesetzten 
kurzen  Frist  im  vaterländischen  Interesse  entschließen  müssen,  ohne  die  Generalversammlung 
befragen  zu  können,  dem  Ansinnen  stattzugeben.  Da  das  Reich  die  Zahlung  rechtzeitig 
geleistet  hat,  ist  die  von  uns  übernommene  Garantie  gegenstandslos  geworden. 

Die  Schwankungen  der  Dividendenkurse  haben  mehrfach  Anlaß  zu  spekulativen 
Ausschreitungen  gegeben.  Bei  der  Pfälzischen  Bank,  zu  der  die  uns  befreundete  Rhei- 
nische Creditbank  Beziehungen  unterhielt,  ging  ein  stellvertretender  Direktor  der 
Münchener  Filiale  bei  ungenügender  Aufsicht  seiner  Lokaldirektion  für  die  Bank  Engage- 
ments ein,  die  nicht  nur  zu  völligem  Verlust  des  Vermögens  der  Bank  führten,  sondern  auch 
den  Gläubigern  schwerste  Verluste  gebracht  hätten.  Unter  unserer  Beihilfe  hat  die  Rhei- 
nische Creditbank  die  Pfälzische  Bank  im  Wege  der  Fusion  derart  übernommen,  daß  die 
Gläubiger  volle  Befriedigung  und  die  Aktionäre  noch  eine  kleine  Entschädigung  in  Aktien 
der  Rheinischen  Creditbank  erhielten.  Wenn  unsere  Mitwirkung  auch  erhebliche  Opfer 
für  uns  im  Gefolge  hatte,  so  erfüllt  uns  doch  das  Gefühl  der  Befriedigung,  dadurch  dem 
deutschen  Wirtschaftsleben  eine  schwere  Erschütterung  mit  unübersehbaren  Folgen  ab- 
gewendet zu  haben.  Durch  Übernahme  eines  erheblichen  Teiles  der  von  der  Rheinischen 
Creditbank  ausgegebenen  neuen  Aktien  haben  wir  unsere  Beziehungen  zu  diesem  ersten 
badischen  Bankinstitut  für  die  Dauer  gestärkt.  Die  rechtsrheinischen,  besonders  bayerischen 
Niederlassungen  der  Pfälzischen  Bank  haben  wir  übernommen  und  unseren  in  Frankfurt  a.  M. 
und  Bayern  bestehenden  Filialen  angegliedert. 

Das  Konto  „Dauernde  Beteiligungen"  hat  sich  durch  den  zu  Anfang  des  Berichts- 
jahres durchgeführten  Tausch  von  Aktien  der  WUrttembergischen  Vercinsbank  und  der 
Hildesheimer  Bank  gegen  Aktien  unserer  Bank  und  durch  die  bei  fast  sämtlichen  Instituten 
stattgehabten  Kapitalserhöhungen  von  M.  76  717  000  auf  M.  159  836  000  erhöht.  Die 
ausgewiesenen  Einnahmen  stellen  die  auf  unsere  Anteile  entfallenden  Erträgnisse  für  das 
Jahr  1920  dar.  Die  höheren  Gewinnresultate  des  Jahres  1921  sämtlicher  Banken  und  Bank- 
firmen, an  denen  wir  beteiligt  sind,  kommen  dem  Gewinnergebnis  des  laufenden  Jahres 
zugute. 

Die  Deutsche  Überseeische  Bank  hat  auch  im  Jahre  1921  befriedigend  gearbeitet 
und  konnte  ihre  Dividende  auf  40%  erhöhen. 

Die  Deutsche  Bank  hat  gegenwärtig  Niederlassungen  an  156  Plätzen.  Die  Eröff- 
nung der  Filiale  Duisburg  und  der  Zweigstelle  in  Eisenach  ist  im  neuen  Geschäftsjahre 
erfolgt,  die  der  Filiale  in  Halle  a.  d.  Saale  steht  unmittelbar  bevor;  außerdem  Ist  die  Er- 
richtung einer  Filiale  in  Würzburg  in  Vorbereitung. 

Unsere  Niederlassungen  haben  sich  im  allgemeinen  zur  vollen  Zufriedenheit  weiter 
entwickelt.  Sowohl  die  ihnen  anvertrauten  Gelder  als  auch  die  in  Anspruch  genommenen 
Kredite  erfuhren  eine  namhafte  Erhöhung,  ebenso  die  Effektenumsätze.  Die  Filiale  Sofia 
konnte  ihren  Betrieb  im  Berichtsjahr  wieder  voll  aufnehmen.  Die  Eröffnung  der  Filiale 
Amsterdam  erfolgte  im  Juli  1921.  Beide  Niederlassungen  haben  gute  Fortschritte  zu 
verzeichnen.  Die  Filialp  Amsterdam  vermittelt  unseren  Kunden  in  weitgehendem  Maße 
diejenigen  Finanzierungen,  für  die  vor  dem  Krieg  unsere  Niederlassungen  in  Brüssel  und 
London  zur  Verfügung  standen.  Die  Zunahme  der  seitens  der  Kundschaft  bei  Dritten 
benutzten  Kredite  ist  eine  Folge  von  erhöhter  Geschäftstätigkeit  dieser  Auslandsfilialen 
für  die  Zwecke  der  Einfuhr  von  Rohstoffen. 

Bei  der  Liquidation  unserer  Londoner  Filiale  wirken  wir  im  Verfolg  einer  mit  den  zu- 
ständigen englischen  Behörden  getroffenen  Vereinbarung  seit  einigen  Monaten  selbst  mit, 
wodurch  die  Abwicklung  wesentlich  erleichtert  wird  und  zahlreiche  Schwierigkeiten  und 
Verzögerungen  für  unsere  Kunden  ausgeschaltet  werden. 

Da  die  Entwicklung  der  Verhältnisse  in  den  an  Polen  gefallenen  Teilen  von  Posen  und 
Westpreußen  eine  gedeihliche  Fortführung  der  Geschäfte  unserer  Filialen  in  Posen, 
Bromberg,  Hohensalza  nnd  Thorn  aussichtslos  gemacht  hat,  haben  wir  uns  ent- 
schlossen, die  genannten  Niederlassungen  einzuziehen.  Durch  Verhandlungen,  welche  mit 
der  polnischen  Regierung  über  den  Verbleib  deutscher  Bankniederlassungen  in  dem  Polen 
zugesprochenen  Teil  von  Oberschlesien  stattgefunden  haben,  ist  die  Fortführung  der  Filiale 
Kattowitz  ermöglicht  worden.  Wir  hoffen,  dadurch  unseren  oberschlesischen  Freunden 
die  Möglichkeit  eröffnet  zu  haben,  ihre  Beziehungen  zu  uns  in  alter  Weise  fortzusetzen. 
Die  Zweigstellen  in  Königshütte  und  Rybnik  haben  wir  dem  Oberschlesischen  Bankverein 
A.-G.  in  Kattowitz  überlassen,  zu  dem  wir  in  guten  Beziehungen  stehen. 

Die  Zahl  der  Angestellten  der  Bank  hat  gegenüber  dem  Stand  von  1920  eine 
wesentliche  Erhöhung  erfahren  und  belief  sich  Ende  1921  auf  21  137  gegen  17  808  im  Vor- 
jahre. Eie  Einkommensätze  des  Reichstarifvertrages  vom  1.  April  1922  sind  gegenüber 
den  Sätzen  vom  1.  Januar  1921  um  nicht  weniger  als  187%  gesteigert  worden.  Die  starke 
Vermehrung  der  Beamtenzah.  gegen  das  vorige  Jahr  ist  nicht  nur  durch  das  Anwachsen 
des  Geschäftes,  sondern  zu  einem  erheblichen  Teil  durch  die  unproduktiven  Arbeiten  be- 
dingt worden,  die  den  Banken  — fast  durchgehend  ohne  Entschädigung  — aus  fiskalischen 
Rücksichten  auferlegt  worden  sind.  Die  Belastung  wird  um  so  drückender  empfunden, 
als  die  geforderten  Anzeigen,  Nachweise  und  Auskünfte  sich  wenigstens  bis  weit  in  das 
Berichtsjahr  hinein  zum  großen  Teil  als  unnütz  erwiesen,  weil  das  bei  den  Behörden  an- 
gesammelte Material  einen  Umfang  annahm,  daß  es  dort  überhaupt  nicht  mehr  ordnungs- 
mäßig verarbeitet  werden  konnte.  Abgesehen  von  der  starken  Erhöhung  der  persönlichen 
Unkosten,  die  durch  die  Einstellung  neuer  Arbeitskräfte  verursacht  wird,  ist  als  besonders 
erfreuliche  Folge  die  Raumnot  zu  bezeichnen,  der  völlig  Herr  zu  werden  trotz  Erwerbs  von 
Grundstücken,  Hinzumietens  neuer  Räume  und  Aufstockung  bestehender  Gebäude  bisher 
nicht  gelungen  ist. 

Die  Zahl  der  bei  der  Deutschen  Bank  geführten  Kundenrechnungen  ist  von  738  869 
auf  780  402  am  Ende  des  Berichtsjahres  gestiegen. 

Nach  einer  Statistik  der  Berliner  Zulassungsstelle  wurden  im  Jahre  1921  Effekten 
zur  Notiz  an  der  Berliner  Börse  auf  Grund  von  502  Prospekten  zugelassen.  Au  diesen 
Prospekten  war  die  Deutsche  Bank  mit  34%  durch  Unterschrift  und  mit  26%  der  Gesamt- 


zahl an  führender  Stelle  beteiligt. 

Unsere  Konsortial-Rechnung  enthielt  am  Jahresschlüsse 

Beteiligungen'an  festverzinslichen  Werten M.  5 273  979,40 

„ an  Aktien  von  Banken,  sowie  Eisenbahnen  und 

anderen  Transport-Unternehmungen „ 18  630  212,13 

„ an  Grundstücks- Geschäften 738  956,19 

„ an  industriellen  und  verschiedenen  anderen  Unter- 

„ nehmungen ,,  35  010  368.34 


im  Buchwerte  von  M.  59  553  516,06 

Die  Deutsche  Petroleum-Aktien- Gesellschaft  hat  im  letzten  Jahre  ihre 
Interessen  in  Deutschland  ausgedehnt  und  am  Ausbau  ihrer  Unternehmungen  gearbeitet. 
Bei  der  für  Deutschland  durch  den  Friedensvertrag  geschaffenen  Lage  war  es  der  Gesell- 
schaft aber  nicht  möglich,  die  Verfügung  über  ein  großes,  der  Steaua  Romana  gleichwertiges 
ausländisches  Produktionsunternehmen  zu  erlangen  und  eine  andere  zweckentsprechende 
Verwendung  für  ihre  Barmittel  zu  finden.  Um  diese  Mittel  der  heimischen  Volkswirtschaft 
zuzuführen,  haben  am  18.  Mai  d.  .1.  die  Generalversammlungen  der  Deutschen  Bank  und 
der  Deutschen  Petroleum-Aktien- Gesellschaft  die  fusionsweise  Übernahme  der  letzteren 


durch  unser  Institut  beschlossen.  Die  Deutsche  Petroleum-Aktien- Gesellschaft  hat  vor 
der  Fusion  ihre  industriellen  Werte  und  Beteiligungen  an  die  von  ihr  im  Dezember  1921 
mit  einem  Grundkapital  von  50  Millionen  Mark  errichtete  Deutsche  Bergbau-Aktiengesell- 
schaft übertragen,  welche  die  neue  Petroleumbank  unseres  Konzerns  werden  soll.  Diese 
hat  neuerdings  ihr  Kapital  auf  150  Millionen  Mark  erhöht  und  wird  ihre  Geschäfte  fortan 
unter  dem  Namen  „Deutsche  Petroleum-Aktien-Gesellschaft“  betreiben,  nachdem  das 
Firmenrecht  durch  die  Fusion  in  unsere  Verfügung  übergegangen  ist. 

Zum  Zwecke  der  Durchführung  der  Fusion  hat  die  Deutsche  Bank  ihr  Grund- 
kapital von  400  auf  800  Millionen  Mark  erhöht.  Im  Zusammenhang  hiermit 
wird  den  alten  Aktionären  der  Deutschen  Bank  ein  Bezugsrecht  eingeräumt.  Über  die 
Durchführung  der  Transaktion  im  einzelnen  werden  wir  im  nächsten  Jahre  berichten. 

Zu  dem  Reingewinn  des  Berichtsjahres  von M.  278151  679,76 

tritt  der  Vortrag  aus  1920  mit ,,  13  955  870,— 

zusammen  M.  292107  549,75 

Wir  beantragen,  diesen  Betrag  wie  folgt  zu  verwenden: 

1.  Überweisung  an  die  freie  Rücklage M.  100  000  000, — 

2.  Überweisung  an  den  Dr.  Georg  von  Siemens-Fonds  . . ,,  30  000  000, -r- 

3.  Sonder-Abschreibung  auf  Bankgebäude,  zur  Herab- 
minderung des  Buchwertes  auf  den  bisherigen  Stand  von 

M.  40  000  000,— „ 15  665  000,— 

Übertrag  M.  145  665  000.— 


4.  Rückstellung  für  in  Ausführung  begriffene  Bauten 
6.  24%  Dividende  auf  M.  400  000  000, — 

6.  satzungsgemäßer  Gewinnanteil  des  Aufsichtsrats 

7.  Vortrag  auf  neue  Rechnung  


Übertrag  M.  145  665  000,- 

30  000  000,- 

. „ 96  000  000,- 

6 021  605,1 

14  421  044 


zusammen  M.  292  107  549,1 


Wenn  die  Generalversammlung  die  vorstehenden  Anträge  genehmigt,  erhöht  sic 
das  eigene  Vermögen  der  Bank  (Kapital  und  bilanzmäßige  Rücklagen)  zum  31.  Dezemb 
1921  auf  M.  950  000  000.  Diese  Ziffer  erfährt  durch  die  im  neuen  Jahr  vorgenommei 
Fusion  mit  der  Deutschen  Petroleum- Aktien-  Gesellschaft  eine  fernere  erhebliche  Vermehrun 
und  zwar  auf  weit  über  zwei  Milliarden  Mark. 

Berlin,  im  Juni  1922. 

Der  Vorstand  der  Deutschen  Bant 

A.  Blinzig  E.  Heinemann  P.  M.  Herrmann  P.  Mankiewitz  C.  Michalowsl 
O.  Schlüter  G.  Schröter  Dr.  E.  G.  v.  Strauß  O.  Wassermann 


Aktiva 


DRESDNER  BANK 

Bilanz  per  31.  Dezember  1921 


Passiva 


Kasse,  fremde  Geldsorten,  Zinsscheine  und  Guthaben 

bei  Noten-  und  Abrechnungsbanken 

Wechsel  und  unverzinsliche  Schatzanweisungen  . . . 
Nostroguthaben  bei  Banken  und  Bankfirmen  .... 
Reports  und  Lombards  gegen  börsengängige  Wertpapiere 
Vorschüsse  auf  Waren  und  Waren  verschiff  ungen  . . . 
Verzinsliche  Schatzanweisungen  des  Reichs  und  der 
Bundesstaaten 

Eigene  Wertpapiere 

Konsortialbeteiligungen 

Dauernde  Beteiligungen  bei  anderen  Banken  und  Bank- 
firmen   

Schuldner  in  laufender  Rechnung 

Bankgebäude  

Sonstige  Immobilien 

Mobilien-Konto .•  • • 

Pensionsfonds-Effekten-Konto '.  . . 

Effekten-Konto  der  König-Friedrich-August- Stiftung  . 
Effekten-Konto  der  Georg- Arnstaedt- Stiftung  .... 
Übergangsposten  der  Zentrale  und  Filialen  untereinander 
Saldo  der  Zentrale  und  auswärtigen  Abteilungen  mit  un- 
serer Niederlassung  in  London 


M 

3| 

Aktien-Kapital-Konto 

M 

3, 

833  831  215 

30 

Rücklage  A 

8 479  576  264 

90 

Rücklage  B 

2 733  744  657 

85 

Gläubiger  

480  450  119 

85 

a)  Nostroverpflichtungen  .... 

1 185  900 

— 

15  58  100  809 

60 

b)  seitens  der  Kundschaft  bei  Drit- 

ten  benutzte  Kredite 

490  615  142 

60 

39  693  908 

10 

c)  Guthaben  deutscher  Banken  und 

786  623  466 

25 

14  125  396  975 

60 

Bankfirmen 

124  032  690 

75 

d)  Einlagen  auf  provisionsfreier 

53  547  389 

55 

Rechnung 

1.  innerhalb  7 Tagen  fällig  . . 

2 620  431  408 

30 

118  096  456 

60 

2.  darüber  hinaus  bis  zu  3 Mo- 

6 002  933  307 

45 

naten  fällig 

723  049  218 

60 

118  780  478 

65 

3.  nach  3 Monaten  fällig  . . . 

501  617  620 

45 

5 946  379 

75 

e)  sonstige  Gläubiger 

18  699  622 

1.  innerhalb  7 Tagen  fällig  . . 

11  879  957  975 

65 

19  452  502 

35 

2.  darüber  hinaus  bis  zu  3 Mo- 

95  205 

naten  fällig 

1 663  629  591 

65 

122  250 



3.  nach  3 Monaten  fällig  . . . 

626  685  546 

15 

1 859  739 

60 

Akzepte 

Dividenden-Konto 

18  786  322 

70 

Pensionsfonds-Konto 

König-Eriedrich-August-Stiftung  . . . 

Georg-Arnstaedt-Stiftung 

Eugen- Gutmann-Fonds 

Reingewinn 

20  607  749  320 

Jl 

3| 

550  000  000 

311  600  000 

— 

69  000  000 

— 

19  293  795  869 

65 

160  230  801 

40 

1 258  875 

— 

19  720  426 

10 

101  985 

85 

151  902 

35 

5 071  225 

— 

206  918  234 

65 

20  607  749  320 

DRESDNER  BANK 

Nathan.  Jüdell.  Herbert  M.  Gutmann.  Hrdina.  Kleemann.  Ritscher.  Frisch. 
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Carl  Fleck,  Hannover  35 
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in  bester  Ausführung 

Carl  Fleck,  Hannover  35 
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Offenbach  am  Main 


Spiralbohrer 

Präzision  aus  Werkzeug- 
und  Schnellstahl,  zylin- 
drisch und  konisch,  alle 
Abmessungen  ab  Lager 

Richard  Schubert 

Velbert  (Rhld.)  5 

Drahtanschrift : „Spiralbohrer“ 
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Die  Liquidation  in  Oberschlesien. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  U.  Rukser. 


Das  deutsch-polnische  Abkommen  über  Ober- 
schlesien vom  15.  Mai  1922  (RGbl.  S.  237)  ist  nunmehr 
ratifiziert,  die  Abtretung  des  Polen  zugesprochenen 
Teiles  ist  erfolgt.  Zum  Zeichen  des  damit  vorläufig  be- 
siegelten Verhängnisses  beginnen  sich  die  Scharen 
oberschlesischer  Flüchtlinge  und  Abwanderer  zu  melden. 
Die  Gründe  dieser  Abwanderung  liegen  weniger  auf 
rechtlichem,  als  auf  politischem  Gebiet.  Insbesondere 
scheidet  die  Liquidationsfrage  hier  im  wesentlichen  aus, 
da  in  Oberschlesien-Polen  nur  noch  der  Schein  eines 
solchen  „Rechtes“  verblieben  ist. 

Bei  den  Verhandlungen  über  Oberschlesien  hat  die 
Liquidationsfrage  aus  politischen  und  wirtschaftlichen 
Gründen  von  Anfang  an  die  Hauptrolle  gespielt. 

Zwischen  beiden  Delegationen  war  grundsätzlich 
streitig,  ob  in  Oberschlesien  als  einem  Abstimmungs- 
gebiet, welches  mit  Ratifikation  des  Friedensvertrages 
noch  nicht  endgiltig  von  Polen  erworben  worden  war1) 
die  Liquidation  überhaupt  zulässig  , sei  und  ob,  selbst 
wenn  dies  zu  bejahen  wäre,  die  etwa  nach  dem  Ver- 
sailler Vertrage  zulässige  Liquidation  durch  den  Be- 
schluß des  Obersten  Rates  vom  20.  Oktober  1921  aus- 
geschlossen sei.  Dieser  lautet  an  den  maßgebenden 
Stellen  wie  folgt: 

„Unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikels  256  des 
Friedensvertrages  werden  diese  beiden  Länder  (Deutschland 
und  Polen)  alle  Rechte  und  besonders  die  Beschaffenheit  und 
Privilegien,  die  vor  der  Teilung  von  Privatpersonen  und  Gesell- 
schaften oder  juristischen  Personen  erworben  worden  sind, 
auf  dem  ihnen  zugeteilten  Gebiet  anerkennen  und 
achten.  Polen  wird  auf  die  Dauer  von  15  jahren  auf  die 
Vorteile  aus  den  Artikeln  92  und  297,  betreffend  die  Enteignung 
von  industriellen  Anlagen,  Bergwerken  oder  Lagerstätten  ver- 
zichten, außer  wenn  nach  Ansicht  der  gemischten  Kommission5) 
die  Enteignung  für  die  Aufrechterhaltung  des  wirtschaftlichen 
Betriebes  unumgänglich  notwendig  ist.“ 

Wegen  der  eingehenden  Begründung  des  deutschen 
Standpunktes  in  dieser  Beziehung  sei  verwiesen  auf  die 
Ausführungen  von  Kaufmann  in  „Recht  und  Wissen- 
schaft“ 1922  Seite  7 ff.  v.  Struycken  J.  W.  1922  Seite 
130  und  Rukser  D.  J.  Z.  1922  Seite  96  ff.  Als  wesentlich 
sei  nur  hervorgehoben,  daß  deutscherseits  mit  dem  aus- 
drücklich anerkannten  Schuß  aller  wohlerworbenen 
Rechte  eine  Liquidationsmöglichkeit  für  unvereinbar 
erachtet  wurde.  Im  übrigen  handelt  es  sich  hier  nicht 
um  die  gewöhnliche  Liquidation  des  Friedensvertrages. 


0 Vgl.  Art.  92  Abs.  4 V.  V. 

2)  Dies  ist  die  nach  den  Beschlüssen  des  Obersten  Rats 
einzusetzende  internationale  Kontrollinstanz. 


Die  Enistehungssgeschichte  dieser  Vorschrift  ist  viel- 
mehr die,  daß  die  Gutachter  des  Völkerbundes, 
von  denen  der  Text  des  Botschaftsbeschlusses  ja 
stammt,  den  von  ihnen  verhörten  deutschen  Sachver- 
ständigen erklärten,  daß  eine  Liquidation  seitens  Polen 
nicht  erfolgen  dürfe,  andererseits  müßten  jedoch  Vor- 
kehrungen getroffen  werden,  um  zu  verhindern,  daß 
durch  Sabotage  nationalistischer  Elemente  wichtige  Be- 
triebe beeinträchtigt  würden.  Diese  Absicht  prägt  sich 
auch  deutlich  genug  im  oben  wiedergegebenen  Text  aus. 
Eine  grundsäßliche  Klärung  der  Streitfrage  ist  nicht 
erfolgt,  statt  dei.sen  ist  ein  besonderes  Liquidations- 
abkommen vereinbart.  Nach  diesem  kann  Polen  in  Pol- 
nisch-Oberschlesien  nur  insoweit  liquidieren,  als  ihm 
dies  in  dem  Abkommen  ausdrücklich  zugestanden  ist; 
dieses  Zugeständnis  Deutschlands  bezieht  sich  aus- 
schließlich auf  die  Groß-lndustrie  und  den  Groß- 
Grundbesiß. 

Für  die  Groß-lndustrie  ist,  wie  bei  allen  Liquidatio- 
nen, die  Liquidation  nur  zulässig  in  denjenigen  Fällen,  wo 
es  sich  um  das  Vermögen  deutscher  Reichsangehöriger 
handelt.  Ferner  unterliegt  der  Liquidation  nur  das  am 
10.  Januar  1920  als  dem  Ratifikationstage  vorhan- 
dene reichsdeutsche  Vermögen.  Allein  schon  dieses 
leßte  Erfordernis  wird  die  praktische  Durchführung  der 
Liquidation  in  Polnisch-Oberschlesien  so  gut  wie  un- 
möglich machen,  da  es  infolge  des  Abstimmungsregimes 
für  Polen  nicht  möglich  war,  eine  Feststellung  des  am 
10.  Januar  1920  vorhandenen  Zustandes  zu  treffen,  wie 
solches  für  die  übrigen  an  Polen  abgetretenen  Gebiete 
durch  das  polnische  Registrierungsgeseß  vom  4.  März 
1920  nebst  Ausführungs-Verordnung  vom  10.  1920:i)  vor- 
gesehen ist. 

Da  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  in  erster  Linie 
Vorausseßung  der  Liquidierbarkeit  ist,  bedarf  es  zu- 
nächst der  Feststellung,  wie  der  Hoheitswechsel  in  Pol- 
nisch-Oberschlesien hinsichtlich  der  Staatsangehörig- 
keit wirkt.  Hierüber  ist  gemäß  Absaß  k des  Beschlusses 
des  Obersten  Rates  in  Art.  25—63  des  Abkommens  Be- 
sonderes vereinbart  worden.  Dieses  Abkommen  ist  im 
wesentlichen  eine  Klarstellung  der  zahllosen  Streit- 
fragen, welche  sich  zu  Artikel  91  des  Versailler  Ver- 
trages und  zu  Artikel  4 des  den  Polen  von  den  alli- 
ierten Hauptmächten  auferlegten  Minoritätenschuß- 
vertrages vom  28.  Juni  1919  ergeben  haben.  Nach 


3)  Abgedruckt  bei  Rukser  „Die  Rechtsteliung  der 
Deutschen  in  Polen“  Seite  166  und  168. 
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dieser  nur  für  Oberschlesien  geltenden  Sonderverein- 
barung sieht  es  mit  dem  Erwerbe  der  polnischen  Staats- 
angehörigkeit durch  Deutsche  wie  folgt: 

1.  Ohne  weiteres  erwerben  die  polnische  Staats- 
angehörigkeit unter  Verlust  der  deutschen  diejenigen 
Reichsangehörigen,  welche  zurzeit  des  Hoheitswechsels 
ihren  Wohnsig  in  Polnisch-Oberschlesien  haben  und 
ihren  Wohnsig  im  Abstimmungsgebiet  spätestens  am 
1.  Januar  1908  begründet  hatten.4)  Ist  der  Wohnsig  unter- 
brochen gewesen,  so  greift  eine  besondere  Regelung 
Plag. 

2.  Die  Reichsangehörigen,  die  in  Polnisch-Ober- 
schlesien von  Eltern  geboren  sind,  die  zur  Zeit  der 
Geburt  ihren  Wohnsig  dort  hallen,  erwerben  von  Rechts 
wegen  die  polnische  Staatsangehörigkeit  unter  Verlust 
der  deutschen,  wenn  sie  am  Tage  des  Hoheitswechsels 
ihren  Wohnsig  in  Polnisch-Oberschlesien  haben.  Aus- 
nahmsweise erwerben  diese  Personen,  auch  bei  Erman- 
gelung eines  Wohnsiges  in  Polnisch-Oberschlesien  die 
polnische  Staatsangehörigkeit,  wenn  besondere  per- 
sönliche Beziehungen  zum  Abstimmungsgebiet  bestehen. 
Diese  Regelung  entspricht  dem  Artikel  4 des  Minori- 
lälenverlrages,  weicht  jedoch  in  wichtigen  Punkten  von 
diesem  ab. 

Die  unter  1 und  2 genannten  Personen  besigen  die 
im  einzelnen  geregelten  Optantenrechte.  Sie  sind  von 
der  Liguidafion  gemäg  Artikel  91,  Abs.  7 und  8 über- 
haupt befreit. 

Dies  vorausgeschickt,  ist  zu  dem  Liquidationsab- 
kommen  im  einzelnen  folgendes  zu  bemerken: 

Bezüglich  der  Grog-Industrie  ist  vereinbart, 
dag  während  15  Jahren  nach  dem  Übergang  der  Staats- 
hoheit Polen  berechtigt  ist,  nach  Maßgabe  der  Artikel  92 
und  297  des  Versailler  Vertrages  Unternehmungen  der 
Grog-Industrie  und  Lagerstätten,  die  am  15.  April  1922 
deutschen  Reichsangehörigen  oder  von  ihnen  kontrol- 
lierten Gesellschaften  gehören,  zu  enteignen,  falls  diese 
Maßnahme  auf  Antrag  der  polnischen  Regierung  von  der 
gemischten  Kommission  als  für  die  Aufrechterhaltung 
des  Betriebes  zulässig  anerkannt  wird. 

Die  allgemeine  Liguidationsbestimmung  geht  dahin, 
dag  Polen  erst  nach  Ablauf  von  15  Jahren  nach  dem 
Hoheitswechsel  zur  Liguidalion  derjenigen  Unternehmun- 
gen der  Grog-Industrie  gemäg  Artikel  92  und  297  des 
Versailler  Vertrages  berechiigt  ist,  die  sowohl  am 
15.  April  1922,  wie  an  dem  Tage  der  sogenannten  „Noti- 
fikation“ deutschen  Reichsangehörigen  oder  von  diesen 
kontrollierten  Gesellschaften  gehören.  Die  Notifikation  ist 
die  von  der  polnischen  Regierung  zwischen  dem  1.7.37 
bis  1.  7.  39  den  Eigentümern  der  grogindustriellen  Un- 
ternehmungen vorzunehmende  Anzeige,  dag  die  Ent- 
eignung beabsichtigt  sei.  Bis  zur  Notifikation 
hat  der  Eigentümer  freies  Verfügungs- 
recht über  sein  Vermögen.  Eine  Verfügungs- 
beschränkung tritt  erst  von  der  Notifikation  ab  ein  in- 
sofern, als  dann  eine  freihändige  Veräugerung  nur  mit 
Zustimmung  der  polnischen  Regierung  erfolgen  kann. 
Die  Vereinbarung  legt  in  Artikel  4 den  Begriff  der  Grog- 
Industrie  ausdrücklich  fest.  Darunter  fallen:  Bergwerke, 
Hochöfen,  Hüttenwerke,  Sprengstoff-,  Pulverfabriken, 
industrielle  Unternehmungen  anderer  Art,  wenn  sie  im 
Jahre  1921  durchschnittlich  mindestens  600  Arbeiter  be- 
schäftigt haben:  mit  geringerer  Arbeiierzahl  nur  aus- 
nahmsweise, wenn  sie  nach  der  Verkehrsanschauung  als 
zur  Grog-Industrie  gehörig  zu  betrachten  sind,  gewisse 
der  Produktion  nach  bezeichnete  Betriebe  anderer  Art. 
Gegenstand  der  Enteignung  sind  nicht  Aktien,  Geschäfts- 

„ 4)  Vgl.  Artikel  91  Abs.  1 und  2 V.  V. 


anteile,  Kuxe  und  ähnliche  Beteiligungen  an  Unterneh- 
mungen und  Lagerstätten  als  solche.  Durch  diese  Be- 
stimmungen sind  die  Liguidationsmöglichkeilen  ersicht- 
lich stark  eingeschränkt,  denn  einmal  mug  das  Objekt 
sowohl  am  15.  April  1922,  wie  zurzeit  der  Liquidations- 
anordnung  in  deutschen  i Händen  sein.  Da  nun  der  Ei- 
gentümer in  der  15jährigen  Zwischenzeit  in  der  Verfü- 
gung unbeschränkt  ist,  hat  er  es  völlig  in  der  Hand, 
durch  anderweitige  Organisierung  seines  Unternehmens 
die  Liguidafion  abzuwenden  — ein  Weg,  den  ja  bekannt- 
lich die  oberschlesische  Industrie  durch  starke  Heran- 
ziehung ausländischen  Kapitals  bereits  beschriften  hat. 
Es  wird  also  im  wesentlichen,  als  Folge  des  Abkommens 
für  die  Grog-Industrie,  nur  eine  Umschichtung  des  Ka- 
pitals, nicht  aber  eine  gewaltsame  Enteignung  mit  ihren 
schwerwiegenden  Folgen  zu  erwarten  sein.  Dabei  wird 
sie  auch  die  Bestrebungen  der  polnischen  Regierung  in 
Betracht  ziehen  müssen,  welche  eine  Überfremdung  der 
polnischen  Industrie  zu  verhindern  suchen.  Nach  den  mir 
vorliegenden  Informationen  ist  mit  Sicherheit  damit  zu 
rechnen,  dag  in  absehbarer  Zeit  für  jede  in  Polen  domi- 
zilierte Gesellschaft  eine  bestimmte  polnische  Beteili- 
gung gefordert  wird.  Die  der  polnischen  Regierung  zu- 
stehende Liguidationsbefugnis  wird  also  voraussichtlich 
ein  nudum  jus  bleiben. 

Bezüglich  des  Grog-Grundbesiges  sind 
die  allgemeinen  Voraussegungen  der  Liguidierbarkeit 
noch  insofern  besonders  eingeschränkt,  als  von  der  Li- 
guidalion auch  das  Grundeigentum  derjenigen  deutschen 
Reichsangehörigen  ausgenommen  ist,  welche  in  Polnisch- 
Oberschlesien  wohnberechtigl  sind.  Diese  Wohnberech- 
tigung  beruht  auf  Absag  k des  Beschlusses  des  Obersten 
Rats.  Sie  hat  im  Artikel  40  ff.  des  Abkommens  ihre 
Formulierung  dahin  gefunden,  dag  Personen,  die  zur- 
zeit des  Hoheitswechsels  ihren  Wohnsig  in  Polnisch- 
Oberschlesien  haben  und  diejenigen,  die  ihren  Wohn- 
sig zwischen  dem  1.  Januar  1908  und  dem  1.  Januar  1922 
daselbst  erst  begründet  haben,  ihren  Wohnsig 
während  15  Jahren  nach  dem  Hoheitswechsel  in 
Polnisch  - Oberschlesien  behalten  dürfen.  Polen 
ist  daher  lediglich  befugt,  Landgüter  von  100  oder 
mehr  Hektar  landwirtschaftlicher  Nugfiäche,  die  am 
15.  April  1922  und  am  Tage  der  „Notifikation“  im  Eigen- 
tum nicht  wohnberechtigter  Reichsangehöriger  oder  von 
solchen  kontrollierten  Gesellschaften  stehen,  zu  enteig- 
nen. Waldbestand  darf  nur  mitenteignet  werden,  wenn 
nach  Ansicht  der  gemischten  Kommission  die  Enteignung 
auch  des  Waldbestandes  zur  Aufrechterhaltung  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  notwendig  ist,  oder  wenn 
der  Waldbestand  ohne  die  enleignete  landwirtschaftliche 
Nugfiäche  nach  seiner  bisherigen  Bestimmung  nicht  mehr 
zweckmägig  benugt  werden  kann.  Für  die  Gröge  des 
Gutes  ist  der  15.  April  1922  maßgebend.  Die  Enteig- 
nung erstreckt  sich  auf  das  Zubehör.  Auf  Verlangen  des 
Eigentümers  ist  das  zur  Bewirtschaftung  nicht  unbedingt 
erforderliche  Zubehör  von  der  Enteignung  auszuschlie- 
gen.  Da  heutzutage  das  tote  und  lebende  Inventar  nahe- 
zu 60  v.  H.  des  gesamten  Gutswertes  ausmachi,  liegt 
auch  hierin  eine  erhebliche  Einschränkung  der  Ligui- 
dationsmöglichkeit.  Die  „Notifikation“  ist  hier  abwei- 
chend von  der  bei  der  grogindustriellen  Liquidierung 
vorgesehenen  geregelt.  Während  nämlich  der  Grog-In- 
dustrie eine  Schonzeit  von  15  Jahren  unter  allen  Umstän- 
den zugebilligt  ist,  hat  die  polnische  Delegation  darauf 
bestanden,  die  Liquidation  des  Grog-Grundbesiges  so- 
fort in  Angriff  nehmen  zu  können.  Daher  ist  vereinbart, 
dag  die  polnische  Regierung  in  der  Zeit  vom  Hoheits- 
wechsel bis  zum  1.  Januar  1925  dem  zu  enteignenden 
Grog-Grundbesig  von  der  bevorstehenden  Enteignung 
Mitteilung  macht  (Notifikation).  Die  Enteignung  ist  dann 
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binnen  zwei  Jahren  seit  Notifikaton  durchzuführen.  Er- 
folgt die  Notifikation  nicht  bis  zum  1.  Januar  1925  oder  ist 
die  Enteignung  nicht  binnen  zwei  Jahren  seit  Notifikation 
durchgeführt,  so  entfällt  die  Liguidationsmöglichkeit.  Von 
der  Notifikation  ab  kann  der  Eigentümer  nur  noch  mit 
Zustimmung  der  polnischen  Regierung  über  das  Liqui- 
dationsobjekt verfügen.  Abgesehen  davon  ist  die  pol- 
nische Regierung  berechtigt,  bei  Verkäufen  liquidations- 
fähiger Grobgüter  innerhalb  der  Sperrfrist  vom 
15.  April  1922  bis  zum  Ablauf  eines  Monats  nach  dem 
Hoheitswechsel  zu  erklären,  dab  sie  den  Eigentums- 
wechsel nicht  anerkenne.  Durch  diese  Erklärung  sicher! 
sich  die  polnische  Regierung  die  Liquidationsbefugnis; 
unterläßt  sie  diese  Erklärung,  so  gilt  das  Schweigen  als 
Freistellung  von  der  Liquidation.  Diese  an  sich  bedroh- 
lichen Vorschriften  werden  in  ihrer  praktischen  Auswir- 
kung dadurch  wesentlich  gemildert,  dab  Polen  nur  be- 
rechtigt ist,  im  ganzen  ein  Drittel  der  hiernach  der 
Enteignung  unterliegenden  landwirtschaftlichen  N u b - 
fläche  Polnisch-Oberschlesiens  zu  ent- 
eignen. Die  enteignete  Fläche  ist  anzurechnen  auf 
diejenigen  Enteignungen,  welche  auf  Grund  des  Reichs- 
Siedlungsgesefees  vom  11.  August  1919,  welches  in  Pol- 
nisch-Oberschlesien  weiter  gilt,  erfolgen  können.  Da- 
mit wird  der  Höchstumfang  des  liquidierbaren  Grund- 
besi&es  lebten  Endes  durch  das  deutsche  Siedlungsge- 
seb  bestimmt,  so  dab  der  deutsche  Grob-Grundbesib 
in  Polnisch-Oberschlesien  eine  wesentliche  Schlechter- 
stellung infolge  der  Liquidation  kaum  zu  erwarten  hat, 
und  zwar  um  so  mehr,  als  der  weitaus  überwiegende  Teil 
des  oberschlesischen  Grundbesi&es  aus  Forsten  besteht, 
die  ja  von  der  Liquidation  grundsäblich  ausgeschlossen 


sind.  Um  denjenigen  Nachteilen  zu  begegnen,  welche 
aus  einer  nur  teilweisen  Liquidation,  sei  es  eines  grob- 
industriellen Unternehmens  oder  eines  Grob-Grund- 
besibes  entstehen  können,  ist  dem  Eigentümer  das  Recht 
gegeben,  binnen  einem  Monat  nach  Zustellung  der  Ent- 
eignungs-Anordnung zu  verlangen,  dab  das  ganze 
Unternehmen  oder  das  ganze  Gut  von  der  polnischen 
Regierung  erworben  werde. 

Um  eine  für  beide  Teile  verbindliche  Auslegung  des 
Abkommens  zu  erreichen,  ist  in  Artikel  23  vorgesehen, 
dab  bei  Meinungsverschiedenheiten,  die  aus  der  Aus- 
legung dieses  Abkommens  zwischen  den  beiden  Regie- 
rungen entstehen  sollten,  diese  der  neubegriindeten  cour 
permanente  de  justice  internationale  zur  Entscheidung 
unterbreitet  werden.  Im  übrigen  verbleibt  es  wegen  des 
Rechtsschubes  bei  der  allgemeinen  Regelung  des  Frie- 
densvertrages, d.  h.  also,  der  Liguidationserlös  mub  un- 
mittelbar an  den  Berechtigten  ausgezahlt  werden.  Ferner 
ist  der  Berechtigte  in  der  Lage,  bei  dem  gemischten  pol- 
nisch-deutschen Gerichtshof  gegen  die  polnische  Regie- 
rung auf  Schadensersab  zu  klagen,  falls  er  zu  unrecht 
liquidiert  ist,  oder  falls  durch  Mabnahmen  der  polnischen 
Regierung  der  Verkaufspreis  in  unlauterer  Weise  be- 
einflubt  worden  ist. 

Es  ist  zu  hoffen,  dab  diese  in  überaus  mühseligen 
Verhandlungen  erkämpfte  Regelung  die  nachteiligen 
Wirkungen  der  Liquidation  auf  ein  Mindestmab  be- 
schränkt. Doch  darf  nicht  vergessen  werden,  dab  die 
Korfantysche  Methode,  Deutsche  durch  Terrorisierung 
zur  Verschleuderung  ihrer  Gundstücke  zu  veranlassen, 
eine  überaus  ernste  Gefahr  für  das  Deutschtum  in  Ober- 
schlesien bedeutet.  (101.) 


Tumulischäden  und  neudeuische  Gesetzgebung. 

Von  Dr.  Julius  Curtius,  M.  d.  R. 


Die  Furie  des  Aufruhrs  raste  wieder  einmal  durch 
das  deutsche  Land.  In  Darmstadt,  Heidelberg  und  Karls- 
ruhe, in  Thüringen  und  Sachsen,  in  Hamburg  und  ander- 
wärts kamen  schwere  Pöbelausschreitungen  im  An- 
schlub  an  Demonstrationsversammlungen  vor.  Häuser 
von  Abgeordneten  wurden  vollständig  zertrümmert, 
zahlreiche  Personen  an  Leib  und  Vermögen  geschädigt. 
Solange  die  Vernichtungsabsicht  Frankreichs  uns  kne- 
belt, und  solange  in  Deutschland  selbst  von  der 
äubersten  Rechten  und  der  äubersten  Linken  gewalt- 
samer Umsturz  der  gegenwärtigen  Zustände  erstrebt 
und  versucht  wird,  ist  mit  innerer  Beruhigung  nicht  zu 
rechnen.  Das  Problem  des  Tumultschadens  wird 
uns  daher  — leider!  — noch  lange  beschäftigen. 

Der  Reichstag  hat  kürzlich  in  3.  Lesung  das  Per- 
sonenschädengeseb  verabschiedet,  das  auch  für  Tumult- 
schäden, soweit  sie  Personenschäden  sind,  Bestim- 
mungen trifft.  Während  es  zu  begrüben  ist,  dab  ge- 
wisse Härten  des  Tumultschädengesebes  durch  das 
Personenschädengeseb  beseitigt  sind,  ist  auf  der  an- 
deren Seite  zu  bedauern,  dab  neue  Verfahrensvor- 
schriften erlassen  werden,  die  tatsächliche  Verschlechte- 
rungen für  die  Tumultgeschädigten  bedeuten  und  vom 
Standpunkt  der  Rechtspflege  aus  höchst  bedenklich  sind. 

Im  § 19  des  Personenschädengesefees  ist  bestimmt, 
dab  Tumultschäden,  soweit  sie  Personenschäden  um- 
fassen, vor  die  Versorgungsgerichte  zu 
ziehen  sind. 

Bei  den  Feststellungsausschüssen,  die  bisher  für 
alle  Tumultschäden  zuständig  waren,  sind  noch  rund 
23  000  Verfahren  anhängig.  Von  diesen  werden  rund 
1 1 000  Fälle  Personenschäden,  sei  es  allein,  sei  es  in 


Verbindung  mit  Sachschäden,  umfassen.  Diese  werden 
aus  dem  bisherigen  Verfahren  herausgenommen  und 
an  die  Versorgungsgerichte  verwiesen.  Die  Oberleitung 
wird  Monate  in  Anspruch  nehmen.  Bis  zur  Einarbeitung 
der  Versorgungsgerichte  vergehen  weitere  Monate. 
Die  betroffenen  Tumultgeschädigten  werden  hier- 
über wenig  erbaut  sein.  Es  ist  das  dritte  Mal, 
dab  die  bedauernswerten  Opfer  von  Tumulten 
mit  der  Verfolgung  ihrer  Ansprüche  wieder  von 
vorn  beginnen  müssen.  Vor  Erlab  des  Tumult- 
schädengesebes haben  sie  die  ordentlichen  Gerichte 
in  Anspruch  nehmen  müssen,  vor  denen  die  Zah- 
lungspflichtigen Gemeinden  die  Prozesse  in  ungewöhn- 
licher Weise  verschleppt  haben.  Als  das  Tumultschäden- 
geseb  einen  neuen  Instanzenzug  durch  Feststellungs- 
ausschüsse und  Reichswirtschaftsgericht  schuf,  mubten 
die  Prozesse  abgebrochen  und  bezahlt  werden.  Die 
Errichtung  der  neuen  Ausschüsse  dauerte  viele  Monate, 
teilweise  über  ein  Jahr.  Dort  waren  die  Sachen  auf  dem 
besten  Wege  und  konnten  die  Tumultgeschädigten  auf 
eine  baldige  Befriedigung  rechnen.  Da  kommt  plöblich 
die  neue  Störung,  die  die  Verfahren  zum  dritten  Male 
zum  Stillstand  bringt  und  die  Geschädigten  zum  dritten 
Male  in  die  Notwendigkeit  verseht,  von  vorn  anzufangen. 

Gewib  müssen  die  Geschädigten  diese  Beschwerden 
in  Kauf  nehmen,  wenn  die  jebige  Neuregelung  im  all- 
gemeinen gerechtfertigt  und  notwendig  wäre.  Das  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Allerdings  soll  nicht  verkannt  wer- 
den, dab  die  mit  der  Neuregelung  bezweckte  einheit- 
liche Judikatur  in  der  Zubilligung  von  Renten  ihre  Vor- 
teile hat.  Diese  sind  aber  gering,  weil  die  Fälle  von 
Tumultschäden,  wo  die  Invalidität  bestritten  wird,  selten 
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sind.  Sie  erreichten  1921  beim  Reichswirtschaftsgericht 
noch  nicht  die  Zahl  30.  In  allen  Fällen  wurden  Gutachten 
beamteter  Ärzte  der  Entscheidung  zugrunde  gelegt. 
Diesen,  wie  auch  dem  Reichswirtschaftsgerichi  sind 
selbstverständlich  die  allgemeingiiltigen  Invaliditäts- 
tabellen und  die  vom  Reichsversicherungsamt  aufge- 
stellten Leitsähe  bekannt.  Auch  die  Feststellungsaus- 
schüsse werden  sich  ohne  gro|e  Schwierigkeiten  des 
allgemein  zugänglichen  Materials  für  Zubilligung  von 
Renten  bedienen  können.  Übrigens  handelt  es  sich,  wo 
Renten  zu  gewähren  sind,  in  weit  überwiegendem  Make 
um  feste  Renten  (Witwen-  und  Waisenrenten).  Selbst 
wenn  aber  auch  über  solche  Erwägungen  hinaus  die 
Vereinheitlichung  bei  der  Zubilligung  von  Renten  ein 
erstrebenswertes  Ziel  ist,  so  fragt  sich,  ob  dieses  auch 
bei  Tumultschäden  allein  verfolgt  werden  darf,  ob  hier 
nicht  vielmehr,  statt  von  der  lebten  Phase  des  ganzen 
Verfahrens,  von  der  Grundlage,  nämlich  dem  Tumulte 
selbst,  auszugehen  ist.  Die  Erfahrungen  bei  den  Fest- 
stellungsausschüssen und  dem  Reichswirtschaftsgericht 
haben  nun  ergeben,  dak  die  Schwierigkeiten  der  Beur- 
teilung fast  ohne  Ausnahme  in  der  Feststellung  der  all- 
gemeinen Voraussetzungen  für  das  Vorliegen  eines 
Unruheschadens  liegen.  Unter  anderem  muk  festgestellt 
werden,  ob  innere  Unruhen  vorliegen,  ob  offene  Gewalt 
oder  deren  Abwehr  in  Frage  kommt,  ob  eine  unmittel- 
bare Verursachung  anzunehmen  ist,  ob  der  Schaden 
nicht  durch  eigenes  Verschulden  entstanden,  nicht  durch 
wissentlich  falsche  Angaben  verwirkt  ist,  wer  als  Hinter- 
bliebener einen  Anspruch  stellen  kann,  sei  es  im  allge- 
meinen Namen  oder  als  Erbe,  wer  als  beteiligte  Ge- 
meinde zu  gelten  hat  usw.  Alles  Fragen,  auf  die  sich 
allmählich  das  Reichswirtschaftsgericht  eingespielt  hat, 
dessen  Judikatur  den  Feststellungsausschüssen  zugäng- 
lich ist.  Die  Versorgungsgerichte  sind  weder  nach  ihrer 
Besetzung,  noch  nach  ihrer  sonstigen  sachlichen  Ein- 
stellung zur  Beurteilung  solcher  Tatbestände  geeignete 
Instanzen. 

Gegenüber  der  Neuregelung  erhebt  sich  ferner  fol- 
gendes gewichtige  Bedenken:  Bis  zum  Mai  1922  sind 

bei  170  Feststellungsausschüssen  insgesamt  59  000 
Schäden  anhängig  gemacht  worden,  von  denen  24  000, 
d.  h.  rund  40  v.  H.,  gleichzeitig  Personen-  und  Sach- 
schäden umfakten.  In  allen  diesen  Fällen,  soweit  sie 
noch  nicht  erledigt  sind  und  ferner  in  allen  zukünftigen 
Fällen,  in  denen  gleichzeitig  Personen-  und  Sach- 
schäden entstehen,  müssen  zwei  Verfahren  eröffnet  und 
zwei  Instanzenzüge  durchgemacht  werden,  was  eine 
aukerordentliche  Belästigung  der  Geschädigten  mit  sich 
bringt  und  die  Gefahr  zur  Folge  hat,  dak  die  beiden 
voneinander  unabhängigen  höchsten  Instanzen  über 
grundlegende  Fragen  verschieden  entscheiden.  Die 
Regierungsvertreter  und  diejenigen  Ausschukmitglieder, 
die  sich  für  die  Neuregelung  eingesetzt  haben,  haben 
diesen  Tatbestand  nie  vollständig  erfakt.  Man  begeg- 
nete immer  wieder  auf  die  geäukerten  Bedenken  ihrer 
Erwiderung,  dak  gerade  die  Neuregelung  die  Verein- 
heitlichung bezwecke.  Für  die  Darlegung,  dak  die 
Sachschäden  nach  wie  vor  bei  den  Feststellungsaus- 
schüssen und  im  Reichswirtschaftsgericht  verbleiben 
und  daher  aus  dem  einheitlichen  Tatbestand  des 
Tumultes  in  allen  Fällen,  in  denen  Sach-  und  Personen- 
schäden Vorkommen  — und  das  ist  die  überwältigende 
Mehrzahl  aller  Fälle  — stets  zwei  Verfahren  eröffnet 
werden  müssen,  und  dak  das  für  diejenigen,  die  gleich- 
zeitig persönlichen  und  sachlichen  Schaden  erleiden, 
eine  unerträgliche  Regelung  bedeute,  hatten  sie  kein 
Verständnis. 

Bei  den  Beratungen  spielte  die  Erklärung  des  Re- 
gierungsvertreters  eine  entscheidende  Rolle,  dak  das 


Reichswirtschaftsgericht  überlastet  und  seine  Ent- 
lastung durch  Fortnahme  der  aus  Tumulten  hervor- 
gehenden Personenschädensachen  notwendig  wäre.  In 
dem  Ausschukbericht  ist  festgestellt,  dak  gegenüber 
dem  Antrag,  den  § 10  Absatz  2 zu  streichen,  ein  Regie- 
rungsvertreter bemerkt  habe:  „Das  Reichswirtschafts- 

gericht komme  mit  seiner  Arbeit  auch  nicht  voran.  Das 
Verfahren  sei  dort  ebenso  oder  noch  schleppender  wie 
beim  Versorgungsgericht.“  Der  Antrag,  die  Verhand- 
lungen auszusetzen  und  über  diese  Behauptungen  den 
Präsidenten  des  Reichswirtschaftsgerichts  oder  des  zu- 
ständigen Senats  zu  hören,  wurde  abgelehnt.  Wie  not- 
wendig diese  Vernehmung  gewesen  wäre,  hat  sich  her- 
ausgestellt, als  nach  Beendigung  der  Ausschukverhand- 
lungen  eine  private  Untersuchung  über  die  Richtigkeit 
der  Behauptung  des  Regierungsvertreters  angestellt 
wurde.  Diese  Untersuchung  hatte  das  folgende  Er- 
gebnis: Die  Dauer  des  Verfahrens  beim  Reichswirt- 

schaftsgericht vom  Eingang  der  Beschwerde  bis  zur 
Urteilsfällung  betrug  für  die  im  Jahre  1921  eingegangenen 
Sachen  durchschnittlich  4,5,  für  die  1922  bis  Ende  April 
eingegangenen  Sachen  durchschnittlich  drei  Monate. 
Hierbei  ist  die  Zeit  einbegriffen,  während  welcher  die 
Akten  dem  Vertreter  des  Reichsinteresses  Vorlagen. 
Für  das  Jahr  1921  betrug  dieser  Zeitraum  durchschnitt- 
lich zwei  Monate,  für  1922  durchschnittlich  einen  Monat. 
Das  Verfahren  beim  Reichswirtschaftsgericht  selbst 
nahm  somit  tatsächlich  in  Anspruch:  im  Jahre  1921:  ZV2, 
im  Jahre  1922:  zwei  Monate.  Im  ganzen  sind  beim  Reichs- 
wirtschaftsgericht rund  4000  Sachen  anhängig,  rund 
2000  Sachen  erledigt  worden.  Da  vor  kurzem  für  die 
Tumultschädensachen  ein  zweiter  Senat  errichtet  und 
die  Errichtung  eines  dritten  Senats  für  die  nächste  Zeit 
in  Aussicht  genommen  ist,  sind  voraussichtlich  die  sämt- 
lichen noch  unerledigten  Sachen  in  wenigen  Monaten 
beim  Reichswirtschaftsgericht  zu  Ende  geführt. 

Hiernach  wird  jeder  unbefangene  Beurteiler  zu  dem 
Ergebnis  gelangen,  dak  die  Bearbeitung  durch  das 
Reichswirtschaftsgericht  ungewöhnlich  rasch  ist,  und 
jedenfalls  in  den  Verhältnissen  des  Reichswirtschafts- 
gerichts keinerlei  Grund  liegt,  die  Personenschäden,  so- 
weit sie  aus  Tumulten  herrühren,  vor  neue  Behörden  zu 
bringen.  Von  den  Feststellungsausschüssen  sind  einige 
allerdings  stark  im  Rückstand.  Die  meisten  aber  haben 
prompt  gearbeitet  und  haben  unzählige  tatsächlich  und 
rechtlich  schwierige  Sachen  sachgemäk  bearbeitet.  So- 
weit aber  Beschwerden  begründet  sind,  können  sie  nicht 
ausschlaggebend  für  das  neue  Verfahren  sein,  denn 
die  Ausschüsse  bleiben  ja,  wie  wiederholt  festgestellt, 
für  die  Erledigung  der  Sachschäden  zuständig,  und  das 
sind  gerade  diejenigen  Verfahren,  die  die  grökere 
Arbeit  verursachen. 

Nach  alledem  war  es  ungerechtfertigt,  aus  den  Tu- 
multschäden die  Personenschäden  herauszunehmen  und 
für  sie  ein  neues  Verfahren  einzurichten.  Dak  dieses 
vor  den  Versorgungsgerichten  stattfindet,  ist  auch  nicht 
gerade  ein  Vorteil  für  die  Geschädigten.  Denn  allge- 
mein ist  bekannt,  dak  die  Versorgungsgerichte  unge- 
heuerlich überlastet  sind  und  ungeheuer  langsam 
arbeiten.  Zudem  ist  das  Miktrauen,  das  gegen  ihre  Ab- 
hängigkeit besteht,  immer  noch  nicht  geschwunden. 

Die  Neuregelung  ist  nur  verständlich,  wenn  man  im 
Auge  behält,  dak  die  Tumultgeschädigten  das  Pech  ge- 
habt haben,  vor  den  19.  Ausschuk  des  Reichstags,  den 
sogenannten  Kriegsbeschädigtenausschuk,  gezogen  zu 
werden.  Dieser  sucht  — an  sich  mit  Recht  — in  seiner 
Fürsorge  für  die  Kriegsbeschädigten  auch  darüber  zu 
wachen,  dak  die  unglücklichen  Kriegsopfer  nicht 
schlechter  gestellt  werden  als  sonstige  an  Leib  und 
Leben  geschädigte  Deutsche.  Seine  Sorge,  dak  die 
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Tumultgeschädigten  besser  gestellt  werden  könnten,  war 
aber  unberechtigt;  denn  die  einheitliche  Praxis  in  der 
Zubilligung  von  Renten  ließ  sich  unschwer  erreichen, 
auch  ohne  daß  die  Personenschäden  aus  Tumulten  vor 
die  Versorgungsgerichte  gelangten.  Für  die  sonstigen, 
bei  der  Regelung  der  ganzen  Tumultschädenfragen  in 
Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  und  für  die  im 
vorstehenden  geäußerten  Bedenken  hatte  der  19.  Aus- 


schuß — man  tritt  ihm  mit  dieser  Feststellung  nicht  zu 
nahe  — wenig  Interesse,  denn  er  ist  auf  ganz  andere 
Dinge  eingestellt.  Daß  auch  die  Regierung  wenig  Ver- 
ständnis für  die  vorgetragenen  Bedenken  hatte,  beruht 
zum  großen  Teil  auf  der  Starrköpfigkeit,  mit  der  an  den 
einmal  gemachten  Vorschlägen  festgehalten  wurde,  zum 
Teil  aber  auch  auf  der  bei  den  Ressorts  leider  vorhan- 
denen Abneigung  gegen  das  Reichswirtschaftsgericht. 

(133.) 


Die  gegenwärtige  Konjunkturlage. 

Von  Professor  Dr.  P.  Mombert,  Freiburg. 


Die  gegenwärtige  Konjunktur  in  Deutschland  und 
in  der  Welt  bietet  ein  eigentümliches  und  für  uns  keines- 
wegs erfreuliches  Bild.  Bis  vor  kurzem  war,  wenigstens 
vom  Standpunkte  der  einzelnen  Unternehmung  aus,  bei 
uns  die  Konjunkturlage  eine  günstige  gewesen.  Die 
Exportprämie,  welche  in  der  verschiedenen  Kaufkraft 
der  Mark  im  ln-  und  Auslande  lag,  hatte  unsere  Waren- 
ausfuhr wesentlich  erleichtert  und  zahlreichen  Industrie- 
zweigen beträchtliche  Gewinne  zugeführt.  Vom  Stand- 
punkte der  Gesamtheit  aus  hatte  zwar  diese  Entwicklung 
ihre  recht  bedenklichen  Seiten,  vor  allem  auch  deshalb, 
weil  diese  Ausfuhrmöglichkeit  der  Industrie  doch  in 
hohem  Maße  auf  der  tiefen  Lebenshaltung  der  deutschen 
Bevölkerung  beruhte.  Wissen  wir  doch  auch  alle,  daß 
troß  dieses  guten  Absaßes,  den  unsere  Industrie  bisher 
nach  dem  Auslande  gehabt  hat,  der  Zustand  unserer 
Volkswirtschaft  einen  durchaus  krisenhaften  Charakter 
trug.  Ich  habe  deshalb  an  anderer  Stelle  (Einführung  in 
das  Studium  der  Konjunktur,  Leipzig  1921),  um  diesen 
Gegensaß,  den  wir  früher  niemals  kannten,  deutlich 
hervorzuheben,  diese  besondere  Konjunkturlage  als  pri- 
vatwirtschaftliche  Hochkonjunktur  bezeichnet,  um  damit 
auszudrücken,  daß  diese  günstige  Lage  vieler  Einzel- 
unternehmungen keineswegs  für  die  ganze  Volkswirt- 
schaft gilt. 

Es  hat  nun  den  Anschein,  als  ob  auch  diese  privat- 
wirtschaftliche  Hochkonjunktur  ihrem  Ende  entgegen- 
ginge und  die  Exportfähigkeit  vieler  Industrien  in  Frage 
gestellt  würde.  Es  mag  ja  sein,  daß  diese  Gefahren 
durch  den  neuesten  starken  Fall  der  Markvaluta  wieder 
innerhalb  gewisser  Grenzen  behoben  werden  und  daß 
dadurch  die  Absaßmöglichkeit  unserer  Industrie  auf  dem 
Weltmarkt  sich  wieder  günstiger  gestalten  kann.  Das 
ist  eine  Entwicklung,  die  sich  heute  in  ihrem  Ausmaße 
noch  nicht  überblicken  läßt.  Sei  dem,  wie  ihm  wolle,  die 
Symptome  für  den  Rückgang  der  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur in  Deutschland  sind  heute  so  deutlich,  daß  es 
wichtig  genug  erscheint,  sich  mit  diesem  Problem  etwas 
genauer  zu  befassen.  Es  sind  verschiedene  Faktoren, 
welche  nach  dieser  ungünstigen  Richtung  hin  wirk- 
sam sind. 

Auf  der  einen  Seite  sehen  wir  im  Ausland  man- 
cherlei Bestrebungen  am  Werke,  durch  Heraufseßung 
der  Arbeitszeit  oder  durch  Herabseßung  der  Löhne  der 
Konkurrenz  der  deutschen  Industrie  auf  dem  Welt- 
märkte erfolgreicher  als  bisher  begegnen  zu  können. 
Von  dem  ersteren  ist  zurzeit  in  der  Schweiz  die  Rede; 
starke  Kämpfe  um  Lohnherabseßungen,  zum  Teil  mit 
Erfolg,  haben  in  England  und  den  Vereinigten  Staaten 
stattgefunden.  Nach  der  gleichen  Richtung  hin  ist  die 
Tatsache  wirksam  gewesen,  daß  in  den  valutaschwachen 
Ländern,  vor  allem  auch  in  Deutschland,  die  Anglei- 
chung der  Inlands-  an  die  Weltmarktspreise  sich  in 
leßter  Zeit  in  hohem  Maße  vollzogen  hat.  Ist  ja  doch 
das  Ausland  auf  manchen  Gebieten  sogar  bei  uns  in 


Deutschland  konkurrenzfähig  geworden  und  mußte  sich 
aus  dem  gleichen  Grunde  damit  ja  auch  dessen  Konkur- 
renzfähigkeit der  deutschen  Industrie  gegenüber  auf 
fremden  Märkten  bessern. 

Damit  hängt  es  dann  in  erster  Linie  auch  zusammen, 
daß  wir  aus  manchen  fremden  Ländern  von  einer  Besse- 
rung der  dortigen  Konjunktur  und  einer  Abnahme  der 
Arbeitslosigkeit,  wie  z.  B.  der  Schweiz  und  den  Ver- 
einigten Staaten,  hören.  In  dem  neuesten  Wochen- 
berichte der  von  der  Heydt-Kerstens  Bank  vom  27.  Juni 
ist  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  daß  die  deutsche 
Konkurrenz  für  die  holländische  Industrie  geringer  ge- 
worden ist,  „da  die  allmähliche  Anpassung  des  deut- 
schen Preisniveaus  an  die  Entwertung  der  Mark  im 
Auslande  die  Marge  für  den  deutschen  Exporthandel 
bedeutend  verringert  hatte“.  In  anderen  Staaten  ist 
man  daran  gegangen,  immer  höhere  Zölle  gegen  die 
deutsche  Einfuhr  aufzurichten  und  in  Holland  hat  sich 
die  Regierung  bereits  bereit  erklärt,  unter  ganz  be- 
stimmten Vorausseßungen  der  holländischen  Industrie 
Exportvorschüsse  zu  gewähren. 

Dabei  sind  bei  uns  zurzeit  starke  Tendenzen  vor- 
handen, diese  Anpassung  des  inländischen  Preisniveaus 
an  die  Weltmarktspreise  noch  zu  verstärken.  Es  sei  nur 
an  die  augenblicklich  stattfindenden  Lohnkämpfe  oder 
an  die  in  Aussicht  stehende,  erhebliche  Erhöhung  der 
Miet-  und  Brotpreise  erinnert.  Gerade  diese  Ießteren 
Tatsachen  müssen  auch  nach  der  Richtung  hin  wirksam 
sein,  daß  auch  die  Kaufkraft  der  heimischen  Bevölke- 
rung, die  Aufnahmefähigkeit  des  inneren  Marktes  zu- 
rückgeht, wodurch  dann  ein  neuer  Faktor  ausgelöst 
wird,  der  die  Konjunkturlage  der  deutschen  Industrie  zu 
verschlechtern  droht.  So  hat  es  den  Anschein,  daß  wir 
in  Deutschland  einer  erheblicheren  Konjunkturver- 
schlechterung entgegengehen. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  eben  kurz  skizzierten  Ent- 
wicklung vollzieht  sich  eine  zweite,  die  zum  Teil  wenig- 
stens, mit  jener  ersten  in  einem  gewissen  Zusammen- 
hänge steht.  Es  handelt  sich  um  die  vielbesprochene 
Geldknappheit  auf  dem  deutschen  Kapital-  und  Geld- 
märkte, eine  Erscheinung,  die  sich  vor  allem  auf  zwei 
Faktoren  zurückführen  läßt.  Einmal  hat  die  allenthalben 
so  stark  einseßende  Steigerung  der  Preise  den  Kapital - 
und  Geldbedarf  der  Industrie  immer  mehr  erhöht,  die 
große  Geldflüssigkeit,  welche  noch  in  der  ersten  Hälfte 
des  vorigen  Jahres  bei  uns  bestanden  hatte,  hat  dem 
umgekehrten  Zustande  Plaß  gemacht.  Die  Liquidität 
von  Handel  und  Industrie  hat  nachgelassen;  an  ihre 
Stelle  tritt  ein  immer  steigender  Kreditbedarf,  mit  dem 
die  verfügbaren  Mittel  der  Banken  nicht  mehr  Schritt 
halten  können.  Nach  der  gleichen  Richtung  hin  mußte 
dann  die  Tatsache  wirksam  sein,  daß  die  neuen  Steuern 
unserer  Volkswirtschaft  immer  mehr  Betriebsmittel  ent- 
zogen haben.  Ist  ja,  wie  ich  an  anderer  Stelle  zu  zeigen 
versucht  habe  (Besteuerung  und  Volkswirtschaft,  Karls- 
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ruhe  1921),  unsere  ganze  neuere  Steuerpolitik  unter 
volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  überaus  bedenk- 
lich und  auch  die  neuesten,  hier  geplanten  Maßnahmen, 
wie  die  Zwangsanleihe,  unterliegen  unter  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  dem  gleichen  ungünstigen 
Urteil. 

Sowie  auf  der  einen  Seite  diese  Geldknappheit  auf 
dem  Kapital-  und  Geldmärkte  zum  Teil  ihre  Ursache  in 
der  Steigerung  der  Preise  und  der  Verschlechterung  der 
Markvaluta  hat,  so  muij  sie  dann  auch  andererseits 
wieder  nach  der  gleichen  Richtung  hin  ungünstig  wirken. 

* Man  hat  schon  häufig  hervorgehoben,  dajj,  wenn 
man  von  der  Höhe  der  Reparationslasten  absieht,  die 
Valutafrage  für  Deutschland  vor  allem  ein  Produktions- 
problem ist.  Die  wichtigste  Aufgabe,  die  wir  haben,  ist 
die,  unsere  Handelsbilanz  möglichst  aktiv  zu  gestalten, 
unsere  Ausfuhr  möglichst  zu  steigern,  unsere  Einfuhr 
möglichst  zu  verringern.  Die  wichtigste  Voraussetzung 
dazu  ist  jedoch  die  quantitative  und  die  qualitative 
Hebung  der  Produktion.  In  dem  Malze,  wie  es  gelingt, 
die  ländliche  Produktion  zu  heben,  können  wir  uns  von 
der  heute  noch  so  beträchtlichen  Lebensmitteleinfuhr 
aus  dem  Auslande  unabhäniger  machen;  in  dem  Malze, 
wie  es  uns  gelingt,  durch  Fortschritte  in  der  Technik  und 
in  der  Organisation  unsere  gewerbliche  Produktion  zu 
steigern  und  deren  Gestehungskosten  herabzusefeen, 
werden  wir  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenzfähiger  wer- 
den. Um  aber  Beides  zu  erreichen,  diese  Fortschritte  in 
der  Landwirtschaft  und  in  der  Industrie,  ist  vor  allem 
auch  Kapital  erforderlich. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  nun  wird  der  enge  Zu- 
sammenhang deutlich,  der  zwischen  dem  Mafz  der  Ak- 
tivität unserer  Handelsbilanz  und  der  Lage  auf  dem 
Kapifal-  und  Geldmärkte  besteht.  Kapitalmangel  be- 
deutet Erschwerung  der  für  uns  notwendigen  Fortschritte 
technischer  und  organisatorischer  Natur;  Kapitalmangel 
ist  für  uns  ein  schweres  Hindernis,  diejenigen  wirtschaft- 
lichen Mittel  in  Anwendung  zu  bringen,  deren  unser 
Wirtschaftsleben  zu  seinem  Wiederaufbau  bedarf.  Auch 
hier  mujj  man  wieder  an  unsere  neuere  Steuergesetz- 
gebung denken,  die  in  so  vieler  Hinsicht  nichts  anderes 
ist,  als  Kapitalvernichtungspolitik  und  damit  zu  ihrem 
Teile  dazu  beiträgt,  den  Wiederaufbau  unserer  Volks- 
wirtschaft erschweren  zu  helfen. 

Es  ist  uns  bisher  nicht  gelungen,  unsere  Handels- 
bilanz in  genügendem  Ma£e  aktiv  zu  gestalten,  um  so 
aus  den  Erträgen  des  regulären  Handels  wenigstens 
einen  erheblichen  Teil  unserer  Verpflichtungen  an  das 
Ausland  decken  zu  können.  Die  Kapitalknappheit,  der 
wir  entgegengehen,  wird  ein  weiteres  Hindernis  auf 
diesem  Wege  sein.  Genügt  doch  unsere  Warenausfuhr 
nicht  einmal  dazu,  das  zu  bezahlen,  was  wir  an  Roh- 
stoffen und  Nahrungsmitteln  vom  Auslande  einführen 
müssen,  geschweige  denn  der  Reichsregierung  den  De- 
visenbetrag zu  liefern,  dessen  sie  zur  Deckung  der 
Reparationsverpflichtungen  bedarf.  Dabei  sei  an  dieser 
Stelle  die  Frage  gar  nicht  erörtert,  da§  wir  überhaupt 
zur  Abdeckung  dieser  Verpflichtungen  wirtschaftlich 
nicht  in  der  Lage  sind. 

Solange  aber  unsere  Handelsbilanz  für  diese 
Zwecke  nicht  aktiv  genug  ist,  mu|z  ein  dauernder  Druck 
auf  unsere  Valuta  stattfinden.  Der  Zusammenhang,  um 
den  es  sich  dabei  handelt,  ist  ein  sehr  einfacher.  So- 
lange unsere  Handelsbilanz  aktiv  genug  ist,  um  auf  dem 
Wege  des  regulären  Handels  unseren  Devisenbedarf 
mehr  oder  weniger  befriedigen  zu  können,  solange  liegt, 
wenn  man  von  politischen  und  spekulativen  Momenten 
absieht,  kein  innerer  wirtschaftlicher  Grund  vor,  dag  die 
Markvaluta  sinken  muEj.  Ein  solcher  Zustand  ist  dann 
vor  allem  vorhanden,  wenn  die  Kaufkraft  der  Mark  im 


Inlande  wesentlich  höher  ist,  als  im  Auslande,  wenn  das 
inländische  Preisniveau  so  sehr  unter  dem  des  Welt- 
marktes liegt,  da§  unsere  Industrie  bei  ihrer  Ausfuhr 
keinen  großen  Hindernissen  begegnet  und  das  Ausland 
auf  dem  deutschen  Markte  nicht  konkurrenzfähig  isf. 

In  dem  Mage,  in  dem  das  Ausland,  vor  allem  in  der 
Form  von  Zöllen,  Hindernisse  gegen  unsere  Ausfuhr  auf- 
türmte, in  dem  sich  das  deutsche  Preisniveau  den  Welt- 
markispreisen  näherte,  muffte  sich  das  Bild  ändern.  Der 
Reichskasse  und  der  Industrie  müssen  dann  immer 
weniger  Devisen  auf  dem  Wege  des  Aujzenhandels  zu- 
fliejzen,  beide  sehen  sich  gezwungen,  zur  Deckung  ihrer 
Zahlungsverpflichtungen  nach  dem  Auslande  gegen 
Mark  Devisen  zu  erwerben.  Damit  mu|te  ein  Druck  auf 
die  deutsche  Valuta  entstehen,  damit  mußten  sich  dann 
aber  auch  wieder  die  Absatzverhältnisse  unserer  In- 
dustrie auf  dem  Weltmärkte  bessern,  womit  dann  wieder 
solange  eine  leidliche  Stabilität  der  Markvaluta  ent- 
stehen konnte,  bis  dann  wieder  von  neuem  durch  eine 
Anpassung  der  deutschen  Preise  an  diejenigen  des 
Weltmarktes  dieser  Zirkel  von  neuem  beginnen  mutzte. 
Bei  diesem  Zusammenhänge,  der  fortdauernd  in  Wirk- 
samkeit ist,  handelt  es  sich  nur  um  eine  Tendenz,  die 
natürlich  durch  zahlreiche  andere  Faktoren,  vor  allem 
auch  solche  der  äußeren  und  inneren  politischen  Lage, 
durchkreuzt  und  kompensiert  werden  kann.  Trotzdem 
ist  dieser  Zusammenhang  als  Tendenz  dauernd  wirksam. 

So  besteht  also  der  denkbar  engste  Zusammenhang 
zwischen  Konjunktur,  Aufzenhandel  und  Valuta,  und  jede 
Konjunkturverschlechterung  wird  in  dem  eben  darge- 
legten Sinne,  wenn  nicht  irgendwelche  andere,  z.  B.  poli- 
tische Momente  störend  einwirken,  durch  einen  Druck 
auf  die  Markvaluta  wieder  die  Voraussetzungen  zu  einer 
neuen,  wenn  auch  nur  vorübergehenden  Besserung  der 
Konjunkturlage  schaffen. 

Freilich  handelt  es  sich  hier  um  einen,  für  unsere 
Volkswirtschaft  äußerst  verhängnisvollen  Kreislauf,  und 
es  erhebt  sich  die  Frage,  welche  Mittel  es  denn  gibt, 
diesem  Zusammenhang  zwischen  Konjunktur  und  Valuta 
mit  seinen  ungünstigen  Einwirkungen  auf  unsere  Zah- 
lungsfähigkeit und  unser  Wirtschaftsleben  mehr  oder 
weniger  entgegenzuwirken.  Zwar  gelingt  es  auf  diese 
Weise  immer,  durch  eine  Belebung  unserer  Export- 
fähigkeit unsere  Konjunktur  vor  dem  sonst  drohenden 
Niedergang  zu  bewahren,  die  Mittel  aber,  welche  dieses 
bewirken,  werden  auf  die  Dauer  einen  immer  schäd- 
licheren Einflufz  auf  das  gesamte  Wirtschaftsleben  aus- 
üben müssen. 

Bei  den  Wegen  zur  Bekämpfung  dieser  ungünstigen 
Einwirkungen  handelt  es  sich  einmal  um  die  Lösung 
des  Repa  rationsproblems  in  einem  Sinne, 
dafz  diese  uns  hier  auferlegten  unerträglichen  Lasten  auf 
ein  tragbares  Ma(z  zurückgeschraubt  werden.  Diese 
Tatsache  ist  so  offenkundig,  auch  im  Auslande,  in  sach- 
verständigen und  objektiv  denkenden  Kreisen  so  sehr 
anerkannt,  dafz  darüber  an  dieser  Stelle  kein  Wort  mehr 
verloren  zu  werden  braucht. 

Bei  dem  anderen  Mittel,  das  dagegen  für  uns  in 
Frage  kommf,  handelt  es  sich  um  ein  solches,  dessen 
Anwendung  und  Durchführung  fasf  vollständig  in  un- 
serer eigenen  Hand  liegt,  während  wir  ja  bei  den  ersten 
durchaus  vom  Auslande  abhängig  sind.  Ob  dieses 
zweite  Mittel  vollkommen  zum  Ziele  führen  kann, 
erscheint  angesichts  der  unsinnigen  Reparations- 
lasten mehr  als  fraglich.  Aber  selbst  wenn  dies  nicht 
der  Fall  ist,  wird  das  Einschlagen  dieses  zweiten  Weges 
einen  günstigen  Einflufz  auf  die  Schwankungen  unserer 
Valuta,  damit  auch  auf  unsere  Konjunkturlage  und  da- 
mit auf  unser  ganzes  Wirtschaftsleben  ausüben  können. 
Es  handelt  sich  hierbei  um  die  Steigerung  un- 


serer  Produktionsleistungen  in  quantitativer 
und  qualitativer  Hinsicht. 

Hier  gilt  es  zunächst,  die  Frage  zu  erörtern,  welcher 
innere  Zusammenhang  denn  zwischen  einer  solchen 
Steigerung  der  Produktionsleistung,  unserer  Valuta  und 
der  Konjunkturlage  vorhanden  ist.  Eine  Steigerung 
dieser  Leistungen  kann  sich  einmal  auf  dem  Gebiete  der 
landwirtschaftlichen,  dann  auf.  dem  der  gewerblichen 
Produktion  vollziehen.  Der  Zusammenhang  in  dem  er- 
steren  Falle  liegt  klar  zutage.  Eine  Steigerung  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  macht  uns  von  den 
Lebensmittelzufuhren  nach  dem  Auslande  unabhängiger, 
gestaltet  damit  unsere  Handelsbilanz  günstiger  und 
wird  damit  auch  einen  günstigen  Einfluß  auf  die  Ent- 
wicklung unserer  Valuta  ausüben  müssen,  ln  dem  Maße, 
in  dem  beides  geschieht,  werden  auch  die  Kosten  der 
unmittelbaren  Lebenshaltung  nicht  mehr  einem  solchen 
Auftrieb  unterliegen,  wie  bisher,  es  wird  damit  dann 
auch  in  den  Lohnverhältnissen  eine  grolle  Ruhe  ein- 
treten  kennen,  eine  Tatsache,  die  dann  natürlich  ihrer- 
seits wiederum  günstig  auf  die  Produktionsleistungen 
der  Industrie  einwirken  muß. 

Was  nun  diese  leßteren  selbst  anlangt,  so  können 
Fortschritte  in  dieser  Hinsicht  nach  der  Richtung  einer 
Kostenverbilligung  oder  nach  der  Seite  einer  unmittel- 
baren Steigerung  der  Produktionsleistung  hin  liegen. 
Beides  wird  auch  vielfach  nebeneinander  hergehen.  Daß 
eine  Verbilligung  der  Produktionskosten  unsere  Konkur- 
renzfähigkeit auf  fremden  Märkten  steigern  und  damit 
unsere  Handelsbilanz  und  die  Markvaluta  günstig  be- 
einflussen wird,  liegt  ebenfalls  klar  zutage.  Nach  dieser 
Richtung  hin  wird  auch,  im  allgemeinen  wenigstens,  jede 
Steigerung  der  Produktionsleistungen  wirksam  sein. 
Denn  mit  einer  solchen  pflegen  die  Generalunkosten 
nicht  entsprechend  zu  steigen,  mit  einer  solchen  pflegt 
auch  eine  bessere  Ausnußung  der  Betriebsanlagen  Hand 
in  Hand  zu  gehen. 

Nicht  minder  wichtig,  wenn  auch  in  dem  Zusammen- 
hänge keineswegs  so  einfach  und  durchsichtig,  ist  der 
Einfluß  einer  solchen  Produktionssteiqerung  in  quali- 
tativer und  quantitativer  Hinsicht  auf  die  unmittelbaren 
Verhältnisse  im  Inlande. 

So,  wie  wir  oben  einen  so  verhängnisvollen  Zirkel 
zwischen  Konjunkturlage  und  Valuta  kennen  gelernt 
haben,  so  kann  man  einen  ähnlichen,  zwischen  der  in 
einem  Lande  verfügbaren  Gütermenge  und  dem  Stande 
seiner  Währung,  d.  h.  der  Kaufkraft  des  Geldes  in  diesem 
Lande,  wahrnehmen.  Ist  es  uns  doch  heute  allen  ge- 
läufig (es  handelt  sich  dabei  um  die  bekannte  Quanti- 
tätstheorie), daß  bei  gleichbleibendem  Gütervorrat  eine 
Vermehrung  der  Umlaufsmittel  nur  künstliche,  fiktive 
Kaufkraft  schafft,  damit  den  Wert  des  Geldes  herab- 
drückt oder,  was  das  gleiche  besagen  will,  die  Güter- 
preise steigert. 

Sehen  wir  doch  bei  uns,  wie  alle  Steigerungen  von 
Löhnen  und  Gehältern  immer  wieder  dadurch  kompen- 
siert werden,  daß  immer  wieder  die  Preise  in  die  Höhe 
gehen  und  daß  dann  diese  Steigerung  des  allgemeinen 
Preisniveaus  von  neuem  den  Anlaß  zu  weiteren  Steige- 
rungen von  Löhnen  und  Gehältern  gibt.  Darin  liegt  das 
Wesen  der  Inflation  begründet,  die  zwar  keineswegs  die 
einzige,  auch  nicht  die  ausschlaggebende  Ursache  der 
Preissteigerung  bei  uns  ist,  aber  dabei  doch  eine  nicht 
zu  Unterschüßen  de  Rolle  spielt.  Es  handelt  sich  hierbei 
eben  einfach  um  die  Tatsache,  daß  in  einem  Lande  nicht 
mehr  an  Gütern  verteilt  werden  kann,  als  in  ihm  zur 
Verfügung  stehen,  eine  Tatsache,  an  der  auch  noch  so 
starke  Lohn-  und  Gehaltserhöhungen,  wozu  ja  die 
Mittel  in  hohem  Maße  durch  die  Notenpressen  aufge- 
bracht werden,  nichts  ändern  können.  Hierdurch  wird 


nur  neue,  künstliche  Kaufkraft  geschaffen,  welche  dann 
ihrerseits  wiederum  preissteigernd  wirken  muß. 

Ganz  anders  jedoch  lägen  die  Verhältnisse,  wenn 
gleichzeitig  eine  erhebliche  Steigerung  der  Güterpro- 
duktion einträte,  und  die  steigende  Kaufkraft  der  Be- 
völkerung sich  einer  entsprechend  größeren  Gütermenge 
als  zuvor  gegenüber  sähe.  In  einem  solchen  Falle  liegen 
keine  inneren  wirtschaftlichen  Gründe  vor,  daß  mit 
solchen  Lohn-  und  Gehaltssteigerungen  die  Preise  von 
neuem  steigen  und  damit  dieser  verhängnisvolle  Kreis- 
lauf von  neuem  beginnen  müßte.  Es  wäre  dann  die 
Möglichkeit  gegeben,  daß,  soweit  nicht  politische  Fak- 
toren von  außen  oder  innen  störend  eingriffen,  die  Kauf- 
kraft der  Mark  im  Inlande  vor  den  großen  Senkungen 
bewahrt  bliebe,  wie  sie  ohne  eine  Steigerung  dieser 
Güterproduktion  hätten  eintreten  müssen. 

Wären  wir  aber  einmal  so  weit,  dann  würden  damit 
nicht  nur  ruhigere  Zeiten  für  unsere  Produktion,  unsere 
Konjunktur  und  unsere  Finanzen  kommen,  dann  würde 
vielmehr  auch  sich  im  Auslande  das  Vertrauen  auf  die 
Leistungsfähigkeit  unserer  Volkswirtschaft  wesentlich 
heben.  Freilich  kann  auf  diesem  Wege  nicht  alles  er- 
reicht werden,  da  wir  ja  von  uns  aus  allein  das  für  die 
ganze  Welt  so  verhängnisvolle  Reparationsproblem  nicht 
lösen  können.  Aber  wenn  wir  auch  auf  diesem  Wege 
nicht  alles  erreichen  können,  so  können  wir  doch  sehr 
vieles  erreichen.  In  diesem  Sinne  und  mit  dieser  Ein- 
schränkung ist  die  Lage  unserer  Valuta  und  die  Lage 
unserer  Konjunktur  in  hohem  Maße  ein  Produktions- 
problem. 

Es  wäre  dann  wieder  eine  besondere  Frage  für  sich, 
wovon  denn  eine  solche  Steigerung  der  Produktion  bei 
uns  vor  allem  abhängt.  Das  ist  natürlich  ein  Problem, 
das  an  dieser  Stelle  aus  Gründen  des  Raumes  nur  ganz 
kurz  angedeutet  werden  kann.  Es  kommen  hierbei 
mancherlei  Faktoren  in  Frage,  von  denen  nur  auf  die 
wichtigsten  an  dieser  Stelle  hingewiesen  werden  soll. 

Einmal  hängen  die  Produktionsmöglichkeiten  und 
Leistungen  in  hohem  Maße  mit  einer  ausreichenden 
Kohlenversorgung,  also  wiederum  zum  Teil  mit 
dem  Reparationsproblem,  zusammen,  dann  aber  auch 
mit  den  zahlreichen  Fortschritten,  welche  unserer  In- 
dustrie noch  in  technischer  und  organisatorischer  Hin- 
sicht offen  stehen. 

Eine  ganz  besonders  große  Rolle  spielt  hierbei  das 
Arbeitsproblem.  Arbeitskämpfe,  Streiks  und  Aussper- 
rungen müssen  ungünstig  auf  die  Produktionsleistungen 
eines  Landes,  damit  auf  die  Kaufkraft  des  Geldes  und 
die  Lebenshaltung  der  Bevölkerung  einwirken.  Das 
gleiche  gilt  von  der  heute  nicht  allzu  selten  eintretenden 
Tatsache,  daß  in  manchen  Industrien  ein  Mangel  an  Ar- 
beitern, vor  allem  an  gelernten  Arbeitern,  vorhanden 
ist.  Es  sei  nur  an  die  Abwanderung  vieler  Arbeiter,  vor 
allem  auch  aus  dem  Kohlenbergbau  in  das  Baugewerbe, 
wo  heute  zum  Teil  wesentlich  höhere  Löhne  gezahlt 
werden,  erinnert.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  er- 
scheint es  vom  Standpunkte  der  Produktionsleistungen 
unseres  Landes  aus  betrachtet,  doppelt  bedenklich,  daß 
die  Zahl  der  öffentlichen  Beamten  und  Angestellten 
eine  so  große  Zunahme  erfahren  hat.  Das  führt  nicht 
nur,  wie  schon  häufig  betont,  zu  einer  unnötig  hohen 
finanziellen  Belastung  der  öffentlichen  Körperschaften, 
und  trägt  mit  zu  der  bekannten  Unrentabilität  der  staat- 
lichen Betriebe  bei,  das  entzieht  auch  mittelbar  oder 
unmittelbar  den  Stellen  unserer  Volkswirtschaft  Arbeits- 
kräfte, wo  sie  unter  dem  Gesichtspunkte  unserer  Pro- 
duktionsleistungen besser  am  Plaße  wären. 

In  diesen  Rahmen  gehört  dann  auch  schließlich  das 
ganze  Problem  der  Lohnformen  (Akkord-  und  Zeit- 
lohn) und  dasjenige  der  Dauer  der  Arbeitszeit,  insbe- 
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sondere  die  Frage  des  Achtstundentages.  Gerade  vom 
Standpunkte  des  Wiederaufbaues  unserer  Volkswirt- 
schaft und  der  Hebung  der  Lebenshaltung  der  grogen 
Massen  der  Bevölkerung,  ist  es  erfreulich,  dag  in  dieser 
Hinsicht,  wenn  auch  langsam,  in  den  Kreisen  der 
Arbeiterführer  sich  ein  verständigerer  und  ruhigerer 
Standpunkt  durchzuringen  beginnt.*)  Der  Achtstunden- 
tag hat  auch  einen  ganz  anderen  Sinn  und  eine  ganz 
andere  Bedeutung,  solange  bei  uns  eine  groge  Arbeits- 
losigkeit und  ein  groger  Beschäftigungsmangel  herrschte. 
Damals  konnte  man  mit  einem  gewissen  Rechte  sagen, 
dag  eine  Verlängerung  der  Arbeitszeit  nur  zu  einer 
Verschärfung  der  Arbeitslosigkeit  führen  müsse,  wäh- 
rend ja  jetzt  in  vielen  Gewerben  ein  beträchtlicher 

*)  Vgl.  dazu:  W.  Engler:  Währung  und  Leistung  und  H. 
Lindemann:  Die  Mitwirkung  der  Arbeiterklasse  beim  wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau.  Sozialistische  Monatshefte  1922. 


Mangel  an  Arbeitskräften,  vor  allem  an  gelernten, 
herrscht,  wodurch  die  Möglichkeit  weiterer  Produktions- 
steigerung bei  uns  sehr  ungünstig  beeinflugt  wird. 

In  dieser  Hinsicht  haben  wir  es  also  selbst,  wenn 
auch  nur  in  bescheidenen  Grenzen,  in  der  Hand,  zu 
einer  Hebung  unserer  Lebenshaltung,  zu  einer  grögeren 
Stabilität  in  der  Konjunkturlage  und  zu  einer  grögeren 
Ruhe  in  der  Bewegung  der  Markvaluta  beizutragen. 
In  dem  Mage,  in  dem  wir  diesem  Ziele  zustreben,  in  dem 
wir  selbst  die  Energie  aufbringen,  uns  selbsf  zu  helfen, 
so  viel  wir  können,  wird  auch  wieder  das  frühere  Zu- 
trauen in  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  unseres 
Volkes,  auch  im  Auslande,  wiederkehren.  Dann  wird 
man  auch  dort  eher  geneigt  sein,  uns  weiter  zu  helfen, 
als  es  jegt  der  Fall  ist,  wo  bei  uns  die  Einsicht  in  die 
Notwendigkeit  der  nötigen  Selbsthilfe  in  weiten  Kreisen 
der  Bevölkerung  fehlt.  (134.) 


Enteignungsgeseg  und  Binnenschiffahrt. 

Von  Rechtsanwalt  Vogt,  Duisburg. 


Ist  das  Reich  befugt,  auf  Grund  des  Enteignungsgeseges 
vom  31.  8.  1919  enieignete,  nachher  aber  nicht  zur  Ab- 
gabe an  den  Feindbund  kommende  Binnenschiffe  anderen 
Personen  als  den  früheren  Eigentümern  zu  übertragen? 

Gemäg  Art.  357  F.  V.  sowie  den  Abkommen  zu  § 6 
Anl.  III  Teil  VIII  F.  V.  hat  Deutschland  einen  erheblichen 
Teil  seines  Bestandes  an  Binnenschiffen  an  den  Feind- 
bund abzuliefern.  Das  regelmägige*  Verfahren  bei  der 
Abgabe  ist  das,  dag  der  Präsident  des  Reichsaus- 
schusses für  Schiffsbau  und  Schiffsablieferung  die  von 
der  Inferessentenkommission  vorgeschlagenen  Fahr- 
zeuge beschlagnahmt,  die  Schiffe  darauf  der  feindstaat- 
lichen Untersuchungskommission  vorführen  lägt  und  so- 
dann, wenn  diese  Kommission  das  Fahrzeug  für  ge- 
eignet befunden  hat,  den  Enteignungsbescheid  erlägt. 

In  einzelnen  Fällen  ist  es  indes  vorgekommen,  dag 
erst  nach  erfolgter  Enteignung  sich  herausstellte,  dag 
das  Schiff  nicht  zur  Abgabe  an  den  Feindbund  gelangt. 
Es  entsteht  die  Frage:  Hat  der  frühere  Schiffseigner  in 
diesem  Falle  einen  Anspruch  darauf,  dag  ihm  sein  Fahr- 
zeug zurückgegeben  wird? 

Der  Laie  wird  die  Bejahung  dieser  Frage  für  ganz 
selbstverständlich  halten.  Leider  ist  die  Regierung,  wie 
kürzlich  in  einer  privaten  Besprechung  zum  Ausdruck 
kam,  nicht  dieser  Meinung.  Es  erscheint  deshalb  von 
Interesse,  die  Frage  einmal  rechtlich  zu  untersuchen. 

Das  Enteignungsgeseg  vom  31.  8.  1919  gibt  auf  die 
Frage  keine  unmittelbare  Antwort.  Indeg  gestattet  m.  E. 
schon  § 1 des  Geseges  einen  Rückschlug.  Es  heigf  dort: 
„Die  Reichsregierung  wird  ermächtigt,  Gegen- 
stände, welche  auf  Grund  des  Friedensvertrages 
oder  ergänzender  Abkommen  den  alliierten  und 
assoziierten  Regierungen  oder  einer  von 
ihnen  oder  einem  Angehörigen  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  zu  übertragen  sind,  für  das 
Reich  zu  enteignen.“ 

Ich  halte  es  hiernach  für  unzulässig,  dag  die  Regie- 
rung ein  Fahrzeug,  dessen  Abgabe  an  den  Feindbund 
in  Aussicht  genommen  war,  aber  nicht  verwirklicht  wird, 
behält,  sei  es,  dag  sie  es  selbst  verwendet  oder  einem 
Dritten  verkauft  oder  auch  nur  zu  Ausgleichszwecken 
einem  durch  die  Schiffsabgabe  oder  dergl.  betroffenen 
Dritten  zuweist.  Die  beiden  ersten  Möglichkeiten  schei- 
den ohne  weiteres  aus,  aber  auch  die  legte:  denn  einen 
inneren  Ausgleich  herbeizuführen,  dazu  dient  gerade  die 
vor  der  Beschlagnahme  gehörte  Kommission  der  Inter- 


essenten. Die  Ermächtigung  zur  Enteignung  ist  dem 
Reiche  im  § 1 nur  zu  einem  ganz  bestimmten 
Zweck  gegeben;  fällt  er  nachträglich  fort,  so  ist  die 
Reichsregierung  m.  E.  gehalten,  die  Enteignung  ohne 
weiteres  rückgängig  zu  machen.  Andernfalls  wäre  die 
Enteignung  nicht  erfolgt,  um  das  Fahrzeug  einer 
alliierten  oder  assoziierten  Regierung  oder 
einem  Angehörigen  derselben  zu  übertragen, 
sondern  um  anderer  Zwecke  willen,  und 
dazu  hat  die  Regierung  nach  § 1 keine  Befugnis. 

Auch  Arf.  153  Abs.  II  der  Reichsverfassung  vom 
11.  8.  1919  lägt  sich  für  meine  Ansicht  verwerten.  Er 
besagt: 

„Eine  Enteignung  kann  nur  zum  Wohle  der  Allge- 
meinheit und  auf  geseglicher  Grundlage  vorgenommen 
werden.“ 

Die  Enteignung  dient  nicht  mehr  dem  Wohle  der 
Allgemeinheit,  sondern  dem  eines  Einzelnen,  wenn  die 
Regierung  das  Fahrzeug  einem  Dritten  verkauft  oder  an 
Stelle  einer  Geldentschädigung  zuweist. 

Vor  allem  aber  ist  es  eine  allgemeine  Auffassung 
des  deutschen  Rechts,  dag  der  Eigentümer,  dem  ein  Ge- 
genstand enteignet  ist,  das  Recht  hat,  den  enteigneten 
Gegenstand  zurückzuerwerben,  sobald  er  zu  dem 
beabsichtigten  Zweck  nicht  mehr  be- 
nötigt wird. 

Schon  § 16  des  preug.  Geseges  über  die  Eisenbahn- 
unternehmungen vom  3.  11.  1838,  Ges.-S.  S.  505  be- 
stimmte: 

„Hat  die  (Eisenbahn-)Gesellschaft  ein  nach  § 8 der 
Expropriation  unterworfenes  Grundstück,  sei  es  durch 
Expropriation  oder  durch  freien  Vertrag  erworben,  so 
soll  für  dasselbe  ein  Anspruch  sowohl  auf  Wieder- 
kauf als  auf  Vorkauf  eintreten,  wenn  in 
der  Folge  entweder  die  Anlage  dieser 
Eisenbahn  aufgegeben  oder  das  Grund- 
stück zu  ihren  Zwecken  entbehrlich  wir d.“ 

Darüber,  ob  dieser  Fall  vorlag,  sollten  nach  § 18  die 
Gerichte  entscheiden. 

Die  gleiche  Bestimmung  hatte  das  Allgemeine  Berg- 
geseg  für  die  preug.  Staaten  vom  24.  6.  1865  in  § 141, 
der  folgendermagen  lautete: 

„Wegen  aller  zu  Zwecken  des  Bergbaubetriebes 
veräugerten  Teile  von  Grundstücken  findet  ein  Vor- 
kaufs- und  Wiederkaufsrecht  statt,  wenn 
in  der  Folge  das  Grundstück  zu  den 
Zwecken  des  Bergbaus  entbehrlich  wir d.“ 
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Audi  das  preufe.  Gesefe  beir.  die  Ablösung  der  Real- 
lasien  und  die  Regulierung  der  gutsherrlichen  und  bäuer- 
lichen Verhältnisse  vom  2.  3.  1850  Ges.-S.  S.  77  brachte 
im  § 4 den  gleichen  Grundsafe  zum  Ausdruck.  Er  lautete: 

„Ein  gesefeliches  Vorkaufsrecht  findet  ferner 
wegen  aller  Teile  von  Grundstücken  statt,  welche  infolge 
des  von  dem  Staate  ausgeübten  oder  verliehenen  Ex- 
propriationsrechtes zu  gemeinnüfeigen  Zwecken  haben 
veräußert  werden  müssen,  wenn  in  der  Folge  das 
expropriierte  Grundstück  ganz  oder 
teilweise  zu  dem  bestimmten  Zweck  nicht 
weiter  notwendig  ist  und  veräußert  wer- 
den s o 1 1.“ 

Derjenige,  der  das  Expropriationsrecht  ausgeübt 
hatte,  das  Gundstück  aber  nachher  nicht  benötigte  und 
deshalb  veräufeern  wollte,  war  nach  allen  3 Gesefeen 
gehalten,  die  Absicht  der  Veräufeerung  und  den  ange- 
botenen Kaufpreis  dem  früheren  Eigentümer  anzuzeigen, 
der  sein  Vorkaufsrecht  verlor,  wenn  er  sich  nicht  binnen 
2 Monaten  darüber  erklärte;  im  Falle  der  Unterlassung 
solcher  Anzeige  war  der  Berechtigte  befugt,  seinen  An- 
spruch gegen  jeden  Besifeer  geltend  zu  machen. 

Das  preufe.  Gesefe  über  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentum vom  11.6.  1874  hat  das  Recht  des  Enteigneten 
insofern  eingeschränkt,  als  es  das  Wiederkaufs- 
recht der  Gesefee  vom  3.  11.  1838  und  vom  24.  6.  1865 
beseitigte;  es  kannte  nur  noch  dasVorkaufsrecht, 
sein  noch  heute  geltender  § 57  bestimmt: 

„Ein  gesefeliches  Vorkaufsrecht  findet  wegen 
aller  Teile  von  Grundstücken  statt,  welche  infolge 
des  verliehenen  Enteignungsrechtes  zwangsweise  öder 
durch  freien  Vertrag  an  den  Unternehmer  abgetreten 
sind,  wenn  in  der  Folge  das  abgetretene 
Grundstück  ganz  oder  teilweise  zu  dem 
bestimmten  Zweck  nicht  weiter  notwen- 
dig ist  und  veräußert  werden  soll 

Wer  das  Enteignungsrecht  ausgeübt  hat,  mufe  die 
Absicht  der  Veräufeerung  und  den  angebotenen  Kauf- 
preis dem  berechtigten  Eigentümer  anzeigen,  welcher 
sein  Vorkaufsrecht  verliert,  wenn  er  sich  nicht  binnen 
zwei  Monaten  darüber  erklärt.  Wird  die  Anzeige  unter- 
lassen, so  kann  der  Berechtigte  seinen  Anspruch  gegen 
jeden  Besifeer  geltend  machen.“ 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  dafe  der  Regierungsentwurf 
dieses  Gesefees  nicht  nur  das  Wiederkaufsrecht,  sondern 
auch  das  Vorkaufsrecht  beseitigen  wollte,  und  es  ist 
von  Interesse,  wie  sich  der  Landtag  dazu  stellte. 

Die  Begründung  des  Gesefees  sowie  der  Regierungs- 
kommissar, der  den  Entwurf  vor  dem  Abgeordnetenhaus 
rechtfertigte,  führte  aus,  dafe  das  Wiederkaufsrecht  eine 
Quelle  von  Streitigkeiten  bilde  und  deshalb  unpraktisch 
sei;  da  ferner  der  Enteignete  nach  den 
Bestimmungen  des  Entwurfes  volle  Ent- 
schädigung für  die  Abtretung  seines 
Grundeigentums  erhalte,  liege  kein  aus- 
reich e n d e r G r u n d vor,  ihm  darüberhin- 
aus  durch  die  Belassung  eines  Wieder- 
kaufs- o d e r V o r k a u f s r e c h t e s einen  be- 
sonderen Vorteil  zuzuwenden,  vergl.  Eger, 
das  Gesefe  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum  vom 
11.6.  1874,  2.  Aufl.  § 57  Note  2 (Anm.  346). 

Dem  fügte  sich  auch  sowohl  das  Abgeordnetenhaus 
wie  das  Herrenhaus  hinsichtlich  des  Wiederkaufsrechtes. 

Das  Vorkaufsrecht  dagegen  wurde  auf  Verlangen 
' des  Landtags  wieder  eingeführt.  Der  Bericht  der  Kom- 
mission des  Herrenhauses  vom  13.  5.  1874  (Drucks,  des 
Herrenhauses  Bd.  II  1873/74  Nr.  108  S.  547)  führte  hierzu 
unter  Bezugnahme  auf  die  Gesefee  vom  3.  11.  1838,  2.  3. 
1850  und  24.  6.  1865  aus: 

„Wenn  die  Vorlage  das  Vorkaufsrecht  beseitigt,  so 
steht  sie  im  Widerspruch  mit  dem  jefet  geltenden  Recht, 
sie  will  ein  neues  Recht  einführen.  Ein  öffentliches 


Interesse  liegt  dabei  in  keiner  Weise  vor.  Dem  öffent- 
lichen Interesse  ist  durch  die  erfolgte  Expropriation  Ge- 
nüge geschehen.  Beim  Vorkaufsrecht  handelt  es  sich 
lediglich  um  ein  Privatinteresse  der  Beteiligten,  ln  dieser 
Beziehung  den  Unternehmer,  also  etwa  eine  Eisenbahn- 
gesellschaft zu  begünstigen,  dem  Eigentümer  ein  Recht, 
das  er  jefet  hat,  zu  nehmen,  dazu  fehlt  jeder  genügende 
Grund.“ 

Es  waren  mithin  lediglich  praktische  Rücksichten, 
verbunden  mit  der  Erwägung,  dafe  der  Enteignete  volle 
Entschädigung  erhalte,  die  zur  Aufhebung  des 
Wiederkaufsrechtes  führten.  Dagegen  wurden  diese  Er- 
wägungen nicht  für  ausreichend  erachtet,  um  auch  das 
Vorkaufsrecht  zu  beseitigen,  es  sollte  vielmehr  Plafe 
greifen,  sobald  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  die  Ent- 
eignung erfolgt  war,  das  enteignete  Grundstück  ver- 
äufeern wollte,  obwohl  der  Enteignete  nach  dem  Ent- 
eignungsgesefe  volle  Entschädigung  erhielt,  So  stark 
empfand  man  die  Kraft  des  Eigentumsrechtes,  dafe  man 
ihm  eine  Wirkung  auch  über  den  Zeitpunkt  der  Ent- 
eignung hinaus  beilegte. 

Undnundas  Reich  sgesefe  über  die  Ent- 
eignungen und  Entschädigungen  aus 
Anlafe  des  Friedensvertrages  zwischen 
Deutschland  und  den  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächten  vom  31.  8.  1919?  Es  ent- 
hält, wie  schon  erwähnt,  keine  Bestimmung  über  ein 
Wiederkaufs-  oder  Vorkaufsrecht  des  Enteigneten.  Aber 
es  wäre  falsch  und  oberflächlich,  hieraus  zu  folgern, 
dafe  das  Gesefe  insoweit  mit  der  gesamten  bisherigen 
Rechiseniwicklung  habe  brechen  wollen. 

Das  Gesefe  ist  eins  von  denen,  die,  wie  das  heute 
üblich  geworden  ist,  im  Eiltempo  ohne  gründliche  Durch- 
arbeitung normiert  wurden.  Am  28.  6.  1919  wurde  der 
Versailler  Friedensvertrag  von  der  Deutschen  Regierung 
unterzeichnet,  durch  Reichgesefe  vom  16.  7.  1919  (Reichs- 
gesefebl.  S.  687)  wurde  ihm  innerstaatliche  Geltung  beige- 
legt. In  der  83.  Sifeung  der  Nationalversammlung  vom 
19.  8.  1919  legte  die  Regierung  ihren  Entwurf  zum  Ent- 
eignungsgesefe  gleichzeitig  mit  dem  des  Ausführungs- 
gesefees  zum  Friedensvertrag  mit  kurzer  Begründung 
von  noch  nicht  2 Druckseiten  vor.  Beide  Gesefeentwürfe 
wur’den  am  selben  Tage,  dem  19.  8.  1919,  in  der  ersten 
Beratung  seitens  der  Nationalversammlung  nach  kurzen 
Bemerkungen  des  Reichsministers  des  Auswärtigen 
Müller,  der  hervorhob,  dafe  die  Regierung  mit  gröfetem 
Bemühen  bestrebt  gewesen  sei,  die  notwendigsten  Aus- 
führungsbestimmungen zum  Friedensvertrag  in  kür- 
zester Frist  den  gesefegebenden  Körperschaften  vorzu- 
legen, dem  Haushaltsausschufe  überwiesen  (vergl.  Ste- 
nogr.  Ber.  über  die  83.  Sifeung  der  Nationalversammlung 
1919  S.  2592/93).  Bereits  am  folgenden  Tage,  dem  20.  8. 
1919,  kamen  die  Gesefeentwürfe  vom  Haushaltsausschufe 
an  das  Plenum  zurück  und  am  selben  Tage  noch  fand 
die  zweite  Beratung  beider  Gesefee  in  der  84.  Sifeung  der 
Nationalversammlung  statt,  obendrein  gemeinschaftlich 
mit  dem  Entwurf  des  Gesefees  betr.  einen  Anleihe- 
kredit für  das  Jahr  1919,  so  dafe  der  Haushaltsausschufe 
kaum  einen  halben  Tag  zur  Bearbeitung  beider  Gesefee 
hatte  und  überhaupt  nur  dadurch  zu  den  Entwürfen 
Stellung  nehmen  konnte,  dafe  seine  Mitglieder  solange 
dem  Plenum  der  Nationalversammlung  fernblieben! 
Diese  „befremdende  Fixigkeit,  mit  der  die  Regierung  die 
zu  spät  vorgelegten  Gesefee  durchbringen  wollte“,  ist 
dann  auch  sowohl  im  Ausschufe  wie  im  Plenum  scharf 
gegeifeelf,  vergl.  die  Ausführungen  des  Berichterstatters 
des  Reichshaushaltsausschusses  Abg.  Grünewald  — es 
kam  natürlich  nur  ein  mündlicher,  kein  schriftlicher  Be- 
richt in  Frage  — sowie  des  Abg.  Dr.  Hugenberg  (Stenogr. 
Bericht  über  die  84.  Sifeung  der  Nationalversammlung 
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S.  2672  A und  S.  2674  DJ.  Alle  Anträge  auf  Vertagung 
und  gründliche  Beratung  wurden  von  der  Mehrheit  ab- 
gelehnt. Die  Änderungen,  welche  -die  Gesetzentwürfe 
seitens  der  Nationalversammlung  erfuhren,  waren  daher 
auch  geringfügiger  Art,  von  einer  sachlichen  Durch- 
arbeitung war  keine  Rede.  Wußte  doch  sogar  damals 
weder  die  Regierung  noch  die  Nationalversammlung 
überhaupt  Bescheid,  welche  Leistungen  auf  Grund  des 
Friedensvertrages  vom  deutschen  Volke  gefordert  wur- 
den, für  die  jene  Geseße  in  Frage  kamen,  vergl.  die 
untereinander  gänzlich  abweichenden  Ausführungen  des 
Abg.  Dr.  Hugenberg,  Stenogr.  Ber.  S.  2677  C,  des 
Reichsfinanzministers  Erzberger  S.  2684  A und  B und 
des  Ministerialdirektors  Dr.  von  Simson  S.  2689  A u.  B. 
So  wenig  kannten  damals  Regierung  und  Nationalver- 
sammlung die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages! 

Beide  Geseke  wurden  dann  auch  am  20.  8.  1919  in 
der  Nationalversammlung  durchgepeitscht,  sogar  die 
Generaldebatte  wurde  infolge  Antrages  der  Mehrheits- 
parteien vorzeitig  geschlossen  (Stenogr.  Ber.  S.  2694  DJ 
und  sodann  beide  Geseße  von  den  Mehrheitsparteien 
angenommen.  (Stenogr.  Ber.  S.  2697  C u.  D und  2698 
A u.  B.) 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  bei  diesem  Tempo  der 
Geseßgebungsarbeit  aus  dem  Fehlen  einer  Bestimmung 
über  das  Vorkaufsrecht  ein  Rückschluß  auf  den  Willen 
der  geseßgebenden  Faktoren  unzulässig  ist;  nur  wenn 
die  gesetzgebenden  Faktoren  bewußt  einen  Rechts- 
gedanken bei  Regelung  einer  Materie  fortlassen,  ist  ein 
argumentum  e contrario  zulässig. 

Hier  haben  offensichtlich  weder  die  Verfasser  des 
Regierungsentwurfes,  noch  die  Nationalversammlung 
und  die  Mitglieder  ihres  Haushaltsausschusses  daran 
gedacht,  daß  ein  zur  Abgabe  an  den  Feindbund  vorge- 
sehener und  deshalb  bereits  enieigneier  Gegenstand 
nachträglich  nicht  zur  Ablieferung  kommen' werde.  Sie 
dachten  offenbar  deshalb  gar  nicht  daran,  daß  diese 
Möglichkeit  geseßlicher  Regelung  bedürfe,  denn  sie  ist 
ja  in  der  Tat  etwas  ganz  Singuläres.  Für  die  Verfasser 
des  Entwurfes  sprachen,  wenn  sie  wirklich  daran  gedacht 
haben  sollten,  höchstwahrscheinlich  politische  Gründe 
mit,  von  der  Aufnahme  solcher  Bestimmung  abzuse*hen. 

Ausschlaggebend  endlich  scheint  mir  folgender  Ge- 
danke: § 6 des  Enieignungsgeseßes  vom  31.  8.  1919  sieht 
entsprechend  Art.  153  der  Reichsverfassung  vom  11.  8. 
1919  vor,  daß  die  Enteignung  gegen  angemes- 
sene Entschädigung  erfolge.  Die  Begründung 
des  Geseßentwurfes  führt  hierzu  aus: 

„Die  im  Eingang  der  Begründung  erwähnten  Lei- 
stungen Deutschlands  (u.  a.  die  Gewährung  besonderer 
Vorteile  auf  dem  Gebiete  der  Häfen  und  Wasser- 
straßen) werden  nach  dem  Friedensvertrag  fast  durch- 
weg auf  die  deutsche  Wiedergutmachungsschuld  ange- 


rechnet ....  wiederholt  wird  fesigesefet,  daß  Deutsch- 
land seine  Angehörigen  zu  entschädigen  hat. 

Daß  die  Enteignung  nur  gegen  Entschädigung  er- 
folgen darf,  und  daß  die  Entschädigung  angemessen 
sein  muß,  ist  im  Art.  153  Abs.  11  der  Verfassung  für 
den  Regelfall  festgeseßt.  Dieser  Grundsaß  hat  auch  hier 
Plaß  zu  greifen.“ 

Ähnlich  der  Reichsaußenminister  Müller  in  der 
Sißung  der  Nationalversammlung  vom  19.  8.  1919, 
(Stenogr.  Ber.  S.  2592  B u.  C). 

Angemessene  Entschädigung  ist 
rechtlich  unter  Umständen  weniger  als 
die  Entschädigung  in  Höhe  des  vollen 
Wertes  des  abzutretenden  Grundstücks,  wie  sie 
§§  7 und  8 des  Enieignungsgeseßes  vom  11.6.  1874  vor- 
sieht, vergl.  Schlegelberger,  Ausführungsgeseße  zum 
Friedensvertrag  2.  Aufl.  Enteignungsgeseß  Note  2 und 
die  dort  angeführten. 

Erhält  nach  dem  jeßigen  Rechtszustand  d e r 
Eigentümer,  dem  zur  Erfüllung  des  Friedens- 
vertrages ein  Gegenstand  enteignet  wird,  bei  weitem 
nichtErsatzdesvollen  Wertes  desselben 
— nach  dem  bisherigen  Entwurf  der  Binnenschiffahrts- 
entschädigungsrichtlinien soll  er  den  öfachen  Friedens- 
wert erhalten,  während  sein  Fahrzeug  heute  mehr  als 
den  50— 60fachen  Friedenswert  hat  — so  wäre  es 
eine  Ungerechtigkeit  sondergleichen, 
wenn  die  Reichsregierung  den  Gegen- 
stand nachträglich,  wenn  sich  herausstellt,  daß 
er  zu  dem  vorgesehenen  Zweck  nicht  benötigt  wird, 
auch  noch  einem  Dritten  zuweisen  wollte, 
sei  es  im  Wege  des  Verkaufs:  dann  würde  sich  das 
Reich  mit  Hülfe  des  Enieignungsgeseßes  ohne  Rechts- 
grund bereichern  — sei  es  auch  nur  im  Wege  des  Aus- 
gleichs, um  den  Schaden  eines  Dritten  zu  mildern:  auch 
dann  würde  das  Reich,  um  seine  eigenen  Verbindlich- 
keiten aus  dem  Enteignungsgeseß  dem  Dritten  gegen- 
über zu  tilgen  oder  zu  mildern,  den  dem  Enteigneten 
zu  anderen  Zwecken  weggenommenen  Gegen- 
ständ benußen.  Daß  das  nicht  erlaubt  ist  und  nicht  der 
Wille  des  Geseßgebers  war,  bedarf  keiner  näheren  Er- 
läuterung. 

Sollten  die  Vertreter  der  Regierung  aber,  dieser 
rechtlichen  Bedenken  ungeachtet,  auf  ihrem  oben  mit- 
geteilten Standpunkt  verharren  und  ihn  sogar  in  die  Tai 
umseßen,  so  müßten  die  Interessenten  den  § 6 Abs.  II! 
des  Enteignungsgeseßes  vom  31.  8.  1919  benußen,  um 
zu  ihrem  Recht  zu  kommen.  Nach  dieser  Bestimmung 
hat  der  15gliedrige  Ausschuß  der  Nationalversammlung 
bzw.  heute  des  Reichstags  das  Recht,  Auskunft  über 
die  Handhabung  des  Enieignungs-  und  Entschädigungs- 
verfahrens zu  verlangen,  und  die  Interessenten  müßten 
dann  diesen  Ausschuß  veranlassen,  für  ihre  Rechte  der 
Regierung  gegenüber  einzutreten.  (108. ) 


Die  allgemeinen  Bedingungen  für  Privatgleisanschlüsse 
bei  der  Reichsbahn  vom  1.  Juli  1922. 

Von  Geh.  Regierungsrat  Sommerlatte,  Ministerialrai  im  Reichsverkehrsministerium. 

lieh  der  Haftpflicht  und  der  festen  Vergütungen  noch  be- 
trächtliche Verschiedenheiten  auf.  Nur  die  Gebühren  für 
Zustellung  und  Abholung  der  Wagen  waren  bald  nach 
der  Dbernahme  der  Eisenbahnen  auf  das  Reich  einheit- 
lich geregelt. 

Es  erschien  angezeigt,  die  Anschlußbedingungen  im 
Hinblick  auf  die  völlige  Umgestaltung  aller  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  einer  grundsäßlichen  Umarbeitung  zu 


Wiederum  hat  die  Reichsbahn  auf  ihrem  Wege  zur 
möglichsten  Vereinheitlichung  des  deutschen  Eisenbahn- 
wesens einen  guten  Schritt  vorwärts  getan.  Vom  1.  Juli 
1922  an  gelten  für  alle  bei  der  Reichsbahn  bestehenden 
Privatgleisanschlüsse  einheitliche  Bedingungen.  Bisher 
wiesen  die  in  den  Gebieten  der  ehemaligen  Staatseisen- 
bahnen für  Privaianschlüsse  geltenden  Bedingungen  vor 
allem  bezüglich  der  Bau-  und  Unterhaltungslasi,  bezüg- 
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unterziehen  und  vor  allem  die  an  die  Reichsbahn  zu 
zahlenden  Vergütungen  dem  mehr  und  mehr  sinkenden 
Geldwerte  anzupassen.  Auch  waren  beim  Übergang  der 
ehemaligen  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich  zahlreiche 
Wünsche  und  Anregungen  der  Anschlieger  bei  der 
Reichsbahn  vorgebracht,  die  eine  Neubearbeitung  der 
Anschluggleisbedingungen  dringend  notwendig  er- 
scheinen liegen. 

Die  neuen  Bedingungen  sind  hauptsächlich  auf  den 
bei  den  ehemals  preugisch-hessischen  Staatseisen- 
bahnen in  Geltung  gewesenen  aufgebaut;  es  ist  aber 
auch  aus  den  Anschluggleisbedingungen  anderer  ehe- 
maliger Staatsbahnen  mancherlei  übernommen. 

Die  Privatgleisanschlüsse  haben  den  Zweck,  dem 
Wagenladungsverkehr  für  den  eigenen  Betrieb  des  An- 
schliegers  zu  dienen.  (§  1).  Für  die  Beförderung  von 
Stückgütern  und  lebenden  Tieren  sind  sie  zunächst  nicht 
bestimmt.  Dazu  bedarf  es  stets  besonderer  Genehmigung. 
Auch  kann  nötigenfalls  ein  beschränkter  öffentlicher 
Ladeverkehr  mit  Zustimmung  des  Anschliegers  einge- 
richtet werden. 

Der  Anschlieger  hat  grundsäglich  die  Kosten  für 
Herstellung  des  Anschlusses  und  für  dessen  Betrieb  zu 
tragen.  {§  4.)  Während  die  Reichsbahn  die  auf  ihrem 
Gelände  liegenden  Teile  des  Anschlusses,  sowie  die 
durch  dessen  Bau  erforderlich  werdenden  Änderungen 
und  Erweiterungen  der  Reichsbahnanlagen  herstellt,  hat 
der  Anschlieger  alle  übrigen  Teile  des  Anschlusses  selbst 
auszuführen. 

Die  von  der  Reichsbahn  aufgewendeten  Kosten  für 
Bau,  Lieferung  von  Baustoffen,  Abnahme  des  Anschlus- 
ses hat  der  Anschlieger  zu  erstatten.  Soweit  jedoch 
Kosten  einer  Änderung  oder  Erweiterung  der  Reichs- 
bahnanlagen augerhalb  des  Anschlusses  notwendig  wer- 
den, fallen  sie  dem  Anschlieger  nur  insoweit  zur  Last, 
als  sie  nicht  durch  den  von  ihm  gebrachten  Verkehrs- 
zuwachs, sondern  durch  die  besondere  Bedienung  des 
Anschlusses  verursacht  werden. 

Der  Anschlieger  hat  keinen  Anspruch  auf  Entschä- 
digung wegen  einer  etwaigen  Unterbrechung  oder  Stö- 
rung seines  Betriebes,  falls  aus  Bau-,  Betriebs-  oder 
Verkehrsrücksichten  Änderungen  des  An- 
schlusses oder  d e r R e i c h s b a h n a n 1 a g e n 
nötig  sind  und  von  der  Reichsbahn  angeordnet  werden. 

Die  Kosten  der  Änderung  des  An- 
schlusses trägt  der  Anschlieger.  Soweit  sie  jedoch 
durch  Änderung  der  Reichsbahnanlagen  oder  ihrer  Be- 
triebsweise verursacht  werden,  übernimmt  sie  die  Reichs- 
bahn anteilig  nach  folgendem  Plan: 
in  den  ersten  10  Jahren  seit  der  ersten  Herstellung  5/io 
im  11.  und  12.  Jahre  4/i0 

im  13.  und  14.  Jahre  3ä0 

vom  15.  Jahre  an  dauernd  A 

Die  Kosten  der  Änderung  der  Reichs- 
bahnanlage fallen  dem  Anschlieger  zur  Last  inso- 
weit sie  durch  Änderungen,  durch  die  Beibehaltung  oder 
durch  die  betriebssichere  Bedienung  des  Anschlusses 
verursacht  werden.  In  allen  anderen  Fällen  trägt  die 
Reichsbahn  selbst  diese  Kosten. 

Da  unter  Umständen  eine  durch  die  Reichsbahn  ver- 
ursachte Änderung  des  Anschlusses  von  erheblicher 
geldlicher  Tragweite  für  den  Anschlieger  sein  kann,  wird 
darauf  gehalten,  dag  solche  Änderungen  nur  im  Notfälle 
verlangt  werden.  Es  wird  angestrebt  werden,  schon  bei 
Zulassung  neuer  Anschlüsse  auf  voraussehbare  Bahn- 
hofserweiterungen Rücksicht  zu  nehmen  und  eine  ent- 
sprechende Gestaltung  des  Anschlusses  zu  fordern.  In 
jedem  Falle  wird  die  Reichsbahn  bemüht  sein,  berechtigte 
Interessen  der  Anschlieger  zu  schonen. 


Der  Anschlieger  mug  dieMitbenugung  des 
Anschlusses  Dritten,  wozu  auch  die  Reichsbahn  ge- 
hören kann,  gestatten,  soweit  nicht  dadurch  der  regel- 
mägige  Betrieb  auf  seinem  Anschlüsse  geschädigt  wird 
(§  8.) 

Der  Anschlugvertrag  bestimmt,  inwieweit  die  Reichs- 
bahn und  inwieweit  der  Anschlieger  den  Betrieb  auf 
dem  Anschlüsse  führt.  (§  15.) 

Durch  besondere  Bestimmungen  über  die  Bereit- 
stellung der  zum  Abholen  bestimmten  Wagen  wird  der 
Anschlieger  veranlagt,  die  Wagen  auf  seinem  Anschlüsse 
schnell  zu  entladen  bzw.  zu  beladen  und  so  den  Wagen- 
umlauf zu  beschleunigen. 

Dem  Anschlug  beladen  übergebene  Wagen  dürfen 
nur  mit  Zustimmung  der  zuständigen  Güterabfertigung 
wieder  beladen  werden.  Bei  Zuwiderhandlungen  kann 
dem  Anschlieger  für  jeden  Wagen  eine  Vertragsstrafe  bis 
zur  Höhe  des  zehnfachen  Betrages  des  jeweilig  für  den 
Anschlug  geltenden  Wagenstandgeldes  für  den  ersten 
Tag  auferlegt  werden.  Diese  Bestimmung  ist  getroffen, 
um  Bevorzugungen  der  Anschlieger  zu  vermeiden,  die 
darin  liegen  würden,  dag  sie  zu  Wagenmangelszeiten 
stets  ihren  Bedarf  an  Wagen  aus  beladenem  Eingang 
decken  könnten,  während  Verkehrstreibende,  welche  auf 
Benugung  der  Ladestragen  angewiesen  sind,  oder  An- 
schlieger, die  nur  geringen  beladenen  Eingang  haben, 
nicht  genügend  leere  Wagen  erhalten. 

Unter  Berücksichtigung  der  Bedienungszeiten  und 
der  besonderen  Verhältnisse  des  Anschlusses  segt  die 
Reichsbahn  die  Ladefristen  fest.  (§  17.) 

Die  Reichsbahn  hat  das  Aufsichtsrecht  über 
Betrieb,  Verkehr  und  baulichen  Zustand  des  Anschlusses. 
Zur  Erleichterung  dieser  Aufsicht  obliegt  dem  Anschlieger 
bei  Vermeidung  einer  Vertragsstrafe  von  1000  M.  für 
jeden  Einzelfall  die  Verpflichtung,  alle  Beschädigungen 
des  Anschlusses,  der  Eisenbahnfahrzeuge,  die  auf  die 
Reichsbahn  übergehen,  sowie  alle  Enfgleisungen  der- 
artiger Fahrzeuge  auf  dem  Anschlug  zu  melden.  Für 
Personen-  und  Sachschäden,  die  durch  den  Anschlug- 
betrieb  verursacht  werden,  hat  im  Verhältnis  zwischen 
Reichsbahn  und  Anschlug  der  Anschlieger  aufzukommen. 
Soweit  jedoch  der  Anschlugbetrieb  von  der  Reichsbahn 
geführt  wird,  fallen  dieser  die  Folgen  der  Unfälle  der  dabei 
verwendeten  Reichsbahnbediensteten  zur  Last.  (§  18.) 

§ 21  der  Anschluggleisbedingungen  regelt  die  Ver- 
gütung für  Zuführung  und  Abholung  der  Wagen  nach 
und  von  dem  Anschlüsse.  (Anschluggebühr.) 

Die  Gebühren  für  Bahnhofsanschlüsse  regeln  siet» 
nach  nachstehendem  Anschluggebührentarif: 

A.  Bahnhofsanschlüsse. 

Entfernung:  1.  bis  1 km  einschl.;  2.  über  1 km  bis  2 km  ein- 
schl.;  3.  über  2 km  bis  3 km  einschl.;  4.  über  3 km  bis  4 km 
einschl.;  5.  über  4 km  bis  5 km  einschl.;  6.  über  5 km  bis  6 km 
einschl.;  7.  über  6 km  bis  7 km  einschl.;  8.  über  7 km  bis  8 km 
einschl.;  9.  für  jeden  weiteren  km  mehr. 


Jährlicher  Wagenverkehr 

ul 

z 

1 bis  3 000 

3 001  bis  10  000 

über 

10  000 

V 

2 

Kohle 

alle  übri- 
gen Güter 

Kohle 

alle  übri- 
gen Güter 

Kohle 

alle  übri- 
gen Güter 

Jt 

Jt 

Jt 

Jt 

Jt 

Jt 

für  einen  beladenen  Wagen 

1 

47,50 

51,00 

37,50 

40,00 

27,50 

29,50 

2 

60,00 

64,50 

47,50 

51,00 

35,00 

37,50 

3 

72,50 

78,00 

57,50 

62,00 

42,50 

45,50 

4 

85,00 

91,50 

67,50 

73,00 

50,00 

53,50 

5 

97,50 

105,00 

77,50 

64,00 

57,50 

61,50 

6 

110,00 

118,50 

87,50 

95,00 

65,00 

69,50 

7 

122,50 

132,00 

97,50 

106,00 

72,50 

77,50 

8 

135,00 

145,50 

107,50 

117,00 

80,00 

85,50 

9 

12,50 

13,50 

10,00 

11,00 

7,50 

8,00 
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In  der  ersten  Gruppe,  mit  einem  Verkehr  von  1000 
bis  3000  Wagen  im  Jahre,  sind  die  Gebühren  am  höchsten. 
Sie  fallen  für  einen  Anschlußverkehr  von  3001  bis  10  000 
Wagen  und  sind  am  niedrigsten  bei  einem  jährlichen 
Wagenverkehr  von  über  10  000  Wagen. 

Um  nicht  die  Verträge  bei  jeder  Änderung  der  Ge- 
bührensätze abändern  zu  müssen,  ist  festgelegt,  daß  sich 
diese  automatisch  ändern,  sobald  die  Sätze  des  deut- 
schen Eisenbahngütertarifs  geändert  werden,  und  zwar 
zu  demselben  Zeitpunkte  und  in  demselben  Maße  wie  die 
Säjze  der  ersten  Staffel  der  Tarifklasse  D. 

Die  Anschlußgebühren  für  Anschlüsse  auf 
freier  Strecke  wurden  bisher  von  Fall  zu  Fall  nach 
Grundsäßen  ermittelt,  die  sich  in  der  Praxis  heraus- 
gebildet hatten  und  nicht  immer  einheitlich  waren.  Die 
neuen  Anschlußgleisbedingungen  sehen  für  die  An- 
schlüsse auf  freier  Strecke  von  jebt  an  Anschlubgebühren 
vor,  die,  wie  bei  den  Bahnhofsanschlüssen,  ebenfalls 
nach  dem  Umfange  des  jährlichen  Wagenverkehrs  und 
der  Entfernung  festgelegt  sind.  Da  Anschlüsse  auf 
freier  Strecke  betrieblich  schwieriger  zu  bedienen  sind 
und  höhere  Selbstkosten  verursachen,  sind  die  Gebühren, 
wie  sich  aus  nebenstehendem  Schema  ergibt,  gegen- 
über den  Gebühren  für  Bahnhofsanschlüsse  angemessen 
erhöht. 

Da  Anschlubgebühren  für  jeden  beladenen  Wagen 
erhoben  werden,  wird  die  Gebühr  zweimal  berechnet, 
wenn  ein  Wagen  bei  der  Zuführung  und  bei  der  Ab- 
holung beladen  ist.  Für  leere  Wagen,  die  zur  Beladung 
gestellt,  aber  leer  zurückgegeben  werden,  wird  neben 
der  tarifmäbigen  Abbestellgebühr  oder  dem  Wagen- 
standgeld die  iarifmäbige  Rückholungsgebühr  erhoben. 

Die  Bedingungen  legen  dem  Anschlieber  die  Ver- 
pflichtung auf,  Frachtstundung  zu  nehmen. 
Beide  Vertragsparteien  können  den  Anschlubvertrag 


schriftlich  unter  Einhaltung  einer  Frist  von  6 Monaten 
kündigen.  Die  Reichsbahn  kann,  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  den  Anschlubvertrag  aufheben,  die  Be- 
nutzung des  Anschlusses  einschränken  oder  den  Betrieb 
einstellen,  wenn  zwingende  Betriebsgründe  vorliegen, 
ferner  wenn  der  Anschlieber  in  Konkurs  gerät,  seinen 
Betrieb  dauernd  einstellt,  oder  wenn  er  trob  Auffor- 
derung einer  anerkannten  oder  gerichtlich  festgestellten 
Verpflichtung  aus  dem  Anschlubvertrage  nicht  nach- 
kommt. 

B.  Anschlüsse  auf  freier  Strecke. 

Entfernung  von  Tarifstation  bis  Mitte  Ubergabegleise;  1.  bis 
1 km  einschl.;  2.  über  1 km  bis  2 km  einschl.;  3.  über  2 km  bis  3 km 
einschl.;  4.  über  3 km  bis  4 km  einschl.;  5.  über  4 km  bis  5 km 
einschl.;  6.  über  5 km  bis  6 km  einschl.;  7.  über  6 km  bis  7 km  ein- 
schl.; 8.  über  7 km  bis  8 km  einschl.;  9.  für  jeden  weiteren  km  mehr. 


Jährlicher  Wagenverkehr 

u 

z 

1 bis  3 000 

3 001  bis  10  000 

über 

10000 

V 

2 

Kohle 

alle  übri- 
gen Güter 

Kohle 

alle  übri- 
gen Güter 

. Kohle 

alle  übri- 
gen Güter 

— i 

Jt 

Jt 

Jt 

M 

Jt 

Jt 

für  einen  beladenen  Wagen 

i 

71,50 

76,50 

56,50 

60,50 

41,50 

44,50 

2 

96,50 

103,50 

76,50 

82,00 

56,50 

60,50 

3 

127,50 

136,50 

101,50 

108,50 

75,00 

80,50 

4 

149,00 

159,50 

119,00 

127,50 

87,50 

94,00 

5 

170,50 

182,50 

136,50 

146,50 

100,00 

107,50 

6 

192,00 

205,50 

154,00 

165,50 

112,50 

121,00 

7 

213,50 

228,50 

171,50 

184,50 

125,00 

134,50 

8 

235,00 

251,50 

189,00 

203,50 

137,50 

148,00 

9 

21,50 

23,00 

17,50 

19,00 

12,50 

13,50 

Die  vorstehend  kurz  dargelegten  Bedingungen  bilden 
die  allgemeine  Grundlage  des  Anschlubgleisvertrages. 
Soweit  örtliche  Verhältnisse  es  aus  wichtigen  Gründen 
bedingen,  können  in  besonderen  Ausnahmefällen  Ab- 
weichungen vereinbart  werden.  (124.) 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Die  wirtschaftliche  Lage 

hat  sich  in  Deutschland  während  der  lebten  Wochen  mehr 
und  mehr  zugespißt.  Eine  ungeheure  Preissteigerung  ist  zu 
verzeichnen.  Vom  )uni  1921  zum  Mai  1922  hatten  sich  die 
Großhandelspreise  mehr  als  434mal  gesteigert.  Die  Preis- 
steigerung aller  Lebensaufwandskosten  hatte  sich  gegen  den 
Stand  von  1913  im  April  dieses  Jahres  um  das  64  fache  ver- 
mehrt. Im  Mai  erreichten  sie  bereits  das  6434  fache  der  Vor- 
kriegszeit bei  einem  69  fachen  Aufgelde  des  Dollars  in 
Berlin.1)  Mit  dem  Steigen  des  Dollars  hoben  sich  die  Preise, 
so  daß  man  im  Juli  einen  Preisstand  der  Lebensaufwands- 
kosten um  das  66  bis  67  fache  der  Vorkriegszeit  erwartet. 
Schon  im  )uni  trat  eine  8,9  prozentige  Preissteigerung  ein 
gegen  1,6  v.  H.  von  April  bis  Mai.  Naturgemäß  handelt  es 
sich  hierbei  nur  um  die  Meßziffern  der  Großhandelspreise. 
Vom  März,  April  zum  Mai  und  ]uni  steigerten  sich  die  Meß- 
ziffern (1913:  Stand  100)  der  einzelnen  Warengruppen 

wie  folgt: 


März 

April 

Mai 

Juni 

Lebensmittel 

5373 

6086 

5847 

6405 

Industriestoffe 

5547 

6858 

7602 

8197 

Inlandwaren 

5027 

5985 

6026 

6540 

Einfuhrwaren 

7463 

8203 

8617 

9479 

Gesamtindex 

5433 

6355 

6458 

7030 

Die  Teuerung 

wird 

durch  das 

weitere  Anziehen 

der 

Steuerschraube  vergrößert.  Zwar  ist  das  Reichsnotopfer  zu 
seinen  Restraten  herabgemindert  worden  und  für  bestimmte 
Vermögensgruppenteile  ganz  in  Fortfall  gekommen,  dafür 


U Die  Meßziffer  für  Großhandelspreise  stieg  von  6458  im 
Monatsdurchschnitt  Mai  auf  7030  im  Monatsdurchschnitt  ]uni. 


ist  aber  eine  Vermögensbesteuerung  neu  durch  das  Reichs- 
vermögenssteuergeseß  geschaffen  worden.  Eine  Steuer,  .die 
eine  scharfe  Belastung  immerhin  bringt,  denn  die  Steuer 
seßt  sich  aus  dem  Grundtarif  und  einem  Zuschlag  zusammen; 
die  natürlichen  Personen  haben  von  einem  Vermögen  über 
100  000  M.  und  bis  zu  250  000  M.  1 v.  T.,  über  250  000  M.  1 34 
v.  T.  bis  zu  10  v.  T.  als  Grundtarif  zu  entrichten.  Hierzu  tritt 
bei  dem  niedersten  Vermögenssaße  der  1 34  fache  Betrag, 
bis  zum  zwei-  und  dreifachen  Betrage  als  Zuschlag.  Bei  den 
juristischen  Personen  beträgt  die  Steuer  durchgehend  das 
1 34  fache  v.  T.  als  Grundtarif  mit  einem  gleichen  Zuschläge. 
Hinzu  tritt  zu  dieser  Vermögensentziehung  bekanntlich  die 
Zwangsanleihe,  deren  Säße  nach  der  nun  erfolgten  endgül- 
tigen Feststellung  eine  starke  Belastung  darstellen,  troßdem 
Industrie  und  Handel  die  schwersten  Bedenken  dieser 
Besteuerung  gegenüber  erhoben  haben.  In  der  Ein- 
gabe des  Zentralverbandes  des  deutschen  Bank-  und  Ban- 
kiergewerbes, des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstages, 
der  Hauptgemeinschaft  des  deutschen  Einzelhandels,  des 
Reichsverbandes  der  deutschen  Industrie,  des  Reichsver- 
bandes des  deutschen  Ein-  und  Ausfuhrhandels  wie  des  Zen- 
tralverbandes des  deutschen  Großhandels  an  die  Regierung 
hieß  es  wörtlich:  „Auch  finanziell  noch  leistungsfähige 

Unternehmungen  würden  den  Aufgaben  der  Zwangsanleihe 
und  den  gleichzeitigen  außerordentlichen  sonstigen  Be- 
lastungen nicht  mehr  gewachsen  sein.“  Die  Zwangsanleihe 
soll  70  Papiermilliarden  erbringen,  falls  die  Zeichnung  um 
4 v.  H.  geringer  ausfällt,  muß  eine  Nachtragsumlage  siait- 
finden.  Die  Anleihe  ist  bis  1925  unverzinslich,  bis  1930  mit 
4 v.  H.,  dann  mit  5 v.  H.  verzinslich;  der  früheste  Zeichnungs- 
preis beträgt  94  v.  H.,  der  leßte  106  v.  H.  des  Nennwertes; 
bis  Februar  1923  muß  34  eingezahlt  sein. 
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Ein  Ergebnis  der  Teuerung  und  der  Steuerbelastung  ist 
der  scharfe  Rückgang  der  neuen  Kapitalbildungen.  Es  ist  in 
den  lebten  beiden  Jahren  möglich  gewesen,  dem  deutschen 
Wirtschaftsleben  eine  erhebliche  neue  Kapitalbildung  zuzu- 
führen, der  Sab,  Geld  ist  Arbeitsverdienst,  verwirklichte  sich 
noch.  Im  Gegensab  zu  den  abgelaufenen  Nachkriegsjahren 
ist  nun  an  die  Stelle  des  Verdienstes  ein  blober  Umsab,  eine 
Kapitalanlage  in  Sachwerten  und  eine  Verschuldung  getreten. 
Die  deutsche  Volkswirtschaft  zeitigte  in  den  lebten  Monaten 
einen  Kapitalbedarf,  der  über  die  vorhandenen  Mittel  hinaus- 
reicht. Die  Privatpersonen  verbrauchen  über  Einkommen  und 
Besib  hinaus,  oder  zum  mindesten  werden  die  Einkommen 
voll  verbraucht,  so  dab  Sparkapitalien  nicht  gemacht  werden 
können.  Die  Bewegung  der  Sparkassenguthaben  zeigen 
einen  erheblichen  Rückgang  der  Einlagen.  In  den  Handels- 
und Industriekreisen  herrscht  eine  beängstigende  Kapitainoi, 
die  ungeheure  Erhöhung  aller  Betriebskosten  hat  die  Finanz- 
kräfte der  Unternehmer  auf  das  bedenklichste  geschwächt, 
der  Zustand  ist  heute  derjenige,  dab  die  Bankguthaben  der 
Unternehmungen  sich  in  Bankschulden  umgewandelt  haben. 
Firmen,  die  bisher  nie  •einen  Bankkredit  nachsuchten,  sind 
heute  im  groben  Ma&stabe  hierzu  gezwungen.  Der  industri- 
elle Kapitalbedarf  ist  dem  vergangenen  Jahre  gegenüber  be- 
denklich gestiegen.  Er  belief  sich  im  Januar  1921  auf  1551 
Mill.  M.  gegenüber  3260  Mill.  M.  in  diesem  Jahre.  Im  März 
1921  wurden  von  der  Industrie  2809  Milk  M.  nachgesucht  und 
im  März  dieses  Jahres  4175  Milk  M.,  im  April  1921  nur  2834 
Milk  M.  gegen  3625  Milk  M.  für  1922,  im  Mai  1921  nur  1179 
Milk  M.  gegen  2544  Milk  M.  1922,  im  Juni  1525  Milk  M.  gegen 
1621  Milk  M.  1922.  Insgesamt  wurden  vom  Januar  zum 
Juni  1921  an  industriellen  Kapitalien  10  291  Milk  M.  nach- 
gesucht gegenüber  16  730  Milk  M.  in  dem  gleichen  Zeit- 
räume dieses  Jahres.  An  Industrieobligationen  kamen  z.  B. 
zur  Auflage  in  dem  Zeiträume  Januar— Juni  1921  nur  2439 
Milk  M.  gegenüber  4114  Milk  M.  in  diesem  Jahre.  Während  die 
Banken  bisher  sich  sehr  kapitalwillig  der  Industrie  gegenüber 
gezeigt  hatten,  ist  in  dem  letzten  Vierteljahre  eine  merk- 
bare Zurückhaltung  in  der  Kreditgewährung  eingetreten.  Die 
Grobbanken  beginnen  bereits  monatliche  Statistiken  über 
die  notwendig  gewordenen  Kreditablehnungen  zu  führen.  Zum 
Teile  haben  die  einzelnen  Unternehmungen  ihre  Sonder- 
reserven völlig  verbraucht,  und  es  besteht  die  Gefährdung  des 
Betriebsvermögens.  Die  grobe  Kapitalnot  der  Industrie  mub 
um  so  ernster  genommen  werden,  als  eine  Aussicht  auf  den 
Ausgleich  zwischen  den  erhöhten  Erstehungskosten  und  dem 
Gewinne  nicht  mehr  möglich  erscheint.  Die  deutsche  Wirtschaft 
ist  infolge  der  hohen  Preise  der  industriellen  Erzeugnisse  in 
den  Zustand  einer  Absabstockung  getreten.  Ein  Teil  der  deut- 
schen Preise  liegt  heute  schon  über  dem  Weltmarktpreis.  Die 
Textilstoffe  hatten  im  Mai  schon  das  Weltmarktniveau  um 
1,6  v.  H.  überschritten,  zur  gleichen  Zeit  standen  Kolonial- 
waren, Häute  und  Feder,  Kohle  und  Eisen  über  dem  Gold- 
niveau. Nur  bei  einem  starken  Weltmarktabsab,  der  den 
hohen  Verdienst  brachte,  war  es  der  Industrie  möglich,  die 
ihr  notwendigen  Rohstoffe  zu  bezahlen.  Mit  dem  eingetre- 
tenen Rückgang  der  Ausfuhr  ist  die  Industrie  bei  ihrem 
Kapitalmangel  nicht  mehr  in  der  Tage,  sich  genügend  mit 
Rohstoffen  einzudecken.  Eine  Besserung  der  Lage  ist  hierbei 
nicht  zu  erwarten,  weil  die  Preissteigerungen  der  lebten 
Wochen  die  Senkung  der  Mark  noch  überholten;  irobdem  die 
Mark  am  Julianfang  auf  den  Wert  eines  halben  Pfennigs  ge- 
sunken ist.  Andernfalls  bleiben  die  Schwankungen  der 
Devisenkurse  bei  der  enormen  Inflation  der  deutschen  Wäh- 
rung für  die  Bewegung  aller  Grobhandelspreise  weiter  mab- 
gebend,  ganz  besonders  für  die  Rohstoffe2).  An  eine  Festi- 
gung der  Markbewegung  ist  gar  nicht  zu  denken,  auch  nicht 
dann,  wenn  es  noch  zu  einer  Anleihegewährung  kommen 
sollte,  denn  diese  wird  stets  zu  gering  ausfallen,  um  von 
Einwirkung  sein  zu  können.  Man  werfe  nur  einen  Blick  auf 
die  Bewegung  des  Dollarkurses  der  lebten  Monate  in  Berlin. 
Die  Bewegung  war  die  folgende: 


2)  Als  Beispiel  mag  hier  die  Preissteigerung  für  Blei  und 
Kupfer  angezogen  werden.  Elektrol.  Kupfer  wurde  anfangs 
Mai  mit  8400  M.  je  100  kg  bezahlt  und  mit  11  200  M.  Ende  Juni. 
Die  Bleipreise  stiegen  von  2900  M.  je  100  kg  auf  3900. 


Dollarkurs  (G.) 

in  Berlin: 

Anfang  Januar 

187,01  M. 

Anfang  Mai 

291,13  M. 

Mitte 

„ 

184,06  „ 

Mitte  „ 

285,89  „ 

Anfang  Februar  200,91  „ 

Anfang  Juni 

272,15  „ 

Mitte 

w 

199,80  „ 

Mitte  „ 

328,08  „ 

Anfang 

März 

229,77  „ 

Anfang  Juli 

389,50  „ 

Mitte 

» 

274,72  „ 

13.  Juli 

456,92  „ 

Anfang 

April 

304,69  „ 

17.  „ 

480,89  „ 

Mitte 

„ 

299,62  „ 

20.  „ 

480,39  „ 

Diese  erschreckende  Entwertung  der  Mark  zeitigt  noch 
weit  unheilvollere  Folgen,  als  Preissteigerung  und  die  hier- 
durch verursachte  Stockung  des  deutschen  Ausfuhrgeschäftes. 
Es  ist  eine  Tatsache,  dab  das  Ausland  durch  seine  Kredite  und 
vornehmlich  durch  seine  spekulative  Markaufnahme  die  deut- 
sche Inflation  zu  einem  wesentlichen  Teile  mitgetragen  hat. 
Dieses  Mittragen  der  deutschen  Finanzlasl  durch  das  Ausland 
im  Wege  der  groben  Markankäufe,  der  Übernahme  deutsdier 
Aktien  und  Anleihen,  hat  sich  nun  empfindlich  verringert.  Durch 
die  zunehmende  Verschlechterung  der  Mark  beginnt  das  Aus- 
land seine  Markspekulationen  als  unsicher  zu  erkennen,  in- 
folgedessen hat  das  Ausland  grobe  Markverkäufe  vorge- 
nommen, oder  es  hat  seine  Wareneinkäufe  in  Deutschland  in 
Markwährung  vorgenommen.  Wir  vermögen  an  der  Wirtschaft 
Österreichs  und  Rublands  zu  erkennen,  welche  schweren  Fol- 
gen eine  Inflation  mit  sich  bringt,  die  von  einem  Land  allein 
getragen  werden  mub,  oder  die  fast  nur  zum  Teile  von  dem 
Auslande  mitgetragen  wird.  In  Rubland  ruhen  die  Folgen  der 
Inflation  vollkommen  auf  den  Schultern  der  eigenen  Wirtschaft, 
in  Österreich  ist  die  Kapitalzufuhr  durch  das  Ausland  wohl 
vorhanden,  aber  nicht  genügend,  um  einwirken  zu  können.  Die 
Aussichten,  die  sich  für  Deutschland  eröffnen,  sofern  eine 
bessere  Bewertung  der  Mark  im  Auslande  nicht  wieder  eintritt, 
sind  so  ziemlich  unausdenkbar.  Die  Zurückhaltung  des  Aus- 
landes bei  seinen  Käufen  ist  schon  längst  auf  dem  Aktien- 
märkte bemerkbar  gewesen.  Nur  hierdurch  war  es  möglich, 
dab  die  deutschen  Aktien  dem  Dollarstande  nicht  nur  nicht 
nachfolgten,  sondern  dab  an  Stelle  des  wilden  Empor- 
schnellens  des  Dollar  ein  empfindlicher  Rückgang  fast  aller 
Aktien  eintrat.  Das  war  das  erste  Warnungszeichen. 

Mit  einer  Neubelebung  des  Zutrauens  des  Auslandes  zu 
der  deutschen  Mark  ist  in  naher  Zukunft  nicht  zu  denken;  es 
sei  denn,  dab  die  Reparationszahlungen  geändert  oder  wenig- 
stens hinausgeschoben  werden,  eine  Hoffnung,  die  allzu  trüge- 
risch ist,  als  dab  man  hierauf  Pläne  aufzubauen  vermöchte. 
Es  sind  zu  viele  und  zu  schwerwiegende  Gründe  vorhanden, 
die  dem  Auslande  das  Vertrauen  zu  dem  in  Deutschland  zu 
erreichenden  guten  Geschäft  nehmen.  Es  sei  hier  nur  ge- 
nannt: das  Scheitern  der  Anleiheverhandlungen,  die  ergebnis- 
losen Vorstellungen  Deutschlands  in  Genua,  die  den  Staaten 
zeigen,  dab  Frankreich  in  der  Lage  ist,  seine  Politik  der 
Aussaugung  bis  zum  lebten  Blutstropfen  Deutschland  gegen- 
über vorzunehmen.  Die  sehr  schwere  Lage  des  deutschen 
Kohlenbergbaues,  die  merkliche  Verringerung  der  deutschen 
Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie,  die  hierdurch  entstandene 
Gefährdung  der  Industrie,  die  anwachsende  Kreditnot  der 
produzierenden  Kreise,  die  Stockung  des  Handels,  die 
immer  weiter  um  sich  greifende  Notenvermehrung,  die  wie 
bisher  die  Konkurrenzstärke  der  Industrie  auf  dem  Weltmärkte 
nicht  mehr  siübt,  und  nicht  zum  wenigsten  die  politischen 
Stürme  in  Deutschland,  die  das  Schreckbild  eines  kommenden 
Bürgerkrieges  recht  nah  vor  Augen  führen.  Die  Mibtrauens- 
bewegung  von  seiten  des  Auslandes  gegenüber  der  Mark 
beruht  auf  so  schwerwiegenden  Gründen,  dab  mit  einer  bal- 
digen Belebung  der  Stimmung  nicht  zu  rechnen  ist.  Man  be- 
achte nur  einmal  die  Kohlenfrage.  Deutschland  ist  es  nicht  ge- 
lungen, die  von  der  Reparationskommission  geforderten 
Kohlenmengen  zur  Ablieferung  zu  bringen.  Die  in  den  lebten 
Junitagen  gepflogenen  Verhandlungen  zwischen  dem  Garantie- 
komitee und  der  Reichsregierung  zeitigten  den  für  Deutsch- 
land hoch  ungünstigen  Erfolg,  dab  von  Seiten  Deutschlands  in 
Zukunft  im  Monat  638  000  t Koks  und  Feinkokskohle  zu  liefern 
sind,  wozu  eine  Nachlieferung  von  rund  212  000  t Koksfeinkohle 
treten  soll.  Vor  diesem  Abkommen  fehlten  der  deutsdien  Wirt- 
schaft bei  gröbter  Sparsamkeit  schon  im  Monat  über  1 200  000  t 
Kohle!  Um  die  fehlende  Menge  an  Kohlen  beschaffen  zu 
können,  wurden  im  Monat  etwa  zwei  Milliarden  Mark  ver- 
ausgabt, bei  der  heutigen  Markentwertung  ist  eine  ent- 
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sprechend  höhere  Summe  notwendig,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  die  Kohlennot  durch  die  neuen  Abmachungen  eine  noch 
größere  werden  muß,  die  Einfuhr  sich  demnach  auch  steigert. 
Um  die  abverlangte  Menge  an  Koks  und  Feinkoks  liefern  zu 
können  oder  wenigstens  um  den  Versuch  hierzu  zu  machen,  — 
denn  eine  volle  Lieferung  der  angeforderten  Mengen  erscheint 
als  völlig  ausgeschlossen  — hat  der  Reichskohlenkommissar 
bereits  veranlagt,  dag  mit  sofortiger  Wirkung  das  Kohlen- 
kontingent  der  Hütienzechen  um  weitere  10  v.  H.  herabgesetzt 
wird.  Eine  Förderungssteigerung  erscheint  als  nicht  gesichert, 
zumal  bei  der  heutigen  Erregung  der  Bevölkerung.  Man  hat 
versucht  eine  Förderungssteigerung  von  rund  750  000  t monat- 
lich durch  Überstunden  zu  erlangen.  Für  die  Überstunden 
werden  den  Bergarbeitern  hohe  Konzessionen  gemacht.  Nach 
dem  Lohnsage  vom  1.  Juli  wird  sich  bei  einer  Leistung  von 
Überstunden  der  Lohn  eines  Bergarbeiters  auf  300  M.  am  Tage 
stellen.  Um  diese  Last  tragen  zu  können,  sind  naturgemäß 
neue  Kohlenpreiserhöhungen  notwendig.  Die  Auslandskohle 
ist  heute  im  Preise  schon  nicht  mehr  viel  teurer,  als  die  In- 
landskohle. Nach  dem  Aprilpreis  kostete  Ruhrfettkohle 
863,30  M.,  mit  Frachtkosten  Gelsenkirchen— Hamburg  1591,40 
Mark,  beste  englische  Kohle  kostete  cif  Hamburg  1595  M.  In- 
zwischen sind  die  deutschen  Kohlenpreise  stark  gestiegen8), 
demnach  ist  eine  Überflutung  Deutschlands  mit  englischer 
Kohle  vorauszusehen!  — Diese  Beispiele,  die  sich  leicht  ver- 
mehren lassen,  beleuchten  wohl  zur  Genüge  die  bitter  ernste 
Wirtschaftslage  Deutschlands.  (127.) 

Reichswirtschaftsrat. 

Aus  der  Tätigkeit  des  vorläufigen  Reichswirlschaffsrats. 

Berichterstatter:  Dr.  H a u s c h i 1 d. 

Im  Wirtschaftspolitischen  Ausschuß  stand 
der  Entwurf  eines  Geseßes  über  Maßnahmen  gegen  die  wirt- 
schaftliche Notlage  der  Presse  auf  der  Tagesordnung.  Nach 
Artikel  2 des  Geseßentwurfs  sollen  die  Länder  zur  Behebung 
der  wirtschaftlichen  Notlage  der  Presse  an  eine  eigene 
Rechtspersönlichkeit  besißende  Notkasse  der  deutschen 
Presse  vom  1.  Juli  1922  ab  einen  Betrag  abführen,  der  für  das 
3.  Vierteljahr  1922  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  zwei  Mark 
ausmacht.  Hierzu  soll  die  Reichsregierung  ermächtigt  wer- 
den, für  die  folgenden  Vierteljahre  jeweilig  entsprechend  der 
Veränderung  der  Holzpreise,  eine  Änderung  dieses  Saßes  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  vorzunehmen.  Die  Länder  sollen 
das  Recht  erhalten,  den  von  ihnen  zu  zahlenden  Betrag  auf 
die  Eigentümer  oder  sonstigen  Nutzungsberechtigten  von  forst- 
wirtschaftlich genügten  Grundstücken  umzulegen.  Der  Maß- 
stab bleibt  nach  dem  Geseßentwurf  den  Ländern  überlassen, 
jedoch  ist  eine  Umlage  nach  dem  Vermögen  oder  Einkommen 
nicht  zulässig:  Diejenigen  Länder,  deren  Bestand  an  forst- 

wirtschaftlich genügten  Grundstücken,  auf  den  Kopf  ihrer  Be- 
völkerung berechnet,  geringer  ist  als  die  Hälfte  des  für  das 
ganze  Deutsche  Reich  berechneten  Durchschnitts,  haben  nur 
die  Hälfte  des  abzuführenden  Betrages  zu  zahlen.  Um  sicher- 
zustellen, daß  die  der  Presse  zugeführien  Mittel  ihr  nicht 
durch  eine  Preisüberseßung  der  Druckpapier^  und  Zellstoff- 
industrie wieder  entzogen  werden  können,  soll  nach  Artikel  1 
des  Geseßentwurfs  die  Reichsregierung  ermächtigt  werden, 
auf  Grund  von  Selbstkostenermittlungen  die  Preise  für  Holz- 
stoff, Zellstoff  und  Druckpapier  zu  bestimmen.  Sie  soll  diese 
Preise  zu  Höchstpreisen  erklären  können. 

Der  Wirtschaftspolitische  Ausschuß  beschloß  eine  Reihe 
von  Änderungen  zu  dem  Geseßentwurf,  die  aus  der  Druck- 
sache Nr.  284  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  zu  ent- 
nehmen sind.  So  hält  der  Ausschuß  im  Gegensaß  zu  der  Re- 
gierungsvorlage eine  direkte  Heranziehung  des  Waldbesißes 
in  Form  einer  besonderen,  von  den  Ländern  zu  erhebenden 
Abgabe  von  allen  vorkommenden  Nußholzverkäufen  aus 
erster  Hand  für  zweckmäßiger  und  verlangt  in  der  neuen 
Fassung  des  Artikels  2,  daß  bei  der  Veräußerung  von  Nuß- 
holz durch  den  zur  Gewinnung  des  Holzes  von  forstwirtschaft- 
lich genügten  Grundstücken  Berechtigten  eine  Abgabe  von 
1 v.  H.  des  Verkaufspreises  erhoben  wird.  Als  Erlös  aus  dem 

3)  Kohlenpreise  des  rheinisch-westfälischen  Kohlensyndi- 
kats  ab  1 Juli:  Fettkohlen  1189' M.,  Förderkohlen  1208  M., 
Stückkohlen  1594  M.,  Nußkohle  1 1628  M.,  Kokskohle  1250  M. 
(Durchschnittspreis  im  April  1922  : 875  M.). 


Nußholz  gilt  die  Hälfte  des  Erlöses  aus  sämtlichen  im  Laufe 
des  Jahres  in  jedem  Betriebe  getätigten  Holzverkäufen.  Nuß- 
nießer  von  forstwirtschaftlichen  Grundstücken  unter  10  ha 
Größe  bleiben  von  der  Abgabe  frei.  Die  Erhebung  der  Ab- 
gabe liegt  den  Ländern  ob,  die  auch  die  hierzu  erforderlichen 
Vorschriften  zu  erlassen  haben.  Die  Abgabe  ist  nach  Abzug 
der  Einziehungskosten  an  die  Rückvergütungskasse  (im  Re- 
gierungsentwurf Notkasse)  für  die  deutsche  Presse  ab- 
zuführen. 

Die  grundsäßliche  Auffassung  des  Ausschusses  über  die 
Maßnahmen  gegen  die  wirtschaftliche  Notlage 
der  Presse  läßt  sich  folgendermaßen  kennzeichnen: 

„Die  Unterstüßungsaklion  soll  nicht  den  Charakter 
einer  Subvention  tragen,  sondern  sie  soll  aus  solchen 
Maßnahmen  bestehen,  die  geeignet  sind,  ungebührlich 
hohe  finanzielle  Belastungen  des  Zeitungs-  und  Zeit- 
schriftengewerbes zu  mildern.  Es  erscheint  recht  und 
billig,  wenn  bei  der  Unterstüßungsaktion  in  erster  Linie  auf 
die  Übergewinne  beim  Holzverkauf  (Papierrohprodukt)  zu- 
rückgegriffen wird.  Ein  solches  Zugreifen  charakterisiert  sich 
nicht  als  eine  einseitige  Belastung  einer  wirtschaftlichen 
Gruppe  zugunsten  einer  anderen,  sondern  als  Rückerstattung 
von  Übergewinnen  an  diejenigen,  die  infolge  dieser  Über- 
gewinne in  eine  Notlage  geraten  sind.  Die  Festseßung  einer 
Umlage  in  natura  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Menge 
Papierholz  zu  verbilligten  Preisen  erscheint  technisch  nicht 
durchführbar,  deshalb  ist  die  Form  einer  Geldumlage  vom 
Waldbesiß  zu  wählen  und  zwar  in  Gestalt  einer  Abgabe  von 
1 v.  H.  vom  Umsaß  bei  Rundholzverkäufen.“  Übereinstimmung 
bestand  im  Ausschuß  darüber,  daß  nicht  nur  die  politische 
Presse  (Tageszeitungen  und  Zeitschriften),  sondern  auch  die 
Fachpresse,  einschließlich  der  Gewerkschaftspresse  in  die 
Hilfsaktion  einzubeziehen  sei.  Hierneben  hat  der  Ausschuß 
dem  Verlangen  Ausdruck  gegeben,  daß  die  Maßnahmen,  die 
zur  Behebung  der  Notlage  der  Presse  getroffen  werden,  nicht 
nur  den  Zeiiungsverlegern  zugute  kommen  sollen,  sondern 
insbesondere  auch  den  im  Pressebeirieb  stehenden  geistigen 
Arbeitern.  Demgemäß  gab  er  der  nachstehenden  Resolution 
seine  Zustimmung: 

„Der  vorläufige  Reichswirtschaftsrai  spricht  die  Erwar- 
tung aus,  daß  die  durch  den  Geseßentwurf  ermöglichte 
Hebung  des  Zeitungsgewerbes  diesem  Anlaß  zu  einer  im  all- 
gemeinen Interesse  erwünschten  Besserung  und  Siche- 
rung der  Lage  des  Journalistenstandes  geben 
wird." 

Der  Verkehrs-Ausschuß  befaßte  sich  u.  a.  mit  der 
Erstellung  von  Binnen-Umschlagstarifen  und  faßte 
hierzu  folgenden  Beschluß: 

„Der  Verkehrs-Ausschuß  des  Reichswirtschaftsrats  lenkt 
die  Aufmerksamkeit  des  Reichsverkehrsministeriums  auf  die 
Störungen,  die  infolge  der  Einführung  des  Staffeltarifsystems 
in  dem  Zusammenarbeiten  zwischen  Eisenbahn  und  Wasser- 
straßen eingetreten  sind.  Der  Verkehrs- Ausschuß  hält  dieses 
Zusammenarbeiten  im  Interesse  der  Gesundung  des  deutschen 
Verkehrswesens  für  unerläßlich  und  ersucht  das  Reichsver- 
kehrsministerium, beschleunigt  die  geeigneten  eisenbahn- 
tarifarischen  Maßnahmen  zu  treffen,  insbesondere  die  Prüfung 
der  Einführung  besonderer  Wasserumschlagstarife  zu  be- 
schleunigen.“ 

Der  Arbeits-Ausschuß  zur  Prüfung  der 
Wirtschaftlichkeit  der  öffentlichen  Verwal- 
tung in  Reich,  Staat  und  Gemeinden  (Arbeits- 
Ausschuß  zur  Beamtenfrage)  hat  sich  konstituiert. 

Es  wurden  gewählt:  Lehmann,  1.  Vorsißender,  Dr.  Ber- 
thold,  2.  Vorsißender,  Lenz,  1.  Schriftführer,  Marx,  2.  Schrift- 
führer, Dr.  Hilferding,  Berichterstatter,  Dr.  Busch,  Bericht- 
erstatter. — 

Während  der  Parlamentsferien  von  Mitte  Juli  bis  Ende 
August  werden  nach  einem  Vorstandsbeschluß  nur  in  drin- 
genden Fällen  Ausschußsißungen  statifinden.  Das  Plenum 
tritt  voraussichtlich  erst  im  Oktober  wieder  zusammen.  Es 
wird  sich  alsdann  außer  mit  dem  Hausgehilfengeseß,  dem 
Entwurf  eines  Geseßes  über  Mieterschuß  und  Mieteinigungs- 
ämter, dem  Geseßentwurf  über  Maßnahmen  gegen  die  wirt- 
schaftliche Notlage  der  Presse  und  dem  Geseßentwurf  über 
die  Abänderung  des  Geseßes,  betreffend  die  Metallreserven 
der  Privatnotenbanken  in  den  folgenden  Monaten  zu  befassen 


67 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


haben  mit  dem  Gesetzentwurf  über  die  Neuregelung  der  Zu- 
lagen in  der  Unfallversicherung,  dem  Entwurf  eines  Gesebes 
über  die  Arbeitszeit  gewerblicher  Arbeiter,  dem  Gesebentwurf 
über  Arbeitslosenversicherung,  dem  Entwurf  eines  Reichs- 
knappschaftsgesebes,  dem  Entwurf  eines  Gesebes  zur  Ab- 
änderung des  Hausarbeitsgesebes  vom  20.  Dezember  1911 
(HeimarbeiterlohngesebL  dem  Entwurf  eines  Gesebes  über  die 
Arbeitszeit  der  Angestellten,  dem  Entwurf  eines  Gesebes  zur 
Änderung  der  Bekanntmachung  über  Mabnahmen  gegen  Woh- 
nungsmangel und  dem  Entwurf  eines  Gesebes  zur  vorläufigen 
Regelung  des  Wettbewerbsverbots.  (136.) 

Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Entscheidungen: 

ln  der  Berichterstattung  über  die  jüngsten  Entscheidungen 
des  Deutsch-Französischen  Gemischten  Schieds- 
gerichtshofes zu  Art.  297  e des  F.  V.  war  Wert  darauf  gelegt 
worden,  solche  Fälle  zu  besprechen,  die  geeignet  sind  zu 
zeigen,  zu  welchen  Härten  die  Anschauungen  dieses  Gerichts- 
hofes hinsichtlich  der  für  die  Schadensbemessung 
maßgebenden  Zeit  führen.  Besonders  in  die  Augen 
springend  war  die  Tatsache,  dab  auch  bei  Gegenständen  des 
täglichen  Bedarfs  (Kleidern,  Wäsche)  und  bei  Handelsware 
nicht  etwa  der  Zeitpunkt  des  Deckungskaufs  oder  des  nor- 
malen Weiterverkaufs  zugrunde  gelegt  wurde,  wobei  im 
groben  und  ganzen  der  Friedenspreis  oder  der  davon  nicht 
wesentlich  verschiedene,  bei  der  inländischen  Enteignung  er- 
zielte oder  feslgesebte  Verkaufspreis,  valorisiert,  auszu- 
schütten gewesen  wäre,  sondern  ebenfalls  ohne  viel  Feder- 
lesens der  gegenwärtige  Anschaffungspreis, 
der  ein  Vielfaches  des  Friedenspreises  darstellt,  zugesprochen 
wurde.  Erfreulich  ist  da  die  Feststellung,  dab  der  Deutsch- 
Belgische  Schiedsgerichtshof,  unter  dem  Vorsib  des 
Schweizers  Paul  Moriaud,  mit  mehr  Delikatesse  an  diese 
Frage  herangeht. 

Der  Entscheidung  Gazet  de  Neck  ./.  Deutsches  Reich  — 
Cause  54  — vom  10.  April  1922  lag  folgender  Tatbestand  zu- 
grunde. Dem  Kläger  waren  im  Jahre  1914  die  Autoreifen  und 
Luftkammern  seines  Kraftwagens  im  Wege  der  Requisition  be- 
schlagnahmt und  enteignet  worden.  Im  Jahre  1919  will  der 
Kläger  sich  Ersab  beschafft  haben,  verlangt  aber  Preise,  die 
der  Konjunktur  im  Mai  1920  entsprachen  und  erheblich  höher 
waren,  als  die  Preise  zur  Zeit  des  Deckungskaufes.  Hier  hat 
der  Gerichtshof  die  damals,  September  1919,  geltenden 
Preise  als  Schadensersab  zugesprochen  mit  der  zutreffenden 
Begründung  qu’il  est  equitable,  de  prendre  comme  base  de 
l’indemnite  le  prix  des  objects  requisitionnes  ä l’epoque  de 
leur  remplacement  effecfif.  Ähnlich  ist  in  der  Sache 
Grandjean-Hauzeur  Reich  — Cause  101  — (Urteil  vom 
1.  April  1922),  in  der  der  Kläger  Schadensersab  für  requirierte 
75  Ballen  Wolle  verlangt  hatte,  als  Schaden  der  Anspruch  auf 
den  wirklichen  Verkaufserlös,  beziehungsweise  der  Verlust 
des  am  1.  November  1914  fällig  gewesenen  ursprüng- 
lichen Kaufpreises,  beide  Summen  valorisiert,  vom 
Gerichtshöfe  bezeichnet  worden.  Der  Kläger  hatte  allerdings 
auch  keinen  höheren  Ersab  für  seinen  positiven  Schaden  ver- 
langt, jedoch  lag  die  Möglichkeit  nahe,  dab  ein  späterer,  uns 
ungünstiger  Zeitpunkt  der  Berechnung  zugrunde  gelegt  wurde. 

Demgegenüber  stellt  nun  allerdings  der  Gerichtshof  in  der 
eingehend  begründeten  Entscheidung  in  Sachen  Wielemans 
./.  Deutsches  Reich  und  Eibel  — Cause  80  — vom  3.  Juni  1922, 
in  der  Ersab  für  ein  von  der  Deutschen  Regierung  requiriertes 
Auto  verlangt  wird,  als  Prinzip  auf,  dab  für  die  Geldentschä- 
digung im  Sinne  des  Art.  297  e der  Neu-Anschaffungs- 
wert abzüglich  einer  Abnübungsquote  mabgebend  sei,  dab 
im  Sinne  dieser  Bestimmung  Tindemnite  doit  etre  juste  et  que 
l’indemnite  n’est  juste  que  si  eile  permet  au  lese  de  s e re- 
p 1 a c e r autant  que  possible  dans  la  Situation  ou  il 
serait  si  son  bien  n’avait  pas  ete  l’objet  d’une 
me  sure  (vgl.  Entscheidung  des  RG.  Bd.  101  S.  418).  Doch 
schränkt  er  diesen  Grundsab  dadurch  erheblich  und  den  Um- 
ständen des  Einzelfalles  gerecht  werdend  wieder  ein,  dab  er 
sagt,  der  Gerichtshof  müsse  als  „echtes  Gericht“  jeden  Fall 
in  seiner  Individualität  betrachten  (envisager  chaque 
espece  dans  son  individualite).  Von  diesem  Standpunkt  er- 
kennt er  die  Möglichkeit  an,  auch  den  Wert  lediglidi  zur 


Zeit  der  Enteignung,  also  mehr  oder  weniger  den 
Friedenspreis  zuzubilligen,  wenn  die  Ware  bereits  vorher  ver- 
kauft war  (siehe  Fall  Grandjean-Hauzeur),  oder  wegen  Ver- 
derblichkeit ohne  Verzug  verkauft  werden  mubte,  und  aus 
dieser  Erwägung  heraus  ist  auch  offenbar  der  Fall  Gazet  de 
Neck  entschieden  worden.  Die  Objektivität,  die  in  diesen 
Entscheidungen  durch  das  Bestreben  zu  differen- 
zieren zufage  tritt,  darf  als  ein  Fortschritt  begrübt  werden, 
der  nicht  hoch  genug  veranschlagt  werden  kann.  Der  feste 
Wille,  nicht  alle  Ansprüche  über  einen  Leisten  zu  schlagen,  der 
dem  Ententekläger  mühelos  phantastische  Gewinne  in  den 
Schob  wirft,  wie  wir  es  bei  den  Asserschen  Urteilen  leider 
feststellten,  ermutigt  auch  den  Staatsvertreter  des  beklagten 
Reiches,  gerade  in  punkto  Schadenshöhe  nichts  zur  Auf- 
klärung der  tatsächlichen  Verhältnisse  unversudit  zu  lassen, 
weil  gerade  hier  noch  für  das  Reich  auberordentlich  greifbare 
Vorteile  zu  erzielen  sind.  Vor  diesem  Gerichtshöfe  wäre 
eine  Entscheidung  wie  im  Falle  Motte,  Meillassoux  & Caulliez 
./.  Deutsches  Reich  (Urteil  des  Deutsch-Französischen  T.  A.  M. 
vom  5.  April  1922,  S III  34),  in  dem  von  Asser  dem  Kläger 
für  67  Ballen  requirierte  Wolle  mit  einem  Friedenspreise  von 
83  707  Frcs.  ein  Schadensersab  in  Höhe  von  — 585  950,40 
Frcs.l  zugesprochen  wurde,  unmöglich  gewesen,  ln  dem 
gleichliegenden  oben  besprochenen  Falle  Grandjean-Hauzeur 
erachtete  nämlich  Moriaud,  trobdem  der  Friedenswert  in 
beiden  Fällen  nicht  erheblich  verschieden  war,  nur  68  529  Frcs. 
als  angemessene  Entschädigung,  und  es  wurde  nicht  im  ent- 
ferntesten daran  gedacht,  dab  der  Kläger,  wie  im  Falle 
Motte,  Anspruch  auf  den  Ersabwert  gerade  vom  10.  Januar 
1920,  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  Friedensvertrages, 
haben  könne,  als  gerade  Wolle  in  nie  dagewesener  Hochkon- 
junktur stand. 

Nur  eins  ist  zu  bedauern,  dab  in  jener  Entscheidung  vom 
3.  Juni  1922  Moriaud  den  Versuch  des  deutschen  Staatsver- 
treters, den  Enteignungszeitpunkt  nach  dem  Vor- 
gang unserer  und  der  ausländischen  Enteignungsgesebgebung 
stets  mabgebend  erscheinen  zu  lassen,  mit  — allerdings  nicht 
unbeachtlichen  — Gründen  nachdrücklichst  ablehnt  und 
weiterhin  den  Grundsab  aufstellt,  dab  der  Begriff  der  indem- 
nite  des  Artikels  297  e F.  V.  nicht  blob  direkten,  sondern  auch 
indirekten,  nicht  blob  positiven  Schaden,  sondern  auch  ent- 
gangenen Gewinn  umfasse  und  sogar  Ersab  für  perte  de 
jouissance  nicht  ausschliebe,  wenn  sie  einen  Vermögens- 
nachteil verursacht.  Solche  uns  ungünstigen  Prinzipien 
pflegen  gröberen  Widerhall  zu  finden,  als  die  uns  günstigen 
Erwägungen. 

Inzwischen  ist  auch  auf  dem  Gebiete  des  Schadens- 
g r u n d e s bei  der  Gegenseite  ein  Argument  fallen  gelassen 
worden,  dessen  unheilvolle  Bedeutung  für  die  Haftung  des 
Reichs  aus  Kriegsmabnahmen  schon  in  der  vorigen  Nummer 
dieser  Zeitschrift  von  mir  aufgezeigt  wurde:  die  Auf- 
stellung des  Art.  231  F. V.  als  eines  obliga- 
tionenrechtlichen Prinzips.  Unter  dem  Vorsib  von 
Sjoeborg  hatte  das  Deutsch-Französische  T.  A.  M.  bei  Ge- 
päckverlusten die  Einrede  der  höheren  Gewalt  im  Rahmen 
des  Eisenbahnfrachtenvertrages  im  Hinblick  auf  Art.  231  F.  V. 
für  unzulässig  erklärt.  In  der  Sache  Renaud  ./.  Reich  — 
Urteil  vom  3.  Juni  1922  — SI.B72  — , die  sich  ebenfalls  mit 
der  Haftung  des  Reichs  für  abhandengekommenes  Reise- 
gepäck befabt,  wird  wiederum,  wie  in  den  Fällen  Franz  und 
Hourcade  der  Schadensersab  aus  dem  Frachtvertrag  zuge- 
sprochen, aber  die  Einrede  der  Unmöglichkeit  im  Hinblick  auf 
die  im  Kriegsausbruch  liegende  höhere  Gewalt  nicht 
mehr  mit  Rücksicht  auf  die  responsabilite  initiale  des  Ar- 
tikels 231  F.  V.  verneint,  sondern  ausgeführt,  dab  der  Ver- 
lust dieses  Rechtsbehelfs  sich  auf  § 2 e der  Anlage  zu 
Art.  299  F.  V.  gründe,  wonach  die  Verträge  zwischen  Privaten 
und  dem  Staat  aufrechterhalten  seien.  Wenn  auch 
durch  diese  Aufrechterhaltung  an  sich  die  Einrede  der  höheren 
Gewalt  nicht  berührt  würde,  so  sei  es  doch  ungeseblich,  die 
Tatsache  des  Krieges  als  solche  hinzustellen,  da  ge- 
rade die  Kriegsfolgen  durch  die  Aufrechterhaltung  aus  dem 
Veriragsleben  ausgeschaltet  werden  sollten.  So  künstlich 
auch  diese  Konstruktion  anmutet,  so  wertvoll  ist  doch  die  Ent- 
scheidung dadurch,  dab  sie  den  früheren  Standpunkt,  der  zu 
weit  unheilvolleren  Verallgemeinerungen  hätte  führen  können, 
stillschweigend  fallen  läbt.  In  konsequenter  Durchführung 
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dieses  Standpunktes  ist  dann  auch  bereits  von  demselben 
Gerichtshöfe  in  der  Sache  Lorrain  ./.  Reich  (Urteil  vom  8.  Mai 
1922  — I B (59)  der  Einwand  der  höheren  Gewalt  insoweit  zu- 
gelassen,  als  über  die  Behauptung  unseres  Staatsvertreters, 
das  erseßt  verlangte  Reisegut  sei  in  Avricourt  von  fran- 
zösischen Truppen  geplündert  worden,  Beweiserhebung 
angeordnet  worden  ist. 

Dr.  Brück,  Oberlandesgerichtsrat.  (137.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durdi  Dr.  Koppel,  Senatspräsident  beim  RWG. 

6.  Ersaß  von  Währungsschäden  bei  Heuerverträgen. 

Die  Antragstellerin,  eine  deutsche  Dampfschiffahrts-Ge- 
sellschaft,  schuldete  dem  Matrosen  Th.  einen  Heuerbetrag  von 
U.  S.  $ 305,19  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Juni  1917,  also  vor 
Kriegsausbruch  mit  Brasilien.  Das  Schiff,  auf  dem  Th.  ange- 
heuert war,  verkehrte  zwischen  New-York  und  Brasilien  und 
wurde  nach  Angabe  der  Antragstellern  am  1.  )uni  1917  von  der 
brasilianischen  Regierung  beschlagnahmt.  Die  Mannschaft 
wurde  auf  den  3.  Juni  1917  abgemusferf.  Die  Heuer  konnte  nicht 
bezahlt  werden,  da  von  der  Antragstellerin  nach  Brasilien 
nicht  gezahlt  werden  konnte.  Der  Gläubiger  Th.  soll  wäh- 
rend des  Krieges  mit  Brasilien  dort  ansässig  gewesen  sein. 
Nach  seiner  Rückkehr  nach  Deutschland,  am  31.  Juli  1920,  hat 
er  Bezahlung  der  Heuer  verlangt  und  nach  Vergleichsverhand- 
lungen am  1.  April  1921  unter  Zugrundelegung  des  im  August 
1920  geltenden  Kurses  von  39,32  M.  für  1 $ von  der  Antrag- 
stellerin 12  000  M.  erhalten.  Die  Antragstellerin  fordert  als 
Valutadifferenz  12  000  M.  - 1281,80  M.  ($305,19  ä 4,20)  = 
10  718,20  M. 

Die  zuständige  Spruchstelle  des  Reichsausgleichsamts  hat 
den  Antrag  auf  Erstattung  einer  Valutadifferenz  abgelehnt. 
Der  Gläubiger  Th.  sei  seit  seiner  Rückkehr  in  Deutschland  an- 
sässig. Es  könne  dahingestellt  bleiben,  ob  er  bei  Entstehung 
seiner  Forderung  und  bis  zu  seiner  Rückkehr  nach  Deutschland 
in  Brasilien  gelebt  habe,  jedenfalls  sei  auf  den  vorliegenden 
Fall  der  § 55  RAusglG.  anwendbar,  so  daß  zunächst  das 
Reichswirtschaftsgericht  darüber  zu  entscheiden  häbe,  ob  und 
inwieweit  die  Schuld  herabzuseßen  sei.  Als  Valutadifferenz 
könne  der  Schuldner  beanspruchen,  was  er  auf  Grund  dieser 
Entscheidung  über  den  Vorkriegskurs  hinaus  zu  entrichten 
habe.  Schuldner  sei  dem  Reiche  gegenüber  verpfichtet,  zu-' 
nächst  die  Entscheidung  des  Reichswirtschaftsgerichts  herbei- 
zuführen. 

Die  Antragstellern  machte  beschwerdeführend  geltend: 
Der  Gläubiger  Th.  sei  bei  Fälligkeit  der  Forderung  nicht  in 
Deutschland,  sondern  im  damals  feindlichen  Ausland  ansässig 
gewesen.  Eine  Übersendung  der  Löhnung  dorthin  habe  nicht 
erfolgen  können.  Aus  § 55  RAusglG.  könne  sie  keine  Rechte 
herleiten,  der  Anspruch  des  Gläubigers  Th.  stehe  in  keinem 
unmittelbaren  wirtschaftlichen  Zusammenhang  mit  einer  Aus- 
gleichsverbindlichkeit.  Nach  der  dem  § 244  BGB.  durch  eine 
Plenarentscheidung  des  Reichsgerichts  gegebenen  Auslegung 
hätte  Beschwerdeführerin  eigentlich  an  Th.  19  000  M.  zahlen 
müssen,  sie  habe  aber  im  Vergleichswege  diesen  Betrag  auf 
12  000  M.  herabgemindert. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Beschwerdeführerin  hat  ihre  Heuerschuld  gegenüber 
Th.  durch  Zahlung  der  Vergleichssumme  völlig  getilgt.  Daher 
kann  sie  einen  Antrag  aus  § 55  RAusglG.  nicht  mehr  stellen. 
Ob  sie  einen  solchen  Antrag,  das  Vorliegen  seiner  Voraus- 
seßungen  einmal  unterstellt,  zur  Vermeidung  des  Verlustes 
ihres  etwaigen  Währungsschadenanspruchs  hätte  stellen 
müssen,  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  weil  der  hier  maß- 
gebende § 44  Abs.  1 Nr.  2 RAusglG.  als  Vorausseßung  für  den 
Ersaß  von  Währungsschaden  aufstellt,  daß  der  Gläubiger  des 
Antragstellers  im  Gebiete  der  früheren  Feindmächte  während 
des  Kriegszustandes  zwischen  diesen  und  dem  Deutschen 
Reiche  ansässig  gewesen  ist,  und  weil  es  an  diesem  Er- 
fordernis fehlt.  Th.  hatte  früher  in  Brasilien  keinen  Wohn- 
siß.  Wenn  er  sich  dort  nach  seiner  Abmusterung  im  juni  1917 
notgedrungen  aufgehalten  hat,  bis  er  Ende  Juli  1920 
nach  Deutschland  zurückkehren  konnte,  so  kann  nicht  ange- 
nommen werden,  daß  Th.  in  Brasilien  während  der  Kriegs- 


dauer „ansässig“  im  Sinne  der  Vorschrift  des  amgezogenen 
§ 44  gewesen  ist.  ln  dieser  Beziehung  sind  die  Vorschriften 
in  § 9 BGB.  über  den  Wohnsiß  als  maßgebend  zu  erachten. 
Th.  hat  in  Brasilien  nur  den  Zeitpunkt  abgewartet,  um  nadi 
Deutschland  zu  seinem  Beruf  als  Seemann  zurückzukehren, 
ohne  einen  Mittelpunkt  seiner  wirtschaftlichen  Beziehungen  in 
Brasilien  begründen  zu  wollen.  Es  kann  unbedenklich  als  seine 
Absicht  festgestellt  werden,  nicht  dauernd  in  Brasilien  zu  ver- 
bleiben, da  seine  Verhältnisse  nicht  anders  zu  beurteilen  sind, 
wie  die  eines  Gefangenen  oder  eines  sonstwie  im  der  Be- 
tätigung seiner  Willens-  und  Bewegungsfreiheit  Behinderten. 
Jedenfalls  hatte  er  bei  dieser  Sachlage  seinen  früheren  Wohn- 
siß in  Deutschland  nicht  mit  dem  Willem  auf  gegeben,  ihn  auf- 
zuheben. Deshalb  hatte  er  in  Brasilien  keinen  neuen  Wohnsiß 
und  damit  auch  keine  „Ansässigkeit“  im  Sinne  von  § 44 
Abs.  1 Nr.  2 RAusglG.  begründet. 

Hiernach  ist  der  Währungsschadenanspruch  aus  §§  44  ff. 
RAusglG.  nicht  begründet.  Der  angefochtene  Beschluß  hat 
also  den  gestellten  Antrag  im  Ergebnis  zu  Recht  abgewiesen. 

(Urt.  v.  21.  Dezember  1921  — XV.  A.  515/21.)  (115.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Es  ergingen  folgende  Geseße: 

Die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Getreide  aus  der  Ernte 
1922  4.  7.  (RGbl.  I.  S.  537). 

Invalidenversicherung  und  die  Angestelltenver- 
sicherung der  Soldaten  (Soldatenversicherungsgeseß) 
31.  5.  (RGbl.  1.  S.  542). 

Der  Schutz  für  die  durch  die  Abtretung  der  ehemals 
preußischen  Teilgebiete  Polens  betroffenen  Schuldner  vom 
27.  6.  22.  (RGbl.  S.  533). 

Die  Erhöhung  der  patentamtlichen  Gebüh- 
ren vom  27.  7.  22.  (RGbl.  11.  S.  619). 

Verlängerung  der  Geltungsdauer  des  Wohnungs- 
Mangel-Gesetzes  bis  zum  31.  März  1923.  28.  6. 
Bl.  1.  S.  529). 

Verlängerung  der  Pachtschutzordnung.  29.  6. 
(RGbl.  S.  529). 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erließ  eine 
Verordnung  über: 

Die  Umrechnung  fremder  Währungen  bei  der 
Berechnung  des  Wechsel-Stempels. 

Die  maßgeblichen  Vergleichswerte  bei  der  Ver- 
steuerung von  Auslandskohlen.  6.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  13.  7.). 

Die  Festseßung  der  Durchschnittskurse  zur  Um- 
rechnung ausländischer  Werte  für  den  Monat  Juni  1922.  14.  7. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  17.  7.). 

Abänderung  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Um- 
satzsteuergesetz. 17.  6.  (Zentralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  S.  373). 

Der  Reichsschatzminister  erließ  eine  Bekannt- 
machung über: 

Die  Reichsfuttermittelstelle,  Geschäftsabiei- 
lung  G.  m.  b.  H.  1.  L.  in  Berlin,  die  mit  dem  1.  Juli  1922  auf  das 
Reich  übergegangen  ist.  Mit  der  Abwicklung  der  Geschäfte 
wird  die  Reichskredit-  und  Kontrollstelle  G.  m.  b.  H.  Berlin  W 9, 
Eichhornstraße  9 beauftragt.  26.  6.  (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  12.  Juli). 

Der  Reichsverkehrsminister  erließ  eine  Be- 
kanntmachung zu  der  in  internationalem  Übereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  beigefügten  Liste. 
22.  6.  (RGbl.  II.  S.  625). 

Abänderung  der  Ordnung  für  die  Untersuchung  der 
R h e i n s c h i f f e.  22.  6.  (RGbl.  II.  S.  624). 

Der  Reichsminister  des  Auswärtigen  erließ 
eine  Bekanntmachung  über: 

Die  Ratifikation  des  deutschen  jugoslavischen 
vorläufigen  Handelsvertrags.  15.  6.  (RGbl.  II. 
S.  623). 

Der  Reichskommissar  für  Aus  - und  Einfuhr- 
bewilligung erließ  eine  Bekanntmachung  über: 

Die  Aus  - und  Einfuhr  von  Waren  für  die  im  August 
1922  in  Hamburg  stattfindende  „Deutsche  kunstgewerbliche 
Exportausstellung  der  Uberseewoche  Hamburg  1922“. 

(132.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Fühlungnahme  zwischen  Handelskammern  und  Eisenbahn- 
behörden. 

Der  Reichsverkehrsminister  sandte  dem  Deut-  # 
sehen  Industrie-  und  Handelstag  am  12.  Juli  1922  folgendes 
Schreiben: 

Bei  den  mannigfachen  Beziehungen,  die  Handel  und  In- 
dustrie mit  der  Deutschen  Reichsbahn  verbinden,  liegt  es  im 
Interesse  beider  Teile,  daß  Anregungen  und  Wünsche  der 
Handelskammern  nicht  erst  durch  schriftliche  Eingaben  zur 
Kenntnis  der  Reichsbahnbehörden  gelangen.  Vielmehr  sollte, 
soweit  als  möglich,  der  einfachere  und  kürzere  Weg  münd- 
licher Sacherledigung  benußt  werden.  Die  beste  Gelegenheit 
dazu  bietet  sich,  wenn  Vertreter  der  Reichsbahn  an  den 
Sißungen  der  Handelskammern  beteiligt  werden,  soweit  es 
sich  dabei  um  Fragen  des  Eisenbahnverkehrs  handelt.  Auf 
diese  Weise  wird  es  in  vielen  Fällen  möglich  sein,  ohne 
weiteres  mündlich  Fragen  zu  beantworten  oder  Zweifel  und 
Mißverständnisse  aufzuklären.  Die  günstigen  Erfahrungen, 
die  damit  bereits  in  einzelnen  Bezirken  gemacht  wurden, 
lassen  allgemeinere  Ausdehnung  solchen  mündlichen  Be- 
nehmens empfehlenswert  erscheinen. 

Ich'  würde  es  daher  begrüßen,  wenn  die  Handelskammern 
zu  ihren  Sißungen  (auch  Ausschußsißungen),  in  denen  Fragen 
des  Reichsbahnverkehrs  behandelt  werden,  regelmäßig  auch 
die  örtlich  zuständigen  Reichsbahndirektionen  einladen 
würden.  Ich  werde  die  Reichsbahndirektionen  anweisen,  daß 
sie,  soweit  als  es  die  Geschäftslage  irgend  gestattet,  zu 
solchen  Sißungen  einen  Vertreter  abordnen. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  empfiehlt  seinen 
Mitgliedern,  der  Anregung  des  Reichsverkehrsministers  nach 
Möglichkeit  zu  entsprechen. 

Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige. 

Von  verschiedenen  Handelskammern  ist  darauf  hinge- 
wiesen worden,  daß  die  auf  Grund  der  Gebührenordnung  für 
Zeugen  und  Sachverständige  gezahlten  Säße  für  die  vor  Ge- 
richt auftretenden  Sachverständigen,  auch  wenn  die  leßt- 
malige  Erhöhung  vom  März  d.  )s.  berücksichtigt  würde  (Ge- 
seß  betreffend  Änderung  der  Gebührenordnung  für  Zeugen 
und  Sachverständige  vom  10.  März  d.  )s.,  RGbl.  S.  241), 
den  heutigen  Geldverhältnissen  nicht  mehr  entsprechen. 
Die  Folgen  dieser  geringen  Wertung  zeigten  sich  darin,  daß 
es  den  Handelskammern  ständig  wachsende  Schwierigkeiten 
bereite,  dem  Ersuchen  der  Gerichte  und  Behörden  um  Be- 
nennung von  geeigneten  Sachverständigen  zu  entsprechen. 
Die  in  Frage  kommenden  Persönlichkeiten  könnten  sich  wegen 
der  überaus  gering  bemessenen  Entlohnung  zumeist  nur  sehr 
schwer  entschließen,  das  in  der  Regel  mit  großem  Zeitverlust 
verbundene  Amt  eines  Sachverständigen  zu  übernehmen. 

Nach  den  Bestimmungen  des  § 4 der  Gebührenordnung 
für  Zeugen  und  Sachverständige  (RGbl.  1922  S.  242)  ist 
die  Möglichkeit  gegeben,  andere  Säße  als  die  im  § 3 
vorgesehenen  zu  vergüten.  Es  ist  nach  § 4 den  Sachver- 
ständigen auf  Verlangen  der  Preis  zu  zahlen,  welcher  für  die 
Leistung  als  üblich  anzusehen  ist.  Wie  wir  hören,  soll  diese 
Bestimmung  keine  Anwendung  finden,  weil  die  Gerichte  die 
besonders  aufgestellte  Gebührenordnung  des  Vereins  deut- 
scher Ingenieure  und  Architekten  (die  sogen.  Hamburger  Nor- 
men) nicht  als  üblich  anerkannt  haben.  In  leßter  Zeit  hat  sich 
nun  ein  Verein  von  beeidigten  Sachverständigen  an  eine 
Handelskammer  gewandt  mit  der  Bitte,  sie  möge  eine  Er- 
klärung abgeben,  daß  die  Hamburger  Normen,  die  von  einem 
aus  12  der  größten  technischen  Verbänden  gebildeten  Aus- 
schuß für  die  Gebührenordnung  aufgestellt  seien,  als  üblicher 
Preis  anzusehen  sind.  Gleichzeitig  ist  zum  Ausdruck  gebracht 
worden,  daß  sich  schon  verschiedene  Handelskammern  be- 
reitgefunden  hätten,  eine  derartige  Erklärung  abzugeben. 


Im  Interesse  eines  möglichst  einheitlichen  Vorgehens  in 
dieser  Angelegenheit  bitten  wir  die  Mitglieder,  welche  die  von 
dem  Ausschuß  für  die  Gebührenordnung  aufgestellten  Säße 
als  üblich  anerkannt  haben,  uns  dies  mitteilen  zu  wollen. 

Erhöhung  der  Gütertarife. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  richtete  am  17.  Juli 
folgende  Eingabe  an  den  Reichsverkehrsminister: 

„Nach  § 6 Ziffer  5 der  E.  V.  O.  sollen  Tariferhöhungen 
oder  andere  Erschwerungen  der  Beförderungsbedingungen 
frühestens  2 Monate  nach  der  Veröffentlichung  in  Kraft  treten, 
wenn  nicht  der  Tarif  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  eingeführt 
war.  Seit  dem  Kriege  ist  diese  Bestimmung  jedoch  außer 
Kraft  geseßt  und  die  Eisenbahn  führt  Tarifänderungen  in  ganz 
kurzer  Frist  ein. 

Die  schnellen  Änderungen  der  Tarife  bringen  es  mit  sich, 
daß  am  Tage  des  Inkrafttretens  der  Tarifänderungen  oder 
einige  Zeit  darauf  die  neuen  Bestimmungen  kaum  bekannt 
sind.  Da  jedoch  die  Frachten  ein  wesentlicher  Bestandteil  der 
Kalkulation  und  Preisbildung  sind,  wird  nicht  nur  das  Wirt- 
schaftsleben fortwährend  in  Unruhe  gehalten,  sondern  auch 
jede  Kalkulation  unmöglich  gemacht,  was  namentlich  für  den 
Export  sehr  schädlich  ist.  Es  ist  daher  unbedingt  erforderlich, 
daß  Tarifänderungen  und  andere  Erschwerungen  der  Beför- 
derungsbedingungen in  ausreichender  Zeit  vor  dem  Inkraft- 
treten bekanntgegeben  werden. 

Im  Hinblick  darauf,  daß  die  beinahe  jeden  Monat  ge- 
änderten Tarife  den  Versendern  nicht  ausreichend  bekannt 
sein  können,  erscheint  ferner  der  § 57  der  E.  V.  O.  für  das 
Publikum  besonders  hart.  Der  § 57  der  E.  V.  O.  besagt,  daß 
der  Absender  der  Eisenbahn  für  die  Richtigkeit  und  Voll- 
ständigkeit der  im  Frachtbrief  aufgenommenen  Angaben  und 
Erklärungen  haftet  und  alle  Folgen  trägt,  die  aus  unrichtigen, 
ungenauen  oder  ungenügenden  Eintragungen  entspringen. 

Wenn  die  Eisenbahnverwaltung  für  sich  das  Recht  in 
Anspruch  nimmt,  Fehler  ihrer  Beamten,  sei  es  in  der  Fracht- 
berechnung oder  falscher  Tarifanwendung  gemäß  § 70  der 
E.  V.  O.  auszugleichen,  so  ist  es  unbillig,  daß  der  Absender 
gemäß  § 57  der  E.V.  O.  der  Eisenbahn  für  die  Richtigkeit  und 
die  Vollständigkeit  der  in  dem  Frachtbrief  aufgenommenen 
Angaben  und  Erklärungen  haftet  und  alle  Folgen  trägt,  die 
aus  unrichtigen,  ungenauen  oder  ungenügenden  Eintragungen 
entspringen.  Dem  Absender  müßte  ebenfalls  eine  Möglich- 
keit gegeben  werden,  entschuldbare  Deklarationsfehler  nach- 
träglich zu  berichtigen. 

Wir  bitten  daher  den  Herrn  Minister,  folgende  Bestimmung 
als  neuen  Absaß  zu  § 70  der  E.  V.  O.  aufzunehmen: 

Wenn  die  Deklaration  im  Frachtbrief  infolge  eines  ent- 
schuldbaren Versehens  des  Absenders  nicht  genau  dem 
Wortlaut  des  Tarifs  entspricht  und  der  Absender  bzw. 
Empfänger  durch  Besichtigung  des  Gutes  oder  an  Hand  der 
Bücher,  Rechnungen  oder  sonstigen  Beweisstücken  den  Nach- 
weis erbringt,  daß  es  sich  tatsächlich  um  die  im  Tarif  be- 
zeichneten  Güter  handelt,  so  ist  die  Differenz  zwischen  der 
tatsächlich  erhobenen  und  der  nach  dem  Tarif  zu  berechnen- 
den Fracht  zurückzuerstatten. 

Ferner  bitten  wir  den  Herrn  Minister,  den  § 6,  Abs.  5 der 
E.  V.  O.  wieder  in  Kraft  treten  zu  lassen,  wonach  Tarif- 
erhöhungen oder  andere  Erschwerungen  der  Beförderungs- 
bedingungen frühestens  2 Monate  nach  der  Veröffentlichung 
gelten,  wenn  nicht  der  Tarif  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  ein- 
geführt war.  Wenn  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
eine  vorherige  zweimonatige  Veröffentlichung  nicht  angängig 
ist,  so  ist  doch  eine  einmonatige  Frist  unbedingt  erforderlich. 

Aus  Eisenbahnkreisen  ist  dagegen  früher  eingewendet 
worden,  die  Industrie  behalte  sich  doch  auch  vor,  die  Preise 
am  Tage  der  Auslieferung  zu  berechnen  oder  sich  in  anderer 
Weise  von  den  Folgen  plößlicher  Wertänderungen  zu  ent- 
lasten. Da  könne  man  der  Eisenbahnverwaltung  keinen  Vor- 
wurf machen,  wenn  sie  das  gleiche  tue.  Diese  Berufung  auf 
die  Industrie  ist  indessen  nicht  stichhaltig,  da  ein  Monopol- 
betrieb wie  die  Eisenbahnverwaltung,  die  keine  Waren  her- 
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stellt,  sondern  nur  Leistungen  darbietet,  doch  unter  ganz 
anderen,  und  zwar  sehr  viel  einfacheren  und  günstigeren  Ver- 
hältnissen arbeitet,  wie  . die  Gewerbe.  Audi  wenn  Lohn- 
erhöhungen u.  dgl.  plöblich  auftreten,  mub  es  möglich  sein, 
für  deren  nicht  zu  umgehende  Wirkung  auf  die  Tarife  Über- 
gänge zu  schaffen,  die  den  Kreisen  der  Wirtschaft  gestatten, 
sich  rechtzeitig  anzupassen. 

Ausgleichsfarife. 

Der  Präsident  des  D.  1.  u.  H.  richtete  am  18.  Juli 
folgende  Eingabe  an  den  Reichsverkehrsminister: 

„Die  Studienkommission  unter  dem  Vorsib  der  Eisen-  • 
bahndirektion  Essen  erklärte  in  ihrer  Sifeung  vom  5.  Mai  d.  ]. 
in  Darmstadt,  dab  aus  verschiedenen  Gründen,  insbesondere 
mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages, 
die  Einführung  von  Wasser-Umschlags-Tarifen  nicht  be- 
fürwörtet  werden  könne.  Dagegen  beabsichtigte  die  Kom- 
mission, dem  Reichsverkehrsministerium  vorzuschlagen,  die 
Staffelsäbe  für  Kohle  über  350  km  neu  zu  regeln.  Sie  glaubte, 
mit  dem  Vorschläge  die  Hauptbeteiligten  an  der  Frage  da- 
durch zufrieden  zu  stellen,  dab  sie  die  der  Schiffahrt  schäd- 
liche Konkurrenz  durch  Abbau  der  Staffelung  mildere. 

Demgegenüber  mub  betont  werden,  dab  sowohl  Wasser- 
umschlagstarife als  Staffeltarife  unentbehrlich  sind.  Ins- 
besondere haben  sich  süddeutsche  Handelskammern  wie 
Mannheim,  Offenbach  a.  M.,  Regensburg.  Nürnberg,  Karls- 
ruhe, sowie  der  Würtfembergische  und  der  Badische  Indusirie- 
und  Handelskammertag,  aber  auch  westdeutsche,  mittel- 
deutsche, sächsische  und!  schlesische  Handelskammern  wie 
Essen,  Duisburg,  Wesel,  Worms,  Geestemünde,  Halberstadt, 
Leipzig,  Dresden  und  Oppeln  für  die  Einführung  von  Aus- 
gleichstarifen ausgesprochen.  Nur  die  Handelskammer  Ham- 
burg steht  nach  unseren  Unterlagen  allein  mit  ihrer  Meinung, 
dab  eine  Heraufsebung  der  Eisenbahngütertarife  der  Klasse  D 
und  E und  zum  Ausgleich  dafür  eine  entsprechende  Herab- 
sefeung  der  Tarife  der  Klasse  A und  B das  beste  Mittel  zum 
Ausgleich  des  Wasserwerts  zwischen  Eisenbahn  und  Schiff- 
fahrt sei. 

Eine  Beseitigung  oder  Verringerung  der  Staffelung  der 
Gütertarife  würde  jedoch  insbesondere  auf  den  stärksten 
Widerstand  von  ganz  Süddeutschland  stoben. 

Wir  leiden  unter  der  Verkehrsnot  der  Reichsbahn.  Es 
steht  unzweifelhaft  fest,  dab  die  Eisenbahn  zur  Bewältigung 
des  Massenverkehrs,  besonders  im  Herbst,  nicht  in  der  Lage 
ist.  Deshalb  sind  auch  die  Gebiete,  die  während  der  Sommer- 
monate nicht  zu  den  unmittelbaren  Versorgungsgebieten  der 
Binnenumschlagspläbe  gehören,  stark  an  dem  Bestehen  von 
groben  Stapelpläben  an  den  Binnenwasserstraben  für 
Massengüter  interessiert  und  deshalb  ist  die  Schaffung  von 
Umschlagsfarifen,  die  allein  solche  Sfapelpläbe  begünstigen, 
unerläblich.  Die  Umschlagstarife  werden  von  den  beteiligten 
Kreisen  vorzugsweise  für  die  Massengüter  gefordert.  Es  mub 
daher  befremden,  wenn  die  die  Frage  bearbeitenden  Eisen- 
bahndirektionen dies  mehr  als  eine  Frage  der  Versorgung 
mit  Kohle  behandeln.  Gegenstand  des  Massenverkehrs  sind 
neben  Kohle  beispielsweise  auch  Getreide,  Holz  und  Pe- 
troleum. Wenn  der  Kohle  unter  den  Massengütern  auch  die 
erste  Stelle  zukommt,  so  sind  die  übrigen  für  viele  Industrie- 
zweige, die  sich  früher  auf  Grund  der  günstigen  Wasser- 
umschlagstarife anbauten,  die  wichtigsten  Rohstoffe. 

Wir  beantragen  daher,  dab  die  Ausgleichstarife  von  und 
nach  den  Binnenumschlagspläben  baldigst  eingeführt  werden.“ 

Anerkennung  mangelhafter  Verpackung. 

Der  Reichsverkehrsminister  erteilte  der  Handelskammer 
Worms  Anfang  Mai  folgenden  Bescheid: 

„Nach  dem  Beschlub  des  Deutschen  Eisenbahnverkehrs- 
verbandes wird  es  bis  auf  weiteres  in  jedem  Einzelfalle 
dem  pflichtmäbigen  Ermessen  der  Versandstation  überlassen, 
darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Verpackungsart  genügend  ist 
oder  nicht." 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag 
gab  sich  mit  dieser  Erklärung  nicht  zufrieden  und  hat  daher 
eine  Verhandlung  im  Reichsverkehrsministerium  herbeigeführt. 
In  dieser  Unterredung  hat  der  Fachreferent  des  Reichsver- 
kehrsministeriums erklärt,  dab  dieser  Beschlub  nur  ein  einst- 


weiliger Bescheid  gewesen  sei,  und  dab  der  Deutsche  Eisen- 
bahnverkehrsverband seine  Untersuchung  noch  nicht  abge- 
schlossen habe.  Ein  endgültiger  Beschlub  könne  daher  noch 
nicht  gegeben  werden. 

Wenn  es  auch  in  jedem  einzelnen  Falle  dem  pflicht- 
mäbigen Ermessen  der  Versandstation  überlassen  bleiben 
mub  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Verpackungsart  genügend 
ist  oder  nicht,  so  sollen  doch  von  dem  deutschen  Eisenbahn- 
verkehrsverband bei  der  Eisenbahndirektion  Hannover  vor- 
aussichtlich auch  Entscheidungen  über  die  Verpackungsart 
einzelner  Güter  getroffen  werden. 

Mebmuster  als  Reisegepäck. 

Im  Gegensab  zu  den  bisherigen  Gepflogenheiten  wurden 
in  lebter  Zeit  Mebmuster  nicht  mehr  zur  Beförderung  als 
Reisegepäck  zugelassen.  Sie  mubten  vielmehr  als  Expreb- 
oder  Eilgut  aufgeliefert  werden,  was  einen  groben  Geld-  und 
Zeitaufwand  verursachte. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  hat  daher  bei 
dem  Reichsverkehrsministerium  in  schriftlichen  und  mündlichen 
Verhandlungen  darum  gebeten,  dab  Mebmuster  als  Reise- 
gepäck wieder  zugelassen  werden,  was  der  Reichsverkehrs- 
minister  bis  auf  weiteres  genehmigt  hat. 

Ausführungsbestimmungen  zum  Bemelmans-Abkommen. 

Den  Handelskammern  geht  durch  Vermittlung  der 
Länderregierungen  die  Drucksache  des  Reichsministeriums 
für  Wiederaufbau  A I.  4150  über  „Reparationslieferungen  im 
freien  Verkehr  an  Frankreich“  zu.  Es  sei  an  dieser  Stelle 
noch  besonders  auf  diese  wichtige  Drucksache  hingewiesen. 
Die  Wiedergabe  von  Einzelheiten  erübrigt  sich,  da  das  Rund- 
schreiben sehr  ausführlich  und  klar  gehalten  ist.  Wir  be- 
schränken uns  auf  folgende,  kurz  zusammenfassende  Bemer- 
kungen und  vorläufige  Erläuterungen: 

Gegenstand  des  Abkommens  sind  alle  Lieferungen 
deutscher  Waren  für  den  Wiederaufbau  Frankreichs  im  Wege 
des  freien  und  freiwilligen  Vertrages,  jedoch  unter  Innehal- 
tung der  für  Ausfuhrgeschäfte  sonst  üblichen  Fakturierungs- 
und Devisenvorschriften.  Einzige  inhaltliche  Vertrags- 
beschränkung ist 

der  Ausschlub  von  Gold,  Platin  und  Silber  sowie  der  Waren 
der  sogenannten  Liste  A (vgl.  RGbl.  1922  II,  S.  649  und 
Deutsche  Industrie-  und  Handelszeitung  Nr.  157  vom 
22.  Juli  1922), 

die  Wertbegrenzung  jedes  Vertrags  auf  mindestens  1500 
Goldmark, 

die  Zahlung  über  Reparationskonto, 

die  ausdrückliche  Vereinbarung,  dab  Lieferungen  aus  den 
Verträgen  ausschlieblich  zum  Wiederaufbau  zerstörter  Teile 
des  europäischen  Frankreichs  bestimmt  sind.  Sicherung 
dieser  Abrede  durch  Vertragsstrafen  wird  empfohlen. 

Personen:  Auf  deutscher  Seite  können  sich  — 
auber  den  Erzeugern  — alle  anerkannten  Grobhandels-,  Bau- 
unternehmungs-  und  Exportfirmen  beteiligen.  Es  empfiehlt 
sich,  dem  Ausfuhrantrage  eine  Handelskammerbescheinigung 
über  die  Qualität  des  Antragstellers  in  obigem  Sinne  beizu- 
legen und  einen  Durchschlag  dieser  Bescheinigung  mit  dem 
Doppel  des  Ausfuhrantrages  dem  Reichskommissar  zur  Aus- 
führung von  Aufbauarbeiten  in  den  zerstörten  Gebieten, 
Berlin  W9,  Potsdamer  Sir.  10/11  (vgl.  unten)  zu  übersenden. 

Auf  französischer  Seife  sind  nur  Kriegsgeschädigte  zu- 
gelassen. Der  Nachweis  der  Zulassung  wird  in  der  Regel 
dadurch  erbracht  werden  können,  dab  dem  französischen 
Abnehmer  ein  vorläufiges  Konto  beim  Service  de  Repara- 
tion eröffnet  ist.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dab  die  fran- 
zösischen Bezieher  sich  Vertreter  bestellen. 

Für  Form  der  Geschäfte  ist  folgendes  zu  beachten: 

Verträge  bedürfen  der  Genehmigung  der  Reparaiions- 
kommission,  die  durch  den  Franzosen  einzuholen  ist.  Die 
Genehmigung  begreift  die  Zustimmung  der  deutschen  Regie- 
rung in  sich  ein;  diese  Zustimmung  ist  also  nicht  noch  be- 
sonders zu  beantragen,  doch  mub  dem  Reichskommissar  für 
den  Wiederaufbau  unter  allen  Umständen  ein  Durchschlag 
des  Vertrages  und  des  Ausfuhrantrages  zugehen,  damit  der 
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Reichskommissar  in  der  Lage  ist,  gegebenenfalls  aus  einem 
der  vier  in  dem  Bemelmans-Abkommen  vorgesehenen 
Gründe  (Widerspruch  zwischen  Bemelmans-Abkommen  und 
Lieferungsvertrag,  Täuschung  über  die  Ausfuhrpreise  oder 
Vertragsbedingungen,  Verweigerung  der  Ausfuhr  oder  noch 
schwebende  Entscheidung  über  die  Ausfuhr  (vgl.  Art.  IX, 
RGbl.  S.  643)  Einspruch  zu  erheben.  Die  Nachricht  von  der 
Genehmigung  geht  dem  deutschen  Vertragsschließenden  durch 
den  Reichskommissar  für  den  Wiederaufbau  zu. 

Ausfuhrbewilligungen  sind  wie  üblich  sofort  nach  Ab- 
schluß des  Vertrages  einzuholen  unter  Hinweis  auf  die  Aus- 
fuhr als  Wiederaufbaulieferungen.  Zuständig  ist  stets  die 
deutsche  Außenhandelsstelle,  auch  für  das  beseßte  Gebiet 
(also  nicht  das  Emser  Amt).  Wird  die  Genehmigung  versagt, 
so  ist  der  zwischen  den  Parteien  geschlossene  Vertrag  nicht 
etwa  nichtig,  sondern  nur  als  gewöhnliches  Handelsgeschäft 
zu  behandeln.  Damit  sich  der  Lieferant  vor  Ansprüchen  wegen 
etwaiger  Nichterfüllung  sichert,  empfiehlt  es  sich,  in  den 
Vertrag  die  Klausel  aufzunehmen,  daß  er  bei  versagter  Ge- 
nehmigung der  Reparationskommission  nicht  gelten  soll.  Ins- 
besondere für  Firmen  des  besefeten  Gebietes  können  sich  bei 
versagter  Genehmigung  Schwierigkeiten  ergeben,  da  ja  für 
gewöhnliche  Ausfuhren  bei  ihnen  das  Emser  Amt  zu- 
ständig wäre. 

Bezahlung  erfolgt  grundsäßlich  durch  einen  Scheck, 
der  vom  deutschen  Wiederaufbaukommissar  ausgestellt  und 
auf  die  Friedensverfrag- Abrechnungsstelle,  Berlin  - Char- 
lottenburg, Berliner  Str.  17,  gezogen  ist.  Der  Scheck  wird 
durch  den  französischen  Besteller  dem  deutschen  Lieferanten 
übermittelt.  Soweit  zum  Wiederankauf  von  Rohstoffen, 
welche  in  gelieferten  Erzeugnissen  verarbeitet  sind,  Bar- 
zahlung vorgesehen  ist,  erfolgt  diese  unmittelbar  vom  Be- 
steller an  den  Lieferanten,  ohne  daß  der  Lieferant  dadurch 
von  einer  ihn  etwa-  treffenden  Devisen-Ablieferungspflicht 
befreit  wäre.  Wegen  der  Berechnung  der  bar  zu  bezah- 
lenden Rohstoffanteile  vgl.  RGbl.  1922  II,  S.  650  Anlage  B. 

Wir  werden  weitere  Erläuterungen,  soweit  sie  sich  aus 
der  Praxis  ergeben,  an  dieser  Stelle  veröffentlichen  und 
bitten,  uns  zu  diesem  Zwecke  die  gemachten  Erfahrungen 
sowie  etwaige  Zweifel  mitzuteilen. 

Statistische  Erfassung  der  Friedensvertragslieferungen. 

Die  zur  statistischen  Erfassung  der  auf  Grund  des  Frie- 
densvertrages,  seiner  Vorverträge  und  Zusaßabkommen  ge- 
tätigten Lieferungen  bisher  vorgeschriebene  statistische  An- 
meldung aller  Eriedensvertragslieferungen  erfährt  mit  Wirkung 
vom  1.  August  ab  eine  Neuregelung,  deren  Einzelheiten  in 
besonderen,  vom  statistischen  Reichsamt  herausgegebenen 
Richtlinien  niedergelegt  sind.  Da  nunmehr  auf  Grund  des 
Wiesbadener,  des  Bemelmans-  und  des  Gillef-Abkommens 
die  Sachlieferungen  im  freien  Verkehr  einseßen 
werden,  die  ebenfalls  in  der  Statistik  des  Friedensvertrages 
erfaßt  werden  müssen,  weil  der  Gegenwart  hierfür  nicht  vom 
ausländischen  Empfänger,  sondern  vom  Deutschen  Reich 
erstattet  wird,  empfiehlt  es  sich,  die  interessierten  Firmen  auf 
die  Neuregelung  der  Statistik  über  die  Friedensvertragsliefe- 
rungen nachdrücklich  hinzuweisen. 

Unterricht. 

Kaufmännisches  Bildungswesen. 

Die  Hauptversammlung  des  Deutschen  Verbandes 
für  das  kaufmännische  Bildungswesen  in  Braun- 
schweig gab  folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Deutsche  Verband  für  das  kaufmännische  Bildungs- 
wesen erachtet  es  für  eine  dringende  Notwendigkeit,  daß  die 
Handelskammern  troß  drückender  finanzieller  Schullasten  die 
Trägerschaft  an  ihren  kaufmännischen  Berufsschulen  oder 
deren  weitgehende  finanzielle  Unterstüßung,  soweit  irgend  an- 
gängig, nicht  aufgeben. 

Eine  dem  veränderten  Geldwerte  Rechnung  tragende  Er- 
höhung von  Schulgeldern  und  Arbeitgeberbeiträgen,  ange- 
messene Beteiligung  der  Gemeinden  an  den  Kosten  oder  statt 
der  Einführung  von  Arbeitgeberbeiträgen  Einführung  aus- 
reichender Sonderumlagen  auf  die  Gewerbetreibenden  nach 
örtlichen  Bezirken  oder  Geschäftszweigen  sind  die  Hauptwege, 
die  in  vielen  Fällen  den  Druck  der  finanziellen  Schullasten  er- 
träglich machen  könnten. 


Auch  wo  infolge  der  Not  der  Zeit  die  Abgabe  der  kauf- 
männischen Berufsschulen  an  die  Gemeinden  unvermeidlich 
sein  sollte,  erachtet  es  der  Verband  für  das  kaufmännische 
Bildungswesen  als  Pflicht  der  Handelskammern  auf  Grund  ihrer 
Bestimmung  als  Vertreterin  der  Gesamtinteressen  der  Handel- 
und  Gewerbetreibenden  sich  einen  maßgebenden  Einfluß  auf 
die  Verwaltung  der  kaufmännischen  Berufsschulen  bei  den  Ge- 
meinden zu  sichern,  nicht  bloß  durch  formelle  Inanspruch- 
nahme einer  starken  Vertretung  in  den  Schulvorständen  und, 
wenn  möglich,  in  den  Verwaltungsdeputationen  der  Gemeinden 
sondern  auch  durch  praktische  Mitarbeit  auf  schulorganisatori- 
schem und  schultechnischem  Gebiete. 

Die  Zahlung  gewisser  Zuschüsse  zu  den  Kosten  der  Unter- 
haltung der  Schulen  und  der  Bereitstellung  von  Mitteln  für 
außerordentliche  Schulaufgaben  (z.  B.  von  Sonderkursen)  wird 
den  Ansprüchen  der  Handelskammern  bei  der  Gemeinde  nidit 
bloß  äußeren  Nachdruck  geben,  sondern  sie  auch  innerlich 
stärker  begründen." 

Steuern. 

Gemeinde-Realsteuern  in  Preußen. 

Das  Preußische  Ministerium  des  Innern  hat  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Finanzministerium  zu  § 54,  Absaß  3 des 
Kommunalabgabengeseßes  in  der  Fassung  der  Novelle  vom 
26.  August  1921  G.-S.  S.  495  dahin  Entscheidung  getroffen, 
daß  unter  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  in  erster  Linie  Handels-,  Handwerks-  und  Land- 
wirtschaftskammern zu  verstehen  sind,  daß  es  aber  in  beson- 
deren Fällen,  z.  B.  wenn  solche  Vertretungen  nicht  vorhanden 
sind,  angezeigt  erscheinen  kann,  sonstige  örtlich  in  Frage 
kommenden  Wirtschaftskreise  vor  der  Fassung  der  Umlage- 
beschlüsse  zu  hören. 

Gleichzeitig  haben  die  Ministerien  darauf  hingewiesen, 
daß  es  Sache  der  zuständigen  Kommunalaufsichtsbehörden 
ist,  darauf  zu  achten,  daß  die  geseßlichen  Vorschriften,  insbe- 
sondere also  auch  die  Anhörung  der  genannten  Vertretungen 
der  Steuerpflichtigen,  beachtet  werden.  Bei  etwaigen  Ver- 
stößen gegen  die  genannte  Vorschrift  empfehlen  die  Mini- 
sterien deshalb  zunächst  Inanspruchnahme  der  zuständigen 
Kommunalaufsichtsbehörden. 

Eisenbahn. 

Zerstörung  von  Bahnlinien  im  linken  Rheingebiet. 

Die  Handelskammer  zu  Köln  hat  in  ihrer  Vollversammlung 
vom  7.  Juli  d.  ).  zu  der  vom  Botschafterrat  geforderten  Ein- 
stellung bzw.  Zerstörung  von  Eisenbahnbauten  im  beseßten 
Gebiet  die  nachstehende  Entschließung  einstimmig  ange- 
nommen: 

„Die  Handelskammer  zu  Köln  erhebt  sowohl  vom  Stand- 
punkt der  wirtschaftlichen  Interessen  ihres  Bezirks  wie  des 
gesamten  beseßten  Gebietes  entschiedenen  Einspruch  gegen 
die  von  der  Botschafterkonferenz  der  Entente  geforderte 
Einstellung  von  Bahnbauten  und  Zerstörung  von  Bahnanlagen 
im  beseßten  Gebiet.  Das  Verkehrsleben  und  damit  die  ge- 
samte Wirtschaft  des  beseßten  Gebietes  haben  infolge  der 
Beseßung,  der  Sanktionen  und  sonstiger  verkehrshindernder 
Ereignisse  seit  Jahren  mit  immer  neuen  Störungen  und 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  und  erwarten  gerade  von  der 
Vollendung  der  beanstandeten  Bahnbauten  eine  langsame 
Besserung  der  zeitweilig  geradezu  trostlosen  Verkehrsver- 
hältnisse. Statt,  wie  die  Botschafterkonferenz  behauptet,  die 
finanzielle  Lage  Deutschlands  zu  bessern,  würde  die  Durch- 
führung der  Forderungen  eine  schwere  Schädigung  des  be- 
seßten Gebietes  zur  Folge  haben  und  auch  auf  die  allgemeine 
wirtschaftliche  Lage  Deutschlands  bedenkliche  Rückwirkungen 
ausüben.  Die  Handelskammer  erwartet  von  der  Reichs- 
regierung, daß  sie  alles  daranseßt,  die  für  die  weitere  Ent- 
wicklung des  beseßten  Gebietes  so  überaus  schädlichen 
Maßnahmen  abzuwenden.“  Vergl.  S.  47. 

Außenhandel. 

Rechnungsformulare  für  Warensendungen  nach  Australien. 

Wie  das  Auswärtige  Amt  dem  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstag  unter  dem  20.  d.  M.  mitteilt,  ist  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  14.  August  1918  dem  australischen  Zollgeseß 
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in  einem  Artikel  34  a die  Bestimmung  eingefügt  worden,  dab 
die  Rechnungen  für  sämtliche  in  Australien  nach  dem  1.  Juni 
1919  eingehenden  und  einem  Wertzoll  unterliegende  Waren 
den  genauen  Marktpreis  im  Ausfuhrlande  am  Tage  der  Aus- 
stellung der  Rechnung  enthalten  müssen.  Auf  Grund  dieser 
Vorschrift  hat  die  australische  Regierung  folgendes  Formular 
herausgegeben: 

No.  724  c. 


Declaration 

for 

AUSTRAL1A. 
Foreign  Goods. 


AUSTRALIA. 


Waterlow  & Sons  Limited 
London  Wall,  and 
Birchin  Lane, 
London. 


FORM  9c. 


ÄSS5V!  5.  «>  hereby  cerfify 

IM  I am  (2) 

(2)  Insert  Ihe 

words:  "parlner,"  r r-»i 

"manager,”  “chief  ul  - 

cterk”  or  "princi-  manufacturerls)  r ,,  ...  . . , , ■ 

pafofficiat,”  giving  the  r ^ of  the  articles  mcluded  in 

rank  as  Ihe  case  SupplierlS) 

maY  be.  this  Invoice,  amounting  to  

(3)  Name  and  . , , . , , 

address  of  manu-  dated Of  goods  SlippllCd 

faclurer(s)  or 

supplier(s).  f0  and  do 

hereby  declare  that  1 am  duly  authorised  to  make 


and  sign  this  certificate  on  behalf  of  the  said 
manufacturer(s)  j jigve  means  Gf  know- 
supplierls) 

ing,  and  do  hereby  certify  as  follows:  — 


(1)  That  the  said  invoice  is  in  all  respects 
correct  and  true; 

(2)  That  ihe  said  invoice  contains  a true 
and  full  statement,  showing  the  price  aciually 
paid  or  to  be  paid  for  the  said  goods,  the 
actual  quantity  thereof,  and  all  charges 
ihereon; 

*(2a)  Thai  the  said  invoice  contains  a true 
and  full  description  of  the  goods,  the  actual 
quantity  thereof,  the  amount  debited  therefor, 
and  all  charges  ihereon  to  free  on  board  at 
port  of  shipment  as  known  up  to  the  date 
of  invoice. 


(3)  That  the  price  shown  in  the  invoice  in 
a separate  column  represents  the  actual  price 
at  the  date  of  this  declaration  of  equal  quan- 
tities  of  identically  similar  goods  to  any  pur- 
chaser  for  home  consumption  in  this  country; 

(4)  That  no  different  invoice  of  the  goods 
mentioned  in  said  invoice  has  been  or  will  be 
furnished  to  any  one;  and 

(5)  That  no  arrangement  or  understanding 
affecting  ihe  purchase  price  of  the  said  goods 
has  been  or  will  be  made  or  entered  into 
between  the  said  exporter  and  purchaser  or 
by  any  one  on  behalf  of  either  of  them,  either 
by  way  of  discount,  rebate,  salary,  compen- 
sation,  or  in  any  manner  whatsoever  other 
than  as  shown  in  the  said  invoice. 


(Signalure ) 


WITNESS 

Dated  at this dayof 192 


NOTE. — The  wilness  need  not  necessarily  be  a magistrate 
notary,  or  orther  public  official,  but  may  be  any  person 
competent  lo  sign  as  a witness  io  signatures  on  ordinary 
business  documenls. 

* Substitute  this  clause  in  Ihe  case  of  goods  covered  by- 
an  invoice  being  on  consignment  (not  an  outright  saleh 

Die  Rückseite  dieses  Formulars  ist  der  Rechnung  Vor- 
behalten, für  die  folgende  Angaben  gefordert  werden: 


(Place  and  Date),. 
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* Slale 
here 
general 
nalure  or 
dass  of 
goods. 


* INVOICE  of 

by 

io 

lo  be  shipped  per 


Order  Number. 


of 

of 


consigned 


DOMESTIC  VALUE 
F.O.B 

(inserF'porl  of  exporl” 
or“  faclory,’’or  as  Ihe 
case  may  be)  at  the 
date  of  invoicing  lo 
Australia,  subjecf 
to % discount 

for  cash  — cluding 
ex 

cost  of  domeslic 
oulside  casing. 

Selling  Price  lo 
Purchasers 
in 

Australia. 

® 

@ £ s.  d. 

1 1 1 

Auf  folgende  Punkte  ist  besonders  hinzuweisen: 

Nach  Ziff.  3 der  Verordnung  vom  14.  August  1918  genügt 
es  nicht,  wenn  die  geforderten  Angaben  als  Begleitformular 
der  Rechnung  beigefügt  werden.  Sie  müssen  vielmehr  auf 
der  Rückseite  der  Rechnung  handschriftlich,  mit  Maschinen- 
schrift, durch  Stempel  oder  Druck  angebracht  werden.  Nach 
Ziff.  2 der  oben  genannten  Verordnung  mufj  die  Rechnung  in 
einer  besonderen  Spalte,  für  deren  Kopf  der  Wortlaut  vorge- 
schrieben ist  (siehe  oben),  den  deutschen  Wert  der  Sendung 
in  Mark  enthalten. 


Die  Unterschrift  unter  der  Erklärung  auf  der  Rückseite 
der  Rechnung  mub  von  einer  Person'  mit  ihrem  richtigen 
Namen  vollzogen  werden.  Es  genügt  nicht,  mit  einem  Firmen- 
stempel in  der  üblichen  Weise  „p.  pa.“  zu  zeichnen; 

Wie  die  Deutsche  Botschaft  in  London  mitteilt,  wird  vor- 
aussichtlich der  Wortlaut  des  Formulars  in  absehbarer  Zeit 
geändert  werden,  so  dab  es  sich  nicht  empfiehlt,  Formu- 
lare in  gröberer  Zahl  im  Druck  herzustellen. 


Binnenschiffahrt. 

Wassersirafjenbeirat. 

Zu  den  Abänderungsvorschlägen  des  Entwurfes  der  Ver- 
ordnung über  die  Bildung  von  Beiräten  für  die  Reichswasser- 
straben, die  den  beteiligten  Handelskammern  bereits  zuge- 
gangen sind,  teilte  die  Handelskammer  Schweidnib  am  13.  Juli 
1922  mit,  dag  sie  die  in  § 4 vorgesehene  Parität  der  Zu- 
sammensebung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  bean- 
stande. Die  Forderung  der  Arbeitnehmer,  gleich  den  Arbeit- 
gebern ein  Drittel  der  Mitglieder  zu  stellen,  sei  sachlich  un- 
begründet, da  die  Gegenstände  der  Beratungen  zweifellos  im 
überwiegenden  Ma&e  technischer  Natur  seien. 


Verkehrsgewerbe. 

Hotelpreise  und  Ausländersleuer. 

Die  Hotelpreise  und  die  Deutschland  bereisenden  Aus- 
länder sind  zurzeit  Gegenstände  des  allgemeinen  Interesses. 
Beide  Fragen  kamen  in  einer  Sifeung  des  Südwestdeut- 
schen Handelskammerausschusses  für  Hotel- 
gewerbe und  Fremdenverkehr  zur  Verhandlung,  die  dieser 
Tage  in  der  Handelskammer  Karlsruhe,  dem  Vorort  des  Aus- 
schusses, unter  der  Leitung  des  Handelskammervorsibenden, 
Kommerzienrat  G s e 1 1 , stattfand.  Die  Schilderungen,  die 
bei  dieser  Gelegenheit  von  Fachmännern  an  Hand  von  Zahlen- 
material über  die  Lage  der  Hotelindustrie  ent- 
worfen wurden,  waren  keineswegs  rosig,  ln  den  Verhand- 
lungen wurde  von  allen  Seiten  hervorgehoben,  dab  die  stei- 
genden Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  der  Gaststätten 
dazu  zwingen,  immer  höhere  Preise  für  das  Übernachten  zu 
nehmen,  sehr  zum  Leidwesen  der  Gasihofbesiber  selbst,  in 
deren  Häusern  man,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen, 
keineswegs  mehr  von  einem  Zustand  der  Uberfüllung  reden 
kann,  da  sehr  vielen  Leuten  bei  der  jebigen  Teuerung  das  Reisen 
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unmöglich  geworden  ist.  Die  Hotelrechnungen  erhöhen  sich, 
wie  an  praktischen  Beispielen  gezeigt  wurde,  nicht  zuletzt 
aber  auch  dadurch  beträchtlich,  daß  der  Hotelier  eine 
Reichswohnsteuer,  eine  lokale  Beherbergungs- 
steuer und  die  erhöhte  Umsatzsteuer  zu  entrichten 
hat,  wobei  in  ungerechter  Weise  Steuer  von  Steuer  er- 
hoben wird. 

Zu  der  Frage  der  gemeindlichen  Beherbergungs- 
steuer nahm  der  Ausschuß  einstimmig  einen  Antrag  an,  in 
dem  er  deren  hohe  Säfee  als  eine  grofee  Gefahr  für  die  Ent- 
wicklung des  Fremdenverkehrs  und  den  Safe  von  20  v.  H.  — 
das  ist  das  Doppelte  der  Reichswohnsteuer  — als  das  Höchst- 
mafe  der  zulässigen  Besteuerung  bezeichnete.  Er  verurteilte 
auch  entschieden  die  enorm  hohen  Zuschläge  für  Aus- 
länder, die  oft  das  Fünf-  und  Zehnfache  betragen  und 
vielen  Hotelbetrieben  einen  vernichtenden  Schlag  versefeen 
müfeten.  Als  unerläßlich  bezeichnete  er  es,  daß  vor  der- 
artigen gesefelichen  Maßnahmen  die  in  Frage  kommenden 
Berufsverfretungen  gehört  werden. 

Lebhafte  Befürchtungen  wurden  wegen  der  in  Baden 
nach  bayerischem  Muster  eingeführfen  staatlichen  Ausländer- 
steuer von  2000  M.  laut.  Noch  mehr  aber  wurde  der  Beschluß 
des  Haushaltsausschusses  des  Landtags  bedauert,  der  die 
Regierung  ermächtigen  will,  diese  Steuer  bis  auf  20  000  M.  zu 
erhöhen.  Zwar  sei  nicht  zu  erwarten,  daß  die  Regierung  von 
dieser  Ermächtigung  Gebrauch  mache,  aber  schon  der  Be- 
schluß an  sich  habe  in  unerwünschfesterWeise  auf  den  Fremden- 
verkehr eingewirkt.  Beklagt  wurde  auch,  daß  der  Ausländer 
nicht  mit  einer  einmaligen  Einreiseerlaubnis  in  ganz 
Deutschland  auskomme,  sowie  daß  bei  einem  Wechsel  des 
Aufenthaltsortes  nochmals  eine  Aufenthaltsgebühr  entrichtet 
werden  müsse.  Ferner  wurde  gewünscht,  es  möge  eine  Um- 
gruppierung der  Ausländer  insofern  stattfinden,  daß  die 
Holländer  in  die  Taxgruppe  der  Fremdensteuer  kommen, 
in  der  sich  die  Schweizer  befinden,  sodann  daß  eine  Änderung 
der  Einteilung  der  Aufenthaltszeit  in  Dekaden  vorgenom- 
men und  daß  bei  organisierten  Reisegesellschaften  und 
größeren  Familien  die  polizeiliche  Anmeldung  durch  den 
Führer  oder  das  Oberhaupt  als  genügend  betrachtet  wurde. 
Allgemein  wurde  der  Wunsch  geäußert,  daß  die  Fremden- 
taxe nur  einmal,  und  zwar  dort  erhoben  werden  möge,  wo 
der  Ausländer  den  deutschen  Boden  betritt. 

Verschiedenes. 

Maßnahmen  gegen  Wohnungsnot. 

In  einem  Rundschreiben  des  Reichsarbeitsmini- 
sters  an  die  Regierungen  der  Länder  (Wohnungsressorts) 
vom  13.  Juni  1922  heißt  es  u.  a.: 

In  der  Presse  ist  in  lefeter  Zeit  wiederholt  darauf  hinge- 
wiesen worden,  daß  die  Eröffnung  von  Vergnügungsstätten 
(Dielen,  Bars,  Nachikaffees,  Spielklubs  usw.)  in  größeren 
Städten  überhand  nehme  und  daß  sie  vielfach  in  Räumen  ein- 
gerichtet seien,  die  als  Wohnräume  oder  zur  Unterbringung 
anderer  Gewerbebetriebe  Verwendung  finden  könnten.  Die 
Vermehrung  dieser  Vergnügungsstätten  halte  ich  mit  Rück- 
sicht auf  den  Mangel  an  Wohnungen  und  gewerblichen 
Räumen  für  durchaus  unerwünscht  und  gestatte  mir,  noch  be- 
sonders darauf  hinzuweisen,  daß  auch  der  Reichsrat  bei  der 
Ablehnung  des  Entwurfs  eines  Gesefees  gegen  Schlemmerei 
— Nr.  303  der  Drucksachen  des  Reichsrats  von  1921  — in 
einer  Entschließung  Maßnahmen  gegen  die  fortschreitende 
Umwandlung  von  Wohn-  oder  gewerblichen  Räumen  in 
Luxusgaststätten  gefordert  hat.  (Niederschrift  über  die 
Sifeung  des  Reichsrats  vom  6.  April  1921). 

Ich  wäre  daher  dankbar,  wenn  die  Wohnungsämter  auf 
die  bestehenden  Mißstände  nachdrücklich  hingewiesen  und 
veranlaßt  würden,  die  Genehmigung  von  Mietverträgen  zur 
Unterbringung  derartiger  Betriebe  regelmäßig  dann  zu  ver- 
sagen, wenn  die  Räume  für  wohnungsudlende  Personen  oder 
für  andere,  volkswirtschaftlich  wichtigere  Gewerbebetriebe 
Verwendung  finden  können,  oder  in  Ausnahmefällen  die  Ge- 
nehmigung nur  zu  erteilen,  wenn  ein  Geldbetrag  zur 
Herstellung  entsprechender  neuer  Wohn- 
oder  Geschäftsräume  gezahlt  wird.  Ferner  würde 
ich  es  für  zweckmäßig  halten,  wenn  gegen  derartige  Betriebe, 
soweit  sie  ohne  Genehmigung  der  Wohnungsämter  Räume 


inne  haben,  tatkräftig  vorgegangen  werden  würde  und  wenn 
sie  zur  Freimachung  gezwungen  würden. 

Sollten  die  bestehenden  Anordnungen  nicht  ausreichen, 
um  ein  erfolgreiches  Vorgehen  zu  ermöglichen,  so  bin  ich 
grundsäfelich  bereit,  zu  notwendigen  Änderungen  der  Vor- 
schriften meine  Zustimmung  zu  erteilen. 

Warnung  für  deutsche  Schuldner  von  Verbindlichkeiten  gegen- 
über Elsaß-Lothringen  aus  der  Zeit  vor  dem  11.  November  1918. 

Es  mehren  sich  die  Fälle,  in  denen  deutschen  Schuldnern, 
die  während  des  Waffenstillstandes  — d.  h.  in  der  Zeit  vom 
11.  11.  18  bis  zum  10.  1.  20  — ihre  aus  der  Zeit  vor  dem 
11.  11.  18  herrührende  Schulden  an  elsaß-lothringische  Gläu- 
biger unmittelbar  beglichen  haben,  die  gezahlten  Beträge  von 
ihren  Gläubigern  wieder  zurückgesandt  oder  buchmäßig  gut- 
geschrieben werden. 

Die  elsaß-lothringischen  Gläubiger  berufen  sich  hierbei 
meistens  auf  ein  Urteil  des  Deutsch-Französischen  Gemischten 
Schiedsgerichtshofs  vom  19.  10.  21,  aus  dem  sie  das  Recht  her- 
leiten, die  Forderung  ohne  Rücksicht  auf  die  erhaltene  Zah- 
lung im  Ausgleichsverfahren  anzumelden  und  dafür  vom  Deut- 
schen Reich  einen  Frankenbetrag  unter  Umrechnung  zu  dem  in 
diesem  Verfahren  maßgebenden  Kurse  von  100  M.  — 81,34  Frs. 
zu  erhalten. 

Da  die  durch  das  Urteil  geschaffene  Rechtslage  bisher 
noch  völlig  ungeklärt  ist,  wird  dringend  davor  ge- 
warnt, zurückgesandte  Beträge  anzunehmen  oder  ihre 
etwaige  Wiedergutschrift  unwidersprochen  zu  lassen.  Um  die 
Anrechnung  der  geleisteten  Zahlung  unter  allen  Umständen 
zu  sichern,  ist  es  erforderlich,  daß  durch  ausdrückliche  Er- 
klärung an  den  Gläubiger  die  Annahme  des  zurückgezahlten 
Betrags  verweigert  oder  eine  etwaige  Wiedergutschrift  abge- 
lehnt wird.  Zurückgesandte  Beträge,  deren  Annahme  bereits 
erfolgt  sein  sollte,  sind  sofort  an  den  Gläubiger  zurückzu- 
senden. Schuldner,  die  dieser  Warnung  zuwiderhandeln,  sefeen 
sich  der  Gefahr  aus,  wegen  des  etwa  entstehenden  Valuta- 
schadens in  voller  Höhe  in  Anspruch  genommen  zu  werden. 

Errichtung  reichseigner  Sägewerke. 

Der  Verein  Ostdeutscher  Holzhändler  und 
Sägewerke  Berlin  SW  11,  Hallesche  Str.  27,  wandte  sich 
in  einer  Eingabe  an  das  Reichsverkehrsministerium  gegen  die 
Absicht  der  Reichseisenbahn,  reichseigne  Sägewerke  zu  er- 
richten bzw.  bestehende  Sägewerke  aus  Reichsmitteln  anzu- 
kaufen, um  auf  diesen  Werken  den  Eigenbedarf  der  Eisen- 
bahnverwaltung an  Waggonhölzern,  Schwellen  und  Bauholz 
herstellen  zu  lassen.  In  Mecklenburg  sei  bereits  ein  derartiges 
Sägewerk  vorhanden,  in  Breslau  soll  die  Errichtung  eines 
solchen  beabsichtigt  sein.  In  der  Eingabe  weist  der  Verein 
darauf  hin,  daß  stets  Sägewerke,  die  nur  Spezialzwecken 
dienen,  erfahrungsgemäß  unwirtschaftlich  arbeiten.  Die  Eigen- 
art des  Naturproduktes  Holz  bedinge  es,  daß  Rundholz  nur 
dann  vorteilhaft  aufzuarbeiten  sei,  wenn  man  hinsichtlich  des 
Einschnitts  der  Sorten  und  Dimensionen  freie  Hand  habe,  also 
nicht  genötigt  sei,  aus  dem  vorhandenen  Material  bestimmte 
Längenmaße  herauszuarbeiten.  Ein  Sägewerkbetrieb  als 
Nebenbetrieb  der  Eisenbahn  könnte  nur  dann  rentabel  ar- 
beiten, wenn  er  zugleich  Holzhandel  betreiben  würde,  um  die 
zwecks  wirtschaftlicher  Verwertung  aus  dem  Holz  herausge- 
schnittenen, aber  für  Eisenbahnzwecke  nicht  verwendbaren 
Sorten  im  Handel  unterzubringen.  Ein  derartiger  Holzhandels- 
betrieb sefee  nun  wieder  eine  großzügige  Absafeorganisation 
voraus,  die  sich  im  Rahmen  eines  Verwaltungsapparates  kaum 
schaffen  lasse.  Auch  würde  ein  derartiger  Holzhandel  völlig 
außerhalb  des  Aufgabenkreises  der  Reichseisenbahn  liegen. 
Der  Verein  schlägt  deshalb  in  seiner  Eingabe  vor,  den  Plan 
der  Errichtung  reichseigner  Sägewerke,  vielleicht  in  Ver- 
bindung mit  einer  Kommission  von  Fachvereinen,  auf  seine 
Durchführbarkeit  hin  nachzuprüfen.  ' 

Verkehr  mit  Kraftfahrzeugen. 

Die  Vereinigung  Niedersächsischer  Han- 
delskammern hat  am  10.  luli  d.  ).  dem  Reichsverkehrs- 
minister zu  dem  Entwurf  eines  Gesefees  über  den  Verkehr  mit 
Kraftfahrzeugen  folgende  Stellungnahme  mitgeteilt: 

Die  Vereinigung  Niedersächsischer  Handelskammern  ist 
der  Ansicht,  daß  die  geplante  Normalisierung  (Art.  I d.  Entw.) 
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im  Kraftfahrzeugbau,  an  deren  Festlegung  unseres  Wissens 
auch  die  beteiligten  Industriekreise  mitgearbeitet  haben,  als 
zweckmäßig  anzusehen  und  ihre  Durchführung  durchaus  zu 
unterstüßen  ist.  Es  ist  jedoch  notwendig,  in  den  Ausführungs- 
bestimmungen zu  dem  Geseß  eine  reichlich  bemessene  über- 
gangsfrist, die  mindestens  3 Jahre  betragen  sollte,  festzu- 
seßen,  weil  die  in  heutiger  Zeit  auftretenden  großen  Schwie- 
rigkeiten in  der  Materialbeschaffung  die  Kraftfahrzeugwerke 
nötigen,  ihren  Materialbedarf  auf  sehr  lange  Zeit  hinaus 
sicherzustellen,  Bei  einem  zu  kurz  bemessenen  Übergang 
aber  könnte  leicht  der  Fall  eintreten,  daß  die  Kraftfahrzeug- 
industrie mit  einem  zu  frühzeitigen  Inkrafttreten  der  Normali- 
sierungsvorschriften erhebliche  Verluste  an  vorhandenem 
und  noch  nicht  verarbeitetem  Material  erleiden  würde. 

Eine  Erhöhung  der  Haftpflichtsummen  [Art.  VI 
d.  Entw.)  ist  angesichts  der  Geldentwertung  zweifellos  als 
notwendig  zu  erachten,  wenn  sie  auch  eine  erneute  Belastung 
der  Kraftfahrzeugindustrie  und  der  Kraftfahrzeugbesißer  be- 
deutet. Der  vorgesehene  fünffache  Betrag  erscheint  uns 
jedoch  zu  hoch  gegriffen,  denn  die  Zahl  der  Unglücksfälle  ist 
so  gering,  daß  die  Wirkung  des  Geseßes  in  keinem  Ver- 
hältnis zu  den  der  gesamten  Kraftfahrzeugindustrie  und  den 
Kraftfahrzeugbesißern  aufgebürdeten  Kostenlasten  an  Ver- 
sicherungsgeldern usw.  stehen  würde. 

Kohlenmangel. 

Auf  eine  Eingabe  der  Handelskammer  zu  Erfurt  an  den 
Reichskommissar  für  Kohlenverteilung  erteilte  dieser  nach- 
stehende Antwort: 

„Es  ist  bekannt,  daß  die  Brennstoffversorgung  des  süd- 
deutschen Wirtschaftsgebietes  im  allgemeinen  nicht  unwesent- 
lich hinter  der  Hausbrand-  und  Industriebelieferung  anderer 
Reichsteile  — auch  der  thüringischen  Staaten  — zurück- 
bleibt. Nach  dem  Ausfall  bedeutender  Mengen  hochwertiger 
Saarkohle  — früher  die  natürliche  Grundlage  der  süddeut- 
schen Brennstoffversorgung  — ist  die  Kohlenversorgung  Süd- 
deutschlands vorzugsweise  auf  das  Rheinische  Braunkohlen- 
revier und  die  Ruhr  angewiesen.  Bei  der  starken  Belastung 
dieser  Reviere  mit  Reparationslieferungen  war  bereits  eine 
Beeinträchtigung  der  früheren  Ablieferungen  in  rheinischen 
Braunkohlenbriketts  und  westfälischer  Steinkohle  nach  Süd- 
deutschlandunvermeidlich. Zusäßliche  Lieferungen  zur  Deckung 
der  Saarkohlenausfälle  waren  infolgedessen  (Sortenfrage)  nur 
in  beschränktem  Umfange  möglich.  Unter  diesen  Umständen 
ist  das  mitteldeutsche  Revier  zur  Vermeidung  einer  weiteren 
Gefährdung  der  süddeutschen  Brennstoffversorgung  — vor- 
zugsweise zur  Entlastung  der  Ruhr  — schon  seit  dem  Herbst 
1919  zur  Belieferung  Süddeutschlands  herangezogen  worden. 
Ich  darf  darauf  aufmerksam  machen,  daß  hiermit  gleichzeitig 
auch  dem  billigen  Verlangen  nach  einer  einigermaßen  gleich- 
mäßigen Verteilung  der  Lasten  und  Nachteile  aus  den  Repa- 
rationslieferungen auf  die  gesamte  Wirtschaft  — wenigstens 
zum  Teil  — entsprochen  werden  kann.  Ich  kann  auf  diese 


Hilfslieferungen  aus  dem  mitteldeutschen  Revier  für  die 
nächste  Zeit  umso  weniger  verzichten,  als  die  Kohlenlage 
Süddeutschlands  bei  dem  anhaltenden  Rückgang  der  Förde- 
rung an  der  Ruhr  — im  Juni  beträgt  der  arbeiistägliche  Förder- 
ausfall gegenüber  März  bereits  über  40  000  t — in  Verbin- 
dung mit  dem  neuerdings  erkennbaren  Rückgang  der  Brikeit- 
erzeugung  im  Rheinischen  Revier  ohnedies  ernstlich  ge- 
fährdet ist. 

Die  Anregung,  den  süddeutschen  Bedarf 
zwangsweise  in  größerem  Umfange  auf  die  Eindeckung 
mit  Saarkohle  zu  verweisen,  widerspricht  dem  schon  ge- 
streiften Gedanken  einer  möglichst  gleichmäßigen  Verteilung 
der  Reparationslasten  und  übersieht  außerdem,  daß  süd- 
deutsche Verbraucher  (einschließlich  des  Hausbrandes)  unter 
dem  Drucke  der  wachsenden  Brennstoffnot  in  der  leßten  Zeit 
bereits  größere  Saarkohlenmengen  — im  Monat  Mai  1922 
rund  55  700  t gegenüber  einem  durchschnittlichen  Monats- 
bezug im  Jahre  1921  von  rund  16  800  i — ohne  Rücksicht  auf 
schwere  geldliche  Opfer  bezogen  haben  und  auch  in  Zukunft 
auf  zusäßliche  Saarkohlenmengen  mehr  als  bisher  bei  der 
gespannten  Lage  des  inländischen  Kohlenmarktes  angewiesen 
sein  werden.  Nach  den  mir  vorliegenden  Zahlen  hat  die  ge- 
samte Industrie  der  Thüringer  Staaten  im  Durchschnitt  der 
Monate  April/Mai  1922  rund  96  400  t mitteldeutsche  Briketts 
gegen  rund  96  300  t'  im  Durchschnitt  der  Monate  Oktober  1921 
bis  März  1922  erhalten,  während  z.  B.  die  Brikettversorgung 
Württembergs  (Industrie  und  Hausbrand)  einschließlich  der 
Bezüge  aus  Mitteldeutschland  und  bei  gleichzeitigem  Rück- 
gang der  Steinkohlenmengen  im  Durchschnitt  der  Monate 
Januar  bis  Mai  1922  nur  rund  % der  durchschnittlichen  Monats- 
mengen des  Jahres  1921  erreicht  hat.  Ich  habe  infolgedessen 
nicht  den  Eindruck,  daß  nach  Ermäßigung  der  für  Süddeutsch- 
land bestimmten  Mengen  in  mitteldeutschen  Briketts  von  ur- 
sprünglich 69  000  t auf  40  000  t monatlich  eine  nennenswerte 
Beeinträchtigung  der  bisherigen  Versorgung  der  thüringischen 
Industrie  mit  mitteldeutschen  Briketts  durch  diese  Zwangs- 
lieferungen — deren  möglichst  gleichmäßige  Verteilung  auf 
die  einzelnen  mitteldeutschen  Lieferwerke  inzwischen  ange- 
ordnet ist  — zu  befürchten  sei.“ 

Durchreisevisum  durch  Belgien. 

Den  Reisenden,  die  nach  Frankreich,  England  usw.  durch 
Belgien  reisen,  stehen  Unannehmlichkeiten  und  Bestrafungen 
bevor,  falls  die  Auslandspässe  nicht  das  belgische  Transit- 
visum enthalten.  Es  ist  wiederholt  beobachtet  worden,  daß 
derartige  Reisende  nicht  allein  mit  einer  Strafe  von  20  Frs. 
belegt,  sondern  auch  angehalten  und  nach  einem  Aufenthalt 
in  Untersuchungshaft  nach  Deutschland  zurückgeschickt 
wurden,  um  das  belgische  Transitvisum  einzuholen.  Dieses 
wird  bei  der  belgischen  Konsularagentur  in  Aachen,  Lagerhaus- 
straße, gegen  eine  Gebühr  von  2,50  Frs.  erteilt. 

Es  empfiehlt  sich,  interessierte  Firmen  auf  die  Wichtig- 
keit des  belgischen  Transitvisums  hinzuweisen. 
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Das  deutsch-polnische  Abkommen  vom  15.  Mai  1922. 

Von  Dr.  Th.  Lewald,  Staatssekretär  z.  D. 


Das  am  15.  Mai  1922  in  Genf  geschlossene  deutsch- 
polnische Abkommen  über  Oberschlesien,  das  durch 
Reichsgesefe  vom  11.  Juni  1922  (RGbl.,  Teil  2,  Seite  237) 
ratifiziert  ist,  baut  sich  auf  der  Entscheidung  der  Bot- 
schafter-Konferenz vom  20.  Oktober  1921  auf,  durch  die 
entsprechend  der  Empfehlung  des  Völkerbundrates 
Oberschlesien  geteilt,  und  Deutschland  und  Polen  die 
Verpflichtung  auferlegt  ist,  ein  Wirtschafts-  und  ein 
Minderheiten-Abkommen  zu  schließen,  das  dazu  dienen 
soll,  für  die  Dauer  von  15  Jahren  die  Wirtschaft  Ober- 
schlesiens aufrechtzuerhalten.  Der  über  600  Artikel  um- 
fassende Vertrag  war  durch  den  Deutschland  wie  Polen 
auferlegten  Zwang  auf  diejenigen  Materien  beschränkt, 
die  in  der  Entscheidung  der  Botschafter-Konferenz  als 
der  Regelung  bedürftig  aufgeführt  sind;  sie  begreifen 
allgemeine  Bestimmungen,  wie  die  Aufrechterhaltung 
des  geltenden  Rechts  und  den  Schuh  der  erworbenen 
Rechte,  Staatsangehörigkeit  und  Wohnrecht  einschließ- 
lich der  Option,  den  Schuh  der  Minderheiten,  die  Aut- 
rechterhaltung  der  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer-Ver- 
einigungen, sowie  der  Tarifverträge  und  den  Fortbe- 
stand der  sozialen  Versicherung;  sie  regeln  die  Wasser- 
und  Elektrizitäts-Versorgung  Oberschlesiens,  den  Post-, 
Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr,  sowie  das  Eisen- 
bahnwesen; und  sie  behandeln  endlich  in  3 Titeln  die 
im  engeren  Sinne  als  wirtschaftlliche  Vor- 
schriften zu  bezeichnenden  Mahnahmen  auf  dem 
Gebiete  des  Zollwesens,  des  Geld-  und  Bankwesens, 
der  Kohle  und  der  Bergwerkserzeugnisse.  Daneben 
sehen  sie  vor,  dah  durch  Ausstellung  von  Verkehrs- 
karten die  Bevölkerung,  insbesondere  die  industrielle 
Arbeiterschaft,  in  beiden  Zonen  Oberschlesiens  ihrer 
Arbeit  und  ihrer  Beschäftigung  nachgehen  kann. 

Im  nachstehenden  sollen  die  wichtig- 
sten Bestimmungen  über  das  Zoll-,  Geld- 
und  Bankwesen  dargestellt  werden. 

Die  Zollgrenze  zwischen  Deutschland  und  Polen  in 
Oberschlesien  fällt  mit  der  neuen  politischen  Grenze  zu- 
sammen. Innerhalb  der  beiden  Zollgebiete  bleibt  die 
deutsche  und  polnische  Zollgeseßgebung  nebst  den 
zugehörigen  Zolltarifen  vorbehaltlich  gewisser  verein- 
barter Ausnahmen  in  autonomer  Geltung.  15  Jahre 
lang,  vom  Übergang  der  Souveränität  an,  werden  die 
natürlichen  Erzeugnisse,  worunter  die  unmittelbaren 
landwirtschaftlichen  Bodenerzeugnisse  wie  Getreide, 
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Kartoffeln,  frisches  Obst,  Gemüse,  Heu,  zu  verstehen 
sind,  ferner  Salz,  Steine,  Erde,  Holz,  die  ihren  Ursprung 
in  einem  der  beiden  Teile  des  Oberschlesischen  Abliefe- 
rungsgebietes haben,  und  die  dazu  bestimmt  sind,  in 
dem  anderen  Teil  verwendet  zu  werden,  zollfrei  über 
die  Grenze  gehen. 

Das  gleiche  gilt  für  den  nämlichen  Zeitraum  von 
Rohstoff  - und  Halbfabrikaten,  die  ihren  Ur- 
sprung aus  den  industriellen  Betrieben  in  einem  der 
beiden  Teile  haben,  und  die  in  den  Betrieben  des 
anderen  Teiles  verarbeitet  werden  sollen,  wenn  sie 
wieder  in  ihr  Ursprungsland  eingeführt  werden.  Dabei 
behält  sich  jedes  Land  das  Recht  vor,  zu  bestimmen,  ob 
und  inwieweit  die  veredelte  Ware  zollfrei  in  das  Ur- 
sprungsland des  Rohproduktes  oder  Halbfabrikates 
(Vorproduktes)  wieder  eingeführt  werden  kann. 
Weder  auf  dem  Hin-  noch  auf  dem  Rückweg  soll  ein 
Ausfuhrzoll  erhoben  werden.  Sofern  für  die  zur  Ver- 
edelung bestimmten  Rohstoff-  oder  Halbfabrikate  Ein- 
und  Ausfuhrverbote  bestehen,  werden  Deutschland  und 
Polen  Ein-  und  Ausfuhr-Bewilligungen  erteilen. 

Die  im  Artikel  260  des  Versailler  Friedensvertrags 
Deutschland  auferlegte  Verpflichtung,  die  natürlichen 
Erzeugnisse  oder  Fabrikate,  die  ihren  Ursprung  in 
Polnisch-Oberschlesien  haben,  bei  ihrem  Eingang  in 
das  deutsche  Gebiet  drei  Jahre  lang  von  jeder  Zoll- 
abgabe zu  befreien,  beginnt  mit  der  Bekanntgabe  der 
neuen  Grenze  zu  laufen,  erstreckt  sich  also  bis  in  den 
Juni  1925.  Beide  Teile  verpflichten  sich,  während 
15  Jahren  die  Ausfuhr  von  Erzeugnissen  aus  ihren  Ge- 
bieten zu  erleichtern,  die  für  die  Industrie  des  einen  oder 
anderen  Teils  unentbehrlich  sind.  Als  unentbehr- 
lich gelten  nur  solche  Erzeugnisse,  die  in  dem  Liefe- 
rungsland in  einer  für  den  Bedarf  der  Industrie  dieses 
Landes  ausreichenden  Menge  vorhanden  sind. 
Ferner  darf  keiner  der  beiden  Staaten  von  dem  anderen 
Staate  die  Lieferung  von  Erzeugnissen  verlangen,  so- 
fern er  diese  Erzeugnisse  oder  gleichartige  aus  seinem 
Gebiete  ausführt,  wobei  gewisse  Milderungen  vor- 
gesehen sind. 

Bei  der  Bedeutung,  die  Schrott  für  die  ober- 
schlesische Eisenindustrie  besißt,  ist  eine  Sonder- 
regelung dahin  vorgesehen,  daß  für  fünf  Jahre  Deutsch- 
land und  Polen  sich  verpflichten,  den  Alteisen  ver- 
arbeitenden industriellen  Betrieben  der  oberschlesischen 
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Gebiete  Bewilligungen  für  Schrott-Ausfuhr  aller 
Art  und  jeder  Herkunft  mit  der  Maßgabe  zu  erteilen,  dak 
dieses  Alteisen  in  den  zur  Zeit  des  Übergangs  der 
Staatshoheit  bestehenden  Werken,  zu  deren  Gunsten 
die  Bewilligung  erteilt  ist,  in  dem  Make  des  für  die 
Durchschnittserzeugung  von  Roheisen  und  Stahl  in  den 
Jahren  1913  und  1920  verwendeten  Zukaufsschrott  ver- 
arbeitet wird.  Der  Einkauf  des  Alteisens  soll  für  Deutsch- 
land und  Polen  tunlichst  gemeinsam  im  organisatorischen 
Zusammenhänge  erfolgen;  beide  Regierungen  sollen 
sich  um  das  Zustandekommen  der  entsprechenden  Or- 
ganisation bemühen.  Ausfuhrbewilligungen 
sollen  in  den  ersten  Jahren  für  Grubenholz  deut- 
scherseits, für  Dolomit  polnischerseits  auf  die  Dauer 
von  15  Jahren,  für  Schwefelsäure  auf  5 Jahre  er- 
teilt werden. 

Um  den  nahen  Grenzverkehr  zu  ermöglichen, 
wird  ein  besonderer  engerer  Grenz-Wirtschaftsbezirk 
gebildet,  der  sich  5 km  breit  auf  jeder  Grenzseite  hin- 
zieht. Seine  Bewohner  genieken  sowohl  für  den  Land- 
und  Forst-Wirtschaftsbetrieb,  wie  für  die  Ausübung  des 
Handwerks  und  Gewerbes  und  der  freien  Berufe  wesent- 
liche Erleichterungen.  Arbeiter,  deren  Wohnungen  inner- 
halb des  Grenz-Wirtschaftsbezirks  durch  die  Grenze 
von  der  Arbeitsstätte  getrennt  sind,  können  ihren  Tages- 
mundvorrat zollfrei  mit  sich  führen,  ebenso  wie  ihre 
Arbeitsgeräte,  unter  der  Verpflichtung  der  Wiederaus- 
fuhr. Die  Bewohner  dieses  Bezirks  erhalten  eine 
Grenzkarte. 

Durch  eine  Bedarfsliste  der  Industrie  in  Polnisch- 
Oberschlesien  sind  diejenigen  Waren  und  Mengen  fest- 
gesetzt, hinsichtlich  deren  die  deutsche  Regierung  Aus- 
fuhrbewilligungen erteilen  wird.  Von  besonderer  Be- 
deutung sind  dabei  Sprengstoffe,  Chemi- 
kalien und  Rohmaterialien  zu  ihrer  Herstellung;  ferner 
Salpetersäure,  Wellpappe  und  Pappscheiben  für  Stick- 
stoffwerke, Grubenlampen,  endlich  der  medizinische  und 
pharmazeutische  Bedarf  der  Werkspitäler,  Knapp- 
schaftslazarefte  und  Retfungsstationen. 

Durch  die  Grenzziehung  sind  mehr  als  K der 
bisherigen  K o h I e n e r z e u g u n g Ober- 
schlesiens und  sämtliche  Zink  - und  Blei- 
hütten nach  Polen  gefallen,  während  nach 
wie  vor  das  alleinige  Absatzgebiet  für  diese  Er- 
zeugnisse Deutschland  ist.  Nicht  in  seinem,  son- 
dern in  Polens  Interesse  hatte  schon  Artikel  90 
des  Versailler  Friedensvertrages  bestimmt,  dak  Polen 
15  Jahre  lang  nach  dem  Übergang  der  Staatshoheit 
die  Ausfuhr  von  Steinkohle,  Koks,  Briketts,  Eisen-, 
Zink-  und  Bleierzen  Polnisch-Oberschlesiens  nach 
Deutschland  gestatten  wird. 

Das  Genfer  Abkommen  sieht  vor,  dak  sich  Deutsch- 
land unmittelbar  im  freien  Handel  erster  Hand  eindecken 
und  dak  Polen  keine  Garantie  dafür  übernehmen  wird, 
dak  Deutschland  bestimmte  Mengen  erhält.  Die  gleiche 
Verpflichtung  hat  Deutschland  auch  Polen  gegenüber 
übernommen,  mit  der  Makgabe,  dak  sie  auf  den  Durch- 
schnitt der  Ausfuhrmengen  begrenzt  ist,  die  in  den 
Jahren  1911  bis  1913  aus  Deutschland  nach  Ober- 
schlesien gegangen  sind.  Diese  Mengen  betragen  für 
Zinkerze  rund  90  000  t,  für  Bleierze  17  230  t. 

Hinsichtlich  des  Geldwesens  hatte  die  Bot- 
schafterkonferenz bestimmt,  dak  während  eines  Zeit- 
raumes, der  15  Jahre  nicht  überschreiten  wird,  die 
deutsche  Mark  die  einzige  gesekliche  Münzeinheit  im 
Abstimmungsgebiet  bleiben  soll,  wobei  beide  Regie- 
rungen die  Freiheit  erhielten,  im  Vertragswege  dieses 
Regime  schon  vorher  abzuändern.  Auch  war  der  Ge- 
mischten Kommission  das  Recht  Vorbehalten,  den  Zeit- 
punkt zu  bestimmen,  von  dem  an  die  deutsche  Mark  auf- 


hört, die  einzige  gesekliche  Münzeinheit  in  Polnisch- 
Oberschlesien  zu  sein.  Polen  folgerte  hieraus  zunächst 
die  Verpflichtung  Deutschlands,  die  in  K a 1 1 o w i k 
und  Königshütte  bestehenden  Reichs- 
bankstellen dort  zu  belassen  und  sie  so  auszu- 
statten, dak  sie  das  Kreditbedürfnis  Polnisch-Ober- 
schlesiens zu  befriedigen  imstande  wären. 

Diese  Forderung  ist  deutscherseits  vom 
ersten  Tage  an  bestritten.  Nach  mühsamen  Ver- 
handlungen ist  es  gelungen,  folgende  Regelung  durch- 
zuführen. Polen  darf  schon  vor  Ablauf  der  15  Jahre  an 
Stelle  der  deutschen  Währung  polnische  einführen.  Die 
Währungsänderung  darf  nur  für  den  Beginn  eines 
Monats  festgesekt  werden  und  muk  mindestens  zehn 
Monate  vorher  im  polnischen  Staatsanzeiger  an- 
gekündigt werden.  Die  deutsche  Regierung  kann  die 
von  ihr  übernommene  Verpflichtung  frühestens  zum 
1.  Januar  1929  unter  Einhaltung  einer  Frist  von  3 Jahren 
kündigen.  Um  die  verhängnisvollen  Folgen  der  Ein- 
führung polnischer  Währung  auf  deutsche  Forderungen, 
wie  sie  in  Posen  und  Westpreuken  eingetreten  sind,  für 
Oberschlesien  anzuschlieken,  ist  festgesetzt,  dak  sämt- 
liche auf  deutsche  Reichsmark  lautende  Forderungen, 
deren  Erfüllungsort  im  Abstimmungsgebiet  liegt,  in 
deutscher  Währung  zu  erfüllen  sind,  wenn  sie  vor  dem 
Inkrafttreten  der  Währungsänderung  entstanden  sind 
und  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Genfer  Abkommens 
einer  im  deutschen  Reiche  ansässigen  natürlichen  oder 
juristischen  Person  oder  Gesellschaft  zustehen.  Sind 
die  Forderungen  in  deutscher  Währung  fällig,  und  sind 
sie  bedingt  oder  befristet,  so  kann  der  Schuldner  sie 
innerhalb  eines  Zeitraumes  von  5 Jahren  nach  der  Wäh- 
rungsänderung 3 Monate  nach  Kündigung  auch  vor  Ein- 
tritt der  Bestimmung  oder  vor  Ablauf  der  Frist  in  deut- 
scher Währung  erfüllen,  wobei  die  Kündigung  nur  für 
den  Schluk  eines  Kalenderjahres  zulässig  ist.  Der 
Schuldner  ist  in  diesem  Falle  verpflichtet,  bei  verzins- 
lichen Forderungen  dem  Gläubiger  über  den  Tag  der 
Erfüllung  hinaus  noch  für  ein  Jahr  die  vereinbarten 
Zinsen  zu  zahlen.  Lehnt  der  Gläubiger  die  Kündigung 
ab,  so  verliert  er  von  dem  Tage  ab,  zu  dem  gekündigt 
ist,  das  Recht  auf  Erfüllung  in  deutscher  Währung  und 
kann  nur  Zahlung  in  polnischer  Währung  zum  Tageskurs 
beanspruchen.  Verbindlichkeiten,  die  in  der  Zeit 
zwischen  der  amtlichen  Ankündigung  der  Währungs- 
änderung und  deren  Inkrafttreten  neu  begründet  sind, 
können  auf  Anordnung  der  polnischen  Regierung  anstatt 
in  Reichsmark  in  polnischer  Währung  zum  Tageskurs 
erfüllt  werden.  Als  Tageskurs  gilt  der  werktäglich  von 
der  Handelskammer  für  Polnisch-Oberschlesien  nach 
dem  Durchschnitt  der  amtlichen  Notierungen  in  Berlin, 
Danzig,  Kattowik  und  Warschau  für  polnische  Noten 
festgesekte  Kurs. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Verpflichtung,  die 
Polen  eingegangen  ist,  während  15  Jahre  fürPol- 
n i s c h - O b e r s c h 1 e s i e n kein  Moratorium 
zu  erlassen,  es  sei  denn,  dak  es  gleichzeitig  für 
ganz  Polen  eingeführt  wird.  Auch  hier  ist  aus  den  Vor- 
gängen in  Posen  und  Westpreuken  eine  Lehre  zur 
Wahrung  deutscher  Rechte  gezogen. 

Deutschland  ist  hinsichtlich  Deutsch-Oberschlesien 
eine  gleiche  Verpflichtung  eingegangen.  Bis  zur  Wäh- 
rungsänderung verpflichtet  sich  die  deutsche  Regierung, 
die  Genehmigung  zur  Ausfuhr  von  ausländischen  Wert- 
papieren zu  erteilen,  sofern  sie  in  Polnisch-Ober- 
schlesien ansässigen  Personen  oder  Gesellschaften  ge- 
hören, die  in  Polnisch-Oberschlesien  einen  landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen,  gewerblichen  oder 
Handelsbetrieb  führen. 


79 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 
0 


Um  die  von  Polen  übernommenen  Verpflichtungen  zu 
erfüllen,  mußte  ihm  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
sich  deutsche  Zahlungsmittel  in  genügender  Menge  und 
ohne  besondere  Schwierigkeiten  zu  beschaffen.  Als  Er- 
saß für  die  abgelehnte  Forderung  auf  Belassung  von 
Reichsbankstellen  in  Polnisch-Oberschlesien  ist  verein- 
bart, daß  die  Niederlassungen  der  schon  bisher  in 
Oberschlesien  tätigen  deutschen  Banken,  und 
zwar  der  Bank  für  Handel  und  Industrie,  der  Deutschen 
Bank  und  der  Dresdner  Bank  in  Polnisch  - Ober- 
schlesien verbleiben.  Die  betreffenden  Banken  ha- 
ben sich  unter  der  Vorausseßung  eines  ange- 
messenen Schubes  durch  die  polnische  Regierung 
bereit  erklärt,  bis  zum  Währungswechsel  und  auch 
über  ihn  hinaus,  sofern  ihnen  der  Geschäftsbetrieb 
möglich  bleibt,  ihre  Niederlassungen  in  Polnisch-Ober- 
schlesien beizubehalten.  Gehen  sie  aus  Oberschlesien 
heraus,  so  ist  ihnen  das  Recht  einzuräumen,  beim  Abzug 
ihr  bewegliches  Eigentum  aller  Art  frei  von  Ausfuhrzoll 
und  Ausfuhrabgaben  nach  Deutschland  zu  bringen.  Un- 
bewegliches, in  Polen  einschließlich  Polnisch-Ober- 
schlesien belegenes  Eigentum  dürfen  sie  behalten.  Bis 
zum  Eintritt  des  Währungswechsels  darf  das  Verbringen 
deutscher  Reichsmark  von  den  deutschen  Banknieder- 
lassungen in  Polnisch-Oberschlesien  zu  anderen  Be- 
trieben derselben  Banken  in  Deutschland  oder  um- 
gekehrt in  keiner  Weise  beschränkt  oder  erschwert 
werden.  Auf  Reichswährung  lautender  Kredit  an  Per- 
sonen oder  Gesellschaften,  die  in  Oberschlesien  an- 
sässig sind,  kann  ohne  Genehmigung  der  Reichsbank 
oder  der  deutschen  Regierung  eingeräumt  werden. 

Die  in  dem  Abkommen  eingeseßten  internatio- 
nalen Instanzen,  die  gemischte  Kom- 
mission, bestehend  aus  zwei  Deutschen,  zwei  Polen 
und  einem  neutralen  Vorsißenden,  zurzeit  dem  Präsi- 
denten Calonder,  und  das  Schiedsgericht,  be- 
stehend aus  einem  deutschen  und  einem  polnischen 
Schiedsrichter  und  einem  Präsidenten  einer  dritten 
Nation,  zurzeit  Professor  Kaeckenbeeck,  entscheiden 
über  Streitigkeiten  zwischen  der  deutschen  und  der  pol- 
nischen Regierung  hinsichtlich  der  Auslegung  dieser 
Vorschriften  bzw.  über  Streitigkeiten,  wie  sie  sich  aus 
den  Verpflichtungen  oder  Rechten  der  Banken  ergeben. 

In  einem  besonderen  Kapitel  sind  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Bankniederlassungen  geregelt. 
Aus  Gründen  der  Parität  hat  Deutschland  zugestanden, 
daß  in  Deutsch-Oberschlesien  die  dort  während  der  Re- 
gierungsgewalt der  interalliierten  Kommission  zu- 
gelassenen Niederlassungen  polnischer  Banken  in 
Ratibor,  Gleiwiß,  Beuthen  und  Hindenburg  bestehen 
bleiben  dürfen  und  die  gleichen  Rechte  genießen  wie 
die  deutschen  Banken  in  Polnisch-Oberschlesien.  Die 
deutschen  Bankniederlasungen  in  Polnisch-Ober- 


schlesien und  die  polnischen  in  Deutsch-Oberschlesien 
werden  keinen  Beschränkungen  unterworfen  sein,  denen 
nicht  audi  andere  Banken,  inländische  und  ausländische, 
unterliegen.  Sie  führen  ihre  bisherige  Firma  ohne  Zu- 
saß und  ohne  Oberseßung  fort.  Die  Sprache  der 
Zentrale  bleibt  die  Geschäftsprache  in  ihren  Betrieben 
und  in  ihren  Geschäftsbüchern.  Die  Niederlassungen 
müssen  auch  als  Devisenbanken  bestellt  werden.  Sie 
unterliegen  keinen  Sonderbesteuerungen,  die  aus  ihrem 
Charakter  als  Niederlassung  ausländischer  Banken  her- 
geleitet werden  können.  Ein  bestimmtes  Dotationskapital 
ist  fesigesefet,  das  für  die  steuerliche  Behandlung  ohne 
Rüdesicht  auf  Kapital,  Umsäße  und  Erträgnisse  der  Zen- 
trale maßgebend  ist;  es  beträgt  bei  der  Deutschen  Bank 
in  Kattowiß  2 400  000  M.,  für  die  Niederlassungen  der 
Dresdner  Bank  in  Kattowiß,  Königshütte  und  Tarnowiß 
zusammen  3 000  000  M.  usw.  Jede  Möglichkeit  eines  Liqui- 
dationseingriffes ist  ausgeschlossen.  DieNiederlassungen 
sind,  ohne  daß  es  eines  besonderen  Antrages  bedarf, 
zum  Erwerb  von  Grundstücken  berechtigt,  soweit  der 
Erwerb  des  Grundstückes  zur  Vermeidung  von  Ver- 
lusten aus  einer  Hypothek  erforderlich  ist,  die  bei  Uber- 
gang  der  Staatshoheit  den  Banken  zustand. 

Den  Niederlassungen  ist  der  Briefverkehr  mit  ihren 
Zentralen  und  Schwesteranstalten  im  Heimatsgebiet  ge- 
währleistet; sie  sind  in  der  Auswahl  ihres  Personals  un- 
beschränkt, dem  aus  einer  fremden  Staatszugehörigkeit 
keinerlei  Aufenthaltserschwerungen  bereitet  werden 
dürfen.  Alle  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den 
vertragsschließenden  Teilen  über  die  Auslegung  oder 
Durchführung  dieser  Bestimmungen  sollen  einer  Finanz- 
kommission zur  Entscheidung  vorgelegt  werden,  die  von 
Fall  zu  Fall  gebildet  wird  und  die  aus  je  zwei  deutschen 
und  polnischen  Vertretern  besteht.  Nötigenfalls  ist  ein 
Obmann  zu  wählen  und  bei  mangelnder  Einigung  der 
schweizerische  Bundespräsident  um  Ernennung  eines 
solchen  zu  bitten.  — 

Der  vorstehende  kurze  Überblick  zeigt,  daß  das 
Genfer  Abkommen  nur  einen  Ausschnitt  der  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  Polen 
regelt,  und  daß  es  durch  einen  umfassenden  Han- 
delsvertrag zwischen  beiden  Staaten  ergänzt 
werden  muß,  wenn  die  Handelsbeziehungen  zwischen 
beiden  Ländern  aus  dem  Stadium  der  Kämpfe  in  das 
eines  friedlichen  Austauschs  ihrer  Erzeugnisse  über- 
geführt werden  sollen. 

So  tief  in  jedem  Deutschen  die  Wunde  brennt  über 
den  Verlust  von  Gebieten,  auf  die  Polen  keinerlei 
Rechtsanspruch  gehabt  hat,  so  ist  doch  im  Interesse  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  zu  hoffen,  daß  die  jeßt  ein- 
geleiteten Wirtschaftsverhandlungen  mit  Polen  zu  einem 
befriedigenden  Ergebnis  führen.  (140) 


Wohnung  und  Miete. 

Von  Max  Bahr,  M.  d.  R. 


Am  1.  Juli  1922  ist  das  Reichsmietengeseß  in  Kraft 
getreten,  welches  zweifellos  bei  beiden  beteiligten  Par- 
teien — Mietern  wie  Vermietern  — manchen  Vorwurf 
wachrufen  wird.  Die  nachfolgenden  Ausführungen  sollen 
versuchen,  ein  Verständnis  für  die  getroffenen  Be- 
stimmungen zu  fördern. 

Zu  den  Gebieten,  welche  unter  den  Nachwirkungen 
des  Krieges  am  meisten  zu  leiden  haben,  gehört  zwei- 
fellos Deutschlands  Wohnungswesen.  Die  starke  Volks- 
vermehrung von  8—900  000  Köpfen,  deren  Deutschland 


sich  erfreute,  bedingte  vor  dem  Kriege  die  Herstellung  von 
etwa  240  000  Wohnungen  jährlich,  von  denen  etwa  40  000 
dem  Ersaß  für  in  Fortfall  kommende  Wohnungen,  die 
weiteren  200  000  der  jährlichen  Zunahme  des  Wohnungs- 
bedarfs zu  dienen  hatten.  Die  Eheschließungen 
brachten  vor  dem  Kriege  etwa  500  000  junge  Paare  als 
Wohnungsuchende  auf  den  Markt,  während  vielleicht 
300  000  Wohnungen  durch  das  Fortsterben  der  älteren 
Schichten  frei  wurden.  Nun  konnte  während  des  Krieges 
so  gut  wie  Nichts  gebaut  werden.  Die  Bauarbeiter  waren 
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in  der  Armee,  Baustoffe  wurden  wenig  hergestellt,  die 
Gesamterzeugung  mußte  dem  Kriege  und  seinen  An- 
forderungen dienen,  und  wir  werden  wahrscheinlich 
nicht  zu  niedrig  greifen,  wenn  wir  die  während  der 
Kriegsjahre  in  Deutschland  hergestellten  neuen  Woh- 
nungen nur  auf  etwa  100  000  veranschlagen.  Um  die 
während  des  Krieges  schon  sehr  fühlbar  gewordene 
Wohnungsnot  so  schnell  wie  möglich  zu  mildern,  ver- 
suchten die  Regierungen  durch  Gewährung  von  Bau- 
zuschüssen sofort  1919  eine  möglichst  umfangreiche 
Bautätigkeit  anzuregen,  womit  sie  freilich  nur  beschei- 
dene Erfolge  erzielten.  Löhne  und  Materialpreise  waren 
schon  während  des  Krieges  stark  gestiegen  und  seßien 
die  Aufwärtsbewegung  nach  dem  Waffenstillstand^ in 
den  Jahren  1919,  20,  21  andauernd  fort,  so  daß  die  Her- 
stellungskosten einer  Wohnung  gegenüber  den  Friedens- 
preisen 1919  vielleicht  auf  das  8 fache,  1920  auf  das  10 
bis  12  fache,  1921  auf  das  15— 20  fache  sich  beliefen  und 
für  Ende  1921  wohl  auf  das  30— 35  fache  zu  veran- 
schlagen waren.  Man  suchte  zunächst  durch  sog.  Be- 
helfsbauten — Ausbau  von  Keller-  und  Dachräumen  — 
Teilung  größerer  Wohnungen  usw.  — Gewährung  von 
Beihilfen  zur  Schaffung  von  Bergmannswohnungen  — 
der  Not  zu  begegnen,  und  hat  auf  diese  Weise  vielleicht 
70  000  Behelfswohnungen  und  35  000  Bergmannswoh- 
nungen bis  Ende  1920  geschaffen,  während  mit  Hilfe  der 
öffentlichen  Bauzuschüsse  etwa  210  000  Wohnungen  her- 
gestellt  sein  mögen.  Die  private  Bautätigkeit  mag 
außerdem  50—60  000  — das  Baujahr  1921  etwa  120  bis 
150  000  Wohnungen  neu  geschaffen  haben  — alles  in 
allem  mögen  also  von  1914  bis  Ende  1921  500—550  000 
neue  Wohnungen  hergestellt  worden  sein.  Demgegen- 
über steht  eine  Eheschließung  in  diesen  8 Jahren  von 
3 954  000  jungen  Paaren  und  ein  Bedarf  der  deutschen 
Flüchtlinge  aus  den  verlorenen  Gebieten  von  etwa 
200  000  Wohnungen  für  813  325  Köpfe.  Nimmt  man  an, 
daß  in  der  Zeit  durch  den  Tod  etwa  2%.  Millionen  Woh- 
nungen frei  geworden  sind,  so  bleibt  ungedeckt  ein 
Wohnungsbedarf  von  mehr  als  einer  Million  Wohnungen. 
Wir  müssen  auch  jeßt  damit  rechnen,  daß  in  dem  ver- 
kleinerten Deutschland  der  jährliche  Ehepaarzuwachs 
mindestens  150  000  neue  Wohnungen  fordert,  während 
es  zweifelhaft  ist,  ob  bei  den  inzwischen  ins  Uner- 
schwingliche hinaufgewachsenen  Baukosten  eine  über 
den  Zuwachsbedarf  hinausgehende  Zahl  von  Wohnungen 
in  den  nächsfen  Jahren  erstellt  werden.  Wir  werden 
also  noch  auf  Jahre  hinaus  mit  der  anhaltenden  Schärfe 
der  Wohnungsnot  zu  rechnen  haben. 

Von  Kriegsbeginn  an  ergab  sich  die  Notwendigkeit, 
die  zurückgebliebenen  Kriegerfamilien  gegen  Woh- 
nungsmangel ebenso  zu  Schüßen  wie  gegen  schwer  er- 
schwingliche Mietssteigerungen.  Die  Regierungen 
mußten  daher  sehr  bald  durch  Zwangsbestimmungen 
den  erforderlichen  Schuß  zu  schaffen  suchen.  Durch 
Verordnungen  wurde  Wohnungsämtern  und  Mieteini- 
gungsämtern die  Aufgabe  übertragen,  Mietssteigerungen 
wie  Wohnungskündigungen  und  Wohnungsräumungen 
zu  verhindern,  bzw.  von  ihrer  Genehmigung  abhängig 
zu  machen.  Die  Hauswirte  mußten  sich  wohl  oder  übel 
diesen  Bestimmungen  fügen,  taten  dies  auch  gern  in  der 
Kriegszeit  im  Bewußtsein,  daß  das  ganze  Volk  in  allen 
seinen  Teilen  schwere  Opfer  zu  bringen  hatte,  um  durch- 
halten zu  können.  Die  steigenden  Löhne,  Abgaben  und 
Instandhaltungskosten  legten  aber  den  Hauswirten 
schwere  Lasten  auf.  Nicht  alle  waren  in  guter  Ver- 
mögenslage — jede  Hypothekenkündigung  barg  ernste 
Gefahren  in  sich,  und  diese  Notlage  wurde  in  manchen 
Fällen  dazu  benußt,  um  gegen  Beschaffung  solcher 
Hypotheken  durch  langfristige  Verträge  einen  billigen 
Mietszins  für  Wohnungen,  Läden,  Büroräume  zu  sichern. 


Die  Kosten  für  Gas,  Wasser,  Kanalisation,  Versicherung, 
Verwaltung,  Ausbesserung  usw.  stiegen  unausgeseßt 
weiter,  vielfach  über  das  erschwingliche  Maß  hinaus, 
und  so  traten  bedenkliche  Verfallerscheinungen  bei 
recht  vielen  Häusern  hervor.  Wenn  auch  die  Wohnungs- 
und Mietsämier  in  Rücksicht  hierauf  mäßige  Zuschläge 
zur  Friedensmiete  zugelassen  hatten,  so  blieben  doch 
die  Säße  gegenüber  dem  steigenden  Bedarf  meistens 
empfindlich  zurück,  und  die  Lage  der  Hausbesißer  ver- 
schlimmerte sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Die  Mieter  ihrerseits 
betrachteten  schon  diese  mäßigen  Zuschläge  -zur  Miete 
als  eine  unberechtigte,  schwere  Belastung  und  schlossen 
sich  in  starken  Organisationen  zum  Schüße  ihrer  Inter- 
essen zusammen.  So  standen  sich  schließlich  die  beiden 
Parteien  in  wohlgerüsteten  Organisationen  als  Gegner 
gegenüber.  Die  grundsäßlichen  Meinungsverschieden- 
heiten, welche  unser  ganzes  Wirtschaftsleben  durch- 
ziehen, machten  sich  sehr  bald  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Wohnungswesens  geltend.  Die  Anhänger  des  So- 
zialisierungsgedankens sahen  den  Grund  aller  auf  dem 
Gebiete  des  Wohnungswesens  zweifellos  vorhandenen 
Mängel  und  Qbelstände  in  der  Privatwirtschaft  und  for- 
derten Überführung  der  gesamten  vorhandenen  Woh- 
nungen wie  des  Bauwesens,  der  Baustoffherstellung 
usw.  in  die  Gemeinwirlschaft.  Der  Wohnungsausschuß 
des  Reichstages  hatte  schon  Ende  1920  die  Reichsregie- 
rung  aufgefordert,  mit  aller  Beschleunigung  Vorschläge 
zu  machen,  welche  ein  umfangreicheres  Bauen  erwarten 
ließen,  da  anderenfalls  die  vorhandene  große  Woh- 
nungsnot statt  gemildert  zu  werden,  immer  weiter  sich 
steigern  würde.  Die  sofort  aufgenommenen  Verhand- 
lungen führten  leider  nicht  so  schnell  vorwärts,  als  man 
gehofft  und  gewünscht  hatte,  und  es  kam  der  Juni  1921 
heran,  ehe  man  ein  Geseß  verabschiedete,  welches  für 
den  Neubau  von  kleinen  Wohnungen  aus  öffentlichen 
Mitteln,  die  durch  eine  Abgabe  von  der  Miete  oder  dem 
Grundwert  gedeckt  werden  sollten,  Zuschüsse  zu  den 
Baukosten  zur  Verfügung  stellen  sollte,  die  etwa  40—50 
v.  H.  derselben  deckten. 

Die  geführten  Verhandlungen  hatten  erwiesen,  daß 
über  die  besten  Wege  zur  Beseitigung  der  zweifellos 
vorhandenen,  unerträglich  großen  Wohnungsnot  sehr 
erhebliche  Meinungsverschiedenheiten  bestanden.  Es 
wurde  daher  ein  Unterausschuß  eingeseßt  und  mit  der 
Aufgabe  betraut,  Sachverständige  aus  ganz  Deutsch- 
land zusammenzuberufen,  um  über  die  verschiedenen 
Seiten  der  Wohnungsfrage  Klarheit  zu  schaffen.  Die 
Verhandlungen  dieses  Ausschusses  umfaßten  alle  wich- 
tigeren Teile  der  Aufgabe.  Grundstüdebeschaffung, 
Baustoffherstellung  und  -beschaffung,  Bauausführung, 
Hypothekenbeschaffung,  Umfang  der  zu  gewährenden 
Zuschüsse,  Deckung  derselben  usw.  Unter  den  hinzu- 
gezogenen Sachverständigen  überwog  die  Zahl  der  auf 
dem  Boden  der  Gewerkschaften  und  des  Sozialisie- 
rungsgedankens stehenden.  Es  wurden  daher  im  Unter- 
ausschuß mit  kleinen  Mehrheiten  von  1—2  Stimmen 
verschiedene  Beschlüsse  gefaßt,  welche  den  Gedanken 
der  Gemeinwirlschaft  folgten.  Im  Ausschuß  des  Reichs- 
tags selbst  und  ebenso  im  Reichstag  wurden  nachher 
aber  diese  Dinge  doch  abgelehnt  und  grundsäßlich  an 
dem  Gedanken  der  Privatwirtschaft  festgehalien. 

Für  das  Baujahr  1922  wurden  alsdann  im  Woh- 
nungs-Abgabengeseß  auf  Grund  der  Ende  1921  vorlie- 
genden Verhältnisse  erhöhte  Zuschläge  zur  Friedens- 
miete beschlossen,  von  denen  20  v.  H.  den  Ländern,  20 
v.  H.  den  Gemeinden  zufließen  sollten,  um  zur  Belebung 
der  Bautätigkeit  Verwendung  zu  finden.  Man  hielt  dabei 
an  den  Grundsäßen  des  Geseßes  vom  Juni  1921  fest, 
änderte  das  Geseß  nur  dahin,  daß  der  Ertrag  dieser  Ab- 
gaben nicht  wie  früher  ausschließlich  zur  Verzinsung 
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und  Tilgung  der  aufzunehmenden  Anleihe  verwendbar 
war,  sondern  sowohl  in  dieser  Weise  wie  auch  direkt 
als  Kapitalbetrag  Verwendung  finden  sollte.  Leider  ist 
hierbei  nur  für  ein  Baujahr  Hilfe  geschaffen,  und  bei  den 
gerade  in  den  lebten  Monaten  zu  schwindelnder  Höhe 
emporgestiegenen  Baukosten  wird  die  Hoffnung  etwa 
100  000  Wohnungen  mit  Hilfe  dieser  Zuschüsse  herzu- 
stellen leider  nicht  erfüllt  werden. 

Neben  dieser  Wohnungsbeschaffungsfürsorge  hatte 
sich  alsdann  der  Reichstag  zu  befassen  mit  den  Vor- 
schlägen der  Regierung,  die  Mietszinsregelung  betref- 
fend, — dem  Reichsmietengesef.  Die  Mieterorganisa- 
tionen hatten  Erfassung  der  gesamten  vorhandenen 
Wohnungen,  Bewirtschaftung  durch  Wohnungsverbände, 
sozialisierte  Bewirtschaftung  der  Baubetriebe  wie  der 
Baustoffbeschaffung  gefordert.  Diesem  gegenüber 
standen  die  Forderungen  der  Hauswirte  auf  Befreiung 
von  der  Zwangswirtschaft,  Freigabe  der  Wohnungen 
und  der  Mietshöhe.  Der  Regierungentwurf  bemühte  sich, 
hierzwischen  zu  vermitteln.  Im  Reichstag  selbst  wie  in 
dem  zuständigen  Ausschuß  hielten  sich  die  gegenüber- 
stehenden Meinungen  ziemlich  die  Wage:  Wenn  auch 

die  Sozialisierung  selbst  von  der  Mehrheit  abgelehnt 
wurde,  so  fand  sich  doch  auch  keine  Mehrheit  für  völlige 
Freigabe  der  Wohnungen.  Man  konnte  sich  dem  Ge- 
danken nicht  verschliefen,  daf  bei  dem  Fehlen  von  einer 
Million  Wohnungen  die  völlige  Aufhebung  der  Zwangs- 
wirtschaft einen  erbitterten  Kampf  um  diese  Wohnungen 
nach  sich  ziehen  muffe,  bei  welchem  der  Schwächere 
nafurgemäf  zum  Erliegen  kam  und  von  dem  Stärkeren 
aus  der  Wohnung  gedrängt  würde.  Daf  dies  ohne  ver- 
zweifelten, erbitterten  Widerstand  nicht  durchführbar  ge- 
wesen wäre,  darüber  konnte  kein  Zweifel  obwalten.  Auf 
der  anderen  Seite  muffe  ebenfalls  anerkannt  werden, 
daf  die  den  Hauswirten  bisher  gewährten  Zuschläge 
nicht  annähernd  ausreichten,  um  die  gewaltig  gestei- 
gerten Verwaltungs-  und  Unterhaltungskosten  der 
Häuser  zu  decken.  Die  Hausbesiferorganisafionen 
wiesen  nach,  daf  die  Unkosten  gegen  die  Friedenszeit 
auf  das  10,  12  und  darüber  hinausgehende  Vielfache 
gestiegen  seien,  und  daf  daher  unbedingt  sehr  erhebliche 
Zuschläge  zur  Miete  gewährt  werden  müften,  wenn  die 
Häuser  nicht  weiter  verfallen  und  ein  grofer  Teil  schwä- 
cherer Hausbesifer  ihre  Existenz  verlieren  sollten.  Das 
Reichsmietengesef  bestimmt  nun  in  seiner  endgültigen 
Fassung,  daf  aus  der  Friedensmiete  ausgesondert  wer- 
den soll  der  Anteil,  welcher  bestimmt  war,  die  Verwal- 
tungskosten, die  Instandhaltung  und  die  Arbeitsleistung 
des  Hausbesifers  abzudecken.  Der  übrigbleibende  Rest 
hatte  die  Hypothekenzinsen  wie  auch  die  Zinsen  des 
Hausbesiferkapitals  zu  decken  und  sollte  unverändert 
bestehen  bleiben.  Dagegen  sollten  durch  Zuschläge  zu 
diesem  als  Grundmiete  bezeichneten  Mietsrest  die 
Kosten  aufgebracht  werden,  welche  die  laufenden  Be- 
triebs- und  Instandsefungsarbeiten  gegenwärtig  erfor- 
derten. Die  hierfür  erforderlichen  Hundertsäfe  der 
Grundmiete  festzustellen,  wurde  den  Landesregierungen 
und  den  von  ihnen  zu  bestimmenden  Stellen  — Mieteini- 
gungsämtern — übertragen.  Etwa  nötige  grofe  Instand- 
haltungsarbeiten — Dachumdecken,  Abpuf  des  Ge- 
bäudes, Herstellung  des  ganzen  Treppenhauses  usw.  — 
sollten  durch  besondere  Abgabe  — Sonderzuschlag  zur 
Grundmiete  — gedeckt  werden,  und  um  schwächeren 
Hausbesifern  etwaige,  ihre  Kräfte  übersteigende  grofe 
Kosten  tragen  zu  helfen,  sollte  ein  Ausgleichsfonds  ge- 
schaffen werden  durch  Zuschlag  zur  Wohnungbau- 
abgabe, aus  welchen  Beihilfegelder  gegeben  werden 
sollten.  Die  Verwendung  der  von  den  Mietern  für  diese 
Zwecke  wie  auch  für  die  Instandhaltungsarbeiten  klei- 
nerem Umfangs  aufzubringenden  Gelder  sollte  der 


Hauswirt  den  Mietern  und  ihren  Vertretungen  nach- 
weisen.  Für  die  Durchführung  der  grofen  Instand- 
sefungsarbeiten muf  er  die  Zustimmung  der  Mieterver- 
tretungen einholen.  Liegt  hierin  zweifellos  eine  starke 
Beschränkung  der  Hauswirtsrechte,  die  nur  die  vorhan- 
dene Notlage  rechtfertigen  kann,  so  bringt  ihm  doch  das 
Gesef  auf  der  anderen  Seite  auch  Erleichterungen,  die 
nicht  zu  unterschäfen  sind.  Durch  die  Ermittlung  der 
für  den  1.  Juli  1914  als  ortsüblich  und  angemessen  fest- 
zustellenden Friedensmiete  ist  auch  dem  Hauswirt  die 
Möglichkeit  gegeben,  die  Nachprüfung  der  Mietshöhe 
langfristiger  Verträge  zu  erreichen  mit  der  Wirkung,  daf 
Mieten,  welche  unter  dem  ortsüblichen  Stande  stehen, 
erhöht  werden.  Noch  wertvoller  dürfte  die  Bestimmung 
des  Gesefes  sein,  daf  für  gewerblich  benufte  Räume 
eine  erhöhte  Miete  festgeseft  werden  kann,  wenn  da- 
durch schwache  Existenzen  nicht  gefährdet  werden.  Fs 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daf  für  gewerbliche 
Betriebe,  welche  gegenwärtig  in  Papiermark  doch  sehr 
erheblich  erhöhte  Gewinne  abwerfen,  der  Nufniefer 
auch  eine  nicht  unerheblich  erhöhte  Papiermarkmiete 
zahlen  kann,  welche  die  zweifellos  vorhandene  traurige 
Lage  des  Hauswirts  einigermafen  mildert. 

Alles  in  allem  genommen,  wird  man  vom  Mietsgesef 
sagen  dürfen,  daf  es  sich  bemüht,  die  gegenüberstehen- 
den Interessen  auszugleichen,  jedem  Teil  in  dem  be- 
rechtigten Umfange  und  dem  bei  den  gegenwärtigen 
Verhältnisse  zulässigen  Ausmaf  Hilfe  zu  bringen  und 
eine  Verschärfung  der  Gegensäfe  und  schweren,  er- 
bitterten Kampf  mit  seinen  ernsten  Gefahren  zu  ver- 
meiden. Daf  beide  Parteien  mit  dem  Ergebnis  nicht  zu- 
frieden sind,  weil  beide  Seiten  auf  dringend  Gefordertes 
verzichten  müssen,  ist  begreiflich.  Die  Reichtagsparteien 
aber,  welche  durch  gegenseitige  Zugeständnisse  es  er- 
möglicht haben,  daf  ein  Gesef  der  Verständigung  zu- 
stande kam,  dürften  trof  allem  durch  das  bewiesene 
Verständnis  für  das  überragende  Interesse  des  ganzen 
Volkes,  welches  unbedingt  Ruhe  und  Frieden  fordert, 
sich  ein  Verdienst  um  das  Vaterland  erworben  haben. 

Die  dem  Wohnungsausschuf  in  den  allerleften 
Tagen  vom  Reichsarbeitsministerium  gemachten  Mittei- 
lungen mögen  noch  nachgetragen  werden,  obwohl  sie 
Beziehungen  zum  Reichsmietengesef  nicht  haben.  Sie 
zeigen  aber  die  Gefahr  des  Anwachsens  des  Wohnungs- 
elends in  niederschmetternder  Furchtbarkeit.  Die  ins 
Riesenhafte  gesteigerten  Baukosten  machen  eine  Fort- 
sefung  des  Wohnungsbaus  fast  unmöglich.  Ziegel 
kosten  das  100— 125  fache,  Bauholz  das  100— 110  fache, 
Eisen  und  andere  Baustoffe  das  80— 100  fache  des  Frie- 
denspreises. Löhne  sind  auf  das  45— 55  fache  gestiegen 
und  steigen  weiter.  Die  Baukosten  einer  Wohnung  von 
3 Zimmern  und  Küche  mit  etwa  70  qm  Wohnfläche, 
welche  je  nach  Ort  und  Ausführung  1913  etwa  4500  bis 
6000  M.  kosteten,  Anfang  1921  auf  60—80  000  M.,  Ende 
1921  auf  300—350  000  M.  geschäft  wurden,  werden  jeft, 
Mitte  1922,  auf  6—700  000  M.  veranschlagt,  so  daf  man 
glaubt,  mit  den  verfügbaren  Bauzuschüssen  von  5—6 
Milliarden  Mark  nicht  80—100  000,  sondern  nur  noch 
25—30  000  Wohnungen  herstellen  zu  können!  Gegenüber 
einem  Jahreszuwachs  von  150  000  Wohnungen  eine  ent- 
sefliche  Aussicht!  Der  Wohnungsausschuf  wird  unge- 
säumt an  die  Aufgabe  herantreten,  Wege  zu  suchen,  um 
dem  furchtbaren  Wohnungselend  zu  begegnen.  Man 
wird  nicht  umhin  können,  alle  vorhandenen  Gebäude, 
welche  dazu  geeignet  sind,  zu  Wohnungen  herzupehfen, 
und  wird  dabei  den  Besif  der  öffentlichen  Körper- 
schaften — Reich,  Länder  und  Gemeinden  — in  erster 
Linie  in  Anspruch  nehmen  müssen.  Ob  es  gelingt,  durch- 
greifende Hilfe  zu  finden,  bleibt  freilich  zweifelhaft. 
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Die  Vorauszeichnungen  zur  Zwangsanleihe. 

Von  Sleuersyndikus  Dr.  iur.  et  rer.  pol.  Brönner. 


Der  Reichstag  hat  in  der  Sibung  vom  17.  Juli  1922 
das  Zwangsanleihegesetz  verabschiedet,  das 
einen  Betrag  von  70  Milliarden  Mark  erbringen  soll.  Das 
Ergebnis  der  Zwangsanleihe  ist  zur  Abdeckung  von 
Verbindlichkeiten  bestimmt,  die  das  Reich  für  Sach- 
leistungen aus  dem  Friedensvertrag  und  aus  den  auf 
Grund  dieses  Vertrages  abgeschlossenen  Überein- 
kommen zu  zahlen  hat.  Das  Zwangsanleihegeseb  steht 
in  engstem  Zusammenhang  zu  dem  Vermögenssteuer- 
geseb,  indem  es  vielfach  auf  dessen  Vorschriften  Bezug 
nimmt  und  insbesondere  für  die  Höhe  der  Zeichnungs- 
pflicht bestimmt,  dab  das  mit  der  ersten  Veranlagung 
zur  Vermögenssteuer  festgestellle  Vermögen  mab- 
gebend  sein  soll. 

Da  die  Zwangsanleihe  hauptsächlich  der  augen- 
blicklichen Finanznot  des  Reiches  steuern  soll,  mit  der 
Fertigstellung  der  Veranlagung  zur  Vermögenssteuer 
aber  erst  Mitte  nächsten  Jahres  zu  rechnen  sein  wird, 
sieht  das  Zwangsanleihegeseb  eine  Vorauszeich- 
nungspflicht vor.  Der  Zeichnungspflichtige  hat 
gleichzeitig  mit  der  Abgabe  der  Vermögenssteuererklä- 
rung, spätestens  aber  bis  zum  28.  Februar  1923,  % des 
nach  seinem  Vermögensstand  am  31.  Dezember  1922  in 
Betracht  kommenden  Zwangsanleihebetrages  bei  den 
vom  Reichsfinanzminister  bezeichneten  Annahmestellen 
im  voraus  zu  zeichnen.  Als  gezeichnet  gilt  dabei  nach 
dem  Geseb  nur  der  Betrag,  der  gleichzeitig  mit  der  Ab- 
gabe der  Zeichnungserklärung  auch  tatsächlich  einge- 
zahlt wird.  Um  eine  möglichst  sofortige  Vorauszeichnung 
zu  begünstigen,  sieht  das  Geseb  Abstufungen  des 
Zeichnungspreises  innerhalb  der  Vorauszeich- 
nungsfrist vor.  Wer  jebt  zeichnet,  geniebt  eine  sehr  be- 
trächtliche Kursermäbigung,  wer  dagegen  die  Zeichnung 
lange  hinausschiebt,  wird  erheblich  benachteiligt.  Der 
Zeichnungspreis  beträgt  bei  Zeichnungen: 

im  Juli  1922  94  v.H. 

im  August  1922  96  v.H. 

im  September  1922  98  v.H. 

im  Oktober  und  November  1922  100  v.  H. 

im  Dezember  1922  101  v.H. 

im  Januar  1923  102  v.H. 

im  Februar  1923  104  v.H. 

vom  März  1923  ab  106  v.H.  des  Nennwerts. 

Die  Bevorzugung  desjenigen,  der  durch  frühzeitige  Zah- 
lung die  Finanzen  des  Reiches  stübb  ist  also  sehr  er- 
heblich. Im  einzelnen  wird  die  Frage,  ob  jemand  den 
auf  ihn  entfallenden  Betrag  sofort  oder  erst  später  ent- 
richtet, eine  reine  Zweckmäbigkeiisfrage  sein.  Wer  ge- 
rade gröbere  Barmittel  ohne  Verwendungsmöglichkeit 
bereitzuliegen  hat,  wird  gut  tun,  seinen  Anteil  sofort  zu 
zeichnen  und  sich  dadurch  die  erhebliche  Kursvergün- 
siigung,  die  einer  Verzinsung  von  wenigstens  24  v.  H. 
gleichkommt,  zu  sichern.  Für  den  Unternehmer  dagegen, 
der  seine  Mittel  im  Augenblick  voll  und  ganz  im  Betriebe 
braucht,  wird  vor  allen  Dingen  der  Gesichtspunkt  zu  er- 
örtern sein,  ob  nicht  in  einigen  Monaten  die  Geldent- 
wertung soweit  fortgeschritten  sein  könnte,  dab  die  Stei- 
gerung des  Zeichnungskurses  insofern  wieder  ausge- 
glichen wird,  als  er  im  Augenblick  für  das  Geld  billiger 
und  in  gröberen  Mengen  einkaufen  kann.  Die  Ent- 
gegennahme der  Zeichnungen  erfolgt  vom  15.  Juli 
1922  ab.  Mit  der  Entgegennahme  der  Vorauszeich- 
nungen sind  beauftragt:  die  Reichsbank,  die  dem  Zen- 
tralverband des  Deutschen  Bank-  und  Bankiergewerbes 
angehörigen  Bankinstitute,  die  im  Deutschen  Zentral- 
giroverband und  im  Deutschen  Sparkassenverband 


organisierten  Girozentralen,  Sparkassen  und  Kom- 
munalbank, die  den  Revisionsverbänden  des  Deutschen 
Genossenschaftsverbandes  angehörenden  Kredit  - Ge- 
nossenschaften, die  Zentralkassen  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  und  die  landwirtschaftliche 
Zentraldarlehnskasse  in  Berlin,  sowie  deren  Filialen  und 
Hauptgeschäftsstellen.  Um  dem  Einzelnen  die  Nach- 
prüfung zu  ermöglichen,  inwieweit  er  zeichnungs- 
pflichtig und  eine  Vorauszeichnung  für  ihn  zweckmäbig 
ist,  ist  es  erforderlich,  nachfolgend  eine  zusammen- 
fassende Darstellung  der  wesentlichsten  Bestimmungen 
des  Zwangsanleihegesebes  zu  geben. 

Zeichnungspflichtige  Personen  sind  alle 
natürlichen  und  juristischen  Personen  und  nicht  rechts- 
fähige Personenvereinigungen,  die  am  1.  Januar  1923 
nach  den  Bestimmungen  des  Vermögenssteuergesebes 
vom  8.  April  1922  vermögenssfeuerpflichiig  sind.  Eine 
Zeichnungspflicht  besteht  nur  dann  nicht,  wenn  das  Ver- 
mögen den  Betrag  von  100  000  M.  nicht  übersteigt.  Dort, 
wo  es  sich,  wie  bei  Rentnern,  hauptsächlich  um  Kapital- 
vermögen handelt,  erfährt  die  Freigrenze  noch  Erhö- 
hungen, soweit  das  Einkommen  gewisse  Grenzen  nicht 
übersteigt.  Die  zeichnungspflichtigen  natürlichen  Per- 
sonen haben  auf  die  Zwangsanleihe  zu  zeichnen: 

von  den  ersten  100000  M.  des  Vermögens  1 v.  H.  des  Vermögens 
„ „ nächsten  150  000  „ „ „ 2 „ „ „ „ 

„ „ „ 250  000  „ „ „ 4 „ „ „ „ ' 

„ „ „ 250  000  „ „ „ 6 „ „ „ 

„ „ „ 250  000  „ „ „ 8 „ „ „ 

von  den  weiteren  Beträgen  10  „ „ 

Von  den  übrigen  Zeichnungspflichtigen,  also  von  juristi- 
schen Personen  und  nicht  rechtsfähigen  Personen- 
vereinigungen, ist  auf  die  Zwangsanleihe  die  Hälfte  der 
Säbe  zu  zeichnen,  die  für  die  natürlichen  Personen  vor- 
geschrieben sind.  Für  die  Zeichnungspflicht  ist  das  Ver- 
mögen, das  bei  der  ersten  Veranlagung  zur  Vermögens- 
steuer festgestellt  ist,  mabgebend,  es  finden  also  die 
Bewertungsvorschriften  des  Vermögens- 
steuergesebes,  die  insbesondere  für  das  Betriebsver- 
mögen sehr  weittragend  sind,  Anwendung.  Bei  der 
Feststellung  des  Vermögens  sind  dabei,  sofern  eine 
Vorauszeichnung  bis  zum  31.  Dezember  1922  staltge- 
funden  hat,  die  Schuldverschreibungen  der  Zwangs- 
anleihe oder  der  Anspruch  auf  diese  mit  dem  Kurswert, 
höchstens  jedoch  mit  50  v.  H.  des  Nennwertes  zu  be- 
werten. Hat  eine  Vorauszeichnung  zur  Zwangsanleihe 
dagegen  bis  zum  31.  Dezember  1922  nicht  stattgefunden, 
so  darf  bei  der  Feststellung  des  Vermögens  auf  den 
31.  Dezember  1922  die  Verpflichtung  zur  Zeichnung  von 
Zwangsanleihe  nicht  mitberücksichtigt  werden. 

Gleichzeitig  mit  der  ersten  Veranlagung  zur  Ver- 
mögenssteuer wird  von  dem  Finanzamt  der  end- 
gültig zu  zeichnende  Zwangsanleihebetrag  fest- 
gesebt.  übersteigt  hierbei  das  für  die  endgültige  Zeich- 
nung zugrunde  gelegte  Vermögen  (endgültiges  Ver- 
mögen) „das  Vermögen,  das  sich  aus  der  Vorauszeich- 
nung ergibt  (vorläufiges  Vermögen)“,  um  mehr  als 
ein  Viertel,  so  erhöht  sich  die  Zeichnungs- 
pflicht. Die  Erhöhung  beträgt,  wenn  das  end- 
gültige Vermögen  nicht  mehr  als  das  Eineinhalbfache 
des  vorläufigen  Vermögens  beträgt,  20  v.  H.,  wenn  es 
mehr  als  das  Eineinhalbfache  aber  nicht  mehr  als  das 
Zweifache  des  vorläufigen  Vermögens  bträgt,  30  v.  H.,  — 
mehr  als  das  Zweifache  aber  nicht  mehr  als  das  Drei- 
fache des  vorläufigen  Vermögens  beträgt,  40  v.  H.,  — 
mehr  als  das  Dreifache  aber  nicht  mehr  als  das  Vier- 
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fache  des  vorläufigen  Vermögens  beträgf,  50  v.  H.,  — 
mehr  als  das  Vierfache  des  vorläufigen  Vermögens  be- 
frägt,  60  v.  H.  des  Unterschiedsbetrages 
zwischen  dem  v o r a u s g e z e i c h n e t e n 
Zwangsanleihebetrag  und  zwei  Dritteln 
des  endgültig  zu  zeichnenden  Zwangs- 
anleihebetrages, wenn  der  Zeichnungspflichtige 
vorsäfelich  oder  fahrlässig  das  vorläufige  Vermögen  zu 
gering  angegeben  hat.  Wer  nichts  vorausgezeichnet 
hat,  unterliegt  einer  erhöhten  Zeichnungspflicht  nach 
dem  höchsten  Hundertsajj.  Von  der  erhöhten  Zeich- 
nungspflicht kann  abgesehen  werden,  wenn  Schäfeungen 
mit  ungewöhnlichen  Schwierigkeiten  verbunden  sind  und 
wenn  der  Zeichnungspflichtige  mit  der  zu  leistenden 
Vorauszahlung  bei  dem  Finanzamt  unter  Darlegung  des 
Sachverhaltes  beantragt,  ihn  von  der  erhöhten  Zeich- 
nungspflicht zu  entbinden,  falls  infolge  verschiedener 
Schälung  des  Vermögens  bei  der  endgültigen  Fest- 
stellung des  Vermögens  das  endgültige  Vermögen  das 
vorläufige  Vermögen  übersteigen  sollte,  übersteigt  der 
auf  die  Vorauszeichnung  geleistete  Betrag  den  end- 
gültig zu  zeichnenden  Betrag,  so  ist  dem  Zeichnungs- 
pflichtigen ein  zuviel  gezahlter  Betrag  nebst  5 v.  H. 
Zinsen  vom  Tage  der  Einzahlung  ab  kostenfrei  zu  er- 
statten. Diese  Bestimmung  enthebt  den  Zeichnungs- 
pflichtigen von  der  Sorge,  dajj  er  etwa  mehr  als  nötig 
zeichnet. 

Im  Gesefee  ist  noch  bezüglich  der  Verrechnung  der 
auf  Grund  des  Reichsnotopfergesetzes  ge- 
zahlten Beträge  vorgesehen,  dab  der  über  den  be- 
schleunigt zu  entrichtenden  Teil  hinaus  bezahlte  Betrag, 
der  nach  dem  Vermögenssteuergeseb  (das  das  Reichs- 
notopfer ablöst),  auf  Antrag  zu  erstatten  ist,  auf  Antrag 
auf  die  zu  zeichnende  Zwangsanleihe  an- 
gerechnet wird  und  zwar,  soweit  die  Entrichtung 
durch  Hingabe  von  selbstgezeichneter  deutscher  Kriegs- 
anleihe erfolgt  ist,  in  Höhe  des  Annahmewertes  zum 
Reichsnotopfer,  soweit  die  Entrichtung  in  bar  oder  durch 
Hingabe  von  unverzinslichen  Schabanweisungen 
(Schabwechseln)  erfolgt  ist,  unter  Belassung  der  für 


bare  Vorauszeichnung  gewährten  Vergütungen.  Auch 
für  die  Abwicklung  des  Reichsnotopfers  enthält  das 
Zwangsanleihegeseb  eine  Bestimmung.  Als  Zeichnungs- 
kurs wird  nach  einer  Zeitungsmeldung,  da  sich  die  über- 
zahlten Beträge  bereits  jefet  schon  im  Besifee  des  Fiskus 
befinden,  der  Juli-Zeichnungskurs,  also  94  v.  H.,  ange- 
rechnet. Es  genügt,  wenn  der  Antrag  zusammen  mit 
der  Abgabe  der  Vermögenssteuererklärung,  also  erst 
im  Januar  1923  gestellt  wird.  Danadi  sind  die  vor- 
läufigen Veranlagungen  zum  Reichsnotopfer,  gegen  die 
ein  Rechtsmittel  nicht  eingelegt  worden  ist,  für  un- 
anfechtbar erklärt. 

Zur  Vermeidung  von  Härten  ist  eine  Stundung 
der  Zwangsanleihe  gegen  Sicherheitsleistung  und  Ver- 
zinsung in  bestimmten  Fällen  vorgesehen.  Das  gleiche 
gilt  für  die  Vorauszeichnung.  Sofern  der  Stundungs- 
antrag bis  zum  31.  Januar  1923  gestellt  wird,  ist  die  Vor- 
auszeichnung als  rechtzeitig  anzusehen,  wenn  sie  inner- 
halb eines  Monats  nach  Ablehnung  des  Antrages  erfolgt. 

Hinsichtlich  der  Strafvorschriften  ist  zu  be- 
merken, dab,  wenn  durch  dieselbe  Handlung  die  Vor- 
schriften des  Zwangsanleihegesebes  und  des  Ver- 
mögenssteuergesebes  verlebt  werden,  die  Geldstrafen 
nach  jedem  Geseb  besonders  zu  verhängen  sind. 

Die  Zwangsanleihe  ist  bis  zum  31.  Oktober  1925 
unverzinslich  und  wird  vom  1.  November  1925  an 
bis  zum  31.  Oktober  1930  in  Höhe  von  4 v.  H.  und  vom 
1.  November  1930  an  in  Höhe  von  5 v.  H.  des  Nenn- 
wertes jährlich  verzinst. 

Zusammenfassend  ist  hinsichtlich  der  Vor- 
auszeichnung folgendes  zu  sagen:  Bis  zum 

28.  Februar  1923  müssen  % des  auf  den  Pflichtigen  ent- 
fallenden Zwangsanleihebefrages  gezeichnet  sein.  Mög- 
lichst sofortige  Zeichnung  liegt  im  Interesse  des  ein- 
zelnen, damit  er  sich  den  günstigen  Vorzugskurs  sichert. 
Es  genügt  eine  überschlägliche  Schäbung  des  Ver- 
mögens, da  der  Betrag,  der  überzeichnet  ist,  ohne  be- 
sonderen Antrag  mit  5 v.  H.  Zinsen  erstattet  wird.  Zu 
warnen  ist  jedoch  vor  zu  niedriger  Schäbung,  da  sich 
sonst  gegebenenfalls  die  Zeichnungspflicht  erhöht. 

(139.) 


Das  Problem  der  Kreditnot. 

Von  Dr.  Oskar  Mohrus. 


Trob  der  gesteigerten  Tätigkeit  der  Notenpresse 
wird  die  Kreditnot  unserer  Wirtschaft  immer  drückender. 
Die  Gründe  hierfür  sind  folgende: 

Auf  seiten  der  Produktion  reichen  in  der  jebigen 
Ära  der  Wertabsenkung  der  Mark  selbst  hohe  Geldge- 
winne nicht  aus,  um  in  demselben  Umfang  wie  in  der 
vorhergehenden  Periode  die  Produktion  aufrecht  zu 
erhalten.  Hat  man  bei  einem  Aufwand  von  100  Millionen 
Mark  50  Millionen  Mark  verdient,  so  reichen  jebt  die 
150  Millionen  Mark  nicht  mehr  aus,  um  die  Produktions- 
mittel in  demselben  Mabe  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Aus  diesem  Grunde  mub  der  Produzent  zu  Bankkrediten 
seine  Zuflucht  nehmen.  Die  Banken  können  das  Kredit- 
bedürfnis nur  insoweit  befriedigen,  als  ihnen  selbst  ver- 
fügbare Kapitalien  aus  der  Volkswirtschaft  in  der  Form 
der  fremden  Gelder  zuflieben.  Aber  auch  hier  verringert 
sich  das  Angebot,  da  die  Spartätigkeit  in  eine  ganz 
andere  Richtung  gelenkt  worden  ist.  Die  Spartätig- 
keit in  der  Form  von  Geldanhäufung  sebt  Beständigkeit 
oder  sogar  Steigen  des  Geldwertes  voraus.  In  der 
jebigen  Form  sehen  wir  als  Form  der  Spartätigkeit  die 
Anhäufung  von  Gütern  mit  allen  äuberen  Erschei- 
nungen, wie  Uberkonsum,  Luxus  usw,  aufkommen. 


Endlich  ist  zu  bemerken,  dab  auch  die  Produzenten 
im  Hinblick  auf  die  ständige  Weriabsenkung  des  Geldes 
ihre  Reserven  und  Überschüsse  in  Goldwert,  und  zwar 
in  stehenden  Anlagen,  Gebäuden  usw.  angelegt  haben. 
Diese  Vergröberung  des  stehenden  Kapitals  verschärft 
jebt  natürlich  noch  das  Mibverhältnis  zum  vorhandenen 
Betriebskapital,  erhöht  das  Verlangen  nach  Betriebs- 
kredit und  verschärft  so  noch  die  Kreditkrisis. 

Worauf  ist  nun  diese  Entwicklung  im  lebten  Grunde 
zurückzuführen? 

Die  gegenwärtige  Kreditnot  ist  weniger  ein 
geldtechnisches  als  vielmehr  ein  produk- 
tionspolitisches Problem  und  ein  Symptom  für 
die  sich  ständig  verringernde  Produktionsbasis. 
Diese  Verringerung  der  Produktionsbasis  ist  aber  eine 
Auswirkung  der  Sach  - und  Goldrepara- 
tionen; denn  durch  die  unentgeltliche  Hin- 
gabe1) von  Gütern,  sei  es  in  der  Form  von  Devisen  oder 

0 Selbstverständlich  ist  diese  Unentgeltlichkeit  in  g ul e r- 
wirtschaftlichem  und  volkswirtschaftlichem  Sinn  zu  be- 
greifen. Nur  eine  rein  äuberliche  Betrachtungsweise  würde 
in  dem  in  der  Privatwirtschaft  sich  vollziehenden,  g e I d tech- 
nischen Vorgang  der  Bezahlung  ein  reales  Äguivalent  sehen. 
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Waren,  in  denen  nicht  nur  der  Unternehmergewinn,  son- 
dern auch  Grundrente,  Kapitalzins  und  Arbeitslohn,  kurz 
alle  zur  Produktion  als  Unterlagen  erforderlichen  Ele- 
mente enthalten  sind,  wird  auch  die  zur  künftigen 
Herstellung  derselben  Güter  erforderliche  Kapitalsbasis 
verloren,  und  wenn  man  bedenkt,  daß  dieser  Vorgang 
sich  periodisch  wiederholen  muß,  so  erkennt  man,  daß 
dann  die  Folge  eine  sich  ständig  verringernde  volks- 
wirtschaftliche Kapitalsreproduktionsbasis  sein  muß. 
Daran  kann  die  Einführung  des  Handels- 
wechsels oder  eine  höhere  Beleihung 
von  Effekten  durch  die  Darlehenskassen 
nichts  ändern.  Denn  diese  Geldbeschaffungsmög- 
lichkeiten sind  nur  Mittel  zur  Behebung  geldtech- 
nischer Schwierigkeiten.  Sie  schaffen  Zirkulations- 
kredit und  strömen  nach  Abwicklung  der  Tausch- 
geschäfte an  die  Geldausgabestelle,  die  Reichsbank, 
zurück!  Gegenwärtig  handelt  es  sich  aber  im  leßtsn 
Grunde  um  Produktionskredit,  um  die  Zurver- 
fügungstellung von  in  Geld  ausgedrückten  Produktions- 
mitteln, und  das  diese  Sachgüter  repräsentierende  Geld 
soll  ja  gar  nicht  nach  Vermittlung  eines  Tauschvorganges 
aus  der  Volkswirtschaft  wieder  gezogen  werden,  son- 
dern ständig  die  hinter  ihm  stehenden  Güter  in  der- 
selben vertreten!  Aus  diesem  Grunde  sind  alle  geld- 
technischen  Mittel  unvollkommen,  und  ihre  Benußung 
wird  das  Hinabgleiten  in  österreichische  oder  polnische 
Kreditzuslände  nicht  aufhalten  können. 


Die  Behebung  der  Kreditnot  ist  vielmehr  nur 
möglich: 

1.  Durch  die  Reduzierung  sowohl  der  Geld- 
ais auch  der  Sachlieferungen  für  die  Entente  auf 
ein  vernünftiges  Maß,  das  uns  in  den  Stand  seßi,  zu 
ihrer  Abtilgung  den  aus  den  Exportüberschüssen  sich 
ergebenden  Reingewinn  zu  verwerten  und  damit 
die  volkswirtschaftliche  Produktionsbasis  nicht  an- 
zutasten. 

2.  Durch  Steigerung  sowohl  der  Intensität  als  auch 
der  Leistung  der  Arbeit,  die  in  erster  Linie  zur 
Verbreiterung  der  Produktionsbasis  berufen  ist. 

3.  Allenfalls  durch  Auslandskredite,  die  die 
Verfügungsgewalt  über  reale  Güter  repräsentieren,  also 
auch  Güterzufuhr  gewährleisten,  aber  ihrerseits  nur  Ver- 
wendung zu  überwiegend  Volkswirt  schaf t- 
lich  produktiven  Zwecken  und  nicht  zur 
Reparationsleistung  vorausseßen,  da  ja  sonst  ihre  Abtra- 
gung hinterher  wieder  nur  durch  Schwächung  der  deut- 
schen Produktionskräfte  möglich  wäre. 

Nur  wenn  auf  diese  Weise  mit  dem  Gewinnresultat 
einer  Wirtschafisperiode  in  Verbindung  mit  dem  bis- 
herigen Kapital  auch  die  Kosten  zur  Anschaffung  der 
Produktionsmittel  der  folgenden  Wirtschafisperiode 
bestritten  werden  könnten,  wäre  das  Problem  der 
Beseitigung  der  Kreditnot,  die  diesmal  von  der  Waren- 
seite ausgeht,  gelöst.  fl  38.) 


Preise  für  elektrische  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser. 

Von  Direktor  Jung,  Referent  im  Reichswirtschaftsministerium. 


Das  Geseß  zur  zweiten  Änderung  der  Verordnung  über 
die  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  für  elek- 
trische Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser. 

Vom  9.  Juni  1922. 

Die  Verordnung  vom  1.  Februar  1919  (R.  G.  Bl. 
5.  135)  hat  zweifellos  schon  in  ihrer  ursprünglichen 
Fassung  zu  den  tiefgehendsten  Eingriffen  in  das  Recht 
der  Unabänderbarkeit  geschlossener  Verträge  gehört. 

Die  Verordnung  hat  zweifellos  schon  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Fassung  zu  den  tiefgehendsten  Eingriffen 
in  das  Recht  der  Unabänderbarkeit  geschlossener  Ver- 
träge gehört. 

Nur  in  und  nach  solch  einem  Kriege,  wie  wir  ihn 
führen  mußten,  war  der  Erlaß  von  Bestimmungen  mög- 
lich, wie  sie  die  Verordnung  vom  1.  Februar  1919  dar- 
stellte. Bedeutet  sie  doch  die  Benachteiligung  des  Einzel- 
interesses im  Interesse  des  Ganzen  innerhalb  privat- 
rechtlicher  Beziehungen.  Sie  ändert  jahrelange  privat- 
rechtliche legale  Bindungen  einseitig  zugunsten  des 
Lieferers,  dabei  auch  des  meist  wirtschaftlich  Stärkeren, 
zuungunsten  des  Abnehmers,  des  in  sehr  vielen  Fällen 
Schwächeren. 

Und  doch  hat  die  bisherige  Praxis  und  die  Ent- 
wicklung unseres  Wirtschaftslebens,  denen  Recht  ge- 
geben, die  diese  Verordnung  für  notwendig  erachteten 
und  erließen.  Die  Entwicklung  unserer  Gas-,  Wasser- 
und  Elektrizitäiswirfschaft,  an  deren  Gedeihen  die  ganze 
Volksgemeinschaft  in  allen  ihren  Teilen  in  weitem  Um- 
fange beteiligt  ist,  wäre  andernfalls  nicht  nur  in  Frage 
gestellt,  sondern  dem  Verfall  und  der  Einstellung  preis- 
gegeben gewesen.  Die  Verordnung  vom  1.  Februar  1919 
war,  wie  uns  die  lebten  3 Jahre  gezeigt  haben,  eine  ab- 
solute wirtschaftliche  Notwendigkeit.  Die  Erfahrungen 
haben  im  wesentlichen  auch  ihre  Zweckmäßigkeit  be- 
stätigt, denn  in  einer  sehr  großen  Anzahl  von  Fällen  ist 


auf  der  durch  die  Verordnung  gegebenen  Basis  eine 
freiwillige  Einigung  zwischen  Lieferern  und  Abnehmern 
darüber  erzielt  worden,  was  die  Gas-,  Wasser-  und 
Elektrizitätsunternehmungen  zur  Aufrechterhaltung  ihrer 
Lebensfähigkeit  über  das  ursprünglich  vereinbarte  Maß 
hinaus  forderten,  und  es  muß  gewünscht  werden,  daß, 
entsprechend  ihrem  Grundgedanken,  die  Verordnung 
nach  wie  vor  den  Weg  zur  freiwilligen  Verständigung 
weist  und  ebnet. 

Die  Verordnung  hat  von  vornherein  den  größten  Wert 
auf  einen  friedlichen  Ausgleich  gelegt  und  den  Abnehmer 
von  der  Notwendigkeit  eines  Nachgebens  im  Interesse 
des  Ganzen  zu  überzeugen  gewünscht.  Erst  wenn  auf 
dem  Boden  der  Verordnung  eine  freiwillige  Einigung 
nicht  zustande  käme,  sollte  das  Schiedsgericht  entschei- 
den. Es  soll  den  Ausgleich  gewissermaßen  zwischen  den 
allgemeinen  Interessen  und  dem  Einzelinteresse  finden, 
dem  Lieferer,  dem  „billigerweise  die  Tragung  der  Mehr- 
kosten allein  nicht  zugemutet  werden  kann“,  soviel  zu- 
sprechen, als  er  zur  Aufrechterhaltung  und  Lebensfähig- 
keit seines  Betriebes  braucht,  dabei  aber  die  besonderen 
Verhältnisse  des  Abnehmers  berücksichtigen. 

Schon  im  Laufe  der  Entwicklung  dieser  schieds- 
gerichtlichen Tätigkeit  hatte  sich  die  Zweckmäßigkeit 
einiger  Abänderungen  der  Verordnung  sowie  des  Ver- 
fahrens ergeben.  Ganz  in  dem  ausgleichenden  Sinne 
der  Verordnung  hat  das  Reichswirfschafisministerium, 
nachdem  eine  Abänderung  und  zeifgemäße  Anpassung 
an  die  Entwicklung  der  allgemeinen  Wirtschaftsverhält- 
nisse sich  als  erforderlich  erwiesen  hatte,  von  Anbeginn 
der  Vorarbeiten  zur  Abänderung  alle  interessierten 
S'pißenorganisationen  zur  Mitarbeit  herangezogen  und 
alle  die,  die  etwas  Brauchbares  zur  Sache  zu  sagen 
hatten,  ausgiebig  gehört.  Das  Verhandlungsergebnis 
war  schließlich  das  Geseß  vom  9.  Juni  1922,  welches  im 
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besten  Sinne  als  die  mittlere  Linie  der  beiderseitigen 
Interessen  angesehen  werden  darf. 

Die  Verordnung  vom  1.  Februar  1919  bestimmte  in 
ihrer  ersten  Fassung  „die  Entscheidung  des  Schieds- 
gerichts ist  unanfechtbar“.  Wenngleich  es  dem  Wesen 
eines  Schiedsgerichtsspruchs  entsprechen  dürfte,  daß  mit 
seiner  Fällung  die  Angelegenheit  als  erledigt  zu  betrach- 
ten ist,  und  wenn  in  der  Zeit,  zu  der  die  Verordnung  er- 
lassen wurde,  im  Interesse  einer  möglichst  schnellen  und 
praktischen  Regelung  wichtiger  Wirtschaftsfragen  die 
Unanfechtbarkeit  stipuliert  wurde,  so  muß  man  sich  doch 
auf  der  anderen  Seite  vergegenwärtigen,  daß  die  Reichs- 
mark damals  noch  etwa  mit  70  Goldpfennigen  bewertet 
wurde,  und  die  Tonne  Steinkohle  20  M.  kostete,  d.  h.  der 
Zentner  1 M.  Sollte  also  die  erste  Verordnung  den  da- 
mals eingetretenen  Kriegs-  und  Nachkriegsumwälzungen 
Rechnung  tragend  schnell  und  praktisch  entscheiden,  so 
können  weite  Kreise  nach  den  späteren  viel  größeren 
Wirtschaftsumwälzungen,  die  an  den  zwei  markanten 
Punkten  in  Geld  und  der  Kohle  aufgezeigt  sind,  von  sich 
aus  mit  Recht  verlangen,  daß  die  diktatorische  Entschei- 
dung von  damals  aufgehoben  und  für  das  wenigstens 
zahlenmäßig  fast  ins  Ungemessene  gestiegene  Ausmaß 
der  Streitobjekte  ein  Ventil  geschaffen  würde,  um 
menschliche  Irrtümer  im  Interesse  der  Sache  und  im 
Interesse  des  Rechts  korrigieren  zu  können.  Auch  das 
leßtere  war,  abgesehen  von  der  Umwälzung  der  Wert- 
begriffe und  der  ungeheuerlich  gestiegenen  Geldzahlen 
notwendig  geworden.  Denn  die  bei  der  schiedsgericht- 
lichen Praxis  gemachten  Beobachtungen  haben  ergeben, 
daß  teils  aus  geographischen,  teils  aus  wirtschaftlichen 
Entwicklungswegen  sich  eine  gewisse  Unsicherheit  der 
schiedsgerichtlichen  Rechtssprechung  geltend  gemacht 
hatte,  und  die  Urteile  in  Nord,  West,  Süd  oder  Ost  unseres 
Vaterlandes  zum  Teil  ein  verschiedenes  Aussehen  hatten. 
War  die  Aufhebung  der  Unanfechtbarkeit  auf  der  einen 
Seite  aus  Gründen  der  Wertumwälzung  gefordert  und 
die  Einrichtung  einer  Berufungsinstanz  angeregt,  so  er- 
schien diese  als  zweckdienlich,  ja  als  glückliche  Ergän- 
zung des  bestehenden  Schiedswesens,  um  diesem  eine 
größere  Stätigkeit  und  bisher  mangelnde  Einheitlichkeit 
in  der  Urteilsfindung  zu  ermöglichen. 

Es  ergab  sich  daher  die  Notwendigkeit  einer  grund- 
legenden Abänderung  der  Verordnung  § 2 Ziffer  2 durch 
die  Aufhebung  der  Unanfechtbarkeit  der 
Entscheidungen  der  Schiedsgerichte  und  die  Ein- 
fügung einer  Berufungsinstanz.  Es  waren 
daher  die  leßten  drei  Säße  der  Ziffer  2 zu  streichen 
und  als  neue  Ziffer  4 in  § 2 die  Berufung  an  das 
Reichswirtschaftsgericht  neu  anzufügen. 
Die  Berufungsfrist,  die  ursprünglich  nur  in  den  Ver- 
fahrensvorschriften aufgenommen,  aber  auf  Wunsch  des 
vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  in  das  Abänderungs- 
geseß  selbst  übernommen  wurde,  beträgt  1 Monat,  be- 
ginnend mit  der  Verkündung  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung. Die  Wünsche,  sie  auf  einen  kürzeren  Zeit- 
raum abzustellen  wegen  der  an  sich  erstrebenswerten 
Beschleunigung  des  Verfahrens,  glaubte  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemein  übliche  Monatsfrist  nicht  be- 
rücksichtigen zu  sollen. 

Im  § 3 treten  an  Stelle  der  „Leitsäße“  die  „Richt- 
linien“. 

Wie  aus  der  Begründung,  die  dem  Geseßentwurf 
beigegeben  war,  bereits  hervorgeht,  sollen  nach  dem  Wil- 
len des  neu  geänderten  § 3 die  an  Stelle  der  bisherigen 
„Leitsäße“  aufzustellenden  „Richtlinien“  nicht  zwin- 
gendes Recht,  aber  im  Regelfälle  zu  befolgen  sein. 
Es  war  der  absichtliche  Wunsch,  die  Berücksichtigung 
der  Eigenart  von  Einzelfällen  auf  diesem  schwierigen 
Gebiet  dem  Ermessen  der  Gerichte  zu  überlassen. 


Die  übrigen  Abänderungen  des  Geseßes  vom 
9.  Juni  1922  sind  mehr  formeller  Natur,  wie  sie  besonders 
durch  die  Einfügung  der  Berufungsinstanz  erforderlich 
wurden. 

Das  Abänderungsgeseß  findet  auf  alle  bei  seinem 
Inkrafttreten  noch  nicht  entschiedenen  Fälle  Anwendung 
(Artikel  II ). 

Der  Reichswirtschaftsminister  hat  endlich  von  der 
ihm  im  Artikel  III  des  Abänderungsgeseßes  erteilten  Er- 
mächtigung Gebrauch  gemacht  und  eine  Neuveröffent- 
lichung der  Verordnung  vom  1.  Februar  1919  (R.  G.  Bl. 
S.  135)  mit  den  Abänderungen  vom  11.  März  1920  (R. 
G.  Bl.  S.  329)  und  des  vorliegenden  Geseßes  vom  9.  Juni 
1922  (R.  G.  Bl.  I S.  509)  vorgenommen.  Diese  wird  durdi 
die  „Bekanntmachung  des  Textes  der  Verordnung  über 
die  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  bei  der 
Lieferung  von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungs- 
wasser. Vom  16.  Juni  1922"  eingeführt. 

Unter  dem  Titel  „Verordnung  über  die  Schieds- 
gerichte für  die  Erhöhung  von  Preisen  bei  der  Lieferung 
von  elektrischer  oder  mechanischer  Arbeit,  Dampf,  Gas 
und  Leitungswasser  sowie  über  das  Reichswirtschafts- 
gericht als  Berufungsinstanz.  Vom  16.  Juni  1922“  sind 
die  Verfahrensvorschriften  unter  gleichzeitiger  Außer- 
kraftseßung  der  früheren  neu  herausgegeben.  Sie 
haben  ebenfalls  wie  die  Verordnung  eine  Reihe  von 
Änderungen  erfahren,  die  zum  Teil  auf  die  Geseßes- 
änderung,  die  Einfügung  der  Berufungsinstanz,  zum 
Teil  aber  auch  auf  die  Erfahrungen  der  nunmehr  über 
dreijährigen  schiedsgerichtlichen  Wirksamkeit  zurück- 
zuführen sind.  Wesentliche  Änderungen  oder  Neu- 
bestimmungen sind  folgende: 

An  Stelle  der  bisherigen  starren  Unabänderlichkeit  in 
der  Beseßung  der  Schiedsgerichte  (1.  Instanz)  können, 
wenn  erhebliche  Änderungen  des  Tatbestandes  eine 
Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  zulassen,  in  Zukunft 
die  Parteien  den  jeweilig  von  ihnen  ernannten  Beisißer 
abberufen.  Auch  soll  es  in  Zukunft  beiden  Parteien  frei- 
stehen, sich  gegebenenfalls  auf  die  Abberufung  des 
Obmannes  zu  einigen. 

Die  Rücksicht  auf  die  Vielfältigkeit  der  Beziehungen 
der  Lieferungsverpflichtungen,  die  Gleichartigkeit  einer 
Vielzahl  von  Fällen  und  die  Verquickung  von  Abnehmer- 
und  Lieferinteressen  hat  dazu  geführt,  die  Nebeninter- 
vention zuzulassen.  (§  14,  1). 

Vielfach  ist  Klage  darüber  geführt  worden,  daß  von 
Schiedsgerichten  der  Aufklärung  des  Sachverhalts  nicht 
die  Bedeutung  beigemessen  worden  ist,  die  ihr  natur- 
gemäß von  Seiten  der  Abnehmer  beigelegt  wurde.  Das 
Schiedsgericht  ist  daher  ausdrücklich  verpflichtet  worden, 
für  gründliche  Aufklärung  des  Sachverhalts  zu  sorgen 
und  auf  Antrag  oder  von  amtswegen  Beweise  zu  er- 
heben, Zeugen  und  Sachverständige  zu  ver- 
nehmen usw.  (§  18). 

Um  die  Kostenberechnung  besser  zu  regeln,  soll  die 
Tätigkeit  der  Schiedsgerichte  durch  die  Gebühren  des 
jeweiligen  deutschen  Gerichtskostengeseßes  erster  In- 
stanz in  gleichartigen  Fällen  abgegolten  werden.  Der 
Streitwert  darf  nicht  mehr  als  das  fünffache  des  jewei- 
ligen Jahresbetrages  betragen  und  höchstens  auf  2 Mil- 
lionen Mark  festgeseßt  werden.  Erscheint  die  Festseßuny 
eines  höheren  Streitwertes  für  angebracht,  so  hat  das 
Reichswirtschaftsgericht  darüber  zu  entscheiden. 

Ganz  neu  in  der  Bekanntmachung  sind  die  Vor- 
schriften über  „die  Beseßung  der  entscheidenden  Senate 
und  das  Verfahren  des  Reichswirtschafts- 
gerichts“ als  Berufungsinstanz.  Beim  Reichs- 
wirtschaftsgericht ist  ein  Senat  zu  bilden,  bestehend  aus 
1 rechtskundigen  Vorsißenden  und  4 Beisißern  (§  27), 
von  denen  2 von  dem  Senatspräsidenten  aus  der  Zahl 
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der  von  dem  wirtschaftspoliiischen  Ausschuß  des  vor- 
läufigen Reichswirtschaftsraies  vorgeschlagenen  und  von 
dem  Präsidenten  des  Reichswirtschafisgerichis  berufenen 
sachverständigen  Beisißern  des  Gerichts  zu  bestimmen 
sind.  Der  3.  und  4.  Beisißer  ist  von  je  einer  Partei  nach 
Belieben  zu  benennen. 

Das  Verfahren  ist  in  Anpassung  an  das  vor  dem 
Reichswirtschaftsgericht  übliche  Verfahren  möglichst 
praktisch  und  einfach  gestaltet.  Von  besonderem  Inter- 
esse ist  (§  31),  daß  die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts,  das 
den  angefochtenen  Spruch  gefällt  hat,  zu  seiner  Erläu- 
terung und  zur  Auskunft  über  die  Vorverhandlungen  dem 
Reichswirtschaftsgericht  verpflichtet  sind. 

Das  Reichswirtschaftsgericht  ist  außer  für  die  Fest- 
seßung  außerordentlich  hoher  Streitwerte  in  erster  In- 


stanz auch  für  alle  Beschwerden  gegen  die  Entschei- 
dungen über  die  Höhe  der  Schiedsgerichtskosten  zu- 
ständig, und  zwar  genügt  in  diesem  Falle  die  Beseßung 
mit  einem  Vorsißenden  und  2 Beisißern  beim  Reichswirt- 
schaftsgericht. 

Das  Reichswirtschaftsgericht  und  sein  den  beson- 
deren wirtschaftlichen  Erfordernissen  der  vorliegenden 
Materie  entsprechend  praktisch  zusammengeseßter  Senat 
wird  besonders  geeignet  sein,  in  dem  Widerstreit  hoch- 
bedeutsamer  Interessen  das  richtige  Urteil  zu  finden  und 
dem  deutschen  Wirtschaftsleben  auf  dem  Gebiete  der 
Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätswirtschaft  durch  seine 
Entscheidungen  bedeutsame  Richtlinien  zu  gewähren  und 
damit  dem  wirtschaftlichen  Wiederaufbau  in  erheblichem 
Maße  zu  dienen.  (123) 


Die  Unverbindlichkeit  der  Richtlinien  für  Abrüstungs- 

enischädigung.  - zf* 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Leop.  Landsberger. 


Die  Reichsverfassung  stellt  für  den  Fall  der  Enteig- 
nung den  Grundsaß  der  „angemessenen  Entschädigung“ 
(Art.  153)  auf.  Diesen  Grundsaß  wiederholt  das  sogen 
Enteignungsgeseß  (31.8.19  Reichsgeseßbl.  S.  152)  mit 
ausdrücklichen  Worten  (§  6 Abs.  1).  Im  einzelnen  sollen 
über  Art  und  Umfang  der  Entschädigung  für  jedes  Wirt-, 
schaftsgebiet  Richtlinien  aufgestellt  werden,  und 
zwar  seitens  der  Reichsregierung  unter  besonderer  par- 
lamentarischer Kontrolle  (§  6 Abs.  2).  Veröffentlicht  und 
in  Kraft  getreten  sind  bislang  vor  allem  die  sogenannten 
Abrüstungsentschädigungs-Richtlinien  vom  27.  Mai  1920 
(Reichsgeseßbl.  S.  1111),  deren  Vorschriften  die  Berech- 
nung der  aus  Anlaß  der  Durchführung  der  Artikel  169  — 
Ablieferung  sämtlicher  Waffen,  Munitionsvorräte  und 
Kriegsgeräte  — , 192  — Ablieferung  des  gesamten  Kriegs- 
schiffsmaterials  einschließlich  Munition,  Minen  usw.  — , 
202  — Ablieferung  des  Luftfahrzeugmaterials  einschließ- 
lich der  Land-  und  Wasserflugzeuge,  der  Lenkluftschiffe, 
der  Luftschiffhallen,  Luflfahrzeugmotoren,  Zellen,  Bord- 
inslrumente  — , 238  — Rücklieferung  sämtlicher  aus  den 
ehemals  von  deutschen  Truppen  beseßt  gewesenen  alli- 
ierten Ländern  entfernten  Gegenstände  — zu  gewäh- 
renden Entschädigungen  regeln  und  die  Liquidations- 
richtlinien  vom  26.  Mai  1920  (Reichsgeseßbl.  S.  1101),  die 
allerdings  mit  Ausnahme  des  § 1,  der  die  Entschädigung 
bei  der  Enteignung  von  Gegenständen  regelt,  die  wäh- 
rend des  Krieges  in  Deutschland  liguidiert  und  auf 
Deutsche  übertragen  waren,  demnächst  durch  ein  Li- 
quidationsschadengeseß  erseßt  werden  sollen.  Binnen 
kurzem  werden  die  sogenannten  „Binnenschiffahrts- 
entschädigungs-Richllinien“  erlassen  werden,  die  die 
Entschädigung  für  das  gesamte  abzuliefernde  Binnen- 
schiffahrtsmaterial feststellen. 

Bereits  bei  der  Anwendung  der  Abrüstungsentschä- 
digungs-Richtlinien  ist  die  Streitfrage  entstanden,  ob 
den  Richtlinien  Verbindlichkeit  nur  für  die  Verwaltungs- 
behörde beizumessen  sei  oder  auch  für  das  Reichswirt- 
schaftsgericht selbst,  das  gegenüber  dem  Festseßungs- 
bescheide  der  Verwaltungsbehörde  „endgültig  über  die 
Art  und  den  Umfang  der  Entschädigung“  befinden  soll. 
(§  7 Abs.  2 Enteignungsgeseß).  Die  Verbindlichkeit  auch 
für  das  Reichswirtschaftsgericht  ist  wiederholt  von  ein- 
zelnen Senaten1)  und  schließlich  auch  vom  großen  Senat 


0 Vgl.  Wiiedersum  in  Wirtschaftsrecht  und  Wirtschafts- 
pflege Heft  3,  S.  20,  Juristische  Wochenschrift  1.10.20,  S.  797. 


in  seiner  Entscheidung  vom  5.  2.  21 2)  ausgesprochen 
worden. 

Die  Unterwerfung  des  Reichswirtschaftsgerichts 
unter  die  Richtlinien  ist  zu  beklagen,  weil  das  Gericht 
sich  hier  in  einer  Frage  von  größter  wirtschaftlicher 
Tragweite  die  eigene  Kompetenz  begrenzt  hat.  Die  Be- 
gründung wirkt  m.  E.  nichts  weniger  als  überzeugend. 

Von  vornherein  seßt  sich  das  Gericht  über  den  ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauch  hinweg,  indem  es  in  den 
bloßen  „Richtlinien“  eine  allgemein  bindende  Ver- 
ordnung erblicken  will.  An  sich  würde  niemand  unter 
„Richtlinien“  etwas  anderes  verstehen  als  Leitsäße  für 
den  Regelfall,  unbeschadet  des  Rechts  auf  Abweichung 
im  Sonderfall.  Staatsrechtlich  ausgedrücki  würde  man 
in  den  Richtlinien  nicht  Rechtsverordnungen,  sondern 
lediglich  Verwaltungsverordnungen  erblicken,  die  zwar 
von  den  nachgeordneten  Verwaltungsbehörden,  nicht 
aber  von  den  unabhängigen  Gerichten  zu  respektieren 
wären.  Gegenüber  dieser  Vermutung  kraft  allgemeinen 
Sprachgebrauchs  will  sich  die  Entscheidung  auf  eine 
auch  sonst  abweichende  Terminologie  in  der  neuesten 
Geseßgebung  berufen,  insbesondere  auf  die  „Richt- 
linien“ der  sogenannten  Vorentschädigungs-Verord- 
nungen3).  Allein,  ist  es  schon  mißlich,  die  Terminologie 
einer  späteren  Verordnung  für  die  Auslegung  einer 
früheren  Vorschrift  heranzuziehen,  so  trifft  das  Beispiel 
auch  sachlich  nicht  zu.  Denn  auch  die  Vorentschä- 
digungs-Richtlinien  sind  nichts  anderes  als  bloße  Ver- 
waltungsverordnungen. Erlassen  sind  sie  — zur  „tun- 
lichst beschleunigten  Durchführung  einer  großzügigen 
Hilfsaktion“  — von  der  Reichsregierung  selbst,  die  ohne 
ausdrückliche  Delegation  zum  Erlaß  von  Rechtsver- 
ordnungen verfassungsmäßig  nicht  legitimiert  wäre4 *). 
Bezeichnenderweise  fehlt  den  Eingangsworten  dieser 
Verordnungen  denn  auch  die  Angabe  der  Geseßes- 
bestimmungen,  auf  Grund  deren  sie  erlassen  wären6), 
wie  auch  nicht  zu  übersehen  ist,  daß  die  Entschädigungs- 


2)  cf.  Deutsche  Wirtschafts-Zeitung  1921,  Nr.  7. 

3)  Richtlinien  der  Reichsregierung  für  die  Entschädigung 
der  Ausländsdeutschen  v.  15.11.19,  von  Elsaß  - Lothringern 
v.  4.1.20  und  von  Kolonialdeutschen  v.  15.1.20. 

ä)  cf.  Anschuß,  die  Verfassung,  des  Deutschen  Reiches 

1921,  Anm.  zu  Art.  77. 

B)  cf.  hierzu  Laband,  Deutsches  Staatsrecht  5.  Aufl.,  Bd.  II, 
§58,  S.  97,  Anm.  1. 
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Richtlinien  für  die  Ausländsdeutschen  nur  im  Deutschen 
Reichsanzeiger  und  nicht  im  Reichsgesefeblatt  publiziert 
sind,  also  schon  aus  diesem  formalen  Grunde  nicht  als 
Rechtsverordnung,  sondern  nur  als  Verwaltungsverord- 
nung bindende  Kraft  hätten0).  Aber  auch  materiell  haben 
diese  Vorschriften  nicht  den  Charakter  von  R e ch  t s - 
säfeen6 7);  immer  wieder  wird  betont,  dafe  den  Antrag- 
stellern „vorbehaltlich  späterer  gesetzlicher  Regelung" 
ein  Rechts  anspruch  auf  die  Vorschüsse,  Beihilfen  und 
Unterstützungen  nicht  zustehe8 *),  so  dafe  also  eine  unbe- 
dingte Bindung  der  Staatsbehörde  gegenüber  dem  ein- 
zelnen Betroffenen  nicht  vorliegt.  Hierüber  können  auch 
gewisse  richterähnliche  Kautelen  nicht  hinwegtäuschen, 
mit  denen  die  Anwendung  dieser  Verordnungen  um- 
geben ist;  denn  auch  die  eingesefeten  Spruchkommis- 
sionen0) sind  nur  Verwaltungsbehörden10)  und  die  von 
ihnen  gefällten  Sprüche  lediglich  Verwaltungsakte11); 
selbst  die  Funktion  des  Reichswirtschaftsgerichts,  an  das 
hier  in  lefeter  Instanz  der  Einspruch1-)  zulässig  ist,  fällt 
insoweit  darunter;  denn  dieser  Einspruch  steht  nicht  dem 
Betroffenen,  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörde 
{Reichskommissar)  selbst  zu,  und  zwar  „wegen  Ver- 
letzung der  Reichsinteressen";  nicht  also  um  eine 
Rechts  kontrolle  — der  Betroffene  hat  gar  keine 
Rechte  — handelt  es  sich,  sondern  lediglich  um  die 
Funktion  der  Wahrung  einer  einheitlichen  Reichs-Ver- 
waltungspraxis gegenüber  den  über  die  einzelnen  Län- 
der verteilten  Spruchkommissionen.  Nach  alledem  sind 
die  Vorentschädigungs-Richtlinien  — nach  Wesen  und 
Form  — kein  Gesefe,  sondern  generelle  Verwal- 
tungsanordnungen, mit  Rechtswirkungen  nur  innerhalb 
des  Verwaltungsapparates,  dem  gegenüber  sie  sich  mit 
Recht  als  „Richtlinien“  bezeichnen;  und  wenn  „aner- 
kanntermafeen“  das  Reichswirtschaftsgericht  über 
diese  Richtlinien  nicht  hinwegkam,  so  liegt  dies  nicht 
daran,  dafe  es  sich  hier  um  eine  Rechtsverordnung  han- 
delte, sondern  umgekehrt  an  der  — kraft  Delegation  — 
auszuübenden  Verwaltungsfunktion  des  Gerichts,  für 
. welches  die  Verwaltungsverordnung  zugleich  als  einzige 
und  ausschliefeliche  sedes  materiae  statuiert  ist.  An- 
scheinend hat  die  von  hierher  gewohnte  Gebundenheit 
den  Grofeen  Senat  veranlafet,  sich  die  gleiche  Beschrän- 
kung auch  gegenüber  den  Abrüstungs-Entschädigungs- 
Richtlinien  aufzuerlegen. 

An  sich  hätte  natürlich  das  Enteignungsgesefe  die 
Reichsregierung  zum  Erlafe  auch  einer  Rechts  Verord- 
nung delegieren  können,  und  ebenso  selbstverständlich 
hätte  eine  derartige  Delegation  die  Ermächtigung  zu 
einer  Einschränkung  des  verfassungsmäfeigen  Grund- 
satzes von  der  „angemessenen  Entschädigung“  enthalten 
können,  da  ja  die  Reichsverfassung  im  Artikel  153  dahin- 
gehende Vorbehalte  zu  Gunsten  der  Reichsgesefegebung 
vorsieht.  Aber  aus  dieser  biofeen  Möglichkeit  der 
Delegation  folgt  nicht  schon  ohne  weiteres  ihre  T a t - 
sächlichkei  t;denn  das  ist  ja  gerade  die  Frage,  ob 
eine  Delegation  und  gar  eine  derart  weitgehende  De- 
legation hier  erteilt  sein  sollte.  Zu  Unrecht  erblicken 
die  Entscheidungsgründe  ein  Indiz  auch  in  dem  „Auf- 


6) cf.  hierzu  Laband  a.  a.  O.  §58,  S.  110,  S.  107  Nr.  2,  §64 
S.  183. 

7)  cf.  hierzu  Laband  a.  a.  O.  §64,  S.  181  ff. 

8)  cf.  Königsberger-Henrychowski  Auslandschäden  1921 
§ 1,  Anm.  3,  § 6 Anm.  6,  § 10  Anm.  10,  § 14  Anm.  1 und  ebendort 
S.  22  amtl.  Begründung. 

ß)  cf.  Bekanntmachung  der  Reichsregierung  v.  15. 9. 19 
(Reichsgesefebl.  S.  1891). 

10)  cf.  Königsberger  a.  a.  O.  Anm.  1 S.  28  und  dort  zu  § 1 

d.  Bek.  Anm.  5,  S.  273. 

“)  cf.  hierzu  Laband  a.  a.  O.  § 64. 

“)  § 11  Abs.  3 der  Bekanntmachung  a.  a.  O. 


bau  des  Gesefees“,  weil  dieses  die  Zuständigkeit  des 
Reichswirtschaftsgerichts  erst  den  Vorschriften  über  die 
zu  gewährende  Entschädigung  nachfolgen  liefe.  „Der 
Aufbau  der  Gesefee“  ist  an  sich  schon  keine  Quelle 
klarer  Erkenntnis,  insonderheit  bei  dem  Hefetempo  un- 
serer neuzeitlichen  Gesefeesfabrikation,  die  eine  plan- 
volle Systematik  innerhalb  des  Gesefeesstoffes  nur 
selten  kennt.  Wo  aber  hätte  das  Gesefe  vom  Reichswirt- 
schaftsgericht und  seiner  Kompetenz  an  früherer  und  an 
anderer  Stelle  reden  sollen  als  unmittelbar  am  nächsten 
§ 7,  woselbst  das  „Verfahren“  geregelt  ist,  dessen  Krö- 
nung das  Reichswirtschaftsgericht  als  ausgespro- 
chene Rechtskontrolle  bilden  sollte.  Die  aus- 
drückliche Gewährung  dieser  Rechtskontrolle  aber 
widerspricht  der  Annahme,  dafe  der  Reichsregierung  hin- 
sichtlich der  Richtlinien  eine  Delegation  zur  Rechtsver- 
ordnung erteilt  sei;  ausdrücklich  sollte  das  Reichswirt- 
schaftsgericht  „endgültig“  über  Art  und  Umfang  der 
Entschädigung“  befinden,  und  gerade  die  volle  Wieder- 
holung der  Worte,  dafe  die  Richtlinien  über  „Art  und 
Umfang“  der  Entschädigung  aufgestellt  werden,  das 
Reichswirtschaftsgericht  seinerseits  endgültig  „über  Art 
und  Umfang"  befinden  sollte,  drückt  mit  hinreichender 
Deutlichkeit  die  volle  Souveränität  des  Gerichts  aus. 

Indessen  soll  man  der  philologischen  Methode 
bei  der  Auslegung  von  Gesefeen  möglichst  wenig  Spiel- 
raum lassen;  meist  tut  sie  der  Ausdrucksfähigkeit  des 
Gesetzgebers  zu  viel  Ehre  an,  und  sie  unterstellt  oft  Ab- 
sichten, wo  nur  der  blinde  Zufall  waltet.  Weit  sicherer 
läfet  sich  mit  einer  gewissen  Psychologie  ergründen,  dafe 
eine  derartige  Delegation  hier  in  der  Tat  nicht  gegeben 
ist.  Denn  das  Gesefe  statuiert  in  deutlich  fühlbarer 
Wiederholung  den  verfassungsmäfeigen  Grundsafe  der 
angemessenen  Entschädigung,  und  zwar  sowohl  für  den 
Fall  der  Enteignung,  wie  darüber  hinaus  für  den  Fall,  dafe 
eine  Beschlagnahme  nicht  zur  Enteignung  führt.  Erst 
im  nächsten  Absafe  — also  nach  einer  deutlichen  Fer- 
mate — wird  gesagt,  dafe  im  einzelnen  über  Art  und 
Umfang  von  der  Reichsregierung  Richtlinien  aufgestellt 
werden  sollten.  Hätte  es  einen  Sinn,  den  verfassungs- 
mäfeigen Grundsafe  — gewissermafeen  als  einen  rocher 
de  bronce  — voranzustellen,  um  ihn  dann  durch  Blanco- 
Richtlinien  nachträglich  evtl,  völlig  aushöhlen  zu  lassen? 
Gewife  ist  der  Begriff  der  Angemessenheit  auch  in  der 
Verfassung  nicht  fest  umgrenzt,  aber  es  gibt  doch  einen 
Grundbegriff  von  Angemessenheit  frofe  aller  Schattie- 
rungen im  Einzelfall,  und  innerhalb  dieses  Grundbegrif- 
fes hätten  sich  die  Richtlinien  — gleichviel  ob  als  Rechts- 
oder Verwaltungsverordnung  — in  jedem  Falle  halten 
müssen.  Dafe  dies  nicht  der  Fall  geworden  ist,  dafe  die 
Richtlinien  „starr  und  fiskalisch“13)  sind  und  zu  un- 
billigen Härten  offen  sichtlicher  Unangemessenheit 
führen  können,  darüber  scheint  Freund  und  Feind  einig, 
und  insoweit  übrigens  wären  die  Richtlinien  — auch  als 
Rechtsverordnung  — wegen  Überschreitung  der  Dele- 
gation für  das  Reichswirtschaftsgericht  unbeachtlich. 

In  Übereinstimmung  hiermit  erweisen  die  Gesefees- 
materialien,  dafe  den  gesetzgebenden  Körperschaften  der 
Gedanke  einer  Delegation  mit  dem  Ziel  einer  Einschrän- 
kung des  verfassungsmäfeigen  Grundrechts  völlig  fern- 
gelegen hat.  Seitens  der  Regierung  ist  bei  Einbringung 
der  Vorlage  vorweg  und  mit  ausdrücklichen  Worten  be- 
tont worden,  dafe  die  Entschädigungs-Regelung  dem  Ar- 
tikel 153  der  Reichsverfassung  entspräche11),  und  nie- 
mand hat  hieran  später  irgendwie  rütteln  wollen;  nur 
darum  eigentlich  ging  die  Diskussion,  ob  unter  ange- 
messener Entschädigung  stets  die  volle  Entschädigung 


l3)  Wiedersum,  Wirtschaftsrecht  und  Wirtschaftspflege 
Heft  3,  S.  21. 
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zu  verstehen  sei.  Demgegenüber  führte  der  Abgeordnete 
Haas  als  Beispiel14)  an,  ein  Mann  aus  dem  be- 
seiten Gebiet  habe  eine  Maschine  erworben,  die  er 
jetzt  wieder  abgeben  müsse;  dann  dürfte  er  als  Schaden- 
ersatz nur  das  beanspruchen  können,  was  damals  bei 
der  Erwerbung  der  Maschine  aufgewendet  sei,  nicht 
aber,  dafe  der  heutige  Wert  der  Maschine  erseht  werde 
— doch  könne  man,  so  meinte  der  Abgeordnete,  da- 
rüber streiten.  Nach  den  jefeigen  Richtlinien  aber  be- 
kommt jener  Unglücksmann  noch  nicht  einmal  Oie 
eigenen  Gestehungskosten  ersetzt  — nämlich  wenn  er 
die  Maschinen  erst  nach  dem  Stichtag  vom  11.  11.  18 
bzw.  28.  6.  19,  und  zwar  zu  entsprechend  höheren  Frei- 
sen als  damals  erworben  hätte!  Ein  derartiges  „ange- 
messenes“ Ergebnis  und  gar  eine  Ermächtigung  hierzu 
haben  sich  die  gesetzgebenden  Körperschaften  schwer- 
lich vorgestellt.  Zumindest  aber  vertrauten  sie  dem 
Sicherheitsventil  einer  ausreichenden  Rechtskontrolle, 
von  der  die  Regierung  von  vornherein  erklärte,  dafe 
die  Nachprüfung  der  festgesetzten  Ent- 
schädigung durch  richterliche  Behörden 
sichergestellt  se  i14). 

Nach  alledem  möchte  man  meinen,  dafe  eine  Dele- 
gation zum  Erlafe  von  Rechtsverordnungen  zumindest 
mit  ausdrücklichen  Worten  hätte  ausgesprochen  werden 
müssen.  Allerdings  benötigen  andererseits  — und  darin 
hat  der  Grofee  Senat  recht  — blofee  Verwaltungsverord- 
nungen überhaupt  keiner  besonderen  Ermächtigung  im 
Gesetz.  Doch  lagen  hier  die  Verhältnisse  eigenartig; 
denn  die  Richtlinien  sollten  zweckmäfeigerweise  nicht 
blofe  von  dem  an  sich  zuständigen  Ressort  des  Wieder- 
aufbauministeriums erlassen  werden,  sondern  zugleich 
im  Einvernehmen  mit  dem  Reichsminister  der  Finanzen 
und  der  Justiz.  Und  diese  Verkoppelung  bedurfte  aller- 
dings der  ausdrücklichen  gesefelichen  Regelung;  denn 
nach  der  neuen  Reichsverfassung  (11.  8.  19)  ist  die 
Reichsregierung  nicht  mehr  monokratisch  gebildet,  der- 
art, dafe  die  einzelnen  Ressortminister  lediglich  Stell- 
vertreter und  Gehilfen  des  Reichskanzlers  wären,  son- 
dern es  herrscht  nunmehr  der  Grundsatz  der  Selbständig- 
keit der  Ressorts  mit  eigener  parlamentarischer  Ver- 
antwortung des  zuständigen  Reichsministers  (Art.  52  und 
56  Reichsverfassung)15),  so  dafe  also  im  vorliegenden 
Falle  eine  besondere  Brüche  geschlagen  werden  mutzte. 
Damit  nicht  genug,  unterstellte  man  die  Verordnungs- 
gewalten noch  der  politischen  Kontrolle  von  Reichsrat 
und  Parlament,  welch  lefeteres  einen  ständigen  fünf- 
zehngliedrigen  Ausschuß  delegierte,  dem  auch  das  Recht 
auf  Auskunft  über  die  Handhabung  des  Entschädigungs- 
verfahrens beigelegt  wurde.  Aus  diesen  Kautelen  aber 
ein  Argument  für  die  streitige  Delegation  herzuleiten, 
geht  umsoweniger  an,  als  der  Parlamentsausschufe  nicht 
einmal  das  Recht  hätte,  gegebenenfalls  eine  Abände- 
rung schlecht  bewährter  Richtlinien  von  sich  aus  durch- 
zusetzen. Dafe  diese  — vom  Großen  Senat  auch  sonst 
überschätzte  — parlamentarische  Kontrolle  noch  nicht 
einmal  ausreichte,  die  in  praxi  unbefriedigende  Aufstel- 
lung der  in  abstracto  erlassenen  Richtlinien  zu  ver- 


14)  Drucksachen  des  Reichstags  Bd.  329,  83.  Sitzung, 

S.  2592 A. 

19)  cf.  hierzu  Anschüfe  a.  a.  O.  Art.  52  Anm.  2 und  Art.  56 
Anm.  1. 


meiden,  lehrt  der  tatsächliche  Ausgang  der  Dinge. 
Staatsrechtlich  jedenfalls  spräche  die  Beigabe  einer 
derartigen  politischen  Kontrolle  keineswegs  gegen  die 
Vermutung,  dafe  das  Gesetz  lediglich  den  Erlafe  einer 
Verwaltungsordnung  wünschte16),  übrigens  hatte  der 
ganze  Apparat  zugleich  den  Vorzug  bieten  sollen,  dafe 
bei  Bearbeitung  der  einzelnen  Richtlinien  ausgiebiger, 
ais  bei  der  damaligen  Geschäftslage  des  Reichstags 
möglich  gewesen  wäre,  die  Interessen  der  beteiliglen 
Wirtschaftszweige  zu  Gehör  gebracht  werden  konnten17). 
Mithin  fehlte  es  also  nicht  an  guten  Gründen,  um  die 
ganze  Einrichtung  hinreichend  plausibel  erscheinen  zu 
lassen,  auch  wenn  es  dem  Gesefe  nicht  um  den  Erlafe 
von  Rechtsverordnungen  ging.  Wenn  man  aber  den  Weg 
zur  Aufstellung  von  Richtlinien  wählte,  um  eine  ailzu- 
sehr  ins  einzelne  gehende  und  trofedem  immer  „scha- 
blonenmäfeig“  wirkende  Regelung  im  Gesefe  zu  vermei- 
den, so  konnte  das  Gesefe  unmöglich  eine  derartige  Er- 
starrung in  den  „Richtlinien“  wollen;  denn  dann  war 
nichts  gewonnen,  und  die  9 Paragraphen  der  Abrüstungs- 
entschädigungs-Richtlinien  hätten  zur  Not  auch  im  Ge- 
sefe selbst  noch  Plafe  finden  können.  Mit  vollem  Recht 
aber  mochte  die  Gesetzgebung  — gegenüber  manch 
bösen  Erfahrungen  mit  der  Tätigkeit  der  Feststellungs- 
behörden auf  anderen  Gebieten  — danach  trachten,  be- 
reits in  der  Verwaltungsinstanz  umfassende  Kautelen 
zu  schaffen,  um  schon  hier  dem  Betroffenen  frei  von 
einseitig  fiskalischen  Gesichtspunkten  ausreichende  Be- 
rücksichtigung seiner  berechtigten  Interessen  zu  ge- 
währleisten; nur  so  könnte  eine  allzu  häufige  Inanspruch- 
nahme der  Gerichte  vermieden  werden,  die  immer  nur 
die  ultima  ratio  sein  darf  und  im  Interesse  allseitiger 
Ökonomie  nach  Möglichkeit  vermieden  bleiben  mufe. 

Aber  diese  ultima  ratio  richterlicher  Nachprüfung  ist 
in  so  hohem  Grade  erwünscht,  entspricht  so  dringend 
den  Bedürfnissen  unserer  Zeit  mit  ihren  immer  härteren 
Eingriffen  in  die  Privatrechtssphäre,  dafe  — wenn  ein- 
mal die  Rechtskontrolle  gesefelich  gewährt  ist  — nur  die 
dira  necessitas  zu  einer  Versagung  uneingeschränkter 
wirtschafts  gerichtlich  er  Kompetenz  führen  darf.  So 
möchte  man  hoffen,  dafe  der  Grofee  Senat  auf  dem  Wege 
des  § 38  seiner  Verfahrensordnung  baldige  Gelegenheit 
zu  nochmaliger  Überprüfung  und  Reprobierung  seiner 
Entscheidung  erhalte.  Sonst  bliebe  dem  Reichswirt- 
schaftsgericht in  diesen  zahlreichen  auch  wirtschaftlich 
bedeutenden  Entschädigungsfällen  wenig  mehr  als 
eine  Statistenrolle,  die  des  Reichswirtschaftsgerichts 
nicht  recht  würdig  erscheint.  Gerade  in  den  besonders 
schufebedürftigen  Fällen,  in  denen  wegen  ihrer  Beson- 
derheit die  Anwendung  der  allgemein  gültigen  Grund- 
säfee zu  einer  unbilligen  Härte  führen  würde,  müfete  das 
Gericht  auf  eine  also  offenkundig  „unangemessene“ 
Entschädigung  erkennen  und  den  Betroffenen  auf  den 
Gnadenweg  der  — Verwaltungsbehörde  verweisen. 
Dann  aber  hätte  man  auch  in  den  übrigen  Fällen  der 
Verwaltungsbehörde  das  uneingeschränkte  Vertrauens- 
votum erteilen  und  auf  das  Reichswirtschaftsgericht  als 
Rechtskontrolle  gänzlich  verzichten  können. 

(103.) 


16)  cf.  Labarvd  a.  a.  O.  §65  Nr.  3. 

17)  Drucksachen  des  Reichstags  a.  a.  O.  S.  2592. 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspfiege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Die  Notlage  der  deutschen  Kohlenwirtschaft 

wurde  in  der  Sißung  des  Reichskohlenrats  vom  29.  Juli  d.  ). 
vom  Geschäftsführer  des  Reichskohlenrats,  berghauptmann 
bennbold  in  einem  ausführlichen  Bericht  eingehend  ge- 
schildert. Der  Berichterstatter  beschäftigte  sich  am  Schlüsse 
seines  Berichts  u.  a.  mit  den  neusten  Forderungen  der  Re- 
parationskommission, die  für  die  nächsten  drei  Monate 
August  bis  Oktober,  unter  Nichtbeachtung  der  deutschen  An- 
träge, auf  die  Lieferung  von  monatlich  1,725  M i 1 1.  To. 
Steinkohle  (darunter  620  000  To.  Koks  und  100  000  To. 
Koksfeinkohle)  hinauslaufen.  Diese  Forderungen  könnten 
nach  Ansicht  des  Berghauptmanns  Bennhold  nur  mit  einem 
entschiedenen  „Nein“  beantwortet  werden,  ln  Übereinstim- 
mung mit  dem  Urteile  des  Berichterstatters  wurde  von  der 
Vollversammlung  des  Reichskohlenrats  folgende  Entschließung 
angenommen: 

„Der  Reichskohlenrat  und  der  Reichskohlenverband  als 
die  berufenen  Vertretungen  der  deutschen  Kohlenwirtschaft 
halten  das  von  der  Reparationskommission  für  die  Monate 
August  bis  Oktober  1922  neu  festgeseßte  Lieferungsprogramm 
in  Reparationskohle  für  unvereinbar  mit  der  deutschen  Kohlen- 
lage. Diese  hat  durch  den  in  den  leßten  Monaten  eingetre- 
tenen Rückgang  der  deutschen  Steinkohlenförderung  und 
durch  den  oberschlesischen  Verlust  eine  Verschlechterung  um 
mindestens  25  v.  H.  gegenüber  dem  ersten  Vierteljahr  1922 
erfahren.  Das  Programm  trägt  den  notwendigsten  Bedürf- 
nissen Deutschlands  keine  Rechnung,  deren  Berücksichtigung 
der  Friedensvertrag  ausdrücklich  zusichert.  Es  belastet  ange- 
sichts der  geschmälerten  deutschen  Kohlengrundlage  die 
deutsche  Wirtschaft  noch  stärker  als  schon  das  bisherige 
Programm,  dessen  Undurchführbarkeit  die  Erfahrung  bereits 
gelehrt  hat.  Während  in  Deutschland  bitterste  Kohlennot 
herrscht,  besteht  in  den  beiden  Empfangsländern  Frankreich 
und  Belgien,  wie  auch  in  England  Kohlenüberfluß,  der  sich  in 
einer  starken  Anhäufung  von  Lagervorräten,  von  Feier- 
schichten und  selbst  Grubenstillegungen  äußert.  Außerdem 
führt  die  Ausführung  des  Programms  zu  unwirtschaftlichen 
und  geradezu  widersinnigen  Gegentransporten.  Aus  allen 
diesen  Gründen  erachten  der  Reichskohlenrat  und  Reichs- 
kohlenverband das  neue  Programm  für  unerfüllbar  und  er- 
warten seine  Ablehnung  durch  die  Reichsregierung.“ 

(142.) 

Wie  der  deutsche  Handel  ini  Auslande 
geknebelt  wird. 

ln  Australien  ist  die  Einfuhr  deutscher  Waren  infolge 
des  bestehenden  Handelsverbotes  heute  noch  untersagt,  wäh- 
rend von  deutscher  Seite  dem  australischen  Staatenbunde 
auf  Grund  des  F.  V.  bekanntlich  das  Recht  der  Meist- 
begünstigung eingeräumt  werden  mußte.  Nun  beabsichtigt  die 
australische  Regierung,  vom  1.  August  d.  ).  ab  das  Handels- 
verbot aufzuheben,  so  daß  Aussicht  besteht,  daß  diese  völlig 
widersinnige  Hemmung  unseres  Ausfuhrhandels  nach  Austra- 
lien endlich  beseitigt  wird.  Leider  kann  aber  nicht  das  aut 
gerechnet  werden,  daß  das  Einfuhrverbot  gegen  alle 
deutsche  Waren  aufgehoben  wird,  denn  es  wird  von  austra- 
lischer Seite  beabsichtigt,  die  seit  dem  Februar  1919  be- 
stehende Sperre  gegen  Anilinfarben  und  Farb- 
stoffe, die  nicht  britischen  Ursprungs  sind,  weiter  bestehen 
zu  lassen.  Nach  wie  vor  bleiben  also  deutsche  Teer- 
farbstoffe von  der  Einfuhr  nach  Australien  ausgeschlossen, 
und  das  nur  zu  dem  Zweck,  um  britische  Erzeugnisse  der 
gleichen  Art  vor  Konkurrenz  — insbesondere  vor  der  deut- 
schen Konkurrenz  — zu  schüßen.  Dabei  ist  es  in  England 
offenkundig,  daß  der  mit  gewaltigen  Mitteln  und  mit  Unter- 
stüßung  der  englischen  Regierung  unternommene  Versuch,  in 
England  eine  Farbstoffindustrie  großen  Stiles  einzuführen, 
fehlgeschlagen  ist.  Troßdem  bleibt  es  dabei:  deutsche  Farb- 
stoffe dürfen  nach  Australien  nicht  eingeführt  werden! 

Eine  ganz  einseitige  Schädigung  des  deutschen  Handels 
ist  in  Ägypten  von  der  ägyptischen  Regierung  herbei- 
geführt worden.  Dort  hatte  der  deutsche  Geschäftsträger  an 
die  Regierung  das  Ersuchen  gerichtet,  allen  deutschen  Ge- 
schäftshäusern die  Bewilligung  zur  völligen  Wiederaufnahme 


ihrer  Handelstätigkeit  in  dem  unabhängigen  Staate  zu  ge- 
statten und  zu  diesem  Zweck  das  bestehende  Niederlassungs- 
verbot für  Deutsdie  aufzuheben.  Staft  nun  diesem  gewiß 
doch  berechtigten  Wunsche  zu  entsprechen,  lehnte  die  ägyp- 
tische Regierung  das  Ersuchen  mit  der  Begründung  ab:  daß 
angesichts  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Krisis  Ägypten 
kein  erfolgversprechendes  Betätigungsfeld  für  den  deutschen 
Handel  darstelle,  und  daß  es  daher  zwecklos  wäre,  der  An- 
regung des  deutschen  Geschäftsträgers  zu  entsprechen.  Das 
die  Antwort  des  Vertreters  des  „unabhängigen“  ägyptischen 
Staates,  die  zunächst  beweist,  daß  der  ägyptische  Staat  noch 
immer  von  England  seine  Weisungen  erhält,  denn  der 
Ägypter  hat  doch  kein  Interesse  daran,  deutsche  Kaufleute 
vom  Lande  fernzuhalten,  wohl  aber  besteht  beim  englischen 
Händler  ein  Interesse  daran,  der  deutschen  Konkurrenz  auch 
in  Ägypten  Schwierigkeiten  zu  bereiten.  Ferner  zeigt  die 
Antwort  deutlich,  wie  schwer  es  dem  ägyptischen  Vertreter 
gefallen  sein  muß,  eine  Begründung  für  seine  abschlägige 
Antwort  zu  finden,  denn  sein  Hinweis  auf  die  wirtschaftliche 
Krisis  in  Ägypten  als  Hinderungsgrund  ist  dodi  lediglich  ein 
Verlegenheitstrick.  Mag  in  Ägypten  eine  wirtschaftliche  Krisis 
bestehen:  das  Risiko,  troßdem  Handelsverbindungen  mit 

Ägypten  persönlich  wieder  anzuknüpfen,  sollte  man  ruhig 
dem  deutschen  Kaufmann  überlassen,  nicht  aber  den  Anschein 
erwecken,  als  wenn  man  ihn  durch  Fernhalten  vom  ägyptischen 
Markte  vor  Schaden  bewahren  wollte.  Wärt. 

(141.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel,  Senatspräsident  beim  R.  W.  G. 
Ohne  Eigentumsnachweis  keine  Entschädigung  für  Ablieferung 
von  Heeresgut. 

Der  Antragsteller,  Kaufmann  S.  in  W.,  hat  über  700  Bosch- 
Magnete  Z H 6 und  mehrere  hundert  Anlasser  nach  Maßgabe 
des  Art.  202  des  Friedensvertrags  und  auf  Grund  des  Ent- 
eignungsgeseßes  vom  31.  August  1919  (RGbl.  S.  1527)  heraus- 
geben müssen.  Die  Entschädigungsbehörde  hat  ihm  dafür  eine 
Entschädigung  von  rund  250  000  M.  zugebilligt.  Das  Reich  hat 
demgegenüber  die  Entscheidung  des  Reichswirtschaftsgerichts 
angerufen  und  beantragt,  dem  Antragsteller  jede  Entschädi- 
gung zu  versagen,  da  er  den  ihm  nach  § 3 der  Verordnung 
vom  23.  Mai  1919  (RGbl.  S.  477)  obliegenden  Nachweis  des 
redlichen  Erwerbs  der  Gegenstände  nicht  zu  führen  ver- 
mocht habe. 

Der  Antragsteller  hat  erwidert: 

1.  die  Gegenstände  seien  ihm  zu  Unrecht  weggenommen 
worden; 

2.  es  bestehe  keinerlei  Vermutung  dafür,  daß  die  Gegen- 
stände aus  Heeresbeständen  stammten,  zumal  feststehe, 
daß  die  Firma  Bosch  Z H 6-Magnete  auch  an  Private 
verkauft  habe.  Noch  vor  ganz  kurzer  Zeit  seien  dem 
Antragsteller  Z H 6-Magnete  im  freien  Verkehr  an- 
geboten  worden; 

3.  der  Nachweis  des  redlichen  Erwerbs  sei  von  ihm  durch 
Vorlage  der  Rechnungen  seiner  Verkäuferin  geführt. 

Das  Reichswirtschaftsgericht  hat  die  Entsdieidung  der 
Entschädigungsbehörde  aufgehoben  und  eine  Entschädigung 
versagt. 

Aus  der  Begründung: 

Der  Einwand  der  Antragstellerin,  daß  die  Gegenstände 
zu  Unrecht  weggenommen  worden  seien,  ist  im  Verfahren 
vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  unbeachtlich.  Dem  Reichs- 
wirtschaftsgericht liegt  die  Nachprüfung  der  Geseßmäßigkeit 
von  Enteignungen  nach  Maßgabe  des  Enteignungsgeseßcs 
nicht  ob.  Es  hat  lediglich  über  die  Festseßung  der  Ent- 
schädigung zu  erkennen. 

Nach  § 3 der  Verordnung  vom  23.  Mai  1919  gelten  Gegen- 
stände, die  ausschließlich  militärischen  Zwecken  dienen,  sowie 
andere  Gegenstände,  die  aus  Beständen  der  Heeres-  oder 
Militärverwaltung  stammen  oder  deren  Herkunft  aus  solchen 
Beständen  den  Umständen  nach  anzunehmen  ist,  auch  in 
Privatbesiß  als  der  Heeres-  oder  Marineverwaltung  gehörig, 
es  sei  denn,  daß  der  Erwerb  des  Eigentums  nachgewiesen  wird. 


90 


DEUTSCHE  WIRTSC  H AETS-ZEITUNG 


Der  Senat  hat  auf  Grund  eigener  Sachkunde  festgestellt, 
daß  im  vorliegenden  Fall  den  Umständen  nach  anzunehmen 
ist,  daß  die  von  dem  Antragsteller  erworbenen  ZH6-Bosch- 
Magnete  und  Anlasser  aus  Beständen  der  Heeres-  oder 
Marineverwaltung  stammen.  Z H 6-Magnete  wurden  nahezu 
ausschließlich  zum  Einbau  in  Heeresflugzeuge  verwandt,  wie 
dies  auch  die  Firma  Bosch  ausdrücklich  bestätigt  hat.  Wenn 
tatsächlich  eine  geringe  Anzahl  von  Magneten  in  Privathand 
gelangt  ist,  so  ist  die  Möglichkeit,  daß  gerade  solche  Gegen- 
stände in  den  Besiß  des  Antragstellers  gekommen  sein 
sollten,  insbesondere  nach  den  in  der  Verhandlung  vor; 
getragenen  glaubhaften  Auskünften  der  beteiligten  Firmen,  so 
gering,  daß  diese  Möglichkeit  die  Vermutung  des  § 3 a.  a.  O. 
nicht  widerlegen  kann.  Die  Tatsache,  daß  heute  ZH  6-Magnete 
im  Handel  erhältlich  sind,  ist  gleichgültig,  da  nicht  feststeht, 
ob  diese  Gegenstände  nicht  ebenfalls  aus  Heeresbesiß 
stammen  oder  ob  es  sich  um  neu  angefertigte  Apparate 
handelt. 

Dem  Antragsteller  lag  somit  der  Nachweis  des  Erwerbs 
des  Eigentums  an  Magneten  und  Anlassern  ob.  Hierzu  ge- 
nügte die  Vorlage  von  Einkaufsrechnungen  nicht.  Selbst  wenn 
man  unterstellen  will,  daß  der  Antragsteller  die  Gegenstände 
von  K.  gekauft  hat,  so  muß  doch  der  weitere  Nachweis  des 
rechtmäßigen  Übergangs  der  Gegenstände  von  Heer  oder 
Marine  in  den  Privatbesiß  verlangt  werden.  Der  Antragsteller 
kann  sich  in  diesem  Verfahren  auch  nicht  darauf  berufen,  daß 
ihm  die  Erfassungsstelle  diesen  Nachweis  unmöglich  gemacht 
habe;  ihm  stand  vor  der  Beschlagnahme  genügend  Zeit  zur 
Verfügung,  die  Nummern  der  Magnete  aufzuzeichnen,  wie 
dies  von  jedem  ordentlichen  und  redlichen  Kaufmann  ge- 
fordert werden  muß,  und  auch  — schon  zur  Sicherung  gegen- 
über etwaigen  Ersaß-  oder  sonstigen  Ansprüchen  seiner  Ab- 
nehmer — beobachtet  zu  werden  pflegt.  Tat  er  dies  nidit,  so 
hat  er  die  Folgen  zu  tragen.  Eine  Entschädigung  für  die 
Magnete  und  Anlasser  konnte  dem  Antragsteller  daher  nicht 
zugebilligt  werden. 

(Urt.  v.  4.  Mai  1922  - IXä  A.  V.  2/22  -.1  (120.) 

Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Entscheidungen. 

F r a n z ö s i s c h - D e u t s c h e r Gemischter 
Schiedsgerichtshof. 

Urteil  vom  24.  Mai  1922  in  Sachen 

Französisches  Ausgleichsamt  ./.  Reichsausgleichsamt 
S.  II.  36. 

Vor  dem  Kriege  hatten  zahlreiche  französische  Staats- 
angehörige sehr  erhebliche  Beträge  in  Wertpapieren  bei 
deutschen  Banken  in  Verwahrung  gegeben.  Die  Bank  trennte 
die  Coupons  ab  und  schrieb  sie  gut,  wie  bei  jedem  anderen 
Kunden.  Unter  diesen  Papieren  befanden  sich  naturgemäß 
zahlreiche  ausländische,  und  es  hat  sich  nun  im  Ausgleichs- 
verfahren eine  eigentümliche  Rechtsfrage  ergeben; 

Wir  gehen  von  einem  einfachen  Zahlenbeispiel  aus, 
runden  die  Zahlen  der  leichteren  Übersichtlichkeit  halber 
etwas  ab,  und  seßen  für  1 englisches  Pfund  = 20  M.,  für 
1 M.  - 1,25  Frcs.  und  für  1 Pfund  = 25  Frcs.,  und  können  uns 
so  die  Frage,  um  die  es  sich  handelt,  an  folgendem  einfachen 
Zahlenbeispiel  klar  machen: 

Der  Franzose  hat  der  Bank  englische  Papiere  zur  Ver- 
wahrung gegeben.  Die  Bank  schrieb  vor  dem  Kriege  je  einen 
Coupon  im  Werte  von  1 Pfund  mit  20  M.  gut,  hierfür  konnte 
sich  der  Franzose  25  Frcs.  kaufen.  Nachdem  der  Krieg  aus- 
gebrochen  war,  seßte  die  Bank  das  bisherige  Verfahren  fort. 
Unterdessen  war  aber  die  deutsche  Währung  gefallen,  und  ein 
Pfundcoupon  war  nicht  mehr  20  M.,  sondern  30  M.  wert.  Die 
Bank  brachte  daher  dem  Kunden  30  M.  gut. 

Wie  wir  in  dem  einleitenden  Aufsaß1)  gesehen  haben,  ist 
das  Markguthaben  des  Franzosen  zum  Vorkriegskurse,  also 
wie  oben  angenommen,  zu  rund  1 M.  = 1,25  Frcs.  zu  valori- 
sieren.  Französische  Gläubiger  haben  nun  jeßt  im  Ausgleichs- 
verfahren verlangt,  daß  ihnen  der  genannte  Betrag  von  30  M. 
valorisiert  werde,  während  von  deutscher  Seite  nur  die 
Valorisierung  des  Vorkriegswertes  des  Pfundes  in  Höhe  von 
20  M.  zugebilligt  wurde.  Es  wurde  dabei  von  deutscher  Seite 
namentlich  auf  folgende  zwei  Gesichtspunkte  hingewiesen: 


Erstens,  daß  in  Wirklichkeit  überhaupt  gar  kern  Markgut-, 
haben  des  Franzosen  bestehe,  sondern  nur  ein  Pfundguthaben, 
weil  die  Bank  für  den  Pfundcoupon  tatsächlich  ein  Pfund  und 
nicht  20  M.  erlöst  habe;  wenn  sie  dem  Kunden  statt  dessen 
20  oder  30  M.  gutgebracht  habe,  so  sei  dies  nur  von  buchtech- 
nischer Bedeutung;  in  anderen  Fällen  hätten  derartige  Kunden 
überhaupt  Valutakonten  unterhalten.  Es  komme  also  in  Wirk- 
lichkeit gar  nicht  die  Valorisierung  eines  Markbetrages, 
sondern  die  Valorisierung  eines  Pfundbetrages  in  Betradit; 
der  Vorkriegskurs  eines  Pfundes  sei  aber  25  Frcs. 

Zweitens  führe  die  französische  Auffassung  zu  einem 
offenbar  unbilligen  Ergebnisse,  denn  die  Vorschrift  des 
Friedensvertrages  über  die  Valorisierung  verfolge  den  Zweck, 
die  während  des  Krieges  entstandenen  Entwertungen  einzelner 
Währungen  auszuschalten.  Im  vorliegenden  Falle  würde  aber 
der  Franzose,  wenn  man  der  französischen  Ansicht  folge,  nicht 
nur  gegen  die  Folgen  der  Markentwertung  geschüßt  werden, 
sondern  auf  Kosten  des  Reiches  oder  des  deutschen 
Schuldners  noch  ein  Geschäft  machen;  denn  wenn  die  30  M. 
valorisiert  würden,  so  ergebe  dies  37,50  Frcs.,  der  Franzose 
erhalte  also  für  sein  Pfund  nicht  25  Frcs.,  sondern  37,50  Frcs. 

Das  Schiedsgericht  hat  sich  nun  erfreulicherweise  der 
Auffassung  in  der  oben  zitierten  Entscheidung,  in  der  es  sich 
um  rumänische  Werte  handelt,  angeschlossen.  Es  hat  seine 
Ansicht  kurz  dahin  begründet,  daß  das  Vertragsverhältnis 
zwischen  der  Bank  und  ihren  Kunden  gemäß  Artikel  299  des 
Versailler  Vertrags  aufgelöst  sei,  und  daß  es  ein  unbilliges 
Ergebnis  wäre,  den  Kunden  zu  gestatten,  auf  Kosten  der  Bank 
einen  Vorteil  zu  erringen,  der  daraus  entspränge,  daß  che 
Bank  seine  Interessen  auch  während  des  Krieges  wahr- 
genommen habe. 

Die  beteiligten  deutschen  Banken  haben  bisher  auf  dem 
Standpunkt  gestanden,  daß  diese  Frage  für  sie  ohne  Be- 
deutung sei,  da  ihnen  das  Reich  nach  dem  gegenwärtig 
geltenden  Ausgleichsgeseß  den  ganzen  Valutaunterschied  ab- 
nimmt, und  sie  im  Wege  der  inneren  Abrechnung  an  das  Reich 
nur  Mark  zu  zahlen  haben.  Ob  dieser  Standpunki  gerecht- 
fertigt war,  kann  hier  auf  sich  beruhen.  Jedenfalls  wird  sich 
die  Sachlage  durchaus  ändern,  und  diese  Entscheidung  auch 
das  Interesse  der  Banken  finden,  sobald,  wie  zu  erwarten  ist, 
die  beabsichtigte  Abänderung  des  Ausgleichsgeseßes  in  Kraft 
getreten  sein  wird,  wonach  auch  der  deutsche  Schuldner  einen 
Teil  des  Valutaschadens  zu  tragen  hat. 

(122.)  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Rieding  er. 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Der  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilli- 
gung erließ  folgende  Bekanntmachung: 

Aus-  und  Einfuhrbewilligung  von  Waren  für 
im  September  1922  in  Breslau  stattfindende  Messe.  29.  6. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  13.  7.). 

Die  Zulaufsgenehmigungen  für  Weine  im  Ver- 
kehr mit  den  beseßten  westlichen  Reichsgebieten.  29.  6. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  12  Juli). 

Das  Reichsversicherungsamt  erließ  Ausfüh- 
rungsbestimmungen über: 

Das  Verfahren  nach  dem  Geseß  über  Erhöhung  der 
Zulagen  in  der  Unfallversicherung  vom  3.  6.  22  (RGbl.  1 
S.  506),  1.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  12.  7.). 

Der  Präsident  des  Reichspatentamtes  erließ 
eine  Bekanntmachung  zur 

Erläuterung  der  Bestimmungen  über  die  Anmeldung 
von  Gebrauchsmustern  vom  21.  11.  1911.  1.  7.  (Deut- 
scher Reichsanzeiger  vom  12.  7.). 

über  den  vor  Eintragung  eines  Warenzeichens  zu  ent- 
richtenden Druckkostenbeitrag.  1.  7.  (Deutscher 

Reichsanzeiger  vom  12.  7.). 

Die  Reichsanstalt  für  Maße  und  Gewichte 
erließ  eine  Bekanntmachung  über: 

Änderung  und  Ergänzung  der  E i c h o r d n u n g.  26.  6. 
(RGbl.  1 S.  525). 

Der  Preuß.  Minister  für  Volkswohlfahrt  er- 
ließ eine  Anordnung  über: 

Verlängerung  von  auf  Grund  der  Mieterschuß-  und 
Wohnungsmangelverordnung  erlassenen  Anordnungen,  27.  6. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  29.  Juni).  (132  b.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Anschriften  auf  Postsendungen  nach  Polen. 

Dem  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  sind  Klagen 
zugegangen,  daß  Sendungen  mit  deutsdien  Ortsbezeichnungen 
von  der  polnischen  Post  beanstandet  werden.  Ähnliche  Be- 
schwerden haben  im  vergangenen  Jahre  dem  Reichspost- 
ministerium Anlaß  gegeben,  bei  der  polnischen  Postverwal- 
tung Vorstellungen  zu  erheben.  Der  Reichspost- 
minister teilte  am  26.  Juli  d.  ).  dem  Deutsdien  Industrie- 
und  Handelstag  mit,  daß  polnischerseits  Maßnahmen  zur  Ab- 
stellung dieser  Vorkommnisse  getroffen  worden  sind.  Falls 
erneut  Klagen  vorliegen,  bittet  der  Deutsche  Industrie-  und 
i laudelstag  um  Mitteilung. 

Haftpflicht  der  Reichsbahn. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  hat  in  seiner 
Eingabe  vom  12.  )uni  d.  J.  den  Reichsrat  gebeten, 

1.  sidi  gegen  die  vorgeschlagene  Änderung  der  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  Liber  die  Haftung  der  Eisen- 
bahn auszusprechen  und  dafür  einzutreten,  daß  die  gegen- 
wärtige Grenze  der  Ersaßleistungen  für  Kostbarkeiten  infolge 
der  großen  Geldentwertung  und  Tariferhöhungen  von  150  M. 
auf  1000  M.  für  1 kg  Rohgewicht  heraufgesetzt  werde, 

2.  für  den  Fall,  dag  troßdem  eine  allgemeine  Beschrän- 
kung der  Haftpflicht  der  Bahn  unvermeidlich  wird,  dahin  zu 
wirken,  daß  diese  Maßnahme 

a)  unter  keinen  Umständen  im  innerdeutschen  Verkehr  frü- 
her durchgeführt  wird,  als  bis  ihre  gleichzeitige  Ein- 
führung im  internationalen  Verkehr  durch  Änderung  des 
internationalen  Frachtübereinkommens  und  vertraglichen 
Abmachungen  mit  den  Eisenbahnverwaltungen  der  Nach- 
barstaaten sichergestellt  ist; 

b)  sich  im  übrigen  auch  in  den  Grenzen  hält,  welche  in  der 
Erklärung  des  Verkehrsausschusses  des  Deutschen  In- 
dustrie- und  Handelstags  vom  31.  lanuar  1921  als  un- 
erläßlich bezeichnet  worden  sind  mit  der  Ergänzung, 
daß  der  Betrag,  bis  zu  dem  die  Eisenbahn  für  Verlust 
oder  Beschädigungen  solcher  Güter  haftet,  für  die  kein 
Wert  angegeben  ist,  nicht  auf  20  M.,  sondern  auf  150  M. 
für  1 kg  Rohgewicht  festgeseßt  werde. 

Vgl.  29.  |ahrg.  S.  282. 

Seehäfenausnahmetarife. 

Auf  die  Eingabe  des  Deutschen  Industrie-  und  Handels- 
tags vom  15.  und  24.  Mai  d.  ).  an  das  Reichsverkehrsministe- 
rium teilte  die  Eisenbahndirektion  Altona  am 
18.  Juli  d.  J.  folgendes  mit: 

„Die  Frage  der  Wiedereinführung  von  Seehafenausnahme- 
tarifen auf  den  deutschen  Eisenbahnen  ist  bereits  vor  - einem 
Jahre  durch  einen  dafür  eingeseßten  Ausschuß  von  Reichs- 
bahndirektionen eingehend  mit  dem  Ergebnis  geprüft  worden, 
daß  damals  ein  Bedürfnis  zur  sofortigen  Einführung  derar- 
tiger Tarife  nicht  anerkannt  werden  konnte.  In  der  Zwischen- 
zeit sind  die  deutschen  Eisenbahnfrachten  wiederholt  wesent- 
lich erhöht  worden,  auch  haben  sich  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse zum  Teil  geändert.  Andererseits  ist  der  Wert  der 
Mark  — insbesondere  auch  seit  Mai  1922  — stark  gefallen.. 
Auch  die  Reichsbahn  ist  der  Ansicht,  daß  eine  erneute  Prü- 
fung der  oben  erwähnten  Frage  angezeigt  erscheint.  Für 
deren  Beurteilung  ist,  wie  auch  in  Ihrer  Eingabe  hervor- 
gehoben, die  Wettbewerbsfähigkeit  der  deutschen  Seehäfen 
als  der  natürlichen  Aus-  und  Einfalltore  des  deutschen  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  von  großer  Bedeutung,  und  für  die 
Feststellung  dieser  Wettbewerbsfähigkeit  ist  wiederum  eine 
der  wichtigsten  Unterlagen  die  Vergleichung  der  Frachten  für 
Güter  des  Überseeverkehrs  zwischen  den  deutschen  See- 
häfen und  den  besonders  in  Betracht  kommenden  ausländi- 
schen Wettbewerbshäfen  Antwerpen,  Rotterdam,  Amsterdam 
und  Triest.-  Die  Aufstellung  einer  solchen  Frachtvergleichung 


erschien  in  der  leßten  Zeit  insofern  zwecklos,  als  sie  zum 
Zeitpunkt  ihrer  Fertigstellung  durch  inzwischen  eingetretene 
Frachterhöhung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  bereits  über- 
holt war  und  infolgedessen  keine  vollwertige'  Vergleichunys- 
grundlage  bot.  Auch  der  gegenwärtige  Zeitpunkt  ist  hierfür 
nicht  geeignet,  weil  die  organische  Einarbeitung  der  seit  dem 
1.  Februar  1922  bis  einschließlich  1.  Juli  1922  vorgenommenen 
prozentualen  Frachtzuschläge  in  den  Frachtsaßzeiger  gerade 
jeßt  im  Werk  ist  und  erst,  wenn  das  Ergebnis  dieser  Arbeiten 
und  damit  die  Höhe  der  neuen  Frachtsäße  feststeht,  eine  zu- 
treffende Frachtvergleichung  aufgestellt  werden  kann.  Wir 
werden  die  Aufstellung  alsdann  nach  Möglichkeit  beschleu- 
nigen und  Ihnen  unter  Übersendung  der  Frachtvergleichung 
die  Gelegenheit  geben,  Ihre  schäßenswerten  Ausführungen 
vom  15.  und  24.  Mai  d.  J.  durch  bestimmte  Angaben  darüber 
zu  ergänzen,  für  welche  einzelnen  Güter  Ermäßigungen  der 
Fracht  im.  Verkehr  mit  den  deutsdien  Seehäfen  beantragt 
werden,  und  die  für  die  Einzelprüfung  solcher  Anträge  er- 
forderlichen Unterlagen  namentlich  in  verkehrsstatistischer 
Beziehung  zu  liefern. 

Schon  jeßt  bemerken  wir,  daß  im  Verkehr  mit  den  näher 
zu  Bremen  gelegenen  deutschen  Gebieten  im  allgemeinen 
wettbewerbsfähige  Säße  für  Bremen  genügen  müssen.  Auch 
in  der  Vorkriegszeit  hat  Hamburg  z.  B.  im  Verkehr  mit 
Rheinland-Westfalen  vielfach  höhere  Frachtsäße  gehabt  als 
ausländische  Nordseehäfen. 

Bezüglidi  des  Wettbewerbs  zwischen  Hamburg  und  Triest 
im  Versand  von  Baumwolle  nach  Süddeutschland  bitten  wir 
um  Mitteilung  der  von  den  einzelnen  Baumwolle  verar- 
beitenden Fabriken  in  den  einzelnen  Monaten  von  Januar 
1921  bis  einschließlich  Juli  1922  bezogenen  Mengen  Baum- 
wolle — getrennt  nach  Arten  (amerikanische,  ostindische  und 
ägyptische)  und  nach  Bezugswegen  (Hamburg,  Bremen,  Triest, 
Antwerpen  direkt  auf  der  Eisenbahn,  bis  Mannheim  auf  dem 
Rhein,  dann  Eisenbahn  usw.). 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  bittet  seine 
Mitglieder,  die  im  letzten  Absatz  dieses 
Schreibens  gestellten  Fragen  ihm  baldigst 
zu  beantworten.  Vgl.  29.  Jahrg.  S.  140,  298. 

Umsatzsteuer,  Ubergangsvorschriften. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag 
gab  dem  Reichsminister  der  Finanzen  davon  Kenntnis,  daß 
bei  zahlreichen  Handelskammern  der  Wunsch  besteht,  der 
Reichsrat  möge  sich  doch  noch  entscheiden,  die  Vorschrift 
des  § 209  a über  die  Abwälzbarkeit  der  Umsaß  Steuerdiffe- 
renz für  die  zwischen  dem  1.  Januar  und  8.  April  mitgetätigten 
Umsäße  abzuändern. 

Gleichzeitig  gab  der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag 
davon  Kenntnis,  daß  viele  Handelskammern  jeßt  wieder  in 
ihrer  Auskunftstätigkeit  den  Standpunkt  vertreten,  daß  die 
beanstandete  Bestimmung  des  § 209  a als  ungültig  anzu- 
sehen ist. 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  hat  am 
12.  Juli  1922  erwidert:  „Ich  darf  der  Ansicht  Ausdruck  geben, 
daß  die  noch  teilweise  vorhandene  Beunruhigung  über  die 
Auslegung  des  § 209  a Ausführungsbestimmungen  ihr  Ende 
finden  wird,  sobald  eine  zivilgerichtliche  Entscheidung  er- 
gangen ist.  Ich  nehme  an,  daß  die  beteiligten  Kreise  mit  allem 
Nachdruck  auf  der  baldigen  Herbeiführung  einer  solchen  Ent- 
scheidung bestehen  werden.  Eine  erneute  Beschlußfassung 
des  Reichsrats  zu  § 209  a herbeizuführen,  bin  ich  zu  meinem 
Bedauern  außerstande."  Vgl.  29.  lahrg.  S.  275. 

Zahlungsverkehr  mit  «len  Zollbehörden. 

Der  Präsident  des  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstags  richtete  am  28.  Juli  folgende  Eingabe  an  'den 
Reichsminister  der  Finanzen: 

„Mit  unserem  Schreiben  vom  20.  Juni  d.  J.  (S.  19)  erlaubten 
wir  uns  zu  beantragen,  daß  die  Zahlung  der  Ausfuhrabgabe 
durch  unbestätigte  oder  von  Privatbanken  bestätigte  Schedes 
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allgemein  zugelassen  werden  möchte,  auch  wenn  für  einzu- 
zahlende Firmen  eine  Schecksicherheit  nicht  gestellt  ist.  ln 
Ausnahmefällen  wird  schon  jetzt  die  Zahlung  durch  solche 
Schecks  auch  ohne  Sicherheit  zugelassen,  so  daß  tech- 
nische Neuerungen  für  die  von  uns  vorgeschlagene  Erleichte- 
rung nicht  notwendig  sind.  Es  handelt  sich  nur  darum,  eine 
Gewähr  dafür  zu  schaffen,  daß  die  zahlende  Firma  genügend 
zuverlässig  und  kreditwürdig  ist,  um  von  der  Hinterlegung 
einer  Sicherheit  befreit  werden  zu  können,  ln  Erweiterung 
unserer  Eingabe  vom  20.  Juni  dl  J.  gestatten  wir  uns,  zu  die- 
sem Zwecke  folgende  positive  Vorschchläge  mit  der  Bitte  um 
weitere  Prüfung  zu  unterbreiten: 

t.  Die  Firmen,  die  an  der  erwähnten  Erleichterung  Inter- 
esse haben,  und  den  örtlichen  Zollbehörden  durch  dauernden 
Verkehr  bekannt  sind,  beantragen  bei  der  zuständigen  Han- 
delskammer, zur  erleichterten  Scheckzahlung  zugelassen  zu 
werden.  Handelskammer  tfhd  Zollamt  stellen  gemeinsam  fest, 
ob  die  Firma  die  genügende  Zuverlässigkeit  bietet.  Auf  Grund 
dieser  Feststellungen  nimmt  entweder  das  Zollamt  selbst  oder 
das  Vorgesetzte  Finanzamt  die  Firma  in  die  Erleichterungslisie 
auf.  Damit  wird  der  Annahmezwang  für  die  Zollbehörde  be- 
gründet. 

2.  Die  Zollbehörden  setzen  sich  (was  wenigstens  an  grö- 
ßeren Orten,  also  auch  an  Plätzen  mit  besserem  Verkehr  stets 
leicht  möglich  sein  wird)  telephonisch  mit  der  beteiligten  Bank 
in  Verbindung,  um  festzustellen,  daß  Deckung  für  den  prä- 
sentierten Scheck  vorhanden  ist. 

Da  in  Anbetracht  der  steigenden  Kreditnot  der  Kaufmann- 
schaft nicht  zugemutet  werden  kann,  größere  Summen  in 
Sicherheiten  festzulegen,  bitten  wir  ergebenst  um  nochmalige 
Prüfung  unseres  Antrages  und  würden  im  allgemeinen  Ver- 
kehrsinteresse eine  baldige  Entscheidung  sehr  begrüßen.“ 

Vgl.  S.  19,  45. 

Arbeitslosenversicherung. 

Im  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat  ist  beabsichtigt,  in 
einem  Sonderausschuß  den  Gesetzentwurf  über 
Arbeitslosenversicherung  zu  behandeln.  Bemer- 
kungen zu  dem  Geseßentwurf,  der  in  Nr.  12/13  des  Reichs- 
Arbeitsblatis  (S.  326)  veröffentlicht  ist,  werden  spätestens  bis 
zum  25.  August  erbeten.  Vgl.  29.  Jahrg.  S.  154. 

;,Centro  Germania“,  Montevideo. 

Von  amtlicher  Seite  wird  auf  die  in  Montevideo,  Calle 
Audes  1381  in  spanischer  Sprache  erscheinende  Zeitschrift 
„Centro  Germania"  hingewiesen,  die  jede  Unterstüßung  durch 
deutsche  Firmen  verdient.  Die  Zeitschrift  ist  in  der  Lage, 
Material,  das  für  die  Propaganda  für  das  Deutschtum  in  Süd- 
Amerika  geeignet  ist,  weiter  zu  verbreiten.  Es  empfiehlt  sich, 
derartiges  Material  unmittelbar  oder,  falls  es  mit  Rücksicht 
auf  die  Art  des  Materials  zweckmäßiger  erscheint,  durch  die 
Hand  der  deutschen  Gesandtschaft  in  Montevideo  oder  der 
Abteilung  III  des  Auswärtigen  Amtes  regelmäßig  zugehen  zu 
lassen. 

Wir  bitten,  die  interessierten  Bezirksfirmen  auf  vor- 
stehendes aufmerksam  zu  machen. 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

50 jähriges  Bestehen  der  Handelskammer 
Saalfeld  (Saale). 

Die  Handelskammer  zu  Saalfeld  (Saale)  feierte  am 
17.  Juli  1922  ihr  50  jähriges  Bestehen  mit  einer  Fesisißung,  an 
der  Vertreter  des  Wirtschaftsministeriums  von  Großthüringen, 
des  Landkreises  und  der  Stadt  Saalfeld,  der  benachbarten 
und  befreundeten  Handelskammern  und  Industrieverbände  so- 
wie als  Vertreter  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 
Herr  Dr.  Brandt  teilnahmen.  Die  Bedeutung  des  Tages  wür- 
digten der  Vorsißende  der  Handelskammer  Kommerzienrat 
Nies  und  der  Syndikus  der  Handelskammer  Methfessel,  der 
außerdem  eine  Festschrift  über  die  gewerbliche  Bedeutung 
des  Handelskammerbezirks  vorgelegt  hatte.  Bemerkenswert 
war  die  Mitteilung  des  Vorsißenden,  daß  die  Handelskammern 
Saalfeld,  Rudolstadt  und  Arnstadt  bereit  sind,  sich  mitein- 
ander zu  verschmelzen  und  den  Siß  der  neuen  Handels- 
kammer nach  Saalfeld  zu  verlegen.  In  Anerkennung  der  Ver- 
dienste des  Vorsißenden  wurde  von  der  Handelskammer  unter 


Beteiligung  der  Industriellen  und  Handelsfirmen  des  Bezirks 
eine  Gottfried-Nies-Stiftung  zur  Unterstüßung  bedürftiger 
Schüler  der  Kaufmanns-  und  Fachschulen  des  Kreises  Saal- 
feld errichtet. 

Unterricht. 

Ausbildung  der  Oberlehrer  in  Volkswirtschafts- 
lehre und  Staatsw  issenschaft. 

Die  Handelskammer  zu  Berlin  richtete  die  folgende  Ein- 
gabe an  den  preuß.  Minister  für  Kunst,  Wissenschaft  und 
Volksbildung: 

„Die  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919  hat  dem  deut- 
schen Volke  weitgehendste  Rechte  der  Bestimmung  seiner  Ge- 
schicke in  die  Hand  gegeben  und  ihm  die  volle  Verantwortung 
für  seine  Zukunft  auferlegt.  Wohl  und  Wehe  hängen  davon 
ab,  welchen  Gebrauch  das  Volk  von  seinen  Befugnissen  macht. 
Der  einzelne  Staatsbürger  kann,  von  anderem  abgesehen,  nur 
dann  den  ihm  durch  die  Reichsverfassung  auferlegten  Pflichten 
genügen,  wenn  er  einmal  eine  genaue  Kenntnis  unserer  heu- 
tigen Staatsverfassung  und  ihrer  Entstehung  sowie  unserer 
Verwaltung  besißt.  Bei  dem  engen  Zusammenhang,  der  in 
heutiger  Zeit  zwischen  Staatspolitik  und  Wirtschaftsleben  be- 
steht, ist  eine  Kenntnis  des  leßteren  eine  weitere  notwendige 
Vorausseßung  zur  Ausübung  der  Staalsbürgerpflicht.  Nur  auf 
Grund  gründlicher  Einsicht  in  unsere  heutige  Wirtschaftsver- 
fassung ist  es  möglich,  zu  beurteilen,  welche  Folgen  die  po- 
litischen Akte  (Geseße,  Staatsverträge  usw.)  für  die  Wirtschaft 
haben.  Handel  und  Industrie  haben  ein  besonderes  Interesse 
daran,  daß  alle,  die  an  der  Gestaltung  der  Politik  mitarbeiten, 
befähigt  sind,  die  Konsequenzen  ihrer  Entscheidungen  zu  be- 
urteilen, da  ihre  Lebensfähigkeit  sonst  auf  das  ärgste  bedroht 
ist.  Die  Aufklärung  über  alle  öffentlichen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  die  es  dem  einzelnen  gestattet,  sich,  soweit  mög- 
lich, ein  eigenes  Urteil  über  die  Gegner  zu  bilden,  ist  also 
möglichst  zu  fördern. 

Diese  Aufklärung  muß,  falls  sie  mit  Erfolg  betrieben  wer- 
den soll,  bei  der  Jugend  einseßen.  Eine  bedeutsame  Arbeit 
obliegt  hier  insbesondere  dem  Oberlehrerstand.  Ihm  ist  in 
erster  Linie  die  geistige  Zukunft  des  Volkes  anvertraut,  ihm 
ist  in  den  Lehrerseminaren  die  Heranbildung  der  Volksschul- 
lehrer und  -lehrerinnen  überwiesen.  Wir  glauben  nicht  fehl- 
zugehen in  der  Annahme,  daß  gerade  die  Staatswissenschaft, 
die  Volkswirtschaftslehre,  die  Bürgerkunde,  auch  heute  noch 
eine  unverdiente  Zurückseßung  bei  der  Vorbildung  des  Ober- 
lehrerstandes erfahren. 

Artikel  148  der  Reichsverfassung  enthält  zwar  die  Be- 
stimmung, daß  Staatsbürgerkunde  Lehrfach  an  allen  Schulen 
sein  solle.  In  der  Prüfungsordnung  für  das  Lehramt  an  den 
höheren  Schulen  in  Preußen,  die  am  28.  Juli  1917  erlassen 
wurde  und  bis  heute  noch  unverändert  besteht,  ist  weder 
Staatsbürgerkunde,  noch  Volkswirtschaftslehre  oder  Staats- 
und Verwaltungslehre  als  Prüfungsfach  enthalten;  wohl  aber 
kennt  sie  als  notwendiges  Prüfungsfach  Philosophie,  als 
Hauptfächer  sehr  viele  Sprachen,  als  Ersaßfächer  Mineralogie, 
Geologie,  klassische  Archäologie,  vergleichende  Sprach- 
wissenschaften, Dänisch,  Türkisch  u.  a.  Es  ist  aber  wohl  nicht 
zu  bestreiten,  daß  Kenntnis  unseres  eigenen  Wirtschaftslebens, 
unserer  eigenen  Verfassung  und  Verwaltung,  wenigstens  in 
ihren  Grundlagen  für  die  Jugend  wichtiger  ist  und  ihr  näher- 
steht als  manche  der  in  der  Prüfungsordnung  angegebenen 
Fächer.  Nur  gewissermaßen  anhangsweise  bei  den  Prüfungen 
in  Geschichte  und  Geographie  wird  ermittelt,  ob  der  künftige 
Lehrer  an  höheren  Schulen  Verständnis  für  wirtschafts- 
geschichtliche Fragen,  für  die  Wirtschaftsverhältnisse  der 
Staaten  besißt  oder  nicht.  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse 
nach  der  Prüfungsordnung  für  die  Lehrer  an  Mittelschulen  vom 
1.  Juli  1901  und  nach  den  Lehrplänen  für  alle  Volksschullehrer- 
seminare vom  gleichen  Tape. 

Allerdings  hat  die  Schulverwaltung  die  Lücke,  die  hier 
besteht,  bereits  im  Frieden  gefühlt,  und  sie  hat  sie  durch  ge- 
schichtliche und  staatswissenschaftliche  Fortbildungskurse  für 
akademisch  gebildete  Lehrer  z.  B.  im  Jahre  1913  in  dankens- 
werter Weise  auszufüllen  gesucht.  Für  die  Gegenwart  genügt 
dieses  Mittel  nicht.  Einmal  deswegen,  weil  es  sich  um  eine 
einmalige  Veranstaltung  für  kurze  Zeit  handelte,  die  bisher 
nicht  wiederholt  worden  ist  und  dann,  weil  nur  ein  geringer 
Teil  der  Oberlehrer  an  Kursen  teilzunehmen  in  der  Lage  war. 
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Keinesfalls  wollen  wir  damit  zum  Ausdruck  bringen,  dafe  die 
Abhaltung  derartiger  Kurse  unterlassen  werden  sollte.  Im 
Gegenteil  sind  wir  der  Meinung,  dafe  sie  für  den  bereits  im 
Amt  befindlichen  Lehrerstand  unumgänglich  notwendig  sind 
und  des  weiteren  Ausbaues  bedürfen,  dafe  sie  auch  erfor- 
derlich sind,  um  diejenigen  Lehrer,  die  bereits  bei  ihrer  Aus- 
bildung mit  volkswirtschaftlichen  und  staatswissenschaftlichen 
Kenntnissen  versehen  wurden,  über  die  neuere  Entwicklung 
auf  dem  laufenden  zu  erhalten.  Wir  gestatten  uns,  in  diesem 
Zusammenhänge  auch  auf  unsere  Handels-Hochschule  und  die 
in  ihr  vorhandenen  Kräfte  hinzuweisen. 

Es  besteht  daher  unseres  Erachtens  ein  allgemeines  In- 
teresse daran,  daß  der  Bedeutung  der  Staatswissenschaft 
und  der  Volkswirtschaftslehre  sowohl  im  Leben  des  einzelnen 
wie  im  Leben  des  Staates  entsprechend  diese  Fächer  in  die 
Prüfungsordnung  für  die  Lehrer  an  Mittel-  und  höheren  Schulen 
eingeführt  und  den  Lehrplänen  der  Volksschüllehrerseminare 
einverleibt  werden. 

Wie  uns  seitens  des  Ministeriums  mitgeteilt  wurde,  besteht 
die  Absicht,  Staatsbürgerkunde  als  Zusafefach  in  die  Prü- 
fungsordnung aufzunehmen.  Dies  kann  uns  jedoch  nicht  als 
ausreichend  erscheinen.  Der  Begriff  der  Staatsbürgerkunde 
isi  zwar  kein  fest  umrissener,  er  umfafet  aber  jedenfalls  nicht 
in  hinreichendem  Mafee  die  von  uns  genannten  Fächer.  Vor- 
lesungen über  Staatsbürgerkunde  werden  bis  jefet  nur  ver- 
einzelt an  Universitäten  abgehalten.  Wir  glauben  daher,  dafe 
die  Einführung  der  Staatsbürgerkunde  als  Zusafefach  zur  Er- 
reichung der  obengenannten  Zwecke  nicht  ausreicht.  Wir  ver- 
kennen keineswegs,  dafe  die  Einführung  der  Staatswissen- 
schaften und  Volkswirtschaftslehre  als  notwendiges  Prüfungs- 
fach für  alle  Kandidaten  neben  der  Philosophie  bzw.  Päda- 
gogik in  die  Prüfungsordnungen  in  Anbetracht  des  Umfanges 
dieser  Gebiete  eine  aufeerordentliche  Neubelastung  des  Stu- 
diums bedeutet.  Wünschenswert  wäre  eine  solche  Einrichtung 
jedenfalls  in  hohem  Mafee. 

Sollte  diese  sich  jedoch  nicht  durchführen  lassen,  so 
müfete  diesen  Wissenschaftsgebieten  im  Rahmen  der  Ge- 
schichtsprüfung jedenfalls  ein  weit  gröfeerer  Raum  zugewiesen 
werden,  als  es  bisher  geschehen  ist;  denn  für  den  Geschichts- 
unterricht ist  eine  gründliche  Kenntnis  auf  den  genannten  Ge- 
bieten von  besonderer  Wichtigkeit.  Einmal  dürfte  er  die  ge- 
eignete Gelegenheit  bieten,  die  eingangs  erwähnten  Grund- 
lagen der  Staatsbürgerkunde  zu  liefern,  zum  anderen  ist  diese 
Kenntnis  zum  Verständnis  aller  Geschichte  unerläfelich.  Nur 
wenn  die  wirtschaftliche  und  geistesgeschichtliche  Substruktion 
einer  Zeit  erfafet  ist,  können  die  politischen  Ereignisse  wirk- 
lich verstanden  werden.  Aus  diesem  Grunde  unterbreiten  wir 
folgenden  Vorschlag: 

Im  § 8 der  Prüfungsordnung  für  das  Lehramt  an  höheren 
Schulen  wird  unter  B als  14.  Nebenfach  Volkswirtschaftslehre 
(theoretische  und  praktische  ausschliefelich  Finanzwissenschaftl 
und  Staatswissenschaft  (Staatslehre,  Staatsrecht  und  Verwal- 
tungslehre) eingefügt.  Dieses  Fach  wäre  dann  für  die  Prü- 
fung in  der  Geschichte  als  notwendiges  Nebenfach  einzusefeen. 
Es  müfete  also  bei  der  Prüfung  in  der  Geschichte  eine  ein- 
gehende Kenntnis  der  Wirtschaftsgeschichte,  Staatslehre,  des 
heutigen  Staatsrechts,  der  theoretischen  und  praktischen 
Volkswirtschaftslehre  sowie  der  Verwaltungslehre  nachge- 
wiesen werden. 

In  ähnlicher  Weise  müfete  auch  eine  Regelung  für  das 
Lehramt  an  mittleren  Schulen  und  Volksschulen  erfolgen.“ 

Post. 

Entwurf  einer  Verordnung  zur  Änderung 
der  Postordnung. 

Der  Präsident  des  Deutschen  Industrie- 
tind  Handelstags  richtete  am  25.  Juli  folgende  Eingabe 
an  den  Reichsrat: 

„Am  4.  ]uli  d. ).  hat  der  Reichspostminister  dem  Reichsrat 
den  Entwurf  einer  Verordnung  zur  Änderung  der  Postord- 
nung mit  der  Bitte  um  Zustimmung  vorgelegt. 

Nach  dem  Entwurf  soll  der  Höchstbetrag  für  Nachnahme- 
sendungen von  5000  M.  auf  10  000  M.  erhöht  werden.  Eine 
vom  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  veranstaltete  Um- 
frage im  Kreise  der  Handelskammern  hat  jedoch  ergeben, 
dafe  ein  dringendes  Bedürfnis  auf  Heraufsefeung  des  Höchst- 


betrages bis  zu  25  000  M.  besteht.  Zahlreiche  Gewerbezweige, 
die  hochwertige  Waren  zum  Versand  bringen  wie  z.  B.  die 
Edelmetall-  und  Schmuckwaren-lndustrie,  die  Lederwaren-In- 
dustrie,  die  Samt-,  Seiden-  und  Krawatten-Industrie  können 
sich  gegenwärtig  der  Nachnahme  kaum  noch  bedienen,  ob- 
wohl der  Versand  hochwertiger  Waren  meist  in  Postpaketen 
erfolgt.  Auch  eine  Heraufsefeung  des  Höchstbetrages  für 
Nachnahmesendungen  auf  10  000  M.  würde  infolge  der  fort- 
geschrittenen Geldentwertung  die  Mifestände  nicht  beseitigen. 

Aufeerdem  ist  in  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  leider 
die  Gelegenheit  nicht  benufet  worden,  eine  Gewichts-  und  Ge- 
bühren-Zwischenstufe  für  Warenproben,  Geschäftspapiere 
und  Mischsendungen  einzuführen.  Dafe  ein  Bedürfnis  für  eine 
solche  Zwischenstufe  besteht,  wurde  auch  vom  Verkehrs- 
beirat beim  Reichspostministerium  in  der  Sifeung  vom 
20.  April  d.  ).  anerkannt.  Von  dem  Verkehrsbeirat  wurde 
daher  in  der  erwähnten  Sifeung  ein  Antrag  auf  Einführung 
einer  Zwischenstufe  für  Warenproben,  Geschäftspapiere  und 
Mischsendungen  bis  100  g mit  grofeer  Mehrheit  angenommen. 

Der  gröfete  Mangel  des  Entwurfes  ist  jedoch,  dafe  die 
wichtige  Frage  der  Ersatzleistungen  der  Reichspostverwaltung 
gar  nicht  berührt  worden  ist. 

Durch  Gesefe  vom  6.  Mai  1920  wurde  die  Vergütung, 
welche  die  Postverwaltung  im  Falle  eines  Verlustes  oder  einer 
Beschädigung  eines  ohne  Wertangabe  aufgegebenen  Paketes 
leistet,  auf  höchstens  10  M.  für  jedes  Pfund  der  Sendung 
festgesetzt.  Diese  Entschädigung  entspricht  aber  nur  unge- 
fähr dem  dreifachen  Werte  des  Safees  vor  dem  Kriege,  wäh- 
rend die  Geldentwertung  bekanntlich  weit  grofeer  ist.  Die 
Preise  für  Bedarfsgegenstände  aller  Art  sind  in  dem  Mafee 
gestiegen,  dafe  die  meisten  Gegenstände  des  täglichen  Be- 
darfes einen  Wert  von  mehr  als  100  M.  für  V*  kg  haben. 
Diesem  Werte  müfete  die  Schadensersafeleistung  angepafet 
werden. 

Es  ist  richtig,  dafe  sich  die  Geschäftswelt  durch  Versen- 
dung der  Pakete  mit  Wertangabe  vor  Verlusten  schiifeen 
kann,  aber  bei  den  jefeigen  aufeerordentlich  hohen  Post- 
gebühren kann  von  der  Geschäftswelt  nicht  verlangt  werden, 
dafe  sie  alle  Pakete,  auch  solche  die  keine  Kostbarkeiten  ent- 
halten, nur  mit  Wertangabe  und  unter  Bezahlung  einer  hierfür 
weiteren  Gebühr  versendet. 

Die  hohen  Postgebühren  legen  der  Post  die  Verpflich- 
tung auf,  auch  eine  angemessene  Entschädigung  für  den  Ver- 
lust oder  die  Beschädigungen  gewöhnlicher  Pakete  zu  leisten. 
Der  Verkehrsausschufe  des  Deutschen  Industrie-  und  Handcls- 
tags  erklärte  daher  bereits  am  16.  Januar  d.  ).,  dafe  die  Ver- 
gütung, welche  die  Post  beim  Verlust  oder  der  Beschädigung 
von  gewöhnlichen  Paketen  zu  leisten  habe,  der  Geldentwer- 
tung entsprechend  zu  erhöhen  sei. 

Auch  die  Ersatzleistung  der  Post  für  Einschreibsendungen 
ist  nicht  mehr  zeitgemäfe,  was  schon  daraus  hervorgeht,  dafe 
§ 10  des  Gesetzes  über  das  Postwesen  wegen  Ersatzleistung 
von  42  M.  für  Einschreibsendungen  seit  dem  Jahre  1871  un- 
verändert geblieben  ist. 

Eine  Erhöhung  der  Schadensersafepflichi  der  Reichspost- 
verwaltung für  Einschreibsendungen  ist  jedoch  ebenfalls 
wegen  der  allgemeinen  Geldentwertung  und  wegen  der  Er- 
höhung der  Einschreibgebühren  erforderlich. 

Die  Erhöhung  der  Schadensersafeleistungen  der  Postver- 
waltung für  Einschreibsendungen  und  gewöhnliche  Pakete 
wurde  auch  von  dem  Verkehrsbeirat  beim  Reichspostministe- 
rium in  der  Sifeung  vom  20.  und  21.  April  d.  J.  für  notwendig 
gehalten. 

Wir  bitten  den  Reichsrat  in  den  bevorstehenden  Ver- 
handlungen über  den  Entwurf  einer  Verordnung  zur  Ände- 
rung der  Postordnung  dafür  einzutreten,  dafe  vorstehenden 
Anregungen  durch  gesefeliche  Regelung  baldigst  Redinung 
getragen  werde.“ 

Die  Spifeenhandelskammem  der  Länder  werden  um  Unter- 
stiifeung  dieser  Eingabe  bei  ihren  Reichsratsbevollmächtigten 
gebeten. 

Eisenbahn. 

Zerstörung  von  Bahnanlagen 
im  besetzten  rheinischen  Gebiete. 

Die  von  der  Entente,  angeblich  aus  militärischen  Gründen, 
gestellte  Forderung  auf  Zerstörung  wichtiger  B a h n a n - 
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lagen  und  Einstellung  Wirtschaftlich  notwendiger  Bahnbauten 
im  besetzten  rheinischen  Gebiete  hat  in  ganz 
Deutschland  und  insbesondere  im  Rheinlande  allgemeine  Be- 
stürzung verursacht,  da  ihre  Durchführung  eine  erneute  schwere 
Schädigung  des  deutschen  Wirtschaftslebens  bedeutet. 

Die  Handelskammer  zu  Düsseldorf  hat  im  Verein  mit 
den  Handelskammern  des  niederrhein.-westf.  und  südwestf. 
Industriebezirks  an  das  Auswärtige  Amt  folgende  Kundgebung 
gerichtet: 

„Alle  Wirtschaftskreise  in  Rheinland  und  Westfalen  haben 
mit  Besorgnis  Kenntnis  genommen  von  der  Forderung  der 
Alliierten  Regierung,  dag  einige  angeblich  militärisch  wichtige 
Eisenbahnlinien  im  linken  Rheingebiet  zerstört  bzw.  der  Bau 
solcher  Linien  nicht  ausgeführt  wird.  Gerade  im  linken  Rhein- 
gebiet liegen  die  Eisenbahnverhältnisse  so,  dag  für  die  im 
linksrheinischen  Industriegebiet  aufkommenden  erheblichen 
Gütermengen  der  bestimmte  Zustand  jefet  schon  nicht  aus- 
reicht, und  dag  das  Bahnneg  unbedingt  der  verkehrswirtschaft- 
lichen Entwicklung  entsprechend  ausgebaut  werden  mug. 

Im  einzelnen  heben  wir  hervor,  dag  der  Ausbau  der  Mosel- 
linie längst  vor  dem  Kriege  wegen  der  ungeheuren  wirtschaft- 
lichen Transporte,  die  sich  über  die  Mosellinie  bewegten, 
hauptsächlich  für  den  Austausch  von  Kohlen,  Koks  und  Erz 
erforderlich  war.  Einen  militärischen  Charakter  hat  man  dieser 
Bahn  niemals  beigemessen,  sondern  der  bestehende  Zustand 
führte  häufig  zu  Störungen  und  Verstopfungen  schädlicher  Art, 
so  dag  der  Ausbau  dieser  Bahnlinie  rein  im  wirtschaftlichen 
Interesse  lag. 

Ebenso  ist  der  Bau  der  Bahnlinie  vom  nördlichen  links- 
rheinischen Industriegebiet  über  Liblar  und  Dernau  lediglich 
aus  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  in  Angriff  genommen 
worden,  weil  die  von  dem  erwähnten  Gebiet  nach  Süden  fah- 
renden Bahnlinien  über  Düren— Euskirchen  bzw.  Stolberg— 
Walheim  für  den  gewaltigen  Verkehr  nicht  ausreichten.  Diese 
Bahn  durchschneidet  das  rheinische  Braunkohlenrevier  und  ist 
für  einen  wesentlichen  Teil  des  Reviers  lebensnotwendig. 

Was  endlich  den  Bau  der  Strecke  Hamborn— Geldern  an- 
belangt, so  kann  hier  von  einem  militärischen  Interesse  nicht 
die  Rede  sein.  Diese  Bahn  liegt  im  Zuge  der  über  den  Rhein 
führenden  Knippbrücke  und  durchquert  das  linksrheinische  In- 
dustriegebiet in  der  Richtung  Ost-West.  Der  Bau  dieser  Bahn 
dient  zur  Hauptsache  zum  Aufschluß  des  linksrheinischen 
Bergbaugebietes.  Die  Bahn  hat  also  für  die  lebenswichtigen 
Interessen  der  in  der  Entwicklung  begriffenen  Industrie  des 
nördlichen  linksrheinischen  Gebiets  größte  Bedeutung. 

Wird  die  Forderung  der  alliierten  Mächte  ausgeführt  wer- 
den, so  besteht  für  eine  Reihe  von  Jahren  die  Gefahr,  dag  der 
wirtschaftliche  Fortschritt  infolge  ungenügender  Verkehrsver- 
hältnisse unterbunden  wird.  Ein  militärisches  Interesse  liegt 
bei  keinem  der  erwähnten  Projekte  vor,  vielmehr  haben  sie 
sämtlich  lediglich  eine  Bedeutung  für  die  wirtschaftlichen  Be- 
lange des  Rheingebietes. 

Die  Vereinigung  der  Handelskammern  erhebt  daher  in 
Übereinstimmung  mit  allen  Wirtschaftskrisen  einmütig  Ein- 
spruch gegen  die  vom  Botschafterrat  der  alliierten  Mächte 
verlangte  Zerstörung  der  Bahnlinien  und  die  Einstellung  im 
Bau  befindlicher  wichtiger  Bahnanlagen  im  besegten  Gebiet 
und  bittet  die  Reichsregierung,  kein  Mittel  unversucht  zu 
lassen,  um  die  alliierten  Mächte  zur  Zurückziehung  ihrer  For- 
derungen zu  veranlassen.“  Vgl.  S.  47,  71. 

Banken. 

Kredit  not.  Depotzwang  und  Bankgeheimnis. 

Der  Präsident  des  Deutschen  Industrie- 
und  Handelstags  richtete  am  28.  Juli  d.  ].  folgende  Ein- 
gabe an  den  Reichsminister  der  Finanzen: 

„Es  ist  schon  seit  längerer  Zeit  befürchtet  worden,  dag 
die  deutsche  Währungszerrüttung  — eine  Folge  der  uns  auf- 
erlegten Kriegslasten  — zu  einer  Kreditnot  mit  all  ihren 
schlimmen  Folgen  führen  könne.  Diese  Voraussage  ist  leider 
mit  einer  überraschenden  Schnelligkeit  eingetreten.  Der  Reichs- 
bankausweis über  die  leiste  Juniwoche  und  über  die  erste  Juli- 
woche dieses  Jahres  zeigt  allein  eine  Steigerung  des  Noten- 
umlaufs um  14,8  Milliarden  Mark  und  eine  weitere  Zunahme 
an  Darlehnskassenscheinen,  aber  keinen  Rückflug  an  Zah- 
lungsmitteln, ein  Beweis  dafür,  dag  das  umlaufende  Papier- 


geld bei  weitem  nicht  den  inländischen  Geldbedarf  befriedigen 
kann.  , 

Dem  erhöhten  Kreditbedürfnis  vermögen  die  Banken  nicht 
mehr  zu  genügen,  weil  der  Zuflug  an  fremden  Geldern,  die 
sich  sonst  bei  ihnen  ansammelten,  nahezu  aufgehöri  hat.  So 
sind  sie  in  bezug  auf  Kreditgewährung  an  der  Grenze  ihrer 
Leistungsfähigkeit  angelangt  und  schreiten  zu  Krediteinschrän- 
kungen in  weitem  Umfange'.  Sie  können  weder  neue  Kredite 
eröffnen,  noch  alte  erhöhen,  sind  vielmehr  gezwungen,  be- 
stehende Kredite  auch  bei  angesehensten  Firmen  einzuschrän- 
ken, obwohl  sie  sich  der  Folgen  dieser  Magnahmen  sehr  wohl 
bewugt  sind,  denn  Geldknappheit  und  Kreditnot  müssen  zu 
Betriebseinschränkungen  und  Arbeiterentlassung  führen.  Was 
das  politisch  und  wirtschaftlich  bedeutet,  brauchen  wir  nicht 
auseinanderzusegen. 

Die  Notenpresse  kann  der  deutschen  Volkswirtschaft  nur 
vorübergehend  helfen.  Jede  Verschärfung  der  Inflation  führt 
zu  weiteren  immer  empfindlicheren  und  rascher  aufeinander 
folgenden  Krisen.  Auf  die  durchaus  ungewisse  Herabsegung 
der  Reparationsverpflichtungen,  deren  Wirkung  auf  die  Geld- 
knappheit überdies  nicht  übersehen  werden  kann,  können  wir 
nicht  warten.  Es  mug  daher  von  uns  aus  sofort  alles  geschehen, 
um  die  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  der  Kreditnot  wenig- 
stens soweit  zu  mildern,  wie  es  in  unserer  Macht  steht.  Und 
dazu  ist  die  Reichsregierung  an  erster  Stelle  berufen,  wenn  sie 
einige  wesentliche  Hemmungen  beseitigt,  die  heute  das  vor- 
handene Kapital  aus  dem  Umlauf  und  der  Anlage  in  der 
Volkswirtschaft  fernhalten.  Die  Banken,  Sparkassen  usw. 
haben  nach  § 189  der  Reichsabgabenordnung  den  Finanz- 
ämtern ein  Verzeichnis  ihrer  Kunden  einzureichen,  nach  § 59 
des  Erbschaftssteuergeseges  das  in  ihrer  Verwahrung  und 
Verwaltung  befindliche  Vermögen  ihrer  verstorbenen  Kunden 
anzumelden  und  ferner  nach  §§  177  f,  207  und  209  der  Reichs- 
abgabenordnung eine  sehr  weitgehende  Auskunftspflicht  ge- 
genüber den  Steuerbehörden  zu  erfüllen.  Diese  Vorschriften 
haben  die  Bevölkerung  nach  und  nach  veranlagt,  ersparte 
Gelder  nicht  den  Banken  und  Sparkassen  zuzuführen,  sondern 
in  eigener  Verwahrung  zu  behalten.  Das  wird  in  vielen  Fällen 
geschehen,  in  denen  der  dadurch  entstehende  Zinsenausfall 
von  der  zu  erwartenden  Steuerersparnis  aufgewogen  wird. 
Mag  es  sich  auch  im  einzelnen  dabei  um  keine  allzu  erheblichen 
Summen  handeln,  so  kommen  im  ganzen  genommen  doch 
augerordentlich  groge  Kapitalbeträge  zusammen.  Ungeheure 
Mittel  werden  auf  diese  Weise  der  Industrie  und  dem  Handel 
entzogen. 

Deshalb  sollte  die  Reichsregierung  keinen  Augenblick 
mehr  zögern,  das  Bankgeheimnis  wieder  einzuführen.  Die 
volkswirtschaftlichen  Schäden  der  Aufhebung  des  Bank- 
geheimnisses, die  Schäden  der  ungenugten  Aufhäufung  von 
Bargeld  und  Banknoten  sind  so  ernster  Natur,  dag  zu  ihrer 
Beseitigung  augergewöhnliche  Mittel  ergriffen  werden  müssen. 
Die  Wiederherstellung  des  Bankgeheimnisses,  die  Aufhebung 
des  Depotzwanges  bedeuten  heute  Erhaltung  der  wirtschaft- 
lichen Produktion  und  hinter  dieser  Aufgabe  müssen  alle  an- 
deren Rücksichten  zurücktreten. 

Wir  richten  daher  an  den  Minister  der  Reichsfinanzen 
aus  ernster  Sorge  um  die  deutsche  Wirtschaft  die  drin- 
gende Bitte,  die  Aufhebung  der  Auskunftspflicht  der  Banken 
und  des  Depotzwanges  der  Banken  mit  möglichster  Beschleu- 
nigung veranlassen  zu  wollen.“ 

Barauszahlung  von  Verrechnungsschecks. 

Der  Centralverband  des  Deutschen  Bank- 
und  Bankiergewerbes  (E.  V.)  hat  unter  dem  14.  Juli 
d.  J.  das  folgende  Rundschreiben  an  seine  Mitglieder  gerichtet: 

„Das  Reichsgericht  hat  in  einer  im  Bank- Archiv  vom  1.  De- 
zember v.  J.  S.  89  abgedruckten  Entscheidung  vom  10.  August 
1921  das  Bestehen  eines  allgemeinen  Handelsgewohnheits- 
rechts verneint,  nach  welchem,  über  den  § 14  des  Scheck- 
geseges  hinaus,  nicht  allein  der  bezogenen  Bank,  sondern  auch 
jedem  Zwischenerwerber  die  bare  Auszahlung  des  Gegenwerts 
eines  Verrechnungsschecks  verboten  sei.  Die  öffentliche  Er- 
örterung dieser  Entscheidung  hat  im  Publikum  vielfache  Be- 
unruhigung hervorgerufen  und  auch  unseren  Verband  veran- 
lagt, der  Frage,  ob  und  welche  Magnahmen  zur  Abwendung 
der  Gefahren  geboten  erscheinen,  die  sich  aus  dem  in  der  Ent- 
scheidung des  Reichsgerichts  festgestellten  Rechtszustande 
ergeben,  näherzutreten,  VgL  29.  Jahrg.  S.  234, 
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Bei  den  Erörterungen  innerhalb  unseres  Verbandes  ist  der 
Meinung,  daß  das  Reichsgericht  zu  Unrecht  das  Bestehen 
eines  Handelsgewohnheitsrechts  des  bezeichneten  Inhalts  ver- 
neint habe,  in  derart  weitgehendem  Umfange  widersprochen 
worden,  daß  wir  uns  nicht  in  der  Lage  sehen,  im  Gegensaß 
zu  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts  das  Bestehen  eines 
den  § 14  des  Scheckgeseßes  im  erwähnten  Sinne  erweiternden 
Handelsgewohnheitsrechts  festzustellen.  Auch  die  verschie- 
dentlich angeregte  Änderung  des  Scheckgeseßes  durch  Auf- 
nahme eines  über  den  Inhalt  des  § 14  hinausgehenden,  gegen- 
über jedem  Zwischenerwerber  wirksamen  Barzahlungsverbots 
begegnet  in  unserem  Kreise  lebhaften  Bedenken;  desgleichen 
hat  das  Reichsbank-Direktorium  in  einer  an  den  Reichsjustiz- 
minister gerichteten  ausführlichen  Eingabe  von  der  Beschrei- 
tung dieses  Weges  abgeraten. 

Ungeachtet  der  Ablehnung  einer  geseßlichen  Bindung  sind 
wir  jedoch  der  Ansicht,  daß  seitens  der  Banken  und  Bank- 
firmen  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Scheckverkehrs  alles 
geschehen  sollte,  um  die  Gefahr  einer  mißbräuchlichen  Ver- 
wendung von  Verrechnungsschecks,  die  übrigens  auch  bei  Ver- 
wirklichung der  erwähnten  gesetzgeberischen  Anregungen  nicht 
auszuschalten  sein  würde,  nach  Möglichkeit  zu  vermindern. 
An  unsere  Mitglieder  richten  wir  demzufolge  die  angelegent- 
liche Bitte,  ihre  Zweigstellen  und  Kassen  mit  der  allgemeinen 
Anweisung  zu  versehen,  von  einer  Barhereinnahme  auf  andere 
Banken  gezogener  Verrechnungsschecks  grundsätzlich  abz.u- 
sehen,  es  sei  denn,  daß  es  sich  bei  dem  Einlieferer  um  einen 
bekannten  und  vertrauenswürdigen  Kunden  handelt,  welcher 
aus  besonderen  Gründen  die  Barauszahlung  eines  derartigen 
Schecks  wünscht. 

Eine  derartige  Behandlung,  welche  den  im  Bankgewerbe 
bisher  bestehenden  Gepflogenheiten  im  wesentlichen  ent- 
spricht, empfiehlt  sich  im  übrigen  besonders  dringend  aus  dem 
Grunde,  weil  in  Gemäßheit  der  im  Bank- Archiv  vom  1.  lanuar 
1922  S.  123  abgedruckten  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
vom  26.  Oktober  1921  die  Bank  oder  Bankfirma,  welche  anders 
verfährt,  einer  Bemängelung  ihres  guten  Glaubens  gewärtig 
sein  muß,  falls  sich  herausstellt,  daß  der  Einreicher  des 
Schecks  zur  Verfügung  über  denselben  nicht  berechtigt  war.“ 

Steuern. 

Gewerbesteuer. 

Aus  Anlaß  eines  Sonderfalls  hatte  die  Handelskammer  zu 
Lüdenscheid  unter  dem  19.  Juni  den  Minister  des 
Innern  und  den  Finanzminister  um  eine  gutachtliche  Äuße- 
rung gebeten,  ob  die  von  ihr  stets  vertretene  Auslegung 
des  § 54,  Absatz  3 KAG.  in  der  Fassung  der  No- 
velle vom  26.  August  1921  und  ihre  Auslegung 
des  Artikels  9 der  zugehörigen  Ausführungs- 
anweisung, daß  in  erster  Linie  die  gesetzlichen 
Vertretungen  zu  hören  sind,  die  richtige  sei  oder  nicht. 

Der  Minister  des  Innern  bestätigt  zugleich  im  Namen 
des  Finanzministers  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  am 
11.  Juli  wie  folgt: 

„Auf  das  gefällige  Schreiben  vom  19.  Juni  1922  erwidern 
wir  ergebenst,  daß  unter  „Vertretungen  der  Steuerpflichtigen“ 
im  Sinne  des  § 54,  Absaß  3 KAG.  in  der  Fassung  der  No- 
velle vom  26.  August  1921,  GS.  S.  495,  in  erster  Lime  Han- 
dels-, Handwerks-  und  Landwirtschaftskammern  zu  verstehen 
sifid,  daß  es  aber  in  besonderen  Fällen,  z.  B.  wenn  solche  Ver- 
tietungen  nicht  vorhanden  sind,  angezeigt  erscheinen  kann, 
sonstige  örtliche  in  Frage  kommenden  Wirtschaftskreise  vor 
der  Fassung  der  Umlagebeschlüsse  zu  hören. 

Im  übrigen  bemerken  wir,  daß  es  Sache  der  zuständigen 
Kommunalaufsichtsbehörde  ist,  darauf  zu  achten,  daß  die  ge- 
schlichen Vorschriften,  insbesondere  also  auch  die  Anhörung 
der  genannten  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen,  beachtet 
werden.  Bei  etwaigen  Verstößen  gegen  die  genannte  Vor- 
schrift empfehlen  wir  deshalb  zunächst  Inanspruchnahme  die- 
ser Behörde. 

Wir  nehmen  an,  daß  dieser  Bescheid  auch  bei  Ihnen  In- 
teresse finden  wird  und  bemerken  noch,  daß  wir  bereits  unter 
dem  7.  vor.  Mts.  bei  dem  zuständigen  Kreisausschuß  und  Re- 
gierungspräsidenten den  Antrag  gestellt  hatten,  dem  be- 


treffenden Umlagebeschluß,  vor  dessen  Fassung  man  uns  nicht, 
sondern  nur  örtliche  Vertreter  hören  wollte,  die  Genehmigung 
bzw.  Zustimmung  vorläufig  zu  versagen.“ 

Vgl.  29.  lahrg.  S.  266. 

Branntweinmonopol 
(Rückvergütung  der  Monopolabgabe  beim  Export 
spiritushaltiger  Erzeugnisse). 

Der  Reichsrat  hat  in  seiner  Sißung  vom  22.  ) uni  1922 
beschlossen, 

daß  für  die  nach  dem  30.  April  1922  aus  monopolfreien 
Betrieben  unter  Beachtung  der  Bestimmungen  der  Aus- 
fuhrordnung ausgeführten  Branntweinerzeugnissen  der 
im  § 3 dieser  Ordnung  bezeichneten  Art, 

a)  wenn  die  Erzeugnisse  aus  Branntwein  hergestellt 
sind,  für  den  der  regelmäßige  Verkaufspreis  oder 
der  regelmäßige  Branntweinaufschlag  oder  der 
regelmäßige  Monopolausgleich  entrichtet  worden 
ist,  die  Monopolabgabe  im  Betrage  von  8500  M. 
und  ein  Spißenbetrag  von  1500  M.  für  100  Liter 
Weingeist  erlassen  oder  erstattet  wird; 

b)  wenn  die  Erzeugnisse  aus  Branntwein  hergestellt 
sind,  für  den  der  Verkaufspreis  von  4800  M.  für 
100  Liter  Weingeist  entrichtet  worden  ist,  ein  Be- 
trag von  2300  M.  für  100  Liter  Weingeist  als  Aus- 
fuhrvergütung gewährt  wird. 

Zölle. 

Verzollung  deutscher  Waren  in  Kanada. 

Wie  das  Auswärtige  Amt  dem  D.  I.  u.  H.  unter  dem 
21.  |uli  mitteilt,  liegen  die  neuen,  in  die  Dumpingklausel  des 
Zolltarifes  1907  als  Unterabteilung  eingefügten  geseßlichcn 
Bestimmungen  über  die  Zollbehandlung  von  Waren  aus 
valutaschwachen  Ländern  in  Kanada  nunmehr  im  Wort- 
laut vor. 

Nach  den  neuen  Bestimmungen  ist  für  die  Verzollung  von 
Waren  aus  Ländern  mit  stark  entwerteter  Währung  — als 
solche  gelten  bis  auf  weiteres  Deutschland,  Österreich, 
Ungarn,  Jugoslawien  und  Rußland  — grundsäßlich  maßgebend 
der  englische  Marktwert  der  Waren  oder,  falls  die  be- 
treffenden Waren  in  England  nicht  hergestellt  oder  erzeugt 
werden,  ihr  Marktwert  in  einem  europäischen  Lande  mit  nidit 
erheblich  entwerteter  Valuta.  Ist  dieser  Marktwert  höher  als 
der  Verkaufswert  der  Waren,  so  wird  neben  dem  für  die  be- 
treffende Ware  im  Zolltarif  vorgesehenen  Zoll  auf  den  eng- 
lischen usw.  Marktwert  noch  ein  Dumpingzoll  nach  Maßgabe 
der  Dumpingklausel  des  Zolltarifes  1907  erhoben.  (Vgl. 
„Handelsarchiv“,  Jahrgang  1907  1,  S.  964.)  Der  in  der  Dum- 
pingklausel für  eigentliches  Dumping  festgelegte  Dumpingzoll 
beträgt  im  Höchstfall  15  v.  H.  Dieser  Saß  von  15  v.  H.  darf 
somit  auch  im  Falle  des  sogenannten  Valutadumping  nicht 
überschritten  werden.  Beispiel:  Wird  eine  deutsche  Ware,  die 
nach  dem  Allgemeinen  Tarif  30  v.  H.  vom  Werte  zu  tragen  hat, 
zu  100  Dollar  nach  Kanada  verkauft  und  ist  der  englische 
Marktwert  150  Dollar,  so  werden  erhoben  30  v.  H.  von 
150  Dollar  — 45  Dollar  zuzüglich  15  v.  H.  Dumpingzoll  von 
150  Dollar  = 22,50  Dollar,  zusammen  67,50  Dollar,  so  daß  sich 
der  Preis  der  Ware  in  Kanada  auf  167,50  Dollar  stellen  würde. 

Der  deutsche  Exporteur  wird  daher  in  Zukunft  beim 
Export  nach  Kanada  in  jedem  einzelnen  Falle  genau  zu  prüfen 
haben,  ob  er  mit  denjenigen  Ländern,  die  in  Kanada  eine 
günstigere  Zollbehandlung  genießen,  konkurrieren  kann. 
Dabei  werden  natürlich  diejenigen  Exporteure  im  Vorteil  sein, 
die  auch  nach  England  exportieren,  weil  sie  die  englischen 
Marktwerte  und  damit  die  Faktoren  kennen,  die  bei  der  Kal- 
kulation in  Betracht  kommen. 

Die  kanadische  Regierung  hatte  beabsichtigt,  die  Valuta- 
klausel gänzlich  aufzuheben,  ist  jedoch  infolge  Widerstandes 
von  konservativer  Seite  mit  ihrem  Plane  nicht  durch- 
gedrungen. Immerhin  bedeuten  die  neuen  Bestimmungen 
gegenüber  den  bisher  in  Geltung  gewesenen  (Berücksich- 
tigung der  Geldentwertung  nur  bis  zu  50  v.  H.)  für  die  Einfuhr 
deutscher  Waren  in  Kanada  eine  wesentliche  Erleichterung. 
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Au&enhandel. 

Kleine  Wirtschaftsnachrichten  ans  Litauen. 

1.  Litauische  Holzausfuhr-Regelung.  Die 
Ausfuhr  von  Holz  ist  nur  mit  Genehmigung  des  Ministeriums 
für  Landwirtschaft  und  Staatseigentum  gsstattet.  Bei  der 
Ausfuhr  von  Brettern  und  Papierholz  Ihöchstens  1,20  m lang 
bzw.  18  cm  dick)  ist  diese  Genehmigung  nicht  erforderlich. 

2.  Ausfuhrzoll.  Der  Ausfuhrzoll  für  Roggen  ist  auf 
300,—  M.  pro  Doppelzentner,  der  für  Gerste  auf  90,—  M.  und 
der  für  Leinsaat  auf  36,—  M.  pro  Doppelzentner  festgesetzt. 

3.  Betriebsneu  gründung.  Die  englische  Firma 
Wogau  & Co.  hat  eine  Gesellschaft  für  die  Verarbeitung 
litauischen  Flachses  gegründet.  Die  bereits  bestehende  Seilerei 
von  Silvestrowitsch  ist  von  der  neuen  Firma  übernommen  wor- 
den. Die  Gesellschaft  wird  vor  allem  die  nicht  für  den  Export 
geeigneten  litauischen  Flachssorfen  zu  Seilen,  Treibgurten  und 
ähnlichen  verarbeiten.  Zunächst  wird  der  Betrieb  mit  Hand- 
arbeit durchgeführt  werden  und  erst  später  die  maschinelle 
Fabrikation  aufgenommen  werden. 

4.  Viehzuchtsgesellschaft.  Unter  Beteiligung 
litauischer  Banken  ist  von  einem  Konsortium  eine  Gesellschaft 
zur  Hebung  der  litauschen  Viehzucht  begründet  worden.  Sie 
führt  den  Namen  Gerove.  Dem  Konsortium  gehören  u.  a.  der 
Direktor  der  Lit.  Bank  für  Handel  und  Gewerbe,  leas,  der  Bür- 
germeister von  Kowno,  Vileisis,  der  Direktor  im  Landwirt- 
schaftsministerium, Kraucunas,  an.  Die  Gesellschaft  eröffnet 
auf  dem  Gute  Wilkowischki  eine  Schweinezüchterei  und  hat 
bereits  hierfür  Zuchfmaferial  aus  England  beschafft.  Dem  Be- 
triebe soll  späterhin  noch  eine  Molkerei  angegliedert  werden. 

5.  Fleischverwertungs-  und1  Kühlhausge- 
sellschaft. Unter  dem  Namen  Patrimpas  ist  mit 
dänischer  Kapitalbeteiligung  eine  Gesellschaft  gegründet  wor- 
den, welche  zwecks  Hebung  des  litauischen  Fleischexportes 
Schlacht-  und  Kühlhäuser  errichten  will.  Der  litauische  Fleisch- 
export beschränkte  sich1  bisher  in  der  Hauptsache  auf  die 
Wintermonate,  da  es  an  Gelegenheit  fehlte,  das  Fleisch  des 
während  der  wärmeren  Jahreszeit  geschlachteten  Viehes  zu 
lagern.  Man  hofft  hiermit,  auf  die  Landwirtschaft  im  Sinne 
vermehrter  Fleischerzeugung  anregend  zu  wirken.  Die  Kühl- 
häuser, deren  Bau  von  dänischen  Firmen  übernommen  werden 
soll,  gedenkt  man  auf  dem  Gute  des  Grafen  Subow  bei  Schau- 
len  zu  errichten.  In  der  Gesellschaft  sind  der  frühere  Minister- 
präsident Grinius,  Direktor  leas  und  einige  andere  im  Wirt- 
schaftsleben Litauens  hervorragende  Persönlichkeiten  ver- 
treten. Eine  Kommission  der  Gesellschaft  hat  eine  Reise  nach 
Dänemark  unternommen  und  die  dort  befindlichen  ent- 
sprechenden Anlagen  besichtigt. 

6.  Litauisches  Zollgesetz.  Die  in  der  Presse 
veröffentlichten  Nachrichten  über  den  Erlaß  eines  neuen  ’ — 
des  endgültigen  — litauischen  Zollgesetzes  eilen  den  Tat- 
sachen voraus.  Das  Gesetz  liegt  der  litauischen  Nationalver- 
sammlung zur  Beschlußfassung  vor.  Es  ist  aber  zweifelhaft, 
ob  diese  als  verfassungsgebende  Versammlung  sich  noch  mit 
dem  Gesetze  befassen  wird,  und  vielmehr  anzunehmen,  daß 
der  im  Herbst  voraussichtlich  zusammentretende  neue  Seim 
das  Gesetz  verabschieden  wird. 

Sogenannte  Ausfuhrsperre  gegen  Polen. 

Die  Beschränkungen  der  Ausfuhr  nach  Polen  sind  laut 
Verfügung  des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhrbewilli- 
gung vom  22.  )uli  1922  — A.  V.  3333  — mit  sofortiger  Wirkung 
aufgehoben  worden. 

Rußland  and  der  fremde  Außenhandel. 

Die  Gründung  von  gemischten  Import-  und  Export-Gesell- 
schaften in  Rußland  ist  bedingt  möglich  geworden.  Die  wesent- 
lichen zu  beachtenden  Grundregeln  sind  folgende: 

1.  Die  Gesellschaft  wird  auf  Paritätgrundsäßen  durch  die 
Regierung  der  Russischen  Sozialen  Föderativen  Sowjet-Re- 
publik und  die  private  Firma,  Gruppe  oder  Konzern  gebildet. 
Das  Aktienkapital  wird  je  zur  Hälfte  durch  beide  Teilnehmer 
eingetragen. 

2.  Als  Zweck  dieser  Gesellschaften  erscheint  der  Import 
nach  Rußland  von  ausländischen  Fabrikaten  und  der  Export 
aus  Rußland  der  russischen  Rohstoffe.  Um  diesem  Zweck 


nachzukommen,  erhält  jede  solche  Gesellschaft  von  der  Re- 
gierung der  R.  S.  F.  S.  R.  eine  Handelskonzession,  deren  Grund- 
prinzipien in  den  folgenden  Paragraphen  niedergeschrieben 
sind. 

3.  Für  die  Stellung  des  ausländischen  Kontrahenten  außer- 
halb des  allgemeinen  Monopols  des  auswärtigen  Handels  er- 
scheint als  unentbehrliche  Bedingung  einer  solchen  Handels- 
konzession die  Gewährung  durch  den  ausländischen  Kontra- 
henten der  gemischten  Gesellschaften  eines  Warenkredites, 
der  beispielsweise  dem  zehnfachen  Grundkapital'  der  Gesell- 
schaft entsprechen  würde. 

4.  Die  Listen  der  nach  Rußland  einzuführenden  Fabrikate 
unterstehen  der  Genehmigung  der  Handelsvertretungen  der 
R.  S.  F.  S.  R.  in  den  Ländern,  woher  diese  Fabrikate  ausge- 
führt werden. 

Diese  Kontrolle  verfolgt  ein  zweifaches  Ziel: 

a)  Die  Verhinderung  der  Einfuhr  nach  Rußland  der  für  den 
Staat  unerwünschten  Waren,  und 

b)  die  Nachprüfung  der  Selbstkosten  der  zur  Einfuhr  nach 
Rußland  bestimmten  Waren. 

5.  Der  Regierung  der  R.  S.  F.  S.  R.  gehört  das  Vorzugs- 
recht in  bezug  des  Ankaufs  durch  den  N.  K.  W.  F.  (Kommissariat 
für  Außenhandel  L.  Z.)  der  in  dieser  Weise  eingeführten  Waren, 
ln  diesem  Fall  wird  die  Liguidierung  vollzogen,  entweder  in 
ausländischer  Währung  oder  durch  Lieferung  von  russischen 
Rohstoffen,  nach  Übereinkommen  mit  der  Gesellschaft,  auf 
Grund  der  von  den  ausländischen  Handelsvertretungen  be- 
stätigten Preise,  mit  Anrechnung  der  Transport-  und  an- 
deren Kosten  und  eines  bestimmten  Verdienstes,  dessen  Größe 
im  Zusammenhang  mit  den  verschiedenen  Kategorien  der 
Waren  und  mit  anderen  Verhältnissen  variieren  können,  die  aber 
in  jedem  Fall  genügend  sein  sollen,  um  das  Interesse  der  aus- 
ländischen Unternehmer,  die  sich  an  der  gemischten  Gesellschaft 
beteiligen,  zu  stimulieren. 

6.  Sollte  das  Kommissariat  für  den  Außenhandel  im  Laufe 
einer  kurzen  Frist  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch  machen, 
so  wird  der  Gesellschaft  erlaubt,  die  von  ihr  importierten 
Waren  frei  zu  verkaufen,  sei  es  den  anderen  staatlichen  Amts- 
stellen, sei  es  den  örtlichen  Organen,  Genossenschaften,  Fir- 
men und  Privatpersonen. 

7.  Zu  diesem  Zweck  erhält  die  Gesellschaft  das  Recht,  in 
den  größten  Städten  der  Republik  eigene  Filialen  zu  grün- 
den, wobei  dieses  Recht  später  auch  auf  andere  Gebiete  des 
Staates  ausgebreitet  werden  kann. 

8.  Das  Hauptbüro  der  Gesellschaft  in  Moskau  und  ihre 
Filialen  in  den  anderen  Städten  erhalten  das  Recht,  unter 
Kontrolle  des  N.K.W.  T.  Bestellungen  der  Staats-  und  ört- 
lichen Organe,  Genossenschaften,  Privatpersonen  und  Firmen 
in  bezug  auf  Lieferung  von  Waren,  deren  Einfuhr  nach  Ruß- 
land nicht  verboten  ist,  anzunehmen. 

9.  Diese  Kontrolle  des  Kommissariats  für  Außenhandel 
wird  durch  ein  besonderes  Verbindungsbüro  durchgeführt, 
welches  verpflichtet  ist,  im  Laufe  einer  kurzen  Frist  klare  und 
endgültige  Antworten  auf  alle  Anträge  in  bezug  der  Geneh- 
migung, bestimmte  Bestellungen  für  das  Ausland  anzunehmen, 
der  Gesellschaft  zu  geben. 

Das  Kommissariat  für  Außenhandel  kann  die  Anträge  nur 
in  zwei  Fällen  ablehnen: 

a)  Aus  Gründen  der  Staatsordnung  oder  Zweckmäßigkeit 
kann  es  die  Erledigung  der  Bestellung  auf  sich  nehmen. 

b)  Es  lehnt  die  Bestellung  überhaupt  ab,  wenn  sie  aus 
allgemeinen  Siaaisgründen  unzulässig  ist  (z.  B.  Bestel- 
lungen von  Sachen,  deren  Einfuhr  verboten  ist). 

10.  Die  Gesellschaft  hat  auch  das  Recht,  Rohstoffe  auf 
freiem  Markte  Rußlands,  den  geltenden  Geseßen  und  Verord- 
nungen entsprechend,  einzukaufen.  Die  Bezahlung  erfolgt  da- 
bei in  Sowjetrubeln  oder  durch  importierte  ausländische  Waren 
laut  Preisen,  die  vom  N.  K.  W.  T.  bestätigt  sind.  Gegenüber 
Staats-  und  örtlichen  Organen  ebenso  wie  Genossenschaften 
hat  die  Gesellschaft  das  Recht,  mit  ausländischer  Valuta  zu 
bezahlen,  unter  der  Bedingung,  daß  die  leßtere  in  die  Staats- 
bank auf  den  Namen  der  entsprechenden  Stellen  durch  die 
Gesellschaft  eingetragen  wird.  Aus  diesen  Summen  erhalten 
die  Staats-  und  örtlichen  Organe  und  Genossenschaften  die 
Möglichkeit,  außerhalb  des  Importplans,  aber  selbstverständ- 
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lieh  im  Einverständnis  mit  N.  K.  W.  T.,  die  ihnen  nötigen  Fabri- 
kate und  Waren  einzukaufen. 


11.  Die  nach  dem  Ausland  exportierten  Rohstoffe,  den 
§§  6,  11  und  12  entsprechend,  sollen  von  der  Gesellschaft  im 
Einverständnis  mit  den  Handelsvertretungen  der  R.  S.  F.  S.  R. 
in  den  entsprechenden  Ländern  realisiert  werden. 

12.  Die  Gesellschaft  wird  auf  Paritäten  Grundsäfeen  ver- 
waltet, d.  h.  die  russische  Regierung  und  der  ausländische 
Kontrahent  bestellen  die  gleiche  Zahl  der  Direktoren  und  der 
Mitglieder  des  Aufsichtsrates.  Bei  gleicher  Zahl  der  Stimmen 
entscheidet  die  Stimme  des  vorgesefeien  Vertreters  der 
Russischen  Regierung.  Die  Fragen,  die  sich  auf  das  Erhalten 
und  die  Anwendung  der  der  Gesellschaft  gewährenden  Kre- 
dite durch  den  an  ihr  beteiligten  ausländischen  Kontrahenten 
beziehen,  werden  aus  der  Kategorie  der  Fragen,  bei  denen 
die  Vertreter  der  Russischen  Regierung  die  entscheidende 
Rolle  spielen,  ausgeschlossen. 

13.  Der  Grundvertrag  der  Gesellschaft  wird  auf  unbe- 
stimmte Zeit  abgeschlossen:  jede  Partei  hat  das  Recht,  der 
anderen  zu  kündigen  (6  monatige  Kündigungsfrist),  wobei  alle 
Verpflichtungen,  die  bis  dahin  angenommen  sind,  von  beiden 
Parteien  vollständig  erfüllt  werden  sollen. 

14.  Alle  Meinungsverschiedenheiten  sind  dem  Schieds- 
gericht unterstellt,  in  dem  jede  Partei  ihren  Vertreter  bestellt 
und  der  Superarbiter  durch  diese  beiden  Vertreter  bestimmt 
wird. 

Russisches  Naphtha-Syndikat. 


Laut  Meldungen  aus  Baku  ist  die  Gründung  eines  all- 
russischen Naphtasyndikats  erfolgt,  das  Baku  Grosny  und 
Embinsker  Industrie  umfafet.  Die  Verwaltung  besteht  aus 
7 Personen.  Der  Vertreter  der  Aserberdstones  Naphta- 
industrie  (Asnaphta)  ist  Direktor.  Der  Auslandshandel  wird 
der  Asnaphta  übergeben.  Die  Zentralverwaltung  Brennstoffe 
gestattete  der  Asnaphta  freien  Verkauf  von  Naphtaprodukten 
bis  zur  Höhe  von  8 Millionen  Goldrubel,  ln  Deutschland 
und  Schweden  wird  technisches  Zubehör  ein- 
gekauft werd  en. 


Regelung  der  luxemburgischen  Rin- und  Ausfuhr. 

An  Stelle  des  bisherigen  Grofeherzoglichen  Beschlusses 
vom  24.  April  1922  trat  am  21.  Juli  d.  J.  für  die  luxemburgische 
Ein-  und  Ausfuhr  der  Beschlufe  vom  18.  Juli  d.  ).  in  Kraft.  Er 
trifft  folgende  Regelung: 

Dem  Einfuhrverbot  unterliegen 

1.  landwirtschaftliche  Maschinen  und  deren  Ersafeteile, 
beide,  soweit  sie  deutscher  Herkunft  oder  deutschen 
Ursprungs  sind,  wenn  sie  entweder  unmittelbar  aus 
Deutschland  versandt  oder  ohne  das  vorgeschriebene 
Ursprungszeugnis  eingeführt  werden  aus  Deutsch- 

0 Österreich,  Dänemark,  Spanien,  Holland,  Norwegen, 
Polen,  Schweden,  Schweiz  oder  der  Tschecho-Slowakei; 

2.  die  aus  Anilin  hergestellten  Farbstoffe,  ohne  Rüdesicht 
auf  das  Ursprungs-  und  Herkunftsland. 

Dem  Ausfuhrverbot  unterliegen 

1.  belgische  Feuerwaffen  aller  Art,  ihre  Ersafeteile  und 
ihre  Munition; 

2.  belgische  Bauziegel,  aufeer  feuerfesten  Ziegeln,  die 
Herd-  und  Ofenbekleidungsziegeln,  Hohlziegeln,  ver- 
nierten  oder  emaillierten  Ziegeln,  Schwemmsteine,  Ze- 
mentziegeln und  Ziegeln  aus  Kalk  in  Verbindung  mit 
Sand; 

3.  belgischer  Rohrzucker,  Melasse  und  Sirup,  aufeer  phar- 
mazeutischen Sirupen; 

4.  belgische  Dachziegel  aus  gebranntem  Lehm; 

5.  luxemburgische  Thomasschlacken; 

6.  luxemburgisches  Heu,  Rauhfutter  und  Stroh  (aufeer 
Stroh  für  Stuhlgeflecht). 

Vorgesehene  Herkunftsnachweise  können  durch  öffent- 
liche Herkunftszeugnisse  und  durch  private  Beweismittel  sowie 
z.  B.  Frachtbriefe,  Rechnungen  usw.  erbracht  werden. 

Andere  Ursprungsnachweise  als  die  obengenannten  sind 
nicht  mehr  erforderlich. 

Ausnahmen  erläfet  der  luxemburgische  Generaldirektor 
des  Ackerbaus,  der  Industrie  und  der  sozialen  Fürsorge. 


Zuwiderhandlungen  werden  mit  Gefängnis  von  8 Tagen 
bis  zu  3 Jahren  und  einer  Geldstrafe  von  26  bis  3000  Frs.,  oder 
auch  nur  einer  dieser  Strafen  belegt,  sofern  die  gleiche  Über- 
tretung auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  nicht  mit  einer 
höheren  Strafe  zu  ahnden  ist.  Aufeerdem  ist  der  Gegen- 
stand der  Zuwiderhandlung  einzuziehen. 

Niederländisch-Deutsches  Kreditabkommen. 

Die  Nederlandsche  Karner  van  Koophandel  voor  Duitsch- 
land  macht  in  ihrem  Jahresbericht  für  1921  über  die  Inanspruch- 
nahme des  niederländischen  Rohstoffkredits  folgende  An- 
gaben: 

„Bis  heute  wurden  103  Kreditanfragen  von  über  zusammen 
21  952  870  Gulden  bewilligt.  Auf  die  Anfragen  hin  sind  durch 
die  Niederländische  Bank  bis  heute  ausbezahlt  worden: 
18  696  705,06)4  Gulden,  und  durch  sie  wieder  zurückempfangen 
4 685  815,31)4  Gulden,  so  dafe,  ungerechnet  die  Zinsenberech- 
nung, die  laufende  Rechnung  heute  14  010  869,75  Gulden  Debet 
steht.  Die  erste  Kreditanfrage  fand  am  13.  Mai  1921  statt. 
Selbstredend  mufete  erst  einige  Zeit  vergehen,  bevor  In- 
teressenten vollkommen  mit  der  Kreditmöglichkeit  vertraut 
waren.  Ich  habe  den  Eindruck,  dafe  diese  heute  schon  mehr 
bei  den  Interessenten  bekannt  wird.  Die  Treuhandverwaltung 
berechnet  für  ihre  Bemühungen  1)4  Prozent,  so  dafe  dem  Kre- 
ditnehmer das  Geld  zu  7)4  Prozent  zur  Verfügung  steht.  Da 
nun  die  „Kohlenlage“  so  ganz  verändert  ist,  besteht  von 
niederländischer  Seite  aus  kein  Anlafe,  für  diesen  Kredit  Re- 
klame zu  machen.  Er  würde  nur  dazu  dienen,  um  unsere  lau- 
fende Schuld,  die  doch  schon  so  erschreckend  hoch  ist,  zu 
vermehren.  Das  bedeutet  aber  nicht,  dafe  Holland  der  Über- 
einkunft nicht  treu  bleibt,  und  es  läfel  sich  die  Überzeugung 
nicht  nehmen,  dafe  es  an  der  Spifee  aller  derjenigen  gestan- 
den hat,  die  Deutschland  tatkräftig  zu  Hilfe  kamen“. 

Einlösung  der  englischen  Reparationsgntscheine. 

Seit  dem  1.  Juni  d.  ).  werden  die  englischen  Reparations- 
gutscheine in  einem  Verfahren  eingelöst,  das,  den  Wünschen 
der  Exporteure  entsprechend,  die  Kurssicherung  auch  für  den 
Teil  des  Fakturenbetrages  ermöglicht,  der  von  der  englischen 
Regierung  als  Reparationsabgabe  einbehalten  wird.  Bei  die- 
sem Verfahren  wird  von  den  englischen  Zollämtern  ein  Doppel 
des  Reparationsgutscheins  an  die  Friedensvertragsabrech- 
nungsstelle gesandt,  die  nach  Eingang  dieses  Schriftstückes 
sofort  den  deutschen  Exporteur  benachrichtigt,  dafe  die  Ei- 
lösung des  im  Original  vorzulegenden  Gutscheines  zum  amt- 
lichen Berliner  Geldkurse  des  fünften  Börsennotiztages  nacn 
Eingang  des  Doppels  bei  der  Friedensvertrags-Abrechnungs- 
stelle  erfolgen  wird. 

Leider  haben  sich  bei  der  technischen  Durchführung  dieses 
Verfahrens  grofee  Schwierigkeiten  daraus  ergeben,  dafe  auf 
den  Duplikaten  zahlreicher  Gutscheine  die  Anschriften  der 
deutschen  Exporteure  unvollständig  oder  unleserlich  sind.  In- 
folge dieser  ungenauen  Angaben  wird  die  Benachrichtigung 
der  Exporteure  verzögert  und  in  vielen  Fällen  die  verlust- 
lose Eindeckung  der  restlichen  aus  dem  Kurssicherungsgeschäft 
fälligen  Devise  unmöglich  gemacht. 

Die  von  der  Reichsregierung  in  dieser  Angelegenheit  mit 
den  englischen  Behörden  geführten  Verhandlungen  haben  den 
Erfolg  gehabt,  dafe  die  englische  Regierung  für  die  im  fol- 
genden dargestellte  Verbesserung  des  jetzigen  Verfahrens  ihre 
Mitwirkung  zugesagt  hat. 

Statt  der  bisher  üblichen  dreifachen  Ausfertigung  soll  der 
deutsche  Exporteur  in  Zukunft  die  Faktura  für  den  englischen 
Importeur  in  vier  Exemplaren  ausfertigen,  von  denen  dieser 
drei  dem  zuständigen  englischen  Zollamt  zustellen  und  dieses 
auffordern  soll,  eine  Ausfertigung  dem  an  die  Friedensver- 
irags-Abrechnungsstelle  zu  sendenden  Doppel  des  Gutscheins 
anzuheften.  Um  die  englischen  Importeure  und  die  Zollstellen 
auf  diese  notwendigen  Mafenahmen  besonders  hinzuweisen, 
wird  es  sidi  empfehlen,  die  zur  Anheftung  an  das  Gutschein- 
doppel bestimmte  Ausfertigung  der  Faktura  durch  einen  ent- 
sprechenden Aufdruck  zu  kennzeichnen.  Auf  Grund  dieser 
Fakturadurchschrift,  die  natürlich  aufeer  dem  Fakturenbetrag 
die  genaue  Anschrift  des  Exporteurs  enthalten  mufe,  wird  die 
Friedensvertrags-Abrechnungsstelle  ohne  zeitraubende  Vor- 
arbeiten in  der  Lage  sein,  den  Exporteur  umgehend  von  dem 
Eingang  des  Doppels  in  Kenntnis  zu  sefeen. 
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Arbeiterbewegung. 

Erklärung  des  Gewerkschaftskongresses 
zur  künftigen  Gestalt ung  des  Arbeitsrechts. 

Der  11.  Kongreß  der  Gewerkschaften  Deutschlands  in 
Leipzig  gab  zur  Frage  der  künftigen  Gestaltung  des  Arbeits- 
rechis  die  folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Kongreß  stimmt  den  Leitsäßen  des  Referenten  Prof. 
Dr.  Sinzheimer-Frankfurt  am  Main  zu  dem  vorstehenden 
Tagesordnungspunkt  im  allgemeinen  zu  und  fordert,  daß  die 
Reichsregierung  und  die  geseßgebenden  Körperschaften  das 
neue  Arbeitsrecht  im  Sinne  der  hier  niedergelegten  Grund- 
säße baldmöglichst  verwirklichen. 

Das  neue  Arbeitsrecht  soll  die  Einheitder  Arbeits- 
gesetzgebung für  alle  Arbeiter,  Angestellte  und  be- 
amten zum  Ausdruck  bringen  und  deshalb  sowohl  in  einheit- 
lichem Geiste  aufgebaut,  als  auch  unter  einheitlicher  Verwal- 
tung durchgeführt  werden.  Insbesondere  schließt  sich  der 
Kongreß  der  Forderung  des  Vortragenden  an,  daß  die  Ar- 
beitsgerichte unabhängig  von  den  ordentlichen  Ge- 
richten, in  direktem  Zusammenhang  mit  den  Arbeitsbehörden 
und  unter  der  Dienstaufsicht  des  Reichsarbeitsministeriums 
errichtet  wurden.  Soweit  bis  zum  Abschluß  des  Arbeitsgeseß- 
buches  für  einzelne  Materien  der  Weg  der  Spezialgeseß- 
gebung  nicht  zu  vermeiden  ist,  müssen  solche  Einzelgeseße 
den  gleichen  Grundsäßen  sozialer  Zweckseßung  und  Selbst- 
verwaltung entsprechen. 

Die  seither  vorgelegten  Geseßentwürfe  des  Reichs- 
arbeitsministeriums erscheinen  nicht  geeignet,  das  künftige 
einheitliche  Arbeitsrecht  anzubahnen.  Sie  sind  von  bureau- 
kratischem,  der  Selbstverwaltung  abholdem  Geiste  getragen 
und  suchen  die  freie  Betätigung  durch  Zwangseingriffe  der 
Behörden  zu  ersticken. 

Der  dem  Reichstage  vorgelegte  Entwurf  einer  Schlich- 
tungsordnung ist  geeignet,  das  Koalitionsrecht  der 
Arbeitnehmer  durch  Schlichtungszwang  und  Haftungsdrohung 
zu  unterbinden.  Der  Kongreß  lehnt  jeden  Zwang  zur  Anru- 
fung der  Schlichtungsinstanzen  ab,  da  die  Gewerkschaften 
selbst  willens  sind,  die  Gewähr  zu  übernehmen,  daß  alle 
Schlichtungsmöglichkeiten  vor  Eintritt  in  Arbeitskämpfe  er- 
schöpft werden. 

Der  Entwurf  eines  Arbeitsnachweisgesetzes 
befremdet  sowohl  durch  den  bureaukratischen  Aufbau  der 
Arbeitsnachweisbehörden  als  auch  durch  den  Verzicht  auf 
Meldepflicht,  Benutzungzwang  und  Überführung 
der  nichtgewerblichen  Arbeitsnachweise,  ins- 
besondere der  der  Arbeitgeberverbände  und  Angestellten- 
organisationen, auf  den  öffentlichen  Arbeitsnachweis  und 
durch  die  völlig  unverständliche  Schonung  der  gewerbs- 
mäßigen Stellenvermittlung.  Eine  solche  Regelung  des  Ar- 


beitsnachweiswesens ist  unvereinbar  mit  dem  Einheits- 
gedanken des  künftigen  Arbeitsrechts  und  daher  abzu- 
lehnen. 

Die  vorgelegten  Geseßentwürfe  zur  Regelung  der 
Arbeitszeit  gewerblicher  Arbeiter  sowie  der 
Angestellten  lassen  das  Bestreben  erkennen,  die  Ar- 
beitszeitregelung für  die  verschiedenen  Arbeitnehmerkreise  zu 
spezialisieren  und  zu  differenzieren.  Vor  allem  wird  in  diesen 
Entwürfen  der  geseßliche  Achtstundentag  durch  ein  wahres 
System  von  Ausnahmen  derart  durchlöchert,  daß  die  acht- 
stündige Arbeitszeit  selbst  zur  Ausnahme  werden  muß.  Der 
Kongreß  erhebt  gegen  diese  Art  von  Geseßgebung  den  ent- 
schiedensten Widerspruch  und  fordert  ein  einheitliches  Geseß 
für  alle  Arbeitnehmer,  das  den  Achtstundentag  als  Höchst- 
maß der  täglichen  Arbeitszeit  anerkennt.  Unter  besonderen 
Vorausseßungen  ist  für  bestimmte  Berufe  eine  kürzere 
Arbeitszeit  geseßlich  festzulegen,  überarbeit,  soweit  die 
Verbände  der  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  sich  darüber 
vorher  tariflich  verständigen,  ist  nur  in  besonderen  Ausnahme- 
fällen zulässig. 

In  Übereinstimmung  mit  den  Beschlüssen  des  Inter- 
nationalen Gewerkschaftskongresses  in  Rom 
bezeichnet  der  Kongreß  als  wichtigste  Pflicht  der  Gewerk- 
schaften, die  vorgenannten  Geseßentwürfe  in  dieser  Gestalt 
abzulehnen. 

Der  Gewerkschaftskongreß  warnt  dringend,  auf  diesem 
Wege  der  Arbeitsgeseßgebung  fortzuschreiten,  der  sich  von 
dem  Ziel  eines  zeitgemäßen  und  einheitlichen  Arbeitsrechts 
weit  entfernt  und  schwere  Konflikte  mit  den  Arbeitsorganisa- 
tionen auslösen  muß. 

Der  Gewerkschaftskongreß  appelliert  an  alle  Gewerk- 
schaften, an  dem  Aufbau  des  neuen  Arbeitsrechts  im  Sinne 
der  einleitend  erwähnten  Leitsäße  mitzuwirken  und  erwartet 
von  den  Arbeitervertretern  in  allen  geseßgebenden  Körper- 
schaften, keinem  Geseßentwurf  zuzustimmen,  der  errungene 
Arbeitsrechte  preisgibt  oder  den  Aufbau  eines  einheitlichen 
und  wirklich  sozialen  Arbeitsrechts  erschwert.“ 

Persönliches. 

Landrat  a.  D.  Dr.  Schroepfer,  früher  mehrere  Jahre 
im  preußischen  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  tätig, 
trat  als  Referent  der  Abteilung  für  Steuern  und  Finanzen  in 
den  Dienst  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Dr.  I s t w a n n,  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  zu  Frei- 
burg i.  Br.,  hat  nebenamtlich  die  Geschäftsführung  der  Be- 
zirksgruppe Freiburg  der  Landeszentrale  des  badischen  Ein- 
zelhandels übernommen.  Als  weiterer  wissenschaftlicher 
Hilfsarbeiter  trat  Dr.  D o b 1 e r in  die  Dienste  der  Kammer. 
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Die  Bedeutung  der  Seehäfen  für  die  Erneuerung 
unserer  Oberseebeziehungen. 

Von  Dr.  Leuckfeld,  Syndikus  der  Handelskammer,  Hamburg. 


Für  jeden  Einsichtigen  ist  es  klar,  daß  die  Erfüllung 
der  dem  Deutschen  Reich  durch  den  Versailler  Vertrag 
auferlegten  Verpflichtungen,  soweit  dies  überhaupt  denk- 
bar ist,  nur  möglich  sein  wird,  wenn  Deutschland  die  Welt- 
geltung wieder  erlangt,  die  es  früher  gehabt  hat;  zahlungs- 
fähig für  die  Erfüllung  internationaler  Verpflichtungen  wird 
ein  von  der  übrigen  Welt  abgeschlossenes  Deutschland 
lediglich  auf  Grund  seiner  Inlandswirtschaft  niemals  sein 
können.  Man  sollte  daher  meinen,  daß  die  Ententemächte, 
die  ihre  Kriegslasten  auf  uns  abzuwälzen  und  darüber 
hinaus  noch  weiter  von  uns  unterhalten  zu  werden  wün- 
schen, selbst  das  größte  Interesse  daran  haben  müßten, 
uns  zur  Wiedererlangung  unserer  Weltgeltung  zu  verhel- 
fen. Ganz  im  Gegensatz  zu  diesen  Gesichtspunkten,  denen 
das  Verhalten  der  Ententemächte  entsprechen  sollte,  wird 
von  diesen  in  Fortsetzung  der  wirtschaftsfeindlichen  Be- 
strebungen, die  während  des  Krieges  eingeleitet  worden 
sind,  nichts  unversucht  gelassen,  um  Deutschland  von  dem 
Konkurrenzkampf  nicht  nur  in  den  bisher  feindlichen  Län- 
dern, sondern  allenthalben  auf  dem  Weltmarkt  auzuschal- 
ten.  Dies  ist  sowohl  im  Verkehr  mit  den  überseeischen 
Ländern,  als  auch  in  Europa  selbst  der  Fall.  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  während  des  Krieges 
versucht,  sich  wirtschaftlich  in  den  mittel-  und  südamerika- 
nischen Ländern  festzuseßen;  Japan  hat  die  ostasiatischen, 
indischen  und  Südsee-Gebiete  für  sich  wirtschaftlich  zu 
erobern  versucht;  Australien  hat  zwar  offiziell  den  Handel 
mit  Deutschland  wieder  zugelassen,  gleichzeitig  aber  Be- 
stimmungen getroffen,  die  nichts  weniger  als  handeis-  und 
verkehrsfreundlich  sind,  und  Frankreich  und  England  be- 
mühen sich  jetzt,  durch  eine  uns  ungünstige  Handelsver- 
tragspolitik uns  von  ausländischen  Märkten  fernzuhalfen. 
Auf  der  andern  Seite  hat  man  geglaubt,  die  Zwischen- 
handelsstellung, die  Deutschland  als  im  Herzen  Europas 
liegend  naturgemäß  zwischen  Ubersee  und  den  europä- 
ischen Ländern  innegehabt  hat,  dadurch  beseitigen  zu  kön- 
nen, daß  man  andere  Pläße,  wie  z.  B.  nordische  Häfen 
an  die  Stelle  der  Nordseehäfen  und  insbesondere  Ham- 
burgs durch  Einrichtung  von  Freihäfen,  von  direkten  Ober- 
seeverbindungen u.  a.  seßen  wollte.  Diese  Bestrebungen 
haben  sich  bereits  alsbald  nach  dem  Kriege  als  Fehl- 
schlag erwiesen  und  auch  in  der  Folgezeit  haben  sich  die 
Aussichten  dafür,  andere  Häfen  in  die  Zwischenhandels- 
stellung der  deutschen  Nord-  und  Ostseehäfen  einzu- 
schieben, nicht  gebessert.  Allerdings  ist  diese  Entwick- 


lung wohl  zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  daß  Rußland 
noch  immer  nicht  für  eine  wirtschaftliche  Erschließung 
wieder  reif  ist,  was  aber  wiederum  der  mißgünstigen  Po- 
litik der  Ententemächte  zuzuschreiben  ist,  die  jede  für  sich 
das  russische  Wirtschaftsgebiet  in  Anspruch  nehmen  möch- 
ten, und  für  dessen  Erschließung  jedenfalls  die  Mitwirkung 
der  mitteleuropäischen  und  nordischen  Länder  nicht  wün- 
schen. Die  ganze  Situation  in  der  Weltwirtschaft  stellt  sich 
als  Fortseßung  eines  Wirtschaftskrieges  dar,  welche  es 
dringend  erforderlich  erscheinen  läßt,  daß  speziell  in  einem 
Lande  wie  Deutschland,  welches  selbst  an  seiner  Wieder- 
aufrichtung arbeiten  muß,  alle  vorhandenen  Kräfte  auf 
das  Entschiedenste  angespannt  werden,  um  in  einem  all- 
gemeinen Wirtschaftskrieg  Erfolge  erreichen  zu  können. 

Die  wirtschaftskriegerischen  Maßnahmen  der  uns  noch 
immer  feindlichen  Mächte,  die  sich  auf  das  öberseegebiet 
beziehen,  und  somit  in  erster  Linie  den  Export  unserer 
Industrieerzeugnisse  treffen,  müssen  es  als  erforderlich 
erscheinen  lassen,  daß  die  Tätigkeit  des  Exporthandels, 
die  sich  in  den  Jahren  und  Jahrzehnten  vor  dem  Kriege  im 
Aufsuchen  von  Geschäftsverbindungen  und  in  der  Aus- 
breitung der  Absaßmöglichkeiien  für  deutsche  Erzeugnisse 
besonders  bewährt  hat,  wieder  diejenige  Anerkennung  fin- 
det, die  sie  früher  genossen  hat.  Nach  dem  Kriege  konnte 
die  Industrie  angesichts  des  starken  Warenhungers  in 
aller  Welt  und  insbesondere  des  starken  Bedarfs  nach 
deutschen  Erzeugnissen  wohl  den  Handel  als  lästiges  oder 
überflüssiges  Zwischenglied  behandeln  und  den  Seehafen 
nur  als  Speditions-  oder  Durchgangsplaß  ansehen.  In  der 
Zeit,  der  wir  entgegengehen,  und  in  dem  Wirtschafts- 
kampfe, der  in  aller  Welt  zu  führen  ist,  wird  es  aber 
wichtig  sein,  daß  der  deutsche  Exportkaufmann  nicht 
daran  gehindert  wird,  die  Pionierarbeit,  in  der  er  sich 
früher  bewährt  hat,  wieder  ausüben  zu  können,  denn  von 
dieser  wird  das  Durchhalten  in  dem  Wirtschaftskampfe  und 
das  schließliche  Bestehen  abhängig  sein.  In  dieser  Be- 
ziehung hat  der  Handel  in  den  tlberseepläßen  besondere 
Bedeutung  für  die  Wiedereingliederung  Deutschlands  in 
die  Weltwirtschaft. 

In  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  auch  bei  dem  Import 
überseeischer  Rohprodukte  und  Lebensmittel  nach  Deutsch- 
land und  den  anderen  europäischen  Ländern.  Der  Impor- 
teur in  den  Nord-  und  Ostseehäfen  wird  seine  Tätigkeit 
in  dem  Zwischenhandelsgeschäft  mit  den  nordischen  Län- 
dern, den  Balkanstaaten  und  auch  später  mit  Rußland  nur 
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wirkungsvoll  ausüben  können,  wenn  er  einen  festen  Rück- 
halt an  dem  deutschen  Markt  hat,  d.  h.  also,  wenn  es  ver- 
mieden wird,  daß  der  deutsche  Industrielle  oder  Verbrau- 
cher durch  direkte  Bezüge  im  Auslande  den  Zwischen- 
handel der  überseepläße  schädigt.  Zur  Ausübung  des 
Importgeschäftes  überseeischer  Rohstoffe  und  Ernährungs- 
mittel bedarf  es  nicht  nur  eingehender  Sachkenntnis,  son- 
dern auch  der  finanziellen  Stärke,  um  in  größerem  Um- 
fange Ankäufe  für  eigene  Rechnung  oder  die  Ausbeutung 
von  Rohstoffgebieten  in  die  Wege  leiten  zu  können.  Solche 
Transaktionen  sind  nur  möglich,  wenn  dem  Importeur  ein 
bedeutendes  Absaßgebiet  im  eigenen  Hinterlande  und  in 
den  benachbarten  Ländern  zur  Verfügung  steht.  Aus  die- 
sem Grunde  sind  auch  die  Versuche,  andere  Zwischen- 
häfen an  die  Stelle  von  Hamburg,  Bremen,  Lübeck  oder 
Stettin  zu  seßen,  mißlungen,  weil  sowohl  den  nordischen 
Häfen,  wie  Kopenhagen,  Stockholm  oder  Gotenburg  als 
auch  südlichen  Pläßen  wie  Triest,  Fiume  u.  a.  das  nötige 
Hinterland  in  Mitteleuropa  fehlt.  Die  Bemühungen,  diese 
Häfen  zu  stärkeren  Konkurrenten  der  Nord-  und  Ostsee- 
häfen zu  machen,  werden  aber  an  Bedeutung  gewinnen, 
wenn  erst  an  die  Erschließung  des  russischen  Wirtschafts- 
gebietes herangetreten  wird.  Die  Gefahr,  daß  dann  z.  B. 
die  sogenannte  nordische  Brücke,  die  einen  direkten  Weg 
von  England  durch  Skandinavien  nach  Rußland  schaffen 
will,  größere  Bedeutung  gewinnen  könnte,  ist  nicht  von  der 
Hand  zu  weisen. 

Auch  für  die  Wiedererschließung  des  großen  russischen 
Wirtschaftsgebietes  ist  die  Mitwirkung  der  Seepläße  heute 
von  größerer  Bedeutung  als  je.  Schon  in  der  Zeit  vor 
dem  Kriege  hat  sich  ein  sehr  bedeutender  Teil  des  rus- 
sischen Verkehrs  sowohl  über  die  näher  gelegenen  Ost- 
seehäfen, als  auch  über  die  Nordseehäfen  und  speziell 
über  Hamburg  und  Lübeck  erstreckt,  ln  der  Zeit  nach  dem 
Versailler  Vertrage  ist  für  Deutschland  die  Verbindung  mit 
Rußland  über  die  Seepläße  von  um  so  größerer  Bedeutung, 
als  das  Geschick  der  Entenienmachthaber  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  eine  feindliche  Zone  gelegt  hat, 
die  den  Verkehr  zwischen  beiden  Ländern  zu  Lande  außer- 
ordentlich erschwert.  Aber  nicht  nur  der  Verkehr  von 
Deutschland  nach  Rußland  kommt  dabei  in  Betracht,  son- 
dern auch  der  Verkehr,  welcher  von  überseeischen  Ge- 
bieten nach  und  von  Rußland  in  die  Wege  geleitet  werden 
muß,  denn  ohne  eine  Beteiligung  nahezu  der  sämtlichen 
Wirtschaftsgebiete  der  Welt  an  dem  Wiederaufbau  Ruß- 
lands wird  ein  wirklich  zweckentsprechender  Erfolg  nicht 
zu  erzielen  sein.  In  diesem  Verkehr  zwischen  den  über- 
seeischen Gebieten  und  Rußland  wird  nach  wie  vor  die 
Mitwirkung  der  Seepläße  eine  ganze  besondere  Rolle 
spielen.  Sowohl  an  dem  Getreideverkehr  von  Nord-  und 
Südrußland,  und  an  dem  Absaß  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  und  der  Rohprodukte  der  innerrussischen  und 
östlichen  Gebiete  als  auch  an  der  Versorgung  Rußlands 
mit  Maschinen  und  Geräten  aller  Art  aus  überseeischen 
Gebieten  hat  insbesondere  Hamburg  stets  eine  wichtige 
und  umfangreiche  Mitarbeit  zu  erfüllen  gehabf.  Bereits  in 
den  leßten  Jahren  sind  daher  von  Hamburg  aus  die  Fäden 
nach  Rußland  wieder  angesponnen  worden.  Die  nach 
dieser  Richtung  hin  gerichteten  Bemühungen  versprechen 
sowohl  für  den  Absaß  deutscher  Industrieerzeugnisse  als 
auch  für  den  Bezug  russischer  Landesprodukte  und  für 
den  Zwischenhandel  mit  überseeischen  Gebieten  gute  Aus- 
sichten, wenn  nur  die  Handelskreise  in  den  Seehafen- 
pläßen  selbst  ln  der  Lage  bleiben,  mit  der  erforderlichen 
Leistungsfähigkeit  in  dieser  Tätigkeit  fortfahren  zu  können. 

Zahlenmäßig  die  derzeitige  Bedeutung  der  Seehafen- 
pläße  für  die  Erneuerung  unseres  Überseehandels  nach- 
zuweisen, ist  bedauerlicherweise  nicht  möglich,  da  deut- 
scherseits die  amtlichen  Veröffentlichungen  über  die  Ein- 
und  Ausfuhrstatistik  noch  nicht  wieder  in  dem  Umfange 


erscheinen,  wie  es  früher  der  Fall  war.  Auf  die  früheren 
Zahlen  zurückzugreifen,  hat  wenig  Wert,  da  sie  in  allen 
wirtschaftlichen  Kreisen  bekannt  sind,  für  die  Bedeutung 
der  Seehafenpläße  jedoch  auch  aus  den  früheren  Sta- 
tistiken nicht  viel  herausgeholt  werden  kann,  weil  auch 
in  den  früheren  Veröffentlichungen  Angaben  darüber  nicht 
enthalten  sind,  wie  groß  der  Eigenverkehr  der  Hafenpläße 
gewesen  ist.  Wenn  man  aber  beobachtet  hat,  wie  das 
ganze  Ausland,  und  zwar  nicht  nur  die  während  des  Krie- 
ges neutral  gebliebenen  Länder,  sondern  gerade  die  feind- 
lichen Länder  sich  bemüht  haben,  in  den  deutschen  See- 
hafenpläßen  Stüßpunkte  zu  finden  und  an  der  Wiederauf- 
nahme des  Überseeverkehrs  teilzunehmen  und  wie  nun- 
mehr nebeneinander  sich  in  den  Hafenpläßen  sowohl  aus- 
ländischer als  auch  deutscher  Verkehr  entwickelt  hat,  wird 
man  sich  darüber  klar  sein,  daß  das  Wiedererstarken  des 
Geschäflslebens  in  den  Seehafenpläßen  von  der  aller- 
größten Bedeutung  für  die  Wiederingangseßung  unseres 
Überseeverkehrs  ist.  Allerdings  ist  dabei  erforderlich,  daß 
nicht  nur  von  den  inländischen  Behörden  der  Wieder- 
ingangseßung des  Ein-  und  Ausfuhrgeschäftes  keine 
Schwierigkeiten  durch  Zwangsmaßnahmen  oder  sonstige 
hindernde  Vorschriften  in  den  Weg  gelegt  werden,  son- 
dern daß  endlich  durch  eine  Stabilisierung  der  Währungs- 
verhältnisse für  einen  vernünftigen  Weltverkehr  der  Bo- 
den geschaffen  wird.  Bei  Valutaverhältnissen  mit  Schwan- 
kungen, die  innerhalb  weniger  Tage  bis  zu  100  % und 
mehr  ausmachen,  ist  selbstverständlich  ein  vernünftiger 
Überseeverkehr  von  und  nach  Deutschland  überhaupt  nicht 
möglich.  Es  muß  demnach  im  Interesse  der  Gesundung 
unserer  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  die  Aufgabe  der 
Wirtschaftskreise  in  aller  Welt  und  insbesondere  derjenigen 
in  Amerika  und  England  sein,  darauf  hinzuwirken,  daß  die 
Mark  nicht  nur  an  Wert  wieder  gewinnt,  sondern  vor  allen 
Dingen  einen  festeren  Kurs  hat,  auf  Grund  dessen  es  mög- 
lich wird,  für  längere  Zeit  Geschäfte  zu  tätigen,  ohne  dabei 
Gefahr  zu  laufen,  plötzlich  das  ganze  Vermögen  zu  verlieren. 

In  den  vorstehenden  Ausführungen  ist  bisher  in  erster 
Linie  von  der  Bedeutung  des  Warenhandels  im  Ein-  und 
Ausfuhrverkehr  an  den  Seehafenpläßen  gesprochen  wor- 
den. Es  erübrigt  sich,  besondere  Ausführungen  über  die 
Bedeutung  der  Seeschiffahrt  zu  machen,  denn  ohne 
diese  ist  ein  Überseeverkehr  überhaupt  nicht  möglich  und 
ihr  Standplaß  ist  naturgemäß  in  den  Seehäfen.  Die  Ent- 
wicklung, die  die  Seeschiffahrt  speziell  in  den  Nordsee- 
häfen vor  dem  Kriege  genommen  hat,  ist  ohne  Frage  eines 
der  wichtigsten  Hilfsmittel  für  unsere  wirtschaftliche  Er- 
starkung vor  dem  Kriege  gewesen.  Wären  nicht  von  den 
führenden  Schiffahrtslinien  in  dem  großen  Umfange,  wie 
es  der  Fall  war,  Verbindungen  und  zwar  sowohl  in  regel- 
mäßiger als  auch  in  wilder  Fahrt  nach  allen  Gegenden  der 
Welt  eingerichtet  worden,  so  hätte  der  Kaufmann  nicht  so 
leicht  seine  Absaßgelegenheit  aufsuchende  Tätigkeit  aus- 
üben und  der  Fabrikant  seine  Produkte  nicht  abseßen 
können.  Der  Neid,  der  durch  diese  großartige  Entwick- 
lung bei  feindlichen  Mächten  hervorgerufen  ist,  wirkt  auch 
heute  noch  nach  und  hat  dazu  geführt,  daß  sowohl  die 
Großmächte  als  auch  kleinere  Staaten  den  Versuch 
machen,  sich  in  der  Schiffahrt  an  die  Stelle  Deutschlands 
im  Weltverkehr  zu  seßen,  Ob  dieses  auf  die  Dauer  ge- 
lingt, wird  nicht  nur  von  deren  Geschick  zur  Betreibung 
des  Seeverkehrs  abhängen,  sondern  auch  von  der  Mög- 
lichkeit, daß  wir  selbst  auf  diesem  Gebiete  wieder  die 
erforderliche  Leistungsfähigkeit  gewinnen.  Daß  wir  in 
dieser  Beziehung  bereits  im  Aufsteigen  begriffen  sind, 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen. 

Die  wichtige  Stellung,  die  die  Seehafenpläße  der  deut- 
schen Küsten  für  unser  eigenes  Wiedererstarken  und  für 
die  Wiederingangseßung  der  Weltwirtschaft  haben,  läßt 
sich  durch  das  Diktat  eines  Gewalifriedens  nicht  aus  der 
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Welt  schaffen.  Selbst  die  schlimmste  Mißgunst  und  Feind- 
seligkeit werden  bei  der  Durchführung  von  Gewaltmaß- 
nahmen merken,  daß  solche  Stüßpunkte  des  Weltverkehrs 
nicht  ohne  weiteres  ausgeschaltet  oder  an  die  Wand  ge- 
drückt werden  können,  sondern  im  eigenen  Interesse  der 
feindlichen  und  der  uns  wohlgesinnten  Mächte  in  ihrer 
Lebensfähigkeit  erhalten  werden  müssen,  wie  überhaupt 
bei  diesen  allen  immermehr  erkannt  werden  muß,  daß  sie 
selbst  an  der  Wiederaufrichtung  der  deutschen  Wirtschaft 
das  größte  Interesse  haben.  Es  ist  daher  als  ein  glücklicher 
Gedanke  zu  bezeichnen,  daß  bei  Gelegenheit  der  tlbersee- 
Woche  in  Hamburg  ein  Wirtschaftskongreß  statt- 
findet, auf  welchem  hervorragende  Vertreter  der  Einzel- 
wirtschaften der  verschiedensten  Länder  sich  über  die  Wie- 
deraufrichtung Europas  unterhalten  und  hoffentlich  ver- 
ständigen sollen.  Ein  derartiger  Versuch,  unter  den  bedeu- 


Mitteleuropa  und 

Von  A r t h u 

Seit  dem  August  1914  ist  der  Bau  der  Weltwirtschaft 
aus  den  Fugen  geraten  und  bis  zum  heutigen  Tage  ist  es 
nicht  gelungen,  ihn  wieder  auf  eine  feste  Grundlage  zu 
bringen.  Nicht  nur  durch  die  ganze  Dauer  der  Kriegsjahre 
hindurch  ist  das  von  den  Heeren  der  Entente  umzäunte 
Gebiet  im  wesentlichen  aus  der  Weltwirtschaft  ausgeschie- 
den, sondern  auch  bis  zum  heutigen  Tage  bleiben  weite 
Landstrecken  in  einer  wirtschaftlichen  Lage,  in  der  sie  nicht 
entfernt  in  dem  Maße  wie  ehedem  als  Käufer  und.  Verkäu- 
fer an  den  Weltmarkt  heranzutreten  vermögen. 

Wenn  das  Riesengebiet  des  Russischen  Reiches  aus 
der  Weltwirtschaft  ausgeschieden  ist,  so  bedeutet  das 
räumlich  zwar  einen  ganz  gewaltigen  Ausfall,  ist  aber  inso- 
fern wirtschaftlich  noch  einigermaßen  erträglich,  als  auch  in 
früheren  Friedenszeiten  Rußland  am  gesamten  Welthandel 
nur  einen  Anteil  von  ungefähr  3 Prozent  hatte.  Unendlich 
viel  stärker  wirkt  es,  wenn  Deutschland,  dessen  Welthan- 
delsanteil sich  vor  dem  Kriege  auf  etwa  13  Prozent  ge- 
steigert hatte,  an  Kaufkraft  so  stark  abnimmt,  wie  es 
durch  den  in  den  ersten  Augusttagen  erreichten  Dollar- 
stand von  700—800  Mark  gekennzeichnet  wird.  Selbst  in 
seinem  durch  den  Versailler  Frieden  und  die  ungeheuer- 
liche Entscheidung  über  Oberschlesien  so  stark  verringer- 
ten Bestände  stellt  das  Deutsche  Reich  auch  heute  noch 
immerhin  einen  Markt  von  über  60  Millionen  Köpfen  dar; 
60  Millionen  kultivierter  und  zivilisierter  Käufer,  die  mit 
großen  Ansprüchen  an  den  Weltmarkt  herantreten  würden, 
wenn  sie  dazu  in  der  Lage  wären;  60  Millionen,  die  auch 
für  den  Weltmarkf  produzieren  und  deren  Erzeugnisse  für 
die  Preisbildung  des  Weltmarktes  um  so  wichtiger  sind, 
als  der  technische  Hochstand  der  deutschen  Industrie  auf 
einer  von  Freunden  wie  Gegnern  anerkannten  Höhe  steht. 

Wenn  120  Millionen  Russen  aus  dem  Weltmarkt  aus- 
scheiden,  so  hat  das  nicht  entfernt  die  Bedeutung,  als  wenn 
60  Millionen  Deutsche  dem  Weltmarkt  entrückt  werden.  Jene 
120  Millionen  hatten,  wie  gesagt,  nur  3 Prozent  Anteil  am 
gesamten  Welthandel  und  zwar  im  wesentlichen  durch  die 
russische  Getreideausfuhr.  Diese  60  Millionen  Deutscher 
aber  hatten  13  Prozent  Anteil,  und  zwar  im  wesentlichen 
durch  den  Hochstand  der  deutschen  Industrie,  die  dem 
Weltmarkt  eine  Menge  von  Rohstoff  entnahm  und  ihn  mit 
entsprechenden  Fertigfabrikaten  versorgte. 

Nun  mag  man  wohl  darauf  hinweisen,  daß  eine 
Industrialisierungsbewegung  über  alle  fünf  Erd- 
teile gegangen  ist,  als  während  des  Krieges  die  Be- 
lieferung der  verschiedenen  Länder  mit  deutschen 
Industrieerzeugnissen  zwangsweise  ausblieb.  Ganz 


tendsten  Männern  des  Wirtschaftslebens  zunächst  eine  Ver- 
ständigung über  diese  Fragen  herbeizuführen,  ist  von  um 
so  größerer  Bedeutung,  als  auf  all  den  Konferenzen,  die 
bisher  von  den  Politikern  und  Staatslenkern  veranstaltet 
wurden,  Verständigung  nicht  erzielt  werden  konnte.  Die 
Handelskammer  Hamburg  hat  bereits  in  ihrem  leßten 
Jahresbericht  darauf  hingewiesen,  daß  es  vorzuziehen  sein 
würde,  eine  Verständigung  unter  den  Wirtschaftlern  her- 
beizuführen und  danach  den  nötigen  Einfluß  auf  die  Politik 
auszuüben.  Hoffen  wir,  daß  auf  dem  Wirtschaftskongreß 
der  Dbersee-Woche  es  gelingen  wird,  zu  Ergebnissen  zu 
gelangen,  die  eine  derart  zwingende  Wirkung  auf  die  Po- 
litiker der  führenden  Mächte  ausüben,  daß  wir  endlich  zu 
einer  Wiedergesundung  der  Weltwirtschaft  gelangen,  ehe 
der  offensichtlich  nahe  bevorstehende  Zusammenbruch  zur 
Wirklichkeit  wird.  (153). 
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gewiß;  in  Amerika,  in  Süd-  und  Ostasien,  in  Süd- 
afrika und  Australien  ist  diese  Indusiriealisierungsbewe- 
gung  durch  den  Krieg  in  starkem  Maße  angeregt  worden. 
In  allen  fünf  Erdteilen  herrscht  seither  das  Bestreben,  we- 
nigstens für  die  einfachsten  Gegenstände  des  täglichen 
Bedarfs  unabhängiger  zu  werden  von  den  Lieferungen  der 
europäischen  Industrie  und  den  Gewinn  aus  der  Verarbei- 
tung der  heimischen  Rohstoffe  im  eigenen  Lande  zu  er- 
zielen. Aber  die  Natur  läßt  ihrer  nicht  spotten.  Eine  rein 
mechanische  Auffassung  der  Wirtschaft,  die  keine  Rück- 
sicht nimmt  auf  Land  und  Leute,  auf  Erd-  und  Völkerkunde, 
auf  Boden  und  Klima,  wird  von  der  natürlichen  Entwicke- 
lung unweigerlich  Lügen  gestraft.  Wie  reich  auch  immer 
ein  Indien,  ein  China,  an  Menschen  und  Naturschäßen  sein 
mag,  wie  unbegrenzt  die  Produktionsmöglichkeiten  Ameri- 
kas sein  mögen,  und  wieviel  anderseits  gesprochen  und  ge- 
schrieben werden  mag  von  dem  Niedergang  des  euro- 
päischen Abendlandes:  Europa,  insbesondere  Mittel- 

europa, ist  und  bleibt  nun  doch  einmal  eine  geographische 
Sonderklasse  und  läßt  sich  als  solche  nicht  vom  Globus 
wegstreichen.  Die  feinnervige  Vielgliedrigkeit  dieses  Erd- 
teils, der  klimatische  Charakter  eines  so  vielfach  von 
Meeren  umspülten,  dem  Golfstrom  angeschlossenen  Lan- 
des in  einer  Breite,  deren  nußbares  Tageslicht  durch  die 
Länge  der  Dämmerung  wesentlich  erhöht  wird  und  das  hin- 
länglich von  tropischer  Nervenerschlaffung  und  Arbeitsun- 
lust entfernt  ist,  schafft  Geschlechter,  deren  Produktions- 
fähigkeit über  das  Normalmaß  anderer  Länder  hinaus- 
reicht. Bevölkerungsdichte,  Welthandelsanteil  und  Teil- 
haberschaft an  den  technischen  Erfindungen  und  chemi- 
schen Wissenschaften  sprechen  in  allen  diesen  Beziehungen 
ihre  beredte  Sprache. 

Wer  in  diesen  Dingen  nicht  zu  sehen  vermag,  wer  Länder- 
und Völkerkunde  auf  Grund  einer  rein  materialistisch-me- 
chanischen Wirtschaftswissenschaft  auszuschalten  gewohnt 
ist,  der  soll  die  Hände  von  den  weltpolitischen  und  welt- 
wirtschaftlichen Dingen  lassen  und  soll  sich  vor  allen  Din- 
gen nicht  anmaßen,  mit  dem  Bleistift  neue  Grenzen  durch 
einen  so  empfindlichen  Erdteil  zu  legen,  — Grenzen,  die 
wirtschaftlich  wesentliche  Teile  von  einem  Reiche  abschnei- 
den,  dessen  Bevölkerung  erwiesenermaßen  am  weitaus 
geeignetsten  ist,  diese  wirtschaftlichen  Faktoren  technisch 
zu  nußen.  Es  hat  sich  in  der  rauhen  Praxis  ganz  klar  her- 
ausgestellt, daß  französische  Leitung  aus  den  Saargruben 
nicht  entfernt  herauszuwirtschaften  vermag,  was  deutsche 
Leitung  aus  ihnen  produziert  hat,  und  es  erweist  sich  eben- 
so klar,  daß  in  den  polnisch  gewordenen  Gebieten  Ober- 
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Schlesiens  das  wirischaftliche  Leben  in  geradezu  er- 
schreckender Weise  zurückgeht. 

Man  vergesse  nicht,  daß  Deutschland  das  erste  Land 
war,  das  durch  die  nicht  nur  auf  dem  Papier  stehende  all- 
gemeine Schulpflicht,  die  man  wohl  besser  als  allgemeines 
Recht  auf  Bildung  bezeichnet  haben  würde,  die  Zahl  der 
Analphabeten  in  seiner  Statistik  bis  auf  einen  verschwin- 
dend geringen  Rest  zu  streichen  vermochte.  Man  ver- 
gesse nicht,  daß  Deutschland  als  das  Land  der  allgemeinen 
Dienstpflicht,  die  man  besser  als  gleiches  Recht  auf  Erzie- 
hung zur  Disziplin  bezeichnet  haben  würde,  das  Land  war, 
in  dem  jeder  Arbeiter  sich  in  das  technische  Getriebe  besser 
einzufinden  vermochte,  als  irgendwo  anders.  Es  mag  ein 
psychologisches  Vergehen  des  preußischen  Staaiswesens 
gewesen  sein,  daß  es  im  Sinne  Kants  immer  von  staats- 
bürgerlichen Pflichten  zu  reden  liebte,  wo  doch  tatsächlich 
mit  Leichtigkeit  nachgewiesen  werden  konnte,  daß  jede 
staatsbürgerliche  Pflicht  ein  unschäßbares  staatsbürger- 
liches Recht  in  sich  barg.  Hätte  die  deutsche  Terminologie 
sich  dazu  entschließen  können,  von  diesen  Rechten  zu 
sprechen,  dann  wäre  vielleicht  der  Haß  der  Welt  gegen 
Preußen-Deutschland  nicht  so  leicht  zu  entfachen  gewesen. 

Nun  ist  das  Land  des  Bildungs-  und  des  Fortbildungs- 
rechts verarmt  und  entrechtet  und  nun  scheidet  es  zwangs- 
weise mehr  und  mehr  aus  dem  Weltmärkte  aus.  Die  Folge 
für  den  Weltmarkt  ist  der  mindestens  teilweise  Verlust  von 
60  Millionen  kaufkräftiger  Kunden.  Die  Folge  ist  der  min- 
destens teilweise  Ausfall  an  Belieferung  des  Weltmarktes 
mit  Dingen,  deren  Rohstoffe  wir  einfach  nicht  mehr  zu  er- 
schwingen vermögen,  mit  Erzeugnissen  allererster  Quali- 
tät, für  deren  Herstellung  uns  die  Fähigkeit  vielleicht  lang- 
sam verlorengehen  wird,  weil  wir  einfach  nicht  mehr  in  der 
Lage  sind,  die  dazu  nötige  Wissenschaft  finanzieren  zu 
können.  Gerade  an  der  technischen  Wisssenchaft  Deutsch- 
lands hat  die  ganze  Welt  durch  Jahrzehnte  gelernt  und  es 
bedeutet  ohne  jeden  Zweifel  einen  unmeßbaren  und  uner- 
seßbaren  Weltverlust,  wenn  aus  finanziellen  Gründen  und 
aus  kurzsichtiger  Beschränkung  durch  Feindeswillen  die 
technische  Wissenschaft  und  die  technische  Entwicklungs- 
möglichkeit Deutschlands  gehemmt  und  eingeschränkt  wird.*) 

Ein  einziges  Beispiel  mag  genügen:  die  von  Feindes- 
seite beschlossenen  Schranken  für  d^n  deutschen  Luft- 
schiffbau. Es  ist  sicher  nicht  zuviel  gesagt,  wenn  man  be- 
hauptet, daß  der  gesamte  Weltverkehr  heute  auf  einer  an- 
deren Basis  stünde,  wenn  im  Augenblick  des  Kriegsendes 
dem  deutschen  Luftschiffbau  und  der  deutschen  Luftschiff- 
führung freie  Bahn  gegeben  worden  wäre,  mit  seinen  ge- 
waltigen technischen  Fortschritten  die  fünf  Erdteile  zu 
überspannen.  Denken  wir  daran,  daß  schon  während  des 
Krieges  ein  Schütte-Lanz,  vom  bulgarischen  Boden  auf- 
steigend,  die  Strecke  bis  an  den  oberen  Nil  und  zurück 
über  Neapel  hemmungslos  überwunden  hat,  — eine  Lei- 
stung, die  vollkommen  ausgereicht  haben  würde,  um  den 
friedlichen  Verkehr  von  Hamburg  bis  New  York  in  der  nach 
heutigem  Stande  der  Technik  überhaupt  erreichbar  kür- 
zesten Zeit  zu  vermitteln. 

Die  durch  äußeren  Zwang  und  finanzielle  Not  be- 
wirkte Einengung  der  technischen  Leistungsfähigkeit 
Deutschlands  ist  für  die  Weltwirtschaft  vielleicht  ein  noch 
größerer,  ein  noch  tragischerer  Verlust  als  die  Einengung 
eines  Absaß-  und  Lieferungsmarktes,  der  vor  dem  Kriege 
mit  13  Prozent  am  gesamten  Welthandel  beteiligt  war. 
Ein  falscher  Trost,  daß  andere  Länder  und  andere  Erdteile 
sich  durch  eigene  Industrialisierung  über  den  Ausfall  des 
deutschen  Marktes  hinwegseßen  könnten;  denn  auch  zu 
dieser  Industrialisierung,  wenn  sie  technisch  wirklich 


*)  Um  dieser  Gefahr  vorzubeugen,  ist  die  „Notgemeinschaft 
der  deutschen  Wissenschaft“  gegründet  worden;  vgl.  D.  W.  Z. 
Nr.  2,  22.  Juli  1922,  S.  39. 


mit  Vernunft  geleitet  sein  soll,  bedarf  es  dann  der  tech- 
nischen Leistungen,  die  Deutschland  für  den  Weltmarkt 
aufzubringen  vermochte  und  noch  heute  vermag,  wenn 
man  es  nur  dazu  instand  lassen  will. 

Gewiß,  wir  haben  im  Kriege  oft  genug  das  Schlagwort 
von  der  allbritischen  Reichswirtschaftspolitik  gehört,  einer 
Politik,  die  dem  Namen  nach  darauf  hinauslief,  daß  alle 
britischen  Kolonien  den  Wirtschaftskrieg  gegen  Deutsch- 
land nach  dem  Waffenkriege  fortführen  sollten,  indem  sie 
Deutschland  die  Rohstofflieferungen  entzögen  und  sie 
lediglich  England  zuführten.  Aber  in  den  britischen  Kolonien 
selbst  hat  man  genau  genug  empfunden,  daß  diese  soge- 
nannte allbritische  Reichswirtschaftspolitik  nichts  anderes 
bedeutete,  als  eine  Monopolisierung  der  englischen  Insel- 
industrie, eine  Abschnürung  des  kaufkräftigen  deutschen 
Marktes  zugunsten  jener  britischen  Industrie.  Die  austra- 
lische und  südafrikanische  Wolle,  die  indische  Jute,  wollen 
aber  schließlich  nicht  nur  zu  den  Preisen  verkauft  wer- 
den, die  Englands  Industriezentren  zu  bewilligen  für  gut 
befinden,  sondern  sie  wollen  freien  Zugang  haben  auch  zu 
dem  Markte  der  großen  deutschen  Industrie,  die  den  Welt- 
marktpreis im  freien  Wettbewerb  regulieren  hilft. 

Nun  ist  durch  die  Entwertung  des  Geldes  in  den  valuta- 
schwachen Ländern  die  Weltwirtschaft  auf  gefährliche  Ab- 
wege geraten.  Die  Leistungsfähigkeit  des  ein- 
zelnen Landes  auf  wirtschaftlichem  und  technischem  Ge- 
biete hat  ihre  frühere  Geltung  verloren.  Statt  dessen  wirkt 
die  schwankende  Lage  auf  dem  Valutamarkte  störend  auf 
die  natürliche  Entwicklung  des  internationalen  Warenaus- 
tausches. Der  niedrige  Stand  der  deutschen  Valuta  er- 
möglichte es  zwar  unserer  Industrie,  ihr  Ausfuhrgeschäft 
zu  erweitern;  schon  aber  machen  sich  im  Auslande  Anzei- 
chen bemerkbar,  die  erkennen  lassen,  daß  man  auf  den 
ausländischen  Märkten  nach  Mitteln  sinnt,  um  die  durch 
den  niedrigen  Stand  der  Valuta  untersiüßte  deutsche  Kon- 
kurrenz durch  hohe  Zölle  und  „Dumping“-Geseße  zu  be- 
kämpfen. 

Blicken  wir  über  die  deutschen  Grenzen  hinaus:  Wir 
haben  vor  dem  Sturz  der  deutschen  Papiermark  den 
russischen  Rubel,  die  österreichische  Krone,  die  polnische 
Mark  ins  Bodenlose  versinken  sehen.  Ganz  Mittel-  und 
Osteuropa  ist  ein  kranker  Körper  in  der  Weltwirtschaft, 
der  durch  seine  Krankheit  das  gesamte  weltwirtschaft- 
liche Getriebe  ansteckt  und  nicht  zur  Gesundung  kommen 
läßt.  Dieser  Vorgang  läßt  sich  durch  Zwangsmaßnahmen 
nicht  beseitigen. 

Wehe  der  Industrie,  wehe  der  Rohsioffprodukiion,  die 
dadurch  glaubt,  sich  zu  nüßen,  daß  sie  die  Konkurrenz 
Mitteleuropas  aus  der  Weltwirtschaft  dauernd  ausschaltet. 
Im  weltwirtschaftlichen  Gesamtgeiriebe  ist  der  schärfste 
Konkurrent  allzeit  der  beste  Abnehmer.  Das  hat  sich  aufs 
klarste  erwiesen  in  dem  Hinüber  und  Herüber  beim  Aus- 
tausch zwischen  den  englischen  und  deutschen  Produkten; 
das  hat  sich  erwiesen  in  der  Annäherung  der  europäisch- 
amerikanischen  Handelsbeziehungen  mit  dem  Aufblühen 
der  beiderseitigen  Produktion.  Je  mehr  Mittel-  und  Ost- 
europa Amerika  mit  Arbeitskräften  versorgte  und  es  da- 
durch als  Wettbewerber  stärkte,  um  so  kräftiger  wurde  es 
durch  eigene  Wirischaftsenlwicklung  zugleich  als  Konsu- 
ment amerikanischer  Erzeugnisse.  Je  mehr  Wunderwerke 
der  deutschen  Schiffbauiechnik  über  den  Ozean  hinüber 
und  herüber  kreuzten,  um  so  wertvoller  wurden  Hamburg 
und  New-York  einander  wechselseitig  als  Kunden  und  Lie- 
feranten. 

Jede  Steigerung  der  Arbeitskraft  und  der  technischen 
Leistungsfähigkeit  in  kultivierten  Ländern  bedeutet  zugleich 
eine  Steigerung  der  Aufnahmefähigkeit  und  des  Aus- 
tauschs  von  Handelsgütern.  Jede  Einschränkung  der  Pro- 
dukiivkraft  eines  so  hoch  entwickelten  Wirtschaftsgebietes 
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wie  Mitteleuropa  es  darstellt,  bedeutet  einen  entsprechend 
schweren  Verlust  für  das  Ganze  des  Weltmarktes.  Tech- 
nisch und  weltwirtschaftlich  betrachtet,  ist  der  auch  nur 
teilweise  Ausfall  von  60  Millionen  Deutscher  in  Mittel- 
europa ein  schwererer  Schlag  für  das  weltwirtschaftliche 
Getriebe  als  der  Gesamtausfall  einer  noch  größeren  Zahl 
von  Asiaten.  Auch  hier  gilt  es,  die  Kräfte  zu  wägen  und 
nicht  zu  zählen.  Die  Katastrophe  der  Mark  wird,  je  länger 


sie  andauert,  zu  einer  Katastrophe  der  Weltwirtschaft.  Mag 
man  heute  noch  von  Krisen  reden,  — morgen  wird  man, 
wenn  die  Vernunft  nicht  endlich  siegt,  nur  noch  von  Ka- 
tastrophen sprechen  können;  und  sie  werden  sich  nicht 
auf  Deutschland  und  Mitteleuropa  beschränken  — , sie  wer- 
den alle  nur  irgendwie  mit  der  Weltwirtschaft  verbundenen 
Länder  und  Völker  erzittern  machen  und  mit  Sturmgewalt 
durchbrausen.  (152) 


Die  Warenlieferungen  aus  dem  Friedensvertrage 
und  der  Wechselkurs  der  Mark. 

Von  Dr.  O.  M o h r u s , Berlin. 


Die  Valuta,  die  Auslandsbewertung  einer  Währung,  ist 
das  getreue  Spiegelbild  der  jeweiligen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  betreffenden  Landes.  Ob  nun  neu  von 
Staats  wegen  emittierte  Noten  sich  als  Kredit  darstellen, 
als  Inanspruchnahme  von  Gütern  ohne  entsprechende  Vor- 
und  Gegenleistung  seitens  des  Staates,  oder  ob  die  Passi- 
vität der  Zahlungsbilanz  eine  Inanspruchnahme  fremder 
wirtschaftlicher  Güter  zeigt,  die  den  Produktivkräften  der 
eigenen  Wirtschaft  nicht  entspricht,  — in  jedem  Fall  han- 
delt es  sich  darum,  daß  der  Konsum  einer  Volkswirtschaft  in 
keinem  Verhältnis  zu  ihrer  Produktivität  steht,  daß  die 
Kraft  zur  Bedarfsdeckung  nicht  vorhanden  ist;  diese  muß 
dann  vielmehr  im  Wege  des  Kredits  erfolgen,  entweder 
unmittelbar  durch  Ankauf  von  fremden  Gütern  oder 
mittelbar  durch  Schaffung  zusätzlicher  Kaufkraft,  die  ihrer- 
seits eine  Preiserhöhung  der  Waren  im  Inland  und  einen 
Anreiz  für  die  ausländischen  Verkäufer  schafft,  ihre  Waren 
in  Deutschland  abzuseßen.  Aus  dieser  Warenbewegung 
ergibt  sich  dann  bei  der  Nachfrage  nach  Devisen,  der  ein 
gleiches  Angebot  infolge  mangelnder  vorhergehender 
Güterübertragung  an  das  Ausland  nicht  gegenübersteht, 
wieder  eine  entsprechende  Senkung  der  Mark.  Will  man 
nun  also  den  Zusammenhang  zwischen  Sachlieferungen  und 
Valutaentwicklung  erfassen,  so  muß  man  die  Wirkungen 
der  Sachleistungen  auf  die  allgemeine  Wirtschaftslage  im 
Innern  und  wie  sie  sich  nach  außen  hin  projiziert,  darlegen. 
Nur  auf  diesem  mittelbaren  Wege  greifen  sowohl  das 
Wiesbadener  als  auch  das  Bemelmans-Abkommen  in  die 
Entwicklung  der  Auslandsbewertung  der  deutschen  Mark 
ein. 

Werden  nun  die  Sachlieferungen  durch  Schaffung 
zusätzlicher  Kaufkraft  finanziert,  so  tritt  eine, 
rein  äußerlich  gesehen,  von  der  Geldseite  ausgehende 
Preisteuerung  ein,  die  zunächst  im  Hinblick  auf  die  alte 
Kursparität  das  Ausland  zur  Ausnußung  der  Spannung 
zwischen  innerer  Kaufkraft  und  ihrer  äußeren  Geltung 
mittels  Imports  nach  Deutschland  reizt.  Sogleich  nach  der 
durch  die  Warenbewegung  erfolgten  Anpassung  der  Preise 
an  die  der  Exportländer  ergibt  sich  indes  die  Notwendig- 
keit der  Bezahlung.  Diese  Bezahlung,  die  nur  äußer- 
lich durch  Geld,  in  Wirklichkeit  aber  durch  Güter  bewirkt 
wird,  ist,  falls  der  Aufnahme  der  fremden  Güter  nicht  ein 
dem  Umfang  nach  gleicher  vorhergehender  Export 
entspricht,  nur  dadurch  zu  bewirken,  daß  die  Nachfrage 
nach  Devisen,  — volkswirtschaftlich  gesehen  — , die  leih- 
weise Überlassung  von  Verfügungsgewalt  über  die  Gü- 
ter des  fremden  Landes  — zu  einer  Preissteigerung  in  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln  und  auf  diese  Weise  wieder  zur 
Schaffung  einer  weiteren  Disparität  zwischen  innerer 
Kaufkraft  und  äußerer  Geltung  der  Mark  führt  und  so  auf 
deutscher  Seite  den  Anreiz  zu  dem  zur  Bezahlung  der 
Waren  notwendigen  Export  schafft. 


Bei  der  Finanzierung  der  Sachlieferungen  durch 
Steuern  ist  allerdings  zunächst  eine  von  der 
Geld  seite  ausgehende  Beeinflussung  der  Situation  aus- 
geschlossen; dagegen  ergibt  sich  folgende  Lage,  die  durch 
Faktoren  geschaffen  ist,  die  von  der  Waren  seite  her  aus- 
gehen: Durch  Hingabe  der  Waren,  in  denen  nicht  nur  der 
Unternehmergewinn,  sondern  auch  Grundrente,  Kapital- 
zins und  Arbeitslöhne,  kurz  alle  zur  Kapitalsrepro- 
duktion erforderlichen  Elemente  enthalten  sind,  wird 
auch  die  zur  künftigen  Herstellung  derselben  Güier  erfor- 
derliche Kapitalsreproduktionsbasis  verloren,  und  wenn 
man  bedenkt,  daß  auch  hier  die  in  diesem  Falle  von  der 
Warenseite  her  einseßende  Teurung  zu  der  oben  geschil- 
derten gesteigerten  Importbewegung  führt,  und  dieser 
Vorgang  sich  periodisch  wiederholen  muß,  so  erkennt 
man,  daß  dann  die  Folge  eine  sich  ständig  verringernde 
volkswirtschaftliche  Kapitalsreproduktionsbasis  wäre  in 
Verbindung  mit  einer  ständig  fortschreitenden  Absenkung 
der  Mark. 

Unter  welchen  Vorausseßungen  wäre  denn  nun  aber 
— von  der  Valutaseite  aus  gesehen  — die  Möglichkeit  einer 
glatten  Bewirkung  von  Sachleistungen  gegeben?  Die  Be- 
zahlung von  Sachleistungen  ist  dann  und  n u r d a n n denk- 
bar, wenn  die  Güterübertragung  an  die  Entente  eben 
nicht  die  zur  Herstellung  von  Gütern  erforderlichen  Re- 
produktionselemente, sondern  nur  den  volkswirtschaft- 
lichen Reingewinn  darstellt,  wenn  also  zur  Wahrung 
der  notwendigen  Reproduktionselemente  ein  etwa  sechs- 
facher Export  nach  anderen  Ländern  der 
Welt  einseßt,  der  es  ermöglicht,  aus  dem  Uberschuß 
die  Sachlieferungen  in  complexu  zu  bewirken.  Dieser 
volkswirtschaftlich  einzig  mögliche  Weg,  der  auch  zwangs- 
läufig beschriften  wird,  führt  genau  so,  wie  die  zur  Bewir- 
kung der  Goldzahlungen  nötigen  Güterübertragungen  an 
die  Welt,  zu  dem  bekannten  „Reparationsdumpin  g“. 
Und  die  Tatsache,  daß  die  Bewirkung  von  P/a  Milliarden 
Sachlieferungen  zwangsläufig  einen  Export  von  etwa 
9 Milliarden  vorausseßt,  stellt  mit  einem  Schlage  das 
Problem  der  entgeltlosen  Güterübertragung 
zwischen  Völkern  in  den  Mittelpunkt  der  wissen- 
schaftlichen Erörterung.  — 

Unter  welchen  Bedingungen  jedoch  diese  Güterüber- 
tragungen möglichst  reibungslos  sowohl  für  die  Produzen- 
ten als  auch  für  die  Konsumenten  vor  sich  gehen  können, 
darüber  soll  im  folgenden  gehandelt  werden. 

Drei  Probleme  sind  bei  der  Lösung  der  Reparations- 
aufgabe zu  beachten: 

1.  Das  Problem  der  guantitativen  und  gualitativen  Be- 
stimmung der  Leistung, 

2.  das  Problem  der  Organisation  der  Währung  und 
endlich 
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3.  das  Problem,  in  welcher  Richtung  sich  der  Strom 
der  Sachleistungen  ergießen  soll. 

Was  die  quantitative  Bestimmung  der  Leistung  be- 
trifft, so  ist  vom  Standpunkt  der  deutschen  Nation  als  Lie- 
ferantin nicht  nur  ihre  ökonomische  Leistungsfähigkeit  zu 
beachten,  sondern  auch,  dab  notwendigerweise  eine  be- 
stimmte Konsumtionsbasis  vorhanden  sein  mu&,  um  über- 
haupt die  Möglichkeit  einer  weiteren  Existenz  und  damit 
der  Bewirkung  der  Reparationsleistung  offenzulassen.  Eine 
grenzenlose  Steigerung  der  Produktionsfähigkeit  unter 
Einschnürung  des  Verbrauchs  des  deutschen  Volkes  ist 
eben  undenkbar. 

Was  die  qualitative  Bestimmung  der  Leistung  betrifft, 
so  ist  zu  beachten,  dab  sich  eigentlich  die  Interessen  des 
Abnehmers  und  des  Lieferanten  unter  Umständen  diametral 
entgegengesetzt  zueinander  verhalten  können,  und 
zwar  ist  zu  unterscheiden;  handelt  es  sich  um 
organisierte  Sachlieferungen  in  der  Form  etwa, 
wie  sie  das  Wiesbadener  Abkommen  vorsieht  oder 
auch  der  Plan  von  Le  Troguer,  der  verlangt, 

dab  organisierte  deutsche  Arbeitermassen  zu  volkswirt- 
schaftlich nüfelichen  Arbeiten,  etwa  der  Elektrifizierung 
Südfrankreichs  verwendet  werden  sollen,  so  ist  die  Art 
der  Leistung  durch  die  Abnehmer  bestimmt.  Es  besteht 
zweifellos  für  den  liefernden  Teil  insofern  auch  ein  Vor- 
teil, als  die  aus  der  freien  Konkurrenz  sich  ergebenden 
Unkosten  des  freien  Wettbewerbs  für  Reklame  etc.  fort- 
fallen und  man  mit  einem  bestimmten  Verbrauch  seitens 
des  Abnehmers  rechnen  kann;  für  die  deutsche  Volkswirt- 
schaft würde  also  zweifellos  Beschäftigungsmöglichkeit 
und  Schub  vor  einer  evtl.  Absabkrise  gegeben  sein.  Indessen 
ist  aber  zu  bemerken,  dab  bei  dieser  Einstellung  auf  die 
Bedürfnisse  des  Abnehmers  die  produktive  Tätigkeit  sich 
nicht  den  produktiven  Fähigkeiten  der  liefernden  Nation 
anpa&t,  und  dadurch  eine  unökonomische  Verwendung  der 
vorhandenen  wirtschaftlichen  Kräfte  zeitigt.  — Sachliefe- 
rungen auf  der  Basis  der  freien  Konkurrenz,  wie  sie  das 
Gilet-Abkommen  als  Verbesserung  des  Wiesbadener  Ab- 
kommens vorsieht,  haben  einerseits  den  Vorteil  der  An- 
passung an  die  natürlichen  Produktionsfähigkeiten  des 
Lieferanten,  zeitigen  aber  anderseits  die  mit  dem  freien 
Wettbewerb  verbundenen  Unkosten  in  Verbindung  mit 
einer  Preisunterbindung,  die  unter  Umständen  dazu  führen 
kann,  dab  die  Leistungen  zu  einem  unbilligen  Preis  bewirkt 
werden.  Der  Ausweg  wird  in  der  Mitte  liegen.  Das  Beste 
wird  eine  Mischung  der  Organisationsform  sein;  je  nach 
der  Art  der  Lieferungen,  die  zu  bewirken  sind.  Handelt 
es  sich  um  so  gewaltige  Arbeiten,  wie  etwa  die  Elektrifi- 
zierung Südfrankreichs,  so  wird  eine  organisierte  Tätigkeit 
vorzuziehen  sein,  während  bei  Lieferungen,  die  ihrer  Art 
nach  individualisiert  sind,  wie  etwa  besondere  Maschinen 
und  Apparate,  oder  bei  denen  die  Verbraucher  die  ur- 
sprünglich Geschädigten,  also  einzelne  Personen,  sind, 
würde  der  unmittelbare  Verkehr  zwischen  Produzent  und 
Konsument  vorzuziehen  sein. 

Was  das  geldtechnische  Moment  der  Organisa- 
tion der  Währung  anbelangt,  so  ist  hinlänglich  be- 
kannt, dab  gerade  die  Papierwährung  bei  der  Herstellung 
der  zur  Bewirkung  der  Reparationen  notwendigen  Dispa- 


rität zwischen  innerer  Kaufkraft  und  äuberer  Geltung  der 
Mark  notwendigerweise  viel  gröberen  Schwankungen 
unterworfen  ist  als  die  Goldwährung,  bei  der  die  Spannung 
der  Schwankung  durch  den  oberen  und  unteren  Goldpunkt 
begrenzt  ist,  und  somit  auch  eine  kleine  Schwankung  genügt, 
um  eine  Goldausfuhr  und  im  Anschlub  daran  auf  der  Ba- 
sis der  infolge  der  Geldverknappung  eintretenden  Ab- 
senkung der  Warenpreise  eine  Warenausfuhr  zu  zeitigen. 
Dadurch  wird  eben  verhindert,  dab  der  deutsche  Einkauf 
im  Ausland  zu  teuer  bezahlt  und  der  deutsche  Export  zu 
billig  entlohnt  wird,  während  andererseits  durch  eine 
schlechte  Währung  das  Volk  regelrecht  um  seine  Arbeit 
betrogen  wird.  Weiterhin  ist  zu  beachten,  dab  durch  eine 
Goldwährung  dem  Staat  es  praktisch  unmöglich  gemacht 
wird,  Inflationspolitik  zu  treiben  und  er  genötigt  wird,  seine 
Bedürfnisse  durch  Steuern  und  Anleihen  zu  decken. 

Das  Problem  der  Hinlenkung  der  Leistungen  nach  be- 
stimmten Richtungen  beleuchtet  gleichzeitig  das  Problem 
des  „Reparation-Dumping  s“. 

Es  war  schon  gesagt  worden,  dab  die  Bewirkung  so- 
wohl von  Gold-  als  von  Sachlieferungen  einen  etwa  öfachen 
Export  voraussebb  Bei  spontaner,  unorganisierter  Ab- 
wicklung dieser  Aufgaben  hatte  sich  gezeigt,  dab  die  ganze 
Welt  mit  Deutschlands  Waren  überschwemmt  wurde  und 
auf  den  Schultern  gänzlich  unbeteiligter  Staaten  die  Last 
des  Versailler  Friedensvertrages  zu  ruhen  begann.  Es 
ergab  sich  das  paradoxe  Resultat,  dab  eine  an  sich  wün- 
schenswerte Neuschaffung  von  Gütern,  ein  volks-  und 
weltwirtschaftlicher  Wiederaufbau,  den  Ruin  vieler  Volks- 
wirtschaften zur  Folge  hatte.  Sollen  diese  Wirkungen  ver- 
mieden werden,  so  mub  auch  hier  Planmäbigkeii  an  Stelle 
der  Planlosigkeit  und  wirtschaftliche  Erwägung  an  Stelle 
von  Sentiments  treten.  Der  Aufbau  kann  sich  nur  in  zwei- 
facher Richtung  bewegen. 

a)  Es  kann  sich  nur  handeln  einerseits  um  den  Aufbau 
von  Frankreich,  und  zwar  nicht  nur  um  den  der  zerstörten 
Gebiete,  sondern,  wenn  dieser  nur  mit  unverhältnismäbigen 
Kosten  ohne  entspechenden  Nuben  für  Frankreich  ge- 
schehen kann,  (die  Verwüstung  in  Nordfrankreich  ist  un- 
geheuer und  die  Arbeit  zur  Umwandlung  jenes  Ödlandes 
in  fruchtbaren  Kulturboden  unverhältnismäbig  grob),  auch 
um  andere  produktive  Leistungen  an  Erfüllungsstatt  wie 
evtl,  um  die  von  Le  Troguer  geplanten  Arbeiten. 

b)  In  zweiter  Linie  harrt  R u b 1 a n d des  Wiederauf- 
baus. Hier  ist  die  Möglichkeit  zum  öfachen  Export  ge- 
geben, aus  dessen  Erlös  volkswirtschaftlich 
die  Bewirkung  der  Goldzahlungen  und  Sachlieferungen 
möglich  ist.  Den  deutschen  Warensirom  in  diese  Richtung 
zu  lenken,  liegt  nicht  nur  im  Interesse  Deutschlands  und 
Rublands,  sondern  auch  in  dem  der  ganzen  Welt. 

Solange  das  Reparationsproblem  nicht  befriedigend 
gelöst  wird,  wird  die  Welt  nicht  zur  Ruhe  kommen.  Die 
Möglichkeit,  Wirklichkeiten  zu  schaffen,  ist  vorhanden,  bei 
einem  Zusammenarbeiten  der  Entente  und  Deutschlands. 
Nur  so  werden  die  Wunden,  die  der  Krieg  geschlagen, 
bald  geheilt  werden  können.  Auch  Deutschland  wird  das 
erhebende  Bewubtsein  haben  können,  durch  eine  grobe 
opfervolle  Tat  des  Friedens  die  Schuld  der  ganzen 
Welt  am  Kriege  gesühnt  zu  haben.  (149). 


Der  Freigabe -Vorbescheid. 

Von  Gerichtsassessor  Kunz. 


Nach  § 3 der  Einfuhrverordnung  vom  22.  März  1920 
sind  Waren,  die  ohne  die  vorgeschriebene  Bewilligung  ein- 
geführt werden  oder  bereits  eingeführt  sind,  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Vorliegen  einer  strafbaren  Handlung  für  ver- 
fallen zu  erklären. 


§ 4 Abs.  II  der  genannten  Verordnung  enthält  nun 
folgende  öbergangsvorschrift: 

„Weist  der  Eigentümer  der  Ware  nach,  dab  diese 
bereits  vor  dem  6.  Februar  1920  eingeführt  war,  so 
unterliegt  sie  nicht  den  Bestimmungen  des  § 3 dieser 
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Verordnung  (d.  h.  also  nicht  der  Verfallerklärung),  falls 
die  Freigabe  bei  der  zuständigen  Stelle  innerhalb  einer 
vom  Reichswirtschaftsminister  zu  bestimmenden  Frist 
nachgesucht  wird  und  die  Ware  nicht  bereits  vor  der 
Freigabe  für  verfallen  erklärt  ist.“ 

Der  Antrag  auf  Feststellung,  daß  eine  Ware  nicht  den 
Bestimmungen  des  § 3 der  Einfuhrverordnung,  d.  h.  also 
nicht  der  Verfallerklärung  unterliegt,  ist  nach  § 2 der  Be- 
kanntmachung zur  Ausführung  der  Einfuhrverordnung  (vom 
22.  März  1920  RGBl.  S.  337,  abgeändert  RGBl.  1921  S.  456 
und  1195),  bei  dem  Reichsbeauftragten  für  die  Über- 
wachung der  Ein-  und  Ausfuhr  in  Berlin,  für  Waren,  die  im 
beseiten  Gebiet  lagern,  bei  dem  Delegierten  des  Reichs- 
beauftragten  zu  Köln  schriftlich  einzureichen.  Es  heißt 
dann  weiter:  „Diese  Stellen  entsdieiden  über  den  Fest- 
stellungsantrag im  Beschlußverfahren  endgültig.  Die  Ent- 
scheidung kann  in  der  Form  einer  Abstempelung  der  die 
Ware  begleitenden  Beförderungspapiere  erfolgen.  Die 
Feststellung  ist  unwirksam,  falls  die  Ware  bereits  für  ver- 
fallen erklärt  ist.“ 

Diese  Bestimmungen  und  die  Art  ihrer  Durchführung 
haben  zu  manchen  Mißverständnissen  Anlaß  gegeben. 
Wenn  nämlich  eine  Firma  im  beseßten  Gebiet  ihre  vor  dem 
6.  Februar  1920  eingeführten  Waren  innerhalb  der  vor- 
geschriebenen Frist  bei  dem  Delegierten  in  Köln  an- 
meldete, so  erhielt  sie  ein  formularmäßiges  Schreiben 
folgenden  Wortlaufes: 

Prüfungsstelle  ,den  

Betrifft:  Antrag  vom auf  Freigabe  fol- 

gender Waren: 

Warenart: 

Menge  und  Gewicht: 

Verpackung: 

Lagerplaß: 

Bes.  Kennz.: 

Ihrem  Anträge  ist  stattgegeben  worden. 

Zur  Erlangung  des  geseßlich  vorgeschriebenen  Frei- 
gabevermerks wollen  Sie  die  Beförderungspapiere  für  die 
zu  versendenden  Waren  dem 

Delegierten  des  Reichsbeauftragten  für  die  Über- 
wachung der  Ein-  und  Ausfuhr,  Abt.  Verkehrskontrolle, 
Köln,  Vogteistr.  26 

unter  Angabe  der  Nummer  dieses  Schreibens  einreichen. 

Das  vorliegende  Schreiben  selbst  ist  keine  Freigabe- 
bescheinigung und  schüßi  daher  noch  nicht  vor  der  Verfall- 
erklärung. 

(Es  folgen  weitere  Ausführungen,  daß  die  Zentralisations- 
bestimmungen hierdurch  nicht  berührt  werden.) 

Es  wird  nun  von  verschiedenen  Seiten  die  Ansicht  ver- 
treten, und  auch  bei  den  Verhandlungen  vor  dem  Reichs- 
wirtschaftsgericht, das  gemäß  § 3 der  Verordnung  vom 
22.  März  1920  (RGbl.  S.  334)  über  die  Rechtmäßigkeit  der 
Verfallerklärung  und  die  Festseßung  einer  Entschädigung 
zu  entscheiden  hat,  immer  wieder  geltend  gemacht: 

Nach  dem  oben  erwähnten  § 4 Abs.  II  der  Einfuhrver- 
crdnung  könne  eine  Ware  nicht  mehr  für  verfallen  erklärt 
werden,  wenn  sie  ordnungsgemäß  angemeldet  und  wenn 
das  oben  wiedergegebene  Schreiben  der  Prüfungsstelle 
vorliege.  In  dem  Schreiben  heißt  es  ausdrücklich:  „Ihrem 
Aufträge  ist  stattgegeben.“  Daß  dann  im  weiteren  Inhalte 
des  Schreibens  die  Freigabe  noch  an  die  Erfüllung  ge- 
wisser Bedingungen  geknüpft  sei,  könne  nicht  in  Betracht 
kommen,  da  der  Abs.  II  des  § 4 der  Einfuhrverordnung 
eine  bedingte  Freigabe  nicht  kenne. 


Diese  Auffassung  ist  irrig;  wie  sich  aus  dem  Sinn 
und  Zweck  der  Vorschrift  ergibt,  handelt  es  sich  hier  nicht 
um  eine  bedingte  Freigabe,  sondern  lediglich  um  einen 
sogenannten  Freigabevorbescheid. 

Die  Einfuhrverordnung  vom  22.  März  1920  wollte  den 
Dberwachungsorganen  nicht  allein  die  Möglichkeit  einer 
Kontrolle  an  der  Reichsgrenze  geben  — dies  vorher  an- 
gewandte Verfahren  hatte  sich  als  durchaus  unzureichend 
erwiesen  — , sondern  das  ganze  Inland  sollte  der  Kontrolle 
nach  unerlaubt  eingeführten  Waren  unterworfen  werden. 
Wo  auch  immer  an  der  Grenze  oder  im  Innern  Deutsch- 
lands Auslandsware  angetroffen  wird,  kann  sie  für  ver- 
fallen erklärt  werden,  wenn  sie  nicht  nachweislich  auf 
ordnungsmäßigem  Wege  eingeführt  worden  ist.  Wollte 
man  nun  bezüglich  der  vor  dem  6.  Februar  1920  herein- 
gekommenen Waren  lediglich  die  erfolgte  Anmeldung  und 
die  Erteilung  des  obenerwähnten  Schreibens  als  aus- 
reichend ansehen,  um  die  Ware  vor  einer  Verfallerklärung 
zu  schüßen,  so  wäre  damit  die  durch  die  Einfuhrverordnung 
gewollte  strenge  Kontrolle  wesentlich  beeinträchtigt,  wenn 
nicht  unmöglich  gemacht.  Die  Behörden  müßten  gewärtig 
sein,  daß  bei  jedem  Zugriff  auf  unerlaubt  eingeführte  Aus- 
landsware ihnen  entgegengehalten  würde:  Die  Ware 

stamme  aus  einem  vor  dem  6.  Februar  1920  eingeführten 
Lager,  das  ordnungsgemäß  angemeldet  und  freigegeben 
sei.  Eine  Nachprüfung  derartiger  Angaben  wäre  äußerst 
schwierig,  und  so  könnte  ein  angemeldetes  Lager  als  Deck- 
mantel für  immer  wieder  auf  unerlaubtem  Wege  neu  ein- 
geführte Waren  ausgenüßt  werden.  Aus  diesem  Grunde 
ist  die  effektive  für  den  Verkehr  erfolgende  Freigabe 
erst  darin  zu  erblicken,  daß  die  betreffende  Ware  von 
der  angemeldeten  Warenmenge  abgeschrieben  lind  die 
Bescheinigung  hierüber  als  Ausweis  der  Sendung  beige- 
fügt bzw.  durch  Abstempelung  der  Frachtpapiere  erseßt 
wird.  Erst  hierdurch  wird  dem  von  der  Einfuhrverordnung 
beabsichtigten  Kontrollzweck  genüge  getan.  Das  oben 
erwähnte  Schreiben  der  Prüfungsstelle  ist  also  lediglich 
ein  Vorbescheid,  d.  h.  die  Bestätigung,  daß  die  vorge- 
schriebene Anmeldung  erfolgt  ist  und  bei  Bedarf  die  Ab- 
schreibung vorgenommen  werden  wird.  Es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  daß  die  Fassung  dieses  Vorbescheides 
eine  äußerst  unglückliche  gewesen  ist,  und  zu  manchem 
verhängnisvollen  Irrtum  und  damit  zur  Beschlagnahme  und 
Verfallerklärung  großer  Vermögenswerte  die  Veranlassung 
gegeben  haben  mag.  Das  Reichswirtschaftsgericht,  das 
über  die  Beschwerde  gegen  Verfallerklärung  entscheidet, 
ist  aber  wie  jedes  andere  Gericht  an  die  Geseße  gebunden 
und  hat  keine  geseßliche  Möglichkeit  außergewöhnliche, 
durch  den  Eingriff  der  Verwaltung  in  das  Wirtschaftsleben 
des  einzelnen  entstehende  Härten  auszugleichen.  Eine 
dahingehende  allgemeine  geseßliche  Bestimmung  fehlt 
überhaupf,  wenn  man  von  dem  Hinweis  auf  ein  Gnaden- 
gesuch an  den  Reichswirtschaftsminister  absieht.  Das 
Reichswirtschaftsgericht  muß  daher,  wie  es  denn  auch 
bisher  in  ständiger  Rechtsprechung  geschehen  ist,  dem 
Wortlaut  und  Sinn  der  Vorschrift  entsprechend  dahin  ent- 
scheiden, daß  der  Vorbescheid  noch  keine  Freigabe  im 
Sinne  des  § 4 Abs.  2 der  Einfuhrverordnung  bedeutet 
und  daß  die  Behauptung,  man  habe  ihn  irrtümlich  dafür 
gehalten,  nicht  geeignet  ist  zu  einer  Entschädigung  gemäß 
§ 3 Abs.  1 Saß  4 der  Verordnung  zu  führen.  Die  von  den 
Kreisen  des  Handels  und  der  Industrie  schon  oft  hervor- 
gehobene Notwendigkeit,  dem  Reichswirtschaftsgericht 
eine  breitere  allgemeinere  geseßliche  Grundlage  und  da- 
mit auch  die  Möglichkeit  zu  geben,  bei  außergewöhnlichen 
Härten  einen  Ausgleich  zu  schaffen,  kann  nur  immer  wieder 
von  neuem  betont  werden.  (145.) 
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Die  Markentweriung  im  Juli-August. 

Julidurchschnittskurs  des  Dollars  493,22  M. 


Die  Markkatastrophe  kommt  in  ihrer  ganzen  Schwere 
am  deutlichsten  in  der  Berliner  Bewertung  des  Dollars  zum 
Ausdruck;  der  Auslandswert  der  zerrütteten  deutschen 
Währung  hat  Anfang  August  seinen  Rekordtiefstand  er- 
reicht, nach  dem  die  Mark,  die  Anfang  Juli  noch  den  Wert 
eines  Friedenspfennigs  aufwies,  zu  Beginn  August  nur  noch 
einen  halben  Goldpfennig  wert  war.  Während  die  deutsche 
Mark  zu  Ende  Juni  mit  einem  Dollarstande  von  374,50  M. 
noch  rund  den  90ten  Teil  ihres  Vorkriegswertes  besag, 
stürzte  sie  zu  Beginn  des  Juli  mit  überschreiten  der  420  M.- 
Linie  durch  den  Dollar  unter  den  hundertsten  Teil  ihrer 
Friedensparifät,  nachdem  die  erneute  ungünstigere  Beur- 
teilung der  deutschen  Wirtschaftslage  die  Spannung  auf 
dem  heimischen  Devisenmärkte  bei  allgemeiner  Material- 
knappheit und  steigenden  Nachfrage  zu  neuer  Kaufpanik 
steigerte;  gleichzeitig  war  das  Ausland  durch  schwin- 
dende Zuversicht  in  die  deutsche  Leistungskraft  zu  weiteren 
Markabgaben  veranlagt  worden.  Die  Wirtschaftslage 
Deutschlands  hat  sich  mit  seiner  bedrängten,  politischen 
Stellung  weiter  zugespigt.  Diese  Verschlechterung  mugte 
vorerst  in  der  immer  schwieriger  werdenden  Devisen- 
beschaffung für  die  Reparationszahlungen,  die  Zahlungen 
im  Ausgleichsverfahren  und  für  die  Bezahlung  des  gewal- 
tig gestiegenen  Bezuges  ausländischer  Kohle  als  Folge  der 
katastrophalen  deutschen  Kohlenlage,  wie  überhaupt  zur 
Begleichung  des  Saldos  unserer  in  den  legten  Monaten 
besonders  passiven  Handelsbilanz  zum  Ausdruck  kommen. 
Der  jeweilige  Bestand  der  in  die  deutsche  Volkswirtschaft 
einlaufenden  Wechsel  auf  das  Ausland  ist  vollkommen 
unzureichend,  um  den  aus  den  wachsenden  Auslandsver- 
pflichtungen resultierenden  Devisenbedarf  decken  zu  kön- 
nen, nachdem  der  Ertrag  der  deutschen  Wirtschaft  durcli 
erneute  Einschnürung  der  Rohstoffbasis  nach  dem  Verlust 
Oberschlesiens  und  die  gewaltigen  gegenwertslosen  Lei- 
stungen auf  das  Wiederguimachungskonto  eher  geschmä- 
lert als  gesteigert  wurde.  Der  Dollar,  der  im  Laufe  des 
Juli  durch  diese  Überlastung  gewaltig  in  die  Höhe  getrieben 
wurde,  um  im  Durchschnitt  der  ersten  Juliwoche  459  M., 
in  der  2.  Woche  465,58  M.,  in  der  3.  Woche  486,40  M.  und 
schlieglich  in  der  4.  Jutiwoche  555,08  M.  zu  beanspruchen, 
wurde  im  Durchschnitt  des  Monats  Juli  mit  493,22  M.  be- 
wertet gegenüber  einem  monatlichen  Durchschnittswert 
von  317,44  M.  im  Juni,  290,11  M.  im  Mai;  in  den  ersten  drei 
Tagen  des  August  schnellte  er  dann  über  die  800  M. -Linie, 
um  dann  am  5.  und  7.  August  mit  789  und  774  M.  wieder  einen 
kleinen  Rückschlag  zu  erfahren.  Die  Bewertung  des  Dol- 
lars in  Berlin  und  der  Mark  in  Newyork  im  Laufe  des 
Juli  und  Anfang  August  geht  aus  nachstehender  Tabelle 
hervor,  die  die  täglichen  Mittelkurse  wiedergibt: 


Mark  für 

Dollar  für 

Mark  für 

Dollar  für 

1 Dollar 

100  Mark 

1 Dollar 

100  Mark 

1.  Juli 

402,00 

0,25 

17.  Juli 

454,50 

0,22 

3.  „ 

420,00 

0,23 

18.  „ 

481,50 

0,22 

4-  „ 

— 

0,23 

19.  „ 

490,00 

0,19 

5.  „ 

426,50 

0,23 

20.  „ 

499,00 

0,20 

6.  „ 

455,00 

0,21 

21.  „ 

485,00 

0,20 

7.  „ 

527,50 

0,19 

22.  „ 

508,50 

0,20 

8.  „ 

523,00 

0,18 

24.  „ 

503,00 

0,20 

10.  „ 

520,50 

0,19 

25.  „ 

500,00 

0,20 

11.  „ 

481,00 

0,21 

26.  „ 

514,00 

0,19 

12.  „ 

447,50 

0,24 

27.  „ 

520,50 

0,19 

13.  „ 

440,00 

0,23 

28.  „ 

551,00 

0,18 

14.  „ 

457,50 

0,22 

29.  „ 

606,00 

0,15 

15.  „ 

439,00 

0,23 

31.  „ 

670,00 

0,16 

1.  Aug. 

644,00 

0,14 

5.  Aug. 

789,00 

0,13 

3.  „ 

829,00 

0,13 

7-  „ 

752,50 

0,14 

4.  „ 

762,00 

0,14 

8.  „ 

763,00 

0,13 

Hiernach  weist  die  Bewertung  des  Dollars  in  Berlin 
nicht  immer  den  gleichen,  der  Parität  entsprechenden 
Steigerungsgrad  wie  die  Markentwertung  in  New-York 
auf,  die  an  einigen  Tagen  vielmehr  hinter  der  Steigerung 
des  Dollars  zurückbleibt;  im  allgemeinen  läuft  die  New- 
Yorker  Notierung  jedoch  der  Berliner  gleich,  so  dag  im 
Monatsdurchschnitt  sich  fast  gleiche  Bewertungsfaktoren 
ergeben.  — Die  Mark  wurde  in  New-York  im  Monats- 
durchschnitt des  Juli  mit  0,2065  cts.  bewertet. 

Die  aus  vorstehenden  Zahlenreihen  abzulesende  Mark- 
katastrophe im  Juli-August  bedeutet  heute  eine  besonders 
ins  Auge  zu  fassende  Gefahrenquelle  für  die  Absatz- 
möglichkeiten Deutschlands,  da  sich  nach 
mehrjähriger  Preisrevolution  sowohl  die  Waren  im  Grog- 
handel wie  im  Detailhandel  schneller  denn  je  auf  die  Geld- 
entwertung einzustellen  pflegen,  wie  der  Steigerungsgrad 
der  Reichsindexziffer  für  Groghandels- 
preise und  die  Megziffeq, für  die  Lebenshaltungs- 
kosten im  Juli  deutlich  zeigen;  dabei  haben  einige  Wa- 
rengattungen — wie  Textilien  — mit  ihren  Preisen  schon 
das  Weltmarktpreisniveau  überschritten.  Demgegenüber 
verteuern  sich  zunehmend  wichtige  Einfuhrwaren,  so  dag 
der  Bezug  nötiger  Industrierohstoffe  durch  die  Geldent- 
wertung auf  wachsende  Schwierigkeiten  stögt.  — Alle 
diese  für  das  deutsche  Wirtschaftsleben  aus  der  Währungs- 
zerrüttung resultierenden  Krisenzustände  weisen  immer 
wieder  nur  zu  nachdrücklich  auf  die  „prima  causa“  des  Mark- 
sturzes hin:  die  katastrophale  Belastunng  des  deutschen 
Wirtschaftskörpers  mit  überspannten  Reparationsforderun- 
gen und  die  Gefahrenseite  ,einer  weiteren 
Markverschlechterung,  die  mit  der  Unnach- 
gibigkeit  Frankreichs  in  der  Reparationsfrage  unumgäng- 
lich folgen  mug.  Bie.  (161.) 


Die  englischen  Eisenbahnen  in  den  Jahren  1920  und  1921. 

Von  Geh.  Regierungsrat  We  r n e k k e , Berlin. 


Das  englische  Verkehrsministerium,  ein  Ergebnis  des 
Staatsbetriebes  der  englischen  Eisenbahnen  im  Kriege,  hat 
eine  besondere  Vorliebe  für  Statistik  und  verlangt  von  den 
Eisenbahngesellschaften  Berichte  und  Zusammenstellungen, 
die  weit  über  den  Rahmen  dessen  hinausgehen,  was  auf 
diesem  Gebiet  früher  geleistet  worden  ist.  Die  Statistik 
wird  auch  schnell  verarbeitet,  steht  doch  hierzu  ein  Stab 
von  134  Personen  zur  Verfügung,  der  einen  Gehaltsauf- 
wand von  nahezu  64  000  Pfd.  St.  erheischt,  und  so  liegen 


denn  neuerdings  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
statistische  Berichte  über  die  Ergebnisse  der  voran- 
gegangenen Kalenderjahre  vor.  Auf  die  Veröffentlichungen 
über  die  Jahre  1920  und  1921  slügen  sich  die  nachstehenden 
Angaben.  Infolge  des  Umstandes,  dag  manche  statistischen 
Aufzeichnungen  zum  erstenmal  gemacht  worden  sind,  ist 
nicht  allenthalben  ein  Vergleich  mit  den  Vorjahren  möglich, 
so  dag  die  Zahlen  teilweise  sozusagen  in  der  Luft  hängen 
und  man  sich  aus  ihnen  nur  ein  Bild  vom  augenblicklichen 
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Zustand,  nicht  von  der  Entwicklung  machen  kann.  Wo  es 
aber  möglich  ist,  sind  den  Zahlen  die  entsprechenden  An- 
gaben aus  dem  Jahre  1913,  dem  lebten  Friedensjahre, 
gegenübergestellt.  Die  Jahre  1920  und  1921  waren  für  die 
englischen  Eisenbahnen  von  besonderer  Bedeutung.  Als 
Entschädigung  für  die  ohne  Entgelt  auszuführenden 
Leistungen  für  Heer  und  Flotte  kam  die  englische  Regie- 
rung den  Eisenbahngesellschaften  für  eine  solche  Höhe 
ihrer  Einnahmen  auf,  dab  sie  dieselben  Dividenden  wie  im 
Jahre  1913,  dem  lebten  Jahre  ohne  Staatszuschub,  aus- 
schütten  konnten.  Da  sich  im  Kriege  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  sehr  erheblich  verschoben  hatten,  war  es  nicht 
möglich,  alsbald  nach  Einstellung  der  Feindseligkeiten  den 
alten  Zustand  wieder  herzustellen,  der  Staatsbetrieb  — 
Staatsbetrieb  in  dem  Sinne,  dab  der  Staat  für  die  wirt- 
schaftlichen Ergebnisse  des  Eisenbahnbetriebes  eintreten 
mubte  — wurde  vielmehr  bis  zum  Erlab  eines  neuen  Eisen- 
bahngesebes  verlängert,  das  am  15.  August  1921  in  Kraft 
trat  und  die  englischen  Eisenbahnen  auf  eine  vollständig 
veränderte  Rechtsgrundlage  stellte.  Das  Jahr  1920  war 
also  das  lebte  volle  Jahr,  in  dem  die  Eisenbahngesell- 
schaften nicht  auf  ihre  eigentlichen  Betriebseinnahmen  an- 
gewiesen waren,  sondern  daneben  eine  Staatsbeihilfe  be- 
zogen, während  das  Jahr  1921  das  erste  war,  in  dem  sie 
— wenigstens  in  den  lebten  4%  Monaten  — wieder  die 
volle  Verantwortung,  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung, 
für  ihren  Betrieb  zu  fragen  hatten.* 

Auch  bei  den  englischen  Eisenbahnen  sind  alle  Aus- 
gaben während  des  Krieges  und  nach  seiner  Beendigung 
stark  in  die  Höhe  gegangen,  sie  dürften  aber  bei  der  Er- 
höhung ihrer  Tarife  so  zaghaft  gewesen  sein,  wie  es  kaum 
in  einem  anderen  Lande  vorgekommen  ist.  Die  Personen- 
tarife wurden  zum  erstenmal  am  1.  Januar  1917  um  50  v.  H. 
und  seit  dem  6.  August  1920  um  75  v.  H.  erhöht,  während 
die  Gütertarife  bis  zum  15.  Januar  1920  unverändert  ge- 
blieben sind;  auf  die  damals  vorgenommene  Erhöhung 
folgte  allerdings  bereits  am  1.  September  1920  eine  zweite, 
die  so  bemessen  war,  dab  die  Frachtsäbe  jebt  etwa  das 
2,12fache  der  Vorkriegsfrachten  betragen.  Die  Erhöhungen 
sind  also,  verglichen  mit  anderen  Ländern,  nur  geringfügig, 
und  dem  entspricht  auch  die  geringe  Vermehrung  der  Ein- 
nahmen, bezogen  auf  die  Einheit.  Neuerdings  hat  ein  Ab- 
bau der  Gütertarife  eingesebt,  und  auch  im  Personenver- 
kehr sind  Vergünstigungen,  wie  Fahrkarten  für  Ausflugs- 
zwecke zu  ermäbigten  Preisen,  Wochenendekarten  u.  dgl., 
eingeführt  worden,  die  eine  Ermäbigung  der  Fahrpreise 
bedeuten. 

Das  englische  Eisenbahnneb  umfabte  im  Jahre  1920 
82  509  km  Vollspurgleise,  das  sind  126  km  mehr  als  im 
Vorjahre  und  1324  km  mehr  als  vor  dem  Kriege.  Der  Zu- 
wachs von  1919  zu  1920  ist  also  verschwindend,  derjenige 
im  Kriege  dagegen  recht  erheblich,  wenn  man  bedenkt, 
dab  der  Neubau  fast  vollständig  geruht  hat,  ja,  dab  sogar 
Strecken  abgebrochen  worden  sind,  um  den  Oberbau  zur 
Verwendung  auf  den  überseeischen  Kriegsschaupläben  zu 
gewinnen.  Das  Anlagekapital  dieser  Eisenbahnen  betrug 
1920  1 158  700  000  Pfd.  St.,  das  sind  5 400  000  Pfd.  St.  mehr 
als  im  Vorjahre  und  24  600  000  Pfd.  St.  mehr  als  vor  dem 
Kriege.  Aus  diesen  Zahlen  ist  die  Teuerung  ersichtlich, 
auf  die  noch  des  näheren  eingegangen  werden  soll.  Sebt 
man  nämlich  Streckenlänge  und  Anlagekapital  für  1913 
gleich  100,  so  ergibt  sich  für  1919  und  1920  eine  Strecken- 
länge von  101,48  und  101,63,  dagegen  ein  Anlagekapital 
von  101,69  und  102,17.  Das  Anlagekapital  ist  also  stärker 
gewachsen  als  die  Streckenlänge,  trobdem  aber  noch  weit 
hinter  dem  Betrage  zurückgeblieben,  um  den  die  eng- 
lischen Eisenbahngesellschaften  vor  dem  Kriege  ihr  An- 
lagekapital zu  vergröbern  pflegten  und  der  20—30  Mill. 
Pfd.  St.  ausmachte.  Auch  im  Jahre  1921  ist  das  Anlage- 


kapital nur  wenig,  nämlich  um  5,4  Mill.  Pfd.  St.  gewachsen; 
die  Streckenlänge  ist  also  auch  fast  unverändert  geblieben 

An  Roheinnahmen  wurden  im  Jahre  1921  286  610  000 
Pfd.  St.  erzielt,  die  Betriebsausgaben  machten  246  123  000 
Pfd.  St.  aus,  und  es  verblieb  infolgedessen  ein  Betriebs- 
iiberschub  von  40  487  000  Pfd.  St.  Die  Einnahmen  für  1921 
waren  2,2  mal,  die  Ausgaben  dreimal  so  hoch  wie  im  Jahre 
1913,  und  der  Oberschub  beträgt  infolgedessen  nur  das 
0,88  fache  desjenigen  vom  lebten  Vorkriegsjahr.  Sonstige 
Einnahmen  brachten  den  für  die  Verteilung  von  Dividenden 
usw.  verfügbaren  Überschuh  auf  46  139  273  Pfd.  St.,  gegen 
51  201  635  Pfd.  St.  im  Vorjahre  ein  sehr  bedenklicher 
Rückschritt.  Von  diesem  Überschub  waren  16  049  520  Pfd. 
St.  für  feste  Ausgaben  aufzuwenden,  die  vor  den  Divi- 
denden zu  befriedigen  sind;  15  762  405  Pfd.  St.  gingen  an 
die  Inhaber  von  Vorzugs-  und  solchen  Aktien,  deren  Divi- 
dende in  bestimmter  Höhe  gewährleistet  ist;  17  690  024 
Pfd.  St.  entfielen  auf  die  Inhaber  der  sonstigen  Aktien. 
Um  diese  Zahlungen  zu  ermöglichen,  mubten  4 053  027 
Pfd.  St.  aus  Rücklagen  entnommen  werden,  und  es  wurden 
allerdings  statt  1 931  943  Pfd.  St.  wie  im  Vorjahre 
2 622  294  Pfd.  St.  auf  neue  Rechnung  vorgetragen.  Nur  4 
von  den  21  englischen,  eine  von  den  5 schottischen  und  3 
von  den  6 irischen  Gesellschaften  konnten  ohne  einen  Ein- 
griff in  ihre  Rücklagen  auskommen.  Die  Dividenden 
schwankten  zwischen  0 und  7,5  v.  H.,  nur  zwei  kleinere  Ge- 
sellschaften, bei  denen  der  Hafenbetrieb  den  Eisenbahn- 
betrieb überwiegt,  gaben  9 und  10  v.  H.  Die  Abweichung 
in  den  für  Dividenden  verwendeten  Beträgen  gegen  das 
Jahr  1920  ist  nur  gering.  Das  rührt  einesteils  daher,  dab 
das  Anlagekapital  fast  dasselbe  geblieben  ist,  andernteils 
auch  daher,  dab  bis  zum  15.  August  die  Regierung  wie  im 
Vorjahre  die  Dividenden  in  der  Höhe  des  Jahres  1913  ge- 
währleistete, so  dab  nur  auf  die  verbleibenden  4%  Monate 
bis  Ende  des  Jahres  die  wirklichen  Betriebsergebnisse 
einen  Einflub  auf  die  Dividenden  hatten. 

Die  vorstehenden  Angaben  beziehen  sich  ebenso  wie 
die  nachstehenden  auf  die  33  führenden  Gesellschaften: 
17  in  England,  je  5 in  Schottland  und  Wales  und  6 in  Ir- 
land. Die  entsprechenden  Zahlen  der  sonst  noch  be- 
stehenden kleineren  Gesellschaften  können  das  Gesamt- 
bild nur  wenig  ändern.  Diese  Gesellschaften  haben  im 
Jahre  1921  einen  Personenverkehr  von  907  413  000  Reisen- 
den und  209  191  000  t Güter  gehabt.  1920  waren  die 
entsprechenden  Zahlen  1 172  385  000  Personen  und 
311  383  000  t,  1913  waren  es  927  706  000  Personen  und 
352  853  000  t.  Gegen  1920  ist  also  der  Verkehr,  der  Güter- 
verkehr sogar  sehr  erheblich  zurückgegangen,  und  auch 
das  Jahr  1913  ist  in  der  Verkehrsmenge,  im  Güterverkehr 
sogar  bei  weitem  noch  nicht  erreicht.  1920  war  die 
Eriedensziffer  des  Personenverkehrs  allerdings  über- 
stiegen. Die  erhöhten  Fahrpreise  haben  also  den  Reise- 
verkehr nicht  einzudämmen  vermocht,  der  schlechte  Ge- 
schäftsgang des  Jahres  1921  hat  aber  doch  diesen  Erfolg 
gebracht.  Im  Personenverkehr  steht  die  grobe  Westbahn, 
deren  Gleisneb  7820  km  lang  ist,  mit  91  Millionen  Reisenden 
an  erster  Stelle,  und  auch  die  Metropolitan-Eisenbahn,  die 
den  Londoner  Stadt-  und  Vorortverkehr  bedient,  kann  die 
stattliche  Zahl  von  75  Millionen  Fahrgästen  aufweisen. 
Das  Gleisneb  der  Groben  Nordbahn  ist  allerdings  erheb- 
lich kürzer  als  das  der  Groben  Westbahn,  nämlich  nur 
2500  km  lang;  trobdem  übertrifft  sie  jene  mit  einem  Güter- 
verkehr von  34  000  000  t sehr  erheblich  und  besibt  damit 
den  stärksten  Güterverkehr  unter  den  englischen  Eisen- 
bahnen. Schon  aus  diesen  Zahlen  sieht  man,  dab  die  Be- 
förderung von  Personen  und  Gütern  auf  die  verschiedenen 
Gesellschaften  sehr  ungleich  verteilt  ist.  Den  stärksten 
Kohlenversand  hatte  die  Nordostbahn,  ein  Unternehmen 
mit  4600  km  Gleislänge,  indem  sie  22  000  000  t Kohle  ver- 
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frachiele.  Unter  den  beförderten  Gütern  nehmen  Kohle 
und  Eisenerze  eine  besondere  Stellung  ein.  1921  wurden 
120  943  000  t Kohle  gegen  177  524  000  t im  Jahre  1920  be- 
fördert. Bei  den  Eisenerzen  waren  die  entsprechenden 
Zahlen  37  290  000  t im  Jahre  1921  und  65  479  000  t im  Jahre 
1920.  Neben  dem  allgemeinen  Rückgang  des  Handels,  der 
z.  B.  im  März  1921  einen  Rückgang  des  Gesamtverkehrs 
um  27  v.  H.  gegen  den  gleichen  Monat  des  Vorjahres  zur 
Folge  hatte,  ist  die  starke  Verminderung  des  Versands  von 
Kohle  und  Erz  im  wesentlichen  auf  den  Ausstand  im 
Kohlenbergbau  zurückzuführen,  der  von  Anfang  April  bis 
Ende  Juni  1921,  also  drei  volle  Monate  dauerte;  er  verfehlte 
natürlich  seinen  Einfluß  auf  die  anderen  Gewerbe  nicht  und 
machte  sich  auch  im  Personenverkehr  bemerkbar.  Die 
Eisenbahngesellschaften  beziffern  den  Verlust,  der  ihnen 
durch  den  Bergarbeiterausstand  erwachsen  ist,  auf 
6 000  000  Pfd.  St.  im  Monat.  Das  Jahr  1920  war  allerdings 
auch  nicht  ohne  derartige  Ausfälle  gewesen.  Ein  Aus- 
stand im  Kohlenbergbau  im  September  1920  brachte  Ver- 
luste, die  auf  8 000  000  Pfd.  St.  beziffert  werden,  also  in 
ihrer  Höhe  immerhin  erheblich  hinter  denen  aus  gleichem 
Anlag  im  Jahre  1921  zurückblieben.  Nach  Beendigung  des 
Ausstandes  im  Jahre  1921  hat  sich  der  Verkehr  wieder  ge- 
hoben; das  gilt  namentlich  in  bezug  auf  den  Personen- 
verkehr; fiel  doch  das  Ende  dieses  Ausstandes  gerade  in 
den  Anfang  der  Hauptreisezeit  mit  ihrem  Urlaubs-  und 
Ferienverkehr.  Das  Wochenende  vom  9.  bis  11.  Juli  1921 
erforderte  z.  B.  allein  bei  einer  Gesellschaft  eine  Sonder- 
leistung von  über  60  000  Zugkilometern.  Im  Jahre  1920  war 
trog  der  erhöhten  Fahrpreise  in  der  Benugung  der  ver- 
schiedenen Wagenklassen  eine  erhebliche  Abwanderung 
des  Reiseverkehrs  nach  oben  zu  beobachten  gewesen,  im 
Jahre  1921  hat  eine  entgegengesegte  Bewegung  eingesegf, 
beides  eine  Folge  der  Schwankungen  in  den  Löhnen  und 
den  sonstigen  Einnahmen  des  einzelnen.  Dabei  mug  man 
berücksichtigen,  dag  die  2.  Klasse  in  England  nur  wenig 
benugi,  ja  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Gesellschaften 
überhaupt  nicht  geführt  wird;  man  fährt  entweder  1.  oder 
3.  Klasse;  eine  4.  Klasse  gibt  es  nicht.  Die  Zahl  der 
Reisenden,  die  Dauerkarten  benugten  oder  aus  anderen 
Gründen  nicht  den  vollen  Fahrpreis  bezahlten,  hat  zu- 
genommen. 

Das  Jahr  1920  hat  bei  den  englischen  Eisenbahnen  eine 
sehr  erhebliche  Teuerung  mit  sich  gebracht,  wie  aus  den 
schon  mitgeteilten  Zahlen,  welche  die  Ausgaben  betreffen, 
hervorgehf.  Die  Teuerung  mag  zwar  nicht  unerwartet  ge- 
wesen sein,  ihr  Umfang  ging  aber  über  alle  Erwartungen 
hinaus.  Sie  hat  auch  im  Jahre  1921  angehalten;  namentlich 
macht  sie  sich  fühlbar  in  der  Steigerung  der  Ausgaben  für 
Löhne.  Auf  diesen  Posten  ihrer  Ausgabenrechnung  hatten 
die  Eisenbahngesellschaften  noch  weniger  Einflug  als  auf 
die  übrigen,  da  die  Löhne  durch  ein  Schiedsgericht  unter 
tätiger  Mitwirkung  der  Regierung  festgesegt  wurden. 
Selbst  wenn  sie  es  gekonnt  hätten,  hätten  die  Eisenbahn- 
gesellschaften kaum  Widerspruch  gegen  die  Neuregelung 
der  Löhne  erhoben,  da  sie  sich  ja  vollständig  darüber  klar 
waren,  dag  die  Regierung  die  dadurch  verursachte  Er- 
höhung der  Ausgaben  durch  ihre  Zuschüsse  würde  decken 
müssen.  Nachträglich  weisen  sie  mit  bitteren  Bemerkungen 


darauf  hin,  wie  falsch  die  jefet  befolgte  Lohnpolitik  ist.  Als 
Beweis  dafür  sei  nur  auf  ein  Beispiel  verwiesen:  Ein  Stell- 
werkwärter im  Londoner  Vorortverkehr,  der  seine  Stell- 
hebel kaum  aus  der  Hand  lägt,  erhält  denselben  Tagelohn 
wie  ein  anderer  Arbeiter  im  Stellwerkdienst  einer  ver- 
kehrsarmen Seitenbahn,  der  sein  Stellwerk  nur  für  ganz 
wenige  Züge  am  Tage  zu  bedienen  braucht.  Obgleich 
seine  Verantwortung  und  körperliche  und  geistige  An- 
strengung verschwindend  sind  im  Vergleich  zu  der  seines 
Londoner  Genossen,  darf  er  doch  auch  nur  acht  Stunden 
arbeiten,  und  die  Ausgaben  seiner  Gesellschaft  werden 
also  doppelt  belastet;  einmal  durch  seinen  hohen  Lohn  und 
dann  dadurch,  dag  seine  Stellerei  trog  des  schwachen 
Verkehrs  mehrfach  besegt  werden  mug.  Auch  sonst  sind 
die  Ausgaben,  die  die  Eisenbahngesellschaften  für  ihre 
Arbeiter,  z.  B.  für  Wohlfahrtszwecke  u.  dgl.  machen 
müssen,  sehr  in  die  Höhe  gegangen. 

Die  Lohnrechnung  der  englischen  Eisenbahngesell- 
schaften betrug  im  Jahre  1913  47  000  000  Pfd.  St.,  war  im 
Jahre  1920  auf  147  000  000  Pfd.  St.  gestiegen  und  erreichte 
Anfang  1921  eine  Höhe,  die,  auf  das  Jahr  umgerechnet, 
173  000  000  Pfd.  St.  ausgemacht  hätte.  Auf  Grund  eines 
Abkommens  vom  November  1918,  das  gleitende  Löhne  ein- 
führte, begann  am  1.  April  1921  ein  Abbau  der  Löhne.  In- 
folge des  Sinkens  der  Kosten  für  die  Lebenshaltung 
konnten  damals  die  LöJine  um  4 Sh.  die  Woche  herab- 
gesegt  werden;  am  1.  Juli  folgte  eine  weitere  Verminderung 
um  5 Sh.  Dieser  Abbau  der  Löhne  konnte  im  Jahre  1922 
fortgesegt  werden.  Am  1.  Januar  wurden  wieder  4 Sh.,  am 
1.  April  2 Sh.  am  Lohn  gekürzt.  Trotzdem  ist  z.  B.  bei 
der  London-  und  Südwestbahn,  einer  Eisenbahn  mit 
3200  km  Gleislänge,  die  Lohnrechnung  von  1913  bis  1921 
von  2 065  000  Pfd.  St.  auf  6 265  000  Pfd.  St.,  also  um 
203  v.  H.,  gestiegen.  Bei  der  schon  erwähnten  Metropolitan- 
Eisenbahn  war  die  Belegschaft  im  Jahre  1913  3504,  im 
Jahre  1921  dagegen  4027  Köpfe  stark.  Der  Durchschnitts- 
lohn im  Jahre  1913  betrug  bei  ihr  28  Sh.  die  Woche,  Ende 
1921  aber  70  Sh.  3 P.  Auf  die  Erhöhung  der  Ausgaben 
für  Löhne  hat  namentlich  auch  die  Durchführung  des  Acht- 
stundentags einen  wesentlichen  Einflug  gehabt.  An  vielen 
Stellen  mugten  für  zwei  Arbeiter  drei,  an  anderen  sogar 
für  einen  Arbeiter  zwei  eingestellt  werden,  um  die  Ab- 
lösung nach  acht  Stunden  zu  ermöglichen.  Dabei  klagen  die 
Verwaltungen  in  England  ebenso  wie  auswärts  darüber, 
dag  auf  verkehrsschwachen  Strecken  ein  groger  Teil  der 
acht  Stunden  in  Dienstbereitschaft  besteht,  während  der 
keine  Arbeit  geleistet  wird,  die  aber  trogdem  voll  auf  die 
acht  Stunden  angerechnet  und  voll  bezahlt  werden.  Bei 
einer  Eisenbahn  in  Schottland,  das  allerdings  weit 
schwächeren  Verkehr  hat  als  der  südliche  Teil  der  Insel 
Grogbritannien,  haben  z.  B.  470  Mann  auf  15  Bahnhöfen  in 
einer  48-Stundenwoche  von  Montag  bis  Freitag 
3026  Stunden  und  am  Sonnabend  580  Stunden  Dienst- 
bereitschaft gehabt,  also  täglich  im  Durchschnitt  1 Y Stunde 
voll  bezahlt  bekommen,  ohne  etwas  dafür  zu  leisten. 

Man  sieht  aus  den  vorstehenden  Darlegungen,  dag 
auch  die  Eisenbahnen  Englands,  die  vom  Kriege  an  sich 
verhältnismägig  wenig  betroffen  worden  sind,  unter  seinen 
Folgen  schwer  zu  leiden  haben.  (143) 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Die  deutsche  Kohlenwirtschaft. 

Ober  die  Lage  der  deutschen  Ko'hlenwirischaft  berichtete  in 
der  legten  Sigung  des  Reichskohlenrats  (29.  Juli  d.  ).)  der  Ge- 
schäftsführer des  Reichskohlenrats,  Berghauptmann  B e n n - 
hold.  Er  entwarf  ein  überaus  trübes  Bild  von  den  mangel- 
haften Ergebnissen  der  Kohlenförderung  und  von  der  schädigen- 


den Wirkung  des  Kohlenmangels  auf  die  beteiligten  Erwerbs- 
kreise. Der  Rückgang  der  Steinkohlenförderung, 
namentlich  im  Ruhrgebiet,  hat  im  Juni  ein  geradezu  erschrecken- 
des Ausmag  angenommen.  Im  Ruhrbergbau  z.  B.  hat  im  Juni 
die  Tagesförderung  nach  vorläufiger  Ermittlung  um  rund  38  000 
bis  40  000  To.  abgenommen;  im  Juli  ging  die  Förderleistung 
weiter  zurück.  Die  Steinkohlennot  wird  noch  besonders  schwer 
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verschärft  durch  die  nunmehr  zur  Tatsache  gewordene  Abtren- 
nung des  polnisch  gewordenen  Teiles  von  Oberschlesien; 
durch  diesen  Verlust  entgehen  der  deutschen  Kohlenwirtschaft 
nach  Angabe  des  Berichterstatters  rund  20  v.  H.  unserer  bis- 
herigen deutschen  Gesamtsteinkohlenförderung.  Ob  sich  in  Zu- 
kunft auf  einen  einigermaßen  regelmäßigen  Zugang  der  aus  den 
polnisch  gewordenen  Gruben  bisher  bezogenen  900  000  To. 
rechnen  läßt,  steht  dahin;  denn  nach  dem  Genfer  Abkommen 
hat  Polen  keine  Garantie  für  die  Überlassung  dieser  Kohlen- 
mengen an  Deutschland  geleistet.  Auch  hat  es  Polen  vollkommen 
in  der  Hand,  die  besseren  Kohlensorten  für  sich  zu  behalten 
und  nur  die  schlechteren  Sorten  an  Deutschland  abzuliefern. 
Auch  wäre  nach  Ansicht  Bennholds  zu  bedenken,  daß  es  sich 
um  „fremde“  Kohle  handelt,  die  wir  in  Zukunft  aus  Polnisch- 
Oberschlesien  beziehen  und  deren  Erlös  über  die  Grenze  fließt, 
damit  der  deutschen  Wirtschaft  entzogen  wird.  Nach  dem  lahres- 
bericht des  Reichskohlenrats  wird  nach  'Fortfall  der  ober- 
schlesischen Gruben,  unter  Zugrundelegung  des  deutschen  Ver- 
brauchs von  1913,  jeßt  eine  Menge  von  rund  39  Mill.  To.  Stein- 
kohle jährlich  durch  Einfuhr  gedeckt  werden  müssen.  Die 
Einfuhr  fremder  Kohlen  hat,  angesidits  des  alle  Teile 
und  Bevölkerungsgruppen  der  deutschen  Lande  treffenden 
Brennstoffmangels,  eine  alle  Erwartungen  übertreffenden  Um- 
fang angenommen.  Nachdem  die  Reichsregierung  sich  seit  dem 
Mai  d.  J.  entschlossen  hat,  unter  Zurückstellung  aller,  besonders 
auch  der  finanziellen  Bedenken,  die  fremde  Kohle  von  der 
Kohlensteuer  zu  befreien,  stieg  die  allein  aus  England  bezogene 
Kohlenmenge  im  Mai  d.  ).  auf  rund  720  000  To.  und  im  Juni  gar 
auf  rund  1,3  Mill.  To.  im  Wert  von  ungefähr  monatlich  35  Mill. 
Goldmark,  während  wir  noch  im  ganzen  Jahre  1921  nur  etwas 
über  134  Mill.  To.  Steinkohle  insgesamt  aus  dem  Auslande  ein- 
geführt hatten. 

Unter  dem  Kohlenmangel  litt  nach  den  Ausführungen  Benn- 
holds vor  allem  die  deutsche  Hüttenindustrie.  Eine  große 
Anzahl  deutscher  Hochöfen  wurde  zum  Stillstand  verurteilt, 
während  doch  die  Verminderung  der  verfügbaren  Mengen  an 
Gußeisen  und  Erz  infolge  des  Verlustes  von  Lothringen  und  des 
Saargebiets  eine  verstärkte  Produktion  im  Innern  Deutschlands 
erfordert.  Infolge  dieser  eingeschränkten  Hüttenproduktion  ist 
Deutschland,  das  vor  dem  Kriege  ein  starkes  Ausfuhrland  in 
Eisen  und  Stahl  war,  schon  im  Jahre  1921  nur  noch  mit  55  000  To. 
Ausfuhrüberschuß  11913  betrug  die  Zahl  731  000  To.)  auf  dem 
Markte  erschienen.  Diese,  die  deutsche  Zahlungsbilanz  und  die 
deutsche  Fähigkeit  zur  Reparationserfüllung  auch  in  Sach- 
leistungen stark  beeinträchtigende  Einengung  der  Eisen-  und 
Stahlerzeugung  ist  eine  unmittelbare  Folge  der  deutschen 

Kohlen-  und  insbesondere  der  Koksnot.  Unter  dieser  Koksnot 
leidet  nicht  nur  die  Schwerindustrie;  von  ihr  werden  auch 
die  mittleren  und  kleineren  Betriebe,  sowie  die  auf 
Zentralheizung  angewiesenen  Hausbraindstellen  be- 
troffen. Schwer  betroffen  sind  ferner  die  Reichsbahnen 
durch  den  Kohlenmangel. 

Auch  die  Aussichten  für  die  Gasanstalten  und  Elek- 
trizitätswerke gestalten  sich  in  hohem  Maße  ernst;  vor 
allem  haben  diese  Werke  unter  der  Ungleichmäßigkeit  der  ge- 
lieferten Kohlensorten  zu  leiden,  die  eine  Folge  der  zu  starken 
Anforderung  von  Reparationskohlen  ist.  Während  z.  B.  die 
städtischen  Gaswerke  in  Berlin  früher  lediglich  mit  2 bis  3 
Sorten  arbeiteten,  mußten  sie  in  den  ersten  3 Monaten  1921 
ihren  Betrieb  auf  46  verschiedene  Sorten  einstellen.  Ein  solches 
Durcheinander  in  der  Belieferung  schließt,  nach  den  Ausführungen 
Bennholds,  nicht  nur  die  Durchführung  eines  ordnungsmäßigen 
und  wirtschaftlichen  Betriebes  aus,  sondern  bewirkt  auch  einen 
erheblichen  Mehrverbrauch  an  Kohlen,  führt  also  zu  einer  gerade 
im  jeßigen  Zeitpunkt  doppelt  bedauerlichen  Verschwendung  der 
an  sich  schon  knappen  Gaskohle. 

ln  den  leßten  Abschnitten  seines  Berichts  beschäftigt  sich 
Bennhold  mit  den  Reparationslieferungen.  Zahlen- 
mäßig weist  er  nach,  wie  widersinnig  vor  allem  das  leßte 
Kohlenlieferungsprogramm  der  Reparationskommission  auf- 
gestellt worden  ist,  das  auf  die  durch  den  Verlust  der  Ober- 
schlesischen Gruben,  der  Saarkohle  und  der  Lothringer  Kohlen- 
werke herbeigeführte  Einschränkung  der  deutschen  Kohlen- 
förderung nicht  die  mindeste  Rücksicht  nimmt  und  namentlich  be- 
züglich der  Kokslieferungen  Anforderungen  gestellt  hat, 
die  angesichts  der  für  die  technische  und  wirtschaftliche  Entwick- 


lung in  Deutschland  nötigen  Koksmenge  für  die  Zukunft  uner- 
träglich ist. 

Dabei  läßt  sich  nach  den  Ausführungen  von  Bennhold 
bündig  nachweisen,  daß  weder  in  Frankreich  noch  etwa  in  Bel- 
gien Mangel  an  Koks  herrschen  kann.  In  Frankreich  sind  aller- 
dings Kokereien  stillgelegt,  aber  nicht  aus  Mangel  an  Kokskohle; 
denn  auf  den  französischen  Bergwerken  lagern  große  Bestände 
französischer  Kokskohle.  Und  aus  Belgien  erhalten  deut- 
sche Werke  des  Ruhrbezirks  Angebote  des  belgischen  Koks- 
Syndikats  sowohl  für  belgischen  Koks  als  auch  für  belgische 
Koksfeinkohle,  wobei  erwähnt  wird,  daß  der  Koks  aus  deut- 
scher Koksfeinkohle  hergestellt  wird.  Damit  sei,  meint  Benn- 
bold,  eindeutig  bewiesen,  daß  ein  sachliches  Bedürfnis  für  die 
überschraubten  Anforderungen  der  Gegner  in  der  Tat  nicht 
vorhanden  sei. 

Troßdem  ist  es  den  deutschen  Unterhändlern  während  der 
leßten  Verhandlungen  in  Paris  nicht  gelungen,  eine  Ermäßigung 
der  Forderungen  aus  dem  neuen  Lieferungsprogramm  zu  er- 
reichen. Die  Entscheidung  der  Reparationskommission  hat  die 
schlimmsten  Erwartungen  übertroffen.  Für  die  nächsten  drei 
Monate,  August  bis  Oktober  d.  ).,  werden  monatlidi  1,725  Mill. 
Tonnen  Steinkohle,  darunter  620  000  To.  Koks  und  200  000  To. 
Koksfeinkohle  verlangt.  Die  Entscheidung  läßt  jedes  Verständnis 
für  die  in  der  Zwischenzeit  eingetretene  schwere  Beeinträchtigung 
der  bisherigen  deutschen  Kohlengrundlage  vermissen.  Daher 
kann  Bennhold  seinen  Bericht  mit  folgenden  eindrucksvollen 
Worten  beschließen: 

„Man  gewinnt  den  Eindruck,  daß  die  Gegenseite  jeßt,  wo  es 
sich  voraussichtlich  an  der  Hand  des  Berichts  der  Garantie- 
kommission herausgestellt  hat,  daß  Deutschland  unter  den  Geld- 
leistungen der  Reparation  erliegt,  versuchen  will,  auf  dem  Ge- 
biet der  Sachleistungen,  und  zwar  zunächst  in  Kohlen 
alle  nur  eben  mögliche  Befriedigung  zu  erlangen.  Ein  solches 
Vorgehen,  das  alle  sachlichen  Bedürfnisse  des  Schuldners  ver- 
kennt, ihm  das  zur  notdürftigen  Aufrechterhaltung  seiner  Wirt- 
schaft notwendige  Blut,  die  Kohle,  entzieht,  kann  aber  zu 
nichts  anderem  führen,  als  daß  der  Schuldner  selbst  sehr  bald 
an  Blutleere  emgeht  und  damit  auch  die  eigensten  Interessen 
der  Gegner  Schaden  leiden.  Dem  Schuldner  wird  jedenfalls 
nicht  zugemutet  werden  können,  durch  ein  freiwilliges  Eingehen 
auf  die  mit  den  Bedürfnissen  seiner  Wirtschaft  unvereinbaren 
Forderungen  der -.Gläubiger  zu  seiner  eignen  Vernichtung  beizu- 
tragen. Deshalb  kann  dies  neue  unerfüllbare  Diktat  der 
Gegenseite,  welches  übrigens  für  die  von  Deutschland  so  drin- 
gend verlangte  und  für  die  ganze  Weltwirtschaft  nach  der  Auf- 
fassung aller  vorurteilslosen  Sachverständigen  so  bitter  nötige 
Revision  des  gesamten  Reparationsprogramms 
nur  Böses  ahnen  läßt,  nicht  anders  als  nur  mit  einem  entschiede- 
nen Nein  beantwortet  werden."  (151.) 

Die  Ausgleichszahlungen. 

Uber  die  Zahlungen  im  Ausgleichsverfahren  fand 
kurz,  nach  Absendung  des  Moratoriumsgesudis  der  deutschen 
Regierung,  ein  Notenaustausch  zwischen  Berlin  und  Paris 
statt,  der  vorläufig  dazu  geführt  hat,  daß  die  französische  Re- 
gierung das  sachlich  klar  begründete  Gesuch  der  deutschen 
Regierung  um  Herabseßung  der  monatlichen  Zahlungen  aus  dem 
Ausgleichsverfahren  von  2 Mill.  Pfund  auf  500  000  Pfund  schroff 
ablehnte  und1  folgende  Zwangsmaßnahmen  ankündigte: 

1.  Die  Ausgleichsämter  von  Paris  und  Straßburg  werden  auf- 
gefordert bis  auf  weiteres  jede  Anerkennung  deut- 
scher Forderungen  aufzuschieben. 

2.  Die  aus  dem  Erlös  der  Liquidationen  deutscher  Güter  in 
Frankreich  gedeckten  Entschädigungen  auf  Grund  der 
Urteile  des  gemischten  Schiedsgerichts  werden  bis  auf  weiteres 
nicht  ausgezahlt.  Die  Urteile,  die  zu  Ungunsten  der  deut- 
schen Regierung  ausfallen,  werden  von  deutscher  Seite  aus 
eigenen  Mitteln  ausgeführt  werden  müssen. 

3.  Die  Ausgleichsämter  in  Paris  und  Straßburg  werden  an- 
gewiesen, jede  Ratifikation  des  Reinerlöses  aus  Liquidationen 
deutscher  Güter  in  Frankreich  einzustellen. 

4.  Die  Ausführung  des  Abkommens  über  die  Wieder- 
erstattung von  Mobiliar,  das  von  deutschen  Eigen- 
tümern in  Elsaß  und  Lothringen  zurückgelassen  worden  ist, 
wird  suspendiert.  — 

Für  die  Beurteilung  der  durch  diese  Zwangsmaßnahmen  ge- 
schaffene Rechtslage  kommen  auf  Grund  einer  am  7.  d.M. 
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abgehaltenen  Besprechung  des  Reichskabinetts,  nach 
Mitteilung  der  D.  A.  Z.,  folgende  Gesichtspunkte  in 
Betracht: 

Nach  dem  Punkt  1 der  französischen  Note  haben  die  Aus- 
gleichsämter in  Paris  und  Strasburg  Weisung  erhalten,  bis  auf 
weiteres  jede  Anerkennung  deutscher  Forderungen  aufzu- 
schieben. Dies  widerspricht  nicht  nur  dem  Grundgedanken''*' des 
auf  dem  Prinzip  der  Gegenseifigkeit  aufgebauten  Clearing- 
Systems,  sondern  auch  der  positiven  Bestimmung  des  § 5 der 
Anlage  zu  Artikel  296,  in  dem  vorgesehen  ist,  dafe  das  Schuldner- 
amt dem  Gläubigeramt  binnen  angemessener  Frist  (en  temps 
utile)  die  anerkannten  Forderungen  bekanntzugeben  hat.  Unter 
der  angemessenen  Frist  kann  nach  dem  Sinn  dieser  Bestimmung 
nur  eine  solche  verstanden  werden,  wie  sie  von  den  Ausgleichs- 
ämtern selbst  infolge  des  Geschäftsganges  für  notwendig  er- 
achtet wird.  Eine  Weisung  der  Regierung,  jede  Bekanntgabe 
von  Anerkenntnissen  an  das  gegnerische  Amt  bis  auf  weiteres 
zu  unterlassen,  ist  mit  dieser  Vorschrift  nicht  vereinbar. 

Zu  dem  Punkt  2 der  französischen  Note  ist  folgendes  zu 
sagen:  In  einem  Abkommen  vom  August  bis  September  1921 
hat  sich  Frankreich  verpflichtet,  diejenigen  Entschädigungs- 
beträge, die  Deutschland  auf  Grund  des  Artikels  297e  zu  tragen 
hat,  an  die  französischen  Staatsangehörigen  aus  den  bei  der 
Liguidation  des  deutschen  Eigentums  erzielten  Erlösen  zu 
zahlen.  Die  Einstellung  der  Zahlungen  dieser  Entschädigungen, 
welche  die  französische  Regierung  nur  ankündigf,  bedeutet  einen 
Bruch  dieses  Abkommens.  Die  Verpflichtung  der  deutschen 
Regierung  zur  Barzahlung  auf  diese  Entschädigungen  erschöpft 
sich  nach  dem  Abkommen  in  der  Leistung  derjenigen  Beträge, 
zu  deren  Deckung  die  Erlöse  aus  der  Liguidation  des  deutschen 
Eigentums  nicht  ausreichen. 

Nach  Punkt  3 der  französischen  Note  haben  die  französischen 
Ausgleichsämter  die  Anweisung  erhalten,  bis  auf  weiteres  dem 
deutschen  Ausgleichsamt  die  Erlöse  aus  der  Liquidation  des 
deutschen  Eigentums  in  Frankreich  nicht  mehr  bekanntzugeben. 
Nach  Artikel  297h  hat  aber  Frankreich  die  Liquidationserlöse 
dem  deutschen  Ausgleichsamt  gutzuschreiben.  Zur  Ergänzung 
dieser  Bestimmungen  ist  im  April  1921  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  ein  Abkommen  geschlossen  worden.  Danach 
soll  das  französische  Ausgleichsamt  binnen  15  Tagen,  nachdem 
der  Betrag  ihm  überwiesen  worden  ist,  spätestens  binnen  drei 
Monaten  nach  dem  die  Liquidation  bestätigenden  Urteile  dem 
deutschen  Ausgleichsamt  die  Gutschrift  mitteilen.  Wenn  also  in 
Zukunft  das  französische  Ausgleichsamt  die  Liquidationserlöse 
überhaupt  nicht  mehr  mitteilen  sollte,  so  liegt  auch  hier  eine 
glatte  Verlegung  bindender  Verpflichtungen  vor. 

Das  Verbot  der  weiteren  Möbelausfuhr  aus  Elsafe-Lothringen 
das  im  Punkt  4 der  französischen  Note  mitgeteilt  wird,  bedeutet 
einen  Bruch  des  Baden-Badener  Abkommens  vom  15.  November 
1919.  Es  handelt  sich  hier  um  Möbel  und  Kleidungsstücke  ver- 
triebener Deutscher,  deren  Freigabe  von  Frankreich  in  einem 
förmlichen  schriftlichen  Vertrag  zugesagt  worden  ist.  Die 
Zahlung  von  25' Millionen  Franken,  die  Deutschland  in  diesem 
Vertrage  übernommen  hatte,  ist  bereits  vor  längerer  Zeit 
erfolgt. 

Bemerkenswert  ist  auch,  dafe  der  französische  General- 
kommissar in  Strasburg  schon  am  19.  Juli  dieses  Jahres  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  deutschen  Stundungsgesuch  die  Einstellung 
des  Abtransports  angeordnet  hat,  d.  h.  zu  einer  Zeit,  als  der 
weitere  Verlauf  der  Angelegenheit  noch  ganz  offen  war. 

(155.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen,  mitgeteilt  durch  Dr.  Koppel,  Senatspräsident 
beim  R.  W.  G. 

Kann  für  den  Ausfall  von  Zinsen  infolge  feindlicher  Kriegsmafe- 
nahrnen  Entschädigungen  gewährt  werden? 

1.  Fällig  gewordene,  aber  nicht  eingegangene  Kapital-  oder 
Mietzinsen  sind  kein  entgangener  Gewinn  im  Sinne  des  § 14 
legier  Safe  der  Auslandsrichtlinien  vom  15.  November  1919  bzw. 
17.  August  1921  und  sind  deshalb,  soweit  ihre  Fälligkeit  vor  der 
Liquidation  der  Hauptforderung  oder  der  Mietsache  eingetreten 
ist,  einer  Vorentschädigung  fähig. 

2.  Für  den  Verlusf  von  Kapital-  oder  Mietzinsen,  die  nach 
dem  Friedensschlufe  fällig  geworden  und  demnächst  durch  eine 
feindliche  Macht  liquidiert  worden  sind,  kann  eine  Vorentschädi- 


gung ohne  Rücksicht  darauf  gewährt  werden,  ob  eine  Liqui- 
dation der  Hauptforderung  oder  der  Mietsache  erfolgt. 

3.  Einem  Ausländsdeutschen  kann  eine  Beihilfe  auf  die  bis 
zur  Nationalisierung  fällig  gewordenen  Zinsen  eines  Bank- 
guthabens gemäfe  § 6a  Abs.  3 der  Auslandsrichtlinien  gewährt 
werden. 

Begründung: 

Sind  Kapital-  oder  Mietzinsen  fällig  geworden,  bevor  durch 
die  Liquidation  des  Kapitals  oder  der  Mietsache  dem  Gläubiger 
das  Kapital  oder  die  Mietsache  entzogen  worden  ist,  so  bildet 
jedenfalls  der  Anspruch  auf  Zahlung  der  bis  dahin  fällig  gewor- 
denen Zinsen  einen  Bestandteil  des  Vermögens  des  Gläubigers. 
Die  Nichtbefriedigung  oder  die  Entziehung  dieses  Anspruchs 
stellt  sich  daher  im  Sinne  des  das  bürgerliche  und  das  öffent- 
liche Recht  beherrschenden  Sprachgebrauchs  nicht  als  ein  ent- 
gangener Gewinn,  sondern  als  Verlust  eines  bereits  erwor- 
benen Vermögensbestandteils  (positiver  Vermögensverlust, 
damnum  emergens)  dar,  auf  den  die  Vorschrift  des  § 14  lefeter 
Safe  der  Auslandsrichtlinien,  welche  die  Berücksichtigung  eines 
entgangenen  Gewinns  ausschliefef,  keine  Anwendung  finden 
kann.  Für  diesen  Verlust  kann  daher  beim  Vorliegen  der 
sonstigen  Voraussefeungen  eine  Vorentschädigung  gewährt 
werden. 

Geht  man  hiervon  aus,  so  kommt  es  im  Hinblick  auf 
Art.  297  b u.  d und  die  §§  3,  9 und  11  der  Anlage  zu  Teil  X 
Abschnitt  IV  des  Friedensvertrags  von  Versailles  und  auf  die 
Selbständigkeit  des  Anspruchs  auf  Zahlung  der  fällig  geworde- 
nen Zinsen  weder  darauf  an,  ob  die  Zinsen  vor  oder  nach  Ab- 
schluß des  Friedensvertrags  fällig  geworden  sind,  noch  darauf, 
ob  die  Hauptforderung  oder  die  Mietsache  der  Liquidation  an- 
heimgefallen ist  oder  anheimfällt;  vielmehr  kann  für  den  Ver- 
lust der  liquidierten  Zinsen  eine  Vorentschädigung  auch  dann 
gewährt  werden,  wenn  eine  Liquidation  der  Hauptforderung 
oder  der  Mietsache  überhaupt  nicht  stattgefunden  hat  oder 
stattfindet. 

Aus  der  vorstehenden  Erwägung  ergibt  sich  endlich,  dafe 
auch  die  zunächst  gesperrten  Zinsen  eines  demnächst  nationali- 
sierten Bankguthabens  nicht  als  entgangener  Gewinn  angesehen 
werden  dürfen  und  demgemäfe  bei  der  Gewährung  einer  Bei- 
hilfe auf  Grund  des  § 6a  Abs.  3 der  Auslandsrichtlinien  berück- 
sichtigt werden  können. 

Keiner  näheren  Ausführung  bedarf  es,  dafe  in  allen  eben 
erörterten  Fällen  eine  Vorentschädigung  für  den  Verlust  von 
Zinsen  nur  insoweit  gewährt  werden  kann,  als  die  Fälligkeit  vor 
der  Liquidation  oder  der  Nationalisierung  der  Hauptforderung 
oder  der  Mietsache  eingetreten  ist,  denn  mit  dem  Zeitpunkt,  an 
dem  die  Hauptforderung  infolge  einer  derartigen  Mafenahme 
von  der  Person  des  bisherigen  Gläubigers  gelöst  ist,  erwächst 
dem  bisherigen  Gläubiger  ein  selbständiger,  der  besonderen  Ent- 
schädigung fähiger  Anspruch  auf  Kapital-  oder  Mietzinsen  dann 
überhaupt  nicht  mehr. 

(Entsch.  v.  13.  Mai  1922  — G.  S.  2/22.)  (121.) 

Ausschluß  von  Einwendungen  im  Ausgleichsverfahren. 

Die  in  Frankreich  ansässige  Firma  D.  hat  im  Ausgleichsver- 
fahren gegen  die  in  Deutschland  ansässige  Firma  L.  eine  Forde- 
rung von  25  681,40  Frcs.  nebst  5 v.H.  Zinsen  seit  Fälligkeit  an- 
gemeldet. 

Die  Schuldnerin  L.  hat  am  24.  Oktober  1921  dem  Reichs- 
ausgleichsamt mitgeteilt,  dafe  sie  einen  Betrag  von  1423,65  Frcs. 
anerkenne  und  Abrechnung  darüber  erwarte;  im  übrigen  hat  sie 
die  Forderung  bestritten.  Der  anerkannte  Betrag  von  1423,65 
Frcs.  ist  dem  französischen  Ausgleichsamt  vom  deutsdien  Aus- 
gleichsami  am  26.  November  1921  gufgeschrieben  worden. 

Am  gleichen  Tage  hat  das  Reichsausgleichsamt  der  Schuld- 
nerin eine  Abrechnung  über  1423,65  Frcs.  Hauptsache  und 
521  Frcs.  Zinsen  erteilt. 

Die  Schuldnerin  hat  Beschwerde  eingelegi  mit  der  Begrün- 
dung, dafe  ihre  Schuld  bereits  im  Jahre  1914  durch  einen  Scheck 
abgedeckt  worden  sei.  Die  Zahlung  des  Schedes  müsse  als 
eine  endgültige  Zahlung  angesehen  werden.  Nur  dann  dürfe 
die  Zahlung  als  nicht  erfolgt  gelten,  wenn-  in  dem  durch  die 
Scheckgesefegebung  vorgeschriebenen  Verfahren  eine  Deckung 
für  den  ausgestellten  Scheck  nicht  zu  erhalten  gewesen  sei.  Aber 
auch  dann  komme  nicht  die  Beschwerdeführerin  als  Sdiuldnerin 
in  Betracht,  weil  sie  nicht  Ausstellerin,  sondern  nur  Indossantin 
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des  Schecks  gewesen  sei.  Es  müsse  der  Gläubigerin  überlassen 
bleiben,  sich  beim  Aussteller  des  Schecks  bezahlt  zu  machen. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Der  Einwand  der  Beschwerdeführerin,  sie  habe  die  in  krage 
stehende  Forderung  bereits  im  )ahre  1914  durch  einen  Scheck 
abgedeckt,  kann  in  dem  vorliegenden  Abrechnungsverfahren 
nicht  berücksichtigt  werden,  zumal  auf  Grund  eines  von  der 
Beschwerdeführerin  dem  deutschen  Ausgleichsamt  gegenüber  ab- 
gegebenen Anerkenntnisses  dieses  Amt  den  anerkannten 
Betrag  dem  französischen  Ausgleichsamt  am  26.  November  1921 
gutgeschrieben  hat.  Die  Feststellung  der  Schuld  der  Be- 
schwerdeführerin im  Verkehr  zwischen  den  beteiligten  Aus- 
gleichsämtern und  die  sich  hierauf  gründende  Gutschrift  er- 
zeugt ohne  weiteres  gemäfj  § 24  RAusglG.  das  Recht  und  die 
Pflicht  des  Reichsausgleichsamts  der  Beschwerdeführerin  nach 
den  im  Ausgleichsverfahren  bestehenden  Grundsätzen  eine  Ab- 
rechnung zu  erteilen,  gegen  die  materielle  Einwendungen  aus 
dem  im  Ausgleichsverfahren  angemeldeten  Schuldverhältnisse 
nicht  mehr  zulässig  sind.  Ob  unter  den  an  dem  Schuldverhält- 
nisse beteiligten  Privatpersonen  aus  einer  etwaigen  Zuviel- 
zahlung Ansprüche  auf  Rückgabe  der  empfangenen  Leistungen 
erwachsen  sind,  unterliegt  weder  der  Nachprüfung  der  Aus- 
gleichsämter noch  des  Reichswirtschaftsgerichts,  sondern  allein 
der  Beurteilung  der  ordentlichen  Gerichte. 

«(Urteil  vom  7.  April  1922  — XV.  A.  V.  86/22.)  (146.) 

Industrie  und  Kreditnot. 

Der  Gesamtvorstand  des  Verbandes  Sädisischer  Industrieller 
beschäftigte  sich  in  seiner  lebten  Sifeung  eingehend  mit  der 
Frage,  wie  der  Kreditnot  in  der  Industrie  abzuhelfen  wäre.  Der 
Vorschlag,  den  Waren-  oder  Handelswechsel  wieder 
mehr  in  den  Verkehr  zu  bringen,  fand  nicht  die  ungeteilte  Billi- 
gung der  Versammlung.  Es  wurde  hierzu  bemerkt,  dab  die  Ge- 
schäftsverhältnisse zur  Zeit  zu  unsicher  wären,  als  dafj  der  In- 
dustrielle das  Risiko,  das  in  der  Ausstellung  des  Handels- 
wechsels liegt,  in  gröberem  Umfange  übernehmen  könnte.  Die 
Kreditnot  der  Industrie  wird  nach  übereinstimmender  Ansicht  der 
Anwesenden  teils  durch  die  hohen,  vielfach  völlig  unproduktiv 
angelegten  Steuern,  teils  durch  die  Übung  des  Auslandes 
verschärft,  bei  Rohstofflieferungen  Barzahlung  zu  ver- 
langen. Hiervon  abgesehen  wäre  die  Geldknappheit  zum  über- 
wiegenden Teile  auf  die  Belastung  unseres  gesamten  Wirt- 
schaftslebens durch  die  Bestimmungen  des  Versailler 
Diktatfriedens  zurückzuführen.  Daher  herrschte  in  der 
Versammlung  Übereinstimmung  darüber,  dab  der  Kreditnot  mit 
kleinen  Mitteln  nicht  zu  helfen  wäre;  nur  durch  eine  gründliche 
Revision  des  Friedensvertrages  könnte  das  Übel  an  der  Wurzel 
erfabt  werden.  (150.) 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen 
aus  dem  Auslande. 

(Ohne  Gewähr.) 

Warennachfragen. 

W.  8560.  Eine  Firma  in  Kairo  benötigt  Karrenlastwagen. 
(Korr,  deutsch.) 

W.8561.  Eine  Firma  in  Kairo  sucht  mit  Warenhäusern  in 
Verbindung  zu  treten.  (Korr,  franz.) 

W.  8562.  Eine  Firma  in  Sofia  braucht  Maschinen  zur  Er- 
zeugung von  Strohhüten,  von  Kämmen  aus  Horn,  Bein,  Zelluloid, 
Metall,  von  Knöpfen  aus  Holz,  Steinnub  und  Horn  sowie  Ma- 
schinen zur  Erzeugung  von  Schuhknöpfen  und  Ösen.  (Korr, 
deutsch.) 

W.,8563.  Eine  Firma  in  Paris  sudit  elektrische  Lämpchen 
für  Christbäume  zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W.8564.  Eine  Firma  in  Barcelona  wünscht  Horn-  und 
Beinknöpfe  zu  kaufen.  (Korr,  franz.,  span.) 

W.  8565.  Eine  Firma  in  Piräus  benötigt  Tasdientinten- 
fässer  aus  Metall,  Papier  aller  Art,  Schreibfedern,  Sdireibtinten 
und  Schreibfässer.  (Korr,  franz.) 

W.  8566*.  Eine  Firma  in  Kopenhagen  braucht  Handrasen- 
mäher. (Korr,  deutsch.) 

W.  8567.  Eine  Firma  in  Triest  benötigt  getrocknete 
Lindenblüten.  (Korr,  deutsch.) 


W.  8568.  Eine  Firma  in  Neapel  hat  Bedarf  an  Perlmutter- 
knöpfen. (Korr,  deutsch.) 

W.  8569.  Eine  Firma  in  M o I f e 1 1 a braucht  Ammoniak- 
sulfat. (Korr,  ital.) 

W. 8570.  Eine  Firma  in  Zagreb  hat  Bedarf  an  Bleiröhren. 
(Korr,  deutsch.) 

W.  8571.  Eine  Firma  in  Kopenhagen  wünscht  elektro- 
technische Artikel  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch,  engl.,  franz.) 

W.8572.  Eine  Firma  in  Neusatz  benötigt  Backformen  für 
Zuckerbäcker  und  Hausküchen.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8573.  Eine  Firma  in  Sebenico  wünscht  mit  Schwamm- 
fabriken in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8574.  Eine  Firma  in  Wien  braudit  Sdiiefer  zu  elektro- 
technischen Zwecken. 

W.8575*.  Eine  Firma  in  Bukarest  sucht  Motore,  Ma- 
schinen und  elektrotechnische  Artikel  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8576.  Eine  Firma  in  Graz  sucht  Eisengarn,  Baumwoll- 
schuhbänder,  Lederschuhriemen  und  Zwirne  zu  kaufen.  (Korr, 
deutsch.) 

W.  85/7.  Eine  Firma  in  N o v e 1 d a benötigt  Masdiinen  zum 
Hanfspinnen.  (Korr,  span.) 

W.  8578.  Eine  Firma  in  New  York  sucht  Maschinen  zur 
Anfertigung  von  Bast-  und  Reklamebändern  zu  kaufen.  (Korr, 
deutsch.) 

W. 8579.  Eine  Firma  in  Brüssel  braucht  Leder.  (Korr, 
franz.) 

W.  8580.  Eine  Firma  in  Tarnow  benötigt  eine  vollständige 
Einrichtung  für  eine  Papierfabrik.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8531.  Eine  Firma  in  Sofia  wünscht  mit  Kunstwoll- 
fabnken  in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  franz.,  deutsch.) 

W.  8582*.  Eine  Firma  in  Genua  braucht  Strümpfe,  Hand- 
schuhe, rohe  und  zubereitete  Felle  zu  Pelzzwecken.  (Korr, 
deutsch.) 

Vertretungen. 

W.  8583*.  Eine  Firma  in  Sable/Sarthe  sudit  Vertre- 
tungen für  Lifeen,  Posamenteriewaren,  Kragen-  und  Man- 
schettenknöpfe, Biiouteriewaren,  Zwirn,  Gummischuhe,  Zelluloid- 
waren, Papier-  und  Wirkwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W.  8584*.  Eine  Firma  in  Belgrad  wünsdit  Vertretungen 
für  Stab-  und  Rundeisen,  Traversen,  Schwarzblech,  verzinktes 
Eisenblech,  Drahtstifte,  Werkzeuge,  Eisen-  und  Kupfervitriol  zu 
übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz.) 

W. 8585*.  Eine  Firma  in  Paris  sucht  Vertretungen  für  elek- 
trotechnisches Material,  Spielkarten,  Feze,  Lampen  aller  Art, 
Pantoffel,  Glaswaren,  Glasperlen,  pharmazeutische  Produkte^ 
Porzellan  und  für  Zelluloidwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W.  8586.  Eine  Firma  in  Neapel  wünscht  Vertretungen  für 
elektrotechnische  Artikel,  Papier,  Farben,  Neuheiten  und  Woll- 
waren  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.,  engl.) 

W.  8587*.  Eine  Firma  in  Ancona  sudit  alle  für  Italien  in 
Betracht  kommenden  Artikel  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  franz.) 

W.  8588*.  Eine  Firma  in  Neapel  wünscht  Vertretungen  für 
Glas,  Porzellan,  Farben  und  Papierwaren  zu  übernehmen.  (Korr, 
ital.,  franz.) 

Die  Anschriften  obiger  Finnen  sind  bei  Angabe  der  bei- 
gefügten Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumsdilags  durch  das 
Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  Berlin  SW  48, 
Wilhelmstr.  30/31,  zu  erfahren.  Eine  Weitergabe  der  Adressen 
an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * bezeichneten 
Firmen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  besondere 
Sdireibgebühr  von  5 Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls  von  dem 
genannten  Sekretariat  mitgeteilt  werden.  Zahlungen  sind  auf 
das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allgemeinen  Correspondenz- 
G.  m.  b.  H.,  Berlin  NW,  Nr.  106  998,  mit  der  Bezeichnung  „In- 
dustrie- und  Handels-Zeitung“,  „Warenangebote  und  -nach- 
fragen“  zu  leisten.  L u.  Hdlztg. 

(160). 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Es  ergingen  folgende  Geseke  und  Verordnungen: 

Geseb  über  Maßnahmen  gegen  die  wirtschaftliche 
Not  der  Presse  19.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  27.  7.). 

Geseb  über  Kündigungsbeschränkungen  zu- 
gunsten Schwerbeschädigter  17.  7.  (RGbl.  1 S.  599,  auch  Reichs- 
Arbeitsblatt  1922,  Nr.  14). 
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Geseß  über  die  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  des  Ge- 
sekes über  vorübergehende  Aufhebung  von  Zöllen 
(RGbl.  1 S.  600  vom  8.  7.). 

Bekanntmachung  betr.  weitere  Ausführungsbestimmungen 
zur  Verordnung  über  die  Außenhandelskontrolle  24.  7. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  27.  7.). 

Verordnung  über  die  Erhöhung  der  Teuerungszu- 
schläge zu  den  Schiffsvermessungsgebühren  11.  7.  (Deut- 
scher Reichsanzeiger  vom  27.  7.). 

Bekanntmachung  zur  weiteren  Änderung  der  Bekannt- 
machung über  Zulaufsgenehmigungen  im  Verkehr  mit 
den  beseßten  westlichen  Reichsgebieten  20.  7.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  27.  7.). 

Geseb  zur  Änderung  des  Erbschaftssteuerge- 
setzes vom  20.  7.  (RGbl.  1 S.  610  vom  26.  7.). 

Geseb  über  den  Ersab  der  durch  den  Krieg  verursachten 
Personenschäden  15.  7.  (RGbl.  1 S.  620  vom  26.  7.). 

Geseb  über  den  Ersab  der  durch  die  Besebung  des  deutschen 
Reichsgebietes  verursachten  Personenschäden  (RGbl.  I S.  624  vom 
26.  7.). 

Verordnung  über  den  Luftfahrzeugbau  22.  7.  (Deut- 
scher Reichsanzeiger  vom  26.  7.1. 

Geseb  über  die  Zwangsanleihe  20.  7.  (RGbl.  1 S.  601 
vom  25.  7.1. 

Geseb  zur  Änderung  des  Einkommensteuer- 
gesetzes 20.  7.  (RGbl.  1 S.  607  vom  25.  7.1. 

Bekanntmachung  über  das  Verbot  der  Ausfuhr  von 
Kakaoschalen,  -butter,  -masse,  -pulver  und  Ziergeflügel  und 
über  die  Freigabe  der  Ausgabe  von  Zierfischen  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  27.  7.1. 

Geseb  über  die  Arbeitszeit  im  Bergbau  unter  Tage 
12.  7.  (RGbl.  I S.  628). 

Geseb  zur  Änderung  des  Gesebes  betr.  die  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften  1.  7.  (RGbl.  I 
S.  5671. 

Geseb  zur  weiteren  Entlastung  der  Gerichte  8.  7. 
(RGbl.  I S.  569). 

Geseb  betr.  Abweichung  von  den  Biersteuergesetzen 
vom  26.  Juli  1918  9.  7.  (RGbl.  I S.  572). 

Verordnung  über  die  Preise  für  das  Umlagegetreide 
aus  der  Ernte  1922  14.  7.  (RGbl.  I S.  576). 

Verordnung  über  das  Brennen  von  Gerste  und  von  Ge- 
menge aus  Gerste  und  Hafer  14.  7.  (RGbl.  1 S.  576). 

Bekanntmachung  betr.  die  Bildung  von  Weinbau- 
bezirken 24.  6.  (RGbl.  I S.  577). 

Geseb  über  den  Beitritt  des  Reichs  zu  dem  Madrider 
Abkommen  über  die  internationale  Registrierung  von  Fabrik- 
oder Handelsmarken  12.  7.  (RGbl.  II  S.  669). 

Bekanntmachung  betr.  die  Ausdehnung  des  Ausgleichs- 
verfahrens auf  deutsche  Forderungen  und  Schulden  gegen- 
über im  Britischen  Reiche  ansässigen  Siamesen  und  in  Siam  an- 
sässigen britischen  Staatsangehörigen  15.  7.  (RGbl.  II  S.  676). 

Verordnung  über  die  Zeichnungsstellen  für  die 
Zwangsanleihe  vom  21.  Juli  1922  22.  7.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom -22.  7.). 

Geseb  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Ge- 
treide aus  der  Ernte  1922  4.  7.  (RGbl.  I S.  549). 

Geseb  über  die  Entschädigung  der  Schöffen,  Geschwo- 
renen und  Vertrauenspersonen  4.  7.  (RGbl.  I S.  561). 

Verordnung  über  das  Branntweinmonopol  4.  7. 
(RGbl.  I S.  563). 

Bekanntmachung  betr.  Ausführung  von  Reparations- 
lieferungen im  freien  Verkehr  mit  Frankreich,  Bemelmans- 
Abkommen  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  20.  7.). 

Verträge  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Frankreich  über 
die  Ausführung  der  Sachlieferungen  gegenüber  Frank- 
reich (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  20.  7.). 

Bekanntmachung  betr.  Ungültigkeitserklärung  der 
Germania-Marken  17.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  18.  7.). 

Der  Reichskommissar  für  Zement  erließ  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Den  Vertrieb  des  mit  ausländischen  Kohlen  gebrannten 
Zements  (Auslandskohlenzement)  im  Inlande.  28.  6. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  13.  Juli.) 

(159). 


Bücherschau. 

Die  großen  transatlantischen  Linienreederei- 
Verbände,  Pools  und  Interessengemeinschaf- 
ten bis  zum  Ausbruch  des  ^Weltkrieges.  Von  Dr.  Erich  Mur- 
ken,  Jena,  Verlag  von  Gustav  Fischer,  1922.  Preis 
brosch.  130  M.,  geh.  155  M. 

Das  Werk  führt  uns  in  die  Zeit  vor  dem  Kriege  zurück,  da 
die  deutsche  Handelsflotte  noch  einen  ausschlaggebenden  Faktor 
im  Überseeverkehr  bildete  und  ihre  leitenden  Männer  noch  weg- 
weisend an  den  weithinwirkenden  Verhandlungen  über  die  Rege- 
lung des  Schiffsverkehrs  — namentlich  im  transatlantischen  Ver- 
kehr — mitwirkten.  Gewaltige  Konkurrenzkämpfe  spielten  sich 
in  den  zwei  Jahrzehnten  vor  Beginn  des  Weltkrieges  zwischen 
deutschen,  englischen  und  amerikanischen  Gesellschaften  ab. 
Trust-  und  Pool-Bildungen  in  mannigfacher  Kombination  lösten 
einander  ab.  Männer  wie  Ballin  und  Morgan  kämpften  jahrelang 
miteinander  um  die  Interessen  der  von  ihnen  vertretenen  Schiff- 
fahrt. Diesen  wirtschaftlich  wie  verkehrstechnisch  gleich  bedeut- 
samen Kämpfen  und  Verhandlungen  hat  Dr.  Erich  Murken 
sein  Werk  gewidmet.  Ausgehend  von  der  Gründung  des 
ersten  Nordatlantischen  Dampfer-Linien-Verbandes  (N.  D.  L.  V.) 
aus  dem  Jahre  1892  bespricht  der  Verfasser  die  weiteren 
Mindestraten-Abkommen  aus  den  Jahren  1896—1902  — und 
geht  in  einem  zweiten  Teile  seines  Werkes  über  auf  die 
Schilderung  des  amerikanischen  Schiffahrtstrusts  unter  M o r g a n s 
Führung.  Im  dritten  Teile  des  Werks  wird  die  Entstehung  der 
Atlantic  Conference  vom  Jahre  1908  geschildert,  in  der  unter 
Führung  von  B a 1 1 i n der  Versuch  gemacht  wurde,  die  weitver- 
zweigten Interessen  der  am  atlantischen  Verkehr  beteiligten  Ge- 
sellschaften in  Einklang  zu  bringen.  Weiter  werden  die  wichtig- 
sten Abkommen  und  Konferenzen  (Mittelmeer-Konferenz,  Er- 
neuerung der  Atlantic  Conference  usw.)  bis  in  die  letzte  Vor- 
kriegszeit eingehend  besprochen.  Im  Anhänge  des  Buches  ist 
der  Wortlaut  der  im  Werke  behandelten  Konferenzen  und  Ver- 
träge wiedergegeben.  Sorgfältig  ausgearbeitete  statistische 
Tabellen  bilden  als  wertvolle  Zugabe  den  Abschluß  des  Buches. 
Der  Name  des  Verfassers  bürgt  dafür,  daß  die  Darstellung  sach- 
lich einwandfrei  ein  anschauliches  Bild  der  im  Buche  behandelten 
Vorgänge  bietet.  Wdn.  (158.) 

Marconis  Internationaler  Telegrammschliissel 
(The  Marconi  International  Code).  Vertriebsstelle 
für  Deutschland  usw. : Verlag  der  „Deutschen  Wirtschaftszeitung“, 
Reimar  Hobbing,  Berlin,  Großbeerenstraße  17. 

Der  Marconi  International  Code  ist  ein  neuer  internationaler 
Standard-Code,  der  von  der  Marconi-Gesellschaft  zusammen- 
gestellt worden  ist.  Bei  der  Zusammenstellung  des  Marconi  Codes 
sind  zwei  Gesichtspunkte  maßgebend  gewesen:  Ersparnis  an 
Telegrammkosten,  Ersparnis  an  Zeit  beim  Aufseßen  und  Dechiff- 
rieren von  Telegrammen.  In  besonderer  Weise  ist  beim  Marconi 
Code  das  Problem  der  leider  sehr  häufig  vorkommenden  Ver- 
stümmlungen in  Codetelegrammen  gelöst.  Das  Ziffernsystem  des 
speziellen  Teiles  des  Marconi  Codes  enthält  eine  sehr  einfache 
Kontrolle,  durch  welche  verhütet  wird,  daß  beim  Telegraphieren 
von  Preisen,  Maßen,  Gewichten  oder  anderen  Zahlen  Irrtümer  ent- 
stehen. Ebenso  sind  die  Halbworte  des  allgemeinen  Teiles 
nach  einer  besonders  sinnreichen  Methode  zusammengestellt, 
welche,  zusammen  mit  einem  Endungsregister,  die  Möglichkeit 
gibt,  verstümmelt  angekommene  Telegramme  ohne  Rüdefragen 
richtigzustellen.  Eine  andere  Neuerung  des  Marconi  Codes  ist  die 
Tatsache,  daß  er  in  Verbindung  steht  mit  anderen  Codes,  mit  dem 
„Marconi  International  Directory  of  Cable  Addresses“  und,  was 
vor  allen  Dingen  in  Deutschland  interessieren  wird,  mit  den 
„Schlomann-Oldenbourg  Illustrierten  Technischen  Wörterbüchern". 

Der  Marconi  International  Code  erscheint  in  vier  Bänden; 
Band  1:  Englisch-Französisch-Spanisch,  Band  2:  Englisch- 

Russisch-Japanisch,  Band  3:  Englisch-Italienisch-Porfugiesisch, 
Band  4:  Englisch-Deutsch-Holländisch.  Die  Sentenzen  der  Aus- 
drücke aller  vier  Bände  entsprechen  sich  genau;  die  Dber- 
seßungen  sind  vollkommen  wort-  und  sinngemäß.  Ein  Telegramm 
kann  z.  B.  von  einem  südamerikanischen  Besißer  von  Band  1 in 
Spanisch  aufgeseßt  und  in  Deutschland  aus  Band  4 in  Deutsch 
oder  Englisch  dechiffriert  werden.  Für  Deutschland  kommt  natur- 
gemäß hauptsächlich  Band  4 in  Frage,  welcher  die  deutsche 
Sprache  enthält.  Dieser  Band  wird  herausgegeben  von  der 
deutschen  „Telefunken-Marconi  Code  A.-G.“,  Berlin,  und  ist  in 
Deutschland  gedruckt  und  hergestellt  worden.  (157.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Sitzung  des  Verkelirsausschnsses  des  D.  I.  u.  H. 

Der  D.  I.  u.  H.  beabsichtigt,  auf  Freitag,  den  1.  September  d. )., 
seinen  Verkehrsausschuß  einzuberufen.  Auf  der  Tagesordnung 
wird  stehen: 

1.  Erhöhung  der  Postgebühren, 

2.  Wasserumschlagstarife, 

3.  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  beraubte  Gütersendungen, 

4.  Zusäße  zu  Drudesachen. 

Falls  die  schwebenden  Verhandlungen  mit  dem  Reichspost- 
ministerium ergeben,  dag  die  Sißung  des  Verkehrsbeirafes  beim 
Reichspostministerium  am  Dienstag,  den  5.  September,  stattfindet, 
dann  wird  die  Sitzung  des  Verkehrsausschusses  am  Montag,  den 
4.  September,  erfolgen. 

Pi  ivate  Fernsprechanlagen. 

Auf  Anregung  der  Handelskammer  zu  Dessau  hat  der 
D.  I.  u.  H.  den  Reichsverkehrsminister  gebeten,  daß  die  von  den 
Eisenbahndirektionen  Halle  (Saale)  und  Magdeburg  erhobenen 
Gebühren  für  private  Fernsprechanlagen  zwischen  Güterabferti- 
gung und  Privatunlernehmungen  aus  Billigkeitsgründen  in  Zu- 
kunft wegfallen. 

Das  Reichsverkehrsministerium  teilte  am  31. Juli 
d.  ).  dem  D.  I.  u.  H.  mit,  daß  die  Reichsbahndirektionen  zu  Halle 
und  Magdeburg  angewiesen  seien,  von  der  Erhebung  einer  be- 
sonderen Anerkennungsgebühr  aus  Anlaß  der  Einführung  privater 
Fernsprechleitungen  in  die  eisenbahnseitigen  Diensträume  bis 
auf  weiteres  abzusehen. 

Verkelirsnot  der  Reichsbahn  im  Jahre  1921. 

Im  Jahre  1921  bestand  bei  der  Reichsbahn  eine  Verkehrsnoi, 
die  den  Warenverkehr  in  stärkstem  Umfange  lähmte  und  verteu- 
erte, von  der  aber  weite  Bevölkerungskreise  keine  rechte  Vor- 
stellung haben.  Daher  haben  die  großen  Zentralverbände  der 
gesamten  Wirtschaft  (Zentralverband  des  Deutschen  Großhandels, 
Reichsausschuß  der  Deutschen  Landwirtschaft,  Deutscher  Land- 
wirtschaftsrat, Ausschuß  der  gesamten  Spediteurverbände  Deutsch- 
lands, Deutscher  Städtetag)  unter  der  Federführung  des  D.  1.  u.  H. 
den  Umfang  der  Verkehrsnot  in  einer  soeben  erschienenen  Denk- 
schrift umsomehr  darstellen  zu  müssen  geglaubt,  als  leider  be- 
fürchtet werden  muß,  daß  eine  ähnliche  Verkehrsnot  auch  im 
Herbst  1922  wieder  entsteht. 

Der  erste  Teil  der  Denkschrift  behandelt  die  Ursachen  der 
Verkehrsnot.  Unter  Benußung  amtlicher  Zahlen  sind  die  unge- 
nügende Betriebsfähigkeit  der  Lokomotiven,  die  mangelhaften 
Leistungen  der  Werkstätten,  die  im  Jahre  1921  um  34,2  v.  H.  ge- 
ringer waren  als  1913,  der  Rangierdienst,  die  Verkehrssperren  und 
der  Wagenumlauf  besprochen,  ln  welchem  hohen  Maße  die  Eisen- 
bahnverewaltung  den  Wagenanforderungen  nicht  entsprechen 
konnte,  zeigen  die  in  der  Denkschrift  veröffentlichten  Zahlen,  aus 
denen  hervorgeht,  daß  im  Jahre  1921  von  allen  angeforderten 
Wagen  nicht  gestellt  werden  konnten:  Im  Januar  14,5  v.  H.,  im 
Februar  7,0  v.  H.,  im  März  5,4  v.  H.,  im  April  1,8  v.  H.,  im  Mai 
1,0  v.  H.,  im  Juni  1,2  v.  H.,  im  Juli  4,0  v.  H.,  im  August  17,3  v.  H., 
im  September  29,2  v.  H.,  im  Oktober  43,1  v.  H.,  im  November 
36,8  v .H.,  im  Dezember  30,9  v.  H. 

Im  Jahre  1922:  Im  Januar  18,0  v.  H.,  im  Februar  22,2  v.  H., 
im  März  21,3  v.  H.  und  im  April  10,9  v.  H.  Das  Trostlose  in  diesen 
Zahlen  ist,  daß  1922  die  Wagennot  noch  größer  ist  als  1921. 

Im  zweiten  Teil  der  Denkschrift  werden  die  Wirkungen  der 
Verkehrsnot  der  Reichsbahn  dargestellt.  An  einer  Fülle  von  Bei- 
spielen ist  gezeigt,  wie  der  deutsche  Ein-  und  Ausfuhrhandel  an- 
statt über  deutsche  Seehäfen  infolge  der  Verkehrsnot  über 
Amsterdam,  Rotterdam  und  Antwerpen  abgelenkt  worden  ist  und 
wie  der  innerdeutsche  Verkehr  gelitten  hat. 

Diese  Beispiele  mit  ziffernmäßigen  Belegen  der  der  Privat- 
wirtschaft entstandenen  Milliardenverluste  beziehen  sich  auf  den 


Kohlenverkehr  und  die  Kohlenförderung,  auf  den  Düngemittel- 
verkehr, auf  den  Lebensmittelverkehr,  auf  den  Zuckerverkehr,  auf 
die  chemische  Industrie,  auf  den  Bezug  von  Baustoffen,  auf  den 
Metall-  und  Mäschinenversand,  auf  den  Verkehr  von  Holzstoff 
und  Papier  und  auf  den  Verkehr  verschiedener  anderer  Güter. 

Die  in  der  Denkschrift  vorgeschlagenen  Abhilfsmaßregeln 
beruhen  im  wesentlichen  ebenfalls  auf  aus  der  Praxis  geäußerten 
Wünschen.  Besonders  hingewiesen  ist  auf  die  Notwendigkeit  des 
Ausbaues  der  Grenzbahnhöfe  und  einer  Anzahl  anderer  Bahn- 
höfe und  Strecken,  auf  Verbesserung  des  Rangierdienstes,  Be- 
schleunigung der  Lokomotivausbesserung,  Verbesserung  des 
Wagenumlaufs,  Zusammenwirken  von  Eisenbahnverwaltung  und 
Verfrachter,  sowie  von  Eisenbahnverwaltung  und  Binnenschiffahrt, 
auf  Beschleunigung  der  Ladearbeiten  auf  den  Güterböden  und 
auf  die  Tarifpolitik  der  Reichsbahn. 

Entwickelung  des  Herbstverkehrs. 

Das  Verkehrsdezernat  beim  Eisenbahnzentralamt  sandte  dem 
D.  I.  u.  H.  folgendes  Schreiben: 

„Um  über  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  im  Herbste  d.  J. 
unterrichtet  zu  sein,  kommt  es  darauf  an,  möglichst  frühzeitig 
eine’Ubersicht  über  die  voraussichtliche  Entwicklung  des  Massen- 
verkehrs (Kohlen,  Koks,  Briketts,  Düngemittel,  Steine,  Ziegel  Ze- 
ment, Rüben,  Zucker  usw.)  zu  erhalten.  Je  früher  und  vollstän- 
diger die  hierzu  notwendigen  Unterlagen  vorhanden  sind,  desto 
zeitiger  und  eingehender  kann  die  Eisenbahn  mit  ihren  Vorbe- 
reitungen beginnen.  Sind  die  Massentransporte  zweckmäßig  ge- 
regelt, so  bietet  die  Abwicklung  des  übrigen  Verkehrs  keine 
nennenswerten  Schwierigkeiten. 

In  Betracht  kommen  nur  regelmäßige  Massentrans- 
porte in  großem  Umfange,  die  über  den  Bezirk  eines 
Direktionsbezirkes  hinausgehen.  Beispielsweise  scheiden  Massen- 
sendungen von  Staßfurt-Leopoldshall  nach  Schönebeck  zum  Um- 
schlag auf  die  Elbe  aus,  da  ihre  Beförderung  in  direktem  Beneh- 
men mit  der  Eisenbahndirektion  Magdeburg  geregelt  werden  kann. 
Ebenso  kommt  der  Kohlenverkehr  aus  dem  Ruhrgebiet,  der 
besonders  geregelt  wird,  nicht  in  Betracht.  Dagegen  sind  An- 
gaben über  den  Massenbezug  mitteldeutscher,  schlesischer  und 
englischer  Kohle  erwünscht. 

Wir  beabsichtigen,  die  gesamten  Angaben  zwecks  Erörterung 
mit  den  am  Transport  beteiligten  Direktionen  zusammenzustellen. 

Die  Angaben  werden  vertraulich  behandelt  und  sind  Dritten 
nicht  zugänglich. 

Wir  wären  dankbar,  wenn  Sie  uns  nachstehende  Fragen  be- 
antworten würden: 

A.  Industrie: 

1.  Angaben  über  den  Umfang  (Tonnenzahl) 

a)  des  Absaßes, 

b)  des  Bezuges 

von  Massengütern  im  Jahre  1921.  Benennung  der  Güter. 

2.  Welche  Menge  ist  hiervon  schäßungsweise  auf  die  Monate 
September-Dezember  1921  entfallen? 

3.  Angabe  der  Hauptabsaßgebiete  mit  der  auf  sie  entfallen- 
den Tonnenzahl  für  den  Versand  (schäßungsweise  in  Prozenten 
der  Zahl  la). 

a)  Ausland.  (Länder  und  Beförderungsweg  — Eisenbahn 
oder  Umschlag  unter  Angabe  des  Hafens), 

b)  innerdeutscher  Verkehr  {Direktionsbezirke). 

4.  Angabe  der  Haupt-Bezugsgebiete  mit  der  auf  sie  entfallen- 
den Tonnenzahl  für  den  Empfang  (schäßungsweise  in  Prozenten 
der  Zahl  lb). 

a)  Ausland  (Länder  und  Beförderungsweg  — Eisenbahn 
oder  Umschlag  unter  Angabe  des  Hafens), 

b)  innerdeutscher  Verkehr  (Direktionsbezirke). 

5.  Sind  die  Transporte  zu  3 und  4 bisher  schon  mit  geschlosse- 
nen Zügen  (sogen.  Sonderzügen)  befördert  worden?  Ist  die  Ein- 
richtung ganzer  Züge  (ein  Zug  gleich  50  beladene  Wagen)  mit  den 
vorhandenen  Einrichtungen  (Personal,  Ladeanlagen,  Lagermög- 
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lichkeit)  angängig?  Die  Be-  und  Entladung  mub  möglichst  in  der 
festgesebten  Ladefrist  erfolgen. 

6.  Wie  wird  sich  der  Verkehr  im  Herbst  dieses  Jahres  gestal- 
ten? (Steigerung,  Rückgang,  Änderung  der  Gebiete  zu  3 und  4, 
neue  Absab-  und  Bezugsgebiete.) 

B.  Landwirtschaft. 

(Getreide,  Kartoffeln,  Rüben,  Heu,  Stroh  usw.) 

1.  Erhöhung  oder  Rückgang  der  Anbaufläche  im  Vergleich 
mit  1921.  Voraussichtliches  Ernteergebnis. 

2.  Versand-  und  Empfangsgebiete  mit  den  voraussichtlichen 
Mengen,  geschäht  nach  dem  Ergebnis  des  Vorjahres. 

3.  Kartoffelbezug  im  kommenden  Herbst  durch  die  Städte 
und  bedeutenden  Werke  (Mengen  und  voraussichtliches  Bezugs- 
gebiet). 

C.  Wünsche  der  Verkehrstreibenden. 

Welche  Unzuträglichkeiten  haben  sich  bei  Abwicklung  der 
Transporte  ergeben?“ 

Der  D.  I.  u.  H.  bittet  seine  Mitglieder,  ihm  die  vom  Eisenbahn- 
zentralamt gestellten  Fragen  baldigst  zu  beantworten. 

Schadensersatz-  «ncl  Beförderungsbestimmnngen 
der  Eisenbahn  für  Kostbarkeiten. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  sandte  am  1.  August  fol- 
gende Eingabe  an  den  Ausschuß  der  Verkehrsinteressenten  bei 
der  Ständigen  Tarifkommission  der  Deutschen  Eisenbahnen: 

„Am  1.  März  1919  ist  durch  eine  Ausführungsbestimmung  zu 
§ 89  der  E.  V.  O.  bestimmt  worden,  dab  für  Kostbarkeiten  aufjer 
Kunstgegenstände  im  Höchstfälle  nur  150  M.  für  1 kg  Schadens- 
ersatz gezahlt  wird.  Die  Summe  von  150  M.  entsprach  bereits  im 
März  1919  nicht  dem  Durchschnittswerte  eines  Kilogramms  Kost- 
barkeiten und  entspricht  heute  nicht  einmal  mehr  dem  Werte 
eines  Kilogramms  der  meisten  Gegenstände  des  täglichen  Be- 
darfes. 

Ebenfalls  ist  die  in  den  Ausführungsbestimmungen  zu  den 
§§  54  II  und  89  der  E.  V.  O.  festgesebte  Höchstgrenze  von  5000  M. 
in  den  Beförderungs-  und  Schadensersabbesiimmungen  für 
Kunstgegenstände  infolge  der  Geldentwertung  viel  zu  niedrig. 

Der  D.  I.  u.  H.  bittet  daher  den  Ausschub  der  Verkehrsinter- 
essenten bei  der  Ständigen  Tarifkommission  der  deutschen  Eisen- 
bahnen dafür  einzutreten,  dab 

l.in  den  Beförderungs-  und  Schadensersabbesiimmungen 
für  Kunstgegenstände  die  Höchstgrenze  von  5000  M.  auf 
50  000  M.  und 

2.  für  die  übrigen  Kostbarkeiten  von  150  M.  für  1 kg  auf 
1000  VI.  erhöht  werde. 

Nach  wiegegebühr  für  Stückgut. 

Der  D.  I.  u.  H.  trat  in  einer  Eingabe  beim  Reichsverkehrs- 
minister dafür  ein,  dab  die  Nachwiegegebühr  für  Stückgüter  bei 
etwa  eintretender  weiteren  Gebührenerhöhung  der  Bahn  nicht  mit 
erhöht  werde.  Die  Eisenbahndirektion  Berlin  teilte 
hierauf  am  11.  Juli  d.  ).  dem  D.  I.  u.  H.  mit,  dab  die  Gebühr  für 
Verwägung  von  Stückgütern  (4  M.  für  100  kg)  seit  dem  1.  Mai 
d.  ).  nicht  meHV  erhöht  worden  sei  und  auch  bei  etwaigen  Tarif- 
erhöhungen weiter  geschont  werden  soll. 

Zulassung  von  Privat- Scheckzahlungen 
bei  «len  Zollkassen. 

Auf  die  wiederholten  dringlichen  Vorstellungen  des  D.  I.  u.  H. 
hat  das  Reichsministerium  der  Finanzen  durch  Rund- 
verfügung vom  23.  Juli  d.  ].  — III  p 18  252/11  p 14  085  — die  Zoll- 
ämter ermächtigt,  bis  auf  weiteres  auch  die  Annahme  von  Schecks, 
die  die  Reichsbank  nicht  bestätigt  hat,  an  Zahlungs  Statt  zuzu- 
lassen. Die  Vergünstigung  gilt  für  jedwede  Zahlung  an  die  Zoll- 
behörden; also  nicht  nur  für  die  Entrichtung  von  Ausfuhrabgaben, 
sondern  auch  für  die  Erstattung  von  Zöllen,  Aus- 
händigung von  Steuerzeichnungen  und  ähn- 
lichem. Die  Vergünstigung  kann  auf  schriftlichen,  an  das  zu- 
ständige Finanzamt  oder  Haupt-Zollamt  einzureichenden  Antrag 
solchen  inländischen  Firmen  gewährt  werden,  die  regelmäbig 
Zahlungen  dieser  Art  zu  leisten  haben  und  deren  Zuverlässigkeit, 
Vertrauenswürdigkeit  und  Kreditfähigkeit  auber  Zweifel  steht. 


Die  Handeskammern  werden  gebeten,  auf  die  erwähnte  Er- 
leichterung aufmerksam  zu  machen  und  im  eintretenden  Falle 
die  Zuverlässigkeit  der  in  Frage  kommenden  Antragsteller  zu  be- 
gutachten. 

Verdoppelung  «lei*  Ausfuhrabgabe. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtete  am  7.  August  an  das  Reichswirtschafts- 
ministerium folgende  dringende  Eingabe: 

„Am  Sonnabend,  den  5.  August  d.  j.  hat  der  „Sonderausschub 
für  Ausfuhrabgaben“  des  Reichswirtschaftsrats  beschlossen,  sämt- 
liche Ausfuhrabgabensäbe  in  Anbetracht  des  gesunkenen  Mark- 
kurses  grundsäblich  um  das  Doppelte  zu  erhöhen. 

Wir  erheben  gegen  diese  Mabnahme  im  Namen  der  gesamten 
Kreise  des  Handels  und  der  Industrie  schärfsten  Protest  und 
bitten  die  Reichsregierung  dringend,  in  dieser  Angelegenheit  keine 
übereilten  Verfügungen  zu  treffen. 

Es  ist  an  sich  auberordentlich  bedauerlich,  dab  die  Einladung 
zu  der  Sibung  des  Ausfuhrabgabenausschusses  mit  der  so  kurzen 
Frist  von  2 Tagen  ergangen  ist;  noch  mehr  aber  mub  es  bedauert 
werden,  dab  eine  Zuziehung  von  Sachverständigen  und  eine  Er- 
örterung der  Frage  auf  der  ihrer  Wichtigkeit  entsprechend  breiten 
Grundlage  im  Reichswirtschafisrat  unterblieben  ist.  Die  Abstim- 
mung im  Reichswirtschaftsrat,  an  der  von  6 Ausschubmitgliedern 
5 teilnahmen,  ist  ein  reines  Zufallsergebnis;  sie  kann  schon  in 
Anbetracht  der  geringen  Zahl  Beteiligter  nicht  im  geringsten  als 
Zustimmung  oder  auch  nur  als  grundsäbliches  Einverständnis  des 
deutschen  Handels  und  der  deutschen  Industrie  betrachtet  werden. 

Dem  Reichswirtschaftsministerium  sind  die  mannigfachen 
Gründe  bekannt,  aus  denen  die  verschiedenen  Wirtschafts- 
zweige eine  Herabsetzung  der  Ausfuhrabgabe  beantragt 
haben.  Es  handelte  sich  hier  nicht  lediglich  um  den  Wunsch,  von 
einer  mehr  oder  minder  lästigen  steuerähnlichen  Zahlung  befreit 
zu  werden,  sondern  es  handelte  sich  um  den  Existenzkampf  des 
deutschen  Exports. 

Die  Anträge  auf  Herabsebung  der  Ausfuhrabgabe  wurden  in 
Anbetracht  des  stürzenden  Markkurses  vom  Reichswirtschafts- 
ministerium erst  vor  einigen  Tagen  dahin  beantwortet,  dab  eine 
Ermäbiflung  der  Abgabe  jebt  nicht  erwogen  werden  könnte;  wir 
möchten  daraus  entnehmen,  dab  das  Reichswirischafisministerium 
selbst  durch  den  Gedanken  einer  Abgabenerhöhung  einiger- 
maben  überrascht  worden  ist. 

Wir  halten  es,  soweit  in  der  kurzen  Zeit  von  3 Tagen  eine 
Prüfung  möglich  war,  durchaus  nicht  für  ausgeschlossen,  dab  in 
einigen  Exportbranchen  die  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe,  viel- 
leicht sogar  um  mehr  als  das  Doppelte,  wirtschaftlich  durch- 
aus erträglich  und  daher  grundsäblich  vertretbar  ist.  In  keinem 
Falle  aber  darf  durch  eine  schematische  Erhöhung  sämtlicher 
Ausfuhrabgaben  (ihre  einzelnen  Säbe  haben  sich  gerade  in  den 
lebten  Wochen  ohnehin  als  unverträglich  mit  einer  guten  Kalku- 
lation erwiesen)  die  geringe  Anspornung  unseres  Exports  und  die 
bescheidene  Erleichterung  der  deutschen  Ausfuhr  im  Wettbewerb 
mit  dem  Auslande,  wie  sie  im  Verfolg  des  Marksturzes  wenigstens 
für  eine  kurze  Zeitspanne  eingetreten  zu  sein  scheint,  im  vor- 
hinein wieder  abgedrosselt  werden.  Es  handelt  sich  bei  der  Er- 
örterung dieser  Frage  um  die  grundsäbliche  Frage  der  Ausfuhr- 
abgabenerhebung überhaupt  — eine  Frage,  deren  Entscheidung 
aus  guten  Gründen  vorläufig  zurückgestellt  wurde,  bis  sie  voll- 
kommen ausgereift  ist.  Der  Existenzkampf  des  deutschen  Auben- 
handels  darf  auf  Grund  einer  an  sich  erfreulich  schnell  gefabten 
Vorentscheidung  nicht  noch  durch  innerdeutsche  Mabnahmen  er- 
schwert werden. 

Wir  bitten  aus  diesem  Grunde  das  Reichswirtschaftsministerium 
dringend,  vor  Anordnung  erhöhter  Ausfuhrabgaben  nochmals  ein- 
gehend alle  beteiligten  Kreise  zu  hören.  — Wir  sind  bereit,  hier- 
bei mitzuwirken  und  insbesondere  mit  jeder  möglichen  Beschleu- 
nigung festzustellen,  inwieweit  dem  Grundgedanken  erhöhter  Aus- 
fuhrabgaben in  Anbetracht  der  hoch  gestiegenen  Valutenkurse 
nähergeireten  werden  kann,  sowie  in  welcher  Weise  ein  gleitender 
Abgabentarif  durchführbar  ist.“ 

Vergl.  29.  lahrg.  S.  211,  252. 

Erweiterung  «1er  Sammelgruppe  des  Reichs- 
kommissars  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung. 

Von  einer  Berliner  Handelskammervertretung  war  angeregt 
worden,  die  Zuständigkeit  der  sogenannten  Sammelgruppe  des 
Reichskommissars  'für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung,  die  sich  jebt 
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auf  Werte  nur  bis  100  M.  erstreckt,  in  Anbetracht  des  gesunke- 
nen Geldwertes  zu  erhöhen.  Es  ist  jedoch  wegen  den  dem 
Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  zur  Verfügung 
stehenden  beschränkten  Etatmittel  wohl  kaum  damit  zu  rechnen, 
daß  dieser  Antrag  durchdringt.  Es  wird  daher  vorgeschlagen, 
die  Sammelgruppe  gegebenenfalls  unter  bestimmten  Sicherungen 
gegen  mißbräuchliche  Benußung  der  ihrer  eigentlichen  Natur 
nach  für  Sammelanträge  gedachten  Außenhandelsstelle  für  den 
Exporthandel  anzugliedern.  Eine  Rückäußerung  der  Mitglieder 
zu  diesem  Gedanken  ist  erwünscht. 

Ursprungszeugnisse  für  Kenthuigeii  nach 
Jngoslavien. 

Auf  Anregung  der  Vereinigten  Handelskammern  Frank- 
furt am  Main-Hanau  wird  darauf  hingewiesen,  daß  den 
deutschen  Sendungen  nach  Jugoslavien  Ursprungszeugnisse  bei- 
liegen müssen,  um  die  ordnungsmäßige  Abfertigung  bei  der  An- 
kunft nicht  zu  hindern.  Auszustellen  sind  die  Ursprungszeugnisse 
von  den  Handelskammern;  sie  sind  alsdann  vom  Auswärtigen 
Amt  und  der  lugoslavischen  Gesandschaft,  Berlin,  zu  beglaubigen. 
Es  ist  zu  hoffen,  daß  die  Erschwerung,  die  mit  einer  zentralisierten 
Beglaubigung  in  Berlin  verbunden  ist,  wegfällt,  sobald  lugoslavien 
in  Deutschland  Konsulate  errichtet. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  Interessenten  hierauf  aufmerksam 
zu  machen.  Beglaubigungsanträge  sind  nur  an  das  Auswärtige 
Amt,  Länderreferat  lugoslavien,  zu  richten. 

Konsignationslager  in  Ungarn. 

Nach  Beobachtungen  der  wirtschaftlichen  Lage  in  Ungarn  ist 
die  ungarische  Handelswelt  infolge  der  dauernden  Kursschwan- 
kungen in  großem  Umfange  auf  die  Errichtung  von  Konsigna- 
tionslager angewiesen.  Eine  Ausfuhr  von  Auslandsware  nach 
Ungarn  soll  praktisch  nur  auf  dem  Wege  von  Konsignations- 
lagern erfolgen  können.  Wir  bitten  hiervon  zur  Verständigung 
der  Interessenten  Kenntnis  zu  nehmen  und  wären  für  gefällige 
Nachricht  dankbar,  welche  Erfahrungen  die  Exporteure  mit  den 
ungarischen  Konsignationslagern  gemacht  haben.  Eine  ausführ- 
lichere Auslassung  über  den  gesamten  Konsignationslager- 
verkehr,  insbesondere  die  Möglichkeit  deutscher  Ausfuhrkonsig- 
nationen sowie  die  Verwendung  von  Konsignationslagern  in 
Deutschland  für  ausländische  Rohstoffe  wären  uns  sehr 
erwünscht. 

Spanische  ,,fcb  ergangsei‘1  ei  eilte  rungen“ 
vom  11.  Juli  d.  J. 

Infolge  zahlreicher  Beschwerden  über  die  mehrfach  geradezu 
schikanöse  Handhabung  der  spanischen  Übergangsbestimmungen 
vom  11.  Juli  d.  ].  (Gazeta  de  Madrid  vom  13.  Juli)  war  der  D.  I 
u.  H.  wiederholt  beim  Auswärtigen  Amt  vorstellig  geworden. 
Wie  das  Auswärtige  Ami  daraufhin  unter  dem  7.  d.  M.  mit- 
teilt, ist  die  Botschaft  in  Madrid  in  der  Angelegenheit  der  Hand- 
habung der  fraglichen  spanischen  Übergangsbestimmungen  vom 
11.  Juli  d.  J.  schon  mehrfach  bei  der  spanischen  Regierung  vor- 
stellig geworden.  Diese  habe  jedoch  bisher  kein  weiteres 
Entgegenkommen  gezeigt  und  leider  bestehe  auch  fernerhin 
keine  Aussicht  auf  eine  Änderung  in  der  Haltung  der  spanischen 
Regierung. 

Knnilgebnng  des  deutsch-portugiesischen 
Wirtschaftsabkommens. 

Das  deutsch-portugiesische  Wirtschaftsabkommen  vom  6.  De- 
zember v.  J.  ist  von  der  portugiesischen  Regierung  gekündigt 
worden.  Da  anzunehmen  ist,  daß  in  absehbarer  Zeit  Verhand- 
lungen über  den  Abschluß  eines  neuen  Abkommens  beginnen 
werden,  bitten  wir  unsere  Mitglieder,  uns  darauf  bezügliche 
Wünsche  mitzuteilen. 

Kroßhandelserlanbnis. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  richtete  am  31.  Juli  folgende 
Eingabe  an  den  Reichswirtschaftsminister: 

„In  leßter  Zeit  ist,  wie  uns  verschiedene  Handelskammern  be- 
richten, von  Staatsanwälten  gegen  alteingesessene,  zuverlässige 
und  hochangesehene  Firmen  des  Nahrungsmittelhandels  das  Straf- 
verfahren eingereicht  worden,  weil  auf  unwesentlichen  Schrift- 
stücken der  Vermerk  fehlte,  daß  diesen  Firmen  die  Handelser- 
laubnis erteilt  ist. 


Das  Vorgehen  beruht  auf  der  Verordnung  vom  24.  Juni  1916 
(RGbl.  S.  581),  nach  welcher  der  Handel  mit  Lebens-  und  Futter- 
mitteln nur  solchen  Firmen  gestattet  ist,  denen  eine  Erlaubnis  zum 
Betreiben  dieses  Handels  gestattet  ist.  Durch  die  Verordnung 
vom  16.  Juli  1917  (RGbl.  S.  626)  ist  weiter  vorgeschrieben,  daß  die 
Firmen,  welche  die  Handelserlaubnis  haben,  den  Tag  der  Erteilung 
der  Erlaubnis  sowie  die  Stelle  zu-  vermerken  haben,  von  der  die 
Erlaubnis  erteilt  worden  ist.  Dasselbe  gilt  audi  für  den  Handel 
mit  Arzneimitteln  (Verordnung  vom  22.  März  1917  RGbl.  S.  270) 
und  mit  Tabakwaren  (Verordnung  vom  28.  Juni  1917  S.  563). 

Nach  unserer  Ansicht  ist  die  Bestimmung,  daß  die  Firmen, 
welche  die  Handelserlaubnis  haben,  den  Tag  der  Erlaubnis  sowie 
die  zulassenden  Stellen  auf  allen  Schriftstücken  zu  vermerken 
haben,  durch  die  Verhältnisse  längst  überholt  und  bedeutet  heute 
nur  noch  eine  unnüße  Belastung  des  reellen  Handels.  Als  die  Ver- 
ordnung erlassen  wurde,  sollte  damit  eine  bessere  Kontrolle  der 
nicht  zugelassenen  Händler  erreicht  werden.  Dieser  Zweck  wird 
in  keiner  Weise  erreicht,  da  die  Elaubnis  nach  § 3 der  Bekannt- 
machung vom  24.  Juni  1916  (RGbl.  S.  581)  örtlich,  zeitlich  und 
sachlich  eingeschränkt  sein  kann  und  hierüber  der  Vermerk  keinen 
Aufschluß  gibt.  Es  kann  also,  troßdem  der  Vermerk  richtig  ist, 
für  das  geschlossene  Geschäft  die  Handelserlaubnis  fehlen. 

Wenn  aber  irgend  eine  Bestimmung  geeignet  war,  die  nicht 
zugelassenen  Händler  vom  Geschäft  auszuschließen,  so  würde  es 
die  Vorschrift  des  § 46  der  Verordnung  über  die  Fernhaltung  unzu- 
verlässiger Pesonen  vom  23.  September  1915  in  der  Fassung  der 
Wuchergerichtsverordnung  vom  27.  November  1919  (RGbl.  S.  1909) 
sein,  wonach  solche  Geschäfte  ungültig  sind  und  die  Vertrags- 
schließenden, die  mit  nicht  zugelassenen  Händlern  Geschäfte 
machen,  sich  der  Gefahr  ausseßen,  die  Risiken  der  Preisänderung 
in  jedem  Fall  zu  tragen.  Wenn  gleichwohl  auf  die  Bestimmung, 
die  den  Vermerk  über  die  Handelserlaubnis  anordnet,  noch  Wert 
gelegt  wird,  um  Geschäfte  der  nidit  zugelassenen  Händler  zu  ver- 
hindern, so  ist  dies  ein  Beleg  dafür,  daß  eine  Kontrolle  weder 
mit  dem  Vermerk  noch  ohne  ihn  ausgeübt  wird.  Die  Bestimmung 
erscheint  uns  daher  zwecklos. 

Außerdem  sollte  man  bedenken,  daß  die  Verordnung  zum 
Schuß  des  reellen  Handels  erlassen  ist.  Es  widerspricht  somit  dem 
Zweck,  wenn  Firmen,  die  zu  dem  von  ihnen  betriebenen  Handel 
ordnungsgemäß  zugelassen  sind,  dadurch  Unannehmlichkeiten  be- 
reitet werden,  daß  gegen  sie  wegen  Fehlen  dieses  Vermerks  ein 
Strafverfahren  eingeleitet  wird.  Wir  stehen  daher  auf  dem  Stand- 
punkt, daß  die  Verordnung  bei  den  heutigen  veränderten  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  keine  Daseinsberechtigung  mehr  hat 
und  eine  durch  keinerlei  Notwendigkeit  begründete  Belästigung 
für  den  Handel  bedeutet.  Wir  bitten  daher,  daß  diese  Bestimmung 
beseitigt  wird,  daß  sie  aber  mindestens  mit  rückwirkender  Kraft 
eine  Ergänzung  dahin  erfährt,  nach  der  eine  Bestrafung  eines 
rein  formellen  Verstoßes,  wie  es  das  Fehlen  des  Vermerks  dar- 
stellt, ausgeschlossen  wird,  wenn  nur  der  Firma  die  Handelser- 
laubnis erteilt  ist.“ 

Vergl.  S.  20. 

Äußere  Kennzeichnung  der  Waren. 

In  Interessentenkreisen  wird  die  Bekanntmachung  vom 
19.  Mai  1922  (RGbl.  T.  1.  S.  483)  vielfach  falsch  dahin  verstanden, 
daß  alle  Vorschriften  über  den  Zwang  zu  äußerer  Kennzeich- 
nung aufgehoben  sind.  Dies  isf  nach  einer  dem  D.  I.  u.  H.  zuge- 
gangenen Mitteilung  des  Reichswirtschaftsministers 
irrig.  Es  ist  nicht  — wie  man  in  Handelskreisen  gefordert  und 
erwartet  hatte  — die  grundlegende  Verordnung  vom 
18.  Mai  1916  (RGbl.  S.  380),  wonach  der  Preis  für  Gegenstände 
des  täglichen  Bedarfs,  die  zum  Weiterverkauf  unter  Festsetzung 
eines  Kleinverkaufspreises  geliefert  sind,  nachträglich  nicht  erhöht 
werden  darf,  sondern  es  sind  nur  die  unter  dem  26.  Mai 
1916  (RGbl.  S.  424)  vorgenommenen  Bestimmungen  zu 
dieser  Verordnung  geändert  worden. 

Hiernach  besteht  zwar  kein  Zwang  mehr,  auf  den  Packungen 
Preis  und  Herstellungszeit  aufzudrucken,  es  bleibt  aber  unver- 
mindertinKraftdie  einschneidende  Bestimmung 
des  § 2 der  Vetordnung  vom  18.  Mai  1916: 

„Der  Preis  für  Gegenstände  des  täglichen 
Bedarfs,  die  zum  Weiterverkauf  unter  Fest- 
setzung eines  Kleinverkaufspreises  gelie- 
fertworden sind,  darf  nachträglich  nicht  er- 
höht werden.  Auf  entgegenstehende  Abreden  können 
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sich  die  Beteiligten  nicht  berufen,  auch  wenn  die  Abreden  vor 

dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  getroffen  sind.“ 

Es  dürften  also  etwa  angebrachte  Preis- 
aufzeichnungen nicht  überklebt  oder  entfernt 
werden.  Die  Übertretung  dieser  Vorschrift  ist  strafbar,  zwar 
nicht  mehr  wie  bisher  auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom  26.  Mai 
1916  in  Verbindung  mit  § 5 Nr.  4 der  Bekanntmachung  vom  18.  Mai 
1916;  es  würde  aber  in  dem  Verkauf  zu  höheren  Preisen  eine  nach 
§ 2 in  Verbindung  mit  § 5 Nr.  4 der  Verordnung  vom  18.  Mai  straf- 
bare Handlung  liegen. 

Nach  unserer  Ansicht  kann  die  Verordnung  vom  13.  Mai  d.  ). 
nicht  als  Erfüllung  der  berechtigten  Wünsche  des  Handels  ange- 
gesehen  werden.  Wir  werden  uns  daher  weiter  be- 
mühen, dag  auch  § 2 der  Verordnung  vom  18.  Mai 
1916  aufgehoben  wird. 

Vergl.  29.  )ahrg.  S.  250,  326,  333. 

Stellung  Frankreichs  zum  Reichsausgleichgesetz. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtete  in  Anbetracht  der  Stellung  der  fran- 
zösischen Regierung  zum  Reichsausgleichgeseg  und  der  Frage 
der  Auszahlung  von  Liquidalionsschäden  unter  dem  7.  August 
1922  ein  Telegramm  folgenden  Wortlauts  an  den  Herrn  Reichs- 
minister für  Wiederaufbau:  „Bitten  dringend,  dafür  Sorge  zu 

tragen,  dag  Reichskanzler  Forderungen  französischer  Regierung, 
die  durch  Reichsausgleichgeseg  in  Aussicht  genommenen  Ent- 
schädigungen der  Liquidationsbeschädigten  auszusegen,  ent- 
schiedenen Widerstand  leistet.  Durch  solche  Maßnahme  würde 
nicht  nur  eine  groge  Anzahl  von  Existenzen,  die  durch  den  Krieg 
und  seine  Folgen  wirtschaftlich  schwer  geschädigt  sind  und  mit 
Recht  angemessene  Entschädigung  erwarten,  dem  Ruin  preis- 
gegeben sondern  auch  die  dringend  notwendige  Wiederentwick- 
lung ausländischer  Handelsbeziehungen  unmöglich  gemacht 
werden.“ 

Einlösung  der  englischen  Reparationsgutscheine. 

Um  die  bei  Einlösung  der  Reparationsgutscheine  entstandenen 
technischen  Schwierigkeiten  (mangelhafte  Ausfüllung  der  Du- 
plikate durch  die  englischen  Zollbehörden)  künftig  zu  beseitigen, 
hat  der  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  mit 
Rundschreiben  B.  V.  10  630  vom  1.  August  1922  bekanntgegeben, 
dag  in  Zukunft  ein  vierter  Durchschlag  der  Faktura  hergestellt 
und  dem  englischen  Importeur  zur  Verwendung  bei  seinem  Zoll- 
amt übersandt  werden  soll.  Den  Handelskammern  ist  ein  Ab- 
druck dieses  Rundschreibens  am  5.  d.  M.  zugegangen.  E s s e i 
auch  an  dieser  Stelle  auf  die  genannte  Vor- 
schrift verwiesen. 

ln  dem  gleichen  Rundschreiben  ersucht  der  Reichskommissar 
für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  um  Stellungnahme,  ob  auf  die 
Kurssicherung  des  als  Reparalionsabgabe  einbehaltenen  Rech- 
nungsbetrages kein  ausschlaggebender  Wert  mehr  gelegt  wird. 
Es  hat  den  Anschein,  als  ob  das  frühere  Verfahren,  bei  dem  der 
Gutschein  zum  Kurse  des  Ausstellungstages  eingelöst  wurde, 
nach  wie  vor  den  Regelfall  bildet. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  die  Stellungnahme  zu  dieser  Rund- 
frage baldmöglichst  über  uns  zu  leiten,  damit  wir  dem  Reichs- 
kommissar für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  ein  einheitliches  Bild 
geben  können.  Vergl.  S.  97. 

Steuern. 

Überzahlte  Notopferbeträge  und  Zwangsanleihe. 

Nach  § 36  des  Vermögenssleuergeseges  ist  das  Reidisnot- 
opfer  nur  in  Höhe  von  10  v.  H.  des  abgabenpflichligen  Ver- 
mögens, mindestens  aber  in  Höhe  von  33>3  des  gesamten 
Notopfers,  und  bei  Vermögen  über  1 027  000  M.  mindestens  in 
Höhe  von  40  v.  H.  des  gesamten  Notopfers  zu  entrichten.  Die 
hierüber  hinaus  bereits  entrichteten  Notopferbeträge  sind  auf  An- 
trag entweder  nach  § 39  des  Vermögenssleuergeseges  zurückzu- 
ersiatten  oder  nach  § 11  des  Geseges  über  die  Zwangsanleihe  auf 
die  geschuldete  Zwangsanleihe  anzurechnen.  Wer  von  dem  legten 
Recht  Gebrauch  machen  will,  hat  den  Antrag  gleichzeitig  mit  der 
Abgabe  der  Vermögenssteuererklärung,  die  im  Januar  1923  statt- 
finden soll,  zu  stellen.  Als  Zeichnungskurs  wird,  da  sich  die  über- 
zahlten Beträge  bereits  jegt  schon  im  Besig  des  Fiskus  befinden, 
der  Juli-Zeichnungskurs,  also  94  v.  H.,  angerechnet.  Wer  also  z.  B. 
durch  Hingabe  selbstgezeichneter  Kriegsanleihe  oder  in  bar  sein 


Notopfer  in  Höhe  von  200  000  M.  entrichtet  halte,  hierauf  aber 
80  000  M.  zurückerhalten  und  an  Zwangsanleihe  90  C00  M.  zu  zeich- 
nen hat,  erhält  bei  einem  entsprechenden  Antrag  80  000  M.  unter  Zu- 
grundelegung eines  Zeichnungskurses  von  94  v.  H.,  also  85  100  M., 
angerechnet,  so  dag  er  nur  noch  4 900  M.  Zwangsanleihe  zu  zahlen 
hat.  Hiernach  ist  es  zwecklos,  schon  jegt  solche  Anträge  auf  An- 
rechnung bei  den  Finanzämtern  zu  stellen.  Insoweit  jemand  An- 
rechnung überzahlter  Reichsnotopferbeträge  auf  Zwangsanleihe 
beantragen  will,  hat  er  zur  Zeit  nichts  zu  tun.  Es  genügt,  wenn 
der  Antrag  beie  Abgabe  der  Vermögenssieuererklärung  gestellt 
wird;  der  günstige  Juli-Zeichnungskurs  von  94  v.  H.  ist  dann  auf 
jeden  Fall  gesichert. 

Außenhandel. 

Wirtschaftsverhältnisse  in  Estland. 

Das  Inlandsgeschäft  in  Estland  leidet  augenblicklich  unter 
sehr  starker  Konkurrenz.  Es  besteht  ein  Überangebot  von  Waren 
aller  Art,  die  bei  dem  schon  angefüllten  Markte  vorläufig  keinen 
Absag  finden  können.  Da  in  Deutschland  die  Warenpreise  allge- 
mein gestiegen  sind,  während  in  Estland  keine  entsprechende  Er- 
höhung eingetreten  ist,  sind  bei  den  auf  den  Waren  ruhenden 
hohen  Zollgebühren  die  Verkaufsmöglichkeiten  äugerst  gering. 
Auch  ist  in  der  legten  Zeit  das  Auftreten  englischer  und  franzö- 
sischer Waren  stark  zu  verspüren. 

Gegenwärtig  sind  besonders  dadurdi  deutschen  Firmen  er- 
hebliche Verluste  entstanden,  dag  die  mit  Waren  einlaufenden 
Dampfer  wegen  Überfüllung  des  Hafens  nicht  haben  löschen 
können,  und  die  Empfänger,  abgesehen  von  ihrem  sonstigen 
Schaden,  noch  die  hohen  Gebühren  von  der  Ankunft  bis  zum 
Löschen  des  Dampfers  zu  tragen  hatten,  überhaupt  wird  auger- 
ordentlich  darüber  geklagt,  dag  die  Transporte  von  Waren  jeder 
Art  aus  Deutschland  eine  unverhälinismägig  lange  Zeiet  in  An- 
spruch nehmen,  was  die  Verkaufsmöglichkeiten  noch  erheblich 
erschwert.  — 

Der  estnische  Wirtschaftsverkehr  und  insbesondere  die  Waren- 
durchfuhr werden  offenbar  auch  durch  die  Wiederaufnahme  un- 
mittelbarer Schiffsverbindungen  nach  Petersburg  beeinflugt.  Die 
russische  Regierung  hält  sich  in  Ankäufen  zurück. 

Neueste  wirtschaftliche  Nachrichten  ans  Rußland. 

Der  Bezirksverband  der  Wolga-Deutschen  hat  die  Erlaubnis 
erhalten,  aus  dem  Auslande  Automobile  und  Traktoren,  sowie 
andere  landwirtschaftliche  Maschinen  einzukaufen  und  als 
Gegenwert  Felle  auszuführen. 

Das  russische  Staats-Universalmagazin  (G.  U.  M.)  beabsich- 
tigt in  Amerika  eine  Ausstellung  russischer  hausindustrieller  Er- 
zeugnisse zu  veranstalten. 

Der  Gostorg  (Staatshandelsabteilung)  des  Augenhandels- 
kommissariats organisiert  bei  allen  Bezirksverwaltungen  des 
„Wneschtorgs“  spezielle  Abteilungen  als  Handelsbehörden  zur 
Abwicklung  von  Wareneinkaufs-  und  Kommissions-Erxport- 
geschäflen. 

Das  Augenhandelskommissariat  hat  eine  Kommission  einbe- 
rufen zur  Erörterung  der  Frage,  welche  Waren  in  Rugland  selbst 
erzeugt  werden  können  und  einem  Importverbot  unterliegen 
müssen. 

Das  Augenhandelskommissariat  hat  eine  „Hauptverwaltung 
der  Regelung  des  Augenhandels“  gebildet.  Dieser  Hauptverwal- 
tung werden  folgende  Aufgaben  übertragen: 

1.  Kontrolle  der  Erfüllung  der  Verordnungen,  die  den  Augen- 
handel betreffen.  2.  Vorbereitung  neuer  Verordnungen.  3.  Aus- 
arbeitung von  Ex-  und  Importplänen.  4.  Heranziehung  von  aus- 
ländischen Kapitalien.  5.  Organisierung  von  gemischten  Gesell- 
schaften. 6.  Feststellung,  welche  Waren  zum  Im-  und  Export 
gestattet  sind.  7.  Kontrolle  der  Tätigkeit  sämtlicher 
Organisationen,  die  berechtigt  sind,  auf  den  ausländischen 
Märkten  aufzutreten. 

Die  ausländischen  Vertreter  des  Augenhandelskommissariats 
sind  angewiesen  worden,  bei  Anträgen  auf  Reisegenehmigung 
nach  Rugland  in  Sachen  des  Handels  von  den  Antragstellern 
Ausfüllung  von  Fragebogen  zu  erfordern  und  dieselben  mit  dem 
Gutachten  des  betreffenden  russischen  Vertreters  unverzüglich 
dem  Augenhandelskommissariat  einzureichen. 

In  den  überwiegend  verbrauchenden  Gebieten  werden  die 
Ernteaussichten  am  15.  Juni  etwas  niedriger  als  mittelmägig,  in 
den  überwiegend  erzeugenden  Bezirken  dagegen  als  mittel- 
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mäßig  beurteilt.  Im  Süd-Osten  Rußlands  erscheint  der  Saaten- 
stand etwas  über  mittelmäßig,  in  Sibirien  mittelmäßig  oder  ein 
wenig  besser.  Gegenüber  dem  vorigen  )ahre  sind  die  Ernte- 
aussichten erheblich  besser. 

Das  Kollegium  des  Außenhandelskommissariats  hat  seine 
„ökonomische  Verwaltung"  veranlaßt,  im  Einvernehmen  mit  der 
Kommission  für  den  inneren  Handel  beim  Rat  für  Arbeit  und 
Verteidigung  ISto)  eine  Registrierung  ausländischer  Gesell- 
schaften vorzunehmen. 

Der  Glawelektro  (Hauptverwaltung  der  Elektrizitätsindustrie) 
hat  dem  Wneschtroa  ein  Verzeichnis  von  Gegenständen  der 
Elektrizitätsindustrie,  die  in  Rußland  angefertigt  werden  können, 
unterbreitet.  Gleichzeitig  hat  der  O.  V.  W.  R.  das  Außenhandels- 
kommissariat ersucht,  in  allen  Fragen  betr.  Einkauf  von  Elektri- 
zitätsmaterialien im  Auslande  sich  mit  dem  „Glawelektro“  be- 
züglich Realisierung  dieser  Einkäufe  in  Verbindung  zu  seßen. 
Diese  Maßregel  sind  darauf  gerichtet,  die  russische  Elektrizi- 
tätsindustrie zu  unterstüßen,  die  unter  der  Knappheit  der  Be- 
stellungen leidet. 

Die  Verwaltung  zur  Regulierung  des  Handels  hat  das 
Projekt  einer  neuen  Konkursordnung  ausgearbeitet;  diesem 
Projekte  gemäß  wird  in  die  Konkursverwaltung  ein  Vertreter  der 
betreffenden  Gewerkschaft  eingeseßt,  falls  Arbeitslohnansprüche 
seitens  der  Arbeiter  vorliegen,  ferner  wird  in  die  Konkursver- 
waltung ein  Vertreter  vom  Wirtschaftsrat  eingeseßt.  Dem 
Staat  wird  das  Vorzugsrecht  a n h e i m g e s t e 1 1 1 
sich  das  betreffende  Unternehmen  zurückzu- 
behalten. 

Das  Außenhandelskommissariat  führt  Unterhandlungen  mit 
der  Schweizer  Firma  „Tobler“  betr.  Einrichtung  einer  Ex-  und 
Import-Gesellschaft.  Die  Firma  Tobler  beabsichtigt,  der  er- 
wähnten gemischten  Gesellschaft  einen  Kredit  in  zehnfacher 
Höhe  des  Grundkapitals  der  Gesellschaft  zu  gewähren. 

Das  Petersburger  Haupttelegraphenbüro  hat  den  Empfang 
von  behördlichen  und  privaten  Radio-Telegrammen  eröffnet. 
Die  Radio-Telegramme  werden  innerhalb  Rußlands  und  ins  Aus- 
land angenommen. 

Allgemeine  Wirtschaftslage  Frankreichs. 

Obwohl  in  der  Fachpresse  immer  noch  festgestellt  wird,  daß 
die  allgemeine  Lage  in  Handel  und  Industrie  besser 
ist  zu  Beginn  des  Jahres,  macht  sich  infolge  der  großen 
Sommerferien  allgemein  ein  langsames  Nachlassen  des  Geschäfts 
bemerkbar. 

Die  Gußeisenproduktion  ist  in  der  leßten  Berichtsperiode  auf 
der  gleichen  Höhe  stehen  geblieben.  Da  zurzeit  die  Herstellung 
größer  ist  als  der  Verbrauch,  hat  die  eingetretene  Verringerung 
der  Kokseinfuhren  keinen  Pretest  seitens  der  beteiligten 
Industriekreise  hervorgerufen. 

Die  Societe  Metallurgique  de  l’Ariege  hat  kürzlich  einen 
neuen  Hochofen  angeblasen,  dessen  Betrieb  seinerzeit  we- 
gen Uberfüllung  der  Stocks  eingestellt  wurde. 

Für  Hämatiteisen  sind  die  Absaßmöglichkeiten  immer 
noch  sehr  gering.  Es  wird  damit  gerechnet,  daß  die  Wiederein- 
richtung des  Hämatiteisenkontors  vor  Ende  August  vor  sich 
gehen  wird.  Das  Kontor  soll  nach  wie  vor  mit  der  Regelung  dei 
Ausfuhrgeschäfte  betraut  sein,  ohne  jedoch  seine  Mitglieder 
daran  hindern  zu  können,  gelegentlich  selbst  die  Initiative  zu  er- 
greifen und  Geschäfte  abzuschließen.  Von  den  Hauts  fourneaux 
de  Thionville  wird  berichtet,  daß  sie  ein  Hämatiteisen  hersteilen, 
das  sich  in  der  Qualität  dem  englischen  nähert.  Die  oben  ver- 
zeichnete  Geschäftsruhe  macht  sich  auch  bei  den  Stahl  - und 
Walzwerken  bemerkbar.  Die  Arbeit  schreitet  fort,  jedoch 
gehen  neue  Aufträge  sehr  spärlich  ein.  Immerhin  haben  sämtliche 
Werke  Aufträge  für  mindestens  zwei  Monate  vorliegen.  Für  Me- 
tallurgische Halbprodukte  sind  in  Frankreich  selbst 
ziemlich  gute  Absaßmöglichkeiten  vorhanden.  Es  wird  jedoch 
darüber  geklagt,  daß  die  Bestellungen  aus  Deutschland  wohl  infolge 
des  Sinkens  der  Mark  nachgelassen  haben.  Walzwerke  bemühen 
sich  um  neue  Aufträge,  so  daß  augenblicklich  günstigere  Ab- 
schlüsse gemacht  werden  können  als  zu  Beginn  der  Berichtsperiode. 
Der  Verkauf  von  Schwarzblech  ist  ziemlich  rege.  Die  im  Juli 
getätigten  Verkäufe  übersteigen  diejenigen  des  vorigen  Monats. 
Die  Verhältnisse  auf  dem  Trägermarkt  sind  durchaus  zu- 
friedenstellend gewesen,  man  spricht  von  einem  Verkauf  von 
35 000  t.  Für  Eisenbahnschienen  werden  für  die  nächste 
Zeit  größere  Bestellungen  erwartet.  Die  Nachfrage  bei  den 


Schrauben-  und  Bolzenfabriken  ist  schwach,  was 
jedoch  in  Anbetracht  der  augenblicklichen  Jahreszeit  als  normal 
angesehen  werden  kann.  Die  Cie.  de  l’Est  soll  an  die 
Waggonfabriken  eine  Preisanfrage  für  100  Waggons  ge- 
richtet haben.  Die  Kriegsmarine  hat  an  die  Privatyerften 
Aufträge  für  die  Herstellung  von  4 Torpedobootszerstörern, 
12  Torpedobooten  und  6 Unterseebooten  ergehen  lassen.  Die 
Werkzeugfabriken  haben  wenig  Aufträge  vorliegen.  Die 
Feilenfabrikanten  der  Loire  und  des  Zentrums  machen 
sich  eine  ziemlich  zügellose  Konkurrenz,  und  es  soll  bereits  vor- 
gekommen sein,  daß  unter  dem  Herstellungspreis  verkauft  wurde. 
Infolge  der  regeren  Tätigkeit  in  den  zerstörten  Gebieten  haben 
die  Nägel  fabriken  gute  Absaßmöglichkeiten,  man  rechnet 
mit  neuen  größeren  Aufträgen.  Die  Aussichten  in  der  Elektro- 
industrie sind  gleich  gut  geblieben. 

Die  Lage  der  chemischen  Industrie  ist  zufrieden- 
stellend. Besondere  Nachfrage  herrscht  nach  Amoniaksulvat; 
die  französische  Eisenproduktion  deckt  jedoch  nur  e i n 
Fünftei  des  Gesamtbedarfs,  so  daß  man  zu  Einfuhren 
seine  Zuflucht  nehmen  muß;  gleich  zahlreich  gehen  Aufträge  für 
Kalisalze  ein,  desgleichen  für  Schwefel.  Weiter  herrscht  große 
Nachfrage  nach  Schlacke;  für  Soda-Nitrat  liegt  der 
Markt  gänzlich  darnieder,  da  sich  die  Käufer  wegen  einer  kürz- 
lich stattgehabten  Preisbewegung  zurückhalten. 

Neuerungen  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  sind  im  Ver- 
laufe der  zweiten  Julihälfte  nicht  zu  verzeichnen  gewesen.  Wie  aus 
einer  im  Exportateur  Frangais  vom  24.  d.  M.  erschienenen  kurzen 
Notiz  hervorgeht,  soll  das  Handelsministerium  beabsichtigen, 
einige  der  nach  Kriegsende  weiterhin  in  Gültigkeit  gebliebenen 
wenig  zahlreichen  Einfuhrverbote  aufzuheben.  Und  zwar 
handelt  es  sich  um  die  Einfuhrverbote  für  Branntwein  und  Liköre, 
Perlen,  synthetische  und  andere  Edelsteine  sowie  Schnittblumen. 
Es  handelt  sich  jedoch  vorläufig  nur  um  Verhandlungen,  die  zwi- 
schen dem  Handelsministerium  und  dem  Finanzministerium  statt- 
finden, und  über  die  irgendeine  Entscheidung  noch  nicht  ge- 
fallen ist. 

Wirtschaftslage  Belgiens. 

über  Belgiens  derzeitige  Wirtschaftslage  ist  folgendes  zu 
berichten: 

1.  Bergbau. 

Die  englische  Konkurrenz  lastet  dermaßen  auf  den  belgi- 
schen Kohlenhandel,  daß  der  Verkauf  hiesiger  Kohle  unmög- 
lich wird,  sobald  der  Verkaufspreis  infolge  der  Bahnfrachten 
höher  berechnet  werden  muß.  Diese  Erscheinung,  die  bisher  nur 
für  Industriekohle  zu  beöbachten  war,  beginnt  nunmehr  auch  auf 
Hausbrandkohle  sich  auszudehnen.  Die  von  der  englischen  Kon- 
kurrenz für  Gent  und  Antwerpen  berechneten  Preise  liegen  immer 
häufiger  unter  den  Preisen,  die  für  belgische  Hausbrandkohle  mit 
Bestimmung  Antwerpen  oder  Gent  von  hiesigen  Produzenten 
gefordert  werden.  Letztere  verfolgen  den  Gang  der  Entwicklung 
mit  immer  größerer  Sorge,  da  eine  Verbilligung  der  Kohle  im 
Wege  der  Lohnherabsetzung  ausgeschlossen  erscheint.  Es  wird 
daher  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  die  Ermäßigung  der 
Eisenbahntarife  ins  Auge  zu  fassen.  Man  würde  auf  diese  Weise 
zu  dem  Verfahren  der  Vorkriegszeit  zurückgelangen,  wo  ebenfalls 
das  Eisenbahnministerium  derartigen  Transporten  Spezialtarife 
eingeräumt  hat,  um  die  ausländische  Konkurrenz  nieder  zu  halten. 
Die  erste  Folge  des  gegenwärtigen  Zustandes  ist  naturgemäß  ein 
erneutes  Anwachsen  der  Haldenbestände,  besonders  von  halb- 
fetter Kohle.  Sehr  fühlbar  macht  sich  auch  der  Umstand,  daß 
wegen  der  billigeren  Gestehungskosten  und  der  günstigen  Tarife 
der  französischen  Bahnen  französische  und  Saarkohle  angefangen 
haben,  die  belgische  Kohle  in  Ost-Frankreich,  dem  Vogesengebiet 
und  in  der  Schweiz  zu  verdrängen. 

2.  Metallindustrie. 

Die  Exporteure  beklagen  sich  allgemein  darüber,  das  mit 
Anfang  Juli  die  Aufträge  fühlbar  abnehmen,  und  daß  es  den 
Anschein  hat,  daß  die  Verbraucherkreise  nach  Deckung  des 
dringendsten  Bedarfs  die  frühere  Zurückhaltung  beobachten. 
Infolgedessen  verkürzten  sich  die  Lieferfristen  auf  2—3  Wochen. 
Ausfuhrgeschäfte  größeren  Umfangs  finden  vornehmlich  nach 
Argentinien  und  Spanien  statt.  Martin-Spezialstahl,  Bleche  und 
Profileisen  erfreuen  sich  guter  Nachfrage. 

Das  Werk  „La  Providence“  hat  aus  Schweden  einen  großen 
Auftrag  auf  Eisenbahnschienen  erhalten. 
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Die  Societe  d’Angleur  hat  einen  polnischen  Auftrag  zur 
Lieferung  5500  fs  Eisenbahnschienen-  hereingeholt. 

Zwei  Gesellschaften  (Laminoirs  du  Marais  und  Societe  de 
Sambre-et-Moselle)  nehmen  die  Fabrikation  von  Blechen  in 
größerem  Umfange  auf. 

3.  Glasindustrie. 

In  Fensterglas  finden  gute  Sorten  leichteren  Absafe.  Hieraus 
erklärt  sich,  daß  die  Lager  sich  in  der  Hauptsache  aus  Scheiben 
geringer  Qualität  zusammensefeen.  Im  übrigen  dauert  die  Krise 
unvermindert  an. 

Die  „Glaceries  de  Courcelles“  (in  amerikanischem  Besife), 
die  während  des  Krieges  völlig  zerstört  wurde,  ist  jefet  wieder 
hergestellt  und  wird  demnächst  den  Betrieb  aufnehmen. 

Die  Lage  der  Spiegelglasindustrie  bessert  sich  mehr  und 
mehr.  Die  Mehrzahl  der  Aufträge  soll  von  Amerika  kommen. 

4.  Diamanthandel. 

Der  Diamanthandel,  der  bereits  im  Zuge  war,  aufzuleben, 
hat  infolge  des  Steigens  von  Pfund  und  Gulden  einen  Rückschlag 
erlitten.  Auf  Grund  der  Kursschwankungen  laufen  die  Händler 
grofees  Risiko,  was  verschiedentlich  bereits  zu  Verlusten  geführt 
haben  soll. 

In  lefeier  Zeit  wurden  angeblich  in  kleinen  Steinen  grofee  Um- 
säfee — auch  für  deutsche  Rechnung  — beobachtet. 

Die  Zahl  der  Arbeitslosen  ist  von  642  auf  604  zurück- 
gegangen. 

5.  Filmindustrie. 

Belgien  führt  jährlich  für  rund  30  Millionen  Franken  franzö- 
sischer, amerikanischer,  englischer,  italienischer,  deutscher  und 
dänischer  Filmschausiücke  ein.  Eine  Ausfuhr  belgischer  Film- 
stücke findet  nicht  statt.  Versuche,  zur  Deckung  des  Bedarfs 
Filme  in  Belgien  selbst  aufzunehmen,  um  womöglich  später  zum 
Export  überzugehen,  sind  bisher  wegen  unzulänglicher  Mittel 
gescheitert.  Daher  ist  man  jefet  dabei,  ein  Unternehmen  gröfeten 
Stils  ins  Leben  zu  rufen.  Bei  Mecheln  sind  weite  Gebiete  er- 
worben und  zu  einer  „Kinostadt"  umgestaltet  worden,  die  alles 
Zweckdienliche  erhalten  soll. 

Es  wird  geplant,  zunächst  vornehmlich  Motive  aus  der  Ge- 
schichte der  Niederlande  zu  Filmschauspielen  zu  verarbeiten. 

6.  Schiffsverkehr. 

Im  Juni  d. ).  sind  in  Antwerpen  673  Seeschiffe  mit  einer 
Gesamttonnage  von  1 221  623  ts  angekommen;  unter  diesen 
führten  67  Schiffe  (im  Vormonat  61)  die  deutsche  Flagge. 

Im  ersten  Halbjahr  1922  und  1921  haben  Hamburg,  Antwerpen 
und  Rotterdam  folgende  Verkehrsziffern  gehabt; 


Hamburg 

1922;  5.266  Schiffe  mit  6.202.926  ts. 

1921 : 3.647 

„ 3.871.239  „ 

Antwerpen 

1922  : 3.963 

„ 7.053.302  „ 

1921:  4 046  * „ 

„ 6.349.665  „ 

Rotterdam 

1922:  4.032 

„ 5.790.288  „ 

1921 : 4.089 

„ 5.389.661  „ 

In  der  ersten  Juliwoche  haben  129  Seeschiffe  Antwerpen 
besucht,  unter  ihnen  befanden  sich  9 deutsche.  Der  Tagesdurch- 
schnitt dieser  Woche  beträgt  18  Schiffe,  gegenüber  21  in  der 
Vorwoche.  Der  Verkehr  ist  mithin  um  täglich  3 Schiffe  zurück- 
gegangen, wobei  die  geringe  Zahl  großer  Seeschiffe  auffällt  (nur 
3 mit  über  25  Fuß  Tiefgang!).  Der  Maschinisten-  pp.  Streik  macht 
sich  hier  fühlbar.  Deutsche  Dampfer  kommen  nicht.  Ladung,  die 
zweifellos  mit  deutschen  Dampfern  verfrachtet  worden  wäre, 
geht  zu  anderen  Linien. 

Die  belgische  Hafenverwaltung  beabsichtigt  zur  Vervoll- 
ständigung der  Scheldeanlagen  12  hydraulische  Kräne  anzu- 
schaffen. Nachdem  die  mit  der  Sache  befafete  Sachverständigen- 
kommission sich  für  den  Erwerb  von  elektrischen  Kränen  — 
wozu  allerdings  zunächst  die  Scheldeguais  elektrifiziert  werden 
müfeien  — ausgesprochen  hat,  steht  eine  Entscheidung  in  der 
Angelegenheit  noch  aus. 

Die  Firma  Gusto  in  Schiedam  hat  die  Lieferung  eines 
schwimmenden  150-ts-Krans  zum  Preise  von  705  000  Gulden  er- 
halten. 

Die  Regierung  hat  einen  Betrag  von  40  000  Fr.  ausgeworfen 
für  die  Förderung  des  Projekts  der  Untertunnelung  der  Schelde 
im  Antwerpener  Hafengebiet.  Es  heifet,  dafe  neben  der  in  Rupel- 
monde  bereits  bestehenden  Schiffswerft  eine  weitere  Werft  zum 
Bau  von  Seeschiffen  errichtet  werden  soll.  Hierfür  soll  ein  16  ha 
grofees  Stück  Gelände  schon  gekauft  sein.  Man  beabsichtigt 


unter  anderen  den  Bau  eines  Trockendocks  von  160X30  m,  das 
2 Millionen  Franken  kosten  soll. 

7.  Ausfuhrbestimmungen. 

Vom  1.  Juli  1922  an  sind  von  den  der  Kompetenz  des  bel- 
gischen Industrie-  und  Arbeitsministeriums  unterliegenden  Waren- 
gruppen — abgesehen  von  Feuerwaffen  — allein  Zucker-Saccha- 
rose, Sirup  aller  Art  (ausgenommen  pharmazeutischer)  und 
Melasse  einer  Ausfuhrbewilligung  unterworfen. 

8.  Verschiedenes. 

Zwischen  Belgien  und  Holland  ist  ein  vorläufiges  Abkommen 
geschlossen  worden,  das  den  Luftverkehr  zwischen  den  beiden 
Ländern  regelt. 

Chinas  Handel  im  Jahre  1921. 

Es  ist  bemerkenswert,  dafe  der  Ein-  und  Ausfuhr-Warenhandel 
Chinas,  soweit  er  in  den  Statistiken  der  Seezollverwaliung  nach- 
gewiesen wird,  im  jahre  1921  ungeachtet  aller  politischen  Wirren 
und  sonstiger  den  Warenumsafe  erschwerenden  Faktoren  wie  ge- 
waltiger Überschwemmungen  und  Hungersnöte  nicht  gerade  un- 
günstig abschlofe.  Der  Nettowert  des  Gesamt-Waren-Aufeen- 
handels  (aufeschliefelich  Edelmetalle)  belief  sich  auf  1 507  377  976 
Hk.  Tis.  gegen  1 303  887  535  Hk.  Tis.  in  1920.  Davon  entfielen  auf 
die  Ausfuhr  601  255  537  Hk.  Tis.  gegen  541  631  300  Hk.  Tis.  im  Vor- 
jahre und  auf  die  Einfuhr  906  122  439  Hk.  Tis.  gegen  762  250  230 
Hk.  Tis.  in  1920.  Somit  hat  also  die  Ausfuhr  eine  Zunahme  von 
59,6  Mill.  Hk.  Tis.  und  die  Einfuhr  eine  solche  von  143,9  MÜL  Hk.  Tis. 
erfahren.  Dafe  die  auch  heute  noch  andauernden  chaotischen  Zu- 
stände den  Aufeenhandel  Chinas  verhältnismäfeig  wenig  beein- 
flufet  haben,  erklärt  sich  aus  den  eigenartigen  Verhältnissen  des 
Riesenlandes.  Ereignisse,  die  sich  in  einem  Teil  des  Länder- 
kolosses abspielen,  berühren  bei  den  noch  wenig  entwickelten 
Verkehrsmitteln  und  der  lockeren  Verbindung  der  einzelnen 
Glieder  des  Landes  untereinander  nicht  ohne  weiteres  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  des  andern  Teils.  Dazu  kommt  noch,  dafe 
der  Aufeenhandel  in  dem  Leben  des  chinesischen  Volkes  noch  bei 
weitem  nicht  dieselbe  Rolle  spielt  wie  in  westlichen  Ländern,  wie 
insbesondere  die  Tatsache  beweist,  dafe  verglichen  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  auf  den  Kopf  der  chinesischen 
Bevölkerung  nur  etwa  1/50  des  Anteils  eines  Amerikaners  am 
Aufeenhandel  seines  Landes  entfällt. 

Trofe  des  verhältnismäßig  günstigen  Handelsergebnisses  war 
jedoch  das  Jahr  1921  vom  rein  geschäftlichen  Standpunkt  aus  ge- 
sehen für  den  fremden  und  einheimischen  Importeur  und  Expor- 
teur keineswegs  gewinnbringend.  Hierzu  haben  in  der  Hauptsache 
drei  Faktoren  beigetragen,  die  inzwischen  eingetretene  Preis- 
senkung der  bereits  im  jahre  1920  zu  hohen  Preisen  bestellten 
Waren,  ferner  weitgehende  Krediibeschränkungen  seitens  der 
Banken  und  endlich  eine  nie  dagewesene  Spekulation,  die  haupt- 
sächlich nach  der  Gründung  von  nicht  weniger  als  142  kleineren 
Produkten-  und  Effektenbörsen  in  Shanglai  einsefete. 

Ein  weiteres  höchst  bemerkenswertes  Phänomen  des  lefei- 
jährigen  Außenhandels  war  die  Tatsache,  dafe  die  Seezollein- 
nahmen eine  Zunahme  von  nicht  weniger  als  4/4  Mill.  Hk.  Tis. 
d.  h.  von  etwa  10  v.  H.  gegen  das  Vorjahr  erfahren  haben.  Den 
Hauptgrund  für  diese  Erscheinung  des  Silberwerks  und  dem  da- 
durch bedingten  Sinken  der  Wechselkurse  des  Taels  bezw.  mex. 
Dollars  zu  suchen  haben.  1920  hatte  der  Hk.  Tael  einen  Durch- 
schnittswert von  6 s 9/4  d,  1921  dagegen  nur  einen  solchen  von  3 s 
7/ie  d.  Infolgedessen  kostete  eine  aus  Ländern  mit  Goldvaluta  ein- 
geführte Ware  1921  in  chinesischer  Silberwährung  mehr  oder  weni- 
ger das  Doppelte  von  dem,  was  sie  1 Jahr  zuvor  gekostet  hatte.  Dem- 
entsprechend erhöhten  sich  auch  die  Zölle,  soweit  sie  nach  dem 
Wert  berechnet  werden,  um  das  Doppelte.  Wenn  man  daher  die 
Gesamtzolleinnahmen  im  jahre  1921  in  £ umrechnei,  so  waren  sie 
nicht  nur  nicht  größer,  sondern  sogar  um  6 150  000  £ geringer  als 
im  Vorjahre.  Zu  dem  Anschwellen  der  Zolleinnahmen  mag  aber 
auch  der  Umstand  beigetragen  haben,  dafe  ein  nicht  unbeträcht- 
licher Teil  der  bereits  1920  nach  China  gelangten  Waren  erst  1921 
die  Zollhäuser  passierte. 

Wie  die  obigen  Ziffern  ersehen  lassen  war  die  Handels- 
bilanz auch  im  verflossenen  jahre  passiv  und  zwar  betrug  der 
Uberschuß  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr  304  866  902  Hk.  Tis.  mit- 
hin 84,3  Mill.  Hk.  Tis.  mehr  als  im  Vorjahre. 

Uber  die  Verteilung  des  Außenhandels  auf  die  einzelnen 
Länder  liegen  hier  vorläufig  nur  nachstehende  Angaben  vor:  die 
Einfuhr  aus  England  hat  gegen  das  Vorjahr  um  18,2  Mill.  Hk.  Tis. 
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zugenommen,  während  die  Ausfuhr  dorthin  eine  Abnahme  im 
Werfe  von  14,9  Mill.  Hk.  Tis.  aufweist;  wohingegen  die  Hinfuhr 
aus  Japan  um  18,8  Mill.  Hk.  Tis.  zuriickgegangen  ist,  während  die 
Ausfuhr  dorthin  eine  Zunahme  von  30,2  Mill.  Hk.  Tis.  erfahren  hat. 
Der  Handel  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  weist  sowohl 
bezüglich  der  Ein-  als  auch  der  Ausfuhr  eine  beträchtliche  Er- 
höhung auf  und  zwar  stieg  die  erstere  um  32,6  Mill.  Hk.  Tis.,  die 
leßtere  um  22,4  Mill  Hk.  Tis.  Was  den  Anteil  Deutschlands  an 
dem  chinesischen  Außenhandel  anlangt,  so  wird  seitens  des  See- 
zollamts die  Einfuhr  aus  Deutschland  nach  China  auf  13,3  Mill. 
Hk.  Tis.  gegen  5,4  Mill.  Hk.  Tis.  in  1920  und  die  Ausfuhr  von 
China  nach  Deutschland  auf  6,8  Mill.  Hk.  Tis.  gegen  1,8  Mill. 
Hk.  Tis.  im  Vorjahre  angegeben.  Da  aber  ein  nicht  unbeträcht- 
licher Teil  der  aus  Deutschland  eingeführten  Waren  über  hollän- 
dische und  skandinavische  Häfen  verschifft  wurde,  dürfte  der 
Wert  der  deutschen  Einfuhr  tatsächlich  erheblich  höher  sein  und 
mit  20  Mill.  Hk.  Tis.  nicht  zu  niedrig  bemessen  werden.  Die 
höchste  Ziffer,  die  die  deutsche  Einfuhr  nach  China  in  der  Vor- 
kriegszeit im  Rekordjahr  1913  erreicht  hatte,  betrug  28,3  Mill. 
Hk.  Tis.  Während  somit  die  Einfuhr  des  Jahres  1921  sich  allmählich 
wieder  dem  früheren  Werte  nähert,  ist  die  Ausfuhr  nach  Deutsch- 
land hinter  der  Höchsiziffer  des  Jahres  1913  (17  Mill.  Hk.  Tis.) 
noch  erheblich  zurückgeblieben.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  der 
geschwächten  Kaufkraft  der  deutschen  Märkte  wie  auch  in  dem 
Umstande,  daß  sich  in  England  und  namentlich  auch  in  Holland 
große  Lager  chinesischer  Produkte  angesammelt  hatten,  die  von 
den  Fabrikanten  dort  billiger  gekauft  werden  konnten  als  in 
China. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Kapitalsnot  im  Einzelhandel. 

Die  vereinigte  Kaufmannschaft  des  Einzel- 
handels in  Barmen  beschäftigte  sich  mit  der  Kapitalnot  im 
Einzelhandel  und  gab  eine  Erklärung  ab  in  der  es  heißt: 

„Die  sprunghafte  Geldentwertung  und  daraus  folgende  Stei- 
gerung aller  Warenpreise  hat  die  Kreditnot  im  Einzelhandel 
inzwischen  so  groß  werden  lassen,  daß  die  Regierung  in 
Düsseldorf  sich  veranlaßt  gesehen  hat,  unverzüglich  mit  den 
beteiligten  Kreisen  in  Beratungen  einzutreten  über  Schaffung 
von  besonderen  Kreditbeschaffungssfellen  für  den  Einzel- 
handel. Es  verlautet,  daß  der  Regierungspräsident  sich  davon 
überzeugt  habe,  daß  die  Versorgung  der  Bevölkerung  des 
gesamten  Indusiriebezirks  mit  ganz  erheblichen  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  haben  werde,  weil  der  Einzelhandel  in- 
folge mangelnden  Betriebskapitals  nicht  mehr  in  der  Lage 
sei,  neue  Waren  einzukaufen.  Immer  wieder  ist  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  schon  seit  langem  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  der  Verkaufserlös  einer  Ware  nicht  ausreichend 
ist,  um  neue  Waren  wieder  dafür  einzukaufen.  Kredite  bei 
Banken  und  Sparkassen  zu  erhalten  ist  bei  der  ungeheuren  An- 
spannung aller  Geldinstitute  schlechterdings  kaum  mehr  mög- 
lich. Deshalb  ist  die  allernotwendigste  Forderung  des  gesamten 
Einzelhandel  die,  daß  seitens  der  Kundschaft  bei  jedem  Ein- 
kauf sofort  bar  bezahlt  wird.  Diese  Forderung  darf  selbst 
mit  Rücksicht  darauf,  daß  auch  die  Vebraucherschaft  zu 
einem  großen  Teile  bei  zunehmender  Geldentwertung  sich  in 
Notlage  befindet,  nicht  als  rigoros  aufgefaßt  werden,  weil  es 
eben  für  den  Einzelhandel  ein  nacktes  Gebot  der  Stunde  ist, 
wenn  anders  die  gesamte  Warenversorgung  aufrecht  er- 
halten bleiben  soll.  Leider  werden  aber  die  Klagen  darüber 
immer  lauter,  daß  zahlreiche  Kreise  der  Verbraucherschaft 
Waren  immer  noch  auf  Kredit  entnehmen,  nur  weil  sie  sich  von 
altersher  daran  gewöhnt  haben  und  nicht  den  Wandel  der 
Zeiten  und  Verhältnisse  bei  ihren  Einkäufen  in  Berücksichti- 
gung ziehen.  Infolgedessen  sei  die  ernsfe  Mahnung  an  die 
Verbraucherwelt  wiederholt,  nur  gegen  sofortige  Barzahlung 
zu  kaufen,  damit  der  Geschäftsinhaber  sein  nicht  im  entfern- 
testen mehr  ausreichendes  Betriebskapital  flüssig  erhält. 

Arbeiterbewegung. 

Erklärung  des  Gewerk  Schaftskongresses 
zur  Frage  der  Betriebsrätewahlen. 

Der  11.  Kongreß  der  Gewerkschaften  Deutschlands  in 
Leipzig  gab  zur  Frage  der  Betriebsrätewahlen  folgende  Erklä- 
rung ab: 


„Das  Betriebsrätegeseß  kann  als  eine  wichtige  Waffe  in  der 
Vertretung  der  Arbeitsrechte  wirken,  wenn  nur  verstanden  wird, 
das  Geseß  richtig  anzuwenden.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß 
geistige  Strebsamkeit,  gewerkschaftliche  Tüchtigkeit  und  längere 
Erfahrung  zur  richtigen  Anwendung  des  Geseßes  notwendig  sind. 
Nur  die  Betriebsräte  konnten  ihre  Aufgabe  voll  erfüllen,  die  im 
engsten  Zusammenhänge  mit  den  Gewerkschaften  an  die  Lösung 
ihrer  Aufgaben  herangetreten  sind.  Obwohl  es  sich  bei  den 
Wahlen  zu  den  Betriebsräten  um  wirtschaftliche  Angelegenheiten 
handelt  und  das  Geseß  den  Arbeitern  und  Angestellten  die  Mög- 
lichkeit gibt,  in  den  Betrieben  ein  weitestgehendes  Mitbestim- 
mungsrecht hinsichtlich  der  Durchführung  gewerkschaftlicher  ge- 
regelter Arbeitsverhältnisse  auszuüben,  ist  sehr  oft  bei  den  Neu- 
wahlen die  Aufstellung  der  Kandidaten  nach  parteipolitischen 
Grundsäßen  erfolgt.  Dadurch  entstanden  Streitigkeiten  unter 
den  Gewerkschaftsmitgliedern,  die  für  die  gesamte  Gewerk- 
schaftsbewegung schädigend  wirken  mußten.  Die  nach  partei- 
politischen Grundsäßen  gewählten  Betriebsräte  konnten  ihre 
Aufgaben  nicht  voll  erfüllen,  weil  der  enge  Zusammenhang  mit 
den  Gewerkschaften  fehlte.  Um  diese  Ubelstände  zu  beseitigen 
und  die  Neuwahlen  zu  den  Betriebsräten  einheitlich  zu  gestalten, 
beschließt  der  Gewerkschaftskongreß: 

1.  Die  Gewerkschaften  haben  die  Wahlen  zu  den  Betriebs- 
räten planmäßig  vorzubereiten.  Die  Aufstellung  der  Vorschlags- 
listen erfolgt  durch  die  für  die  fraglichen  Betriebe  zuständigen 
Gewerkschaften,  wobei  die  verschiedenen  Berufsgruppen  der  im 
Betriebe  beschäftigten  männlichen  und  weiblichen  Arbeitnehmer 
bei  der  Zusammenseßung  des  Betriebsrates  nach  Möglichkeit  zu 
berücksichtigen  sind.  Sind  in  dem  Betriebe  mehrere  Gewerk- 
schaften vertreten,  so  haben  sie  sich  über  die  Kandidatenauf- 
stellung zu  verständigen. 

2.  Die  aufgestellten  Kandidaten  müssen  einer  Gewerkschaft 
des  ADGB.  angehören  oder,  wenn  sie  Angestellte  sind,  bei  einer 
der  Afa  angeschlossenen  Organisation  Mitglied  sein.  Bei  der 
Auswahl  der  Kandidaten  darf  nicht  die  politische  Richtung  maß- 
gebend sein,  sondern  es  müssen  berufliche  Tüchtigkeit,  geistige 
Strebsamkeit  und  gewerkschaftliche  Erfahrung  entscheiden. 

3.  Bei  den  Wahlen  zu  den  Betriebsräten  ist  ein  selbständiges 
Vorgehen  der  Gewerkschaften  des  ADGB.  notwendig  und  eine 
Verständigung  mit  den  Organisationen  der  Afa  anzustreben. 
Wahlabkommen  mit  anderen  Gewerkschaftsgruppen  und  Organi- 
sationen sind  zu  vermeiden. 

4.  Ist  für  einen  Betrieb  eine  gewerkschaftliche  Vorschlags- 
liste nach  diesen  Grundsäßen  aufgestellt,  so  darf  kein  Mitglied 
einer  dem  ADGB.  angehörenden  Gewerkschaft  sich  als  Kandidat 
auf  eine  Gegenliste  aufstellen  lassen.“ 

Erklärung  des  Gewerkschaftskongresses 
zur  Jugend-  und  Eehrlingsfrage. 

Der  11.  Kongreß  der  Gewerkschaften  Deutschlands  in 
Leipzig  gab  zur  Jugend-  und  Lehrlingsfrage  folgende  Erklä- 
rung ab: 

„Der  Gewerkschaftskongreß  stimmt  folgende  Entschließung 
der  zweiten  Konferenz  zur  Besprechung  von  Fragen  der  ge- 
werkschaftlichen Jugendarbeit  zu: 

1.  Die  Jugendkonferenz  richtet  an  den  Gewerkschaftskongreß 
das  dringende  Ersuchen,  mit  allem  Nachdruck  darauf  hinzu- 
wirken, daß  der  bei  den  zuständigen  Reichsministerien  ausgear- 
beitete Geseßentwurf  betreffend  die  Neuregelung  des  Lehrlings- 
wesens und  die  berufliche  Ausbildung  der  Jugendlichen  baldigst 
veröffentlicht  und  verabschiedet  wird.  Eine  weitere  Hinaus- 
zögerung dieser  geseßgeberischen  Arbeiten  würde  den  bestehen- 
den berechtigten  Unmut  bei  den  Beteiligten  noch  weiter  steigern. 

2.  Der  Gewerkschaftskongreß  möge  allen  Gewerkschaften 
zur  Pflicht  machen,  sich  der  Jugendsache  künftighin  nocli  mehr 
als  bisher  anzunehmen;  im  besonderen  ist  der  geseßgeberischen 
Seite  des  Jugend-  und  Lehrlingswesens  erhöhte  Aufmerksamkeit 
zu  widmen. 

3.  Die  Jugendkonferenz  erachtet  es  für  notwendig,  daß  die 
Gewerkschaften  mit  allen  Mitteln  dafür  sorgen,  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  Jugendlichen  einschließlich  der  Lehrlinge  zeit- 
gemäß zu  heben. 

Die  Entschädigung  der  Lehrlinge  ist  dem  Arbeitswert  ihrer 
Leistungen  anzupassen:  diese  Regelung  ist  in  das  Tarifvertrags- 
verhältnis mit  einzubeziehen.  Der  Gewerkschaftskongreß  möge 
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den  Gewerkschaften  zur  Pflicht  machen,  schon  jefet  bei  allen 
Lohnbewegungen  darauf  hinzuwirken,  daß  die  Einbeziehung  der 
Lehrlinge  in  das  Tarifverhältnis  erfolgt. 

4.  Der  Gewerkschaftskongreß  sieht  in  dem  von  der  Jugend- 
konferenz  aufgestellten  Programm  für  die  gewerkschaftliche 
Jugendarbeit  geeignete  Richtlinien  für  die  geseßgeberische  und 
praktische  Arbeit. 

Zur  Durchführung  der  daraus  sich  ergebenden  örtlichen 
Aufgaben  sind  von  den  Gewerkschaften  örtliche  Jugendkom- 
missionen und  von  den  Ortsausschüssen  des  ADGB.  Jugend- 
kartelle zu  bilden.“ 

Verschiedenes. 

Zwangswirtschaft. 

Die  Handelskammer  zu  Berlin  erhielt  auf  ihren  Antrag, 
das  Anwendungsgebiet  des  § 7 des  Geseßes  über  die  Verschär- 
fung der  Strafe  gegen  Schleichhandel,  Preistreiberei  und  ver- 
botener Ausfuhr  lebenswichtiger  Gegenstände  vom  18.  Dezember 
1920  (RGbl.  S.  2107)  vom  Reichsminister  der  Justiz  zu 
erweitern,  den  Bescheid,  daß  er  nicht  in  der  Lage  sei,  dem 
Wunsche  Folge  zu  geben.  Das  Anwendungsgebiet  des  § 7 des 
genannten  Geseßes  vom  18.  Dezember  1920  sei  von  dem  Rechis- 
ausschuß  des  Reichstags,  auf  dessen  Vorschlag  die  Vorschrift 
seinerzeit  in  den  Geseßentwurf  eingefügi  worden  ist,  sowie  von 
dem  Plenum  des  Reichstags  absichtlich  auf  Zuwiderhand- 
lungen gegen  solche  Verkehrsregelungsvor- 
schriften beschränkt  worden,  die  beim  Inkrafttreten  des  Ge- 
seßes, also  am  1.  Januar  1921,  bereits  außer  Kraft  geseßt  waren. 
Man  sei  bei  diesem  Beschlüsse  von  der  Auffassung  ausge- 
gangen, daß  es  nach  Aufhebung  des  größten  Teils  der  Zwangs- 
wirtschaft notwendig  sei,  die  wenigen  noch  aufrechterhaltenen 
Zwangsbewirtschaftungsvorschriften,  die  sich 
auf  die  wichtigsten  Nahrungsmittel,  wie  Brotgetreide,  Zucker, 
Milch  und  Butter,  beschränkten,  in  der  Folgezeit  mit  aller  Strenge 
durchzuführen.  Die  angeregte  Verallgemeinerung  der  Vorschrift 
des  § 7 würde  aber  den  Bestand  der  wenigen  jeßt  noch  beste- 
henden Teile  der  Zwangswirtschaft  erschüttern  und  praktisch 
einer  Aufhebung  der  Zwangswirtschaft  nahekommen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  sei  die  Frage  einer  Erweiterung  des  § 7 
schon  wiederholt  in  den  Ausschüssen  des  Reichstags  behandelt 
worden.  Die  Reichsregierung  habe  dabei  stets  den  Standpunkt 
vertreten,  daß  sie  zu  einer  solchen  Erweiterung  nicht  in  der  Lage 
sei.  Diese  Stellungnahme  habe  stets  die  Zustimmung  der  Aus- 
schüsse des  Reichstags  gefunden,  und  die  Reichsregierung  müsse 
an  ihr  auch  weiterhin  festhalten.  Eine  Erweiterung  des  § 7 könne 
auch  nicht  mit  der  Beschränkung  auf  das  Gebiet  der  Zuwider- 
handlungen gegen  die  aufgehobenen  Vorschriften  über  die  Be- 
wirtschaftung von  Butter,  Mehl  und  Zucker  erfolgen.  Denn  auch 
eine  so  beschränkte  Erweiterung  des  § 7 würde  die  Hoffnung  auf 
künftige  weitere  Ausdehnungen  oder  eine  spätere  Verallge- 
meinerung der  Vorschrift  erwecken  und  so  die  Wirksamkeit  der 
jeßt  noch  bestehenden  Teile  der  Zwangswirtschaft,  zum  Beispiel 


der  Bestimmungen  über  Brotgetreide,  Kohle,  aufs  schwerste  ge- 
fährden. 

Kohlenversorgnng  der  Industrie. 

Die  Handelskammer  zu  Düsseldorf  gab  in  der  Sißung 
vom  24.  Juli  folgende  Erklärung  ab: 

„Die  Handelskammer  Düsseldorf  hat  durch  Erhebungen  fest- 
gestellt, daß  die  Industrie  ihres  Bezirks  schon  jeßt  nur  in  unzu- 
reichendem Maße  mit  Kohlen  versorgt  ist.  Dieser  Zustand  wird 
sich  im  Laufe  des  Herbstes  und  Winters  voraussichtlich  erheblich 
verschärfen.  Der  Industrie  droht  infolgedessen  Betriebsein- 
schränkung, wenn  nicht  gar  Stillegung  von  Betrieben,  wodurch  die 
gesamte  Industrie  einschließlich  ihrer  Arbeiterschaft  vor  unüber- 
sehbarem Schaden  steht.  Die  Ursache  des  Kohlenmangels  liegt 
vor  allem  an  den  jedes  erträgliche  Maß  übersteigenden  Liefe- 
rungsverpflichtungen an  die  Entente. 

Aus  der  Entscheidung  der  Reparationskommission  über  das 
Kohlen-Lieferungsprogramm  für  August  bis  Oktober  ersieht  die 
Handelskammer,  daß  auch  diesmal  troß  allen  von  deutscher  Seite 
erhobenen  Vorstellungen  und  troß  des  Kohlenüberflusses  in  den 
Ententeländern  Forderungen  gestellt  werden,  die  auch  unter 
äußerster  Einschränkung  der  Bedürfnisse  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens unerfüllbar  sind  und  die  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Schwierigkeiten  noch  weiter  verschlimmern  müssen. 

Bei  der  gesunkenen  Steinkohlenförderung  waren  die  bis- 
herigen Lieferungen  an  den  Verband  nur  möglich  durch  stärkste 
Steigerung  der  Einfuhr  englischer  Kohle  nach  Deutschland,  so 
daß  selbst  in  unserem  der  Ruhrkohle  unmittelbar  vorgelagerten 
Bezirk  in  großem  Maße  englische  Kohle  gekauft  werden  mußte. 
Da  nach  aller  bisherigen  Erfahrung  eine  Mehrförderung  durch 
Mehrarbeit  zurzeit  leider  nicht  erreichbar  ist,  bleibt  nur  die 
Wahl  zwischen  Verminderung  des  Kohlenverbrauchs  durch  Ver- 
ringerung der  Gütererzeugung  oder  möglichste  Aufrechterhaltung 
der  Gütererzeugung  bei  entsprechend  gesteigerter  Einfuhr  aus- 
ländischer Kohle.  Von  beiden  Übeln  bedeutet  ersteres  Verkümme- 
rung der  Wirtschaft  und  Beginn  der  Arbeitslosigkeit,  wogegen 
leßteres  immer  noch  ermöglicht,  die  wirtschaftliche  Produktion 
vorerst  noch  einigermaßen  aufrechtzuerhalten,  wenn  auch  klar 
erkannt  werden  muß,  daß  die  für  die  Einfuhr  von  Kohlen  nötigen 
Devisen  den  Wert  der  Mark  weiter  verschlechtern  müssen  und 
besser  für  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  und  von  Rohstoffen 
verwandt  werden  würden,  die  wir  nicht  im  Lande  erzeugen 
können.  Wir  müssen  darum  notgedrungen  das  leßtere  Übel 
wählen,  so  bedauerlich  dies  an  sich  für  die  deutsche  Volkswirt- 
schaft ist.  Die  Industrie  muß  sogar  von  der  Regierung  erwarten, 
daß  sie  der  Einfuhr  ausländischer  Kohle  jede  mögliche  Erleichte- 
rung zuteil  werden  läßt,  und  daß  sie  auch  so  weit  als  möglich 
dafür  sorgt,  daß  die  englische  Kohle  in  den  frachtlich  günstigsten 
Bezugsgebieten  verwandt  wird,  damit  die  derzeitigen  wider- 
sinnigen Kreuz-  und  Querläufe  von  deutschen  Reparationskohlen 
und  englischen  Einfuhrkohlen,  wie  sie  besonders  hier  im  Westen 
sowohl  auf  dem  Rhein  wie  auf  der  Eisenbahn  täglich  stattfinden, 
vermieden  werden.“ 
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Die  Autonomie  der  Reichsbank. 


Die  „Deutsche  Wirtschafts  - Zeitung“  veröffentlicht  hiermit  ein  Sonderheft  über  die  Auto- 
nomie der  Reichsbank.  Veranlassung  hierzu  bot  das  durch  eine  Note  der  Entente  (vom  21.  3.  d.  j.) 
angeregte  Reichsgesetz  über  die  Autonomie  der  Reichsbank  vom  26.  5.  d.  J.,  sowie  die  Ergänzungs- 
note der  Reparationskommission  vom  31.  5.  d.  ).,  die  weitere  Forderungen  bezüglich  der  Ausgestaltung 
der  Reichsbank-Organisation  und  -Geschäftsführung  in  Aussicht  stellte.  Es  erschien  zweckmäßig,  in  aus- 
führlicher Darstellung  die  bisherige  Tätigkeit  und  Organisation  der  Reichsbank  näher  zu  schildern,  um  falsche 
Meinungen  über  die  einschlägigen  Fragen  richtigzustellen,  und  weiter  an  Hand  von  einwandfreien  Berichten 
darzulegen,  wie  die  Belastung  der  Reichsfinanzen  durch  die  auf  Grund  des  F.  V.  dem  Reiche  auferlegten 
Zahlungen  und  Sachlieferungen  auf  die  Geschäftsgebarung  der  Reidisbank  zwangsläufig  eingewirkt  hat. 

Der  Arbeitsplan  für  das  Sonderheft  umfaßt  folgende  Abschnitte: 

1.  Die  Tätigkeit  der  Reichsbank  — vor  dem  Kriege,  während  des  Krieges  und  nach  dem 
Kriege  — , unter  Hervorhebung  der  Schwierigkeiten  aus  der  Nachkriegszeit. 

2.  Die  Autonomie  der  Reichsbank  nach  dem  Gesetz  vom  26.  5.  d.  ).,  in  ihrer  historischen 
Entwicklung  und  ihrer  praktischen  Auswirkung,  unter  Berücksichtigung  der  von  der  Reparations- 
kommission am  31.  5.  d.  j.  ausgesprochenen  Ansichten. 

Die  weiteren  Abschnitte  behandeln  im  einzelnen  die  Belastung  der  Reichsfinanzen  aus  dem 
F.  V.  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Geschäftsführung  der  Reichsbank  und  zwar: 

3.  Die  Reparationszahlungen  zur  Begleichung  der  Geldforderungen  aus  dem  F.  V. 

4.  Die  finanzielle  Belastung  des  Reichs  durch  die  Vergütung  für  Sachlieferungen  auf  Grund 
des  F.  V. 

Ein  weiterer  Abschnitt,  der  die  Belastung  aus  den  Besetzungskosten  im  rheinischen  Gebiete 
näher  schildern  soll,  kann  im  vorliegenden  Hefte  aus  technischen  Gründen  leider  nicht  veröffentlicht  werden 
und  wird  daher  erst  in  einem  späteren  Hefte  erscheinen.  Die  Schriftleitung. 

(176.) 


Die  Tätigkeit  der  Reichsbank 

vor  dem  Kriege — während  des  Krieges  — nach  dem  Kriege. 

Von  Dr.  v.  G 1 a s e n a p p , Vizepräsident  der  Reichsbank. 


Nach  § 12  des  Bankgeseßes  hat  die  Reichsbank  die 
Aufgabe,  den  Geldumlauf  im  gesamfen  Reichsgebiet  zu 
regeln,  die  Zahlungsausgleichungen  zu  erleichtern  und  für 
die  Nußbarmachung  verfügbaren  Kapitals  zu  sorgen.  Die 
erstbezeichnete  Aufgabe  erfüllt  sie,  indem  sie  die  verfüg- 
baren Zahlungsmittel  durch  ihre  Bankanstalten  im  Reichs- 
gebiet nach  Maßgabe  des  Bedarfs  verteilt  und  den  wech- 
selnden Bedürfnissen  des  Verkehrs  mittels  der  Elastizität 
der  Notenausgabe  zu  entsprechen  sucht.  Zwecks  Erfüllung 
der  zweiten  Aufgabe  hat  sie  den  Giro-  und  Abrechnungs- 
verkehr eingerichtet.  Der  Erfüllung  der  dritten  Aufgabe 
dienen  die  Aktivgeschäfte  der  Bank,  das  Diskont-  und  das 
Lombardgeschäft.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  diese  Aktiv- 
geschäfte unter  normalen  Verhältnissen  nur  als  die  Kehr- 
seite des  wichtigsten  Passivgeschäftes,  der  Notenausgabe, 
in  die  Erscheinung  treten.  Denn  der  Verkehr  entnimmt  die 


fehlenden  Zahlungsmittel  von  der  Reichsbank,  die  ver- 
möge ihres  Notenausgaberechtes  in  der  Lage  ist,  sie  nach 
Bedarf  zur  Verfügung  zu  stellen.  Er  kann  sie  aber  nur  im 
Wege  des  der  Reichsbank  geseßlich  gestatteten  Kredits, 
des  Diskont-  oder  Lombardkredits  entnehmen. 

In  diesem  Rahmen  hat  sich  der  Geschäftsbetrieb  der 
Reichsbank  bis  zum  Beginn  des  Weltkrieges  entwickelt. 
Den  ganz  überwiegenden  Teil  der  bankmäßigen  Anlage 
bildete  der  Handelswechsel;  demgegenüber  trat  der  Lom- 
bardkredit vollkommen  in  den  Hintergrund  und  Schaßan- 
weisungen  befanden  sich  im  Portefeuille  der  Reidisbank 
nur  in  geringen  Beträgen. 

Der  Ausbruch  des  Weltkrieges  bradite  eine  völlige 
Umgestaltung.  Zunächst  erschütterte  er  auf  das  schwerste 
das  Kreditgebäude,  auf  dem  sich  das  deutsche  Wirtschafts- 
leben in  mustergültiger  Weise  aufgebaut  hatte.  Das  all- 
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gemeine  Slreben  nach  Einziehung  der  Forderungen  be- 
dingte einen  außerordentlichen  Mehrbedarf  an  Zahlungs- 
mitteln, der  nur  durch  die  Reichsbank  bereitgestellt  wer- 
den konnte.  Die  Inanspruchnahme  der  Reichsbank  als  der 
leßten  Geld-  und  Kreditquelle  des  Landes  wuchs  infolge- 
dessen ganz  außerordentlich.  Die  Wechselanlage,  die  sich 
im  Durchschnitt  der  ersten  sieben  Monate  des  Jahres  1914 
auf  811,2  Millionen  Mark  gestellt  hatte,  stieg  am  7.  August 
auf  2857  und  am  15.  August  auf  2932  Millionen 
Mark.  Das  Lombardgeschätt  wurde  von  der  Reichs- 
bank fasf  ganz  auf  die  neu  errichteten  Reichs- 
darlehnskassen  abgeschoben,  welche  in  Höhe  der  gewähr- 
ten Darlehne  Darlehnskassenscheine  ausgaben.  Da  das 
Darlehnskassengeseß  die  Scheine  als  Notendeckung  zu- 
ließ, wurde  so  die  Lombardaniage  gewissermaßen  mobili- 
siert. 

Auf  dem  vorbezeichneten  Wege  gelang  es  verhältnis- 
mäßig schnell,  die  Kreditkrisis  zu  überwinden.  Das  Ver- 
trauen kehrte  zurück,  die  Kreditangst  und  die  Zahlungs- 
miitelnoi  schwanden  und  das  Wirtschaftsleben  lenkte  wie- 
der in  ruhige  Bahnen  ein. 

Bald  aber  begann  eine  Entwicklung,  die  den  Geld- 
markt in  ganz  unvorhergesehener  Weise  beeinflußte.  Die 
Abschließung  Deutschlands  vom  Auslande  infolge  der 
durchgeführten  Blockade  nötigte  dazu,  nicht  nur  fast  das 
gesamte  Kriegsmaterial,  sondern  auch  den  größten  Teii 
der  sonst  aus  dem  Auslande  bezogenen  Bedarfs-  und  Ge- 
brauchsgegenstände im  inlande  selber  herzustellen,  was 
der  deutschen  Industrie  unter  Inanspruchnahme  aller  Kräfie 
und  mit  Hilfe  einer  großen  Reihe  technischer  Vervoll- 
kommnungen und  neuer  Erfindungen  in  bewunderungs- 
würdiger Weise  gelang.  Die  Umstellung  der  industriellen 
Betätigung  auf  den  Kriegsbedarf  brachte  es  mit  sich,  daß 
das  Reich  teils  direkt,  teils  indirekt  der  hauptsächliche  Auf- 
traggeber und  Besteller  wurde.  Das  Reich  bezahlte  aber 
die  Lieferungen  bar.  Gleichzeitig  nahmen  die  Lagerbe- 
stände mehr  und  mehr  ab;  eine  weitgehende  Liquidation 
der  Wirtschaft  seßte  ein;  die  Fabrikate  wurden  schnell  ver- 
kauft und  die  neu  erzeugten  Rohstoffe  schnell  verbraucht; 
die  Kassenbestände  wuchsen;  bei  Banken  und  Sparkassen 
sammelten  sich  in  steigendem  Maße  Depositengelder  an. 
Die  Folge  war  eine  zunehmende  Flüssigkeit  des  Geld- 
marktes. Unterstüßt  durch  die  fortlaufende  starke  Nach- 
frage nach  Waren,  die  dem  Verkäufer  die  Zahlungsbedin- 
gungen mehr  und  mehr  vorzuschreiben  gestaltete,  wurde 
die  Barzahlung  zur  Regel  und  der  Handelswechsel  verlor 
seine  frühere  Bedeutung  als  Kreditzahlungsmiiiel.  Im  Zu- 
sammenhänge hiermit  nahm  die  Inanspruchnahme  des 
Reichsbankkredits  von  seiten  des  Verkehrs  fortgeseßt  ab. 
Der  Bestand  des  Portefeuilles  an  inländischen  Handels- 
wechseln stellte  sich  im  Jahresdurchschnitt 

für  1915  auf  rund  655  Millionen  Mark 

„ 1916  „ „ 689 

„ 1917  „ „ 398 

„ 1918  „ „ 222 

Demgegenüber  wuchs  die  Inanspruchnahme  durch  das 
Reich  ununterbrochen.  Die  Kriegsausgaben  mußten  zu- 
nächst im  Wege  der  schwebenden  Schuld  aufgebracht 
werden.  Die  Reichsbank  übernahm  die  Finanzierung, 
indem  sie  die  kurzfristigen  unverzinslichen  Schatzanwei- 
sungen dem  Reich  diskontierte.  Diese  Diskontierung 
brachte  naturgemäß  ein  starkes  Anwachsen  des  Notenum- 
laufs mit  sich,  da  die  vom  Reich  entnommenen  und  zu- 
nächst auf  Girokonto  gutgebrachten  Beträge  sich  allmäh- 
lich in  Noten  umsetzen.  Anders  als  unter  normalen  Frie- 
densverhältnissen wurde  jeßt  der  unter  allen  Umständen 
zu  befriedigende  Kreditbedarf  des  Reichs  zum  primären 
Moment,  die  Notenemission  zur  Folgeerscheinung.  Dies 
Verfahren  hätte  alsbald  zu  einer  weitgehenden  Inflation 


führen  müssen,  wenn  es  nicht  gelungen  wäre,  die  schwe- 
bende Schuld  von  Zeit  zu  Zeit  im  Anleihewege  zu  kon- 
solidieren. Die  Flüssigkeit  des  Geldmarktes  und  die  Fülle 
der  verfügbaren  Zahlungsmittel  ermöglichte  diese  Fundie- 
rung in  weitem  Umfange.  So  bildete  sich  ein  Kreislauf 
flüssiger  Kapitalien,  der  den  wirtschaftlichen  Betrieb  in 
sietem  Gange  erhielt. 

Die  von  der  Reichsbank  einzuschlagende  Diskont- 
politik ergab  sich  aus  dieser  Sachlage  von  selbst.  Bei 
Ausbruch  des  Krieges  wurde  der  Diskontsatz,  der  bisher 
4 v.  H.  betragen  hatte,  auf  5 v.  H.  und  unmittelbar  darauf 
auf  6 v.  H.  erhöht.  Die  gegen  Ende  des  Jahres  1914  ein- 
getretene Entspannung  ermöglichte  am  23.  Dezember  eine 
Wiederermäßigung  auf  5 v.  H.,  und  dieser  Saß  konnte 
während  der  ganzen  Dauer  des  Krieges  und  darüber  hin- 
aus festgehalten  werden.  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung, 
daß  angesichts  der  Flüssigkeit  des  Geldmarktes  eine  Er- 
höhung des  Zinssaßes  nicht  am  Plaße  gewesen  wäre. 
Nun  bezweckt  freilich  die  Diskonterhöhung  unter  normalen 
Verhältnissen  nicht  nur  feine  Beeinflussung  des  einhei- 
mischen Geldmarktes;  sie  soll  auch  daneben  durch  Hebung 
des  Zinsniveaus  Geld  aus  dem  Auslande  heranziehen  und 
damit  auf  eine  Ermäßigung  der  fremden  Wechselkurse  im 
Interesse  der  inländischen  Valuta  hinwirken.  Aber  in  dieser 
Beziehung  war  die  Wirksamkeit  der  Diskontpolitik  durch 
die  abnormen  Verhältnisse,  wie  sie  sich  infolge  des 
Weltkrieges  entwickelten,  außer  Kraft  geseßt.  Für  die 
internationalen  Geldbewegungen  wurden  andere  Gesichts- 
punkte als  der  Zinsfuß  maßgebend  und  gegenüber  dem 
in  den  Vaiuiadifferenzen  liegenden  Risiko  kam  der  aus 
dem  höheren  Diskonfsaß  sich  ergebende  Vorteil  nicht  in 
Betracht. 

Eine  Beeinflussung  der  Wechselkurse  mußte  auf  an- 
dere Weise  versucht  werden.  Die  Reichsbank  hat  in  dieser 
Hinsicht  getan,  was  sie  tun  konnte.  Sie  suchte,  durch  all- 
mähliche Ansammlung  und  zweckentsprechende  Verwen- 
dung von  Devisenbeständen  auf  die  Wechselkurse  aus- 
gleichend einzuwirken;  sie  vermittelte  die  Aufnahme  von 
Krediten  im  Auslande,  um  die  Begleichung  der  unumgäng- 
lich notwendigen  Importe  zu  erleichtern;  sie  zog  das  im 
Inlande  vorhandene  Gold  nach  Kräften  an  sich,  um  mit 
seiner  Hilfe  die  im  Kreditwege  nicht  zu  deckenden  Zahlun- 
gen an  das  Ausland  zu  leisten  und  sie  wirkte  bei  der  wäh- 
rend des  Krieges  getroffenen  Regelung  des  Devisenhan- 
dels in  weitestem  Umfange  mit.  Auf  diese  Tätigkeit  der 
Reichsbank,  die  außerhalb  ihres  ursprünglichen  durch  das 
Bankgeseß  vorgeschriebenen  Aufgabenkreises  lag,  näher 
einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort. 

Unser  militärischer  und  politischer  Zusammenbruch 
zog  eine  tiefgreifende  Veränderung  der  wirtschaftlichen 
Lage  nach  sich.  Die  Reichsausgaben  wuchsen  aufs 
äußerste,  teils  infolge  der  Demobilisations-  usw.  Kosten, 
vor  allem  aber  infolge  der  uns  durch  den  Friedensvertrag 
auferlegten  untragbaren  Lasten.  Sie  im  Wege  der  Be- 
steuerung aufzubringen,  war  troß  stärkster  steuerlicher  Be- 
lastung des  Einkommens,  des  Besißes  und  des  Verbrauchs 
nur  teilweise  möglich.  Als  vorläufiges  Deckungsmittel  blieb 
hiernach  nur  die  schwebende  Schuld.  Der  in  kurzfristigen 
unverzinslichen  Reichsschaßanweisungen  ausgegebene  Be- 
trag schwoll  hiernach  unausgeseßt  an.  Ende  1918  hatte  er 
sich  noch  auf  55,2  Milliarden  M.  beziffert,  am  31.  Juli  1922 
war  er  auf  296,0  Milliarden  gestiegen.  Der  Hereinnahme 
dieser  Beträge  konnte  sich  die  Reichsbank  unter  dem 
Zwange  der  Verhältnisse  nicht  entziehen.  Die  Verweige- 
rung der  Diskontierung  hätte  katastrophale  Wirkungen  ge- 
habt und  insbesondere  die  Leistung  der  unerläßlichen  Zah- 
lungen an  die  Entente  unmöglich  gemacht.  Eine  allmähliche 
Fundierung  durch  Anleihebegebung,  wie  sie  während  des 
Krieges  erfolgen  konnte,  erwies  sich  als  unausführbar. 
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Der  Versuch,  mittels  der  Sparprämienanleihe  einen  großen 
Anleihebetrag  unterzubringen,  schlug  fehl.  Unter  diesen  Um- 
ständen mubte  die  Reichsbank  unausgesetzt  bestrebt  sein, 
die  von  ihr  hereingenommenen  Schabanweisungen  am  freien 
Markte  wieder  abzuseben.  Die  Bedeutung  einer  derartigen 
Rediskontierung  liegt  auf  der  Hand,  denn  soweit  die  von 
der  Reichsbank  übernommenen  Schabanweisungen  im 
freien  Verkehr  Aufnahme  finden,  wird  ihre  inflationistische 
Wirkung  neutralisiert.  Der  Wiederabsab  wirkt  somit  ähn- 
lich wie  eine  Fundierung:  freilich  mit  dem  Unterschiede,  dab 
die  Fundierung  durch  Anleihe  die  schwebende  Schuld  end- 
gültig beseitigt,  während  der  Abflub  der  Schabanweisungen 
in  den  freien  Verkehr  nur  ein  Provisorium  schafft  und  den 
jederzeitigen  Rückflub  an  die  Reichsbank  mittels  Redis- 
kontierung offen  läbt.  Dab  der  Verkehr  zu  solchen  Redis- 
kontierungen bei  Verknappung  des  Geldmarktes  und  vor 
allem  im  Falle  einer  Geld-  und  Kreditkrise  schreiten  wird 
und  dab  solche  Rediskontierungen  die  Lage  alsdann  auber- 
ordentlich  erschweren  müssen,  ist  klar. 

Den  Bestrebungen  der  Reichsbank  kam  die  Lage  des 
Geldmarktes  zugute.  Da  der  Liguidationsprozeb  der  Wirt- 
schaft sich  fortsebte,  die  Blockade  zunächst  noch  Weiter- 
bestand und  die  Produktion  erst  allmählich  wieder  in  Gang 
gebracht  werden  konnte,  hatte  die  Geldflüssigkeit  auch 
nach  Einstellung  der  Feindseligkeiten  fortgedauert;  durch 
die  unausgesebte  Vermehrung  des  Papiergeldes  wurde  sie 
wesentlich  gefördert.  Die  demzufolge  bei  den  Geldin- 
stituten zusammenfiebenden  groben  Barmittel  suchten  in 
kurzfristigen  Schabanweisungen  eine  liguide  Anlage.  Hand 
in  Hand  mit  der  hierdurch  bedingten  Entlastung  der  Reichs- 
bank ging  eine  weitere  Abnahme  des  Bestandes  an  Han- 
delswechseln, der  sich  für  1919  im  Jahresdurchschnitt  auf 
nur  184  Millionen  M.  stellte.  Das  Jahr  1920  brachte  eine 
kleine  Hebung  des  Bestandes  auf  durchschnittlich  389,6 
Millionen  M. 

Aber  die  Abundanz  des  Geldmarktes  war  selbstver- 
ständlich nur  eine  scheinbare;  auf  der  übermäbigen  Ein- 
führung fiktiver  Werte  beruhend,  entbehrte  sie  der  realen 
Grundlage.  Sie  konnte  deshalb  auch  nicht  von  Dauer  sein; 
und  mubte  verschwinden,  je  mehr  sich  die  Preise  dem  ge- 
sunkenen Geldwert  anpabten  und  je  mehr  effektives  Kapi- 
tal zur  Rekonstruktion  der  Wirtschaft  verwendet  und  zur 
Begleichung  des  Imports  sowie  zur  Deckung  der  Repa- 
rations-  usw.  Ausgaben  in  das  Ausland  abgeführt  werden 
mubte.  Bereits  im  Jahre  1921  sebte  diese  Wirkung  ein  und 
in  der  ersten  Hälfte  des  laufenden  Jahres  machte  sie  sich 
in  immer  verstärktem  Mabe  fühlbar.  Die  Nachfrage  auf 
dem  Kapitalmärkte  steigerte  sich  zusehends;  die  Barbe- 
stände verminderten  sich  und  der  Zinsfub  im  freien  Ver- 


kehr stieg.  Die  nachfolgende  Tabelle,  welche  die  Unter- 
bringung der  kurzfristigen  Reichsschabanweisungen  nach- 
weist,, bringt  diese  Entwicklung  klar  zum  Ausdruck  und 
läbt  deutlich  erkennen,  wie  die  Höhe  des  Bestandes  der 
Reichsbank  an  Schabanweisungen  mit  der  Höhe  des  Bank- 
notenumlaufs in  engstem  Zusammenhänge  steht. 


Schwebende  Reichsschuld  aus  diskontierten  kurzfristigen 
Schabanweisungen.  (Beträge  in  Milliarden  Mark.) 


Dalum 

Gesamt- 

summe 

Davon  bei 
der  Reichs- 
bank 

% von 
Spalte  2 

Außerhalb 
der  Reichs- 
bank 

°l„  von 
Spalle  2 

Umlauf 
an  Reichs- 
banknolen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

31.  Dez.  1918 

55,2 

27,2 

49,2 

28,0 

50,8 

22,2 

31.  „ 1919 

86,4 

41,3 

47,8 

45,1 

52,2 

35,7 

31.  „ 1920 

144,0 

57,6 

40,0 

86,4 

60,0 

68,8 

31.  „ 1921 

235,0 

132,3 

56,3 

102,7 

43,7 

113,6 

30.  Juni  1922 

282,9 

186,1 

65,8 

96,8 

34,2 

169,2 

31.  Juli  1922 

296,0 

207,9 

70,3 

88,1 

29,7 

189,8 

Gleichzeitig  vermehrte  sich  der  Bestand  der  Reichs- 
bank an  Inlandswechseln;  er  betrug  durchschnittlich 
im  1.  Halbjahr  1921  406,7  Millionen  M. 

„ 2.  „ 1921  596,6 

Im  Januar  1922  sebte  eine  starke,  sich  mehr  und  mehr 
steigernde  Aufwärtsbewegung  ein,  gefördert  durch  die 
wachsende  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  einer  Wieder- 
einbürgerung des  Handelswechsels  als  Kreditzahlungs- 
mittel. Im  Durchschnitt  des  1.  Vierteljahres  1922  belief  sich 
der  Bestand  auf  rund  1159,7,  im  Durchschnitt  des  2.  Vier- 
teljahres auf  2559,4  Millionen  M.;  am  30.  Juni  betrug  er 
4571,4  und  am  31.  Juli  8096,9  Millionen  M. 

Die  allmähliche  Versteifung  des  Geldmarktes  legte  eine 
Diskonterhöhung  nahe.  Ernstlich  konnte  eine  solche  Mab- 
nahme  aber  erst  in  Erwägung  gezogen  werden,  als  das 
Portefeuille  der  Reichsbank  von  der  fortschreitenden 
Verknappung  fühlbar  beeinflubt  wurde.  Das  geschah  wie 
oben  erwähnt  im  Laufe  des  Juli;  die  am  freien  Markte 
abgesehen  Schabanweisungen  flössen  stärker  und  stär- 
ker zur  Reichsbank  zurück  und  der  Wechselkredit  der 
Reichsbank  wurde  in  stark  wachsendem  Mabe  vom  Ver- 
kehr in  Anspruch  genommen.  Unter  diesen  Umständen 
konnte  eine  den  Verhältnissen  des  Geldmarktes  sich  an- 
passende Erhöhung  der  Bankrate  auf  6 v.  H.  nicht  länger 
hinausgeschoben  werden.  Am  28.  Juli  wurde  sie  be- 
schlossen. Der  Sab  von  5 v.  H.  hatte  hiernach  7 Jahre 
und  7 Monate  hindurch  bestanden.  Dab  die  Reichsbank- 
rate während  eines  so  langen  Zeitraums  unverändert 
blieb,  ist  in  der  Geschichte  der  Reichsbank  ohne  Vor- 
gang. (148.) 


Zur  Autonomie  der  Reichsbank. 

Von^Dr.  Schi  p'p'eT,'  Oberregierungsrat. 


Die  Reichsbank  hat  von  jeher  eine  durchaus  selbstän- 
dige Stellung  eingenommen.  Sie  ist  keine  Staatsbank, 
sondern  gemäb  § 12  des  Bankgesebes  ein  Institut  mit  eige- 
ner Rechtspersönlichkeit.  Sie  unterliegt  einem  im  Bank- 
geseb  und  im  Statut  der  Reichsbank  enthaltenen  Sonder- 
iecht, das  in  die  verschiedensten  Rechtsgebiete  eingreift. 
Sie  ist  auf  Privatkapital  gegründet  und  ihr  Vermögen  ist 
ein  vom  Vermögen  des  Reichsfiskus  völlig  getrenntes  und 
von  der  Reichsfinanzverwaltung  völlig  unabhängiges  Pri- 
vatvermögen. Der  Reichsfiskus  haftet  für  ihre  Noten  so 
wenig  wie  für  ihre  sonstigen  Verbindlichkeiten.  Die  Reichs- 
bank gilt  als  „Kaufmann“  im  Sinne  des  Handelsgeseb- 
buches  und  ihre  Rechtsverhältnisse  unterliegen  den  Be- 
stimmungen des  bürgerlichen  Rechts  einschlieblich  des 


H.  G.  B.,  sie  ist  aber  gemäb  § 66  des  Bankgesebes  von  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister  befreit.  Die  Leitung  der 
Reichsbank  hingegen  stand  dem  Reichskanzler  zu,  dessen 
Vorschriften  und  Weisungen  das  Reichsbankdirektorium 
überall  Folge  zu  leisten  hatte.  Praktische  Bedeutung  hat 
diese  Bestimmung  kaum  je  erlangt,  wenn  man  von  dem 
bekannten  Falle  absieht,  als  im  Jahre  1887  der  Stellver- 
treter des  Reichskanzlers,  Herr  v.  Bötticher,  die  Lombar- 
dierung der  russischen  Wertpapiere  verboten  hat.  Das 
Reichsbankdirektorium  hat  vielmehr  im  ganzen  Verlauf  der 
Entwicklung  der  Bank  seine  Bankpolitik  in  völliger  Un- 
abhängigkeit von  der  Regierung,  lediglich  geleitet  von  der 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  deutschen  Volkswirtschaft 
und  der  deutschen  Währung,  geführt.  Als  Erfolg  der 
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Stetigkeit  ihrer  nur  von  sachlichen  Gesichtspunkten  be- 
stimmten und  allen  Experimenten  abholden  Politik  hat  sie 
aus  den  Um-  und  Neubildungen  der  Kriegs-  und  Nach- 
kriegsjahre ein  wertvolles  Aktivum  hinlibergerettet,  das 
Vertrauen  des  In-  und  Auslandes  in  ihre  Geschäftsführung. 
Wenn  es  troßdem  die  Entente  für  zweckmäßig  gehalfen  hat, 
neben  der  praktischen  Autonomie  der  Reichsbank  auch 
noch  die  formale  zu  fordern  (Note  vom  21.  3.),  so  ist  sie 
von  einer  grundsäßliehen  Verkennung  der  deutschen  Ver- 
hältnisse ausgegangen,  nämlich  von  der  irrtümlichen  An- 
nahme, als  sei  für  das  fortgeseßte  Wachsen  des  Noten- 
umlaufs die  Abhängigkeit  der  Reichsbank  von  der  Reichs- 
regierung mitbestimmend  gewesen.  Daß  dem  nicht  so  ist, 
wurde  vom  Reichbankpräsidenten  Dr.  Havenstein  an- 
läßlich der  Beratungen  zum  Autonomiegeseß  in  der  Sißung 
des  Ausschusses  für  den  Reichshaushalt  am  13.  5.  1922 
überzeugend  dargetan  (171.Sibung  1.  Wahlperiode  1920/22). 
Für  jeden,  der  sehen  will,  ist  der  Grund,  der  eine  Still- 
legung unserer  Notenpresse  zur  Zeit  ausschließt,  sonnen- 
klar, nämlich  der  Passivsaldo  unserer  Zahlungsbilanz, 
hervorgerufen  durch  die  ungeheuren,  unsere  Leistungs- 
fähigkeit übersteigenden  Lasten  aus  dem  Versailler  Ver- 
trage und  den  zwangsläufig  daraus  sich  ergebenden 
Nebenverträgen.  Solange  auf  diese  Weise  der  Fehlbetrag 
des  Haushalts  immer  wieder  erneuert  und  erhöht  wird,  und 
solange  die  Verhältnisse  große  freiwillige  Fundierungs- 
anleihen nicht  zulassen,  gibt  es  keinen  anderen  Weg  zur 
Beschaffung  der  zum  Ausgleich  jener  Fehlbeträge  in  Zah- 
lungsbilanz und  Etat  erforderlichen  Mittel  als  die  Diskon- 
tierung von  Schaßanweisungen  bei  der  Reichsbank.  Der 
Arbeitsausschuß  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrates 
zur  Erörterung  der  Frage  der  Umformung  der  Reichsbank 
bezeichnet  in  einer  am  13.  Juli  d.  J.  angenommenen  Ent- 
schließung als  Vorausseßung  jeder  Sanierungsarbeit  die 
wesentliche  Einschränkung  und  Hinausschiebung  der  mit 
ausländischen  Werten  zu  deckenden  Leistungen.  Zur  Zeit 
würde  eine  Ablehnung  der  Reichsbank,  Schaßanweisungen 
zu  diskontieren,  den  vollständigen  Zusammenbruch  der 
Finanzen  herbeiführen,  da  das  Reich  Schaßanweisungen, 
die  nicht  bei  der  Reichsbank  rediskontierbar  sind,  nicht 
würde  unterbringen  können.  Ebensowenig  würde  ein  Ver- 
such des  Reiches,  sich  durch  Ausgabe  von  ungedecktem 
Papiergeld  weiter  zu  helfen,  von  Erfolg  begleitet  sein, 
vielmehr  nur  dazu  führen,  das  Geldwesen  vollständig  zu 
zerrütten.  Ist  es  also  der  Reichsbank  jeßt  unmöglich,  die 
Diskontierung  von  Schaßanweisungen  des  Reichs  aus- 
zuschließen, da  eine  solche  Maßnahme  den  Zusammen- 
bruch der  deutschen  Finanzen  und  der  deutschen  Währung 
im  Gefolge  haben  würde,  so  wird  sie  es  zu  gegebener 
Zeit  keinesfalls  unterlassen,  einem  weiteren  Anwachsen 
der  Schaßanweisungen  in  ihrem  Portefeuille  entgegen  zu 
wirken.  Eine  solche  Politik  wäre  auch  ohne  das  Auto- 
nomiegeseß zweifellos  durchgeführt  worden,  das  im  übri- 
gen der  Bank  ihre  Aufgabe  außerordentlich  erleichtert. 
Diese  Erhöhung  der  Sei  bständigkeit  bedeutet 
aber  auch  eine  Stär  kung  ihres  Kredits  im  Aus- 
land, namentlich  eine  Stärkung  ihrer  Stellung  gegen- 
über den  andern  Zentralnotenbanken.  Durch  den  Wegfall 
der  formalen  Verbindung  mit  dem  Reich  ist  außerdem  für 
die  Zukunft  jedem  Versuch  eines  Zugriffes  der  Gläubiger 
des  Deutschen  Reiches  auf  die  Bestände  der  Bank  ein  Riegel 
vorgeschoben.  Obwohl  solche  Zugriffe  infolge  der  Eigen- 
art ihrer  Verfassung  und  der  Tatsache,  daß  die  Bank  aus- 
schließlich auf  Privafkapital  gegründet  ist,  schon  früher 
rechtswidrig  gewesen  wären,  so  hat  es  doch  an  Ver- 
suchen nach  dieser  Richtung  keineswegs  gefehlt.  Es  sei 
nur  an  die  vor  Jahresfrist  gestellte  Forderung  der  Entente 
erinnert,  den  Goldschaß  der  Reichsbank  ins  beseßte  Ge- 
biet zu  bringen.  Der  Reichsregierung,  welches  dieses  An- 


sinnen mit  der  Begründung  abgelehnt  hatte,  daß  sie  nicht 
in  Privateigentum  eingreifen  würde,  wurde  in  der  Antwort- 
note seitens  der  Entente  bedeutet,  daß  sie  bei  ihrer  engen 
Verbindung  mit  der  Reichsbank  unschwer  den  Weg  finden 
könne,  das  Verlangen  der  früheren  Gegner  zu  erfüllen.  Die 
Autonomie  der  Reichsbank  stärkt  aber  nicht  nur  deren 
Stellung  dem  Ausland  gegenüber,  sie  kann  auch  für  die 
Reichs  polilik  vorteilhafte  Folgen  haben.  Die  Reichs- 
bank kann  in  Zukunfi  von  ihrer  Unabhängigkeit  im  Interesse 
der  deutschen  Wirtschaft  und  zur  Unterstüßung  einer  ge- 
sunden Finanzpolitik  eher  Gebrauch  machen,  als  sie  es 
vor  Erlaß  des  Auionomiegeseßes  tun  konnte,  wo  sie  sich 
auf  die  Erteilung  von  Ratschlägen  beschränken  mußte.  Wie 
wenig  die  Forderungen  der  Entente  das  Wesen  der  durch 
das  Bankgeseß  und  clurch  das  Statut  der  Reichsbank  fest- 
gelegten Verfassung  der  Bank  berühren,  wird  durch  die 
Tatsadre  erhärtet,  daß  es  möglich  war,  die  bewährte 
Struktur  des  Zentralnoteninstitutes  unversehrt  zu  erhalten 
und  jenen  Forderungen  durch  einige  wenige,  im  Gesetz 
über  die  Autonomie  der  Reichs  bank  vom 
26.  Mai  1922  (RGBl.  Teil  II  Nr.  8 S.  135)  festgelegten  Ände- 
rungen des  Bankgeseßes  und  durch  die  Verordnung,  be- 
treffend die  Abänderung  des  Statuts  der  Reichsbank  vom 
24.  Juli  1922  (RGBl.  Teil  II  Nr.  19  S.  683)  zu  genügen.  So- 
wohl das  Geseß  wie  die  Verordnung  sind  vor  ihrem  Erlaß 
durch  die  Generalversammlung  der  Anteils- 
eigner genehmigt  worden. 

Die  Änderungen,  welche  das  Bankgeseß  durch  das 
Autonomiegeseß  erfährt,  schalten  die  dem  Reiche  gemäß 
den  Bestimmungen  des  Bankgeseßes  zustehende  Lei- 
tung aus  und  finden  ihren  Ausdruck 

I.  in  der  neuen  Stellung  des  Präsidenten  und  Reichs- 
bankdirektoriums; 

II.  in  den  Beamtenverhältnissen,  insbesondere  in  den 
Vorschriften  über  die  Ernennung  der  Reichsbank- 
beamien  und  in  den  Disziplinarvorsdiriften; 

III.  in  der  Regelung  der  Besoldungsangelegenheiten. 

Die  Leitung  der  Reichsbank  stand  gemäß  § 26  des 
Bankgeseßes,  wie  schon  erwähnt,  dem  Reichskanzler  zu 
und  wurde  unter  diesem  von  dem  Reichsbankdirektorium 
ausgeübt.  Der  Reichskanzler  leitete  die  gesamte  Bank- 
verwaltung gemäß  der  Bestimmungen  des  Bankgeseßes 
und  des  Statuts,  er  erließ  die  Geschäftsanweisungen  für 
das  Reichsbankdirektorium  und  für  die  Zweiganstalten, 
die  Dienstinstruktion  für  die  Beamten  der  Bank  und  ver- 
fügte die  erforderlichen  Abänderungen  der  bestehenden 
Geschäftsanweisungen  und  Dienstinstruktionen.  Das  Auto- 
nomiegeseß überträgt  an  Stelle  dieser  Bestimmungen  die 
Leitung  der  Reichsbank  ausschließlich  dem  Reichsbank- 
direktorium. Wenn  auch,  wie  ausgeführt,  der  Reichskanzler 
bisher  von  seiner  Befugnis  nur  ganz  vereinzelt  Gebrauch 
gemacht  hat,  besteht  nunmehr  auch  nicht  mehr  die  Mög- 
lichkeit, daß  die  in  der  kollegialen  Verfassung  des  Reichs- 
bankdirektoriums liegende  Garantie  für  die  Kontinuität  und 
Stabilität  der  Verwaltung  durch  eine  einzelne  Person  außer 
Kraft  geseßt  werden  kann.  Damit  aber  die  vollständige 
Unabhängigkeit  der  Reichsbankleitung  von  Privatinteressen 
gewahrt  bleibt,  hat  sich  die  Reichsregierung  einen  gewissen 
Einfluß  auf  die  Besetzung  des  Reichsbank- 
direktoriums einschließlich  des  Präsi- 
dentenpost ens  Vorbehalten.  Bisher  wurden  gemäß 
§ 27  des  Bankgeseßes  Präsident  und  Mitglieder  des  Reichs- 
bankdirektoriums auf  den  Vorschlag  des  Bundesrats  vom 
Kaiser  oder  später  dem  Reichspräsidenten  auf  Lebenszeit 
ernannt.  Nach  dem  Autonomiegeseß  /wird  der  Reichs- 
bankpräsident nach  gutachtlicher  Äußerung  des  Reichs- 
bankdirektoriums und  des  Zentralausschusses  auf  Vor- 
schlag des  Reichsrats  vom  Reichspräsidenten  auf  Lebens- 
zeit ernannt.  Dem  Reichsbankdirektorium  und  dem  Zen- 
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tralausschuß  steht  hiernach  nur  eine  gutachtliche  Äuße- 
rung zu,  welcher  der  Reichsrat  Folge  zu  geben  nicht  ver- 
pflichtet ist.  Er  ist  vielmehr  berechtigt,  eine  andere,  ihm 
geeigneter  erscheinende  Persönlichkeit  auszuwählen  und 
nach  Einholung  des  Gutachtens  des  Reichsbankdirek- 
toriums und  des  Zentralausschusses  dem  Reichs- 
präsidenten vorzuschlagen.  Hiergegen  hat  der  Reichs- 
präsident ein  Vetorecht.  Lehnt  er  den  Vorschlag  ab,  so 
wird  der  Reichsrat  einen  neuen  Kandidaten  zu  wählen 
haben,  den  er  nach  erneuter  gutachtlicher  Äußerung  vom 
Reichsbankdirektorium  und  Zentralausschuß  dem  Reichs- 
präsidenten zur  Ernennung  vorschlägt.  Dem  in  der  Er- 
gänzungsnote der  Reparationskommission  vom  14.  Juni 
ds.  Js.  geäußerten  Wunsche,  den  Aktionären  oder  ihren 
Vertretern  möchte  Einfluß  auf  die  Wahl  des  Reichsbank- 
präsidenten eingeräumt  werden,  ist  durch  die  geseßliche 
Regelung  Rechnung  getragen,  da  Reichsbankdirektorium 
und  Zentralausschuß  als  Organe  und  Vertreter  der  Anteils- 
eigner der  Reichsbank  ein  gemeinsames  Gutachten  ab- 
geben; daß  der  Reichsrat  sich  darüber  ohne  zwingende 
Gründe  hinwegseßen  wird,  ist  nicht  anzunehmen.  Im  übri- 
gen haben  sich  die  Regierungen  fast  sämtlicher  Länder 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Wahl  des  Leiters  der 
jZentralnotenbank  gesichert.  Die  für  England  durchaus 
zweckmäßige  anderweite  Regelung  ist  auf  Deutschland 
jedenfalls  nicht  übertragbar.  Die  Reichsbank  ist  eine 
Volksbank.  An  der  Art  ihrer  Leitung  besteht  ein  großes 
öffentliches  Interesse.  Die  Ausschaltung  privater  Einflüsse 
ist  deshalb  notwendig;  sie  wird  gewährleistet  durch  die  im 
Autonomiegeseß  geregelte  Art  der  Beseßung  des  Präsi- 
dentenpostens. 

Zu  der  in  der  Ergänzungsnote  der  Reparationskom- 
mission gegebenen  Anregung,  den  Präsidenten  möglichst 
aus  dem  Reichsbankdirektorium  herauszuwählen,  ist  zu  be- 
merken, daß  das  an  sich  zunächst  das  Gegebene  ist,  daß 
aber  auf  die  Möglichkeit,  eine  besonders  geeignete  Per- 
sönlichkeit auch  außerhalb  des  Kreises  der  Mitglieder  an 
diese  Stelle  zu  berufen,  nicht  verzichtet  werden  kann.  Der 
gegenwärtige  Präsident  z.  B.  ist  nicht  aus  dem  Mitglieder- 
kreise des  Reichsbankdirektoriums  hervorgegangen. 

Die  Ernennung  der  Mitglieder  des  Reichsbankdirek- 
toriums erfolgt  nach  dem  Autonomiegeseß  durch  den 
Reichspräsidenten  nach  gutachtlicher  Äußerung  des  Zen- 
tralausschusses auf  Vorschlag  des  Reichsbankdirektoriums; 
außerdem  wird  die  Zustimmung  des  Reichsrats  gefordert. 
Das  Reichsbankdirektorium  hat  also  ein  Vorschlagsrecht, 
während  dem  Reichspräsidenten  und  dem  Reichsrat  nur 
efin  Vetorecht  zusteht,  von  dem  kaum  Gebrauch  gemacht 
werden  wird.  Dem  in  der  Ergänzungsnote  zum  Ausdruck 
gebrachten  Wunsche  der  Reparationskommission  dürfte 
also,  soweit  die  Wahl  der  Mitglieder  in  Frage  kommt,  Rech- 
nung getragen  sein. 

Daran,  daß  die  Beamten  der  Reichsbank  Rechte  und 
Pflichten  der  Reichsbeamten  haben,  wird  im  Geseß  fest- 
gehalten. Diese  Regelung  ist  für  die  Reichsbank  und  für 
deren  ganzen  Geschäftsbetrieb  von  größter  Bedeutung 
und  hat  sich  in  jeder  Hinsicht  bewährt.  Auf  diese  Weise 
ist  der  mustergültige  Beamtenkörper  der  Reichsbank  ge- 
schaffen worden,  auf  dessen  ungeschmälerte  Erhaltung  die 
Reichsbank  selbst  das  größte  Gewicht  legt.  Bisher  wurden 
die  Beamten  der  Reichsbank,  soweit  sie  nicht  vom  Reichs- 
präsidenten zu  ernennen  waren,  gemäß  § 1 der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  19.  Dezember  1875  vom  Reichskanz- 
ler oder  auf  Grund  dessen  Ermächtigung  vom  Reichsbank- 
präsidenten angestellt.  Diese  Ermächtigung  erstreckte  sich 
auf  alle  Beamten  mit  Ausnahme  der  ersten  Vorstandsbe- 
amten der  Reichsbankhauptsiellen.  Das  Autonomiegeseß 
räumt  mit  der  Bestimmung,  daß  dem  Reichsbankpräsi- 
denten das  Stellenbeseßungsrecht  nur  auf  Grund  einer  Er- 


mächtigung des  Reichskanzlers  zusteht,  auf.  Das  Be- 
seßungsrecht  ist  nunmehr  dem  Präsidenten  für  sämtliche 
Beamtenstellen,  auch  die  der  ersten  Vorstandsbeamten  der 
Reichsbankhauptstellen,  durch  das  Geseß  übertragen.  Daß 
sich  der  Präsident  bei  der  Ernennung  höherer  Beamten 
mit  dem  Kollegium  ins  Benehmen  seßt,  liegt  in  den  Ver- 
hältnissen begründet  und  entspricht  dem  tatsächlich  be- 
stehenden Verfahren. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Zweck  der  geseßlichen  Regelung, 
eine  Autonomie  der  Reichsbank  zu  schaffen,  erwies  sich 
ferner  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  Reichs- 
beamtengeseßes  als  notwendig;  so  wurde  insbesondere 
die  Befugnis  des  Reichskanzlers,  die  sich  aus  § 60a  des 
Reichsbeamtengeseßes  hätte  herleiten  lassen,  gegen  den 
Präsidenten  und  die  Mitglieder  des  Reichsbankdirek- 
toriums, welche  das  65.  Lebensjahr  vollendet  haben,  die 
Verseßung  in  den  Ruhestand  zu  verfügen,  für  n i ch  t an- 
wendbar erklärt.  Gewisse  Disziplinarfunktionen  in  bezug 
auf  den  Präsidenten  und  die  Mitglieder  des  Reichsbank- 
direktoriums werden  durch  das  Geseß  dem  Reichskanzler 
entzogen  und  dem  Reichsbankkuratorium  nach  Anhörung 
des  Reichsbankdirektoriums  übertragen. 

Neben  der  Stellung  des  Reichskanzlers  als  des  bis- 
herigen obersten  Leiters  der  Reichsbank  und  neben  den 
Beamtenverhältnissen,  insbesondere  der  Ernennung  der 
Reichsbankbeamten  und  den  Disziptinarvorschriften, 
kommt  als  Gegenstand,  mit  welchem  sich  das  Geseß  zu 
beschäftigen  hat,  die  Regelung  der  Besoldungs- 
verhältnisse in  Frage.  Bisher  wurde  gemäß  § 28 
Abs.  2 Saß  2 des  Bankgeseßes  der  Besoldungs-  und  Pen- 
sionsetat des  Reichsbankdirektoriums  jährlich  durch  den 
Reichshaushaltsetat,  der  der  übrigen  Beamten  jährlich  vom 
Reichspräsidenten  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichsrat  auf 
den  Antrag  des  Reichskanzlers  festgeseßt.  Um  die  Auto- 
nomie der  Reichsbank  auch  etatmäßig  außer  Zweifel  zu 
stellen,  hat  der  § 28  nach  zwei  Richtungen  eine  Änderung 
erfahren.  Da  nicht  das  Reich,  sondern  die  vermögens- 
rechtlich vom  Reichsfiskus  völlig  getrennte  Reichsbank  die 
gesamten  Besoldungen,  Ruhegelder  und  sonstigen  Dienst- 
bezüge der  Reichsbankbeamten,  sowie  die  Ruhegelder  und 
Unterstüßungen  für  ihre  Hinterbliebenen  trägt,  kann  der 
Etat  des  Reichsbankdirektoriums  keinen  Teil  des  Reichs- 
haushalts bilden.  Der  Besoldungs-  und  Ruhegeldhaushalt 
des  Reichsbankdirektoriums  wurde  deshalb  dem  Reichs- 
haushaltsplane schon  bisher  nicht  organisch  ein-,  sondern 
nur  als  selbständige  Anlage  beigefügt.  Darüber  hinaus 
bestimmt  das  Autonomiegesetz,  daß  die  Festseßung  des 
Besoldungs-  und  Ruhegeldhaushalts  des  Reichsbankdirek- 
toriums jährlich  durch  Geseß  zu  erfolgen  hat.  Außerdem 
mußte  dem  Reichsbankdirektorium,  welches  die  Bank  leitet 
und  verwaltet,  auch  eine  Beteiligung  an  der  Regelung  der 
Beamtenbezüge  ausdrücklich  zuerkannt  werden,  und  es 
mußten  die  in  dieser  Hinsicht  bereits  bestehenden  Rechte 
des  Zentralausschusses,  welcher  mit  dem  Direktorium  zu- 
sammen die  Gesamtheit  der  Anteilseigner  vertritt,  gestärkt 
werden.  Diese  Absicht  wird  dadurch  erreicht,  daß  der 
Besoldungs-  und  Ruhegeldhaushalt  des  Reichsbankdirek- 
toriums jährlich  auf  Antrag  des  Reichsbankdirektoriums 
nach  gutachtlicher  Äußerung  des  Zentralausschusses  fest- 
gestellt werden  soll.  Der  Besoldungs-  und  Ruhegeldhaus- 
halt der  übrigen  Beamten  wird  vom  Reichsbankdirektorium 
nach  gutachtlicher  Äußerung  des  Zentralausschusses  auf- 
gestellt und  jährlich  auf  Antrag  des  Reichskanzlers  vom 
Reichspräsidenten  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichsrat 
festgeseßt.  Uber  die  Höhe  der  Gehälter  der  Reichsbank- 
beamten ist  im  Geseß  nichts  gesagt.  Dagegen  wurden  wäh- 
rend der  Beratungen  im  Ausschuß  seitens  des  Reichsbank- 
präsidenten die  Schwierigkeiten  betont,  welche  die  Reichs- 
bank bei  der  Gewinnung  geeigneten  kaufmännischen  Nach- 
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v/uchses  hat.  Bei  aller  Anerkennung  der  Bemühungen  der 
Reichsfinanzverwaltung,  die  Beamten  durch  entsprechende 
Einreihung  zufrieden  zu  stellen,  wurde  doch  vom  Ausschuß 
eine  durch  den  Abgeordneten  Dr.  Rießer  vorgeschlagene 
Entschließung  angenommen,  die  folgenden  Wortlaut  hat: 
„Angesichts  der  erheblichen  Schwierigkeiten,  die  der 
Gewinnung  eines  kaufmännisch  geschulten  Nachwuchses 
für  die  Beamten  der  Reichsbank  entgegenstehen,  empfiehlt 
der  Reichstag  größtes  Entgegenkommen  allen  beteiligten 
Instanzen  in  bezug  auf  die  Verbesserung  der  Besoldungs- 
ordnung der  Reichsbankbeamten.“ 

Neben  den  erwähnten  drei  großen  Gesichtspunkten, 
unter  welchen  das  Geseß  die  Autonomie  der  Reichsbank 
regelt,  der  Leitung,  der  Beamtenverhältnisse  und  des  Etats, 
sind  noch  einige  unwesentlichere  Änderungen  zu  erwäh- 
nen. So  wird  dem  Reichskanzler  das  Recht  entzogen,  die 
dem  Reichsbankdirektorium  unmittelbar  untergeordneten 
Reichsbankzweiganstalten  zu  errichten.  Ferner  werden  in 
Zukunft  die  Mitglieder  der  Bezirksausschüsse  bei  den 
Reichsbankhauptstellen  nicht  mehr  vom  Reichskanzler,  son- 
dern vom  Reichsbankdirektorium  ernannt. 


Drei  weitere  kleine  Änderungen,  die  im  Zusammenhang 
mit  der  Autonomie  stehen,  bringt  die  Verordnung,  be- 
treffend die  Abänderung  des  Sfafuts  der 
Reichsbank.  Dort  ist  an  Stelle  des  Reichskanzlers 
dem  Reichsbankdirektorium  die  Einberufung  der  General- 
versammlung der  Anteilseigner,  sowie  die  Veröffentlichung 
der  für  die  Anteilseigner  bestimmten  Bekanntmachungen 
und  die  Auswahl  der  Blätter,  in  denen  diese  Bekannt- 
machungen zu  er  folgen  haben  und  dem  Reichsbankpräsi- 
denten oder  seinem  Stellvertreter  der  Vorsiß  in  der  Gene- 
ralversammlung übertragen.  Bisher  hat  übrigens  aus- 
nahmslos der  Präsident  wegen  regelmäßiger  Behinderung 
des  Reichskanzlers  den  Vorsiß  geführt. 

Mit  diesen  Änderungen  ist  die  völlige  Unabhängigkeit 
der  Reichsbank  sichergestellt,  ohne  daß  an  den  bewährten 
Grundlagen  ihrer  Verfassung  gerüttelt  wird.  Ist  die  Reichs- 
bank durch  die  schwierige  Finanzlage  des  Reiches  auch 
gezwungen,  zurzeit  mehr  der  Bankier  des  Reiches  als  der 
Privaten  zu  sein,  so  steht  doch  zu  hoffen,  daß  dieses  Ver- 
hältnis im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  eine  Veränderung 
zugunsten  der  Privaten  erfahren  wird.  (147.) 


Reichsbank  und  Reparationszahlungen. 

Von  Regierungsrat  A.  E.  H u ß 1 e i n . 


Der  Zahlungsplan  des  Londoner  Ultimatums  seßte  den 
Gesamtbetrag  der  deutschen  Reparationschuld  auf  132  Mil- 
liarden Goldmark  zuzüglich  der  belgischen  Schulden  an 
die  Alliierten  fest,  worauf  die  bisherigen  Leistungen  zu  Re- 
parationszwecken in  Anrechnung  kommen  sollten.  Bar- 
zahlungen waren  jedoch  bis  zum  1.  Mai  1922  nicht  geleistet 
worden.  Von  jeßt  an  sollte  Deutschland  bis  zum  Rückkauf 
der  für  die  Gesamtschuld  in  drei  Serien  auszugebenden 
Schuldverschreibungen  zunächst  jährlich  (zur  Verzinsung 
und  Amortisation  der  Serien  A und  B in  Höhe  von  zusam- 
men 50  Milliarden  Goldmark)  als  feste  Annuität  2 Milliarden 
Goldmark,  als  variable  Annuität  26  % des  Wertes  seiner 
jährlichen  Ausfuhr  bezahlen.  Eine  Verteilung  auf  Bar-  und 
Sachleistungen  war  dabei  nicht  vorgenommen.  Die  Zah- 
lungen auf  die  feste  Annuität  sollten,  vorbehaltlich  der 
gleich  zu  erwähnenden  ersten  Goldmilliarde,  in  viertel- 
jährlichen Raten  Zu  500  Millionen  Goldmark  erfolgen,  die 
der  variablen  Annuität  gleichfalls  in  Vierteljahrsfälligkeiten, 
die  zunächst,  dem  Werte  der  Ausfuhr  im  Jahre  1920  ent- 
sprechend, mit  ungefähr  250  Millionen  Goldmark  zu  ver- 
anschlagen waren.  Dazu  bestimmte  der  Zahlungsplan,  daß 
Deutschland  bis  zum  31.  Mai  1921  1 Milliarde  Goldmark  in 
Gold  oder  anerkannten  Devisen  oder  in  deutschen  Schaß- 
anweisungen  mit  3 Monate  Laufzeit  zu  zahlen  hatte,  die  als 
die  beiden  ersten  Vierteljahrsraten  auf  die  feste  Annuität 
(zum  15.  Juli  und  15.  Oktober  1921)  angerechnet  werden 
sollten. 

Mit  der  Annahme  des  Ultimatums  am  12.  Mai  1921 
seßte  die  Tätigkeit  der  Reichsbank  zur  Aufbringung  der 
Goldzahlungen  ein.  Nach  der  Annahme  des  Ultimatums  er- 
fuhr die  Mark  zunächst  eine  Besserung,  durch  die  es  der 
deutschen  Regierung  möglich  wurde,  durch  die  Devisen- 
beschaffungssielle  und  die  Reichsbank  ' erhebliche  Beträge 
an  Auslandsdevisen  aufzukaufen,  so  daß  bis  zum  31.  Mai 
1921  bereits  eine  Zahlung  voh  150  Millionen  Goldmark 
bewirkt  werden  konnte.  Die  nach  Annahme  des  Ultimatums 
eingetretene  Erleichterung  des  Devisenmarktes  wurde  je- 
doch sehr  bald  durch  eine  sich  stetig  verschärfende  Ver- 
minderung des  Angebots  abgelöst,  so  daß  in  der  Zeit  zwi- 
schen der  Annahme  des  Ultimatums  und  dem  31.  August 
1921,  dem  Tage  der  Fälligkeit  der  deutschen  Schaßanwei- 


sungen  und  damit  der  vollen  Milliarde,  nicht  mehr  als 
etwas  über  500  Millionen  Goldmark  Devisen  aus  dem  Markt 
genommen  werden  konnten,  wovon  die  Reichsbank  rund 
150  Goldmillionen  aufbrachte.  Es  zeigte  sich  deshalb  schon 
nach  kurzer  Zeit,  daß  die  Leistung  der  ersten  Goldmilliarde 
nur  durch  besondere  Maßnahmen  zur  Erleichterung  der  De- 
visenaufnahme erreicht  werden  konnte.  Die  Reichsbank 
gestaltete  daher  die  Bedingungen  für  den  Ankauf  der  Ter- 
mindevisen wesenflich  günstiger.  Sie  organisierte  einen 
besonderen  Ankauf  des  noch  im  Privatbesiß  vorhandenen 
Goldes,  der  durch  günstige  Ankaufsbedingungen  und  Sam- 
melprämien gefördert  wurde.  Aus  den  Beständen  der 
Reichsbank  wurden  900  000  kg  Silber  im  Auslande  lom- 
bardiert, da  sie  es  in  Rücksicht  auf  die  Beeinflussung  des 
Silberpreises  nicht  für  richtig  hielt,  Bestände  von  solcher 
Größe  im  Auslande  zu  verkaufen.  Troß  aller  dieser  Be- 
mühungen stellte  die  zunehmende  Entwertung  der  Mark 
und  das  sich  ständig  verringernde  Devisenangebot  die  Auf- 
bringung der  Goldmilliarde  in  Frage.  Es  mußte  daher  ver- 
sucht werden,  im  Kreditwege  Mittel  herbeizuschaffen.  Es 
gelang  der  Reichsbank  durch  Vermittelung  des  Bankhauses 
Mendelssohn  & Co.,  ein  internationales  Konsortium  zur  Ge- 
währung eines  Kredits  von  270  Millionen  Goldmark  zu 
veranlassen.  Troßdem  jedoch  durch  diese  Kreditgewährung 
eine  Verminderung  der  Devisennachfrage  einfrat  und  die 
Aufbringung  der  Goldmilliarde  als  gesichert  bekannt  ge- 
geben werden  konnte,  seßte  sich  die  Steigerung  der  aus- 
ländischen Valuten  nach  kurzer  Pause  fort  und  verminderte 
sich  das  Devisenangebot  weiterhin,  so  daß  sich  die  Reichs- 
bank unter  Zurückstellung  ihrer  Bedenken  gegen  eine  Her- 
anziehung ihres  Goldbestandes  gezwungen  sah,  den  bei 
Ablauf  der  Zahlungsverpflichtung  noch  vorhandenen  Fehl- 
betrag von  68  Millionen  Goldmafk  drirch  bares  Oold  zu 
decken.  Die  Zahlung  der  ersten  Goldmilliarde  hat  den 
deutschen  Reparafionsetat  mit  rund  30  Milliarden  Papier- 
mark belastet,  eine  Summe,  die  damals  ungeheuerlich  er- 
schien, die  uns  aber  heute  nach  einer  katastrophalen  Mark- 
entwertung mit  Sehnsucht  an  die  damalige  Bewertung  der 
Papiermark  zurückdenken  läßt. 

Die  Raten  der  festen  Annuität  vom  15.  Juli  und  15.  Ok- 
tober 1921  waren  durch  die  Zahlung  der  ersten  Gold- 
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inilliarde  abgedeckt.  Die  am  15.  November  1921  fällige 
erste  Rate  der  variablen  Annuität  in  Höhe  von  rund 
j 262,75  Millionen  Goldmark  ist  durch  Sachleistungen  ab- 
| gedeckt  worden.  Zur  Sicherung  der  nächsten  fälligen  Rate 
1 der  festen  Annuität  vom  15.  Januar  1922  wurden  die  vom 
| 16.  Oktober  bis  31.  Dezember  1921  aufgekommenen  Zölle 
1 nebst  Aufgeld  und  Ausfuhrabgaben  nach  Konvertierung 
der  Reparationskommission  mit  einem  Gesamtbeträge  von 
etwa  44,7  Millionen  Goldmark  überwiesen.  Dagegen  sah 
das  Garantiekomite  davon  ab,  die  im  Londoner  Zahlungs- 
plan vorgesehene  unmittelbare  Erhebung  einer  'Abgabe 
von  25  % von  jeder  Ausfuhr  in  Kraft  zu  sehen,  und  zwar 
neben  der  Würdigung  der  dagegen  geltend  gemachten 
wirtschaftlichen  und  geseßgeberischen  Schwierigkeiten  ins- 
besondere deshalb,  weil  die  Regierung  inzwischen  im 
Benehmen  mit  den  Außenhandelsstellen  Maßnahmen  ge- 
troffen hatte,  um  auf  andere  Weise  die  Aufbringung  von 
Exportdevisen  zur  Bezahlung  der  Reparationsverpflich- 
tungen sicherzustellen.  Diese  Maßnahmen  bedürfen  im 
Rahmen  einer  Würdigung  des  Anteils  der  Reichsbank  an 
der  Aufbringung  der  für  die  Reparationsbarzahlungen  er- 
forderlichen Zahlungsmittel  einer  kurzen  Ausführung,  da  sie 
die  Reichsbank  einerseits  mit  einer  neuen  Aufgabe,  der  so- 
genannten Devisenablieferungskontrolle,  belasteten,  an- 
= dererseits  die  Bereitstellung  großer  Papiermarkbeträge  zur 
Auszahlung  der  Gegenwerte  der  abgelieferten  Devisen  zur 
I Folge  hatten. 

Zunächst  muhte,  was  schon  die  sinkende  Mark- 
bewertung zur  Verhinderung  der  Warenverschleuderung 
erforderlich  gemacht  hatte,  insoweit  durch  die  Außen- 
handelsstellen  ein  Zwang  zur  Fakturierung  in  Auslands- 
währung ausgeübt  werden,  als  er  mit  der  nötigen  Be- 
wegungsfreiheit des  Exportgeschäftes  vereinbar  erschien. 
Sodann  muhte  durch  Beschluh  der  Auhenhandelsausschüsse 
unter  Berücksichtigung  des  Devisenbedarfs  für  die  Einfuhr 
notwendiger  Rohstoffe  und  der  Erfordernisse  des  Einzel- 
geschäftes ein  Zwang  zur  Ablieferung  der  Exportdevisen 
für  die  Bedürfnisse  des  Reichs  an  ausländischen  Zahlungs- 
mitteln zur  Bezahlung  der  Reparationsverpflichtungen  ge- 
schaffen werden.  Beide  Mahnahmen  wurden  in  den  lebten 
Monaten  des  Jahres  1921  durchgeführt  und  haben  sich  in 
ihrer  Auswirkung  auf  die  Aufbringung  von  ausländischen 
Valuten  im  ersten  Halbjahr  des  Jahres  1922  in  steigendem 
Mähe  als  durchgreifend  erwiesen.  Die  Ablieferung  der 
Exportdevisen  geschieht  an  die  Reichsbankanstalten  und 
zwar  entweder  direkt  oder  durch  Vermittelung  der  Privat- 
banken. Die  Kontrolle  erfolgt  auf  Grund  der  von  den 
Auhenhandelsstellen  übersandten  Listen  der  Ablieferungs- 
verpflichtungen durch  die  Abteilung  „Devisenablieferungs- 
kontrolle" der  Reichsbank,  die  nach  und  nach  im  vergröber- 
tem Mahstabe  ausgebaut  werden  muhte.  Wenn  man  be- 
rücksichtigt, dah  die  ablieferungspflichtigen  Devisen  zum 
groben  Teil  in  geringen  und  geringsten  Beträgen  eingehen 
und  dah  die  Kontrolle  über  die  Erfüllung  der  Ablieferungs- 
pflicht bereits  bei  den  einzelnen  Bankanstalten  bei  Ankauf 
der  Devise  einseben  muh,  wird  man  zu  würdigen  verstehen, 
welche  ungeheuere  Mehrarbeit  in  zahlenmähiger  Belastung 
und  statistischer  Kleinarbeit  der  Reichsbank  bei  ihrer  Zen- 
trale und  ihren  Provinzanstalten  erwuchs. 

Ab  1.  Januar  1922  verlangte  das  Garantiekomite  die 
Sicherstellung  der  Raten  in  der  Weise,  dah  für  Rechnung 
der  Zölle  und  Ausfuhrabgaben  monatlich  18  Millionen 
Goldmark,  für  Rechnung  der  25  prozentigen  Abgabe  auf 
den  Wert  der  Ausfuhr  monatlich  75  Millionen  Goldmark 
auf  vom  Garantiekomitee  bezeichnete  Konten  in  aner- 
kannter ausländischer  Währung  einbezahlt  werden  sollten. 
Diese  Summen  waren  als  mutmahlicher  Gegenwert  der  be- 
treffenden Abgaben  errechnet  worden.  Die  Einzahlung 
sollte  alle  10  Tage,  also  in  drei  Raten  monatlich,  erfolgen. 
Die  deutsche  Regierung  leistete  die  Zahlung  für  die  erste 


Januardekade  in  Höhe  von  31  Millionen  Goldmark,  wovon 
25  Millionen  Goldmark  durch  die  Reichsbank  aus  den  für 
das  Reich  aufgekauften  Exportdevisen  überwiesen  wurden, 
verwies  jedoch  im  übrigen  auf  den  bereits  am  14.  Dezember 
1921  bei  der  Reparationskommission  gestellten  Stundungs- 
antrag und  die  in  Cannes  bevorstehenden  Besprechungen. 

Die  Konferenz  von  Cannes  brachte  keine  Entscheidung. 
Die  Reparationskommission  gewährte  jedoch  am  13.  Ja- 
nuar 1922  einen  vorläufigen  Zahlungsaufschub  bei  einer 
zehntägigen  Barzahlung  in  Höhe  von  31  Millionen  Gold- 
mark. Diese  Zahlungen  wurden  siebenmal,  zum  lebtenmal 
für  die  zweite  Märzdekade,  geleistet.  Von  diesen  Zah- 
lungen überwies  regelmäßig  die  Reichsbank  rund  25  Mil- 
lionen Goldmark  aus  den  für  das  Reich  angekauften  Ex- 
portdevisen, die  Zahlung  für  die  erste  Märzdekade  leistete 
sie  allein,  da  die  Devisenbeschaffungsstelle  durch  sonstige 
Devisenverpflichtungen  des  Reichs  voll  in  Anspruch  ge- 
nommen war. 

Die  Entscheidung  der  Reparaiionskommission  vom 
21.  März  1922  brachte  ein  Moratorium  mit  der  Maßgabe, 
daß  Deutschland  im  Jahre  1922  in  bar  720  Millionen  Gold- 
mark, in  Sachleistungen  den  Gegenwert  von  1450  Millionen 
Goldmark  als  Reparationsleistung  aufzubringen  hatte.  Der 
neue  Zahlungsplan  enthielt  ein  anrechnungsfähiges  Gut- 
haben von  rund  282  Millionen  Goldmark  aus  den  Dekaden- 
zahlungen. Der  an  300  Millionen  Goldmark  fehlende  Be- 
trag von  rund  18  Millionen  Goldmark  war  am  15.  April  1922 
fällig  und  wurde  von  der  Reichsbank  aus  Devisenbeständen 
des  Reichs  überwiesen.  Die  Resisumme  von  420  Millionen 
Goldmark  verteilte  der  Beschluß  der  Reparationskom- 
mission auf  monatliche  Raten  von  50  Millionen  Goldmark 
bis  Oktober  einschließlich  und  je  60  Millionen  Goldmark 
im  November  und  Dezember  1922.  Die  Mai  und  Junirate 
wurden  in  voller  Höhe  aus  den  durch  die  Dcvisenabliefe- 
rung  aufgekommenen  Valuten  durch  die  Reichsbank  über- 
wiesen, die  Julirate  nur  in  Höhe  von  rund  32  Millionen 
Goldmark,  da  von  der  vollen  Rate  rund  18  Millionen  Gold- 
mark für  auf  Barzahlung  anrechnungsfähige  frühere  Sach- 
lieferungen  abgezogen  werden  konnten. 

Daß  diese  Barzahlungen  viel  zu  hoch  bemessen  waren 
und  schon  nach  kurzer  Zeit  wirtschaftlich  völlig  untragbar 
sein  mußten,  zeigte  am  deutlichsten  die  in  beängstigender 
Weise  einsetzende  Markverschlechterung.  Es  war  damit 
klar,  daß  selbst  nach  Durchführung  der  inneren  Finanz- 
reform diese  Ausgaben  zum  großen  Teil  nur  durch  Er- 
höhung der  schwebenden  Schuld  gedeckt  werden  konnten. 
Nach  dem  Scheitern  der  Verhandlungen  des  Anleihe- 
komitees in  Paris,  die  die  einzige  Möglichkeit  zur  Erfüllung 
der  Moratoriums-Verpflichtungen  eröffnen  konnten,  setzte 
sich,  unterstützt  durch  innerpolitische  Ereignisse,  der  Sturz 
der  Mark  in  Riesensprüngen  fort.  Eine  Fortsetzung  der 
Devisenkäufe  des  Reiches  im  freien  Markte  mußte  unter 
diesen  Umständen  den  Zerfall  der  deutschen  Währung  be- 
schleunigen und  damit  den  Zusammenbruch  des  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Lebens  herbeiführen.  Die  Regierung 
sah  sich  daher  gezwungen,  am  12.  Juli  1922  den  Antrag  an 
die  Reparationskommission  zu  richten,  Reparationsbarzah- 
lungen auf  Grund  des  Versailler  Vertrages  zum  mindesten 
bis  Ende  des  laufenden  Jahres,  in  Riicksichl  auf  die  not- 
wendige Erholung  der  deutschen  Wirtschaft  aber  möglichst 
bis  Ende  1924  zu  stunden.  Mit  diesem  Antrag  beschäftigt 
sich  gegenwärtig  die  Londoner  Konferenz. 

Es  war  notwendig,  den  bisherigen  Werdegang  der  Re- 
parationsbarzahlungen, verbunden  mit  dem  Leidensweg  der 
Mark,  eingehender  in  seiner  historischen  Entwicklung  zu 
schildern  und  zu  begründen,  um  die  hervorragende  Bedeu- 
tung und  Stellung  der  Reichsbank  im  Rahmen  des  Auf- 
bringens  der  Zahlungsmittel  an  Devisen  und  Gold  für  die 
bisher  unter  schwerster  Erschütterung  von  Währung  und 
Wirtschaft  geleisteten  Reparationsbarzahlungen  klarzu- 
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stellen.  Das  Ungeheuerliche  dieser  Leistungen,  die  zum 
größten  Teil  aus  einer  in  hektischer  Blüte  stehenden  Wirt- 
schaft gezogen  werden  mußten,  sind  leider  dem  deutschen 
Volke  in  seiner  Gesamtheit  bisher  viel  zu  wenig  zu  Bewußt- 
sein gekommen.  Erst  der  jetzige  katastrophale  Tiefstand 
der  Mark,  der  sich  in  kurzer  Zeit  in  einer  Verdoppelung 
bis  Verdreifachung  der  Kosten  der  Lebenshaltung  und  aller 
sonstigen  Bedürfnisse  auswirken  dürfte,  wird  auch  den- 
jenigen Schichten,  die  bisher  ihr  Einkommen  der  Ent- 
wertung der  Mark  anzupassen  verstanden,  am  eigenen 
Leibe  fühlen  lassen,  was  es  mit  dem  bisherigen  Tribut  an 
die  Siegerstaaten  für  eine  Bewandtnis  hat. 

Daß  diese  Barzahlungen,  die  zusammen  mit  dem  seit- 
herigen Aufkommen  aus  der  englischen  Reparationsabgabe 
seit  1.  Mai  1921  den  Betrag  von  1,5  Milliarden  Goldmark 
überschreiten,  bei  einer  Passivität  der  deutschen  Handels- 
bilanz im  Zeitraum  vom  1.  Mai  1921  bis  1.  Mai  1922  von 
ungefähr  einer  Milliarde  Goldmark  nicht  aus  den  Export- 
erlösen, der  einzigen  Leisiungsguelle,  die  Deutschland  nach 
dem  Verlust  seiner  Kolonien,  seiner  ausländischen  Gut- 
haben und  seiner  Handelsflotte  geblieben  ist,  aufgebracht 
werden  konnten,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.  Sie 
wären  daher  ohne  die  ausländische  Markspekulation,  die 
allerdings  für  einen  Teil  der  aufgenommenen  Markbeträge 
weitere  Warenmengen  der  deutschen  Wirtschaft  entzog, 
gar  nicht  zu  leisten  gewesen.  Hier  muß  zur  Beurteilung 
der  Sachlage  auch  darauf  verwiesen  werden,  daß  die 
reinen  Reparationszahlungen  auf  die  festgesetzte  Schuld- 
summe von  132  Milliarden  Goldmark  keineswegs  die  ein- 
zigen Goldleistungen  darstellen,  die  aus  dem  Friedensver- 
trag zu  zahlen  sind  und  bisher  gezahlt  wurden.  Ich  will 
hier  nur  die  stärkste  Belastung  erwähnen,  die  daneben  als 
Devisenverpflichtung  läuft.  Die  Zahlungen  aus  dem  Aus- 
gleichsverfahren erreichen  bisher  den  Betrag  von  rund 
670  Millionen  Goldmark.  Allein  seit  dem  Londoner  Ab- 
kommen vom  10.  Juni  1921  sind  neun  Monatsraten  zu  2 Mil- 
lionen Pfund  Sterling  gezahlt  worden.  Auch  von  diesen 
Zahlungen  hat  die  Reichsbank  eine  Rate  ganz,  eine  andere 
zu  mehr  als  der  Hälfte  aus  den  für  das  Reich  angekauften 
Devisen  bezahlt.  Ebenso  die  am  15.  August  überwiesenen 
fünfhunderttausend  Pfund  Sterling. 

Damit  leiten  diese  Ausführungen  zur  Frage  der  inneren 
Finanzierung  der  Reparationsbarzahlungen  über,  die  für  die 
Beurteilung  der  Autonomie  und  Notenpolitik  der  Reichs- 
bank von  besonderer  Bedeutung  ist.  Ich  gebe  dazu  einige 
Zahlen,  die  nach  den  mir  zur  Verfügung  stehenden  Unter- 
lagen als  richtig  angesehen  werden  können.  Die  Bar- 
leistungen seit  1.  Mai  1921  dürften  nicht  unter  55  Milliarden 
Papiermark,  die  Clearingzahlungen,  die  schon  früher  ein- 
setzten, bisher  rund  25,5  Milliarden  Papiermark  erfordert 
haben.  Daneben  sind  zur  Bezahlung  von  Sachleistungen 
an  die  Vertragsgegner  seit  1.  Mai  1921  wohl  über  50  Mil- 
liarden Papiermark  aufgewendet  worden.  Dazu  kommen 
als  weitere  besondere  Belastung  die  Kosten  für  die  Be- 
satzungstruppen, über  deren  Bedeutung  im  Rahme  der  be- 
sonderen Aufgabe  dieses  Sonderheftes  demnächst  von  an- 
derer Feder  berichtet  werden  wird.  Die  sog.  inneren,  d.  h. 
in  Papiermark  zahlbaren  Besatzungskosten  — für  die 
äußeren  Besatzungskosten  sind  bisher  Barzahlungen  nicht 
geleistet  worden  — , die  sonstigen  unproduktiven  Ausgaben 
aus  dem  Friedensvertrage,  wie  z.  B.  die  Kosten  der  inter- 
alliierten Kommissionen,  der  militärischen  Sanktionen  und 
die  durch  Zerstörung  von  Kriegsmaterial  entstandenen 
Kosten  dürften  bisher  etwa  mit  40  Milliarden  Papiermark 
anzusetzen  sein.  Woher  sollten  diese  ungeheuerlichen 
Milliardenbeträge  genommen  werden?  Wie  die  130  Mil- 
liarden Papiermark  aufgebracht  werden,  die  nach  den 
Reichs-Haushaltsrechnungen  in  den  Jahren  1919 — 1921  zur 
Erfüllung  des  Vertrages  von  Versailles  ausgegeben  wurden? 


Die  Erhöhung  des  Notenumlaufs  um  rund  105  Milliarden 
in  der  Zeit  vom  31.  März  1919  bis  1.  April  1922  gibt  auf  die 
letzte  Frage  in  der  Hauptsache  die  Antwort.  Wie  steht  es 
nun  im  Jahre  1922?  Die  Einnahmen  an  Reichssteuern  wur- 
den nach  dem  Haushalt  der  allgemeinen  Finanzverwaltung 
für  1922  unter  Berücksichtigung  der  neuen  Steuergesetz- 
gebung ursprünglich  mit  108  Milliarden  angesetzt.  Schätzt 
man  den  Ertrag  unter  Berücksichtigung  der  Veränderung 
des  Geldwertes  auf  155  Milliarden  und  setzt  die  zu  erwar- 
tende Einnahme  aus  der  Zwangsanleihe  bis  Ende  1922  mit 
40  Milliarden  an,  so  ergibt  sich  eine  Gesamteinnahme  des 
Reiches  von  rund  195  Milliarden  Mark.  Die  Ausgaben  des 
ordentlichen  Haushalts  wurden  am  Ende  des  Rechnungs- 
jahres 1921  auf  rund  90  Milliarden  geschätzt.  Lediglich 
unter  Berücksichtigung  der  Besoldungserhöhungen  vom 
1.  April  1922,  der  ab  1.  Mai  bewilligten  Teuerungszuschläge 
und  der  dazu  erforderlichen  Mehraufwendungen  der  Länder 
und  Gemeinden,  der  Erhöhung  der  sachlichen  Ausgaben 
und  der  Steueranteile  der  Länder,  müssen  die  Ausgaben 
mit  rund  124  Milliarden  veranschlagt  werden,  von  allen  in- 
zwischen bereits  erfolgten  und  in  allernächster  Zeit  zu  er- 
wartenden Gehalts-  und  Lohnerhöhungen  ganz  abgesehen. 
Bliebe  ein  Uberschuß  von  rund  70  Milliarden  Mark.  Ein 
Voranschlag  unter  Zugrundelegung  der  gegenüber  dem 
Londoner  Zahlungsplan  niedrigeren  Ziffern  der  Reparations- 
leistungen auf  Grund  des  Moratoriums  vom  21.  März  1921 
ergab  dagegen  unter  Anwendung  eines  Umrechnungsver- 
hältnisses von  70  Papiermark  für  eine  Goldmark  als  für 
die  Ausführung  des  Friedensvertrages  erforderlich  min- 
destens rund  213  Milliarden  Papiermark. 

Es  ist  müßig,  sich  weiter  mit  Zahlen  zu  guälen,  die  sich 
unter  der  ständig  wechselnden,  ständig  sich  vermindernden 
Markbewertung  und  ihrer  wechselnden  äußeren  und  in- 
neren Kaufkraft  fortwährend  verändern.  Das  eine  aber 
steht  fest,  daß  die  Einnahmen  des  Reiches  nie  in  der  Lage 
waren  und  nie  in  der  Lage  sein  werden,  die  Reparations- 
zahlungen in  Beträgen,  wie  sie  heute  noch  auf  dem  Papier 
und  zur  Erwägung  stehen,  zu  finanzieren.  Daß  die  Steuer- 
schraube aufs  Äußerste  angezogen  und  die  Lebenshaltung 
des  Volkes  auf  einen  Stand  gekommen  ist,  dessen  noch 
zunehmende  Einschränkung  täglich  vor  Augen  tritt,  ist  auch 
den  Einsichtigen  unter  unseren  Gegnern  klar. 

Daher  mußten  bisher  und  müßten  auch  zukünftig  Re- 
parationszahlungen zum  großen  Teil  durch  Erhöhung  der 
schwebenden  Schuld,  durch  neue  Diskontierung  von 
Schaßwechseln,  durch  neuen  Notendruck  aufgebracht  wer- 
den. Denn  betrachtet  man  die  Zunahme  der  schwebenden 
Schuld  im  Zusammenhang  mit  den  Papiergeldaufwendun- 
gen zur  Erfüllung  des  Friedensvertrages  in  einem  längeren 
Zeitraum,  so  ergibt  sich  das  klare,  nicht  anzuzweifelnde 
Bild,  daß  die  zwangsmäßigen  Leistungen  aus  dem  Frie- 
densvertrag verursachend  waren.  So  hat  sich  z.  B.  in  der 
Zeit  vom  1.  April  1921  bis  31.  März  1922  die  schwebende 
Schuld  um  rund  97  Milliarden  Mark  erhöht,  die  Papiermark- 
aufwendungen der  deutschen  Regierung  für  Beschaffung 
ausländischer  Zahlungsmittel  aus  Anlaß  der  Erfüllung  des 
Friedensvertrages  und  der  aus  ihm  zwangsläufig  resultie- 
renden Nebenverträge  betrugen  im  gleichen  Zeitraum  rund 
57  Milliarden  Papiermark.  Dazu  kommen,  soweit  mir  eine 
Übersicht  zur  Verfügung  steht,  für  reine  Papiermarkauf- 
wendungen aus  dem  Friedensvertrag  und  seinen  Nebenver- 
trägen z.  B.  Sachlieferungen,  Besatzungskosten,  Ausliefe- 
rung und  Unbrauchbarmachung  von  Kriegsgeräf  und  son- 
stige Zerstörungsarbeiten  usw.  rund  40  Milliarden  Papier- 
mark. Die  Zunahme  der  schwebenden  Schuld  vom  1.  Ja- 
nuar 1922  bis  30.  Juni  1922  beträgt  rund  50  Milliarden.  Die 
Ausgaben  für  Barzahlungen,  Sachleistungen  und  Aus- 
gleichsverfahren betragen  aber  im  gleichen  Zeitraum  über 
60  Milliarden.  Es  sind  also  schon  erhebliche  Teilbeträge 
dafür  aus  den  Einnahmen  der  allgemeinen  Finanzverwal- 
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tung  gedeckt  worden.  Hierbei  sind  die  übrigen  sehr  hohen 
Ausgaben  zur  Erfüllung  des  Friedensvertrages  nicht 
gerechnet. 

Aus  diesen  Darlegungen  ergibt  sich,  dag  die  Reichs- 
bank ihre  Notenpolitik  nicht  nach  ihrem  Ermessen  wie  in 
normalen  Zeiten  gestalten  konnte.  Daran  hätte  auch  eine 
Einwirkung  der  Reichsregierung  vor  Erlag  des  Autonomie- 
gesetzes nichts  ändern  können.  Wenn  das  Garantiekomitee 
verlangt,  dag  von  der  Reichsbank  der  Regierung  Vor- 
schüsse nur  nach  den  Grundsätzen  einer  gesunden  und 
vernünftigen  Bankpolitik  gewährt  werden  sollen,  so  ist  das 
an  sich  eine  wirtschaftliche  Selbstverständlichkeit,  wenn 
Währung  und  Kredit  des  Reiches  nicht  systematisch  zer- 
stört werden  sollen.  Das  Garantiekomitee  weig  aber  selbst, 
dag  eine  Einschränkung  des  Notenumlaufs  zur  Voraus- 
setzung hat,  dag  die  öffentlichen  Ausgaben  durch  die  Ein- 
nahmen aus  Steuern,  Abgaben  und  etwaigen  inneren  An- 
leihen gedeckt  werden.  Dag  dies  bisher  nicht  der  Fall 
war  und  nicht  sein  konnte,  habe  ich  dargelegt.  Die  Sach- 


lage hat  sich  inzwischen  verschärft,  das  Bild  der  Unmög- 
lichkeit vergröbert.  Jede  neue  der  Wirtschaft  abgerungene 
Einnahme  verschwindet  im  Loch,  das  jeder  neue  Marksturz 
in  den  Haushalt  reigt.  Handels-  und  Zahlungsbilanz  er- 
höhen mit  jeder  weiteren  Markentwertung  ihre  Passivität. 
Die  nicht  zu  umgehenden  Markverkäufe  zur  Beschaffung 
von  Devisen  für  die  monatlichen  Reparationszahlungen 
zerrütten  unrettbar  in  täglich  sich  überhastendem  Lauf  die 
Währung.  Nur  eine  erhebliche  Verminderung  der  Gold- 
zahlungen und  eine  vorausgehende  Atempause  von  ge- 
nügender Dauer  können  das  innere  und  äugere  Vertrauen 
zur  Mark  zurückbringen,  das  den  deutschen  Kredit  wieder- 
herstellen und  die  Voraussetzungen  für  eine  auswärtige 
Anleihe  schaffen  kann.  Gelingt  es  Deutschland  mit  deren 
Hilfe,  seine  Zahlungsbilanz  wieder  aktiv  zu  gestalten  und 
seinen  Haushalt  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  so  wird  auch 
seine  Währung  gesunden  und  die  Notenpolitik  der  Reichs- 
bank lediglich  nach  den  Grundsätzen  einer  gesunden  Bank- 
führung geregelt  werden  können.  * (177.) 


Die  Last  der  Sachlieferungen. 

Von  Dr.  H.  F.  Berger,  Regierungsrat. 


An  Sachgütern  im  weitern  Sinne  hat  Deutschland  auf 
Grund  des  Versailler  Vertrags  bis  zum  1.  April  1922  weit 
über  100  Milliarden  Goldmark  geleistet  bzw.  verloren. 
Rechnet  man  den  Wert  der  Kolonien,  Oberschlesiens, 
Westpreugens  und  Elsag-Löthringens  nicht  mit,  so  bleiben 
immer  noch  45,6  Milliarden  Goldmark.  ' Hierbei  sind  die 
abgetretenen  Ansprüche  an  die  Kriegsverbündeten  und  die 
Barzahlungen  mit  9,6  Milliarden  angesegt*).  Demgegen- 
über werden  die  deutschen  Leistungen  von  England 
(Hörne)  und  Frankreich  (De  Lasteyrie)  auf  weniger  als  den 
fünften,  oder  gar  den  zwanzigsten  Teil  dieser  Summe  be- 
ziffert. Diese  grogen  Differenzen  erklären  sich  daraus, 
dag  nach  den  Gutschriftsbestimmungen  des  Versailler  Ver- 
trages für  Deutschlands  Leistungen  teilweise  überhaupt 
keine  Gutschriften  vorgesehen  sind  und  im  übrigen  ent- 
gegen diesen  Bestimmungen  praktisch  vielfach  nur  solche 
Werte  ermittelt  werden,  die  lediglich  den  Interessen  der  Emp- 
fangsländer an  den  Leistungen  Deutschlands  entsprechen. 
So  gering  diese  Leistungen  deshalb  auch  bei  den  alliierten 
Ländern  bewertet  werden  mögen,  so  fühlbar  gestaltet  sich 
doch  die  auf  deutscher  Seite  entstandene  Lücke.  Die 
oben  genannten  Leistungen  sind  grögtenteils  aus  der  Sub- 
stanz des  deutschen  Volksvermögens  erfolgt.  Weitere  Ein- 
griffe sollten  sich  eigentlich  von  selbst  verbieten.  Deutsch- 
land kann  und  sollte  nur  nach  Maggabe  seiner  laufenden 
Produktion  und  dessen  leisten,  was  ihm  sein  Exportüber- 
schug  ermöglicht.  Versailles  und  London  liegen  die  Rück- 
sicht auf  die  deutsche  Volkswirtschaft  so  gut  wie  völlig 
vermissen;  erst  in  Cannes  trat  ein  Umschwung  ein,  wofür 
wohl  nicht  legten  Endes  maggebend  war,  dag  der  deut- 
schen Delegation  endlich  Gelegenheit  zur  Erörterung  der 
Verhandlungsgegenstände  gegeben  wurde.  Aber  selbst 
die  deutschen  Vorschläge  für  und  nach  Cannes  konnten 
wegen  der  politischen  Lage  nicht  auf  rein  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten  fugen.  Zurzeit  beweist  der  Zusammen- 
bruch der  Mark,  dag  Wirtschaftsgesege  nicht  ungestraft 
durch  politische  Hemmungen  beeinträchtigt  werden  dür- 
fen. Die  Unfähigkeit  Deutschlands  zu  Barzahlungen  ist 
offenkundig.  Seine  Fähigkeit  zu  Sachlieferungen  wird 


*)  Vgl.  Rathenaus  Rede,  Reichstag-Stenogramm  vom  29.  3.  22. 
Andere  erschöpfendere  Zusammenstellungen  sind  amtlicherseits  bis- 
her nicht  veröffentlicht  worden,  weil  die  Wertermittelung  Schwierig- 
keiten aller  Art  begegnet.  Über  die  mengenmägige  Aufzählung 
der  Reparationsleistungen  siehe  Denkschrift  des  Auswärtigen  Amts 
über  die  Durchführung  des  Versailler  Vertrags  1922. 


aber  nur  dann  aufrecht  erhalten  bleiben,  wenn  sein  Wirt- 
schaftskörper unterstügt  und  nicht  geschwächt  oder  mit 
Fesseln  aller  Art  belastet  wird. 

Einstweilen  sind  wir  hiervon  anscheinend  noch  weit 
entfernt.  Wie  stehen  die  Dinge  zurzeit?  Sachlieferungen 
aus  der  Substanz  sind  bis  auf  wenige  (Binnenschiffe, 
Eisenbahnmaterial  usw.)  so  gut  wie  beendet.  Die  Re- 
parationssachlieferungen  (livraisons  en  nature,  deliveries  in 
kind)  erfolgen  fast  durchweg  aus  der  laufenden  Pro- 
duktion. In  gewissem  Sinne  handelt  es  sich  allerdings  audi 
hierbei  um  Lieferungen  aus  der  Substanz,  nämlich  soweit 
Lieferungen  in  Betracht  kommen,  bei  deren  Anforderung 
nicht  auf  die  notwendigen  Bedürfnisse  der  Eigenwirtschaft 
(z.  B.  Kohle,  Holz,  Vieh)  Rücksicht  genommen  wird.  Der 
Umfang  der  Sachlieferungsverpflichtungen  für  1922  ist 
durch  die  Entscheidung  der  Reparationskommission  vom 
21.  März  1922  (Moratorium)  festgesegt.  Danach  hat  Deutsch- 
land Sachleistungen  im  Werte  von  insgesamt  1450  Mil- 
lionen Goldmark  zu  bewirken.  Die  Erträgnisse  des  bri- 
tischen Recovery  Act  und  ähnliche  Einnahmen  werden 
auf  diese  Sachannuität  angerechnet.  Nach  einer  weiteren 
Entscheidung  der  Reparationskommission  wird  auch  der 
Wert  der  Lieferungen  aus  den  mit  den  versdiiedenen 
Staaten  abgeschlossenen  oder  noch  abzuschliegenden 
Substitutionsabkommen  hierauf  angerechnet.  Diese  Ab- 
kommen bezwecken  die  Ablösung  der  gänzlich  unwirt- 
schaftlichen Restitution  der  von  den  Besagungsheeren 
fortgeführten  Gegenstände.  Die  Entscheidung  der  Re- 
parationskommission bezieht  sich  zwar  nur  auf  die  Lie- 
ferung von  Neumaterial,  dagegen  nicht  auf  Vieh  und  Eigen- 
oder Altmaterial,  sie  lägt  aber  immerhin  das  bemerkens- 
werte Bestreben  erkennen,  die  Sachannuität  einheitlich  zu 
regeln  und  weitere  Belastungen  des  Haushalts  mit  Aus- 
gaben für  Sachleistungen  irgend  welcher  Art  zu  beseitigen. 
Es  kann  erwartet  werden,  dag  dem  kostspieligen  Resti- 
tutionsdienst in  absehbarer  Zeit  ein  Ende  bereitet  wird. 

Die  im  Moratorium  vom  21.  März  1922  festgesegte 
Goldannuität  von  720  Millionen  Goldmark  hat  im  Gegen- 
sag zu  der  Regelung  im  Londoner  Ultimatum  mit  der  Sach- 
annuität nichts  gemein.  Die  Sachannuität  bedeutet  zurzeit 
keine  Mugverpflichtung  Deutschlands  insofern,  als  den 
Alliierten  freisteht,  ihr  Optionsrecht  auf  die  für  sie  fest- 
gesegten  Sachlieferungsquoten  auszuüben  oder  nicht. 
Wird  es  nicht  ausgeübt,  so  soll  Ersag  durch  Barzahlungen 
nur  erfolgen,  wenn  der  deutschen  Regierung  Obstruktion 
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nachgewiesen  werden  kann.  Aus  dem  Londoner  Ultimatum 
ergab  sich  ein  Uberwiegen  der  Barzahlungen.  Das  Mo- 
ratorium dagegen  sefete  die  Sachannuität  auf  den  doppel- 
ten Betrag  der  Goldannuität  fest.  Bei  dieser  Festsefeung 
sind  die  mit  dem  Ultimatum  gemachten  Erfahrungen  be- 
rücksichtigt worden.  Die  gewaltigen  Barzahlungen  von 
1921  verursachten  ein  rasches  Fallen  der  Mark,  während 
die  innere  Entwertung  nur  langsam  folgte.  Deutschland 
war  dadurch  in  der  Lage,  unter  Weltmarktpreisen  zu  pro- 
duzieren und  wurde  damit  zur  Gefahr  des  Auslandes.  Mit 
der  neuen  Regelung  hoffte  man,  diese  Gefahr  beseitigt  zu 
haben;  die  Ereignisse  haben  bewiesen,  dab  auch  diese  Rech- 
nung trügerisch  war.  In  dem  der  Reparationskommission 
am  8.  Mai  1922  vorgelegten,  berichtigten  Haushaltsvor- 
anschlag für  1922  sind  die  allgemeinen  Reparations- 
ausgaben auf  151,9  Milliarden  Papiermark  beziffert 
worden.  Unter  Zugrundelegung  des  Umrechnungssabes  von 
70  Papiermark  — 1 Goldmark  ergeben  sich  2170  Millionen 
Goldmark,  d.  h.  die  der  im  Moratorium  vom  21.  März  1922 
festgesebten  Gold-  und  Sachannuität  entsprechende 
Summe.  Die  Sachannuität  ist  also  im  Haushaltsanschlag 
voll  eingesebt  worden.  In  den  Erläuterungen  wird  aller- 
dings angedeutet,  dab  ein  ziemlich  grober  Teil  des  hierfür, 
d.  h.  mit  101,5  Milliarden  Papiermark,  angesebten  Betrages 
„aus  naheliegenden  Gründen“  nicht  ausgegeben  werden 
wird.  Auf  Grund  der  folgenden  Erörterungen  ergibt  sich, 
dab  diese  Annahme  nicht  zutreffend  war. 

Die  im  ersten  Halbjahr  1922  bereits  erfolgten  Sach- 
leistungen können  mit  rund  440  Millionen  Goldmark  be- 
ziffert werden.  Davon  entfallen  auf  die  wichfigsten  Lei- 
stungen (in  runden  Zahlen!,  nämlich  Kohle  140,  Kohlen- 
nebenprodukte 15,  Schiffe  und  Hafenanlagen  113,  Wieder- 
aufbaulieferungen des  Reichskommissars  83,  Vieh  23, 
Farben  und  pharmazeutische  Produkte  6,  auf  die  — auf 
die  Sachannuität  anzurechnenden  — Sanktionsabgaben 
(britische  und  serbische  Exportabgabe)  58  Millionen.  Hier- 
bei ist  allerdings  zu  erwähnen,  dab  die  von  der  Gegen- 
seite bewilligten  Gutschriften  voraussichtlich  erheblich 
niedriger  sein  werden,  über  Reglung  des  Gutschrifts- 
verkehrs und  die  Höhe  der  Gutschriftspreise  bestehen  seit 
Jahr  und  Tag  Differenzen,  deren  Beilegung  auch  zurzeit 
nicht  absehbar  ist.  Welche  praktische  Bedeutung  diesem 
Streit  indessen  zukommt,  geht  z.  B.  aus  der  Fob-Preis- 
frage hervor.  Deutschland  beansprucht  auf  Grund  des 
Versailler  Vertrages  für  Kohlenlieferungen  auf  dem  See- 
weg entweder  den  deutschen  Ausfuhrpreis  frei  an  Bord 
des  Schiffes  in  einem  deutschen  Seehafen  oder  den  ent- 
sprechenden englischen  Ausfuhrpreis,  und  zwar  den  je- 
weils niedrigeren.* *)  Die  Empfangsländer  wollen  jedoch 
nur  den  deutschen  Grubenpreis  zugestehen.  Die  genaue 
finanzielle  Höhe  des  Streitobjekts  läbt  sich  aus  technischen 
Gründen  schwer  ermitteln.  Immerhin  handelt  es  sich  für 
die  gesamte  in  Betracht  kommende  Zeit  um  einige  hundert 
Millionen  Goldmark.  Der  Streit  gewinnt  mit  dem  Augen- 
blick ausschlaggebende  Bedeutung,  wo  die  deutschen 
Sachleistungen  eine  der  Annuitätsumme  nahekommende 
Höhe  erreichen.  — Die  für  das  erste  Halbjahr  genannten 
Zahlen  können  nicht  ohne  weiteres  auch  für  das  zweite 
Halbjahr  zugrunde  gelegt  werden.  Kohle  ist  zwar  im 
Preise  erheblich  gestiegen  und  näherte  sich  eine  Zeitlang 
bedenklich  dem  Weltmarktpreise;  inzwischen  hat  die  Va- 
lutakatastrophe den  Unterschied  wieder  erheblich  ver- 
gröbert. Hierdurch  wird  die  Höhe  der  Gutschriftspreise, 
die  in  Goldmark  festgesetzt  werden,  stark  beeinträchtigt. 
Ferner  sind  zwei  weitere  Faktoren  eingetreten,  die  den  Wert 
der  Kohlenlieferungen  ganz  wesentlich  drücken  werden.  Fast 

*)  In  dem  Wiesbadener  Nebenabkommen  verzichtet  Deutschland 
hierauf  gegenüber  Frankreich.  Dieses  Abkommen  ist  aber  bisher 
weder  von  der  Reparationskommission  noch  von  Deutschland  ge- 
nehmigt worden.  n 


überall  ist  in  den  Revieren  ein  Förderrückgang  von  10% 
zu  verzeichnen.  Der  Verlust  Oberschlesiens  bedeutet  eine 
Einbube  von  20  % der  deutschen  Kohlenproduktion.  Die 
uns  irobdem  auf  erlegte  Lieferung  von  125  000  t ober- 
schlesischer Kohle  bedeutet  überhaupt  keine  eigentliche 
Sachlieferung,  sondern  eine  Barzahlung.  Da  der  abge- 
tretene Teil  von  Oberschlesien  nicht  zum  Reich  gehört, 
mub  zum  Ankauf  dieser  Kohle  Mark  exportiert  werden. 
Es  erscheint  demnach  völlig  ausgeschlossen,  dab  die  Liefer- 
mengen des  ersten  Halbjahrs  innegehalten  werden  kön- 
nen, und  es  ist  zu  hoffen,  dab  das  Kohlendiktat  der  Re- 
parationskommission vom  21.  Juli  1922  nicht  aufrecht  er- 
halten bleibt.  Aber  selbst  im  Falle  seiner  Durchführung 
kann  unter  Berücksichtigung  aller  in  Frage  kommenden 
Faktoren  m.  E.  nur  mit  einer  Kohlenleistung  im  Werte  von 
110  Millionen  Goldmark,  also  gegenüber  dem  1.  Halbjahr 
mit  einer  Differenz  von  mindestens  40  Millionen  Goldmark 
gerechnet  werden.  Entsprechendes  gilt  für  die  Kohlen- 
nebenprodukte;  hier  ergibt  sich  ein  Minus  von  etwa 
3 Millionen  Goldmark.  Ähnliche  Erwägungen  gelten  ferner 
bezüglich  der  Vieh-  und  Holz  lieferungen.  Ein  grober 
Teil  dieser  Lieferungen  kann  im  Inlande  nicht  aufgebracht 
werden*);  die  Anforderungen  der  Alliierten  lassen  die  er- 
forderliche Rücksichtnahme  auf  die  Schwierigkeiten  und 
den  Bedarf  der  Innenwirtschaft  stark  vermissen,  so  dab 
Deutschland,  um  diesen  Anforderungen  nachzukommen, 
gezwungen  ist,  in  beträchtlichem  Mabstabe  Auslandskäufe 
vorzunehmen.  Diese  Käufe  fanden  bisher  vornehmlich  in 
valutaschwachen  Ländern  statt,  sie  sind  aber  in  lebter 
Zeit  dadurch  vereitelt  worden,  dab  die  Verkäufer  hoch- 
valutarische Devisen  zu  verlangen  begonnen  haben.  Ob 
es  möglich  sein  wird,  die  Lieferungen  auf  gleicher  Flöhe 
zu  erhalten  oder  gar  zu  steigern,  mub  füglich  bezweifelt 
werden.  Das  mengenmäbig  ungefähr  festsfehende  Vieh- 
lieferungsprogramm wird  unter  Berücksichtigung  der  er- 
höhten  Spannung  zwischen  Inland-  und  Weltmarktpreis  j 
etwa  14  Millionen  Goldmark,  also  gegenüber  dem  ersten  I 
Halbjahr  minus  9 Millionen  Goldmark,  erfordern.  Die  gleich-  j 
falls  mengenmäbig  bestimmten  Holzlieferungen  gehören  zu  j 
den  weiter  unten  zu  erörternden  Wiederaufbaulieferungen 
des  Reichskommissars.  Bei  den  Schiffs  lieferungen  ist  zu 
berücksichtigen,  dab  auber  zwei  im  Juli  abgelieferten 
Schiffen  im  Werfe  von  1 K Millionen  Goldmark  weitere 
Lieferungen  für  1922  nicht  mehr  in  Betracht  kommen;  die 
wenigen  in  Auftrag  genommenen  oder  zu  nehmenden 
Neubauten  für  Frankreich,  Italien  und  Griechenland  werden 
längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen.  Zu  berücksichtigen  ist,  1 
dab  das  erste  Halbjahr  auf  dem  Gebiete  der  Seeschiff- 
lieferungen aubergewöhnliche  Leistungen  brachte;  der  i 
Dampfer  Bismarck  kostet  allein  60  Millionen  Goldmark. 
Dagegen  sind  im  zweiten  Halbjahr  höhere  Leistungen  an 
Binnenschiffen  und  Dockmaterial,  und  zwar , 
von  insgesamt  rd.  36  Milliarden  Goldmark,  zu  erwarten.  Die  j 
Leistungen  an  Schiffen  und  Iiafenmaterial  werden  dem- 
nach um  etwa  76  Millionen  Goldmark  hinter  den  Leistungen 
des  ersten  Halbjahrs  zurückstehen.  Das  Erträgnis  der  Sank-  . 
tionsabgaben  ist  von  dem  Umfang  des  freien  Exports 
sowie  von  der  Frage  abhängig,  ob  sich  weitere  Länder  zu  , 
Erhebung  der  Abgabe  enischlieben  können;  beides  ist  un- 
gewib;  es  wird  daher  angenommen,  dab  das  Erträgnis 
gleich  bleibt  (58  Millionen  Goldmark).  Auch  die  Lieferungen 
von  Farben  und  '-pharmazeutischen  Mitteln 
können  mit  den  gleichen  Ziffern  eingesebt  werden.  Da-  i 
gegen  bringt  die  Restabwickelung  der  P o e n a - Lie^ 
ferungen  (landwirtschaftliche  Maschinen),  die  im  ersten 
Halbjahr  noch  im  Werte  von  1 100  000  Goldmark  erfolgten, 
für  das  zweite  Halbjahr  nur  noch  Lieferungen  von  rund 

■! 

. 1 lr*a 

*)  Bei  den  Holzlieferungen  z.  B.  fehlt  es  überhaupt  an  der  Mög- 
lichkeit, die  geforderte  Menge  einzuschlagen. 
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400  000  Goldmark.  Zusamunenfassend  ergibt  sich  für  das 
zweite  Halbjahr  eine  voraussichtliche  Gesamtleistung  von 
rund  238  Millionen  Goldmark  ohne  die  sogenannten 
Wiederaufbaulieferungen.  Bei  der  Lage  der 
Dinge  steht  es  durchaus  nicht  im  Bereich  der  Möglichkeit 
oder  gar  etwa  im  Belieben  der  deutschen  Regierung,  eine 
nennenswerte  Steigerung  der  bisher  erwähnten  Leistungen 
zu  erzielen. 

Die  Frage  der  Wiederaufbaulieferungen  steht  gegen- 
wärtig im  Mittelpunkt  des  Interesses,  namentlich  in  Frank- 
reich, wo  man  in  ihr  den  Prüfstein  des  „guten  Willens“ 
Deutschlands  sehen  will.  Die  Rechtsgrundlage  dieser  Lie- 
ferungen bildet  § 19  Anl.  II  und  Anlage  IV  zu  Teil  VIII 
des  Versailler  Vertrags.  Da  das  im  Versailler  Vertrag 
vorgesehene  Lieferungsverfahren  gänzlich  unbrauchbar  ist, 
sind  eine  Reihe  von  Abkommen  getroffen  worden,  die  die 
vorhandenen  Schwierigkeiten  beseitigen  und  den  „freien 
Verkehr“  einführen  sollen.  Ihre  Grundlage  bildet  das  mit 
der  Reparationskommission  abgeschlossene  Cunße-Be- 
melmans-Abkommen.  Dieses  Abkommen  ist  durch  das 
Ruppel-Gillet-Abkommen  für  Frankreich  durch  Aufnahme 
der  meisten  Bestimmungen  des  Wiesbadener  Abkommens 
abgeändert  und  vor  kurzem  in  Geltung  getreten.  Das 
Cunße-Bemelmans-Abkommen  selbst  hat  noch  keine  alli- 
ierte Regierung  angenommen.  Um  nun  die  Möglichkeit  einer 
Ausnußung  der  den  Alliierten  auf  die  Sachannuitäi  ge- 
währten Option  zu  prüfen,  muß  zunächst  davon  ausgegan- 
gen werden,  daß  die  Sachannuität  in  zwei  Teile,  nämlich 
die  Option  Frankreichs  und  die  der  übrigen  Alliierten,  ge- 
teilt ist,  und  zwar  sind  entsprechend  dem  nach  alliierter 
Vereinbarung  gegenüber  dem  von  Spa  erhöhten  Ver- 
teilungsschlüssel Frankreich  950  Millionen  Goldmark  =. 
rd.  65  % zugewiesen  worden.  Deutschland  hat  also  auf 
Verlangen  Frankreichs  Sachleistungen  in  Höhe  von  950 
Millionen  Goldmark  zu  liefern.  Hieran  ändert  auch  die 
Kreditierungsbestimmung  des  Wiesbadener  Abkommens, 
welche  durch  das  Ruppel-Gillet-Abkommen  ausdrücklich 
aufrechterhalten  worden  ist,  nichts.  Diese  Bestimmung 
wirkt  im  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  Frankreich 
rein  formell,  materiell  dagegen  infolge  des  Beschlusses 
der  Finanzminister  vom  11.  März  1922  im  Innenverhältnis 
zwischen  den  Alliierten.  Beide  Teile  der  Sachannuität  sind 
scharf  zu  trennen.  Ein  etwaiger  Überschuß  der  Gruppe  der 
übrigen  Alliierten  kommt  Frankreich  nicht  zugute;  dagegen 
ist  ein  Austausch  zwischen  den  übrigen  Alliierten  selbst 
nach  Art.  3 des  Finanzministerabkommens  innerhalb  ihres 
Teiles  von  500  Millionen  Goldmark  zulässig.  Von  der  oben 
für  das  erste  Halbjahr  1922  mit  440  Millionen  angesehen 
Summe  entfallen  auf  Frankreich  130  Millionen,  darunter 
nur  4 Millionen  für  Aufbaulieferungen,  auf  die  übrigen 
Alliierten  310  Millionen,  darunter  78  Millionen  für  Auf- 
baulieferungen. Von  den  für  das  zweite  Halbjahr  auf 
238  Millionen,  ohne  Wiederaufbaulieferungen,  berechneten 
Leistungen  entfallen  auf  Frankreich  96,  auf  die  übrigen 
Alliierten  142  Millionen.  Es  zeigt  sich  also,  daß  die 
übrigen  Alliierten  mit  452  Millionen  Goldmark  nur  um 
48  Millionen  von  ihrer  Quote  von  500  Millionen  Zurück- 
bleiben, eine  Differenz,  die  durch  die  Lieferungen,  in  der 
Hauptsache  an  Belgien  und  Serbien*),  mit  ziemlicher  Be- 
stimmtheit ausgeglichen  werden  wird.  Aus  diesem  Um- 
stand geht  bereits  hervor,  wie  dringend  die  schleunige  Re- 
gelung der  angedeuteten  Gutschriftsfragen  für  Deutsch- 
land ist.  Diese  Regelung  ist  umso  wichtiger,  als  mangels 
einer  von  vornherein  bestimmten  Quotenverteilung  unter 
die  einzelnen  Alliierten  nach  wie  vor  die  Gefahr  besteht, 


*)  Die  Lieferungen  an  Italien  werden  dadurch  vermutlich  be- 
einträchtigt werden,  daß  es  nicht  gelungen  ist,  eine  Einigung  über 
das  Sachlieferungsabkommen  zu  erzielen.  Serbien,  Griechenland 
und  Rumänien  sind  wegen  Abschlusses  solcher  Abkommen  bisher 
noch  nicht  vorstellig  geworden. 


daß  die  Stetigkeit  der  Entwickelung  des  Lieferungswesens 
beeinträchtigt  wird  und  vor  allem  Anforderungen  gestellt 
werden,  die  nicht  dem  Bedürfnisse  des  anfordernden 
Landes  entsprechen.  — 

Ganz  verschieden  ist  die  Sachlage  bezüglich  der 
Sachquote  Frankreichs.  Frankreich  hat  nach  dem  vor- 
her Gesagten  in  diesem  Jahre  Sachleistungen  in 
Höhe  von  130  Millionen  Goldmark  erhalten  und  weitere 
96  Millionen  zu  erwarten,  zusammen  226  Millionen.  Hierin 
sind  erst  4 Millionen  für  Wiederaufbauzwecke  (im  ersten 
Halbjahr)  enthalten.  Wie  werden  sich  die  weiteren  Lie- 
ferungen gestalten? 

Das  Ministerium  der  befreiten  Gebiete  arbeitet  zur- 
zeit mit  großer  Energie  an  der  tngangsejsung  des  freien 
Verkehrs.  Die  französischen  Interessenten,  denen  jede 
Möglichkeit  der  Erleichterung  zugesagt  wird,  überschütten 
direkt  oder  durch  ihre  Vertretungen  (Handelskammern, 
Groupements  usw.)  Deutschland  mit  Anfragen.  * Die  Zoll- 
frage, eine  der  bisherigen  Haupthindernisse,  ist  zugunsten 
eines  provisorischen  Minimalzollsystems  gelöst.  Unklar 
klar  bleibt  aber  nach  wie  vor  die  Haltung  der  allgemeinen 
französischen  Politik.  Es  darf  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen bezweifelt  werden,  daß  die  französische  Politik 
auf  die  Erlangung  von  üngeheuren  Sachlieferungen  für 
den  Wiederaufbau  gerichtet  ist.  In  der  Erwartung,  daß 
die  übrige  Welt  den  Anspruch  Frankreichs  auf  Wieder- 
herstellung und  Kriegsentschädigung  auch  weiter,  d.h. 
nach  Abschluß  des  Versailler  Vertrages,  billigen  würde, 
hat  Frankreich  in  kurzer  Zeit  90  Milliarden  Frs.  veraus- 
gabt, eine  Summe,  die  fast  die  Quote  Frankreichs  an  der 
utopischen  Schuldsumme  von  132  Milliarden  Goldmark  er- 
reicht, und  die  bei  jeder  Gelegenheit  Deutschland  als  „Vor- 
schuß“ präsentiert  wird.  Die  französische  Politik  richtet  sich 
naturgemäß  in  erster  Linie  auf  die  Wiedererlangung  dieser 
„Vorschüsse“;  mit  Sachleistungen  für  Wiederaufbauzwecke 
wird  dieses  Ziel  aber  im  geringsten  Maße  erreicht.  Sie 
strebt  daher  nunmehr,  nachdem  das  Unvermögen  Deutsch- 
lands zu  Barzahlungen  offenkundig  geworden  ist,  nach 
Sachgütern,  die  der  „tresor  franpais“  realisieren  kann 
(„produktive  Pfänder“).  — Erbitterter  Kampf  wird  ferner  noch 
immer  von  der  französischen  Industrie  gegen  die  Sachliefe- 
rungen geführt.  Die  Gründe  für  diese  Widerstände  liegen 
klar  zutage;  indessen  scheint  ihre  Wirkung  infolge  des 
Einflusses  der  Kriegsgeschädigten  geringer  geworden  zu 
sein.  Was  Deutschlands  Mitwirkung  anbetrifft,  so  kann  der 
häufig  bekundete  Wille  der  deutschen  Regierung  zum  bal- 
digen Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete  schon  allein 
aus  dem  Grunde  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  weil  das 
selbstverständliche  Bestreben  Deutschlands  vor  allem  da- 
hin gehen  muß,  Frankreich  das  Propagandamittel  der  zer- 
störten Gebiete  aus  der  Hand  zu  winden.  Allein  so  wider- 
sinnig es  erscheinen  mag,  hat  die  deutsche  Regierung  ge- 
genwärtig weniger  Handhaben  als  früher,  ihrerseits  ent- 
scheidender auf  den  Gang  des  Wiederaufbaus  einzuwirken. 
Der  Wiederaufbau  soll  sich  künftig  nach  den  Regeln  des 
freien  Verkehrs  abspielen.  Eine  Beeinflussung 
der  Kaufleute  und  Industriellen  widerstreitet  dem  Inhalte 
und  Zwecke  des  Abkommens.  Es  liegt  also  völlig  an  der 
Initiative  der  französischen  und  deutschen  Privatleute,  wel- 
chen Umfang  der  Wiederaufbauverkehr  annehmen  wird. 
Zweifellos  bietef  der  Export  nach  Frankreich  dem  deutschen 
Unternehmer  manche  Reize.  Frankreich  ist  infolge  seiner 
schrankenlosen  Schußzollpolitik  zu  einem  Neuland  für  den 
deutschen  Export  geworden.  Das  Niederlegen  der  Schuß- 
zollschranke für  die  Wiederaufbaulieferungen  bietef  die 
Möglichkeit,  in  Frankreich  ständige  Absaßgebiete  zu  ge- 
winnen. Die  Lieferungen  für  den  Wiederaufbau  sind  auch, 
wie  jeder  Export,  lohnender  als  Inlandslieferungen.  Allein 
iur  einen  freiwilligen  Geschäftsverkehr  mit  Frankreich  ist 
die  jeßige  Lage  im  übrigen  durchaus  nicht  günstig.  Frank- 
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reich  hai  sich  im  Gegensab  zu  den  meisten  anderen  Alliier- 
ten nicht  zu  dem  Verzicht  auf  das  Sanktionsrecht  nach  § 18 
Anl.  II  Teil  VIII  des  Versailler  Vertrages  verstehen  können. 
Nach  einer,  auch  durch  das  Ruppel-Gillet-Abkommen  nicht 
aufgehobenen  Bestimmung  des  Wiesbadener  Abkommens 
verzichtet  Frankreich  zwar  auf  die  Anwendung  dieses 
Rechts  hinsichtlich  der  durch  die  Wiederaufbaulieferungen 
entstandenen  Gutscljrifisforderungen  und  der  etwa  ange- 
sammelten Warenvorräte  und  Guthaben  der  deutschen 
Unternehmungen.  Dieser  Verzicht  ist  aber  nur  eimbedingter 
und  genügt  zum  Schube  der  deutschen  Interessen  in  Frank- 
reich nur  sehr  unvollkommen.  Werden  deutsche  Unterneh- 
mer gröbere  Risiken  in  Frankreich  eingehen  zu  einem 
Zeitpunkt,  wo  die  französische  Regierung  durch  Sperrung 
der  deutschen  Bankguthaben  in  Elsab-Lothringen  Sankti- 
onen, wie  sie  § 18  a.  a.  O.  vorsieht,  tatsächlich  schon  zur 
Anwendung  bringt,  ohne  dab  die  formellen  Voraussebungen 
dieser  Bestimmung  vorliegen?  — Wiederaufbaulieferungen 
durch  den  Reichskommissar,  also  im  gebundenen  Verkehr, 
kommen  z.  Zt.  für  Frankreich  nur  noch  in  Betracht,  soweit 
es  sich  um  Holz  und  diejenigen  Waren  handelt,  die  in  der 
Liste  A des  Cunbe-Bemelmans-Abkommens  aufgezählt, 
d.  h.  die  entweder  kontingentiert  sind  oder  deren  Ausfuhr 
überhaupt  verboten  ist.  Sebt  man  den  Wert  der  für  das 
zweite  Halbjahr  in  Betracht  kommenden  Waren  dieser  Art 
mit  etwa  7 Millionen  an,  so  ergibt  sich  eine  Gesamtleistung 
für  Frankreich  in  Höhe  von  233  Millionen,  also  gegenüber 
seiner  Sachannuitätsquote  ein  Defizit  von  717  Millionen 
Goldmark.  Diese  gewaltige  Summe  noch  bis  zum  Jahres- 
schlub  im  freien  Verkehr  durch  Sachleistungen  aufzubrin- 
gen, ist  offenbar  unmöglich.  Selbst  bei  günstigster  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  mit  Frankreich  werden  kaum  mehr 
als  20  Millionen  Goldmark  in  Frage  kommen.  Dieser  Aus- 
sichten ist  sich  die  französische  Regierung  auch  zweifellos 
bewubt.  Sie  versucht  daher  neuerdings,  gröbere  Leistun- 
gen von  Deutschand  vermöge  des  § 19  Anl.  II  zu  Teil  VIII 
des  Versailler  Vertrages  zu  erlangen.  Diese  Vorschrift  ist 
durch  Art.  VIII  des  Londoner  Zahlungsplans  dahin  erweitert 
worden,  dab  von  Deutschland  jede  Materialbeschaffung  und 
Arbeitsleistung  verlangt  werden  kann,  die  eine  alliierte 
Macht  anfordert,  „um  sie  instand  zu  seben,  mit  der  Ent- 
wicklung ihres  industriellen  und  wirtschaftlichen  Lebens 
fortzufahren“.  Es  handelt  sich  also  hierbei  auch  vor  allem 
um  Sach-  und  Arbeisleistungen,  die  mit  dem  eigentlichen 
Wiederaufbau  nichts  zu  tun  haben.  Die  bisherigen  Wieder- 
aufbauleistungen, die  auf  Grund  des  § 19  bewirkt  wurden, 
sind  im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Wiederaufbauleistungen 
geringfügig  und  machen  nur  ungefähr  den  10.  Teil  dieser 
Leistungen  aus.  Von  welcher  Tragweite  die  genannte  Be- 
stimmung aber  infolge  ihrer  Abänderung  werden  kann,  be- 
weist der  Le  Trocguer’sche  Plan.  Es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dab  die  deutsche  Regierung  sich  in  absehbarer 
Zeit  mit  diesem  Projekt  amtlich  zu  befassen  hat,  wenn  auch 
die  kürzlich  erfolgte  grundsäbliche  Zustimmung  der  Repa- 
rationskommission zunächst  nichts  weiter  als  das  formelle 
Anerkenntnis  dafür  ist,  dab  das  Projekt  nicht  mit  der  vor- 
genannten Bestimmung  im  Widerspruch  steht.  Ob  der 
gigantische  Plan  aber  überhaupt  oder  welcher  Teil  durch- 
führbar ist,  steht  einstweilen  dahin.  Die  Finanzierung  wird 
zu  einem  erheblichen  Teile  durch  Frankreich  selbst  er- 
folgen müssen.  Deutschland  soll  in  der  Hauptsache  Material 
und  Arbeiter  stellen.  Nach  den  bisherigen  Veröffentlichun- 
gen über  die  in  Aussicht  stehende  Behandlung  der  Arbeiter 
hat  es  nicht  den  Anschein,  dab  mit  den  deutschen  Arbeitern, 
die  seit  längerem  für  ihre  etwaige  Beteiligung  an  dem 
Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete  mit  den  französischen 
Gewerkschaften  bestimmte  Grundsäbe  vereinbart  haben, 
eine  Verständigung  über  diesen  Plan  in  der  vorliegenden 
Form  erzielt  werden  wird.  Dies  würde,  wenn  nicht  das 
Scheitern  des  Plans  schlechthin,  so  doch  eine  derartige  Er- 


höhung des  französischen  Kostenteils  bedeuten,  dab  die 
Ausführung  wegen  der  trostlosen  Finanzlage  Frankreichs 
voraussichtlich  bis  auf  weiteres  aufgeschoben  werden 
mübte.  Für  das  Jahr  1922  kommt  eine,  wenn  auch  nur  teil- 
weise Durchführung  jedenfalls  nicht  in  Betracht.  — Es  er- 
gibt sich  nach  alledem,  dab  Frankreich  seine  Sachguote  für 
1922  voraussichtlich  nur  zu  einem  Höchstbetrage  von  rund 
253  Millionen  Goldmark  erschöpfen  wird. 

Die  finanzielle  Belastung,  welche  Deutschand  aus  den 
Sachleistungen  für  1922  erwachsen  wird,  beträgt  also  etwa 
753  Millionen  Goldmark;  hiervon  entfallen  auf  das  erste 
Halbjahr  440  Millionen.  Der  dem  Reichstag  vorgelegte 
Haushaltsvoranschlag  für  das  Rechnungsjahr  1922  (1.  April 
bis  31.  März)  sieht  für  Reparationssachlieferungen  96,5,  ein- 
schlieblich  der  Viehlieferungen  101,5  Milliarden  Papiermark 
vor;  hierzu  kommen  noch  für  Substitutionslieferungen, 
welche  bisher  nicht  auf  die  Sachannuität  anzurechnen  sind, 
etwa  1,5  Milliarden  Papiermark;  zusammen  also  103  Milli- 
arden Papiermark.  Die  Sachleistungen  im  1.  Halbjahr  in 
Höhe  von  440  Millionen  Goldmark  machen  bei  Anwendung 
des  Umrechnungsfaktors  1 : 70  30,8  Milliarden  Papiermark 
aus.*)  Für  die  Leistungen  des  2.  Halbjahrs  mub  an- 
gesichts des  eingetretenen  Valutasturzes  ein  Umrech- 
nungssab  von  mindestens  200**)  : 1 gewählt  werden.  Die 
Anwendung  dieses  Sabes  bedeuten  für  313  Millionen  Gold- 
mark = 62,6  Milliarden  Papiermark.  Insgesamt  ergeben  sich 
also  für  das  Kalenderjahr  93,4  Milliarden  Papiermark.  Die 
Erwartung,  dab  für  das  Rechnungs  jahr  1922  für  Repa- 
rationssachleistungen, einschlieblich  Vieh  und  Substitutionen, 
erheblich  weniger  als  103  Milliarden  ausgegeben  werden, 
trifft  also  nicht  zu.  Der  Wert  der  Sachlieferungen  vom 
1.  April  1922  bis  zum  31.  März  1923  wird  über  diesen  Betrag 
ohne  Zweifel  hinausgehen.  Der  ungedeckte  Zuschub  und  An- 
leihebedarf für  die  Ausführung  des  Friedensvertrages,  wel- 
cher am  15.  Juni  1922  mit  rund  210  Milliarden  Papiermark  be- 
ziffert wurde,  vergröbert  sich  also  voraussichtlich  weiter  um 
ein  Beträchtliches,  wenn  nicht  ein  wirksames  Moratorium  ge- 
währt wird.  Dieser  Betrag  kann  weder  durch  das  gröbere 
Aufkommen  an  Steuern  und  Zöllen  infolge  der  weiteren 
Geldentwertung  noch  durch  die  Erträgnisse  der  Zwangs- 
anleihe gedeckt  werden.  Die  Durchführung  der  Sach- 
leistungen wirkt  finanziell  einstweilen  rein  inflatorisch.  Die 
Regierung  benötigt  zu  ihrer  Finanzierung  ausschlieblidi 
bares  Geld,  und  zwar,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  auch 
Devisen.  Es  liegt  nach  den  obigen  Ausführungen  auf  der 
Hand,  dab  die  Ergebnisse  der  Zwangsanleihe  diese  Wir- 
kung nur  vorübergehend  einschränken  werden,  da  das  Er- 
trägnis in  kürzester  Zeit  verbraucht  sein  wird.  Eine  Wieder- 
holung dieses  Experiments  ist  nicht  angängig,  da  Eingriffe 
in  die  Substanz  nicht  beliebig  fortgesebt  werden  können. 
Bei  der  gegenwärtigen  Lage  wird  die  Regierung  froh  sein, 
wenn  es  ihr  gelingt,  den  Etat  ohne  die  Friedensvertrags- 
ausgaben zu  balanzieren.  Hinsichtlich  der  Frage,  wie  etwa 
die  Mittel  für  die  Verzinsung  einer  internationalen  Anleihe 
aufgebracht  werden  könnten,  werden  sich  zweifellos  grobe 
Schwierigkeiten  ergeben.  Eine  solche  Anleihe  allein  würde 
Deutschland  aber  weiter  in  die  Lage  versehen,  Sachliefe- 
rungen in  der  bisherigen  Höhe  aufzubringen,  ohne  es  dem 
völligen  Zusammenbruch  zuzuführen.  Die  internafionalen 
Geldgeber  werden  sich  aber  wohl  sehr  überlegen,  ob 
sie  ein  Deutschland  unterslüben  sollen,  dessen  Handels- 
bilanz infolge  des  toten  Exports  der  Sachlieferungen  immer 
passiver  wird  und  dadurch  zur  weiteren  Verschlech- 
terung der  gesamten  Wirtschaftslage  unaufhaltsam  beiträgt. 

*)  Die  wirklichen  Papiermarkausgaben  sind  etwas  geringer. 
Der  UmrechnungsfaktoF  ist  aber  annähernd  richtig  gewählt 
worden. 

**)  Dieser  Faktor  ist  zwar  insofern  willkürlich,  als  er  nicht 
berücksichtigt,  dab  die  innere  Geldentwertung  nicht  mit  der  äubern 
identisch  ist;  seiner  Ermittelung  liegt  jedoch  der  gleiche  Gedanke 
wie  bei  dem  vorgenannten  Faktor  zugrunde.  (175.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe. 

Die  seit  etwa  Jahresfrist  zunächst  vereinzelt,  dann 
systematisch  vom  ausländischen  Wettbewerb  durch- 
geführten Preisermäßigungen  haben  die  Konkurrenzfähig- 
keit deutscher  Waren  auf  dem  Weltmarkt  wesentlich  er- 
schwert. Nicht  nur  in  den  Ententestaaten,  sondern  auch  in 
den  Neutralländern  wurde  die  deutsche  Warenzufuhr,  ob- 
wohl sie  ihrer  Menge  nach  die  Vorkriegsziffern  noch 
längst  nicht  erreichen  konnte,  mißgünstig  betrachtet  und 
behandelt.  Vielfach  wurde  sie  von  besonderen  Einfuhr- 
bewilligungen abhängig  gemacht,  durch  die  Beibringung 
von  Ursprungszeugnissen  und  Konsulatsbescheinigungen 
mit  Arbeit  und  Kosten  belastet  und  durch  die  Forderung 
von  Ursprungsmarken  auf  den  einzelnen  Waren  und  auf 
den  Sendungen  kontrolliert.  Weitere  Hemmungen  ent- 
standen aus  dem  Kriegsraub  von  Patent-  und  Muster- 
rechten, aus  der  willkürlichen  Bewertung  deutscher  Ein- 
fuhrwaren bei  der  Verzollung  und  darüber  hinaus  aus  der 
Anwendung  von  „Antidumping“-Zöllen  und  speziell  gegen 
die  deutsche  Zufuhr  gerichteten  Valutazuschlägen,  die  mit 
der  steigenden  Entwertung  der  deutschen  Mark  zunehmen 
und  neben  einer  äußerst  gehässigen  Agitation  unseren 
Export  immer  stärker  bedrohen. 

Troß  aller  Schwierigkeiten  durch  das  Fehlen  eigner 
Auslandsvertretungen,  weshalb  die  Anknüpfung  alter  Aus- 
landsverbindungen und  die  Anbahnung  neuer  Geschäfte 
zu  ihrer  Durchführung  großer  pekuniärer  Opfer  bedurfte, 
war  es  nach  dem  Kriege  gelungen,  das  Ausfuhrgeschäft 
wieder  zu  beleben  und  aus  geringfügigem  Umfang  einer 
aufstrebenden  Entwicklung  zuzuführen,  solange  der  Stand 
der  deutschen  Valuta  den  Einkauf  ausländischer  Rohstoffe 
nicht  zu  stark  erschwerte,  solange  sich  die  inländischen 
Gestehungskosten  in  gewissen  Grenzen  hielten  und  die 
handelsfeindlichen  Maßnahmen  des  Auslandes  sich  auf 
verhältnismäßig  geringe  Ansprüche  beschränkten.  Be- 
denklicher wurde  indessen  die  Lage  der  Exportindustrie 
und  des  Ausfuhrhandels,  als  die  inländische  Verteuerung 
der  Erzeugung  unter  sprunghafter  Erhöhung  der  deutschen 
Frachten  und  Versicherungsgebühren,  der  Kohlenpreise  und 
der  infolge  des  Valutastandes  nötig  werdenden  Steigerung 
der  Löhne  und  Gehälter  einseßte. 

Im  Gegensaß  zu  diesen  Wirkungen,  die  den  deutschen 
Gestehungspreis  den  ausländischen  Marktpreisen  nahe 
brachten,  teilweise  sogar  darüber  hinaus  steigerten, 
wurden  die  Exportpreise  ausländischer  Erzeugnisse  mit 
geringen  Unterbrechungen  dauernd  ermäßigt  (teilweise  bis 
zu  50  v.  H.),  zu  welchem  Zwecke  im  Ausland  Löhne, 
Frachten  und  sonstige  Abgaben  reduziert  wurden;  auch 
durch  besondere  Exportfrachtsäße  suchte  man  die  Ausfuhr 
zu  fördern.  Dem  gleichen  Ziele  einer  Bekämpfung  des 
deutschen  Exports  wurden  die  verschiedensten  Hilfsmittel 
anderer  Art  dienstbar  gemacht.  Es  kam  fast  überall  zum 
Abschluß  von  Handelsverträgen  zwischen  den  Feindbund- 
staaten, die  darauf  hinausliefen,  unter  gegenseitiger  Be- 
vorzugung den  deutschen  Wettbewerb  auszuschalten, 
dessen  Schuß  infolge  der  Bestimmungen  des  Versailler 
Vertrages  auf  gleichem  oder  ähnlichem  Wege  für  Deutsch- 
land nicht  erreichbar  war. 

Die  weiteren  Folgen  des  Friedensvertrages,  die  durch 
die  Entreißung  bedeutender  Absaßgebiete,  durch  die 
Kohlenabgaben  an  die  Entente,  durch  den  Verlust  der 
oberschlesischen  Kohlenproduktion  und  durch  willkürliche 
Eingriffe  in  das  deutsche  Wirtschaftsleben  sich  besonders 
störend  fühlbar  machten,  schädigten  die  Warenproduktion 
und  den  Handel  in  ständig  wachsendem  Umfang,  während 
ihnen  gleichzeitig  zur  Bestreitung  der  Reichsausgaben 
immer  höhere  Lasten  aufgebürdet  werden  mußten. 


Nachdem  im  laufenden  Jahre  die  Exportlieferungen 
der  Industrie  noch  mit  der  Umsaßsteuer  von  2 v.  H.  be- 
lastet worden  waren,  während  sie  vorher  davon  befreit 
geblieben  waren,  sah  sich  eine  Anzahl  von  Fachverbänden 
der  Industrie  veranlaßt,  beim  Reichswirtschaftsministerium 
Anträge  auf  eine  Herabsetzung  der  Ausfuhr- 
abgaben, die  bis  zu  10  v.  H.  vom  Ausfuhrwert  der 
Waren  erhoben  werden,  zu  stellen.  Diese  Anträge  wurden 
indessen  mit  folgender  Begründung  abgelehnt:  „Es 

können  zurzeit  nur  Anträge  für  solche  Waren  Berücksich- 
tigung finden,  die  entweder  einen  besonderen  Anteil  an 
ausländischen  Rohstoffen  enthalten,  der  ihre  Gestehungs- 
kosten vom  Stande  der  Mark  im  wesentlichen  unabhängig 
erscheinen  läßt,  oder  bei  deren  Einstufung  in  den  Tarif 
offensichtlich  Versehen  unterlaufen  sind.“ 

Troß  dieser  Abweisung  bemühte  sich  die  Industrie 
weiter  um  eine  Ermäßigung  der  Ausfuhrabgaben,  indem 
sie  zahlenmäßig  nachwies,  daß  die  Exportmengen  seit 
Monaten  dauernd  abgenommen  haben,  und  daß  große 
Aufträge  für  das  Ausland  deshalb  verloren  gingen,  weil 
die  deutschen  Forderungen  zu  hoch  gewesen  waren.  Das 
Reichswirtschaftsministerium  vertröstete  die  Industrie  auf 
den  kommenden  Herbst  und  verlangte  einstweilen  die 
Vorlegung  weiteren  Beweismaterials  durch  die  Einreichung 
von  Kalkulationen  über  die  Herstellungskosten. 

Während  diese  Unterlagen  beschafft  wurden,  erschien 
ohne  Befragung  der  beteiligten  Kreise  zunächst  eine  Ver- 
ordnung, durch  die  dem  Ausfuhrhandel  eine  besondere 
Abgabe  in  Höhe  von  1,5  vom  Tausend  als  Beihilfe  zur  Be- 
kämpfung der  Notlage  der  deutschen  Presse  auferlegt 
wurde.  Eine  wesentlich  größere  Überraschung  brachte  in- 
dessen am  5.  August  der  im  Ausfuhrabgabenausschuß  des 
Vorläufigen  Reichswirischaftsrats  vom  Reichswirtschafts- 
ministerium gestellte  Antrag,  die  bisherigen  Ausfuhr- 
abgabensäße  zu  verdoppeln.  Die  Plößlichkeit  der  Ein- 
berufung des  Ausschusses  zeitigte  das  Ergebnis,  daß 
von  den  18  Mitgliedern  und  Stellvertretern  auf  tele- 
graphischem und  telephonischem  Wege  nur  5 stimm- 
berechtigte Mitglieder  herangeholt  werden  konnten,  von 
denen  die  beiden  Vertreter  der  Arbeitgeber  gegen  den 
Antrag  stimmten,  während  die  beiden  Vertreter  der  Arbeit- 
nehmer und  ein  Vertreter  der  Verbraucher  grundsäßlich 
für  eine  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  eintraten,  ohne  in- 
dessen eine  Verdoppelung  zu  beschließen.  Bei  Stimmen- 
gleichheit würde  der  Antrag  gefallen  sein;  infolge  der  Zu- 
fallsmehrheit entstand  der  erwähnte  Beschluß,  dessen  Be- 
kanntwerden den  beteiligten  Kreisen  der  Industrie  zu  so- 
fortigen Gegenmaßnahmen  Anlaß  gab. 

In  den  Protestschriften  der  Fachverbände  wurden  im 
wesentlichen  die  oben  dargestellten  Erschwerungen  des  Ex- 
ports geschildert  und  unter  Erwähnung  des  Umstandes,  daß 
die  deutsche  Industrie  nur  noch  verhältnismäßig  schwach  mit 
Exportaufträgen  versehen  sei,  bei  den  zuständigen  und 
für  eine  endgültige  Entscheidung  in  Frage  kommenden 
Stellen  mehrere  Anträge  gestellt,  aus  denen  die  nach- 
stehenden als  wesentlichste  herausgegriffen  sind: 

1.  Es  ist  unbedingt  notwendig,  vor  dem  Erlaß  von  Ge- 
seßen  oder  Verordnungen,  die  die  Existenzbedin- 
gungen der  Industrie  berühren,  die  berufenen  Ver- 
tretungen der  beteiligten  Gruppen  zu  hören. 

2.  Die  bereits  früher  begonnene  und  neuerdings  wieder 
eingeleitete  Nachprüfung  der  Ausfuhrabgabe  für 
ausfuhrnotleidende  Industrieerzeugnisse  muß  un- 
bedingt und  unabhängig  von  einem  etwa  einzu- 
führenden Erhöhungszuschlage  schleunigst  durch- 
geführt werden. 
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3.  Die  Erhebung  eines  etwa  geplanten  Valutaent- 
wertungszuschlages ist  zeitlich  möglichst  kurz  zu 
bemessen. 

4.  Für  Auslandsverkäufe,  die  vor  dem  5.  August  fest 
abgeschlossen  sind,  ist  ohne  Rücksicht  auf  ihren 
Liefertermin  von  einer  Erhöhung  der  bisher  gel- 
tenden  Ausfuhrabgabensäße  Abstand  zu  nehmen. 

5.  Falls  eine  Mantelverordnung  über  die  Erhöhung  der 
Abgabensäße  zustande  kommen  sollte,  ist  mit  den 
Industriegruppen  in  eine  Beratung  darüber  einzu- 
treten, wieweit  überhaupt  eine  Gesamtbelastung  ge- 
wisser Erzeugnisse  der  Industrie  noch  zulässig  odef 
erträglich  erscheint. 

In  gleicher  Richtung  wie  die  in  den  Fachverbänden 
eingeleiteten  Bemühungen  zur  Abwendung  einer  Abgaben- 
erhöhung bewegt  sich  das  ohne  Verzug  vom  D.  I.  u.  H.  und 
vom  Reichsverband  der  deutschen  Industrie  begonnene 
Vorgehen  gegen  überstürzte  und  ohne  Mitwirkung  der 
hauptsächlich  betroffenen  Industrie-  und  Handelskrise 
ausgeführte  Maßnahmen  der  beteiligten  Regierungsstellen. 

Diese  Proteste  haben  zunächst  das  Ergebnis  gehabt, 
daß  die  dem  Reichsrat  angehörigen  Ländervertreter  am 
12.  August  zu  einer  Zusammenkunft  und  Beratung  im 
Reichswirtschaftsministerium  eingeladen  wurden,  um  ihre 
Ansicht  über  die  Abgabenerhöhung  zu  hören.  Aus  dieser 
Besprechung  hat  sich  der  Entschluß  der  zuständigen  Stelle 
entwickelt,  am  17.  August  den  Volkswirtschaftlichen  Aus- 
schuß des  Vorläufigen  Reichswirtschaftsrates  nochmals  mit 
der  Materie  zu  befassen,  zu  dessen  Tagung  jedenfalls’  von 
seiten  der  Industrie  zahlreiche  Unterlagen  für  die  Siüßung 
ihrer  Wünsche  vorbereitet  sind. 

Die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  dürften  wahr- 
scheinlich noch  von  anderen  außerhalb  der  deutschen 
Willensäußerungen  zu  suchenden  Einflüssen  abhängen. 
Die  kritische  politische  Lage  in  Verbindung  mit  ihren  Aus- 
wirkungen auf  die  deutsche  Valuta  gibt  zu  schweren  Be- 
denken Anlaß.  Sie  fordert  schließlich  Opfer  von  allen 
Seiten,  deren  Grenzen  nicht  abzusehen  sind,  und  die 
ießten  Endes  das  gesamte  deutsche  Wirtschaftsleben  in 
Mitleidenschaft  ziehen  müssen.  Solange  indessen  der 
Versailler  Vertrag  in  Kraft  bleibt,  werden  wir  uns  gegen 
solche  und  zahllose  andere  Schädigungen  unserer  Volks- 
wirtschaft mit  irgendwelchen  Aussichten  auf  einen  Erfolg 
nicht  Schüßen  können.  (173.) 

Die  deutsche  Ausfuhrabgabe  in  englischer 
Beleuchtung. 

In  England  mehren  sich  die  Zeichen  dafür,  daß  man  in  den 
dortigen  Industrie-  und  Handelskreisen  zu  der  Einsicht  gelangt, 
wie  schädlich  die  auf  Grund  des  F.  V.  Deutschland  auferlegten 
Zahlungen  und  weiteren  Zwangsmaßnahmen  auf  den  internatio- 
nalen Handel  und  folgeweise  auch  auf  den  englischen  Han- 
del wirken.  Besonders  eindringlich  warnte  kürzlich  auf  einer 
Versammlung  der  Association  of  Merchants  and  Manufacturers  Sir 
Charles  Hobhouse  vor  den  Gefahren,  die  aus  der  von  Deutsch- 
land auf  Grund  des  Londoner  Ultimatums  von  1921  erzwungenen 
Ausfuhrabgabe  den  englischen  Importeuren  erwüchsen.  Er 
meinte,  daß  die  Hoffnung  auf  deutsche  Zahlungen  im  Umfange 
des  Londoner  Ultimatums  zusammengebrochen  sei;  die  Aus- 
fuhrabgabe vor  allem  falle  tatsächlich  zum  großen  Teile  auf 
den  britischen  Verbraucher  zurück.  Die  Deutschland 
auferlegten  übermäßigen  Reparationszahlungen 
wirkten  schädigend  auf  den  englischen  Ausfuhrhandel,  weil  die 
Kaufkraft  Deutschlands  durch  die  Reparationslasien  außerordent- 
lich geschwächt  würde.  Deutschland  könnte  daher  als  Abnehmer 
auf  den  ausländischen  Märkten  nicht  in  dem  Umfange  auftreten, 
wie  früher.  Sir  Charles  Hobhouse  vertrat  nun  die  Meinung,  daß 
es  im  Interesse  Englands  läge,  den  britischen  Anteil  an 
den  Reparationen  ganz  aufzugeben.  Soweit  wäre 
gegen  die  Ausführungen  Hobhouses  nichts  einzuwenden,  wenn 


sie  nicht  einen  auffallenden  Zusaß  enthielten.  Hobhouse  fordert 
nämlich  als  Gegenleistung  für  die  Aufhebung  der  Repara- 
tionen die  Abschaffung  aller  deutschen  Zölle  auf 
britische*  Ei  n f u h.r  wä  r e n.  Mit  andeten  Worten:  Der 

deutsche  Markt  soll  den  englischen  Waren  wieder  schußlos  aus- 
geliefert  werden  — und  das  nicht  nur  für  eine  fest  bemessene 
Zeit,  sondern  dauernd.  Damit  fallen  die  Vorschläge  Hobhouses 
in  sich  zusammen,  denn  sie  laufen  auf  eine  Forderung  heraus, 
deren  Durchführung  Deutschland  im  Interesse  seiner  Industrie 
und  seines  Handels  niemals  billigen  könnte.  1171.) 
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Die  Wirkung  des  Marksturzes  auf  die 
Preisgestaltung. 

Die  steigende  Entwertung  der  Mark  im  internationalen  Ver- 
kehr und  die  hiermit  in  Zusammenhang  stehende  Herabsetzung 
ihrer  Kaufkraft  im  Inlande  hat  in  Deutschland  zu  Preissfeigerungen 
auf  dem  gesamten  Warenmärkte  geführt.  Von  den  Nahrungs- 
mitteln beginnend,  hat  die  steigende  Preisbewegung  zahlreiche 
Industriezweige  erfaßt.  Hierher  zählen  z.  B.  Schreibmaschinen- 
fabriken, Steinguffabriken,  Messingwerke  sowie  die  Werke  der 
elektrotechnischen  Industrie;  ferner  Solinger  Stahlwaren,  Benzol 
und  Erzeugnisse  der  Uhrenindustrie.  Besonders  einschneidend 
auf  die  industrielle  Tätigkeit  wird  die  seit  dem  August  d.  j,  ein- 
getretene Steigerung  der  Roheisenpreis.e  wirken.  Bei  Fest- 
stellung der  Preise  sind  dekadenweise  steigende  Zuschläge  einge- 
führt, die  schließlich  zu  gleitenden  Preisen  führen  werden,  bei 
deren  Feststellung  der  Stand  der  Valuta  ausschlaggebend  wirken 
wird.  Die  Folge  hiervon  wird  sein,  daß  unsere  Inlandspreise  sich 
mehr  und  mehr  den  Weltmarktpreisen  nähern  werden,  und  daß  da- 
her die  Absaßfähigkeit  unserer  Waren  auf  den  Auslandsmärkten 
immer  geringer  werden  wird.  Nur  die  Herabseßung  unserer 
finanziellen  Lasten  aus  dem  E.  V.  könnte  hier  Wandel  schaffen. 

(1701 

Der  Verband  der  Bergarbeiter  Deutschlands 
zur  Kohlennot. 

Die  Revierkonferenz  des  Verbandes  der  Bergarbeiter 
Deutschlands,  die  am  13.  August  d.  J.  in  Bochum  tagte,  beschäf- 
tigte sich  u.  a.  mit  der  gegenwärtigen  Brennstoffversprgung 
Deutschlands.  Sie  nahm  in  dieser  Angelegenheit  folgende  Ent- 
schließung an: 

Die  Konferenz  nimmt  Kenntnis  von  dem  gegenwärtigen  Stand 
der  heimischen  Steinkohlengewinnung  und  -Versorgung  und  be- 
auftragt den  Verbandsvorstand,  sofort  mit  den  zuständigen 
Stellen  Verhandlungen  einzuleiten,  um  den  aus  der  Kohlennot 
entstehenden  Gefahren  zu  begegnen.  Der  durch  die  Gebiets- 
abtrennungen bedingte  Verlust  von  rund  einem  Drittel  der  deut- 
schen Sfeinkohlenförderung  gefährdet  die  gesamte  deutsche  In- 
dustrie auf  das  äußerste,  lähmt  den  Verkehr  und  hindert  ins- 
besondere die  Arbeitnehmerschaft  daran,  sich  mit  Hausbrandkohle 
versorgen  zu  können.  Trotz  dieser  ungeheuerlichen  Belastung 
der  deutschen  Wirtschaft  legt  das  Spa-Abkommen  dem  deutsdieh 
Volke  die  Verpflichtung  auf,  weitere  24  Millionen  Tonnen  Stein- 
kohle jährlich  an  die  Entente  zu  liefern.  Die  Aufrechterhaltung 
dieser  Verpflichtung  muß,  wenn  nicht  sofort  außerordentliche 
Mittel  zu  ihrer  Abwendung  ergriffen  werden,  in  aller  Kürze  den 
vollständigen  Zusammenbruch  der  deutschen  und  damit  der 
europäischen  Wirtschaft  herbeiführen.  (167.1 

Außenhandelsstelle  für  Schiffe. 

Die  Außenhandelsstelle  für  Schiffe  feilt  mit: 

Die  Belgische  Regierung  hat  bekannfgegeben,  daß  der  An- 
kauf der  in  Belgien  zurückgebliebenen  und  beschlagnahmten 
deutschen  Schleppdampfer  auch  für  Deutsche  freigegeben 
ist.  Von  den  belgischen  Konsulaten  werden  Listen  über  diese 
Schiffe  verausgabt. 

Es  handelt  sich  bei  diesen  Dampfern  in  der  Hauptsache  um 
insbesondere  durch  die  jahrelange  Liegezeit  und  mangelnde 
Konservierung  fast  völlig  unbrauchbar  gewordenes  Material.  Die 
wertvolleren  brauchbaren  Schiffe  fehlen  in  den  Listen. 

Eine  Einfuhrgenehmigung  für  obengenannte  Dampfer  wird 
daher  seitens  der  zuständigen  Außenhandelsstelle  für  Schiffe 
nicht  erteilt.  (169.).., 
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Sachlieferungen  an  Frankreich  iin  freien 
Verkehr. 

Der  zwischen  der  Reichsregierung  und  der  französischen  Re- 
gierung abgeschlossene  Verirag  vom  3.  Juni  1922  Liber  Rcpara- 
iionslieferungen  im  freien  Verkehr  ist  gemag  den  Ausführungs- 
bestimmungen vom  17.  ]u!i  1922  (vgl.  „Reichsanzeiger“  Nr.  158 
vom  20.  )uli  1922)  mit  Wirkung  vom  20.  Juli  1922  in  Kraft  ge- 
treten. Für  die  hiernach  von  Deutschland  zur  Erfüllung  des 
Vertrages  von  Versailles  auszuführenden  Sachlieferungen  im 
Wege  freier  Vereinbarung  zwischen  deutschen  und  französischen 
Staatsangehörigen  ist  bestimmt,  dag  die  Lieferungen  den  Vor- 
schriften der  Augenhandelskonirolle  unterworfen  sind.  Dement- 
sprechend ist  folgendes,  zu  beachten: 

Zuständig  sind  nur  die  Augenhandelsstellen  des  unbesehen 
Deutschlands,  nicht  aber  das  Ein-  und  Ausfuhramt  in  Bad  Ems. 
Die  Ausfuhranträge,  die  in  gleicher  Weise  wie  bei  jedem  an- 
deren Ausfuhrgeschäft  einzureichen  sind,  müssen  ein  Antrags- 
formular mehr  aufweisen,  da  dieses  an  den  Reichskommissar 
zur  Ausführung  von  Aufbauarbeiten  in  den  zerstörten  Gebieten 
weitergeleitet  werden  mug.  Besonders  ist  zu  beachten,  dag  die 
Ausfuhranträge  mit  dem  Kennwort  des  Vertrages  versehen  sein 
müssen.  Da  für  die  Zustimmung  der  deutschen  Regierung  zu  der 
Abwicklung  des  Geschäftes  als  Reparationslieferung  kurze 
f risten  fesigesegt  sind,  so  ist  erforderlich,  dag  der  deutsche 
Lieferant,  sobald  er  den  Vertrag  mit  dem  französischen  Besteller 
abgeschlossen  hat,  sofort  den  Ausfuhrantrag  einreicht.  Unter- 
bleibt dieser  Antrag,  so  ist  die  Versagung  der  Genehmigung  zu 
erwarten. 

Die  Augenhandelsstellen  teilen  umgehend  dem  Reichskom- 
missar zur  Ausführung  von  Aufbauarbeiten  mit,  dag  sie  ihrer- 
seits die  Ausfuhranträge  als  solche  bewilligen,  ablehnen  oder 
beanstanden.  Die  Ausfuhranträge  werden  nach  den  allgemeinen 
Richtlinien,  insbesondere  auch  unter  Berücksichtigung  der  Fak- 
turierungsvorschrifien  behandelt.  Eine  Ausnahme  von  den  all- 
gemeinen Vorschriften  gegenüber  sonstigen  Ausfuhrgeschäften 
kann  nicht  gewährt  werden.  Sind  die  Augenhandelsstellen  der 
Ansicht,  dag  es  sich  bei  Einreichung  der  Ausfuhranträge  um 
Scheingeschäfte  handelt,  so  sind  die  Bedenken  ebenfalls  dem 
Reichskommissar  zur  Ausführung  von  Aufbauarbeiten  mitzu- 
teilen. Alle  Einsprüche  der  deutschen  Regierung  gegen  die  Ge- 
nehmigung des  Ausfuhrgeschäftes  können  nur  vom  Reichs- 
kommissar zur  Durchführung  von  Aufbauarbeiten  ausgehen, 
da  dieser  allein  mit  der  Durchführung  des  eingangs  genannten 
Abkommens  beauftragt  ist.  Der  Reichskommissar  zur  Ausfüh- 
rung von  Aufbauarbeiten  segt  die  deutsche  Vertragspartei  in 
Kenntnis,  sobald  er  die  Zustimmung  zu  dem  Vertrage  erteilt  oder 
versagt  hat  oder  sobald  der  Vertrag  durch  die  Reparations- 
kommission genehmigt  oder  abgelehnt  worden  ist. 

Die  Bezahlung  des  Kaufpreises  geschieht  durch  die  deutsche 
Regierung  (Frieden^vertrag-Abrechnungsstelle  in  Charlotten- 
burg 2,  Berliner  Str.  17).  Der  französische  Besteller  übermittelt 
dem  deutschen  Lieferanten  für  die  jeweils  fälligen  Zahlungen 
einen  Scheck,  der  vom  Reichskommissar  zur  Ausführung  von 
Aufbauarbeiten  im  Aufträge  der  deutschen  Regierung  ausge- 
stellt ist.  Die  Bezahlung  der  Schecks  erfolgt  in  Papiermark 
unter  Umrechnung  der  im  Vertrage  festgesegten  Beträge  über 
den  amerikanischen  Dollar  zu  dem  am  Tage  des  Vertrags-: 
abschlusses  geltenden  Kurse. 

D.A.Z.  (156.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 
Ersagfähigkeit  von  Verschleuderungsschäden  in  Elsag-Loihringen. 

Ein  vertriebener  Elsag-Lothringer  beantragte  u.  a.  eine  Vor- 
entschädigung wegen  eines  Verschleuderungsschadens,  da  er  für 
ein  ihm  gehöriges  Grundstück,  dessen  Friedenswert  23  600  M. 
betrug,  nur  12  689  Frcs.  erlöst  habe.  Der  zuständige  Ausschug 
hat  eine  Vorentschädigung  versagt.  Er  hat  zwar  das  Vorliegen 
eines  Verschleuderungsschadens  bejaht,  da  das  Grundstück  zur 
Zeit  der  Veräugerung  42  500  M.  wert  gewesen  sei,  so 
dag  es  auch  bei  Zugrundelegung  des  damaligen  Frankenkurses 
von  2,60  M.  noch  9500  M.  unter  Wert  veräugert  worden  sei;  er 
hat  aber  eine  Vorentschädigung  deshalb  für  nicht  zulässig  er- 


klärt, weil  der  Erlös  den  Friedenswert  des  Grundstücks  über- 
stiegen habe. 

Die  Beschwerde  des  Antragstellers  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Nach  allgemeinem  Sprachgebrauch  liegt  eine  Verschleuderung 
vor,  wenn  eine  Sache  erheblich  unter  dem  Werte,  den  sie  zur  Zeit 
der  Veräugerung  besigt,  verkauft  wird.  Der  § 4 der  Richtlinien 
für  die  Vorentschädigung  der  Elsag-Lothringer  bestimmt  den  Be- 
griff dahin,  dag  Verschleuderung  die  Veräugerung  von  Gegen- 
ständen zu  einem  offenkundig  erheblich  unter  dem  Werte  blei- 
benden Preise  sei.  Nach  allgemeinem  Sprachgebrauch  und  nach 
der  bjptur  der  Sache  kann  dies  nur  dahin  verstanden  werden, 
dag  es  sich  um  den  Wert  der  Sache  zur  Zeit  der  Veräugerung 
handelt,  nicht  um  den  Wert,  den  die  Sache  mutmaglidicrweise 
längere  Zeit  vorher  gehabt  hat.  Diese  Auffassung  wird  be- 
stätigt durch  eine  Vergleichung  des  § 4 R mit  dem  Verdrängungs- 
schädengeseg  vom  28.  Juli  1921.  Hier  wird  in  § 2 Ziffer  4 als 
Verschleuderung  der  Fall  bezeichnet,  dag  der  Erlös  erheblich 
unter  dem  Wert  der  Gegenstände  zur  Zeit  einer  Veräugerung 
oder  unter  dem  Betrage  bleibt,  den  die  Ersagbeschaffung  gleich- 
wertiger Sachen  in  dem  Zeitpunkt  erfordert,  in  welchem  eine  Er- 
sagbeschaffung möglich  und  wirtschaftlich  zweckmägig  ist.  Die 
Tatsache  einer  Verschleuderung  ist  daher  im  vorliegenden  Falle 
zweifellos  gegeben,  wie  der  Festslellungsausschug  mit  Recht 
annimmt. 

Da  aber  die  Vorentschädigung  nicht  weiter  gehen  darf,  wie 
die  Endentschädigung,  müssen  die  den  Ersag  für  Verschleude- 
rungsschäden einengenden  Vorschriften  des  Verdrängungs- 
schädengeseges  berücksichtigt  werden. 

In  § 7 heigt  es  dort,  dag  der  Unterschied  zwischen  dem  Wert 
der  verschleuderten  Gegenstände  und  dem  bei  der  Veräugerung 
erzielten  Preise  erstattet  wird,  und  es  heigt  sodann  in  § 13,  dag 
im  Falle  der  Einbuge  oder  Beschädigung  einer  Sache  deren  Frie- 
denswert zugrunde  zu  legen  sei,  und  dag  diese  Vorschrift  im 
Falle  der  Verschleuderung  mit  der  Maggabe  entsprechende  An- 
wendung finde,  dag  ein  auf  ausländische  Währung  lautender 
Erlös  in  deutsche  Währung  zum  Kurse  vom  Tage  der  Verschleu- 
derung umzurechnen  und  ein  etwa  später  erzielter  Währungs- 
gewinn bei  der  Bemessung  des- Erlöses  zu  berücksichtigen  sei. 

Der  § 13,  der  für  die  Entschädigung  den  Eriedenswert  als 
maggebend  erklärt,  findet  an  sich  seine  wesentliche  Ergänzung 
im  § 14  des  Geseges,  der  die  Zubilligung  von  Zuschlägen  zum 
Eriedenswert  für  die  Ersagbeschaffung  gestattet.  Wenn  also 
auch  an  sich  für  die  Entziehung  oder  Beschädigung  einer  Sache 
der  Friedenswert  maggebend  ist,  so  bestimmt  dieser  doch  nur 
den  Ausgangspunkt  für  die  Berechnung.  Die  entsprechende  An- 
wendung des  § 13  auf  die  Fälle  der  erzwungenen  Versdileude- 
rufig  wird  durch  § 14  des  Geseges  näher  erläutert,  indem  es  hier 
im  legten  Absag  heigt,  dag  die  Vorschrift  des  Absag  1,  welche  die 
Bewilligung  von  Zuschlägen  gestattet,  in  Fällen  der  Verschleude- 
rung mit  der  Maggabe  Anwendung  findet,  dag  der  Zuschlag  zum 
erzielten  Erlös  zu  bewilligen  ist.  Aus  dem  Zusammenhang  dieser 
Vorschriften  ergibt  sich  folgende  Rechtslage: 

Eine  Verschleuderung  liegt  vor,  wenn  der  Erlös  unter  dem 
Werte  der  Sachen  zur  Zeit  der  Veräugerung  bleibt.  Es  wird  für 
den  durch  die  Verschleuderung  entstandenen  Schaden  aber  Er- 
sag nur  insoweit  gewährt,  als  der  Erlös  unter  dem  Friedenswert 
bleibt,  oder  darüber  hinausgehend,  wenn  es  sich  um  Sachen  han- 
delt, für  die  Zuschläge  bewilligt  werden  können.  Zuschläge 
können  aber  nur  beim  Verlust  von  Hausrat  und  Kleidungsstücken, 
oder  beim  Verlust  von  Gebrauchsgegenständen,  die  zur  Berufs- 
ausübung notwendig  sind,  gewährt  werden,  nicht  aber  im  Falle 
des  Verlustes  eines  Grundstücks. 

Bei  dieser  Sachlage  mugte  der  Beschwerde  der  Erfolg  ver- 
sagt werden. 

(Urt.  v.  27.  Juni  1922  - XI5.  A.  V.  14/22  -.)  (162.) 

Erstattungsfähigkeit  von  Sfragenbaukosten  auf  Grund  des 
Okkupationsleistungsgeseges. 

Die  Stadtgemeinde  N.  hat  auf  Grund  des  Okkupations- 
leistungsgeseges vom  Reich  eine  Vergütung  von  206  200  M.  be- 
ansprucht auf  Grund  der  Behauptung,  dag  infolge  des  seit  De- 
zember 1918  andauernden  augergewöhnlichen  Verkehrs  der  Be- 
sagungstruppen  mit  Bagagen,  Tanks,  Autos,  Wagen,  Gcschügen 
usw.  auf  dem  Durchmärsche  die  Umlegung  des  Stragenpflasiers, 
die  Auswechselung  der  defekten  gegen  neue  Pflastersteine,  Be- 
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Schaffung  von  Kanaleinlaufrosten  und  Kanalschachtabdeckungen 
zum  Ersaß  für  entzweigefahrene  und  die  Wiederherstellung  der 
Chaussierung  verschiedener  Strafen  erforderlich  geworden  sei. 
Die  Feststellungsbehörde  hat  die  Feststellung  einer  Vergütung 
abgelehnt,  weil  die  Mitbenutzung  der  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienenden  Strafen  seitens  der  Besatzungstruppen  keine  Regui- 
sition  darstelle,  auch  die  stärkere  Inanspruchnahme  und  Ab- 
nußung  nur  eine  allgemeine  Folgeerscheinung  der  Besetzung  sei. 

Auf  die  Beschwerde  der  Stadtgemeinde  wurde  die  Vorent- 
scheidung aufgehoben  und  die  Sache  zur  erneuten  Verhandlung 
zurückverwiesen. 

Aus  der  Begründung: 

Soweit  die  Schäden  darauf  zurückgeführt  werden,  daß  die 
Strafen  infolge  der  Lage  der  Stadt  N.  auf  der  Grenze  zwischen 
zwei  Besajzungszonen  für  den  Durchgangsverkehr  übermäßig 
in  Anspruch  genommen  worden  sind,  ist  die  Beschwerde  aller- 
dings unbegründet,  insoweit  liegt  keine  Reguisition,  sondern  eine 
allgemeine  Folgeerscheinung  der  Besetzung  des  Landes  vor. 
Eine  Reguisition  ist  aber  darin  zu  finden,  daß  Wege  für  den 
Kraffwagenverkehr  benutzt  worden  sind,  die  nach  ihrer  Anlage 
nicht  dafür  bestimmt  waren,  und  daß  zur  Einschüchterung  der 
Bevölkerung  in  den  Strafen  Tanks,  Motorbatterien,  Panzer- 
autos und  ähnliche  Kriegsfahrzeuge  demonstrativ  herumgeführt 
worden  sind;  denn  die  Inanspruchnahme  für  diese  Zwecke  geht 
im  ersten  Falle  über  den  Gemeingebrauch  an  den  Straßen  hin- 
aus, im  letzteren  Falle  hat  sie  mit  ihm  überhaupt  nichts  mehr  zu 
tun.  Daß  durch  diese  Maßnahmen  die  Antragstellerin  eine  Ver- 
mögenseinbuße erfahren  hat,  hat  der  Senat  schon  jetzt  als  er- 
wiesen angesehen,  dem  Grunde  nach  war  also  der  Anspruch 
auf  Vergütung  nach  Maßgabe  des  OkkLG.  für  gegeben  zu  er- 
achten. Wegen  der  Höhe  der  dafür  zuzubilligenden  Vergütung 
erschien  die  Zurückverweisung  gemäß  §36  Verf.-Bek.  zum  OkkLG. 
angebracht,  weil  nach  dieser  Richtung  noch  weitere  Ermitte- 
lungen erforderlich  sind.  Bei  der  erneuten  Prüfung  werden 
etwaige  Schäden  durch  Sondernußung  für  den  Betrieb  von  An- 
lagen mit  gesteigertem  Verkehr  und  über- 
mäßigen Lasten,  wie  Munitionsdepots,  Proviantämter 
u.  dergl.  mitzuberücksichtigen  sein. 

(Urt.  v.  9.  Juni  1922  - XIV.  A.  V.  558/22  -.1  (163.) 

Erstaliungsfähigkeii  von  Kosten  für  die  Bereitstellung  von 

Hilfskräften  für  die  Militärpolizei  der  Besatzungstruppen. 

(Okkup.-L.-Ges.) 

Die  Stadt  M.  hat  am  1.  Juli  1920  auf  Anordnung  der  ameri- 
kanischen Besaßungsbehörde  5 Hilfspolizeibeamte  angestellt. 
Diese  Beamten  waren  der  Militär  polizei  unterstellt,  ihre 
Tätigkeit  bestand  ausschließlich  darin,  daß  3 von  ihnen 
die  Bahnhofs-  und  Postkontrolle  auszuüben,  insbesondere  auf 
dem  Bahnhof  an  den  Zügen  die  Pässe  der  Reisenden  tbehufs 
Abschiebung  mißliebiger  Personen  durch  die  Besaßungsbehörden) 
zu  prüfen  und  die  beiden  übrigen  bei  den  Übungen  auf  dem 
amerikanischen  Exerzierplaß  und  beim  Baden  in  der  von  der  Be- 
saßung  eingerichteten  Militärbadeanstalt  das  Publikum  zurückzu- 
halten hatten.  Mit  Ermittelungs-  und  Strafsachen,  Festnahmen 
und  sonstigen  polizeilichen  Verrichtungen  waren  sie  nicht  be- 
schäftigt. Die  Antragstellerin  hat  Vergütung  der  für  die  Zeit 
vom  1.  Juli  1920  bis  31.  März  1921  gezahlten  Löhne  in  Betrage 
von  46  365  M.  verlangt.  Die  Feststellungsbehörde  hat  die  Ver- 
gütung antragsgemäß  festgestellt.  Die  Beschwerde  des  Ver- 
treters des  Reichsinteresses,  die  geltend’  machte,  daß  nur  Auf- 
wendungen auf  Grund  von  Verwaltungsmaßnahmen 
der  Besaßungsbehörde  in  Frage  kämen,  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Allerdings  haben  die  Senate  des  RWG.  in  ständiger  Recht- 
sprechung entschieden,  daß  das  Verlangen  der  Besaßungs- 
behörden an  die  Gemeinden,  die  Polizeikräfte  zu  vermehren, 
einen  staatshoheitlichen  Eingriff  in  die  Verwaltung  darstellt,  der 
einer  Reguisition  im  Sinne  des  OkkLG.  nicht  gleichzustellen  ist. 
Dabei  war  aber  immer  vorausgeseßt,  daß  von  den  neu  einzu- 
stellenden Kräften  ausschließlich  oder  im  wesentlichen  polizei- 
liche Verrichtungen  verlangt  wurden.  Deshalb  ist  andererseits 
in  einem  Falle,  in  dem  die  angeforderte  Hilfskraft  troß  ihrer  — 
irreführenden  — Bezeichnung  als  Hilfspolizeibeamter  aus- 
schließlich persönliche  Dienste  für  die  Besaßungs- 
truppen  zu  leisten,  nämlich  an  Stelle  des  eingezogenen  mili- 
tärischen Postens  an  Straßenkreuzungen  den  Besaßungskraft- 
wagen  die  Wegrichtung  zu  weisen  hatte,  eine  vergütbare  Regui- 


sitionsleistung  angenommen  worden  (Entscheidung  vom  15.  Juni 
1921  — XIV.  A.  V.  10/21).  Ebenso  verhält  es  sich  im  vorliegenden 
Falle.  Denn  die  von  den  5 Hilfsbeamten  ausgeübte  Tätigkeit 
bedeutete  lediglich  eine  Entlastung  der  Besaßungstruppen  bezw. 
der  Militärpolizei  bei  Aufgaben,  die  nach  ihrer  Art  rein  militäri- 
schen bezw.  militärpolizeilichen  Charakter  hatten  und  sonst  von 
den  Besaßungstruppen  selbst  erledigt  worden  waren.  Die  dies- 
bezügliche Darstellung  der  Antragstellerin  wird  auch  dadurch 
bestätigt,  daß  die  Gemeinde  M.  den  Zeitverhältnissen  entspre- 
chend zum  1.  April  1921  die  Exekutivpolizei  vom  9 auf  16  Be- 
amte verstärkt,  die  hier  in  Rede  stehenden  Hilfsbeamten  3a- . 
gegen,  sobald  die  Besaßungsbehörde  ihre  Anforderung  aufge- 
hoben hatte,  teils  entlassen,  teils  — nämlich  die  Kriegsbeschä- 
digten — mit  Überwachung  der  Holzabfuhr  im  Stadtwalde,  also 
nicht  mit  polizeilichen  Verrichtungen  weiterbeschäftigt  hat. 

(Urt.  v.  30.  Juni  1922  - XIV.  A.  V.  3036/21  -.)  (171.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Arbeitsnachweisgesetz.  22.  7.  (RGbl.  Teil  1 S.  657). 

Änderung  des  Geseßes  über  die  Metallreserven  der 
Privatnotenbanken  vom  13.  7.  1921  (RGbl.  Teil  II  S.  681). 

Geseß  zur  Neuregelung  der  im  § 68  Abs.  1,  im  § 74  a Abs.  2 
Saß  1 und  im  § 75  b Saß  2 des  Handelsgeseßbuchs  sowie  im 
§ 133  ab  Abs.  1 der  Gewerbeordnung  vorgesehenen  Gehalts- 
grenzen 21.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  2.  August). 

Geseß  über  Änderungen  der  Reichsversicherungs- 
ordnung 21.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  2.  August). 

Der  Reichspräsident  und  der  Reichskanzler 
erließen  eine  Verordnung  über: 

Änderung  des  Statuts  der  Reichsbank.  27.  7.  (RGbl. 
Teil  II  S.  683). 

Die  Reichsregierung  erließ  eine  Verordnung  über: 

Ausführung  des  deutsch-polnischen  Abkom- 
mens, betreffend  die  Überleitung  der  Rechtspflege  im  ober- 
schlesischen Abstimmungsgebiet.  31.  7.  (RGbl.  Teil  II  S.  692). 

Der  Reichsminister  der  Justiz  erließ  eine  Verord- 
nung über: 

Erhöhung  der  Entschädigung  der  Schöffen,  Ge- 
schwornen  und  Vertrauenspersonen.  29.  7.  (RGbl.  Teil  I S.  673). 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erließ  Bekannt- 
machungen und  Verordnungen: 

Zahlung  der  Zölle  in  Gold,  vom  21.  Juli  1919  (RGbl.  S.  1361). 
3.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  4.  August), 

Die  ab  1.  August  maßgebenden  Vergleichswerte  bei  der  Ver- 
steuerung von  A u s 1 a n d s k o h 1 e n.  3.  8.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  5.  August). 

Ergänzungsverordnung  zur  Verordnung  vom  3.  September 
1921  über  die  steuerliche  Behandlung  der  Deutschen  in 
den  auf  Grund  des  Friedensvertrags  aus  dem  Deutschen  Reiche 
ausgeschiedenen  Gebieten  und  im  Saarbeckengebiete  (RGbl. 
S.  1260).  3.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  5.  August). 

Der  Reichsarbeitsminister  erließ  eine  Bekannt- 
machung: 

Wortlaut  des  Geseßes  über  Notstandsmaßnahmen  zur 
Unterstützung  von  Rentenempfängern  der  Invaliden-  und 
Angestelltenversicherung.  29.  7.  (RGbl.  Teil  I S.  675). 

Der  Reichswirtschafsminister  erließ  Verord- 
nungen über: 

Regelung  der  Schrottwirischaft.  22.  7.  (RGbl.  Teil  II 
S.  685). 

Börsentermingeschäfte  in  Wechseln  und  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln.  25.  7.  (RGbl.  Teil  II  S.  692). 

Das  Reichsbank-Direktorium  erließ  Bekannt- 
machungen über: 

Ersaßleistung  für  beschädigte  Reichsbanknoten.  4.  8. 
(RGbl.  Teil  II  S.  683). 

Ausgabe  neuer  Reichsbanknoten  zu  500  M.  4.  8. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  5.  August). 

Die  Hauptverwaltung  der  Darlehnskassen  er- 
ließ eine  Bekanntmachung  über: 

Erhöhung  des  Zinsfußes  der  Darlehnskassen.  28.  7. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  1.  August). 

Der  Präsident  des  Reichspatentamts  erließ  eine 
Bekanntmachung  über: 

Preise  der  Patentschriften.  31.  7.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  1.  August). 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Sitzung  des  Außenhandel  sausschusses  des  D.I.u  H. 

Der  Außenhandelsausschuß  des  D.  I.u.H.  hält  am  Dienstag, 
den  12.  September,  eine  Sitzung  mit  folgender  Tagesordnung  ab: 

1.  Reform  der  Außenhandelskontrolle. 

2a.  Neugestaltung  des  Nachrichtendienstes  für  den  Außenhandel 
insbesondere 

2b.  Fortbestehen  der  Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amts  für 
Außenhandel. 

3.  Erleichterungen  im  Verkehr  mit  Deutsch-Österreich. 

4.  Ausländerverkehr  innerhalb  Deutschlands. 

5.  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe. 

6.  Verschiedenes. 

Sitzung  des  Hanptansschusses  des  D.  I.  n.  H. 

Der  Hauptausschuß  des  D.  I.u.H.  hält  am  Mittwoch, 
den  15.  September,  eine  Sifeung  mit  folgender  Tagesordnung  ab: 

1.  Preistreiberei. 

2.  Vorbereitung  der  Tagesordnung  der  Vollversammlung. 

Vollversammlung  des  D.  I.  n.  If. 

Der  D.  1.  u.  H.  wird  am-  Donnerstag,  den  14.  September,  eine 
öffentliche  Vollversammlung  mit  folgender  Tagesordnung 
abhalten: 

1.  Reüchsrahmengeseß  für  die  Handelskammern. 

2.  Die  Bedeutung  des  Wechsels  in  der  jeßigen  Zeit.  Die  Wieder- 
aufnahme der  Diskontpolitik  der  Reichsbank.  Die  Erhöhung 
der  Zinsraten  im  kaufmännischen  Verkehr. 

3.  Verschiedenes. 

Für  den  Abend  des  13.  September  ist  ein  Bierabend  in 
Aussicht  genommen,  zu  dem  Vertreter  von  Behörden  und  Mit- 
glieder der  Parlamente  hinzugezogen  werden  sollen. 

Sitzung  des  sozialpolitischen  Ausschusses. 

Der  Sozialpolitische  Ausschuß  des  D.  I.u.H.  hält 
am  Freitag,  den  15.  September,  eine  Sißung  mit  folgender  Tages- 
ordnung ab: 

1.  Entwurf  eines  Geseßes  zur  Änderung  des  Hausarbeiter- 
geseßes  (Heimarbeiterlohngeseß)  vom  20.  Dezember  1921. 

2.  Geseßentwurf  über  Sonntagsruhe  der  Angestellten. 

3.  Geseßentwurf  über  Arbeitslosenversicherung. 

4.  Verschiedenes. 

Reichseisenbalmrat. 

Verzeichnis  der  Mitglieder,  die  zu  dem  soeben  gebildeten 
Reichseisenbahnrat  gehören.  In  Klammern  stehen  Stellvertreter. 
I.  von  den  Landeseisenbahnräten  gewählt: 

a)  vom  Landeseisenbahnrat  Berlin: 

1.  )qs.  Vielmetter,  Direktor,  Berlin  O 112,  Neue  Bahn- 
hofstraße 9/17.  (Alfred  Zielenziger,  Kommerzienrat,  Ber- 
lin NW  7,  Bauhofstr.  7.)  2.  Dr.  Georg  M a n a s s e , Kommerzien- 
rat, Stettin,  Falkenwalderstr.  89.  (Dr.  Hellm.  T o e p f e r , Unter- 
staatssekretär a.  D.,  Fabrikbesitzer,  Finkenwalde  bei  Stettin,  Park- 
haus.) 3.  Graf  v.  d.  Schulenburg,  Fideikommißbesitzer, 
Grünthal  (Mark).  (Blume,  Direktor,  Stettin,  Gartenstr.  14a.) 

4.  Wilhelm  G u t s c h e , Berlin  SW  61,  Wilhelmshöhe  13.  (K  a 1 1 e, 
Postinspektor,  Spandau,  Brüderstr.  5.) 

b)  vom  Landeseisenbahnrat  Breslau: 

5.  Dr.  Weil,  Kommerzienrat,  Görliß.  (S  t ä h I e r , General- 
direktor, Donnersmarckhütte  bei  Hindenburg  (Oberschlesien.)  6. 

5.  Mendelsson,  Handelsgerichtsrat,  Breslau  I,  Antonienslr. 
(A.  T h i e 1 e c k e , Reedereidirektor,  Breslau  VI,  Lange  Gasse 
17/23.)  7.  v.  Klitzing,  Geh.  Reg.-Rat,  Rittergutsbesitzer,  Bres- 
lau 10,  Mathiasplaß  6 (Landwirtschaftskammer),  (v.  Websky, 
Landesältester,  Karlsdorf,  Post  Trebnig,  Kr.  Nimptsch.)  8.  Friß 
Voigt,  Geschäftsführer,  Breslau  I,  Margaretenstr.  13.  !)ohann 
Timm,  Bezirksleiter,  Breslau  I,  Margaretenstr.  17.) 


c)  vom  Landeseisenbahnrat  Dresden: 

9.  Dr.  jur.  Niethammer,  Geh.  Kommerzienrat,  Fabrik- 
besißer,  Kriebstein  b.  Waldheim.  (Otto  S o 1 f , Kommerzienrat, 
Altenburg.)  10.  Gleisberg,  Kommerzienrat,  Großmühlen- 
besißer,  Grimma.  (Albert  Bolte,  Direktor  der  Riebeck-Meusel- 
wißer  Kohlenhandelsgesellschaft  m.  b.  H.,  Leipzig,  Pfaffendorfer- 
straße  2.)  11.  Dr.  A n d r a e , Geh.  Okonomierat,  Dresden,  Wiener- 
plaß  1.  (Alfred  Thal  he  im,  Schlosserobermeister,  Leipzig, 
Dresdenerstr.  23.)  12.  Richard  Tempel,  Dresden-A,  Ritzen- 

bergerstr.  4,  I.  (Erich  Schilling,  Leipzig,  Zeißerstr.  32.) 

d)  vom  Landeseisenbahnrat  Erfurt: 

13.  Dr.  Sachse,  Bergwerksdirektor,  Dermbach  (Feldabahn). 
(A.  May,  Kaufmann,  Erfurt,  Reglerring  16.)  14.  Frhr.  von 

Seckendorff,  Rittergutsbesißer,  Meuselwiß.  (Lüttich, 
Amtsrat,  Gehofen  b.  Arfern.)  15.  Hans  Schreyer,  Eisenadi, 
Christianstr.  16.  (Bruno  Riedel,  Erfurt,  Futterstr.  9.) 

e)  vom  Landeseisenbahnrat  Frankfurt  (M.L 
16.  Dr.  Haeuser,  Geh.  Reg.-Rat,  Höchst  (Main),  Hödister 
Farbwerke.  (Ludwig  Raab,  Bergassessor  a.  D.,  Weßlar.)  17. 
Dr.  Fr.  Bamberg  er,  Geh.  Kommerzienrat,  Mainz.  (Alex 
Silbermann,  Kaufmann,  Frankfurt  (Main),  Neue  Mainzer- 
straße 25.  18.  Wilh.  Baehr  I,  Landwirt,  Rohrbach  b.  Büdingen, 
Post  Düdelsheim.  (Fürst  von  Isenburg,  Birstein.)  19.  Otto 
Misbach,  Frankfurt  (M.),  Allerheiligenstr.  51.  ()akob  Lu  mb, 
Frankfurt  (M),  Battonstr.  70.) 

f)  vom  Landeseisenbahnrat  Hamburg: 

20.  F.  Ernst  G a e t c k e , Kommerzienrat,  Altona-Bahrenfeld, 
Mozartstr.  11.  (Chrisfian  Andersen,  Handelskammerpräsident, 
Kiel,  Düsterbrook  14.)  21.  F.  C.  H.  Heye,  Kaufmann,  Hamburg, 
Admiralstr.  39.  (Dr.  Julius  S c h 1 i n c k , Fabrikanf,  Hamburg, 
Neuerwall  37.)  22.  Frhr.  von  M a 1 1 z a n , Landrat,  Molzow  in  Meck- 
lenburg. (Dr.  Th.  Engelbrecht,  Hofbesißer,  Obendeidi  bei 
Glückstadt.)  23.  Karl  Kluß,  Hamburg,  Besenbinderhof  29.  (Wer- 
ner F i e h 1 e r , Hamburg,  Holstenplaß  1 .) 

g)  vom  Landeseisenbahnrat  Hannover: 

24.  Dr.  Finkenwirth,  Syndikus  der  Handelskammer  zu 
Hannover,  Arnswaldtstr.  28.  (Dr.-Ing.  Emst  S t a h m e r , Kom- 
merzienrat, Georgs-Marienhütte,  Post  Oesede.)  25.  I.  H.  W. 
B u s c h , i.  F.  Anton  Günther  und  Mathias  Rohde  & )örgens,  Bre- 
men, Dobben  105.  (Prof.  Dr.  Dursthoff,  Syndikus  der  Han- 
delskammer in  Oldenburg.)  26.  v.  Hugo,  Rittergutsbesißer, 
Groß-Munzel.  (Frh.  v.  Kerchering-Borg,  Rittergutsbesitzer, 
Haus  Borg  b.  Rinkerode.)  27.  W.  Bock,  Hannover,  Nikolaistr.  7. 
(K.  Hanebuth,  Osnabrück,  lohannisstr.  112. 

h)  vom  Landeseisenbahnrat  Karlsruhe. 

28.  Richard  L e n e 1 , Fabrikant,  Mannheim.  (Richard  G s e 1 1 , 
Kommerzienrat,  Karlsruhe.)  29.  Dr.  Heinrich  Aengenh  eiste  r, 
Generaldirektor  des  badischen  Bauernvereins,  Freiburg  i.  B. 
(Schön,  Verbandsdirektor,  Karlsruhe.)  30.  Rudolf  Koppen, 
Mannheim,  Schanzenstr.  26.  (Christian  Schneider,  Karls- 
ruhe, Sommerstr.  18.) 

i)  vom  Landeseisenbahnrat  Köln: 

31.  Dr.-Ing.  Silverberg,  Generaldirektor,  Köln,  Wor- 
ringerstr.  18.  (Stellvertreter  fehlt  zurzeit.)  32.  Dr.-Ing.  Dr.  rer. 
pol.  Beukenberg,  Geh.  Baurat,  Dortmund,  Hansastr.  120a. 
(E.  Kleine,  Bergrat,  Generaldirektor,  Dortmund,  Moltkestr.  21.) 
33.  Dr.  Louis  Hagen,  Geh.  Kommerzienrat,  Köln,  Sachsen- 
ring 91/93.  (Dr.  Franz  Ott,  Generaldirektor,  Köln,  Volksgarten- 
straße 64.)  34.  Dr.  Karl  Müller,  Generalsekretär.  Bonn,  Land- 
wirtschaftskammer. (Westermann,  Ehrenamtmann,  Guts- 
besitzer, Lütgendortmund,  Kr.  Dortmund.)  35.  tleinrich  Meyer, 
Düsseldorf,  Wallstr.  10.  (Paul  Walz,  Essen,  Viehofcrstr.  28.) 
k)  vom  Landeseisenbahnrat  Königsberg  (Pr.). 

36.  Conrad  Schroeter,  Kaufmann,  Königsberg  (Pr.), 
Lastadienstr.  1/4.  (Richard  Anders,  Kommerzienrat,  Rud- 
czanny.)  37.  Borbstädt,  Oberst  a.  D.,  Generallandschaftsrat, 
Weskeim  bei  Landsberg  (Ostpr.).  (Papendieck,  Ritterguts- 
besitzer, Chelchen  bei  Margrabowa.)  38.  Fritz  S c h i k o r r , 
Königsberg  (Pr.),  Vorderroßgarten  61.  (August  Zech,  Elbing, 
Spieringstr.  21.) 
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1)  vom  Landeseisenbahnrat  Magdeburg: 

39.  T i e t s c h e , Direktor,  Magdeburg,  Kaiserstr.  47.  (Ka- 
row, Bergassessor,  Berlin  SW  11,  Anhaltstr.  7.)  40.  Zuck- 

schwerdt,  Geh.  Kommerzienrat,  Magdeburg,  Spiegelbrücke 
14/15.  (Prof.  Dr.  Curschmann,  Wolfen  bei  Bitterfeld.)  41. 
Brqune,  Amtsrat,  Winningen  (Bez.  Magdeburg).  (P  ö n i c k e , 
Direktor,  Eisenach,  Klosterweg  19.)  42.  Friß  Drechsler,  Ge- 
werkschaftsangestellter, Magdeburg,  Stephansbrücke  38.  dä- 
nisch, Arbeitersekretär,  Magdeburg,  Große  Münzstr.  3.) 

m)  vom  Landeseisenbahnrat  München: 

43.  Max  B e r t h o 1 d , Kommerzienrat,  Nürnberg,  Elektr.  A.G., 
vorm.  Schuckerl  & Co.  (L  u d o w i c i , Kommerzienrat,  Ludwigs- 
hafen (Rhein).  44.  Siegmund  Fränkel,  Kommerzienrat,  Mün- 
chen 5,  Brieffach.  (Diesel,  Kommerzienrat,  Augsburg,  Her- 
mannstr.  33 1.)  45.  Held,  Geh.  Hofrat,  Regensburg.  (Würz, 

Stadtrat  und  Präsident  der  Handwerkskammer  von  Oberbayern, 
München.)  46.  Frhr.  v.  P letten,  Gutsbesitzer,  Rampsau,  Post 
Regenstauf.  (Mitlermeyer,  Landesökonomierat,  Guts-  und 
Brauereibesißer,  Haunersdorf,  Paradestr.  7.)  47.  Heinrich 

Z w o s t a , Nürnberg,  Breitegasse  25/27.  (Heinrich  Kaufmann, 
München,  Elisenstr.  7.) 

n)  vom  Landeseisenbahnrat  Stuttgart: 

48.  Dr.  K n e h e r , Syndikus  des  Verbandes  württembergischer 
Industrieller,  Stuttgart,  Seestr.  97,  III.  (Friedrich  Z e i n e r , 
Okonomierat,  Neuhaus,  Oberamt  Mergentheim.)  49.  C.  E.  N ö r - 
pel,  Spediteur,  Ulm,  Olgastr.  31.  (Dr.  Rudolf  Zöppritz,  Fa- 
brikant, Mergelstetten,  Oberamt  Heidensheim  (Würtiemb.).  50. 
Alois  H a n u s c h , Schriftsetzer,  Stuttgart,  Wächterstr.  4a.  (Fried- 
rich Schmidt,  Gauleiter  des  Deutschen  Eisenbahner-Ver- 
bandes, Stuttgart,  Eßlingerstr.  19.) 

II.  Vom  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat  ernannt: 

a)  von  der  Abteilung  1 des  vorl.  Reichswirischaftsrats: 
(Arbeitgeber  aus  den  Kreisen  der  Land-  und  Forstwirtschaft  — 
Gruppe  1 — , der  Gärtnerei  und  Fischerei  — Gr.  II  — , der  In- 
dustrie — Gr.  III  — , des  Handels,  der  Banken  und  des  Ver- 
sicherungswesens — Gr.  IV  — , des  Verkehrs  und  der  öffentlichen 

Unternehmungen  — Gr.  V — , des  Handwerks  — Gr.  VI). 

51.  Dr.  W u s s o w , Präsident  des  Vereins  Deutscher  Straßen- 
bahnen, Kleinbahnen  und  Privateisenbahnen,  Berlin  W 15,  Kur- 
fürstendamm 38/39.  (v.  B r e d o w , Landrai  a.  D.,  Verbands- 

direktor des  Verbandes  der  preußischen  Landkreise,  Pessin, 
Westhavelland,  Büro:  Berlin  NW  40,  Alexanderufer  1.)  52.  Dr. 

Schmitz,  Syndikus  des  Vereins  zur  Wahrung  der  Rhein- 
schiffahrtsinieressen,  Duisburg,  Haus  Rhein,  Friedrich-Wilhelm- 
straße 41/43.  Lindeck,  Rechtsanwalt,  Vorsitzender  des  Par- 
tikulierschiffer-Verbandes Jus  et  Justitia“,  Mannheim  N 7,  Nr.  5.) 
53.  G r i b e 1 , Reeder,  Stettin,  Große  Lastadie  56.  (H  a r 1 m a n n , 
Schiffahrtsdirektor,  Bremen,  Osterdeich  77.)  54.  D e r 1 i e n , Vor- 
sißender  des  Reichsverbandes  des  Deutschen  Handwerks,  Han- 
nover-Kirchrode,  Jöhrenstr.  14.  (Bartschat,  Klempnerober- 
meister, Königsberg  (Pr.),  Hoffmannstraße  12.  55.  Forihmann, 
Generaldirektor  des  Kalisyndikats,  Berlin-Lankwiß,  Mozartsrt.  25. 
(Dr.-Ing.  h.  c.  Schumann,  Kommerzienrat,  Generaldirektor  der 
llse-Bergbau-A.-G.,  Grube  Ilse  N.-L.)  56.  Johannssen,  Lan- 
desökonomierat, Verbandsdirektor,  Hannover,  Leopoldstr.  12/13  11. 
(Dr.  Maier,  Oberregierungsrat,  Landesinspektor  für  Fischzucht 
im'  bayer.  Staatsministerium  des  Innern,  München  51,  Ueber  der 
Klause  12,  I.)  57.  A r n h o 1 d , Geh.  Kommerzienrat,  Berlin  W 8, 
Französische  Straße  60/61.  (Valentin,  Spediteur,  Berlin  O 27, 
Holzmarktstr.  65.) 

b)  von  der  Abteilung  II  des  vorl.  Reichswirtschaftsrats: 
(Arbeitnehmer  aus  den  Kreisen  wie  vor  unter  Ila). 

58.  Oswald  Riedel,  Berlin-Friedenau,  Fregestr.  61.  (Her- 
mann Rathmann,  Gewerkschaftssekretär,  Reichsabteilungs- 
leiter des  Deutschen  Transportarbeiter-Verbandes,  Berlin  SO  26, 
Adalbertstr.  23,  II.)  59.  Hermann  Rudolph,  Reichsabteilungs- 
leiter für  Binnenschiffer  im  Deutschen  Transportarbeiter-Verband, 
Berlin  SO  16,  Michaelkirchplaß  1.  (Johann  Döring,  2.  Vor- 
sitzender des  Deutschen  Transportarbeiter-Verbandes,  Berlin  SO 
16,  Michaelkirchplatz  1.)  60.  Oswald  Schumann,  Berlin  SO 

16,  Michaelkirchplatz  1.  (Franz  Köhler,  Reichsabteilungsleiter 
des  Deutschen  Transportarbeiter-Verbandes,  Hamburg,  Schaar- 
markt 12.)  61.  Louis  Brunner,  Berlin-Tempelhof,  Friedrich- 

Franzstraße  6.  (Richard  Hort  er,  Maurer,  Karlsruhe,  Marien- 
straße 67.)  62.  Georg  W i ß m a n n , Gewerkschaftssekretär,  Bo- 


chum, Alsenstr.  18,  111.  (Johann  Effert,  Gewerkschaftssekretär 
des  Gewerkvereins  christlicher  Bergarbeiter,  Beßdorf  (Sieg), 
Friedhofstr.  1.)  63.  Otto  Schweißer,  Ingenieur,  Geschäfts- 

führer im  Bund  der  technischen  Angestellten  und  Beamten,  Char- 
lottenburg, Herßstr.  8.  (Peter  Leistenschneider,  Berlin 
NO  18,  Elisabethstr.  28,  Büro  des  Gewerkschaftsbundes  der  An- 
gestellten.) 64.  Heinrich  Kuhn,  Gewerkschaftssekretär,  Berlin 
O 27,  Raupachstr.  9.  (Blaschneck,  Berlin-Wilmersdorf, 
Kaiserallee  25.) 

c)  von  der  Abteilung  III  des  vorl.  Reichswirtschaftsrats: 
(Vertreter  der  Verbraucherschaft  — Gr.  VII  — ■,  der  Beamtenschaft 
und  der  freien  Berufe  — Gr.  VIII  — , vom  Reichsrat  ernannte  Per- 
sonen — Gr.  IX  — , von  der  Reichsregierung  ernannte  Personen 

- Gr.  X -.) 

65.  B 1 ü h e r , Oberbürgermeister,  Dresden,  Neues  Rathaus. 
(Dr.  B e 1 i a n , Oberbürgermeister,  Vorsißender  des  Reichsstädte- 
bundes E.  V.,  Eilenburg,  Belianstr.  29.)  66.  Bastle  in,  Direktor 
des  Zentralverbandes  Deutscher  Konsumvereine,  Hamburg,  Beim 
Strohhause  38.  (Paul  H o f f m a n n , Vorstandsdirektor  des  Ver- 
bandes Mitteldeutscher  Konsumvereine,  Hamburg,  Beim  Stroh- 
hause 38.)  67.  Dahl,  Zivilingenieur,  Vorsißender  des  Reichs- 

bundes Deutsher  Techniker,  Berlin  W 62,  Maassenstr.  37.  (Har- 
tung, Ing.-Chemiker,  Vorsißender  des  Bundes  Deutscher  Zivil- 
ingenieure, Berlin  W 9,  Köthenerstr.  22.)  68.  Eduard  Schulz, 
Rechnungsrat,  Geh.  Rechnungsrevisor,  Direktor  der  Verbands- 
kasse Deutscher  Beamten-Wohnungsvereine,  Potsdam,  Mar- 
garethenstr.  35.  (Lehmann,  Oberregierungsrat,  Geschäfts- 
führer des  Deutschen  Beamten-Wirtschaftsbundes,  Berlin-Frie- 
denau, Ringstr.  25,  II.)  69.  Dr.  Amol  di,  Geh.  Regierungsrat, 
Berlin  NW  7,  Unter  den  Linden  50/51.  (Vögele,  Fabrikant, 
Mannheim,  N 7,  Nr.  16.)  70.  Dr.  Endres,  Universiiätsprofessor, 
Geh.  Hofrat,  München,  Kurfürstenstr.  18.  (Dr.  Stegemann, 
Geh.  Regierungsrat,  Flandelskammersyndikus,  Braunschweig,  Gar- 
küche 3.) 

Erhöhung  der  Gütertarife. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  17.  Juli  (S.  69)  hat  der 
Reichsverkehrsminister  am  11.  August  d.  ).  folgenden 
Bescheid  erteilt:  „Die  Wiederherstellung  der  Bestimmung  im  § 6 (5) 
der  Eisenbahn-Verkehrsordnung,  daß  Tariferhöhungen  oder  andere 
Erschwerungen  der  Beförderungsbedingungen  frühestens  zwei 
Monate  nach  der  Veröffentlichung  in  Kraft  treten  dürfen,  kann 
leider  noch  nicht  in  Aussicht  gestellt  werden.  Die  Reichseisen- 
bahnverwaltung, die  mitten  im  Wirtschaftsleben  steht  und  sich 
dessen  Auswirkungen  nicht  entziehen  kann,  folgt  bei  Erhöhung 
der  Tarife  lediglich  der  außerordentlichen  Aufwärtsbewegung 
der  Preise  für  ihre  Betriebsstoffe  und  für  die  Lebenshaltung  ihres 
Personals  und  ist  genötigt,  wie  jeder  Kaufmann,  für  die  ihr  da- 
durch auferlegfen  Mehraufwendungen  sofort  Deckung  zu  suchen, 
da  ihr  Betriebsüberschüsse  zu  diesem  Zwecke  nicht  zur  Ver- 
fügung stehen.  Solange  also  diese  Mehraufwendungen  ihr  nicht 
längere  Zeit  vorher  angekündigt  werden  können,  wird  auch  sie 
nicht  in  der  Lage  sein,  die  Wirtschaft  mit  rasch  zu  vollziehenden 
Tariferhöhungen  zu  verschonen.  Es  wird  jedoch  darauf  gehalten, 
beschlossene  Tariferhöhungen  so  schnell  als  möglich  bekannt  zu 
geben.“  Vergl.  S.  69. 

Frachterstattungsanträge. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  17.  Juli  d. ).  (S.69)  teilte 
der  Reichsverkehrsminister  dem  D.  I.  u.  H.  am 
11.  August  d.  J.  mit,  daß  er  die  Reichsbahndirektion  Berlin  be- 
auftragt habe,  die  Frage  der  Behandlung  von  Frachterstattungs- 
anträgen wegen  irrtümlicher,  unrichtiger  oder  ungenauer  Inhalts- 
angabe im  Frachtbrief  in  der  Ständigen  Tarifkommission  zur  Er- 
örterung zu  stellen.  Vergl.  S.  69. 

Pak  etfe  hlmel  d e verfahren. 

Troß  des  ablehnenden  Bescheides  des  Reichspostministeriums 
vom  6.  Februar  d.  J.  (29.  Jahrg.  S.  186)  richtete  der  D.  I.  u.  H.  an  das 
Reichspostministerium  von  neuem  eine  Eingabe,  in  der  wiederholt 
darum  gebeten  wurde,  daß  der  Verlust  abhanden  gekommener 
Postpakete  dem  Absender  von  der  Post  aus  mitgeteilt  werde. 

Zur  Begründung  wurde  angeführt,  daß  beispielsweise  in  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  1921  bis  31.  März  1922  442  Pakete  neun 
Firmen  des  Vereins  Anglor  Butterkaufleute,  26  Pakete  vom 
1.  Juli  bis  31.  Dezember  1921  dem  Schleswig-Holsteinischen 
Butterversandhaus  Schleswig  und  60  Pakete  vom  1.  Oktober  1921 
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bis  1.  April  1922  anderen  Absendern  des  Bezirkes  der  Handels- 
kammer Flensburg  auf  der  Post  verloren  gegangen  seien. 

Vergl.  29.  )ahrg.  S.  168,  186. 

Postpakete  nach  Bnlgarien. 

Auf  Anregung  der  Handelskammer  zu  Elberfeld  hat  der 
D.  1.  u.H.  bei  dem  Reichspostministerium  um  schnellere  Beför- 
derung der  Pakete  nach  Bulgarien  gebeten.  Am  14.  August  d.J. 
erteilte  der  Reichspostminister  hierauf  folgenden  Be- 
scheid: „Der  Postpaketverkehr  zwischen  Deutschland  und  Bul- 
garien hat  neuerdings  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  frem- 
den Postverwaltungen  dadurch  verbessert  werden  können,  daB 
für  Postpakete  nach  Orten  im  nördlichen  und  östlichen  Bulgarien, 
u.  a.  auch  nach  Rustschuk,  neben  dem  Wege  über  Österreich 
und  Jugoslawien  auch  der  Weg  über  die  Tschechoslowakei  und 
Rumänien  zugelassen  worden  ist.  Dadurch  wird  nicht  nur  un- 
mittelbar eine  schnellere  Verbindung  nach  jenem  Gebiet  ge- 
schaffen, sondern  es  wird  auch  der  Posfpaketverkehr  nach  dem 
übrigen  Bulgarien  insofern  günstig  beeinfluBt,  als  eine  Ent- 
lastung der  Post-  und  Zollstellen  in  Marburg  (Drau)  herbeigeführt 
werden  wird.  Es  ist  zu  hoffen,  daB  auf  diese  Weise  die  Ver- 
zögerungen vermieden  werden  können,  die  bisher  nicht  selten 
durch  Anhäufung  von  Postpaketen  nach  Bulgarien  in  Marburg 
(Drau)  entstanden  sind.“ 

Prüfung  abgekürzter  Telegrainmanschriften. 

Der  D.  I.  u.  H.  sandte  am  9.  August  d.  ).  an  den  Reichspost- 
minister folgende  Eingabe: 

„Mit  der  Einrichtung  der  abgekürzten  Telegrammanschriften, 
die  nach  § 3 VII  und  VIII  der  Telegraphenordnung  in  der  Fassung 
vom  22.  Dezember  1921  (RGbl.  S.  1600)  gegen  eine  lahres- 
gebühr von  400  M.  mit  der  Telegraphenanstalt  des  Ortes 
vereinbart  werden,  ist  nach  Mitteilung  des  Reichspostministeriums 
schon  wiederholt  Mißbrauch  getrieben  in  der  Weise,  daB  Firmen 
Anschriften  wählen,  die  geeignet  sind,  Konkurrenzfirmen  zu 
schädigen. 

Der  D.  I.  u.  H.  hat  daher  auf  Anregung  des  Ministers  eine 
Umfrage  im  Kreise  seiner  Mitglieder  veranstaltet,  um  festzustellen, 
ob  und  wieweit  die  Handelskammern  bei  der  Prüfung  neuange- 
meldeter  Kurzanschriften  mitwirken  wollen. 

Zwölf  Handelskammern,  die  sich  mit  der  Umfrage  be- 
schäftigten, haben  erklärt,  daB  das  vom  Reichspostministerium 
vorgeschlagene  Verfahren,  die  Handelskammern  bei  der  Prüfung 
neuangemeldeter  Kurzanschriften  zu  beteiligen,  sehr  zweck- 
mäBig  sei. 

Eine  Handelskammer  schlägt  vor,  daB  die  Post-  oder  Tele- 
graphenanstalt, bei  der  der  Antrag  auf  Eintragung  einer  Kurz- 
anschrift gestellt  wird,  der  Handelskammer  von  diesem  Anträge 
Mitteilung  gibt  und  anfrägt,  ob  gegen  diese  Telegrammanschrift 
von  seiten  der  Handelskammer  Einwendungen  zu  machen  wären. 
Im  GegensaB  zu  Gesuchen,  die  in  anderen  Angelegenheiten,  z.  B. 
wegen  Herstellung  eines  Fernsprechanschlusses  und  Erlangung 
der  Dringlichkeitsbescheinigung  bei  der  Handelskammer  mit  der 
Bitte  um  Weitergabe  an  die  Postbehörde  eingereichi  werden, 
wird  es  für  zweckmäBiger  gehalten,  wenn  die  Firmen  die  Anträge 
auf  Erlangung  einer  Kurzanschrift  bei  der  Postanstalt  unmittelbar 
stellen.  Um  jedoch  jederzeit  nachprüfen  zu  können,  ob  eine  der 
beantragten  Telegrammanschriften  eingetragen  ist,  müBte  die  Post 
den  Handelskammern  ein  Verzeichnis  der  eingetragenen  Tele- 
grammanschriften fortlaufend  zur  Verfügung  stellen. 

Von  einer  anderen  Handelskammer  wird  vorgeschlagen,  daB 
der  Antrag  auf  Erteilung  einer  abgekürzten  Telegrammanschrift 
gleichzeitig  bei  der  zuständigen  Handelskammer  gestellt  werden 
müBte,  damit  eine  zeitraubende  nachträgliche  Rückfrage  des  Tele- 
graphenamts vermieden  werde. 

DaB  die  Handelskammern  für  ihre  Mühewaltungen  sowie  für 
ihre  Barauslagen  eine  vom  Antragsteller  zu  entrichtende  ange- 
messene Entschädigung  verlangen  müssen,  erachten  die  an  der 
Umfrage  beteiligten  Handelskammern  für  notwendig. 

Der  D.  I.  u.  H.  schlieBt  sich  den  geäuBerten  Wünschen  an  und 
bittet  den  Reichspostminister,  die  Anträge  auf  Eintragung 
abgekürzter  Telegrammanschriften  in  einem  geeignet  erscheinen- 
den Verfahren  gegen  Erstattung  einer  Gebühr  durch  die  Handels- 
kammern mit  prüfen  zu  lassen.“ 

Vgl.  29.  )ahrg.  S.  226,  257.  274. 


Deutsche  Vertretungen  im  Auslande. 

Die  deutschen  Vertretungen  im  Auslände  werden  aus  ihrem 
Amtsbezirk  oft  um  Benennung  von  f irmen  in  Deutschland  ange- 
gangen, von  denen  diese  oder  jene  Ware  bezogen  werden  kann. 
Der  durch  solche  Anfragen  angestrebte  AbschluB  von  Gesdiäften 
würde  wesentlich  erleichtert  und  beschleunigt  werden,  wenn  die 
deutschen  Vertretungen  im  Auslande  den  Anfragenden  immer 
gleich  angeben  könnten,  ob  und  durch  wen  der  deutsche  Lie- 
ferant im  Auslande  vertreten  ist.  Es  liegt  daher  im  eigensten 
Interesse  der  deutschen  Industrie  und  des  deutschen  Handels  — 
soweit  sie  überhaupt  Waren  ins  Ausland  abscBen  wollen  — die 
deutschen  Vertretungen  darüber  zu  unterrichten  und  auf  dem 
Laufenden  zu  halten,  durdi  wen  sie  in  den  einzelnen  Ländern 
vertreten  werden. 

Für  die  deutschen  Vertretungen  im  Auslande  ist  es  — na- 
mentlich in  den  gröBcren  Städten  — nicht  möglich,  sich  darüber 
an  Ort  und  Stelle  vollständig  selbst  zu  unterrichten.  Für  Argen- 
tinien hat  zum  Beispiel  ein  entsprechender  Versuch  der  deut- 
schen Handelskammer  in  Buenos  Aires  nicht  zum  Ziele  geführt. 

Wir  bitten  daher  die  Mitglieder,  dafür  zu  sorgen,  da&  die 
Interessenten  den  deutschen  amtlichen  Vertretungen  im  Auslande 
stets  fortlaufend  Nachrfchf  geben,  wer  in  den  jeweils  in  Frage 
kommenden  örtlichen  Bezirken  als  ihr  Vertreter,  Agent  oder  Kom- 
missionär bevollmächtigt  ist.  Weitere  Verbreitung  in  der  Tages- 
presse erscheint  dringend  erwünscht. 

Bilanziernng  in  Golriinark. 

Dem  finanzpolitischen  AusschuB  des  vorläufigen  Reichswirt- 
schaftsrates ist  von  Professor  Dr.  Schmalen  b ach  ein  Ge- 
setzentwurf vorgelegt,  der  die  Reichsregierung  ermächtigt,  für 
die  Dauer  der  Geldschwankungen  durch  Verordnungen  die  Be- 
stimmungen über  die  Aufstellung  der  Bilanz  und  der  Gewirin- 
und  Verlustrechnung  abweichend  von  den  jetzigen  gesetzlichen 
Vorschriften  zu  regeln.  Der  Entwurf  unterliegt  zunächst  der  Be- 
ratung eines  Sonderausschusses,  der  Sachverständige  des 
Bilanzwesens  vernommen  hat  und  deren  Gutachten  zusammen- 
gestellt werden  sollen.  Bei  Annahme  im  finanzpolitischen  Aus- 
schuB geht  der  Entwurf  an  das  Plenum  des  vorläufigen  Reichs- 
wirtschaftsrates und  wird  bei  Annahme  in  diesem  zu  einem 
Initiativantrag  an  die  gesetzgebenden  Organe  werden. 

Der  Gesetzentwurf  behandelt  eine  für  Handel  und  Industrie 
sowie  für  unsere  gesamte  Volkswirtschaft  überaus  wichtige  Frage. 
Wir  glauben  deshalb,  daB  es  unseren  Mitgliedern  erwünscht  sein 
wird,  von  der  Angelegenheit  schon  in  der  jebigen  Lage  Kenntnis 
zu  bekommen  und  dazu  Stellung  zu  nehmen.  Vielleicht  kann  es 
sich  empfehlen,  die  gutachtlichen  ÄuBerungen  der  Handelsvertre- 
tungen Mitgliedern  des  Reichswirtschaftsrates  oder  anderen  ge- 
eigneten Persönlichkeiten  zur  Verfügung  zu  stellen.  Wir  bitten 
deshalb  um  vier  Durchschläge. 

Abdruck  des  Gesetzentwurfs  nebst  Begründung  wird  als  An- 
lage beigefügt. 

Eisenbahn. 

Tarifpolitik  der  Reichsbahn. 

Die  Handelskammer  zu  D ü s s e 1 d o r f faBte  in  ihrer  Voll- 
versammlung vom  7.  August  folgenden  BeschluB: 

„Auch  die  Handelskammer  zu  Düsseldorf  hat  niemals  darüber 
Zweifel  gelassen,  daB  die  Reichseisenbahn  ihre  Tarife  so  gestalten 
darf,  daB  sie  bei  wirtschaftlicher  Führung  und  bei  Durchführung 
aller  möglichen  SparmaBnahmen  auf  ihre  Kosten  kommt.  Die 
Handelskammer  tritt  aber  einhellig  einem  BeschluB  bei,  dem  der 
Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen 
in  Rheinland  und  Westfalen  in  seiner  jüngsten  Hauptversammlung 
bezüglich  der  Diktatur  in  der  Tarifpolitik  der  Reichseiscnbahn- 
verwaltung  mit  Einstimmigkeit  gefaBt  hat.  Die  sogenannte  Tarif- 
politik kennzeichnet  als  eine  rücksichtslose  Ausnubung  des  der 
Reichsbahn  durdi  die  Verfassung  verliehenen  Monopols.  Weder 
die  Mitwirkung  gesebgebender  Körperschaften  noch  der  EinfluB 
von  Vertretern  der  Erwerbsstände  haben  bisher  das  Wirtsdiafts- 
leben  hiergegen  schüben  können.  Nadi  dem  Stande  vom  Juli 
beträgt  bei  einer  Steigerung  der  Güterfrachten  um  das  84  fache 
des  Friedenssabes,  die  Verteuerung  des  Personenverkehrs  in 
den  einzelnen  Klassen  das  14 fache  bis  18fache.  Eine  solche, 
allein  von  der  Diktatur  des  Reichsverkehrsministers  abhängige 
Tarifpolitik  muB  zu  den  sdiwersten  Schädigungen  des  Wirtsdiafts- 
lebens  führen. 
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Die  Reichsbahn  hat  in  ihrer  jüngsten  Denkschrift  bei  dem 
Hinweis  auf  die  geldliche  Lage  der  ausländischen  Eisen- 
bahnen die  Tatsache  völlig  verschwiegen,  daß  diese  in  der  Lage 
waren,  erhebliche  Tarifermäßigungen  einzuführen. 

Wir  verlangen  deshalb,  daß  die  so  oft  von  der  Eisenbahn- 
verwaltung angekündigten  Ersparnismaßnahmen  endlich  so 
durchgeführt  werden,  daß  dadurch  eine  wirksame  Entlastung  des 
Reichsbahnhaushalts  eintritt.  Die  in  der  Bildung  begriffenen 
Landeseisenbahnräte  sind  alsbald  einzuberufen  und  mit  der  in 
Aussicht  genommenen  Denkschrift  über  die  Einarbeitung  der 
Frachterhöhungen  sind  gleichzeitig  ausreichende  statistische 
Unterlagen  vorzulegen,  um  die  Notwendigkeit  der  jüngsten  Tarif- 
erhöhungen beurteilen  zu  können.  Dann  ist  jedoch  erforderlich, 
daß  die  Unferlagen  rechtzeitig  den  Beteiligten  zugestellt  werden, 
damit  eine  eingehende  Prüfung  erfolgen  kann.  Es  muß  verlangt 
werden,  daß  die  Landeseisenbahnräte  und  der  Reichseisenbahn- 
rat als  berufene  Vertretungen  aller  Kreise  des  Wirtschaftslebens 
bei  allen  Fragen  der  Tarifgestaltung  mitwirken  und  daß  ihre  Ar- 
beiten vom  Reichsverkehrsminister  besser  gewürdigt  werden,  als 
es  bei  den  früheren  Bezirkseisenbahnräten  der  Fall  war.  Die 
politische  Demokratie  darf  nicht  zu  einem  wirtschaftlichen  Ab- 
solutismus führen“. 

Güterwagendecken  für  leicht  feuerfangende  Güter. 

Die  Handelskammern  Worms,  Darmstadt  und  Erfurt 
teilten  dem  D.  I.  u.  H.  mit,  daß  infolge  des  Mangels  an  bahn- 
eigenen und  privaten  Güterwagendecken  sowie  der  Bestimmung, 
daß  Wagenladungen  von  Heu  und  Stroh  nur  bedeckt  befördert 
werden  dürfen,  die  Versendung  von  Rauhfutter  im  kommenden 
Herbst  in  Frage  gestellt  sei. 

Der  D.  I.  u.  H.  beantragte  daher  bei  dem  Reichspostminister, 
dafj  bahneigene  Wagendecken  in  einem  größeren  Umfange  zur 
Verfügung  gestellt  werden,  oder  das  Rauhfutter  in  Güterwagen 
bis  auf  weiteres  unbedeckt  befördert  werden  kann. 

Unabhängig  zu  dieser  Eingabe  erhielt  der  Deutsche  Industrie- 
und  Handelsfag  am  16.  August  d.  J.  von  der  Reichsbahn- 
direktion Berlin  folgende  Mitteilung: 

„Mit  Wirkung  vom  1.  Oktober  1922  werden  die  bisherigen, 
für  die  Kriegs-  und  Übergangszeit  getroffenen  erleichterten  Be- 
stimmungen betr.  die  Bedeckung  leicht  feuerfangender  Güter  auf 
Torfstreu  und  Torfmull  beschränkt,  im  übrigen  aber  aufgehoben. 
Die  Fußanmerkung  x)  zu  Ziffer  10  der  Anlage  11  des  Deutschen 
Eisenbahngütertarifs,  Teil  I A erhält  demzufolge  vorläufig  fol- 
gende Fassung: 

,Bis  auf  weiteres  werden  Torfstreu  und  Torfmull  auch  un- 
bedeckt befördert.'  (Vergl.  auch  die  nächste  Ausgabe  des  Ge- 
meinsamen Tarif-  und  Verkehrsanzeigers  für  den  Güter-  und 
Tierverkehr  der  Deutschen  Reichsbahn.)  Eine  Verpflichtung  der 
Eisenbahn  zur  Vorhaltung  von  Decken  besteht  nicht,  auch 
sind  nur  geringe  Bestände  an  Eisenbahn-Wagendecken  vorhan- 
den, die  in  erster  Linie  für  Zollgüter  und  für  Sendungen,  die  auf 
elektrisch  betriebenen  Strecken  übergehen,  bestimmt  sind.  Nur 
die  dann  noch  verbleibenden  Decken  können  auf  Anforderung 
den  Verkehrstreibenden  überlassen  werden.  Bei  dieser  Sach- 
lage kann  letzteren  nur  empfohlen  werden,  sich  rechtzeitig  eigene 
Wagendecken  in  ausreichender  Anzahl  anzuschaffen  oder  solche 
im  Bedarfsfälle  bei  privaten  Deckenverleihanstalten  anzumieten, 
die  über  ausreichende  Vorräte  verfügen.  Die  Anschriften  der 
Deckenverleihanstalten  sind  bei  den  Güterabfertigungen  zu  er- 
fragen." 

Außenhandel. 

Drohende  Erhöhung  der  Ausfnhrabgaben. 

Am  11.  August  hat  in  obiger  Angelegenheit  eine  vom 
D.  I.  u.  H.  einberufene  Besprechung  stattgefunden,  bei  wel- 
cher es  möglich  war,  durch  einige  Sachverständige,  welche 
im  allgemeinen  Rahmen  Exporthandel  und  Industrie  reprä- 
sentierten, den  hauptbeteiligten  Reichsratsmitgliedern  ein 
Bild  über  die  lähmenden  Folgen  jedweder  Ausfuhrabgaben- 
erhöhung zu  geben.  Am  12.  d.  M.  fand  in  dieser  Angelegenheit 
eine  Besprechung  beim  Reichswirtschaftsminister  statt,  an  wel- 
her  Vertreter  der  Länderregierungen  feilnahmen.  Wie  wir  er- 
fahren, ist  die  'Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  vorläufig  zurük-- 
gestellt  worden.  Es  soll  zunächst  nochmals  der  wirischafis- 
politische  Ausschuß  des  Reichswirtschaftsrats  in  seiner  Sißung 
am  17.  befragt  werden. 


Englische  Einfuhrzölle. 

Es  war  ursprünglich  von  englischer  Seite  beabsichtigt,  auf 
Emaille-Waren,  Alluminium-Waren,  Stoffhandschuhe  und  Hand- 
schuhstoffe sowie  Glaswaren  33)4  % Schußzölle  bei  der  Ein- 
fuhr nach  England  zu  erheben.  Diese  Maßnahme  stieß  auf 
den  Widerspruch  der  englischen  Handschuhindustrie,  so  daß  zu- 
nächst der  gesamte  Geseßentwurf  zurückgestellt  wurde  und  die 
Hoffnung  bestand,  daß  diese  Zölle  in  absehbarer  Zeit  nicht  ein- 
geführt würden.  Der  Einspruch  der  englischen  Handschuh- 
industrie ist  jedoch  vergeblich  geblieben,  die  obenerwähnten 
33%  %igen  Zölle  treten  für  die  genannten  Waren  mit  sofortiger 
Wirkung  in  Kraft. 

Memel. 

Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  dem  Memelgebiet  ist 
ein  Wirtschaftsvertrag  zustande  gekommen,  der  allerdings  noch 
der  Ratifikation  bedarf.  Er  ist  jedoch  im  Einverständnis  beider 
vertragschließenden  Teile  bereits  vorläufig  seit  dem  15.  August 
1922  in  Kraft  geseßt.  Er  basiert  auf  der  Grundlage  der  Meist- 
begünstigung und  bezweckt  darüber  hinausgehend  die  Deckung 
des  memelländischen  Eigenbedarfs,  insbesondere  an  landwirt- 
schaftlichen Gegenständen.  Die  Bedarfsbescheinigungen  werden 
nach  Prüfung  der  Anträge  von  der  Handelskammer  des  Memel- 
gebiets ausgestellt.  Sie  sind  von  dem  memelländischen  Bezieher 
dem  deutschen  Lieferanten  zu  übersenden  und  seinem  Ausfuhr- 
antrage  beizufügen.  Zur  besonderen  Erleichterung  des  nach- 
barlichen Verkehrs  zwischen  Ostpreußen  und  dem  Memelgebiet 
hat  der  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  seinen 
Königsberger  Delegierten  ermächtigt,  unmittelbar  Ausfuhr- 
bewilligungen nach  Memel  zu  erteilen,  sofern  die  VoFausseßungen 
des  Eigenbedarfs  gegeben  sind. 

Zinkblech-Einfuhr  ans  Polnisch-Oberschlesien. 

Bei  der  zollfreien  Einfuhr  von  Zinkblech  aus  Polnisch-Ober- 
schlesien  hatten  sich  Schwierigkeiten  ergeben,  die  auf  die  mangel- 
hafte Aufstellung  der  polnischen  Kontingentsliste  zurückzuführen 
waren.  Auch  hatte  es  Polen  entgegen  Artikel  236  Ziffer  1 und  3 
des  Genfer  Abkommens  unterlassen,  die  zur  Anwendung  der 
Konfingentsliste  erforderlichen  Angaben  über  Ursprungszeugnisse 
usw.  zu  machen.  Die  entstandenen  Schwierigkeiten  sind  jedoch 
für  die  Praxis  bedeutungslos  geworden,  da  der  Reichsminister 
der  Finanzen  laut  Verfügung  II  z 89  85  vom  8.  August  d.  ).  die 
Zollstellen  angewiesen  hat,  bis  auf  weiteres  diejenigen  aus  Pol- 
nisch-Oberschlesien  stammenden  Industrieerzeugnisse  zollfrei  ab- 
zufertigen, die  mit  einem  vorgeschriebenen,  von  der  Woywod- 
schaft  Schlesien  visierten  Ursprungszeugnis  und  der  Einfuhr- 
bewilligung des  Delegierten  des  Reichskommissars  für  Aus-  und 
Einfuhrbewilligung  in  Oppeln  versehen  sind.  Hiermit  hat  sich 
unser  Rundschreiben  auf  Seite  46  der  Deutschen  Wirtschafts- 
zeitung Nr.  2 erledigt. 

Vgl.  S.  46. 

Ausfuhrbewilligungen  nach  Kußland. 

Bei  den  besonderen  Verhältnissen  des  russischen  Außen- 
handels, die  sich  aus  seinem  Monopol-Charakter  ergeben,  ist  die 
Handelsvertretung  als  Organ  des  russischen  Außenhandels  vom 
Standpunkt  der  Außenhandelskontrolle  aus  als  eine  inländische 
Niederlassung  einer  ausländischen  Firma  anzusehen.  Die  Außen- 
handelsstellen sind  nach  Verfügung  des  Reichskommissars  für 
Aus-  und  Einfuhrbewilligung  A.  V.  3797/22  vom  7.  August  1922 
berechtigt,  der  Handelsvertretung  der  Russischen  Sozialistischen 
Föderativen  Sowjet-Republik  in  Berlin  Aus-  und  Einfuhrbewil- 
ligungen entsprechend  den  allgemeinen  Bestimmungen  der 
Außenhandelskontrolle  und  den  besonderen  Richtlinien  der  ein- 
zelnen Außenhandelsstellen  zu  erteilen. 

Belgien. 

Schiffsverkehr. 

Wurde  der  Monat  Mai  für  die  Schiffahrt  auf  Antwerpen  über- 
aus günstig,  so  war  der  Monat  Juni  nur  mehr  befriedigend,  wäh- 
rend der  Juli  bereits  einen  unerfreulichen  Verlauf  genommen  haf. 

Es  kamen  an: 

II.  Juli-Woche  140  Seeschiffe,  darunter  7 deutsche, 

III.  Juli-Woche  149  Seeschiffe,  darunter  9 deutsche, 

IV.  Juli-Woche  138  Seeschiffe,  darunter  5 deutsche. 

Vom  1.— 28.  juli  haben  599  Seeschiffe  Antwerpen  angelaufen 
gegen  637  im  gleichen  Zeitraum  des  Vorjahres.  Der  Streik  der 
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Maschinisten  in  den  deutschen  Häfen  hatte  zur  Folge,  daß  deutsche 
Schiffe  ausfahrend  nicht  mehr  nach  hier  gekommen  sind.  Be- 
deutende Frachten  sind  dadurch  für  die  deutschen  Reedereien  ver- 
loren gegangen. 

Die  „Deutsch-Australische  Dampfschiffahrtsgesellschaft"  wird 
zusammen  mit  dem  „Norddeutschen  Lloyd“  und  der  „Holt-Linie“ 
den  Dienst  nach  Australien  und  Südafrika  mit  einem  Dampfer 
monatlich  ab  16.  August  wieder  aufnehmen. 

Die  Hugo  Stinnes^Linie  wird  im  Verein  mit  der  Artus-Reederei 
eine  regelmäßige  Fahrt  nach  Brasilien  und  La  Plata  eröffnen. 
Die  Stinnes-Linie  wird  ebenfalls  monatlich  einmal  nach  Zentral- 
Amerika,  Kuba  und  dem  fernen  Osten  fahren. 

Da  die  Antwerpener  Agenten  obiger  Linien  für  die  Schiffe 
gute  Kaipläße  zu  erlangen  suchen,  ist  die  Frage  der  Verteilung 
der  Pläße  aufs  neue  akut  geworden.  In  der  Presse  beginnt  man 
sich  darüber  aufzuhalten,  daß  gute  Kaipläße  im  Besiße  von 
Schiffahrtslinien  (Lloyd  Royal  Beige,  sowie  gewisse  französische 
und  englische  Linienl  sich  befinden,  die  sie  nicht  recht  auszu- 
nußen  vermögen,  während  z.  B.  die  Woermann-Linie  keinen  guten 
Liegeplaß  bekommen  konnte  und  aus  diesem  Grunde  Antwerpen 
nicht  anläuft.  Es  wurmt  die  Antwerpener  besonders,  daß  Rotter- 
dam in  diesem  Falle  mehr  Verständnis  gezeigt  hat. 

Die  Antwerpener  Hafenverwaltung  trägt  sich  mit  dem  Plan, 
am  3.  Bassin  einen  besonderen  Plaß  für  die  Löschung  und  Be- 
handlung von  Kohlen  zu  schaffen.  Dort  sollen  auch  Vorrichtungen 
angelegt  werden  für  das  Sortieren  von  Kohle  sowie  für  die  Her- 
stellung von  Briketts. 

Die  Verwaltung  erwägt  ferner  die  Möglichkeit,  entlang  den 
Bassinpläßen  abschließbare  eiserne  Lagerhallen  zu  errichten. 

Zur  Vervollständigung  des  Schleppdienstes  hat  die  Hafen- 
verwaltung sich  entschlossen,  4 neue  Schlepper  anzukaufen. 

Die  regionale  Abteilung  der  „Ligue  Maritime  Beige“,  die  kurz 
vor  Ausbruch  des  Krieges  zu  bestehen  aufgehört  hat,  ist  in  Ant- 
werpen unter  dem  Vorsiß  des  Direktors  der  Seemannsschule  neu 
gegründet  worden. 

In  London  wird  zurzeit  ein  Film  gezeigt,  in  welchem  der  Ant- 
werpener Hafen  und  die  Antwerpener  Werften  dargestellt  sind. 
Der  Film  ist  seinerzeit  aufgenommen  worden,  um  in  Übersee 
Propaganda  zu  machen. 

Verschiedenes. 

In  Mecheln  ist  eine  belgische  Handelskammer  gegründet 
worden. 

Von  Juli  bis  Oktober  1925  soll  in  Brüssel  eine  internationale 
Elektrizitätsausstellung  abgehalten  werden.  Gleichzeitig  wird  ein 
Elektrizitätskongreß  stattfinden,  der  eine  Fortseßung  der  im 
Jahre  1881  in  Paris  begonnenen  Tagung  darstellt.  Als  Aus- 
stellungsräume sind  die  im  Park  des  Cinguantenaire  befindlichen 
Bauten  gedacht.  Nähere  Auskunft  ist  beim  Comite  Central  Indu  - 
striel,  Brüssel,  33,  Rue  Ducale  zu  erhalten. 

Um  den  Fremdenverkehr  auch  für  Belgien  zu  interessieren, 
geht  man  mit  dem  Plane  um,  das  Gebiet  zwischen  Namur  und 
Mezieres  in  ein  weites  Ausstellungsterrain  zu  verwandeln,  das  in 
landwirtschaftlicher,  kultureller,  wissenschaftlicher  und  sportlicher 
Beziehung  eine  Darstellung  fremder  Länder  geben  soll.  Namur 
und  Dinant  werden  die  Zentren  der  Ausstellung  sein.  Die  Kosten 
des  Projekts  sind  auf  10  Millionen  Franken  veranschlagt.  Ob  es 
durchgeführt  werden  kann,  erscheint  zum  mindesten  fraglich. 

Unter  der  Ägide  der  italienischen  Handelskammer  in  Brüssel 
ist  ein  amtliches  italienisches  Reisebüro  ebendort  eröffnet 
worden.  Das  Büro  hat  neben  dem  Billetverkauf  die  Aufgabe, 
über  alles  Wissenswerte  einer  Reise  durch  Italien  Auskunft  zu 
erteilen. 

Eine  ähnliche  Errichtung  für  Deutschland  besteht  in  Belgien 
zurzeit  nicht,  obwohl  in  Anbetracht  des  enormen  Reisesfromes, 
der  sich  von  hier  nach  Deutschland  ergießt,  ein  Reisebüro  sehr 
am  Plaße  wäre. 

Einfuhrzoll  in  Costarica. 

Mit  Gesetz  Nr.  20  des  Freistaats  Costarica  vom  12.  Juni 
1922  wird  die  Bestimmung  getroffen,  daß  alle  sowohl  für  den 
Handel  wie  für  Einzelpersonen  in  der  Stadt  San  Jose  bestimmten 
Einfuhrwaren  außer  allen  sonstigen  Auflagen  einem  Zusaßzoll 
von  V%  Centimo  Colön  zur  gesetzlichen  Parität  (2,15  C.  gleich 
1.—  $)  auf  jedes  Kilogramm  unterworfen  werden. 

Das  Ergebnis  dieses  Aufschlagszolls  ist  zur  Deckung  einer 
Anleihe  bestimmt,  die  der  Staat  in  Höhe  bis  zu  $ 400  000.—  zum 
Bau  billiger  Wohnstätten  für  bedürftige  Einwohner  San  Joses 
nach  dem  Gleichen  Geseße  aufnehmen  kann. 


Klagen  über  clen  deutschen  Wettbewerb  in  China. 

Dem  D.  I.  u.  H.  und  scheinbar  auch  einzelnen  Handelskammern 
ist  folgendes  Schreiben  der  amerikanischen  Handelskammer  in 
Tientsin  zugegangen:  „Vor  einigen  Monaten  haben  wir  die  Auf- 
merksamkeit unserer  Mitglieder  darauf  gelenkt,  daß  die  Mehr- 
zahl der  deutschen  Exporteure  schriftliche  Abmachungen  nicht  be- 
achtet, wenn  die  Marktpreise  steigen  oder  wenn  die  Mark  im 
Werte  fällt.  Heute  möchten  wir  eine  weitere  Warnung  bezüglich 
der  Beschaffenheit  der  deutschen  Waren  ergehen  lassen,  damit 
die  Kaufleute  sich  sichern,  falls  sie  nicht  schon  selbst  jeweiN 
eine  genaue  Prüfung  der  Ware  vornehmen.  Wenn  wir  schon 
Vorsicht  angeraten  haben  in  bezug  auf  das  finanzielle  Gebahren 
der  deutschen  Firmen,  mit  denen  wir  versucht  haben,  Geschäfte 
zu  machen,  so  haben  wir  weiter  die  Erfahrung  gemacht,  daß 
selbst  diejenigen,  die  dem  Rufe  nach  zu  den  Vertrauenswürdigen 
gehören,  versucht  haben,  Waren  von  fraglos  minderwertiger 
Packung,  Mindergewicht  usw.  zu  liefern,  was  durch  die  eides- 
stattliche Erklärung  von  unparteiischen  Zollbeamten,  durch  das 
Zollgewicht  usw.  bestätigt  wird.  Kurz  gesagt,  die  Deutschen 
haben  versucht,  aus  dem  Tiefstand  der  Mark  Kapital  zu  schla- 
gen. Wenn  sich  jedoch  die  Möglichkeit  eines  wirklichen  Ver- 
lustes für  sie  ergab,  so  sind  sie  ihm  durch  Betrug  ausgewichen. 
Es  gibt  fraglos  ehrliche  deutsche  Exporteure.  Wir  haben  uns 
bemüht,  sie  zu  finden,  jedoch  ohne  Erfolg.  Wir  geben  diese 
Warnung  in  der  Absicht,  daß  ein  persönlicher  Versuch  gemacht 
werden  möge,  einer  Sache  Einhalt  zu  tun,  die  mehr  oder  weniger 
eine  allgemeine  skrupellose  Art  des  Verfahrens  zu  sein  scheini 
und  die  lediglich  beseitigt  werden  kann  durch  die  Anwendung 
von  Gewalt.“ 

Hierzu  bemerkt  die  Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  M. 
in  einer  Pressenotiz  u.  a.  folgendes:  „Wenn  auch  der  gehässige 
Ton  des  Rundschreibens  Zurückweisung  verdient,  so  finden  die 
Klagen  des  Rundschreibens  ihre  Bestätigung  in  anderen  Berich- 
ten. Der  Chinese  pflegt  mehr  als  irgend  ein  anderer  Kaufmann 
an  einer  bestimmten  Marke,  einem  bestimmten  Maschinentyp, 
sowie  an  den  einmal  geknüpften  Handelsbeziehungen  festzuhal- 
ten, wenn  eine  Ware  von  guter  Beschaffenheit  sich  einmal  ein- 
geführt und  sich  durch  rechtzeitige  Lieferung  zu  den  vereinbarten 
Bedingungen  ein  gewisses  Vertrauensverhältnis  zum  Lieferanten 
und  dem  die  Lieferung  vermittelten  Exporthaus  herausgebildet 
hat.  Die  Aussichten  für  den  Absaß  deutscher  Waren  in  China, 
das  mit  seinen  400  Millionen  Menschen  ein  sehr  aussichtsreicher 
Markt  werden  kann,  sind  so  günstig,  daß  sie  durch  ein  Gebahren, 
wie  es  in  dem  Rundschreiben  der  amerikanischen  Handelsbezie- 
hungen gerügt  wird,  nicht  leichtfertigerweise  zerstört  oder  be- 
einträchtigt werden  dürfen.“ 

Dieses  Rundschreiben  ist  nach  uns  vorliegenden  zuver- 
lässigen Nachrichten  auf  Betreiben  der  Firma  North-West  Tra- 
ding  Company  ergangen,  einer  Handelsgesellschaft  von  gerin- 
gerer Bedeutung  in  Shanghai,  deren  Geschäftsverkehr  mit 
Deutschland  infolge  des  Wiedererscheinens  des  deutschen  Kauf- 
manns in  China  erheblich  zurückgegangen  ist.  Dieser  Umstand, 
auf  den  auch  der  bereits  von  der  Handelskammer  Frankfurt  a.  M. 
in  ihrer  Presseveröffentlichung  zurückgewiesene  überaus  ge- 
hässige Ton  des  Rundschreibens  zurückzuführen  sein  dürfte, 
muß  bei  der  Bewertung  des  über  den  deutschen  Wettbewerb  ge- 
fällten Urteils  berücksichtigt  werden.  Auch  ist  darauf  hinzuweisen, 
daß  sich  diese  Klagen  vielfach  aus  den  schwierigen  deutschen 
Wirtschaftsverhälfnissen  (Streiks,  Kohlenmangel,  Verkehrs- 
sperren) erklären,  oder  daraus,  daß  das  Ausland  mit  Firmen 
in  Geschäftsverbindung  tritt,  die  keinerlei  Erfahrung  besißen  und 
die  nach  ihrem  ganzen  Aufbau  nicht  geeignet  erscheinen,  in  so 
schwierigen  Gebieten  wie  in  China  erfolgreich  und  zur  Zufrieden- 
heit ihrer  Abnehmer  zu  arbeiten.  Derartige  Schieberfirmen,  die 
oft  unter  hochtönenden  Namen  auftreten,  können  nicht  als  Ver- 
treter der  deutschen  Exporteure  angesehen  werden. 

Dessen  ungeachtet  sind  die  Ausführungen  der  Frankfurter 
Handelskammer  jedoch  nachdrücklichst  zu  unterstüßen.  Auch 
dem  D.  I.  u.  H.  liegen  Nachrichten  aus  China  vor,  nach  denen 
gegenwärtig  besonders  stark  darüber  geklagt  wird,  daß  die  ver- 
einbarten Lieferfristen  überschritten  werden  und  daß  die  Aus- 
führung von  Aufträgen  häufig  die  früher  übliche  Sorgfalt  ver- 
missen läßt.  Die  Gefahr,  die  durch  ein  Gebahren,  wie  es  in  dem 
Rundschreiben  der  amerikanischen  Handelskammer  in  Tientsin 
gerügt  wird,  für  die  deutsch-chinesischen  Handblsinterssen  ent- 
stehen kann,  ist  nicht  zu  Unterschüßen.  Der  vielfach  geäußerte 
Wunsch  nach  Feststellung,  wie  weit  die  Angaben  der  ameri- 
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kanischen  Handelskammer  in  Tientsin  der  Wahrheit  entsprechen, 
wird  nur  dann  zu  erfüllen  und  die  Möglichkeit,  Mibstände  abzu- 
stellen, nur  dann  gegeben  sein,  wenn  bei  allen  derartigen  Be- 
schwerden die  Namen  der  betreffenden  deutschen  Firmen  genannt 
werden.  Der  D.  1.  u.  H.  und  die  Handelskammern  werden  dann 
nichts  unversucht  lassen,  um  bei  berechtigten  Klagen  Abhilfe 
zu  schaffen. 

Handel  mit  Anstralien. 

Das  Verbot  der  Einfuhr  deutscher  Waren  ist  zwar  mit  dem 
1.  August  d.  ).  aufgehoben  worden,  andererseits  aber  verlautet, 
dab  die  für  die  ausnahmsweise  Zulassung  deutscher  Waren  bisher 
in  Geltung  gewesenen  Einfuhrbestimmungen,  die  insbesondere 
die  Beibringung  eines  Einfuhrerlaubnisscheines  in  jedem  einzelnen 
Falle  vorsehen,  nicht  aufjer  Kraft  gesefet  seien.  Bestätigt  sich 
dies,  d.  h.  werden  deutsche  Waren  auch  in  Zukunft  in  jedem 
einzelnen  Falle  nur  mit  besonderer  behördlicher  Einfuhrerlaubnis 
zugelassen,  so  bedeutet  das  praktisch  das  Fortbestehen  des 
früheren  Einfuhrverbotes.  Die  Aufhebung  des  Einfuhrverbotes 
wäre  unter  diesen  Umständen  als  rein  formell  anzusprechen.  Die 
deutschen  Exporteure  werden  daher  gut  tun,  bei  der  Ausfuhr  nach 
Australien  eine  gewisse  Vorsicht  zu  beobachten,  was  übrigens 
auch  schon  deshalb  angezeigt  erscheint,  weil  es  gegebenenfalls 
für  sie  schwierig  werden  könnte,  ihre  Rechte  an  Ort  und  Stelle  zu 
wahren,  da  die  Australische  Regierung  die  Zulassung  deutscher 
Konsuln  nach  wie  vor  ablehnt. 

Das  im  vergangenen  Dezember  erlassene  australische  Anti- 
dumping-Geseb  enthält  bekanntlich  scharfe  Bestimmungen,  die 
unter  Umständen  die  Einfuhr  deutscher  Waren  in  Australien  so 
gut  wie  unmöglich  machen  können.  Es  wird  abzuwarten  sein, 
wie  sich  die  Handhabung  des  Gesebes  in  der  Praxis  gestalten 
wird.  Das  Geseb  sieht,  entsprechend  dem  damaligen  Stande 
der  Reichsmark,  für  die  deutschen  Waren  Dumpingzolle  bis  zu 
75  v.  H.  des  Wertes  vor.  Infolge  der  seither  eingetretenen  be- 
trächtlichen weiteren  Entwertung  der  deutschen  Währung  ist 
jedoch  von  den  australischen  Fabrikanten  neuerdings  energisch 
eine  dem  Sinken  der  deutschen  Valuta  entsprechende  Erhöhung 
des  im  Gesebe  vorgesehenen  Höchstzollsabes  gefordert  worden. 
Nachrichten  darüber,  auf  welche  Warengattungen  Dumpingzolle 
zur  Erhebung  kommen  sollen,  liegen  noch  nicht  vor.  — 

In  diesem  Zusammenhang  ist  auch  darauf  hinzuweisen,  dab 
Australien  auf  das  ihm  aus  § 18  Anl.  II  zu  Teil  VIII  des  Friedens- 
vertrages zustehende  Recht  der  Beschlagnahme  auch  der  deut- 
schen Nachkriegsvermögen  bisher  nicht  verzichtet  hat. 

Arbeiterbewegung. 

Erwerbslosenfirrsorge. 

Der  Reichsrat  stimmte  in  seiner  lebten  Sibung  am  29.  Juli 
d.  ).  einer  Vorlage  der  Reichsregierung  zur  Erhöhung  der  Er- 
werbslosenunterstübung zu.  Die  Llnterstübungen  für  Personen 
über  21  )ahre,  die  nicht  im  Haushalt  eines  andern  leben,  sowie  die 
Familienzuschläge  werden  durchschnittlich  um  50  v.  H.  erhöht. 
Die  neuen  Säbe  sollen  am  14.  August  d.  ).  in  Kraft  treten.  Eine 
entsprechende  Verordnung  wird  im  Reich s-Arbeiisblatt  veröffent- 
licht werden.  4.  8.  1922.  Vergl.  29.  Jahrg.  S.  247. 


Verschiedenes. 

Wucher. 

Auf  eine  Anzeige  wegen  Wucher  hat  der  Oberstaatsanwalt 
zu  Detmold  am  27.  Juni  folgenden  Bescheid  erteilt,  der  all- 
gemeine Beachtung  verdient:  Ich  bin  nicht  in  der  Lage,  gegen  den 
Beschuldigten  einzuschreiten.  Die  Ermittelungen  haben  ergeben,  dab 
sämtliche  Steingutfabriken  Ende  Mai  einen  Preisaufschlag  von  50  % 
festgesebt  haben.  Wenn  der  Beschuldigte  seinerseits  einen  um  so 
viel  höheren  Betrag  für  seine  Waren  fordert,  so  ist  dagegen  auch 
dann  nichts  einzuwenden,  wenn  er  diese  Waren  zu  einem  bil- 
ligeren Preise  eingekauft  hat.  Denn  dieser  billigere  Einkauf  ist 
nur  scheinbar.  Die  Papiermark  hat  zur  Zeit  des  Einkaufs  dem- 
nach eine  höhere  Kaufkraft  als  zur  Zeit  des  Verkaufs.  Der  Kauf- 
mann, der  sein  Warenlager  und  seinen  Geschäftsbetrieb  im 
bisherigen  Umfange  aufrechterhalten  will,  kann  dies  nur,  wenn 
er  Verkaufspreise  fordert,  die  im  richtigen  Verhältnisse  zu  den 
Einkaufspreisen  stehen,  die  er  selbst  anlegen  mub,  um  die  Waren 
wieder  hereinzuschaffen.  Es  ist  keinem  Kaufmann  zuzumuten, 
die  Waren  zu  einem  Preise  zu  verkaufen,  für  den  er  gerade  die 
Hälfte  der  bisherigen  Warenmenge  einkaufen  kann.  Auf  diese 
Weise  würde  er  durch  seinen  Geschäftsbetrieb  täglich  ärmer 
werden.  Der  Preisaufschlag  des  Beschuldigten  ist  sonach  als 
eine  Mabregel  anzusehen,  die  einem  ordnungsmäbigen  Geschäfts- 
gänge entspricht  und  keinesfalls  Preiswucher  darstellt.“ 

Iiohnstatistik. 

In  Nr.  15  des  Reichs-Arbeitsblatts  vom  15.  August  d.  ). 
ist  das  Geseb  betr.  Lohnstatistik  vom  27.  Juli  1922  veröffentlicht. 

Berichtigung. 

Auf  S.  116  mub  es  im  Bericht  über  Erweiterung  der  Sammel- 
gruppe des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung 
im  ersten  Sab  heiben:  Von  einer  Berliner  Handelskammer- 
vertretung war  angeregt  worden,  die  Zuständigkeit  der  soge- 
nannten Sammelgruppe  des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Ein- 
fuhrbewilligung, die  sich  jebt  auf  Werte  nur  bis  1 0 0 0 Mark 
erstreckt,  in  Anbetracht  des  gesunkenen  Geldwertes  zu  erhöhen. 

Persönliches. 

Geheimrat  Zuckschwerdt,  Magdeburg,  ist  zum 
Doktor  h.  c.  der  Staatswissenschaften  von  der  philosophischen 
Fakultät  in  Leipzig  ernannt  worden. 

Die  Handelskammer  zu  Göttingen  wählte  den  früheren 
Abteilungsleiter  der  Handelskammer  zu  Hannover,  Dr.  H o e 1 1 g e, 
zum  Syndikus. 

Die  Handelskammer  zu  Barmen-Elberfeld  wählte 
für  den  ausscheidenderi  wissenschaftlichen  Assistenten  Dr.  Her- 
mann N i e b I e r den  bisherigen  wissenschaftlichen  Assistenten 
der  Handelskammer  Halle  a.  S.  Dr.  Wilhelm  Heitheker. 


Alle  für  die  Schriftleitung  der  Mitteilungen  des  Deut- 
sche n'I  n d ustri  e-und  Handelstags  (Handel  und  Gewerbe) 
bestimmten' Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro  des  Deut- 
schen Industrie  - und  Handelstags,  NeueFriedrich- 
s t r a b e'* 1 53/56,  "zu'  richten. 
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Initiativ- Antrag. 


Der  Finanzpolitische  Ausschuß  beantragt: 

Der  vorläufige  Reichswirtschaftsrat  wolle  beschließen, 
dem  nachstehenden  Gesetzentwurf  von  Dr.  Schmalenbach 
zuzustimmen  und  ihn  der  Reichsregierung  vorzulegen. 

A.  Gesetzentwurf. 

Die  Reichsregierung  wird  ermächtigt,  für  die  Dauer  der 
Geklwertschwankungen  durch  Verordnungen  die  Bestim- 
mungen über  die  Aufstellung  der  Bilanz  und  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  abweichend  von  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  und  des  Gesetzes  betr.  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  zu  regeln. 

Die  Verordnungen  können  sich  auch  auf  die  Verteilung 
des  Gewinnes,  die  Deckung  des  Verlustes,  die  Behandlung 
der  Reservefonds,  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
bei  Verlust  der  Hälfte  des  Kapitals,  die  Konkursanmeldung 
wegen  Überschuldung,  den  Mindestbetrag  von  Aktien,  die 
Ausgabebestimmungen  für  Aktien  und  die  Zulassung  zum 
Börsenhandel  erstrecken. 

B.  Entwurf  der  Verordnung. 

Denjenigen  Gewerbetreibenden,  die  nach  den  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuches  oder  des  Gesetzes  betr. 
die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  Bücher  zu 
führen  haben,  ist  es  gestattet,  ihre  Bilanzen  und  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  in  Goldmark  aufzustellen.  Sie  haben 
dabei  die  folgenden  Vorschriften  zu  beachten: 

1.  Die  Anfangsbilanz  desjenigen  Jahres,  das  zum  ersten 
Male  in  Goldmark  abgerechnet  werden  soll,  ist  folgendermaßen 
zu  gestalten: 

a)  diejenigen  Aktiva  und  Passiva,  deren  Werte  aus 
den  Vorjahrsbilanzen  nur  verändert  durch  Zugänge, 
Abgänge  und  Abschreibungen  übernommen  werden 
(Übertragswerte),  sind  in  der  Weise  auf  Goldmark 
zu  bringen,  daß  Werte  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Ja- 
nuar 1918  unverändert  bleiben,  die  später  erfolgten 
Zugänge,  Abgänge,  Abschreibungen  und  Rück- 
stellungen dagegen  auf  Goldmark  umgerechnet 

D Man  kann  im  Zweifel  sein,  ob  man  die  Zugänge,  Abgänge, 
Abschreibungen  und  Rückstellungen  nach  Kalenderjahren  oder 
nach  Geschäftsjahren  umrechnen  soll.  Die  Umrechnung  nach  Ge- 
schäftsjahren ist  für  die  Betriebe  bequemer,  hat  aber  zur  Voraus- 
setzung, daß  in  den  Ausführungsbestimmungen  Durchschnitts- 
indices  für  alle  möglichen  Geschäftsjahre  oder  daß  Monatsindices 
angegeben  werden,  aus  denen  man  die  für  die  einzelnen  Geschäfts- 
jahre passenden  Durchschnittsindices  berechnen  kann.  Beides  stößt 
auf  große  Schwierigkeiten  imd  beschränkt  die  Übersicht.  Es  ist 
daher  liier  angenommen,  daß  mit  Kalenderjahren  gerechnet 
werden  soll. 

Die  Indexziffern  sind  im  Entwurf  nicht  angegeben,  sie  be- 
dürfen noch  der  Feststellung  durch  das  Reichsstatistische  Amt. 


werden.  Hierbei  sind  die  Zugänge,  Abgänge,  Ab- 
schreibungen und  Rückstellungen  auf  die  Kalender- 
jahre1) 1918  ff . aufzuteilen  und  mit  folgenden  Durch* 
Schnittsindexzahlen2)  zu  dividieren: 

1918  

1919  

1920  

1921  

Die  Indexziffern  für  die  Jahre  1922  ff.  werden 
durch  das  Reichsstatistische  Amt  im  Januar  des 
jeweils  folgenden  Jahres  veröffentlicht  werden. 

Sind  Übertragswerte  schon  in  bisherigen  Ab- 
schlüssen durch  entsprechende  Abschreibung  oder 
anderweitige  Bewertung  auf  Goldmark  gebracht, 
so  kann  die  Umrechnung  für  sie  unterbleiben. 

Es  ist  auch  gestattet,  diese  schon  erfolgte 
Goldmarkbewertung  wieder  aufzulösen  und  die  in 
Absatz  1 vorgeschriebene  Umrechnung  an  ihre 
Stelle  zu  setzen. 

Wenn  ein  Übertragswert  in  der  Eröffnungs- 
bilanz ohne  Umrechnung  nicht  mehr  als  5%  höher 
ist  als  der  Wert,  der  sich  nach  der  in  Absatz  1 vor- 
geschriebenen Umrechnung  ergeben  würde,  so  kann 
die  Umrechnung  unterbleiben3). 

Ein  Übertragswert  darf  den  Wert  nicht  über- 
schreiten, der  sich  ergibt,  wenn  der  Verkaufswert 
mit  dem  Stichtagindex  auf  den  Goldwert  umge- 
rechnet ward. 


2)  Die  summarische  Umrechnung  von  Bilanzen  erfordert, 
wenn  nicht  erhebliche  Fehler  entstehen  sollen,  zwei  verschiedene 
Indices:  einen  Durchschnittsindex  imd  einen  Stichtagindex.  Der 
Durchschnittsindex  ist  der  Durchschnitt  der  Stichtagsindices  der 
Periode.  Im  allgemeinen  kann  der  Durchschnittsindex  vom  Stichtag- 
index um  so  mehr  abweichen  als  die  Periode  größer  ist;  bei  einem 
Monat  sind  die  Abweichungen  im  allgemeinen  gering,  bei  einem 
Jahr  größer.  Bei  nicht  zu  starken  Schwankungen  kann  man  beim 
Monatsindex  den  Unterschied  vernachlässigen  und  den  monat- 
lichen Durchsehnittsindex  anwenden,  wo  ein  Stichtagindex  am 
Platze  wäre,  und  umgekehrt.  In  diesem  Entwurf  ist  in  diesem  Sinne 
verfahren  worden,  während  bei  ganzen  Jahren  ein  Unterschied 
gemacht  wird. 

Als  Stichtagindex  für  den  31.  Dezember  wird  der  Dezember- 
index angenommen.  Zwar  liegt  der  Januarindex  des  folgenden  Jahres, 
da  der  Index  bei  Begum  des  Monats  berechnet  wird,  näher.  Aber 
die  umzurechnenden  Werte  stammen  zum  Teil  aus  der  Zeit  vor 
dem  Dezember,  so  daß  man  bei  einer  summarischen  Reclmung 
den  Dezemberindex  vorziehen  darf. 

3)  Es  erscheint  angebracht,  auf  die  unter  Umständen  umständ- 
liche Rechnung,  die  in  Absatz  1 vorgeschrieben  ist,  zu  verzichten, 
wenn  eine  überschlägige  Rechnung  ergibt,  daß  der  Unterschied 
nicht  über  5%  des  Ubertragswerts  hinausgehen  kann. 
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b)  Diejenigen  Aktiva  und  Passiva,  die  im  zuletzt  in 
Papiermark  abgerechneten  J^hr  neu  bewertet  wur- 
den (Neuwerte),  sei  es,  daß  sie  in  diesem  Jahre  erst 
entstanden  sind,  oder  daß  sie  einer  neuen  Schätzung 
unterlagen,  sind  zu  dem  Bilanzstichtage  geltenden 
Index  umzurechnen.  Sind  sie  zu  Anschaffungs- 
preisen berechnet,  so  kann  an  Stelle  des  Index  am 
Bilanzstichtage  der  Monatsindex  des  Anschaffungs- 
monats benutzt  werden.  Ist  schon  in  der  nicht  um- 
gerechneten Bilanz  die  Geldentwertung  durch  Ab- 
schreibungen und  Rückstellungen  berücksichtigt 
worden,  so  können  diese  Abrechnungen  vor  der 
Umrechnung  zugezogen  werden. 

c)  Geld,  Markforderungen  und  Schulden,  sowie  Aktiva 
und  Passiva,  die  ihnen  gleich  zu  achten  sind,  sind, 
sofern  sie  in  Papiermark  angesetzt  sind,  in  allen 
Fällen  zum  Bilanzstichtagindex  umzurechnen. 

Geld,  Forderungen  und  Schulden  in  fremder 
Währung  sind  erst  in  Papiermark  und  dann  mit 
Hilfe  des  Index  in  Friedensmark  umzurechnen. 

d)  Ist  in  der  Bilanz  ein  nichtverteilter  Gewinn  ausge- 
wiesen, so  ist  die  Verteilungsbuchung  vor  der  Um- 
rechnung vorzunehmen ; ein  etwaiger  Gewinnvortrag 
wird  wie  ein  Reservefonds  behandelt. 

e)  Wenn  sich  durch  die  Umrechnung  der  Aktiva  und 
Passiva  ein  Minderwert  der  Aktiva  ergibt,  so  ist  die 
Differenz  bei  Einzelkaufleuten  und  Gewerkschaften 
auf  Kapitalkonto  abzubuchen.  Bei  Personalgesell- 
schaften und  stillen  Gesellschaften  kann  der  Unter- 
schied mit  Zustimmung  aller  Gesellschafter  ebenfalls 
auf  Kapitalkonten  abgebucht  werden.  Kommt  eine 
Einigung  nicht  zustande,  so  wird  ein  aktives  Geld- 
entwertungskonto gebildet.  Bei  Nominalkapital- 
gesellschaften bleibt  das  Nominalkapitalkonto  un- 
verändert; die  vorhandenen  Reservefonds  werden, 
soweit  wie  nötig,  zur  Deckung  der  Geldentwertung 
benutzt,  der  nicht  gedeckte  Betrag  wird  als  aktives 
Geldentwertungskonto  ausgewiesen. 

2.  Bei  Aufstellung  der  Schlußbilanzen  derjenigen  Jahre’ 
die  in  Goldmark  umgerechnet  werden,  sind  folgende  Vor" 
Schriften  zu  beachten: 

a)  Zugänge  und  Abgänge  auf  Übertragswerte  sind 
umzurechnen,  und  zwar  können  sie  vor  der  Ab- 
schreibung zum  Jahresdurchschnittsindex  oder  zu 
dem  Monatsindex  des  Anschaffungs-  oder  Abgangs- 
monats umgerechnet  werden;  jedoch  muß  die  eine 
oder  andere  Art  einheitlich  zur  Anwendung  kommen. 

b)  Neuwerte,  die  zum  Zeitwerte  am  Bilanzstichtage 
auf  genommen  sind,  werden  zum  Bilanzstichtag- 
index, Neuwerte,  die  zum  Anschaffungspreis  auf- 
genommen wurden,  entweder  zum  Bilanzstichtag- 
index oder  dem  Monatsindex  zur  Zeit  der  An- 
schaffung umgerechnet. 

c)  Die  Bewertung  des  Geldes,  der  Forderungen  und 
Schulden  sowie  derjenigen  Aktiva  und  Passiva, 
die  ihnen  gleichzuachten  sind,  geschieht  nach  den 
für  die  Anfangsbilanz  geltenden  Vorschriften. 

d)  Nach  erfolgter  Umrechnung  sind  die  Abschreibungen 
unter  Berücksichtigung  der  voraussicht  lichen  Lebens- 
dauer und  des  nach  Ablauf  der  Lebensdauer  etwa 
verbleibenden  in  Goldmark  zu  schätzenden  Best- 
wertes vorzunehmen.  Die  Abschreibung  muß 
außerdem  so  hoch  sein,  daß  der  Buchwert  den  in 
Abs.  6 der  Ziffer  la  vorgeschriebenen  Goldwert 
erreicht.  Der  sich  aus  Vergleichung  der  Anfangs- 
und Schlußbilanz  unter  Berücksichtigung  der  in 
Goldmark  umzurechnenden  Kapitaleinschüsse  und 
Kapitalauszahlungen  (einschl.  Privatentnahmen) 


ergebende  Gewinn  ist  bei  Nominalkapitalgesell- 
schaften mit  wenigstens  einem  Zwanzigstel  zur 
Deckung  des  etwa  verbliebenen  aktiven  Geldwert- 
berichtigungskontos zu  verwenden.  Für  den  Rest 
gelten  sinngemäß  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
und  bei  Gesellschaften  die  Bestimmungen  des 
Gesellschaftsvertrages.  Der  Pflicht  zur  Dotierung 
eines  Reservefonds  steht  nicht  entgegen,  daß  zur 
Tilgung  des  Geldwertkontos  bereits  ein  Teil  des 
Gewinnes  verwandt  wurde. 

e)  Ist  bei  Nominalkapitalgesellschaften  im  Bilanzjahre 
eine  Kapitalvermehrung  oder  -Verminderung  er- 
folgt, so  ist  das  Kapital  in  der  Schlußbilanz  in  der 
Höhe  darzustellen,  daß  es  der  Gesamthöhe  der  um- 
laufenden Nominaltitel  entspricht.  Die  sich  zum 
Ausgleich  ergebende  Differenz  ist  über  Geldent- 
wertungskonto oder  Reservefonds  abzubuchen. 

f)  Kaufleute,  die  sich  der  doppelten  Buchführung 
bedienen,  haben  außer  der  Bilanz  auch  die  Verkehrs- 
ziffern des  Geschäftsjahres  umzurechnen. 

Die  Umrechnung  der  Verkehrsziffern  geschieht 
entweder  mit  dem  Jahresdurchschnittsindex  für  die 
gesamten  Jahresbeträge  oder  mit  dem  Monatsindex 
für  die  monatlichen  Beträge.  Hierbei  muß  eine 
einheitliche  Rechnung  zur  Anwendung  kommen. 
Wenn  einmal  die  Monatsumrechnung  gewählt  wurde, 
soll  davon  nicht  wieder  abgewichen  werden,  es  sei 
denn,  daß  der  sich  ergebende  Unterschied  unerheb- 
lich wird.  Die  Wahl  der  Rechnungsart  muß  mit 
der  Umrechnung  der  Verkehrsziffern  auf  Übertrags- 
werte im  Einklang  stehen. 

3.  Für  Bücher  oder  Blätter,  auf  denen  die  Umrechnungen 
durchgeführt  wurden,  gelten  hinsichtlich  der  Führung  und 
Aufbewahrung  die  für  Geschäftsbücher  und  Geschäftspapiere 
geltenden  Bestimmungen. 

4.  In  Betrieben,  die  ihre  Bilanzen  in  Goldmark  auf- 
stellen, gelten  für  die  Ausrechnung  vonDividenden,  Tantiemen 
und  Gewinnanteilen  aller  Art,  wenn  nicht  ausdrücklich  ein 
anderes  bestimmt  ist  oder  wird,  die  Goldmarkgewinne.  Sie 
sind  zum  Index  des  Bilanzstichtages  in  Papiermark  umzu- 
rechnen. 

5.  Für  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  über 
die  Einberufung  der  Generalversammlung  bei  Verlust  der 
Hälfte  des  Kapitals  von  Aktiengesellschaften  gilt  bei  in  Gold- 
mark bilanzierenden  Unternehmungen  das  Geldentwertungs- 
konto nicht  als  Verlust,  jedoch  wird  ein  wirklicher  Verlust 
in  Beziehung  gesetzt  zu  dem  um  das  aktive  Geldentwertungs- 
konto verringerten  Kapitalkonto.  Für  den  Eintritt  der  Über- 
schuldung wird  das  aktive  Geldentwertungskonto  dem  Ver- 
lust zugerechnet. 

6.  Die  Beschlußfassung  über  die  Einführung  der  Bilan- 
zierung in  Goldmark  ist  den  Betriebsorganen  Vorbehalten, 
die  über  die  Bilanz  Beschluß  zu  fassen  haben. 

7.  Vom  81.  Dezember  1926  an  sind  sämtliche  Unter- 
nehmungen, die  nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches Bücher  zu  führen  haben,  verpflichtet,  die  Goldmark- 
rechnung anzuwenden.  Es  ist  ihnen  überlassen,  nebenher 
die  Papiermarkrechnung  zu  benutzen. 

8.  Die  Zulassungsstellen  sind  vor  dem  genannten  Zeit- 
punkt berechtigt,  die  Zulassung  von  Aktien  und  Schuld- 
verschreibungen gewerblicher  Unternehmungen  von  der  Ein- 
führung der  Goldmarkrechnung  abhängig  zu  machen. 

C.  Begründung.  - 

I. 

Bekanntlich  verfolgt  der  Kaufmann  mit  seinem  jähr- 
lichen Bücherabschluß Tzwör  Ziele. 

•jäx 


3 


Er  will  zunächst  den  Jahresgewinn  ermitteln,  um  daraus 
den  guten  oder  schlechten  Fortgang  seiner  Geschäfte,  den 
Grad  der  Wirtschaftlichkeit  seiner  Unternehmung  zu  er- 
kennen. Er  braucht  diese  Erkenntnis  für  seinen  eigenen 
Verbrauchsetat,  für  seine  Anlagepolitik,  für  seine  Kalkulation 
und  überhaupt  für  seine  gesamte  Einstellung  auf  die  Zukunft. 
Handelt  es  sich  um  eine  Gesellschaft,  so  braucht  er  die  Ge- 
winnziffern zur  Feststellung  der  Gewinnanteile  der  Gesell- 
schafter. Bei  Krediten  will  auch  der  Kreditgeber  sehen,  ob 
er  ein  aufblühendes  oder  ein  niedergehendes  Geschäft  vor 
sich  hat;  ihn  interessiert  der  Gewinn  mindestens  ebensosehr 
wie  die  absolute  Vermögenslage,  denn  ein  Kaufmann,  der 
vorwärts  kommt,  ist  kreditsicherer  als  einer,  der  zurückgeht, 
auch  wenn  der  letztere  mehr  Vermögen  hat. 

Der  Kaufmann  will  mit  dem  jährlichen  Abschluß  zweitens 
eine  Übersicht  über  seine  Vermögenslage  gewinnen. 
Diese  Übersicht  braucht  er  zur  Feststellung  seines  Verschul- 
dungsgrades und  seiner  Liquidität. 

Beide  Ziele  erreicht  der  Kaufmann  mit  der  Bilanz.  Aber 
hierbei  ergeben  sich  Konflikte;  nicht  erst  ergeben  sich  diese 
bei  eintretender  Geldentwertung;  sie  waren  auch  vordem 
vorhanden.  Wer  mit  Hilfe  einer  Bilanz  den  Jahresgewinn 
ermitteln  will,  kann  nicht  ganz  so  verfahren,  wie  derjenige, 
der  seine  Vermögenslage  bestimmen  will.  Soll  die  gleiche 
Bilanz  beide  Ziele  verfolgen,  so  muß  eins  der  beiden  Ziele 
notleiden;  entweder  die  Gewinnrechnung  oder  die  Vermögens- 
rechnung wird  mehr  oder  weniger  falsch. 

Angesichts  dieser  Unstimmigkeit  hat  sich  eine  Inkon- 
gruenz zwischen  Recht  und  kaufmännischer  Praxis  ergeben. 
In  den  allgemeinen  Bilanzvorschriften  des  Handelsgesetz- 
buches ist  nicht  von  der  Gewinnrechnung  sondern  nur  von 
der  Vermögensrechnung  die  Rede.  Der  Kaufmann  dagegen 
hat  die  Bilanzgrundsätze  so  entwickelt,  daß  in  erster  Linie 
die  Gewinnrechnung  und  erst  in  zweiter  Linie  die 
Vermögensrechnung  zu  ihrem  Rechte  kommt.  Das 
erkennt  man  hauptsächlich  an  der  Bewertung  der  Anlagen 
und  anderer  Dauerwerte;  bis  zu  gewissem  Grade  auch  an  der 
Bewertung  der  Vorräte. 

Hierbei  ist  zweifellos  der  Kaufmann  im  größeren  Recht 
gewesen,  und  das  Recht  hat  sich  als  teilweise  verfehlt  er- 
wiesen. Denn  nicht  nur  ist,  wenn  man  die  Bedeutung  rich- 
tiger Gewinnrechnung  und  richtiger  Vermögensrechnung 
miteinander  vergleicht,  die  Gewinnrechnung  sowohl  für  den 
Kaufmann  selbst  als  auch  für  Dritte  im  Regelfälle  ungleich 
wichtiger;  es  ist  auch  bekannt,  daß  man  auf  bilanzmäßigem 
Wege  eine  richtige  Vermögensberechnung  überhaupt  nur 
sehr  unvollkommen  zu  erreichen  vermag.  Schon  das  preußi- 
sche Oberverwaltungsgericht  hat  wiederholt  erkannt,  daß 
man  das  Vermögen  eines  einheitlichen  Ganzen  durch  Addition 
der  Einzelwerte  wie  man  in  der  Bilanz  nicht  zu  gewinnen  ver- 
mag, und  daß  diese  Einzelwerte  selbst  als  „Rechnungs- 
faktoren“ unzulänglich  sind.  Außerdem  aber  verfährt  das 
Handelsgesetzbuch  insofern  nicht  logisch,  als  es  bei  den 
Bilanzbestimmungen  zwar  die  Vermögensbestimmung  als 
selbstverständliches  Bilanzziel  bezeichnet,  daß  es  aber  dort, 
wo  es  späterhin  auf  die  Bilanz  zu  sprechen  kommt,  vorzugs- 
weise die  Gewinnrechnung  im  Auge  hat. 

Offene  Handelsgesellschaft.  § 120  HBG.:  „Am  Schlüsse 
jeden  Geschäftsjahres  wird  auf  Grund  der  Bilanz  der  Gewinn 
oder  der  Verlust  des  Jahres  ermittelt“. 

Kommanditgesellschaft.  § 167  HBG.:  „Die  Vorschriften 
des  § 120  über  die  Berechnung  des  Gewinns  oder  Verlustes 
gelten  auch  für  den  Kommanditisten“. 

Auf  die  auf  die  Aktiengesellschaft  bezüglichen  Vor- 
schriften über  Bilanz  und  Gewinnermittlung  (§§  260,  261) 
zeigen,  daß  der  Gesetzgeber  die  Bilanz  im  Gesellschaftsrecht 
vornehmlich  als  Instrument  der  Gewinnermittlung  sieht,  ob- 
wohl er  im  allgemeinen  Bilanzrecht  von  der  Vermögensbilanz 
spricht.  Nur  § 240  HGB.  zeigt  ausnahmsweise  auch  im 


Gesellschaftsrecht  die  Vorstellung  von  der  Vermögens- 
bilanz. 

Wenn  man  die  gesamten  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Bilanz  zusammenhält,  erkennt  man  leicht,  daß  dem 
Gesetzgeber  nicht  bewußt  geworden  ist,  daß  man  mit  einer 
Bilanz  nicht  zwei  so  heterogene  Ziele,  wie  es  die  Vermögens- 
rechnung und  die  Gewinnermittlung  sind,  in  vollkommener 
Weise  zugleich  erfüllen  kann,  daß  vielmehr  das  eine  dieser 
beiden  Ziele  die  Dominante  bilden  muß,  wenn  nicht  beide 
unerfüllt  bleiben  sollen,  und  daß  bei  der  Vorherrschaft  nur 
eines  dieser  Zwecke  der  zweite  unwichtigere  mehr  oder 
weniger  verkümmern  muß. 

In  welchem  Grade  die  Kaufmannschaft  bei  ihren  Bilanzen 
die  Vermögensberechnung  zugunsten  richtiger  Gewinnrech- 
nung tatsächlich  verkümmern  ließ,  erkennt  man  besonders 
daran,  daß  überall  dort,  wo  es  auf  richtige  Vermögensrechnung 
ankam,  wie  z.  B.  bei  Geschäftsverkäufen,  Einbringungen, 
Fusionen,  Auseinandersetzungen  und  Liquidationen,  die 
Bilanz  eine  untergeordnete  Rolle  spielt.  Man  ist  in  solchen 
Fällen  regelmäßig  gezwungen,  eine  besondere  Geschäfts- 
bewertung eintreten  zu  lassen,  bei  der  die  Bilanz  lediglich 
Hilfsmittel  ist. 

Diese  Tatsache,  daß  die  kaufmännische  Praxis  die  Bilanz- 
grundsätze im  Sinne  einer  richtigen  Erfolgsrechnung  ent- 
wickelte, muß  man  unbedingt  im  Auge  halten,  wenn  man 
verstehen  will,  welcher  Art  die  Übelstände  sind,  die  mit  der 
Geldentwertung  auf  dem  Gebiete  des  Bilanzwesens  einge- 
treten sind. 

Wie  schon  angedeutet,  zeigte  sich  die  Entwicklungs- 
richtung der  Bilanzgrundsätze  namentlich  in  der  Unter- 
scheidung von  Anlagegegenständen,  Umsatzgegenständen 
und  Tauschmitteln.  Bei  den  Anlagegegenständen  fand  nicht, 
wie  das  allgemeine  Bilanzrecht  es  eigentlich  vorschreibt, 
eine  auf  den  Bilanzstichtag  abgestellte  Bewertung  statt. 
Man  sah  die  Anlagen  an  als  Gegenstände,  die  sich  nicht  sofort 
sondern  allmählich  zu  verbrauchen  pflegen  und  steuerte  dem- 
gemäß auf  eine  richtige  Verteilung  der  Anlagekosten  auf  die 
anteiligen  Verbrauchsjahre  hin.  Wie  sich  der  Anlagegegen- 
stand während  seiner  Verbrauchszeit,  der  sog.  Lebensdauer 
der  Anlagen,  wertmäßig  bewegte,  blieb  ganz  außer  acht. 
Auch  bei  den  Umsatzgegenständen,  den  Vorräten,  beachtete 
man  den  Wert  am  Bilanzstichtage  nur  sekundär;  in  der 
Hauptsache  prüfte  man,  welcher  Wert  für  eine  richtige 
Erfolgrechnung  maßgebend  war  und  gelangte  so  zur  Anwen- 
dung der  Selbstkostenwerte,  die  nur  bei  eingetretenem  Preis- 
fall den  Zeitwerten  Platz  machte.  Im  wesentlichen  befolgte 
man  die  Regeln,  die  den  Aktiengesellschaften  durch  § 261 
HGB.  vorgeschrieben  sind.  Es  ist  aber  keineswegs  so,  wie 
einige  Juristen  behaupten,  daß  die  Kaufmannschaft  sich  die 
Vorschriften  für  die  A.-G.,  auch  wenn  es  sich  nicht  um  eine 
A.-G.  handelte,  allmählich  zu  eigen  gemacht  hätte.  Es  ist 
leicht  nachzuweisen,  daß  die  erwähnten  Regeln  schon  seit 
Jahrhunderten  bestehen,  und  daß  sie  allgemein  in  Übung 
waren,  als  die  Bestimmungen  über  die  Aktienbilanz  ent- 
standen. Vielmehr  war  der  Werdegang  so,  daß  das  Gesetz 
diese  allgemein  üblichen  Bilanzregeln  für  die  Aktiengesell- 
schaft und  teilweise  für  die  G.  m.  b.  H.  aufnahm,  daß  es  aber 
unterließ,  das  allgemeine  Bilanzrecht  anzupassen. 

Bis  zum  Kriege  lag  die  Sache  demzufolge  so,  daß  die 
Bilanzen  eine  leidlich  gute  Grundlage  für  die  Gewinnrechnung 
abgaben,  während  die  Vermögensrechnung  für  die  Anlage- 
gegenstände  einen  sehr  geringen,  für  die  Vorräte  einen  nur 
bedingten  und  nur  für  die  Tauschmittel  einschl.  Debitoren 
und  Kreditoren  den  vollen  Wert  hatte;  auch  dieser  nur  in 
dem  Grade,  in  dem  man  mit  Hilfe  der  Bilanz  den  Vermögens- 
wert überhaupt  bestimmen  kann. 

Als  nun  die  Geldentwertung  einsetzte,  sah  der  Kaufmann 
in  ihr  anfangs  nicht  diese.  Da  sich  alle  Geldentwertungen 
nicht  im  Gelde  selbst,  sondern  in  den  Warenpreisen  aus- 
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drücken,  sah  er  die  Geldentwertung  als  Warenpreisänderungen. 
Und  er  verfuhr  in  den  Bilanzen  so,  wie  er  schon  bisher  bei 
Warenpreisänderungen  verfahren  war.  Die  Prinzipien  der 
Bilanz  blieben  die  gleichen,  während  sie  hätten  geändert 
werden  sollen.  Die  Bilanz  als  Vermögensrechnung  wurde 
noch  schlechter  als  sie  schon  ohnehin  war,  da  die  Anlage-, 
Umsatz-  und  Tauschmittelwerte,  aus  ganz  verschiedenen 
Bewertungsperioden  stammend,  noch  viel  mehr  auseinander- 
klafften als  je  vorher.  Es  entstand  das  bekannte  Gemisch 
von  Goldmark-,  besseren,  schlechteren  und  ganz  schlechten 
Papiermarkwerten.  Außerdem  wurde  nun  auch  die  Gewinn- 
rechnung total  falsch. 

Die  Fehler  der  Gewinnrechnung  bei  weichender  Währung 
sind  von  verschiedenem  Grade,  je  nach  der  Zusammensetzung 
des  Vermögens.  Diese  Verschiedenheit  wird  hervorgerufen 
durch  die  bei  den  verschiedenen  Bilanzposten  übliche  grund- 
sätzliche Verschiedenheit  des  Wertansatzes. 

Bei  einem  Grundstück,  das  keiner  Abschreibung  bedarf, 
kann  im  Regelfälle  die  Geldentwertung  keinen  Einfluß  haben. 
Höchstens  dann,  wenn  das  Grundstück  im  Werte  gefallen 
ist,  wenn  dann  infolge  der  Geldentwertung  die  Entwertung 
des  Grundstückes  nicht  sichtbar  wird  und  infolgedessen  eine 
Abschreibung  unterbleibt,  die  bei  stabiler  Währung  erfolgt 
wäre. 

Bei  abschreibungsbedürftigen  Gegenständen  macht  sich 
der  Fehler,  d§r  durch  die  Geldentwertung  entsteht,  um  so 
stärker  geltend,  je  größer  die  Geldentwertung  und  je  größer 
die  Abschreibungsquote  ist.  Das  System  der  gewöhnlichen 
Abschreibung  auf  der  Aktivseite  versagt  völlig,  da  der  ab- 
zuschreibende Gegenstand,  wenn  er  früher  angeschafft  wurde, 
Goldmark  darstellt,  während  die  Abschreibung  in  Papiermark 
verschiedenen  Grades  erfolgt. 

Am  stärksten  zerstört  die  Geldentwertung  die  bilanz- 
mäßige Erfolgsrechnung  bei  Vorräten,  Debitoren,  Kreditoren, 
Kassenbeständen  usw.  Hier  entstehen  groteske  Zerrbilder, 
die  nur  noch  dem  Namen  nach  eine  Gewinnrechnung  dar- 
stellen. 

Nun  ist  der  Kaufmannschaft  die  Natur  dieser  bilanz- 
mäßigen Gewinnrechnungen  keineswegs  völlig  entgangen. 
Sie  hat  sie  nicht  untätig  hingenommen.  Leider  aber  tragen 
die  Versuche,  den  Fehlern  beizukommen,  ein  durchaus  grund- 
satzloses Gepräge.  Man  muß  dabei  berücksichtigen,  daß  die 
Maßnahmen,  die  man  zur  Ausmerzung  der  Bilanzfehler  traf, 
stark  beeinflußt  waren  von  der  Rücksicht  auf  die  steuerliche 
Wirkung,  und  daß  die  Steuergesetze  eine  organische  Korrektur 
der  Geldwerterscheinungen  nicht  zuließen.  Die  Kaufmann- 
schaft behandelte  die  durch  die  Geldentwertung  sich  erge- 
benden Scheingewinne  nicht  als  Scheingewinne,  d.  h.  als 
falsche,  nicht  wirkliche  Gewinne,  sondern  als  Konjunktur- 
gewinne, die  wegen  ihrer  Außerordentlichkeit  tunlichst  nicht 
sichtbar  gemacht  werden.  Der  Gedanke  an  die  baldige 
Wiederherstellung  der  Währung  spielte  dabei  eine  ausschlag- 
gebende Rolle. 

Die  Mittel,  mit  denen  man  den  falschen  Gewinnen  zu 
Leibe  ging,  wurden  wie  gewöhnlich  in  solchen  Fällen  stereotyp. 
Man  nahm  Neuanschaffungen  auf  Unkosten,  schrieb  nicht 
nur  offen,  sondern  auch  still  (Vorabschreibung  auf  Zugänge, 
Überteuerungsabschreibungen)  ab,  machte  Rücklagen  für 
Ersatzanschaffungen,  suchte  für  Vorräte  den  Goldwert  nach 
Möglichkeit  festzuhalten,  wobei  die  Theorie  des  eisernen 
Bestandes  zu  Ehren  kam,  buchte  auch  auf  Debitoren,  nament- 
lich auf  Auslandsdebitoren  mehr  als  gewöhnlich  ab,  ebenso 
auf  Effekten,  falls  sie  nicht  ohnehin  zu  Goldwerten  zu  Buch 
standen  und  versuchte,  wenn  alles  das  nicht  genügend  wirkte, 
mit  allgemeinen  Rückstellungen  (Werkerhaltungskonten  und 
dgl.)  den  Ausgleich  zu  finden.  Hierbei  trat,  wie  zu  erwarten, 
insofern  eine  völlige  Desorganisation  ein  dadurch,  daß  diese 
Aushilfsmittel  weniger  nach  Bedürfnis  als  nach  Gelegenheit 
und  Auffassung  benutzt  wurden.  Von  einer  sinngemäßen 


Ausheilung  der  Geldentwertungsfehler  war  keine  Rede.  Der 
eine  erreichte  mit  diesen  Mitteln  eine  solche  Ausheilung  nicht 
annähernd,  der  andere  schoß  weit  über  das  Ziel  hinaus  und 
versteckte  auf  diese  Weise  auch  richtige  und  nicht  nur  schein- 
bare Gewinne. 

Im  allgemeinen  wurde  der  Fehler  gemacht,  daß  man  die 
Einflüsse  der  Geldentwertung  in  denjenigen  Bilanzpositionen 
am  meisten  suchte,  in  denen  sie  am  unbeträchtlichsten  sind, 
nämlich  in  den  Anlagewerten.  Und^bei  diesen  machte  man 
den  weiteren  Fehler,  daß  man  glaubte,  die  Bewertung  werde 
dadurch  richtig,  daß  man  die  Anlagerücklagen  auf  den  Ersatz- 
wert  bringe. 

Die  Steuergesetzgebung,  insbesondere  das  Reichsein- 
kommensteuergesetz und  seine  Novellen,  folgte  der  von  der 
kaufmännischen  Praxis  gebahnten  Spur,  ln  Betracht  kamen 
dabei  insbesondere  die  §§  33a  und  59a  des  Reichseinkommen- 
steuergesetzes. Auch  diese  Entwicklung  war  eine  grund- 
sätzlich verfehlte,  die  man  höchstens  als  ersten  Notbehelf 
gelten  lassen  kann. 

Um  zu  erkennen,  wie  verfehlt  dieser  Weg  war,  braucht 
man  nur  zu  berücksichtigen,  daß  diese  sogenannte  Einkommen- 
steuer einerseits  Betriebe  besteuert,  die  ihre  Scheingewinne 
nicht  verstecken  konnten  oder  wollten,  und  die  statt  des 
Gewinnes  tatsächlich  Verluste  haben,  daß  sie  andererseits 
Betriebe  frei  läßt,  denen  es  gelungen  ist,  nicht  nur  die  falschen 
sondern  auch  die  richtigen  Gewinne  zu  verstecken.  Das 
Gesetz  macht  ja  nicht  einmal  den  Versuch,  den  richtigen 
Gewinn  zu  ermitteln  und  es  fehlt  ihm  infolgedessen  der 
Maßstab. 

Es  gibt  Betriebe,  die  infolge  der  Geldentwertung  über- 
haupt keine  Scheingewinne  haben,  die  im  Gegenteil  bei  ge- 
wöhnlicher Bilanzierung  mehr  Gewinn  haben,  als  sie  ausweisen. 
Der  typische  Betrieb  dieser  Art  ist  ein  solcher,  der  große 
Anlagen  mit  niedriger  Abschreibung  (Grundstücke,  Gebäude 
und  gebäudeähnliche  Anlagen)  und  große  Schulden,  etwa 
Obligationsschulden  hat.  Ein  solcher  Betrieb  hat  bei  Eintritt 
der  Geldentwertung  überhaupt  keine  Scheingewinne,  sondern 
der  ausgewiesene  Gewinn  ist  niedriger  als  der  wirkliche  Ge- 
winn. Trotzdem  bedient  sich  ein  solcher  Betrieb  der  gleichen 
Bilanzierungsmittel  wie  jeder  andere.  Die  Folge  ist,  daß  der 
schon  an  sich  zu  niedrige  Gewinn  noch  niedriger  wird.  Da 
solche  Betriebe  vielfach  die  gleichen  sind,  die  eine  starke 
Bautätigkeit  aufweisen,  haben  sie  hierin  ein  Mittel,  die  Ge- 
winnthesaurierung in  noch  höherem  Grade  zu  betreiben  als 
andere. 

Man  braucht  nur  die  Folgen  dieser  ganzen  unsachgemäßen 
Steuergesetzgebung  zu  überdenken  und  erkennt  sofort,  daß 
sie  ad  absurdum  führt. 

Auch  abgesehen  von  den  Steuergesetzen  hat  die  Zer- 
rüttung der  kaufmännischen,  bilanzmäßigen  Gewinnrechnung 
die  betrüblichsten  Folgeerscheinungen  gehabt. 

Da  im  allgemeinen,  von  den  erwähnten  Ausnahmen  ab- 
gesehen, bei  Geldentwertungen  der  bilanzmäßige  Gewinn 
größer  erscheint,  als  er  wirklich  ist,  hat  er  dahin  geführt,  daß 
zahlreiche  Unternehmungen  in  den  letzten  Jahren  Gewinne 
ausgeschüttet  haben,  die  in  Wirklichkeit  Kapital  waren. 
Die  meisten  deutschen  Aktiengesellschaften  haben  das  getan. 
Das  zeigen  schon  die  zahlreichen  großen  Kapitalvermehrungen 
denen  eine  entsprechende  Erhöhung  des  eigentlichen  Sach- 
kapitals  nicht  entsprach.  Diese  angeblich  großen  Gewinn- 
ausschüttungen, die  in  Wirklichkeit  Kapitalausschüttungen 
sind,  sind  unverträglich  mit  dem  Geiste  des  Aktienrechts, 
finden  aber  im  gegenwärtigen  Wortlaut  des  § 261  HGB.  in 
Verbindung  mit  §§  40  ff.  eine  Stütze.  Sehr  viele  dieser 
Gesellschaften  hätten  anstatt  Dividenden  auszuschütten, 
allen  Anlaß  gehabt,  durch  Kapitalzusammenlegungen . und 
Zuzahlungen  ihren  Betrieb  zu  sanieren. 

Da  diese  Käpitalausschüttungen  je  nach  der  Zusammen- 
setzung der  Bilanz  sehr  verschieden  sind,  ist  auch  die  Kurs- 
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entwicklung  jedes  vernünftigen  Maßes  beraubt,  und  so  strömt 
das  Kapital  nicht  mehr  denjenigen  Stellen  zu,  die  den  größt- 
wirtschaftlichen  Nutzen  bringen,  sondern  die  Kapitalzuleitung 
ist  der  völligen  Destruktion  verfallen.  Man  kann  sich  leicht 
vorstellen,  daß  dem  volkswirtschaftlichen  Körper  aus  dieser 
schweren  Krankheit  seiner  Kapitalverteilungsorgane  auf  die 
Dauer  der  allerschwerste  Schaden  zugefügt  werden  muß. 
Die  gesamte  deutsche  Volkswirtschaft  nimmt  dabei  eine  ihre 
Leistungsfähigkeit  schwer  gefährdende  Entwicklung.  Das 
ist  um  so  bedauerlicher,  als  die  deutsche  Volkswirtschaft  allen 
Anlaß  hätte,  ihr  geringes  Kapital  in  der  haushälterischsten 
Weise  zu  benutzen. 

Nicht  nur  der  Marktkredit,  auch  der  Darlehns-  und 
Kontokorrentkredit  sieht  sich  infolge  des  Versagens  aller 
bilanzmäßigen  Rechnungen  der  sicheren  Unterlagen  beraubt; 
und  manche  Unternehmung  erhält  kein  Kapital,  die  es  volks- 
wirtschaftlich und  privatwirtschaftlich  gleich  vorteilhaft 
verwenden  könnte;  und  andere  bekommen  Kapital  in  Fülle, 
die  es  nicht  verdienen. 

Viel  schwerer  als  diese  Übelstände  wiegt  der  Umstand, 
daß  sich  über  unsere  ganze  Kaufmannschaft  das  Gefühl  einer 
glänzenden  Prosperität  ausgebreitet  hat,  während  wir  tat- 
sächlich wirtschaftlich  zusehends  zurückgehen. 

Wer  häufig  Gelegenheit  hat,  in  die  Betriebe  hinein- 
zusehen, wird  gleich  bemerkt  haben,  wie  sehr  die  alte,  in 
besseren  Zeiten  geübte  Sparsamkeit  der  ganzen  Betriebs- 
führung im  Schwinden  begriffen  ist.  WTenn  man  häufig  sich 
darüber  verwundern  hört,  daß  heute  so  viele  Autos,  natürlich 
auf  Geschäftsunkosten,  laufen,  so  trifft  diese  Verwunderung 
lediglich  ein  verhältnismäßig  kleines  Symptom.  Wir  sind 
im  Begriffe,  durch  Vernachlässigung  der  Sparsamkeit  ein 
gutes  Stück  unserer  kaufmännischen  und  industriellen  Über- 
legenheit zu  verlieren  und  haben  sie  vielleicht  schon  verloren, 
ohne  daß  wir  es  in  dem  Nebel  von  Selbsttäuschung,  mit  dem 
wir  uns  umgeben  haben,  bemerken. 

Nachgerade  katastrophal  wirkt  dieser  Schein  der  Pro- 
sperität auf  unsere  Auslandsbeziehungen. 

Nicht  nur  sperrt  sich  das  Ausland,  auch  das  neutrale 
Ausland  gegenüber  einem  Konkurrenten,  der  unter  dem 
Einfluß  falscher  Gewinnrechnungen  und  falscher  Kalku- 
lationen eine  Überlegenheit  geltend  macht,  die  er  tatsächlich 
nicht  besitzt,  mit  Prohibitivzöllen  und  anderen  Maßregeln 
ab.  Die  Entente  nimmt  auch  diese  Prosperität  zum  Vor- 
wand, uns  mit  hohen  unerschwinglichen  Lasten  zu  erdrücken. 
Wir  müssen  leider  anerkennen,  daß  wir  mit  unseren  falschen 
Bilanzen  an  dieser  Erdrosselungspolitik  ein  gutes  Stück  der 
Schuld  selber  tragen.  Und  es  ist  eine  gesetzgeberische  Unter- 
lassungssünde gewesen,  daß  wir  dem  Mißbrauch  nicht  schon 
früher  Einhalt  getan  haben. 

Wer  die  Gesamtheit  aller  Schäden,  die  eine  Folge  der 
falschen  Bilanzierung  und  der  damit  in  Zusammenhang 
stehenden  falschen  Kalkulation  überblickt,  wird  der  Auf- 
fassung zustimmen,  daß  die  Reform  des  Bilanzrechts  eine 
unserer  wichtigsten  und  dringlichsten  wirtschaftlichen  Maß- 
nahmen sein  muß.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Frage, 
die  nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Bilanzsachverständigen 
angeht,  sondern  um  eine  Maßnahme  voll  weittragender 
Wirkungen.  Im  Grunde  handelt  es  sich  um  das  Problem, 
dem  deutschen  Wirtschaftskörper  wieder  das  richtige  Empfin- 
den für  die  wahre  Wirtschaftlichkeit  einzuflößen,  um  das 
Problem  also,  für  Wirtschaftsreformen  aller  Art  den  rechten 
psychologischen  Untergrund  zu  bereiten. 

II. 

Zunächst  ist  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  es  bei  dem 
geltenden  deutschen  Bilanzrecht  möglich  ist,  Bilanzen  und 


bilanzmäßige  Erfolgsrechnungen  in  richtiger,  dem  Geiste 
des  Gesetzes  entsprechender  Weise  aufzustellen.  Ist  das 
möglich,  so  würde  damit  die  Frage  einer  Abänderung  des 
Bilanzrechts  zwar  nicht  erledigt  aber  doch  wesentlich  ver- 
einfacht sein. 

Man  kann  mit  guten  Gründen  der  Meinung  sein,  daß  die 
deutsche  Reichswährung,  in  der  die  Bilanzen  aufzustellen 
sind,  immer  noch  gesetzlich  Goldwährung  ist,  und  daß  man 
infolgedessen  die  Bilanzen  anstatt  in  Papiermark  in  Gold- 
mark nicht  nur  aufstellen  dürfe,  sondern  sogar  müsse.  Aber 
dieser  Auffassung  steht  die  Fiktion  entgegen,  daß  unsere 
heutige  Papiermark  eben  die  heute  geltende  Reichsgoldmark 
sei;  diese  Fiktion  mag  ein  logisches  Ungeheuer  sein,  aber  sie 
besteht.  Es  scheint  juristischer  Denkweise  möglich  zu  sein, 
anzunehmen,  daß  die  Natur  einer  Währung  nicht  eine  Frage 
der  Golddeckung  und  der  Goldeinlösung  sondern  eine  Frage 
des  formalen  Rechts  sei. 

Jedenfalls  hat  die  Praxis  sich  mit  Bezug  auf  die  Bilanz 
und  die  bilanzmäßige  Erfolgsrechnung  dieser  Fiktion  all- 
gemein unterworfen.  Und  der  Stand  der  Dinge  ist  so,  daß 
angesichts  dieser  allgemeinen  Übung  ein  gesetzgeberischer 
Akt  erforderlich  ist,  wenn  wir  aus  der  bisherigen  Papiermark- 
rechnung heraus  wollen. 

Eine  weitere  Frage  ist,  ob  eine  Goldmarkrechnung  dem 
bilanzierenden  Kaufmann  auch  unter  Anerkennung  der 
Fiktion,  wenn  nicht  vorgeschrieben,  so  doch  wenigstens 
möglich  ist.  Es  besteht  ziemlich  allgemein  die  Auffassung, 
daß  die  Bewertungsvorschriften  des  deutschen  Bilanzrechts, 
obwohl  es  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  Höchstbewertungs- 
vorschriften sind,  daß  also  eine  Minderbewertung  gesetzlich 
erlaubt  ist.  Tatsächlich  hat  die  kaufmännische  Praxis  bisher 
von  dem  Recht  der  Minderbewertung  reichlich  Gebrauch 
gemacht,  und  diese  Übung  ist  namentlich  in  der  Begründung 
zum  neuen  Handelsgesetzbuch  von  1900  ausdrücklich  sank- 
tioniert worden.  Bei  dieser  Sachlage  muß  angenommen 
werden,  daß  jeder  Kaufmann  die  sämtlichen  Bilanzwerte 
zum  Goldwerte  ansetzen  darf. 

Unter  diesen  Umständen,  und  besonders  dann,  wenn, 
wie  es  hier  geschieht,  die  Errechnung  des  bilanzmäßigen  Ver- 
mögens und  des  Geschäftsgewinnes  zu  Goldmark  zunächst 
nicht  obligatorisch  gemacht  sondern  dem  Kaufmann  nur 
die  Möglichkeit  dazu  geben  will,  so  erscheint  auf  den  ersten 
Blick  ein  Bilanzrecht,  wie  wir  es  haben,  als  hinreichend. 

Aber  es  ist  zweierlei  dagegen  einzuwenden: 

Erstens  gilt  die  Berechtigung  der  Unterbewertung  und 
damit  die  Berechtigung  zur  Umrechnung  in  Goldmark  nur 
für  das  Bilanz-  und  nicht  für  das  Steuerrecht.  Auch  § 33a 
des  Reichseinkommensteuergesetzes  schließt  diese  Berechti- 
gung für  Neuwerte  aus,  und  § 59a  ist  ein  höchst  unvollkomme- 
ner und  nur  für  einen  Teil  der  Bilanzwerte  geltender  Ersatz. 

Zweitens  sehen  wir,  daß  die  kaufmännische  Praxis  den 
Weg  zu  einer  brauchbaren  Goldmarkrechnung  bisher  nicht 
gefunden  hat  und  ohne  gesetzgeberische  Beihilfe  auch  nicht 
finden  wird.  Für  eine  einzelne  Unternehmung  ist  es  nicht 
möglich,  ohne  gesetzliche  Stütze  einen  Anfang  zu  machen. 
Auch  würde,  wenn  wirklich  einzelne  Unternehmungen  den 
Anfang  machen  würden,  mit  Bezug  a<uf  das  Verfahren  eine 
große  Verschiedenheit  und  damit  eine  große  Unsicherheit  ein- 
reißen, die  den  Unternehmungen  letzten  Endes  mehr  schaden 
als  nützen  würde. 

Drittens  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  deutsche  Bilanz- 
rechnung schon  von  Haus  aus  den  Mangel  hat,  die  Bilanz 
entgegen  der  kaufmännischen  Praxis  zu  sehr  auf' Vermögens- 
rechnung und  zu  wenig  auf  die  Erfolgsrechnung  einzustellen. 
Eine  richtige  Erfolgsrechnung  ist  auch  durch  die  Erlaubnis 
der  Unterbewertung  nicht  erreichbar.  Hierzu  bedarf  es  der 
Einführung  eines  stabilen  Wertes  resp.  der  Wertreduktion. 
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Unter  Berücksichtigung  aller  dieser  Umstände  erscheint 
es  geboten,  dem  Kaufmann  durch  ein  Gesetz  ein  Mittel  an 
die  Hand  zu  geben,  um  wieder  zu  einer  brauchbaren  Bilanz 
zu  kommen. 

In  dem  hier  vorgeschlagenen  Gesetz  und  der  Verordnung 
sind  folgende  Grundsätze  zur  Anwendung  gekommen: 

1.  Es  würde  die  Zeit  der  Wiedereinreckung  des  Bilanz- 
wesens erheblich  verlängern  und  zunächst  ungemein  viel 
Wirrwarr  erzeugen,  wenn  sich  das  Gesetz  darauf  beschränken 
würde,  lediglich  die  Möglichkeit  einer  richtigen  Bilanzierung 
wieder  zu  eröffnen.  Es  ist  vorzuziehen,  durch  genaue  Vor- 
schriften die  vorzunehmenden  Wertreduktionen  zu  regeln. 
Gesetzt  den  Fall,  daß  die  hier  vorgeschlagene  Methode  Mängel 
hat,  würden  diese  Mängel  auf  keinen  Fall  so  schwer  wiegen, 
daß  sie  nicht  durch  die  Einheitlichkeit  aufgewogen  würden. 

Will  man  den  Kaufleuten  für  die  Bilanzkorrektur  präzise 
Bilanzvorschriften  geben,  so  kann  man  nicht  bei  der  Formu- 
lierung des  Prinzips  stehen  bleiben,  sondern  man  muß  das 
einzuschlagende  Verfahren  bis  in  die  technische  Handhabung 
hinein  regeln.  Das  würde  für  ein  Gesetz  nicht  angemessen 
sein;  es  muß  der  Weg  der  Verordnung  gewählt  werden; 
dieses  schon  deshalb,  weil  sich  vermutlich  einige  Störungen 
und  Erfahrungen  ergeben  werden,  die  zu  Änderungen  und 
Ergänzungen  Anlaß  geben  werden. 

Das  Gesetz  kann  sich  unter  diesen  Umständen  darauf 
beschränken,  den  Verordnungsweg  frei  zu  machen. 

Dem  Sinne  der  Sache  entspricht  es,  daß  das  Recht  der 
Verordnung  beschränkt  wird  auf  die  Zeit  schwankenden 
Geldwertes.  Es  entspricht  dem  Sinne  der  Sache,  daß  bei 
Rückkehr  stabiler  Geldwertverhältnisse  das  Verordnungsrecht 
der  Regierung  erlischt.  Andererseits  wird  für  die  ganze  Dauer 
der  Geldwertschwankungen  das  Verordnungsrecht  in  Gültig- 
keit bleiben  müssen,  damit  die  Verordnung  wirksam  bleibt 
und  der  erstrebte  Zweck  erreicht  wird. 

2.  Es  soll  den  Kaufleuten  vorerst  gestattet  sein,  die 
Bilanzen  in  bisher  gewohnter  Weise  aufzustellen.  Ein  Zwang 
zur  Aufstellung  in  Goldmark  soll  vorerst  nicht  ausgeübt 
werden.  Dieses  vorsichtige  Vorgehen  rechtfertigt  sich  aus 
zwei  Gründen.  Erstens  läßt  sich  nicht  übersehen,  ob  durch 
einen  Zwang  zur  Goldmarkbilanz  nicht  ein  großer  Teil  der 
Industrie  und  des  Handels  in  solchem  Grade  zu  Unterbilanzen 
käme,  daß  plötzlich  das  ganze  Kreditgebäude  erschüttert 
und  eine  unabsehbare  Krisis  einträte.  Es  ist  zwar  an  sich 
eine  bemerkenswert  traurige  Erscheinung,  daß  mit  solchen 
Eventualitäten  gerechnet  und  im  Grunde  genommen  der 
Angst  vor  der  Wahrheit  so  viel  Spielraum  gegeben  werden 
muß.  Aber  von  sehr  beachtlicher  Seite  ist  der  Einwurf,  daß 
wir  den  unsere  Wirtschaft  verhüllenden  Schleier  nicht  auf 
einmal  lüften  dürfen,  mit  so  großem  Nachdruck  gemacht 
worden,  daß  es  leichtfertig  wäre,  diesen  Einwurf  unbeachtet 
zu  lassen. 

Zweitens  würde,  wenn  man  namentlich  von  der  Masse 
der  kleineren  Kaufleute  plötzlich  Goldmarkbilanzen  fordern 
würde,  große  Unsicherheit  und  Beunruhigung  Platz  greifen, 
da  die  Bilanzkunst  bei  ihnen  wenig  entwickelt  ist.  Wenn 
zunächst  eine  Periode  der  Freiwilligkeit  besteht,  so  werden 
die  Unternehmungen,  die  sich  der  Goldmarkbilanzierung 
zuwenden,  als  Schrittmacher  dienen.  Durch  persönliche 
und  literarische  Belehrung  wird  in  der  Zwischenzeit  der  all- 
gemeinen Einführung  der  Goldmarkrechnung  vorgearbeitet. 

Aus  diesen  Gründen  ist  im  Entwurf  bestimmt,  daß  die 
Goldmarkrechnung  erst  vom  31.  Dezember  1926  an  obli- 
gatorisch sein  soll. 

3.  Es  ist  entscheidendes  Gewicht  darauf  gelegt  worden, 
daß  die  durch  die  Umrechnung  der  Bilanzen  auf  stabilen 
Wert  entstehende  Arbeit  auf  ein  Minimum  reduziert  wird. 


Da  eine  genaue  Umrechnung  auf  stabilen  Wert  eine  Umrech- 
nung jedes  einzelnen  Buchungspostens  unter  Benutzung  eines 
fortgesetzt  schwankenden  Index  nötig  machen  würde,  ist 
auf  dieses  Verfahren  von  vornherein  verzichtet  und  eine 
summarische  Umrechnung  gewählt  worden.  Dadurch  ent- 
stehen zwar  einige  Ungenauigkeiten,  die  aber  nicht  im  Ver- 
hältnis stehen  zu  der  Mühe,  die  eine  genaue  Rechnung  er- 
fordern würde.  Auch  bei  der  summarischen  Umrechnung 
ist  von  mehreren  Arten  diejenige  Methode  bevorzugt  worden, 
die  sich  durch  Übersicht  und  Kürze  auszeichnet.  Abgesehen 
von  wenigen  Einzelfällen  sind  die  Ungenauigkeiten  nicht 
beträchtlich.  Um  aber  dennoch  einer  in  Einzelfällen  und 
namentlich  bei  größeren  Betrieben  einer  Verfeinerung  Spiel- 
raum zu  lassen,  ist  namentlich  für  diejenigen  Kaufleute,  die 
sich  der  doppelten  Buchführung  bedienen,  vorgesehen,  daß 
sie  an  Stelle  der  summarischen  Jahresumrechnung  eine  monat- 
liche Umrechnung  vornehmen  dürfen. 

Der  Grundsatz,  der  einfachsten  Form  im  Zweifel  den 
Vorzug  zu  geben,  hat  auch  bei  der  Umrechnung  der  Anfangs- 
bilanz desjenigen  Jahres,  das  zum  ersten  Male  auf  Goldmark 
umgerechnet  werden  soll,  zu  gelten.  Um  die  Umrechnung 
zu  erleichtern,  ist  alles,  was  vor  1918  angeschafft  wurde,  als 
zu  Friedensmark  angeschafft  angesehen  worden;  das  konnte 
um  so  eher  geschehen,  als  die  Kriegsanschaffungen  in  der 
Regel  ohnehin  stark  abgeschrieben  waren.  Außerdem  soll 
mit  einem  Jahresdurchschnittsindex  gearbeietet  werden,  so 
daß  sich  die  Umrechnung  der  in  § 59a  des  Reichseinkommen- 
steuergesetzes vorgesehenen  einigermaßen  anpassen  läßt. 
Für  Fälle,  in  denen  auch  ohne  Umrechnung  der  Anlage- 
zugänge eine  leidlich  genaue  Bilanzierung  sich  erwarten  läßt, 
ist  von  einer  Umrechnung  abgesehen  worden. 


III. 


Die  zu  benutzenden  Indexziffern  sind  nach  ziemlich 
übereinstimmendem  Urteil  der  Sachverständigen  auf  den 
Großhandelspreisen  aufzubauen,  und  zwar  ist  eine  Indexzahl 
zu  benutzen,  die  in  ausgiebigem  Maße  Fertigfabrikate  berück- 
sichtigt. Unter  den  deutschen  Indices  dieser  Art  wird  von 
den  Sachverständigen  dem  Index  der  Frankfurter  Zeitung 
der  Vorzug  gegeben.  Jedoch  erscheint  es  nicht  als  angängig, 
einen  Privatindex  zu  benutzen,  und  es  wäre  zu  begrüßen, 
wenn  das  Reichsstatistische  Amt  einen  geeigneten  Groß- 
handelsindex veröffentlichen  würde. 

Unerläßlich  würde  natürlich  sein,  daß  der  Index  eines 
Monats  nicht  später  als  bis  zum  10.  des  folgenden  Monats 
veröffentlicht  würde,  damit  die  Betriebe  ihre  Monatsbilanzen 
rechtzeitig  erledigen  können. 


Beispiele. 


Angenommene  Indexziffer  (1914=1) 


Durchschnittsindex 

Tenninindex 
am  Ende  des  Jahres 

1918 

3,3 

— 

1919 

4,7 

■ — ■ 

1920 

14,1 

17,1 

1921 

18,5 

34,0 

1921  Januar  . 
Februar  . 
März  . . 
April  . . 
Mai  . . . 
Juni . . . 
Juli  . . . 
August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 


Monatsindex 


16,1 

15.4 
14,6 

14.6 
14,8 

14.4 
15,2 
18,0 

18.4 

20.7 
28,0 
34,0 


Durchschnitt 

18,5 
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1.  Beispiel. 

Anfangsbilanz  in  gewöhnlicher  Form. 

Die  Rückstellungen  reichen  aus,  den  Geldentwertungsausgleich  zu  decken, 
a)  Bilanz  am  1.  Januar  1921,  unverändert. 


Grundstücke 200  000 

Gebäude 460  000 

Maschinen 510  000 

Werkzeuge 1 

Ofenanlagen 1 

Anschlußgleise  1 

Vorräte 987  500 

Markdebitoren 898  597 

Valutendebitoren 200  000 

Kassakonto 17  100 

Versicherungen 40  000 

Effekten 400  000 


3 713  200 


Stammkapital  1 200  000 

Reservefonds 915  000 

Werkserhaltungskonto 300  000 

Hypothek 500  000 

Kreditoren 788  000 

Gewinnvortrag 10  200 


3 713  200 


b)  Nachweisung  der  Übertragswerte. 

-f-  Zahlen  = Zugänge-  — Zahlen  = Abgänge  + Abschreibungen. 
Gerade  Zahlen  = Buchwerte.  Schräge  Zahlen  = Friedensmarkwerte. 


Stand 

am  1.1. 1918 

1918 

1919 

1920 

Stand 

am  31. 12. 1920 

Index  

3,3 

4,7 

14,1 

Grundstücke 

150  000 
150  000 

— 

— 

r+  50  000 
+ 3 547 

200  000 
153  547 

Gebäude  

375  000 

— 7 500 

+ 29  000 

+ 63  500 

460  000 

375  000 

— 2 273 

+ 6 170 

+ 4 504 

383  401 

Maschinen 

500  000 

— 50  000 

• — 4 000 

+ 64  000 

510  000 

500  000 

— 15  152 

— 851 

+ 4 540 

488  537 

Werkzeuge 

1 

1 

— 

— 

— 

1 

1 

Ofenanlagen 

180  000 

— 60  000 

— 60  000 

— 59  999 

1 

180  000 

— 18182 

— 12  766 

— 4 256 

144  796 

Anschlußgleise 

1 

1 

+ 29  999 
+ 9 090 

— 29  999 

— 9 090 

— 

1 

1 

Effekten 



•4  200  000 

— 50  000 

+ 250  000 

400  000 

— 

+ 60  606 

— 10  638 

+ 17  730 

67  698 

c)  Nachweisung  der  Neuwerte,  Forderungen  und  Schulden. 


Bisheriger 

Korrekten  der 

Korrigierter  Wert 

Friedenswert  Index 

Wert 

stillen  Reserven 

in  Papiermark 

Dezbr.  1920  = 17,1 

Vorräte  (korrigiert  um  Geldwertabschreibung)  . . 

, 987  500 

+ 493  750 

1 481  250 

86  623 

Debitoren  (Markdebitoren) 

898  597 

— 

898  597 

52  549 

Valutendebitoren 

200  000 

+ 29  000 

229  000 

13  392 

10  000  fl.  holl,  a 2290  = 229  000 

Abschreibungen  wegen  Kursrisiko  . . 29  000 

200  000 

Kassakonto 

17  100 

— 

17100 

1 000 

Versicherungen 

40  000 

— 

40  000 

2 339 

Hypothek  

500  000 

— 

500  000 

29  240 

Kreditoren 

788  000 

— 

788  000 

46  082 

Summe  der  Passiven 

1 288  000 

— 

1 288  000 

75  322 

d)  Verrechnung  des  Geldwertunterscluedes  auf  Kapitalkonten. 


Summe  der  Aktiven 1 393  884 

„ „ Passiven 75  322 

„ Kapital 1 200  000 

1 275  322 
Unterschied  118  562 

Probe : 

Alter  Aktivwert  Neuer  Aktivwert  Unterschied 

3 713  200  1 393  884  2 319  316 

Alter  Passivwert  Neuer  Passivwert 

1 288  000  75  322  1 212  678 

1 106  638 


Zur  Abbuchung  stehen  zur  Verfügung: 

Reservefonds 915  000 

Werkerhaltungskonto 300  000 

Gewinnvortrag _• 10  200 

1 225  200 

ab  obige  ...  1 106  638 

Neuer  Reservefonds 118  562 
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Grundstücke  . 
Gebäude  . . . 
Maschinen  . . 
Werkzeuge  . . 
Ofenanlagen 
Anschlußgleise 
Vorräte  . . . 
Markdebitoren 
Valutadebitoren 
Kassakonto  . . 
Versicherungen 
Effekten  . . . 


e)  Bilanz  am  1.  Januar  1921,  in  Friedenswert  berechnet. 


. . 153  547 

Stammkapital 

. . 383  401 

Reservefonds 

. . 488  537 

Hypothek 

. . 1 

Kreditoren 

. . 144  796 

. . 1 

. . 86  623 

. . 52.549 

. . 13  392 

1 000 
2 339 
. . 67  698 

• 

1 393  884 

1 393  884 

2.  Beispiel. 

Umrechnung  einer  anderen  Anfangsbilanz  in  Friedensmark. 

Die  Rückstellungen  reichen  nicht  aus,  um  den  Geldentwertungsausgleich  zu  decken. 

Die  Zahlen  sind  die  gleichen,  wie  die  in  Beispiel  1 mit  Ausnahme  der  Debitoren  auf  der  linken  und  des  Kapitals  auf  der 
rechten  Seite.  Beide  sind  um  je  M.  800  000  höher  angenommen.  Aus  diesen  M.  800  000  ergibt  sich  gegenüber  Beispiel  1 auf  der 


Aktivseite  eine  Minderbewertung  von 800  000 

— 800  000  : 17,1  46  784 

753  216 

Gegen  Reservefonds  in  Beispiel  1.. 118  562 

Ungedecktes  Geldentwertungskonto 634  654 


Bilanz  am  1.  Januar  1921. 


unverändert 

verändert 

unverändert 

verändert 

Grundstücke  

200  000 

153  547 

Stammkapital 

2 000  000 

2 000  000 

Gebäude  

460  000 

383  401 

Reservefonds 

915  000 

— 

Maschinen  

510  000 

488  537 

Werkerhaltungskonto 

300000 

— 

Werkzeuge 

1 

1 

Hypotheken 

500  000 

29  240 

Ofenanlagen 

1 

144  796 

Kreditoren 

788  000 

46  082 

Anschlußgleise 

1 

> 1 

Gewinnvortrag 

10  200 

— 

Vorräte 

987  500 

86  623 

Markdebitoren 

1 698  597 

99  3331) 

Valutadebitoren 

200  000 

13  392 

Kassakonto 

17100 

1 000 

Versicherungen 

40  000 

2 339 

Effekten 

400  000 

67  698 

Geldentwertungskonto 

— 

634  654 

3 713  200 

2 075  322 

3 713  200 

2 075  322 

!)  1 698  597  : 17,1 

3.  Beispiel. 

Schlußbilanz  am  31.  Dezember  1921  in  Goldmark  berechnet. 
Als  Anfangsbilanz  ist  die  Bilanz  aus  Beispiel  2 angenommen. 


Grundstücke  

Zugang  150  000  : 18,5 

153  547 
8 108 

161  655 

Stammkapital  . . 
Erhöhung  . . . 

2 000  000 
400  000 

2 400  000 

Gebäude  

Zugang  130  500  : 18,5 

383  401 
7 054 

Hypotheken  . . . 
Kreditoren .... 

. . 800  000  : 34 
. . 802  053  : 34 

23  529 
23  590 

Abschreibung 

390  455 
7 809 

382  646 

Maschinen ' 

Zugang  172  350 
Abgang  115  600 

488  537 

56  750  : 18,5  

3 067 

Abschreibung 

491  604 
49160 

442  444 

Werkzeuge 

Ofenanlagen ) 

Zugang  121  915  : 18,5 

144  796 
6 590 

1 

Abschreibung 

151  386 
30  277 

121 109 

Anschlußgleise 

Warenkonto  ....  1 725  500  : 34 

Markdebitoren  ...  2 799  291  : 34 

Valutendebitoren  . . 402  298  : 34 

Kassa  230  588  : 34 

Versicherungen  . . 155  000  : 34 

Effekten 

Abgang  80  000  : 18,5  

67  698 
4 324 

1 

50  750 
82  332 
11  832 
' 6 782 

4 559 

63  374 

ßeldentwertungskonto  . . . . 
Differenz  Kapitalvermehrung 

634  654 
378  378 

Agio  Kapitalvermehrung  .... 
Verlust 

1 013  032 
43  243 

969  789 
149  845 

2 447119 

2 447  119 
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4.  Beispiel. 

Der  gleiche  Abschluß  wie  in  Beispiel  3 bei  doppelter  Buchführung  mit  Wiedergabe  der  toten  Konten 

a)  Papiermarkkonten 


Grundstücks-Konto 


Jan.  1 
April 

An  Bilanz 

„ Kreditoren 

200  000 
150  000 

Gebäude 

-Konto 

Jan.  1 

Juni 

Oktober 

An  Bilanz 

„ Kassa-Konto  

„ do.  

460  000 
30  500 
100  000 

Maschine 

n-Konto 

Jan.  1 
November 

An  Bilanz 

„ Kreditoren 

510  000 
172  350 

Werkzeu 

g-Konto 

Per  Kassa-Konto 

115  600 

Jan.  1 

An  Bilanz 

i II  . 1 1 

Ofenanlagen-Konto 

Jan.  1 
Sept. 

An  Bilanz 

„ Kreditoren 

1 

121 915 

Anschlußg 

deise-Kont« 

Jan.  1 

An  Bilanz 

i 1! 

Waren-Konto 

Jan.  1 

An  Bilanz 

„ Kreditoren 

„ Kassa-Konto 

„ Markdebitoren-Konto 

987  500 
2 725  261 
1 810  290 
37  805 

Markdebit« 

ren-Konto 

Per  Markdebitoren 

„ Valuten-Debitoren 

5 909  231 
315  246 

Jan.  1 

An  Bilanz 

„ Waren-Konto 

1 698  597 
5 909  231 

Valutendeb 

toren-Kont 

Per  Kreditoren 

„ Kassa-Konto 

„ Waren-Konto 

0 

2 940  520 
1 830  212 
37  805 

Jan.  1 

An  Bilanz 

„ Waren-Konto 

,,  Kursdifferenzen-Konto  

200  000 
315  246 
302  910 

— 

Per  Kreditoren 

415  858 

Kassa- Konto 


Jan.  1 

An  Bilanz 

17  100 

_ 

Per  Waren-Konto 

1 810  290 

— 

„ Markdebitoren 

1 830  212 

— 

,,  Betriebsunkosten 

237  431 

— 

,,  Kreditoren 

889  686 

— 

,,  Handlungsunkosten 

523  789 

— 

„ Maschinen-Konto 

•'  115  600 

— 

„ Gebäude- Konto 

130  500 

— 

„ Effekten-Konto 

80  000 

Versicherungs-Konto 

Jan.  1 

An  Bilanz 

40  000 

„ Kreditoren - 

115  000 

f 

Effekten-Konto 

Jan.  1 

An  Bilanz 

400  000 

März 

Per  Kassa-Konto 

80  000 

Stammkapital-  Konto 

Jan.  1 

Per  Bilanz  

2 000  000 

„ Kreditoren  

400  000 

Reserve-Fonds-  Konto 


Jan.  1 

1 Per  Bilanz 

1 915  000 

„ Kreditoren  

1 800  000 

Werkerhaltungs-Konto 

||  Jan.  1 | Per  Bilanz | 300  000 

Hypotheken-Konto 

Jan.  1 I Per  Bilanz  I 500  000 

— I „ Kreditoren | 300  000 


10 


Kreditoren-Konto 




An  Markdebitoren 

2 940  520 

Jan.  1 

Per  Bilanz  

788  000 

— 

,,  Valutendebitoren 

415  858 

— 

.,  Waren-Konto 

2 725  261 

— 

„ Hypotheken-Konto ' 

300  000 

— 

„ Kassa- Konto 

889  686 

— 

„ Stammkapital-Konto 

400  000 

— 

,,  Zinsen-Konto 

87  300 

— 

„ Reservefonds-Konto  

800  000 

— 

,,  Betriebsunkosten 

421  265 

— 

„ Handlungsunkosten 

187  654 

— 

,,  Grundstücks-Konto 

150  000 

— 

,,  Maschinen-Konto  

172  350 

- 

— 

.,  Ofenanlage-Konto 

121  915 

— 

.,  Versicherungs-Konto 

115  000 

Gewinn-  und  Verlust-Konto 

i | Jan.  1 | Per  Bilanz | 10  200 


Kursdifferenzen-Konto 

— j Per  Valutendebitoren 


| An  Kreditoren 


Zinsen-Konto 

87,300  1 


| S02  910 


I 


B etriebsunkosten-  Konto 


— 

An  Kreditoren 

„ Kassa-Konto 

421  265 
237  431 

Handlungsi 

Unkosten- K 

onto 



An  Kreditoren 

„ Kassa-Konto  

187  654 
523'789 

b)  Rohbilanz 

für  den  31.  Dez.  1921  vor  Abschreibungen  und  Abschlußbuchungen 


Soll 

Haben 

Soll 

Haben 

Grundstücke  .... 

350  000 



350  000 



Gebäude  

590  500 

— 

590  500 

— 

Maschinen 

682  350 

115  600 

566  750 

— 

Werkzeuge 

1 

— 

1 

— 

Ofenanlage 

121  916 

— 

121  916 

— 

Anschlußgeleise  . . . 

1 

— 

1 

— 

Waren 

5 560  856 

6 224  477 

— 

663  621 

Markdebitoren  . . . 

7 607  828 

4 808  537 

2 799  291 

— 

Valutendebitoren  . . 

818  156 

415  858 

402  298 

— 

Kassa-Konto  .... 

2 932  598 

2 702  010 

230  588 

— 

Versicherungs-Konto  . 

155  000 

— 

155  000 

— 

Effekten 

400  000 

80  000 

320  000 

— 

Stammkapital].  . . . 

— 

2 400  000 

— 

2 400  000 

Reservefonds  .... 

— 

1 715  000 

— 

1 715  000 

Werkerhaltung  . . . 

— 

300  000 

— 

300  000 

Hypotheken  .... 

— 

800  000 

— 

800  000 

Kreditoren 

4 856  378 

5 658  431 

— 

802  053 

Gewinn-  und  Verlust 

— 

10  200 

— 

10  200 

Kursdifferenzen  . . . 

— 

302  910 

— 

302  910 

Zinsen 

87  300 

— 

87  300 

— 

Betriebsunkosten  . . 

658  696 

— 

658  696 



Handlungsunkosten  . 

711443 

— 

711  443 

— 

25  533  023 

25  533  023 

6 993  784 

6 993  784 

c)  Verkehrsziffernrohbilanz 

mit  Jahresdurchschnittsindex  berechnet  (für  1921  = 18,5) 


Soll 

Haben 

• 

Papier 

Gold 

Papier 

Gold 

Grundstücke  .... 

150  000 

8108 





Gebäude  

130  500 

7 054 



— 

Maschinen 

172  350 

9 316 

115  600 

6 249 

Öfen 

121  915 

6 590 

— 

— 

Waren 

4 573  356 

247  208 

6 224  477 

336  458 

Markdebitoren  . . . 

5 909  231 

319  418 

4 808  537 

259  921 

Valutendebitoren  . . 

618156 

33  414 

415  858 

22  479 

Kasse 

2 915  498 

157  594 

2 702  010 

146  054 

Versicherung  .... 

115  000 

6 216 

— 

— 

Effekten 

— 

— 

80  000 

4 324 

Stamm-Kapital  (Diffe- 
renz 378  378  auf 
Geldentwer  tungs  - 
konto) 

400  000 

21  622 

Reservefonds  .... 

— 

— 

800  000 

43  243 

Hypotheken  .... 

— 

— 

300  000 

16  216 

Kreditoren 

4 856  378 

262  507 

4 870  431 

263  266 

Kursdifferenzen  . . . 

— 

— 

302  910 

16  373 

Zinsen 

87  300 

4 719 

— 

— 

Betriebsunkosten  . . 

658  698 

35  605 

— 

— 

Handlungsunkosten  . 

711  443 

38  456 

— 

— 

21  019  823 1 1 136  205 

21  019  823 

1 136  205 

d)  Goldmarkkonten. 
Grundstücks- Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 
1921 

An  Bilanz 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

153  547 
8 108 

Dez.  31 

) in  Goldm 

Per  Bilanz 

ark 

161  655 

161  655 

161  655 

jebäude-Kontt 

Jan. 

An  Bilanz 

383  401 

Dez.  31 

Per  Abschreibungskonto 

7 809 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

7 054 

382  646 

390  455 

390  455 

IV 

laschinen-Kon 

to  in  Goldt 

nark 

Jan.  1 

An  Bilanz 

488  537 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

6 249 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

9 316 

Dez.  31 

Per  Abschreibungskonto  

49  160 

„ Bilanz 

442  444 

497  853 

497  853 

11 


Werkzeug- Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 

An  Bilanz 

1 

Dez.  31 

Per  Bilanz 

1 

1 

1 

0 

fenanlage-Koi 

lto  in  Gold 

mark 

Jan.  1 

An  Bilanz 

144  79G 

Dez.  31 

Per  Abschreibungskonto 

30  277 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffern 

6 590 
151  386 

,,  Bilanz  

121  109 
151  886 

Anschlußgeleise-Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 

An  Bilanz 

1 

Dez.  31  1 Per  Bilanz 

1 

1 

1 

1 

War^n-Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 
1921 
Dez.  31 

An  Bilanz 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

An  Gewinn  und  Verlust 

86  623 
247  208 
53  377 

1921 
Dez.  31 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

Per  Bilanz 

336  458 
50  750 

- 

387  208 

387  208 

i 


Markdebitoren-Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 
1921 

An  Bilanz 

Übertrag  der  Verkehrsziffern 

99  333 
319  418 

1921 
Dez.  31 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

Per  Bilanz 

,,  Gewinn-  und  Verlustkonto  .... 

259  921 
82  332 
76  498 

418  751 

418  751 

Valutendebitoren-Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 
1921 

An  Bilanz 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

13  392 
33  414 

1921 
Dez.  31 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

Per  Bilanz 

„ Gewinn--  und  Verlustkonto  .... 

22  479 

11  832 

12  495 

% 

46  806 

46  806 

Kassa- Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 
1921 

An  Bilanz 

Übertrag  der  Verkehrsziffern 

1 000 
157  594 

1921 
Dez.  31 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

Per  Bilanz 

„ Gewinn-  und  Verlustkonto  .... 

146  054 
6 782 
5 758 

158  594 

158  594 

Versicherungs-Konto  in  Goldmark 


Jan.  1 

An  Bilanz 

2 339 

Dez.  31 

Per  Bilanz 

4 559 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffern 

6 216 

„ Gewinn-  und  Verlustkonto  .... 

3 99G 

8 555 

8 555 

E 

Effekten- Konto 

in  Goldm. 

ärk 

Jan.,1 

An  Bilanz 

67  698 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffern 

4 324 

Dez.  31 

Per  Bilanz 

63  374 

67  698 

67  698 

Geldentwe 

rtungs-Kon 

to 

Jan.  1 

An  Bilanz 

634  654 

Dez.  31 

Per  Reservefonds 

43  243 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem  (Stamm- 

969  789 

Kapital) 

378  378 

1 013  032 

1 013  032 

Stammkaf 

jital-Konto 

Dez.  31 

An  Bilanz 

2 400  000 

Jan.  1 

Per  Bilanz 

2000  000 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

400  000 

2 400  000 

2 400  000 

Reservefonds-Konto 


Dez.  31 

An  Geldentwertungskonto 

43  243 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

43  243 

43  243 

43  243 

12 


Hypotheken-Konto  in  Goldmark 


Dez.  31 

An  Bilanz 

23  529 

Jan.  1 

Per  Bilanz 

29  240 

,,  Gewinn-  und  Verlustkonto 

21  927 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

16  216 

45  456 

45  456 

1 

treditoren-Kor 

lto  in  Gold 

mark 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

262  507 

Jan.  1 

Per  Bilanz 

46  082 

Dez.  31 

An  Bilanz 

23  590 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

263  266 

„ Gewinn-  und  Verlustkonto 

23  251 

3 093  348 

% 

309  348 

Kursdiffere 

nzen-Kont( 

Dez.  31 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto 

16  373 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

16  373 

16  373 

• 

16  373 

Zinsen-Konto  in  Goldmark 


1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

4 719 

Dez.  31 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto  .... 

4 719 

4 719 

\ 

4 719 

Beti 

iebsunkosten- 

Konto  in  G 

oldmark 

1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

35  605 
35  605 

Dez.  31 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto  .... 

35  605 
35  605 

Handlungsunkosten-Konto  in  Goldmark 


1921 

Übertrag  der  Verkehrsziffem 

38  456 

38  456 

38  456 

38  456 

Abschreibungs- Konto  in  Goldmark 


Dez.  31 

An  Gebäude-Konto 

„ Maschinen-Konto 

,,  Ofenanlage-Konto 

7 809 
49160 
30  277 

87  246 

87  246 

87  246 

Bilanz  am  31.  Dezember  1921 


Papier 

Gold 

Papier 

Gold 

Index  34,0 

Grundstücke 

161  655 

Stammkapital 

2 400  000 

Gebäude  

382  646 

Hypotheken 

800  0002) 

23  529 

Maschinen 

442  444 

Kreditoren 

802  0532) 

23  590 

Werkzeuge 

1 

Ofenanlagen 

121  109 

Anschlußgleise  

1 

Vorräte  

1 725  5001) 

50  750 

Markdebitoren 

2 799  291 2) 

82  332 

Valutendebitoren 

402  2982) 

11  832 

Kasse 

230  5882) 

6 782 

Versicherungen 

155  0002) 

4 559 

Effekten  

63  374  . 

Geldentwertungskonto 

969  789 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

149  845 

2 447  119 

2 447  119 

x)  nach  Inventur  2)  siehe  Papiermarkrohbilanz. 


Gewinn-  und  Verlust-Konto 


Dez.  31 

An  Markdebitoren 

„ Valuten debitoren  

„ Kassäkonto 

„ Versicherungen 

„ Zinsen 

„ Betriebsunkosten  

„ Handlungsunkosten 

„ Abschreibungen 

76  498 
12  495 
5 758 

3 996 

4 719 
35  605 
38  456 
87  246 

Dez.  31 

Per  Waren 

„ Hypotheken 

„ Kreditoren 

„ Kursdifferenzen 

„ Bilanz 

53  377 
21  927 
23  251 
16  373 
149  845 

264  773 

264  773 

•; 
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Die  Gesellschaftsformen  in  Handel  und  Industrie 
unter  Berücksichtigung  des  geltenden  Steuerrechts. 

Von  Martin  Horwitz,  Bücherrevisor,  Breslau. 


Das  gesamte  Wirtschaftsleben  steht  derart  unter  dem 
Einfluß  des  Steuerrechts,  dak  bei  allen  wirtschaftlichen 
Maßnahmen  die  Frage  nach  der  steuerlichen  Auswirkung 
nicht  aufjer  acht  gelassen  werden  kann.  Die  Steuergesek- 
gebung  befindet  sich  in  stetem  Flu|.  Die  einzelnen  Geseke 
werden  innerhalb  kurzer  Zeiträume  abgeändert  und  immer 
neue  Geseke  werden  geschaffen.  Die  hierdurch  ent- 
stehende Unsicherheit  zeigt  ihre  unheilvolle  Wirkung 
überall  da  am  schwersten,  wo  es  sich  um  Einrichtungen 
handelt,  denen  eine  längere  Lebensdauer  bestimmt  ist. 
So  kommt  insbesondere  die  Frage,  welche  Gesellschafts- 
form im  Erwerbsleben  die  vorteilhafteste  ist,  nicht  zur 
Ruhe.  Hier  sprechen  nun  allerdings  auch  noch  andere  als 
nur  steuerrechtliche  Momente  mit.  Die  fortschreitende 
Geldentwertung  hat  zur  Folge,  dak  der  Kapitalbedarf 
ständig  gröber  wird  und  dak  die  vorhandenen  Betriebs- 
mittel immer  weniger  ausreichen,  ein  Unternehmen  in  Gang 
zu  halten.  Wenn  überdies  die  Steuergeseke  die  Tendenz 
zeigen,  alle  sich  nur  bildenden  Kapitalien  zum  grökten 
Teil  fortzusteuern,  so  sieht  sich  der  gewerbliche  Unter- 
nehmer Problemen  gegenüber,  deren  Lösung  nahezu  un- 
überwindliche Schwierigkeiten  zu  bereiten  scheint.  Das  Ein- 
kommensteuergesek  in  seinen  ersten  Fassungen  mit  den 
ganz  aukerordentlich  hohen  Steuersäken  hatte  eipe  fast 
panikartige  Wirkung  erzielt.  Der  Einzelkaufmann  sah  sich 
in  seiner  Existenz  bedroht,  weil  ihm  jede  Möglichkeit  ge- 
nommen war,  sich  aus  seinem  Unternehmen  heraus  das  er- 
forderliche Mehrkapital  zu  schaffen.  Ihm  erschien  das 
Körperschaftssteuergesek  mif  seinen  damals  unverhältnis- 
mäkig  niedrigeren  Tarifen  als  ein  Rettungsanker  und  es 
wurden  aus  diesem  Gesichtspunkt  heraus  unzählige  Ge- 
sellschaften gegründet.  Makgebend  war  einmal  das  Be- 
streben, die  Einkünfte  tunlichst  zu  zerschlagen  und  an- 
dererseits die  Möglichkeit,  offene  Reserven  zu  bilden, 
welche  das  Körperschaftssteuergesek  mit  seinem  damals 
lOprozentigen  Steuersak,  bot.  Fachkundige  Berater  haben 
allerdings  stets  ihre  warnende  Stimme  gegen  übereilte 
Neugründungen  oder  Umwandlungen  erhoben,  denn  es  war 
vorauszusehen,  dak  die  Gesekgebung  in  absehbarer  Zeit 
eine  Änderung  erfahren  würde.  Das  ist  schneller  einge- 
treten als  man  annehmen  konnte  und  das  Bild  hat  sich 
einigermaken  gewandelt. 

Zunächst  hat  man  bei  der  Einkommensteuer  den  Ver- 
such machen  müssen,  der  eingetretenen  Geldentwertung 
Rechnung  zu  tragen,  denn  die  ursprünglichen  Steuersäke 


hätten  eine  völlige  Abtötung  des  Wirtschaftslebens  zur 
Folge  gehabt.  Die  Geldentwertung  nimmt  einen  so 
schnellen  Verlauf,  dak  die  Gesekgebung  schwer  in  der  Lage 
ist,  damit  Schritt  zu  halten.  Durch  die  Novelle  des  Ein- 
kommensteuergesekes vom  20.  Dezember  1921  waren  die 
Steuersäke  erheblich  ermäkigt  worden.  Doch  auch  diese 
haben  sich,  noch  bevor  sie  überhaupt  in  Kraft  getreten 
waren,  als  zu  hoch  erwiesen,  weil  inzwischen  unsere  Va- 
luta wiederum  eine  ganz  bedeutende  Verschlechterung  er- 
litt. Durch  die  Novelle  vom  20.  Juli  1922  (RGbl.  607)  hat  das 
Einkommensteuergesek  die  siebente  Abänderung  seit 
seinem  Besfehen  erfahren  und  die  Tarife  sind  wiederum 
ganz  bedeutend  herabgesekt  worden. 

Das  Körperschaftssteuergesek  dagegen  hat  durch  die 
Novelle  vom  8.  April  1922  eine  Abänderung  erfahren,  und 
zwar  ist  hier  der  Tarif  ganz  bedeutend  erhöht  worden. 
Jekt  werden  viele  kleinere  und  mittlere  Erwerbsgesell- 
schaften nach  dem  Körperschaftssteuergesek  viel  ungün- 
stiger abschneiden,  als  wenn  sie  dem  Einkommensteuer- 
gesek unterlägen.  Nach  lekterem  werden  Einkünfte  erst 
von  350  000  M.  an  zu  einer  Steuer  von  20  v.  H.  herange- 
zogen, während  nach  dem  Körperschaftssteuergesek  alle 
Erträge  mindestens  einer  20  prozentigen  Besteuerung 
unterliegen,  die  ausgeschütteten  sogar  einer  solchen  von 
35  v.  H.  Einkommensteuer  in  Höhe  von  35  v.  H.  werden 
aber  erst  vom  Einkommen  über  1 100  000  M.  bezahlt. 

Es  kann  natürlich  keine  Generalregel  aufgestellt  wer- 
den, welche  Form  für  ein  Erwerbsunternehmen  nunmehr  am 
vorteilhaftesten  ist.  Das  hängt  in  jedem  einzelnen  Falle 
von  den  verschiedensten  Umständen  ab  und  die  steuer- 
lichen Rücksichten  können  durchaus  nicht  immer  als  allein 
makgebend  betrachtet  werden.  So  wird,  wie  bereits  er- 
wähnt, die  Kapitalbeschaffung  hier  eine  groke  Rolle 
spielen,  denn  es  ist  zweifellos,  dak  diese  für  eine  Aktien- 
gesellschaft oder  eine  G.  m.  b.  H.  leichter  ist,  als  für  eine 
offene  Handelsgesellschaft.  Wenn  es  somit  nicht  möglich 
ist,  allgemeine  Direktiven  zu  geben,  so  soll  in  Nachstehen- 
dem eine  kurze  Darstellung  geboten  werden  über  die 
steuerliche  Behandlung,  welche  nach  dem  gegenwärtigen 
Gesekesstand  für  die  verschiedenen  Erwerbsformen  in 
Frage  kommt.  Es  handelt  sich  dabei  in  der  Hauptsache 
um  das  Einkommensteuergesek,  das  Körperschaftssteuer- 
gesek, das  Kapitalertragssteuergesek,  das  Vermögens- 
steuergesek  (Reichsnotopfer  — Zwangsanleihe)  und  das 
Kapitalverkehrssteuergesek.  Aus  diesen  Geseken  sollen 
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die  für  die  zur  Behandlung  stehende  Frage  wesentlichsten 
Punkte  zunächst  in  aller  Kürze  dargestelli  werden. 

Dem  Einkommensteuergesetz  unterliegen: 
der  Einzelkaufmann,  die  offene  Handelsgesellschaft  und  die 
gewöhnliche  Kommandiigesellschaft.  Die  Besteuerung  er- 
folgt ab  1.  Januar  1922  nach  der  Novelle  vom  20.  Juli  1922. 

Bei  Einkünften  bis  zu  100  000  M.  pro  Jahr  beträgt  die 
Steuer  10  v.  H.  und  sie  ermäßigt  sich  um  je  480  M.  (im  Jahre 
1922  nur  um  340  M.)  für  den  Steuerpflichtigen  selbst  und 
für  dessen  Ehefrau.  Diese  Ermäßigung  (das  sog.  Existenz- 
minimum)  kommt  bei  Einkünften  über  100  000  M.  in  Fortfall. 
Dagegen  werden  für  jedes  zum  Haushalt  des  Steuerpflich- 
tigen zählende  minderjährige  Kind  weitere  960  M.  (im  Jahre 
1922  nur  610  M.)  von  der  Steuer  in  Abzug  gebracht,  und 
zwar  bei  Einkünften  bis  zu  300  000  M.  Für  Kinder  über  17 
Jahre,  die  selbständiges  Arbeitseinkommen  haben,  wird 
diese  Vergünstigung  nicht  gewährt. 


Sodann  ist  die  Steuer  durchgestaffelt  und  beträgt: 
für  die  nächsten  50000  M.  15  % für  die  nächsten  200  000  M.  40  % 


» w 

„ 50000  „ 

20  „ 

« w 

„ 200  000  „ 

45 

n n 

„ 50000  „ 

25  „ 

» w 

„ 1000 00 J „ 

50 

w » 

„ 150000  „ 

30  „ 

yy  » 

„ 1000000  „ 

55 

„ n 

„ 200000  „ 

35  „ 

und  für  alle  darüber  hinausgehenden  Beträge  60  v.  H. 


Daraus  ergibt  sich  ohne  Berücksichtigung  des  Existenz- 
minimums und  des  Kinderprivilegs  folgender  Tarif: 


100  000 

10  000 

10  % 

500  000 

120  000 

24 

°/ 

/o 

101  000 

10  150 

600  000 

155  000 

25,8 

110000 

11 500 

10,45  7° 

700  000 

195  000 

27,8 

yy 

150  000 

17  500 

11,66  „ 

80U  000 

235  000 

29,2 

yy 

160  000 

19  500 

900  000 

280  000 

31,1 

” 

200  000 

27  500 

13,5  „ 

1 000  000 

325  000 

32,5 

250  000 

40  000 

16  „ 

1 100  000 

375  000 

34 

w 

310  000 

55000 

18,3  „ 

2 000  000 

825  000 

41,7 

yy 

350  000 

70  000 

20  „ 

3.000  000 

1 375  000 

45,8 

yy 

400  000 

85  000 

21 V*  „ 

£4.000  000 

1975000 

49,3 

yy 

Es  sei  hier  noch  erwähnt,  daß  bei  Berechnung  der 
Steuer  die  Einkommensbeträge  auf  volle  Tausend  nach 
unten  abgerundet  werden,  und  daß  Lebensversicherungs- 
prämien bis  zu  8000  M.  in  Abzug  gebracht  werden  können. 
Die  Abzugsfähigkeit  der  Beiträge  für  Sterbekassen  ist  auf 
1000  M.  erhöht.  Die  Kirchensteuern  sind  künftig  ebenfalls 
abzugsfähig.  Die  übrigen  Änderungen,  welche  das  Ein- 
kommensieuergeseß  in  den  leßten  beiden  Novellen  er- 
fahren hat,  können  hier  nicht  im  einzelnen  behandelt 
werden. 

Dem  Körperschaftssteuergesetz  unter- 
liegen alle  juristischen  Personen  des  öffentlichen  und  des 
bürgerlichen  Rechtes,  alle  Berggewerkschaften,  sowie  nidit 
rechtsfähige  Personenvereinigungen,  Anstalten,  Stiftungen 
und  Zweckvermögen. 

Die  Steuer  beträgt  bei  den  Erwerbsgesellsaften  20  v.  H. 
des  gesamten  steuerbaren  Einkommens  und  außerdem 
nochmals  15  v.  H.  von  allen  den  Beträgen,  die  als  Gewinn- 
anteile in  irgend  welcher  Form  verteilt  werden  {Ausschüt- 
tungssteuer). Bei  den  übrigen  dem  Körperschaftssteuer- 
geseß  unterliegenden  Steuerpflichtigen  beträgt  der  Steuer- 
saß nur  10  v.  H.  des  steuerbaren  Einkommens. 

Für  unsere  Abhandlung  kommen  nur  die  Erwerbsge- 
sellschaften in  Betracht.  Hierzu  gehören:  Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Kolonial- 
gesellschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung, 
bergbautreibende  rechtsfähige  Vereinigungen  und  nicht 
rechtsfähige  Berggewerkschaften,  sowie  sonstige  Per- 
sonenvereinigungen mit  wirtschaftlichem  Geschäftsbetriebe, 
deren  Zweck  die  Erzielung  wirtschaftlicher  Vorteile  für  sich 
oder  ihre  Mitglieder  ist. 

Nicht  zu  den  Erwerbsgesellschaften  gerechnet  werden 
u.  a.:  die  der  Staatsaufsicht  unterliegenden  reinen  Hypo- 
thekenbanken, die  unter  Staatsaufsicht  stehenden  mit  dem 


Rechte  zur  Ausgabe  von  Schiffspfandbriefen  ausgestat- 
teten Schiffsbeleihungsbanken  und  die  Versicherungs- 
vereine auf  Gegenseitigkeit.  Auch  die  Genossenschaften, 
die  einem  Revisionsverband  angehören,  gellen  nidit  als 
Erwerbsgesellschaften  und  werden  daher  nur  mit  10  v.  H. 
zur  Körperschaftssteuer  herangezogen,  wenn  der  Ge- 
schäftsbetrieb sich  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  be- 
schränkt. Solche  Genossenschaften,  sowie  die  Versiche- 
rungsvereine auf  Gegenseitigkeit,  welche  nur  Mitglieder  ver- 
sichern, unterliegen  nur  mit  ihren  Einkünften  aus  Grund- 
vermögen und  aus  Kapitalvermögen  einer  10  prozentigen 
Körperschaftssteuer.  Ihr  gewerbliches  Einkommen  ist 
steuerfrei. 

Von  den  wichtigsten  Änderungen,  welche  das  Geseß 
vom  8.  April  1922  gebracht  hat,  sei  noch  erwähnt,  daß  aus- 
ländische Gesellschaften  nicht  nur  dann  steuerpflichtig  sind, 
wenn  sie  im  Inlande  einen  Grundbesiß  oder  eine  Betriebs- 
stätte haben,  sondern  auch  dann,  wenn  im  Inlande  ein 
ständiger  Vertreter  bestellt  ist.  Die  Vorschriften  der  §§  59  j 
und  59  a des  Einkommensteuergeseßes,  welche  die  Steuer- 
freiheit der  Aufwendungen  zu  Kleinwohnungszwecken  und 
die  steuerfreien  Rücklagen  für  Ersaßbeschaffung  betreffen, 
sind  nunmehr  auch  in  das  Körpersdiaftssteuergeseß  ein- 
bezogen worden. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Milderung  der  Be- 
steuerung des  Dividendeneinkommens,  welche  der  neuge- 
schaffene § 12  des  KStG,  bringt.  Danach  werden  bei  den 
Gesellschaftern  die  Einkünfte,  welche  sie  aus  einer  körper- 
schaftssteuerpflichtigen Gesellschaft  gehabt  haben,  von 
einer  nochmaligen  Besteuerung  zum  größten  Teil  befreit. 
Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Gesellschafter  Einzel- 
personen sind,  also  dem  EStG,  unterliegen,  oder  ob  sie 
selbst  Gesellschaften  sind  und  dem  KStG,  unterliegen. 
Sind  in  einem  steuerbaren  Einkommen  Anteile  aus  dem 
Gewinn  einer  inländischen  Erwerbsgesellschaft  enthalten, 
so  werden  bei  einem  Gesamteinkommen  von  nicht  mehr 
als  300  000  M.  15  v.  H.,  bei  einem  Gesamteinkommen  von 
nicht  mehr  als  2 000000  M.  12)4  v.  H.  und  bei  einem  Ge- 
samteinkommen von  mehr  als  2 000  000  M.  10  v.  H.  der  um 
die  Kapitalertragssteuer  gekürzten  Gewinnanteile  auf  die 
Steuer  in  Anrechnung  gebracht,  welche  für  das  Gesamt- 
einkommen zu  zahlen  ist. 

Ein  Beispiel  hierfür: 

A hat  ein  Einkommen  von  insgesamt  300  000  M.,  und 
zwar  120  000  M.  aus  Gehalt  und  200  000  M.  aus  Dividenden, 
für  die  er  nach  Abzug  von  10  v.  H.  Kapifalertragssteuer 
noch  180  000  M.  erhalten  hat.  Der  hierfür  zu  zahlende 
Steuersaß  würde  betragen  55  000  M.  Darauf  werden  ihm 
in  Anrechnung  gebracht  15  v.  H.  von  180  000  M.  = 27  000 
Mark,  so  daß  er  nur  noch  zu  zahlen  hat  28  000  M.  Für  sein 
sonstiges  Einkommen  von  120  000  M.  hätte  er  13  000  M.  zu 
zahlen  gehabt,  so  daß  er  nur  noch  15  000  M.  für  seine  Divi- 
dendeneinkommen an  Steuern  bezahlt.  Noch  günstiger 
wird  das  Verhältnis  bei  kleineren  Einkünften:  Hat  jemand 
nur  200  000  M.  rein  netto  Dividendeneinkommen,  so  betrüge 
die  Steuer  27  500  M.,  zu  vergüten  wären  ihm  30  000  M.,  so 
daß  er  überhaupt  keine  Steuer  zu  zahlen  hat.  Selbst- 
verständlich werden  ihm  nidit  etwa  die  überschießenden 
2500  M.  noch  herausgezahlt. 

Diese  Vergünstigungen  finden  erstmalig  statt  bei  der 
Veranlagung  der  Einkommensteuer  für  das  Kalenderjahr 
1923  bzw.  bei  der  Veranlagung  der  Körperschaflssleuer  für 
die  nach  dem  31.  Dezember  1922  zu  Ende  gegangenen 
Wirtschaftsjahre.  Auf  Antrag  kann  die  Vergünstigung  aber 
schon  früher  zur  Anwendung  kommen,  wenn  der  betref- 
fende Steuerpflichtige  nachweisen  kann,  daß  sein  Divi- 
dendeneinkommen aus  einer  Gesellschaft  stammt,  welche 
bereits  nach  den  neuen  Bestimmungen  des  Körperschafts- 
steuergeseßes  veranlagt  worden  ist. 
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Das  abgeänderte  Körperschaftssteuergeseb  selbst 
findet  erstmalig  Anwendung  bei  der  Veranlagung  der- 
jenigen Geschäftsjahre,  die  nach  dem  31.  Dezember  1921 
zu  Ende  gegangen  sind. 

Auf  die  übrigen  Einzelheiten  der  noch  weiter  vorge- 
nommenen Abänderungen  des  Gesekes  braucht  hier  nicht 
näher  eingegangen  zu  werden.  Hervorgehoben  werden 
mu£  nur  noch,  dab  die  künftig  zu  leistende  Vorauszahlung 
auf  die  Körperschaftssteuer,  welche  gleichzeitig  mit  der 
Einreichung  der  Steuererklärung  zu  entrichten  ist,  nicht 
mehr  wie  bisher  10  v.  H.,  sondern  15  v.  H.  des  steuerbaren 
Einkommens  beträgt. 

Das  Kapitalertragssteuergesetz  ist  im 
wesentlichen  unverändert  geblieben,  nur  § 3 Abs.  1 Nr.  10 
betr.  die  Schachteigesellschaften  ist  dahin  geändert  wor- 
den-, dab  die  Muttergesellschaft  nur  insofern  von  der 
Körperschaftssieuer  aus  den  Erträgen  der  Tochtergesell- 
schaft befreit  sein  soll,  als  sie  selbst  an  entsprechenden 
Erträgen  für  das  beireffende  Geschäftsjahr  ausschüttet. 

Da  für  die  zur  Behandlung  stehende  Frage  dieses 
Geseb  nicht  ohne  Bedeutung  ist,  sollen  hier  seine  wichtig- 
sten Bestimmungen,  soweit  sie  für  uns  in  Betracht  kommen, 
kurz  dargestellt  werden.  Die  Steuer  ist  zu  entrichten  mit 
10  v.  H.  aus  den  Gewinnanteilen  (Dividenden)  an  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  (bei 
diesen  jedoch  nur  aus  den  Gewinnanteilen  der  Aktionäre, 
nicht  aus  denjenigen  der  Komplementäre),  an  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung,  Genossenschaften, 
Kolonialgesellschaften  und  bergbautreibende  Vereini- 
gungen. Befreit  sind  die  Erträge  aus  Anteilen  an  Ge- 
nossenschaften, bei  denen  das  Geschäftsguthaben  der  ein- 
zelnen Genossen  sabungsgemäb  5000  M.  nicht  übersteigen 
darf.  Ferner  sind  befreit  die  Erträge,  die  entfallen  auf 
Anteile  an  einer  G.  m.  b.  H.,  deren  Stammkapital  nicht  mehr 
als  300  000  M.  beträgt  oder  die  bei  größerem  Kapital  nicht 
mehr  als  3 Gesellschafter  hat,  im  letzteren  Falle  aber  nur, 
wenn  zu  Geschäftsführern  lediglich  Gesellschafter  bestellt 
sind.  Die  Befreiungsvorschrift  tritt  auch  dann  in  Kraft, 
wenn  die  Zahl  der  Gesellschafter  größer  ist  als  drei  Per- 
sonen, sofern  es  sich  dabei  um  die  Ehefrau  oder  Kinder 
der  Gesellschafter  handelt.  Dies  sei  an  einem  Beispiel  er,- 
läutert:  Gesellschafter  einer  G.  m.  b.  H.  sind  die  Herren 

A,  B,  C,  außerdem  die  Ehefrau  des  A,  der  Sohn  des  B,  die 
Ehefrau  und  eine  Tochter  des  C.  Das  Stammkapital  be- 
trägt 1 000  000  M.  Geschäftsführer  sind  die  Herren  A,  B 
und  C.  Die  Erträge  sind  von  der  Kapitalertragssteuer  be- 
freit. Die  Befreiung  kommt  in  Fortfall,  sobald  ein  fremder 
Gesellschafter  hinzutritt,  etwa  der  Bruder  des  A oder,  so 
bald  ein  Fremder  als  Geschäftsführer  bestellt  ist. 

Zu  beachten  ist  auch,  dafj  die  Gewinnbeteiligung  eines 
stillen  Gesellschafters  an  irgend  einem  Handelsunternehmen 
der  Kapitalertragssteuer  unterliegt,  ganz  gleichgültig,  ob 
er  nur  feste  Zinsen  oder  sonst  einen  Anteil  am  Reingewinn 
erhält.  Nur  eine  für  persönliche  Arbeit  geleistete  Vergü- 
tung würde  nicht  kapitalertragssteuerpflichtig  sein.  Die 
Gewinnanteile  der  Kommanditisten  an  einer  gewöhnlichen 
Kommanditgesellschaft  unterliegen  nicht  der  Kapital- 
ertragssteuer. 

Von  dem  Vermögenssteuergeseiz  soll  hier 
nur  ganz  kurz  die  Rede  sein. 

Vom  1.  Januar  1923  ab  wird  alljährlich  eine  Vermögens- 
steuer erhoben,  und  zwar  sowohl  von  den  physischen  Per- 
sonen als  auch  von  den  nicht  physischen  Personen.  Die 
Veranlagung  erfolgt  erstmalig  im  Jahre  1923  nach  dem 
Stande  des  Vermögens  vom  31.  Dezember  1922  und  dann 
immer  alle  drei  Jahre.  Die  einmal  veranlagte  Steuer  wird 
also  in  der  Regel  in  gleicher  Höhe  drei  Jahre  lang  erhoben. 
Bei  den  physischen  Personen  unterliegt  das  gesamte  Ver- 
mögen der  Besteuerung,  bei  den  nicht  physischen  nur  die 


offenen  und  stillen  Reserven.  Das  Grund-  oder  Stamm- 
kapital einer  Gesellschaft  wird  also  nicht  bei  dieser,  son- 
dern bei  dem  einzelnen  Gesellschafter  zur  Vermögens- 
steuer herangezogen.  Die  ersten  100  000  M.  des  steuer- 
baren Vermögens  bleiben  abgabefrei.  Die  Steuersäbe 
sind  durchgestaffelt,  sie  sind  an  und  für  sich  nicht  sehr 
hoch.  Dagegen  wird  in  den  nächsten  15  Jahren  ein  Zu- 
schlag erhoben,  der  ebenfalls  durchgestaffelt  ist. 

Der  durchgestaffelte  Tarif  gilt  nur  für  die  physischen 
Personen,  die  Erwerbsgesellschafien,  von  denen  hier  die 
Rede  ist,  zahlen  durchgängig  eine  Vermögenssteuer  von 
1)4  v.  T.  des  steuerbaren  Vermögens  und  in  den  nächsten 
15  Jahren  einen  Zuschlag  von  150  v.  H.  der  Steuer,  also 
insgesamt  3,75  v.  T.  ihres  gesamten  Vermögens.  Die  Ge- 
sellschaften sind  also,  soweit  gröbere  Vermögensbeträge 
in  Frage  kommen,  hier  günstiger  gestellt.  Dagegen  haben 
sie  eine  Abgabe  von  15  v.  H.  ihrer  offenen  und  stillen  Re- 
serven als  Reichsnotopfer  zu  entrichten,  während  physische 
Personen  nur  ein  Reidisnotopfer  in  Höhe  von  10  v.  H.  ihres 
Vermögens  bzw.  von  J4  des  veranlagten  Notopferbetrages 
zu  entrichten  haben.  Bei  Vermögen  von  mehr  als  1 02/  000 
Mark  beträgt  die  Notopferabgabe  der  physischen  Per- 
sonen J4  der  veranlagten  Summe. 

Auf  die  Einzelheiten  dieses  Gesebes  hier  näher  einzu- 
gehen, würde  zu  weit  tühren,  ebensowenig  kann  von  Ver- 
mögenszuwachssteuergesetz hier  gesprochen 
werden.  Erwähnt  sei  nur,  dab  dieses  lebtere  für  die  Er- 
werbsgesellschaften überhaupt  nicht  in  Frage  kommt. 

Von  dem  Kapitalverkehrssteuergesetz  interessiert 
uns  nur  die  Abteilung  a)  Gesellschaftssteuer. 

Es  ist  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Kapitalgesell- 
schaften und  anderen  Erwerbsgesellschaften.  Als  Kapital- 
gesellschaften gelten,  soweit  das  hier  in  Betracht  kommt: 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Kolonialgesell- 
schaften, bergrechtliche  Gewerkschaften,  sowie  andere  ju- 
ristische Personen  oder  Personenvereinigungen,  die  Er- 
werbszwecke verfolgen,  wenn  die  Mitglieder  ihre  Anteile 
an  dem  Vermögen  der  juristischen  Person  an  Dritte  über- 
tragen können  bzw.  nur  mit  ihrem  Anteil  für  die  Schulden 
der  Vereinigung  haffen. 

Zu  den  „anderen  Erwerbsgesellschaften“  gehören  die 
offenen  Handelsgesellschaften,  Kommanditgesellschaften, 
Gesellschaften  des  bürgerlichen  Rechts,  nichtrechtsfähige 
Vereine  und  eingetragene  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften. Lebtere  jedoch  dann  nicht,  wenn  sie  einem 
Revisionsverband  angeschlossen  sind  und  der  Geschäfts- 
betrieb sabungsgemäb  auf  den  Kreis  der  Mitglieder  be- 
schränkt ist. 

Der  Steuer  unterliegen  bei  den  Kapitalgesellschaften 
die  Zahlungen  und  Leistungen  der  ersten  Erwerber,  sowie 
deren  weitere  Nachschüsse  und  Zububen,  zu  denen  sie 
durch  das  Gesellschaftsverhältnis  verpflichtet  sind. 

Ferner  weitere  freiwillige  Zahlungen  und  Leistungen 
an  eine  Gesellschaft,  für  die  als  Entgelt  die  Gewährung 
erhöhter  Gesellschaftsrechte  geboten  wird.  Hierzu  gehört 
die  Umwandlung  von  Aktien  in  Vorzugsaktien,  die  Erhö- 
hung der  Gesellschaftereinlagen  in  irgendeiner  Form  und 
die  Überlassung  von  Gegenständen  an  die  Gesellschaft  zu 
einem  Werte,  den  die  tatsächliche  Gegenleistung  über- 
steigt. Ferner  unterliegen  der  Steuer  die  Gewährung  von 
Darlehen  an  eine  Gesellschaft  seitens  der  Gesellschafter, 
welche  in  irgendeiner  Weise  als  eine  erhöhte  Beteiligung 
anzusehen  sind. 

Die  Steuer  wird  also  in  der  Hauptsache  erhoben  bei 
Gründungen,  bei  Einbringung  von  Sacheinlagen  und  dergl. 
und  bei  Kapitalserweiterung.  Bei  lebteren  ist  es  gleich- 
gültig, ob  die  Kapitalserhöhung  eine  nominelle  ist  oder  ob 
die  Gesellschafter  ihre  Einlagen  in  anderer  Form  durdi 
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Überlassung  von  Darlehen,  Übernahme  von  Schulden  und 
dgl.  geben.  Auf  Einzelheiten  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden. 

Die  Bewertung  ist  nicht  an  die  nominellen  Beträge  ge- 
bunden, sondern  es  ist  der  tatsächliche  Wert  der  einge- 
brachlen  Gegenstände  oder  der  vereinbarten  Leistungen 
zu  berechnen.  Bei  sog.  Sachgründungen  wird  die  Steuer 
somit  nicht  von  dem  Nominalwert  des  Gesellschaffskapi- 
tals  erhoben,  sondern  es  wird  fesigestellt,  ob  die  einge- 
brachien  Gegenstände,  etwa  eine  Fabrik,  ein  Unternehmen 
als  Ganzes,  Gebäude,  Maschinen  oder  dgl.,  nicht  mit 
einem  höheren  Betrage  anzuseßen  sind  als  sie  der  Gesell- 
schaft überlassen  wurden. 

Die  Steuer  beträgt  bei  Kapitalgesellschaften  iy2  v.  H. 
vom  Wert  des  Gegenstandes. 

Es  sind  noch  einige  Ermäßigungen  vorgesehen,  die 
hier  aber  kaum  in  Betracht  kommen,  nur  muß  hervorge- 
hoben werden,  daß  bei  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  die  Gründungssteuer  nur  3 v.  H.  beträgt,  wenn  das 
Kapital  100  000  M.  nicht  übersteigt.  Erhöht  aber  eine  solche 
Gesellschaft  ihr  Kapital  in  irgendeiner  Form,  also  auch 
durch  Nachschüsse  der  Gesellschafter,  die  nicht  zum 
Stammkapital  gerechnet  werden,  so  ist  der  Differenzbelrag 
von  4y  v.  H.  auch  für  die  ersten  100  000  M.  nachzuzahlen. 


Bei  den  „anderen  Erwerbsgesellschaften“  beträgt  die 
Steuer  nur  5 v.  T.  des  Wertes  des  Gegenstandes. 

Steuerpflichtig  ist  bei  diesen  die  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft, der  Beitritt  neuer  Gesellschafter,  die  Erhöhung 
der  Einlagen,  die  Überlassung  von  Gesellschaftsrechten 
und  die  Errichtung  inländischer  Niederlassung  einer  aus- 
ländischen Gesellschaft. 

Die  Steuer  ist  nur  fällig,  wenn  über  den  Rechtsvorgang 
eine  Urkunde  errichtet  ist.  Bei  der  Errichtung  der  Gesell- 
schaft wird  das  immer  der  Fall  sein,  weil  ohne  einen  Ge- 
sellschaftsvertrag die  Eintragung  ins  Handelsregister  nicht 
vorgenommen  wird.  Bei  Erhöhung  der  Gesellschafterein- 
lagen wird  eine  Urkunde  nicht  immer  notwendig  sein,  ins- 
besondere dann  nicht,  wenn  die  Erhöhung  automatisch 
durch  Zuschreibung  von  Gewinnen  eintritt. 

Es  sind  dann  hierüber  noch  weitere  Bestimmungen  und 
Ermäßigungen  vorgesehen,  welche  für  unsere  Abhandlung 
nicht  in  Betracht  kommen. 


Der  Zwangsanleihe  unterliegen  sowohl  die  na- 
türlichen wie  die  juristischen  Personen,  soweit  sie  nach 
dem  Vermögenssteuergeseß  (siehe  oben)  am  31.  Dezember 
1922  steuerpflichtig  sind.  Vermögen  bis  zu  100  000  M.  sind 
von  der  Zeichnungspflicht  befreit.  Die  Bewertung  der  Ver- 
mögen geschieht  nach  den  oben  geschilderten  Grundsäßen 
des  Vermögenssieuergeseßes.  Die  Zeichnungspflicht  be- 
trägt bei  den  natürlichen  Personen: 


von  den  ersten  100000  M.  des  Vermögens  1 "/o  des  Vermögens 
„ „ nächsten  150  000  „ „ „ 2 „ 

„ „ j,  250  000  „ „ „ 4 „ 

„ „ „ 250  030  „ „ „ 6 „ 

„ „ „ 250  000  „ „ „ ö „ 

und  von  den  weiteren  Beträgen  10  „ 

Die  Zeidinungspflicht  der  juristischen  Personen  beträgt 
die  Hälfte  der  oben  angegebenen  Säße. 

Bei  den  natürlichen  Personen  ist  ein  Kinderprivileg 
vorgesehen,  bei  Vermögen  bis  zu  3 Millionen  Mark.  Die 
Zeichnungspflicht  ermäßigt  sich  um  V2o  für  jedes  zum  Haus- 
halt des  Zeichnungspflichtigen  gehörige  Kind. 

Die  Gesellschaften  sind  hier  somit  günstiger  gestellt 
als  die  Einzelpersonen.  Zu  beachten  ist,  daß  das  Grund- 
vermögen der  Gesellschaften  nicht  bei  diesen,  sondern  bei 
den  Gesellschaftern  zur  Anrechnung  kommt.  — 

Nach  den  vorstehenden  Darlegungen  wird  es  keine  be- 
sonderen Schwierigkeiten  mehr  machen,  rechnerisch  zu  er- 
mitteln, welche  Form  für  ein  Erwerbsunternehmen  in  jedem 


einzelnen  Falle  hinsichtlich  der  Steuergeseßgebung  am 
vorteilhaftesten  ist. 

Daß  kleine  Gesellschaften  mit  nur  geringen  Erträgen 
hierbei  weit  ungünstiger  abschneiden  als  etwa  die  offene 
Handelsgesellschaft  oder  Kommanditgesellschaft,  ergibt 
sich  ohne  weiteres,  überall  dort,  wo  die  auf  den  einzelnen 
Gesellschafter  entfallenden  Gewinne  350  000  M.  nicht  er- 
reichen, ist  die  Körperschaftssteuer  höher  als  die  Einkom- 
mensteuer. Häufig  werden  kleine  Gesellschaften  die  Er- 
zielung eines  körperschaftssteuerpflichtigen  Gewinnes  da- 
durch zu  vermeiden  suchen,  daß  sie  ihren  Gesellschaftern 
ein  entsprechendes  Fixum  als  Gehalt  für  ihre  Tätigkeit  zu- 
billigen, durch  welches  der  Gesellschaftsgewinn  bereits 
absorbiert  wird.  Sicher  aber  werden  die  Steuerbehörden 
dieser  Gehaltsfrage  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  wid- 
men, denn  man  wird  überall  dort,  wo  das  Gehalt  über- 
mäßig hoch  erscheint,  eine  versteckte  Gewinnverteilung 
vermuten. 

Wie  stark  die  steuerliche  Mehrbelastung  der  körper- 
schaftlichen Erwerbsgesellschaften  gegenüber  der  offenen 
Handelsgesellschaft  oder  der  einfachen  Kommanditgesell- 
schaft ist,  soll  nur  an  einigen  vergleichenden  Zahlen  dar- 
gestellt werden*  wobei  die  Einzelberechnung  der  Kürze 
halber  fortgelassen  ist:  Eine  Gesellschaft  mit  4 Teilhabern, 
von  denen  zwei  Geschäftsführer  sind,  und  hierfür  je  100  000 
Mark  Gehalt  bezogen  haben,  hat  einen  Jahresertrag  von 
1 Million  Mark  und  bringt  davon  400  000  M.  zu  gleichen 
Teilen  zur  Ausschüttung.  Sie  hat  dann  einschließlich  der 
Einkommensteuern,  welche  die  einzelnen  Gesellschafter  zu 
zahlen  haben,  insgesamt  324  000  M.  an  Steuern  zu  ent- 
richten. Würde  es  sich  um  eine  offene  Handelsgesellschaft 
handeln,  so  würden  alle  Gesellschafter  zusammen  nur 
220  000  M.  an  Einkommensteuern  zu  zahlen  haben  und  die 
thesaurierten  Beträge  wären  schon  mitversteuert. 

Eine  G.  m.  b.  H.  mit  5 Gesellschaftern,  die  zu  gleichen 
Teilen  beteiligt  sind,  und  von  denen  keiner  einen  Ge- 
schäftsführergehalt bezogen  hat,  erzielt  einen  Jahresertrag 
von  3 Millionen  Mark  und  bringt  davon  die  Hälfte  zur  Aus- 
schüttung. Die  Gesellschaft  hätte  dann  zusammen  mit  den 
Einkommensteuern  der  Gesellschafter  an  Steuern  zu  ent- 
richten 1 200  500  M. 

Bei  einer  offenen  Handelsgesellschaft  hätten  die  fünf 
Gesellschafter  für  den  gesamten  Gewinn  nur  775  000  M.  an 
Einkommensteuer  zu  zahlen. 

Selbst  wenn  diese  Gesellschaft  sich  mit  noch  gerin- 
geren Ausschüttungen  begnügen  würde,  so  daß  auf  jeden 
Gesellschafter  nur  ein  Einkommen  von  135  000  M.  entfällt, 
wären  immer  noch  787  500  M.  an  Steuern  zu  zahlen,  also 
auch  noch  mehr,  als  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft, 
obwohl  hier  mit  einer  Nachversteuerung  der  thesaurierten 
Beträge  zu  rechnen  ist. 

Selbst  bei  ganz  großen  Gewinnen  ist  die  Ersparnis  der 
Gesellschaft  nur  eine  geringe. 

Eine  Gesellschaft  aus  5 Teilhabern  hat  einen  Jahres- 
gewinn von  5 Millionen  Mark  erzielt  und  bringt  davon  nur 
1 Million  Mark  zur  Ausschüttung.  Sie  hat  alsdann  1 250  000 
Mark  an  Steuern  zu  entrichten.  Die  offene  Handelsgesell- 
schaft würde  für  den  gesamten  Gewinn  nur  1 525  000  M.  zu 
zahlen  haben,  die  Differenz  beträgt  also  nur  275  000  M. 

Erscheint  somit  das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  für 
diejenigen  Gesellschaftsformen,  welche  dem  Körper- 
schaftssteuergeseß  unterliegen,  ungünstig,  so  muß  doch 
immer  wieder  hervorgehoben  werden,  daß  steuerliche 
Rücksichten  allein  nicht  ausschlaggebend  sein  können.  Zu- 
nächst ist  unsere  Geseßgebung  viel  zu  wenig  stabil,  als 
daß  sie  zu  einer  Grundlage  für  irgend  welche  wirtschaft- 
liche Maßnahmen  gemacht  werden  könnte.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  daß  auch  das  Körperschaftssteuergeseß 
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wieder  einer  Abänderung  wird  unterzogen  werden  müssen, 
wenn  unsere  Valuta  sich  nicht  bessert,  und  niemand  kann 
Voraussagen,  wie  sich  dann  das  Verhältnis  gestalten  wird. 
Wenn  andererseits  die  Geldentwertung  in  der  bisherigen 
Weise  fortschreitet,  dann  wird  man  vielleicht  in  absehbarer 
Zeit  mit  ganz  anderen  Zahlen  zu  rechnen  haben  als  dies 
heut  der  Fall  ist. 

Es  war  somit  nicht  Aufgabe  dieser  Abhandlung,  ein 
abschließendes  Urteil  darüber  zu  fällen,  welche  Gesell- 
schaftsform die  vorteilhafteste  ist.  Das  muß,  wie  bereits 
gesagt,  in  jedem  einzelnen  Falle  reiflichen  Erwägungen 
aller  vorliegenden  Umstände  überlassen  werden.  Insoweit 


Wohl  kaum  eine  andere  steuerliche  Vorschrift  hat  so- 
viel Schwierigkeiten,  soviel  Unklarheit  in  die  Praxis  hinein- 
getragen wie  das  sogenannte  Zwischenhandelsprivileg 
— § 7 des  Ums.-Steuerges.  v.  24.  Dezember  1919/8.  April 
1922.  Die  Bestimmung  lautet: 

„Bei  Abwicklung  mehrerer  von  verschiedenen  Unter- 
nehmern über  dieselben  Gegenstände  oder  über  Gegen- 
stände gleicher  Art  abgeschlossenen  UmSaßgeschäfte 
sind  nur  die  Lieferungen  derjenigen  Unternehmer  steuer- 
pflichtig, die  den  unmittelbaren  Besiß  übertragen.  Der 
Übertragung  des  unmittelbaren  Besißes  durch  einen 
Unternehmer  steht  die  Übertragung  durch  denjenigen 
gleich,  der  die  Gegenstände  auf  Grund  eines  beson- 
deren, mit  dem  Unternehmer  abgeschlossenen  Vertrages 
für  diesen  besißt,  es  sei  denn,  daß  er  lediglich  die  Be- 
förderung der  Gegenstände  übernommen  hat. 

Betrifft  im  Falle  des  Abs.  1 eines  der  Umsaß- 
geschäfte eine  Lieferung  der  in  den  §§  15  und  21  be- 
zeichneten  Art,  so  ist  der  Lieferer  auch  dann  steuer- 
pflichtig, wenn  er  den  unmittelbaren  Besiß  nicht  über- 
trägt. 

Die  Lieferung  von  Elektrizität,  Gas  und  Wasser  durch 
zusammenhängende  Leitungen  mehrerer  Unternehmungen 
gilt  als  einmalige  Übertragung  des  unmittelbaren  Be- 
sißes; steuerpflichtig  ist  die  erste  Lieferin.“ 

Absaß  2 besagt,  daß  ein  steuerfreier  Zwischenhandel 
für  luxussteuerpflichtige  Gegenstände  nicht  in  Frage 
kommt.  Damit  ist  also  die  Gültigkeit  der  Befreiungsvor- 
schrift des  § 7 auf  die  allgemeine  Umsaßsteuer  beschränkt. 

Der  normale  Fall  des  steuerfreien  Zwischenhandels 
ist,  daß  der  Händler  von  der  Fabrik  die  Ware  an  seinen 
Abnehmer  direkt  senden  läßt.  Der  Waggon  oder  das 
Stückgut  berührt  überhaupt  nicht  die  Bahnstation  des 
Zwischenhändlers.  Dieser  bekommt  die  Ladung  meist  gar 
nicht  zu  sehen.  Er  ist  umsaßsteuerfrei,  da  von  einer  Er- 
greifung des  unmittelbaren  Besißes  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Als  Eigenhändler  ist  er  dann  mit  dem  gesamten 
von  ihm  faktuierten  Betrag  steuerfrei,  einschließlich  seines 
Zwischengewinnes.  Als  Kommissionär  ist  er  dem  Eigen- 
händler gleichgestellt,  d.  h.  auch  seine  Kommission,  sein 
Zwischengewinn,  bleibt  steuerfrei  (R.  F.  H.  4,  31 6L  Für  die 
Anwendung  des  § 7 ist  es  also  bedeutungslos,  ob  es  sich 
um  Eigentümer  oder  Kommissionär  handelt,  sondern  es 
kommt  nur  darauf  an,  ob  sie  den  unmittelbaren 
Besitz  erwerben  oder  nicht. 

Wann  wird  nun  dieser  erlangt  und  wann  nicht?  Diese 
Frage  ist  der  Kernpunkt  aller  Schwierigkeiten  bei  der  Aus- 
legung. Wiederholt  hat  sich  der  Reichsfinanzhof  schon  da- 
mit beschäftigt  und  seine  Sprüche  gefällt.  Aber  noch 
vieles  liegt  im  Dunkel,  so  daß  immer  noch  Unklarheit 


hierbei  steuerliche  Rücksichten  in  Betracht  gezogen  werden 
sollen,  können  die  vorstehenden  Zusammenstellungen  die 
notwendigen  Anhaltspunkte  hierzu  bieten. 

Die  juristisdien  und  wirtschaftlichen  Besonderheiten 
der  einzelnen  Gesellschaftsformen  näher  zu  schildern,  ist 
hier  nicht  der  Ort.  Überall  da,  wo  sich  die  Notwendigkeit 
ergibt,  eine  Neugründung  oder  Umwandlung  vorzunehmen, 
wird  man  gut  tun,  einen  erfahrenen  Fachmann  zu  Rate  zu 
ziehen.  Die  zu  wählende  Form  und  vor  allem  die  Bestim- 
mungen des  Gesellschaftsvertrages  bedürfen  reiflicher 
Erwägung,  denn  ein  geringes  Versehen  kann  großen 
Schaden  anrichten.  (164.) 


herrscht.  Manches  hat  allerdings  schon  die  richtige  Be- 
leuchtung gefunden. 

Der  Zwischenhändler  will  z.  B.  aus  geschäftlichen 
Gründen  verhindern,  daß  sein  Lieferant  — der  Produzent 
— einerseits  und  sein  Abnehmer  — der  Kleinhändler  — 
anderseits  erfahren  sollen,  an  wen  die  Ware  geht  bzw., 
wer  der  Hersteller  ist.  Er  läßt  daher  den  Waggon,  statt 
direkt,  erst  an  seine  eigene  Anschrift  schicken  und  tauscht 
nur  den  Frachtbrief  in  einen  andern  um,  mit  dem  der 
Waggon  dann  seinen  eigentlichen  Bestimmungsort  er- 
reicht. Hier  liegt  die  sogenannte  Umkartierung  vor.  Eine 
Steuerpflicht  tritt  nicht  ein,  da  ein  unmittelbarer  Besiß  nicht 
erworben  wurde  (R.  F.  H.  VA  262/21  S.  v.  31.  3.  22.). 
Zweifelhaft  dürfte  dieser  Fall  sein,  wenn  es  sich  hierbei 
um  Stückgut  handelt.  Hier  muß  außer  dem  Frachtbrief- 
wechsel auch  noch  ein  Wechsel  der  Kollizettel  vor- 
vorgenommen  werden,  was  die  Bahn  nicht  besorgt.  Der 
Händler  muß  diese  Handlung  durch  einen  Angestellten 
oder  Beauftragten  im  Güterschuppen  vornehmen  lassen. 
Meines  Erachtens  tritt  ebenfalls  Steuerfreiheit  ein.  Der 
Besiß  bleibt  bei  der  Bahn  als  Beförderungsunternehmer. 
Es  ist  der  gleiche  Vorgang  wie  oben.  Das  Stückgut  geht 
in  derselben  Weise  weiter  wie  die  Waggonladung.  Es  be- 
stand beim  Händler  keinerlei  Absicht,  den  unmittelbaren 
Besiß  zu  erwerben.  Unmöglich  kann  es  die  Absicht  des 
Geseßgebers  sein,  zwei  in  ihrer  wirtschaftlichen  Wirkung 
völlig  gleiche  Vorgänge  auf  die  Besteuerung  verschieden 
wirken  zu  lassen,  so  daß  auch  für  den  leßteren  Fall  die 
obengenannte  Entscheidung  als  gültig  angesehen  werden 
müßte. 

Der  Händler  X.  in  B.  erhält  einen  Waggon  Mehl  und 
läßt  ihn  von  seinem  Abnehmer,  der  Teigwarenfabrik 
Y.  & Co.  in  B.,  direkt  entladen.  Ein  unmittelbarer  Besiß 
wird  durch  X.  nicht  erworben,  da  er  durch  die  Bahn 
direkt  an  V.  & Co.  übertragen  wird  (R.  F.  H.  V A 142/21 
S.  v.  14.  3.  22).  Derselbe  Händler  erscheint  am  Güter- 
bahnhof, nimmt  einen  Waggon  in  Empfang  und  verteilt 
das  Mehl  an  seine  Abnehmer,  verschiedene  Bäckermeister, 
die  es  auf  ihren  Handwagen  abfahren.  Er  übernimmt  zu- 
nächst den  unmittelbaren  Besiß  von  der  Bahn  an  dem 
ganzen  Waggon  und  überträgt  ihn  weiter  an  die  einzelnen 
Bäckermeister.  Er  ist  steuerpflichtig  (R.  F.  H.  142/21  S.L 
Im  ersteren  Falle  würde  auch  die  Steuerpflicht  eintreten, 
wenn  seine  Angestellten  oder  Beauftragten  bei  der  Ent- 
ladung mitwirkten. 

Der  Übertragung  des  unmittelbaren  Besißes  durch  den 
Unternehmer  ist  gleichzuachten  die  Übertragung  durch 
seinen  Besißdiener,  d.  h.  durch  eine  Person  (Angestellter 
oder  Beauftragter),  die  in  seinem  Aufträge  den  unmittel- 
baren Besiß  ergreift.  Tritt  jedoch  auf  Grund  eines  Be- 


Zwischenhandel  und  Umsaßsteuer. 

Von  Dr.  Kurt  Mahrenholz,  Steuersyndikus,  Berlin. 
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förderungsvertrages  diese  Besifedienerschaft  ein,  so  wird 
für  den  Unternehmer  keine  Steuerpflicht  begründet. 

Der  Händler  A.  in  Berlin  läfet  einen  Waggon  Ware, 
den  er  in  Hamburg  gekauft  hat,  nach  Hannover  gehen  und 
beauftragt  dort  einen  Spediteur,  die  Ware  an  den  Ab- 
nehmer abzurollen.  Bahn  und  Spediteur  sind  zwar  Besife- 
diener  des  Händlers  A.,  aber  lediglich  auf  Grund  eines 
Beförderungsvertrages.  A.  ist  steuerfrei.  Anders  jedoch, 
wenn  A.  die  Ware  nach  Hannover  gehen  läfet  und  der 
Spediteur  rollt  ab,  lagert  aber  bei  sich  ein,  weil  A.  noch 
nicht  weiter  verfügt  hat.  Es  liegen  zwar  auch  hier  Be- 
forderungsverträge vor,  der  Spediteur  wird  aber  aus  dem 
Frachtführer  zum  Lagerhalter;  er  besifet  die  Ware  nicht 
mehr  auf  Grund  eines  Beförderungs-,  sondern  eines  Ver- 
wahrungsvertrages, durch  den  A.  steuerpflichtig  wird. 

Der  Händler  Y.  kauft  Häute  und  läfet  die  Sendung, 
ohne  sie  auf  sein  Lager  genommen  zu  haben,  an  eine 
Gerberei  gehen,  welche  die  Verarbeitung  vornimmt.  Diese 
sendet  das  Leder  nach  einer  Weisung  Y.s  an  eine  Schuh- 
fabrik, die  die  Ware  inzwischen  gekauft  hat.  Y.  ist  ohne 
weiteres  steuerpflichtig,  da  die  Gerberei  als  sein  Besife- 
diener  den  unmittelbaren  Besife  übernommen  hat.  — 

Zur  Anwendung  gebracht  wird  das  Zwischenhandels- 
privileg vielfach  von  Syndikaten,  Kartellen  usw.,  wobei  man 
zwei  Möglichkeiten  unterscheidet.  Das  Syndikat  usw.  ver- 
mittelt nur  den  Verkauf.  Die  Fabrik  fakturiert  und  ist 
steuerpflichtig,  das  Syndikat  nicht.  Das  Syndikat  verkauft 
und  fakturiert  selbständig.  Die  Fabrik  erhält  nur  Versand- 
instruktion. Das  Syndikat  ist  steuerpflichtig,  die  Fabrik 
nicht. 

Man  wird  natürlich  die  Vergünstigung  des  § 7 nach 
Kräften  auszunufeen  trachten,  denn  die  Umsatzsteuer  spielt 
bei  den  heutigen  hochwertigen  Umsäfeen  (wenigstens 
zahlenmäfeig)  eine  bedeutende  Rolle.  Häufig  ist  jedoch 


die  Ersparung  nach  § 7 nicht  möglich.  Ich  möchte  nur  an 
den  landwirtschaftlichen  Maschinen-  und  Gerätehandel 
denken:  Der  Bauer  will  die  Maschine  sehen,  die  er  kauft. 
Der  Händler  mufe  sich  also  ein  Lager  halten.  Manchmal 
ist  es  auch  nach  der  Organisation  des  Betriebes  unmög- 
lich, die  Ware  nicht  über  Lager  laufen  zu  lassen,  während 
die  Konkurrenz  die  Steuerfreiheit  ermöglichen  kann.  In 
diesen  und  vielen  anderen  Fällen  wird  die  Begünstigung 
des  Einen  zur  Härte  für  den  Andern,  der  davon  nicht  Ge- 
brauch machen  kann,  obwohl  beide  dieselbe  wirtschaftliche 
Funktion  sind. 

Der  § 7 soll  die  Ausschaltung  des  volks- 
wirtschaftlich notwendigen  Zwischen- 
handels verhindern.  Es  mufe  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen werden,  in  diesem  Sinne  zu  entscheiden.  Die 
Auslegung  mufe  jefet  häufig  eine  dem  Zweck  wider- 
sprechende formale  sein,  trofe  des  § 4 A.  O.,  der  gerade 
eine  starre  Rechtsgestaltung  verhindern  soll.  Der 
Zwischenhändler,  der  gezwungen  ist,  die  Ware  einzu- 
lagern, hat  zu  der  Umsafesteuer,  die  er  dann  entrichten 
mufe,  auch  noch  die  heute  sehr  bedeutenden  Lagerkosten 
zu  tragen.  Er  wird  also  unter  Umständen  ausgeschaltet 
werden,  da  ja  sein  Konkurrent,  der  nicht  einzulagern 
braucht,  ganz  geringe  Unkosten  und  dazu  noch  die  Steuer- 
freiheit hat.  Auch  für  den  Zwischenhändler  mit  Lager 
Steuerfreiheit  zu  schaffen,  würde  zu  weit  führen.  Damit 
wäre  dann  fast  der  gesamte  Handel  steuerfrei  und  dem 
Reiche  fielen  ungeheure  Einnahmen  aus,  denn  die  Umsafe- 
steuer ist  eine  sehr  einträgliche  Abgabe.  Es  müssen  von 
Gesefees  wegen  Auslegungsgrundsäfee  geschaffen  werden, 
die  etwa  durch  eine  Art  Konzessionssystem  auch  da  eine 
Steuerfreiheit  ermöglichen,  wo  eine  Einlagerung  bzw.  eine 
Besitzergreifung  nicht  zu  umgehen  ist  und  doch  der 
tyoische  Fall  des  Zwischenhandels  vorliegt.  (166.) 


Die  Gegenwartsfragen  der  Haftpflicht  der  Eisenbahn. 

Von  Dr.  Stäb  er,  Berlin. 


Der  Reichsverkehrsminister  hat  im  März  d.  J.  zum  zwei- 
ten Male  den  Entwurf  eines  Gesefees  zur  Änderung  der  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuches  über  den  Eisenbahn- 
frachtvertrag dem  Reichsrat  mit  der  Bitte  um  Zustimmung 
vorgelegf.  Der  Gesetzentwurf  bezweckt  die  allgemeine 
Einschränkung  der  Schadensersatzpflicht  der  Eisenbahn  auf 
20  M.  für  1 kg  festzulegen. 

Der  zweite  Entwurf  weicht  von  dem  ersten  Entwurf 
nicht  wesentlich  ab.  In  der  Begründung  des  zweiten  Ent- 
wurfes ist  jedoch  neu  aufgenommen,  dafe  die  Haftungs- 
beschränkung keine  Anwendung  finden  soll  auf  über- 
seeische Aus-  und  Einfuhrsendungen,  die  für  das  Ausland 
bestimmt  sind  oder  vom  Ausland  eingehen  und  mit  einem 
unmittelbar  nach  oder  von  einer  Seehafenstation  ausge- 
stellten Frachtbriefe  aufgegeben  werden.  Für  diese  Güter 
ist  daher  die  Fracht  ohne  Versicherungsgebühr,  für  die 
übrigen  Güter  ist  die  Fracht  und  Versicherungsgebühr 
zu  bezahlen. 

Es  ist  volkswirtschaftlich  höchst  bedenklich  und  für 
deutsche  Versender,  die  an  der  Einfuhr  nicht  beteiligt  sind, 
eine  unbillige  Härte  für"  alle  überseeischen  Einfuhrgüter, 
die  mit  direktem  Frachtbrief  aufgeliefert  werden,  ohne  be- 
sondere Versicherungsgebühr  im  vollen  Umfange  wie  bis- 
her von  der  Eisenbahn  zu  haften,  da  die  nicht  an  der  Ein- 
fuhr beteiligten  deutschen  Versender  beispielsweise  für 
dasselbe  Gut  auf  derselben  Strecke  dann  Fracht  und  Ver- 
sicherungsgebühr bezahlen  müfeten. 

Aufeerdem  erscheint  die  Bestimmung  des  zweiten  Ent- 
wurfs bedenklich,  wonach  die  Haftpflichtbeschränkung  auf 
überseeische  Aus-  und  Einfuhrsendungen  keine  Anwendung 


finden  soll,  sofern  sie  mit  direktem  Frachtbrief  nach  oder 
von  einer  Seehafenstation  aufgegeben  werden,  da  dadurch 
die  Versendung  über  die  Umschlagshäfen  nach  den  See- 
häfen und  somit  die  Beförderung  auf  dem  Binnenwasser- 
wege benachteiligt  würde.  Es  ist  unmöglich,  Ausfuhr- 
sendungen immer  mit  direkten  Frachtbriefen  nach  den  See- 
hafenstationen zu  senden. 

Eine  weitere  Härte  besteht  darin,  dafe  für  geringwertige 
Güter,  die  schon  nach  dem  billigsten  Tarife  befördert  wer- 
den, infolge  der  Haftpflichteinschränkung  auf  20  M.  für 
1 kg  gleichsam  die  unbeschränkte  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahn bestehen  bleibt,  während  die  höherwertigen  Güter 
auf  den  Weg  der  Versicherung  verwiesen  werden.  Dazu 
kommt,  dafe  für  den  Versender  und  für  die  Eisenbahn  das 
Versandgeschäft  umständlicher  wird,  da  für  jeden  einzelnen 
Fall  ein  besonderer  Versicherungsvertrag  abgeschlossen 
werden  soll.  Die  Eisenbahn  müfefe  eine  besondere  Ver- 
sicherungskasse gründen  und  ihre  Schreibarbeit  vergröfeern. 

Der  Plan  zur  Einschränkung  der  Haftpflicht  ist  zu 
einer  Zeit  gefafet  worden,  als  die  Verluste  der  Eisenbahn- 
verwaltung durch  Güterentwendungen  in  den  lefeten  Kriegs- 
jahren ins  Ungemessene  zu  wachsen  drohten  und  ein 
irgendwie  angemessener  Ausgleich  durch  Tariferhöhungen 
nicht  erfolgte.  Nach  beiden  Richtungen  hin  ist  die  Sach- 
lage aber  jefet  wesentlich  anders  geworden.  Die  Diebstähle 
bei  der  Eisenbahn  sind  erfreulicherweise  wieder  im  Ab- 
nehmen begriffen  und  die  Tariferhöhungen  folgen  der 
Geldentwertung. 

In  der  Begründung  des  zweiten  Gesefeenfwurfs  heifet 
es,  dafe  im  Jahre 
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1920  648  Millionen  Mark 

1921  665,4 

1922  (veranschlagt)  770 

an  Entschädigungen  gezahlt  werden  müssen.  Das  bedeutet 
in  Wahrheit  keine  Steigerung,  sondern  eine  erhebliche  -Ab- 
nahme der  Diebstähle  und  entschädigungspflichtigen  Ver- 
luste, denn  die  Tarife  sind  im  Jahre  1921  gegenüber  dem 
Jahre  1920  um  145  vom  Hundertsab  und  bis  zum  Juni  des 
Jahres  1922  gegenüber  dem  Jahre  1921  um  140  vom  fiun- 
dertsatz  erhöh!  worden.  Betrachtet  man  diese  Tarif- 
erhöhung gleichzeitig  als  Entwertungsfaktor  der  Mark,  so 
mübte  sich  unter  Zugrundelegung  dieser  Verhältnisse  die 
gezahlte  Entschädigungssumme 

im  Rechnungsjahr  1920  auf  648  Millionen  Mark 

1921  „ 1620 

1922  „ 3888 

erhöht  haben. 

Das  bedeutet  eine  Verminderung  der  Entschädigungen 
für  das  Jahr  1921  um  rund  ein  Drittel  und  für  das  Jahr  1922 
(Voranschlag)  um  rund  ein  Fünftel  des  Jahres  1920.  Die 
entschädigungspflichtige  Summe  ist  etwa  auf  % bis  1 vom 
Hundert  der  künftigen  Frachteinnahmen  zu  schäben  und 
lägt  sich  ohne  weiteres  in  die  Tariferhöhungen  einschlieben. 

Es  wäre  daher  erwünscht  wenn  der  Gesebeniwurf  vom 
Reichsrat  abgelehnt  würde. 

Im  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Einschränkung 
der  Haftpflicht  der  Eisenbahn  steht  die  Frage  der  Scha- 
densersab-  und  Beförderungsbestimmungen  der  Eisenbahn 
für  Kostbarkeiten. 

Am  1.  März  1919  ist  durch  eine  Ausführungsbestim- 
mung zu  § 89  der  EVO.  bestimmt  worden,  dab  für  Kost- 
barkeiten auber  Kunstgegenstände  im  Höchstfälle  nur 
150  M.  für  1 kg  Schadensersab  gezahlt  wird.  Die  Summe 
von  150  M.  entsprach  bereits  im  März  1919  nicht  dem 
Durchschnittswerte  eines  Kilogramms  Kostbarkeiten  und 
entspricht  heute  nicht  einmal  mehr  dem  Werte  eines  Kilo- 
gramms der  meisten  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs. 

Ebenfalls  ist  die  in  den  Ausführungsbestimmungen  zu 
den  §§  54  II  und  89  der  EVO.  festgesebte  Höchstgrenze  von 
5000  M.  in  den  Beförderungs-  und  Schadensersabbestim- 
mungen  für  Kunstgegenstände  infolge  der  Geldentwertung 
viel  zu  niedrig. 

Es  ist  daher  erforderlich,  dab 

1.  in  den  Beförderungs-  und  Schadensersabbestimmungen 

für  Kunstgegenstände  die  Höchstgrenze  von  5000  M. 

auf  50  000  M.  und 

2.  für  die  übrigen  Kostbarkeiten  von  150  M.  für  1 kg  auf 

1000  M.  erhöht  werde. 

Ein  drittes  Erfordernis  ist  die  frachtrechtliche  Haftung 
der  Eisenbahn  für  Diebstahl  bei  der  Güterbeförderung  in 
offenen  Wagen. 

Gemäb  § 84  der  EVO.  haftet  die  Eisenbahn  grund- 
säblich  für  Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung  des 
Frachtgutes.  Im  § 86  der  EVO.  werden  jedoch  Fälle 
aufgezählt,  in  denen  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  aus- 
geschlossen ist.  Nach  der  Ziffer  1 dieser  Bestimmung  ist 
die  Haftung  der  Eisenbahn  ausgeschlossen  für  Güter,  die 
nach  den  Vorschriften  des  Tarifs  oder  nach  einer,  in  dem 
Frachtbrief  aufgenommenen  Vereinbarung  mit  dem  Absen- 
der in  offenen  Wagen  befördert  werden,  für  den  Schaden, 
der  aus  der  mit  dieser  Beförderungsart  verbundenen  Gefahr 
entsteht.  Die  Eisenbahn  rechnet  aber  den  Diebstahl  zu 
den  besonderen  Gefahren,  die  mit  der  Beförderung  in 
offenen  Wagen  verbunden  sind  und  haftet  dann  nur  nach 
§ 86  Abs.  1 Ziffer  1 der  EVO.  unter  der  Voraussebung, 
dab  der  Diebstahl  „auffallenden  Gewichtsabgang“  oder 


den  „Verlust  ganzer  Stücke“  zur  Folge  gehabt  hat.  Da- 
durch entstehen  für  die  Versender  oft  erhebliche  Nachteile. 

Der  Diebstahl  dürfte  jedoch  nicht  zu  den  mit  der  Be- 
förderung in  offenen  Wagen  verbundenen  Gefahren  ge- 
rechnet werden.  Es  ist  keineswegs  eine  Eigentümlichkeit 
gerade  dieser  Beförderungsart,  dab  Frachtgüter  gestohlen 
werden.  Gestohlen  wird  von  offenen  und  aus  geschlossenen 
Wagen.  Es  ist  sogar  sehr  wahrscheinlich,  dab  aus  geschlos- 
senen Wagen  mehr  gestohlen  wird  wie  von  offenen  Wagen, 
da  der  Dieb  in  geschlossenen  Wagen  meist  hochwertigere 
Güter  findet.  Auberdem  bereitet  das  Stehlen  aus  ge- 
schlossenen Wagen  den  Dieben  keine  gröbere  Schwierig- 
keiten, wie  das  Stehlen  aus  offenen  Wagen. 

Der  Zusab  zu  § 86,  Absab  1,  Ziffer  1,  dab  unter  dem 
Schaden,  der  aus  der  Beförderung  des  Gutes  in  offenen 
Wagen  entsteht,  „auffallender  Gewichtsabgang  oder  der 
Verlust  ganzer  Stücke  nicht  zu  verstehen  ist“,  beruht 
augenscheinlich  auf  der  Erwägung,  dab  aus  der  Verwen- 
dung offener  Wagen  sich  neben  schädlichen  Witterungs- 
einflüssen hauptsächlich  die  Gefahr  des  Diebstahls  ergab. 
Für  Verluste  des  Diebstahls  wollte  man  daher  die  Eisen- 
bahn haften  lassen  und  deshalb  nahm  man  in  die  Eisen- 
bahnverkehrsordnung zuungunsten  der  Eisenbahn  jene  all- 
gemein gehaltene  und  nicht  etwa  auf  den  Fall  des  Dieb- 
stahls beschränkte  Ausnahmevorschrift  auf. 

Diese  Auffassung  wird  auch  in  einer  Reihe  gericht- 
licher Urteile  sowie  in  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
vom  29.  September  1920  ausgesprochen.  Es  wäre  daher 
erforderlich,  in  der  E.  V.  O.  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
dab  bei  offenen  Wagen  „unter  der  mit  der  Beförderung 
durch  die  Eisenbahn  verbundenen  Gefahr“  die  des  Dieb- 
stahls und  der  Beraubung  nicht  zu  verstehen  sei. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  noch  die  Frage  der  An- 
erkennung mangelhafter  Verpackung.  Nach  § 62  der  EVO. 
mub  das  Gut,  soweit  es  seine  Natur  erfordert,  gegen 
Verlust,  Minderung  oder  Beschädigung  sicher  verpackt  sein. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  kann  die  Eisenbahn  die  An- 
nahme der  Güter  ablehnen  oder  verlangen,  dab  der  Ab- 
sender im  Frachtbrief  das  Fehlen  oder  die  Mängel  der 
Verpackung  anerkennt,  ln  den  lebten  Jahren  mehren  sich 
die  Klagen,  dab  die  Eisenbahnverwaltung  Waren,  die  han- 
delsüblich verpackt  sind,  nur  annehme,  wenn  sie  der  Ab- 
sender für  mangelhaft  verpackt  anerkennt,  und  damit  auf 
die  ihm  andernfalls  zustehenden  Ersabanspriiehe  aus  § 86 
der  EVO.  gegen  die  Eisenbahn  verzichtet.  Es  scheint,  als 
ob  die  Eisenbahnverwaltung  dadurch  versucht,  sich  ihrer 
geseblichen  Haftpflicht  zu  entziehen. 

Es  mub  daher  die  Ausführungsbestimmung  getroffen 
werden,  dab  im  Sinne  des  § 62  (1)  der  EVO.  unter  einer 
sicheren  Verpackung  eine  solche  zu  verstehen  ist,  die  er- 
fahrungsgemäb  dem  Gut  einen  genügenden  Schub  gegen 
die  gewöhnlichen  Gefahren  der  Eisenbahnbeförderung  ge- 
währt. Wenn  die  Worte  „erfahrungsgemäß'  und  „genü- 
gender Schub“'  auch  keine  sicheren  Mabstäbe  sind,  so 
würde  eine  solche  Ausfiihrungsbestimmung  zu  § 62  (1)  der 
EVO.  doch  manche  Versender  davor  schüben,  die  oft  Jahr- 
zehnte bewährte  Verpackung  plöblich  als  mangelhaft  im 
Frachtbriefe  anerkennen  zu  müssen. 

Mit  der  Untersuchung  der  Frage  der  Anerkennung 
mangelhafter  Verpackung  beschäftigt  sich  schon  seit  An- 
fang dieses  Jahres  der  Deutsche  Eisenbahnverkehrsverband 
bei  der  Eisenbahndirektion  in  Hannover. 

Wenn  es  auch  in  jedem  einzelnen  Falle  zunächst  dem 
pflichtmäbigen  Ermessen  der  Versandstation  überlassen 
bleiben  mub,  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Verpackung 
genügend  ist  oder  nicht,  so  sollten  doch  von  dem  Unter- 
suchungsausschub des  Deutschen  Eisenbahnverkehrsver- 
bandes baldigst  auch  Entscheidungen  über  die  Ver- 
packungsart einzelner  Güter  getroffen  werden.  (195.) 
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Von  der  Übersee  woche  in  Hamburg. 


Am  17.  August  d.  J.  wurde  die  Uberseewoche 
Hamburg  in  den  Empfangsräumen  des  Hamburger  Rat- 
hauses eröffnet.  Als  wichtigste  Veranstaltung  dieses  Un- 
ternehmens kann  wohl  der  sechstägige  W e 1 1 w i ri- 
sch a f tskongreß  bezeichnet  werden,  der  das  Problem 
der  wirtschaftlichen  Wiederaufrichtung  Europas  in  der  Be- 
leuchtung durch  internationale  Wirtschaftspolitiker  aufwei- 
sen sollte.  Die  Verhandlungen  des  Kongresses  wurden  am 
18.  August  d.  J.  im  großen  Hörsaale  der  Hamburger  Uni- 
versität eröffnet.  Die  Eröffnungsrede  hielt  Geheimrat  Cuno, 
Generaldirektor  der  Hamburg-Amerika-Linie.  Die  bedeut- 
samen Ausfüllungen  des  Redners  hatten  folgenden 
Wortlaut: 

Als  der  Lärm  des  großen  Krieges  verhallte,  als  die  Geschähe 
schwiegen  und  die  Völker  zusammentraten,  das  Chaos  zu  ent- 
wirren, ging  ein  Aufatmen  durch  die  Lande.  Nie  wohl  ist  so  heiß 
die  Stunde  ersehnt  worden,  die  der  leidenden  Menschheit  die 
Möglichkeit  friedlicher,  wertschaffender  Arbeit  geben  sollte.  Nie 
war  der  Wille  so  stürmisch,  durch  rastlosen  Fleiß  die  ungeheure 
Zerstörung  auszugleichen.  Das  war  der  psychologische  Moment, 
durch  Umstellung  und  Zusammenfassung  der  jahrelang  nur  auf 
Vernichtung  eingestellten  wirtschaftlichen  Kräfte  die  feindlichen 
Völker  einander  nahe  zu  bringen  und  in  gemeinschaftlicher  Arbeit 
ein  Ziel  zu  verfolgen,  das  in  seiner  Großartigkeit  das  jahrelange 
Ringen  noch  übertroffen  hätte:  die  Wiederaufrichtung  Europas 
und  der  Welt.  Dem  galt  der  Pakt,  den  wir  mit  den  Gegnern 
schlossen  auf  Grund  der  14  Punkte  Wilsons,  bevor  wir  die  erfolg- 
gekrönten Waffen  niederlegiert.  Dem  galt  die  unermüdliche 
Arbeit  unserer  Delegierten  auf  dem  Leidenswege  von  Trier  bis 
Versailles. 

Der  Moment  ist  verpaßt  worden.  Vier  lange  und  bange  Jahre 
sind  vergangen,  Jahre,  die  fast  schwerer  wiegen  in  ihrem  Ge- 
schehen, als  die  vier  voraufgegangenen  Jahre  des  Krieges,  Jahre, 
in  denen  das  Sinnen  und  Trachten  der  Gegner  einzig  auf  Zer- 
störung der  Werte  gerichtet  schien,  die  uns  der  Krieg  gelassen. 
Noch  heute  harren  wir  der  befreienden  Tat.  Noch  heute  beherr- 
schen Haß  und  Furcht  vor  Vergeltung  die  Lage.  Waffenklirren 
und  trommelgeführter  Schritt  durchhallt  Europa.  Es  fehlt  das 
Vertrauen. 

Deutschland  hat  während  dieser  ganzen  Zeit  an  seiner  Be- 
reitschaft zu  ehrlicher  Mitarbeit  keinen  Zweifel  gelassen.  Wir 
haben  die.  Revolution  unter  völliger  Änderung  der  Staatsform 
überstanden;  Millionenheere  haben  wir  bürgerlichen  Berufen  zu- 
geführt; wir  sind  zur  völligen  Selbstentwaffnung  geschritten 
und  haben  Reparationszahlungen  geleistet,  die  in  der  Weltge- 
schichte nie  dagewesene  Summen  — 45  bis  50  Milliarden  Gold- 
mark — in  die  Hand  des  Gegners  gaben.  Trotzdem  und  obwohl 
uns  Kolonien,  Uberseebesitzungen,  Handelsflotte  und  wertvolle 
Teile  unseres  Landes  genommen  wurden,  haben  wir  Zeit  und 
Kraft  gefunden  zu  friedlichem  Wiederaufbau,  ja  selbst  zum  An- 
gebot der  Wiederaufbauhilfe  an  Frankreich.  Was  taten  die  an- 
deren? Statt  die  dargebotene  Hand  zu  gemeinsamer  Arbeit 
zu  ergreifen,  drängten  sie  immer  erneut  auf  vermehrte  Zahlun- 
gen. Was  half  unser  gute  Wille,  wenn  gleichzeitig  die  Quellen 
unserer  Leistungsfähigkeit  verschüttet  wurden!  Ultimatum  reihte 
sich  an  Ultimatum;  durch  Säbelrasseln  und  Sanktionen  wurde 
ihre  Annahme  erzwungen.  Eine  Konferenz  folgte  der  anderen, 
ohne  daß  wir,  um  deren  Schicksal  es  sich  handelte,  den  natür- 
lichsten Begriffen  von  Recht  und  Fairneß  gemäß  in  Rede  und 
Gegenrede  zu  Worte  kommen  konnten.  Wo  dies  ausnahms- 
weise geschah,  wie  in  Brüssel  Dezember  1920  und  neuerdings 
in  Genua,  da  wurde  uns  vorzeitig  durch  Unterbrechung  der  Kon- 
ferenz das  Wort  abgeschnitten  oder  das  Thema  der  Reparationen 
zur  Erörterung  nicht  zugelassen.  Wo  immer  man  sich  traf,  führ- 
ten die  Politiker  das  Wort,  und  schon  weil  sie  einander  gegen- 
übersaßen nicht  als  Menschen,  sondern  als  Vertreter  ihrer  Kabi- 
nette, Parlamente  und  Völker,  tat  sich  zwischen  ihnen  und  uns 
die  ganze  Kluft  auf,  die  der  Krieg  gerissen  und  aus  der  aufstei- 
gend Haß  und  Feindschaft  die  Atmosphäre  vergifteten.  Darüber 
vergaßen  sie,  daß  das  Reparaiions-  und  Friedensproblem  längst 
zu  dem  dringendsten  Wirfschaftsproblem  der  Welt  geworden  ist. 
Sie  verschlossen  die  Augen  vor  den  beiden  großen  gebieterischen 


Tatsachen,  daß  die  naturgegebenen  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hänge sich  nicht  dem  Zwange  politischer  und  militärischer 
Machtsprüche  fügen  und  daß  die  Verschiedenheit  der  wirtschaft- 
lichen Lage  in  den  einzelnen  Ländern  schon  in  dem  notwendigen 
Güteraustausch  die  wirtschaftliche  Solidarität  und  Verbundenheit 
der  Kulturstaaten  verlangt,  ohne  auch  nur  vorübergehend  die 
Ausschaltung  eines  Gliedes  wie  Ost-  und  Mitteleuropa  zu  dul- 
den. Wie  ein  Akt  ausgleichender  Weltgerechtigkeit  erscheint  es, 
daß  in  dem  Maße,  in  dem  die  Ausschaltung  dieses  Weltteiles 
durch  Zerrüttung  seiner  Wirtschaft  und  seiner  Währung  fori- 
schriit,  die  übrige  Welt  mit  darunter  zu  leiden  hatte.  So  schuf 
die  Abtrennung  Mitteleuropas  zunächst  vereinzelt  in  wirtschaft- 
lichen Kreisen,  dann  aber  allgemein  in  wachsendem  Maße  die 
Erkenntnis,  daß  das  Reparationsproblem  ein  Weltproblem  sei, 
und  daß  dieses  Wellproblem  nur  in  gemeinsamer  Arbeit  nach 
wirtschaftlichen  Maximen  gelöst  werden  könne.  So  sehr  sich 
auch  die  Genua-Konferenz  von  dem  eigentlichen  Kern  dieses 
Problems  fernzuhalten  sudite,  sie  war  doch  in  ihrem  ganzen  Ver- 
lauf und  namentlich  in  der  allen  Teilnehmern  unvergeßlichen  Ein- 
führungsrede Lloyd  Georges  ein  Beweis  dafür,  daß  die  Erkennt- 
nis, von  der  ich  sprach,  Gemeingut  aller  geworden  war,  aller, 
mit  Ausnahme  der  Franzosen.  Dieselbe  Überzeugung  von  der 
Notwendigkeit  der  Zusammenführung  der  Völker  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  begegnet  uns  in  den  Grundsäßen,  mit  denen  Prä- 
sident Harding  seinen  Regierungsantritt  eingeleitet  hat  und  an 
denen  festzuhalten  er  auch  heute  noch  entschlossen  ist.  Und 
klarer  noch  tritt  uns  die  Gemeinsamkeit  der  Anschauungen  in  der 
Londoner  Konferenz  entgegen,  die  leßten  Endes  nur  deshalb 
zusammenbrach,  weil  Frankreich  in  starrem  Festhalten  an  seiner 
Gewalt-  und  Haßpolitik  gegen  Deutschland  sich  der  Macht  die- 
ses Problems  noch  nicht  beugen  wollte.  Mögen  im  Verfolg  dieser 
ablehnenden  Haltung  Tage  für  uns  anbrechen,  die  schwerer  sind 
als  alle,  die  wir  durchlebt;  kein  Tag  kann  so  schwer  für  uns 
sein,  daß  wir  verzagt  aufhören  sollten,  zu  erstreben,  wonach 
nunmehr  die  ganze  Welt  verlangt,  die  Lösung  der  einen  großen 
Aufgabe:  in  allen  Herzen  den  Gedanken  der  Verbundenheit  der 
Interessen  im  Weltverkehr  einzubürgern,  zu  sorgen,  daß  die 
Schranken,  die  die  Völker  um  sich  und  ihre  Wirtschaft  gezogen, 
fallen,  daß  der  Sinn  geschärft  wird  für  weltwirtschaftliche  Not- 
wendigkeiten auf  der  Grundlage  gleichberechtigter  Freiheit  der 
Bewegung  und  der  Entwicklung. 

Das  ist  die  Grundidee  der  Uberseewoche,  die  nun  zum  ersten 
Male  wieder  den  Namen  Hamburg  leuchten  lassen  will  vor  aller 
Welt.  Und  aus  dieser  Grundidee  folgt  ohne  weiteres,  daß  uns 
mit  der  Veranstaltung  einer  Messe  nicht  gedient  war.  Messen 
haben  wir  genug  und  übergenug.  Nicht  darauf  kam  es  an,  aber- 
mals zu  zeigen,  was  deutsche  Regsamkeit  und  deutsches  Können 
vermögen.  Das  weiß  die  Welt.  Geschaffen  werden  mußte  etwas, 
was  die  innige  Verknüpfung  unserer  heimischen  Wirtschaft  nach- 
weist mit  dem  Getriebe  des  großen  Weltverkehrs,  keine  Schädi- 
gung der  bestehenden  Einrichtungen,  sondern  ihre  Ergänzung: 
ein  Aufzeigen  des  Weltzusammenhanges  des  Handels,  Herstel- 
lung und  Pflege  der  Internationalität  der  Wirtschaftsbeziehungen 
und  des  Verkehrs. 

Wie  war  das  zu  erreichen?  Nicht  durch  glanzvolles  Prun- 
ken mit  den  Erzeugnissen  deutscher  industrieller  Leistungsfähig- 
keit. In  einer  Zeit  schwerster  wirtschaftlicher  Not  würde  ein 
Schaugepränge  das  Ausland  entweder  über  unser  Elend  täuschen 
oder  aber  als  Täuschungsversuch  empfunden  werden.  Beides 
wäre  töricht  und  verhängnisvoll.  Wollen  wir  die  Fäden,  die  uns 
früher  mit  der  Weltwirtschaft  verbanden  und  die  der  Krieg  zer- 
rissen hat,  neu  knüpfen,  so  kann  das  nur  geschehen,  wenn 
Deutsche  und  Ausländer  sich  zusammenfinden,  wenn  internatio- 
nale führende  Kreise  des  Kultur-  und  Wirtschaftslebens  sich  sam- 
meln, um  unter  Ausschaltung  politischer  Soriderwünsche  endlich 
einmal  rein  wirtschaftliche  Erwägungen  sprechen  zu  lassen,  durch 
gemeinsamen  Gedankenaustausch  die  gemeinsame  Not  zu  über- 
winden und  praktische  Vorschläge  zu  machen.  Wenn  aus  die- 
sem Saale,  frei  von  politischer  Leidenschaft  und  Voreingenommen- 
heit, aber  auch  mit  voller  Offenheit,  wieder  rein  und  unver- 
fälscht die  Stimme  der  Vernunft  hinausklingt  in  die  Welt,  dann 
dürfen  wir  hoffen,  daß  endlich  die  von  uns  allen  so  bitter  ent- 
behrte Atmosphäre  gegenseitigen  Vertrauens  geschaffen  wird. 

So  trat  bei  uns  der  Konferenzgedanke  in  den  Vordergrund, 
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die  gewollte  Betonung  des  geistigen  Moments,  das  den  Boden 
bereiten  soll,  auf  dem  die  Gegner  von  einst,  zu  wahrem  Frieden 
bereit,  sich  die  Hand  reichen  können.  Nur  in  ernster,  tiefgrün- 
diger Arbeit  kann  das  erzielt  werden.  „Wir  sagen  uns  los  von 
der  leichtfertigen  Hoffnung  einer  Errettung  durch  die  Hand  des 
Zufalls,  von  der  dumpfen  Erwartung  der  Zukunft,  die  ein  stumpfer 
Sinn  nicht  erkennen  will.“  Klarheit  soll  dieser  Weltwirtschafts- 
kongreß,  das  Kernstück  der  Oberseewoche,  bringen,  Klarheit  über 
die  Bedingungen,  unter  denen  die  Welt  genesen  kann  von  den 
Eieberschauern  dieser  ungesunden  Zeit. 

In  langer,  mühevoller  Arbeit  ist  die  erste  Uberseewoche  vor- 
bereitet worden.  An  Widerständen  hat  es  nicht  gefehlt.  Und  die 
Einwendungen,  die  uns  entgegengehalten  wurden,  waren  nicht 
gering  einzuschäßen.  Wir  haben  die  Einwände  geprüft  und  als 
nicht  stichhaltig  erfunden.  Abgerundetes,  Einheitliches  läßt  sich 
schaffen  auch  in  kleinem  Ausmaß.  Nicht  darum  handelt  es  sich, 
laute  Feste  zu  feiern,  glänzende  Tagungen  abzuhalten.  Ar- 
beiten wollen  wir,  das  Gewissen  der  Welt  aufrütteln,  Kräfte 
auslösen,  die  trotz  allem  unser  unglückliches  Volk  einer  arbeits- 
frohen, erfolgverheißenden  Zukunft  entgegenführen.  Und  der 
Hamburger  Exporthandel?  Wenn  auch  nur  die  leiseste  Mög- 
lichkeit bestände,  ihm  zu  schaden,  wir  würden  uns  hüten,  eine 
solche  Gefahr  heraufzubeschwören.  Denn  der  Exporthandel  ist 
der  festeste  Pfeiler,  auf  dem  Hamburgs  Größe  ruht.  Aber  nach 
unserer  sicheren  Überzeugung  wird  das  Gegenteil  der  Fall  sein. 
Der  Hamburger  Exporthandel  lebt  und  wird  leben,  und  die  Uber- 
seewoche wird  ihm  nicht  schaden,  sondern  nüßen.  Wenn  — und 
das  ist  ja  der  Zweck  der  Uberseewoche  — zugleich  im  wohlver- 
standenen Interesse  der  ganzen  Welt  hier  für  uns  und  unsere 
Lage  Verständnis  und  Sympathien  geworben  werden,  dann  wird 
dem  Hamburger  Handel,  dann  wird  dem  ganzen  deutschen  Wirt- 
schaftsleben neues  Blut  zugeführt  werden.  Die  Uberseewoche 
wird  das  beste  Mittel  sein,  unsere  Weltverbindungen  wirtschaft- 
lich auszubauen,  unsere  Weltverbindungen,  in  deren  Erstarken 
bis  zum  Kriege  der  immer  wachsende  Erfolg  hamburgischen  Flei- 
ßes, kaufmännischer  Erfahrung,  zäher  Schaffenskraft  zu  über- 
wältigenden Ausdruck  kam. 

Draußen  im  Reich  hat  der  Gedanke  der  Uberseewoche  von 
Anfang  an  Beachtung  und  Verständnis  gefunden.  Und  doch  ist 
auch  dort  ein  Bedenken  laut  geworden,  mit  dem  ich  mich  ausein- 
anderseßen  muß.  Man  hat  gesagt,  die  auf  der  Uberseewoche 
unvermeidliche  Betonung  des  internationalen  Moments  könne 
sich  auswachsen  zu  einer  Gefahr  für  den  nationalen  Gedanken. 
Die  Gefahr  sei  um  so  größer,  als  Hamburg  als  starker  Mittler 
zwischen  deutscher  und  ausländischer  Wirtschaft  an  sich  schon 
einen  beträchtichen  internationalen  Einschlag  habe.  Diese  Sorge 
ist  ganz  unbegründet.  Es  ist  richtig:  Hamburg  ist  der  mächtigste 
Vermittler  zwischen  Deutschland  und  Ubersee.  Gerade  in  dieser 
beherrschenden  Mittlerstellung  hat  zum  wesentlichen  Teile  seine 
Bedeutung  für  Leben  und  Entwicklung  der  deutschen  Nation,  hat 
Hamburgs  nationaler  Beruf  bestanden.  Wir  Hamburger  wissen, 


was  wir  an  dem  Reiche  gehabt  haben  und  was  wir  ihm  schuldig 
sind.  Wir  fühlen  uns,  so  sehr  wir  der  weiten  Welt  zugewandt 
sind,  mit  Stolz  als  Deutsche.  Auch  heute  unter  dem  furchtbaren 
Drude  der  Zeit  sind  wir  entschlossen,  unser  Deutschtum  hochzu- 
halten. Gerade,  weil  wir  das  wollen,  weil  wir  — getreu  unserer 
hanseatischen  Überlieferung  — draußen  in  der  Welt  Zeugnis  ab- 
Iegen  wollen  von  dem  ungebeugten  Mut  Hamburgs,  gerade  darum 
legen  wir  Wert  darauf,  daß  Deutschlands  Zugehörigkeit  zum 
großen  Gefüge  der  Weltwirtschaft  hüben  wie  drüben  anerkannt 
und  daß  aus  dieser  Erkenntnis  die  Konsequenzen  gezogen  werden. 
Ein  geschlossener  Handelsstaat  Deutschland  ist  heute  eine  Un- 
möglichkeit. Wir  kommen  nicht  wieder  hoch  in  der  Stickluft  eines 
abgeschlossenen  Raums,  an  dem  der  Atem  des  großen  welt- 
wirtschaftlichen Geschehens  vorbeiweht.  Wer  heute,  soweit 
weltwirtschaftliche  Dinge  in  Frage  stehen,  sich  müht,  den  engge- 
spannten Rahmen  nationaler  Abgeschlossenheit  zu  sprengen, 
neue  Wege  zu  bahnen,  die  unserer  heimischen  Wirtschaft  den 
Anschluß  an  die  Weltwirtschaft  sichern,  der  stellt  nicht  das  vater- 
ländische Interesse  hinter  internationale  Wünsche,  der  handelt 
national  im  besten  Sinne  des  Wortes.  Darum  rufen  wir:  die 
Fenster  auf,  daß  der  frische  Wind,  der  über  das  Weltmeer  fährt, 
aus  unserem  Hause  die  stickige  Luft  hinauswehe,  damit  wir  frei 
atmen  könnenl  Nur  dann  werden  wir  gesund,  politisch  und  wirt- 
schaftlich. Wir  dürfen  nicht  länger  dahinsiechen.  Unendlich  viel 
hat  unser  Volk  ertragen:  unser  Land  verstümmelt,  unsere  Wehr 
zerschlagen,  unser  Wohlstand  vernichtet.  Viel  mehr  darf  uns 
Deutschen  nicht  zugemutet  werden,  wenn  wir  nicht  zerbrechen 
sollen  unter  der  Last,  die  auf  unseren  Schultern  liegt.  Auch  die 
deutsche  Elastizität  hat  ihre  Grenze,  weniger  vielleicht  in  rein 
wirtschaftlicher  als  in  psychologischer  Beziehung.  Wichtiger  als 
alles  andere  ist,  daß  unserem  Volke  der  Wille  zur  Arbeit,  das 
Vertrauen  in  die  eigene  Kraft  erhalten  bleibt.  Das  ist  nur  mög- 
lich, wenn  wir  Luft  haben  zum  Atmen,  Freiheit,  unsere  Arme  zu 
regen.  Lassen  Sie  uns  alle  in  gemeinsamer  Arbeit  darauf  hin- 
wirken, daß  die  psychologische  Elastizitätsgrenze  nicht  über- 
schritten wird. 

Mit  solchen  Wünschen,  solchen  Hoffnungen  eröffne  ich  den 
Weltwirtschaftskongreß  der  ersten  Uberseewoche.  Alle,  die  ge- 
kommen sind,  mit  uns  zu  arbeiten,  heiße  ich  herzlich  willkommen. 
Besonderen  Dank  sage  ich  dem  Herrn  Reichspräsidenten  und  den 
ihm  begleitenden  Herren  der  Reichs-  und  Staatsregierung,  sowie 
den  anwesenden  Vertretern  fremder  Mächte  für  ihre  Anteilnahme. 
Dank  sage  ich  vor  allem  auch  der  Hamburgischen  Universität,  die 
unserem  Kongreß  Gastrecht  gewährt.  Möge  der  Geist,  der  in 
diesem  Hause  lebt,  der  Geist  strenger  Objektivität,  wissenschaft- 
licher Gründlichkeit,  sich  einen  mit  dem  scharfen  Blick  des  Prak- 
tikers. Den  Hamburgern  aber,  Männern  der  Wissenschaft  und 
der  praktischen  Arbeit,  rufe  ich  zu:  An  die  Front  in  diesem  Rin- 
gen um  unseres  Vaterlandes  wirtschaftliche  Zukunft,  damit  wir 
unseren  Kindern  ein  Deutschland  und  ein  Hamburg  in  geachteter 
und  würdiger  Stellung  in  der  Welt  hinterlassen.  (188.) 


Die  fortschreitende  Markentwertung. 

Der  Dollar  bis  2000  Mark. 


Der  katastrophale  Sturz  der  Mark  hat  sich  mit  der 
schier  maßlosen  Steigerung  der  Golddevisen  pro- 
gressiv fortgeseßt  und  die  Gefahr  einer  gewaltigen 
deutschen  Wirtschaftskrise  erheblich  näher  gerückt.  Mit 
einem  Dollarstande  von  1975  M.  am  24.  August  wies  die 
Reichsmark  nur  noch  1 : 470  ihres  Paritätswertes  auf;  in 
New-York  wurde  die  Mark  an  dem  gleichen  Tage  mit  nur 
0,054  cts  bewertet,  was  einer  Parität  von  1860  M.  ent- 
spricht, d.  h.  die  Papiermark  hat  damit  nur  noch  den  mini- 
malen Wert  von  0,21  Goldpfennig.  Die  ungewöhnlich  stür- 
mische Aufwärtsbewegung  am  deutschen  Devisenmarkt,  die 
die  Landeswährung  vonneuem  in  dieTiefegestoßen  hat,  deu- 
tet nur  zu  bestimmt  auf  das  Schwinden  des  leßten  Restes  der 
ausländischen  und  inländischen  Zuversicht  in  die  Reichs- 
währung hin;  die  Gründe  für  die  stetig  gewachsene  Ent- 
wertung und  die  schließliche  Gesamtflucht  vor  der  Mark 


liegen  einzig  und  allein  in  der  immer  untragbarer  gewor- 
denen Belastung  Deutschlands  mit  Reparationsver- 
pflichtungen und  den  hieraus  entstehenden  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Folgen.  So  wurde  der  beispiel- 
lose Marksturz  am  23./24.  August  stark  mitveranlaßt  durch 
umfangreiche  Markverkäufe  des  neutralen  Auslandes.  Die 
neuerliche  zur  Katastrophe  führende  Flucht  vor  der  deut- 
schen Mark  scheint  ihren  Anstoß  davon  bekommen  zu  haben, 
daß  allgemein  von  den  in  Berlin  mit  der  Reparationskom- 
mission geführten  Moratoriumsverhandlungen  kein  günstiges 
Ergebnis  erwartet  wurde;  die  an  und  für  sich  durch  allge- 
meine Materialknappheit  und  große  Geldschwierigkeiten 
überspannte  Lage  des  Devisenmarktes  mußte  bei  voll- 
ständiger Verzweiflungsstimmung  sich  in  eine  wilde  Kauf- 
panik auslösen.  Jedes  Scheifern  einer  neuen  Hoffnung 
in  die  wirtschaftliche  Einsicht  der  Reparationspolitiker  hatte 
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bisher  zu  weiterem  Marksturz,  damit  wieder  zu  immer  stär- 
kerem Skeptizismus  geführt,  um  nunmehr  in  diesem  voll- 
ständigen Vertrauensverlust  in  die  deutsche  Reichswäh- 
rung zu  enden.  Die  unnachgiebige  Haltung  der  franzö- 
sischen Presse  nährte  mit  voreiligen  Gerüchten  über  den 
Ausgang  der  Moratoriumsverhandlung  und  Unmöglichkeit 
der  Konfliktslösung  die  deutsche  Panik.  Die  unerhört  rück- 
sichtslose Ausbeutungspolitik  der  Ententestaaten,  die  sich 
immer  wieder  — jeder  wirtschaftlichen  Einsicht  bar  — dem 
schwerkranken  deutschen  Wirtschaftskörper  in  maßlosen 
Forderungen  aufzuzwingen  versucht  und  in  der  vor  kurzem 
gehaltenen  Rede  des  französischen  Ministerpräsidenten 
wieder  besonders  drohend  zum  Ausdruck  gebracht  wurde, 
muß  immer  wieder  als  prima  causa  für  die  Zerstörung  der 
Markwährung  hingestellt  werden,  deren  steile  Bewegung 
in  die  Tiefe  seit  Anfang  d.  ).  in  dem  Berliner  Dollarmittel- 
kurs und  dem  New-Yorker  Markkurs  in  nachstehender 
Übersicht  wiedergegeben  ist: 

Monats-  Dollar-  Markkurs5)  Frankkurs  Dollar-  Markkurs2)  Frankkurs 


durchsdinill 

mitlelkurs1) 

in  New-York 

Tag 

mitlelkurs1) 

in  New-York 

bzw.  Tag 

in  Berlin 

cls.  = 1 M.  cls.=  t Fr. 

in  Berlin 

cts.=  1 M.  cts.=  lFr. 

Jan. 1922 

191,81 

0,52 

8,16 

9.  Aug. 

780 

0,12 

8,01 

Febr. 

207,82 

0,48 

8,80 

10. 

H 

867 

0,12 

8,06 

März 

284,19 

0,37 

9,00 

11. 

870 

0,13 

8,16 

April 

291,00 

0,35 

9,22 

12. 

„ 

782 

0,13 

8,19 

Mai 

290,11 

0,34 

9,11 

14. 

„ 

825 

0,12 

8,04 

Juni 

317,44 

0,32 

8,73 

15. 

1040 

0,10 

8,03 

Juli 

493,22 

0,21 

8,24 

16. 

1012 

0,10 

7,94 

17. 

1040 

0,09 

7,97 

1.  August 

644,00 

0,14 

8,15 

18. 

1160 

0,075 

7,96 

2.  „ 

777,10 

0,12 

8,18 

19. 

„ 

1225 

0,075 

7,96 

3.  „ 

830,00 

0,13 

8,23 

21. 

1170 

0,089 

7,99 

4.  „ 

762,00 

0,14 

8,21 

22. 

1300 

0,078 

7,93 

5.  „ 

789,00 

0,13 

8,21 

23. 

1440 

0,069 

7,89 

7.  „ 

752,50 

0,13 

8,12 

24. 

rt 

1975 

0,054 

7,73 

8.  „ 

763,00 

0,13 

8,14 

25. 

„ 

1800 

0,050 

— 

JJ  Milleikurse  für  Auszahlung  in  Berlin.  2)  Cable  Transf. 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtsc 

Vom  Reichseisenbahnrat. 

Der  Reichseisenbahnrat  beschäftigte  sich  in  seiner  ersten 
Sißung  am  18.  August  d.  ).  nach  der  Ansprache  des  vom  Reichs- 
präsidenten zum  Vorsißenden  ernannten  Staatssekretärs  Stieler 
mit  der  Feststellung  seiner  Geschäftsordnung  und  den  Wahlen 
des  ständigen  Ausschusses,  der  dringende  Angelegen- 
heiten zu  erledigen  und  bedeutendere  Gegenstände  für  das 
Plenum  vorzubereiien  hat.  Die  Zahl  der  Ausschubmitglieder, 
die  in  der  Vorlage  mit  12  angenommen  war,  wurde  vom  Reichs- 
eisenbahnrat auf  16  erhöht.  Die  Bestätigung  dieser  Zahl  durch 
den  Reichsverkehrsminister  ist  zu  erwarten.' 

Zu  Mitgliedern  des  ständigen  Ausschusses  wurden  gewählt: 
a)  aus  Handel,  Gewerbe,  Industrie,  Verkehr,  Schiffahrt:  Dr.  Ing. 
Dr.  rer.  pol.  Beuckenberg,  Geh.  Baurat,  Dortmund;  Dr.  Franz 
Ott,  Generaldirektor  in  Köln;  Held,  Geh.  Hofrat,  Regensburg; 
Dr.  Julius  Schlinck,  Fabrikant,  Hamburg;  Arnold,  Geh.  Kom- 
merzienrat, Berlin;  Derlien,  Vors.  d.  Reichsverb.  d.  Dtsch.  Handw., 
Hannover;  Dr.  Rud.  Zöppriß,  Fabrikant;  Gleisberg,  Kommerzien- 
rat, Großmühlenbes.  Stellvertreter  Dr.  Ing.  Silverberg,  Generaldir., 
Köln;  Schmiß,  Synd.  d.  Vereins  z.  Wahrung  d.  Rheinschiffahrts- 
interessen, Duisburg;  Max  Berthold,  Kommerzienrat,  Nürnberg, 
Elektr.  A.  G.  vorm.  Schuckerl  u.  Co.;  Dr.  Wussow,  Präs.  d.  Ver. 
D.  Strabenb.,  Kleinb.  u.  Privateisenb.,  Berlin;  Dr.  Georg  Manasse, 
Kommerzienrat,  Stettin;  Dr.  Finkenwirth,  Synd.  d.  Handelsk., 
Hannover;  Richard  Lenel,  Fabrik.,  Mannheim;  Forthmann,  Gen. 
Dir.  d.  Kalisynd.,  Berlin,  b)  aus  Land-  und  Forstwirtschaft:  Graf 
v.  d.  Schulenburg,  Fideikommibbes.,  Grünthal  (Mark);  Dr.  Karl 
Müller,  Generalsekretär,  Bonn.  Landwirtschaftskammer:  Freih. 

v.  Pfeilen,  Guisbes.;  Borbstädt,  Oberst  a.  D.,  Gen.-Landschafts- 
rat.  Stellvertreter  v.  Klibing,  Geh.  Reg.-Rat,  Rittergutsbes.,  Bres- 
lau; Baehr,  Okonomierat;  Dr.  Heinrich  Aengenheister,  Gen.-Dir. 
d.  bad.  Bauernver.,  Freiburg  i.  B.;  v.  Hugo,  Rittergutsbes.  c)  Ar- 


Aus  der  ersien  Zahlenreihe  geht  nur  zu  deutlich  hervor, 
wie  der  Steigerungsgrad  des  Dollars  progressiv  gewachsen 
ist;  während  noch  vor  genau  8 Wochen  am  24.  Juni 
345  M.  für  einen  Dollar  gezahlt  wurden,  mubten  am  24.  Juli 
schon  503  M.  geboten  werden,  um  schließlich  am  24.  August 
auf  den  traurigen  Rekordstand  von  beinahe  2000  M.  zu 
kommen,  so  daß  der  Dollarkurs  innerhalb  von  8 Wochen 
um  das  fünf-  bis  sechsfache  erhöht  und  der  Auslandswert 
der  Mark  dementsprechend  verringert  wurde.  Der  Markkurs 
in  New-York  macht  die  Sprünge  mit,  was  ja  bei  dem  voll- 
ständigen durch  Kabel  ermöglichten  Sichaufeinanderein- 
stellen  der  beiden  Börsen  verständlich  ist.  Aus  der  als 
dritte  Zahlenreihe  dazu  gestellten  Franknotierung  in  New- 
York  geht  hervor,  daß  im  allgemeinen  der  französische 
Frank  mit  Markstürzen  bisher  gleichfalls  eine  — wenn- 
schon weit  geringere  — Wertminderung  erfuhr  und  der 
intervalutarische  Kurs  des  Franken  gleichfalls  erheblich 
in  Mitleidenschaft  gezogen  worden  ist.  Mit  jedem  Fallen 
der  Mark  wird  an  der  New-Yorker  Börse  der  Frank  niedri- 
ger bewertet,  so  daß  so  daß  schon  aus  dieser  Begleit- 
erscheinung der  Markzerrüttung  heraus  die  isolierte  Stellung 
Frankreichs  in  der  Moratoriumsfrage,  wie  überhaupt  sein 
offenkundig  zum  Ausdruck  kommender  Zerstörungswillen 
vollständig  unverständlich  bleibt.  Daneben  reiht  sich  die 
drohende,  für  die  gesamte  Weltwirtschaft,  schwerwiegende 
Folgeerscheinung,  daß  die  restose  Vernichtung  der  Mark- 
währung die  Währunen  anderer  Wirtschaftskomplexe  wei- 
ter mit  sich  in  die  Tiefe  reißt,  so  daß  Deutsch-Österreich, 
Unarn,  Polen,  Litauen  und  andere  Oststaaten  von  der  er- 
neuten Markkatastrophe  besonders  schwer  getroffen 
werden. 

Dem  deutschen  Wirtschaftskörper  selbst  stehen  durch 
den  für  einen  so  gewaltigen,  modernen  Industriestaat  bei- 
spiellosen Währungszerfall  schwere,  noch  nicht  abzu- 
sehende Erschütterungen  bevor,  über  deren  innerpolitische 
Folgen  und  Auswirkungen  auf  den  europäischen  Wirt- 
schaftskomplex  die  Weltwirtschaft  nicht  so  leicht  hinweg- 
kommen dürfte.  Bie.  (196.) 


aftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 

beitnehmer:  Louis  Brunner,  Berlin;  Hermann  Rudolph,  Reichs- 
abfeilungsleifer  f.  Binnenschiff,  i.  D.  Transportarb -Verb.,  Berlin; 
Georg  Wissmann,  Gewerkschaftssekr.,  Bochum;  Wilhelm  Gutsche, 
Berlin. 

Die  neue  Tarifvorlage  zum  1.  10.  d.  J.  und  Personen- 
verkehrsfragen werden  zunächst  am  29.  Augusi  von  dem  stän- 
digen Ausschuß  des  Reichseisenbahnrats  behandelt,  sodann  am 
30.  August  vom  Plenum  beraten  werden.  (190) 

Schiffsverkehr. 

Die  Außenhandelsstelle  für  Schiffe  hat  folgende 
Richtlinien  für  die  Fakturierung  und  Ablieferung  von  De- 
visen bei  der  Erteilung  von  Ausfuhrbewilligungen  er- 
lassen: 

Bei  Verkäufen  von  Schiffen  und  Fahrzeugen  nach  Ländern 
mit  Uberpariwährung  soll  nach  Möglichkeit  in  der  Währung  dieses 
Landes  fakturiert  werden.  Wird  in  dieser  Währung  abgeschlossen, 
so  sind  die  hereinkommenden  Devisen  mindestens  zu  33%  v.  H.,  bei 
gebrauchten  Schiffen  mindestens  zu  50  v.  H.  der  Reichsbank  zuzu- 
führen. Auslandsaufträge  unter  dem  Wert  von  200  000  M.  werden 
hiervon  nicht  betroffen,  ln  besonders  gelagerten  Fällen  kann 
der  Reichsbevollmächtigte  Ausnahmen  zulassen. 

Für  gebrauchte  Luxusboote  wird  die  Verkaufs-  und  Aus- 
fuhrgenehmigung grundsäßlich  nur  dann  erteilt,  wenn  in  hoch- 
valutarischer Währung  mit  angemessenen  Preisen  fakturiert  wird. 
Bei  Verkäufen  nach  Unterpariländern  der  nordöstlichen  Ubersee- 
staaten ist  Fakturierung  in  engl.  Pfund,  nach  solchen  der  süd- 
östlichen Staaten  in  Schweizer  Franken  erforderlich,  sofern  nicht 
in  anderer  Uberpariwährung  verrechnet  wird. 
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Dabei  ist  erforderlich,  daß  n a ch  w e i s 1 i ch  der  in  Frage 
kommende  Devisenbetrag  ausländischen  Ursprungs  und  nicht 
etwa  im  deutschen  Devisenmarkt  aufgebracht  ist.  Im  leßteren 
Falle  würde  die  Bewilligung  ebenfalls  versagt  werden.  (186.) 


Wie  wir  erfahren,  haben  die  Hugo  Siinnes-Linien, 
Hamburg,  den  ehemals  deufschen  Doppelschrauben-Dampfer 
„Bahia  Castillo“  von  der  Entente  zuriickgekauft.  Dieser  Dampfer, 
der  einen  Rauminhalt  von  etwa  10  000  Brutto-Register-Tonnen 
hat,  ist  zum  Teil  umgebaut  und  neu  eingerichtet.  Der  iebt  den 
Namen  „General  Belgrano“  führende  Dampfer  wird  in  den  Siid- 
amerikaverkehr  eingestellt,  ln  den  einfachen,  sehr  gut  einge- 
richteten Kajütskabinen  können  etwa  120  Passagiere  befördert 
werden.  Das  außergewöhnlich  geräumige  Promenadendeck 
bietet  weitgehendste  Bewegungsmöglichkeit.  Besonders  vorteil- 
hafte Reisegelegenheit  bietet  sich  den  Reisenden  in  der  dritten 
Klasse.  Ein  Teil  des  ehemaligen  Zwischendecks  dieses 
Dampfers  ist  vollständig  umgebaut  und  mit  Kammern  versehen, 
in  denen  Familien  von  4 bis  6 Personen  beguem  untergebracht 
werden  können.  Ein  besonderer  Speisesaal  ist  für  die  dritte 
Klasse  vorgesehen.  Für  Reisende,  die  auf  eine  möglichst  billige, 
aber  doch  angenehme  Überfahrt  Wert  legen,  ist  in  dem  ebenfalls 
neu  eingerichteten  Wohndeck  Vorsorge  getroffen. 

Das  Schiff  soll  in  der  ersten  Hälfte  September  abfahren  und 
die  Häfen  Coruna,  Vigo,  Leixoes,  Lissabon,  Bahia,  Rio  de  Janeiro, 
Santos,  Montevideo  und  Buenos  Aires  anlaufen.  (191.) 

Die  Handelsvertragsverhandlungen 
mit  Spanien. 

Nachdem  Ministerialdirektor  von  Stockhammer  aus  Madrid 
zurückgekehrt  war,  um  im  Juli  die  Führung  der  Verhand- 
lungen mit  Polen  in  Warschau  zu  übernehmen,  wurden 
die  Beratungen  mit  der  spanischen  Regierung  in  Madrid  unter 
Leitung  des  Ministerialrats  Wohlmannstetter  fortgeseßt.  Die  am 
29.  Mai  d.  Js.  von  der  spanischen  Regierung  vertragswidrig  fest- 
geseßten  Valutazuschläge,  deren  Wirkung  sich  einseitig 
gegen  Deutschland  richten  mußte,  bildeten  seitdem  fast  das 
alleinige  Verhandlungsthema.  Die  Bemühungen  der  deutschen 
Delegation,  die  beinahe  80%ige  Zollerhöhung  zu  beseitigen,  er- 
gaben die  gefühlsmäßige  Erkenntnis,  daß  spanischerseits  der 
Valutazuschlag  in  der  Hauptsache  und  wahrscheinlich  auf  Drän- 
gen einer  ausländischen  Macht  nur  deshalb  eingeführt  worden 
war,  weil  Spanien  dadurch  ein  Kompensationsobjekt  erlangen 
wollte,  um  Deutschland  zum  Verzicht  auf  sein  Meistbegünsti- 
gungsrechf  aus  dem  alfen  noch  geltenden  Handelsvertrag  zu 
zwingen,  soweit  sich  daraus  ein  Anspruch  auf  die  Behandlung 
deutscher  Einfuhrgüter  nach  dem  Minimalzolltarif  ergibt.  Der 
kürzlich  erfolgte  Abschluß  eines  neuen  Handelsabkommens 
zwischen  Spanien  und  Frankreich,  der  auf  die  Anwendung  des 
spanischen  Minimalzolltarifs  noch  die  Einräumung  gewisser, 
auf  Grund  des  bestehenden  Vertrages  mit  Spanien  auch 
Deutschland  zugute  kommender  Ermäßigungen  festlegte,  läßt 
weitere  Rückschlüsse  in  der  angedeuteten  Richtung  zu. 
Durch  das  Aufgeben  seiner  Ansprüche  auf  die  Gewährung 
der  Meistbegünstigung  bezüglich  des  spanischen  Minimaltarifs 
würde  Deutschland  gegenüber  Frankreich  nicht  nur  um  die 
Differenz  zwischen  dem  Minimal-  und  Maximaltarif  benachteilig 
worden  sein,  sondern  auch  noch  die  bis  zu  30  v.  H.  betragen- 
den Ermäßigungen  auf  den  Minimaltarif  verloren  haben,  die 
neuerdings  Frankreich  von  spanischer  Seite  zugestanden  wor- 
den sind. 

Die  im  Laufe  der  Beratungen  erlangte  Überzeugung,  aus  der 
Zurücknahme  des  Valutazuschlags  seitens  Spaniens  ein  Han- 
delsgeschäft zu  entwickeln,  änderte  die  Sachlage  soweit,  daß 
die  deutsche  Delegation  sich  genötigt  sah,  einstweilen  die  Ver- 
handlungen zu  unterbrechen,  um  zwecks  Einholung  neuer  In- 
struktionen nach  Deutschland  zurückzukehren. 

Es  ist  bekannt,  daß  die  Handelskammer  in  Navarra  sich  in 
einer  Eingabe  an  die  spanische  Regierung  bereits  energisch  für 
eine  beschleunigte  Zurücknahme  der  Valutazuschläge  ausge- 
sprochen hat.  Diesem  Vorgehen  haben  sich  inzwischen  auch 
Kreise  der  spanischen  Landwirtschaft,  Zeitungen  und  Abgeord- 
nete ländlicher  Distrikte  angeschlossen,  indem  sie  darauf  hin- 
wiesen, daß  es'  mindestens  unklug  sei,  die  Einfuhr  deutscher 


Fabrikate  zu  unterbinden,  deren  Beschaffung  im  wesentlichen 
zur  Förderung  der  spanischen  Volkswirtschaft  dienten.  Die  Land- 
wirtschaft befürchtet  außerdem  mit  Recht,  daß  ihr  ein  will- 
kommenes Absaßgebiet  für  ihre  südländischen  Erzeugnisse 
gänzlich  verschlossen  werden  könnte.  Wahrscheinlich  spielt 
dabei  auch  die  Erkenntnis  eine  Rolle,  daß  Frankreich,  obwohl 
es  in  seinem  neuen  Wirtschaftsabkommen  mit  Spanien  gewissen 
spanischen  Landesprodukten  eine  bevorzugte  Zolllarifierung  ein- 
geräumt hat,  es  demnächst  verstehen  wird,  die  mit  den  eigenen 
südfranzösischen  Landeserzeugnissen  stark  konkurrierenden 
spanischen  Zufuhren  fernzuhalten,  und  daß  Spanien  durch  sein 
Vorgehen  auf  das  falsche  Pferd  geseßt  hat. 

Die  Wiederaufnahme  der  Wirtschaftsvcrhandlungen  ist  deut- 
scherseits für  den  Herbstbeginn  in  Aussicht  gestellt  worden.  Es 
darf  angenommen  werden,  daß  sich  bis  dahin  ein  gewisser  Um- 
schwung in  den  Anschauungen  maßgebender  Kreise  Spaniens 
vollziehen  wird,  deren  Einfluß  der  Fortseßung  unserer  Bemühun- 
gen einen  besseren  Rückhalt  sichern  dürfte.  B.  (187.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Geseß  zur  Ausführung  des  Staatsvertrags  über  den  Über- 
gang der  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich.  29.7. 
(RGbl.  Teil  II,  S.  693.) 

Luftverkehrsgesetz.  1.  8.  (RGbl.  Teil  I,  S.  681.) 

Der  Präsident  der  Reichsgetreidestelle  erließ 
eine  Bekanntmachung  über: 

Leihweise  Überlassung  von  Säcken,  insbesondere  Leih- 
gebühren und  Preise  der  Säcke.  3.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  4.  August). 

Die  Reichsmonopolverwaltung  für  Brannt- 
wein erließ  eine  Bekanntmachung  über: 

Bezugsbedingungen  für  unverarbeiteten  Branntwein. 
3.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  7.  August). 

Der  Reichskohlenrat  erließ  eine  Bekanntmachung 
über: 

Einfuhr  von  Kohle  auf  dem  Landwege  und  Ausfuhr 
von  Kohle.  29.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  31.  Juli). 

Der  Ausschuß  für  Schwefelsäure  erließ  Bekannt- 
machungen über: 

Schwefelsäurepreise.  4.  8.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  7.  August).  ’ 

Lieferungsbedingungen  des  Ausschusses  für 
Schwefelsäure.  4.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  7.  August). 

Die  Reichsregierung  erließ  eine  Verordnung  über: 

Ablauf  von  Vorleg  ungs-,  Protest  - und  Benach- 
richtigungsfristen. 1.  8.  (RGbl.  Teil  1,  S.  690.) 

Der  Reichsarbeitsminister  erließ  eine  Verordnung 
über: 

Neuwahlen  der  Beisitzer  bei  den  Gewerbegerichten  und 
den  Kaufmannsgerichien  und  Änderungen  von  Schlichtungs- 
ausschußbezirken im  ehemaligen  oberschlesischen  Abstimmungs- 
gebiete. 1.  8.  (RGbl.  Teil  I,  S.  691.) 

Der  Reichsverkehrsminister  erließ: 

Eine  Eisenbahn-Verkehrsordnung.  24.  7.  (RGbl. 
Teil  II,  S.  704.) 

Eine  Verordnung  über  gerichtliche  Vertretung  des  Reichs  in 
Angelegenheiten  des  Reichswasserschutzes.  31.  7. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  10.  8.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erließ: 

Ergänzungsverordnung  zur  Verordnung  betr.  steuerliche 
Behandlung  der  Deutschen  in  den  auf  Grund  des  Friedens- 
vertrags aus  dem  Deutschen  Reiche  ausgeschiedenen  Gebieten 
und  im  Saarbeckengebiete  (RGbl.  S.  1260).  8.  8.  (RGbl.  Teil  I, 
S.  692.) 

Verordnung  über  Umrechnung  fremder  Währungen 
bei  der  Berechnung  des  Wechselslempels.  1.  8.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  10.  8.) 

Verordnung  über  Zahlung  der  Zölle  in  Gold.  10.  8.  (Deut- 
scher Reichsanzeiger  vom  11.  8.) 

Die  Reichsschuldenverwaltung  erließ  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Ausreichung  neuer  Z i n s b o g e n.  4.  8.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  10.  8.) 

Der  Reichswirtschaftsminister  erließ  Bekannt- 
machungen über: 
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Änderung  der  Bekanntmachung  betr.  Ausfuhrerleich- 
terungen. 27.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  8.  8.) 

Regelung  der  Schrottwirtschaft.  22.  7.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  9.  8.) 

Der  Präsident  des  Reichsausschusses  für 
Schiffbau  und  Schiffsablieferung  erlief  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Beschlagnahme  von  Fahrzeugen  für  das  Reich.  8.  8. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  8.  8.) 

Das  P r e u ß.  Oberbergami  erlief  eine  Bekanntmachung 
über: 

Zulassung  von  Sprengstoffen.  2.  8.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  9.  8.)  (182.) 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen 

(Ohne  Gewähr.) 

Warennachfragen. 

W.  8650.  Eine  Firma  in  Belgrad  wünscht  Nähmaschinen  zu 
kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8651.  Eine  Firma  in  Port  Said  benötigt  sanitäre  Ein- 
richtungen, Sessel,  Spiegelglas,  eiserne  Betten  und  Röhren. 
(Korr,  engl.) 

W.  8652.  Eine  Firma  in  London  braucht  Zuckerfabrikein- 
richtungen. (Korr,  engl.) 

W.  8653.  Eine  Firma  in  Belgrad  sucht  Eisenbetten  und 
lutesäcke  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8654.  Eine  Firma  in  Banbury  wünscht  Menschenhaar  zu 
kaufen.  (Korr,  engl.) 

W.  8655.  Eine  Firma  in  Bukarest  braucht  Papiertapeten 
und  Stoffe  für  Wandverkleidungen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8656*.  Eine  Firma  in  Mailand  benötigt  Hanfschläuche, 
Sensen,  Sicheln,  Gabeln,  Emailgeschirr,  Kücheneinrichtungen, 
Eisenwaren,  Feilen,  Leder  und  Pappe.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8657.  Eine  Firma  in  Barcelona  sucht  Lackleder  zu 
kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8658*.  Eine  JTrma  in  Manchester  wünscht  Glaswaren, 
Pianos,  Motore  und  Eisenwaren  zu  kaufen.  (Korr,  engl.) 

W. 8659.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Lithographie- 
leder. (Korr,  engl.) 

W.  8660.  Eine  Firma  in  Karachi  braucht  Alaun,  Bittersalz, 
Bleichpulver,  Kristallsoda,  Kupfervitriol,  Oxal-  und  Weinstein- 
säure, Salmiak  und  B.erlinerblau.  (Korr,  engl.) 

W.  8661.  Eine  Firma  in  Wien  wünscht  mit  Kokosspinnereien 
in  Verbindung  zu  treten. 

W.  8662.  Eine  Firma  in  Sofia  benötigt  Maler-  und  Signier- 
schablonen. (Korr,  deutsch.) 

W.  8663*.  Eine  Firma  in  Lissabon  braucht  Haus-  und 
Küchengeräte  aus  Glas,  Porzellan  und  Email.  (Korr,  franz.) 

W.  8664.  Eine  Firma  in  Kairo  sucht  Korallenperlen  zu 

kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8665.  Eine  Firma  in  Krakau  braucht  Heißluftmotore. 
(Korr,  deutsch.) 

W.  8666.  Eine  Firma  in  Wien  benötigt  Rundstühle  für 

Seiden-  und  Baumwolllrikotstoffe. 

W.  8667.  Eine  Firma  in  Twickenham  sucht  kleine  Glas- 
haarbürsten zu  kaufen.  (Korr,  engl.) 

W.  8668.  Eine  Firma  in  Verdun  wünscht  Messer,  Gabeln, 
Spiegel,  Bürsten,  elektrisches  Material,  Seiden-  und  Samt- 
bänder zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

Vertretungen. 

W.  8669.  Eine  Firma  in  Madrid  sucht  Vertretungen  für 

Eisenwaren  und  Nahrungsmittel  zu  übernehmen.  (Korr,  span., 
franz.) 

W.  8670.  Eine  Firma  in  Kairo  wünscht  Vertretungen  für 

Ledergalanteriewaren  und  Kunstblumen  zu  übernehmen.  (Korr, 
franz.) 

W.  8671*.  Eine  Firma  in  Li  bau  sucht  Vertretungen  für  ge- 
trocknete Früchte,  Emailkochgeschirr,  gebogene  Möbel,  Sensen, 
Manufakturwaren,  Spißen,  Aluminiumgeschirr  und  für  antiseptische 
Watte  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8672*.  Eine  Firma  in  Vancouver  wünscht  Vertre- 
tungen für  Kistenbretter  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.) 

W.  8673*.  Eine  Firma  in  San  Salvador  sucht  Vertre- 
tungen aller  für  Amerika  in  Betracht  kommenden  Artikel  zu 
übernehmen.  (Korr,  span.,  franz.,  engl.) 


W.  8674.  Eine  Firma  in  Sofia  wünscht  Vertretungen  für 
Flaschen  aller  Art  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz.) 

W.  8675*.  Eine  Firma  in  Bahia  wünscht  Vertretungen  für 
Papier,  Glas  und  Porzellan  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.,  engl., 
port.,  span.) 

W. 8676*.  Eine  Firma  in  Mühlhausen  sucht  Vertre- 
tungen für  technische  Artikel  und  Drogen  zu  übernehmen.  (Korr, 
franz.,  deutsch.) 

W.  8677*.  Eine  Firma  in  Norrköping  wünscht  Vertre- 
tungen für  Kammgarn  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  engl.) 

W.  8678*.  Eine  Firma  in  Smyrna  sucht  Vertretungen  für 
Eisen-,  Glas-  und  Textilwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  engl., 
franz.,  ital.) 

W. 8679*.  Eine  Firma  in  Santiago  de  Chile  wünscht 
Vertretungen  für  Wirkwaren,  Handschuhe  und  Hüte  zu  über- 
nehmen. (Korr,  franz.,  span.) 

W.  8680*.  Eine  Firma  in  Triest  sucht  die  Vertretung  einer 
Buchholzmöbelfabrik  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.) 

W.  8681*.  Eine  Firma  in  Santiago  de  Chile  wünscht 
Vertretungen  aller  Rohprodukte  für  die  Eisengießerei  zu  über- 
nehmen. (Korr,  span.,  franz.) 

W. 8682*.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  sucht  Vertre- 
tungen für  Luxus-  und  Bazarartikel  zu  übernehmen.  (Korr, 
deutsch,  span.,  engl.) 

W.  8683.  Eine  Firma  in  Mailand  wünscht  Vertretungen  für 
Neuheiten  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch.) 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  sind  bei  Angabe  der  bei- 
gefügten Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  durch  das 
Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  Berlin  SW  48, 
Wilhelmstr.  30/31,  zu  erfahren.  Eine  Weitergabe  der  Adressen 
an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * bezeichneten 
Firmen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  besondere 
Schreibgebühr  von  5 Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls  von  dem 
genannten  Sekretariat  mitgeteilt  werden.  Zahlungen  sind  auf 
das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allgemeinen  Correspon- 
denz-G.  m.  b .H.,  Berlin  NW,  Nr.  106  998,  mit  der  Bezeichnung 
„Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  „Warenangebote  und  -nach- 
fragen“  zu  leisten.  I.  u.  Hztg.  (165.) 

Betrifft  Vereinigte  Staaten. 

E. 263.  Eine  Firma  in  New  York  bietet  Zudcer, . Macca- 
roni,  Reis,  getrocknete  Früchte,  Bohnen,  kondensierte  Milch, 
sterilisierte  Milch,  künstlichen  Dünger,  Benzin,  Benzol  und  Che- 
mikalien an. 

E.264.  Eine  amerikanische  Firma  bietet  Tabak  an. 

E.  265.  Eine  Firma  in  B e 1 1 e v i 1 1 e bietet  Füll  - Signier- 
pinsel an. 

E.  267.  Eine  Firma  in  New - Orleans  bietet  Reis,  Zucker, 
Benzin,  Kerosine,  Brennöl,  mexikanisches  Rohöl,  Eisenbahn- 
schwellen an. 

E.  269.  Eine  Firma  in  Texas  sucht  einen  Vertreter  zum 
Vertrieb  ihrer  Lastautos. 

E. 270.  Eine  Firma  in  Brooklyn  bietet  Mehl  und  Futter- 
mittel an. 

1.758.  Eine  amerikanische  Firma  sucht  Nitral-Ammoniak  und 
Calcium-Chlorit  zu  kaufen. 

1. 759.  Eine  Firma  in  Ohio  sucht  die  Vertretung  deutscher 
Firmen  auf  Kommissionsbasis  oder  direkte  Verkaufsagentur  zu 
übernehmen. 

1. 760.  Eine  Firma  in  Ohio  wünscht  Spielzeug,  elektrische 
Neuheiten,  Kombinationsschlösser,  Auiomobil-Windschußreiniger 
und  kleine  Neuigkeiten  zu  kaufen. 

1.761.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Schreibmate- 
rialien, Bürobedarfsartikel,  Neuheiten,  Tabakpfeifen,  Kurzwaren, 
Nadeln  und  Spielzeug. 

1.764.  Eine  Firma  in  Duluth  benötigt  Radio-Dedukter  und 
Verstärkungsröhren. 

1. 769.  Eine  Firma  in  New  York  wünscht  einen  Vertreter 
für  Harze,  Bauholz  und  Lebensmittel  in  Deutschland. 

1.  770.  Eine  Firma  in  C a n t o n sucht  Pistolen  zu  kaufen. 

1. 772.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Zelluloid  in  Ta- 
feln und  Stücken. 

Angebote  usw.  sind  mit  dem  erforderlichen  Ausland- 
porto sowie  der  angegebenen  Chiffrenummer  zu  ver- 
sehen und  an  die  Amerikanische  Handelskammer,  Berlin  W 8, 
Friedrichstr.  59/60,  zur  Weitergabe  einzusenden. 

I.  u.  Hztg.  (168.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Kostenerstattung;  für  gerichtliche  Gutachten  der 
Handelskammern. 

Zu  der  Frage  der  Kostenerstattung  für  gerichtliche  Gut- 
achten der  Handelskammern  hat  eine  von  dem  D.  1.  u.  H.  veran- 
staltete Rundfrage  ergeben,  daß  es  im  allgemeinen  nicht  für 
zweckmäßig  erachtet  wird,  die  Aufwendungen,  welche  den  Han- 
delskammern zur  Vorbereitung  eigener  Gutachten  durch  Befra- 
gung von  Firmen  oder  Einzelpersonen  entstehen,  wieder  den 
Gerichten  in  Rechnung  zu  stellen.  Es  wird  die  Befürchtung  nicht 
von  der  Hand  zu  weisen  sein,  daß  die  Gerichte  hierdurch  unter 
Umständen  veranlaßt  werden,  sich  aus  finanziellen  Gründen  künf- 
tighin bei  der  Befragung  der  Handelskammern  Zurückhaltung 
aufzuerlegen.  Damit  würde  aber  der  Einfluß,  den  die  Handels- 
kammern durch  ihre  gutachtlichen  Äußerungen  auf  die  Rechts- 
bildung ausüben,  verloren  gehen  oder  zum  mindesten  sich  ver- 
ringern, was  im  Interesse  einer  den  Bedürfnissen  von  Handel 
und  Industrie  angepaßien  sachverständigen  Rechtssprechung 
außerordentlich  zu  bedauern  wäre  und  durch  die  etwaigen  geld- 
lichen Ersparnisse  nicht  wett  gemacht  würde. 

Anders  wird  allerdings  die  Frage  zu  beurteilen  sein,  wenn 
die  Gerichte  Fragen,  die  nicht  von  der  Kammer  als  solche  be- 
handelt und  beraten,  sondern  nur  von  einzelnen  Sachverständi- 
gen, oft  erst  auf  Grund  komplizierter  Untersuchungen  entschie- 
den werden  können,  zur  Begutachtung  zu  steilen.  Hier  wird  den 
Gerichten  zweckmäßiger  Weise  nahezulegen  sein,  daß  die  Han- 
delskammer zwar  zur  Vermittlung  bei  der  Benennung  eines  ge- 
eigneten Gutachters  bereit  isi,  dem  naturgemäß  dann  auch  die 
gerichtlichen  Gebühren  zufließen,  daß  aber  von  einer  unmittel- 
baren gutachtlichen  Stellungnahme  der  Kammer  selbst  zu  den 
aufgeworfenen  Fragen  abgesehen  werden  muß.  Das  wird 
namentlich  auch  bei  der  Einforderung  von  Gutachten  in  beson- 
ders komplizierten  Fragen,  die  nicht  im  allgemeinen,  sondern 
nur  im  Interesse  eines  einzelnen  Gewerbetreibenden  in  Angriff 
genommen  werden  und  einen  besonders  großen  Kostenaufwand 
verursachen,  am  Plaße  sein. 

Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  hat  im 
übrigen,  wie  vom  Landesausschuß  der  preußischen  Handels- 
kammern bekannt  gegeben , wird,  vor  einiger  Zeit  in  der  Ange- 
legenheit folgenden  Standpunkt  eingenommen: 

„Die  Erstattung  von  Gutachten  stellt  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  und  übrigens  auch  eines  der  wertvollsten  Rechte 
der  Handelskammern  dar.  Die  zur  Erfüllung  ihrer  geseßlichen 
Aufgaben  erforderlichen  Kosten  muß  die  Handelskammer  nach 
dem  geltenden  Recht  selbst  tragen.  Zu  einer  Heranziehung 
der  staatlichen  Verwaltungsbehörden  oder  Gerichte  zu  Ge- 
bühren sind  die  Handelskammern  nicht  berechtigt.  Die  Heran- 
ziehung von  Interessenten,  in  deren  Angelegenheit  die  Aus- 
künfte erfordert  werden,  kommt  meines  Erachtens  nicht  in 
Frage,  wenn  die  Handelskammer  nicht  unmittelbar  diesen, 
sondern  den  Gerichten  usw.  ihre  Dienste  leistet.  Ich  glaube 
auch,  daß  angesichts  der  Steigerung  der  sonstigen  Unkosten 
der  Handelskammern  der  Mehrbedarf  für  Postgebühren  bei 
der  Erstattung  von  Gutachten  und  der  Ernennung  von  Sach- 
verständigen nicht  als  unerträglich  anzusehen  ist.“ 

Vgl.  29,  Jahrg.  S.  32. 

Erhöhung  des  Mindestkapitals  der  G.  m.  b.  H.  nnd 
Aktiengesellschaften. 

Von  verschiedenen  Handelskammern  ist  die  Notwendigkeit 
einer  soforiigen  Heraufseßung  des  für  die  Gründung  einer 
G.  m.  b.  H.  und  Aktiengesellschaft  erforderlichen  Mindestkapitals 
entsprechend  der  heutigen  Geldentwertung  betont  worden,  ln 
Vorschlag  gebracht  wird  für  die  G.  m.  b.  H.  ein  Kapital  von 
100  000—200  000  M.  Begründet  wird  eine  derartige  Maßnahme 
mit  dem  Hinweis  auf  die  in  verschiedenen  Bezirken  bei  der 
Gründung  von  Gesellschaften  der  genannten  Art  in  die  Erschei- 
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nung  getretenen  Unzuträglichkeiten,  welche  zum  größten  Teil  ihren 
Ursprung  in  dem  nach  heutigen  Verhältnissen  zu  niedrigen 
Grundkapital  haben. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  zu  diesen  Fragen  Stellung  zu  neh- 
men und  uns  eine  Mitteilung  darüber  zukommen  zu  lassen,  wel- 
ches Mindestkapital  für  die  Gründung  einer  G.  m.  b.  H.  und 
Aktiengesellschaft  für  notwendig  gehalten  wird.  Ferner  sind 
nähere  Angaben  erwünscht,  ob  und  eventuell  welche  Mißstände 
durch  den  geringen  Betrag  des  erforderlichen  Grundkapitals 
in  den  Bezirken  verursacht  worden  sind.  Vgl.  29.  Jahrg.  S.  114. 

Erhöhung  der  Höchstgrenzen  für  Eostauftrüge  und 
Postanweisungen. 

Aus  verschiedenen  Handelskammerbezirken  sind  dem  D.  1. 
u.  H.  Klagen  darüber  zugegangen,  daß  die  Höchstgrenze  für  den 
durch  Postauftrag  einzuziehenden  Betrag  von  5000  M.  infolge 
der  heutigen  Geldentwertung  viel  zu  niedrig  sei.  Vielfadi  sei 
es  üblich,  daß  Firmen  die  fälligen  Redinungsbeträge  durch  Post- 
auftrag einziehen.  Da  aber  die  Monatsrechnungen,  die  gegen- 
wärtig ausgestellt  werden,  diese  Höchstgrenze  meist  um  ein 
vielfaches  überschreiten,  entstehe  den  Ausstellern  eine  unnötige 
und  zeitraubende  Arbeit  dadurch,  daß  für  einen  Kunden  oft 
mehrere  Postaufträge  ausgestellt  werden  müssen. 

Ebenfalls  sei  die  durch  Postanweisung  einzahlbare  Höchst- 
summe  von  2000  M.  bei  der  heutigen  Geldentwertung  unzu- 
reichend. 

Der  D.  I.  u.  H.  trat  daher  beim  Reichspostminister  dafür  ein, 
daß  die  Höchstgrenze  für  Postaufträge  und  Postanweisungen  der 
Geldentwertung  entsprechend  erhöht  werde. 

Neuordnnng  der  deutschen  Hütertarife. 

Bei  der  beabsientigten  Umgestaltung  der  Tarife  handelt  es 
sich  um  die  Teile  11  des  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarifs.  Der 
jeßige  Zustand  ist  der,  daß  nicht  nur  die  Binnentarife  der  einzelnen 
früher  selbständigen  Eisenbahnneße,  sondern  auch  die  für  den 
Wechselverkehr  dieser  Neße  untereinander  herausgegebenen 
Wechseltarife  noch  fortbestehen.  Alle  diese  Tarife,  deren  Zahl 
sich  auf  etwa  30  beläuft,  werden  zurzeit  noch  besonders  fort- 
geführt und  auf  dem  laufenden  erhalten,  wodurch  ein  erheb- 
licher Aufwand  an  Arbeiten  und  Druckkosten  entsteht.  Bereits 
vor  dem  Kriege  waren  die  deutschen  Eisenbahnen  übereinge- 
kommen, die  Wechseltarife  in  grundlegender  Weise  zusammen- 
zufassen. Diese  Arbeiten  wurden  durch  den  Krieg  unterbrochen. 
Nachdem  inzwischen  die  deutschen  Bahnen  in  der  Hand  des 
Reiches  vereinigt  sind,  ergibt  sich  von  selbst,  auch  auf  diesem 
Gebiet  eine  Umgestaltung  und  Vereinfachung  vorzunehmen.  Das 
Ziel  kann  nur  darin  bestehen,  daß  ein  Gesamttarif  für  das  ganze 
Gebiet  der  Reichsbahn  geschaffen  wird,  durch  den  alle  nodi 
geltenden  Binnen-  und  Wechseltarife  zusammengefaßt  werden. 
Diese  Vereinigung  trägt  nicht  nur  äußerlich  den  jeßigen  Eigen- 
tums- und  Betriebsverhältnissen  Rechnung,  sondern  sie  bedeutet, 
was  das  Maßgebende  ist,  auch  sachlich  eine  durchaus  notwen- 
dige und  zweckmäßige  Maßnahme.  Aus  den  Kreisen  von  Handel 
und  Industrie  sowohl  wie  auch  von  den  Bediensteten  der  Reichs- 
bahn wird  immer  wieder  darauf  hingewiesen,  daß  die  Weiter- 
führung der  jeßigen  Tarife  keinen  Sinn  mehr  hat,  und  die  Aus- 
gabe eines  Einheitstarifs  im  Interesse  einer  leichteren  Hand- 
habung des  Tarifmaterials  gefordert. 

ln  seiner  äußeren  Anordnung  würde  sich  der  neue  Gesamt- 
tarif dem  bewährten  Muster  des  Norddeutschen  Binnentarifs 
d.  h.  des  Preußisch-Hessischen  Staatsbahn-  und  Privatbahn- 
gütertarifs anpassen.  Wie  bei  diesem  würden  die  Tarifbestim- 
mungen in  einem  Teilhefte  A,  die  Entfernungen  im  Teilheft  B 
und  die  Frachtsäße  und  Ausnahmetarife  in  den  Heften  C la, 
C 1b  und  C II  erscheinen.  Diese  Einteilung  hat  sich  durchaus  be- 
währt, der  Tarif  hat  sich  bei  der  Geschäftswelt  wie  bei  den 
Dienststellen  der  Eisenbahn  gut  eingeführt  und  gegen  seine 
Brauchbarkeit  werden  von  keiner  Seite  Einwendungen  erhoben. 
Die  Handhabung  wird  dadurch  hauptsächlich  erleichtert,  daß  die 
im  Heft  B zusammengefaßten  Kilometertafeln  I und  II,  welche 
die  Entfernungen  zwischen  allen  in  den  Tarif  aufgenommenen 
Stationen  enthalten,  in  eine  große  Anzahl  von  Teilheften  zerlegt 
sind.  Dies  bietet  den  großen  Vorteil,  daß  jede  Station  nur  mit 
denjenigen  Teilheften  ausgerüstet  zu  werden  braucht  und  jeder 
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Verkehrsireibende  nur  diejenigen  Teilhefte  beziehen  kann,  an 
denen  sie  ein  Interesse  haben.  Dies  Verfahren  würde  auch 
bei  dem  neuen  Tarif  beibehalten  werden.  Dadurch  wird  die 
natürlich  sehr  umfangreiche  Kilometerfafel  11  in  der  praktischen 
Anwendung  zu  einem  sehr  handlichen  Tarifbehelf.  Da  außerdem 
bestimmte  Vereinfachungen  in  Aussicht  genommen  sind,  so 
wird  der  neue  Entfernungszeiger  des  Gesamttarifs  vor- 
aussichtlich keinen  gröfeeren  Umfang  haben  als  bei  dem 

jefeigen  Norddeutschen  Tarif.  Die  Behauptung,  dafe  der 

neue  Tarif  zu  umfangreich  und  unübersichtlich  werde,  ist 
deshalb  völlig  unbegründet.  Seine  Anwendung  wird  sich 

genau  so  einfach  gestalfen  wie  bei  den  jefeigen  Norddeut- 

schen Tarif.  Andererseits  bietet  er  den  grofeen  Vorteil,  dafe  er 
alle  jefeigen  Tarife  in  sich  vereinigt;  das  Publikum  wie  die  Eisen- 
bahn braucht  in  Zukunft  nur  mit  einem  einzigen  Tarif  zu  arbeiten. 

Die  Mitglieder  werden  noch  einmal  gebeten,  ihre  Stellung- 
nahme innerhalb  der  nächsten  14  Tage  dem  D.  I.  u.  H.  bekannt  zu 
geben.  Vgl.  S.  45. 


Entwarf  einer  Preußischen  Städte-  und 
Eandgemeindeordnung. 

Wir  machen  die  Handelskammern  darauf  aufmerksam,  dafe 
der  Entwurf  einer  Preufeischen  Städte-  und  Landgemeindeordnung 
(Drucksache  des  Preufeischen  Staatsrats  1922  Nr.  233  und  2341 
bei  der  Preufeischen  Verlangsanstalt,  Berlin  SW,  Ritterstrafee  50, 
zum  Preise  von  84  M.  erhältlich  ist. 


Außenhandel. 

„Rheinlanddank.“ 


nen,  sind  sie  bemüht,  sich  im  Hinblick  auf  die  bevorstehende 
Herbstbestellung  bereits  jetzt  mit  den  erforderlichen  Mengen  ein- 
zudecken. Der  Süden  Frankreichs  ist  allerdings  zunächst  noch 
zurückhaltend;  es  wird  aber  erwartet,  dafe  auch  von  dort  bald 
Aufträge  in  reichlicher  Anzahl  eingehen  werden.  Knochendünger 
ist  nach  wie  vor  knapp,  die  Nachfrage  übersteigt  das  Angebot 
bei  weitem.  Schlacke  begegnet  in  den  lefeten  Wochen  lebhafter 
Nachfrage;  die  Bestände  sind  gering.  Man  hegt  jedoch  die 
Hoffnung,  dafe  die  Stahlwerke  bald  wieder  in  der  Lage  sein 
werden,  gröfeere  Mengen  zur  Verfügung  zu  stellen,  so  dafe  die 
Exporttätigkeit  wieder  aufgenommen  werden  kann.  Die  Lager  in 
französischem  Ammoniak-Sulfat  sind  erschöpft;  auf  dem  Markte 
wird  ausschliefelich  importiertes  Ammoniak-Sulfat 
gehandelt. 


Beteiligung  Deutschlands  an  der  internationalen 
Baumwollkonferen®  in  Bio  de  Janeiro. 

Das  Deutsche  Reich  wird  auf  der  internationalen  Baumwcll- 
konferenz  in  Rio  de  Janeiro  durch  Morife  Schanfe  in  Chemnife 
und  Oskar  G.  Mors  in  Sao  Paulo  vertreten  sein. 


Mit  Genehmigung  der  Reichsregier.ung  wird  unter  dem 
Namen  Rheinlanddank“  eine  Sammlung  für  rheinländische  und 
saarländische  Heimat-  und  Wohlfahrtspflege  veranstaltet.  Der 
Rheinlanddank“  ist  das  einzige  behördlich  genehmigte  Unter- 
nehmen dieser  Art.  Der  „Rheinlanddank"  verdient  nach  unserer 
Auffassung  jede  Uniersiüfeung.  Es  ist  erwünscht,  wenn  sich 
caritative  Unternehmungen  dieser  Art  zusammentun,  um  durch 
eine  grofee  gemeinschaftliche  Aktion  die  nötige  Stofekraft  zu 
besifeen. 

Frankreich. 

Aus  der  lefeten  Zeit  sind  folgende  Entwicklungen  des  fran- 
zösischen Wirtschaftslebens  bemerkenswert: 

1.  Färberei-Industrie. 

Die  aus  Deutschland  eingegangene  Nachricht,  wonach  die 
Krefelder  Färbereien  eine  beträchtliche  Preiserhöhung  be- 
schlossen hätten,  ist  in  Lyon  mit  grofeer  Genugtuung  aufgenom- 
men worden,  da  man  sich  hiervon  ein  Nachlassen  der  deutschen 
Konkurrenz,  besonders  in  Bändern  und  Velours,  verspricht.  Be- 
merkenswert ist,  dafe  nach  einer  kürzlich  veröffentlichten  Sta- 
tistik in  den  ersten  5 Monaten  des  laufenden  Jahres  von  der 
• Lyoner  Seiden-Indusine  312  200  kg  mehr  exportiert  wurden  als 
in  dem  gleichen  Zeitraum  des  vergangenen  Jahres,  wobei  noch 
besonders  ins  Gewicht  fällt,  dafe  der  Export  nach  Spanien  und 
Italien  bedeutend  nachgelassen  hat. 

2.  Chemische  Industrie. 

Die  Düngemittel-Erzeugung  steht  im  Vordergrund  des  Inter- 
esses  Verschiedene  Superphosphat-Werke  haben  bereits  den 
gröfeien  Teil  ihrer  Produktion  verkauft.  Käufer  sind  gegenwärtig 
vor  allem  die  inländischen  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  und 
Händler.  Da  die  Landwirte  mit  einem  Anziehen  der  Preise  rech- 


Kleinhandel und  Kleingewerbe. 

Äußere  Kennzeichnung  von  Waren. 

Die  Bekanntmachung  über  äufeere  Kennzeichnung  von  Waren 
vom  18.  Mai  1916  (RGbl.  S.  3801  ist  durch  die  Verordnung  vom 
19.  Mai  d.  J.  (RGbl.  S.  483)  in  wesentlichen  Punkten  geändert.  Da 
noch  gerichtliche  Verfahren  schweben,  die  auf  Grund  eines  Ver- 
stofees  gegen  die  früher  geltenden  Bestimmungen  über  die  äufeere 
Kennzeichnung  von  Waren  vom  18.  Mai  1916  eingeleitet  sind, 
bat  der  D.  1.  u.  H.  den  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirt- 
schaft, unverzüglich  dafür  einzufreten,  dafe  alle  derartigen  Ver- 
fahren sofort  niedergeschlagen  werden.  Vgl.  S.  117. 


Wucher. 

Die  Kaufmännische  Arbeitgebergemein- 
schaft für  den  Einzelhandel  zu  Hannover  sandte 
folgendes  Telegramm  an  den  Reichswirtschaftsminister:  „Die 

in  der  dringendsten  Not  zusammengetretenen  Vorstände 
sämtlicher  Fachgruppen  des  Hannoverschen  Einzelhandels,  hin- 
ter dem  sämtliche  Einzelbetriebe  mit  ihren  Angestellten  stehen, 
richten  an  den  Reichswirtschaftsminister  in  letzter  Stunde 
vor  dem  drohenden  Zusammenbruch  das  nachdrückliche  Er- 
suchen, sofortige  Mafenahmen  zur  Schaffung  einer  Notverord- 
nung zu  treffen,  welche  die  unter  gänzlich  anderen  Verhältnissen 
geschaffene  Verordnung  gegen  die  Preistreiberei  vom  8.  Mai  1918 
aufhebt  und  durch  eine  zeitgemäfee  ersefet.  Das  in  den  lefeten 
Wochen  und  Tagen  durch  die  vollkommene  Markentwertung  ver- 
ursachte ruckartige  Heraufschnellen  der  Warenpreise,  der  In- 
dustrie und  Grofehandel  durch  systematische  Anpassung  ihrer 
Verkaufspreise  unter  Abwälzung  auf  den  Einzelhandel  ohne  wei- 
teres Rechnung  tragen,  reifet  dem  durch  die  Wucherverord- 
nung in  seiner  Preissiellung  gefesselten  Einzelhandel  mit  wach- 
sender Beschleunigung  sein  Betriebskapital  aus  den  Händen  und 
wird  den  Einzelhandel  in  wenigen  Tagen  vor  die  vollständige 
Unmöglichkeit  stellen,  seine  Lager  zu  ergänzen.  Der  Einzelhandel 
erklärt  daher,  dafe  er  sich  gezwungen  sehen  wurde,  seine  Betriebe 
zu  schliefeen,  wenn  diesem  Ersuchen  nicht  siattgegeben  wird. 
Die  Folgen  dieses  Zusammenbruchs  für  die  gesamte  deutsche 
Wirtschaft  sind  zu  offenkundig,  als  dafe  auf  sie  hingedeutet  zu 
werden  braucht.“  S-  20’  49' 
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Die  Erhöhung  der  Ausfuhrabgaben  und  die 
Außenhandelskontrolle. 

Von  Dr.  Robert  Siegert,  Berlin. 


Der  wirischaftspolitische  Ausschuß  des  Reichswirt- 
schaftsrats hat  in  seiner  Sißung  am  17.  August  d.  J.  be- 
schlossen, der  vom  Reichswirtschaftsministerium  mit  Rück- 
sicht auf  den  neuen  Marksturz  beantragten  Erhöhung  der 
Ausfuhrabgaben  grundsäßlich  zuzustimmen.  Eine  Milde- 
rung gegenüber  dem  ursprünglichen  Plane  erfolgt  inso- 
fern, als  Waren,  die  vorwiegend  aus  ausländischen  Roh- 
stoffen hergestellt  werden,  von  der  Abgabenerhöhung 
befreit  sein  sollen.  Auch  bei  Waren  rein  inländischer  Er- 
zeugung soll  eine  Erhöhung  nicht  erfolgen,  wenn  dadurch 
die  Konkurrenz  Deutschlands  auf  den  ausländischen 
Märkten  ausgeschaltet  würde. 

Die  beiden  Einschränkungen,  die  der  Reichswirtschafts- 
rat an  seine  Zustimmung  geknüpft  hat,  stellen  das  Mindeste 
dessen  dar,  was  verlangt  werden  mußte,  wenn  überhaupt 
eine  deutsche  Ausfuhr  noch  möglich  sein  soll,  ln  richtiger  Er- 
kenntnis der  mit  der  Ausfuhrabgabe  verbundenen  schädi- 
genden Folgen  für  die  gesamte  deutsche 'Ausfuhr  gelang  es, 
Exporthandel  und  Industrie  zu  einer  Einheitsfront  zusam- 
menzuschließen und  gegenüber  der  ursprünglichen  Absicht 
wenigstens  die  nunmehr  beschlossene  Abwendung  der 
schlimmsten  Härten  zu  erreichen.  In  voller  Erkenntnis  ihrer 
Verantwortung  mußten  sich  Industrie  und  Handel  deshalb  so 
energisch  gegen  den  ursprünglichen  Plan  wenden,  weil 
eine  fiskalische  Stärkerbelastung  unseres  Exports  — und 
nur  um  eine  solche  handelt  es  sich  — tatsächlich  mehr,  als 
es  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein  hat,  die  Wett- 
bewerbsfähigkeit Deutschlands  lahm  legen  mußte.  Das  ge- 
meinsame Vorgehen  wurde  Industrie  und  Handel  zunächst 
durch  die  Form,  die  wie  eine  Art  Überrumpelung  der  Wirt- 
schaftskreise erschien  und  die  ohnehin  den  schärfsten 
Widerspruch  herausfordern  mußte,  erleichtert.  Es  ist  ein 
unerträglicher  Zustand,  wenn  ohne  Anhörung  der  beteiligten 
Kreise  derartig  einschneidende  wirtschaftliche  Verfügungen 
durch  eine  Machtprobe  entschieden  werden  sollen. 

Aber  selbstverständlich  konnten  diese  rein  formellen 
Gründe  eines  Widerspruchs  nicht  allein  ausschlag- 
gebend sein.  Doch  lagen  auch  in  der  Sache 
selbst  genügend  schwerwiegende  Bedenken  gegen 
die  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  vor.  Es  erübrigt 
sich,  an  dieser  Stelle  nochmals  an  Hand  eingehender  Dar- 
legungen vor  Augen  zu  führen,  inwieweit  die  deutsche  Er- 
zeugung nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  konkurrenzfähige  Aus- 


landspreise (man  spricht  gewöhnlich  von  sogenannten 
Weltmarktpreisen,  obwohl  es  natürlich  nicht  einen  Welt- 
markt, sondern  auch  auf  den  Weltmärkten  verschiedene 
Preisstufen  der  einzelnen  Industrien  gibt)  ohne  Verlust  zu 
berechnen.  Es  sei  nur  als  besonders  krasses  Beispiel  her- 
vorgehoben, daß  die  deutsche  Lokomotiv-Industrie  schon 
seit  Monaten  kaum  Aufträge  hereinnehmen  kann,  weil  sie 
sogar  aus  Amerika,  dem  Land  der  Standardvaluta  des 
Dollars,  unterboten  wird.  Zu  denken  gibt  es  ferner,  daß 
Deutschland  — vor  dem  Kriege  eines  der  Hauptausfuhr- 
länder für  Eisen  — jeßt  eine  passive  Wirtschaftsbilanz  in 
Eisen  hat  und  infolge  der  Verluste  vieler  Eisengruben 
genötigt  ist,  zum  Ankauf  von  Eisen  im  Ausland  Zahlungs- 
mittel in  hoher  Währung  zu  verauslagen. 

Damit  sollen  die  einzelnen  von  der  Industrie  aufge- 
machten Kalkulationen  keineswegs  kritiklos  hingenommen 
werden.  Wenn  vielmehr  die  einzelnen  Industriezweige  bei 
künftigen  ähnlichen  Vorkommnissen  auf  den  Schuß  und  die 
Solidarität  der  gesamten  Wirtschaft  rechnen  wollen,  so 
müssen  sie  gerade  die  jeßige  Notlage  zum  Anlaß  nehmen, 
ihre  Kalkulationen  aufs  genaueste  nachzuprüfen,  um  zu 
verhindern,  daß  durch  leichtsinnige  Preiserhöhungen  ähn- 
liche Sackgassen  auf  dem  Wege  wirtschaftlicher  Wieder- 
gesundung entstehen.  Zumal  auf  dem  Gebiete  der  Eisen- 
industrie sollte  anzunehmen  sein,  daß  durch  vorsichtigeres 
Vorgehen  bei  Preiserhöhungen  sich  derartige  wirtschaftlich 
niederschmetternde  Ergebnisse,  wie  sie  sich  jeßt  zeigen, 
hätten  vermeiden  lassen  müssen.  Troß  alledem  wird  man 
gerade  zur  Gesundung  in  der  Preisbildung  den  geringen, 
infolge  des  Sinkens  der  deutschen  Mark  zwischen  Inlands- 
preis und  Ausfuhrpreis  entstehenden  Spielraum  der  deut- 
schen Wirtschaft  zum  Atemholen  lassen  müssen,  zumal  auf 
den  Gebieten,  wo  vor  dem  leßten  Sturz  der  Mark  die 
deutschen  Inlandpreise  bereits  über  dem  durchschnittlichen 
Marktpreis  der  einzelnen  Absaßgebiete  lagen  und  die 
deutsche  Konkurrenz  somit  ruhte.  Der  durch  diese  Differenz 
enfstehende  scheinbare  nur  auf  dem  Papier  vorhandene 
Vorteil  aus  dem  Sturz  der  Mark  eignet  sich  jedenfalls  nicht 
zu  einem  fiskalischen  Zugriff;  denn  er  trifft  die  Gesamtheit 
der  Ausfuhr  als  solche  und  nidif  einen  besteuerungsfähigen 
Gewinn:  ein  solcher  wäre  nur  denkbar  in  jenen  Fällen, 
wo  tatsächlich  durch  billigen  Einkauf  und  teueren  Verkauf 
eine  Bereicherung  ohne  volkswirtschaftlichen  Grund  ent- 
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standen  wäre,  also  z.  B.  im  Falle  der  Verwertung  eines  aus 
dem  Frieden  stammenden  Rohstofflagers  — ein  Fall,  der 
höchstens  bei  Einführung  der  Ausfuhrabgabe  vor  zweiein- 
halb Jahren  noch  praktische  Bedeutung  haben  konnte.  Die 
zur  Wiedererlangung  der  Konkurrenzfähigkeit  der  deut- 
schen Industrie  zu  gönnende  Atempause  mub  auf  der  an- 
deren Seite  dazu  benutzt  werden,  durch  vorsichtigere  Be- 
rechnung und  Herabsefeung  der  Erzeugerkosten  dauernd 
konkurrenzfähig  im  Ausland  zu  bleiben  und  im  Inlande 
dauernd  preiswerf  zu  liefern:  sonst  lassen  gerade  die 

Preisübertreibungen  der  lebten  Tage  das  Schlimmste  für 
das  deutsche  Wirtschaftsleben  befürchten. 

Auf  ein  weiteres  Moment  sei  hingewiesen,  welches  bei 
der  ganzen  Diskussion  über  Erhöhung  der  Ausfuhrabgaben 
offenbar  viel  zu  wenig  beachfef  wurde.  Die  Ausfuhrab- 
gabe ist  eine  Quote.  Sie  wird  in  Papiermark  erhoben,  und 
zwar  nach  Umrechnung  der  für  die  wertvollen  Exporte  in 
Hochvaluta  ausgedrückten  Ausfuhrwerte.  Sinkt  nun  die 
Papiermark,  so  steigt  damit  rein  buchmäßig  der  Nominal- 
wert der  Ausfuhr  und  zwar  nach  Flochvalutaländern  stets 
in  dem  gleichen  Verhältnis,  in  dem  die  Papiermark  gesun- 
ken ist.  Die  Steigerung  des  Nominalbetrages  in  Mark 
bedeutet  somit,  dab  stets  sofort  beim  Sinken  der  Mark 
ein  entsprechend  gesteigerter  Papiermarkbetrag  dem  Fis- 
kus zufällt,  wenn  nicht,  wie  es  leider  zu  beobachten  ist, 
die  Ausfuhrgeschäfte  an  sich  überhaupt  fortlaufend  abneh- 
men. Dab  die  Ausfuhrabgabe  nichf  mit  einer  gröberen 
Ertragsfähigkeit  der  Ausfuhrsubstanz  begründet  werden 
kann,  sondern  nur  mit  der  rein  zahlenmäbigen  Spanne  zwi- 
schen Inlands-  und  Ausfuhrpreis  bei  sinkender  Mark,  hat 
auch  die  Regierung  selbst  zugegeben.  Im  Ergebnis  aber 
ist  die  anieilmäbige  Belastung  dieser  Spanne  durch  Aus- 
fuhrabgaben dadurch  gesichert,  dab  die  Abgabe  als  Quote 
von  dem  ziffernmäbig  höheren,  dem  inneren  Werte  nach 
aber  vielleicht  noch  niedriger  gesunkenen  Papiermark- 
betrag berechnet  wird.  Um  ein  Beispiel  zu  nehmen:  die 
Ausfuhr  eines  Gegensfandes  nach  England  wurde  zu 
irgendeiner  Zeit  bei  einem  Preis  von  10  sh  bewilligt. 
10  sh  entsprachen  damals  400  M.  Die  Ausfuhrabgabenguote 
beträgt  5 Prozent,  also  20  M.  Der  Ausfuhrpreis  von  10  sh 
bleibt,  da  sich  der  dem  Marktpreis  des  Empfangslandes  an- 
gepabte  vorgeschriebene  Ausfuhrmindestpreis  nicht  ändern 
darf,  auch  wenn  einige  Zeit  später  der  Umrechnungskurs 
für  10  sh  das  Doppelte  (800  M.)  ergibt.  Fünf  Prozent  von 
800  M.  sind  aber  40  M.;  mithin  ist  der  doppelte  Ausfuhr- 
abgabenbetrag in  Papiermark  ohne  Erhöhung  der  Quote 
bereits  zu  entrichten.  Wenn  Exportindusirie  und  Ausfuhr- 
handel genötigt  werden,  nach  Hochvalutaländern  zu  faktu- 
rieren und  Mindestpreise  innezuhalten,  und  wenn  infolge- 
dessen bei  sinkender  Papiermark  eine  erhöhte  Ausfuhrab- 
gabe in  Papiermark  gezahlt  werden'  mub,  so  darf  man 
hierin  noch  keinesfalls  eine  höhere  Leistungsfähigkeit  des 
deutschen  Exports  erblicken.  Die  Ausfuhrabgabe  isf  eine 
fiskalische  Beteiligung  an  dem  Unterschied  zwischen  Aus- 
landspreis und  Einstandspreis.  Beträgt  der  Einstandspreis 
z.  B.  90  Prozent  und  die  Ausfuhrabgabe  5 Prozent,  so  wird 
in  Wirklichkeit  schon  jefet  die  Hälfte,  also  50  Prozent  des 
Bruttogewinns  weggesteuert  — eine  Erhöhung  sollte  sich 
aber  schon  mit  Rücksicht  auf  die  aus  dem  Bruttogewinn  zu 
deckenden  Risiken  verbieten. 

Die  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  bringt  mittelbar  die 
Gefahr  einer  weiteren  Senkung  des  Markwertes  mit  sich, 
da  die  Ausfuhrwirtschaft  unbewubt  genötigt  wird,  die  nicht 
mehr  tragbare  Abgabenerhöhung  wenigstens  auf  dem  Pa- 
pier durch  fortlaufendes  Senken  der  Mark  auszugleichen. 
Man  glaube  auch  nicht,  dab  durch  Erhöhung  der  Ausfuhr- 
abgaben ein  gewisser  Schub  gegen  sogenannte  auslän- 
dische Anii-Dumping-Mabnahmen  erreicht  wird.  Die  Ge- 
fahr solcher  Mabregeln  wird  deutscherseits  zu  sehr  iiber- 


schäbt.  Regierungsseitige  Anti  - Dumping  - Mabnahmen, 
wie  z.  B.  hohe  Schubzölle,  sind  nicht  so  sehr  eine  Scheu  vor 
der  Einfuhr  deutscher  Waren,  als  ein  notgedrungenes  Ent- 
gegenkommen an  die  Arbeiterschaft  der  Hochvalutaländer, 
die  infolge  mangelnden  eigenen  Exportes  bei  ihren  hohen 
Preisen  in  auberordentlichem  Umfange  von  der  Arbeits- 
losigkeit bedroht  sind.  Es  sollte  daher  deutscherseits  der 
Möglichkeit  nur  etwa  eintretender  Anti-Dumping-Mabnah- 
men  nicht  zu  ängstlich  schon  dann  begegnet  werden,  wenn 
die  Empfangsländer  noch  nicht  einmal  an  solche  Mabnah- 
men denken.  Weit  gefährlicher  isf  das  praktische  Dumping, 
welches  z.  B.  gerade  auf  den  Gebieten  der  Eisenindustrie 
eine  planmäbige  Senkung  der  ausländischen  Preise  er- 
reicht hat  und  welches  dem  deutschen  Export  als  Beispiel 
dafür  dienen  sollte,  wie  es  möglich  ist,  die  bisher  vielfach 
zu  leichtsinnig  aufgeslellten  Kalkulationen,  ausgedrückt  in 
den  emporgeschnellten  Indexziffern  der  Erzeugung,  wirt- 
schaftlicher zu  gestalten. 

Es  ist  im  wesentlichen  auf  das  Verhalten  der  Arbeit- 
nehmervertreter im  Reichswirtschaftsrat  zurückzuführen, 
dab  man  die  Erhöhung  der  Ausfuhrabgaben  nicht  völlig 
fallen  lieb.  Die  Arbeiterschaft  mub  sich  aber  gerade  ver- 
gegenwärtigen, dab  für  viele  Industriezweige  im  Inlande  — 
weniger  wegen  der  hohen  Preise  als  wegen  der  Einschrän- 
kung der  Lebenshaltung  — eine  Absabunmöglichkeit  be- 
steht, die  nur  durch  Förderung  des  Exports  wettgemacht 
werden  kann.  Es  wird  hierbei  im  wesentlichen  an  die  so- 
genannten Luxusindustrien  zu  denken  sein,  wobei  der  rela- 
tive Begriff  des  Luxus  natürlich  nur  von  Verbraucherseite 
aus  verständlich  ist,  z.  B.  an  Bijouteriewaren,  Schnibwaren, 
feinkeramische  Erzeugnisse,  Schmuckgegensfände  und 
ähnliches. 

Deutschland  mub  geräde  mit  Rücksicht  auf  den  trau- 
rigen Zustand  seiner  Währung  mehr  als  jeder  andere  Staat 
die  Internationalität  des  Wirtschaftslebens  betonen  und  mit 
allen  Mabnahmen  seinen  Export  erleichtern  und  fördern. 
Die  freiwillige  Auflage  einer  Exportsteuer  mub  im  Auslande 
so  aufgefabt  werden,  als  ob  wir  in  der  Lage  sind,  aus 
unserem  Export  die  uns  zugedachten  unerträglichen  Lasten 
tatsächlich  zu  begleichen.  Ebensowenig  wie  es  angängig 
ist,  das  Interesse  des  Auslandes  an  der  deutschen  Mark 
durch  Überspannung  der  Valutafakturierung  erlahmen  zu 
lassen,  ebensowenig  darf  das  Interesse  an  deutschen 
Waren  nachlassen,  wenn  diese  durch  Abgabenbelastungen 
oder  auf  sonstige  Weise  nicht  mehr  im  Auslande  erscheinen 
können.  Die  schon  obenerwähnte  „Angst  vor  deutscher 
Einfuhr“  wird  auch  dadurch  gemildert  werden  können,  dab 
wieder  in  derselben  Weise  wie  vor  dem  Kriege  Qualitäts- 
ware exportiert  wird. 

Die  Mabnahme  einer  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe 
zeigt  auber  den  dargestellten  Mängeln  bedauerlicherweise, 
dab  man  regierungsseitig  immer  noch  nicht  die  verfehlten 
Mabnahmen  staatlicher  Eingriffe  in  das  Wirtschaftsleben 
einsieht.  In  ähnlicher  Weise,  wie  man  im  ersten  Kriegsjahr 
den  langsamen  Übergang  von  der  Gold-  zur  Papierwäh- 
rung durch  Einführung  von  Höchstpreisen  aufzuhalten 
suchte,  ohne  dabei  das  Übel  an  der  Wurzel  zu  treffen,  so 
versucht  man  jefet  einen  augenblicklichen  Steuergewinn  zu 
erreichen,  ohne  zu  bedenken,  welche  Schäden  daraus  für 
den  deufschen  Aubenhandel  entstehen.  Der  Gedanke  einer 
Einschränkung  der  Ausfuhr  mochfe  im  Kriege  verständlich  . 
sein,  wo  Deutschland  ein  geschlossener  Handelsstaat  war 
und  wo  es  darauf  ankam,  jedes  Fabrikat  für  die  Inlands- 
wirfschaft  nubbar  zu  machen,  sei  es  auch  durch  Export  im 
Wege  unmittelbaren  staatlichen  Austausches:  dieser  Ge- 
danke ist  jefet  nicht  mehr  durchführbar,  wenn  wir  nicht  einer 
wenigstens  zeitweisen  vollkommenen  Lahmlegung  der  gan- 
zen Weltwirtschaft  und  Ausschaltung  Deutschlands  aus  ihr' 
entgegensteuern  wollen.  (200.1 
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Die  Wirtschaftspolitik  Sowjetrußands 
und  die  deutsch-russischen  Handelsbeziehungen. 


Auf  dem  Weltwirtschaftskongreh  in  Hamburg  hielt  am 
23.  August  d.  J.  Dr.  Hansvon  Eckardt  einen  Vortrag 
über  die  wirtschaftliche  Lage  in  Sowjetrußand,  der  in 
klarer  und  knapper  Form  ein  Bild  der  gegenwärtigen  Wirt- 
schaftslage wiedergab.  Der  Vortragende  wies  darauf  hin, 
aus  welchen  Gründen  die  Sowjetregierung  genötigt  ge- 
wesen ist,  von  ihren  kommunistischen  Wirtschaftsplänen 
Zug  um  Zug  abzurücken,  um  an  deren  Stelle  einen  Staats- 
kapitalismus zu  sefeen,  der  lebten  Endes  mit  Kommunismus 
dem  Wesen  nach  nichts  zu  tun  hat.  Während  nach  auben 
hin  an  der  Ablehnung  des  „Privateigentums“  festgehalten 
wird  — zulebt  noch  in  feierlicher  Form  in  Genua  durch 
Tschitscherin  — , sind  Besibformen  in  der  Gestalt  von  Ver- 
pachtungen usw.  neu  eingeführt  worden,  die  de  facto  dem 
Besiber  ein  ausgedehntes  Verfügungsrecht  über  seinen  Be- 
sib  sichern.  Beispiele  ähnlicher  Art  könnten  aus  anderen 
Rechtsgebieten  beigebracht  werden,  die  alle  die  Tatsache 
bekräftigen,  dab  das  frühere  Bolschewisten-Programm  in 
vollem  Umfange  längst  nicht  mehr  besteht.  Dr.  v.  Eckardt 
bemerkte  in  seinem  Vortrage  ganz  richtig,  dab  die  Sowjet- 
regierung sich  davon  hat  überzeugen  müssen,  dab  kein 
Staat  der  Welt  sich  den  Gesehen  der  allgemeinen  Wirt- 
schaftsstruktur unserer  Zeit  entziehen  und  unmöglich  Wirt- 
schaftsformen durchführen  kann,  die  im  Widerspruch  zur 
wirtschaftlichen  Weltordnung  stehen;  daher  hat  die  Sowjet- 
regierung schlieblich  auf  den  Kommunismus  verzichtet  und 
eine  neue  ökonomische  Politik  eingeschlagen.  Nur  an  drei 
Forderungen  früherer  Zeit  hat  sie  festgehalten:  an  der  Ver- 
staatlichung der  Verkehrs-  und  Transportmittel,  an  der 
Verstaatlichung  der  Grobindustrie  und  am  staatlichen  Mo- 
nopol des  Aubenhandels.  Die  Verstaatlichung  der  Ver- 
kehrs- und  Transportmittel  ist  aber  nichts  spezifisch  „kom- 
munistisches“; sie  besteht  auch  in  andern  Ländern,  deren 
Regierung  weit  davon  entfernt  ist,  dem  Kommunismus  zu 
huldigen.  Uber  die  Verslaatlichung  der  Grobindustrie  wird 
auch  auberhalb  Sowjetrublands  unter  der  Bezeichnung  der 
„Sozialisierung“  beraten.  Nur  die  Monopolisierung 
des  Aubenhandels  bildet  eine  Eigentümlichkeit  des 
neuen  Sowjetprogramms.  Hierüber  aber  hat  sich  Dr. 
Eckardt  wie  folgt  geäubert: 

Das  Aubenhandelskommissariat  beherrscht  die  russische 
Wirtschaftspolitik;  es  repräsentiert  dem  Auslande  gegen- 
über das  ökonomische  Rubland.  Wenn  es  auch  bemüht 
ist,  mit  Hilfe  der  groben  genossenschaftlichen 
Verbände  der  russisch-ausländischen  ge- 
mischten Gesellschaften,  der  Handelsorganisa- 
tionen und  der  Industrie-Trusts  die  Beziehungen  zur  Welt- 
wirtschaft wiederherzustellen,  so  riegelt  es  Rubland 
doch  gleichzeitig  a b und  duldet  keinen  direkten  Verkehr 


des  Auslandes  mit  den  Einzel-Faktoren  der  russischen 
Wirtschaft.  Der  Miberfolg  der  Konferenzen  von  Genua 
und  Haag  und  die  Aussichtslosigkeit,  zu  Anleihen  und 
Krediten  zu  kommen,  hat  die  Wirkung  gehabt,  dab  sich  das 
russische  Wirtschaftsinteresse  noch  stärker  auf  den  Auben- 
handel  konzentriert  hat,  und  dab  kürzlich  erneut  beschlos- 
sen worden  ist,  am  Aubenhandelsmonopol  unter  allen  Um- 
ständen festzuhalten.  Dies  Monopol  mub  daher  als  leble 
Waffe  der  Russen  gelten,  die  sie  in  der  Auseinandersebung 
mit  den  übrigen  Staaten  nicht  aus  der  Hand  geben  wollen. 
Das  Aubenhandelsmonopol  wird  in  seiner  Auswirkung  in 
Rubland  selbst  durch  ein  von  fiskalischen  Bedürfnissen 
diktiertes  Steuer-,  Zoll-  und  Transporttarifsystem  beein- 
fluß, das  die  Konkurrenzfähigkeit  der  russischen  Export- 
mittel auf  dem  Weltmarkt  behindert.  Jeß,  wo  man  ent- 
schlossen zu  sein  scheint,  das  gesamte  Wirtschaftsleben 
auf  die  Bedürfnisse  des  Aubenhandels  einzustellen,  dürften 
neue  Reformen  dieser  Systeme,  wie  der  gesamten  ökono- 
mischen Politik,  zu  erwarten  sein,  zumal  eine  Reihe  innerer 
Krisen  gebieterisch  eine  beschleunigte  Rückkehr  zum  freien 
Wirtschaftsleben  fordert.  Hat  Rubland  es  somit  fertig  ge- 
bracht, sich  völlig  von  einer  abgeschlossenen,  gewisser- 
maben  in  sich  selbst  versunkenen  „kommunistischen“  auf 
eine  den  Forderungen  des  Welthandels  entsprechende 
staatskapitalistische  Wirtschaft  umzustellen,  so  wird  man 
hierbei  nicht  stehen  bleiben  können.  Der  Welthandel  ruht 
auf  den  Grundlagen  des  Privateigentums,  der 
Rechts  Sicherheit  und  des  freien  Verkehrs.  Diesen  Ge- 
sehen wird  auch  Rubland  sich  beugen  müssen. 

Was  die  Handelsbeziehungen  Deutschlands  zu 
Sowjetrußand  betrifft,  so  hat  Dr.  v.  Eckardt  in  seinem  Vor- 
trage näher  auseinandergeseß,  aus  welchen  Gründen 
Sowjetrußand  Deutschland  gegenüber  seine  handels- 
politische Abwehrpolilik  nicht  anwenden  sollte.  Der 
deutsche  Industriestaat  im  Herzen  Europas  bedarf  nach 
Eckardt  der  unermeßichen  Rohstoffe  Rußands;  die  rus- 
sische Wirtschaft  aber  bedarf  unseres  Organisationsgeisles, 
unseres  Arbeitswillens  und  unserer  Waren.  Nur  mit  Hilfe 
des  Auslandes  kann  an  einen  Wiederaufbau  Rußands  ge- 
dacht werden;  auberhalb  Rußands  gehört  aber  Deutsch- 
land in  die  erste  Reihe  der  Staaten,  die  hier  helfen  können. 
Es  liegt  daher  im  eigensten  Interesse  der  Russen,  alle  jene 
Bestrebungen  deutscher  Interessenten,  die  getragen  sind 
vom  Geiste  der  opferwilligen,  sachlichen  Zusammenarbeit, 
keine  Hemmungen  in  den  Weg  zu  legen.  Deutschland  und 
Rubland  sind  durch  die  Folgen  des  Krieges  Schicksals- 
genossen geworden.  Die  gemeinsame  Not  sollte  sie  zu 
einer  Schicksalsgemeinschaft  zusammenführen,  die  bindet, 
zugleich  aber  auch  beide  Teile  verpflichtet.  (198.) 


W arme  Wirtschaft. 

Von  Professor  Dr.  Gustav  Fester,  Frankfurt  a.  M. 


Die  Wärmewirfschaft  im  Rahmen  einer  Wirtschaftszeit- 
schrift zu  behandeln,  rechtfertigt  sich  insofern,  als  nicht  nur 
sprachliche,  sondern  auch  enge  begriffliche  Beziehungen 
zwischen  der  Wärmewirtschaft  und  der  Wirtschaft  schlecht- 
hin bestehen.  Wärmewirtschaft  bedeutet  nichts  anderes  als 
die  Übertragung  anerkannter  Prinzipien  der  Geldwirtschaft 
auf  das  Gebiet  der  Energien:*)  An  Stelle  der  Währungs- 

*) Uber  die  Wärmewirtsehaft  im  Rahmen  der  allgemeinen 
Energiewirtschaft  vgl.  den  Vortrag  von  Klingenberg  in  der  62. 
Hauptversammlung  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure,  abgedruckt 
Z.  d.V.D.  1.  66  Nr.  24  vom  17.6.22. 


einheit  tritt  die  Wärmeeinheit  oder  eine  sonstige  „ener- 
getische Münze“,  und  genau  wie  es  undiskutierbare  Not- 
wendigkeit für  ein  Wirtschaftsunternehmen  ist,  den  Lauf 
jeden  Pfennigs  von  dem  Eintritt  in  den  Organismus  bis  zum 
Verlassen  buchhalterisch  zu  verfolgen,  so  ist  es  das  Grund- 
prinzip der  Wärmewirtschaft,  jede  Kalorie,  jede  Wärme- 
einheit, in  weiterem  Snne  auch  die  entsprechende,  durch 
Umformung  entstandene  mechanische  oder  elektrische  Ar- 
beiisgröbe  durch  den  Betrieb  hindurch  von  der  angefah- 
renen Kohle  bis  zu  dem  Fertigprodukt  zu  kontrollieren,  da 
nur  so  es  möglich  ist,  die  Verlustguellen  zu  ermitteln  und 
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durch  rationellere  Ausgestaltung  der  Betriebsmittel  oder 
der  Betriebsleitung  soweit  angängig  zu  beseitigen. 

Geboren  ist  der  Gedanke  einer  rationellen  Wärmewirt- 
schaft nicht  etwa  auf  dedukfivem  Wege  aus  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Theorien  heraus,  sondern  gewisser- 
maßen privatwirtschaftlich  aus  der  Not  der  Zeit,  veranlaßt 
durch  den  Mangel  an  Brennstoffen,  namentlich  an  hoch- 
wertigen einerseits  und  durch  die  hohen  Brennstoffkosten 
andererseits,  deren  Größenordnung  der  der  sonstigen  Un- 
kosten meist  weit  vorausgeeilt  ist.  Ist  die  Wärmewirtschaft, 
soweit  sie  tatsächlich  praktische  Erfolge  zu  verzeichnen  hat, 
also  vorwiegend  als  privatwirtschaftliche  Angelegenheit 
des  einzelnen  Unternehmens  anzusehen,  so  darf  doch  auch 
nicht  verkannt  werden,  daß  es  an  einem  gewissen  Anstoß 
und  an  einer  Förderung  von  oben  nicht  gefehlt  hat,  und  daß 
diese  zunächst  wenigstens,  namentlich  zur  Vermittlung  eines 
Erfahrungsaustausches  durchaus  notwendig  gewesen  sind. 
Das  ganze  Neß  von  Organisationen,  die  heute  auf  wärme- 
wirtschaftlichem Gebiete  in  Deutschland  tätig  sind,  spiegelt 
diese  verschiedene  Entwicklungsstadien  der  wärmewirt- 
schaftlichen Arbeit  deutlich  wieder:  Während  auf  der  einen 
Seite  das  Reichswirtschaftsministerium,  die  Landeskohlen- 
und  Kohlenwirtschaftsstellen  als  behördliche  Organe  ge- 
wissermaßen die  zwangs-  oder  planwirtschaftliche  Phase 
versinnbildlichen  — ohne  daß  jedoch  auf  dem  Gebiet  der 
Wärmewirtschaft  diese  Tendenzen  je  stark  in  Erscheinung 
getreten  wären  — , ist  mit  dem  Abbau  der  wärmewirtschaft- 
lichen Funktionen  auf  der  staatlichen  Seite  das  Schwer- 
gewicht der  Arbeit  mehr  und  mehr  auf  die  gemeinwirt- 
schaftliche Körperschaft  des  Reichskohlenrats,  auf  die 
völlig  frei  von  der  Industrie  geschaffene  Hauptslelle  für 
Wärmewirtschaft  und  die  dieser  Organisation  angeschlos- 
senen fachlichen  oder  örtlichen  Wärmestellen  übergegan- 
gen: für  die  Zukunft  ist  zu  erhoffen,  daß  die  Schulung  des 
einzelnen  Unternehmers  in  wärmewirtschaftlicher  Ge- 
dankeneinstellung weit  genug  gediehen  sein  wird,  um  die 
Hauptarbeit  völlig  in  den  einzelnen  Betrieb  zu  verlegen 
und  für  die  auf  ein  Mindestmaß  zu  beschränkenden,  in 
freiem  Zusammenschluß  gebildeten  Wärmestellen  in  der 
Hauptsache  lediglich  einen  gewissen  Erfahrungsaustausch 
beizubehalten.  Diejenigen  Persönlichkeiten,  welche  bisher 
die  Hauptträger  der  wärmewirtschaftlichen  Bestrebungen 
gewesen  sind,  sind  sich  völlig  bewußt,  daß  auch  hier  dem 
gesunden  Prinzip  möglichst  freier  Wirtschaft  wieder  zum 
Durchbruch  verholfen  werden  muß.  Soweit  Organisationen 
aufgezogen  wurden  — oft  geschah  dies  nur  schweren  Her- 
zens, da  man  die  Gefahren  der  allenthalben  wuchernden 
Überorganisation  und  Bürokratisierung  wohl  erkannte  — 
sollten  diese  von  vornherein  nur  insofern  bestehen  bleiben, 
als  sie  wirtschaftlich,  und  zwar  privatwirtschaftlich  gerecht- 
fertigt waren.  Eine  rein  volkswirtschaftliche  Daseinsberech- 
tigung, unabhängig  von  der  privatwirtschaftlichen,  ist  ein 
Unding;  das  Prinzip  der  Schonung  der  Kohlenvorräte  für 
spätere  Generationen  darf  nicht  etwa  zu  Kapitalinvestionen 
führen,  die  an  sich  unwirtschaftlicher  Art  sind.  Es  ist  auch 
dementsprechend  von  den  Organen  der  Wärmewirtschaft 
niemals  bei  den  Industriellen  angeregt  worden,  lediglich 
wärmesparende,  geldwirtschaftlich  sonst  nicht  rentierende 
Einrichtungen  zu  schaffen,  wie  auch  von  behördlicher  Seite 
mit  Recht  stets  abgelehnt  wurde,  eine  mangelnde  privatwirt- 
schaftliche Rentabilität  solcher  Anlagen  etwa  durch  staat- 
liche Zuschüsse  auszugleichen. 

Die  nächstliegende  Frage  ist  die:  Was  hat  die  wärme- 
wirtschaftliche  Bewegung  bisher  geleistet  und  ist  der  ver- 
hältnismäßig große  Apparat  für  die  Ergebnisse  wirklich 
notwendig  gewesen?  Diese  Frage  ist  für  die  Gegenwart 
sier  zu  bejahen  und  auch  für  die  Zukunft,  vorausgeseßt 
wenigstens,  daß  alle  entbehrlichen  Teile  des  organisatori- 
schen Gerüstes  möglichst  bald  wieder  beseitigt  werden. 
Was  die  praktischen  Erfolge  anbetrifff,  so  sind  die  beiden 


Hauptgebiete  der  häuslichen  und  der  industriellen  Wärme- 
wirtschaft getrennt  zu  erörtern.  Während  die  Frage  noch 
strittig  ist,  ob  die  Erfolge  bei  der  Brennstoffersparnis  im 
Hausbrand  ganz  den  gemachten  Aufwendungen  ent- 
sprochen haben  — es  ist  naturgemäß  ausgeschlossen,  die 
Unzahl  häuslicher  Feuerungsstätten  auch  nur  einmal  im 
Jahre  auf  zweckmäßiger  Anlage  und  Bedienung  zu  kon- 
trollieren — liegen  die  gewaltigen  Erfolge  der  i n - 
d u s t r i e 1 1 e n Wärmewirtschaft  offen  zufage,  welche 
dem  Werf  der  erzielten  Ersparnisse  nach  auf  Hunderfe  von 
Millionen  zu  beziffern  sind. 

Wo  die  Arbeit  des  „Wärmeingenieurs“  bei  dem  ein- 
zelnen industriellen  Werke  einzuseßen  hat,  ergibt  sich  aus 
dem  oben  angeführten  Grundprinzip:  Aufsuchen  und  Be- 
seitigen der  Verlustquellen,  Erhalten  der  Wärmeenergie  im 
Betrieb,  — und  zwar  in  möglichst  hochkonzentrierter  Form, 
da  nur  diese  nußbringender  Verwendung  fähig  ist,  — rest- 
lose Ausnußung  von  Abfallenergie.  Bereits  bei  der  Lagerung 
der  empfangenen  Brennstoffe  hat  diese  wärmewirtschaft- 
liche Überwachung  einzuseßen,  um  durch  zweckmäßige  An- 
ordnung Verluste  an  Kohlensubstanz  durch  Oxydation,  Ver- 
witterung zu  vermeiden.  Die  wichtigste  Arbeitsstätte  des 
Wärmeingenieurs  ist  dann  das  Kesselhaus,  wo  insbeson- 
dere bei  der  rationellen  Ausgestaltung  und  Führung  der 
Feuerung  der  Hauptersparnisse  gemacht  werden  können, 
wenn  man  berücksichtigt,  daß  eine  gut  geleitete  Feuerung 
über  80  % der  chemischen  Energie  der  Kohle  in  Wärme- 
und  Volumenergie  des  Dampfes  umzuseßen  vermag,  wäh- 
rend der  Wirkungsgrad  bei  veralteten  oder  mangelhaft  ge- 
führten Anlagen,  auch  bei  ungeeignetem  Brennmaterial  bis 
auf  50  % und  darunter  sinken  kann.  Haupierfordernis  ist 
eine  richtige  Unterweisung  und  Überwachung  des  Heizers, 
der  durch  eine  zweckmäßige  Bedienung  der  Feuerung, 
namentlich  durch  Kontrolle  und  Regelung  der  zugeführten 
Verbrennungsluft,  den  Hauptanteil  an  den  möglichen  Er- 
sparnissen hat;  wird  zu  viel  Luft  zugegeben,  so  entweichen 
große  Wärmemengen  unausgenüßt  aus  dem  Schornstein, 
während  umgekehrt  bei  zu  wenig  Luft  Verluste  durch  un- 
verbrannte  Gase  und  nicht  völlig  ausgebrannte  Schlacken 
auftreten.  Abgesehen  von  dem  Anbringen  der  für  diese 
Zwecke  notwendigen  Kontrollapparate  ist  eine  zu  dem 
Brennmaterial  passende  Rostkonstruktion  und  die  mög- 
lichste Ausnußung  der  heißen  Abgase  zum  Uberhißen  des 
Dampfes  und  Vorwärmen  des  Kesselspeisewassers  selbst- 
verständliche Vorausseßung  einer  Feuerungsanlage  hohen 
Wirkungsgrades.  Ebenso  selbstverständlich,  wie  die  Vor- 
sichtsmaßnahmen bei  der  Erzeugung  des  Dampfes,  ist  die 
Ausschaltung  möglichst  aller  Verlustquellen  bei  der  Weiter- 
leitung, wobei  mit  kleinen  Mitteln,  nur  durch  eine  möglichst 
völlige  Wärmeisolierung  der  Leitung  umfangreiche  Erspar- 
nisse zu  erzielen  sind. 

Die  meisten  der  genannten  Maßnahmen  lassen  sich 
ohne  größere  Kosten  in  jedem  Betriebe  durchführen.  Ab- 
gesehen von  diesen  kleineren,  aber  bedeutende  Ersparnisse 
bringenden  Mitteln  erstreckt  sich  die  wärmewirtschaftliche 
Tätigkeit  auch  auf  umfangreichere  Betriebsverbesserungen, 
die  öfters  ein  sehr  erhebliches  Anlagekapital  erfordern, 
dafür  aber  auch  bei  den  größeren  Werken  ebenfalls  in  die 
Millionen  gehende  Brennstoffersparnisse  zur  Folge  haben. 
Die  wichtigste  dieser  Maßnahmen  wird  mit  dem  Ausdruck 
„Verkuppelung  von  Kraft-  und  Wärmewirtschafi“  oder 
besser  „Abwärmeausnußung“  charakterisiert.  Die  besten 
Dampfmaschinen  seßen  einschließlich  des  Kesselwirkungs- 
rades  nur  etwa  12  bis  17  % der  Brennstoff energie  in  me- 
chanische Arbeit  um,  während  der  Rest  zum  größten  Teil  in 
wertloser  Form  im  Kühlwasser  verloren  geht  oder  sogar 
vielfach  noch  im  Abdampf  unausgenußt  ins  Freie  entweicht. 
Auf  der  anderen  Seite  wird  die  von  den  Betrieben  benötigte 
reine  Wärmenergie  (zur  Raumheizung,  zum  Kochen  in  che- 
mischen Betrieben,  Färbereien  u.  dgl.)  noch  häufig  durch 
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eine  besondere  Frischdampfanlage  gewonnen.  In  der  Ver- 
bindung dieser  beiden  Beiriebsteile,  Ausnubung  des  Ma- 
schinenabdampfes für  Heizzwecke,  liegt  die  Hauptaufgabe 
des  Wärmeingenieurs.  Allerdings  ist  der  Gewinn  an  me- 
chanischer Arbeit  bei  den  sogenannten  Gegendruck- 
maschinen oder  -turbinen  etwas  geringer  als  bei  den  mil 
völliger  Kondensation  unter  Verzicht  auf  Abwärmeaus- 
nutjung  arbeitenden  Anlagen,  dafür  werden  aber  die  großen 
Mengen  an  Wärmeenergie,  welche  der  in  der  Maschine 
entspannte  Abdampf  noch  enthält,  für  die  Koch-  und  Heiz- 
prozesse nufebar  gemacht,  so  dab  die  Gesamtausnubung 
des  Brennstoffes  auf  ein  vielfaches  von  dem  in  der  Kraft- 
anlage allein  ansteigt.  Voraussebung  für  diese  Kom- 
bination ist  naturgemäß  dab  genügend  Bedarf  an  reiner 
Wärmeenergie  vorhanden  ist,  was  z.  B.  für  alle  chemischen 
Betriebe,  nicht  dagegen  für  die  groben  Kraftwerke  zutrifft, 
so  dab  neuerdings  vielfach  wieder  die  Forderung  nach  De- 
zentralisierung der  Erzeugung  elektrischer  Arbeit  erhoben 
wird. 

Weitere  wichtige  wärmewirtschaftliche  Einrichtungen, 
wie  z.  B.  die  Aufstellung  von  Dampfspeichern,  welche  einen 
Ausgleich  schwankender  Dampfentnahme  und  damit  eine 
gleichmäbige  Dauerbelastung  der  Kessel  ermöglicht,  sollen 
hier  nur  angedeutet  werden.  Besser  als  alle  theoretischen 
Erörterungen  mögen  einige  der  Praxis  entnommene  Bei- 
spiele zeigen,  was  an  wärmewirtschaftlicher  Arbeit  bisher 
geleistet  worden  ist.  Diese  Beispiele  — die  erzielten  Er- 
folge sind  z.  gr.  T.  der  Arbeit  der  Wärmestelle  Düssel- 
dorf des  Vereins  Deutscher  Eisenhüttenleute  zu  verdanken 
— sind  dem  Bericht  des  Technisch-wirtschaftlichen  Sach- 
verständigenausschusses für  Brennstoffverwendung  beim 
Reichskohlenrai  vom  Januar  d.  J.  entnommen;  die  berech- 
neten Ersparnisse  gelten  für  diesen  Zeitpunkt  und  sind  für 
heute  im  Verhältnis  der  Steigerung  der  Kohlenpreise  zu 
erhöhen. 

1.  Ein  Werk  erspart  infolge  Aufstellung  einer  Wärme- 
bilanz 15  000  t Dampf  im  Monat  — 7,2  Mill.  M.  im  Jahr. 

2.  Ein  Werk  erspart  durch  Einführung  einer  strengen 
Kontrolle  im  Generatorenbetieb  35%  des  Kohlenverbrauchs 
= 900  t Kohle  im  Monat  = 3,5  Mill.  M.  im  Jahr. 

3.  Ein  Werk  erspart  durch  Überwachung  seiner  Kessel- 
anlage 500  t Kohle  im  Monat  = 1,8  Mill.  M.  im  Jahr. 


4.  Ein  Werk  erzielt  durch  Abdampfverwertung  an  Stelle 
von  Frischdampfbenubung  mit  einmaligen  Anlagekosten 
von  3000  M.  eine  jährliche  Ersparnis  von  120  000  M. 

5.  Ein  Werk  verwendet  Abdampf  von  Dampfhämmern 
zum  Antrieb  einer  vorhandenen,  mit  Kostenaufwand  von 
10  000  M.  umgeänderten  Dampfturbine  und  gewinnt  250  KW 
im  Werte  von  750  000  M.  jährlich, 

6.  Auf  einer  Zeche  wird  die  Reinigung  der  Kessel- 
anlage in  kürzeren  Abständen  vorgenommen,  die  Feu- 
erungsgase werden  kontrolliert,  die  Isolation  der  Leitungen 
usw.  völlig  durchgeführt,  der  Abdampf  für  Speisewasser- 
und  Badewasservorwärmung  ausgenutzt  und  sonstige 
kleinere  Verbesserungen  durchgeführt.  Die  Ersparnis  be- 
trägt über  3 Mill.  M.  im  Jahr. 

7.  Bei  drei  im  gleichen  Besitz  befindlichen  Bergwerks- 
anlagen ist  der  Kohlenverbrauch  durch  wärmewirtschaft- 
liche Mabnahmen  während  eines  Zeitraums  von  18  Monaten 
von  rund  20  000  t auf  rund  15  000  t zurückgegangen,  was 
einem  Jahresgewinn  von  7,9  Mill.  M.  entspricht.  Die  Mab- 
nahmen  bestanden  in  Unterweisung  des  Personals,  Kon- 
trollen aller  Art,  Verbesserung  der  Feuerung,  der  Isolierung, 
Abhibausnubung  usw.  und  erforderten  keinerlei  nennens- 
werte Ausgaben. 

8.  Ein  gröberes  Werk  verwendet  den  Abdampf  seiner 
Maschinen  für  Heizungszwecke.  Der  erhebliche  Umbau 
(neue  Gegendruckmaschinen)  erfordert  Anlagekosten  in 
Höhe  von  4 Mill.  M.  Die  jährliche  Ersparnis  beträgt  2 Mill. 
Mark.  In  diesem  Fall  liegen  die  Verhältnisse  also  minder 
günstig,  doch  ist  immer  noch  eine  erhebliche  Rentabilität 
der  Anlage  gewährleistet. 

Aus  allen  diesen  Beispielen  geht  deutlich  hervor, 
welche  gewaltigen  Werte  durch  die  Pflege  der  Wärme- 
wirtschaft geschaffen  oder  erhalten  werden.  Die  Wärme- 
wirtschaft ist  damit  vielleicht  der  einzige  Teil  der  Nach- 
kriegswirtschaft mit  all  ihren  unproduktiven  Neuerungen, 
der  tatsächlich  ein  ökonomisches  Aktivum  darstellt.  Der 
wärmewirtschaftliche  Gedanke  ist  einmal  in  die  Industrie 
hineingetragen;  es  ist  sicher  zu  erwarten,  dab  er  dort  wei- 
ter lebendig  bleiben  wird.  (179.) 


Regrebansprüche  bei  Entschädigungen  gemäb  § 3 der 

Einfuhr  - Verordnung. 

Von  Assessor  Kunz,  Charloltenburg. 


Nach  § 3 Abs.  1 der  Einfuhr-Verordnung  vom  22.  März 
1920  (RGbl.  S.  334)  sind  ohne  die  erforderliche  Bewilligung 
eingeführte  Waren  für  verfallen  zu  erklären.  Diese  Verfall- 
erklärung geschieht  grundsäblich  ohne  Entgelt.  Nur  in  ganz 
besonderen  Ausnahmefällen,  die  vom  Gesebgeber  sehr  eng 
begrenzt  sind,  kann  eine  Entschädigung  zugebilligt  werden. 
Uber  die  Frage,  ob  und  inwieweit  hierbei  Ersabansprüche, 
die  der  von  der  Verfallerklärung  Betroffene  gegenüber 
anderen  Personen  hat,  zu  berücksichtigen  sind,  herrsdit 
vielfach  Unklarheit. 

Zunächst  ist  zu  erörtern,  wer  als  von  der  Verfall- 
erklärung „betroffen“  anzusehen  ist;  denn  kommt  man  zu 
dem  Ergebnis,  dab  jemand,  solange  ihm  noch  irgendwelche 
Regrebansprüche  zustehen,  von  der  Verfallerklärung  nicht 
betroffen  und  somit  gemäb  § 3 Abs.  4 genannter  Verord- 
nung nicht  beschwerdeberechtigt  ist,  so  erledigt  sich  die 
gestellte  Frage  damit  von  selbst. 


Der  Begriff  „Betroffener"  wird  von  der  EVO.  nicht 
näher  erläutert.  Auch  aus  anderen  Gesehen  und  Verord- 
nungen kann  zu  seiner  Deutung  nichts  entnommen  werden, 
da  er  sich  lediglich  in  dem  § 3 Abs.  I und  IV  der  EVO. 
findet.  Die  Fassung  und  der  Sinn  dieser  Verordnung  sind 
daher  für  seine  Auslegung  allein  heranzuziehen.  Der  § 3 
Abs.  1 bringt  das  Wort  Betroffener  in  folgendem  Zusam- 
menhang: 

„Das  Eigentum  geht  auf  das  Reich  über,  sobald  die 
Verfallerklärung  dem  Gewahrsamsinhaber  zugeht.  Weist 

der  von  der  Beschlagnahme  Betroffene  nach,  dab 

so  isf  die  Verfallerklärung  nur  gegen  angemessene  Ent- 
schädigung zulässig.“ 

Der  Begriff  Betroffener  deckt  sich  also  weder  mit 
dem  früheren  Eigentümer  noch  mit  dem  Ge- 
wahrsamsinhaber. Denn  es  ist  nicht  ersichtlich, 
warum  der  Gesebgeber  sich  dann  nicht  dieser  bekannten 
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Ausdrücke  bedient  haben  sollte.  Wenn  auch  kein  anderer 
üblicher  Begriff  des  bürgerlichen  Rechts  wie  z.  B.  „dinglich 
Berechtigter“,  sondern  statt  dessen  ein  völlig  neuer  Aus- 
druck gewählt  wurde,  so  geht  daraus  m.  E.  hervor,  dab  der 
Gesebgeber  den  Begriff  Betroffener  nicht  nach  den  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechts  begrenzen,  sondern  bei 
seiner  Auslegung  dem  Sinn  und  Wesen  der  EVO.  ent- 
sprechend lediglichwirlschaftlicheGesichts- 
punkte  maßgebend  sein  lassen  wollte.  Unter  dem  Be- 
troffenen ist  daher  derjenige  zu  verstehen,  den  der  wirt- 
schaftliche Verlust  der  Ware  trifft. 

Kann  nun  jemand  durch  die  Verfallerklärung  einen 
wirtschaftlichen  Nachteil  erleiden,  wenn  ihm  noch  ein  Zah- 
lungsanspruch gegen  einen  Dritten  zusteht?  Dies  ist  sehr 
wohl  möglich.  Allerdings  erleidet,  rein  juristisch  aufge- 
fafjt,  derjenige  keinen  Schaden,  der  einen  Ersatzanspruch 
in  gleicher  Art  und  Höhe  erhält.  Im  Wirtschaftsleben  lägt 
sich  aber  eine  solche  juristische  Gleichbewertung  nicht 
durchführen.  Der  Kaufmann  bewerfet  die  Forderung  nicht 
allein  nach  ihrer  Höhe,  sondern  auch  nach  der  Güte  und 
Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners.  Es  ist  nicht  ein- 
zusehen, warum  ihm  die  Eigenschaft  als  Betroffener  ab- 
erkannt werden  soll,  wenn  er  z.  B.  einen  Zahlungsanspruch 
hat,  den  er  voraussichtlich  niemals  wird  verwerten  können.*) 

Gibt  man  dem  Begriff  „Betroffener“  die  obenerwähnte 
Auslegung,  so  mub  man  auch  zu  der  Frage  Stellung 
nehmen,  ob  und  in  welcher  Weise  Regrebansprüche  bei  der 
Festsebung  einer  Entschädigung  zu  berücksichtigen  sind. 
Es  bieten  sich  hier  verschiedene  Wege,  von  denen  jeder 
seine  besonderen  Vorteile  und  Nachteile  hat: 

Berücksichtigt  man  die  Regreban- 
spriiche  überhaupt  nicht,  so  hat  dies  Verfahren 
den  Vorzug  rascher  Erledigung.  Es  würde  auch  durchaus 
dem  Charakter  der  im  § 3 selbständig  begründeten  pri- 
mären und  nicht  nur  aushilfsweise  eintretenden  Entschädi- 
gungspflicht des  Reiches  entsprechen.  Andererseits  mub 
man  aber  auch  bedenken,  dab  dann  in  vielen  Fällen  das 
Reich  und  damit  die  Gesamtheit  der  steüerzahlenden  Bür- 
ger etwas  bezahlen  würde,  was  eigentlich  ein  Ersabpflich- 
tiger  zahlen  mübte.  Eine  gesebliche  Vorschrift,  die  es  dem 
Reiche  gestattet,  nun  seinerseits  von  dem  schuldigen  Drit- 
ten die  Summe  zurückzufordern,  gibt  es  nicht. 

Rechnet  man  bei  der  Festsetzung  der 
Entschädigung  die  Regrebansprüche  ohne 
Rücksicht  auf  ihr  vermutliches  oder  tat- 
sächliches Ergebnis  zum  vollen  Nenn- 
beträge an,  so  ist  das  Verfahren  zweifelsohne  ebenso 
einfach  und  schnell  wie  das  vorher  geschilderte.  Es  führt 
jedoch  zu  ungerechten  vom  Gesebgeber  nicht  gewollten 
Härten  und  läbt  sich  auch  nicht  mit  der  primären  Ersab- 
pflicht  des  Reiches  vereinbaren.  Man  kann  dem  Betroffenen 
nicht  sagen:  „Dir  steht  wohl  eine  Entschädigung  geseblich 
zu  und  du  würdest  100  000  M.  vom  Reich  erhalten,  wenn 


*)  ln  derartigen  Fällen  bietet  die  Frage  Schwierigkeiten,  in 
welcher  Weise  der  wirtschaftliche  Verlust  und  damit  die  Be- 
rechtigung zur  Anbringung  der  Beschwerde  nachgewiesen  wer- 
den mub-  Einerseits  kann  es  nicht  dem  Willen  des  Gesebgebers 
entsprechen,  dab  der  Betroffene  erst  zur  Durchführung  lang- 
wieriger Zivilprozesse  gezwungen  wird,  andererseits  ist  es  aber 
auch  nicht  angängig,  dab  sofort  das  Reich  in  Anspruch  genom- 
men wird,  obgleich  der  schuldige  Dritte  zur  Ersableistung  be- 
reit ist.  Es  mub  daher  m.  E.  der  Beschwerdeführer  den  Nach- 
weis erbringen,  dab  er  sich  um  die  Einziehung  der  Forderung 
ernstlich  bemüht  hat,  von  dem  Regrebschuldner  aber  trotzdem 
auf  gütlichem  Wege  nichts  erhalten  kann. 


du  nicht  einen  Ersabanspruch  in  dieser  Höhe  gegen  Deinen 
Verkäufer  hälfest.  Dab  dieser  Verkäufer  ohne  Hinter- 
lassung von  Vermögen  ins  Ausland  geflohen  ist  und  vor- 
aussichtlich niemals  einen  Pfennig  zahlen  wird,  ist  dein 
persönliches  Unglück“. 

Derartige  Härten  würden  vermieden,  wenn  die  Fest- 
setzung einer  Entschädigung  solange 
unterbleibt,  bis  das  Ergebnis  des  Regreb- 
anspruchs  feststeht.  Dann  könnte  der  wirklich 
erzielte  Betrag  bei  der  staatlichen  Entschädigung  in  sicher- 
ster Weise  berücksichtigt  werden.  Ein  solches  Verfahren 
würde  sich  aber  endlos  lange  hinziehen,  und  es  kann 
sich  bei  den  Verfallerklärungen  um  Millionenobjekte  han- 
deln, die  besonders  in  heutiger  Zeit  nicht  jahrelang  brach 
liegen  dürfen. 

Ein  Mittelweg  bietet  sich,  wenn  man  die  Regreb- 
ansprüche  bei  der  Festsebung  der  Entschädigung  zu  einem 
Schätzungswerte  berücksichtigt.  Es  wird  dadurch 
die  Auszahlung  der  vom  Reich  zu  zahlenden  Entschädigung 
nicht  verzögert,  andererseits  aber  auch  dem  zahlungs- 
fähigen schuldigen  Dritten  nicht  die  Ersabpflicht  abgenom- 
men. Dies  Verfahren  dürfte  dem  Bedürfnis  des  Wirtschafts- 
lebens am  besten  Rechnung  tragen.  Auch  das  Reichs- 
wirtschaftsgericht  scheint  diesen  Weg  eingeschla- 
gen zu  haben,  wenngleich  eine  grundsäbliche  Entscheidung 
hierüber  meines  Wissens  noch  nicht  veröffentlicht  wor- 
den ist. 

Dieser  Weg  dürfte  m.  E.  der  zur  Zeit  einzig  richtige 
sein.  Man  darf  sich  jedoch  nicht  darüber  täuschen,  dab 
auch  diese  schäbungsweise  Berücksichtigung  der  Regreb- 
ansprüche zu  unbilligen  Härten  führen  kann.  Der  aus- 
sichtreichsle  Zivilprozeb  kann  später  infolge  einer  un- 
vorhergesehenen Einrede  des  Regrebschuldners  verloren 
werden  und  statt  eine  Entschädigung  zu  bringen,  erhebliche 
Kosten  verursachen.  Dies  um  so  mehr,  als  naturgemäb  bei 
der  Bewertung  des  Regrebanspruchs  dem  Reichswirtschafts- 
gericht nicht  immer  das  vollständige  Material  des  Zivil- 
prozesses vorliegt,  oft  überhaupt  die  Klage  noch  nicht  er- 
hoben ist.  In  einem  Rechtsstaat  mub  aber  jede  unnötige 
ungerechte  Härte  vermieden  werden,  besonders  wenn  es 
sich  um  unser  deutsches  Wirtschaftsleben,  um  Handel  und 
Industrie,  d.  h.  um  die  einzige  Waffe  handelt,  mit  der  wir 
zurzeit  um  die  Existenz  des  deutschen  Volkes  kämpfen 
können.  Abhilfe  kann  hier  m.  E.  auf  zweierlei  Weise  ge- 
schaffen werden: 

Entweder  gibt  man  dem  Reichswirtschaftsgericht  — 
wie  es  schon  von  vielen  Seiten  insbesondere  aus  Kreisen 
des  Handels  und  der  Industrie  immer  wieder  verlangt  wor- 
den ist  — eine  breitere  Zuständigkeitsbasis  und  damit  die 
allgemeine  gesebliche  Ermächtigung,  bei  wirtschaftlichen 
Härten  Rechtsschub  zu  gewähren.  Dann  hätte  das  Reichs- 
wirtschaftsgericht die  Möglichkeit,  in  derartigen  Fällen  aus- 
gleichend zu  wirken. 

Oder  aber  die  Einfuhrverordnung  wird  dahin  abge- 
änderl,  dab  die  Regrebansprüche,  soweit  eine  Entschädigung 
erfolgt  ist,  auf  das  Reich  übergehen.  Eine  derartige  cessio 
legis  wäre  nichts  neuartiges.  Sie  findet  sich  nicht  allein 
im  bürgerlichen  Recht  (§  268),  sondern  auch  z.  B.  in  der 
Reichsversicherungsordnung,  dem  Versicherungsvertrags- 
geseb  (§  67)  und  dem  Geseb  über  den  Unterstübungswohn- 
sib  (§  62).  Dann  stände  nichts  im  Wege,  die  Entschädigung 
ohne  Rücksicht  auf  Regrebansprüche  fesizuseben,  und  das 
Reich  könnte  sich  gegebenenfalls  in  dieser  Höhe  an  dem 
schuldigen  Dritten  schadlos  halten.  (189) 
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Die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts. 

Von  Dr.  Felix  Arnheim,  Königsberg. 


Die  in  der  Juristischen  Wochenschrift  1922,  756 

bekanntgegebenen  Entscheidungen  des  RWG.  zum  § 3") 
der  Verordnungen  über  das  RWG.  — die  ersten, 
die  zu  diesem  Punkte  der  Öffentlichkeit  unterbreitet  sind 
— fordern  zum  Widerspruch  heraus.  Daß  es  sich  in  diesen 
Fällen  um  wirtschaftliche  Streitigkeiten  handelt,  die  sich 
zwischen  einer  Behörde  und  den  von  einer  Maßnahme  der 
Behörde  Betroffenen  ergeben  haben,  wird  vom  RWG>.  füg- 
lich nicht  bezweifelt.  Anfechtbar  ist  dagegen  die  Begrün- 
dung, die  das  RWG.  für  seine  Unzuständigkeit  gibt.  Dem 
Urteil  vom  16.  Juni  1921,  XIII.  AV.  86/20  kann  folgender 
Grundgedanke  entnommen  werden:  Eine  Zuständigkeits- 

vereinbarung nach  § 3 a.  a.  O.  ist  für  alle  die  Streitsachen 
ausgeschlossen,  für  die  die  ordentlichen  Gerichte,  insbe- 
sondere das  RG.,  nach  ständiger  Rechtsprechung  die 
Zuständigkeit  in  Anspruch  nehmen.  Es  soll  danach  also 
nicht  nur  entscheidend  sein,  ob  die  ordentlichen  Gerichte 
zuständig  sind,  sondern  auch,  ob  sie  sich  für  zuständig 
halten.  Nach  § 17  Abs.  1 GVG.  entscheiden  zwar  die  Ge- 
richte über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges,  maßgeblich 
isf  aber  doch  immer  nur  der  einzelne  zu  entscheidende  Fall; 
daß  das  RWG.  vor  der  feststehenden  Praxis  wie  vor  einer 
unumstößlichen  Rechtsnorm  kampflos  die  Segel  streicht,  ist 
nicht  verständlich. 

Mit  Ausnahme  des  Falles  zu  3,  der  ausgeschieden 
wird,  handelt  es  sich  um  die  Geltendmachung  von  Ent- 
schädigungsansprüchen für  rechtmäßige  Eingriffe  des 
Staates  in  die  Privatrechtssphäre,  die  nach  der  heute  herr- 
schenden Meinung  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind.  Die 
Frage,  ob  hier  Rechtsansprüche  auch  ohne  besondere  Ge- 
seßesnorm  gegeben  sind,  ist  ebenso  bestritten  wie  die, 
ob  es  sich  gegebenenfalls  um  „bürgerliche  Recht$streitig- 
keiten“  handelt;  es  soll  hier  auch  nicht  dazu  im  einen  oder 
anderen  Sinne  Stellung  genommen  werden.  Jedoch  sei 
darauf  hingewiesen,  daß  das  RG.  heute  nicht  mehr  strikt 
an  der  „Fiskuslehre“  festhält,  sondern  für  die  Zulässigkeit 
des  Rechtswegs  eine  andere  Begründung  gibt.  In  RGE.  92, 
310  ff.  erkennt  z.  B.  der  rechtsprechende  Senat  (der  fort- 
schrittliche dritte)  an,  daß  der  erhobene  Anspruch  nach  der 
heutigen  Rechtsauffassung  ein  öffentlich-rechtlicher  sei; 
damit  aber  nicht  jeder  Rechtsschuß  entfällt,  wird  die  Strei- 
tigkeit als  eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  im  Sinne  des 
§ 13  GVG.  angesehen,  da  sie  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
GVG.  als  solche  anerkannt  war.  Es  wird  damit,  um  mit 
Lassar  zu  sprechen,  der  Begriff  der  „Zivilprozeßsache  kraft 
Überlieferung“  geschaffen;  eine  bürgerliche  Rechtsstrei- 
tigkeit nur  im  formellen  Sinne  ist  gegeben. 

Das  RG.  sagt  also  selber,  daß  der  Rechtsweg  heute, 
im  Grunde  genommen,  gar  nicht  mehr  zulässig  ist,  daß  aber 
das  Rechtsschußbedürfnis  die  Zuständigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  erheischt;  andernfalls  wäre  der  Recht- 
suchende ohne  jegliche  Rechtsschußinstanz. 

*)  RGBl.  S.  1167  lahrg.  1920.  Der  § 3 lautet:  „Sofern  nicht 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  begründet  ist, 
kann  für  wirtschaftliche  Streitigkeiten  die  sich  zwischen  einer 
Behörde  oder  einer  anderen  mit  der  Wahrnehmung  öffentlicher 
Interessen  betrauten  Stelle  und  dem  von  einer  Maßnahme  der 
Behörde  oder  der  Stelle  Betroffenen  oder  zwischen  den  davon 
Betroffenen  ergeben,  das  Reichswirtschaftsgericht  durch  Verein- 
barung der  Parteien  für  zuständig  erklärt  werden. 

Die  vereinbarte  Zuständigkeit  ist  eine  ausschließliche." 


Würden  die  heute  anerkanntermaßen  öffentlich-recht- 
lichen Streitigkeiten  von  den  Verwaltungsgerichten,  deren 
Zuständigkeit  noch  im  wesentlichen  enumerativ  geregelt 
ist,  durch  ausdrückliche  Zuweisung  oder  nach  einer  Gene- 
ralklausel zu  entscheiden  sein,  so  würde  damit  der  Zwang 
für  die  ordentlichen  Gerichte,  diese  Lücke  in  der  Rechts- 
schußorganisation auszufüllen,  entfallen.  Man  hat  sich  bis- 
her „eben  so  durchgeschlagen",  wie  Otto  Mayer  sagt. 

Heute  besteht  ein  Gericht,  das  die  oben  bezeichneten 
Aufgaben  zum  Teil  übernehmen  könnte,  zum  Teil  schon 
übernommen  hat:  das  RWG.  ist  ein  Verwaltungsgericht, 
dem  Streitsachen  zugewiesen  sind,  die  früher  ohne  wei- 
teres der  Rechtsprechung  durch  die  ordentlichen  Gerichte 
unterstanden  hätten,  die  man  nach  der  heute  herrschenden 
Meinung  aber  nicht  mehr  als  bürgerliche  Rechtsstreitig- 
keiten (im  materiellen  Sinne),  d.  h.  als  Streitsachen  über 
Rechtsfolgen  des  Privatrechts,  ansprechen  kann.  Es  läßt 
sich  aus  den  dem  RWG.  durch  Geseß  zugewiesenen 
Tätigkeitsgebieten  das  Prinzip  erkennen,  daß  es  als  eine 
oder  gar  d i e Rechtsschußinstanz  für  Streifigkeiten  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  Wirtschaftsrechts  gedacht  ist. 
Solange  noch  nicht  für  alle  derartigen  Streitsachen  seine 
Zuständigkeit  allgemein  eingeführt  ist,  wie  das  außer- 
ordentlich zu  wünschen  wäre,  sollte  das  RWG.  wenigstens 
bemüht  sein,  seine  fakultative  Zuständigkeit  durch  weit- 
herzige Auslegung  des  § 3 möglichst  auszudehnen.  Das 
RWG.  hat  mit  zahlreichen  Widerständen  zu  kämpfen  ge- 
habt und  noch  zu  kämpfen;  es  war  nicht  leicht,  sich  An- 
erkennung und  eine  gesicherte  Position  zu  verschaffen. 
Deshalb  ist  es  kaum  begreiflich,  daß  es  diesen  Wider- 
ständen durch  seine  oben  erwähnte  Rechtsprechung  noch 
Raum  gewährt.  Hier  wäre  eine  Gelegenheit,  zu  zeigen, 
daß  die  ordentlichen  Gerichte  die  von  ihnen  aushilfs- 
weise übernommenen  Aufgaben  nunmehr  getrost  an  die 
eigentlich  zuständige  Stelle  abgeben  können.  Daß  nach 
rechtskräftigem  Urteil  des  RWG.  noch  etwa  das  RG.  die 
Zulässigkeit  des  Rechtsweges  bejahen  sollte,  ist  nicht  an- 
zunehmen: nach  RGE.  103  S.  103  soll  das  RWG.  ein  Son- 
dergericht wie  die  Kaufmanns-  und  Gewerbegerichte  sein, 
so  daß  dann  also  gar  nicht  die  Frage  nach  der  Zulässig- 
keit des  Rechtswegs,  sondern  nach  der  sachlichen  Zustän- 
digkeit zur  Diskussion  stände.  Eine  dem  § 17  Abs.  1 GVG. 
entsprechende  Vorschrift  für  die  sachliche  Zuständigkeit 
gibt  es  aber  nicht.  Vielleicht  kann  gerade  die  (fast  allgemein 
abgelehnte)  Ansicht  des  RG.  über  die  Rechtsnatur  des 
RWG.  diesem  die  Gelegenheit  bieten,  seine  Auffassung 
über  die  Tragweite  des  § 3 zu  ändern.  Da  der  § 3 nach 
Müller-Wiedersum  (Komm,  zu  der  VO.  über  das  RWG.,  zu 
§ 3)  nicht  dazu  benußt  werden  kann,  um  einen  richterlichen 
Spruch  über  die  Rechtmäßigkeit  einer  behördlichen  Maß- 
nahme zu  erwirken,  so  ist  nicht  ersichtlich,  worin  seine  Be- 
deutung liegt,  wann  überhaupt  seine  Anwendbarkeit  ge- 
geben ist,  wenn  auch  die  Gewährung  des  materiellen 
Rechtsschußes  in  so  weitem  Umfange  verweigert  wird.  Für 
den  Privatmann,  der  sich  einer  Maßnahme  der  Behörde 
schußlos  gegenübersieht,  bedeutet  es  schon  immer  einen 
großen  Gewinn,  wenn  die  Behörde  ihre  Monopolstellung 
aufgibt  und  sich  bereit  findet,  vor  einem  unabhängigen 
Gerichtshof  Recht  zu  nehmen.  Dem  sollte  auch  das  RWG. 
durch  größeres  Entgegenkommen  Rechnung  tragen.  (181.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts, 


Die  wirtschaftliche  Lage. 

Von  irgendeiner  Entspannung  der  wirtschaftlichen  Lage  in 
Deutschland  kann  keinesfalls  die  Rede  sein.  Wer  unter  Hinweis 
auf  die  eingetretene  Belebung  der  Bestellungen  für  die  Industrie 
und  die  vermehrte  Ausfuhr  von  einer  neuen  Haussebewegung 
spricht,  befindet  sich  in  einem  Irrtum.  Die  Bestellungen  sind  von 
Seiten  des  Auslandes  in  einem  viel  geringeren  Maßslabe  ein- 
gegangen, als  sonst  zu  Zeiten  einer  Marksenkung.  Die  Ausfuhr- 
belebung steht  in  keinem  Vergleiche  zu  den  Belastungen  der 
Einfuhrsumme  durch  den  hohen  Dollarstand.  Wenn  die  Industrie 
im  Augenblicke  wieder  einmal  „glänzend"  beschäftigt  ist,  dann 
kann  auch  hieraus  nur  durch  Trugschluß  eine  gesunde  industrielle 
Basis  in  Deutschland  gefolgert  werden.  Die  Lage  ist  eine  solche, 
daß  die  Industrie  heute  gar  nicht  mehr  so  viel  verdienen  kann, 
wie  notwendig  wäre,  um  ihre  Rentabilität  zu  sichern.  Schon  im 
Juni  genügte  ein  Rohgewinn  von  60  % des  Aktienkapitals  nicht 
mehr,  um  die  ordnungsgemäßen  Abschreibungen  vornehmen  zu 
können.  In  der  Hauptversammlung  des  Vereins  deutscher  In- 
genieure, der  sich  bekanntlich  große  Verdienste  um  die  Industrie 
erworben  hat,  sprach  der  Hauptredner  mit  Nachdruck  von  der 
jeßigen  „Scheinblüte  der  Industrie";  auch  hier  wurde  festgestellt, 
daß  die  Geldentwertung  eine  gesunde  Gewinnmöglichkeit  ver- 
hindert habe,  indem  man  betonte,  daß  selbst  die  größten  Gewinne 
nicht  ausreichen,  um  die  durch  die  Geldentwertung  bedingten 
Rücklagen  zu  tilgen.  Wesentlich  verschlechtert  wird  die  Lage  der 
Industrie  infolge  der  Rohstoffnot,  der  Geldknappheit  und  der 
Kohlennot.  Die  Rohstoffnot  nimmt  mit  dem  Emporschnellen 
des  Dollars  zu,  denn  die  Verkäufe  ergeben  nicht  die 
Einkaufsbeträge;  die  Knappheit  an  Devisen  wird  immer 
fühlbarer,  je  mehr  die  Spekulation  der  Welt  den  Dollar 
emportreibt,  denn  die  Markentwertung  an  sich  gibt  ja 
nicht  allein  den  Dollarstand  an.  Unsere  Hauptindustrieen  aber 
müssen  ihre  Produktionsmittel  auf  dem  Außenmarkt  eindecken. 
Man  greife  nur  einige  Zahlen  heraus.  Im  ersten  Vierteljahr  1922 
wurden  an  Eisen  und  Stahl  606  431  t eingeführt  und  nur  307  943  i 
ausgeführi;  an  Blei  kamen  24  423  t zur  Einfuhr  und  4795  t zur 
Ausfuhr,  an  Kupfer  61  566  zur  Ausfuhr  bei  einer  Einfuhr  von 
169  084  f;  bei  Zinn  stand  einer  Einfuhr  von  2685  t eine  Ausfuhr 
von  505  1 gegenüber.  Woher  sollen  der  Industrie  die  Mittel  zum 
Einkäufe  kommen?  Bei  gesenkter  Arbeitsleistung  steigen  die 
Löhne  im  Verhältnis  zu  den  Lebensaufwandkosten.  Allein  bis 
zum  Juni  veränderten  sich  die  hieraus  entstehenden  Belastungen 
gegen  1921  wie  folgt:  Das  Jahr  1913  zu  100  gerechnet  standen  die 
Aufwendungen  für  Heizung  und  Beleuchtung  vom  Januar  bis 
Juni  1921  auf  2094,  für  1922  auf  4411,  für  Nahrungsmittel  im  Jahre 
1921  auf  2463  und  für  1922  auf  5119.  Inzwischen  hat  das  Empor- 
jagen der  Preise  erst  begonnen.  Wenn  das  Ausland  troß  der 
unerhörten  Marksenkung  dennoch  zurückhaltend  bestellt,  dann 
kommt  neben  einer  allgemeinen  Kaufmüdigkeit  auf  dem  Welt- 
märkte hinzu,  daß  Deutschland  ständig  teurer  herstellt  und  so 
seine  Konkurrenzfähigkeit  laufend  herabgedrückt  sieht.  Auf  dem 
Weltmärkte  feste  Preise,  in  Deutschland  bis  zur  Sinnlosigkeit 
Preissteigerung.  Man  werfe  nur  einen  Blick  auf  die  Metallpreise, 
die  ja  gerade  für  die  deutsche  Industrie  so  wichtig  sind.  Im 
Juni  dieses  Jahres  wurden  in  London  und  Berlin  notiert: 


1. 

Juni  London  Elektrolytkupfer 

69  l/2  £ 

1. 

„ Berlin 

w 

8495  M. 

23. 

„ London 

n 

71  V,  £ 

23. 

„ Berlin 

w 

10224  M. 

1. 

„ London 

Hüttenzink 

28  V»  £ 

1. 

„ Berlin 

» 

3175  M. 

23. 

„ London 

n 

27  5/a  £ 

23. 

„ Berlin 

n 

3975  M. 

Damals  waren  die  deutschen  Preise  noch  fest  zu  nennen;  wie 
die  Bewegung  heute  ist,  zeigt  folgende  Stichprobe.  In  London 
für  Eleklrolyikupfer  ein  Preis  von  69)4—70  f,  in  Berlin  für  1 kg 
28.  Juli  170,9,  4.  August  239,3,  Kupfer  28.  Juli  150,  4.  August  215, 
Zinn  28.  Juli  393,  4.  August  535.  In  allen  übrigen  Rohstoffen  ist 
die  gleiche  Bewegung  zu  verzeichnen.  In  der  Aufomobilindusfrie 
sind  für  Gummi  innerhalb  von  zehn  Tagen  folgende  Preis- 
aufschläge zu  verzeichnen:  25  % Aufschlag,  35  % Aufschlag, 
75  % Aufschlag,  75  % Aufschlag,  macht  200  % in  zehn  Tagen. 
Die  Materialkosten  und  die  Löhne  wirken  erstickend.  Wie  die 


Lohnbelastung  fortschreitet,  zeigen  die  Bergarbeiterlöhne,  wenn 
man  sie  in  Vergleich  mit  dem  vergangenen  Jahre  stellt.  An 
Leistungslohn  wurden  gezahlt  (Leistungslohn,  Grundlohn,  zuzüg- 
lich Gedinge): 

Ruhr  Sachsen  Ruhr  Sachsen 

Januar  1921  58,64  M.  56,32  M.  Mai  1921  64,00  M.  57,38  M. 

„ 1922  107,71  „ 89,02  „ „ 1922  188,01  „ 162,01  „ 

Im  Juli  1922  betrug  der  Leistungslohn  in  der  Ruhr  305  ML,  in 
Sachsen  285  M.  Wie  die  Beamtenlöhne  anziehen,  erkennt  man 
aus  folgender  Aufstellung.  Die  Beamtenbesoldung  ohne  Frauen- 
und  Kinderzulage  betrug  im  Juni,  Juli,  August  für  Ortsgruppe  A für 
Juni  Juli  August 

Gruppe  I 46  500  M.  57  500  M.  62  500  M. 

„ VII  77  660  „ 97  020  „ 105820  „ 

Die  Gehälter  sind  für  den  Höchstbefrag  im  Jahre  gegeben. 
Durch  die  noch  immer  anhaltende  mindere  Leistung,  wie  vor 
allem  durch  den  Achtstundentag,  wird  die  Lohnbelastung  eine 
noch  weit  größere.  Eine  Übersicht  über  den  Leistungsrückgang 
stellte  kürzlich  eine  Gruppe  der  Düsseldorfer  Großeisenindustrie 
zusammen.  Die  Vergleiche  berücksichtigen  den  Durchschnitt  von 
1913  und  den  Stand  vom  Oktober  1921.  Das  Ergebnis  war  das 
folgende: 


1913 

1921 


Lohn  für  Rohslahl- 
verarbeitung 
14,03  M. 
294,94  „ 


Erzeugung 
je  Schicht 
0,372 
0,268 


Verbrauchter  Roh- 
stoff je  Arbeiter^ 

9.8 

7.8 


Rechnet  man  nun  noch  die  Sorge  um  die  Kohlenbeschaffung 
und  die  hierzu  nötigen  Aufwendungen  hinzu,  dann  scheint  die 
Lage  der  deutschen  Industrie  nur  dem  glänzend,  der  die  inneren 
wirtschaftlichen  Zusammenhänge  nicht  erkennen  kann.  Mit  Recht 
spricht  das  Reichs-Arbeitsblatt  von  dem  fieberhaften,  also  krank- 
haften Zustande  unserer  Wirtschaft.  Darf  man  doch  auch  nicht 
verkennen,  daß  die  der  Industrie  jeßt  zugeführten  großen  Auf- 
träge des  Innenmarktes  auf  das  Gefühl  der  Angst  zurückzu- 
führen sind;  sie  sind  zumeist  alte  kurzfristig  und  beruhen  darauf, 
daß  der  Handel  vor  der  Unmöglichkeit  des  Einkaufes  noch  um 
jeden  Preis  Ware  haben  will.  Es  steht  aber  so,  daß  es  der  deut- 
schen Industrie  troß  angespanntesten  Bemühens  nicht  möglich  ist, 
den  Anforderungen  der  Besteller  in  ausreichendem  Maße  zu  ge- 
nügen, wie  die  beste  Organisation  angesichts  der  immer  mehr 
sich  verschärfenden  Kapital-,  Rohstoff-  und  Brennstoffknappheit 
die  Leistung  nicht  mehr  zu  steigern  vermag.  Das  ist  das  tragische 
Kennzeichen  der  heutigen  deutschen  Wirtschaft. 

Auf  dem  Geldmärkte  macht  sich  mit  dem  Dollarstande  eine 
neue  Haussebewegung  bemerkbar,  die  unzweifelhaft  mit  den  neu 
betätigten  Käufen  des  Auslandes  zusammenhängt.  Auch  hier  kann 
mit  einem  neuen  Sturze  täglich  gerechnet  werden.Das  Inland  ist  zu 
kapitalarm,  um  nennenswerte  Käufe  vorzunehmen;  hinzu  kommt 
die  weitere  Verteuerung  des  Geldes  durch  die  am  29.  August  ein- 
geiretene  neue  Diskonterhöhung  der  Reichsbank  von  6 auf  7 v.  H. 
Fest  steht,  daß  die  Großbanken  von  einer  außerordentlichen  Vorsicht 
sind,  daß  sie  ihre  eignen  Bestände  nach  Möglichkeit  vermindern  und 
daß  sie  mit  ihren  Krediten  noch  zurückhaltender  geworden  sind. 
Auch  diese  Institute  können  nicht  in  die  Zukunft  sehen;  ihr  ganzes 
Verhalten  zeigt  indessen,  daß  sie  mit  einer  längeren  Hausse- 
bewegung auf  dem  Geldmärkte  nicht  rechnen  und  daß  sie  außer- 
ordentlich ernst  in  die  Zukunft  sehen.  Es  könnte  nur  dem  deut- 
schen Wirtschaftsleben  zweckdienlich  sein,  wenn  die  kleineren 
Bankinstitute  und  die  Sparkassen  sich  mehr  nach  dem  Vorgehen 
der  Großbanken  richten  wollten,  allein  schon  hinsichtlich  der  von 
ihnen  bewilligten  Kredite.  Die  Zurückhaltung,  die  hier  die  Groß- 
banken üben,  machte  sich  im  abgelaufenen  Monate  bei  den  Ka- 
pitalerhöhungen  der  Industrie  bemerkbar.  Die  Kapitalerhöhungen 
betrugen  im  Juli  weniger  als  in  den  Monaten  zuvor. 

Die  Finanzlage  ist  erdrückend.  Der  Papiergeldumlauf,  der  im 
August  1921  noch  88,1  Milliarden  M.  betrug,  stellte  sich  im  Juli 
auf  202  Millarden  M.,  gegen  noch  128,2  im  März  des  Jahres; 
die  diskontierten  Reichsschaßanweisungen  erreichten  Ende  Juli 
307,8  Milliarden  M.  gegen  202,8  im  August  .1921.  Die  schwebende 
Schuld  des  Reiches  hat  sich  in  der  dritten  Julidekade  um  7,51 
Milliarden  M.  vermehrt;  sie  beträgt  jeßt  307  810  465  000  M.  Zur 
Erfüllung  des  Friedensvertrages  mußten  in  der  zweiten  Julidekade 
zw'ecks  Beschaffung  von  Devisen  3 242581  000  M.,  vom  1.  April  ab 
27  746  018  000  M.  aufgebracht  werden. 
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Die  Reichsbank  halle  erneut  eine  Zunahme  des  Banknoten- 
umlaufes  in  der  Höhe  von  6,8  Milliarden  M.  zu  verzeichnen, 
nach  dem  Ausweis  vom  15.  8.  beliefen  sich  die  Neuabflüsse  an 
Banknoten  und  Darlehnskassenscheinen  von  den  Kassen  in  den 
Verkehr  auf  6308,4  Mill.  M.,  wahrend  in  dem  Zeilraume  von  1921 
für  416,4  Mill.  M.  Rückflüsse  zu  verzeichnen  waren;  am  15.  8. 
stand  der  Banknotenumlauf  auf  205  275,3  Mill.  M. 

Zur  Vervollständigung  des  trüben  Bildes  noch  einige  Zahlen: 


Indexziffer  für 

Lebens- 

Industrie- 

Inlands- 

Einfuhr- 

Gesamt- 

mittel 

stoffe 

waren 

waren 

index 

Juli  6482 

11405 

8636 

13826 

9501 

Juni  6405 

8157 

6540 

9474 

7030 

Dollarkurse  im 

August  in 

Berlin: 

1.8.  10.8. 

14.  8. 

15.8.  18.8.  21.8. 

22.  8.  23.  8. 

776,52  760,00  1038,70  1011,23  1250,93  1166,53  1296,35  1436,28 
24.8  25.6.  26.6.  28.8.  30.8.  31.8. 

1435  bis  2000  1797  1450  1250  1725 

Für  ein  Zwanzigmarkstück  zahlte  die  Reichsbank  in 
der  Zeit  vom  28.  August  bis  3.  September  5000  M. 

Das  Goldzollaufgeld  betrug  für  die  Zeit  vom  30.  August 
bis  5.  September  21  950  v.  H.,  gegen  17  400  v.  H.  seit  dem 
23.  August. 

Die  Entente  aber  rührt  sich  nicht.  Im  Gegenteil:  Deutschland 
soll  zahlen!  — BI5.  (199.) 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen. 

Warennachfragen. 

W.  8687.  Eine  Firma  in  Mailand  benötigt  Beschläge  für 
Lederwaren.  (Korr,  ital.) 

W.  8688.  Eine  Firma  in  M e r s i n a wünscht  mit  Papier- 
fabriken in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  franz.) 

W.  8689.  Eine  Firma  in  N i e m e n braucht  Maschinen  zur 
Glasbearbeitung,  ferner  Pre&-  und  Blasformen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8690.  Eine  Firma  in  Wien  sucht  Druckluftakkumulatore 
zu  kaufen. 

W. 8691.  Eine  Firma  in  Wien  braucht  Strohpapier. 

W. 8692.*  Eine  Firma  in  Philippopel  wünscht  Stoffe  zu 
kaufen.  (Korr,  franz.) 

W. 8693*  Eine  Firma  in  Piräus  benötigt  Maschinen  zur 
Erzeugung  von  Leinenbändern.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8694.*  Eine  Firma  in  Sofia  braucht  Medikamente  und 
Drogen,  Verbandstoffe  und  Apotheken,  sowie  Laboratoriums- 
gegenstände. (Korr,  deutsch.) 

W.  8695.*  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  wünscht  Neu- 
heiten und  Artikel  für  Buch-  und  Papierhandungen  zu  kaufen. 
(Korr,  deutsch.) 

W. 8696.  Eine  Firma  in  Warschau  braucht  Tonschmelz- 
tiegel für  Gold  und  Silber.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8697.  Eine  Firma  in  Sofia  wünscht  eine  gebrauchte  Ro- 
tationsdruckmaschine zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8698.  Eine  Firma  in  S u s a k braucht  Parfümeriefläschchen 
und  Papieretiketten.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8699.  Eine  Firma  in  Warschau  sucht  Sandstrahlpub- 
maschinen, Luftkompressoren,  Obst-  und  Weintraubenpressen, 
Obst-  und  Traubenmühlen  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.8700.*  Eine  Firma  in  Brüssel  wünscht  mit  Fabrikanten 
von  Seidenwirkwaren  in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  franz.) 

W.  8701.  Eine  Firma  in  Udine  benötigt  Peitschenriemen. 
(Korr,  ital.) 

W.  8702.*  Eine  Firma  in  Tripolis  wünscht  mit  Möbelfabri- 
kanten in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  franz.) 

W. 8703.  Eine  Firma  in  Ascoli  Piceno  braucht  Bauholz. 
(Korr,  ital.) 

W. 8704.  Eine  Firma  in  Tunis  sucht  Holzbearbeitungs-  und 
Werkzeugmaschinen  zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W.  8705.  Eine  Firma  in  London  braucht  Rohmaterialien 
für  Glasmosaikarbeiten.  (Korr,  engl.) 

W.  8706.  Eine  Firma  in  Wien  benötigt  Zwingen  aus  Eisen 
für  hölzerne  Schnürhakengriffe. 

Vertretungen. 

W. 8707.*  Eine  Firma  in  Georgetown  sucht  Vertretungen 
für  Eisenwaren  und  Packpapier  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.,  port.) 


W. 8708.*  Eine  Firma  in  Para  wünscht  Vertretungen  für 
Bücher,  Papierwaren  und  für  Bureauartikel  zu  übernehmen.  (Korr. 
Port.) 

W. 8709.*  Eine  Firma  in  Triest  sucht  Vertretungen  für  Ge- 
treide und  Olsaaten  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  ital.,  franz., 
engl.) 

W.  8710.  Eine  Firma  in  Malaga  wünscht  Vertretungen  für 
Kurzwaren,  Posamenterien,  Manufakturwaren,  Bijouterie-  und 
Zelluloidwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  span.) 

W.  8711.  Eine  Firma  in  Tunis  sucht  Vertretungen  für  Leder- 
galanteriewaren, Möbel,  Pianos,  Papierwaren,  Haus-  und  Küchen- 
geräte sowie  für  Gewebe  und  Bauholz  zu  übernehmen.  (Korr, 
franz.) 

W. 8712.*  Eine  Firma  in  Brescia  wünscht  Vertretungen 
für  Konserven,  Bonbons  und  für  Farben  zu  übernehmen.  (Korr, 
ital.,  franz.,  deutsch.)  (180.) 

W 8753*.  Eine  Firma  in  Triest  wünscht  Vertretungen  für 
Kurzwaren,  technische  Artikel  und  für  photographisches  Material 
zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.,  engl.) 

W 8754*.  Eine  Firma  in  Turin  sucht  Vertretungen  für  Perl- 
mutterknöpfe, Kurz-  und  Manufakturwaren  zu  übernehmen.  (Korr, 
ital.,  franz.,  deutsch.) 

W 8755*.  Eine  Firma  in  Triest  wünscht  Vertretungen  für 
Lebensmittel  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.) 

W 8756*.  Eine  Firma  in  Wien  wünscht  Vertretungen  aller  für 
Österreich  und  Polen  in  Betracht  kommenden  Artikel  zu  über- 
nehmen. 

W 8757*.  Eine  Firma  in  Bukarest  sucht  Vertretungen  für 
die  eisentechnische  Branche  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch, 
franz.,  engl.,  ital.) 

W 8758*.  Eine  Firma  in  Riga  wünscht  Vertretungen  für  Ma- 
nufaktur-, Kurz-,  Schreib-  und  Eisenwaren  zu  übernehmen.  (Korr, 
deutsch,  engl.) 

W 8759*.  Eine  Firma  in  Sofia  sucht  Vertretungen  für  Pa- 
pier, Kartons,  Zigarettenpapier,  Spielkarten  zu  übernehmen. 
(Korr,  franz.,  deutsch.) 

W 8760*.  Eine  Firma  in  Montevideo  wünscht  Vertretungen 
für  Eisen,  Zement,  Holz,  Baubeschläge,  Manufakturwaren,  Papier, 
Pappe,  für  elektrische  Bedarfsartikel  und  chemische  Produkte  zu 
übernehmen.  (Korr,  deutsch,  span.) 

W8761*.  Eine  Firma  in  Madrid  sucht  Vertretungen  für 
Gewebe  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.,  span.) 

W 8762*.  Eine  Firma  in  Port  Said  wünscht  Vertretungen 
für  eiserne  Kassen,  Lampen,  Lampenzylinder  und  für  Packpapier 
zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  engl.,  franz.) 

W 8763*.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  sucht  Vertretungen 
für  Argentinien  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  engl.,  franz., 
span.) 

W 8764*.  Eine  Firma  in  Los  Angeles  wünscht  Vertretun- 
gen für  Textilwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.) 

W 8765*.  Eine  Firma  in  Craiova  sucht  Vertretungen  für 
Baumwollgarne  und  für  Galanteriewaren  zu  übernehmen.  (Korr, 
deutsch,  franz.,  ital.) 

W 8766*.  Eine  Firma  in  Rom  wünscht  Vertretungen  für 
Handschuhe,  Strümpfe,  Socken  und  für  Damenblusen  zu  über- 
nehmen. (Korr,  ital.) 

W 8767*.  Eine  Firma  in  Ljubljana  sucht  Vertretungen  für 
Neuheiten  und  Massenartikel  zu  übernehmen. 

W 8768*.  Eine  Firma  in  Bialystock  wünscht  Vertretungen 
für  technische  Artikel  und  für  landwirtschaftliche  Maschinen  zu 
übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W 8769*.  Eine  Firma  in  Schäjjburg  sucht  Vertretungen 
für  Baubeschläge  und  für  Werkzeuge  zu  übernehmen.  (Korr, 
deutsch.) 

W 8770*.  Eine  Firma  in  Madrid  wünscht  Vertretungen  für 
Leder,  Schuhnägel  und  für  Gerbereiartikel  zu  übernehmen.  (Korr. 

span.,  franz.) 

W 8771.  Eine  Firma  in  S e r k i s sucht  Vertretungen  für 
Hülsenfrüchte  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  sind  bei  Angabe  der  bei- 
gefügten  Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  durch  das 
Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  Berlin  SW  48, 
Wilhelmstr.  30/31,  zu  erfahren.  Eine  Weitergabe  der  Adressen 
an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * bezeichnten 
Finnen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  besondere 
Schreibgebühr  von  5 Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls  von  dem 
genannten  Sekretariat  mitgeteilt  werden.  Zahlungen  sind  auf 
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das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allgemeinen  Correspon- 
denz-G.  m.  b .H.,  Berlin  NW,  Nr.  106  998,  mit  der  Bezeichnung 
„Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  „Warenangebote  und  -nach- 
f ragen“  zu  leisten.  I.  u.  Hztg.  (201.) 

Betrifft  Vereinigte  Staaten. 

1.773.  Eine  Firma  in  New  York  wünscht  Krawatten, 

Taschentücher  und  seidene  Damenstrümpfe  zu  kaufen. 

I.  774.  Eine  Firma  in  Boston  braucht  Spielwaren,  Kinder-, 
Damen-  und  Herren-Seidenstrümpfe. 

1.775.  Eine  amerikanische  Firma  benötigt  Maschinen  zur 
Herstellung  von  Holzabsägen. 

1. 776.  Eine  Firma  in  Greensburg  braucht  Zelluloid- 
artikel zur  Garnierung  von  Damenhüten. 

1. 777.  Eine  Firma  in  New  York  wünscht  wollene  Damen- 
und  Herrenstrümpfe  zu  kaufen. 

1. 778.  Eine  Firma  in  Pittsburgh  braucht  säurefeste 

Röhren. 

1.779.  Eine  Firma  in  Los  Angelos  benötigt  Radioappa- 
rate, besonders  Empfangsstationen  und  Zubehörteile. 

1. 780.  Eine  Firma  in  New  York  wünscht  mit  deutschen 
Fabrikanten  von  Leinen  in  Verbindung  zu  treten. 

1.781.  Eine  Firma  in  New  York  sucht  Linoleum  zu  kaufen. 

1.782.  Eine  Firma  in  Salem  braucht  Spielsachen  und 

Perlbeutel. 

1.783.  Eine  Firma  in  Washington  benötigt  Kinderkine- 
matographen  sowie  sämtliche  Neuheiten  in  Spielzeugen. 

1. 784.  Amerikanische  Herren,  die  in  nächster  Zeit  in 

Deutschland  eintreffen,  möchten  die  Alleinvertretung  von  deut- 
schen Fabrikanten  in  den  Vereinigten  Staaten  für  folgende  Ar- 
tikel übernehmen:  Teppiche,  Läufer,  Linoleum,  Tapeten,  Uhren, 

Lederwaren,  Photoapparate  und  elektrische  Apparate. 

Angebote  usw.  sind  mit  dem  erforderlichen  Ausland- 
porto sowie  der  angegebenen  Chiffrenummer  zu  ver- 
sehen und  an  die  Amerikanische  Handelskammer,  Berlin  W 8, 
Friedrichsfr.  59/60,  zur  Weitergabe  einzusenden. 

I.  u.  Htzg.  (168b.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Geseg  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von  Notgeld, 
17.  7.  (RGbl.  Teil  I S.  693.)  , 

Ergänzung  des  Geseges  über  die  Entschädigung  der 
Mitglieder  des  Reichstages  vom  10.  Juli,  3.  8.  (RGbl.  Teil  II  S.  705.) 

Geseg  über  das  Abkommen  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  der  Republik  Polen  über  Erleichterungen  des  Grenz- 
verkehrs (deutsch-polnisches  Grenzabkommen),  21.  7.  (RGbl. 
Teil  II  S.  719.) 

Bekanntmachung  des  Textes  des  Erbschaftssteuer- 
gesetzes, 7.  8.  (RGbl.  Teil  I S.  695.) 

Überleitung  des  Erbschaftssteuerrechts  (Geseg 
vom  20.  Juli  1922  — RGbl.  Teil  I S.  610)  in  der  Fassung  der  Be- 
kanntmachung vom  7.  August  1922  (RGbl.  Teil  1 S.  695),  7.  8. 
(RGbl.  Teil  I S.  708.) 

Der  Reichsminister  der  Justiz  erlieg  Bekannt- 
machungen: 

Gewerbliche  Schutzrechte  der  Angehörigen  Kanadas, 
10.  8.  (RGbl.  Teil  II  S.  834.) 

Schutz  von  Erfindungen,  Mustern  und  Waren- 
zeichen auf  einer  Ausstellung,  5.  8.  (RGbl.  Teil  II  S.  735.) 

Der  Reichsschatzminister  erlieg  eine  Bekannt- 
machung über: 

Übergang  der  Reichsstelle  für  Speisefette  auf  das  Reich 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  19.  8.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erlieg  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Juli-Durchschnittskurse  für  Umrechnung  ausländischer  Werte 
nach  § 31  Abs.  5 der  Ausführungsbestimmungen  zum  Umsatz- 
steuergesetz, 22.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  24.  8.) 

Der  Präsident  des  Reichsausschusses  für  den  Wieder- 
aufbau der  Handelsflotte  erlieg  eine  Bekanntmachung  über: 

Beschlagnahme  von  Fahrzeugen  für  das  Reich,  12.  8. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  14.  8.)  (203.) 


Bücherschau. 

Banko-Mark  im  Augenhandel.  Die  Entwicklung  einer 
neuen  stabilen  Geldeinheit  aus  der  Erkenntnis  von 
Triebkräften  und  Auswirkungen  des  Währungs- 
verfalls. (Handbücher  der  Industrie-  und  Handelszeitung 
Band  3J  Von  Regierungsrat  Dr.  Dalberg.  Verlag  von  Reimar 
Hobbing,  Berlin. 

Die  Darlegungen  gehen  von  einer  gründlichen  Dar- 
stellung der  seit  Kriegsbeginn  veränderten  Währungs- 
und Wirtschaftsverhältnisse  aus  und  begründen  vor 
allem  die  Auffassung,  dag  nicht  die  von  innen  wirkende  Inflation, 
die  Notenpresse  die  eigentliche  Triebkraft  der  Wäh- 
rungszerrüttung ist  — welche  Anschauung  auch  jegt  noch 
z.  B.  den  Noten  der  Entente  zugrunde  liegt  — , sondern  dag  Zah- 
lungsbilanz und  der  sich  daraus  ergebende  Valutastand  die 
eigentlich  treibenden  Kräfte  des  deutschen  Währungsverfalls  sind. 
Diese  Anschauung  wird  besonders  auch  durch  wertvolle  gra- 
phische Darstellungen  belegt. 

Aus  dieser  ursächlichen  Verknüpfung  heraus  wird  die  von 
Regierung  und  Industrie  verfolgte  differenzierte  Preis- 
stellung für  den  Augenhandel  gerechtfertigt,  die  in  weiterem 
Ausbau  dazu  führen  sollte,  die  deutschen  Ausfuhrrechnungen  in 
einer  neuen  deutschen  Rechnungseinheit,  der 
Banko-Mark  — sachlich  dem  englischen  Schilling  gleichge- 
segt  und  evtl,  zahlbar  mit  Schilling  oder  anderer  gangbarer 
Währung  in  Parität  zum  Pfund  — auszustellen:  Es  wird  darge- 
legt, wie  bei  Einführung  einer  solchen  Rechnung  sich  bald  eine 
zweite  mehr  stabile  deutsche  Hilfs-Währung  für 
den  rein  buch-  und  wechselmägigen  Auslandsverkehr  entwickeln 
würde. 

Einrichtungen  ähnlicher  Art,  wie  z.  B.  die  alte  Hambur- 
ger „Mark-Bank  o“,  wie  auch  der  argentinische 
G o 1 d p e s o (im  Verhältnis  zum  Papierpeso)  werden  vergleichs- 
weise erörtert  und  als  Beweismittel  dafür  herangezogen,  dag 
neben  der  geseglichen  Währung  eine  Hilfswährung  der  bezeich- 
neten  Art  in  Deutschland  sehr  wohl  bestehen  und  ausgleichend 
auf  den  Valutastand  im  auswärtigen  Handel  wirken  könnte.  (183.) 

Argentinien.  Seine  Bedeutung  für  die  Weltwirtschaft.  Von 
Dr.  Ernst  Wilhelm  Schmidt.  36  Seiten,  kart.  15  M. 

Mexiko.  Seine  Bedeutung  für  die  Weltwirtschaft.  Von  Oswald 
C o 1 1 m a n n.  58  Seiten,  kart.  20  M. 

Spanien.  Seine  Wirtschaftsgeographie  und  seine  Stellung  in 
der  Weltwirtschaft.  Von  Dr.  Hermann  J.  Held.  53  Seiten, 
kart.  20  M.  — Hanseatische  Verlagsanstalt,  Ham- 
burg. 

Die  aufgeführten  Schriften  bilden  die  erste  Hälfte  einer 
Reihe  von  Veröffentlichungen,  die  einen  Überblick  über  die 
wirtschaftliche  Lage  und  Bedeutung  von  solchen  Ländern  geben 
sollen,  die  ein  besonders  günstiges  Betätigungsfeld  für  die 
Unternehmungslust  des  deutschen  Kaufmanns  darstellen,  weil  sie 
noch  einer  wirtschaftlichen  Erschliegung  und  Entwicklung  in 
grögerem  Magsfabe  fähig  sind.  Die  Hefte  enthalten  von  sach- 
kundiger Hand  vertagte  Schilderungen  der  einschlägigen  Ver- 
hältnisse. Sie  geben  Aufschlug  über  die  geographischen  Bedin- 
gungen der  genannten  Länder,  ihre  Bevölkerung,  ihre  Boden- 
schäge  und  den  Stand  des  Wirtschaftslebens  in  seinen  einzelnen 
Zweigen;  sie  weisen  auf  die  vorhandenen  Möglichkeiten  zur 
Betätigung  des  deutschen  Kaufmanns  hin.  Beigefügte  Literatur- 
verzeichnisse machen  es  möglich,  die  einschlägigen  Fragen  an 
Hand  ausführlicherer  Darstellungen  näher  zu  prüfen.  (154.) 

R o s e n t h a 1,  Dr.  Alfred:  Reichsgeseg  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb.  5.  Auflage.  1922.  Vereinig,  wiss.  Verleger. 

Adickes-Falk:  Kommunalabgabengeseg.  6.  Auflage.  1922. 
Guttentagsche  Sammlung  preug.  Gesege.  Vereinig,  wiss.  Ver- 
leger. 

Dersch:  Aufsichtsrats-Geseg.  Betriebsratsmifglieder  im  Auf- 
sichtsrat. 1922.  Geb.  65  M.  Bensheimer,  Mannheim.  (184) 

Lehmann,  Dr.  Julius,  Rechtsanwalt  in  Frankfurt  a.  M.:  Die 

Geldentwertung  als  Geseggebungsproblem  des  Privatrechts. 
Verlag  Hermann  Sack,  Berlin. 


AUS  HANDEL,  INDUSTRIE  und  VERKEHR 

früher  Zeitschrift  „Handel  und  Gewerbe" 

Amtliche  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 

SCHRIFTLEITUNG:  I.  V.  Dr.  E HOPP,  BERLIN  C 2 , NEUE  FRIEDRICHSTRASSE  53-56 


Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Sozialpolitischer  Ausschuß  des  D.  I.  u.  H. 

Nachtrag  zur  Sißung  am  Freitag,  15.  September: 

Geseßentwurf  über  die  Arbeitszeit  der  Angestellten. 

Änderung  der  Frachtbriefe. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  10.  August  d.  ).  erteilte 
der  Reichsverkehrsminister  am  28.  August  folgenden 
Bescheid: 

„Die  Änderungen  des  Frachtbriefmusters,  die  zum  1.  Oktober 
d.  J.  in  Aussicht  genommen  waren,  können  zu  diesem  Zeitpunkt 
noch  nicht  durchgeführt  werden.  Die  am  30.  September  d.  |. 
ablaufende  Frist  für  die  Verwendung  der  jeßt  gültigen  Fracht- 
briefe wird  deshalb  durch  eine  in  den  nächsten  Tagen  im  Reichs- 
geseßblatt  erscheinende  Verordnung  bis  zum  31.  März  1923 
verlängert  werden. 

Lediglich  der  Neudruck  doppelseitig  bedruckter  (verklei- 
nerter) Frachtbriefe  wird  nicht  mehr  genehmigt,  weil  sich  dieses 
nur  vorübergehend  eingeführte  Muster  nach  den  übereinstimmen- 
den Berichten  der  Reichsbahndirektionen  nicht  bewährt  hat.“ 

Vergl.  29.  )ahrg.  S.  275. 

Frachtermäßigung  für  Kartoffeln. 

Auf  Anregung  der  Handelskammer  Frankfurt  a.  Main 
ist  der  D.  I.  u.  H.  für  eine  Frachtermäßigung  für  Kartoffeln  ein- 
getreten. 

Die  Reichsbahndirektion  Berlin  teilte  dem 
D.  I.  u.  H.  am  29.  August  d.  ).  folgendes  mit: 

Für  die  Zeit  vom  1.  September  1922  bis  15.  Mai  1923  tritt 
ein  Ausnahmefarif  13  für  frische  Kartoffeln  bei  Aufgabe  als 
Frachtsfückgut  zunächst  zwischen  den  Stationen  der  deutschen 
Reichsbahn  in  Kraft.  Die  Ausdehnung  auf  deutsche  Privatbahnen 
erfolgt  später.  Die  Fracht  wird  für  das  halbe  wirkliche  Ge- 
wicht nach  den  Frachtsäßen  der  ermäßigten  Stückgutklpsse  II  be- 
rechnet. Der  Ausnahmetarif  wird  durch  den  nächsten  Tarifan- 
zeiger bekanntgegeben.  Außerdem  erteilen  die  beteiligten 
Güterabfertigungen  sowie  das  Auskunftsbüro,  Berlin,  Alexander- 
plaß,  Auskunft. 

Goldzollaufgeld. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.H.  richtete  an  das  Reichs- 
ministerium der  Finanzen  folgende  Eingabe: 

„Die  zur  Umrechnung  der  Einfuhrzölle  auf  Goldbasis  fest- 
geseßte  Quote  ändert  sich  infolge  des  neuen  starken  Ansteigens 
der  Devisenkurse  allwöchentlich.  Es  ist  erklärlich,  daß  innerhalb 
dieser  kurzen  Zeitspanne  aus  mancherlei  Gründen  in  vielen  Fällen 
eine  zollamtliche  Abfertigung  erst  nach  Festseßung  höherer  Gold- 
zollguoten  erfolgen  kann,  obwohl  die  Grenzüberschreitung  der 
abzufertigenden  Waren  bereits  zu  einem  früheren  Zeitpunkt,  als 
noch  niedrige  Säße  galten,  erfolgt  ist. 

Nur  in  den  seltensten  Fällen  jedoch  wird  diese  verzögerte  Ab- 
fertigung auf  ein  Verschulden  des  Ausführenden  zurückzuführen 
sein;  sie  hat  vielmehr  nach  unseren  Beobachtungen  ihren  Haupt- 
grund in  verkehrstechnischen  Schwierigkeiten  bei  den  Verkehrs- 
anstalten und  den  Zollbehörden.  Verkehrstechnisch  ist  es  zu- 
mal bei  Einfuhren  auf  dem  Schiffswege  nicht  möglich,  auf  die 
Vorabfertigung  im  Eingangshafen  bereits  binnen  Wochenfrist  die 
Schlußabfertigung  folgen  zu  lassen.  Ebensowenig  ist  es  infolge 
Überlastung  der  größeren  Zollämter  möglich,  Bahnsendungen 
innerhalb  dieser  Frist  zollamtlich  vollständig  zu  behandeln. 

Da  auf  der  anderen  Seite  mit  einem  Steigen  der  Mark  und 
dementsprechend  mit  einer  Herabseßung  der  Goldzollsäße,  sowie 
auch  nur  mit  ihrer  Stabilisierung  für  einen  größeren  Zeitraum 
leider  nicht  wird  gerechnet  werden  können,  erscheint  es  uns  not- 
wendig, den  Einführenden  vor  dem  von  ihm  nicht  verschuldeten 
Nachteil  der  Zahlung  des  jeweils  höchsten  Goldzollsaßes  zu 
Schüßen. 


Wir  beantragen  daher  dringlich,  eine  Rundverfügung  an  die 
Zollbehörden  zu  erlassen,  wonach  als  Stichtag  des  Goldzollauf- 
geldes der  Tag  maßgebend  sein  soll,  an  dem  die  einzufiihrende 
Ware  zur  Eingangsabfertigung  gestellt  wurde,  wie  es  u.  E.  auch 
dem  § 9 des  Vereinszollgeseßes  Ziff.  1 entspricht." 

Statistische  Harken. 

Der  D.  1.  u.  H.  richtete  folgende  Eingabe  an  das  Reichs- 
ministerium der  Finanzen:  „Aus  Interessentenkreisen  gehen  uns 

vielfach  Klagen  zu,  daß  bei  den  Zollämtern  die  für  die  neuen 
statistischen  Marken  (vergl.  Geseß  vom  18.  Juli  1922)  erforder- 
lichen Marken  nicht  vorhanden  sind.  Es  dürfte  sowohl  im  Interesse 
einer  Erleichterung  der  der  Zollabfertigung  wie  auch  im  Interesse 
des  Publikums  liegen,  wenn  diesem  Mangel  baldmöglichst  ab- 
geholfen wird.  Wir  bitten  zur  Verhinderung  von  Verkehrsstockun- 
gen dringend  für  schleunige  Neuausgabe  der  für  die  neuen  Ge- 
bühren erforderlichen  Marken  Sorge  zu  tragen  und  vor  allem 
audi  den  Zollämtern  diese  Marken  in  ausreichendem  Umfange 
zuzustellen." 

Ursprungszeugnisse  für  Sendnngen  nach 
Jugoslawien. 

Die  jugoslawische  Gesandtschaft  hat  sich  gegenüber  der 
Berliner  Geschäftsstelle  der  Vereinigten  Handelskammern  Frank- 
furt a.  M.-Hanau  bereit  erklärt,  von  einer  Beglaubigung  der 
Ursprungszeugnisse  durch  die  Gesandtschaft  Abstand  zu  nehmen 
und  sich  mit  einem  von  einer  Handelskammer  ausgestellten  Ur- 
sprungszeugnis zu  begnügen.  Es  genügt  somit  in  Zukunft,  wenn 
den  Ausfuhrsendungen  nach  Jugoslawien  ein  solches  von  einer 
deutschen  Handelskammer  ausgestelltes  Ursprungszeugnis  bei- 
liegt. Unter  Bezugnahme  auf  unsere  Veröffentlichung  in  Nr.  5 
der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  Seite  117  bitten  wir  die  Mit- 
glieder, Interessenten  auf  diese  Erleichterung  aufmerksam  zu 
machen. 

Landesausschuß 

der  preußischen  Handelskammern. 

Gewerbesteuer. 

Veranlaßt  durch  verschiedene  Klagen  aus  Handelskammer- 
kreisen über  eine  ungenaue  Befolgung  des  Erlasses  des  Finanz- 
ministers vom  23.  Juli  1903  durch  die  Gewerbesteuerausschüsse, 
wonach  diese  verpflichtet  sind,  in  jedem  Falle,  in  dem  bei  einer 
Gewerbesteuerzerlegung  auf  Grund  des  §'  38  des  Gewerbesteuer- 
geseßes  Teilbeträge  für  die  Gemeinden  außerhalb  des  Veran- 
lagungsbezirks festgeseßt  werden,  jeder  Handelskammer,  zu 
deren  Bezirk  eine  dieser  Gemeinden  gehört,  durch  besondere 
Nachricht  von  Amts  wegen  von  den  auf  ihren  Bezirk  entfallenden 
Teilsteuerbeträgen  unter  Namhaftmachung  der  pflichtigen  Teil- 
betriebe Kenntnis  zu  geben,  bat  der  Landesausschuß  der 
preußischen  Handelskammern  in  einer  Eingabe  den 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß 
in  Zukunft  von  den  Gewerbesteuerausschüssen  die  Bestimmungen 
des  genannten  Erlasses  genau  befolgt  werden.  Darauf  hin  teilte 
uns  der  Handelsminister  mit,  daß  er  beim  Einanzminister 
nach  der  gewünschten  Richtung  hin  vorstellig  geworden  sei  und 
dieser  bereits  durch  Runderlaß  die  Gewerbesteuerausschußvor- 
sißenden  erneut  auf  die  Beachtung  des  Erlasses  vom  23.  Juli  1903 
hingewiesen  hat. 

Post. 

Postpaketverkehr  nach  dem  Anslande. 

Die  fortschreitende  Entwertung  der  deuisdien  Mark  bringt  für 
den  Postverkehr  mit  dem  Auslande  die  Gefahr  mit  sich,  daß  troß 
Erhöhung  des  Goldfrankengegenwertes  (zur  Zeit  1 Goldfranken 
=r  250  M.)  bei  den  Abrechnungen  mit  den  fremden  Postverwal- 
tungen Einbußen  für  die  deutsche  Postkasse  entstehen.  Um 
dieser  Gefahr  nach  Möglichkeit  vorzubeugen,  sieht  sich  die 
Reichspostverwaltung  gezwungen,  künftig  von  der  ihr  nach  Ar- 
tikel 5,  § 4 Absaß  1 des  Postpaketvertrags  von  Madrid  zustehen- 
den Befugnis  zur  Erhebung  einer  Zuschlagsgebühr  Gebrauch  zu 
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machen.  Demzufolge  wird  vom  1.  September  an  für  jedes 
Postpaket  nach  dem  Ausland  — ausgenommen  Postpakete  nach 
Österreich,  Ungarn,  Tschechoslowakei,  Luxemburg,  Danzig, 
Memelgebiet,  Polnisch-Oberschlesien,  Südafrikanische  Union  und 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika  — neben  den  bisherigen  Ge- 
bühren eine  Zuschlagsgebühr  von  25  Centimen  (Goldl  erhoben 
werden.  Dieselbe  Zuschlaggebühr  wird  deutscherseits  — mit  den 
gleichen  Ausnahmen  — fortan  für  Postpakete  in  Anspruch  ge- 
nommen, die  aus  anderen  Ländern  herrühren  und  nach  Deutsch- 
land gerichtet  sind.  Eine  gleiche  Zuschlaggebühr  von  25  Cen- 
timen (Gold)  wird  vom  1.  September  ab  für  jedes  Postfracht- 
stück nach  dem  Auslande  — ausgenommen  Postfrachtstücke  nach 
Österreich,  Tschechoslowakei,  Ungarn,  Luxemburg,  Danzig,  Me- 
melgebiet und  Polnisch-Oberschlesien  — erhoben.  Bei  Berech- 
nung der  Zuschläge  für  sperrige  und  für  dringende  Pakete  bleibt 
die  Zuschlaggebühr  von  25  Centimen  allgemein  außer  Betracht. 


Eisenbahn. 

Finanzierung  polnischer  Eisenbahnen. 

Die  Warschauer  Blätter  vom  26.  Juli  bringen  folgende  Mel- 
dung der  „Ostagentur“:  „Aus  Prag  wird  berichtet,  daß  ein 

englisch-belgisches  Konsortorium  der  polnischen  Regierung  eine 
langfristige  Anleihe  von  2 Millionen  Pfund  Sterling  für  Eisen- 
bahninvestitionen angeboten  habe.  Das  Kapital  soll  im  Lauf  von 
15  Jahren  bezahlt  werden.  Eine  der  Hauptbedingungen  der  An- 
leihe ist  die  Notwendigkeit,  Ankäufe  von  Eisenbahnmaterialien 
bei  englischen  und  belgischen  Firmen  zu  machen.“ 

Frachtberechnung  für  Stroh. 

Die  Reichseisenbahndirektion  Schwerin  bittet  den  D.  I.u.H. 
durch  Schreiben  vom  28.  August  d.  ).,  folgendes  Rundschreiben 
zu  veröffentlichen: 

„Aus  Interessentenkreisen  ist  bei  der  ständigen  Tarifkom- 
mission der  deutschen  Eisenbahnen  beantragt  worden,  im  deut- 
schen Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I B,  Stroh  in  Wagenladungen 
aus  der  Klasse  D in  die  Klasse  E zu  versehen.  Zur  Begründung 
wird  angeführt,  dag  auf  einen  großräumigen  offenen  Eisenbahn- 
wagen zu  15  t Ladegewicht  nur  7 bis  10  000  kg  Stroh  verladen 
werden  könnten  und  durch  die  jefeige  hohe  Fracht  die  Existenz- 
möglichkeit der  Industrie,  die  Stroh  auf  weite  Entfernungen  be- 
ziehen müsse,  in  Frage  gestellt  werde.  Nach  der  jefeigen  Tarif- 
lage beträgt  die  Fracht  für  einen  Wagen  Stroh  nach  der  Klasse  D 
bei  einer  Entfernung  von  300  km  und  einer  Gewichtsmenge  von; 
a)  5000  kg  4590  M„  b)  10  000  kg  7650  M„  c)  15  000  kg  9195  M. 

Da  wie  angegeben  und  audi  bestätigt  werden  kann,  ein 
großer  15-t-Wagen  nur  10  t Stroh  (in  gepreßten  Ballen)  faßt,  be- 
trägt die  Fracht  7650  M.  Nach  der  beantragten  Klasse  E würde 
die  Fracht,  da  hierfür  Nebenklassen  für  5 und  10  t nicht  be- 
stehen, für  15  000  kg  7035  M.,  also  615  M.  (etwa  9 v.  H.)  weniger 
betragen.  Die  Frachtermäßigung  würde  sich  bei  400  km  auf 
8 v.  H.,  bei  500  km  auf  7 v.  H.  und  bei  750  km  auf  6 v.  H.  ver- 
ringern. Es  fragt  sich,  ob  bei  dieser  an  sich  nur  mäßigen  Eracht- 
verminderung ein  dringendes  wirtschaftliches  Bedürfnis  für  die 
Aufnahme  von  Stroh  in  die  Klasse  E anzuerkennen  ist.  Un- 
gepreßtes Stroh  kann  bei  der  Erörterung  der  Frage  ausscheiden, 
da  auf  einen  großräumigen  offenen  15-t-Wagen  höchstens 
5000  kg  verladen  werden  kann,  für  welche  Menge  die  Neben- 
klasse Dn  5 die  billigste  Fracht  ergibt. 

Zu  erwägen  ist  ferner,  ob  die  Gewährung  der  Klasse  E für 
Stroh  nicht  gleiche  Anträge  für  Binsen,  Brennesseln,  Flachsstengel 
(Strohflachs),  Hanfstengel  (Strohhanf),  Heu,  Holzwolle,  Papier- 
abfälle, Schilfrohr,  Seegras,  Spreu  usw.  der  Kasse  D aus- 
lösen  würde.  Erwünscht  sind  weiter  Angaben  über  die  Preise  für 
100  kg  Stroh  im  Jahre  1914,  Dezember  1921  und  Juli  1922. 

Die  Reichseisenbahndirektion  Schwerin  (Meckl.)  bittet  zwecks 
Berichts  an  die  Anfang  Oktober  statifindende  Sifeung  der  ständi- 
gen Tarifkommission  zu  diesen  Fragen  Stellung  zu  nehmen  und 
ihr  tunlichst  bis  zum  10.  September  Mitteilung  zu  machen.“ 

Der  D.  I.  u.  H.  bittet  seine  Mitglieder,  dem  Wunsche  zu  ent- 
sprechen und  ihre  Stellungnahme  unmittelbar  an  die 
Reichsbahndirektion  Schwerin  (Meckl.)  zu  senden, 
damit  keine  Verzögerungen  entstehen. 


Steuern. 

Vorauszeichnungen  auf  Zwangsaiileihe  im  Monat 

August. 

Es  wird  darauf  hingewiesen,  daß  der  Zeichnungskurs  von 
96  v.  H.  für  Vorauszeichnungen  auf  die  Zwangsanleihe  nur  noch 
bis  zum  31.  August  1922  gilt.  Da  der  Zeichnungskurs  für  die 
Vorauszeichnungen  in  den  folgenden  Monaten  steigt  und  zwar 
bis  zu  einem  Kurs  von  104  v.  H.  für  Zeichnungen  im  Februar  1923, 
so  erwächst  den  Zeichnungspflichiigen  aus  der  Ausnufeung  des 
Augustzeichnungskurses  ein  erheblicher  Vorteil.  Die  Zeichnung 
kann  bei  den  bereits  bekanntgegebenen  Annahmestellen  vorge- 
nommen werden.  Sie  geschieht  dadurch,  daß  der  Zeichner  einen 
Zeichnungsschein,  der  bei  der  Annahmestelle  erhältlich  ist,  aus- 
füllt und  ihn  unter  gleichzeitiger  Einzahlung  des  Zeichnungs- 
preises der  Annahmestelle  übergibt.  Zeichnungen  ohne  gleich- 
zeitige Einzahlung  des  Zeichnungspreises  gibt  es  nicht. 

Wer  zuviel  vorauszeichnet,  läuft  keine  Gefahr,  sein  Geld  zu 
verlieren,  da  ein  zuviel  gezahlter  Betrag  mit  5 v.  H.  Zinsen 
zurückerstattet  wird. 


Außenhandel. 

Devisen- Ablieferung. 

Es  empfiehlt  sich,  die  Exporteure  auf  folgende  Erleichte- 
rungen in  der  Devisen-Ablieferung  besonders  hinzuweisen,  die 
sich  aus  dem  neuen  Merkblatt  der  Reichsbank  vom  August  d.  J. 
ergeben: 

1.  Beim  Kassenankauf  werden  Tratten  (d.  h.  nidit  ak- 
zeptierte Wechsel)  und  Wechsel  mit  einer  Laufzeit  von  mehr  als 
14  Tagen  mit  einem  Kursabschlag  von  K v.  H.  (bisher 
y2  v.  H.)  für  jeden  angefangenen  Monat  der  Laufzeit  angekauft. 

2.  Beim  Ankauf  von  T e r m i n d e v i s e n ist  für  die  ersten 
drei  Monate  der  Laufzeit  der  Kursabschlag  auf  yi  v.  H.  (bis- 
her % v.  H.)  für  jeden  angefangenen  Monat  ermäßigt  und  ent- 
sprechend bei  längerer  Laufzeit. 

Bei  Prolongationen  für  Termindevisen  wird  die  abge- 
laufene Lieferfrist  bei  der  Berechnung  des  Kursabschlages  (wie 
bisher)  mitgerechnet,  aber  es  wird  nicht  mehr  ein  besonderer 
Kursabschlag  von  % v.  H.  über  den  gewöhnlichen  Safe  hinaus 
berechnet. 

3.  Ausländische  Banknoten  können  künftig,  vorbehalt- 
lich der  Echtheit,  von  den  Reichsbanksiellen  angekauft  werden 
(während  sie  bisher  nur  zur  Einziehung  angenommen  wurden). 
Es  wird  ein  Kursabschlag  von  J4  v.  H.  vom  Notenkurse  zur 
Deckung  sämtlicher  Spesen  (Porto,  Versicherung,  Courtage,  Pro- 
vision) berechnet.  Kursberechnung  wie  beim  Ankauf  von 
Schecks. 

4.  Auszahlungen  können  zum  Kurse  des  Angebots- 
tages an  die  Reichsbank  verkauft  werden. 

5.  Verkaufsaufträge  können  limitiert  werden. 

6.  Bezüglich  der  Befreiung  von  der  Ablieferung 
der  Termindevisen  erklärt  sich  die  Reichsbank  geneigt,  in  be- 
sonders gelagerten  Fällen  Erleichterungen  zuzugestehen  (ent- 
gegenkommendere Fassung  als  bisher). 

7.  Die  Länder,  deren  Währungen  für  das  Devisengeschäft  der 

Reichsbank  in  Betracht  kommen,  sind:  Argentinien,  Belgien. 

Brasilien,  Bulgarien,  Dänemark,  England,  Finland,  Frankreich, 
Holland,  Italien,  Luxemburg,  Norwegen,  Österreich,  Schweden, 
Schweiz,  Spanien,  Tschechoslowakei,  Ungarn,  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Japan,  außerdem  für  An-  und  Verkauf  von 
Auszahlungen.  ' 

Seehandel  der  drei  größten  lettländischen  Häfen 
im  Jahre  1921. 

Nach  den  vorläufigen  Daten  der  Staatlichen  Statistischen 
Verwaltung  Lettlands  hat  der  seewärtige  Außenhandel  Rigas, 
Libaus  und  Windaus  im  Jahre  1921  rund  354  Millionen  kg  im  Werte 
von  5745/4  Millionen  lettl.  Rubel  umfaßt.  Unter  diesen  Häfen 
ragt  besonders  Riga  hervor,  das  sich  bereits  in  den  Jahren  1901 
bis  1905  zum  ersten  Seehandelsplafe  des  russischen  Reiches 
emporgearbeitet  hatte,  welche  Stellung  es  auch  bis  zum  Ausbruch 
des  Weltkrieges  unbestritten  behauptete.  So  betrug  Rigas  Anteil 
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am  russischen  Außenhandel  bzw.  im  Jahre  1913  17,2  v.  H.,  während 
auf  den  zweitbedeutendsten  Hafen  St.  Petersburg  mit  Kronstadt 
nur  14  v.  H.  und  auf  Windau  und  Libau  3,9  resp.  3,4  v.  H.  entfielen.^ 
Heutzutage  tritt  das  Übergewicht  Rigas  über  die  beiden  anderen 
großen  lettländischen  Häfen  ebenso  stark  zutage,  wie  ehedem. 
Vom  Wert  des  gesamten  Außenhandels  der  3 Häfen  im  Jahre  1921 
entfielen  auf  Riga  78,1  v.  H.  (4485,9  Will.  Rbl.),  auf  Libau  20,3  v.  H. 
(1168,9  Mill.  Rbl.)  und  auf  Windau  1,6  v.  H.  (90,7  Mill.  Rbl.).  Fast 
vier  Fünftel  des  Warenumsaßes  mit  dem  Auslande  nehmen  somit 
ihren  Weg  über  Riga,  so  daß  auf  Libau  und  Windau  nur  etwas 
mehr  als  ein  Fünftel  entfallen,  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  Windau 
ganz  in  den  Hintergrund  gedrängt  ist,  während  es  in  den  leßten 
Vorkriegsjahren  den  seitens  der  russischen  Regierung  so  unge- 
mein begünstigten  Libauer  Hafen  sogar  überflügelt  hatte. 

Was  den  Importhandel  anbelangt,  so  sind  über  Riga 
105  Mill.  kg  im  Werte  von  3036,3  Mill.  Rbl.,  über  Libau  55,1  Mill.  kg 
im  Werte  von  1020,7  Mill.  Rbl.  und  über  Windau  0,3  Mill.  kg  im 
Werte  von  6,2  Mill.  Rbl.  (zusammen  160,4  Mill.  kg  im  Werte  von 
4063,2  Mill.  Rbl.)  an  ausländischen  Waren  bezogen  worden,  so 
daß  auf  Riga  74,72  v.  H.,  auf  Libau  25,12  v.  H.  und  auf  Windau 
der  verschwindend  geringe  Prozentsaß  von  0,16  entfallen. 

Rigas  wichtigstes  Bezugsland  stellt  Deutschland  dar,  von  wo 
aus  Waren  im  Werte  von  VA  Milliarden  Rubel  eintrafen  und  zwar 
vornehmlich  landwirtschaftliche  und  andere  Maschinen,  Geräte 
und  Werkzeuge,  Baumwoll-  und  Wollgewebe,  Baumwollgarne, 
Papier,  Porzellan-  und  Fayencewaren,  Galanteriewaren,  Farben 
und  Farbstoffe,  Gerbstoffe,  chemische  und  pharmazeutische  Pro- 
dukte, elektrische  Apparate  und  Zubehör,  Instrumente  aller  Art, 
Salz,  künstliche  Düngmittel  usw.  Als  nächstwichtige  Bezugsguelle 
Rigas  ist  Großbritannien  anzusehen,  das  Garne,  Woll-  und  Baum- 
wollstoffe, Leder,  Steinkohlen,  Heringe,  Petroleum,  tierische  Fette 
usw.  im  Gesamtwerte  von  343  Mill.  Rbl.  geliefert  hat.  An  dritter 
Stelle  stand  Amerika  mit  einem  Einfuhrwert  von  307K  Mill.  Rbf. 
(hauptsächlich  Weizenmehl,  Reis,  Zucker,  Schmalz,  kondensierte 
Milch,  Naphtaprodukte).  Es  sind  jedoch  fraglos  weit  größere 
Quantitäten  amerikanischer  Waren  nach  Lettland  gelangt,  als  die 
Statistik  angibt  und  zwar  vorwiegend  über  Dänemark,  wo  deren 
Umladung  erfolgt  ist.  Ein  beträchtlicher  Teil  des  lettländischen, 
Imports  aus  Dänemark,  der  etwa  260  Mill.  Rbl.  wertete,  bestand 
somit  tatsächlich  aus  Waren  amerikanischer  Provenienz.  Als 
hervorragender  Lieferant  ist  auch  Holland  zu  nennen,  von  wo 
aus  Lettland  Waren  im  Werte  von  213K  Mill.  Rbl.  bezogen  hat. 
Die  genannten  fünf  Staaten  waren  an  der  lettländischen  Gesamt- 
einfuhr mit  86,02  v.  H.  beteiligt,  davon  Deutschland  mit-  48,82  v.  H., 
England  mit  11,30  v.  H.,  Amerika  mit  10,30  v.  H.,  Dänemark  mit 
8,56  v.  H.  und  Holland  mit  7,04  v.  H.,  so  daß  auf  alle  anderen  Her- 
kunftsländer der  lettländischen  Importwaren  nur  13,98  v.  H.  ent- 
fallen. Diese  Länder  rangieren  hinsichtlich  ihrer  Bedeutung  für 
den  Rigaer  Importhandel  folgendermaßen: 

Frankreich  (3,23  v.  H.),  Danzig  und  Memel  (2,34  v.  H.),  Schwe- 
den (1,91  v.  H.),  Finnland  (1,74  v.  H.),  Norwegen  (1,41  v.  H.),  Eesti 
(1,40  v.  H.L  Alle  anderen  Länder,  wie  Belgien  und  die  Tschecho- 
slowakei, Österreich,  Polen,  die  Schweiz,  Italien  usw.  beteiligten 
sich  an  der  lettländischen  Einfuhr  zusammen  mit  nur  2,12  v.  H. 

Auch  im  Einfuhrhandel  Libaus  spielt  Deutschland  die  weitaus 
bedeutendste  Rolle  und  zwar  lieferte  es  im  Jahre  1921  rund 
50  v.  H.  der  Importwaren,  es  folgen  dann  England  mit  23,49  v.  H., 
Amerika  mit  9,91  v.  H.,  Dänemark  mit  7,89  v.  H.  und  an  fünfter 
Stelle  Schweden  mit  4,39  v.H.,  während  Holland,  das  in  der  Rigaer 
Einfuhr  den  fünften  Plaß  einnimmt,  für  Libau  gar  keine  nennens- 
werte Bedeutung  hat  (0,64  v.  H.L 

Windaus  Einfuhrhandel  war  so  geringfügig,  daß  er  kaum  in 
Betracht  kommt  (etwa  6,2  Mill.  Rbl.,  wovon  28,74  v.  H.  auf  Deutsch- 
land entfielen). 

Als  Exportplaß  dominiert  Riga  unter  den  lettländischen  Häfen 
in  noch  stärkerem  Maße  als  hinsichtlich  des  Importhandels  und 
zwar  wurden  im  Jahre  1921  über  Riga  143  Mill.  kg  Waren  im  Werte 
von  1449,6  Mill.  Rbl.  verschifft,  dagegen  über  Libau  31,3  Mill.  kg 
im  Werte  von  148,2  Mill.  Rbl.  und  über  Windau  19,3  Mill.  kg  im 
Werte  von  84^  Mill.  Rbl.,  so  daß  also  vom  Gesamtexport  der  drei 
Häfen  (1682,3  Mill.  Rbl.)  auf  Riga  86,17  v.  H.,  auf  Libau  8,81  und 
auf  Windau  5,02  v.  H.  entfielen.  Das  wichtigste  Absaßgebiet  stellte, 
wie  auch  schon  im  Jahre  1920,  Großbritannien  dar,  das  als  der 
Hauptabnehmer  lettländischer  Holz  - Materialien  zu  bezeichnen 
ist;  ferner  wurden  ansehnliche  Mengen  Flachs  und  Leinsaat  dort- 
hin verschifft.  Deutschland  steht  als  Konsument  lettländischer 
Waren  (Flachs,  Holz,  Leinsaat,  Holz,  Borsten)  an  zweiter  Stelle, 


Belgien,  das  gleichfalls  als  Abnehmer  des  Flachses  und  der  Lein- 
saat in  Betracht  kommt,  an  dritter  Stelle,  dann  folgen  Frankreich, 
Holland,  (Holz)  und  Dänemark.  Diese  sechs  Länder  beteiligten 
sidi  am  lettländischen  Export  mit  94,71  v.  H.  und  zwar  Groß- 
britannien mit  35,86  v.  H.,  Deutschland  mit  22,40  v.  H.,  Belgien  mit 
21,37  v.  H.,  Frankreich  mit  6,95  v.  H.,  Holland  mit  5,98  v.  H.  und 
Dänemark  mit  2,15  v.H.  Auf  alle  anderen  Länder  entfallen  somit 
nur  5,29  v.H.,  woran  Schweden  mit  1,43  und  Eesti  mit  1,14  v.H. 
beteiligt  sind. 

Auch  im  Exporthandel  Libaus  nimmt  Großbritannien  einen 
sehr  hervorragenden  Plaß  ein  und  zwar  nehmen  69,20  v.  H.  der 
Ausfuhrwaren  ihren  Weg  dorthin,  während  auf  Deutschland  nur 
13,48  v.  H.,  auf  Belgien  4,17  v.  H.,  Rußland  4,07  v.  H.,  Dänemark 
3,46  v.  H.  und  Amerika  2,12  v.  H.  entfielen. 

Windaus  Einfuhr  richtete  sich  gleichfalls  zu  mehr  als  % nach 
Großbritannien  (69,94  v.  H.),  15,97  v.  H.  gingen  nadi  Holland, 
9,31  v.  H.  nach  Amerika  und  nur  2,87  v.  H.  nadi  Deutschland. 

Polnische  Anleihe- Verhandlungen. 

Der  Abgeordnete  Radziszewski,  der  bereits  mehrfach  in 
Brüssel  und  Paris  Anleiheverhandlungen  im  Auftrag  der  pol- 
nischen Regierung  geführt  hat,  soll  jeßt  von  einem  amerikanischen 
Konsortium,  mit  dem  er  im  Mai  d.  J.  in  Paris  verhandelt  hat, 
zur  Fortführung  dieser  Verhandlungen  aufgefordert  worden  sein. 
Es  handelt  sich  um  ein  Konsortorium  amerikanischer  Banken 
unter  Leitung  des  ehemaligen  Finanzdeligierten  der  Vereinigten 
Staaten  bei  der  Pariser  Friedenskonferenz  Peaslee,  als  dessen 
Vertreter  die  Herren  Monroe  Curtis  und  F.  F.  Beer  augenblicklich 
in  Berlin  weilen.  Gegenstand  der  Verhandlungen  ist  eine  An- 
leihe von  50  Millionen  Dollar  auf  30  Jahre.  Uber  die  Bedingungen 
der  Anleihe  ist  nichts  näheres  bekannt. 

Amerikanische  Arbeiter  in  Sibirien. 

Laut  Moskauer  „Prawda"  vom  11.  Juli  dieses  Jahres  ist  nach 
einer  Nachricht  der  „Sowjetskaja  Sibirij“  der  Führer  der  ameri- 
kanischen Kohlenarbeiter,  der  Vertreter  der  amerikanischen  Kom- 
munistischen Partei  beim  Exekutiv-Komifee  in  Kemerowo  im  Kus- 
neßki-Becken  angekommen.  Er  ist  der  Bevollmächtigte  der  ame- 
rikanischen Arbeitergesellschaft,  die  Sowjetrußland  bei  der  Wie- 
derherstellung der  Wirtschaft  und  der  Hebung  der  Kohlen- 
förderung helfen  will.  Jeder  Arbeiter,  der  aus  Amerika  nadi 
Rußland  kommt,  muß  einen  Lebensmittelvorrat,  Kleidung  und 
Schuhzeug  für  nicht  weniger  als  100  Dollar  mit  sidi  führen.  Zur 
Sicherstellung  des  Lebensmittelbedarfs  betreiben  die  Arbeiter 
eine  große  mechanisierte  Landwirtschaft  im  Kusneßki-Becken. 

Spanische  Industrie- Anlagen. 

Wie  das  Konsulat  Zaragoza  berichtet,  werden  in  Zaragoza 
für  die  Anlage  größerer  Wasserdepots  und  Kläranlagen  dem- 
nächst Aussdireibungen  zu  erwarten  sein.  Es  wird  z.  Zt.  noch 
die  Konzession  von  seiten  der  Regierung  abgewartet.  Das  Ayun- 
tamiento  will  die  Kosten,  die  etwa  7 bis  8 Millionen  Peseten  be- 
tragen sollen,  durch  eine  städtische  Anleihe  aufbringen. 

Rechnungen  hei  der  Einfuhr  nach  Frankreich. 

Eine  kurze  Erläuterung  über  die  im  Außenhandelsverkehr 
Frankreichs  gebräuchlichen  Rechnungen  dürfte  von  Interesse 
sein.  Es  sind  zu  untersdieiden: 

1.  Rechnungen,  die  zur  Anwendung  der  Zollsäße 
vorzulegen  sind.  Dies  sind  einerseits  die  Rechnungen,  deren 
Vorlegung  auf  Grund  des  Artikels  5,  Titel  VI  des  Geseßes  vom 
4.  Germinal  des  Jahres  II  für  die  nach  dem  Werte  zu  verzollenden 
Waren  verlangt  werden  kann;  andererseits  diejenigen,  die  zum 
Nachweis  des  Wertes  gewisser  Waren  dienen,  die  spezifischen 
Zollsäßen  unterliegen  (z.  B.  Stahl  in  Barren  und  trockene  Tafel- 
feigen). Diese  Zeugnisse  sind  dem  Dimensionsstempel  und  der 
konsularischen  Legalisation  (Beglaubigung  der  Unterschrift)  un- 
terworfen. Die  leßtere  ist  auch  dann  erforderlich,  wenn  ein 
Visum  einer  ausländischen  Zollbehörde  vorliegt,  da  die  mit  ein- 
zelnen Ländern  hinsichtlich  der  Ursprungszeugnisse  abge- 
schlossenen Übereinkünfte  über  die  Kostenfreiheit  des  konsu- 
larischen Visums  (Bescheinigung  der  Richtigkeit)  oder  über  die 
Befreiung  von  diesem  Visum  keine  Anwendung  auf  Rechnungen 
finden.  Eine  Ausnahme  besteht  für  Sendungen  aus  Belgien  (bei 
einem  Wert  von  unter  100  Franken)  und  für  solche  aus  den  Nie- 
derlanden, da  mit  leßterem  Land  Übereinkommen  getroffen  wor- 
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den  sind,  die  unterschiedslos  auf  Ursprungszeugnisse  und  Rech- 
nungen Anwendung  finden  (Mitteilung  des  französischen  Mini-\ 
steriums  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  vom  11.  Mai  1922). 

Unter  Waren,  die  sog.  spezifischen  Zöllen  unterliegen,  sind 
solche  zu  verstehen,  auf  die  verschiedene  Zollsäfee  Anwendung 
finden  können,  für  welche  aber  Verzollung  nach  dem  niedrigeren 
Safe  gefordert  wird. 

2.  Rechnungen,  die  sich  auf  die  Anwendung  der  Um- 
satzsteuer bei  der  Einfuhr  beziehen.  Solche  sind: 

a)  die  Rechnungen,  die  zwecks  Bestimmung  des  zu  ver- 
steuernden Wertes  vorgelegt  werden.  Diese  Dokumente  brau- 
chen von  einer  Konsularbehörde  weder  visiert  noch  legalisiert  zu 
sein,  auch  unterliegen  sie  nicht  der  Verstempelung; 

b)  die  Rechnungen,  die  zwecks  befreiung  von  der  1,10  pro- 
zentigen,  durch  Art.  12  des  Gesefees  vom  31.  Juli  1920  festgesetzten 
Zuschlagssteuer  vorgelegt  werden.  Sie  müssen  entweder  durch 
eine  französische  Konsularbehörde  oder  durch  eine  Lokalbe- 
hörde (Verwaltungsbehörde,  öffentlicher  beamter,  Handels- 
kammer usw.  — Ministerialerlafe  vom  28.  August  1920,  Art.  8)  be- 
glaubigt sein,  befreiung  der  von  lokalen  behörden  ausgestellten 
bescheinigungen  von  der  konsularischen  Legalisation  tritt  ein, 
wenn  die  Echtheit  der  Urkunde  durch  Stempel  und  Siegel  der 
unterzeichnenden  behörden  genügend  gewährleistet  ist.  Diese 
Rechnungen,  welche  bescheinigungen  darstellen,  unterliegen  dem 
Dimensionsstempel. 

3.  Die  Rechnungen,  die  gleichzeitig  für  die  Anwen- 
dung der  Zollsätze  und  der  Umsatzsteuer  eingereicht 
werden,  müssen  der  Gesamtheit  der  oben  unter  1.  aufgeführten 
bedingungen  entsprechen.  Wenn  es  sich  um  Waren  handelt,  die 
zu  derselben  Sendung  gehören  und  die  über  das  gleiche  Zoll- 
büro eingeführi  werden,  darf  an  Stelle  der  verschiedenen  Einzel- 
rechnungen eine  durch  den  Konsul  visierte  Urkunde  vorgelegt 
werden,  in  welcher  die  einzelnen  Rechnungen  wiedergegeben 
sind.  Es  ist  aber  zu  beachten,  dafe  hier  nicht  eine  blofee  Legali- 
sation, sondern  ein  konsularisches  Visum  erforderlich  ist. 

Großbritannien. 

Britische  Industrieschufe-Mafenahmen. 

Uber  die  britischen  Antidumpingzölle  und  ihre  Kontrolle  ist 
folgendes  zu  bemerken: 

Verzollungsanweisung.  Dumping-  und  Valuta- 
dumpingzoll treten  in  Kraft  gemäfe  den  bestimmungen  einer  jeden 
vom  board  of  Trade  unter  Teil  II  des  Industrieschufegesefees  er- 
lassenen Verordnung. 

Die  in  einer  Verordnung  aufgezählten,  in  einem  in  ihr  be- 
nannten Lande  hergestellten  Waren  unterliegen  einem  Einfuhrzoll 
von  33%  v.  H.  des  Wertes  neben  allen  sonstigen  etwa  auf  ihnen 
ruhenden  Zöllen.  Waren,  die  in  einem  in  einer  Verordnung  be- 
nannten Lande  teilweise  hergesielli  oder  einem  Bearbeitungs- 


prozefe  unterzogen  worden  sind,  unterliegen  dem  Zoll,  es  sei 
denn,  dafe  25  v.  H.  oder  mehr  von  dem  Werte,  den  sie  zur  Zeit 
der  Ausfuhr  nach  England  haben,  einem  bearbeifungsprozefe  zu- 
zuschreiben sind,  dem  sie  nach  dem  Verlassen  des  in  der  Ver- 
ordnung benannten  Landes  unterzogen  worden  sind. 

Bewilligung  einer  14 tägigen  Frist.  Dumping- 
und  Valutadumpingzoll  sollen  nicht  erhoben  werden  auf  Waren, 
die  den  Ort,  von  dem  aus  sie  nach  dem  Vereinigten  Königreich 
konsignieri  sind,  nicht  später  als  14  Tage  nach  dem  Datum  der 
Verordnung  verlassen  haben.  Waren,  die  mit  einem  Schiff  im- 
portiert worden  sind,  das  den  Ladungshafen  nicht  später  als 
Mitternacht  des  14.  Tages  nach  dem  Datum  der  Verordnung  ver- 
lassen bat  (oder  die,  im  Falle  der  Versendung  als  Postpaket, 
laut  Poststempel  nicht  später  als  Mitternacht  des  14.  Tages  nach 
dem  Datum  der  Verordnung  abgegangen  sind)  sind  ohne  weiteres 
von  der  Verzollung  ausgenommen.  In  allen  anderen  Fällen,  in 
denen  die  Zollfreiheit  auf  Grund  der  14  tägigen  Frist  beansprucht 
wird,  mufe  der  Zollbehörde  der  genügende  beweis  erbracht  wer- 
den; dafe  die  Waren  vom  Absender  nicht  später  als  um  Mitter- 
nacht des  14.  Tages  einer  Eisenbahngesellschaft  oder  Transport- 
agentur übergeben  worden  sind.  Als  beweismittel  gelten  z.  b. 
Empfangsscheine  der  Eisenbahn  oder  Frachtbriefe  oder  eine  von 
einem  britischen  Konsul  visierte  Erklärung  des  Absenders.  Rech- 
nungen oder  andere  Erklärungen  allein  können  nicht  als  ein  ge- 
nügender diesbezüglicher  beweis  angesehen  werden. 

Transitgüter.  Zur  Durchfuhr  eingeführte  Ware,  die  nach 
den  betreffenden  Zollbestimmungen  behandelt  werden,  sind  von 
d^r  Verzollung  ausgenommen. 

Wiedereinfuhr.  Waren,  die  in  das  Vereinigte  König- 
reich eingeführt  werden,  nachdem  sie  zuvor  aus  diesem  ausge- 
jführt  worden  sind,  unterliegen  dem  Dumping-  oder  Valuta- 
dumpingzoll nicht,  wenn  der  Zollbehörde  der  genügende  beweis 
erbracht  wird,  entweder,  dafe  sie  vor  ihrer  Ausfuhr  nicht  einge- 
führt worden  waren,  oder  dafe  eine  Zollrückvergütung  bei  ihrer 
•Ausfuhr  nicht  gewährt  worden  ist  oder  dafe  eine  etwa  gewährte 
' Zollrückvergütung  an  das  Schafeamt  wiederum  zurückgezahlt 
/ worden  ist.  Unter  Zollverschlufe  ein-  und  ausgeführte  Waren 
gelten  in  diesem  Falle  nicht  als  ein-  und  ausgeführt. 

Persönliches. 

Dr.  Wilhelm  Mollat,  seit  dem  1.  September  v.  ).  Assistent  an 
der  Handelskammer  und  beim  berg-  und  Hüttenmännischen  Ver- 
ein zu  Siegen,  ist  als  Assistent  in  die  Geschäftsführung  der  Fach- 
gruppe bergbau  des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie 
eingetreten.  An  seine  Stelle  trat  Dr.  Frife  Kühn. 


Alle  für  die  Schriftleifung  der  Mitteilungen  des  Deut- 
schenindustrie- undHandelstags  (Handel  und  Gewerbe) 
bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  büro  des  Deut- 
schen Industrie  - und  Handelstags,  NeueFriedrich- 
strafee  53/56,  zu  richten. 
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Der  Vertrag  Stinnes-de  Lubersac. 

Von  Otto  König,  Berlin. 


Sachlieferungen  als  Reparationsleistungen  sind  bereits 
im  Versailler  Vertrage  vorgesehen.  Die  Lieferungen  von 
Kohle,  Holz,  Chemikalien,  fallen  hierunter.  Die  Wieder- 
aufbaulieferungen, mit  denen  sich  die  Öffentlichkeit  jefet 
beschäffigt,  beruhen  jedoch  sämtlich  auf  dem  später 
aufgestellten  Prinzip  der  Umwandlung  der  Barzahlungen 
in  Waren  zum  Zwecke  des  Wiederaufbaus.  Der  Zweck, 
der  damit  verfolgt  wird,  ist  in  der  Hauptsache  der, 
die  auf  dem  deutschen  Reiche  ruhende  Devisenlast  zu  er- 
leichtern. Die  Entente  hat  sich  der  Richtigkeit  dieses  Prin- 
zips auf  die  Dauer  nicht  zu  verschliefen  vermocht.  Das 
sogenannte  Moratorium  vom  21.  März  1922  seßt  daher  die 
Summe  der  Sachleistungen  auf  den  doppelten  Betrag  d**r 
Barzahlungen  fest. 

Der  hauptsächlichste  Versuch,  den  Plan  der  Sach- 
leistungen in  eine  verträgliche  Form  zu  fassen,  stellt 
das  Wiesbadener  Abkommen  dar,  das  seinerzeit  von 
den  Ministern  Rathenau  und  Loucheur  vereinbart  worden 
ist.  Das  später  abgeschlossene  Bemmelmanns-Abkommen 
zwischen  Deutschland  und  Belgien  beruht  auf  dem  näm- 
lichen Prinzip,  versucht  jedoch  die  Fehler  des  Wiesbadener 
Abkommens  zu  vermeiden.  Das  sogenannte  Gillet- Ab- 
kommen bedeutet  den  Versuch,  das  Bemmelmanns- 
Abkommen  auf  Frankreich  zu  übertragen.  Wenngleich  es 
also  nicht  an  Versuchen  gefehlt  hat,  die  Lasten  der  Repa- 
ration dadurch  erträglicher  zu  machen,  daß  an  Stelle  von 
Barzahlungen  Waren  von  Deutschland  geliefert  werden, 
so  ist  ihnen  allen  ein  praktischer  Erfolg  versagt  geblieben. 
Der  Grund  ist  wohl  darin  zu  suchen,  daß  die  deutschen 
Industriellen  kein  besonderes  Zutrauen  zu  diesen  Ver- 
trägen zeigten,  was  zum  großen  Teil  darauf  zurückzu- 
führen ist,  daß,  wie  z.  B.  beim  Wiesbadener  Abkommen, 
der  organisatorische  Apparat,  der  dabei  in  Bewegung  zu 
seßen  war,  sich  für  die  Praxis  als  viel  zu  schwerfällig  er- 
wies. Es  kam  hinzu,  daß  das  Wiesbadener  Abkommen 
eine  einseitige  Option  zu  Gunsten  Frankreichs  war. 
Deutschland  mußte  liefern,  wie  es  Frankreich  gefiel,  Be- 
stellungen abzugeben.  Nun  war  es  klar,  daß  Frankreich 
aber  nur  bestellen  würde  bei  Vorliegen  einer  internatio- 
nalen Hochkonjunktur.  Die  französische  Industrie  würde 
dann  ihre  Waren  auf  dem  Weltmärkte  gegen  hochwertige 
Devisen  verwertet  haben,  während  die  deutsche  Industrie 
gleichzeitig  die  für  die  französische  Industrie  nicht  so  sehr 
lohnenden  Wiederaufbauaufträge  auszuführen  gehabt  hätte. 
Umgekehrt  würde  die  französische  Industrie  in  Zeiten 
niedergehender  Konjunktur  dieses  Geschäft  selbst  besorgt 
haben,  um  der  Arbeitslosigkeit  vorzubeugen.  Für  deutsche 
Lieferungen  wäre  dann  nichts  mehr  übrig  geblieben. 

Wenn  wirklich  praktische  Aufbauarbeit  in  Frankreich 


geleistet  werden  soll,  dann  ist  die  erste  Bedingung  die, 
den  Vertragsinstrumenten  eine  gewisse  Brauchbarkeit  zu 
verleihen.  Die  toten  Verträge  mit  einem  lebendigen  Inhalt 
zu  erfüllen,  ist  der  Zweck  der  zwischen  Hugo 
Stinnes  und  dem  Marquis  de  Lubersac,  dem 
Präsidenten  des  Generalverbandes  der  französischen 
Wiederaufbaugenossenschaften  der  zerstörten  Gebiete,  ab- 
geschlossenen Vertrages. 

Die  Vorteile  des  neuen  Vertrages  sind  in  die  Augen 
springend.  Sie  liegen  auf  rein  praktisch-organisatorischem, 
auf  volkswirtschaftlichem  und  schließlich  auch  politischem 
Gebiete.  Der  Vertrag  überrascht  zunächst  im  Vergleich  zu 
früheren  Verträgen  ähnlicher  Art  durch  seine  außerordent- 
liche Kürze  und  die  geradezu  verblüffende  Einfachheit 
seiner  Bestimmungen.  Die  praktischen  Vorteile  bestehen  in 
der  Hauptsache  in  der  Ausschaltung  von  vermittelnden 
Körperschaften,  die  einen  behördlichen  oder  doch  zum 
mindesten  bürokratischen,  d.  h.  schwerfälligen  Charakter 
besißen.  Alle  Verträge,  die  zustande  kommen,  beruhen 
auf  freier  Vereinbarung.  Die  Zentralstelle  auf  französi- 
scher Seite  ist  der  Generalverband  der  französischen 
Wiederaufbaugenossenschaften.  Zum  näheren  Verständnis 
ist  hier  einzuschalten,  daß  sich  die  französischen  Ge- 
schädigten (sinistres)  in  Genossenschaften  zusammenge- 
schlossen haben.  Herr  de  Lubersac  steht  einem  Verband 
vor,  der  etwa  75  v.  H.  der  Wiederaufbaugenossenschaften 
in  den  verwüsteten  Gebieten  umfaßt.  Es  ist  also  nur  noch 
ein  kleiner  Teil  der  Geschädigten,  die  nicht  von  diesem 
Vertrage  erfaßt  werden.  Auf  deutscher  Seite  besteht  nur 
eine  Vermittlungsstelle,  die  jedoch  rein  kaufmännischen 
Charakter  trägt,  und  was  vor  allem  wichtig  ist,  besondere 
Erfahrung  auf  dem  Gebiet  des  Bauwesens  besißt.  Es  ist 
dies  die  A.-G.  für  Hoch-  und  Tiefbauten  in  Essen,  eine 
Gesellschaft,  an  der  eine  der  Stinnesschen  Kohlenzechen 
mit  Aktienkapital  beteiligt  ist.  Die  Firma  wird  sich  in 
Frankreich  durch  besondere  technische  Beauftragte  ver- 
treten lassen,  während  andererseits  die  französischen  Ge- 
nossenschaften einen  Vertrauensmann  in  die  deutsche  Ver- 
mittlungsstelle entsenden.  Nun  liegt  es  auf  der  Hand,  daß 
die  deutschen  technischen  Verbindungsmänner  auf  Grund 
ihrer  an  Ort  und  Stelle  gesammelten  Erfahrungen  dem 
Wiederaufbau  unendlich  viel  nüßlicher  sein  werden,  als 
wenn  man  sich,  wie  bisher,  gegenseitig  von  Juristen  ver- 
faßte Noten  vorlegf,  die  nur  die  Schreibarbeit  vermehren, 
die  Gegensäße  vertiefen,  aber  nüßliche  Arbeit  nicht  leisten 
können.  Deutsche  Arbeiter  allerdings  gehen  nicht 
nach  Frankreich.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  daß  die 
einmal  in  Deutschland  geprüften  und  abgenommenen  Ma- 
terialien in  Frankreich  nicht  mehr  zurückgewiesen  werden 
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können,  sondern  unter  allen  Umständen  zur  Verrechnung 
gelangen  müssen.  Es  wird  also  der  vollkommen  unhaltbare 
Zustand  beseitigt,  dag,  wie  es  bei  früheren  Lieferungen 
häufig  vorgekommen  ist,  die  Abnehmer,  nachdem  die 
Materialien  bereits  den  Weg  über  die  Grenze  genommen 
hatten,  erklären,  die  Gegenstände  sagten  ihnen  nicht  zu, 
worauf  die  Gutschrift  nicht  erfolgen  konnte.  Die  Unter- 
verteilung der  Aufträge  findet  durch  die  A.-G.  für  Hoch- 
und  Tiefbauten  statt.  Hierbei  werden  insbesondere  auch 
diejenigen  Firmen  zu  berücksichtigen  sein,  die  sich  bereits 
zwecks  Abschlusses  von  Verträgen  mit  den  französischen 
Wiederaufbaustellen  in  Verbindung  gesefet  hatten. 

Von  ungemein  praktischem  Wert  sind  die  Bestimmun- 
gen über  Preis  und  Gutschrift.  Nach  dem  Wiesbadener 
Abkommen  wurden  die  Preise  durch  Kommissionen  auf 
einem  höchst  umständlichen,  zeitraubenden,  bürokratischen 
Wege  festgesetzt.  Der  Stinnes-Lubersac-Vertrag  ist  in 
dieser  Beziehung  von  vorbildlicher  Einfachheit.  Die  Ver- 
mittlungsstelle sefef  den  Preis  in  Rechnung,  den  sie  in 
Deutschland  für  die  gelieferte  Ware  bezahlt  hat,  also 
keineswegs  den  „Inlandspreis“.  Der  Preis  der  deutschen 
Materialien,  die  den  französischen  Lägern  der  zerstörten 
Gebiete  zugeführt  werden,  darf  auf  keinen  Fall  den  Preis 
der  entsprechenden  von  dem  französischen  Markt  geliefer- 
ten Materialien  übersteigen.  Der  Grund  für  diese  Be- 
stimmung liegt  darin,  dafe  die  Kriegsentschädigung  der 
französischen  Geschädigten  entsprechend  dem  französi- 
schen Marktpreis  feslgesefet  worden  ist.  Da  man  die  Ge- 
schädigten natürlich  nicht  zwingen  kann,  von  Deutschland 
zu  kaufen,  so  würden  diese  bei  zu  hoher  deutscher  Preis- 
stellung es  natürlich  vorziehen,  sich  am  französischen  Markt 
zu  befriedigen.  Bei  Abschluß  von  festen  Preisen  sichern 
sich  beide  Parteien  Abwicklung  zu.  Bei  gleitenden  Preisen 
hat  der  französische  Genossenschaftsverband  das  Recht, 
die  Annahme  der  Materialien  zu  verweigern,  wenn  zur  Zeit 
der  Ablieferung  der  Preis  franko  Bestimmungsbahnhof  der 
zerstörten  Gebiete  höher  ist,  als  der  französische  Markt- 
preis. In  einem  solchen  Falle  hat  aber  der  deutsche 
Lieferant  immer  noch  das  Recht,  in  den  französischen  Preis 
einzutreten.  Bei  festen  Preisen  legt  die  Genossenschaft 
Wert  darauf,  dafe  diese  auf  französische  Papierfranken 
lauten.  Es  ist  dies  keine  zwingende  Bestimmung  des  Ver- 
trages. Der  Wunsch  erklärt  sich  daraus,  dafe  die  Fran- 
zosen ein  Valutarisiko  vermeiden  wollen,  eben  auch  wieder 
aus  dem  Grunde,  weil  den  Geschädigten  Bons  ausgeliefert 
worden  sind,  die  auf  Papierfranken  lauten. 

Von  der  Bestimmung  des  Wiesbadener  Abkommens, 
wonach  Deutschland  für  Wiederaufbaulieferungen  unge- 
fähr nur  ein  Drittel  des  Wertes  gutgeschrieben  werden 
sollte,  ist  in  dem  Stinnesvertrage  kein  Wort  zu  finden;  im 
Gegenteil,  es  wird  nicht  nur  der  volle  Preis  gutgeschrieben, 
sondern  darüber  hinaus  der  Aufschlag  von  6 v.  H.,  den 
sich  die  A.-G.  für  Hoch-  und  Tiefbauten  für  ihre  Vermitt- 
lung anrechnet,  sowie  außerdem  die  gesamten  Finanzie- 
rungskosten dieser  Verträge,  die  mit  einem  Bankenkonsor- 
tium unter  Führung  der  Dresdner  Bank  vereinbart  werden. 
Einfachheit  und  Klarheit,  vor  allem  aber  gegenseitiges 
Vertrauen  sind  es,  die  zur  Aufnahme  der  Bestimmung  zum 
Ausgleich  von  etwaigen  Schwierigkeiten  geführt  haben. 
Sollten  nämlich  Schwierigkeiten  bei  der  Ausführung  einer 
der  Bestimmungen  des  Vertrages  eintreten,  so  werden 
Herr  de  Lubersac  und  Herr  Stinnes  unverzüglich  Zu- 
sammenkommen, um  sich  zu  verständigen. 

Die  volkswirtschaftlichen  Vorteile  des  Vertrages  sind 
darin  zu  suchen,  dafe  mit  Hilfe  dieses  Vertrages  der  deut- 
schen Wirtschaft  eine  Möglichkeit  geboten  werden  kann, 
bei  einer  etwa  auftretenden  Arbeitslosigkeit  in  Deutsch- 
land über  die  schlimmsten  Zeiten  durch  Ausführung  von 
Wiederaufbauaufträgen  hinwegzukommen.  Weiter  fällt 
sehr  ins  Gewicht  die  durch  den  Vertrag  zu  erwartende 


Besserung  der  deutschen  K o h 1 e n b i 1 a n z.  Es  ist  nämlich 
bestimmt  worden,  dafe  ein  gewisser  Prozentsafe  der  monat- 
lich von  Deutschland  an  Frankreich  zu  liefernden  Ist-Mengen 
(nicht  Soll-Mengen)  an  Kohlen  freigegeben  wird,  um  zur 
Herstellung  der  benötigten  Materialien  Verwendung  zu 
finden.  Die  Garantie  für  die  richtige  Verwendung  der 
Kohle  übernimmt  Hugo  Stinnes  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikat.  Der  Vorteil  dieser 
Regelung  besteht  für  Deutschland  darin,  dafe  für  die  Her- 
stellung von  Wiederaufbaumaterial  aufeer  den  bereits  fest- 
gesetzten Ablieferungsmengen  nun  nicht  noch  ein  neues 
Kohlenkontingent  in  Anspruch  genommen  werden  mufe.  Auf 
der  anderen  Seite  erfahren  die  französischen  Ansprüche 
keine  Schmälerung,  weil  diese  abgetrennten  Kohlenmengen 
in  den  Materialien  ja  doch  wieder  zum  Vorschein  kommen. 

Wichtig  ist  ferner  die  Bestimmung,  dafe  die  deutschen 
Warenlieferungen  nach  dem  französischen  Mindestzoll 
verzollt  werden.  Damit  ist  zum  erstenmal  gegenüber 
Deutschland  der  Minimaltarif  anerkannt  worden,  was  für 
das  handelspolitische  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  von  aufeerordentlicher  Bedeutung  ist. 

Das  Abkommen  ist  im  grofeen  und  ganzen  in  der  deut- 
schen Öffentlichkeit  günstig  aufgenommen  worden.  Natur- 
gemäfe  sind  gewisse  Bedenken  privatwirtschaftlicher 
Natur  aufgetaucht,  die  insbesondere  von  der  links- 
radikalen Presse  zu  agitatorischen  Zwecken  ausge- 
beutet worden  sind.  Obenan  steht  dabei  der  Preis- 
aufschlag  von  6 v.  H.,  den  sich  die  A.-G.  für 
Hoch-  und  Tiefbauten  berechnet.  Hierzu  ist  zu  be- 
merken, dafe  bei  der  Feslsefeung  dieses  Aufschlages  ledig- 
lich Grundsäfee  der  Billigkeit  zur  Anwendung  gebracht 
worden  sind.  Denn  diese  6 v.  H.  entsprechen  genau  dem- 
selben Betrage,  den  die  französische  Vermittlungsstelle 
für  ihre  Arbeit  bezieht.  Herr  de  Lubersac  erklärt  dazu 
im  „Journal“  das  folgende:  „Sie  (die  Provision)  ist  gering, 
oder  allerhöchslens  gleich  der  französischen  Provision  in 
ähnlichen  Fällen,  und  ich  halte  es  für  besser,  diese  Ziffer 
ruhig  zu  nennen,  als  etwa  fälschlicherweise  den  Glauben 
zu  erwecken,  die  Deutschen  hätten  versteckte  Gewinne  von 
20  oder  30  v.  H.  Ich  glaube  übrigens,  dafe  Stinnes  die  feste 
Absicht  hat,  die  Paragraphen  des  Vertrages  peinlich  zu  be- 
achten, sonst  hätte  er  ihn  nicht  unterzeichnet.“  Weiter  wird 
hervorgehoben,  dafe  die  Firma  Stinnes  sich  dadurch,  dafe 
als  alleinige  Vermittlungsstelle  die  A.-G.  für  Hoch-  und 
Tiefbauten  in  Betracht  kommt,  ein  privatrechtliches  Mono- 
pol zu  verschaffen  gedenke.  Eine  Begründung  dieser 
Befürchtung  ist  nirgends  zu  Finden.  Die  Bestimmungen 
des  Vertrages  selbst  entkräften  diese  Mutmafeungen. 
Danach  verpflichtet  sich  die  A.-G.  für  Hoch-  und  Tief- 
bauten, Bestellungen  auch  an  solche  deutschen  Gesell- 
schaften zu  geben,  die  die  französische  Wiederaufbauge- 
nossenschaft präsentieren  möchte.  Aufeerdem  behält  die 
Hoch-  und  Tiefbaugesellschaft  in  Anbetracht  des  aufeer- 
ordentlichen  Umfangs  der  Lieferungen  sich  ausdrücklich  das 
Recht  vor,  unter  ihrer  Verantwortung  andere  deutsche 
Firmen  heranzuziehen,  die  im  Wiederaufbauwesen  erfahren 
sind. — Die  politische  Bedeutung  eines  solchen  Wiederaufbau- 
vertrages, der  wirkliche  Arbeit  zu  leisten  verspricht,  liegt 
guf  der  Hand.  Die  Einleitung  des  Vertrages  hebf  das  auch 
hervor.  Danach  soll  das  Abkommen  einen  beschwichtigen- 
den Einflufe  auf  die  französisch-deutschen  Beziehungen 
ausüben,  ln  dieser  Beziehung  ist  von  Interesse  die  Hal- 
tung der  französischen  Presse,  die  fast  einmütig  die  Vor- 
teile des  neuen  Abkommens  hervorhebt.  Das  ist  erklärlich, 
denn  es  handelt  sich  im  vorliegenden  Falle  lediglich  um 
eine  Vereinbarung  mit  dem  Ziel,  praktische  Wiederaufbau- 
arbeit in  Nordfrankreich  zu  leisten,  um  allmählich  die 
Wunden,  die  Frankreich  mit  Unterstüfeung  seiner  Verbün- 
deten zum  grofeen  Teile  sich  selbst  geschlagen  hat,  zum 
Vernarben  zu  bringen.  (223.) 
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Grundgedanken  und  Ziele  des  Geseßeniwurfs  über  eine 
vorläufige  Arbeitslosenversicherung. 

Von  Dr.  Bernhard  L e h f e 1 d t,  Oberregierungsrat  im  Reidisarbeiisministerium. 


Das  Reichsarbeitsministerium  hai  in  Nr.  12  und  111  des 
Reichs-Arbeitsblatts  von  1922  den  Entwurf  eines  Geseßes 
über  eine  vorläufige  Arbeitslosenversicherung  veröffent- 

l. cht,  den  es  dem  vorläufigen  Reidiswirtschaftsraf  und  dem 
Reichsrat  vorgelegt  hat.  Uber  den  Gegenstand,  den  der 
nachstehende  Autsaß  behandelt,  hat  der  Referent  am 
4.  September  im  Reichswirtschailsrat  einen  Vortrag  ge- 
halten. (Uber  den  Entwurf  wird  in  der  Sibung  des  sozial- 
politischen Ausschusses  des  Diha-Tags  am  15.  Sepiember 
beraten.) 

Wer  heute  an  das  Arbeitslosenproblem  in 
Deutschland  mit  dem  Versuch  herantritt,  es  zu  lösen,  rnub  es 
von  einem  doppelten  Gesichtspunkt  aus  betrachten.  Es  gilt 
einmal,  das  zu  erlassen,  was  man  den  allgemeinen  Teil 
der  frage  nennen  kann;  d.  s.  diejenigen  Momente,  die  je- 
desmal beachtet  werden  müssen,  gleichviel  wann  und  wo 
das  Problem  auftritt.  Daneben  sind  die  besonders  un- 
günstigen Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  unter  denen 
Deutschland  nach  dem  Versailler  Diktat  zu  leben  ge- 
zwungen ist:  Lebensbedingungen,  wie  wir  sie  bisher  nicht 
gekannt  haben,  und  wie  sie  wohl  überhaupt  unter  allem, 
was  einer  Nation  bisher  zugemutet  worden  ist,  beispiel- 
los sind. 

in  seinem  allgemeinen  Teil  ist  das  Problem  außer- 
ordentlich umfassend  und  nahezu  gleichbedeutend  mit  der 
Frage  des  materiellen  Daseins  überhaupt.  Alle  geschicut- 
lich  gewordenen  Wirtschaftsformen  einer  organisierten 
Personengemeinschaft  gehen  lebten  Endes  darauf  aus,  es 
für  den  Teil  der  von  ihnen  erfaßten  Menschheit  zu  lösen, 

m.  a.  W.  diesem  die  Möglichkeit  einer  dauernden  Existenz 
zu  schaffen;  an  den  Grenzen  dieser  Möglichkeit  bleibt 
das  Problem  bestehen  im  engeren,  d.  h.  im  sozialpolitischen 
Sinnne.  Geschichtliche  Entwicklung  deren  Ursachen  hier 
nicht  zur  Erörterung  stehen,  ist  es  wiederum  gewesen,  die 
das  Probelm  für  die  Kulturvölker  Europas  mehr  und  mehr 
zu  einer  Lebensfrage  der  Arbeitnehmerschaft  gemacht  hat. 
Wie  steuern  wir  den  mit  der  unfreiwilligen  Arbeitslosigkeit 
für  die  Arbeitnehmer  und  damit  indirekt  für  die  Gesamt- 
heit verbundenen  Schäden  — das  ist,  auf  die  kürzeste 
Formel  gebracht,  die  Frage,  die  sich  als  Dauerproblem 
gegenwärtig  für  alle  entwickelteren  Völker  unseres  Kultur- 
kreises erhebt. 

Die  besonderen  Umstände,  die,  wie  bereits  erwähnt, 
der  Frage  im  heutigen  Deutschland  ihr  eigenes  Gepräge 
geben,  sind  hauptsächlich  zweifacher  Art.  Einmal  die 
grenzenlose  Unübersehbarkeit  der  wirtschaftlichen 
Lage.  Hierüber  bedarf  es  im  gegenwärtigen  Augenblick 
und  an  dieser  Stelle  keiner  weiteren  Ausführungen.  Weiß 
doch  niemand,  ob  es  gelingen  wird,  auch  nur  die  drän- 
gendsten Gegenwartsfragen,  die  sich  aus  den  Reparations- 
forderungen und  dem  Zusammenbruch  unserer  Währung 
ergeben,  in  abseharer  Zeit  zu  lösen.  Aber  selbst,  wenn 
das  gelingen  sollte,  auch  dann  wird  die  Absperrung  von 
Weltmärkten  und  Rohstoffgebieten  uns  wie  Damokles- 
schwert bedrohen.  Niemand  kann  vorher  sagen,  welche 
Katastrophe  die  deutsche  Wirtschaft  treffen  wird,  wann 
sie  einseßen,  wie  lange  sie  dauern  wird,  welche  Reichs- 
teile, welche  Berufe  von  ihr  betroffen  werden  werden.  Hier 
gilt  es,  für  alle  Fälle  möglichst  Vorsorge  zu  treffen!  Der 
zweite  Punkt,  den  die  Arbeitslosengeseßgebung  im  heu- 
tigen Deutschland  leider  nie  aus  den  Augen  lassen  darf, 
ist  die  sowohl  gegen  frühere  Zeiten  wie  gegen  andere 
Nationen  so  stark  hervortretende  Verarmung  unseres 


Volkes.  Iroß  aller  Lohnerhöhungen  erreidd  der  Reallohn 
der  meisten  Arbeitnehmer  schon  längst  nicht  mehr  die 
Höhe  der  Vorkriegszeit.  In  der  stets  zunehmenden  Kredit- 
not, die  dem  Arbeitgeber  heute  ernste  Borgen  bereitet, 
spricht  sich  die  unzureichende  Ertragfähigkeit  der  deutschen 
Volkswirtschaft  ebenso  deutlich  aus.  Die  unablässig  fort- 
schreitende Geldentwertung  läßt  leider  nicht  die  Hoffnung 
zu,  daß  hier  in  absehbarer  Zeit  eine  Besserung  zu  spüren 
sein  wird.  Das  mahnt  natürlich  zu  größter  Einschränkung 
der  Ausgaben.  Auf  der  anderen  Seite  bedürfen  die  Arbeit- 
nehmer eines  Schußes  dagegen,  daß  sie  im  Falle  der 
Arbeitslosigkeit  vollständig  verelenden,  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  notwendiger  denn  je.  ln  der  Vorkriegszeit 
stand  die  deutsche  Geseßgebung  bekanntlich  auf  dem 
Standpunkt  der  reinen  Selbsthilfe  gegen  Arbeitslosigkeit. 
Dieser  Forderung  konnte  der  einzelne  Arbeitnehmer  schon 
damals,  unter  weit  günstigeren  Lebensbedingungen  als 
heute,  nicht  immer  gnügen.  Um  so  weniger  geht  es  heute 
an,  ihn  in  dem  Kampf  gegen  die  furchtbaren  Wirkungen 
der  Arbeitslosigkeit  allein  zu  lassen. 

Eine  zweckmäßige  Arbeitslosenhilfe  hat  man  in 
Deutschland  und  anderwärts  auf  verschiedenen  Wegen 
gesucht.  Wlir  haben  die  ErwerbslosenfLjrsorge;  sie  ist 
z.  T.  schon  während  des  Krieges,  dann  in  allgemeinerer 
Form  nach  seiner  Beendigung  eingeführt  worden.  Außer- 
halb Deutschlands  gibt  es  sie  nur  noch  in  wenigen  Staaten, 
die  sie  damals  gleichzeitig  mit  uns  einführen  mußten.  Sie 
ist  bei  uns  reine  Fürsorge  aus  öffentlichen  Mitteln  und, 
ob  wohl  sie  etwas  Besseres  zu  sein  anstrebt,  schließlich 
doch  kaum  mehr  als  eine  gehobene  Armenpflege.  Ihr 
Verschwinden  ist  aus  finanziellen  und  ethischen  Gründen, 
insbesondere  wegen  der  steten  Gefahr  mißbräuchlicher 
Benußung,  im  höchsten  Maße  wünschenswert.  Sie  soll  nun 
durch  eine  Arbeitslosenversicherung  abgelöst  werden,  die, 
wie  die  Begründung  zu  dem  kürzlich  veröffentlichten  amt- 
lichen Entwurf  sagt,  „die  Selbstleistung  und  damit  die 
Selbstverantwortung  der  Beteiligten“  bringen  soll.  Be- 
kanntlich unterscheidet  man  zwei  Formen  der  Arbeitslosen- 
versicherung: die  allgemeine,  öffentliche  Versicherung  nach 
Analogie  der  Kranken-  und  Invalidenversicherung  und  das 
Zuschuß-  oder  gewöhnlich  sogenannte  Genter  System,  bei 
dem  die  Versicherung  Sache  der  Arbeitnehmerverbände 
bleibt,  die  ihrerseits  aus  öffentlichen  Mitteln  Zuschüsse  für 
die  Versicherungszwecke  erhalten.  Der  Entwurf  ent- 
scheidet sich  für  die  öffentliche  Versicherung 
mit  Zwangscharakter.  Es  geschieht  dies  nicht  nur,  um  audi 
die  unorganisierten  Arbeitnehmer  in  die  Versicherung  ein- 
beziehen zu  können,  die  das  Genter  System  nicht  berück- 
sichtigt, audi  nicht  nur,  um  die  Mitwirkung  der  Arbeitgeber 
zu  gewährleisten;  ebenso  unerläßlidi  ist  die  Zusammen- 
fassung aller  oder  doch  möglichst  vieler  Berufe  zu  einer 
Gefahrengemeinsdiaff.  Das  Genter  System,  das  sich  auf 
den  beruflich  gegliederten  Organisationen  aufbaut  und 
diesen  auch  das  Risiko  der  Versicherung  überläßt,  führt 
schon  in  normalen  Zeilen  zu  wenig  befriedigenden  Ver- 
schiedenheiten, unter  den  geschilderten  Verhältnissen  der 
Gegenwart  mit  ihrer  ständigen  Krisengefahr  würde  dabei 
die  ganze  Durchführung  der  Versicherung  in  Fage  ge- 
stellt sein. 

Daß  die  Versicherung,  wie  der  Entwurf  sie  plant,  nur 
Arbeitnehmer  umfaßt,  wird  man  nach  dem  in  der 
Einleitung  Gesagten  verständlich  finden.  An  eine 
— wenigstens  freiwillige  — Versicherung  kleinerer 
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selbständiger  Gewerbetreibender  könnte  gedacht  werden; 
wenn  der  Entwurf  sich  nicht  dazu  entschlossen  hat,  so  war 
dafür  wohl  in  erster  Linie  der  Gedanke  maßgebend,  dafe 
ein  neuer  Versicherungszweig,  zumal  in  der  jefeigen  Zeit, 
sich  auf  das  unbedingt  Notwendige  beschränken  soll.  Er- 
weiterungen, die  vielleicht  wünschenswert,  aber  nicht 
gerade  unumgänglich  sind,  können  auch  später  noch  vor- 
genommen werden,  wenn  die  Versicherung  die  Probe  in  der 
Praxis  bestanden  hat.  In  der  bisherigen  Sozialversicherung 
ist  man  schon  so  verfahren,  und  das  hat  sich  als  zweck- 
mäfeig  erwiesen.  Aus  gleichen  Erwägungen  sollen  aber 
auch  bestimmte  Arbeitnehmergruppen  von  der  Arbeits- 
losenversicherung nicht  miierfafet  werden.  Zwar,  dafe  der 
Kreis  der  gegen  Arbeitslosigkeit  Versicherten  grundsätzlich 
mit  dem  der  gegen  Krankheit  Versicherten  in  Einklang  ge- 
bracht wird  (§  1 des  Entwurfs),  scheint  das  Gegenteil  zu 
besagen;  denn  mit  Ausnahme  weniger  Gruppen,  wie  ins- 
besondere der  höheren  Angestellten,  unterliegen  be- 
kanntlich heute  die  Arbeiter  und  Angestellten  in  Deutsch- 
land sämtlich  der  Pflicht  zur  Krankenversicherung.  Der 
Entwurf  der  Arbeitslosenversicherung  nimmt  aber  noch 
weitere  Berufe  aus:  so  insbesondere  landwirtschaftliche 
Kleinbesifeer,  die  nur  vorübergehend  als  Arbeitnehmer 
tätig  sind,  und  deren  Angehörige,  ländliche  Knechte  und 
Mägde  im  Haushalt  der  Herrschaft,  städtische  und  länd- 
liche Hausgehilfen  — diese  Gruppen,  weil  für  sie  das 
Bedürfnis  nach  einer  Arbeitslosenversicherung  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  und  wohl  auch  für  die  nächste 
Zeit  nicht  bestehen  wird;  ausgenommen  sind  ferner  einige 
kleinere  Berufsgruppen,  teils  aus  demselben  Grunde,  teils, 
weil,  wie  bei  den  Arbeitnehmern  des  Wandergewerbes,  der 
Durchführung  der  Versicherung  zu  grofee  Schwierigkeiten 
entgegenstehen  würden. 

Wie  man  sieht,  tritt  bei  der  Abgrenzung  des  Personen- 
kreises das  Bestreben  deutlich  hervor,  vor  allem  den  Be- 
dürfnissen der  Gegenwart  und  der  nächsten  Zukunft 
gerecht  zu  werden.  Das  gleiche  Streben  ist  aber  erkennbar 
in  der  Art,  wie  der  Ausgleich  zwischen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Versicherung  versucht 
wird.  Strengen  Versicherungsgrundsäfeen  entspräche  es, 
wenn  einerseits  die  Leistungen  der  Versicherung  in  festen 
Beträgen  angesefet,  andererseits  die  Aufwendungen  im 
voraus  errechnet  und  danach  die  Beiträge  bemessen 
würden.  Beides  ist  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
in  Deutschland  unmöglich.  Der  Ansafe  fester  Versicherungs- 
leistungen scheitert  von  vornherein  an  den  Schwankungen 
des  Geldwertes.  Aus  demselben  Grunde  ist  es  auch  nicht 
möglich,  die  Höhe  der  Beiträge  im  voraus  fesizusefeen. 
Man  könnte  daran  denken,  wenigstens  das  Verhältnis,  in 
dem  Beiträge  und  Leistungen  zu  einander  stehen  müssen, 
gesefelich  festzulegen;  allein  auch  dieser  Weg  ist  nicht 
gangbar,  weil,  wie  bereits  erwähnt,  das  Risiko  der  Arbeits- 
losigkeit auch  auf  kürzere  Zeiträume  in  Deutschland  ganz 
unübersehbar  ist.  So  erklärt  es  sich  denn,  dafe  der  Ge- 
sefeentwurf  hier  das  übliche  Versicherungsschema  verläfet: 
die  Höhe  der  Beiträge  und  der  Leistungen  festzusefeen 
bleibt  besonderen  Verordnungen  Vorbehalten  (§§  19,  66), 
und  der  Beitragsbemessung  wird  nicht  der  veranschlagte 
künftige  Aufwand  zugrunde  gelegt,  sondern  der  der  Ver- 
gangenheit, nämlich  der  Aufwand,  den  die  Versicherung 
im  Reichsgebiet  vom  1.  Juli  des  vorhergehenden  Jahres  bis 
zum  30.  Juni  desjenigen  Jahres  erfordert  hat,  in  dem  die 
Festsefeung  erfolgt  (§  66,  Abs.  1,  Safe  3).  Also:  nicht 

Prämien-,  sondern  Umlageverfahren. 

Ein  allgemeiner  Versicherungsgrundsafe  lautet,  dafe 
gleichen  Beiträgen  auch  gleiche  Leistungen  zu  entsprechen 
haben.  Diesem  Grundsafe  vermag  eine  Arbeitslosen- 
versicherung in  Deutschland  heute  nicht  bis  in  die  lefeten 
Folgerungen  gerecht  zu  werden.  Der  Zwang  zur  Ein- 


schränkung der  Ausgaben  bringt  es  mit  sich,  dafe  die 
Leistungen  so  viel  wip  möglich  im  sozialen  Sinne  gestaffelt 
werden  müssen.  Wenn  der  Entwurf  im  § 18  die  Arbeits- 
losenunterstüfeung  in  Haupfunterstüfeung  und  Familien- 
zuschläge zerlegt  und  im  folgenden  Paragraphen  bestimmt, 
dafe  bei  der  Festsefeung  der  Unterstüfeungsbeträge  jeden- 
falls Männer  und  Frauen,  Arbeitslose  unter  21  Jahren  so- 
wie die  Orte  nach  dem  Ortsklassenverzeichnis  zu  trennen 
sind,  so  sind  für  diese  verschiedenartige  Bemessung  der 
Leistungen  finanzielle  Erwägungen  natürlich  in  erster  Linie 
mafegebend.  Auf  der  anderen  Seite  geht  es  aber  nicht  an, 
auch  die  Beiträge  entsprechend  zu  staffeln;  schon  das 
Ergebnis,  dafe  dann  die  Höhe  der  Beiträge  mit  der  Kinder- 
zahl des  Versicherten  zunehmen  würde,  zeigt,  wie  absurd 
dieser  Gedanke  wäre.  Daher  legt  der  Entwurf  der  Be- 
messung der  Beiträge  nur  die  Abstufung  der  Hauptunter- 
stüfeung  und  aufeerdem  die  — in  den  Unterstüfeungen  nur 
mittelbar,  nämlich  durch  die  Häufigkeit  der  Inanspruch- 
nahme zum  Ausdrhck  kommende  — Gefahr  der  Arbeits- 
losigkeit im  Berufe  zugrunde  (§  67).  Es  wird  also  nicht 
immer  durch  höhere  Beiträge  eine  Anwartschaft  auf  höhere 
Unterstützung  erworben.  Diese  Inkongruenz  wird,  obwohl 
sie  in  der  Tat  fremde,  fürsorgerische  Elemente  in  die  Ver- 
sicherung bringt,  angesichts  der  gegenwärtigen  Verhält- 
nisse in  Kauf  genommen  werden  müssen. 

Noch  in  einer  weiteren  Hinsicht  pafet  sich  der  Entwurf 
den  besonderen  Bedürfnissen  der  Lage  an.  Er  kennt  in 
örtlicher  Hinsicht  nur  eine  einzige  Gefahrengemeinschaft: 
das  Reich.  Er  versucht  nicht,  einen  Ausgleich  zwischen 
Beiträgen  und  Leistungen  innerhalb  örtlich  begrenzter 
Gebiete  herbeizuführen.  Vielmehr  werden  die  Beiträge, 
abgesehen  von  der  schon  erwähnten  Abstufung  nach  der 
Haupfunterstüfeung  und  den  Gefahrenklassen  für  das  ge- 
samte Reichsgebiet  einheitlich  festgesetzt  (§  67  Abs.  3).  Der 
finanzielle  Ausgleich  wird  ebenfalls  für  das  ganze  Reich 
einheitlich  hergestellt  (§  74).  Die  Regelung  ist  dadurch 
bedingt,  dafe  einzelne  Teile  des  Reichs,  namentlich  solche, 
in  denen  eine  bestimmte  Industrie  einseitig  vorherrscht, 
beim  Eintritt  von  Krisen  nicht  immer  der  Belastung  ge- 
wachsen sind,  die  die  Arbeitslosenversicherung  dann  für  sie 
bringf.  Bei  der  Erwerbslosenfürsorge  hat  sich  das  während 
der  Zeit  der  grofeen  Arbeitslosigkeit  in  Gebieten  wie  Berlin, 
Hamburg,  Sachsen  hinreichend  deutlich  gezeigt. 

Was  die  Versicherungsleistung  en  als  solche 
betrifft,  so  mufe  ihre  Gestaltung  gleichfalls  nicht  nur  die 
allgemeine  Seite  des  Problems,  sondern  auch  die  be- 
sonderen Gefahren  berücksichtigen,  die  das  Wirtschafts- 
leben Deutschlands  umschweben.  Der  in  dem  Entwurf  an 
erster  Stelle  aufgeführte  Gegenstand  der  Versicherung,  die 
laufende  Unferstüfeung  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit,  kurz 
Arbeitslosenunterstützung  genannt,  bildet  zwar  den  Gegen- 
stand auch  jeder  ausländischen  Arbeitslosenversicherung. 
Eine  Besonderheit  des  deutschen  Entwurfes  ist  es  aber,  dafe 
dem  Arbeitslosen  auch  für  den  Fall  der  Krankheit,  während 
der  er  keine  Arbeitslosenunterstützung  erhält,  eine  der 
Krankenversicherung  entsprechende  Versorgung  aus 
Mitteln  der  Arbeitslosenversicherung  gewährt  wird.  Wenn 
ferner  nach  dem  deutschen  Entwurf  auch  Kurzarbeiter,  also 
Arbeitnehmer,  die  wenigstens  teilweise  noch  beschäftigt 
sind,  unter  Umständen  unterstützt  werden,  so  finden  sich 
auch  hierfür  in  der  ausländischen  Gesetzgebung  nur  ver- 
einzelte und  schwache  Vorbilder.  Dafe  und  aus  welchen 
Gründen  Kurzarbeit  seit  Jahr  und  Tag  in  unserer  Volks- 
wirtschaft eine  Rolle  spielt,  und  dafe  sie  aus  ihr  leider 
so  bald  nicht  verschwinden  wird,  ist  bekannt  genug.  Die 
Notwendigkeit,  wenigstens  in  den  schwereren  Fällen  eine 
den  Kurzlohn  ergänzende  Unterstützung  zu  gewähren,  hängt 
mit  unseren  Lohn-  und  Teuerungsverhältnissen  zusammen. 
Die  Kurzarbeiterunterstüfeung,  die  einen  Lohnzuschufe  aus 
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Mitteln  der  Arbeitslosenversicherung  darstellt,  kommt 
mittelbar  auch  dem  Arbeitgeber  zugute,  indem  sie  ihm 
Lohnkämpfe  ersparen  hilft,  ihn  unter  Umständen  geradezu 
finanziell  entlastet  und  ihm  ermöglicht,  einen  einge- 
arbeiteten Arbeiterstamm  auch  in  Zeiten  rückläufiger 
Konjunktur  durchzuhalten.  Sie  ist,  nebenbei  bemerkt,  in 
Deutschland  nichts  Neues,  da  gegenwärtig  schon  unter  be- 
stimmten Bedingungen  Kurzarbeiterunterstüßung  aus  der 
Erwerbslosenfürsorge  gewährt  wird. 

Die  vorstehend  aufgeführien  Versicherungsleistungen 
können  naturgemäß  nur  die  schlimmsten  Folge- 
erscheinungen der  Arbeitslosigkeit  beseitigen,  nicht  diese 
selbst.  Das  Leßtere  wird  restlos  auch  wohl  kaum  je  ge- 
lingen. Von  bestimmter  Seite  wird  dies  allerdings  ange- 
strebt, indem  vorgeschlagen  wird,  das  Arbeitslosenproblem 
nicht  mehr  sozialpolitisch,  sondern  wirtschaftspolitisch  zu 
lösen,  etwa  durch  öffentliche  Reglementierung  der  Pro- 
duktion, durch  Zwang  zur  Einstellung  von  Arbeitskräften 
oder  Ähnliches.  Jedoch  auch  die  überzeugtesten  Anhänger 
solcher  Forderungen  werden  ihre  Verwirklichung  im 
heutigen  Deutschland  schwerlich  für  möglich  halten.  Der 
Entwurf  lehnt  sie  ab. 

Als  eine  unzulässige  Verquickung  sozial-  und  wirt- 
schaftspolitischer Gesichtspunkte  wird  man  es  aber  nicht 
empfinden  dürfen,  wenn  der  Geseßentwurf  neben  den  rein 
unterstüßenden  Versicherungsleisfungen  in  einer  Reihe  von 
Paragraphen  Maßnahmen  „zur  Verhütung  und  Be- 
endigung der  Arbeitslosigkeit“  aus  Mitteln 
der  Arbeitslosenversicherung  subventioniert  (§§  55  bis  61, 
63  und  64).  Denn  es  handelt  sich  auch  hierbei  um  nichts, 
was  nicht  ohnehin  im  Rahmen  unserer  Wrtschaftspolitik 
liegt.  Andererseits  liegt  die  innere  Berechtigung  dafür, 
daß  zur  Förderung  dieser  Maßnahmen  Mittel  der  Arbeits- 
losenversicherung herangezogen  werden,  darin,  daß  sie 
die  Versicherung  mehr  oder  weniger  entlasten.  Das  gilt 
insbesondere  von  der  Arbeitsvermittlung 1),  es  gilt  aber 
auch  von  den  üblichen  Hilfsmaßnahmen  der  Vermittlung 
(wie  Reisekostenzuschüsse  bei  Annahme  auswärtiger 
Arbeit,  Umschulungskurse  und  dergleichen),  und  schließlich 
auch  für  Notstandsarbeiten  und  Maßnahmen  ähnlichen 
Charakters,  die  der  Entwurf  als  „wertschaffende  Arbeits- 
losenfürsorge“ zusammenfaßt.  Die  Bedeutung,  die  diese 
vorbeugende  Tätigkeit  in  volkswirtschaftlicher,  finanzieller 
und  erzieherischer  Hinsicht  haben,  braucht  nicht  betont  zu 
werden.  Ebenso  ist  es  bekannt,  daß  andere  Zweige  der 
Sozialversicherung  den  hohen  Wert  der  Prophylaxe  längst 


q Da  das  Arbeitsnachweisgeseß  in  seinem  schließlich  an- 
genommenen Wortlaut  eine  endgültige  Regelung  der  Kosten- 
frage vermeidet,  diese  vielmehr  einem  „besonderen  Geseß“  über- 
läßt, wird  die  Bezugnahme  auf  § 56  ANG.  in  § 64  Abs.  2 des 
Entwurfs  über  Arbeitslosenversicherung  gestrichen  werden  müssen. 


erkannt  haben:  es  genügt,  allein  auf  das  großzügige  Heil- 
stättenwesen hinzuweisen,  das  die  Träger  unserer  In- 
validenversicherung, allen  Kosten  zum  Troß  und  schließlich 
auch  vom  rein  finanziellen  Standpunkt  aus  mit  Recht,  er- 
richtet haben.  Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  den  Maß- 
nahmen, die  den  Eintritt  der  Arbeitslosigkeit  verhüten  oder 
ihre  Beendigung  beschleunigen  können! 

Einige  Worte  sind  schließlich  noch  über  die  Ver- 
fahrensgrundsäße zu  sagen,  die  der  Entwurf  be- 
folgt. Der  Entwurf  strebt  begreiflicherweise  nach  mög- 
lichster Vereinfachung.  Mehr  denn  je  muß  ja  heute 
die  deutsche  Geseßgebung  bemüht  sein,  Verwaltungskosten 
auf  dem  unbedingt  niedrigsten  Stande  zu  halten.  Der 
Entwurf  verzichtet  daher  darauf,  besondere  Träger  für  die 
Arbeitslosenversicherung  zu  schaffen  und  damit  dem  Be- 
hördenturm ein  weiteres  Stockwerk  aufzuseßen.  Er  bedient 
sich  vielmehr  bereits  vorhandener  Organe,  indem  er  die 
Einziehung  der  Beiträge  den  Krankenkassen,  die 
Festseßung  und  Auszahlung  der  Leistungen  den 
Arbeitsnach  weisen  überträgt.  Die  verhältnismäßig 
geringe  Mehrarbeit,  die  diesen  Stellen  durch  die  Milwirkung 
bei  der  Arbeitslosenversicherung  entsteht,  wird  auch  mit 
verhältnismäßig  geringen  Kosten  erledigt  werden  können. 
Der  Selbstverwaltung  der  Beteiligten  ist  dabei  ein 
weiter  Wirkungskreis  eingeräumt.  Bei  den  Arbeits- 
nachweisämtern und  Krankenkassen  ergibt  sich  das  ohne 
Weiteres  aus  ihrer  Zusammenseßung.  Aber  auch  da,  wo  es 
sich  nicht  um  die  laufende  Bearbeifung  von  Einzelfällen 
handelt,  sichert  der  Entwurf  den  privaten  Interessenten  ein 
weitgehendes  Mitbestimmungsrecht.  Besonders  wichtig  ist 
in  dieser  Beziehung,  daß  sowohl  die  Höhe  der  Ver- 
sicherungsbeiträge wie  die  der  Unterstüßungssäße  nur  im 
Einvernehmea  mit  dem  Verwaltungsrate  des  Reichsamts 
für  Arbeitsvermittlung  festgeseßt  werden  dürfen  (§§  66,  19 
des  Entwurfs).  Da  in  diesem  Verwaltungsrat,  dessen 
Bildung  bekanntlich  im  Arbeitsnachweisgeseß  vorgesehen 
ist,  die  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu- 
sammen zwei  Drittel  der  Mitglieder  ausmachen,  haben 
sie  auch  in  den  für  die  Versicherung  so  bedeutsamen 
Fragen  der  Festseßung  von  Beiträgen  und  Unterstüßungen 
die  Möglichkeit,  ihre  Auffassung  entscheidend  zur  Geltung 
zu  bringen. 

Im  Vorstehenden  ist  versucht  worden,  die  grundsäß- 
lichen  Zusammenhänge,  die  die  einzelnen  Stücke  der  ge- 
planten Arbeitslosenversicherung  miteinander  verbinden, 
aufzudecken.  Auf  die  Ausgestaltung  im  einzelnen  soll  hier 
nicht  eingegangen  werden.  Wie  man  auch  über  diese 
Einzelfragen  urteilen  mag,  den  Gesamtaufbau  wird  man 
schwerlich  anders  entwerfen  können,  wenn  man  überhaupt 
die  grundsäßliche  Einstellung  teilt,  die  den  Entwurf  be- 
herrscht; das  glaube  ich  gezeigt  zu  haben.  (218.) 


Gedanken  über  den  Weltwirf  Schaftskongreß  in  Hamburg. 

Von  Dr.  Erwin  Wiskemann,  Hamburg. 


Einige  Monate  vor  Eröffnung  der  Konferenz  in  G^nua 
schrieb  ein  führendes  französisches  Blatt,  der  Gedanke 
einer  grundlegenden  Revision  des  Friedens- 
vertrags, mit  dem  Deutschland  die  Welt  infiziert  habe, 
greife  um  sich  wie  eine  Epidemie.  In  Deutschland  hat 
man  mit  Genugtuung  festgestellt,  daß  sich  in  der  Tat  die 
Einsicht  von  der  Unhaltbarkeit  der  auf  dem  Friedensdiktat 
fundierten  Weltwirtschaftskonstellation  zu  verbreiten  be- 
ginnt. Indessen  hat  man  sich  besonders  seit  der  Kon- 
ferenz von  Genua  keiner  Illusion  darüber  hingegeben,  daß 
es  von  der  dämmernden  Erkenntnis  bis  zur  Durchseßung 
der  Ideen  eines  neuen  freien  Verkehrs  zwischen  den 


Völkern  noch  ein  weifer,  beschwerlicher  Weg  sei.  Ja, 
man  ist  bei  uns  zur  Überzeugung  gelangt,  daß  die  Er- 
kenntnis nicht  zwangsläufig  zur  praktischen  Verwirk- 
lichung führen  muß,  daß  beide  auf  einem  ganz  anderen 
Blatt  stehen,  weil  die  eine  sich  ausschließlich  auf  die  wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge  erstreckt,  während  die  an- 
dere mit  all  ihren  Wurzeln  und  Ästen  in  die  Tiefen  der 
Völkerpolitik  hineingreift.  Die  schönsten  weltwirtschaft- 
lichen Gedanken  lassen  sich  nicht  im  luftleeren  Raum 
lösen,  sondern  einzig  (und  allein  auf  dem  zerklüfteten 
Boden  der  Politik.  Wirtschaft  und  Macht  sind  aufs  engste 
aneinandergeknüpft,  und  zugleich  liegt  in  dieser  Ver- 
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knüpfung  eine  Fülle  von  Problemen,  die  für  Deutschland 
augenblicklich  und  wohl  noch  für  lange  Zeit  von  er- 
schütternder Tragik  sind.  Tragisch  war  es,  gerade  zur 
Zeit  der  Weltwirtschaftskonferenz  in  Hamburg  den  tiefsten 
Sturz  der  Mark  zu  erleben  und  die  Erschütterungen  in 
dem  so  schwer  leidenden,  fiebernden  deutschen  Wirt- 
schaftskörper mitzufühlen,  während  von  hervorragenden 
Wirtschaftsvertretern  verschiedener  Länder  kluge  Worte 
von  der  wirtschaftlichen  Wellverbundenheit  gesprochen 
wurden,  und  während  Professor  Keynes  mit  berechtigter 
Befriedigung  und  als  Trost  für  das  deutsche  Volk  fest- 
stellte, dag  seine  noch  vor  einem  Jahr  nur  von  einer  Min- 
derheit vertretenen  Ideen  jefet  durchweg  Widerhall  gefun- 
den hätten,  ln  der  Tat,  über  die  Gedanken  selbst  ist 
kaum  noch  ein  Streit,  und  für  das  deutsche  Volk  handelt 
es  sich  nur  noch  darum,  ob  und  wie  bald  sie  sich  durch- 
seben lassen.  Manche  glauben,  der  Zeiger  für  Deutsch- 
land siehe  bereits  fünf  Minuten  vor  Zwölf,  und  für  ein  um- 
fassendes Aufklärungs-  und  Hilfswerk  sei  keine  Zeit  mehr. 
Selbst  wenn  man  sich  dieser  Ansicht,  für  die  genug  zu 
sprechen  scheint,  aus  der  Erwägung  heraus  nicht  an- 
schliebt,  dab  ein  grobes  Volk  wie  das  deutsche  nicht  so 
rasch  untergehen  kann,  so  ist  es  doch  sicher,  dab  gröbte 
Eile  in  der  Änderung  der  wirtschaftlichen  Weltkonslellaiion 
für  Deutschland  bitter  not  tut.  War  es  daher  nicht  über- 
flüssig, auf  dem  Weltwirtschaftskongreb  Dinge  zu  sagen, 
die  im  groben  Ganzen  nichts  unerhört  Neues  bieten 
konnten?  Wer  dem  Kongreb  beigewohnt  und  sich  mit 
Ausländern  darüber  ausgesprochen  hat,  wird  bei  aller 
notwendigen  Nüchternheit  in  der  Auffassung  diese 
Skepsis  nicht  teilen  können.  Wahrheiten  wollen  nicht  nur 
erkannt,  sie  wollen  auch  gefühlt  werden,  wenn  sie  als 
geistige  Kräfte  wirken  sollen.  Aber  nicht  nur  Wahrheiten 
fühlen,  sondern  sie  mit  andern  mitfühlen,  das  ist 
der  einzige  Weg,  die  gewaltige  innere  Zerklüftung  der 
Menschheit  auf  allen  Gebieten  zu  überwinden.  Denn  die 
chaotische  Verwirrung  und  Verschiebung  aller  Verhältnisse 
auf  dem  Gebiet  der  Völkerpolitik  lassen  sich  nur  dadurch 
überwinden,  dab  die  direkten  Brücken  von  Mensch  zu 
Mensch  wieder  hergestellt  werden.  Der  Aufbau  der  Welt 
mub  von  innen  heraus  kommen,  oder  er  wird  über- 
haupt nicht  kommen.  Mit  einer  materialistischen  Weltwirt- 
schaftsauffassung  ist  nichts  geholfen.  Das  Problem  des 
Aufbaues  von  innen  heraus  aber  besieht  im  wesentlichen 
darin,  da§  jeder  den  andern  wieder  achten  lerne,  achten 
nicht  nur  in  seinen  rein  menschlichen  Eigenschaften,  son- 
dern als  Glied  seines  Volkes  mit  all  dessen  Nöten  und 
Zielen.  Es  ist  furchtbar,  im  Gespräch  mit  Ausländern 
und  bei  jeglicher  Berührung  mit  Ausländischen  zu  sehen, 
wie  sehr  Deutschland  aus  der  Gemeinschaft  des 
Gefühls  ausgeschlossen  worden  ist.  Oft  herrscht  das  Emp- 
finden, man  bewege  sich  geistig  und  seelisch  in  einer  so 
völlig  anderen  Dimension,  dab  ein  inneres  Zusammen- 
kommen mit  dem  Ausländer  ausgeschlossen  sei.  Aber 
wer  sich  dadurch  nicht  zu  haltlosen  philosophischen 
Spekulationen  über  Wesen  und  Natur  der  Völker  verleiten 
läbt,  sondern  nüchtern  an  die  Dinge  herantritt,  der  sieht, 
wie  sehr  diese  innere  Zerklüftung  wiederum  durch  Macht- 
verschiebungen bedingt  und  durch  planmäbige  Hebe  gegen 
Deutschland  gesteigert  worden  ist.  Diesen  Ring  der 
Isolierung  durch  äubere  Faktoren  aber  kann  Deutschland 
durchbrechen,  wenn  anders  überhaupt  der  Wahrheit  die 
Kraft  innewohnt,  sich  durchzuseben.  Mit  Recht  wies  Reichs- 
minister Dr.  Köster  in  seiner  Ansprache  im  öberseeklub 
Hamburg  darauf  hin,  dab  die  Wahrheit  Deutschlands  wich- 
tigster Exportartikel  sei.  Völlige  Wahrheit  über  Deutsch- 
land ist  die  Parole,  die  allein  zur  Vorbereitung  eines  neuen 
Verhältnisses  mit  den  anderen  Völkern  beitragen  kann. 
Hiergegen  ist  zweifellos  vom  eigenen  Lande  gesündigt 


worden,  in  dem  eine  Zurückhaltung  in  der  Klarlegung  der 
eigenen  Verhältnisse  geübt  wurde,  die  durch  nichts  ge- 
rechtfertigt war.  Einer  der  wenigen  wirklich  günstigen 
Umstände  für  Deutschland  ist  es  aber  jebt,  dab  es  nichts 
mehr  zu  verbergen  hat,  und  dab  die  Tatsachen  eine 
Sprache  sprechen,  die  selbst  das  lauteste  Schreien  über- 
tönt. Der  Notwendigkeit,  eine  Auslandspropaganda  zu 
inszenieren,  die  über  die  Tatsachen  hinausgeht,  ist  Deutsch- 
land enthoben,  denn  die  Wucht  der  Tatsachen  läbt  sich 
nicht  mehr  überbieten,  und  jede  Übertreibung  würde  sich 
lächerlich  und  klein  dagegen  ausnehmen.  So  besteht  die 
Aufgabe  darin,  das  Land  zu  zeigen,  wie  es  ist,  in  all 
seinen  Besonderheiten,  zugleich  aber  auch  als  notleidendes 
Glied  der  Weltwirtschaft  und  der  Weltkultur.  Es  war  daher 
ein  äuberst  glücklicher  Gedanke,  den  Weltwirt- 
schaftskongreb mit  den  verschiedensten  Veranstal- 
tungen zu  verbinden,  die  die  kulturellen  Eigenheiten  und 
Leistungen  Deutschlands  und  speziell  Hamburgs  dem 
Fremden  näherbringen  konnten.  Je  mehr  künftighin  unter 
diesem  Gesichtspunkt  das  Spezifische  und  Wesentliche 
hervortritt,  und  je  kompakter  es  sich  darstellen  läbt,  desto 
besser  wird  es  sein.  Natürlich  war  es  ferner,  dab  die 
Presse  einen  überragenden  Rang  in  der  Veranstal- 
tung einnahm,  weil  nur  durch  sie  der  Weg  ins  Ausland 
gefunden  werden  kann.  Zukünftig  wird  auch  hierauf,  be- 
sonders auf  die  Heranziehung  der  ausländischen  Presse, 
vermehrtes  Augenmerk  zu  richten  sein.  Allen  Befürch- 
tungen, dab  auf  diesen  Gebieten  zu  viel  getan  werde,  und 
dab  sich  die  Pressekonferenzen  in  Hamburg  und  Leipzig 
stören  könnten,  kann  eben  dadurch  am  leichtesten  das 
Wasser  abgegraben  werden,  dab  man  sich  auf  eine 
spezifisch  Hamburgische  Einstellung  bewubt  konzentriert. 
Damit  sinkt  die  Veranstaltung  keineswegs  herab,  denn 
Hamburg  ist  nicht  irgendeine  Provinzstadt,  sondern  das 
grobe  Ein-  und  Ausfalltor  Deutschlands  nach  der  Welt-  ■ 
Wirtschaft  hin,  mit  dieser  untrennbar  verknüpft  durch  un- 
zählige Bande. 

Nach  diesen  Ausführungen  erübrigt  es  sich,  auf  den 
tatsächlichen  Verlauf  der  Veranstaltung  im  einzelnen 
nochmals  einzugehen.  Der  Erfolg  übertraf  die  Erwartun-  | 
gen.  Es  gelang  verhältnismäbig  sehr  rasch  herauszu- 
fühlen, worauf  in  Zukunft  das  Schwergewicht  zu  verlegen  , 
sei,  und  zum  Teil,  zum  Beispiel  auf  dem  Gebiet  der  Presse 
konnten  diesmal  schon  nutzbringende  Folgerungen  daraus  ■ 
gezogen  werden.  Fast  alle  Ausstellungen  hatten  höhere  \ 
Zwecke,  als  dab  sich  ihr  Erfolg  an  getätigten  Umsäben  : 
hätte  abmessen  lassen.  Der  Messegedanke  war  bewubt  ; 
aufgegeben  worden.  Die  kunstgewerbliche  Ausstellung  j 
war  von  hohem  Rang.  Den  Ausstellungen  der  Export-  | 
agenten  und  Handelsvertreter  lag  der  Gedanke  zugrunde,  1 
einen  dem  Hamburger  Wirtschaftsleben  spezifischen  Zweig  j 
in  seiner  Eigenart  und  Bedeutung  als  branchekundiger  Ver-  j 
mittler  zwischen  der  Industrie  und  dem  auslandskundigen 
Exporteur  dem  Allgemeinverständnis  zu  erschlieben.  Es  i 
wird  zu  überlegen  sein,  wie  die  Bedeutung  des  Exporteurs 
selbst,  der  Hamburg  seinen  Stempel  aufdrückt,  in  Zukunft 
plastisch  zum  Ausdruck  gebracht  werden  kann.  Wenn 
gegen  den  Weltwirtschaftskongreb  der  Vorwurf  erhoben 
worden  ist,  dab  sich  alle  Reden  vorwiegend  mit  deutschen  ' 
Wirtschaftsproblemen  befabt  hätten,  und  dab  daher  der 
Name  nicht  berechtigt  sei,  so  ist  dieser  Vorwurf  abzu-  ] 
weisen.  Ja,  es  geht  aus  dem  oben  Gesagten  hervor,  dab 
man  sich  in  Zukunft  noch  spezieller  wird  einstellen  können,  j 
ohne  den  Sinn  der  Veranstaltung  zu  beeinträchtigen.  Da- 
bei wird  allerdings  der  Blick  immer  auf  die  Weltzusammen-  J 
hänge  gerichtet  bleiben  müssen,  und  man  wird  vielleicht 
Grenz-  und  Auslandsdeutschtum  durch  einen  besonderen 
Vortrag  berücksichtigen  können.  Augenblicklich  aber  ist 
die  Einstellung  auf  Deutschland  schon  deshalb  die 
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einzig  richiige,  weil  in  Deutschland  der  Schlüssel  zu  einer 
Wiedergesundung  der  Welt  liegt,  und  weil  die  deutschen 
Fragen  die  brennendsten  sind,  und  unter  ihnen  die  Re- 
parationsfrage.  Den  natürlichen  Höhepunkt  bildete 
daher  der  leßte  Tag  mit  der  bedeutsamen  Rede  von  Pro- 
fessor Keynes,  die  an  anderer  Stelle  ausführlich  wieder- 


gegeben wird.  Besonders  eindrucksvoll  war  sodann  die 
Zusammenfassung,  die  der  Präses  der  Handelskammer, 
Herr  Witthoefft,  am  Schluß  von  allen  Reden  gab.  Die 
Synthese  der  (Vielen  wertvollen  Ausführungen  war  ein 
Schritt  auf  dem  beschwerlichen  Wege  zur  neuen  geistigen 
Synthese  der  Völker.  (206.) 


Die  am  Schlüsse  dieser  Betrachtungen  über  die  Ham- 
burger Wirtschaftskonferenz  erwähnten  Reden  von 
Keynes  und  Witthoefft  bieten  so  viel  Anregung 
und  Aufklärung,  daß  es  wohl  angebracht  erscheint, 
sie  hier  im  Wortlaute  wiederzugeben  — als  Doku- 
mente einer  mannhaften  Gesinnung,  die  sich  durch  die 
Widerwärtigkeiten  und  Sorgen  der  Zeit  nicht  schrecken 
lägt  und  nur  der  Wahrheit  dienen  will:  Keynes 

als  fremder  Gast  auf  deutschem  Boden  fest  ent- 
schlossen, seiner  Ansicht  über  die  Schädlichkeit  und 
Unerfüllbarkeit  des  Versailler  Diktatfriedens  Geltung 
zu  verschaffen,  zugleich  bemüht,  der  schwierigen  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Lage  Deutschlands  Lichtseiten 
abzugewinnen  und  bestrebt,  aus  den  Wirrnissen  der  Ge- 
genwart einen  Ausweg  zu  gewinnen;  Witthoefft,  als  Ver- 
treter des  Hamburger  Kaufmannstandes,  ohne  Um- 
schweife die  wirtschaftlichen  Gefahren  kennzeichnend,  die 
uns  aus  den  „Reparationsleistungen“  'erwachsen,  — zur 
Einsicht  mahnend,  wo  Gefahr  besteht,  daß  unsere  sitt- 
lichen Volkskräfte  unter  dem  Druck  der  steigenden  Sorgen 
erlahmen,  — Pflichterfüllung  im  Sinne  Fichtescher  Ethik 
fordernd,  mit  dem  Ziele,  die  Volksgemeinschaft  zu  ein- 
heitlichem Handeln  zusammenzufassen. 

Die  Reden  lauteten: 

Keynes 

über  Deutschlands  Reparationspolitik. 

Unter  dem  Eindruck  der  augenblicklichen  gefährlichen 
politischen  Lage  wird  heute  der  Fortschritt  in  der  öffentlichen 
Meinung  leicht  unterschöbt.  Man  muß  schon  den  Blick  in  die 
Vergangenheit  lenken,  um  ihre  außerordentliche  Wandlung  ge- 
bührend zu  würdigen.  Als  vor  zweieinhalb  Jahren  mein  Buch 
erschien,  vertrat  ich  mit  meinen  Ansichten  nur  eine  sehr  kleine 
und  einflußlose  Minderheit,  heute  hat  das,  was  ich  damals  als 
allgemeines  Resultat  aussprach,  durchweg  Widerhall  gefunden. 
)a,  viele  würden  heute  noch  weiter  gehen  als  ich  damals;  sogar 
Frankreich  würde  im  Grunde  sehr  zufrieden  sein,  wenn  es  heute 
Piedingungen  erzielen  könnte,  die  ihm  so  günstig  sind,  wie  die- 
jenigen Vorschläge,  deretwegen  man  mir  noch  vor  kurzem  jede 
Art  von  Motiven  unterstellt  hat,  nur  nicht  den  Drang  nach  Wahrheit. 

Aber  wenn  auch  diese  Entwicklung  der  Stimmung  als 
politisches  Symptom  große  Bedeutung  hat,  so  hat  sie  keine 
entsprechende  praktische  Auswirkung  gehabt.  Wenn  an  die 
Stelle  von  Forderungen  in  achtfacher  Höhe  des  Möglichen  solche 
von  vierfacher  Höhe  getreten  sind,  so  ist  das  in  gewisser  Weise 
ein  Fortschritt,  und  von  dort  auf  das  Doppelte  des  Möglichen  zu 
kommen,  ist  wieder  ein  Fortschritt,  inzwischen  behält  aber  immer 
noch  der  Politiker  das  Wort.  Für  den  Sachverständigen,  den 
Fachmann  und  Gelehrten  ist  erst  der  Zeitpunkt  gekommen,  wenn 
die  Politiker  sich  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit  herabbegeben 
haben. 

Soweit  sind  wir  noch  nicht.  Gerade  das  ist  an  Deutschlands 
Lage  so  traurig,  daß  ihm  jeder  Anreiz  fehlte,  eine  gesunde 
Finanztechnik  in  der  Führung  seiner  Geschäfte  anzuwenden. 
Selbst  wenn  die  deutschen  Sachverständigen  noch  so  geschickt 
und  zäh  versucht  hätten,  die  Mark  zu  stabilisieren  oder  den 
Reichshaushalt  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  wäre  die  sichere 
Folge  nur  gewesen,  daß  die  Alliierten  ihre  Forderungen  in 
gleichem  Maß  erhöht  und  damit  jede  Anstrengung  vereitelt  hätten. 
In  solcher  Lage  war  einfach  nichts  zu  tun,  und  mehr  zu  verlangen 
heißt  unmögliches  von  der  menschlichen  Natur  erwarten. 

Und  doch  wage  ich  heute  zu  prophezeien,  daß  der  Tag  für 
die  Kunst  des  Sachverständigen,  des  Organisators  und  Fach- 
mannes anbricht,  wenn  nicht  dieses  )ahr,  so  doch  nächstes  )ahr, 


und  wenn  diese  Phase  erreicht  ist,  ist  es  durchaus  möglich,  daß 
die  Besserung  im  Geschwindschritt  kommt. 

Vorher  aber  drohen  zwei  Gefahren,  deren  Ernsthaftigkeit 
schwer  abzuschäßen  ist.  Die  erste  ist,  daß  die  Alliierten  zulange 
zaudern  könnten  und  inzwischen  die  Zerseßung  des  ganzen  Lebens 
in  Deutschland  zu  weit  fortschreitet,  als  daß  Deutschland  wieder 
in  die  Höhe  kommen  kann.  Diese  Frage  können  Sie  selbst  besser 
beurteilen  als  ich.  Ich  persönlich  glaube  nicht  an  diese  Gefahr. 
Ein  so  großes  und  festverwurzeltes  Gebilde  wie  eine  Nation  kann 
ein  ständiges  Sinken  ihrer  Lebenshaltung  erleiden,  aber  sie  kann 
nicht  plößlich  völlig  zusammenbrechen,  es  sei  denn,  aus  eigener 
Verblendung. 

Die  andere  Gefahr  ist  die,  daß  Frankreich  sofort  seine 
Drohung  eines  neuen  Krieges  ausführt.  Auch  daran  glaube  idi 
nicht.  Vor  ein  oder  zwei  Jahren  hätte  Frankreich  das  vielleicht 
mit  der  erforderlichen  inneren  Überzeugung  tun  können,  aber 
nicht  mehr  heute.  Der  Glaube  der  Franzosen  an  die  Reparations- 
politik ihrer  Regierung  ist  völlig  untergraben.  Im  Herzen  wissen 
sie,  daß  sie  nicht  stimmt,  aus  vielen  Gründen  aber  sträuben  sie 
sich,  die  Tatsachen  einzugestehen.  Aber  sie  bluffen  weiter.  Sie 
wissen  ganz  genau,  daß  ein  rechtswidriges  Vorgehen  gewaltsamer 
Art  Frankreich  moralisch  und  gefühlsmäßig  isolieren  und  seine 
Finanzen  zerstören  würde,  ohne  ihm  irgendeinen  Vorteil  ein- 
zutragen. 

Eine  wirkliche  Gefahr  läge  nur  dann  vor,  wenn  Frankreich  aus 
ganz  anderen  als  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten 
zu  dem  Entschluß  käme,  daß  chaotische  Zustände  in  Deutschland 
ihm  politisch  von  Vorteil  wären. 

Ich  wäre  nicht  überrascht,  wenn  die  momentane  Lage  durch 
Poincare  damit  gelöst  würde,  daß  er  seinen  Vertreter  in  der 
Reparafionskommission  einfach  überstimmen  läßt.  Er  mag  scharfe 
Reden  führen  und  eine  Politik  zweckloser  Quälereien  betreiben, 
wie  die  der  Austreibungen  aus  Elsaß-Lothringen,  aber  in  großem 
Maßstabe  wird  er  nicht  Vorgehen.  Tatsächlich  sind  seine  Reden 
nur  ein  Ausweichen  vor  der  Tat,  nicht  ihr  Vorspiel,  je  mehr  er 
in  hohen  Tönen  redet,  um  so  weniger  wird  er  ausführen.  Plante 
er  ernsthaft  eine  Aktion,  so  würde  er  sicher  sanfte  Reden  führen, 
um  soweit  wie  möglich  die  Erregung  unter  den  Alliierten  zu 
dämpfen.  Aber  wenn  er  nichts  Ernsthaftes  vorhat,  dann  muß  er 
laute  Reden  führen,  um  die  öffentliche  Meinung  seines  Landes  zu 
befriedigen. 

Vielleicht  täusche  ich  mich,  denn  ebenso  wie  fast  alle  Eng- 
länder betrachte  ich  die  Idee  der  Gewalt  in  diesem  Zusammen- 
hang als  so  wirkungslos,  daß  ich  nicht  an  sie  glaube,  während 
der  europäische  Kontinent  offenbar  dazu  neigt,  den  Vorteil  und 
also  auch  die  Wahrscheinlichkeit  militärischen  Vorgehens  ernster 
einzuschäßen  als  wir. 

Troßdem  glaube  ich,  daß  Deutschland  gut  daran  tut,  kühles 
Blut  zu  bewahren  und  nicht  zu  sehr  in  Erregung  zu  geraten.  Auf 
jeden  Fall  kann  ich  Ihnen  die  Versicherung  geben,  daß  bei  weitem 
die  große  Mehrheit  der  Engländer  aller  Klassen  und  ebenso, 
glaube  ich,  die  der  Italiener  und  Amerikaner  Gewaltakte  in  der 
gegenwärtigen  Lage  mit  Entrüstung  und  Abscheu  beurteilen  würde. 

Aber  zurück  zu  meinem  eigentlichen  Thema.  Ich  glaube,  die 
Zeit  naht,  wo  praktische  Vorschläge  Gehör  finden  werden.  Daher 
lohnt  es  sich  schon  für  deutsche  Finanzleute  als  Sachverständige 
und  nicht  als  Politiker  Möglichkeiten  zu  erwägen  und  ihre  Vor- 
schläge bereit  zu  halten. 

Zunächst  gibt  es  einige  schwierige  Fragen  im  Zusammenhang 
mit  den  Reparationen,  die  mehr  Sache  der  Alliierten  sind,  als 
Deutschlands:  so  der  Zusammenhang  mit  den  interalliierten 
Schulden,  die  Verteilung  der  Einkünfte  unter  den  Alliierten  und 
die  Frage  des  Vorrangs  für  die  zerstörten  Gebiete.  Ebenso 
müßten  die  Alliierten  die  Frage  des  Verzichtes  auf  die  Pensions- 
zahlungen, die  einen  häßlichen  und  ehrwidrigen  Bruch  der 
Waffenstillstandsbedingungen  darstellen,  aufgreifen;  denn  dies  ist 
nicht  Sache  Deutschlands,  das  den  Vertrag  unterzeichnet  hat,  der 
diese  Ansprüche  enthält. 
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Deutschlands  Sache  ist  es,  zu  überlegen,  welche  Art  von 
Zahlungsplan  es  in  der  Lage  und  bereit  ist,  durchzuführen. 

Es  gibt  zwei  Arten  der  Zahlung,  denen  sich  jüngsthin  die  rege 
Aufmerksamkeit  der  deutschen  Sachverständigen  zugewandt  hat, 
die  aber  m.  E.  beide  nur  zu  Irrtum  und  Enttäuschungen  führen 
würden.  Die  erste  dieser  beiden  Arten  ist  die  Zahlung  der 
nächsten  Raten  aus  dem  Erlös  einer  großen  internationalen 
Anleihe,  die  andere  ist  Zahlung  durch1  Sachleistungen. 

Diese  beiden  Ideen  haben  in  der  Vergangenheit  politischen 
Wert  gehabt.  Es  war  für  Deutschland  vorteilhaft,  erklären  zu 
können:  jawohl,  wir  wollen  sofort  zahlen,  vorausgeseßi,  daß  wir 
eine  Anleihe  erhalten,  um  damit  zahlen  zu  können.  Diese  Sprach- 
wendung  ermöglichte  es  Deutschland,  das  „Nein“,  das  es  aus- 
zusprechen hatte,  elegant  einzuhüllen.  Für  Frankreich  war  es  von 
Vorteil,  mit  der  Illusion  einer  großen  internationalen  Anleihe  die 
Illusion  von  der  großen  Reparationszahlung  abzulösen,  in  dem 
Maße,  als  diese  legiere  an  Kraft  verlor.  Phantastische  Entwürfe 
für  Zahlung  in  Form  von  Sachleistungen  (wobei  ich  abs'ehe  von 
den  Kohlenlieferungen,  die  durchaus  praktische  Bedeutung 
hatten!  haben  eine  große  Rolle  in  den  verschiedenen 
provisorischen  Abkommen  gespielt,  die  zur  Beruhigung  der 
öffentlichen  Meinung  während  der  lebten  drei  Jahre  zusammen- 
gebraut wurden.  Es  ergab  sich  für  Deutschland  die  Möglichkeit 
einer  Herabseßung  seiner  Barzahlungen  durch  sein  Anerbieten, 
Sachlieferungen,  soweit  sie  der  französische  Verbraucher 
begehrte,  zu  leisten,  und  zwar  in  einem  Ausmaße,  das  in  Wirk- 
lichkeit niemals  in  Frage  kommen  konnte.  Darüber  haben  sich 
die  französischen  und  deutschen  Politiker  in  freundlich  schweigen- 
dem Einverständnis  befunden. 

Verlassen  wir  jedoch  die  politischen  Illusionen  und  versuchen 
wir  in  sachlicher  Weise  an  die  Dinge  heranzugehen,  dann  tun  wir, 
glaube  ich,  gut,  uns  auf  keine  dieser  beiden  Methoden  zu 
verlassen. 

Eine  internationale  Anleihe  von  nicht  weniger  als  vier  Milli- 
arden Goldmark  — wenigstens  ist  dies  die  geringste  Ziffer,  die 
im  allgemeinen  ins  Auge  gefaßt  wird  — , kann  unter  keinerlei 
annehmbaren  Bedingungen  untergebracht  werden,  d.  h.  nicht  in 
der  Form,  daß  neues  Geld  zur  Versendung  aus  dem  Lande 
gelangt,  in  dem  es  gezeichnet  wurde.  An  die  Möglichkeit  einer 
Transaktion  diesen  Umfanges  zu  glauben,  bedeutet  eine  gründ- 
liche Verkennung  des  internationalen  Finanzwesens.  Die  Vor- 
stellung ferner,  daß  ein  großer  Teil  dieser  Anleihe  aus  den 
deutschen  Guthaben  im  Ausland  gezeichnet  werden  könnte,  kann 
nur  auf  einer  ganz  falschen  Schäßung  der  Höhe  dieser  Guthaben 
gegründet  sein.  Ich  habe  viele  hochgegriffene  Schäßungen 
dieser  Guthaben  gehört,  oft  aus  deutscher  Quelle,  die  meiner 
Überzeugung  nach  falsch  sind.  Ich  bin  sicher,  daß  derartige 
deutsche  Guthaben  keinesfalls  über  zwei  Milliarden  Goldmark 
hinausgehen,  wahrscheinlich  viel  weniger  betragen  und  daß  davon 
noch  ein  erheblicher  Teil  Betriebskapital  für  das  laufende 
Handelsgeschäft  ist.  Die  Zeichnung  auch  nur  einer  Milliarde  von 
deutscher  Seite  für  eine  internationale  Goldanleihe  wäre  eine 
höchst  auffallende  und  unwahrscheinliche  Sache. 

Wenn  eine  wirklich  grundlegende  Regelung  zustande  ge- 
kommen ist,  mag  eine  ausländische  Goldanleihe  bis  zu  einer 
Milliarde  insgesamt  möglich  sein,  um  die  Mark  zu  stabilisieren 
und  Deutschland  wieder  auf  die  Beine  zu  bringen.  Aber  die 
große  Anleihe  zum  Zwecke  der  Reparationszahlungen  in  den 
ersten  zwei  oder  drei  Jahren  in  Höhe  von  etwa  zwei  Milliarden 
jährlich1,  ist  Phantasie. 

Es  gibt  nur  eine  Art  internationaler  Anleihe,  die  in  großem 
Umfang  bei  der  Regelung  der  Reparationen  von  Bedeutung  sein 
könnte,  nämlich  eine  deutsche  Anleihe,  aufgebracht  in  den 
Ländern  seiner  Gläubiger,  als  Ersaß  für  die  innere  Schuld  dieser 
Gläubigerländer.  Eine  deutsche  Anleihe  in  Frankreich  gezeichnet, 
sei  es  mit  oder  ohne  Garantie  der  französischen  Regierung, 
würde,  wenn  der  Ertrag  der  Anleihe  Frankreich  zufiele,  ein  fühl- 
bares und  praktisch  wirksames  Mittel  sein,  um  die  französischen 
Finanzen  ernstlich  zu  bessern.  Ich  hoffe,  daß  eine  Emission 
dieser  Art  einen  Teil  der  schließlichen  Regelung  bilden  wird. 

Abgesehen  von  einer  Anleihe  dieser  Art  ist  von  einer 
Regelung  des  Problems  mittels  der  Aufnahme  einer  großen  inter- 
nationalen Anleihe  meiner  Überzeugung  nach  abzuraten. 

Aber  es  ist  nicht  nur  falsch,  Geld  anderswoher  als  aus 
Deutschland  aufbringen  zu  wollen,  ebenso  unpraktisch  und  unwirt- 
schaftlich ist  es  meiner  Ansicht  nach  für  die  Barzahlungen  den 
Ersaß  durch  Sachleistungen  zu  versuchen.  ln  dieses  Urteil 


beziehe  ich  sowohl  die  Kohlenlieferungen  wie  Lieferungen  anderer 
Waren  ein.  Deutschland  würde  m.  E.  besser  in  der  Lage  sein,  zu 
zahlen,  wenn  man  ihm  die  Wahl  der  Zahlungsmethode  frei  über- 
läßt. Indem  wir  Deutschland  zwingen,  bestimmte  Mengen  von 
Kohlen  zu  liefern,  wirken  wir  auf  eine  Minderung  und  nicht  auf 
eine  Steigerung  der  Gesamtleistung,  die  es  für  die  Reparationen 
aufbringen  wird.  Jeder  Versuch,  bestimmte  Arten  der  Zahlung 
vorzuschreiiben,  sei  es  in  Form  von  Kohlenlieferungen,  anderen 
Sachleistungen  oder  durch  das,  was  heute  Herr  Poincare  „pro- 
duktive Pfänder“  nennt,  wird  die  Fähigkeit  Deutschlands  zu 
weiteren  Zahlungen  mehr  herabmindern  als  den  empfangenden 
alliierten  Ländern  näßen. 

Angenommen,  daß  die  schließliche  Regelung  die  Gestalt  einer 
Reihe  von  Barzahlungen  seitens  Deutschlands  annimmt,  deren 
Methode  es  nach  eigenem  Ermessen  auswählt,  und  daß  Deutsch- 
land völlige  Freiheit  Handel  zu  treiben  erhält,  welche  Summe 
würde  dann  in  Betracht  kommen? 

Es  ist  für  jedermann  klar,  daß  augenblicklich  ein  Moratorium 
notwendig  und  unvermeidlich  ist.  Es  ist  indessen  sehr  schwer  zu 
sagen,  wie  lange  solch  ein  Moratorium  dauern  muß  oder  in 
welchem  Maße  Deutschland  nach  der  Beendigung  des  Mora- 
toriums mit  Zahlungen  beginnen  kann.  Ich  glaube  daher,  daß  in 
der  ersten  Periode  sehr  dehnbare  Bedingungen  vorzusehen  sind. 
Im  folgenden  möchte  ich  in  großen  Linien  andeuten,  wie  ich  mir 
eine  Lösung  denke. 

Geseßt,  die  Gesamlschuld  Deutschlands,  abgesehen  von  schon 
bewirkten  Zahlungen,  würde  auf  vierzig  Milliarden  Goldmark 
fesfgelegt,  und  geseßt,  dieser  Betrag  wäre  1930  fällig  oder  um 
diesen  Zeitpunkt  herum,  so  würde  jeder  Betrag,  der  vorher 
bezahlt  würde,  von  der  zu  diesem  Zeitpunkt  geschuldeten  Summe 
abgezogen,  zuzüglich  6 v.  H.  Zinseszinsen  vom  Zeitpunkt  einer 
jeden  Zahlung  bis  zum  Fälligkeitsdatum  1930.  Von  1924  ab 
würden  die  Jahresraten  sich  auf  mindestens  1 Goldmilliarde  zu 
belaufen  haben.  Die  1930  noch  geschuldete  Summe  wäre  als- 
dann durch  eine  Reihe  zusehends  mehr  und  mehr  abnehmender 
Zahlungen  auf  15  Jahre  zu  verteilen. 

In  diesem  Falle  würde  es  im  Interesse  Deutschlands  liegen, 
so  rasch  wie  möglich  zu  zahlen. 

Gleichzeitig  würde  sein  Finanzministerium  einen  ange- 
messenen Zeitraum  haben,  währenddessen  keine  Ansprüche  vom 
Auslande  über  seine  jeweilige  Leistungsfähigkeit  hinaus  gemacht 
werden  könnten. 

Ich  gebe  diese  Ziffern  als  Ausgangspunkt  für  eine  Diskussion. 
Ich  bin  nicht  sicher,  daß'  Deutschland  diesen  Betrag  zahlen 
könnte,  auch  dürfte  es  unmöglich  sein,  Ziffern  zuverlässig  zu 
nennen,  bevor  die  Ergebnisse  des  Moratoriums  in  Erscheinung 
treten.  Aber  wenn  wir  irgendeine  endgültige  Regelung  in  der 
nahen  Zukunft  haben  wollen,  müssen  wir  uns  bestreben,  die 
Diskussion  auf  konkrete  Einzelheiten  zu  bringen. 

Falls  eine  Regelung  in  dieser  Linie  zusammenträfe  mit 

1.  der  Streichung  von  Sachleistungen, 

2.  der  Auflösung  der  Reparationskommission, 

und  3.  und  vor  allem  der  Beendigung  der  Beseßung  der 
Rheinlande, 

dann  würde  m.  E.  Deutschland  ein  Finanzproblem  gegeben  sein, 
dessen  Lösung  die  Fähigkeiten  seiner  Sachverständigen  nicht 
übersteigt  und  dessen  Befürwortung  seine  Politiker  nicht  zu  sehr 
belastet. 

Ich  will  nicht  behaupten,  daß  eine  Regelung  in  dieser  Linie 
schon  im  Moment  praktische  Politik  bedeutet,  das  glaube  ich  gar 
nicht,  aber  es  schadet  nichts,  der  Entwicklung  der  öffentlichen 
Meinung  etwas  vorauszueilen.  Ich  glaube,  daß  die  Zeit  nun  da 
ist,  wo  die  Praktiker  in  Deutschland  sich  ernstlich  dem  Entwurf 
eines  Planes  widmen  können,  ausgehend  von  dem,  was  in  Wirk- 
lichkeit ausführbar  ist,  und  nicht  mehr  ausgehend  von  der  Absicht, 
eine  mißleitete  und  vorübergehende  öffentliche  Meinung  in 
Frankreich  oder  anderwärts  zu  beschwichtigen.  Deutschland 
muß  Ideen  vorbereiten  und  trachten,  die  Einzelheiten  für  eine 
Politik  auszuarbeiten,  die  nicht  bloße  Papierpolitik  oder  Diplo- 
matie ist,  sondern  eine,  die  ausgeführt  werden  kann  und  die  aus- 
zuführen beabsichtigt  wird.  Es  ist  durchaus  möglich,  daß  irgend- 
wann im  Laufe  des  nächsten  Jahres  eine  große  allgemeine 
Konferenz  abgehalten  wird  und  es  ist  besser,  seine  Ideen  vorher 
durchdacht  zu  haben,  als  sie  im  Ießten  Augenblick  unter  dem 
Druck  der  momentanen  politischen  Lage  zu  improvisieren. 

Augenblicklich  ist,  wie  ich  schon  sagte  und  was  auch  all- 
gemein zugegeben  wird,  das  Moratorium  die  einzige  Möglichkeit. 
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Es  ist  erforderlich,  um  Deutschland  Zeit  zu  lassen  zur  Erholung 
von  der  Krise,  die  notwendig  der  Inflafionskonjunktur  der  leßten 
zwei  Jahre  folgen  muß.  Ebenso  ist  Zeit  nötig,  um  ein  Schema  zu 
skizzieren  für  die  Stabilisierung  der  Mark  und  die  Ausgleichung 
des  Reichshaushalles.  In  bezug  auf  Deutschlands  nächste  Zukunft 
bin  ich  durchaus  nicht  optimistisch.  Ein  folgenschwerer  Rück- 
schlag nach  der  trügerischen  Hochkonjunktur  scheint  unvermeid- 
lich. Andererseits  aber  dünkt  mich  das  Problem  des  Reichshaus- 
haltes während  des  Moratoriums  nicht  besonders  schwierig  zu 
sein,  und  wenn  erst  eine  Regelung  mit  den  Alliierten  gefunden 
ist,  sehe  ich  keine  ernsten  Hindernisse  für  eine  Stabilisierung  der 
Mark,  obgleich  ich  es  für  leichtsinnig  halte,  eine  erhebliche 
Besserung  über  den  Stand  hinaus  zu  versuchen,  den  sie  zum 
Zeitpunkt  hat,  zu  dem  die  Regelung  durchgeführt  wird.  Sicher- 
lich muß  die  Lage  Deutschlands  scharf  unterschieden  werden  von 
der  Österreichs,  Polens  oder  Rußlands.  Die  grundlegenden 
Vorausseßungen  sind  völlig  verschieden.  In  einer  Lage,  wie  sie 
augenblicklich  herrscht,  ist  es  schwer,  Hoffnung  zu  haben,  aber 
wenn  erst  eine  Regelung  gefunden  ist,  wird  alles,  was  jeßt  ein 
unmögliches  Problem  scheint,  sich  rasch  lösen  lassen. 

Man  darf  die  andere  Seite  der  Bilanz  nicht  aus  dem  Auge 
lassen  in  Zeiten  der  Inflationsorgie,  die  Deutschland  jefet  durch- 
macht. Die  Last  der  inneren  Schuld  fällt  fort.  Die  gesamten  bis- 
herigen deutschen  Barzahlungen  an  die  Alliierten  für  die  Be- 
saßungsarmeen,  Vorkriegsschulden  oder  Reparationen,  sind  völlig 
durch  die  Verluste  der  ausländischen-  Spekulation  bestritten 
worden.  Ich;  glaube  nicht,  daß  Deutschland  auch  nur  einen 
Groschen  für  diese  Ausgaben  aus  seinen  eigenen  Quellen  auf- 
gebracht hat.  Die  ausländischen  Spekulanten  haben  die  Gesamt- 
heit dieser  Schulden  bezahlt  und  mehr  als  das.  So  ist  Deutsch- 
land frei  von  vielen  der  inneren  iFinanzfragen,  die  auf  andern 
Ländern  lasten.  Wenn  nicht  der  ganze  Kontinent  durch  mili- 
tärische Maßnahmen  in  Unordnung  gebracht  wird,  sollte  es  nicht 
schwer  halten,  Gesundungsmaßnahmen  durchzuführen. 

Wenn  daher  auch  Deutschland  noch  vieles  durchzumachen 
haben  wird,  sehe  ich  keinen  Grund  zur  Verzweiflung.  Auf  lange 
Sicht  betrachtet,  ist  die  ernsteste  Seite  der  Lage  das  Be- 
völkerungsproble'm.  Deutschland,  ebenso  wie  die  meisten  anderen 
europäischen  Länder,  wird  eine  Senkung  seiner  Lebenshaltung 
erleiden,  wenn  es  seine  Bevölkerung  weiter  anwachsen  läßt. 

Ich  wüßte  gern,  wie  die  Jugend  in  Deutschland  denkt  und 
fühlt;  nach  welcher  Richtung  sie  einen  Ausweg  für  ihre  innere  Er- 
regung und  eine  Auswirkung  ihrer  Energien  und  Gaben  sucht. 
Die  Sicherheit  der  jungen  Republik  und  die  offenkundige  Ent- 
schlossenheit des  deutschen  Volkes,  den  Irrsinn  und  die  Gewalt 
sowohl  einer  monarchistischen  Reaktion,  wie  einer  kommunisti- 
schen Revolution  fernzuhalten,  haben  die  stillschweigende  Be- 
wunderung der  friedliebenden  Menschen  in  der  ganzen  Welt  ge- 
wonnen. Die  wertvollsten  Güter  des  Lebens  h’aben  nur  wenig 
mit  internationalen  Fragen  zu  tun,  aber  eines  ist  die  Grundbedin- 
gung für  alles  Gute:  Frieden!  Ich  könnte  mir  vorstellen,  daß  in 
Deutschland  die  herrschende  Strömung  sich  dahin  wenden  wird, 
ein  wiederaufgebautes  Deutschland  zu  einem  Bollwerk  des 
Friedens  Europas  zu  machen.  [207.1 

Witthoeffts 

Schlußrede. 

Fast  möchte  es  nach  der  eindrucksvollen,  so  überaus  zum 
Nachdenken  anregenden  Rede  des  Herrn  Professor  John  Maynard 
Keynes  gewagt  erscheinen,  Sie  zu  bitten,  auch  mir  noch  für  eine 
kurze  Weile  Ihre  Aufmerksamkeit  für  die  Ausführungen  zu  schen- 
ken, welche  ich  zu  machen  habe.  Wenn  ich  es  unternehme,  aus 
den  Vorträgen  und  Reden,  die  während  der  Übersee-Woche  ge- 
halten wurden,  gewisse  Schlußfolgerungen  zu  ziehen,  so  habe 
ich  dabei  keineswegs  die  Absicht,  in  eine  Kritik  des  Dargebotenen 
einzutreten.  Dazu  fehlt  mir  sachlich  in  vielen  Teilen  die  Zu- 
ständigkeit, und  persönlich  verbietet  es  mir  die  Höflichkeit  gegen 
unsere  Gäste.  Ich  werde  hier  sprechen  als  Kaufmann,  der  im 
praktischen  Wirtschaftsleben  steht  und  jahrelang  in  Übersee  mit 
Angehörigen  fremder  Nationen  in  engster  und  freundschaftlichster 
Verbindung  gestanden  hat.  Bei  der  Überfülle  des  Stoffes  kann 
ich  nur  einige  Hauptpunkte  berühren.  Vorweg  möchte  ich  be- 
sonders betonen,  daß  auch  dort,  wo  sich  eine  abweichende  Mei- 
nung von  dem  Gehörten  vertreten  ließe,  die  Hamburger  Kauf- 
mannschaft den  Rednern  für  das  Gebotene  dankbar  ist.  Die 
Praxis  kommt  nur  zu  leicht  in  die  Gefahr,  sich  in  der  Routine  zu 


verlieren.  Nichts  ist  in  solchen  Fällen  aufrüttelnder,  als  schärfste 
Kritik  von  einer  ganz  anders  gerichteten  Weltbetrachtung  her. 
Dies  werden  viele  am  stärksten  bei  den  Ausführungen  des  Herrn 
Reichsministers  Wissel  empfunden  haben,  denen  gegenüber  man 
in  manchen  Teilen  eine  andere  Stellungnahme  wohl  verteidigen 
könnte. 

Wenn  ich  die  gegenwärtige  Lage  Europas  betrachte,  und  die 
uns  zur  Besserung  notwendig  erscheinende  Abhilfsmittel  in  den 
Kreis  meiner  Betrachtungen  ziehe,  so  wird  man  es  mir  wohl  von 
keiner  Seite  als  eine  deutsche  Voreingenommenheit  bezeichnen 
können,  wenn  ich  in  dem  Vertrag  von  Versailles 
und  in  den  ihm  n a c h g e b i 1 d e t e n Verträgen  mit 
den  anderen  Mittelmächten  die  Wurzel  der  wirt- 
schaftlichen Zerrüttung  sehe.  Gewiß  hat  der  Krieg 
vieles  zerstört;  vor  allem  eine  Millionenschar  menschlicher  Ar- 
beitskräfte in  allen  Ländern,  ein  Verlust,  den  wir  für  jedes  Land 
aufs  tiefste  betrauern.  Dagegen  ist  der  Verlust  an  effektiven 
Kapitalwerten  nicht  so  erheblich,  wie  vielfach  angenommen  wird. 
Wohl  sind  Kräfte  und  Sachgüter  während  des  Krieges  rascher 
verbraucht  worden.  In  Parallel-Entwicklung  damit  aber  wurde 
auch  im  allgemeinen  der  industrielle  Apparat  erweitert.  So  sind 
an  sich  die  Vorbedingungen  für  größere  Leistungen  in  der  Welt- 
wirtschaft gegeben,  als  die  vor  dem  Kriege  zutage  traten; 
troßdem  müssen  wir  erhebliche  Minderleistungen  feststellen.  — 
Herr  Geheimrat  Harms  von  der  Kieler  Universität  hat  in  dieser 
Hinsicht  tiefschürfende  Ausführungen  über  die  Krisis  der  Welt- 
wirtschaft gemacht.  Aus  den  Gründen  des  Mißverhältnisses 
zwischen  Produktion  und  Verbrauch  möchte  ich  den  leßten  her- 
ausheben: Die  Störung  der  überkommenen  Austausch-Verhält- 
nisse  durch  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Maßnahmen.  Es 
wird  im  allgemeinen  übersehen,  selbst  bei  uns  in  Deutschland, 
unter  der  Einwirkung  der  außerordentlich  geschickt  geleiteten 
Propaganda  einzelner  unserer  früheren  Gegner,  in  welchem  Maße 
die  deutsche  Volkswirtschaft  ohne  Gegenleistung  wirt- 
schaftliche Güter  an  das  Ausland  übertragen  hat  und  welche 
Störungen  hierdurch  auf  dem  Weltmarkt  hervorgerufen  werden 
mußten.  Ich  erlaube  mir,  Ihnen  hierüber  einige  charakteristische 
Zahlen  aus  amtlichen  Quellen  zu  nennen,  die  im  ganzen  auch 
vom  Ausland  nicht  angefochten  werden  können. 

Reparations-Zahlungen. 

A.  Bis  1.  Mai  1921  ca.  20  Milliarden  Goldmark,  von  denen 
jedoch,  da  eine  Anzahl  von  Posten  bestritten  werden,  nur  rund 
10  Milliarden  als  richtig  angenommen  werden  sollen. 

B.  Abi.  Mai  1921  bis  Mitte  März  1922: 

1.  Londoner"ZahlungspIan 1295' Millionen  Goldmark 

2.  German  Reparation  Recovery  Account  55 

3.  Sachleistungen 550  „ 

zus.  rund  1,9  Milliarden  Goldmark 

C.  Besaßungskosten  bis  1.  Mai  1921  von  den  Alliierten  auf- 

gewendet und  im  Londoner  Zahlungsplan  auf  Deutschlands  Konto 
verrechnet:  rund  4 Milliarden  Goldmark. 

Deutschlands  Aufwendungen  für  Be- 

saßungen  bis  Januar  1922  .*.  . 11,2  Milliarden  Papiermark. 

D.  Im  Ausgleichsverfahren  bis  Mitte  Januar  1922  bezahlt: 

1.  an  das  britische  Amt  ....  19  Millionen  £-Sterling 

2.  an  das  französische  Amt  ...  192  „ Francs 

3.  an  das  eisaß -lothringische  Amt  250  „ „ 

4.  an  das  belgische  Amt  ....  144  „ » 

Eine  Addition  dieser  verschiedenartigen  Währungen  soll  nicht 
versucht  werden;  aber  es  ist  leicht  zu  ersehen,  was  für  außer- 
ordentliche Leistungen  und  Anstregungen  diese  Zahlen  bedeuten. 

Im  übrigen  darf  ich  darauf  hinweisen,  daß  vorgestern  in  der 
„Deutschen  Allgemeinen  Zeitung"  eine  ähnliche  Aufstellung  ge- 
geben wurde,  die  mit  meinen  Ziffern  ziemlich  genau  korrespon- 
diert. In  dieser  Aufstellung  ist  überdies  hingewiesen  worden  auf 
das,  was  Deutschland  indirekt  unter  dem  Vertrag  von  Versailles 
hat  leisten  müssen.  Bei  dem  Studium  dieser  Aufstellung  wird  es 
dem  unvoreingenommenen  Beobachter  klar  sein  müssen,  daß 
Deutschland,  um  mich  eines  vulgären  Vergleiches  zu  bedienen, 
ausgepreßt  ist,  wie  eine  Zitrone.  Die  im  Verhältnis  zu  früher 
außerordentlich  geringen  Guthaben,  die  noch  in  Gestalt  von  De- 
visen oder  Kapitalanlagen  im  Auslande  sind,  genügen  kaum  als 
Unterlage  für  die  auswärtigen  Kredite,  welche  wir  zur  Be- 
schaffung der  notwendigsten  ausländischen  Rohstoffe  bedürfen, 
um  das  soziale  und  ökonomische  Leben  unseres  Volkes  nicht  in 
die  Brüche  gehen  zu  lassen. 
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Es  wäre  ein  Irrtum,  anzunehmen,  dag  Reparationslieferungen 
irgendwelcher  Art,  soweit  sie  wirtschaftliche  Störungen  hervor- 
rufen,  diese  nur  in  dem  empfangenden  Lande  anrichlen.  Tatsäch- 
lich werden  auch  diejenigen  Staaten  geschädigt,  die  bisher  auf 
den  betreffenden  fremden  Märkten  zahlreiche  Käufer  fanden  und 
nun  ein  wichtiges  Absaggebiet  verlieren,  für  das  sie  keinen  Er- 
sah haben.  Damit  will  ich  nicht  behaupten,  dag  Reparations- 
lieferungen stets  ein  Schaden  für  die  empfangende  Volkswirtschaft 
sind,  und  noch  weniger  will  ich  behaupten,  dag  Deutschland  nicht 
geneigt  wäre,  solche  zu  leisten.  Wogegen  wir  uns  vom  Stand- 
punkt der  Weltwirtschaft  aus  sträuben  müssen,  ist  lediglich  dies, 
dag  ein  hochentwickeltes  Industrieland  durch  ein  Ubermag  von 
Reparationszahlungen  oder  -Lieferungen  zu  einer  dauernd  passi- 
ven Zahlungsbilanz  und  damit  zu  einer  progressiv  fortschreiten- 
den Zerrüttung  seiner  Währung  verurteilt  ist.  Wird  Deutschland 
in  die  Lage  verseht,  wenn  auch  mit  allerlei  finanziellen  Hilfs- 
mitteln, auf  längere  Jahre  die  fötliche  Passivität  der  Handels- 
bilanz zu  beseitigen,  so  zweifle  ich  nicht,  dag  auf  neuer  Grund- 
lage ein  wirtschaftliches  Gleichgewicht  sich  wieder  berstellen 
lägt.  Dann  besteht  auch  die  Möglichkeit,  auf  solcher  Grundlage 
zu  einem  Verhältnis  der  Verständigung  und  austauschenden  Ar- 
beitsbeziehungen zwischen  Deutschland  und  seinem  westlichen 
Nachbar  zu  gelangen.  — 

Auf  eine  weitere  Krisen-Ursache  gehe  ich  noch  ein,  von  der 
uns  gleichfalls  Herr  Geheimrat  Harms  gesagt  hat,  dag  sie  eine 
internationale  Erscheinung  darstelle:  das  ist  das  Zurückgehen 
der  tatsächlichen  Arbeitsleistungen  und  die,  wie  mir  scheint,  da- 
mit engverbundene  Tatsache,  dag  ein  immer  grögerer  Teil  der 
Bevölkerung  an  sich  in  dem  Glauben,  gesichertere  Existenz-Grund- 
lagen zu  erreichen,  diese  unter  den  Fittichen,  selbst  eines  flügel- 
lahmen Staates,  zu  finden  suchte.  Staaten  mit  festerem 
volkswirtschaftlichem  Gefüge,  wie  etwa  England,  sind  heute 
rem  volkswirtschaftlichem  Gefüge,  wie  etwa  England,  sind  heute 
schon  in  der  Lage,  ihre  Beamtenzahl  wieder  zu  vermindern.  Für 
Deutschland  — von  Deutsch-Österreich  gar  nicht  zu  sprechen  — 
ist  es  schwieriger:  gerade  hier  klammern  sich  diejenigen  Existen- 
zen, die  sich  der  zunehmenden  Verschärfung  des  wirtschaftlichen 
Kampfes  nicht  gewachsen  glauben,  fest  an  den  Staat.  So  sehr 
dies  sozialpsychologisch  verständlich  ist,  so  halte  ich  es  doch 
für  eine  der  Vorbedingungen  wirtschaftlicher  Gesundung,  dag 
der  Begriff  der  schaffenden  Arbeit,  über  die  Herr  Bürgermeister 
Stolten  mit  so  tief  empfundenen  Worten  sprach,  auch  eine  Aus- 
dehnung auf  das  Beamtentum  finden  kann.  Es  ist  eine  Krän- 
kung der  pflichttreuen  Beamten,  wenn  sie  als  augerhalb  der 
schaffenden  Arbeit  stehend  bezeichnet  werden.  Begreiflich  aber 
ist  solche  Auffassung,  solange  der  Staat  die  kostsDieligste  Form 
der  Arbeitslosen-Fiirsorge  überhaupt  betreibt,  nämlich  mehr  Be- 
amte beschäftigt,  als  absolut  für  die  Durchführung  der  Arbeiten 
notwendig  ist.  Da  jeder  Beamte,  um  sein  Amt  nicht  als  Sinecure 
zu  empfinden,  mit  zugreifen  will,  so  werden  auf  eine  Arbeit,  die 
vielleicht  mit  3 Handgriffen  rasch,  erledigt  sein  würde,'  7 bis  10 
Handgriffe  verwandt,  und  sie  wird  dadurch  langsamer  und 
schlechter  erledigt. 

Die  Aufgabe,  die  hier  vorlieft,  ist  längst  erkannt.  Sie  kann 
aber  erst  vollkommen  gelöst  werden,  wenn  die  Arbeitsbedin- 
gungen der  deutschen  Wirtschaft  wieder  normale  sind,  und  wenn 
ein  stabiles  Preisniveau  eine  stetig  fortschreitende  Versorgung 
der  Bevölkerung  mit  Arbeit  und  Arbeitsmöglichkeit  gewährleistet. 
Man  wende  nicht  ein,  dag  die  freigesegfen  Beamten  auf  den 
Arbeitsmarkt  drücken  würden.  Wir  haben  in  Deutschland  noch 
immer  einen  starken  Warenmangel,  da  wir  einen  übergrogen  Teil 
unserer  Produktion  ans  Ausland  abgeben  müssen.  Es  würde 
sogar  nach  meiner  Ansicht  für  den  Wirtschafts-Erfolg  des  Ganzen 
kein  Fehler  sein,  wenn  auch  innerhalb  der  industriellen  Arbeit, 
der  Rationalisierung  der  Produktion,  der  stärkeren  Anspannung 
der  Intensität  oder  auf  andere  Weise  mehr  geleistet  würde, 
als  heute  geleistet  wird.  In  diesem  Sinne  begrlige  ich  die  gestern 
veröffentlichte  Entschliegung  des  deutschen  Gewerkschaffsbundes, 
der  damit  vollkommen  abrückt  von  jenen  Theoretikern,  die  früher 
glaubten,  mit  noch  weniger  Arbeit  auskommen  zu  können  und 
damit,  vielleicht  unbewugf,  die  Volkswirtschaft  schädigten.  Ich 
begrüge  es  auch  mit  besonderer  Genugtuung,  was  Herr  Minister- 
Präsident  Stegerwald  in  dieser  Verbindung  über  den  Kaufmann 
und  die  Wert-Arbeit  in  so  lobender  Weise  geäugert  hat.  Der 
wirtschaftliche  Druck  in  Verbindung  mit  der  Zerrüttung  der  Wäh- 
rung erzeugt  in  manchen  Kreisen  einen  Zahlenrausch  und  eine 
unwirtschaftliche  Vergeudung  flüchtiger  Mittel.  Die  psycholo- 
gische Einstellung  auf  das  neue  Preisverhällnis  erfolgt  meistens 


erst  dann,  wenn  wir  zu  spät  gewahr  werden,  dag  der  höhere 
Zahlen-Ausdruck  tatsächlich  nur  das  Thermometer  fortschreiten- 
der Verarmung  ist.  Die  deutsche  Volkswirtschaft  befindet  sich 
in  einem  fieberhaften  Zustand;  das  mag  ein  banaler  Vergleich 
sein,  aber  ich  weig  keinen  besseren;  auch  deshalb  keinen  besse- 
ren, weil  bestimmte  seelische  Erscheinungen  sich  sehr  wohl  unter 
dem  Bild  des  Fiebers  begreifen  lassen.  Hierzu  rechne  ich  vor 
allem  jede  sozial-politische  Unruhe,  die  das  Verhältnis  des  Ein- 
zelnen zu  seinen  Mitmenschen  unnatürlich  verschärft  hat  und 
politische  und  wirtschaftliche  Kämpfe  in  Form  von  groger  Härte 
sich  abspielen  lägt.  Die  Mahnung  zur  Einigkeit,  die  unser  Reichs- 
präsident im  Hause  des  Herrn  Bürgermeister  Dr.  Diestel  an  die 
Volksmenge  richtete,  und  die  Herr  Prof.  Coar  im  Uhlenhorster 
Fährhaus  wiederholte,  darf  ebenso  wenig  von  uns  überhört  wer- 
den, wie  die,  aus  der  gemeinsamen  Wurzel  von  Sicherheit  und 
Recht  erwachsende  Ermahnung,  die  in  tief-ernsten  Worten  Prof. 
Mendelssohn-Bartholdy  an  uns  richtete.  Dag  solche  Mahnung 
nicht  nur  auf  das  deutsche  Land  beschränkt  sein  darf,  sondern 
dag  eine  Sanierung  des  Wellgewissens  nottut,  hat  uns  Stände- 
rn! Wettstein  in  seinem  Vortrage  über  die  Aufgaben  der  Presse 
gelehrt.  Das  von  ihm  geprägte  Wort:  „Zeitung  ist  Leistung" 
wollen  wir  nicht  vergessen,  soll  aber  auch  von  der  Presse  aller 
Länder  dahin  verstanden  werden,  dag  Gegensähe  ohne  persön- 
liche Schärfe,  ohne  Gehässigkeit  und  vor  allem  ohne  die,  die  Tat- 
sache verdrehende  Verleumdung,  ausgefochten  werden.  Denn  es 
gibt  Welt-Aufgaben.  Ehe  ich  als  eine  solche  die  Errettung 
Deutschlands  und  seiner  ehemaligen  Bundesgenossen  bezeichne, 
mug  ich  auf  einen  grögeren  Gefahren-Komplex  hinweisen,  der 
wie  ein  düsterer  Schatten  über  ganz  Europa  und  auch  Asien 
hängt:  Die  Zersegung  Ruglands.  Es  ist  eine  paradoxe  Erschei- 
nung, dag  das  verarmte  Europa,  in  dieses  von  unerlösten  Natur- 
kräffen  bis  an  den  Rand  gefüllte  Riesenreich  kleine  Scharen 
tapferer  Pioniere  entsenden  mugte,  um  es  vor  den  verheerenden 
Wirkungen  von  Hunger' und  Seuchen  mit  redlichen  Mitteln  zu 
schügen.  Der  russische  Tag  dieses  Kongresses,  wie  ihn  Herr 
Sonne  nannte,  mit  den  Vorträgen  von  Prof.  Mühlens,  Herrn 
Draudt,  General-Sekretär  des  Roten  Kreuzes  und  Herrn  von 
Eckardt,  wird  als  eine  erschütternde  Erinnerung . in  unserem  Ge- 
dächtnis bleiben. 

Es  war  in  der  Tat  keine  Anmagung,  wenn  diese  Ubersee- 
Woche  sich  mit  Fragen  befagt  hat,  die  zwar  dem  Anschein  nach 
vorwiegend  Deutschland  angehen,  doch  aber  auch  europäische 
und  amerikanische  Fragen  sind,  weil  es  eine  materielle  Einheit  der 
Weltwirtschaft  schon  gibt.  Gäbe  es  diese  Einheit  auch  für  eine 
geistige  im  menschlichen  Bewugisein,  gäbe  es  neben  der  Welt- 
wirtschaft auch  ein  richtig  verstandenes  Weltbürgertum,  so  wären 
wir  nicht  dort,  wo  wir  heute  stehen.  Wenn  ich  gleichwohl  eine 
starke  Hoffnung  für  den  Wiederaufbau  Europas  und  damit  auch 
unseres  Vaterlandes  hege,  so  stügt  dieses  sich  auf  die  Ähnlich- 
keit des  Unglücks  in  den  einzelnen  Leidensgebieten  der  Welt, 
in  den  Staaten  der  Sieger  und  der  Besiegten;  ich  möchte,  dag 
diese  Ausdrücke  als  Staaten-Einleilung  endlich  vergessen  werden 
könnten.  In  allen  Staaten  zeigen  sich  so  ähnliche  Störungserschei- 
nungen, dag  aus  diesem  gemeinsamen  Leiden  etwas  erwachsen 
kann,  was  das  gemeinsame  Wohlergehen  der  grogen  Weltstaaten 
in  den  Jahren  vor  dem  Kriege  nicht  geschaffen  hat:  Eine  Er- 
weckung zum  gemeinsamen  Handeln.  Will  sich  Deutschland 
würdig  in  die  Reihe  der  zur  Erneuerung  entschlossenen  Staaten 
stellen,  so  übernimmt  es  damit  als  Ganzes  — damit  auch  jeder 
einzelne  Deutsche  die  Pflicht,  die  mir  am  besten  in  den  Worten 
Fichtes  ausgesprochen  erscheint  und  die  ich  als  köstliche  Er- 
innerung von  der  Kunsl-Gewerbe-Ausstellung  heimgetragen 
habe.  Ich  würde  sie  hier  nicht  anführen,  wenn  ich  sie  ausschlieg- 
lich  auf  Deutschland  beziehen  wollte  und  somit  den  Anschein  er- 
wecken könnte,  als  ob  hier  in  leerem  Hochmut  eine  deutsche 
Sonder-Aufgabe  gesegt  würde.  Ich  glaube,  der  sittliche  Gehalt 
dieser  Verse  kann  von  jedem  einzelnen  Volksange- 
hörigen aller  Staaten  beherzigt  werden,  der  es  ernst 
mit  der  Wieder-Aufrichtung  Europas  meint.  Der  Spruch,  mit  dem 
ich  schliege,  lautet: 

„Du  sollst  an  Deutschlands  Zukunft  glauben, 

An  Deines  Volkes  Aufersteh’n. 

Lag  diesen  Glauben  Dir  nicht  rauben, 

Trog  allem,  allem,  was  gescheh’n. 

Und  handeln  sollst  Du  so,  als  hinge 

Von  Dir  und  Deinem  Tun  allein 

Das  Schicksal  ab  der  deutschen  Dinge, 

Und  die  Verantwortung  war’  Dein.“  (208.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Französisch-Deutscher  Gemischter  Schieds- 
gerichtshof, Urteil  vom  26.  7.  1922,  in  Sachen 
A.  & Cie.  gegen  M.  G.-Fabrik,  S.  II  123. 

In  zalreichen  Fallen,  in  denen  deutsche  Lieferanten  an  ihre 
französischen  Abnehmer  Waren  kurz  vor  Kriegsausbruch  ver- 
sandt hatte,  haben  die  Käufer  die  Bezahlung  mit  der  Begrün- 
dung verweigert,  daß  die  Ware  nicht  in  ihre  Hände  gelangt  sei. 

Im  normalen  Falle,  in  dem  über  die  Tragung  der  Transport- 
gefahr nichts  besonderes  vereinbart  ist,  ist  diese  Weigerung  offen- 
sichtlich unbegründet,  da  sowohl  nach  deutschem  wie  auch  nach 
französischem  Recht  der  Käufer  die  Transportgefahr  trägt,  vgl. 
§§  269,  447  des  deutschen  Bürgerlichen  Geseßbuches  einerseits, 
Art.  100,  1609,  1624  und  1138  des  Code  Civil  andererseits,  und 
es  ist  daher  von  deutscher  Seite  in  einer  großen  Anzahl  solcher 
Fälle  Klage  beim  Schiedsgericht  erhoben  worden.  Von  diesen 
Prozessen  ist  noch  keiner  entschieden. 

Unterdessen  ist  der  umgekehrte  Fall  zur  Entscheidung  ge- 
langt: Der  französische  Lieferant  verlangte  Barzahlung  einer 
Ware,  die  er  vor  Kriegsausbruch  nach  Deutschland  versandt 
hatte.  Der  deutsche  Abnehmer  verweigerte  die  Bezahlung,  weil 
er  die  Ware  nicht  erhalten  habe.  Der  Deutsche  Staatsvertreter 
hat  den  Prozeß  durchgeführt,  um  eine  grundsäßliche  Entscheidung 
herbeizuführen. 

Diese  ist  ergangen.  Das  Gericht  hat  — mit  Recht  — den 
deutschen  Käufer  zur  Zahlung  des  Kaufpreises  verurteilt. 

Auf  Grund  dieser  Entscheidung  dürfte  ein  großer  Teil  der 
oben  erwähnten,  von  deutscher  Seite  anhängig  gemachten  Pro- 
zesse ihre  Erledigung  finden.  Es  ist  selbstverständlich,  mag  aber 
zur  Vermeidung  von  Mißverständnissen  nochmals  hervorgehoben 
werden,  daß  sich  diese  Entscheidung  nur  auf  den  Normalfall  be- 
zieht und  die  Frage  offen  läßt,  wie  es  zu  halten  ist,  wenn  be- 
sondere Vereinbarungen  über  die  Tragung  der  Gefahr,  den  Er- 
füllungsort, die  Kosten  der  Versendung  oder  den  Zeitpunkt  der 
Zahlung  („zahlbar  nach  Empfang“)  getroffen  sind.  Bezüglich  der 
beiden  letzterwähnten  Klauseln  schwebt  übrigens  ebenfalls  ein 
von  deutscher  Seite  angestrengter  Prozeß,  in  dem  Entscheidung 
demnächst  zu  erwarten  sein  dürfte. 

2.  Französisch-Deutscher  Gemischter  Schieds- 
gerichtshof. Entscheidung  vom  27.  6.  1922,  in 

Sachen  M ./.  B — S II  87  — . 

Der  französische  Kläger  hatte  vor  dem  Kriege  vor  einem 
französischen  Gericht  ein  rechtskräftiges  Urteil  gegen  den  deut- 
schen Beklagten  erstritten.  Er  konnte  dieses  Urteil  in  Deutsch- 
land nicht  vollstrecken,  da  die  französischen  Urteile  in  Deutsch- 
land vor  dem  Kriege  überhaupt  nicht  vollstreckt  wurden  (ebenso 
wie  umgekehrt  deutsche  Urteile  in  Frankreich  nicht  vollstreckt 
wurden).  Der  Franzose  hat  nun  jeßt  Klage  vor  dem  Gemischten 
Schiedsgerichtshof  erhoben  auf  Zahlung  der  Urteilssumme,  indem 
er  sich  auf  jenes  französische  Urteil  stüßte.  Er  führte  aus,  dieses 
Urteil  sei  für  den  Schiedsgerichtshof  bindend,  und  stüßte  sich  da- 
bei besonders  auf  den  Artikel  302  des  Versailler  Vertrages,  wel- 
cher besagt: 

Soweit  nach  dem  gegenwärtigen  Vertrage  die 
Zuständigkeit  der  Gerichte  einer  alliierten  und  assoziierten 
Macht  reicht,  schaffen  ihre  Urteile  in  Deutschland  Rechtskraft 
und  sind  ohne  weitere  Vollstreckbarkeitserklärung  voll- 
streckbar. 

Der  Franzose  wollte  aus  dieser  Bestimmung  folgern,  daß  auf 
Grund  des  Versailler  Vertrages  sämtliche  französischen  Urteile 
in  Zukunft  ohne  weiteres  in  Deutschand  vollstreckbar  seien.  Von 
deutscher  Seite  ist  dem  entgegengetreten  und  namentlich  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  dies  nach  dem  klaren  Wortlaut  des 
Art.  302  nur  insoweit  gilt,  als  im  Versailler  Vertrage  den 
alliierten  und  assoziierten  Gerichten  eine  Zuständigkeit  ausdrück- 
lich beigelegt  sei,  was  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  der  Fall 
ist  und  jedenfalls  auf  den  hier  vorliegenden  Prozeß  nicht  zutraf. 

Der  Schiedsgerichtshof  hat  nun  allerdings  der  Klage  statt- 
gegeben,  aber  mit  einer  Begründung,  mit  der  man  sich  auf  deut- 
scher Seite  abfinden  kann:  der  Schiedsgerichtshof  ist  nämlich 
auf  den  Art.  302,  dessen  Heranziehung  durch  den  Franzosen  auch 
offenbar  verfehlt  ist,  überhaupt  nicht  eingegangen,  sondern 
spricht  sich  ganz  allgemein  dahin  aus,  daß  rechtskräftige  Urteile, 
sowohl  französischer  als  auch  deutscher  Gerichte,  für 


ihn  eine  genügende  Grundlage  bildeten,  um  daraufhin  ohne  wei- 
teres seinerseits  ein  Urteil  zu  erlassen,  welches  dann  im  Wege 
des  Ausgleichsverfahrens  zu  vollstrecken  ist. 

Das  Ergebnis  dieser  Entscheidung  ist  also  das,  daß  eine  ein- 
seitige Begünstigung  der  Urteile  französischer  Gerichte  nicht 
stattfindet,  vielmehr  volle  Gegenseitigkeit  besteht.  (194.) 

Oberlandesgerichtsrat  Dr.  R i e d i n g e r,  Potsdam. 

Aus  dem  Wirtschaftsleben 
Niederländisch-Indiens. 

Einem  Bericht  aus  Batavia,  der  in  der  Sammelmappe 
„Deutschland  und  die  weltwirtschaftliche  Lage"  im  Juli  d.  ).  er- 
schienen ist,  sind  die  folgenden  Mitteilungen  über  Indigo-  und 
Chininproduktion  im  Jahre  1921  entnommen: 

Indigo. 

Die  durch  den  Krieg  bewirkte  Ausschaltung  des  künstlichen 
Indigos  vom  Weltmarkt  hatte  auf  Java  den  Anbau  und  die  Pro- 
duktion des  natürlichen  Indigos  wieder  neu  belebt,  ln  dem 
Maße  aber,  in  dem  nach  Eriedensschluß  der  künstliche  Indigo 
wieder  den  auswärtigen  Märkten  zugeführt  wurde,  nahm  auch 
die  Bedeutung  der  dortigen  Indigokultur  wieder  ab,  zumal  sich 
das  künstliche  Erzeugnis  für  die  Zwecke  der  Batikbetriebe  besser 
eignet  als  das  natürliche,  und  überdies  billiger  ist.  Diese  Be- 
wegung findet  ihren  Ausdruck  in  der  Zunahme  der  Einfuhr 
künstlichen  Indigos  (474  000  kg  im  Jahre  1921  gegen  335  000  kg 
im  Vorjahre  und  50  000  kg  im  Jahre  1919)  sowie  in  dem  Rück- 
gang nachstehender  Ausfuhrziffern  für  das  Naturprodukt.  Es 
wurden  ausgeführt: 


1919 

| 1920  | 

(in  1000  kg) 

1821 

ähnlicher  trockener  Indigo  . . . 

40 

31 

70 

ähnlicher  nasser  Indigo  .... 

165 

157 

6 

Dabei  fällt  das  Steigen  der  Ausfuhr  des  trockenen  Indigos 
um  so  weniger  ins  Gewicht,  als  es  sich  um  eine  Pflanze  handelt, 
die  nicht  in  Plantagen,  sondern  lediglich  in  gewissen  von  Euro- 
päern geleiteten  landwirtschaftlichen  Betrieben  zum  Schüße  ge- 
gen das  Abschwemmen  fruchtbaren  Bodens  angepflanzt  und 
zugleich  als  Düngemittel  benußt  wird.  Da  es  sich  somit  nur 
um  eine  Zwischenkultur  handelt,  auf  deren  Erträge  die  Unter- 
nehmungen nicht  gerade  angewiesen  sind,  ist  sie  an  sich  lebens- 
fähiger als  der  von  Eingeborenen  angebaute  nasse  Indigo, 
dessen  Ausfuhr  so  gut  wie  aufgehört  hat. 

Die  Verschiffungen  von  nassem  Indigo  gingen,  wie  in  frühe- 
ren Jahren,  in  erster  Linie  nach  Singapore,  während  trockener 
auch  in  Japan  abgeseßt  wurde.  Im  Gegensaß  zu  früheren 
Jahren,  in  denen  Samarang  der  Hauptverschiffungsplaß  für  Indigo 
war,  geht  die  Ausfuhr  jeßt  zum  größten  Teil  über  Tandjong 
Priok,  den  Hafen  Batavias. 

Chinarinde  und  Chinin. 

Die  Ausfuhr  von  Chinarinde  aus  Java  wies  im  Jahre  1921 
gegenüber  dem  Vorjahre  eine  Zunahme  von  nur  75  t auf  und 
blieb  damit  noch  um  800  t hinter  derjenigen  des  lahres  1919 
zurück.  Während  aber  im  leßteren  Jahre  rund  % der  Gesamt- 
ausfuhr nach  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  nur  % nach  den  Niederlanden  verschifft  worden 
waren,  war  in  den  Jahren  1920  und  1921  — wie  übrigens  vor 
dem  Kriege  — wieder  das  Mutterland  der  Hauptabnehmer.  Ihre 
Rolle  als  Hauptabnehmer  für  Chinarinde  hatten  die  Niederlande 
bereits  im  Jahre  1917  unter  dem  Druck  der  Kriegsverhältnisse 
an  die  obengenannten  Länder  abtreten  müssen.  Im  Jahre  1918, 
dessen  Ausfuhr  (2400  t)  die  kleinste  der  leßten  10  Jahre  war, 
fanden  infolge  des  Krieges  überhaupt  keine  Verschiffungen  von 
Chinarinde  nach  den  Niederlanden  statt,  die  in  diesem  Jahre 
nicht  nur  vom  Bezüge  des  in  ihrer  Kolonie  erzeugten  Roh- 
materials, sondern  auch  des  dort  hergestellten  Chenins  durch 
Kriegsmaßnahmen  ausgeschlossen  waren.  Auf  Grund  des  so- 
genannten „War-Agreement“  vom  3.  September  1918  hatten  die 
Niederlande  für  die  Dauer  des  Krieges  jährlich  250  t fertiges 
schwefelsaures  Chinin  und  195  t schwefelsaures  Chinin  in  der 
Rinde  an  Großbritannien,  Frankreich,  Italien  und  die  Vereinigten 
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Staaten  von  Amerika  zu  liefern.  Da  die  beiden  Chininfabriken 
in  den  Niederlanden  mangels  jeglichen  Vorrats  an  Chinarinde 
ihren  Betrieb  hatten  einstellen  müssen,  war  die  Fabrikation  des 
Chinins  lediglich  auf  die  Fabrik  in  Bandoeng  angewiesen,  die 
diese  Aufgabe  durch  erhebliche  Produkfionssteigerung  und  dank 
der  Rohyiaterialienlieferungen,  die  über  die  bestehenden  Ver- 
träge mit  den  Fabriken  in  Marssen  und  Amsterdam  hinausgingen, 
gelöst  hat.  Auf  diese  Weise  wurden  die  in  den  Jahren  1917 
und  1918  nicht  zur  Ausfuhr  gelangten  und  nicht  verarbeiteten 
Vorräte  an  Chinarinde  aufgearbeitet  und  die  Ausfuhr  fertigen 
Chinins  von  130  t im  Jahre  1917  auf  253  t im  Jahre  1918  und 
640  t im  Jahre  1919  gesteigert.  Die  Ausfuhr  des  Jahres  1918  ging 
ausnahmslos  nach  den  alliierten  und  assoziierten  Ländern.  Im 
Jahre  1919  konnten  nach  Ablauf  des  „War- Agreement“  die 
Niederlande  mit  fertigem  Chinin  wieder  voll  beliefert  werden. 
Sie  erhielten  rund  'A  der  Gesamtausfuhr,  während  auch  die 
Ententeländer  noch  die  ausbedungenen  Mengen  bekamen.  Im 
Jahre  1920,  in  dem  wieder  genügende  Zufuhren  von  Chinarinde 
nach  den  Nederlanden  stattfanden  und  die  dortigen  Chinin- 
fabriken ihre  Tätigkeit  wieder  aufnehmen  konnten,  ging  die  Pro- 
duktion in  Niederländisch-Indien  und  damit  die  Ausfuhr  fertigen 
Chinins  wieder  auf  310  t,  im  Jahre  1921  sogar  auf  282  t zurück. 

Die  Ausfuhr  von  Chinarinde  und  Chinin  aus  Java  gestaltete 
sich  im  einzelnen  während  der  lebten  drei  Jahre  wie  folgt: 

Chinarinde. 


1919 

1920 

1921 

(in  1000  kg) 

Nach  den  Niederlanden  .... 

679 

3350 

2927 

„ Japan  

409 

479 

279 

„ Grogbritannien 

2313 

643 

530 

„ Britisch-Indien 

223 

39 

348 

„ den  Vereinigten  Staaten  v.  A. 

1743 

— 

} 17 

„ Italien 

37 

21 

Zusammen 

5404 

4526 

4601 

Chinin. 


Nach  den  Niederlanden  .... 

202,2 

20,2 

145,5 

„ Italien 

0,7 

16,0 

41,6 

„ Britisch-Indien 

74,4 

21,2 

34,6 

„ Griechenland 

5,5 

17,7 

16,1 

„ Grogbritannien 

163,2 

102,5 

12,6 

„ den  Vereinigten  Staaten  v.  A. 

65,8 

30,9 

9,5 

„ Ägypten  (für  Order)  . . . 

39,0 

49,7 

8,3 

„ Singapore 

4,6 

2,3 

5,9 

„ Siam 

— 

1,4 

2,2 

„ China 

8,8 

10,8 

0,8 

„ Japan  

45,1 

18,0 

0,5 

Zusammen  (einschl.  nach  anderen,  nicht  be- 
sonders genannten  Ländern)  .... 

640,3 

310,4 

281,6 

P.  (216.1 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen. 

Vereinigte  Staaten. 

(Ohne  Gewähr.) 

I.  785.  Eine  Firma  in  Chicago  sucht  Christbaumbeleuch- 
tungen, Taschenlampen,  Glühbirnen,  Schalter,  Druckknöpfe  und 
Automobillampen  zu  kaufen. 

I.  786.  Eine  Firma  in  New  York  braucht  Gummiabfälle 
von  Aulomobilpneumatiks  und  bietet  Gummiwaren,  Schläuche  und 
Isolierband  an. 

I.  787.  Eine  Firma  in  Pittsburg  wünscht  Reklameartikel, 
hauptsächlich  Lederartikel,  zu  kaufen. 

I.  788.  Eine  amerikanische  Firma  wünscht  mit  einer  deutschen 
Eiikettenfabrik  in  Verbindung  zu  treten. 

I.  789.  Eine  Firma  in  Detroit  sucht  weigen  Portlandzement 
und  Mörtelfarben  zu  kaufen. 

I.  790.  Eine  Firma  in  Indiana  wünscht  Glühlampen  und 
Vacuumröhren  für  elektrische  Quecksilberumformer  zu  kaufen. 

I.  791.  Eine  Firma  in  Texas  sucht  Textilwaren,  Seide, 
Seidenflorstrümpfe,  Neuheiten  und  Koffer  zu  kaufen. 

1.  792.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Strumpfwaren 
für  Damen  und  Kinder,  Hand-  und  Maschinenstickereiwaren, 
Tischdecken  und  Leinenkunststickereien. 

I.  793.  Eine  Firma  in  Gloversville  braucht  Textil- 
maschinen. 

I.  794.  Eine  Firma  in  Philadelphia  wünscht  mit  einer 


deutschen  Firma  in  Verbindung  zu  treten,  die  die  Herstellung 
eines  einfachen,  patentierten  Aufwischapparates  übernimmt. 

I.  795.  Eine  Firma  in  Scranton  sucht  Rasiermesser, Sche- 
ren, Abziehsteine  und  Messerschmiedewaren  zu  kaufen. 

I.  796.  Eine  Firma  in  Boston  sucht  die  Alleinvertretung 
für  die  Vereinigten  Staaten  für  Spielwaren,  Handwerkszeug,  In- 
strumente, Toileitenartikel,  Kurzwaren  und  für  Schmucksadien  zu 
übernehmen. 

I.  797.  Eine  Firma  in  Minnesota  wünscht  Lederreklame- 
waren aller  Art  zu  kaufen. 

I.  798.  Eine  Firma  in  Hamilton  wünscht  die  Alleinver- 
tretung von  Waren  aller  Art  für  Bermuda  zu  übernehmen. 

I.  799.  Eine  Firma  in  Boston  benötigt  Bleistifte,  sowie 
Artikel,  die  sich  für  Reklame  eignen,  Neuheiten,  Brieföffner  usw. 

I.  800.  Eine  amerikanische  Firma  sucht  Rücklaufzahnräder 
zu  kaufen. 

I.  801.  Eine  Firma  in  New  York  wünscht  mit  deutschen 
Strumpffabrikanten  in  Verbindung  zu  treten. 

I.  802.  Eine  amerikanische  Firma  in  Yokohama  braucht 
für  Japan  Postkarten,  deutsche  Bücher,  Kameras  und  Füllfeder- 
halter. 

I.  803.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Badematten  und 
Grasteppiche. 

1.  804.  Eine  amerikanische  Firma  braucht  zwei  Dieselmotore 
von  150  PS  für  eine  Yacht  von  140  Fug  Länge,  24  Fuji  Breite. 

Angebote  usw.  sind  mit  dem  erforderlichen  Ausland- 
po  r t o sowie  der  angegebenen  Chiffrenummer  zu  ver- 
sehen und  an  die  Amerikanische  Handelskammer,  Berlin  W 8, 
Friedrichslrage  59/60,  zur  Weitergabe  einzusenden.  (211.) 

Bücherschau. 

Die  Monotonie  der  Arbeit.  Ein  Beitrag  zu  dem  Problem  des 

psychischen  Verhaltens  bei  gleichförmiger  körperlicher  Arbeit. 

Von  Herbert  Winkler.  Heft  Nr.  19  der  Schriften  zur 

Psychologie  der  Berufseignung  und  des  Wirtschaftslebens. 

Verl.  Joh.  Ambr.  Barth.  Leipzig. 

Titel  und  Untertitel  der  Schrift  lassen  nicht  ohne  weiteres  ver- 
muten, von  welch  hohem  Wert  die  Ausführungen  des  Verfassers 
auch  gerade  für  das  praktische  Leben  sind,  in  dem  sie  eine  viel- 
fach übersehene  Tatsache  wissenschaftlich  nachweisen  und  be- 
gründen, die  Tatsache  nämlich,  dag  gleichförmige  Ar- 
beit durchaus  nicht  bei  allen  Menschen  das  Ge- 
fühl der  Abneigung  oder  gar  des  Widerwillens 
a u s 1 ö s t , sondern  bei  manchen  gerade  das  entgegengesegie 
Gefühl  der  Lust.  Die  experimental-psychologischen  Mittel  und 
Wege  aufzuweisen,  auf  denen  der  Verfasser  zu  diesem  Resultat 
gelangte,  ist  hier  nicht  der  Ort;  die  Orientierung  hierüber  mug 
der  persönlichen  Einsichtnahme  in  die  Schrift  Vorbehalten  bleiben. 
Um  so  bedeutsamer  sind  für  den  im  Wirtschaftsleben  stehenden 
Menschen  die  Konseguenzen,  die  sich  aus  der  genannten  Fest- 
stellung für  die  Wirtschaftspolitik  ergeben.  Diese  Konseguenzen 
sind  von  dem  Verfasser  nicht  gezogen,  entsprechend  seiner  rein 
psychologischen  Aufgabe,  aber  gerade  sie  sind  es,  auf  die  siCh 
das  Interesse  des  Wirtschafters  konzentriert.  So  ist  es  wichtig, 
auf  dieses  Resultat  ernster  wissenschaftlicher  Forschung  hinzu- 
weisen in  einer  Wirtschaftsepoche,  in  der  wir  unvermeidlich  einer 
fortschreitenden  Industrialisierung  und  damit  Mechanisierung  der 
Arbeit  entgegengehen,  und  man  dieser  Entwicklung  in  weiten 
Kreisen  mit  starkem  Pessimismus  zusieht,  weil  man  meint,  dag 
in  gleicher  Weise  das  Ausmag  der  Arbeitsfreudigkeit  eine  fort- 
schreitende Minderung  erfahren  mügte.  Aber  auch  in  das  Ge- 
biet der  Lohnpolitik  erstreckt  sich  der  Wirkungsbereich  des  ge- 
wonnenen Resultats.  Gegenüber  der  Feststellung,  dag  gleich- 
förmige Arbeit  an  sich  der  Arbeitsfreudigkeit  keinen  Abbruch  zu 
tun  braucht,  mug  eine  lohnpolitische  Agitation  schweigen,  die  eine 
bisher  ungewohnt  hohe  Entlohnung  mechanischer  Arbeit  verlangt 
mit  dem  Hinweis  darauf,  dag  man  durch  hohe  Arbeitsvergütung 
d i e Befriedigung  im  Arbeiter  auszulösen  versuchen  mug,  die  er 
in  der  Arbeit  selbst  nicht  zu  finden  vermag.  Und  schlieglich  wird 
der  Praxis  aus  der  genannten  theoretischen  Feststellung  nicht  nur 
Aufklärung  zuteil,  sondern  es  erwächst  ihr  auch  eine  Aufgabe, 
die  Aufgabe  nämlich,  Arbeitskräfte  entsprechend  ihrer  Geeignet- 
heit für  gleichförmige  oder  ungleichförmige  Arbeit  auszuwählen 
und  einzustellen,  um  so  einmal  die  Arbeitsfreudigkeit  und  damit 
Zufriedenheit  soweit  wie  möglich  zu  heben,  zum  andern  aber 
auch,  um  durch  eine  derartige  Rationalisierung  der  Arbeit  neue 
Quellen  produktiver  Kraft  zu  erschliegen  als  eine,  wenn  auch 
nur  kleine  Kompensation  für  so  viele  verschüttete  alte.  P.  (212.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

.Erhöhung  der  Postgebühren. 

Der  Verkehrsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  hat  in  seiner 
Sißung  vom  1.  September  zu  den  geplanten  neuen  Postgebühren 
folgende  Erklärung  abgegeben: 

„Wenn  auch  Gebührenerhöhungen  nicht  zu  umgehen  sind, 
so  sollten  sie  doch  auf  ein  erträgliches  Maß  beschränkt  werden. 
Besonders  wünschen  die  Wirtschaftskreise,  daß  das  Verhältnis 
der  Postkartengebühr  zu  der  Gebühr  des  einfachen  Fernbriefes 
dasselbe  bleibt  wie  vor  dem  Kriege,  daß  die  Gebühr  für  Druck- 
sachen, Geschäftspapiere  und  Warenproben  der  mittleren  Ge- 
wichtesstufen vermindert  wird  und  dag  das  Paketporto  nicht  so 
‘ stark  erhöht  wird,  wie  es  vom  Reichspostminisierium  vorge- 
schlagen worden  ist.  Die  Postverwaltung  sollte  zu  einer  er- 
weiterten Zoneneinteilung  zurückkehren. 

Troß  der  Pressenachrichten  über  die  Überführung  von  Post- 
beamten an  die  Finanzverwaltung,  glauben  wir  auch  dem  neuen 
Gebührenvorschlage  entnehmen  zu  müssen,  dag  die  Post- 
verwaltung den  Ausgleich  ihres  Haushalts  immer  wieder  im 
wesentlichen  durch  Gebührenerhöhungen  zu  erreichen  sucht  und 
wir  müssen  wiederholt  darauf  hinweisen,  daß  das  nicht  ausreicht, 
sondern  der  Betrieb  einfacher  und  billiger  gestaltet  und  der  Ver- 
kehrsentwicklung technisch  angepaßi  werden  muß.  Nachdem 
die  Eisenbahnverwaltung  der  schematischen  Durchführung  der 
Achtstundenarbeifszeit  entgegengetreten  ist,  muß  auch  bei  den 
Postbeamten  die  Anerkennung  der  Tatsache  durchgeseßt  werden, 
daß  der  achtstündige  Arbeitstag  für  eine  gute  Abwicklung  des 
Postbetriebes  nicht  genügt  und  auch  bei  der  Post  der  Unter- 
schied zwischen  tatsächlicher  Arbeit  und  bloßer  Arbeitsbereit- 
schaft durchgeführt  werden  muß. 

Schließlich  besteht  der  lebhafte  Wunsch,  den  Postbetrieb 
auch  dadurch  ökonomischer  zu  gestalten,  daß  größere  Tätigkeits- 
gebiete von  höher  besoldeten  Beamten  auf  solche  niederer  Ge- 
haltsgruppen unter  der  Vorausseßung  übertragen  werden,  daß 
deren  Verantwortungsgefühl  der  pflichtenreicheren  Stellung  ent- 
sprechen wird." 

Schadensersatzpflicht  der  Postverwaltung 
für  gewöhnliche  Pakete  und  Einschreibbriefe. 

Der  Verkehrsausschuß  des  D.  I.u.H.  gab  am  1.  Sep- 
tember folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Verkehrsauschuß  des  D.  I.  u.  H.  beantragt,  daß 
der  § 9 des  Geseßes  über  das  Postwesen  des  Deutschen  Reiches 
vom  28.  Oktober  1971/6.  Mai  1920  eine  Änderung  dahingehend  er- 
fährt, daß  die  Entschädigung  der  Post  für  gewöhnliche  Pakete 
und  Einschreibsendungen  in  demselben  Verhältnis  fortlaufend 
gesteigert  werden,  wie  die  Gebühren  für  gewöhnliche  Pakete  und 
Einschreibbriefe. 

Danach  müßte  gegenwärtig  die  Schadensersaßpflicht  der  Post 
für  gewöhnliche  Pakete  3 M.  mal  60=  180  M.  für  y2  kg  und  für 
einen  Einsdireibbrief  42  M.  mal  20  = 840  M.  betragen." 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  im  Güterverkehr. 

Der  Verkehrsausschuß  des  D.  I.u.H.  gab  am  1.  Sep- 
tember folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Verkehrsausschuß  des  D.  I.u.H.  lehnt  auch  den  zweiten 
Geseßentwurf  über  Änderungen  der  Vorschriften  des  Handels- 
geseßbuches  betreffend  den  Eisenbahnfrachlvertrag,  der  eine  all- 
gemeine Einschränkung  der  Haftpflicht  der  Eisenbahn  auf  20  M. 
für  1 kg  bezweckt,  ab  und  beantragt,  daß 

1.  in  den  Beförderungs-  und  Schadensersaßbestimmungen  für 
Kunstgegenstände  die  Höchstgrenze  von  5000  M.  auf 
50  000  M.  und  für  die  übrigen  Kostbarkeiten  von  150  M.  für 
1 kg  auf  1000  M.  erhöht  werde. 

2.  In  den  Ausführungsbestimmungen  zu  § 86  Ziffer  1 der 
Eisenbahnverkehrsordnung  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
daß  bei  offenen  Wagen  „unter  der  mit  der  Beförderung 
durch  die  Eisenbahn  verbundene  Gefahr"  die  des  Dieb- 


stahls und  der  Beraubung  der  Güter  nicht  zu  verstehen  sei 
oder  daß  der  Reidisverkehrsminister  dem  Urteile  des 
Reichsgerichts  vom  29.  September  1920  entsprechende  An- 
weisungen an  die  Reichsbahndirektionen  erteile. 

3.  Der  mit  der  Untersuchung  der  Frage  der  Anerkennung 
mangelhafter  Verpackung  beauftragte  Unterausschuß  des 
Deutschen  Eisenbahnverkehrsverbandes  in  Hannover  Sach- 
verständige aus  Handel  und  Industrie  hinzuziehe  und 
baldigst  Entscheidungen  über  die  Verpackungsart  einzelner 
Güter  in  dem  Sinne  treffe,  daß  unter  einer  sicheren  Ver- 
packung eine  solche  zu  verstehen  ist,  die  erfahrungsgemäß 
dem  Gute  einen  genügenden  Schuß  gegen  die  gewöhnlichen 
Gefahren  der  Eisenbahnbeförderung  gewährt. 

4.  Daß  die  Eisenbahn  die  Haftung  für  geraubte  Güter- 
sendungen, für  die  die  mangelhafte  Verpackung  anerkannt 
ist,  in  jedem  Falle  übernehme." 

W assernmschlagstarife. 

Der  Verkehrsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  gab  am  1 . Sep- 
tember folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Verkehrsausschuß  hält  als  Ergänzung  zu  den  Staffel- 
tarifen die  Einführung  von  Wasserumschlagstarifen,  die  den  be- 
sonderen Verhältnissen  der  einzelnen  Stromgebiete  anzupassc». 
sind,  für  unentbehrlich,  da  infolge  Fehlens  der  Wasserumschlags- 
tarife die  geographisch  ungünstig  gelegenen  Gebiete  außer- 
ordentlich geschädigt  werden. 

Wir  leiden  unter  der  Verkehrsnot  der  Reichsbahn.  Es  steht 
unzweifelhaft  fest,  daß  die  Eisenbahn  nicht  in  der  Lage  ist,  den 
Massenverkehr  besonders  im  Herbst  zu  bewältigen.  Schon  aus 
diesem  Grunde  sollten  die  Massengüter,  die  ihrer  Natur  nach  auf 
die  Wasserstraßen  gehören,  nicht  durch  die  Tarifpolitik  auf  die 
Eisenbahn  gedrängt  werden. 

Er  stimmt  der  Erklärung  zu,  die  der  Reichseisenbahnral  am 
30.  August  d.  ].  gefaßt  hat  und  bittet  den  Herrn  Reichsverkehrs- 
minister, die  Vorlage  über  die  Wasserumschlagstarife  mit  aller 
Beschleunigung  einzubringen  und  die  Beratungen  mit  den  Sach- 
verständigen aus  Handel  und  Industrie  so  bald  als  möglich  auf- 
zunehmen." 

Ansgabe  von  Stenermarken. 

Der  D.  I.  u.  H.  war  beim  Reichsfinanzministerium  wegen  un- 
genügender Belieferung  der  Postanstalten  mit  Einkommensteuer- 
marken sowie  wegen  Ausgabe  von  Steuermarken  zu  höheren 
Beträgen  vorstellig  geworden.  Das  Reichsfinanz- 
ministerium hat  auf  die  Vorstellung  folgendes  erwidert: 
„Wegen  der  geführten  Klage  über  ungenügende  Belieferung 
der  Postanstalten  mit  Steuermarken  habe  ich  Abschrift  der  Ein- 
gabe dem  Herrn  Reichspostminister  zur  weiteren  Erledigung 
übersandt. 

Der  weiteren  Anregung  auf  Ausgabe  von  Einkommensteuer- 
marken zu  500  und  1000  M.  vermag  ich  vorerst  nicht  näher  zu 
treten.  Die  Herstellung  derartiger  hochwertiger  Marken  würde 
einen  erneuten  Anlaß  zu  Fälschungen  bieten. 

Ich  weise  jedoch  ergebenst  auf  die  §§  48—56  der  Durch- 
führungsbestimmungen» zum  Geseß  über  die  Einkommensteuer 
vom  Arbeitslohn  hin,  nach  denen  das  Finanzamt  zulassen  kann, 
daß  eine  Verwendung  von  Steuermarken  unterbleibt  und  daß  die 
Einzahlung  der  einbehaltenen  Steuerbeträge  durch  den  Arbeit- 
geber in  bar  oder  durch  Überweisung  bei  der  Finanzkasse  der 
Betriebsstätte  oder  bei  der  von  dem  Landesfinanzamt  bestimmten 
Einanzkasse  erfolgt. 

Soviel  mir  aus  den  Berichten  der  Landesfinanzämter  be- 
kannt geworden  ist,  sind  gerade  in  leßter  Zeit  eine  große  Anzahl 
von  Arbeitgebern  zu  diesem,  wesentliche  Erleichterungen  bie- 
tenden Verfahren  übergegangen.  Ich  stelle  daher  ergebenst 
anheim,  die  Ihrem  Verbände  angeschlossenen  Arbeitgeber  auf 
dieses  Verfahren  aufmerksam  zu  machen." 

Anerkennnng  von  Ursprungszeugnissen. 

Wie  wir  von  einem  Mitgliede  erfahren,  erkennen  einige 
polnische  Konsulate  die  von  den  Handelskammern  ausgestellten 
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Ursprungszeugnisse  und  anderen  den  Handelsverkehr  dienenden 
Bescheinigungen  ohne  Legalisaiion  nicht  an. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  uns  etwaige  der- 
artige Beobachtungen  mit  ihren  Unterlagen 
mitzuteilen,  damit  wir  sie  in  geeigneter  Weise  zur  Unter - 
slüßung  der  von  uns  eingereichten  Beschwerden  verwenden 
können. 

Ausfuhrvergünstigung  für  rückwandernde 
Ausländsdeutsche. 

Laut  Verfügung  des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligung BV  11  600  vom  28.  August  d.  ).  ist  den  Ausländs- 
deutschen, die  im  Kriege  nach  Deutschland  zurückgekehrt  sind 
und  dann  zur  Wiederaufnahme  ihres  Berufes  auswandern,  die 
Ausfuhrabgabe  und  Beibringung  einer  Lieferwerksbescheinigung 
zu  erlassen,  soweit  der  Wert  der  auszuführenden  Gegenstände 
400  000  M.  nicht  übersteigt. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  den  Interessenten 
(Auslands-  und  Kolonialdeutschen)  hiervon  Kenntnis  zu 
geben  und  zu  empfehlen,  zur  Beschleunigung  der  Ausfuhr- 
anträge gleichzeitig  außer  den  Nachweisungen  über  Rückkehr 
während  des  Krieges  und  Wiederauswanderung  eine  Befür- 
wortung des  Bundes  der  Ausländsdeutschen  oder  einer  anderen 
die  Interessen  der  Ausländsdeutschen  wahrnehmenden  Stelle 
beizufügen. 

Die  genannte  Verfügung  des  Reichskommissars  für  Aus-  und 
Einfuhrbewilligung  gilt  zunächst  bis  zum  31.  März  1923. 

Liste  von  Firmen  in  Fern. 

Eine  Liste  der  für  die  deutschen  Ein-  und  Ausfuhrhändler 
in  Betracht  kommenden  Firmen  in  Lima  und  Callao  (Peru)  steht 
Interessenten  beim  D.  I.  u.  H.  zur  Verfügung. 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Sächsischer  Entwurf  eines  Arheitnehmer- 
kammergesetzes. 

Das  sächsische  Arbeitsministerium  hat  in  Nr.  197  der 
Sächsischen  Staatszeitung  vom  24.  August  d.  ).  den  Entwurf  eines 
Arbeitnehmerkammergeseßes  veröffentlicht. 

Der  Entwurf  sieht  für  den  Freistaat  Sachsen  die  Bildung  einer 
Landesarbeitnehmerkammer  und  fünf  Bezirksarbeitnehmer- 
kammern vor,  deren  Bezirke  denen  der  Gewerbekammern  ent- 
sprechen. Die  Kammern  sind  Körperschaften  des  öffentlichen 
Rechts.  Das  Arbeitsministerium  hat  das  Aufsichtsrecht  über  die 
Landesarbeitnehmerkammer  und  das  Oberaufsichtsrecht  über  die 
Bezirksarbeitnehmerkammern.  Das  Aufsichtsrecht  über  diese 
wird  durch  die  Kreishauptmannschaft  ausgeübt,  in  deren  Bezirk 
die  Kammer  ihren  Siß  hat. 

Die  Landesarbeitnehmerkammer  besteht  aus  100  Mitgliedern, 
die  sich  folgendermaßen  auf  die  Fachabteilungen  der  Landes- 
kammer verteilen:  a)  Handel,  Industrie  und  Bergbau  = 25  Mit- 
glieder; b)  Handwerker  und  Kleingewerbe  = 15  Mitglieder; 
c)  Land-  und  Forstwirtschaft  einschließlich  Gartenbau  = 30  Mit- 
glieder; d)  die  zum  Handel,  zur  Industrie  und  zum  Bergbau,  zum 
Handwerk  und  Kleingewerbe  sowie  zur  Land-  und  Forstwirtschaft 
einschließlich  Gartenbau  nicht  gehörigen  Gewerbe-  und  Berufs- 
zweige = 10  Mitglieder. 

Die  60  Mitglieder  der  Bezirksarbeitnehmerkammer  verteilen 
sich  auf  deren  gleiche  Fachgruppen  wie  folgt:  27,  9,  18,  6. 

Die  Landesarbeitnehmerkammer  und  ihre  Fachabteilungen 
können  nach  Bedarf  in  eigenem  Ermessen  Ausschüsse  ein- 
richten, ebenso  die  Bezirksarbeitnehmerkammer,  die  jedoch  für 
jede  Fachgruppe  einen  Ausschuß  einzurichten  hat. 

Die  Zuständigkeit  wird  dahin  geregelt,  daß  die  Be- 
zirksarbeitnehmerkammer für  alle  Angelegenheiten  zuständig  ist, 
die  lediglich  die  in  einem  Bezirke  tätigen  Arbeitnehmer  beireffen, 
die  Landesarbeifnehmerkammer  für  alle  Angelegenheiten,  die  auch 
die  in  dem  Bezirke  einer  anderen  Bezirksarbeitnehmerkammer 
tätigen  Arbeitnehmer  betreffen.  Für  Fachangelegenheiten,  die 
ausschließlich  in  das  Gebiet  der  in  einer  Fachabteilung  ver- 
tretenen Berufs-  und  Gewerbezweige  fallen  und  nicht  lediglich 
die  in  einem  Bezirk  tätigen  Arbeitnehmer  betreffen,  ist  die  be- 
treffende Fachabteilung  der  Landeskammer  zuständig. 

Ober  die  Aufgaben  der  Kammern  sagt  der  § 8 des  Ent- 
wurfes: „Die  Kammern  und  die  Fachabteilungen  der  Landes- 


arbeitnehmerkammer haben  im  Rahmen  ihrer  Zuständigkeit  die 
Aufgabe,  zur  Untersfüßung  der  Regierung,  einer  Behörde  oder 
einer  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts  in  den  eine  Gesamtheit 
der  Arbeitnehmerschaft  betreffenden  Fragen  grundlegender  Art 
den  gemeinsamen  und  den  besonderen  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Interessen  der  Arbeitnehmer  zu  dienen.“ 

Zur  Erfüllung  dieser  Aufgaben  sollen  die  Kammern  Gut- 
achten über  die  Wirkung  der  Geseße  usw.,  auch  sonst  der  Re- 
gierung, einer  Behörde,  oder  einer  Körperschaft  des  öffentlichen 
Rechts  gegenüber  auf  deren  Antrag  oder  auch  unaufgefordert 
gutachtlich  berichten,  ferner  Wünsche,  Beschwerden,  Anregungen 
und  Anträge  an  die  Regierung,  die  Behörden  oder  die  Körper- 
schaften des  öffentlichen  Rechts  zu  richten.  In  ihren  Aufgaben- 
kreis fällt  nicht  die  Beratung  und  Beschlußfassung  über  Fragen, 
deren  Behandlung  nach  reichs-  oder  landesgeseßlichen  Be- 
stimmungen anderen  Stellen  übertragen  ist. 

Ober  das  Zusammenarbeiten  mit  den  Handels- 
kammern gibt  der  § 9 des  Entwurfes  folgende  Anweisung: 
„Die  Kammern  und  die  Fachabteilungen  der  Landesarbeitnehmer- 
kammer werden  ermächtigt,  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  mit 
denen  im  Freistaate  Sachsen  bestehenden  öffentlich  rechtlichen, 
geseßlich  geordneten  berufsständischen  Vertretungskörpern  als 
Gemeinschaftsorgane  zum  Zwecke  gemeinsamer  Beratungen  und 
Beschlußfassung  zusammenzutreten,  soweit  es  sich  um  Angelegen- 
heiten der  Arbeitnehmer  handelt,  die  auch  für  die  Belange 
anderer  Volkskreise  von  grundlegender  Bedeutung  sind.  Die 
näheren  Bestimmungen  werden  durch  ein  besonderes  Geseß  ge- 
troffen.“ 

Die  Wahl  der  Bezirkskammermitglieder  erfolgt  nach  den 
Grundsäßen  der  Verhältniswahl  geheim  und  unmittelbar  auf  drei 
Jahre  nach  Fachgruppen.  Die  Einzelheiten  werden  durch  ein 
besonders  Wahlgeseß  geregelt. 

Die  Bezirksarbeitnehmerkammer  stellt  einen  Geschäfts- 
führer und  das  erforderliche  Kanzleipersonal  an.  Die 
Sitzungen  der  Kammer  sind,  wenn  nicht  in  besonderen  Fällen 
eine  Ausnahme  beschlossen  oder  von  der  zuständigen  Kreis- 
hauptmannschaft oder  vom  Arbeitsministerium  anders  bestimmt 
wird,  öffentlich. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  der  Landesarbeitnehmerkammer  er- 
folgt durch  die  Mitglieder  der  einzelnen  Bezirkskammern  eben- 
falls auf  drei  Jahre. 

Die  aus  der  Errichtung  und  Tätigkeit  der  Kammern  er- 
wachsenden Kosten  sind,  soweit  sie  nicht  anderweit  Deckung 
finden,  von  den  durch  die  Kammer  vertretenen  Arbeitnehmern  zu 
tragen.  Die  Beiträge  sind  von  den  Arbeitnehmern  unmittelbar 
durch  die  Gemeindebehörden  einzuziehen,  denen  die  Kammer 
für  die  Erhebung  der  Beiträge  eine  angemessene  Vergütung  zu 
gewähren  haben.  Rückständige  Beiträge  werden  wie  Gemeinde- 
abgaben beigefrieben. 

Die  aus  der  Errichtung  und  der  vor  Eingang  ausreichender 
Einnahmen  erfolgenden  Tätigkeit  der  Kammern  erwachsenen 
Kosten  sind  aus  der  Staatskasse  gegen  Verzinsung  vorzuschießen. 

Die  Landeskammer  und  die  Bezirkskammer  haben  jährlich 
einen  Haushaltsplan  aufzustellert;  diese,  ebenso  wie  die 
Beschlüsse,  deren  Ausführung  über  den  Haushaltsplan  hinaus- 
gehende Aufwendungen  erfordert,  bedürfen  der  Genehmigung 
des  Arbeitsministeriums. 

Die  Landeskammer  und  die  Bezirkskammer  seßen  jede  für 
sich  zugleich  mit  dem  Haushaltsplan  den  Beitragssatz  des 
einzelnen  Arbeitnehmers  fest,  diese  Festseßung  muß  vom  Arbeits- 
ministerium genehmigt  werden. 

Eine  Kammer,  die  ungeachtfet  wiederholter  Aufforderung  des 
Arbeitsministeriums  ihre  Aufg  aben  vernachlässigt,  sich  geseß- 
widriger  Handlungen  schuldig  macht,  die  das  Gemeinwohl  ge- 
fährden, oder  andere  als  die  geseßlich  zulässigen  Zwecke  ver- 
folgt, kann  vom  Arbeitsminist.erium  aufgelöst  werden. 

Jahrhundertfeier  der  Hanziger  Handelskammer. 

Die  Handelskammer  zu  "Danzig  beging  am  13.  August  d.  J. 
das  Fest  des  100jährigen  Bestehens  ihrer  Organisation  durch 
einen  Festakt,  an  dem  u.  a.  die  diplomatischen  Vertreter  aller 
in  Danzig  vertretenen  Staaten  teilnahmen.  Deutschland  wurde 
durch  den  Generalkonsul  Förster  vertreten.  Der  Deutsche  In- 
dustrie- und  Handelstag,  der  Landesausschuß  der  preußischen 
Flandelskammern  sowie,  eine  Anzahl  von  Handelskammern 
waren  durch  Delegierte  Vertreten. 

Im  Schlußteile  eir/gr  zur  Jahrhundertfeier  herausgegebenen 
Denkschrift  wird  die  'fätigkeit  $er  Kammer  und  das  Wirtschafts- 
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leben  Danzigs  in  der  Zeit  von  der  staatlichen  Abtrennung  Danzigs 
bis  heute  darstellt. 

Eisenbahn. 

Mitglied  des  Ausschusses  der  Verkehrsinteressenten  bei  der 
Tarifkommission  der  deutschen  Eisenbahnen 
Geh.  Kommerzienrat  A r n h o 1 d ist  aus  Gesundheitsrücksichten 
aus  dem  Ausschuf}  der  Verkehrsinteressenten,  dem  er  seit  1882 
als  stellvertretendes,  seit  1905  als  ordentliches  Mitglied  und  seit 
1911  als  Vorsitzender  angehörte,  ausgeschieden.  Die  Wirt- 
schaftskreise, deren  Interessen  Geheimrat  Arnhold  seit  40  Jahren  in 
aufopfernder  Weise  vertreten  hat,  bedauern  sein  Ausscheiden  auf 
das  lebhafteste  und  werden  ihm  stets  eine  dankbare  und  aner- 
kennende Erinnerung  bewahren. 

Steuern. 

Tabaksteuerstnnduiig. 

Die  Handelskammer  zu  München  richtete  am  4.  August 
folgende  Eingabe  an  das  Reichsfinanzministerium: 

Die  durch  die  Tabaksteuernovelle  vom  8.  April  1922  ein- 
geführten und  seit  1.  Juli  ds.  Js.  in  Kraft  getretenen  Steuersäfee 
haben  in  der  Industrie  zu  einer  Kapitalanspannung  geführt,  die 
mit  der  Zeit,  namentlich  bei  fortschreitender  Teuerung,  für  die 
meisten  betriebe  geradezu  ruinös  wirken  rauf}.  Da  die  Steuer- 
kredite, welche  die  Zollbehörden  gegen  Sicherheit  gewähren, 
längst  nicht  mehr  ausreichen,  müssen  die  Steuerzeichen  für  den 
täglichen  bedarf  bar  bezahlt  werden,  bei  einem  betrieb  z.  b., 
der  täglich  rund  7 Millionen  Zigaretten  herstellt  und  versteuert, 
macht  dies,  wenn  man  nur  die  Steuerbanderole  für  die  billigste 
Zigarettensorte  in  Rechnung  stellt,  einen  bedarf  von  4,2  Mil- 
lionen Mark  im  Tag  oder  rund  100  Millionen  Mark  im  Monat 
allein  für  Steuerzeichen  aus.  Im  günstigsten  Falle  erhält  der 
betrieb  diese  beträge,  abgesehen  von  den  unvermeidbaren 
Verlusten,  erst  in  6—8  Wochen  wieder  herein.  Es  kann  u.  E.  der 
Industrie  angesichts  der  herrschenden  Kapitalknappheit  und 
Kreditnot  billigerweise  nicht  zugemutet  werden,  derartige  be- 
träge dem  Reiche  zinslos  vorzustrecken  und  davon  noch  oben- 
drein Umsafesteuer  zu  bezahlen,  da  es  der  Industrie  schlechter- 
dings unmöglich  ist,  solche  Summen  laufend  aufzubringen.  Auch 
sind  die  banken  mit  Krediten  und  bürgschafisleistungen  sehr 
zurückhaltend  geworden,  zum  mindesten  aber  müssen  sehr  hohe 
Zinsen  und  Prämien  bezahlt  werden. 

Im  Hinbick  auf  vorstehendes  richten  wir  an  das  Reichsfinanz- 
ministerium  im  Interesse  der  einheimischen  Tabakindustrie  die 
dringende  bitte,  die  zuständigen  Steuerbehörden  dahin  anzu- 
weisen, dafe  sie  von  der  ihnen  nach  § 12  des  Tabaksteuergesefees 
zustehenden  befugnis  der  Steuerstundung  weitestgehenden  Ge- 
brauch machen.  Insbesondere  halten  wir  es  für  unbedingt  not- 
wendig, dafe  solchen  handelsgerichtlich  eingetragenen  Industrie- 
firmen,  deren  Vertrauenswürdigkeit  aufeer  Zweifel  steht,  der  ge- 
samte Steuerzeichenbedarf  ohne  Sicherheitsleistung  für  eine 
Frist  von  3 Monaten  gestundet  wird.  Geschieht  dies  nicht,  dann 
besteht  die  ernste  Gefahr,  dafe  die  Industrie  auf  das  schwerste 
geschädigt  wird  und  sich  genötigt  sieht,  ihre  betriebe  in  grofeem 
Umfang  einzuschränken  und  eine  grofee  Anzahl  von  Arbeitern 
zu  entlassen. 

\ . Zölle. 

Verfahren  bei  Annahme  unbestätigter  Schecks 
an  den  Zollkassen. 

Nach  den  bisherigen  bestimmungen  dürfen  im  bereidi  der 
Reichsfinanzverwaltung  unbestätigte  (nicht  durch  die  Reichsbank 
bestätigte)  Schecks  an  Zahlungsstatt  nur  bei  solchen  Zahlungen 
angenommen  werden,  für  welche  keine  sofortige  Gegenleistung 
zu  gewähren  ist,  also  zum  beispiel  bei  Zahlung  von  Einkommen- 
steuer, Umsafesteuer,  Notopfer,  biersteuer,  Weinsteuer  usw.  bei 
Zahlungen,  für  welche  eine  sofortige  Gegenleistung  zu  gewähren 
ist,  also  bei  Zahlungen  von  Zöllen,  Ausfuhrabgabe,  bei  Ankauf 
von  Stempel-  und  Steuerzeichen  usw.  dürften  dagegen  unbe- 
stätigte Schecks  nur  zahlungshalber  angenommen  werden,  d.  h. 
die  Gegenleistung  dürfte  erst  bewirkt  werden,  wenn  der  Scheck 
eingelöst  oder  der  Einanzkasse  (Zollkasse)  auf  ihr  bank-  oder 
Postscheckguthaben  gutgeschrieben  ist.  Von  anderen  Geld- 
instituten als  der  Reichsbank  bestätigte  Schecks  stehen  rechtlich 
den  unbestätigten  gleich,  da  nach  § 10  des  Scheckgesefees  eine 
auf  den  Scheck  geschriebene  Annahmeerklärung  als  nicht  ge- 
schrieben gilt.  Der  hiernach  eintretenden  Geschäftserschwerung 


konnte  jedoch  (besonders  bei  der  Zahlung  der  Ausfuhrabgabe) 
dadurch  vorgebeugt  werden,  dafe  die  Zahlungspflichtigen  von  der 
Möglichkeit  des  Zahlungsaufschubs  gegen  Sicherheitsleistung 
Gebrauch  machten  oder  durch  eine  besondere  Sicherheitsleistung 
für  die  pünktliche  Einlösung  der  Schecks  die  Annahme  dieser 
an  Zahlungsstatt  und  damit  die  sofortige  Freigabe  der  Waren 
zur  Ausfuhr  herbeiführen.  Aus  zahlreichen  Eingaben  aus  den 
Kreisen  der  Industrie  und  des  Handels  geht  jedoch  hervor,  dafe 
in  diesen  Kreisen  bisher  wenig  Neigung  bestanden  hat,  von 
dieser  schon  vorhandenen  Möglichkeit  Gebrauch  zu  machen,  dafe 
die  Firmen  es  vielmehr  wegen  der  bankspesen  für  die  Sicher- 
heitsleistung und  aus  anderen  Gründen  vorgezogen  haben,  zur 
barzahlung  der  Ausfuhrabgabe  überzugehen,  woraus  sich  wie- 
derum Geschäftserschwernisse  mancherlei  Art  ergeben  haben. 
Trofe  erheblicher  bedenken  ist  versuchsweise  die  Annahme  von 
Schecks  an  Zahlungsstatt  auch  bei  solchen  Zahlungen  bis  auf 
weiteres  zugelassen,  auf  deren  Entrichtung  hin  die  Verwaltung 
gewisse  Leistungen  vorzunehmen  hat,  wie  die  Freigabe  von  Waren 
zum  Übergang  in  den  freien  Verkehr  oder  zur  Ausfuhr,  Aus- 
händigung von  Steuerzeichen  usw.  Die  Vergünstigung  kann 
jedoch  nur  auf  schriftlichen,  an  das  zuständige  Finanzamt  (Haupt- 
zollamt) zu  richtenden  Antrag  und  nur  solchen  inländischen  Ge- 
werbe- und  Handeltreibenden  gewährt  werden,  die  regelmäfeig 
Zahlungen  von  Abgaben  an  die  betreffende  Finanz-  oder  Zoll- 
kasse zu  leisten  haben  und  deren  Zuverlässigkeit,  Vertrauens- 
würdigkeit und  hinreichend  sichere  wirtschaftliche  Lage  aufeer 
Zweifel  steht.  Die  Firmen  haben  die  Verpflichtung  zu  über- 
nehmen, für  jeden  Schaden  aufzukommen,  der  dem  Reiche  da- 
durch entstehen  könnte,  dafe  die  Reichsfinanzverwaltung  in  An- 
wendung dieses  Verfahrens  unter  Entgegennahme  von  nichlbe- 
stätigten  Schecken,  die  aus  den  betrieben  der  Zugelassenen 
stammen,  Leistungen  bewirkt.  Zur  Prüfung  der  Voraussefeungen 
für  die  Vergünstigung  und  zur  Erteilung  der  im  übrigen  stets 
widerruflichen  Genehmigung  hierzu  sind  die  Finanzämter  (Haupt- 
zollämter), in  deren  bezirk  die  Firmen  ihre  geschäftliche  Nieder- 
lassung haben,  ermächtigt  worden. 

Litauischer  Zolltarif. 

Für  die  Waren,  die  nach  Litauen  eingeführt  werden,  wird 
ein  nach  dem  tatsächlichen  Warenwerte  berechneter  Zoll  in 
folgender  Weise  erhoben: 

I. 

Waren,  welche  zollfrei  eingeführt  werden: 

Getreide,  aufeer  besonders  verzeichneten  Arten;  Kartoffeln, 
Gemüse,  Rohfleisch,  Rohfische,  Vieh  aller  Art,  audi  Federvieh, 
sowohl  Haustiere  wie  wilde;  künstlicher  Dünger,  Rohfelle;  un- 
bearbeitet borsten  und  Rofehaare,  unbearbeitetes  Holz,  Pflanzen 
mit  Wurzeln  und  Propfenreisern;  Heu  und  Stroh,  unbearbeitete 
Steine;  unbearbeiteter  Gummi  und  Kautschuk;  Metallerze  und 
Mineralien;  Sensen,  Sicheln,  Spaten,  Hacken,  Forken,  Harken, 
brechstangen;  Handwerkzeug  und  Teile  dazu;  Landwirtschafts- 
geräte, Maschinen  und  Maschinenteile;  Separatoren  und  Ersafe- 
teile  dazu;  Steinkohle  und  Koks,  Anthrazit,  briketts,  Torf  und 
Holzkohle;  Ziegel,  Fensterglas,  Zement,  Kalk,  Zellulose  und 
Korkholz;  Manuskripte,  bücher  und  verschiedene  Drucksachen; 
einerlei,  ob  gebunden  oder  nicht,  mit  Ausnahme  von  Kontor- 
büchern und  Formularen;  Handgemälde  und  Zeichnungen  ohne 
Rahmen;  Lymphen  und  Seren  für  Impfungen  und  Fleilzwecke;  für 
Lehr-  und  Sludienzwecke  bestimmte  Chemikalien;  für  Lehr- 
anstalten bestimmte  Instrumente  und  Apparate. 

II. 

Waren,  welche  mit  5 v.  H.  des  tatsächlichen  Wertes  verzollt 
werden: 

Rohsoda  und  kaukasisches  Soda,  Paraffin,  Stearin,  Geigen- 
harz, Horn,  Hufe;  bearbeitetes  Holz;  Mühlensteine;  Schleif- 
und Wefesteine,  Lehm,  Gips,  Kreide,  Kalk,  Graphit,  Asphalt; 
Mineralöle,  Rohnaphta  als  brennstoff;  unedle  Metalle  und  ihre 
Legierungen  in  Stücken,  Platten,  blechen,  blocken,  Spänen, 
Stangen,  auch  mit  anderen  unedlen  Metallen  überzogen;  für 
Werkstätten  bestimmte  Maschinen  und  Ersafeteile  (inkl.  Strick- 
maschinen und  Kluppen);  Treibriemen,  Achsen,  Schienen,  Träger; 
Lumpen,  unbearbeitet  baumwolle,  Wolle,  Flachs,  Hanf,  Jute; 
grobe  Gewebe  aus  Jute  und  Säcke  daraus;  Salz,  verschiedene 
Zündhölzer. 

Anmerkung  I.  Die  in  diesem  Absafe  erwähnten  Metalle 
und  ihre  Legierungen,  Stanzen  und  Stücken  unter  5 mm  Durch- 
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messer  werden  wie  Erzeugnisse  aus  diesen  Metallen  mit  10  v.  H.  * 
je  verzollt. 

Anmerkung  II.  Die  in  diesem  Absafe  erwähnten  Schienen, 
Achsen,  Träger,  unedlen  Metalle  und  deren  Legierungen,  ebenso 
wie  in  Ausnahmefällen  Maschinen  und  ihre  Ersafeieile  für  Fa- 
briken und  Werkstätten  können  mit  Genehmigung  des  Mini- 
steriums für  Finanzen,  Handel  und  Gewerbe  zollfrei  eingeführt 
werden. 

III. 

Waren,  welche  mit  15  v.  H.  des  Wertes  verzollt  werden: 
Hefe,  Flaschenkorken,  Kaffee  und  Surrogate  im  rohen,  ge- 
brannten, auch  gemahlenen  Zustande;  Dochte,  Tee;  Tisch-  und 
Wanduhren;  konservierte  Milch;  Federbetten,  Kissen;  Matrafeen, 
gestopfte  Strohsäcke. 

IV. 

Waren,  welche  mit  20  v.  H.  des  Wertes  verzollt  werden: 
Fleisch-,  Fisch-  und  Gemüsekonserven,  gebrannter  und  gemah- 
lener Kakao;  bearbeitete  Felle,  gegerbtes  Leder;  Skulptur- 
gegenstände aus  gewöhnlichem  Stein;  Gegenstände  aus  Lehm, 
Gips,  Zement,  die  für  Verschönerungszwecke  bestimmt  sind,  Er- 
zeugnisse aus  Glas,  Zelluloid,  Bernstein,  Knochen,  Horn  und 
Meerschaum;  Gummi-  und  Kautschuk-Waren;  Kerzen,  Taschen- 
uhren aus  unedlen  Metallen  und  Uhrwerke,  zusammengebaut 
und  in  Teilen;  Gewebe  aus  Baumwolle,  Wolle,  Flachs  und  Hanf 
(inkl.  Sammt,  Plüsch  und  andere  Stoffe,  ausschließlich  Seide 
selbst,  wenn  sie  bis  10  v.  H.  Seide  enthalten,  jedoch  nicht  genäht 
sind);  Tüll-,  Häkel-  und  Stricksachen  als  Material,  Tressen  und 
gestrickte  Waren  aus  Baumwolle,  Wolle,  Flachs,  Hanf,  jute,  jedoch 
nur  ungenäht  bis  zu  10  v.  H.  Gehalt  an  Seide;  leichte  Personen- 
Autos,  Krafträder,  Motorboote  und  ähnliche  Fahrzeuge,  die 
mechanisch  angetrieben  werden. 

Anmerkung  I.  Autobusse,  Lastwagen,  Autokarosserien, 
Chassis  mit  Rädern,  Plattformen  werden  mit  5 v.  H.  verzollt. 

Anmerkung  II.  Wollgewebe  für  Fabriken,  ebenso  auch 
Seidengewebe  für  Mühlenbeutel  können  mit  Genehmigung  des 
Ministers  für  Finanzen,  Handel  und  Gewerbe  mit  10  v.  H.  ver- 
zollt werden. 

Anmerkung  III.  Für  verschiedene  Zündhölzer  wird  außer- 
dem noch  Akzise  erhoben. 

V. 

Waren,  welche  mit  25  v.  H.  des  Wertes  verzollt  werden: 
Pflanzenöl,  Pasteten,  Frucht-  und  Beerenkonserven;  Drahtnägel 
und  Holzschrauben;  Bier  und  Met  als  Getränke;  Galen-Präpa- 
rate,  dosierte  Arzneien  und  Chemikalien  speziell  die  in  Packungen 
verkauft  werden;  Saccharin;  ätherische  Oie  und  Riechöle;  Gold-, 
Silber-  und  Platin-Uhren;  Schuhwerk  tausgenommen  Gummi- 
schuhe], verschiedene  Ledfcr-  und  Lederersafewaren  (ausge- 
nommen Treibriemen],  Garn  und  Seidenzwirn;  verschiedene 
Gewebe  aus  Baumwolle,  Wolle,  Flachs  und  Hanf  mehr  als 
10  v.  H.  bis  zu  20  v.  H.  Seide  enthaltend,  Kleider,  Wäsche  und 
verschiedene  genähte  oder  mit  Tressen  und  Spifeen  benähte 
Waren,  auch  wenn  sie  10-20  v.H.  Seide  enthalten,  ausgenommen 
Seide  und  Metallseide;  Herrenhüte,  Damenhüte  ohne  Garnierung, 
Mützen. 

Anmerkung  I.  Bei  der  Einfuhr  von  Bier  und  Met  als 
Getränke  wird  noch  Akzise  erhoben. 

Anmerkung  II.  Saccharin  in  jeder  Form  kann  nur  mit 
Genehmigung  des  Ministeriums  für  Finanzen,  Handel  und  Ge- 
werbe und  nach  Entrichtung  der  in  diesem  Absafe  erwähnten 
Zollgebühren  eingeführt  werden. 

Anmerkung  III.  Fruchtweinsprit  wird  als  Material  für 
die  Herstellung  von  Kognak  mit  20  v.  FL  verzollt. 

VI. 

Waren,  welche  mit  50  v.  H.  des  Wertes  verzollt  werden: 
Apfelsinen,  Mandarinen,  Pfirsiche,  Ananas,  Weintrauben,  Datteln, 
Nüsse,  Weine,  Alkohol,  Schnaps,  Spiritus,  Liköre,  Kognak,  Sekt, 
Schokolade,  Konfekte  und  ähnliche  Erzeugnise;  Früchte  I und 
Beeren  gezuckert,  Safran,  Zimt,  Vanille,  Tabakerzeugnisse  (aus- 
genommen Blättertabak),  Schildpatt,  Perlmutter  und  Elfenbein- 
waren; bearbeitete  und  unbearbeitete  Edelsteine;  verschiedene 
Gold-,  Silber-  und  Platingegenstände  (außer  Uhren);  Toiletten- 
seife, kosmetische  und  Parfümerie-Waren;  seidenes  und  halb- 
seidenes Gewebe;  Tüll,  Stickerei,  Spifeen,  Tressen  und  aus  Seide 
gehäkelte  oder  mit  mehr  als  10  v.  H.  Seide  verzierte  Waren  und 
das  Material  dazu;  Kleider,  Wäsche  und  verschiedene  genähte 
oder  mit  seidenem  oder  halbseidenem  Gewebe  benähte  Waren; 
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garnierte  Damenhüte  und  anderer  Kopfschmuck;  Metallgalan- 
teriewaren, wie  Broschen,  Ketten,  Ringe  u.  a.,  vergoldet  oder 
versilbert;  Spielzeug. 

Anmerkung  I.  Bei  der  Einfuhr  von  Wein,  Sprit,  Schnaps, 
Likör,  Kognak,  Sekt,  kosmetischen  und  Parfümeriewaren,  Tabak 
und  dessen  Erzeugnissen  wird  außerdem  noch  Akzise  erhoben. 

Anmerkung  II.  Fruchtweinsprit,  der  als  Material  zur  Her- 
stellung von  Kognak  eingeführt  wird,  wird  mit  20  v.  H.  verzollt. 

VII. 

Waren,  die  mit  10  v.  H.  ihres  Wertes  verzollt  werden: 
Sämtliche  in  den  Absäfeen  I,  II,  III,  IV  und  VI  nicht  verzeichneten 
Waren  werden  bei  der  Einfuhr  mit  10  v.  H.  ihres  Wertes  verzollt. 

Für  Kinofilme  werden  15  M.  pro  Kilo  mit  der  Innenverpackung 
erhoben.  Für  Spielkarten  5 M.  für  jedes  aus  32—52  Karten  be- 
stehende Spiel. 

Anmerkung.  Spielkarten  können  nur  mit  Genehmigung 
des  Ministeriums  für  Finanzen,  Handel  und  Gewerbe  eingeführt 
werden.  • I 

VIII. 

Waren,  deren  Einfuhr  verboten  ist,  oder  die  nur  mit  beson- 
derer Erlaubnis  eingeführt  werden  dürfen:  1.  Pulver  und  andere 
Sprengstoffe;  2.  Schuß-  und  Stichwaffen  und  sonstige  Schieß- 
vorrichtungen;  3.  Munition  und  Patronen;  4.  Stöcke  mit  Dolchen 
und  Degen  sowie  sonstige  verborgene  Stichwaffen;  5.  Margarine- 
produkte; 6.  antireligiöse  und  aniiästhetische  Gegenstände; 
7.  Etiketten,  Korken  und  Flaschen  und  andere  Verpackungs- 
materialien, welche  mit  Aufschriften,  Abbildungen  ausländischer 
Fabriken  oder  mit  Handelsmarken  versehen  sind  und  getrennt 
von  der  Ware  eingeführt  werden  sollen. 

Anmerkung.  Die  in  den  Punkten  1,  2,  3,  4,  5 erwähnten 
Gegenstände  können  nur  mit  einer  Genehmigung  des  Mini- 
steriums für  Finanzen,  Handel  und  Gewerbe  und  nach  Einzahlung 
von  20  v.  H.  Zoll  eingeführt  werden.  Behörden  können  die  hier 
verbotenen  Waren  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  für 
Finanzen,  Handel  und  Gewerbe  zollfrei  einführen. 

IX. 

Mif  Genehmigung  des  Ministerkabinetts  ist  der  Minister  für 
Finanzen,  Handel  und  Gewerbe  berechtigt,  vorübergehend  die 
Einfuhr  verschiedener  Waren  zu  verbieten. 

Anmerkung  I.  Das  Ministerkabinett  ist  verpflichtet,  inner- 
halb eines  Monats,  vom  Tage  des  Erlasses  des  Verbots,  dem 
Seim  ein  Verzeichnis  der  verbotenen  Waren  zur  Bestätigung 
vorzulegen. 

Anmerkung  II.  Das  Ministerium  für  Finanzen,  Handel 
und  Gewerbe  ist  berechtigt,  die  Großhandelspreise  der  im  Lande 
zur  Verarbeitung  kommenden  Industrieprodukte,  deren  Einfuhr 
aus  dem  Auslande  verboten  ist,  zu  kontrollieren  und  zu  nor- 
mieren, um  die  Staatswirtschaft  und  Allgemeinheit  gegen  eine 
Ausnufeung  zu  schüfe en. 

X. 

Der  Zolltarif  (R.  A.  Nr.  52,  Ord.  Nr.  502)  und  die  Ergänzung 
des  Zolltarifs  (R.  A.  Nr.  70,  Ord.  Nr.  623)  treten  außer  Kraft. 

Außenhandel. 

Bestimmungen  der  Hinreise  in  das  Ausland. 

Die  Handelskammer  zu  Elberfeld-Barmen  gibt  eine 
Zusammenstellung  der  Bestimmungen  über  die  Einreise  in  das 
Ausland  heraus,  die  schnell  und  zuverlässig  über  die  Bestim- 
mungen unterrichtet,  die  die  einzelnen  Länder  der  Erde  für  die 
Einreise  gestellt  haben  und  nennt  die  für  Rheinland  und  West- 
falen in  Frage  kommenden  Konsulate.  Das  Werk  kann  zum 
Preise  von  10  M.  von  den  beiden  Geschäftsstellen  der  Kammer, 
Barmen,  Clever  Straße  10,  Elberfeld,  Schloßbleiche  40,  bezogen 
werden. 

Ausfuhrfreiheit  für  Baugeräte 
bei  Bauaufträgen  im  Ausland. 

Der  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  hat 
unter  B.V.  10814  am  26.  August  1922  folgende  Verfügung  er- 
lassen: 

Die  Zollstellen  werden  ermächtigt,  die  Ausfuhr  von  Geräten, 
Werkzeugen  und  Hilfsmaschinen  (nicht  Baumaterialien),  welche 
von  inländischen  Bauunternehmern  zur  Ausführung  von  Bau- 
aufträgen im  Auslande  gebraucht  werden,  auf  Befürwortung 
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durch  die  Aufeenhandelsstelle  für  den  Maschinenbau  unter  der 
Bedingung  der  Wiedereinfuhr  in  einer  der  Baudauer  angemesse- 
nen Frist  ohne  besondere  Ausfuhrbewilligung  zur  Ausfuhr  zu- 
zulassen. Die  Bedingung  entfällt,  wenn  die  genannte  Aufeen- 
handelsstelle  von  ihr  entbindet. 

Bedarf  der  Oststaaten. 

Die  Beschickung  der  diesjährigen  Rigaer  Messe  dürfte  für 
die  deutschen  Aussteller  erneut  ein  Studienfeld  geboten  haben, 
das  den  neuen  Besuchern  Grundlinien,  den  bereits  im  vorigen 
)ahre  erschienenen  weitere  wertvolle  Kenntnisse  einbrachte.  Es 
bleibt,  wie  in  früheren  Wirtschaftsberichten  oft  betont,  für  den 
nadi  Osten  orientierten  deutschen  Kaufmann  zu  beachten,  dafe 
sowohl  in  Sowjei-Rufeland,  wie  in  Lettland,  Industrie  und  Land- 
wirtschaft in  zahlreiche  kleine  Betriebe  zerfallen  sind.  Es  kommt 
also  in  erster  Linie  auf  das  kleine  Gerät,  auf  die  kleinen 
Maschinen,  notwendigsten  Haushaltungsgegenstände  und  der- 
gleichen an,  worin  auf  größere  Serienabsäfee  zu  rechnen  ist. 
Noch  ist  die  Zeit  nicht  gekommen,  wo  schwere  landwirtschaft- 
liche wie  auch  Industrie-Maschinen  Absafe  finden  können.  Auf 
dieser  Grundlage  mufe  der  Ostkaufmann  aufbauen  und  die 
Messen  und  Ausstellungen  des  Ostens  beschicken.  Besonders 
sei  nochmals  betont,  dafe  sowohl  bezüglich  Preis  als  auch  Quali- 
tät dafe  Äufeerste  getan  werden  mufe,  um  bei  einer  Situation 
in  der  wir  schon  durchweg  fast  den  Weltmarktpreis  erreicht 
haben,  konkurrenzfähig  zu  bleiben;  denn  auch  die  Gegner  haben 
nicht  geschlafen  und  strengen  sich  sehr  an,  ins  Ostgeschäft 
; zu  kommen.  Ihnen  kommt  noch  der  Vorsprung  zugute,  dafe 
sie  mit  ihren  relativ  konstanten  Valuten,  feste  Preise  und 
feste  Lieferungstermine  einhalten  können,  was  dem  deutschen 
i Kaufmann  heute  wohl  nur  bei  ganz  kurzfristigen  Geschäften 
möglich  ist.  Bei  geringerem  Unterschied  in  Qualität  oder  Preis 
zieht  der  Käufer  jedoch  auch  hier  stets  unbedingt  festen 
Abschlufe  vor. 

Lettlands  Währung. 

Vom  1.  August  an  hat  die  zweifache  Berechnung  des  Lat 
(Goldfranken),  der  bald  mit  100,  bald  mit  50  lettischen  Rubeln 
berechnet  wurde,  aufgehört;  von  dem  Tage  an  hat  Lettland  aus- 
gesprochene uneingeschränkte  Goldwährung  mit  folgenden  Ein- 
heiten; 

1 Lat  (Goldfrank)  = fl/3 i g oder  0,29032  g Feingold  = 50 
lettische  Papierrubel  = 100  Goldcentimes  = 5000 
lettische  Papierkopeken. 

Eine  Verordnung  des  Finanzministers  vom  25.  Juli  1922 
Nr.  6281,  die  im  Valdibas  Vestnesis  {Regierungsanzeiger)  Nr.  163 
vom  26.  7.  1922  veröffentlicht  ist,  sefet  den  Lat  (Goldfranken)  aus- 
nahmslos gleich  50  lettischen  Rubeln. 

Um  den  Staat  vor  Verlust  zu  bewahren,  hatte  die  Konsti- 
tuante am  30.  )uni  1922  durch  das  im  „Valdibas  Vestnesis"  Nr.  14/ 
vom  7.  Juli  1922  veröffentlichte  Gesefe  den  Ausfuhrzoll,  die  ein- 
fache Stempelsteuer,  alle  indirekten  Steuern,  die  Steuern  von 
Immobilien  für  das  )ahr  1921  und  die  Gebühren  für  Handels- 
und Industriescheine  für  1921  und  1922  verdoppelt. 

Dieses  Gesefe  sowie  die  oben  genannte  Verordnung  sind  beide 
am  1.  August  1922  in  Kraft  getreten,  so  dafe  dortan  an  der  Lat 
(Goldfrank)  gleich  50  lettischen  Rubeln,  der  Goldcentime  gleich 
einem  halben  lettischen  Rubel  ist. 

Die  Reichsmark  wird  vom  1.  August  d.  ).  ab  auf  Grund  der 
genannten  Verordnung  bei  Erhebung  von  Steuern  mit 
0,70  lettischen  Rubeln  gleich  0,35  Goldcentimes  berechnet. 

Im  Monat  Juli  1922  wurde  der  Kurs  der  Reichsmark  in  Libau 
nicht  notiert,  sondern  für  die  Umwechslung  von  Mark  der  Rigaer 
Börsenkurs  zugrunde  gelegt  mit  einem  Aufschlag  mehrerer  Punkte. 

Tschechoslowakei. 

Lage  der  Gablonzer  Industrie. 

Die  Haupterzeugnisse  der  Gablonzer  Industrie  sind  die  soge- 
nannten „unechten  Bijouterien“  Broschen,  Nadeln,  Fingerringe, 
Ohrringe,  Armbänder  usw.,  die  in  tausendfältigen  Formen  auf  den 
Markt  gebracht  werden.  Meistens  sind  sie  mit  Similisteinen  — 
„Gablonzer  Diamanten“  — besefet. 

Aller  fremden  Konkurrenz  zum  Trofee  hat  sich,  wie  ein  hie- 
siges Fachblatt  berichtet,  die  Gablonzer  Industrie  bisher  nicht  von 
ihren  alten  Absafegebieten  verdrängen  lassen.  Ganz  besonders 
hinsichtlich  der  allerbilligsten,  der  Penny-Artikel,  konnte  ihre 
Stellung  niemals  irgendwie  ernstlich  bedroht  werden,  da  ganz 


besondere,  nur  im  Laufe  langer  Jahre  praktisch  erprobte  Arbeits- 
methoden dazu  gehören,  diese  Waren  zu  so  billigem  Preise  zu  liefern. 

Auf  dem  Perlenmarkte  zeigte  sich  1920/21  eine  ungeheure 
Nachfrage.  Nach  dem  Oriente  gingen  in  riesigen  Mengen  alle 
Arten  von  Glashohlperlen  in  Silber  und  Gold,  ferner  alle  Sorten 
von  Massivperlen  aus  Glas,  Holz  und  Galalith.  Die  Lebhaftigkeit 
des  Marktes  erfuhr  nur  im  Sommer  1921  eine  kleine  Ab- 
schwächung, um  dann  aber  gleich  wieder  zuzunehmen. 

Was  dagegen  die  Glasarmreifen  oder  Glasbangles  betrifft, 
die  vor  dem  Kriege  in  ungeheuren  Mengen  nach  dem  nahen 
Orient  und  nach  Indien  versandt  wurden,  mufe  ein  fast  völliger 
Stillstand  festgestellt  werden.  Es  finden  vorläufig  nur  die  ganz 
billigen  Glasringe  Absafe.  Infolge  des  Stillstandes  in  einzelnen 
Zweigen  hat  sich  die  Gablonzer  Industrie  auf  andere,  bisher  nicht 
in  so  starkem  Mafee  betriebene  Zweige  verlegt.  So  werden  nun- 
mehr grofee  Mengen  von  Haarschmuck  und  Kämmen  hergestellt, 
die  früher  aus  dem  Auslande  bezogen  und  hier  blofe  montiert 
wurden.  Die  Galalith-  und  Zelluloid-Industrie  gewinnt  immer 
mehr  an  Ausdehnung  und  Wichtigkeit,  und  die  Auswahl  an 
Mustern  aus  diesen  Materialien  hat  eine  ungeahnte  Vielseitigkeit 
erreicht. 

Einer  statistischen  Erfassung  der  Gablonzer  Industrie  und 
ihrer  Märkte  stellen  sich  insofern  Schwierigkeiten  entgegen,  als 
eine  grofee  Reihe  Gablonzer  Exporteure  nicht  allein  Gablonzer 
sondern  auch  Haidaer,  erzgebirgische  und  ausländische  Erzeug- 
nisse in  den  Rahmen  ihres  Exportes  aufgenommen  haben  und  in 
vielen  Fällen  eine  klare  Trennung  der  einzelnen  Guppen  unmög- 
lich ist.  Es  bestand  hierüber  auch  nie  eine  amtliche  Statistik, 
auch  die  alte  österreichisch-ungarische  Zollstatistik  kannte  keine 
Sonderposten  für  die  Gablonzer  Glas-  und  Schmuckware. 

Was  die  einzelnen  Absafegebiete  im  Osten  anbetrifft,  sei 
folgendes  erwähnt:  Rufeland,  früher  der  bedeutendste  Abnehmer, 
scheidet  heute  als  Käufer  von  Luxuswaren  gänzlich  aus.  Höchstens 
könnte  man  in  Knöpfen  Geschäfte  abschliefeen,  sobald  in  Einzel- 
fällen die  Möglichkeit  geregelter  Beziehungen  gegeben  ist. 

In  Finnland  herrscht  derzeit  grofee  Nachfrage  nach  diesen  Er- 
zeugnissen. Die  dortigen  Importeure  kaufen  nicht  selten  gegen 
Vorausbezahlung.  Allerdings  ist  der  Absafe  nicht  grofe.  Drei  bis 
vier  gröfeere  Exporthäuser  können  den  ganzen  Markt  versehen. 

Polen  hat  ständig  Bedarf  an  billigen  Waren  in  gewöhnlicher 
Ausführung.  Die  Bezahlung  in  tschechoslowakischen  Kronen 
ergibt  jedoch  in  manchen  Fällen  Schwierigkeiten.  Auf  den 
Export  nach  Polen  haben  sich  eine  ganze  Reihe  der  kleinen 
Exporthäuser  verlegt.  Die  Inhaber  dieser  Firmen  bereisen  das 
Land  oft  persönlich  und  nehmen  nicht  selten  gröfeere  Posten 
Waren  mit- sich,  um  sie  an  Ort  und  Stelle  gut  zu  verkaufen. 

In  Batum  und  Georgien  haben  Konkurrenzindustrien,  vor- 
wiegend die  reichsdeutsche,  bereits  festen  Fufe  gefafet  und  Auf- 
träge erhalten.  Unter  den  Gablonzer  Exporteuren  scheinen  nach 
Ansicht  des  Fachorganes  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse auf  dem  Gebiete  des  ehemaligen  Rufelands  noch  nicht 
genügend  bekannt  zu  sein,  deshalb  habe  man  jenen  Ländern  bis 
jefet  nicht  die  entsprechende  Aufmerksamkeit  geschenkt. 

Die  ungeordneten  Währungs-  und  Wirtschaftsverhältnisse  der 
Türkei  brachten  einen  völligen  Stillstand  des  Geschäftes  mit 
diesem  Lande  zuwege.  Dagegen  ist  die  syrische  Geschäftswelt 
für  Gablonz  ein  ganz  guter  Kunde  geworden.  Alle  Arten  von 
Bijouterie  werden  dort  verlangt,  am  gröfeten  ist  die  Nachfrage 
nach  Bracelets,  den  Bangeles  aus  Glas  und  Zelluloid.  Die  Prager 
Handelskammer  unterhalte  sogar  einen  eigenen  Korrespondenten 
in  Damaskus,  der  vor  allem  die  Interessen  der  tschechischen 
Firmen  der  Branchen  wahrnehmen  und  der  bereits  recht  umfang- 
reiche Aufträge  an  verschiedene  Fabriken  und  Erporteure  ein- 
gesandt  habe,  ln  der  lefeten  Zeit  erhielt  aber  der  Export  nach 
Syrien  einen  argen  Stofe  durch  die  Kurssteigerung  der  Krone. 
In  Griechenland  entwickelte  sich  das  Geschäft  nach  dem  Kriege 
ganz  normal,  aber  auch  hier  fangen  die  Kunden  an,  die  Preise 
zu  limitieren.  Da  die  griechische  Regierung  der  Devisenausfuhr 
Schwierigkeiten  macht,  werden  gewöhnliche  Tratten  ausgestellt, 
die  im  allgemeinen  gut  eingehen. 

Das  ägyptische  Gesdiäft  hat  sidi  ebenfalls  in  zufrieden- 
stellender Weise  entwickelt.  Es  werden  vor  allem  grofee  Posten 
Kristallglaswaren  gekauft,  sowie  sehr  grofee  Mengen  Gold-  und 
Silber-Hohlperlen. 

Das  übrige  Nordafrika  bezieht  die  Waren  meistens  über 
italienische,  französische  oder  spanische  Pläfee.  Das  direkte 
Geschäft  ist  nicht  von  grofeer  Bedeutung. 
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Portugal. 

Kapitalflucht. 

ln  Portugal  ist  ein  Dekret  Nr.  8280  vom  22.  Juli  1922  erlassen, 
durch  das  die  Kapitalflucht  verhindert  werden  soll  dadurch,  daß 
die  Exporteure  gezwungen  werden,  die  Hälfte  ihrer  ausländischen 
Devisen  an  die  Regierung  abzugeben,  und  die  Banken  angehalten 
werden,  die  andere  Hälfte  in  Escudos  zu  realisieren. 

Es  wird  dies  dadurch  erreicht,  daß  auf  alle  portugiesischen 
Ausfuhrartikel  hohe  Ausfuhrabgaben  gelegt  werden,  deren  Be- 
trag der  Exporteur  bei  der  Ausfuhr  zu  hinterlegen  hat  und  die 
er  nur  wiedererhalten  kann,  wenn  er  nachweist,  dag  er  seine 
Devisen  an  eine  Bank  abgegeben  und  daß  diese  die  Hälfte  davon 
an  die  Bank  von  Portugal  abgeführt  hat.  Die  Banken,  denen 
allein  der  Devisenhandel  gestattet  ist,  sind  bei  der  Strafe  der 
Einziehung  der  Erlaubnis  zum  Devisenhandel  verpflichtet,  die 
Hälfte  aller  von  ihnen  von  den  Exporteuren  gekauften  Devisen 
an  die  Bank  von  Portugal  abzuführen,  die  sie  zur  Verfügung  der 
Regierung  hält,  und  die  andere  Hälfte  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  in  Escudos  zu  realisieren.  Der  Exporteur  erhält  den  Gegen- 
wert in  Escudos  zum  Tageskurse  oder  einem  sonst  mit  seiner 
Bank  vereinbarten  Kurse. 

Für  die  Abwicklung  des  ganzen  Geschäfts  bis  zum  Eingang 
des  Gegenwertes  im  Auslande  sind  Fristen  vorgeschrieben,  die 
im  Falle  von  Konsignationssendungen  mehrfach  verlängert  werden 
können. 

Zuwiderhandlungen  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  20  v.  H.  der 
abzuführenden  Beträge  bestraft. 

Es  ist  anzunehmen,  daß  der  beabsichtigte  Zweck,  die  Expor- 
teure zu  verhindern,  den  Gegenwert  der  ausgeführten  Ware  im 
Auslande  zu  belassen,  erreicht  werden  wird,  da  wohl  schwerlich 
ein  Exporteur  es  darauf  ankommen  lassen  wird,  den  hinterlegten 
Betrag  der  Ausfuhrabgabe,  der  z.  B.  bei  3000  Sack  Kakao  sich 
schon  auf  54  000  Escudos  beziffert,  zu  verlieren. 

Die  Exporteure  freilich,  denen  das  Geschäft  sehr  erschwert 
wird,  prophezeien,  daß  sich  die  Maßnahme  nicht  durchführen 
lassen  wird,  weil  die  ganze  Abwicklung  zu  kompliziert  sei. 

Deutscher  Handel  in  China. 

ln  der  in  Tientsin  erscheinenden  Zeitung  „Peking  und 
Tientsin  Times“,  die  das  amtliche  englische  Organ  in  Tientsin 
ist,  tadelt  der  Sekretär  der  amerikanischen  Handelskammer 
unter  der  Aufschrift  „Amerikanischer  Handel  in  Tientsin“  sehr 
scharf  das  Geschäftsgebaren  amerikanischer  Händler,  die  durch 
ihre  skrupellose  Ausnutzung  des  den  Amerikanern  von  den 
Chinesen  entgegengebrachte  Vertrauens  bewirkt  haben,  daß  die 
Amerikafreundlichkeit  in  den  Kreisen  der  chinesischen  Kaufleute 
bedeutend  zurückgegangen  ist.  Im  Gegensaß  dazu  weist  der 
Artikel  auf  die  deutschen  Kaufleute  hin,  die  sich  den  chinesischen 
Markt  durch  Güte  der  Waren  und  Billigkeit  wiedererobern,  da  sie 
sich  mit  einem  Nußen  begnügen,  der  einem  Amerikaner  zu  klein 
wäre,  und  das  Vertrauen  der  Chinesen  nicht  mißbrauchen. 


Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Äußere  Kennzeichnung  der  Waren. 

Obwohl  gemäß  der  Bekanntmachung  vom  19.  Mai  d.  J. 
(RGbl.  Teil  1 S.  483)  der  Zwang  zum  Preisaufdruck  für  Schoko- 
ladenerzeugnisse aufgehoben  ist,  hatten  die  Schokoladen- 
fabriken am  Preisaufdruck  festgehalten.  Für  den  Groß-  und 
Einzelhandel  ergaben  sich  daraus  Schwierigkeiten,  da  der  ein- 
mal auf  gedruckte  Preis  nach  den  geseß  liehen  Bestimmungen 
nachträglich  nicht  mehr  geändert  werden  darf.  Auf  Veranlassung 
mehrerer  Handelskammern  seßte  sich  der  Diha-Tag  mit  dem 
Reichsministerium  für  Ernährung  und  Landwirtschaft  in  Verbin- 
dung und  erfuhr,  daß  die  Schokoladenfabriken  bis  auf  weiteres 
die  Verpflichtung  zum  Preisaufdruck  aufgehoben 1 haben  und 
statt  dessen  sich  damit  begnügen  wollen,  die  jeweiligen  Ver- 
braucherpreise von  Zeit  zu  Zeit  in  der  Tagespresse  zu  ver- 
öffentlichen. 

Vergl.  S.  117,  162. 


Verschiedenes. 

Wiedereinführung  der  Zwangswirtschaft. 

Die  Handelskammer  zu  Breslau  richtete  am  1.  September 
an  das  Reichswirtschaftsministerium  und  den  preußischen  Han- 
delsminister folgendes  Telegramm:  „Vor  den  neuerlichen  Be- 
strebungen nach  teilweiser  Wiedereinführung  der  Zwangswirt- 
schaft wird  eindringlichst  gewarnt.  Auch  die  Zwangswirtschaft 
könnte  Steigen  der  Preise  nicht  verhindern  (Kohlen).  Weiteres 
Sinken  der  Moral  und  tlberhandnehmen  der  Korruption  stünde 
zu  befürchten.  Die  Produktion  würde  weiter  gedrosselt,  Import 
und  Export  aufs  bedenklichste  zurückgehen,  wenn  nicht  ganz 
unterbunden,  so  daß  deutsche  Volkswirtschaft  völlig  zum  Er- 
liegen käme.  Nur  die  freie  Initiative  der  Industriellen,  Handels- 
und Gewerbetreibenden  und  die  Steigerung  der  Arbeitsinten- 
sivität  können  die  zur  Versorgung  des  Volkes  notwendige  Er- 
höhung unserer  Produktion  herbeiführen." 

Regelung  der  Schrottwirtschaft. 

In  Teil  II  Nr.  19  (Seite  685)  des  RGbl.  ist  eine  Verordnung 
über  die  Regelung  der  Schroitwirtschaft  veröffentlicht.  Die  Be- 
stimmungen sind  am  18.  August  d.  ].  in  Kraft  getreten. 

Vergl.  XXIX.  Jahrg.  S.  181. 

Persönliches. 

Dr.  Herbert  ist  als  Geschäftsführer  der  Hessischen  In- 
dustriesfelle, der  Berliner  Geschäftsstelle  der  Hessischen 
Handelskammer,  ausgeschieden.  An  seine  Stelle  trat  Regierungs- 
baurat Professor  Dr.  Müller. 
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Immunität  von  Staatsschiffen. 

Von  Dr.  G.  van  S 1 o o t e n A™.  Mitglied  des  Seerecht-Comite’s,  den  Haag. 


Im  Monat  Oktober  dieses  Jahres  wird  in  London  eine 
Zusammenkunft  des  Comite  Maritime  International  statt- 
finden, in  welcher  die  Frage  besprochen  werden  wird,  ob 
ein  souveräner  Staat  der  Rechtsmacht  eines  anderen 
Staates  unterworfen  ist,  wenn  er,  gleich  einem  Privat- 
unternehmer, Schiffe  fahren  läßt  und  als  Folge  hiervon 
durch  Übereinkommen  oder  dergleichen  mit  Privatpersonen 
in  ein  Rechtsverhältnis  tritt.  Hieran  knüpft  sich  dann  die 
weitere  Frage,  ob,  im  Falle  der  Bejahung  der  ersteren 
Frage,  derartige  in  die  Fahrt  gebrachten  Schiffe  troßdem 
nicht  in  Beschlag  genommen  werden  dürfen. 

Neu  ist  keine  dieser  beiden  Fragen.  Schon  viel  ist 
darüber  gestritten  worden,  ob  mit  Bezug  auf  das  Unter- 
worfensein eines  Staates  an  eine  fremde  Rechtsmacht  ein 
Unterschied  gemacht  werden  muß  dahingehend,  ob  dieser 
Staat  als  Träger  der  Obrigkeitsgewalt  („jure  imperii“  oder 
„jure  gestionis“),  gehandelt  hat  oder  nicht.  Troßdem  hat 
man  bis  heute  noch  keine  befriedigende  Lösung  finden 
können. 

Die  zweite  Frage  ist  neueren  Datums  und  sie  wurde 
im  Laufe  der  Entwicklung  der  Seefahrt  folgendermaßen 
gestellt:  Dürfen,  abgesehen  von  der  Immunität  des  Staates, 
die  einem  fremden  Staate  gehörenden  Schiffe  niemals  in 
Beschlag  genommen  werden,  oder  muß  ein  Unter- 
schied zwischen  Kriegsschiffen,  damit  gleichgestellten 
Fahrzeugen  und  Handelsschiffen  gemacht  werden?  Im 
Jahre  1873  versuchte  in  England  der  Richter  Phillimore  in 
Sachen  eines  dem  Khedive  gehörenden  Handelsschiffes 
(„The  Charkich“;  L.  R.,  4 A & E.  99)  einen  derartigen 
Unterschied  zu  konstruieren.  Die  englische  Rechtslehre 
ist  ihm  hierin  indessen  nicht  gefolgt,  hat  aber  seine  Argu- 
mente auch  nicht  überzeugend  widerlegt.  In  den  anderen 
seefahrenden  Ländern  von  Europa  und  Amerika  wurde 
seitdem  über  diese  Frage  verschieden  geurteilt;  ihr  wurde 
aber  nicht  allzu  große  Bedeutung  beigelegt. 

Größeres  Interesse  zeigte  sich  erst  nach  dem  Kriege, 
aus  welchem  verschiedene  Staaten  als  Groß-Reeder  von 
Handelsschiffen  hervorgingen,  besonders  die  Vereinigten 
Staaten.  Diese,  noch  immer  untröstlich  über  das  Ver- 
schwinden ihrer  Handelsflotte  in  den  sechziger  Jahren  und 
neidisch  auf  Europa  und  Japan,  wollten  dahin  streben, 
diese  Staats-Kauffartei  zu  behalten  und  möglichst  zu  ver- 
stärken. Hierdurch  entstand  eine  scharfe  Konkurrenz  mit 
den  Privat-Reedereien  der  Alten  Welt  und  in  diesem  da- 
durch entstandenen  Wettstreit  bedienten  die  Ver.  Staaten 
sich  der  Waffe  der  Immunität  ihrer  Schiffe.  Mit  der 
Berufung  auf  seine  Immunität  hat  Amerika  vor  deutschen 


Gerichten  Erfolg  gehabt.  Nachdem  das  Hanseatische  Ober- 
landesgericht in  verschiedenem  Sinne  geurteilt  hatte,1) 
entschied  das  Reichsgericht,2)  daß  der  deutsche  Richter 
über  die  Schiffe  des  U.  S.  Shipping  Board  keine  Rechts- 
macht habe.  Diese  Entscheidung  hat  viel  Sensation  erregt 
und  vor  allem  war  es  England,  welches  mit  seiner  fast 
ausschließlich  Privaten  gehörenden  Handelsflotte,  sich  die 
Sache  sehr  zu  Herzen  nahm  und  erneutes  Interesse  für  die 
Frage  zu  erwecken  wußte.  Die  Chamber  of  Shipping  of  the 
U.  K.  machte  mit  einem  Rapport  des  Richters  Hill  die  Sache 
bei  dem  Comite  Maritime  International  anhängig,  welches 
am  31.  März  1922  die  Landesgruppen  auf  die  entstandenen 
Schwierigkeiten  hinwies,  unter  Vorlegung  eines  Frage- 
bogens. In  einer  Nota  der  Chamber  of  Shipping  vom  1.  Mai 
1922  wurde  auseinandergeseßt,  welche  Privatinteressen 
bedroht  werden. 

Man  kann  wohl  annehmen,  daß  in  der  bevorstehenden 
Versammlung  des  Comite  Maritime  eine  große  Mehrheit 
sich  gegen  die  Immunität  von  Handelsschiffen,  welche 
einem  Staat  gehören,  aussprechen  wird  und  daß  man  der 
Ansicht  sein  wird,  daß  ein  solcher  Staat,  im  Falle  es  sich 
um  Kauffarteisachen  handelt,  vor  dem  fremden  Richter  er- 
scheinen muß.  Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu  sagen,  wenn  ich 
als  meine  Ansicht  ausspreche,  daß  diese  Auffassung  durch 
Billigkeitsgründe  zu  erklären  sein  wird,  wie  solche  bereits 
im  Jahre  1873  durch  Phillimore  vorgebracht  wurden,  daß 
es  nämlich  nicht  angängig  sein  würde,  daß  ein  Staat,  so 
lange  er  darin  seinen  Vorteil  sähe,  sich  in  das  Gewand 
eines  einfadien  Kaufmanns  kleide,  daß  er  diese  Ver- 
mummung aber  abwürfe,  wenn  man  etwas  von  ihm  forderte 
und  er  dann  als  Souverän  mit  allen  Attributen  eines  solchen 
aufträte.  — Von  Einfluß  werden  auch  sicherlich  die  Er- 
wägungen sein,  welche  sich  aus  einem  Urteil  des  eng- 
lischen Admiralty  Court  ergeben,  ausgesprochen  in  der 
„Crimdon“  Sache;  der  Gerichtshof  sprach  als  seine  Ansicht 
aus,  daß  es  für  ein  gesichertes  Seefahren  verhängnisvoll 
werden  könnte,  wenn  eine  Anzahl  von  Schiffen  die  See 
beführen,  von  denen  die  Reeder  wüßten,  daß  man  dieselben 
nicht  zur  Verantwortung  ziehen  könne,  so  unvorsichtig  sie 
auch  gefahren  hätten.  (Lloyd’s  List,  21.  Dezember  1918.) 
Ich  kann  diese  Worte  nur  unterschreiben. 

Es  läßt  sich  nun  darüber  streiten,  ob  ein  Beschluß  in 
dieser  Angelegenheit  in  diesem  Augenblick  einen  direkten 
praktischen  Nußen  haben  wird.  Es  ist  nämlich  nicht  un- 

ä „Ice  King“  und  Jonas  Seil",  28.  Februar  1921,  Hans.  Ger. 
Z.,  H A 1921,  85;  „West-Chatalla"  30.  April  1921,  ib.  131. 

2)  Entscheidung  10.  Dez.  1921,  Hans.  Ger.  Z.,  H A 1922,  25. 
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möglich,  daß  die  ganze  Staalsreederei  nur  eine  vorüber- 
gehende Erscheinung  sein  wird.  Die  Vereinigten  Staaten 
machen  damit  z.  B.  sehr  schlechte  Erfahrungen;  nach  der 
Ship  Subsidy  Bill  werden  £ 52  000  000  pro  Jahr  nötig  sein, 
um  die  Verluste  des  U.  S.  Shipping  Board  zu  decken.  Die 
portugiesischen  Staatslinien  sind  bereits  -bankerott  und 
Australien  und  Canada  machen  auch  schlechte  Geschäfte 
damit.  Frankreich,  anfänglich  stolz  auf  seine  Staats- 
handelsflotte von  mehr  als  700  000  t,  hat  ganz  im  Stillen 
durch  ein  Geseß  vom  9.  August  1921  beschlossen,  die  Sache 
zu  liquidieren.  Es  ist  sehr  gut  möglich,  daß  alles  ohne 
Konferenzen  und  Konventionen  in  normale  Bahnen  kommt, 
wenn  die  seefahrenden  Regierungen  und  ihre  Organe 
einzusehen  beginnen,  daß  sie  durch  Festhalten  an  der 
Immunität  sich  festrennen.  Es  ist  ja  wahr,  daß  man  sich 
durch  Berufung  auf  Immunität  gegen  unrechtmäßige 
Ansprüche  schüfen  kann.  Dies  kann  man  aber  ebenso  gut 
dadurch  erreichen,  daß  man  sich  vor  dem  Richter  verteidigt. 
Man  kann  sich  aber  auch  rechtmäßigen  Forderungen 
entziehen;  dies  ist  aber  auf  die  Dauer  kein  Vorteil, 
sondern  Nachteil.  Lord  Justice  Scrutton  hat  sich  in 
der  Sache  der  „Porto  Alexandre“  1920,  Prob.  Div.  30, 
schon  in  dieser  Weise  geäußert  und  in  der  anfangs  er- 
wähnten Entscheidung  des  Reichsgerichts  finden  sich  unge- 
fähr dieselben  Erwägungen.  Außerdem  möchte  ich  noch 
dieses  hervorheben:  Wenn  eine  Regierungslinie  die  gegen 
sie  auf  Grund  von  Handlungen  der  Equipage  oder  des 
Kapitäns  erhobenen  Ansprüche  auf  Grund  der  Immunität 
abzuweisen  pflegt,  dann  ist  dies  weder  direkt  noch  indirekt 
ein  erhebendes  Beispiel  für  die  Bemannung;  dadurch  wird 
nur  der  Nachlässigkeit  und  der  Gleichgültigkeit  Vorschub 
geleistet  und  die  Erfahrung  hat  genügend  gelehrt,  daß 
leßten  Endes  der  Reeder  selbst  die  schlechten  Folgen  zu 
tragen  hat. 

Noch  mehr:  Eine  Regierung,  welche  im  Aus- 

lande Anspruch  auf  Immunität  erhebt,  wird  auf  die  Dauer 
nicht  umhin  können,  im  eigenen  Lande  Immunität 
von  Kauffahrern  einer  fremden  Macht  anzuerkennen.  Bei 
einem  solchen  Gegenseitigkeitsspiel  werden  zahlungsfähige 
Regierungen  mit  guten  Schiffen,  ehrlicher  Verwaltung, 
tüchtigen  Offizieren  und  gut  geschulten  Bemannungen  stets 
den  Kürzeren  ziehen  gegenüber  bankerotten  Staaten  mit 
schlechten  Fahrzeugen,  unehrlichen  Angestellten  und  zu- 
sammengeraffter Bemannung.  Schließlich  werden  die 
Schäden,  deren  Vergütung  man  sich  entzogen  hat,  nicht 
aufgewogen  durch  die  Nachteile,  für  die  man  keine  Ver- 
gütung verlangen  kann.  Wenn  sich  diese  Folgen  erst  in  der 
Praxis  gezeigt  haben,  dann  werden  die  tonangebenden 
Staaten  schon  von  selbst  ihren  Anspruch  auf  Immunität 
fallen  lassen,  um  minderwertigen  Kollegen  gegenüber  die 
Hände  frei  zu  haben  und  damit  fällt  dann  das  ganze  System 
der  Unangreifbarkeit  der  Regierungskauffahrtei  wie  ein 
Kartenhaus  zusammen. 

Die  große  Schwierigkeit  indessen,  welche  eine  Fest- 
stellung der  Immunität  von  Staatsschiffen  mit  sich  bringen 
muß  und  durch  welche  das  nüßliche  Ergebnis  in  der  Praxis 
wieder  verloren  gehen  kann,  ist  die,  daß  man  einen 
Unterschied  machen  muß.  Denn  ebenso  wie  man 
darüber  einig  ist,  daß  man  Schiffen,  welche  zu  rein  kauf- 
männischen Zwecken  fahren,  keine  Immunität  gewähren 
darf,  ebenso  ist  man  darüber  derselben  Meinung,  daß  es 
nicht  angängig  ist,  daß  fremde  Richter  über  die  Handlungs- 
weise von  Beamten  und  Offizieren  eines  Staates  urteilen 
und  daß  Kriegsschiffe  oder  damit  gleich  zu 
stellende  Fahrzeuge  des  öffentlichen  Dienstes  in  Beschlag 
genommen  werden  können.  Soll  die  Unangreifbarkeit 
festgestellt  werden,  so  muß  man  also  notwendigerweise 
unterscheiden  zwischen  Schiffen,  welche  wohl  und 
anderen  Schiffen,  welche  nicht  unter  die  Rechts- 


befugnisse des  fremden  Richters  fallen.  Es  ist  nun  sehr 
schwierig,  diesen  Unterschied  festzustellen.  Es  gibt  eine 
große  Anzahl  von  Schiffen,  deren  Art  zweifelhaft  ist.  Schon 
früher  waren  dem  Staat  gehörende  Schiffe,  welche 
Reisende  und  Güter,  aber  auch  die  Post  an  Bord  hatten 
oder  solche,  welche  zu  Polizeizwecken  oder  zu  Ver- 
messungen benußt  werden  oder  welche  irgend  welche 
andere  zum  öffentlichen  Dienst  zu  rechnenden  Arbeiten 
verrichteten,  Gegenstand  von  großen  Kontroversen.  Dies 
war  in  der  guten,  alten  Zeit.  Gegenwärtig  herrschen  aber 
in  vielen  Ländern  Auffassungen  über  die  Ausdehnung  der 
Staatsaufgaben  und  des  öffentlichen  Dienstes,  welche  es 
ermöglichen,  sich  selbst  und  anderen  weis  zu  machen,  daß 
so  gut  wie  alle  Zwecke,  für  welche  Staatsschiffe  benußt 
werden,  Gütertransport  (Lebensmittel!)  eingeschlossen,  zum 
öffentlichen  Dienst  gerechnet  werden  müssen  und  Gemein- 
schaftsinteressen dienen,  ja,  daß  die  Gemeinschaft  sich 
derselben  nicht  entraten  kann.  Man  braucht  nicht  weit 
zu  reisen,  um  zu  hören,  wie  derartige  Auffassungen  nicht 
nur  von  Theoretikern,  sondern  auch  von  Regierungs- 
personen verteidigt  werden.  Es  ist  also  sehr  leicht  möglich, 
daß  in  benachbarten  Ländern  die  Auffassungen  über  die 
Ausdehnung  der  Staatsverrichtungen  und  damit  auch  die 
Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  Schiff  in  öffentlichem 
Dienst  fährt  oder  nicht,  himmelweit  auseinander  gehen. 

Eine  Konvention  nun,  welche  den  Unterschied  fest- 
stellen will  zwischen  Schiffen  in  öffentlichen  Dinsi  und 
solchen,  welche  dem  Staat  als  in  privatrechtlicher  Unter- 
nehmung gehören,  muß  diese  Unterscheidung  festlegen, 
wenn  anders  die  Arbeit  nicht  zwecklos  sein  soll.  Gegen- 
über den  auseinander  gehenden  Auffassungen  wird  das 
Kennzeichen  der  Unterscheidung  indessen  nicht  anders 
•als  unbestimmt  und  schwankend  sein  können.  Wenn  nun 
ein  Staat  nach  dem  Zustandekommen  einer  solchen  Kon- 
vention, für  ein  Handelsschiff  Immunität  beansprucht,  dann 
wird  der  Richter  die  Bestimmungen,  in  denen  die  Unter- 
scheidung festgelegt  ist,  zu  Rate  ziehen  müssen.  Sind 
dieselben  unbestimmt,  dann  wird  er,  da  die  ganze  Ver- 
ordnung eine  solche  ist,  welche  in  eine  vorhandene  Materie 
Ausnahmen  hereinbringt,  das  „in  dubiis  abstine"  in  An- 
wendung bringen  und  in  zweifelhaften  Fällen  die  Immunität 
anerkennen  müssen.  Um  so  mehr  muß  er  dies  tun,  weil  er  im 
allgemeinen  die  Behauptung  eines  Staates,  daß  ein  Schiff 
in  öffenflichem  Dienst  fuhr,  nicht  zu  untersuchen  in  der 
Lage  ist,  weil  dies  keine  Frage  des  Rechtes,  sondern  der 
Politik  ist.  Hält  man  dies  Leßtere  im  Auge,  dann  erscheint 
es  selbst  zweifelhaft,  ob  man  bereit  ist,  eine  Konvention 
zu  schließen,  wenn  die  notwendige  Unterscheidung  zwischen 
Schiffen  in  öffentlichem  Dienst  und  solchen  privatrechtlicher 
Art  durch  ein  fremdes  Gericht  festgestellt  werden  muß, 

Wenn  eine  Konvention  betreffs  der  Immunität  zu- 
stande kommt,  dahingehend,  daß  eine  Unterscheidung 
zwischen  Schiffen  in  öffenflichem  Dienst  und  solchen  in 
Privatunternehmungen  des  Staates  gemacht  werden  muß, 
dann  wird  es  wohl  nur  den  einen  Weg  geben,  diesen  Punkt 
durch  richterlichen  Ausspruch  zu  erledigen.  Und  man  würde 
dann  vor  einer  Frage  von  viel  weitgehenderer  Bedeutung 
stehen,  derjenigen  nämlich,  ob  es  nicht  wünschenswert  sein 
würde,  einen  internationalen,  oder  wenn  man  es  lieber  will, 
einen  supernationalen  Gerichtshof  für  Klagen  von  Privat- 
personen gegen  fremde  Staaten  zu  errichten.  Diese  Frage 
ist  schon  vor  vielen  Jahren  in  Deutschland  eingehend  unter- 
sucht worden  und  von  vielen  Seiten  wurde  derselben  in 
bejahendem  Sinne  zugestimmt.  Und  nicht  allein  Gelehrte, 
sondern  auch  Männer  der  Praxis  haben  den  Gegenstand 
von  allen  Seiten  beleuchtet,3)  und  ebenso  haben  deutsche 

3)  von  Bar,  Zorn,  Mendelssohn-Bartholdy,  Fischer,  Meurer, 
Wehberg;  man  sehe  auch  die  beiden  Eingaben  der  Ältesten  der 
Berliner  Kaufmannschaft  an  den  Reichskanzler  1910  und  1912. 
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Vertreter  auf  internationalen  Kongressen  die  Aufmerk- 
samkeit darauf  gerichtet4).  Deutschland,  durch 

4)  von  Marschall  in  der  11.  Friedenskonferenz;  man  beachte 
auch  das  Schlufe-Protokoll  der  Haagschen  Wechsel-Konferenz, 
23.  Juli  1912. 


dessen  Rechtsspruch  in  Sachen  der  Immu- 
nität der  g r o fe  e Streitpunkt  in  die  Welt  ge- 
kommen ist,  m ü fe  i e auch  am  besten  im 
Stande  sein,  hier  das  erlösende  Wort  zu 
sprechen.  (204.) 


Die  Ersafeansprüche  der  aus  Eisafe-  Lothringen  Verdrängten. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Pur  per,  Berlin, 

Geschäftsführer  des  Hilfsbundes  für  die  Eisafe- Lothringer  im  Reich. 


Auf  Grund  der  sogenannten  Retorsionsmafenahmen  der 
französischen  Regierung  wurden  im  August  d.  J.  etwa 
500  Altdeuische-Elsafe-Lothringer  aus  Elsafe-Lothringen 
ausgewiesen.  Ihr  noch  dort  befindliches»  Vermögen  wurde 
beschlagnahmt.  Soweit  bekannt  geworden,  ist  die  Be- 
schlagnahme nur  bezüglich  der  Bankguthaben  auf- 
gehoben, im  übrigen  aber  aufrechterhalten  worden,  ins- 
besondere also  bezüglich  des  Immobiliarvermögens.  Das 
Vermögen  wird  insoweit  der  Liquidation  verfallen  und 
werden  die  neuen  Liquidierten  auf  Grund  des  zukünftigen 
Liquidationsschädengesefees  in  dem  vorgesehenen  unzu- 
reichenden Umfange  entschädigt  werden.  Sollte  auch  der 
Hausrat  der  neu  Ausgewiesenen  beschlagnahmt  und  liqui- 
diert werden,  so  würde  dies  dem  zwischen  der  deutschen 
und  der  französischen  Regierung  abgeschlossenen  Möbel- 
ausfuhrabkommen zuwiderlaufen,  nach  welchem  die 
deutsche  Regierung  25  Millionen  Franken  bezahlen  mufeie 
und  auch  bezahlt  hat,  um  den  von  der  französischen  Re- 
gierung beschlagnahmten  Hausrat  abzulösen. 

Soweit  Vermögen  der  neu  Ausgewiesenen  beschlag- 
nahmt worden  ist,  können  sie  vor  Inkraftreten  des  endgülti- 
genLiquidaiionsschädengesefees  wie  die  anderenLiquidiei  ten 
lediglich  eine  Vorentschädigung  auf  Grund  der  Vor- 
entschädigungsrichtlinien vom  9.  Januar  1920  in  Höhe  von 
i drei  Viertel  des  Friedensweries  erhalten,  und  außerdem  auf 
| Grund  der  Richtlinien  über  Gewährung  von  Zusafedarlehen 
: vom  26.  Mai  1922  noch  weitere  125  v.  H.  des  Friedenswertes 
als  Darlehen. 

Das  Verdrängungsschädengesefe  vom  28.  Juli  1921  trifft 
indes  im  gröfeten  Umfange  auf  die  neuen  Ausgewiesenen 
zu.  Zunächst  gelten  sie  im  Sinne  des  § 3 des  Verdrängungs- 
| schädengesefees  als  verdrängt,  da  der  Begriff  der  Ver- 
drängung durch  eine  zeitliche  Begrenzung  nicht  eingeengt 
! ist.  Die  neu  Ausgewiesenen  können,  wie  die  früher  Ver- 
drängten, Ersafe  ihrer  Reisekosten,  der  Beförderungskosten 
des  Hausrats,  der  Mehrausgaben  für  Unterkünfte  und 
Unterhalt,  der  Kosten  für  Aufbewahrung  der  Fahrnis  und 
Ersafe  des  Sachschadens  verlangen,  der  ihnen  durch  Ver- 
schleuderung, Notverkauf  oder  durch  den  Transport  der 
Sachen  entstanden  ist. 

Bezüglich  des  Erwerbsverlustes  wäre  eine  Änderung 
des  Verdrängungsschädengesefees  notwendig,  da  nur  ein 
bis  zum  31.  Dezember  1921  entstandener  Erwerbsverlust 
ersefet  wird.  Eine  Änderung  wäre  aber  nicht  nur  bezüglich 
dieser  zeitlichen  Begrenzung,  sondern  auch  bezüglich  der 
Höhe  des  Erwerbsverlustes  notwendig,  da  nach  § 5 Ziffer  4, 
Verdrängungsschädengesefe,  eine  Entschädigung  für  Er- 
werbsverlust hödistens  bis  zu  24  000  M.  für  Verheiratete  und 
bis  zu  20  000  M.  für  Unverheiratete  gewährt  wird.  Diese 


Begrenzung  mag  vielleicht  noch  zur  Zeit  der  Ver- 
abschiedung des  Gesefees  annehmbar  gewesen  sein,  nicht 
aber  heute.  Einen  Ersafe  für  den  Verlust  der  Grundlage 
des  Erwerbs  bei  Gewerbetreibenden  und  Angehörigen 
freier  Berufe  (den  sogenannten  Geschäftsfond)  können  nach 
§ 5 Ziffer  5 nur  diejenigen  erhalten,  die  vor  dem  10.  Januar 

1921  verdrängt  worden  sind.  Die  neu  Ausgewiesenen 
können  daher  für  diesen  Verlust  keine  Entschädigung  ver- 
langen. 

In  Anbetracht  der  vollständig  geänderten  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  seit  der  Verabschiedung  des  Ver- 
drängungsschädengesefees ist  auch  für  die  früher  Ver- 
drängten eine  Novelle  zum  Verdrängungsschädengesefe  un- 
abweislich,  da  das  Entschädigungsverfahren  erst  jefet  be- 
gonnen hat  und  die  Geschädigten  bedeutend  weniger  er- 
halten, als  ihnen  nach  dem  Willen  des  Gesefegebers  zu- 
kommen sollte.  Bei  in  Verlust  geratenen  Haushalts- 
gegenständen können  z.  B.  nach  § 14  des  Verdrängungs- 
schädengesefees zu  dem  Friedens  wert  vom  25.  Juni  1914 
Zuschläge  nur  in  der  Höhe  bewilligt  werden,  dafe  die  Zu- 
schläge und  die  Grundentschädigung  für  diejenigen  Sachen, 
für  welche  Zuschläge  bewilligt  werden,  zusammen  den  Be- 
trag von  100  000  M.  nicht  übersteigen.  Darüber  hinaus  wird 
nur  die  Grundentschädigung,  d.  h.,  der  einfache  Friedens- 
werl, ersefet.  Der  Reichstag  wollte  es  wenigstens  ermög- 
lichen, dafe  ein  in  Verlust  geratener  mittlerer  bürgerlicher 
Haushalt  wieder  angeschafft  werden  kann.  Nach  den  vom 
statistischen  Amt  festgesefeten  Richtzahlen  kann  mit  der 
Höchstsumme  von  100  000  M.  aber  heute  nur  noch  ein 
Hausrat  im  Friedenswert  von  etwa  1000  M.  angeschafft 
werden.  Eine  Änderung  dieser  wie  anderer  unhaltbarer 
Bestimmungen  des  Verdrängungsschädengesefees  ist  unab- 
weislich;  es  ist  nur  zu  wünschen,  dafe  die  Regierung  zur 
Einbringung  dieser  Novelle  sich  nicht  ebenso  viel  Zeit  läfet, 
wie  mit  der  Einbringung  des  Verdrängungsschädengesefees 
und  mit  der  Organisation  des  Entschädigungsverfahrens, 
denn  dadurdi  ist  das  Reich  um  Milliarden  geschädigt 
worden,  und  viele  Vertriebene  sind  wegen  zu  spät 
kommender  Flilfe  wirtschaftlich  ruiniert.  Bei  einer  Änderung 
des  Gesefees  wären  auch  die  Interessen  der  durch  die 
Retorsionsmafenahmen  getroffenen  Geschädigten  zu  be- 
rücksichtigen. 

Für  die  Stellung  der  Anträge  auf  Ersafe  des  Ver- 
drängungsschadens ist  eine  Ausschlufefrist  bis  31.  Dezember 

1922  gesefet.  Wenn  diese  Frist  auch  für  die  neuerdings 

ausgewiesenen  Elsafe-Lothringer  genügend  sein  mag,  so 
mufe  doch  eine  Ausnahme  gemacht  werden  für  diejenigen, 
die  vielleicht  auf  Grund  späterer  Retorsionsmafenahmen 
noch  ausgewiesen  werden.  (214.) 
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Neue  Versicherungsformen. 

Von  Dr.  Alfred  Goitschalk,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Berlin. 


Die  Wirtschaftlichkeit  des  Versicherungsbetriebes  be- 
ruht in  erster  Linie  darauf,  dag  die  Prämien  sich  in  dem  auf 
statistischer  Grundlage  errechneten  richtigen  Verhältnis  zu 
dem  vom  Versicherer  getragenen  Risiko  bewegen.  Durch 
den  Krieg  und  die  Kriegsfolgen,  vor  allem  die  Geldent- 
wertung, ist  dieses  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung gestört  worden,  so  daß  schwere  Nachteile  für  Ver- 
sicherungsnehmer und  Versicherer  eingetreten  sind,  ln  der 
Sachschadenversicherung,  am  typischesten  in  der  Ein- 
bruchsdiebstahlsversicherung, sind  die  Versicherten 
durch  die  Geldentwertung  benachteiligt,  weil  die  nach 
dem  Werte  der  versicherten  Sachen  bemessenen 
Versicherungssummen  dem  neuzeitlichen  Werte  nicht 
mehr  entsprachen  und  so  eine  Unterversicherung 
eintrat,  die  eine  volle  Deckung  vereitelte.  Unter  den 
anderen  Versicherungszweigen  war  es  in  erster  Reihe 
die  Haftpflichtversicherung,  die  unter  den  veränderten 
Verhältnissen  am  meisten  litt.  Die  zu  zahlenden  Versiche- 
rungssummen, d.  h.  die  Leistungen  des  Versicherers,  wur- 
den innerhalb  der  Höchstleislungsgrenze  durch  die  Geld- 
entwertung wesentlich  höhere,  während  die  Prämie  die 
gleiche  wie  in  den  Zeiten  des  alten  Geldstandes  blieb.  Von 
der  Haftpflichtversicherung  aus  sind  daher  Versuche  ge- 
macht und  durchgeführt  worden,  die  eine  Erhöhung  der 
Prämie  ermöglichten.  Es  wurde  eine  gleitende 
Prämie  eingeführt,  die  nicht  ein  für  allemal  unverändert 
während  der  Dauer  des  Vertrags  feststeht,  sonden  die 
sich  nach  der  vom  Statistischen  Reichsamt  für  die  Lebens- 
haltung veröffentlichten  Reichs-Indexziffer  regelt.  Einem 
Anfrage  verschiedener  Haftpflichiversicherer  auf  Einfüh- 
rung einer  derartigen  gleitenden  Prämie  hat  das  Reichs- 
aufsichtsamt für  Privatversicherung  entsprochen.*)  Die 
nunmehr  wohl  von  allen  Hafipflichtversicherern  ange- 
wandte Vorschrift  (§  9 III  der  Allgem.  Versicherungsbedin- 
gungen} lautet  wie  folgt: 

„Soweit  die  Prämie  nicht  nach  Lohn-  und  Gehalts- 
summen, Einnahmen  oder  nach  dem  Mietwerle  berechnet 
ist,  wird  sie  nach  Maßgabe  der  im  Anträge  getroffenen 
Bestimmungen  entsprechend  der  jeweiligen  vom  Sta- 
tistischen Reichsamt  über  die  Aufwendungen  für  die 
Lebenshaltung  veröffentlichten  Reichs-Indexziffer  ge- 
regelt. Die  Bestimmungen  unter  Ziffer  II  werden  hier- 
durch nicht  berührt.“ 

In  die  Versicherungsanträge  sind  Bemerkungen  über 
die  Berechnung  aufgenommen.  Wie  die  neue  Vorschrift 
erkennen  läßt,  kommt  die  gleitende  Prämie,  die  sich  nach 
der  Indexziffer  berechnet,  in  den  Fällen  nicht  in  Betracht, 
in  denen  für  die  Berechnung  der  Prämie  ein  veränderlicher 
Berechnungsmaßstab  zugrunde  gelegt  ist.  Dies  geschieht, 
soweit  die  Lohn-  und  Gehaltssummen  für  die  Errechnung 
der  Prämie  in  Betracht  kommen,  öder  soweit  bei  der  Ver- 
sicherung von  Hausbesißern  die  Mieiseinnahme  maß- 
gebend ist.  In  den  anderen  Fällen  wird  eine  Grundzahl 
als  Durchschnittsindexziffer  zugrunde  gelegt,  die  allgemein 
mit  600  Punkten  angenommen  wird.  Sinkt  oder  steigt  die 
Ausgleichsindexziffer  um  eine  gewisse  Anzahl  von  Punk- 
ten (z.  B.  100  oder  200),  so  ermäßigt  oder  erhöht  sich  die 
Prämie  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Punkten  über  diese 
100  oder  200  Punkte  um  je  5 v.  H.  Die  durchschnittlichen 
Indexzahlen  werden  berechnet  und  danach  läßt  sich  die 
Prämie  feststellen.  Näheres  kann  hier  nicht  erörtert  wer- 
den. Dem  Versicherungsnehmer  werden  von  den  Gesell- 
schaften und  deren  Organen  die  Einzelheiten  jederzeit 


auseinandergeseßt.  Um  den  Versicherungsnehmer  mit , 
Prämienzuschlägen  nicht  allzu  sehr  zu  belasten,  ist  dem 
Versicherungsnehmer  ein  Kündigungsrecht  für  den  Fall 
eingeräumt,  daß  der  geforderte  Zuschlag  für  das  Jahr  mehr 
als  die  beim  Vertragsschluß  vereinbarte  Jahresprämie  be- 
trägt. Dieses  Kündigungsrecht  bezieht  sich  allerdings  nur 
auf  die  Risiken,  für  welche  der  Zuschlag  gilt. 

Durch  die  Einführung  der  Indexklausel  war  nun  zwar 
der  Not  der  Gesellschaften  einigermaßen  abgeholfen.  Es 
war  indessen  für  die  Versicherten  ein  Mißstand,  daß  sie 
troß  der  gesteigerten  Prämien,  die  sich  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  des  Tages  zu  nähern  suchten,  auf  diejenige 
Höchstleistung  der  Gesellschaft  beschränkt  blieben,  die 
vielleicht  vor  längerer  Zeit  vereinbart  war,  die  aber  mit 
Rücksicht  auf  die  fortschreitende  Geldentwertung  nicht 
mehr  ausreichte,  um  die  Versicherten  gegen  die  erhöhten 
Haftpflichtansprüche  Dritter  sicherzustellen.  Hier  seßt  nun 
ein  neuer  Gedanke  von  großer  Bedeutung  ein,  der  Ge- 
danke, den  gleitenden  Prämien  die  gleitenden  Ver- 
sicherungsleistungen an  die  Spiße  zu  stellen. 
Nach  der  bisherigen  Praxis  war  es  Grundsaß,  daß  die  ver- 
einbarte Versicherungsleistung,  die  Versicherungssumme, 
feststand,  so  wie  sie  nun  einmal  im  ursprünglichen  Ver- 
trage oder  in  besonderen  Nachträgen  festgelegt  war.  An 
diesem  Grundsaße  gerüttelt  und  dem  neuen  Gedanken  der  j 
gleitenden  Versicherungsleistung  Eingang  in  die  Praxis  ver- 
schafft zu  haben,  ist  das  Verdienst  der  „Friedrich-Wilhelm“ 
Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft.  Sie  hat  die  Neue- 
rung  in  dem  von  ihr  seit  nicht  langer  Zeit  betriebenen 
Zweige  der  Haftpflicht-,  Unfall-  und  Kraftfahrzeugver- 
sicherung eingeführt. 

In  der  Haftpflichtversicherung  ist,  wie  auch  bei  anderen 
Gesellschaften,  die  Berechnung  einer  Zuschlagsprämie  un- 
ter Zugrundelegung  des  Steigens  oder  Fallens  der  Reichs- 
indexziffer vorgesehen.  Die  Art  der  Berechnung  und  Zah- 
lung interessieren  hier  weniger.  Die  Neuerung  besteht 
darin,  daß  in  dem  gleichen  Verhältnis  wie  die  Prämien,  nun- 
mehr auch  die  versicherten  Höchstleistungen  der  Gesell- 
schaft steigen  und  fallen  sollen.  Würde  danach  ein  Ver- 
sicherter, der  mit  einer  Höchstsumme  von  200  000  M.  für 
Personenschaden  versichert  war,  einen  Indexzuschlag  von 
200  v.  H.  zur  Prämie  zu  zahlen  haben,  so  würde  sich  damit 
von  selbst  auch  die  Höchstsumme  um  diesen  Prozentsaß 
erhöhen,  so  daß  also  die  Höchstsumme  auf  600  000  M.  an- 
wachsen  würde.  Hierbei  ist  allerdings  die  Höchstsumme, 
bis  zu  der  eine  Steigerung  für  Personenschäden  eintreten 
darf,  auf  2 Mill.  M.,  für  Sachschäden  auf  100  000  M.  be- 
grenzt, während  beim  Fallen  der  Indexziffer  ein  Fallen  der 
Höchstleistung  für  Personenschäden  nicht  unter  150  000  M., 
für  Sachschäden  nicht  unter  10  000  M.  vorgesehen  ist.  Um 
im  Schadensfälle  die  versicherte  Höchstleistung  festzu- 
stellen, ist  bestimmt,  daß  diese  Leistung  nach  der  Durch- 
schnittsindexziffer der  dem  Schadenquartal  voraufgegan- 
genem 12  Monafe  zu  ermitteln  ist.  Es  ergibt  sich,  daß  diese 
neue  Versicherungsform  ein  erheblicher  Fortschritt  ist.  Ob 
bei  der  rapiden  Geldentwertung  die  Höchstsummen  nicht 
bald  noch  weiter  erhöht  werden  müssen,  damit  diese  Ver- 
sicherungsform den  Tagesbedürfnissen  angepaßt  bleibt,  ist 
eine  Frage,  die  wohl  bald  auftauchen  wird,  hoffentlich  aber 
ihre  geeignete  Lösung  findet.  — 

Eine  Gesellschaft*)  ist  jedoch  bei  der  Reform 
der  Haftpflichtversicherung  nicht  stehen  geblieben.  Sie 


*)  Veröff.  des  Aufs.  A 1921  S.  113  ff. 


*)  Die  „Friedrich-Wilhelm“. 
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hat  in  richtiger  Erkenntnis  und  Würdigung  der  Zeitver- 
hältnisse die  Indexklausel  auf  die  Unfallversicherung  über- 
fragen und  hier  eine  „Geldentwertungs  - Ausgleich  - Ver- 
sicherung“ eingeführt.  Der  Grundgedanke  ist  der  gleiche 
wie  in  der  Haftpflichtversicherung.  Die  Leistungen,  die 
vielleicht  vor  Jahren  ausbedungen  sind,  und  die  damals 
für  den  Versicherungsnehmer  den  Versicherungszweck  er- 
füllten, können  heute  bedeutungslos  sein.  Sie  steigern  sich 
daher  bis  zum  Dreifachen,  fallen  aber  nicht  unter  die 
Hälfte.  Im  Schadensfälle  ist  die  Indexziffer  des  dem  Un- 
falltage voraufgegangenen  Monats  maßgebend.  Die  neue 
Versicherungsform  der  Unfallversicherung  hilft  daher  auch 
hier  über  Schwierigkeiten  hinweg. 

Schließlich  ist  für  die  Autoversicherung  eine  „Wert- 
zuwachs-Versicherung“ eingeführt.  Die  Tatsache,  daß 
der  Wert  der  Kraftfahrzeuge  fortgeseßt  wächst,  hat 
das  Ergebnis  gehabt,  daß  im  Schadensfälle  die  einmal  ver- 
einbarte Versicherungssumme  nicht  ausreichte  und  daß  eine 
Unterversicherung  vorlag,  die  zu  Kürzungen  der  Leistung 
führen  mußte.  Nach  der  neuen  Gestaltung  soll,  wenn  der 
gemeine  Wert  der  versicherten  Autos  steigt,  sich  in  glei- 
chem Verhältnis  die  Versicherungssumme  erhöhen,  jedoch 
nur  um  höchstens  50  v.  H.  Der  Versicherte  hat  die  Wert- 
steigerung binnen  14  Tagen  nach  Ablauf  eines  jeden  Ver- 
sicherungsvierteljahrs anzuzeigen.  Im  Falle  der  Unter- 
lassung und  im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  der 
Mehrprämie  kommt  der  Versicherungschuß  für  die  im  abge- 
laufenen Quartal  eingetretene  Wertsteigerung  in  Wegfall. 
Die  Gesellschaft  erbietet  sich  jedoch,  den  Versicherten 
rechtzeitig  an  die  Anzeige  zu  erinnern.  Hier,  in  der  Auto- 
versicherung, handelt  es  sich  um  eine  Sachversicherung,  bei 
der  die  Prämie  sich  nach  dem  Sachwerte  richten  muß. 
Daher  erhöht  sich  natürlich  auch  mit  der  Versicherungs- 
summe die  Prämie.  So  ist  hier  der  Versuch  gemacht,  auch 
für  die  Sachversicherung  den  Geldverhältnissen  Rechnung 
zu  tragen. 


In  der  Anpassung  an  die  wirtschaftlichen  Zeitumstände 
liegt  der  Fortschritt  der  neuen  Versicherungsformen.  Die 
Versicherung  wird  beweglicher,  wirtschaftlich  hilfreicher 
und  erneuert  daher  ihren  goßen  Zweck,  den  sie  der  Allge- 
meinheit zu  leisten  hat.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  auf  anderen 
Gebieten  des  Versicherungswesens,  vor  allem  der  Feuer- 
und  Einbruchsversicherung  der  Gedanke  einer  größeren 
Beweglichkeit  sich  bald  Bahn  bricht  und  daß  die  Erwä- 
gungen über  die  sog.  Einheitsversicherung  zu  einer  glück- 
lichen Lösung  führen. 

Es  sei  hier  auch  auf  eine  Neuerung  auf  dem  Gebiete 
der  Transportversicherung  hingewiesen,  die  demnächst  all- 
gemein bekannt  gemacht  werden  soll  und  sicherlich  das 
Interesse  weiter  Kreise  von  Handel  und  Industrie  erregen 
wird.  Eine  Versicherungs-Aktiengesellschaft  •')  will  eine  ge- 
seßlich  geschüßte  „Marken-General-Polize“  herausbringen. 
Der  Zweck  dieser  Polize  soll  sein,  das  umständliche  und 
zeitraubende  System  der  Einschreibungen  einzelner  Trans- 
porte bei  den  Generalpolizen  durch  ein  vereinfachtes 
System  zu  erseßen.  Der  Versicherungsnehmer  kauft  sich 
eine  Reihe  von  Prämien-Wertmarken  und  klebt  auf  jede 
Faktura  über  einen  Transport,  den  er  zu  versichern  hat, 
eine  der  Prämie  entsprechende  Marke.  Diese  Faklura  er- 
hält der  Kunde  des  Versicherungsnehmers,  der  im  Scha- 
denfalle die  Faktura  der  Gesellschaft  einsendet,  wodurch 
der  Beweis  der  Versicherung  erbracht  wird.  Dem  Ver- 
sicherungsnehmer wird  duch  eine  Tabelle  die  Feststellung 
des  Pämienbetrages  erleichtert.  Es  entfällt  auf  diese  Weise 
eine  Menge  bürokratischer  Arbeit,  der  Versicherungsneh- 
mer braucht  keine  Durchschreibebücher  zu  führen  und  ist  in 
der  Lage,  seine  Transporte  sämtlich  zu  versichern,  und 
wird  nicht,  wie  dies  häufig  vorkommt,  einzelne  Sendungen 
übersehen.  Auch  hier  wird  die  Versicherung  beweglich,  von 
unnötigen  Fesseln  befreit  und  dient  dem  Verkehr  in  höch- 
stem Maße.  1202.) 

**)  Die  „Intag-Phöbus“. 


Erleichterung  der  Verwertung  von  Exportdevisen. 


Die  Reichsbank  hat  kürzlich  ein  neues  Merk- 
blatt über  den  Ankauf  von  Wechseln,  Schecks,  Bank- 
noten und  Auszahlungen  in  ausländischer  Währung  durch 
die  Reichsbank  herausgegeben,  in  dem,  wenn  auch  nicht 
i grundlegende,  so  doch  immerhin  so  zahlreiche  Ände- 
rungen gegenüber  dem  Merkblatt  vom  November  1921 
enthalten  sind,  daß  ein  ausführliches  Eingehen  auf  die 
einzelnen  Punkte  wohl  von  allgemeinerem  Interesse  sein 
dürfte.  Es  handelt  sich,  wie  gezeigt  werden  wird,  im 
Großen  und  Ganzen  um  eine  Erleichterung  des 
Verwertungsvorganges  und  eine  Verbilli- 
gung der  Spesen. 

Wechsel  und  Schecks  (auch  Tratten),  die  den 
bankgesetzlichen  Vorschriften  entsprechen,  d.  h.  minde- 
stens zwei  gute  Unterschriften  tragen,  werden  nach  den 
neuen  Bestimmungen  unter  den  im  Merkblatt  vom  No- 
vember 1921  gestellten  Bedingungen  zum  Tageskurse 
ohne  Kursabschlag  angekauft.  Schecks  sowie 
Wechsel,  die  nicht  länger  als  14  Tage  laufen,  akzcptierle 
Wechsel  mit  längerer  Laufzeit,  eigene  Wechsel  und 
Wechsel,  die  in  mehreren  Exemplaren  ausgestellt  sind  und 
bei  denen  entweder  das  akzeptierte  Exemplar  vom  Käuter 
nachgeliefert  wird  oder  bei  einer  Slelle  im  Zahlungslande 
zur  Abforderung  niedergelegt  ist,  werden  zum  Geldkurse 
des  Einreichungstages,  falls  die  Einreichung  bis  mittags 
12  Uhr  (Sonnabends  1 1 Uhr)  erfolgt,  und  andernfalls  zum 
Geldkurse  des  nächsten  Notiztages  abgerechnet.  Auf  alle 
übrigen  Wechsel  wird  ein  Kursabschlag  berechnet,  der 


seither  X v.  H.  für  jeden  angefangenen  Monat  der  Lauf- 
zeit betrug  und  nun  auf  X v.  H.  ermäßigt  wurde. 

In  allen  Fällen  werden  für  die  Laufzeit  — bei  Schecks 
je  nach  der  Entfernung  des  Zahlungslandes  für  4 bis 
35  Tage  — Zinsen,  in  der  Regel  zum  ausländischen  Säße, 
ferner  eine  allgemeine  Gebühr,  die  für  Nichtbankiers  1 pro 
mille  beträgt,  bei  Wechseln  auf  Nebenpläße  eine  besondere 
Gebühr  von  1 pro  mille  und  bei  Wechseln  ohne  Kosten 
auf  Holland,  Norwegen  und  Schweden  eine  weitere  Ge- 
bühr von  1 pro  mille  berechnet. 

Neu  ist  ferner  die  Bestimmung,  daß  nicht  nur  Wechsel 
sondern  auch  Schecks  auf  Ubersee  stets  in  zwei 
Exemplaren  eingereicht  werden  müssen.  Bei  Wechseln 
genügt  als  zweites  Exemplar  eine  Kopie  mit  den  Original- 
unterschriften des  Verkäufers  und  des  Vorgiranten.  Falls 
jedoch  diese  Wechsel  oder  Schecks  nur  in  einfacher  Aus- 
fertigung eingereicht  werden,  findet  ein  Sonderabzug  für 
Versicherung  statt,  der  von  IX*  %o  auf  l%°/00  bei 
Sendungen  nach  Nordamerika  und  auf  1,80  °/00  bei  Sen- 
dungen nach  Südamerika  erhöht  ist. 

Nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Merkblattes 
können  Auszahlungen  auch  durch  Vermittlung  der 
örtlichen  Reichsbankanstalten  an  die  Reichsbank  verkauft 
werden.  Für  die  Reichshauptbank  ist  deren  Devisen- 
abteilung zuständig.  Auszahlungen  mit  höchstens  drei- 
tägiger Frist  können  auf  besonderen  Antrag  zum  Kurse 
des  Angebotstages  abgerechnet  werden.  Als 
dieser  gilt  derjenige  Tag,  an  dem  die  zuständige  Dienst- 
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stelle  der  Reichsbank  von  dem  Verkäufer  das  Angeboi 
mit  der  Angabe  erhält,  das  der  Betrag  zur  Gutschrift  auf 
das  Konto  der  Reichsbank  bei  einem  ihrer  ausländischen 
Korrespondenten  angewiesen  worden  ist;  jedoch  nur  dann, 
wenn  die  betreffende  Mitteilung  spätestens  um  11  Uhr 
(Sonnabends  10  Uhr)  bei  der  Reichsbank  eintrifft.  Andern- 
falls gilt  entweder  der  nächste  Notiztag  oder  es  kann 
auf  Kosten  des  Verkäufers  versucht  werden,  auch  in  diesem 
Falle,  mittels  telegraphischer  Weitergabe  des  Angebots 
nach  Berlin,  die  Auszahlung  noch  zum  Kurse  des  gleichen 
Tages  anzubringen.  Durch  diese  neue  Bestimmung  wird 
beim  Verkauf  einer  Auszahlung  eine  gewisse  Kurs- 
sicherung erzielt.  In  dem  neuen  Merkblatt  wird  hierzu 
ausdrücklich  bemerkt,  daß  mit  der  Annahme  des  Angebots 
durch  die  Reichsbank  für  den  Käufer  die  Ver- 
pflichtung zur  Lieferung  besteht  und  daß  eine 
zur  Verfügunghaltung  oder  Weiterüberweisung  der  Be- 
träge in  der  ausländischen  Währung  nicht  stattfindet. 
Die  Gebühr  beträgt  unverändert  1 pro  Mille.  Der  Gegen- 
wert wird  unverzüglich  nach  Eingang  der  Korrespon- 
dentenanzeige bei  der  Reichsbank  an  denjenigen  aus- 
gezahlt, zu  dessen  Gunsten  die  Einzahlung  lautet,  es  sei 
denn,  dag  er  bis  dahin  anderweitig  über  den  Gegenwert 
verfügt  hat. 

Eine  beachtenswerte  Erleichterung  der  Verwertung  ab- 
zuliefernder Auszahlungen  besteht  darin,  dag  gegen  ent- 
sprechende Sicherheitsleistungen  die  Auszahlung 
auch  schon  früher  erfolgen  kann,  frühestens 
jedoch  an  dem  Tage,  an  dem  beim  ausländischen 
Korrespondenten  die  Gutschrift  erfolgen  soll.  Durch  diese 
Bestimmung  wird  es  dem  Abliefernden  ermöglicht,  gegen 
entsprechende  Sicherheiten  auf  die  Devisenforderungen 
Vorschüsse  zu  erhalten.  Wenn  es  sich  hier  auch  oft 
nur  um  die  Ersparnis  eines  und  seltener  einiger  Tage 
handelt,  so  mag  doch  für  manchen  Exporteur  diese 
Neuerung  eine  willkommene  Verbesserung  sein. 

Was  den  Ankauf  von  Termindevisen  an- 
langt, so  sind  die  Säße  für  den  Abschlag  bei  deren  An- 
kauf geändert  worden.  Während  früher  der  Abschlag  für 
die  ersten  sechs  Monate  der  Lieferfrist  y2  v.  H.,  für 
die  folgenden  drei  Monate  der  Lieferfrist  % v.  H.  und  für 
die  weiteren  Monate  der  Lieferfrist  1 v.  H.  für  jeden  ange- 
fangenen Monat  betrug,  sind  die  neuen  Säße  auf  A v.  H. 
für  jeden  angefangenen  Monat  der  ersten  drei  Monate 
der  Lieferfrist,  bzw.  y2  v.  FI.  für  jeden  der  folgenden  drei 
Monate  der  Lieferfrist,  sowie  % v.  H.  für  jeden  der  nächst- 
folgenden drei  Monate  der  Lieferfrist,  sowie  1 v.  H.  für 
jeden  weiteren  Monat  der  Lieferfrist  ermäßigt.  Er- 
höhungen, in  erster  Linie  für  noch  längere  Lieferfristen,  die 
für  außergewöhnliche  Fälle  in  Aussicht  genommen  werden, 
sodann  aber  auch  in  Zeiten  ungewöhnlicher  Kurs- 
bewegungen allgemeine  Aufschläge  auf  die  vorstehenden 
Säße  behält  sich  die  Reichsbank  vor.  Sie  berechnet  keine 
Ankaufsgebühr.  Die  Lieferung  der  Termindevisen  bei 
Fälligkeit  hat  grundsätzlich  durch  Überweisung  auf  Konto 
der  Reichsbank  bei  dem  bei  Geschäftsabschluß  bezeich- 
neten  Korrespondenten  zu  erfolgen.  Erhält  jedoch  der 
Verkäufer  von  dem  ausländischen  Kunden  entgegen  der 
Vereinbarung  Schecks  oder  Banknoten  in  Zahlung,  so 
wird  ihm  anheimgestellt,  diese  dem  betreffenden 
Korrespondenten  zur  Gutschrift  auf  das  Konto  der  Reichs- 
bank zu  übersenden.  Deren  Dienststellen  übernehmen  die 
durch  das  Geseß  gegen  die  Kapitalflucht  vorgeschriebenen 
Vermittlungen.  Die  Auszahlung  des  Gegenwertes  des 
ganzen  Betrages  oder  einer  Teilzahlung  zu  dem  verein- 
barten Kurs  wird  von  der  Nostroabteilung  der  Reichshaupt- 
bank in  Berlin  besonders  angewiesen,  nachdem  der  Ein- 
gang der  Zahlung  vom  ausländischen  Korrespondenten 
telegraphisch  oder  brieflich  angezeigt  worden  ist.  Zur  Er- 


leichterung der  Abrechnung  für  den  Verkäufer  kann  der 
Gegenwert  am  Fälligkeitstage  ausgezahlt 
werden,  ohne  daß  die  Gutschriftsanzeige  abgewartet  wird, 
falls  vom  Empfänger  Sicherheiten  gestellt  werden.  Erfolgt 
die  Ablieferung  der  Devisen  ganz  oder  zum  Teil  vor  dem 
Lieferungstermin,  so  können  gleichwohl  Nachlässe  an  den 
einmal  festgeseßten  Abschlägen  nicht  gewährt  werden, 
ebensowenig  kommt  eine  Zinsvergütung  in  Frage.  Viel- 
mehr überläßt  die  Reichsbank  es  dem  Interessenten,  unter 
sorgfältiger  Abwägung  aller  Umstände  rechtzeitig  richtig 
zu  disponieren. 

In  Fällen,  in  denen  der  Verkäufer  unverschuldet  den 
Lieferungstermin  nicht  einhalten  kann,  wird  ihm  die  Reichs- 
bank eine  Prolongation  in  der  Weise  ermöglichen, 
daß  sie  den  geschuldeten  Devisenbetrag  am  Verfalltage 
per  Kasse  zum  Briefkurs  zuzüglich  der  Verkaufsgebühr 
von  1 pro  mille  ihm  überläßt  und  von  ihm  auf  Basis  des 
Geldkurses  vom  gleichen  Tage  zu  einem  späteren  Termin 
aufs  neue  kauft.  Jedoch  behält  sich  die  Reichsbank,  um 
Mißbräuche  zu  verhüten,  in  jedem  Falle  die  Entscheidung 
vor  und  schränkt  grundsäßlich  ihre  Bereitwilligkeit  zur 
Prolongation  auf  kürzere  Fristen  ein.  Bei  der  Be- 
rechnung des  Abschlages  für  die  neue  Lieferfrist  wird  die 
bisherige  Lieferfrist  mitgerechnei.  Die  Reichsbank  fordert 
in  dem  Merkblatt  dazu  auf,  froß  der  bestehenden  Mög- 
lichkeit der  Prolongation  von  vornherein  nicht  zu  kurz  zu 
disponieren.  Es  wird  ferner  betont,  daß  der  Verkäufer 
Devisen  in  der  vereinbarten  Höhe  unter  allen  Um- 
ständen zu  liefern  hat,  auch  für  den  Fall,  daß  ihm 
das  dem  Devisentermingeschäft  zu  Grunde  liegende 
Exportgeschäft  keine  Devisen  eingetragen  hat.  Als  Grund 
zur  Enibindung  von  der  Verpflichtung  zur  Devisenlieferung 
gilt  das  Nichtzustandekommen  eines  Geschäftes  nur  in-  ■> 
folge  verschiedener  Fälle  höherer  Gewalt. 

Was  die  Einziehung  betrifft,  so  nimmt  die  Reichs-  : 
bank  nunmehr  auch  Banknoten  zu  diesem  Zwecke  an. 
Die  Gebühren  sind  zum  Teil  geändert  worden.  Die  all- 
gemeine Gebühr  für  kurze  Wechsel,  Schecks,  Anweisungen 
und  Quittungen  in  ausländischer  Währung  beträgt  1 pro 
mille  und  zwar  mindestens  5 Mark,  bei  Banknoten  1 A pro 
mille  und  zwar  mindestens  5 Mark.  Dazu  kommen  für 
leßtere  A pro  mille  Courtage  und  die  Kosten  für  die  Ver- 
sendung nach  Berlin.  Sondergebühren  werden  von  der 
Devisenabteilung  der  Reichshauptbank  von  Fall  zu  Fall 
aufgegeben  und  belaufen  sich  für  Nebenpläße  gewöhnlich 
auf  \y2  pro  mille.  Die  Abrechnung  erfolgt  in  der  Regel 
zum  Geldkurse  des  Tages,  an  dem  die  Gutschrifisanzeige 
des  ausländischen  Korrespondenten  in  Berlin  eintrifft.  Eine 
Kurssicherung  ist  hiermit  nicht  verbunden,  jedoch  kann  bei 
Wechseln,  Schecks,  Anweisungen  und  Quittungen  der  Ein- 
reicher sich  durch  sofortige  entsprechende  Erklärung  die 
spätere  Abrechnung  zum  Geldkurse  des 
Tages  der  Einreichung  sichern,  falls  diese  bis 
12  Uhr  mittags  (Sonnabends  11  Uhr)  erfolgt.  Banknoten 
werden  von  der  Reichsbank  unter  Vorbehalt  der  Echtheit 
angekauft.  Hier  finden  für  den  Zeitpunkt  der  Kursfest- 
seßung  die  Bestimmungen  für  den  Ankauf  von  Schecks 
mit  der  Änderung  Anwendung,  daß  von  dem  Notenkurse 
ein  Abzug  von  3^  v.  H.  gemacht  wird,  in  dem  sämtliche 
Spesen  enthalten  sind.  Die  Banknoten  sind  dann  mit 
unterschriebenen  Nummernverzeichnissen  einzureichen. 

Limitierte  Verkaufsauflräge  sind  bei 
Wechseln,  Termindevisen  und  Schecks  zulässig.  Die 
Limite  müssen  rein  zahlenmäßig  aufgegeben  werden. 
Das  Limit  ist  erreicht,  wenn  der  amtliche  Berliner  Geld- 
kurs ebenso  hoch  oder  höher  notiert  wie  das  Limit.  Vor- 
schüsse auf  limitierte  Devisen  werden  nicht  gezahlt. 

Die  Reichsbank  weist  schließlich  in  dem  Merkblatt 
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noch  darauf  hin,  dag  es  sich  dringend  empfiehlt,  dag  die- 
jenigen, die  wegen  Abgabe  von  Devisen  mit  der  Reichs- 
bank in  direkten  Geschäftsverkehr  zu  treten  wünschen, 
sich  mit  der  zuständigen  Dienststelle  vorher  und  generell 
über  die  beste  Form  des  Geschäfts,  die  in  Betracht 
kommenden  Beträge,  die  etwa  erforderliche  Sicherheit 
usw.  verständigen. 


Nachfolgend  seien  noch  die  Länder  aufgezählt,  deren 
Währungen  zur  Zeit  für  das  Devisengeschäft  der  Reichs- 
bank in  Frage  kommen:  Argentinien,  Belgien,  Brasilien, 
Bulgarien,  Dänemark,  England,  Finnland,  Frankreich, 
Holland,  Italien,  Luxemburg,  Norwegen,  Österreich, 
Schweden,  Schweiz,  Spanien,  Tschechoslowakei,  Ungarn, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  Japan.  St. 

(235.) 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Reich  s Wirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Reichsausgleichsgesetz. 

Zur  Frage  des  Umfanges  des  Ersatzanspruchs  für  Währungs- 
schäden  bei  Verpflichtungen  deutscher  Schuldner  an  deutsche 
Bankfilialen  im  feindlichen  Ausland.  (Zinsen.) 

Die  deutsche  Firma  schuldete  der  Londoner  Zweignieder- 
lassung einer  deutschen  Grogbank  aus  einem  vor  dem  Kriege 
gewährten  Wechselkredit  am  1.  August  1914  5000  £.  Das  zugrunde 
liegende  Schuldverhältnis  bestand  darin,  dag  die  Firma  Wechsel 
auf  die  Londoner  Zweigniederlassung  der  Bank  zog  und  ihr 
jedesmal  für  die  eingelösten  Wechsel  Deckung  mit  der  üblichen 
Akzeptprovision  überwies.  Eine  Zinsvereinbarung  war  nicht  ge- 
troffen. In  halbjährlichen  Kontoauszügen  hat  jedoch  die  Londoner 
Zweigniederlassung  der  deutschen  Firma  seit  dem  1.  August  1914 
halbjährliche  Provision  mit  monatlich  % v.  H.,  sowie  Zinsen, 
beides  bis  zu  9 v.  H.  berechnet.  Hauptforderung,  Provision  und 
Zinsen  vom  1.  August  1914  bis  zum  30.  September  1921  belaufen 
sich  hiernach  auf  9758.7.11  £. 

Die  deutsche  Firma  hat  die  Gewährung  eines  Vorschusses 
aus  §§  44  Nr.  2,  45  Abs.  2,  46  Abs.  2 und  50  RAusglG.  auf  den 
Unterschied  zwischen  dem  Tageskurswert  und  dem  Vorkriegs- 
kurswert der  genannten  Summe  beantragt. 

Die  Spruchstelle  hat  den  Vorschug  nur  in  Höhe  von  90  v.  H. 
des  Unterschiedes  der  Kurswerte  von  6812.10  £ bewilligt.  Sie 
hat  die  Provision  nicht  berücksichtigt  und  bezüglich  der  Zins- 
schuld nur  einen  Anspruch  auf  5 v.  H.  Zinsen  für  die  Zeit  vom 
1.  August  1914  bis  zum  1.  November  1921  als  berechtigt  anerkannt. 

Die  Firma  B.  hat  Beschwerde  eingelegt  mit  dem  Anträge,  den 
Vorschug  nicht  nur  nach  dem  Betrage  von  6812.10  £,  sondern  nach 
dem  von  9920.9.2  £ zu  gewähren.  Die  deutsche  Grogbank  in 
Berlin,  der  der  Streit  verkündet  wurde,  ist  diesem  Antrag  bei- 
getreten. 

Der  Präsident  des  Reichsausgleichsamts  hat  Anschlug-Be- 
schwerde  eingelegt;  er  rügt  Verlegung  des  § 46  RAusglG.,  weil 
der  Firma  B.  auf  Zinsen  fürdie  Zeitvom  1.  August  1914 
bis  zum  10.  Januar  1920  ein  Vorschug  überhaupt  nicht  habe 
zugebilligt  werden  dürfen. 

Die  Beschwerden  blieben  sämtlich  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Anschlugbeschwerde  des  Präsidenten  des  Reichsaus- 
gleichsamts geht  von  der  Annahme  aus,  die  Bek.  betr.  das  Zah- 
lungsverbot gegen  England  vom  30.  September  1914  (RGBl. 
S.421)  enthalte  in  § 2 Sag  2 einen  Zinserlag,  der  gegen  die  in 
England  ansässige  Gläubigerin  bis  zum  11.  Januar  1920  wirke, 
da  deren  £-Forderung  gegen  die  Antragstellerin  nicht  am  Aus- 
gleichsverfahren teilnehme  und  das  Zahlungsverbot  gegen  Eng- 
land erst  durch  die  am  gleichen  Tage  erlassene  Verordnung  über 
die  Aufhebung  von  Kriegsmagnahmen  (RGBl.  1920  S.  32)  auger 
Kraft  getreten  sei. 

Es  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  ob  das  Zahlungsverbot 
gegen  England  tatsächlich  einen  Zinserlag  enthielt  oder  nicht. 
Entscheidend  ist  vielmehr  die  Frage,  ob  die  Wirkungen  des  Zah- 
lungsverbots gegen  England,  die  infolge  des  Friedensvertrages 
zweifellos  für  die  Gläubiger  britischer  Nationalität  restlos 
und  mit  rückwirkender  Kraft  in  Fortfall  gekommen  sind,  für  die 
in  England  ansässigen  deutschen  und  neutralen  Gläubiger  hin- 
sichtlich der  während  des  Krieges  aufgelaufenen  Zinsen  bestehen 
geblieben  sind,  oder  ob  durch  die  Verordnung  über  die  Auf- 


hebung der  Kriegsmagnahmen  vom  11.  Januar  1920  (RGBl.  S.  32) 
das  Zahlungsverbot  überhaupt  für  alle  von  ihm  Betroffenen  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Staatsangehörigkeit  von  Anbeginn  an  wieder 
auger  Kraft  getreten  ist. 

Diese  Frage  ist  in  dem  letztgenannten  Sinne  zu  beantworten. 

Die  Verordnung  über  die  Aufhebung  der  Kriegsmagnahmen 
vom  11.  Januar  1920  bezeichnet  zwar  als  Zeitpunkt  ihres  Inkraft- 
tretens den  Tag  ihrer  Verkündung.  Der  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens einer  geseglichen  Vorschrift  ist  aber  nicht  immer  gleich- 
bedeutend mit  dem  Zeitpunkt  ihres  Wirksamwerdens,  wenn  auch 
im  allgemeinen  den  Gesegen  eine  über  den  Zeitpunkt  ihres  In- 
krafttretens hinauswirkende  Kraft  nur  dann  zukommt,  wenn  der 
Geseggeber  dem  Geseg  diese  Wirkung  ausdrücklich  beilege.  Bei 
einzelnen  Rechtsvorschriften,  insbesondere  bei  den  die  Neuord- 
nung der  wirtschaftlichen  Beziehungen  nach  dem  Friedensvertrage 
betreffenden  Verordnungen,  ergibt  indessen  vielfach  der  Beweg- 
grund zu  ihrem  Erlasse  und  ihr  Zusammenhang  mit  den  früheren 
Ausnahmebestimmungen  während  des  Krieges,  dag  sie  nicht  erst 
von  ihrem  Inkrafttreten  an,  sondern  schon  auf  einen  früheren 
Zeitpunkt  zurückwirken  sollen. 

Das  Zahlungsverbot  gegen  Engländ  war  eine  im  Wege  der 
Vergeltung  angeordnete  Kriegsmagnahme.  Es  beruhte  auf  dem 
Gesege  über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaft- 
lichen Magnahmen  vom  4.  August  1914  (RGBl.  S.  327).  Nach 
§ 3 dieses  Geseges  war  der  Bundesrat  ermächtigt,  während 
des  Krieges  diejenigen  Magnahmen  anzuordnen,  welche  sich 
zur  Abhilfe  wirtschaftlicher  Schädigungen  als  notwendig  erwiesen. 
Die  Magnahmen  sollten  dem  Reichstage  bei  seinem  Zusammen- 
tritt zur  Kenntnis  gebracht  und  auf  sein  Verlangen  aufgehoben 
werden.  Sie  trugen  mithin  nur  einen  vorläufigen  auf  die 
Dauer  des  Krieges  berechneten  Charakter,  namentlich 
soweit  sie  Vergeltungsmagregeln  enthielten.  Insbesondere  war 
das  Zahlungsverbot  und  der  Ausschlug  des  Rechts,  Zinsen  zu 
„fordern“  eine  bis  auf  „weiteres"  angeordnete  und  nur  auf  eine 
kurze  Kriegsdauer  zugeschnittene  Magnahme,  die  sich  insbe- 
sondere mit  Rücksicht  auf  eine  etwa  mögliche  Regelung  bei  den 
Friedensverhandlungen  nach  längerer  Dauer  des  Krieges  schon 
während  desselben  nicht  ganz  aufrechterhalten  lieg  (Begründung 
zur  Bekanntmachung  über  den  Treuhänder  für  das  feindliche 
Vermögen  vom  19.  April  1917).  Ergab  sich  aber  schon  während 
des  Krieges,  dag  ein  Teil  der  im  Zahlungsverbote  vom  30.  Sep- 
tember 1914  enthaltenen  Kriegsmagnahmen  sich  mit  Rücksicht  auf 
den  etwaigen  Ausgang  der  Friedensverhandlungen  gegenüber  den 
früher  feindlichen  Gläubigern  nicht  aufrechterhalten  werden 
konnte,  so  mugte  die  durch  den  Friedensvertrag  geschaffene 
Lage  den  Geseggeber  dazu  führen,  durch  restlose  Aufhebung  des 
Zahlungsverbots  den  früheren  Zustand  auch  denjenigen  gegen- 
über wieder  herzustellen,  die  nur  zufällig,  ohne  dag  sie  Feinde 
waren,  von  der  territorialen  Wirkung  des  Zahlungsverbots  be- 
troffen wurden.  Dies  gilt  um  so  mehr,  als  bezüglich  der  An- 
gehörigen der  früher  feindlichen  Staaten  der  Friedensver- 
trag zur  Beseitigung  der  deutschen  Kriegsmagnahmen  zwang 
und  kein  Grund  dazu  vorlag,  deutsche  und  neutrale  Beteiligte 
schlechter  als  die  ehemals  feindlichen  Gläubiger  zu  stellen.  Da 
das  Zahlungsverbot  unstreitig  territoriale  Geltung  hatte  und  haben 
sollte,  so  mug  auch  für  seine  Aufhebung  territoriale  Wirkung  in 
Anspruch  genommen  werden. 

Die  Verordnung  vom  11.  Januar  1920  lägt  das  Zahlungsverbot 
gegen  England  allgemein  „auger  Kraft"  treten.  Es  hatte  von  da 
ab  als  nicht  erlassen  zu  gelten,  es  sei  denn,  dag  es  bis 
dahin  zugunsten  eines  Beteiligten  Wirkungen  geäugert  hatte.  Die 
Gläubiger  in  England  hatten  bis  dahin  für  die  rückliegende  Zeit 
Zinsen  nickt  „fordern"  können.  Das  änderte  sich  mit  der  Ver- 
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Ordnung  vom  11.  Januar  1920.  Die  englischen  Gläubiger  in 
England  hatten  hierauf  ein  durch  § 22  der  Anlage  hinter  Art.  296 
FrVertr.  begründetes  Recht,  das  durch  die  genannte 
Verordnung  auch  innerstaatlich  festgelegt 
wurde.  Daß  dies  erst  durch  die  Bezugnahme  in  §§  9,  24  des 
viel  später  erlassene  RAusglG.  geschehen  sei,  ist  um  so  weniger 
anzunehmen,  als  alle  Kriegsmaßnahmen  baldigst  zu  beseitigen 
waren.  Die  gleiche  Wirkung  muß  aber  auch  gegenüber  den 
nichtenglischen  Gläubigern  in  England  Platz  greifen,  da 
das  Zahlungsverbot  und  seine  Aufhebung  von  territorialer  und 
nicht  bloß  persönlicher  Bedeutung  waren,  da  ferner  die  Ver- 
ordnung vom  11.  Januar  1920  nicht  zwischen  früher  feindlichen  und 
anderen  Gläubigern  unterscheidet  und  da  endlich  durch  die 
Aufhebung  des  Zahlungsverbots  die  früheren  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  den  bisher  verfeindeten  Ländern  wieder- 
hergestellt werden  sollten. 

Der  von  der  Anschlußbeschwerde  bestrittene  Anspruch  der 
Londoner  Zweigniederlassung  der  Deutschen  Großbank  auf  die 
während  des  Krieges  fällig  gewordenen  Zinsen  kann  somit  nicht 
in  Frage  gestellt  werden.  Die  Pflicht  zur  Erfüllung  dieser  Zins- 
schuld stellt  eine  Verbindlichkeit  im  Sinne  des  § 44  Nr.  2 
RAusglG.  dar,  so  daß  die  Antragstellerin  auch  hinsichtlich  dieser 
Verbindlichkeit  einen  Vorschuß  auf  den  sie  treffenden  Währungs- 
schaden entsprechend  den  Vorschriften  der  §§  44,  46  a.  a.  O. 
verlangen  darf.  Zu  Unrecht  findet  sich  die  Firma  B.  aber  durch 
den  angefochtenen  Beschluß  insoweit  beschwert,  als  der  Be- 
schluß bei  der  Bemessung  des  Vorschusses  nur  5 v.H.  durch- 
laufend berechneter  Zinsen  für  die  Zeit  vom  1.  August  1914  bis 
1.  November  1921  statt  der  der  Firma  B.  von  der  Londoner 
Zweigniederlassung  belasteten  höheren  Zinssäße  und  Provisionen 
berücksichtigt  hat. 

Es  ist  zwar  richtig,  daß  das  Schuldverhältnis  der  Antrag- 
stellerin gegenüber  der  Londoner  Bankniederlassung  nach  eng- 
lischem Recht  zu  beurteilen  ist,  zumal  nach  den  von  der  Antrag- 
stellerin angenommenen  Geschäftsbedingungen  die  Zuständigkeit 
der  englischen  Gerichte  zur  Entscheidung  aller  sich  aus  dem 
vereinbarten  Kreditverhältnis  ergebenden  Streitigkeiten  anerkannt 
war.  Doch  kann  das  englische  Recht  im  vorliegenden  Falle  auch 
nur  im  Rahmen  des  § 22  der  Anlage  zu  Art.  296  FrVertr.  zur  An- 
wendung gelangen.  Zwar  handelt  es  sich  hier  um  einen  An- 
wendungsfall des  § 44  Nr.  2 RAusglG.,  also  um  eine  in  den  Art. 
296  und  72  FrVertr.  nicht  bezeichnete  Geldverbindlichkeit.  Der 
Kreis  dieser  Verbindlichkeiten  ist  aber  eng  begrenzt  und  be- 
schränkt sich  dem  Sinn  und  Zweck  des  III.  Abschnitts  des  Ge- 
seßes  entsprechend  nur  auf  diejenigen  Verbindlichkeiten  gegen- 
über Bewohner  des  früher  feindlichen  Auslandes,  die  den  am 
Ausgleichsverfahren  teilnehmenden  Schulden  sowohl  hinsicht- 
lich ihres  Inhalts  als  auch  hinsichtlich  der  Unterstützungsbedürf- 
tigkeit  der  Schuldner  ähnlich  sind.  Daher  müssen  die  die  Zins- 
pflicht betreffenden  Grundsäße  des  durch  §§  9,  24  RAusglG.  zum 
innerdeutschen  Recht  gewordenen  § 22  der  Anlage  zu  Art  296 
FrVertr.  auch  auf  die  in  § 44  Nr.  2 RAusglG.  geregelten  Geld- 
schulden und  damit  auf  den  vorliegenden  Fall  sinngemäß  zur  An- 
wendung gebracht  werden.  Danach  beträgt  der  Zinsfuß  5 v.  H. 
für  das  Jahr,  es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger  auf  Grund  Ver- 
trages, Geseßes  oder  örtlichen  Gewohnheitsrechtes  Zinsen  zu 
einem  anderen  Zinsfuß  zu  beanspruchen  hatte,  in  welchem  Fall 
dieser  Zinsfuß  gilt.  Eine  Vereinbarung  über  Zinsen  und  Pro- 
visionen ist  von  der  Antragstellerin  bei  Abschluß  ihres  Kredit- 
vertrages mit  der  Londoner  Bankniederlassung  nicht  getroffen 
worden.  Auch  kann  nicht  behauptet  werden,  daß  das  seitens  der 
Bank  von  England  mit  den  Londoner  Akezptbanken  getroffene 
Abkommen,  wonach  die  Bank  von  England  für  die  Londoner 
Akzepthäuser  eintrat,  für  diese  Hilfsaktion  aber  2 v.  H.  Zinsen 
über  Londoner  Banksatz  berechnete,  und  die  Beschlüsse  der 
Londoner  Bankers  Association  über  die  Provisionen  ein  örtliches 
Gewohnheitsrecht  erzeugt  haben.  Denn  es  handelt  sich  hierbei 
um  eine  für  die  durch  den  Krieg  bedingten  Ausnahmeerschei- 
nungen getroffene  zeitweilige  Ausnahmeregelung  und  nicht  um 
einen  im  Londoner  Bankenverkehr  allgemein  geltenden  Brauch. 
Ein  anderer  Londoner  Handelsbrauch,  der  die  Antragstellerin 
zu  einem  höheren  Zinssaße  verpflichtet  hätte,  ist  aber  nicht  be- 
hauptet oder  glaubhaft  gemacht  worden.  Die  Londoner  Nieder- 
lassung der  am  Verfahren  beteiligten  deutschen  Hauptnieder- 
lassung ist  wegen  der  bei  der  Einlösung  der  Tratten  der  An- 
tragstellerin übernommenen  Aufwendungen  auch  nicht  etwa  aus 
§ 396  HGB.  und  §§  670,  675  BGB.  zum  Ersäße  berechtigt.  Denn 


bei  dem  der  Antragstellerin  vor  dem  Kriege  eingeräumten  Ak- 
zeptkredite ist  die  Londoner  Niederlassung  nicht  lediglich  als 
Kommissionärin  oder  als  Beauftragte  tätig  gewesen.  Sie  war 
vertraglich  verpflichtet,  die  auf  sie  gezogenen  Tratten  einzu- 
lösen und  trug  daher  selbst  das  mit  der  Krediterteilung  ver- 
bundene Risiko,  jederzeit  so  flüssig  zu  sein,  daß  sie  ihrer  Ein- 
lösungspflicht genügen  konnte.  Die  Aufwendungen,  die  sie  zu 
diesem  Zwecke  machte,  galten  mithin  vornehmlich  der  Durch- 
führung ihres  Geschäftsbetriebes  und  ihrem  eigenen  Interesse, 
so  daß,  sie  nicht  als  befugt  angesehen  werden  kann,  die  von 
ihr  übernommenen  Lasten  auf  ihre  Kunden  abzuwälzen.  Die 
Hilfsaktion  der  Bank  von  England  wurde  auch  nicht  etwa  durch 
ein  V e r s ch  u 1 d e n der  Antragstellerin  nötig,  etwa  weil  diese 
den  Akzeptkredit  nicht  rechtzeitig  abdeckte;  denn  dies  war  ihr, 
um  ein  Abfließen  deutschen  Geldes  während  des  Krieges  nach 
England  zu  verhüten,  geseßlich  untersagt,  so  daß  sie  für  die 
nicht  rechtzeitige  Deckung  nicht  einzustehen  hat.  Der  Zinsan- 
spruch der  Londoner  Zweigniederlassung  geht  demnach  über  den 
in  § 22  der  Anlage  nach  Art.  296  FrVertr.  auf  5 v.H.  jährlich  be- 
stimmten Saß,  — der  auch  dem  englischen  Rechte  entspricht,  — 
nicht  hinaus,  eine  höhere  Zinsschuld  liegt  der  Antragstellerin 
somit  nicht  ob.  Bei  der  Bemessung  des  Vorschusses  war  daher 
nur  die  Zinspflicht  in  dieser  Höhe  zugrunde  zu  legen.  Die 
Berechnung  der  5 v.  H.  Zinsen,  durchlaufen  vom  1.  August  1914 
bis  zum  1.  November  1921,  entspricht  dem  im  Abrechnungsver- 
kehr für  die  Ausgleichsämter  geltenden  Verfahren,  das  auch  in 
den  Fällen  der  §§  46,  44  RAusglG.  sinngemäß  zu  beachten  ist, 
da  die  Schuldner  der  im  III.  Abschnitt  des  Geseßes  geregelten 
Verbindlichkeiten  nicht  anders  als  die  am  Ausgleichsverfahren 
teilnehmenden  Schuldner  gestellt  werden  können.  Aus  glei- 
chem Grunde  war  auch  eine  Bevorschussung  der  berechneten 
Provisionen  abzulehnen. 

(Urt.  v.  19.  Mai  1922  - XV.  A.  V.  637/21  -.)  (185.) 

Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Französisch-Deutscher  Gemischter  Schieds- 
gerichtshof. 

Entscheidung  vom  11.  Juli  1922,  in  Sachen  H.  /.  Sch.  — S II 132  — . 

Eine  wichtige  Frage  der  Valorisierung  ist  durch  die  obige 
Entscheidung  beantwortet  worden:  Der  Kläger,  Franzose,  hat  mit 
dem  beklagten  Deutschen  viele  Jahre  derart  in  Geschäfts- 
verbindung gestanden,  daß  der  Franzose  von  dem  Deutschen 
Ware  kaufte,  daß  ihm  entsprechend  einer  getroffenen  Verein- 
barung der  Kaufpreis  in  Franken  in  Rechnung  gestellt  wurde, 
von  ihm  aber  in  Mark  zum  festen  Umrechnungskurs  von  einem 
Franken  gleich  80  Pf.  bezahlt  wurde. 

Nun  bestimmt  Art.  296  d des  Versailler  Vertrages: 

„Die  Schulden  werden  in  der  Währung  der  jeweils  be- 
teiligten alliierten  oder  assoziierten  Macht  bezahlt  oder  gut- 
geschrieben. Lauten  die  Schulden  auf  irgend  eine  andere 
Währung,  so  sind  sie  in  der  Währung  der  beteiligten  alliierten 
oder  assoziierten  Macht  zu  bezahlen  oder  gutzuschreiben. 
Die  Umwandlung  erfolgt  zu  dem  vor  dem  Kriege  geltenden 
Umrechnungskurs.  Schreibt  ein  Vertrag  ausdrücklich  einen 
festen  Umrechnungskurs  für  die  Umwandlung  aus  der 
Währung,  auf  welche  die  Schuldverbindlichkeit  lautet,  in  die 
Währung  der  Beteiligten  alliierten  oder  assoiierten  Macht 
vor,  so  bleibt  die  obige  Bestimmung  über  den  Umrechnungs- 
kurs außer  Anwendung." 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  entschieden  das  Deutsche  und 
das  Französische  Ausgleichsamt  übereinstimmend,  daß  der  Fran- 
zose seine  Schuld  in  Franken  zu  begleichen  habe.  Gegen  diese 
gemeinschaftliche  Entscheidung  legte  der  Franzose  Berufung  an 
den  Schiedsgerichtshof  ein.  Zu  ihrer  Begründung  machte  er 
geltend:  Allerdings  schreibe  der  Friedensvertrag  vor,  daß  andere 
Währungen  in  die  Währung  der  beteiligten  alliierten  oder 
assoziierten  Macht  umzurechnen  seien,  diese  Bestimmung  aber 
könne  nicht  gelten  gegenüber  der  anders  lautenden  ausdrücklichen 
Vereinbarung  der  Parteien.  Er  brauche  also  seine  Schuld  nur  in 
Mark  zu  bezahlen  (d.  h.  also:  er  wollte  für  jeden  ihm  in  Rechnung 
gestellten  Franken  80  Pf.  zahlen,  während  der  Tageskurs  des 
Franken  zu  der  Zeit,  in  der  das  Urteil  erging,  etwa  40  M.  betrug). 
Der  deutsche  Verkäufer  schloß  sich  der  Ansicht  des  Franzosen 
an.  Die  beiden  Staatsvertreter  haben  die  gegenteilige  Ansicht 
vertreten  und  Aufrechterhaltung  der  Entscheidung  der  Aus- 
gleichsämfer  beantragt.  Das  Schiedsgericht  ist  dem  beigetreten. 
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Es  weist  darauf  hin,  dag  der  Versailler  Vertrag  eine  abweichende 
Parteivereinbarung  nur  insoweit  zulasse,  als  es  sich  um  den 
den  Umrechnungs  k u r s handle,  also  um  die  Frage,  zu  wel- 
chem Kurse  eine  Währung  in  die  andere  unzurechnen  sei, 
nicht  aber  hinsichtlich  der  Frage,  ob  überhaupt  eine  solche 
Umrechnung  stattfinde.  Dieses  sei  vielmehr  ein  für  alle  Mal 
im  Versailler  Vertrage  vorgeschrieben. 

Der  Entscheidung  dürfte  beizutreten  sein.  Den  finanziellen 
Vorteil  von  ihr  hat  im  vorliegenden  Falle  und  nach  dem  gegen- 
wärtig geltenden  Ausgleichsgesefe  nicht  der  deutsche  Gläubiger 
sondern  das  Reich,  welches  für  jeden  Franken  der  ursprünglichen 
Rechnung  statt  80  Pf.,  wie  der  Franzose  wollte,  40  M.  erhält,  aber 
nach  § 25  des  Reichsausgleichsgesefees  an  den  Deutschen  nur 
80  Pf.  zahlt.  Inwieweit  dieser  Rechtszustand  durch  die  in  Aussicht 
stehende  Novellle  zum  Reichsausgleichsgesefe  eine  Änderung  er- 
fahren wird,  steht  noch  nicht  endgültig  fest. 

Oberlandesgerichtsrat  Dr.  R i e d i n g e r . 

(205.) 

Rückblick  auf  die  Fünfte  Deutsche  Ostmesse 
in  Königsberg  Pr. 

Die  Fünfte  Deuts  che  Ostmesse  in  Königsberg 
Pr.,  die  vom  13.  bis  18.  August  stattfand,  wies  in  der  Art  der 
ßeschickung  bedeutende  Fortschritte  auf.  Das  Bild,  das  die 
Herbstmesse  bot,  zeigte,  daß  zahlreiche  deutsche  Firmen  aller 
Branchen  der  Ostmesse  ihr  Interesse  entgegenbringen.  Es  sind 
dies  Vertreter  für  Textilwaren,  Leder,  Schuh-  und  Lederwaren, 
Haushaltungs-  und  Küchengeräte,  Kleineisen-  und  Stahlwaren, 
Porzellan  und  Keramik,  Artikel  des  Bauwesens,  Maschinenwesen, 
Chemikalien,  Oie  und  Fette,  chemisch-pharmazeutische  Artikel, 
Nahrungs-  und  Genußmittel,  Papierwaren  und  Bürobedarf  sowie 
Möbel.  In  bescheidenerem  Umfange  sind  Spiel-  und  Sportartikel, 
Galanteriewaren  und  Musikinstrumente  vertreten  gewesen.  Den 
Mittelpunkt  des  weiten  Messegeländes  bildete  die  Ausstellung 
landwirtschaftlicher  Maschinen  und  Geräte,  an  der  sich  die  ange- 
sehensten Firmen  der  Landmaschinenindustrie  beteiligt  hatten. 
Insgesamt  waren  an  der  Herbstmesse  2232  Ausstellerfirmen  be- 
teiligt. Eine  Sonderstellung  im  Rahmen  der  Messe  nahm  die 
Ausstellung  russischer  Exportwaren  ein,  die  vom  Zentrosojus, 
der  Handelskammer  Petersburg  und  der  Genossenschaft  Sewero- 
kustarj  veranstaltet  worden  war,  und  Warenmuster  in  Edel- 
hölzern, Erzeugnisse  der  Hausindustrie,  Spifeen,  Holzschnitzereien, 
Flachs,  Felle  und  Häute,  Roßhaare,  Daunen,  Federn  und  Naphta- 
erzeugnisse  brachte. 

Das  Geschäft  der  Fünften  Deutschen  Ost- 
messe stand  unter  dem  Zeichen  der  sprunghaften  Dollarstei- 
gung und  war  infolgedessen  von  einem  gewissen  Interessen- 
gegensafe der  Käufer  und  Verkäufer  beherrscht.  Während  die 
Verkäufer  sich  zurückhaltend  zeigten,  suchten  die  Käufer  ohne 
Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Preise  möglichst  viel  greifbare  Ware 
zu  erhalten.  Die  Nachfrage  war  in  fast  allen  Branchen  so  leb- 
haft, daß  viele  Aussteller  mehr  Waren  verkauft  haben,  als  sie 
beabsichtigten.  Die  geschäftlichen  Ergebnisse  sind  dement- 
sprechend in  allen  Warengruppen  mit  Ausnahme  der  Abteilung 
für  Papierwaren  und  Bürobedarf  überaus  günstig  gewesen. 

Die  Zahl  der  Einkäufer  war  mit  41  300  nahezu  doppelt 
so  grofe  wie  zur  Frühjahrsmesse.  Der  Zuwachs  entfällt  aber  fast 
ausschliefelich  auf  die  Einkäuferschaft  der  Provinz  Ostpreußen. 
Die  Zahl  der  ausländischen  Einkäufer  dagegen  hat  sich  nicht 
wesentlich  vermehrt.  Als  Grund  hierfür  wird  angeführt,  dafe  die 
Kaufleute  im  Auslande  sich  nicht  auf  die  langen  Lieferfristen  der 
deutschen  Fabrikanten  einlassen  können  und  lieber  in  hoch- 
valutarischen Ländern  zu  festen  Preisen  und  mit  sofortiger  Liefe- 
rung einkaufen.  Die  Einwohner  Ostpreufeens  waren  wie  bisher 
wieder  in  grofeer  Zahl  auf  der  Ostmesse  erschienen;  ebenso 
hatte  die  Kaufmannschaft  Litauens  zahlreiche  Vertreter  nach 
Königsberg  entsandt.  Verhältnismäßig  gering  war  die  Beteili- 
gung dagegen  Lettlands  und  Estlands.  Zum  ersten  Male  trafen 
Vertreter  russischer  Behörden  und  Organisationen  ein,  die  nicht 
nur  zum  Studium,  sondern  zum  Teil  auch  zum  Einkauf  gekommen 
waren.  Damit  wurde  die  erste  Fühlungnahme  mit  den  maß- 
gebenden Behörden  und  Wirtschaftsstellen  sowie  dem  privaten 
Handel  in  Rußland  gewonnen.  (231.) 

Vom  Arbeitsmarkt  in  Schweden. 

Wie  aus  Schweden  berichtet  wird,  sind  seit  der  Jahres- 
wende 1921/22  in  den  meisten  größeren  Industrien  neue  kollek- 


tive Lohnverträge  zustande  gekommen,  die  bedeutende  Lohn- 
herabsetzungen festlegen  und  auf  diese  Weise  die  In- 
dustrie wieder  auf  eine  gesunde  Basis  zu  bringen  suchen.  Ins- 
gesamt umfassen  die  neuen  Abkommen  rund  200  000  Arbeiter. 
Die  wichtigsten  dieser  neuen  Abkommen  betreffen  die  Erzgruben, 
die  Eisenindustrie,  die  Bauindustrie,  Porzellanindustrie,  Säge- 
werksindustrie, Papierindustrie,  die  Zuckerfabriken,  Schneider- 
werkstätten und  die  größeren  Städte.  Die  meisten  der  Lohnab- 
kommen haben  einen  Teil  der  Abzüge  für  sofort  oder  ab  1.  Juni 
festgesetzt,  die  weiteren  Abzüge  gelten  ab  1.  Oktober  dieses 
Jahres.  Die  neuen  Herabsefeungen  betragen  gegen  die  Löhne 
von  1921  durch schnittlich  20—30  v.  H.,  so  daß  damit  die  Höchst- 
löhne von  1920  um  durchschnittlich  35—55  v.  H.  zurückgesefet 
werden.  Nach  dem  gleichen  Bericht  (veröffentlicht  in  der 
Sammelmappe  „Deutschland  und  die  weltwirtschaftliche  Lage") 
ist  die  Zahl  der  Arbeitslosen,  die  Ende  Januar  mit  163  000  Arbeits- 
losen und  482  Stellensuchenden  auf  100  offene  Stellen  ihre 
Höchstziffer  erreicht  hatte,  ständig  zurückgegangen  und  betrug 
am  30.  April  nur  noch  124  700.  Im  März  entfielen  noch  381 
Stellensuchende  auf  100  Stellen,  im  April  368  und  im  Mai  nur 
noch  257.  Die  Prozentzahlen  der  Arbeitslosen  in  den  Fach- 
vereinigungen waren  im  April  28,6  gegen  30,6  im  März  und 
34,8  im  Januar.  Die  Besserung  verteilt  sich  auf  alle  Fachver- 
einigungen bis  auf  den  Transportarbeiterverband,  bei  dem  die 
Arbeitslosigkeit  größer  geworden  ist.  Die  größte  Besserung 
zeigte  sich  mit  dem  Beginn  der  Sommersaison  naturgemäß  bei 
dem  Bauarbeiterverband.  (217.) 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen. 

(Ohne  Gewähr.) 

Warennachfragen. 

W.  8772*.  Eine  Firma  in  Port  of  Spain  benötigt  Glas- 
waren, Steingut,  Schuhe,  Glasperlen  und  Möbel.  (Korr,  engl.) 

W.  8773*.  Eine  Firma  in  Johannesburg  braucht  Gold- 
minenmaschinen und  Dichtungsmaterial.  (Korr,  engl.) 

W.  8774.  Eine  Firma  in  R o m sucht  Schreibwaren  zu  kau- 
fen. (Korr,  ital.) 

W.  8775.  Eine  Firma  in  T r i e s t wünscht  Farben  und  Papier- 
waren zu  kaufen.  (Korr,  ital.) 

W.  8776.  Eine  Firma  in  Genua  benötigt  Bimsstein.  (Korr. 

ital.) 

W. 8777.  Eine  Firma  in  Paris  benötigt  rohe  Holzabsäfec 
für  Schuhe.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8778.  Eine  Firma  in  Turin  wünscht  Horngriffe,  Zelluloid- 
griffe, eiserne  Stäbe  für  Regenschirme,  sowie  Speichen  für  Fahr- 
räder und  Automobile.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8779.  Eine  Firma  in  Krakau  braucht  Stock-  und  Bank- 
scheren für  die  Bürstenfabrikation.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8780.  Eine  Firma  in  Budapest  sucht  Holznägel  zu 
kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8781.  Eine  Firma  in  Triest  braucht  Sensen,  Sicheln, 
Alteisen,  Pergamentpapier,  Packpapier  und  Geschäftsumschläge. 
(Korr,  deutsch.) 

W.  8782.  Eine  Firma  in  Tunis  sucht  Luxusschuhe  zu 
kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8783.  Eine  Firma  in  Antwerpen  wünscht  für  ihre 
Filiale  in  Kalkutta  Nähgarn  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8784.  Eine  Firma  in  Jaffa  hat  Bedarf  an  Wohnungs- 
möbeln. (Korr,  engl.) 

W.  8785.  Eine  Firma  in  Tripolis  benötigt  Feze,  Kappen, 
Kurzwaren,  Neuheiten,  Nähmaschinen  und  Fahrräder.  (Korr, 
franz.) 

W.  8786.  Eine  Firma  in  Sofia  sucht  Damenfilz-  und  Stroh- 
hüte zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8787.  Eine  Firma  in  Warschau  braucht  Filzscheiben 
für  Polierzwecke,  Isoliermaterialien,  wie  Asbest-  und  Kieselgur- 
massen. (Korr,  deutsch.) 

W. 8800.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Seidentrikots. 
(Korr,  deutsch,  engl.) 

W.  8801.  Eine  Firma  in  Paris  sucht  Manschettenknöpfe, 
Bijouteriewaren  und  Gablonzer  Artikel  zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W.  8802.  Eine  Firma  in  Varna  braucht  Möbelschlösser  und 
Möbelbeschläge.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8803.  Eine  Firma  in  Kairo  wünscht  Kartons  für  Photo- 
graphen und  Porzellantiegel  für  Apotheken  zu  kaufen.  (Korr, 
franz.) 
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W.  8804.  Eine  Firma  in  New  York  suchi  Porzellanver- 
Schlüsse  für  Flaschen  zu  kaufen. 

W.  8805.  Eine  Firma  in  Paris  hat  Bedarf  an  schwefel- 
saurem Ammoniak.  (Korr,  franz.) 

W. 8806.  Eine  Firma  in  Port  Said  wünscht  mit  Fezfabri- 
kanten  in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  franz.) 

W.  8807.  Eine  Firma  in  Pretoria  benötigt  Tabakpfeifen. 
(Korr,  engl.) 

W.  8808.  Eine  Firma  in  Wien  braucht  Nähkasetien. 

W. 8809.  Eine  Firma  in  janoshalma  benötigt  eiserne 
Fässer  für  Ol  und  Petroleum.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8810.  Eine  Firma  in  Neapel  benötigt  Kohlepapier 
Kartons  und  Löschpapier.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8811./  Eine  Firma  in  Alexandrien  wünscht  Klaviere 
zu  kaufen.  (Korr,  ital.) 

W.  8812.  Eine  Firma  in  Bari  sucht  Hornknöpfe  und  Jagd- 
schroi  zu  kaufen.  (Korr,  ital.) 

W.  8830.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  benötigt  Lufi- 
schlangen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8831.  Eine  Firma  in  Tricesimo  braucht  Strick- 
maschinen. (Korr,  ital.) 

W.  8832*.  Eine  Firma  in  C i n c i n a t i sucht  elektrische 
Apparate,  wie  Haartrockner,  Brenneisen,  Apparate  für  violette 
Strahlen  usw.,  zu  kaufen.  (Korr,  engl.) 

W.  8833.  Eine  Firma  in  Codogno  braucht  Schusterpappe. 
(Korr,  franz.,  ital.) 

W.  8834.  Eine  Firma  in  Genua  wünscht  Spielwaren  und 
Geschenkartikel  zu  kaufen.  (Korr,  ital.) 

W.  8835.  Eine  Firma  in  Turin  benötigt  Rezipienten  für 
Kohlensäure.  (Korr,  ital.) 

W.  8836.  Eine  Firma  in  Wien  braucht  Maschinen  zur  Her- 
stellung von  Konservendosen. 

W.  8837.  Eine  Firma  in  )erusalem  hat  Bedarf  an  ge- 
bogenen Möbeln.  (Korr,  franz.) 

W.  8838.  Eine  Firma  in  Havana  sucht  Mineralfarben  zu 
kaufen.  (Korr,  engl.) 

W.  8839.  Eine  Firma  in  London  wünscht  Velourhüie, 
Puppen  und  Lederwaren  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch,  engl.) 

W.  8840*.  Eine  Firma  in  Warschau  braucht  Zentrifugal- 
luftpumpen für  Vakuumverdampfapparate.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8841.  Eine  Firma  in  Calcutta  hat  Bedarf  an  Post- 
karten und  Emailwaren.  (Korr,  engl.) 

Warenangebote. 

W.  8828.  Eine  Firma  in  Wien  bietet  Schlemmkreide  und 
Schamotfemehl  an. 

W.  8829.  Eine  Firma  in  Banjaluka  bietet  Nüsse  an. 

Vertretungen. 

W.8788.  Eine  Firma  in  Marseille  sucht  Vertretungen 
für  vegetabilische  Oie,  Seifen  und  für  Rohstoffe  zu  übernehmen. 
(Korr,  franz.) 

W.  8789*.  Eine  Firma  in  Bukarest  wünscht  Vertretungen 
für  Hausschuhe  und  Damenhalbschuhe  zu  übernehmen.  (Korr, 
deutsch.) 

W.  8790*.  Eine  Firma  in  Mailand  sucht  Vertretungen  für 
Wollstoffe,  Strümpfe  und  für  Socken  zu  übernehmen.  (Korr, 
franz.,  ital.,  deutsch.) 

W.  8791*.  Eine  Firma  in  Konstantinopel  sucht  Ver- 
tretungen für  Papier,  Konfektionswaren,  Möbel,  Glaswaren  und 
für  Mineralwasser  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W.  8792*.  Eine  Firma  in  San  Francisco  wünscht  Ver- 
tretungen für  Wirkwaren,  Spifeen,  Stickereien,  Handschuhe, 
Chemikalien,  Perlen,  Aluminiumwaren,  Messer,  mechanische 
Spielwaren,  Haushaltungsgeräte,  Lederwaren  und  für  elek- 
trische Kochgeräte  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.) 

W.  8793*.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  sucht  Vertre- 
tungen für  Gummiwaren,  Papier,  Seidenbänder,  Linkrusta,  Ta- 
peten, Verbandsstoffe,  Email-  und  Zelluloidwaren,  Schuhbedarfs- 
artikel und  für  Hanfgarn  zu  übernehmen.  (Korr,  span.,  franz., 
ital.) 

W. 8794*.  Eine  Firma  in  Triest  sucht  Vertretungen  für 
Papier  und  Holz  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.) 

(225.) 

W.  8813*.  Eine  Firma  in  Triest  sucht  Vertretungen  für 
die  Textilbranche  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.) 

W.  8814.  Eine  Firma  in  Deuil-La  Barre  wünscht  Ver- 
tretungen für  Eichenholz  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 


W.  8815*.  Eine  Firma  in  Wien  sucht  ausländische  Vertre- 
tungen fiir  Textilwaren  zu  übernehmen. 

W. 8816*.  Eine  Firma  in  Kairo  wünscht  Vertretungen  für 
Papier,  Raucherartikel,  Zigarettenhülsen,  Bureauartikel,  Pappe, 
Leder-  und  Bijouteriewaren  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz.) 

W. 8817*.  Eine  Firma  in  Syra  sucht  Vertretungen  fiir 
Herrenwäsche,  Porzellan-  und  Emailwaren,  Herrenhüte,  Kra- 
vatten  und  für  chemische  Artikel  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8818*.  Eine  Firma  in  Santiago  de  Chile  wünscht 
Vertretungen  für  Manufaktur-  und  Eisenwaren,  technische  Ar- 
tikel, Werkzeuge,  Geschirr,  Erdfarben,  Lacke  und  für  chemische 
Produkte  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz.,  engl.,  span.) 

W.  8819*.  Eine  Firma  in  Triest  sucht  Vertretungen  für 
Glas  und  Kartons  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch,  franz.) 

W.  8820*.  Eine  Firma  in  Santiago  de  Chile  suchi 
Vertretungen  für  Papier-  und  Schreibwaren  zu  übernehmen. 
(Korr,  deutsch,  span.) 

W.  8821*.  Eine  Firma  in  Rotterdam  wünscht  Vertre- 
tungen für  Holz,  Furniere  und  für  Sperrholz  zu  übernehmen. 
(Korr,  deutsch,  engl.,  franz.) 

W.  8822*.  Eine  Firma  in  Mailand  sucht  Vertretungen  für 
Maschinen,  technische  Artikel,  Eisenwaren,  Pumpen,  Werkzeuge, 
Sensen,  landwirtschaftliche  Geräte  zu  übernehmen.  (Korr, 
deutsch,  eng!.,  ital.,  franz.) 

W.  8823*.  Eine  Firma  in  Sommerville  sucht  Vertre- 
tungen für  Zigareiienfüllmaschinen,  Schwarzwälder  und  Taschen- 
uhren, Etuis  für  Bijouteriewaren,  Knöpfe,  Nadeln,  Fingerhüte, 
Werkzeuge,  Strümpfe,  Handschuhe  und  für  Postkarten  zu  über- 
nehmen. (Korr,  engl.)  (226.) 

W.  8824*.  Eine  Firma  in  Sofia  wünscht  Vertretungen  für 
Papier,  Maschinen,  Werkzeuge  und  für  chemische  Produkte  zu 
übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W. 8825*.  Eine  Firma  in  Toulouse  sucht  Vertretungen 
für  ärztliches  Verbandsmaterial  und  für  antiseptische  Präparate 
und  Produkte  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W.  8826*.  Eine  Firma  in  Triest  wünscht  Vertretungen  für 
Weine,  Liköre,  Reis,  Teigwaren,  Seifen  und  für  Mineralwasser  zu 
übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch.) 

W.  8827*.  Eine  Firma  in  Sidney  sucht  Vertretungen  für 
Textilwaren  allerArt  und  für  Papier  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.) 

W.  8842.  Eine  Firma  in  Belgrad  sucht  Vertretungen  für  • 
Bleche,  Band-  und  Befoneisen,  Bügeleisen,  Schrauben,  Nieten, 
Federn,  Achsen,  Handschuhe,  Schirme,  Damenwäsche,  Leder- 
galanteriewaren und  für  Zwirne  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8843*.  Eine  Firma  in  Konstantinopel  wünscht  Ver- 
tretungen für  Drahtstifte,  Drahtgeflechte,  Drahtgewebe,  Eisen- 
draht, Zinkbleche,  Eimer,  , Schuhbedarfsartikel,  Trikotagen, 
Herren-  und  Damenwäsche,  Stock-  und  Schirmgriffe  und  für 
Luxuswaren  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8844.  Eine  Firma  in  Turin  sucht  Vertretungen  für 
Strümpfe  und  Wäsche  für  Herren,  Damen  und  Kinder  zu  über- 
nehmen. (Korr,  deutsch.) 

W.  8845*.  Eine  Firma  in  Amsterdam  wünscht  Vertre- 
tungen für  Textilwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  engl., 
franz.) 

W.  8846*.  Eine  Firma  in  Triest  sucht  Vertretungen  für  Ma- 
schinen und  für  technische  Artikel  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch, 
ital.,  franz.) 

W.  8847*.  Eine  Firma  in  Tunis  wünscht  Vertretungen  für 
Wirkwaren  und  für  Gewebe  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W.  8848*.  Eine  Firma  in  Paramaribo  sucht  Vertretungen 
für  Töpfer-,  Glas-  und  Porzellanwaren  zu  übernehmen.  (Korr, 
engl.) 

W. 8849*.  Eine  Firma  in  Madrid  wünscht  Vertretungen 
für  Taschenfeuerzeuge,  Bijouterie-  und  Metallwaren  zu  über- 
nehmen. (Korr,  span.) 

W.  8850*.  Eine  Firma  in  Venedig  sucht  Vertretung  für 
Chemikalien,  Seiler-  und  Metallwaren,  Motore,  Maschinen,  Holz 
und  für  Stahl  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.)  (227.) 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  werden  bei  Angabe  der 
beigefügfen  Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  auf 
Wunsch  durch  das  Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels- 
Zeitung“,  Berlin  SW  48,  Wilhehnstr.  30/31,  mitgeieilt,  jedoch  nur 
an  ständige  Bezieher  der  Zeitung.  Eine  Weitergabe  der  Adressen 
an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * bezeichneten 
Firmen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  besondere 
Schreibgebühr  von  5 Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls  von  dem 
genannten  Sekretariat  mitgeteilt  werden.  Zahlungen  sind  auf 
das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allgemeinen  Correspon- 
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denz-G.  m.  b.  H.,  Berlin  NW,  Nr.  106  998,  mit  der  Bezeichnung 
„Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  „Warenangebote  und  Nach- 
trägen“ zu  leisten. 

Waren-Angebole  und  -Nachfragen  aus  den  Vereinigten  Staaten. 

(Ohne  Gewähr.) 

1.806:  Eine  internationale  Kugellagerfabrik,  die  ein  paten- 
tiertes Lager  seit  Jahren  herstellt,  wäre  geneigt,  mit  einer  deut- 
schen Fabrik  wegen  Herstellung  dieses  Artikels  in  Deutschland 
zu  unterhandeln. 

1. 807:  Eine  amerikanische  Firma  von  Ingenieuren  sucht  mit 
deutschen  Firmen,  die  über  amerikanisches  Industriewesen  Be- 
rater haben  wollen,  in  Verbindung  zu  treten. 

1. 808:  Eine  amerikanische  Firma  sucht  die  Vertretung  einer 
grogen  deutschen  Firma  zu  übernehmen,  die  ihre  Vertretung  für 
die  Vereinigten  Staaten  noch  nicht  vergeben  hat. 

1.809:  Eine  amerikanische  Firma  wünscht  Vertretungen  aller 
Art  für  Nord-  und  Südamerika  zu  übernehmen. 

1.810:  Eine  Firma  in  New  York  braucht,  Kalender,  Bilder, 
Metallartikel,  Lederwaren  und  sonstige  Artikel,  die  sich  für 
Reklamezwecke  eignen. 

1.811:  Eine  amerikanische  Firma  sucht  die  Vertretung  einer 
deutschen  Leinenfabrik  zu  übernehmen. 

1. 812:  Eine  Firma  in  New  York  wünscht  mit  einer  deut- 
schen Kunsiseidenfabrik  in  Verbindung  zu  treten. 

1.813:  Eine  amerikanische  Firma  sucht  Schminkkästchen  mit 
Parfüm  zu  kaufen. 

1. 814:  Der  Erfinder  eines  patentierten  Druckknopfes  sucht 
^ine  deutsche  Fabrik  zur  Herstellung  dieses  Artikels  in  Deutsch- 
land. 

1. 815:  Eine  amerikanische  Firma  sucht  Vertretungen  aller 
Art  zu  übernehmen. 

1.816:  Eine  Firma  in  New  York  braucht  Neuheiten  in 
Form  von  Kinderschreibmaschinen  und  kleine  Grammophone. 

1.817:  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Kalender. 

1.818:  Eine  Firma  in  Pennsylvanien  mödite  Imitations- 
korbgeflecht aus  Papier  in  Deutschland  hersteilen  lassen.  Such! 
auch  gleichzeitig  Fabriken,  die  die  dazu  geeigneten  Maschinen 
herstellen. 

1. 819:  Eine  amerikanische  Firma  benötigt  Rechenschieber 
aus  Papier. 

E.  271:  Eine  amerikanische  Firma  wünscht  ihre  Petrol- 

produkte aller  Art  auf  den  deutschen  Markt  zu  bringen. 

Angebote  usw.  sind  mit  dem  erforderlichen  Auslandsporto 
sowie  der  angegebenen  Chiffrenummer  zu  versehen  und  an  die 
Amerikanische  Handelskammer,  Berlin  W 8,  Friedrichstrage  59/60, 
zur  Weitergabe  einzusenden.  I.  u.  Hdzt.  (228.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Geseg  zur  Neuregelung  der  statistischen  G e - 
! bühr.  18.  7.  (Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  183  vom  18.  August.) 

Ermächtigung  zum  Geseg  über  Verlängerung  der 
i Geltungsdauer  von  Demobilmachungsverord- 
I nungen  vom  1.  April  1922.  (RGbl.  S.  285.)  17.  8.  (RGbl. 

Teil  l S.  717.) 

Der  Reichsminister  des  Innern  erlieg  eine  Aus- 
! führungsbestimmung  über: 

Verordnung  zum  Staatsangehörigkeitsabkom- 
men zwischen  Deutschland  und  Dänemark.  27.  7.  (RGbl. 

: Teil  II  S.  688.) 

Der  Reichsminister  der  Justiz  erlieg  eine  Verord- 
nung über: 

R e c h t s a n g e I e g e n h e i t e n der  Abtretungs- 
gebiete. 22.  8.  (RGbl.  Teil  I S.  719.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erlieg: 

Eine  Verordnung  über  das  Verfahren  vor  dem 
Reichsentschädigungsamt  hinsichtlich  der  von  der 
ehemaligen  Reichsentschädigungskommission  übernommenen  Auf- 
gaben. 22.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  25.  8.) 

Ein  Geseg  über  die  Zahlung  der  Zölle  in  Gold  vom 
21.  Juli  1919.  (RGbl.  S.  1361.)  24.  Aug.,  7.  Sept.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  25.  Aug.,  8.  Sept.) 

Der  Reichswirtschaftsminister  und  der  Reichs- 
minister der  Finanzen  erlieg  eine  Bekanntmachung  über: 

Erhöhung  der,Ausfuhrabgabe.*30.  8.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  31.  8.) 


minister  der  Finanzen  erliegen  eine  Bekanntmachung 
über: 

Börsentermingeschäfte  in  Wechseln  und  ausländi- 
schen Zahlungsmitteln.  25.  7.  (RGbl.  Teil  II  S.  692.) 

Änderung  der  Ausführungsbestimmungen  vom  9.  Februar 
1906  zum  Gesege,  betreffend  die  Statistik  des  Waren- 
verkehrs mit  dem  Auslande.  4.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  18.  8.) 

Umrechnung  des  für  die  Statistik  des  Warenverkehrs  mit  dem 
Ausland  in  ausländischer  Währung  angegebenen  Fakturenwerts 
in  die  deutsche  Währung.  4.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom 
18.  August.) 

Satzung  des  Reichskuratoriums  zur  wissen- 
schaftlichen Förderung  der  Textilindustrie.  25.  8.  (Deutscher 
Reichsanzeiger  vom  29.  8.) 

Einfuhr  von  Waren  des  ersten  Abschnitts  des  Zoll- 
tarifs. 30.  August,  2.  September.  (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  31.  August  u.  4.  September.)  Betrifft:  Erzeugnisse  der 
Forst-  und  Landwirtschaft. 

Das  Reichsbank-Direktorium  erlieg  eine  Bekannt- 
machung über: 

Erhöhung  des  Diskonts.  28.  8.  (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  29.  8.) 

Die  Hauptverwaltung  der  Darlehnskassen  er- 
lieg eine  Bekanntmachung  über: 

Erhöhung  des  Zinsfuges  der  Darlehnskassen.  28.  9. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  29.  8.) 

Das  Preugische  Staatsministerium  erlieg  ein 
Abänderungsgeseg  über: 

Errichtung  einer  Zentralanstalt  zur  Förderung 
des  genossenschaftlichen  Personalkredits.  Vom  31.  Juli  1895  (Gc~ 
segsammlung  S.  310)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des 
Finanzministers  vom  16.  November  1920  (Geseg Sammlung  S.  518) 

Der  Präsident  des  Reichsentschädigungs- 
amtes für  Kriegsschäden  erlieg  eine  Bekanntmachung  über: 

Ergänzung  der  Bekanntmac  hung  vom  4.  De- 
zember, betreffend  Bestimmungen  über  Form  und  Inhalt  der 
Anträge  der  Geschädigten.  (Reichsanzeiger  Nr.  305.)  14.  8. 

(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  2.  8.) 

Der  Vorsitzende  des  Reich  skalirats  erlieg 
eine  Bekanntmachung  über: 

Neufestsegung  der  Kali  preise  für  das  Inland.  1.  9. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  vom  1.  9.) 

Der  Reichskohlenrat  erlieg  eine  Bekanntmachung 
über: 

Entrichtung  von  Beiträgen  für  den  Bergarbeiter- 
wohnungsbau und  die  Verbilligung  von  Bergarbeiter- 
lebensmitteln vom  31 . März  1921 . (Deutscher  Reichs- 
anzeiger vom  2.  4.)  30.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger  vom  1.  9.) 

Der  Präsident  des  Reichspatentamts  erlieg 
eine  Bekanntmachung  über: 

Preise  für  Patentschriften.  31.  8.  (Deutsdier 

Reichsanzeiger  vom  30.  8.) 

Der  Preug.  Minister  für  Volkswohlfahrt  erlieg 
eine  Anordnung  über: 

Umwandlung  von  Wohnräumen  in  gewerbliche, 
Geschäfts-  oder  Büroräume.  1.  8.  (Deutscher  Reichsanzeiger 
vom  28.  8.)  (233.) 

Bücherschau. 

Dr.  Alfred  Rosenthal:  Reichsgeseg  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb. Vereinigung  Wissenschaft).  Verleger  Walter  de  Gruyter 
& Co.,  Berlin,  1922.  5.  Aufl.  348  S.  150  M. 

Im  Hinblick  darauf,  dag  augenblicklich  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben nicht  so  sehr  durch  den  „Kampf  um  den  Kunden", 
sondern  durch  den  „Hunger  nach  Waren"  gekennzeichnet  wird, 
könnte  es  fast  unzeitgemäg  anmuten,  dag  man  einen  umfang- 
reichen Kommentar  zum  Geseg  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
hat  erscheinen  lassen.  Sind  doch  auch  manche  Bestimmungen 
des  Geseges  durch  die  eigenartige  Gestaltung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  zurzeit  praktisch  gegenstandslos  geworden, 
so  z.  B.  die  über  das  Ausverkaufswesen,  über  die  unlautere  Re- 
klame, da  die  Geschäfte  keine  „Ladenhüter“  haben  und  jede 
Ware,  fast  unbesehen,  ihre  Liebhaber  findet. 
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Doch  wird  die  Zeit  nicht  mehr  fern  sein,  wo  sich  dies  ändern 
wird,  wo  teure  Läger  bei  der  zu  erwartenden  Absafestockung  des 
nicht  erscheinenden  Käufers  harren,  und  die  ]agd  auf  den  Kun- 
den einsefeen  wird.  Dann  wird  auch  das  Gespenst  des  un- 
lauteren Wettbewerbs,  dieses  hervorstechende  Symptom  krisen- 
schwangerer Wirtschaftsperioden,  sich  wieder  bemerkbar  machen. 
Dann  wird  man  in  dem  angezeigten  Werk  einen  ausge- 
zeichneten Berater  finden.  R.  hat  es  verstanden,  die  neueste 
Auflage  auf  eine  Höhe  zu  bringen,  auf  der  wenige  Kommentare 
stehen.  Scharfe  Beobachtungsgabe  für  die  Vorgänge  des  Wirt- 
schaftslebens, namentlich  für  die  wirtschaftlichen  Krankheits- 
erscheinungen, geschulter  Sinn  für  deren  zweckmäfeige  Beurtei- 
lung und  praktische  Abstellung  resp.  Bekämpfung,  sind  ihm  zu 
eigen.  Vor  allem  ist  er  aber  ein  ausgezeichneter  Jurist  mit  be- 
sonders selbständigem  Urteil,  weitem  Blick  und  kritischer  Be- 
gabung, der  sich  nie  in  Tüfteleien  und  Spitzfindigkeiten  verliert 
und  der  es  versteht,  das,  was  er  zu  sagen  hat,  auch  in  wissen- 
schaftlich einwandsfreier  Darstellung  und  bester  literarischer 
Form  zu  geben. 

Die  neue  Auflage  ist  im  wesentlichen  ein  neues  Werk.  Man- 
ches, für  das  R.  früher  hat  kämpfen  müssen,  ist  jefet  von  Recht- 
sprechung und  Schrifttum  anerkannt,  konnte  also  einfach 
registriert  werden,  während  er  in  anderen  Punkten  für  seine 
Ansichten,  so  z.  B.  über  die  unbedingte  Zulässigkeit  der  vor- 
beugenden Unterlassungsklagen  gegen  das  R.  G.  mit  scharfen, 
fast  zu  scharfen  Waffen  kämpft. 

R.  beschränkt  sich  nicht  auf  die  einfache  Erläuterung  der 
Gesefeesparagraphen,  sondern  dringt  in  die  Grenzgebiete  ein, 
wie  Firmen-,  Warenzeichenrecht  und  gewisse  Fragen  des  Patent- 
wesens u.  a.  m„  wie  er  auch  die  gegebenenfalls  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs  in  Betracht  kommenden  Bestim- 
mungen des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ausführlich  erörtert  und 
auch  sehr  eingehend  sich  mit  prozessualen  Fragen  beschäftigt, 
die  in  Wettbewerbsprozessen  häufig  eine  Rolle  spielen.  Auf 
Einzelheiten  kann  hier  leider  nicht  eingegangen  werden.  Fest- 
gestellt sei  aber,  dafe  man  kaum  eine  Frage  finden  wird,  zu  der 
R.  nicht  Stellung  nimmt  und  sie  nicht  einer  klaren  und  nur  sel- 
ten nicht  zu  billigenden  Lösung  zuführt.  (224.) 

Justizrat  Dr.  Ludwig  Wertheimer,  Frankfurt  a.M. 

Leitfaden  der  Volkswirtschaftslehre  zum  Gebrauche  an  höheren 

Fachschulen  und  zum  Selbstunterricht.  Von  A.  Adler,  Prof. 

Dr.  h.  c.  9.  Aufl.  Gebhardts  Verlag,  Leipzig,  1922.  Geb. 

55  M. 

Der  in  neunter  Auflage  erschienene  Leitfaden  der  Volkswirt- 
schaftslehre hat  die  weite  Verbreitung,  die  in  der  hohen  Zahl  der 
Auflagen  zum  Ausdruck  kommt,  verdient,  da  der  Zweck  des 
Buches,  den  der  Verfasser  in  der  Titelfassung  bezeichnet, 
unbedingt  erreicht  ist.  Adler  gibt  in  geschickter  instruktiver 
Form  dem  Anfänger  und  Laien  auf  dem  Gebiete  der 
Volkswirtschaftslehre  alles,  was  er  braucht,  um  die  erste 
Fühlung  mit  den  einschlägigen  Problemen  zu  gewinnen.  Er 
schildert,  wie  üblich,  ausgehend  von  den  Grundbegriffen  der 
Volkswirtschaftslehre,  den  Komplex  der  Erscheinungen  und 
Probleme  auf  den  Gebieten  der  Erzeugung  der  Güter,  ihres  Um- 
laufs, ihrer  Verteilung  und  ihres  Verbrauchs  und  gibt  zum  Schlufe 
einen  Überblick  über  die  Geschichte  der  nationalökonomischen 
Lehrmeinungen.  Die  Darstellung  wahrt  immer  den  Zusammenhang 
mit  den  klassischen  Autoren  der  Volkswirtschaftslehre,  ohne  den 
Leser  durch  eine  Vielzahl  von  Zitaten  gegensätzlicher  Lehr- 
meinungen zu  verwirren,  und  weist  auf  diese  Weise  zugleich  den 
Weg  zu  einem  tieferen  Eindringen  in  die  Materie.  Den  neusten 
Verhältnissen  ist  nach  Möglichkeit  Rechnung  getragen  worden. 

P.  (213.) 

Statistisches  Jahrbuch  für  Schweden.  9.  Jahrgang.  1922.  Verlag 

Norstedt  & Söner,  Stockholm.  Hrsg.  v.  Kgl.  Statistischen 

Zentralbüro. 

Das  neue  Statistische  Jahrbuch  für  Schweden  gibt  einen  guten 
Einblick  in  die  Tendenz  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  dieses 
Landes.  So  macht  sich  die  soziale  Umwälzung  in  der  Einfügung 
neuer  Tabellen  geltend,  die  den  neuen  Lohn-  und  Arbeitsver- 
hältnissen Rechnung  tragen.  Die  Kriegskonjunktur,  mit  ihrer  zu- 
nehmenden Industrialisierung  macht  sich  in  der  Bevölkerungs- 
bewegung bemerkbar,  die  ein  starkes  Anwachsen  der  grofeen 
Siedlungen  aufweist.  Das  zeigt  sich  in  Stockholm,  Gotenburg, 
Westeräs  (Aseä),  Boräs  (elektrotechnische  ’ndustrie),  Lands- 
krona (Sife  der  ehemaligen  Stinneswerfi),  Trollhäilan  (elektro- 
chem.  und  Maschinenindustrie),  alles  Stätten,  besonders  die  lefet- 


genannten,  deren  Wachstum  erst  in  der  lefeten  Zeit  so  rasch  sich 
vollzogen  hat.  Im  Gegensafe  dazu  steht  Malmö,  dessen  Ent- 
wicklungspläne sich  gegenüber  Hamburg,  Kopenhagen  und  Kiel 
nicht  zu  erfüllen  scheinen.  Indessen  befindet  sich  die  Industrie- 
produktion doch  seit  1917—1918  schon  wieder  im  Rückschritt,  da 
sie  mit  Absafe  Schwierigkeiten  infolge  ihres  hohen  Valutastandes 
zu  kämpfen  hat.  Sie  schlägt  nun,  um  ihre  Existenz  sicherer  zu 
stellen,  den  Weg  der  Anpassung  ein.  Zusammenlegung  von  Be- 
trieben und  Auflassung  von  überflüssigen  Gruben  bis  weit  unter 
die  Zahl  des  Friedensstandes  sind  die  sichtbaren  Anzeichen  da- 
für. Die  Aktien-Gesellschaft  gewinnt  immer  mehr  an  Boden, 
während  die  Einzelunternehmung  einen  ständigen  Rückgang  auf- 
weist. — Bedeutsam  wird  ferner  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
in  Schweden  im  Spiegelbild  der  Preise.  Der  Höhepunkt  des 
Preisstandes  war  im  Jahre  1920  zu  verzeichnen;  dann  folgte  ein 
Konjunkturumschwung  und  eine  starke  Senkung  der  Preise.  Wei- 
zen fällt  von  43,86  Kr.  p.  hl  im  Jahre  1920  auf  18,72  Kr.  p.  hl 
im  Jahre  1921  und  der  einheimische  Hafer  immerhin  von  14,07  Kr. 
auf  8,31  Kr.  {Friedensstand  von  1911  — 1915  6,55  Kr.).  Demgegen- 
über zeigt  die  Entwicklung  der  Löhne  noch  lange  nicht  den  ent- 
sprechenden Kursrückgang.  Ein  solcher  ist  erst  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1921  zu  vermerken.  — Politisch  interessant  im 
Anschlufe  an  die  Älandsfrage  ist  das  starke  Anwachsen  des 
Finnentums.  Naturgemäfe  herrscht  diese  Tendenz  in  den  nörd- 
lichen Provinzen  und  wieder  in  den  Bezirken  von  Gällivara 
(Bergbau)  und  Torneä  (Holzindustrie,  Grenzlandschaft)  vor.  — 
Andre  bemerkenswerte  Tabellen  bringen  ferner  die  Bewegungen 
in  den  Wählerkreisen,  die  schon  allseitig  gut  bekannten  inter- 
nationalen Zusammenstellungen,  die  in  mustergültiger  Weise  bis 
auf  den  heutigen  Stand  durchgeführt  sind  und  eine  Übersicht  über 
die  Arbeitslosigkeit  in  den  wichtigsten  Indusirieteilen  der  Erde. 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Nachnahmeverkehr. 

In  Wirtschaftskreisen  wird  es  als  äußerst  hemmend  empfun- 
den, dab  der  Höchstbetrag  für  Nachnahmesendungen  und  Post- 
aufträge immer  noch  auf  5000  M.  festgesetzt  ist  und  in  einer 
Vorlage,  die  sich  gegenwärtig  beim  Reichsrate  befindet,  nur 
auf  10  000  M.  erhöht  werden  soll.  Infolge  der  großen  Geldent- 
wertung ist  eine  Hinaufsebung  dieser  Höchstbefräge  auf  min- 
destens 30  000  M.  unbedingt  erforderlich,  da  zahlreiche  Gewerbe- 
zweige, insbesondere  solche,  die  hochwertige  Waren  versenden, 
sich  gegenwärtig  der  Nachnahme  kaum  noch  bedienen  können. 
Der  D.  1.  u.  H.  ist  daher  beim  Reichsrat  für  eine  Erhöhung  der 
Höchstgrenze  auf  mindestens  30  000  M.  eingetreten. 

Schadensersatzpflicht  der  Post 
für  gewöhnliche  Pakete  nnd  Einschreibebriefe. 

Der  D.  I.  u.  H.  ist  in  einer  Eingabe  an  den  Reichsrat  und  an 
den  Reichstag  dafür  eingetrefen,  dab  die  Schadensersabpflichf 
der  Post  für  gewöhnliche  Pakete  und  Einschreibebriefe  in  dem- 
selben Verhältnis  fortlaufend  gesteigert  werde,  wie  die  Ge- 
bühren für  gewöhnliche  Pakete  und  Einschreibebriefe.  Vergl. 
S.  191. 

Beifügung  von  Rechnungen  bei  Postfracht- 
stücken nach  Ungarn. 

Der  D.  1.  u.  H.  hat  in  einer  Eingabe  an  den  Reichspostminister 
darauf  hingewiesen,  dab  die  offene  Versendung  von  Rechnungen 
als  Begleitpapiere  für  Postfrachtstücke  nach  Ungarn  sehr  bedenk- 
lich sei  und  gleichzeitig  um  eine  Erleichterung  der  Bestimmung, 
Rechnungen  zu  jedem  Pakete  nach  Ungarn  offen  beizufügen, 
gebeten. 

Der  Reichspost  minister  antwortete  am  29.  August 
d.  ).  mit  folgendem  Schreiben: 

„Die  durch  das  Postnachrichtenblatt  den  Postanstalten  be- 
kanntgemachte Verfügung,  dab  zur  Beschleunigung  der  zoll- 
amtlichen Abfertigung  den  Paketkarten  zu  Postpaketen  und  Post- 
frachtstücken nach  Ungarn  fortan  eine  offene  Rechnung  bei- 
zufügen  ist,  in  der  die  einzelnen  Teile  des  Inhalts  nebst  den 
zugehörigen  Preisen  anzugeben  sind,  ist  dem  Ursprünge  nach 
nicht  vom  Reichsposiminisierium  ausgegangen.  Sie  gründet  sich 
vielmehr  auf  ein  Ersuchen  der  ungarischen  Postverwaltung,  die 
! ihrerseits  wieder  von  der  Zollverwaltung  ihres  Landes  dazu  ver- 
anlagt sein  wird. 

Indessen  habe  ich  mich  mit  der  ungarischen  Postverwaltung 
in  Verbindung  gesetzt,  um  zu  versuchen,  eine  Erleichterung  der 
Bestimmung  dahin  zu  erreichen,  dab  nicht  jedem  Paket,  sondern 
nur  jeder  — der  Ware  nach  — zusammengehörenden,  aus 
mehreren  Einzelpaketen  bestehenden  Sendung  eines  Absenders 
eine  Rechnung  beigelegt  zu  werden  braucht.  Dabei  habe  ich 
auch  auf  das  Bedenkliche  der  offenen  Versendung  von  Rech- 
nungen als  Begleitpapier  hingewiesen. 

Das  Ergebnis  meiner  Anregung  werde  ich  s.  Z.  mitteilen.“ 

Wortzählung  im  Telegrammverkehr. 

Der  D.  I.  u.  H.  ist  bei  dem  Reichspostministerium  dafür  ein- 
getreten, dab  das  Wort  „fünfwerktägig“  in  einem  Telegramm  wie 
beispielsweise  „benachfristet  lunireismehl  fünfwerktägig“  als  ein 
Wort  gezählt  werde. 

Der  Reichspostminister  teilte  dem  D.  I.  u.  H.  hierauf 
am  1.  September  d.  I.  mit,  dab  er  die  Telegraphenanstalten  ange- 
wiesen habe,  den  Ausdruck  „fünfwerktägig“  im  Telegrammver- 
kehr als  ein  Wort  der  offenen  Sprache  anzusehen  und  zu 
berechnen. 

Erstattung  von  Wagenstandgeld  für  die  dnreh  die 
Besatzung  widerrechtlich  ungehaltenen  Waggons. 

Wie  uns  von  der  Handelskammer  Düsseldorf  mitgeteilt 
worden  ist,  verlangen  die  Besafeungsbehörden,  vor  allen  Dingen 


die  am  Brückenkopf  Düsseldorf,  über  den  Rahmen  der  Verord- 
nung 67  der  Rheinland-Kommission  hinaus  TranspoHgenehmi- 
gungen  für  eine  Reihe  von  Waren,  z.  B.  für  Schrott,  Stahl  und 
sämtliches  Eisenbahnmaterial.  Bis  zur  Beibringung  der  Transport- 
genehmigung durch  die  beteiligten  Firmen  werden  die  Sendungen 
tage-  und  wochenlang  festgehalten,  für  welche  Zeit  die  Eisen- 
bahnverwaltung Wagenstandgelder  erhebt,  deren  Höhe  unter 
Umständen  bei  wochenlanger  Beschlagnahme  der  Sendungen  eine 
ganz  beträchtliche  ist. 

Da  durch  eine  derartige  Maßnahme  der  ganze  Verkehr  in 
einschneidendster  Weise  erschwert  worden  ist,  haben  wir  uns 
seinerzeit  an  das  Reichsverkehrsministerium  und  an  den  Staats- 
sekretär für  das  beseite  rheinische  Gebiet  gewandt  mit  der  Bitte, 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dab  seitens  der  Eisenbahnverwaltung  die 
Einziehung  von  Wagenstandgeldern  in  den  fraglichen  Fällen  ent- 
weder vollständig  unterbleibt  und  die  bereits  gezahlten  Summen 
den  Beteiligten  wieder  zurückerstattet  werden  oder  die  Ein- 
ziehung wenigstens  solange  hinausgeschoben  wird,  bis  Klarheit 
über  den  Umfang  der  Transportgenehmigungspflicht  in  den  mit 
den  Besabungsbehörden  einzuleitenden  Verhandlungen  herbei- 
geführt ist. 

Nach  längeren  Verhandlungen,  die  von  seiten  des  D.  I.  u.  H. 
mit  dem  Reichsverkehrsministerium  geführt  worden  sind,  teilen 
uns  kürzlich  sowohl  der  Reichsverkehrsminister  als  auch  der 
Staatssekretär  für  das  besebte  rheinische  Gebiet  mit,  dab  sich  der 
Reichsfinanzminister  damit  einverstanden  erklärt  hätte,  dab  die 
aus  Anlab  der  Beschlagnahme  von  Bahnsendungen  durch  die 
Besabungstruppen  entstandenen  Wagenstandgelder  aus  all- 
gemeinen Reichsmitteln  wiedererstattet  werden.  Bedingung  sei 
jedoch,  dab  für  die  in  Frage  stehenden  Sendungen  nach  den 
bestehenden  Bestimmungen  eine  Transportgenehmigung  nicht 
erforderlich  war,  oder  es  sich  um  Sendungen  aus  dem  unbesehen 
nach  dem  unbesehen  Gebiet  handelte  und  der  Versender 
zweifellos  nicht  wubte,  dab  das  Gut  über  Bahnlinien  des  besebten 
Gebiets  geleitet  werden  mubte. 

Mit  der  Erledigung  der  Erstattungsanträge  ist  die  Reichs- 
bahndirektion in  Essen  beauftragt. 

Güterwagendecken  für  leicht  fenerfangende  Güter. 

Der  D.  I.  u.  H.  trat  beim  Reichsverkehrsministerium  dafür  ein, 
dab  die  Ausführung  des  auf  der  126.  Sibung  der  Ständigen  Tarif- 
kommission in  München  gefabten  Beschlusses  über  die  Bedeckung 
der  auf  offenen  Güterwagen  zur  Beförderung  kommenden  Heu- 
und  Strohsendungen  infolge  Mangels  an  Wagendecken  hinaus- 
geschoben werde,  oder  dab  das  Reichsverkehrsministerium  eine 
genügende  Anzahl  Wagendecken  zur  Verfügung  stelle. 

In  mündlichen  Verhandlungen  wurde  dem  D.  1.  u.  H.  am 
7.  September  mitgeteilt,  dab  die  Ausführung  dieses  Beschlusses 
bis  zum  1.  März  oder  1.  April  1923  verschoben  werde,  dab  aber 
mit  Beginn  des  Frühjahrs  eine  Versendung  der  leicht  feuer- 
fangenden Güter  ohne  Wagendecken  nicht  mehr  geduldet  werden 
könne,  da  die  Feuergefahr  im  Frühjahr  und  Sommer  wesentlich 
gröber  sei. 

Reform  der  Außenhandelskontrolle. 

Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe. 

Der  Aubenhandelsausschub  des  D.  1.  u.  H.  unter- 
richtete sich  in  seiner  Sibung  am  12.  September  über  den  augen- 
blicklichen Stand  der  vorbereiteten  Beseitigung  von  Mibständcn 
in  der  jebigen  Aubenhandelskontrolle  sowie  über  das  Schicksal 
der  zu  Gegenständen  der  Aubenhandelskontrolle  eingebrachten 
Gesebentwürfe. 

Die  jebt  Geseb  gewordene  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  soll 
in  ihren  praktischen  Wirkungen  zunächst  beobachtet  werden, 
bevor  an  Hand  neuer  Unterlagen  nochmals  zu  ihrer  Schädlichkeit 
Stellung  genommen  wird. 

Neugestaltung  des  Nachrichtendienstes 
für  den  Außenhandel. 

Der  Aubcnhandelsausschub  des  D.  I.  u.  H.  ver- 
handelte am  12.  September  d.  J.  über  die  Frage  der  Neu- 
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geslaltung  des  Nachrichiendiensies  für  den  Außenhandel  und 
billigte  folgende  Leitsäße: 

1.  Die  Organisation  der  deutschen  Nachrichtensammlung  und 
Nachrichlenvermittlung  über  Auslandsverhältnisse  ist  zu 
trennen: 

a)  für  amtlichen  Stoff  in  Geseßen,  Verordnungen,  Sta- 
tistiken u.a., 

b)  für  volkswirtschaftliche  Zustände  im  Auslande. 

2.  Der  amtliche  Stoff  ist  von  einer  amtlichen  Zentralstelle  zu 

sammeln,  zu  verarbeiten  und  zu  verbreiten:  Reichswirt- 

schaftsministerium mit  Zollbüro  und  Handelsarchiv. 

Der  Stoff  über  volkswirtschaftliche  Zustände  des  Aus- 
landes ist  zwar  auch  durch  eine  amtliche  Stelle  zu  sammeln 
(Auswärtiges  Amt),  seine  Verarbeitung  und  Verbreitung 
möglichst  wenigen  Stellen  zu  überlassen,  die  die  Gewähr  für 
gemeinnüßige  Tätigkeit  bieten  und  daher  unter  der  ständigen 
Kontrolle  der  Reichsämter,  die  sie  unlerstüßen,  und  aller 
Kreise  der  beteiligten  Gewerbetreibenden  stehen.  Es  ist 
nichts  dagegen  einzuwenden,  daß  sie  Gebühren  für  ihre  Lei- 
stungen erheben. 

3.  Die  amtlichen  Einrichtungen  für  den  Auslandsnachrichten- 
dienst sind  nicht  ausreichend.  Das  gilt  vom  Konsulatswesen 
so  gut  wie  für  das  Zollbüro  und  das  Handelsarchiv.  Es  muß 
die  dringende  Forderung  aufgestellt  werden,  diese  Stellen 
mit  Mitteln  und  Personen  so  reichlich  auszustatlen,  daß  sie 
ihre  großen  Aufgaben  erfüllen  und  schnell  zu  voller  Lei- 
stungsfähigkeit entwickeln  können. 

ZweckmäßigkeitdesFortfoestehensderZweigstellen 
des  Auswärtigen  Amts  tür  den  Außenhandel. 

Der  Außenhandelsausschuß  des  Deutschen  In- 
dustrie- und  Handelstags  verhandelte  am  12.  September  d.  J. 
über  die  Zweckmäßigkeit  des  Fortbestehens  der  Zweigstellen 
des  Auswärtigen  Amts  für  den  Außenhandel  und  stellte  hierzu 
Folgende  Grundsäße  auf: 

1.  Es  wird  anerkannt,  daß  die  bereits  bestehenden  Zweig- 
stellen des  Auswärtigen  Amts  auf  dem  Gebiete  der  Obermitt- 
lung  von  Nachrichten  zwischen  Interessenten  und  Auswärtigem 
Amt  nicht  ohne  Nußen  gearbeitet  haben. 

2.  Der  D.  I.  u.  H.  glaubt  indes,  daß  die  praktischen  Er- 
fahrungen über  die  Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amts  noch 
nicht  so  weit  abgeschlossen  sind,  um  ein  endgültiges  Urteil 
über  die  Tätigkeit  dieser  Stellen  zu  fällen. 

3.  Die  Errichtung  neuer  Zweigstellen  hat  nur  an  denjenigen 
Orten  zu  geschehen,  wo  maßgebende  Kreise  des  Exporthandels 
und  der  Exportindustrie  eine  derartige  Einrichtung  als  erwünscht 
bezeichnen. 

4.  Die  Errichtung  und  die  Tätigkeit  von  Zweigstellen  darf 
nur  im  unmittelbaren  Anschluß  an  die  Tätigkeit  der  Handels- 
kammer und  unter  Vermeidung  von  Doppelarbeit  erfolgen. 
Gegen  den  Willen  der  Handelskammer  sind  derartige  Einrich- 
tungen nicht  ins  Leben  zu  rufen. 

5.  Die  Tätigkeit  der  Zweigstellen  hat  sich  auf  die  Übermitt- 
lung von  Nachrichten  und  Erledigung  von  Auskünften  zu  be- 
schränken. 

6.  Es  ist  unzulässig,  Nachrichten  irgendwelcher  Art  nur 
einem  Teil  der  beteiligten  Interessenten  des  Bezirks  zugänglich 
zu  machen  und  sie  einem  anderen  Teil  vorzuenthalten.  Es  ist 
Sorge  dafür  zu  tragen,  daß  auch  die  nicht  am  Siß  der  Zweig- 
stellen wohnenden  Interessenten  auf  ihren  Wunsch  möglichst 
rasch  in  den  Besiß  der  Nachrichten  kommen  können. 

7.  Eine  selbständige  Stellungnahme  der  Zweigstellen  zu 
wirtschaftlichen  Fragen  namens  der  Interessenten  des  Bezirks 
hat  zu  unterbleiben. 

Ausländ  er  verkehr  innerhalb  Deutschlands. 

Der  Außenhandelsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  nahm 
am  12.  September  d.  J.  einen  eingehenden  Bericht  über  den 
Ausländerverkehr  entgegen,  sah  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die 
schwebende  Frage  einer  etwaigen  Fremdengefahr  von  einer 
Erörterung  dieses  Gegenstandes  ab. 

Erleichterungen  imV erkehr  mit  Deutsch-Österreich 

Der  Außenhandelsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  ver- 
handelte am  12.  September  d.  ].  über  die  Erleichterungen  im 
Verkehr  mit  Deutsch  - Österreich  und  faßte  folgende  Ent- 
schlüsse: 


1.  „Der  D.  I.  u.  H.  möge  das  Reichsfinanzministerium,  das 
Reichsverkehrsministerium  und  das  Reichsminisierium  des  In- 
nern nochmals  dringend  ersuchen  zu  veranlassen,  daß  im  Reise- 
verkehr mit  Deutsch-Österreich  die  Zollkontrolle  an  den  Grenz- 
stellen zusammengelegt  und  im  stehenden  oder  fahrenden  Zug 
vorgenommen  wird." 

2.  „Der  D.  I.  u.  H.  möge  bei  der  deutschen  Regierung  darauf 
drängen,  daß  die  Erteilung  des  deutschen  Visums  bei  der  Wiener 
Paßstelle  beschleunigt  und  nach  Möglichkeit  erleichtert  wird, 
ferner  daß  die  österreichischen  Behörden  ersucht  werden,  bei 
Fehlen  des  Durchreisevisums  an  der  Grenzübergangsstelle  die 
Nachholung  an  Ort  und  Stelle  zu  ermöglichen,  um  das  Zurück- 
schicken der  Reisenden  zu  vermeiden.“ 

Rundschreiben  des  Reichskommissars 
für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung. 

Der  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  pflegt 
seine  Rundschreiben  nach  zwei  verschiedenen  Listen  (A  und  B) 
zu  verteilen.  Der  Verteilungsvermerk  ist  auf  jedem  Rund- 
schreiben aufgedruckt.  Der  Versand  der  Rundschreiben  nach 
Liste  A erfolgt  grundsäßlich  nur  an  die  Außenhandelsstellen  und 
an  bestimmte  Vertrauensstellen.  Der  Inhalt  dieser  Rundschreiben 
ist  als  interne  Dienstanweisung  des  Reichskommissars  für  Aus- 
und  Einfuhrbewilligung  zu  behandeln  und  daher  im  allgemeinen 
für  Weitergabe  an  die  Öffentlichkeit  nicht  bestimmt. 

Wir  bitten  die  Mitglieder  daher,  Rundschreiben  der  Liste  A 
entsprechend  zu  behandeln  und  sie  keinesfalls  im  Wortlaut 
weiterzugeben.  Soweit  sich  ihr  Inhalt  nicht  von  vornherein  als 
vertrauliche  Anweisung  charakterisiert,  steht  einer  gelegent- 
lichen, zweckmäßig  nur  mündlichen  Weitergabe  des  Inhalts  an,  die 
Interessenten  nichts  im  Wege. 

Rundschreiben  nach  Liste  B können  der  Öffentlichkeit 
überlassen  werden. 

Äußere  Kennzeichnung  von  Waren. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  richtete  am  7.  September 
folgende  Eingabe  an  den  Reichswirtschaftsminister: 

„Durch  die  Bekanntmachung  vom  19.  Mai  1922  (RGbl.  T.  I. 
S.  483)  sind  zwar  in  den  Bestimmungen  über  die  äußere  Kenn- 
zeichnung von  Waren  Härten  beseitigt,  es  bleibt  aber  unver- 
ändert in  Kraft  der  einschneidende  § 2 der  Verordnung  vom 
18.  Mai  1916  (RGbl.  S.  380)  der  bestimmt,  daß  der  Preis  für  Ge- 
genstände des  täglichen  Bedarfs,  die  zum  Weiterverkauf  unter 
Festseßung  eines  Kleinverkaufspreises  geliefert  worden  sind, 
nachträglich  nicht  erhöht  werden  darf.  Diese  Bestimmung  steht 
nach  unserer  Überzeugung  im  Widerspruch  mit  dem  § 2 der 
Preistreibereiverordnung  vom  8.  Mai  1918,  der  den  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  des  Handels  durch  die  Ermöglichung  einer 
Durchschnittsberechnung  entgegenkommen  wollte  und  zwar  in 
der  Weise,  daß  es  für  zulässig  erklärt  wurde,  Waren,  die  zu 
niedrigen  Preisen  eingekauft  sind,  zum  Ausgleich  mit  später 
teuerer  eingekauften  Waren  gleicher  Art  auf  einen  errechneten 
Durchschnittspreis  nachträglich  zu  erhöhen. 

Während  also  im  allgemeinen  die  Durchschnittspreisberech- 
nung dem  Kaufmann  zugestanden  ist,  wird  sie  ihm  durch  die  ge- 
nannte Bestimmung  unmöglich  gemacht.  Dies  hat  dazu  geführt, 
daß  in  vielen  Fällen  angesehene  Kaufleute,  die  den  notwendig- 
sten Bedürfnissen  ihres  Geschäftsbetriebes  Rechnung  tragen, 
unter  Anklage  gestellt  wurden.  Es  hat  sich  dabei  ergeben,  daß 
Bestrafungen  wegen  Höherzeichnung  von  Markenartikeln  auf 
Grund  des  § 2 der  Kennzeichnungsverordnung  als  durchaus  un- 
billig erscheinen,  weil  der  Verkauf  des  größeren  Postens  früher  | 
hereingenommener  Markenartikel  zu  den  alten  Preisen  dem  Kauf- 
mann die  Wiederanschaffung  neuer  Artikel  in  nur  annähernd 
gleicher  Menge  unmöglich  macht. 

Wir  bitten  daher  dringend  um  sofortige  Aufhebung  des  § 2 
der  Verordnung  vom  18.  Mai  1916.“ 

Preistreiberei. 

Der  Hauptausschuß  des  D.  I.  u.  H.  faßte  am  13.  Sep- 
tember d.  J.  folgenden  Beschluß: 

„Durchdrungen  von  der  sittlichen,  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Notwendigkeit,  der  durch  die  Geldentwertung  herbeige- 
führten Notlage  weitester  Kreise  der  Bevölkerung  soviel  wie 
möglich  zu  begegnen,  muß  der  D.  I.  u.  H.  doch  der  Überzeugung  i 
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Ausdruck  geben,  dak  das  starre  Festhalten  an  dem  überlebten 
Wucherrecht  der  Kriegszeit  kein  geeignetes  Mittel  hierzu  dar- 
stellt. Die  diesem  seit  jeher  anhaftenden  Mängel  haben  sich  zu 
einer  untragbaren  Gefährdung  der  kaufmännischen  Betriebe, 
insonderheit  des  Handels,  und  damit  der  Versorgung  der  Bevöl- 
kerung ausgewachsen. 

Die  in  Aussicht  genommene  Versdiärfung  der  Strafbestim- 
mungen (Prangergeseb)  ist  deshalb  nur  zu  vertreten,  wenn  zuvor 
der  Begriff  des  Wuchers  der  Möglichkeit  willkürlicher  und  welt- 
fremder Auslegung  durch  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden 
entzogen  und  in  Übereinstimmung  mit  den  zwingenden  Bedürf- 
nissen der  Wirtschaft  klar  und  eindeutig  festgelegt  ist.  Hierzu 
bedarf  es  der  ausdrücklichen  gesetzlichen  Anerkennung,  dak  die 
Innehaltung  des  Marktpreises  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen  des  auf  der  Grundlage  der  Reproduktionskosten  berech- 
neten Preises  die  Vermutung  einer  strafbaren  Handlung  aus- 
schliejjt. 

Auch  bei  den  bisherigen  Methoden  der  Preisprüfung  muk  den 
Schwankungen  des  Geldwertes  in  dem  wirtschaftlich  notwendigen 
Make  Rechnung  getragen  werden.  Damit  soll  nicht  die  Ab- 
stellung der  Preise  auf  den  zufälligen  Kursstand  einer  fremden 
Währung  gefordert  werden.  Aber  ebensowenig  genügt  die  Be- 
rücksichtigung der  in  der  inländischen  Kaufkraft  der  Mark  ein- 
getretenen Änderungen;  da  es  an  zuverlässigen  und  praktisch 
verwertbaren  Majjstäben  für  diese  Änderungen  fehlt  und  die 
Wiederbeschaffung  der  ganz  oder  teilweise  dem  Auslande  ent- 
stammenden Waren  von  der  internationalen  Bewertung  unseres 
Zahlungsmittels  abhängt.  Es  bleibt  deshalb  nur  übrig,  die  Kauf- 
kraft der  Mark  im  Hinblick  auf  die  Wiedererzeugung  oder  den 
Wiedereinkauf  gleichartiger  Waren  als  zulässigen  Regulator  der 
Preisbildung  anzuerkennen. 

Mit  der  Erneuerung  des  materiellen  Wucherstrafrechis  muk 
sich  eine  Verbesserung  des  Verfahrens  vor  den  Wuchergerichten 
''  verbinden.  Diese  Sondergerichte,  deren  Beibehaltung  lediglich 
mit  politischen  Erwägungen  begründet  werden  kann,  berauben 
den  Angeklagten  der  Rechtsgarantien,  die  jedem  Schwerver- 
brecher vor  den  ordentlichen  Strafgerichten  zustehen  und  wirken 
dann  einer  einheitlichen  Rechtsprechung  entgegen.  Zur  Milde- 
rung dieser  Gefahren  und  Nachteile  bedarf  es  insbesondere 
einer  gesetzlichen  Festlegung  des  Grundsatzes,  dak  Strafsachen, 
deren  Beurteilung  in  rechtlicher  oder  wirtschaftlicher  Beziehung 
zu  Zweifeln  Anlak  bietet,  an  die  ordentlichen  Gerichte  zu  ver- 
weisen sind,  und  der  Zulassung  des  Wiederaufnahmeverfahrens 
auch  für  den  Fall,  dak  wesentliche  Vorschriften  des  Straf-  und 
Prozekrechtes  verlebt  oder  erhebliche  Beweisanträge  abgelehnt 
I worden  sind. 

Für  alle  Verfahren  in  Wuchersachen,  auch  soweit  es  sich  um 
ordentliche  Gerichte,  Staatsanwaltschaften  oder  Polizeiorgane 
handelt,  muk  die  alte  Forderung  nachdrücklich  unterstrichen 
werden,  dak  nicht  nur  in  der  Hauptverhandlung,  sondern  vor  jeder 
Erhebung  einer  Anklage,  vor  jeder  Beschlagnahme  von  Waren 
und  vor  jeder  Untersagung  oder  Beschränkung  des  Handels- 
betriebes von  den  amtlichen  Wirtschafisvertretungen  benannte 
, Sachverständige  gutachtlich  zu  hören  sind.“ 

Eisenbahn. 

Sicherheit«- Anhängeadressen  bei  Bahnsendungen. 

Nach  einer  der  Handelskammer  zu  Berlin  zugegangenen 
Mitteilung  werden  neuerdings  Sicherheilsanhängeadressen  für 
Bahnsendungen,  die  vom  Eisenbahninspektor  Ludwig  Ditfmann, 
München,  erfunden  und  geseblich  geschübt  sind,  hergestellt.  Diese 
Anhängeadressen  werden  bereits  von  den  Güterabfertigungen  in 
München,  Nürnberg,  Stuttgart,  Karlsruhe  und  Stettin  bahnamtlich 
verkauft.  Der  bahnamtliche  Verkaufspreis  beträgt  pro  Stück 
für  eine  Sicherheistanhängeadresse  mit  Sicherungsadresse  1 M., 
ohne  Sicherungsadresse  0,75  M.  Die  Herstellerfirma  kann  jetzt 
auch  Aufträge  für  die  Industrie  sofort  erledigen;  es  wird  daher 
darauf  hingewiesen,  dak  alle  Interessenten  diese  Sicherheits- 
anhängeadressen für  Bahnsendungen  beziehen  können. 

Förderung  des  Sammelladungsverkehrs 
der  Spediteure. 

Die  Handelskammer  zu  C r e f e 1 d richtete  am  9.  September 
folgende  Eingabe  an  die  ständige  Tarifkommission  der  deutsdien 
Eisenbahn: 


„Nach  der  Vorlage  der  deutsdien  Reichsbahn  an  den  Reichs- 
eisenbahnrat betr.  die  organisierte  Einarbeitung  der  am  I.März, 

1.  April,  1.  Mai,  1.  )um  und  1.  Juli  1922  in  Form  einheithdier  Zu- 
schläge durchgeführten  Erhöhungen  der  Güter-  und  Tiertarife 
ist  beabsichtigt,  die  Stückgutfrachten  herabzuseben.  Begründet 
wird  diese  Frachlverbilligung  damit,  dak  der  Stückgulverkehr 
infolge  seiner  prozentual  ungleich  stärkeren  Belastung  im  Ver- 
gleidi  zum  Wagenladungsverkehr  gedrosselt  und  eine  starke 
Abwanderung  auf  den  Post-  und  Kraftwagenverkehr  sowie  den 
Sammelladungsverkehr  der  Spediteure  eingetreten  sei.  Infolge- 
dessen würden  die  Einrichtungen  der  Reichsbahn  für  den  Stück- 
gutverkehr nicht  mehr  überall  genügend  ausgenubt.  Man  erhofft 
also  von  einer  Herabsebung  der  Tarife  eine  Zunahme  des  Stück- 
gutverkehrs. 

Nach  den  Erfahrungen  des  vergangenen  Winters,  die  unter 
dem  Namen  „Verkehrsnot  der  Reichsbahn“  allgemein  bekannt 
sind,  wird  man  sich  fragen  müssen,  ob  eine  Zunahme  des  Stüde- 
gutverkehrs wirklich  im  Interesse  des  Verkehrs  und  der  Allge- 
meinheit und  damit  auch  der  Reidisbahn  gelegen  ist.  Die  Ver- 
kehrsstockungen und  periodisch  sich  wiederholenden  Güter- 
sperren, unter  denen  das  Wirtsdiaftslcben  auf  das  Sdiwerste 
gelitten  hat,  nahmen  ihren  Ausgang  meistens  vom  Stückgut- 
verkehr. Diesen  war  die  Reichsbahn  nicht  zu  bewältigen  in  der 
Lage.  Dadurch  entstanden  Stauungen  und  Hemmnisse,  deren 
Rückwirkung  auf  den  übrigen  Güterverkehr  audi  diesen  gänz- 
lich lahm  zu  legen  drohte.  Es  kann  nadi  Lage  der  Dinge  mdit 
damit  gerechnet  werden,  dak  im  kommenden  Winter  diese 
Schwierigkeiten  vermieden  bleiben.  Die  Ursachen,  die  zur  Ver- 
kehrsnot 1921/22  führten,  bestehen,  auch  jebt  noch  unverändert 
fort.  Die  durch  den  Achtstundentag  bedingte  Umstellung  hat 
noch  nicht  genügend  durchgeführt  werden  können.  Es  hat  sich 
im  vorigen  Winter  gezeigt,  dak  die  Einrichtungen  der  Bahn  für 
den  Stückgutverkehr  bei  einigermaken  lebhafter  Inanspruch- 
nahme auf  vielen  Bahnhöfen  bei  weitem  nicht  ausreichen,  im 
besonderen  Make  gilt  das  bei  ruckweisem  Aufkommen  des  Ver- 
kehrs, das  durch  die  bestehenden  wirtschaftsunruhigen  Verhält- 
nisse bedingt  ist  und  voraussichtlich  auch  in  der  Zukunft  vorerst 
noch  anhalten  wird.  Hierzu  kommen  noch  Kohlennot,  mangelnder 
Arbeitseifer  des  Personals,  Lokomoliv-  und  Wagenmangel  usw., 
alles  Tatsachen,  die  voraussehbar  auch  im  nächsten  Winter 
wieder  in  die  Erscheinung  treten  werden.  Die  Reichsbahn  sollte 
daher  im  Interesse  der  Wirtschaft  alles  tun,  um  diese  Schwierig- 
keiten zu  mildern  und  sich  von  einer  Aufgabe  zu  entlasten,  die 
sie  ohne  Sdiwierigkeiten  und  ohne  Schädigung  ihrer  Finanzen 
abgeben  kann.  Eine  Tarifpolitik,  die  dahin  strebt,  den  Stückgut- 
verkehr zu  verstärken,  kann  nicht  als  im  Interesse  des  Verkehrs 
liegend  angesehen  werden. 

Als  diejenige  Einrichtung,  die  am  zweckmäkigsien  die  Auf- 
gabe des  Stückgutversandes  zu  übernehmen  geeignet  ist,  muk 
der  Sammelladungsverkehr  der  Spediteure  angesehen  werden. 
Beim  Sammelladungsverkehr  werden  audi  die  Interessen  der 
Verfrachter  am  besten  gewahrt.  Selbst  nach  Ermäkigung  des 
Stückguttarifs  würden  die  Frachtsäbe  für  Stückgut  bis  zu  20  v.  H. 
höher  sein  als  die  Säbe,  die  für  Sammelgut  nach  Makgabe  der 
Wagenladungsfracht  zu  entrichten  sind.  Der  Verein  west- 
deutscher Spediteure  hat  daher  Anträge  gestellt,  die  darauf 
gerichtet  sind,  den  Sammelladungsverkehr  zu  erleichtern  und 
zu  fördern,  und  zwar: 

1.  die  nach  der  Vorlage  der  Reichsbahn  mit  17,60  M.  für  100  kg 
zu  niedrig  gehaltenen  Abfertigungsgebühren  um  100  v.  H. 
auf  35  M.  zu  erhöhen, 

2.  für  Sammelgut  den  Zuschlag  von  10  v.  H.  für  bedeckte 
Wagen  wieder  fallen  zu  lassen,  weil  diese  Güter  den  Stück- 
gütern gleichartig  sind  und  sich  für  die  Verladung  in  offenen 
Wagen  nicht  eignen, 

3.  bei  Verladung  von  10  t die  Säbe  der  Hauptklassen  in  An- 
wendung zu  bringen,  weil  die  von  der  Bahn  zur  Verfügung 
gestellten  Wagen  beim  grökten  Prozentsab  der  zur  Ver- 
ladung gelangenden  Güter  bei  10—11  t schon  räumlich  aus- 
genubt sind. 

Zur  Sicherheit  der  Bahn  sind  den  Frachtbriefen  Ladungs- 
verzeichnisse, welche  Bezeichnung,  Art  und  Gewicht  des  Gutes 
enthalten,  beizufügen. 

Wir  halten  diese  Vorschläge  als  im  Interesse  des  Verkehrs 
gelegen  und  bitten  nach  Prüfung  ihrer  Durchführung  bei  nächster 
Gelegenheit  näher  zu  treten.“ 
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Außenhandel. 

Norwegen. 

ProzeBkoslen.  Aus  deutschen  Wirtschaftskreisen  wer- 
den häufig  Anfragen  wegen  der  Höhe  der  durch  die  Beitreibung 
von  Forderungen  in  Norwegen  entstehenden  Gerichts-  und  An- 
waltskosten an  die  Deutsche  Gesandtschaft  in  Kristiania  ge- 
richtet. Von  sachverständiger  Seite  liegt  hierüber  folgende 
Äußerung  vor: 

Die  Gerichtskosten  in  Norwegen  sind  geseblich  festgesebt; 
sie  sind  verhältnismäjjig  gering.  Dagegen  gibt  es  in  Norwegen 
keine  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte.  Der  Berechnung  der 
Rechtsanwaltsgebühren  wird  die  für  die  Sache  aufgewendete 
Zeit  und  Arbeit  sowie  die  Höhe  des  Wertes  des  Prozebgegen- 
standes  und  der  Ausfall  des  Prozesses  zugrunde  gelegt.  Der 
Anwaltsverein  in  Kristiania  hat  in  einem  von  ihm  heraus- 
gegebenen „Salärtarif"  einige  Richtlinien  für  die  Honorar- 
berechnung gegeben.  Dabei  wird  ein  Unterschied  gemacht 
zwischen  Prozeb  und  Beitreibungsverfahren.  Für  die  Führung 
eines  Prozesses  in  erster  Instanz  ist  ein  Mindesthonorar  von 
500  Kr.  angegeben,  während  in  einer  sogenannten  Beitreibungs- 
sache prozentual  ein  Honorar  berechnet  werden  soll,  das  sich 
nach  der  Höhe  der  Streitsumme  richtet.  Unter  Prozeb  versteht 
man  ein  kontradiktorisches  Verhandeln  vor  Gericht,  das  durch 
gerichtliches  Urteil  zum  Abschlub  kommt,  ln  einer  Beitreibungs- 
sache handelt  es  sich  lediglich  darum,  den  Schuldner  zur  Be- 
zahlung der  von  ihm  anerkannten  Schuld  zu  zwingen.  Bei  diesem 
Verfahren  werden  die  Kosten  gewöhnlich  vom  Schuldner  bezahlt, 
es  sei  denn,  dab  dieser  zahlungsunfähig  isf,  während  dem 
Gläubiger  ein  Honorar  von  1—2  v.  H.  der  eingetriebenen  Summe 
berechnet  wird.  Im  Prozebverfahren  werden  die  Kosten  sehr  oft 
durch  Urteil  gegenseitig  aufgehoben,  d.  h.  jede  Partei  trägt  ihre 
eigenen  Kosten.  Werden  die  Kosten  der  einen  Partei  ganz  zu- 
gesprochen, so  wird  gerichtlich  eine  Pauschalsumme  festgesebt, 
die  jedoch  nur  selten  sämtliche  Gerichts-  und  Anwaltskosten 
vollkommen  deckt. 
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Schiffahrts-  und  Hafenverkehr. 

Der  Deutsche  Afrika-Dienst,  der  drei  weitere  Dampfer  für 
das  Afrika-Geschäft  in  Dienst  gestellt  hat,  wird  von  September 
ab  auch  Antwerpen  regelmäbig  anlaufen.  Der  „Manchester 
Guardian“  brachte  vor  kurzem  eine  Abbildung  des  Genter-  Hafens 
und  einen  Artikel,  in  welchem  auf  die  Bedeutung  dieses  Hafens 
hingewiesen  wird,  über  den  sich  beispielsweise  der  ganze  Baum- 
wollumschlag  nach  Elsab-Lothringen  vollzieht. 

Nachdem  in  lebter  Zeit  der  Schiffahrtsverkehr  in  Gent  das 
Mab  der  Vorkriegszeit  zu  überschreiten  beginnt,  scheint  die  seit 
längerer  Zeit  im  Gange  befindliche  Propaganda  von  Erfolg  be- 
gleitet zu  sein. 

Frachtenmarkt. 

Der  Beschäftigungsgrad  am  belgischen  Frachtenmarkt  hat 
sich  vielleicht  als  Folge  des  Hamburger  Streiks  gebessert,  so 
dab  der  „Lloyd  Royal  Beige“  drei  weitere  bisher  aufgelegt  ge- 
wesene Dampfer  in  Fahrt  seben  konnte. 

Die  Zahl  der  feiernden  Schiffe  beträgt  in  Antwerpen 
113  Dampf-  und  4 Segelschiffe. 

Die  „Compagnie  beige  Maritime  du  Congo"  hat  die  Fracht- 
säbe  für  Kakao,  Kaffee  und  Piassava  um  200  Fr.  die  Tonne  er- 
mäbigt. 

ln  einer  von  den  interessierten  Kreisen  kürzlich  in  Antwerpen 
abgehaltenen  Zusammenkunft  soll  die  Stabilisierung  der  Fracht- 
säbe  nach  Brasilien  und  La  Plata  erreicht  worden  sein. 

Binnenschiffahrt. 


Belgien. 

Allgemeines. 

Der  Handel  Deutschlands  mit  Belgien  in  den  ersten  4 Mo- 
naten des  Jahres  1922  stellt  sich  nach  der  amtlichen  belgischen 
Statistik  folgendermaben  dar: 

Deutsche  Einfuhr  nach  Belgien: 

Lebende  Tiere 229  138  kg  578  013  Frs. 

Nahrungsmittel,  Getränke  . . 59  616  048  kg  26  389  300  Frs. 

Rohstoffe  u.  dergl 1 301  095  886  kg  139  397  629  Frs. 

Fabrikate -.  . 134  391  719  kg  203  223  413  Frs. 

Gold  und  Silber 3 332  kg  704  116  Frs. 

Belgische  Ausfuhr  nach  Deutschland: 

Lebende  Tiere 400  714  kg  2 336  050  Frs. 

Nahrungsmittel,  Getränke  ...  7 278  767  kg  7 464  355  Frs. 

Rohstoffe  u.  dergl 170  876  796  kg  130  551  601  Frs 

Fabrikate 39  236  921  kg  87  598  057  Frs. 

Gold  und  Silber 65  kg  14  878  Frs. 

Deutsche  Gesamteinfuhr  nach  Belgien: 

1 495  336  123  kg  370  292  471  Frs. 

Belgische  Gesamiausfuhr  nach  Deutschland: 

217  793  265  kg  227  964  941  Frs. 

Die  vorstehenden  Ziffern  enthalten  nicht  die  im  Ver- 
edelungsverkehr einbeziehungsweise  wiederausgeführten  Waren. 

Zemeniindustrie. 

In  Portland-Zement  ist  eine  starke  Nachfrage  aus  Deutsch- 
land zu  verzeichnen,  doch  soll  dies  nur  einige  wenige  belgische 
Fabriken  angehen,  da  die  „Union  des  Cimenteries"  es  ablehnt, 
Zement  nach  Deutschland  zu  liefern.  (?) 

Portland-Zement  kostet  ab  Fabrik  90—95  Frs. 

Textilindustrie. 

Der  Beschäftigungsgrad  der  Textilindustrie  soll  sehr  gut  sein. 
Die  Einfuhr  bzw.  der  Bedarf  an  russischem  Flachs  scheint  indessen 
nachzulassen. 

In  Garnen  liegen  neben  schweizer,  holländischen,  spanischen 
und  italienischen  Bestellungen  auch  Aufträge  aus  Deutschland  vor. 
Die  Preise  stellen  sich  wie  folgt: 


In  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Juli  hat  sich  Belgien  mit 
157  Kähnen  an  der  Rheinschiffahrt  beteiligt.  Die  bewegte  Güter- 
menge bezifferte  sich  auf  84  000  to. 

Wirtschaftslage  Kaukasiens. 

Nach  Angaben  der  Vereinigten  Transkaukasischen  Auben- 
handelssfelle  (SAKWNESCHTORG)  betrug  in  der  Zeit  von  April 
1921  bis  einschlieblich  Dezember  1921  die  Gesamteinfuhr  nach 
Transkaukasiep  4 532  987  Pud  (rd.  75  000  t),  deren  Wert  berechnet, 
nach  dem  Goldpreis  der  Vorkriegszeit,  mit  32  873  792  Goldrubel  zu 
veranschlagen  ist.  Der  gröbte  Teil  der  eingeführten  Waren  bestand 
dem  Gewicht  nach  aus  Lebensmitteln,  welche  mit  3 747  971  Pud 
82,8  v.  H.  der  gesamten  Einfuhr  ausmachfen.  Dem  Werfe  nach 
stehen  sie  mit  13  224  589  Goldrubeln  oder  40,1  v.  H.  des  Gesamt- 
wertes an  zweiter  Stelle,  während  Stoffe  nur  mit  116  235  Pud 
oder  2,6  v.  H.  einen  Wert  von  14  064  004  Goldrubeln  gleich 
42,7  v.  H.  des  Gesamtwertes  darstellen  und  an  erster  Stelle 
stehen.  Des  weiteren  sind  174 120  Pud  Chemikalien  im  Werte 
von  1 504  863  Goldrubel,  Metalle  und  Mefallwaren  (darunter 
auch  landwirtschaftliche  Maschinen  u.  dgl.)  nur  84  051  Pud  im 
Werte  von  1 058  869  Goldrubel  eingeführt  worden. 

Die  Ausfuhr  betrug  in  derselben  Zeit  3 125  343  Pud  (rd. 
52  000  t)  mit  einem  Gesamtwert  von  6 007  266  Goldrubel.  Den 
gröbten  Anteil  hieran  haben  Rohstoffe  und  Halbferfig-Fabrikate 
(Manganerz,  Naphta)  mit  2 792  193  Pud  im  Werte  von  4 233  342 
Goldrubel.  An  zweiter  Stelle  stehen  Erzeugnisse  verschiedener 
Art,  zumeist  wohl  Teppiche,  mit  204 190  Pud  im  Werte  von 
1 535  979  Goldrubel. 

Es  ist  verständlich,  dab  die  Handelsbilanz  der  transkaukasi- 
schen Republiken  passiv  ist,  wenn  man  berücksichtigt,  dab  einer- 
seitens  das  Bedürfnis  an  Lebensmitteln,  Manufakturwaren,  Ma- 
schinen usw.  nach  jahrelangem  Abschlub  vom  Auslande  ein  ganz 
auberordentlich  grobes,  anderseits  die  Rohstofferzeugung  im 
Lande  eine  ganz  minimale  zu  nennen  ist. 

Die  Beteiligung  des  deutschen  Handels  an  der  Einfuhr  läbt 
sich  ziffermäbig  leider  nicht  feststellen.  Sie  ist  aber  direkt  wie 
auch  indirekt  eine  recht  grobe  und  dürfte  mit  der  Eröffnung  des 
regelmäbigen  Dampferverkehrs  der  Deutschen  Orient-  und  der 
Levantelinie  entschieden  eine  recht  lebhafte  werden. 
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Cuba. 

In  leßter  Zeit  bietet  die  deutsche  Industrie  ihre  Erzeugnisse 
nach  Ubersee  immer  häufiger  mit  der  Klausel  „Preise  frei- 
bleibend" an.  Die  dadurch  geschaffene  Unsicherheit  über  den 
Warenpreis  verhindert  das  Zustandekommen  von  Abschlüssen 
in  einem  Umfange,  der  für  den  deutschen  Ausfuhrwettbewerß 
verhängnisvoll  zu  werden  droht.  Es  läßt  sich  beobachten,  wie 
in  unaufhaltsam  steigendem  Maße  Bestellungen  nach  anderen 
Ländern  gehen,  die  sonst  Deutschland  zufallen  würden,  lediglich, 
weil  der  Abnehmer  die  Grundlage  eines  festbestimmten  Liefe- 
rungspreises für  unentbehrlich  ansieht. 

So  schwer  es  audi  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  für 
den  deutschen  Exporteur  sein  mag,  sich  an  einen  unveränder- 
lichen Preis  zu  binden,  so  unumgänglich  notwendig  erscheint 
dies,  um  zu  verhindern,  daß  die  deutsche  Ausfuhr  vom  Welt- 
märkte verdrängt  wird. 

Es  wird  den  deutschen  Exporteuren  dringend  empfohlen, 
im  eigenen  Interesse  auf  peinlichste  Einhaltung  geschlossener 
Verträge  zu  sehen.  Wie  überall,  so  macht  sich  auch  hier  ganz 
besonders  eine  Scheu  vor  Abschlüssen  mit  Deutschland  bemerk- 
bar, die  ihre  Ursache  in  der  Unsicherheit  der  Lieferungen  hat. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Mißbräuche  im  Treuhandwesen. 

Der  Verband  Deutscher  Treuhand-  und  Revi- 
sionsgesellschaften E.  V.,  Berlin  W 56,  Ansbacher 
Straße  19,  hat  in  einem  an  sämtliche  Handelskammern  ge- 
richteten Schreiben  auf  die  Mißstände  im  Treuhandwesen  hin- 
gewiesen. Dieser  Hinweis  ist  durchaus  angebracht.  Die  ver- 
wickelte Steuergesetzgebung  sowie  die  Umwälzung  der  Ver- 
hältnisse auf  dem  Gebiet  des  Wirtschaftslebens  haben  es  mit 
sich  gebracht,  daß  in  den  lebten  Jahren  wie  nie  zuvor  der 
Einzelbetrieb  für  Buchhaltung,  Bilanzfragen  häufig  auch  für 
Fragen  von  Um-  und  Neugründung  auf  die  Tätigkeit  von  Wirt- 
schaftsberatern angewiesen  war  und  noch  ist.  Hierfür  sind 
naturgemäß  die  Treuhandgesellschaften  die  gegebenen  Stellen. 
Es  ist  unbedingt  erforderlich,  daß  dies  nur  durchaus  zuver- 
lässige Elemente,  Treuhandgesellschaften  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes,  betreiben.  Um  dies  zu  erreichen,  sind  die  Handels- 
kammern bemüht,  bei  dem  Amtsgericht  ihres  Bezirks  zu  bean- 
tragen, vor  Eintragungen  neuer  Treuhandgesellschaften  gehört 
zu  werden.  Der  Firmenzusaß  „Treuhand“  darf  nur  für  solche 
Betriebe  zugelassen  werden,  die  sich  ausschließlich  der  Revi- 
sionstätigkeit der  treuhänderischen  Beratung  und  Verwaltung 
widmen.  Demgemäß  ist  auch  nach  uns  zugegangenen  Mit- 
teilungen von  den  Registergerichten  fast  stets  die  Eintragung 
aller  derjenigen  Gesellschaften  abgelehnt  worden,  die  neben  den 
eigentlichen  Treuhandgeschäften  noch  Geschäfte  anderer  Art, 
z.  B.  Exportgeschäfte,  Baugeschäfte  und  ähnliches  betreiben 
wollen.  Die  Handelskammer  zu  Duisburg-Wesel  teilte  dem 
Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  mit,  daß  sie  zunächst  die 
Registergerichte  ihres  Bezirks  gebeten  hätte,  vor  Eintragung 
neuer  Treuhandgesellschaften  und  vor  Eintragung  neuer  Bank- 
firmen jeweils  die  gutachtliche  Äußerung  der  Kammern  einzu- 
holen. Die  Stellungnahme  der  Gerichte  wäre  verschieden  ge- 
wesen, während  die  einen  unbedenklich  dem  Antrag  statt- 
gegeben hätten,  hätten  andere  Bedenken  geäußert.  Die  Kammer 
hätte  daher  beim  Justizminister  den  Erlaß  einer  entsprechenden 
allgemeinen  Verfügung  beantragt,  welche  eine  Ergänzung  der 
allgemeinen  Verfügung  des  Justizministers  vom  7.  November 
1899  über  die  Führung  des  Handelsregisters  (Preußisches 
Ministerialblatt  S.  313,  85,  Abs.  3)  darstellen  soll.  Der  Justiz- 
minister erteilte  darauf  folgenden  Bescheid : 

„Die  Frage,  ob  die  Registergerichte  anzuweisen  seien,  vor 
jeder  Eintragung  einer  Treuhandgesellschaft  oder  Bankfirma  die 
Handelskammer  gutachtlich  zu  hören,  ist  bereits  kürzlich  der 
Gegenstand  eines  Schriftwechsels  zwischen  dem  Herrn  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe,  und  mir  gewesen.  Die  Prü- 
fung der  Sachlage  hat  dabei  ergeben,  daß  eine  solche 
Anweisung  nicht  angezeigt  erscheint.  Sie  würde  geeignet  sein, 
den  Eindruck  zu  erwecken,  als  ob  allgemein  gegen  Personen, 
die  derartige  Firmen  eintragen  lassen,  ein  Mißtrauen  gerecht- 
fertigt sei,  sie  würde  ferner  den  Geschäftsgang  bei  den 
Registergerichten  in  zahlreichen  Fällen  nußlos  erschweren  und 


verzögern  und  unter  besonderen  Umständen  vielleicht  sogar  zu 
Regreßansprüchen  gegen  den  Staat  Anlaß  geben.  Zudem  würde 
die  etwaige  gutachtliche  Äußerung  der  Handelskammer,  daß 
Personen,  die  eine  Treuhandgesellschaft  oder  Bankfirma  zur 
Eintragung  anmelden,  als  unzuverlässig  zu  bezeichnen  seien,  den 
Registerrichter  noch  nicht  berechtigen,  die  Eintragung  der  Firma 
abzulehnen.  Nur  dann  wäre  er  hierzu  befugt,  wenn  die  An- 
meldung eine  Täuschung  über  die  Art  und  den  Umfang  des  ge- 
planten Geschäfts  oder  die  Verhältnisse  der  Geschäftsinhaber 
enthielte  (§§  6,  18  H.  G.  B.).  Das  aber  wird  regelmäßig  erst 
nach  dem  Beginn  des  Geschäftsbetriebes  und  nach  der  Ein- 
tragung der  Firma  ins  Handelsregister  sidi  beurteilen  lassen. 

Bei  dieser  Sachlage  muß  davon  abgesehen  werden,  die 
Allgemeinen  Verfügungen  vom  7.  November  1899  und  3.  Juli 
1922  (J.  M.  BL  1899  S.  313  und  1922  S.  255)  im  Sinne  der 
dortigen  Anregungen  zu  ergänzen,  und  es  muß  den  Vertretungen 
des  Handelsstandes  überlassen  bleiben,  von  sich  aus  etwaige 
Firmen,  die  unter  dem  Aushängeschild  des  Treuhand-  oder  Bank- 
geschäfts andere  Geschäfte  betreiben,  dem  Registergericht  mit- 
zuteilen, damit  gegebenenfalls  von  ihm  eingeschritten  werden 
kann.  (Vgl.  § 126  des  Reichsgeseßes  über  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit.)" 

Verschiedenes. 

Sozialisierung  der  Elektrizitätswirtschaft. 

Der  Wirtschaftsverband  Sachsen-Anhalt,  in 
dem  sich  Handels-,  Landwirtschaft-  und  Handwerkskammern  so- 
wie eine  große  Zahl  namhafter  Verbände  des  Handels  und  des 
Verkehrs,  der  Industrie,  des  Bergbaues,  der  Landwirischaft,  des 
Handwerks  und  des  Baugewerbes  Mitteldeutschlands  vereinigt 
haben,  hat  sich  eingehend  mit  dem  derzeitigen  Stand  der  Soziali- 
sierungsfrage der  Elektrizitätswirtschaft  befaßt  und  ist  dabei  zu 
folgender  Stellungnahme  gekommen,  die  er  in  einer  Eingabe  an 
den  Reichsschaßminister  vom  5.  September  vertrat: 

„Für  jeden  Kenner  der  ElektrizitälswiHschaft  ist  es  unbe- 
stritten, daß  das  Geseß  betr.  die  Sozialisierung  der  Elektrizitäts- 
wirtschaft vom  31.  Dezember  1919  geradezu  unheilvolle  Wirkun- 
gen ausgelöst  hat.  Um  ihren  Umfang  ermessen  zu  können,  muß 
man  sich  die  Entwicklung  vergegenwärtigen,  welche  die  Elekiri- 
zitätswirtschaft  vom  Beginn  des  Jahrhunderts  bis  zum  Ausbrudi 
des  Weltkrieges  genommen  hat. 

Zuerst  waren  es  große  und  mittlere  Städte  sowie  einige  in- 
dustrielle Unternehmen,  die  ihren  Bedarf  an  elektrischer  Arbeit 
durch  eigene  Kraftanlagen  zu  befriedigen  wußten.  In  wenigen 
Jahren  fühde  dann  die  Entwicklung  weiter  zur  Errichtung  von 
Uberlandzentralen,  die  es  als  ihre  Aufgabe  betrachteten,  über 
einen  bisher  lokal  begrenzten  Wirkungskreis  hinaus  die  Ver- 
sorgung mit  elektrischer  Energie  auch  auf  das  platte  Land  aus- 
zudehnen. Unmittelbar  hierauf  begann  die  Zusammenfassung 
mehrerer  Oberlandzentralen  zu  einheitlicher  Versorgung  größerer 
Gebiete  und  damit  zugleich  in  organischer,  technisch-wirtschaft- 
licher Fortentwicklung  die  Verkuppelung  mehrerer  Kraftguellen 
durch  Hochspannungsleitungen,  ja  zum  Teil  schon  durdi  Höchst- 
spannungsleitungen. Die  Elektrizitätswirischaft  trat  in  das  Zeit- 
alter der  Großversorgung  ein. 

Diese  vorstehend  in  kurzen  Zügen  wiedergegebene  Entwick- 
lung hatte  sich  zwanglos,  in  organischer  Weise  mehr  oder  weniger 
in  allen  Teilen  des  Deutschen  Reidies,  und  zwar  unabhängig  von- 
einander, schon  vor  dem  Kriege  vollzogen.  Geradezu  ein  Schul- 
beispiel bietet  in  dieser  Hinsicht  das  Mitteldeutsche  Wirtschafts- 
gebiet. Das  erste  Stadium  der  lokalen  Versorgung  war  hier  kaum 
durch  Errichtung  zahlreicher  elektrischer  Orts-  und  Werks- 
zentralen zu  einem  gewissen  Abschluß  gekommen,  als  auch  schon 
die  Stufe  der  Uberlandversorgung  mit  außergewöhnlicher 
Schnelligkeit  sich  zu  entwickeln  begann.  In  rascher  Folge  ent- 
standen in  den  Jahren  1908—1912  durch  verständnisvolle  Zu- 
sammenarbeit aller  Wirtschaftskreise  Unternehmungen,  die  bei 
Ausbrudi  des  Krieges  mit  ihren  Uberlandneßen  weit  mehr  als  die 
Hälfte  des  mitteldeutschen  Gebietes  überspannten.  Und  schon 
lagen  auch  weitgehende  Pläne  für  den  Übergang  zur  Großver- 
sorgung vor,  die  sich  auf  Mitteldeutschlands  reiche  Bodenschäße 
gründeten.  Selbst  der  Krieg  mit  seinen  einsdineidenden  Wirkun- 
gen konnte  diese  Entwicklung  nur  vorübergehend  hemmen.  Ent- 
stand doch  sogar  während  des  Krieges  in  Golpa-Zschernewiß 
eines  der  größten  Braunkohlenkraftwerke  der  Erc^e,  das  für  die 
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Großversorgung  nichi  nur  des  mitteldeutschen  Wirtschafts- 
gebietes, sondern  auch  über  dessen  Grenzen  hinaus  von  außer- 
ordentlicher Bedeutung  ist.  In  dieser  Zeit  verbanden  sich  auch, 
geleitet  von  dem  Streben  nach  höchster  Wirtschaftlichkeit  eine 
große  Zahl  der  bestehenden  Uberlandzentralen  zu  einem  einheit- 
lien  Gebilde  und  es  entstanden  die  Grundlagen  für  ein  groß- 
zügiges Höchstspannungsneß,  das  die  vorhandenen  Braunkohlen- 
kraftwerke miteinander  verkuppeln  sollte. 

Was  sich  in  Mitteldeutschland  ereignete,  vollzog  sich  in  ähn- 
licher Weise  auf  natürlichem  Wege  in  allen  Teilen  Deutschlands. 
Es  sei  nur  erinnert  an  die  Vorgänge  in  Rheinland-Westfalen, 
Oberschlesien,  Pommern,  Freistaat  Sachsen,  Württemberg  und 
Baden. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  drängten  die  Verhältnisse  zur 
schleunigen  Vollendung  der  angebahnten  Entwicklung.  Alles, 
Stadt  und  Land,  forderte  ausgiebige  Versorgung  mit  elektrischer 
Arbeit.  Die  Anforderungen  überstiegen  die  Leistungsfähigkeit 
der  während  des  Krieges  nicht  genügend  erweiterten  Kraft- 
werke um  ein  Vielfaches.  Gebieterisch  forderte  die  Not  die  Ver- 
wirklichung der  vorhandenen  Pläne. 

Da  kam  das  Sozialisierungsgeseß  vom  31.  Dezember  1919. 
Seine  einschneidenden  Bestimmungen  über  die  Enteignung  von 
Kraftwerken  und  Hochspannungsleitungen  sowie  die  Rechts- 
unsicherheit, die  mit  ihm  geschaffen  wurde,  lähmten  jeden  Unter- 
nehmungsgeist. Es  unterblieben  Erweiterungen  von  Kraft- 
werken sowie  der  Bau  von  Verbindungs-  und  Ausgleichsleitun- 
gen,  es  unterblieb  die  Erneuerung  und  Instandseßung  abgewirt- 
schafteter Betriebsanlagen,  die  Verstärkung  überlasteter  Lei- 
tungsneße  und  der  Ausbau  unversorgter  Gebiete.  Damit  wurde 
ein  Zustand  in  der  Elektrizitätswirtschaft  geschaffen,  der  diesen 
vordem  blühenden  Zweig  unserer  Volkswirtschaft  in  kurzer  Zeit 
völlig  in  Mißkredit  brachte.  Nur  durch  weitgehende  Einschrän- 
kung des  Stromverbrauches,  gestüßt  auf  die  Einschränkungs- 
bestimmungen des  Reichskohlenkommissars,  konnten  die  Elek- 
trizitätsunternehmungen den  Zusammenbruch  der  gesamten 
Stromversorgung  noch  verhindern.  Erst,  als  es  den  Anschein 
gewann,  daß  das  Geseß  in  der  vorliegenden  Form  nicht  zur 
Durchführung  gelangen  würde,  trat  eine  Besserung  der  Ver- 
hältnisse ein.  Der  Unternehmungsgeist  erwachte  von  neuem  und 
ließ  umfangreiche  Neubauten  in  Angriff  nehmen,  wenn  auch  der 
Schaden,  den  das  Geseß  der  Volkswirtschaft  zugefügt  hatte, 
nicht  völlig  wieder  guizumachen  war.  Dieser  im  )ahre  1921  neu 
einseßende  Aufstieg  der  Elektrizitätsversorgung  berechtigt  zu 


guten  Hoffnungen  nicht  nur  für  die  Deckung  des  vorhandenen 
Bedarfs  sondern  auch  für  die  im  Zuge  der  Zeit  liegende  allge- 
meine Elektrifizierung. 

Die  Hoffnungen  scheinen  jedoch  von  neuem  bedroht  zu 
sein,  denn  so  viel  uns  bekannt,  liegen  neue  Entwürfe  vor,  welche 
den  allerschwersten  Bedenken  begegnen  müssen;  insbesondere 
müssen  solche  Bedenken  verursachen 

etwaige  Bestimmungen  über  die  Enteignung  von  Brennstoff- 
feldern, Kraftwerken  über  5000  KW  und  Höchstspannungs- 
leitungen über  50  000  Volt  sowie  Bestimmungen  über  den 
zwangsweisen  Zusammenschluß  von  Elektrizitätsunterneh- 
mungen. 

Eine  Enteignung  von  Brennstoffeldern  würde  in  Mitteldeutsch- 
land über  Sein  oder  Nichtsein  der  Braunkohlenindustrie  ent- 
scheiden. Ihre  Lebensfähigkeit  ist  abhängig  von  einem  aus- 
reichenden Felder-  und  Felderreservebesiß.  Mit  dem  Bestand 
der  mitteldeutschen  Braunkohlenindustrie  steht  und  fällt  aber  zu- 
gleich die  gesamte  mitteldeutsche  Wirtschaft,  die  auf  ihr  auf- 
gebaut ist. 

Eine  Enteignung  von  Zentralen  mit  einer  installierten  Lei- 
stung von  über  5000  KW  würde  zur  Folge  haben,  daß  die  In- 
dustrie das  Interesse  verliert,  ihre  Zentralen  der  allgemeinen 
Versorgung  nußbar  zu  machen,  und  infolgedessen  künftig  Neu- 
anlagen nur  im  Ausmaße  ihres  eigenen  Strombedarfs  herstellt. 

Aus  diesen  in  großen  Zügen  dargestellten  Gründen  lehnt 
der  Wirtschaftsverband  Sachsen-Anhalt  ein  Geseß  betr.  Soziali- 
sierung der  Elektrizitätswirtschaft,  welche  Gestalt  es  im  ein- 
zelnen auch  erhalten  möge,  im  ganzen  ab.  Wünschenswert 
würde  es  dagegen  sein,  wenn  das  Reich 

c'ine  einheitliche  und  zeitgemäße  geseßliche  Grundlage  für  die 
Enteignung  von  Grundeigentum  sowie  für  die  Benußung  von 
Verkehrswegen  und  anderen  öffentlichen  Anlagen  zur  Er- 
bauung von  Elektrizitätsanlagen 

schaffen  würde.  Nur  auf  diesem  Wege  kann  das  Reidi  fördernd 
in  die  Entwicklung  der  Elektrizitätswirtschaft  eingreifen.“ 


Alle  für  die  Schriftleitung  der  Mitteilungen  des  Deut- 
schenlndustrie-undHandelstags  (Handel  und  Gewerbe) 
bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro  des  Deut- 
schen Industrie  - und  Handelstags,  NeueFriedrich- 
straße  53/56,  zu  richten. 
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Der  gegenwärtige  Stand  der  wirtschaftlichen  Sanktionen 

im  Rheinland. 

Von  Dr.  Gerhard,  Berlin. 


Als  der  Minister  Dr.  Simons  bei  den  Londoner  Ver- 
handlungen im  März  1921  sich  außerstande  erklärte,  die 
von  den  Alliierten  für  die  Reparation  geforderte  Summe 
von  226  Milliarden  Gold  anzuerkennen,  hatte  der  Oberste 
Rat  der  Alliierten  die  Anwendung  sogenannter  „Sank- 
tionen“ beschlossen.  Demgemäß  wurden  am  7.  März 
1921  Düsseldorf  und  Duisburg  beseßt,  bald  darauf  die 
rheinischen  Zölle  beschlagnahmt  und  an  der  inneren 
Grenze  des  beseßten  Gebiets  eine  Zwischenzollinie 
errichtet.  Außerdem  wurde  ein  besonderes  Ein-  und  Aus- 
fuhrbewilligungssYstem  für  das  beseßte  Gebiet  geschaffen 
und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  (mit  der  Durchführung  der 
Sanktionen  beauftragte)  Interalliierte  Rheinlandkommission 
in  Koblenz  durch  ihre  Verordnung  82  die  Oberleitung  der 
Dienststellen  für  Ein-  und  Ausfuhrbewilligung  im  beseßten 
Gebiet  an  Stelle  der  deutschen  Regierung  selbst  über- 
nahm. Es  wurde  ein  besonderes  Ein-  und  Ausfuhramt  in 
Bad  Ems  an  der  Lahn  eingerichtet,  das  mit  deutschem 
Personal  und  einem  deutschen  Leiter  beseßt  ist,  dessen 
Anordnungen  aber  nur  gültig  sind,  wenn  sie  von  dem 
Beauftragten  der  Interalliierten  Rheinlandkommission 
gegengezeichnet  sind.  Die  Emser  Stelle  soll  zwar  die 
deutschen  Geseße  und  Verordnungen  beachten,  Anord- 
nungen der  Rheinlandkommission  oder  ihrer  Beauftragten 
sind  aber  auch  dann  auszuführen,  wenn  sie  mif  den 
deutschen  Geseßen  in  Widerspruch  stehen. 

Von  französischer  Seite  hat  man  auf  den  Erlaß  dieser 
Sanktionen  besonders  deshalb  hingewirkt,  weil  man  darin 
ein  Mittel  erblickte,  um  das  Rheinland  wirtschaftlich  vom 
Deutschen  Reich  loszureißen;  man  hoffte  in  Paris  offen- 
bar, auf  diese  Weise  im  Rheinland  eine  ähnliche  Macht- 
stellung zu  erreichen  wie  im  Saargebiet.  Es  zeigte  sich 
jedoch  bald,  daß  die  Sanktionen  für  die  rheinische  Wirt- 
schaft verhängnisvolle  Wirkungen  zur  Folge  hatten.  Die 
rheinische  Industrie  wurde  von  ihren  natürlichen  Rohstoff- 
quellen und  ihrem  natürlichen  Absaßgebiet  im  unbeseßten 
Deutschland  abgeschnitten.  Es  traten  daher  in  den 
einzelnen  Wirtschaftszweigen  entweder  Hemmungen  in  der 
Erzeugung  oder  im  Absaß  ein.  Das  gesamte  rheinische 
Wirtschaftsleben  geriet  in  eine  vollkommene  Verwirrung, 
und  die  gesamte  Bevölkerung  verlangte  in  zahllosen 
Protesten  und  Kundgebungen  die  schleunige  Beseitigung 
dieser  widerrechtlichen  Maßnahmen. 

Inzwischen  hatte  die  deutsche  Regierung  das  Ulti- 
matum der  Alliierten  vom  5.  Mai  1921  angenommen  und 


die  ersten  Zahlungen  für  Rechnung  der  Reparationen 
geleistet.  Der  Grund  für  die  Ergreifung  der  Sanktionen 
war  damit  weggefallen,  und  die  Alliierten  waren  ver- 
pflichtet, die  sämtlichen  Sanktionen  wieder  aufzuheben. 
Am  13.  August  1921  hat  dann  auch  der  Oberste  Rat  nach 
heftigem  französischen  Widerstand  beschlossen,  die  am 
7.  März  1921  angeordneten  wirtschaftlichen  Sanktionen  im 
Rheinland  wieder  aufzuheben.  Der  Oberste  Rat  machte 
dabei  jedoch  den  Vorbehalt,  daß  die  deutsche  Regierung 
sich  einverstanden  erklären  müsse  mit  der  Einrichtung 
eines  Interalliierten  Organs,  das  darüber  wachen  solle, 
daß  die  Anwendung  des  deutschen  Ein-  und  Ausfuhr- 
bewilligungssYstems  im  beseßten  Gebiet  keine  den  Meist- 
begünstigungs-Klauseln der  Artikel  264  bis  267  des 
Friedensvertrages  widersprechende  Benachteiligung  der 
alliierten  Staatsangehörigen  zur  Folge  habe.  Der  Be- 
schluß bestimmte  dann  weiter,  daß  die  Interalliierte  Rhein- 
landkommission unter  Beteiligung  eines  Vertreters  der 
italienischen  Regierung  berechtigt  sein  soll,  alle  Aus- 
führungs-  und  Dbergangsmaßnahmen  zu  vorstehendem 
Beschluß  zu  treffen.  Wegen  des  öberwachungsaus- 
schusses  wurde  ein  besonderer  alliierter  Sachverständigen- 
Ausschuß  eingeseßt,  der  sich  mit  den  Vertretern  der 
deutschen  Regierung  in  Verbindung  seßen  und  dem 
Obersten  Rat  alsbald  geeignete  Vorschläge  unterbreiten 
sollte. 

Die  Verhandlungen  wegen  Einrichtung  des  öber- 
wachungsausschusses  erwiesen  sich  als  außerordentlich 
schwierig,  da  man  französischerseits  wiederum  Forde- 
rungen stellte,  die  ganz  offensichtlich  auf  eine  wirtschaft- 
liche Lostrennung  des  Rheinlandes  vom  übrigen  Deutschen 
Reich  hinzielten.  Infolgedessen  war  es  bisher  unmöglich, 
hierüber  eine  Einigung  zu  erzielen. 

Dies  hatte  zur  Folge,  daß  die  Sanktionen  nur  teilweise 
aufgehoben  werden  konnten.  Die  Interalliierte  Rheinland- 
kommission hat  zwar  durch  ihre  am  1.  Oktober  1921  in 
Kraft  getretene  Verordnung  98  die  Verordnungen  über 
Beschlagnahme  der  rheinischen  Zölle,  über  Errichtung 
einer  Zwischenzollgrenze,  über  die  Beschlagnahme  des 
Branntwein-Monopols,  über  die  Unterordnung  des  deut- 
schen Zoll-,  Eisenbahn-  und  Postpersonals  unter  die 
Oberleitung  der  Rheinlandkommission,  über  die  Befugnisse 
der  alliierten  Zollbeamten  usw.  wieder  aufgehoben.  Sie 
hat  aber  die  Oberleitung  über  den  Ein-  und  Ausfuhr- 
bewilligungsdienst im  beseßten  Gebiet,  welchen  sie  sich 


222 


DEUTSCHE  WIRTS 

während  der  Sanktionszeit  angemaßt  hatte,  noch  nicht 
wieder  an  die  deutsche  Regierung  zurüdegegeben,  sondern 
übt  sie  auch  heute  noch  aus.  Die  fragliche  Bestimmung 
ist  enthalten  im  Art.  11  der  Verordnung  98  und  lautet  in 
der  Fassung  der  Verordnung  105  wie  folgt: 

„Als  Übergangsbestimmung  und  um  jede  Störung 
des  wirtschaftlichen  Lebens  des  beseiten  Gebiets  zu 
vermeiden,  werden  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  der  in 
dem  Beschluß  des  Obersten  Rats  vom  13.  August  1921 
vorgesehene  interalliierte  Ausschuß  in  Tätigkeit  treten 
kann,  die  Dienststellen  zur  Prüfung  und  Ausstellung  der 
Ein-  und  Ausfuhrbewilligungen  für  das  beseite  Gebiet 
aufrechterhalten,  jedoch  lediglich  bezüglich  des  Verkehrs 
von  Waren,  die 

1.  aus  dem  beseiten  Gebiet  kommen  und  für  das  Aus- 
land bestimmt  sind; 

2.  aus  dem  Ausland  kommen  und  im  beseiten  Gebiet 
zu  verzollen  sind.“ 

Das  Emser  Ein-  und  Ausfuhramt  besteht  also  vor- 
läufig noch  weiter  fort  und  hat  den  Weisungen  der  Rhein- 
landkommission Folge  zu  leisten.  Diese  hat  zwar  zuge- 
sichert, daß  sie  sich  nach  den  deutschen  Verordnungen  und 
Grundsätzen  richten  wolle,  diese  Zusage  wird  aber  in  der 
Praxis  häufig  nicht  gehalten,  und  auch  sonst  sind  mit  dem 
Weiterbestehen  dieses  Amtes  große  Nachteile  verbunden. 
Die  Emser  Stelle  tritt  zum  Beispiel  der  Einfuhr  von  Luxus- 
waren aus  den  alliierten  Ländern  nicht  mit  dem  Nachdruck 
entgegen,  der  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der  deutschen 
Volkswirtschaft  erforderlich  ist.  Anderseits  läßt  sie  die 
Ausfuhr  von  Holz  und  sonstigen  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten nach  den  alliierten  Ländern  zu,  obwohl  diese 
Erzeugnisse  im  Inland  nicht  entbehrt  werden  können.  Es 
ist  auch  vorgekommen,  daß  die  Emser  Stelle  Ausfuhr- 
bewilligungen für  Waren  erteilt  hat,  obwohl  der  Ver- 
käufer die  von  den  betreffenden  Handelskreisen  fest- 
geseßten  Mindestpreise  nicht  einhielt.  Die  Emser  Stelle 
trug  also  auf  diese  Weise  zur  Verschleuderung  von 
deutschen  Werten  an  das  Ausland  bei.  Die  Alliierten 
benußten  die  Emser  Stelle  ferner,  um  den  Wettbewerb  der 


„Überfremdungs-Probleme“ 

Dr.  Hans  Jürgen 

Die  sprunghaft  fortschreitende  Entwertung  der  deut- 
schen Zahlungsmittel  hat  ein  Problem  von  neuem  in  den 
Vordergrund  gerückt:  Das  Problem  der  ausländischen 

Kapitalbeteiligung  in  Deutschland.  Die  Grenze  zwischen 
Nüßlichkeit  und  Schädlichkeit  dieser  Erscheinung  ist  so 
flüssig  ,daß  eine  generelle  Entscheidung  „für“  oder 
„gegen“  vielleicht  als  theoretische  Lehrmeinung,  niemals 
aber  als  Richtpunkt  für  die  wirtschaftliche  Praxis  denkbar 
ist.  Wohl  aber  kann  eine  kritische  Beobachtung  ähnlicher 
Erscheinungen  in  der  Wirtschaftsgeschichte  unsere  nüch- 
terne Abwägung  im  Einzelfall  unterstützen,  und  insofern  ist 
es  interessant,  zu  verfolgen,  welche  Einstellung  in  anderen 
Ländern  die  maßgebenden  Kreise  zum  Uberfremdungs- 
problem  eingenommen  haben.  Mehrere  Länder  — wie 
Schweden,  die  Schweiz,  Norwegen,  Polen  und  Spanien  — 
haben  schon  seit  längerer  Zeit  Geseße  oder  Verordnungen 
gegen  gewisse  Arten  der  Betätigung  des  ausländischen 
Kapitals  innerhalb  ihrer  Grenzen  erlassen.  Im  Mai  d.  J. 
hat  nun  auch  Finnland  einen  Schritt  auf  diesem  Wege 
tun  zu  sollen  geglaubt:  Die  Geseßkommission  des  Reichs- 
tages hat  einen  „Geseßentwurf  über  den  Erwerb  von 
Grundeigentum  und  Erzvorkommen,  sowie  von  Aktien 
durch  Ausländer“  ausgearbeitet. 
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deutschen  Gewerbetreibenden  im  Ausland  zu  erschweren, 
indem  sie  die  Ausfuhr  nach  solchen  Ländern  behindern, 
mit  denen  alliierte  Konkurrenzfirmen  Handel  zu  treiben 
wünschen. 

Namentlich  dient  aber  das  Emser  Amt  den 
Alliierten  als  ein  beguemes  Mittel  der  Handels- 
spionage. Dadurch,  daß  sämtliche  Ein-  und  Ausfuhr- 
bewilligungen für  die  im  beseßten  Gebiet  ansässigen 
Firmen  durch  die  Hände  der  Alliierten  gehen,  erlangen  sie 
einen  Einblick  in  die  Geschäftsbeziehungen  der  deutschen 
Firmen,  den  sie  nach  jeder  Hinsicht  sowohl  politisch  wie 
wirtschaftlich  zugunsten  der  alliierten  Mächte  ausnüßen. 
Z.  B.  verschaffen  sich  die  Alliierten  mit  Hilfe  des  Emser 
Amtes  Unterlagen  für  die  Höhe  der  Exporfgewinne  der 
deutschen  Industrie,  über  ihre  Guthaben  und  Einnahmen  an 
fremder  Valuta,  ihren  Umsaß,  über  ihre  Leistungsfähigkeit 
und  über  ähnliche  Dinge,  die  dann  bei  den  Reparations- 
verhandlungen gegen  Deutschland  verwertet  werden. 

Die  Franzosen  legen  natürlich  auf  das  Fortbestehen 
eines  unter  alliierter  Oberleitung  stehenden  Emser  Amtes 
auch  deshalb  Wert,  weil  sie  sich  davon  Nußen  für  ihre 
Französierungsbestrebungen  im  Rheinlande  versprechen, 
und  es  scheint,  daß  sie  die  Absicht  haben,  die  Auflösung 
des  Emser  Amtes  auf  unbestimmte  Zeit  zu  verschieben,  da 
sie  bei  den  Verhandlungen  über  die  Befugnisse  des  oben 
erwähnten  Uberwachungsausschusses  Bedingungen  stellen, 
von  denen  sie  von  vornherein  wissen,  daß  sie  für  die 
deutsche  Regierung  unannehmbar  sind.  Hoffentlich  ziehen 
die  übrigen  Alliierten  aus  dieser  französischen  Taktik  die 
Lehre,  daß  sie  den  Franzosen,  wenn  sie  wiederum  unter 
dem  Vorwände  von  Sanktionen  weitere  Rechte  in  Deutsch- 
land an  sich  reißen  wollen,  von  vornherein  Widerstand 
entgegenseßen.  EswirdAufgabederdeutschen 
Regierung  und  der  deutschen  Öffentlich- 
keit sein,  nicht  eher  zu  ruhen,  als  bis  die 
vollkommen  rechtswidrige  Einmischung 
der  Alliierten,  namentlich  der  Franzosen, 
in  die  Ein-  und  Ausfuhrangelegenheiten 
des  besetzten  Gebiets  beseitigt  wird. 

(230.) 


in  Finnland  und  Deutschland. 

v.  Kleist,  Berlin. 

Dieser  Entwurf  will  für  ausländische  Staatsangehörige 
oder  Gesellschaften,  Genossenschaften,  Vereine  usw.,  die 
in  Finnland  Grundstücke,  Erz-  oder  Mineralvorkommen 
muten  oder  schon  gemutete  Vorkommen  erwerben  oder 
bearbeiten  sollen,  in  jedem  Einzelfalle  die  öenehmi- 
gung  des  Staafsrates  ausbedingen.  Ausgenom- 
men davon  sollen  die  durch  Heirat,  Verwandtschaft,  Erb- 
folge oder  Vorkaufsrecht  erworbenen  Rechte  sein,  auch 
finnische  Bankgesellschaften,  Sparkassen,  Hypoiheken- 
vereine  sowie  gemeinnüßige  Arbeiterunterstüßungsvereine 
und  solche,  die  sich  mit  Förderung  des  Bodenerwerbes  für 
die  besißlose  Landbevölkerung  befassen. 

Zur  Verhinderung  von  Umgehungsversuchen  mit  Hilfe 
finnischer  Aktiengesellschaften  wird  weiter  bestimmt,  daß, 
wenn  in  den  Statuten  der  Aktiengesellschaften  genü- 
gend Sicherheit  liegt,  daß  Ausländer  keine  Aktien 
oder  doch  nicht  ihre  Majorität  erwerben  können,  der  Er- 
werb von  Grundeigentum  durch  die  Aktiengesellschaft 
nicht  gehindert  sein  solle.  Der  Entwurf  scheidet  hier  zwi- 
schen Aktiengesellschaften  mit  auf  Namen  lautenden 
Aktien  und  solchen  mit  Inhaberaktien.  Bei  „Inhaber- 
Aktiengesellschaften“  soll  das  Recht  auf  Grunderwerb 
grundsäßlich  von  der  Genehmigung  des  Staatsrates  ab- 
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hängig  gemacht  werden,  während  bei  den  „Namens- 
Aktiengesellschaften“  die  Kommission  den  oben  erwähn- 
ten -Vorbehalt  bezüglich  der  Ausländer  als  ausreichenden 
Schüfe  ansieht.  Der  Entwurf  bestimmt  weiterhin,  dafe 
Aktiengesellschaften  gewisse  kleinere  Objekte  (Sand-, 
Kies-,  Lehmgruben,  kleine  Torfmoore  und  Steinbrüche  un- 
ter 20  ha  usw.)  ohne  besondere  Formalitäten  erwerben  dür- 
fen, wenn  das  Grundeigentum  für  die  Tätigkeit  der  Gesell- 
schaft notwendig  ist;  dagegen  unterliegt  der  Erwerb  von 
städtischen  Grundstücken  stets  der  Konzessions- 
pflicht. 

Weitgehende  Bestimmungen  enthält  der  Gesefeentwurf 
dann  noch  über  die  Mitgliedschaft  von  Auslän- 
dern im  Vorstand  finnischer  Aktiengesellschaften. 
Der  Entwurf  führt  dazu  aus: 

„Das  finnische  Recht  gestattet,  dafe  auch  Ausländer 
dem  Vorstande  einer  finnischen  Aktiengesellschaft  ange- 
hören können,  wenn  sie  nur  nicht  die  Mehrheit  bilden,  und 
dafe  Vorstandsmitglieder  im  Auslande  ansässig  sein  dür- 
fen; das  finnische  Gesefe  nimmt  also  einen  freisinnigeren 
Standpunkt  ein  als  die  Gesefegebung  mehrerer  anderer 
Länder.  So  müssen  z.  B.  nach  schwedischem  Gesefe  die 
Vorstandsmitglieder  einer  schwedischen  Aktien- 
gesellschaft in  Schweden  ansässige  schwedische  Staats- 
angehörige sein,  wenn  der  König  nicht  in  besonderen 
Fällen  gestattet,  dafe  der  Vorstand  zu  einem  gewissen  Teil, 
der  ein  Drittel  der  Gesamtanzahl  der  Vorstandsmitglieder 
nicht  übersteigen  darf,  aus  Ausländern  oder  im  Auslande 
ansässigen  schwedischen  Staatsangehörigen  besteht.  Nach 
dänischem  Recht  sollen  die  Vorstandsmitglieder  in 
Dänemark  ansässig  sein  und  dort  Mitbürgerrecht  besifeen. 
Die  Kommission  schlägt  deshalb  eine  Verschärfung  der 
Bestimmungen  für  die  Mitgliedschaft  im  Vorstande  von 
finnischen  Aktiengesellschaften  dahingehend  vor,  dafe  die 
Vorstandsmitglieder  im  allgemeinen  finnische  Staats- 
angehörige sein  sollen,  und  dafe  die  laufenden  Geschäfte 
oder  gewisse  Teile  der  Verwaltung  nur  finnischen  Staats- 
angehörigen übertragen  werden  dürfen.  Da  es  aber  aus 
Rücksicht  auf  das  Wirtschaftsleben  des  Landes  nicht  wün- 
schenswert ist,  dafe  Ausländer  jeder  Möglichkeit  beraubt 
werden,  Vorstandsmitglieder  in  finnischen  Aktiengesell- 
schaften werden  zu  können  oder  die  Verwaltung  derselben 
zu  leiten,  soll  diese  Vorschrift  nicht  zwingend  sein,  son- 
dern der  Staatsrat  soll  auf  besonderen  Antrag  Ausnah- 
men zulassen  können,  jedoch  nur  insoweit,  dafe  nie  mehr 
als  ein  Drittel  der  Gesamtzahl  der  Vorstandsmitglieder 
Ausländer  sein  dürfen.“ 

Soweit  der  finnische  Entwurf!  Gesefe  ist  er  bisher 
nicht  geworden  und  es  ist  auch  kaum  wahrscheinlich,  dafe 
er  jemals  in  dieser  extremen  Form  praktische  Bedeutung 
gewinnen  könnte,  — denn  er  ist  — wie  ich  von  sehr  gut 
unterrichteter  finnischer  Seite  erfahre  — nicht  sonderlich 
ernst  zu  nehmen,  sondern  mehr  ein  taktischer  Schachzug 
gewisser  Parteien  für  die  damals  bevorstehenden  fin- 
nischen Reichstagswahlen,  der  nach  Absicht  seiner  Urheber 
seine  Schuldigkeit  mit  Beendigung  der  Wahlen  getan 
haben  dürfte,  oder  doch  nur  in  einer  völlig  verwässerten 
Form  im  Herbst  seine  Auferstehung  finden  soll. 

Inwieweit  Schufemafenahmen  gegen  das  Auslands- 
kapital in  dem  hauptsächlich  agrarischen  Finnland,  das 
eine  bemerkenswerte  Industrie  gröfeeren  Ausmafees  — ab- 
gesehen von  der  Holzbearbeitung  — doch  erst  in  den 
lefeten  Jahren  aufzubauen  begonnen  hat,  notwendig  oder 
nüfelich  sind,  mag  hier  dahingestellt  bleiben.  Interessant 
ist  uns  der  Entwurf  vor  allem  im  Vergleich  zu  den 
deutschen  Verhältnissen;  hinsichtlich  dieser  ist  die 
etwaige  Brauchbarkeit  der  genannten  Vorschläge  nun  zu 
prüfen! 

Ein  Eingreifen  des  Staates,  wie  es  in  Finnland  geplant 
wird,  ist  in  Deutschland  schon  aus  einem  äufeeren  Grunde 
unmöglich:  Der  berüchtigte  § 276  d des  Friedensdiktates 


von  Versailles  verpflichtet  Deutschland,  „keinem  Ange- 
hörigen irgend  einer  der  alliierten  oder  assoziierten  Mächte 
irgendeine  Beschränkung  aufzuerlegen,  die  nicht  am  1 . Juli 
1914  auf  die  Angehörigen  dieser  Mächte  anwendbar  war, 
sofern  nicht  seinen  eigenen  Staatsangehörigen  dieselbe 
Beschränkung  in  gleicher  Weise  auferlegt  wird.“  Nach 
§ 280,  2 soll  der  § 276  d nach  Ablauf  von  5 Jahren  weitere 
5 Jahre  laufen,  wenn  nicht  der  Völkerbundsrat  eine  kürzere 
Frist  feslsefet.  (!)  Gerade  für  die  entscheidenden  ersten 
10  Jahre  nach  dem  Friedensschlüsse  sind  also  der  Regie- 
rung sehr  enge  Grenzen  für  etwaige  Schufemafenahmen  ge- 
zogen, denn  vor  dem  1.  Juli  1914  waren  Ausländer  handels- 
rechtlich im  allgemeinen  den  Inländern  gleichgestellt;  aus- 
genommen waren  etwa  nur  der  Gewerbetrieb  im  Umher- 
ziehen, das  Handelsmaklergeschäft  und  der  Erwerb  von 
Grundbesife  durch  ausländische  juristische  Personen 
(Art.  7 Pr.  A.  G.  BGB.),  sowie  die  Bindung  des  Erwerbs 
von  Bergwerkseigentum  und  selbständigen  Abbaugerech- 
tigkeiten durch  ausländische  juristische  Personen  an  staat- 
liche Genehmigung.  (Preufe.  Gesefe  vom  23.  6.  1909).  — 
Der  erste  finnische  Programmpunkt  ist  also  für  Deutsch- 
land nicht  brauchbar;  eine  gesefeliche  Schufemafenahme 
gegen  die  wenigen  „Neutralen“,  die  das  Versailler  Doku- 
ment nicht  unterzeichnet  haben,  wäre  praktisch  ziemlich 
unfruchtbar  und  politisch-psychologisch  sogar  schädlich. 

Ähnlich  steht  es  auch  mit  der  zweiten  und  dritten  Mafe- 
nahme.  — Die  Umstellung  eines  Komplexes  von  vielen 
Milliarden  Inhaberaktien  auf  den  Namen  oder  die 
etwaige  in  Zukunft  ausschliefeliche  Schaffung  von 
vinkulierten  oder  einfachen  Namensaktien  ist  für  die  gro- 
ßen deutschen  Verhältnisse  eine  wirtschaftliche  Unmöglich- 
keit. Diese  Maßnahme  würde  Handel  und  Produktion  in 
geradezu  lähmender  Weise  hemmen,  und  wäre  dann 
immer  noch  mühelos  durch  „Strohmänner“,  die  sich  noch 
stets  gefunden  haben,  zu  umgehen.  Uber  die  Wahrheit 
des  Ballin’schen  Wortes:  „Eine  Gesellschaft  von  100  Millio- 
nen Mark  kann  die  Übertragbarkeit  der  Aktien  nicht  da- 
durch erschweren,  dafe  sie  sie  auf  den  Namen  stellt“,  wird 
kein  Gesefegeber  hinwegkommen.  Alle  sogenannten  „Aus- 
wege“ — wie  etwa  der  Gedanke  der  Einführung  von 
„Blankozessionen“,  die  statt  der  Aktien  gehandelt  würden, 
während  diese  nur  dann  in  der  Generalversammlung 
stimmberechtigt  sein  sollten,  wenn  sie  in  das  Aktienbuch 
eingetragen  wären,  — zeigen  nur  noch  deutlicher,  dafe  es 
eben  keinen  wirklichen  Ausweg  gibt. 

Das  gleiche  gilt  von  den  Statutenänderungen 
zur  Ausschaltung  ausländischen  Einflusses,  wie  sie  auch 
schon  mehrfach  in  der  deutschen  Industrie  durchgeführt 
worden  sind. 

Wie  fast  alle  anderen  Maßnahmen  ist  natürlich  auch 
diese  nur  bei  den  „Kapitalgesellschaften“  durchführbar, 
während  für  die  Einzelunternehmungen  nicht  einmal  der 
Anschein  eines  brauchbaren  Schufemittels  vorhanden  ist. 
Sicherlich  kann  die  Nationalität  der  Vorstands-  und  Auf- 
sichtsratsmitglieder sehr  oft  entscheidend  für  die  nationale 
Haltung  einer  Gesellschaft  sein,  zumal  dann,  wenn  das 
Aktienkapital  tausendfach  zersplittert  ist  und  nur  ein 
Bruchteil  der  Aktionäre  sich  in  der  Generalversammlung 
selbst  einfindet,  während  der  größte  Teil  sich  von  Banken 
vertreten  läßt,  die  vielfach  dem  Aufsichtsrat  nahe  stehen. 
Ein  besonders  bemerkenswerter  Fall  einer  solchen  „Natio- 
nalisierung der  Leitung“  war  im  Jahre  1901/02  die  Auf- 
nahme jener  Bestimmung  in  die  Statuten  des  Norddeut- 
schen Lloyd  und  der  Hapag,  dafe  die  Mitglieder  des  Vor- 
standes und  des  Aufsichtsrates  deutsche  Reichsangehörige 
mit  Wohnsife  im  Inlande  sein  müßten.  — Auch  bei  dieser 
Maßnahme  kann  die  Umgehung  durch  vorgeschobene 
Dritte  leicht  sein,  wie  aus  der  Praxis  nachweisbar. 

Es  soll  nicht  Aufgabe  dieser  Skizze  sein,  alle  An- 
regungen zum  Schufee  gegen  das  ausländische  Kapital  hier 


224 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


noch  einmal  zu  erörtern;*)  zusammenfassend  darf  man 
sagen:  gesegliche  Maßnahmen  des  Verbotes  oder  der  Be- 
schränkung, Verstaatlichung  der  Produktionsmittel,  Betei- 
ligung des  Staates  an  den  Werten,  Umstellung  der  Wert- 
träger  auf  den  Namen,  Schaffung  eines  Aufsichtsamtes, 
Statutenänderung,  „Vergenossenschaftlichung“  der  Gesell- 
schaften untereinander  zur  gegenseitigen  Garantie  — alle 
diese  theoretisch  denkbaren  Maßnahmen  sind  entweder 
praktisch  von  vornherein  unmöglich  (Friedensdiktat, 
Finanzlage  des  Staates!)  oder  sie  wollen  ein  an  sich  wün- 
schenswertes Ziel  mit  Mitteln  erreichen,  die  für  die  Volks- 
wirtschaft im  Endeffekt  verderblicher  zu  werden  ver- 
sprechen als  die  schärfste  mögliche  Überfremdung.  (Zer- 
rüttung des  bestehenden  Aktienrechts,  Zerstörung  der 
Handelsfreiheit  und  der  allein  materielle  Höchsterfolge 
verbürgenden  freien  Wirtschaft!) 

Das  einzige  — von  ungewöhnlichen  Zufälligkeiten  ab- 
gesehen — wirksame  Schugmiifel  bleibt  in  der  Praxis  die 
beliebte,  aber  auch  mit  Recht  berüchtigte  Vorzugs- 
aktie mit  Mehrstimmrecht.  Uber  sie  und  ihre  Nachteile 
wird  noch  zu  urteilen  sein,  wenn  wir  klar  sehen  in  der  gro- 
ßen Hauptfrage:  Ist  denn  eine  nationale  Giefahr 
für  die  Selbständigkeit  unserer  Wirt- 
schaft überhaupt  vorliegend? 

Die  Argumente  sind  bekannt  und  sie  sind  sehr  ernst 
und  aufmerksam  abzuwägen:  viel  spricht  generell  gegen 
die  unbedingte  Zulassung  des  fremden  Kapitals.  Die 
deutsche  Wirtschaft  kann  vom  Auslande  majorisiert  und 
ihren  eigenen  Interessen  entfremdet  werden.  Monopol- 
ausbeutungen oder  lebenswichtige  Gewerbezweige  können 
zum  Schaden  der  Gesamtheit  stillgelegt  oder  ausgeraubt 
werden;  die  Konkurrenz  des  Auslandes  wird  gestärkt; 
das  Inland  verarmt  durch  dauernden  Abflug  eines  bedeu- 
tenden Produktionsertrages  an  das  Ausland;  der  fremde 
Wettbewerb  erhält  Einblick  in  die  internsten  Organi- 
sationsfragen; die  Steuereintreibung  wird  erschwert  usw. 
Viele  wünschenswerte  Ergebnisse  stehen  aber  dem 
gegenüber:  Das  Ausland  wird  an  Deutschlands  Wohl- 
ergehen interessiert;  infolge  der  fremden  Kapitalanlagen 
spinnen  sich  feine  Fäden  der  Interessenverküpfung  zwi- 
schen den  beteiligten  Faktoren:  Rücksichtnahme  und  An- 
passung, gegenseitige  Förderung,  Ausfuhrsteigerung,  Ein- 
fuhrerleichterung, Anregung  der  heimischen  Produktion, 
auch  Mehrbeschäftigung  von  Arbeitern  bei  Bau  und  Ein- 
richtung neuer  Produktionsanstalten,  Schaffung  neuer 
Steuerguellen  für  den  Staat,  Aufsaugung  von  Markgut- 
haben vom  Valutenmarkt,  Beeinflussung  der  „auslän- 
dischen“ Börsenstimmung  und  vor  allen  Dingen  Kapi- 
t a 1 z u f 1 u g sind  die  erfreulichen  ^Symptome  auslän- 
dischen Kapitalinteresses. 

Hberwiegen  nun  die  Lichtseiten?  Man  wirdün  glück- 
lichen Zeiten  als  Angehöriger  eines  wirtschaftlich  und 
politisch  mächtigen  Volkes  den  natürlichen  Wunsch  haben, 
die  eigene  Wirtschaft  aus  eigener  Kraft  zu  erhalten  und 
weiter  zu  entwickeln.  Unter  den  heutigen  Umständen  ist 
diese  gefühlsmägige  Einstellung  leider  nicht  mehr  zu  hal- 
ten; nur  ein  nüchterner  materieller  Nüglichkeilsstandpunkt 
ist  heute  den  Erfordernissen  des  Tages  angemessen,  nach- 
dem der  verlorene  Krieg  und  die  traurige  Entwicklung  seit 
1918  dem  einst  so  kraftvollen  deutschen  Wirtschaftskörper 
einen  so  beträchtlichen  Teil  seines  lebenbildenden  Blutes 
genommen  hat.  Es  gilt  heute,  eine  Erscheinung,  die  frü- 
her in  so  grogem  Umfange  mit  Recht  abgelehnt  worden 
wäre,  nicht  nur  als  erträglich,  sondern  geradezu  als  gün- 
stig zu  bezeichnen,  — es  gilt,  das  ausländische  Kapital 
nicht  nur  zu  dulden,  sondern  es  zum  Teil  geradezu  herbei- 
zurufen, wenn  nicht  im  Laufe  kurzer  Zeit  ein  Teil  der  deut- 
schen Wirtschaft  aus  Mangel  an  Kapital,  aus  der  Unmög- 

*) Vgl.  meine  Schrift  „Die  ausländische  Kapitalbeteiligung 
in  Deutschland“,  Verlag  Reimar  Hobbing,  Berlin  1921. 


lichkeit  der  Regeneration  mit  eigenen  Mitteln  einge- 
schränkt oder  stillgelegt  werden  soll.  ' 

Es  ist  gewig  im  höchsten  Grade  erfreulich,  dag  manche 
Industrien  der  Geldentwertung  zum  Trog  nach  wie  vor  aus 
den  Reinverdiensten  neue  Mittel  zur  Weiterführung,  ja, 
zur  Verbreiterung  und  zum  Ausbau  schöpfen  können.  Für 
die  Mehrzahl  gilt  dies  nicht  und  wird  in  Zukunft  leider 
immer  weniger  gelten!  Der  deutsche  Kapitalmarkt  ist  durch 
Währungsverschlechterung  und  sprunghaft  fortschreitende 
Teuerung,  durch  kapitalfeindliche  Steuern  und  Festlegung 
in  Objekten  der  Tagesspekulation  bedenklich  ausgesogen 
und  kann  der  Wirtschaft  nicht  im  entferntesten  die  Mittel 
zur  Verfügung  stellen,  die  Materialpreis-  und  Lohn- 
erhöhung notwendig  machen.  Der  Wertpapiermarkt  spie- 
gelte seit  Monaten  das  Erlahmen  der  Kaufkraft  des  Publi- 
kums wieder,  während  sich  die  Spekulation  mehr  dem 
Produktenmarkt  und  den  ausländischen  Anleihen  usw.  zu- 
wandte. Wie  die  Sammlung  von  „Sparkapital“  durch  die 
Geldentwertung  unmöglich  gemacht  wird,  indem  das  Ein- 
kommen ohne  Llberschug  für  die  Bedürfnisse  des  täglichen 
Lebens  verwandt  werden  mug,  so  kann  die  Rücklage  von 
„Betriebskapital“  nicht  entfernt  der  Steigerung  der  Pro- 
duktionskosten nachkommen.  Nachdem  die  guten  Reser- 
ven der  Kriegs-  und  ersten  Nachkriegszeit  lange  ver- 
braucht sind,  nachdem  der  Bankkredit,  der  im  Kriege  nahe- 
zu überflüssig  geworden  war,  jegt  fast  überall  bis  an  die 
Grenze  des  Möglichen  angespannt  ist,  heigt  es  für  einen 
wachsenden  Teil  unserer  Wirtschaft:  nicht  nur  Verzicht  auf 
Weiterentwicklung,  sondern  Einschränkung  des 
Betriebes,  dem  inneren  Werte  der  gebliebenen  Mittel  ent- 
sprechend, ja,  vielleicht  in  einiger  Zeit  gar:  Stillstand  der 
Produktion  mit  allen  ihren  Folgen! 

E i n Mittel  gibt  es  gegenüber  diesen  gar  nicht  hoch 
genug  einzuschägenden  Gefahren:  Heranziehung 

des  Auslandes,  das  jegt  allein  noch  in  der  Lage  ist, 
groge  Kapitalien  anzulegen. 

Seit  etwa  1 % Jahren  hat  die  ausländische  Beteiligung 
sehr  wesentlich  nachgelassen;  Gründe  dafür  sind  eine  ge- 
wisse Übersättigung  des  Auslandes,  sowie  Zweifel  an  der 
politichen  und  wirtschaftlichen  Stabilität  unserer  Verhäl- 
nisse  und  nicht  zulegt  wohl  auch  die  zum  Teil  über  einen 
gesunden  Schug  gegen  absolute  Majorisierung  weit  hinaus- 
gehenden systematischen  Ausgaben  von  Mehrstimmaktien. 
Erst  in  legter  Zeit  hat  sich  die  Sachlage  einmal  plöglich 
wieder  geändert:  Das  Stichwort  fiel  mit  Poincares  Lon- 
doner Forderungen:  Sofort  segten  starke  Käufe,  vor  allem 
am  Markte  der  westdeutschen  Urproduktion  ein,  von  denen 
wieder  besonders  bevorzugt  die  Werte  des  besegten  Ge- 
bietes waren.  Wie  die  Auswahl  erkennen  lägt,  scheint  es 
sich  hierbei  um  einen  grog  angelegten  Plan  zur  Ver- 
knüpfung französischen  Eisens  mit  deutscher  Kohle  zu  han- 
deln, denn  ein  besonderes  Interesse  war  für  Harpen, 
Rheinstahl,  Hoesch,  Phönix  usw.  zu  bemerken,  während 
gleichzeitig  im  Osten  Tschechen  und  Polen  — vermutlich 
auf  französische  Inspiration  hin  — groge  entsprechende 
Käufe  Vornahmen.  Auch  Amerika  und  die  „Neutralen“ 
haben  wieder  etwas  Interesse  an  deutschen  Werten  ge- 
funden, wozu  ihre  unverhältnismägige  Valutensteigerung 
auch  ein  äugerlicher  Anlag  gewesen  sein  wird. 

Dieses  Wiedererwachen  des  ausländischen  Interesses 
ist  — trog  gewisser  Nachteile  — nach  Lage  der  Dinge 
nicht  nur  zu  erfragen,  sondern  sogar  zu  begrügen.  Die 
Grenze  des  Wünschenswerten  ist  vom  deutschen  Stand- 
punkt aus  dort  zu  sehen,  wo  das  Ausland  mit  Erfolg  an- 
strebt, in  wichtigen  deutschen  Produktionen  eine  be- 
herrschende Mehrheit  zu  finden;  dann  wäre  aller- 
dings die  Gefahr  vorhanden,  dag  dem  deutschen  Volke 
allmählich  die  Verfügungsfreiheit  über  seine  eigenen  An- 
lagen eingeengt  werden  könnte.  Derartige  Folgen  wären 
mit  tauglichen  Mitteln  unbedingt  zu  verhindern.  Ein  Uni- 
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versalmittel  gibt  es  hier  freilich  nicht:  der  § 276  d des 
Friedensdiktates  und  elementare  wirtschaftliche  Rück- 
sichten lassen  alle  theoretisch  vorgebrachten  „Schub- 
mittel“, — die  in  anderen  Ländern  brauchbar  sein  mögen 
— , im  Augenblick  in  Deutschland  unmöglich  oder  unzu- 
länglich erscheinen.  Nur  die  deutsche  Wirtschaft  selbst, 
da  der  Staat  nichts  tun  kann  und  darf,  wird  im  Einzel- 
falle  in  der  Lage  sein,  einen  die  deutschen  Interessen 
gefährdenden  fremdländischen  Einfluß  zu  verhindern. 

Vorteile  und  Nachteile  sind  im  Geschäftsleben  untrenn- 
bar mit  einander  verbunden;  man  kann  nicht  die  einen 
wollen  und  die  anderen  völlig  ablehnen.  Da  wir  das  Aus- 
land brauchen,  heißt  es,  Wünsche  des  Gefühls  und  auch 
manche  Forderungen  der  Zweckmäßigkeit  vorläufig  zu- 


rückzustellen. Von  einer  aktuellen  Gefahr  der  deutschen 
Wirtschaft  durch  fremdes  Kapital  kann  bisher  keine  Rede 
sein  und  aller  Voraussicht  nach  wird  es  auch  weiterhin 
der  selbständig  handelnden  Wirtschaft  — niemals  dem 
Staate  — gelingen,  entscheidende  Nachteile  zu  ver- 
meiden. Was  uns  an  Schädigungen  sonst  beschieden  ist, 
werden  wir  als  Ausgleich  für  notwendige  Kredithilfe 
in  Kauf  nehmen  müssen.  Einer  späteren  Zeit  wird  es  nach 
Wandlung  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Lage  ver- 
hältnismäßig leicht  möglich  sein  — das  zeigt  uns  die  Wirt- 
schaftsgeschichte — , diese  Schönheitsfehler  des  deutschen 
Wirtschaftskörpers  auszumerzen  und  die  verlorene  Stel- 
lung wiederzugewinnen.  Im  Augenblick  heißt  es  nichl 
„ideal  leben“,  sondern  schlechthin:  „lebe  n“!  (219.) 


Die  deutsch-bulgarischen  Handelsbeziehungen 

nach  dem  Kriege. 

Von  Kommerzienrat  Otto  Liesegang,  kgl.  bulg.  Generalkonsul,  Berlin. 


Wir  Deutschen  haben  uns  in  den  leßten  Jahren  herz- 
lich wenig  um  unsere  ehemaligen  Verbündeten,  die  Bul- 
garen, gekümmert.  Aber  wie  in  Deutschland  die  Sym- 
patie  für  dieses  zähe,  arbeitsfreudige  Volk  troß  der  Ent- 
fremdung der  leßten  Jahre,  die  das  Vordringen  der  Entente 
in  Bulgarien  mit  sich  bringen  mußte,  nicht  erloschen  ist, 
so  besteht  auch  in  Bulagrien  selbst  noch  immer  Bewunde- 
rung vor  deutschem  Können  und  deutschem  Fleiß. 

In  den  Friedensverträgen,  die  dem  Versailler  Vertrag 
folgten,  hatte  die  Entente  versucht,  Deutschland  als  wirt- 
schaftlichen Konkurrenten  überall  auszuschalten,  zum  min- 
desten jedoch  sich  in  den  besiegten  Staaten  an  Deutsch- 
lands Stelle  zu  seßen. 

Bei  dem  nach  Beendigung  des  Krieges  einseßenden 
wirtschaftlichen  Wiederaufbau  Bulgariens  wurde  daher 
Deutschland  zuerst  vollkommen  ausgeschaltet.  Sehr  bald 
aber  kam  der  Bulgare  zu  der  Überzeugung,  daß  sein  Land 
wirtschaftlich  auf  Deutschland  angewiesen  ist  und  ohne 
die  Beziehungen  zur  deutschen  Volkswirtschaft  nicht  ge- 
deihen kann. 

Vor  dem  Kriege  stand  Deutschland  bei  Bulgariens 
Ein-  und  Ausuhr  mit  an  erster  Stelle.  Diesen  Vorrang 
hatte  es  natürlich  aus  den  oben  erwähnten  Gründen  ver- 
loren. Die  neuesten  bulgarischen  Handelsstatistiken 
lassen  aber  erfreulicherweise  erkennen,  daß  Deutschlands 
Industrie  sich  nicht  ir.it  einem  Federstrich  ausschalten  läßt. 
Im  Gegenteil,  die  Statistiken  ergeben,  daß  Deutschland 
auf  dem  besten  Wege  ist,  sich  seinen  alten  Plaß  wieder 
zu  erobern.  Sind  doch  für  die  Erneuerungen  des  Wirt- 
schaftsverkehrs die  besten  und  günstigsten  Bedingungen 
vorhanden,  da  Deutschland  Sachwerte  in  Form  von  In- 
dustrieerzeugnissen gegen  die  Agrarprodukte  und  Roh- 
materialien Bulgariens  Austauschen  kann.  Dadurch  'ist 
für  Deutschland  die  Möglichkeit  gegeben,  einen  wesent- 
lichen Teil  seines  Lebensmittelbedarfes  in  Bulgarien  zu 
decken,  anstatt  in  valutastarken  Ländern,  gleichzeitig  ist 
aber  auch  Bulgarien  in  der  Lage,  seine  Bedürfnisse  an 
landwirtschaftlichen  Maschinen  und  Industrieerzeugnissen 
nicht  gegen  Devisen,  sondern  gegen  Sachwerte  aus 
Deutschland  zu  beziehen. 

über  die  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutschland 
und  Bulgarien  vor  dem  Kriege  seien  kurz  folgende  Zahlen 
angeführt: 


Die  deutsche  Aus  fuhr  nach  Bulgarien  betrug  in  den 
Jahren 

1910  = 6,3  Mill.  Mark 

1911  = 10,6  „ 

1912  = 18,3  „ 

1913  = 8,8  „ 

Die  deutsche  E i n fuhr  aus  Bulgarien  betrug 

1910  = 19,0  Mill.  Mark 

1911  = 23,9  „ 

1912  = 28,7  „ 

1913  = 30,3  „ 

Nach  Deutschland  eingeführt  wurden  damals  im  wesent- 
lichen Rohtabak,  Weizen,  Roggen,  Mais,  Mehl,  Gerste, 
Samen,  Großvieh,  Lämmer,  Schafe,  Hühner,  Eier,  Butter, 
Käse,  Spiritus,  Häute,  Felle,  Därme,  Stickereien,  Wollstoffe, 
besonders  aber  das  berühmte  bulgarische  Rosenöl,  worin 
Bulgarien  Weltruf  genießt. 

Die  Hauptausfuhrartikel  aus  Bulgarien  sind  mithin 
Produkte  der  Landwirtschaft,  was  uns  Bulgarien  mit  Recht 
als  reinen  'Agrarstaat  vor  Augen  führt,  über  80  v.  H.  der 
gesamten  Bevölkerung  beschäftigen  sich  mit  Getreidebau, 
Tabakbau  und  Viehzucht.  Troß  der,  in  den  Kriegsjahren 
vollständig  abgenußten  primitiven  Geräte  und  Maschinen, 
mit  denen  der  bulgarische  Bauer  arbeitet,  sind  die  dies- 
jährigen Ernteerträgnisse  so  reichlich,  wie  sie  seit  mehr 
als  50  Jahren  nicht  zu  verzeichnen  waren.  Die  Auswir- 
kungen dieser  überaus  günstigen  Ernte  sind  dann  auch 
im  ganzen  Lande  bemerkbar,  überall  herrscht  größte 
Freude  und  Zufriedenheit.  Diese  Zufriedenheit  kommt  dem 
gesamten  Wirtschaftsleben  zugute.  Der  Bauer  erhält  seine 
Erzeugnisse  bei  der  großen  Nachfrage  des  Auslandes 
reichlich  bezahlt  und  verwendet  diese  Einnahmen  zur  An- 
schaffung der  neuesten,  technisch  vollkommensten  Maschi- 
nen für  die  Bewirtschaftung  seines  Bodens.  Hierbei  kommt 
ihm  ohnedies  der  günstige  Stand  des  Lews  sehr  zustatten. 

Für  welche  Waren  deutscher  Herkunft  hat  nun  der 
Bulgare  Interesse,  wie  groß  ist  sein  Bedarf  und  welche 
Wege  hat  der  deutsche  Kaufmann  einzuschlagen,  um  sich 
den  bulgarischen  Markt  wieder  zu  erobern?  über  diese 
Fragen  sollen  nachstehende  Zeilen  Aufschluß  geben. 

Die  mir  vorliegende  amtliche  Statistik  der  bulgarischen 
Einfuhr  des  ersten  Halbjahres  1921  verzeichnet  folgende 
Warengattungen  und  Mengen: 
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kg 

Lewa 

Textilerzeugnisse 

5 755  654 

650  291  091 

Metalle  und  Metallfabrikate  . 

13  534  062 

156178  600 

Leder  und  Lederfabrikate  . . 

1 457  791 

94158  891 

Maschinen  und  Geräte  . . . 

4 447  833 

94  001  364 

Papier  und  Papierwaren  . . 

6 415188 

79  825  600 

Harz  und  Mineralien  .... 

12  841  402 

74  905  826 

Steine,  Ton 

3 744  406 

44  761  611 

Pflanzenöle,  Fette  und  Wachs 

1 708  703 

35  101  026 

Tannin,  Farbstoffe  und  ähnliche 

1 107  213 

33  033  737 

Chemikalien  ....... 

2 345  685 

28  219  317 

Kolonialwaren 

1 962  527 

24157  221 

Konserven  und  Konfitüren  . . 

1 094  257 

16  248  938 

Holzfabrikate  

3 486  003 

15  068  050 

Waggons,  Wagen 

73  830 

11  564  003 

Dampfer Anzahl 

237 

Medikamente 

64122 

9 591  320 

Früchte,  Gemüse,  Körner 

389  531 

7 022191 

Getreide  und  Getreideprodukte 

658092 

6 545  359 

Viehfutter 

410  749 

5 371  477 

Gummi,  Gummiwaren  . . . 
Literarische,  wissenschaftliche 

48  255 

5 034  840 

und  künstlerische  Erzeugnisse 

45  432 

2 515  228 

Juwelen  und  feine  Metallwaren 

8 887 

2 051  964 

Parfümerien 

15  371 

1 930  258 

Dünger  und  Reste  .... 

32  932 

1 264  244 

Heizmittel 

459  517 

969179 

Spirituosen 

22  072 

819  490 

Lebende  Tiere 

381 

259  484 

Sonstiges 

21  672  091 

29  899  426 

Summa 

83  801  613 

1 430  889  725 

der  Wasserkraft  zur  Stromerzeugung,  wofür  einem  Syndi- 
kat  vor  kurzem  von  der  bulgarischen  Regierung  die  Kon- 
zession erteilt  wurde,  erordert  Turbinen,  Leitungskabel 
u.  a.  m.  Alles  in  allem  sei  gesagt,  daß  für  die  deutsche 
Industrie  der  bulgarische  Markt  ein  bedeutendes  Absatz- 
gebiet ist. 

Die  oben  angeführte  Einfuhrstatistik  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  1921  verteilt  sich  nach  Ländern  wie  folgt: 


kg 

Lewa 

Deutschland  . . . 

18  378  759 

199  944  859 

Rumänien  .... 

13  825  004 

48  876  779 

Italien 

10  990  463 

347  656884 

Oesterreich  . . . 

8 134  242 

112  656407 

Frankreich  .... 

6 763  910 

167  420  001 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

4 687  670 

56  838179 

Tscheschoslowakei  . 

4 575  503 

69  096  693 

England  .... 

4 090601 

206  323  064 

Belgien 

3 382  643 

38  901  767 

Türkei 

2 889  888 

50  898135 

Griechenland  . . . 

2 477128 

32  649  339 

Andre  Länder  . . 

1 229  777 

20142  951 

Rußland  .... 

853  312 

1 673  550 

Jugoslawien  . . . 

819  748 

10  908  385 

Holland 

544  880 

16  669099 

Schweiz  .... 

104  644 

19  013  508 

Schweden  .... 

50  203 

445  480 

Norwegen  . . . . 

8 438 

174  045 

Summa 

83  801  613 

1 430  889  729 

Wie  weit  jedoch  die  aus  vorstehenden  Zahlen  er- 
sichtliche Einuhr  hinter  dem  normalen  Bedarf  zurückstehl, 
zeigt  die  nachstehende  Vergleichstabelle  aus  dem  Jahre 
1912  und  1921: 

1912  1921 

Tonnen 


Textilerzeugnisse 

20  330 

5 756 

Metalle  und  Metallerzeugnisse 

68  550 

13  534 

Maschinen  und  Geräte  . . . 

21  194 

4 448 

Ledererzeugnisse 

4 336 

1 458 

Harz  und  Mineralöle  .... 

28  900 

12  841 

Glaswaren 

56  600 

3 744 

Oie,  Fette  und  Wachs  . . . 

7800 

1 709 

Tannin  und  Farbstoffe 

4 500 

1 107 

Chemikalien 

5900 

2 346 

Kolonialwaren  . . ‘ . . . 

16  900 

1 963 

Holzwaren 

133  400 

3 486 

Waggons,  Wagen  und  Dampfer 

85 

74 

Medikamente 

343 

64 

Aus  dieser  Vergleichstabelle  geht  hervor,  daß  allein 
schon  der  normale  Bedarf  des  Landes  an  Textilwaren, 
Metallen,  Maschinen,  Glaserzeugnissen,  Kolonialwaren, 
Holzindustrieerzeugnissen  und  Medikamenten  noch  lange 
nicht  gedeckt  ist.  Da  aber  seit  1912  Bulgarien  fast  aus- 
schließlich Krieg  geführt  hat,  infolgedessen  eine  Einfuhr 
nicht  zu  verzeichnen  war,  ist  wohl  mit  Recht  anzunehmen, 
daß  sich  der  Bedarf  verdoppelt,  wenn  nicht  verdrei- 
facht hat. 

Groß  ist  z.  B.  der  Bedarf  der  Landwirtschaft  an  Sä-, 
Mäh-  und  Dreschmaschinen,  Schrotmühlen,  Motorpflügen, 
sowie  Säcken  für  Mehl  und  Getreide.  Die  Instandseßung 
der  durch  die  langen  Kriegsjahre  fast  vollständig  unbrauch- 
bar gewordenen  Eisenbahnanlagen  und  der  von  der  Re- 
gierung geplante  Bau  neuer  Bahnstrecken  erfordern  Eisen- 
bahnmaterial jeglicher  Art,  sowie  Lokomotiven  und 
Waggons.  Die  Bautätigkeit,  welche  infolge  der  in  Bul- 
garien mehr  als  in  Deutschland  in  Erscheinung  getretenen 
Wohnungsnot  ganz  bedeutend  eingeseßt  hat,  bedingt  alles 
zum  Bau  moderner  Wohnstätten  notwendige  Material,  ins- 
besondere aber  Ziegel,  Zement,  elektr.  Installations- 
material, sanitäre  Anlagen  und  Farben,  die  der  Bulgare 
nur  aus  Deutschland  bezieht.  Zur  größeren  Ausbeute  der 
vorhandenen  Braun-  und  Steinkohlenvorkommen,  sowie 
den  Vorkommen  an  Kupfer,  Zink,  Blei  und  sonstiger  Mine- 
ralien werden  die  neuesten,  technisch  vollendetsten  Berg- 
baumaschinen und  Apparate  gesucht.  Die  Aüsnußung 


Was  das  Quantum  der  Einfuhr  betrifft,  steht  Deutsch- 
land bereits  wieder  an  erster  Stelle.  Wie  sehr  sich  das 
Bild  in  den  Jahren  nach  dem  Kriege  zu  Deutschlands 
Gunsten  verschoben  hat,  nachdem  es  zuerst  vollständig 
ausgeschaltet  war,  zeigt  nachfolgende  kleine  Gegenüber- 
stellung. Im  Jahre  1919  war  beteiligt  an  der  bulgairschen 
Einfuhr: 


Italien  . . 

mit 
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Man  sieht  also,  daß  Deutschlands  Handel  und  Industrie 
nicht  untätig  gewesen  ist.  Ein  Wettkampf  der  Industrie- 
staaten in  dem  bulgarischen  Absaßmarkt  hat  ja  bekannt- 
lich immer  stattgefunden,  tritt  aber  jeßt  doppelt  heftig  in 
Erscheinung.  Den  größten  Erfolg  hatte  bisher  Italien  zu 
verzeichnen,  dank  seiner  sehr  geschickten  Propaganda 
und  der  rührigen  Tätigkeit  der  beiden  bulgarisch-italieni- 
schen Banken  in  Sofia.  Sehr  umsichtig  sind  die  Be- 
mühungen Englands.  Von  der  englischen  Handelskammer 
in  Sofia  wird  eine  planmäßige  Propaganda  betrieben, 
ebenso  wird  das  englische  Export-Kreditgeseß  für  den 
englischen  Export  nach  Bulgarien  zur  Anwendung  ge- 
bracht, so  daß  dem  bulgarischen  Einkäufer  besonders 
günstige  Bedingungen  gewährt  werden  ikönnen,  «Aber 
auch  die  Franzosen  geben  sich  bei  Eroberung  des 
bulgarischen  Marktes  große  Mühe.  Man  gründet  Banken 
und  Syndikate,  errichtet  Lesehallen,  führt  unentgeltliche 
Lehrkurse  der  französischen  Sprache  ein,  alles  nur,  um 
die  Berührungspunkte  der  beiden  Völker  zu  vermehren 
und  so  zur  Vergrößerung  der  gegenseitigen  Handelsbe- 
ziehungen beizutragen.  Gleich  rege  sind  die  Tschechen, 
Belgier  und  Amerikaner,  die  ebenfalls  eine  umfangreiche 
Werbetätigkeit  entfalten,  um  den  Handel  stärker  als  bisher 
an  sich  zu  ziehen. 
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Die  deutsche  Industrie  ist  bisher  mit  einer  Propaganda 
in  Bulgarien  nicht  hervorgetreten.  Die  Ausfuhr  beruhte  zu- 
meist auf  Grund  von  Bestellungen,  die  bulgarische  Einkäufer 
persönlich  in  Deutschland  machten.  Diese  Zurückhaltung  des 
deutschen  Handels  bedauert  aber  die  bulgarische  Bevölke- 
rung lebhaft,  weil  sie  die  deutschen  Erzeugnisse  wegen 
ihrer  bekannten  Güte  nicht  missen  will,  aber  auch  anderer- 
seits wieder  die  eigenen  Landesprodukte  zum  größten  Teil, 
wie  vor  dem  Kriege,  in  Deutschland  abzuseben  gewillt  ist. 

Die  bulgarische  Regierung,  die  entgegen  der  leider 
so  weit  verbreiteten  Meinung  unbedingt  als  deutschfreund- 
lich zu  bezeichnen  ist,  hat  sich  daher  entschlossen,  die 
deutsch-bulgarischen  Handelsbeziehungen  selbst  wieder 
auf  das  Ernsthafteste  zu  fördern.  Während  in  den  lebten 
Jahren  nur  in  Leipzig  ein  bulgarisches  Konsulat  bestand, 
hat  die  bulgarische  Regierung  nunmehr  in  gröberen  deut- 
schen Handelsplätzen  wie  Berlin,  Hamburg,  München, 
Dresden  und  Königsberg  Konsulate  errichtet  und  es 
besteht  die  Absicht,  noch  in  mehreren  Handels-  und  In- 
dustrieplätzen Deutschlands  bulgarische  Konsulate  einzu- 
richten. Von  hier  aus  soll  eine  umfangreiche  Propaganda 
für  die  Wiederbelebung  der  deutsch-bulgarischen  Handels- 
beziehungen einsejzen. 

Auf  Grund  meiner  Anregung  läbt  die  bulgarische  Re- 
gierung ferner  von  deutschen  Regisseuren  und  Operateuren 
gegenwärtig  einen  großen  Kulturfilm  ausarbeiten,  welcher 
das  gesamte  bulgarische  Wirtschaftsleben  nach  dem  Welt- 
kriege umfassen  soll.  Auber  allen  größeren  Städten  und 
Dörfern  mit  ihren  Hauptstraben,  öffentlichen  Gebäuden 
und  Sehenswürdigkeiten,  sollen  hauptsächlich  Bulgariens 
Industrie  und  Landwirtschaft  in  dem  Film  festgehalten  wer- 
den. Besonders  der  grobe  Getreide-  und  Tabakbau,  so- 
wie die  weltbekannte  Rosenkultur  von  Kanzanlik.  Der  Film 
soll  in  sämtlichen  deutschen  Lichtspieltheatern  zur  Vor- 
führung gelangen  und  den  Zweck  verfolgen,  einerseits 
den  Verdächtigungen  und  Verleumdungen  gewisser  Kreise 
entgegenzutreten,  die  immer  wieder  behaupten,  dab  Bul- 
garien ein  zerfallenes  und  zerrüttetes,  in  kommerzieller 
Beziehung  verkommenes  Land  sei,  andererseits  soll  der 
Film  dem  deutschen  Kaufmann  bildlich  vor  Augen  führen, 
welche  Produkte  er  aus  Bulgarien  beziehen,  und  welche 
Waren  er  dorthin  abseben  kann. 

Welche  Wege  für  die  Erneuerung  der  Handelsbeziehun- 
gen zwischen  Deutschland  und  Bulgarien  einzuschlagen 
sind,  dafür  gebe  ich  folgende  Anregungen. 

Abgesehen  von  wenigen  Grobindustrie-Firmen,  die 
seit  Jahrzehnten  eigene  Niederlassungen  in  Bulgarien 
besiben  und  durch  diese  ihren  ganzen  Geschäfts- 
verkehr abwickeln,  versuchte  der  deutsche  Export- 
handel in  früherer  Zeit,  die  Handelsgeschäfte  auf 
dem  Balkan  durch  Reisende  und  Kommissionäre  zu 
machen.  Beides  ist  heute  nicht  mehr  zu  empfehlen.  Das 
Senden  eines  Reisenden  nach  Bulgarien  beansprucht  in 
der  gegenwärtigen  Zeit  unübersehbare  Spesen,  die  die 
Ware,  um  konkurrenzfähig  zu  bleiben,  meist  nicht  vertragen 
kann.  Kommt  der  Reisende  nicht  zur  Bedarfszeit,  was 
häufig  der  Fall  ist,  mub  er  dem  Käufer  seine  Ware  oft 
billiger  lassen,  oft  aufzwingen,  oft  langes  Ziel  gewähren, 
alles  Fälle,  wodurch  dem  Verkäufer  eine  geringere  Ver- 
dienstmöglichkeit entsteht,  dem  Käufer  leicht  zu  Mibtrauen 
Veranlassung  geben  wird.  Mangelnde  Sprachkenntnisse 
des  Reisenden  bringen  Mibverständnisse  zwischen  Liefe- 
ranten und  Abnehmer  und  führen  zu  Differenzen.  Die 
Prüfung  der  Kreditfähigkeit  des  Käufers  seitens  eines 
Reisenden  ist  ebenfalls  erschwert  und  nur  für  die  kurze 
Dauer  seiner  Anwesenheit  am  Plabe  möglich. 

In  gewissen  Einzelfällen  sind  Kommissionäre  geeignet, 
Geschäftsverbindungen  herzustellen.  Die  Erfüllung  dieser 


Aufgabe  erfordert  jedoch  auf  jeden  Fall  ehrliche  und  ver- 
trauenswürdige Firmen.  Auf  Referenzen  und  Auskünfte 
kann  man  sich  in  der  Levante  nicht  verlassen,  da  diese 
berufsmäbig  von  sehr  zweifelhaften  Existenzen,  zumeist 
Griechen,  Armeniern  und  sonstigen  unsidieren  Elementen 
gegeben  werden.  Früher  schenkte  man  den  Kommissions- 
firmen schon  weitgehendstes  Vertrauen,  sobald  sie  nur 
einen  deutschklingenden  Namen  und  elegantes  Briefpapier 
mit  Angabe  von  Girokonten  und  Flialen,  die  gar  nicht 
existierten,  aufwiesen.  Diesen  Kommissionären  wurde 
dann  von  den  deutschen  Exportfirmen  nicht  nur  Waren  auf 
Konsignation  und  erhebliche  Kredite  gegeben,  mit  ihnen 
nicht  nur  Kassengeschäfte  und  Abschlüsse  gegen  Konosse- 
mente  getätigt,  sondern  es  wurden  auch  auf  Empfehlung 
solcher  Kommissionäre  sehr  oft  Kredite  für  dritte  Personen 
bewilligt.  Gewöhnlich  kamen  dann  einige  Monate  nadi 
der  Lieferung  die  groben  Reklamationen  und  Nachlab- 
forderungen,  die  die  Exportfirmen  mangels  einer  genügen- 
den Prüfung  bewilligten,  um  überhaupt  nur  etwas  für  ihre 
Ware  zu  retten.  Diese  Verhältnisse  haben  sich  nach  dem 
Kriege  nicht  geändert,  bilden  auch  den  Haupthinderungs- 
grund in  der  Entwicklung  einer  gröberen  Exportiätigkeit 
seitens  der  deutschen  Industrie. 

Die  Wirtschaftsepoche  nach  dem  Weltkriege  erfordert 
nun  eine  intensivere  Methode  für  die  Wiederherstellung 
der  alten  Geschäftsverbindung  und  für  die  Schaffung  einer 
gröberen  Sicherheit  für  den  deutschen  Exporthandel.  Zu 
diesem  Zwecke  habe  ich  unter  Mitwirkung  der  bulgarischen 
Handelskammern  und  der  bulgarischen  Regierung  die 
Gründung  eines  Exportmusterlagers  bzw. 
einer  ständigen  Musterausstellung  in  Sofia 
ins  Auge  gefabt.  Diese  Ausstellung  soll  vielen  deutschen 
Fabrikanten  und  Exportfirmen  die  Möglichkeit  geben,  ihre 
Waren  und  Erzeugnisse  unmittelbar  den  Konsumenten  vor- 
zuführen, zugleich  auch  mit  den  anderen  Ländern  in  inten- 
sivere Konkurrenz  zu  treten,  um  dadurch  mit  gröberem 
Erfolg  den  bulgarischen  Markt  zu  gewinnen. 

Die  ausstellenden  deutschen  Firmen  werden  gemeinsam 
mit  angesehenen,  an  diesem  Unternehmen  interessierten 
bulgarischen  Verbrauchern  eine  Gesellschaft  bilden,  deren 
Form  noch  festgesebt  wird.  Die  bulgarischen  Mitglieder 
der  betr.  Gesellschaft,  die  mit  den  kaufmännischen  Sitten 
und  Unsitten  des  Landes  hinreichend  vertraut  sind,  kennen 
die  Abnehmer  und  sind  immer  imstande,  deren  Wirtschafts- 
lage, Zahlungs-  und  Kreditfähigkeit  zu  prüfen  und  zu  be- 
obachten. Im  Falle  des  Eintritts  irgend  eines  Ereignisses 
dab  die  Zahlungsfähigkeit  eines  Kunden  beeinträchtigt, 
kann  die  Gesellschaft  sofort  die  nötigen  Mabnahmen  er- 
gieifen.  Sie  ist  ferner  in  der  Lage,  die  deutschen  Firmen 
von  bevorstehenden  Submissionen  frühzeitig  in  Kenntnis 
zu  seben,  sie  über  Mabnahmen  der  Konkurrenz  zu  unter- 
richten, wie  auch  Bemerkenswertes  über  Preisnotierungen 
anzugeben.  Den  ganzen  Geschäftsverkehr  zwischen  den 
ausstellenden  deutschen  Exportfirmen  und  den  bulgarischen 
Abnehmern  vermittelt  diese  gemischte  Gesellschaft  und 
auf  diese  Weise  bietet  sich  für  die  deutsche  Industrie  die 
Gelegenheit,  gute  und  sichere  Absabmöglichkeiten  zu  er- 
mitteln sowie  in  Zukunft  die  neuen  Handelsbeziehungen  mit 
ihren  Abnehmern  auf  ganz  sicherer  und  dauernder  Grund- 
lage zu  erhalten. 

Der  starke  Aufschwung  des  Messewesens  in  Deutsch- 
land nach  einem  unglücklichen  Kriege  beweist,  dab  eine 
solche  Organisation  nicht  nur  von  grobem  Vorteil,  sondern 
eine  unbedingte  Notwendigkeit  geworden  ist.  Auf  dem 
Wege  des  Messewesens  wird  man  in  die  Lage  kommen, 
den  deutschen  Aubenhandel  mit  Bulgarien  von  neuem  auf- 
zubauen, und  der  gesamten  deutschen  Industrie  einen  guten 
Dienst  zu  erweisen.  (210.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts, 


Vorläufiger  Reichswirtschaftsrat. 

Aus  den  Verhandlungen  des  Wirtschaftspolitischen  Ausschusses 
gemeinsam  mit  dem  Finanzpolitischen  Ausschüsse  des  vorl.  Reichs- 
wirtschaftsrats am  13.  September  1922. 

Im  Wirtschaftspolitischen  Ausschuß  wurde  ge- 
meinsam mit  dem  Finanzpolitischen  Ausschuß  am 
13.  September  d.J.  die  Frage  der  Verwendung  auslän- 
discher Zahlungsmittel  im  inländischen  Ver- 
kehr behandelt.  Der  Gegenstand  wurde  bereits  bei  dem  Gut- 
achten des  Finanzpolitischen  Ausschusses  vom  20.  November  1921 
zu  dem  Entwurf  eines  Geseßes  über  den  Verkehr  mit  auslän- 
dischen Zahlungsmitteln  in  einer  ergänzenden  Entschließung  be- 
rührt, welche  die  Regierung  um  eine  Prüfung  ersuchte,  inwieweit 
ein  geseßliches  Verbot  der  Zugrundelegung  fremder  Valuten  als 
Rechnungseinheii  oder  Zahlungsmittel  bei  Inlandsgeschäften 
durchgeführf  werden  könnte.  Später  beschäftigte  sich  dann  der 
Unterausschuß  des  Außenhandelskonlroll-Ausschusses  für  Aus- 
fuhrbedingungen am  4.  März  1922  mit  der  Fakturierung  in  Aus- 
landswährung beim  Aus-  und  Einfuhrhandel,  nachdem  der  Reichs- 
kommissar für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  durch  ein  Schreiben 
vom  2.  Februar  1922  bestimmte  Richtlinien  dafür  gegeben  hatte, 
und  erneut  am  11.  Mai  1922,  nachdem  auch  das  Reichsbankdirek- 
iorium  in  einem  Schreiben  vom  3.  März  1922  Stellung  dazu  ge- 
nommen hatte.  Eine  Entschließung  des  Unterausschusses  lag  vor. 

ln  der  Erörterung  erklärten  die  Arbeitgebervertreter  der  In- 
dustrie, daß  die  Industrie  für  die  richtige  Kalkulation  und  Preis- 
stellung einen  festen  Wertmesser  braucht.  Unter  normalen  Um- 
ständen ist  das  die  Landeswährung.  Jede  Schwankung  der  Be- 
rechnungsgrundlage macht  die  Rechnung  falsch  und  die  Preise 
enthalten  dann  entweder  einen  zu  hohen  Gewinn  oder  einen 
Verlust.  Dies  leßte  war  bei  der  Berechnung  in  Mark,  die  sich 
ständig  entwertete,  in  den  leßten  Jahren  der  Fall  und  brachte  die 
Erzeuger  in  die  Gefahr,  „Substanz“  und  Betriebskapital  zu  ver- 
lieren. Diese  Gefahr  zeigte  sich  zunächst  am  deutlichsten  bei 
der  Verarbeitung  von  ausländischen  Rohstoffen.  Bei  einer 
längeren  Verarbeitungszeit  reichte  der  auf  Grund  der  Einkaufs- 
preise für  den  Rohstoff  in  Mark  berechnete  Preis  der  Fertigware 
nicht  mehr  aus,  um  eine  gleiche  Menge  Rohstoff  vom  Weltmarkt 
neu  hereinzunehmen,  weil  die  Mark  inzwischen  gesunken  war. 
Solange  die  Entwertungsbewegung  der  Mark  mäßig  war,  war  es 
möglich,  diese  Verlustgefahr  durch  ein  Devisentermingeschäft  zu 
beseitigen,  und  den  Neubezug  von  Rohstoffen  und  damit  die  Be- 
schäftigung der  Industrie  zu  sichern.  Das  schnelle  Abwärtsgleiten 
der  Mark  in  den  leßten  Monaten  hat  indessen  dem  Devisentermin- 
handel die  Grundlage  genommen,  da  für  Käufe  der  sich  ent- 
wertenden Mark  auf  Termin  keine  Nachfrage  im  Auslande  mehr 
vorhanden  ist.  Die  Banken  haben  also,  wie  ein  Arbeitgeberver- 
treter  der  Banken  auch  ausführte,  das  Devisentermingeschäft  ein- 
stellen müssen.  Sie  waren  bei  den  sehr  großen  Schwankungen 
der  Mark  auch  nicht  mehr  imstande,  das  Risiko  zu  tragen,  und 
konnten  im  Interesse  der  Befriedigung  des  immer  dringender 
werdenden  Kreditbedürfnisses  die  für  das  Termingeschäft  not- 
wendigen bedeutenden  Kapitalien  nicht  langfristig  festlegen.  Der 
Verarbeiter  von  Auslandsrohsfoffen  mußte  sich  also  nun  auf 
andere  Weise  gegen  die  in  den  Schwankungen  der  Mark  liegende 
Verlustgefahr  Schüßen.  Zunächst  geschah  das  durch  die  Verlust- 
klauseln bei  der  Preisstellung.  Da  diese  aber  eine  weitgehende  Un- 
klarheit und  Unsicherheit  in  das  Geschäftsleben  brachten,  ging  man 
zur  Berechnung  nach  einem  festen  Wertmesser  über.  Die  Formen, 
in  denen  das  geschieht,  sind  auch  heute  noch  verschieden.  Der 
Preis  wird  entweder  in  Goldmark,  oder  in  Papiermark  unter 
Bezugnahme  auf  einen  bestimmten  Devisenkurs,  oder  in  auslän- 
discher Währung  berechnet.  Bei  einer  derartigen  Berechnung 
fällt  das  in  den  Schwankungen  der  Mark  liegende  Risiko  fort, 
und  zwar  nicht  nur  insoweit  es  in  der  Schwankung  und  Ent- 
wertung selbst  liegt,  sondern  auch  die  damit  verbundene  Stei- 
gerung der  Löhne  und  Unkosten,  die  meist  hinter  der  Entwertung 
zurückbleibf,  ist  in  einem  solchen  Goldpreis  von  vornherein  aus- 
geglichen. Dieser  Wegfall  des  unübersehbaren  Risikos,  das  bei 
einer  Preisstellung  in  Papiermark  immer  in  einer  hohen  Risiko- 
prämie seinen  Ausdruck  finden  müßte,  ermöglicht  es,  zu  einer 
normalen  Preisbildung  zurückzukehren.  Die  Benußung  eines 
festen  Wertmessers  als  Rechnungsgrundlage  bedingt  nicht  etwa 
die  effektive  Zahlung  in  Auslandswährung.  Die  Zahlung  kann 


vielmehr  zum  Wechselkurs  des  Zahltages  in  Papiermark  erfolgen. 
Als  Zahlungsmittel  muß  die  Mark  im  Inlandsverkehr  erhalten 
bleiben. 

Die  Notwendigkeit  einer  festen  Rechnungsgrundlage  für  die 
Wirtschaft  wurde  von  allen  Seiten  anerkannt.  Doch  wurde  von 
Vertretern  des  Einzelhandels,  der  freien  Berufe  und  der  Reichs- 
regierung im  Reichswirtschaftsrat  hervorgehoben,  daß  eine  solche 
feste  Rechnungsgrundlage  nicht  aus  dem  Ausland  hereingenom- 
men werden  kann,  sondern  auf  nationalem  Boden  aufgebaut  wer- 
den muß.  Nur  die  Befestigung  der  deutschen  Währung  kann  den 
augenblicklichen  Mangel  an  einem  festen  Wertmesser  wirklich 
erseßen  und  die  Hauptursachen  der  negativen  Zahlungsbilanz, 
die  Reparationslast,  der  zu  geringe  Leistungsgrad  der 
Handarbeit  und  der  zu  große  Verbrauch  gegenüber  der  Erzeu- 
gung müssen  beseitigt  werden,  um  das  zu  ermöglichen.  Wenn 
unser  Einfluß  auf  die  Reparationen  gering  ist,  so 
kann  doch  in  Erzeugung  und  Verbrauch  sofort  mit  intensiverer 
Arbeit  und  größerer  Sparsamkeit  begonnen  werden.  Solange 
aber  der  Gesamtwirtschaft  die  feste  Grundlage  fehlt,  ist  es  nicht 
möglich,  einzelnen  Wirtschaftsgruppen  eine  unbedingte  Sicherheit 
zu  geben.  Es  liegt  nicht  im  Interesse  der  Wirtschaft,  die  Be- 
rechnung aller  inländischen  Zahlungsverpflichtungen  in  Gold  oder 
ausländischen  Währungen  durchzuführen.  Das  würde  die  innere 
Kaufkraft  der  Mark  völlig  vernichten,  die  doch  gerade  die  Wirt- 
schaft erhält  und  ihr  besonders  die  Ausfuhrmöglichkeit  gibt.  Die 
Erhaltung  der  inneren  Kaufkraft  der  Mark  und  die  sichere  Preis- 
berechnung zum  Schuß  der  Sachverluste  sind  also  gleich  starke 
Notwendigkeiten  der  Wirtschaft,  die  sich  unter  den  gegebenen 
Umständen  nicht  völlig,  sondern  nur  auf  einem  Mittelweg  ver- 
einigen lassen.  Die  Verwendung  ausländischer  Sorten  im  Zah- 
lungsverkehr wurde  unbedingt  abgelehnt.  Als  wertbeständiges 
Zahlungsmittel  wurde  von  einem  Vertreter  des  Einzelhandels  die 
Ausgabe  von  Goldschaßwechseln  mit  kurzer  Lauffrist  und  außer- 
dem die  Einführung  eines  Goldgiroverkehrs  seitens  der  Reichs- 
bank vorgeschlagen.  Der  Vorschlag  wurde  indessen  nicht  auf- 
gegriffen. Die  Berechnung  in  ausländischer  Währung  bei  solchen 
Waren,  die  vorwiegend  ausländische  Rohstoffe  enthalten,  wurde 
gebilligt. 

Diesem  Standpunkt  schlossen  sich  im  wesentlichen  die  Ver- 
treter der  Verbraucher  und  der  Arbeitnehmer  an.  Die  Arbeit- 
nehmer betonten  dabei,  daß  bei  fortschreitendem  Gebrauch  eines 
festen  Wertmessers  in  der  Wirtschaft  auch  die  Bezüge  der  Lohn- 
und  Gehaltsempfänger  danach  bemessen  werden  müssen.  Wenn 
die  Preise  in  Goldwerten  berechnet  werden,  müssen  auch  die 
Löhne  nach  Goldwert  gezahlt  werden,  so  daß  ihre  Kaufkraft 
beständig  bleibt  und  nicht  wie  augenblicklich  bei  scheinbarer 
nomineller  Steigerung  ständig  sinkt.  Dieser  Standpunkt  wurde  von 
allen  Seifen  durchaus  anerkannt  und  nur  der  Ansicht  entgegen- 
getreten, als  ob  damit  die  Löhne  auch  auf  die  Höhe  der  Welt- 
marktlöhne steigen  müßten.  Da  viele  Preise  in  Deutschland 
noch  unter  dem  Weltmarktpreis  liegen,  z.  B.  die  Mieten,  Ver- 
kehrsgebühren, der  Brotpreis  und  Preise  vieler  aus  deutschen 
Rohstoffen  hergestellter  Waren,  können  die  Löhne  sich  nur  nach 
einem  Verbrauchsindex  vielleicht  auch  unter  Berücksichtigung 
eines  normalen  Goldankaufspreises  richten.  Eine  derartige 
Regelung  wurde  von  Vertretern  der  Arbeitgeber  besonders  auch 
deswegen  begrüßt,  weil  dadurch  die  Tarifverhandlungen,  welche 
die  Wirtschaftsführer  jeßt  dauernd  belasten,  fortfallen  würden. 

Eine  Meinungsverschiedenheit  ergab  sich  über  die  Möglichkeit 
geseßlicher  Zwangsbestimmungen  für  die  Regelung  des  Zahlungs- 
verkehrs. Die  Rechtslage  wird  zurzeit  durch  das  Geseß  über  den 
Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  bestimmt,  wonach  der 
Handel  damit  nur  den  Banken  oder  den  Besißern  einer  Devisen- 
handelsbescheinigung erlaubt  ist.  Die  Arbeitnehmer  hielten  ein 
Verbot  der  Verwendung  ausländischer  Zahlungsmittel  im  Inlands- 
verkehr für  angebracht.  Die  große  Mehrheit  der  vereinigten  Aus- 
schüsse war  indessen  der  Ansicht,  daß  wirtschaftliche  Notwendig- 
keiten, zumal  wenn  sie  so  unkontrollierbar  sind  wie  der  Zahlungs- 
verkehr, sich  nicht  durch  Verbote  eindämmen  lassen  und  daß 
es  darum  den  freien  Vereinbarungen  der  Wirfschaffsverbände 
überlassen  bleiben  soll,  die  richtigen  Maßnahmen  zu  treffen.  Man 
einigte  sich  auf  folgende  Entschließung,  die  einstimmig  gefaßt 
wurde: 

„Dem  im  Schreiben  des  Reichsbankdirektoriums  vom  3.  März 
1922  vertretenen  Bestreben,  die  Mark  im  innerdeutschen  Ver- 
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kehr  nicht  durch  fremde  Zahlungsmittel  verdrängen  zu  lassen, 
stimmen  die  Ausschüsse  grundsäßlich  zu.  Sie  sind  der  Meinung, 
daß  beim  Verkauf  von  Waren,  die  keine  ausländischen  Rohstoffe 
enthalten,  Berechnung  in  Auslandswährung  nur  insoweit  erfolgen 
darf,  als  sie  zur  Ausfuhr  bestimmt  sind. 

Beim  Verkauf  von  Waren,  zu  deren  Herstellung  ausländische 
Rohstoffe  in  erheblichem  .Maße  verwandt  sind,  soll  auch  im 
Inlandsverkehr  Berechnung  in  ausländischer  Währung  ver- 
antwortet werden  dürfen,  aber  unter  Beschränkung  auf  denjenigen 
Anteil  am  Warenpreis,  welcher  dem  Inhalt  an  Auslandsrohstoffen 
entspricht.  Die  Zahlung  darf  im  Inlandsverkehr  nur  in 
Reichsmark  verlangt  werden. 

Die  in  dem  Schreiben  des  Reichsbankdirektoriums  empfohle- 
nen Maßnahmen  können  nicht  als  zweckentsprechend  anerkannt 
werden.  Die  Wichtigkeit  der  Erhaltung  der  Mark  als  Zahlungs- 
mittel und  die  Notwendigkeit,  sie  als  Wertmesser  wieder  herzu- 
stellen, ist  unbestritten.  Das  darf  aber  nicht  dazu  führen,  durch 
verwaltungsmäßiges  Eingreifen  in  die  Zahlungsbeziehungen  das 
Wirtschaftsleben  in  Gefahr  zu  bringen,  nachdem  es  sich  erwiesen 
hat,  daß  die  Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  feste  Abgrenzungen 
nicht  gestattet  und  daß  Industrie  und  Handel  gegen  die  Risiken 
langfristiger  An-  und  Verkaufsverpflichtungen  sich  nur  durch  Be- 
rechnung in  Auslandswährung  sichern  können. 

Die  Korrektur  eingerissener  Mißstände  muß  vor  allem  in  der 
Hebung  der  Produktion,  in  der  Verringerung  überflüssiger  Ein- 
fuhr wie  überflüssigen  Verbrauchs  und  in  der  nur  dadurch  dau- 
ernd erreichbaren  Verbesserung  unserer  Zahlungsbilanz  gesucht 
werden.  Die  erforderlichen  Maßnahmen  sollen  tunlichst  durch 
freie  Vereinbarungen  der  an  Erzeugung,  Absatz  und  Verbrauch 
beteiligten  Verbände  erzielt  werden.  Die  Regierung  wird 
gebeten,  auf  die  Verbände  in  diesem  Sinne  einzuwirken  und 
die  bestehenden  Bestimmungen  zur  Eindämmung  der  Zahlungen 
mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  auf  das  unbedingt  notwendige 
Maß  mit  aller  Schärfe  zur  Anwendung  zu  bringen  und  notfalls 
zu  ergänzen.“ 

Die  Ausschüsse  wandten  sich  sodann  dem  Antrag  Kraemer 
des  Unterausschusses  für  Produktionskredit,  betreffend  d i e 
Beschränkung  der  A u s k u n f t s p f I i c h t der  Ban- 
ken, die  Aufhebung  des  Depotzwanges  und  Wie- 
dereinführung des  Handelswechsels  zu.  Der 
Antrag  wurde  mit  einer  Schilderung  der  dringenden  Kredit- 

• not  in  Industrie  und  Landwirtschaft  und  der  augenblicklichen 
Stockungen  im  Geldverkehr  begründet.  Der  Vertreter  des  Reichs- 
wirtschaftsministeriums führte  dazu  aus,  daß  die  tieferen  Ur- 
sachen der  Kreditnot  nicht  in  der  Aufhebung  des  Bankgeheim- 
nisses oder  der  Einführung  des  Depotzwanges  liegen,  sondern 
in  der  Geldentwertung.  Markkredite  werden  deswegen 

j nicht  mehr  gegeben,  weil  die  Mark  kein  Wertaufbewahrungsmittel 
mehr  ist.  Die  Zinsen  sind  geringer  als  der  Verlust  durch  die 
Entwertung.  Der  volkswirtschaftlich  höchst  bedenkliche  Zustand 
i ist  eingetreten,  daß  die  Kapitalbildung  mangels  einer  geeigneten 
Anlage  aufgehört  hat  und  alle  Einkommen  verbraucht  oder  zum 
mindesten  in  Waren  angelegt  werden.  Die  Verminderung  der 
Spareinlagen  und  eine  ungesunde  Konjunktur  auf  dem  Waren- 
! markte  stehen  sich  als  Anzeichen  dessen  gegenüber.  Ein  Zu- 
t ström  zu  den  produktiven  Anlagen  ist  dagegen  dann  zu  er- 
j warten,  wenn  die  Kredits  jeher  sich  zur  Zahlung  wertbe- 
j ständiger  Zinsen  verstehen.  Der  Vertreter  des  Reichs- 
i finanzministeriums  sprach!  sich  mit  der  Begründung  gegen  den 
j Antrag  aus,  daß  er  die  Kreditnot  nicht  ändern,  dafür  aber  steuer- 
! liehe  Nachteile  im  Gefolge  haben  werde.  Er  wies  darauf  hin, 

| daß  die  Kundenverzeichnisse  nur  Namen  und  Wohnort  des 
Kunden  enthalten  und  die  Banken  im  übrigen  nur  der  allgemeinen 
■ Auskuftspflicht  auf  Grund  der  Reichsabgabenordnung  unter- 
liegen. Die  Wiederherstellung  des  früher  bestehenden  Zustandes 

* sei  eine  Begünstigung  der  Banken  vor  anderen  Geschäften.  Die 
Aufhebung  des  Depotzwanges  sei  eine  Belohnung  der  Steuer- 
unehrlichen,  die  in  Erwartung  dessen  ihre  Papiere  nicht  ange- 
geben hätten.  Die  Bestimmungen  hätten  außerdem  der  Entente 
gegenüber  Bedeutung,  die  immer  eine  scharfe  Erfassung  der 
Kapitalflucht  von  Deutschland  verlange.  Der  Vertreter  der 
Reichsbank  stellte  sich  dagegen  völlig  auf  den 
Boden  des  Antrags  und  erhoffte  davon  ein  Rückströmen 
der  gehamsterten  Noten  sowie  die  Wiederherstellung  des  alten 

I Vertrauensverhältnisses  zwischen  den  Banken  und  ihrer  Kund- 
schaft, das  gerade  angesichts  der  bevorstehenden  Kreditnot 
dringend  notwendig  sei. 


ln  der  Erörterung  sprachen  sich  Arbeitgebervertreter  aller 
Wirtschaftskreise  für  den  Antrag  aus,  weil  sie  davon  ein  Rück- 
strömen der  gehamsterten  Noten  und  eine  leichtere  Unterbrin- 
gung von  Dividenden-  und  festverzinslichen  Wertpapieren  er- 
warteten. ln  Hinsicht  auf  die  Zahlung  wertbeständiger  Zinsen 
wurde  darauf  hingewiesen,  daß  die  Banken  teilweise  bereits  Ge- 
winnbeteiligung bei  Krediten  verlangten.  Ein  Vertreter  der  Ar- 
beitnehmer sprach  sich  gegen  den  Antrag  aus,  weil  er  darin 
eine  ungleiche  und  ungerechte  Behandlung  der  Lohn-  und  Ge- 
haltsempfänger sah,  deren  Bezüge  beim  Lohnabzug  genau  nach- 
geprüft werden,  während  hier  für  andere  Wirtschaftskreise  eine 
größere  Freiheit  und  damit  die  Möglichkeit  der  Steuerhinter- 
ziehung gegeben  werde.  Diesem  Standpunkt  schloß  sich  ein 
Teil  der  Arbeitnehmer  an.  Der  Antrag  wurde  mit  19  gegen  9 
Stimmen  bei  einigen  Stimmenenthaltungen  in  folgender  Fassung 
angenommen. 

„Im  Interesse  unserer  wirtschaftlichen  Lage 
ist  die  Wiederherstellung  des  Bankgeheim- 
nisses insoweit  erforderlich,  daß  die  Aus- 
kunft s p f 1 i c h t der  Kreditinstitute  auf  die  Fälle 
eines  e i n g e 1 e i t e t e n Steuerverfahrens  be- 
schränkt wird. 

Hand  in  Hand  damit  hat  die  Aufhebung  des 
Depotzwangs  zu  gehe  n."  (238.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Keine  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts  zur  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  zwischen  der  Heeresverwaltung  und  ihren 
Vertragsgegnem  aus  Heereslieferungsverträgen. 

Das  Waffen-  und  Munitionsbeschaffungsamt  hatte  der  An- 
tragstellern einen  Auftrag  auf  Fertigstellung  von  7700  Richt- 
bäumen mit  Trittklinken  erteilt.  Im  jahre  1917  kürzte  es  den 
Auftrag  um  2700  Stück,  sagte  der  Klägerin  jedoch  eine  Ent- 
schädigung von  10  v.  H.  des  Wertes  der  Bearbeitungskosten  für 
die  gekürzte  Bestellung  zu,  es  sei  denn,  daß  diese  bis  zum 
31.  Dezember  1917  einen  anderweitigen  Auftrag  von  irgend  einer 
Beschaffungsstelle  des  Amtes  erhalten  würde.  Die  Klägerin  er- 
klärte sich  hiermit  einverstanden.  Innerhalb  der  Frist  wurde  ein 
neuer  Auftrag  nicht  erteilt.  Im  )ahre  1918  aber  fanden  Ver- 
handlungen wegen  Lieferung  von  Höhenrichtwellen  statt,  die  sich 
dahin  verdichteten,  daß  das  Beschaffungsamt  3500  Stück  Höhen- 
richtwellen  in  Auftrag  gab  unter  der  Bedingung,  daß  die  Firma 
sich  durch  diesen  Auftrag  wegen  der  Entschädigung  aus  dem 
früheren  Auftrag  für  abgefunden  erkläre.  Die  Klägerin  war  auch 
hiermit  unter  der  Vorausseßung  einverstanden,  daß  sie  die  3500 
Stüde  bis  30.  Juli  1919  zur  Ablieferung  bringe.  Durch  Telegramm 
vom  14.  November  1918  widerrief  das  Amt  den  Auftrag. 

Nunmehr  erhob  die  Klägerin  gegen  das  Deutsche  Reich  beim 
ordentlichen  Gericht  Klage  auf  Zahlung  von  10  v.  H.  der  Her- 
stellungskosten für  die  nicht  gelieferten  2700  Richtbäume  mit  ins- 
gesamt 17  361  M.  Das  Landgericht  sprach  ihr  den  Betrag,  über 
dessen  Höhe  kein  Streit  bestand,  zu.  Das  Berufungsgericht  wies 
die  Klage  wegen  Unzulässigkeit  des  Rechtswegs  ab,  das  Reichs- 
gericht trat  durch  Urteil  vom  24.  Mai  1921  dem  Berufungsgericht 
bei.  Es  führt  aus:  die  klagende  Partei  mache  einen  Anspruch 
auf  entgangenen  Gewinn  wegen  nicht  ausgeführter  Kriegsaufträge 
gegen  das  Deutsche  Reich  geltend.  Zwar  hätten  sidi  die  Parteien 
über  die  Höhe  dieses  Verlustes  geeinigt.  Diese  Einigung  habe 
aber  weder  der  Forderung  der  klagenden  Partei  den  Charakter 
des  entgangenen  Gewinns  genommen,  noch  auch  einen  neuen 
selbständigen  Verpflichtungsgrund  (§§  780,  781  BGB.)  geschaffen. 
Nach  Nr.  8 der  Verordnung  für  die  wirtschaftliche  Demobil- 
machung vom  21.  November  1918  (RGbl.  S.  1323)  sei  hiernach 
der  Rechtsweg  ausgeschlossen.  Das  Gleiche  gelte,  wenn 
der  Klageanspruch  etwa  aus  den  im  Oktober  1918  neu  einge- 
leiteten Verhandlungen  wegen  Erteilung  eines  Auftrags  auf 
Lieferung  von  Höhenrichtwellen  hergeleitct  werde.  Auch  dann 
bilde  den  Klagegrund  ein  Anspruch  auf  entgangenen  Gewinn 
wegen  nicht  ausgeführter  Kriegsaufträge.  Nr.  6 der  ange- 
führten Verordnung  stehe  wiederum  der  Durdiführung  des  An- 
spruchs im  ordentlichen  Rechtswege  entgegen.  Zuständig  sei 
vielmehr  das  Reichswirtschaftsgericht  gemäß  § 2 der  Verordnung 
über  die  Abgeltung  von  Ansprüchen  gegen  das  Reich  vom 
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4.  Dezember  1919  (RGbl.  S.  2146),  dessen  Tatbestand  gerade 
auch  in  der  Richtung  erfüllt  werde,  daß  der  dem  Kläger 
erteilte  Kriegsauftrag  in  seinen  Wirkungen  heute  noch  fortdauere, 
sich  also  über  den  10.  November  1918,  den  Stichtag  der  Ver- 
ordnung hinaus  erstrecke. 

Die  Klägerin,  die  die  gleiche  Forderung  auch  beim  Reichs- 
wirlschafisgericht  in  einem  am  11.  März  1920  eingegangenen  und 
von  da  an  den  Reichsabwickelungskommissar  weitergeleiteten 
Schreiben  vom  8.  März  1920  angemeldet  hatte,  hat  nach  rechts- 
kräftiger Abweisung  ihrer  vor  dem  ordentlichen  Gericht  er- 
hobenen Klage  nunmehr  beim  Reichswirtschaftsgerichi  gegen  das 
Deutsche  Reich  Klage  auf  Zahlung  von  17  361  M.  nebst  4 v.  H. 
Zinsen  seit  dem  4.  April  1919  erhoben. 

Das  Reich  erklärte  die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschafts- 
gerichts für  n i ch  t gegeben  und  insoweit  die  Entscheidung  des 
Reichsgerichts  für  unrichtig.  Auch  sachlich  bestritt  es  den  An- 
spruch der  Klägerin.  Klagegrund  sei  nach  den  zutreffenden  Aus- 
führungen des  Reichsgerichtes  in  jedem  Falle  ein  Anspruch  auf 
entgangenen  Gewinn  wegen  nicht  ausgeführten  Kriegsauftrages 
gegen  den  Auftraggeber.  Nr.  2 der  Verordnung  vom  21.  No- 
vember 1918  (RGbl.  S.  1323)  entziehe  aber  einem  solchen  An- 
spruch die  gesßliche  Grundlage. 

Die  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichis  gemäß  § 1 
der  Verordnung  vom  18.  Februar  1920  (RGbl.  S.  276)  und  § 3 
Abs.  1 der  Verordnung  vom  26.  Mai  1920  (RGbl.  S.  1167)  im 
Wege  der  Vereinbarung  zu  begründen,  hat  das  Reich  ausdrücklich 
abgelehnt. 

Die  Klage  wurde  abgewiesen. 

Aus  der  Begründung: 

Die  Klägerin  macht  sich  die  Ansicht  des  Reichsgerichts  zu 
eigen,  daß  das  Reichswirtschaftsgericht  gemäß  § 2 der  Ab- 
geltungsverordnung für  die  Entscheidung  über  den  geltend  ge- 
machten Anspruch  zuständig  sei. 

Die  Klage  war  indessen  wegen  Unzuständigkeit  des  ange- 
rufenen Gerichts  abzuweisen. 

Der  erhobene  Anspruch  wird  aus  Verträgen  abgeleitet,  die 
zwischen  der  Klägerin  und  einer  behördlichen  Beschaffungsstelle 
für  Kriegszwecke  abgeschlossen  waren  und  deren  Wirkungen 
sich  über  den  10.  November  1918  hinaus  erstredet  haben;  er  fällt 
sonach  in  den  Geltungsbereich  der  Verordnung  des  Reichsamtes 
für  wirtschaftliche  Demobilmachung  vom  21.  November  1918 
(RGbl.  S.  1323)  und  der  Verordnung  über  die  Abgeltung  von 
Ansprüchen  gegen  das  Reich  vom  4.  Dezember  1919  (RGbl. 

5.  2146).  Hierin  ist  dem  Reichsgericht  beizupflichten. 

Wenn  das  Reichsgericht  aber  weiter  die  Zuständigkeit  des 
Reichswirtschafisgeiichis  für  den  erhobenen  Anspruch  auf  Grund 
des  § 2 der  Abgeltungsverordnung  annimmt,  so  geht  es  fehl. 
§ 2 bestimmt,  daß  Abgeltungsansprüche  auf  Grund  von  Ver- 
trägen, die  von  den  Vertragsgegnern  (Hauptlieferern)  der  behörd- 
lichen Beschaffungsstellen  usw.  oder  weiteren  Vertragsgegnern 
zur  Ausführung  der  Verträge  geschlossen  worden  sind, 
durch  Klage  beim  Reichswirtschaftsgericht  geltend  gemacht 
werden  können,  nachdem  im  Abgeltungsverfahren  über  die  Ab- 
geltung der  Ansprüche  der  Vertragsgegner  (Hauptlieferer)  der 
behördlichen  Beschaffungsstellen  entschieden  ist.  Ihrem  Wortlaut 
und  ihrem  Sinne  nach  bezieht  sich  die  Vorschrift  lediglich  auf 
Verträge,  die  von  den  Hauptlieferern  zur  Ausführung  der  von 
ihnen  übernommenen  Kriegslieferungen  mit  anderen  Unternehmern 
(Unterlieferern)  oder  von  diesen  mit  weiteren  Unterlieferern  ab- 
geschlossen worden  sind.  Dagegen  werden  Ansprüche  aus  dem 
Vertragsverhältnis  zwischen  der  Kriegsverwaltung  und  dem 
Hauptlieferer,  also  vorliegend  zwischen  dem  Wumba  und  der 
Klägerin,  von  der  Bestimmung  des  § 2 nicht  umfaßt;  sie  sind  viel- 
mehr in  ein  besonders,  außergerichtliches,  der  Verwaltung  vor- 
behaltenes Abgeltungsverfahren  verwiesen.  Die  Vorschrift  des 
§ 2,  die  ein  Klagerecht  vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  nur  aus 
dem  Verhältnis  zwischen  Hauptlieferern  und  Unterlieferern,  oder 
zwischen  diesen  und  weiteren  Unterlieferern  gibt,  kann  als 
Sondervorschrift  mangels  geeigneter,  aus  dem  Geseße  sich  er- 
gebender Hinweise  oder  Anhaltspunkte  nicht  auf  den  Vertrag  des 
Hauptlieferers  mit  der  Kriegsverwaltung  ausgedehnt  werden 
(vgl.  auch  Entscheidung  der  Vollversammlung  des  Reichswirt- 
schaftsgerichts vom  13.  März  1920  — I.  2418  U — ). 

Die  Klägerin  hat  sonach  ein  vor  dem  Reichswirtschaftsgericht 
verfolgbares  Klagerecht  nicht.  Da  die  beklagte  Partei  es  auch 
ausdrücklich  abgelehnt  hat,  die  Zuständigkeit  des  angerufenen 


Gerichts  gemäß  den  oben  angeführten  Vorschriften  im  Wege  der 
Vereinbarung  zu  begründen  und  zwar,  weil  der  Anspruch  auch 
sachlich  aus  den  zutreffenden  Gründen  des  Reichsgerichts  nicht 
gerechtfertigt  sei,  so  mußte  die  Klage  abgewiesen  werden,  ohne, 
daß  es  einer  Prüfung  der  sachlichen  Seite  bedürfte. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Klägerin  auf  den  beschriitenen 
Klageweg  vom  Reichsgericht  gewiesen  worden  war,  hat  der  Senat 
von  der  Bestimmung  des  § 48  Abs.  4 leßter  Halbsaß  der  Ver- 
ordnung vom  21.  Mai  1920/30.  Juli  1921  Gebrauch  gemacht  und 
von  der  Erhebung  einer  Gebühr  Abstand  genommen.  (Uri.  v. 
14.  Juni  1922  - XII.  A.  V.  3/20  -.) 


U In  dieser  Entscheidung  wird  u.  a.  folgendes  ausgeführt; 
„Nach  der  Fassung  der  Vorschrift  kann  an  sich  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  sie  sich  lediglich  auf  Verträge  bezieht,  die  von  den 
Veriragsgegnern  der  Kriegsverwaltung  zur  Ausführung  der  von 
ihnen  übernommenen  Kriegslieferungen  mit  anderen  Unternehmern 
oder  von  diesen  mit  weiteren  Unterlieferern  abgeschlossen  worden 
sind.  Von  den  Verträgen,  welche  die  Kriegsverwaltung  selbst 
mit  ihren  (Haupt-)Lieferem  geschlossen  hat,  und  den  auf  Grund 
dieser  Verträge  etwa  erwachsenen  Abgeltungsansprüchen  ist  im 
§ 2 überhaupt  nicht  die  Rede.  Allgemeine  Auslegungsgrundsäße 
führen  daher  von  selbst  zu  der  Auffassung,  daß  die  Unternehmer, 
die  unmittelbar  mit  der  Kriegsverwaltung  selbst  Lieferungs- 
verträge abgeschlossen  haben,  die  ihnen  etwa  auf  Grund  dieser 
Veriräge  zustehenden  Abgeltungsansprüche,  wenn  überhaupt,  so 
doch  jedenfalls  nicht  auf  Grund  des  § 2 durch  Klage  bei  dem 
Reichswirtschaftsgericht,  geltend  machen  können.  Demgegenüber 
kann  die  Annahme,  daß  das  den  Unterlieferern  durch  § 2 ver- 
liehene Klagerecht  auch  den  Hauptlieferern  zustehe,  auch  nicht 
durch  den  Hinweis  auf  die  Vorschrift  des  § 2 gerechtfertigt 
werden,  wonach  die  Klage  erst  erhoben  werden  kann,  „nachdem 
im  Abgeltungsverfahren  über  die  Abgeltung  der  Ansprüche  der 
Vertragsgegner  der  im  § 1 bezeichneten  Stellen  entschieden 
worden  ist“.  Denn  wenn  hier  von  einem  Abgeltungsverfahren 
hinsichtlich  der  Ansprüche  der  Hauptlieferer  die  Rede  ist,  so 
zwingt  die  angeführte  Vorschrift  weder  zu  der  Annahme,  daß  der 
Geseßgeber  mit  dem  Worte  „Abgeltungsverfahren“  auch  das 
Verfahren  vor  dem  Reichswirlschaftsgericht  habe  bezeichnen 
wollen,  noch  bietet  sie  sonst  einen  Anhalt  dafür,  daß  darunter 
etwas  anderes  als  das  im  Verwaltungsweg  allgemein  vorgesehene 
außergerichtliche  Verfahren  zur  Regelung  der  Abgeltungs- 
ansprüche zu  verstehen  ist.  Gegenüber  der  Vorschrift  des  § 2, 
die  nach  Inhalt  und  Fassung  lediglich  den  Unterlieferern,  nicht 
aber  auch  den  Hauptlieferern  eine  Klage  bei  dem  Reichswirt- 
schafisgericht  gibt,  kann  daher  die  angeführte  Vorschrift  zu  einer 
abweichenden  Auffassung  nicht  führen. 

Auch  die  Erwägung,  daß  nach  § 1 der  Verordnung  auf  alle 
Verträge,  die  von  der  Kriegsverwaliung  für  Zwecke  des  Kriegs 
geschlossen  worden  sind,  sowie  auf  Ansprüche,  die  mittelbar  auf 
Grund  dieser  Verträge  erhoben  werden,  neben  der  Verordnung 
vom  21.  November  1918  die  Vorschriften  der  §§  2 bis  5,  7 und  9 
Anwendung  finden  sollen,  kann  die  Auffassung,  daß  sich  der 
Inhalt  des  § 2 nicht  allein  auf  die  Verträge  der  Unterlieferer, 
sondern  auf  alle  im  § 1 bezeichneten  Verträge  und  Ansprüche 
beziehe,  und  daß  danach  das  Klagerecht  auch  den  Hauptlieferern 
gegeben  sei,  nicht  begründen.  Denn  gegen  diese  Auffassung 
spricht  zunächst  der  Grundsaß,  daß  die  innerhalb  einer  allgemeinen 
Regelung  stehende  Sondervorschrift  sich  nur  auf  die  von  ihr 
bezeichneten  Sonderfälle  erstreckt  und  ohne  weiteres  auf  das 
Gesamtgebiet  der  von  der  allgemeinen  Regelung  getroffenen 
Fälle  nicht  ausgedehnt  werden  kann.  Da  im  vorliegenden  Fall 
§ 2 der  Verordnung  ganz  unzweifelhaft  nur  den  Unterlieferern  ein 
Kiagerecht  vor  dem  Reichswirtschaftsgericht  eröffnet,  so  kann 
diese  lediglich  für  Unterlieferer  geltende  Vorschrift  nicht  auf  die 
Hauptlieferer  ausgedehnt  werden,  es  sei  denn,  daß  sich  das 
Gegenteil  aus  einer  anderen  Bestimmung  der  Verordnung 
zweifellos  entnehmen  ließe.  Dafür  bietet  der  Inhalt  der  Ver- 
ordnung indessen  keinen  Anhalt.  Allerdings  geht  aus  § 1 der 
Verordnung  hervor,  daß  auch  die  Vorschriften  des  § 2 sich  nicht 
nur  auf  die  in  der  Verordnung  vom  21.  November  1918  be- 
handelten Lieferungsverträge,  sondern  auf  alle  von  der  Kriegs- 
verwaltung für  Zwecke  des  Kriegs  geschlossenen  Verträge  be- 
ziehen sollen.  Aber  dadurch,  daß  § 1 die  Vorschrift  des  § 2 
auf  alle  im  § 1 bezeichneten  Verträge  für  anwendbar  erklärt, 
wird  der  sachliche  Inhalt  des  § 2 nicht  berührt.  Wenn 
daher  § 2 den  Unterlieferern  ein  Recht  zur  Klage  bei  dem 
Reichswirtschaftsgericht  gibt,  es  den  Hauptlieferern  aber  vor- 
enthälf,  so  wird  daran  auch  dadurch  nichts  geändert,  daß  diese 
Vorschrift  auf  Grund  des  § 1 auf  alle  Kriegsverträge  ohne  Rück- 
sicht auf  ihren  sachlichen  Inhalt  Anwendung  zu  finden  hat.  Viel- 
mehr verbleibt  es  dabei,  daß  auch  nach  der  Verordnung  vom 
4.  Dezember  1919  lediglich  die  Unterlieferer  etwaige  Abgeltungs- 
ansprüche im  Wege  der  Klage  bei  dem  Reichswirtschafisgericht 
geltend  machen  können“.  (209.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Berufs  Vertretung  für  Handel,  Industrie  u.  Verkehr. 

Die  vertrauliche  Vollversammlung  des  D.  I.  u.  H.  stellte  am 
13.  September  1922  folgende  Leitsätze  für  die  reichsgesetzliche 
Regelung  der  Berufsvertretungen  für  Handel,  Industrie  und  Ver- 
kehr auf: 

I.  Öffentlich-rechtliche  Berufsvertretungen. 

Die  öffentlich-rechtlichen  Berufsvertretungen  für  Industrie, 
Handel  und  Verkehr  werden  gebildet  durch  die  Industrie-  und 
Handelskammern  und  die  Arbeitnehmervertretungen  für  Industrie 
und  Handel. 

11.  Handelskammer. 

Die  Zusammensetzung  und  die  Zuständigkeit  der  Handels- 
kammer wird  in  Anlehnung  an  die  bestehenden  Landesgesetze 
durch  ein  Reichsrahmengeseiz  geregelt.  Ihre  bisherige  Zuständig- 
keit bleibt  erhalten  und  wird  in  Anlehnung  an  die  bestehenden 
Landesgesetze  durch  das  Reichsrahmengesetz  gesichert. 

III.  Arbeitnehmer  Vertretung. 

A.  Zusammensetzung. 

1.  Für  den  Bezirk  jeder  Handelskammer  und  an  deren  Sitz 
wird  eine  Arbeitnehmervertretung  eingerichtet. 

2.  Die  Zusammensetzung  der  Arbeitnehmervertretung  erfolgt 
nach  folgenden  Grundsätzen: 

a)  Die  Arbeitnehmervertretung  geht  aus  allgemeinen, 
gleichen,  direkten  und  geheimen  Wahlen  nach  dem 
System  der  Verhältniswahl  hervor. 

b)  Die  Arbeitnehmervertretung  besteht  aus  mindestens  . . . 
und  höchstens  . . . Mitgliedern. 

c)  Wahlberechtigt  sind  alle  im  Bezirke  der  Handelskammer 
tätigen  Arbeitnehmer  im  Sinne  des  Betriebsräte- 
gesetzes, soweit  sie  nicht  durch  das  Gesetz  oder  die 
Berufsvertretung  des  Handwerks  oder  der  Landwirt- 
schaft erfaßt  sind. 

d)  Wählbar  sind  alle  Wahlberechtigten  unter  der  Voraus- 
setzung eines  gewissen  Zeitraums,  den  sie  im  Bezirk 
der  Kammer  tätig  sind.  Ferner,  unter  noch  näher  zu 
bestimmenden  Voraussetzungen,  frühere  Arbeitnehmer 
sowie  Vorstandsmitglieder  und  Angestellte  der  Berufs- 
vereinigungen der  Arbeitnehmer. 

Die  Arbeitnehmervertretung  unterliegt  in  gleichem  Um- 
fang wie  die  Handelskammer  der  staatlichen  Aufsicht. 

£ Die  Geschäftsführungen  der  beiderseitigen  Berufsvertre- 
tungen werden  sich  gegenseitig  in  der  Benutzung  ihrer  wissen- 
schaftlichen Hilfsmittel,  insbesondere  der  Bibliotheken,  unter- 
stützen. 

B.  Zuständigkeit.  c 

Die  Arbeitnehmervertretung  ist  zuständig 

1.  für  die  Erstattung  von  Gutachten  und  für  eigene  An- 
träge in  wirtschaftspolitischen  und  sozialpolitischen,  In- 
dustrie, Handel  und  Verkehr  betreffenden  Angelegen- 
heiten in  Gemäßheit  der  Beschlüsse  zu  II  B, 

2.  zur  Mitwirkung  bei  der  Bildung  des  Gemeinschafts- 
organs, 

3.  für  die  Benennung  von  Vertretern  zur  Wahrung  der 
Interessen  von  Industrie  und  Handel  in  wirtschafts-  und 
verkehrspolitischen,  sowie  in  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Behörden  und  Einrichtungen  nach  Maßgabe  der 
dqfür  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen, 

4.  zur  Tätigkeit  als  Hilfsorgane  der  Wirtschafts-  und  Sozial- 
verwaltung und  der  Rechtspflege. 

IV.  Gemeinschaftsorgan. 

A.  Zusammensetzung. 

Die  unter  f.  erwähnten  Berufsvertretungen  errichten  ein 
Gemeinschaftsorgan. 


Dieses  wird  durch  Mitglieder  und  Beamte  der  beiderseitigen 
Vertretungen  gebildet. 

Die  Geschäftsführung  des  Gemeinschaftsorgans  wird  ab- 
wechselnd je  zwei  )ahre  durch  die  geschäftsführenden  Organe  der 
Handelskammern  und  der  Arbeitnehmervertretungen  besorgt. 

B.  Zuständigkeit. 

1.  Das  Gemeinschaftsorgan  dient  der  gemeinschaftlichen  Be- 
ratung wirtschaftspolitischer  und  sozialpolitischer,  Industrie, 
Handel  und  Verkehr  betreffenden  Angelegenheiten,  die  die  ge- 
meinsamen Interessen  beider  im  Gemeinschaftsorgan  beteiligten 
Gruppen  berühren,  soweit  dies  von  einer  der  beiden  Gruppen 
beantragt  wird. 

Ferner  können  die  Behöden,  unbeschadet  ihes  Rechtes,  die 
beiderseitigen  Berufsvertretungen  zu  hören,  jeder  von  ihnen  in 
Angelegenheiten  der  vorbezeichneten  Art  auferlegen,  eine  Stel- 
lungnahme des  Gemeinschaftsorgans  herbeizuführen,  diese  ist 
der  anfragenden  Behörde  durch  die  geschäffsführende  Vertretung 
mitzuteilen. 

Das  Recht  der  Industrie-  und  Handelskammern  und  der 
Arbeitnehmervertretungen  auf  selbsfändige  Begutachtung  bleibt 
hierdurch  unberührt. 

Wird  von  der  Handelskammer  oder  der  Arbeiinehmervertre- 
tung  in  einer  die  gemeinsamen  Interessen  beider  Gruppen  be- 
rührenden Angelegenheit  ein  Antrag  zur  wirtschafts-  und  sozial- 
politischen Gesetzgebung  an  eine  Behörde  gerichtet,  so  ist  er 
der  anderen  Vertretung  mitzuteilen.  Vertrauliche  Beschlüsse  sind 
von  der  Weitergabe  ausgenommen. 

B.  Zuständigkeit. 

1.  Das  Gemeinschaftsorgan  ist  zuständig  für  Fragen  der 
beruflichen  Ausbildung  und  Fortbildung. 

Bei  der  Verwaltung  von  staatlichen  und  kommunalen  Ein- 
richtungen zur  Ausbildung  und  Förderung  des  Nachwuchses  sind 
Unternehmer  und  Arbeitnehmer  durch  die  Handelskammern  und 
Arbeitnehmervertretungen  oder  durch  das  Gemeinschaftsorgan 
gleichberechtigt  zu  beteiligen. 

Bei  derartigen  Einrichtungen,  die  den  Handelskammern, 
den  Arbeitnehmervertretungen,  Verbänden  oder  Einzelnen  ge- 
hören, haben  Unternehmer  und  Arbeitnehmer  angemessen  mitzu- 
wirken. 

An  bestehenden  Eigentums-  und  Verfügungsrechten  b e i 
derartigen  Einrichtungen  wird  durch  vorstehende  Be- 
stimmungen nichts  geändert. 

2.  Dem  Gemeinschaftsorgan  können  außerdem  Angelegen- 
heiten durch  seine  Satzung  überwiesen  werden,  sofern  diese 
Überweisung  die  Billigung  der  zuständigen  Handelskammern  und 
der  zuständigen  Vertretung  der  Arbeitnehmerschaft  ge- 
funden hat. 

3.  Weitere  Aufgaben  kann  das  Gemeinschaftsorgan  auf  Grund 
einer  Vereinbarung  der  zuständigen  Handelskammer  und  der  zu- 
ständigen Vertretung  der  Arbeitnehmerschaft  übernehmen. 

4.  Beschlüsse  des  Gemeinschaftsorgans  bedürfen  einer  Mehr- 
heit sowohl  auf  Seite  der  Unternehmervertreter  als  auch  auf 
Seite  der  Arbeitnehmervertreter. 

Verkchrsnot  derXKeichsbahn. 

In  der  vom  D.  I.  u.  H.  herausgegebenen  Denkschrift  über  die 
Verkehrsnot  der  Reichsbahn  war  zur  Vermeidung  der  Notstände 
im  Eisenbahnverkehr  Wert  darauf  gelegt  worden,  daß  eisenbahn- 
seitig dem  Rangierdienst  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet, 
daß  das  Prämiensystem  für  das  Personal  des  Rangierdienstes 
und  des  Außendienstes  noch  weiter  ausgebaut  werde,  und  daß 
ferner  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  die  geeignet  seien,  um 
Störungen  des  Betriebes,  wie  sie  im  vergangenen  Jahre  durch 
Schnee  und  Frost  hervorgerufen  wurden,  unter  allen  Umständen 
zu  vermeiden. 

Nach  dem  Amtsblatt  der  Reichsbahndirektion  Berlin  vom 

5.  September  1922  sollen  nunmehr  in  der  Zeit  vom  1.  September 
bis  zum  31.  Dezember  1922  behufs  Erzielung  besonderer  Mehr- 
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leistungen  an  den  Tagen  mit  angespannter  Betriebs-  und  Ver- 
kehrslage erhöhte  Dienstprämien  gezahlt  werden,  die  bei  dem 
Rangierpersonal  das  6-  bis  12fache  der  jeßt  schon  gezahlten 
Rangierprämien  betragen. 

Ferner  ist  zur  Verhütung  von  Betriebsstörungen  durch  Frost 
und  Schnee  ein  wesentlich  verschärftes  neues  Merkblatt  für  die 
bei  Eintritt  von  Frost  und  Schneefall  zu  ergreifenden  Maßnahmen 
herausgegeben  und  im  Amtsblatt  der  genannten  Direktion  vom 
8.  September  d.  J.  den  Dienststellen  zur  genauen  Beachtung 
mitgeteilt  worden.  Hoffentlich  finden  die  anderen  in  der  Denk- 
schrift noch  gegebenen  Anregungen  ebenfalls  Beachtung.  Vgl. 
S.  115. 

Wagenstandgelder  bei  Streiks. 

Der  D.I.  u.  H.  hat  am  21.  d.  M.  folgende  Eingabe  an  den 
Reichsverkehrsminister  gerichtet,  die  vom  Reichsverband  der 
Deutschen  Industrie,  des  Deutschen  Großhandels,  der  Deutschen 
Binnenschiffahrt,  der  Deutschen  Landwirtschaft,  der  Spediteur- 
verbände Deutschlands  sowie  dem  Deutschen  Städtetag  mit- 
unterzeichnet wurde: 

„Es  mehren  sich  die  Fälle,  daß  Organe  der  Reichsbahn  An- 
träge auf  Erstattung  von  Wagenstandgeld,  das  infolge  eines 
Streiks  entstanden  ist,  ablehnen,  sofern  es  sich  nicht  um  einen 
Eisenbahnerstreik  handelt.  Dieses  ablehnende  Verhalten  der 
Reichsbahn  ist  vom  ersten  Zivilsenat  des  Reichsgerichts,  Akten- 
zeichen I 563/1921  vom  21.  Juni  1922,  für  richtig  erkannt  worden. 

Wenn  auch  nicht  verkannt  werden  kann,  daß  der  Eienbahn- 
verwaltung  für  die  Entladungsmöglichkeit  der  nicht  entladenen 
Wagen  Wagenstandgeld  als  Entschädigung  zusteht,  so  erscheint 
es  doch  unbillig  und  besonders  hart,  in  unverschuldeten  Not- 
fällen Wagenstandgeld  zu  erheben.  Der  wirtschaftliche  Zweck 
des  Wagenstandgeldes  für  Wagen,  die  über  die  vorgeschriebene 
oder  vereinbarte  Frist  hinaus  benußt  werden,  ist,  den  Wagen- 
umlauf zu  beschleunigen.  Das  Wagenstandgeld  trägt  daher  mit 
Recht  seinem  Wesen  nach  einen  Strafcharakter  und  seßt  somit 
wohl  schuldhafte  Versäumnis  des  Entladepflichtigen  voraus, 
welche  jedoch  im  Streitfälle  meist  nicht  vorliegt. 

Der  Herr  Reichsverkehrsminister  hat  daher  aus  Billigkeits- 
gründen in  seiner  Entscheidung  vom  3.  Oktober  1921  die  Eisen- 
bahndirektionen ermächtigt,  in  ganz  besonders  gearteten  Fällen 
nach  eigenem  Ermessen  den  ausnahmsweise  zurückzuerstatienden 
Betrag  des  Wagenstandgeldes  bei  Streiks,  die  nicht  Eisenbahner- 
sireiks  sind,  festzuseßen.  Als  äußerste  Grenze  des  zu  gewäh- 
renden Entgegenkommens  hat  der  Herr  Minister  sowohl  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  als  auch  der  überaus  ungünstigen 
Finanzlage  der  Reichseisenbahn  50  v.  H.  der  tarifmäßigen  Stand- 
gelder bezeichnet. 

Die  Unterzeichneten  Verbände  richten  an  den  Herrn  Reichs- 
verkehrsminister die  dringende  Bitte,  troß  des  vorliegenden 
Reichsgerichtsurteils  die  beteiligten  Stellen  der  Reichsbahn  an- 
zuweisen, in  Streikfällen  das  erhobene  Wagenstandgeld  auf 
Antrag  ganz  oder  zum  Teil,  mindestens  jedoch  bis  zu  50  v.  H. 
zurück  zu  erstatten.“  Vgl.  XXVII.  Jahrg.  S.  11. 

Kreditnota 

Die  Vollversammlung  des  D.I.u.  H.  gab  am  14.  Sep- 
tember d.  J.  folgende  Erklärung  ab: 

„Die  eingeiretene,  zurzeit  unabsehbare  Verminderung  der 
Kaufkraft  der  Reichsmark  bedroht  ihren  Charakter  als  Zahlungs- 
mittel und  als  Wertmesser  immer  stärker,  Handel  und  Industrie 
stehen  vor  der  Tatsache,  daß  ihren  Geldbedürfnissen  nicht  mehr 
ausreichend  entsprochen  werden  kann. 

Einer  weiteren  Senkung  der  Kaufkraft  der  Reichsmark  kann 
vor  allen  Dingen  nur  Einhalt  geboten  werden  durch  eine  wesent- 
liche Verminderung , der  ungerechten  untragbaren  Kriegs- 
lasten, ferner  durch  eine  Währungssiabilisierung,  deren  Mög- 
lichkeit nicht  von  uns  allein  geschaffen  werden  kann,  schließlich 
und  nicht  zuleßt  durch  eine  wesentliche  Steigerung  des 
Ertrags  der  deutschen  Volkswirtschaft.  Der 
schärfste  Einspruch  muß  aber  dagegen  eingelegt  werden,  daß 
über  den  Großhandel  und  die  Industrie  hinaus  für  die  von  ihnen 
umgeseßten  oder  verarbeiteten  ausländischen  Rohstoffe  im  In- 
lande  Industrie  und  Handel  Zahlung  in  fremder  Wäh- 
rung verlangen  und  so  die  Mark  als  Zahlungsmittel  aussdialfen. 
Ein  derartiges  Vorgehen  würde  eine  neue  verhängnisvolle  Kata- 
strophe der  deutschen  Wirtschaft  und  Währung  einleiten. 


Außerordentlich  bedauerlich  ist  die  Knappheit  an 
Papiergeld,  die  die  deutsche  Wirtschaft  aufs  stärkste  be- 
droht. Dieser  Ubelstand  muß  sofort  abgestellt  werden,  unter 
Umständen  durch  vorübergehende  Wiederzulassung  von  Notgeld. 

Eine  erheblich  gesteigerte  Benußung  des  Handels- 
wechsels ist  unter  den  heutigen  Verhältnissen  eines  der! 
wichtigsten  Mittel,  um  dem  dringenden  Kreditbedarf  einigermaßen 
und  sofort  zu  genügen,  sofern  die  Reichsbank  die  Richtlinien, 
nach  denen  sie  Wechsel  diskontiert,  unverzüglich  den  Zeitver- 
hältnissen anpaßt.  Auch  muß  wiederholt  mit  Nachdruck  darauf 
aufmerksam  gemacht  werden,  daß  die  der  Volkswirtschaft  zur 
Verfügung  stehenden  Betriebsmittel  durch  Aufhebung  des 
Depotzwanges  und  Wiederherstellung  des  Bank-; 
geheimnisses  wesentlich  vermehrt  werden  können. 

Alle  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  unseres  Geldwesens  er- 
schüttern und  lähmen  unsere  für  die  Ernährung  des  deutschen 
Volkes  unentbehrliche,  in  ihrer  Rohstoffversorgung  schon  durch 
den  Vertrag  von  Versailles  schwer  getroffene  industrielle  Wirt- 
schaft. Alle  Mittel,  welche  der  Bekämpfung  dieser  Entscheidung 
dienen,  führen  zurück  auf  den  Ausgangspunkt  des  Übels  — die 
Deutschland  aufgezwungene  untragbare  Kriegsentschädigung. 
Die  ruhige  und  leidenschaftslose,  vor  allem  aber  die  schnelle 
Lösung  dieses  Problems  ist  für  uns  und  für  ganz  Europa  die; 
dringlichste  Forderung.“ 

Der  wirtschaftspolitische  Ausschuß  des  vor- 
läufigen Reichs  Wirtschaftsrates  beschäftigte  sich  ge- 
meinsam mit  dem  finanzpolitischen  Ausschuß  am 
13.  September  mit  der  Frage  der  Verwendung  ausländischer 
Zahlungsmittel  im  inländischen  Verkehr  und  kam  dabei  zu  fol-i 
gender  Beschlußfassung: 

„Dem  im  Schreiben  des  Reichsbankdirektoriums  vom 
3.  März  1922  vertretenen  Bestreben,  die  Mark  im  innerdeutschen 
Verkehr  nicht  durch  fremde  Zahlungsmittel  verdrängen  zu 
lassen,  stimmen  die  Ausschüsse  grundsäßlich  zu.  Sie  sind  der 
Meinung,  daß  beim  Verkauf  von  Waren,  die  keine  aus-' 
ländischen  Rohstoffe  enthalten,  Berechnung  in  Aus- 
landswährung nur  soweit  erfolgen  darf,  als  sie  zur  Aus  - 
fuhr  bestimmt  sind. 

Beim  Verkauf  von  Waren,  zu  deren  Herstellung  aus- 
ländische Rohstoffe  in  erheblichem  Maße  verwandt 
sind,  soll  auch  im  Inlandsverkehr  Berechnung  in  ausländischer 
Währung  verantwortet  werden  dürfen,  aber  unter  B e - j 
schränkung  auf  denjenigen  Anteil  am  Waren- 
preis,  welcher  dem  Inhalt  an  Auslandsstoffen  entspricht.  Die 
Z a h 1 u ng  darf  im  Inlandsverkehr  nur  in  Reichsmark 
verlangt  werden. 

Die  in  dem  Schreiben  des  Reichsbankdirekioriums  emp-l 
fohlenen  Maßnahmen  könaen  nicht  als  zweckentsprechend  an- 
erkannt werden.  Die  Wichtigkeit  der  Erhaltung  der  Mark  als 
Zahlungsmittel  und  die  Notwendigkeit,  sie  als  Wertmesser 
wieder  herzusiellen,  ist  unbestritten.  Das  darf  aber  nichLdazu 
führen,  durch  verwaltungsmäßiges  Eingrei  Bn  in 
die  Zahlungsbeziehungen  das  Wirtschaftsleben  in  Gefahr  zu 
bringen,  nachdem  es  sich  erwiesen  hat,  daß  die  Vielgestaltig- 
keit der  Verhältnisse  feste  Abgernzungen  nicht  gestattet  und  i 
daß  Industrie  und  Handel  gegen  die  Risiken  langfristiger  An- 
und  Verkaufsverpflichtungen  sich  nur  durch  Berechnung  in 
Auslandswährung  sichern  können. 

Die  Korrektur  eingerissener  Mißstände  muß  vor  allem  in 
der  Hebung  der  Produktion,  in  der  Verringerung 
überflüssiger  Einfuhr  wie  überflüssigen  Ver- 
brauchs und  in  der  nur  dadurch  erreichbaren  Ver- 
besserung unserer  Zahlungsbilanz  gesucht  werden. 
Die  erforderlichen  Maßnahmen  sollten  tunlichst  durch  freie 
Vereinbarungen  der  an  Erzeugung,  Absaß  und  Ver-  j: 
brauch  beteiligten  Verbände  erzielt  werden.  Die  Regierung  !■ 
wird  gebeten,  auf  die  Verbände  in  diesem  Sinne  einzuwirken  : 
und  die  bestehenden  Bestimmungen  zur  Eindämmung  der  Zah- 
lungen mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  auf  das  unbedingt 
notwendige  Maß  mit  aller  Schärfe  zur  Anwendung  zu  bringen 
und  notfalls  zu  ergänzen.“ 

Die  gleichen  Ausschüsse  nahmen  auch  zur  Frage  der  Auf- 
hebung des  Depotzwanges,  der  Wiedereinführung  des  ■ 
Bankgeheimnisses  und  der  Wiedereinführung  des 
Handelswechsels  Stellung.  Eine  Erklärung  hierzu  wurde 
jedoch  nur  bezüglich  der  Wiederherstellung  des  Bankgeheim- 
nisses in  folgender  Fassung  abgegeben: 


AUS  HANDEL , INDUSTRIE  UND  VERKEHR 
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„Im  Interesse  unserer  wirtschaftlichen  Lage  ist  die 
Wiederherstellung  des  Bankgeheimnisses  insoweit  erforderlich, 
daß  die  Auskunftspflicht  der  Kreditinstitute  auf  die  Fälle  eines 
eingeleiteten  Strafverfahrens  beschränkt  wird. 

Hand  in  Hand  damit  hat  die  Aufhebung  des  Depotzwanges 
zu  gehen.“ 

Der  vom  Reichswirtschaftsministerium  zu  einer  Sißung  ein- 
berufene  Kartellbeirat  stellte  sich  am  16.  September  auf 
den  Boden  der  oben  wiedergegebenen  Erklärung  des  vereinigten 
wirtschaftspolitischen  und  finanzpolitischen  Ausschusses  des 
Reichswirtschaftsrates  und  forderte  die  Regierung  auf,  im  Sinne 
dieser  Erklärung  unverzüglich  Verhandlungen  mit  den  Kartellen 
einzuleiten,  um  etwa  vorhandene  Mißstände  zu  beseitigen  und 
ihnen  für  die  Zukunff  vorzubeugen.  Falls  durch  diese  Verein- 
barung ein  Schub  vor  Verstöben  gegen  die  in  der  Erklärung  auf- 
gestellten Grundsäbe  nicht  gegeben  werden  könne,  soll  die  Re- 
gierung Vorschläge  zur  wirksamen  Bekämpfung  etwaiger 
Mißstände  machen.  Schließlich  wurde  die  Regierung  vom 
Kartellbeirat  ersucht,  zu  untersuchen,  in  welcher  Weise  durch 
Einführung  einer  wertbeständigen  deutschen  An- 
lagemöglichkeit das  Begehren  nach  ausländischen  De- 
visen gehemmt  werden  könne.  Vgl.  S.  94. 

Änderung  der  Formulare  zur  Statistik 
des  Warenverkehrs. 

Auf  Grund  eines  Schreibens  der  Handelskammer  Iserlohn 
vom  26.  Juni  d.  J.  war  der  D.  I.  u.  H.  mit  dem  Statistischen  Reichs- 
amt in  Verbindung  getreten,  um  zu  erreichen,  daß  der  Kopf  der 
grünen  statistischen  Anmeldescheine  weiter  hinauf  gesebt  und  die 
einzelnen  Linien  enger  zusammengezogen  werden,  damit  der 
eigentlichen  Erklärung  gröberer  Plab  eingeräumt  werden  kann. 
Wie  das  Statistische  Reichsamt  Abt.  Ila  dem 
D.  I.  u.  H.  unter  dem  4.  September  d.  J.  daraufhin  mitteilte,  ist 
eine  Abänderung  der  Formulare  nur  auf  ziemlich  umständlichem 
Wege  möglich,  weil  sie  durch  die  Verordnung  über  die  Ausge- 
staltung der  Statistik  der  Warenausfuhr  vom  15.  Januar  1919 
eingeführt  und  ein  Bestandteil  dieser  Verordnung,  die  Geseßes- 
kraft  hat,  sind.  Einer  entsprechenden  Änderung  der  von  der 
Reichsdruckerei  hergestellten  Muster  soll  jedoch  nach  Möglichkeit 
nähergetreten  werden.  Das  Statistische  Reichsamt  macht  darauf 
aufmey<sam,  dab  die  Interessenten  die  Erfüllung  ihrer  Wünsche 
ohne  weiteres  dadurch  erreichen  können,  dab  sie  die  Einfuhr- 
anmeldescheine selbst  drucken  lassen.  Es  hat  der  Verwendung 
von  in  Privatdruckereien  hergestellten  Mustern  zu  Ausfuhr- 
anmeldescheine, die  den  Bedürfnisse  der  Exporteure  entsprachen 
und  von  dem  vorgeschriebenem  Muster  abwichen,  bisher  keine 
Schwierigkeiten  gemacht,  wenn  die  betreffenden  Firmen  sich 
vorher  mit  seiner  Abteilung  II  ins  Benehmen  gesebt  hatten.  Wir 
! stellen  anheim,  die  Interessenten  auf  diese  Möglichkeit  in  ge- 
eigneter Weise  aufmerksam  zu  machen. 

Wirtschaftsverhandlungen  mit  Litauen. 

Wir  verweisen  die  Mitglieder  auch  an  dieser  Stelle  auf  unser 
Rundschreiben  vom  19.  September  d.J.  — A 4507/22  — . Die 
Vorbereitungsfrist  der  Litauer  Verhandlungen  ist  sehr  kurz  be- 
messen; wir  bitten  daher  um  möglichst  schleunige  Stellung- 
nahme. 

Versendung  deutscher  Master  nach  Spanien. 

In  lebter  Zeit  ist  wiederholt  festgestellt  worden,  dab  Ange- 
stellte spanischer  Fabrikanten  auf  Grund  von  Adrebbüchern  an 
deutsche  Firmen  mit  der  Bitte  um  Zusendung  von  Mustern  und 
Preisen  herangetreten  sind,  da  sie  angeblich  beabsichtigten,  Ver- 
tretungen zu  übernehmen.  In  verschiedenen  Fällen  ist  festge- 
stellt worden,  dab  die  betr.  Persönlichkeiten  es  nur  darauf  an- 
legten, auf  diese  Weise  Gratismuster  zu  erhalten,  um  sie  dann 
mit  gutem  Nuben  wieder  zu  verkaufen.  Wir  stellen  anheim, 
den  Interessenten  ein  vorsichtigeres  Vorgehen  bei  der  Abgabe 
von  Mustern  zu  empfehlen. 

Sonntagsruhe  der  Angestellten. 

Der  Sozialpolitische  Ausschub  des  D.I.  u.  H.  gab 
am  15.  September  d.  J.  folgende  Erklärung  ab: 

„1.  Der  Sozialpolitische  Ausschub  des  D.  I.  u.  H.  hält  es  für 
bedenklich,  dab  die  höhere  Verwaltungsbehörde  für  ihren  ganzen 


Bezirk  (d.  h.  den  Regierungsbezirk)  die  Beschäftigungsdauer  für 
Angestellte,  Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handelsgewerbe  an  den 
Sonn-  und  Festtagen  in  der  Weise  regelt,  wie  Artikel  I,  Absab  1, 
Sab  1 des  Entwurfs  es  vorsieht.  Um  sowohl  dem  Grundgedanken 
einer  gewissen  einheitlichen  Regelung,  als  auch  den  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der  einzelnen  Orte  eines  Regierungs- 
bezirks Rechnung  tragen  zu  können,  wird  daher  beantragt,  die 
Festsebung  von  12  Ausnahmesonntagen  unter  freier  Verteilung 
ihrer  Gesamtzahl  auf  das  ganze  Jahr  den  unteren  Verwaltungs- 
behörden vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde zu  überlassen. 

2.  Soweit  die  unteren  Verwaltungsbehörden  von  dieser  Be- 
fugnis keinen  Gebrauch  machen,  sind  sie  zu  ermächtigen,  unter 
den  gleichen  Voraussebungen  wie  zu  1.  im  Rahmen  einer 
Gesamtzahl  von  48  Sonntagsarbeitsstunden  jährlich  bis  zu  acht 
Sonntagen  im  Jahr  und  bis  höchstens  6 Stunden  täglich,  jedoch 
nicht  über  6 Uhr  nachmittags  hinaus  die  Beschäftigung  von  An- 
gestellten, Lehrlingen  und  Arbeitern  im  Handelsgewerbe  zu 
gestatten. 

3.  In  beiden  Fällen  sind  vor  der  Entscheidung  die  zuständige 
Vertretung  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gutachtlich  zu 
hören. 

4.  Betrifft:  Artikel  I,  Absab  2 des  Entwurfs. 

a)  Vor  dem  Wort  „Ausnahmen“  im  ersten  Sab  ist  das  Wort 
„weiteren“  einzufügen. 

b)  Angesichts  der  erheblichen  bezirklichen  Verschiedenheiten 

der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  auf  die  eine  durchgehend 
einheitliche  Regelung  der  Beschäftigungsdauer  in  den  so- 
genannten „Bedürfnisgewerben“  nicht  gebührende  Rücksicht 
nehmen  kann,  wird  die  Streichung  des  zweiten  halben  Nach- 
sabes  (von  „hierbei“ bis  „darf“)  gewünscht.“ 

Die  Entschließung  ist  den  Arbeitgebervertretern  in  dem  Arbeits- 
ausschuß für  die  Sonntagsruhe  beim  vor!.  Reichswirtschaftsrat 
übermittelt  worden  mit  dem  Ersuchen,  die  in  der  Entschließung 
niedergelegten  Wünsche  bei  den  Beratungen  über  den  Geseß- 
entwurf  zur  Geltung  zu  bringen.  Vgl.  XXVIII.  Jahrg.,  S.  112. 

Heimarbeiterlolingesetz. 

Der  Sozialpolitische  Ausschuß  des  D.  I.  u.  H.  gab  am  15.  Sep- 
tember folgende  Erklärung  zu  dem  Entwurf  eines  Heimarbeiter- 
Lohngeseßes  ab: 

„Der  sozial-politische  Ausschuß  des  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstags  muß  zu  dem  vorliegenden  Geseßentwurf  die 
schwersten  grundsäßlichen  Bedenken  geltend  machen  und  zwar 
dahingehend,  daß  die  Fachausschüsse  neben  ihrer  bisherigen 
hauptsälich  gutachtlichen  Tätigkeit  nunmehr  auch  das  Recht  er- 
halten sollen,  Mindestentgelte  für  Hausarbeiter  festzuseßen  und 
einen  Tarifvertrag  für  allgemein  verbindlich  zu  erklären.  Zu 
diesen  außergewöhnlichen  Eingriffen  in  die  Vertragsfreiheit  liegt 
kein  sachlicher  Grund  vor,  da  keine  Unterlagen  beigebracht 
worden  sind,  die  das  Vorliegen  von  Mißständen  erweisen.  Die 
Bezugnahme  auf  früher  (1906/7)  etwa  hierdurch  hervorgetretene 
Mängel  und  die  Möglichkeit  der  Wiederholung  solcher  Mängel 
genügt  nicht,  um  die  Geseßgebung  zu  einer  derart  entscheidenden 
Bestimmung  in  Bewegung  zu  seßen.  Hierdurch  würde  audi  der 
Regelung  dieser  Fragen  im  Rahmen  des  allgemeinen  Arbeits- 
rechtes ohne  zwingenden  Anlaß  vorgegriffen  werden.“ 

Im  einzelnen  werden  in  dem  Entwurf  folgende  Än- 
derungen gewünscht: 

§ 17a: 

„Den  Hausarbeitern  gleichzustellen  sind  Hausgewerbe- 
treibende, wenn  sie  in  der  Regel  nicht  mehr  als  3 Hilfspersonen 
beschäftigen  und  den  größeren  Teil  ihres  Verdienstes  aus  ihrer 
eigenen  Arbeit  am  Stück  selbst  beziehen.  Die  den  Fachausschuß 
errichtende  Behörde  oder  die  von  ihr  bezeichnete  Stelle  ent- 
scheidet nach  Anhörung  der  wirtschaftlichen  Interessenvertretun- 
gen von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern,  ob  ein  Bedürfnis 
besteht,  und  trifft  nähere  Bestimmungen  darüber,  ob  solche  Haus- 
gewerbetreibende im  Einzelfalle  den  Hausarbeitern  gleich- 
zustellen sind.“ 

Die  in  der  Begründung  zum  Geseßentwurf  angeführten  Merk- 
male zur  Unterscheidung  zwisdien  selbständigen  Unternehmern 
und  Hausgewerbetreibenden  und  Zwischenmeistern  sind  als  Richt- 
linien in  die  Ausführungsbestimmungen  zum  Heimarbeiterlohn- 
geseß  aufzunehmen. 
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§ 13,  Absab  I und  11: 

„Der  Reichsarbeitsminisier  kann  nach  Anhörung  der  wirt- 
schaftlichen Interessenvertretungen  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern für  bestimmte  Gewerbezweige  und  Gebiete,  in  denen 
Hausarbeiter  beschäftigt  werden,  die  Errichtung  von  Fachaus- 
schüssen beschlieben. 

Anträgen  von  wirtschaftlichen  Interessenvertretungen  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  auf  Errichtung  von  Fachaus- 
schüssen ist  stattzugeben,  wenn  die  Notwendigkeit  hierzu  nach- 
gewiesen wird.“ 

§ 19,  Nr.  1: 

„Falls  in  ihren  Bezirken  den  Hausarbeitern  offenbar  unzu- 
längliche Entgelte  gezahlt  werden  und  eine  Verständigung  zur 
Herbeiführung  einer  Vereinbarung  zulänglicher  Entgelte  nicht 
erzielt  worden  ist,  nach  § 23  b bis  o die  Bestimmungen  eines 
Tarifvertrages  über  die  Entgelte  als  allgemein  verbindlich  zu 
genehmigen,  sofern  ein  solcher  überwiegende  Be- 
deutung erlangt  hat  oder,  falls  ein  solcher  von 
überwiegender  Bedeutung  nicht  besteht,  Min- 
destentgelie  für  Hausarbeiter  festzuseben.“ 

§ 21  Absab  2: 

Da  lefete  Wort  „ereichen“  ist  durch  „überschreiten“  zu  er- 
sehen. 

Ferner  ist  hinzuzufügen: 

„Ist  einer  der  Beisifeer  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer,  so 
hat  die  Berufung  des  anderen  Beisifeers  nach  den  Grundsätzen 
der  Parität  zu  erfolgen.“ 

Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dab  sich  die  Arbeitgeber  ver- 
treten lassen  können,  wie  dies  die  neue  Schlichtungsordnung 
vorsieht. 

§ 23a  Absab  2 ist  zu  streichen. 

Hinter  § 23  b ist  ein  neuer  Paragraph  einzufügen: 

„Die  im  Bezirk  des  Fachausschusses  bestehenden  wirtschaft- 
lichen Interessenvertretungen  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern, denen  eine  gröbere  Anzahl  Gewerbetreibender  oder 
Hausarbeiter  des  Gewerbezweiges  als  Mitglieder  angehört,  sind 
berechtigt,  an  die  Fachausschüsse  Anträge  zu  stellen,  auf  Fest- 
sebung  oder  tarifliche  Regelung  der  Entgelte  für  Hausarbeiter 
bestimmter  Gewerbezweige.  Der  Vorsibende  des  Fachaus- 
schusses ist  verpflichtet,  diesen  Antrag  auf  die  Tagesordnung 
einer  innerhalb  von  4 Wochen  einzuberufenden  Sibung  zu  seben.“ 

Im  § 23  c sind  die  Worte  zu  streichen: 

„um  in  der  Heimarbeit  eine  Abwanderung  aus  einzelnen 
Gebieten  zu  vermeiden.“ 

Ferner  ist  statt:  „Landesverwaltungsbehörde“  „Reichsarbeits- 
ministerium“ zu  seben. 

Dem  Paragraph  ist  noch  der  Sab  hinzuzufügen: 

„Zu  Vertretern  der  Gesamt-Fachausschüsse  sind  möglichst 
Mitglieder  der  in  Frage  kommenden  Fachausschüsse  zu  wählen.“ 


Im  § 23  sind  die  Worte  zu  streichen: 

„aus  technischen  Gründen";  ebenso  mu§  der  zweite  Absab 
wegfallen. 

Im  § 23  f ist  hinzuzufügen: 

„Vor  Genehmigung  eines  Tarifvertrages  nach  § 23  f und  vor 
Festsebung  von  Mindestentgelten  nach  § 21  g hat  der  Fachaus- 
schub  Vertreter  aller  Beteiligten  zu  hören.“ 

Im  § 23  g sind  die  Worte:  „oder  sind“  ...  bis  „nicht  ge- 
eignet" zu  streichen. 

§ 23  soll  lauten: 

„ist  der  Genehmigungsbeschlub  (§  23  f)  oder  der  Fesisebungs- 
beschlub  l§  23  g)  von  dem  Vorsibenden  und  einem  Beisiber  und 
zugleich  von  einer  % Mehrheit  der  Vertreter  gefabt.“ 

§ 23  i Absab  1 ist  entsprechend  zu  ändern. 

§ 23 1.  Nach  dem  ersten  Absab  ist  einzufügen: 

„Ansprüche  auf  Nachzahlung  nicht  tarifmäbig  gezahlter  Ent- 
gelte können  nur  geltend  gemacht  werden,  soweit  seit  Annahme 
des  Entgeltes  nicht  mehr  als  3 Monate  verflossen  sind.“ 

Die  lebten  beiden  Säbe  des  zweiten  Absabes  sind  zu  er- 
sehen durch: 

„Die  Bube  soll  auberdem  festgesebt  werden,  wenn  der  Ge- 
werbetreibende oder  Zwischenmeister  durch  gänzliche  oder  teil- 
weise Unterlassung  der  rechtzeitigen  Auszahlung  des  verdienten 
Lohnes  seine  Verpflichtungen  vorsäblich  verlebt  hat.  Dies  gilt 
auch  dann,  wenn  kein  Rechtsstreit  zwischen  den  Parteien  ent- 
standen oder  wenn  derselbe  beigelegt  ist." 

§ 23  n Absab  1 erhält  folgende  Fassung: 

. 

„Die  Bube  wird  nach  den  reichsgeseblichen  Vorschriften 
über  die  Beitreibung  öffentlicher  Abgaben  eingezogen  und 
an  die  für  den  beteiligten  Hausarbeiter  zuständige  allgemeine 
Ortskrankenkasse  abgeführt.“ 

§ 27  c: 

„Die  Bube  wird  nach  den  reichsgeseblichen  Vorschriften 
über  die  Beitreibung  öffentlicher  Abgaben  eingezogen  und  an 
eine  für  die  Hausarbeiter  zuständige  allgemeine  Ortskranken-  , 
kasse  abgeführt.“  Vgl.  XXVIII.  Jahrg.  S.  278. 

Post. 

Erhöhung;  der  Höchstgrenze  für  Postanweisungen. 

Der  Verkehrsbeirat  beim.  Reichspostministerium  hat  auf  An- 
regung des  D.  I.  u.H.  in  seiner  Sibung  vom  5.  September  be- 
schlossen, den  Höchstbetrag  für  Postanweisungen  auf  5000  M. 
zu  erhöhen.  Vgl.  S.  161. 

' 

Berichtigung. 

In  dem  Artikel  „Ausländerverkehr  innerhalb  Deutschlands“ 
auf  S.  214  mub  es  in  der  4.  Reihe  statt  Fremdengefahr 
„Fremdensteuer“  heiben. 
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I 

Die  Zukunft  unseres  Wohnungsbaues. 

Von  Dr.  K.  v.  Mangoldt,  Berlin. 


Daß  gegenwäriig  die  allerschwerste  Wohnungsnot  bei 
uns  herrscht  und  dag  eine  viel  stärkere  Bautätigkeit  uns 
notwendig  ist  wie  das  tägliche  Brot,  das  sind  augenblick- 
lich zwar  Wahrheiten,  die  niemand  leugnet,  aber  von  dem 
ungeheuren  Umfang  des  Übels  und  von  der  Schwere  seiner 
Folgen  macht  sich  das  nicht  unmittelbar  beteiligte  Publikum 
in  der  Regel  doch  keine  zutreffende  Vorstellung.  Nach 
guten  Schälungen  fehlt,  wenn  man  den  Grad  der  Befriedi- 
gung des  Wohnungsbedürfnisse«  der  vor  dem  Kriege 
üblich  war,  zugrunde  legt,  gegenwärtig  etwa  eine  Million 
Wohnungen  bei  uns.  Die  Bevölkerung  dieser  Wohnungen 
liegt  zwar  nicht  auf  der  Strafe,  aber  sie  ist  großenteils  in 
einer  geradezu  entseßlichen  Enge,  Ungesundheit  und 
Kümmerlichkeit  bei  Verwandten  und  Freunden  oder  als 
Zwangseinguartierung  in  beschlagnahmten  Wohnungen, 
Wohnungsteilen  und  in  Notwohnungen  untergebracht  und 
vermehrt  ihrerseits  durch  ihr  Eindringen  die  Enge,  den 
Druck  und  die  Ungesundheit  der  Wohnungsverhältnisse  der 
anderen  in  schlimmster  Weise.  Es  sind  teilweise  Zustände, 
die  geradezu  gen  Himmel  schreien.  Viele  Zehntausende 
von  jungen  Paaren  können  nicht  heiraten,  weil  sie  keine 
Wohnung  bekommen  — auf  so  manchem  Wohnungsamte 
sind  Schilder  angebracht  mit  den  Worten:  „Neuvermählte 
oder  Heiratende  können  keine  Familienwohnung  er- 
halten“ — , und  bei  Hunderttausenden  verheirateter  Paare 
darf  der  Storch  nicht  erscheinen,  weil  tatsächlich  kein 
Plaß  da  ist  für  einen  neuen  Erdenbürger.  Man  bedenke 
aber  doch  einmal,  welche  entseßlichen  Einwirkungen  auf 
Zahl,  Kraft  und  sittliche  Anschauungen  unseres  Volkes 
ein  solcher  Zustand  auf  die  Dauer  ausüben  muß!  Also: 
gebauf  muß  werden  und  zwar  schleunigst  und  in  um- 
fassendem Maße! 

Aber  wie  sind  die  Aussichten  für  die  Befriedigung 
dieses  wahrhaft  brennenden  Bedürfnisses?  Wir  wollen 
diese  Frage  beantworten  an  der  Hand  eines  sehr  sach- 
kundigen Aufsaßes  „Gegenwärtiger  Stand  und  Zukunfts- 
aussichten des  Wohnungsbaues“  von  einem  ungenannten 
Verfasser  im  Reichsarbeitsblatte  vom  31.  Juli  des 
Jahres  und  einer  längeren  Abhandlung  „Bilanz  unserer 
Wohnungspolitik“,  die  im  Septemberheft  der  Preußischen 
Jahrbücher  erschienen  ist.*) 

Eine  starke  Strömung  in  der  öffentlichen  Meinung 
behauptet,  daß,  wenn  wir  nur  endich  die  sogenannte 
Zwangswirtschaft  im  Wohnungswesen,  d.  h.  also  den 
Mieterschuß  mit  seiner  behördlichen  Regelung  der  Mieten 


*)  Dr.  K.  v.  Mangoldt:  Bilanz  unserer  Wohnungspolitik. 


usw.  und  die  Wohnungsbeschlagnahme,  Zwangsein- 
quartierung und  dgl.,  aufhöben  und  zur  freien  Wirtschaft 
zurückkehrten,  die  nötige  Bautätigkeit,  wenn  auch 
nicht  .mit  einem  Schlage,  so  doch  immerhin  in  absehbarer 
Zeit  einseßen  würde.  Diese  Meinung  kann  nicht  als 
zutreffend  anerkannt  werden.  Zunächst  haben  wir  für  die 
freien,  nicht  öffentlich  subentionierten  Neubauten  schon 
seit  längerer  Zeit  im  wesentlichen  keine  Zwangswirtschaft 
mehr,  sondern  nur  noch  für  den  alten  Bestand  an 
Wohnungen.  Sodann  aber  steht  die  freie  private  Bau- 
tätigkeit vor  zwei  großen  Hindernissen,  die  auch  durdi 
die  völlige  Aufhebung  der  Zwangswirtschaft  im  Wohnungs- 
wesen nicht  beseitigt  werden  würden:  einmal  nämlich  vor 
der  Unsicherheit  über  die  künftige  Entwicklung  der  Lage. 
Die  freie  private  Bautätigkeit  kann  bei  der  ungeheuren 
Höhe  der  Baukosten  Wohnungen  nur  schaffen  auf  der 
Grundlage  entsprechend  hoher  Mieten.  Werden  aber  diese 
Mieten  auf  viele  Jahrzehnte  hinaus  sich  in  solcher  Höhe 
erhalten  lassen,  auch  dann  z.  B.,  wenn  die  Mark  einmal 
wieder  stabilisiert  wird,  oder  wenn  der  Ausfall,  den  der 
Krieg  im  Bevölkerungsnachwuchs  hervorgerufen  hat,  sidt 
einmal  geltend  macht?  Die  Lage  ist  hier  bei  dem  Dauer- 
gut des  Hauses  und  der  Wohnung  für  die  Produzenten 
und  Erwerber  eben  doch  eine  andere  als  bei  Gütern 
wie  Lebensmitteln,  Kleidern  und  dgl.,  die  alsbald  einem 
raschen  Verbrauch  anheimfallen  und  für  die  der  Gegen- 
wert daher  auch  sogleich  voll  erfolgt.  Zweitens  aber: 
wo  will  die  freie  private  Bautätigkeit  die  Unsummen  an 
Kapital  — Hypothekenkapital  — hernehmen,  die  heut- 
zutage für  die  Errichtung  einer  irgendwie  größeren  Zahl 
von  Wohnungen  erforderlich  sind?  Bei  dem  allgemeinen 
Kapitalmangel  und  der  Abneigung  des  Publikums  gegen 
festverzinsliche  Werte  sind  die  Aussichten  dafür  denkbar 
schlechte.  Ja,  wenn  man  für  Hypotheken,  Pfandbriefe  und 
dgl.  eine  zehn  bis  zwölfprozentige  Verzinsung  geben 
könnte  — aber  das  ist  natürlich  unmöglich.  Selbstver- 
ständlich wird  niemand  etwas  dagegen  haben,  daß  die 
freie  private  Bautätigkeit  sich  möglichst  stark  betätigt, 
und  man  soll  ihr  Werk  gewiß  nicht  hindern  oder  erschweren, 
sondern  im  Gegenteil  nach  aller  Möglichkeit  erleichtern 
und  fördern.  Aber  mehr  als  einen  bescheidenen  Beitrag 
zur  Lösung  der  ganzen  Aufgabe  wird  man,  vorderhand 
wenigstens,  von  ihr  nicht  erwarten  dürfen. 

ln  den  Jahren  seit  Beendigung  des  Krieges  ist 
die  Hauptmasse  der  Wohnungsbauten  bekanntlich  auf 
anderem  Wege  zustande  gekommen,  nämlich  durch  das 
von  Reich,  Ländern  und  Gemeinden  mit  großen  öffent- 
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liehen  Zuschüssen  finanzierte  und  durch  das  Mittelglied 
der  offiziösen  sogenannten  Wohnungsfürsorgegesell- 
schaften mehr  oder  minder  organisierte  Bauen  von 
Genossenschaften,  gemeinnüßigen  Gesellschaften,  Ge- 
meinden, privaten  Bauherren  und  dgl.  Auf  dieser  Grund- 
lage sind  in  den  drei  Jahren  1919  bis  1921  immerhin'  etwa 
300  000  Wohnungen  — allerdings  einschließlich  etwa 
70  000  Not-  und  Behelfswohnungen  — entstanden,  und  an 
Mitteln  für  die  Zuschüsse  werden  unter  Einschluß  des 
Jahres  1922  bis  zum  Schluß  dieses  Jahres  etwa  17  bis 
18  Milliarden  Mark  aufgewendet  sein.  Dem  ungeheuren 
Bedarfe  gegenüber  ist  dieses  Ergebnis  zwar  immer  noch 
sehr  gering,  an  sich  stellt  es  aber  doch  in  dem  verarmten 
und  bedrängten  Deutschland  eine  recht  beträchtliche 
Leistung  dar. 

An  und  für  sich  hätte  man  die  Hoffnung  hegen  können, 
auf  diesem  Wege  doch  allmählich  zu  einer  Beseitigung 
unserer  Wohnungsnot  zu  kommen,  aber  die  unaufhaltsame 
und  ungeheuerliche  Verteuerung  des  Bauens  gerade  neuer- 
dings wiederum  hat  das  vorderhand  unmöglich  gemacht. 
Gerade  im  laufenden  Jahre  war  diese  Verteuerung,  sowohl 
was  die  Löhne  wie  namentlich  was  die  Baustoffe  anlangt, 
schon  bis  Mitte  Mai  ganz  besonders  groß,  und  bei  der 
seitdem  eingetretenen  allgemeinen  Preisentwicklung  ist 
anzunehmen,  daß  sie  geradezu  ins  Riesenhafte  gewachsen 
ist.  Bereits  im  April  dieses  Jahres  waren  die  Baukosten 
im  allgemeinen  auf  das  54fache  des  früheren  Friedens- 
preises gestiegen,  und  seitdem  sind  sie  natürlich  noch 
unvergleichlich  viel  höher  geworden.  Unter  solchen  Um- 
ständen schmelzen  selbst  die  größten  öffentlichen  Zu- 
schüsse in  beängstigender  Weise  zusammen.  In  dem  oben 
erwähnten  Aufsaße  des  Reichsarbeitsblattes . ist  be- 
rechnet, daß  mit  den  rund  6 Milliarden  Mark,  die 
1922,  abgesehen  von  den  sogenannten  Arbeitgeber-Zu- 
schüssen der  öffentlichen  Körperschaften,  für  öffentliche 
Baukostenbeihilfen  zur  Verfügung  stehen,  doch  nur 
etwa  27  000  Wohnungen  finanziert  werden  können  — 
gegenüber  dem  Bedarfe  ein  lächerlich  geringer  Betrag; 
und  für  die  Zukunft  eröffnet  der  Aufsaß  folgenden  Aus- 
blick: „Wenn  die  Kosten  einer  Wohnung  sich  heute  auf 
700  000  bis  800  000  Mark  belaufen  und  weitere  Preis- 
steigerungen zu  erwarten  sind,  dann  erscheint  ein  durch- 
schnittlicher Zuschuß  von  600  000  Mark  zur  Finanzierung 
der  einzelnen  Wohnung  erforderlich.  Für  200  000  Woh- 
nungen würden  also  120  Milliarden  Mark  und  für 
100  000  Wohnungen  60  Milliarden  Mark  notwendig  sein. 
Wollte  man  diese  Beträge  durch  Erhöhung  der  Mietsteuer 
aufbringen,  so  müßte  man  2400  v.  H.  bzw.  1200  v.  H.  der 
Friedensmiete  allein  zu  diesem  Zwecke  erheben.“  Zum 
besseren  Verständnis  dieser  Ausführungen  sei  bemerkt, 
daß  neuerdings  weitaus  der  Hauptteil  der  öffentlichen 
Baukostenzuschüsse  durch  eine  besondere,  auf  die  aus  der 
Friedenszeit  überkommene  große  Masse  der  bestehenden 
Wohnungen  gelegte  Abgabe,  sei  es  mittelbar,  sei  es 
unmittelbar  aufgebracht  wird,  deren  Betrag  in  Prozenten 
der  Friedensmiete  bemessen  wird.  Zur  Finanzierung  einer 
wirklich  ausreichenden  Bautätigkeit  müßte  also  nach  dem 
Obigen  etwa  das  zwölf-  bis  vierundzwanzigfache  der 
Friedensmiete  erhoben  werden. 

Was  ist  gegenüber  dieser  ja  allerdings  katastrophalen 
Lage  zu  tun?  Unseres  Eraditens  ergeben  sich  ver- 
schiedene wichtige  Schlüsse. 

Einmal  steht  doch,  scheint  uns,  fest:  bauen  müssen 
wir  troß  alledem  und  alledem,  troß  aller  Hindernisse  und 
aller  Widrigkeit  der  Verhältnisse,  und  wenn  es  nicht  sehr 
viel  sein  kann,  dann  doch  wenigstens  soviel  wie  wir 
irgend  können.  Es  hängt  ja  nicht  nur  die  Beseitigung  der 
eingangs  geschilderten  ungeheuren  Not,  es  hängt  auch  die 
produktivere  Gestaltung  unserer  Wirtschaft  durch  Inten- 
sivierung der  Landwirtsdiaft,  durch  Umsiedlung  und  dgl., 


es  hängt  der  soziale  Frieden  unseres  Volkes,  es  hängt 
geradezu  Leben  und  Sterben  unserer  Volksgemeinschaft 
daran.  Wenn  dem  aber  so  ist,  so  müssen  wir  auch  eine 
sehr  starke  Erhöhung  der  Wohnungsabgabe,  wenn  auch 
nicht  gerade  auf  die  eben  genannten  Beträge,  in  Kauf 
nehmen  und  die  große  Masse  der  alten  Wohnungen  viel 
stärker  belasten  als  bisher,  um  auf  diesem  Wege  die 
nötigen  Mittel  für  die  Finanzierung  der  Neubautätigkeit 
aufzubringen.  Es  ist  doch  auch  nicht  zu  leugnen,  daß 
die  Mieten  als  fast  einziges  unter  den  großen  wirt- 
schaftlichen Gütern  von  der  allgemeinen  Preisbewegung 
bis  vor  kurzem  nahezu  völlig  ausgenommen  und  ganz 
unverhältnismäßig  niedrig  gehalten  worden  sind.  Mit 
diesem  vom  Konsumentenstandpunkte  aus  ja  sehr  an- 
genehmen, im  übrigen  aber  sehr  verderblichen  Grund- 
saße  müssen  wir  jeßt  zugunsten  der  Finanzierung  der 
Bautätigkeit  brechen,  wenigstens  soweit  als  es  irgend 
angängig  ist.  Dabei  darf  auch  nicht  vergessen  werden, 
daß,  wenn  sich  die  Löhne,  Gehälter  usw.  bisher  im 
allgemeinen  doch  der  Steigerung  der  Lebenskosten 
angepaßt  haben,  dies  schließlich  doch  auch  bei  steigenden 
Mieten  einigermaßen  der  Fall  sein  wird.  Weiter  wird 
es  aber  notwendig  sein,  um  die  zur  Finanzierung  und 
Organisierung  der  nötigen  Bautätigkeit  erforderlichen 
Beschlüsse  und  Regelungen  schnell  genug  und  ohne  den 
immer  erneuten  Widerstand  im  Parlament  der  ständig 
wechselnden  Lage  entsprechend  vornehmen  zu  können, 
die  Festsetzung  der  Höhe  der  Wohnungsabgabe  gemäß 
der  Zahl  der  zu  finanzierenden  Neubauten  und  dgl.  in 
Zukunft  nicht  mehr  auf  dem  Geseßeswege,  sondern  durch 
eine  unabhängige  Stelle,  etwa  ähnlich  dem  Reichskohlen- 
rat, erfolgen  zu  lassen. 

Nach  den  vor  kurzem  durch  die  Presse  gegangenen 
Mitteilungen  ist  der  Reichstagsausschuß,  der  jeßt  die  ganzen 
Wohnungs-  und  Baufragen  erneut  mit  Sachverständigen  aus 
dem  Lande  durchberaten  hat,  in  wichtigen  Beziehungen 
praktisch  zu  denselben  Ergebnissen  gekommen,  wie  die 
vorstehenden  Darlegungen.  Es  soll  danach  die  freie  Wirt- 
schaft im  Wohnungs-  und  Bauwesen  jedenfalls  noch  nicht 
eintreten,  zugleich  aber  soll  die  Wohnungsabgabe 
zugunsten  der  Finanzierung  des  Wohnungsbaues  aus- 
gebaut werden.  Die  Grundzüge  unserer  bisherigen 
Wohnungswirtschaft  dürften  danach  grundsäßlich  vorder- 
hand unverändert  bleiben,  zugleich  aber  wird  ein  höherer 
Wirkungsgrad  der  Finanzierungs-  und  Baumaßregeln 
angestrebt  werden. 

An  alle  am  Wohnungs-  und  Bauwesen  Beteiligten  aber 
kann  nur  die  Mahnung  zu  größter  Einfachheit  und  Ein- 
schränkung in  ihren  Ansprüchen  gerichtet  werden,  nidit 
nur  an  die  Wohnungsbenußer  bezüglich  ihrer  An- 
sprüche an  die  Wohnungen,  sondern  auch  an  die  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  im  Baugewerbe  und  in  den  Bau- 
st o f f gewerben.  Auf  diesem  Gebiete  noch  mehr  als  auf 
manchem  anderen  erscheinen  in  der  gegenwärtigen  Zeit 
weder  große  Unternehmer-  und  Kapitalgewinne,  noch 
besonders  hohe  Lohnansprüche,  bequeme  Arbeitszeit  und 
geringe  Arbeitsleistungen  berechtigt,  vielmehr  müssen  alle 
Beteiligten  dem  Interesse  des  Gemeinwohls,  der  Rettung 
unseres  ganzen  Volkes  ihre  Eigeninteressen  unterordnen, 
ihre  Ansprüche  einschränken,  ihre  Leistungen  aber  so  sehr 
wie  nur  irgend  möglich  erhöhen  und  auf  diesem  Wege  der 
verheerenden  ständigen  Steigerung  der  Baukosten  be- 
gegnen. Es  ist  überhaupt  unmöglich,  daß  wir  wieder  vor- 
wärts kommen,  wenn  wir  nidit  viel  mehr  als  bisher  den 
sittlichen  Gesichtspunkt  der  Unterordnung  der  Einzel- 
interessen unter  das  Gesamtinteresse  in  das  Wirtschafts- 
leben einführen,  und  das  hier  in  Rede  stehende  Gebiet 
des  Wohnungs-  und  Bauwesens  ist  jedenfalls  eines  der 
ersten,  wo  dies  zu  geschehen  hat.  (240.) 
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Die  Siedlungsarbeit  in  Hessen. 

Von  Ober-Regierungsrat  W.  Henrich,  Darmstadt. 


Hessen  hat  als  erstes  Land  den  Versuch  einer  entschie- 
denen Neuordnung  seiner  Bodenverhältnisse  unternommen. 
Schon  vor  der  Verabschiedung  des  Reichssiedlungsgesefees 
hatte  die  Regierung  ein  Gesefe  ausgearbeitet,  das,  die  be- 
sonderen wirtschaftlichen  und  sozialen  Umstände  des  Lan- 
des berücksichtigend,  das  Siedlungswesen  regelte.  Die 
Schwierigkeiten,  die  sich  einer  etwa  den  bodenreforme- 
rischen  Grundsäfeen  folgenden  Bodenpolitik  entgegenstell- 
ten, waren  nicht  unerhebliche.  Auf  der  einen  Seite  zwan- 
gen die  Dichte  der  Bevölkerung  — Hessen  ist  mit  167,9 
Menschen  auf  den  Quadratkilometer  nach  Sachsen  und 
einigen  preufeischen  Provinzen  das  dichtbevölkertste  Land 
im  Deutschen  Reich  — und  die  durch  den  Ausgang  des 
Krieges  verursachten  wirtschaftlichen  Umstellungen  dazu, 
mehr  Menschen  an  dem  heimatlichen  Boden  zu  beteiligen, 
auf  der  anderen  Seite  aber  war  es  gerade  eine  Folge  dieser 
Bevölkerungsdichte,  dafe  im  Laufe  der  Zeit  bereits  eine 
weitgehende  Besifeverteilung  stattgefunden  hatte,  daher  von 
vornherein  — im  Gegensafe  zu  dem  menschenarmen  Osten 
— nur  verhältnismäfeig  geringe  Flächen  Landes  dem  ange- 
strebten Zweck  zur  Verfügung  standen.  Nach  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebszählung  von  1907  befanden  sich 
72,2  %,  d.  h.  fast  drei  Viertel  der  Fläche  des  Landes  bereits 
in  der  Hand  bäuerlicher  Betriebe  von  2—20  ha  Umfang, 
weitere  12,2%  wurden  von  Klein-  oder  Zwergbetrieben  im 
Haupt-  oder  Nebenbetrieb  bewirtschaftet.  Der  Anteil  des 
eigentlichen  Grofebesitzes  an  der  Wirtschaftsfläche  ist  also 
gering,  wirtschaftliche  Grofebetriebe  im  technischen  Sinn, 
wie  sie  im  Norden  und  Osten  des  Reiches  häufig  sind,  gibt 
es  in  Hessen  überhaupt  nicht.  Wenn  trotzdem  der  Land- 
hunger sich  in  einzelnen  Bezirken  Hessens  z.  T.  in  stür- 
mischer Form  geltend  machte,  so  hatte  dies  gewöhnlich  in 
der  lokalen  Zusammengedrängtheit  der  Bevölkerung  und 
in  einer  örtlichen  Anhäufung  des  Grofebesitzes  — meist 
standesherrlichen  Besitztums  — seinen  Grund.  In  dieser 
Form  ist  der  Landhunger  auch  nicht  erst  seit  dem  Krieg  und 
der  Revolution  hervorgetreten,  sondern  hat  auch  schon  vor- 
her bestanden,  wenn  auch  früher  der  Kreis  der  Land- 
suchenden sich  mehr  auf  die  landwirtschaftliche  Bevölke- 
rung beschränkte,  und  die  Wünsche  nach  Land  noch  nicht 
in  dem  heutigen  Mafe  von  den  politischen  Leidenschaften 
angetrieben  wurden. 

Mit  der  deutschen  Niederlage  und  dem  ihr  folgenden 
Zusammenbruch  ist  auch  in  Hessen  ein  starker  wirtschaft- 
licher Umschwung  eingetreten.  Nicht  nur  dafe  sich  die  In- 
dustriearbeiterschaft und  andere  Berufe,  die  früher  an 
Landbewirtschaftung  nicht  dachten,  als  noch  alles  reichlich 
und  billig  zu  kaufen  war,  getrieben  fühlten,  ihre  wirtschaft- 
liche Lage  durch  eigene  Produktion  von  Nahrungsmitteln 
nach  Möglichkeit  zu  verbessern,  — auch  die  vielfach  not- 
wendigen Berufsumstellungen  veranlafeten  viele  Arbeiter,  die 
in  der  Industrie  und  dem  Baugewerbe  keine  Beschäftigung 
mehr  fanden,  sich  der  Landwirtschaft  zuzuwenden.  Dieses 
war  — nebenbei  lockte  auch  die  Konjunktur  in  der  Land- 
wirtschaft — um  so  natürlicher,  als  die  Arbeiter  oder  ihre 
Frauen  vielfach  vom  Lande  stammten,  häufig  sogar  in  der 
Landwirtschaft  grofe  geworden  waren.  Der  neu  erwachte 
Drang  zu  landwirtschaftlicher  Betätigung  lenkte  dabei 
weite  Kreise  auf  das  Land  zurück,  die  es  früher  aus  wirt- 
schaftlichen oder  persönlichen  Gründen  verlassen  hatten. 

Die  Regierung  sah  in  dieser  Bewegung  eine  Möglich- 
keit, die  brennend  gewordenen  Fragen  der  Arbeitslosigkeit 
in  erfolgversprechender  Weise  zu  lösen.  Allerdings  ver- 
boten die  Grundverhältnisse  des  Landes,  etwa  alle  existenz- 
losen oder  in  ihrer  Existenz  gefährdeten  Landsuchenden 


auf  dem  Lande  zu  verankern.  Neusiedlungen  waren  so 
gut  wie  ausgeschlossen.  Rod-  und  Unland,  das  durch  Me- 
liorationen zu  Kulturland  hätte  umgewandelt  werden  kön- 
nen, war  bei  dem  hohen  Stand  der  hessischen  Landwirt- 
schaft, die  längst  jedes  Fleckdien  Erde  auszunufeen  gelernt 
hatte,  in  einem  für  Neusiedlungen  ausreichenden  Umfang 
nicht  vorhanden.  Von  selbst  ergab  sich  daher  die  Not- 
wendigkeit, die  siedlerische  Fürsorge  im  wesentlichen  sol- 
chen Bewerbern  zuzuwenden,  die  bereits  einen  ausbau- 
fähigen Grundstock  eines  landwirtschaftlichen  Betriebs 
besafeen,  im  übrigen  aber  die  Zuweisungen  auf  das  unbe- 
dingt nötigste  zu  beschränken,  um  auf  diese  Weise  wenig- 
stens die  Bindung  der  iändlichen  Bevölkerung,  auch  soweit 
sie  in  Fabriken  tätig  war,  an  die  heimatliche  Scholle  zu 
erreichen  und  in  möglichst  vielen  Fällen  den  industriellen 
Arbeitsmarkt  zu  entlasten. 

Die  konstituierende  Volksvertretung  Hessens  drängte 
auf  eine  gesefeiiche  Regelung  des  Siedlungswesens  und  so 
kam  das  im  wesentlichen  sozial  orientierte  Landgesefe  durch 
die  Regierung  in  Vorlage.  Zur  gleichen  Zeit  beriet  und 
beschlofe  die  Nationalversammlung  das  Reichssiedlungs- 
gesefe,  das  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen,  vorherrschen- 
den Bedürfnisse  Preufeens  ein  rein  agrarisches,  also  wirt- 
schaftliches Gesefe  wurde,  als  solches  zunächst  nur  Neu- 
siedlungen vorsah  und  erst  auf  Drängen  der  Nationalver- 
sammlung die  in  Hessen  allein  mögliche  Form  der  Anlieger- 
siedlung seinen  Zwecken  einfügte.  Überdies  war  seine 
Durchführung  von  Voraussetzungen  abhängig,  die  für  Hessen 
nicht  erfüllt  waren.  Hessen  behielt  daher  die  eigene  Ge- 
setzgebung bei  und  glich  sie  lediglich  in  den  notwendigen 
Punkten  der  Reichsgesefegebung  an. 

Das  hessische  Landgesefe  vom  1.  September  1919,  in 
den  einschlagenden  Bestimmungen  gleichzeitig  Ausfüh- 
rungsgesefe  des  Reichssiedlungsgesefees,  weisf  dem  Staat 
als  gemeinnützigem  Siedlungsunternehmen  die  Aufgabe  zu, 
Land  zu  beschaffen,  zu  verwalten  und  zu  vergeben  um  in 
Stadt  und  Land: 

1.  Landbedürftige  mit  dem  für  ihre  Wirtschaft  notwen- 
digen Land  auszustatten  (Landzuteilung,  Anliegersiedlung), 

2.  Fleimstätten  zu  gründen  (Siedlung), 

3.  sowie  in  Verbindung  damit  öffentliche  oder  gemein- 
schaftliche Anlagen  und  Einrichtungen  ins  Leben  zu  rufen 
oder  zu  fördern. 

Das  Schwergewicht  liegt  auf  der  Anliegersiedlung, 
während  bei  der  Begründung  von  Heimstätten  vorzugsweise 
die  Beschaffung  von  Baustellen  in  Frage  kommt.  Bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes  sollen  für  die  Volksernährung 
schädliche  Einwirkungen  auf  Bewirtschaftung  und  Ertrag 
des  Bodens  tunlichst  vermieden  werden.  Diese,  der  Sorge 
um  die  Lebensmittelerzeugung  entsprungene  Bestimmung 
bringt  die  mannigfach  nicht  parallelen  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Interessen  insoweit  in  ein  Verhältnis,  als  die 
ersteren  nach  Möglichkeit  zu  berücksichtigen  sind.  Hieraus 
folgt  aber  auch,  dafe,  wenn  sie  nicht  miteinander  in  Einklang 
gebracht  werden  können,  die  sozialen  Interessen  vorzu- 
gehen haben.  Weitere  materielle  Vorschriften  für  die  prak- 
tische Durchführung  enthält  das  Gesefe,  als  solches  ein 
Rahmengesefe,  nicht.  Die  Begründung  bemerkt  hierzu:  „Das 
Bedürfnis  bildet  das  Mafe  und  die  Grenze  der  Landver- 
gebung. Es  ist  für  den  Arbeiter  und  den  Nichtlandwirt  ein 
anderes  als  für  den  bäuerlichen  Besitzer.  Bei  diesem  wird  er 
in  der  Regel  nicht  mehr  anzuerkennen  sein,  wenn  sein  Be- 
trieb auf  die  Gröfee  einer  selbständigen  Ackernahrung  ge- 
hoben ist.  Einen  bestimmten  Regelbedarf  für  die  verschie- 
denen Klassen  Landbedürftiger  im  Gesefe  selbst  festzu- 
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legen,  geht  freilich  nicht  an.  Ihn  in  irgendeiner  Weise  näher 
umschreiben  zu  wollen,  die  allgemeine  Gültigkeit  haben 
könnte,  wäre  unmöglich.  Hier  hängt  alles  von  den  örtlichen 
Verhältnissen  ab.  Lage,  Bodengüte,  Klima,  Bodenform, 
Verkehr  bestimmen  das  Maß  des  Landbedarfs.  Bereits 
vorhandener  Landbesiß  (Eigentum  oder  Pachtbesiß),  Be- 
ruf und  Familienstand  des  Landbewerbers  sind  dabei  zu 
berücksichtigen.“ 

Das  Landgeseß  in  seiner  endgültigen  Fassung  er- 
schließt in  Verbindung  mit  dem  Reichssiediungsgeseß 
mehrere  Landquellen,  denen  das  zur  Deckung  des  Land- 
bedarfs benötigte  Land  entnommen  werden  soll.  Neben 
den  staatlichen  Domänen  und  dem  Moor-  und  Ödland,  die 
durch  das  Reichssiediungsgeseß  der  Siedlung  verhaftet  wer- 
den, kommt  zunächst  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  in 
Frage,  das  sich  in  Hessen  grundsäßlich  auf  jeden  Verkauf 
bezieht,  es  sei  denn,  daß  der  Käufer  auch  nach  dem  Erwerb 
weniger  als  25  ha  besißt.  Da  das  Vorkaufsrecht  den  Be- 
rechtigten jedoch  zwingt,  in  die  Bedingungen  des  Kauf- 
vertrags einzutreten,  und  diese  meistens  in  der  Preishöhe 
oder  anderen  Bestimmungen  mit  dem  Zweck  der  Siedlung 
nicht  vereinbar  sind,  wird  es  nur  in  sehr  seltenen  Fällen 
praktisch.  Wichtiger  sind  die  Vorschriften  des  Land- 
geseßes,  die  dem  Siedlungsunternehmen  ein  Eingriffsrecht 
in  fideikommissarisch  gebundenen  Grundbesiß,  in  Grund- 
besiß  der  toten  Hand,  in  forstwirtschaftlichen  oder  unbe- 
wirtschafteten  Grundbesiß,  gegenüber  Grundbesiß,  der  grö- 
ßer als  50  ha  ist  und  gegenüber  jedem  sonstigen  Grund- 
besitz in  Stadt  und  Land  zur  Förderung  des  Kleinwohnungs- 
baus einräumt.  Darüber  hinaus  war  eine  Erweiterung  der 
Zugriffsrechte  vorgesehen  gegenüber  Grundbesiß,  der  im 
Krieg  von  Personen  erworben  wurde,  die  im  Hauptberuf 
nicht  Landwirte  sind,  oder  der  während  der  leßten  20  Jahre 
mehrfach  verhandelt  worden  ist,  oder  der  an  Verwandte 
oder  Verschwägerte  entfernten  Grades  vererbt  wurde,  oder 
der  schlecht  bewirtschaftet  wird,  oder  der  früher  zu  selb- 
ständigen Bauernslellen  gehörte  und  während  der  leßten 
50  Jahre  einem  größeren  Grundbesiß  zugeschlagen  wurde. 
Durch  die  später  in  das  Reichssiedlungsgeseß  aufgenom- 
mene Bestimmung  (§  27),  wonach  landwirtschaftlich  ge- 
nutzter Grundbesitz  im  Eigentum  von  Personen,  deren  ge- 
samtes Eigentum  dieser  Art  100  ha  nicht  übersteigt,  zu 
Siedlungszwecken  nicht  enteignet  werden  darf,  wurden  die 
vom  Landgeseß  erschlossenen  Landquellen  zum  starken 
Teil  wieder  verstopft,  so  daß  heute  dem  Zugriff  des  Sied- 
lungsunternehmens nur  unterliegen: 

1.  jeder  landwirtschaftliche  Grundbesiß  im  Eigentum  na- 
türlicher oder  juristischer  Personen,  der  100  ha  und 
größer  ist, 

2.  Wald  und  Unland, 

3.  jeder  Grundbesiß  zur  Beschaffung  von  Bauland  für 
Kleinwohnungen. 

Die  sfark  formalisfische  und  die  gegebenen  Verhält- 
nisse völlig  übersehende  Vorschrift  des  § 27  des  Reichs- 
siedlungsgeseßes  macht  also  in  vielen  Fällen,  wo  die  Um- 
stände gerade  darauf  drängen,  ein  wirksames  Eingreifen 
der  Siedlungsbehörden  unmöglich. 

Daneben  gibt  die  Kleingarten-  und  Kleinpachtland- 
ordnung vom  31.  Juli  1919  noch  das  Recht,  jeden  Grund- 
besiß, falls  keine  wichtigen  Kuliurinteressen  dadurch  ver- 
leßt  werden,  zur  pachiweisen  Beschaffung  von  Kleingärten 
für  eine  Dauer  bis  zu  zehn  Jahren  anzugreifen.  Von  die- 
ser Verordnung  wird  reichlich  Gebrauch  gemacht. 

Die  Landbeschaffung  kann  in  Eigentum  oder  Pacht 
erfolgen.  Ist  das  Land  im  Wege  der  Vereinbarung  nicht 
freizumachen,  so  sind  die  Wege  der  Zwangsenteignung 
und  der  Zwangspacht  gegeben.  Die  Enteignung  richtet  sich 
im  wesentlichen  — das  Verfahren  ist  vielfach  vereinfacht 
worden  — nach  dem  hessischen  Enteignungsgeseß.  Die 


Zwangspachiung  ist  der  Enteignung  analog  nachgebildet 
und  wendet  sich  gegen  den  Nußungsberechtigten,  A'enn 
das  Siedlungsunternehmen  an  der  eigentümlichen  Beschat- 
tung des  Geländes  kein  Interesse  hat,  sondern  nur  Wert 
legt  auf  eine  pachtweise  Erfassung.  Das  im  Landgeseß 
ursprünglich  vorgesehene  Zwangsverfahren,  das  eine  be- 
schleunigte Durchführung  ansfrebte  und  den  Parteien  eine 
genügende  Wahrung  ihrer  Rediie  gewährleistete,  hat  sich 
durch  die  später  vollzogene  Reichsgeseßgebung  ebenfalls 
einschneidende  Änderungen  gefallen  lassen  müssen.  Zu- 
nächst war  für  die  Enteignung  der  Gelände  die  Bestim- 
mung getroffen,  daß  die  Entschädigung  für  die  Entziehung 
anderen  als  forstwirtschaftlich  genußten  Eigentums  den  ge- 
meinen Wert  nicht  übersteigen  darf,  der  für  das  Steuerjahr 
1914  nach  dem  Geseß  vom  8.  Juli  1911,  die  Gemeindeum- 
lagen betreffend  oder  — beim  Fehlen  einer  Veranlagung 
nach  diesem  Geseß  — nach  dem  Geseß,  vom  12.  August 
1899,  die  Vermögenssteuer  betreffend,  festgesteill  worden 
ist.  Der  steuerliche  Veranlagungswert  war  also  eine  Art 
Höchstpreis.  Besondere  Verwendungen,  die  seit  der  maß- 
gebenden Veranlagung  auf  das  Grundeigentum  erweislich 
gemacht  wurden,  sollten  außerdem  insoweit  erstattet  wer- 
den, als  der  Wert  des  Grundeigentums  durch  sie  erhöht 
wurde.  Einem  später  herabgeseßten  gemeinen  Wert  ent- 
sprechend sollte  auch  die  Entschädigung  gekürzt  werden. 
Daneben  waren  noch  besondere  Entschädigungen  an  den 
Eigentümer  und  Nußungsberechtigten  für  Obstbäume,  Auf- 
wendungen (Dung,  Saat  und  dergl.)  vorgesehen.  Wald 
sollte  getrennt  nach  Bodenwert  und.  Bestandswert  ent- 
schädigt werden.  Diese,  die  bodenreformerische  Tendenz 
am  reinsten  zum  Ausdruck  bringenden  Bestimmungen 
wurden  durch  Art.  153  Abs.  II  der  deutschen  Reichsver- 
fassung abgeändert,  wonach  jede  Enteignung  gegen  ange- 
messene Entschädigung  zu  erfolgen  habe.  Nunmehr  ent- 
scheidet freies  Ermessen  über  die  Höhe  der  Entschädigung. 
Freilich  sollen  im  Sinne  des  § 13  des  Reichssiedlungsge- 
seßes  Werlsleigerungen,  die  auf  außerordentliche  Verhält- 
nisse des  Krieges  zurückzuführen  sind,  unberücksichtigt 
bleiben.  Praktisch  ist  diese  Einschränkung  ohne  Belang, 
weil  heute  niemand  sagen  kann,  inwieweit  die  marktgän- 
gigen Verkaufspreise  normal  oder  durch  die  Konjunkfur 
verbildet  sind,  jedenfalls  unterliegt  nunmehr  auch  das 
Siedlungsland  leßten  Endes  dem  Bodenmarktpreis  und  ist 
vor  der  Unsicherheit  des  wirtschaftlichen  Lebens  nicht  ge- 
schüßi.  Dies  um  so  mehr,  als  die  Entscheidung  über  die 
Höhe  der  Entschädigung  durch  die  gleiche  Bestimmung  der 
Reichsverfassung  den  ordentlichen  Gerichten  Vorbehalten 
ist,  während  das  Landgeseß  hierfür  wenigstens  auf  den 
Zweck  des  Geseßes  verpflichtete  Instanzen  vorgesehen 
hatte.  Mit  dieser  Auslieferung  der  Siedlungsarbeit  an  den 
rein  privatwirtschaftlich  orientierten  öffentlichen  Markt,  sind 
ihre  Erfolge  vielfach  in  Frage  gestellt.  Denn  in  vielen  Fällen 
muß  die  Unsicherheit  hinsichtlich  der  endgültigen  Preisge- 
staltung dazu  führen,  daß  von  einer  Inanspruchnahme  des 
benötigten  Geländes  mindestens  in  dem  Umfang  des  fest- 
gestellten  Bedarfs  abgesehen  wird  und  man  sich  mit  Kom- 
promissen begnügt,  die  sich  mit  der  restlosen  Erfüllung 
des  Geseßeszwecks  häufig  nicht  mehr  in  Einklang  bringen 
lassen. 

Die  Landvergebung  haf  sich  nach  den  Grundsäßen  der 
Zeifpacht  oder  der  Übereignung  zu  vollziehen,  weil  andere 
Rechtsformen  (außer  dem  zunächst  noch  selten  verwendeten 
Erbbaurecht)  dem  hessischen  Recht  fremd  sind.  Bei  der 
Vergebung  ist  das  Land  gegen  zweckwidrige  Verwendung 
— vor  allem  auch  gegen  unordentliche  Bewirtschaftung  und 
'bodenwucherische  Ausnußung  — zu  sichern.  Das  Land- 
geseß selbst  enthält  keine  bindende  Norm,  wann  Übereig- 
nung oder  Verpachtung  einzutreten  hat.  In  seiner  Begrün- 
dung wird  aber  ausdrücklich  darauf  hingewiesen  — und  bei 
Beratung  des  Geseßes  war  dies  immer  wieder,  besonders 
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von  bäuerlicher  Seite  mit  Nachdruck  gefordert  worden  — 
daß  die  Ziele  des  Landgeseßes  am  vollkommensten  da- 
durch verwirklicht  werden,  daß  (unbeschadet  wirtschaftlich 
und  sozial  notwendiger  Bindungen)  der  Wirtschafter  sein 
eigenes  Heim  auf  eigener  Scholle  findet.  Dagegen  ist  aber 
weiter  angeführt:  „Eine  Übertragung  zu  Eigentum  wird 
sich  indessen  schon  aus  äußeren  Gründen  nicht  so  schnell 
durchführen  lassen  wie  die  notwendige  Neuordnung  es  ge- 
bietet. Auch  sind  die  landwirtschaftlichen  Bodenpreise 
gegenwärtig  so  ungesund  in  die  Höhe  getrieben  und  über- 
dies so  unsicher  und  schwankend,  daß  das  Land  zutreffend 
nur  mit  der  größten  Schwierigkeit  bewertet  werden  kann. 
Landveräußerungen  zu  unrichtigen  und  unwirtschaftlichen 
Preisen  werden  aber  — als  unwiderrufliche  Verfirnungen 
— das  Dasein  des  Erwerbers  aufs  schwerste  gefährden. 

'Nur  wo  ein  Käufer  weniger  durch  wirtschaftliches  Rech- 
nen als  durch  die  Absicht  bestimmt  wird,  hohe  Einnahmen 
der  Kriegszeit  in  Land  anzulegen,  tritt  dieses  Bedenken 
zurück.  Sonst  ist  die  Gefahr  um  so  ernster,  als  mit  dem 
Rückgang  der  Preise  landwirtschaftlicher  Produkte  auch 
eine  Bodenentwertung  kommen  kann.“  Tatsächlich  iiber- 
wiegt  die  Verpachtung  bei  weitem  die  Übereignung. 

Weiterhin  hat  das  Landgeseß  und  in  seiner  Ergänzung 
eine  Verordnung  Schußmaßnahmen  gegenüber  obliga- 
torischen und  dinglichen  Verfügungen  über  Gelände  ge- 
troffen, das  dem  Zugriff  des  Siedlungsunternehmens  un- 
terliegt, indem  es  die  sie  betreffenden  Rechtsgeschäfte  von 
der  Genehmigung  der  Siedlungsbehörde  abhängig  macht. 
Ausschreitungen  der  Preise  sollen  hierdurch  verhindert  und 
schädliche  Bodenspekulationen  unterbunden  werden.  Auch 
will  man  verhindern,  daß  Grundbesiß  durch  Verkäufe  un- 
ter die  100-ha-Grenze  gebracht  und  damit  dem  Zugriff  des 
Siedlungsunfernehmens  entzogen  wird. 

In  diesem  Zusammenhang  wird  noch  die  Organisation 
interessieren,  der  die  Durchführung  der  Siedlung  obliegt. 
Sie  trägt  in  Hessen  ausgesprochen  behördlichen  Charak- 
ter. Die  Leitung  liegt  bei  dem,  dem  Finanzministerium 
unterstellten  L'andessiedlungsamt,  das  mit  der  obersten 
Forstverwalfung  des  Landes  identisch  ist.  Diese  hatte  seit- 
her schon  im  Sinne  einer  Siedlung  den  fiskalischen  Grund- 
besiß verwaltet  und  allein  während  der  Zeit  von  1902  bis 
1918  etwa  2750  ha  mit  einem  damaligen  Kaufwerf  von  un- 
gefähr 9 500  000  M.  planmäßig  in  die  Hand  selbstwirtschaf- 
tender kleiner  Besißer  übergeleitet.  Der  Besiß  des  Staats 
als  Kameraldomänen  ist  größtenteils  in  Parzellen  ver- 
pachtet, nur  ein  geringer  Teil  wird  in  Hofgütern  bewirt- 
schaftet. Dem  Siedlungsamt  ist  beigegeben  ein  Beirat  mit 
beratenden  und  begutachtenden  Funktionen.  Eigentliche 
Vollzugsbehörde  sind  die  mit  notariellen  Befugnissen  aus- 
gestattefen  Landamtmänner  (7  in  Hessen),  denen  ein  aus 
forstlichen,  landwirtschaftlichen,  juristischen  und  ver- 
messungsfechnischen  Sachverständigen  gebildeter  Landes- 
ausschuß zur  Seite  steht.  Das  Verfahren  ist  ein  durch 
Antragstellung  in  Gang  geseßtes  Offizialverfahren,  bei  dem 
die  Landbewerber  und  Landlieferer  als  Parteien  vertreten 
sind.  Besonderes  Gewicht  wird  auf  die  Herbeiführung 
einer  gütlichen  Verständigung  unter  den  Parteien  gelegt. 
Die  entstehenden  Kosten  trägt  der  Staat,  mit  Ausnahme 
der  Vollzugskosten  (Vermessung,  Aussteinung,  Zuteilung, 
Meßbriefe),  die  den  Landbewerbern  zur  Last  fallen. 
Kreditmöglichkeiten  hat  der  Staat  eröffnet.  Stempel-  und 
Gebührenfreiheit  wird  in  weitgehendem  Maße  gewährt. 

Auf  die  geseßlichen  Unterlagen  wird  deshalb  mit  sol- 
cher Ausführlichkeit  eingegangen,  weil  sich  hieraus  der 
praktische  Vollzug  vielfach  ohne  weiteres  ergibt.  Im  fol- 
genden kann  es  genügen,  wenn  wichtige  Einzelheiten  und 
Erfahrungen  dargestellt  werden,  die  dem  hessischen  Sied- 
lungswesen erst  das  besondere  Gesicht  geben. 


Aus  den  vorstehenden  Ausführungen  geht  schon  her- 
vor, daß  sich  die  Durchführung  der  — jeweils  auf  eine  Ge- 
meinde oder  mehrere,  in  Ansehung  der  Siedlung  zusammen- 
geschlossenen Gemeinden  beschränkten  — Verfahren  in 
drei  Teile  gliedert.  Zunächst  findet  die  Feststellung  des 
Bedarfs  statt.  Dieser  wird  ermittelt  ohne  Rücksicht  darauf, 
welche  Landflächen  leßten  Endes  zur  Deckung  zur  Ver- 
fügung stehen.  Die  Landbewerber  lassen  sich  im  allgemei- 
nen in  drei  Gruppen  einteilen: 

1.  Kleinbauern,  das  sind  Betriebe,  deren  ganze  Exi- 
stenz auf  der  landwirtschaftlichen  Bodennußung  beruht, 
die  also  ausschließlich  auf  die  Einkünfte  aus  dem  Grund 
und  Boden,  den  sie  bewirtschaften,  angewiesen  sind.  Sie 
sind  nach  Möglichkeit  auf  die  selbständige  Ackernahrung 
zu  bringen,  d.  h.  auf  eine  Wirtschaftsnorm,  die  mit  Riick- 
sich  auf  die  lokalen,  wirtschaftlichen,  geographischen  und 
klimatischen  Verhältnisse  dem  Bewerber  eine  auskömm- 
liche Existenz  sichert.  Die  Höhe  der  Ackernahrung  ist  dem- 
nach verschieden.  Sie  wurde  in  meinem  Landamtmanns- 
bezirk (Provinz  Starkenburg  mit  Ausnahme  des  Kreises 
Heppenheim  und  der  südlichen  Teile  des  Kreises  Erbach) 
zwischen  den  Grenzen  von  12  und  25  hessischen  Morgen 
(2500  gm)  festgeseßt.  Besondere  Familienverhältnisse 
werden  jeweils  berücksichtigt,  so  daß  die  Höhe  der  fest- 
geseßten  selbständigen  Ackernahrung  keineswegs  ein 
starres  Schema  bildet. 

2.  Bewerber,  die  kein  Land  besitzen.  Diesen  ist  mit 
der  Zuteilung  eines  Gartens  (mindestens  250  gm)  oder  eines 
Grablandes  meistens  geholfen.  Hierzu  wird  bestes  und 
nächstgelegenes  Gelände,  möglichst  mit  Wasser  in  der 
Nähe,  genommen. 

3.  Bewerber,  die  das  Land  im  Nebenberuf  bewirtschaf- 
ten, weil  der  Hauptberuf  zur  Erhaltung  der  Familie  nicht 
genug  abwirft.  Diese  zahlreichste  Gruppe  läßt 
sich  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  nicht  beurteilen. 
Sie  umfaßt  von  dem  ländlichen  Handwerker  und  Gewerbe- 
treibenden, der  eine  vielfach  gut  eingerichtete  kleine  Land- 
wirtschaft versieht,  bis  zu  dem  ziegenhaltenden  Industrie- 
arbeiter und  Beamten  unendlich  viele  Spielarten  der  Be- 
dürftigkeit. Der  Landbedarf  richtet  sich  nach  den  persön- 
lichen Verhältnissen.  Gewöhnlich  umfaßt,  er  den  Konsum- 
bedarf, d.  h.  der  Bewerber  soll  das  ziehen  können,  was  er 
mit  seiner  Familie  an  urproduzierten  Nahrungsmitteln  zum 
Leben  braucht.  Hierbei  spielt  natürlich  das  Einkommen 
aus  dem  Hauptberuf  eine  wesentliche  Rolle.  Er  soll  sich 
nur  das  pflanzen,  was  er  sich  nicht  kaufen  kann.  Wird  das 
Gewerbe  nur  im  Nebenberuf  betrieben,  so  erfolgt  die  Be- 
darfzumessung  auch  über  den  Konsumbedarf  hinaus  nach 
Maßgabe  der  örtlich  bestimmten  selbständigen  Ackemah- 
rung  (Konsumbedarf  und  Tauschbedarf).  Die  Nebenein- 
künfte werden  dabei  berücksichtigt. 

Vorausseßung  für  eine  Landzuweisung  bei  sämtlichen 
drei  Gruppen  ist,  daß  der  Bewerber  sich  im  Besiß  der 
nötigen  Betriebsmittel  und  Betriebseinrichtungen  befindet 
oder  wenigstens  ihre  Beschaffung  nachweisen  kann,  ferner, 
daß  er  für  seine  Person  oder  für  Mitglieder  seiner  Familie 
Gewähr  dafür  bietet,  daß  er  das  Land  ordentlich  nach  den 
Regeln  der  landesüblichen  Landwirtschaft  oder  Garten- 
nußung  bewirtschaftet.  Der  Landbedarf  wird  an  Hand  aus- 
führlicher Personalbogen,  in  denen  Personenstand,  Be- 
rufsverhältnisse, Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse, 
die  Grundbesißverhältnisse  und  die  Betriebsverhältnisse 
jedes  Landbewerbers  genau  wiedergegeben  sind,  in  Ge- 
meinschaft mit  den  Parteien  und  unter  Zuziehung  amtlicher 
Auskunftspersonen  durch  den  Landausschuß  ermittelt. 

Die  nächste  Aufgabe  des  Landzuteilungsverfahrens 
ist  die  Landbeschaffung.  Sie  findet  ihre  obere  Grenze  an 
der  Gesamtfläche  des  ermittelten  Bedarfs,  die  untere  an 
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der  technischen  oder  wirtschaftlichen  Unmöglichkeit,  die 
benötigte  Fläche  zu  beschaffen.  Während  Garten-  und 
Bauland  als  dringendster  Bedarf  auf  alle  Fälle  beschafft 
wird  — es  handelt  sich  hierbei  um  geringere  Flächen,  die 
meistens  freigemacht  werden  können  — sind  in  den  an- 
deren Fällen  entgegenstehende  Interessen  genau  zu  prü- 
fen und  abzuwägen.  Soweit  es  sich  um  Kulturland  handelt, 
ist  es  aus  einer  anderen  Wirtschaft  zu  entnehmen.  Im  we- 
sentlichen kommen  hierbei  zwei  Arten  von  Land  in  Frage: 
das  in  kleinen  Parzellen  an  bäuerliche  Betriebe  verpachtete 
Land  und  das  in  Form  geschlossener  Hofgüter  bewirtschaf- 
tete, soweit  der  Gesamtbesitz  des  Grundeigentümers  nicht 
in  die  Schußgrenze  des  Reichssiedlungsgeseßes  fällt.  Die 
Entnahme  von  Land  aus  bereits  bestehenden  Wirtschaften 
wird  mit  der  größten  Vorsicht  vorgenommen,  einerlei,  ob 
es  sich  um  Streubesiß  handelt  oder  um  geschlossene  Hof- 
pacht. Es  wird  nach  genauer  Prüfung  der  Verhältnsse  un- 
bedingt da  Halt  gemacht,  wo  eine  Landeniziehung  den  Be- 
stand der  seitherigen  Wirtschaft  gefährden  würde.  Die  seit- 
herigen Bewirtschafter  werden  für  unausgenußte  Verwen- 
dungen, meist  auch  für  den  Abstand  entschädigt.  Ge- 
gen diese  Art  der  Landbeschaffung  hat  sich  eine  zum  Teil 
erregte  und  weiteWellen  schlagende  Kritik  der  Interessenten 
gerichtet,  vor  allem  seitens  der  Organisation  der  Hofgüter. 
Besonders  mit  der  Begründung,  der  Großbetrieb  produziere 
auf  der  Flächeneinheit  mehr  als  der  Kleinbetrieb,  wurde  auf 
die  Gefahren  hingewiesen,  die  für  die  Sicherung  der  Volks- 
ernährung entstehen,  wenn  intensiv  bewirtschaftetes  Hof- 
gutland in  die  Hand  womöglich  technisch  nicht  genügend 
gerüsteter  und  gebildeter  Landbewerber  gegeben  werde. 
An  sich  ist,  wie  oben  ausgeführt,  schon  von  Geseßes  wegen 
die  Rücksicht  auf  die  Volksernährung  zu  üben,  allerdings 
nicht  in  einem  solchen  Maß,  daß  der  soziale  Zweck  des 
Geseßes  gefährdet  wird.  Die  Beeinträchtigung  der  Volks- 
ernährung ist  in  Wirklichkeit  auch  nicht  erheblich.  Zunächst 
scheiden  die  Landempfänger  aus  der  öffentlichen  Markt- 
versorgung aus.  Sollten  sie  aus  den  überwiesenen  Flächen 
wirklich  weniger  erzeugen  und  zum  Verkauf  bringen  als  der 
Vorbesißer  — ohne  weiteres  darf  dies  bei  dem  allgemein 
hohen  Stand  der  Landwirtschaft  in  Hessen  nicht  angenom- 
men werden,  zudem  es  häufig  nur  eine  Frage  der  Erzie- 
hung ist,  daß  der  kleine  Besißer  zu  den  technischen  Kennt- 
nissen kommt,  um  die  ihm  der  größere  Bewirtschafter 
manchmal  voraus  ist  — so  wird  dieser  die  Allgemeinheit 
treffende  Ausfall  mehr  als  ausgeglichen  durch  die  Schaffung 
neuen  Kulturlands.  Sie  geschieht  durch  Melioration  von 
Ödland  — meliorationsfähiges  Ödland  ist  in  Hessen  aller- 
dings selten  — und  vor  allem  durch  ausgedehnte  Wald- 
rodung. In  meinem  Bezirk  allein  werden  etwa  1000  Mor- 
gen aus  seither  gutbewirischafteten  Hofgütern  entnommen, 
dafür  etwa  2500  Morgen  Waldboden  dem  Feldbau  über- 
geben. Wald  wird  überall  in  Anspruch  genommen,  wo  er 
sich  zu  Feld  eignet,  vor  allem  da,  wo  es  sich  um  früheres 
Kulturland  handelt,  das  zu  Zeiten  landwirtschaftlichen  Nie- 
dergangs aufgeforstet  worden  ist.  Da  das  rechtsrheinische 
Hessen  reichen  Waldbestand  hat,  stehen  allgemeine  forst- 
wirtschaftliche Bedenken  nicht  im  Wege.  Hiebsunreife 
Bestände,  die  geschlagen  werden  müssen,  werden  ent- 
weder mit  dem  für  die  Dauer  der  Kultur  verzinsten  Kultur- 
kosienwert  oder  mit  dem  Bestandserwartungswert  nach 
forstlichen  Grundsäßen  entschädigt. 

Schließlich  ist  das  beschaffte  Gelände  nach  Maßgabe 
des  festgestellten  Bedarfs  zu  verteilen.  Vielfach  reicht 
das  Siedlungsland  zur  Deckung  des  Bedarfs  nicht  aus. 
Dann  sind  prozentuale  Kürzungen  vorzunehmen.  Die  Ver- 
teilung der  Parzellen  erfolgt  bei  Gleichwertigkeit  des  Bo- 
dens durch  das  Los,  sonst  durch  Zuteilung.  Diese  Arbeit 
wird  unter  Offenhaltung  eines  Rekursrechts  meistens  durch 
die  Landbewerber  selbst  geleistet.  Die  Vergebung  des 


Landes  erfolgt  entweder  pachtweise  (allgemein  18  Jahre 
Pacht,  weitere  12  Jahre  Pachtanwarischaft,  Revision  der 
Pachtpreise  alle  drei  Jahre,  neuerdings  unter  Zugrunde- 
legung der  amtlich  notierten  Roggenpreise  oder  in  Roggen 
angeseßte  Naturalpacht,  Entziehung  oder  Kündigung  im 
Falle  schlechter  Wirtschaft  oder  aus  Gründen,  die  das 
Landbedürfnis  nachträglich  beseitigen)  oder  kaufweise 
(meist  nach  Ablauf  einer  Bewährungsfrist  und  unter  ding- 
licher Sicherung  von  Ankaufs-  und  Wiederkaufsrechten 
für  das  Siedlungsunternehmen,  falls  die  Grundstücke 
schlecht  bewirtschaftet  oder  verkauft  werden).  Das  Sied- 
lungsunternehmen tritt  hierbei  stets  als  Zwischenpächter 
oder  Zwischenkäufer  auf,  damit  es  sich  die  Verwaltung  und 
Kontrolle  über  das  Land  wahrt.  Mit  bestem  Erfolg  ist  in 
Verbindung  mit  Landzuteilungsverfahren  der  genossen- 
schaftliche Zusammenschluß  der  Landbewerber  angestrebf 
worden.  Die  Landgenossenschafien  bauen  sich  meist  zu 
Produktions-  und  Absaßgenossenschaften  aus  und  bieten 
ihren  Mitgliedern  besonders  durch  Beschaffung  gualifi- 
zierten  Saatguts,  künstlichen  Düngers  und  von  Maschinen 
wertvolle  Hilfe.  Die  Genossenschaften  übernehmen  das 
Land  in  Selbstverwaltung  unter  der  Kontrolle  des  Staates. 
Gleichzeitig  findet  vielfach  eine  Aufklärung  der  Landbe- 
werber durch  das  Lehrpersonal  der  landwirtschaftlichen 
Schulen  über  landwirtschaftliche  Fragen  statt,  die  eine 
möglichste  Intensivierung  des  Feldbaus  zum  Ziel  hat. 

In  dieser  oder  ähnlicher  Weise  wird  in  Hessen  seit 
Geltung  des  Landgeseßes,  dem  1.  September  1919,  gear- 
beitet. Im  allgemeinen  haben  sich  die  Landlieferer  ent- 
gegenkommend gezeigt,  so  daß  es  bis  jeßt  zu  Zwangs- 
verfahren erst  in  vereinzelten  Fällen  gekommen  ist.  Aller- 
dings haben  sie  sich  die  Schwäche  des  Geseßes  in  stei- 
gendem Maße  zunutze  gemacht  und  damit  manchen  Kom- 
promiß und  manche  Schonung  erreicht,  die  den  Absichten 
der  hessischen  Geseßgebung  nicht  immer  entsprach.  Im 
ganzen  mögen  über  den  derzeitigen  Stand  der  Tätigkeit 
die  folgenden  Zahlen  interessieren: 

Landzuteilungsverfahren  sind  in  Hessen  — und  zwar  nur 
in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Oberhessen,  in  der 
Provinz  Rheinhessen,  wo  Napoleon  schon  erster  und  wirk- 
samster Landamtmann  gewesen  ist,  gilt  das  Geseß  zu- 
nächst nicht  — für  524  Gemeinden  beantragt  (das  sind 
etwa  60  v.  H.)  und  in  337  Gemeinden  eröffnet.  Bis  jeßt  sind 
11  635  Landbewerbern  22  527  Morgen  Land  zugewiesen 
worden.  In  diesen  Ziffern  sind  die  Flächen  nicht  enthalten, 
über  die  bereits  Vereinbarungen  abgeschlossen  worden 
sind,  besonders  auch  nicht  die  Rodlandflächen,  die  im 
leßten  Winter  abgetrieben  wurden.  Eine  abgeschlossene 
Statistik  hierüber  liegt  nicht  vor.  , 

Ein  abschließendes  Urteil  über  die  Siedlungsarbeit  und 
ihre  Ergebnisse  läßt  sich  heute  noch  nicht  fällen.  Die  Ent- 
wicklung muß  es  erweisen,  wie  weit  die  Antriebe  des  Land- 
hungers noch  weiter  wirken,  ob  das  allgemeine  Verlangen 
nach  Land  nur  eine  den  heutigen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen entsprungene,  vorübergehende  Zeiterscheinung  ist, 
oder  ob  die  neue  Besißregelung  von  Bestand  bleibt.  Selbst 
wenn  wieder  ähnliche  Verhältnisse  wie  früher  eintreten 
sollten  — und  damit  kann  auf  Jahrzehnte  hinaus  wohl  kaum 
gerechnet  werden  — und  wenn  es  nicht  gelingen  sollte, 
weitere  Volkskreise  wieder  an  den  heimatlichen  Boden  zu 
binden  und  ihnen  damit  die  Grundlage  einer  gesunden 
Existenz  zu  geben,  so  ist  die  ganze  Arbeit  doch  sicherlich, 
weil*  sie  eine  schwere  Notlage  der  Jeßtzeit  wenigstens  zum 
Teil  abwenden  hilft,  nicht  umsonst,  jedenfalls  aber  Sehr 
notwendig  gewesen.  Es  bleibt  ja  auch  abzuwarten,  welche 
Richtung  unsere  Bodengeseßgebung  im  ganzen  nimmt,  ob 
die  Siedlungsgeseße  nur  Konzessionen  an  vorübergehende 
Zeitbedürfnisse  oder  vielmehr  Ausgang  für  eine  völlig  neu 
orientierte  Bodenordnung  sind.  (193.) 
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Ausrufung  der  Vorarlberger  Wasserkräfte. 

Von  Ministerialrat  Dr.  Redl,  Wien. 


Im  Lande  Vorarlberg,  das  seit  Jahren  lebhaftes  Inter- 
esse für  ausbauwürdige  Wasserkräfte  zeigte,  obwohl  cs 
unter  den  österreichischen  Ländern  über  die  geringsten 
Wassermengen  verfügte,  hat  sich  in  jüngster  Zeit  ein 
Ereignis  von  nicht  blos  lokaler,  sondern  von  allgemeiner, 
über  die  Landesgrenzen  hinausgehender  Bedeutung  zu- 
getragen. Die  Verhandlungen  zwischen  der  dortigen 
Landesregierung  einerseits  und  den  oberschwäbischen 
• Elektrizitätswerken  in  Biberach  bzw.  den  Bündner  Kraft- 
werken in  Chur  andererseits  haben  zu  einem  Vertrags- 
abschlüsse geführt.  Diesen  beiden  Gesellschaften  wurde 
der 'Vorzug  unter  den  zahlreichen  anderen  Angeboten  ein- 
geräumt, weil  die  Landesregierung  mit  diesen  Vertrags- 
partnern schon  seit  mehr  als  1 % Jahren  in  Verhandlung 
stand  und  weil  ihr  Angebot  eine  Beteiligung  des  Landes 
ermöglicht.  Auch  war  bei  den  Verhandlungen  zu  berück- 
sichtigen, dag  durch  dieses  Angebot  zwei  Absaggebiete 
mit  einander  vereinigt  wurden,  die  in  der  Nachbarschaft 
liegen  und  verschiedene  Wirtschaftsverhältnisse  aufweisen. 
Dadurch  is}  eine  größere  Sicherheit  geschaffen  für  den 
Stromabsag,  denn,  wenn  in  einem  Absaggebieie  Stockun- 
gen eintreten  würden,  kann  der  dort  nicht  verwendete 
Stromanteil  dem  anderen  Gebiete  zugeführt  werden. 

Der  wesentlichste  Inhalt  dieses  Vertrages  ist  folgender: 

Es  werden  zwei  Gesellschaften  m.  b.  H.  gegründet: 
Eine  groge,  in  die  das  Land  seine  Vorarbeiten  am  Lünersee 
und  an  der  oberen  111  als  Sacheinlage  einbringt  und  in  die 
die  Oberschwäbischen  Elektrizitätswerke  und  die  Bündner 
Kraftwerke  die  für  die  Weiterführung  der  Vorarbeiten  vor- 
läufig benötigten  Geldmittel  als  Geschäftsanteile  einzahlen; 
ferner  eine  kleine  Gesellschaft,  die  die  Aufgabe  hat,  den 
Bau  des  Gampadelzwerkes  und  der  Landeskraftleitung 
weiterzuführen  und  nach  Fertigstellung  den  einheitlichen 
Betrieb  dieser  Unternehmungen  zu  besorgen.  An  der 
kleinen  Gesellschaft  wird  das  Land  mit  52  v.  H.  beteiligt 
sein.  Diese  kleine  Gesellschaft  erhält  von  den  zwei  Haupt- 
gründern der  grogen  Gesellschaft  ein  Darlehen  von 
1 Million  Franken,  dessen  erster  Teilbetrag  sofort  flüssig 
wird.  Das  Darlehen  ist  auf  das  Gampadelzwerk  sicher- 
zustellen. 


Die  groge  Gesellschaft  erhält  zunächst  die  Kon- 
zessionen auf  das  Lünerseewerk  und  auf  die  obere  III.  Das 
erste  Grogwerk  ist  bis  1935  in  Betrieb  zu  segen.  Die  Vor- 
arbeiten an  diesen  Werken  werden  bis  zur  Gründung  der 
grogen  Gesellschaft  auf  Rechnung  der  zwei  ausländischen 
Gesellschafter  und,  im  Einvernehmen  mit  denselben,  vom 
Lande  weitergeführt. 

Das  Heimfallsrecht  tritt  nach  80  Jahren  ein.  Sämt- 
liche Anlagen  gehen  sodann  unentgeltlich  und  frei  von 
Pfandlasten  an  das  Land  über.  Die  groge  Gesellschaft 
zahlt  für  die  mittlere  Brutto-PS  einen  Wasserzins  von 
2—2,5  Fr.  Dieser  Wasserzins  kann  kapitalisiert  und  als 
Erhöhung  des  Stammkapitales  ins  Gesellschaftsvermögen 
eingelegt  werden. 

Das  Land  hat  Anspruch  auf  Vs  des  erzeugbaren 
Stromes.  Die  jeweils  dem  Lande  zustehende  Maschinen- 
leistung berechnet  sich  aus  dem  mittleren  Strombezug  der 
legten  drei  Jahre,  beträgt  aber  mindestens  5000  KW.  Die 
Versorgungsgebiete  der  Vorarlberger  Elektrizitätswerke 
sind  in  ihrem  ganzen  heutigen  Umfange  geschügt.  Das  Land 
erhält  eine  Vertretung  im  Verwaltungsrate  und  ferner  eine 
Vertretung  auf  Grund  seiner  finanziellen  Beteiligung. 

Der  vom  Lande  bezogene  Strom  wird  zur  Hälfte  zu 
den  Selbstkostenpreisen  und  zur  anderen  Hälfte  zu 
Gesellschafterpreisen  berechnet.  Zwischen  diesen  beiden 
Preisen  wird  ein  Unterschied  von  etwa  10  v.  H.  sein,  so 
dag  der  Preis  des  vom  Lande  bezogenen  Gesamtstromes 
etwa  5 v.  H.  billiger  sein  wird,  als  der  Preis,  zu  dem  die 
Gesellschafter  den  Strom  aus  der  Fernleitung  innerhalb 
der  Landesgrenzen  abnehmen. 

Das  Stammkapital  und  die  Neueinlagen  werden  in 
fremder  Währung  (Schweizer)  ausgedrückt  und  bilanziert. 

Die  hierzu  erforderliche  gesegliche  Bewilligung  wurde 
unter  der  Bedingung  erteilt,  dag  die  Einzahlung  des  Stamm- 
kapitals tatsächlich  in  ausländischer  Währung  erfolgt  und 
die  Steuerfreiheit  gewährt  wird. 

Damit  ist  die  Frage  des  Ausbaues  der  Vorarlberger 
Wasserkräfte,  welche  seit  Jahren  den  Gegenstand  eifriger 
und  langwieriger  Verhandlungen  bildete,  wohl  als  gelöst 
zu  betrachten.  (232.) 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Währungsgewinne  der  Gesellschafter  einer  offenen  Handels- 
gesellschaft sind  bei  Abrechnung  von  Ausgleichsschulden  der 
offenen  Handelsgesellschaft  zu  berücksichtigen. 

Gegen  die  deutsche  Firma  H.,  deren  einer  persönlich  haftender 
Gesellschafter  der  Kaufmann  H.  ist,  haben  im  Ausgleichs- 
verfahren: 

a)  die  französische  Firma  S.  eine  Forderung  in  Höhe  von 
2661,50  Frcs.  nebst  Zinsen 

b)  die  Firma  B.  eine  Forderung  von  1801,85  Frcs.  angemeldet. 

Das  Reichsausgleichsamt  hat  am  20.  Januar  1922  der  Schuld- 
nerin eine  Abrechnung  über  ihre  Verbindlichkeiten  zum  Vor- 
kriegskurs mit  dem  Anfügen  erteilt,  dag  sich  die  danach  er- 
gebende Schuld  nach  Maggabe  des  § 30  RAusglG.  um  einen 
früher  erzielten  Währungsgewinn  in  Höhe  von  28 591 ,50  M. 
erhöhe. 

Dieser  Währungsgewinn  war  dem  obengenannten  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  der  Firma  H.,  dem  Kaufmann  H.,  aus 


einer  Forderung  von  103.15,8  £ gegen  die  englische  Firma  G.&Co. 
erwachsen. 

Sowohl  die  Firma  H.  wie  der  Kaufmann  H.  haben  gegen  die 
Abrechnung  des  Reichsausgleichsamts  Beschwerde  eingelegt  mit 
der  Begründung,  dag  der  Währungsgewinn  des  Gesell- 
schafters in  keinem  Zusammenhang  mit  den  Schulden  und  den 
Forderungen  der  offenen  Handelsgesellschaft  stehe. 

Die  Beschwerde  blieb  ohne  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Das  Reichsausgleichsamt  hat  den  Betrag,  den  die  Firma  H. 
nach  § 27  RAusglG.  für  ihre  beiden  abgerechneten  französischen 
Schuldposten  zu  zahlen  gehabt  hätte,  gemäg  § 30  RAusglG. 
erhöht,  weil  der  persönlich  haftende  Gesellschafter  entsprechende 
Währungsgewinne  erzielt  hatte.  Diese  Magnahme  ist  nach  § 128 
HGB.  gerechtfertigt,  weil  die  Gesellschafter  für  die  Verbindlich- 
keiten der  Gesellschaft  den  Gläubigern  als  Gesamtschuldner 
persönlich  haften.  Zufolge  § 16  RAusglG.  war  das  Reichs- 
ausgleichsamt durch  Zahlung  an  das  französische  Ausgleichsamt 
Gläubiger  der  beiden  fraglichen  Forderungen  geworden.  Es 
konnte  die  Forderungen  von  jedem  Gesellschafter  der  Firma  H. 
einziehen  und  sie  als  persönliche  Schuld  eines  Gesellschafters 
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behandeln.  Der  Anspruch  auf  Anrechnung  des  Währungsgewinns 
aus  § 30  RAusglG.  ist  eine  Forderung,  für  die  der  einzelne  Gesell- 
schafter einzustehen  hat,  da  ihn  die  Schulden  der  Gesellschaft 
persönlich  treffen.  Daher  hat  das  Reichsausgleichsamt  zutreffend 
die  an  sich  für  die  beiden  Forderungen  von  der  Firma  Fl.  zu 
zahlenden  Beträge  um  28  591,50  M.  erhöht.  Auch  rechnerisch  geht 
die  Abrechnung  in  Ordnung.  Daher  war  die  Beschwerde  zurück- 
zuweisen. 

(Urt.  v.  1 Juni  1922  - XV.  A.  V.  105/22.)  1222.) 

Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Englisch-Deutscher  gemischter  Schiedsgerichtshof. 

Entscheidung  vom  25.  luli  1922 
in  Sachen  G.  ./.  G. 

Der  Englisch-Deutsche  Gemischte  Schiedsgerichtshof  hat  in 
obiger  Sache  eine  für  Deutschland  teilweise  günstige  Entschei- 
dung gefällt,  die  im  folgenden  mit  Rücksicht  auf  ihre  vorläufig 
noch  gar  nicht  abzuschäßende  wirtschaftliche  Trag- 
weite etwas  eingehender  besprochen  werden  soll: 

Artikel  299  des  Versailler  Vertrages  bestimmt: 

Verträge  zwischen  Feinden  gelten  als  mit  dem  Zeitpunkt 
aufgehoben,  in  dem  zwei  der  Beteiligten  Feinde  geworden 
sind.  Dies  gilt  nicht  für  Schulden  und  andere  Geldverpflich- 
tungen, die  aus  der  Vornahme  einer  in  einem  solchen  Ver- 
trage vorgesehenen  Handlung  oder  der  Leistung  einer  dort 
vorgesehenen  Zahlung  entspringen. 

Der  zweite  Safe  scheint  zunächst  etwas  dunkel  zu  sein, 
immerhin  aber  ist  sein  Grundgedanke  ziemlich  einfach:  Geseßt 
den  Fall  daß  ein  Engländer  vor  dem  Kriege  bei  einem  Deutschen 
eine  Maschine  bestellt  und  darauf  vor  dem  Kriege  bereits  eine 
Anzahlung  geleistet  hatte,  die  Maschine  aber  nicht  geliefert 
erhalten  hat,  so  gilt  dieser  Vertrag  als  aufgelöst,  bestehen 
bleibt  aber  die  Verpflichtung  des  Deutschen,  die  empfangene 
Anzahlung  (eventuell  valorisiert  zum  Vorkriegskursei)  zurück- 
zuzahlen. Dieser  Fall  ist  völlig  klar,  dagegen  hat  sich  über 
die  Anwendung  des  Saßes:  „Dies  gilt  nicht  für  Schulden 
und  andere  Geldverpflichtungen,  die  aus  der  Vornahme  einer 
in  einem  solchen  Vertrage  vorgesehenen  Handlung  oder  der  Lei- 
stung einer  dort  vorgesehenen  Zahlung  entspringen“  folgender 
Streit  zwischen  der  deutschen  Auffassung  einerseits  und  der  eng- 
lischen und  französischen  andererseits  erhoben:  Nach  deutscher 
Auffassung  bedeutet  nämlich  dieser  Safe,  daß  der  Vertrag  im 
übrigen  aufgelöst  ist,  daß  aber  die  sich  aus  dem  Ver- 
trage ergebenden  Geldverpflichtungen  bestehen  bleiben. 
Nach  der  englischen  und  französischen  Auffassung  bedeutet  er, 
daß  der  Vertrag  als  Ganzes  aufgelöst  ist  und  das  a n 
seine  Stelle  eine  mit  dem  Augenblick  des  Feindwerdens 
fällig  gewordene  Geldverbindlichkeit  getreten  ist.  Das  klingt 
sehr  spitzfindig  und  theoretisch;  der  Unterschied  der  beiden  Auf- 
fassungen springt  aber  sofort  in  die  Augen,  wenn  man  sie  auf 
ganz  einfache  praktische  Fälle  anwendet,  von  denen  hier  zwei 
erörtert  sein  sollen: 

1.  Ein  Engländer  hat  einem  Deutschen  vor  dem  Kriege  ein 
Darlehn  gegeben,  welches  3 Monate  nach  Kündigung  rückzahl- 
bar ist.  Eine  Kündigung  war  weder  bis  zum  Kriegsausbruch 
noch  bis  zum  Inkrafttreten  des  Vertrages  von  Versailles,  dem 
10.  Januar  1920,  erfolgt.  Nach  deutscher  Auffassung  ist  die  sich 
aus  dem  Vertrage  ergebende  Geldverpflichtung,  d.h. 
also  die  Verpflichtung,  eine  gewisse  Summe  Geld  3 Monate 
nach  Kündigung  zurückzuzahlen,  bestehen  geblieben.  Da  nun 
vor  dem  10.  Januar  1920  nicht  gekündigt  worden  ist,  so  ist  die 
Forderung  auch  nicht  vor  diesem  Tage  fällig  geworden,  sie  fällt 
also  auch  nicht  ins  Ausgleichsverfahren,  besteht  vielmehr  fort. 
Wenn  der  Engländer  nach  dem  10.  Januar  1920  kündigt,  so  geht 
das  das  Ausgleichsverfahren  nichts  mehr  an,  und  wenn  es  sich 
um  eine  Markforderung  handelt,  so  erhält  er  seine  Markforderung 
in  Mark  wieder  und  nicht  valorisiert.  Nach  der  'englischen  und 
französischen  Auffassung  ist  der  ganze  Vertrag  hinfällig  ge- 
worden und  es  ist  an  seine  Stelle  die  mit  dem  Augenblick  des 
Feindwerdens  fällig  gewordene  Verpflichtung  des  Deutschen  ge- 
treten, die  Darlehnssumme  zurückzuzahlen  und  eventuell  zu 
valorisieren. 

2.  Das  Darlehn  ist  wie  im  Falle  1 gegeben,  aber  bis  zum 
31.  Dezember  1922  unkündbar.  Dann  gehört  die  Forderung  nach 
deutscher  Auffassung  nicht  ins  Ausgleichsverfahren,  denn  sie 
kann  nicht  vor  dem  1.  Januar  1923  fällig  werden.  Nach  englischer 
und  französischer  Auffassung ' ist  sie  ausgleichsfähig,  weil  sie 
mit  dem  Augenblick  des  Feindwerdens  fällig  geworden  ist. 


Der  Deutsch-Englische  Schiedsgerichtshof  hatte  sich  nun  in 
einer  früheren  Entscheidung  in  dem  oben  wiedergegebenen 
Fall  1 auf  den  englisch-französischen  Standpunkt  gestellt.  Ge- 
gen diese  Entscheidung  ist  von  deutscher  Seite  sofort  ein  ener- 
gischer Kampf  eröffnet  worden  und  zwar  sowohl  vor  dem  Eng- 
lisch-Deutschen, als  auch  vor  dem  Französisch-Deutschen 
Schiedsgerichtshof,  vor  dem  eine  Anzahl  von  Prozessen  mit  ähn- 
lichen Tatbeständen  schweben,  und  auch  von  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  wurde  jener  Standpunkt  entschieden  be- 
kämpft. Unterdessen  ist  nun  ein  Fall  entsprechend  dem  oben 
unter  2.  wiedergegebenen  vor  dem  Deutsch-Englischen  Schieds- 
gerichtshof zur  Entscheidung  gekommen.  Dabei  ist  noch  be- 
merkenswert, daß  der  englische  Staatsvertreter  die  eigentüm- 
liche Auffassung  vertreten  hat,  daß  durch  die  Entscheidung  des 
Falles  1 die  ganze  Frage  endgültig  geregelt  sei  und  daß  der 
deutsche  Staatsvertreter  mit  seinem  Ankämpfen  gegen  die  Ent- 
scheidung nicht  mehr  gehört  werden  könne. 

Der  Schiedsgerichtshof  hat  diese  Auffassung  des  englischen 
Staatsvertreters  zurückgewiesen. 


In  der  Sache  selbst  hat  er  zwar  die  von  ihm  im  Fall  1 aus- 
gesprochene Ansicht  aufrechterhalten,  hat  aber  den  ihm  jeßt 
vorliegenden  Fall  2 im  deutschen  Sinne  entschieden. 

Es  wird  nunmehr  abzuwarten  sein,  ob  sich,  was  immerhin 
zu  hoffen  ist,  der  Französisch-Deutsche  Schiedsgerichtshof 
wenigstens  bezüglich  der  Fälle  Nummer  2 ebenfalls  auf  den 
Standpunkt  dieser  Entscheidung  stellen  wird.  Die  wirtschaftliche 
Tragweite  der  Frage  liegt  auf  der  Hand,  wenn  man  berück- 
sichtigt welche  für  unsere  gegenwärtigen  Verhältnisse  unge- 
heuren Summen  englischen  und  französischen  Geldes  in  Deutsch- 
land in  Form  von  Hypotheken  und  anderen  Darlehen  und  dar- 
lehnsähnlichen  Geschäften  angelegt  sind.  Auf  Grund  der  eng- 
lisch-französischen Auffassung  wären  alle  diese  Betrage  fällig 
geworden  und,  soweit  es  Markbeträge  sind,  von  uns  zu  valon- 
sieren  . »— * 

Das  Bild,  welches  uns  in  den  vorstehenden  Erörterungen 
entgegentritt,’ ist  kein  seltenes  in  Ausgleichsprozessen.  Ich  habe 
schon  in  meinem  einführenden  Aufsaße*)  darauf  hingewiesen, 
daß  sich  im  allgemeinen  nur  diejenigen  gegnerischen  Staaten 
für  das  Ausgleichsverfahren  entschieden  haben,  die  sich  davon 
Vorteile  versprachen,  weil  ihre  Währung  der  deutschen  über- 
wertig ist  und  ihre  Forderungen  an  Deutschland  ihre  Schulden 
übersteigen.  So  führt  das  Ausgleichsverfahren  gegenüber  die- 
sen Staaten  im  praktischen  Ergebnis  dazu,  daß  Deutschland 
(neben  der  Reparationssumme  von  132  Goldmilliarden)  eine  be- 
sondere Kriegsentschädigung  zahlt,  die  darin  besteht,  daß  den^ 
gegnerischen  Gläubiger  der  Schaden  abgenommen  wird,  der 
er  durch  den  Sturz  der  deutschen  Währung  erleidet.  Daraus 
folgt,  daß  das  Bestreben  der  gegnerischen  Staaten  notwendig 
dahin  gerichtet  ist,  den  Kreis  der  ausgleichsfähigen  Sachen  nad 
Möglichkeit  zu  erweitern,  während  es  für  Deutschland  im  all- 
gemeinen am  günstigsten  ist,  wenn  dieser  Kreis  möglichst  enc 
gezogen  wird.  (229.) 

Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Rieding  er. 


Das  Außenhandelsmonopol  in  Sowjet- Rußland 

Zu  den  leßten  Überresten  des  alten  Bolschewistenprogramm: 
gehört  in  Sowjet-Rußland  das  Außenhandelsmonopol 
Selbst  die  Gegnerschaft  r des  Obersten  Wirtschaftsrats  gegei 
die  schroffe  Durchführung  des  Monopols  hat  nichts  darai 
ändern  können,  daß  es  den  Monopolanhängern  unter  Führunc 
von  Krassin  bisher  gelungen  ist,,  die  staatliche  Regelung 
des  Außenhandels  in  vollem  Umfange  aufrechtzuerhallen 
Allerdings  hat  man  sich  der  Einsicht  doch  nicht  verschließe) 
können,  daß  der  schwerfällige  bürokratische  Apparat  beweg' 
licher  und  vom  kaufmännischen  Standpunkte  aus  leistungs 
fähiger  gestaltet  werden  müsse.  Daher  ist  bestimmt  worden 
daß  das  Außenhandelskommissariat  („Wneschtorg" 
in  Zukunft  nur  das  kontrollierende  Organ  sein  soll.  Die  gesamt' 
geschäftliche  Tätigkeit  dagegen  ist  Gesellschaftei 
übertragen  worden,  die  nach  kaufmännischen  Grundsäßei 
arbeiten  sollen  und  nach  dem  Prinzip  von  Aktien-  und  Privat 
gesellschaften  aufgebaut  werden.  Eine  solche  Aktiengesellschai 
wurde  am  27.  April  1922  unter  dem  Namen  „Gostorg"  beir 
Außenhandelskommissariat  gegründet.  Ihre  Instruktionen  erhäl 
sie  vom  Außenhandelskommissariat.  An  der  Spiße  des  „Gostorg 


*)  D.W.Z.  XIX,  S.  14. 
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steht  eine  Verwaltung,  die  aus  einem  Vorsißenden  und  vier  Mit- 
gliedern besteht.  Monatlich  hat  die  Verwaltung  dem  Außen- 
handelskommissariat  kurze  Berichte  über  ihre  Tätigkeit  und  einen 
Rechnungsabschluß  einzureichen.  So  ist  der  „Gostorg“  auf 
Schritt  und  Tritt  durch  die  Oberaufsicht  des  „Wneschtorg“ 
gehemmt  und  besißt  keine  Bewegungsfreiheit. 

Eine  weitere  Konzession  an  die  Bedürfnisse  des  Außen- 
handels besteht  darin,  daß  dem  Zentrosojus,  der  Zentral- 
stelle russischer  Genossenschaften,  das  Recht  zugestanden  wor- 
den ist,  Handelsgeschäfte  mit  ausländischen  Genossenschaften 
im  Einvernehmen  mit  der  russischen  Regierung  abzuschließen. 
Auch  in  diesem  Falle  hat  sich  das  Volkskommissariat  für  Außen- 
handel die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  Vorbehalten;  der 
Zentrosojus  hat  ihm  vor  Abschluß  von  Geschäften  die  Verträge 
und  Abkommen  zur  Bestätigung  vorzulegen. 

Die  Anknüpfung  von  Handelsbeziehungen  zu  Sowjet-Ruß- 
land unterliegt  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  starken 
Hemmungen;  aber  dem  deutschen  Handel  ist  der  Weg  nach  dem 
Osten  gewiesen,  weil  dort  die  am  leichtesten  erreichbaren  Ab- 
saßgebiete  für  seine  Waren  liegen  und  gleicherweise  auch  wert- 
volle Rohstoffe  für  die  Industrie  und  Landwirtschaft  beschafft 
werden  können.  Daher  muß  es  das  Bestreben  des  deutschen 
Handels  sein,  troß  entgegenstehender  Schwierigkeiten  auf  den 
russischen  Märkten  wieder  Fuß  zu  fassen. 

Die  Vertretung  des  Außenhandelskommissariats  für  den 
Handel  mit  Deutschland  befindet  sich  in  Berlin,  Lüßowstraße  1. 
Von  dort  aus  werden  auch  Anträge  und  Anfragen  an  die  zu- 
ständigen Unterabteilungen  weitergeleitet.  (248.) 

Vorschriften  über  die  Ausfertigung 
der  Zollrechnungen 

nach  den  britischen  Kolonien  und  Dominien. 

Die  Imperial  Customs  Conference,  1921,  hat  ein  einheitliches 
Muster  für  die  den  Sendungen  nach  den  britischen  Kolonien 
und  Dominien  beizufügenden  Rechnungen  und  Ursprungszeug- 
nisse, sowie  einheitliche  Richtlinien  für  die  Ausfertigung  dieser 
Rechnungen  aufgesfellt.  Die  Beschlüsse  der  Konferenz  haben 
bisher  folgende  Länder  angenommen:  Australien  (vom  1.  Juni 
1923  ab;  die  Rechnungen  werden  aber  im  Falle  der  Benußung 
bereits  jeßt  anerkannt),  Cypern  (für  alle  Waren  außer  Zucker, 
Melasse  und  bearbeitetem  Tabak),  Neuseeland,  Neufundland, 
Jamaika,  Barbados,  Britisch  Guiana,  Goldküste,  Dominica,  Trini- 
dad, Grenada,  Fidschi,  St.  Vincent,  St.  Lucia. 

Die  Südafrikanische  Union  hat  ihre  Zustimmung  bisher  nicht 
erteilt;  die  Einführung  des  Musters  wird  jedoch  erwartet.  In 
Kanada  wird  es  voraussichtlich  nicht  eingeführf  werden. 

Die  wichtigsten  Grundsäße  der  von  der  Zollkonferenz  be- 
schlossenen Richtlinien  für  die  Ausfertigung  der  Rechnungen  sind 
in  Nr.  8 der  Mitteilungen  der  Handelskammer  zu  Berlin  ver- 
öffentlicht. Dort  ist  auch  ein  Abdruck  der  Vorderseite  und  der 
Rückseite  der  Rechnung  wiedergegeben.  Jede  Firma  ist  somit 
in  der  Lage,  sich  das  Muster  selbst  herzusfellen.  Nach  Mittei- 
lung des  Reichswirtschaftsministeriums  können  noch  bis  Ende 
dieses  Jahres  die  für  Warensendungen  nach  Australien  gültigen 
Muster  von  seinem  Büro  zum  Einzelpreise  von  12  M.  bezogen 
werden.  Hg.  (247.) 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen. 

(Ohne  Gewähr.) 

Warenangebote. 

W.  8873.  Eine  Firma  in  Mantua  bietet  italienischen  Käse 
an.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8874.  Eine  Firma  in  Bordeaux  bietet  Harz  und 
Terpentinöl  an.  (Korr,  deutsch,  franz.) 

W.  8875.  Eine  Firma  in  Pontedera  bietet  rohen,  ge- 
schnittenen und  bearbeiteten  Marmor  an.  (Korr,  deutsch,  ital.) 

Warennachfragen. 

W.  8876*..  Eine  Firma  in  Paris  benötigt  Bauholz.  (Korr, 
deutsch,  franz.) 

W.  8877.  Eine  Firma  in  Brüssel  braucht  Möbelstoffe. 
(Korr,  franz.) 


W.  8878.  Eine  Firma  in  Bekescsaba  sucht  eine  Flecht- 
maschine zu  kaufen. 

W.  8879.  Eine  Firma  in  L i b a u wünscht  Chemikalien  und 
pharmazeutische  Präparate  zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8880.  Eine  Firma  in  Wien  benötigt  Kuhglocken. 

W.  8881*.  Eine  Firma  in  Bombay  braucht  Textil-,  Por- 
zellan-, Glas-,  Papier-  und  Emailwaren,  Chemikalien  und  elek- 
trische Bedarfsartikel.  (Korr,  engl.) 

W.  8882.  Eine  Firma  in  Z a g r e b braucht  Schreibmaschinen- 
bänder, Phosphorsäure,  Salpetersäure,  Grafit,  Magnesia  und  Kolo- 
phonium. (Korr,  deutsch.) 

W.  8883.  Eine  Firma  in  Charleroi  sudit  Musikinstrumente 
und  Grammophonplatten  zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W.  8884.  Eine  Firma  in  Stockholm  wünscht  Holzgriffe 
für  Werkzeuge,  Blechdosen,  Papier  für  Apothekerschachteln  und 
Kapseln,  Stoff-,  Horn-  und  Wäscheknöpfe,  gestrickte  und  gewirkte 
Wollkleider,  Leder-,  Metall-  und  Galalithgürtel,  Damen-  und 
Kinderwäsche,  Silber,  Elfenbein  und  Halbedelsteine  zu  kaufen. 
(Korr,  deutsch.) 

W.  8885.  Eine  Firma  in  Wien  braucht  Glasfabrikmaschinen. 

W.  8886.  Eine  Firma  in  B e n g a si  benötigt  Eisen-  und  Holz- 
möbel sowie  Bauholz.  (Korr,  franz.,  ital.) 

W.  8887.  Eine  Firma  in  Belgrad  sucht  Pflaumensäckc  zu 
kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8888.  Eine  Firma  in  Brüssel  hat  Bedarf  an  Rot-  und 
Weißwein.  (Korr,  franz.) 

W.  8889.  Eine  Firma  in  Warschau  benötigt  Ärmelfutter, 
Seidenstoffe,  Samt,  Baumwollgarn,  Seidenbänder,  Tressen  und 
Gummibänder.  (Korr,  deutsch.) 

W.  8890.  Eine  Firma  in  A 1 a i s braucht  Cereisen  (Feuerzeug- 
steine). Korr,  franz.) 

W.  8891.  Eine  Firma  in  Graz  sucht  Vereinsabzeichen  und 
Papierspißen  zu  kaufen. 

W.  8892.  Eine  Firma  in  Wien  benötigt  Fahrradlaternen  für 
Azetylenbeleuchtung. 

W.  8893*.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  sucht  Perlmutt- 
knöpfe, grüne  Bordeauxflaschen,  Wollstoffe  und  Kammgarnstoffe 
zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.)  (236.) 

I.  u.  Hdtz. 

W 8905.  Eine  Firma  in  Amritsar  braucht  unechte  Perlen 
und  Edelsteine.  (Korr,  engl.) 

W 8906.  Eine  Firma  in  Chicago  benötigt  Horn-  und 
Galalithknöpfe.  (Korr,  engl.) 

W 8907.  Eine  Firma  in  Tunis  sucht  Glaswaren  und  Stühle 
zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W 8908.  Eine  Firma  in  Genf  sucht  elektrische  Fahrrad- 
lampen zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W 8909.  Eine  Firma  in  Göteborg  benötigt  elektrische 
Apparate  und  Schaltapparate.  (Korr,  deutsch.) 

W 8910.  Eine  Firma  in  Mailand  sucht  Pantoffeln  zu  kaufen. 
(Korr,  franz.) 

W8911.  Eine  Firma  in  London  wünscht  Zigarettenpapier 
zu  kaufen.  (Korr,  engl.) 

W8912.  Eine  Firma  in  Chicago  sucht  alle  für  Amerika 
gangbaren  Artikel  zu  kaufen.  (Korr,  engl.,  deutsch.) 

W 8913.  Eine  Firma  in  New  York  benötigt  Agnatknöpfe 
sowie  gedruckte  und  gewebte  Etiketten.  (Korr,  deutsch.) 

W8914.  Eine  Firma  in  Ljubljana  braucht  Papiersäcke 
(Korr,  deutsch.) 

W 8915.  Eine  Firma  in  Paris  sucht  Zeichenpapier  und  Reiß- 
zeuge zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W8916.  Eine  Firma  in  Venedig  benötigt  Parkettbretter 
(Korr,  ital.) 

W 8917.  Eine  Firma  in  Elmhurst  braucht  Füllfederhalter. 
(Korr,  engl.) 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  werden  bei  Angabe  der 
beigefiigten  Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  auf 
Wunsch  durch  das  Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels- 
Zeitung“,  Berlin  SW  48,  Wilhelmstraße  30/31,  mitgeteilt,  jedoch 
nur  an  ständige  Bezieher  der  Zeitung.  Eine  Weitergabe  der 
Adressen  an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * be- 
zeichneten  Firmen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  be- 
sondere Schreibgebühr  von  5 Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls 
von  dem  genannten  Sekretariat  mitgeteilt  werden.  Zahlungen 
sind  auf  das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allgemeinen  Corre- 
spondenz-G.  m.  b.  H.,  Berlin  NW,  Nr.  106  998,  mit  der  Bezeich- 
nung „Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  „Warenangebote  und 
-nachfragen“,  zu  leisten. 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Finanz-  und  Währungspolitischer  Ausschuß. 

Auf  Anregung  einiger  Handelskammern  hat  sich  der  Vorstand 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags  in  seiner  Sißung  am 
13.  September  damit  einverstanden  erklärt,  daß  ein  finanz-  und 
währungspolitischer  Ausschuß  eingeseßl  wird,  der  die  Frage  der 
Goldbilanzierung  und  der  Befestigung  der  deutschen  Währung 
zur  gegebenen  Zeit  für  eine  Stellungnahme  des  Deutschen  In- 
dustrie- und  Handelstags  vorbereitet.  Die  Handelskammern,  die 
Interesse  daran  haben,  in  diesem  Ausschuß  mitzuarbeiten,  werden 
gebeten,  das  unter  Benennung  ihres  Vertreters  freundlichst  der 
Geschäftsstelle  mitzuteilen. 

.Erhöhung  der  Höchstbeträge  im  Postverkehr. 

Den  Anregungen  des  D.I.  u.H.  bei  den  zuständigen  Stellen 
wegen  Erhöhung  einiger  Höchstbeträge  hat  der  Reichspost- 
minister insofern  Rechnung  getragen,  als  vom  1.  Oktober  ab 
der  Höchstbetrag  für  Wertpakete,  die  ohne  Siegel- 
verschluß verschickt  werden  können,  von  500  M.  auf  1000  M. 
erhöht  wird;  ferner  werden  die  Höchstbeträge  für  Postauf- 
träge zur  Geldeinziehung,  Postprotestaufträge  und 
Nachnahmesendungen  von  5000  M.  auf  30 000  M.,  für 
Postkreditbriefe  von  10  000  M.  auf  50  000  M.  und  der 
Betrag  der  an  einem  Tage  auf  Postkreditbriefe  abgehoben 
werden  kann,  von  3000  M.  auf  10  000  M.  heraufgeseßf. 

Mitteilungen  über  Warenausstellungen 
als  Drucksachen. 

Die  D.  I.  u.  H.  richtete  am  25.  September  folgende  Eingabe 
an  den  Reichspostminister: 

„Der  Verkehrsausschuß  des  Deutschen  Industrie-  und  Han- 
delstags wurde  in  der  Sißung  vom  1.  September  d.  ).  von  der 
Handelskammer  in  Nürnberg  gebeten,  dafür  einzutreten,  daß 
Mitteilungen  über  Warenausteilungen  als  Drucksachen  zulässig 
seien.  Die  Handelskammer  Nürnberg  berief  sich  bei  ihrem  An- 
träge darauf,  daß  gemäß  §7,  Absaß  X,  Ziffer  7 bei  Reise- 
ankündigungen der  Name  des  Reisenden,  der  Tag  und  die  Stunde 
der  Ankunft,  der  Name  des  Ortes,  den'  er  zu  besuchen  beab- 
sichtigt und  die  Örtlichkeit,  wo  er  absteigt,  handschriftlich  oder 
mechanisch  eingetragen  oder  berichtigt  werden  darf.  Außerdem 
sei  nach  §7,  X,  Ziffer  10  die  Ausnahme  zuläßig,  in  Ladungen, 
Einladungen  und  Einberufungskarten  den  Namen  des  Einge- 
ladenen oder  Einberufenen  und  Zeit,  Zweck  und  Ort  der  Zu- 
sammenkunft zu  vermerken. 

Im  Hinblick  auf  die  Gleichartigkeit  der  beantragten  und  der 
bereits  bestehenden  Ausnahmen  beschloß  der  Verkehrsausschuß 
zunächst  festzustellen,  ob  ein  allgemeines  Bedürfnis  auf  Ein- 
führung der  beantragten  Erweiterung  des  Drucksachenpara- 
graphens  vorliege.  Der  Deutsche  Industrie  - und  Hän- 
de 1 s t a g hat  zu  diesem  Zweck  eine  Umfrage  im  Kreise  der 
größeren  Handelskammern  veranstaltet.  Sämtliche  Befragten 
teilten  mit,  daß  die  Gepflogenheit  von  Firmen,  ihre  Waren  durch 
Reisende  in  Hotels  ausstellen  zu  lassen,  gegenwärtig  immer 
weiter  um  sich  greife  und  daher  die  Zulassung  von  Mitteilungen 
über  Warenausstellungen  als  Drucksachen  eine  große  Erleich- 
terung bedeute.  Falls  die  Mitteilungen  über  Warenausstellungen 
als  Drucksachen  zugelassen  würden,  so  sei  eine  noch  größere 
Inanspruchnahme  der  Gepflogenheit,  Waren  in  Hotels  aus- 
zustellen, zu  erwarten  und  die  Einnahmen  der  Postverwaltung 
würden  aus  den  Mitteilungen  über  die  Warenausstellungen  reich- 
licher fließen. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  bittet 
daher  den  Herrn  Reichspostminister  in  §7,  X,  Ziffer  10  der  Post- 
ordnung zwischen  den  Worten  „Einberufungskarten“  und  „den 
Namen“  die  Worte  „sowie  in  Mitteilungen  über  Warenausstel- 


lungen“ einzufügen,  so  daß  die  Ziffer  10  folgenden  Wortlaut  er- 
hielte: 

In  Ladungs-,  Einladungs-  und  Einberufungskarten  sowie  in 
Mitteilungen  über  Warenausstellungen  den  Namen  des  Ein- 
geladenen oder  Einberufenen  und  Zeit,  Zweck  und  Ort  der  Zu- 
kunft zu  vermerken.“ 

Benachrichtigmigsgebühr  bei  der  Eisenbahn. 

Der  D.  I.  u.  H.  trat  in  einer  Eingabe  an  den  Reichsverkehrs- 
minister am  5.  Juli  d.  ).  für  eine  Heraussendung  der  Benach- 
richtigungsgebühr bei  der  Eisenbahn  ein  und  berief  sich  dabei 
auf  die  billigeren  Postgebühren  im  Ortsverkehr.  Die  Reichs- 
bahndirektion  Berlin,  die  mit  der  Untersuchung  und 
Beantwortung  dieser  Eingabe  beauftragt  wurde,  teilte  dem 
D.I. u.H.  am  21.  September  1922  folgendes  mit: 

„Die  Postgebühr  im  Ortsverkehr  bei  der  Postbotenbe- 
stellung kann  mit  der  Eisenbahn  - Benachrichtigungsgebühr 
nach  Abschnitt  XIV  des  Nebengebührtarifs  zum  Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarif,  Teil  I Abt.  B,  nicht  zum  Vergleich  heran- 
gezogen werden.  Während  es  sich  bei  der  Briefpostbeförde- 
rung um  Massenbestellungen  durch  einen  Postboten  handelt, 
handelt  es  sich  bei  der  besonderen  Benachrichtigung  durch  die 
Eisenbahn  um  eine  Einzelbestellung,  für  die  der  Eisenbahn  er- 
gebliche  höhere  Auslagen  entstehen,  die  sie  gemäß  § 79  Ziffer  4 
der  Eisenbahnverkehrsordnung  sich  erseßen  lassen  kann. 

Für  diese  Einzelübermittlung  der  Benachrichtigung,  die  in 
erster  Linie  im  Interesse  des  Empfängers  erfolgt,  und  die  Be- 
nachrichtigung durch  Telegramm  an  Schnelligkeit  noch  übertrifft, 
kann  daher  nur  die  Ortsielegrammgebühr  der  Post  zum  Ver- 
gleich herangezogen  werden.  Diese  beträgt  zuzeit  10  M.  Die 
besondere  Benachrichtigungsgebühr  der  Eisenbahn  bleibt  somit 
noch  erheblich  hinter  dieser  Postgebühr  zurück  und  deckt,  wie 
wir  festgestellt  haben,  nicht  mehr  die  Selbstkosten  der  Eisen- 
bahn weder  in  dem  Falle,  daß  nur  eine  Besorgung  zu  machen 
ist,  wofür  ein  Zeitaufwand  von  durchschnittlich  mindestens  einer 
Viertelstunde  zu  nehmen  ist,  noch  in  jenen  Fällen,  in  denen  auf 
einem  Gang  mehrere  Bestellungen  mit  erheblich  größeren  und 
nach  den  Entfernungen  verschiedenen  Zeitaufwand  ausgeführt 
werden. 

Wir  bedauern  hiernach,  Ihrem  Anträge  auf  Ermäßigung  der 
Benachrichtigungsgebühr  nicht  entsprechen  zu  können,  müssen 
vielmehr  zur  Vermeidung  uhwirtschaftlicher  Botengänge  bei  der 
zum  1.  Oktober  d.  ).  in  Kraft  tretenden  allgemeinen  Tarifer- 
höhung auch  eine  Erhöhung  dieser  Gebühr  eintreten  lassen.  Wir 
werden  jedoch  hierbei  darauf  Bedacht  nehmen,  daß  die  Eisen- 
bahnbenachrichtigungsgebühr die  Posttelegrammgebühr  nicht 
übersteigt.“ 

Anerkennung  mangelhafter  Verpackung 
bei  Textilwarensendungen. 

Der  D.  I.  u.  H.  ist  in  einer  Eingabe  an  den  Reichsverkehrs- 
minister am  17.  August  d.  ].  dafür  eingetreten,  daß  bei  Textil- 
warensendungen grundsäßlich  eine  Verpackung  in  Kisten  oder 
Fässern  nicht  verlangt  werden  könne. 

Der  Reichsverkehrsminister  erteilte  dem  D.  L u.  H. 
am  22.  September  d. ).  folgenden  Bescheid: 

„Die  Frage,  ob  eine  Verpackung  im  Sinne  des  § 62  f1)  der 
Eisenbahnverkehrsordnung  als  ausreichend  anzuerkennen  ist, 
ist  eine  Tatfrage,  über  die  zu  entscheiden  in  das  pflichtmäßige 
Ermessen  der  das  Gut  annehmenden  Dienststelle,  in  Zweifels- 
fällen der  vorgeseßten  Verwaltungsstelle,  gestellt  bleiben  muß. 
In  gleicher  Weise  muß  es  der  Beurteilung  der  Dienststelle  im 
Einzelfalle  überlassen  bleiben,  ob  bei  Textilwarenversendungen 
die  Ballenverpackung  genügt,  oder  ob  sie  nur  gegen  Aner- 
kennung gemäß  § 62  (2)  der  Eisenbahnverkehrsordnung  zuge- 
lassen werden  kann.  Bei  Textilwarensendungen  grundsäßlich 
eine  Verpackung  in  Kisten  oder  Fässern  zu  verlangen,  halte 
auch  ich  für  zu  weitgehend. 

Die  Reichsbahndirektion  Köln  ist  in  diesem  Sinne  verstän- 
digt worden.  Ich  bemerke  im  übrigen  noch,  daß  der  vom  deut- 
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sehen  Eisenbahn-Verkehrsverband  eingeseßte  Sonderausschuß  für 
Neuregelung  der  Verpackungsvorschrifien  auf  Anregung  aus 
Kreisen  der  Textilindustrie  auch  prüfen  wird,  ob  und  unter 
welchen  Vorausseßungen  die  Ballenverpackung  allgemein  als 
genügende  Verpackung  angesehen  werden  kann.“  Vgl.  S.  70. 

Bildung  von  Beiräten  für  die  Reichswasserstraßen. 

Der  D.  I.  u,  H.  richtete  am  21.  September  folgende  Eingabe 
an  den  Reichsverkehrsminisfer,  die  auch  den  zuständigen  Zentral- 
stellen des  Reichs  und  der  Lander,  dem  Reichsrat  und  den  Mit- 
gliedern des  Vorläufigen  Reichswasserstraßenbeirats  zugestellt 
wurden:  t 

„Aus  den  Änderungsvorschlägen  zu  dem  Entwurf  der  Ver- 
ordnung über  die  Bildung  von  Beiräten  für  die  Reichswasser- 
straßen, die  mit  der  Drucksache  Nr.  7 des  Vorläufigen  Reichs- 
wassersfraßenbeirats  vom  3.  Juni  d.  ).  an  den  Ausschuß  des 
Vorläufigen  Reichswasserstraßenbeirats  versandt  worden  sind, 
entnehmen  wir,  daß  die  Berufung  der  einen  Hälfte  der  Beirats- 
mitglieder, genannt  Gruppe  A,  dem  Reiche,  der  anderen  Hälfte, 
genannt  Gruppe  B,  den  Ländern  überlassen  sein  soll,  und  in  An- 
lehnung an  den  Artikel  97  der  Reichsverfassung  das  Reich  die 
Vertreter  des  „Verkehrs“,  um  dessentwillen  die  Wasserstraßen 
auf  das  Reich  übernommen  worden  seien,  die  Länder  die  Ver- 
treter der  „Landeskultur  und  Wasserwirtschaft“,  welche  das  Reich 
im  Einvernehmen  mit  den  Ländern  zu  wahren  und  zu  fördern 
habe,  bestimmen  wolle.  Diese  Teilung  der  Vertreterziffern 
zwischen  Reich  und  Ländern  mit  je  zur  Hälfte  aller  Stimmen 
dürfte  jedoch  dem  Umstande  nicht  entsprechen,  daß  bei  den 
Wasserstraßen  die  Belange  des  Verkehrs  eine  weit  größere 
Bedeutung  haben  als  diejenigen  der  Landeskultur  und  Wasser- 
wirtschaft. 

Nach  der  Regierungsvorlage  sollen  zu  der  Gruppe  Ver- 
kehr die  Großschiffahrt,  die  Kleinschiffahrt,  Handel  und  Spedi- 
tion, die  Häfen  und  die  Arbeitnehmer  gerechnet  werden.  Es 
fällt  auf,  daß  hierbei  nicht  die  Industrie  mit  genannt  worden  ist 
und  deshalb  nicht  ersichtlich  ist,  bei  welcher  der  aufgeführten 
Unterabteilungen  die  Industrie  berücksichtigt  werden  soll.  Bei 
ihrer  Bedeutung  als  Verfrachter  und  Wasserbenußerin  an  den 
Strömen  und  Kanälen  sollte  sie  jedoch  als  selbständige  Gruppe 
mit  genannt  werden.  Die  Zahl  der  für  die  Gruppe  Verkehr 
vorgesehenen  Beiratsmitglieder,  die  das  Reich  berufen  will, 
müßte  daher  größer  sein,  als  die  Hälfte  aller  Stimmen.  Dieser 
Mangel  kann  nicht  dadurch  ausgeglichen  werden,  daß  man  den 
Ländern  nur  anheimstellt,  die  Industrie  bei  der  Gruppe  „Landes- 
kultur und  Wasserwirtschaft“,  die  sich  jeßt  Gruppe  B nennen 
soll,  mit  unterzubringen.  In  welcher  Gruppe  und  in  welchem 
j Verhältnis  die  Industrie  zu  berücksichtigen  ist,  sollte  in  einer 
ganz  bestimmten  Weise  ausgedrückt  werden. 

Bei  Besprechungen  im  Reichsverkehrsministerium  haben  wir 
festgestellt,  daß  außer  der  Handelskammer  Berlin  den  Handels- 
kammern das  Vorschlagsrecht  zu  Bezirkswasserstraßenbeiräten, 
soweit  sie  vom  Reiche  für  die  Gruppe  Verkehr  berufen  werden, 
nicht  gegeben  werden  soll.  Wie  weit  die  Landesregierungen 
an  ein  Vorschlagsrecht  der  Handelskammern  gebunden  sein 
würden,  haben  wir  noch  nicht  feststellen  können.  Es  wurde  uns 
! vielmehr  in  mündlichen  Verhandlungen  im  Reichsverkehrs- 
| ministerium  erklärt,  daß  den  Ländern  anheimgestellt  sei,  die 
I Handelskammern  zu  berücksichtigen.  Das  genügt  uns  unter 
keinen  Umständen. 

Die  Handelskammern  waren  von  jeher  in  erheblichem  Umfange 
an  der  Wahl  der  Mitglieder  zu  den  Wasserstraßenbeiräten 
beteiligt,  und  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  ihnen  jeßt  dieses 
Recht  genommen  oder  auch  nur  beschränkt  werden  soll.  Es 
kann  nicht  zugestanden  werden,  daß  die  Handelskammern  zu- 
rückgeseßt  werden,  um  so  mehr,  als  der  Herr  Reichsverkehrs- 
minister bereits  die  Handelskammern  an  der  Wahl  der  Bezirks- 
eisenbahnräte durch1  ein  weitgehendes  Vorschlagsrecht  beteiligt 
und  ihre  Berechtigung,  bei  der  Bildung  derartiger  Fachbeiräte 
mitzuwirken,  grundsäßlich  anerkannt  hat. 

In  mündlichen  Verhandlungen  im  Reichsverkehrsministerium 
j wurde  uns  als  Grund  der  Benachteiligung  der  Handelskammern 
mitgeteilt,  daß  von  verschiedenen  Seiten  die  Ansicht  geäußert 
worden  sei,  anstatt  der  Handelskammern  sei  den  Verbänden  ein 
Vorschlagsrecht  zu  den  Bezirkswasserstraßenbeiräten  zu  gewähren, 
deren  Gebiet  sich  mit  den  Grenzen  der  Bezirkswasserstraßen- 
beiräte deckt,  und  die  gleichzeitig  Handel  oder  Spedition  oder 
Schiffahrt  vertreten. 


Wir  verschließen  uns  der  Erkenntnis  nicht,  daß  auch  be- 
deutende Wirtschaftsvereinigungen  das  Vorschlagsrecht  für  die 
Bezirkswasserstraßenbeiräte  gegeben  werden  sollte,  die  sich 
territorial  mit  dem  betreffenden  Wasserstraßenbezirk  decken 
und  gleichzeitig  an  dem  Verkehr  beteiligt  sind,  sei  es,  daß  sie 
die  Schiffahrt  oder  Handel  und  Industrie  des  betreffenden  Strom- 
gebietes vertreten.  Solche  territorial  abgegrenzten  Wirtschafts- 
körper wird  es  aber  nur  in  sehr  beschränkter  Anzahl  geben. 

Die  Handelskammern  sind  aber  bereits  solche  territorial  ab- 
gegrenzte Wirtschaftskörper  mit  dem  Vorzüge,  daß  sie  überall 
vorhanden  sind  und  daß  sie  die  gesamten  Interessen  des  Handels 
und  der  Industrie,  nicht  nur  die  der  Spediteure,  sondern  auch 
die  der  Verfrachter,  vertreten.  Die  seit  vielen  Jahrzehnten  ge- 
sammelten Erfahrungen  der  Handelskammern  in  Wasserstraßen- 
angelegenheiten, die  von  der  Regierung  immer  wieder  in  An- 
spruch genommen  worden  sind,  müssen  unbedingt  in  weitestem 
Umfange  verwendet  werden.  Die  Arbeiten  der  Handelskammern 
auf  diesem  Gebiete  berechtigen  sie  zu  einem  Wahlrecht.  Ihr 
persönlicher  Verkehr  mit  den  führenden  Persönlichkeiten  in 
Handel  und  Industrie  seit  Jahrzehnten  befähigt  sie,  die  geeig- 
netsten Mitglieder  vorzuschlagen.  Zunächst  müßte  aber  fest- 
gestellt werden,  welche  Zweige  von  Handel  und  Industrie  in  den 
verschiedenen  Bezirkswasserstraßen  zu  berücksichtigen  sind.  Das 
können  das  Reichsverkehrsministerium  und  die  Länder  jedoch  am 
erfolgreichsten  nur  im  Benehmen  mit  den  geseßlich  berufenen 
wirtschaftlichen  Vertretungen,  den  Handelskammern,  feststellen. 

Es  wäre  daher  zweckmäßig,  daß  das  Reich  und  die  Länder 
zu  diesem  Zweck  mit  den  Handelskammern  durch  Vermittlung 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags  darüber  verhandeln. 

Wenn  die  Regierung  der  Meinung  sein  sollte,  daß  die  Han- 
delskammern diese  Fragen  nur  für  ihre  Bezirke  aber  nicht  für 
das  ganze  Stromgebiet  in  bester  Weise  lösen  können,  so  er- 
widern wir,  daß  bereits  Handelskammervereinigungen  für  die 
größeren  Wirtschaftsgebiete  bestehen,  oder  daß  diejenigen  Han- 
delskammern, die  zu  einem  Stromgebiete  gehören,  sich  leicht 
zu  einer  gemeinsamen  Beratung  oder  einem  Wahlvorschlag  zu- 
sammenfinden können.  In  Verhandlungen  der  Regierung  mit 
diesen  Handelskammern  könnte  leicht  festgestellt  werden,  welche 
Zweige  von  Handel  und  Industrie  in  den  Bezirkswasserstraßen- 
beiräten vertreten  sein  sollen. 

Die  Handelskammern  wären  dann  in  der  Lage,  die  fähigsten 
Persönlichkeiten  der  betreffenden  Gewerbezweige  vorzu- 
schlagen. 

Gleichzeitig  muß  sich  der  Deutsche  Industrie-  und  Handels- 
tag gegen  die  Verteilung  der  Stimmen  unter  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  im  Bezirks-  und  Wasserstraßenbeirat  aus- 
sprechen. Nach  dem  Ergebnis  der  Verhandlungen  des  Vor- 
läufigen Reichswasserstraßenbeirats  vom  11.  Juli  d.  J.  sollen  den 
Arbeitgebern  und  den  Arbeitnehmern  je  ein  Drittel  Stimmen  ge- 
währt werden.  Wenn  den  Arbeitnehmern  im  Reichseisenbahn- 
rat nur  ein  Viertel  der  Stimmen  gewährt  worden  ist,  so  sollte 
dieses  Verhältnis  auch  für  den  Bezirks-  und  Reichswasser- 
straßenbeirat angewandt  werden,  da  von  der  Regierung  aner- 
kannt worden  ist,  daß  die  im  Bezirks-  und  Reichswasserstraßen- 
beirat zu  behandelnden  Fragen  viel  schwieriger  sind.  Es  handelt 
sich  hierbei  nicht  nur  um  reine  Verkehrs-,  sondern  auch  um 
technische  Fragen  aller  Art. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  erlaubt  sich,  dem 
Herrn  Reichsverkehrsminister  die  dringende  Bitte  zu  unterbreiten, 
den  Handelskammern  ein  weitgehendes  Vorschlagsrecht  zu  den 
Bezirkswasserstraßenbeiräten,  soweit  sie  das  Reich  und  die 
Länder  berufen,  zu  gewähren. 

Gleichzeitig  bitten  wir  den  Herrn  Minister,  dafür  einzu- 
freten,  daß  ähnlich  wie  bei  dem  Bezirks-  und  Reichseisenbahn- 
rat den  Arbeitnehmern  nicht  ein  Drittel,  sondern  höchstens  ein 
Viertel  der  Stimmen  gewährt  werden." 

Drucksachen  der  Anßenhandelsstellen. 

Am  11.  Juli  hatten  wir  mit  Rundschreiben  — A 3047  — die 
Mitglieder  gebeten,  uns  Wünsche  um  Übersendung  der  bei  den 
Außenhandelsstellen  erscheinenden  Drucksachen  zu  übermitteln. 
Die  Rundfrage  muß  nunmehr  als  abgeschlossen  betrachtet 
werden.  Der  größte  Teil  der  Mitglieder  hat  sich  auch  bereits 
geäußert.  Wir  haben  eine  Zusammenstellung  dieser  Wünsche 
dem  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung  übersandt 
mit  der  Bitte,  sie  gemäß  seiner  Zusage  vom  9.  Mai  — A.  I.  1976  22 
— den  Außenhandelsstellen  zur  weiteren  Veranlassung  zuzu- 
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stellen.  Wir  bitten  die  Mitglieder,  hiervon  Kenntnis  zu  nehmen. 
Sollte  der  Versand  an  dieser  oder  jener  Stelle  in  der  ersten  Zeit 
noch  etwas  stocken,  so  werden  sich  solche  Mißstände  im  un- 
mittelbaren Einvernehmen  zwischen  der  Handelskammer  und  der 
Aulenhandelsstelle  beseitigen  lassen. 

Statistische  Marken. 

Der  D.  I.  u.  H.  trat  beim  Reichsminister  der  Finanzen  dafür 
ein,  nicht  nur  für  ausreichende  Bestände  an  statistischen  Marken 
bei  den  einzelnen  Zollämtern  Sorge  zu  tragen,  sondern  auch  in 
Anbetracht  der  erhöhten  statistischen  Gebühren  und  im  Interesse 
einer  schnellen  Abfertigung  bei  den  Zollämtern  dringend  Marken 
zu  höheren  Werten  als  bisher  auszugeben.  Die  Einführung 
von  Marken  zu  10,  20,  50,  100,  200  und  500  M.  wurde  als  er- 
forderlich bezeichnet.  Vgl.  S.  173. 

Kampf  der  englischen  Industrie 
gegen  den  deutschen  Wettbewerb  in  Spanien. 

Wie  dem  D.  l.u.H.  miigeteilt  wurde,  hat  ein  Reisender  einer 
englischen  Tapetenfabrik  bei  seinem  Aufenthalt  in  Spanien  ver- 
sucht, auszukundschaften,  welche  spanischen  Vertreter  außer 
englischen  Firmen  auch  deutsche  vertreten,  da  diesen  die  Ver- 
tretung der  betr.  englischen  Fabrik  entzogen  werden  soll,  wenn 
sie  nidit  die  der  deutschen  Firmen  aufgeben. 

Dieses  Vorgehen  dürfte  einen  unerhörten  Eingriff  in  die 
Freiheit  der  Entschließung  der  spanischen  Vertreter  und  unter 
Umständen  einen  erheblichen  Verlust  für  sie  bedeuten.  Es  ist 
bezeichnend  für  die  Art  und  Weise,  in  der  man  in  Spanien  den 
deutschen  Wettbewerb  auszuschalten  versucht.  Den  zuständigen 
Stellen  ist  die  Angelegenheit  zur  weiteren  Veranlassung  unter- 
breitet worden.  Wir  bitten  um  Benachrichtigung,  falls  weitere 
Fälle  dieser  Art  bekannt  werden  sollten. 


Verzollung  deutscher  Waren  in  Kanada. 

Einem  Bericht  des  Deutschen  Generalkonsulats  Montreal 
entnehmen  wir  folgende  Einzelheiten  über  die  in  Kanada  gelten- 
den Bestimmungen  für  die  Verzollung  deutscher  Waren.  An- 
gesichts der  noch  immer  herrschenden  Unklarheit  über  diese 
Bestimmungen  dürfte  sich  eine  möglichst  weitgehende  Verbrei- 
tung des  Berichts  empfehlen. 

Bei  Verzollung  von  deutschen  Waren,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  sie  direkt  aus  Deutschland  oder  über  andere  Länder  nach 
Kanada  eingeführt  werden,  wird  der  englische  Marktwert  gleicher 
oder  ähnlicher  Waren  zugrunde  gelegt.  Dieser  englische  Markt- 
wert ist  vom  Zollabschäßer  (Appraiser)  festzuseßen.  Wird  eine 
gleiche  oder  ähnliche  Ware  in  England  nicht  hergestellt,  so 
dient  als  Grundlage  der  Marktwert  in  anderen  europäischen 
Ländern  mit  gesunder  Valuta  (z.  B.  der  holländische,  schweizerische 
usw.L  Falls  der  englische  usw.  Marktwert  vom  Appraiser  höher 
festgeseßt  wird  als  der  deutsche  Verkaufspreis,  so  wird  bei 
Waren  einer  auch  in  Kanada  hergestellten  Klasse  oder  Art 
außer  dem  gewöhnlichen,  nach  dem  Generaltarif  zu  erhebenden 
Zolle  noch  der  sogenannte  Dumping-Zoll  erhoben  (vgl.  Deutsches 
Handelsarchiv  1917,  1,  S.  964),  d.  h.  ein  Zuschlag  in  Höhe  des 
Unterschiedes  zwischen  dem  deutschen  Verkaufspreis  und  dem 
englischen  (oder  holländischen)  Marktwert,  jedoch  von  höchstens 


15  v.  H.  des  leßteren. 

1.  Beispiel:  Stahlwaren. 

Verkaufspreis  der  Ware  in  Deutschland  ....  100.—  $ 

Marktwert  ähnlicher  Ware  in  England  vom  Ap- 
praiser festgeseßt  auf 110.—  $ 

Zollberechnung: 

Zoll  nach  Generaltarif:  30  v.  H.  von  HO.—  $ = 33.—  $ 

Dumping-Zoll  (Unterschied  zwischen  100  u.  110)  = 10.—  $ 

Gesamtzoll  43.—  $ 

2.  Beispiel:  Stahlwaren.^ 

Deutscher  Verkaufspreis  100.—  $ 

Englischer  Marktwert  vom  Appraiser  festgeseßt 

auf  • 125.—  $ 

Zollberechnung: 

1.  Zoll  nach  Generaltarif  30  v.  H.  von  125.—  $ = 37.50  $ 

2.  Dumping-Zoll  (da  der  Preisunterschied  höher  ist 
als  15  v.  H.)  = der  Höchstsaß  von  15  v.  H.  von 

125  $ = 18.75  $ 

Gesamtzoll  56.25  $ 


I 

Bei  Waren,  die  in  Kanada  nicht  hergestellt  werden,  finde: 
wie  bemerkt,  die  Dumpingklausel  von  1907  keine  Anwendung.  E' 
wird  daher  nur  der  im  Generaltarif  vorgesehene  Zollsaß  vo 
dem  englischen  usw.  Marktwerte  erhoben. 

Der  deutschen  Geschäftswelt  wird  geraten,  nach  Kanada  ni 
beste  Qualitätsware  zu  verkaufen. 

Allgemeine  Bedingungen  für  die  Ausschreibunge 
der  ägyptischen  Regierung. 

Dem  D.  I.  u.  H.  liegt  eine  Uberseßung  der  Bedingungen  fi 
die  Abgabe  von  Angeboten  und  Ausschreibungen  der  ägyptische; 
Regierung  vor,  die  Interessenten  zur  Einsichtnahme  zur  Vei! 
fügung  steht.  Vgl.  XXVIII.  Jahrg.,  S.  190. 


Banken. 

Ausstellung  von  Devisenhandelsbescheinfgungei 

Der  Preuß.  Minister  für  Handel  und  Gewerb1 
hat  unterm  13.  September  d.  J.  folgenden  Erlaß  an  die  Handel: 
kammern  gerichtet: 

„Nach  den  mir  vorliegenden  Berichten  verschiedener  Har 
delskammern  mehren  sich  die  Fälle,  in  denen  inländische  Fabr 
kanten  ihre  Waren  an  inländische  Abnehmer  nur  unter  d< 
Bedingung  verkaufen,  daß  die  Bezahlung  in  ausländischen  Zal 
lungsmifteln  erfolgt. 

Ich  verkenne  nicht,  daß  in  manchen  Fällen,  soweit  es  sich  u 
den  Weiterverkauf  aus  dem  Ausland  eingeführfer,  noch  unve:| 
arbeiteter  Rohstoffe  handelt,  es  sich  im  Großhandelsverkehr  nie 
immer  vermeiden  läßt,  daß  der  inländische  Lieferant  nicht  m 
den  Preis  auf  Grund  der  ausländischen  Währung  bemißt,  sondei 
auch  die  Bezahlung  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  von  seine 
inländischen  Abnehmer  verlangt.  Im  Interesse  der  einheimische 
Währung  muß  diese  Art  des  Zahlungsverkehrs  jedoch  nach  Möc 
lichkeit  auf  den  vorgenannten  Fall  der  Einfuhr  beschränkt  bleibe 
Wenn  bei  dem  Weiterverkauf  der  im  Inlande  hergestellten  Hall 
oder  Fertigfabrikate  mit  Rücksicht  auf  die  bei  der  Anfertigur 
verwendeten  ausländischen  Rohstoffe  eine  Berechnung  der  Prei: 
zum  Teil  nach  dem  Maßstab  der  ausländischen  Währung  für  d 
liefernden  Firmen  wünschenswert  sein  kann,  so  erscheint  mir 
diesen  Fällen  die  Vereinbarung  einer  effektiven  Zahlung  in  au: 
ländischen  Zahlungsmitteln  nicht  erforderlich,  sie  ist  im  Interes: 
c^er  inländischen  Währung  zu  vermeiden.  Bei  Geschäften  d' 
leßtgedachten  Art  wird  die  ausländische  Währung  lediglich  a 
Wertmesser  für  den  gleitenden  Preis  benußt,  sie  sind  daher  nie 
als  Geschäfte  über  ausländische  Zahlungsmittel  im  Sinne  d< 
Devisenhandelsgeseßes  anzusehen.  Für  die  Firmen,  die  sold 
Geschäfte  tätigen,  ist  demnach  die  Ausstellung  einer  Beschein 
gung  gemäß  § 3 des  Devisenhandelsgeseßes  nicht  erforderlic 

Ich  ersuche  daher,  im  Anschluß  an  meinen  Erlaß  vom  1.  Ju 
1922  — II  b 4169  — die  Erteilung  der  Bescheinigung  in  diese 
Fällen  grundsäßlich  abzulehnen.  Sollten  nach  Ansicht  der  Hai 
delskammer  besondere  Verhältnisse  im  Einzelfalle  die  Erteilur 
der  Bescheinigung  ausnahmsweise  rechtfertigen,  so  ersuche  ic 
jeweils  unter  Darlegung  der  näheren  Umstände  meine  Entsche 
düng  einzuholen.“ 


Steuern. 

Luxussteuer. 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  teilt  mit,  daß  der  Reichsr 
in  seiner  Sißung  vom  21.  September  1922  dem  leßten  Teil  der  neu« 
Ausführungsbestimmungen  über  die  Luxussteuer  zugestimmt  hi 
Dieser  Teil  der  neuen  Ausführungsbestimmungen  tritt  am  1.  O 
tober  1922  in  Kraft  und  ist  abgedruckt  in  Nr.  48  des  Zentralblatt 
für  das  Deutsche  Reich.  Damit  sind"  die  gesamten  Ausführung 
bestimmungen  über  die  Luxussteuer  neu  gefaßt.  Sie  erscheinen 
Kürze  als  Teil  II  der  Amtlichen  Handausgabe  zum  Umsaßsteue 
geseß  in  Carl  Heymann’s  Verlag,  Berlin  W 8,  Mauerstraße  43// 

Handhabung  des  § 12  des  Tabakstenergesetzes. 

Die  Handelskammer  in  Altona  richtete  am  22.  August  fo 
gende  Eingabe  an  den  Reichsminister  der  Finanzen: 

„Die  Erhöhung  des  Goldzolles,  die  Steigerung  der  Band' 
rolsteuer  und  die  Entwertung  der  Mark  legen  der  Rauchtabal 
und  Zigarrenherstellung  Auslagen  auf,  die  andere  Industrien 
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gleichem  Maße  nicht  haben.  Die  Folge  davon  ist,  dag  Betriebe, 
die  in  der  Vorkriegszeit  und  während  der  ersten  Kriegsjahre 
mit  beispielsweise  100  000  M.  Zoll  und  Steuerkredit  auskamen, 
jefet  einen  solchen  von  mindestens  6 Millionen  haben  müssen, 
wenn  sie  die  Betriebe  in  gleicher  Höhe  aufrechterhalten  wollen. 
Ist  das  Kapital  zur  Hinterlegung  in  Wertpapieren  nidit  vorhan- 
den, so  ist  Sidierheit  durch  Hypotheken  oder  Bürgschaften  zu 
stellen.  Legiere  zu  erlangen,  wird  immer  schwieriger,  da  die 
Großbanken  über  eine  außergewöhnliche  Inanspruchnahme  und 
Geldknappheit  klagen  und  die  bisherigen  Kredite  zu  kürzen 
suchen.  So  sind  schon  große  und  bedeutende  Firmen  der  Branche 
gezwungen  worden,  ihre  Betriebe  einzuschränken  oder  sogar 
einzustellen. 

Eine  teilweise  Linderung  dieser  Notlage  ist  durch  die  gleich- 
mäßige Behandlung  von  seiten  der  Hauptzollämter  bezüglich  der 
Kreditgewährung  zu  erzielen.  Nach  § 12  des  Tabaksteuerge- 
seßes  vom  12.  September  1919  ist  es  zulässig,  einen  freien 
Kredit  von  3 Monaten  für  Banderolsteuern  ohne  Hinterlegung 
von  Sicherheiten  zu  gewähren  und  einen  solchen  von  6 Monaten 
bei  Hinterlegung  von  Sicherheiten. 

Die  Handhabung  dieser  Bestimmungen  durch  die  Hauptzoll- 
ämter ist  sehr  unterschiedlich.  Einige  gewähren  den  freien  Kredit 
von  3 Monaten  auch  bei  der  Hinterlegung  von  Sicherheiten,  wenn 
diese  überschritten  sind,  so  daß  beide  Arten  nebeneinander 
laufen.  Ist  die  Sicherheit  für  6 Monate  voll  belastet,  so  findet 
der  freie  Kredit  von  3 Monaten  Anwendung.  Andere  Haupt- 
zollämter gewähren  nur  Stundungen  im  Rahmen  der  hinterlegten 
Sicherheit  und  lehnen  jegliche  freie  Kreditabgabe  nach  .Er- 
schöpfung des  gegen  Kaution  eingeräumten  Kredites  ab. 

Diese  unterschiedliche  Behandlung  trifft  die  im  Bezirk  der 
leßteren  Zollämter  ansässigen  Firmen  sehr  hart,  da  genügende 
Sicherheiten  für  einen  6 monatlichen  Kredit  wohl  nur  in  Aus- 
nahmefällen zu  beschaffen  sind  und  die  zuständigen  Beamten 
vor  den  enormen  Summen,  die  durch  die  Entwertung  der  Mark 
bedingt  werden,  zurückschrecken.  Sie  berufen  sich  auf  die 
persönliche  Haftung.  Da  leßtere  den  heutigen  Verhältnissen 
weder  entspricht  noch  erfolgreich  Anwendung  finden  kann,  sollte 
seitens  des  Reichsfinanzministeriums  eine  Aufhebung  dieser  Be- 
stimmung erwogen  und  durchgeführt  werden.  Wenn  ein  größeres 
Zollamt  für  50  und  mehr  Millionen  Kredite  gewähren  muß,  nüßt 
bei  einem  Zusammenbruch  die  Haftung  der  Beamten  auch 
nicht  viel. 

So  braucht  der  Betrieb,  der  in  der  Vorkriegszeit  mit 
100  000  M.  Kredit  für  Zölle  und  Steuern  gut  auskam, 1 jeßt 
6 Millionen,  wenn  er  denselben  voll  ausnüßen  muß,  um  das 
Geschäft  in  demselben  Umfange  zu  erhalten.  Die  Kautionsgesell- 
schaften finden  sich  zu  Bürgschaften  für  die  Hälfte  vielleicht 
bereit.  Wenn  nun  die  Zollämter  die  ihnen  zustehenden  Befug- 
nisse zur  Gewährung  eines  freien  Kredits  im  Interesse  der 
Fabrikanten  ausnüßen,  so  sind  diese  in  der  Lage,  wenigstens 
durdigängig  einen  Steuerkredit  von  4 bis  5 Monaten  in  An- 
spruch zu  nehmen,  während  sie  bei  der  Ablehnung  jeden  freien 
Kredites  nach  einem  Monat  sämtliche  Zölle  und  Steuern  be- 
zahlen müssen.  Die  in  dem  Bezirke  der  entgegenkommenden 
Hauptzollämter  liegenden  Betriebe  sind  den  anderen  gegenüber 
sehr  im  Vorteil.  Erstere  können  ihre  Betriebe  in  bisherigem 
Umfange  aufrecht  erhalten,  wogegen  die  leßteren  Einschrän- 
kungen treffen  müssen. 

Wenn  bei  den  größeren  und  mittleren  Betrieben  die  Verhält- 
nisse schon  so  liegen,  so  sind  sie  bei  den  kleineren  noch  viel 
schlimmer  und  trostloser.  Diesen  ist  die  Sicherheitsbeschaffung 
noch  bedeutend  schwieriger.  Sie  müssen  bei  dem  hohen  Valuta- 
stande ihre  Betriebe  erheblich  einschränken,  wenn  nicht  schließen. 

Den  Herrn  Reichsfinanzminister  bitten  wir  daher  ergebenst, 
eine  Aufhebung  der  Bestimmung  über  die  persönliche  Haftung 
bei  der  Kreditgewährung  erwägen  zu  wollen  und  die  Hauptzoll- 
ämter anzuweisen,  den  § 12  des  Tabaksteuergeseßes  im  Inter- 
esse der  Industrie  gleichmäßig  zu  handhaben,  so  daß  Kredit 
gegen  Sicherheit  und  nach  dessen  Ausnußung  freie  Stundung 
auf  3 Monate  nebeneinander  Anwendung  finden  und  bezüglich 
der  leßteren  weniger  Schwierigkeiten  als  bisher  gemacht  werden.“ 


Stempelabgabe  bei  Auslandskäufen. 

Die  Handelskammer  zu  München  richtete  am  11.  September 
folgende  Eingabe  an  das  Staatsministerium  für  Handel,  Industrie 
und  Gewerbe: 


„Die  unter  Tarifnummer  4a,5  des  Reichsstempelgeseßes 
angeordnete  Abgabe  von  2 vom  Tausend  ist  gemäß  §18  Abs.  2 
dieses  Geseßes  bei  im  Ausland  abgeschlossenen  Geschäften  im 
halben  Betrage  zu  entrichten,  wenn  nur  einer  der  beiden  Kon- 
trahenten im  Inland  wohnhaft  ist.  Diese  Vorschrift,  die,  wie  in 
einer  in  Nr.  621  der  Frankfurter  Zeitung  vom  3.  September  1922 
veröffentlichten  Notiz:  „Der  Effektenstempel  bei  Auslandskäufen“ 
u.  E.  mit  Recht  hervorgehoben  ist,  früher  ihre  gute  Berechtigung 
gehabt  haben  mag,  erscheint  unter  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen mit  Rücksicht  auf  die  in  der  leßten  Zeit  an  den  Effekten- 
börsen getätigten  zahlreichen  Auslandskäufen  nidit  mehr  zeit- 
gemäß. Wenn  man  bedenkt,  daß  mit  hochvalutarischen  Zahlungs- 
mitteln inländische  Aktien  schon  ohnehin  unverhältnismäßig  billig 
erworben  werden  können  und,  wie  aus  den  Börsenberichten  her- 
vorgeht, auch  tatsächlich  in  großem  Umfange  gekauft  werden, 
dann  ersdieint  es  nicht  angängig,  daß  bei  derartigen  Gesdiäftcn 
von  im  Ausland  wohnenden  Ausländern  nur  die  Hälfte  der  von 
Inlandsdeutschen  zu  entriditenden  Stempelabgabe  bezahlt  wird. 

Im  Hinblick  auf  vorstehendes  tragen  wir  darauf  an,  den  § 18 
des  Reichsstempelgeseßes  dahin  abzuändern,  daß  im  Ausland 
abgesdilossene  Gesdiäfte  der  unter  Tarifnummer  4a, 5 bezeich- 
neten  Art  auch  dann  der  angeordneten  Abgabe  von  2 vom 
Tausend  unterliegen,  wenn  einer  der  im  Einzelfalle  in  Frage 
stehenden  Kontrahenten  seinen  Wohnsiß  im  Inland  hat." 


Aufcenhandel.  , 

Hamlelsstatistisclie  Vorschriften. 

1.  Am  18.  Juli  1922  ist  bekanntlich  ein  Geseß  über  die  Neu- 
regelung der  statistischen  Gebühr  erlassen  worden.  Das  Geseß 
und  die  dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  sind  durch  den 
Verlag  von  Puttkammer  und  Mühlbrecht,  Berlin  W 56,  Französisdie 
Straße  28,  zum  Preise  von  10  M.  zu  beziehen. 

2.  Die  Neuregelung  bringt  in  der  Hauptsache  eine  Wertgebühr 
von  ein  Zehntel  pro  Tausend  des  Grenzwertes  der  angemeldeten 
Ware,  springend  um  je  1 M.  für  je  10  000  M.  Wert. 

3.  Bei  Fakturierung  in  Auslandswährung  ist  für  die 
Gebührenberechnung  nach  dem  Kurs  des  Ausstellungs- 
tags des  Anmeldepapiers,  bei  nicht  notierten  Kursen  nach  dem 
Umsaßsteuerausfuhrkurs  umzurechnen.  Angabe  des  Umrechnungs- 
ergebnisses  auf  den  Anmeldepapieren  durch  den  Aussteller  ist 
nicht  notwendig. 

4.  Die  meisten  seitherigen  Befreiungsvorschriften 
werden  beseitigt,  Einfuhrsendungen,  Postsendungen  sind  ge- 
bührenpflichtig. Eine  untere  Wertgrenze  für  die  Gebührenpflicht 
gibt  es  nicht.  Mindestsaß  der  Gebühr  ist  50  Pf. 

5.  Gebührenentrichtung  erfolgt  durch  Aufkleben  von 
Stempelmarken,  die  von  den  Poä'tanstalten  oder  den  Zoll- 
ämtern bezogen  werden  können,  auf  dem  Anmeldepapier;  die 
Marken  lauten  über  Y>,  1,  5,  20,  und  50  M.  Gebührenentrichtung 
ohne  Verwendung  von  Stempelmarken  kann  nur  für  solche  t 
Sendungen  gestattet  werden,  deren  Werte  dem  Statistischen 
Reichsamt  mit  dessen  Einverständnis  unmittelbar  angemeldet 
werden. 

6.  Um  Behinderung  des  Verkehrs  durch  in  der  Übergangszeit 
möglicher  Weise  auftretende  Schwierigkeiten  in  der  Beschaffung 
der  Gebührenmarken  zu  vermeiden,  war  angeordnet,  daß  bis 
zum  20.  September  1922  Sendungen  wegen  Fehlens  von 
Gebührenmarken  nicht  angehalten  werden  dürften,  wenn  die 
Gebühr  nach  den  alten  Säßen  des  Geseßes  vom  7.  Februar  1906 
entrichtet  ist.  Damit  haben  sich  entsprechende  Eingaben  ver- 
schiedener Handelskammern  erledigt. 

7.  Die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Wert- 
anmeldung für  die  statistische  Anschreibung 
werden  durch  die  Neuregelung  der  Gebühren  nicht  berührt.  Es 
ist  als  anzumelden: 

In  der  Einfuhr  Grenzwert  in  deutscher  Währung,  gegebenen- 
falls noch  Umrechnung  zu  dem  Kurs,  zu  dem  die  aus- 
ländischen Devisen  beschafft  worden  sind.  Wo  Zoll- 
abfertigung durch  Spediteur  erfolgt,  ist  dieser  vom  Empfänger 
über  den  anzumeldenden  Grenzwert  zu  verständigen. 

In  der  Ausfuhr  Fakturenpreis  in  der  vereinbarten  Währung 
und  daneben  Fracht-,  Versicherungs-  und  sonstige  Kosten 
zwischen  Lieferungsort  und  deutscher  Grenze  in  deutscher 
Währung. 
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8.  Diese  Wertangaben  sind  von  größter  Wichtigkeit.  Richtig- 
keit und  Zuverlässigkeit  muß  verlangt  werden.  Wertangaben  auf 
Grund  von  „Erfahrungssäßen“  sind  unstatthaft.  Es  ist  der  tat- 
sächlich im  vorliegenden  Einzelfall  vereinbarte  Preis  anzugeben 
oder  zugrunde  zu  legen. 

9.  Als  Mengenangabe  ist  allgemein  das  Reingewicht 
vorgeschrieben.  Für  welche  Waren  andere  Maßstäbe  als  Ge- 
wicht oder  neben  dem  Gewicht  noch  ein  anderer  Maßstab  anzu- 
melden ist,  ist  im  statistischen  Warenverzeichnis  bestimmt,  das 
durch  M.  v.  Deckers  Verlag,  G.  Schenck,  Berlin  SW  19,  Jeru- 
salemer Strafe  56,  bezogen  werden  kann. 

10.  Als  Gattungsbezeichnung  der  Ware  ist  deren 
spezielle  handelsübliche  oder  sprachgebräuchliche  Benennung  an- 
zugeben. Hinzufügung  des  Stoffes,  aus  dem  die  Ware  besteht, 
der  Art  der  Bearbeitung  (und  des  Verwendungszwecks!  ist 
dringend  zu  empfehlen. 

11.  Es  ist  anzumelden 

bei  der  Einfuhr  das  Erzeugungsland,  das  ist  das  Land, 
in  dem  die  Ware  in  derjenigen  Beschaffenheit  erzeugt  oder 
hergestellt  ist,  in  der  sie  zur  Einfuhr  gelangt;  bei  der  Ausfuhr 
in  der  dazu  bestimmten  Spalte  des  Anmeldescheins  das 
Bestimmungsland,  (für  dessen  Verbrauch  die  Ware  bestimmt 
ist)  und  neben  der  Gatiungsbezeichnung  der  Ware  das 
Erzeugungsland;  hierbei  genügt  die  Angabe  „in- 
ländisch“ oder  „ausländisch“. 

Unvollständige,  unrichtige  oder  ungenaue  Angaben  veran- 
lassen Rückfragen  und  damit  Zeitverlust,  Arbeit  und  Kosten.  Die 
Zuverlässigkeit  der  handelsstatistischen  Ermittlungen  ist  heute 
wichtiger  als  je.  Jeder  am  Außenhandel  beteiligte  soll  durch 
Lieferung  genauer  sorgfältig  nachgeprüfter  Angaben  an  der  Er- 
höhung dieser  Zuverlässigkeit  mitarbeiten. 

Erhöhung  der  statistischen  Gebühr 
bei  der  Zollabfertigung. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtete  folgendes  Schreiben  an  den  Reichs- 
minister der  Finanzen: 

„Durch  Geseß  vom  18.  Juli  1922  ist  die  bei  der  Zollabfertigung 
zu  erhebende  statistische  Gebühr  erhöht  worden.  Das  Geseß 
ist  mit  Wirkung  vom  1.  Juli  d,  ).  in  Kraft  getreten. 

Wie  bereits  dem  dortigen  Herrn  Referenten  ausgeführt,  haben 
viele  Zollkassen  mangels  Anweisung  über  die  Ausführung  des 
Geseßes  und  in  Unkenntnis  seines  Inkrafttretens  Sendungen  zu 
alten  Säßen  abgefertigt.  Wir  bitten  ergebenst  um  Bestätigung, 
daß  aus  diesem  Verfahren  der  Zollstellen  den  Verlegern  keine 
Nachteile  durch  Nacherhebung  der  erhöhten  Gebührensäße  er- 
wachsen. Eine  Nacherhebung  würde  für  die  Interessenten  teil- 
weise eine  große  finanzielle  Belastung  bedeuten,  während 
andererseits  die  Interessenten  keinerlei  Verantwortung  für  Ent- 
richtung der  alten  niedrigen  Säße  trifft.“ 

Nene  Berichtsformen  der  „Deutscher  Wirtschafts- 
dienst G.  m.  b.  H.“ 

Der  „Deutsche  Wirtschaftsdienst  G.  m.  b.  H.“  (Berlin  NW  7, 
Bunsenstraße  2!  wird  ihren  laufenden  Auslands-Nachrichten- 


dienst, den  „Eildienst“  fortab  in  einer  veränderten  und  verbesserten 
Form  veröffentlichen.  Der  laufende  Dienst  wird  drei  verschie- 
dene Erscheinungen  umfassen.  Den  Fach-Ei ldienst,  der 
Handels-Eildienst  und  den  Zoll-Eildienst. 

Der  Fach - Eildienst  wird  anstatt  der  bisheriger 
31  Klassen  den  Stoff  in  13  Gruppen  zusammenfassen  und  zwai 
folgendermaßen: 

1.  Bergbau-  und  Hüttenwesen. 

2.  Maschinenbau,  Kessel-  und  Apparatebau  und  Fahrzeuge 

3.  Eisen-,  Stahl-  und  Metallwaren. 

4.  Elektrische  Industrie,  einschließlich  Isolatoren,  Gas-  unc 
Wassertechnik. 

5.  Chemische  Industrie. 

6.  Textilien  und  Bekleidung. 

7.  Häute,  Felle,  Leder  und  Lederwaren. 

8.  Kautschuk,  Gummiwaren  und  Krankenpflegeartikel. 

9.  Holz,  Papier,  Papiergewebe,  Bücher  und  Graphik. 

10.  Galanteriewaren  (einschl.  Ledergalanteriewaren),  Schmuck 
waren,  Spiel-  und  Sportwaren. 

11.  Optik,  Feinmechanik  (einschl.  physik.-,  ehern.-  und  ärzt 
liehe  Instrumente),  Photographie,  Kinematographie. 

12.  Bauwesen,  Keramik,  Glas-  und  Glaswaren,  hygien.-  um 
sanitäre  Einrichtungen.  v 

13.  Landwirtschaft,  Nahrungs-  und  Genußmittel  (einschl.  pflanz 
liehe  Oie). 

Diese  Berichte  werden  unmittelbare  Nachfragen  nad 
deutschen  Waren,  Warenangebote  des  Auslandes,  die  Adresse: 
von  Waren-Interessenten,  sowie  Ausschreibungen  des  Auslandes! 
Vertreter-  und  Vertretungsgesuche  ausländischer  Firmen  ent 
halten.  Jeder  Fach-Eildienst  wird  vorläufig  500  M.  im  Viertel 
jahr  ohne  Porto  bei  unmittelbarer  Zustellung  kosten;  bei  Bezu 
von  mehreren  Klassen  erfolgt  Preisnachlaß. 

Der  Handels-Eildienst  wird  enthalten:  Amtlich  nid: 
notierte  Devisenkurse-  Bank-,  Geld-  und  Börsenwesen,  Ver 
kehrs-,  Spediiions-  und  Versicherungswesen,  Ausstellungen  un 
Messen,  Propaganda,  Arbeiterfragen.  Sonstige  wirtschaftlich 
wichtige  Nachrichten  des  ^Auslands,  Länderkonjunkturberichtej 
geschäftliche  Mitteilungen,  Adressenlisten,  Listen  von  Interessente 
für  deutsche  Waren  und  Warenangebote  des  Auslandes,  Ver 
treter-  und  Vertretungsgesuche  ausländischer  Firmen  (Prei 
vierteljährlich  vorläufig  500  M.L 

Eine  besondere  Ergänzung  wird  der  Zoll-Eildienst  dar 
stellen,  der  laufende'  Berichte  über  Zollmaßnahmen  im  Ausland«! 
Zolltarif  entwürfe,  Zollveränderungen  und  sonstige  zolltechnisch 
Handelsvorschriften  des  Auslandes  auch  über  Auslandssteuer 
und  Akzise  bringen  wird  (Preis  vierteljährlich  vorläufig  500  M.j 
Auch  bei  Bezug  der  verschiedenen  Dienste  wird  Preisnachla 
gewährt. 

Die  Wochenzeitschrift  „Wirtschaftliche 
Nachrichtendienst“  wird  wie  bisher,  ergänzt  dürr 
Sonderhefte  über  Länder  und  Industriezweige  weiter  herausj 
gegeben  (Preis  ab  1.  Oktober  vorläufig  300  M.  vierteljährlich). 
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Nummer  13 


Der  Wiederbeschaffungspreis. 

Von  Regierungsrat  W o d t k e , Berlin. 


Der  in  den  lebten  Monaten  beschleunigte  Verfall 
unserer  Währung  hat  Industrie  und  Handel  in  eine 
schwierige  Lage  verseßt.  Ware,  die  bis  vor  kurzem  für 
beispielsweise  100  M.  verkauft  werden  konnte,  kann  heute 
im  Durchschnitt  nicht  unter  dem  4-  bis  5fachen  Betrag 
wiederbeschafftwerden.  ln  dieser  Tatsache,  die 
an  sich  keine  Verteuerung  der  Ware  bedeutet,  — sie  kann, 
an  einem  stabilen  Wertmesser  gemessen,  sogar  billiger 
geworden  sein  — findet  die  inzwischen  eingetretene  Ver- 
schlechterung der  Mark  ihren  Ausdruck.  Privatwirtschaft- 
lich wie  volkswirtschaftlich  betrachtet  ist  es  daher  nur 
j richtig,  wenn  die  mit  der  Gütererzeugung  und  -Verteilung 
befaßten  Kreise  diesem  Umstande  Rechnung  tragen,  und 
ihre  Ware  zu  einem  der  Geldveränderung  entsprechenden 
Preise  veräußern,  da  andernfalls  der  Verkauf  zu  Verlusten 
führt  und  die  Aufrechterhaltung  der  in  den  Rohstoff-  und 
Warenlagern  verkörperten  Betriebsmittel  nicht  gewähr- 
leistet. Soweit  nicht  künstliche  Preisbindungen  und  Beein- 
flussungen vorliegen,  insbesondere  bei  allen  vorwiegend 
aus  dem  Ausland  kommenden  Waren,  wird  man  nun 
davon  ausgehen  können,  daß  sich  jede  Veränderung  des 
Geldwertes  automatisch  im  Marktpreise  ausdrückt.  Die  An- 
passung an  den  natürlichsten  Preis,  den  Marktpreis, 
ist  daher  das  Nächstliegende,  um  der  entstandenen 
Schwierigkeiten  Herr  zu  werden;  und  sofern  die  Markt- 
verhältnisse nicht  in  ihrer  normalen  Verfassung  durch  die 
Geldwertveränderung  selbst  oder  andere  Umstände  gestört 
werden,  bestehen  hiergegen  auch  keine  Bedenken.  Der 
Verkauf  zum  Marktpreis  trägt  einmal  der  Geldentwertung 
in  vollem  Umfang  Rechnung,  biefef  zugleich  aber  auch  die 
Gewähr,  die  veräußerte  Ware  in  mindestens  gleicher  Menge 
und  Güte  am  Markte  wieder  zu  erstehen.  Der  Markt- 
preis deckt  sich  mit  dem  Wiederbeschaf- 
fungspreis. Der  Anerkennung  des  Marktpreises  galt 
daher  zunächst  der  Kampf  der  Erzeugung  und  des  Handels 
gegen  die  bisherige  Auslegung  der  Preistreibereiverord- 
nung. Dieses  Ziel  mit  einer  allerdings  nicht  unerheblichen 
Einschränkung  ist  erreicht.  Rechtsprechung  und  Schrift- 
tum haben  übereinstimmend  den  auf  normalerGrund- 
lage  beruhenden  Marktpreis  als  den  angemessenen 
Preis,  der  einen  übermäßigen  Gewinn  ausschließt,  aner- 
j kannt.1) 

Es  zeigte  sich  aber  bald,  daß  Industrie  und  Handel  mit 


‘)  So  Reichsgericht  in  Strafsachen  Bd.  52  S.  120,  Bd.  51  S.  347, 
Zeiler  „juristische  Wochenschrift“  1921  S.  1281,  „Mitteilungen  iür 
Preisprüfungsstellen“  Jahrgang  1921  S.  141,  S.  105,  Jahrgang  1922 
S.  34,  Erklärung  des  Reichsjustizministers  in  der  Plenarsißung  des 
Reichstages  vom  14.  Juni  1921,  amtlicher  stenographischer  Beridit. 


diesem  Zugeständnis  nicht  auskamen,  weil  die  Voraus- 
seßung  der  Anerkennung,  die  Normalität  der  Marktlage, 
für  die  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  überaus  schwer 
erkennbar  war,  so  daß  dem  subjektiven  Ermessen  ein  viel 
zu  weiter  Spielraum  gegeben  erschien,  um  eine  Gewähr 
gegen  ungerechtfertigte  Verurteilungen  zu  bieten.  Aner- 
kennung des  Wiederbeschaffungspreises  als 
entscheidenden  Beurteilungsmaßstabs  für  die  Gewinn- 
bemessung ist  daher  nunmehr  die  Forderung,  die  von  allen 
erwerbstätigen  Kreisen  gemeinsam  erhoben  wird,  um  die 
vermißte  Rechtssicherheit  wiederherzustellen.  Mit  dem 
Wiederbeschaffungspreis  steht  es  aber  nicht  viel  anders 
wie  mit  dem  Marktpreis.  Ihm  fehlt  die  juristische  Scharf- 
randigkeit,  die  ökonomischen  Begriffen  an  sich  kaum  zu 
geben  ist.  Soweit  ein  normaler  Marktpreis  besteht,  deckt 
der  Wiederbeschaffungspreis  sich  mit  diesem;  im  übrigen 
aber  stellt  er  etwas  dar,  was  überhaupt  nicht  fest  umrissen 
werden  kann.  Der  Industrielle  kennt  seine  zukünftigen  Ge- 
stehungskosten nicht.  Sowohl  die  Rohstoffpreise  wie  die 
Frachttarife,  Löhne  und  Gehälter,  Kohlen  und  sonstigen 
Betriebsstoffe  sind  bei  der  heutigen  Unsicherheit  des  Geld- 
wertes völlig  unbekannte  Größen.  Welchen  Preis  das  neue 
Erzeugnis  haben  wird,  ist  nicht  vorauszusehen.  Der  Handel 
befindet  sich,  da  ihm  von  seinen  Lieferanten  feste  Preise 
gar  nicht  mehr  gemacht  werden  können,  in  der  gleichen 
ungewissen  Lage.  Die  Belieferung  erfolgt  außerdem  gerade 
in  Zeiten  wie  den  gegenwärtigen,  wo  die  Entwicklung  der 
Mark  nicht  vorauszusehen  ist,  sehr  zögernd.  Andererseits 
wird  Ware,  die  mitunter  noch  greifbar  ist,  von  kapital- 
kräftigen Leuten  aufgekauft,  um  späterhin  zu  gelegener 
Zeit  mit  Übergewinn  abgeseßt  zu  werden,  so  daß  ein  ab- 
soluter Warenmangel  herrscht.  Um  die  Läger  aufzufiillen, 
werden  dann  Preise  angelegt,  die  weder  dem  Stande 
unserer  Produktion  noch  dem  inneren  Werte  der  Mark  ent- 
sprechen. Der  anormale  Markt  führt  zu  einem 
anormalen,  volkswirtschaftlich  nicht  ge- 
rechtfertigten Wiederbeschaffungspreis. 
Wollte  man  diesen  zubilligen,  so  würde  das  bedeuten,  daß 
schlechthin  jeder  Preis,  den  ein  Verkäufer  anzulegen  für 
gut  befindet,  dem  Abnehmer  abverlangt  werden  kann.  Das 
hieße  aber,  die  leßte  Hemmung  beseitigen,  die  einem  un- 
geahnten Preisanstieg  mit  allen  seinen  die  Lebenshaltung 
verteuernden  und  damit  den  Entwertungsprozeß  der  Mark 
beschleunigenden  Folgen  entgegenwirkt.  Nur  der  volks- 
wirtschaftlich gerechtfertigte  Wiederbeschaf- 
fungspreis, der  sich  unter  normalen  Ver- 
hältnissen mit  dem  Marktpreise  deckt,  ist 
z u z u 1 a s s e n.  Das  ist  gelegentlich  der  Beratungen  des 
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Unterausschusses  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses 
des  Reichstages  über  die  Abänderung  der  Preistreiberei- 
verordnung auch  von  handelsfreundlicher  Seite  anerkannt 
worden,  indem  ausdrücklich  der  Antrag  gestellt  wurde,  den 
Wiederbeschaffungspreis  als  angemessenen  Preis  anzu- 
erkennen, sofern  eine  normale  Marktlage  besteht.  Be- 
merkenswert, weil  von  ähnlichen  Gedankengängen  aus- 
gehend, ist  folgende  kürzlich  gefaxte  Entschließung  des 
Hauptausschusses  der  Hauptgemeinschaft  des  Deutschen 
Einzelhandels. 

„In  Erwägung  der  Tatsache,  daß  für  den  Einzel- 
handel als  wichtigen  Faktor  der  Volkswirtschaft  die  Er- 
haltung der  Substanz  seiner  Betriebsmittel  eine  volks- 
wirtschaftliche Notwendigkeit  ist,  muß  die  zwischen  Ein- 
und  Verkaufszeit  eingetretene  Geldentwertung  in  vollem 
Umfange  berücksichtigt  werden.  Daher  muß  der  Wie- 
de r b e s c h a f f u n g s p r e i s , sofern  er  durch 
marktgängige  Angebote  einwandfrei 
f e s t s t e h t , als  die  angemessene  Grundlage  des  Ver- 
kaufspreises angesehen  werden.“ 

Mit  dem  Begriff  „marktgängige  Angebote“  verbindet 
sich  aber  die  Vorstellung  einer  Vielheit  von  Angeboten  in 
annähernd  gleicher  Preishöhe  und  damit  des  Bestehens 
einer  preisausgleichenden  Konkurrenz  und  des  Fehlens 
einer  absoluten  Überlegenheit  des  Verkäufers  über  den 
Käufer.  Das  sind  jedoch  die  Kennzeichen  einer 
normalen  Marktlage.  Der  so  einwandfrei  ermittelte 
Wiederbeschaffungspreis  ist  der  als  Beurteilungsmaßstab 
rechtlich  anerkannte  Marktpreis.  Eine  Änderung  des 
bestehenden  Rechts  erscheint  somit  nicht 
erforderlich.  Die  Schwierigkeiten  für  die  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  werden  durch  Einführung  des 
Begriffs  des  Wiederbeschaffungspreises  in  das  Preistreibe- 
reirecht jedenfalls  nicht  vermindert.  Wann  ein  Wieder- 
beschaffungspreis als  berechtigt  anzusehen  ist,  dürfte 
ebenso  schwer  zu  entscheiden  sein,  wie  die  Normalität  der 
Marktlage.  Ich  befürchte,  nachdem  die  Anerkennung  der 
Marktlage  sich  nunmehr  durchgeseßt  hat,  durch  ein  Nach- 
geben gegenüber  der  stürmischen  Forderung  der  Erzeuger- 
und Handelskreise  nur  eine  vermehrte  Rechtsunsicherheit. 


Für  gerecht  halte  ich  dagegen  die  in  dem  ersten  Teil  der 
Entschließung  des  Hauptausschusses  der  Hauptgemein- 
schaft des  Deutschen  Einzelhandels  erhobene  Forderung 
einer  Berücksichtigung  der  vollen  Geldentwertung,  sofern 
hierbei  lediglich  an  die  Veränderung  der  Kaufkraft  unserer 
Mark  im  Inland  gedacht  ist.  Hervorzuheben  ist  allerdings, 
daß  das  Reichsgericht  in  seiner  Entscheidung  vom  7.  Juli 
1921  („Mitteilungen  für  Preisprüfungsstellen“,  Jahrgang  1922, 
S.  17)  die  volle  Berücksichtigung  der  Geldentwertung  ab- 
gelehnt hat.  Die  im  Verhältnis  zur  Auslandswährung  ein- 
getretene Wertverärderung  muß  ausscheiden,  weil  hier1 
politische  und  spekulative  Momente  mitwirken,  die  ge- 
gebenenfalls, wie  unlängst  den  Wert  der  Mark  unter  das 
durch  den  Zustand  unserer  Wirtschaft  bedingte  Maß  her- 
unterdrücken. Die  Schwierigkeiten,  die  bestehen,  einen  ab- 
solut zuverlässigen  und  der  Wertveränderung  der  Mark  aut 
dem  Fuße  folgenden  Maßstab  zu  schaffen,  sind  nicht  un- 
überwindbar. Bis  zur  Entwicklung  eines  solchen  Maßstabes! 
erscheint,  um  einem  praktischen  Bedürfnis  nachzukommen, 
der  vom  Herrn  Reichswirtschaftsminister  in  der  Unterredung1 
mit  den  Vertretern  der  Haupigemeinschaft  des  Deutschen 
Einzelhandels  angedeutete  Weg  einer  Berücksichtigung  der 
Geldentwertung  nach  Maßgabe  der  allmonatlich  vom  Sta- 
tistischen Reichsamt  bekannigegebenen  Lebenshaltungs- 
indexziffern gangbar  (vgl.  Veröffentlichung  des  Ergeb- 
nisses der  Unterredung  in  Nr.  399  des  „Berliner  Tageblatt“ 
vom  6.  September  d.  J.). 

Werden  den  Erzeugern  und  Händlern  die  auf  die  Ware 
aufgewendeten  Kosten  entsprechend  dem  veränderten 
Geldwert  in  vollem  Umfang  vergütet,  das  Geldkäpiial  in 
seiner  jeweiligen  Kaufkraft  erhalten,  so  bedeutet  das  be- 
reits eine  erhebliche  Besserstellung  gegenüber  weiten 
Schichten  der  Bevölkerung,  die  nur  aus  zwingenden  volks- 
wirtschaftlichen Gründen  befürwortet  werden  kann.  Dar-i 
über  hinaus  den  jeweiligen  Wiederbeschaffungspreis  für 
eine  Ware  zu  bewilligen,  die  aus  den  verschiedensten 
anormalen  Marktmomenien  weit  über  den  volkswirtschaft- 
lich angemessenen,  dem  jeweiligen  Stande  der  Mark  an- 
gepaßten Wert  im  Preise  gesteigert  sein  kann,  ist  weder 
wirtschaftlich  tragbar,  noch  politisch  gerechtfertigt.  (249.1 


Die  Notwendigkeit  der  Einführung  der  Umschlagtarife 

unter  besonderer  Berücksichtigung  |der  Verkehrs  Verhältnisse  am  Rhein. 

Von  Direktor  T i 1 1 i c h , Mülheim  (Ruhr).*) 


Eisenbahn  und  Binnenschiffahrt  sind  in  Deutschland 
seit  jeher  zwei  Gegner  gewesen,  von  denen  die  Eisenbahn 
der  stärkere  und  angreifende,  die  Binnenschiffahrt  der 
schwächere  und  angegriffene  Teil  war.  Erst  im  späteren 
Verlaufe  des  Krieges,  als  die  Eisenbahn  nicht  mehr  alles 
leisten  konnte,  veränderte  sich  die  Lage.  Die  bewußt  oder 
unbewußt  bekämpfte  Schiffahrt  wurde  von  der  Eisenbahn 
gerufen  und  es  wurde  große  Mühe  darauf  verwandt,  die 
Bahntransporte  nach  Möglichkeit  auf  den  Schiffsweg  ab- 
zutreten. In  dieser  Zeit  hat  die  Schiffahrt  Großes  geleistet. 
Sie  war  der  Eisenbahn  eine  wertvolle  Helferin.  Nach  Be- 
endigung des  Krieges  jedoch  trat  leider  das  alte  Wett- 
bewerbsverhältnis zwischen  Eisenbahn  und  Binnenschiffahrt 
wieder  in  die  Erscheinung. 

Im  Oktober  1919  begann  die  S t a f f e 1 p o 1 i t i k der 
Eisenbahn,  welche  an  sich  wünschenswert  ist,  denn  sie 
sorgt  dafür,  daß  deutsche  Gebiete,  die  von  den  Erzeugungs- 


*) Auf  Grund  eines  Referats  im  Verkehrsausschuß  des  Deut- 
schen Industrie-  und  Handelstags,  1.  September  1922. 


stätten  der  Rohprodukte  weit  entfernt  liegen,  diesen 
wesentlich  näher  gerückt  werden  und  troß  der  Verschie- 
bung der  Lebens-  und  Lohnverhältnisse  wettbewerbsfähig 
bleiben.  Die  Beibehaltung  der  Staffeltarife  wünschen  da- 
her im  großen  und  ganzen  sämtliche  deutschen  Strom- 
gebiete, aber  sie  fordern  gleichzeitig  die  Einführung  vor 
Umschlagtarifen  nach  und  von  den  Binnen- 
umschlagspläßen  unter  Wegfall  oder  Ermäßigung  der  Ab- 
fertigungs-  und  Überführungsgebühr. 

Die  Interessenten  der  westdeutschen  Kanäle  und  der 
Weser  sähen  außerdem  gerne  eine  Aufbiegung  der  Staffel 
für  den  Verkehr  nach  dem  Osten. 

Die  Verfrachter  der  Oder  wünschten  besonders  eine 
Abschwächung  der  Staffel  für  Kohlen  und  alle  Güter  der 
Klassen  D und  E. 

Daß  auch  die  märkischen  Wasserstraßen  durch  die 
Staffeltarife  schwer  geschädigt  werden,  wenn  keine  Um- 
schlagtarife gleichzeitig  angewendet  werden,  gehl 
schon  daraus  hervor,  daß  beispielsweise  die  Kleinschiffei 


255 


DEUTSCHE  WIR  TSC  H 4 F TS-ZEIT  LI  NO 


hier  nicht  mehr  in  der  Lage  sind,  den  Wettbewerb  gegen 
die  direkten  Eisenbahnfrachten  des  Ausnahmetarifs  6 für 
Braunkohle  auf  Gesamtentfernungen  von  150  bis  200  km 
bei  einer  Eisenbahnzulaufsstrecke  von  100  km  aufzunehmen. 

Infolge  des  Versailler  Vertrages  hat  die  Binnenschiff- 
fahrt durch  die  Abgabe  eines  erheblichen  Teils  ihres 
Schiffsraums  und  ihrer  Landanlagen  einen  schweren  Schlag 
erlitten.  Durch  die  Auslieferung  von  Schiffen  hat  die 
Rheinschiffahrt  allein  80  v.  H.  der  Gesamtleistung  zu  tragen 
gehabt  und  diese  Abgabe  muBte  zum  gröBten  Teil  von  den 
Rheinschiffahrtsfirmen  getragen  werden,  da  man  die  Par- 
tikulierschiffer aus  sozialen  Gründen  fast  ganz  von  der 
Abgabe  befreit  hatte. 

Die  durch  den  Friedensvertrag  auferlegten  Lasten 
dürfen  jedoch  unter  keinen  Umständen  zu  einer  dauernden 
Beeinträchtigung  der  deutschen  Binnenschiffahrt  führen. 
Auch  der  Reichsfinanzminister  wies  bereits  darauf  hin,  daB 
die  Rheinschiffahrt  auf  einem  gefährlichen  Au&enposten 
stehe  und da^die Regierung  sichdiesesnichtklargenugmache. 

Die  Rheinreeder  versuchen,  aus  eigener  Kraft  sich  von 
dem  schweren  Schlag,  der  sie  betroffen  hat,  aufzurichten, 
aber  der  Rheinverkehr  ist  troBdem  gegen  die  Vorkriegs- 
zeit auBerordentlidi  zurückgegangen.  In  den  Duisburg- 
Ruhrorter  Häfen  ist  der  Gesamtgüterverkehr  von  rund 
28,9  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1913  auf  10,7  Millionen 
Tonnen  im  Jahre  1920  zurückgegangen.  Ausfall  63  v.  H. 
Es  sind  dies  zum  Teil  die  Nachwirkungen  des  Krieges  und 
der  Markentwertung  und  der  Unmöglichkeit,  Rohstoffe  und 
andere  Güter  aus  dem  Auslande  in  früherer  Höhe  zur  Be- 
arbeitung einzuführen.  Insbesondere  ist  dies  aber  auch 
eine  Folge  des  Fehlens  der  Umschlagtarife  zu  den  Staffel- 
tarifen. Der  Rückgang  zeigt  sich  deutlich  bei  Eisenerz  und 
Getreide.  In  Eisenerz  betrug  der  Verkehr  im  Jahre  1920 
nur  367  000  t gegen  4,3  Millionen  im  Jahre  1913  in  den  oben- 
genannten Häfen,  Ausfall  91  v.  H.  In  Getreide  ist  der  Ver- 
kehr von  950  000  t auf  230  000  t zurückgegangen,  Ausfall 
76  v.  H.  Aber  auch  bei  dem  Verkehr  in  fast  sämtlichen 
anderen  Gütern  ist  ein  Ausfall  gegen  die  Vorkriegszeit  zu 
verzeichnen.  Vor  allen  Dingen  macht  sich  ein  Minder- 
verkehr in  Kohlen  bemerkbar,  der  von  18,2  Millionen  im 
Jahre  1913  auf  8,2  Millionen  im  Jahre  1920  zurückgegangen 
ist,  Ausfall  55  v.  H.  Ein  bedeutender  Verkehr  wickelte  sich 
in  der  Vorkriegszeit  in  den  Duisburg-Ruhrorter  Häfen  auch 
in  Erde,  Kies,  Sand  und  Mergel  ab  und  zwar  betrug  dieser 
1,6  Millionen  Tonnen.  Im  Jahre  1920  dagegen  stellte  er 
sich  nur  auf  52  000  t,  Ausfall  97  v.  H. 

Die  gesamte  am  Rhein  gelegene  süddeutsche  Industrie 
hat  daher  das  gröBte  Interesse  an  der  Einführung  der 
Wasserumschlagtarife  zur  Unterstützung  der 
Binnenschiffahrt,  da  sonst  die  gesamte  rheinische  Industrie 
in  ihrer  Existenz  schwer  bedroht  ist.  Ebenso  sind  auch 
alle  weiteren  Ausarbeitungen  von  Kanalplänen  überflüssig. 
Aschaffenburg  ist  ohne  Ausgleichstarife  ein  totgeborenes 
Kind.  Für  die  Rheinschiffahrt  ist  die  Kohle  das  Rückgrat 
des  Verkehrs.  Für  die  Erzeugungsgebiete,  die  Zechen  an 
der  Ruhr,  die  Braunkohlen-Indusirie  im  Kölner  Bezirk  und 
für  das  Aachener  Revier  ist  es  eine  der  wichtigsten  Fragen, 
daB  die  Rheinschiffahrt  als  Abfuhrweg  insbesondere  für 
die  Kohle  zur  Verfügung  steht.  Die  Abnehmer  in  Süd- 
deutschland haben  das  lebhafteste  Interesse,  daB  die 
Kohle  auf  dem  Bahnwege  so  billig  als  möglich  nach  Süd- 
deutschand  gelangt.  Aber  die  Rheinschiffahrt  ist  im  Kohlen- 
verkehr nach  Süddeutschland  gleich  wichtig.  Für  Baden, 
Württemberg,  Hessen  und  Pfalz  ist  die  Binnenschiffahrt 
sogar  noch  bedeutungsvoller  als  der  direkte  Bahnweg.  Das 
Kohlenkontor  lieferte  auf  dem  Wasserwege  beispielsweise 
im  Jahre  1913  nach  Baden  98  v.  H.,  nach  Württemberg 
81  v.  H.,  nach  Hessen  77  v.  H.  und  nach  der  Pfalz  94  v.  H. 
seiner  gesamten  Mengen. 


Die  historische  und  geographische  Lage  weist  den 
Hauptteil  des  groBen  Verkehrs  nach  Süddeutschland  nicht 
auf  die  Bahn,  sondern  auf  die  RheinstraBe. 

Der  Bedeutung  der  RheinstraBe  entsprechen  die  groB- 
zügigen  Unternehmungen,  welche  in  Schiffsmaterial  und 
Landanlagen  am  Rhein  angelegt  sind. 

Um  der  Binnenschiffahrt  ihrer  Bedeutung  entsprechend 
den  Verkehr  wieder  zuzuführen,  sollte  ab  Ausladehafen  ein- 
mal keine  neue  Abfertigungsgebühr  und  zum  zweiten  die 
Ikm-SäBe  nur  so  erhoben  werden,  als  wenn  dieVorbeförde- 
rung  auf  den  WasserstraBen  bis  zum  Ausladehafen  auf  dem 
Bahnwege  stattgefunden  hätte.  Der  Schiffsweg  von  Duis- 
burg-Ruhrort  nach  Mannheim  ist  beispielsweise  gerade  so 
lang  als  die  erste  Stufe  der  Eisenbahnstaffel,  nämlich 
350  km.  Es  würde  sich  also  ergeben,  daB  ab  Mannheim 
der  Staffelsatz  über  350  km  einlräte.  Gegenüber  den  er- 
rechneten  Durchschnittseinnahmen  für  das  tkm  bei  direkter 
Bahnbeförderung  würde  hierbei  aber  die  Eisenbahn  groBe 
Ausfälle  erleiden.  Deshalb  geht  auch  der  Wunsch  des 
Kohlenkontors  viel  weniger  weit  und  schlägt  der  Eisenbahn 
tür  die  Ablaufstrecke  ab  oberrheinischem  UmschlagsplaB 
einen  SlreckensaB  vor,  der  sich  aus  der  Rechnung  über 
den  wirklich  zurückgelegten  gebrochenen  Weg  ab  Zeche, 
nämlich  Bahnweg  ab  Zeche  bis  zu  den  Duisburg- 
Ruhrorter  Häfen,  Schiffsweg  zum  oberrheinischen  Um- 
schlagsplaB, Bahnweg  ab  UmschlagsplaB  bis  Empfangs- 
ort, im  Durchschnitt  ergibt.  Die  StreckensäBe  werden 
dadurch  gegenüber  dem  direkten  Weg  (d.  h.  dem 
kürzesten  Weg)  gedrückt,  aber  sie  lassen  der  Bahn  ziem- 
lichen Spielraum  und  legen  der  Schiffahrt  die  Aufgabe 
auf,  mit  diesen,  nach  den  Bahnfrachten  berechneten 
StreckensäBen  nun  ebenfalls  auszukommen.  Gleichzeitig 
wird,  weil  bei  dieser  maBvoll  gehaltenen  Grundlage  sonst 
die  Wettbewerbsmöglichkeit  der  Schiffahrt  auch  noch  nicht 
hergestellt  wird,  der  Wegfall  der  zweiten  Abfertigungs- 
gebühr ab  oberrheinischem  UmschlagsplaB  gefordert. 

Das  Reichsverkehrsministerium  kommt  jedoch  in  seiner 
„Vorlage“  der  Deutschen  Reichsbahn  betreffend  die  or- 
ganische Einarbeitung  usw.  mit  wenigen  SäBen  zu  dem 
Schluß  (Punkt  VII),  daB  Wasserumschlagstarife  nicht  ein- 
geführt werden  könnten  und  auch  nicht  eingeführt  zu  werden 
brauchten  und  was  die  Staffel  betrifft,  so  schlägt  es  beim 
Ausnahmetarif  6 (Punkt  III),  d.  i.  der  Tarif,  welcher  von  der 
Erzeugungsstelle  und  von  den  UmschlagspläBen  aus  für 
Kohlen  gilt,  kleine  Abänderungen  seiner  jeBigen  Staffel 
vor  und  sagt,  daB  diese  Änderung  auch  für  die  Schiffahrt 
günstig  sei.  Die  vorgeschlagene  Staffeländerung  ist  jedoch 
für  die  Schiffahrt  nicht  günstig,  sie  beeinfluBt  sie  gar  nicht! 

Was  haben  die  kleinen  jeBt  vorgeschlagenen  Ände- 
rungen zu  bedeuten,  wenn  nach  dem  jeBigen  Stand  der 
Dinge  der  direkte  Weg  ab  Zeche  gegenüber  der  Friedens- 
zeit z.  B.  nach  Freiburg  auf  das  96,8fache  gestiegen  ist, 
der  gebrocheneWeg  aber  auf  das  121,4fache?  Der  Aktions- 
radius der  süddeutschen  UmschlagspläBe  und  damit  der 
Rheinschiffahrt  reichte  vor  dem  Kriege  durchschnittlich 
über  ganz  Süddeutschland.  Heute  hört  der  Aktionsradius 
schon  bei  20  km  auf.  PläBe  wie  Stuttgart,  Offenburg,  Frei- 
burg, Würzburg,  Schweinfurt  liegen  auBerhalb  des  Aktions- 
radius von  Mannheim  und  wenn  Mannheim  nach  obigen 
PläBen  schon  jeBt  nicht  mehr  wettbewerbsfähig  ist,  so  kann 
die  neue  Staffel  daran  nichts  ändern.  Wenn  man  die  SäBe 
des  Staffeltarifs  (A  T 6),  auf  den  direkten  Verkehr  ab  Zedie 
zur  süddeutschen  Empfangsstation  angewendet,  mit  den 
SäBen  ab  oberrheinischen  UmschlagsplaB  vergleicht,  so 
zeigen  sich  auBerordentlich  ungünstige  Ergebnisse  für  den 
oberrheinischen  Verkehr.  Während  die  Eisenbahn,  um  den 
PlaB  Freiburg  herauszugreifen,  auf  dem  direkten  Bahn- 
wege 131,6  Pf.  für  den  tkm  erhält,  bekommt  sie  von  der 
Zeche  bis  Ruhrort  und  dann  ab  Mannheim  nach  dem  ober- 
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rheinischen  Empfangsort  zusammengerechnet  durchschnitt- 
lich 210,1  Pf.  für  den  ikm.  Es  bleiben  der  Schiffahrt  also 
z.  B.  bei  Freiburg  nur  64,6  Pf.  für  den  tkm,  aber  durchaus 
nicht  etwa  für  die  reine  Schiffsfracht  von  Ruhrort  nach 
Mannheim,  sondern  einschliefelich  der  fiskalischen  Anschlufe- 
fracht  ab  Zeche  zur  Zechenstation,  einschl.  Hafenfracht, 
Kippgebühren,  Hafenspesen  in  den  Duisburg-Ruhrorter 
Hafen  und  einschk  der  am  Oberrhein  zu  bezahlenden  Aus- 
lade-  und  Lagergebühren,  Lagerverlust,  Zinsen,  Umsafe- 
steuer, Bugsierkosten,  Unkosten  ihrer  allgemeinen  Ver- 
waltung für  Büro-  und  Aufsichtspersonal.  Die  Schiffahrt 
wird  von  der  Eisenbahn  zwischen  den  immer  höherwachsen- 
den Säfeen  der  Vorfracht  und  der  Nachfracht  ein- 
geschlossen. Bei  Konstanz  erhält  die  Eisenbahn  auf  dem 
direkten  Bahnwege  113,5  Pf.  für  den  ikm,  auf  dem  gebroche- 
nen Wege  194  Pf.  für  den  tkm  und  der  Schiffahrt  würden 
einschliefelich  der  Generalunkosten  und  der  Ein-  und  Aus- 
ladekosten nur  noch  22,5  Pf.  für  den  tkm  verbleiben,  bei 
Augsburg  17,1  Pf.,  mit  arideren  Worten,  Mannheim  ist  weit 
davon  entfernt,  nach  Augsburg,  Konstanz  usw.  konkurrieren 
zu  können.  Streckenkohle  ist  viel  billiger  als  Schiffskohle. 
Zu  der  Staffel  des  Ausnahmetarifs  6 ist  daher  als  Er- 
gänzung der  oberrheinische  Umschlagtarif  unbedingt  er- 
forderlich. 

Wenn  der  Reichsverkehrsminister  in  der  Vorlage  unter 
VII,  „Wasserumschlagstarife“,  Absafe  2,  erklärt:  „Der  früher 
von  der  Schiffahrt  in  erster  Linie  erhobene  Vorwurf,  die 
Eisenbahntarife  seien  allgemein  viel  zu  niedrig  bemessen, 
wodurch  der  Schiffahrt  der  Wettbewerb  gegen  die  Eisen- 
bahn unmöglich  gemacht  werde,  hat  durch  die  inzwischen 
vorgenommenen  durchgreifenden  Erhöhungen  der  Eisen- 
bahntarife seine  Bedeutung  verloren  und  wird  von  der 
Schiffahrt  nicht  mehr  aufrecht  erhalten“,  so  ist  das  für  die 
Rheinschiffahrt  nach  Süddeutschland  unrichtig  und  irre- 
führend. Erstens  bezahlt  auch  die  Schiffahrt  hohe  Löhne, 
leidet  unter  wesentlicher  Verringerung  der  Arbeitsleistung 
und  bezahlt  die  Materialien  und  Kohlen  in  Schleppbetrieb 
teurer,  hat  also  entsprechend  gestiegene  Frachtunkosten, 
für  die  sie  selbst  aufzukommen  hat,  nicht  der  Staat,  der  das 
Defizit  der  Eisenbahn  als  Ganzes  trägt.  Vom  Jahre  1914 
bis  zum  Februar  1922  ist  die  direkte  Streckenfracht  für 
Freiburg  auf  das  20,1  fache  gestiegen,  die  Bahnfrachten 
des  gebrochenen  Weges  dagegen  auf  das  25,6fache,  also 
um  das  5,5fache  mehr.  Vom  Februar  bis  Juli  ist  die 
Fracht  sehr  gestiegen.  Seit  Juli  beträgt  die  direkte  Bahn- 
fracht  für  Freiburg  das  64,2fache  des  Friedenssafees,  die 
Fracht  des  gebrochenen  Weges  das  82,2fache,  also  das 
18fache  mehr.  Ab  1.  September  beträgt  nach  dem  Vor- 
schlag des  Reichsverkehrsministeriums  plus  50prozentige 
Erhöhung  die  direkte  Bahnfracht  für  Freiburg  das  96,8fache 
des  Friedenssafees,  die  Fracht  des  gebrochenen  Weges  das 
121,4fache,  also  bereits  das  24,6fache  mehr.  Die  Fracht 
des  direkten  Eisenbahnweges  läfet  also  ab  1.  September 
die  Eisenbahnfracht  des  gebrochenen  Weges  um  das 
24,6fache  zurück,  während  es  am  1.  Februar  noch  das 
5,5fache  war.  Auch  hier  wieder  der  Beweis,  wie  viel 
schneller  die  Bahnfracht  des  gebrochenen  Verkehrs  ab 
Zeche  nach  Ruhrort  plus  Bahnfracht  ab  oberrheinischer 
Umschlagsplafe  bis  Empfangsort  gegenüber  der  direkten 
Bahnfracht  ab  Zeche  zum  Empfangsort  steigt.  Die  Staffel 
des  Ausnahmetarifs  6 ohne  Ergänzung  durch  den  ober- 
rheinischen Umschlagtarif  mufe  daher  auch  für  dieses  Bei- 
spiel als  völlig  unzureichend  bezeichnet  werden. 

Alle  Zahlen  beweisen,  dafe  der  Wettbewerb  der  Rhein- 
schiffahrt im  gebrochenen  Verkehr  auf  dem  Nullpunkt 
gegenüber  der  Eisenbahn  angelangt  ist.  Die  Fracht  über 
Mannheim,  d.  h.  die  Zubringerfracht  von  der  Zeche  nach 
Ruhrort,  Schiffsfracht  nach  Mannheim  und  Ablauffracht 
von  Mannheim  zum  Empfangsort  war  früher  beispiels- 


weise auf  jede  Entfernung  billiger  als  die  Streckenfracht. 
Heute  ist  es  umgekehrt.  Vor  den  Toren  von  Mannheim 
hört  der  Vorsprung  gegenüber  der  direkten  Streckenfracht 
auf.  Bei  Pläfeen  wie  Bruchsal,  Pforzheim,  Offenburg,  Frei- 
burg, Stuttgart,  Ulm,  Ravensburg,  Würzburg,  Nürnberg 
schlägt  die  Streckenfracht  die  Schiffsfracht.  Der  Umschlags- 
plafe kann  also  gegenüber  dem  direkten  Verkehr  ab  Zeche 
zur  süddeutschen  Empfangsstation  nur  noch  bei  weingen 
Kilometern  wettbewerbsfähig  sein. 

Unter  Punkt  Vll  sagt  der  Reichsverkehrsminisler:  „Im 
übrigen  haben  die  Verhandlungen  gezeigt,  dafe  die 
gewünschten  Ausgleichstarife  ganz  erheblichen  Bedenken 
unterliegen.  Insbesondere  würden  sich,  wenn  der 
beantragte  Ausgleichstarif  für  Kohlen  eingeführt  würde, 
Rückwirkungen  ergeben,  die  in  ihrer  Tragweite  aufeer- 
ordenilich  weit  gehen  und  in  keinem  Verhältnis  stehen  zu 
dem  Nufeen,  den  die  Schiffahrt  von  der  Gewährung  dieses 
Tarif  es  erwartet “ 

Die  Reichsbahn  drückt  sich  sehr  positiv  aus,  obgleich 
sie  nur  ihre  eigene  Auffassung  wiedergibt.  Kurz  sei  an 
dieser  Stelle  hierzu  das  folgende  bemerkt: 

1.  Ausländische  Kohlen,  die  zu  Schiff  nach  deutschen 
Umschlagspläfeen  gebracht  und  dort  mit  der  Bahn  nach 
deutschen  Stationen  weiterverfrachtet  werden,  geniefeen 
schon  jefet  den  A.  T.  6.  Sie  werden  später  die  ab  diesen 
Umschlagspläfeen  eingeführten  Ausgleichstarife  geniefeen. 

2.  Reparationskohlen  ab  oberrheinischen  Umschlag- 
pläfeen  nach  Entenieländer  geniefeen  jefet  auf  deutschen 
Strecken  den  A.  T.  6.  Sie  werden  bei  Einführung 
ermäfeigter  Umschlagstarife  ebenfalls  nach  den  Säfeen 
dieser  Tarife  zu  befördern  sein.  In  beiden  Fällen  handelt 
es  sich  um  nicht  sehr  erhebliche  Mengen.  Die  geringen 
Vorteile,  die  aus  dem  Reparationsverkehr  dem  Auslande 
zufliefeen  könnten,  dürfen  für  die  Eisenbahn  kein  Hindernis 
sein,  die  Umschlagstarife  unter  Beibehaltung  der  Staffel- 
tarife einzuführen. 

Dafe  die  Eisenbahn  auf  Grund  der  Befürchtungen  aus  i 
dem  Friedensvertrage  zum  Schaden  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens in  bezug  auf  die  Wasserumschlagtarife  auf  I 
eine  aktive  Tarifpolitik  verzichtet,  ist  nicht  begründet. 

Es  ist  zum  mindesten  sehr  zweifelhaft  und  eine  Frage 
der  Zukunft,  ob  sich  Rückwirkungen  in  bezug  auf  die 
Reparationslieferungen  ergeben  werden.  Nicht  zweifelhaft 
aber  und  schon,  eingetreten  ist  eine  schwere  Schädigung 
der  Rheinschiffahrt  und  der  unter  der  Besefeung  leidenden, 
mit  der  Rheinschiffahrt  innig  verflochtenen  Rheinlande  und 
von  ganz  Süddeutschland,  welches  durch  das  Fehlen  von 
Ausgleichtarifen  ab  oberrheinischen  Umschlagspläfeen  vor 
der  Tatsache  steht,  dafe  es  seinen  Hauptbedarf  an  Kohlen 
frachilich  zu  teuer  bezahlen  mufe;  die  Bahn  kann  die 
Beförderung  des  gesamten  süddeutschen  Kohlenbedarfs 
nicht  auf  dem  direkten  Streckenwege  übernehmen.  Süd- 
deutsche Enischliefeungen,  wie  die  von  München,  zeigen 
bereits,  dafe  es  sich  hier  nicht  mehr  um  reine  Verkehrs-  1 
und  Tariffragen,  sondern  um  tiefergehende  innerpolitische 
Fagen  handelt.  Bei  Tarifsprüngen  von  50  v.  H.  für  die 
Allgemeinheit,  wie  sie  jefet  am  1.  September  eintraten,  darf 
es  keine  Schwierigkeiten  bieten,  mit  wenigen  Prozenten 
weiterer  Frachterhöhung  den  Zustand  wiederherzustellen, 
wie  er  vor  dem  Kriege  bestand,  nämlich  dafe  Süddeutsch- 
land  Kohlen  im  Umschlagverkehr  etwas  billiger  beziehen 
kann,  als  auf  dem  direkten  Bahnwege,  und  dafe  dadurdi 
die  Rheinschiffahrt  lebensfähig  erhalten  wird.  Der 
Reichsverkehrsminister  Exzellenz  Gröner  hat  selbst  erklärt, 
dafe  die  Kohle  wieder  auf  den  Rhein  müsse. 

Der  Verkehrsausschufe  des  D.  I.  u.  H.  hat  daher  die  in 
der  „Deutschen  Wirtschafts-Zeitung“  Nr.  9 auf  Seite  193 
abgedruckte  Erklärung  abgegeben.  (244.) 
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Die  internationale  Eintragung  von  deutschen  Warenzeichen. 

Von  Justizrat  Dr.  Ludwig  Wertheimer,  Frankfurt  a.  M. 


Das  Warenzeichen  ist  seinem  Wesen  nach  dazu  be- 
stimmt, die  Ware  auch  über  die  Landesgrenzen  hinaus  zu 
begleiten,  die  Interessen  des  Fabrikanten,  der  sie  herstellt, 
des  Kaufmanns,  der  sie  vertreibt,  auch  im  Auslände  zu 
schüfen.  Trobdem  gibt  es  ein  eigentliches  internationales 
Zeichenrecht  nicht.  Der  Markenschub  beruht  vielmehr  nur 
auf  nationalem  Recht.  Wer  seine  Waren  durch  ein  Zeichen 
geschübt  haben,  sich  dieses  besonders  wertvolle  Mittel 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  sichern  will,  mub  in  jedem 
einzelnen  Staat  den  Zeichenschub  erwerben,  mub  den  Vor- 
schriften nachkommen  und  den  Förmlichkeiten  entsprechen, 
welche  die  einzelnen  Landesgesebe  erfordern.  So  viele 
und  gute  Gründe  auch  für  die  Schaffung  einer  „Weltmarke“ 
sprechen,  so  ist  man  — und  jebt  leider  noch  mehr  wie  vor 
dem  August  1914  — noch  weit  von  der  Verwirklichung 
dieser  Forderung  entfernt.  Doch  liegen  die  Verhältnisse 
auf  dem  Gebiete  des  Markenrechts  so,  dab  man  eine  Ver- 
einfachung wenigstens  insofern  herbeiführen  konnte,  als 
man  eine  gemeinsame  Zentralstelle  zur  Anmeldung 
von  Warenzeichen  einzurichten  vermochte,  um  dadurch  die 
Kosten  und  Umständlichkeit  der  einzelnen  Anmeldungen 
in  den  verschiedenen  Ländern  zu  ersparen.  Dies  geschah 
durch  das  sogenannte  Madrider  Abkommen  vom 
14.  April  1 891  betreffend  die  internationale 
Eintragung  von  Fabrik-  und  Handels- 
marken (Arrangement  de  Madrid  concernant  l’enregisire- 
ment  international  des  margues  de  fabrique  on  de 
commerce),  das  1900  in  Brüssel  und  besonders  auf  der 
Washingtoner  Konferenz  am  2.  Juni  1911  Revisionen  erfuhr. 
Dieses  Abkommen  erstreckte  sich  bisher  infolge  direkten 
Abschlusses  resp.  Beitrittes  auf  folgende  Staaten: 
Belgien,  Brasilien,  Cuba,  Frankreich  und  Algerien  nebst 
Kolonien,  Italien,  Marokko  (mit  Ausnahme  der  spanischen 
Zone),  Mexiko,  Niederlande  nebst  Niederländisch-Indien, 
Surinam  und  Curacao,  Österreich,  Portugal  nebst  Azoren 
und  Madeira,  Rumänien,  Schweiz,  den  Serbisch-Kroatisch- 
Slovenischen  Staat,  Spanien,  die  Tschecho-Slowakei,  Tunis, 
Ungarn.  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika haben  also,  wie  besonders  betont  sei,  an  dieser 
Vorstufe  eines  internationalen  Markenrechts  noch  .kein 
Interesse  genommen.  Das  Madrider  Abkommen  geht  von 
dem  Gedanken  aus  für  die  im  Ursprungslande  ange- 
meldeten und  eingetragenen  Zeichen  die  Erwirkung  eines 
weiteren  Schubes  in  den  Verbandsstaaten  dadurch  zu  er- 
leichtern, dab  die  einzelnen  Anmeldungen  in  denselben 
durch  eine  einheitliche  Anmeldung  in  Bern  erseht  werden. 
Diese  erfolgt  durch  Vermittlung  der  zuständigen  Zeichen- 
behörden des  Ursprungslandes.  Mit  dem  Zeitpunkt  der  Ein- 
tragung des  Zeichens  bei  der  Berner  Zentralstelle  gilt  das- 
selbe in  allen  Ländern  der  Madrider  Union  als  angemeldet. 
Das  Berner  Bureau  sebt  die  Zeichenbehörden  aller  Ver- 
tragsstaaten von  der  Anmeldung  in  Kenntnis,  die  dann  das 
Eintragungsverfahren  gemäb  den  für  sie  geltenden  gesch- 
lichen Vorschriften,  gegebenenfalls  nach  den  Bestimmungen 
der  Pariser  Union,  alsbald  einzuleiten  und  durchzuführen 
haben.  Voraussebung  des  Erlangens  des  ausländischen 
Zeichenschubes  ist  natürlich,  dab  nach  den  geseblichen  Vor- 
schriften des  betreffenden  Landes  die  Marke  zur  Hinter- 
legung resp.  Registrierung  auch  zugelassen  ist.  Es  kann 
daher  auch  froh  der  Anmeldung  beim  Berner  Bureau  die 
Eintragung  in  einzelnen  Ländern  versagt  werden,  wenn  die- 
selbe den  daselbst  geltenden  materiell-rechtlichen  oder 
formellen  Vorschriften  nicht  durchaus  entspricht.  Wird  die 
Anmeldung  aus  solchen  Gründen  zurückgewiesen,  so  ist 


dies  dem  Berner  Bureau  unter  Angabe  von  Gründen  mit- 
zuteilen. Es  soll  dies  innerhalb  Jahresfrist  geschehen.  Der 
Nichteinhaltung  dieser  Frist  kommt  jedoch  keinerlei  Be- 
deutung zu,  weil  der  Beschlub  der  Zeichenbehörden  trob- 
dem  wirksam  ist.  Das  Berner  Bureau  hat  aber  für  eine 
Behebung  der  Eintragungsschwierigkeiten  vermittelnd  tätig 
zu  werden.  Die  so  erfolgte  Eintragung  eines  Zeichens  ist 
20  Jahre  wirksam.  Damit  wird  in  die  innere  staatliche 
Gesebgebung  der  Verbandsstaaten  eingegriffen,  da  der 
Schub  hier  meist  anders  normiert  ist.  Jedoch  kommt  diesem 
Eingriff  keine  besondere  Bedeutung  zu,  weil  der  inter- 
nationale Schub  nicht  für  eine  Marke  beansprucht  werden 
kann,  die  im  Ursprungsland  keinen  Schub  mehr  geniebt. 
Einen  gewissen  Eingriff  in  die  einzelstaatliche  Gesebgebung, 
oder  richtiger,  eine  Ergänzung  derselben,  stellen  auch  die 
Bestimmungen  des  Madrider  Abkommens  dar,  wonach  bei 
der  internationalen  Anmeldung  eines  Zeichens,  dessen  Farbe 
als  besonders  zu  unterscheidendes  Merkmal  betrachtet  wird, 
dies  zu  erklären  und  eine  Beschreibung  des  Zeichens  mit 
einzureichen  ist,  in  welcher  die  Farbe  des  Zeichens  be- 
sonders erwähnt  wird.  Eine  Erneuerung  des  Zeichenschubes 
zum  Ablauf  der  20jährigen  internationalen  Schubfrist  ist 
zulässig.  Bedeutsam  ist,  dab  nur  eine  Gebühr  für  die 
Eintragung  in  allen  Unionsländern  erhoben  wird  und  zwar 
von  100  Schweizer  Franken.  Die  Gebühren  der  einzelnen 
Länder  kommen  also  in  Wegfall.  Meldet  derselbe  An- 
melder gleichzeitig  weitere  Marken  an,  so  beträgt  die  Ge- 
bühr für  jede  weitere  Marke  nur  50  Franks.  Übertragung  und 
Lösung  der  Zeichen,  Einschränkung  des  Warenverzeichnisses 
und  dergleichen  werden  von  den  Zeichenbehörden  des  Ur- 
sprungslandes dem  Berner  Bureau  mitgeteilt,  von  diesem 
in  sein  Register  eingetragen  und  die  Zeichenbehörden  der 
anderen  Vertragsstaaten  zwecks  weiterer  Veranlassung  be- 
nachrichtigt. Die  Übertragung  einer  internationalen  einge- 
tragenen Marke  auf  eine  Person,  die  nicht  in  einem  der  Ver- 
tragsstaaten ihren  Wohnsib  oder  gewerbliche  Niederlassung 
hat,  wird  von  dem  Berner  Bureau  nicht  registriert.  Die  Form- 
vorschriften für  die  internationale  Zeicheneintragung  sind 
nicht  in  dem  Abkommen  selbst  niedergelegt,  sondern  in 
einer  besonderen  Ausführungsverordnung  enthalten.  Diese, 
wie  einige  Einzelheiten  des  Abkommens  selbst,  hier  zu  er- 
örtern dürfte  sich  erübrigen. 

Für  Deutschland  war  bislang  fiir  den  Entschlub, 
diesen  Abkommen  nicht  beizutreten,  entscheidend,  dab 
sein  Warenzeichengeseb  sich  grundlegend  von  dem  der 
meisten  Vertragsstaaten  unterschied.  Nämlich:  Das 

deutsche  Warenzeichengeseb  macht  den  Schub  der  Marken 
grundsäblidi  von  deren  Eintragung  abhängig.  Diese  hat 
also  eine  rechtsbegründende  (konstitutive)  Wirkung.  In  den 
meisten  anderen  Ländern  beruht  der  Zeichenschub  auf  dem 
Anmeldeprinzip.  Dies  hat  zur  Folge,  dab  der  Eintragung 
des  Zeichens  nur  eine  klarstellende,  beweisende  Kraft  zu- 
kommt. Dieselbe  hat  also  lediglich  eine  deklarative  Be- 
deutung: das  bereits  als  vorhanden  angenommene  Zeichen- 
recht wird  nur  festgestellt.  Ein  weiterer  wichtiger  Unter- 
schied zwisdien  dem  deutschen  Warenzeichengeseb  und  den 
meisten  ausländischen  Markengeseben  liegt  noch  darin,  dab 
die  deutsche  Warenzeichenanmeldung  durch  das  Patentamt 
einer  genauen  und  sorgfältigen  Prüfung  daraufhin  unter- 
zogen wird,  ob  das  neu  angemeldete  Zeichen  nicht  mit 
anderen  bereits  in  die  Zeichenrolle  eingetragenen  Zeichen 
verwechslungsfähig  ist.  sich  also  von  diesen  genügend 
unterscheidet.  Auf  diese  wertvolle  Prüfung,  die  viel  spätere 
Schwierigkeiten  und  vor  allem  auch  Löschungsklagen  er- 
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spart,  glaubte  man  in  Deutschland  nicht  verzichten  zu 
können  und  sah  darin  einen  weiteren  Hinderungsgrund  dem 
Madrider  Abkommen  beizutreten. 

Die  tiefgreifende  Änderung  in  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen, welche  der  Weltkrieg  für  Deutschland  mit  sich 
gebracht  hat,  veranlagte  die  Anhänger  eines  Beitrittes  zu 
diesem  Vertrag  für  denselben  erneut  einzutreten.  Der 
Deutsche  Verein  zum  Schuge  des  gewerblichen  Eigentums 
hatte  deshalb  auf  seinem  Kongreg  in  Berlin  (Okfober  1920), 
dem  ersfen  seif  dem  Frühjahr  1914,  auch  diese  Frage  ein- 
gehend erörtert.  Man  kam  mit  groger  Mehrheit  zu  dem 
Ergebnis,  es  bestehe  für  Deutschland  ein  starkes  Bedürfnis 
zum  Anschlug  an  das  Madrider  Abkommen.  Die  Gründe, 
die  bisher  davon  abgehalten  hätten,  seien  jegt  als  nicht 
mehr  so  bedeutend  zu  erachten,  besonders  wenn  das 
deutsche  Warenzeichengeseg  bei  seiner  bevorstehenden 
Revision  den  ausländischen  Markengesegen  angenähert 
würde.  Man  sagte  sich  vielmehr:  die  Anmeldung  eines 
deutschen  Zeichens  in  den  verschiedenen  Verbandsstaaten 
erfordere  infolge  des  Tiefstandes  der  deutschen  Valuta  fast 
unerschwingliche  Mittel,  so  dag  also,  falls  Deutschland  dem 
Madrider  Abkommen  nicht  beiträte,  die  Mehrzahl  der 
deutschen  Interessenten  darauf  verzichten  mügte,  sich 
dieses  für  die  deutsche  Ausfuhr,  die  Anbahnung  und  Aus- 
dehnung eines  die  deutsche  Wirtschaft  fördernden 
zwischenstaatlichen  Handelsverkehrs,  augerordentlidi 
wichtige  Hilfsmittel  zu  sichern.  Diese  wirtschaftliche  Er- 
wägungen zogen  stärker  als  die  bisher  gegen  den  Beitritt 
Deutschlands  zur  Madrider  Union  erhobenen  rechfs- 
poliiischen  Bedenken,  von  denen  eines  noch  besonders  her- 
vorgehoben werden  mug.  Das  Madrider  Abkommen  er- 
öffnet jedem  der  Pariser  Union  angehörenden  Staaten  ohne 
besondere  Förmlichkeiten  die  Möglichkeit  des  Beitrittes, 
legt  ihm  aber  dann  auch  die  Pflicht  auf,  sämtliche  bereits 
international  registrierten  Marken  (zur  Zeit  etwa  29  000) 
zu  übernehmen.  Nach  dem  deutschen  Warenzeichengeseg 
wären  diese  Zeichen  einer  Prüfung  auf  Verwechslungs- 
fähigkeit usw.  zu  unterziehen,  eine  an  sich  augerordentlich 
schwere  und  in  angemessener  Frist  überhaupt  nicht  zu  be- 
wältigende Aufgabe.  Deutschland  ist  trogdem  dem 
Madrider  Abkommen  durch  Reichsgeseg  vom  12.  Juli  1922 
(RGbl.  II  669)  beigetreten,  in  dem  man  das  legterörterte 
Bedenken  dadurch  beseitigte,  dag  man  die  in  Bern  regi- 
strierten Marken  ohne  weitere  Prüfung  übernehmen  wird. 
Es  werden  also  diese  Zeichen  so  behandelt,  als  ob  diese  am 
Tage  des  Beitrittes  Deutschlands  beim  Reichspatentamt  ein- 
getragen gewesen  wären.  In  der  „Begründung“  des  Geseges 
hat  man  dies  damit  gerechtfertigt,  dag  unter  den  über- 
nommenen Zeichen  eine  ganze  Zahl  solcher  Zeichen  sich 
befände,  die  für  die  Verwendung  in  Deutschland  nicht  be- 
stimmt oder  nicht  geeignet  seien.  Dieselben  würden  also 
im  deutschen  Verkehr  nicht  in  Erscheinung  treten  und  den- 


selben nicht  stören.  Diejenigen  internationalen  Marken,  die 
in  Deutschland  tatsächlich  zur  Verwendung  kämen,  würden 
wohl  im  Wesentlichen  schon  daselbst  eingetragen  sein. 
Soweit  international  registrierten  Marken  früher  in  Deutsch- 
land der  Schug  auf  Grund  besonderer  Anmeldung  hin  ver- 
sagt worden  sei,  würden  diese  für  den  deutschen  Verkehr 
audi  nicht  schädlich  wirken  können,  da  sonst  wegen  der 
Gründe,  die  bereits  früher  die  Eintragung  in  die  deutsche 
Warenzeichenrolle  hinderten,  die  Klage  auf  Löschung  an- 
gestrengt werden  könnte,  so  dag  die  Inhaber  der  Zeichen 
wohl  nicht  daran  denken  würden,  sie  in  Deutschland  zu 
gebrauchen. 

Bemerkenswert  ist,  dag  die  internationale  Registrie- 
rung nicht  nur  für  neu  beim  Reichs-Patentamt  anzu- 
meldende Zeichen  verlangt  werden  kann,  sondern  auch  für 
solche  Zeichen,  die  bereits  in  die  Warenzeichenrolle  einge- 
tragen sind.  Neben  der  oben  erwähnten  Internationalen 
Gebühr  von  100  resp.  50  Frcs.  ist  gern.  Art.  8 Sag  1 des  Ab- 
kommens für  jedes  Zeichen  eine  dem  Deutschen  Reich  zu- 
fallende Gebühr  von  500  M.  zu  entrichten.  Im  Falle  einer 
wesentlichen  Änderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Deutschlands  ist  eine  entsprechende  Erhöhung  oder  Er- 
mägigung  dieser  Gebühr  vorgesehen. 

Die  Bedeutung  des  Beitrittes  Deutschlands  zum  Madrider 
Abkommen  liegt  im  Wesentlichen,  wie  aus  dem  Gesagten 
erhellt,  auf  wirtschaftlichen  Gebiete  für  die 
einzelnen  Zeicheninhaber  selbst.  Politisch  wird  dieser 
Vorgang  nur  insofern  vielleicht  eine  gewisse,  freilich  un- 
bedeutende Wirkung  ausüben,  als  der  Nichtbeitritt  Deutsch- 
lands bisher  vielfach  nicht  aus  den  erwähnten  sachlichen 
Bedenken  erklärt  wurde,  sondern  der  deutschen  Regierung 
auch  hier  eigennügige  Motive  unterstellt  wurden.  Eins  der 
vielen  internationalen  „Migverständnisse“  wird  also  durch 
den  Anschlug  Deutschlands  beseitigt  werden.  Nach  zwei 
anderen  Richtungen  hin  ist  aber  der  Beitritt  Deutschlands 
zum  Madrider  Markenschugabkommen  noch  bedeutsam.  Ein- 
mal, dag  dadurch  dessen  auf  die  internationale  Vereinheit- 
lichung des  Zeichenrechts  gerichtete  Wirkung  nicht  unerheb- 
lich gesteigert  wird;  dann,  worauf  Adler  bereits  im  Gewerbl. 
Rechts-Schug  1920  S.  142  hingewiesen  hat,  dag  der  Bei- 
tritt des  Deutschen  Reiches  eine  besondere  Anziehungs- 
kraft für  andere  Staaten  bedeuten  wird,  die  bisher  an 
dem  Abkommen  nicht  beteiligt  waren.  Es  steht  daher  zu 
erwarten,  dag  der  Machtbereich  der  Madrider  Union  sich 
in  absehbarer  Zeit  erweitern  wird.  Dadurch  hätte  natür- 
lich Deutschland  auch  wieder  erhebliche  Vorteile,  weil  ja 
unabhängig  von  der  Zahl  der  Unionsländer  die  Re- 
gistrierungsgebühr die  gleiche  ist,  so  dag  also  auto- 
matisch mit  der  Ausdehnung  des  Unionsbereiches  auch  der 
Schugbereich  der  internationalen  Marken  sich  ausdehnen 
wird.  (215.) 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Zur  wirtschaftlichen  Lage. 

Die  wirtschaftliche  Lage  Deutschlands  spigt  sich  mehr  und 
mehr  zu.  Mitte  September  hatten  die  Megziffern  den  292fachen 
Stand  der  Friedenspreise  erreicht.  Im  einzelnen  hatten  die 
Kohlenpreise  durchschnittlich  das  330fache  der  Vorkriegszeit, 
die  Metallpreise  das  400fache,  die  Eisenpreise  das  429fache, 
der  Baumwollpreis  das  592,43fache  der  Vorkriegszeit  erreicht. 
Obgleich  die  Entwertung  der  Mark  im  September  nicht  fort- 
geschritten ist  und  der  Dollarkurs  eine  merkliche  Abschwächung 
erfuhr,  ist  mit  einer  dauernden  Preisaufwärtsbewegung  ge- 
arbeitet worden.  Es  standen  zum  Beispiel  (Ausgang  1913  = 1): 


Kohle,  Eisen,  Metalle,  Ol 
Textilien,  Häute,  Felle 
Getreide,  Mehl,  Dünger 
Nahrungsmittel 


1.  Sept.  22  16.-22.  Sept.  22 

285,76  296,88 

423,10  444,27 

219,96  236,19 

168,43  • 192,09 


Dag  die  Preise  mit  der  Markentwertung  nicht  mehr  in  Ein- 
klang zu  bringen  sind,  beruht  zum  grogen  Teile  auf  der  neuen 
Anpassung  der  Löhne  und  Gehälter  an  die  im  August  und  Juli 
eingeiretene  Dollarhaussebewegung.  Der  Barverdienst  im  Stein- 
kohlenbergbau macht  im  zweiten  Vierteljahr  im  Dortmunder 
Bezirk  13  457  M.  aus  gegen  9492  M.  im  ersten  Vierteljahr;  im 
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Erzbergbau  ist  im  Siegener  Reviere  eine  Steigerung  von 
7608  M.  auf  10  833  M.  erfolgt,  im  Salzbergbau  im  Bezirk  Halle 
von  7314  M.  auf  11  109  M.  Hinsichtlich  der  Septemberbeziige 
der  Staatsbeamten  ist  in  Aussicht  genommen,  den  allgemeinen 
Teuerungszuschlag  von  437  v.  H.  auf  677  v.  H.  zu  erhöhen  und 
den  Kopfzuschlag  auf  die  ersten  10  000  M.  von  432  v.  H.  auf 
777  v.  H.  emporzuseßen;  dabei  sind  all  diese  Preiserhöhungen 
erst  der  Anfang  der  bevorstehenden  Anpassungen  an  die 
Lebensaufwandskosten.  Nicht  die  Industrie  und  der  Rohstoff- 
preis der  Industrieprodukte  wird  in  dem  nächsten  Monat  die 
Preisgestaltung  auf’s  neue  ungünstig  beeinflussen,  sondern 
den  Ton  wird  der  Agrarmarkt  angeben.  Deutschland  hat  eine 
Mittelernte  und  in  Getreide  eine  Mißernte.  Wir  werden  nach 
den  vorgenommenen  Schälungen  nur  um  etwas  mehr  als  ein 
Drittel  der  vorjährigen  Ernteerträge  in  Weizen  und  Roggen 
haben.  Auf  den  Morgen  Land  wird  für  die  Ernte  von  1922  nur 
6,3  Zentner  und  für  Weizen  6,8  Zentner  errechnet.  Infolgedessen 
wird  mit  einer  weitgehenden  Deckung  des  Bedarfes  mit  aus- 
ländischen Getreide  zu  rechnen  sein.  Man  muß  sich  über  die 
hieraus  entstehenden  wirtschaftlichen  Folgen  in  ihrer  ganzen 
Tragweite  klar  werden.  Man  vergleiche  nur  einmal  den  Getreide- 
weltmarktpreis mit  dem  Preis  für  inländisches  Getreide: 

21.  Sept.  22  durchschnittlich 

Inlandweizen  2900— 2960  (je  50\  Auslandsweizen  56000—59000 
Auslandsroggep  2400 -2475  \ kg  } Auslandsroggen  46000—47  000 

In  Kartoffeln  ist  eine  gute  Ernte  zu  verzeichnen,  doch  kann 
an  sich  die  Kartoffel  zu  einer  Deckung  des  Kornausfalles  nicht  zu- 
langen, ganz  abgesehen  davon,  daß  die  ausländischen  Auf- 
käufer Sorge  dafür  tragen  werden,  einen  guten  Teil  der  Ernte 
außer  dem  Lande  zur  Verwertung  zu  bringen.  Die  Aufkäufe 
sollten  mit  weit  schärferen  Mitteln  zu  verhindern  gesucht  werden, 
als  dies  bisher  der  Fall  ist.  Mittel  hierzu  sind  vorhanden;  es 
sei  nur  an  das  Kartoffelsyndikat  erinnert,  daß  in  Pommern 
entstanden  ist  und  verhindert,  dag  sich  Zwischenhändler  zwischen 
Erzeuger  und  Verbraucher  einschieben.  Die  Preise  auf  dem 
Agrarmarkte  werden  sich  aber  nicht  nur  nach  der  ungünstigen 
Ernte  und  der  sich  hieraus  ergebenden  Notwendigkeit  einer 
starken  Auslandseinfuhr  einsfeilen,  es  muß  aus  den  ganzen  Ver- 
hältnissen heraus  mit  einem  weiteren  starken  Anziehen  der 
Agrarpreise  gerechnet  werden.  Die  Unkosten  sind  in  der  Groß- 
agrarwirtschaft  denen  der  Industrie  anzugliedern  und  die  Agrar- 
wirtschaft hat  nicht  wie  die  Industrie  die  Möglichkeit,  sich  durch 
Verkäufe  an  das  Ausland  und  die  hierdurch  entstehenden  großen 
Gewinne  rentabel  zu  erhalten.  Die  Preise  für  Maschinen,  Dünger- 
mittel und  Bauunkosten  sind  so  gestiegen,  daß  hierdurch  allein 
eine  neue  scharfe  Preissteigerung  eintreten  muß.  Es  mul  damit 
gerechnet  werden,  daß  die  Getreideumlage  nicht  mehr  lange  zu 
halten  ist,  zum  mindesten  wird  der  Umlagepreis  eine  Veränderung 
erfahren.  Wenn  aber  die  Landwirtschaft  wie  die  Industrie  die  Mög- 
lichkeit der  Anpassung  an  den  Weltmarktpreis  erhält,  dann  sind  die 
Folgen  hiervon  nahezu  unausdenkbar.  Der  Umlagepreis  liegt  heute 
noch  im  Durchschnitte  10  000  M.  tiefer  für  die  Tonne  Getreide  wie 
der  Weltmarktpreis  sich  im  Augenblicke  stellt.  Andererseits 
besteht  die  schwere  Gefahr,  daß  die  Großwirtschaften,  um  ihre 
Rentabilität  aufrechterhalten  zu  können,  den  Kornanbau  mehr 
und  mehr  einschränken,  um  Erzeugnisse  anzubauen,  die  eine 
bessere  Verwertungsmöglichkeit  sichern.  Hier  sind  Zustände 
eingetreten,  die  für  die  deutsche  Wirtschaft  von  schweren  Folgen 
begleitet  sein  müssen.  Auf  irgendeinen  Abbau  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebsunkosten  ist  ja  gar  nicht  zu  rechnen.  Hieran 
hindern  — um  aus  der  Vielheit  der  Hemmungen  nur  das  Eine 
herauszugreifen  — schon  die  Frachttarife.  Während  im  Wirt- 
schaftsleben sonst  gesucht  wird,  die  Frachttarife  möglichst  in 
gleicher  Höhe  zu  erhalten,  sind  in  Deutschland  die  gleitenden 
Tarife  eingezogen;  wir  kommen  aus  den  Tarifreformen  nicht 
mehr  heraus.  An  „grundlegenden"  Tarifreformen  hatten  wir 
solche  vom  Dezember  1920,  vom  November  1921,  vom  Februar 
1922  und  die  nunmehr  neu  zu  erwartende.  Hierbei  waren  in- 
zwischen die  Tarifsäße  vom  1.  Februar  1922  zum  1.  Juli  um 
20  v.  H.  erhöht  worden. 

Trotz  der  Bemühungen,  die  Kaufkraft  im  Inlande  zu  erhalten, 
sinkt  diese*  angesichts  der  Preissteigerungen  ständig.  Die  be- 
stehende Geldknappheit,  die  das  Wirtschaftsleben  noch  immer 
beherrscht,  nimmt  auch  dem  Handel  seine  Umsabfähigkeit.  Es 
hat  sich  gezeigt,  daß  die  erwachende  Neubelebung  der  Industrie- 
bestellungen nur  eine  vorübergehende  war.  Nun  die  sogenannten 
Angstkäufe  vorüber  sind,  stockt  überall  das  Geschäft.  Die  Kon- 
fektionsindustrie klagt  über  eine  merkbare  Stille  im  Geschäft. 


und  die  befürchtete  Knappheit  an  Waren  wird  in  kurzer  Zeit 
in  ein  Überangebot  von  Waren  umgewandelt  sein.  Die  Berichte 
der  Stahlwarenindustrie  sprechen  von  den  wenig  günstigen  Aus- 
sichten für  den  Winter;  die  Montanindustrie  wird  von  den  Roh- 
stoffpreisen erdrückt.  Wie  im  Inlande  sich  die  Absaßmöglich- 
keiten  für  Industrie  und  Handel  verschlechtern,  so  gehen  auch 
die  Absaßmöglichkeiten  nach  dem  Auslande  dauernd  weiter 
zurück.  Wenn  auch  durch  die  Markentwertung  zunächst  ein 
Vorsprung  für  die  deutschen  Ausfuhrwaren  geschaffen  wurde,  so 
ist  dieser  sehr  bald  wieder  eingebüßt  worden;  man  beachte 
nur  den  Kohlenpreis.  Im  Juli  betrug  in  Hamburg  der  Preis  der 
westfälischen  Steinkohle  81  v.  H.  des  Preises  der  englischen 
Steinkohle;  infolge  des  Marksturzes  verringerte  sidi  der  Unter- 
schied im  August  auf  36  v.  H.;  heute  hat  der  Prozentsaß  wieder 
den  Julistand  erreicht. 

Die  Geldverhältnisse  bessern  sich  keinesfalls.  Es  ist  technisch 
nicht  mehr  möglich,  die  notwendigen  Zahlungsmittel  zu  be- 
schaffen, der  Lohnscheck  ist  eingeführt  worden  und  das  Notgeld 
soll  wieder  in  Umlauf  gebracht  werden;  den  Warenscheck  ein- 
zuführen, gelingt  nur  unvollkommen.  Zu  der  allgemeinen  Kredit- 
not von  Handel  und  Industrie,  die  durch  die  immer  größere 
Zurückhaltung  der  Banken  ständig  wächst,  gesellt  sich  die  Ver- 
schuldung der  Kommunen.  Die  Kreditnot  der  deutschen  Städte 
muß  starkes  Bedenken  erregen.  Die  Kreditansprüche  der  Kom- 
munalverbände an  die  Giroorganisationen  sind  seit  Monaten  im 
dauernden  Steigen  begriffen  und  die  Girozentralen  selbst  sind 
immer  weniger  in  der  Lage,  den  an  sie  gestellten  Anforderungen 
gerecht  zu  werden.  Daß  die  Girozentralen  sich  selbst  in  Geld- 
verlegenheit befinden,  beruht  nicht  nur  auf  den  wachsenden  An- 
sprüchen, die  an  sie  gestellt  werden,  sondern  vornehmlich  darauf, 
daß  ihre  bisherigen  Geldzuflußquellen  versagen.  Der  Einlage- 
bestand der  Spar-  und  Girokassen  ist  empfindlich  zurück- 
gegangen und  hierauf  beruhte  bisher  vornehmlich  ihre  finanzielle 
Leistungskraft.  Auf  dem  Allgemeinen  Deutschen  Sparkassentag 
in  Goslar  ist  von  den  Girozentralen  beantragt  worden,  daß  neben 
einer  Unterstüßung  durch  Reich  und  Staat,  die  Kommunal- 
verbände sich  zu  verpflichten  haben,  ihre  Kreditansprüche  herab- 
zudrücken. Die  für  die  Kommunen  hierbei  notwendigen  Maß- 
nahmen stellten  die  versammelten  Girozentralen  in  folgenden 
Leitsäßen  zusammen:  1.  keine  Ausgaben,  für  die  eine  Deckung 
nicht  vorhanden  ist;  2.  Vermeidung  und  Einstellung  von  Bauten, 
deren  Kosten  nicht  gedeckt  sind;  3.  Einführung  einer  monatlichen 
Gehaltszahlung  der  Beamten;  4.  Einstellung  von  Teuerungszulage- 
Zahlungen,  deren  Beträge  von  dem  Reiche  nicht  vorher  über- 
wiesen sind;  5.  Verstärkung  der  Betriebsmittel  kommunaler 
Werke.  Zum  Zwecke  der  Reichshilfe  den  Girozentralen  gegen- 
über sind  Besprechungen  angebahnt,  um  mit  Hilfe  des  Reiches 
die  Ausgabe  von  verzinslichen  kommunalen  Schaßanweisungen 
zu  ermöglichen,  die  von  den  Darlehnskassen  zu  lombardieren 
sind.  Weiter  ist  leider  zu  dem  Mittel  gegriffen  worden,  das 
Notgeld  wieder  einzuführen.  Hierdurch  wird  die  Inflation  nun 
auch  noch  von  kommunaler  Seite  vergrößert.  Die  Bemühungen, 
von  seiten  der  Städte,  Ausländsanleihen  zu  erhalten,  sind  zu- 
meist fehlgeschlagen.  Eine  weitere  kommunale  Steuererhebung 
wird  nur  die  Teuerung  und  damit  die  allgemeine  Geld-  und 
Kreditnot  steigern. 

Infolge  der  fortdauernd  starren  Haltung  der  Entente  bleiben 
die  Finanzverhältnisse  des  Reiches  trostlos.  In  der  zweiten 
Septemberdekade  stieg  die  schwebende  Schuld  um  erneut  zirka 
19,5  Milliarden  Mark;  sie  beträgt  nunmehr  361  149  315  000  Mark. 
Der  Geldentwertung  folgend  mußte  der  Reichsbankdiskont  erneut 
erhöht  werden;  der  Wechseldiskont  wurde  von  7 auf  8 v.  H.,  der 
Lombardzinsfuß  von  8 auf  9 v.  H.  erhöht,  das  ist  die  dritte 
Diskonterhöhung  in  zwei  Monaten.  Der  Rcichsbankausweis 
vom  15.  September  zeigt  eine  weitere  Zunahme  des  Noten- 
umlaufes um  19,2  Milliarden  Mark.  Hiermit  wurde  die  Ziffer 
von  271  597,8  Mill.  M.  Notenumlauf  erreicht;  die  Darlehnskassen- 
scheine vermehrten  sich  dabei  um  115,5  Mill.  M.  und  erreichten 
damit  den  Stand  von  13  799,7  Mill.  M.  — Wer  seine  Hoffnung 
auf  eine  anhaltende  Belebung  der  Börse  geseßt  hatte,  sah  sich 
enttäuscht;  heute  ist  in  Deutschland  der  Stoff  zu  einem  Herren- 
beinkleid teurer  als  eine  Aktie  bester  Werke.  Btz.  (251.) 

Schiffsverkehr. 

Die  Außenhandelsstelle  für  Schiffe,  Berlin,  hat  nach 
nunmehriger  näherer  Prüfung  der  Frage,  inwieweit  die  Einfuhr 
der  in  Belgien  befindlichen  ehemals  deutschen 
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Schiffe  in  betracht  kommen  kann1),  folgende  Richtlinien  auf- 
gestellt, nach  denen  der  einzelne  Antrag  auf  Einfuhrbewilligung 
zu  behandeln  ist. 

1.  Die  Einfuhr  kann  in  Ausnahmefällen  gestattet  werden  nach 
Maßgabe  eines  tatsächlich  vorhandenen  Bedürfnisses.  — 2.  Die 
Einfuhr  kann  den  vormaligen  Besifeern  eines  solchen  Schiffes  be- 
vorzugt genehmigt  werden,  sofern  sie  selbst  es  wieder  in  Fahrt 
stellen.  — 3.  Anderen  deutschen  Käufern  kann  die  Einfuhr  nur 
gestattet  werden,  wenn  sie  eine  Verzichtserklärung  des  deutschen 
Vorbesifeers  beibringen  und  wenn  sie  das  Schiff  selbst  in  Fahrt 
stellen.  — 4.  Die  Instandsetzung  zur  Einfuhr  beantragter  Schiffe 
mufe,  abgesehen  von  den  Arbeiten,  die  zur  sicheren  Überführung 
erforderlich  sind,  auf  deutschen  Werften  erfolgen.  — 5.  In  be- 
sonders gelagerten  Fällen,  insbesondere  sofern  die  Anwendung 
dieser  Richtlinien  gewisse  Härten  oder  wirtschaftliche  Nachteile 
für  den  Antragsteller  nach  sich  ziehen  sollte,  kann  nach  Billig- 
keitsgrundsäfeen und  abweichend  von  den  vorstehenden  Richt- 
linien verfahren  werden.  — 6.  Die  Einfuhranträge  unterliegen  der 
gutachtlichen  Vorprüfung  durch  die  Einfuhrkommission.  — 7.  Die 
Einfuhrkommisison  hat  das  Recht,  eine  Preisprüfung  vorzunehmen. 

Anträge  auf  Einfuhrbewilligung  sind  an  die  Aufeenhandels- 
stelle  für  Schiffe,  Berlin  NW  40,  Kronprinzenufer  19,  zu  richten. 

1253.) 

Der  Passagierdampfer  „General  San  Martin"  der  Hugo- 
Stinnes-Linien  wird  von  seiner  ersten  Fahrt  nach  Süd-Amerika 
am  17.  Oktober  in  Hamburg  zurückerwartet;  er  soll  bereits  am 
26.  Oktober  wieder  in  See  gehen.  Auf  der  Hinfahrt  lief  der 
Dampfer  u.  a.  den  Hafen  von  Funchal  auf  Madeira  an.  Dort 
fand  die  Einrichtung  des  Schiffes  den  ungeteilten  Beifall  der 
Besucher,  die  den  Dampfer  auf  Einladung  des  Kapitäns  hin  be- 
sichtigten. . (254.) 

i)  Vgl.  D.  W.-Z.  1922,  Nr.  6,  S.  138. 

Der  Verein  Deutscher  Maschinenbau- Anstalten 

zur 

A u s f u h r a b g a b e und  zur  Anpassung  der  Liefer- 
bedingungen an  die  Entwicklung  der  wirt- 

schaftlichen Verhältnisse. 

In  der  am  29.  September  d.  ).  in  Berlin  abgehaltenen  aufeer- 
ordentlichen  Mitgliederversammlung  des  Vereins  deutscher  Ma- 
schinenbau-Anstalten (VDMA)  wurde  u.  a.  über  die  Ausfuhr- 
abgabe verhandelt.  Der  Referent,  Generaldirektor  ).  Becker, 
Köln-Kalk,  erläuterte  die  Gründe,  die  den  Maschinenbau  zwängen, 
die  Aufhebung  der  Abgabe  zu  fordern. 

Einstimmig  beschlofe  die  Versammlung  folgendes  Einspruchs- 
telegramm an  den  Reichswirtschaftsminister: 

„Die  heute  in  Berlin  zu  einer  aufeerordentlichen  Tagung  zu- 
sammengetretenen Vertreter  des  deutschen  Maschinenbaues  er- 
klären einstimmig,  die  ihr  unter  Hintansetzung  jeder  wirtschaft- 
lichen Erwägung  auferlegte  Ausfuhrabgabe  nicht  tragen  zu 
können.  Der  Maschinenbau  versteht  die  ohne  vorherige  An- 
hörung von  Sachverständigen  erfolgte  Erhöhung  der  Ausfuhr- 
abgabe um  so  weniger,  als  der  Zeitpunkt  gekommen  ist,  wo  in- 
folge der  Entwicklung  der  Gestehungskosten  im  Gegenteil  die 
Gewährung  jeder  nur  denkbaren  Begünstigung  der  Ausfuhr  in 
Erwägung  zu  ziehen  sein  wird,  um  durch  Aufrechterhaltung  der 
Ausfuhr  der  auch  durch  das  Zurückgehen  des  Inlandgeschäftes 
bevorstehenden  Arbeitslosigkeit  zu  begegnen. 

Der  Maschinenbau  erhebt  Einspruch  gegen  die  vom  Reichs- 
wirtschaftsministerium geübte  Verschleppung  der  seit  mehr  als 
einem  halben  Jahr  geführten  Verhandlungen  über  den  Fortfall 
der  Ausfuhrabgaben  für  den  Maschinenbau.  In  diesen  Verhand- 
lungen ist  die  Notlage  des  Maschinenbaues  dem  Reichswirtschafts- 
ministerium bis  in  alle  Einzelheiten  hin  offen  dargelegt  und  durch 
einwandfreie  Unterlagen  bewiesen  worden. 

Der  Maschinenbau  erwartet,  dafe  die  Verhandlungen  nunmehr 
schleunigst  zu  Ende  geführt  werden.“  — 

Im.  weiteren  Verlaufe  der  Verhandlungen  berichtete  Dr. 
Hillmann,  Direktor  der  Friedr.  Krupp  A.-G.,  Grusonwerk,  Magde- 
burg-Buckau, über  die  Anpassung  der  Lieferbedingungen 
an  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Die  Aus- 
führungen des  Referenten  boten  Anlafe  zu  einer  lebhaften  Aus- 
sprache, die  dazu  führte,  dafe  die  Versammlung  beschlofe,  den 
Eachverbanden  des  Maschinenbaues  Richtlinien  etwa  folgenden 
Inhalts  zu  empfehlen: 

Preisvorbehalt:  Zur  Erzielung  eines  ausreichenden 

Preises,  der  die  Selbstkosten  und  einen  angemessenen  Gewinn 


deckt,  sollen  von  den  Fachverbänden  des  Maschinenbaues  monat- 
liche Teuerungszuschläge  und  Gleitpreisklauseln  auf  den  Grund- 
lagen der  Selbstkostenberechnung  weiter  entwickelt  werden.  Den 
von  anderen  Industriezweigen  zu  dem  gleichen  Zwecke  emp- 
fohlenen Übergang  zur  Preisstellung  in  einer  Goldwährung  (Aus- 
landswährung oder  Goldmark)  bei  Inlandgeschäften  hält  der 
VDMA  nicht  für  zweckmäfeig;  er  empfiehlt  vielmehr  den  weiteren 
Ausbau  der  Teuerungszuschläge  und  Preisvorbehalte.  Der  Preis- 
\orbehalt  soll  so  gestaltet  werden,  dafe  die  hereinkommenden 
Werte  einem  Preise  entsprechen,  der  sich  nach  den  am  Tage  der 
Ablieferung  geltenden  Rohstoffpreisen  und  Löhnen  errechnet, 
mindestens  aber  nach  den  tatsächlichen  Gestehungskosten  zu- 
züglich eines  angemessenen  Gewinnes;  in  beiden  Fällen  mufe  auf 
die  angemessenen  Erneuerungskosten  der  Produktionsmittel 
Rücksicht  genommen  werden.  Diese  Gesichtspunkte  sind  sowohl 
bei  Verwendung  der  Rohstoff-  und  Lohnklausel,  als  auch  bei 
Eestsefeung  von  Verbandszuschlägen  zu  beachten.  Das  lefetere 
Verfahren  hält  der  Vorstandsausschufe  unter  den  jefeigen  Ver- 
hältnissen für  das  geeignetere.  Wegen  der  fortwährenden  Stei- 
gerung der  Gestehungskosten  wird  den  Fachverbänden  anheim- 
gegeben, zu  erwägen,  inwieweit  für  ihre  Arbeitsgebiete  es  sich 
rechtfertigt,  dafe  vom  Lieferer  die  Kosten  für  Ersafelieferungen  auf 
Grund  der  Mängelhaftung  nur  in  Höhe  der  ursprünglichen  Ge- 
stehungskosten des  zu  ersetzenden  Gegenstandes  getragen 
werden. 

Zahlungsbedingungen:  Wegen  der  fortschreitenden 
Geldentwertung  ist  folgendes  anzustreben:  Die  geleisteten  Zah- 
lungen sind  in  kürzeren  Zwischenräumen,  entsprechend  den  in- 
zwischen eingetretenen  Preissteigerungen  aufzufüllen.  Da  die 
Geldentwertung  sich  am  stärksten  in  der  Schlufezahlung  auswirkt, 
sollte  die  erst  nach  Erfüllung  fällig  werdende  Restzahlung  nur 
noch  etwa  10  v.  H.  des  Gesamtpreises  betragen.  Zu  diesem 
Zwecke  empfiehlt  es  sich,  insbesondere  bei  gröfeeren  Lieferungen 
und  längeren  Lieferfristen,  die  nach  der  Anzahlung  verbleibenden 
Beträge  in  mehrere  kleinere,  etwa  ein-  oder  zweimonatliche,  Teil- 
zahlungen zu  zerlegen.  Um  Verzögerungen  bei  den  Zahlungen 
zu  begegnen,  sind  die  Verzugszinsen  auf  5 v.  H.  über  Reichs- 
bankdiskont festgesetzt. 

S c h 1 i ch  t u n g s s t e 1 1 e für  notleidende  Fest- 
preisaufträge: Durch  die  Erfüllung  von  früheren,  unter 

anderen  Verhältnissen  zu  Festpreisen  abgeschlossenen  Verträgen 
werden  zahlreiche  Maschinenbau- Anstalten  der  Gefahr  unerträg- 
licher Verluste  ausgesefet.  Der  VDMA  richtet  für  Streitigkeiten 
über  solche  Verträge  zwischen  seinen  Mitgliedern  eine  Schlichtungs- 
stelle ein.  Die  Vereinsfirmen  sollen  besonders  darauf  hingewiesen 
werden,  diese  Schlichtungsstelle  möglichst  vor  Inanspruchnahme 
der  ordentlichen  Gerichte  anzurufen. 

Der  VDMA  wird  mit  den  verschiedenen  Abnehmerverbänden 
zwecks  Einrichtung  einer  Schlichtungsstelle  unter  neutralen  Vor- 
sitz und  Zuziehung  von  Sachverständigen  aus  beiden  Lagern  in 
Verbindung  treten.  Einige  Verbände  haben  sich  mit  der  An- 
regung des  VDMA  bereits  einverstanden  erklärt.  Beabsichtigt 
ist,  eine  Liste  von  Vorsifeern  aufzustellen,  so  dafe  je  nach  dem 
Wohnsitze  der  beteiligten  Parteien  und  nach  dem  betreffenden 
Fachzweige  Persönlichkeiten  benannt  werden  können,  die  für  die 
Übernahme  des  Vorsitzes  geeignet  sind.  Das  Reichsgericht  steht 
der  Anregung  des  VDMA  sympathisch  gegenüber.  (255.) 

Die  deutsche  Mark  in  Oberschlesien. 

Verschiedene  Mitteilungen  deutscher  und  polnischer  Zeitungen 
über  die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Lebensmittel  in  pol- 
nischer Valuta  in  Ost-Oberschlesien  durch  Polen  waren  mangels 
genauerer  Angaben  geeignet,  Befürchtungen  hinsichtlich  der  Rück- 
wirkung einer  derartigen  Mafenahme  auf  den  Fortbestand  der 
deutschen  Währung  zu  erwecken.  Die  amtlichen  Feststellungen 
haben  ergeben,  dafe  vorläufig  ein  Grund  hierfür  nicht  vorliegt. 
Die  erwähnte  Festsefeung  der  Höchstpreise  in  polnischer  Valuta, 
die  erstmalig  am  19.  August  d.  J.  erfolgt  ist,  erstreckt  sich  ledig- 
lich auf  Fleisch  (zwischen  840  bis  2000  P.  M.,  je  1 kg).  Es 
handelt  sich  jedoch  hierbei  nicht  etwa  schlechthin  um  die  Ein- 
führung der  polnischen  Valuta  im  Eleischhandel. 

Die  Preisfestsefeungen  sollen  lediglich  den  Verkäufern  als 
Index  bei  Berechnung  der  Beträge  dienen,  die  sie  von  den 
Käufern  in  deutscher  Währung  verlangen  dürfen.  Erfolgt  sind 
die  Preisfestsefeungen  offenbar,  um  den  Fleischverkäufern  die 
Möglichkeit  zu  geben,  den  dauernden  Schwankungen  des  Kurses 
der  deutschen  Mark  bei  ihren  Geschäften  Rechnung  zu  tragen. 


261 


DEUTSCHE  WIRTSCHAFTS-ZEITUNG 


Die  Maßnahme  hat  zwar  zum  weiteren  Anwachsen  der  Teuerung 
mit  beigetragen,  einen  Einfluß  auf  die  deutsche  Währung  aber 
kaum  ausgeübt. 

Regelung  des  Valutaverkehrs  in  Rußland. 

ln  den  Iswestija  vom  5.  August  ist  ein  Dekret  des  Rats  für 
Arbeit  und  Verteidigung  betreffend  Valuta-  und  Goldgeschäfte 
der  staatlichen  und  kooperativen  Institutionen  und  Unter- 
nehmungen vom  27.  )uli  1922  veröffentlicht.  Hiernach  wird  den 
genannten  Stellen  mit  Ausnahme  derjenigen  Staatsorgane,  denen 
die  Genehmigung  dazu  durch  besondere  Verordnung  der  Regie- 
rung erteilt  ist,  verboten,  ausländische  Valuta  und  Edelmetalle 
zu  kaufen  oder  zu  verkaufen.  E r 1 a u b t ist  lediglich  die  Annahme 
von  Zahlungen  für  Waren  und  geleistete  Dienste  in  Valuta  und  Edel- 
metallen mit  der  Maßgabe,  daß  diese  unverzüglich  der  Reichs- 
bank zur  Gutschrift  auf  laufende  Rechnung  dieser  Organe  und 
Organisationen  überschrieben  werden  müssen.  Aufrecht  erhalten 
bleibt  eine  frühere  Verordnung,  wonach  die  von  solchen  Stellen 
auf  laufende  Rechnung  bewirkten  Einzahlungen  in  ausländischer 
Valuta  oder  Edelmetallen  auf  Antrag  in  denselben  Metallen  oder 
ausländischen  Währungen  zurückersfattet  werden. 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Zur  Frage  der  Nichtigkeitserklärung  von  Lieferungsverträgen 
mit  Reicl.swerken. 

Die  ehemalige  Gewehrfabrik  E.  schloß  am  15.  März  1919  mit 
der  Firma  K.  einen  Vertrag  ab  auf  Lieferung  von  2 000  000  Stück 
yE  Sechskant-Muttern,  schwarz  mit  Gewinde,  zum  Preise  von 
4,50  M.  für  100  Stück.  Die  Lieferung  sollte  Anfang  April  1919 
mit  5000  Stück  täglich  beginnen  und  nach  Möglichkeit  baldigst  auf 
7000  Stück  täglich  gesteigert  werden.  Nach  Lieferung  von 
47  800  Stück  Muttern  hat  die  Gewehrfabrik  die  weitere  Aus- 
führung des  Vertrags  abgelehnt. 

Der  Reichsschalsminister  hat  beim  Reichswirtschaftsgericht 
gemäß  § 1 Abs.  I der  Verordnung  vom  18.  September  1909 
(RGbl.  S.  1700)  beantragt: 

1.  den  abgeschlossenen  Vertrag  für  nichtig  zu  erklären, 

2.  die  Firma  K.  zu  verurteilen,  als  Entgelt  für  die  bereits  ge- 
lieferten 47  800  Stück  Muttern  die  der  Gewehrfabrik  entstan- 
denen Herstellungskosten  (9,40  M.  für  100  Stück)  nebst  4 v.H. 

Zinsen  seit  dem  Tage  der  Klagezustellung  zu  zahlen. 

Der  Antrag  zu  1.  hatte  Erfolg,  der  Antrag  zu  2.  nur  teilweise. 

Aus  der  Begründung: 

Nach  § 1 Abs.  1 der  Nichtigkeitsverordnung  kann  ein  für 
Rechnung  des  Reichsfiskus  anläßlich  der  Umstellung  von  Reichs- 
werkstätten in  die  Friedenswirtschaft  ohne  Mitwirkung  des  Reichs- 
schaßministeriums  abgeschlossener  Vertrag  vom  Reichswiri- 
schaftsgericht  auf  Antrag  eines  Vertragsteils  für  nichtig  erklärt 
werden,  wenn  der  Vertrag  nach  den  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Rechts  nichtig  ist,  oder  wenn  die  vereinbarte  Leistung  in 
einem  auffälligen  Mißverhältnisse  zur  Gegenleistung  steht. 

Der  zwischen  der  ehemaligen  Gewehrfabrik  und  der  Firma  K. 
abgeschlossene  Lieferungsvertrag  erfüllt  sämtliche  Voraus- 
seßungen,  unter  denen  nach  der  angeführten  Gesetzesbestimmung 
eine  Nichtigkeitserklärung  erfolgen  kann. 

Daß  der  Vertrag  für  Rechnung  des  Reichsfiskus  anläßlich  der 
Umstellung  von  Reichswerkstätten  in  die  Friedenswirtschaft  ohne 
Mitwirkung  des  Reichsschaßminisleriums  abgeschlossen  worden 
ist,  hat  der  Antragsteller  in  glaubhafter  Weise  dargetan,  ist  auch 
von  der  Firma  K.  nicht  bestritten  worden. 

Ob  der  Vertrag  nach  bürgerlichem  Rechte  nichtig  ist,  kann 
dahingestellt  bleiben,  da  jedenfalls  die  im  Vertrage  vereinbarte 
Leistung  in  auffälligem  Mißverhältnisse  zur  Gegenleistung  steht. 

Der  erkennende  Senat  hat  auf  Grund  eigener  Sachkenntnis 
den  Preis,  zu  dem  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  im  Privaf-Groß- 
handel  Schraubenmuttern  der  in  Frage  stehenden  Art  erhältlich 
waren,  auf  6,72  M.  für  100  Stück  geschäßf.  Die  Herstellungs- 
kosten, die  der  Gewehrfabrik  bei  vertragsmäßiger  Lieferung  ent- 
standen wären,  müssen  auf  einen  diesen  Preis  erheblich  über- 
steigenden Betrag  veranschlagt  werden.  Denn  wenn  auch  die  Her- 
stellungskosten der  Privatindustrie  den  Betrag  von  6,72  M.  für 
100  Stück  Muttern  in  der  damaligen  Zeit  nicht  erreicht  haben 
können,  da  in  den  Verkaufspreis  naturgemäß  ein  normaler  Gewinn 
einkalkuliert  ist,  so  muß  bei  der  Gewehrfabrik  berücksichtigt 


werden,  daß  sie  ihren  Betrieb  auf  die  Mutternfabrikation  erst 
umstellen  mußte.  Die  zur  Fabrikation  erforderlichen  Maschinen 
mußten  erst  beschafft  werden.  Bis  zur  Beschaffung  mußte  in 
unwirtschaftlicher  Weise  mit  ungeeigneten  Hilfswerkzeugen  fabri- 
ziert werden.  Auch  konnte  die  Gewehrfabrik  als  staatlicher 
Betrieb  die  Arbeitskraft  ihrer  Angestellten  nicht  in  derartig 
rationeller  Weise  ausnußen  wie  ein  Privatbetrieb.  Ob  die  Selbst- 
kosten, die  der  Gewehrfabrik  bei  ordnungsmäßiger  Lieferung  er- 
wachsen wären,  auf  den  vom  Reichsschaßminister  angegebenen 
Betrag  von  9,40  M.  zu  veranschlagen  sind,  kann  dahingestellt 
bleiben.  Denn  schon  ein  Selbstkostenbetrag  von  über  7 M.  stellt 
gegenüber  einem  Verkaufspreise  von  4,50  M.  ein  „auffälliges  Miß- 
verhältnis“ zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  dar.  Hierbei  ist 
berücksichtigt,  daß  das  Reichswerk,  weil  es  seinen  Betrieb  auf 
einen  neuen  Fabrikationszweig  umstellte,  nach  allgemein  aner- 
kannten und  nicht  zu  beanstandenden  kaufmännischen  Grund- 
säßen nicht  damit  rechnen  konnte,  sogleich  mit  Verdienst  zu 
arbeiten,  sondern  sogar  einen  geringen  Verlust  während  der 
Umstellung  mit  in  Kauf  nehmen  mußte.  Das  Mißverhältnis 
zwischen  einem  Selbstkostenpreis  von  über  7 M.  und  einem  Ver- 
kaufspreise von  4,50  M.  ist  indessen,  zumal  bei  Berücksichtigung 
der  Größe  des  Auftrags,  so  gewaltig,  daß  es  durch  keinerlei  ver- 
nünftige wirtschaftliche  Erwägung  gerechtfertigt  werden  kann  und 
daher  als  „auffälliges  Mißverhältnis"  im  Sinne  des  § 1 Abs.  1 
der  Nichtigkeitsverordnung  angesehen  werden  muß.  Das  Miß- 
verhältnis wird  noch  dadurch  verschärft,  daß  der  Lieferungsvertrag 
die  Gewehrfabrik  auf  eine  Zeit  von  über  einem  Jahre  zu  festen 
Preisen  band.  Bei  der  Unsicherheit  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, wie  sie  nach  dem  unglücklichen  Kriegsende  in  Deutsch- 
land bestanden,  bildet  diese  Bindung  des  Werks  auf  so  lange  Zeit 
ein  kaum  erträgliches  Risiko  und  muß  bei  der  Abschäßung  der 
Leistung  der  Gewehrfabrik  noch  als  wertsteigender  Faktor  ins 
Gewicht  fallen.  — Danach  unterlag  der  Vertrag  vom  15.  März  1919  auf 
den  Antrag  des  Reichsschaßministers  hin  der  Nichtigkeitserklärung. 

An  der  Zuständigkeit  des  Reichswirtschaftsgerichts  zur  Ent- 
scheidung auch  über  den  Antrag  zu  2.  ist  im  Hinblick  auf  §3  der 
Nichtigkeitsverordnung  nicht  zu  zweifeln.  Denn  der  Zahlungs- 
anspruch wird  auf  Grund  der  Nichtigkeitserklärung  des  Vertrags 
geltend  gemacht. 

Dagegen  kann  sachlich  der  vom  Reichsschaßminister  auf 
Ersaß  der  Herstellungskosten  erhobene  Anspruch  nicht  als  ge- 
rechtfertigt anerkannt  werden.  Der  Gewehrfabrik  die  tatsäch- 
lichen Aufwendungen  zu  erseßen,  die  sie  zwecks  Ermöglichung 
der  Lieferung  gemacht  hat,  besteht  keinerlei  geseßliche  Handhabe. 
Vielmehr  ist  der  Zahlungsanspruch  des  Reichsschaßministers  nur 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  ungerechtfertigten  Bereicherung 
begründet,  insofern  nach  der  Nichtigkeitserklärung  des  Lieferungs- 
vertrags die  Firma  K.  ohne  Rechtsgrund  in  den  Besiß  der  47  800 
Stück  Muttern  gelangt  ist.  Da  eine  gegenständliche  Rückgabe  der 
gelieferten  Muttern  nicht  mehr  möglich  ist,  so  ist  die  Firma  K.  um 
denjenigen  Betrag  ungerechtfertigt  bereichert,  den  sie  seiner  Zeit 
hätte  aufwenden  müssen,  um  die  gelieferten  Muttern  zu  erwerben. 
Den  Preis,  zu  dem  in  der  in  Frage  kommenden  Zeit  Muttern  im 
Handel  erhältlich  waren,  hat  der  Senat,  wie  oben  ausgeführt  ist, 
auf  6,72  M.  für  100  Stück  angenommen.  Danach  ist  die  Firma  K. 
um  478  mal  6,72  M.  bereichert.  Einen  Betrag  von  3 212,16  M.  hat 
sie  daher  an  das  Reich  herauszugeben. 

Die  Zinsforderung  des  Reichsschaßministers  ist  unbegründet. 
Der  Bereicherungsanspruch  ist  erst  durch  die  Nichtigkeitserklärung, 
die  der  Senat  in  dem  vorliegenden  Urteil  ausgesprochen  hat,  ent- 
standen. Es  kann  daher  eine  Verzinsung  des  Betrags  weder  unter 
dem  Gesichtspunkte  des  Verzugs,  noch  unter  dem  etwaiger  Prozeß- 
zinsen, zumal  der  Anspruch  ziffernmäßig  erst  in  der  Urteils- 
verhandlung erhoben  worden  ist,  in  Betracht  kommen. 

(Urt.  v.  18.  Mai  1922  - X.  A.  V.  16/20.  -)  (221.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Postpaketverkehr  mit  Polen. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  teilte  der  Reichspost- 
minister am  21.  September  folgendes  mit: 

„Die  vom  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligungen 
neuerdings  verfügten  Erleichterungen  in  der  Warenausfuhr  nach 
Polen  stehen  nicht  im  Zusammenhang  mit  dem  Postpaketverkehr. 

Die  Aufnahme  dieses  Dienstzweiges  hat  im  deutsch-polnischen 
Verkehr,  abgesehen  von  dem  Verkehr  mit  Polnisch-Oberschlesien, 
bisher  nicht  erfolgen  können,  weil  die  dazu  nötigen  post- 
technischen  Vorbereitungen  auf  deutscher  und  polnischer  Seite 
noch  nicht  beendet  sind. 

Sobald  der  Verkehr  aufgenommen  werden  kann,  werden  die 
Bedingungen  dafür  durch  die  Presse  bekannt  gegeben  werden.“ 

Fahrpreisermäßigung  für  Ijehrlioge. 

Der  D.I.u.  H.  richtete  am  30.  September  folgende  Eingabe  an 
den  Reichsverkehrsminister: 

„Auf  die  Eingabe  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 
vom  11.  April  d.  J.,  teilte  der  Herr  Reichsverkehrsminister  am 
26.  April  und  7.  Juni  als  Begründung  für  die  Fahrpreisermäßigung 
der  Handwerkslehrlinge  mit,  daß  es  im  Handwerk  besondere 
Schwierigkeiten  bereite,  geeignete  Kräfte  als  Nachwuchs  zu  ge- 
winnen, und  daß  die  Vergütungen  der  Handwerkslehrlinge  im  all- 
gemeinen geringer  seien,  als  die  der  anderen  Lehrlinge. 

Wenn  das  bei  dem  Deutschen  Industrie-  und  Handelstage  vor- 
liegende Material  jedoch  zu  einer  anderen  Beurteilung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  der  verschiedenen  Lehrlingsgruppen  führen 
sollte,  so  wollte  der  Herr  Minister  es  bei  der  Prüfung  der  Frage, 
ob  den  vielfachen  Anträgen  auf  Ausdehnung  der  Fahrpreisermäßi- 
gung auch  auf  kaufmännische  Lehrlinge  entsprochen  werden  kann, 
mit  verwenden. 

Wir  haben  im  Kreise  der  Deutschen  Handelskammern  eine 
Umfrage  veranstaltet.  Das  Ergebnis  der  umfangreichen, 
eingehenden  und  zahlreichen  Antworten  aus  allen  Teilen  des 
Deutschen  Reiches  War,  daß  den  Industrie-  und  Handels- 
kreisen das  Gewinnen  eines  geeigneten  kaufmännischen  Nach- 
wuchses erhebliche  Schwierigkeiten  bereitete.  Kaufmännische 
Betriebe  seien  nicht  nur  in  großen  Orten,  sondern  insbesondere 
auch  in  mittleren  und  kleinen  Orten  darauf  angewiesen,  Lehr- 
linge aus  Nachbarortschaften  heranzuziehen.  Ferner  müßten  Kauf- 
mannslehrlinge sich  sehr  oft  zum  Besuche  der  Eortbildungs-  und 
anderen  Fachschulen  in  benachbarte  größere  Städte  begeben. 

Wenn  die  Eisenbahndirektion  Altona  sagt,  daß  für  die  Ge- 
währung der  Fahrpreisermäßigung  an  Handwerkslehrlinge  das  Be- 
streben maßgebend  gewesen  sei,  die  Ertüchtigung  des  Nach- 
wuchses für  das  Handwerk  durch  tarifarische  Maßnahmen  zu 
fördern  und  die  Verflachung  des  Deutschen  Handwerks  zu  ver- 
hindern, so  muß  erwidert  werden,  daß  diese  Begründung  aller 
wirtschaftlichen  Erkenntnis  für  das  Zurücktreten  des  Handwerks 
und  für  das  Emporblühen  der  Industrie  entbehrt.  Das  Eorischreiten 
der  industriellen  Technik  ist  eine  der  vielen  Ursachen.  Die  Er- 
tüchtigung des  Nachwuchses  für  das  Handwerk  kann  wohl  kaum 
wesentlich  durch  tarifarische  Maßnahmen  gefördert  werden, 
ebensowenig  kann  die  Verpflichtung  des  deutschen  Handwerks 
durch  tarifarische  Maßnahmen  der  Eisenbahn  verhindert  werden. 
Außerdem  träfe  diese  Vorausseßung  an  sich  auch  für  die  Kauf- 
mannslehrlinge zu,  denn  auch  dieser  Nachwuchs  bedarf  einer 
Ertüchtigung. 

Was  die  Ansicht  anlangt,  daß  die  Handwerkslehrlinge  im  all- 
gemeinen geringere  Vergütungen  als  andere  Lehrlinge  erhielten, 
so  wird  von  Handel  und  Industrie  im  allgemeinen  das  Gegenteil 
behauptet.  Jedenfalls  stehen  die  Handwerkslehrlinge  vielfach 
günstiger,  weil  sie  neben  der  Vergütung  meistens  noch  freie  Be- 
köstigung und  Wohnung  erhalten.  Gerade  die  freie  Beköstigung 
ist  in  gegenwärtiger  Zeit  besonders  hoch  einzuschäßen.  Bei 


einem  Vergleich  zwischen  den  baren  Vergütungen  der  Hand- 
werks- und  Kaufmannslehrlinge  ist  dieser  Gesichtspunkt  zu 
beachten. 

Aus  den  statistischen  Darstellungen  der  Bezüge  erlauben  wir 
uns  einige  herauszugreifen.  Die  Vergütungen  für  die  Lehrlinge  in 
dem  Handwerksbezirk  Bingen  a.  Rh.  betragen  beispielsweise 
für  kaufmännische  Lehrlinge  durchschnittlich: 

im  1.  Jahre  M.  50.—  bis  M.  150. — 

„ 2.  „ „ 100.—  „ „ 200.— 

„ 3.  „ „ 150.—  „ „ 250.—. 


Bei  den  verschiedenen  Gewerben  des  Handwerks: 


im  1.  Jahre  im  2.  Jahre  im  3.  Jahre 


Zimmerleute 

Installateure  M.  100.— 


Glaser 

Schuhmacher 

Bäcker 

Schneider 

Maurer 

Buchdrucker 


120.— 

wie  die 
100.— 

50.— 

1000/1200.- 

340/350.— 


nach  Gutdünken 

nach  Gutdünken 

M.  160. — nach  Gutdünken 

kaufmännischen  Lehrlinge 
nach  Gutdünken 
M.  100.—  M.  150.- 

„ 1300/1400.—  „ 1600/1700  — 

„ 440/450.-  „ 550/560.— 


Aus  der  Aufstellung  geht  einwandfrei  hervor,  daß  die  Ver- 
gütungen für  die  Handwerkslehrlinge  in  den  meisten  handwerks- 
mäßigen Betrieben  mindestens  ebenso  hoch  wie  die  Vergütungen 
der  kaufmännischen  Lehrlinge  sind. 

Ähnliche  Statistiken  liegen  aus  anderen  Gebieten  des  Deut- 
schen Reiches  ebenfalls  vor. 

Ferner  ist  zu  beanstanden,  daß  der  Herr  Reichsverkehrs- 
minister lediglich  den  Handwerkskammern,  nicht  aber  den  Han- 
delskammern, die  Befugnis  einräumt,  zu  bescheinigen,  daß  ein 
Lehrlingsvertrag  besteht. 

Größere  Industrie-  und  Handelsbetriebe  beschäftigen  aber 
auch  Handwerkslehrlinge,  deren  Bescheinigung  bei  Benüßung  von  j 
Schülermonatskarten  durch  die  Handelskammern,  die  die  Inter- 
essenvertretung für  diese  Betriebe  sind,  zu  bestätigen  wäre.  Es 
führt  naturgemäß  zu  Schwierigkeiten,  wenn  eine  solche  Firma 
eine  Bescheinigung  von  der  Handwerkskammer,  für  die  sie  in  den 
meisten  Fällen  keinen  oder  nur  einen  geringen  Beitrag  zu  be- 
zahlen hat,  fordern  muß,  andererseits  ist  das  beanstandete  Hin- 
dernis zweifelsohne  als  eine  Einschränkung  der  Befugnis  einer 
Handelskammer  anzusehen. 

Es  ist  erforderlich,  daß  die  Handelskammern  bei  Handwerks- 
lehrlingen aus  Industrie-  oder  kaufmännischen  Betrieben  eben-  j 
falls  ermächtigt  werden,  die  Bescheinigungen  auszuslellen. 


Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  bittet  den  Herrn 
Reichsverkehrsminister,  eine  Fahrpreisermäßigung  in  Eil-  und 
Personenzügen  zwischen  Wohnung  und  Lehrstätte  auch  auf  kauf- 
männische Lehrlinge  auszudehnen.“  (Vergl.  XXIII.  Jahrcp.  9.  320.) 


Handelsvertretung  von  Mexiko. 

Am  1.  Oktober  v.  J.  ist  eine  amtliche  mexikanische  Handels- 
vertretung zu  Berlin  SO  16,  Am  Köllnischen  Park  4,  errichtet 
worden.  In  Verbindung  mit  ihr  steht  eine  Ausstellung  mexika- 
nischer Landeserzeugnisse.  Leiter  der  Handelsvertretung  ist  Herr 
Ingenieur  Philippe  Serrano. 

Wir  empfehlen,  in  geeigneter  Weise  auf  diese  Handelsvertre- 
tung, deren  Aufgabe  eine  Vertiefung  der  deutsch-mexikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen  ist,  aufmerksam  zu  machen.  Karten  für 
die  erwähnte  Musterschau  können  vom  D.  I.  u.  H.  T.  bezogen 
werden. 

Fiste  der  für  deutsche  Interessenten  in  Betracht 
kommenden  Firmen  in  Lima  und  Callao. 


Dem  D.  I.  u.  H.  sind  eine  Anzahl  Listen  der  für  die  deutschen 
Im-  und  Exporteure  in  Frage  kommenden  Firmen  (sowohl  deutsche 
als  fremdländische)  in  Lima  und  Callao  zugegangen.  Soweit 
Interesse  für  diese  Listen  über  die  von  uns  an  eine  Reihe  von 
Kammern  bereits  versandten  Exemplare  hinaus  vorliegf,  bitten 
wir  um  Mitteilung. 
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Korpersdiaffen 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Bezirk  der  Handelskammer  atn  Elbing;. 

Der  Bezirk  der  Handelskammer  für  den  Reqierunqsbezirk 
Marie  n w e r d e r und  das  westliche  Ostpreußen,  Siß  Elbing, 
zu  Elbing,  ist  auf  den  Kreis  Braunsberq  mit  Ausnahme  der  Städte 
Braunsberg  und  Frauenburg,  die  zum  Bezirk  der  Handelskammer 
Braunsberg  gehören,  vom  1.  Oktober  d.  ].  ab  ausgedehnt  worden 

Deutsche  Handelskammer  in  China. 

Am  1.  April  d.  J.  ist  in  Hankau  eine  deutsche  Handelskammer 
gegründet  worden.  Der  Vorstand  seht* sich  aus  folgenden  Herren 
zusammen:  Bahnson,  Trefurt,  Sobbe,  Mirow  und  Herberß.  Her» 
Mirow  ist  Vorsißender,  Herr  Sobbe  Schriftführer  der  Handels- 
kammer. 

Neben  der  deutschen  bestehen  in  Hankau  eine  britische,  eine 
amerikanische,  eine  französische,  eine  japanische  und  ein  bel- 
gische Handelskammer.  Die  gemeinschaftlichen  Interessen  sollen 
durch  ein  International  Comittee  of  Commerce  gewahrt  werden, 
dessen  Gründung  am  23.  Mai  d.  1.  beschlossen  worden  ist,  und 
in  dem  die  deutsche,  amerikanische,  englische,  französische  und 
japanische  Handelskammer  mit  je  zwei,  die  belgische  Handels- 
kammer und  die  russischen  Firmen  mit  je  einem  und  die  Firmen 
anderer  Staatsangehörgkeit  gemeinsam  durch  zwei  weitere  Mit- 
glieder vertreten  sind.  Vorsißender  dieses  Ausschusses  ist  der 
Engländer  Marker.  Die  Gründung  eines  International  Committee 
of  Commerce  dürfte  auch  im  deutschen  Interesse  zu  beorüßen 
sein,  da  eine  Reihe  den  auswärtigen  Handel  betreffende  Fragen 
zu  lösen  sind,  deren  Regelung  ein  gemeinschaftliches  Vorgehen 
der  fremden  Handelskreise  in  Hankau  zur  Vorausseßung  hat. 

Post. 

Verschloß  der  Driefsendnngen 
"durch  OTetallklammern. 

Durch  die  Verwendung  von  Metallklammern  mit  scharfen 
Soiben  zum  Verschluß  von  Briefsendunoen  — besonders  von 
Warenproben  — sind  schon  wiederholt  Verleßunqen  der  Post- 
beamten an  den  Händen  herbeigeführt  worden.  Da  derart  ver- 
schlossene Sendungen  auch  von  den  fremden  Postverwaltunoen 
beanstandet  werden,  dürfen  künffio  nur  noch  Klammern  mit  ab- 
gerundeten Ecken  zum  Verschluß  von  Briefsendungen  des  In- 
lands- und  Auslandsverkehrs  benubt  werden.  Um  das  Aufbrauchen 
vorhandener  Bestände  zu  ermöolichen,  soll  die  Verwendung  von 
Klammern  mit  scharfen  Spißen  bis  Ende  d.  ).  gestattet  werden, 
wenn  die  Spißen  so  umgelegt  werden,  daß  eine  Beschädigung 
der  Beamten  ausgeschlossen  ist. 

Steuern. 

Banderolestener  für  Tabakwaren. 

Die  Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  M.,  Hanau,  richtete  am 
23.  September  folgende  Eingabe  an  das  Reichsfinanzministerium: 

„Der  Zusammenbruch  unserer  Währung  hat  besonders  hart 
das  Tabakgewerbe  betroffen.  Es  fehlt  dem  gesamten  Tabak- 
gewerbe. und  zwar  Industrie,  Groß-  und  Einzelhandel  gleicher- 
maßen das  Geld  zur  auch  nur  notdürftigen  Fortführung  der  Be- 
triebe. Die  falsche  Kalkulation  der  Verkaufspreise,  zu  der  die 
wirtschaftlich  verfehlten  Maßnahmen  der  Wucherbekämpfung 
zwingen,  mußte  zur  Kapitalauszehrung  führen.  Wenn  sich  diese 
in  den  lebten  Wochen  im  Tabakgewerbe  nahezu  bis  zur  Vernich- 
tung der  Substanz  und  in  größerem  Ausmaß  als  in  anderen  Ge- 
werben steigerte,  so  licat  der  Grund  hierfür  zu  einem  ausschlag- 
gebenden Teil  in  der  Erhebungsart  der  Tabaksteuer  durch  die 
Banderole,  ln  anderen  Gewerbezweigen  konnte  sich  unter  dem 
Zwang  der  Verhältnisse  die  Berechnung  des  Verkaufspreises  auf 
der  Grundlage  des  Wiederbeschaffungspreises  allgemein  durch- 
seßen  und  so  wenigstens  dem  Schwund  auch  der  lebten  Betriebs- 
mittel entgegengeabeitet  werden.  Dem  Tabakqewerbe  war  dieser 
Weg  zur  Rettung  der  Betriebe  durch  die  Banderole  versperrt. 

Die  Steuerzeichen  werden  zum  großen  Teil  schon  von  dem 
Fabrikanten  bei  der  Abgabe  an  den  Handel  angebracht.  Eine 
Nachbanderolierung  verbietet  sich,  abgesehen  von  den  Zweifeln 
an  ihrer  rechtlichen  Zulässigkeit,  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 


braucher, die  in  einer  Nachbanderolierunn  den  Versuch  eir~r 
unrechtmäßigen  Bereicherung  sehen.  Die  Banderole  zwingt  das 
Tabakqewerbe  zur  Festseßunq  des  Einzelverkaufspreises  lange 
vor  der  Abgabe  im  Einzelhandel  in  einem  Zeitpunkt,  in  dem  der 
Wert  der  Ware  beim  Verkauf  im  I.adenqeschäft  auch  nicht  an- 
nähernd übersehen  werden  kann.  Die  Banderole  verhindert  die 
allmähliche  Annleichung  der  Verkaufspreise  an  die  Herstellungs- 
kosten neuer  Waren.  Die  bisherigen  Verkäufe  waren  infolge- 
dessen Verlustgeschäfte  nicht  nur  für  den  Handel,  sondern  auch 
für  den  Hersteller,  der  mit  Rücksicht  auf  die  künstlich  niedrig  ge- 
haltenen Einzelverkanfspreise  auch  fiir  neue  Waren  nicht  die  not- 
wendig gewesenen  Preise  erzielen  konnte.  Die  Folge  ist  jetzt 
eine  unvermittelte  und  aewaltige  Preiserhöhung  fiir  alle  Tabak- 
waren, die  die  Kaufkraft  der  Raucher  übersteigt  und  zu  einer 
bedrohlichen  Einschränkung  des  Verkaufs  von  Zigarren  und 
Rauchtabaken  geführt  hat. 

Durch  Mangel  an  Betriebsmitteln  und  Absaßstockung  ist  das 
Tabakoewerbe  in  äußerst  kritischer  Tage,  die  schnellste  Hilfsmaß- 
nahmen erheischt. 

Aus  den  Kreisen  des  Tabakwaren-Einzelhandels  ist  angeregt 
worden,  die  bisher  nur  Einzelhändlern  bewilligten  Tabaksteuer- 
lager auch  Händlervereinigungen  und  Genossenschaften  zu  ge- 
währen. Wir  unterstüben  diesen  Antrag,  der  die  wirtschaftlichen 
Schäden  der  Banderole  wenigstens  etwas  abzuschwächen  vermag 
und  auch  dem  wirtschaftlich  schwachen  Teil  des  Gewerbes  die 
Vorteile  eines  Tabaksteuerlagers  bieten  will.  Eine  nachhaltige 
Hilfe,  die  die  wirtschaftlichen  Schäden  der  Banderole  auszu- 
aleichen  vermöchte,  vermögen  wir  aber  hierin  nicht  zu  erblicken. 
Auch  bei  Tabaksteuerlagern  ist  die  Zeit  zwischen  Anbringen  der 
Banderole  und  dem  Verkauf  der  banderolierten  Waren  an  der 
Verbraucher  bei  den  fortgeseßten  Schwankungen  des  Markkuv  es 
viel  zu  lang. 

Wir  glauben  vielmehr,  daß  nur  die  völlige  Abschaffung  der 
Banderole  die  Hoffnung  läßt,  dem  drohenden  Verfall  des  Tabak- 
gewerbes vorzubeuoen.  Die  auf  die  Banderole  in  steuertechni- 
scher Hinsicht  geseßten  Erwartungen  haben  sich  nicht  erfüllt 
Wenn  man  seinerzeit  geglaubt  hat.  daß  die  Banderole  eine  Ge- 
währ gegen  Steuerhinterziehung  biete,  so  dürften  die  bisherigen 
Erfahrungen  diesen  Erwartungen  nicht  entsprochen  haben 
Andererseits  hat  sich  Gezeigt,  daß  eine  Buchkontrolle,  wie  z.B 
bei  der  Llmsaßsteuer,  Weinsteuer  usw.,  den  fiskalischen  An- 
sprüchen an  die  Überwachung  und  Sicherstellung  des  Steuerauf- 
kommens in  ausreichendem  Maße  genügt. 

Wir  betonen  wiederholt,  daß  die  Lone  der  gesamten  Tabak- 
branche sehr  ernst  ist.  Der  Zusammenbruch  von  Industrie-  und 
Handelsbetrieben,  und  zwar  gerade  der  vielen  mittleren  und 
kleineren  Gewerbetreibenden,  die  bisher  im  Tabakgeschäft  ihr 
Auskommen  fanden,  ist  in  greifbare  Nähe  gerückt.  Zahlreichen 
Angestellten  und  Arbeitern  droht  Arbeitslosigkeit. 

Wir  beantragen  daher,  schnellstens  dafür  einzutreten,  daß 
die  Banderole  in  Wegfall  kommt  und  die  Tabaksteuer  in  anderer 
Weise  erhoben  wird.  Ferner  beantragen  wir,  für  eino  sofortine 
Änderung  der  Ausführunnsbestimmnnoen  zum  Tabaksteuergesetz 
besorgt  sein  zu  wollen,  die  auch  Händlervereinigungen  und  Ge- 
nossenschaften Tabaksteuerlager  ermöglicht.“ 


Zölle. 


Ermächtigungen  zu  Zollerhebungen. 

Die  Handelskammer  zu  Hamburg  hat  in  einer  Eingabe  an 
die  Deputation  für  Handel,  Schiffahrt  und  Gewerbe  am  15.  Sep- 
tember d.  1.  zu  dem  Entwurf  eines  Geseßes  über  Ermächtigungen 
zu  Zollerhöhungen  Stellung  genommen  und  u.  a.  folgendes  aus- 
geführt: 

„Gegen  die  Befuqnis,  welche  es  ermöglichen  soll,  den  Valuta- 
schwankungen  zu  folgen  und  Angleichungen  an  auswärtige  Zölle 
vorzunehmen,  ist  nichts  einzuwenden,  und  es  wird  Sache  der 
Interessenten  sein,  darüber  zu  wachen,  daß  sie  vom  Reichswirt- 
schaftsrat vor  der  Abgabe  seiner  Äußerung  zu  solchen  Ände- 
rungen gehört  werden. 

Dagegen  muß  gegen  die  Ermächtigung  Einspruch  erhoben 
werden,  soweit  davon  die  Rohmetal'e  betroffen  werden,  welche 
im  Inland  nicht  oder  nicht  in  genügenden  Mengen  gewonnen 
werden,  wie  Kupfer,  Zink,  Zinn,  Blei  und  Nickel. 

Die  Frage,  ob  diese  Rohstoffe  großer  deutscher  Industrie- 
zweige, wie  der  Kupfer-  und  Messingindustrie,  der 
elektrischen  Industrie,  um  nur  die  wichtigsten  zu  nennen, 
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entgegen  dem  bestehenden  Recht,  künftig  mit  Eingangszoll  belegt 
werden  sollen,  und  bejahendenfalls,  in  welcher  Höhe,  ist  eine 
so  folgenschwere,  daß  sie  nur  auf  dem  ordnungsmäßigen  Wege 
der  Geseßgebung  entschieden  werden  kann  und  darf.  Ein 
Dringlichkeitsbedürfnis,  wie  es  Valutaschwankungen  gegenüber 
bestehenden  Zöllen  mit  sich  bringen  mögen,  kann  für  diese 
grundsäßliche  Frage  nicht  anerkannt  werden.  Es  darf  wohl  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  der  Industrie  in  den  Jahren  seit  Kriegs- 
beendigung wahrlich  schon  soviel  an  Lasten  auferlegt  worden 
ist,  daß  man  nicht  daran  denken  darf,  nun  auch  noch  ihre  Roh- 
stoffe, die  sie  aus  dem  Auslande  beziehen  muß  und  wobei  sie 
schon  genug  unter  unserer  schlechten  und  schwankenden  Valuta 
zu  leiden  hat,  durch  Einfuhrzölle  zu  verteuern.  Es  würde  damit 
unsere  Ausfuhrtätigkeit,  auf  welche  wir  so  sehr  angewiesen  sind, 
noch  schneller  unterbunden,  als  dies  bei  den  fortgeseßt  steigenden 
Lasten  der  Industrie  ohnehin  teils  in  naher  Aussicht  steht,  teils 
bereits  eingetreten  ist.  Seit  der  Abtrennung  Oberschlesiens 
sind  wir  auch  mit  dem  Zinkbezug  fast  ganz  auf  das  Ausland 
angewiesen,  so  daß  die  Messingindustrie  jeßt  ihre  beiden  Grund- 
rohstoffe überwiegend  aus  dem  Auslande  beziehen  muß. 

Sehr  auffallend  und  zu  Mißtrauen  Anlaß  gebend  ist  der  Um- 
stand, daß  in  der  Begründung  des  Entwurfs  nur  nach  der 
agrarischen  Seite  hin  eine  beruhigende  Zusiche- 
rung gegeben  wird,  nämlich,  daß  nicht  beabsichtigt  sei,  von  der 
Ermächtigung  des  Geseßes  Gebrauch  zu  machen  bei  den  in 
Artikel  269,  Abs.  2,  des  Friedensvertrages  bezeichneten  Erzeug- 
nissen, also  bei  denjenigen  des  Acker-,  Garten-  und  Wiesen- 
baus, bei  Wein,  Oien,  Kunstseide  und  Wolle,  und  weiter  bei  den 
in  Abschnitt  1 c— e des  Zolltarifs  aufgeführten  Waren,  welche  die 
landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  und  Nahrungsmittel  umfassen. 
Der  industriellen  Rohstoffe  gedenkt  also  die  Regierung  in  jener 
Zusicherung  nicht. 

Um  so  entschiedener  muß  dagegen  angekämpft  werden,  daß 
diese  unter  das  Ermächtigungsgeseß  fallen,  und  es  sollte  daher 
beantragt  werden,  in  § 1 des  Entwurfs  die  Worte:  „und  nach  dem 
Zolltarif  zollfreie  Waren  mit  Eingangszöllen  zu  belegen“  zu 
streichen,  evtl.,  falls  dies  nicht  durchginge,  sollten  die  bisher  zoll- 
freien Rohmetalle  in  einem  eigenen  Absaß  ausdrücklich  aus  dem 
Geseß  ausgenommen  werden.  Zur  näheren  Erläuterung  der  Be- 
deutung dieser  Rohmetalle  könnten  die  statistischen  Zahlen  über 
Einfuhr  und  inländische  Gewinnung  dieser  Metalle  der  Regierung 
vor  Augen  geführt  werden. 

Der  bisherige  Zolltarif  trägt  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen allzu  wenig  Rechnung  und  macht  dadurch  Geschäfte, 
deren  Abschluß  im  Interesse  nicht  nur  der  deutschen  Privatwirt- 
schaft, sondern  auch  der  deutschen  Volkswirtschaft  liegt,  un- 
möglich. Es  darf  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Ein- 
fuhr von  Altmetallen  zum  Zwecke  der  Verarbeitung  auf 
Kupfer  dadurch  möglich  gemacht  wird,  daß  die  Altmetalle,  wenn 
sie  in  Form  von  Stangen  oder  in  Form  sonstiger  Fabrikate  oder 
Halbfabrikate  eingeführt  werden  mit  dem  Fabrikat-  oder  Halb- 
fabrikatzoll belegt  werden  sollen.  Die  Bestimmung  des  Zoll- 
tarifgeseßes  läßt  nur  schwer  die  Befreiung  von  solchen  Zöllen  zu. 
Die  mit  dem  jeßigen  Zolltarif  verbundenen  Unzufräglichkeiten 
würden  natürlich  noch  erhöht  werden,  wenn  die  Reichsregierung 
in  der  Lage  wäre,  ohne  Mitwirkung  der  geseßgebenden  Faktoren 
die  Zölle  zu  erhöhen  und  bisher  zollfreie  Waren  mit  Eingangs- 
zöllen zu  belegen.  Nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen 
muß  angenommen  werden,  daß  die  Reichsregierung  bei  Erlaß 
solcher  Bestimmungen  rein  fiskalisch  verfahren  und  die  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkte  nicht  genügend  berücksichtigen  wird. 
Wenn  die  geseßgebenden  Faktoren  mitwirken  müssen,  besteht 
eine  größere  Gewähr  dafür,  daß  die  Interessenten  zu  Gehör 
kommen  und  die  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  beachtet 
werden.  Das  mindeste,  was  verlangt  werden  muß,  ist,  daß  die 
Ermächtigung  der  Reichsregierung  nur  auf  gewisse  Kategorien 
beschränkt  wird.  Sie  darf  sich  jedoch  nicht  auf  Rohstoffe  und 
den  Rohstoffen  gleichzustellende  Abfallprodukte  beziehen,  deren 
Einfuhr  nach  Deutschland  im  Interesse  der  Volkswirtschaft 
dringend  erforderlich  ist. 

Ebenso  wie  von  den  am  Metallhandel  interessierten  Firmen 
wird  auch  von  den  am  Rohgummi  Beteiligten  Einspruch  da- 
gegen erhoben,  daß  für  Rohgummi  und  verwandte  Produkte 
künftig  Einfuhrzoll  erhoben  wird.  Im  Interesse  von  Handel  und 
Industrie  muß  dafür  eingetreten  werden,  daß  Rohgummi  unter 
allen  Umständen  zollfrei  bleibt.  In  den  Produktionsländern  wird  be- 
reits ein  Ausfuhrzoll  für  Rohgummi  geplant  und  käme  nun  hier  noch 


ein  Einfuhrzoll  hinzu,  so  würde  das  Rohmaterial  bei  den  ohnehin 
durch  die  ungünstige  Valuta  enorm  gesteigerten  Preisen  so  ver- 
teuert werden,  daß  der  Export  der  Fabrikate  unmöglich  würde. 
Dadurch  würde  aber  gerade  die  Gummiindustrie  und  ihre  zahl- 
reiche Arbeiterschaft  auf  das  schwerste  betroffen,  denn  die 
meisten  Gummifabriken  sind  für  ihre  Fabrikate  auf  den  Export 
angewiesen.  Rückwirkend  würde  dadurch  auch  in  gleicher  Weise 
der  hiesige  Handel  in  Rohgummi  für  Importeure  und  Händler,' 
sowie  der  Export  in  Gummifabrikaten  schwer  geschädigt  werden. 
Es  liegt  also  unbedingt  im  Interesse  der  deutschen  Wirtschaft, 
die  Einfuhrmöglichkeit  der  Rohstoffe  durch  hohe  Zölle  zu  be- 
hindern. 

Auch  die  deutsche  Wpchs-  und  Kerzenindustrie, 
die  hauptsächlich  ausländische  Rohstoffe,  wie  Carnaubawachs, 
Japanwadis  und  Ozokerit  verarbeitet,  wird  durch  die  hohe  Zoll- 
belastung sehr  geschädigt.  Carnaubawachs,  Japanwachs  und 
Ozokerit  sind  Rohstoffe,  die  überhaupt  nur  im  Auslande  Vor- 
kommen und  in  Deutschland  nicht  gewonnen  werden.  Paraffin 
wird  zwar  in  Deutschland  gewonnen,  aber  in  so  unausreichenden 
Mengen,  daß  die  deutschen  Fabriken  bei  der  geringsten  An- 
spannung des  Marktes  nicht  in  der  Lage  sind,  den  Anforderungen 
zu  genügen.  Der  deutsche  Konsum  ist  infolgedessen  auf  das 
ausländische  Paraffin  unbedingt  angewiesen.  Bei  der  Bedeutung, 
die  dieser  Artikel  für  die  verschiedenen  Zweige  der  deutschen 
Wirtschaft  besißt,  wie  Kerzenindustrie,  Schuhcreme,  Bohner- 
wachs und  andere  Pußmittel,  Lederindustrie  und  viele  andere, 
ist  es  unbedingt  erforderlich,  ihn  so  niedrig  wie  möglich  mit 
Zöllen  zu  belegen,  um  eine  unnötige  Verteuerung  der  daraus 
gefertigten  Produkte  zu  vermeiden. 

Besonders  möchte  die  Handelskammer  darauf  hinweisen,  daß 
das  Wirtschaftsleben  ein  besonderes  Interesse  an  der  Stetig- 
keit der  Zollsätze  hat;  denn  nur  dadurch  ist  eine  Gewahr 
gegeben,  mit  Sicherheit  Geschäfte  und  größere  Unternehmungen 
auf  längere  Dauer  einleiten  zu  können." 

Außenhandel. 

Polnische  Behörde  für  die  Erteilung  von  Ausfuhr- 
bewilligungen in  Ost-Oberschlesien. 

Wie  das  Polnische  Ministerium  des  Äußeren  der  Deutschen 
Gesandtschaft  in  Warschau  mitgeteilt  hat,  ist  die  polnische  Be- 
hörde, die  gemäß  Artikel  228,  Absaß  4 des  Deutsch-polnischen 
Abkommens  über  Oberschlesien  Ausfuhrbewilligungen  erteilt, 
nach  einer  Verfügung  des  Finanzminisfers  und  des  Ministers  für 
Handel  und  Gewerbe  vom  14.  Juni  d.  1.  die  Abteilung  für 
Handel  und  Industrie  für  die  Wojwodschaft 
Schlesien  in  Kattowiß. 

Ausfahr  nach  Großbritannien. 

Bei  der  Ausfuhr  nach  Großbritannien  ist  folgendes  zu 
beachten: 

I.  Herkunftsbezeichnungen  IM  ade  in  German  y). 

1.  Ausländische,  in  das  Vereinigte  Königreich  eingeführte 
Waren,  die  weder  an  sich  selbst,  noch  an  den  Verpackungen  oder 
Umhüllungen  mit  irgendwelchen  Warenzeichen  versehen  sind,  be- 
dürfen keiner  näheren  Bezeichnung  oder  Angabe,  wie  „Made 
abroad“,  „Made  in  Germany“  usw. 

2.  Bei  ausländischen  Fabrikaten  mit  einem  Namen  oder 
Warenzeichen,  welche  der  Name  oder  das  Warenzeichen  eines 
im  Vereinigten  Königreich  ansässigen  Fabrikanten,  Kaufmanns 
oder  Händlers  sind  oder  hierfür  gehalten  werden  können,  muß 
dieser  Name  oder  dieses  Warenzeichen  von  einer  ausdrücklichen 
Angabe  des  Ursprungslandes  der  Waren  begleitet  sein.  Der 
Name  des  Landes  ohne  die  Worte  „Made  in“  (Verfertigt  in)  ist 
als  ausreichende  Angabe  anzusehen,  falls  nur  ein  Name  oder 
Warenzeichen  angebracht  ist;  so  würde  z.  B.  „John  Smith,  Ger- 
many“  genügend  sein.  Falls  eine  Bezeichnung  wie  „John  Smith, 
Sheffield“  verwandt  ist,  muß  der  Zusaß  „Made  in  Germany“  oder 
ähnlich  lauten. 

3.  Falls  vom  Ausland  eingeführte  Waren  mit  einem  Orts- 
namen versehen  sind,  der  mit  dem  Namen  eines  im  Vereinigten 
Königreich  gelegenen  Ortes  gleichlautet  oder  ihm  anscheinend 
nachgebildet  ist,  so  ist  dem  Ortsnamen  der  Name  des  Landes 
hinzuzufügen,  in  dem  der  Ort  liegt.  So  sind  z.  B.  bei  Boston  in 
Massachusetts  die  Worte  „United  States“  oder  die  Anfangsbuch- 
staben „U.  S.  A.“  hinzuzufügen. 
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4.  Falls  eine  Warenbezeichnung  den  Namen  eines  Ortes  ein- 
schließt und  die  Waren,  an  denen  sie  angebracht  ist,  nicht  das 
Erzeugnis  dieses  Ortes  oder  Landes  sind,  in  dem  der  Ort  liegt, 
so  muß  die  Warenbezeichnung  durch  einen  Zusaß  ergänzt  werden, 
aus  dem  das  wirkliche  Land  der  Erzeugung  hervorgeht.  So  muß 
z.  B.  Wein  deutschen  Erzeugnisses,  der  als  „Port“  oder  „Sherry“ 
bezeichnet  ist  (diese  Worte  sind  abgeleitet  von  den  Ortsnamen 
Oporto  und  Jeres),  als  „German  Port“  oder  „German  Sherry“  be- 
schrieben werden.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Vorschrift  wird  in 
solchen  Fällen  gemacht,  in  denen  der  in  der  Warenbezeichnung 
enthaltene  Ortsname  lediglich  als  Angabe  der  Art  der  Ware  er- 
scheint und  nicht  berechnet  ist,  eine  Täuschung  über  das  Ur- 
sprungsland herbeizuführen.  So  braucht  z.  B.  eine  Bezeichnung 
als  „Brussels  Carpet“  oder  „Portland  Cement“  nicht  durch  An- 
gabe des  wirklichen  Ursprungslandes  ergänzt  zu  werden,  falls 
eine  solche  nicht  etwa  gemäß  Absaß  2 erforderlidi  ist. 

5.  Handelsbezeichnungen  in  englischer  Sprache  für  aus- 
ländische Waren,  die  für  den  inländischen  Verbrauch  aus  nicht 
englisch  sprechenden  Ländern  eingeführt  werden,  sind  nicht  als  in- 
direkte Angabe  zu  betrachten,  daß  die  Waren  britischen  oder 
irischen  Ursprungs  sind,  wenn  nicht  die  Beamten  guten  Grund 
zur  Annahme  haben,  daß  mit  diesen  Bezeichnungen  der  Anschein 
des  britischen  oder  irischen  Ursprungs  der  Waren  beabsichtigt  und 
auch  tatsächlich  erweckt  wird. 

An  eingeführten  Waren  angebrachte  Handelsbezeichnungen  in 
einer  fremden  Sprache,  die  nicht  die  Sprache  des  Landes  ist,  aus 
dem  die  Waren  eingeführt  werden,  müssen  von  einer  Angabe  des 
wirklichen  Ursprungslandes  der  Waren  begleitet  sein,  z.  B.  „Made 
in  Germany“. 

6.  Bei  Taschenuhren  wird  eine  auf  dem  Gehäuse  angebrachte 
Bezeichnung  angesehen,  als  ob  sie  sich  auf  die  ganze  Uhr  er- 
strecke. Wenn  daher  das  Gehäuse  im  Inlande  (Vereinigten  König- 
reich! hergestellt  und  mit  einer  Angabe  oder  Bezeichnung  dieses 
Ursprungs  (z.  B.  mit  einem  britischen  Feingehaltsstempel)  ver- 
sehen, aber  die  Uhr  selbst  (das  Werk)  in  der  Schweiz  verfertigt 
ist,  so  muß  vorhanden  sein:  entweder 

a)  dicht  neben  dem  Feingehaltsstempel  eine  in  die  Augen 
fallende  Angabe,  daß  die  Uhr  ausländisches  Fabrikat  ist, 

oder 

b)  auf  dem  Zifferblatt  sowie  auf  dem  oberen  und  unteren  Deckel 
des  Werkes,  sichtbar  zwischen  den  Brücken,  eine  unaus- 
löschbare  Angabe,  daß  die  Uhr  schweizerischen  Ur- 
sprungs ist. 

7.  Alle  erläuternden  Angaben  und  Bezeichnungen  müssen 
deutlich  in  in  gleicher  Weise  in  die  Augen  fallenden  und  unaus- 
iöschbaren  Schriftzeichen  wie  das  zu  erläuternde  Warenzeichen 
und  in  nächster  Nähe  desselben  angebracht  sein. 

8.  Warenzeichen  an  Proben  oder  Mustern,  einerlei  ob  diese 
britisches  oder  ausländisches  Fabrikat  sind,  bedürfen  einer  Er- 
läuterung nicht,  vorausgeseßt,  daß  solche  Proben  oder  Muster  an 
sich  wertlos  sind,  daß  sie  keine  ganzen  oder  vollständigen  Gegen- 
stände bilden,  und  daß  sie  leicht  als  Proben  oder  Muster  erkenn- 
bar sind. 

II.  Auskunft  über  englische  Firmen. 

Vor  Eingehung  von  Geschäftsbeziehungen  mit  bisher  nicht 
bekannten  englischen  Firmen  wird  empfohlen,  mit  der  als  zuver- 
lässig bekannten  Firma  Seyd  & Co.,  38  Lombard  Street,  London 
E.  C.  2,  und  Wys,  Müller  & Co.,  19a,  Coleman  Street,  London 
E.  C.  2,  in  Verbindung  zu  treten.  Die  Kosten  einer  Auskunft  be- 
laufen sich  auf  etwa  3 sh.  Auch  die  Firma  Schimmelpfeng,  Berlin, 
ist  in  der  Lage,  Auskünfte  über  englische  Firmen  zu  beschaffen, 
da  sie  mit  einer  zuverlässigen  Londoner  Auskunftei  in  Ver- 
bindung steht.  ' 

Zur  Aufstellung  von  englischen  Firmenlisten  aller  Art  hat  sich 
gegen  Entgelt  die  Fa.  Bosch,  c/o  British  Bureau  of  Foreign  Direc- 
tories,  11  Queen  Victoria  Street,  London  E.  C.  4,  der  in  England 
die  Vertretung  des  Verlages  Rudolf  Mosse  übertragen  ist,  bereit 
erklärt. 

HL  Maßnahmen  gegen  unzuverlässige  englische 

Firmen. 

Für  den  Fall,  daß  sich  englische  Firmen  oder  Einzelpersonen 
ihren  Verpflichtungen  zu  entziehen  versuchen,  ist  darauf  hinzu- 
weisen, daß  der  Deutschen  Botschaft  Zwangsmittel  nicht  zur  Ver- 


fügung stehen,  um  wirkungsvolle  Schritte  gegen  solche  Firmen 
zu  unternehmen.  Falls  gerichtliche  Schritte  eingeleitet  werden 
sollen,  ist  zu  beachten,  daß  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  oft 
die  bloße  Androhung  solcher  Schritte  durch  einen  Anwalt  den 
gewünschten  Erfolg  erreicht  hat.  Geeignete  Rechtsvertreter 
können  vom  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  bekanntgegeben 
werden. 

Zusammenschluß  der  Industrieverbände 
in  der  Tschechoslowakei. 

Der  Zentralverband  der  Industrie  der  tschechoslowakischen 
Republik  hat  sich  mit  dem  deutschen  Hauptverband  der  tschechi- 
schen Industrie  zwecks  Gründung  einer  gemeinsamen  Spißen- 
organisation  der  gesamten  Industrie  der  Tschechei  in  Verbindung 
geseßt.  Die  Verhandlungen  haben  zu  einer  vorläufigen  Abmachung 
und  zur  Einsetzung  eines  „Zentralausschusses  der  Industrie  der 
tschechoslowakischen  Republik“  geführt. 

Einfuhr  deutscher  Schiffe  aus  Belgien. 

Die  belgische  Regierung  hat  bekanntgegeben,  daß  der  Ankauf 
der  in  Belgien  zurückgebliebenen  und  beschlagnahmten  deutschen 
Schleppdampfer  auch  für  Deutsche  freigegeben  ist.  Von  den 
belgischen  Konsulaten  werden  Listen  über  diese  Schiffe  veraus- 
gabt. Diese  Dampfer  sind  durch  die  jahrelange  Liegezeit  und 
mangelnde  Konservierung  fast  völlig  unbrauchbar  geworden.  Die 
wertvolleren,  brauchbaren  Schiffe  fehlen  in  den  Listen.  Eine 
Einfuhrgenehmigung  für  obengenannte  Dampfer  wird  daher 
seitens  der  zuständigen  Außenhandelssielle  für  Schiffe  nicht  er- 
teilt. 

EidesabgabebeiFakturenoderKostenaufstellungen 
im  deutsch-amerikanischen  Handelsverkehr. 

Auf  die  Umfrage  vom  17.  Juni  d.  J.  (28.  Jahrg.  S.  321)  haben 
sich  nur  wenige  Kammern  geäußert.  Wir  haben  dem  Reichswirt- 
schaftsministerium nunmehr  berichtet,  daß  sich  nach  den  uns  vor- 
liegenden Äußerungen  erhebliche  Erschwerungen  aus  der  Tat- 
sache, daß  die  Regelung  der  Abnahme  von  Eiden  bei  Fakturen 
oder  Kostenaufstellungen  im  deutsch-amerikanischen  Handels- 
verkehr in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  verschieden  geregelt 
ist,  bisher  nicht  ergeben  haben,  daß  uns  jedoch  eine  einheitliche 
Regelung  durchaus  zweckmäßig  erscheint,  und  daß,  falls  einer 
solchen  näher  getreten  werden  sollte,  unseres  Erachtens  in  erster 
Linie  die  Handelskammern  zur  Entgegennahme  der  betr.  Eides- 
abnahmen in  Frage  kommen  müßten. 

Forschungsinstitut  der  südmandschurischen  Eisen- 
bahngesellschaft  zur  Auswertung  der  Soyabohne. 

Zur  Auswertung  der  Soyabohne  unterhält  die  Mantetsu 
(Südmandschurische  Eisenbahn-Gesellschaft)  ein  besonderes,  gut 
ausgestaitetes  Forschungsinstitut  in  Dairen,  das  Zentral-Labora- 
torium,  unter  Direktor  Dr.  Saito. 

Die  neuesten  fünf  Nummern  der  monatlichen  Veröffent- 
lichungen dieses  Instituts  liegen  im  Auswärtigen  Amt,  Ab- 
teilung IV  b.  O.W.  R.,  zur  Einsichtnahme  aus. 


Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Großhandelserlanbnis. 

Die  Handelskammer  zu  Leipzig  teilte  dem  D.  I.  u.  H.  am 
21.  September  auf  die  Anregung  der  Handelskammer  in  Mühl- 
hausen (S.  117)  folgendes  mit: 

„Seit  Mitte  des  Jahres  1919  haben  wir  uns  unaufhörlich  in 
wiederholten  Eingaben  an  das  Sächsische  Wirtschaftsministerium 
bzw.  das  Reichswirtschaftsministerium  für  eine  Beseitigung  der 
Großhandelserlaubnis  eingeseßt.  Die  ursprünglich  gegen  die  Auf- 
hebung dieser  Kriegsmaßnahme  vorhandene  Widerstände  müßten 
auch  an  amtlicher  Stelle  allmählich  der  Erkenntnis  der  Unzu- 
länglichkeit dieses  Verfahrens  weichen. 

Die  von  dem  Herrn  Reichswirtschaftsminister  unter  1/5 
Nr.  3223  am  6.  Juni  an  die  Landesregierungen  ergangene  aus- 
führlich begründete  Rundfrage  fand  durchaus  unseren  Beifall 
Wir  ließen  eine  alsbaldige  Beseitigung  der  bestehenden  Geseßes- 
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Vorschriften  erhoffen  und  bestätigten  leisten  Endes  im  wesent- 
lichen unsere  wiederholt  zum  Ausdruck  gebrachte  Auffassuny, 
da{j  das  Handelserlaubnisveriahren  nicht  nur  keinen  ScliuB  für 
den  reellen  Flandelssiand  bietet,  sondern  em  Stein  des  AnstoBes 
lur  ihn  geworden  ist,  daB  es  geradezu  als  Deckmantel  iur 
Schleich-  und  Sclnebergeschäfte  dient  und  in  der  Hand  der  aus- 
iuhrenden  stellen  geraaezu  wie  eine  geseBhche  Schieberkonzession 
wirkt,  so  daB  diese  selbst  von  der  ünhallbarkeii  eines  solchen 
Zustandes  überzeugt  waren.  Um  so  mehr  haben  wir  es  be- 
dauert, daB  ui  dem  Augenblick,  als  — Anfang  September  1921  — 
O.e  Aufhebung  des  üroBiiandelserlaubniszwanges  durch  das 
keichswirtschattsmimsierium  unmittelbar  bevorstand,  sich  poli- 
tische Schwierigkeiten  einstellten,  die  von  Bayern  ihren  Ausgang 
nahmen  und  die  Reichsregierung  zwangen,  die  bereiis  in  die 
keichsdruckerei  gegebene  Aulhebungsverordnung  zurückzu- 
ziehen. Die  später  zur  Abänderung  der  bestehenden  GeseBes- 
.bestimmungen  ergangenen  Verordnungen  vom  24.  November  1921 
und  23.  Mai  1922  haben  nur  unzulängliches  Stückwerk  geschaffen. 
Audi  heute  stehen  wir  noch  aut  dem  Standpunkt,  daB  troB  aller 
Klagen  über  eine  vieifadi  beobachtete,  sowohl  sadihch  wie  per- 
sönlich mdii  einwandfreie  Betätigung  eines  illegitimen  Handels 
aer  GroBhandelser-laubruszwang  endlich  fallen  sollte.  Denn  selbst 
eine  wohlgemeinte  Verschärfung  der  Zulassungsbedmgungen 
nach  dem  Vorsdilage  der  Handelskammer  Mühlhausen  würde  nach 
oen  bisherigen  Erfahrungen  nicht  verhindern  können,  daB  alle 
diese  MaBnahmen  auch  weiterhin  leBten  Endes  wirkungslos 
bleiben. 

Trogdem  man  auch  in  Handelskreisen  hierüber,  wie  es  in  der 
Natur  der  Sache  hegt,  vielfach  geteilter  Meinung  ist,  möchten 
wir  deshalb,  gegenüber  jeder  weiteren  nur  den  reellen  Handel 
belastenden  Reglementierung  durch  die  bisherigen  Erfahrungen 
miBtrauisch  geworden,  an  unserem  bisherigen  Standpunkt  fest- 
halien  und  für  Freiheit  des  Handels  einireien.“  Vgl.  S.  117. 

Verschiedenes. 

Preisnaclibewilligimgen  für  Reparations- 
lieferungen. 

Der  Wiederäüfbaukommissar  wird  in  Zukunft  zu  derartigen 
Anirägen  nur  dann  Stellung  nehmen,  wenn  der  Lieferant  nach- 
stehende Unterlagen  beigebracht  hat:  1.  Abschrift  der  leBten 
Bilanz  und  des  Gewinn-  und  Verlustkontos;  2.  Angabe  der  Zahl 
der  Facharbeiter,  der  ungelernten  Arbeiter,  der  jugendlichen  und 
weiblichen  Hilfskräfte  und  der  Lehrlinge;  3.  Angabe  der  durch- 
schnittlichen Monatsverdiensle  der  gesamten  Belegschaft  ohne 


Lehrlinge,  jugendliche  und  weibliche  Hilfskräfte;  4.  Belege  über 
den  Zeitpunkt  und  Umgang  der  jeweils  erfolgten  Bestellungen 
an  die  Unterlieferanten,  sofern  solche  für  diesen  Auftrag  in  Frage 
kommen;  3.  Belege  über  die  Zahlungen  auf  Grund  der  unter  4 
erwähnten  Bestellungen;  6.  Aufstellung  der  einzelnen  Posten  der 
Generalunkosten  und  Angabe  der  diesen  entsprechenden  ge- 
samten produktiven  Löhne;  7.  Spezifizierte  Selbsikosienberech- 
nung  iVor-  und  Nadikalkulaiion).  — Die  unter  Ziffer  2 bis  7 zu 
maclienden  Angaben  beziehen  sich  auf  die  Zeit  zwischen  Auf- 
tragserteilung und  Ablieferung  der  vom  Reichskommissar  be-ll 
stellten  Gegenstände.  — Die  Richtigkeit  der  Angaben  ist,  soweit] 
möglich,  behördlich,  sonst  durch  die  Handelskammer,  und  be- 
züglich der  Lohne  durch  den  Arbeitgeberverband  beglaubigen  zu 
lassen.  Der  Reichskommissar  behält  sich  für  die  Nachprüfung  die 
notwendigen  MaBnahmen  vor.  Hiernach  scheint  Aussicht  zü  be- 
stehen, daB  den  Firmen,  die  infolge  der  Einhaltung  von  Festpreisen 
in  Schwierigkeiten  geraten,  entgegengekommen  wird.  Voraus- 
seBung  ist  dabei  aber,  daB  derartige  Anträge  nicht  erst  nach 
Beendigung  der  Lieferung,  sondern  während  der  Ausführung  des 
Auftrags  gestellt  werden. 

Erhöhung  des  Mindestkapitals  bei  C*.  m.  b.  H. 

Die  Handelskammer  zu  Gotha  gab  am  26.  September  d.  j. 
folgende  Erklärung  ab:  „Die  Handelskammer  ist  der  Ansicht, 
daB  ein  Mindestkapital  von  20  000  M.,  wie  es  im  GeseB  betr. 
G.  m.  b.  H.  vorgesehen  ist,  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht 
mehr  genügt  und  daB  daher  eine  entsprechende  Erhöhung  auf 
vielleicht  100  000  M.  notwendig  ist.  Insbesondere  aber  glaubt  die 
Kammer  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen  erneut  darauf  hinweisen 
zu  sollen,  daB  die  schon  lange  geforderte  Prüfungspflichi  bei  der 
Gründung  einer  G.  m.  b.  H.  durch  geseBhche  Bestimmung 
endlidi  zur  Einführung  gelangt."  Vgl.  S.  161. 


Persönliches. 

Mit  dem  1.  Oktober  d.  ).  ist  Dr.  Schütz  aus  den  Diensten 
des  Zweckverbandes  nordwestdeutscher  Wirtschaftsvertretungen,  | 
Zweigstelle  Berlin,  ausgeschieden. 


Alle  für  die  Schriftleitung  der  Mitteilungen  des  Deut- 
schenindustrie- und  Handelstags  (Handel  und  Gewerbel 
bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro  des  Deut- 
schen Industrie  - und  Handel stags,  NeueFriedrich- 
straBe  53/56,  zu  richten. 
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XIX.  Jahrgang  17.  OKTOBER  1922  Nummer  14 


Deutsche  Wirtschafissorgen. 

Von  Reichsminister  a.  D.  Dr.  Bell,  Vizepräsident  des  Deutschen  Reichstags. 


Vier  Kriegsjahren  folgten  inzwischen  vier  Friedens- 
jahre. Aber  steht  der  leßtverflossene  Zeitabschnitt  wirklich 
unter  dem  Zeichen  des  Friedens?  Diese  Frage  wird  selbst 
der  nachsichtigste  Optimist  schwerlich  bejahen.  Der 
Friedenskranz  kommt  der  Zeit,  die  wir  seit  den  November- 
tagen des  Jahres  des  Unheils  1918  durchmachen  mußten, 
ebensowenig  zu,  wie  dem  unseligen  Zwangsdiktat  von 
Versailles  das  Aushängeschild  „Friedens“-Vertrag.  Freilich 
das  wechselseitige  Hinmorden  im  Kampf  mit  Waffen  hat 
seitdem  aufgehört.  Dieser  Kampf  hätte  ja  auch,  seit 
unserer  vollständigen  Entwaffnung,  nur  einseitig  fortgesetzt 
werden  können.  Aber  von  einem  wahren  Frieden  sind  wir 
noch  weit  entfernt,  troß  Gründung  des  Völkerbunds  und 
Proklamierung  der  Völkerversöhnung.  Auch  die  Kon- 
ferenzen und  Tagungen  — ungefähr  15  an  der  Zahl  — 
haben  für  das  Problem  des  Völkerfriedens  und  des  Wieder- 
aufbaus Europas  eine  wenig  ergiebige  Ernte  gebracht. 
Gewiß  wollen  wir  nicht  außer  acht  lassen,  daß  die  beiden 
letzten  Konferenzen  von  Genua  und  London  wenigstens 
insofern  einen  Fortschritt  bedeuten,  als  man  sich  endlich 
dazu  aufgerafft  hatte,  gemeinsame  Wirtschaftsprobleme 
nicht  durch  einseitiges  Siegerdiktat  gegen  Besiegte  zu 
lösen,  sondern  sämtliche  Beteiligten  um  einen  Beratungs- 
tisch zu  versammeln.  Selbst  in  Frankreich  tritt  man 
zögernd,  der  Not  gehorchend,  nicht  dem  eigenen  Triebe, 
dem  Gedanken  näher,  daß  das  starre  System  der  Rache- 
poliiik  und  Unversöhnlichkeit  auf  die  Dauer  auch  das 
eigene  Land  zum  Ruin  führen  muß.  Das  wirtschaftliche 
W i e d e r a u f b a u - A b k o m m e n zwischen  Stin- 
nes  und  Lubersac,1)  mag  es  auch  nur  ein  notge- 
borenes Kind  der  Zeit  sein,  darf  doch  als  bedeutsames 
Zeichen  dafür  angesprochen  werden,  daß  wenigstens  in 
maßgebenden  wirtschaftlichen  Kreisen  Frankreichs 
ein  gewisser  Umschwung  in  der  Gesamtauffassung  der 
Problemfragen  sich  vollzogen  hat.  Ob  dabei  die  Besorgnis 
vor  den  Folgen  einer  Isolierung  Frankreichs  im  Völker- 
konzern eine  mehr  oder  weniger  ausschlaggebende  Rolle 
gespielt  hat,  mag  dahingestellt  bleiben.  Wesentlich  für 
uns  ist  die  Tatsache,  daß  auch  seit  diesem  Wirtschaftsab- 
kommen die  französische  Regierung  noch  immer  das 
Haupthindernis  geblieben  ist  für  die  von  englischen  und 
nordamerikanischen  Finanzkreisen  für  uns  vorbereitete 
internationale  Anleihe,  da  man  sich  hartnäckig  weigerte, 
die  unerläßlichen  Vorausseßungen  für  diese  Anleihebewilli- 
gung zu  schaffen  durch  Herabsetzung  der  uner- 
schwinglichen Reparationsleistungen  und 
Besatzungskosten  auf  ein  erträgliches  Maß.  Dieser 


Tatsache  ist  in  erster  Linie  unsere  rapide  Geldentwertung  zu 
verdanken.  Als  der  Dollar  im  vergangenen  Sommer 
auf  400  stieg,  nahmen  weite  Volkskreise  an,  daß  dies  das 
Ende  unserer  Geldwährung  bedeute.  Die  sprunghafte 
Steigerung  im  August  zunächst  auf  1000,  dann  auf  2000 
und  darüber  hinaus,  löste  begreiflicherweise  die  schwersten 
Wirtschaftssorgen  aus.  Die  im  September  eingetretene 
Erholung  der  Mark,  die  sich  freilich  in  bescheidenen  Gren- 
zen hielt,  hat  leider  nicht  angehalten,  troß  der  von  vielen 
Seiten  auf  das  Stinnessche  Abkommen  geseßten  Wäh- 
rungs-Hoffnungen. Entseßen  muß  die  heutige  Börsennach- 
richt hervorrufen,  daß  nunmehr  der  Dollarkurs  3100  beträgt. 
Was  wird  der  kommende  Winter  bringen?  Die  schwersten 
Befürchtungen  sind  am  Plaße,  wenn  es  uns  nicht  schleu- 
nigst gelingt,  eine  durchgreifende  Hilfsaktion  vorzunehmen. 
Aber  selbst  bei  bestem  Willen  und  energischster  Tatkraft 
sind  wir  dazu  ohne  die  Hilfe  des  Auslandes  schlechter- 
dings außerstande.  So  lange  die  Passivität  unserer  Zah- 
lungsbilanz fortschreitet,  bleiben  alle  Bemühungen  um 
Besserung  des  Markkurses  ebenso  erfolglos,  wie  die 
Quadratur  des  Kreises.  Es  gibt  ökonomische  Grundgeseße, 
an  denen  alle  entgegengeseßten  Tendenzen  wirkungslos 
abprallen.  Ist  also  wirklich  die  Erkenntnis  endlich  Gemein- 
gut aller  europäischen  Regierungen  und  Wirtschaftskreise 
geworden,  daß  der  Wiederaufbau  des  aus  tausend  Wunden 
blutenden  Europas  und  namentlich  auch  eine  wirksame 
Wirtschaftshilfe  für  das  zu  Boden  geschmetterte  Rußland 
die  Wiederaufrichtung  Deutschlands  zur  obersten  und  uner- 
läßlichen Vorausseßung  hat,  dann  muß  man  auch  Deutsch- 
land, anstatt  ihm  durch  unaufhörliche  Pressionen  und 
Sanktionen  den  Atem  zu  ersticken,  diejenigen  Mittel  an 
die  Hand  geben,  deren  es  zu  seiner  wirtschaftlichen  und 
finanziellen  Errettung  unbedingt  bedarf.  Vor  allem  müssen 
jegliche  Hindernisse  aus  dem  Weg  geräumt  werden,  die 
sich  bisher  der  unerläßlichen  internationalen  Anleihe  ent- 
gegenstemmten. Die  für  die  nächsten  Monate  vorgesehene 
internationale  Bankiers-Konferenz  wird  hoffenlich  auch  in 
Frankreich  dem  Verständnis  begegnen,  daß  bei  starrem  Be- 
stehen auf  dem  „Schein“  die  Rettungsaktion  unmöglich 
gemacht  wird  und  dadurch  der  katastrophale  Untergang 
Europas  und  der  abendländischen  Kultur  in  greifbare  Nähe 
rückt.  In  engster  Verbindung  hiermit  steht  die  notwendige 
Vorsorge  für  Bewilligung  langfristiger  Kredite  zwecks 
Hereinschaffung  der  erforderlichen  Rohstoffe  und  Lebens- 
mittel aus  dem  Ausland.  Der  Worte  sind  genug  gewechselt, 
laßt  uns  jeßt  endlich  Taten  sehen!  Diplomaten  und  Poli- 
tiker aller  Länder  haben  ihre  Ansichten  gründlich  ausge- 
tauscht, freilich  ohne  allzu  ergiebige  Erfolge.  Jeßt  ist  — 
außer  den  Finanzkreisen  — die  Reihe  gekommen  an  die 
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Wirtschaftler.  Eine  internationale  Wirt- 
schaftskonf  erenz  sollte  so  schleunig  als  möglich 
einberulen  werden.  Die  gewiegiesien  Wirtschaftskenrier 
alier  beteiligten  Länder  sollten  unter  der  Aufschrift  „Ver- 
nunft und  Versöhnung“  auf  dieser  Konferenz  gemeinsam 
ein  großzügiges  Wirtschafisprogramm  zum  Wiederaufbau 
Europas  enlwerten  und  unverzüglich  zur  Durchführung  brin- 
gen. Der  Wirtschaft  winkt  hier  eine  Aufgabe,  wahrlich 
des  Schweißes  der  Edlen  wert.  Die  wellhisfoi  ische  Be- 
leuchtung der  vorgeschlagenen  großen  Wirtschaftskonferenz 
als  Retterin  Europas  ist  Lohn,  der  reichlich  lohnet!  An  die 
deutsche  Wirtschaft  ergeht  der  Sammelruf:  Mutig  voran! 

inzwiscnen  darf  auch  im  iniande  nicnts  versäumt  wer- 
den, was  der  Gesundung  unseres  Außenhandels  und  vor 
allem  der  allmählichen  Herbeiführung  einer  aktiven  Zah- 
lungsbilanz irgendwie  förderlich  ist.  Dazu  gilt  es,  neben  der 
unerlaßlicnen  äußersten  Sparsamkeit  in  der  Finanzgebahrung 
des  Reichs  und  der  Länder  sowie  in  den  Staatsbetrieben 
zwecks  Balanzierung  der  Etats,  die  Ausfuhr  tunlichst  zu 
steigern,  dagegen  die  Einfuhr  auf  das  Notwendigste  ein- 
zuscmanken  und  den  Import  von  Luxus-Waren  und  -Genuß- 
mitiein,  soweit  nicht  leider  der  Versailler  Vertrag  hinderlich 
ist,  überhaupt  zu  unterbinden. 

Energische  Unterstüßung  verdienen  zugleich  die  dan- 
kenswerten Bestrebungen  des  Reiciiswirtschatisrats,  den 
Uedanken  der  deutschen  Schicksalsgemeinschaft  in  den 
Vordergrund  zu  stellen  und  eine  über  den  Parteien  stehende 


geschlossene  wirtschaftliche  Einheitsfront  zu  schaffen.  Rin- 
gen sich  jeßt,  wo  die  Volksnöte1  aufs  höchste  gestiegen 
sind,  nicht  endlich  alle  Stände  und  Volksschichten,  Stadt 
und  Land,  Erzeuger  und  Verbraucher,  zu  der  Erkenntnis 
durch,  daß  wir  in  Not  und  Tod  auf  Gedeih’  und  Verderb 
mit  einander  verbunden  sind,  dann  ist  unserem  armen  deut- 
schen Vaterland  nicht  mehr  zu  helfen.  Authoren  muß  vor 
allem  das  seit  Jahrzehnten  ständig  erweiterte  Mißtrauen 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitnehmern.  Beide  Gruppen 
dürfen  sich  nicht  mehr  wie  in  Schüßengräben  feindlich  ge- 
genüberstehen und  den  Kampf  um  die  Machtherrschatt  aus- 
kämpien,  sondern  müssen  in  einträchtigem  und  zielbe- 
wußtem Zusammenwirken  bei  wechselseitiger  Nachgiebig- 
keit dem  Unternehmen  und  dadurch  zugleich  der  deutschen 
Volkswirtschaft  dienen.  Eine  Fortseßung  der  verheerenden 
Gegensäße  würde  das  ganze  Unternehmen,  also  zugleicn 
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber,  in  den  Abgrund  stürzen  und 
als  unvermeidliche  Folge  den  Untergang  der  deutschen 
Wirtschaft  herbeitühren.  Hier  helfen  die  sorgsamst  ausge- 
arbeiteten sozialen  und  wirischaitspoiilischen  Geseße  nichts, 
so  lange  nicht  das  gesunde  Volksemptinden  und  die  Zeiten- 
schwere zur  Klassenversöhnung  und  zum  wirtschaftlichen 
Ausgleich  führen.  Nur  der  Geist  macht  lebendig:  das 
giit  auch  auf  sozialem  und  wirtschaftlichem  Gebiet.  Dieser 
vaterländische  Geist  sollte  auch  der  Wegbereiter 
sein  tür  die  Zukunftsarbeit  unserer  wirtschaftlichen  Organi- 
sationen, der  Arbeitgeber  wie  der  Arbeitnehmer.  (267.) 


Die  Zerstörung  der  Weltwirtschaft 

und  das  Reparationsprobiem. 

Von  L»r.  M.  W 1 e d e m a rt  n , Berlin -Lichi  erleide. 


Aul  der  Überseewoche  in  Hamburg  ist  von  allen  Reü- 
nem  — oeutschen  wie  tremaen  — mit  kacndruck  daraui 
mngewiesen  worden,  daß  es  mit  der  AuiPesserung  der 
wiiischäiliicnen  Verhältnisse  in  einem  einzelnen  Lande 
nicht  geian  ist,  wenn  man  an  die  Auigaoe  heranireien  will, 
oas  m allen  Landern  gesiörie  Wiitscnatisieben  wieuer- 
auizubauen.  Von  allen  beiten  wurde  bei  jenen  denkwürdigen 
oeiuiungen  sachkundiger,  weiiblickender  Männer  mit 
Nacndruck  betont,  daß  erst  die  Wiederherstellung  der 
Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  von  Land  zu  Land 
dazu  verheilen  könnte,  die  wirtschaitlichen  bchäden  wieoer- 
gutzumachen,  die  als  Folgen  des  großen  Krieges  in  allen 
Ldkoern  auigeireten  sind.  Wohl  mag  es  sein,  daß  in 
einzelnen  Landern,  wie  in  England  oder  den  Vereinigten 
biaaien  von  Amerika,  sich  Anzeichen  einer  Besserung  der 
^.produklions-  und  Absaßverhaltnisse  bemerkbar  machen, 
im  allgemeinen  aber  leiden  Handel  und  Verkehr  überall 
unter  der  Wirkung  der  durch  die  lange  Kriegszeit  zer- 
störten internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  — eine  Er- 
scheinung, die  besonders  deutlich  hervormil,  wenn  man 
sich  der  Mühe  unterzieht,  von  Land  zu  Land  lortschreitend 
die  Wirtschaftslage  näher  zu  betrachten,  wie  sie  sich  nach 
dem  Kriege,  unter  der  Wirkung  der  in  wirtschaftlicher  und 
politischer  Hinsicht  unsinnigen  Friedensverlrage  gestaltet 
hat.  Diese  Aufgabe  hat  eine  von  der  Reichszentrale  für 
iieimafdienst  herausgegebene  Autsaßreihe  über  die  Zer- 
störung der  Weltwirtschaft  in  äußerst  klarer  und 
überzeugender  Weise  erfüllt. 

Die  in  dem  Hefte  enthaltenen  Einzeldarstellungen  über 
die  Wirtschaftslage  der  wichtigsten  Länder  gehen  von  der 
Blütezeit  der  Weltwirtschaft  vor  dem  Kriege  aus  und 
schildern  kurz  die  Gründe,  die  zu  ihrem  Verfall  führten. 
Und  nun  die  Folgen!  Frankreich  selbst,  das  „sieg- 
reiche“, sieht  vor  den  größten  finanziellen  und  wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten.  Das  durch  außerordentlich  hohe 
Ausgaben  für  Heer  und  Marine  belastete  Staats-Budget 


baut  sich  nicht  aut  eigene  Leistungen  aut,  sondern  ist  auf 
pünktliche  Erfüllung  der  deutschen  Verpflichtungen  abge- 
stellt. Den  Vereinigten  Staaten  hat  daher  die  iranzosiscne 
Regierung  wiederholt  erklären  lassen,  oaß  sie  nicht  in  der 
Lage  sei,  Abzahlungen  aut  die  Kriegsschuld  ohne  Heran- 
ziehung oer  deutschen  Reparationszahlungen  zu  ieisien. 
Obgieicn  das  Friedensdikfat  von  Versailles  Frankreich  die 
reichen  Eisenerzlager  von  Lothringen  und  die  Kohienpiaße 
des  Saargebieis  zusicherte,  hai  sich  die  französische 
Metallindustrie  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen  gezeigt:  die 
französische  Stahl-,  Gußeisen-  und  Eisenproduktion  hat 
von  1920  zu  1921  keine  Fortschritte  gemacht  und  steht  in 
ihren  Leistungen  weit  hinter  den  Produktionsergebriissen 
von  1913  zuruck.  Die  Textilindustrie  leidet  in  Folge  der 
Zuführung  der  elsässiscnen  Baumwolhndustrie  mit  ihren 
32  000  Stühlen  unter  erheblicher  Überproduktion.  Ent- 
sprechend der  Verschlechterung  der  Finanz-  und  Wirt- 
schaftslage sank  die  französische  Valuta  von  Monat  zu 
Monat.  Zwar  suchte  man  in  Frankreich,  die  Produktion  im 
Inlande  sowohl  wie  die  Austuhr  durch  eine  großzügige 
Handelspolitik  zu  fördern;  aber  das  Ergebnis  dieser  Be- 
strebungen ist  bis  jeßt  äußerst  geringfügig  gewesen.  Die 
nach  Kündigung  aller  Handelsverträge  seit  1918  scharf  ein- 
seßende  Sciiußzoiipolihk  führte  zu  Gegenmaßnahmen  im 
Ausiande.  Die  Handelsvertragsverhandlungen  erbrachten 
nur  den  Abschluß  weniger  Verträge  mit  kleineren  Staaten, 
wie  Norwegen,  Finnland,  Polen  und  der  Tschechoslowakei. 

England  glaubte,  nach  Abschluß  des  Waffenstill- 
standes für  die  ausscheidenden  Absaßmärkte  in  Mittel- 
europa einen  Ersaß  in  den  übrigen  Teilen  der  Welt  zu 
finden;  aber  diese  Hoffnung  ist  in  den  teßten  beiden  Jahren 
immer  stärker  enttäuscht  worden.  Heute  sieht  man  in  Eng- 
land ein,  daß  die  Weltwirtschaftskrise  keineswegs  nur  das 
Gebiet  Rußland-Deutschland-Osterreich-Polen-Ungarn- 
Randstaaten  ergriffen  hat,  sondern  sich  auch  in  der 
übrigen  Weltwirtschaft  auf  das  Bedrohlichste  fühlbar  macht, 
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so  daß  der  eine  Teil  nicht  in  der  Lage  ist,  für  den  anderen 
vollen  Ersaß  zu  bieten,  Englische  Großbankiers  haben  vor 
einiger  Zeit  ihre  schweren  bedenken  hinsichtlich  der  gegen- 
wärtigen Lage  der  englischen  Volkswirtschaft  zum  Aus- 
drude gebracht.  Keiner  von  ihnen  hat  es  unterlassen, 
darauf  hinzuweisen,  daß  die  Besserung  er  englischen 
Wirlschattslage  ohne  eine  Wiederautricu.ung  der  ge- 
störten Weltwirtschaft  nicht  möglich  sei,  und  daß  dieser 
Wiederautbau  vor  allem  in  Ost-  und  Mitteleuropa  be- 
ginnen müsse. 

Die  weiteren  Abschnitte  des  Buches  beschäftigen  sidi 
mit  den  Wntschaiis-  und  Handelsverhäiimssen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Süd-  und  Mittelamerika, 
der  Schweiz,  Spanien,  Italien,  Holland,  Dänemark,  Nor- 
wegen, der  Tschechoslowakei  und  Japan.  Sie  bieten  ein 
anschauliches  Bild  der  in  allen  diesen  Ländern  nachweis- 
baren  Umwälzungen,  die  in  Folge  der  Knegszeit  aut  wirt- 
schaftlichem Gebiete  schwere  Schädigungen  des  ge- 
samten Wirtschaftskorpers  zur  Folge  gehabt  und  den  Ver- 
fall einer  einstmals  blühenden,  in  Uüiererzeugung  und 
Austausch  sich  ergänzenden  internationalen  Wirischait 
herbeigeführt  haben.  Am  Schlüsse  der  Darstellung  wird 
richtig  bemerkt,  daß  eine  allmähliche  Gesundung  der  Welt- 
wirtschaft nur  erreidd  werden  kann,  wenn  der  Ursprung 
der  in  den  einzelnen  Ländern  entstandenen  Wirrnisse  klar 
erkannt  wird.  „Immer  stärker  bricht  sich  in  der  Welt  die 
Erkenntnis  Bahn,  daß  die  Regelung  des  Repara- 
tionsproblems keine  Angelegenheit  ist,  die  lediglich 
zwischen  den  in  der  Entente  zusammengeschlossenen 
Ländern  und  Deutschland  zu  ordnen  wäre,  sondern  dag 
hier  ein  Problem  der  Losung  harrt,  das  alle  an 
der  Weltwirtschaft  beteiligten  Staaten 
gleichmägig  angeh t.“ 

Zu  derselben  Erkenntnis  scheint  man  allmählich  auch 
selbst  in  Frankreich  gelangt  zu  sein,  sonst  hätte  der 
kürzlich  von  Lord  Robert  Cecil  in  der  Dritten  Kommission 
der  Genfer  Völkerbundstagung  gestellte  Antrag,  die  Rege- 
lung des  Problems  der  internationalen  Schulden  und  der 
Reparations  frage  vorn  Völkerbunde  aus  unverzüg- 
lich in  die  Hand  zu  nehmen,  nicht  auch  die  Zustim- 
mung des  französischen  Vertreters  de  Jouvenal  gefunden. 
Zwar  gab  de  Jouvenal  seinem  von  der  Kommission 
schließlich  angenommenen  Anträge  gewisse  Wendungen, 
die  das  besondere  Recht  Frankreichs  auf  Schadloshaltung 
schärfer  formulierten,  aber  das  Ergebnis  der  Verhand- 
lungen lief  doch  darauf  hinaus,  dag  die  Kommission  den 
von  Robert  Cecil  vertretenen  Plan,  in  die  Regelung  der 
internationalen  Schulden  und  der  Reparationsfrage 
von  Völkerbunds  wegen  einzugreifen,  billigte.  Hiermit  ist 
von  einem  Ausschüsse  des  Völkerbundes  zum  ersten  Male 
anerkannt  worden,  dag  die  Regelung  der  Reparationsfrage 
verbesserungsbedürftig  ist.  Zwar  besteht  die  Gefahr,  dag 
infolge  der  Verquickung  der  internationalen  Schulden  mit 
der  Reparation  die  auf  Deutschland  ruhenden  Lasten  vor- 
läufig nur  eine  geringe  Minderung  erfahren  werden,  aber 
mit  der  Regelung  der  Reparationstrage  von  Grund  aus 
wäre  doch  wenigstens  der  Anfang  gemacht.  Je  weiter 
alsdann  die  Einsicht  sich  Bahn  bricht,  dag  das  Repa- 
rationsproblem nur  einen  Teil  der  Sorgen  um  die  Wieder- 
aufrichtung der  Weltwirtschaft  bildet,  um  so  rascher  nähern 
wir  uns  dem  Zeitpunkt,  da  der  von  Cecil  ausgesprochene 
Gedanke  allgemeine  Anerkennung  findet:  dag  ein  wirt- 
schaftlicher Zusammenbruch  Deutschlands  von  überaus 
ernsten,  wohl  gar  verhängnisvollen  Folgen  für  die  nächsten 
Nachbarn  nicht  nur,  sondern  auch  für  Europa  selbst  und 
sogar  für  die  ganze  Welt  begleitet  sein  würde. 

Die  gleichen  Ansichten  hat  am  4.  Oktober  d.  J.  nun 
auch  M c.  K e n n a , der  frühere  britische  Schagkanzler 
und  jeßige  Vorsißende  der  Londoner  Joint  City  and 
Midland  Bank,  vor  dem  Verbände  der  amerikanischen 


Bankiers  in  New  York  entwickelt.  Mc.  Kenna  ging  in 
seinen  äußerst  wichtigen  Ausführungen  von  der  Be- 
hauptung aus,  daß  die  internationale  Finanzlage  ohne  end- 
gültige Regelung  der  Reparationstrage  und 
der  internationalen  Schulden  nicht  gebessert  werden 
konnte.  Er  forderte  eine  wesentliche  Einschränkung 
der  deutschen  Reparationsschuld,  ohne 
deren  Verminderung  Deutschland  nicht  davon  abgehalten 
werden  konnte,  seine  Warenausfuhr  zum  Schaden  der 
außerdeulschen  Geschäftswelt  nach  Kräiten  zu  vermehren; 
denn  nur  mit  Hilfe  seines  Ausfuhrhandels  könne  Deutsch- 
land in  den  Besiß  der  für  Reparationszahlungen  erforder- 
lichen Devisen  gelangen.  Auf  diesem  Wege  aber  würde 
die  deutsche  Regierung  niemals  in  die  Lage  kommen,  die 
nötigen  Barmittel  zur  Deckung  der  Reparalionsschulden 
in  die  Hand  zu  bekommen.  Durch  höhere  Steuern  würde 
Deutschland  die  fehlenden  Milliardenbeträge  gleichfalls 
nicht  erlangen,  vielmehr  mit  diesem  Mittel  nur  seinen  Aus- 
fuhrhandel schädigen,  der  nicht  nur  im  Interesse  des 
Schuldnersiaates  Deutschland,  sondern  um  des  inter- 
nationalen Handels  wegen  in  angemessenen  Grenzen  er- 
halten werden  müßte.  Das  Wirtschaftsleben  Deutschlands 
müßte  vom  übermäßigen  Druck  der  Repara- 
t'ionsschulden  befreit  werden,  nur  dann 
könnte  damit  gerechnet  werden,  daß  das  fortdauernde 
Sinken  des  Markwertes  beschränkt  und  damit  ein  den 
internationalen  Handel  störendes  Moment  beseitigt  würde. 

So  urteilt  der  frühere  britische  Schagkanzler  Mc. 
Kenna  über  die  deutsche  Reparationsschuld!  Es  wird  ab- 
zuwarien  sein,  ob  seine  Ansichten  auf  der  in  Aussicht 
genommenen  neuen  Konferenz  in  Brüssel  die  ihnen  ge- 
bührende Anerkennung  linden  werden. 

Die  Vorgänge  an  der  Berliner  Börse  zu  Be- 
ginn der  vorigen  Woche  sprachen  eine  zu  beredte  Sprache, 
als  daß  man  befürchten  konnte,  daß  die  Mahnungen  Mc. 
Kennas  ungehört  verhallen.  Der  Dollarkurs  stieg 
an  der  Berliner  Börse  über  3000  Mark!  Mit 
dieser  katastrophalen  Entwertung  der  Mark  wurde 
zum  Ausdruck  gebracht,  daß  man  an  den  tonangebenden 
Börsenpläßen  des  Auslandes  mehr  und  mehr  das  Vertrauen 
auf  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  Deutschlands  zu 
verlieren  beginnt.  Die  weitere  Entwertung  der  Mark,  die 
diesmal  von  New  York  aus  angesagt  wurde,  kann  als  eine 
logische  Folge  der  Rede  Mc.  Kennas  bezeichnet  werden, 
denn  die  Warnungen  dieses  sachkundigen  Finanzmannes 
liefen  doch  darauf  hinaus,  daß  die  maßgebenden  Finanz- 
kreise des  Auslandes  keine  Hoffnung  auf  eine  Besserung 
der  Finanzlage  Deutschlands  haben,  es  sei  denn,  daß  bei 
Beurteilung  des  Reparationsproblems  die  Politik 
ausscheidet  und  rein  wirtschaftlichen  Erwägungen  kühl 
rechnender  Geschäftsleute  Plaß  macht,  die  nach  der  Pariser 
Bankierkonferenz  nun  zum  zweiten  Male  ihre  warnende 
Stimme  erheben  und  glatt  die  Forderung  aufstellen,  daß 
die  Besserung  der  wirtschaftlichen  Weltlage,  außer  durch 
die  Regelung  der  internationalen  Schulden,  durch  die  Ent- 
lastung Deutschlands  vom  Druck  der  übermäßigen  Re- 
parationsschulden eingeleitet  werden  muß.  Kleine* 
und  kleinliche  Hilfsmittel  zur  Eindämmung  des  Marksturzes 
und  Aufbesserung  der  Wirtschaftslage  in  Deutschland 
helfen  jeßt  nichts  mehr;  es  muß  ganze  Arbeit  geleistet 
werden!  Das  ist  Mc.  Kennas  Ansicht.  Seßt  die 
Hilfsaktion  nicht  an  der  großen  Wunde  an,  die  Deutschland 
durch  die  Leistungen  aus  dem  Versailler  Friedensvertrage 
geschlagen  worden  ist,  dann  sind  Katastrophen  zu  er- 
warten, die  sich,  wie  an  dieser  Stelle  schon  früher  gesagt 
worden  ist,  nicht  auf  Deutschland  und  Mitteleuropa  be- 
schränken, „sondern  alle  nur  irgendwie  mit  der  Welt- 
wirtschaft verbundenen  Länder  und  Völker  mit  Sturm- 
gewalt durchbrausen  werden.“  (245.) 
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Zur  Neuregelung  der  Gewerbesteuergesetzgebung  in  Preußen 

Von  Verbandssyndikus  Dr.  jur.  Stracke,  braunschweig. 


1.  Die  Überspannung  der  Gewerbesteuer  in  den  Gemeinden 
und  ihre  bisherige  Abwehr. 

Allerwäris  stöhnt  die  gesamte  Geschäftswelt,  insbe- 
sondere der  gewerbliche  Mittelstand,  über  die  ungerechte 
Gewerbesteuer.  Vor  allem  sind  es  die  unerhörten  Zuschläge 
der  Gemeinden  — es  sind  schon  Zuschläge  bis  zu  8000  v.  H. 
zustande  gekommen  — , die  die  Erwerbszweige  in  Handel 
und  Gewerbe  derartig  belasten,  dafe  viele  Existenzen  er- 
drosselt werden. 

Da  den  Gemeinden  die  allen  Sleuerquellen  genommen 
sind,  sucht  man  durch  diese  maßlosen  Erhöhungen  der 
Realsieuern  (Grund-  und  Gebäudesteuern)  die  Lücke  im 
Haushaltsplan  auszufüllen.  Man  bedenkt  dabei  aber  gar 
nicht,  dafe  die  Gewerbesteuer  ursprünglich  nur  dazu  dienen 
sollte,  den  Gemeinden  die  vermehrten  angeblich  durch  die 
steuerlich  minderleisiungsfähigen  Arbeitermassen  er- 
forderten Mehraufwendungen  für  das  Schul-,  Polizei-  und 
Armenwesen  zu  eisefeen.  Diesen  alten  Grundsafe  hat  man 
heute  gänzlich  über  Bord  geworfen.  In  sehr  vielen  Ge- 
meindeverwaltungen sind  es  fast  nur  Realsteuern,  die  sämt- 
liche Lasten  des  Gemeinwesens  decken.  Das  bedeutet  für 
das  Unlernehmerlum  eine  grofee  Ungerechtigkeit  gegenüber 
der  gesamten  Bürgerschaft,  die  doch  die  Kommunallasien 
hervorruft.  Nach  dem  Grundsafe  der  Leistung  und  Gegen- 
leistung, der  das  kommunale  Steuersystem  beherrscht,  mufe 
auch  die  breite  Masse  der  Bevölkerung  die  eigentliche 
Trägerin  der  Gemeindebesteuerung  sein. 

Bei  diesen  unerhörten  Zuständen  ist  es  da  ein  Wunder, 
wenn  in  allen  Kreisen  von  Industrie,  Handel  und  Gewerbe 
eine  Beunruhigung  über  diese  Steuer  entstanden  ist?  Die 
allerorts  unter  grofeer  Beteiligung  der  selbständigen  Er- 
werbszweige abgehaltenen  Protestkundgebungen  gegen 
diese  Sonderbelasiung  sollten  doch  Regierung  und  Volks- 
vertretung endlich  zeigen,  dafe  mit  einer  organischen  Ände- 
rung des  veralteten  Gewerbesteuergesefees  vom  24.  Juni 
1891  nicht  mehr  gewartet  werden  kann.  Wenn  auch  der 
Gesefegeber  mit  Rücksicht  auf  die  aufeerordentlich  starke 
Inanspruchnahme  der  Realsteuern  durch  die  Gemeinden  den 
Gewerbetreibenden  bzw.  ihren  Vertretungen  Mittel  in  die 
Hand  gegeben  hat,  um  sich  gegen  derartige  Überlastungen 
zu  wehren,  so  haben  diese  sich  in  der  Praxis  als  unzu- 
reichend^ oft  als  wirkungslos  erwiesen. 

So  ordnet  der  § 54  Abs.  3 der  Novelle  zum  Kommunal- 
abgabengesefe  vom  26.  August  1921  (GS.  S.  495)  an,  dafe 
die  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  vor  Fassung  der  jähr- 
lichen Umlagebeschlüsse  der  Gemeinden  zu  hören  sind, 
sobald  diese  Beschlüsse  über  500  v.  H.  Zuschläge  zu 
den  staatlich  veranlagten  Realsteuern  hinausgehen.  Diese 
Bestimmung  wurde  mit  Freuden  und  Genugtuung  von  den 
Steuerpflichtigen  aufgenommen,  zumal  hierdurch  den  Ge- 
meinden im  Gegensafe  zu  dem  früheren  Erlafe  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  21.  Februar  1921  (Nr.  IV 
St.  886  I u.  II,  F.  M.  II  15  188),  der  nur  von  einem  „Ersuchen 
und  Anhalten“  sprach,  die  zwingende  Verpflichtung 
auferlegte,  vor  Erlafe  oder  Abänderung  ihrer  Gewerbe- 
steuerordnungen die  Vertretungen  der  hiervon  betroffenen 
Steuerpflichtigen  zu  hören. 

Viele  Kommunalbehörden  kümmern  sich  aber  recht 
wenig  um  diese  gesefeliche,  aufeer  Zweifel  stehende  Mufe- 
vorschrift.  Es  sei  deshalb  auch  an  dieser  Stelle  auf  diese 
Bestimmung  nebst  der  durch  die  von  den  preufeischen 
Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen  unter  dem  9.  März 
1922  (Ministerialblatt  für  die  preufeische  innere  Verwaltung, 
Nr.  11  S.  285  ff  vom  15.  März  1922)  herausgebrachfe  An- 


weisung zu  dieser  Novelle  hingewiesen.  Die  Anweisung 
enthält  zu  § 54  folgende,  sehr  bemerkenswerte  Aus- 
führungen: 

„ Demgemäfe  ordnet  Abs.  3 des  § 54  die  recht- 

zeitige Anhörung  dieser  Vertretungen  in  den  Fällen  des 
Abs.  1 wie  in  denen  des  Abs.  2 verbindlich  an.  Hier- 
durch sind  gleichzeitig  die  bisherigen  in  dieser  Richtung  er- 
gangenen Anordnungen,  insbesondere  die  Erlasse  vom 
15.  Februar  1921  — IV  S.  686  — und  vom  15.  April  1922  — 
IV  S.  206  — gegenstandslos  geworden.  Im  Einzelfall  wird 
es  vielleicht  auch  angezeigt  erscheinen,  an  Stelle  etwa  nicht 
vorhandener,  besonderer  Vertretungen  der  Steuer- 
pflichtigen sonstige  örtliche  in  Frage  kom- 
mende Wirtschaftskreise  vor  Fassung  der  Um- 
lagebeschlüsse anzuhören.  Damit  die  Fühlungnahme  mil 
den  anzuhörenden  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  aber 
auch  ein  den  Interessen  der  Allgemeinheit  Rechnung 
tragendes  Ergebnis  zeitigen  kann,  wird  es  meist  zweck- 
dienlich sein,  dafe  diesen  etwa  erbetene  Unterlagen  zu- 
gänglich gemacht  werden,  soweit  sie  für  eine  unparteiische 
Beurteilung  erforderlich  erscheinen.“ 

Was  nüfet  aber  diese  wohlgemeinte  Anweisung,  wenn 
die  Kommunalbehörden  trofedem  machen,  was  sie  wollen 
und  dazu  noch  von  den  Kommunalaufsichtsbehörden  (Kreis- 
urid  Bezirksausschüssen)  unterstützt  werden.  Wie  oft  kommt 
der  Fall  vor,  dafe  in  der  Gemeinde  unter  Aufeerachtlassung 
des  § 54  Abs.  3 des  Kommunalabgabengesefees  Gewerbe- 
steuererhöhungen  beschlossen  und  auch  vom  Kreisausschufe 
genehmigt  wurden.  Die  zuständigen  Kammern  wie  auch 
die  nichtamtlichen  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  haben 
sich  dann  an  die  Regierungspräsidenten  gewandt  mit  dem 
Bemerken,  dafe  eine  Aufhebung  dieser  Gewerbesteuer- 
erhöhungen erfolgen  müsse,  da  ein  Erfordernis  bei  der 
Beschlufefassung  und  Genehmigung  — nämlich  die  Hinzu- 
ziehung der  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  gemäfe  § 54 
Abs.  3 — nicht  vorhanden  gewesen  wäre.  Zu  unserem  Er- 
staunen wurden  diese  Anträge  aber  mit  der  Begründung 
durch  die  Bezirksausschüsse  abgewiesen,  dafe  selbst  den 
Kammern,  geschweige  den  nichtamtlichen  Berufs- 
vertretungen ein  diesbezügliches  Beschwerderecht  nach  dem 
Gesefe  nicht  zustehen  würde.  Nach  Auslegung  der  Bezirks- 
ausschüsse ist  auch  der  § 54  Abs.  3 des  Kommunalabgaben- 
gesefees in  der  Praxis  ebenso  wirkungslos  wie  der  oben 
erwähnte  Erlafe  vom  21.  März  1921,  da  die  Berufsvertre- 
tungen angeblich  kein  Beschwerderecht  haben  sollen.  Mit 
dieser  Ansicht  konnte  man  sich  nicht  zufriedengeben,  und 
so  wandte  sich  der  Reichs-Schufeverband  für  Handel  und 
Gewerbe  in  Braunschweig  in  dieser  für  die  gesamte  Ge- 
schäftswelt so  wichtigen  Angelegenheit  an  den  preufeischen 
Minister  des  Innern  und  bat  um  seine  Stellungnahme.  Man 
erhielt  als  Antwort,  „dafe  es  Sache  der  zuständigen  Kom- 
munalaufsichtsbehörde sei,  darauf  zu  achten,  dafe  die 
gesefelichen  Vorschriften,  insbesondere  die  Anhörung  der 
genannten  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen,  beobachtet 
würden“.  Auf  eine  erneute  Anfrage  wurde  dem  oben  ge-  | 
nannten  Verband  von  dem  Minister  des  Innern  geschrieben,  . 
dafe  über  die  Rechtsgültigkeit  von  Umlagebeschlüssen,  die 
unter  Verstofe  gegen  § 54  Abs.  3 des  Kommunalabgaben- 
gesefees zustande  gekommen  sind,  gegebenenfalls  der  Ver- 
waltungsrichter zu  entscheiden  haben  wird.  Hiernach  bleibt 
den  Gewerbetreibenden  nichts  anderes  übrig,  als  für 
einzelne  Fälle  Entscheidungen  der  Verwaltungsgerichte  her- 
beizuführen. 

Wir  sehen  hieraus,  dafe  die  ganze  Novelle  sehr  wenig 
Wert  hat,  solange  das  Recht  zur  gutachtlichen  Äufeerung 
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bei  Überschreitung  einer  bestimmten  Höhe  der  Zuschläge  zu 
einem  Einspruchsrecht  nicht  erweitert  wird. 
Gerade  leßter  Umstand  zeigt  uns  von  neuem,  daß  sich 
Handel  und  Gewerbe  mit  diesen  Flickwerk  nicht  zufrieden 
geben  darf,  sondern  alles  daran  seßen  muß,  damit  nun 
endlich  die  grundlegende  Reform  der  Gewerbe- 
steuergeseßgebung  in  Preußen  kommt. 

II.  Die  Reform  der  Gewerbesteuer. 

Bereits  im  Herbst  vorigen  Jahres  beabsichtigte  der 
preußische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  einen 
Änderungsentwurf  zu  dem  bereits  seit  dem  24.  Juni  1891 
geltenden  Gewerbesteuergeseß  herauszubringen.  Eine 
Besprechung  mit  den  Spißenverbänden  der  Gewerbe- 
treibenden und  den  kommunalen  Verwaltungen  ergab  aber 
so  weitgehende  Meinungsverschiedenheiten, 
daß  der  bereits  ausgearbeitete  Entwurf  zurück- 
gezogen wurde.  Hauptsächlich  lag  es  wohl  daran,  daß 
es  sich  noch  nicht  übersehen  ließ,  welche  Erträge  aus  den 
Reichssteuern  den  Ländern  bzw.  Gemeinden  zufließen 
würden.  Hofft  man  doch,  mit  der  bisherigen  Gewerbe- 
steuerpolitik der  Länder  und  Gemeinden  aufräumen  zu 
können,  wenn  durch  die  soeben  bei  den  geseßgebenden 
Körperschaften  zur  Beschlußfassung  vorliegende  Novelle 
zur  Änderung  des  Landessteuergesetzes  den 
Ländern  größere  Erträge  aus  dem  Reichssteueraufkommen 
zugewiesen  würden.  Pflicht  der  amtlichen  und  nichtamt- 
lichen Vertretungen  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
muß  es  nun  zunächst  sein,  für  diese  erhöhten  Zuweisungen 
einzutreten,  damit  nach  Verabschiedung  der  Novelle  zum 
Landessteuergeseß  die  Verhandlungen  zur  Abänderung  der 
Gewerbesteuergeseße  mit  Erfolg  wieder  aufgenommen 
werden  können. 

Unterdessen  sind  von  mehreren  Spißenorganisafionen 
von  Handel,  Handwerk  und  von  verschiedenen  amtlichen 
Vertretungen  zur  Neuregelung  der  Gewerbesteuergeseß- 
gebung  in  Preußen  Forderungen  aufgestellt,  Vorschläge  und 
Richtlinien  bekannt  geworden,  die  unbedingt  einer 
Sammlung  und  Sichtung  bedürfen. 

1.  Reichs-,  staatliche  oder  Gemeinde- 
gewerbesteuer. 

Nicht  ganz  vereinzelt  wurde  der  Wunsch  laut,  die  Ge- 
werbesteuer überhaupt  als  Sonder-,  Doppelbesteuerung  zu 
beseitigen. 

Insbesondere  die  Angehörigen  des  selbständigen 
Mittelstandes,  die  in  großer  Anzahl  ihr  Geschäft  allein 
ohne  Hilfskräfte  betreiben,  betrachten  mit  Recht  diese 
Sondersteuer  als  eine  zweite  Einkommensteuer. 
Nur  der  Vollständigkeit  halber  erwähnen  wir  dieses  be- 
rechtigte Bestreben  auf  völlige  Beseitigung  der  Gewerbe- 
steuer, glauben  aber  nicht,  daß  diese  Realsteuer  infolge 
der  immer  größer  werdenden  Finanznot  des  Staates  ganz 
entbehrt  werden  kann.  Es  bleibt  uns  deshalb  nichts  anderes 
übrig,  als  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Gewerbesteuer 
so  bald  als  möglich  so  gestaltet  wird,  damit  sie  von  allen 
Handel-  und  Gewerbetreibenden  ohne  Existenzgefährdung 
bezahlt  werden  kann. 

Die  Forderung,  daß  auch  die  Gewerbesteuer  zukünftig 
eine  Reichs  Steuer  werden  soll,  darf  man  meines  Er- 
messens nicht  unterstützen.  Die  Länder  und  die 
Gemeinden  müssen  froh  sein,  daß  ihnen  noch  einige  Steuer- 
gueHen  wie  die  Realsteuern  geblieben  sind;  im  Gegenteil, 
es  muß  mit  Entschiedenheit  verlangt  werden,  daß  das 
heutige  Steuersystem,  wonach  Länder  und  Gemeinden  zum 
großen  Teil  auf  Zuweisung  aus  dem  Reichssteueraufkommen 
bechränkt  sind,  baldmöglichst  wieder  geändert  wird.  Ins- 
besondere wäre  den  Gemeinden  das  Recht  der  Erhebung 
von  besonderen  Zuschlägen  zur  Reichseinkommen- 
steuer wieder  wie  früher  zuzuerkennen,  damit  nicht  wie 


jeßt  ein  Teil  der  Bürgerschaft  fast  sämtliche  Lasten  der  Ge- 
meinde zu  tragen  gezwungen  werden  kann.  Dazu  hat  durch 
die  bestimmte  Zufließung  von  Reichsgeldern  die  finanzwirt- 
schaftliche Verantwortlichkeit  und  damit  vor  allem 
die  Sparsamkeit  der  Länder  und  Gemeinden  sehr  gelitten. 
Troßdem  dürfte  es  sich  empfehlen,  bei  der  Vielseifigkeit  der 
staatlichen  und  gemeindlichen  Gewerbesteuergeseße  bzw. 
-Ordnungen  vom  Reich  aus  klare  Richtlinien  für  die 
Festseßung  und  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  heraus- 
zugeben. über  einen  bestimmten  Prozentsaß  — sagen  wir 
mal  10  v.  H.  — des  Reinertrages  dürfte  u.  E.  eine  Gewerbe- 
besteuerung nicht  festgeseßt  werden.  Eine  Überspannung 
dieser  Steuer,  wie  sie  jeßt  fast  überall  vorkommt,  wird  durch 
eine  derartige  einheitliche  Regelung  für  das  ganze  Reich 
unmöglich  gemacht.  Bei  Ermittlung  des  Ertrages,  Fest- 
stellung des  Wertes  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  und 
der  Rechtsmittel  müßten  auch  die  Vorschriften  der 
Reichsabgabenordnung  zur  Anwendung  kommen, 
damit  der  Geschäftsmann  nicht  für  jede  Steuer  eine  be- 
sondere Berechnung  vornehmen  muß. 

Grundsäßlich  wird  man  für  eine  staatlich  zu  ver- 
anlagende Gewerbesteuer  in  Preußen  eintreten  müssen. 
Zur  Zeit  wird  sie  bekanntlich  in  Preußen  als  Landessteuer 
nicht  erhoben.  Dabei  haben  viele  — vor  allem  die 
größeren  — Kommunalverwaltungen  von  der  ihnen 
durch  §§  20  ff  des  Kommunalabgabengeseßes  ge- 
gebenen Ermächtigung  auf  Einführung  besonderer 
Gewerbesteuerordnungen  Gebrauch  gemacht,  die  mehr 
oder  weniger  als  Grundlage  das  staatliche  Geseß  haben. 
Die  Regelung  der  Gewerbesteuer  vollständig  den  Ge- 
meinden zu  überlassen  dürfte  u.  E.  die  große  Ver- 
schiedenartigkeit der  Gewerbesteuerordnungen  der 
einzelnen  Gemeinden  nur  noch  vermehren  und  die  Unzu- 
friedenheit unter  den  Gewerbetreibenden  noch  vergrößern. 
Für  die  Zukunft  muß  vorwiegend  die  staatliche 
Gewerbesteuer  die  Grundlage  für  die  Gewerbesteuer 
bilden;  hat  doch  gerade  der  öbelstand  der  fast  unüber- 
sehbaren Verschiedenartigkeit  der  Gemeindesteuer- 
ordnungen bewirkt,  daß  den  staatlichen  Aufsichtsbe- 
hörden die  Handhabung  ihres  Aufsichtsrechts  ganz  er- 
heblich erschwert,  wenn  nicht  überhaupt  unmöglich  gemacht 
wurde,  da  sie  sehr  oft  die  wirtschaftliche  Auswirkung  der 
ihnen  zur  Genehmigung  vorgelegten  Steuerordnungen  nicht 
übersehen  konnten.  Des  weiteren  denke  man  auch  nur  an 
Unternehmer,  die  in  verschiedenen  Gemeinden  Betriebe 
unterhalten.  Infolge  der  Unsicherheit  auf  dem  Gewerbe- 
steuergebiet ist  es  ihnen  bisher  unmöglich  gemacht,  die  von 
ihren  Betrieben  in  den  einzelnen  Orten  zu  zahlenden  Ge- 
werbesteuern nur  einigermaßen  festzustellen.  Vor  einer 
ordnungsmäßigen  Abwälzung  der  Gewerbesteuer,  wie  sie 
der  Geseßgeber  gewollt  hat,  kann  keine  Rede  sein. 

Die  neugeänderte  staatliche  Gewerbesteuer  muß  so 
beschaffen  sein,  daß  sie  für  die  Verhältnisse  vieler  Ge- 
meinden paßt,  und  nur  dann  soll  der  Erlaß  besonderer 
Gemeindegewerbesteuern  zulässig  sein,  wenn 
die  beonderen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Gemeinden 
es  nötig  machen.  Selbstverständlich  müssen  dann  vor  dem 
Erlaß  solcher  gemeindlichen  Gewerbesteuerordnungen  die 
Gewerbetreibenden  gehört  werden.  Für  derartige  Steuer- 
ordnungen müssen  auch  Richtlinien  über  die  Grund- 
lage der  Steuerveranlagung  und  Steuerbewertung  aufge- 
stellt werden.  Zu  diesem  Zweck  ist  eine  Erweiterung  des 
§ 29  des  Kommunalabgabengeseßes  mit  genauen  Be- 
stimmungen zu  empfehlen.  Keineswegs  darf  es  aber  wie 
jeßt  Vorkommen,  daß  die  zufällige  parteipolitische 
Zusammenseßung  des  Gemeindeparlaments  für  die  Art  der 
Ausgestaltung  der  gemeindlichen  Gewerbesteuer  aus- 
schlaggebend ist.  Nur  wer  Gewerbesteuer  zahlt,  soll  auch 
über  deren  Höhe  bzw.  deren  Ausbau  bestimmen  können 
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2.  Abschaffung  der  vier  Steuerklassen, 
dafür  Einzelveranlagung,  Steuer- 
ausschüsse. 

Die  Veranlagung  zum  preußischen  Gewerbesteuer- 
geseß  von  1891  erfolat  bekanntlich  nach  4 Steuer- 
klassen. Ist  nach  den  genau  vorgeschriebenen  Säßen, 
die  heute  infolge  der  Geldentwertung  gänzlich  veraltet  sind, 
der  Steuerpflichtige  einer  dieser  Klassen  zugewiesen,  so 
wird  die  Anzahl  der  Klassenangehörige  mit  dem  Durch- 
schnittsstufensatz (Mittelsaßl  vervielfältigt,  woraus 
sich  das  Steueraufkommen  der  betreffenden  Klasse  ergibt. 
Diese  Gesamtsteuersumme  ist  für  die  Veranlagung  in  dieser 
Klasse  unter  allen  Umständen  maßgebend.  Wird  also  der 
Durchschnittsstufensaß  auf  Antrag  oder  Gutachten  für 
einzelne  Steuerpflichtige  auf  Grund  von  deren  besonderen 
steuerpflichtigen  Verhältnissen  herabgeseßt.  so  müssen 
andere  Steuerpflichtige  derselben  Klasse  einer  höheren 
Stufe  zugeteilt  werden. 

Früher  mag  diese  Klasseneinteilung  und  Bildung  von 
Steuergemeinschaften  notwendig  und  nüßlich  gewesen  sein, 
da  die  Zahl  der  Gewerbetreibenden  noch  nicht  so  groß  wie 
heute  war  und  man  auch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Einzelnen  besser  wie  jeßt  kannte,  um  eine  derartige 
Schäßung  ohne  Willkür  vornehmen  zu  können:  heute  aber, 
wo  dazu  jeder  Steuerpflichtige  durch  die  Reichssteuer- 
geseßgebung  zur  Buchführung  gezwungen  wird,  dürfte 
diese  Vorausseßung  nicht  mehr  zufreffen.  Mit  Recht  ver- 
langt man  deshalb  in  Zukunft  die  Einzelveran- 
lagung der  Steuerpflichtigen. 

Kommen  aber  die  bisherigen  Steuerklassen  in  Wegfall, 
so  kann  man  auch  mit  dem  gegenwärtigen  umständlichen 
Veranlagungsverfahren  durch  die  verschiedenen 
Steuerausschüsse  aufräumen.  Daß  diese  Aus- 
schüsse oft  kaum  und  dazu  schlecht  beseßt  waren  und  sehr 
langsam  arbeiteten,  dürfte  allgemein  bekannt  sein.  Schuld 
daran  waren  vielfach  die  einschränkenden  Bestimmungen 
des  Gewerbesteuergeseßes  über  die  Bildung  und  Geschäfts- 
führung der  Steuerausschüsse  (§§  46,  47,  d.  G.l.  Zu  fordern 
ist  deshalb,  daß  für  jeden  Veranlagungsbezirk  nur  e i n 
Veranlagungsausschuß  gewählt  wird,  der  jedoch 
so  groß  sein  muß,  und  dessen  Mitglieder  so  zu  bestimmen 
sind,  daß  genügende  Sachkundige  zur  Beurteilung  der 
verschiedenartigen  Verhältnisse  der  einzelnen  Gewerbe- 
zweige vorhanden  sind.  An  der  nötigen  Zahl  von  Stell- 
vertretern darf  es  natürlich  nicht  fehlen. 

Als  Veranlagungsbehörde  sind  wie  bisher  die 
Finanzämter  beizubehalten,  denen  es  infolge  der  Ein- 
kommensteuerveranlagung an  einem  Einblick  in  die  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Gewerbetreibenden  nicht  mangelt. 

3.  Veranlagungsmaßstab. 

Als  Bemessungsgrundlage  für  die  Gewerbesteuern  ist 
grundsäßlich  von  dem  Ertrag  auszugehen,  und  zwar  von 
einem  durchschnittlichen  Ertrag  der  leßten  drei  Ge- 
schäftsjahre. Hierdurch  würde  für  den  Veranlagungs- 
ausschuß ui^d  die  Steuerpflichtigen  eine  Erleichterung  und 
Vereinfachung,  für  die  Gemeinde  eine  einigermaßen  be- 
friedigende Stetigkeit  ihrer  Einnahmen  eintreten.  Die 
Steuersäße  sind  in  Hundertsätze  des  Ertrages  festzu- 
legen und  maßvoll  zu  staffeln. 

Bei  fehlendem  Ertrage  kann  das  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital aushilfsweise  mit  herangezogen  werden.  Im  Gegen- 
saß zur  heutigen  Bestimmung  ist  bei  Feststellung  des  steuer- 
pflichtigen Ertrages  der  M i e t w e r t der  im  eigenen  Hause 
belegenen  Betriebsräume  und  Geschäftslokale  in  Abzug  zu 
bringen.  Dasselbe  gilt  auch  für  die  Zinsen  des  Anlage-  und 
Betriebskapitals,  auch  wenn  deshalb  Schulden  gemacht 
sind.  Dazu  muß  es  dem  Betriebsinhaber  möglich  sein,  für 
seine  eigene  Arbeitskraft  im  Geschäft  gemäß  dem 


Abzugsrerbf  der  Direktorengehälter  bei  juristischen  Per- 
sonen (Aktiengesellschaften  usw.)  einen  angemessenen 
Betrag  abzuseßen. 

In  größeren  Städten,  insbesondere  im  Rheinland-West- 
falen wird  z.  Zt.  als  weitere  Bemessungsgrundlage  sehr  oft 
die  Zahl  der  in  einem  Gewerbebetriebe  beschäftigten 
Arbeiter  und  Angestellten  genommen.  In  diesem 
Falle  spricht  man  von  der  sogenannten  Kopfsteuer. 
Diese  unsozial  wirkende  Steuer  darf  u.  E.  nur  in  dringenden 
Notfällen  nach  Prüfung  ihrer  wirtschaftlichen  Wirkung  durch 
Hie  Berufsvertretungen  der  Gewerbetreibenden  und  deren 
Zustimmung  eingeführt  werden.  Lehrlinge  sind  hierbei 
nicht  mitzuzählen,  da  sie  niemals  als  Kräfte  in  einem  Unter- 
nehmen angesehen  werden  können.  Dazu  dürften  nur  die- 
jenigen Arbeitskräfte  bei  der  Feststellung  der  Kopfzahl  zu- 
grunde gelegt  werden,  die  auch  an  dem  betreffenden  Plaße 
ansässig  sind;  denn  nur  diese  verursachen  die  Ge- 
meindelasten, die  durch  die  Gewerbesteuer  gedeckt  werden 
sollen. 

Andere  Merkmale  für  den  Umfang  des  Betriebes  sollen 
als  Bemessungsgrundlage  nicht  eingeführt  werden,  ins- 
besondere ist  die  kürzlich  in  Berlin  geplante  gewerblich 
genutzte  Fläche  oder  der  Mietwert  der  ge- 
werblichen Räume  als  ungerechter  Maßstab  abzu- 
lehnen. Was  die  Bemessung  nach  Lohnsummen  angeht,  so 
kann  man  geteilter  Meinung  sein.  Allgemein  wird  aber  die 
Besteuerung  nach  den  gezahlten  Löhnen  und  ähnlichen 
Maßstäben  nicht  gewünscht. 


4.  Steuerfreie  Untergrenze.  Höchstgrenze 


Nach  dem  alten  Gewerbesteuergeseß  ist  derjenige  Ge- 
werbetreibende von  der  Gewerbesteuer  gänzlich  be- 
freit. der  weniger  als  1500  M.  Ertrag  oder  weniger  als 
3000  M.  Betriebskapital  hat.  Daß  diese  Freigrenzen  nicht 
mehr  zeitgemäß  sind,  muß  ohne  weiteres  zugegeben 
werden.  Bei  der  Neuregelung  des  Gewerbesteuergeseßes 
wird  nun  von  vielen  Seiten  eine  entsprechende  Erhöhung 
dieser  Freigrenze  gefordert.  Man  spricht  von  25—40  000  Mi. 
einer  Summe,  die  aber  heute  schon  infolge  der  immer 
rascher  eintretenden  Geldentwertung  kein  angemessener 
Maßstab  mehr  ist.  Man  wird  deshalb  von  der  Festseßung 
einer  bestimmten  Summe  absehen  müssen  und  es  dem 
Minister  nach  Anhörung  eines  noch  zu  bestimmenden  Aus- 
schusses des  Landtags  von  Fall  zu  Fall  überlassen  müssen, 
diese  Freinrenze  je  nach  der  Geldentwertung  auf  dem 
Verwaltungsweae  festzuseßen.  Schon  heute  haben  Hie 
Gemeinden  vielfach  bei  Erlaß  von  selbständigen  Oemeinde-- 
gewerbesteuerordnungen  eine  Hinaufseßung  der  Freigrenze 
vorgenommen.  Es  ist  nun  streitig  geworden,  ob  diese  Maß- 
nahme der  Gemeindeverwaltung  rechtlich  zulässig  ist.  Nach 
der  bisherigen  Rechtsprechung  und  Verwaltunosoraxis  und 
vor  allem  nach  dem  Wortlaut  des  Geseßes  wird  daran  fest- 
zuhalten  sein,  daß  ein  Abgehen  von  dieser  Freigrenze  nicht 
zulässig  ist.  Vielleicht  kann  diese  Schwierigkeit  aber  da- 
durch überwunden  werden,  daß  die  Steuer  zwar  veranlagt, 
aber  nicht  erhoben  wird. 

Ob  man  aber  troß  alledem  bei  Abänderung  des  Gewerbe- 
steuergeseßes auf  die  Erhöhung  dieser  Mindestnrenze  für 
die  Steuerfreiheit  so  großen  Nachdruck  legen  soll,  bähen  wir 
nicht  für  zweckmäßig.  Legt  man  eine  derartige 
Untergrenze  allgemein  fest,  so  schüßt  man  auch  die  Ge- 
werbetreibenden, die  nur  im  Nebenamte,  z.  B.  * als 
Pfuscharbeiter  tätig  sind.  Aus  diesem  Grunde 
glauben  wir,  von  der  Steuerfreiheit  jedes  kleinen  Ertrages 
Abstand  nehmen  zu  müssen.  Im  übrigen  ist  diese  Forde- 
rung auch  überflüssig,  wenn  unserem  Wunsche  ent- 
sprochen wird,  daß  nämlich  ein  dem  Arbeitsverdienst  des 
Geschäftsinhabers  entsprechender  Betrag  von  dem  steuer- 
pflichtigen Gewerbereinertrag  abgeseßt  werden  kann. 
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Was  die  Festsegung  einer  Höchstgrenze  anoeht, 
so  haben  wir  diese  schon  an  anderer  Stelle  unserer  Aus- 
führungen als  notwendige  Forderung  hingestellt.  Um  eine 
Überspannung  der  Gewerbesteuersätze  zu 
verhüten  ist  zu  bestimmen,  dag  die  Gesamtgewerbe- 
steuer, die  von  den  einzelnen  Gewerbetreibenden  zu 
zahlen  ist,  über  einen  bestimmten  Prozentsatz  des 
Ertrags  seines  Betriebs  nicht  hinausgehen  darf.  Hierdurch 
würde  auch  der  Charakter  als  Ergänzungssteuer  gegenüber 
der  Einkommensteuer  gewahrt. 

Die  jegige  Regelung,  wonach  lediglich  bei  Gefährdung 
der  Reichsinteressen  Einspruch  durch  die  Landes^ 
finanzämter  bzw.  das  Ministerium  erfolgen  soll,  genügt 
keineswegs. 

5.  Ausdehnung  der  Steuerpflicht. 

Die  Gewerbesteuer  in  ihrer  jegiaen  Fassung  träot  auch 
den  Charakter  einer  ungerechten  Sondersteuer,  indem  sie 
nur  bestimmte  Gewerbe  zur  Steuer  heranzieht,  während 
gemäg  § 4 des  Gewerbesteuergeseges  von  1891  die  1.  a n d ■ 
und  Forstwirtschaft,  Viehzucht,  lagd,  Fischzucht, 
Obst-  und  Weinbau,  Gartenbau  und  die  sogenannten 
freien  Berufe  (Ärzte,  Rechtsanwälte  usw.)  gewerbe- 


Die  Arbeitsgemeinschaften 

Von  Privatdozent  Dr. 

Wieder  einmal  war  Berlin  am  1.  Oktober  d.  J.  der 
Schauplag  einer  grogen  Stragendemonstration.  Diesmal 
hatten  es  die  radikalen  Kreise  der  Betriebsräte 
Grog-Berlins  auf  sich  genommen,  eine  ö f f e n t - 
liehe  Kundgebung  im  Westen  Berlins  gegen  die 
Teuerung  und  für  die  Einberufung  eines  Reichsbetriebsräte- 
Kongresses  zu  veranstalten.  Die  Sozialdemokratische 
Partei  sowie  die  Gewerkschaften  hatten  eine  Beteiligung 
abgelehnt.  Damit  war  zum  Ausdruck  gebracht,  dag  Partei 
und  Gewerkschaften  die  „Betriebsräte"  als  Wortführer  der 
Arbeiterschaft  in  diesem  Falle  ablehnten.  Die  Betriebsräte 
Grog-Berlins  aber  wollten  durch  ihr  Auftreten  bekunden, 
dag  sich  die  „Betriebsräte“  für  berechtigt  halten,  neben  den 
leitenden  Organen  der  politisch  tätigen  sozialdemokra- 
tischen Partei  und  der  in  wirtschaftlichen  Fragen 
maggebenden  Gewerkschaften  die  Interessen  der  Arbeiter- 
schaft nach  äugen  zu  vertreten.  Ihnen  dieses  Recht  unum- 
wunden zuzugestehen,  liegt  nicht  im  Interesse  der  sozial- 
demokratischen Partei  sowie  der  Gewerkschaften;  daher 
haben  sich  diese  von  der  Demonstration  am  1.  Oktober 
ferngehalten. 

Der  Vorgang  wirft  ein  Licht  auf  die  Bestrebungen  einiger 
Kreise  innerhalb  der  deutschen  Betriebs- 
räte, die  darauf  ausgehen,  die  ursprünglich  rein  ge- 
werkschaftlich gedachten  Betriebsräte  zu  po- 
litisch wirksamen  Organen  auszugestalten,  um  an  den 
Urzellen  der  Produktion,  den  Betrieben,  mit  ihrem  Be- 
streben nach  radikaler  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen 
und  politischen  Verhältnisse  einzusegen. 

Im  Gegensag  zu  dieser  Entwicklungstendenz  innerhalb 
der  deutschen  Betriebsräte  hat  sich  die  Ausgestaltung  des 
„Räte“-Gedankens  in  England  vollzogen. 

Der  Rätegedanke  fällt  in  England  auf  einen  ganz 
andern  Boden  wie  bei  uns.  Die  Arbeiterschaft  ist  dort  seit 
Jahrzehnten,  ja  fast  seit  einem  Jahrhundert  gewerkschaftlich 
und  politisch  geschult.  Sie  hat  gewerkschaftliche  Über- 
lieferungen und  ein  offenes  Auge  für  wirtschaftliche  Vor- 
gänge und  Probleme:  sie  hat  auch  schon  Erfahrung  auf 
manchen  Gebieten,  auf  denen  unsere  Arbeiter  noch  Neu- 
linge sind.  In  England  gehen  z.  B.  die  ersten  Versuche  der 
Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  bis  in  die  20er  Jahre  des 
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Steuer  frei  sind.  In  dem  neuen  Geseg  ist  die  Steuerpflicht 
auch  auf  Angehörige  der  Landwirtschaft  und  der  freien 
Berufe  auszudehnen.  Die  Steuerpflicht  der  nicht  gemein- 
niigigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  (Kon- 
sumvereine) darf  auch  durch  örtliche  Sagungen  nicht 
ausgeschlossen  werden.  Auch  müssen  die  städtischen 
Regiebetriebe  der  Gewerbesteuer  unterliegen 

III.  Schlugbemerkung. 

Diese  Ausführungen  machen  keinen  Anspruch  auf  Voll- 
ständigkeit, sondern  sind  hauptsächlich  nur  deshalb  ge- 
schrieben, um  die  ganze  Gewerbesteuerfrage,  die  bei  den 
Steuerpflichtigen  anscheinend  ins  Vergessen  geraten  ist. 
wieder  zur  Erörterung  in  den  einzelnen  Verbänden  und 
Fachgruppen  zu  bringen.  Die  Schuld,  dag  wir  heute  noch 
ein  derartig  veraltetes,  unsoziales  Gewerbesteuergeseg  in 
Preugen  haben,  liegt  nicht  zu  allerlegt  auch  bei  den  Ge- 
werbetreibenden selbst,  die  nicht  mit  der  nötigen  Ausdauer 
Regierung,  Volksvertretung  und  befreundete  Abgeordnete 
mit  Eingaben,  Beschwerden  bestürmen,  damit  nun  endlich 
das  alte  Gewerbesteuergeseg  verschwindet  und  an  dessen 
Stelle  ein  zeitgemäges  Geseg  tritt.  (265.) 


und  Betriebsräte  in  England. 

Th.  Plaut,  Hamburg. 

vorigen  Jahrhunderts  zurück;  manche  Fabriken  besigen 
Einrichtungen  dieser  Art,  die  über  60  Jahre  alt  sind.  Auch 
andere  Formen  der  Interessengemeinschaft  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer  haben  schon  öfter  Gestalt  be- 
kommen (vergl.  z.  B.  die  Allianzen  oder  die  gleitenden  Lohn- 
skalen im  Erz-  und  Kohlenbergbau). 

Aber  das  ist  nicht  alles:  Die  ganze  Psyche  des  eng- 
lischen Arbeiters  ist  anders  eingestellt  als  die  des  deutschen. 
Der  Trade  Unionist  ist  nicht  in  unserm  Sinn  Sozialist;  er 
steht  im  allgemeinen  soweit  rechts,  dag  es  kaum  richtig 
wäre,  ihn  als  Revisionist  in  unserm  Sinn  zu  bezeichnen. 
Endlich  mag  noch  erwähnt  werden,  dag  die  englischen  Ar- 
beiterkreise sich  von  den  deutschen,  besonders  denen  der 
norddeutschen  Tiefebene  sehr  wesentlich  durch  eine  grö- 
gere  Religiosität  und  Abhängigkeit  von  der  Kirche  unter- 
scheiden. 

Als  der  Rätegedanke  und  die  industrielle  Unruhe  die 
Welt  durchzogen,  war  daher  die  englische  Regierung  ihren 
Arbeitern  gegenüber  in  einer  verhältnismägig  günstigen 
Lage;  sie  konnte  nachgeben,  ja,  sie  konnte  sogar  den 
Rätegedanken  auf  ihr  Panier  schreiben  und  ihm  Formen 
geben,  die,  wie  wir  sehen  werden,  einen  ruhigen  Ausbau 
der  ganzen  Organisation  ermöglichten. 

Die  Arbeitsgemeinschaft  hat  in  England  normaler  Weise 
einen  dreifachen  Aufbau,  die  National  Joint  In- 
dustrial Councils  sind  die  Landesorganisationen,  die 
aus  gleich  viel  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmerorganisationen paritätisch  zusammengesegt  sind. 
Für  jedes  durchorganisierte  Gewerbe,  d.  h.  für  jedes 
Gewerbe,  dessen  Arbeiter  alle  in  Gewerkschaften 
und  dessen  Unternehmer  alle  in  Arbeitgeberverbänden  or- 
ganisiert sind,  wird  ein  solcher  Council,  der  im  folgenden 
in  Anlehnung  an  den  englischen  Sprachgebrauch  als 
Whitley  Council  bezeichnet  werden  mag,  errichtet. 
Er  stellt  die  oberste  Instanz  in  der  Industrie  dar,  an  den 
alle  Fragen,  soweit  sie  nicht  einer  geseggeberischen  Action 
bedürfen,  gelangen.  Seine  Vertreter  werden  in  indirekter 
Wahl  von  den  Gewerkschaften  und  Arbeitgeberverbänden 
gewählt.  Beschlüsse  kommen  nur  zustande,  wenn  sie  in 
beiden  Parteien  die  Mehrheit  haben. 
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Die  zweite  Stufe  in  der  industriellen  Organisation  bildet 
der  Disirict  Council,  der  für  Gegenden  mit  individu- 
ell entwickelten  Industrien  errichtet  wird.  Organisation 
und  Funktionen  sind  die  gleichen  wie  oben.  Er  besteht 
nicht  überall.  Er  ist  persönlich  und  organisatorisch  mit 
dem  übergeordneten  Whitley  Council  und  den  untergeord- 
neten Works  Committees  verbunden.  Mit  Regierungs- 
behörden kann  er  nur  durch  Vermittelung  des  Whitley 
Council  verkehren. 

Das  Works  Committee  ist  in  jedem  einzelnen 
Werk  errichtet,  es  besteht  aus  Vertretern  der  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  und  unterscheidet  sich  infolge  seiner 
paritätischen  Zusammensefeung  grundsäfelich  von  den  deut- 
schen „Betriebsräten“.  Die  Wahl  der  Mitglieder  ist  ver- 
schieden geregelt,  sei  es,  dab  die  Wahl  direkt  oder  in- 
direkt erfolgt,  je  nach  den  Erfordernissen  des  Werks.  Auch 
nichtorganisierte  Arbeiter  können  im  Works  Committee 
Sife  und  Stimme  haben.  Das  Works  Committee  bildet  die 
Grundzelle  des  ganzen  Gebäudes  und  ermöglicht  seiner 
paritätischen  Zusammensebung  nach  den  systematischen, 
lückenlosen  Aufbau  der  Vertreterorganisationen  bis  hinauf 
zum  Joint  Industrial  Council. 

Neben  dieser  typischen  Organisation,  wie  sie  für  durch- 
organisierte Gewerbe  empfohlen  worden  ist,  gibt  es  noch 
andere  Formen:  Trade  Boards  und  Interim  Industrial  Recon- 
struction Committees,  die  für  mindergut  organisierte  Ge- 
werbe errichtet  werden  sollten,  auf  die  hier  einzugehen 
aber  überflüssig  sein  dürfte,  da  sich  diese  Art  von  Ver- 
tretungskörpern nicht  sonderlich  bewährt  zu  haben  scheint. 
Anders  mub  aber  das  Urteil  über  die  eigentlichen  Whitley 
Councils  ausfallen. 

Diese  Organisationen  von  Wirtschaftsräten  scheinen 
fast  die  gesamte  in  Betracht  kommende  Industrie  erfabt  zu 
haben.  Es  haben  allerdings  nicht  alle  Councils  Bestand 
gehabt.  Zur  Zeit  der  gröbten  Blüte  waren  an  80  Whitley 
Councils  in  Tätigkeit.  Davon  sind  einige  schon  kurz  nach 
Errichtung  eingegangen,  allem  Anschein  nach,  weil  der 
Wille  zum  Zusammenarbeiten  auf  Seiten  der  Arbeiter,  oder 
auf  Seiten  der  Arbeitgeber  fehlte.  Eine  einwandfreie  Sta- 
tistik über  die  Zahl  der  bestehenden  Whitley  Councils  in 
einem  gegebenen  Zeitpunkt  aufzustellen,  ist  schwierig,  weil 
manche  ganz  verschwunden  sind,  andere  aber  nach  einer 
Zeit  der  Ruhe  ihre  Tätigkeit  wieder  aufgenommen  haben. 
Soviel  ist  jedenfalls  sicher,  dab  sich  zahlreiche  Organi- 
sationen durch  die  Zeit  der  schwersten  wirtschaftlichen  De- 
pression des  Winters  1920/21  durchgerettet  haben,  und  dab 
noch  heute,  wie  vor  drei  Jahren,  regelmäbig  die  viertel- 
jährlichen Generalversammlungen  der  Whitley  Councils,  über 
die  die  Labour  Gazette  regelmäbig  berichtet,  abgehalten 
werden.  Im  Monat  Juli  1922  nennt  die  L.  G.  17  Versamm- 
lungen, im  Juni  15,  und  ebensoviele  im  Mai.  Das  sind  zu- 
sammen für  ein  viertel  Jahr  47  Sifeungen;  es  kann  also 
vermutet  werden,  dab  gegenwärtig  in  England  rund 
50  Whitley  Councils  in  Tätigkeit  sind,  wozu  dann  allerdings 
noch  diejenigen  Organisationen  zu  rechnen  wären,  die  tat- 
sächlich Whitley  Councils  sind,  aber  einen  anderen  Namen 
führen,  weil  aus  irgend  einem  Grunde  der  Name  Whitley 
Council  den  Arbeitern  oder  Arbeitgebern  nicht  zusagte 
(Kohlenbergbau,  Eisenbahn). 

Bei  den  in  meiner  Arbeit*)  aufgestellten  schwierigen 
Berechnungen  gelangte  ich  zu  dem  Ergebnis,  dab  beinahe 
alle  für  Whitley  Councils  in  Frage  kommenden  Gewerbe 
um  die  Wende  des  Jahres  1920/21  Whitley  Councils  be- 

*)  Wesen,  Entstehen  und  Bedeutung  des  Whitleyismus,  Jena 
1922,  241  S. 


saben.  Es  bestanden  damals  rund  70  Councils;  wenn  von 
diesen  70  gegenwärtig  etwas  weniger  als  der  dritte  Teil 
untätig  ist  (darunter  vielfach  unbedeutende  Councils),  so 
wird  man  die  Bedeutung  der  Bewegung  sicher  nicht  über- 
schäfeen,  wenn  man  behauptet,  dab.  zur  Zeit  der  Nieder- 
schrift dieser  Zeilen  zwei  Drittel  der  gesamten  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeiterschaft  in  England  ihre  Inter- 
essen durch  Whitley-Organisationen  vertreten  läbt. 

Die  Tätigkeit  dieser  Whitley  Councils  ist  auberordentlich 
verschiedenartig.  Sie  sind  keine  Schiedsgerichte;  das  mub 
vor  allen  Dingen  festgehalten  werden.  Dennoch  befassen 
sie  sich  mit  Arbeitseinstellungen  und  vermitteln  in  ihnen, 
aber  nur  ausnahmsweise;  in  der  Regel  sind  sie  nur  die 
Instanz,  die  ein  Schiedsgericht  ernennt,  oder  einen  Ver- 
mittler erwählt.  In  der  Labour  Gazette  für  August  1922 
werden  folgende  Probleme  genannt,  mit  denen  sich  die 
Whitley  Councils  im  Juli  im  wesentlichen  beschäftigt  haben: 
„Lohnhöhe“,  „die  Arbeitszeit  und  andere  Arbeitsbedingun- 
gen“, „Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer-Organisationen“ 
und  „andere  Fragen“.  Zu  diesen  letzteren  gehörte  die  Aus- 
bildung der  Arbeiter,  die  Beschäftigung  von  Frauen  und 
Jugendlichen,  das  Verhüten  von  Unglücksfällen,  Lehrlings- 
wesen, Arbeitslosenversicherung,  Abgrenzung  verschiedener 
Gewerbe  voneinander,  statistische  Fragen  usw.,  das  schon 
in  England  sehr  viel  besprochene  Problem,  ob  den  Be- 
schlüssen der  Whitley  Councils  gesebhche  Kraft  verliehen 
werden  solle.  In  Untersuchungen,  die  ich  kürzlich  über 
die  Tätigkeit  der  Whitley  Councils  auf  Grund  von  Um- 
fragen und  literarischen  Arbeiten  anstellte  — sie  sind  in 
der  oben  erwähnten  Schrift  zusammengefabt  worden  — 
gelangte  ich  zu  dem  Ergebnis,  dab  fast  sämtliche  Gebiete 
des  industriellen  Lebens  von  den  Whitley  Councils  mit  Er- 
folg behandelt  worden  sind. 

Die  Einführung  der  Whitley  Councils  in  der  englischen 
Industrie  mub  daher  als  ein  erfolgreicher  Versuch  betrachtet 
werden,  die  Unternehmer-  und  Arbeiterkreise  einander 
zu  nähern.  Von  gewerkschaftlicher  Seite  befürchtet 
man  allerdings,  dab  die  Whitley  Councils  eine  Lähmung 
des  Klassenkampfes  und  des  Solidaritätsgefühls  der  ar- 
beitenden Klassen  mit  sich  bringen  werde;  dabei  wird  aber 
vergessen,  dab  die  Whitley  Councils  mit  den  Gewerk- 
schaften stehen  und  fallen  und  ihre  Wirksamkeit  nur  durch 
die  den  einzelnen  Gewerkschaften  innewohnende  Macht 
zur  Geltung  bringen  können.  Andere  befürchten,  dab  das 
Zusammengehen  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zur 
Errichtung  einer  Industrie-Diktatur  führen  könnte,  die  die 
Arbeitskämpfe  zu  Lasten  der  Verbraucher  zu  schlichten 
bestrebt  wäre.  Ansäfee  zu  einer  solchen  Entwicklung  haben 
sich  tatsächlich  bereits  in  einzelnen  Gewerben  feststellen 
lassen.  Aber  im  allgemeinen  gehören  derartige  Pläne 
ebenso  in  das  Reich  der  Phantasie  wie  jener  Traum  einer 
auf  die  Whitley  Councils  aufgebauten  Staats- 
verfassung  und  Wi  r ts  c h a f t s o r d n u n g.  Dieser 
Traum  hat  beim  ersten  Aufkommen  der  Whitleyidee  in 
England  zwar  zahlreiche  Anhänger  gehabt;  heute  ist  es 
umso  leichter,  zu  erkennen,  wie  utopisch  er  ist,  je  mehr 
die  Gewerkschaften  durch  die  Iefeten  Streiks  und  Aus- 
sperrungen geschwächt  sind.  Es  ist  nicht  zuviel  gesagt, 
wenn  wir  behaupten,  dab  die  Gewerkschaftsbewegung  als 
solche  um  mehr  als  ein  Jahrzehnt  zurückgeworfen  ist;  da- 
durch befinden  sich  selbstverständlich  im  Augenblick  der 
Niederschrift  dieser  Zeilen  auch  die  Whitley  Councils,  deren 
Bedeutung  sich  auf  der  der  Gewerkschaften  aufbaut,  in 
einer  Krise,  von  der  sie  sich  erst  bei  einer  umfassenden 
Wiederbelebung  der  Konjunktur  erholen  dürften.  (261.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Deufsch-Belgischer  Gemischter  Schiedsgerichtshof. 
Entscheidungvom  1.6.  1922  in  Sachen  B ,/.R  Cause  94. 

Ich  bin  heut  wieder  in  der  Lage,  über  eine  Entscheidung  eines 
Gemischten  Schiedsgerichtshofes  in  einer  Ausgleichssache  zu  be- 
richten, die  den  deutschen  Interessen  günstig  und  von  nodi  nicht 
absehbarer  Tragweite  ist.  Da  sich  das  Deutsch-Belgische 
Schiedsgericht  mit  dieser  Entscheidung  in  bewußten  Gegensah  zu 
einer  früheren  Entscheidung  des  Französisch-Deutschen  Schieds- 
gerichtshofes gestellt  hat,  der  Fall  aber,  der  dem  lehtgenannten 
Gerichtshof  Vorgelegen  hat,  besonders  geeignet  ist,  die  wirtschaft- 
liche Tragweite  der  Rechtsfrage  ins  Licht  zu  sehen,  so  sei  zu- 
nächst der  Inhalt  dieser  früheren  uns  ungünstigen  Entscheidung  kurz 
wiedergegeben.  Es  handelt  sich  um  das  Urteil  vom  19.  Oktober 
1921  in  Sachen  des  Ausgleichsamtes  für  Elsah-Lothringen  gegen 
das  Reichsausgleichsamt  S I 79.  Ihm  lag  folgender  Sachverhalt 
zugrunde: 

Vor  dem  Waffenstillstand  hatten  viele  Elsah-Loihringer  ein 
Bankkonto  in  Alt-Deutschland,  beispielsweise  bei  einem  groben 
Berliner  Bankhause,  und  Personen,  die  mit  solchen  Elsah-Loth- 
ringern  in  dauerndem  Geschäftsverkehr  standen  und  in  Alt- 
Deutschland  wohnten,  pflegten  ihre  Zahlungen  auf  dieses  Bank- 
konto zu  leisten.  Mit  dem  Waffenstillstand  wurde  Elsah-Loth- 
ringen von  den  französischen  Truppen  beseht,  es  wurde  tatsäch- 
lich wie  französisches  Gebiet  behandelt  und  vom  alt-deutschen 
Gebiet  vollkommen  abgesperrt.  Trohdem  bestand  kein  Hindernis 
für  die  deutschen  Schuldner,  weiterhin  Zahlungen  auf  jene  Bank- 
konten zu  leisten,  da  die  deutsche  Verordnung  vom  20.  Oktober 
1914  nur  Zahlungen  nach  Frankreich  untersagte. 

Ebenso  hatten  Alt-Deutsche,  die  in  Elsah-Lothringen  wohnten, 
und  später  nach  Deutschland  vertrieben  wurden,  vor  ihrer  Ver- 
treibung Schulden  in  Elsah-Lothringen  bezahlt,  ein  Verfahren, 
dem  ebenfalls  weder  ein  tatsächliches,  noch  ein  rechtliches 
Hindernis  entgegenstand. 

Nun  nimmt  nach  dem  Versailler  Vertrag  Elsah-Lothringen 
am  Ausgleichsverfahren  gegen  Deutschland  mit  der  Majjgabe 
teil,  dah  als  Kriegsbeginn  der  11.  November  1918  gilt,  dah  also 
Kriegszustand  zwischen  Elsah-Lothringen  und  Deutschland  vom 
11.  November  1918  bis  zum  10.  Januar  1920  bestanden  hat.  Da 
nun  nach  Art.  296  des  Versailler  Vertrages  jeder  direkte  Ver- 
kehr zwischen  den  Gläubigern  und  Schuldnern  ausgleichsfähiger 
Forderungen  verboten  ist,  so  wollte  das  französische  Ausgleichs- 
amt daraus  die  Folgerung  ziehen,  dah  alle  jene  oben  erwähnten 
Zahlungen  ungültig  seien  und  dah  die  Forderungen  nochmals  das 
Ausgleichsverfahren  durchlaufen  mühten;  die  Folge  wäre,  dah  der 
Elsah-Lothringische  Gläubiger  seine  Forderung  valorisiert  erhielte, 
allerdings  nicht  wie  die  alt-französischen  Gläubiger  zum  Kurs  von 
1,2276,  sondern  zu  dem  für  das  Ausgleichsverfahren  mit  Elsah- 
Lothringen  mahgebenden  Kurse  von  0,8134,*)  dah  das  Reich  für 
die  Schulden  haftete  und  dah  die  auf  das  Bankkonto  gezahlte 
Schuld  nur  eine  Abschlagszahlung  darstellte. 

Man  ist  diesem  Verlangen  auf  deutscher  Seite  entgegen- 
getreten, weil  sich  sofort  die  Auffassung  aufdrängte,  dah  die  An- 
nahme des  französischen  Standpunktes  zu  einer  starken  Benach- 
teiligung Deutschlands  führen  würde,  da  zwar  viele  Elsah-Loth- 
ringer  in  Deutschland  Bankguthaben  unterhielten,  auf  die  ihnen 
Zahlungen  von  deutschen  Schuldnern  geleistet  wurden,  nicht  aber 
umgekehrt  und  da  sich  zwar  wieder  die  aus  Elsah-Lothringen 
vertriebenen  Alt-Deutschen  in  grobem  Umfange  gezwungen 
gesehen  hatten,  ihre  Schulden  än  Elsah-Lothringer  zu  begleichen, 
nicht  aber  umgekehrt  Gelegenheit  gehabt  hatten,  ihre  For- 
derungen einzuziehen. 

Man  hat  nun  gegen  die  französische  Auffassung  eine  Reihe 
von  Gründen  ins  Feld  geführt,  von  denen  hier  einer  interessiert: 
Nach  Artikel  296,2  unterliegen  nämlich  dem  Ausgleichsverfahren 


*)  Das  ist  der  „Vorkriegskurs"  wie  er  sich  im  Verhältnisse  zu 
Elsah-Lothringen  darstellt,  nämlich  der  an  der  Genfer  Börse 
während  des  Monats  vor  dem  11.  November  1918  notierte  Durch- 
schnittskurs. — Wir  wissen  jefet,  dah  Frankreich  bei  den  Ver- 
handlungen über  die  Abfassung  des  Deutschland  vorzulegenden 
Friedensvertrags  auch  für  Elsah-Lothringen  den  Kurs  von  1,2276 
verlangt  hat,  aber  damit  seinen  Verbündeten  gegenüber  nicht 
durchgedrungen  ist 


die  während  des  Krieges  fällig  gewordenen  Schulden  „sofern  die 
Ausführung  dieser  Geschäfte  oder  Verträge  ganz  oder  teilweise 
infolge  der  Kriegserklärung  ausgesefet  worden  ist."  Man  wies 
nun  darauf  hin,  dah  während  des  sogenannten  Kriegszustandes 
zwischen  Elsah-Lothringen  und  Deutschland  eine  Aussetzung  in- 
sofern gar  nicht  stattgefunden  hat,  als  es  dem  deutschen 
Schuldner  in  der  Zeit  frei  stand,  seine  Zahlungen  auf  das  in 
Deutschland  geführte  Konto  zu  leisten,  bzw.  soweit  er  sich  in 
Elsah-Lothringen  aufhielt,  unmittelbar  zu  zahlen.  Nun  ist  aber 
der  deutsche  Text  nicht  mafjgebend,  sondern  der  französische  und 
englische.  Der  oben  wiedergegebene  Safe  lautet  aber  im  Fran- 
zösischen: „Dont  l’execution a ete  suspendue" 

und  der-englische  Text  ist  entsprechend  gefaht.  Der  Unterschied 
der  Fassungen  liegt  darin,  dah  der  deutsche  Text  sagt:  „Schulden, 

sofern  die  Ausführung  ausgesefet  worden  ist", 

während  der  englische  und  französische  Text  sagt:  „Schulden, 

deren  Ausführung  ausgesefet  worden  ist".  Hieran 

knüpfte  das  Französisch-Deutsche  Schiedsgericht  an  und  erklärte, 
jener  Safe  habe  keine  juristische,  sondern  nur  eine  tatsächliche 
Bedeutung.  Es  solle  mit  ihm  nicht  gesagt  sein,  dah  nur  Forde- 
rungen aus  solchen  Verträgen  ausgleichsfähig  seien,  deren  Aus- 
führung ausgesefet  gewesen  sei,  vielmehr  handle  es  sich  um  eine 
rein  erklärende  tatsächliche  Feststellung  (simplement  un  indi- 
cation  explicative);  der  Safe  gebe  eine  Erklärung  für  das  Vor- 
angegangene und  bezeichne  daher  die  während  des  Krieges 
fällig  gewordenen  Schulden  als  solche,  deren  Ausführung  aus- 
gesefet gewesen  sei.  Man  wird  diese  Begründung  nidit  ohne 
einiges  Kopfschütteln  lesen  können,  denn  erstens  ist  sie  völlig 
willkürlich  und  zweitens  beweist  sie  gar  nicht  einmal  das,  was  sie 
beweisen  soll;  denn  wenn  wirklich  der  Versailler  Vertrag  auf  den 
gesefetechnisch  etwas  merkwürdigen  Gedanken  gekommen  sein 
sollte,  seinen  Anordnungen  über  die  Teilnahme  am  Ausgleichs- 
verfahren eine  solche  „indication  explicative“  hinzuzufügen,  so 
wäre  doch  dann  der  Schlufe  nicht  sehr  fernliegend,  dah  solche 
Forderungen  aus  dem  Ausgleichsverfahren  auszuscheiden  hätten, 
auf  die  jener  Relativsafe  nicht  zutrifft.  — 

Die  neue  Deutsch-Belgische  Entscheidung  hat  sich  nun  in, 
wie  gesagt,  bewufeten  Gegensafe  hierzu  gesefet  und  hat  aus- 
geführt, dah  jener  Safe  eine  Bedingung  für  die  Ausgleichs- 
fähigkeit festsetze.  Der  Safe  wolle  sagen,  dah  nur  die  Schulden 
aus  solchen  Verträgen  ausgleichsfähig  seien,  deren  Ausführung 
während  des  Krieges  aus  Rechtsgründen  — also  wegen  bestehen- 
der Zahlungsverbote  und  dergl.  — ausgesefet  gewesen  wäre.  Mit 
dieser  Entscheidung  sind  für  das  Verhältnis  zwischen  Deutschland 
und  Belgien  eine  grofee  Zahl  von  Sachen  dem  Ausgleichsver- 
fahren entzogen.  Es  wird  sich  fragen,  wie  sich  nunmehr  der  fran- 
zösisch-deutsche Schiedsgerichtshof  zu  der  Rechtsfrage  stellt, 
wenn  er  zu  ihrer  erneuten  Prüfung  Aniah  haben  wird. 

Oberlandesgerichtsrat  Dr.  R i e d i n g e r. 

(239.) 

Zur  Handhabung  der  Gewerbesteuer 
durch  die  Gemeinden. 

Der  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie 
hat  in  einer  Besprechung  mit  seinen  Fachgruppen  und  landschaft- 
lichen Verbänden  folgende  Entschliefeung  gefaht,  die  den 
mahgebenden  Stellen  kürzlich  zugegangen  ist: 

Nahezu  alle  Fehlbeträge  in  den  Gemeinde-Haushalten  werden 
aus  der  Gewerbesteuer  gedeckt,  weil  den  Gemeinden  durch 
die  Zentralisierung  der  Steuern,  insbesondere  die  Reichs- 
einkommensteuer, die  Möglichkeit  genommen  ist,  die  Fehlbeträge 
durch  andere  Steuern  zu  decken.  Die  vom  Reich  den  Gemeinden 
über-die  Länder  nach  Mahgabe  der  Bestimmungen  des  Landes- 
steuergesefees  zu  überweisenden  Anteile  werden  nicht  schnell 
genug  und  nicht  in  der  erforderlichen  Höhe  überwiesen,  so  dah 
die  Gemeinden  durch  besondere  Gewerbesteuerordnungen  mit 
den  verschiedensten  Mahstäben  ihre  Haushalte  zu  balanzieren 
suchen  müssen.  Dadurch  hat  die  Gewerbesteuer  eine  solche  Höhe 
der  Belastung  erreicht  und  zu  solchen  Auswüchsen  geführt,  dah 
sie  für  die  Gewerbetreibenden,  insbesondere  die  Industrie,  da 
z.  T.  das  Anlage-  und  Betriebskapital  weggesteuert  wird,  nicht 
mehr  tragbar  geworden  ist.  Das  den  Reichsbehörden  durch  § 5 
LStG.  zustehende  Einspruchsrecht  wird  in  Wirklichkeit  nicht  mehr 
ausgeübi. 
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Die  Industrie  verkennt  nicht,  daß  für  das  Reich,  die  Länder 
und  Gemeinden  durch  die  Umgestaltung  der  Finanzwirtschaft  Aus- 
gaben erwachsen  sind,  die  zu  ihrer  Erfüllung  einer  gewissen 
Zeitdauer  bedürfen,  und  ist  willig  und  bereit,  ihren  Anteil  an  den 
steuerlichen  Lasten  zu  tragen.  Diese  dürfen  aber  nicht  zu  solchen 
Überbelastungen  und  Verschiedenheiten  der  Behandlung  des  An- 
lage- und  Betriebskapitals  führen,  daß  tafsächlich  vielfach  die 
Industrien  ihre  Lebensmöglichkeiten  gefährdet  sehen. 

Es  ist  daher  zu  fordern,  dafj  das  Reich  und  die  Länder  den 
Gemeinden  die  Uberweisungsanteile  auskömmlich  erhöhen  und 
mit  der  nötigen  Schnelligkeit  überweisen  und  daß  den  bisherigen 
unklaren  Zuständen  durch  schnellste  Erledigung  der  Vorarbeiten 
hierzu  ein  Ende  gemacht  wird.  Durch  in  das  Landessteuergeseß 
und  Pr.  Kommunal-Abgabengeseß  aufzunehmende  Bestimmungen 
muß  ferner  das  Einspruchs-  und  Kontrollrecht  des  Reichs  und 
der  preußischen  Aufsichtsbehörden  erweitert  werden.  Auch  muß 
von  Reichs  wegen  darauf  hingewirkt  werden,  daß  Richtlinien  für 
eine  Kontrolle  der  Gewerbesteuern,  aber  auch  der  Ausgabenwirt- 
schaft der  Gemeinden  erlassen  werden.  Die  Besteuerung  der 
Gewerbe  müßte  weiter  durch  eine  allgemeinere  Besteuerung  der 
Gemeindeeingesessenen,  nicht  nur  wie  bisher  als  eine  Sonder- 
besteuerung der  industriellen  Betriebe  ausgebaut  werden.  Der 
Gewerbesteuer  muß  der  Charakter  als  Ertrags- 
steuer gewahrt  bleiben;  sie  darf  nicht  in  eine  ver- 
schleierte Vermögenssteuer  ausarten.  Die  bisher  angewandten 
komplizierten  Kombinationen  der  verschiedensten  Maßstäbe 
müssen  fallen  und  nur  solche  Maßstäbe  angewandt  werden,  die 
in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  dem  eigentlichen  Ertrage 
stehen.  Im  Zusammenhang  hiermit  muß  auch  in  irgend  einer 
Form  eine  Höchstgrenze  der  Gesamtbelastung  festgelegt 
werden.  Ferner  müssen  die  landesrechtlichen  Gewerbesteuer- 
ordnungen der  Geldentwertung  Rechnung  tragen 
in  Ausbau  der  Ansätze,  die  sich  diesbezüglich  bereits  in  den 
Reichssteuervorschriften  finden. 

Nur  durch  dieErfiillung  dieser  Forderungen 
kann  den  ganz  offenkundigen  Mißständen  auf 
dem  Gebiete  der  Gewerbesteuer  begegnet 
werden.  ' (263.) 

Aus  dem  Jahresbericht  der  Darlehnskassen 
des  Reichs  für  1921. 

Die  Hauptverwaltung  der  Darlehnskassen  des  Reichs  hat  den 
lahresbericht  für  1921  nunmehr  der  Öffentlichkeit  übergeben.  Aus 
dem  Bericht  ist  ersichtlich,  daß  das  Warenbeleihungsgeschäft 
sich  im  großen  und  ganzen  in  den  Grenzen  des  Geschäfts  von 
1920  hielt.  Die  kleine  Verminderung,  die  der  fortschreitende  Ab- 
bau der  Kriegsgesellschaften  zur  Folge  hatte,  wurde  durch 
wachsende  Ansprüche  des  freien  Verkehrs  fast  völlig  ausge- 
glichen. 

Der  Gesamtbetrag  der  auf  Waren  erteilten  Darlehen  betrug 
am  31.  Dezember  1921  1 185  631  000  M.  gegen  1 191  351  000  M. 
am  31.  Dezember  1920. 

Vor  der  Gesamtinanspruchnahme  der  Darlehnskassen  im 
Jahre  1921  entfielen  — berechnet  nach  der  Höhe  der  auf- 
gekommenen Zinsen  — auf 
die  Bundesregierungen,  ihre  Banken 
und  die  Kommunalverbände  . . . 

die  Sparkassen 

die  Banken,  Bankiers  und  Kreditge- 
nossenschaften   

die  Kriegsgesellschaften  (Reichsge- 
treidestelle, Kredit-  und  Kontroll- 
stelle u.  a.)  . 

die  Handels-,  Transport-  und  Ver- 
sicherungsgewerbe (mit  Ausnahme 
der  beiden  vorgenannten)  .... 

die  Industrie 

die  Landwirtschaft 

Der  Rest  von  1 v.  H.  (1920:  0,8  v.  H.)  verteilt  sich  auf  sonstige 
Kreditnehmer,  deren  Gesamtzahl  69,9  v.  H.  : 70,9  v.  H.  aller  Dar- 
lehnsnehmer ausmacht. 

Der  höchste  Darlehnsbestand  wurde  mit  34  311  Millionen  M. 
am  15.  Februar  1921  ausgewiesen,  während  sich  der  niedrigste 
Darlehnsbestand  mit  10  262  Millionen  M.  am  15.  September  1921 


ergab.  Für  das  Vorjahr  lauteten  die  entsprechenden  Zahlen 
35  526  Millionen  M.  am  31.  Dezember  1920  und  24  000  Millionen  M. 
am  23.  Januar  1920.  (259.) 

Verkehr  mit  Salvador. 

Im  Folgenden  werden  einige  Angaben  veröffentlicht,  die  für 
den  Handelsverkehr  mit  Salvador  wichtig  sind. 

1.  Amtliche  deutsche  Vertretungen:  Deutsche 
Gesandtschaft  in  San  Salvador  (Briefaufschrift  Legacion  Ale- 
mana).  — Deutsches  Konsulat  in  San  Salvador  (Briefaufschrift 
Consulado  Aleman). 

2.  Postverbindung:  Briefe  von  und  nach  Deutschland 
gehen  wöchentlich  einmal  auf  dem  Landwege  über  Zacapa  nach 
Puerto  Barrios  und  von  da  nach  New-York.  Sie  sind  4 bis 
6 Wochen  nach  Deutschland  unterwegs.  Postpakete,  Drucksachen 
und  Warenproben  werden  über  Panama  befördert.  Telegramme: 
Ein  Wort  von  San  Salvador  nach  Deutschland  kostet  etwa 
90  Cents  Am.  Gold. 

3.  Wirtschaftsverhältnisse:  Landwirtschaft: 
Hauptprodukte:  Kaffee,  Zucker,  Indigo,  Balsam,  Reis,  Henneguen, 
Kautschuck,  Hölzer,  Honig,  Häute,  Rehfelle.  Industrie: 
Maschinenwebereien  für  Drille  und  Strümpfe,  Handwebereien, 
Brauerei,  Zigarren-  und  Zigarettenfabriken,  Licht-  und  Seifen- 
fabrikation, Mineralwasser  und  Fruchtsafifabrikation.  Gewerbe: 
Schuhwaren  und  Möbelfabrikation,  Palmfaserhüte,  Lederwaren. 
Landwirtschaftliche  Industrie:  Zuckerfabriken,  Be- 
triebe zur  Kaffeebearbeitung,  Sägemühlen.  Bergbau:  Gold- 
und  Silberminen. 

4.  Ein-  und  Ausfuhr:  Gesamteinfuhr  im  Jahre  1919: 
14  925  076  Dollar.  Gesamtausfuhr:  33  490  581.  Die  Haupteinfuhr 
kommt  zurzeit  aus  den  Vereinigten  Staaten,  die  Ausfuhr  (Kaffee, 
Zucker,  Indigo,  Balsam)  geht  zum  großen  Teil  nach  den  Ver- 
einigten Staaten,  Frankreich  und  Norwegen. 

5.  Einfuhrverbote:  Die  Einfuhr  von  Waffen  und 

Munition  und  anderen  Luxusartikeln  ist  zurzeit  verboten.  Diese 
Bestimmungen  sind  jedoch  häufig  Änderungen  unterworfen. 

6.  Währung:  Einheit:  1 Gold  Colon  (900  fein,  0,836  g Rauh- 
gewicht) gleich  100  centavos  gleich  50  cent  Am.  Gold. 

7.  Zollverhältnisse:  Zolltarif  vom  20.  April  1915.  Die 
Zollgebühren  werden  auf  das  Bruttogewicht  in  Am.  Gold  be- 
rechnet, sind  aber  in  Colones  zum  Kurse  von  2 Colon  gleich 
1 Dollar  zu  zahlen.  Auf  die  Zollsäße  des  Tarifs  wird  ein  Zu- 
schlag von  25  v.  H.  erhoben.  Außerdem  sind  auf  die  Konsulats- 
fakturen 2 v.  H.  Abgabe  auf  den  Wert  bei  den  Konsulaten  im 
Ausland  ^u  zahlen. 

8.  Geschäftssprache:  Spanisch.  Die  Übersendung 
von  Katalogen  in  deutscher  Sprache  ist  bei  den  meisten  Firmen 
zwecklos. 

9.  Verpackung:  Da  der  Zoll  auf  das  Bruttogewicht  er- 
hoben wird,  empfiehlt  sich  eine  möglichst  leichte,  aber  wider- 
standsfähige Verpackung. 

10.  Einfuhr  von  Waren:  Beim  Einkauf  deutscher  Waren 

bedienen  sich  die  Firmen  in  Salvador  fast  ausschließlich  Ham- 
burger oder  Bremer  Kommissionshäuser.  Bei  hier  ansässigen 
Agenten  werden  ungern  Bestellungen  gemacht.  Bei  direkten 
Offerten  an  dortige  Firmen  ist  es  ratsam  (einschließlich  Ausfuhr- 
abgaben und  Verpackung),  fob  Hamburg  oder  Bremen  zu  offe- 
rieren. Zahlung  vor  Empfang  der  Ware  ist  im  allgemeinen  aus- 
geschlossen. Bei  einigen  Artikeln  wird  eine  Anzahlung  von 
25  v.  H.  bewilligt.  Manche  Käufer  sind  mit  Zahlung  gegen  Aus- 
lieferung der  Verschiffungsdokumente  in  San  Salvador  einver- 
standen. (260.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Die  Reichsregierung  erließ  eine  Verordnung  über: 

Gewerbliche  Schützrechte  der  Angehörigen  Polens. 
5.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  757.) 

Der  Reichsminister  des  Auswärtigen  erließ  eine 
Bekanntmachung  über: 

Beitritt  Argentiniens  zu  dem  am  23.  September  1910  in 
Brüssel  Unterzeichneten  seerechtlichen  Übereinkom- 
men. 10.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  758.) 

. 


56,9  v.H.  (1920:  65,3  v.H.) 
0,5 v.H.  (1920:  0,3 v.H.) 

29,0  v.H.  (1920:  9,4  v.H.) 


11,5  v.H.  (1920:  23,0  v.  H.) 


0,4  v.H.  (1920:  0,4  v.H.) 
0,6  v.  H.  (1920:  0,7  v.H.) 
0,1  v.H.  (1920:  0,1  v.H.) 
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Der  Reichsarbeitsminisier  erlieg  Verordnungen 
über: 

Grundlöhne  bei  den  Krankenkassen.  12.  9.  (RGbl.  Teil  I 
S.  724.) 

Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  in  der  Ange- 
stelltenversicherung. 12.  9.  (RGbl.  Teil  1 S.  725.) 

Erhöhung  von  Geldbeiträgen  in  der  Angestelltenver- 
sicherung. 12.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  724.) 

Der  Reichsverkehrsminister  erlieg: 

Eine  Eisenbahn-Verkehrsordnung.  31.  8.  (RGbl. 
Teil  II  S.  757) 

nebst  Anlage  C.  5.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  757.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erlieg  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Vergleichswerte  bei  der  Versteuerung  von  Auslands- 
kohlen. 5.  9.  (D.R.  vom  9.  September.) 

Der  Reichswirtschaftsminister  verkündete: 

Die  Aufhebung  der  Bundesratsverordnungen  über  die  Aus- 
fuhr und  Durchfuhr  von  Gold  und  die  Ausfuhr  von  Gold- 
waren. 5.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  757.) 

Der  Reiehsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft erlieg  Verordnungen  über: 

Öffentliche  Brotversorg u'ng.  8.  9.  (RGbl.  Teil  1 

S.  723.) 

Lebensmittel.  8.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  725.) 

Der  Reichsminister  für  Wiederaufbau  erlieg  Be- 
kanntmachungen über: 

Änderung  von  Punkt  V der  Anlage  D zur  Vereinbarung 
zwischen  der  Deutschen  Regierung  und  der  Renarahons- 
kommission  über  die  Ausführung  der  im  Eriedensvertrag  über- 
nommenen Sachleistungen  gegenüber  denienioen  Regie- 
rungen, die  dieser  Vereinbarung  beitreten,  vom  2.  Juni  1922  (RGbl. 
Teil  II  S.  638  ff.),  8.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  758). 

Änderung  der  Bekanntmachung  betreffend  Ausführung  von 
Reparationslieferungen  im  freien  Verkehr  an  Frank- 
reich vom  17.  Juli  1922  (D.R.  vom  20.  Juli),  8.  9.  (D.R.  vom  12.  Sep- 
tember). 

Der  Präsident  des  Reichspatentamts  erlieg  eine 
Bekanntmachung  über: 

Druekkostenbeiträoe  für  die  Veröffentlichung  von  Waren- 
zeichen. 15.  9.  (D.R.  vom  16.  September.) 

Das  Reichsbankdirektorium  erlieg  eine  Bekannt- 
machung über: 

Erhöhung  des  Diskonts  und  des  Lombardzinsfuges 
der  Reichsbank.  21.  9.  (D.R.  vom  21.  September.) 

Der  Präsident  des  Reichsentschädigungsamts 
für  Kriegsschäden  erlieg  eine  Bekanntmachung  über: 

Berichtigung  der  Bestimmungen  über  Form  und  Inhalt  der 
Anträge  der  Geschädigten  (6  19  der  Reichsentschä- 
digungsordnung). 11.  9.  (D.R.  vom  16.  September.) 

Die  Hauptverwaltung  der  Darlehnskassen  er- 
lieg eine  Bekanntmachung  über: 

Erhöhung  des  Zinsfuges  der  Darlehnskassen.  21.  9 
(D.R.  vom  21.  September.) 

Der  Präsident  des  Reichsausschusses  für 
Schiffbau  und  Schiffsablieferung  erlieg  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Beschlagnahme  von  Fahrzeugen  für  das  Reich 
15.  Q (D.R.  vom  20.  September.)  (24*1 

Waren -Angebote  und  -Nachfragen. 

(Ohne  Gewähr.) 

Warenangebote. 

W 8985.  Eine  Firma  in  Carloforte  bietet  Thunfischöl  für 
Gerbereien  und  Bohnen  für  Futter-  oder  auch  für  Kochzwecke  an. 

Warennachf  ragen. 

W 8918.  Eine  Firma  in  Zagreb  hat  Bedarf  an  Kalender- 
blocks. (Korr,  deutsch.) 

W 8919*.  Eine  Firma  in  Osaka  braucht  Leim  und  Gelatine. 
(Korr,  engl.) 


W 8920.  Eine  Firma  in  A r d i h a t benötigt  Maschinen  zur 
Erzeugung  von  Eisengarnschuhriemen.  (Korr,  deutsch.) 

W 8950.  Eine  Firma  in  Wien  benötigt  gelbes,  dünnes,  festes 
Stroh  zur  Besenerzeugung. 

W 8951.  Eine  Firma  in  Messina  braucht  Nähmaschinen. 
(Korr,  ital.) 

W 8952*.  Eine  Firma  in  Glasgow  sucht  Möbel,  Schuhe, 
Seidenwaren,  Knöpfe  und  Leinen  zu  kaufen.  (Korr,  engl.) 

W 8953.  Eine  Firma  in  Birmingham  wünscht  Perlmutter- 
knöpfe zu  kaufen.  (Korr,  engl.) 

W 8954.  Eine  Firma  in  Brüssel  braucht  Textilmaschinen. 
(Korr,  franz.) 

W 8955.  Eine  Firma  in  M ü g I i t z benötigt  kleine  Filtrier- 
apparate. 

W 8956.  Eine  Firma  in  Wloelawek  wünscht  mit  Pinsel- 
und  Bürstenfabriken  in  Verbindung  zu  treten.  (Korr,  deutsch.) 

W 8957.  Eine  Firma  in  Wien  braucht  Spielwaren  und 
Puppen. 

W 8958.  Eine  Firma  in  Tripolis  wünscht  Kunstgemälde 
und  Briefpapier  zu  kaufen.  (Korr,  ital.) 

W 8959*.  Eine  Firma  in  Casablanca  sucht  Kerzen, 
Bijouterie-  und  Kurzwaren,  Nägel,  Mineralwasser  und  Textil- 
waren zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W 8960*.  Eine  Firma  in  Tunis  braucht  Pendeluhren,  Haus- 
haltungsgeräte, Papierwaren,  Schreibfedern  und  Bleistifte.  (Korr, 
franz.) 

W8961.  Eine  Firma  in  Genua  benötigt  Sperrholzplatten. 
(Korr,  deutsch.) 

W 8962.  Eine  Firma  in  Warschau  braucht  eine  Einrich- 
tung für  eine  Seilfabrik.  (Korr,  deutsch.) 

W 8963.  Eine  Firma  in  Liesing  bei  Wien  benötigt  Rinder- 
und Ziegenhörner. 

W 8964.  Eine  Firma  in  Kairo  sucht  Rosenkränze  und  Bern- 
steinperlen zu  kaufen.  (Korr,  deutsch.) 

W 8986.  Eine  Firma  in  T e t u a n braucht  Ranierwaren,  Blei- 
stifte, Federstiele,  Federn,  Tinte,  Radiergummi,  Spielwaren  nsw. 

W 8987.  Eine  Firma  in  A b ö sucht  Spiritusmesser  zu  kaufen 

W 8988.  Eine  Firma  in  Warschau  benötigt  Frisier-  und 
Siaubkämme,  Wäsche-  und  Steinnugknöpfe  und  Zahnbürsten. 

W 8989.  Eine  Firma  in  Limasso!  braucht  Baumwollenzeun, 
Strumnfwaren,  Nähgarn,  Spiken,  Velour,  Vorhänge,  Satin,  Möbel- 
ausstattungen, Hemden,  Bettdecken.  Tücher,  Seiden,  Schnhzeug, 
Taschentücher,  Gürtel,  Handschuhe,  Hüte.  Snazierstöcke.  Schirme, 
Papier-,  Email-  und  Aluminiumwaren,  Bürsten,  Teller,  Porzellan, 
Schreibmaschinen,  Nähmaschinen,  Automobile,  Fahrräder,  Bi- 
jouteriewaren, Kerzen  und  Parfümeriewaren. 

W 8990.  Eine  Firma  in  Oradea  Mare  wünscht  Glas-  und 
Porzellanwaren,  Ton-  und  Emailgeschirr  zu  kaufen. 

W8991.  Eine  Firma  in  Maastricht  hat  Bedarf  an  Lakrig- 
und  Salmiakpasfillen. 

W 8992.  Eine  Firma  in  Madrid  braucht  Zubehörteile  fiir 
Photographenapparate.  (Korr,  span.) 

W 8993.  Eine  Firma  in  Neapel  benötigt  Maschinen  zur  Her- 
stellung von  Beinkämmen  und  sucht  auch  mit  Beinkammfabriken 
in  Verbinduno  zu  treten.  (Korr,  ital.) 

W 8994.  Eine  Firma  in  Smyrna  sucht  Damen-  und  Kinder- 
strümpfe zu  kaufen.  (Korr,  franz.) 

W 8995.  Eine  Firma  in  Rom  braucht  Zinkweig,  Bleikarbonat, 
Zellulose  und  Farben.  (Korr,  ital.) 

W 8996.  Eine  Firma  in  Hamrun  (Malta)  wünscht  Wiener 
Sessel,  Steingutwaren,  Fahrräder,  Geldschränke,  Selterwasser-, 
Essenzen-  und  Säuremaschinen  zu  kaufen.  (Korr,  span.) 

W 8997.  Eine  Firma  in  Turin  braucht  Alpakkablech,  Walzen 
fiir  nlattes  (blankes)  Eisenblech,  doppelt  geschliffen,  für  Stanz- 
und  Tieftreibarbeiten  in  8—10/10  Millimeter  Dicke.  (Korr,  franr.) 

(252.) 

f — ► Rußland!  < 

I EXPORTEURE,  die  für  das  deutsch-russische  Ge- 

1 schäft  Interesse  haben,  erhalten 

jederzeit  Auskunft  über  beste  Transportmöglichkeiten  durch 
die  Speditionsfirma: 

| W m.  IVR  i n I o s ::  Lübeck 

HAMBURG  — gegr.  1726  — STETTIN 

^^Spezialverkehr  nach  Rußland  und  dem  Baltikum 
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Vertretungen. 

W 8894*.  Eine  Firma  in  Brescia  sucht  Vertretungen  für 
technische  Artikel  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  franz.,  deutsch, 
engl.) 

W 8895*.  Eine  Firma  in  Toulouse  wünscht  Vertretungen 
für  Schuhe,  Leder  und  Lackleder  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W 8896.  Eine  Firma  in  Parma  wünscht  Vertretungen  für 
Stoffe  und  Manufakturwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  franz.) 

W 8897*.  Eine  Firma  in  Tokio  sucht  Vertretungen  für  Werk- 
zeuge, Maschinen  und  wissenschaftliche  Instrumente  zu  über- 
nehmen. (Korr,  engl.) 

W 8898*.  Eine  Firma  in  Triest  wünscht  Vertretungen  für 
Leder,  Fette  und  für  Oie  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  deutsch, 
franz.,  engl.) 

W 8899*.  Eine  Firma  in  Marseille  sucht  Vertretungen  für 
Galanteriewaren,  Seidenpapier  und  für  Manschettenknöpfe  zu 
übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz.) 

W 8900*.  Eine  Firma  in  Lourenco  Marques  wünscht 
Vertretungen  für  Maschinen  und  für  elektrisches  Material  zu 
übernehmen.  (Korr,  engl.,  port.) 

W 8901*.  Eine  Firma  in  Saloniki  sucht  Vertretungen  für 
Eisen-  und  Glaswaren,  Haushaltungsartikel,  chemische  Produkte, 
Textilwaren,  Leder,  Wirkwaren  und  für  Strickmaschinen  zu  über- 
nehmen. (Korr,  deutsch,  franz.,  engl.,  span.) 

W 8902*.  Eine  Firma  in  Paris  wünscht  Vertretungen  für 
Seidenwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.) 

W 8903*.  Eine  Firma  in  New  York  sucht  Vertretungen  für 
technische  und  für  industrielle  Einrichtungen,  Motorwagen,  Che- 
mikalien und  für  Metalle  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.) 

W8904*.  Eine  Firma  in  Waiertown  wünscht  die  Ver- 
tretung einer  Bleistiftfabrik  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  engl.) 

W 8921*)  Eine  Firma  in  'sGravenhage  sucht  Ver- 
tretungen für  Teppiche,  Gardinenstoffe,  Tischdecken  zu  über- 
nehmen. (Korr,  deutsch,  engl.,  franz.) 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  werden  bei  Angabe  der 
beigefügten  Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  auf 
Wunsch  durch  das  Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels- 
Zeitung“,  Berlin  SW  48,  Wilhelmstr.  30/31,  mitgeleilt,  jedoch  nur  an 
ständige  Bezieher  der  Zeitung.  Eine  Weitergabe  der  Adressen  an 
Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * bezeichneten  Firmen 
liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  besondere  Schreibgebühr 
von  5 Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls  von  dem  genannten  Sekre- 
tariat mitgeteilt  werden.  Zahlungen  sind  auf  das  Postscheckkonto 
der  Deutschen  Allgemeinen  Correspondenz-G.  m.  b.  H.,  Berlin  NW, 
Nr.  106  998,  mit  der  Bezeichnung  „Industrie-  und  Handels-Zeitung“, 
„Warenangebote  und  -nachfragen“,  zu  leisten.  (250.) 

Bücherschau, 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Eisenbahnen.  Von  Dr. 

Bruno  Schultz. 

Der  Verfasser  hat  auf  das  Werk  viel  Mühe  und  wissenschaft- 
liche Arbeit  verwandt,  die  aber  in  keinem  Verhältnis  zur  prak- 
tischen Brauchbarkeit  des  Buches  stehen.  Das  Werk  mutet  einen 
an,  wie  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  vorsintflutlicher  Ver- 
hältnisse. Allbekannte,  längst  abgetane  Vorgänge  des  Eisen- 
bahnwesens werden  weitläufig  erörtert  und  mit  vielen  Zitaten  von 
Fachmännern  belegt.  Das  Buch  mag  für  Anfänger  als  Wegweiser 
zu  theoretischen  Einführung  in  das  Verkehrswesen  der  Vorzeit 
dienen,  aber  in  unsere  alles  umwälzende  Zeit  paßt  es  nicht  hinein. 

Wir  haben  jefet  andere  Verkehrssorgen,  zu  deren  Beseitigung 
man  in  dem  Werk  vergeblich  nach  Heilmitteln  sucht.  Monatlich, 
ja  halbmonatlich  ungefähr  werden  die  Eisenbahntarife,  Materialien, 
Gehälter  und  Löhne  erhöht.  Alles  schwimmt  und  wälzt  sich  wie 
eine  Sintflut  fort.  Keiner  weil,  wo  und  wie  das  enden  soll.  Wer 
am  Webstuhl  der  Zeit  mitarbeiten  will,  muß  statt  unfruchtbarer 
Kleinarbeit  jeßt  aufs  Ganze  gehen.  Das  Wirtschaftsleben  ist  in 
der  ganzen  Welt  krank  und  geht  einer  vollständigen  Neu- 
bildung entgegen.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Eisenbahnen  wird  in  Zukunft  eine  ganz  andere  wie  bisher  sein. 
Eisenbahnen,  Wasserstraßen  und  Post  müssen  zu  einem  großen 
Verkehrswesen  vereinigt  werden  und  zur  Hebung  des  Wirt- 
schaftslebens im  Sinne  und  Geiste  der  Reichsverfassung  auf 
kaufmännischer  Grundlage  beitragen.  Hierfür  ist  die  Gegenwart 
mit  ihren  allgemeinen  politischen  Sorgen  noch  nicht  reif;  die  Zeit 


dafür  kommt  aber  noch,  und  erst  dann  werden  wir  an  die  prak-  ! 
tische  Lösung  der  großen  Verkehrsfragen  herantreten  können. 

Jede  Vorarbeit  zu  dieser  großen  Verkehrsreform  wird  will-  | 
kommen  sein;  als  eine  solche  ist  aber  das  Schulische  Werk  nicht 
anzusehen.  Kirchhoff.  (266.) 

Hugo  Grothe:  Staaten  und  Völker  nach  dem  Welfkrieg.  Im  Auf- 
trag des  „Instituts  für  Auslandskunde  und  Auslandsdeutsch- 
tum“ der  Deutschen  Kulturpolitischen  Gesellschaft,  Leipzig, 
herausgegeben.  Verlag  Ehrig,  Heidelberg,  1922. 

Die  Herausgabe  dieses  Buches  befriedigt  ein  ausgesproche- ! 
nes  Bedürfnis.  Es  dürfte  nur  wenige'  Menschen  geben,  die  von 
der  erheblichen  Zahl  von  politischen  Umgestaltungen,  die  der 
Krieg  mit  seinen  Nachwirkungen  in  allen  Teilen  der  Erde  hervor- 
gerufen hat,  eine  klare  Vorstellung  haben.  Hier  will  das  Buch! 
des  Verfassers  Abhilfe  schaffen,  indem  es  in  lexikographischer 
Form  Auskunft  erteilt  über  alle  Veränderungen,  die  — organisch 
gewachsen  oder  von  den  Friedensdiktatoren  gewaltsam  herbei- 1 
geführt  — Hoheitsgebiete  und  Hoheitsrechie  in  neuer  Weise  ab- 
grenzen. Was  in  vielen  Hunderten  von  Paragraphen  in  den  Ver- 
trägen niedergelegt  wurde  und  z.  T.  schon  in  die  Wirklich- 
keit umgeseßt  ist,  z.  T.  als  Richtschnur  für  die  weitere] 
Entwicklung  dienen  soll,  das  ist  hier  unter  politisch-geographi- 
schen Gesichtspunkten  geordnet,  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Grenz-  und  Auslandsdeutschtums  in  seinen 
wesentlichen  Teilen  zusammengestellt  worden,  wodurch  ein  sonst 
spröder  Stoff  einer  größeren  Masse  von  Menschen  bequem  zu- 
gänglich gemacht  wird.  Ob  die  Art  und  Weise,  in  der  der  Stoff  jj 
verarbeitet  wurde,  die  glücklichste  ist,  darüber  kann  man  viel- 
leicht verschiedener  Meinung  sein.  Selbst  wenn  man  berück-! 
sichtigt,  daß  das  Buch  für  gebildete  Laien  bestimmt  ist,  so  ließe 
sich  eine  weniger  populäre  Darstellung  durchaus  rechtfertigen, 
und  eine  solche  würde  das  Buch  auch  noch  für  anspruchsvollere 
Leser  wertvoll  machen.  Immerhin  bleibt  das  Verdienst  bestehen, 
daß  der  Verfasser  erstmalig  das  Material  zusammengestellt  hat, 
das  nicht  nur  die  Orientierung  über  die  nach  dem  Weltkrieg  ge- 
schaffene politische  Kräfteverteilung  ermöglicht,  sondern  auch 
schon  an  und  für  sich  ohne  jede  propagandaartige  Behandlung, 
dazu  angetan  ist,  den  Deutschen  hellsichtiger  in  bezug  auf  seine 
außenpolitische  Lage  zu  machen  und  eifriger  in  der  Wahrung  | 
seiner  berechtigten  Interessen.  P.  (258.) 

Heyer,  Dr.  Karl:  Rechts-  und  staatsgeschichtliche  Entwick- 
lungsgeschichten. Wissenschaft  und  Zukunft,  eine  Schriftenreihe,  [ 
herausgegeben  vom  Bund  für  Anthroposophische  Hochschularbeit.] 
Der  Kommende  Tag  A.-G.,  Stuttgart. 

Wermuth,  Adolf:  Ein  Beamtenleben,  Erinnerungen.  Preis 
geh.  275  M.,  in  Halbleinen  geb.  375  M. 

Exzellenz  Adolf  Wermuth  hat  sein  Leben  vom  Elternhaus  an] 
bis  zu  jenem  Ausgang,  in  dem  wir  noch  heute  stehen,  in  überaus  j 
fesselnder,  humor-  und  geistvoller  Weise  geschildert. 

Wernicke,  Dr.  1.:  Kapitalismus  und  Mitielstandspolitik.  Zweite,]] 
umgearbeitete  Auflage.  Preis  brosch.  100  M.,  geb.  125  M.  Verlag  ] 
Gustav  Fischer,  Jena. 

Die  neuen  Steuern,  ein  Leitfaden  für  die  Praxis.  17.  nach] 
dem  Stande  der  Steuergeseßgebung  zu  Anfang  April  1922  völlig 
umgearbeilete  Auflage.  Preis  20  M.  Verlag  der  Frankfurter] 
Societäts-Druckerei  G.  m.  b.  H.,  Frankfurt  a.  M. 

Die  Wirtschaftskurve  mit  Indexzahlen  der  Frankfurter  Zeitung. 
Preis  25  M.  Verlag  der  Frankfurter  Societäts-Druckerei,  Frank- 
furt a.  Main. 

Reichsmietengeseß  vom  24.  März  1922.  Geseß  über  die  Er- j 
hebung  einer  Abgabe  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  vom 
26.  Juni  1921.  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger,  Walter! 
de  Gruyter  & Co.,  Berlin,  Leipzig.  (234.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Mitglied  des  Reich»wii't»chaft»rat».] 

Dr.  Brandt,  erstes  geschäftsführendes  Präsidialmitglied 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags,  ist  in  den  Vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat  berufen  worden. 

Geschäfts  Verteilung  im  Büro  des  1).  1. 11.  H. 

1.  Innere  Verwaltung  des  Deutschen  Industrie-  und  Handels- 
tags: Dr.  Brandt,  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Huber. 

2.  Innere  Gewerbepolitik,  Gewerbeordnung,  Konzessions- 

wesen, Bildungsfragen,  Rechtsfragen  allgemeiner  Art,  Gerichts- 
wesen, Völkerrecht,  Handelsrecht,  bürgerliches  Recht  usw., 
Organisationen  zur  Vertretung  wirtschaftlicher  Interessen,  Han- 
delskammern, Friedensvertrag:  Geheimer  Oberregierungsrat 

Dr.  Huber. 

3.  Konsulats-  und  Paßwesen,  Handelsstatistik,  Auslands- 
handelskammern, Seeschiffahrt,  Dberseeländer,  außerdem  Spa- 
nien und  Portugal:  Dr.  Brandt,  Dr.  Riedberg. 

4.  Allgemeine  Außenhandelspolitik  und  Zollwesen,  Außen- 
handelskontrolle und  Ausfuhrabgaben,  Zollauskünfte,  Europa, 
mit  Ausnahme  von  Spanien  und  Portugal,  sowie  Gesamt-Ruß- 
land: Dr.  Brandt,  Dr.  S i e g e r t. 

5.  Groß-  und  Einzelhandel,  Ausslellungs-  und  Messewesen, 
Maße  und  Gewichte:  Dr.  Hopp. 

6.  Verkehrswesen:  Dr.  S t ä b e r. 

7.  Gewerbliches  Urheberrecht,  Patent-,  Zeichen-  und  Muster- 
schuß, Statistik:  Dr.  W o 1 f f. 

8.  Steuer-  u.  Finanzwesen:  Landrat  a.  D.  Dr.  Schroepffer. 

9.  Sozialpolitik,  soziales  und  privates  Versicherungswesen: 

Dr.  K 1 u g. 

10.  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen:  Dr.  W o 1 f f. 

11.  Pressedienst  und  eigene  Zeitschrift:  Dr.  W o 1 f f. 

12.  Auskunfts-  und  Vermittlungsdienst,  Handelsspionage: 
Dr.  Wolf  f. 

Verordnung  gegen  die  Devisenspekulation. 

Der  D.  I.  u.  H.  hat  sofort  nach  Bekanntgabe  der  Verordnung 
gegen  die  Devisenspekulation  versucht,  mit  den  maßgebenden 
Stellen  Fühlung  zu  gewinnen.  Eine  Einwirkung  für  die  Aus- 
führungsbestimmungen war  deshalb  nidit  mehr  möglich,  weil 
diese  Ausführungsbestimmungen  schon  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
ordnung fertiggestellt  und  so  frühzeitig  in  Druck  gegeben  waren, 
daß  sie  am  14.  Oktober  schon  im  Reichsanzeiger  erscheinen 
sollen. 

Weiter  hat  der  D.  I.  u.  H.  festgestellt,  daß  das  Gesetz  gegen 
die  Devisenspekulation,  das  diese  Verordnung  ablösen  soll, 
Mitte  November  im  Reichstag  vorgelegt  wird.  Der  Reichswirt- 
schaftsminister hat  versprochen,  die  Wirtschaftskreise  rechtzeitig 
über  den  Geseßentwurf  zu  hören. 

Wir  bitten  daher  unsere  Mitglieder,  uns  ihre  ausführlichen 
Bemerkungen  zu  der  Verordnung  mit  Begründung  umgehend 
zugehen  zu  lassen. 

Vergleichende  Übersicht  über  die  Zollsysteme 
der  wichtigeren  Handelsstaaten. 

Die  oben  bezeichnten,  in  unserem  Rundschreiben  vom 
4.  Oktober  1922  A 4600/22  angekündigte  vergleichende  Übersicht 
ist  nunmehr  erschienen.  Der  Preis  beträgt  660  M.  Die  Mitglieder 
werden  je  ein  Exemplar  zum  Vorzugspreise  von  600  M.  zugesandt 
erhalten. 

Wir  bitten  die  Mitglieder  auch  an  dieser  Stelle,  die  In- 
teressenten ihrer  Bezirke  auf  die  Neuerscheinung  aufmerksam  zu 
machen,  die  für  Exporteure  von  Bedeutung  sein  dürfte,  und  die 


in  ihrer  Art  völlig  neu  ist,  da  ähnliche  Zusammenstellungen  bisher 
nicht  erschienen  waren. 

Es  handelt  sich  nicht  um  eine  wörtliche  Wiedergabe  der  ein- 
zelnen Zolltarife,  sondern  um  eine  Übersicht  über  die  Systeme 
der  Zollpolitik,  über  die  Art  der  Zölle  und  Art  der  Verzollung, 
über  die  Differenzierung  der  Zölle,  über  etwa  bestehende  Aus- 
fuhrzölle, über  die  Maßregeln  zur  Anpassung  der  Zölle  an  die 
Währungsverhältnisse  (Goldzölle,  Yalutazuschlage),  Antidumping- 
bestimmungen, Zollbehandlung  deutsdier  Waren  usw.  Ferner 
sind  Bezugsquellen  für  deutsche  Uberseßungen  oder  Original- 
ausgaben der  ausländischen  Zolltarife  nach  dem  neuesten  Stande 
bezeichnet.  In  einer  besonderen  Anlage  sind  als  Vergleichs- 
beispiele die  Einfuhrzölle  einer  größeren  Anzahl  typischer  Han- 
delswaren und  Industrieerzeugnisse  in  den  behandelten  Ländern 
gegenübergestellt.  Mit  der  Herausgabe  der  Zusammenstellung 
soll  ein  noch  fehlendes  wichtiges  Arbeitsmittel  für  die  Vor- 
bereitung des  neuen  deutschen  Zolltarifs  geschaffen  werden,  das 
für  alle  an  der  Ausfuhr  beteiligten  Firmen  und  Verbände  von 
gleichem  Interesse  sein  wird. 

Wirtschaft» Verhandlungen  mit  JLitauen. 

Für  die  bevorstehenden  Wirischaftsverhandlungen  mit  L i - 
tauen  richtete  der  D.  I.  u.H.  an  das  Reichswirtschaftsministerium 
eine  Eingabe  die  folgende  Hauptpunkte  zum  Gegenstand  hat: 

1.  Gewähr  der  Meistbegünstigung,  insbesondere 
im  Hinblick  auf  die  Zunahme  des  nachbarlichen  Verkehrs  zwischen 
Ostdeutschland  und  Litauen. 

2.  Einfuhr  deutscher  Erzeugnisse  nach  Li- 
tauen insbesondere  chemischer  Produkte,  soll  von  schwierigen 
Formalitäten  (Nachschau  u.  ä.)  möglichst  befreit  werden. 

3.  Ausfuhr' aus  Litauen,  soweit  es  sich  um  Flachs 
und  Hölzer  handelt,  nach  Möglichkeit  zu  fördern  und  zu  er- 
leichtern. Es  ist  dabei  insbesondere  zu  berücksichtigen,  daß 
in  der  Vorkriegszeit  der  litauische  Holzhandel  fast  ausschließlich 
in  deutschen  Händen  lag  und  daß  eine  Verarbeitung  des  Roh- 
holzes in  Litauen  selbst  mit  Rücksicht  auf  seine  Sägeanlagen 
nicht  in  Frage  kommt. 

4.  Freigabe  des  Durchfuhrverkehrs  ist  im 
Hinblick  auf  die  Wiederaufnahme  des  Handels  mit  Rußland 
zu  sichern. 

5.  Erleichterung  des  Gewerbe-  und  Ge- 
schäftsbetriebes für  den  deutschen  Ausländer  sowie  Ver- 
einfachung des  Paßverfahrens  sind  anzustreben. 

Wir  haben  gegenüber  dem  Reidiswirtschaftsministerium  den 
Vorbehalt  gemacht,  daß  Ergänzungen  unserer  Anträge  folgen 
werden,  weil  die  Frist  zur  Äußerung  leider  redit  kurz  bemessen 
wurde.  (Vergl.  S.  233.) 

Deutsch-spanische  Wirtschaft» Verhandlungen. 

ln  Nr.  422  der  „Deutsdien  Allgemeinen  Zeitung“  vom  30.  Sep- 
tember d.  ).  wurde  ein  Artikel  „Gefährdung  des  deutsch-spanischen 
Handelsverkehrs“  veröffentlicht.  Darin  wurde  u.  a.  der  deutschen 
Regierung  nahegelegt,  baldigst  Schritte  zur  Wiederaufnahme  der 
vor  kurzem  unterbrochenen  Verhandlungen  zwischen  Deutschland 
und  Spanien  über  den  Abschluß  eines  Handelsvertrages  zu  unter- 
nehmen. Der  D.  Lu.  H.  T.  hat  daraufhin  folgendes  erwidert: 

Deutschland  besißt  bis  zum  21.  Dezember  d.  ).  in  Spanien 
das  Recht  der  Meistbegünstigung.  Nichtsdestoweniger  wurde 
am  29.  Mai  d.  ).  die  bekannten  Valuiazuschläge  eingeführt,  die 
sich  praktisch  nur  gegen  die  deutschen  Waren  richteten  und  — 
abgesehen  von  einigen  Spezialitäten  — auch  geradezu  prohibitiv 
wirkten.  Also  nicht  erst  die  etwaige  Anwendung  der  Säße  der 
Kolonne  1 würde  diese  Wirkung  haben,  sondern  sie  ist  bereits 
eintreten.  Die  Ausfuhrzahlen  für  1921  können  für  eine  Schäßung 
der  jeßigen  Ausfuhr  nicht  in  Betracht  kommen. 
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Einen  weiteren  krassen  Bruch  der  Meistbegünstigung  stellt 
die  Verweigerung  der  Anwendung  der  Frankreich  und  der  Schweiz 
gewahrten  Vorzugssake  für  deutsche  Waren  dar. 

Hinzu  kommt  noch,  daß  die  Handhabung  der  sog.  übergangs- 
„Erleichterungen“  vom  11.  Juli  d.  J.  durch  die  spanischen  Kon- 
sulate zu  den  denkbar  größten  Schwierigkeiten  und  zu  schweren 
Verlusten  der  deutschen  Exporteure  geführt  hat  und  noch  führt. 
Roß  aller  amtlichen  und  privaten  Vorstellungen  hat  die  spanische 
Regierung  in  dieser  Frage  kein  Entgegenkommen  gezeigt.  Dak 
unter  diesen  Umstanden  die  Verhandlungen  in  Madrid  schliekhcn 
Irok  aller  deutschen  Bemühungen  abbrechen  mukten,  ist  nicht 
zu  verwundern.  Die  durch  W.  T.  B.  am  15.  v.  M.  verbreitete  Er- 
klärung der  deutschen  Regierung,  nach  der  sie  der  spanischen 
i^eyierung  habe  mitteilen  müssen,  dak  sie  von  einer  derzeitigen 
Eortsekung  der  Verhandlungen  leider  kein  beide  Teile  befriedi- 
gendes Ergebnis  erwarten  könne,  hat  die  volle  Billigung  der 
deutschen  Handelskammern  gefunden.  Es  wird  nunmehr  in  erster 
..„i.e  von  der  Haltung  der  spanischen  Regierung  abhängen,  ob 
die  Verhandlungen  demnächst  wieder  aufgenommen  und  ob  sie 
zu  einem  befriedigenden  Abschluk  führen  werden. 

Ohne  auf  den  weiteren  Inhalt  des  in  Nr.  422  der  „D.  A.  Z.“ 
wiedergegebenen  Schreibens,  das  noch  einige  sachlich  unzu- 
treffende Angaben  enthält,  einzugehen,  erscheint  es  uns  not- 
wendig, diesen  Standpunkt  der  deutschen  Handelskammern,  den 
der  Deutsche  Industrie-  und  Hanelstag  auch  an  zuständiger  Stelle 
vertreten  hat,  nochmals  ausdrücklich  zu  betonen. 

(Vergl.  Deutsche  Wirtschaftszeitung  Nr.  7 vom  26.  August  d.  J.) 

Außenhandel. 

Weitere  .Erläuterungen  zum  JBemelmans- 
Afiknmmeu. 

1. öegenstände,  die  auf  Grund  des  Bemelmans- Abkommens 
bezogen  werden  können,  sind  ausschlieklich  solche,  die  zur 
Verwendung  für  den  Wiederaufbau  von  Immobilien  oder  Mobi- 
lien in  den  zerstörten  Teilen  des  französischen  (wegen  Belgien 
vgl.  unten)  Staatsgebiets  in  Europa  bestimmt ^sind.  Waren  fremder 
Herkunfi,  die  ment  auf  deutschem  Gebiete  verarbeitet  worden 
sind,  können  auf  Grund  des  Abkommens  nicht  bezogen  werden. 

Etwaige  Zweifel  ob  und  inwieweit  ein  Bezug  auf 
Grund  des  Bemelmans-Abkommens  möglich  ist,  entscheidet 
al.ein  der  Reichskommissar  zur  Ausführung  von  Aufbauarbeiten 
in  den  zerstörten  Gebieten,  Berlin.  Insbesondere  entscheidet 
auch  er  nur,  welche  Waren  der  sogenannten  Liste  A zuzu- 
rechnen sind. 

2.  Bezahlungen: 

Die  Einlösung  der  Schecks  erfolgt  in  Zukunft  unter  Umrechnung 
über  den  amerikanischen  Dollar  zum  Miitagskurse  der  Federal 
Reserve  Bank  in  New  York,  errechnet  für  den  zehnten  dem 
Tage  der  Übermittlung  des  Schecks  für  den  Empfänger  fol- 
genden Tag.  Die^.A  u s.z  a h l„u  n g erfolgt  nicht  vor  dem  drei- 
zehnten Tage  nach  Übermittlung  des  Schecks  an  den  Waren- 
empfänger. Ziff.  IXc  der  Bekanntmachung  betr.  Ausführung  der 
Reparationslieferungen  im  freien  Verkehr  an  Frankreich  vom 
17.  Juli  1922  ist  durch  Bekanntmachung  des  Reichsminisieriums 
für  Wiederaufbau  vom  8.  September  1922  (A  1 5249)  ent- 
sprechend geändert  worden. 


3.  B e 1 g i e n : 

Das  Bemelmans  - Abkommen  ist  laut  Bekanntmachung  des 
Reichsministers  für  Wiederaufbau  vom  2.  Oktober  1922  (A  1 5860) 
auch  für  Belgien  in  Kraft  getreten.  Gegenüber  den  Ab- 
machungen mit  Erankreich  bestehen  jedoch  folgende  Beson- 
derheiten: 

a)  Es  sind  auch  nichtkriegsbeschädigte  Belgier  zum  Vertrags- 
abschluß zugelassen.  Kriegsbeschädigte  Belgier  werden  auch 
dann  zugelassen,  wenn  sie  außerhalb  Belgiens  wohnen,  wenn 
die  Gegenstände  aber  laut  ausdrücklicher  Angabe  im  Ver- 
trage ausschließlich  zur  örtlichen  Wiederherstellung  der 
Sctiäden  in  Belgien  selbst  bestimmt  sind. 

b)  Der  in  Belgien  wohnende  Bezieher  kann,  gleichgültig  ob  er 
Kriegsbeschädigter  ist  oder  nicht,  vereinbaren,  daß  die  Lie- 
ferungen auch  zur  Verwendung  oder  Verarbeitung  im  Be- 
reiche der  belgischen  Kolonien  und  Mandatsgebiete  bestimmt 
sein  sollen. 

c)  l ür  die  Barzahlung  gelten  folgende  Vorschriften:  Für  die  in 

der  Liste  B zur  Vereinbarung  vom  2.  Juni  1922  aufgeführten 
Gegenstände  muß  die  belgische  Vertragspartei  Barzahlung 
in  Höhe  des  in  der  Lisie  angegebenen  Prozentsaßes  leisten. 

Diese  Bestimmung  wird  nicht  angewandt  auf  solche 
Gegenstände,  die  von  Kriegsbeschädigten  oder  zur  unver-  j 
änderten  Abgabe  an  Kriegsbeschädigte  gekautt  werden  und 
zum  Wiederaufbau  ihrer  l abriken,  Werkstätten,  Gebäude  und  j 
Eabrikeinrichiungen  bestimmt  sind.  Nicht  darunter  fallt  die 
Wiederauifüllung  von  Geschäftsvorräten.  (Vgl.  S.  71.) 

Verwendung  der  deutschen  Sprache  im  fcieschäfts- 
verlkehr  mit  .Brasilien. 

Dem  D.  1.  u.  H.  ging  folgender  Bericht  des  deutschen  General- 
konsulats in  Brasilien  zu: 

in  hiesigen  deutschen  sowie  auch  brasilianischen  Handeis- 
kreisen hat  man  sich  bei  wiederholten  Anlassen  darüber  aut-  ! 
gehalten,  daß  deutsche  Fabriken  bzw.  Exporthäuser  ihre  Ofierien 
sehr  häufig  an  hiesige  Firmen  in  französischer  oder  englischer  ; 
Sprache  machen. 

Es  dürfte  sich  empfehlen,  durch  die  dortige  Presse  wieder-  j 
holt  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  hierin  nicht  nur  in  den 
hiesigen  deutschen  Kreisen,  sondern  auch  in  brasilianischen  Kreisen 
eine  gewisse  Würdelosigkeit  von  seiten  der  deutschen  Firmen  ge- 
sehen wird.  Insbesondere  muß  es  (bei  den  hier  ansässigen,  in 
Deutschland  bekannten,  deutschen  Geschäftshäusern  einen  geradezu 
lächerlichen  Eindruck  machen,  wenn  sie  aus  der  Heimat  Offerten 
in  englischer  oder  französischer  Sprache  erhalten.  Auch  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  sich  die  betreffenden  Firmen  in  Deutschland 
ihr  Geschäft  in  Brasilien  geradezu  verderben  oder  unmöglich 
machen,  wenn  sie  ihre  Offerten  in  einer  hier  nicht  üblichen 
Sprache  abfassen.  Auch  die  spanische  Sprache  ist  wegen  des 
gerade  in  diesem  Punkte  sehr  empfindlichen  brasilianischen 
Nationalgefühls  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden.  Offerten  an  hie- 
sige deutsche  Firmen  sollen  stets  in  deutscher  Sprache  und  solche 
an  brasilianische  Firmen  nach  Möglichkeit  in  portugiesischer 
Sprache  gemacht  werden. 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  die  interessierten  Firmen  auf 
vorstehendes  hinzuweisen. 
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Das  deutsch-amerikanische  Schiedsgericht. 

Von  Dr.  Hermann  Jsay,  Rechtsanwalt  am  Kammergerichf. 


I.  Das  Abkommen  vom  10.  August  1922. 

Am  10.  August  1922  ist  in  Berlin  zwischen  Deutschland 
und  den  Vereinigten  Staaten  ein  Abkommen  geschlossen 
worden,  das  bezweckt,  den  Betrag  der  deutschen  Geld- 
verpflichtung gegenüber  Amerika  festzustellen.  Eine  Ab- 
schrift des  'Abkommens  ist  als  Anlage  I beigfügt. 

Zu  diesem  Zweck  soll  eine  gemischte  Kommission  eirT- 
gesefet  werden,  bestehend  aus  je  einem  deutschen  und 
einem  amerikanischen  Vertreter.  Für  den  Fall,  dak  sie  sich 
nicht  einigen  können,  soll  ein  Unparteiischer  entscheiden. 

Die  Kommission  soll  in  Washington  binnen  zwei 
Monaten  zusammentreten.  Den  Ort  ihrer  späteren  Sitzungen 
bestimmt  sie  selbst. 

Ihre  Entscheidungen  sind  endgültig  und  binden  beide 
Regierungen. 

Der  Unparteiische  sollte  durch  gegenseitige  Verständi- 
gung bestimmt  werden. 

Um  der  amerikanischen  Regierung  einen  Beweis  ihres 
Vertrauens  zu  geben,  hat  die  deutsche  Regierung  den 
amerikanischen  Präsidenten  um  Ernennung  eines  Ameri- 
kaners als  Unparteiischen  ersucht.  (Abschrift  des 
Schreibens  Anlage  II.) 

Der  Präsident  hat  daraufhin  Herrn  William  Rufus  Day 
ernannt.  Day  ist  1872  Rechtsanwalt  in  Canfon,  Ohio,  ge- 
worden, war  von  1886—1890  als  Richier  in  Ohio  (am  Court 
of  Common  Pleas)  tätig,  wurde  dann  Distriktsrichter  in 
Ohio  und  war  von  1897—1898  Staatssekretär.  Dann  fun- 
gierte er  als  Obmann  der  Friedenskommission  bei  den 
Pariser  Verhandlungen  zwischen  Amerika  und  Spanien, 
war  von  1899—1903  Ritcher  am  Circuit  Court  (6.  Circuit) 
und  seitdem  Beisifeer  am  Obersten  Gerichtshof. 

Der  Unparteiische  hat  also  eine  lange  und  ehrenvolle 
Laufbahn  als  Richter  hinter  sich.  Trok  seines  hohen  Alters 
wirkt  er  noch  in  voller  Rüstigkeit  und  ist  wegen  seines  un- 
beugsamen Gerechtigkeitssinnes  bekannt. 

Zum  amerikanischen  Kommissar  ist  der  Rechtsanwalt 
Morris  aus  New  York,  zum  deutschen  Kommissar  der 
Rechtsanwalt  Kie&elbach  aus  Hamburg  ernannt. 

Die  Gemischte  Kommission  ist  ein  Schiedsgericht,  das 
an  Stelle  des  in  Art.  304  des  Versailler  Vertrages  vorge- 
sehenen Gemischten  Schiedsgerichts  amtieren  soll. 

Allerdings  bestehen  einzelne  Unterschiede.  Einmal 
darin,  dak  nicht  ein  Kollegium  von  drei  Richtern  gebildet 
wird,  sondern  dak  zunächst  nur  zwei  Richter  tätig  werden, 
und  wenn  sie  sich  nicht  einigen,  der  Unparteiische  allein 
entscheidet.  Praktisch  bedeutet  die  Abweichung  keinen 


Unterschied  oder  jedenfalls  nur  den  einer  Arbeitsersparnis 
für  den  Unparteiischen,  der  sich  mit  den  Sachen,  in  denen 
die  beiden  Kommisare  einig  sind,  nicht  erst  zu  befassen 
braucht. 

Der  zweite  Unterschied  ist  der,  dak  der  Obmann  kein 
Neutraler  ist.  Deutschland  hat  mit  den  neutralen  Vor- 
sitzenden des  deutsch-französischen  Schiedsgerichts  so 
grundschlechte  Erfahrungen  gemacht,  dak  wir  heute  in  der 
blöken  Eigenschaft  neutraler  Staatsangehörigkeit  keine 
Garantie  mehr  für  Unbefangenheit  erblicken. 

..Endlich  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied  darin,  dak 
hier  zum  erstenmal  ein  Berufsrichter  zum  Obmann  bestellt 
ist.  Und  hierin  kann  man  allerdings  einen  wesentlichen 
Vorzug  finden.  In  weiten  Kreisen  herrscht  die  Überzeugung, 
dak  französische  Berufsrichter  nicht  solche  Urteile  gefällt 
haben  würden,  wie  dies  das  deutsch-französische  Schieds- 
gericht unter  neutralen  Vorsikenden  geian  hat.  Die  ein 
langes  Leben  hindurch  gepflegte  Übung  der  Unparteilich- 
keit prägt  dem  richterlichen  Denken  ihren  Stempel  auf, 
wenn  auch  in  Zeiten  nationaler  Erregung  hier  Ausnahmen 
Vorkommen. 

Besonders  sei  betont,  dak  es  sich  bei  der  Gemischten 
Kommission  um  ein  Gericht  handelt,  das  einzelne  Klagen 
zu  entscheiden  hat.  Die  Kommission  gibt  also  nicht  etwa 
Gutachten  auf  Erfordern  einer  der  beiden  Regierungen  ab, 
sondern  sie  entscheidet  Claims,  d.  h.  Klagen  eines 
Forderungsberechiigten,  wie  die  Einleitung  von  Art.  I aus- 
drücklich besagt. 

II.  Die  Zuständigkeit  der  Gemischten 
Kommission. 

Die  Zuständigkeit  der  G.  K.  ist  etwas  abweichend  von 
der  der  Gemischten  Schiedsgerichte  festgesetzt  worden. 
Diese  Abweichung  ist  dadurch  bedingt,  dak  es  der  deut- 
schen Regierung  darauf  ankam,  möglichst  bald  die  Hohe 
der  Forderungen  feststellen  zu  lassen,  wegen  deren  das 
deutsche  Eigentum  in  Amerika  haftet,  wie  dies  im  V.  V. 
Art  297  h Z.  2 und  Anhang  § 4 dazu  festgesetzt  ist. 

Demgemäk  ist  die  Zuständigkeit  der  G.  K.  auf  diese 
Forderungen  beschränkt  bzw.  erweitert  worden.  Es  sind 
dies: 

1.  Ansprüdie  amerikanischer  Staatsangehöriger  auf 
Schadenersak  wegen  ihres  in  Deutschland  befindlichen 
Vermögens  (also  aus  Art.  297  e); 

2.  Ansprüdie  wegen  Beeinträchtigung  ihres  Vermögens 
oder  Verletzungen  ihrer  Person  durch  Kriegshandlungen 
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vor  Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  (§  4 Anlage  hinter  Art. 
298);  die  hier  gegebene  zeitliche  Begrenzung  steht  zwar  im 
Abkommen  nicht,  ist  aber  aus  Art.  232  V.  V.  zu  ergänzen. 

3.  Geldforderungen  amerikanischer  Staatsangehöriger 
gegenüber  der  deutschen  Regierung  oder  deutschen 
Staatsangehörigen  (§  4 Anl.  hinter  Art.  298). 

Die  Zuständigkeit  ist  aiso  insofern  weiter  als  die  des 
G.  Scli.,  als  sie  auf  alle  Arten  von  Geldforderungen  aus- 
gedehnt ist,  während  das  G.  Sch.  nur  für  Vorkriegsforde- 
rungen, und  für  später  fällige  Forderungen  nur  dann  zu- 
ständig ist,  wenn  sie  aus  Rechtsgeschäften  herrühren.  Um- 
gekehrt ist  die  Zuständigkeii  insofern  enger,  als  die  G.  K. 
nicht  für  Geldforderungen  Deutscher  gegen  Amerikaner 
und  nicht  schlechthin  für  alle  Streitigkeiten  aus  Verträgen 
zuständig  ist. 

Uber  das  Verfahren  enthält  die  Vereinbarung  nichts. 
Sie  erwähnt  nur  die  Vertretung  der  Regierungen  durch 
Staatsvertreter.  Insoweit  es  sich  um  Ansprüche  von  Privat- 
personen gegen  Privatpersonen  handelt,  erscheint  es  ganz 
selbstverständlich,  dafe  diese  sich  an  dem  Verfahren  be- 
teiligen dürfen.  Insbesondere  kann  dem  deutschen 
Schuldner  unmöglich  durch  das  Abkommen  das  Recht  ge- 
nommen sein,  seine  Verteidigung  auch  selbst  durch  einen 
Anwalt  seiner  Wahl  zu  führen.  Das  liegt  übrigens  auch 
im  allgemeinen  Interesse,  da  ja  das  ganze  deutsche  Eigen- 
tum in  Amerika  für  diese  Schulden  haftet. 

Die  Vereinbarung  enthält  nicht  die  in  allen  ähnlichen 
Abkommen  enthaltene  Bestimmung,  dafe  die  G.  K.  das  Ver- 
fahren vor  ihr  selbst  regeln  solle.  Das  kann  aber  als 
selbstverständlich  unterstellt  werden.  Insbesondere  wird 
die  G.  K.  Fristen  bestimmen  müssen,  innerhalb  deren  Klagen 
bei  ihr  einzureichen  sind,  und  ebenso  für  den  weiteren 
Schriftsafewechsel. 

III.  Die  Regelung  der  privaten  Geldschulden. 

Das  Abkommen  begründet  die  Zuständigkeii  der  G'.  K. 
für  alle  Geldschulden  deutscher  Staatsangehöriger  gegen- 
über amerikanischen  Bürgern. 

Eine  zeitliche  Grenze  ist  nicht  genannt.  -Man  wird  da- 
her annehmen  müssen,  dafe  alle  bis  zum  13.  November  1921 
fälligen  Geldschulden  darunter  fallen. 

Eine  der  wichtigsten  sie  betreffenden  Fragen  wird  da- 
mit der  Entscheidung  der  G.  K.  unterbreitet:  nämlich  ob 
Maikschulden  deutscher  Schuldner  zu  valorisieren  sind. 

Der  Versailler  Vertrag  enthält  über  die  Valorisierung 
von  Schulden  die  Bestimmung  des  Art  296  d,  wonach  Mark- 
schulden in  die  Währung  des  Gläubigerstaats  zum  Vor- 
kriegskurs umzurechnen  sind.  Indessen  diese  Bestimmung 
gilt  ausdrücklich  nur  irn  Verhältnis  zu  denjenigen  alliierten 
Staaten,  die  dem  Clearing  beitreten,  und  auch  nur  für  die 
Schulden,  die  in  das  Clearing  fallen,  also  durchaus  nicht 
für  alle. 

Da  Amerika  dem  Ausgleichsverfahren  nicht  beige- 
treten ist,  so  fragt  es  sich,  ob  die  Bestimmung  des  Art  296  d 
auch  auf  Geldforderungen  von  Angehörigen  derjenigen 
Staaten  anwendbar  ist,  die  das  Clearinpsystem  nicht  ange- 
nommen haben. 

Der  Rechtsbeistand  des  amerikanischen  Staats- 
departements, Herr  Fred  K.  Nielson,  hat  in  einer  amtlichen 
Auskunft  v.  20.  juni  1922  diese  Frage  bejaht  und  sich  dafür 
auf  § 14,  Abs.  2,  des  Anhangs  hinter  Art.  298  berufen. 
Dieser  lautet: 

„In  the  seitlement  of  matters  provided  for  in  Art.  297 
between  Germany  and  the  Aliied  or  Associated  States 
....  in  respect  of  any  of  which  a declaration  shall  not 
have  been  made  that  they  adopt  Section  III,  and  between 
their  respective  nationals,  the  provisions  of  Sect.  III 
respeefing  the  currency  etc.  shall  apply  .... 

§ 14  schreibt  also  die  Anwendung  der  Valorisierung  vor 
„in  the  Settlement  of  matfers  provided  for  in  Art.  297“ 


d.  h.  bei  Regelung  der  von  Art.  297  betroffenen- Angelegen- 
heiten. 

Art.  297  betrffft  nun  zweifellos  die  Bezahlung  der 
Schulden  an  sich  nicht.  Nielson  zieht  aber  die  Be- 
stimmung des  Art.  297  h Z.  2 in  Verbindung  mit  § 4 des 
Anhangs  heran;  beide  behandeln  die  Verwendung  des 
Liquidationserlöses  verkauften  deutschen  Eigentums  und 
bestimmen,  dafe  er  u.  a.  auch  zur  Bezahlung  deutscher 
Sdiulden  verwendet  werden  kann. 

Nielson  will  daraufhin  in  § 14  den  allgemeinen  Sab 
finden,  dafe  alle  deutschen  Vörkriegsschulden  valorisiert 
werden  sollen.  Die  gleiche  Auffassung  findet  sich  übrigens, 
wie  nebenbei  bemerkt  sei,  in  dem  bekannten  Buche  von 
Gidel  und  Barrault,  Le  Traite  de  Paix  avec  l’Älle- 
magne  et  les  Interets  Prives,  S.  112. 

Diese  Auslegung  ist  im  höchsten  Grade 
gekünstelt.  Hätte  der  F.  V.  einen  solchen  allgemeinen 
Safe  aussprechen  wollen,  so  wäre  das  sehr  leicht  und  ein- 
fach gewesen.  Statt  dessen  soll  er  nach  dieser  Auffassung 
zwar  für  die  clearingfähigen  Schulden  diesen  Safe  in  klaren 
Worten,  dagegen  bezüglich  der  übrigen  Geldschulden  ihn 
nur  durch  eine  doppelte  Verweisung  ausgesprochen  haben, 
und  zwar  eine  Verweisung,  deren  Tragweite  nichts  weniger 
als  zweifellos  ist. 

Eine  derartige  Auslegung  verstöfet  gegen  die  allge- 
meinen Rechtsregeln.  Das  römische  Recht  hat  den  Safe 
formuliert:  pactionem  obscuram  iis  nocere,  in  quorum  fuit 
potestate  legem  aperiius  concribere,  und  diese  Regel  ist 
Besifetum  jedes  Rechts,  auch  des  Völkerrechts. 

Im  übrigen  würde  die  Valorisierung  nach  dieser  Auf- 
fassung gar  nicht  einmal  allgemein  gelten,  nämlich  nicht 
für  die  nicht  clearingfähigen  Forderungen  der  Staatsange-  i 
hörigen  der  clearenden  Mächte,  z.  B.  Forderungen  eng-  ' 
lischer  Gläubiger  gegen  deutsche  Schuldner,  die  ihren 
Wohnsife  am  10.  Januar  1920  nicht  in  Deutschland  hatten.  , 
Derartiger  Forderungen  gibt  es  eine  grofee  Reihe;  vgl.  die 
Aufzählung  bei  j s a y , Friedensvertrag,  2.  A.,  S.  169  ff.  Auf 
sie  bezieht  sich  ja  weder  § 14  Abs.  2 des  Anh.  noch  Art.  296d. 

Dies  Ergebnis  der  Auslegung  des  F.  V.  wird  durch 
seine  Entstehungsgeschichte  bestätigt. 

Der  FV.  enthielt  für  die  Schuldenregelung  ursprünglich 
nur  das  Clearing-System.  Erst  infolge  des  Widerspruchs 
der  amerikanischen  Delegation  ist  daneben  die  direkte 
Schuldenregelung  zugelassen  worden  (Gidel  und 
Barrault  S.  108). 

Dieser  Widerspruch  ist,  wie  die  amerikanischen  Dele- 
gierten Baruch  und  Palmer  vor  dem  amerikanischen  Senat 
ausgesagt  haben  (Hearings  S.  12  ff.,  15  ff.),  u.  a.  deswegen 
erfolgt,  weil  das  Clearing  einen  „ganz  unnötigen  und  un- 
gerechtfertigten Eingriff  in  private  Angelegenheiten“  dar- 
stelle. 

Palmer,  der  Rechtsbeistand  des  Alien  Property  Custo-  ’ 
dian,  hat  das  System  der  direkten  Schuldenregelung  dahin 
erläutert,  dafe  der  amerikanische  Gläubiger  nach  ihm  „in 
derselben  Lage  sei,  die  er  hatte,  ohne  Rücksicht  auf  den  j 
Krieg“.  Die  Amerikaner  haben  also  an  einen  so  gewalt-  j 
tätigen  Eingriff  in  private  Rechte,  wie  ihn  die  Valorisierung  j 
darstellt,  nicht  gedacht. 

§ 14  des  Anh.  kann  daher  nur  auf  Fragen  bezogen 
werden,  die  sich  aus  der  Liquidation  feindlichen  Eigentums 
ergeben,  dagegen  nicht  allgemein  auf  die  Regelung  von 
Geldschulden.  Diese  Auffassung,  die  ich  bereits  in  meiner 
Schrift  über  die  privaten  Rechte!  usw.  im  FV.  (2.  A.  S.  193) 
vertreten  hatte,  ist  denn  auch  in  einem  Urteil  des  RWG.  v. 

15.  November  1921,  D.  W.  Z.  19.  Jg.  S.  14  ausgesprochen 
worden.  Das  RWG.  hat  sie  offenbar  für  so  selbstverständ- 
lich angesehen,  dafe  es  sie  nicht  näher  begründet  hat. 


Anlage  I. 

„The  United  States  ot  America  and  Germany,  being  desirous 
of  determining  the  amount  to  be  paid  by  Germany  in  satisfaction 
of  Germany’s  financial  obligations  under  the  Treaty  concluded 
by  the  two  Governments  on  August  25,  1921,  which  secures  to 
the  United  States  and  its  nationals  rights  specified  under  a Reso- 
lution of  the  Congress  of  the  United  States  of  July  2,  1921,  inclu- 
ding  rights  under  the  Treaty  of  Versailles,  have  resolved  to 
submit  the  question  for  decising  to  a Mixed  Commission  and 
have  appointed  as  their  Plenipotentiaries  for  the  purpose  of 
concluding  the  following  agreement: 

„The  President  of  the  United  States  of  America....; 
and 

„The  President  of  the  German  Empire ; 

„Who,  having  communicaied  their  full  powers,  found  to  be 
in  good  and  due  form,  have  agreed  as  follovvs; 

Article  1. 

"The  Commission  shall  pass  upon  the  following  categories  of 
Claims  which  are  more  particularly  defined  in  the  Treaty  of 
August  25,  1921,  and  in  the  Treaty  of  Versailles; 

"(1)  Claims  of  American  citizens,  arising  since  july  31,  1914, 
in  respect  of  damage  to,  or  seizure  of,  their  property,  rigths  and 
interests,  including  any  Company  or  association  in  which  they 
are  interested,  within  German  territory  as  it  existed  on  Augusi  1, 
1914; 

“(2)  Other  Claims  for  loss  or  damage  to  which  the  United  States 
or  its  nationals  have  been  subjected  with  respect  to  injuries 
to  persons,  or  to  property,  rigths  and  interests,  including  any 
campany  or  association  in  which  American  nationals  are  inter- 
ested, since  Juli  31,  1914,  as  a consequence  of  the  war; 

"(3)  Debis  owing  to  American  citizens  by  the  German  Govern- 
ment or  by  German  nationals. 

Article  II. 

"The  Government  of  the  United  States  and  the  Government 
of  Germany  shall  each  appoint  one  Commissioner.  The  two 
Governments  shall  by  agreement  select  an  Umpire  to  decide 
upon  any  cases  concerning  which  the  Commissioners  may  dis- 
agree,  or  upon  any  points  of  difference  that  may  arise  in  the 
course  of  their  proceedings.  Should  the  Umpire  or  any 
of  the  Commissioners  die  or  retire,  or  be  unable  for  any  reason 
to  discharge  his  functions,  the  same  procedure  shall  be  followed 
for  filling  fhe  vacancy  as  was  followed  in  appoinfing  him. 

Article  111. 

"The  Commissioners  shall  nieet  at  Washington  within  two 
months  after  the  coming  inio  force  of  the  present  Agreement. 
They  may  fix  the  time  and  fhe  place  of  their  subsequent  meeting 
according  fo  convenience. 

Article  IV. 

"The  Commissioners  shall  keep  an  accurate  record  of  the 
quesfions  and  cases  submitted  and  correct  minutes  of  their 
proceedings.  To  this  end  each  of  the  Governments  may  appoint 
a Secretary,  and  these  Secretaries  shall  act  together  as  Joint 
Secretaries  of  the  Commission  and  shall  be  subject  to  its  di- 
rection. 


"The  Commission  may  also  appoint  and  employ  any  other 
necessary  officer  or  officers  to  assist  in  the  performance  of  its 
duties.  The  compensation  to  be  paid  to  any  such  officer  or 
officers  shall  be  subject  to  the  approval  of  the  two  Governments. 

Article  V. 

"Each  Government  shall  pay  its  own  expcnses,  including 
compensation  of  its  own  Commissioner,  Agent  or  Consul.  All 
other  expenses  which  by  their  nature  are  a Charge  on  both 
Governments,  including  the  honorarium  of  fhe  Umpire,  shall  be 
borne  by  the  two  Governemcnts  in  equal  moieties. 

Article  VI. 

"The  two  Governements  may  designate  Agents  and  Consuls 
who  may  present  oral  or  written  arguments  to  the  commission. 

"The  Commission  shall  receive  arid  consider  all  written  State- 
ments or  documents  which  may  be  presented  to  it  by  or  on 
behalf  of  the  respective  Governments  in  support  of  or  in  onswer 
to  any  Claim. 

"The  decisions  of  the  Commission  and  those  of  the  Umpire 
(in  case  there  may  be  any)  shall  be  accepted  as  final  and  bind- 
ing  upon  the  two  Governments. 

Article  VII. 

“The  present  Agreement  shall  come  into  force  on  the  date 
of  its  signature.” 

Anlage  II. 

"Mr.  Ambassador: 

“The  Agreement  concluded  to-day  for  the  setilcment  of  the 
amount  of  American  Claims  for  damages  provided  by  Article  2, 
that  on  the  basis  of  an  agreement  between  the  two  Governments 
concerned  an  Umpire  shall  be  chosen.  The  German  Government 
is  convinced  of  the  intention  of  the  American  Government  to 
carry  out  in  an  accomodating  and  just  manner  the  setllemeni 
of  the  questions  still  to  be  solved  between  the  two  States  con- 
cerned, the  way  to  which  is  opened  by  the  signature  of  the 
Agreement.  It  is  still  farther  strengthened  in  this  belief  by  the 
assurances  received  from  Your  Excellency.  The  German  Govern- 
ment believes  that  fhe  distrust  of  nations  toward  one  anolher 
brought  about  by  the  war  and  the  severe  economic  damages 
which  it  caused  to  all  countries  concerned  can  be  most  certainly 
done  away  with  if  these  countries  decide  to  approach  the  so- 
lution  of  the  questions  which  have  arisen  between  them  as  a 
consequence  of  the  war  in  a generous  manner  and  in  the  spirit 
of  mutual  accommodation.  The  German  Government  welcomes 
the  fact  that  he  American  Government  intends  to  take  the 
initiative  in  this  connection.  In  order  to  make  this  possible  and 
in  order  to  give  the  American  Government  a proof  of  iis  con- 
fidence,  fhe  German  Government  has  the  honor  to  request  the 
President  of  the  United  States  io  cause  an  American  Person, 
seeming  to  him  suited  for  the  responsible  office,  to  accept  the 
Position  of  Umpire  such  as  is  contemplated  in  the  above  men- 
tioned  Agreement.  I should  be  graieful  to  Your  Excellency,  if  you 
would  transmit  this  proposal  of  fhe  German  Government  to  the 
President  of  the  United  States.  At  the  same  time  I take  advan- 
tage  of  this  occasion  to  renew  to  you,  Mr.  Ambassador,  the  assu- 
rance  of  my  most  distinguished  consideration. 

(Signed)  W1RTH.  (256.) 


Das  deutsche  Eisenbahnwesen  der  Gegenwart. 


Propter  invidiam!  Aus  Neid  heraus  geboren!  Diese 
Worte  möchte  man  als  flammende  Überschrift  ganz  be- 
sonders über  d i e Artikel  des  Versailler  Friedensdiktats 
sehen,  die  sich  mit  der  Entkräftung  und  Knebelung  des 
deutschen  Verkehrswesens  zu  Wasser  und  zu  Lande  be- 
fassen. 

Wie  nachteilig  jene  Diktatmaßnahmen  auf  unsern  Ver- 
kehr zu  Wasser  wirken  und  wie  unendlich  schwer  es  ist, 
unsere  Schiffahrt  wieder  zu  einer  Höhe  aufzurichien,  die 
auch  nur  annähernd  dem  vormaligen  Friedensstande  ent- 
sprechen würde,  ist  jedermann  bekannt.  Das  im  ver- 
gangenen Jahre  im  Verlage  von  Reimar  Hobbing  er- 
schienene großzügige  Werk  über;  „Die  deutsche  Wasser- 
wirtschaft und  ihre  neuen  Aufgaben"  bringt  die  ungeheuer 
großen  Schwierigkeiten  des  Wiederaufbaues  unserer 


Wasserwirtschaft  klar  zur  Anschauung.  Ist  doch  Deutsch- 
land mit  seiner  Uberseeflotte  von  der  zweiten  an  die 
zwölfte  Stelle  der  Handelsflottenmächte,  weit  unter  Länder, 
die  um  das  Vielfache  kleiner  sind  und  industriell  zuriiek- 
stehen,  herabgesunken.  Und  hat  dodi  unsere  stark  ge- 
schwächte Binnenschiffahrt  unter  dem  Drucke  und  den 
angemaßten  Vorrechten  einer  Fremdherrschaft  aufs 
schwerste  zu  leiden.  Aber  troß  aller  Widrigkeiten  hat,  wie 
in*  dem  Werke  dargelegt  wird,  deutsche  Zähigkeit  den 
Wiederaufbau  begonnen  und  bereits  namhafte  Erfolge  er- 
zielt. 

Bei  unseren  Verkchrsanstalten  zu  Lande  ist  die  Wir- 
kung des  Versailler  Diktats  nicht  wesenilidi  anders  ge- 
wesen. Das  gilt  namentlidi  auch  für  die  Eisenbahnen, 
die  unter  allen  Verkehrsanstalten  vermöge  der  ihnen  zu- 


lallenden  Hauptmasse  ‘des  Transporlgeschäfls  den  ersten 
Plaß  einnehmen.  Auch  sie  wurden  vom  Kriege  und  seinem 
unglücklichen  Ausgange  besonders  hart  getroffen. 

Mit  Einrechnung  der  Saarbahnen,  die  unserer  Nuß- 
nießung  auf  15  Jahre  entzogen  wurden,  sind  allein  an 
Eisenbahnen  des  allgemeinen  Verkehrs  7868  km  — nahe- 
zu das  Fünfzehnfache  der  Bahnstrecke  Berlin— Frankfurt 
am  Main  — verloren  gegangen.  Der  Fuhrpark  der  deut- 
schen Eisenbahnen,  der  ohnehin  durch  überspannt  hohe  In- 
anspruchnahme und  gänzlich  unzureichende  Unterhaltung 
während  des  Krieges  zeitweise  fast  bis  zum  Erliegen  ge- 
schwächt war,  hat  durch  die  Abgabe  eines  erheblichen 
Bruchteils,  und  zwar  der  besten  und  leistungsfähigsten 
Fahrzeuge  an  die  Siegerstaafen  eine  Einbuße  erlitten,  die 
in  ihrer  unheilvollen  Tragweite  für  die  Eisenbahn-  und  die 
ganze  Volkswirtschaft  in  den  erstep  Jahren  der  Nach- 
kriegszeit in  empfindlichster  Art  zutage  getreten  ist  und 
leider  noch  heute  sich  geltend  macht. 

Tatsächlich  hat  das  Herausnehmen  so  großer  Bahn- 
gebiete aus  dem  deutschen  Eisenbahnneße  und  die  dadurch 
verursachte  Neuordnung  des  Grenzverkehrs  mit  seinen 
kostspieligen  Anlagen,  sowie  die  Wiederinstandseßung  des 
verwüsteten  Eisenbahnfuhrparks  unseren  Eisenbahnen  Auf- 
gaben gestellt,  denen  sie  sich  nicht  so  gewachsen  gezeigt 
haben,  als  es  die  geordnete  Bedienung  des  Verkehrs  und 
die  eigene  gesunde  Bewirtschaftung  erheischten. 

Es  mag  dabei  zugestanden  werden,  daß  auch  geseß- 
liche  Maßnahmen  des  neuen  Volksstaates  das  Eisenbahn- 
wesen besonders  hart  betroffen  haben.  Nur  der  acht- 
stündige Arbeitstag  sei  herausgegriffen.  Der  Eisenbahn- 
betrieb vollzieht  sich  in  seinem  Hauptteile  nicht  wie  ein 
Fabrikbetrieb  in  zusammenhängender  Arbeit.  Er  hat  seiner 
Eigenart  nach  arbeitsreiche,  arbeitsleichte  und  arbeits- 
freie Zeiten,  nicht  selten  in  regelloser  Folge.  Schematische 
Regelungen  der  Arbeitszeit  müssen  bei  solcher  Betriebs- 
weise noch  weit  nachteiliger  wirken  als  in  anderen  Berufs- 
zweigen. Ein  Umstand,  dem  bei  der  endgültigen,  für  die 
Wiedergesundung  unserer  Gesamtwirtschaft  unabweis- 
baren Neuregelung  der  Arbeitszeitfrage  große  Bedeutung 
zukommt. 

Es  mag  weiter  nicht  außer  Betracht  gelassen  werden, 
daß  das  deutsche  Eisenbahnwesen  nach  dem  Kriege  Um- 
formungen erfahren  hat,  die  politisch  als  Staatsnotwendig- 
keit anzusehen  sein  mögen,  die  aber  in  der  wirrenreichen 
Übergangszeit  weder  geschäftlich  noch  wirtschaftlich  mit 
der  Sorgfalt  vorbereitet  werden  konnten,  als  dies  so  ge- 
waltige Akte  voraussehen.  Das  gilt  vor  allen  Dingen  von 
der  schon  von  Bismarck  vergebens  verfolgten  Durchführung 
des  Reichseisenbahnplanes,  einem  Vorgänge  von  aller- 
größter politischer  und  wirtschaftlicher  Bedeutung.  Aber 
darüber  darf  man  sich  keiner  Täuschung  hingeben,  daß  es 
mit  der  Einseßung  des  Reichsbahnsystems  noch  nicht  ge- 
tan ist.  Es  bedarf  noch  umfassender,  tiefgreifender  Arbeit, 
um  unser  Eisenbahnwesen  der  wirklichen  Gesundung  ent- 
gegenzuführen, und  zwar  mit  dem  doppelten  Ziele  sowohl 
der  Steigerung  des  Leistungsgrades  in  der  Verkehrs- 
bedienung, als  auch  der  Kräftigung  der  Eisenbahnfinanzen. 

Ob  dies  Gesundungswerk  im  Rahmen  des  neugeschaffe- 
nen Reichsbahnsystems  oder  in  anderer  mehr  oder  weniger 
privatwirtschaftlichen  Form  mit  größerer  oder  geringer  Er- 
folgsicherheit durchgeführt  werden  kann,  ist  strittige  Frage. 
Selbst  darüber  gehen  die  Meinungen  auseinander,  ob  bei 
dem  Fortbestehen  des  Reichsbahnsystems  der  Privatwirt- 
schaft wenigstens  in  einzelnen  Zweigen  des  Eisenbahn- 
wesens, z.  B.  im  Fuhrparkausbesserungswesen,  ein  weiteres 
Feld  der  Betätigung  einzuräumen,  oder  ob  umgekehrt  die 
ihr  bisher  zugefallene  Mitwirkung,  z.  B.  bei  der  Herstellung 
von  Gegenständen  und  Stoffen,  zu  beschränken  wäre.  Un- 
streitig gilt  nach  alledem  für  viele  die  Eisenbahnfrage  im 
ganzen  oder  in  einzelnen  Teilen  noch  als  ungelöst. 


Es  ist  zu  begrüßen,  daß  in  dieser  Zeit  der  Neuformung 
des  Eisenbahnwesens  ein  neues  großes  Werk:  „D  a s 

deutsche  Eisenbahnwesen  der  Gegen- 
wart“ H erscheint,  das  sich  zur  Aufgabe  seßi,  ohne  jede 
einseitige  Stellungnahme  gegenüber  geplanten  und 
empfohlenen  Neuregelungen  das  deutsche  Eisenbahnwesen 
in  allen  seinen  Teilen  und  in  allen  seinen  Beziehungen  zu 
den  anderen  Verkehrsanstalien,  nämlich  zur  Post-  und 
Telegraphenverwaltung,  zu  den  Klein-  und  Straßenbahnen, 
zum  Kraftwagen-  und  Lufischiffsverkehr,  zur  Binnen- 
wasserwirtschaft und  zum  Speditionswesen,  so  zu  ver- 
anschaulichen, wie  es  dem  gegenwärtigen  Stande  tatsäch- 
lich entspricht. 

Nichts  kann  zu  einer  erfolgsicheren  Lösung  der  mannig- 
fachen, gegenwärtig  schwebenden  Eisenbahnfragen  mehr 
beifragen  als  volie  Klarheit  in  den  davon  betroffenen  An- 
gelegenheiten. Daran  fehlte  es  bisher,  nachdem  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  in  der  Eisenbahnverwaltung  ohne  aus- 
reichende Vorbereitung  tiefgreifende  Umgestaltungen  vor 
sich  gegangen  sind  und  in  den  Ergebnissen  der  Betriebs- 
führung und  Finanzgebarung  ein  starker  Wandel  zu- 
ungunsten der  Eisenbahnen  eingetreten  ist.  Es  kommt 
hinzu,  daß  die  Verkehrsaufgaben  unserer  Eisenbahnen  sich 
infolge  der  zahlreichen  und  vielfach  bedeutsamen  Um- 
stellungen in  der  deutschen  Gesamtwirtschaff  und  in  den 
Beziehungen  zum  Auslande  ganz  außerordentlich  geändert 
haben.  Die  rein  sachliche  und  fachliche  Schilderung  aller 
dieser  Vorgänge  und  Neuerungen  braucht  nicht  maßgebend 
zu  sein  für  die  Entschließung  zu  dieser  oder  jener  Auf- 
fassung. Sie  will  es  auch  offensichtlich  nicht  sein.  Aber 
sie  wird  den  Überblick  über  den  großen  Aufgabenkreis  der 
Eisenbahnen  und  über  den  gegenwärtigen  Stand  aller 
seiner  Erfüllung  dienenden  Einrichtungen  erleichtern  und 
klären.  Dies  kann  und  wird  jedermann  erwünscht  sein, 
mag  man  zu  den  noch  offenen  Problemen  stehen,  wie 
man  wolle.  Gerade  für  die  Beurteilung  geplanter  oder 
empfohlener  neuer  Lösungen  wird  das  neue  Eisenbahnwerk 
sich  als  eine  kaum  auf  irgendeinem  Gebiete  versagende 
Fundgrube  darbieten. 

In  nicht  weniger  als  fünfundvierzig,  zum  Teil  sehr  um- 
fassenden Kapiteln,  die  mit  den  Darstellungen  zahlreicher 
Unternehmen  der  Eisenbahnindustrie  in  zwei  starken  Bän- 
den zusammengefaßt  sind,  wird  in  dem  neuen  Buche  von 
erfahrenen  Eisenbahnfachmännern  aller  in  Betracht  kom- 
menden technischen,  Verkehrs-,  Verwaltungs-,  Finanz-  und 
anderer  Geschäftsgebiefe  das  Eisenbahnwesen,  insonder- 
heit die  deutsche  Reichsbahn  veranschaulicht.  Die  Dar- 
stellungen sind  außerordentlich  reichlich  von  vortrefflichen 
Abbildungen,  Zeichnungen  und  Karten  ergänzt.  Überall 
gründen  sich  die  Darstellungen  auf  genaueste  Kenntnis, 
praktische  Erfahrungen,  sowie  auf  erzielte  Ergebnisse,  die 
zahlenmäßig  vorgeführt  werden.  Das  Werk  will  prak- 
tischen Zwecken  dienen,  von  abstrakten  Begriffserklä- 
rungen wird  der  Regel  nach  abgesehen. 

Aus  dem  Werdegang  unseres  Eisenbahnwesens  wird 
nur  das  angeführt,  was  für  das  Verständnis  des  gegen- 
wärtigen  Zustandes  von  wesentlicher  Bedeutung  ist.  Aus- 
führlich werden  hingegen  die  Kriegsleistungen  der  Eisen- 
bahnen und  die  großen  Geschehnisse  und  bedeutsamen 
Vorgänge  der  Nachkriegszeit  geschildert,  soweit  sie  das 
Eisenbahnwesen  betreffen.  Die  das  ganze  Reich  durch- 
ziehenden baulichen  Anlagen  mit  ihren  Sicherungswerken, 
das  gewaltig  umfangreiche  rollende  Rüstzeug  — der 
Lebensnerv  des  Eisenbahnbetriebsdienstes  — , sowie  iiber- 

*)  Das  deutsche  Eisenbahnwesen  der  Gegen- 
wart. Unter  Förderung  des  Reichsverkehrsministers  in  Beiträgen 
hervorragender  Mitarbeiter  herausgegeben  vom  Staatsminister,  Wirk- 
lichen Geheimen  Rat  Hoff,  Staatssekretär  im  Reichsverkehrsmini- 
sterium Kumbier  und  Ministerialdirektor  im  Reichsverkehrsmini- 
sterium Anger.  Neue  ergänzte  Auflage.  — Verlag  von  Reimar 
Hobbing.  Berlin  1922. 
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haupt  der  schier  unübersehbar  groBe  technische  Apparat 
werden  nach  ihren  zahlreichen  Bauformen  und  Unter- 
haltungsmethoden  vorgeführt.  Zu  den  besonders  eingehend 
gehaltenen  Darstellungen  gehört  mit  an  erster  Stelle  die 
über  die  Fahrzeugausbesserungswerke;  dieser  Zweig  des 
Eisenbahnwesens  ist  in  jüngster  Zeit  besonders  reichlich 
erörtert  worden,  er  ist  einer  der  flauptfaktoren  glatter  Be- 
triebsdurchführung, aber  auch  wirtschaftlicher  Finanz- 
gebarung. ' Es  folgen  eingehende  Ausführungen  über  Ein- 
richtung und  Handhabung  der  technischen  Betriebsdurch- 
führung sowie  des  Lokomotiv-  und  elektrischen  Fähr- 
betriebes, ferner  über  die  eigentliche  Verkehrsbedienung 
und  über  die  wichtigen  Vorgänge  auf  dem  Gebiete  der  in 
die  Gesamtwirtschaft  tief  eingreifenden  Eisenbahntarif- 
politik. Den  SchluB  der  eisenbahnfachlichen  Darstellungen 
bilden  Beschreibungen  der  Eisenbahnverwaltungsgliede- 
rung und  der  Geschäftsformen,  der  Neuregelungen  im  Be- 
amten- und  Arbeiterwesen  und  der  Grundsäfee  sowie  der 
Ergebnisse  des  Finanzgebarens,  zugleich  mit  Ausblicken 
auf  vorbereitete  Pläne,  die  der  Erhöhung  und  Sicher- 
stellung wirtschaftlicher  Betriebsweisen  zu  dienen  bestimmt 
sind. 

Eine  bemerkenswerte  Bereicherung  hat  das  neue  Werk 
gegenüber  der  ersten  Ausgabe  auch  dadurch  erfahren,  daB 
auBer  dem  Kraftwagen-  und  Luftverkehrswesen  — beide 
sind  Errungenschaften  neuester  Zeit  — auch  die  wirtschaft- 
lich wichtigen  Eisenbahn-Privatanschlüsse,  Hafenbahnen 
nebst  Anlagen  für  den  Wasserumschlag,  sowie  das  Spedi- 
tionswesen in  besonderen  Kapiteln  dargestellt  sind. 

Hervorzuheben  ist  endlich  die  ungemein  erweiterte  Mit- 
wirkung der  deutschen  Eisenbahnindustrie.  In  fast  lücken- 
losem Umfange  wird  in  dem  Werke  Herstellungsart  und 
Beschaffenheit  der  zum  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen 
benötigten  Gegenstände  und  Stoffe  geschildert  und  so 
ein  Überblick  über  diesen  groBen  Industriezweig  ge- 
wonnen, wie  er  ausgiebiger  wohl  bisher  an  keiner  anderen 
Stelle  erhältlich  ist.  Die  Fülle  dieser  Darbietungen  ist  ge- 
eignet, denen  die  Augen  zu  öffnen,  die  noch  immer  von 


der  Schwärmerei  beseelt  sind,  die  Reichsbahnverwaltung 
möge  sich  in  starkem  MaBe  mit  der  Eigenproduktion  und 
Gewinnung  benötigter  Gegenstände  und  Stoffe  befassen. 
Nichts  wäre  verfehlter  als  ein  EntschluB,  in  die  aus  innerer 
Notwendigkeit  und  ZweckmäBigkeit  entstandene  Teilung 
der  Verkehrsaufgaben  zwischen  Eisenbahnverwaltung  und 
Eisenbahnindustrie  einzugreifen.  Die  auf  reiche  Erfahrung 
fuBende  Ansicht  kann  als  unwiderlegbar  gelten,  daB  eine 
staatliche  Verwaltung  niemals  imstande  sein  würde,  auch 
nur  einen  geringen  Teil  der  Herstellung  und  Gewinnung 
groBer  Bedarfsmengen,  wie  sie  bei  den  Eisenbahnen  in 
Frage  kommen,  mit  Erfolg  zu  betreiben.  Mit  Recht  wird 
in  dem  vom  ersten  Herausgeber,  Staatsminister  Hoff, 
meisterhaft  verfaBten  SchluBworte  des  Werkes  die  hervor- 
ragende Mitwirkung  der  deutschen  Eisenbahnindustrie  an 
dem  Betriebe  und  der  Fortbildung  der  deutschen  Eisen- 
bahnen, sowie  die  groBe  Bedeutung  dieses  Industrie- 
zweiges für  die  Wiederaufrichtung  unserer  Gesamtwirt- 
schaft gewürdigt.  Man  kann  ihm  voll  zustimmen,  wenn  er 
diesen  Teil  seiner  SchluBbetrachtung  mit  den  Worten 
schlieBt: 

„Nach  alledem  darf  gehofft  werden,  daB  Deutschlands 
weltbekannte  Eisenbahnindustrie,  soweit  die  wirtschaft- 
lichen Unsicherheiten  unserer  Zeit  dies  überhaupt  möglich 
machen,  zwar  hart  ringend,  aber  dennoch  aufwärfs- 
strebend,  sich  ihren  guten  Ruf  in  der  Heimat  und  über  die 
Grenzen  Deutschlands  hinaus  bewahren  und  auch  im  Wett- 
bewerb um  den  Bedarf  ausländischer  Eisenbahnen  auf 
dem  Weltmarkt  wohl  bestehen  wird.“ 

Das  neue  Eisenbahnwerk,  das  natürlich  in  erster  Linie 
für  Eisenbahnverwaltungen,  andere  Verkehrsanstalten  und 
Verkehrsfachmänner  aller  Fachrichtungen  bestimmt  ist, 
verdient  mit  Rücksicht  auf  seinen  reichen  Inhalt  und  auf 
seine  Sachlichkeit  hinsichtlich  der  noch  der  Lösung  harren- 
den groBen  Eisenbahnfragen  in  gleicher  Weise  auch  den 
Kreisen  der  Industrie  und  des  Handels  wärmstens  empfohlen 
zu  werden.  V.  (280.) 


Die  Eisenbahnen  von  Kanada. 

Von  Geh.  Regierungsrat  Wernekke. 


Ein  Eisenbahnnetz  von  65  000  km  Länge,  wie  es  Kanada 
aufweist,  erweckt  zwar  den  Anschein,  als  ob  ein  Staat, 
der  ein  solches  besifet,  mit  Eisenbahnen  wohl  versorgt  sein 
müBte.  Wenn  man  aber  die  GröBe  des  Landes  — über 
4 Millionen-  Quadratkilometer  — berücksichtigt,  so  erkennt 
man,  daB  das  Eisenbahnnefe  sehr  weite  Maschen  hat.  Das 
hat  seinen  Grund  in  der  dünnen  Besiedelung  Kanadas,  das 
eine  Bevölkerung  von  nur  etwa  7,5  Millionen  Köpfen  hat, 
und  in  bezug  auf  die  Besiedelung  kann  sogar  gesagt 
werden,  daB  die  Eisenbahnen  dem  Bedürfnis  vorausgeeilt 
sind.  Bei  der  ungeheuren  GröBe  des  Landes  sind  Nieder- 
lassungen nur  da  möglich,  wo  gute  Verbindungen  vor- 
handen sind,  und  als  solche  kommen  nur  Eisenbahnen  in 
Frage.  Diese  der  Besiedelung  vorauseilen  zu  lassen,  war 
daher  eine  richtige  Politik,  denn  erst  wenn  die  Möglichkeit 
vorlag,  die  Erzeugnisse  des  Bodens  abzubefördern,  lohnte 
es,  ihn  zu  bebauen  und  seine  Schätze  zu  heben.  Die  Eisen- 
bahnen haben  aber  darunter  zu  leiden,  daB  ihre  Anlagen 
nicht  voll  ausgenuBt  werden,  denn  die  Einwanderung  hat 
namentich  in  den-  letzten  Jahren  mit  dem  Eisenbahnbau 
nicht  Schritt  halten  können,  und  so  ist  denn  die  Eisenbahn- 
frage, die  in  Kanada  von  jeher  bestanden  hat,  in  der  letzten 
Zeit  eine  brennende  geworden,  da  es  bei  den  steigenden 
Ausgaben  und  dem  Rückgang  des  Verkehrs  immer  schwie- 
riger wird,  die  nötigen  Mittel  zur  Deckung  der  Betriebs- 
kosten und  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals 
aufzubringen.  Im  Gegensatz  zum  englischen  Mutterland, 


wo  die  Regierung  das  Verkehrswesen  und  seine  Ent- 
wickelung gänzlich  privatem  Unternehmungsgeist  über- 
lassen hat,  ist  die  Regierung  von  Kanada  stets  bestrebt 
gewesen,  den  Eisenbahnbau  zu  fördern;  dabei  ist  sie  von 
der  richtigen  Erkenntnis  geleitet  worden,  daB  er  die  Grund- 
lage der  Besiedelung  und  damit  der  weiteren  Entwickelung 
ist.  Wenn  auch  jebf  die  Lage  der  kanadischen  Eisen- 
bahnen, namentlich  der  Staatsbahnen,  recht  ungünstig  ist, 
so  hofft  man  doch,  daB  sie  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die 
ErschlieBung  und  Entwickelung  des  Landes  selbst  das  Heil- 
mittel für  ihre  eigenen  Leiden  biloen  werden.  Die  reichlichen 
Gelder,  die  vor  dem  Kriege  in  den  Eisenbahnen  angelegt 
worden  sind,  werden,  so  hofft  man,  sich  dadurch  bezahlt 
machen,  daB  die  Eisenbahnen  das  beste  Mittel  sein  werden, 
um  den  wirtschaftlichen  Tiefstand  der  heutigen  Zeit  zu 
überwinden.  Wenn  erst  das  Land  ausgiebig  besiedelt  ist 
und  die  Eisenbahnen  im  vollen  Umfang  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit belastet  sind,  wird  es  keine  Eisenbahnfrage  in 
Kanada  mehr  geben.  Dann  wird  man  weniger  als  heute 
geneigt  sein,  den  Kreisen,  die  dafür  verantwortlich  sind, 
daB  drei  Eisenbahnen  Kanada  von  Meer  zu  Meer  durch- 
ziehen, Vorwürfe  zu  machen;  gerade  sie  werden,  wenn  die 
Einwanderung  wieder  in  Gang  ist,  das  Hauptmittel  zur  Er- 
schlieBung weiter  Strecken  sein,  und  sie  haben  nicht  nur 
Bedeutung  für 'den  kanadischen  Binnenverkehr,  sondern 
auch  für  den  Weltverkehr.  Kanada  ist  ein  wichtiges  Glied 
im  Verkehr  zwischen  Europa  und  Asien,  aber  um  die  Stelle, 
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die  ihm  als  solches  zufälll,  ausfüllen  zu  können,  mug  es 
leistungsfähige  Verbindungen  zwischen  der  Europa  zuge- 
kehrten  Ostküste  und  der  den  Ausgang  für  den  Verkehr 
nach  Asien  bildenden  Westküste  besitzen.  Der  starke 
Verkehr,  der  sich  zwischen  Europa,  wenn  es  erst  die  Kriegs- 
folgen überwunden  hat,  und  China,  wenn  es  voll  entwickelt 
ist,  voraussichtlich  einstellen  wird,  wird  sehr  wesentlich 
dazu  beitragen,  Kanada  von  den  Lasten  zu  befreien,  die 
ihm  jefet  ein  das  Verkehrsbedürfnis  übersteigendes  Eisen- 
bahnwesen auferlegt. 


In  den  10  Jahren  von  1911  bis  1920  haben  die  Eisen- 
bahnen von  Kanada  sehr  erhebliche  Fortschritte  gemacht, 
was  umso  bemerkenswerter  ist,  als  nur  die  ersten  drei 
Jahre  dieses  Zeitraums  einen  ungestörten  Fortgang  ermög- 
lichten, während  der  Krieg  das  Eisenbahnwesen  auch  das 
von  ihm  nicht  unmittelbar  berührte  Kanada  in  seiner  Ent- 
wickelung sehr  erheblich  beeinträchtigte,  eine  Störung,  die 
auch  in  der  seit  dem  Waffenstillstand  verflossenen  Zeit  — 


von  Kriegsbeendigung  und  Frieden  kann  ja  immer  noch 
nicht  die  Rede  sein  — nicht  behoben  worden  ist.  Einige 
für  die  Entwickelung  kennzeichnende  Zahlen  sind  nach- 
stehend einander  gegenübergestellt. 


Länge  der  Eisenbahnen 
Beförderte  Gütermenge 
Zahl  der  Reisenden 
Roheinnahmen 
Betriebsausgaben 
Reineinnahme 
Gezahlte  Löhne 
Betriebszahl 


1911 

40Ö94  km 
79  880  282  t 
37  097  716 
186  733  494  $ 
131  033  765  $ 
57  698  709  $ 
74  613  738  % 
69,4  v.H. 


1921 

63106  km 
127  388  453  t 
51  306  074 
491  938  857  $ 
475  002  823  $ 
13  936  003  $ 
290  510  517  % 
97,17  v.H. 


Die  Länge  des  Eisenbahnneges  hat  also  in  den  10  Jahren 
um  54  v.  H.  zugenommen.  Der  Güterverkehr  hat  mit  59  v.  H. 
Zunahme  mit  dem  Zuwachs  an  Länge  ungefähr  Schritt  ge- 
halten, der  Personenverkehr  ist  aber  mit  38  v.  H.  Ver- 
mehrung stark  hinter  ihm  zurückgeblieben;  daraus  lägt  sich 
schließen,  dag  die  Bevölkerungszunahme  nicht  den  Er- 
wartungen, die  den  Ausbau  des  Eisenbahnneges  veranlagt 
haben,  entsprochen  hat,  dag  aber  die  vorhandene  Be- 
völkerung mehr  Güter  erzeugt,  also  die  Schäge  des  Landes 
besser  ausgenugt  hat.  über  die  Dichte  des  Verkehrs,  für 
die  neben  der  beförderten  Gütermenge  und  der  Zahl  der 
Reisenden  auch  die  Entfernung  maggebend  ist,  enthält 
unsere  Quelle  „Railway  Gazette“,  leider  keine  Angaben. 
In  bezug  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  bieten  die 
Eisenbahnen  von  Kanada  dasselbe  Bild  wie  die  anderer 
Länder.  Die  Einnahmen  sind  zwar  auf  das  2,6fache,  die 
Ausgaben  aber  auf  das  3,6fache  gestiegen,  infolgedessen 
sind  die  Überschüsse  auf  weniger  als  den  vierten  Teil  zu- 
rückgegangen, und  die  Betriebszahl  ist  dem  Wert  100  sehr 
nahe  gekommen.  Die  Steigerung  der  Ausgaben  ist  in 
Kanada  wie  anderwärts  durch  die  Teuerung  verursacht, 
deren  Folgen  die  Eisenbahnen  tragen  müssen,  ohne  auf 
ihre  Ursachen  einen  Einflug  zu  haben.  Die  oben  angege- 
benen Zahlen  zeigen,  dag  die  Steigerung  der  Löhne,  die 
Erhöhung  der  Preise  für  Bau-,  Betriebs-  und  Werkstoffe 
übertroffen  hat.  Die  Betriebsausgaben  sind,  wie  schon 
erwähnt,  auf  das  3,6fache,  die  Löhne  fast  genau  auf  das 
vierfache  angewachsen.  Die  Zahlen  geben  zwar  ein  wenig 
befriedigendes  Bild,  die  Steigerung  des  Verkehrs  berech- 
tigt aber  zu  der  Erwartung,  dag,  wenn  erst  Löhne  und 
Preise  auf  einen  angemessenen  Stand  zurückgehen,  auch 
das  Ergebnis  des  Eisenbahnbetriebes  ein  befriedigendes 
sein  wird.  Ein  Abbau  ist  in  Kanada  bereits  im  Gange. 

Der  Zuwachs  der  kanadischen  Eisenbahnen  in  dem 
Jahrzehnt  1911/21  verteilt  sich  auf  die  verschiedenen  Be- 
zirke des  Landes  so,  dag  68,3  v.  FI.  auf  die  westlichen  Ge- 
biete entfällt,  in  denen  für  die  nächste  Zeit  eine  stark  zu- 
nehmende Besiedelung  zu  erwarten  ist.  Rund  zwei  Drittel 
der  Vermehrung  mit  14  028  km  sind  dem  Staatsbahnneg 
zugewachsen,  das  aus  der  kanadischen  Nordbahn,  der 
Grand  Trunk  Pacific-,  der  Transcontinental-  und  der 


Nalional-Eisenbahn  besteht;  um  6 226  km  ist  das  Ncg 
der  Canadian  Pacific-Eisenbahn,  der  einzigen  Grogunter- 
nehmung auf  diesem  Gebiet  neben  den  Staatsbahnen,  ge- 
wachsen, und  der  Rest  der  Zunahme  verteilt  sich  auf  die 
kleineren  Eisenbahnen. 

Im  Jahre  1918  wurde  die  Leitung  der  im  Staatseigentum 
befindlichen  Eisenbahnen  Kanadas  einem  zu  diesem  Zweck 
eingesegten  Ausschug  — Board  of  Directors  — - übertragen, 
nachdem  die  Regierung  auf  Grund  eines  Schiedsspruchs 
die  Aktien  der  Kanadischen  Nordbahn  erworben  hatte  und 
damit  diese  Eisenbahn  verstaatlicht  worden  war.  Die  jegt 
das  Staatseisenbahnneg  bildenden  Eisenbahnen  hatten  im 
Jahre  1911  einen  Güterverkehr  von  11  731  386  t;  im  Jahre 
1920  haben  sie  30  332  841  t befördert,  was  einen  Zuwachs 
um  158,56  v.H.  bedeutet.  An  der  Spige  des  Zuwachses 
stehen  die  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  bei  denen  die 
beförderte  Menge  (ohne  Tiere  und  Forsterzeugnisse)  von 
2 043  464  t auf  7 702  435  t oder  um  276,93  v.  H.  ge- 
wachsen ist. 

Die  Eisenbahnen  von  Kanada  zerfallen  im  wesentlichen 
in  zwei  Gruppen:  die  Staatsbahnen  mit  einem  Neg  von 
33  557  km  und  die  Kanadische  Pacific-Eisenbahn  mit  einem 
Neg  von  23  091  km,  wobei  bei  beiden  nur  der  auf  kana- 
dischem Boden  liegende  Teil  gerechnet,  der  in  das  Gebiet 
der  benachbarten  Vereinigten  Staaten  fallende  Teil  aber 
auger  Acht  gelassen  ist.  Augerdem  sind  noch  575  km 
Eisenbahnen  im  Bau.  Von  den  rd.  64  000  km  der  Eisen- 
bahnen von  Kanada  sind  also  mehr  als  56  000  km  oder 
nahezu  90  v.  H.  in  diesen  zwei  Grognegen  zusammengefagt. 
Zu  den  Strecken  in  Kanada  kommen  bei  den  Staatsbahnen 
noch  2 222  km  und  bei  der  Pacific-Eisenbahn  noch  7 992  km 
auf  amerikanischem  Boden  hinzu,  so  dag  die  beiden  Nege 
35  779  und  31  083  km  umfassen.  Die  nachstehenden  Zahlen 
aus  dem  Jahre  1920,  die  sich  nur  auf  den  kanadischen  Teil 
der  beiden  Eisenbahnen  beziehen,  vermitteln,  abgesehen 
von  der  oben  angegebenen  Streckenlänge,  ein  Bild  von  der 
Gröge  der  beiden  Unternehmungen. 


Beförderte  Gütermenge 

(ohne  Dienstgut) 

Zahl  der  Reisenden 
Betriebseinnahme 
Betrkbsausgabe 
Mithin  Betriebs-Uberschug  (+) 

oder  = Fehlbetrag  (— ) / 

Unter  den  Ausgaben  sind  dabei  diejenigen  für  die  Ver- 
zinsung des  Anlagekapitals  nicht  enthalten.  Bei  der  Pacific- 
Eisenbahn  blieb  nach  Deckung  dieser  Ausgaben  noch  ein 
Uberschug  von  450  358  D,  während  bei  den  Staatsbahnen 
ein  Betrag  von  40  113  385  D Zinsen  usw.  ungedeckt  blieb. 

Warum  steht  nun  die  Privatbahn  so  viel  besser  da  als 
die  Staatsbahnen?  In  erster  Linie  weil  zur  Pacific-Eisenbahn 
die  verkehrsreicheren  Strecken  gehören.  Bei  den  Staats- 
bahnen betrug  im  Jahre  1920  das  Durchschnittsgewicht  der 
Güterzüge  (ohne  die  Grand  Trunk-Eisenbahn)  383  t und  die 
Durchschnitts-Förderweite  502  km,  bei  der  Pacific-Eisen- 
bahn waren  die  entsprechenden  Zahlen  dagegen  529  t und 
747  km.  Von  der  Aufnahme  der  Grand  Trunk-Eisenbahn, 
die  eine  Anzahl  gewerbreicher  Bezirke,  namentlich  in 
Ontario  durchquert,  in  das  Staatsbahnneg  verspridit  man 
sich  eine  erhebliche  Vermehrung  des  Verkehrs  auf  diesem. 
Im  Westen  hat  das  Staatsbahnneg  noch  groge  Eniwicklungs- 
möglichkeiten,  im  Osten  ist  es  schon  recht  hübsch  ent- 
wickelt, während  sein  Verkehr  im  Innern  des  Landes,  gerade 
in  den  Gegenden,  wo  viel  Verkehr  entstehen  könnte,  noch 
schwach  ist.  Die  Abrundung  des  Neges  durch  das  Hinzu- 
treten der  Grand  Trunk-Eisenbahn  wird  den  Verkehr  sicher 
fördern. 

In  den  10  Jahren  von  1911  bis  1920  hat  die  Dichte  des 
Verkehrs,  gemessen  in  Tonnenkilometern  auf  1 km 
Streckenlänge,  zugenommen.  Die  Eisenbahnen  waren  zwar 


Pacific-Eisenbahn  Staatsbahnen 


30160  134  t 
16  925  049 
216  641  349  $ 
183  488  304  % 
\ + 33153  044  $ 


56  540  290  t 
25  946810 
238  365  686  $ 
271  369  530  $ 
— 33  003  864  $ 
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1911  nicht  im  vollen  Umfang  ihrer  Leistungsfähigkeit  aus- 
genufet  und  sind  es  auch  jefet  nicht,  der  Grad  ihrer  Aus- 
nutzung ist  aber  wenigstens  nicht  zurückgegangen.  Das 
wird  von  sachverständiger  Seite  in  Kanada  als  das  wich- 
tigste Ergebnis  einer  vergleichenden  Statistik  des  Zeit- 
laumes  1911/20  angesehen.  1911  hatte  Kanada  nur  eine 
das  ganze  Land  von  Ost  nach  West  durchquerende  Eisen- 
bahn; jebt  hat  es  deren  drei,  von  denen  zwei  unter  einer 
Leitung,  nämlich  der  des  Staates  stehen.  Da  sie  einander 
wiederholt  berühren  und  auch  überschneiden,  ermöglicht 
die  gemeinschaftliche  Leitung  viele  Erleichterungen  in  Be- 
trieb und  Verkehr.  Bemerkenswert  ist  auch,  dab  die  kana- 
dischen Querbahnen  die  Ufer  des  Atlantischen  und  des 
Stillen  Ozeans  da  verbinden,  wo  das  beide  Weltmeere 
trennende  Festland  am  breitesten  ist.  Das  Land  hat  sich 
in  dem  besprochenen  Zeitraum  entwickelt,  neue  Bezirke 
sind  erschlossen  worden,  der  Wohlstand  hat  sich  gehoben, 
lauter  Vorgänge,  an  denen  die  Eisenbahnen  zu  ihrem  Teil 
mitgewirkt  haben.  Kanada  verfügt  jebt  über  ein  Eisenbahn- 


neb,  das,  verglichen  mit  dem  heutigen  Wert  des  Geldes, 
nur  ein  verhältnismäbig  niedriges  Anlagekapital  erfordert 
hat,  und  das  wird  dem  Lande  bei  seiner  weiteren  Be- 
siedelung und  bei  der  dadurch  verursachten  Zunahme  des 
Verkehrs  sehr  zu  statten  kommen.  Gerade  für  die  Staats- 
bahnen hofft  man,  dab  Rückkehr  zu  den  Verhältnissen 
der  Zeit  vor  dem  Kriege,  das  Wiedereinseben  der  Ein- 
wanderung in  dem  damaligen  Umfange,  die  sich  namentlich 
auf  die  jebt  noch  rückständigen,  von  den  Staatsbahnen 
bedienten  Bezirke  erstrecken  wird,  diesem  Eisenbahnneb 
einen  stetig  wachsenden  Verkehr  zuführen  wird,  ohne  dab 
dabei  eine  Schädigung  der  Privatbahnen  zu  befürchten  ist. 
Die  günstigen  Betriebsergebnisse,  die  schon  in  den  lebten 
Monaten  des  Jahres  1921  eingesebl  haben,  berechtigen  da- 
zu, auch  in  Zukunft  eine  fortschreitende  Besserung  zu  er- 
warten. Mit  dem  zunehmenden  Verkehr,  der  wieder  von 
der  Hebung  des  Wirtschaftslebens  im  allgemeinen  abhängl, 
werden  die  Betriebskosten  abnehmen  und  daher  die  Über- 
schüsse wachsen.  (243.) 


DieTarifverträge  im  Deutschen  Reich  am  Ende  des  Jahres  1920 


Der  kürzlich  erschienene  amtliche  Bericht  über 
die  Tarifverträge  im  Deutschen  Reich  am  Ende  des 
Jahres  1920,  der  sich  aus  einem  erläuternden  Text  und 
statistischen  Übersichten  zusammensebt  9,  beruht  auf  dem 
Ergebnis  von  Umfragen,  die  an  die  Zentralverbände  der 
Arbeitnehmer  gerichtet  wurden.  Obwohl  diese  Umfragen 
nicht  immer  mit  der  gewünschten  Ausführlichkeit  und  Ge- 
nauigkeit beantwortet  worden  sind,  lassen  die  zusammen- 
gestellten Ergebnisse  doch  Schlüsse  über  das  Wesen  der 
Tarifentwicklung  zu.  Diese  weist  im  Vergleich  zur  Vor- 
kriegszeit ein  sehr  verändertes  Bild  auf.  Während  vor  dem 
Kriege  die  Tarifverträge  eine  ziemlich  lange  Laufzeit 
hatten,  waren  sie  gerade  im  Jahre  1920  durch  einen  häufigen 
Wechsel  in  Entstehung  und  Auflösung  gekennzeichnet.  Am 
Ende  des  Jahres  1920  macht  sidi  indessen  schon  wieder 
eine  Tendenz  zur  längeren  Dauer  bemerkbar.  Die  Zahl 
der  neu  in  Kraft  getretenen  Verträge  war  im 
Jahre  1920  auberordentlich  grob  im  Verhältnis  zur  Vor- 
kriegszeit, kleiner  dagegen  als  im  Jahre  1918/1919.  Mit 
diesem  Rückgang  in  der  Zahl  der  Tarifverträge  paart  sich 
aber  eine  erhebliche  Zunahme  der  durch  den  Tarifver- 
trag erfabten  Betriebe  und  Personen,  was  für  die  starke 
Konzentrationsbewegung  im  Tarifwesen  bezeichnend  ist. 
Die  weitaus  gröbte  Zahl  der  tariflich  gebun- 
denen Personen  finden  wir  in  der  Metall-  und  Ma- 
schinenindustrie, in  weitem  Abstand  davon  folgt  der  Berg- 
bau, in  welchem  der  Tarifvertrag  für  das  rheinisch-west- 
fälische Kohlenrevier  die  gröbte  Zahl  der  Personen  um- 
fabt.  An  die  dritte  Stelle  hat  sich  das  Verkehrsgewerbe 
geschwungen,  das  bisher  in  der  Tarifbewegung  nur  eine 
bescheidene  Rolle  gespielt  hat.  Erhebliche'Ausdehnung  hat 
die  Tarifbewegung  auch  bei  den  Angestellten  angenommen, 
deren  Zahl  besonders  durch  die  Einbeziehung  der  in  der 
Reichs-  und  Staatsverwaltung  tätigen  Personen  in  die 
Tarifverträge  vermehrt  wufde.  Von  der  Landwirtschaft  läbt 
sich  in  Anbetracht  der  ungenauen  Berichterstattung  nur  so- 
viel sagen,  dab  die  Tarifbewegung  bedeutende  Fortschritte 
gemacht  hat.  Was  den  räumlichen  Geltungs- 
bereich  der  Tarifverträge  anbelangt,  so  zeigt  sich, 
dab  die  nur  für  eine  Firma  oder  einen  Ort  geltenden  Tarif- 
verträge eine  viel  geringere  Zahl  von  Personen  umfassen 
als  die  Bezirkstarife,  auf  die  56  v.  H.  aller  tariflich  ge- 
bundenen Personen  entfallen.  Ihre  geringe  Abnahme  im 

9 Die  Tarifverträge  im  Deutschen  Reich  am  Ende  des  Jahres 
1920;  nebst  einem  Anhänge:  Die  Reichstarifverlräge  am  Ende  des 
Jahres  1921.  26.  Sonderheft  zum  Reichs-Arbeitsblatt,  herausgegeben 
vom  Reichsamt  für  Arbeitsvermittlung.  Preis  60  M. 


Vergleich  zum  Jahre  1919  ist  den  Reichstarifen  zugute  ge- 
kommen. Die  Zukunft  aber  dürfte  den  Mantel-  oder 
Rahmentarifen  gehören,  die  in  immer  gröberer  Zahl  ab- 
geschlossen werden.  Was  die  örtliche  Verbrei- 
tung der  Tarifverträge  anbelangt,  so  ist  diese  naturgemäß, 
da  am  gröbten,  wo  das  Land  am  stärksten  industrialisiert 
ist,  also  in  Rheinland-Westfalen,  Sachsen,  Schlesien, 
Berlin.  Der  Streik  spielt  alsUrsachedesZustande- 
kommens  der  Tarifverträge  nicht  die  Rolle,  die 
man  ihm  zuzuschreiben  geneigt  ist.  Nach  der  Statistik 
wurden  nur  4 v.  H.  aller  Tarifverträge  durch  Streiks  ver- 
anlag, während  94,4  v.  H.  der  Tarifverträge  nach  friedlicher 
Vereinbarung  zustande  kamen.  Dieses  überraschende  Bild 
ist  aber  wohl  zum  Teil  auf  die  Besonderheit  der  Statistik 
zurückzuführen.  Die  Zeitdauer,  für  die  Tarifverträge 
abgeschlossen  wurden,  hat  sich  .gegenüber  der  Vorkriegs- 
zeit sehr  verkürzt,  was  für  die  Unsicherheit  der  Wirtschafts- 
lage kennzeichnend  ist.  Die  Tarifverträge  mit  Dauer  von 
'A  — 1 Jahr  umfabten  41  v.  H.  aller  tariflich  gebundenen  Per- 
sonen, diejenigen  mit  Dauer  von  K — A Jahr  25,2  v.  H.,  wäh- 
rend durch  Tarifverträge  mit  Dauer  von  mehr  als  2 Jahren 
nur  2,4  v.  H.  der  beschäftigten  Personen  gebunden  waren. 
Für  Löhne  und  Gehälter  wurde  zum  Teil  eine  kürzere 
Dauer  festgelegt,  so  dab  sich  die  Anpassung  der  Tarifver- 
träge an  den  Wechsel  der  Lebenshaltungskosten  vollziehen 
konnte,  ohne  dab  der  Fortbestand  der  Tarifverträge  ge- 
fährdet wurde.  Die  Kündigungsfrist  betrug  bei  der 
gröbten  Zahl  der  Verträge  einen  Monat.  Die  Arbeits- 
zeit war  bei  80  v.  H.  der  Verträge  auf  48  Stunden  für  die 
Woche  festgelegt,  eine  gewisse  Rolle  spielte  daneben  noch 
die  Arbeitszeit  von  45—46  Stunden,  die  für  9 v.  H.  der  meist 
im  Spinnstoffgewerbe  abgeschlossenen  Verträge  in  Be- 
tracht kam.  Eine  Arbeitszeit  von  mehr  als  48  Stunden  ist 
nur  für  2 v.  H.  der  Verträge  zu  vermerken  und  zwar  für 
Gewerbe,  bei  denen  es  sich  fast  durchweg  um  blobe 
Arbeitsbereitschaft  handelt.  An  Bedeutung  zugenommen 
hat  dagegen  die  Arbeitszeit  von  39—42  Stunden,  die  schon 
im  Jahre  1920  im  Steinkohlenbergbau  eine  Rolle  zu  spielen 
begann.  Die  Kündigungsfristen  für  die  Lösung  des  ein- 
zelnen Arbeitsverhältnisses  haben  sich,  wie 
überhaupt  das  ganze  Tari^vesen,  beträchtlich  zugunsten 
der  Arbeitnehmer  verschoben.  1919  waren  die  Kündigungs- 
fristen in  geringerem  Umfange  geregelt  als  im  Jahre  1920, 
und  die  Kündigungsfristen  waren  erheblich  kürzer;  auch 
der  ausdrückliche  Ausschlub  einer  Kündigungsfrist  findet 
sich  im  Jahre  1920  weniger  vertreten  (12,6  v.  H.  der  Tarife 
gegen  18,8  v.  TL).  Das  Schlichtungswesen  wies 


eine  ständige  Tendenz  zur  Ausdehnung  auf,  ebenso  der 
Zwang  zur  Berufung  eines  paritätisch  zusammengeseisten 
Arbeitsnachweises. 

Zusammenfassend  kann  man  sagen,  dab  die  Tarif- 
bewegung nach  stürmischen  Anläufen  in  der  ersten  Nach- 
kriegszeit jefet  in  ruhigere  Bahnen  einzulenken  beginnt. 
Alles  nimmt  festere  und  einheitlichere  Formen  an.  Die  Zick- 
zacklinie der  ersten  Entwicklung  wird  zur  Geraden,  und 
diese  Gerade  führt  lebten  Endes  zur  Verbeamtung  aller  in 
einem  Arbeitsverhältnis  tätigen  Personen,  denn  eins  der 
wesentlichen  Merkmale  des  Beamtenverhältnisses  ist  ja 
gerade,  dab  der  einzelne  es  eingeht,  ohne  persön- 
lichen Einflub  auf  seine  Gestaltung  zu 
haben,  wodurch  auch  das  tariflich  festgelegte  Arbeitsver- 
hältnis gekennzeichnet  ist.  Ob  sich  die  Führer  der  Tarif- 
bewegung dieses  Entwicklungsganges  bewubt  sind,  er- 
scheint fraglich,  denn  gerade  von  linksstehender  Seite  ist  ja 
so  oft  das  Beamtenverhältnis  und  die  daraus  sich  ergebende 
Arbeitsweise  einer  scharfen  Kritik  unterworfen  worden. 
So  gewib  es  ist,  dab  die  Tarifverträge  ein  bedeutsames 
Mittel  waren,  um  die  durch  Krieg  und  Revolution  aufgereg- 
ten Gemüter  zu  verhindern,  zur  gewaltsamen  Austragung 
der  Arbeitsstreitigkeiten  zu  schreiten,  so  ist  es  doch  auch 
wichtig,  dab  man  sich  jefet,  wo  der  Tarifvertrag  die  aus- 


schlaggebende Form  des  Arbeitsverhältnisses  geworden  ist, 
klar  macht,  welchen  Einflub  das  Tarifverhältnis  auf  das 
psychische  Verhalten  und  besonders  den  Arbeits- 
geist der  Beteiligten  hat.  Dieser  Einflub  wird  naturgemäb 
ein  verschiedener  sein,  entsprechend  der  verschiedenen 
Veranlagung.  Der  wirtschaftlich  schwache  Arbeitnehmer, 
der  nur  mäbige  oder  gar  unterdurchschnittliche  Leistungen 
auf  dem  Arbeifsmarkt  anzubieten)  hat,  wird  den  Tarifvertrag 
stets  begrüben,  weil  seine  Position  durch  diesen  eine  viel 
bessere  ist,  als  sie  bei  freier  Konkurrenz  sein  würde,  und 
sich  sogar  noch  stetig  ohne  das  geringste  Zutun  auf  seiner 
Seite  bessert;  während  der  Arbeitnehmer  mit  einer  über- 
durchschnittlichen Arbeitsleistung  auf  ein  Niveau  gestellt 
wird,  das  seiner  Leistung  nicht  voll  entspricht.  Seine  Ini- 
tiativkraft, die  nach  individueller  Gestaltung  seines  Arbeits- 
verhältnisses entsprechend  seinem  Leistungsvermögen 
strebt,  wird  brachgelegt  und  seine  Produktivkraft  dem- 
gemäb  nicht  angestachelt  und  daher  auch  nicht  voll  aus- 
genubt,  wenn  nicht  gerade  die  Möglichkeit  besteht,  durch 
Akkordvertrag  einen  Ausgleich  zu  schaffen.  Ob  diese  Um- 
stände dazu  angetan  sind,  die  unserem  Wirtschaftsleben  so 
notwendige  Hebung  der  Produktivität  zu  erzielen,  das  ist 
ein  Problem,  das  der  Beachtung  der  mabgebenden  Kreise 
empfohlen  sein  mag.  (274.)  P. 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Maßnahmen  gegen  den  Marksturz. 

Uber  die  gegenwärtige  Wirtschaftslage  und  die  etwa  mög- 
lichen Hilfsma&nahmen  beriet  kürzlich  die  Sozialisierungs- 
kommission. Sie  gelangte  zu  einer  E n t s eh  1 i e & u n g , die 
zur  Kenntnis  der  Reichsregierung  gebracht  wurde  und  im 
wesentlichen  folgende  Ausführungen  enthielt. 

Für  eine  endgültige  Stabilisierung  des  Markwertes  gelten 
folgende  Vorausseb ungen: 

1.  eine  Lösung  des  Reparationsproblems,  die 
der  tatsächlichen  Leistungsfähigkeit  Deutschlands  entspricht  und 
die  Deutschland  eine  Atempause  zur  Gesundung  gewährt; 

2.  Hand  in  Hand  damit  eine  Konsolidierung  der 
Finanzen  des  Reichs  und  eine  Konsolidierung  der  Wirtschaft 
durch  Hebung  der  Produktion. 

Obgleich  diese  Bedingungen  auch  weiter  die  Voraussefeung 
für  jede  wirkliche  dauernde  Gesundung  der  Mark  bleiben,  zwingt 
die  jebt  eingetretene  Entwicklung  der  Finanz-  und  Wirtschafts- 
lage dazu,  der  Frage  näher  zu  treten,  ob  nicht  das  Reich  die 
Mittel  dazu  hat,  dieser  Entwicklung  enigegenzu- 
treten.  Folgende  Erwägungen  sind  anzustellen:  Die  Mark  hat 
jebt  aufgehört,  Rechnungsmabstab  zu  sein.  Sie  hat  auch  den 
Charakter  als  Wertaufbewahrungsmittel  verloren  und  dient  in- 
folgedessen in  immer  geringerem  Mabe  dem  Grobverkehr  als 
Zirkulationsmittel.  So  verengen  sich  im  inneren  deutschen 
Wirtschaftsleben  immer  mehr  ihre  Funktionen.  An  ihre  Stelle 
tritt  als  Weriaufbewahrungsmittel  die  Devise  oder  die  Ware, 
als  Zirkulationsmittel  die  Devise.  So  ist  die  Entwertung  der 
Mark  durch  eine  gesteigerte  Nachfrage  des  Inlandes  nach  fremder 
Valuta  entstanden;  dazu  kommt,  dab  das  Ausland  infolge  seines 
geschwundenen  Vertrauens  nicht  mehr  als  Käufer,  sondern  eher 
als  Verkäufer  der  Mark  auftritt.  Daher  wird  der  im  Inlande  ent- 
stehende Devisenbedarf  nur  zu  sehr  rasch  steigenden  Devisen- 
kursen befriedigt  und  führt  eine  weitaus  stärkere  Steigerung 
der  Wechselkurse  herbei,  als  aus  der  Inflation  und  aus  dem 
Stand  der  deutschen  Wirtschaft  folgen  würde. 

Um  dieser  Entwicklung  entgegenzutreten,  ist  nach  Ansicht  der 
Kommission  zweierlei  notwendig: 

1.  Der  Wirtschaft  müssen  die  Devisenbeträge  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  die  sie  für  den  unmittelbaren  realen  Bedarf  nötig 
hat; 

2.  der  vermeidbaren  Nachfrage  nach  Devisen,  die  nur  aus 
dem  Wertsicherungsbedürfnis  entsteht,  mub  entgegengetreten 
werden. 

Als  einziges  verwertbares  Mittel  zur  Beschaffung  von  Devisen 
empfiehlt  die  Kommission  die  Nufebarmadiung  des  Gold- 
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be  Standes  der  Reichsbank.  Nicht  durch  Herausgabe, 
sondern  nur  durch  bankmäbige  Behandlung  dieses 
Goldschabes  könnten  Devisenbestände  in  einem  Mabe  erlangt 
werden,  die  der  Reichsbank  einen  starken  Einflub  auf  die  Regu- 
lierung der  Devisenkurse  ermöglichen  würde.  (281) 

Richtlinien  für  den  Handelsverkehr 
mit  Niederländisch-Indien. 

1.  Das  „Importers  Directory  of  the  Netherlands  East  Indies“ 
mit  Nachtr.  ist  bei  der  Handelskammer  in  Berlin,  dem  „Dt.  Wirt- 
schaftsdienst“ in  Berlin  NW  7,  Bunsenstrabe  2,  und  der  Zweig- 
stelle des  Ausw.  Amtes  für  Aubenhandel  in  Hamburg,  Alter- 
wall 60,  vorhanden. 

2.  Das  niederl -ind.  Zolliarifgeseb  vom  18.  März  1921  ist  in 
der  Juli-Nummer  1921  des  „Deutschen  Handels-Archivs“  (Verlag 
E.  S.  Mittler  & Sohn  in  Berlin  SW)  abgedruckt. 

3.  Kundenwerbung  in  der  niederl -ind.  Presse  vermittelt  das 
„Advertentie  Kantoor  J.  H.  de  Bussy“  in  Amsterdam,  Rokin  60-62. 

4.  Die  Afdeeling  Handel  des  Departements  van  Landbouw, 
Nijverheid  en  Handel  in  Buitenzorg  (Java)  und  die  Vereeniging 
„De  Jaarbeurs“  in  Bandoeng  (Java)  nehmen  in  ihren  Zeitschriften 
„Körte  Berichten“  bzw.  „De  Jaarbeurs“  unter  der  Spifemarke 
„Handelsrelatien“  kurze  Hinweise  auf  Firmen  auf,  die  mit  hie- 
sigen Firmen  in  Verbindung  zu  freien  wünschen. 

5.  Die  Beförderungsdauer  für  Briefpost  beträgt  etwa  30  Tage, 
für  Pakete  etwa  3 Monate.  Briefporto  nach  Europa  für  20  g 
20  Ct.  Internationale  Antworfscheine  zu  25  Ct.  werden  mit  10  Ct. 
eingelöst. 

6.  Die  Gebühr  für  einfache  Auskünfte  beträgt  mindestens 
1,80  Gulden. 

7.  Patente  und  Musierschub  sind  in  den  Niederlanden  an- 
zumelden. 

8.  Handels-  und  Kreditauskünfte  erteilen:  W.  Schimmel- 

pfeng  in  Amsterdam,  Keizersgracht  382,  und  der  „Particuliere 
Inlichtingsdiensi“  in  Weltevreden  (Java),  Sluisbrug. 

9.  Rechtsanwälte  weist  der  „Df.  Wirtschaftsdienst“  in  Berlin 
NW  7 nach. 

10.  Banken:  Nederlandsche  Handel  Maatschappij,  Batavia, 
Amsterdam;  Bank  voor  Indie  in  Amsterdam  und  Batavia;  Neder- 
landsch-Ind.  Handelsbank  in  Batavia  und  Amsterdam;  Neder- 
landsch-Ind.  Escompto  Maatschappij  in  Batavia. 

11.  Schiffsverbindung  zwischen  Hamburg  und  Niederl.-Indien 
alle  6 Wochen  durch  Deutsch-Australische  Dampfschiffsgesell- 
schaft (Hamburg). 


12.  Briefwechsel:  deutsch  oder  holländisch. 

13.  Fast  alle  größeren  Firmen  haben  entweder  ihre  Stamm- 
häuser oder  Einkäufer  in  Europa.  An  diese  sind  die  Angebote 
zu  richten.  Sie  arbeiten  meist  für  eigene  Rechnung.  Mit  der 
Übernahme  von  Vertretungen  befassen  sie  sich  in  der  Regel  nicht. 

Mit  dem  Agenturgeschäft  befassen  sich  einige  wenige  junge 
oder  vermögenslose  Kaufleute. 

Für  die  Anknüpfung  von  Geschäftsbeziehungen  zum  deutschen 
Zwischenhandel  besteht  hier  wenig  oder  gar  kein  Interesse. 

14.  Bei  Festsetzung  der  Lieferungsbedingungen  ist  dem  Um- 
stande Rechnung  zu  tragen,  dag  der  Importeur  in  Niederländisch- 
Indien  dem  Detailhandel  drei-  bis  sechsmonatige  Kredite  zu  ge- 
währen pflegt.  Zahlungsfähige  Firmen  bezahlen  gegen  Aushän- 
digung der  Ladepapiere  im  nied.-ind.  Hafen. 

15.  Die  Vermögenslage  der  chinesischen  und  malayischen 
Händler  pflegt  grogen  Schwankungen  unterworfen  zu  sein  und 
kann  von  europäischen  Firmen  nicht  übersehen  werden.  Ähnliches 
gilt  von  den  kleinen  Detailfirmen.  Von  der  Anknüpfung  unmittel- 
barer Geschäftsbeziehungen  zu  solchen  ist  daher  abzuraten. 

(272.) 

Verzollung  tschecho  slowakischer  Emaille- 
waren  in  Italien. 

Deutsche  Firmen  klagten  wiederholt  über  die  Bevorzugung 
tschecho-slowakischer  Emaillewarpn  bei  der  Verzollung  in 
Italien  und  über  die  dadurch  hervorgerufenen  Benachteiligungen 
der  deutschen  Emaillewaren.  Nunmehr  werden  von  der  gleichen 
Seite  diese  Angaben  berichtigt.  Danach  besteht  kein  Unter- 
schied in  der  Verzollung  deutscher  und  tschecho-slowakischer 
Waren  nach  Italien.  Der  Handelsvertrag  zwischen  Italien  und 
der  Tschecho-Slowakei  beruht  auf  der  Meistbegünstigung. 
Italien  hat  eine  Zollvergünstigung  für  Emaillewaren  aber  bisher 
noch  keinem  Lande  gewährt.  Der  italienische  Zolltarif  kennt 
für  die  einzelnen  Positionen  auch  nur  einen  Zollsag,  hat  also 
keinen  Maximal-  und  Minimaltarif.  Es  kommt  infolgedessen  für 
deutsche  und  tschepho-slowakische  Emaillewaren  ein  Zollsag  von 
50  Lire  für  100  kg  und  50  v.  H.  in  Ansag,  wozu  noch  der  jeweilige 
Goldaufschlag  zu  rechnen  ist. 

Die  in  vielen  Kreisen  angenommene  ungünstigere  Behand- 
lung deutscher  Emaillewaren  gegenüber  tschecho-slowakischer 
Emaille  besteht  demnach  nicht.  (278.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Es  ergingen  folgende  Gesege: 

Durchführung  des  Sügstoffgeselzes  (Zentralblatt  für 
das  Deutsche  Reich  S.  633). 

Geseg  über  die  Erklärung  der  deutschen  Regierung  und  der 
polnischen  Regierung  zu  dem  am  15.  Mai  1922  in  Genf  ge- 
schlossenen deutsch-polnischen  Abkommen  über 
O b e r s c h 1 e s i e n.  29.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  765.) 

Die  Reichsregierung  erlieg  folgende  Verordnungen: 

Gewerbliche  Schutzrechte  der  Angehörigen  Schwedens. 
19.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  763.) 

Entscheidung  des  Reichsfinanzhofs  auf  Grund  des  § 6 
Abs.  1 des  Landessteuergesetzes.  15.  9.  (RGbl.  Teil  I 

S.  751 .) 

Der  Reichskanzler  erlieg  eine  Bekanntmachung  über: 

Ratifikation  des  Deutsch-Tschechoslowakischen  Wirt- 
schafts-Abkommens, des  Deutsch-Tschechoslowakischer, 
Abkommens  über  die  Anwendung  des  Artikel  297  des  Friedens- 
vertrags von  Versailles  und  des  Deutsch-Tschechoslowakischen 
Staatsangehörigenvertrags.  21.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  763.) 

Der  Reichsminister  des  Auswärtigen  erlieg  eine 
Bekanntmachung  über: 

Die  obersten  und  diejenigen  höheren  tschechoslowa- 
kischen Verwaltungsbehörden,  deren  Urkunden  einer 
Beglaubigung  n i c h t bedürfen.  16.9.  (RGbl.  Teil  II  S.  760.) 

Der  Reichspostminister  erlieg  eine  Verordnung  über: 

Änderung  der  geseglichen  Postgebühren.  13.  9. 
(RGbl.  Teil  I S.  727.) 

Änderung  der  Postordnung.  13.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  728.) 

Änderung  der  geseglichen  Postscheckgebühren. 
13.  9.  (RGbl.  Teil  I.  S.  730.) 


Änderung  der  Postscheckordnung.  13.  9.  (RGbl. 
Teil  I S.  731.) 

Änderung  der  geseglichen  Telegraphengebühren. 
13.9.  (RGbl.  Teil  I S.  731.) 

Änderung  der  Telegraphenordnung.  13.  9.  (RGbl. 
Teil  I S.  732.) 

Änderung  der  Anweisung  für  den  Funkentclegraphen- 
dienst.  13.  9.  (RGbl.  Teil  1 S.  733.) 

Änderung  der  Rohrpostordnung.  13.  9.  (RGbl.  Teil  I 

5.  733.) 

Änderung  der  geseglichen  Fernsprechgebühren. 
13.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  734.) 

Änderung  der  Postordnung.  23.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  756.) 

Der  Reichsarbeitsminister  erlieg  Verordnungen 
über: 

Auslegung  des  § 29  des  Reichssiedlungsgesetzes. 

6.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  737.) 

Wochenhilfe.  22.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  752.) 

Wochenfürsorge.  22.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  752.) 

Der  Reichsschatzminister  erlieg  eine  Bekannt- 
machung über: 

Übergang  der  Altleder-Verwertungsstelle  G.  m. 
b.  H.  i.  L.,  Berlin  W 9,  Eichhornstr.  9,  auf  das  Reich.  2.  10.  (D.  R. 
vom  2.  Oktober  1922.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  gab  bekannt: 

Änderung  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Umsatz- 
sfeuergesetz.  22.  9.  (Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich 
S.  689.) 

Text  der  neuen  Ausführungsbestimmungen  zu  § 15  urrd  § 21 
des  Umsatzsteuergesetzes.  (Zenfralblatt  für  das 
Deutsche  Reich  S.  897.) 

Ausführungsbestimmungen  zu  dem  Geseg  über  das  Brannt- 
weinmonopol vom  8.  April  1922.  12.  9.  (Zentralblatt  für 

das  Deutsche  Reich  S.  707.) 

Ausführungsbestimmungen  zum  Körperschafts- 
steuergesetze. 15.  9.  (Zentralblatt  für  das  Deutsdie  Reich 
S.  921.) 

Inkraftsegen  des  Sügstoffgeselzes.  11.  9.  (RGBl 
Teil  I S.  727.) 

Anpassung  der  Notopferhypothekenordnung  an 
das  Vermögenssteuergeseg.  12.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  751.) 

Verbot  der  Ausfuhr,  Veräugerung  und  Verpfändung  auslän- 
discher Wertpapiere.  22.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  754.) 

Erlag  von  Verwaltungsstrafen  nach  der  Reichs- 
abgabenordnung. 19.  9.  (RGbl.  Teil  1 S.  754.) 

Durchschnittswerte  für  Umrechnung  ausländischer 
Werfe  (§  8 Abs.  9 des  Umsagsteuergeseges)  für  den  Monat 
August.  20.  9.  (D.R.  vom  22.  September  1922.) 

Bekanntmachung  zu  dem  Geseg  über  die  Zahlung  der 
Zölle  in  Gold  vom  21.  Juli  1919  (RGbl.  S.  1361).  28.  9.,  5.  10. 
(D.  R.  vom  29.  September  und  6.  Oktober  1922.) 

Umrechnung  fremder  Währungen  bei  der  Berechnung 
des  W e c h s e 1 s t e m p e 1 s.  30.  9.  (D.  R.  vom  4.  Oktober  1922.) 

Der  Reichswirtschaftsminister  und  der  Reichs- 
minister der  Finanzen  erliegen  eine  Verordnung  über: 

Z o 1 1 e r h ö h u n g e n.  27.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  756.) 

Der  Reichsverkehrsminister  und  der  Reichs- 
wirtschaftsminister  gaben  bekannt: 

Aufhebung  der  Verordnung  über  Beschlagnahme  von 
P r i v a t g ü t e r w a g e n.  5.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  759.)  (273a.) 
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Amtliche  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 

SCHRIFTLEITUNG:  Dr.  Dr.  G.  WOLFF,  BERLIN  C 2 , NEUE  FRIEDRICHSTRASSE  95-91 


Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handeistags 

Fornmlai1  für  die  Reichseinkommenstener- 
erklärung. 

Der  D.  I.  u.  li.  richtete  am  17.  Oktober  folgende  Eingabe  an 
den  Reichsminister  der  Finanzen: 

„Die  Formulare  der  Landesfinanzämter  für  die  lebte  Reichs- 
einkommensteuerveranlagung weisen  eine  grobe  Verschieden- 
heit auf.  Vielfach  umfassen  sie  nicht  weniger  als  8 Druck- 
seiten und  legen  dem  Steuerpflichtigen  so  zahlreiche,  bis  ins 
einzelne  gehende  Fragen  vor,  daß  die  Ausfüllung  für  Handel  und 
Industrie  sehr  zeitraubend  war  und  eine  außerordentliche  Be- 
lastung bedeutete.  Wir  glauben  nicht,  daß  umständliche  und 
weitschweifige  Formulare  eine  genaue  Veranlagung  gewähr- 
leisten, sind  vielmehr  der  Meinung,  daß  dieses  Ziel  sich  besser 
durch  Anwendung  eines  möglichst  kurz  gefaßten,  übersichtlichen 
und  für  den  Steuerpflichtigen  leicht  verständlichen  Formulars 
erreichen  läßt.  Ein  umfangreiches  Formular  hat,  abgesehen  von 
den  jeßt  nicht  unerheblichen  Kosten,  den  Nachteil,  wie  auch  die 
Praxis  bestätigt,  daß  vielfach  Verzögerungen  in  der  Abgabe  der 
Steuererklärungen  eintreten,  die  wiederum  einen  Schriftwechsel 
zwischen  Steuerpflichtigen  und  Behörden  veranlassen,  daß  die 
vielen  Fragen  zu  vielen  Rückfragen  und  Weiterungen  führen  und 
daß  im  ganzen  genommen  eine  wesentliche  Verzögerung  und 
Erschwernis  in  dem  rechtzeitigen  und  pünktlichen  Abschluß  des 
Veranlagungsgeschäfts  eintritt. 

Welche  großen  Nachteile  dadurch,  und  zwar  nicht  zuleßt  für 
die  Interessen  der  Finanzverwaltung,  eintreten,  glauben  wir  nicht 
weiter  ausführen  zu  brauchen. 

Wir  halfen  es  für  geboten,  für  die  kommende  Veranlagung 
ein  einheitliches  Formular,  das  den  von  uns  hervorgehobenen 
Erfordernissen  zu  entsprechen  hat,  einzuführen  und  empfehlen, 
für  die  Ausarbeitung  eines  solchen  das  vom  Landesfinanzamt 
Karlsruhe  für  die  laufende  Veranlagung  verwendete  Formular, 
das  sich  auf  zwei  Seiten  beschränkt,  als  Muster  zu  nehmen. 

Wir  bitten  ergebenst,  uns  von  der  dortigen  Entschließung 
gefälligst  bald  in  Kenntnis  seßen  zu  wollen.“ 

Neuregelung  der  statistischen  Gebühr. 

Wir  werden  gebeten  darauf  hinzuweisen,  daß  Abdrucke  des 
Geseßes  über  die  Neuregelung  der  statistischen  Gebühr  vom 
18.  Juli  1922  (veröffentlicht  in  der  am  4.  August  ausgegebenen 
Nr.  56  des  R.  G.  BL  S.  671)  im  Verlage  von  Puttkammer  & Mühl- 
brecht, Berlin,  Französische  Str.  28,  erschienen  sind.  Das  Stück 
kostet  10  M.  — Falls  Bezirkseingesessene  dafür  Interesse  haben, 
wird  um  gefl.  Weitergabe  dieser  Mitteilung  gebeten. 

Statistische  Marken. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  l.u.H.  (S.  248)  erteilte  der  Reichs- 
wirtschaffsminisfer  am  14.  Oktober  folgenden  Bescheid: 

„Auf  das  an  den  Reichsminister  der  Finanzen  ge- 
richtete Schreiben  vom  19.  September  1922  — Q 4549  — teile 
ich  ergebenst  mit,  daß  der  Druck  statistischer  Marken  im  Werte 
von  20  und  50  Mark  schon  vor  längerer  Zeit  in  die  Wege  geleitet 
und  nur  durch  technische  Schwierigkeiten  verzögert  worden  ist. 
Die  Marken  werden  nunmehr  in  den  nächsten  Tagen  in  den  Ver- 
kehr gelangen,  in  einiger  Zeit  werden  auch  noch  Marken  im 
Werfe  von  100  M.  ausgegeben  werden.  Vom  Druck  noch  hoch- 
wertigerer Marken  ist  vorerst  Abstand  genommen  worden,  da 
aus  Kreisen  von  Handel  und  Industrie  wohl  nicht  unberechtigte 
Bedenken  wegen  der  Gefahr  von  Unterschleifen  bei  der  Ver- 
wahrung solcher  Marken  geltend  gemacht  worden  sind.  Auch 
ist  für  die  Firmen,  die  laufend  mit  großen  Sendungen  an  der 
Ein-  und  Ausfuhr  beteiligt  sind,  zu  berücksichtigen,  daß  das 
Geseß  über  die  Neuregelung  der  statistischen  Gebühr  in  seinem 


Artikel  2 vorsieht,  daß  das  Statistische  Reichsamt  gestatten 
kann,  daß  die  statistische  Gebühr  in  anderer  Weise  als  durch 
Verwendung  von  Siempelmarken  entrichtet  wird.  Daß  zur  Ver- 
meidung von  Schwierigkeiten  bis  zur  Ausgabe  der  neuen  Marken 
der  Reichsminister  der  Finanzen  die  Zollstellen  angewiesen 
hat,  die  statistische  Gebühr  gegebenenfalls  in  bahr  zu  erheben  und 
dafür  zu  sorgen,  daß  die  Weiterleitung  der  Güter  eine  Ver- 
zögerung hierdurch  nicht  erfährt,  dürfte  dortseits  bereits  be- 
kannt sein. 

Auf  das  gleichfalls  an  den  Reichsminister  der  Finanzen 
gerichtete  Schreiben  vom  16.  September  1922  — R 4470  — er- 
widere ich  ergebenst,  daß  eine  Nacherhebung  der 
erhöhten  statistischen  Gebühr  für  die  vor  Bekannt- 
werden der  neuen  Bestimmungen  abgefertigten  Sendungen  nicht 
beabsichtigt  ist.“ 

Sammelausfuhrbewilligniigen. 

Der  Präsident  des  D.  l.u.H.  richtete  am  6.  Oktober  folgende 
Eingabe  an  den  Reichskommissar  für  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligung: 

„Zur  Erleichterung  des  Ausfuhrverkehrs  mit  kleinen  Sendun- 
gen sowie  zur  Entlastung  der  kleinen,  im  Schriftverkehr  off  un- 
beholfenen Ausfuhrfirmen  ist  dort  eine  sogenannte  Sammel- 
gruppe S eingerichtet,  welche  kleine  Ausfuhranträge  (nach  Er- 
laß B ! 1666  bis  zu  3000  Mark  im  Gesamtwerte)  erledigt,  auch 
wenn  die  einzelnen  Waren  unter  die  Zuständigkeit  verschiedener 
fachlicher  Außenhandelsstellen  fallen. 

In  Anbetracht  der  fortschreitenden  Geldentwertung  ist 
wiederholentlich  angestrebt  worden,  diese  Wertgrenze  beträcht- 
lich zu  erhöhen,  um  den  Zweck  dieses  erleichterten  Bewilligungs- 
verfahrens nicht  illusorisch  zu  machen.  Diesen  Anregungen 
konnte  dort  insbesondere  wegen  Etatsschwierigkeiten  bisher 
nicht  entsprochen  werden,  und  es  ist  die  Heraufseßung  der  früher 
nur  1000  M.  betragenden  Wertgrenze  der  Geldentwertung  nicht 
gefolgt. 

Zur  Erleichterung  der  lästigen  und  gerade  für  den  Klein- 
handel mit  unverhältnismäßig  großen  Kosten  verknüpften  Aus- 
fuhrformalitäten erscheint  es  jedoch  dringend  erwünscht,  einen 
anderen  Ausweg  zu  finden,  insbesondere,  wenn  man  berück- 
sichtigt, daß  die  dortige  Stelle  selbst  als  Aufsichtsbehörde  grund- 
saßlich  nicht  mehr  mit  der  Erledigung  von  Einzelanträgen  be- 
faßt zu  werden  braucht.  In  dem  Schreiben  B IV  1600  werden  die 
großen  Exportfirmen  an  die  Außenhandelssfelle  für  den  Export- 
handel verwiesen.  Uns  scheint  diese  Stelle  auch  das  geeignete 
Organ  zur  Bearbeitung  der  kleinen  Sammelanträge  zu  sein, 
zumal  sie  im  Hinblick  auf  ihre  Zusammenarbeit  mit  den  fach- 
lichen Außenhandelssfellen  jederzeit  leicht  in  der  Lage  ist,  eine 
Preisprüfung  auch  kleinerer  Anträge  vorzunehmen.  Wir  regen 
daher  ergebenst  an,  den  bisherigen  Arbeitsbereich  der  dortigen 
Gruppe  S auf  die  Außenhandelsstelle  für  den  Exporthandel  zu 
übertragen;  wir  überlassen  es  dem  Reichskommissar  zu 
entscheiden,  ob  und  inwieweit  das  Personal  der  dortigen 
Gruppe  S,  welches  nach  unseren  Feststellungen  gut  eingearbeitet 
ist  und  den  Interessen  des  Publikums  stets  Rechnung  getragen 
hat,  ebenfalls  auf  die  genannte  Außenhandelsstelle  übernommen 
werden  kann. 

Die  Außenhandelsstelle  für  den  Exporthandel  hat  uns  gegen- 
über mit  Schreiben  vom  11.  September  1922  erklärt,  daß  sie 
ausreichende  neue  Büroräume  bezogen  hat  und  daß  keine  techni- 
schen Bedenken  bestehen,  der  Außenhandelsstelle  für  den 
Exporthandel  die  erwähnte  neue  Aufgabe  zu  übertragen. 

Das  materielle  Verfahren  bei  der  Außenhandelsstelle  für 
den  Exporthandel  würde  gemäß  der  geseßlichen  Vorschrift  der 
Ausführungsbestimmungen  zu  der  Verordnung  über  die  Außen- 
handelskontrolle vom  8.  April  1920  § 1 Absaß  2 eine  besondere 
Zulassung  der  Einzelfirmen  vorausseßen.  Geseßliche  Richtlinien 
für  die  Zulassung  und  für  die  Mitgliedschaft  bei  der  Außen- 
handelssielle  bestehen  jedoch  nicht.  Es  wird  daher  ohne 
weiteres  möglich  sein,  durch  Verwaltungsanordnung  für  den 
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kleinen  Exporthandel  erleichterte,  von  den  für  den  Groghandel 
geltenden  Vorschriften  abweichende  Zulassungsbestimmungen 
zu  treffen,  etwa  in  der  Weise,  dag  jede  von  der  Handelskammer 
als  zuverlässig  bezeichnete  Exportfirma  für  den  Kleinverkehi 
ohne  weiteres  zugelassen  werden  kann,  wenn  der  Wert  des 
Einzelsammelantrages  beispielsmägig  25  000  M.  und  die  Zahl  der 
gesamten,  innerhalb  eines  Monats  gestellten  Anträge  nicht 
übersteigt.  Ob  und  inwieweit  schon  jegt  an  eine  Übernahme 
des  Publikumverkehrs  (Ausfuhr  von  neuem  Reisegut,  Umzugsgut 
und  ähnliches)  durch  die  Augenhandelsstelle  für  den  Export- 
handel gedacht  werden  kann,  bleibt  zunächst  dahingestellt.“ 

Anwalts««! ressen  für  AnslaiKlsdentsche. 

Der  D.  I.  u.  H.  hat  durch  Vermittlung  der  deutschen  diplo- 
matischen Vertretungen  in  den  Hauptstädten  Europas  sich 
Adressen  deutschkorrespondierender  Anwälte  aufgeben  lassen, 
die  auf  Anfrage  den  Mitgliedern  und  den  Interessenten  zur  Ver- 
fügung stehen. 

Äußere  Kennzeichnung  von  Waren. 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft hat  die  Bekanntmachung  über  die  äugere  Kenn- 
zeichnung von  Waren  vom  18.  Mai  1916  (R.  G.  Bl.  S.  380)  durch 
Verordnung  vom  19.  Mai  d.  J.  (R.  G.  BL  S.  483)  erheblich  ge- 
ändert. So  ist  der  Zwang,  auf  den  Packungen  Preis  und  Her- 
stellungspreis aufzudrucken,  aufgehoben. 

Da  noch  gerichtliche  Verfahren  schweben,  die  auf  Grund 
eines  Verstoges  gegen  die  früher  geltenden  Bestimmungen  über 
die  äugere  Kennzeichnung  von  Waren  vom  18.  Mai  1916  einge- 
leitet sind,  bat  der  Präsident  des  D.  I.  u.H.  den  Reichsminister 
für  Ernährung  und  Landwirtschaft,  dafür  einzufreten,  dag  alle 
derartigen  Verfahren  sofort  niedergeschlagen  werden. 

Der  Reichsminisfer  für  Ernährung  und  Landwirtschaft  er- 
widerte darauf,  dag  er  nicht  in  der  Lage  sei,  in  schwebende  Ver- 
handlungen einzugreifen.  Es  müsse  der  Entscheidung  der  Ge- 
richte überlassen  bleiben,  inwieweit  etwa  die  Neufassung  der 
Bekanntmachung  über  die  äugere  Kennzeichnung  von  Waren 
vom  19.  Mai  d.  J.  auf  schwebende  Verfahren  einwirken  könne. 
Vgl.  S.  214. 

■ ' 

Änderung  «lesVei’Bichernngsgesetxes  für  Angestellte 

Dem  Reichstag  ging  im  Juni  1921  ein  im  Reichsarbeits- 
ministerium ausgearbeiteter  Gesegentwurf  über  die  Änderung  der 
Angestelltenversicherung  zu  (Nr.  2153  der  Drucksachen  des 
Reichstags).  Zu  dem  Entwurf  hat  der  Vorläufige  Reichswirt- 
schaftsrat am  1.  Juni  1922  ein  Gutachten  erstattet  (Drucksache 
Nr.  272  von  1920/22  des  Reichswirtschaftsrats).  Der  Reichstag 
hat  die  Reichsregierung  ersucht,  zu  diesem  Gutachten  Stellung 
zu  nehmen 

Im  Reichsarbeitsministerium  fand  daraufhin  vor 
kurzem  mit  den  Ländern  und  den  Spigenkörperschaften  von 
Industrie  und  Handel  eine  Besprechung  statt,  bei  der  auch  der 
Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  vertreten  war. 

Der  Vertreter  des  Reichsarbeitsministeriums  wies  in  seiner 
einleitenden  Rede  darauf  hin,  dag  die  Frage  der  Beitrags- 
leistungen  und  Gehaltsklassen  auszuscheiden  habe, 
da  über  sie  der  Reichstag  bereits  entscheide.  Ebenso  solle  die 
grundsägliche  Frage  der  Verschmelzung  der  Invaliden- 
und  Angestelltenversicherung  ausscheiden,  weil 
hierüber  gleichfalls  schon  in  allernächster  Zeit  eine  Stellung- 
nahme des  Reichstags  zu  erwarten  sei.  Bei  der  Erörterung  der 
nachfolgenden  Punkte  solle  von  der  Voraussegung  ausgegangen 
werden,  dag  die  Verschmelzung  abgelehnt  werden  wird. 

Das  Ministerium  wolle  vor  allem  die  Doppelpflicht- 
versicherung beseitigen.  Gerade  in  den  legten  Jahren  sei 
eine  solche  zwangsläufige  Doppelversicherung ‘für  eine  Reihe 
von  Berufen  eingetreten,  die  hierunter  wegen  der  hohen  Beiträge 
besonders  litten,  z.  B.  die  Büroangestellten.  Bei  der  Aufhebung 
der  Doppelversicherung  müsse  ein  Weg  für  die  Auseinander- 
segung  der  beiden  Versicherungsträger,  der  Invaliden-  und  der 
Angestelltenversicherung,  gefunden  werden.  Die  Schwierigkeiten, 
die  hierbei  entstünden,  hätten  seinerzeit  dazu  geführt,  die 
Doppelversicherung  geseglich  zuzulassen. 

Der  nachfolgenden  Besprechung  lagen  die  vom  Reichs- 
arbeitsministerium aufgestellten  Leitsäge  zugrunde: 


I.  Versicherungspflicht. 

A.  Empfiehlt  es  sich,  die  Berufsgruppen  des  § 1 des  Ver- 
sicherungsgeseges  für  Angestellte  in  ein  Verzeichnis  als  Anlage 
zu  dem  Geseg  aufzunehmen? 

Dies  wurde  von  dem  Vertreter  des  Reichsarbeitsministeriums 
verneint,  weil  ein  solcher  Katalog  niemals  erschöpfend  sein  und 
Zweifelsfälle  doch  nicht  restlos  ausschliegen  könnte.  Für  später 
könne  jedoch  erwogen  werden,  dem  Reichsversicherungsamt  die 
Aufstellung  eines  solchen  Katalogs  in  Gestalt  einer  Anleitung  zu 
überlassen. 

B.  Dagegen  werden  folgende  Einzeländerungen  im  Geseg 
vorgeschlagen: 

a)  ln  den  § 1 Abs.  1 Nr.  2 werden  alle  Büroangestellten  ein- 
schlieglich  der  Bürolehrlinge  und  der  Werkstattschreiber 
aufgenommen,  soweit  sie  nicht  überwiegend  mit  niederen 
Dienstleistungen  beschäftigt  sind.  Das  bisherige  llnter- 
scheidungsmittel  der  '„mechanischen  Verrichtungen“  soll 
fallen  gelassen  werden.  Die  Tätigkeit  während  der  Aus- 
bildung soll  von  Anfang  an  der  gleichen  Versicherung  zu- 
gewiesen werden  wie  die  spätere  Tätigkeit  nach  der  Aus- 
bildung. 

b)  ln  § 1 Abs.  I Nr.  3 werden  zugesegt: 

„Handlungslehrlinge,  Lehrlinge  in  Apotheken  und  Ver- 
käufer in  nicht  kaufmännischen  Betrieben," 

Die  zulegi  genannten  Berufe  mit  Rücksicht  auf  die  grogen 
Schwierigkeiten  der  bisherigen  Rechtssprechung. 

c)  In  § 1 Abs.  1 Nr.  4 wird  das  Wort  „Orchestermitglieder“ 
ersegt  durch  „Musiker“. 

C.  § 1226  der  Reichsversicherungsordnung  erhält  zur  Be- 
seitigung der  doppelten  Pflichtversicherung,  die  hier  besonders 
häufig  war,  im  Absag  II  folgende  Fassung: 

1.  Arbeiter,  Gesellen,  Dienstboten, 

2.  die  Schiffsbesagung  deutscher  Seefahrzeuge  und  die  Be- 
sagung  von  Fahrzeugen  der  Binnenschiffahrt,  aus- 
genommen auf  Seefahrzeugen  Kapitäne,  Offiziere  des 
Decks  und  Maschinendienstes,  Verwalter  und  Verwaltungs- 
assistenten sowie  die  in  einer  ähnlich  gehobenen  oder 
höheren  Stellen  befindlichen  Angestellten,  ferner  die 
Schiffsführer  auf  Fahrzeugen  der  Binnenschiffahrt, 

3.  Gehilfen  und  Lehrlinge,  soweit  sie  nicht  nach  dem  Ver- 
sicherungsgeseg  für  Angestellte  versichert  sind. 

Eine  freiwillige  Doppelversicherung  kann  auch  in  Zukunft 
stattfinden. 

D.  Wanderversicherte  (d.  h.  diejenigen  Versicherten, 
die  je  nach  Art  der  Beschäftigung  von  der  Invaliden-  zur  An- 
gestelltenversicherung übergehen  oder  umgekehrt).  Für  das 
ganze  Arbeitsleben  soll  hier  nach  Auffassung  des  Reichsarbeits- 
ministeriums grundsäglich  ein  einheitlicher  Versicherungsschug 
für  die  Fälle  der  Invalidität  und  der  Berufsunfähigkeit  sowie  des 
Alters  gewährt  werden.  Im  einzelnen: 

1.  Die  Beitragsentrichtung  zur  Invalidenversicherung  ver- 
hütet den  Verlust  der  Anwartschaft  in  der  Angestellten- 
versicherung  und  umgekehrt  (4  Beitragswochen  gleich 
1 Beitragsmonat). 

2.  Die  Beitragszeiten  (gleichgültig,  ob  aus  Pflicht-  oder  frei- 
willigen Leistungen)  der  einen  Versicherung  werden  renten- 
steigernd bei  der  anderen  Versicherung  angerechnet.  Die 
Beitragszeiten  zur  Angesielltenversicherung  werden  bei 
Berechnung  des  Anteils  zur  Altersrente  der  Versiche- 
rungsanstalt (§  1293  der  Reichsversicherungsordnung)  be- 
rücksichtigt. 

3.  Ist  die  Wartezeit  in  der  Angestelltenversicherung  nicht  er- 
füllt, so  werden  die  Beiträge  zu  dieser  Versicherung  für 
die  Erfüllung  der  Wartezeit  in  der  Invalidenversicherung 
als  freiwillige  Beiträge  angerechnet. 

4.  Ist  die  Wartezeit  für  das  Ruhegeld  und  die  Invalidenrente 
erfüllt,  so  können  der  Versicherte  oder  seine  Hinter- 
bliebenen nur  das  Ruhegeld  und  die  Hinterbliebenenrente 
der  Angestelltenversicherung  oder  die  Invalidenrente  und 
die  Hinterbliebenenrente  der  Invalidenversicherung  bean- 
spruchen. Die  von  dem  Versicherten  getroffene  Wahl  ist 
auch  für  seine  Hinterbliebenen  bindend.  Der  Grundsag  der 
Rentensteigerung  bleibt  bestehen  (vergl.  D.  Nr.  2).  Die 
Altersrente  der  Invalidenversicherung  ruht  nicht  nur,  wenn 
die  Invalidenrente,  sondern  auch  dann,  wenn  das  Ruhe- 
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geld  bewilligt  wird  (vergl.  § 1318  der  Reichsversicherungs- 
ordnung). § 398  des  Angesielltenversicherungsgesebes 
wird  dementsprechend  ergänzt  werden  müssen. 

5.  Beiträge  zu  einem  Versicherungszweig,  die  bei  den 
Rentenberechnungen  für  den  anderen  Versicherungszweig 
berücksichtigt  werden,  sind  jährlich  unter  'Vermittlung  des 
Reichsversicherungsamts  auszugleichen.  Dies  seht  vor- 
aus, dak  beim  Reichsversicherungsamt  eine  besondere  Ab- 
teilung für  Angestelltenversicherung  eingerichtet  wird. 

Nachteile,  die  einem  Versicherungszweig  durch  Ge- 
währung der  Renten  unter  Berücksichtigung  von  Bei- 
trägen zu  dem  anderen  Versicherungszweig  entstehen,  hat 
das  Reichsversicherungsamt  nach  schäkungsweiser  Be- 
rechnung auszugleichen. 

6.  Versicherungsfrei  in  der  Invaliden-  und  Angestelltenver- 
sicherung ist,  wer  eine  reichsgesekliche  Invaliden-  oder 
Witwenrente  oder  ein  Ruhegeld  bezieht  oder  invalide  ist. 
Gleiches  gilt  für  Witwen,  welche  die  Witwenrente  nach 
Maßgabe  der  Reichsversicherungsordnung  beziehen. 

II.  Instanzen. 

A.  Die  Rentenfestsehung  erfolgt  durch  Bescheid  der  Reichs- 
versicherungsanstalt im  Verwaltungsweg  nach  vorheriger  Be- 
gutachtung durch  die  Vertrauensmänner.  Die  Anstalt  erläßt  auch 
bei  Streit  im  Beiiragsverfahren  einen  Bescheid,  der  rechts- 
kräftig ist. 

B.  Die  Berufung  gegen  den  Bescheid  der  Reichsversiche- 
rungsanstalt in  Rentensachen  und  Beitragsstreitigkeiten  geht  an 
Angestelltenkammern,  die  bei  einzelnen  Oberversicherungs- 
ämtern errichtet  werden.  Sie  bilden  eine  besondere  Abteilung, 
die  an  das  Oberversicherungsamt  nach  dem  Vorbilde  der  Ver- 
sorgungsgerichte angegliedert  wird.  Jedoch  werden  sie  mit 
Beamten  der  Reichsversicherungsanstalt  nach  dem  Vorbilde  des 
iehigen  Rentenausschusses  beseht,  diese  treten  also  nicht  in  den 
Landesdienst,  stehen  aber  unter  der  Aufsicht  des  Direktors  des 
Oberversicherungsamts.  Die  Kosten  trägt  die  Reichsversiche- 
rungsanstalt. 

C.  Als  höchste  entscheidende  Instanz  wird  eine  besondere 
Abteilung  beim  Reichsversicherungsamt  mit  einem  oder  mehreren 
Angestelltensenaten  gebildet.  Vorbild  ist  auch  hier  das  Reichs- 
versorgungsgericht. Die  Beamten  müssen  aber  nicht  notwendig 
Beamte  der  Reichsversicherungsanstalt  sein,  sondern  befinden 
sich  in  der  Rechtsstellung  wie  jeht  das  Oberschiedsgericht  für 
Angestelltenversicherung  mit  der  Abweichung,  dak  die  Aufsicht 
der  Präsident  des  Reichsversicherungsamts  hat. 

D.  Für  Streitigkeiten  in  Grenzfällen  der  Invaliden-  und  An- 
gestelltenversicherung wird  ein  erweiterter  Senat  beim  Reichs- 
versicherungsamt gebildet. 

E.  Die  Beisiber  aller  Angestelltenkammern  und  Angestellten- 
senate sind  von  den  Vertrauensmännern  der  Angestelltenver- 
sicherung zu  wählen. 

III.  Selbstverwaltung. 

A.  Die  Selbstverwaltung  in  der  Angestelltenversicherung 
soll  erweitert  werden. 

B.  Bezüglich  des  Umfanges  der  Erweiterung  sind  zwei 
Gruppen  von  Fragen  auseinander  zu  halten.  Soweit  die  Erweite- 
rung nicht  über  den  Rahmen  des  Makes  an  Selbstverwaltung  hin- 
ausgeht, das  die  Arbeiterversicherung  bereits  besifei,  soll  sie  der 
Angesielltenversicherung  schon  jekt  eingeräumt  werden.  Dar- 
über hinaus  kann  sie  nur  im  Zusammenhang  mit  der  Arbeiterver- 
sicherung erfolgen. 

* * 

* 

In  der  Aussprache  über  die  Leitsäke  des  Reichsarbeits- 
ministeriums wurde  allgemein  bezüglich  des  Kreises  der  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  gefordert,  dak  der  unter  I A der 
Leitsäke  genannte  Katalog  sofort  in  Gestalt  einer  Anleitung  auf- 
gestellt werde,  um  den  beteiligten  Kreisen  wenigstens  einen  An- 
halt zu  geben.  Spätere  Überarbeitungen  dieser  Anleitung 
mükten  Vorbehalten  bleiben. 

Der  Vertreter  der  Landesversicherungsanstalt  erklärte  sich 
gegen  die  Herausnahme  der  Büroangestellten  aus  dem  bisherigen 
Besik stände  der  Invalidenversicherung;  dem  könne  er  nur  zu- 
stimmen, wenn  hierfür  ein  geeigneter  Ausgleich  geschaffen 
würde. 

Der  Ausdruck  „Verkäufer“  in  nicht-kaufmännischen  Betrieben 
unter  I B b wurde  von  verschiedenen  Seiten  als  zu  eng  hin- 
gestellt. Besser  sei  es,  dafür  folgende  Fassung  zu  wählen: 


„oder  in  ähnlicher  Weise  kaufmännisch  beschäftigte  Per-  ; 
sonen“. 

Einigkeit  bestand  darüber,  dak  die  doppelte  Pflicht- 
versicherung grundsäklich  beseitigt  werden  müsse. 

Bezüglich  der  Wanderversicherten  (vergl.  I D)  er- 
klärten sich  die  Vertreter  der  Angestelltengewerkschaften  und 
auch  der  Vertreter  der  Landesversicherungsanstalt  mit  dem  vom 
Reichsarbeitsministerium  vorgeschlagenen  Weg  einverstanden.  | 
Der  Vertreter  der  Landesversicherungsanstalt  forderte  allerdings 
noch,  dak  auch  für  D.  Nr.  3 das  umgekehrte  Verfahren  für  zu- 
lässig erklärt  werde. 

Da  die  Angelegenheit  in  der  nächsten  Sifeung  unseres  Sozial- 
politischen Ausschusses  behandelt  werden  soll,  bitten  wir  die  Mit- 
glieder, uns  zu  der  geplanten  Änderung  des  Versicherungs- 
gesefees  ihre  Stellungnahme  zugehen  zu  lassen.  Weitere 
Abdrücke  dieses  Rundschreibens  können  bis  zum  3.  November 
bei  uns  angefordert  werden.  Vergl.  29.  Jahrg.  S.  324. 

Novelle  vom  36.  August  1931  »nm  Preuß.  Kom- 
munal ab  gaben  gesetz  betreffend  Heranziehung  von 
Arbeitgebern  zu  Beiträgen  für  den  Wohnungsbau,  i 

Das  Preukische  Verwältungsblatt  vom  7.  Oktober  1922  ent- 
hält auf  S.  4 eingehende  Ausführungen  über  die  Novelle  und 
über  die  Ausführungsanweisung,  auf  die  wir  besonders  ver- 
weisen möchten. 

Eisenbahn. 

Kartoffel  Versand. 

Die  GK.  S t o 1 d in  Pommern  teilte  dem  D.  I.  u.  H.  am 
11.  Oktober  folgendes  mit: 

Kaum  hat  der  Kartoffelversand  eingesekL  so  liegen  trok 
aller  Zusicherungen,  die  von  der  Reichsbahnverwaltung  gegeben 
sind,  bereits  wieder  die  dringlichsten  Klagen  über  unzureichende  j 
Wagengestellung  in  unserem  Bezirk  vor.  Im  Westen  heikt  es 
bereits,  dak  die  Landwirte  die  Kartoffeln  zurückhalten. 

Zur  Beruhigung  und  Aufklärung  der  beteiliaten  Kreise  bat 
die  Handelskammer  um  umgehende  Nachrichten  und  erhielt  i 
folgenden  Bescheid  der  Stettiner  Reichsbahn-  j 
d i r e k t i o n : „Für  Kartoffeln  stellen  wir  die  Wagen  durchweg 
bevorzugt.  Die  Bestände  an  gedeckten  Wagen  sind  infolge  des 
aukerordentlich  starken  Kartoffelversandes  so  stark  in  Anspruch 
genommen,  dak  wir  gegenwärtig  nicht  in  der  Lage  sind,  allen  | 
Anforderungen  rechtzeitig  zu  entsprechen.  Wir  sind  gezwungen, 
auch  bei  den  Vorzugssendungen  Teildeckungen  durchzuführen. 
Ausfälle  sind  alsdann  unvermeidlich.  Die  in  unserem  Bezirk 
aufkommenden  leeren  Wagen  reichen  zur  Deckung  des  Bedarfs 
nicht  aus.  Wir  sind  daher  zum  grökten  Teil  auf  die  Zuführung 
aus  anderen  Bezirken  angewiesen.  Hierbei  haben  sich  bisher 
Unzuträglichkeiten  nicht  herausgestellt,  im  Gegenteil,  die  Zu-  ! 
führung  ist  in  aller  Kürze  glatt  von  statten  gegangen.  Von  unser 
Seite  wird  im  Benehmen  mit  der  Zentralstelle  in  Berlin  nichts 
unversucht  gelassen,  um  den  Herbstverkehr  mit  Kartoffeln  zu 
bewältigen,  ln  der  vergangenen  Woche  ist  daher  die  Gestellung 
der  Wagen  für  Kartoffeln  auch  erheblich  günstiger  geworden, 
die  Anforderung  von  G-Wagen  hat  schon  mit  60  v.  H.  gedeckt 
werden  können. 

Soweit  es  die  Bestände  an  gedeckten  Wagen  irgend  zu-  i 
lassen,  werden  wir  auch  weiterhin  den  Bedarf  für  Kartoffeln  nach  j 
Möglichkeit  berücksichtigen.  Wir  ersuchen  ergebenst,  auf  die 
Versender  einzuwirken,  so  lange  die  gelinde  Witterung  anhält, 
auch  offene  Wagen  für  Kartoffeln  zu  verwenden.“ 

Banken. 

Beschlagnahme  ausländischer  Wertpapiere. 

Aus  Anlak  des  Versailler  Vertrages  sind  ausländische  Wert-  1 
papiere  angemeldet  und  vom  Reiche  beschlagnahmt  -worden,  für 
die.  bisher  weder  eine  Abrechnung  erfolgt  noch  überhaupt  eine 
Entschädigung  an  die  Anmeldepflichtigen  gewährt  worden  ist. 
Bis  heute  besteht  Unklarheit  darüber,  wann  und  in  welchem  Be- 
trage diese  Werte  vom  Reiche  bezahlt  werden.  Diese  Ungewik- 
heit,  die  sich  mit  der  zunehmenden  Geldentwertung  und  dem 
immer  gröker  werdenden  Geldbedarf  aukerordentlich  fühlbar 
macht,  hat  zu  einer  ernsten  Beunruhigung  unter  den  Anmelde-  : 
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plliüdigen  geiühri  und  tragt  mdit  dazu  bei,  die  ohnedies  im 
beseßten  uebiet  gegen  die  Maßnahme  des  keiciies  vorhandene 
Mißsnrnmung  zu  mildern.  Die  Erregung  ist  um  so  versianulidier, 
als  geraae  aus  diesem  Kreise  zahlreiche  firmen  durch  Vorkriegs- 
verbinülichkeiien  gegenüber  Angehörigen  der  Enlentemadite  am 
Ausgleichsverfahren  beledigt  sind  und  auch  hier  mlolge  der  ver- 
zögerten Abrechnungen  sehr  benachteiligt  werden.  Durch  diese 
Verschleppung  werden  den  firmen  ohne  ersichtlichen  (jrund 
betrage  vorenthalien,  auf  die  sie  einen  Anspruch  haben  und  not- 
wendig angewiesen  sind.  Die  Fortführung  ihrer  durch  Steuern 
und  andere  Lasien  aller  Art  finanziell  geschwächten  betriebe 
ist  durch  die  Kapitalnot  so  sehr  erschwert,  daß  ihr  Weiterbestehen 
in  frage  gestellt  ist.  Es  sollten  schon  aus  Rücksicht  auf  die 
schwierige  Wirtschaftslage  den  firmen  die  ihnen  zukommenden 
Summen  unverzüglich  ausgezahlt  werden.  Dies  muß  auch  deshalb 
verlangt  werden,  weil  mit  der  Hinausschiebung  der  Abrechnung 
und  mit  weiterer  Markverschlecrderung  die  Entsdiädigungsbe- 
trage  immer  wertloser  werden. 

Zur  Beseitigung  dieses  Llbelstandes  hat  sich  die  Handels- 
kammer zu  Düsseldorf  an  die  zuständigen  Behörden  gewandt 
und  dringend  um  beschleunigte  Abrechnung  und  Auszahlung  der 
tntschadigungsbetrage  ersucht. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Preistreiberei. 

Der  kaufmännische  Verein  für  die  Inseln  Usedom  und  Wohin 
E.  V.  beschäftigte  sich  in  seiner  Sibung  am  30.  September  ein- 
gehend mit  aer  frage  der  Preistreiberei  und  gab  einstimmig 
folgende  Erklärung  ab:  „ln  Anbetracht  der  Notlage,  in  welche 
der  Einzelhandel  durch  die  sprunghaften,  enormen  Steigerungen 
der  Preise  für  alle  Warengattungen  von  seiten  der  Bahnkanten 
und  Grossisten  geraten  ist,  mub  der  Wiederbeschaffungspreis 
unbedingt  zur  Grundlage  der  Kalkulation  im  Einzelhandel  ge- 
macht werden,  da  sonst  mit  dem  unvermeidlichen  Zusammen- 
bruch des  Gesami-Einzelhandels  in  absehbarer  Zeit  zu  rechnen 
ist.“  Vergl.  S.  162. 

Verschiedenes. 

Verpflichtung  nichtbeamteter  Personen. 

Der  P r e u ß.  Minister  für  Handel  und  Gewerbe 
richtete  folgendes  Rundschreiben  an  die  Handelskammern: 

„Der  Verein  gegen  das  Besiechungswesen  hat  in  einer  Ein- 
gabe zur  Sprache  gebracht,  dab  die  Verordnung  gegen  Be- 
stechung und  Geheimnisverrat  nichtbeamteier  Personen  vom 

3.  Mai  1917  (RGbl.  S.  393)  in  der  Fassung  vom  12.  februar  1920 
(RGbl.  S.  230)  nicht  hinreichend  bei  allen  Behörden  und  den  Or- 
ganisationen der  Kriegs-  und  Ubergangswirtschatt  durchgetührt 
würde,  so  dab  häufig  Strafanträge  wegen  Bestechung  und  dergl. 
unwirksam  blieben,  weil  die  in  Frage  kommenden  Angestellten 
nicht  gemäb  den  angezogenen  Verfügungen  verpflichtet  worden 
waren. 

ldi  ersuche,  allen  in  Frage  kommenden  Dienststellen  unter 
Hinweis  auf  meinen  Erlab  vom  31.  Juli  1917  — 11b  5774,  Ha  1090  — 
(HMbl.  S.  236)  die  Durchführung  der  Verordnung  vom  3.  Mai  1917 
(12.  Februar  1920)  erneut  zur  Pflicht  zu  machen.  Die  Verpflich- 
tung ist  unverzüglich  nach  dem  Eintritt  jedes  einzelnen  Ange- 
stellten vorzunehmen  und  nicht  auf  Termine  zu  sogenannten 
Sammelverpflichtungen  zurückzustellen.“ 

Wacher. 

Das  thüringische  Justizministerium  hat  unter  dem 
8.  September  d.  J.  — Th.  V.  6505/22  — folgende  Anordnung  über 
die  Einführung  eines  schleunigen  Verfahrens  in  Wuchersachen 
erlassen: 

„Bei  der  Preistreiberei  mit  Gegenständen  des  täglichen  Be- 
darfs, insbesondere  Lebensmitteln,  mub  die  Strafe  der  Tat  mög- 
lichst rasch  auf  dem  Fub  folgen,  wenn  sie  ihren  Zweck  erfüllen 
soll.  Die  Einführung  der  Wuchergerichte  hat,  wie  wir  beobachtet 
haben,  in  Thüringen  noch  nichts  geholfen.  Da  das  geltende 
Strafprozebrecht  kein  wirksames  summarisches  Verfahren  gegen 
Wucherer  und  Preistreiber  kennt,  ist  in  den  thüringischen  Städten, 
wo  sich  Staatsanwaltschaften  befinden,  folgendes  Verfahren  zu 
versuchen: 


1.  An  den  Vormittagen  der  Wodienmarkttage  halten  sich 
ständig  ein  Staatsanwalt  sowie  der  Amtsrichter,  der  die  Straf- 
beiehlssachen  bearbeitet,  bereit. 

z.  Die  Polizei,  die  die  Preise  auf  dem  Wochenmarkt  prüft 
und  an  diesen  lagen  audi  unvermutet  Preisprüfungen  in  üe- 
sdiäften  durdi  sachkundige  Kontrollkommissionen  vornimmt,  führt 
alle  Personen,  bei  denen  der  Verdadit  begründet  ersdieint,  dab 
sie  sidi  der  Preistreiberei  l§  1 Ziffer  2 der  WGV.  vom  27.  No- 
vember 1919  (RGbl.  S.  1909)  oder  des  Wuchers  im  Sinne  der 
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falls immer  mehrere  auf  einmal)  dem  Bereitsdiattsbeamten  der 
Slaatsanwalisdiaft  vor.  Handhabe  hierzu  wird,  abgesehen  von 
§ 127  ff.  der  StPO.,  der  § 7 der  WGV.  bieten,  wenn  der  Preis- 
treiber es  mclit  im  eigensten  Interesse  vorzieht,  freiwillig  mitzu- 
kommen. Zeugen  und  Beweismittel  werden,  wenn  irgend  mög- 
lich, gleich  mitgenommen  oder  telephonisch  herbeigerufen. 

3.  Der  Bereitschaftsbeamte  der  Staatsanwaltschaft  läbt  sich 
von  der  Polizei  über  die  Einzelfalie  sofort  mündlich  Bericht  er- 
siatten  und  begibt  sich,  entweder  sofort  oder  nadidem  mehrere 
falle  zusammengekommen  sind,  mit  den  Beschuldigten  und 
Zeugen  (.Polizeibeamten)  alsbald  zum  Bereilschaftsrichter.  Wenn 
der  Bereilschaftsbeamle  sidi  bereits  vor  Gericht  befindet  und 
neue  Falle  hinzukommen,  entfällt  die  mündlidie  Beriditcrstattung 
des  Polizeibeamten  vor  ihm.  ln  soldien  fällen  begibt  sich  der 
Polizeibeamie  alsbald  zum  Amtsgericht  und  erstattet  dort  den 
Bericht  vor  dem  Richter  und  dem  Staatsanwalt.  § 128  StPO  ist 
zu  beachten. 

4.  Auf  dem  Amtsgericht  wird  jeder  Fall  in  Gegenwart  des  Be- 
reitsdiaftsbeamien  der  Staatsanwaltschaft  und  des  Bereitschalts- 
riditers  in  möglichster  Kurze  sofort  mündlich  erörtert.  Sadi- 
verstandige  und  Zeugen,  die  noch  nicht  zur  Stelle  sind,  werden 
nötigenfalls  durch  den  fernsprecher  herbeigeholt.  Mit  soldien 
Sadiversiandigen,  die  erfahrungsgemäb  am  häufigsten  gebraucht 
werden,  insbesondere  den  Mitgliedern  der  Preisprüfungsstellen, 
hat  die  Staatsanwaltschaft  vorher  mündlich  zu  vereinbaren,  daß 
sie  sidi  oder  ein  Stellvertreter  an  solchen  Wodienmarkigeridits- 
tagen  ständig  bereit  halten,  auf  Fernruf  an  Gerichtsstelle  zu 
erscheinen. 

5.  Die  mündliche  Erörterung  des  Falles  in  der  geschilderten 
Art  soll  nicht  eine  eingehende  Geridilsverhandlung  vorweg- 
nehmen, sondern  nur  auf  schnellste  Weise  eine  ausreichende 
Grundlage  für  den  sofortigen  Erlaß  eines  Strafbefehls  geben. 
Der  Besdiuldigte  hat  nötigenfalls  im  weiteren  Verfahren  nodi 
genügend  Rechtssicherheiten  für  eine  gründlichere  Aufklärung. 
IS.  hierzu  audi  § 10  WGV.)  Der  Bereitschaftsbeamie  der  Staats- 
anwaltschaft hat  den  Inhalt  seines  Antrags  auf  Erlaß  des  Straf- 
befehls alsbald  mündlich  dem  Bereitschaftsriditer  mitzuteilen. 
Um  den  Formerfordernissen  des  § 44/  StPO,  zu  genügen,  ist 
der  Antrag  gleichzeitig  schriftlich  zu  überreichen.  Zu  diesem 
Zwecke  muß  ein  Kanzleibeamter  mit  einer  Sdireibmasdune 
ständig  zur  Stelle  sein. 

Auch  der  Bereitscliaftsrichter  ist  durch  nichts  gehindert,  den 
Inhalt  des  von  ihm  schriftlich  abzufassenden  Strafbefehls  als- 
bald dem  Angesdiuldigten  mündlich  zu  eröffnen.  Die  Nieder- 
sdirifi  des  Strafbefehls  und  Zustellung  werden  sich  unsdiwer  so- 
fort in  der  mündlidien  Verhandlung  oder  im  Anschluß  an  diese, 
solange  sich  der  Angeschuldigte  noch  an  Geriditsstatte  befindet, 
ermoglidien  lassen. 

Der  Besdiuldigte,  der  sich  bei  dem  Strafbefehl  nidit  be- 
ruhigt, wird  nun  zwar  das  Verfahren  in  manchen  Fällen,  wie 
jeßl,  durch  alle  Rechtsgänge  ziehen  können,  aber  doch  nur,  wenn 
die  Vorausseßungen  des  § 12  WGV.  vorliegen.  Im  allgemeinen 
wird  auch  die  Sache  bei  Einspruch  gegen  den  Strafbefehl  gemäß 
§ 8 WGV.  noch  vor  das  Wuchergericht  gebradit  werden  können, 
wodurch,  daß  hier  der  Umfang  der  Beweisaufnahme  nach 
freiem  Ermessen  des  Wuchergerichts  bestimmt  wird  und  Rechts- 
mittel ausgeschlossen  sind  (§§  10  und  13  der  WGV.),  eine  ver- 
hältnismäßig schnelle  Aburteilung  gewährleistet  ist. 

Der  Oberstaatsanwalt  bzw.  Staatsanwalt  wolle  um- 
gehend in  engster  Fühlungnahme  mit  dem  Amtsgericht,  der 
Polizei  und  den  Preisprüfungsstellen  die  zur  sofortigen  Ein- 
richtung und  Durchführung  des  Schnellverfahrens  nofwendigen 
Anordnungen,  soweit  die  Staatsanwaltschaft  betroffen  wird, 
treffen.  Die  Amtsgerichte  erhalten  von  uns  Verfügung.  Außer- 
dem werden  die  Polizeiverwaltungen  und  die  Preisprüfungs- 
stellen vom  Thüringisdien  Ministerium  des  Innern  Weisung  er- 
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halten.  Uber  den  Erfolg  des  Versuchs  ist  uns  bis  zum  1 ■ No- 
vember d.  J.  zu  berichten.  Der  Presse  ist  die  Zahl  der  Per- 
sonen, gegen  die  in  dem  Schnellverfahren  am  Wochenmarknag 
vorgegangen  worden  ist,  jeweils  mitzuieilen.“ 

Der  D.  1.  u.  H.  T.  und  die  Hauptgeineinschaft  des  Deutschen 
Einzelhandels  haben  unter  dem  19.  Oktober  d.  ].  infolge  dieser 
Anordnung  folgende  Schreiben  an  das  Reichsjustizministerium 
gerichtet: 

„Die  Hauplgemeinschafi  des  Deutschen  Einzelhandels  und 
der  mifunterzeichnete  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  über- 
reichen dem  Reichsjustizminister  die  Abschrift  einer  Anordnung 
des  Thüringischen  Justizministeriums  vom  8.  September  über 
die  Einführung  eines  schleunigen  Verfahrens  in  Wuchersachen. 

Wir  halten  diese  Anordnung  als  im  Widerspruch  zum  Reichs- 
recht stehend. 

Es  werden  hier  in  Ubersdireitung  der  Rechtsgarantien  der 
Reichsverfassung  neue  Fälle  der  Verhaftung  geschaffen  und 
zwar  auf  Grund  einer  Verordnung,  während  dies  gemäb  Artikel 
114  der  Reichsverfassung  nur  auf  Grund  von  Gesehen  zulässig 
ist.  Zwar  versucht  die  Verordnung,  diese  willkürlichen  Ver- 
haftungen durch  den  Hinweis  quf  § 127  der  Strafproze&ordnung 
und  § 7 der  Wuchergerichtsverordnung  zu  rechtfertigen.  Dies 
geht  jedoch  fehl. 

Einmal  kann  es  angesichts  des  Wortlautes  des  Artikels  114 
der  Reichsverfassung  zweifelhaft  sein,  ob  die  Wuchergerichts- 
verordnung als  solche  einen  Verhaftungsgrund  aufstellen  kann. 
Wenn  auch  die  Wuchergerichtsverordnung  als  solche  auf  einem 
Geseb  beruht,  so  beruht  doch  die  Verhaftung  gemäb  dem  § 7 
der  Wuchergerichtsverordnung  zunächst  unmittelbar  auf  einer 
Verordnung  und  nur  mittelbar  auf  einem  Geseb.  Gegenüber 
Grundrechten  einer  Verfassung  mufj  aber  die  Zulässigkeit  von 
Ausnahmen  einschränkend  ausgelegt  werden. 

Aber  selbst  wenn  man  den  § 7 der  Wudiergerichisverord- 
nung  trob  Artikel  114  der  Reichsverfassung  für  zulässig  halten 
wollte,  kann  das  vom  Thüringischen  Justizministerium  vor- 
geschriebene Verfahren  doch  nicht  gerechtfertigt  werden.  Denn 
nach  § 7 der  Wuchergerichtsverordnung  darf  eine  vorläufige  Fest- 
nahme erst  „im  Verfahren  vor  den  Wuchergerichten  oder  vor 
den  ordentlichen  Gerichten“  erfolgen,  also  nicht  schon  dann, 
wenn  das  Verfahren  noch  in  der  Hand  der  Polizei  oder  der 
Staatsanwaltschaft  liegt.  Das  Verfahren  vor  den  Wuchergerichien 
beginnt  erst  mit  der  Anklageerhebung.  Dab  das  Thüringische 
Justizministerium  über  das  Reichsrecht  hinausgehen  will,  ergibt 
sich  auch  aus  folgendem  Sabe  der  Verordnung:  „Da  das  geltende 
Strafprozefjrecht  kein  wirksames  summarisches  Verfahren  gegen 
Wucherer  und  Preistreiber  kennt,  ist  in  den  thüringischen 
Städten,  wo  sich  Staatsanwaltschaften  befinden,  folgendes  Ver- 
fahren zu  versuchen.“  — Es  geht  daraus  deutlich  hervor,  dab 
hier  im  Wege  einer  Verordnung  und  nicht  einmal  im  Wege  eines 
Landesgesebes  ein  neuartiges  Strafverfahren  gegen  bestimmte 
Volkskreise  angewendet  werden  soll.  Es  wird  mit  diesem  Sabe 
ausdrücklich  abgelehnt,  dab  man  sich  auf  das  Reichsrecht  be- 
rufen wolle. 


Das  Reidi  hat  unseres  Erachtens  gemäb  Artikel  13  der 
Reichsverfassung  bei  der  Reichsaufsicht  auch  dahin  zu  wirken, 
dab  die  Rechisgesialtung  bei  einer  reichsrechtlichen  Materie  eine 
möglichst  einheitliche  bleibt.  Wenn  das  Verfahren  des  Thüringi- 
schen Ministeriums  in  anderen  Ländern  Nachahmung  findet,  so 
werden  wir  zu  der  widerspruchsvollen  Rechtssprechung  in 
Wuchersachen,  welche  bereits  zu  einer  unerträglichen  Rechts- 
Unsicherheit  breitester  Volksschichten  geführt  hat,  noch  obendrein 
eine  Vielgestaltigkeit  des  Verfahrens  aufzuweisen  haben,  welche 
dem  Ansehen  und  auch  •'dem  inneren  Werte  des  deutschen 
Rechtslebens  nur  schaden  kann. 

Wir  erwarten  vom  Reichsjustizministerium,  dab  es  seine 
Aufmerksamkeit  diesen  Dingen,  die  offenbar  nach  der  ganzen 
Fassung  der  thüringischen  Verordnung  aus  mangelnder  Kenntnis 
wirtschaftlicher  Vorgänge  entsprungen  sind,  seine  erhöhte  Auf- 
merksamkeit zuwendet. 

# 

Wir  beziehen  uns  zugleich  auf  den  Inhalt  der  gemeinsamen 
Eingabe  von  Industrie,  Grobhandel  und  Einzelhandel  vom 
21.  Sept.  und  auf  die  ergänzende  Eingabe  der  Unterzeichneten 
Haupigemeinschaft  vom  23.  Sept.  Es  erscheint  uns  angezeigt, 
dab  die  Grundsäbe  über  die  Berücksichtigung  der  Geldentwertung, 
wie  sie  in  den  in  den  genannten  Eingaben  erwähnten  Äube- 
rungen  des  Reichsjustizministeriums  und  des  Reichswirtschafts- 
ministeriums enthalten  sind,  audi  in  Thüringen  Beachtung  finden." 


Persönliches. 

Dr.  Hillebrecht  ist  am  1.  Oktober  d.  ).  aus  der  Steile  des 
Syndikus  der  Handelskamnfer  zu  Liegnitz  ausgeschieden,  um 
das  Amt  eines  Syndikus  der  Kleinhandelskammer  in  Bremen  zu 
übernehmen,  das  er  am  2.  Oktober  angetreten  hat.  Als  sein 
Nachfolger  wurde  Dr.  J o c h m a n n , bisher  Assistent  der 
Fiandelskammer  zu  Liegnib,  gewählt. 

Die  Handelskammer  H i 1 d e s h e i m hat  als  weiteren,  und 
zwar  hauptamtlichen  Syndikus  den  bisherigen  Abteilungsleiter 
an  der  Handelskammer  Hannover,  Dr.  Hoch,  gewählt,  der  sein 
Amt  am  2.  Oktober  d.  J.  angetreten  hat. 

Dr.  Hans  Wille  wurde  am  1.  Oktober  d.  J.  bei  der  Handels- 
kammer zu  Königsberg  (Pr.)  als  wissenschaftlicher  Hilfs- 
arbeiter angestellt. 


Berichtigung. 

Die  auf  S.  248  abgedruckie  Eingabe  über  <^ie  Handhabung 
des  § 12  des  Tabaksteuergesebes  ist  nicht  von  der  Handels- 
kammer Altona,  sondern  von  der  Handelskammer  Altena 
(Westf.)  an  den  Reichsminister  der  Finanzen  gerichtet  worden. 

In  dem  Artikel  „Heimarbeiierlohngeseb“  auf  S.  235  mub  es 
in  der  iinken  Spalte,  11.  Zeile  statt  § 19  Nr.  1 heiben:  § 19  Nr.  3. 
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Nummer  16 


Zur  Frage  der  Reform  der  volkswirfschaftlichen  Studien. 

Auch  eine  Frage  des  Wiederaufbaus. 

Von  Geh.  Reg. -Rat  Prof.  Dr.  Hermann  Schumacher. 


Die  Frage  der  Reform  der  volkswirtschaftlichen  Studien 
ist  heute  in  ein  kritisches  Stadium  der  Entwicklung  einge- 
treten. Die  Gefahr  ist  groß,  daß  auch  hier  ein  nichts- 
sagendes Schlagwort  die  Herrschaft  gewinnt  und  die  ge- 
sunde Entwicklung  verfälscht.  Dieses  Schlagwort  heißt 
Diplom-Prüfung.  Von  ihrer  Einführung*)  erwartet  man  die 
Beseitigung  aller  Mißsiände  und  Heilung  aller  Wunden.  Ist 
das  berechtigt? 

Eine  jede  Reform  kann  mit  sicherem  Zielbewußtsein  nur 
durchgeführt  werden,  wenn  man  sich  klar  ist,  auf  welchen 
Gründen  sie  sich  aufbauf.  Verliert  man  die  Gründe,  deren 
bestimmendem  Einfluß  alle  Förderungen  untergeordnet 
werden  müssen,  aus  dem  Auge,  gewinnen  Stimmungen  die 
Vorherrschaft,  dann  wächst  ebenso  die  Aussicht  auf  augen- 
blicklichen Beifall  wie  sich  die  Aussicht  auf  dauernden 
Erfolg  vermindert. 

Zwei  Gründe  für  die  Einführung  der  Diplom-Prüfung 
sind  angeführt  worden:  Das  Studium  der  Volkswirtschafts- 
lehre sei  zum  Massensiudium  geworden  und  es  fehle  in  ihm 
und  insbesondere  bei  seinem  Abschluß  an  Gleichmäßigkeit. 
Beides  ist  unbestreitbare  Tatsache,  aber  bedarf  doch  in 
seiner  Bedeutung  für  das  erörterte  Thema  noch  einer  ge- 
naueren Untersuchung. 

Was  zunächst  die  Tatsache  des  Massenstudiums  an- 
langt, so  fragt  es  sich,  wodurch  sie  entstanden  ist.  Sie  seßt 
sich  aus  einer  ganzen  Reihe  verschiedenartiger  Er- 
scheinungen zusammen,  von  denen  keineswegs  alle  für  die 
Diplom-Prüfung  in  Betracht  kommen.  Wer  früher  nicht 
recht  wußte,  was  er  werden  sollte,  studierte  Rechtswissen- 
schaft. Das  hat  heute  fast  ganz  aufgehört.  Statt  der 
Rechtswissenschaft  ist  die  Volkswirtschaftslehre  zu  einem 
Verlegenheitsfach  geworden.  Viele  Studenten  der  National- 
ökonomie werden  Juristen  und  Lehrer.  Das  ist  eine 
vielleicht  bisweilen  übertriebene,  aber  im  Grunde  nicht  un- 
gesunde Bewegung;  es  ist  entschieden  zu  begrüßen,  daß 
beide  Gruppen  von  Studierenden  heute  Wirtschaftsfragen 
ein  so  starkes  Interesse  entgegenbringen.  Dieser  Teil  der 


*)  Von  der  geplanten  Ausführung  der  „Diplomvolkswirt- 
prüfung“ soll  hier  nicht  die  Rede  sein.  Sie  leidet  an  einer  ver- 
hängnisvollen Unklarheit.  Sie  macht  nämlich  den  unzulänglichen 
Versuch,  Abschlußexamen  einerseits  und  Zwischenexamen  für  das 
Doktorexamen  andererseits  miteinander  zu  verschmelzen.  Das  was 
dabei  herauskommt,  kann  weder  nach  der  einen,  noch  nach  der 
anderen  Seite  hin  befriedigen.  Vgl.  meine  ausführlichen 
Darlegungen  in  der  „Deutschen  Allgemeinen  Zeitung“  vom  Ok- 
tober 1922,  wie  in  Schmollers  ahrbuch,  1922,  Heft  3. 


„Massenerscheinung“  kann  also  nicht  zur  Begründung  der 
erörterten  Prüfungsänderung  herangezogen  werden. 

Dasselbe  ist  der  Fall  bei  einer  zweiten.  Strebsame 
Studenten  wollen  auf  der  Universität  sich  nicht  nur  in  einem 
Fachstudium  ausbilden,  sondern  auch  ein  allgemeines  Ver- 
sländnis  für  die  Gegenwart  gewinnen.  Früher  konnte  man 
das  am  leichtesten,  indem  man  in  Geschichtsvorlesungen 
die  Gegenwart  als  ein  Ergebnis  dei  Vergangenheit  zu  ei- 
fassen  suchte.  Heute  glaubt  man  — mit  Recht  oder  Un- 
recht,— das  nicht  mehr  zu  können.  Die  Entwicklung  scheint 
gewaltsam  unterbrochen  zu  sein.  In  den  Händen  der 
Volkswirischaftler  vermutet  man  den  Schlüssel  für  das  Ver- 
ständnis der  Gegenwart.  Das  stellt  einen  zweiten  Teil  der 
„Massenerscheinung“  dar,  der  niciit  zur  Begründung  der 
Dipiom-Prufung  herangezogen  werden  darf. 

Für  diesen  Zweck  können  vielmehr  nur  solche  Studenten 
in  Betracht  kommen,  welche  in  der  Volkswirtschaftslehre 
als  Hauptfach  eine  Abschluß-Prüfung  ablegen  wollen.  Audi 
ihre  Zahl  ist  sehr  angewachsen.  Auch  bei  ihnen  sind  aber 
zwei  Hauptgruppen  zu  unterscheiden.  Einmal  diejenige, 
welche  glaubt,  daß  das  Studium  der  Volkswirtschaftslehre 
den  Weg  des  geringsten  Widerstandes  zum  Doktortitel  dar- 
stellt. Diese  Annahme  ist  zum  Teil  richtig.  Es  sind  tat- 
sächlich an  einzelnen  Universitäten,  vor  allem  unter  dem 
Einfluß  des  Krieges,  Mißstände  entstanden,  die  nicht  scharf 
genug  verurteilt  werden  können.  Wenn  heute  an  einer 
Universität  über  600  Studenten  in  einem  Jahre  zu  Doctores 
rer.  pol.  et  jur.  promoviert  werden,  so  kann  man  das  nicht 
anders  als  eine  Versündigung  an  der  deutschen  Jugend  be- 
zeichnen. Man  läßt  zahllose  junge  Männer  mit  erprobt  un- 
zulänglicher Bildung  ins  Leben  hinaus  und  schadet  damit 
dem  Ruf  der  Wissenschaft.  Nichts  ist  natürlich  damit 
genüßt,  wenn  man  nur  den  Titel  dieser  Männer  ändert.  Ob 
sie  Doktoren  oder  Diplom-Volkswirte  heißen,  ist  für  die 
Allgemeinheit  gleichgültig;  sie  sind  unzulänglich  unter  der 
einen  wie  der  anderen  Etikette;  es  ist  ein  enger,  rein 
akademischer  Gesichtspunkt,  wenn  man  das  Odium  von  dem 
alten  Universitätstitel  des  Doktors  auf  den  von  anderen 
Hochschulen  entwickelten  Diplom-Titel  „verschiebt".  Es 
kommt  nicht  auf  den  Titel,  sondern  auf  die  Sache  an.  Der 
Mißstand  selbst  muß  bekämpft  und  beseitigt,  nicht  durch 
eine  „Reform"  legalisiert  und  verewigt  werden.  Über- 
reichlich ist  der  Beweis  erbracht  worden,  daß  für  den  großen 
Durchschnitt  ein  Studium  von  sechs  Semestern  nicht  aus- 
reicht.  Ein  solches  Studium  ist  vom  Standpunkt  der  Ge- 
samtinteressen Verschwendung.  Zu  ihm  darf  man  weder 
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auf  dem  alten,  noch  auf  dem  neuen  Wege  verleiten,  sondern 
von  ihm  muß  man  abschrecken.  Das  ist  auch  keineswegs 
besonders  schwierig.  Die  Reaktion,  die  sich  gegen  diesen 
Mißstand  nicht  nur  in  Professoren-  und  Studentenkreisen, 
sondern  auch  im  praktischenWirtschaftsleben 
geltend  macht,  läßt  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig.  Der 
Vorschlag,  nach  englischem  und  amerikanischem  Vorbild 
dem  Doktortitel  den  Ort  des  Erwerbs  hinzuzufügen,  findet 
immer  mehr  Beifall;  seine  Verwirklichung  würde  eine 
Korrektur  auf  automatischem  Wege  in  erstaunlich  kurzer 
Frist  herbeiführen;  daß  es  aber  auch  sonst  an  Mitteln  der 
Abhilfe  nicht  fehlt,  wenn  nur  der  ernste  Wille  vorhanden 
ist,  hat  das  frühere  Beispiel  der  Universität  Tübingen 
deutlich  gezeigt. 

Dieser  schreiende  Mißstand,  der  für  eine  Beseitigung 
und  nicht  für  eine  Legalisierung  unter  anderem  Namen 
spricht,  hat  viel  dazu  beigetragen,  daß  auch  sonst  das 
Studium  der  Volkswirtschaftslehre  für  einen  besonders 
leichten  Weg  zum  Doktortitel  betrachtet  wurde.  Das  hing 
damit  zusammen,  daß  der  Krieg  gewissermaßen  die 
Traditionen  in  der  Studentenschaft  zerstört  hatte;  der  er- 
fahrene Bursch  war  ausgestorben;  es  gab  nur  unerfahrene 
Füchse.  Das  zieht  sich  schnell  und  von  selbst  wieder  zurecht, 
ln  Berlin  ist  man  schon  zur  Einsicht  gekommen,  daß  es 
keineswegs  leichter  ist,  den  Doktor  rer.  pol.  als  den  Dr.  phil. 
zu  erwerben,  und  die  Studenten  selbst  haben  keinen 
Zweifel  darüber  gelassen,  daß  sie  ein  Studium  von  acht 
Semestern,  troß  der  Not  der  Zeit,  für  das  Normalstudium 
in  der  Volkswirtschaftslehre  halten. 

Also  diese  Gruppe  kann  auch  für  die  Einführung  einer 
Diplom-Prüfung  nicht  ins  Feld  geführt  werden.  Ein  krasser 
Mißstand  ist  nicht  der  geeignete  Untergrund  für  einen  Neu- 
bau und  ein  zeitweise  in  der  Studentenschaft  verbreiteter 
Irrtum  ist  es  auch  nicht. 

Anders  steht  es  mit  der  zweiten  Untergruppe.  Sie  ist 
aus  der  Umwandlung  der  Handelshochschulen  in  Universi- 
täten entstanden.  Durch  sie  ist  in  den  Universitätsbetrieb 
die  Diplom-Prüfung  der  Handelshochschulen  hineingetragen 
worden.  Diese  in  den  Handelshochschulen  entwickelte 
Prüfung  ist  ungefähr  dasselbe,  wie  jefet  für  die  Universität 
befürwortet  wird.  Man  kann  daher  mit  etwas  Übertreibung 
sagen;  man  will  — ohne  sich  regelmäßig  darüber  klar  zu 
sein  — die  Universitäten  auf  diesem  Gebiet  in  Handels- 
hochschulen verwandeln.  Ist  das  aber  so  einfach  mit  Hilfe 
einer  Prüfung  möglich?  Die  Diplom-Prüfung  der  Handels- 
hochschulen baut  sich  vor  allem  auf  der  Betriebswirt- 
schaftslehre auf.  Die  Betriebswirtschaftslehre  ist 
aber  an  den  Universitäten  aus  guten  Gründen  nicht  so,  wie 
an  den  Handelshochschulen,  vertreten  und  es  ist  eine 
Illusion,  zu  glauben,  man  könne  das,  was  an  den  wenigen 
Handelshochschulen  in  drei  Jahrzehnten,  auch  keineswegs 
in  voll  befriedigender  Weise,  geschaffen  worden  ist,  an  den 
viel  zahlreicheren  Universitäten  in  kurzer  Frist  auch  nur 
halbwegs  befriedigend  schaffen  oder  dafür  auch  einen  nur 
halbwegs  befriedigenden  Ersaß  bilden.  Will  man  in  dieser 
Richtung  ein  Ziel  verfolgen,  dann  muß  man  nicht  mit  der 
leichten  Aufstellung  neuer  Prüfungsvorschriften,  sondern  mit 
dem  mühsamen,  zeitraubenden  und  kostspieligen  Ausbau 
des  Unterrichtswesens  beginnen.  Sonst  schafft  man 
einfach  der  Diplom-Prüfung  der  Handelshochschulen  einen 
unlauteren  Wettbewerb,  der  das  in  Frage  stellt,  was  hier 
in  langer  Arbeit  erreicht  wurde,  und  gibt  damit  Anlaß  zu 
neuen  Mißständen  unerfreulichster  Art.  Was  für  unge- 
wöhnliche Keime  zu  einer  drastischen  Entwicklung  zum 
Absurden  hier  vorliegen,  erkennt  man  am  besten,  wenn 
man  sich  die  Verwirklichung  der  heutigen  Bestrebungen 
vergegenwärtigt.  Alle  Handelshochschulen  sind  nicht 
mehr  mit  der  von  ihnen  entwickelten  Diplom-Prüfung  zu- 
frieden, sondern  streben  nach  dem  Recht  der  Verleihung 
des  Doktortitels,  und  die  Universitäten  werden  (ebenso 


ihrem  eigenen  Charakter  untreu  und  streben  danach,  eine 
ihnen  fremde  Diplom-Prüfung  zur  Einführung  zu  bringen. 
Das  Ergebnis  dieser  Bestrebungen  könnte  nur  sein,  daß 
man  an  den  Universitäten  von  einer  reformbedürftigen 
Doktorprüfung  zu  einer  unzureichenden  Diplomprüfung, 
die  weit  hinter  der  an  den  Handelshochschulen  entwickel- 
ten zurückbleibt,  und  an  den  Handelshochschulen  von 
einer  reformbedürftigen  Diplomprüfung  zu  einer  unzu- 
reichenden Doktorprüfung  übergeht,  bei  der  die  Gefahr 
nicht  gering  ist,  daß  sie  sich  zu  einer  Karikatur  der  an  den 
Universitäten  entwickelten  herausbildet.  Difficile  est, 
satiram  non  scibere. 

Vergegenwärtigt  man  sich  diese  vier  Hauptteile, 
welche  das  einstige  Elite-Studium  der  Volkswirtschafts- 
lehre zu  einem  Massenstudium  werden  ließen,  so  ist  es 
klar,  daß  die  Entwicklung  überall  neue  Aufgaben  ge- 
schaffen hat,  daß  aber  für  keine  von  ihnen  die  allgemeine 
Einführung  der  Diplom-Prüfung  eine  befriedigende  Lösung 
darstellt.  Die  Hauptaufgaben  sind  jedenfalls,  unter  der  Masse 
die  „Elite“,  die  keineswegs  verschwunden  ist,  möglichst 
wenig  leiden  zu  lassen,  und  die  Doktorprüfung  und  die 
Diplom-Prüfung,  wo  sie  gesund  sind,  zu  Schüßen.  In  jedem 
gesunden  Unterrichtswesen  herrscht  der  Grundsaß,  die  zu 
stellenden  Anforderungen  nicht  den  untersten,  sondern 
den  obersten  Schichten  der  Schüler  anzupassen.  Es  muß 
ein  Ideal  aufgerichtet  werden,  dem  nachzustreben  den 
einzelnen  über  sich  selbst  erhebt.  Dem  Universitätsge- 
danken widerstrebt  es,  eine  höhere  und  eine  subalterne 
Laufbahn  gewissermaßen  zu  eröffnen.  Solche  Scheidung 
bildet  sich  einmal  im  Kampf  ums  Dasein  heraus;  sie  ent- 
steht aber  nicht  während  des  Studiums  durch  freie  Wahl 
der  Studierenden.  An  der  Universität  sind  nur 
gleichwertige  A b s c h 1 u ß - P r ü f u n g e n mög- 
lich. Man  kann  meinetwegen  eine  Diplom-Prüfung  neben 
die  Doktor-Prüfung  stellen.  Man  kann  aber  nicht  er- 
warten, daß  eine  Prüfung,  die  die  Vorstufe  für  ein  anderes 
akademisches  Abschluß-Examen  darstellt,  die  Rolle  einer 
Abschluß-Prüfung  ernstlich  und  wirksam  spielt. 

Will  man  aber  das  Gesunde  in  den  bestehenden  Prü- 
fungen bewahren  — und  es  ist  wahrlich  nicht  leicht,  dafür 
einen  mehr  als  papiernen  Ersaß  zu  schaffen!  — so  muß  man 
die  Arbeitsteilung  zwischen  Universität  und  Handelshoch- 
schule wahren.  Beide  sind  aus  ganz  verschiedenen  Bedürf- 
nissen und  für  ganz  verschiedene  Aufgaben  ins  Leben  ge- 
rufen worden.  Natürlich  verirren  sich  die  Studenten 
manchmal,  zum  Teil  aus  mangelnder  Selbsterkenntnis,  zum 
Teil  in  Täuschung  über  die  sachlichen  Aufgaben.  Es  muß 
daher  der  Übergang  von  der  einen  zur  anderen  Anstalt 
erleichtert  werden.  Das  ist  auch  heute  ohne  Schwierigkeit  da 
möglich,  wo  Universität  und  Handelshochschule  an  einem  Ort 
sich  vorfinden.  Wo  das  dagegen  nicht  der  Fall  ist,  liegen  die 
Verhältnisse  heute  etwas  anders  als  vor  dem  Kriege. 
Früher  ermöglichte  es  die  allgemeine  akademische  Frei- 
zügigkeit, auch  die  Handelshochschule  aufzusuchen,  die 
an  einem  anderen  Orte  sich  befindet.  Die  Not  der  Zeit 
hat  diese  Freizügigkeit  gemindert.  Ob  diese  vorüber- 
gehende Tatsache  ausreicht,  die  Forderungen  zu  begründen, 
daß  die  Universitäten  verhandelshochschult  werden,  ist 
zum  mindesten  zweifelhaft,  soll  hier  aber  nicht  im  einzelnen 
untersucht  werden.  Sicherlich  könnte  diese  Forderung  sich 
nur  auf  Universitätsstädte,  die  keine  Handelshochschule 
besißen,  beziehen  und  auch  für  sie  dürfte  diese  Forderung 
nur  aufgestellt  werden,  wenn  die  persönlichen  Kräfte  und 
die  finanziellen  Mittel  ausreichen,  die  sachlichen  Voraus- 
seßungen  für  ihre  Verwirklichung  so  zu  schaffen,  wie  es 
der  Universitäten  würdig  ist. 

Der  zweite  Grund,  der  für  die  Einführung  der  Diplom- 
Prüfung  angeführt  worden  ist,  ist  der,  daß  es  mit  Hilfe 
dieses  neuen  Examens  möglich  sein  werde,  an  den  Uni- 
versitäten eine  bisher  fehlende  „Gleichmäßigkeit“  herzu- 
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stellen.  Es  ist  sogar  mit  Nachdruck  gesagt  worden,  diese 
„Gleichmäßigkeit“  sei  so  wichtig,  daß  man  ihretwegen  auf 
jede  sachliche  Prüfung  des  neuen  Planes  verzichten  könne. 
Ist  das  richtig?  Ist  wirklich  „Gleichmäßigkeit“  auf  diese 
Weise  zu  erreichen  und  ist  „Gleichmäßigkeit“  überhaupt 
ein  Ziel  von  solcher  überragenden  Bedeutung? 

Zur  Beantwortung  der  ersten  Frage  muß  zunächst 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  sachlichen  Voraus- 
sebungen  für  die  neue  Diplom-Prüfung  keineswegs  so 
gleichmäßig  an  allen  Universitäten  gegeben  sind  wie  für 
die  Doktor-Prüfung.  Ich  werde  an  anderem  Orte  aus- 
führen, welche  beträchtliche  Rolle  die  Betriebswirtschafts- 
lehre (Privatwirtschaftslehre)  in  der  Diplom-Prüfung  not- 
wendig zu  spielen  hat.  Dieses  Fach  wird  aber,  wie  ich 
schon  sagte,  bisher  an  den  meisten  Universitäten  nicht  ge- 
lehrt. Auch  wenn  man  die  sachlichen  Bedenken,  die  der 
allgemeinen  Einführung  entgegenstehen,  gering  achtet, 
auch  wenn  die  großen  finanziellen  Mittel,  welche  die  all- 
gemeine Einführung  erfordert,  aufgebracht  werden  können, 
würde  es  in  empfindlichster  Weise  an  den  Menschen  fehlen, 
um  dieses  noch  in  dem  Anfänge  seiner  Entwicklung  be- 
griffene Fach,  dessen  Wissenschaftlichkeit  noch  immer  mit 
mancherlei  nicht  ohne  weiteres  von  der  Hand  zu  weisenden 
Gründen  bezweifelt  wird,  in  sachlich  befriedigender  und 
persönlich  würdiger  Weise  zur  Einführung  zu  bringen.  Daß 
daran  auch  die  deutschen  Unterrichtsverwaltungen  zwei- 
feln, zeigt  die  Verlegenheitsfassung  der  Nr.  8 des  § 4 der 
Vereinbarung  über  die  Anerkennung  des  staatswissen- 
schaff liehen  Doktortitels  vom  27.  Januar  1922.  Schon  hier- 
durch wird  — sowohl  was  die  Vorbereitung  als  auch  was 
den  praktischen  Nußen  anlangt  — ein  erhebliches  Maß 
an  Ungleichmäßigkeiten  in  das  Diplom-Examen  hineinge- 
tragen. Aber  wer  im  Universitätswesen  Erfahrungen  hat, 
weiß  auch,  daß  die  den  Worten  nach  gleiche  Aufzählung 
der  Fächer  in  Wirklichkeit  noch  keineswegs  Gleich- 
mäßigkeit bedingt.  Erstens  umfassen  die  aufgezählten 
Fächer  in  ihrer  Gesamtheit  eine  solche  Fülle  des 
Stoffes,  daß  es  nach  einem  Studium  von  nur  sechs  Se- 
mestern nie  Studenten  geben  wird,  die  ihn  in  allen  Teilen 
auch  nur  notdürftig  beherrschen.  Es  muß  also  eine  Aus- 
wahl getroffen  werden.  Beim  Doktor-Examen  ist  die 
Möglichkeit  gegeben,  daß  das  unter  Berücksichtigung  der 
Interessen  und  der  geistigen  Eigenart  der  Kandidaten  er- 
folgt; bei  der  neu  geplanten  Diplom-Prüfung  besteht  die 
Gefahr,  daß  das  in  Unkenntnis  des  Kandidaten  nach  der 
Willkür  und  nach  dem  Maß  des  Geschicks  oder  Ungeschicks 
des  Examinators  erfolgt.  Zweitens  aber  liegt  die  Haupt- 
quelle der  Ungleichmäßigkeit,  die  sich  beim  Doktor-Examen 
ergibt,  in  der  verschiedenen  Auffassung  und  Begrenzung 
des  einzelnen  Faches.  Wodurch  soll  diese  Quelle  bei  der 
Diplom-Prüfung  verstopft  sein?  Auch  bei  ihr  werden 
Volkswirtschaftslehre  wie  Rechtswissenschaft  nicht  durch 
mehr  als  je  zwei  Examinatoren  geprüft  werden  können. 
Auch  sie  werden  gute  und  schlechte,  strenge  und  milde, 
doktrinäre  und  lebenskundige  Examinatoren  sein.  Über- 
wiegend wird  man  — ob  man  will  oder  nicht  — auf  die- 
selben Personen  angewiesen  sein.  Sie  werden  aber,  wenn 
nicht  überall,  so  doch  vielfach  nicht  ausreichen.  Je  größer 
und  verschiedenartiger  der  Kreis  der  Prüfenden  ist,  um  so 
verschiedenartiger  ist  natürlich  auch  die  Prüfung.  Nicht 
die  papierne  Vorschrift,  sondern  die  lebendigen  Menschen 
sind  schließlich  entscheidend.  Aus  allem  ergibt  sich,  daß 
es  äußerst  zweifelhaft  ist,  ob  sich  in  Wirklichkeit  und  auf 
dem  eingeschlagenen  Wege  die  erstrebte  „Gleichmäßig- 
keit“ erreichen  läßt. 

Aber  wichtiger  ist  die  zweite  Frage,  ob  dieses  Ziel 
auch  erstrebenswert  ist.  Das  bestreite  ich  entschieden. 
Schon  im  allgemeinen  bedeutet  Gleichmäßigkeit  für  alles 
geistige  Leben  die  schlimmste  Gefahr  der  Schabionisierung. 
Nur  weltfremde  Schwärmer  können  glauben,  daß  es  durch 


Vorschriften  möglich  ist.  Tieferstehende  auf  die  Höhe  der 
Höchststehenden  emporzuheben.  Die  Erfahrung  lehrt  viel- 
mehr, daß  wirklidie  Gleichmäßigkeit  immer  nur  auf  Kosten 
der  Besten  erreidit  werden  kann. 

Was  im  allgemeinen  gilt,  gilt  aber  in  gesteigertem 
Maße  von  der  Volkswirtschaftslehre.  Denn  sie  gehört  nicht 
zu  den  Wissensgebieten,  die  sidi,  wie  die  Rechtswissen- 
schaft, zum  großen  Teil  in  Geseßbüchern  fesilegen  läßt; 
sie  bildet  auch  nicht  in  erster  Linie  die  Grundlage  für  eine 
öffentlich-rechtliche,  insbesondere  staatliche  Tätigkeit.  Für 
Richter  und  Lehrer,  auch  Verwaltungsbeamte,  selbst 
Rechtsanwälte  ist  die  Forderung  einer  weitgehenden 
Gleichmäßigkeit  angebracht.  Bei  ihnen  und  bei  ähnlichen 
Berufen  steht  der  vom  Staat  unmittelbar  oder  mittelbar 
bestimmte  Bedarf  so  beherrschend  im  Vordergrund,  daß  da- 
neben alles  andere  verschwindet.  Hier  erfordert  das  Staats- 
interesse eine  gewisse  Fungibiliiät;  einer  muß  an  die  Stelle 
des  anderen  geseßt  werden  können.  Bei  der  Volkswirt- 
schaftslehre ist  das  nicht  der  Fall.  Hier  tritt  die  Staats- 
anstellung zurück  und  wird  es  dauernd  tun,  wenn  die 
Juristen,  wie  es  dringend  geboten  und  in  erfreulicher  Ent- 
wicklung begriffen  ist,  weiter  angehalten  werden,  mit  Wirt- 
schaftsfragen in  ihrem  Studium  sich  gründlicher  zu  be- 
fassen. Alles  spricht  dafür,  daß  der  Bedarf  nach  aka- 
demisch gebildeten  Volkswirten  im  privaten  Wirt- 
schaftsleben und  seinen  Organisationen  immer  größer 
sein  wird,  als  in  Staat  und  Gemeinde.  Der  Bedarf  ist  hier 
also  von  unübersehbarer  Vielseitigkeit.  Dem  muß  auch  das 
Angebot  an  menschlichen  Kräften  entsprechen.  Die  Volks- 
wirtschaftslehre ist  ein  Fach,  das  niemals  in  allen  seinen 
Teilen  von  einem  einzelnen  gemeistert  werden  kann.  Sie  darf 
daher  mit  Recht  für  sich  den  großen  Vorzug  in  Anspruch 
nehmen,  daß  der  einzelne  sich  seinen  besonderen  Inter- 
essen entsprechend  entwickeln  darf.  Wollen  wir  den  viel- 
seitigen Möglichkeiten  der  Verwertung  volkswirtschaft- 
licher Bildung,  die  sich  außerhalb  und  auch  innerhalb  des 
Staates  bieten,  wirklich  gerecht  werden,  dann  müssen  wir, 
ganz  anders  als  das  z.  B.  in  der  Rechtswissenschaft  der 
hall  ist,  junge  Männer  mit  verschiedenartigen  Interessen 
und  Kenntnissen  heranbilden.  Es  muß  nur  wahres  Interesse 
und  nicht  Examensstreberei,  Bildung  und  nicht  Dressur 
sein;  und  Gleichmäßigkeit  ist  nur  in  dem  einen  erstrebens- 
wert, daß  sie  alles  volkswirtschaftliches 
Denken  lernen  sollten,  was  fast  nie  unter  acht 
Semestern  erreicht  werden  kann,  auf  sehr  verschiedenen 
Wegen  sich  gewinnen  läßt,  aber  immer  nur  von  wenigen 
wirklich  erzielt  wird.  Aus  dem  allem  ergibt  sich,  daß  in  der 
Volkswirtschaftslehre  ein  starkes  Bedürfnis  nicht  nadi 
Gleichmäßigkeit,  sondern  nach  Ungleichmäßigkeit  vor- 
handen ist. 

Das  Ziel  des  Strebens  muß  also  ein  anderes  sein.  Es 
kann  nur  in  der  Hebung  der  Bildung,  nicht  in  ihrer  Gleich- 
mäßigkeit bestehen.  Solche  Hebung  ist  dringendstes  Be- 
dürfnis. An  unzureichend  ausgebildeten  Volkswirten  haben 
wir  heute  bereits  wahrlich  keinen  Mangel;  an  ausreichend 
gebildeten  sind  wir  ärmer  als  vielleicht  irgendein  anderes 
großes  Volk.  Nach  ihnen  ist  in  Deutschland,  so  lange  ich 
Dozent  bin,  die  Nachfrage  immer  größer  als  das  Angebot 
gewesen,  und  heute  ist  das  noch  mehr  der  Fall  als  je. 
Männer  mit  der  besten  volkswirtschaftlichen  Bildung,  die 
wir  überhaupt  zu  schaffen  vermögen,  — Vollnational- 
ökonomen — haben  wir  an  allen  Ecken  und  Kanten  nötig, 
und  das  Bewußtsein  dieses  Bedürfnisses  war  noch  nie  so 
wach  wie  heute.  Gewiß,  auch  heute  stehen  wir  noch  weit 
zurück  hinter  England.  Wir  entbehren  des  großen  Vor- 
zugs, dessen  sich  England  dadurch  erfreut,  daß  es  stolz 
die  Volkswirtschaftslehre  als  seine  Schöpfung  betrachtet. 
Dort  stehen  sich  infolgedessen  Wirtschaftswissenschaft  und 
Wirtschaftspraxis  nicht  fremd  und  feindlich  gegenüber;  dort 
dürfen  weder  große  Politiker  noch  große  Geschäftsmänner 
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die  Lehren  der  Wissenschaft  einfach  ignorieren;  dort  weiß 
man  vielmehr,  daß  die  Führung  der  Wirtschaftspolitik  durch 
Regierung  und  Parlament,  wie  auch  Industrie-  und  Bank- 
größen der  nationalökonomischen  Kritik  nicht  entbehren 
kann.  Noch  kürzlich  hat  Sir  Charles  'Addis,  der  erfolg- 
reiche Präsident  der  Hongkong  and  Shanghai  Banking 
Corporation,  seinen  Kollegen  mit  besonderem  Nachdruck 
zugerufen:  When  long  periods  are  concerned,  a iheo- 
r e t i c a 1 economist  is  indispensable  to  business  men, 
und  damit  allseitigen  Beifall  gefunden.  Endlich  beginnt 
diese  Einsicht  auch  in  Deutschland  zu  dämmern;  ein  oft 
noch  sehr  unklarer  Ruf  nach  der  Wissenschaft 
erhebt  sich  gleichzeitig  an  vielen  Stellen,  wo  man  es  bisher 
nicht  vermutet  hätte.  Da  darf  die  Wissenschaft  nicht  ver- 
sagen. Mit  Halbnationalökonomen  und  Viertelnational- 
ökonomen, deren  Ausbildung  die  geplante  Diplom-Prüfung 
nicht  hindert,  sondern  fördert,  ist  nichts  gedient.  Sie 
wecken  nur  durch  ihre  Unreife  immer  von  neuem  Abnei- 
gung und  Mißtrauen  gegenüber  der  Wissenschaft.  Voll- 
nationalökonomen haben  wir  nicht  nur  — wie  akademische 
Weltfremdheit  bisweilen  vermeint  — für  die  Zwecke  der 
Wissenschaft,  sondern  mindestens  ebenso  sehr  f ü r 
die  schwierigen  praktischen  Hauptauf- 
gaben unserer  Zeit  nötig.  Sie  haben  sich  bewährt  und 
nach  ihnen  ist  man  überall  mit  oft  unzulänglichem  Eifer 
auf  der  Suche.  Wer  das  heute  noch  bestreitet,  lebt  ab- 
seits vom  eigentlichen  Leben  unserer  Zeit. 

Es  macht  leider  den  Eindruck,  als  wüßte  die  erwähnte 
Vereinbarung  der  deutschen  Regierungen  von  diesen  Ent- 
wicklungen unserer  Zeit  nichts;  jedenfalls  ist  von  ihrer  Er- 
kenntnis nichts  in  ihnen  zu  bemerken.  Sie  ist  von  dem 
vor  drei  Jahren  voranstehenden,  längst  überholten  Streben 
noch  beherrscht,  die  Produktion  von  billigem  Massengut 
für  die  zahlreichen  neuen  Aufgaben  der  Zeit  zu  steigern; 
von  dem  inzwischen  durchgedrungenen  Geist  hochwertiger 
Qualitätsproduktion  hat  sie  keinen  Hauch  verspürt.  Sie 
verfolgt  ein  Ziel  der  Vergangenheit  und  nicht  der  Zukunft. 

Darum  ist  es  auch  nicht  zu  verwundern,  daß  sie  nichts 
davon  zu  wissen  scheint,  daß  an  der  Hebung  der  volks- 
wirtschaftlichen Bildung  in  den  lebten  drei  Jahren  eifrig 
und  nicht  erfolglos  gearbeitet  worden  ist.  An  mehreren 
Universitäten  ist  es  gelungen,  die  normale  Ausbildung  der 
jungen  Volkswirte  auf  acht  Semester  so  wirksam  hinauf- 
zuschrauben, daß  auch  die  Notwendigkeit  solcher  Aus- 
dehnung des  Studiums  von  dem  besseren  und  wertvollsten 
Teil  der  Studentenschaft  voll  erkannt  worden  ist.  Gleich- 
zeitig sind  die  Examensanforderungen,  z.  B.  in  Berlin,  nach 


schweren  Kämpfen  so  heraufgeseßt  worden,  daß  jedes 
Fach  einer  wirklich  gründlichen  Prüfung  von  40  Minuten 
unterworfen  wird.  Auch  die  Doktor-Dissertation  ist  viel- 
fach aus  den  Mißständen,  in  die  sie,  vor  allem  durch  den 
Krieg,  verfallen  ist,  zur  alten  Höhe  eines  „Meisterstücks“ 
wieder  emporgehoben  worden  und  zwar  nicht  im  Wider- 
spruch mit  den  Wünschen  der  Studenten,  sondern  in  voller 
freier  Anerkennung  ihrer  großen  pädagogischen  Bedeu- 
tung. 

Gegenüber  dieser  starken  und  gesunden  Entwicklung 
mutet  es  rüdeständig  und  naiv  an,  wenn  man  vermeint, 
durch  die  Ablegung  eines  Examens,  das  sich  mit  sechs 
Semestern  begnügt,  das  die  mündliche  Prüfung  auf  wenige 
Minuten  beschränkt  und  das  auf  die  Anfertigung  des 
„Meisterstücks“  zugunsten  höchst  zweifelhafter  Experi- 
mente verzichtet,  ließe  sich  der  Nachweis  erbringen,  daß 
„die  wissenschaftlichen  Grundlagen  für  Stellungen,  die  ein 
selbständiges  Urteilen  über  volkswirtschaftliche  .Zusam- 
menhänge erfordern“,  erworben  sind.  Angesichts  dieser 
überwundenen  Grundanschauung  muß  zunächst  die  For- 
derung mit  allem  Nachdruck  aufgestellt  werden,  daß  das 
mühsam  Aufgebaute  nicht  verständnislos  gefährdet  oder  gar 
brutal  zerstört  werde.  Das  heilst  aber  vor  allem:  durch 
die  Diplom-Prüfung  darf  das  Doktor-Examen,  das  darüber 
hinaus  entwickelt  worden  ist,  nicht  herabgezogen  werden. 
Unter  der  staatlich  approbierten  Massenproduktion  von 
Halb-  und  Viertelnationalökonomen  darf  die  schwierigere 
und  dringlichere  Qualitätsproduktion  von  Vollnationalöko- 
nomen nicht  leiden.  Daß  das  aber  nach  den  Vereinbarun- 
gen vom  27.  Januar  1922  der  Fall  wäre,  wird  an  anderer 
Stelle  ausführlich  dargelegt  werden.  (Vgl.  Schmollers 
Jahrbuch,  1922,  Heft  3.) 

Aber  natürlich  wird  zugestanden,  daß  die  oben  ent- 
wickelten Anforderungen  an  die  Doktor-Prüfung  nicht  all- 
seitige Anerkennung  finden.  Es  gibt  vielmehr  zahlreiche 
Studierende,  welche  nicht  nach  gründlicher  Durchbildung, 
sondern  nur  nach  einem  möglichst  leichten  Abschluß- 
Examen  trachten.  Es  soll  auch  das  Bedürfnis  nicht  ge- 
leugnet werden,  diesen  Weg  des  geringsten  Widerstandes 
zu  erschweren.  Die  Frage  ist  nur,  ob  und  inwieweit  die 
Diplom-Prüfung  in  dieser  Hinsicht  ein  Mittel  der  Hebung 
ist.  Wie  es  nicht  gerechtfertigt  ist,  wegen  dieses  Bedürf- 
nisses die  höheren  Ziele  preiszugeben  oder  zu  vernach- 
lässigen, so  ist  es  auch  ohne  weiteres  nicht  einzusehen, 
wieso  die  Diplom-Prüfung  ein  Allheilmittel  sein  sollte,  s 
Auch  das  kann  hier  nicht  näher  auseinandergeseßt  werden  Ij 
(vgl.  Schmollers  Jahrbuch  a.  a.  0.1.  (285.) 


Poincares  „produktive  Pfänder“ 
und  die  chemische  Industrie  Deutschlands. 


Auf  der  im  August  d.  J.  in  London  abgehaltenen  Konfe- 
renz zur  Regelung  der  deutschen  Zahlungsverpflichtungen 
aus  dem  Versailler  Frieden  spielten  bekanntlich  die  Vor- 
schläge Poincares  zwecks  Schaffung  von  deutschen  Pfän- 
dern und  Garantien  eine  bedeutsame  Rolle.  Außer  auf 
Staatsbergwerke  und  Wälder  im  beseßten  Gebiete  hatte 
Poincare  sein  Augenmerk  auch  auf  die  großen  chemi- 
schen Betriebe  im  beseßten  deutschen  Gebiete  ge- 
richtet. Er  empfahl  nichts  mehr  und  nichts  weniger  als  die 
Überführung  von  60  v.  H.  des  Aktienkapitals  dieser  Gesell- 
schaften in  französischen  Besiß.  Mit  einem  Schlage  wollte 
er  die  chemische  Industrie  Deutschlands  an  ihrer  Wurzel 
treffen,  indem  er  die  Kontrolle  über  die  größten  deutschen 
Teerfarbenfabriken  in  die  Hand  zu  bekommen  suchte. 
Denn  das  war  Poincare  wohl  bekannt,  daß  die  Knebelung 


der  im  beseßten  Gebiete  gelegenen  großen  Farbstoff- 
f a b r i k e n infolge  der  engen  technischen  und  geschäft- 
lichen Zusammenhänge  zwischen  den  einzelnen  Zweigen 
der  chemischen  Industrie  unfehlbar  auch  eine  Schädi- 
gung zahlreicher  anderer  chemischer  Betriebe 
zur  Folge  haben  würde,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  in 
der  Farbstoffindustrie  verwendeten  Hilfsstoffe  zu  liefern 
oder  Erzeugnisse  der  Farbstoffindustrie  weiter  zu  ver-  j 
arbeiten.  Darüber  hinaus  würde  die  Unterstellung  der 
deutschen  Farbstoffabriken  unter  fremde  Aufsicht  vor  allem 
auch  auf  die  die  Farbstoffe  verwendende  deutsche 
Textilindustrie  schädigend  wirken.  Poincares  Plan, 
die  Farbstoffabriken  im  beseßten  deutschen  Gebiete  unter 
französische  Aufsicht  zu  stellen,  würde  also  weit  über  den 

Rahmen  der  chemischen  Industrie  hinaus  die  Produktions-! 
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kraft  Deutschlands  lähmen.  Daher  verfolgen  weite  Kreise 
der  deutschen  Industrie  die  weitere  Entwicklung  dieser  An- 
gelegenheiten mit  gespannter  Aufmerksamkeit,  seitdem  in 
Paris  wieder  Stimmen  laut  geworden  sind,  die  groben  che- 
mischen Betriebe  im  besetjten  Gebiet  als  „produktive 
Pfänder“  heranzuziehen. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  besonders  zeitgemäß 
und  wertvoll  gewesen,  dag  der  Vorsitzende  des  Vereins 
zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen  Industrie 
Deutschlands,  Herr  Geh.  Reg. -Rat  Professor  Dr.  Duisberg, 
auf  der  diesjährigen  Hauptversammlung  des  Vereins  Ge- 
legenheit genommen  hat,  klar  und  deutlich  auseinander- 
zusehen, welche  Stellung  die  chemische  Industrie  den 
Plänen  Poincares  gegenüber  einnimmt.  Seine  Aus- 
führungen verdienen,  über  den  Kreis  der  chemischen 
Industrie  hinaus  gewürdigt  zu  werden,  und  sind  daher  wert, 
hier  im  Wortlaut  wiedergegeben  zu  werden.  Geheimrat 
Duisberg  äufjerte  sich  über  Poincares  Plan  wie  folgt: 

„Endlich  noch  ein  Wort  der  Verteidigung  und  Abwehr 
gegen  das  von  Poincare  geforderte  produktive  Pfand  der 
Beteiligung  mit  60  v.  H.  an  den  im  besetzten  Gebiet  ge- 
legenen deutschen  Farbenfabriken.  Ich  erinnere  zuerst  dar- 
an, mit  welcher  Liebe  sich  die  französische  Regierung,  be- 
sonders während  der  Zeit  des  Waffenstillstandes,  der  im 
besetzten  Gebiet  gelegenen  Farben-  und  Stickstoffabriken 
angenommen  hat.  Ich  rufe  auch  in  Ihrer  aller  Gedächtnis 
zurück  das,  was  ich  im  vorigen  Jahre  über  das  von  dem 
englischen  Major  Lefebure  geschriebene  Buch,  betitelt:  „The 
Riddle  of  the  Rhine“,  gesagt  habe.  Jetzt  ist  dieses  schöne 
Geschichts-  und  Geschichtenbuch,  von  dem  wir  glaubten, 
dab  es,  vor  Scham  rot,  längst  in  die  tiefsten  Tiefen  des 
Meeres  versenkt  worden  sei,  in  französischer  Ausgabe  neu 
erstanden  und  in  Tausenden  von  Exemplaren  in  Frankreich 
verbreitet  worden.  Wie  bei  dem  englischen  Text  Marschall 
Wilson,  so  hat  den  französischen  Text  jetzt  Marschall  Foch 
mit  einem  Vorwort  versehen. 

Er  ersucht  darin  seine  Landsleute,  das  Buch  zu  lesen 
und  die  Vorschläge  des  Verfassers  zu  beachten,  die  be- 
kanntlich auf  eine  Zerstörung  des  gröbten  Teiles  der  deut- 
schen Farbenindustrie  hinauslaufen.  Zweifellos  hat  Poin- 
care Kenntnis  von  diesem  Buch  bekommen  und  darauf 
seine  60-prozentige  Beteiligung  am  Aktienbesib  der  auf 
dem  linken  Rheinufer  gelegenen  Farbenfabriken  (etwa 
80  v.  H.  der  sämtlichen  deutschen  Teerfarbenfabriken  liegen 
im  besetzten  Gebiet)  begründet.  Er  motiviert  diese  ge- 
plante Konfiskation  des  deutschen  Privateigentums  einfach 
damit,  dab  er  behauptet,  diese  Fabriken  wären  imstande, 
wie  in  der  Vergangenheit,  so  auch  in  der  Zukunft,  die  be- 
rüchtigten Giftgase  zu  machen.  Dabei  mub  immer  und 
immer  wieder  daran  erinnert  werden,  dab  sowohl  Frank- 
reich und  England  als  vor  allem  auch  Amerika  ihre  Giftgas- 
fabriken unverändert  erhalten  haben,  während  sie  in 
unseren  deutschen  Werken  durch  die  militärische  Kontroll- 
kommission bis  auf  den  lebten  Stein  zerstört  und  vernichtet 
worden  sind. 

Poincare  ist  immer  noch  schlauer  als  der  mit  ameri- 
kanischem Geist  ausstaffierte  Major  Lefebure,  der  jeb'ge 
Angestellte  der  von  der  englischen  Regierung  mit  Kapital 
unterstübten  British  Dyestuff-Corporation.  Poincare  will 
nicht,  wie  Lefebure  dies  fordert,  unsere  Fabriken  zerstören; 
er  will  sie  vielmehr  durch  die  Überführung  der  Majorität 
des  Aktienkapitals  in  seinen  Besib  zu  einem  wertvollen 
Hilfsmittel  seiner  militaristischen  Politik  machen.  Er  hat 
gleichzeitig  erkannt,  dab  er  auf  diese  Weise  die  wirtschaft- 
liche Macht  der  Farbenindustrie  in  seine  Hand  bekommt 
und  somit  der  größte  Produzent  von  chemischen  Produkten 
der  Welt  wird. 

Zum  Glück  haben  die  Engländer  rechtzeitig  gemerkt, 
wohin  die  Fahrt  geht,  und  deshalb  hat  Lloyd  George  sein 


entscheidendes  Veto  eingelegt  gegen  diese  Beschlagnahme 
der  deutschen  Farbenindustrie  durch  das  an  militärischen 
Machtmitteln  England  bereits  erheblich  überlegene  Frankreich. 

Wir  müssen  aber  damit  rechnen,  dab  Frankreich  auf 
diese  Pläne  zurückkommen  wird.  Jede  vermeintliche  Nicht- 
erfüllung einer  deutschen  Verpflichtung  würde  ausreichen, 
um  erneut  die  Forderung  nach  einem  solchen  produktiven 
Pfand  zu  erheben.  Nicht  einmal  der  Versailler  Friedens- 
vertrag, der  doch  vor  keinem  Mittel  der  wirtschaftlichen 
Ausbeutung  Deutschlands  zurückschreckt,  gibt  einer  solchen 
Enteignung  von  Privatbesib  auch  nur  einen  Schein  von 
Recht.  Gerade  Frankreich  hat  in  Genua  und  Brüssel  von 
Rubland  immerfort  die  Rüdegabe  des  dort  nationalisierten 
französischen  Privateigentums  verlangt  und  davon  die  Auf- 
nahme des  diplomatischen  Verkehrs  mit  der  Sowjetregierung 
abhängig  gemacht.  Müssen  wir  nicht  damit  rechnen,  dab, 
wenn  auf  dem  Wege  einer  Beteiligung  Frankreichs  unsere 
chemische  Industrie  seiner  Habgier  zum  Opfer  gefallen  ist, 
andere  grobe  deutsche  Industrien  nachfolgen  werden?  Und 
darum  mub  diesem  ersten  Versuch  ein  geschlossener  un- 
beugsamer Protest  entgegengesebt  werden. 

Dab  unsere  chemische  Grobindustrie  unter  französi- 
schem Einflub  zum  Stillstand  kommen  würde,  ist  selbstver- 
ständlidi.  Mit  der  Herrschaft  über  das  Kapital  allein  ist 
es  nicht  getan.  Man  mub  auch  den  guten  Willen  und  die 
Zustimmung  der  in  dieser  Industrie  tätigen  Beamten  und 
Arbeiter  haben.  Niemals  würde  sich  die  an  weitgehende 
soziale  Errungenschaften  gewöhnte  deutsche  Arbeiterschaft 
der  rücksichtslosen  Ausbeutung  preisgeben,  wie  sie  z.  B. 
schon  bei  den  französischen  Werksleitern  der  elsässischen 
Kaligruben  zutage  trat,  als  nach  der  Besibergreifung  von 
Elsab-Lothringen  diese  in  französische  Hände  übergingen. 

Eine  auf  solch  hoher  wissenschaftlicher  Grundlage  be- 
ruhende Industrie  mit  langjähriger  Tradition  bedarf  vor 
allem  aber  guter  Führer  und  hervorragender  Persönlich- 
keiten. Dab  man  die  Zustimmung  dieser  Personen  zu  solch 
einem  Raubzug  nie  und  nimmer  bekommen  wird,  dafür  bürge 
ich  mit  meinem  Wort  und  mit  meiner  Person. 

Deutschland  bedarf  zur  Abdeckung  seiner  Reparations- 
pflichten sowie  zur  Einfuhr  von  Lebensmitteln  und  Rohstoffen 
fremder  Devisen  in  grobem  Umfang.  Sie  müssen  über- 
wiegend durch  die  Warenausfuhr  beschafft  werden. 
Die  chemische  Industrie  ist  zurzeit  eine  unserer 
gröbten  Ausfuhrindustrien.  Sie  hat  vor  den  an- 
deren den  bedeutsamen  Vorsprung,  dab  sie  fast 
ausschlieblich  — nur  15  v.  H.  ihrer  Rohmaterialien  kommen 
aus  dem  Auslande  — aus  deutschen  niedrigwertigen  Roh- 
materialien höchstwertige  Produkte,  wie  Farben,  pharma- 
zeutische, photographische  und  Riechstoffprodukte  herstellt. 
Auch  die  aus  dem  Stickstoff  der  Luft  und  dem  Wasserstoff 
des  Wassergases  erzeugten,  für  unsere  Landwirtschaft  so 
wichtigen  und  im  Vergleich  zu  den  Auslandsprodukten  so 
billigen  Stickstoffdüngemittel  dürfen  nicht  vergessen 
werden.  Die  chemische  Industrie  (die  früher  mehr  als 
80  v.  H.  ihrer  Produktion  ins  Ausland  lieferte)  kann  daher 
den  gröbten  Teil  ihrer  im  Export  gewonnenen  Devisen  dem 
Reich  zur  Verfügung  stellen. 

Der  Fortbestand  dieser  Industrie  in  deutscher  Hand  ist 
mithin  für  Deutschlands  Existenz  von  allergröbter  Bedeu- 
tung, und  darum  mub  die  deutsche  chemische  Industrie  und 
mit  ihr  das  deutsche  Volk  flammenden  Protest  gegen  die 
von  Frankreich  drohende  Vergewaltigung  erheben.  — 
Ganz  Deutschland,  ob  Arbeitnehmer,  ob  Arbeitgeber,  mub 
wie  ein  Mann  hinter  uns  stehen,  wenn,  was  zu  fürchten  ist, 
Frankreich  nochmals  die  Hand  nach  unseren  Fabriken  aus- 
strecken sollte. 

Also  Hände  fort  von  der  deutschen  chemischen  Indu- 
strie; nie  werden  wir  dulden,  dab  sie  in  fremden  Besib 
übergeht.“  Wdn.  (288.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts, 


Das  Reparationsproblem. 

So  vielseitig  und  mannigfaltig  die  Pläne  und  Vorschläge 
zwecks  Beseitigung  oder  Abschwächung  der  ungeheueren 
Schädigungen  auch  sein  mögen,  die  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben infolge  der  Zahlungsverpflichtungen  aus  dem  Ver- 
sailler Friedensvertrage  in  steigendem  Maße  be- 
lasten, so  laufen  doch  alle  diese  Ansichten  und  Wünsche  stets 
darauf  hinaus,  daß  alle  Hilfsmittel  leßten  Endes  versagen 
müssen,  wenn  nicht  das  Grundübel  beseitigt  wird:  wenn  nicht 

die  Zahlungs-  und  Sachlieferungsforderungen 
aus  dem  Friedensvertrage  auf  ein  erträgliches  Maß 
eingeschränkt  werden.  Folgende  Beispiele  mögen  dies 
bestätigen. 

Die  bayerische  Staatsregierung  in  ihrer  an  die 
Reichsregierung  gerichteten  Denkschrift:  Alle  von  der  bayerischen 
Staatsregierung  gemachten  Vorschläge  bedeuten  nur  eine  Linde- 
rung des  Übels,  aber  keine  Heilung.  Die  Grundursache 
des  Übels  liegt  in  unseren  Reparationsver- 
pflichtungen. 

Die  Sozialisierungs-Kommission  in  ihrem  Be- 
richt über  die  Stabilisierung  der  Mark:  Für  eine  endgültige 

Stabilisierung  der  deutschen  Währung  ist  (nächst  der  Konsoli- 
dierung der  Reichsfinanzen  und  der  Hebung  der  Produktion)  die 
Lösung  des  Reparationsproblems  unentbehrliche 
Vorausseßung. 

August  Thyssen  in  einem  an  den  Reichskanzler 
Dr.  Wirth  gerichteten  Schreiben  gegen  die  unterschiedslose  Ein- 
führung des  Achtstundentages:  Die  Hauptschuld  an  den  un- 

glücklichen Verhältnissen  in  Deutschland  ist  auf  den  unerfüll- 
baren „Vertrag“  von  Versailles  zurückzuführen. 

Otto  Keinath,  geschäftsführendes  Präsidialmitglied  des 
Zentralverbandes  des  deutschen  Großhandels,  in  einem  Artikel 
über  die  Währungsfrage  („Der  Wiederaufbau“  Nr.  18):  Wer 
ernstlich  an  den  Wiederaufbau  der  deutschen  Währung  und  der 
deutschen  Wirtschaft  gehen  will,  der  muß  die  wirklichen 
Ursachen  des  Verfalls  beseitigen.  Für  Deutschland  liegen 
die  Ursachen  klar  zutage:  Unerfüllbare  Reparations- 
forderungen und  unzureichende  Warenerzeugung. 

Geh.  Reg. - Rat  Professor  Dr.  C.  Duisberg  in  sei- 
nem Bericht  v.  16.  September  1922  über  die  wirtschaftliche  Lage 
in  Deutschland:  „Im  Rückenmark  des  großen  Wirtschaftskörpers 
der  Welt  steckt  als  leßter  Schuß  des  Krieges  noch  die  Kugel 
des  Friedensvertrages  von  Versailles.  Die  Lähmung  des  eng- 
lischen Arbeitsmarktes,  die  Verschuldung  Frankreichs  und 
Italiens,  mit  der  auch  dort  eingetretenen  Verschlechterung  der 
Währung,  des  Franks  und  der  Lire,  die  Absaßstockung  Amerikas 
und  die  rapide  Inflation  Deutschlands,  sie  sind  alle  nur  Ausfall- 
erscheinungen des  verleßten  Rückenmarks  der  Weltwirtschaft. 
Heilung  kann  erst  dann  eintreten,  wenn  diese  Kugel  entfernt 
oder  unschädlich  gemacht  ist;  d.  h.  also,  wenn  der  Ver- 
sailler Vertrag  auf  eine  andere  Basis  gestellt 
und  revidiert  wir d.“ 

Staatssekretär  a.  D.  Dernburg  auf  dem  Internatio- 
nalen Freihandelskongreß  in  Frankfurt  a.  M.  am  24.  Oktober  d.).: 
Deutschland  wird  aus  dem  Zustande  der  Zerrüttung  seiner  Wäh- 
rung und  seiner  Handelspolitik  überhaupt  nicht  herauskommen, 
solange  der  Versailler  Vertrag  wie  eine  Schlinge  um 
den  Hals  des  deutschen  Wirtschaftskörpers  liegt. 

Sir  Albert  Hobson  (Sheffield)  in  der  am  18.  Ok- 
tober d.  ).  abgehaltenen  Jahresversammlung  des  Verbandes  der 
englischen  Handelskammern:  Eine  Revision  des  Ver- 

sailler Vertrages  ist  unvermeidlich.  Ohne  eine 
derartige  Revision  ist  Deutschland  nicht  in  der  Lage,  der  In- 
flation mit  Papiergeld  Einhalt  zu  tun  und  wirtschaftlich  zu  ge- 
sundem — 

Unterdessen  ist  die  Reparationskommission  aus 
Paris  in  Berlin  eingetroffen,  um,  wie  es  heißt, 
mit  der  deutschen  Regierung  über  die  Maßnahmen  zu 
verhandeln,  die  zum  Ausgleich  des  Budgets  und  zur  Stabili- 
sierung der  Mark  führen  sollen.  Gehört  zu  diesen  „Maßnahmen“ 
auch  die  Herabsefeung  der  deutschen  Verpflichtungen  aus  dem 
Versailler  Friedensvertrage?  Das  ist  die  große  Frage,  von 
deren  Beantwortung  die  Zukunft  Deutschlands  abhängt. 

Wdn.  (290.) 


Die  New  Yorker  Börse  und  der  Marksturz. 

Die  „Industrie-  und  Handels-Zeitung“  hat  es  in  ihrer  Nummer 
vom  25.  Oktober  d.  J.  unternommen,  nachzuprüfen,  in  welchem 
Maße  die  New  Yorker  Börse  an  dem  katastrophalen  Mark- 
sturze der  lefelen  Oktobertage  beteiligt  gewesen  ist.  Die  Aus- 
führungen des  Blattes  lauten: 

Die  deutsche  Spekulation,  der  eine  sehr  starke  Beeinflussung 
des  Markkurses  ä la  baisse  unberechtigterweise  vielfach  zuge- 
schrieben wurde,  ist  durch  die  scharfe  Devisennotverordnung 
soweit  wie  möglich  ausgeschaltet  worden.  Denn  selbst  die 
zweifellos  rege  Umsaßtätigkeit  in  ausländischen  Zahlungsmitteln 
an  großstädtischen  Winkelbörsen  ist  insofern  ohne  wesentlichen 
Einfluß  auf  den  deutschen  Devisenmarkt,  als  diese  gezwungen 
sind,  mangels  Erreichbarkeit  nennenswerter  Devisenbeträge  sich 
fast  ganz  auf  den  Notenhandel  zu  beschränken  und  so  nur  den 
Umlauf  ohnedies  kursierender  Valuten  zu  vermitteln  und  zu  er- 
leichtern. Dieser  heimliche  Valutahandel  kann  seinerseits  keine 
direkten  Anforderungen  an  den  öffentlichen  Devisenmarkt  stellen 
und  seine  Hauptversorgungsguellen  sind  die  gewechselten 
Noten  in  Deutschland  reisender  Ausländer. 

Man  kann  daher  einwandfrei  feststellen,  daß  in  der  Haupt- 
sache jeßt  nur  noch  legitimer  deutscher  Devisenbedarf  und  aus- 
ländisches Angebot  von  Markbeträgen  sowie  ausländische 
Baissespekulation  den  Markkurs  zu  drücken  in  der  Lage  sind. 

Wenn  sich  nun  auch  keineswegs  einwandfrei  berechnen 
läßt,  in  welchem  Maße  jede  dieser  beiden  Gruppen  von  Fak- 
toren am  leßten  Sturze  der  Mark  mitgewirkt  haben,  so  läßt  sich 
aus  einem  Vergleich  der  Notierungen  der  Berliner  und  der  New 
Yorker  Börse  doch  der  Schluß  ziehen,  daß  besonders  in  der 
leßten  Zeit  der  ausländische  Faktor  entschieden  stärker  war  als 
der  inländische.  Nachfolgend  ist  die  Dollarparität  entsprechend 
dem  New  Yorker  Markkurs  in  Vergleich  zum  Dollarkurs  an  der  * 
Berliner  Börse  aus  den  leßten  Tagen  gestellt. 

Dollarpariiät  in: 


New  York 

Berlin 

(Schlu&kurs) 

(Amtl.  Mittelkurs) 

(Nachm.-Kurs) 

23.  10. 

4328 

4085 

4050—4100 

21.  10. 

4444 

4430 

4425 

20.  10. 

4000 

3560 

3800 

19.  10. 

3333 

3204 

3200 

18.  10. 

3077 

2900 

2975 

16.  10. 

2908 

2880 

2850 

Hiernach  lag  die  New  Yorker  Dollarparität  in  der  leßten  Zeit, 
wie  aus  diesen  Zahlen  hervorgeht,  fast  immer  und  zuweilen  sehr 
beträchtlich  über  dem  Berliner  amtlichen  und  Nachmittag-Dollar- 
kurs, auf  denen  die  wenige  Stunden  später  einseßende  New 
Yorker  Preisbildung  der  Mark  beruht.  Im  besonderen  bestand 
an  Tagen  wilder  Valuiahausse  in  Deutschland  an  der  New  Yorker 
Börse  die  Tendenz  zur  weiteren  Übertreibung  des  Marktief- 
standes. 

Diese  Tatsache  zeigt  klar  und  deutlich,  in  welchem  Maße  das 
Schicksal  der  deutschen  Mark  in  den  Händen  des  Auslandes 
liegt  und  wie  weit  immer  der  Einfluß  der  deutschen  Spekulation 
auf  die  Entwertung  der  Mark  überschäßt  und  die  der  auslän- 
dischen Spekulation  gerade  in  Krisentagen  unterschäßt  wurde. 
Dieser  Gesichtspunkt  muß  bei  der  Diskussion  von  Maßnahmen 
gegen  weiteren  Sturz  der  Mark  mehr  als  bisher  beachtet 
werden!  (289.) 

l 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Zur  Frage  der  Bemessung  der  Entschädigung  bei  Rückgabe  aus 
dem  beseßten  Gebiet  fortgeführter  Maschinen. 

Die  Firma  L.  unterhält  ein  Mühlenwerk,  das  bis  in  die  ersten 
Zeiten  des  Krieges  durch  einen  Dieselmotor  betrieben  wurde. 
Als  sie  während  des  Krieges  das  für  diesen  Betrieb  erforderliche 
Teeröl  nicht  mehr  in  genügenden  Mengen  erhalten  konnte,  ent- 
schloß sie  sich  infolge  einer  Anregung  des  Reichsmarine-Amtes 
zur  Einrichtung  des  elektrischen  Betriebes  und  kaufte  am  7.  Sep- 
tember 1916  von  der  Kriegswirtschafts-Aktiengesellschaft  einen 
Ds.-Motor  600  PS.  für  500  Volt  bei  370  Umdrehungen,  Fabrikat 
A.  E.  G.,  offen  mit  drei  Lagerböcken  auf  gemeinsamer  Grund- 
platte ohne  Zubehör,  Gewicht  9000  kg,  zum  Preise  von  15  000  M. 
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Gleichzeitig  schloß  sie  mit  dem  Elektrizitätswerk  W.  einen 
Stromlieferungsvertrag.  Da  der  Firma  passende  Transformatoren 
für  den  gekauften  Motor  und  die  Spannung  des  Elektrizitäts- 
werkes nicht  erreichbar  waren,  hat  sie,  um  ihren  Betrieb  aufrecht- 
erhalten zu  können,  einen  anderen  passenden  Motor  mit  passen- 
den Transformatoren  vom  Elektrizitätswerk  W.  gemietet.  Mit 
diesem  Werke  schloß  sie  dann  einen  entsprechenden  Strom- 
lieferungsvertrag  auf  10  Jahre  und  verpflichtete  sich  zur  Rückgabe 
des  Motors  auf  Verlangen  des  Elektrizitätswerkes.  Den  von  der 
Kriegswirtschafts-Aktiengesellschaft  gekauften  Motor  behielt  sie, 
in  der  Erwartung,  dag  der  Krieg  bald  beendet  und  sie  imstande 
sein  würde,  den  Motor  dann  einzubauen  und  passende  Trans- 
formatoren zu  erhalten.  Sie  versuchte  auch,  den  Motor  anderweit 
zu  vermieten;  es  gelang  ihr  aber  trog  mägiger  Mietforderungen 
nicht,  vermutlich,  weil  ein  Motor  von  dieser  Gröge  nicht  zu  ver- 
wenden war. 

Der  Motor  war  aus  den  von  deutschen  Truppen  beseht  ge- 
wesenen Teilen  Frankreichs  entfernt  worden  und  mugte  deshalb 
nach  den  Bestimmungen  des  Waffenstillstandsvertrages  vom 
11.  November  1918  an  Frankreich  zurückgeliefert  werden.  Zu 
diesem  Zwecke  hat  ihn  die  Firma  gemäg  der  Verordnung  vom 
28.  März  1919  (RGbl.  Seite  349)  am  18.  Oktober  1919  an  das 
Sammellager  in  R.  abgeliefert. 

Die  Firma  verlangte  unter  dem  11.  Juni  1921  den  Betrag  von 
300  000  M.  als  Tagespreis  mit  dem  Hinweis,  die  von  der  Reichs- 
rücklieferungskommission angebotene  Summe  von  56  749,80  M. 
entspreche  nicht  der  nach  den  Richtlinien  vom  27.  Mai  1920  (RGbl. 
Seite  1111)  zu  bemessenden  Entschädigung. 

Das  Reichswirtschaftsgericht  hat  die  Entschädigung  auf 
22  000  M.  nebst  5 v.  H.  Zinsen  seit  dem  27.  September  1915  fest- 
gesetzt: 

Aus  der  Begründung: 

An  Stelle  des  dem  Eigentümer  nach  § 7 Abs.  3 der  Verord- 
nung zu  zahlenden  Ubernahmepreises  ist  nach  der  ständigen 
Rechtsprechung  des  Reichswirtschaftsgerichts  nunmehr  nach  Er- 
lag des  Geseges  vom  31.  August  1919  über  Enteignungen  usw.  aus 
Anlag  des  Friedensvertrages  eine  angemessene  Entschädigung 
im  Sinne  des  § 6 dieses  Geseges  auch  in  den  Fällen  zu  zahlen, 
in  denen  es  zu  einer  Enteignung  nicht  gekommen  ist.  Diese  an- 
gemessene Entschädigung  hat  sich  nach  den  vom  Reichswirt- 
schaftsgericht gleichfalls  in  feststehender  Rechtsprechung  nieder- 
gelegten Grundsägen  auf  eine  nach  den  Richtlinien  vom  27.  Mai 
1920  (RGbl.  Seite  1111)  zu  bemessende  Abfindung  zu  be- 
schränken; danach  ist  aber  weder  ein  Anspruch  auf  vollen 
Schadenersag  begründet,  noch  auch  der  von  der  Antragstellerin 
erhobene  Anspruch  auf  Erstattung  der  für  die  Ersagbeschaffung 
aufzuwendenden  Kosten. 

Insbesondere  kann  der  geltend  gemachte  Anspruch  auf  Fest- 
segung  einer  höheren  Entschädigung  nicht  aus  einer  Haftung  des 
Reiches  für  Mängel  im  Recht  hergeleitet  werden.  Abgesehen  da- 
von, dag  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  nicht  ohne 
weiteres  auf  Ansprüche  aus  öffentlichen  Rechtsverhältnissen,  um 
die  es  sich  im  vorliegenden  Falle  handelt,  übertragen  werden 
können,  ist  die  Höhe  der  Entschädigung  durch  besondere  Gesege, 
nämlich  durch  die  Verordnung  vom  28.  März  1919,  das  Geseg 
vom  31.  August  1919  und  die  zu  dessen  Ausführung  ordnungs- 
mägig  erlassenen  und  für  das  Gericht  bindenden  Richtlinien 
begrenzt. 

Nach  diesen  Richtlinien  war  bei  der  Berechnung  der  Ent- 
schädigung von  den  Gestehungskosten  für  die  abgelicferte 
Maschine  und  den  weiteren  notwendigen  Aufwendungen  (§  1) 
auszugehen.  Unter  diesen  Aufwendungen  sind  aber  nur  Auf- 
wendungen für  die  abgelieferte  Maschine  selbst,  nicht  Kosten  für 
andere  Einrichtungen  oder  für  die  Ersagmaschine  zu  verstehen. 


Diese  Gestehungskosten  betragen  unstreitig  . . . 15  000.00  M. 
Dazu  kommen  die  — von  der  Maschinenabgabestelle 
anerkannten  — Aufwendungen  bei  Anschaffung 
der  Maschine  im  Gesamtbeträge  von  ....  2547.50  M. 

ferner,  da  die  Maschine  nicht  benugt  worden  ist 
und  der  Firma  keinen  Gewinn  gebracht  hat,  die 
Zinsen  des  Kaufpreises  vom  7.  September  1916 
bis  zum  27.  September  1919  (Ablieferungstag) 

mit 2 679.60  M. 

endlich  die  unstreitigen  Ablieferungskosten  mit  . . 1 400.00  M. 

zusammen:  21  627.10  M. 


Eine  Wertsteigerung  konnte  im  vorliegenden  Falle  nicht  be- 
rücksichtigt werden,  denn  nach  der  eigenen  Darstellung  der  An- 
tragstellerin war  im  vorliegenden  Falle  eine  Ersagbeshaffung  für 


den  abgelieferten  Motor  nicht  notwendig,  da  sie  diesen  ja  über- 
haupt nicht  in  ihren  Betrieb  eingestellt  hatte.  Wenn  eine  Ersag- 
beschaffung erforderlich  war,  so  war  sie  nol wendig  für  den  auger 
Betrieb  gesegten  Dieselmotor  oder  für  den  an  dessen  Stelle  ge- 
mieteten Motor,  aber  nicht  für  den  abgelieferten. 

Dadurch,  dag  die  Maschinenabgabestelle  die  Notwendigkeit 
der  Ersagbeschaffung  nicht  bestritten,  vielmehr  bei  ihrer  Weri- 
berechnung  zugrunde  gelegt  hat,  ist  das  Gericht  nicht  gebunden. 
Dieses  hat  vielmehr  die  Grundlage  der  Entschädigung  von  Amts 
wegen  nachzuprüfen.  Durch  das  Angebot  der  Maschinenabgabe- 
steile ist  auch  das  Reich  jedenfalls  so  lange  nicht  gebunden,  als 
dieses  nicht  von  dem  Eigentümer  der  Maschine  angenommen,  also 
eine  Einigung  im  Sinne  des  § 7 Abs.  3 der  Verordnung  vom 
28.  März  1919  zustande  gekommen  ist. 

Dafür,  dag  der  Dieselmotor  wegen  Mangels  an  Ol  auger 
Betrieb  gesegt  werden  mugte,  oder  daiür  dag  der  jegt  abge- 
lieferte Motor  sich  für  ihren  Betrieb  als  ungeeignet  erwies,  kann 
die  Firma  jedenfalls  im  Rahmen  der  Verordnung  vom  31.  August 
1919  eine  Entschädigung  nicht  beanspruchen.  Andererseits  war 
eine  Wertminderung  nach  § 2 Ziffer  b der  Richtlinien  nicht  in  Ab- 
zug zu  bringen,  weil  der  Motor  nicht  durch  Gebrauch  und  audi 
sonst  nicht  im  Werte  vermindert  worden  ist.  Die  hiernach  er- 
rechnete  Entschädigung  von  21  627.10  M.,  die  mit  Rücksicht  auf 
etwaige,  nicht  im  einzelnen  nachgewiesene  notwendige  Aufwen- 
dungen im  Sinne  des  § 1 der  Richtlinien  auf  22  000  M.  abgerundet 
worden  ist,  ist  nach  § 8 derselben  seit  dem  oben  genannten  Tage 
der  Ablieferung  mit  5 v.  H.  zu  verzinsen. 

(Urt.  v.  2.  März  1922  - VI.  A.  V.  95/21  — .)  (271.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Der  Reichswirtschaftsminister  erlieg  Verord- 
nungen über: 

Preis  für  H o 1 z s t o f f e.  13.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  734.) 

Ausführungsvorschriften  zur  Verordnung  über  die  Aufbrin- 
gung der  Mittel  für  die  Kohlenwirtschaftsstellen  vom 
20.  Juni  1920.  26.  9.  (D.  R.  vom  28.  September  1922.) 

Bekanntmachung  auf  Grund  dieser  Ausführungsvor- 
schriften. 26.  9.  (D.  R.  vom  28.  September  1922.) 

Einfuhr  von  Waren  des  ersten  Abschnitts  des  Zoll- 
tarifs. 5.  10.  (D.  R.  vom  7.  Oktober  1922.)  (273a.) 

Ausführung  des  Geseges  über  Magnahmen  gegen  die  wirt- 
schaftliche Notlage  der  Presse  vom  21.  Juli  1922. 
(RGbl.  Teil  I S.  629.) 

Der  Reichsminister  für  Wiederaufbau  erlieg 
Bekanntmachungen  über: 

Beitritt  Belgiens  zu  der  Vereinbarung  zwischen  der  Deutschen 
Regierung  und  der  Reparationskommission  über  die  Ausführung 
der  im  Friedensvertrag  übernommenen  Sachleistungen. 
22.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  764.) 

Ausführung  von  Reparationslieferungen  im  freien 
Verkehr  an  Belgien.  2.  10.  (D.  R.  vom  4.  Oktober  1922.) 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft erlieg  eine  Bekanntmachung  über: 

Verbot  der  Einfuhr  von  Kakaoschalen,  Kakao- 
masse und  Hummern.  29.  8.  (Zentralblatt  fiir  das  Deutsche 
Reich  S.  547.) 

Verbot  der  Ausfuhr  von  Fischen.  15.  9.  (Zentralblatt 
für  das  Deutsche  Reich  S.  647.) 

Verbot  der  Einfuhr  von  Lebensmitteln.  11.  9. 
(Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  646.) 

Abhaltung  öjfentlicher  Versteigerungen  von  Butter  und 
sonstigen  Milcherzeugnissen.  26.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  757.) 

Verkehr  mit  Zucker  im  ‘Betriebsjahr  1922/23.  4.  10.  (D.  R. 
vom  4.  Oktober  1922.) 


Spedition  Schiffahrt 

Internationale  Transporte 

STRUCK  & RENCK 

Hamburg  Lübeck  Bremen 

MassengufeSpedition 

Verwiegung  - Bemusterung  - Versicherung  - Lagerung 
Gewichtskontrolle 
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AUS  HANDEL,  INDUSTRIE  und  VERKEHR 

früher  Zeitschrift  „Handel  und  Gewerbe" 

Amtliche  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 


SCHRIFTLEITUNG:  Dr.  Dr.  G WOLFF,  BE 


Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Mandelstags. 

Devisenverordnnng. 

Der  Bankausschuß  des  D.  I.  u.  H.  nahm  am  25.  Oktober 
unter  Hinzuziehung  von  Vertretern  des  Einzelhandelsausschusses 
und  des  Außenhandelsausschusses  des  D.  I.  u.  H.  zu  der  Verord- 
nung gegen  die  Spekulation  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  vom 
12.  Oktober  d.  J.  Stellung  und  gab  zu  dieser  Frage  folgende 
Erklärung  ab: 

„Der  D.  I.  u.  H.  hält  es  für  dringend  geboten,  dag  alle 
geeigneten  Mittel  angewandt  werden,  um  die  Devisenspekulation 
und  -Hamsterei  zu  bekämpfen. 

Um  so  schärfer  muh  dagegen  Stellung  genommen  werden, 
daß,  statt  unter  enger  Fühlung  mit  sachverständigen  Wirtschafts- 
kreisen ein  brauchbares  und  wirksames  Gesetz  zu  schaffen,  ohne 
jede  Anhörung  dieser  Kreise  eine  Devisenordnung  erlassen 
worden  ist,  die  technische  Mängel  schlimmster  Art  aufweist,  eine 
allgemeine  Rechtsunsicherheit  erzeugt,  wirtschaftlich  notwendige 
Maßnahmen  unterbindet,  wesentliche  Zweige  des  Handelsstandes 
brachzulegen  droht,  den  deutschen  Kaufmann  zugunsten  des  nach 
Deutschland  importierenden  Ausländers  benachteiligt  und  des- 
halb nicht  nur  nicht  das  erstrebte  Ziel  erreichen  kann,  sondern 
im  Gegenteil  die  Volkswirtschaft  schädigt  und  leßten  Endes  den 
Sturz  der  Mark  noch  beschleunigt. 

Es  wird  mit  allem  Nachdruck  gefordert,  daß  die  Verordnung, 
die  nach  Anlage  und  Inhalt  einer  Verbesserung  durch  neue  Aus- 
führungsbestimmungen keineswegs  fähig  ist,  unverzüglich  auf- 
gehoben und  durch  ein  taugliches  Geseß  erseht  wird,  zu  dessen 
Vorbereitung  der  D.  I.  u.  H.  seine  Mitwirkung  ausdrücklich  an- 
bietet.“ 

Sitzung  des  Einzelhandelsausschnsses  des  D.  I.  n.  H. 

Der  Einzelhandelsausschuh  des  D.  I.  u.  H.  hält 
am  Dienstag,  den  14.  November  d.  ).,  eine  Sitzung  mit  folgender 
Tagesordnung  ab: 

1.  Wuchergeseßgebung,  Devisenordnung  und  Preiskalkulation. 

2.  Vertretung  des  Wandergewerbes  bei  den  Handelskammern. 

3.  Unterstellung  der  Wäschenäherei  unter  die  Handelskammern. 

4.  Ersah  vor!  Tumultschäden. 

5.  Einzelhandel  und  Pressedienst. 

6.  Verschiedenes: 

Beschwerden  über  Nichteinhaltung  des  Achtstundentages 
im  Einzelhandel. 

Kaufmannshaus  des  deutschen  Einzelhandels. 

Drucklegung  der  Ausschußberichte. 

Mit  Rücksicht  auf  die  steigenden  Kosten  für  die  Drucklegung 
der  Verhandlungen  unserer  Ausschüsse  soll  künftig  davon  Ab- 
stand genommen  werden,  die  Verhandlungen  in  der  bisherigen 
Form  zu  drucken.  Es  sollen  lediglich  die  Beschlüsse  in  der  Zeit- 
schrift veröffentlicht  werden.  Eine  endgültige  Entscheidung  über 
diese  Frage  wird  der  Hauptausschuß  am  13.  November  d.  ).  ge- 
legentlich der  Beratung  unseres  Haushaltsetats  fällen.  Inzwischen 
ist  die  Drucklegung  der  Verhandlungen  des  Verkehrsausschusses 
vom  1.  September,  des  Sozialpolitischen  Ausschusses  vom  15.  Sep- 
tember und  des  Bankausschusses  vom  25.  Oktober  zurückgestellt 
worden.  Die  Beschlüsse  des  ersteren  sind  in  unserer  Zeitschrift 
S.  193,  die  des  Sozialpolitischen  Ausschusses  S.  233  und  die  Er- 
klärung des  Bankausschusses  S.  308  abgedruckt. 

Mitteilungen  über  Warenausstellungen 
als  Drucksache. 

Der  Reichsposiminister  antwortete  auf  die  Eingabe 
des  D.  I.u.H.  (S.  246)  am  8.  Oktober  folgendermaßen: 

„Gedruckte  Mitteilungen,  worin  die  Veranstaltung  einer  Aus- 
stellung von  Waren  angekündigt  wird,  können  weder  als  Reise- 
ankündigung gemäß  § 7,  X Ziffer  7,  der  Postordnung  vom 
22.  Dezember  1921  (R.  G.  Bl.  S.  1609)  noch  als  Ladungs-,  Ein- 
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ladungs-  und  Einberufungskarten  im  Sinne  des  § 7,  X Ziffer  10 
a.  a.  O.  angesehen  werden.  Bei  derartigen  Sendungen  handelt 
es  sich  in  erster  Linie  um  eine  Mitteilung  über  die  Vorführung 
von  Waren,  also  um  eine  Geschäftsreklame.  Hierbei  ist  es  ohne 
Bedeutung,  ob  sich  die  Ausstellung  am  Siße  der  Firma  oder  in 
besonderen  Ausstellungsräumen  oder  aber  an  einem  anderen 
Orte,  wodurch  eine  Reise  des  Vertreters  der  Firma  notwendig 
wird,  befindet.  Die  Versendung  solcher  Mitteilungen  nach  hand- 
schriftlicher oder  mechanischer  Ergänzung  im  Rahmen  der  Be- 
stimmungen im  § 7,  X Ziffer  7 der  Postordnung  gegen  die  Druck- 
sachengebühr ist  daher  unzulässig. 

Im  weiteren  ist  eine  Ausstellung  als  eine  öffentliche  Vv; 
anstaltung  zu  erachten,  die  über  den  Begriff  einer  Zusammen- 
kunft (Postordnung  § 7,  X Ziffer  10)  hinausgeht.  Hiernach  sind 
solche  Mitteilungen  auch  nicht  als  Ladungs-,  Einladungs-  und 
Einberufungskarten  im  Sinne  der  Postordnung  anzusehen. 

Die  im  § 7,  X Ziffer  1 — 16  der  Postordnung  für  den  Druck- 
sachenverkehr zugestandenen  Vergünstigungen  sind  Ausnahmen 
von  der  grundsäßlichen  Vorschrift,  daß  Drucksachen  nichts  Ge- 
schriebenes enthalten  dürfen.  Diese  Bestimmungen  sind  daher 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsäßen  eng  nach  dem  Wortlaut  aus- 
zulegen, eine  sinngemäße  Anwendung  ist  nicht  angängig. 
Weitere  über  den  bisherigen  Umfang  hinausgehende  Zugeständ-  , 
nisse  im  Drucksachenverkehr  würden  zu  unabsehbaren  Berufungen 
führen.  Für  die  zugestandenen  Vergünstigungen  ließe  sich  dann 
überhaupt  keine  feste  Grenze  mehr  ziehen.  Ein  derartiger  Zu- 
stand muß  aber  vermieden  werden. 

Unter  den  obwaltenden  Umständen  bedauere  ich  daher,  dem 
Antrag  des  D.  I.  u.  H.,  die  für  Ladungs-,  Einladungs-  und  Ein- 
berufungskarten bestehenden  Vergünstigungen  auch  auf  Mit- 
teilungen über  Warenausstellungen  auszudehnen,  nicht  ent- 
sprechen zu  können.“  Vgl.  S.  246. 

Erweiterung  des  Stnndungsverfahrens 
der  Telegrammgebühren. 

Die  auf  die  Umfrage  des  D.  I.  u.  H.  in  Handel  und  Gewerbe  I 
29.  Jahrg.  Nr.  22  S.  227  über  die  Erweiterung  des  Stundungs- 
verfahrens der  Telegrammgebühren  eingehenden  Äußerungen  der  1 
Handelskammern  wurden  dem  Reichspostministerium  in  einer  Ein- 
gabe übermittelt  und  dieses  gebeten,  die  Stundung  der  Ge-  : 
bühren  für  Telegramme  auch  dann  zuzulassen,  wenn  die  Tele- 
gramme bei  einer  Post-  oder  Telegraphenanstalt  aufgeliefert 
werden,  die  sich  nicht  am  Wohnort  des  Inhabers  des  Stundungs-  j 
kontos  befinden. 

Der  Reichsposiminister  hat  unterm  7.  Oktober  auf 
diese  Eingaben  folgende  Antwort  erteilt:  „Die  Auflieferung  von 
Telegrammen,  für  welche  die  Gebühren  gestundet  werden  sollen, 
bei  jeder  beliebigen  Telegraphenanstalt  ohne  förmliche  Verein- 
barung zwischen  Aufgeber  und  Annahmestelle  nach  dem  von 
Ihnen  vorgeschlagenen  Verfahren  würde,  wie  eine  eingehende 
Prüfung  ergeben  hat,  einen  erheblichen  Arbeitsaufwand  zur 
Sicherstellung  und  endgültigen  Verrechnung  (Einziehung)  der 
Gebühren  verursachen.  Diese  müßte  durch  eine  entsprechende 
ziemlich  hohe  Sondergebühr  abgegolien  werden.  Die  Neue- 
rung würde  deshalb  voraussichtlich  wenig  Anklang  finden.  Die 
befragten  Dienststellen  und  Interessenkreise  haben  ferner  fast 
sämtlich  die  Bedürfnisfrage  verneint  und  auf  die  zu  erwartenden 
Betrügereien  hingewiesen,  die  sowohl  der  Reichs-Telegraphen- 
verwaltung als  auch  den  an  dem  Verfahren  teilnehmenden  j 
Firmen  pp.  Weiterungen  und  Verluste  bringen  würden.  Nament- 
lich lehnen  große  Firmen  und  Banken  wegen  dieser  befürchteten 
Nachteile  das  Verfahren  ab.“ 

Vgl.  29.  Jahrg.  S.  227. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  im  Güterverkehr. 

Gemäß  der  in  Nummer  9 der  „Deutschen  Wirtschaftszeitung“ 
vom  9.  September  1922  wiedergegebenen  Erklärung  hat  der 
D.  I.  u.  H.  eine  Eingabe  an  das  Reichsverkehrsministe- 
rium gerichtet.  Die  vorläufige  Antwort  lautet  dahin,  daß  die 
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Fiage  der  Erhöhung  der  Haftungsgrenze  für  Kunstgegensfände 
und  Kostbarkeiten  bei  der  ständigen  Tarifkommission  und  im 
Ausschuß  der  Verkehrsinferessen  geprüft  wird.  Weitere  Nach- 
richt behält  sich  der  Reichsverkehrsminister  vor.  Anträgen  auf 
Änderung  des  § 86  (1)  1 der  Eisenbahnverkehrsordnung  wird 
nicht  entsprochen  werden.  Aus  der  Begründung  sind  folgende 
Ausführungen  wichtig: 

„Es  ist  Vom  Reichsgericht  wiederholt  anerkannt  worden,  dak 
die  Diebstahlsgefahr  zu  den  Gefahren  rechnet,  die  mit  der  Be- 
förderung eines  Gutes  im  offenen  Wagen  verbunden  sind.  In 
der  Entscheidung  vom  11.  Februar  1922  — I.  375.  1921  — führt 
das  Reichsgeridit  wörtlich  aus:  „Auch  gehört  der  Diebstahl  zu 
den  mit  dieser  Beförderungsart  verbundenen  Gefahren.“  Ich 
verweise  hierzu  auch  noch  auf  die  Entscheidung  vom  11.  Februar 
1922  — 1.  375.  21  — . Selbst  in  der  von  Ihnen  angeführten  Ent- 
scheidung bekennt  sich  das  Reichsgericht  ausdrücklich  zu  diesem 
Standpunkt.  Wenn  es  hier  irokdem  zu  einer  teilweisen  Ver- 
urteilung des  Eisenbahnfiskus  gelangt,  so  geschieht  dies  nur 
deshalb,  weil  die  Verlustmenge  als  „auffallender  Gewichts- 
abgang“  angesehen  wurde.  Hierfür  haftet  die  Eisenbahn  nach 
dem  Wortlaut  des  § 86  (1)  1 a.O.  bei  Diebstahlsschäden  ohne 
weiteres.  Es  ist  allerdings  zuzugeben,  dak  nicht  jeder  Diebstahl 
unter  die  besonderen  Gefahren  der  in  Rede  stehenden  Be- 
förderungsart fällt,  wie  das  Reichsgericht  wiederholt  ausgeführt 
hat.  Es  muk  vielmehr  stets  im  konkreten  Fall  geprüft  werden, 
ob  nach  den  jeweiligen  Umständen  der  Digbstahlsschaden  aus 
der  genannten  besonderen  Beförderungsgefahr  entstanden  ist 
oder  nach  Ziffer  (2)  des  § 86  entstehen  konnte.  Die  Entscheidung 
über  die.  Frage  der  Haftung  der  Eisenbahn  muk  hiernach  den 
mit  der  selbständigen  Regelung  von  Entschädigungsanträgen 
betrauten  Stellen,  nötigenfalls  den  Gerichten,  von  Fall  zu  Fall 
Vorbehalten  bleiben. 

Auch  der  weiteren  Anregung  auf  Anweisung  der  Reichsbahn- 
direktionen im  Sinne  der  Reichsgerichtsentscheidung  vom 
29.  September  1920  kann  ich  zu  meinem  Bedauern  nicht  ent- 
sprechen. Das  Reichsgericht  kommt  hier  zur  Verurteilung,  weil 
es  sich  um  einen  „auffallenden  Gewichtsabgang“  gehandelt  habe. 
Bei  der  vom  Reichsgericht  gegebenen  allgemeinen  Umschreibung 
dieses  Begriffes  wird  es  zunächst  stets  eine  Tatfrage  bleiben, 
ob  eine  Fehlmenge  als  „auffallender  Gewichtsabgang“  anzusehen 
ist.  Kommt  eine  Reichsbahndirektion  bei  der  Prüfung  der 
Haftungsfrage  zu  dem  Ergebnis,  dak  es  sich  um  „auffallenden 
Gewichtsabgang“  handelt,  so  wird  sie  auch  die  Haftung  aner- 
kennen müssen.  Der  Begriff  „Verlust  ganzes  Stück“  ist  durch 
das  Urteil  des  Kammergerichtes  vom  6.  Mai  1916  dahin  klar- 
gestellt, dak  als  „ganzes  Stück“  ein  verlorenes  Gut  nur  dann 
gilt,  wenn  es  unter  Bezeichnung  des  Inhaltes  und  Angabe  von 
Gewicht,  Zeichen  und  Nummer  in  dem  für  die  Hauptsendung 
ausgestellten  Frachtbriefe  selbständig  aufgeführt  ist.  Diesen 
Standpunkt  haben  sich  andere  Gerichte  auch  zu  eigen  gemacht.“ 

Zu  den  Verhandlungen  über  Neuregelung  der  Verpackungs- 
Vorschrift  im  Deutschen  Eisenbahnverkehrsverband  werden  auch 
vom  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  namhaft  gemachte 
Vertreter  hinzugezogen  wejflen.  Vergl.  S.  193. 

Reichsaufsicht  über  die  Transportversicherung. 

Das  Reichsgesek  vom  12.  Mai  1901  betreffend  die  Aufsicht 
über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen  sieht  eine  Be- 
aufsichtigung der  Transport-  und  Rückversicherung  nicht  vor. 
Das  Gesek  rechtfertigte  dies  seinerzeit  damit,  dak  den  Unter- 
nehmungen, die  sich  mit  der  Transportversicherung  befassen,  als 
vertragschliekende  Teile  fast  stets  geschäftskundige  Kaufleute 
gegenüberständen,  die  ihre  Interessen  selbst  zu  wahren  in  der 
Lage  seien  und  nicht  des  Schukes  durch  das  Gesek  bedürften; 
regelmäkig  kämen  nur  kurz  laufende  Risiken  in  Frage,  und  der 
stark  entwickelte  internationale  Charakter  der  Transportversiche- 
rung bedinge  eine  tunlichst  groke,  möglichst  wenig  eingeengte 
Beweglichkeit. 

Von  verschiedenen  Seiten  wird  neuerdings  gefordert,  auch 
die  Transportversicherung  der  Reichsaufsicht  zu  unterstellen.  Be- 
gründet wird  diese  Maknahme  mit  angeblichen  Miksiänden,  die 
sich  im  Laufe  der  lekten  Zeit  in  der  unbeaufsichtigten  Transport- 
versicherung entwickelt  hätten. 

Im  Reichswirtschaftsministerium  liegt  bereits  ein  Referenten- 
entwurf vor,  der  durch  entsprechende  Änderung  des  Gesekes  von 
1901  die  Ausdehnung  der  Reichsaufsicht  auf  die  Transportver- 
sicherung bezweckt.  Die  Begründung  des  Entwurfs  verweist 


„auf  die  vielfach  unzulängliche  Kapitalausstattung  der  aus- 
schweifenden Neugründungen  in  diesem  Versicherungszweige, 
auf  die  nidit  selten  ungeeignete  Geschäftsführung  bei  jungen 
Transportversicherungsunternehmungen,  auf  die  zahlreichen 
Übergriffe  der  auf  eine  möglichst  rasche  Häufung  von  Ge- 
schäften und  Umsäken  bedachten  Unternehmungen  auf  auf- 
sichtspflichtige Versicherungszweige.  Ganz  besonders  grok 
seien  die  „Mikstände“,  die  durch  die  sogenannten  „fingierten 
Transportlagerversicherungen“  eingerissen  seien“. 

Das  künftige  Gesek  will  dem  Bedürfnis  nach  Bewegungsfrei- 
heit und  rascher  Anpassungsfähigkeit  der  Transportversicherung 
Rechnung  tragen.  Neugründungen  sollen  eines  Zulassungs- 
antrages bedürfen;  für  bestehende  Transportversicherungsunter- 
nehmungen gilt  dies  nidit.  Änderungen  in  den  Geschäftsbedin- 
gungen und  Arbeitsplänen  brauchen  vor  ihrer  Anwendung  dem 
Reichsaufsichtsamt  nicht  zur  Genehmigung  vorgelegt  zu  werden, 
jedoch  will  sich  die  Aufsichtsbehörde  das  Recht  auf  nachträgliche 
Anforderung  der  Versicherungsbedingungen  und  Arbeitspläne 
unter  Vorbehalt  etwa  nötiger  Abänderungen  Vorbehalten.  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  sollen 
für  die  Transportversicherung  in  erweitertem  Make  zulässig  sein. 
Die  bestehenden  Transportversidierungsunternehmungen  haben 
der  Aufsiditsbehörde  auf  Erfordern  die  zur  Klarstellung  ihres 
Geschäftsplanes  erforderlichen  Angaben  zu  machen. 

Wir  bitten  die  Kammern,  zu  der  Frage  der  Reichsaufsicht 
über  die  Transportversicherung  Stellung  zu  nehmen. 

Den  Wortlaut  des  Gesekentwurfes  werden  wir  unsern  Mit- 
gliedern sobald  wie  möglich  zugänglich  machen. 

Steuermarken  und  Überweisungsverfahren 
für  Steuerabzüge. 

Der  D.  1.  u.  H.  richtete  am  23.  Oktober  folgende  Eingabe 
an  den  Reichsminister  der  Finanzen: 

„Wir  sind  gern  bereit,  dem  dortigen  Wunsche  zu  entsprechen 
und  das  Verfahren  der  §§  48—56  der  Durchführungsbestimmungen 
zum  Gesek  über  die  Einkommensteuer  vom  Arbeitslohn  zu 
empfehlen. 

Bezüglich  dieses  Verfahrens  wird  von  einer  Reihe  von 
Handelskammern  eine  Erleichterung  gewünscht,  die  im  wesent- 
lichen darauf  hinauskommt,  dak  die  vereinfachten  Steuerüber- 
weisungsblätter Muster  III  b nicht  vierteljährlich,  sondern  auf 
Wunsch  des  Arbeitgebers  nur  einmal  jährlich  dem  Finanzamt  ein- 
zureichen sind,  wie  dies  für  die  Behörden  allgemein  gilt.  Im 
Interesse  der  Vereinfachung  erscheint  es  uns  sehr  erwünscht, 
diese  Erleichterung  einzuführen;  sie  wird  auch  dazu  beitragen, 
dem  Verfahren  mehr  als  bisher  Eingang  zu  verschaffen.  Be- 
denken dürften  nicht  vorliegen.  Eine  Schädigung  der  Steuer- 
verwaltung wird  unseres  Erachtens  nicht  in  Frage  kommen  können, 
da  die  in  § 50  Absak  2 der  Durchführungsbestimmungen  vorge- 
sehenen geseklichen  Abschlagszahlungen  in  jedem  Fall  zu  leisten 
sein  werden,  auch  wenn  die  Abrechnung  erst  in  längeren 
Zwischenräumen  erfolgt.  Weiter  haben  nach  § 52  die  Finanz- 
kassen darüber  zu  wachen,  dak  die  monatlichen  Abschlags- 
zahlungen pünktlich  erfolgen. 

Die  von  uns  früher  erhobene  Forderung  auf  Ausgabe  von 
Einkommensteuermarken  in  höheren  Geldbeträgen  (500  M.  und 
1000  M.)  wird  dadurch  nicht  gegenstandslos.  Wir  müssen  viel- 
mehr diese  Forderung  im  Interesse  von  Handel  und  Industrie 
erneut  geltend  machen.  Eine  groke  Reihe  von  Handelskammern 
hat  sich  in  jüngster  Zeit  dahin  geäukert,  dak  die  Ausgabe  hoch- 
wertiger Steuermarken  einem  dringenden  praktischen  Bedürfnis 
entspricht.  Demgegenüber  muk  das  dortige  Bedenken,  dak  die 
Herstellung  hochwertiger  Steuermarken  einen  erneuten  Anlak  zu 
Fälschungen  biete,  zurücktreten.  Einige  Handelskammern  halten 
auch  eine  Verkleinerung  der  Steuermarken  für  zweckmäkig“. 

Landessteuergesetz. 

Die  Spikenverbände  von  Industrie  und  Handel,  unter  ihnen 
der  D.I.  u.  H.,  richteten  am  17.  Oktober  die  nachstehende  Ein- 
gabe zum  Entwurf  des  Finanzausgleichsgesekes  (Landessteuer- 
gesekl  an  die  Mitglieder  des  Finanzpolitischen  Aussdiusses  des 
Reichswirtschaftsrats,  des  Reichsrats  und  des  21.  Ausschusses 
des  Reichstags: 

Obwohl  durch  den  vorliegenden  Entwurf  zum  Finanzaus- 
gleichsgesek  (Landessteuergesek)  die  Steuerpflichtigen  in  sehr 
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hohem  Maße  berührt  werden,  ist  entgegen  den  sonst  üblichen 
Gepflogenheiten  den  Berufsvertreiungen  keine  Gelegenheit  ge- 
geben worden,  vorher  zu  den  einzelnen  sich  aus  dem  Geseß 
ergebenden  Problemen  Stellung  zu  nehmen.  Die  Unterzeichneten 
Spißenverbände  sind  daher  erst  heute  in  der  Lage,  den  Herren 
Mitgliedern  der  gesetzgebenden  und  beratenden  Körperschaften 
ihre  nachstehenden  Wünsche  gemeinsam  zu  unterbreiten. 

Die  Finanznot  der  Gemeinden  und  als  deren  Folge  die  maß- 
lose gewerbesteuerliche  Belastung  haben  jetzt  derartige  Formen 
angenommen,  daß  sofortige  und  durchgreifende  Schritte  getan 
werden  müssen,  um  eine  wirksame  Abhilfe  zu  bringen. 

Durch  die  Übernahme  der  Hauptsteuern  durch  das  Reich, 
insbesondere  der  Einkommensteuer,  ist  den  Gemeinden  ihre 
Hauptsfeuerguelle  genommen  worden.  Die  Beteiligung  der  Ge- 
meinden an  den  Reichssteuern  hat  sich  aber  aus  den  ver- 
schiedensten Gründen  als  völlig  unzureichend  erwiesen. 

Es  war  wohl  zunächst  die  Absicht  des  Reiches,  durch  das 
Landessteuergeseß  den  Gemeinden  einen  vollwertigen  Ersaß 
dessen  zu  leisten,  was  ihnen  durch  die  Erzbergerische  Finanzreform 
genommen  worden  war.  Die  tatsächliche  Entwicklung,  die  sich 
nicht  hat  voraussehen  lassen,  zeigt  aber  deutlich,  daß  das 
Landessteuergeseß  die  Finanzbedürfnisse  der  Gemeinden  unter- 
schätzt, und  daß  selbst  diese  zu  geringen  Beträge  bei  der  schwer- 
fälligen und  langsamen  Verteilung  und  bei  der  fortschreitenden 
Geldentwertung  den  Gemeinden  weder  rechtzeitig  noch  voll- 
ständig noch  vollwertig  zugute  kommen.  Die  Gemeinden  sahen 
sich  somit  gezwungen,  auf  die  Gewerbesteuer  als  die  einzig 
ihnen  verbliebene  ertragreiche  und  ausgestaltungsfähige  Steuer- 
quelle zurüdezugreifen. 

Die  ungeheure  Finanznot  der  Gemeinden  ist  verschiedentlich 
von  ihren  Vertretern  dargelegt  worden.  Die  in  leßter  Zeit  seitens 
des  Reichs  getroffenen  Notmaßnahmen:  „Ausschüttung  eines  ein- 
maligen größeren  Betrages  im  September,  Übernahme  eines 
Teiles  der  Besoldungszuschüsse  usw.“  haben  gezeigt,  wie  außer- 
ordentlich kritisch  die  Finanzlage  am  Schluß  des  dritten  Quartals 
war.  Daß  selbst  diese  Maßnahmen  nur  eine  ganz  vorüber- 
gehende Entlastung  brachten,  ergibt  sich  daraus,  daß  in  zahl- 
reichen Gemeinden  den  Gewerbesteuerpflichtigen  eine  Ver- 
doppelung, teilweise  sogar  eine  Verdreifachung  der  Gewerbe- 
steuern angekündigt  wird,  die  bereits  in  ihrer  bisherigen  Höhe 
das  erträgliche  Maß  überschritten  hat.  Wie  unzureichend  selbst 
die  Übernahme  der  Besoldungszuschüsse  durch  das  Reich  ist, 
ergibt  sich  daraus,  daß  diese  Mehrzuweisungen  für  die  Ge- 
meinden nur  das  Neunfache  des  Einkommensteueraufkommens 
von  1919  ausmachen,  während  die  40  v.H.,  die  von  den  Ge- 
meinden zu  tragen  sind,  aber  das  Sechzehnfache  dieses  Auf- 
kommens bedeuten.  Die  Durchsicht  einer  großen  Anzahl  von 
städtischen  Haushaltsplänen  zeigt,  daß  im  Jahre  1913  von  dem 
durch  Steuern  aufzubringenden  Fehlbetrag  durchschnittlich  10  bis 
20  v.  H.  durch  die  Gewerbesteuern  getragen  wurden  und  rund 
60  v.  H.  durch  die  Einkommensteuer,  daß  ferner  in  den  Jahren 
1921  und  1922  40—  60  v.H.  des  Gesamtfehlbetrages  durch  die 
Gewerbesteuerpflichtigen  und  12 — 25  v.H.  durch  die  Anteile  an 
der  Einkommen-,  Körperschafts-  und  Umsaßsteuer  gedeckt 
wurden,  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  diese  Ziffern  nach  dem 
Stande  Mai/Juni  d.  J.  errechnet  sind  und  auch  nur  den  allge- 
meinen Durchschnitt  darstellen  (vgl.  die  anliegende  Tabelle).  Es 
gibt  außerdem  noch  eine  große  Anzahl  von  Gemeinden,  wo  die 
Gewerbesteuerpflichtigen  bei  den  Hauptetats  des  Jahres  1922  den 
Fehlbetrag  mit  90  und  mehr  Prozent  zu  tragen  haben. 

Diese  enorme  Heranziehung  der  Gewerbesteuer  zur  Aus- 
gleichung der  Gemeindeetats  mußte  natürlicherweise  zu  einer 
derartigen  Belastung  des  Gewerbes  führen,  daß  in  den  meisten 
Fällen  nicht  nur  ein  sehr  hoher  Prozentsaß  des  Ertrages  über- 
haupt, sondern  vielfach  sogar  der  gesamte  Ertrag  weggesteuert 
wird,  und  daß  selbst  Fälle,  in  denen  ein  erheblicher  Betrag  des 
Anlage-  und  Betriebskapitals  noch  darüber  hinaus  in  Anspruch 
genommen  werden  muß,  nicht  mehr  selten  sind.  Die  Kopfsteuer 
hat  in  vielen  Industriegemeinden  bereits  im  Frühjahr  eine  Höhe 
von  4 — 6000  M.  erreicht,  die  bei  den  Nachtragsumlagen  ein  Viel- 
faches hiervon  betragen  werden.  Als  einzige  bewegliche  Steuer 
wird  die  Gewerbesteuer  bei  dem  heutigen  Rechtszustand  aus- 
schließlich zur  Ausgleichung  des  Etats  benußt  und  jeder  nur 
denkbare  Maßstab  herangezogen. 

Auch  das  ist  im  wesentlichen  eine  Folge  der  unzulänglichen 
Regelung  des  Landessteuergeseßes.  Diese  steuerlichen  Maß- 
nahmen müssen  besonders  dann,  wenn  die  Steuern  nicht  mehr 
aus  der  laufenden  Geldentwertung  gezahlt  werden  können,  zu 


einer  ernsten  Gefährdung  der  Fortführung  der  Betriebe  führen. 
Daß  die  Weiterentwicklung  unserer  Produktionsbasis  gerade 
durch  gewerbesteuerliche  Maßnahmen  bereits  heute  gehemmt  ist, 
zeigen  folgende  Beispiele:  die  Rombacher  Hüttenwerke  in 

Bochum  haben  ihr  Hochofenbauprojekl  im  August  d.  J.  zurück- 
gestellt,  weil  in  erster  Linie  die  Steuerpolitik  der  Gemeinde 
Weitmar  eine  Rentabilität  des  Betriebes  schlechterdings  unmöglich 
macht.  Auch  die  Buderusschen  Eisenwerke  haben  ihr  in  der 
lcßten  Generalversammlung  vorgetragenes  großzügiges  Bau- 
programm, das  in  der  Konzentration  des  Hochofenbetriebes  auf 
der  Sophienhütte  in  Weßlar  gipfelte,  im  Juli  d.  J.  wegen  der 
gewerbesteuerlichen  Belastung  durch  die  Stadt  Weßlar  fallen 
lassen  und  den  Beschluß  gefaßt,  die  in  Burgsolms  gelegene 
Georgshütte  wieder  in  Betrieb  zu  nehmen.  Es  Hegen  ferner  be- 
stimmte Nachrichten  vor,  daß  einzelhe  Unternehmungen  sich  jeßt 
noch  abwartend  verhalten  und  gewisse  werkeinschränkende 
Maßnahmen  planen,  falls  sich  nicht  durch  die  zukünftige  Fassung 
des  Landessteuergeseßes  Rentabilitäisgarantien  ergeben  sollten. 

Die  außerordentliche  Überspannung  der  Gewerbesteuer  als 
Folge  der  unzulänglichen  Bestimmungen  des  Landessteuer- 
geseßes muß  ferner  nicht  nur  eine  Schädigung  der  Reichs- 
einnahmen zur  Folge  haben,  sie'  wird  vielmehr  auch  zu  einer 
ernsten  Störung  des  gesamten,  aufs  äußerste  angespannten 
Reichsetats  führen  müssen. 

Da  schon  das  Reich  die  Steuerschraube  für  die  Wirtschaft 
auf  das  äußerste  anspannt,  muß  es  sich  unbedingt  Klarheit  ver- 
schaffen auch  über  die  Höhe  der  Finanzbedürfnisse  der  Ge- 
meinden. Wenn  die  jeßige  Novelle  dem  nicht  ausreichend  Rech- 
nung trägt,  werden  immer  wieder  erneute  Ansprüche  der  Ge- 
meinden auf  einmalige  oder  laufende  Zuschüsse  geltend  gemacht 
werden  und  dadurch  die  Ausgabenseite  des  Reichsbudgets  be- 
einflussen, während  gleichzeitig  die  Einnahmen  des  Reichs  aus 
der  Einkommen-  und  Körperschaftssteuer  durch  die  hohe  Ge- 
werbesteuer vermindert  werden. 

Ein  ernster  Mangel  des  jeßigen  Beieiligungssystems  liegt 
auch  darin,  daß  die  Länder  und  "Gemeinden  die  bei  fortschreiten- 
der Geldentwertung  sich  erhöhenden  Reichssteuern  im  Laufe  des 
Etatsjahres  für  ihre  ebenfalls  steigenden  Ausgaben  nicht  ent- 
sprechend nußbar  machen  können.  Sie  können  sich  vielmehr 
infolge  der  Schwerfälligkeit  des  Verfahrens,  wie  die  Erfahrung 
gezeigt  hat,  neben  teuren  Bankkrediten  nur  von  den  Gewerbe- 
steuerpflichtigen die  laufenden  Mittel  beschaffen,  falls  nicht  von 
Zeit  zu  Zeit  erhebliche  Vorschüsse  ihnen  vom  Reich  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden,  wodurch  sowohl  der  Etat  des  Reichs 
wie  auch  der  der  Gemeinden  unklar  wird. 

Die  Tatsachen  zwingen  zu  der  klaren  Erkenntnis,  daß  das 
Reich  bisher  den  Steuerbedarf  sämtlicher  Steuergläubiger  (Reich, 
Länder  und  Gemeinden)  unterschäßt  hat.  Wenn  man  dem  in  der 
Novelle  ausreichend  Rechnung  trägt  und  dabei  zu  der  Erkenntnis 
kommt,  daß  die  bisherigen  Erträgnisse  sämtlicher  Steuern  zur 
Bestreitung  aller  öffentlichen  Ausgaben  nicht  ausreichen,  so  darf 
man  nur  den  einen  Schluß  ziehen,  daß  die  Ausgaben  der  öffent- 
lichen Budgets  nach  dieser  oder  jener  Richtung  hin  einzu- 
schränken sind.  In  diesem  Rahmen  muß  dann  eine  gerechte 
Verteilung  der  verschiedenen  Steueraufkommen  gefunden  wer- 
den. Es  muß  mit  allen  Mitteln  verhütet  werden,  daß  die  Wirt- 
schaft bei  einer  falschen  Regelung  neben  allen  übrigen  hohen 
Steuern  noch  weiter  systemlos  durch  die  Gewerbesteuer  der 
Mittel  beraubt  wird,  die  sie  für  die  Aufrechterhaltung  und  Fort- 
führung der  Produktion  benötigt.  Andernfalls  würde  es  dahin 
kommen,  wohin  es  heute  schon  zum  Teil  gekommen  ist,  daß 
jeder  Sfeuergläubiger  unbekümmert  um  den  anderen  aus  der 
Wirtschaftskraft  soviel  herauszuholen  sucht,  wie  er  für  seinen 
Bestand  benötigt. 

Aus  dieser  Erkenntnis  heraus  machen  wir  zu  dem  vor- 
liegenden Entwurf  der  Novelle  zum  Landessteuergeseß  im  ein- 
zelnen folgende  Vorschläge: 

Zu  § 5 Landessteuergeseß. 

Art.  I 1 Abs.  2 Saß  3 erhält  folgende  Fassung: 

....  Antragsberechtigt  sind  die  Landesregierung  und  die 
Berufsvertretungen  der  Steuerpflichtigen.  Die  Vorschriften 
des  § 6 ...  . 

Begründung: 

Den  Berufsvertretungen  muß  das  Recht  gegeben  sein,  auch 
für  den  Fall,  daß  die  Landesregierungen  den  Einspruch  nicht 
erheben,  ihrerseits  sofort  ein  Rechtsgutachten  des  Reichsfinanz- 
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hofs  über  die  Rechtsgültigkeit  einer  Steuerordnung  zu  bean- 
tragen (vgl.  Entsch.  d.  RFH.  Bd.  IV  S.  9 ff.).  Das  Einspruchsrecht 
des  Reichsministers  der  Finanzen  hat  sich  als  praktisch  be- 
deutungslos erwiesen  und  erschwert  nur  das  Verfahren.  Falls 
über  einen  Einspruch  sowohl  der  Reichsrat  wie  der  Reichsfinanz- 
hof zu  entscheiden  haben,  ist  für  eine  Beschleunigung  des  Ver- 
fahrens durch  eine  zweckmäßige  Ausführungsverordnung  Sorge 
zu  fragen. 

Zu  § 9. 

Saß  1 erhält  folgende  Fassung: 

Die  Ertragssteuern  dürfen  nicht  wie  Einkommen-  und  Ver- 
mögenssteuern ausgestaltet  werden.  Besteuerungsmerkmale  . . . 

Begründung: 

Durch  diese  Änderung  soll  verhindert  werden,  daß  kom- 
munale Steuerordnungen  lediglich  das  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital gewerbesteuerlich  erfassen. 

§ 13  b 

ist  zu  streichen. 

Begründung: 

Die  Schankverzehrsteuer  wird  als  technisch  undurchführbar 
abgelehnt.  Der  Ertrag  der  Getränkesteuer  würde  bei  einer 
solchen  Regelung  durch  die  Erhebungskosten  aufgezehrt  werden. 
Einwände  dagegen  wären  nicht  zu  erheben,  wenn  ein  mäßiger 
Zuschlag  zu  den  Reichssteuern  erhoben  würde,  der  durch  die 
Vermittlung  der  Länder  unter  Zugrundelegung  der  Bevölkerungs- 
zahl auf  die  Gemeinden  oder  Gemeindeverbände  verteilt  würde. 

§ 14 

erhält  folgende  Fassung: 

Die  Länder  sind  verpflichtet,  die  Bestimmungen  über  die 
Veranlagung  und  Erhebung  der  Landes-  und  Gemeindesteuern 
mit  den  Vorschriften  der  Reichsgeseße  in  Einklang  zu  bringen. 

Begründung: 

Die  vorgeschlagene  Änderung  des  § 14  hat  den  Vorteil,  daß, 
abgesehen  vom  Fortfall  der  doppelten  Belastung  der  Ver- 
anlagungs-  und  Erhebungsbehörden,  die  Steuerpflichtigen  eine 
sie  außerordentlich  entlastende  buchtechnische  Erleichterung  er- 
halten. Im  Interesse  der  Steuerpflichtigen  wird  die  Anpassung 
der  Vorschriften  über  die  Gewerbesteuer  an  die  sich  in  den 
einzelnen  Reichsgeseßen  bereits  findenden  Bewertungsgrundsäße 
erreicht. 

Entschließung  zu  § 14: 

Zu  § 14  war  erwogen  worden,  eine  Vorschrift  (evtl,  als 
Abs.  2)  zu  beantragen,  die  eine  Höchstbelastungsgrenze  für  die 
Gewerbesteuer  einführt.  Die  gegen  die  Einfügung  einer  solchen 
Vorschrift  in  das  Landessteuergeseß  zurzeit  sprechenden 
geseßestechnischen  Bedenken  sind  jedoch  so  beachtlich,  daß  von 
besonderen  Anträgen  abgesehen  worden  ist. 

Dagegen  erscheint  es  unbedingt  notwendig,  daß  die  geseß- 
gebenden  Körperschaften  des  Reichs  und  der  Reichswirtschafts- 
rat unzweideutig  ihren  Standpunkt  zum  Ausdruck  bringen,  daß 
der  Reichsfinanzminister  und  die  Länderregierungen  ihren  Ein- 
fluß auf  eine  Herabminderung  der  Lasten  der  Gewerbetreibenden 
auszuüben  haben. 

Ferner  ist  der  Reichsminister  der  Finanzen  zu  ersuchen,  mit 
tunlichster  Beschleunigung  diese  Frage  der  gewerbesteuerlichen 
Belastung  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen  und  seinen 
Standpunkt  über  die  Möglichkeiten  der  Einführung  einer  Höchst- 
belastungsgrenze  in  einer  Denkschrift  dem  Reichswirtschaftsrat 
und  den  geseßgebenden  Körperschaften  zu  unterbreiten. 

Zu  §§  17  ff.,  §§  44  ff. 

Beteiligung  an.  Einkommen-  und  Körperschaftssteuer  und  Ver- 
teilungsverfahren. 

Das  in  der  Novelle  vorgesehene  Beteiligungs-  und  Ver- 
teilungsverfahren trägt  den  Finanzbedürfnissen  der  Gemeinden 
in  nur  unzulänglicher  Weise  Rechnung.  Es  ist  so  unpraktisch 
und  schwerfällig,  daß  die  Gemeinden,  zumal  bei  fortschreitender 
Geldentwertung,  tatsächlich  die  im  § 17  gewollte  Beteiligung 
für  die  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  nur  zu  einem  Teil  verwenden 
können.  Solange  die  Gemeinden  darüber  keine  Klarheit  haben, 
mit  welchem  Anteil  an  Reichssteuern  und  zu  welchem  Zeitpunkte 
sie  mit  deren  Überweisung  rechnen  können,  sind  sie  nicht  in  der 
Lage,  ihre  Haushalte  damit  auszugleichen,  und  werden,  wo  es 
möglich  ist,  zu  der  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  immer 


die  Gewerbesteuer  in  höherem  Maße  heranziehen,  als  es  bei 
einem  raschen  und  zweckmäßigen  Verfahren  notwendig  wäre. 
Eine  solche  ungerechtfertigte  steuerliche  Belastung  der  Wirt- 
schaft, soweit  sie  ihre  Ursache  in  der  Unzulänglichkeit  des  Ver- 
teilungssystems  hat,  muß  unbedingt  verhindert  werden.  Es  muß 
ein  praktischer  Weg  gefunden  werden,  der  den  Gemeinden  für 
die  Aufstellung  ihrer  Haushalte  rechtzeitig  Klarheit  gibt  und 
ihnen  ferner  die  ihnen  vom  Reich  zustehenden  Anteile  in  voller 
Höhe  dann  zukommen  läßt,  wenn  die  Steuerpflichtigen  diese  Ab- 
gaben für  die  Bestreitung  öffentlicher  Ausgaben  hingeben. 

Aus  diesen  Erwägungen  halten  wir  eine  Änderung  der  Be- 
stimmungen der  §§  17  ff.  und  44  ff.  nach  der  Richtung  hin  für 
notwendig,  daß  bestimmt  wird,  daß  den  Ländern  und  Gemeinden 
von  den  laufend  aufkommenden  Steuern  (vgl.  die  regelmäßige 
Veröffentlichung  im  Reichsanzeiger)  am  Ende  eines  jeden  Viertel- 
jahres ein  bestimmter  Anteil  sofort  überwiesen  wird.  Für  die 
Berechnung  der  Anteile  kann  nur  der  Verteilungsschlüssel  des 
vorangegangenen  Jahres  in  Frage  kommen.  Für  das  Beteiligungs- 
verhältnis in  dem  darauffolgenden  Jahre  müßte  nach  ähnlichen 
Bestimmungen,  wie  sie  die  Novelle  für  das  Verteilungsverfahren 
vorsieht,  ein  neuer  Schlüssel  jeweils  berechnet  und  rechtzeitig 
bekanntgegeben  werden.  Für  ein  Beteiligungsverhältnis,  das  den 
Gemeinden  von  dem  tatsächlichen  Aufkommen  vorschußweise 
nur  einen  Teil  zur  Verfügung  stellen  will,  sprechen  die  oben 
angeführten  Bedenken. 

§ 52 

erhält  folgende  Fassung: 

Wenn  das  Reich  den  Ländern  oder  den  Gemeinden  (Ge- 
meindeverbänden) neue  Aufgaben  zuweist,  so  hat  es  gleichzeitig 
mit  der  Übertragung  der  Aufgaben  die  erforderlichen  Mittel 
selbst  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Begründung: 

Die  Finanznot  der  Länder  und  Gemeinden  (Gemeinde- 
verbände) ist  nicht  zum  geringen  Maße  dadurch  herbeigeführt 
worden,  daß  das  Reich  ihnen  immer  neue  Aufgaben  zugewiesen 
hat,  ohne  ihnen  gleichzeitig  die  dazu  erforderlichen  Mittel  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Die  dazugehörige  Vorschrift  in  Art.  XI, 
Abs.  6,  soll  bezwecken,  daß  das  Reich  gezwungen  wird,  nach- 
zuprüfen, welche  Aufgaben  es  seit  dem  1.  April  1920  ihnen  über- 
wiesen und  inwieweit  es  für  die  Deckung  gesorgt  hat. 


Zu  § 52  a. 

Der  hierzu  von  verschiedenen  Seiten  beantragten  Erhöhung 
des  Saßes  von  60  v.  H.  auf  80—90  v.  H.  kann  beigetreten  werden, 
wenn  die  Zuschüsse  des  Reichs  nur  Verwendung  für  Beamte 
und  Angestellte  mit  öffentlich-rechtlichen  Funktionen  finden. 


In  § 59 

wird  folgender.  Abs.  2 eingeschoben: 

Das  Reich  hat  die  Anleihen  der  Gemeinden  und  Gemeinde- 
verbände, welche  aus  der  Kriegszeit  herrühren,  spätestens  drei 
Monate  nach  Veröffentlichung  dieses  Geseßes  zu  übernehmen. 

Begründung: 

Es  ist  nur  eine  Forderung  der  Billigkeit,  die  Gemeinden  in 
bezug  auf  die  auf  Veranlassung  des  Reichs  während  des  Krieges 
aufgenommenen  Anleihen  freizustellen. 


Artikel  II 

ist  zu  streichen  und  dafür  folgender  Art.  II  zu  seßen: 

Die  den  Gemeinden  bis  zum  Inkrafttreten  dieser  Novelle 
gezahlten  Anteile  und  Vorschüsse  werden  mit  den  ihnen  dann 
zufließenden  Anteilen  nicht  verrechnet. 


Begründung: 


Die  jeßt  vorgesehene  Fassung  des  Landessteuergeseßes  soll 
eine  völlig  neue  klare  Grundlage  für  das  Beteiligungsverhältnis 
bringen.  Dieser  Zweck  würde  nicht  erreicht,  wenn  die  infolge 
der  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  geseßlichen  Regelung  er- 
folgten Zahlungen  dann  wieder  die  neue  Regelung  belasten 
würden. 


ist  zu  streichen. 


Artikel  VII 
Begründung: 


Die  gegenwärtige  Belastung  durch  die  Umsaßsteuer  in  Höhe 
von  2 v.  H.  stellt  bereits  die  Höchstgrenze  der  Belastung  der 
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Umsähe  dar.  Dies  ist  bei  den  Verhandlungen  im  Steuerausschub 
des  deutschen  Reichstags  einstimmig  anerkannt  worden.  Eine 
weitere  schematische  Heraufsehung  des  Umsahsteuersahes  ist 
dort  ausdrücklich  abgelehnt  worden.  Wenn  der  Gedanke  einer 
weiteren  Erhöhung  der  Umsabsteuer  gegenwärtig  zur  Beratung 
gestellt  werden  sollte,  mühte  die  Frage  der  sogenannten  ver- 
edelten Umsabsteuer  überprüft  und  die  vom  Reichstag  verlangten 
Vorschläge  des  Finanzministeriums  zunächst  angefordert  werden. 
Die  im  Entwurf  vorgeschlagene  Erhöhung  würde  auch  eine  all- 
gemeine Verteuerung  der  Lebenshaltung  und  der  öffentlichen 
Ausgaben  bedeuten.  Die  deutsche  Ausfuhr  kann  ferner  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Konkurrenzfähigkeit  bei  der  auherordentlichen 
Belastung  durch  die  verschiedensten  Abgaben  eine  weitere 
Bürde  nicht  mehr  ertragen. 

Der  gegenwärtige  Steuersab  von  2 v.  H.  hat  auch  bereits  zu 
einer  auherordentlich  weitgehenden  Einschränkung  der  Rohstoff- 
lager Deutschlands  geführt  und  andere  Erscheinungen  gezeitigt, 
welche  die  ernsteste  Aufmerksamkeit  erfordern.  Die  Beratungen 
über  die  Abänderungen  des  Landessteuergesebes  können  daher 
nicht  mit  derjenigen  über  die  Erhöhung  der  Umsabsteuer  be- 
schwert werden. 


Die  Ablehnung  der  Erhöhung  des  Steuersabes  braucht  die 
Erhöhung  des  Anteils  der  Gemeinden  gemäjj  § 42  des  Entwurfs 
nicht  zu  beeinträchtigen.  Dem  hiergegen  in  der  Begründung 
des  vorliegenden  Entwurfs  erhobenen  Einwand,  das  Reich  könne 
eine  Überweisung  in  dieser  Höhe  nicht  ertragen,  ist  entgegen- 
zuhalten, da|  das  Reich  die  Bestreitung  sämtlicher  öffentlicher 
Aufgaben  bei  seinen  Berechnungen  berücksichtigen  muß,  die  es, 
wie  im  allgemeinen  Teil  oben  ausgeführt,  bisher  unterschöbt  hat. 
Es  mub  aber  erwartet  werden,  da{j  das  Reich  bei  der  äußersten 
Anspannung  aller  Steuern  auch  diesen  Finanzbedürfnissen  in 
ausreichendem  Mage  Rechnung  trägt. 

Artikel  XI 

erhält  folgenden  neuen  Abs.  6,  während  Abs.  6 des  Entwurfs 
Abs.  7 wird: 

Die  Vorschrift  des  § 52  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  April  1920 
in  Kraft.  | ; 1 ' 

Begründung: 

siehe  bei  dem  Antrag  zu  § 52. 


Orte 

Von  dem  Gesar 

1913 

0/ 

/ 0 

ntfehlbetrag  der  C 
(— ) durch 

1919 

% 

iemeinden  wurden 
Anteile  an  Reich 

1920 

0/ 

Io 

durch  Gewerbest 
ssteuern : 

1921 

0/ 

1 0 

euern  gedeckt: 

1922 

% 

Von  diesem  Ge- 
werbesleuerbe- 
Irage  fallen  im 
Jahre  1922  auf 
die  Kopfsteuer 

0/ 

/ n 

Essen-Ruhr  

13,90 

(59,75) 

18,09 

(68,82) 

25,29 

(53,37) 

42,65 

(30,10) 

42*93 

(15,82) 



Oberhausen 

16,90 

(54,90) 

12,50 

(70,20) 

18,60 

(71) 

34,50 

(39,50) 

45,30 

(12,90) 

— 

Duisburg-Stadt 

15,80 

(57,02) 

15,50 

(70,59) 

23,22 

(62,77) 

42.96 

(47,51) 

40 

(16,46) 

— 

Rotthausen  

27,30 

(58,70) 

37,40 

(54,80) 

47,10 

(43) 

53,60 

(15,20) 

59 

(22,40) 

— 

Katernberg  

25,80 

(61,20) 

unbekannt 

29.10 

(67,70) 

53,50 

(41,40) 

70,20 

(17,60) 

— 

Werden-Land  

21,33 

(53,09) 

23,79 

(61,11) 

26,53 

(59,28) 

50,02 

29,27) 

53,63 

(17,49) 

— 

Emmerich-Stadt 

16,53 

(64,45) 

17,47 

(54,82) 

52,33 

(24,84) 

— 

Wesel-Stadt 

11,31 

(56,36) 

11,42 

(59,03) 

9,14 

(69,15) 

25,19 

(44,59) 

26,42 

(30,60) 

— 

Dinslaken 

22,99 

(47,34) 

20,56 

(63,99) 

31,96 

(44,03) 

51,10 

(28,30) 

41,25 

(14,45) 

— 

Bochum 

20,11 

(61,28) 

38,41 

(53,46) 

41,90 

(32,38) 

46,06 

(14,46) 

77 

Gelsenkirchen 

25,38 

(57,81)  ' 

30,54 

(66,19) 

42,37 

(43,19) 

51,53 

(42,76) 

87 

Herne 

22,92 

(60,81) 

53,92 

(52,65) 

33,10 

(32,23) 

43,59 

(20,46) 

93 

Wattenscheid-Stadt 

23,54 

(58,61) 

32,49 

(28,03) 

52,83 

(42,58) 

67,12 

(21,34) 

95 

Gemeinde  Riemke 

24,82 

(60,46) 

13,60 

1 79,29 ) 

65,41 

(31,59 

68,42 

(27) 

— 

Gemeinde  Altenbochum  .... 

38,17 

(44,11) 

33,54 

(56,89) 

48,51 

(44,30) 

— 

— 

Gemeinde  Laer 

41,94 

(38,65) 

40,91 

(50,82) 

46,99 

(46,17) 

— 

— 

Gemeinde  Querenburg  .... 

26,99 

(43,44) 

30,86 

(60,21) 

70,02 

(24,62) 

— 

— 

Gladbeck 

58 

(35) 

62 

(34) 

90 

(6,30) 

95 

Bottrop 

35 

(50) 

40 

(52,30) 

53 

(38,10) 

61 

(23) 

63 

(8,4) 

93 

Buer 

64 

(21,61) 

53 

(13,80) 

69 

(21,22) 

77 

(13,33) 

90 

(6,13) 

— 

Herten 

21 

(58) 

5 

(78) 

52 

(32) 

56 

(30) 

6L 

(12) 

92 

Recklinghausen-Land 

26 

(63) 

24 

(59) 

59 

(33,54) 

91 

(22) 

90 

(7,77) 

98 

Datteln  i.  W 

28,61 

(47,88) 

35,66 

(47,28) 

32,39 

(45,35) 

50,46 

(41,31) 

62,75 

(28,05) 

93 

Osterfeld 

25,50 

(65,70) 

22,20 

(65,30) 

42,40 

(53,10) 

60,2 

(25,7) 

52,3 

(18,7) 

92 

Recklinghausen-Stadt 

20,12 

(52,34) 

23,72 

(60,56) 

33,17 

(42,57) 

46,13 

(33,12) 

70,73 

(20,86) 

90 

Stadt  Hannover 

1,50 

(83) 

15 

(84) 

18,50 

(76,50) 

29 

(58,50) 

— 

— 

Sonneberg  (Thür.)  ...... 

17. 

(83) 

12 

(88) 

9,48 

(90,52) 

21,1 

(78,90) 

— 

— 

Paderborn 

8,40 

d 62,80 ) 

7,50 

(70,65) 

8,80 

(46,21) 

33,5 

(33,59) 

— 

— 

Werl 

12,90 

(58) 

14,61 

(65,89) 

15,62 

(51,50) 

27,36 

(30,19) 

— 

‘ 

Remscheid 

13,85 

(81,72) 

27,37 

(68,48) 

61,68 

(36) 

— . 

— 

Hagen  

13 

(70) 

— 

20 

(78,14) 

31 

(76,26) 

— 

— 

Dittersbach  (Schl.) 

— 

11,60 

(74,25) 

14,40 

(77,89) 

35,80 

(54,14) 

— 

— 

Forst 

15,01 

(66,66) 

17,74 

(71,58) 

25,34 

(66,77) 

51,02 

(38,71) 

• 

— 

— 

Gern.  i.  d.  Provinz  Hessen-Nassau 

29 

(62) 

31 

(5\) 

29 

(60) 

76 

(20) 

— 

— 

Gemeinde  in  der  Provinz  Sachsen 

0,41 

(57,09) 

43,24 

(14,29) 

30,36 

(15,58) 

— 

— 

Gemeinde  in  der  Provinz  Sachsen 

0,61 

(11,30) 

26,63 

(40,81) 

45,39 

(57,55) 

84 

(5,20) 

— 

— 

Gemeinde  i.  d.  Provinz  Hannover 

23,08 

(76,92, 

26,11 

(73,89) 

42,61 

(57,39) 

85,43 

(14,57) ' 

Die  Aufstellung  zeigt  an  zahlreichen  Beispielen,  wie  stark 
sich  in  den  gemeindlichen  Etats  bei  der  Deckung  der  Fehlbeträge 
das  Verhältnis  der  Einkommensteuer  bzw.  der  Reichsanteile  an 
der  Einkommen-,  Körperschafts-  und  Umsabsteuer  einerseits  und 
der  Gewerbesteuer  andererseits  verschoben  hat,  wobei  für  1922 
die  Voranschläge  nach  dem  Stande  Mai/Juni  d.  ).  zugrundegelegt 
sind.  Es  sei  nochmals  ausdrücklich  bemerkt,  dag  all  diese  Zahlen 
sehr  niedrig  gehalten  sind  und  infolge  der  inzwischen  einge- 
tretenen starken  Markentwertung  die  Gemeinden  mit  Nachforde- 
rungen auf  die  Gewerbesteuer  von  100  —200  v.  H.  kommen.  Diese 
Nachforderungen  erfolgen  irob  der  Ende  September  vom  Reiche 
gezahlten  Vorschüsse.  Die  preußischen  Gemeinden  wurden  da- 
durch lediglich  so  gestellt,  dag  sie  einschlieglich  der  bisher  er- 
haltenen Überweisungen  für  1920,  1921,  1922  für  jedes  der  drei 


Jahre  das  Aufkommen  an  Einkommensteuer  von  1919  plus  100  v.  H. 
insgesamt  zur  Verfügung  hatten.  Das  macht  aber  bei  den  von 
den  Gemeinden  im  Mai/Juni,  also  vor  der  starken  Markentwertung, 
veranschlagten  Fehlbeträgen  nur  das  aus,  womit  die  Gemeinden 
gerechnet  hatten.  Werden  jefet  die  Gewerbesteuern  verdoppelt 
oder  verdreifacht,  so  wird  sich  das  in  unserer  Tabelle  wiederge- 
gebene Verhältnis  dementsprechend  nur  augerordentlich  zuun- 
gunsten der  Gewerbesteuer  verschieben.  So  rechnete  z.  B.  die 
Gemeinde  Recklinghausen-Land  vor  der  lebten  Markentwertung 
mit  einer  Überweisung  von  Reichssteueranteilen  in  Höhe  des  Auf- 
kommens von  1919  plus  100  v.  H.,  was,  wie  gesagt,  durch 
Preugen  inzwischen  verteilt  ist.  Das  macht  bei  einem  Gemeinde- 
steuenbedarf  von  64  667  542  M.  4 816  000  M.  = 7 v.  H.,  während 
die  Gewerbesteuer  den  Betrag  von  58  308  842  M.  aufzubringen 
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hatte  = 90  v.  H.  Den  Gewerbesieuerpflichiigen  ist  schon  jefel  in 
Aussicht  gestellt,  daß  leßterer  Betrag  durch  eine  neue  Umlage 
mindestens  nochmals  in  gleicher  Höhe  erhoben  werden  mu&, 

Da  die  Gemeinden,  wie  in  der  Einleitung  unserer  Eingabe 
ausgeiuhrt,  die  großen  Fehlbeträge  einfach  auf  die  Gewerbe- 
steuern umlegen,  kommt  namentlich  in  den  Industriegemeinden 
der  außerordentlich  hohe  Maßstab  der  Kopfsteuer  immer  mehr 
zur  Anwendung.  Bei  einer  Reihe  von  Gemeinden  ist  deshalb  noch 
besonders  aufgeführt,  wie  groß  der  Prozentsaß  des  Gewerbe- 
steuersolls ist,  der  allein  durch  Kopfsteuern  aufgebracht  wird. 

Wenn  entsprechend  ohne  Rücksicht  auf  die  Ertragsfähigkeit 
eines  Unternehmens  die  Umlage  des  Fehlbetrags  auf  die  Gewerbe- 
steuerpflichtigen  nach  dem  Anlage-  und  Betriebskapital  erfolgt, 
ergibt  sich  folgendes: 

ln  Mannheim  ist  ein  gering  rentierendes  Unternehmen  mit 
einem  körperschaftspflichtigen  Ertrag  von  1 Mill.  M.  und  einem 
gewerblichen  Betriebsvermögen  von  60  Mill.  M.  (infolge  der  fin- 
gierten Progression  der  größeren  gewerblichen  Betriebsver- 
mögen) mit  60  Mill.  M.  plus  65  v.  H.  hiervon  = 39  Mill.  M.,  also 
mit  einem  Vermögen  von  99  Mill.  M.  zur  Gewerbesteuer  veranlagt. 
Die  Stadtverwaltung  hat  beschlossen,  für  1922  vorläufig  10  v.  H. 
dieses  Vermögens  [nicht  des  Ertrages!)  als  gemeindliche  Ge- 
werbesteuer zu  erheben;  für  Staat,  Kreis  und  Kirche  werden 
mindestens  weitere  5 v.  H.  hinzukommen,  so  daß  also  das  Unter- 
nehmen an  Gewerbesteuer  zu  zahlen  hat:  14  850  000  M.,  also  nahe- 
zu das  Fünfzehnfache  des  Ertrages.  Wenn  das  Unternehmen  nicht 
in  der  Lage  ist,  diese  Steuer  abzuwälzen,  hat  es  in  wenigen 
Jahren  (denn  mit  ähnlichen  Säßen  muß  auch  künftig  gerechnet 
werden)  seine  Reserven  und  sein  Aktienkapital  völlig  aufgezehrt, 


Jahr 

Gemeinden 

Gezahlte 

Gewerbe- 

steuern 

Mark 

Die  Angabe 
zu  3 ausge- 
drückl  in  0 
des  staatlichen 
Gewerbe- 
steuersafces 

% 

Insgesamt 
g-  zahlte  Ge- 
werbesteuer 
ausgedrückt 
In  % d.  Ge- 
sellschafls- 
kapilals 
°U 

1 

2 

O 

4 

5 

Gelsenkirchen  . . . 

77  496 

592,20 

Herne 

84  000 

547,69 

Eickel 

68  068 

492,78 

1913 

Recklinghausen-Land  . 

153  153 

885,18 

0,82962 

Herten 

10  000 

— 

Recklinghausen-Stadt . 

172  000 

882,20 

Oberhausen  .... 

16  000 

387,22 

Gelsenkirchen  . . . 

215  470 

1 791,40 

Herne 

188  900 

2 027,69 

Eickel 

356  500 

2 570,11 

1919 

Recklinghausen-Land  . 

685  584 

4 835,68 

2,8798 

Herten 

bi  000 

4 226,54 

Recklinghausen-Stadt . 

482  502 

4 374,84 

Oberhausen  .... 

36  945 

900,00 

Gelsenkirchen  . . . 

898  918 

29  252.13 

Herne 

1 145  866 

50  769,42 

Eickel 

1 414  350 

42  485,73 

1920 

Recklinghausen^Land  . 

1 048  200 

30  927,41 

9,88207 

Herten 

50  000 

'21  8 14,06 

Recklinghausen-Stadt . 

. 2184  307 

73  671,21 

Oberhausen  .... 

175  710 

17  874,78 

Gelsenkirchen  . . . 

1 700  000 

11  427,83 

Herne  

1 278  800 

13  496,56 

Eickel 

2 606  500 

16  788,15 

1921 

Recklinghausen-Land  . 

4 991  676 

26  291,35 

24,9910 

Herten 

762  770 

65  586,32 

Recklinghausen-Stadt . 

5 510  000 

35  681,26 

Oberhausen  .... 

644  020 

11  443,11 

Gelsenkirchen  . . . 

5 000  000 

21  465,40 

Herne 

4 500  000 

33  316,06 

Eickel 

8 000  000 

34  557,23 

1922 

Recklinghausen-Land  . 

17  195  791 

52  525,77 

84,1401 

Herten 

4 814  800 

253  811,27 

Recklinghausen-Stadt . 

17  160  480 

74770,07 

Oberhausen  .... 

2 227  000 

25  748,64 

wenn  es  nicht  vorher  seinen  Betrieb  einsteilt.  Es  ist  offenbar, 
daß  eine  Gewerbesteuer,  die  unler  Umständen  ein  Vielfaches  des 
gesamten  Ertrages  ist  und  in  kurzer  Zeit  die  ganze  Substanz 
des  Vermögens  wegsteuert,  die  Steuereinnahmen  des  Reidies 
aufs  äußerste  zu  schädigen  geeignet  ist  (vgl.  hierzu  unseren  An- 
trag zu  § 9 LandesStG.). 

Endlich  sei  noch  an  einem  Beispiel  gezeigt,  wie  sich  die  ge- 
werbliche Belastung  auf  die  Betriebe  einer  Bergwerks-Gesell- 
schaft im  Ruhrbezirk  in  den  einzelnen  Gemeinden  vom  Jahre  1913 
bis  1922  darstellt  (und  zwar  wiederum  für  1922  nur  nach  den  Vor- 
anschlägen vor  der  inzwischen  eingetretenen  Markentweriung). 

Bekanntgabe  der  Umsatzsteuerausfuhrkurse. 

Der  D.  1.  u.  H.  ist  beim  Herrn  Reichsminisler  der  Finanzen 
erneut  wegen  möglichst  frühzeitiger  Bekanntgabe  der  Umsaß- 
steuerausfuhrkurse vorstellig  geworden.  Auf  die  Vorstellung  ist 
nachstehende  Antwort  ergangen:  „Auf  das  Schreiben  vom 

11.  Oktober  1922  — Nr.  Qu  12  4912/22  erwidere  ich  ergebenst,  daß 
die  Umsaßsteuerausfuhrkurse  jeweils  etwa  Mitte  des  Monats  für 
den  vorhergehenden  Monat  im  Reichsanzeiger  und  im  Reichs- 
steuerblatt veröffentlicht  werden.  Eine  frühere  Veröffentlichung 
der  Kurse  kommt  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  bei  der 
Zusammenstellung  des  statistischen  Materials  nidit  in  Frage.  Ich 
bin  jedoch  bereit.  Verbänden  oder  Firmen  auf  Antrag  bereits 
Anfang  des  Monafs  die  Umsaßsteuerausfuhrkurse  für  die  wich- 
tigsten europäischen  und  amerikanischen  Währungen,  soweit  sie 
an  der  Berliner  Börse  notiert  werden,  mitzuteilen.“ 

Wir  stellen  unseren  Mitgliedern  ergebenst  anheim,  Anträge 
an  den  Herrn  Reichsminister  der  Finanzen  unter  Bezugnahme  auf 
dessen  Schreiben  vom  16.  d.  Mts.,  Akt.-Z.  111  U 11  698,  zu  richten. 

Deutseli-spanische  Wirtschaftsbeziehungen. 

Der  D.  I.  u.  H.  T.  weist  darauf  hin,  daß  das  deutsch-spanische 
Meistbegünstigungsabkommen  am  20.  Dezember  d.  J.  abläuft.  Bis- 
her ist  es  troß  aller  Bemühungen  der  deutschen  Regierung  nicht 
gelungen,  den  Abschluß  eines  neuen  Abkommens  zu  erreichen. 
Sie  ist  jedoch  auch  weiterhin  bestrebt,  zu  einer  Regelung  der 
wirtschaftlichen  Beziehungen  mit  Spanien  nach  Ablauf  des  jeßigen 
modus  vivendi  zu  gelangen. 

Im  Inieresse  der  am  Handelsverkehr  mit  Spanien  beteiligten 
Wirtschaftskreise  empfehlen  wir  unsern  Mitgliedern  vorstehende 
Notiz  in  ihren  Veröffentlichungen  aufzunehmen. 

Bevorzugung  der  Konsumvereine. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtete  am  21.  Oktober  d.  J.  an  den  Preu- 
ßischen Minister  für  Landwirtschaft  und  sonstige  zuständige 
Stellen  folgendes  Schreiben: 

„Nach  der  von  dem  Preußischen  Herrn  Minister  für  Land- 
wirtschaft im  Landtage  am  29.  September  d.  J.  abgegebenen 
Erklärung  (vergl.  stenographischen  Bericht  Nr.  167,  S.  12  146)  ist 
den  Konsumvereinen  ein  staatlicher  Kredit  in  Höhe  von  430  Mil- 
lionen Mark  zur  Verfügung  gestellt. 

Mit  Entschiedenheit  wenden  wir  uns  gegen  eine  derartige 
Bevorzugung  der  Konsumvereine  gegenüber  dem  Handelsstand. 
Die  von  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  und  somit  auch  vom 
Handelsstand  aufgebrachten  Mittel  sollten  nicht  dazu  dienen,  in 
den  Wettbewerb  der  Konsumvereine  mit  dem  Handel  zum 
Schaden  des  leßteren  von  Staatswegen  einzugreifen. 

Wir  sprechen  die  bestimmte  Erwartung  aus,  daß  in  Zukunft 
eine  Bevorzugung  der  Konsumgenossenschaften  in  dieser  Art, 
über  die  sich  die  Handelstreibenden  schon  wiederholt  beklagt 
haben,  unterbleibt.“ 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Handelskammer  za  Oppeln. 

Die  Handelskammer  zu  Oppeln  führt  die  Bezeichnung 
„Handelskammer  für  die  Provinz  Oberschlesien“  zu  Oppeln. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

WiederbesehaflFnngspreis. 

Die  Stellungnahme  des  Oberstaatsanwalts  in  Detmold  vom 
'21.  Juni  1922,  in  der  die  Wiederbeschaffungskosten  als  ausschlag- 
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gebende  Grundlage  für  die  Preisberechnung  anerkannt  worden 
sind,  ist  vom  Generalstaatsanwalt  in  Celle,  bei  dem  Beschwerde 
erhoben  war,  bestätigt  worden.  Dagegen  vertritt  das  Preußische 
Landespolizeiamt  den  entgegengeseßten  Standpunkt.  Nachdem 
die  Handelskammer  zu  Hannover  mit  Genehmigung  des  Detmolder 
Oberstaatsanwalts  die  beiden  Entscheidungen  veröffentlicht  hatte, 
hat  der  Generalstaatsanwalt  in  Celle  unter  dem  4.  Oktober  d.  J. 
folgendes  Schreiben  an  die  Handelskammer  zu  Hannover  und  die 
hannoversche  Preisprüfungsstelle  gerichtet,  in  dem  er  mitteilt, 
daß  eine  Entscheidung  lediglich  einen  Einzelfall  beträfe  und  nicht 
eine  allgemeine  Anerkennung  des  Wiederbeschaffungspreises 
bedeute: 

„Richtig  ist,  daß  in  einem  Einzelfalle  ein  Einstellungsbescheid 
des  Oberstaatsanwalts  in  Detmold,  der  im  Anschlüsse  an  eine 
gutachtliche  Äußerung  der  Handelskammer  in  weitgehendem  Maße 
die  Wiederbeschaffungskosten  berücksichtigte,  bestätigt  ist. 

Damit  ist  aber  eine  allgemeine  Anerkennung,  daß  bei  der 
Berechnung  des  Verkaufspreises  ohne  weiteres  immer  der  volle 
Wiederbeschaffungspreis  zugrunde  gelegt  werden  darf,  nicht 
erfolgt. 

Vielmehr  ist  bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  übermäßige 
Preissteigerung  vorliegt,  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu 
entscheiden.  Dabei  sind  die  Staatsanwaltschaften  des  Bezirkes 
bis  zu  einer  Geseßesänderung  oder  bis  zur  Bekanntgabe  allge- 
meiner Richtlinien  durch  die  Regierung  nach  wie  vor  gehalten,  in 
Übereinstimmung  mit  der  ständigen  Rechtsprechung,  insbesondere 
des  Reichsgerichts,  davon  auszugehen,  daß  die  Gestehungskosten 
zur  Grundlage  der  Preisberechnung  zu  machen  sind.  Allerdings 
ist  dabei  auch  der  Geldentwertung  in  angemessener  Weise 
Rechnung  zu  tragen,  da  nach  § 1 der  Verordnung  gegen  Preis- 
treiberei vom  8.  Mai  1918  „die  gesamten  Verhältnisse“  zu  be- 
rücksichtigen sind. 

In  der  in  der  Juristischen  Wochenschrift  von  1922,  S.225,  abge- 
druckten Entscheidung  des  Reichsgerichts  ist  ausdrücklich  ange- 
führt, daß  „nur  eine  beschränkte  Berücksichtigung  der  Geld- 
entwertung, die  eine  angemessene  Verteilung  der  durch  das 
Sinken  der  deutschen  Währung  herbeigeführten  Lasten  unter 
Händler  und  Verbraucher  enthält,  zugelassen  ist,  nicht  aber  die 
Abwälzung  der  gesamten  Last  auf  den  Verbraucher“. 

Denselben  Standpunkt  hat  auch  der  Strafsenat  des  Ober- 
landesgerichts in  Celle  in  einer  Entscheidung  vom  20.  März  1922 
— S 4/22  — eingenommen. 

Bei  der  Bedeutung  der  Angelegenheit  lasse  ich  den  sämt- 
lichen Oberstaatsanwälten  des  Bezirks  eine  Abschrift  dieses 
Schreibens  zur  Kenntnisnahme  und  Beachtung  zugehen.  Auch 
der  Handelskammer  in  Hannover,  die  die  im  dortigen  Schreiben 
erwähnten  Zeitungsanmeldungen  veranlaßt  hat,  werde  ich  eine 
Abschrift  übersenden. 

Schließlich  stelle  idi  ergebenst  anheim,  die  hier  entwickelten 
Grundsäße  in  geeigneter  Weise  zur  Veröffentlichung  zu  bringen“. 

Verschiedenes. 

Montanas  Industrie-Handbuch. 

Im  Montanus-Verlag,  Siegen,  wird  in  allernächster  Zeit  der 
erste  Band  eines  großen  Industrie-Handbuches  escheinen,  welches 


einen  systematischen  Überblick  über  die  gesamte  Wirtschaft,  über 
die  einzelnen  Zweige  der  deutschen  Industrie,  ihre  Arbeitsbedin- 
gungen, ihre  Erfolge  und  ihre  amtlichen  und  Fachorganisationen 
gewährt.  Der  erste  Band  behandelt  zunächst  die  Wirtschafts- 
zweige Westdeutschlands,  der  Provinzen  Rheinland  und  West- 
falen. Eine  systematische  Darstellung  der  Wirtschaftszweige  für 
das  gesamte  Deutsche  Reich  kann  nur  als  wünschenswert  bezeich- 
net werden.  Der  jeßt  vorliegende  Band  stellt  in  technisch  und 
wirtschaftlich  gründlich  durchgearbeiteter  Form  eine  Fundgrube 
wertvollen  Materials  dar  und  erscheint  als  Nachschlagewerk,  vor 
allen  Dingen  für  die  gewerblichen  Kreise  sehr  geeignet.  Die  Über- 
sichten, Erläuterungen  und  organisch  aufgebauten  Bezugsguellen- 
teile  in  fünfsprachiger  Bearbeitung  können  als  praktisch  brauch- 
bar angesehen  werden. 

V erkehr  mit  Zucker. 

Durch  die  Verordnung  über  Lebensmittel  vom  8.  September 
d.  J.  (RGbl.  Teil  I S.  725)  ist  u.  a.  die  Verwendung  von  Zucker  zur 
gewerblichen  Herstellung  von  Schokolade  und  Süßigkeiten  ver- 
boten. Da  der  Dihatag  von  einer  Kammer  gebeten  war,  dafür 
einzutreten,  daß  die  Verwendung  von  Inlandzucker  zu  industriellen 
Zwecken,  insbesondere  für  die  Schokoladen-  und  Zuckerwaren- 
fabriken freigegeben  und  die  Einfuhr  von  Auslandszucker  unter- 
bunden wird,  seßte  er  sich  mit  dem  Reichsministerium  für  Er- 
nährung und  Landwirtschaft  in  Verbindung  und  hat  folgendes  er- 
fahren: Im  Augenblick  läßt  es  sich  noch  in  keiner  Weise  über- 
sehen, wieviel  Zucker  vorhanden  ist.  Daher  hält  es  die  Regierung 
für  ihre  Pflicht,  vor  allem  Mundzucker  für  den  täglichen  Gebrauch 
sicherzustellen.  Sobald  dies  geschehen  ist,  wird  die  zucker- 
verbrauchende Industrie  berücksichtigt  werden.  Es  sollen  noch 
Beratungen  darüber  stattfinden,  welche  Zweige  beliefert  werden 
sollen  und  in  welcher  Weise. 

Persönliches. 

Die  Handelskammer  zu  Brandenburg  wählte  in  ihrer 
Vollversammlung  vom  16.  Oktober  Emil  Wiglow  zum  Prä- 
sidenten und  Kommerzienrat  Gottfried  Krüger  zum  1.  stellv. 
Präsidenten. 

Der  stellv.  Vorsißende  der  Handelskammer  zu  Cottbus, 
Friß  Albert  Li  er  sch,  der  der  Kammer  seit  über  18  Jahren  an- 
gehörte und  Mitglied  des  Bankausschusses  und  des  Außen- 
handelsausschusses des  D.  I.  u.  H.  war,  ist  am  13.  Oktober  ge- 
storben. 

Dr.  Georg  Klug,  früher  1.  Syndikus  der  Handelskammer  zu 
Görliß,  ist  in  den  Dienst  des  D.  I.  u.  H.  als  Referent  für  Sozial- 
politik und  allgemeine  Rechtsfragen  getreten. 

Dr.  jur.  Siegfried  Brandt  ist  am  1.  Oktober  1922  bei  der 
Handelskammer  zu  Halle  als  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  ein- 
gestellt worden. 


Alle  für  die  Schriftleitung  der  Mitteilungen  desDeut- 
schen  Industrie-  und  Handelstags  (Handel  und  Ge- 
werbe) bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags, 
Neue  Friedrichstr.  53/56,  zu  richten. 
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Nummer  17 


Deutsche  Nolgemeinschafi.*’ 

Ins  Unermeßliche  wächst  die  Not  in  deutschen  Landen.  Vermögen  und  Renten,  Geld,  Gehalt  und  Lohn  ver- 
lieren unausgeseßt  an  Wert.  Ein  schwerer  Winter  steht  uns  bevor: 

Eine  Teuerungswelle  von  nie  geahntem  Ausmaß  überflutet  verheerend  das  gesamte  Deutschland  und  alles  leidet 
unsäglich  schwer  unter  der  allgemeinen  Not.  Alle  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs  sind  sprunghaft  im  Preise 
gestiegen;  Heizung  und  Licht  sind  nahezu  unerschwinglich  geworden;  an  Beschaffung  von  Wäsche  und  Kleidung  können 
viele  kaum  noch  denken. 

Schwer  leiden  darunter  sogar  die  in  Lohn  und  Brot  Stehenden.  Ungleich  schwerer  aber  lastet  die  Not  auf 
Tausenden  deutscher  Volksgenossen,  namentlich  den  Alten,  Invaliden,  Witwen,  die  ehedem  fleißig  und  redlich  geschafft 
haben,  und  heute,  ein  Opfer  ihrer  Arbeitsunfähigkeit,  nicht  wissen,  wie  sie  ein  Dasein  bestreiten  sollen,  das  kaum  noch 
als  Leben  anzusprechen  ist. 

Reich,  Länder  und  Gemeinden  haben  Milliarden  für  die  Notleidenden  in  Deutschland  aufgewandt  und  werden 
das  auch  weiterhin  tun  bis  zur  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit.  Aber  die  Not  ist  zu  groß;  die  öffentlichen  Mittel  allein 
reichen  nicht  aus;  Hunderttausende  bleiben  trotz  allem  auf  weitere  Unterstützung  angewiesen. 

Ihnen  zu  helfen,  rufen  wir  das  deutsche  Volk  auf! 

Deutsche  Not  soll  deutschen  Gemeinschaftssinn  wecken,  und  in  der  „Deutschen  Notgemeinschaft“  soll  er  sich 
wirksam  betätigen. 

Der  deutsche  Arbeitnehmer  wird  seine  erwerbsunfähigen  früheren  Arbeitsgenossen,  der  deutsche  Arbeitgeber 
seine  ehemaligen  Arbeitshelfer  und  ihre  Hinterbliebenen  nicht  vergessen.  Mag  in  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerschaft 
heute  mancher  selbst  schwer  unter  der  Not  der  Zeit  leiden,  er  wird  und  kann  nicht  übersehen,  daß  Tausende  neben 
ihm  leben,  gegenüber  deren  Dasein  das  seine  noch  glänzend  ist. 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Gewerbe,  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  mögen  sich  in  Einmütigkeit 
zusammentun,  um  das  Hilfswerk  zu  fördern. 

Große  Mittel  sind  erforderlich,  um  wenigstens  der  dringendsten  Not  zu  steuern. 

Darum  gebt  rasch  und  gebt  reichlich! 

Jede  Art  der  Hilfe  — Geld,  Erträgnisse  außerordentlicher  Mehrarbeit,  Lebensmittel,  Gegenstände  des  täglichen 
Bedarfs  — ist  willkommen. 

Ihr,  die  ihr  noch  schaffen  und  erwerben  könnt,  gedenket  jener,  die  dem  Elend  preisgegeben  sind. 

Spenden  nehmen  entgegen: 

Die  Reichsgeschäftsstelle  der  Deutschen  Noigemeinschaft,  Berlin  NW  40,  Scharnhorststraße  35, 

ferner 

die  Reichsbank,  sämtliche  Banken,  Sparkassen,  Postanstalten  sowie  die  Postscheckkonten  der  Reichsgeschäftsstelle  der 
Deutschen  Notgemeinschaft  Berlin  142000,  Frankfurt  a.  M.  91  400,  Köln  115300,  Hamburg  42900  und  Königsberg  i.  Pr.  18000. 

Berlin,  den  30.  Oktober  1922. 

*)  Der  Aufruf  ist  unterzeichnet  vom  Reichsarbeitsministerium,  von  den  Landesregierungen  und  von  den  Spifcenverbänden  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 
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Arbeitnehmerkammern. 

Von  Dr.  V ö 1 c k e r s , Vortrag.  Rat  b.  Senat,  Bremen. 


Das  sächsische  Arbeitsministerium  hat  vor  einigen 
Wochen  den  Entwurf  eines  Arbeitnehmerkammergeseßes 
mit  Begründung  in  der  Sächsischen  Staatszeitung  ver- 
öffentlicht und  damit  zur  allgemeinen  Diskussion  gestellt. 
Die  Veröffentlichung  ist  deshalb  von  besonderem  Inter- 
esse, weil  der  sächsische  Entwurf  sich  mit  den  grundsätz- 
lichen und  in  den  leßten  Jahren  in  Industrie  und  Handel 
vielfach  erörterten  Fragen  über  die  Errichtung  von  Arbeit- 
nehmerkammern auseinanderseht  und  teilweise  neue 
Lösungen  findet,  die  bei  Genehmigung  des  Entwurfs  durch 
die  gesetzgebenden  Körperschaften  nicht  ohne  Einfluh  auf 
die  künftige  Gestaltung  der  sogenannten  alten  Kammern 
(Handelskammern  usw.)  sein  wird.  Die  Tatsache,  daß 
Sachsen  überhaupt  beabsichtigt,  Arbeitnehmerkammern  zu 
schaffen,  zeigt,  daß  sächsischerseits  in  den  Bestimmungen 
der  Weimarer  Verfassung  über  die  Errichtung  von  Bezirks- 
arbeiterräten und  Bezirkswirtschaftsräten  kein  Hinderungs- 
grund für  die  Schaffung  von  Arbeitnehmerkammern  ge- 
funden wird.  Da  es  immerhin  zweifelhaft  sein  kann,  ob 
der  durch  die  Reichsverfassung  vorgesehenen  Regelung 
des  Rätewesens  in  unzulässiger  Weise  durch  die  Länder 
vorgegriffen  wird,  wenn  diese  selbständig  an  die  Schaffung 
von  Arbeitnehmerkammern  herangehen,  so  weist  der 
sächsische  Entwurf  in  seiner  Begründung  ausdrücklich 
darauf  hin,  daß  die  Arbeitnehmerkammern  in  ihrem  Aufbau 
und  in  ihren  Aufgaben  keineswegs  mit  den  Bezirksarbeiter- 
räten identisch  sind.  Während  diese  nach  der  Reichs- 
verfassung Vertretungen  der  Arbeitnehmer  zur  Wahrung 
ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Interessen  sind  und  mit 
besonderen  Kontroll-  und  Verwaltungsbefugnissen  betraut 
werden  können,  sollen  die  Arbeitnehmerkammern  für  die  in 
ihnen  vertretenen  Arbeitnehmer  lediglich  gutachtliche  oder 
mit  gutachtlicher  Tätigkeit  zusammenhängende  Funktionen 
zur  Unterstützung  der  Regierung,  der  Behörden  und  der 
Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts  ausüben.  — Diese 
Ausführungen  des  sächsischen  Ministeriums  sind  ohne 
Zweifel  richtig  und  lassen  sich  dahin  ergänzen,  daß  die  in 
der  Reichsverfassung  vorgesehenen  Bezirksarbeiterräte  in 
gewissem  Sinne  die  höhere  Instanz  für  die  Betriebsräte  sind. 
Sie  haben  daher  den  Betrieb  als  Ausgangspunkt,  während 
die  Arbeitnehmerkammern  mit  dem  Betrieb  als  solchem 
nichts  zu  tun,  sondern  die  berufliche  Zugehörigkeit  des 
einzelnen  zur  Grundlage  haben.  Immerhin  wird  man  bei 
Schaffung  der  Bezirksarbeiterräte  und  Bezirkswirtschafts- 
räte die  alsdann  vorhandenen  Arbeitnehmerkammern 
nicht  ignorieren  können,  da  trotz  der  genannten  grundsätz-’ 
liehen  Unterschiede  manche  engen  Berührungspunkte  der 
beiden  Einrichtungen  vorhanden  sind.  In  diesem  Sinne  er- 
klärt die  Begründung  des  sächsischen  Entwurfs  mit  Recht, 
daß  die  zu  schaffenden  Bezirkswirtschaftsräte,  soweit  sich 
das  heute  nach  Lage  der  Verhandlungen  im  vorläufigen 
Reichswirtschaftsrat  übersehen  läßt,  wahrscheinlich  des 
Unterbaues  bestehender  Arbeitnehmervertretungen,  d.  h. 
Arbeitnehmerkammern,  nicht  werden  entraten  können. 

Die  organisatorische  Frage,  ob  im  Interesse  der  gleich- 
mäßigen Behandlung  beider  Berufsgruppen  getrennte 
Arbeiter-  und  Angestelltenkammern  zu  schaffen  sind,  hat 
der  sächsische  Entwurf  verneint.  Er  faßt  beide  Berufs- 
gruppen in  einer  einheitlichen  Arbeitnehmerkammer  zu- 
sammen. Diese  Lösung  schafft  zwar  eine  einfache,  über- 
sichtliche Organisation,  trägt  aber  wohl  kaum  dazu  bei, 
die  bestehenden  Interessengegensätze  der  beiden  Gruppen 
zu  versöhnen  Bei  der  numerischen  Überlegenheit  der 
Arbeiter  wird  der  Einfluß  der  Angestellten  leicht  ge- 
schmälert werden,  auch  wenn  ihnen  die  Möglichkeit  ge- 
geben ist,  in  Fachausschüssen  zu  Worte  zu  kommen. 


Der  Aufbau  der  Arbeitnehmerkammern  ist  folgender- 
maßen vorgesehen:  es  werden  eine  Landesarbeitnehmer- 
kammer in  Dresden  und  fünf  Bezirksarbeitnehmerkammern 
in  Chemniß,  Dresden,  Leipzig,  Plauen  und  Zittau  errichtet. 
Die  Landesarbeitnehmerkammer  besteht  aus  100  Mitgliedern, 
und  zwar  aus  je  20  Mitgliedern  der  Bezirksarbeitnehmer- 
kammern. Jede  der  leßteren  besteht  aus  60  Mitgliedern. 
Die  Landesarbeiinehmerkammer  umfaßt  4 Fachabteilungen, 
nämlich  für  Handel,  Industrie  und  Bergbau,  für  Handwerk 
und  Kleingewerbe,  für  Land-  und  Forstwirtschaft  ein- 
schließlich Gartenbau  und  für  die  zum  Handel,  zur  Industrie 
und  zum  Bergbau,  zum  Handwerk  und  Kleingewerbe,  zur 
Land-  und  Forstwirtschaft  nicht  gehörigen  Gewerbe-  und 
Berufszweige.  In  ähnlicher  Weise  ist  für  die  Bezirksarbeit- 
nehmerkammern eine  Gliederung  vorgesehen. 

Den  Arbeitnehtnerkammern  wird  die  Aufgabe  zuge- 
teilt, zur  Unterstüßung  der  Behörden  in  den  eine  Gesamt- 
heit der  Arbeitnehmerschaft  betreffenden  Fragen  grund- 
legender Art  den  gemeinsamen  und  den  besonderen  wirt- 
schaftlichen und  sozialer.  Interessen  der  Arbeitnehmer  zu 
dienen.  Die  Tätigkeit  wird  somit  vorwiegend  eine  gut- 
achtliche sein.  In  den  Aufgabenkreis  der  Kammern 
fällt  nicht  die  Beratung  und  Beschlußfassung  über  Fragen, 
deren  Behandlung  nach  reichs-  oder  landesgeseßlichen 
Bestimmungen  anderen  Stellen  übertragen  ist.  Die  Auf- 
gaben der  Betriebsräte,  Schlichtungsausschüsse,  Wirt- 
schaftsräte sind  somit  den  Kammern  in  vollem.  Umfange 
entzogen.  Die  Arbeitnehmerkammern  haben  Anregungen 
und  Gutachten  zu  geben,  können  aber  nicht  kraft  eigenen 
Rechts  die  Interessen  der  Arbeitnehmerschaft  wahr- 
nehmen. 

Eine  in  die  bisherige  Organisation  der  alten  Kammern 
(Handels-,  Gewerbe-  und  Landwirtschaftskammern}  tiet 
einschneidende  Bestimmung  liegt  in  der  Ermächtigung  der 
Arbeitnehmerkammern,  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  mit  den 
alten  Kammern  als  Gemeinschaftsorgane  zum  Zwecke  ge- 
meinsamer Beratung  und  Beschlußfassung  zusammenzu- 
treten, soweit  es  sich  um  Angelegenheiten  der  Arbeit- 
nehmer handelt,  die  auth  für  die  Belange  anderer  Volks- 
kreise von  grundlegender  Bedeutung  sind.  Ein  beson- 
deres Geseß,  daß  die  näheren  Bestimmungen  enthält,  wird 
angekündigt. 

Dieses  Geseß  wird  in  erster  Linie  bestimmen  müssen, 
unter  welchen  Umständen  die  Kammern  verpflichtet  sind, 
dem  Ruf  einer  Arbeitnehmerkammer  zu  gemeinsamer  Be- 
ratung Folge  zu  leisten.  Der  Gedanke,  ein  Gemeinschafts- 
organ zu  schaffen,  um  auf  diese  Weise  bereits  im  Be- 
reiche eines  kleineren  Bezirkes  und  eines  einzelnen  Landes 
Ausgleiche  zwischen  den  Interessen  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  zu  finden,  ist  ohne  Frage  gesund.  Er  stößt 
nicht  auf  die  schwerwiegenden  Bedenken  grundsäßlicher 
Art,  wie  der  in  gleicher  Richtung  gehende  Vorschlag,  Ge- 
meinschaftskammern, in  denen  Arbeitgeber  wie  Arbeit- 
nehmer vertreten  sind,  zu  schaffen.  Organisatorisch 
bleiben  jedenfalls  nach  dem  sächsischen  Vorschlag  die 
Arbeitgeberkammern  in  jeder  Hinsicht  selbständig.  Immer- 
hin werden  auch  bei  dem  sächsischen  Plan,  die  Interessen- 
ten gelegentlich  der  Beratung  eines  beide  Teile  inter- 
essierenden Gegenstandes  zusammenzitführen,  sich  man- 
cherlei Schwierigkeiten  in  der  Durchführung  zeigen.  Ins- 
besondere ist  die  Frage  ungeklärt,  wie  bei  Meinungsver- 
schiedenheiten der  Interessenten  zu  verfahren  ist.  Sollen 
alle  Interessenten  berechtigt  sein,  Sondergutachten  zu 
erstatten,  oder  soll  nur  ein  Mehrheitsgutachten  erstattet 
werden,  bei  dem  möglicherweise  die  Wünsche  nicht  un- 
erheblicher Interessentenkreise  unerwähnt  bleiben?  — Je- 
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denfalls  bedeuiei  die  sächsische  Anregung  zur  Schaffung 
von  Gemeinschaffsorganen  einen  ersten  Schritt  des 
Gesefcgebers  auf  einem  wichtigen  Gebiet  der  Berufsver- 
tretungen und  ist  als  solcher  zu  begrüben. 

Die  Aufbringung  der  Kosten  für  die  Arbeitnehmer- 
jkamrnem  ist  im  sächsischen  Entwurf  in  einer  Weise  ge- 
lregelt, die  in  der  Praxis  zu  Schwierigkeiten  führen  wird. 
jDie  Gewährung  von  Staatszuschüssen  ist  nicht  vorgesehen. 
Die  Kosten  sollen  vielmehr  grundsätzlich  von  den  in  den 
Kammern  vertretenen  Arbeitnehmern  aufgebracht  werden. 
Es  wird  vom  Gesefcgeber  angenommen,  dafj  die  Berufs- 
vertretungen, Gewerkschaften  usw.,  aus  ihren  Kassen  Bei- 
träge freiwillig  leisten  und  einen  bei  der  Kammer  zu  bil- 
denden „Ausgleichsfonds“  schaffen,  aus  dem  u.  a.  Kosten 
Destritten  werden,  die  dadurch  erwachsen  sind,  daB  Arbeit- 
nehmer ihrer  Verpflichtung  zur  Beitragsleistung  nicht  nach- 
jekommen  sind.  Die  Einholung  der  Beiträge  der  Arbeit- 
nehmer ist  in  der  Weise  gedacht,  dag  die  Gemeindebe- 
nörde  die  Arbeitnehmer  zur  Bezahlung  der  Beiträge 
öffentlich  auffordert  und  nach  Eingang  die  Beiträge  an 
die  Kammer  abführt.  Ein  Verfahren  zur  Beitreibung  der 
Beiträge  soll  erst  einsefeen,  sofern  und  soweit  die  Kammer 
darauf  anträgt. 

Das  vorgesehene  Verfahren  bedeutet  keine  befriedi- 
gende Lösung  der  Frage  der  Beitragserhebung.  Offenbar 
scheut  sich  der  sächsische  GeseBgeber,  von  vornherein 
ein  Zwangsverfahren  zur  Einhebung  der  Beiträge  vorzu- 


schreiben, weil  die  Verwalfungskosten  dafür  so  hodi  sind, 
dab  sie  einen  wesentlichen  Teil  dieser  Einnahmen  ver- 
schlingen. Die  Führung  von  Arbeitnehmerlisten  bei  den 
Arbeitnehmerkammern  ist  fast  unmöglich  wegen  des  stän- 
digen Wechsels  in  der  Arbeitnehmerschaft.  Immerhin 
würde  ein  Beitragserhebungsverfahren  etwa  durch  Bei- 
tragsmarken, die  der  Arbeitgeber  zu  kleben  und  dem  Ar- 
beitnehmer vom  Lohn  oder  Gehalt  zu  kürzen  hätte,  besser 
zu  dem  gewünschten  Ziele  führen.  Ob  allerdings  dem 
Arbeitgeber  solche  Arbeiten,  die  die  Lohnbüros  der  Be- 
triebe erheblich  belasten  würden,  zugemutet  werden 
können,  zumal  er  vielfach  an  den  Arbeitnehmerkammern 
kein  Interesse  haben  wird,  ist  zweifelhaft.  Jedenfalls 
würde  der  Arbeitgeber  bei  einem  solchen  Verfahren  für 
seine  Arbeiten  entschädigt  werden  müssen.  Ob  sich  die 
Hoffnungen  des  sächsischen  Entwurfes  auf  Beitragsleistun- 
gen der  Gewerkschaften  erfüllen  werden,  steht  dahin. 
Nicht  unbedenklich  würde  dieses  Verfahren  insofern  sein, 
als  dadurch  den  Gewerkschaften  ein  erheblicher  Einfluß 
auf  die  Geschäftsführung  der  Kammern  eingeräumt  würde. 

Alles  in  allem  bedeutet  der  sächsische  Gesetzentwurf 
einen  wertvollen  Beitrag  zu  den  vielfach  umstrittenen 
Fragen  der  Arbeitnehmerkammern.  Er  weicht  den  ange- 
deuteten schwierigen  Fragen  nicht  aus,  sondern  sucht  sich 
mit  ihnen  abzufinden.  Ob  immer  mit  Erfolg,  wird  die 
Zukunft  lehren. 


Die  Goldmark  als  Rechnungsmark. 

Von  Dr.  M ü g e 1,  Staatssekretär  im  preuB-  Justizministerium. 


Das  Problem  der  Stabilisierung  der  Mark  beschäftigt 
zurzeit  alle  Gemüter.  Leider  müssen  wir  damit  reciinen, 
daB  eine  baldige  befriedigende  Lösung  dieses  Problems 
nicht  zu  erreichen  ist.  Es  erhebt  sich  daher  die  dringende 
Frage,  ob  nicht  einstweilen  ein  Ersah  für  die  wertbeständige 
Mark  geschaffen  werden  kann,  der  zwar  nicht  unserer 
Währungsnot  abhilft,  aber  doch  eine  wesentliche  Besserung 
unserer  wirtschaftlichen  Lage  herbeiführt.  Als  einen  solchen 
Ersah  habe  ich  schon  vor  Jahresfrist  (Juristische  Wochen- 
schrift vom  20.  Oktober  1921)  die  Einführung  der  Goldmark 
als  Rechnungswert  vorgeschlagen.  Das  Problem  sollte  im 
September  d.  J.  auf  dem  deutschen  Anwaltstag  in  Hamburg 
erörtert  werden,  der  Anwaltstag  hat  aber  leider  abgesagt 
werden  müssen.  Ich  habe  jetzt  die  Frage  einer  erneuten 
eingehenden  Untersuchung  unterzogen  und  das  Ergebnis 
in  einer  Schrift  „Geldentwertung  und  Gesetzgebung“  nieder- 
gelegt, die  in  der  nächsten  Zeit  im  Industrieverlag  Spaeth 
und  Linde  erscheinen  wird.  Gerade  jeht  steht  aber  die 
Frage,  was  zur  Verbesserung  unserer  Währungsverhält- 
nisse geschehen  könne,  derart  im  Vordergründe,  daB  es 
mir  erwünscht  erscheint,  schon  vor  Ausgabe  meiner  Schrift 
meinen  Vorschlag  in  großen  Zügen  der  Öffentlichkeit  zu 
unterbreiten. 

Nach  geltendem  Recht  kommt  für  die  Erfüllung  von 
Geldschulden  in  inländischer  Währung  lediglich  deren 
Nennbetrag  in  Betracht.  Wer  ein  Darlehen  von  10  000  Mark 
aufgenommen  hat,  wird  durch  Hingabe  von  10  000  Mark  in 
Papierscheinen  auch  dann  von  seiner  Schuld  frei,  wenn  der 
Wert  der  Mark  inzwischen  auf  die  Hälfte  oder  noch  mehr 
gefallen  ist.  Dies  widerspricht  allen  Rechtsbegriffen;  denn 
es  gehört  zum  Wesen  des  Darlehns,  daB  der  Empfänger 
des  Darlehns  denselben  Wert  zurückerstattet,  den  er 
empfangen  hat.  Der  Rechtssaiz  „Mark  gleich  Mark“  war 
nur  solange  gerechtfertigt,  als  die  Mark  einen  gleichblei- 
benden Wert  hatte.  Da  dies  nicht  mehr  der  Fall  ist  und 
solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  muB  er  beseitigt  werden: 
Geldschulden  müssen  nicht  nach  ihrem  Nennbetrag,  sondern 


nach  ihrem  Wert  bezahlt  werden.  Zu  diesem  Zweck  ist 
die  Goldmark,  die  im  Verkehr  immer  mehr  der  MaBstab  für 
alle  Berechnungen  wird,  auch  geseBlich  als  Rechnungswert 
zu  bestimmen. 

Die  nähere  Ausführung  meines  Vorschlags  denke  ich 
mir  wie  folgt:  Von  der  Reichsregierung  oder  einer  beson- 
ders zu  bestimmenden  Behörde  wird  für  jedes  Kalender- 
vierteljahr im  voraus  der  Wert  der  Goldmark  im  Verhältnis 
zur  Papiermark  festgeseBt.  Diese  FestseBung  erfolgt  auf 
Grund  des  durchschnittlichen  Kurses,  den  die  Papiermark  in 
dem  vierten  bis  zweiten  Monat  vor  dem  Ersten  des  Kalen- 
dervierteljahres auf  dem  Weltmarkt  gehabt  hat,  wobei  nicht 
nur  das  Verhältnis  zum  Dollar,  sondern  zu  allen  hoch- 
stehenden Währungen  in  einer  noch  näher  festzuseBenden 
Weise  zu  berücksichtigen  ist.  Der  für  jedes  Vierteljahr 
festgeseBte  Goldmarkwert,  der  als  ein  Vielfaches  des 
Wertes  der  Papiermark  auszudrücken  ist,  ist  maBgebend 
für  die  Bestimmung  des  Wertes  der  in  diesem  Vierteljahr 
begründeten  Geldforderungen  und  für  die  Menge  des 
Papiergeldes,  die  bei  allen  in  diesem  Vierteljahr  zu  leisten- 
den Zahlungen  behufs  Tilgung  einer  Geldforderung  aufzu- 
wenden ist.  Wenn  in  einem  Vierteljahr  der  Wert  der  Gold- 
mark  auf  200  Papiermark  festgeseBt  ist,  so  ist  der  Gold- 
markwert aller  in  diesem  Vierteljahr  begründeten  Geldfor- 
derungen 1/200  des  Nennbetrages  der  Forderung.  Nach 
diesem  Goldmarkwert  wird  die  Forderung  dann  bezahlt,  in- 
dem dieser  Wert  mit  dem  jeweiligen  Goldmarkkurs  verviel- 
fältigt wird.  Wird  sie  z.  B.  n einem  Vierteljahr  bezahlt,  in 
dem  der  Goldmarkkurs  300  ist,  so  sind  300/2oo  des  Nenn- 
betrages zu  zahlen.  Diese  Regelung  gilt  für  alle  Forderun- 
gen, die  auf  Geld  gehen,  einseitige  Geldforderungen,  wie 
Darlehn,  Hypotheken,  Grundschulden  usw.,  und  Forderun- 
gen aus  gegenseitigen  Verträgen,  wie  Kaufverträge,  Miet- 
und  Pachtverträge,  Versicherungsverträge  usw.  Wird  z.B.  der 
Preis  für  eine  Ware  auf  10  000  M.  festgeseBt  und  erhöht  sich 
der  Goldmarkkurs  in  der  Zeit  von  der  FestseBung  bis  zur 
Zahlung  des  Preises  von  200  auf  500,  so  sind  zur  Tilgung 
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des  Kaufpreises  B00/200  X 1 0 000  = 25  000  Papiermark  auf- 
zuwenden.  In  gleicher  Weise  verringert  sich  der  Nenn- 
betrag, wenn  der  Goldmarkkurs  eine  fallende  Tendenz  hat, 
d.  h.  wenn  der  Wert  der  Papiermark  steigt.  Diese  Regelung 
gilt  für  alle  Geldforderungen  mit  alleiniger  Ausnahme  der- 
jenigen, die  Papiergeld  darstellen  (Banknoten,  Reichs- 
kassenscheine) oder  die  der  Reichsbank  zur  Deckung  der 
Banknoten  dienen,  d.  h.  der  Schafeanweisungen  und  Wechsel 
mit  einer  Laufzeit  bis  zu  3 Monaten.  In  vollem  Umfange 
kann  diese  Regelung  nur  für  künftig  entstehende  Forde- 
rungen durchgeführt  werden.  Bereits  bestehende  For- 
derungen können  zunächst  nur  mit  dem  Goldmarkwerte 
eingesefet  werden,  den  sie  zur  Zeit  der  Einführung  der 
Goldmark  als  Rechnungswert  haben,  und  es  mufe  Gegen- 
stand weiterer  Erwägungen  sein,  in  welcher  Weise  bei 
diesen  Forderungen  im  Wege  eines  billigen  Ausgleichs 
zwischen  den  Interessen  des  Gläubigers  und  des  Schuld- 
ners der  bereits  eingetretenen  Geldentwertung  Rechnung 
getragen  werden  kann;  Vorschläge  zur  Herbeiführung 
dieses  Ausgleichs  habe  ich  in  meinem  erwähnten  Aufsafee 
in  der  Juristischen  Wochenschrift  gemacht.  Die  für  Geid- 
forderungen  vorgeschlagene  Umrechnung  auf  den  Gold- 
markwert würde  auch  für  Gebühren  und  Steuern,  Beiträge 
zu  Versicherungen,  Besoldungen  der  Beamten,  Gehälter 
und  Löhne  der  Angestellten  und  Arbeiter,  Hinterbliebenen- 
bezüge, Alimente  usw.  zu  gelten  haben.  Auch  die  mannig- 
fachen Gesefeesbestimmungen,  bei  denen  Geldbeträge  in 
Frage  kommen,  z.  B.  Zuständigkeitsvorschriften,  Flöhe  der 
Geldstrafen,  würden  ohne  weiteres  sich  dem  wechselnden 
Wert  der  Mark  anzupassen  haben.  Auf  nähere  Darlegungen 
mufe  ich  hier  verzichten;  in  der  erwähnten,  im  Druck  be- 
findlichen Schrift  ist  im  einzelnen  ausgeführt,  in  welcher 
Weise  die  Umrechnung  vorzunehmen  sei  und  wie  sie  wirken 
würde.  Audi  wegen  der  Frage,  wie  allmählich  eine  Zurück- 
führung der  kaufmännischen  Bilanzen  auf  Goldmarkwerte 
zu  erreichen  sein  würde,  mufe  ich  auf  diese  Schrift  Bezug 
nehmen.  Zusammenfassend  ist  zu  sagen,  dafe  die  Papier- 
mark bis  auf  weiteres  alleinige  gesefeliche  Währung  bleibt, 
dafe  aber  die  Höhe  von  Geldforderungen  sich  nicht  nach 
ihrem  Nennbetrag  in  Reichswährung,  sondern  nach  ihrem 
Goldmarkwert  bestimmt. 

Von  der  Annahme  meines  Vorschlages  würden  in  der 
Hauptsache  folgende  Vorteile  zu  erwarten  sein: 

1.  Die  Gewährung  von  Kredit  überhaupt  und  insbeson- 
dere die  Aufnahme  von  Anleihen  seitens  des  Reichs  würde 
wesentlich  erleichtert  werden,  wenn  sich  die  Höhe  der 
Forderung  dem  wechselnden  Goldwerte  anpafete.  Dadurch, 
dafe  dies  allgemein  geschieht,  würde  der  Gefahr  vorge- 
beugt, dafe  infolge  der  Abstellung  nur  einzelner  Anleihen 
auf  den  Goldmarkwerf  andere  Kapitalsanlagen  an  Wert 
verlören.  Durch  die  Schaffung  wertbeständiger  Geldfor- 
derungen würde  der  Anreiz  zur  Anschaffung  von  Sach- 
werten oder  Devisen  wesentlich  gemindert,  überhaupt  die 
Spekulation  eingeschränkt  und  der  Spartrieb  wieder  ge- 
weckt werden. 

2.  Durch  die  Umrechnung  der  Preise  auf  den  Gold- 
markwerf würde  wieder  eine  bessere  Grundlage  für  die 
kaufmännische  Kalkulation  geschaffen  werden,  was  eine 
Herabsefeung  der  Preise  ermöglichen  würde;  zugleich 
würde  einerseits  Klarheit  darüber  geschaffen  werden,  in- 
wieweit eine  Teuerung  vorliegt,  und  mancher  unberechtig- 
ten Anklage  gegen  die  solide  Kaufmannschaft  vorgebeugt, 
andererseits  die  Bekämpfung  von  Preistreiberei  und 
Wucher  gefördert  werden,  da  es  dann  möglich  sein  würde, 
besser  wie  jefet  festzustellen,  welche  Preise  als  angemessen 
zu  erachten  sind.  Dadurch,  dafe  eine  Änderung  des  Gold- 
markkurses nur  bei  Beginn  eines  neuen  Vierteljahrs  ein- 
tritt,  kann  während  des  Vierteljahres  das  Preisniveau  das- 
selbe bleiben,  wodurch  Stetigkeit  und  Ruhe  im  Geschäfts- 
verkehr gefördert  wird.  Es  gewinnt  zunächst  den  Anschein, 


als  sei  der  jedesmalige  Wechsel  des  Preisniveaus  bei  Be- 
ginn eines  Vierteljahres  in  verschiedenster  Hinsicht  schäd- 
lich, in  meiner  Schrift  wird  indessen  auf  Grund  eingehender 
Untersuchungen  und  Berechnungen  der  Nachweis  versucht, 
dafe  dies  Bedenken  unbegründet  ist.  Eine  Annäherung  der 
Inlandspreise  an  den  Weltmarktpreis  würde  nicht  die  Folge 
meines  Vorschlages  sein,  weil  nicht  die  Friedenspreise  die 
Grundlage  für  die  Umrechnung  bilden,  sondern  die  gegen- 
wärtigen Preise,  so  dafe  die  Spanne  zwischen  Auslands- 
und Inlandspreis,  soweit  sie  nicht  durch  andere  Umstände 
vermindert  wird,  unverändert  bleiben  kann.  In  gewissem 
Umfang  würde  allerdings  die  Ungewifeheif  über  den  Wert 
von  Vermögensgegenständen  bestehen  bleiben,  nämiich  in- 
soweit zum  Vermögen,  insbesondere  zum  Betriebskapital, 
Bestände  an  Papiergeld  und  kurzfristigen  Schafeanweisun- 
gen und  Wechseln  gehören,  weil  bei  diesen  eine  Umrech- 
nung nach  Goldmarkwert  nicht  stattfinden  kann.  Die  sich 
hieraus  ergebenden  Folgen  und  die  Mittel  zur  Einschrän- 
kung der  sich  hieraus  namentlich  für  den  Betrieb  der 
Banken  und  Sparkassen  ergebenden  Gefahren  sind  in 
meiner  Schrift  des  nähern  erörtert. 

3.  Durch  meinen  Vorschlag  würde  der  grofee  Vorteil 
erreicht  werden,  dafe  alle  Volksgenossen  gleichmäfeig  von 
den  Folgen  der  Geldentwertung  betroffen  werden  würden, 
während  jefet  Rentner,  Beamte,  Angestellte,  Arbeiter 
wesentlich  ungünstiger  als  Gewerbetreibende  dastehen.  Die 
Bedenken,  die  jefet  gegen  eine  gleitende  Gehalts-  und 
Lohnskala  geltend  gemacht  werden,  würden  meinen  Vor- 
schlag nicht  treffen.  Insbesondere  würde  eine  Vermehrung 
der  Inflation  nicht  zu  besorgen  sein,  weil  auch  hier  nicht ; 
der  Goldmarkwert  der  Friedensbesoldung  mafegebend  sein 
würde,  sondern  die  gegenwärtig  verhältnismäßig  geringere 
Höhe  der  Besoldungen  unverändert  bliebe  und  nur  von  den 
Schwankungen  des  Geldwertes  unabhängig  gemacht  würde. 
Es  würde  im  Gegenteil  eine  Verlangsamung  des  Tempos 
der  Erhöhungen  eintreien  und  dadurch,  dafe  bei  Beginn  des 
Vierteljahres  der  Betrag  der  Besoldung  endgültig  fest- 
stände, nicht  nur  den  Kassen  viel  unnüfee  Arbeit  erspart 
werden,  sondern  wieder  die  Möglichkeit  zu  einer  geord- 
neten Wjirtscnaftsfunrung  eröffnet  werden.  Lohnkämpfe 
würden  nicht  ausbleiben,  aber  doch  wesentlich  einge- 
schränkt werden. 

4.  Für  die  Finanzen  des  Reiches  würde  im  Gegensafe 
zu  dem  bisherigen  Zustand,  der  jede  ordnungsmäfeige 
Etatsaufstellung  unmöglich  macht,  der  Vorteil  erzielt,  dafe 
eine  Veranschlagung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  wieder 
möglich  würde,  die  zur  Richtschnur  der  Verwaltung  dienen 
könnte.  Die  Einnahmen  von  Post  und  Eisenbahn  würden 
sich  bei  zunehmender  Geldverschlechterung  automatisch  er- 
höhen, ebenso  die  Erträge  der  Steuern,  für  deren  Erhebung 
sich  aufeerdem,  insbesondere  bei  der  Einkommensteuer,  aus 
der  Goldmarkrechnung  mannigfache  Vorfeile  für  den  Fiskus 
ergeben.  Hierdurch  würden  die  Erhöhungen  der  Besol- 
dungen und  Löhne,  wie  der  sächlichen  Ausgaben  von  selbst: 
ausgeglichen  werden.  Das  Ziel  einer  Balanzierung  von 
Einnahmen  und  Ausgaben  würde,  soweit  nicht  die  Repa- 
rationsforderungen enfgegensfehen,  eher  erreicht  werden 
können,  wenn  durch  die  Umrechnung  in  Goldmark  gröfeere 
Klarheit  in  die  Finanzgebarung  des  Reichs  gebracht  würde. 
Anforderungen  des  Auslandes  wegen  der  Kontrolle  unserer 
Finanzen  kann  wirksamer  entgegengetreten  werden,  wenn 
wir  selbst  für  bessere  Ordnung  in  unserm  Haushalt  sorgen. 

5.  Der  Kurs  unserer  Mark  im  Auslande  kann  durch  eine 

Mafenahme  unserer  inneren  Gesefegebung  unmittelbar  nicht 
beeinflufet  werden;  es  darf  aber  die  Hoffnung  gehegt  wer- 
den, dafe  eine  Maferegel,  welche  die  Schwankungen  des 
Wertes  der  Mark  für  den  Geschäftsverkehr  im  Inlande  tun- 
lichst unschädlich  macht,  die  Gesundung  unserer  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  das  Zutrauen  des  Auslandes  auf 
diese  Gesundung  wesentlich  fördern  würde.  (297.) 
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Wirtschaftliches  und  Anderes  aus  den  Vereinigten  Staaten. 

Von  Americanus. 


Seit  Mitte  1921  haben  die  Börsen  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  eine  fast  ununterbrochene  Aufwärts- 
bewegung  zu  verzeichnen. 

Eine  Hausse  — oder  Bull  Market,  wie  man  in  den  V.  St. 
sagt  — seßte  etwa  im  August  1921  ein,  erreichte  im  April 
dieses  Jahres  ihren  Höhepunkt  und  befand  sich  im  Septem- 
ber dieses  Jahres  in  einem  Zustande  des  Wartens  und  der 
Ungewißheit  über  die  nächste  Zukunft.  Man  ist  nicht  ganz 
sicher,  ob  die  verheißene  Foriseßung  der  Hausse  wirklich 
eintreten  oder  einer  längeren  Reaktion  Plaß  machen  wird. 
Nicht  nur  verschleiern  Eisenbahner-  und  Kohlengräber- 
Streik  und  die  Ungewißheit  der  europäischen  Lage  den 
Ausblick,  sondern  man  hat  so  das  Gefühl,  daß  die  wirt- 
schaftliche Besserung  mit  der  Preisbewegung  der  Börse 
doch  nicht  ganz  Schritt  gehalten  habe. 

Sei  dem  wie  ihm  wolle:  die  Richtung  der  Preisbewe- 
gung ist  aufwärts  und  die  Grundstimmung  ist  optimistisch! 

Recht  anschaulich  geht  die  ganze  Preisbewegung  der 
Börse  seit  1919  aus  der  unten  folgenden  Tabelle  hervor, 
welche  den  Kursstand  in  einzelnen  bekannten  Industrie- 
und  Eisenbahnwerten  wiedergibt.  Man  ersieht  aus  leßterer 
auch  die  ungleiche  Verteilung  der  Schwankungen  auf  die 
verschiedenen  Industrien. 

In  den  Vereinigten  Staaten  bedeutet  die  Börse  viel 
mehr  als  in  den  europäischen  Ländern,  weil  ein  viel 
größerer  Teil  der  Bevölkerung  sein  Geld  in  spekulativen 
Werten  investiert.  Man  kann  auch  wohl  mit  Recht  auf  den 
prozentual  viel  geringeren  Privatbesiß  in  geschäftlichen 
Unternehmungen  hinweisen;  auch  die  kleineren  Unterneh- 
mungen sind  korporatives  Eigentum.  Selbst  Privathäuser 
und  Privatgrundbesiß  haben  vielfach  den  strikten  Charakter 
des  Privateigentums  durch  starke  Hypothekenbelastung  ver- 
loren, da  die  Hypotheken  sich  meistens  in  den  Händen 
großer  Finanzinstitute  befinden.  So  sind  z.  B.  in  Chicago 
von  etwa  165  000  Privathäusern  102  700  mit  Hypotheken 
belastet;  in  New  York  City  von  160  000  Häusern  124  000,  in 
St.  Louis  von  44  000  etwa  20  000. 

Was  bedeutet  nun  diese  Aufwärtsbewegung  der  Kurse? 
Was  steckt  hinter  diesen  Zahlen? 

Es  ist  doch  etv/as  verwunderlich,  daß  sich  eine  der- 
artige Hausse  einstellt  in  einem  Lande,  dessen  Arbeitslose 
bis  vor  kurzem  noch  nach  Millionen  zählten,  das  noch  heute 
mit  langen,  kostspieligen  Streiks  zu  kämpfen  hat,  dessen 
Export  im  vergangenen  Jahre,  gegenüber  1920,  um  tausend 
Millionen  Dollars  gesunken  ist  und  dessen  Geschäftstätig- 


keit auf  vielen  Gebieten  noch  für  geraume  Zeit  durch  eine 
soeben  einseßende  Periode  einer  „secondary  inflation“  be- 
hindert sein  wird. 

Was  nun  troß  allem  diesem  aus  den  Zahlen  hervorgeht, 
ist  die  unbestreitbare  Tatsache  einer  fort- 
schreitenden wirtschaftlichen  Genesung; 
zweitens  die  Erwartung  einer  sich  vorbe- 
reitenden außergewöhnlichen  Prosperität 
und  drittens,  wenn  auch  nicht  unmittelbar  in  die  Erscheinung 
tretend,  die  Ausgestaltung  einer  neuen  privatkapitali- 
stischen Wirtschaftsordnung. 

Dieser  Gesundungsprozeß  zeigt  sich  am  klarsten  in  der 
finanziellen  Lage  des  Landes:  dem  Überfluß  an  freiem 
Kapital,  der  großen  Flüssigkeit  des  Geldes. 

Die  Belebung  des  Geschäftes  wird  zunächst  deutlich 
gemacht  durch  eine  Erhöhung  von  700  Millionen  Dollars  in 
geschäftlichen  Anleihen  bei  den  wichtigsten  Federal-Re- 
serve-Banken.  Zinsarten  sind  auf  geschäftliche  Anleihen 
troß  des  lebhaften  Geldbedarfes  bis  auf  etwa  4 v.  H.  ge- 
fallen, während  das  Verhältnis  der  Bankreserve  der 
Federal-Reserve-Bank,  zu  den  Depositengeldern  und  den 
Federal-Reserve-Noten  auf  etwa  80  v.  H.  gestiegen  ist. 

Hierzu  kommt,  daß  der  gesamte  Geldbestand  der 
Federal-Reserve-Banken  im  Juni  1922  3 800  Millionen 
Dollars  betrug;  die  sogenannten  freien  Goldreserven  be- 
liefen sich  auf  3 200  Millionen  gegenüber  dem  geseßlich 
festgeseßien  Minimum  von  etwa  1500  Millionen. 

Es  ist  in  erster  Linie  dieser  reichliche  Goldbestand  für 
die  Marktlage  der  Börse  verantwortlich;  dazu  kommen  die 
gefüllten  Kassen  der  Banken  und  Sparkassen  und  die 
großen  flüssigen  Beträge  der  Unternehmungen.  Es  ist  er- 
staunlich, wie  selbst  Unternehmungen,  die  noch  keine  Divi- 
denden zahlen,  reichlich  mit  flüssigen  Mitteln  versehen  sind 
und  vorsichtig  ihre  Liguidität  wahren,  ihre  Reserven  stärken 
oder  sich  sonst  für  bessere  Zeiten  vorbereiten. 

Überblicken  wir  in  Verbindung  hiermit  den  Geldmarkt 
der  leßten  Jahre  seit  1918,  so  bemerken  wir  zunächst  in  der 
Zeit  von  1917  bis  1920  eine  Periode  der  wachsenden  Geld- 
knappheit bei  steigendem  geschäftlichen  Umsaß  und  stei- 
gender Tendenz  der  Börse.  Nach  der  Panik  Ende  1919 
und  bei  rapid  abfallendem  Geschäft  und  ebensolchen  Secu- 
rity-Preisen dauerte  die  Geldknappheit  durch  das  Jahr  1920 
an  und  hob  sich  seit  1921.  Und  heute  haben  wir  einen 
Überfluß  in  Geld  bei  steigendem  Geschäft  und  steigenden 
Obligationen-  und  Aktienpreisen. 


Name 

1909- 

Hoch 

-1913 

Niedrig 

1914- 

Hoch 

-1918 

Niedrig 

1919- 

Hoch 

-1921 

Niedrig 

1922 

Hoch  Niedrig 

Anfang 

Sept. 

1922 

Divi- 

denden 

Baltimore  Ohio  Eisenbahn 

1221/* 

9078 

96 

887. 

55% 

27% 

52% 

33  % 

58 



New  York  Central  Eisenbahn 

1473/4 

907s 

11474 

62 '/, 

84% 

64% 

97% 

723/4 

98% 

5 7, 

Pennsylvania  Eisenbahn 

75% 

53 

617, 

40% 

48% 

32‘  4 

44'  4 

337* 

47 

2% 

Southern  Pacific  Eisenbahn 

139l;8 

83 

110 

757, 

118% 

67% 

93% 

78% 

94% 

6% 

Union  Pacific  Eisenbahn 

219 

1377, 

164% 

101% 

138% 

110 

1443  4 

125 

152% 

10% 

American  Can  Co.  (fabriziert  Blechkannen  für  Lebensmittel) 

47% 

167s 

687, 

19% 

68% 

21% 

55 

32% 

63 

— 

American  Smelting  & Refining  (größte  Kupferraffinerie) 

1057s 

56% 

123V, 

50% 

89% 

29l  4 

671  2 

43% 

647, 

— 

American  Sugar  (Zucker) 

1363/8 

9978 

12678 

89l  8 

148% 

47% 

81% 

M-1 

,J*±  g 

80% 

— 

American  Telephon  & Telegr.  Co.  (Telefonie)  . . 

1537s 

101 

134% 

90% 

1191  2 

92% 

1247-2 

1147, 

123 

9°/0 

Anaconda  (grö&tes  Kupferbergwerk) 

54% 

277, 

105% 

24 1 4 

77% 

30 

57 

47 

55 

— 

Central  Leather  (Lederfabrik) 

517« 

167  2 

123 

257s 

1167-, 

227s 

41% 

29% 

41* /, 

— 

General  Electric  Co.  (Eiekirizitätsgeselischaft)  . . 

1887, 

1297« 

1877* 

118 

176 

109 1 2 

171 

136 

180 

8V, 

International  Paper  (Papierfabrik) 

19*/, 

67, 

75% 

9*  2 

917« 

30l  4 

54% 

43% 

60 

— 

Pierce  Arrow  (Automobile) 

65 

25 

99 

9% 

24  ' 8 

13% 

197, 

— 

Standard  Oil  Co.  of  N.  Y.  (Oie  und  Benzine) 

148 

322 

800 

355 

212 

1241  2 

1983  4 

169 

184 

5% 

United  States  Steel  Corp.  (Stahl  und  Eisen)  . . . 

94% 

417« 

1367s 

38 

1157. 

70l  4 

1031 4 

82 

105 

5% 

Western  Union  (Telegraphengesellschafl)  . . . . . 

8674 

56 

1057, 

53% 

94 

76 

1037, 

89 

118% 

7% 

Westinghouse  Electric  (Elektrizilätsgesellschafl)  . . . 

45 

2474 

747s 

32 

59% 

32% 

64 

49% 

647, 

4% 

Woolworth  (Warenhaus) 

1777s 

76% 

151 

817, 

1397, 

100 

1677, 

137 

177 

8% 
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Aber  nicht  nur  in  finanzieller  Hinsicht  und  auf  dem 
Geldmarkt  zeigt  sich  die  aufsteigende  Tendenz,  sondern  im 
ganzen  Wirtschaftsleben  wie  auch  im  Haushalt  des 
einzelnen.  Nachstehende  kleine  Tabelle  gibt  interessanten 
Aufschluß  über  die  Steigerung  des  National-Einkommens. 
Selbst  wenn  man  die  verminderte  Kaufkraft  des  Dollars  in 
Betracht  zieht,  das  Jahr  1920  mit  70  Milliarden  einseßt  und 
annimmt,  es  habe  seitdem  keine  weitere  Vermehrung  des 
National-Einkommens  stattgefunden,  zeigen  diese  wenigen 
Zahlen  zur  Genüge  die  gewaltige  Erhöhung  des  Volks- 
einkommens: 


Kaufkraft  im  Vergfeich 
Naiional-Einkommen  zum  Preisstand  von  1913 


Bevölkerung 

Einkommen  in 

Pro  Kopf  Einkommen  in 

Pro  Kopf 

in 

Billionen 

Einkommen  in 

Billionen 

Einkommen  in 

Millionen 

Dollars 

Dollars 

Dollars 

Dollars 

1909 

90.37 

28.8 

319 

30.1 

333 

1910 

92.23 

31.4 

340 

32.2 

349 

1911 

93.81 

31.2 

333 

31.7 

338 

1912 

95.34 

33.0 

346 

33.2 

348 

1913 

97.28 

34.4 

354 

34.4 

354 

1914 

99.19 

33.2 

335 

33.0 

333 

1915 

100.48 

36.0 

358 

35.2 

350 

1916 

101.72 

45.4 

446 

40.7 

400 

1917 

103.06 

53.9 

523 

40.8 

396 

1918 

104.18 

61.0 

586 

38.8 

372 

Einzelwerte 

und  mehr 

Aufklärung 

gibt  die 

folgende 

Tabelle,  welche  die  Änderung  des  Betriebskapitals  einer 
Anzahl  der  bedeutendsten  Unternehmungen  des  Landes  für 


die  Jahre  1914  bis  1921  zeigt.  Hier  ist  nicht  der  Plaß,  auf 
die  Bedeutung  der  Zahlen  für  das  einzelne  Unternehmen 
einzugelien;  was  gezeigt  werden  soll,  ist  die  jeßige  ungleich 
gesundere  finanzielle  Lage  der  amerikanischen  Industrie 
gegen  früher. 

0. 

Das  hervorragendste  Unternehmen  in  dieser  Beziehung 
ist  heute  die  American  Telephone  & Telegraph  Co.  mit 
200  000  Aktionären,  einem  Aktienkapital  von  1,300  Millionen 
Dollars,  einer  Einnahme  im  Jahre  1921  von  500  Millionen 
und  Aktiva  im  Werte  von  1,800  Millionen  Dollars.  Nicht 
allein  die  reichen  Mittel,  die  zur  Verfügung  stehen,  sind 


Gesellschaften 

Ka 

31  Dez  21 
In  Dollars 

pital 

31.  Dez.  14. 
In  Dollars 

Zu-  oder 
nähme  (- 
seit  31.  De; 
In  Dollars 

\b- 
— ) 

z.  14. 
0 ' 

0 

Allis-Chalmers  .... 

23,994,841 

11,495,089 

12,499,752 

109 

Amer.  Can 

29,736,047 

15,744,780 

13,991,267 

80 

Amer.  International  . . . 

13,366,498 

4,174,509 

9,191,989 

220 

Amer.  Smelting  .... 

44,652,647 

40,385,937 

4,266,710 

10 

Amer.  Telephone 

& Telegraph  .... 

43,791,106 

20,194,755 

23,596,351 

117 

Amer.  Tobacco  .... 

87,107,293 

55,705,092 

31,402,201 

56 

Amer.  Woolen  .... 

62,889,962 

21,843,637 

41,046,325 

188 

Bethlehem  Steel .... 

87,748,433 

12,085,727 

75,662,706 

625 

Central  Leather  .... 

51,186,134 

54,786,487 

3,600,H53 

-7 

Du  Pont  de  Nemours  . . 

55,630,H90 

23,697,717 

31,932,673 

135 

Electric  Storage  Baitety 

15,600,37 1 

3,224,778 

12,375,596 

383 

General  Electric  .... 

166,583,685 

72,035,317 

94,548,368 

121 

General  Motors  .... 

94,567,963 

23,419,213 

71,148,750 

304 

International  Paper.  . . 

17,253,475 

8,934,604 

8,318,871 

93 

Kennecott  Copper  . . . 

25,775,219 

7,354,901 

18,420,318 

250 

May  Department  Stores 

16,040,652 

4,406,188 

11,634,464 

265 

National  Cloak  & Suit  . 

6,132,678 

1,983,535 

4,149,143 

209 

Pittsburgh  Coal  .... 

26,814,018 

12,204,410 

14,609,608 

120 

Pure  Oil 

14,672,890 

1,528,637 

13,144,253 

861 

Reynolds  R.  J.  Tobacco 

74,874,068 

16,338,880 

58,535,188 

358 

Sears-Roebuck  .... 

67,272,890 

12,414,444 

54,858,446 

442 

Standard  Oil  of 

New  York 

130,121,069 

48,521,012 

81,600,057 

168 

Swift  & Co 

182,020,141 

43,550,124 

138,470,017 

318 

United  Eruit 

10,742,049 

2,832,489 

7,909,560 

£80 

U.  F.  Realty  & 

Improvement  .... 

3,071,477 

681,241 

2,390,236 

351 

U.  S.  Rubber 

83,723,718 

43,160,496 

40,563,222 

94 

U.  S.  Steel 

536,785,243 

243,006,710 

293,778.533 

121 

Westinghouse  Electric 

& Mfg 

85,352,001 

28,230,469 

57,121,532 

202 

Woolworth,  F.  W.  . . . 

23,881,042 

13,399,470 

10,481,572 
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bemerkenswert,  sondern  die  Art  und  Weise,  wie  sie  zui 
Gesundung  der  Unternehmungen  verwendet  werden. 

Das  zeigt  sich  auch  bei  dem  Vorgehen  der  Bahnen  unc 
„Public  Utility  Corporations“  [Elektrische  Kraft-  und  Licht- 
anlagen, Gasanstalten  usw.L  Diesen  gestattet  der  billig« 
Zinsfuß  das  Einziehen  der  kurzfristigen  Anleihen,  die  bis- 
her mit  6 — 8 v.  H.  verzinst  werden  mußten,  und  die  Ausgabe 
v,on  neuen  Sekuritäten  zu  4 und  5 v.  H.  Diese  an  unc 
für  sich  nebensächliche  Aktion  gewinnt  aber  noch  andere 
Bedeutung  bei  den  Bahnen:  sie  ist  ein  vorbereitende! 

Schritt  für  die  finanzielle  Grundlage  einer  fundamenfaler 
Umgestaltung  des  Verkehrswesens  unter  Anpassung  an  die 
durch  Automobilverkehr,  Wasserstraßen  und  Flugverkehijj 
geschaffenen  bzw.  sich  bildenden  neuen  Verhältnisse.  Vor 
allem  aber  bildet  den  Hintergrund  aller  dieser  Vorgänge 
die  seit  langem  geplante  Neuordnung  aller  Bahnen  in  etwa 
15 — 20  gigantische  Systeme  und  — später  — die  Elektri- 
sierung der  Vollbahnen.  Auch  hier  hat  wieder  ein  gütiges 
Geschick  vorgesorgt!  Hätte  sich  die  Rückkehr  zur 
Prosperität  anders  abgespielt,  hätte  eine  geldbedürftige 
expansive  Industrie  den  Kapitalsüberschuß  absorbiert,  danr 
hätte  diese  Entwicklung  der  Verkehrsmittel  lange  auf  sich 
warten  lassen.  Allerdings  hat  auch  die  Landesvertreiung 
durch  die  „Esch-Cummins  Act“  dafür  gesorgt,  daß  die 
Bahnen  wieder  vorteilhaft  arbeiten  können;  sie  hat  duredi 
eine  verständige  Raten-Geseßgebung  die  Grundlage  ge- 
schaffen für  deren  dauernde  finanzielle  Gesundung. 

Kehren  wir  nun  wieder  zurück  zur  Analyse  der  Wirt- 
schaftsverhältnisse und  sehen  zu,  wie  es  in  der  Industrie 
aussieht. 

An  die  Spiße  dieses  Berichts  wollen  wir  eine  kleine 
Tabelle  seß'en,  welche  Brutto-  und  Netto-Einkommen  der 
U.  S.  Steel  Corporation  für  die  Jahre  von  1914 — 1921  zeigt 
nebst  einigen  Angaben  über  verdiente  und  gezahlte  Divi- 
denden; zu  bemerken  wäre,  daß  die  Reserven  des  Unter-! 
nehmens  (surplus)  am  31.  Dezember  1921  508  962  957  Dollarj 
betrugen: 


Verdienfe  Oezahlie  Verdiente  Gezahlle 


Brutfo- 

Netto- 

Dividenden auf 

Dividenden  auf 

Verdienst 

verdienst 

Vorzugs-Aktien 

Common 

Dollar 

Dollar 

Dollar 

Dollar 

Dollar 

Dollar 

1914 

558.414.934 

23.496.768 

6.52 

7 

3.00 

1915 

726.683.589 

75.833.830 

21.0 

7 

9.90 

1.25 

1916 

1.231.473  779 

271.531.730 

75.3 

7 

48.40 

8.75 

1917 

1.683.962.552 

224.219.565 

62.2 

7 

39.10 

18.00 

1918 

1.744.312.163 

173.532.377 

381 

7 

22.10 

14.00 

1919 

1.448.557.835 

76.794.583 

21.3 

7 

10.10 

5.00 

1920 

1.755.477.025 

109.694.228 

30.4 

7 

16.60 

5.00 

1921 

986.749.719 

36.617.017 

10.1 

7 . 

2.20 

5.00 

Die  „Produktionsziffer“  der  Gesellschaft  ist  im  Sep- 
lember  infolge  des  Streiks  auf  etwa  60  v.  H.  „normaler 
Beschäftigung“  gefallen;  im  August  war  sie  aber  auf  etwa 
90 — 98  v.  H.  gestiegen.  Was  das  bedeutet,  erkennt  man, 
wenn  man  berückfichtigt,  daß  die  Produktion  Mitte  1921 
etwa  35  v.  H.  betrug  und  Anfang  dieses  Jahres  65  v.  H. 
Die  großen  Bestellungen  der  Bahnen,  die  kräftig  einseßende 
Bautätigkeit,  der  Bedarf  der  Aufomobilindustrie  haben 
hauptsächlich  zu  dieser  Besserung  beigetragen. 

Ein  ähnliches  Bild  zeigt  sich  in  der  Eiekiro-Industrie, 
deren  Haupiverireter  die  General  Electric  Co.  ist.  über 
deren  Brutto-  und  Netio-Einnahmen,  Dividenden  und  Rein- 
gewinn geben  nachstehende  Zahlen  Aufschluß: 


Gesamt- 

Umsafe 

Netto- 

Einnahme 

Reingewinn  in 
Prozenten  des 
ausstehenden 

Gezahlte  Dividende 

Dollar 

Dollar 

Kapitals 

Cassa 

in  Aklien 

1914 

90.467.691 

11.287.826 

11.00 

8 

1915 

85.522.070 

11.737.909 

11.55 

8 

1916 

134.242.290 

18.589.528 

18.31 

8 

1917 

196.926.318 

26.903.828 

14.77 

8 

27Ö 

1918 

216.815  278 

17.104.982 

14.77 

8 

49/0 

1919 

229.979.983 

25.077.971 

21.02 

8 

4% 

1920 

275.758.488 

22.132.288 

16.62 

6 

4% 

1921 

221.007.992 

21.652.812 

12.92 

8 

4% 
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Der  Kassenbestand  der  Firma  betrug  im  September  1922 
etwa  70  Millionen  Dollars. 

Vielleicht  wird  hier  zum  Abschluß  dieser  kurzen  Über- 
sicht über  die  finanzielle  und  industrielle  Lage  noch  ein 
Auszug  aus  dem  Bericht  der  National  Association  of  Manu- 
facturers  interessieren,  dessen  Angaben  einer  im  Frühjahr 
d.  J.  über  das  ganze  Land  ausgedehnten  Umfrage  ent- 
nommen sind. 

Hiernach  bezeichnet  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  die 
Produktionsverhältnisse  als: 

ausgezeichnet  in  6 v.  H.  der  Betriebe, 

gut , in  25  v.  H.  „ 

ziemlich  gut  bis  gut  . . in  50 — 52  v.  H.  „ 
unbefriedigend in  17  v.  H.  „ 


Die  Textil-lndustrie  berichtet: 
gut  bis  ausgezeichnet  . . . in  70  v.  H.  der  Betriebe, 

unbefriedigend in  30  v.  H.  „ 

Neunzig  v.  H.  betrachten  die  Herbstaussichten  als  „aus- 
gezeichnet“. 

Von  den  Werkzeugmaschinen-Fabrikanten  erwarten 
90  v.  H.  „gutes  Herbstgeschäft“,  während  80  v.  H.  der  Fa- 
brikanten das  jeßige  Geschäft  als  „ziemlich  gut“  bezeichnen. 

Von  den  übrigen  Industrien  bezeichnet  man  die  Ge- 
schäftslage als  „ziemlich  gut  bis  ausgezeichnet“: 

In  der  Glasindustrie  78  v.  H.  der  Fabrikanten, 
in  der  chemischen  Industrie  93  v.  H.  der  Fabrikanten, 
in  der  Papierindustrie  83  v.  H.  der  Fabrikanten, 
in  der  Zement-  und  Ziegelindustrie  100  v.  H.  der  Fabri- 
kanten, 

in  der  Farben-  und  Lackindustrie  100  v.  H.  der  Fabri- 
kanten, 

in  der  Autoindustrie  96  v.  H.  der  Fabrikanten. 

Seit  dem  Frühjahr  hat  eine  erhebliche  Abschwächung 
der  Lage  eingeseßt,  so  daß  man  kaum  fehlgeht,  wenn  man 
die  obigen  Angaben  um  20 — 25  v.  H.  erniedrigt,  wenn  man 
die  für  heute  gültigen  Angaben  machen  will.  Infolge  der 
Kohlennot  und  der  Transportschwierigkeiten  sind  Anfang 
September  obige  Angaben  nicht  mehr  im  einzelnen  zu- 
treffend, aber  da  es  sich  nur  um  zeitweilige  Verhältnisse 
handelt,  sind  obige  Zahlen  hier  ungeändert  gelassen. 


Interessieren  werden  in  diesem  Zusammenhänge  noch 
folgende  Preisangaben  vom  Mai  d.  J.  Diese  sind  auf  die 
Durchschnittspreise  1913  als  Norm  = 100  bezogen: 
Abgerundete  Indexziffer  dei 


Nahrungsmittel  = 
Baumwolle  = 

Wolle  = 

Haus-  u.  Schlacht- 
vieh = 

Stahl  = 

Kupfer 

Zink  = 

Roheisen  = 

Kohle  = 

Bauholz  = 


145  v.  H. 
130  v.  H. 
110  v.  H. 

100  v.  H. 
110  v.  H. 
90  v.  H. 
90  v. H. 
130  v.  H. 
180  v. H. 
200  v.  H. 


Im  Vorstehenden  ist  eine  flüchtige  Übersicht  über  die 
geschäftliche  Lage  der  Vereinigten  Staaten  gegeben,  wie 
sie  sich  aus  den  Vorgängen  seit  1914  bis  heute  entwickelt 
hat  und  wie  sie  von  den  jeßigen  Strömungen  und  Kämpfen 
der  wirtschaftlichen  Gruppen  und  Interessenkreise  beein- 
flußt wird.  Das  Bild  ist  nicht  vollständig,  gibt  aber  einige 
beachtenswerte  Tatsachen,  deren  Erwähnung  zum  Ver- 
ständnis der  weiteren  Ausführungen  nötig  sind. 

Angedeutet  soll  in  diesem  Zusammenhänge  noch  wer- 
den, daß  die  diesjährige  Ernte,  besonders  im  Nordwesten 
des  Landes,  recht  zufriedenstellend  ausgefallen  ist,  daß 
aber  die  Preise,  besonders  für  Weizen,  niedrig  sind,  unter 


$1.00  pro  Bushel.  Dagegen  sind  die  Erträge  aus  dem  Ver- 
kauf von  Wolle,  Schlachtvieh  etc.  zufriedenstellend. 

Alles  in  allem  haben  wir  somit  eine  wirtschaftliche  Lage 
vor  uns,  die  keinen  Anlaß  zu  überschwänglichen  Erwar- 
tungen bietet,  wohl  aber  anzeigt,  daß  eine  gesunde  Grund- 
lage für  die  weitere  geschäftliche  Entwicklung  vor- 
handen ist. 

Verlassen  wir  nun  zum  Schluß  die  Einzelheiten  der 
wirtschaftlichen  Vorgänge  und  werfen  wiederum  die  Frage 
auf:  was  bedeutet  das  alles,  wohin  geht  der  Weg  der  wirt- 
schaftlichen Entwickelung? 

Die  Antwort  hierauf  ist  bereits  oben  kurz  gegeben! 

Was  sich  heute  hier  vorbereitet  ist  nichts  weniger  als 
eine  Neuorientierung  des  Wirtschaftslebens  des  Landes 
nach  „kontinental-ökonomischen“  Richtlinien.  Diese  Neu- 
ordnung der  Dinge  ist  nicht  nur  bestimmt  durch  die  höhere 
Größenordnung  des  Marktes  als  einheitlichen  Absaß- 
gebietes,  etwa  derart,  daß  sie  rein  quantitativ  vom  bis- 
herigen verschieden  ist,  sondern  die  ganze  Struktur  des 
industriellen  und  geschäftlichen  Lebens  ist  beeinflußt.  Es 
handelt  sich  hierbei  um  die  Anpassung  der  Industrie  und 
des  Handels  an  die  ganz  besonderen  Anforderungen  des 
einen  Kontinent  umfassenden  nordamerikanischen  Marktes, 
um  die  Einordnung  der  einzelnen  Wirtschaftsvorgänge  in 
einen  umfassenden  Wirtschaftsprozeß,  der  das  Optimum 
des  Wirtschaftslebens  des  Landes  — die  größte  „overall- 
efficiencY"  — zum  Ziele  hat  unter  besonderer  Wahrung  des 
privatwirtschaftlichen  Charakters. 

Es  ist  geradezu  überwältigend  zu  beobachten,  wie  sich 
in  diesem  freien  Spiel  der  Kräfte  die  tausend  Faktoren 
des  ganzen  Wirtschaftslebens  einstellen  in  die  Richtung  der 
„kontinental-ökonomischen“  Kraftlinien,  wie  allmählich 
störende  Kraftzentren  verschwinden  und  die  Gesamt- 
leistung steigt.  Hierher  gehört  z.  B.  die  sich  anbahnende 
Neugestaltung  des  Transportwesens,  die  Ausnußung  von 
Eisenbahn,  Automobil,  Wasserstraße,  denen  sich  in  Kürze 
das  Luftfahrzeug  anschließen  wird,  — nicht  als  getrennte 
Verkehrsgebiete,  sondern  als  ineinandergreifende  coordi- 
nierte  Zweige  des  gesamten  kontinentalen  Verkehrswesens. 

Hierher  gehört  die  Dezentralisierung  der  Industrie,  die 
Verteilung  derselben  über  das  ganze  Land  und,  damit  zu- 
sammenhängend, das  Eintreten  der  Banken  und  Finanz- 
kreise des  mittleren  Westens,  und  leßthin  auch  der  pazi- 
fischen Küste,  in  den  Kreis  der  großen  maßgebenden  Fi- 
nanzinstitute. 

Hierher  gehört  die  jüngste  gewaltige  Ausdehnung  der 
sogenannten  „Chain  stores“  über  das  ganze  Land  und  deren 
wachsender  Einfluß  auf  die  sie  beliefernde  Industrie.  Chain 
stores  sind  kleinere  Warenhäuser,  die  bis  ins  kleinste  nor- 
malisiert sind.  Etwa  100  000  von  ihnen  sind  über  das  ganze 
Land  verbreitet  und  werden  won  einer  Anzahl  größerer  Fir- 
men kontrolliert.  Die  bekanntesten  von  ihnen  sind  Wollwortii 
und  Kresge;  ihre  vorzügliche  Organisation  gestattet,  die 
Vertriebskosten  auf  ein  Minimum  zu  erniedrigen.  Diese 
„Chain  Stores“  sind  auch  deshalb  hier  erwähnt,  um  in 
einem  bekannten  Falle  zu  zeigen,  wie  sehr  die  moderne 
Vertriebsmethode  auf  die  Fabrikation,  auf  die  ganze  in- 
dustrielle Produktion  einwirkt  und  sie  beeinflußt.  In  ganz 
ähnlicher  Weise  finden  wir,  daß  die  Textilindustrie  beein- 
flußt wird  von  den  Anforderungen  der  großen  maschinellen 
Wäschereien  bezüglich  Herstellung  von  Waschbären  Stoffen. 

Hierher  gehörf  die  große  Entwickelung  der  Teilfabrikate- 
industrie, die  das  Land  mit  „Standard“-Halbfabrikaten  ver- 
sorgt und  großen  Einfluß  auf  einheitliche  Herstellung  aus- 
übt. Dies  ist  nicht  nur  in  der  Metallindustrie  der  Fall, 
sondern  mehr  oder  weniger  in  allen  Industrien,  und 
macht  sich  z.  B.  auch  im  Baugewerbe  besonders  geltend. 
In  der  gleichen  Richtung  organisatorischer  Zusammen- 
fassung wirkt  auch  die  Reklame  in  jeglicher  Form  sowie 
die  Tages-  und  Fachpresse. 

Die  ganze  Marktfähigkeit  eines  Fabrikates  oder  Pro- 
duktes hängt  nicht  nur  von  dem  „inneren"  Werte  der- 
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selben,  sondern  davon  ab,  ob  es  sich  einfügt  in  die  Reihe 
der  Produkte,  die  das  straff  organisierte  Verkaufswesen 
des  Landes  fordert,  und  dieses  bewegt  und  entwickelt  sich 
im  Sinne  „kontinental-ökonomischer“  Tendenzen. 

In  der  innigen  Wechselwirkung  zwischen  dem  Wirt- 
schaftsleben und  dem  sozialen  sowie  politischen  Leben 
liegt  eine  der  wichtigsten  Ursachen  dieser  wirtschaftlichen 
Neuordnung.  Der  Weltkrieg  und  seine  Folgen  brachten  diese 
ganze  Entwickelung  zur  Reife,  ihren  Charakter  aber  und 
ihre  Richtung  erhielt  sie  durch  die  Gestaltungskraft  und 


das  Organisationstalent  der  führenden  Männer  des  Landes, 
die  ihr  den  Stempel  privatwirtschaftlicher  Initiative  und 
Leistungsfähigkeit  aufdrückten. 

Für  die  deutsche  Industrie  hat  diese  ganze  Entwickelung 
mehr  als  theoretisches  Interesse:  Sie  bedeutet  in 

weitem  Ma^e  einen  Ausschluß  der  deut- 
schen Industrieprodukte  vom  amerikani- 
schen Markte.  Hierüber  und  über  die  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  der  Vereinigten  Staaten  zum  Auslände* 
folgt  ein  weiterer  Bericht.  (293). 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Vom  Internationalen  Freihandelskongreß. 

Der  in  Frankfurt  a.  M.  abgehaltene  Internationale  Frei- 
handels-Kongreß hat  am  Schlüsse  seiner  Tagung  am  24.  Ok- 
tober d.  ].  folgende  Entschließung  einstimmig  ange- 
nommen. 

„Der  4.  Internationale  Freihandels-Kongreß  sieht  die  Haupt- 
ursache für  die  Zerrüttung  der  Weltwirtschaft  in  der  Aufrecht- 
erhaltung wirischaftshemmender  Schranken  zwischen  den  Nati- 
onen und  in  der  gewaltsamen  Beeinträchtigung  natürlicher  Wirt- 
schaftsformen. Wie  bereits  in  den  einmütigen  Resolutionen  der 
Genueser  Konferenz  zum  Ausdrude  kam,  ist  zur  Überwindung  der 
für  alle  europäischen  Länder  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
Folgen  des  Weltkrieges  die  enge  wirtschaftliche  Solidarität  aller 
Länder  dringend  notwendig.  Die  Vorbedingung  für  eine  Gesun- 
dung der  Weltwirtschaft  ist  eine  naturgemäße  Wirtschafts- 
ordnung, in  der  unter  voller  Freizügigkeit  von  Personen,  Ware  und 
Kapital  wirtschaftshemmende  Schranken  und  alle  störenden 
Einschränkungen  der  Produktivkraft  beseitigt  sind.  Damit  muß 
verbunden  sein  eine  Regelung  der  den  Wiederaufbau  Europas 
hindernden  ungesunden  Schuldenverflechtung,  die  lediglich 
durch  wirtschaftliche  Rücksichten  bestimmt  sein  soll.  Dieser  Kon- 
greß begrüßt  die  nach  Beendigung  des  weltverwüstenden  Krieges 
sich  allmählich  wieder  einstellenden  Freundschaftsbeziehungen 
zwischen  den  Völkern  Europas.  Er  ist  davon  überzeugt,  daß  eine 
allgemeinere  Befolgung  freihändlerischer  Grundsäße  nicht  nur 
beim  materiellen  Wiederaufbau  den  Völkern  zum  Segen  ge- 
reichen, sondern  auch  die  Versöhnung  mächtig  fördern  wird, 
ohne  die  sie  schwerlich  hoffen  dürfen  ihre  Kultur  in  ihr  nacktes 
Dasein  zu  retten.  Der  Kongreß  hofft  ferner,  daß  die  inter- 
nationale Organisation,  der  er  sein  Wiederzusammentreten  ver- 
dankt, auch  in  den  ihr  noch  nicht  angehörenden  Ländern  neue 
Mitglieder  gewinnt,  um  so  ihren  Anspruch  auf  Internationalität 
wahrhaft  begründen  zu  können.“  (292.) 

Aus  Sowjet-Rußland. 

Erteilung  von  Außenhandelserlaubnissen. 

Nach  einem  Bericht  der  „Ekonomitscheskaja  Shisn“  ist  die 
Ausgabe  von  Erlaubnissen  für  Ein-  und  Verkäufe  im  Auslande 
durch  die  Sowjetregierung  in  folgender  Weise  geregelt  worden: 

Wird  eine  Zentral-Lizenzabteilung  gebildet,  so  muß  sie  der 
Arbeiter-  und  Bauerninspektion  und  dem  Volkskommissariat  für 
Außenhandel  angehören.  Bei  den  Lizenzunterabteilungen  der 
einzelnen  Bezirke  sind  mit  Beteiligung  derselben  Ressorts  Ge- 
bietslizenzabteilungen zu  gründen.  Alle  Ein-  und  Verkäufe  der 
staatlichen,  genossenschaftlichen  und  privaten  Unternehmen  usw., 
wie  auch  alle  Operationen  der  staatlichen  Import-  und  Export- 
kontors und  'der  anderen  Organe  des  Volkskommissariats  für 
Außenhandel,  wenn  sie  kommissions-,  außerplanmäßigen  oder 
ähnlichen  Charakter  tragen,  müssen  ein  vorhergehendes  Visum 
der  Lizenzabteilung  des  Volkskommissariats  für  Außenhandel 
haben.  Die  Gebietslizenzabieilungen  haben  das  Recht,  Erlaub- 
nisse für  die  Ausfuhr  östlicher  Waren  in  bestimmten  Kontingenten, 
welche  für  einen  gewissen  Zeitraum  von  den  Zentralstellen 
festgeseßt  werden,  zu  geben.  Für  die  Einfuhr  können  die  Ge- 
bietslizenzabteilungen Erlaubnisse  nur  für  Waren  des  örtlichen 
Bedarfs  und  in  den  Grenzen,  welche  von  den  Zentralstellen 
festgelegt  worden  sind,  und  nach  einer  von  der  staatlichen  Kom- 
mission für  Planwirtschaft  bestätigten  Nomenklatur  und  Menge 
geben.  Sämtliche  Erlaubnisse  der  Lizenzabteilung  müssen  vom 


Kollegium  des  Volkskommissariats  für  Außenhandel  bestätigt 
werden.  Für  an  Privatpersonen  ausgehändigte  Ein-  und  Aus- 
fuhrerlaubnisse wird  eine  Lizenzgebühr  von  2 v.  H.  zugunsten 
des  Staates  erhoben.  Waren,  welche  staatlichen  Unternehmungen 
und  genossenschaftlichen  Organisationen  gehören,  sind  von 
Lizenzgebühren  befreit. 

Durchbrechung  des  russischen  Außenhandel-Monopols. 

Fünfzehn  der  größten  russischen  Industrietruste  wurde  das 
Recht,  eigene  Außenhandelsvertretungen  \im  Auslande  einzu- 
richten, erteilt.  Die  Genehmigung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  bis- 
herige Stellung  des  Außenhandelskommissariats  von  weit- 
tragender  Bedeutung;  sie  ist  troß  heftigsten  Widerstandes  von 
Krassins  Seite  angenommen  worden.  (300.) 

Ausschreibung  von  Bahnlinien  in  Bolivien. 

Die  Bolivianische  Regierung  hat  unter  dem  6.  August  eine 
Bekanntmachung  erlassen,  die  die  öffentliche  Aufforderung  zur 
Einreichung  von  Angeboten  für  den  Bau  einer  Eisenbahn  von 
Cochabamba  nach  Santa  Cruz  enthält.  Die  wichtigsten  Be- 
dingungen des  Ausschreibens  sind  folgende: 

1.  Die  Angebote  sind  in  verschlossenem  Umschlag  bis  zum 
30.  Juni  1923,  mittags  12  Uhr,  im  Fomento-Ministerium  in  La  Paz 
einzureichen. 

2.  Die  Angebote  müssen  den  genauen  Preis  für  die  Her- 
stellung der  ganzen  Linie  oder  einer  bestimmten  Teilstrecke 
enthalten.  Dabei  ist  der  Berechnung  zugrunde  zu  legen,  daß 
die  Länge  der  geplanten  Bahn  von  Cochabamba  nach  Santa  Cruz 
ungefähr  625  km  nebst  einer  Abzweigung  von  60  km  nach 
Puerto  Ichilo  oder  einem  anderen,  möglichst  nahe  an  Santa 
Cruz  gelegenen  schiffbaren  Punkt  beträgt. 

3.  Die  Linie  soll  eine  Spurweite  von  1 Meter  haben  bei 
einer  Maximalsteigung  von  3 v.  H.  und  Minimalkurven  von  einem 
Krümmungsradius  von  75  m.  Die  Schienen  sollen  Stahlschienen 
von  60  Pfund  (libras)  pro  Yard  sein. 

4.  Vor  Zeichnung  des  Konzessionsvertrags  hat  der  Inter- 
essent eine  Sicherheit  in  Höhe  von  einer  Million  Bolivianos  zu 
hinterlegen. 

5.  Die  Bauarbeiten  müssen  60  Tage  nach  Unterzeichnung 
des  Konzessionsvertrags  beginnen  und  innerhalb  von  6 Jahren 
beendet  sein.  Für  die  Nichterfüllung  dieser  Bestimmung  ist  eine 
Vertragsstrafe  von  100  000  Bolivianos  für  jeden  Monat  der  Ver- 
zögerung festgeseßt. 

6.  Die  Konzession  wird  auf  99  Jahre  erteilt.  Nach  deren 
Ablauf  geht  die  Bahn  ohne  Entschädigung  in  das  Eigentum 
des  Staates  über. 

7.  Der  Staat  gewährt  für  die  Dauer  von  25  Jahren  eine 
Zinsgarantie  von  8 v.  H.  jährlich.  Die  Einnahmen,  die  für  diese 
Zinsgarantie  bereitgestellt  werden,  sind  in  Ziffer  9 des  Dekrets 
im  einzelnen  aufgeführt. 

8.  Der  Konzessionsinhaber  und  seine  Vertreter  haben,  auch 
wenn  sie  Ausländer  sind,  Recht  vor  dem  zuständigen  Gericht 
in  La  Paz  zu  nehmen  und  sich  den  bolivianischen  Geseßen  zu 
unterwerfen.  Außerdem  verpflichten  sie  sich,  im  Falle  von 
Streitigkeiten  über  die  Ausführung  des  Vertrags  auf  die  An- 
rufung des  diplomatischen  Schußes  zu  verzichten. 

Geeignete  in  Bolivien  ansässige  Vertreter  macht  auf  Wunsch 
die  Auskunftsstelle  des  D.  I.  u.  H.  namhaft.  (301.) 
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Gemischte  Schiedsgerichtshöfe. 

Französisch-Deutscher  Gemischter  Schiedsgerichtshof. 

Eine  Entscheidung  vom  1.  Juni  1922  — Aktenzeichen  S.  IV 
348  — ist  für  das  Verfahren  des  Schiedsgerichtshofes  lehrreich: 

Ein  Deutscher  hatte  mit  einem  Franzosen  einen  Vertrag  ge- 
schlossen, der  infolge  des  Kriegsausbruches  nicht  erfüllt  wurde. 
Nach  Art.  299  des  Vertrages  von  Versailles  gelten  Vorkriegsver- 
träge, von  einigen  Ausnahmen  abgesehen,  als  aufgehoben.  Nach 
Buchstabe  b des  Art.  299  hatten  die  Regierungen  unserer  frü- 
heren Feinde  das  Recht,  binnen  6 Monaten  nach  dem  Inkraft- 
treten des  Friedensvertrages  (10.  1.  1920)  im  allgemeinen  Interesse 
zu  erklären,  daß  bestimmte  Verträge,  bei  denen  eine  der  Ver- 
tragsparteien ein  Angehöriger  der  betreffenden  Regierung  ist, 
nicht  aufgehoben  sein  sollen.  Eine  entsprechende  Erklärung  hat 
die  französische  Regierung  im  vorliegenden  Falle  zugunsten  ihres 
Staatsangehörigen  abgegeben.  In  einem  solchen  Falle  kann  der 
Gemischte  Schiedsgerichtshof,  wenn  die  Erfüllung  des  aufrecht- 
erhaltenen Vertrages  für  eine  der  Parteien  infolge  veränderter 
Handelsverhältnisse  einen  erheblichen  Nachteil  mit  sich  bringt, 
der  geschädigten  Partei  eine  angemessene  Entschädigung  zu- 
billigen. 

Die  deutsche  Partei  hat  deshalb  Klage  erhoben  auf  Fest- 
stellung, daß  der  französische  Beklagte  ihr  eine  billige  Ent- 
schädigung zu  zahlen  verpflichtet  sei,  falls  sie  den  Vertrag  er- 
füllen müsse.  Der  französische  Beklagte  hat  sich  nicht  auf  die 
Klage  schriftlich  geäußert  und  ist  in  dem  Termin  zur  mündlichen 
Verhandlung  weder  erschienen  noch  vertreten  gewesen.  Ein  eigent- 
liches Versäumnis-Verfahren  besteht  vor  dem  Schiedsgerichtshof 
ebensowenig,  wie  ein  Anwaltszwang.  Das  Urteil  ist  dahin  er- 
gangen: 

„Dem  (französischen)  Beklagten  wird  eine  Frist  von  einem 
Monat  zu  der  Erklärung  gesefet,  ob  er  die  Erfüllung  des  streitigen 
Vertrages  verlangt.  Sofern  die  Erklärung  des  Beklagten  inner- 
halb der  Frist  nicht  eingeht,  wird  er  des  Rechtes,  die  Erfüllung 
des  Vertrages  zu  verlangen,  für  verlustig  erklärt.“ 

Die  Entscheidung  zeigt,  daß  sich  der  Schiedsgerichtshof  nach 
den  Grundsäfeen  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  die  nach  seiner 
Prozeßordnung  für  sein  Verfahren  maßgebend  sein  sollen,  für  be- 
rechtigt hält,  eine  sachgemäße  Anordnung  zu  treffen,  auch  ohne 
daß  sie  von  einer  Partei  ausdrücklich  beantragt  ist.  Die  Er- 
messensfreiheit faßt  der  Schiedsgerichtshof  so  weit  auf,  daß  er 
eine  Partei  auf  Grund  ihres  passiven  Verhaltens  im  Prozesse 
geradezu  des  Reddes  auf  Erfüllung  eines  Vertrages  für  verlustig 
erklären  will,  auch  wenn  es  sich  um  einen  der  Verträge  handelt, 
die  von  einer  der  alliierten  oder  assoziierten  Regierungen  für 
aufrechterhalten  erklärt  worden  sind.  Es  ist  zu  begrüßen,  daß 
der  Schiedsgerichtshof  der  deutschen  Vertragspartei  einen  Aus- 
weg aus  der  schwierigen  Lage  eröffnet,  in  die  sie  kommt,  wenn 
zwar  die  gegnerische  Regierung  die  Ausführung  des  Vertrages 
verlangt  hat,  die  Gegenpartei  sejbst  aber  sich  nicht  darüber  er- 
klären will,  ob  sie  auf  Erfüllung  besteht.  (270.) 

Oberlandesgerichtsrat  Dr.  F ü h r. 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Die  Reichsregierung  erließ  eine  Verordnung  über: 

Internationalen  Kraftfahrzeugverkehr.  5.  10.  (RGbl. 
Teil  II  S.  768.) 

Der  Reichspräsident  und  die  Reichsregierung  erließen 
zine  Verordnung: 

Gegen  die  Spekulation  in  ausländischen 
Zahlungsmitteln.  12.  10.  (RGbl.  Teil  I S.  795.) 

Der  Reichspräsident  und  der  Reichsarbeits- 
minister erließen  eine  Verordnung  über: 

Umbenennung  des  Reichsamts  für  Arbeitsvermittlung. 
50.  9.  (RGbl.  Teil  I S.  759.) 

Der  Reichsminister  des  Auswärtigen  erließ  Be- 
kanntmachungen über: 

Beitritt  Danzigs  zur  revidierten  Berner  internationalen  U r - 
leberrechtsübereinkunft  vom  13.  November  1908  und 
zum  Zusatzprotokoll  zu  dieser  Übereinkunft  vom  20.  März  1914. 
27.  9.  (RGbl.  Teil  II  S.  767.) 

Ratifikation  des  deutsch-polnischen  Abkommens  über  Er- 
leichterung des  Grenzverkehrs.  6.  10.  (RGbl.  Teil  II 

S.  769.) 


Der  Reichsschatzminister  erließ  Bekanntmachungen 
über: 

Übergang  der  Reichssteller  für  Gemüse  und  Obst,  Ge- 
schäftsabteilung G.  m.  b.  H.  i.  L.,  Berlin  NW  7,  Am  Weiden- 
damm 1a  auf  das  Reich.  20.  10.  (D.  R.  vom  18.  Oktober.) 

Übergang  der  Zigarettentabak-Einkaufsgesell- 
schaf t m.  b.  H.  i.  L.,  Dresden  auf  das  Reich.  9.  10.  (D.  R.  vom 
11.  Oktober.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  gab  bekannt: 

Ausführungsbestimmungen  über  die  Abwicklung  des 
Reichsnotopfers.  6.  10.  (Zentralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  S.  975.) 

Ergänzung  der  Besoldungsvorschriften.  6.  10. 

(RGbl.  Teil  I S.  777.) 

Gesetz  über  Zahlung  der  Zölle  in  Gold.  19.  10.  (D.  R. 
vom  20.  Oktober.) 

Endgültige  Festsefeung  der  Steuerkurse  und  Steuer- 
wert von  Wertpapieren  gemäß  § 56  Abs.  2 des  Gesefees 
über  das  Reichsnotopfer.  13.  10.  (D.  R.  vom  20.  Oktober.) 

Umrechnungs-Durchschnittskurse  für  den  Monat  September 
(§31  Abs.  5 der  Ausführungsbestimmungen  zum  Umsatz- 
steuergesefe).  18.  10.  (D.  R.  vom  21.  Oktober.) 

Der  Reichs wjrtschaftsminister  und  der  Reichs- 
verkehrsminister erließen  eine  Verordnung  über: 

Statistik  des  Verkehrs  auf  den  deutschen  Binnenwasser- 
straßen. 4.  9.  (Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  990.) 

Der  Reichswirtschaftsminister  erließ  Verord- 
nungen über: 

Ausführung  des  Gesefees  über  Maßnahmen  gegen  die  wirt- 
schaftliche Not  der  Presse  vom  21.  Juli  1922  (RGbl.  Teil  I 
S.  629).  7.  10.  (RGbl  Teil  1 S.  775.) 

Verwendung  von  Rückvergütungsmarken  für  die 
deutsche  Presse.  7.  10.  (D.  R.  vom  12.  Oktober.) 

Ausführung  der  Verordnung  gegen  die  Spekulation  in 
ausländischen  Zahlungsmitteln.  12.  10.  (RGbl. 

Teil  I S.  797.) 

Der  Reichsminister  der  Justiz  erließ  eine  Verord- 
nung über: 

Gebühren  der  Rechtsanwälte.  12.  10.  (RGbl.  Teil  I 
S.  798.) 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft erließ  eine  Verordnung  über: 

Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahre  1922/23.  3.  10.  (RGbl. 
Teil  I S.  762.) 

Der  Reichsminister  für  Wiederaufbau  erließ  eine 
Bekanntmachung  über: 

Beitritt  Portugals  zu  der  Vereinbarung  zwischen  der  Deut- 
schen Regierung  und  der  Reparationskommission  über  die  Aus- 
führung der  im  Friedensvertrag  übernommenen  Sachleistun- 
gen. 12.  10.  (RGbl.  Teil  II  S.  769.) 

Ausfuhrgenehmigung  für  Reparationslieferungen 
aus  dem  besefeten  rheinischen  Gebieten.  9.  10.  (D.  R.  vom  13.  Ok- 
tober.) 

Ausführung  von  Reparationslieferungen  im  freien 
Verkehr  an  Portugal.  12.  10.  (D.  R.  vom  16.  Oktober.) 

Der  Präsident  des  Reichspatenamts  erließ  eine 
Bekanntmachung  über: 

Vernichtung  der  Akten  des  Reicchspatentamtes.  9.  10. 
(D.  R.  vom  13.  Oktober.) 

Preise  für  Patentschriften.  13.  10.  (D.  R.  vom  16.  Ok- 
tober.) Erhöhung  der  Druckkostenbeiträge  für  die  Veröffent- 
lichung von  Warenzeichen.  16.  10.  (D.  R.  vom  16.  Oktober.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Deutsche  Notgemeinschaft. 

Der  auf  S.  317  veröffentlichte  Aufruf  ist  vom  Reichsarbeits- 
ministerium,  von  den  Landesregierungen  und  dem  D.  1.  u.  H.  in 
Gemeinschaft  mit  anderen  Spißenverbänden  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  unterzeichnet.  Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  sich 
“für  die  Mitarbeit  in  den  noch  zu  errichtenden  Ortsausschüssen  be- 
reitwilligst zur  Verfügung  zu  stellen. 

Hauptausschuß  des  D.  I.  u.  H. 

Der  Hauptausschuß  des  D.  I.u.H.  hält  am  Mittwoch, 
den  15.  November  d.  J.,  eine  Sißung  mit  folgender  Tages- 
ordnung ab: 

1.  Nachtrag  zum  Haushaltsplan  für  das  zweite  Halbjahr  (1.  Ok- 
tober 1922—31.  März  1923). 

2.  Gemeinschaftsarbeit  zwischen  Handelskammern  und  Arbeit- 

nehmerverfretungen  (derzeitiger  Stand  der  Beratungen  im 

Reichswirtschaftsrat). 

3.  Neuregelung  des  Devisenverkehrs. 

4.  Reichsaufsicht  über  die  Transportversicherung. 

5.  Verschiedenes. 

Internationale  Handelskammer. 

Die  Veröffentlichungen  der  Internationalen  Handelskammer 
in  Paris  sind  beim  D.  I.  u.  H.  in  französischer  und  englischer 
Sprache  vorhanden.  Mitgliedern  können  auf  Wunsch  die  Ver- 
öffentlichungen zur  Einsichtnahme  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Das  Organ  der  amerikanischen  Handelskammer  „Transaflantic 
Trade“  bringt  in  Nr.  5 vom  15.  August  d.  ).  eingehende  und  inter- 
essante Ausführungen  über  Einrichtung  und  Verfahren  der 
Schiedsgerichte  der  Internationalen  Handelskammer. 

Der  nächste  Kongreß  der  Internationalen  Handelskammer 
findet  vom  18.— 24.  März  1923  in  Rom  statt.  Vom  Sonderausschuß 
der  Internationalen  Handelskammer  ist  für  diese  Tagung  ein  vor- 
läufiges Programm  aufgestellt,  das  u.  a.  Beratungen  über 
Währungsstabilisierung,  internationale  Finanzfragen,  über  inter- 
nationale Güterzüge,  staatliche  Beschränkung  des  Seeverkehrs 
(Konnossemente)  u.  a.  vorsieht. 

Pak  etmel  de  verfahren. 

Der  Reichspostminister  wurde  vom  D.  I.  u.  H.  unterm 
11.  August  erneut  um  die  sofortige  Aufhebung  über  das  verein- 
fachte Paketmeldeverfahren  und  um  Wiederherstellung  der 
früheren  Zustände  gebeten. 

Der  Reichspostminister  antwortete  darauf  am  11.  Oktober 
folgendermaßen: 

„Die  Gründe,  die  das  Reichspostministerium  zur  Einführung 
des  vereinfachten  Paketmeldeverfahrens  genötigt  haben,  sind 
dem  D.  I.  u.  H.  bereits  unterm  6.  Februar  eingehend  dargelegt 
worden.  (Vgl.  H.  u.  G.,  29.  Jahrg.,  S.  186.)  Mit  Bezug  auf  diese 
Ausführungen  bemerke  ich  noch  folgendes: 

Die  Anfrage  bei  dem  Empfänger  wurde  früher  nicht  zu  dem 
Zweck  gehalten,  um  den  Empfänger  darauf  hinzuweisen,  daß  das 
Paket  nicht  eingegangen  sei,  sondern  nur  deshalb,  weil  sidi 
durch  die  Nachfrage  zuweilen  weitere  Nachforschungen  im  Be- 
trieb erübrigten.  Statt  einer  Betriebserleichterung  hatten  aber 
die  Nachfragen  bei  dem  mit  der  Zeit  zum  Massenverkehr  ange- 
wachsenen Postpakefversand  nach  und  nach  erhebliche  Dienst- 
erschwernisse und  sonstige  Unzuiräglichkeiten  gezeitigt,  die 
namentlich  auch  mit  hohen  Unkosten  für  die  Postverwaltung  ver- 
bunden waren.  Wollte  die  Postverwaliung  zu  dem  früheren  Ver- 
fahren zurückkehren,  so  müßte  sie  damit  rechnen,  daß  sich  nicht 
nur  die  Betriebskosten  stark  erhöhen,  sondern  auch  die  früher 
aufgetretenen  Weiterungen  für  Betrieb  und  Verwaltung  sofort 
wieder  einstellen  würden.  Das  frühere  Verfahren  geht  nicht 
mehr  für  den  Massenbetrieb. 


Ihre  Einwendung,  daß  die  Postverwaltung  zur  Einschränkung 
unzutreffender  Angaben  der  Empfänger  nur  Strafanzeige  gegen 
die  Beteiligten  zu  erstatten  brauchte,  kann  nicht  als  stichhaltig 
anerkannt  werden.  Wie  die  unrichtigen  Angaben  der  Absender 
meist  zustande  kommen,  habe  ich  mit  meinem  Schreiben  vom 

6.  Februar  auseinandergeseßt.  Von  Betrugsversuchen  kann  fast 
nie  die  Rede  sein.  Liegt  aber  tatsächlich  einmal  ein  Fall  einer 
betrügerischen  Absicht  vor,  so  wird  die  Postverwaltung  nur 
verhältnismäßig  selten  in  der  Lage  sein,  dem  Empfänger  eine 
solche  Betrugsabsicht  auch  nachzuweisen.  Die  Anwendung  einer 
solchen  Maßnahme  wäre  überdies  der  Posiverwaltung  im 
höchsten  Grade  unerwünscht. 

Was  nun  die  von  der  Handelskammer  in  Flensburg  beklagten 
Verluste  von  Butterpaketen  betrifft,  so  muß  zugegeben  werden, 
daß  die  Pakeiverluste  im  Bezirk  der  Oberpostdirektion  Kiel 
nach  Aufhebung  der  Zwangswirtschaft  für  Fette  und  nach  Wieder- 
aufnahme des  Postversandes  durch  die  Butterversandgeschäfte 
zahlenmäßig  zugenommen  haben.  Immerhin  hält  sich  die  Ge- 
samtzahl der  Verlustfälle  zu  der  Zahl  der  eingelieferten  Sen- 
dungen auch  jeßt  noch  in  mäßigen  Grenzen.  So  z.  B.  hat  beim 
Postamt  in  Flensburg  die  Gesamtzahl  der  in  der  Zeit  vom; 
1.  Oktober  1921  bis  31.  März  1922  eingetretenen  Verlustfälle  nurj 
0,09  v.  H.  der  eingelieferten  Pakete  betragen.  Bei,  den  Ver-I 
lüsten  handelt  es  sich  vorwiegend  um  Pakete  nach  weit  entfern! 
gelegenen  Bestimmungsorten.  Die  in  Betracht  kommenden 
Oberpostdirektionen  haben  wiederholt  eingehende  Unter- 
suchungen eingeleitet,  ohne  daß  es  gelungen  wäre,  die  einzelner 
Verlustfälle  aufzuklären.  Auch  bei  der  Anwendung  des  er- 
weiterten Paketfehlmeldeverfahrens  waren  übrigens  die  Nach- 
forschungen in  den  leßten  Jahren  fast  immer  ohne  Erfolg,  weil 
sich  bei  dem  zum  Massenverkehr  angewachsenen  Versand  die 
Führung  eines  genauen  Zeitnachweises  wegen  der  zahlreicher] 
Umleitungen  und  der  verschieden  langen  Uberlager  bei  der | 
großen  Paketumschlagestellen  als  nahezu  unmöglich  erwiesen  hat  j 

Wie  ich  bereits  in  dem  oben  erwähnten  Schreiben  zum  Aus-| 
druck  gebracht  habe,  ist  eine  Schädigung  des  Absenders  odeil 
Empfängers  ausgeschlossen,  wenn  die  Beteiligten  sich  übei| 
ihren  Paketverkehr  gegenseitig  verständigen,  wie  sie  z.  B.  aud| 
bei  Einschreib-  und  Wertbriefen  tun  müssen,  bei  denen  der  Emp- 
fänger über  das  Fehlen  einer  Sendung  auch  nicht  benachrichtig  j 
wird.  Die  Wiedereinführung  der  Sonderbehandlung  der  Pakete 
im  Sinne  Ihres  Antrags  läßt  sich  vom  Standpunkt  der  Postver- 
waltung wegen  der  damit  verbundenen  hohen  Unkosten  und  Be- 
triebsschwierigkeiten  nicht  rechtfertigen.  Ich  bedauere  daher 
Ihrem  Wunsche  nicht  entsprechen  zu  können.“  Vgl.  S.  142. 

Prüfung  abgekürzter  Telegrammanschriften. 

Das  Ergebnis  der  Umfrage  wegen  Prüfung  abgekürzter  Tele-' 
grammanschriflen  hat  der  D. I.u.H.  in  einer  Eingabe  dem  Reichs-; 
postminister  unterbreitet  (S.  143).  Auf  die  Eingabe  teilte  de1 
Reichspostminister  am  9.  Oktober  d.  ).  mit,  daß  es  nich j 
angängig  sei,  daß,  wie  es  zwei  Handelskammern  wünschten,  die; 
Telegraphenanstalt  in  der  Regel  das  Gutachten  der  Handels- 
kammer einfordere.  Dies  müsse  vielmehr  den  Antragsteller!; 
überlassen  bleiben,  von  denen  die  Handelskammern  auch  die  Ent- 1 
Schädigung,  die  sie  etwa  für  ihre  Mühewaltung  fordern,  zu  er- • 
heben  haben  werden. 

Ferner  sei  es  nicht  zweckmäßig,  den  Antrag  auf  Eintragung 
einer  abgekürzten  Telegrammanschrift  gleichzeitig  bei  der  Tele- 
graphenanstalt und  der  Handelskammer  stellen  zu  lassen,  wie 
von  einer  Handelskammer  angeregt  worden  sei.  Erfahrungs- 
gemäß erwiesen  sich  die  gewünschten  Anschriften  sehr  häuficj 
von  vornherein  als  für  den  Telegraphenbefrieb  nicht  brauchbar] 
so  daß  sich  in  diesen  Fällen  eine  Prüfung  durch  die  Handels-  unc1 
Handwerkskammern  überhaupt  erübrige.. 

Die  Prüfung  durch  die  Verkehrsanstalt  erstrecke  sich  auch 
darauf,  ob  eine  gleiche  oder  ähnliche  Anschrift  schon  bestehe 
Daher  werde  auf  die  Überweisung  von  Verzeichnissen  der  ein- 
getragenen Telegrammanschriften  an  die  Handelskammern  wohl 
verzichtet  werden  können. 
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Da  die  Mehrzahl  der  Handelskammern,  die  sich  mit  der  Um- 
frage beschäftigt  haben,  das  vom  Reichspostministerium  vorge- 
schlagene Verfahren  für  zweckmäßig  hielten,  habe  sich  der 
Reichspostminister  entschlossen,  das  Verfahren  einzuführen. 

Der  Minister  werde  die  Verkehrsanstalten  anweisen,  diese 
Bescheinigung  überall  da  vom  Antragsteller  zu  fordern,  wo  die 
Handels-  und  die  Handwerkskammern  zu  ihrer  Ausstellung  be- 
reit sind. 

Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  empfiehlt  den 
Handelskammern,  in  der  vom  Reichspostministerium  vorge- 
schlagenen Weise  mitzuwirken.  Vgl.  S.  143. 

Fahrpreisermäßigung  für  Lehrlinge. 

In  der  auch  vom  D.  I.  u.  H.  wiederholt  behandelten  Frage 
der  Fahrpreisermäßigung  für  Lehrlinge  (Handel  und  Gewerbe, 
29.  Jahrg.,  S.  259,  265,  320,  Deutsche  Wirtschaftszeitung,  S.  262) 
hatte  der  Reichsverkehrsminister  den  Deutschen  Handwerks- 
und Gewerbekammertag  ersucht,  Feststellungen  darüber  anzu- 
stellen, ob  bei  Ausstellung  von  Bescheinigungen  über  das  Vor- 
liegen eines  handwerklichen  Lehrverhältnisses  zum  Zwecke  der 
Erlangung  von  Schülerfahrkarten  die  Vorlage  des  Lehrvertrages 
durch  die  in  industriellen  Betrieben  lernenden  Lehrlinge  als  eine 
im  Sinne  des  Erlasses  ausreichende  Kontrolle  angesehen  werden 
kann  oder  ob  hierzu  auch  die  Anmeldung  zur  Lehrlingsrolle  der 
Handwerks-  oder  Gewerbekammer  verlangt  werden  muß.  Auf 
Grund  einer  hierüber  bei  der  Gesamtheit  der  Handwerkskammern 
angestellten  Rundfrage  wurde  vom  Deutschen  Handwerks-  und 
Gewerbekammertag  dem  Minister  unterm  12.  September  1922 
(Nr.  2538/21)  wie  folgt  berichtet: 

„Auf  das  Ersuchen  vom  4.  Juli  d.  J.  — E.  V.  p.  56  Nr.  2642  — 
beehren  wir  uns,  in  oben  bezeichneter  Angelegenheit  folgendes 
zu  berichten: 

Auf  Grund  unserer  Ermittlungen  können  wir  feststellen,  daß 
die  Mehrzahl  der  deutschen  Handwerks-  und  Gewerbekammern 
die  Ausstellung  einer  Bescheinigung  über  das  Vorliegen  eines 
Lehrverhältnisses  auf  Antrag  der  in  Industriebetrieben  in  einem 
handwerklichen  Lehrverhältnis  stehenden  Lehrlinge  zum  Zwecke 
der  Erlangung  von  Schülermonatskarten  nicht  davon  abhängig 
madit,  daß  diese  Lehrlinge  zur  Lehrlingsrolle  der  Kammer  an- 
gemeldet worden  sind,  sondern  die  Vorlage  eines  den  geseß- 
lichen  Erfordernissen  entsprechenden  Lehrvertrages  als  eine  aus- 
reichende Kontrolle  ansehen.  Nur  10  Kammern  von  den  57,  die 
sich  an  der  Berichterstattung  beteiligt  haben,  haben  die  Forde- 
rung der  Anmeldung  erhoben.  Wir  werden  auf  sie  dahin  ein- 
wirken, daß  sie  dieselbe  fallen  lassen. 

In  den  uns  zugehenden  Berichten  wird  mehrfach  hervorge- 
hoben, daß  die  industriellen  Betriebe  nach  Vereinbarung  mit  der 
Handwerkskammer  seit  längerer  Zeit  freiwillig  ihre  Handwerks- 
lehrlinge zur  Anmeldung  bringen,  was  als  ein  sehr  erwünschter 
Zustand,  und  zwar  schon  mit  Rücksicht  darauf  angesehen  werden 
müsse,  weil  dadurch  den  Kammern  für  ihre  Arbeiten  und  Aufgaben 
wertvolle  Einblicke  in  das  handwerkliche  Lehrlingswesen  der 
Industrie  gewährt  und  die  Beziehungen  zwischen  Industrie  und 
Handwerksvertretung  enger  geknüpft  werden.  Vorteilhaft  wäre 
es  unseres  Erachtens,  wenn  seitens  des  Herrn  Reichsverkehrs- 
ministers die  Anmeldung  zur  Lehrlingsrolle  empfohlen  werden 
würde.  Das  wäre  auch  ferner  um  deswillen  wünschenswert,  weil 
von  den  Beamten  der  Eisenbahn  zur  Erlangung  der  Kinderzulage 
für  ihre  in  einem  handwerklichen  Lehrverhältnis  stehenden 
minderjährigen  Kinder  die  Beibringung  eines  Lehrvertrags  nebst 
der  Anmeldebescheinigung  der  zuständigen  Handwerkskammer 
hierüber  von  ihrer  Dienststelle  verlangt  wird.  Handelt  es  sich 
hierbei  um  einen  Lehrling,  der  in  einem  Industriebetrieb  seine 
Ausbildung  in  einem  Handwerk  erhält,  so  ist  die  Anmelde- 
bescheinigung dann  nicht  zu  beschaffen,  wenn  die  Anmeldung 
des  Industrielehrlings  zur  Lehrlingsrolle  der  Handwerkskammer 
nicht  erfolgte,  woraus,  wie  uns  verschiedentlich  von  den 
Kammern  berichtet  wird,  den  antragstellenden  Beamten 
Schwierigkeiten  entstanden  sind. 

Von  einer  großen  Zahl  von  Kammern  wird  dringend  ge- 
wünscht, daß  nur  eine  Stelle,  und  zwar  die  Handwerks-  bzw. 
Gewerbekammer,  in  Zukunft  mit  der  Ausstellung  der  Be- 
scheinigung über  das  Vorliegen  eines  handwerklichen  Lehrver- 
hältnisses betraut  werden  müsse.  Wir  bitten,  auch  unsererseits 
an  dem  bisherigen  Brauch  unbedingt  festhalten  zu  wollen,  da 
sonst  der  Hauptzweck  des  Erlasses,  nur  Handwerkslehrlingen  die 
Vergünstigung  von  Schülermonatskarten  einzuräumen,  nicht  er- 
füllt werden  kann. 


Für  eine  grundsäßliche  Stellungnahme  zu  diesen  Ausfüh- 
rungen wären  wir  sehr  dankbar.“ 

Weiter  hat  der  Reichsverkehrsminister  dem  Reichswirtschafts- 
rat noch  mitgeteilt,  daß  er  die  Erfahrungen  mit  den  jeßt  ausge- 
gebenen Lehrlingsfahrkarten  abwarten  wolle,  bevor  er  sich  über 
eine  Erweiterung  der  Vergünstigung  entscheide.  Vgl.  S.  262. 

Devisen  Verordnung. 

Den  von  den  Handelskammern  zur  Verordnung  gegen  die 
Spekulation  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  vom  12.  Ok- 
tober 1922  (RGbl.  S.  795)  vorgebrachten  Wünsdien  ist  durch  die 
zweite  Verordnung  zur  Ausführung  dieser  Verordnung  vom 
27.  Oktober  1922  (RGbl.  S.  809)  zu  einem  Teil  entsprochen  worden. 

Im  § 2 der  zweiten  Ausführungsbestimmung  wird  bestimmt, 
daß  laufende  Verträge,  die  vor  Inkrafttreten  der  Devisen- 
verordnung abgeschlossen  sind  und  bis  zum  15.  Dezember  d.  J. 
in  fremden  Zahlungsmitteln  abgegolten  werden,  von  der  Ver- 
ordnung unberührt  bleiben. 

Die  von  den  Handelskammern  einstimmig  geforderten  Er- 
leichterungen für  den  Einfuhrhandel  werden  zum  Teil  da- 
durch geschaffen,  daß  die  zweite  Ausführungsbestimmung  im 
Abs.  2 desi  § 1 Geschäfte  über  Lieferung  von  aus  dem  Auslande 
oder  dem  Saargebiete  eingeführten  Waren  der  Umsaßsteuer- 
freiliste  la  und  1b  von  der  Devisenverordnung  befreit,  wenn  es 
sich  um  den  ersten  Umsaß  nach  der  Einfuhr  handelt  und  die  ein- 
geführten Waren  keiner  besonderen  Bearbeitung  unterworfen 
werden. 

Bezüglich  der  Sonderbestimmungen,  die  die  Verordnung  über 
den  Einzelhandel  getroffen  hat,  weisen  verschiedene 
Kammern  darauf  hin,  daß  durch  das  Verbot,  im  Einzelhandels- 
verkauf die  Preise  in  ausländischer  Währung  zu  stellen,  der 
Wuchergeseßgebung  eine  erneute  Befestigung  gegeben  werden 
soll.  Solingen  lehnt  daher  jede  Ausnahmebestimmung  für  den 
Einzelhandel  ab  und  fordert  dessen  Gleichstellung  mit  dem  Groß- 
handel und  der  Industrie,  denen  die  Preisstellung  in  Mark  auf 
der  Grundlage  einer  ausländischen  Währung  erlaubt  sei. 

Die  im  § 3 der  Ausführungsbestimmung  vom  12.  Oktober 
vorgesehene  Höchstsumme  von  20  009  Mark,  bis  zu  der  im  Klein- 
handel im  Einzelfalle  ausländische  Zahlungsmittel  von  Aus- 
ländern in  Empfang  genommen  werden  dürfen,  wurde  einstimmig 
von  den  Kammern  als  zu  niedrig  bezeichnet.  Von  verschiedenen 
Seiten  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  eine  Begrenzung  des 
von  Ausländern  in  fremden  Zahlungsmitteln  anzunehmenden  Be- 
trages durchaus  unzweckmäßig  sei  und  nicht  im  Interesse  der 
deutschen  Volkswirtschaft  liege.  Für  eine  Reihe  hochwertiger 
Erzeugnisse  verschiedener  Industrien,  wie  beispielsweise  der 
Juwelen-,  der  optischen  und  Textil-Industrie,  für  die  in  immer 
steigendem  Maße  lediglich  Ausländer  als  Käufer  in  Frage 
kommen,  werde  die  Summe  von  20  000  M.  bei  Einkauf  einzelner 
Gegenstände  fast  durchweg  überschritten.  Mehrere  Handels- 
kammern treten  daher  dafür  ein,  daß,  wenn  für  derartige  Käufe 
in  fremder  Währung  überhaupt  eine  Höchstgrenze  festzuseßen 
sei,  diese  entsprechend  dem  Vorschläge  der  Hauptgemeinschaft 
des  deutschen  Einzelhandels  auf  den  jeweiligen  Marktwert  von 
100  holländischen  Gulden  oder  5 englischen  Pfunden  festgeseßt 
werde.  "V 

Die  zweite  Ausführungsbestimmung  vom  27.  Oktober  ent- 
spricht den  Wünschen  der  Handels-  und  Industriekreise  nur  inso- 
fern, als  die  Höchst  summe  von  20  000  M.  auf  50  000  M. 
heraufgesetzt  wird. 

Nicht  berücksichtigt  wird  in  der  zweiten  Ausführungsbestim- 
mung der  Wunsch  vieler  Handelskammern,  daß  die  Vornahme 
von  Deckungskäufen  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  zu- 
gelassen werde.  Die  Unmöglichkeit,  nach  Abschluß  von  Ver- 
trägen mit  Preisstellung  auf  der  Grundlage  einer  ausländischen 
Währung  die  zur  Ausführung  dieser  Verträge  benötigten 
Summen  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  anzulegen,  wird  von 
den  Handelskammern  als  eine  zwangsweise  Verringerung  der 
Vermögenssubstanz  bezeichnet. 

Mehrere  Handelskammern,  insbesondere  die  Handelskammer 
zu  Köln  in  ihrer  Eingabe  vom  20.  Oktober  an  den  Reichswirt- 
schaftsminister, machen  darauf  aufmerksam,  daß  die  Interalliierte 
Rheinlandkommission  noch  nicht  die  Genehmigung  zum  Inkraft- 
treten der  Verordnung  im  beseßten  Gebiet  erteilt  habe.  Auch 
nach  dem  evtl.  Inkrafttreten  der  Verordnung  im  beseßten  Gebiet 
stehen  eine  Reihe  ausländischer  Banken  zur  Verfügung,  die  unter 
Umgehung  der  Devisenverordnung  die  Geschäfte  der  Spekulation 
besorgen  würden,  ebenso  sei  es  mit  Hilfe  der  Angehörigen  von 
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Besaßungstruppen  möglich,  gegen  eine  geringe  Provision  den  ge- 
wünschten Devisenbetrag  zu  erhalten.  Auf  diese  Weise  bestehe 
auch  bezüglich  der  Bekämpfung  der  Spekulation  genau  wie  bei 
anderen  wirtschaftlichen  Mabnahmen  das  „Loch  im  Westen“. 

Das  Prüfungsverfahren  wird  von  den  Handels- 
kammern als  zu  umständlich  bezeichnet.  Die  Tatsache,  daß  die 
Verordnung  in  Kraft  getreten  ist,  bevor  die  Finanzämter  wissen 
konnten,  dab  sie  Prüfungsstellen  im  Sinne  des  § 2 der  Verord- 
nung seien,  habe  dazu  geführt,  dab  solchen  Firmen,  denen  von 
den  Handelskammern  auf  Grund  der  geseblichen  Vorschriften 
Devisenhandelsbescheinigungen  nicht  ausgestellt  werden  konnten, 
erhebliche  Verluste  entstanden  sind,  da  sie  längere  Zeit  auf  die 
Genehmigung  des  Finanzamtes  warten  mubten  und  die  zur  Ein- 
lösung ihrer  Schuldverpflichtung  nötigen  Devisen  nicht  recht- 
zeitig beschaffen  konnten. 

lTmwandlang*von  Genossenschaften 
in  Aktiengesellschaften. 

Anfragen  aus  Mitgliederkreisen  geben  uns  Veranlassung,  auf 
die  nachfolgenden  geseblichen  Bestimmungen  hinzuweisen. 

Für  Kreditgenossenschaften  ist  bei  der  Umwandlung  in  eine 
Aktiengesellschaft  der  § 9 des  Kapitalfluchtgesebes  vom  24.  De- 
zember 1920  (RGbl.  S.  33)  in  der  Fassung  vom  22.  März  1922 
(RGbl.  S.  222)  zu  beachten.  Hiernach  dürfen  Depot-  und  Depo- 
sitengeschäfte nur  von  solchen  Unternehmungen  betrieben  werden, 
die  der  Anzeigepflicht  nach  § 76  des  Reichsstempelgesebes  am 
Tage  des  Inkrafttretens  des  früheren  Kapitalfluchtgesebes  von 
1919,  d.  h.  am  12.  September  1919,  genügt  haben. 

Wenn  eine  Genossenschaft  sich  nach  dem  genannten  Stich- 
tage in  eine  Aktiengesellschaft  umwandelt,  so  bedarf  sie  zur 
Fortführung  der  Depot-  und  Depositengeschäfte  einer  besonderen 
Genehmigung  (§  9 Abs.  3 des  Kapitalfluchtgesebes  von  1921). 

Nach  einem  von  dem  Finanzpolitischen  Ausschub  des  Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrates  angenommenen  Beschlub  soll  die 
Genehmigungspflicht  fortfallen, 

„bei  solchen  in  der  Form  einer  Aktiengesellschaft,  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  oder  G.  m.  b.  H.  betriebenen  neuen 
Bankunternehmungen,  bei  denen  es  sich  lediglich  um  die  Fort- 
sebung  eines  bisher  unter  anderer  oder  gleicher  Rechtsform 
geführten  Unternehmens  handelt,  welches  zum  Betriebe  von 
Depot-  und  Depositengeschäften  berechtigt  war.“ 

Db  und  wann  diese  Änderungen  in  Kraft  treten,  ist  ungewiß. 

Eine  weitere  neue  Rechtsvorschrift  für  Kreditgenossen- 
schaften und  deren  Auflösung  bzw.  Umwandlung  findet  sich  in 
dem  Geseb  „zur  Änderung  des  Gesebes  betreffend  die  Erwerbs- 
und Wirfschaftsgenossenschaften  vom  1.  Juli  1922  (RGbl.  S.  567  ff.). 
Nach  den  §§  78a  und  b ist  ein  derartiger  Beschlub  einer  Ge- 
nossenschaft an  besondere  erschwerende  Bedingungen  geknüpft. 

Für  Konsumgenossenschaften  ist  an  dem  bisherigen  Rechls- 
zustand  nichts  geändert  worden,  so  dab  die  Umwandlung  einer 
solchen  Genossenschaft  in  eine  Aktiengesellschaft  keiner  be- 
sonderen Genehmigung  bedarf. 

Kohleneinfahr  ans  dem  Saargebiet. 

Auf  Anregung  der  Handelskammer  zu  Lahr  hatte  sich  der 
D.  1.  u.  H.  mit  dem  Reichsminister  der  Finanzen  in  Verbindung 
gesebt,  um  eine  Vereinfachung  und  Verbilligung  bei  der  Ab- 
fertigung von  Kohlensendungen  aus  dem  Saargebiet  zu  er- 
reichen. In  seiner,  von  allen  gröberen  süddeutschen  Handels- 
kammern unterstübten  Eingabe  an  das  Reichsministerium  der 
Finanzen,  führte  der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  aus, 
dab  eine  Ersparnis  an  Gebühren  für  die  deutsche  Einfuhr- 
abfertigung schon  jebt  möglich  sein  mübte,  da  Sendungen  aus 
dem  Saargebiet  von  einer  Einfuhrbewilligung  bzw.  einem  als 
Einfuhrbewilligung  dienenden  Ursprungszeugnis  begleitet  zu  sein 
pflegen.  Diese  Urkunden  werden  anders  als  bei  dem  übrigen 
Zollauslande  im  Saargebiet  selbst  ausgestellt  und  können  somit 
den  Sendungen  bereits  vom  Absender  beigefügt  werden.  Dem- 
entsprechend kann  der  Empfänger  selbst  dafür  Sorge  tragen, 
dab  alle  zur  zollamtlichen  Schlubabfertigung  für  den  freien  Ver- 
kehr erforderlichen  Papiere  bereits  bei  der  erstmaligen  Zoll- 
behandlung an  der  Grenzeingangsstation  vorliegen,  so  dab  eine 
Überführung  der  Sendungen  im  gebundenen  Verkehr  an  die 
Empfangsstation  und  eine  zweite  zollamtliche  Behandlung  an 
dieser  vermeidbar  ist.  Eine  Entrichtung  von  Zöllen  kommt  vor- 
derhand nicht  in  Frage,  so  dab  es  regelmäbig  nicht  einmal  der 


Mithilfe  eines  Spediteurs  bedürfen  wird,  um  beim  Grenzeingangs- 
zollamt schon  die  Schlubabfertigung  zu  erreichen. 

Auf  Grund  dieser  Eingabe  hat  der  Reichsminister 
der  Finanzen  unter  Geschäftsnummer  II  st.  7164  folgende 
Anordnung  getroffen: 

„Aus  dem  Ausland  — insbesondere  auch  aus  Polnisch-Ober- 
schlesien  — eingeführte  Kohlen,  die  auf  Grund  der  Verfügungen 
vom  25.  April  1922  II.  st.  2823  und  vom  19.  Juli  1922  II  st.  6260 
aus  Billigkeitsgründen  der  Kohlensieuer  nicht  unterliegen,  sind 
von  den  Grenzübergangsstellen  steuerfrei  abzulassen,  wenn  mit 
den  Frachtpapieren  die  Einfuhrbewilligung  des  Reichskommissars 
für  die  Kohlenverteilung  vorgelegt  wird. 

Die  Einfuhrscheine,  die  in  Ordnung  befunden  werden,  sind 
entsprechend  dem  Aufdruck  in  den  Scheinen  zu  entnehmen  und 
laufend  täglich  an  die  amtlichen  Verteilungsstellen  bei  Einfuhr 
aus  Polnisch-Oberschlesien  an  die  amtliche  Verteilungsstelle  für 
schlesische  Steinkohlen  in  Berlin  NW.  Alt-Moabit  117/118  ab- 
zusenden. Einer  Vorführung  der  von  den  Grenzzollstellen  in 
den  freien  Verkehr  gesebten  Kohlensendungen  bei  den  Zoll- 
stellen im  Innern  bedarf  es  selbstverständlich  nicht. 

Ich  ersuche,  die  in  Betracht  kommenden  Zollstellen  hiernach 
schleunigst  mit  Anweisung  zu  versehen.“ 

Gleichzeitig  teilt  der  Reichsminister  der  Finanzen 
mit,  dab  er  der  Anregung  des  Deutschen  Industrie-  und  Handels- 
tags entsprechend,  auch  das  Reichsverkehrsministerium  ersucht 
hat,  die  Güterabfertigungen  an  den  Grenzorten  des  Saargebietes 
anzuhalten,  bei  derartigen  Kohlensendungen  von  amtswegen  auf 
Schlubabfertigung  zu  dringen. 

Zulaufsgenehmigang  für  Textilwaren 
ans  aasländischen  Rohstoffen. 

Der  Reichswirtschaftsminister  vertritt  in  einem 
Schreiben  II  1580  vom  15.  August  1922  an  die  Aubenhandelsstelle 
für  Textilwirtschaft  die  Auffassung,  dab  japanische  und  chine- 
sische Seidengewebe,  die  im  besebten  Gebiet  gefärbt  und  be- 
druckt sind,  sowie  französische  Seidengewebe,  die  im  besebten 
Gebiet  ausgerüstet  sind,  bei  ihrer  Verbringung  vom  besebten 
ins  unbesebte  Gebiet  der  Zulaufsgenehmigung  bedürfen.. 

Diese  Entscheidung,  die  im  Gegensab  zu  dem  vom  Reichs- 
wirtschaftsgericht bei  der  Frage  der  Einfuhr  eingenommenen 
Stellung  steht,  ist  als  eine  authentische  Interpretation  der  Be- 
kanntmachung des  Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligung über  Zulaufsgenehmigungen  vom  29.  April  1921 
Buchstabe  B,  aufzufassen.  Sie  dürfte  in  Anbetracht  ihrer  grund- 
säblichen  Bedeutung  für  die  beteiligten  Wirtschaftskreise  von 
größtem  Interesse  sein. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  dementsprechend  die  Interessenten 
zu  verständigen. 

Erleichterungen  im  Verkehr  mit  I)e  nt  sch- Österreich 

Infolge  eines  Beschlusses  des  Aufeenhandels-Aus- 
schusses  des  D.I.  u.  H.  vom  12.  September  d.  J.  (D.  W.  Z. 
Nr.  10,  Seite  214)  sind  wir  bei  den  zuständigen  Reichsbehörden 
vorstellig  geworden,  um  gewisse  Erleichterungen  im  Verkehr  mit 
Deutsch-Österreich  durchzuseben. 

Zu  Punkt  1 des  genannten  Beschlusses  steht  eine  Rück- 
äugerung  der  zuständigen  Ministerien  noch  aus. 

Zu  Punkt  2 hat  uns  das  Auswärtige  Amt  unter  dem  11.  d.  M. 
folgenden  Bescheid  erteilt: 

„Das  Auswärtige  Amt  ist  dauernd  bemüht,  den  Reiseverkehr 
zwischen  Deutschland  und  dem  Ausland  nach  Möglichkeit  zu  er- 
leichtern. Indessen  mub  bei  den  darauf  hinzielenden  Bestrebun- 
gen auf  unsere  bekannten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Rücksicht 
genommen  werden.  So  hat  mit  Rücksicht  auf  die  mit  dem  Mark- 
sturz im  August  d.  Js.  neu  einsebende  Überflutung  Deutschlands 
durch  Ausländer  und  den  Ausverkauf  Deutschlands  durch -sie  im 
Einverständnis  mit  allen  an  der  Frage  interessierten  inneren 
Ressorts  den  deutschen  Paßstellen  im  Auslande  zur  Pflicht  ge- 
macht werden  müssen,  die  Ausstellung  von  Sichtvermerken  zu 
Reisen  nach  Deutschland,  besonders  solche  von  Dauersicht- 
vermerken nach  Möglichkeit  einzuschränken  und  in  den  Fällen 
abzulehnen,  in  denen  anzunehmen  ist,  daß  die  Reise  nur  unter- 
nommen werden  soll,  um  unter  Ausnußung  des  Tiefstandes 
unserer  Valuta  in  Deutschland  verhältnismäßig  billig  zu  leben 
oder  für  unsere  eigene  Bevölkerung  lebensnotwendige  Gegen- 
stände des  täglichen  Bedarfs  aufzukaufen. 

Es  ist  dem  Auswärtigen  Amt  bekannt,  daß  im  Sommer  die 
deutsche  Paßstelle  in  Wien  wegen  des  außerordentlichen  An- 
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drangs  der  durch  die  Reisesaison  und  den  Sturz  der  deutschen 
Mark  herbeigefiihri  war,  vorübergehend  nicht  alle  Anträge  aut 
Ausstellung  von  Sichtvermerken  sofort  erledigen  konnte.  An- 
dererseits ist  das  Auswärtige  Amt  leider  nicht  in  der  Lage,  bei 
einem  derartigen  durch  besondere  Umstände  hervorgerufenen, 
vorübergehenden  Andrang  das  Personal  einer  Paßstelle  zu  ver- 
stärken, zumal  sich  erfahrungsgemäß  bei  derartigen  Anlässen 
der  Andrang  bei  fast  allen  deutschen  Paßstellen  in  den  Deutsch- 
land benachbarten  Ländern  vorübergehend  erhöht. 

Für  die  Ausstellung  von  Sichtvermerken  zu  Reisen  durch 
Deutschland  sind  grundsäßlich  die  deutschen  Vertretungen  im 
Auslande  zuständig.  Einer  allgemeinen  Übertragung  dieser  Be- 
fugnis an  die  deutschen  Grenzübergangsstellen  stehen  schwer- 
wiegende Bedenken  gegenüber.  Das  Auswärtige  Amt  sieht  sich 
daher  zu  seinem  Bedauern  auch  nicht  in  der  Lage,  bei  der 
österreichischen  Regierung  dahin  zu  wirken,  daß  sie  die  öster- 
reichischen Grenzbehörden  zur  Ausstellung  von  Sichtvermerken 
zu  Reisen  durch  Österreich  ermächtigt.“ 

Niederländisch-indische  Zeitschritt ,,  Jaarbeurs“. 

Die  Vereeniging  „De  Nederlandsch-lndische  Jaarbeurs“  in 
Baridoeng  (java)  teilt  in  der  Nr.  17  ihres  Organs  ,,De  Jaarbeurs“ 
vom  1.  d.  Mts.  mit,  daß  mit  Rücksicht  auf  das  Zustandekommen 
der  3.  niederländisch-indischen  Mustermesse  (18.  September  bis 
8.  Oktober  d.  J.)  das  Erscheinen  des  Blattes  bis  auf  weiteres 
eingestellt  wird.  Sobald  die  Vorbereitungen  für  die  4.  Muster- 
messe das  erneute  Erscheinen  des  Organs  für  angezeigt  er- 
scheinen lassen,  soll  es  wieder  ausgegeben  werden. 

Da  zahlreiche  deutsche  Firmen  von  dem  Angebot  der  Ver- 
einigung, Name  und  Geschäftszweig  von  Firmen  in  dem  Organ 
unter  der  Spißmarke  „fiandelsinformatiedienst“  kostenlos  zu  ver- 
öffentlichen, ständig  Gebrauch  machen,  stellen  wir  anheim,  den 
in  Betracht  kommenden  Kreisen  davon  Kenntnis  zu  geben,  daß 
das  Organ  bis  auf  weiteres  nicht  mehr  ersdieint. 

Importers  Directory  of  the  Netherland  Hast  Indies. 

Das  Deutsche  Generalkonsulat  Batavia  hat  die  Handels- 
kammern in  einem  Rundschreiben  vom  5.  Dezember  v.  ).  auf  die 
4.  Ausgabe  des  „Importers  Direktory  of  the  Netherland  East 
Indies“  aufmerksam  gemacht.  Wie  uns  das  Auswärtige  Amt  mit- 
teilt, ist  diese  Auflage  jeßt  vollständig  vergriffen  und  weder 
bei  der  Afdeeling  Handel  im  Haag  noch  in  Britenzorg  erhältlich. 
Interessenten  wollen  daher  von  weiteren  Bestellungen  absehen. 

Durchfuhrverkehr  in  Griechenland. 

Die  griechischen  Zollbehörden  gehen'  in  der  Handhabung 
der  Vorschriften  über  den  Durchfuhrverkehr  von  Saloniki  nach 
Serbien  sehr  scharf  vor.  Waren,  die  im  hiesigen  Hafen  an- 
kommen und  nur  die  allgemeine  Bezeichnung  ,, Durchfuhr“  im 
Konnossement  und  Manifest  tragen,  werden  ohne  weiteres  nicht 
durchgelassen.  Es  muß  der  Spediteur  vielmehr  in  diesen  Fällen 
stets  eine  besondere  Erlaubnis  seitens  des  Finanzministeriums 
in  Athen  erwirken.  Dadurch  entstehen  Weiterungen  und  oft 
erhebliche  Lagerspesen.  Auch  kommt  es  vor,  daß  gewissen 
Waren,  deren  Ausfuhr  aus  Griechenland  verboten  ist,  z.  B.  Eisen- 
waren, überhaupt  nicht  zum  Durchfuhrverkehr  zugelassen 
werden. 

Ohne  jede  Schwierigkeit  werden  nur  solche  Waren  zuge- 
lassen, die  die  Bezeidinung  „Durchfuhr  pour  la  Serbie“  im 
Konnossement  und  Manifest  tragen.  Wir  bitten  die  Mitglieder, 
diese  Vorschrift  zur  Kenntnis  der  interessierten  Kreise  zu 
bringen. 

Behandlung  deutscher  Staatsangehöriger 
. in  Frankreich. 

Die  Handelskammer  Harburg  hatte  dem  D.  I.  u.H.  unter 
dem  25.  März  d.  J.  mitgeteilt,  daß  ein  bei  einer  Firma  ihres  Be- 
zirks beschäftigter  Monteur  Sch.  gelegentlich  der  Einrichtung 
einer  von  dieser  Firma  in  die  Umgegend  von  Lille  gelieferten 
Olmühlenanlagen  durch  die  französische  Vereinigung  der  Front- 
kämpfer des  Nordbezirks  genötigt  worden  sei,  seine  Arbeiten 
zu  unterbrechen  und  schleunigst  nach  Deutschland  zurückzu- 
reisen. Wir  hatten  diesen  Fall  zur  Veranlassung  genommen, 
um  die  zuständigen  Reichsbehörden  zu  energischen  Vorstellun- 
gen bei  der  französischen  Regierung  gegen  eine  derartige  Er- 
schwerung des  Wiederaufbaus  zu  erreichen. 


Wie  uns  das  Auswärtige  Amt  unter  dem  11.  d.  M. 
daraufhin  mitteilt,  ist  die  Vertreibung  des  genannten  Monteurs 
von  der  deutschen  Botschaft  in  Paris  im  französischen  Außen- 
ministerium zur  Sprache  gebracht  worden.  Es  wurden  Nach- 
forschungen zugesagt,  über  deren  Ergebnis  eine  Mitteilung  nodi 
nicht  vorliegt.  Außerdem  erklärte  der  zuständige  Referent  im 
Ministerium,  daß  die  französische  Regierung  die  Beschäftigung 
deutscher  Arbeiter  in  Frankreich  mit  größter  Aufmerksamkeit 
verfolge  und  daß  alles  geschehe,  um  Demonstrationen  Privater 
gegen  deutsche  Arbeiter  nadi,  Möglichkeit  zu  verhindern;  in- 
dessen könne  nach  Ansidit  seines  Ministeriums  die  Verwendung 
deutscher  Arbeiter  nur  in  Frage  kommen,  wenn  die  betreffenden 
Gemeinden  damit  einverstanden  seien.  Im  übrigen  habe  sich 
seit  März  dieses  Jahres  ein  Stimmungswechsel  vollzogen,  so  daß 
zu  hoffen  sei,  daß  sich  derartige  Vorfälle  nicht  wiederholen 
würden. 

Berufliche  Ausbildung  Jugendlicher. 

Im  Reichswirtschaftsministerium  befindet  sich  ein  Geseßent- 
wurf  über  die  Ausbildung  Jugendlicher  in  Vorbereitung.  Das 
Geseß  ist  als  ein  Rahmengeseß  gedacht,  es  macht  den  Versuch, 
das  ganze  Lehrlingswesen  in  der  Industrie,  im  Handel,  im  Hand- 
werk, in  der  Landwirtschaft,  und,  soweit  möglich,  auch  in  der  Haus- 
wirtschaft zu  regeln.  Staatsbetriebe  sollen  ebenso  wie  kommunale 
Betriebe  unter  das  Geseß  fallen.  Außerdem  enthält  der  Entwurf 
eine  Reihe  von  Vorschriften,  die  sich  mit  der  Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  (vom  14.  bis  18.  Lebensjahr)  beassen.  Auch 
diesen  Jugendlichen  soll  in  möglichst  weitem  Umfange  eine  be- 
rufliche Ausbildung  zuteil  werden.  Die  weitere  Ausgestaltung 
der  allgemeinen  Grundsäße  für  die  Beschäftigung  Jugendlicher 
überläßt  der  Entwurf  der  Selbstverwaltung  der  beteiligten  Be- 
rufsstände. Hiermit  wird  einem  Wunsch  der  beteiligten  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  entsprochen.  Die  Handelskammern,  Hand- 
werkskammern und  Landwirtschaftskammern  sollen  ermächtigt 
werden,  das  Lehrverhältnis  durch  allgemeine  Vorschriften  bindend 
zu  ergänzen.  Ferner  soll  den  berufsständigen  Vertretungen  das 
Recht  übertragen  werden,  diejenigen  Betriebe  festzustellen,  die 
zur  Lehrlingsausbildung  geeignet  sind. 

Der  Entwurf  befaßt  sich  dann  noch  mit  dem  Lehrlings- 
Prüfungswesen.  Auch  dem  Lehrling  der  Industrie,  des  Handels 
und  der  Landwirtschaft  soll  Gelegenheit  zur  Ablegung  einer 
Prüfung  gegeben  werden. 

Zu  bemerken  ist  noch,  daß  der  Entwurf  jedes  Recht  der 
körperlichen  Züchtigung  beseitigen  will,  weil  dies  den  heutigen 
Anschauungen  über  die  Erziehung  nicht  mehr  entspreche. 

Der  Geseßentwurf  wird  voraussichtlich  in  diesem  Monat  der 
öffentlichen  Kritik  zugängig  gemacht  werden;  wir  werden  ihn 
unseren  Mitgliedern  dann  sogleich  zur  Stellungnahme  übersenden. 

Abgal>enstundung."2! 

Die  Handelskammer  zu  München  richtete  am  1.  Oktober 
eine  Eingabe  an  den  Reichsminister  der  Finanzen,  in  der  sie 
um  eine  Abänderung  der  Bestimmungen  über  die  persönliche 
Haftung  der  Beamten  bei  der  Gewährung  von  Zahlungsaufschub 
bat,  damit  auch  bei  der  Kreditgewährung  ohne  Sicherheit  von 
den  zuständigen  Behörden  in  Zukunft  weniger  Schwierigkeiten 
als  bisher  gemacht  werden.  Aus  den  Ausführungen  der  Kammer 
ist  folgendes  hervorzuheben:  „Bei  den  Millionenbeträgen,  die 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  für  die  Kreditgewährung  in 
Frage  stehen,  werden  durch  die  Haftung  der  Steuerbeamten 
wesentliche  Beträge  nicht  gedeckt  werden  können.  Im  übrigen 
glauben  wir  annehmen  zu  dürfen,  daß  die  für  die  Verbescheidung 
von  Steuerkreditanträgen  verantwortlichen  Beamten  auch  ohne 
die  ihnen  auferlegte  Haftungsverpflichtung  ihre  Entscheidungen 
über  die  Steuerstundungsanträge  im  Bewußtsein  ihrer  Beamten- 
pflicht nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  treffen  und  eine 
solche  Bewilligung  nur  nach  umfassender  Prüfung  der  im  ein- 
zelnen Falle  in  Frage  kommenden  Verhältnisse  evtl,  unter  An- 
hörung der  geseßlich  anerkannten  Berufsvertretungen  erteilen 
werden.  Auch  bietet  u.  E.  die  Vorschrift,  daß  für  die  Beschlüsse 
über  die  Genehmigung  von  Steuerstundungsanträgen  Einstimmig- 
keit erforderlich  ist,  eine  hinreichende  Gewähr  für  eine  ge- 
wissenhafte Verbescheidung  solcher  Anträge.  Dabei  möchten 
wir  die  Er^ge,  ob  darüber  hinaus  noch  eine  persönliche  Haftungs- 
verpflichtung bei  grobfahrlässiger  Pflichtverleßung  notwendig 
ist,  unberührt  lassen.“ 
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Unterstellung  der  Treuhand-  and  Revisions- 
gesellschaften unter  die  Vorschriften 
für  Rechtskonsnlenten. 

Der  Verband  deutscher  Treuhand-  und  Revisionsgesell- 
schaften, e.  V.,  Berlin,  Ansbacher  Str.  19,  hat  den  preußischen 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  gebeten,  ausdrücklich  zu  er- 
klären, daß  Treuhandgesellschaften  nicht  als  Rechtskonsulenten 
im  Sinne  der  Verordnung  vom  12.  Mai  1920  anzusehen  sind.  Da 
wir  von  dem  Verbände  um  Unterstüßung  des  Antrages  ersucht 
sind,  wären  wir  unseren  Mitgliedern  für  baldige  Siellungnahme 
dankbar. 

Anfragen  ausländischer  Vertretungen. 

Es  hat  sich  als  wünschenswert  herausgestellt,  Anfragen  aus- 
ländischer diplomatischer  und  konsularischer  Vertretungen  nach 
wirtschaftlichen  Dingen  möglichst  gesammelt  zu  beantworten,  um 
die  Möglichkeit  zu  haben,  auch  die  politische  Seite  solcher  An- 
fragen zu  prüfen. 

Wir  bitten  die  Mitglieder  daher,  derartige  Anfragen  stets  an 
uns  weilerzugeben  und  einen  Abgabebescheid  zu  erteilen.  Eine 
Verweisung  der  anfragenden  Stelle  an  uns  wird  sich,  wenn  nicht 
besondere  Gründe  vorliegen,  regelmäßig  nicht  notwendig  er- 
weisen, sofern  durch  sie  nur  Verzögerungen  und  somit  eine 
Quelle  der  Unzufriedenheit  bei  der  anfragenden  Stelle  ent- 
stehen würde. 


Au£enhandel. 

Hilaturas  Casablancas  in  Barcelona. 

Die  Firma  Hilaturas  Casablancas  in  Barcelona,  Cignas  41, 
hat  sich  an  deutsche  Firmen  und  Organisationen  mit  der  Bitte 
gewandt,  ihr  Angaben  über  die  in  Deutschland  bestehenden 
Baumwoll-Spinnereien  unter  Angabe  der  Baumwollklassen  usw. 
zukommen  zu  lassen.  Nach  den  von  uns  angesiellten  Ermitt- 
lungen dürfte  anzunehmen  sein,  daß  der  Firma  Vertrauen  ent- 
gegengebracht werden  kann,  und  daß  ihr  tatsächlich  darqp  liegt, 
zwecks  Absaßes  ihrer  patentierten  Spinnmaschinen  mit  deut- 
schen Spinnereien  in  Verbindung  zu  treten.  Soweit  sich  die 
Firma  Hilaturas  Casablancas  auch  an  Handelskammern  in  dieser 
Angelegenheit  gewandt  hat,  dürfte  es  genügen,  ihr  die  Adressen 
der  in  Frage  kommenden  Spinnereien  aufzugeben,  worauf  es 
dann  jeder  einzelnen  dieser  Firmen  überlassen  bleiben  könnte, 
die  spanische  Firma  je  nach  ihrem  Gutdünken  mit  weiteren 
Unterlagen  zu  versehen.  (Vgl.  Rundschreiben  an  unsere  Mit- 
glieder — A 4379/22  — vom  9.  September  1922). 


Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Preistreiberei. 

Der  Reichswirtschaftsminisier  richtete  am 
27.  September  an  eine  Landespreisprüfungsstelle  folgendes 
Schreiben: 

„Bei  der  heutigen  Wirtschaftslage,  in  der  erhebliche  Geld- 
wertveränderungen innerhalb  verhältnismäßig  kurzer  Fristen  fest- 
gestellt werden  können,  erscheint  es  nicht  unbillig,  gemäß  § 1 
Nr.  1 der  Preistreibereiverordnung  vom  8.  Mai  1918  (RGbl.  S.  395), 
unter  den  „gesamten  Verhältnissen“,  die  bei  der  Preisbildung  zu 
beobachten  sind,  auch  die  Geldentwertung  insoweit  zu  berück- 
sichtigen, als  dem  Veräußerer  einer  Ware  gestattet  wird,  zu 
dem  auf  der  Grundlage  der  Einstandspreise  errechneten  Ver- 
kaufspreise eine  Summe  zuzuschlagen,  welche  der  zwischen  Ein- 
kaufs- und  Verkaufszeit  allgemein  eingetretenen  Geldentwertung 
entspricht.  Hierbei  kann  aber  nur  die  innere  Geldentwertung, 
d.  h.  die  Verringerung  der  Kaufkraft  unserer  Mark  im  Inlande, 
als  Maßstab  dienen.  Die  äußere  Geldentwertung,  die  Wert- 
minderung unseres  Zahlungsmittels  im  Ausland,  kann  nicht  ent- 
scheidend sein,  weil  sie  in  größerem  Umfange  durch  politische 
und  spekulative  Momente  beeinflußt  ist.  Nur  den  Unterschied, 
der  in  der  Kaufkraft  der  Mark  im  Inlande  eingetreten  ist,  wird 
man  daher  in  Form  eines  „Geldentwertungszuschlags“  dem  Ver- 
käufer zubilligen  können.  Dieser  Zuschlag  darf  sich  aber  auch 
nicht  nach  der  Kaufkraft  der  Mark  hinsichtlich  einer  bestimmten, 
gerade  in  Frage  kommenden  Ware  richten,  weil  die  Preise  je 
nach  der  Marktlage  schwanken,  von  besonderen  und  spekulativen 
Momenten  abhängig  sein  können  und  somit  kein  unverfälschtes 
Bild  der  allgemein  eingetretenen  Geldentwertung  geben.  Als 
Maßstab  wird  es  sich  vielmehr  empfehlen,  den  Durchschnitt  der 
Warenpreise  zu  nehmen,  wie  er  in  dem  Index  der  Ernährungs- 
kosten, oder  in  Zukunft  auch  in  dem  durch  Aufnahme  der  Kosten 
für  Bekleidung  vervollständigten  Index  der  Lebenshaltungskosten, 
die  allmonatlich  vom  Statistischen  Reichsamt  bekannigegeben 
werden,  zum  Ausdruck  kommt.  Diese  Ziffern  bringen  von  den 
zurzeit  bestehenden  Maßstäben  die  Entwertung  der  Mark  in  ihrer 
Auswirkung  im  Inlande  am  besten  zur  Geltung.  Schon  jeßt  dürfte 
auf  diesem  Wege  eine  relativ  objektive  und  sichere  Grundlage 
zur  Beurteilung  der  Angemessenheit  des  Gewinns  gegeben  sein,1 
zumal  von  den  derzeitigen  Bemühungen  des  Statistischen  Reichs- 
amts, den  Index  weiter  zu  verbessern,  ein  Erfolg  erwartet  werden 
kann.“  (Vgl.  S.  214,  297.) 


Alle  für  die  Schrifileilung  der  Mitteilungen  desDeul- 
schen  Industrie-  und  Handelstags  (Handel  und  Ge- 
werbe) bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelsiags, 
Neue  Friedrichs! r.  53/56,  zu  richten. 


Inhaltsverzeichnis. 

Artikel  und  Berichte:  Deutsche  Notgemeinschaft,  S.  317.  — Arbeitnehmerkammern,  S.  318.  — Die  Goldmark  als  Rechnungsmark 
S.  319.  — Wirtschaftliches  und  Anderes  aus  den  Vereinigten  Staaten,  S.  321.  — Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschafts- 
pflege und  des  Wirtschaftsrechts:  Vom  Internationalen  Freihandelskongreß,  S.  324.  — Aus  Sowjet-Rußland,  S.  324.  — 

Ausschreibung  von  Bahnlinien  in  Bolivien,  S.  324.  — Gemischte  Schiedsgerichtshöfe,  S.  325.  — Geseße  und  Verordnungen,  S.  325. 

Amtliche  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags:  Deutsche  Notgemeinschaft,  S.  326.  — Hauptausschuß  des 

D.  I.  u.  H.,  S.  326.  — Internationale  Handelskammer,  S.  326.  — Paketmeldeverfahren,  S.  326.  — Prüfung  abgekürzter  Telegramm- 
anschriften, S.  326.  — Fahrpreisermäßigung  Für  Lehrlinge,  S.  327.  — Devisenverordnung,  S.  327.  — Umwandlung  von  Genossen- 
schaften in  Aktiengesellschaften,  S.  328.  — Kohleneinfuhr  aus  dem  Saargebiet,  S.  328.  — Zulaufsgenehmigung  für  Textilwaren  aus 
ausländischen  Rohstoffen,  S.  328.  — Erleichterungen  im  Verkehr  mit  Deutsch-Österreich,  S.  328.  — Niederländisch-Indische  Zeitschrift 
„Jaarbeurs“,  S.  329.  — Importers  Directory  of  the  Netherland  East  Indies,  S.  329.  — Durchfuhrverkehr  in  Griechenland,  S.  329.  — 
Behandlung  deutscher  Staatsangehöriger  in  Frankreich,  S.  329.  — Berufliche  Ausbildung  Jugendlicher,  S.  329.  — 'Abgabenstundung, 
S.  329.  — Unterstellung  der  Treuhand-  und  Revisionsgesellschaften  unter  die  Vorschriften  für  Rechtskonsulenten,  S.  330.  — Anfragen 
ausländischer  Vertretungen,  S.  330.  — Hilaturas  Casablancas  in  Barcelona,  S.  330.  — Preistreiberei,  S.  330. 


Verantwortlich:  Für  den  redaktionellen  Teil:  Dr.  M.  Wi  e d e m a n n,  Berlin -Lichterfelde;  für  „Aus  Handel,  Industrie  und  Verkehr“: 
Dr.  Dr.  G.  Wolff,  Berlin-Schöneberg;  für  den  Anzeigenteil:  E.  Klatt,  Berlin -Lichtenberg.  — Verlag  Reimar  Hobbing,  Berlin  SW  61; 
Druck  W.  Büxenstein  Druckereigesellschaft,  Berlin  SW 48.  — Einsendungen  für  die  Schriftleitung,  den  Verlag  und  die  Anzeigen- 
verwaltung der  „Deutschen  Wirlschafts- Zeitung“  sind  nach  Berlin  SW 61,  Großbeerenstraße  17,  zu  richten. 


330 


Deutsche  Wtitsduilts-leiM 


Wöchentlich  eine  Nummer 
Bezugspreis  monatlich 
(ohne  Zustellgebühr)  SO  M 
Einzelne  Nummern  25.—  M. 
Anzeigen  nach  Tarif 


HERAUSGEGEBEN  VON 

DR.  OTTO  BRANDT 

1.  G es  ch  8 f t > f 0 h r e n de  * Pr  5 s 1 d I o I -M  i I g I i e d 
des  „Deutschen  Industrie-  und  Hendelstags" 
Unter  Mitwirkung  der  bekanntesten  PersOnliduceiten 
des  deutschen  Wirlschaflsrechts  und  Wirtschaftslebens. 


Bestellungen  nehmen  alle 
Buchhandlungen  und  Post- 
anstalten  sowie  der  Verlag 
ReimarHobbing,  BerlinS  W61 
Grofsbeerenstr.  17,  entgegen 


Organ  des  „Deutschen  Industrie«  und  Handelstags" 

XIX.  Jahrgang  14.  NOVEMBER  1922  Nummer  15 


Der  gegenwärtige  Stand  der  Auslandsschädengesefegebung. 

Von  Reichswirtschaftsgerichtsrat  Dr.  J o e r g e s. 


Die  Schäden,  welche  Deutsche  im  Auslande  erlitten 
haben,  werden  in  Personenschäden  und  in  Schäden  am 
Vermögen  geschieden.  Die  Personenschäden  sind  durch 
das  Geseb  vom  11.  Juli  1922  entsprechend  dem  Reichsver- 
sorgungsgeseb  behandelt.  Von  den  Schäden  am  Vermögen 
sind  wirtschaftlich  die  wichtigsten  die  sogenannten  Liqui- 
dationsschäden. Diese  haben  bisher  eine  gesetzliche 
Regelung  überhaupt  noch  nicht  gefunden.  Die  Liquidations- 
richtlinien vom  26.  Mai  1920  sind  in  Wirklichkeit  nicht  in 
Kraft  getreten.  Eine  Entschädigung  für  Liquidationsschäden 
wird  nach  wie  vor  auf  Grund  der  Richtlinien  vom  15.  No- 
vember 1919  gewährt.  Hierbei  werden  50  v.  H.  des  Frie- 
denswertes bei  Wertpapieren  gewährt,  und  es  wird  noch 
immer  die  „Goldmark“  der  „Papiermark“  gleichgerechnet. 
Wenn  jemand  einen  Liquidationsschaden  von  rund 
150  Pfund  Sterling  erlitten  hat,  können  ihm  dafür  grund- 
sä&lich  nur  rund  1500  M.  zugebilligt  werden.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dab  diese  Art  „Entschädigung“,  auf  die  die  Be- 
teiligten außerdem  manchmal  sehr  lange  warten  müssen, 
von  ihnen  mit  eigenartigen  Empfindungen  entgegen- 
genommen wird. 

Gegenwärtig  liegt  zugleich  mit  dem  Reichsent- 
lastungsgesetz der  Entwurf  eines  Liquidations- 
schädengesetzes vor.  Hiernach  wird  grundsäfelich 
auch  die  Papiermark  der  Goldmark  gleichgerechnet,  aber 
es  wird  ein  Mehrfaches  des  Friedenswertes  als  Entschädi- 
gung gewährt,  jedoch  nicht  bei  Wertpapieren.  Hinzu 
kommen  Zuschüsse  für  den  Fall  der  Entwurzelung  und  für 
den  Fall  des  Wiederaufbaus  im  Auslande.  Der  Entwurf  hat 
aber  den  Begriff  des  Wiederaufbaus  so  verklausuliert,  dab 
der  Geschädigte  wohl  nur  in  seltenen  Fällen  in  den  Besitz 
der  erhöhten  Zuschüsse  gelangen  wird.  Vorausgesefet  ist 
nämlich,  dab  der  Geschädigte  schon  vor  dem  Kriege  im 
Auslande  ein  selbständiges  Unternehmen  betrieben  hat,  dab 
damals  der  Schwerpunkt  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  sich 
im  Auslande  befand,  und  dab  er  eine  entsprechende  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  im  Auslande  wieder  aufgenommen  hat. 
Die  Bestimmung  kommt  also  den  groben  Inlandsfirmen, 
welche  im  Auslande  Zweigniederlassungen  unterhalten 
haben  und  diese  jefet  wieder  einrichten  wollen,  nicht  zugute. 
Diese  Firmen  sind  aber  für  die  deutsche  Volkswirtschaft 
viel  wichtiger  als  die  reinen  Auslandsfirmen.  Ferner  ist  es 
wohl  nur  in  seltenen  Fällen  den  Geschädigten  möglich,  eine 
der  früheren  entsprechende  wirtschaftliche  Tätigkeit  im 
Auslande  wieder  aufzunehmen.  Vorgesehen  ist  im  Geseb 
ferner  die  Zubilligung  von  Zuschlägen  bei  der  Entziehung 
von  Hausrat  und  Kleidungsstücken,  sowie  von  Gegenstän- 
den der  Berufsausübung.  Nach  dem  Entwurf  sind  die  Zu- 


schläge bei  Hausrat  aber  objektiv  hinsichtlich  der  Höhe  be- 
schränkt, eine  Bestimmung,  die  auch  für  die  Gewaltschäden 
im  Auslandsschädengesetz  getroffen  ist.  Diese  Bestimmung 
trägt  der  ständigen  Verschlechterung  unserer  Währung 
keine  Rechnung.  Beim  Auslandsschädengeseb  ist  eine 
Grenze  von  100  dOO  M.  vorgesehen,  indem  man  damals  da- 
von ausging,  dab  hiermit  ein  Hausrat  im  ungefähren  Frie- 
denswerte von  10  000  M.  beschafft  werden  könne.  Dafj  jetzt 
für  100  000  M.  Hausrat  in  irgendwie  nennenswertem  Umfang 
nicht  beschafft  werden  kann,  bedarf  nur  der  Erwähnung. 
Will  man  an  einer  objektiven  Grenze  festhalten,  so  läljt  sich 
dies  nur  auf  die  Weise  erträglich  gestalten,  dajj  die  Höchst- 
summe zu  irgendeinem  feststehenden  Wert  in  Beziehung 
gesefet  wird.  Wenn  sie  nicht  zur  Goldmark  in  Beziehung 
gesebt  werden  soll,  so  müljte  sie  nach  dem  Werte  irgend- 
welcher Waren,  zum  Beispiel  nach  dem  Preise  für  Holz,  das 
zur  Möbeltischlerei  gebraucht  wird,  festgesebt  werden. 
Sonst  ergibt  sich  auch  hier  der  Zustand,  wie  er  bei  der 
Vorentschädigung  der  Ausländsdeutschen  sich  herausge- 
bildet hat,  dab  ein  grober  kostspieliger  Apparat  in  Be- 
wegung gesebt  wird,  der  aber  den  Geschädigten  kaum 
irgendwelchen  Nuben  bringt. 

Die  Art  der  Regelung,  wie  sie  im  Entwurf  vorgesehen 
ist,  bringt  den  schweren  Nachteil  für  den  Geschädigten  mit 
sich,  dab  beim  weiteren  Fallen  der  Mark  diejenigen  Ge- 
schädigten, deren  Schadensfälle  später  zur  Bearbeitung 
kommen,  ohne  ihr  Verschulden  im  Ergebnis  wesentlich 
schlechter  behandelt  werden,  als  diejenigen,  deren  Sachen 
schnell  erledigt  werden  können.  Insbesondere  wird  diese 
unterschiedliche  Behandlung  in  den  Fällen  böses  Blut 
machen,  in  denen  die  Verzögerung  dadurch  herbeigeführt 
ist,  dab  der  Reichskommissar  ein  Rechtsmittel  gegen  den 
erstinstanzlichen  Spruch  eingelegt  hat,  das  dann  als  unbe- 
gründet zurückgewiesen  ist.  Eine  Abhilfe  läbt  sich  eben 
auch  hier  nur  auf  die  Weise  schaffen,  dab  die  Mark  wieder 
zu  anderen  Gegenständen  von  verhältnismäbig  festem 
Wert  in  Beziehung  gesebt  wird. 

Eine  sehr  bedenkliche  Bestimmung  befindet  sich  in 
§ 52  des  Entwurfs.  Hiernach  soll  eine  Entschädigung  nach 
Mabgabe  des  Gesebes  nicht  gewährt  werden,  wenn  nach 
der  Bestimmung  des  Friedensvertrages  von  Versailles  der 
Erlös  des  liquidierten  Gegenstandes  dem  Berechtigten  zur 
Verfügung  zu  stellen  ist.  Hierzu  sind  die  durch  den 
Eriedensvertrag  geschaffenen  sogenannten  neuen  Staaten 
verpflichtet.  Zunächst  ist  mir  noch  kein  Fall  bekanntge- 
worden, in  dem  diese  Staaten  ihre  Verpflichtung  erfüllt 
haben,  und  das  Deutsche  Reich  ist  nicht  in  der  Lage,  sie 
zur  Erfüllung  zu  zwingen.  Ferner  ist  die  Auslegung  der 
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Bestimmung  vielfach  streitig.  Das  Deutsche  Reich  muß 
natürlich  einen  für  Deutschland  möglichst  günstigen  Stand- 
punkt einnehmen.  Die  Spurchbehörde  kann  zugunsten  des 
Geschädigten  sehr  leicht  in  Versuchung  geraten,  den  ent- 
gegengesetzten Standpunkt  der  auswärtigen  Macht  einzu- 
nehmen, um  in  der  Lage  zu  sein,  dem  Geschädigten  helfen 
zu  können.  Die  Besfimmung  kann  also  zu  sehr  uner- 
wünschten Ergebnissen  führen.  Es  wäre  richtiger,  wenn 
lediglich  die  tatsächlichen  Verhältnisse  zugrunde  gelegt 
werden  und  Fürsorge  getroffen  wird,  daß  eine  etwa  dem 
Geschädigten  später  zugehende  direkte  Entschädigung  dem 
Deutschen  Reich  zugute  kommt. 

Die  Regelung  der  Gewaltschäden  ist  durch  das  Aus- 
landsschädengesetz vom  28.  Juli  1921  erfolgt.  Hinsichtlich 
der  Tatbestände,  für  die  eine  Entschädigung  gewährt  wird, 
schließt  es  sich  wesentlich  an  die  Richtlinien  vom  15.  No- 
vember 1919  an.  Es  wird  hiernach  Entschädigung  gewährt 
für  Schäden,  die  durch  deutsche  oder  feindliche  Streitkräfte 
herbeigeführf  sind  oder  durch  Kriegsleistung  an  feindliche 
Streitkräfte.  Türkische  Requisitionen  werden  daher  von 
Deutschland  nicht  vergütet  und  die  Türkei  vergütet  sie  auch 
nicht.  Im  übrigen  werden  Schäden  durch  Brand,  Diebstahl, 
sonstige  Wegnahme  von  Sachen,  durch  Flucht  oder  Ab- 
schiebung und  durch  erzwungene  Verschleuderung  ver- 
gütet, wenn  das  schädigende  Ereignis  in  Beziehung  zu  dem 
Deutschtum  des  davon  Betroffenen  steht.  Zu  Zweifeln  bietet 
hier  vielfach  der  Begriff  der  erzwungenen  Verschleuderung 
Anlaß.  Das  Geseß  nennt  einzelne  Fälle  des  Zwanges,  z.  B. 
Druck  der  drohenden  Ausweisung,  und  fügt  dabei  die  allge- 
meine Klausel  hinzu,  daß  ein  sonstiger  auf  der  Einwirkung 
des  Krieges  beruhender  zwingender  Grund  vorliegen  müsse. 
Es  fehlt  hier  auf  der  anderen  Seite  eine  Bestimmung,  dafj 
das  schädigende  Ereignis  im  Zusammenhänge  mit  dem 
Umstande  stehen  müsse,  dafj  der  Geschädigte  Deut- 
scher war.  Das  Reichswirtschaftsgericht  hat  sich  im  Vor- 
entschädigungsverfahren, bei  dem  allerdings  die  Be- 
stimmung bestand,  dafj  die  Verschleuderung  in  Beziehung 
zum  Deutschtum  stehen  müsse,  auf  den  Standpunkt  gestellt, 
dafj  ein  Verkauf  infolge  allgemeiner  wirtschaftlicher  Not- 
lage für  sich  allein  nicht  genüge,  sondern  dafj  diese  wirt- 
schaftliche Notlage  in  Beziehung  zu  dem  Auslandsdeutsch- 
tum des  davon  Betroffenen  stehen  müßte.  Als  genügend 
hat  es  allerdings  angenommen,  wenn  die  Notlage  herbei- 
geführt ist  durch  Internierung  des  Ernährers  der*  Familie 
oder  dadurch,  dafj  dieser  als  Deutscher  keine  Arbeit  finden 
konnte.  Diese  Auslegung  muß  auch  für  das  A.  S.  G.  gelten, 
da  die  aufgezählten  Einzelfälle  nur  solche  sind,  die  zu  dem 
Deutschtum  in  Beziehung  stehen.  Das  Gesetz  sieht  Zu- 
schläge vor  für  Beschädigung  von  Hausrat  und  Kleidungs- 
stücken und  für  Verlust  oder  Beschädigung  von  zur  Berufs- 
ausübung notwendigen  Gebrauchsgegenständen.  Bei  Haus- 
rat und  Kleidungsstücken  ist,  wie  bereits  erwähnt,  der 
Betrag  der  Höhe  nach  begrenzt.  Ferner  gestattet  das 
Gesetz  unter  der  Voraussetzung,  dafj  sonst  das  Fortkommen 
des  Geschädigten  in  unbilliger  Weise  erschwert  werden 
würde,  die  Zubilligung  von  Beträgen  zu  den  Internierungs- 
kosten und  zwar  bis  zu  15  000  M.  für  das  Jahr  und  ferner  die 
Zubilligung  von  Kosten,  die  für  die  Beförderung  der  Person 
und  der  Sachen,  oder  durch  die  Lagerung  der  Sachen  in- 
folge der  Internierung  entstanden  sind.  Im  praktischen 
Ergebnis  laufen  diese  Bestimmungen  darauf  hinaus,  dafj 
solchen  Antragstellern,  die  sich  in  bedrängter  Lage  be- 
finden, auch  für  Nichtsachschäden  eine  gewisse  Unter- 
stützung gewährt  werden  kann. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  im  Gesetz  die  in  § 20 
geregelten  Russenschäden  ein.  Die  Eigenart  der- 
selben besteht  darin,  dafj  einmal  eigentliche  Liquidationen 
deutschen  Vermögens  nur  ausnahmsweise  stattgefunden 
haben,  und  dafj  andererseits  sehr  viele  Schäden  infolge  des 
Bolschewismus  auch  dann  eingeireten  wären,  wenn  der 
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Geschädigte  nicht  Deutscher  gewesen  wäre.  Auch  sehr 
viele  Russen  haben  Rufjland,  aus  Furcht  vor  dem  Bolsche- 
wismus, fluchtartig  verlassen  und  haben  ihre  Habe  einge- 
büfjt.  Der  russische  Wertpapierbesifz  ist  durch  den  Bolsche- 
wismus auch  für  den  russischen  Eigentümer  wertlos  ge- 
worden. Das  Gesetz  schlägt  hier  einen  Mittelweg  ein.  Es 
verlangt  zur  Entschädigung,  dafj  eine  zaristische  Kriegs- 
mafjnahme  eine  Beeinträchtigung  herbeigeführt  habe,  und 
dafj  diese  Beeinträchtigung  der  Anlafj  zum  Verlust  ge- 
worden ist;  auf  der  anderen  Seite  wird  in  solchen  Fällen 
nur  die  Hälfte  des  Schadens  vergütet  und  Zuschläge  wer- 
den nicht  gewährt.  Es  fragt  sich  zunächst,  in  welchem 
Verhältnis  diese  Bestimmung  zu  der  die  Gewaltschäden 
regelnden  Bestimmungen  des  § 2 des  Geseßes  steht.  Das 
Reichswirtschaftsgericht  hat  sich  in  ständiger  Rechts- 
sprechung auf  den  Standpunkt  gestellt,  dag  der  § 20  die 
Rußland-Deutschen  nicht  schlechter  behandeln  will,  als  die 
sonstigen  Ausländsdeutschen,  sondern  ihnen  unter  Berück- 
sichtigung der  Eigenart  der  russischen  Verhältnisse  auch 
dann  eine  Entschädigung  gewähren  will,  wo  eine  solche 
auf  Grund  der  allgemeinen  Bestimmungen  nicht  gewährt 
werden  könnte.  Wenn  daher  der  Tatbestand  so  liegt,  daß 
eine  Wegnahme  oder  Zerstörung  vorliegi,  die  zu  dem 
Deutschtum  des  Geschädigten  in  Beziehung  steht,  so  kann 
den  Rußland-Deutschen  dieselbe  Entschädigung  zugebilligt 
werden  und  ihnen  können  auch  unter  derselben  Voraus- 
seßung  Zuschläge  zugebilligt  werden,  wie  den  sonstigen 
Auslands-Deutschen. 

Ein  besonderer,  auch  unter  den  § 2 des  Geseßes  regel- 
mäßig unterzuordnender  russischer  Schadensfall  ist  der, 
daß  ein  deutsches  Unternehmen  aus  irgendwelchen  Gründen 
in  Rußland  die  Form  der  Aktiengesellschaft  angenommen 
hatte.  Vielfach  geschah  dies,  um  die  Möglichkeit  einer 
Sachfirma  zu  gewinnen  und  den  deutschen  Charakter  des 
Unternehmens  zu  verschleiern,  vielfach  auch,  um  klare  Ver- 
hältnisse für  den  Todesfall  zu  schaffen.  Das  Reichswirt- 
schaftsgericht hat  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  Aktien- 
gesellschaft nur  Rechtsform,  aber  nicht  wirtschaftliche  Form 
des  Unternehmens  war,  eine  Entschädigung  gewährt,  wie 
wenn  es  sich  um  eine  offene  Handelsgesellschaft  handelte. 
Wenn  die  russische  Regierung,  wie  vielfach  geschehen  ist, 
diese  Unternehmungen  sofort  bei  Kriegsausbruch  dem  Be- 
rechtigten genommen  hat  und  sie  in  russische  Hände  ge- 
bracht hat,  so  ist  dies,  soweit  es  sich  um  die  beweglichen 
Sachen  handelt,  als  Wegnahme  behandelt  worden.  Inso- 
weit ist  es  daher  möglich,  dem  Geschädigten  den  vollen 
Friedenswert  zu  vergüten,  insoweit  es  sich  um  Forderungen 
handelt,  ist  eine  Vergütung  allerdings  nur  auf  Grund  des 
§ 20  des  Auslandsschädengeseßes  zulässig. 

Ein  eigenartiger  Zustand  hat  sich  hinsichtlich  der 
russischen  Wertpapiere  herausgebildet.  Die 
Richtlinien  vom  15.  November  1919  gestatteten  die  Zu- 
billigung der  Hälfte  des  Friedensweries,  vorausgeseßt,  daß 
überhaupt  ein  Tatbestand  vorlag,  der  die  Vorentschädigung 
rechtfertigte.  Der  Große  Senat  des  Reichswirtschaftsgerichts 
ist  den  Geschädigten  dadurch  entgegengekommen,  daß  er 
die  Vermutung  aufgestellt  hatte,  sie  würden  im  Zweifel  ihre 
Wertpapiere,  wenn  sie  nicht  gehindert  gewesen  wären,  nach 
Deutschland  übergeführt  haben.  Eine  Vermutung  dafür,  daß 
sie  sie  auch  verkauft  hätten,  ist  nicht  aufgesiellt.  Nun  be- 
stimmt aber  der  § 3 des  Auslandsschädengeseßes,  daß  bei 
Wertpapieren,  die  seit  Kriegsbeginn  an  Wert  verloren 
haben,  der  niedrigere  Wert  zugrunde  zu  legen  ist  und  daß 
der  Wert,  wenn  er  an  der  Berliner  Börse  nicht  notiert  ist, 
durch  die  Reichsbank  festzustellen  ist.  Tatsächlich  ist  der 
Wert  der  russischen  Papiere  natürlich  ganz  gewaltig  ge- 
fallen. Einige  Papiere  werden  allerdings  an  der  Pariser 
und  Londoner  Börse  gehandelt,  aber  natürlich  nur  zu  sehr 
geringen  Kursen.  Eine  Festseßung  des  Wertes,  wie  sie  im 
Geseß  vorgesehen  ist,  ist  bisher  nicht  erfolgt.  Diejenigen. 


Wertpapierbesißer,  die  vor  dem  Erlaß  des  Auslands- 
schädengeseßes  ihre  Vorenlsdiädigung  sich  gesicheri 
haben,  haben  ihr  Geld  erhalten,  und  sie  werden  audi 
kaum  genötigt  werden  können,  es  zurückzugeben.  Die- 
jenigen, die  nicht  das  Glück  gehabt  haben,  haben  bisher 
überhaupt  nichts  bekommen  und  haben,  wenn  nicht  die  ge- 
setzliche Regelung  geändert  wird,  auch  wohl  kaum  Aus- 
sicht, in  absehbarer  Zeit  etwas  zu  erhalten.,  Es  wäre  drin- 
gend erwünscht,  wenn  eine  einheitliche  Regelung  für  die 
russischen  Wertpapiere  etwa  dahin  getroffen  würde,  daß 


ein  wenn  auch  vielleicht  geringer  Bruchteil  des  Friedens- 
wertes den  Geschädigten  ohne  genauere  Prüfung  des 
gegenwärtigen  Wertes  der  Papiere  gegeben  werden  könnte. 

Man  sieht  aus  diesen  kurzen  Ausführungen,  daß  der 
gegenwärfige  Stand  der  Entschädigung  der  Auslands- 
Deutschen  nicht  gerade  als  ein  Idealzustand  bezeichnet 
werden  kann.  Zuzugeben  ist  aber,  daß  die  einschlägigen 
Fragen  sehr  schwierig  liegen,  und  daß  bei  der  Regelung 
auch  auf  die  Finanzlage  des  Reiches  Rücksicht  genommen 
werden  muß.  (303.) 


Die  Beaufsichtigung  der  Transportversicherung. 

Von  Dr.  Alfred  Gottschalk,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Berlin. 


Der  Geschäftsbetrieb  eines  Versicherungsunternehmens 
bedarf  nach  dem  Gesetze  über  die  privaten  Versicherungs- 
unternehmungen (Versicherungsaufsichtsgeselz;  abgekürzt 
VAG.)  der  Erlaubnis  der  Aufsichtsbehörde.  Zur  Erlangung 
der  Erlaubnis  ist  der  Geschäftsplan  einzureichen,  der  den 
Zweck  des  Unternehmens  anzugeben  und  neben  anderen 
Angaben  den  Gesellschaftsvertrag  oder  die  Salzung  sowie 
die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  und  die  tech- 
nischen Geschäftsunterlagen  zu  enthalten  hat.  Ist  das  Unter- 
nehmen zugelassen,  so  untersteht  es  der  Aufsicht  der  Be- 
hörde, die  den  ganzen  Geschäftsbetrieb  zu  überwachen 
hat.  Ausgenommen  von  diesen  Erfordernissen  der  Zu- 
lassung und  der  Beaufsichtigung  ist  der  Betrieb  der  Trans- 
portversicherung, soweit  er  nicht  durch  Versicherungsver- 
eine auf  Gegenseifigkeit  ausgeübt  wird.  Die  Transportver- 
sicherung ist  daher  aufsichtsfrei,  was  sich  daraus  erklärt, 
daß  man  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  den  Standpunkt 
vertrat,  sie  habe  es  vorwiegend  mit  geschäftsgewandten 
Personen  zu  tun,  die  eines  besonderen  Schutzes  der  Auf- 
sichtsbehörde nicht  bedürften. 

Gewisse  Erscheinungen  der  Nachkriegszeit,  die  Grün- 
dung zahlreicher  Transportversicherungsunternehmungen 
auf  zum  Teil  unzureichender  finanzieller  Grundlage  und 
durch  Personen,  die  zur  Leitung  nicht  berufen  waren,  die 
Übergriffe  der  Transportversicherung  auf  Gebiete  des  Ver- 
sicherungswesens, die  der  Aufsicht  unterlagen,  haben  die 
Forderung  entstehen  lassen,  die  Aufsichtsfreiheit  der  Trans- 
portversicherung zu  beseitigen  und  sie  ebenfalls  den  Vor- 
schriften des  VAG.  zu  unterstellen.  So  ist  jetzt  der  E n t - 
wurf  einesGesetzes  aufgestellt  worden,  das  die  Be- 
seitigung der  Aufsichtsfreiheit  zum  Gegenstände  hat  und 
das  vor  kurzem  nebst  der  Begründung  in  der  Fachpresse 
veröffentlicht  worden  ist.1) 

ln  der  Begründung  ist  auf  die  beiden  soeben  erwähn- 
ten Gründe  hingewiesen  worden.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten, 
dafj  vielfach  Unternehmungen  ins  Leben  gerufen  sind,  die 
sich  nidit  als  lebensfähig  erwiesen  haben  und  die  bald 
verschwinden  mutzten,  weil  ihre  Grundlagen  durchaus  un- 
zulänglich waren.  Es  ist  aber  nicht  zu  verkennen,  daß  der 
Gründungstaumel,  von  dem  die  Begründung  des  Entwurfes 
spricht,  sehr  erheblich  nachgelassen  hat.  Neugründungen 
sind  seltener  geworden;  die  Finanzierung  dagegen  erscheint 
erheblich  gebessert  zu  sein.  Die  zum  Teil  trüben  Erfah- 
rungen, die  mit  den  Unternehmungen  gemacht  worden  sind, 
haben  ganz  von  selbst  die  Gründungssucht  beeinflußt;  die 
Gefahr  der  unzulänglichen  Gründungen  besteht  heute  nidit 
mehr. 

Der  weitere  Anlaß,  der  zum  Rufe  nach  der  Beaufsich- 
tigung  der  Transportversicherungen  führte,  waren  die  sog. 
Übergriffe  der  Transportversicherung  in  der  Gestalt  der 
sog.  Omnium-Korso-Veredelungspolicen,  die  nicht  nur  die 
Gefahren  des  Transportes  deckten,  sondern  darüber  hin- 


’)  Deutsche  Versicherungs-Presse  1922,  Nr.  37. 


ausgriffen  und  sich  während  einer  Lagerung  von  Waren 
im  Produktionsprozesse  auf  Feuer-,  Einbruchsdiebstahls- 
gefahren und  anderen  Risiken  erstreckten.  Aber  audi 
hier  ist  die  der  Volkswirtschaft  aus  dem  Abschlüsse  dieser 
Policen  angeblich  drohende  Gefahr  sehr  stark  eingedämmt. 
Denn  das  Aufsichtsamt  hat  in  dem  Rundschreiben  vom 
17.  März  1922,  das  in  dieser  Zeitschrift  1921  S.  206  abge- 
druckt ist,  bereits  derart  eingegriffen,  daß  die  Mißstände, 
die  sich  ergeben  konnten,  beseitigt  oder  jedenfalls  sehr 
stark  eingeschränkt  sind.5) 

Die  von  der  Begründung  des  Entwurfes  vorgebrachten 
Erwägungen  erscheinen  daher,  wie  ich  an  anderer  Stelle 
(Deutsche  Vers. -Presse)  ausgeführt  habe,  nicht  durch- 
schlagend. Wenn  ferner  in  der  Begründung  des  Entwurfes 
darauf  hingewiesen  wird,  daß  die  Transportversicherungen 
sich  jeßt  auch  in  der  Automobil-,  Juwelen-,  Reisegepäck- 
und  Umzugsversidierung  an  alle  Bevölkerungskreise  wen- 
den, nicht  nur  an  die  geschäftsgewandten  Kaufleute,  und 
wenn  ferner  auf  die  Unkenntnis  der  Tatsache  in  weiten 
Kreisen,  sogar  in  denen  der  Rechtskundigen,  Bezug  ge- 
nommen wird,  daß  die  Transportversicherung  aufsichtsfrei 
sei,  so  wirken  auch  diese  Ausführungen  nicht  überzeugend. 
Soweit  es  sich  um  Transportmittelversicherungen  (Kasko- 
versicherungen) handelt,  sind  die  Versicherungsnehmer 
durch  das  Versicherungsvertragsgeseß  und  seine  zwingen- 
den Vorschriften  hinreichend  geschüßt.  Die  anderen  Ver- 
sicherungsarten aber  bilden  einen  so  geringen  Betrag  der 
Versicherungen,  daß  durch  den  Hinweis  auf  sie  die  Unter- 
stellung der  Transportversicherung  unter  die  Aufsicht  nidit 
gerechtfertigt  werden  kann. 

Ist  daher  die  Begründung  des  Entwurfes  nicht  über- 
zeugend, so  bleibt  die  Frage  offen,  ob  sonst  aus  allge- 
meinen Erwägungen  der  bisherige  Zustand  geändert  wer- 
den soll  und  nötigenfalls  in  welcher  Weise  dies  geschehen 
müßte. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  die  Beaufsiditigung 
der  Transportversicherung,  die  in  gleicher  Weise  wie  die 
Aufsicht  über  die  anderen  Versicherungszweige  ausgeübl 
wird,  nach  dem  stark  bürokratisdien  Einschlag  der  Auf- 
sichtstätigkeit ein  Hemmnis  der  Transportversicherung  be- 
deuten würde,  das  der  Entwicklung  dieses  Zweiges  nidit 
übersehbaren  Schaden  zufügen  müßte.  Die  Transportver- 
sicherung ist  ein  unlösbarer  Bestandteil  des  Handels,  sie 
sdiließt  sich  der  Beförderung  der  Waren  vom  Fabrikanten 
bis  zum  Abnehmer  eng  an,  sie  ist  untrennbar  vom  Import 
und  vom  Export,  sie  ist  international  wie  der  Warenhandel 
selbst  und  bedarf  daher  der  höchsten  Freiheit  der  Betäti- 
gung. Wollte  man  die  Transportversicherung  in  die  Fesseln 
einer  starren  Beaufsichtigung  schlagen,  so  würde  die  deut- 
sche Volkswirtschaft  selbst  den  größten  Schaden  davon 
haben.  Der  Kaufmann,  der  versichern  will  und  muß,  wäre 


2)  Zu  vergl  ferner  das  Rundschreiben  des  Reichsaufsichts- 
amtes vom  3.  Februar  1922,  Aufs.  A 22,  4. 


gehindert,  die  Transportversicherung  so  zu  nehmen,  wie 
sie  sich  für  ihn  als  nötig  darstellt,  der  Versicherer  könnte 
sich  den  Bedürfnissen  des  Handels  nicht  anschmiegen.  Die 
Folge  wäre,  daß  das  deutsche  Transportversicherungsge- 
schäft auf  ausländische  Versicherer  überginge  und  daß 
Millionen  jährlich  in  das  Ausland  gingen.  Daß  dieser  Zu- 
stand eine  gewaltige  Schädigung  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft bedeuten  würde,  bedarf  keiner  näheren  Ausführung. 
Handel  und  Industrie  haben  daher  das  größte  Interesse  an 
einer  möglichst  freien,  kaufmännisch  denkenden  und  arbei- 
tenden Transportversicherung.  Wäre  der  Transportver- 
sicherer genötigt,  bei  jeder  neuen  Kombination,  die  sich  ihm 
auftut,  bei  jeder  neuen  Gestaltung  des  Versicherungsver- 
hältnisses, das  den  Notwendigkeiten  und  Bedürfnissen  von 
Handel  und  Industrie  sich  anpassen  muß,  die  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  einzuholen,  weil  eine  Geschäftsplan- 
änderung vorliegt  oder  vorliegen  könnte,  so  wäre  der 
Zweck  der  Transportversicherung  vereitelt.  Der  Transport- 
versicherer muß  daher  in  der  Ausgestaltung  der  Vertrags- 
schlüsse freie  Hand  haben. 

Der  Entwurf  des  Geseßes  will  diesen  Notwendigkeiten 
entgegenkommen.  Er  geht  davon  aus,  daß  von  den  Trans- 
portversicherern selbst  gegen  eine  Kontrolle  ihrer  finan- 
ziellen Ausrüstung  nichts  eingewendet  würde,  daß  aber  die 
Beaufsichtigung  der  Versicherungsbedingungen  nicht  an- 
gängig sei.  Diesen  Standpunkt  kann  man  teilen.  Es  würde 
den  Vorwürfen  gegen  die  Unternehmungen  Abbruch  tun, 
wenn  sie  in  ihrem  finanziellen  Gebaren,  in  ihrer  materiellen 
Sicherheit  ständig  geprüft  würden.  Sie  würden  vielleicht 
an  Vertrauen  gewinnen.  Der  Entwurf  will  daher  die  all- 
gemeinen Versicherungsbedingungen  und  die  technischen 
Geschäftsunterlagen  von  der  Einreichung  zum  Zwecke  der 
Erlaubniserteilung  ausnehmen,  sieht  also  hier  diese  Dinge 
nicht  als  Teile  des  Geschäftsplans  an.  Aber  — und  dieses 
Aber  nimmt  den  vorangegangenen  Befreiungen  jede  Be- 
deutung — ein  neu  einzuseßender  Paragraph  in  dem  Ge- 
seßentwurf  bestimmt,  daß  bei  der  Transportversicherung 
die  Aufsichtsbehörde  die  allgemeinen  Versicherungsbedin- 
gungen einfordern  und  aus  den  in  § 7 Abs.  1 bis  33)  ge- 
nannten Gründen  die  Vornahme  von  Änderungen  verlangen 
kann.  Wenn  man  erwägt,  daß  neben  anderen  Bestimmungen 
z.  B.  vorgesehen  ist,  daß  diese  Änderung  verlangt  werden 


3)  Richtiger  § 7 Abs.  1 Ziff.  1 bis  3. 


kann,  wenn  die  Interessen  der  Versicherten  nicht  hinreichend 
gewahrt  sind,  so  sieht  man  sofort,  daß  durch  dieses  Hinter- 
türdien auch  die  Beaufsichtigung  der  Versicherungsbedin- 
gungen wieder  eingeführt  werden  kann.  Damit  ist  dann 
das  erreicht,  was  nicht  geschehen  darf,  die  Bürokratisierung 
des  Transportversicherungsbetriebes. 

Mit  dieser  Vorschrift  kann  der  Entwurf  unter  keinen 
Umständen  Geseß  werden.  Die  interessierten  Kreise  des 
Handels  und  der  Industrie,  die  Vertretungen  des  Handels- 
standes und  seine  Organisationen  müssen  im  eigenen 
Interesse  und  im  Interesse  der  deutschen  Transportver- 
sicherungen gegen  dieVorschrift  energisch  Stellung  nehmen. 

Man  wird  aber  zu  erwägen  haben,  ob  man  es  bei  dem  ; 
bisherigen  Zustande  beläßt  oder  ob  man  eine  Änderung  in 
ganz  anderer  Weise  herbeiführt,  die  die  Freiheit  der  Trans- 
portversicherung mit  der  finanziellen  Kontrolle  vereinbar 
erscheinen  läßt. 

Der  letztgenannte  Weg  ist  möglich  und  gangbar.  Er 
kann  hier  nur  angedeutet  werden.  Es  bedarf  für  die  Trans- 
portversicherungsunternehmungen nicht  der  Zulassung, 
sondern  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes  einer  Mitteilung 
der  finanziellen  Unterlagen  an  die  Aufsichtsbehörde.  Erst 
wenn  die  Aufsichtsbehörde  keinen  Einspruch  erhebt,  kann 
das  Unternehmen  handelsgerichtlich  eingetragen  werden, 
wobei  übrigens  der  Betrieb  durch  Einzelfirmen,  offene  Han- 
delsgesellschaften oder  Kommanditgesellschaften  verboten 
werden  kann.  Nur  nach  der  Eintragung  aber  kann  der  Be-  i 
trieb  beginnen.  Die  Unternehmungen  müßten  ihre  Bilanzen 
und  etwaige  Unterlagen  der  Aufsichtsbehörde  einreichen, 
die  dann  entsprechend  den  in  den  §§  64  ff.  VAG.  vorge- 
sehenen Vorschriften  die  Beaufsichtigung  oder  Kontrolle 
auszuüben  hätte.  Eine  Aufsicht  über  die  Versicherungs- 
bedingungen aber  hätte  zu  unterbleiben.  Es  müßte  bei 
dieser  Regelung  das  Gesetz  im  einzelnen  genau  durchge- 
prüft und  geändert  werden.  Mit  wenigen  Federstrichen,  wie 
der  Entwurf  dies  versucht,  ist  die  Arbeit  allerdings  nicht 
getan. 

Es  würde  hier  zwar  das  Konzessionsprinzip  des  Ge- 
sekes durchbrochen  sein.  Diese  Abweichung  aber  erscheint 
durchaus  angängig  und  zweckmäßig.  Es  wird  auf  diese 
Weise  die  Beweglichkeit  und  die  Freiheit  der  Transport- 
versicherung gewahrt,  ihr  aber  eine  größere  finanzielle 
Tragfähigkeit  und,  wenn  man  will,  Vertrauenswürdigkeit 
gegeben.  (306.) 


Die  Inhaltsangabe  im  Frachtbriefe. 

Verschärfte  KontrollmaBnahmen  der  Eisenbahn. 

Von  R.  Leskow  -Leipzig. 


Die  Übernahme  des  Frachtbriefs  seitens  der  Eisenbahn 
begründet  den  Abschluß  eines  Vertrags  zwischen  ihr  und 
dem  Versender  (Frachtvertrag).  Ein  vertrags- 
widriges Verhalten  des  Absenders  kann  bestehen  in  der 
Gefährdrung  von  Personen  und  Sachen  durch  Verleßung 
von  Vorschriften  bei  Auflieferung  des  Gutes  oder  bei  Aus- 
stellung des  Frachtbriefs.  Hierbei  kommt  in  Betracht:  un- 
richtige oder  ungenaue  Inhaltsangabe  bei  Gütern,  die 
wegen  ihrer  Gefährlichkeit  von  der  Beförderung  ausge- 
schlossen oder  nach  der  Anlage  B der  EVO.  nur  bedingt 
zur  Beförderung  zugelassen  sind,  Zuwiderhandlungen 
gegen  Sicherheitsvorschriften  der  Anlage  B,  Überlastung 
eines  vom  Absender  verladenen  Wagens  sowie  unrichtige 
Ausstellung  eines  Frachtbriefs,  die  eine  Frachtverkürzung 
für  die  Eisenbahn  zur  Folge  hat  — wenn  sie  nicht  entdeckt 
wird  — und  zwar  durch  zu  niedrige  A nga  b e d e s 
Gewichts  oder  unrichtige  Angabe  des  In- 
halts der  Sendung.  Eine  bloße  ungenaue  In- 


haltsangabe ist  als  vertragswidrig  nicht  anzusehen  und  be- 
gründet daher  auch  nicht  die  Erhebung  eines  besonderen 
Frachtzuschlags.  In  diesem  Falle  darf  die  Eisenbahn 
lediglich  die  höchste  in  Frage  kommende  Fracht  erheben. 
Schließlich  kann  auch  nur  eine  Ordnungswidrigkeit  bei 
Ausstellung  des  Frachtbriefs  vorliegen,  bestehend  in  un- 
richtiger Inhaltsangabe  ohne  Frachtverkürzung  für  die 
Eisenbahn. 

Für  jedes  vertragswidrige  Verhalten,  wie  ein 
solches  für  den  Einzelfall  aus  obigen  Ausführungen  abzu- 
leiten ist,  verwirkt  der  Absender  Frachtzuschläge,  die  teil- 
weise recht  empfindlich  sein  können.  Sie  bestehen  teils 
in  einem  Betrage,  der  sich  nach  dem  Gewichte  der  Sendung 
richtet,  teils  in  einem  Vielfachen  des  in  Frage  kommenden 
Frachtteils  (Überlastung,  zu  niedrige  Gewichtsangabe  mit 
Frachtverkürzung).  Bei  Beurteilung  der  Frage,  ob  der 
Zuschlag  berechtigt  ist  oder  nicht,  kommt  es  nur  darauf 
an,  was  der  Absender  getan  hat,  nicht  auch  auf  das,  was 
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er  gewollt  hat.  Irrtum  ist  kein  Befreiungsgrund  für  die 
Erhebung  der  Zuschläge.  Fällt  dem  Absender  ein  straf- 
bares Verschulden  zur  Last,  so  kann  neben  dem  Frachi- 
zuschlage  strafrechtliche  Verfolgung  eintreten  z.  B.  wegen 
Gefährdung  eines  Eisenbahntransporis,  Körperverleßung, 
Sachbeschädigung,  Betruges*). 

Der  Frachtzuschlag  ist  kein  Schadenersatz  Ist  Schaden 
entstanden,  z.  B.  durch  Überlastung  eines  Wagens,  so  ist 
er  außerdem  zu  vergüten.  Im  besonderen  ist  auch  bei  un- 
richtiger Inhaltsangabe  oder  zu  niedriger  Gewichtsangabe 
außer  dem  Frachtzuschlag  die  verkürzte  Fracht  zu  zahlen. 
Die  Zuschläge  sind  daher  als  eine  im  Geseß  bestimmte 
Steigerung  der  Verpflichtungen  des  Absenders  aus  dem 
Frachtverträge  anzusehen,  die  in  gewissen  Fällen  durch 
sein  vertragswidriges  Verhalten  entsteht.  Sie  sind  vom 
Absender  zu  bezahlen,  haften  aber  auf  dem  Gute.  Die 
Verpflichtung  zur  Zahlung  geht  daher  bei  Eintritt  des 
Empfängers  in  den  Frachtvertrag  (bei  Einlösung  des  Fracht- 
briefs und  Annahme  des  Gutes)  auf  diesen  über.  Er  haftet 
gemäß  § 76  EVO.  neben  dem  Absender  als  Gesamt- 
schuldner für  den  Zuschlag. 

Diese  unzweideutigen  Bestimmungen  sollten  jeden 
Verfrachter  warnen,  durch  falsche  Inhaltsangabe  im  Fracht- 
briefe sich  Frachtvorteile  verschaffen  zu  wollen,  wie  dies 
leider  jeßt  vielfach  versucht  wird,  veranlagt  durch  die  hohen 
Eisenbahntarife. 

Bei  Ausstellung  der  Frachtbriefe  ist  aber  noch  ein 
weiteres  Moment  zu  beachten,  das  gerade  zur  Zeit  eine 
erhöhte  Bedeutung  dadurch  gewinnt,  als  die  Eisenbahn 
die  diesbezüglichen  Bestimmungen  der  Verkehrsordnung 
unnachsichtlich  durchführt.  Der  § 56  EVO.  bestimmt,  daß 
für  die  Bezeichnung  der  Güter  im  Frachtbriefe  die  A 1 1 g e - 
meinen  T a r i f v o r s c h r i f t e n und  die  Güter- 
einteilung (Teil  I Abt.  B des  Deutschen  Eisenbahn- 
Gütertarifs)  zu  beachten  sind.  Für  die  hierin  aufge- 
führten Güter  sind  die  dort  gebrauchten,  für  alle  übrigen 
die  handelsgebräuchlichen  Benennungen  anzuwenden.  Die 
Gütereinteilung  weist  etwa  4000  Güterarten  auf.  Nur  dann, 
wenn  die  Güter  im  Frachtbriefe  genausobezeichnet 
werden,  wie  in  den  Tarifen,  besteht  ein  Anspruch 
auf  die  entsprechende  Tarifanwendung  bei  der  Fracht- 
berechnung. Geschieht  dies  nicht,  so  erhebt  die  Eisenbahn 
die  Fracht  nach  dem  höchsten  Tarif  {Stückgutklasse  I, 
Wagenladungsklasse  A).  Durch  die  Viehzahl  der  tarifari- 
schen Benennungen  wird  aber  naturgemäß  dem  Verfrachter 
die  Wahl  der  richtigen  tarifarischen  Bezeichnung  des  Gutes 
erschwert.  Es  ist  daher  dem  Laien  zu  emfehlen,  unter 
allen  Umständen  sich  über  die  zutreffende  Benennung  der 

*)  Vgl.  Dr.  Bach:  Eisenbahnfrachtrecht,  Stuttgart  1907. 


zur  Versendung  kommenden  Ware  zu  unterrichten,  um 
Frachtnachteile  hintanzuhalten. 

Wie  Beobachtungen  in  leßter  Zeit  gelehrt  haben,  sind 
Erstattungsansprüche  wegen  zu  viel  erhobenen  Frachten 
bei  irrtümlich  nicht  richtiger  bzw.  nicht  vollständiger  Be- 
zeichnung der  Ware  im  Frachtbrief  gegenüber  der  Be- 
nennung des  Gutes  in  der  Gütereinfeilung  zwecklos. 
Auffallender  Weise  gehen  dabei  die  Eisenbahndirektionen 
vollkommen  übereinstimmend  vor,  wobei  auch  Billigkeits- 
gründe bei  Beurteilung  der  Frage,  ob  ein  Verschulden 
des  Absenders  vorliegt  oder  nicht,  keine  Berücksichtigung 
mehr  finden.  Vermutlich  folgen  hierbei  die  Eisenbahn- 
direktionen einer  allgemeinen  Anweisung  ihrer  obersten 
Verwaltungsbehörde.  Leider  ist  die  Mutmaßung  nicht  un- 
begründet, daß  die  Ursache  dieses  unnachgiebigen  Vor- 
gehens auf  absichtliche  Frachthinterziehungsversuche  des 
unreellen  Handels  und  des  Schiebertums  zurückzuführen 
ist.  Der  übrige  Teil  der  Verkehrstreibenden  hat  es  sicher 
jenen  Kreisen  zu  verdanken,  daß  die  Eisenbahn  bei  Fracht- 
erstatiungsansprüchen  infolge  irrtümlicher  Inhaltsbezeich- 
nung Billigkeitsgründe,  auch  wenn  sie  noch  so  offensichtlich 
zutage  liegen,  nicht  mehr  in  Erwägung  zieht.  Inwieweit 
hierbei  der  „kaufmännische  Geist“  der  Organe  der  Eisen- 
bahn, auch  aus  denjenigen  falschen  Inhaltsangaben,  die 
ausschließlich  auf  Unkenntnis  des  Tarifs  seitens  der  Ver- 
sender beruhen,  erhöhte  Einnahmen  zu  erzielen,  sich  ver- 
kehrsfeindlich betätigt,  bleibe  dahingestellt. 

Zur  Unterbindung  der  Frachthinterziehungen  sind  im 
übrigen  neuerdings  besondere  Frachtenkontrolleure  bei  den 
Eisenbahndirektionen  tätig,  deren  Aufgabe  es  ist,  bei  den 
Güterzügen  bzw.  auf  den  Lagerpläßen  Feststellungen  vor- 
zunehmen, ob  die  Angaben  in  den  Frachtbriefen  mit  den 
zugehörigen  Gütern  inhaltlich  übereinstimmen  und  ob 
Frachtermäßigungen,  für  welche  die  Vorausseßungen  hierzu 
nicht  gegeben  sind,  betrügerischerweise  beansprucht 
werden.  Insoweit  dieses  Verfahren  geeignet  ist,  Be- 
trügereien auf  die  Spur  zu  kommen,  wird  die  Eisenbahn- 
verwaltung der  Zustimmung  des  reellen  Handels  sicher  sein 
können.  Er  darf  aber  seinerseits  erwarten,  daß  Irrtum 
und  Tarifunkenntnis  bei  der  Bezeichnung  der  Güler 
im  Frachtbriefe  nicht  mit  absichtlichen  Frachthinterziehungs- 
versuchen auf  gleiche  Stufe  gestellt  werden  und  daß  als- 
bald wieder  eine  loyale  Auslegung  der  Bestimmungen  des 
§ 56  EVO.  bei  Frachtreklamationen  Plaß  greift. 

Den  Verfrachtern  ist  aber  anzuraten,  zur  Vermeidung 
ungerechtfertigt  hoher  Frachtberechnungen  vor  Auflieferung 
der  Güter  die  Auskunft-  und  Güterdienststellen  um  Auf- 
klärung über  die  tarifarische  Bezeichnung  der  zur  Ver- 
sendung kommenden  Güter  zu  ersuchen.  (291.) 


Vorkriegsverträge  mit  italienischen  und 
rumänischen  Staatsangehörigen. 

Von  Justizrat  Dr.  Ludwig  Werfheimer,  Frankfurt  a.  M. 

Bekanntlich  sieht  der  Friedensvertrag  von  Versailles 
vor,  daß,  wenn  von  einem  Deutschen  die  Erfüllung  eines 
vor  dem  Krieg  mit  einem  Staatsangehörigen  einer  der  alli- 
ierten oder  associierten  Regierungen  abgeschlossenen 
Vertrags  auf  Grund  deren  Erklärung,  daß  sie  „im  Allge- 
meininteresse“ auf  dessen  Erfüllung  bestehe,  verlangt 
wird,  der  Deutsche  die  Zubilligung  einer  angemessenen 
Entschädigung  verlangen  kann,  falls  ihm  sonst  durch  die 
Ausführung  des  Vertrages  infolge  der  veränderten  Handels- 
verhältnisse ein  erheblicher  Nachteil  erwachsen  würde 
(Art.  299b  Abs.  2 F.  V.).  Diese  Entschädigung  ist  nicht,  wie 
vielfach  zu  Unrecht  angenommen  wird,  vom  Deutschen 


Reich,  sondern  von  dem  betroffenen  Vertragsteil  zu  leisten. 
Sie  muß  aber  von  dem  zuständigen  gemischten  Schieds- 
gerichtshof zugesprochen  werden.  Zu  diesem  Zweck  ist 
es  nötig,  falls  dieses  Verlangen  der  Leistungsklage  gegen- 
über nicht  einredeweise  geltend  gemacht  wird,  eine  ent- 
sprechende Klage  zu  erheben.  Nach  Art.  218  der  am 
24.  Januar  1922  veröffentlichten  Prozeßordnung  des 
deutsch-italienischen  Schiedsgerichts- 
hofes muß  diese  Klage  auf  Zubilligung  einer  Entschädi- 
gung innerhalb  Jahresfrist  erhoben  werden;  sie  muß  also 
spätestens  am  24.  Januar  1923  eingeleitet  sein.  Die  Prozeß- 
ordnung des  deutsch-rumänischen  gemisch- 
ten Schiedsgerichtshofes  (RGBl.  II  S.  87) 
schreibt  vor,  daß  diese  Klage  innerhalb  eines  Jahres  seit 
der  Veröffentlichung  der  Prozeßordnung  (1.  Mai  1922),  also 
spätestens  bis  zum  30.  April  1923  erhoben  sein  muß. 
Deutsche  Interessenten  dürfen  sich  nicht  dadurch 
abhalten  lassen,  diese  Klage  auf  Entschädigung  rechtzeitig 


zu  erheben,  daß  ihr  italienischer  resp.  rumänischer  Ver- 
iragsgegner  die  Leistungsklage  gegen  sie  weder  beim  ge- 
mischten Schiedsgerichtshof  innerhalb  der  sechsmonat- 
lichen Frist  des  Art.  304  F.  V.,  noch  bei  dem  zuständigen 
italienischen  oder  rumänischen  Gericht  bis  zum  Ablauf  der 
nach  der  betreffenden  Prozeßordnung  laufenden  Frist  er- 
hoben hat.  Denn  für  die  Klagen  bei  den  ordentlichen  Ge- 
richten läuft  keine  Frist,  so  daß  dieselben  auch  noch  nach 
dem  24.  Januar  resp.  30.  April  1923  erhoben  werden  können. 
Für  den  Deutschen  gibt  es  aber  dann  keine  Möglichkeit 
mehr,  für  die  Erfüllung  des  Vertrages  eine  den  Zeitver- 
häitnissen  entsprechende  angemessene  Entschädigung  resp. 


Änderung  der  Vertragsbedingungen  zu  erlangen.  Es  kann 
nach  den  Erfahrungen,  die  man  in  anderen  Ländern  hat 
machen  müssen,  nicht  dringend  genug  geraten  werden, 
Vergleichsverhandlungen  so  zu  beschleunigen,  daß  sie  mit 
Italien  bis  zum  Schlüsse  dieses  Jahres,  mit  Rumänien  Ende 
März  1923  zum  Abschluß  kommen.  Gelingt  dies  nicht,  dann 
sollte  man  unverzüglich  Klage  bei  dem  betreffenden  ge- 
mischten Schiedsgerichtshof  erheben,  um  nicht  der  unan- 
genehmen Überraschung  ausgeseßt  zu  sein,  nach  dem 
24.  Januar  resp.  30.  April  1923  die  vergleichsweise  Erledi- 
gung der  Sache  nicht  erlangt,  aber  den  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung verloren  zu  haben.  (257.) 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Der  Ernst  der  deutschen  Wirtschaftslage. 

Die  Verschlechterung  der  deutschen  Wirtschaftslage  hat  im 
Oktober  eine  erschreckende  Steigerung  erfahren.  Die  fort- 
schreitende Entwertung  der  Mark  hebt  alle  Berechnungen  auf 
und  bringt  der  Industrie  neue,  schon  zum  Teil  nicht  mehr  tragbare 
Lasten.  Die  Notierung  des  Dollarkurs  in  Berlin  war  die  folgende 
am 

2.10  4.10.  6.10.  9.10.  11.10.  ' 13.10. 

1805,14  2137,32  2242,19  2966,28  2466,91  2721,59 

16.10  18.10.  20.10.  22.10.  24.10. 

2849,43  3200,00  4418,92  4074,78  4463,61 

Entsprechend  dieser  Steigerungsberechnung  hoben  sich  die 
Preise.  Es  zeigte  sich  die  felgende  Verminderung  des  Kaufkraft- 
index. Die  Meßziffern  der  einzelnen  Warengruppen  stellten  sich 
im  Wochendurchschnitt  vom 

Zunahme  vom 


Kohle,  Eisen,  Metall, 

30.9.-6.10. 

7.-13.10. 

14.-  20.10. 

21.-27.10. 

30.9.-27.10. 

Baustoff,  Oie  .... 

462,14 

542,22 

590,09 

781,00 

318,86 

Textilien,  Häute,  Leder 
Getreide,  Mehl,  Kar- 

610,09 

707,58 

779,04 

1123,69 

513,60 

löffeln,  Düngemittel 

321,41 

431,98 

528,54 

729,86 

408,45 

Nahrungsmittel  .... 

280,84 

334,07 

367,23 

490,05 

209,21 

Gesamtindex 

418,62 

503,96 

566,22 

781,15 

362,52 

Das  Preisniveau 

erreichte  somit 

vom  30.  9.-6. 

10.  das 

418fache  des  Friedensstandes,  alsdann  das  504fache,  das  506fache 
und  nunmehr  das  781  fache  des  Friedensstandes.  So  wie  die  Ziffern 
steigen,  nimmt  das  Ausmaß  der  Preissteigerung  an  Schnelligkeit 
zu.  So  erreichte  die  Preissteigerung  der  lebten  Oktoberwoche 
schon  38  v.  H.  und  mit  dem  enorm  hohen  Brotpreise  vom  30. 10.  an 
ist  mit  einer  noch  schnelleren  prozentualen  Steigerung  zu  rechnen. 
Die  Bemühungen,  die  unternommen  werden,  um  dem  Sturze  der 
Mark  entgegenzuwirken,  zeigen  keinen  Erfolg.  Die  am  12. 10.  er- 
lassene Notverordnung  gegen  die  Devisenspekulation  ist  in  Folge 
der  entstandenen  Rechtsunsicherheit  jeßt  schon  einer  Reform 
bedürftig.  Die  Verordnung  bringt  ein  Verbot  der  Valutafaktu- 
rierung im  Kleinhandel,  die  Vorschrift,  einen  Erwerb  ausländischer 
Zahlungsmittel  nur  mit  vorheriger  amtlicher  Genehmigung  vorzu- 
nehmen, sofern  der  Antragsteller  nicht  über  ein  Devisen-Handels- 
kammerbescheinigung  verfügt;  eine  derartige  Bescheinigung  er- 
halten nur  Firmen,  deren  Gewerbebetrieb  regelmäßig  Geschäfte 
mit  sich  bringt,  zu  deren  Abwickelung  Zahlungen  nach  dem  Aus- 
lande notwendig  sind.  Die  Prüfungsstellen  für  die  Genehmigungs- 
erteilung sollten  dem  Geseße  nach  die  Reichsbankstellen  sein;  da 
die  Reichsbank  ablehnte,  ist  nunmehr  das  jeweils  zuständige 
Finanzamt  maßgebend.  Banken  und  Bankiers  haben  Verkaufs- 
geschäfte über  ausländische  Zahlungsmittel  nur  abzuschließen, 
wenn  sie  sich  über  die  Person  des  Antragstellers  vergewissert 
haben.  Hierbei  haben  die  Auftraggeber  beim  Geschäftsabschluß 
einen  Belag  in  drei  Stücken  einzureichen.  Diese  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Banken  sind  nicht  neu,  vielmehr  sind  in  die  Not- 
verordnung Bestimmungen  übernommen,  die  für  die  Banken  schon 
im  leßten  Vierteljahre  bestanden.  Die  Devisenverordnung  hat 
lebhafte  Proteste  hervorgerufen,  die  Nichtigkeit  ihrer  Wirkung 
zeigt  ja  die  Dollarbewegung;  ein  weittragendes  Zugeständnis  hat 
die  Regierung  insoweit  schon  gemacht,  als  sie  nachträglich  die 
Notverordnung  auf  laufende  Verträge  nicht  ausdehnie.  Gleich- 
zeitig mit  der  Verschärfung  des  Devisenverkehrs  hinsichtlich 
ihrer  Überwachung  gehen  Bestrebungen  zur  weiteren  Kon- 
trolle der  Devisen  — es  wird  eine  Beschlagnahme  aller  in 


Deutschland  befindlichen  Devisenbestände  erwogen  — und  der 
Kapitalflucht.  Der  Reich swirtschaftsrat  hat  in  seiner  Sißung  vom 

30.  10.  ein  Geseß  zur  Ergänzung  des  Geseßes  gegen  die  Kapital- 
flucht beraten.  Es  sind  folgende  Richtlinien  aufgestellt:  Es  soll 
in  Zukunft  für  die  Ausfuhr  von  Kapital  die  vorherige  Genehmigung 
des  Finanzamtes  Vorausseßung  sein.  Banken  dürfen  ohne  eine 
vorgelegte  Finanzamtsgenehmigung  dementsprechende  Geschäfte 
für  den  Antragsteller  nicht  vornehmen,  es  sei  denn,  es  werde  die 
Handelskammerbescheinigung  beigebracht,  wie  sie  im  Sinne  der 
Devisenverordnung  zu  erlangen  ist.  Zur  Bekämpfung  der  mittel- 
baren Kapitalflucht  soll  eine  Kontrolle  stattfinden,  die  verhindert, 
daß  eine  Ware  ohne  wirtschaftliche  Notwendigkeit  im  Auslande 
belassen  wird,  bzw.  der  Gegenwert  der  exportierten  Ware.  Es 
wird  nun  allerdings  sehr  schwierig  sein,  festzustellen,  wann  es 
für  die  allgemeine  Volkswirtschaft  notwendig  ist,  Auslandsgut- 
haben im  Ausland  zu  unterhalten,  und  wann  nicht.  Wenn  Bedenken 
vorliegen,  ob  nidit  eine  verschleierte  Kapitalflucht  den  Trans- 
aktionen zugrunde  liegt,  dann  sollen  die  zuständigen  Behörden 
dem  Ausführenden  die  weitere  Warenausfuhr  mit  der  Weisung 
untersagen,  daß  er  die  weitere  Ausfuhr  auch  solcher  Waren,  die 
einem  allgemeinen  Ausfuhrverbote  nicht  unterliegen,  nur  mit  be- 
sonderer Genehmigung  vornehmen  darf.  Dieser  Geseßentwurf, 
der  in  seinen  Wirkungen  der  Devisenverordnung  gleichkommen 
dürfte,  soll  mit  dem  1.  Januar  1923  in  Wirksamkeit  treten.  Die  ge- 
seßiiehen  Maßnahmen  müssen,  auch  wenn  sie  glücklicher  einge- 
leitet würden,  der  ungeheuren  Papiergeldflut  Deutschlands 
gegenüber  unwirksam  werden.  Die  Inflation  geht  in  das  Uferlose. 
Der  Umlauf  der  Reidisbanknoten,  der  sich  am  30.  September  auf 
316  809  Millionen  Mark  belief,  stieg  für  den  7.  Oktober  auf  344  172, 
für  den  14.  Oktober  auf  374  506,  für  den  23.  Oktober  auf 
409  923  und  für  den  31.  Oktober  auf  469  459  Millionen  Mark. 
Der  Notenumlauf  des  Friedens  wurde  mit  etwa  1958  Millionen 
berechnet.  Seit  dem  1.  April  hat  sich  die  schwebende  Schuld 
an  Reichsschaßanweisungen  verdoppelt;  sie  beträgt  am  Oktober- 
ende 542  171  827  000  M.  Die  Schulden  des  Reiches  seßten  sich 
am  20.  Oktober  folgendermaßen  zusammen  im  Vergleich  zum 

31.  März  1914: 

Fundierte  Schuld  Schwebende  Schuld 


1922  64  423  619  643 

1914 4 914  — 


Die  Ausgaben  des  Reiches,  die  am  2.  September  25  487 
Millionen  Mark  ausmachten,  betrugen  am  2.  Oktober  schon 
61  789  Millionen  Mark,  im  Durchschnitt  von  1918  belief  sich  der 
Ausgabensiand  auf  1223  Millionen  Mark  und  für  1913  auf  705  Mil- 
lionen Mark.  Im  Verhältnis  zu  den  Ausgaben  steigerten  sich 
die  Einnahmen  vom  2.  9.  22  zum  2.  10.  22  nur  von  6014  auf 
9340  Millionen  Mark.  Gegenüber  1913  ist  die  Meßziffer  der 
Ausgaben  auf  876,4,  jene  der  Einnahmen  des  Reiches  nur  auf 
161,8  gestiegen. 

Die  Meldungen,  die  von  seiten  einzelner  Industriezweige  vor-  | 
liegen,  sind  teilweise  sehr  ernst.  Die  Ausgaben  steigen  in  das  Un- 
gemessene und  die  Einnahmen  können  die  Ausgaben  nicht  mehr 
eindecken.  Die  Kohlenpreise  sleigen  weiter.  Die  Kohlenpreise 
ab  1.  11.  werden  mehr  ausmachen  für  das  Ruhrrevier  2060  M. 
je  Tonne,  für  Sachsen  3016  M.,  für  Niederschlesien  2620  M.,  für 
Ruhrkohlenbriketts  2041  M.  je  Tonne.  Zudem  sind  die  Inlands- 
kohlen immer  weniger  vorhanden;  das  Uberschichtenabkommen 
hat  nur  eine  leichte  Besserung  der  Förderung  gebracht;  man 
glaubt  nicht,  daß  die  Oktoberförderung  die  Märzförderung  er- 
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reichen  wird.  Infolge  der  ungeheuren  Markentwertung  wird  die 
Versorgung  mit  ausländischer  Kohle  zu  einer  drückenden  Last  für 
die  Industrie;  wurde  doch  die  billigste  englische  Kohle  an  Hamburg 
mit  24  000  M.  notiert,  ein  Preis,  der  an  sich  gegenüber  der  deut- 
schen Kohle  erschwinglich  ist;  es  treten  nun  aber  die  Frachtkosten 
hinzu  und  die  verteuern  die  Auslandskohle  in  unerträglicher  Weise. 
Die  Tariferhöhungen  bei  der  Dahn  nehmen  kein  Ende;  jene  sind 
nicht  nur  ein  Ergebnis  der  Lohnerhöhungen,  sondern  auch  der 
Ausgaben  für  Kohle;  bis  zum  31.  August  haben  die  Reichseisen- 
bahnen 1 890  650  t englische  Kohle  eingeführt.  Unerschwinglich 
wie  Kohle  sind  alle  Rohstoffe,  daneben  sind  die  von  Woche  zu 
Woche  sich  steigernden  Löhne  zu  zahlen.  So  haben  die  Berg- 
arbeiterlöhne ab  1.  November  für  Arbeiter  über  20  Jahre  eine 
Zulage  von  50  v.  H.  und  für  Arbeiter  von  18—20  Jahren  um  40  v.  H. 
erfahren,  dazu  wurde  die  Sozialzulage  verdoppelt.  Die  Bau- 
unkosten steigen  und  die  Auslandsaufträge,  die  bisher  alle 
Unkosten  einzudecken  halfen,  fehlen  zum  Teil.  Das  Er- 
gebnis hiervon  heifjt:  nahende  Wirtschaftskrise.  Anzeichen  sind 
leider  genug  hiervon  schon  vorhanden.  Die  westdeutsche  Metall- 
industrie gibt  einen  seit  Monaten  eingetretenen  starken  Rück- 
gang des  Bestellungseinganges  bekannt  und  zwar  dies  so- 
wohl von  seiten  des  In-  wie  des  Auslandes.  Die  Arbeitszeit  ist 
schon  gestreckt  worden;  trofedem  droht  einzelnen  Werken  im 
November  die  Betriebseinschränkung.  Im  Waggonbau  ist  der 
Auftragsbestand  einzelner  Werke  um  25  v.  H.  zurückgegangen; 
es  findet  in  vielen  Betrieben  ein  Sechsstundenbetrieb  statt.  Die 
Phönix-Gesellschaft  hat  in  ihren  Grobblechwalzwerken  den  Be- 
trieb stark  einschränken  lassen.  Vielfach  droht  die  Arbeiterent- 
lassung infolge  Mangels  an  Aufträgen.  Eine  Arbeitslosigkeit  bei 
den  heutigen  Preisen,  eine  zu  bezahlende  Arbeitslosenunter- 
stübung bei  der  vorhandenen  Verschuldung  von  Reich  und  Kom- 
munen; das  wirkt  wie  ein  Schreckgespenst.  Die  Kapitalnot  wird 
für  die  Industrie  immer  schärfer;  die  Kredite  sind  immer  schwerer 
zu  beschaffen.  Manche  Werke  müssen  ihren  Betrieb  verkleinern, 
weil  sie  die  Produktionskapitalien  nicht  mehr  besiben.  Welche 
Steigerung  die  Kapitalerhöhungen  und  Neugründungen  erfahren 
haben,  zeigt  die  folgende  Aufstellung.  An  Kapitalien  beanspruchte 
die  Industrie  in  Millionen  M.  für: 

Juli  August  September 

1920  787,6  630,3  615,5 

1921  1582,1  1276,8  1189,3 

1922  2706,4  3751,7  8315,7 

Die  in  Aussidit  stehende  neue  Erhöhung  des  Reichsbank- 
diskonts kann  nur  dazu  beitragen,  den  Geldmarkt  noch  mehr  zu 
belasten.  Bb-  (302.) 

Aus  der  Sammelmappe. 

Der  Achistunden-Arbeitstag. 


„Die  Variaiion  des  Arbeitstages  bewegt  sich  inner- 
halb psychischer  und  sozialer  Schranken.  Beide 
Schranken  sind  sehr  elastischer  Natur  und  erlauben 
den  größten  Spielraum.“  Karl  Marx. 

Wirkungen  des  Achtstunden-Arbeitstags.  Nach  den  Er- 
hebungen des  Deutschen  Gewerkschaftsbundes,  die  seit  Sep- 
tember 1921  durchgeführt  worden  sind,  arbeiten  von  1 389  413 
Beschäftigten  nur  601  594  wöchentlich  48  Stunden,  während 
787  819  diese  wöchentliche  Arbeitszeit  nicht  erreichen,  und  zwar 
arbeiten: 


216  354 

42  Stunden  wöchenllich 

8 443 

44 

44  545 

45  „ 

21  067 

45,5  „ 

223  780 

46  „ 

229128 

46,5  „ 

31  435 

47  „ 

13  077 

47,5  „ 

Es  werden  also  von  der  Gesamtzahl  dieser  1 389  413  Beschäf- 
tigten wöchentlich  statt  66  691  824  Arbeitsstunden  nur  deren 
64  344  430  geleistet,  was  bei  Zugrundelegung  eines  Lohnes  von 
75  Mark  je  Stunde  einem  wöchentlichen  Ausfall  von  176  054  550  M., 
d.  h.  im  Jahr  von  9 154  836  600  M.  nur  für  diesen  beschränkten 
Arbeitnehmerkreis  entspricht.  Legt  man  den  hier  ermittelten 
Prozentsab  Fehlbetrag  von  3,52  v.  H.  wöchentlich  an  der  48- 
stündigen  Wochenarbeit  einer  summarischen  Rechnung  für  das 
ganze  Reich  zugrunde,  so  kommt  man  bei  einer  schäbungsweisen 
Zahl  von  11  000000  Wochenlohn  empfangenden  Arbeitern  beider- 
lei Geschlechts,  welche  statt  528  000  000  Stunden  nur  509  400  000 
Stunden  wöchentlich  arbeiten,  zu  einem  Jahresausfall  von 
967  200  000  Arbeitsstunden,  und  damit  bei  einem  Stundenlohn  von 
75  M.  zu  einem  Jahreswert  der  nicht  geleisteten  Arbeit  von  rund 
72  500  000  000  M.  (Dr.  Georg  Solm{jen.)  H.  (312.) 


Rückgang  der  Arbeitsleistung  und  Produktion.  Hierüber 
bringt  die  Deutsche  Industrie-  und  Handels-Zeitung  Nr.  235  vom 
21.  10.  1922  folgende  bemerkenswerten  Ausführungen: 

Der  deutschen  Industrie  konnten  im  Monatsdurchschnitt  1921 
nur  5,35  Mill.  t Kohlen  zugeführt  werden,  gegen  7,2  Mill.  t im 
Jahre  1913.  Nicht  besser  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Eisen- 
industrie. Die  Firma  Krupp  z.  B.  konnte  1920-21  ihre  Betriebe 
nur  zu  46  v.  H.  ihrer  Leistungsfähigkeit  ausnuben.  Beim  Phönix 
belief  sich  im  Geschäftsjahr  1920-21  die  Roheisenerzeugung  nur 
auf  45  v.  H.  und  die  Rohstahlerzeugung  nur  auf  60  v.  H.  des 
Friedensjahres  1912-13.  Während  die  Rheinischen  Stahlwerke  im 
lebten  Friedensjahr  647  095  t Roheisen  und  697  153  t Rohstahl 
erzeugten,  betrug  die  Produktion  im  Geschäftsjahr  1920-21  nur 
458  368  t bzw.  558  309  t,  die  Leistung  auf  den  Mann  der  Beleg- 
schaft berechnet  ging  zurück  von  112,451  t Rohstahl  auf  53,411  t 
Wenn  man  den  damaligen  Wert  des  Roheisens  auf  durchschnittlich 
2500  M.  und  den  des  Stahls  auf  rund  3000  M.  annimmt  (jebt 
bekanntlich  15mal  höher),  so  ergibt  sich  allein  für  dieses  Werk 
für  das  eine  Geschäftsjahr  ein  Wertverlust  von  über  1 Milliarde 
Mark.  Bei  der  Eisenbahn  ist  die  Zahl  der  gefahrenen  Zug- 
kilometer von  736  Mill.  im  Jahre  1913  auf  441  Mill.  im  Jahre  1920 
zurückgegangen;  die  Leistung  an  Güterfonnen  hat  sich  von 
500  Mill.  im  Jahre  1913  auf  287  Mill.  im  Jahre  1919  verringert; 
gleichzeitig  hat  sich  jedoch  die  Zahl  der  Beamten  und  Arbeiter 
von  281  000  bzw.  459  000  auf  377  000  bzw.  744  000  erhöht.  Beim 
Baugewerbe  hat  sich  die  Zahl  der  Ziegelsteine  von  rund  35  Mill. 
in  der  Vorkriegszeit  auf  knapp  5 Mill.  im  Jahre  1921  verringert 
und  die  Zementherstellung  ging  von  8,5  Mill.  t auf  4 Mill.  i 
zurück.  Für  die  chemische  Industrie  stellte  Geheimrat  Duisberg 
fest,  dab  die  jebige  Produktion  nur  rund  die  Hälfte  der  Vor- 
kriegserzeugung betrüge.  Auch  die  Landwirtschaft  ist  von  dem 
Produktionsrückgang  nicht  verschont  geblieben.  Die  Ernte  an 
Winterweizen  bzw.  Winterroggen  ist  von  1913  auf  den  Durchschnitt 
der  Jahre  1920-22  berechnet  zurückgegangen  von  25,6  bzw.  19.2 
Doppelzentner  je  Hektar  auf  17,7  bzw.  13,4.  Der  Bestand  an 
Rindvieh  verminderte  sich  von  18,5  Mill.  Stück  1913  auf  16,8  Mill. 
Ende  1921,  während  sich  die  Zahl  der  Schweine  sogar  von  22,6 
Mill.  auf  15,6  Mill.  verringerte.  H.  (313.) 

Erhöhung  der  Auslands-Telegrammgebühren.  Folgende  Zu- 


sammenstellung  ist  einem 

Auf  sab  von 

Frib  Runkel 

in  der  In- 

dustrie-  und  Handels-Zeitung 

vom  25.  10.  entnommen 

Wortgebühr  in  Mark 

vor  dem  Kriege 

seit  1.4.21 

seit  12.  10.  22 

Spanien 

0,20 

3,20 

150,— 

Italien 

0,15 

2 70 

126,— 

Griechenland 

0,30 

4,10 

192,- 

Schweden 

0,15 

2,30 

108,- 

Schweiz 

0,10 

1,90 

90- 

Grobbritannien 

0,15 

4,— 

186,— 

Ägypten  (1.  Zone)  . . . . 

1,05 

20,50 

750,— 

Südafrikanischer  Bund  . . 

2,60 

37,— 

1500,— 

Vereinigte  Staaten  (New  York) 

1,05 

21,- 

900,- 

Argentinien 

2,85 

50  — 

2070,— 

Brasilien 

2,70 

44,  - 

195C, — 

Chile 

2,85 

50,- 

2070,— 

China 

3,65 

56,50 

3930, 

4170, — f 1 

lapan  

4,05 

58,50 

*)  Ober  Amerika,  im  Interesse  der  Schnelligkeil  vorzuziehen. 

H.  (314.) 

tlber  die  Preisbildung.  Dauerte  es  anfangs  Monate,  bis 
sich  ein  Marksturz  in  den  Kleinhandelskreisen  auswirkte,  so 
hat  sich  nun  aber  — und  ganz  besonders  in  der  lebten  Zeit  — 
diese  Zeitspanne  erheblich  vermindert.  Zu  seinem  Schrecken  sieht 
der  Konsument,  wie  der  Kurszettel  über  Nacht  die  Warenpreise 
in  den  Schaufenstern  hochschnellen  lä&t.  Wer  geneigt  ist,  darin 
ausschlieblich  eine  durch  den  gestiegenen  Devisenkurs  angeregte 
wucherische  Spekulation  des  Händlers  zu  erblicken,  mub  doch 
siubig  werden,  wenn  er  sieht,  dab  auch  die  Arbeiterkonsum- 
vereine zu  dieser  Praxis  übergehen,  ln  der  Tat  handelt  es  sich 
hier  um  eine  Bewegung,  bei  der  der  Kleinhändler  weit  mehr  der 
Geschobene  als  der  Schieber  ist.  Das  Schieben  ist  aber  aus- 
gegangen von  der  Produktion,  oder  noch  richtiger  gesagt,  vom 
Rohstofflieferanten.  Es  ist  nichts  anderes  als  der  Übergang  zur 
Goldrechnung  an  Stelle  der  Papiermarkrechnung.  (Frib  Tarnow 
im  Korrespondenzblatt  des  Allgemeinen  Deutschen  Gewerk- 
schaftsbundes Nr.  41,  1922.)  H.  (315.) 

Indexmonomanie.  Meerwarth  sagt  in  seinem  Buche  über 
Wirtschaftsstatistik:  „Bei  all  den  Untersuchungen  über  die 

Preissteigerungen  und  deren  Ursachen  spielen  die  Indexziffern 
im  besten  Falle  die  Rolle  einer  rohen  Illustrationsziffer,  welche 
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ohnehin  bekannte  Dinge  in  einer  Zahl  ausdrückt.  Will  man  für 
eine  tiefer  eindringende  Untersuchung  Anhalts-  und  Ausgangs- 
punkte haben,  so  ist  man  sofort  genötigt,  die  Indexziffern  in  ihre 
Untergruppen  aufzulösen  und  die  Preise  der  Waren  der  Unter- 
gruppen zu  verfolgen.“ 

Die  Indexziffer  ist  eine  Maßzahl  für  Ursachen,  die  man  in 
jedem  Einzelfall  erst  untersuchen  müßte.  Statt  dessen  wird  aber 
heute  ihr  Charakter,  Resultat  einer  zusammenfassenden  Rechnung 
zu  sein,  verkannt,  der  Preisbewegung  wird  als  einzige  Ursache 
eine  sogenannte  „Entwertung  des  Geldes“  unterstellt,  und  nun- 
mehr wird  aus  der  Indexzahl  ein  sogenannter  „Entwertungsfaktor“ 
der  Mark.  Behielte  man  die  abstrakte,  bildliche  Natur  auch  dieses 
Begriffes  vor  Augen,  so  könnte  von  einem  volkswirtschaftlichen 
Unglück  noch  nicht  gesprochen  werden.  Die  Meinung  des  Wirt- 
schaftslebens aber  konkretisiert  sich  nun  dahin,  daß  diese  Maß- 
zahl  wirklich  den  Realgrund  der  Preisbewegung  aufdecke,  daß 
das  Geld  entsprechend  der  Indexzahl  „entwertet“  sei,  und  daß 
deshalb  überall  dort,  wo  ein  Preis  noch  hinter  dem  Index  zurück- 
bleibe, er  so  schnell  wie  möglich,  um  sogenannte  „Substanz- 
verluste“ zu  vermeiden,  auf  einen  Stand  gebracht  werden  müßte, 
der  sich  als  Produkt  von  Ausgangspreis  und  Gesamtindex  ergibt. 

Die  Panikstimmung,  in  der  sich  das  deutsche  Wirtschaftsleben 
seit  einigen  Monaten  befindet  und  die  zu  einem  vom  Standpunkt 
reiner  Ökonomie  unzweckmäßigen  Verhalten  der  einzelnen  führt, 
ist  nicht  eine  Folge  innerer  Spannungen  unserer  Wirtschaft,  son- 
dern der  unnatürlichen  Daseinsbedingungen,  unter  die  sie  durch 
die  noch  immer  übermäßigen  Reparationsforderungen  gestellt  ist. 
Die  Verwendung  von  Indexzahlen  für  Preisberechnung  von  Waren 
und  Arbeitskräften  beschleunigt  den  Währungszerfall,  der  auch 
in  dieser  Epoche  nicht  von  der  Inflation  herrührt,  sondern  diese 
gebieterisch  fordert,  weil  die  sich  ständig  weiterwälzende  Multi- 
plikation aller  Preise  neue  Zahlungsmittel  für  die  Abwicklung  des 
Güterverkehrs  notwendig  macht.  Die  Indexrechnung  ist  überdies 
verderblich,  weil  sie  dem  Unternehmer  unter  Beihilfe  der  sich  in 
seltsame  Irrwege  verstrickenden  Privatwirtschaftslehre  einredet, 
er  könne  sich  durch  sie  vor  „Substanzverlust“  Schüßen,  dem  Ar- 
beitnehmer, sein  Einkommen  könne  gemäß  der  Teuerung  „fort- 
schreiten“. Das  Gefährlichste  aber  bleibt,  daß  auch  die  für  den 
Reparationsunsinn  verantwortlichen  Kreise  des  Auslandes  glauben 
können,  die  erfindungsreichen  Deutschen  hätten  wieder  einmal 
das  Unmögliche  verwirklicht  und  sich  der  Lage  der  Dinge  „an- 
gepaßt“. ln  einem  Augenblick  also,  wo  nur  höchste  Aktivität  des 
Jnlandes  und  des  Auslandes,  rasches  und  bewußtes  Eingreifen 
geistesklarer  und  kühner  Minderheiten  helfen  kann,  die  man  bei 
der  herrschenden  Auffassung  vom  Wesen  der  Demokratie  in  allen 
Staaten  außerhalb  der  Regierungen  suchen  muß,  wird  ein  neues 
Element  gleitender  Passivität  in  die  kaum  noch  lösbare  Wirt- 
schaftsrechnung eingestellt,  wird  dem  lauernden  Fatum  mit  ge- 
dankenblindem Fatalismus  entgegengetaumelt.  (Eduard  Rosen- 
baum im  Hamburgischen  Wirtschaftsdienst  Nr.  42.)  H.  (316.) 

Die  Eisenbahn-Einnahmen.  Die  Reichsbahnverwaltung 
meldete  vor  einigen  Tagen  mit  sichtlicher  Genugtuung,  daß 
im  ordentlichen  Haushalt  die  Einnahmen  der  Reichsbahn  im  ersten 
Halbjahre  1922  (April  bis  September  einschließlich)  92,237,  die 
Ausgaben  92,180  Milliarden  Mark  betragen  hätten,  also  kein  Fehl- 
betrag mehr  im  ordentlichen  Haushalt  vorhanden  sei.  Es  fehlte 
in  dieser  Mitteilung  aber  der  Hinweis,  daß  dieses  Ergebnis  mit 
Hilfe  ganz  ungewöhnlicher  Tarifsteigerungen  erreicht  worden  ist. 
Nach  dem  16.  Oktober  1922  betrugen  die  Gütertarife  das  597fache 
von  1914  (Großhandelsindex  das  566,23fache),  nach  dem  1.  De- 
zember 1922  werden  die  Fahrpreise  in  der  3.  und  4.  Klasse  das 
680-  und  670fache  des  Vorkriegspreises  betragen.  An  demselben 
Tage,  an  dem  die  Reichsbahnverwaltung  die  oben  mitgeteilten 
Zahlen  veröffentlichte,  richtete  der  Generaldirektor  des  Deutschen 
Kalisyndikats  W.  Forthmann  an  den  Reichsverkehrsminister  ein 
Schreiben,  in  welchem  er  die  ungeheuerlichen  Frachttariferhöhun- 
gen seit  August  1917  anführt: 

Karnallit-  und  Kainit-Hartsalz  auf  das  564fache, 

Chlorkalium  auf  das  542fache, 

Schwefelsaures  Kali  auf  das  855fache, 

Schwefelsäure  Kalimagnesia  auf  das  1207fache. 

Die  Eracht  für  letzteren  Artikel  ist  also  mehr  gestiegen  als  der 
Dollar!  Es  gibt  aber  andere  Mittel,  führt  Forthmann  aus,  als 
schematische  Tariferhöhung,  um  aus  der  Defizitwirtschaft  heraus- 
zukommen. Der  Achtstundentag  sei  der  schlimmste  Feind  des 
deutschen  Volkes.  Mehr  als  30  000  Beamte  und  Arbeiter  der 
Reichsbahn  seien  „Betriebsräte“.  Ich  kenne  einen  Bahnhof, 
schließt  Forthmann  sein  eindrucksvolles  Schreiben,  auf  welchem 
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vor  dem  Kriege  drei  Beamte  beschäftigt  waren,  jeßt  13,  die  nicht 
wissen,  wie  sie  die  Zeit  totschlagen  sollen. 

Die  Bemerkungen  von  Forthmann  über  die  Steigerung  der 
Frachten  bedürfen  aber  einer  Ergänzung.  Die  Preise  für  gewalzte 
Eisenerzeugnisse  betragen  zurzeit  das  1400 — 1600fache  des 
Friedensstandes  und  auf  solche  Vorgänge  beruft  sich  die  Eisen- 
bahnverwaltung, um  nachzuweisen,  daß  sie  die  Frachten  gar  nicht 
so  außergewöhnlich  in  die  Höhe  seße. 

In  einer  Antwort  auf  dieses  Schreiben  stellt  der  Reichsverkehrs- 
minister fest,  daß  die  Geschäfte  der  Betriebsräte  in  der  Hauptsache 
nur  von  den  völlig  vom  Dienst  befreiten  Beamten  geführt  würden; 
deren  Zahl  sei  fortwährend  herabgemindert  worden  und  betrage 
zurzeit  266  Beamte  und  351  Arbeiter.  Die  Bemühungen  der  Ver- 
waltung um  den  Abbau  des  Personals  hätten  im  Rechnungsjahre 
1921  eine  Verringerung  desselben  um  40000  Personen  erreicht. 

H.  (317.) 

Sozialversicherung. 

Notstandsmaßnahmen  für  Sozialrentner. 

Die  Reichsregierung  hat  mit  Zustimmung  des  Reichs- 
rats und  zweier  Reichstagsausschüsse  die  Unterstüß ungen,  welche 
die  Rentenempfänger  der  Invaliden-  und  Angesielltenver- 
sicherung  auf  Grund  des  sogenannten  Notsiandsmaßnahmen- 
geseßes  vom  7.  Dezember  1921  erhalten,  neuerdings  wesentlich 
erhöht.  Die  Durchführung  geschieht  in  der  Weise,  daß  die  Ge- 
meinden ein  bestimmtes  Gesamtjahreseinkommen  festseßen,  das 
dem  Rentenempfänger  zukommen  soll.  Erreichen  die  tatsäch- 
lichen Einkünfte  des  Rentenempfängers  diesen  Saß  nicht,  so  er- 
gänzt sie  die  Gemeinde  durch  Unterstüßungen  bis  dahin.  Durch 
die  neue  Verordnung  der  Reichsregierung  sind  nunmehr  mit 
Wirkung  vom  1.  Oktober  die  Höchstgrenzen,  bis  zu  denen  die 
Gemeinden  bei  der  Festseßung  dieses  Gesamtjahreseinkommens 
gehen  dürfen,  für  die  Empfänger  von  Invaliden-  oder  Altersrente 
auf  18  000,  für  die  Empfänger  von  Witwer-  oder  Witwenrente 
auf  15  000  Mark,  für  die  Empfänger  von  Waisenrente  auf  7000 
Mark  erhöht  worden.  Eine  weitere  Vergünstigung,  welche  die 
neue  Verordnung  den  Sozialrentnern  bringt,  liegt  darin,  daß  bei 
der  Berechnung  des  Gesamijahreseinkommens  das  Arbeitsein- 
kommen bis  zum  Betrage  von  12  000  (früher  4000)  Mark,  sowie 
Bezüge  auf  Grund  der  Militärversorgungsgeseße,  der  knapp- 
schaftlichen  Versicherung  usw.  bis  zum  Betrage  von  4800  (früher 
1200)  Mark  anrechnungsfrei  bleiben.  H.  (308.) 

Zollwesen. 

Ausdehnung  des  britischen  Industrieschußgeseßes. 

Der  auf  Grund  des  britischen  Industrieschußgeseßes  für 
deutsche  Waren  zu  erhebende  Einfuhrzoll  von  3314  v.  H.  wird  für 
Glühlichtstrümpfe  und  Bestandteile,  fertig  oder 
unfertig,  mit  sofortiger  Wirkung  zunächst  bis  zum  19.  August 
1924  erhoben.  Daneben  bleibt  die  bereits  bestehende  Abgabe 
auf  den  Thorium-  und  Ceriumgehalt  bestehen. 

H.  (309.) 

Ergänzung  des  portugiesischen  Zolltarifs. 

Der  Zoll  auf  Verbindungsstücke  aus  Eisen  und 
Stahl  für  Röhren,  wie  Kniee,  Verschraubungen,  Flanschen 
usw.,  ist  durch  Dekret  (Diario  ao  Governo  No.  214)  auf  1 Centavo 
pro  kg  fesigeseßt  worden. 

Bisher  bestand  Unsicherheit  darüber,  unter  welche  Position 
des  Zolltarifs  diese  Artikel,  die  im  Tarif  nicht  besonders  auf- 
geführt waren,  einzureihen  seien,  so  daß  große  Verschiedenheiten 
in  der  Klassifikation  vorkamen.  H.  (310.) 

Versendung  in  Postpaketen  nach  Peru. 

Laut  Präsidialverordnung  vom  19.  Juli  d.  J.  ist  verfügt  worden, 
daß  Waren  oder  Effekten,  welche  nach  Peru  mittels  Postpaketen 
gesandt  werden,  von  einer  Konsulatsfaktura,  gezeichnet  von  dem 
für  den  Absendungsort  zuständigen  peruanischen  Konsul,  be- 
gleitet sein  müssen.  H.  (311.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Das  Reichsmonopolamt  für  Branntwein  erließ 
eine  Bekanntmachung  über: 

Unbrauchbarmachung  von  Branntwein  zu  Genuß- 
zwecken bei  der  Herstellung  von  Essenzen  für  alkoholfreie  Ge- 


0 


tränke,  Backzwecke  und  Zuckerwaren.  2.  10.  {Zentralblatt  für  das 
Deutsche  Reich  S.  990.)  (aus  294.) 

Das  Reichsbankdirektorium  erliefe  eine  Bekannt- 
machung über: 

Ausgabe  neuer  Reichsbanknoten  zu  100  M.  vom 

4.  August  1922.  (D.  R.  vom  29.  September  19?2.) 

Ausgabe  neuer  Reichsbanknoten  zu  1000  M.  vom 
27.  9.  (D.R.  vom  29.  September  1922.) 

Das  Reichspaientamt  erliefe  eine  Bestimmung  über: 

Anmeldung  von  Warenzeichen.  8.  9.  (D.  R.  vom 

23.  September  1922.) 

Preise  für  P a t e n i s c h r i f t e n.  25.  9.  (D.  R.  vom  26.  Sep- 
tember 1922.) 

Preufe.  Gesefe  über  Teuerungszuschläge  zu  den  Ge- 
bühren der  Notare,  Rechtsanwälte  und  Gerichtsvollzieher  und  zu 
den  Gerichtskosten.  30.  9.  (D.R.  vom  5.  Oktober  1922.) 

Der  Preufe.  Minister  für  Handel  und  Gewerbe 
veröffentlichte  Erlasse  über: 

Sachgründung  bei  Aktiengesellschaften.  12  8. 
(Ministerial-Blatt  für  Handels-  und  Gewerbe-Verwaltung  S.  181.) 

Ausstellung  von  • Devisenhandelsbescheini- 
gungen. 13.  9.  [Ministerial-Blatt  der  Handels-  und  Gewerbe- 
Verwaltung  S.  182.) 

Gebühren  für  Devisenhandelsbescheinigungen. 
13.  9.  (Ministerial-Blatt  der  Handels-  und  Gewerbe-Verwaltung 

5.  183.)  (273  b.) 

Bücherschau. 

Dr.  Heinr.  Wilh.  Weber,  Privatdozent:  Der  Aufbau  der  Berufs- 
verbände in  der  Forstwirtschaft,  im  Holzhandel  und  in  der  Holz- 
industrie Deutschlands.  Verl.  Parey,  Berlin,  1922. 

Dieses  Buch  ist  nicht  nur  eine  Materialsammlung,  wie  man 
zuerst  vermuten  möchte,  obwohl  das  Ziel,  das  sich  der  Verfasser 
gesteckt  hat,  auch  dahin  geht,  eine  solche  in  möglichster  Voll- 
ständigkeit zu  geben,  um  das  Buch  auch  als  Nachschlagewerk 
wertvoll  zu  machen.  Vielmehr  kann  man  erfreulicherweise  fest- 
stellen, dafe  der  Verfasser  die  Gefahr,  nichts  weiter  als  eine  Ma- 
terialsammlung zu  geben,  zu  vermeiden  gewufet  hat,  indem  et 
die  Fülle  des  Stoffes  in  systematischer  Form  und  z.  T.  wissen- 
schaftlicher Durchdringung  darbietet.  Die  beiden  grofeen  Kom- 
plexe der  Organisationen,  die  der  Forstwirtschaft  und  die  von 
Holzhandel  und  -industrie,  treten  in  ihrer  Eigenart  klar  vor  uns 
hin.  Dort  Urproduktion  und  z.T.  Staatsbetrieb  mit  allen  den 
bekannten  Schwierigkeiten,  die  bei  diesen  den  Organisations- 
bestrebungen besonders  auf  Arbeitnehmerseite  entgegenstehen 
und  dementsprechend  ein  Organisationswesen,  das  vielfach  noch 
in  den  Anfängen  steckt;  hier  eine  Industrie,  die  auf  der  Unter- 
nehmerseite zwar  auch  viel  heterogene  Elemente  umfafei  und 
darum  einer  Organisation  widerstrebt,  wogegen  die  Arbeitnehmer- 
schaft zu  den  fortgeschrittensten  Vertretern  ihrer  Art  zählt  und 
daher  ein  hochentwickeltes,  starkes  Organisationswesen  aufweist. 
Abseits  von  diesen  bekannten  Formen  wirtschafts-  und  sozial- 
politischer Berufsverbände,  die  materielle  Ziele  im  Auge  haben, 
steht  der  deutsche  Forstverein,  der  das  in  der  Industrie  stark 
vernachlässigte  ideale  Ziel  verfolgt,  seine  Mitglieder  zu  fach- 
technischer  Höchstleistung  und  Hingabe  an  ihren  Beruf  durch  rege 
Zusammenarbeit  und  Dienst  an  der  gemeinsamen  Sache  zu  er- 
ziehen. p.  (262.) 

Goldmarkbilanz  von  Dr.  E.  Schmalenbach,  Professor  der  Be- 
triebswirtschaftslehre an  der  Universität  Köln.  Verlag  von 
Julius  Springer.  Berlin  1922. 

Die  jefet  übliche  Bilanzierungsweise  vermag  in  Anbetracht 
der  starken  Geldentwertung  kein  annähernd  genaues  Bild  von 
dem  Stande  der  Unternehmen  zu  geben.  „Goldmark“-  und 
„Papiermark“-Werte  werden  in  den  Bilanzen  einander  gleich- 
gestellt. Grofee  Beachtung  wurde  daher  von  den  interessierten 
Kreisen  dem  Vorschlag  Schmalenbachs  geschenkt,  den  Wertaus- 
gleich in  der  Bilanz  dadurch  herbeizuführen,  dafe  die  verschiedenen 
Bilanzposten  durch  einheitliche  Rückführung  auf  Goldmark  mit 
Hilfe  eines  Entwertungsfaktors  auf  eine  gleiche  Wertbasis  ge- 
bracht werden  sollten.  Der  hierzu  von  Schmalenbach  aus- 
gearbeite,  im  vorliegenden  Werk  enthaltene  und  eingehend  be- 
gründete Gesefeeniwurf  liegf  den  zuständigen  Stellen  vor.  Aller- 
dings wurde  in  einer  kürzlichen  Besprechung  von  hervorragenden 
Vertretern  der  Industrie  und  anderer  Wirtschaftszweige  wegen 
der  grofeen  Schwierigkeit  der  Feststellung  der  Indexziffer  und 
vor  allem  wegen  der  unübersehbaren  Wirkung  der  Schmalen- 
bachschen  Vorschläge  auf  Recht  und  Wirtschaft  eine  ablehnende 


Stellung  eingenommen,  so  dafe  mit  einer  gesefelichen  Einführung 
der  Goldmarkbilanzierung  für  die  nächste  Zeit  nicht  zu  rechnen 
sein  dürfte.  Immerhin  wird  für  den  Wirtschaftspraktiker  auch  jefet 
noch  eine  Orientierung  über  das  Problem  von  grofeem  Interesse 
sein,  wozu  das  vorliegende  Werk  eine  hervorragende  Handhabe 
bietet.  Br.  (268.) 

Goldmarkbuchführung  und  Goldmarkbilanzen,  ihre  Durchführung 
und  Aufstellung  von  Josef  Nertinger,  kaufmännischer  Direktor. 
Muthsche  Verlagsbuchhandlung.  Stuttgart  1922. 

Das  Hauptproblem, der  Goldmarkbuchführung  und  -bilanzie- 
rung  ist  die  Festsetzung  des  Entwertungsfaktors.  Hier  weist  Ner- 
tinger einen  neuen  Weg.  Er  schlägt  vor,  den  Entwertungsmafe- 
siab  durch  Division  des  lefeten  goldgedeckten  Papiergeldumlaufes 
mit  der  jeweils  gegebenen,  nur  teilweise  gedeckten  Notenumlaufs- 
ziffer zu  ermitteln.  Bei  diesem  Verfahren  stehe  der  Divisor  mit 
rund  drei  Milliarden  goldgedeckten  Papiergeldumlaufes  mit  ziem- 
licher Sicherheit  fest.  Schwierigkeiten  bereite  allerdings  die 
genaue  Bestimmung  des  Dividenden,  also  des  jeweilig  gegebenen 
Notenumlaufs.  Die  wöchentlichen  Reichsbankausweise  seien  in 
dieser  Hinsicht  korrekturbedürftig.  Für  die  Berichtigung  biete 
aber  der  offizielle  Goldankaufspreis  der  Reichsbank  eine  ge- 
eignete Handhabe.  Bei  einem  Notenumlauf  von  150  Milliarden 
Mark  würde  der  Entwertungsfaktor  nach  Nertingers  Vorschlag 
z.  B.  auf  50  zu  berechnen  sein. 

Auch  die  buchtechnischen  Fragen  der  Goldmarkbuchführung 
und  -bilanzierung  sind  von  Nertinger  eingehend  behandelt  und 
durch  zahlreiche  Beispiele  erläutert.  Jedem,  der  sich  eingehender 
mit  dem  Problem  der  Goldmarkbilanzierung  befassen  will,  ist  die 
Lektüre  des  Buches  zu  empfehlen.  Br.  (269.) 


Bokies,  Julius,  Friedrich,  Kurt,  Dr.  Rosenberg,  Kurt:  Die 

Aufeenhandelskontrolle;  Kommentar  zu  den  Ein-  und  Ausfuhr- 
bestimmungen nebst  statistischem  Warenverzeichnis,  Band  I:  Die 
Ein-  und  Ausfuhrverordnungen  nebst  Kommentar.  Band  II: 
Statistisches  Warenverzeichnis.  Industrieverlag  Spaeth  & Linde. 
Preis  für  beide  Bände  kart.  M.  230,  geb.  M.  290. 

Brauer,  Dr.  Karl:  Die  Anpassung  der  Löhne  und  Gehälter  an 
die  Lebenskosten,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  deutschen 
und  englischen  Verhältnisse.  Verlag  v.  Zahn  & Jaensch,  Dresden. 
Preis  M.  20. 

Brumby  und  Gattringer:  Berliner  Steuerkodex  enthaltend 
Berlins  Steuerordnungen  mit  systematischer  Darstellung.  In- 
dustrieverlag Spaeth  & Linde. 

Bufee:  Praktische  Steuerkunde,  Nachtrag.  Verlag  von  Dr. 
Max  Gehlen,  Leipzig.  Preis  M.  9 und  800  v.  H.  Teuerungszuschlag. 

Haufemann,  Dr.  Frife,  Höpker,  Dr.  Heinrich,  Rosendorff,  Dr. 
Richard:  Die  steuerliche  Bewertung  des  Vermögens.  Industrie- 
verlag Spaeth  & Linde.  Preis  kart.  M.  180,  in  Halbleinen  geb. 
M.  220. 

Koppe,  Dr.  Frife  und  Ball,  Dr.  Kurt:  Die  Umsafesteuernovelle 
1922  nebst  Ausführungsbestimmungen.  Industrieverlag  Spaeth 
& Linde.  Preis  M.  90. 

Loewy,  Georg  Hermann:  Staatsbankrotte.  Th.  Sdiafeky, 
Buchdruckerei  und  Verlagsbuchanstalt,  Breslau. 

Rauecker,  Dr.  Bruno:  Die  Berufsfreudigkeit  im  modernen 
Wirtschaftsleben.  Zentralverlag  G.  m.  b.  H.,  Berlin. 

Rothkegel,  Dr.  Walter:  Das  Schäfeungswesen.  Carl  Hey- 
manns  Verlag,  Berlin. 

Steinberg,  J.:  Die  Praxis  des  Bank-  und  Börsenwesens,  Ver- 
lag von  Quelle  & Meyer,  Leipzig.  Preis  M.  300. 

Walther,  Johannes:  Fortschritt  und  Rückschritt  im  Laufe  der 
Erdgeschichte.  Verlag  von  Quelle  & Meyer,  Leipzig.  Preis 
M.  60.  (277.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Beleihung  von  Getreide  dnreh  die  Darlehnskassen. 

Eine  große  Zahl  von  Handelskammern  ist  bei  der  Haupt- 
verwaltung der  Darlehnskassen  direkt  bzw.  durch  Vermittlung 
des  D.  1.  u.  H.  dafür  eingetreten,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  außer- 
ordentliche Kapitalknappheit  der  Handelsmühlen  die  Bedingungen 
für  die  Beleihung  von  Getreide  durch  die  Darlehnskassen  er- 
leichtert werden.  Insbesondere  sollte  die  Beleihungsgrenze,  die 
bisher  50  v.  H.  des  Markwertes  beträgt,  auf  % des  Schäßungs- 
wertes  erhöht  werden.  Ferner  war  eine  Milderung  der  Vorschriften 
über  die  Hinterlegung  und  Sicherstellung  des  Pfandes  in  dem 
Sinne  verlangt,  daß  das  verpfändete  Getreide  nicht  mehr,  wie 
nach  den  bisherigen  Bestimmungen  der  Darlehnskassen,  unter 
Verschluß  des  Pfandhalters  gehalten  wird,  sondern  lediglich  durch 
einen  Beauftragten  der  Darlehnskassen,  etwa  durch  einen  ver- 
trauenswürdigen Angestellten  der  Mühle,  überwacht  werde,  der 
über  die  Entnahme  und  die  Zugänge  von  verpfändetem  Ggireide 
genau  Buch  zu  führen  und  die  Darlehnskassen  dauernd  auf  dem 
laufenden  zu  halten  hätte.  Hiermit  sollte  die  freie  Verfügung  zur 
Verwendung  des  Getreides  ermöglicht  werden. 

Die  Hauptverwaltung  der  Darlehnskassen  hat 
sich  mit  einer  Änderung  über  die  Bestimmungen  bezüglich  der 
Hinterlegung  und  Sicherstellung  des  Pfandes  nicht  einverstanden 
erklärt.  Nach  Ansicht  der  Hauptverwaltung  ist  es  mit  den  grund- 
säßlichen  Bestimmungen  des  Pfandrechtes  nicht  vereinbar,  daß 
der  Pfandhalter,  der  nach  den  Ausführungsbestimmungen  zu  den 
Geschäftsanweisungen  für  die  Darlehnskassen  im  Verkehr  mit 
Mühlen  ein  vertrauenswürdiger  Angestellter  der  Mühle  sein  kann, 
ohne  weiteres  zur  Vornahme  von  Veränderungen  am  Bestand- 
pfandlager berechtigt  werden  solle.  Hierzu  müsse  nach  wie  vor 
auf  die  Einholung  der  vorherigen  ausdrücklichen  Zustimmung  der 
Darlehnskassen  Wert  gelegt  werden,  wobei  nach  Ansicht  der 
Hauptverwaltung  kaum  Schwierigkeiten  entstehen  dürften,  da  der 
betreffende  als  Pfandhalter  bestellte  Angestellte  über  den  vor- 
aussichtlichen Bedarf  der  Mühlen  unterrichtet  sein  dürfte  und 
rechtzeitig  einen  entsprechenden  Antrag  bei  der  Darlehnskasse 
einreichen  könnte,  den  diese  beschleunigt  erledigen  würde. 

Bezüglich  der  Beleihungsguote  ist  die  Hauptverwaltung  zu 
einer  Änderung  der  geltenden  Bestimmungen  insofern  bereit,  als 
die  Quote  von  50  v.  H.  auf  60  v.  H.  erhöht  werden  soll.  Eine  ent- 
sprechende Anweisung  geht  den  Darlehnskassen  in  diesen  Tagen 
zu.  Als  Grundlage  für  die  Rechnung  des  Beleihungswertes  soll 
künftig  nicht  mehr  wie  bisher  der  Marktwert  angenommen  werden, 
sondern  Einheitspreise,  die  die  Hauptverwaltung  von  Zeit  zu  Zeit 
für  die  sämtlichen  Darlehnskassen  des  Reiches  einheitlich  fest- 
seßen  wird.  Da  bei  der  oft  sprunghaften  Änderung  der  Preise 
die  von  der  Hauptverwaltung  festgelegten  Einheitspreise  oft 
schnell  überholt  sein  werden,  kann  leicht  die  heutige  Regelung 
noch  weniger  zufriedensiellen  als  die  bisherigen.  Wir  bitten  daher 
unsere  Mitglieder,  uns  unverzüglich  Nachrichten  darüber  zugehen 
zu  lassen,  wenn  ihnen  in  dieser  Angelegenheit  Klagen  von  Be- 
zirksfirmen zugehen. 

Erhöhung  der  Patentgebühren. 

Wie  wir  mit  Rundschreiben  vom  20.  Oktober  d.  j.  — 5048  — 
mitieilten,  beabsichtigt  das  Reichsjustizministerium,  dem  Reichsral 
eine  Erhöhung  der  Patentgebühren  auf  das  Fünffache  der  gelten- 
den Säße  vorzuschlagen.  Ein  Entwurf  zu  einer  entsprechenden 
Verordnung  ist  inzwischen  dem  Reichswirtschafisrat  zugegangen. 
Der  Wirischaftspolitische  und  der  Finanzpolitische  Ausschuß  des 
vorläufigen  Reichswirtschaftsrafs  haben  in  ihrer  gemeinsamen 
Sißung  am  1.  November  diesen  Entwurf  gutgeheißen. 

Zu  der  in  unserem  Rundschreiben  angeschnittenen  Frage 
einer  grundsätzlichen  Abänderung  der  Gebühren  des 
Reichspatentamies  hat  sich  die  Handelskammer  zu  Regens- 
burg dahin  geäußert,  daß  ihr  eine  Herabseßung  der  Gebühren 


für  die  ersten  Patentjahre  im  Interesse  der  wirtschaftlich 
schwachen  Erfinder  begrüßenswert  erscheint.  Der  dadurch  ent- 
stehende Ausfall  der  Gebühren  müßte  durch  eine  stärkere  Her- 
anziehung der  Erfinder  in  den  späteren  Patentjahren  ausgeglichen 
werden.  Das  in  Württemberg  eingeschlagene  Verfahren  zur 
Unterstüßung  der  wirtschaftlich  schwachen  Erfinder  hält  die 
Kammer  für  nachahmenswert.  Den  gleichen  Standpunkt  ver- 
treten Bremen  und  Mühlhausen.  Bremen  hält  es  nicht 
für  angängig,  als  wirtschaftlich  schwache  Erfinder  lediglich  die 
kleine  Industrie  und  das  Gewerbe  im  allgemeinen  anzusehen,  da 
eine  bestimmte  Grenze  hierfür  schwer  zu  ziehen  ist.  ln  jedem 
Falle  müsse  die  Bedürftigkeit  des  Erfinders  durch  die  zuständigen 
Kammern  bescheinigt  werden. 

Schneidemühl  wendet  sich  im  Gegensaß  dazu  gegen 
eine  evtl.  Herabseßung  der  Gebühren  für  die  ersten  Jahre,  da 
dadurch  Patent-  und  Gebrauchsmusteranmeldungen  noch  wesent- 
lich vermehrt  und  der  Arbeitsumfang  des  Patentamtes  noch  er- 
weitert würde.  Mit  Rücksicht  auf  den  geringen  Prozentsaß  der 
Erfindungen,  die  von  wirtschaftlichem  Erfolge  begleitet  seien, 
läge  es  nicht  im  Interesse  der  Behörden,  die  Zahl  der  Anmel- 
dungen zu  erhöhen.  Wirklich  gute  und  das  Wirtschaftsleben  be- 
fruchtende Neukonstruktionen  und  Erfindungen  würden  sich  in 
jedem  Falle  Bahn  brechen. 

Vergl.  S.  68. 

Internationale  Begelnng  von  Fabrik- 
ant! Handelsmarken. 

Mit  Rundschreiben  vom  7.  Oktober  — 4805  — übermittelten 
wir  unseren  Mitgliedern  einen  vorläufigen  Entwurf  zu  einer  Aus- 
führungsverordnung zum  Geseß  über  den  Beitritt  des  Reiches  zum 
Madrider  Abkommen  über  die  internationale  Regelung  von  Fa- 
brik- und  Handelsmarken,  den  das  Reichspateniamt  als  Vorschlag 
dem  Reichsjustizministerium  zu  unterbreiten  beabsichtigt. 

Eine  große  Zahl  von  Handelskammern  hat  uns  inzwischen  ihre 
Stellungnahme  zu  diesem  Entwurf  übermittelt.  Aus  den  Aus- 
führungen der  Kammern  ist  folgendes  hervorzuheben: 

Zu  § 3:  Einstimmung  wird  von  allen  Kammern  verlangt,  daß  in 
jedem  Falle  ein  Rechtsmittel  gegen  die  Bescheide  der 
Markenstellen  vorgesehen  werde.  Einige  Kammern  empfehlen,  als 
Beschwerdeinstanz  die  bereits  bestehenden  Beschwerdeabteilun- 
gen des  Patentamtes  zu  nehmen,  die  ja  in  Warenzeichensachen 
bereits  eine  große  Praxis  hätten.  Görlitz  empfiehlt  als  Amts- 
bezeichnung für  die  zu  schaffende  Antragstelle  „Internationale 
Markenstelle“. 

Zu  § 7 Cin  unserem  Rundschreiben  irrtümlich  als  § 11  be- 
zeichnet) halten  die  meisten  Kammern  es  für  zweckmäßig,  daß 
die  Zahlung  der  internationalen  Abgabe  an  das  Reichspatentamt 
erfolgen  könne.  Darmstadt  will  sich  mit  der  Bestimmung, 
daß  die  Zahlung  der  100-Franken-Gtbühr  an  das  Patentamt  erfolgen 
solle,  nur  dann  einverstanden  erklären,  wenn  diese  Bestimmung 
nicht  obligatorisch  sei.  Das  Patentamt  müßte  nach  Ansicht  der 
Kammer  nur  dann  zur  Annahme  der  Zahlung  verpflichtet  sein, 
wenn  es  sich  um  eine  Privatperson  handele,  der  die  direkte 
Übersendung  nach  Bern  Schwierigkeiten  mache  oder  die  Über- 
sendung besonders  eilig  sei. 

Erfurt  schlägt  für  den  Paragraphen  folgende  Fassung  vor: 
„Der  Antragsteller  hat  nachzuweisen,  daß  die  internationale  Abgabe 
(Art.  6 Saß  2 des  Abkommens)  an  das  „Bureau  Internationale  de 
la  Propriete  Industrielle“  in  Bern  abgeführi  ist.  Der  Nachweis  ist 
zu  erbringen,  sobald  dem  Anmelder  von  der  Markenstelle  ange- 
zeigt wird,  daß  die  Anmeldung  in  Ordnung  und  versandbereit  ist.“ 

Zu  § 8 wünscht  Stuttgart,  daß  das  Patentamt,  falls  es  an 
dem  beigebrachten  französischen  Text  Änderungen  für  nötig  hält, 
diese  Änderungen  dem  Antragsteller  zur  Kenntnis  bringen  muß 
mit  einer  genügenden  Frist  zur  Rückäußerung,  bevor  die  Ände- 
rungen endgültig  angenommen  werden. 

Zu  § 9:  Stuttgart  hält  es  für  wünschenswert,  daß  die 
Markenstelle  des  Patentamts,  wenn  sie  das  Gesuch  dem  inter- 


nationalen  Büro  weitergibt,  einen  Durchschlag  des  Gesuches  dem 
Antragsteller  zustellt,  so  daß  dieser  weiß,  daß  das  Verfahren 
vor  der  Markenstelle  des  deutschen  Patentamts  nun  abge- 
schlossen ist. 

Zu  § 10:  Elbing  weist  darauf  hin,  daß  nach  Art.  8 des 
Madrider  Abkommens  die  Gebühr  für  Eintragung  der  ersten  Marke 
100  Franken,  für  jede  weitere  Marke  jedoch  50  Franken  betragt, 
während  das  Reich  laut  § 2 des  Gesekes  vom  12.  7.  22  in  jedem 
Falle  eine  einheitliche  Gebühr  von  500  Mark  erhebt.  Die  Kammer 
tegt  daher  an,  eine  analoge  Ermäßigung  der  Reichsgebühr  zu 
erwägen. 

Zu  § 14:  Stuttgart  hält  die  Bestimmung  für  zweckmäßig, 
daß  als  Vertreter  ein  deutscher  Patentanwalt  bestellt  werden 
muß. 

Bezüglich  der  Bezeichnung  der  nur  in  Deutschland  eingetra- 
genen Warenzeichen  mit  „Zeichen“,  der  international  eingetra- 
genen mit  „Marken“  ist  die  Mehrzahl  der  Kammern  der  Ansicht, 
daß  diese  Bezeichnung  dem  Sprachgebrauch  angepaßt  ist  und 
zu  Verwechslungen  keinen  Anlaß  gibt.  — München  empfiehlt, 
diese  Anwendung  der  Worte  ausdrücklich  in  den  Verordnungs- 
bestimmungen zum  Ausdruck  kommen  zu  lassen.  — Plauen 
empfiehlt  für  die  im  Ausland  eingetragenen  Zeichen  die  Bezeich- 
nung „Weltmarke“,  Pforzheim  die  Bezeichnung  „Inlands- 
marken“ und  „Auslandsmarken“.  Darmstadt  schlägt  vor, 
den  nationalen  Zeichen  den  Buchstaben  N,  den  internationalen 
den  Buchstaben  I vorzuseßen  und  zu  sagen  N-Marken  und 
1-Marken. 

Die  Wünsche  der  Handelskammern  sind  vom  D.  I.u.H.  den 
zuständigen  Stellen  mitgeteilt  worden. 

Vergl.  S.  114. 

Steuerberatungs-  and  Buehfiihrungsstellen. 

Die  Handelskammer  zu  Elbing  richtete  folgendes  Rund- 
schreiben an  eine  Reihe  von  Handelskammern: 

„Das  in  „Handel  und  Gewerbe“  veröffentlichte  Material  über 
Steuerberatungsstellen  usw.  stammt  aus  den  Jahren  1919  und 
1920.  Durch  die  Erfahrungen,  welche  in  den  Steuerberatungs- 
stellen seitdem  gesammelt  sind,  dürften  die  damaligen  Äuße- 
rungen überholt  sein,  auch  dürften  inzwischen  weitere  Handels- 
kammern Steuerberatungsstellen  eingerichtet  haben.  Wir  sind 
in  eine  Erörterung  über  die  Frage  der  Errichtung  einer  solchen 
Stelle  eingetreten  und  wären  daher  denjenigen  Kammern,  welche 
I eine  Steuerberatungs-  und  Buchführungsstelle  unterhalten,  für 
einen  eingehenden  Bericht  verbunden.  Als  Anhalt  für  Ihre  Ant- 
wort gestatten  wir  uns,  folgende  Fragen  zu  stellen: 

1.  Worauf  erstreckt  sich  die  Tätigkeit  Ihrer  Beratungsstelle? 
Nur  auf  Steuerfragen  oder  auch  auf  solche  der  Budiführung? 
Auskünfte  oder  auch  Ausarbeitung  von  Steuererklärungen?  Be- 
rufssachen? Vorträge?  Zeitungsartikel? 

Buchabschlüsse?  Laufende  Instandhaltung  der  Buchführung? 
Beglaubigung  von  Bilanzen,  Rechnungen,  Buchauszügen?  Bank- 
aufträge zur  Feststellung  der  Kreditsicherheit  der  Darlehns- 
kassen? Einziehung  außenstehender  Forderungen? 

2.  Von  wem  wird  die  Sache  in  Anspruch  genommen?  Ob- 
wohl bei  uns  zweifellos  ein  Bedürfnis  nach  Errichtung  einer 
solchen  Stelle  besteht,  behauptet  Großindustrie  Desinteressement 
und  befürchten  Firmen  außerhalb  des  Sißes  der  Kammer,  welche 
in  unserem  Bezirk  überwiegen,  keinen  Nußen  von  der  Stelle  zu 
haben.  Was  besagen  demgegenüber  die  dortigen  Erfahrungen? 
Bewähren  sich  Sprechtage  in  Bezirksstädten  außerhalb  des  Sißes 
der  Kammer? 

3.  Wodurdi  wird  die  Stelle  finanziert?  Eingehende  Beant- 
wortung dieser  Frage  ist  uns  besonders  angenehm.  Denn  wir 
sind  der  Errichtung  einer  solchen  Stelle  nur  näher  getreten,  da 
uadi  hierher  gelangten  Mitteilungen  andernorts  die  Stelle  sich 
selbst  erhalten  soll.  Einsendung  von  Gebühreniarif  ist  sehr  er- 
wünscht. Diese  Frage  hängt  mit  der  nächsten  zusammen. 

4.  Wie  ist  die  Stelle  organisiert?  Ist  gemeinsame  Erriditung 
mit  anderer  Interessenvertretung,  z.  B.  Handwerkskammer,  an- 
zuraten? Soll  man  die  Steuerberatung  einer  zu  diesem  Zweck 
zu  errichtenden  Revisions-  und  Treuhandgesellschaft  übertragen? 

Sehr  wichtig  erscheint  uns  die  Frage  der  Beseßung  des 
Stelleninhabers.  Stelleninhaber  muß  unseres  Erachtens  nidit 
nur  Steuerspezialist,  sondern  auch  in  der  Buchführungstechnik 
tirm  sein.  Nebenamtlicher  Rechtsanwalt,  vereidigter  Bücherrevisor, 
junger  Volkswirt  oder  bisheriger  Finanzbeamter? 


5.  Wie  hat  sich  Ihre  Stelle  bewährt? 

Falls  unsere  Mitglieder  Material  in  dieser  Angelegenheit 
haben,  das  der  Handelskammer  zu  Elbing  noch  nidit  zugegangen 
ist,  empfiehlt  es  sich,  dieses  der  Elbinger  Kammer  umgehend 
zuzusiellen. 

Annahme  von  Privatscliecks  bei  den  Zoilkassen. 

Wie  der  Reichsminister  der  Finanzen  auf  Grund 
einer  von  der  Handelskammer  Harburg  veranlaßten  Eingabe 
des  D.  I.u.H.  bestätigt,  können  audi  auf  andere  Banken  als  die 
Reichsbank  gezogene,  nidit  von  der  Reichsbank  bestätigte 
Schecks  zur  Entriditung  von  Ausfuhren  bei  den  Zollkassen  ver- 
wendet werden.  (Schreiben  des  Reidisministers  der  Finanzen 
vom  31.  Oktober  1922  III  P 30  086.) 

Vergl.  S.  195. 

.Erleichterungen  im Verkehr  mitDeutscli-Österreich 

Infolge  des  Beschlusses  des  Außenhandels-Ausschusses  vom 
12.  September  d.  ).  IS.  214)  sind  wir  bei  den  zuständigen  Behörden 
vorstellig  geworden.  Nadidem  das  Auswärtige  Amt  unter  dem 
11.  v.  M.  geantwortet  hatte  (S.  328),  erhielten  wir  vom  Reichs- 
minister der  Finanzen  unter  dem  25.  v.  M.  folgenden 
Besdieid: 

„Ein  Antrag  des  Österreichischen  Ministeriums  für  Verkehrs- 
wesen, wie  er  in  dem  im  Schreiben  vom  26.  Juli  d.  J.  angezogenen 
Artikel  in  Nr.  518  der  Frankfurter  Zeitung  erwähnt  ist,  ist  bei 
meinem  Ressort  nicht  gestellt  und  demgemäß  hier  auch  nicht  im 
Sinne  der  Ausführungen  dieses  Artikels  beschieden  worden.  Ich 
habe  Ermittelungen  anstellen  lassen,  ob  bei  einer  anderen  „deut- 
schen Behörde“  ein  solcher  Antrag  des  Österreichischen  Verkehrs- 
ministeriums Vorgelegen  hat.  Diese  sind  jedoch  ergebnislos  ver- 
laufen. Da  die  tatsächlichen  Angaben  in  dem  angezogenen  Ar- 
tikel über  die  Art  der  Abfertigung  an  der  deutsch-österreichischen 
Grenze  zutreffend  sind,  darf  ldi  zu  den  weiteren  Ausführungen 
des  Artikels  und  zu  denen  des  dortigen  Schreibens  vom  22.  Sep- 
tember folgendes  bemerken: 

Wenn  die  Zollabfertigung  an  der  Grenze  — wie  übrigens  audi 
die  Paßnachsdiau  — heute  erheblich  strengere  Maßnahmen  er- 
fordert als  in  der  Friedenszeit,  so  hat  dies  seinen  Grund  in  den 
gegenüber  der  Friedenszeit  völlig  veränderten  wirtschaftlichen 
Verhältnissen.  Die  Zollverwaltung  hat  heute  an  der  Grenze  nidit 
mehr  nur  den  Einfuhrsdimuggel  zu  bekämpfen,  sondern  zugleidi 
die  Durchführung  zahlreicher  Aus-  und  Einfuhrverbote  sowie  der 
Bestimmungen  über  die  Kapitalflucht  zu  überwachen.  Dazu 
kommt,  daß  heute  der  Umfang  des  von  den  Reisenden  mitge- 
führten Handgepäcks  erheblidi  größer  ist  als  in  der  Friedenszeit. 
Da  eine  nur  einigermaßen  Erfolg  versprechende  Durchführung  der 
genannten  Bestimmungen  bei  der  Abfertigung  in  den  meist  über- 
füllten Zügen  technisdi  nicht  möglich  ist,  muß  in  der  Regel  die 
Abfertigung  außerhalb  des  Zuges  stattfinden.  Die  Reichsfinanz- 
verwaltung ist  jedodi  dauernd  bestrebt,  insbesondere  im  Verkehr 
mit  Deutsch-Osterreidi,  eine  Vereinfadiung  der  Abfertigung 
herbeizuführen.  Sie  ist  audi  unter  den  heutigen  Verhältnissen 
grundsäßlidi  bereit,  die  Abfertigung  im  Zuge  da  zuzulassen,  wo 
sie  praktisdi  durdiführbar  ist.  Das  ist  der  Fall  bei  den  Luxus- 
zügen und  in  den  Schlafwagen,  da  in  diesen  nur  verhältnismäßig 
wenig  Reisende  abgeferiigt  zu  werden  brauchen  und  in  einem 
Abteil  überhaupt  nur  1 —2  Reisende  untergebracht  sind.  Darüber 
hinaus  in  den  Zügen  des  gewöhnlidien  Verkehrs  die  Abfertigung 
im  Zuge  allgemein  zuzulassen,  ist  unter  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen audi  im  Verkehr  mit  Deutsch-Osterreidi  nicht  möglidi. 
Dabei  ist  audi  zu  berücksichtigen,  daß  die  die  deutsch-öster- 
rcidiisdie  Grenze  überschreitenden  Reisenden  nicht  nur  Deutsch- 
Osterreicher  und  Deutsche,  sondern  zum  großen  Teil  Angehörige 
anderer  Länder  sind,  deren  genaue  ttberwachung  erforderlich  ist. 

Im  übrigen  werden  zur  Erleichterung  des  Abfertigungsverkehrs 
an  den  deutsdi-österreidiisdien  Grenzübergängen  auf  Grund  des 
Ergebnisses  einer  Besichtigungsreise  von  Ministerialvertretern  im 
Frühjahr  dieses  Jahres  bauliche  Veränderungen  vorgenommen, 
die  in  Salzburg  und  Lindau  bereits  durchgeführt  sind,  während 
hinsichtlich  der  Grenzbahnhöfe  in  Passau  und  Kufstein  noch  Ver- 
handlungen mit  den  beteiligten  Eisenbahnbehörden  sdiweben. 
Auf  größtmögliche  Beschleunigung  der  Verbesserungen  auch  an 
diesen  Stellen  wird  hingewirkt.“ 

Vergl.  S.  214,  328. 
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Englische  Sanktionsabgabe  für  Drarchfuhrgnt. 

Auf  Grund  einer  Anfrage  der  Handelskammer  zu  Ham- 
burg hat  der  D.  1.  u.  H.  bei  den  zuständigen  Reichssiellen  fol- 
gendes festgestellt: 

„Beim  Versand  von  Transitgütern  nach  England  sind  folgende 
Fälle  zu  unterscheiden: 

I.  Die  ausländische  Ware  wird  in  einem  Freihafenbezirk  einge- 
lagert: dann  ist  ohne  Rücksicht  auf  sonstige  rechtliche  Ver- 
hältnisse eine  26  prozentige  Sanktionsabgabe  nicht  zu  ent- 
richten. 

II.  Die  Transitware  kommt  in  das  Zollinland,  bleibt  aber  auf  dem 
Transitlager,  also  unter  Zollverschluß,  und  wird  nicht  zur 
Einfuhr  abgefertigt:  dann  sind  folgende  Unterfälle  zu  unter- 
scheiden: 

1.  Die  ausländische  Firma  des  Herkunftslandes  behält 
das  Eigentum:  in  diesem  Falle  ist  die  26  prozentige  Abgabe 
nicht  zu  entrichten. 

2.  Der  deutsche  Transithändler  wird  Eigentümer:  dann 
ist  die  Abgabe  von  dem  gesamten  Warenwert  zu  entrichten. 

III.  Die  Ware  ist  in  den  freien  inländischen  Verkehr  getreten,  ist 
also  kein  eigentliches  Transitgut  mehr,  sondern  gebrochenes 
Durchfuhrgut.  ln  diesem  Falle  wird  ohne  Rücksicht  auf 
etwaige  Änderung  der  privat-rechtlichen  Eigentumsverhält- 
nisse die  26  prozentige  Abgabe  vom  gesamten  Warenwert 
erhoben.“ 

Die  Handelskammer  zu  Hamburg  wünschte  Aufklärung,  was 
als  Ausfuhr  im  Transitverkehr  gemäß  des  Zahlungsplanes  vom 
5.  Mai  1921  zu  gelten  hat.  In  dem  Zahlungsplan  ist  bekanntlich 
die  Ausfuhr  nach  England  im  Gesamteigenhandel  einer  26  pro- 
zentigen  Abgabe  unterworfen,  jedoch  nicht  der  Transitverkehr. 
Was  als  Transitverkehr  gilt,  geht  aus  obigen  Ausführungen  hervor. 

Geschäftsverkehr  mit  Persien. 

Dem  D.  I.  u.  H.  liegt  ein  von  der  Deutschen  Gesandtschaft  in 
Teheran  zusammengestellter  Merkbogen  für  den  deutsch-per- 
sischen Geschäftsverkehr  sowie  die  Zollbestimmungen  für  Meso- 
potamien und  ein  Postgebührenverzeichnis  vor.  Eine  Verviel- 
fältigung und  Weitergabe  an  die  Mitglieder  ist  mit  zu  großen 
Kosten  verknüpft.  Sollten  jedoch  einzelne  Bezirks-Firmen  be- 
sonderes Interesse  an  Fragen  des  deutsch-persischen  Geschäfts- 
verkehrs haben,  so  bitten  wir,  diese  an  uns  zu  verweisen. 

Wucher. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  und  der  Hauptgemeinschafi 
des  Deutschen  Einzelhandels  vom  19.  Oktober  d.  J.  (S.  297)  sandte 
der  Reichsminisier  der  Justiz  folgende  Antwort: 

„Die  Einführung  eines  schleunigen  Verfahrens  für  Preis- 
treibereisachen in  Thüringen  hat  den  Abgeordneten  Beythien  und 
Gen.  Veranlassung  zu  einer  Anfrage  Nr.  1861  (Drudesachen  des 
Reichstags  Nr.  5080)  gegeben.  Die  Anfrage  wird  von  meinem  Kom- 
missar voraussichtlich  am  10.  November  d.  J.  im  Reichstag  beant- 
wortet werden.  Auf  diese  Antwort  darf  ich  ergebenst  verweisen. 
Zu  Maßnahmen  auf  Grund  des  Artikels  15  der  Reichsverfassung 
sehe  ich  keinen  Anlaß.“ 

Die  Anfrage  von  Beythien  und  Gen.  ist  der  Ansicht,  daß  bei 
allem  Verständnis  für  den  Wert  gründlicher  und  rascher  Erfassung 
des  Wuchers  das  in  Thüringen  angeordnete  summarische  Ver- 
fahren in  vielen  Fällen  zu  schwerem  Unrecht  für  die  Beschuldigten 
führen  müsse.  Es  gehe  über  das  durch  die  Wuchergeseßgebung 
zugelassene  Sondergerichtsverfahren  hinaus  und  überschreite  in 
unzulässiger  Weise  die  durch  die  Strafprozeßordnung  für  die 
Strafverfolgung  gesteckten  Grenzen.  Der  Richter  sei  nicht  in  der 
Lage,  ohne  eingehende  Prüfung  des  Falles  und  ohne  Vernehmung 
Sachverständiger  rasch  zu  entscheiden.  Dem  Beschuldigten, 
dessen  Verteidigung  durch  das  Verfahren  praktisch  unmöglich  ge- 
macht werde,  drohe  schwerste,  nicht  wieder  gutzumachende 
Schädigung  an  Ehre  und  Eigentum.  Der  Schluß  der  Anfrage 
lautet:  „Hält  die  Reichsregierung  das  Vorgehen  des  Thüringischen 
Staatsministeriums  für  vereinbar  mit  dem  verfassungsmäßigen 
Rechtsschuß  des  Staatsbürgers  und  mit  der  Reichsgeseßgebung, 
und  ist  sie  bereit,  die  nötigen  Schritte  zur  Verhinderung  des 
kritisierten  Verfahrens  zu  tun?“ 

Vergl.  S.  297. 

Angabe  des  Bankkontos  auf  Geschäftspapieren. 

Die  Handelskammer  zu  Elberfeld-Barmen  weist 
darauf  hin,  daß  heute  noch  vielfach  Firmen,  besonders  im  Einzel- 


handel, Rechnungsformulare  und  Geschäftspapiere  ohne  Angabe 
ihres  Bankkontos  oder  Postscheckkontos  herstellen  lassen,  ob- 
wohl gerade  in  der  gegenwärtigen  Zeit  der  außerordentliche 
Mangel  an  Zahlungsmitteln  es  allen  Deutschen  nahe  legen  sollte, 
den  bargeldlosen  Verkehr  in  jeder  Weise  zu  erleichtern. 

Wir  empfehlen  den  Mitgliedern,  auf  die  Bezirksfirmen  dahin 
einzuwirken,  daß  die  Bank-  und  Postscheckkonten,  soweit  dies 
bisher  noch  nicht  geschehen  ist,  auf  den  Geschäftspapieren  ver- 
merkt werden. 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Kommunalstenern . 

Die  Handelskammer  Arnsberg  hatte  dem  Preußischen 
Herrn  Finanzminister  unterm  9.  August  d.  J.  von  ihrem  Beschluß 
Kenntnis  gegeben,  künftig  grundsäßlich  die  Abgabe  eines  Gut- 
achtens auf  Grund  von  § 54  Abs.  3 des  Kommunalabgaben- 
geseßes  in  allen  Fällen  abzulehnen,  wo  der  Kammer  — wie  dies 
gelegentlich  vorgenommen  sei  — seitens  der  ersuchenden  Ge- 
meinde die  erforderlichen  Unterlagen  nicht  zugängig  gemacht 
werden.  Die  Kammer  erhielt  darauf  durch  den  Herrn  Regierungs- 
präsidenten in  Arnsberg  folgenden  Bescheid: 

„Auf  die  an  den  Minister  der  Finanzen  in  Berlin  gerichtete 
Eingabe  vom  9.  August  1922  VIII  A betreffend  gutachtliche 
Äußerung  gemäß  § 54  Abs.  3 des  Kommunalabgabengeseßes  er- 
widere ich  im  Aufträge  des  Ministers  des  Innern  und  des  Finanz- 
ministers, daß  die  Handelskammern,  um  ihr  Gutachten  über  eine 
neue  Steuerordnung  oder  Zuschläge  zu  den  Realsteuern  abgeben 
zu  können,  zweifellos  in  den  Besiß  der  erforderlichen  Unterlagen 
gelangen  müssen.  Zu  solchen  Unterlagen  sind  in  erster  Linie  die 
steuerlichen  Nachweisungen  und  sonstigen  statistischen  Er- 
hebungen über  Handel  und  Gewerbe  in  der  betreffenden  Ge- 
meinde zu  rechnen.  Den  Handelskammern  kann  jedoch  kein  un- 
mittelbares Kontrollrecht  über  die  Fi'nanzgebarung  einer  Ge- 
meinde, insbesondere  über  die  Führung  ihres  Haushalts  einge- 
räumt werden,  weil  hierin  ein  unzulässiger  Eingriff  in  die  Selbst- 
verwaltung und  die  Befugnisse  der  Aufsichtsbehörde  erblickt 
werden  müßte. 

Durch  den  Ministerialerlaß  vom  24.  Juli  1922  (Min.  Bl.  S.  755) 
ist  den  Gemeinden  empfohlen  worden,  sich  vor  der  Fassung  von 
Umlagebeschlüssen  mit  den  amtlichen  Berufsvertretungen  ins  Be- 
nehmen zu  seßen,  so  daß  leßtere  ohne  weiteres  die  Möglichkeit 
einer  Einwirkung  auf  die  Gemeinden  haben,  damit  diese  ihre  An- 
gaben gegebenenfalls  verringern  und  andere  Einnahmequellen 
wie  Realsteuern  in  schärferer  Weise  heranziehen.  Die  Minister 
erwarten,  daß  die  Gemeinden  dieser  Anregung  Folge  geben,  so 
daß  die  Berufsvertretungen  genügend  über  deren  Finanzgebarung 
unterrichtet  sind,  um  erfolgreich  an  der  Durchführung  der  Vor- 
schrift des  § 54  Abs.  3 des  Kommunalabgabengeseßes  in  der 
Fassung  der  Novelle  vom  21.  August  1921  mitzuwirken.“ 

Beeidigung  von  Handelschemikern. 

Der  von  der  Handelskammer  zu  Breslau  vereidigte 
Handelschemiker  Dr.  Karl  Laske  hat  seine  Tätigkeit  als  öffent- 
lich angesiellter  Handelschemiker  eingestellt.  An  seine  Stelle 
trat  der  neu  vereidigte  Handelschemiker  Dr.  Paul  Elten. 

Post. 

Hrncksachenkarten. 

Angesichts  des  Schadens,  den  die  Geschäftswelt  durch  die 
Unbrauchbarkeit  von  Vorräten  an  Drucksachenkarten  erleiden 
würde,  die  die  Vordrucke  für  Rechnungsvermerke  noch  auf  der 
Rückseite  stehen  haben,  hat  die  Handelskammer  Bochum  beim 
Reichspostminister  den  Antrag  gestellt,  eine  Nachfrist  genehmigen 
zu  wollen,  während  der  alte  Drucksachenkarten  noch  verwendet 
werden  dürfen.  Auf  diese  Eingabe  ist  seitens  des  Reichs- 
postministers  am  28.  Oktober  1922  folgende  Antwort  ein- 
gegangen: 

„Drucksachen  in  Kartenform  nach  Art  des  vorgelegten 
Musters,  bei  denen  auf  der  Rückseite  in  offenen  Stellen  des  ge- 
druckten Textes  kurze  Hinweise  auf  Vorgänge  nachträglich  an- 
gebracht werden  sollen,  sind  zur  Versendung  gegen  die  ermäßigte 
Drucksachengebühr  nicht  geeignet.  Derartige  Hinweise  dürfen 
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nach  § 2 der  Postordnung  nur  auf  der  Außenseite,  als  welche  bei 
Drucksachen  in  Kartenform  die  Vorderseite  gilt,  angebracht  wer- 
den. Da  aber  anscheinend  größere  Mengen  derartiger  vor- 
schriftswidriger Drucksachen  in  den  Händen  der  Geschäftswelt 
sind  und  ihre  Ausschließung  von  der  Beförderung  als  Druck- 
sachen bei  den  jeßigen  außerordentlich  hohen  Papierpreisen  für 
die  Beteiligten  erhebliche  Schäden  im  Gefolge  haben  würden, 
soll  bis  zum  31.  März  1923  darüber  hinweggesehen  werden,  wenn 
sich  Hinweise  auf  Vorgänge,  die  zu  der  Sendung  Veranlassung 
geben,  statt  auf  dem  linken  Teil  der  Vorderseite  auf  der  Rück- 
seite befinden.  Vom  1.  April  1923  an  muß  aber  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  daß  derartige  Sendungen  den  bestehenden  Be- 
stimmungen voll  entsprechen.“ 

Banken. 

Devisenverordnung. 

Die  Handelskammer  zu  Leipzig  hat  zu  der  2.  Verordnung 
vom  27.  September  d.  ).  über  die  Ausführung  der  Verordnung 
gegen  die  Spekulation  ausländischer  Zahlungsmittel  vom  12.  Ok- 
tober d.  J.  (RGbl.  Teil  I S 8091  Stellung  genommen,  die  dahin 
geht,  daß  die  neue  Ausführungsbesiimmung  zwar  die  größten 
Mängel  und  Fehler  der  Verordnung  beseitigt,  leider  aber  noch 
immer  nicht  in  vollem  Umfange  die  Interessen  von  Handel  und 
Industrie  und  die  Interessen  der  deutschen  Volkswirtschaft  be- 
rücksichtigt. Die  Kammer  Leipzig  hält  es  deshalb  für  notwendig, 
daß  die  Frage  des  Devisenverkehrs  sobald  wie  möglich  geseßlich 
geregelt  wird.  Dabei  sei  zu  fordern,  daß 

1.  alle  vor  Inkrafttreten  der  Devisenverordnung  in  ausländischer 
Währung  abgeschlossenen  Inlandsgeschäfte  ohne  Festseßung 
eines  bestimmten  Termins  in  ausländischer  Währung  verein- 
barungsgemäß abgewickelt  werden  dürfen; 

2.  alle  Geschäfte  in  ausländischen  Rohstoffen  vom  deutschen 
Importeur  bis  zum  deutschen  Verarbeiter  von  der  Devisen- 
verordnung befreit  bleiben; 

3.  der  Betrag,  bis  zu  dem  im  Einzelhandel  von  Ausländern  die 
Annahme  von  ausländischen  Zahlungsmitteln  gestattet  ist,  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend  erhöht  wird. 

Vgl.  S.  327. 

Zölle. 

Einfuhrzoll  iür  Mineralöle. 

ln  dem  Widerstreit  der  Interessen  zwischen  Mineralöl-Impor- 
teuren und  Verbrauchern  mit  der  deutschen  Erdölerzeugung  hat 
der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  gegenüber  dem  Reichswirtschafls- 
miräsferium  folgende  grundsäßliche,  auch  für  ähnliche  Fälle  gel- 
tende Stellung  eingenommen: 

1.  Es  handelt  sich  bei  der  Einfuhr  von  raffiniertem  Mineralöl, 
also  von  solchem,  das  nicht  mehr  als  eigentlicher  Rohstoff  anzu- 
sprechen ist,  um  eine  Ware,  die  für  die  Aufrechterhaltung  der 
verschiedensten  Industriebetriebe  als  Brennstoff  und  Heizstoff 
unentbehrlich  ist.  Es  würde  die  Gefahr  einer  Stillegung  solcher 
Betriebe  mit  sich  bringen,  wenn  ihnen  zumal  im  Hinblick  auf  die 
Kohlenknappheit  und  Kohlenteuerung  dieser  Betriebsstoff  nicht  in 
ausreichendem  Umfang  zur  Verfügung  stände. 

Deutschland  ist  gerade  bei  der  Verwendung  von  Rohstoffen 
und  für  die  Fabrikationsprozesse  erforderlichen  Betriebsstoffen 
in  wesentlichem  Umfange  auf  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  an- 
gewiesen. Es  sei  nur  erinnert  an  Schiefer,  welcher  absolut  metall- 
frei nur  aus  Italien  eingeführt  werden  kann;  an  andere  minera- 
lische Rohstoffe  wie  Schwefel,  Graphit  und  Bimsstein,  welche  zur 
Erzeugung  von  Exportwaren  unumgänglich  notwendig  sind,  da  sie 
in  konkurrenzfähiger  Feinheit  nur  in  bestimmten  Gegenden  der 
Erde  Vorkommen. 

Bei  dem  Mineralöl  liegen  die  Verhältnisse  nur  insofern  etwas 
anders,  als  besondere  Qualitäten  des  ausländischen  Mineralöls 
den  inländischen  Erzeugnissen  nicht  grundsäßlich  fehlen.  Ein  Er- 
saß des  ausländischen  Mineralöls  durch  das  wohlfeilere  inländische 
Material  wäre  daher  wohl  denkbar.  Es  ist  aber  zu  berücksichtigen, 
daß  die  inländische  Erzeugung  nicht  in  der  Lage  ist,  den  Bedarf 
der  verbrauchenden  Industrie  auch  nur  einigermaßen  zu  decken. 

2.  Daß  die  inländische  Mineralölerzeugung  sich  bestrebt,  Er- 
zeugung und  Güte  der  Erzeugnisse  in  jeder  Hinsicht  zu  steigern 
und  hierfür  fortlaufend  Versuche  anzustellen,  ist  durchaus  zu  be- 
grüßen. Im  allgemein  wirtschaftlichen  Interesse  kann  es  aber 
nicht  verantwortet  werden,  lediglich  aus  akademischen  Rücksichten 
eines  Gewerbezweiges  die  Industrien,  welche  Mineralöl  ver- 


brauchen, in  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  beeinträchtigen.  Wir 
wollen  durchaus  nicht  in  Abrede  stellen,  daß  die  Versuche  mit 
der  Ausnußung  inländischer  Mineralölquellen  ein  günstiges  Er- 
gebnis haben  können.  Sollte  dieses  der  Fall  sein,  so  werden  die 
hohen  Preise  und  Frachten  der  ausländischen  Mineralöle  der 
deutschen  mineralerzeugenden  Industrie  ohne  Schwierigkeiten  ge- 
statten, ihre  billigeren  Erzeugnisse  troß  des  ausländischen  Wett- 
bewerbs leicht  abzuseßen.  Solange  jedoch  die  Versuche  mit  der 
Ausnußung  und  Veredelung  inländischer  Mineralöle  noch  nicht 
abgeschlossen  sind  und  diese  einer  finanziellen  Stüße  bedürfen, 
muß  unseres  Erachtens  versucht  werden,  diese  Hilfe  auf  andere 
Weise  zu  schaffen  als  durch  Fernhaltung  der  ausländischen  Kon- 
kurrenz, deren  Wegfall  nur  zum  Schaden  der  Verbraucher  aus- 
schlagen  würde. 

Außenhandel. 

Aasfahrabgabe. 

Die  Bemühungen  von  Industrie  und  Handel  müssen  darauf  ge- 
richtet sein,  die  Ausfuhrabgabe  gänzlich  zu  beseitigen  und  zu 
mildern,  solange  sie  noch  bestehen.  Der  Reichsverband  der 
deutschen  Industrie  weist  darauf  hin,  daß  der  Reichswirtschaftsrat 
am  17.  August  der  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  mit  sehr  ge- 
ringer Mehrheit  und  nur  unter  der  Vorausseßung  zustimmte,  daß 
„bei  der  diesmaligen  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe  diejenigen  Er- 
zeugnisse, die  ganz  überwiegend  ausländische  Rohstoffe  ent- 
halten, keine  oder  nur  eine  geringe  Erhöhung  erfahren  sollen“. 
Diesem  Beschluß  des  Reichswirtschaftsrats  ist  bei  der  Erhöhung 
der  Ausfuhrabgabe  namentlich  bei  solchen  Geschäftszweigen 
schlecht  Rechnung  getragen  worden,  die  sich  als  Verarbeiter 
ausländischer  Rohstoffe  mit  ihren  Waren  zufällig  inmitten  einer 
Sammelposition  befinden,  die  dem  äußeren  Anschein  nach  über- 
wiegend Waren  aus  inländischen  Rohstoffen  enthält.  Das  gilt 
z.  B.  von  Spazierstöcken,  Peitschen  u.  dgl.  Die  Erzeugnisse  der 
Stockindustrie  sind  ohne  Rücksicht  darauf  erhöht  worden,  daß  in 
dieser  Industrie  in  großen  Mengen  ausländische  teuere  Hölzer, 
Horn,  Elfenbein  u.  dgl.  verwendet  werden  und  in  hohen  Valuten 
zu  bezahlen  sind.  Mindestens  vorübergehend  ist  die  Ausfuhr 
einer  solchen  Industrie  nach  der  Erhöhung  der  Ausfuhrabgabe 
unterbunden.  In  solchen  Fällen  bemühen  sich  die  Verbände  mit 
Recht  um  eine  Milderung  der  Ausfuhrabgabe. 

Zur  gegenseitigen  Unterstüßung  in  der  gemeinsamen  Be- 
kämpfung der  Ausfuhrabgabe  bereiten  die  Spißenverbände,  dar- 
unter der  D.  I.  u.  H.,  eine  kurze  Denkschrift  vor,  die  in  erster 
Linie  für  den  Reichstag  und  den  Reichswirtschaftsrat  bestimmt  ist. 

Vergl.  S.  213. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Preistreiberei. 

Am  3.  Oktober  fand  in  Kiel  unter  dem  Vorsiß  des  Prä- 
sidenten der  Handelskammer  im  Beisein  von  Vertretern  des  Ge- 
richts, der  Polizei,  des  Einzelhandels,  der  Gewerkschaften  usw. 
eine  Besprechung  über  die  Frage  der  Preisbildung  statt.  Unter 
anderem  wurde  von  dem  Berichterstatter,  Syndikus  Dr.  Rosehr, 
Kiel,  auf  die  durch  den  Verfall  der  Währung  geschaffene  Not- 
lage des  Kleinhandels  hingewiesen;  es  wurde  betont,  daß  der 
Wiederbeschaffungspreis  bei  richtiger  Auslegung  der  heute  be- 
stehenden geseßlichen  Bestimmungen  voll  anerkannt  werden 
müsse.  Nach  diesen  würde  dem  Kaufmann  eine  Risikoprämie  zu- 
erkannt, die  ihn  unter  anderem  gegen  die  Schwankungen  des 
Geldwerts  schüßen  solle.  Die  Risikoprämie  müsse,  wenn  sie 
richtig  verstanden  würde,  heute  eine  Höhe  erreichen,  die  zu- 
sammen mit  den  Gestehungskosten  den  Wiederbeschaffungspreis 
erreichte.  Selbst  wenn  dieser  mit  den  üblichen  Aufschlägen  als 
geseßlich  erlaubt  anerkannt  würde,  blieb  dem  Kaufmann  noch 
das  Risiko  der  rückgängigen  Konjunktur,  gegen  welches  er  von 
der  Geseßgebung  einen  Schuß  nicht  fordere.  Der  anwesende 
Vertreter  der  Gewerkschaften  war  gleichfalls  der  Ansicht,  daß 
man  dem  Kaufmann  die  Gewähr  bieten  müsse,  sich  neue  Waren 
zu  beschaffen.  Darüber  dürfen  keine  Zweifel  bestehen.  Nach 
eingehender  Aussprache,  an  der  sich  auch  die  Vertreter  der  Be- 
hörden beteiligten,  wurde  auf  Vorschlag  des  anwesenden  Ge- 
werkschaftssekretärs eine  Kommission  gebildet,  die  sich  aus  Ver- 
tretern der  Behörden,  der  Gewerkschaften  und  des  Kleinhandels 
zusammenseßt.  Aufgabe  dieser  Kommission  soll  es  sein,  Richt- 
linien für  die  Kalkulation  auszuarbeiten. 
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Die  Handelskammer  zu  S o r a u stellte  in  einer  an  das 
Reichswirtschaftsministerium  gerichteten  Eingabe  auf  Grund  von 
Erfahrungen  in  ihrem  Bezirk  fest,  daß  von  der  Staatsanwaltschaft 
eine  Berufung  bei  Verfahren  wegen  Wuchers  eine  Anhörung  von 
Sachverständigen  resp.  die  Einholung  von  Gutachten  der  Kammer 
nur  dann  für  notwendig  erachtet  werde,  wenn  eine  Einstellung 
des  Verfahrens  in  Betracht  käme  (Erklärung  des  Staatsanwalts 
in  der  öffentlichen  Verhandlung  am  16.  Oktober  in  Sorau).  Die 
Hinzuziehung  von  Sachverständigen  in  Terminen  erfolge  auch 
meist  erst  auf  Betreiben  lediglich  der  Angeklagten.  Eine  Änderung 
sei  unbedingt  mit  Rücksicht  darauf  nötig,  daß  es  gegen  ein 
Urteil  eines  Wuchergerichts  keine  Berufung  gäbe;  bei  den  Ver- 
urteilten wären  somit  das  soziale  Ansehen  und  die  kaufmännische 
Ehre  von  Geschäftsinhabern  auf  das  schwerste  geschädigt,  ohne 
daß  die  Sicherheit  einwandfreier  Beweisführung  gegeben  sei. 
Die  Kammer  verlangte  daher,  daß  die  Tätigkeit  der  Sach- 
verständigen vor  Gericht  in  Wucherfragen  nicht  auf  die  fest- 
umgrenzte Beantwortung  bestimmt  formulierter  Fragen  be- 
schränkt würde.  Vielmehr  müßten  1.  die  vor  Eröffnung  des  Ver- 
fahrens erstatteten  und  bei  den  Akten  befindlichen  Gutachten 
der  Preisprüfungsstelle  bzw.  die  Gutachten  der  von  dieser  ver- 
nommenen Sachverständigen  im  Termin  vollständig  verlesen  und 
2.  nach  Klärung  des  Tatbestandes  die  anwesenden  Sachver- 
ständigen zu  einer  allgemeinen  Begutachtung  des  Falles  aufge- 
forderl  werden. 

Vergl.  S.  297. 

Arbeiter. 

JBetriebsabbrüche  und  -Stillegungen. 

Die  bisher  von  den  Handelskammern  eingegangenen  Ant- 
worten sprechen  sich  mit  Ausnahme  der  Detaillistenkammer  Ham- 
burg, die  gegen  das  Geseß  keine  grundsätzlichen  Bedenken  hat, 
übereinstimmend  dagegen  aus,  daß  die  bisherigen  Verordnungen, 
die  nur  als  vorübergehend  für  die  Demobilmachungszeit  gedacht 
waren,  in  ein  Geseß  übergeführt  werden.  Mit  aller  Schärfe  müsse 
man  sich  gegen  diesen  stärksten  und  in  seiner  Einseitigkeit  uner- 
hörten Eingriff  in  das  Wirtschaftsleben  wenden.  Wenn  bisher 
Klagen  über  mißbräuchliche  Benußung  der  Verordnung  nicht  laut 
geworden  seien  und  verhältnismäßig  wenig  Schaden  angerichtet 
hätten,  so  liege  das  an  der  Scheinblüte  unserer  Wirtschaft,  welche 
die  Arbeitslosigkeit  außerordentlich  stark  herabgemindert  habe 
(HK  Bremen,  Ludwigshafen  a.  Rh.,  Braunsberg/Ostpreußen).  Es 
wird  ferner  betont,  daß  der  Begriff  der  Stillegung  niemals  ein- 
wandfrei in  dem  Entwurf  klargestellt  werde.  — Bei  gleichmäßiger 
Streckung  der  Arbeit  müsse  auch  damit  gerechnet  werden,  daß 
die  Verheirateten  mit  der  entsprechend  gekürzten  Arbeitsver- 
gütung nicht  mehr  auskommen  könnten  (HK  Bremen).  Die  Frage, 
was  eigentlich  geschehen  solle,  wenn  der  Unternehmer  gar  nicht 
mehr  die  Mittel  habe,  seinen  Betrieb  aufrecht  zu  erhalten  und 
die  Arbeiter  und  Angestellten  zu  entlohnen,  werde  in  dem  Ent- 
wurf vollständig  umgangen  (HK  Ludwigshafen). 


Außerdem  lege  der  Entwurf  den  Behörden  wieder  ein  Unmaf 
unfruchtbarer  Arbeit  auf,  was  sie  veranlassen  werde,  den  ar 
und  für  sich  schon  großen  Beamtenapparat  weiter  zu  vermehren 

Im  einzelnen  werden  zu  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  fol- 
gende Änderungen  gewünscht: 

Zu  § 2. 

Im  Absaß  2 sind  die  Worte  „oder  in  zeitlicher  Folge“  zi 
streichen.  Ferner  sind  die  Mindestzahlen  von  20  Arbeitnehmern 
bzw.  10  v.  H.,  oder  50  Arbeitnehmern  auf  das  Doppelte  zu  erhöhen 

In  § 3 ist  es  bei  der  alten  Ausnahmebestimmung  zu  lassen 
daß  eine  Betriebsstillegung  nicht  vorliegt,  wenn  die  „Eigenari 
des  Betriebes“  eine  solche  bedingt  (HK  Bremen). 

Zu  § 4,  Absaß  3. 

Die  Mitteilungspflicht  ist  aus  dem  Geseß  herauszulassen 
(HK  Bremen). 

Zu  § 5,  Absaß  2. 

Die  Möglichkeit  der  Verlängerung  der  Sperrfrist  ist  abzu- 
lehnen. (HK  Bremen). 

Zu  .§  8. 

Alle  Enteignungsvorschriften  sind  aus  dem  Geseß  heraus- 
zulassen, nötigenfalls  ist  mindestens  auch  die  Enteignung,  nichi 
nur  die  Entschädigung  unter  Rechtsmittelschuß  zu  stellen  (HK 
Bremen). 

Zu  § 15. 

Es  ist  zu  verlangen,  daß  die  bisherige  Vorschrift  des  § 12 
Absaß  3 der  Verordnung  über  Einstellung  und  Entlassung  von 
Arbeitern  und  Angestellten  in  das  Geseß  aufgenommen  wird,  wo- 
nach zur  vorübergehenden  Aushilfe  oder  für  einen  vorüber- 
gehenden Zweck  angenommene  Arbeitnehmer  von  den  geseßlichen 
Bestimmungen  nicht  getroffen  werden. 

Es  soll  eine  möglichst  weitgehende  Dezentralisierung  der  Be- 
gutachtung geschaffen  werden.  Vor  einer  Anordnung  nach  § 15 
des  Entwurfs  sollen  nicht  nur  die  in  § 16  vorgesehenen  Stellen, 
sondern  auch  die  Landesbehörden  und  amtlichen  Wirtschafts- 
vertretungen gehört  werden  (DK  Hamburg). 

Zu  § 17. 

Die  im  Absaß  2 vorgesehene  vierwöchige  Frist  muß  mit  dem 
Tage  der  Erstattung  der  Anzeige  gemäß  § 17,  Absaß  1,  des  Ent- 
wurfs zu  laufen  beginnen.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist,  wie 
sie  § 17,  Absaß  3,  vorsieht,  ist  abzulehnen  (HK  Bremen). 


Alle  für  die  Schriftleitung  der  Mitteilungen  desDeut- 
schen  Industrie-  und  Handelstags  (Handel  und  Ge- 
werbe) bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags, 
Neue  Friedrichs! r.  53/56,  zu  richten. 
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Geldeniwertung  und  Steuergeseßgebung. 

Von  Mariin  Horwitz,  beeidigt.  Bücherrevisor,  Breslau. 


Während  das  Wirtschaftsleben  sich  der  rapide  fort- 
schreitenden Geldentwertung  recht  schnell,  ja  man  könnte 
wohl  sagen,  fast  zu  schnell,  anzupassen  sucht,  hat  die 
Steuergesetzgebung  auch  noch  nicht  einmal  den  Versuch 
gemacht,  der  veränderten  Situation  Rechnung  zu  tragen. 

In  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahres  hat  man  allerdings 
damit  begonnen,  die  Sieuergeseße  einer  Durchsicht  zu 
unterziehen  und  dabei  die  Entwertung  der  Mark  zu  berück- 
sichtigen. Die  Tarife  des  Einkommensteuergeseßes  sind  in 
kurzen  Abschnitten  zweimal  ermäßigt  worden  und  das  Erb- 
schaftssieuergeseß  wurde  völlig  umgearbeitet.  Was  aber 
im  Juli  noch  annähernd  richtig  gewesen  war,  ist  bereits 
heute  wieder  völlig  veraltet  und  unmöglich.  Ist  schon  die 
Höchstgrenze  von  100  000  M.,  bis  zu  welcher  die  Einkünfte 
mit  10  v.  Ii.  zu  versteuern  sind,  viel  zu  niedrig  geworden,  so 
ist  es  ganz  undenkbar,  daß  etwa  der  Geschäftsmann  von 
allem,  was  er  über  1 Million  verdient  hat,  50  v.  H.  an 
Steuern  abführen  könnte.  1 Million  entspricht  eben  heute 
nur  noch  einem  Goldwert  von  kaum  300?>  M.,  und  kein  Mensch 
kann  wissen,  wie  die  Entwicklung  noch  ihren  Fortgang 
nehmen  wird.  Die  Vertreter  der  Arbeitnehmerschaft  haben 
sich  denn  auch  bereits  sehr  eifrig  gerührf  und  sie  verlangen, 
daß  die  Grenze  der  lOproz.  Versteuerung  auf  mindestens 
300  000  M.  heraufgeseßi  wird,  weil  es  sich  ja  hierbei  in  der 
Regel  um  Arbeitseinkommen  handelt.  Was  aber  tut  der 
Kaufmann  und  der  Industrielle?  Für  ihn  sind  die  Dinge  doch 
mindestens  ebenso  wichtig  bzw.  noch  viel  wichtiger  wie 
für  den  Arbeitnehmer,  und  für  das  gesamte  deutsche  Wirt- 
schaftsleben ist  es  von  hervorragender  Bedeutung,  daß 
Handel  und  Industrie  betriebsfähig  erhalten  werden. 

Infolge  der  enormen  Steigerung  aller  Warenpreise  sind 
ziffernmäßig  ungewöhnlich  hohe  Gewinne  entstanden. 
Solche  mußten  erzielt  werden,  wenn  das  Kapital  zur  Her- 
anschaffung weiterer  Warenvorräte  bzw.  Rohstoffe  auch 
nur  annähernd  ausreichen  soll.  In  Wirklichkeit  handelt  es 
sich  dabei  gar  nicht  um  Gewinne,  denn  die  erzielten  Ver- 
kaufserlöse genügten  nach  Abdeckung  der  Unkosten  auch 
nicht  mehr  annähernd  zur  Auffüllung  der  Läger.  So  wird 
ständig  die  Substanz  verringert  und  der  Umfang  vieler 
Unternehmen  muß  verkleinert  werden,  weil  das  erforderliche 
Betriebskapital  nicht  mehr  vorhanden  ist. 

Nehmen  wir  ein  beliebiges  Beispiel:  Ein  Geschäfts- 
mann, der  in  Vorkriegszeiten  etwa  einen  durchschnittlichen 
Lagerbestand  im  Werte  von  ungefähr  50  000  M.  haben 
mußte,  um  sein  Unternehmen  betriebsfähig  zu  erhalten, 
würde  heute  einen  solchen  im  Werte  von  15  Millionen 


Papiermark  haben  müssen,  sollte  das  Lager  quantitativ  in 
gleicher  Höhe  bleiben.  Das  wird  natürlich  kaum  möglich 
sein.  Angenommen,  es  ist  ihm  bis  zum  Schluß  des  vorigen 
Jahres  gelungen,  den  Lagerwert  auf  der  Höhe  von  1 Million 
damaliger  Papiermark  zu  erhalten,  so  hatte  er  auch  dann 
schon  ein  bedeutend  geringeres  Quantum  als  in  Vorkriegs- 
zeiten. Inzwischen  sind  die  Preise  um  ungefähr  das  Zehn- 
fache gestiegen,  ein  gleich  hoher  Warenbestand  würde  so- 
mit heute  ein  Papiermarkkapital  von  10  Millionen  repräsen- 
tieren. Ein  solches  aber  wird  er  wohl  kaum  geschafft 
haben  können  und  er  wird  zufrieden  sein  müssen,  wenn 
sein  Lager  noch  den  Wert  von  5 Millionen  heutiger  Papier- 
mark erreicht  und  somit  auf  den  dritten  Teil  des  Friedens- 
bestandes heruntergegangen  ist.  Wenn  er  das  mit  eigenen 
i.iein  erzielen  konnte,  so  müßte  er  die  vorhandenen  Be- 
stände immerhin  recht  vorteilhaft  verkauft  haben.  Er  würde 
dann  nach  der  bisher  geltenden  Berechnungsmethode  einen 
„Gewinn“  von  über  4 Millionen  haben,  obwohl  sein  Geschäft 
nicht  mehr  halb  so  groß  ist  als  zu  Beginn  des  Jahres.  Nach 
dem  gegenwärtigen  Geseßesstand  hätte  er  allein  an  Ein- 
kommensteuer rund  2 Millionen  abzuführen,  wozu  dann 
noch  die  Gewerbesteuer,  Vermögenssteuer,  Zwangsanleihe 
usw.  kommen  sollen.  Daß  dies  ein  Ding  der  Unmöglichkeit 
A,  bedarf  keiner  weiteren  Erläuterung. 

• 

Solche  Beispiele  ließen  sich  unzählige  geben  und  selbst 
wenn  nicht  alle  Fälle  so  kraß  liegen,  so  beweist  das  Dar- 
gestellte doch,  daß  die  gegenwärtigen  geseßlichen  Zustände 
völlig  unhaltbar  geworden  sind.  Es  genügt  auch  nicht,  nur 
neue  Steuertarife  aufzustelien,  sondern  die  ganze  Steuer- 
geseßgebung  muß  auf  eine  völlig  abgeänderfe  Grundlage 
gestellf  werden.  Es  müssen  ganz  neue  Grundsäße  ge- 
schaffen werden  für  die  Berechnung  der  steuerpflichtigen 
Gewinne  und  für  die  Bewertung  der  Vermögensobjekte. 
Es  können  nicht  mehr,  wie  bisher,  Werte  miteinander  in 
Vergleich  gestellt  werden,  die  voneinander  in  dem  Grade 
abweichen,  wie  die  Papiermark  vom  Beginn  und  vom 
Schluß  des  Jahres.  Ebenso  muß  das  enorm  gestiegene 
Risiko  die  weitestgehende  Berücksichtigung  finden.  Jeder 
Unlernehmer  ist  gezwungen,  bei  Neuauffüllung  seiner  Be- 
stände die  geforderten  hohen  Preise  zu  zahlen  und  er 
kann  das  nur  unter  äußerster  Anspannung  seines  Kredits. 
Er  ist  gar  nicht  in  der  Lage,  zu  wissen,  ob  er  bei  Weiter- 
veräußerung die  angelegten  Preise  wieder  wird  erzielen 
können.  Sollte  eine  Preissenkung  eintreten  oder  auch  nur 
eine  vorübergehende  Absaßstockung,  so  ist  mit  Verlusten 
zu  rechnen,  welche  die  bisher  erzielten  Gewinne  weit  über- 
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ireffen  können.  Dem  muß  Rechnung  getragen  werden  bei 
einer  grundsätzlichen  Änderung  der  Geseßgebung.  Es  ist 
widersinnig,  rein  mechanisch  errechneie  ziffernmäßige  Ge- 
winne zur  Versteuerung  heranzuziehen  und  eben  solche 
Verluste  außer  acht  zu  lassen.  Man  wird  also  wohl  zu 
der  abgeschafften  Durchschnittsberechnung  zurückkehren 
oder  zumindestens  eine  Aufrechnung  von  Verlusijahren 
gegen  Gewinnjahre  zulassen  müssen. 

Vor  allem  aber  müssen  die  Bewertungsvorschriften  von 
Grund  auf  umgeändert  werden.  Die  bestehenden  Begriffe 
vom  gemeinen  Wert  oder  vom  Dauerwert  sind  völlig  un- 
zureichend. Daß  bei  der  Bewertung  eines  Warenlagers 
z.  B.  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  nicht  mehr 
in  Frage  kommen  kann,  wird  jedem  einsichtigen  Steuer- 
fachmann als  selbstverständlich  erscheinen.  Welcher 
Preis  aber  soll  in  Ansaß  gebracht  werden?  Die  steuer- 
geseßlichen  Bestimmungen  und  insbesondere  diejenigen 
des  § 33  a EStG,  sind  durchaus  unzulänglich.  Der  Willkür 
ist  Tür  und  Tor  geöffnet,  um  so  mehr,  als  es  auch  in  keiner 
Branche  mehr  einen  Sachverständigen  geben  wird,  der 
imstande  wäre  zu  sagen,  welcher  in  Papiermark  aus- 
zudrückende Betrag  für  irgendeinen  Gegenstand  als 
dauernder  gemeiner  Wert  in  Frage  kommen  könnte. 

Ich  betrachte  es  hier  nicht  als  meine  Aufgabe,  fest 
umrissene  positive  Vorschläge  zu  machen.  Man  wird  nicht 
umhin  können,  bei  der  vorzunehmenden  Neugestaltung  der 
Geseßgebung  Fachleute  aus  Handel  und  Industrie,  aus 
Landwirtschaft  und  aus  der  Sieuerpraxis  heranzuziehen  und 
man  wird  sehr  gründliche  Arbeit  zu  leisten  haben.  Vor 
allen  Dingen  muß  vermieden  werden,  wieder  ein  Flickwerk 
zu  schaffen,  denn  dadurch  würde  die  bereits  herrschende 
Unordnung  nur  auf  das  äußerste  vermehrt  werden,  ohne 
daß  Abhilfe  geschaffen  ist.  Es  muß  der  schweren  Not  des 
Wirtschaftslebens  ebenso  Rechnung  getragen  werden  wie 
der  Not  der  Reichsfinanzen.  Ich  kann  mich  hier  nur  mit 
Andeutungen  begnügen.  Während  es  mir  als  sicher  er- 
scheint, daß  als  Maßstab  für  Gewinn-  und  Wert- 
berechnungen nicht  mehr  ein  so  schwankender  Begriff  wie 
die  deutsche  Reichsmark  gelten  kann,  so  glaube  ich  doch 
nicht,  daß  man  mit  einer  Umrechnung  auf  Goldmark  das  Ziel 
erreichen  könnte.  Einmal  würde  man  damit  nur  die  An- 
passung der  Inlandspreise  an  die  Weltmarktpreise  be- 
schleunigen und  andererseits  würden  alsdann  nennenswerte 
Steuern  überhaupt  nicht  mehr  eingehen.  Die  Aufmachung 
korrekter  Goldmarkbilanzen  würde  meines  Erachtens  das 
erschreckende  Ergebnis  klar  zutage  treten  lassen,  daß  der 
deutsche  Steuerzahler  gegenüber  den  Vorkriegszeiten 
bedeutend  ärmer  geworden  ist  und  immer  ärmer  wird.  Es 
dürfte  sich  aber  doch  wohl  ein  Mittelweg  finden  lassen, 
welcher  dem  sich  ständig  ändernden  Wert  der  Reichsmark 
gerecht  wird.  Ebenso  wie  man  allmonatliche  Indexziffern 
aufgesielll  hat,  welche  ein  ziemlich  genaues  Spiegelbild 
der  jeweiligen  Wirtschaftslage  geben,  wird  man  unter  Hin- 
zuziehung der  verschiedenen  beteiligten  Kreise  auch  Index- 
ziffern ermitteln  können,  welche  den  jeweiligen  Kaufwert 
der  Mark  im  Inlande  darstellen.  Solche  Indexziffern 
müßten  für  mehrere  Jahre  rückwärts  ausgearbeitet  werden 
und  sie  hätten  den  Devisor  darzustellen,  durch  welchen  die 
Papiermark  geteilt,  werden  müßte,  wenn  sie  als  Rechnungs- 
faktor in  Betracht  kommen  soll.  Selbstverständlich  müßten 
dann  noch  nachträglich  zumindestens  diejenigen  Bilanzen 
umgerechnet  werden,  welche  als  Grundlage  für  die  jeßige 
Gewinnberechnung  zu  gelten  haben.  Ich  will  meinen  Ge- 
dankengang an  einem  Beispiele  zu  erläutern  versuchen, 
wobei  die  angenommenen  Zahlen  nicht  den  geringsten  An- 
spruch darauf  erheben,  etwa  als  richtig  oder  maßgebend 
zu  gelten.  Nehmen  wir  also  an,  daß  die  Umrechnungsziffer 
der  Reichsmark  für  den  1.  Januar  1922  auf  20.  und  für  den 
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31.  Dezember  etwa  auf  180  festgeseßt  wird.  Ein  Geschäfts- 
mann, der  seinen  Jahresgewinn  des  mit  dem  Kalenderjahre 
laufenden  Geschäftsjahres  auf  Grund  seiner  Bilanzen  er- 
mitteln will,  hätte  ungefähr  folgende  Rechnung  aufzustellen: 
Die  Bilanz  vom  1.  Januar  1922  wäre  zunächst  mit  den  dama- 
ligen Tagespreisen  aufzustellen  und  der  Papiermark- 
betrag  durch  20  zu  dividieren.  Sodann  wäre  die  Bilanz 
per  31.  Dezember  1922  ebenfalls  zu  dem  Tagespreisen  auf- 
zustellen und  der  Betrag  durch  180  zu  dividieren.  Die  Ent- 
nahmen wären  monatlich  festzuslellen  und  mit  der  je- 
weiligen Monaisindexziffer  dividiert  in  Ansaß  zu  stellen. 
Der  auf  diese  Weise  errechneie  Gewinn  stellt  das  steuer- 
pflichtige Einkommen  dar,  von  welchem  ein  durch- 
gestaffelter Prozentsaß  als  Steuer  zu  erheben  ist.  Der  auf 
diese  Weise  errechneie  Steuerbetrag  ist  wiederum  mit  180 
zu  multiplizieren  und  in  Papiermark  zu  zahlen.  Diejenigen 
Werte,  wie  etwa  Grundstücke,  Maschinen,  Inventar,  welche 
im  Laufe  des  Jahres  keine  Veränderung  erfahren  haben, 
können  dabei  ganz  außer  acht  gelassen  werden.  Ich  bin 
mir  völlig  darüber  im  klaren,  daß  diese  Berechnungs- 
methode keineswegs  so  einfach  ist,  wie  sie  sich  aus  vor- 
stehendem Beispiel  darstellt.  Es  werden  verschiedenartige 
Umrechnungen  notwendig  sein,  je  nach  der  Zeit  der  An- 
schaffung der  einzelnen  Vermögensobjekte.  Diese  Kom- 
pliziertheit aber  ist  immerhin  noch  das  weit  geringere  Qbel 
als  die  Gegenüberstellung  von  in  Papiermark  aus- 
gedrückten Werten,  bei  denen  ein  derartiger  Unterschied 
besteht  wie  gegenwärtig  bei  dem  Papiermarkwert  vom 
Beginn  und  vom  Schluß  des  jahres. 

Bei  vorstehendem  Beispiel  bin  ich  davon  ausgegangen, 
daß  als  Grundlage  der  Berechnung  der  Zeitwert  in  Ansaß 
gebracht  wird  und  die  Umrechnung  durch  Division  zu  er- 
folgen hätte.  Man  könnte  aber  eventuell  auch  den  um- 
gekehrten Weg  einschlagen.  Die  amtlich  festzustellenden 
Indexziffern  würden  dann  nicht  als  Divisor,  sondern  als 
Multiplikator  zu  aienen  naben.  In  diesem  Falle  hätte  immer 
erst  eine  Umrechnung  auf  Friedenspreise  zu  erfolgen  und 
dann  eine  Vervielfältigung  mit  der  jeweiligen  Indexziffer. 
Vielleicht  ist  dieser  Weg  der  einfachere.  Bei  unserem  Bei- 
spiel hätte  der  Kaufmann  zunächst  seine  Bilanzen  zurück- 
zurechnen auf  Friedenswerte.  Er  hätte  dann  die  Bilanz 
vom  1.  Januar  1922  atwa  mit  4 zu  multiplizieren  und  die- 
jenige vom  31.  Dezember  1922  etwa  mit  20.  Auch  diese 
Zahlen  sollen  keineswegs  irgendwie  als  maßgebend  gelten 
Der  errechneie  Steuersaß  müßte  dann  mit  der  Indexziffei 
des  Schlußtages  multipliziert  werden,  um  den  Markbeirac 
zu  gewinnen,  der  zu  zahlen  ist.  Es  käme  dabei  vor  aller 
Dingen  darauf  an,  daß  die  Indexziffern,  welche  für  du 
einzelnen  Monate  auszuarbeiten  sind,  in  möglichst  genauen 
Verhältnis  zu  der  inneren  Kaufkraft  der  Mark  stehen. 

Diese  Methoden  hätten  natürlich  nur  da  Plaß  zi 
greifen,  wo  es  sich  um  Gewinne  handelt,  die  buchmäßig  zi 
errechnen  sind  und  wo  verschiedene  Werte  miieinande 
zu  vergleichen  sind.  Bei  Arbeitseinkünften,  sowie  über 
haupt  bei  kleineren  Erträgen,  etwa  bis  zu  500  000  Mark 
könnte  man  bei  der  bisherigen  Berechnungsweise  bleibei 
und  die  gesunkene  Kaufkraft  der  Mark  nur  bei  Festseßun« 
des  Tarifes  in  Berücksichtigung  ziehen. 

Es  handelt  sich  nicht  nur  um  die  Einkommensteuei 
sondern  auch  um  fast  alle  anderen  Steuergeseße.  Ar 
31.  Dezember  sollen  Vermögensaufsiellungen  gemach 
werden  für  die  Vermögenssteuer  und  die  darauf  lastende 
Zuschläge,  sowie  für  die  Zwangsanleihe.  In  den  hierfü 
erlassenen  Geseßen  ist  zwar  gesagt,  daß  „die  allgemeine 
Wirtschaftsverhältnisse  Berücksichtigung  zu  finden  haben' 
diese  Bestimmung  aber  ist  so  unklar  und  dehnbar,  da 
niemand  in  der  Lage  ist,  sie  richtig  auszulegen.  Auch  hie 
ist  eine  völlige  Neugestaltung  unerläßlich.  (284.) 
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Der  Entwurf  eines  Beiriebsstillegungsgeseßes 
und  das  Reichswirtschaftsgericht. 

Von  Dr.  jur.  Hans  ]•  Bärwinkel-Leue,  Berlin-Charlottenburg. 


Das  Reichswirtschaftsministerium  und  das  Reichs- 
arbeitsministerium gemeinsam  haben  dem  Reichsrat  und 
dem  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat  gleichzeitig  den  Ent- 
wurf eines  Geseßes  über  den  Abbruch  und  die  Stillegung 
gewerblicher  Betriebe  und  die  Streckung  der  Arbeit  — 
„Stillegungsgeseß“  — vorgelegt,  durch  welchen  die  Demo- 
bilmachungsverordnung betreffend  Maßnahmen  gegenüber 
Betriebsabbrüchen  und  -Stillegungen  vom  8.  November  1920 
(RGBl.  S.  1901)  und  die  Demobilmachungsverordnung  über 
die  Einstellung  und  Entlassung  von  Arbeitern  und  Ange- 
stellten usw.  vom  12.  Februar  1920  (RGBl.  S.  218),  die  bis- 
her immer  in  kurzen  Zeiträumen  in  ihrer  Geltungsdauer  ver- 
lägert  worden  waren,  in  die  ordentliche  Geseßgebung 
iibergeführt  werden  sollen.  Es  erscheint  unnötig,  an  dieser 
Stelle  auf  'die  sozial-  und  wirtschaftspolitischen  Einzel- 
heiten des  Gesetzentwurfs  im  allgemeinen  einzugehen; 
;s  wird  mit  Wahrscheinlichkeit  darüber  ein  lebhafter 
Streit  geführt  werden.  Dies  um  so  mehr,  als  die  beiden  ge- 
nannten Demobilmadiungsverordnungen  schon  seit  lan- 
gem Gegenstand  vieler  Klagen  und  Beschwerden  von  sei- 
ten der  Arbeitgeber  gewesen  sind.  Es  sei  lediglich  fest- 
gestellt, daß  durch  den  Entwurf  die  weitgehenden  Befug- 
lisse,  welche  durch  die  Stillegungsverordnung  der  De- 
uobilmachungsbehörde  zugewiesen  worden  waren,  nahezu 
unvermindert  auf  die  mit  der  Durchführung  des  Stillegungs- 
geseßes  zu  betrauenden  Behörden  übertragen  werden 
sollen. 

; Dies  gilt  insbesondere  von  den  Beschlagnahme-  und 
Enteignungsbestimmungen  des  § 4 der  VO.  vom  8.  Novem- 
ber 1920,  welche  sich  in  den  §§  8 bis  14  des  Entwurfs  im 
wesentlichen  unverändert  wiederfinden.  Die  „Behörde“,  von 
der  der  Entwurf  spricht  (sie  soll  gemäß  § 23  des  Entwurfs 
von  der  obersten  Landesbehörde,  bzw.  bei  Reichsbeirieben 
durch  das  Reich  bestimmt  werden),  behält  weiterhin  das 
Recht,  im  Falle  der  Stillegung  eines  Betriebes  Vorräte  an 
Roh-  und  Betriebsstoffen,  insbesondere  Brennstoffen  so- 
wie auch  die  übrigen  vom  Abbruch  bedrohten  oder  be- 
roffenen  Gegenstände  (Sachen  und  Rechte)  zu  beschlag- 
lahmen und  zugunsten  des  Landesfiskus  oder  einer  ande- 
rn Person  zu  enteignen  (§  8 Abs.  1 des  Entwurfs).  Die 
Rechtsfolgen  der  Beschlagnahme  und  Enteignung  sind  die 
üblichen:  ohne  Zustimmung  der  Behörde  dürfen  Verände- 
rnden an  den  Gegenständen  nicht  vorgenommen  werden, 
echtsgeschäftliche  Verfügungen  sowie  Verfügungen  im 
Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvollstreckung 
sind  nichtig.  Der  Besißer  ist  verpflichtet,  die  Gegenstände 
während  der  Dauer  der  Beschlagnahme  zu  verwahren  und 
ifleglich  zu  behandeln  sowie  enteignete  Gegenstände  dem 
Erwerber  herauszugeben.  Die  Beschlagnahme  verliert  ihre 
Wirkung  mit  der  Enteignung  oder,  falls  eine  solche  nicht 
jtattfindet,  nach  Ablauf  von  vier  Wochen,  welche  Frist  je- 
doch verlängert  werden  kann. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  § 10  des  Entwurfs,  da 
er  in  seinem  Schlußsaß  des  ersten  Absaßes  eine  Änderung 
des  bisherigen  Rechtszustandes  bedeutet.  Er  sei  darum 
wörtlich  wiedergegeben: 

„Die  Enteignung  erfolgt  gegen  angemessene  Ent- 
schädigung, die  den  Tagespreis  des  Tages  der  Beschlag- 
nahme nicht  überschreiten  darf;  entgangener  Gewinn  ist 
nicht  zu  erstatten.  Durch  die  Enteignung  darf  die  ord- 
nungsmäßige Führung  der  übrigen  Teile  des  Betriebes 
nicht  beeinträchtigt  werden,  sofern  nach  Lage  der  Sache 


eine  Weiterführung  des  Betriebes  in  Frage  kommt.  Gegen 
die  Festseßung  der  Entschädigung  kann  innerhalb  von 
6 Monaten  von  Zustellung  des  Festseßungsbeschlusses  an 
die  Entscheidung  des  Reichswirtschafts- 
gerichts nachgesucht  werden. 

Das  Eigentum  geht  auf  den  in  der  Anordnung  be- 
zeichneten  Erwerber  über,  sobald  die  festgeseßte  Ent- 
schädigung gezahlt  oder  hinterlegt  ist.“ 

Die  Änderung  des  Rechtszustandes  hegt,  wie  ein  Ver- 
gleich mit  § 4 Abs.  V der  VO.  vom  8.  November  1920  lehrt, 
auf  formellrechtlichem  Gebiete.  Statt  der  ordentlichen  Ge- 
richte soll  das  Reichswirtschaftsgericht  zur  Nachprüfung 
des  Festseßungsbeschlusses  berufen  sein.  Damit  ist  einer 
Anregung  von  Prof.  Ludwig  Waldecker  Rechnung  getragen, 
der  schon  in  seiner  Kritik  des  Entwurfs  der  Verordnung  vom 
8.  November  1920  im  „Berliner  Tageblatt“  vom  11.  Novem- 
ber 1920  forderte,  daß  die  Durchführung  des  Rechtsschußes 
nicht  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit,  sondern  dem  R.W.G. 
übertragen  werden  sollte,  ein  Vorschlag,  der  von  dem  Aus- 
schuß des  Reichswirtschaftsrates  jedoch  aus  dem  Grunde 
abgelehnt  wurde,  daß  vor  dem  R.W.G.  nur  in  Berlin  ver- 
handelt werden  könne.  Stichhaltig  kann  dieser  Einwand 
nicht  genannt  werden,  denn  auch  damals  schon  war  die 
Möglichkeit  vorgesehen,  auswärtige  Senate  des  R.W.G.  in 
anderen  Städten  des  Reiches  zu  errichten  (§  12  Abs.  2 der 
Verordnung  über  das  R.W.G.  vom  21.  Mai  1920  RGBL  S. 
467).  Daß  von  dieser  Möglichkeit  kein  Gebrauch  gemacht 
wurde,  war  doch  wohl  kaum  ein  hinreichender  Grund  für  die 
Übertragung  von  Aufgaben  an  die  ordentliche  Gerichts- 
barkeit, die  in  deren  Aufgabenkreis  nicht  recht  passen 
wollten.  Denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  ordentliche 
Gerichtsbarkeit  im  Sinne  des  § 12  G.  V.  G.,  sondern  um 
Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechtes,  um  Rechts- 
schutz gegen  Maßnahmen  der  Verwaltung. 

Die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  in  den  Entwurf, 
welche  die  Übertragung  des  Rechtsschußes  gegen  Verwal- 
tungsmaßnahmen auf  das  R.  W.  G.  vorsieht,  ist  das  Resul- 
tat eines  Antrages  der  Abgeordneten  Dr.  Rießer  und  Ge- 
nossen im  Reichstag  (Nr.  1006/1920),  welche  schon  § 4 
Abs.  5 der  Verordnung  vom  8.  November  1920  entsprechend 
abgeändert  wissen  wollten.  Die  Reichsregierung  hat  dem 
Anträge,  welcher  auch  einen  Einspruch  gegen  die  Be- 
schlagnahme, Enteignung  und  Übertragung  beim  R.  W.  G. 
vorsah,  in  diesem  Umfange  nicht  entsprochen  und  nur  einen 
Einspruch  gegen  die  Festseßung  der  Entschädigung  vorge- 
sehen. Sie  begründet  dies  damit,  daß  nach  allgemeinen 
Grundsäßen  als  Rechtsbehelf  gegen  die  Beschlagnahme  die 
Dienstaufsichtsbeschwerde  gegeben  sei,  welche  gegen  be- 
hördliche Verwaltungsmaßnahmen  immer  zulässig  sei.  Die 
Zulassung  eines  Rechtsmittels  (das  wäre  in  diesem  Falle 
die  Anrufungsmöglichkeit  einer  unabhängigen  richterlichen 
Behörde)  gegen  die  Enteignung  würde  den  mit  dieser  Maß- 
nahme beabsichtigten  Zweck  schleunigster  produktiver  Ver- 
wendung der  Gegenstände  erheblich  beeinträchtigen. 

Diesen  Bedenken  wird  man  keine  allzu  große  Durch- 
schlagskraft zubilligen  können.  Eine  Dienstaufsichtsbe- 
schwerde ist  nur  dann  von  einem  gewissen  Werte  für  den 
Betroffenen,  wenn  sie  eine  formelle  Beschwerde  ist,  d.  h. 
wenn  sich  an  sie  eine  Reaktionspflicht  der  angerufenen 
Behörde  knüpft  und  über  sie  in  einem  geregelten  Ver- 
fahren entschieden  wird,  wie  es  z.  B.  in  dem  Beschluß- 
verfahren des  Preußischen  Landesverwaltungsgeseßes  vor- 
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gesehen  ist.  Eine  einfache  Beschwerde  ohne  Reaktions- 
pflicht bietet  keinen  ausreichenden  Rechtsschub,  da  es  zu 
sehr  dem  willkürlichen  Ermessen  der  angerufenen  Behörde 
überlassen  bleibt,  ob  sie  dem  Einspruch  des  Betroffenen 
Gehör  schenken  und  ihm  stattgeben  will.  Wirksamer 
Rechtsschub  kann  nur  durch  eine  unabhängige  richterliche 
Instanz  gewährt  werden,  welcher  die  Nachprüfung  derVer- 
walfungsakte  in  einem  mit  den  Garantien  richterlicher  Un- 
abhängigkeit ausgestatteten  Verfahren  obliegt.  Dieser  Er- 
kenntnis entspringt  die  Einrichtung  der  Verwaltungsgerichts- 
barkeit, die  in  den  deutschen  Ländern  im  allgemeinen  hin- 
reichend ausgestaltet  ist,  im  Reich  dagegen  irob  Artikel  107 
der  Reichsverfassung  sich  heute  erst  im  Anfänge  der  Ent- 
wicklung befindet.  Das  Reichsverwaltungsgericht  ist  zur- 
zeit noch  ein  Gegenstand  der  „Hoffnungen  und  Entwürfe"; 
bis  zu  seiner  Errichtung  dürfte  einige  Zeit  vergehen. 

Kann  Rechtsschub  gegen  Majjnahmen  der  Verwaltung 
dementsprechend  nur  von  unabhängigen  Verwaltungsge- 
richten zweckentsprechend  verwirklicht  werden,  so  darf 
auch  dieser  Verwaltungsgerichtsbarkeit  die  Zuständigkeit 
nicht  zu  sehr  eingeengt  werden.  Der  Rechtsschub  darf  nicht 
nur  „materieller  Rechtsschub“  sein,  wie  es  der  § 10  des  Ent- 
wurfes vorsieht.  Dem  von  der  Enteignung  Betroffenen  isf 
in  vielen  Fällen  nicht  damit  geholfen,  dab  eine  richterliche 
Behörde  die  ihm  zugebilligte  Entschädigung  anderweitig 
festsebt.  Er  braucht  eine  unabhängige  objektive  Nachprü- 
fung der  Rechtmäbigkeit  des  Verwaltungseingriffes  selbst, 
er  braucht  „formellen  Rechisschub“.  Dieser  war  in  dem 
Antrag  des  Abgeordneten  Dr.  Rieber  vorgesehen;  die 
Reichsregierung  hat  sich  aus  vom  Verwaltungsstandpunkt 
immerhin  verständlichen  Gründen  dagegen  verschlossen. 
Insoweit  bleibt  die  im  § 10  des  Entwurfs  vorgesehene  An- 
rufungsmöglichkeit des  R.  W.  G.  in  der  jebigen  Form  nur 
eine  halbe  Mabregel.  Es  kann  nicht  übersehen  werden,  dab 
die  Gewährung  von  materiellem  Rechtsschub  ohne  gleich- 


zeitige Möglichkeit,  auch  formellen  Rechtsschub  erlangen 
zu  können  rechtlich  und  wirtschaftlich  nur  Stückwerk  bleibt. 

Die  Bestimmung,  dab  das  R.  W.  G.  als  Rechisschub- 
instanz  die  Nachprüfung  der  Entschädigungssumme  vor- 
nehmen soll,  stellt  sich  somit  als  ein  Zugeständnis  der 
Reichsregierung  dar,  welche  ersichtlich  nicht  unbedenklich 
gewährt  worden  ist.  Gegen  die  Entscheidung  der  Behörde 
über  die  Beschlagnahme,  Enteignung  und  Übertragung  soll 
es  nach  dem  Entwürfe  nach  wie  vor  nur  die  Dienstaufsichts- 
beschwerde geben;  nur  die  anderweitige  Festsebung  der 
bewilligten  Entschädigungssumme  unterliegt  auf  Einspruch 
des  Befroffenen  richterlicher  Nachprüfung.  Hier  zeigen  sich 
wieder  die  in  der  Verwaltung  immer  vorhandenen  Ten- 
denzen, die  Regelung  der  Wirtschaft  im  von  der  obersten 
Spibe  zentral  geleiteten  zwangsläufigen  Verhaltungswege 
vorzunehmen  und'dabei  nach  Möglichkeit  das  freie  Walten 
der  Behörden  von  der  Nachprüfung  durch  von  der  Ver- 
waltung unabhängige  richterliche  Behörden  freizustellen. 
Demgegenüber  kann  die  Wirtschaft  nicht  nachdrücklich 
genug  darauf  hinweisen,  wie  wichtig  eine  unabhängige 
richterliche  Kontrolle  der  Verwaltung  für  sie  ist,  besonders 
wenn  es  sich  um  Eingriffe  in  das  Wirfschaftsleben  handelt. 
Die  günstigen  Erfahrungen,  die  man  mit  der  Spruchtätig- 
keit des  aus  Juristen  und  für  jeden  Fall  besonders  ausge- 
wähiten  sachkundigen  Laien  aus  Industrie,  Handel  und 
Handwerk  besebten  R.  W.  G.  gemacht  hat,  sollten  dazu  an- 
regen, die  Beibehaltung  dieser  Bestimmung,  wenn  man  dem 
Entwurf  überhaupt  nicht  im  ganzen  die  Zustimmung  ver- 
sagt, unter  Erweiterung  der  Zuständigkeit  des  R.  W.  G. 
auch  zur  Gewährung  formellen  Rechtsschubes  auf  das 
nachdrücklichste  zu  fordern.  Das  R.  W.  G.  dürfte  dank 
seiner  praktischen  wirtschafts-rechtlichen  Erfahrung  besser 
als  die  ordenfliche  Gerichtsbarkeit  in  der  Lage  sein,  in  dem 
Falle  der  Betriebsstillegung  wirksamen  Rechtsschub  zu  ge- 
währen. Dies  ist  aber  für  die  Wirtschaft  eine  Frage,  die  in 
ihrer  Bedeutung  nicht  unterschäbt  werden  darf..  (304.) 


Die  Normalklassen  des  Deutschen  Eisenbahngütertarifs. 

Von  Ministerialrat  Dr.  B o r n. 


Der  Umschwung  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  nach  dem  Kriege  mubte  naturgemäb  für  das 
deutsche  Eisenbahnwesen  von  der  allergröbten  Bedeutung 
sein.  Bis  in  seine  für  unwandelbar  gehaltenen  Grundlagen 
ist  es  aufgewühlt  worden  und  nur  langsam  gewinnt  es  die 
Festigkeit  und  Zuverlässigkeit  wieder,  die  für  das  Wirt- 
schaftsleben eines  Staates  und  eine  gedeihliche  Entwicklung 
unerläblich  ist.  Als  eine  für  die  Allgemeinheit  gar  .-licht  hoch 
genug  zu  bewertende  Errungenschaft,  ja  für  den  Fortbestand 
der  Einheit  des  Reiches  besonders  wichtiges  Moment  mub 
die  Schaffung  eines  einheitlichen  groben  Reichsbahnnebes 
angesehen  werden,  ein  Plan,  der  von  Bismarck  sofort  nach 
Gründung  des  Deutschen  Reiches  eifrig  verfolgt  wurde, 
aber  zu  keinem  Abschlub  kam.  Erst  das  Jahr  1920  brachte 
den  Übergang  der  deutschen  Staatseisenbahnen  auf  das 
Reich,  das  damit  ebenso  grobe  wie  neue  Aufgaben  über- 
nahm. Die  Zusammenfassung  der  verschiedenen  Staats- 
eisenbahnnebe  zu  einem  Ganzen  erforderte  nicht  nur  eine 
Vereinheitlichung  der  Grundsäbe  und  der  einzelnen  Be- 
stimmungen, wenn  auch  schon  vorher  im  Wege  freier 
Vereinbarung  nicht  nur  zwischen  den  bisherigen  Staats- 
bahnen, sondern  auch  mit  den  Privateisenbahnen,  oder 
durch  die  Gesebgebung  gröbere  Gebiete  der  Eisenbahn- 
verwaltung eine  einheitliche  Regelung  gefunden  hatten, 
z.  B.  der  Wagendienst,  das  Abfertigungswesen,  das  Fracht- 
recht  u.  a.  m.,  sondern  Änderungen  der  Eisenbahnpolitik 
überhaupt. 

Ein  solches  Gebiet  war  auch  das  der  Gütertarife. 
Doch  bestand  die  Gleichmäbigkeii  im  wesentlichen  darin, 


dab  1877  der  sogenannte  Reformtarif  eingeführt  wurde,  der 
gleiche  Grundsäbe  für  die  Einreihung  der  Güter  in  die  Nor- 
maltarifklassen auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  schuf, 
und  seit  1890  gleiche  Abfertigungsgebühren  und  Sirecken- 
säbe,  also  gleiche  Frachten,  auf  Entfernungen  über  100  km, 
jedoch  nur  in  den  Normalklassen  galten.  Abgesehen 
von  diesen  Entfernungen  und  auf  dem  weiten  Gebiet  der 
Ausnahmetarife,  nach  denen  auf  den  preubisch-hessischen 
Eisenbahnen  im  Jahre  1913  allein  52,89  v.  H.  aller  Güter- 
tonnen und  58,55  v.  H.  aller  Tonnenkilometer  gefahren 
wurden,  bestand  ein  weitgehender  Unterschied  in  den 
Einheiissäben  und  in  der  Bildung  der  Tarife.  Wenn  die 
Schaffung  der  Reichsbahn  nun  auch  nicht  sofort  alle  Unter- 
schiede beseitigen  konnte  und  bis  heute  noch  nicht  beseitigt 
hat,  so  wurde  doch  ohne  Zögern  an  diese  Aufgabe  heran- 
gegangen. Der  1.  Dezember  1920  ist  der  Tag,  an  dem  die 
vollständige  materielle  Tarifeinheit  zur  Durchführung  ge- 
langte. Bis  dahin  var  der  Reformiarif  vom  Jahre  1877  auf 
den  deutschen  Bahnen  in  Wirksamkeit,  dem  das  sogenannte 
gemischte  Tarifsystem  zugrunde  lag,  das  neben  dem 
Gewicht  und  der  Menge  des  beförderten  Gutes  auch  den 
Wert  der  Waren  für  die  Frachtfestsebung  in  Betracht  zieht. 
Er  bestand  zunächst  aus  folgenden  Klassen: 

1.  der  Eilgutklasse  für  Eilsfückgut  und  Wagenladungen, 

2.  der  Stückgufklasse  für  Frachtstückgut, 

3.  der  allgemeinen  Wagenladungsklasse  B mit  der 
Nebenklasse  A 1 (für  geringere  Mengen  als  10  t, 
mindestens  5 t). 
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I,  II  und  III  mit  der  Neben- 


4.  den  Spezialtarifen 
klasse  A 2. 

1886  wurde  die  Klasse  A2  durch  den  Spezialtarif  II 
als  Nebenklasse  für  den  Spezialtarif  III  erseht,  so  dafe  die 
Klasse  A2  nun  als  Nebenklasse  nur  für  die  Spezialtarife  I 
und  II  bestehen  blieb.  1892  wurde  der  Spezialtarif  für  be- 
stimmte Stückgüter,  1899  der  für  bestimmte  Eilgüter  und 

1903  der  Tarif  für  Expreßgut  und  besehleunigstes  Eilgut 
geschaffen.  Die  geringe  Zahl  von  vier  Wagenladungs- 
klassen reichte  aber  nicht  aus.  Neben  dem  Reformtarif 
blieben  aus  Gründen  des  Wettbewerbs,  da  die  Säfee  der 
Normalklassen  besonders  auf  weite  Entfernungen  zu  hoch 
waren  und  das  Verkehrs-  und  Absafebedürfnis  eine  ge- 
nauere Anpassung  der  Frachten  an  die  Marktlage  ver- 
langte, als  es  die  wenigen  Normalklassen  zuliefeen,  ein- 
zelne Ausnahmetarife  zur  Schonung  bestehender  Verhält- 
nisse in  Kraft,  so  der  Ostbahn-Staffeltarif  für  Getreide  und 
für  Holz  u.  a.  m.  Die  deutsche  Tarifpolitik  vor  dem  Kriege 
bewegte  sich  im  grofeen  und  ganzen  in  der  Richtung,  dafe 
fortgesefet  Verkehrserleichterungen  und  Vergünstigungen 
eingeführt  wurden.  Da  die  Eisenbahnen  sich  in  vorteilhafter 
Wirtschaftslage  befanden,  so  war  es  möglich,  zahlreiche 
Güter  durch  Versefeung  in  niedrigere  Tarifklassen  oder 

durch  Vermehrung  der  Ausnahmetarife  zu  begünstigen.  So  äbe  im  a|lgemeinen 
entstand  von  1890  an  eine  grofee  Zahl  allgemeiner  Aus-^H  h 
nahmetarife,  1890  der  Rohstofftarif  (für  Düngemittel,  Erde,£> 

Kartoffeln,  Rüben,  später  ausgedehnt  auf  Erze,  Schlacken, jjj 
Brennstoffe,  Heu,  Stroh  usw.l,  1891  der  allgemeine  Staffel- 
tarif für  Getreide,  1893  für  Erze  zum  Hochofenbetrieb,  1895 
der  allgemeine  Notstandstarif  für  Düngemittel,  1901  und 

1904  für  Steine,  1897  die  Übertragung  der  Rohstoffsäfee 
auf  Kohlen  und  Koks.  Andere  Ausnahmetarife  gröfeeren 
Umfanges  dienten  dem  Absafe  nach  den  Küstengebieten, 
dem  Wettbewerb  gegen  das  Ausland,  der  Versorgung  derjj 
Industrie  und  der  Ausfuhr.  Weiter  wurden  Ausnahmetarife 
für  Notstände  (Mißernten,  Überschwemmungen  usw.l  md 
zeitlicher  Begrenzung  eingeführt. 

Hierin  ist  seit  dem  Kriege  ein  vollständiger  Umschwung 
eingetreten.  Nachdem  schon  während  des  Krieges  ver- 
schiedene Ausnahmetarife,  meistens  solche,  die  zur  Förde- 
rung der  Ausfuhr  oder  Bekämpfung  ausländischen  Wett- 
bewerbes eingeführt  waren  oder  noch  aus  der  Privatbahn- 
zeit stammten  und  eine  mehr  örtliche  Bedeutung  hatten, 
aufgehoben  worden  waren,  wurden  zum  1.  Oktober  1 91 9j, 
zahlreiche  Ausnahmetarife  beseitigt.  Der  Grund  war  zu-^ 
nächst  die  Bestimmung  des  Artikels  365  des  Friedens -y 
Vertrages,  wonach  die  Güter  der  Feindbundländer  den^ 
jeweils  billigsten  Tarif  geniefeen,  weiter  aber  auch  das  Be- 
dürfnis, die  Eisenbahneinnahmen  zu  erhöhen.  Die  ständig 
wachsende  Steigerung  aller  persönlichen  und  sächlichen 
Ausgaben  hat  dann  die  Eisenbahn  gezwungen,  fort  und  fort 
ihre  Tarife  zu  steigern.  So  waren  und  sind,  abgesehen  von 
der  am  1.  August  1917  eingeführten,  dem  Reichsfiskus  zu- 
fliefeenden  Reichsverkehrssteuer  die  Gütertarife  in  ihrer 
Gesamtheit,  also  Normalklassen  und  Ausnahmetarife,  am 
1.  April  1918  um  15  v.  H.,  am  1.  April  1919  um  60  v.  H.,  am 
1.  Oktober  1919  um  50  v.  H.,  am  1.  März  1920  um  100  v.H. 
erhöht  worden  und  zwar  immer  unter  Zugrundelegung  der 
jeweils  bestehenden  Frachtsäfee.  Mehr  und  mehr  ergab  sich 
bei  dieser  rohen,  die  verschiedene  Tragfähigkeit  der  Güter 
völlig  unberücksichtigt  lassenden  Steigerung  der  Frachten, 
dafe  ein  solches  schematisches,  in  allen  Klassen  und  auf  alle 
Entfernungen  gleichmäfeiges  Vorgehen  ungerecht  und  un- 
wirtschaftlich war;  denn  die  billigen  Güter  und  die  weiten 
Entfernungen  wurden  unverhältnismäfeig  stärker  getroffen 
als  die  wertvollen  Waren,  die  bei  ihren  Preisen  viel  mehr 
Fracht  vertragen  können,  und  die  nahen  Entfernungen. 

Gleichzeitig  machte  sich  eine  Nachprüfung  der  Güter- 
einteilung, die  die  sämtlichen  Güter  auf  die  verschiedenen 
Normalklassen  verteilt,  erforderlich,  da  die  bisherige  Güter- 


klassifikation mit  den  gänzlich  veränderten  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  nicht  mehr  im  Einklang  stand.  Mancherlei 
war  von  der  Entwicklung  überholt  und  zahlreiche  Tarif- 
vergünstigungen erschienen  bei  der  Preissteigerung  der 
Güter  und  den  sonstigen  wirtschaftlichen  Verschiebungen 
unangebracht. 

Von  gröfeerer  Bedeutung  als  diese  durch  die  Zahl  der 
davon  betroffenen  Güter  bemerkenswerte  Umgruppierung 
in  der  Gütereinteilung  war  aber  die  Änderung  im 
ganzen  Aufbau  des  Normaltarifs  und  die 
Schaffung  eines  neuen  Schemas.  Die  Neu- 
ordnung der  Normal-Beförderungsgebühren  und  des  Tarif- 
schemas, worunter  man  die  gesamte  äufeere  Anordnung 
des  Tarifs  und  seine  Einteilung  in  Klassen  versteht,  kam 
im  wesentlichen  auf  folgende  Punkte  heraus: 

1.  Übergang  vom  reinen  Entfernungs- 
tarif bei  den  bisher  noch  nicht  gestaffelten  Tarifklassen 
zur  Staffelung  in  Anstofeform  mit  der  Mafegabe, 
dafe  die  niedrigen  Tarifklassen  und  die  weiten  Entfernun- 
gen geschont  und  dafür  die  höheren  Tarifklassen  und  die 
nahen  Entfernungen  zur  Erhaltung  des  bisherigen  geldlichen 
Ergebnisses  der  Eisenbahn  stärker  herangezogen  wurden. 

In  den  bisherigen  Normalklassen  waren  die  Strecken- 
für  sämtliche  Entfernungen  gleich, 
d.  h.  die  reine  Streckenfracht,  die  Entschädigung  der  Eisen- 
bahn für  die  Beförderung  im  eigentlichen  Sinne  von  der 
iVersand-  nach  der  Empfangstation,  stieg  mit  der  Ent- 
fernung in  der  Weise,  dafe  auf  100  km  der  lOOfache  Betrag 
von  1 km  und  der  lOfache  von  10  km  kam.  Nur  die  Stück- 
gut-Streckensäfee und  die  des  Spezialtarifs  III  waren  ge- 
staffelt, d.  h.  mit  wachsender  Entfernung  wurden  die  zu- 
grunde gelegten  Einheiten  geringer.  Z.  B.  war  in  der  all-, 
gemeinen  Frachtstückgutklasse  der  Streckensafe  für  das 
t-km  auf  1 bis  50  km  11  Pf.,  während  von  51  bis  200  km 
10  Pf.  usw.  und  über  500  km  6 Pf.  für  das  t-km  an  den  vor- 
hergehenden Safe  angestofeen  wurden.  In  der  allgemeinen 
Wagenladungsklasse  B betrug  dagegen  der  Streckensafe 
auf  alle  Entfernungen  6 Pf.  In  den  neuen  Tarifen  wurden 
nun  und  sind  heute  sämtliche  Streckensäfee  der  Normal- 
klassen gestaffelt,  wie  es  übrigens  bei  den  Ausnahmetarifen 
früher  fast  durchweg  geschah.  Der  frühere  Grundsafe  der 
Nichtstaffelung  hat  zwar  den  Vorzug,  dafe  er  keine  Lösung 
der  schwierigen  Frage  erfordert,  in  welchen  Entfernungs- 
stufen und  in  welchem  Grade  die  Staffelung  vorgenommen 
werden  .soll.  Er  hat  aber  den  Nachteil,  dafe  so  gebildete 
Frachtsäfee  für  den  Nahverkehr  zu  niedrig  und  für  den 
Fernverkehr  zu  hoch  sind,  den  Wettbewerb  auf  gröfeere 
Entfernungen  also  unterbinden.  Die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse verlangten  aber  gerade,  dafe  die  geographisch 
ungünstig  gelegenen  Teile  Deutschlands,  wie  Ostpreufeen, 
Bayern,  die  Nordmark,  durch  die  Eisenbahnfracht  nicht  in 
eine  gegen  früher  ungünstigere  Lage  versefet  würden  als 
die  in  der  Nähe  der  Kohlengebiete  oder  anderer  Rohstoff- 
gewinnungsstätten liegenden  Landesteile,  nachdem  die 
Einführung  des  Achtstundentages  und  die  starke  Aus- 
gleichung der  Löhne  in  allen  Gegenden  den  früher  auf 
diesem  Gebiet  günstiger  gestellten  Landesteilen  diese  Vor- 
teile genommen  hatte.  Dabei  erschien  es  zweckmäfeig,  die 
teueren  Wagenladungsklassen  schwächer,  die  billigen 
entsprechend  stärker  zu  staffeln,  um  den  Bedürfnissen  des 
Wirtschaftslebens  Rechnung  zu  tragen.  Während  hohe 
Frachten  für  Fertigwaren  den  auf  das  ganze  Reich  ver- 
teilten kleineren  Werken  den  Wettbewerb  gegenüber  den 
grofeen  ermöglichen,  werden  die  volkswirtschaftlich  wichti- 
gen Rohstoffe  zu  möglichst  niedrigen  Säfeen  zu  befördern 
sein.  Andererseits  erscheint  es  angebracht,  da  die  Be- 
förderung auf  kurze  Entfernungen  immer  noch  im  Vorteil 
gegenüber  den  Fernsendungen  mit  niedrigen  Fraehtein- 
heiten  ist,  mit  erhöhten  Anfangssäfeen  zu  beginnen  und  mit 
zunehmender  Entfernung  durch  Abstaffelung  die  Tarife  zu 
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verbilligen.  Waren  in  der  Frage  der  Durchführung  des 
Staffelgrundsaßes  an  sich  keine  allzu  großen  Meinungs- 
verschiedenheiten und  Widerstände  vorhanden,  so  ist  noch 
heute  der  Kampf  um  den  Grad  der  Staffelung  nicht 
beendet.  Naturgemäß  forderten  die  von  den  Haupt- 
verkehrsmittelpunkten Deutschlands  entfernten  Wirt- 
schaftsgebiete eine  möglichst  starke  Staffelung.  Diesem 
Wunsche  standen  aber  die  möglichste  Erhaltung  der  be- 
stehenden Wettbewerbsverhältnisse,  die  Belange  der  Pri- 
vatbahnen und  der  Schiffahrt  und  nicht  zuleßt  die  Un- 
sicherheit der  geldlichen  Wirkung  einer  allgemeinen 
Staffelung  überhaupt  auf  die  Einnahmen  der  Eisenbahn  ent- 
gegen. Man  mußte  bei  der  unklaren  Wirtschaftslage  von 
den  bestehenden  Frachteinheiten  ausgehen  und  im  großen 
und  ganzen  das  bisherige  Einnahmeergebnis  zu  erreichen, 
Ermäßigungen  an  einer  Stelle,  etwa  in  den  niedrigen  Tarif- 
klassen oder  auf  weite  Entfernungen  durch  entsprechende 
Erhöhungen  an  anderer  Stelle,  also  in  den  höheren 
Klassen  und  auf  die  nahen  Entfernungen,  auszugleichen 
versuchen.  Alle  diese  Erwägungen  führten  1920  zu  einer 
verhältnismäßig  schwachen  Staffelung. 

2.  Einrechnung  einer  in  jeder  Tarifklasse  auf 
alle  Entfernungen  gleich  bleibenden  Abferti- 
gungsgebühr. Obwohl  die  Abfertigungsgebühr  be- 
grifflich eine  Entschädigung  für  die  mit  der  Annahme  und 
Auslieferung  der  Güter  verbundenen  Leistungen  darstellt, 
also  für  die  Bereitstellung  der  Wagen,  das  Vorhalten  der 
Gleis-  und  Schuppenanlagen,  die  gesamten  Büroarbeiten 
auf  der  Versand-  und  Empfangsstation  usw.,  infolgedessen 
im  wesentlichen  von  der  Länge  des  Beförderungsweges 
unabhängig  ist  und  stets  die  gleiche  sein  müßte,  war  sie 
früher  bis  100  km  gestaffelt  und  zwar  in  den  Anfangs- 
entfernungen niedriger  und  erst  von  einer  gewissen,  bei  den 
einzelnen  Staatsbahnverwaltungen  übrigens  verschiedenen 
Entfernung  in  voller  Höhe  eingerechnet.  Die  Staffelung 
der  Abfertigungsgebühr  in  den  einzelnen  Klassen  wurde 
1920  nun  vollständig  aufgegeben.  Sie  ist  jeßt  auf  alle 
Entfernungen  gleich,  aber  nach  den  Klassen  ver- 
schieden und  zwar  von  den  höheren  nach  den  unteren 
Tarifklassen  hin  abgestuft. 

3.  Vermehrung  der  Hauptwagenladungs- 
klassen des  Reformtarifs,  nämlich  der  allgemeinen 
Wagenladungsklasse  und  der  drei  Spezialtarife  um  eine 
fünfte. 

Die  Verteilung  der  Güter  auf  vier  Klassen,  nämlich  die 
allgemeine  Wagenladungsklasse  für  hochwertige  Fertig- 
waren, Erzeugnisse  und  Bedarfsgegenstände,  Lebens-  und 
Genußmittel  und  Luxuswaren,  den  Spezialtarif  I für  Fertig- 
waren und  Lebensmittel  im  allgemeinen,  den  Spezialtarif  II 
für  Halbfertigwaren  und  Vorerzeugnisse  und  den  Spezial- 
iarif  III  für  Rohstoffe  und  Abfälle,  hatte  sich  zwar  bewährt, 
die  Prüfung  ergab  aber,  daß  eine  Anzahl  sogenannter  all- 
gemeiner Ausnahmetarife  — hauptsächlich  der  Rohstofftarif 
und  der  Düngekalktarif  — zweckmäßigerweise  zu  einer 

4.  Normalklasse  vereinigt  würden,  in  der  dann  die  verkehrs- 
wichtigen unverarbeiteten  Rohstoffe,  die  billigen  Dünge- 
mittel und  für  die  Volksernährung  besonders  wichtige 
Feld-  und  Gartenfrüchte  Aufnahme  fanden.  Es  entstanden 
so  die  Normalklassen  A,  B,  C,  D,  E.  Die  frühere  Einrichtung 


der  Nebenklassen  wurde  beibehalten.  Es  bestehen  dafür 
die  Klassen  An,  Bn,  Cn,  Dn,  die  20  v.  H.,  30  v.  H.,  40  v.  H. 
und  50  v.  H.  teurer  sind  als  die  Hauptklassen,  um  die  voll- 
ständige Wagenraumausnußung  zu  erreichen.  Für  die 
Klasse  E besteht  bis  jeßt  keine  Nebenklasse,  da  sie  die 
billigste  mit  niederen  Frachteinheiten  ist  und  nur  Massen- 
güter umfaßt,  bei  denen  die  Frachtberechnung  von  der 
Ausnußung  des  Ladegewichts  des  Wagens  abhängig  ge- 
macht wird. 

4.  Erhöhung  des  Mindestgewichts  für 
Ladungen  der  Hauptklassen  auf  15  t. 

Da  bei  Einführung  des  Reformfarifs  1877  als  Normal- 
güferwagen  ein  solcher  mit  einem  Ladegewicht  von  10  t 
galt,  so  wurde  die  Anwendung  der  Tarife  der  Hauptwagen- 
ladungsklassen von  der  Verladung  von  10  t (oder  der  Be- 
zahlung der  Fracht  für  diese  Menge)  für  eine  Sendung 
abhängig  gemacht.  Der  damit  verfolgte  Zweck,  die  beste 
Wagenausnußung  zu  erzielen,  wurde  aber  schon  seit  län- 
gerer Zeit  nicht  mehr  erreicht,  weil  der  Wagen  der  Regel- 
bauart schon  seit  Jahren  ein  Ladegewicht  von  15  t hat. 
Man  ging  daher  zum  15-t-SYstem  über,  d.  h.  das  Mindest- 
gewicht für  Ladungen  der  Hauptklassen  A— E wurde  auf 
15  t heraufgeseßt.  Da  für  eine  Anzahl  Güter  diese  Än- 
derung der  allgemeinen  Tarifvorschriften  zu  Härten  geführt 
hätte,  nämlich  bei  den  wegen  ihrer  Sperrigkeit  das  Lade- 
gewicht des  Wagens  nicht  ausnußenden,  denen  man  wegen 
ihres  geringen  Wertes  die  Zahlung  der  Fracht  für  15  t 
oder  die  Anwendung  der  teueren  Nebenklassen  nicht  zu- 
muten konnte,  und  die  aus  sonstigen  durchschlagenden 
Gründen  troß  Versendung  kleinerer  Mengen  einer  Be- 
günstigung bedürfen,  so  wurde  eine  Ausnahmeliste  A 
eingeführt.  Die  dort  aufgeführten  Güter  unterliegen  einem 
Mindestgewicht  von  nur  10  t.  Für  Massengüter,  bei  denen 
im  Gegensaß  dazu  die  Ausnußung  höherer  Ladegewichte 
als  15  t verlangt  werden  kann  — z.  B.  Steinkohlen,  Braun- 
kohlen, Erden,  bestimmte  Eisen-  und  Stahlwaren  usw.  — , 
wurde  eine  erschwerende  Liste  B geschaffen.  Werden 
Güter  dieser  Art  in  Wagen  von  mehr  als  15  t Ladegewicht 
verladen,  so  ist  die  Fracht  nach  der  Hauptklasse  nur  bei 
Ausnußung  dieses  höheren  Ladegewichts  zu  berechnen. 

5.  Grundsäßliche  Erhöhung  der  Fracht  für 
Beförderung  in  gedeckten  Wagen. 

Während  früher  für  bestimmte  Waren  oder  bestimmte 
Klassen  von  Gütern  ohne  besondere  Entschädigung  ge- 
deckte Wagen  gestellt  wurden,  ist  jeßt  der  Grundsaß 
durchgeführt,  daß  für  die  Hergabe  eines  gedeckten  Wagens 
10  v.  H.  der  Fracht  mehr  zu  zahlen  ist.  Das  ist  durchaus 
begründet;  denn  die  Beschaffungs-  und  Unterhaltungs- 
kosten solcher  G-Wagen  sind  erheblich  höher  als  die  der 
offenen  (O-)  Wagen  und  auch  die  Betriebskosten  stellen 
sich  infolge  des  größeren  Eigengewichts  und  der  gerin- 
geren Ladefähigkeit  wesentlich  teurer  als  bei  offenen 
Wagen.  Immerhin  sah  man  auch  hier  zunächst  von  einer 
vollständigen  Durchführung  ab  und  ließ  Ausnahmen  zu, 
indem  man  Güter,  die  aus  technischen  und  wirtschaftlichen 
Gründen  d.  h.  nach  ihrer  Beschaffenheit  die  Verladung  in 
offene  Wagen  und  nach  ihrem  Werte  die  Zahlung  einer 
Mehrfracht  nicht  vertragen,  in  einer  Freiliste  (II)  zu- 
sammenfaßte. (Schluß  folgt.)  I298a.l 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Aus  der  Sammelmappe. 

Vorausseßungen  der  Markstabilisierung. 

Im  Wirtschafts-Bericht  der  Commerz-  und  Privai-Bank  A.-G. 
(Hamburg-Berlin)  vom  Oktober  d.  ).  wurden  u.  a.  die  Voraus- 
setzungen der  Markstabilisierung  besprochen.  Da- 
zu wird  bemerkt; 


„Es  versteht  sich  von  selbst,  daß,  solange  die  Reparations* 
leistungen  — seien  es  nun  Barzahlungen  oder  Sachlieferungen  — 
gleichsam  wie  ein  Damoklesschwert  die  deutsche  Wirtschaft 
ständig  bedrohen,  und  so  lange  die  schon  stark  passive  Bilanz 
immer  mehr  und  mehr  belastet  wird,  eine  Stabilisierung 
der  Mark  nicht  erfolgen  kann.  Es  mutet  eigentümlich 
an,  wenn  man  liest,  wie  von  namhaften  Mitgliedern  der  Repa- 
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rationskommission  erklär!  wird,  daß  zunächst  die  Sanierung  der 
Finanzen  und  die  Stabilisierung  der  Mark  erfolgen  müssen,  bevor 
die  Zahlungen  und  Reparationen  zu  regeln  seien.  Die  gleiche 
Verkennung  der  Kausalzusammenhänge  scheint  uns  vorzuliegen, 
wenn  auch  deutsche  Zeitungen  und  Politiker  im  jefeigen  Zeit- 
punkt eine  „aktive  Währungspolitik“  unter  Verwendung  des 
Goldbestandes  der  Reichsbank  für  neue  Währungsexperimente 
verlangen.  Ehe  nicht  das  ganze  Wiedergutmachungsproblem  in 
einer  wirtschaftlich  rationellen  Weise  geregelt  ist,  und  ehe  nicht 
der  Drude  der  ungeheuren  Belastung  von  dem  schon  an  und  für 
sich  passiven  deutschen  Saldo  genommen  ist,  können  weder 
Finanzen  noch  Valuta  genesen.“  (329.) 

Zur  großen  Verkehrsmittelreform  hat  sich  am  27.  Oktober  d.  ). 
Exz.  Kirchhoff  in  einem  in  Paderborn  gehaltenen  Vortrage  wie 
folgt  geäußert:  „Das  von  der  Verfassung  in  so  klarer 
Weise  inaugurierte  Reichsbahnsystem  ist  bei 
seiner  Durchführung  von  Anfang  an  sabotiert 
worden.  Trofe  aller  Bemühungen  des  Reichsverkehrsministers 
ist  es  noch  nicht  gelungen,  das  deutsche  Eisenbahnwesen  zu  einer 
Reichsbahn  im  Sinne  der  Reichsverfassung  auszugestaltcn.  Vor 
allem  legte  Bayern  von  Haus  aus  ausschlaggebenden  Wert  darauf, 
im  eigenen  Lande  Herr  des  Eisenbahnwesens  zu  bleiben.  Kein 
bayerischer  Eisenbahnbeamfer  darf  gegen  seinen  Willen  aus 
Bayern  versefef  werden.  Bayerische  Eisenbahntarife  will  Bayern 
selbständig  bearbeiten,  wiewohl  auch  andere  Länder  vielfadi 
daran  beteiligt  sind.  Die  „Bayerische  Zweigstelle  des  Reichs- 
verkehrministeriums“ ist  in  wichtigen  Dingen  eben  das  Reichs- 
verkehrsministerium  selbst.  Wohl  hat  das  Reich  im  bayerischen 
Eisenbahnbetrieb  und  -Bau  die  Geldmittel  zu  beschaffen;  das 
Ausgeben  aber  besorgt  Bayern  allein:  bekanntlich  die  ange- 
nehmste, aber  wirtschaftlich  ruinöseste  Verwaltungsart!  Die 
anderen  Eisenbahnländer  folgten  mehr  oder  weniger  diesen 
Spuren.  So  ist  es  bisher  nicht  möglich  gewesen, 
die  große  Reform  des  Verkehrswesens  im  Sinne 
und  Geiste  der  Verfassung  als  Reichssache 
einheitlich  und  wirtschaftlich  durchzuführen. 
In  lefeterer  Beziehung  kam  noch  hinzu,  daß  der  Kaufpreis  für 
die  schon  bei  ihrer  Abtretung  an  das  Reich  unrentablen  Staats- 
bahnen nach  dem  damaligen  Valutastande  so  hoch  bemessen 
war,  daß  eine  finanzielle  Sanierung  der  Reichsbahn  unmöglich 
wurde.  Ein  hochstehender  Reichsbeamter  hat  diese  Geschäfts- 
gebarung der  Eisenbahnländer  einmal  drastisch  als  einen  „Raub- 
zug der  Eisenbahnländer  auf  die  Tasche  des  Reiches“  bezeichnet.“ 

(334.) 

Die  Regelung  der  Arbeitszeit  in  Frankreich.  Die  Pariser  Zeit- 
schrift „Renaissance  politique,  litteraire  et  artistique“  veröffent- 
licht die  Ergebnisse  einer  Untersuchung  über  die  Wirkung 
des  Achtstundentages  in  Frankreich.  Die  Umfrage  wurde 
gerichtet  an  die  maßgebendsten  Verbände  der  Industrie,  des 
Handels,  der  Schiffahrt  und  der  Landwirtschaft,  sowie  an  eine 
Anzahl  von  Politikern  und  Gewerkschaftsführern,  deren  Ansicht 
über  die  Wirkung  des  Achtstundentages,  seinen  Einfluß  auf  Er- 
zeugung, Verkaufspreise  usw.,  von  Interesse  ist.  Nachstehend 
ein  Auszug  aus  den  wichtigsten  Antworten. 

Antwort  der  Industriegruppe,  Verband  der  Metall-  und  Berg- 
werks-Industrie und  zugehöriger  Gruppen:  Für  durchgehende 
Betriebe  machte  sich  infolge  der  achtstündigen  Arbeitszeit  eine 
Vermehrung  der  Arbeiterschaft  um  45 — 50  v.  H.  nötig,  wobei  sich 
infolge  Gleichbleibens  des  Einkommens  des  einzelnen  Arbeiters 
eine  Erhöhung  der  Lohnausgaben  um  gleichfalls  45—50  v.  H. 
ergab. 

In  nichtkonfinuierlichen  Betrieben  und  medianischen  Werk- 
stätten trat  eine  Leistungsverminderung  um  rund  18  v.  H.  ein,  die 
im  allgemeinen  nicht  durch  Verbesserung  der  Arbeitsmethoden 
ausgeglichen  werden  konnte. 

Der  Verband  ist  der  Meinung,  daß  der  Industrie  für  min- 
destens 7 Jahre  die  Ermächtigung  erteilt  werden  müßte,  die  ge- 
sefeliche  Arbeitszeit  um  300  Stunden  je  Jahr  zu  überschreiten. 

Der  Zentralvorstand  des  Verbandes  der  Kohlenbergwerks- 
besifeer  führt  aus,  daß  unter  dem  Arbeitszeitgesefe  des  Jahres 
1913  die  durchschnittliche  Dienstbereitschaft  der  Untertagsarbeiter 
9 Stunden  6 Minuten  betragen  habe,  während  die  durchschnitt- 
liche effektive  Arbeitszeit  7 Stunden  38  Minuten  betrug.  Durch 
Gesefe  vom  24.  Juni  1919  wurde  die  Dienstbereitschaft  auf 
7 Stunden  40  Minuten,  die  der  wirklichen  Arbeitszeit  auf  6 Stunden 
17  Minuten  herabgesefet.  Diese  beiden  Abänderungen  haben  zu 
einer  Verringerung  der  tatsächlichen  Arbeitszeit  um  16—18  v.  H. 


geführt.  Die  Verminderung  des  Arbeitserträgnisses  je  Arbeiter 
beträgt  20  v.  H.  (Uber-  und  Untertagsarbeiter)  und  26  v.  H.  für 
die  Untertagsarbeiter  allein. 

Der  Zentralvorstand  des  Verbandes  der  französischen  Berg- 
werksbesifeer  erachtet  die  Beibehaltung  des  Gesefees  für  unmög- 
lich, wenn  nicht  große  wirtschaftliche  Schäden  daraus  erwachsen 
sollen. 

Die  Vereinigung  der  Arbeitgeber-Verbände  der  Textil- 
industrie äußert  sich  dahin,  daß  in  dieser  Industrie,  in  der  die 
Mechanisierung  den  Höchstgrad  erreicht  habe,  die  Verringerung 
in  der  Erzeugung  der  Verminderung  der  Arbeitszeit  entspreche. 
Auch  sie  fordert,  daß  allen  Industrien  eine  Uberstundenzahl  von 
höchstens  300  je  Jahr  zugebilligt  werde. 

Der  Generalsekretär  der  Haupteisenbahn-Gesellschaftcn 
führt  folgendes  aus:  Es  machte  sich  die  Einstellung  von  weiteren 
100  000  Angestellten  notwendig,  was  40  v.  H.  der  Gesamtzahl  der 
Beschäftigten  gleichkommt.  Gleichzeitig  sank  das  Arbeits- 
erträgnis der  bereits  Beschäftigten  um  30—40  v.  H. 

Die  Erhöhung  der  Betriebskosten  erreicht  jährlich  den  Betrag 
von  1100  Millionen  Franken  für  die  sechs  Haupteisenbahnnefee, 
wovon  800  Millionen  auf  die  vermehrten  Kosten  für  Löhne  ent- 
fallen; weitere  300  Millionen  dienen  zur  Zahlung  der  Zinsen  und 
Abzahlung  des  Kapitals,  das  zur  Beschaffung  der  infolge  der 
Neueinstellungen  erforderlichen  Einrichtungen  und  Materialien 
benötigt  wurde.  Um  die  so  entstehenden  Verluste  zu  verringern, 
mußten  die  Transportgebühren  erhöht  werden,  was  mehr  oder 
minder  in  den  Preisen  der  Waren  zum  Ausdruck  kommt. 

Antwort  der  Handelsgruppe:  Die  Vereinigung  der  wirtschaft- 
lichen Verbände  weist  darauf  hin,  daß  fast  alle  Handelskammern, 
eine  beträchtliche  Anzahl  aller  Handels-  und  Industrie-Vereini- 
gungen usw.  eine  Abänderung  und  Erweiterung  des  Achtstunden- 
tag-Gesefees  fordern:  Die  Handelskammer  Lyon  sucht  um  die 
Erlaubnis  nach,  während  einer  Zeitspanne  von  5 Jahren  täglich 
die  Arbeitszeit  um  2 Stunden  verlängern  zu  dürfen.  Die  Handels- 
kammer Limoges  spricht  den  Wunsch  aus,  es  möchte  das  Gesefe 
über  den  Achtstundentag  solange  außer  Kraft  gesefet  werden, 
bis  die  Weltwirtschaftslage  den  Abschluß  eines  internationalen 
Übereinkommens  in  dieser  Frage  zulasse. 

Antwort  der  Schiffahrts-Industrie:  Der  Zentralvorstand  der 
Reeder  Frankreichs  erinnert  daran,  daß  das  Parlament  für  die 
grundsäfeliche  Einführung  des  Achtstundentages  in  der  Handels- 
marine unter  der  Voraussefeung  gestimmt  habe,  daß  das  Beispiel 
Frankreichs  in  allen  Schiffahrt  betreibenden  Ländern  Nach- 
ahmung finden  werde,  andernfalls  die  französische  Schiffahrts- 
Industrie  für  diese  neue  Belastung  entschädigt  werden  würde. 
Inzwischen  habe  es  sich  gezeigt,  daß  die  übrigen  Schiffahrt 
treibenden  Länder  dem  Beispiel  Frankreichs  nicht  gefolgt  sind. 

Antwort  der  Gewerkschaften:  Der  Sekretär  des  Metall- 
arbeiter-Verbandes stellt  fest,  daß  der  Achtstundentag  nicht 
Ursache  der  Teuerung  ist.  Nach  seiner  Ansicht  hat  sich  infolge 
des  Krieges  die  Zahl  der  Zwischenhändler,  die  die  aufgekauften 
Waren  nicht  dem  Verbraucher,  sondern  weiteren  Zwischenhändlern 
zuführen,  sehr  vermehrt.  Dazu  kommt,  daß  in  allen  Ländern  die 
Flut  des  wirtschaftlichen  Nationalismus  hochging,  die  in  erhöhten 
Einfuhrzollsäfeen  zum  Ausdruck  kam,  die  angeblich  zum  Schüfe 
der  eigenen  Industrie  aufgestellt  wurden.  Andererseits  sei  die 
eingetretene  Verminderung  der  Erzeugung  nicht  eine  Folge  des 
Achtstundentages,  sondern  des  Mangels  an  Rohmaterialien  und 
der  übertriebenen  Preise. 

Der  Sekretär  des  Metallarbeiter-Verbandes  gibt  der  Meinung 
Ausdruck,  daß  das  Gesefe  unverändert  aufrechterhalten  werden 
sollte  und  daß  die  bestehenden  Anwendungsbestimmungen  da, 
wo  ein  guter  Wille  zur  Verständigung  mit  den  Gewerkschaften 
vorhanden  ist,  durchaus  gestatten,  auf  die  Bedürfnisse  der 
Industrie  bei  Durchführung  des  Achtstundentages  Rücksichten  zu 
nehmen.  H.  (333.) 

Schiffsverkehr. 

Die  Außenhandelsstelle  Für  Schiffe  teilt  folgendes  mit:  Es  ist 
beabsichtigt,  die  zurzeit  gültigen  Richtlinien  für  die  Einfuhr 
der  ehemals  deutschen  von  der  belgischen  Regierung  frei- 
gegebenen Schleppdampfer*)  dahin  abzuändern,  daß  der  darin 
vorgesehene  Schüfe  der  früheren  deutschen  Eigentümer  vom 
1.  Dezember  1922  ab  entfällt.  Diese  Abänderung  soll  jedoch  keine 
Anwendung  auf  Einfuhranträge  finden,  die  bei  der  Außenhandels- 
sielle  für  Schiffe  bereits  anhängig  sind  und  zu  denen  der  frühere 

*)  Vgl.  D.  W.  Z.  1922,  S.  138,  259, 
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Eigentümer  mitgeteilt  hat,  dag  er  auf  den  Rückerwerb  nicht  ver- 
zichtet. Zwecks  Wahrung  ihrer  Interessen  im  Hinblick  auf  die 
geltenden  Einfuhrbestimmungen  werden  die  früheren  Eigentümer 
ersucht,  der  Augenhandelsstelle  für  Schiffe,  Berlin  NW  40,  Kron- 
prinzenufer 19,  bis  spätestens  zum  24.  November  1922  Kenntnis 
zu  geben,  ob  und  welche  ihrer  früheren  Schiffe  sie  anzukaufen 
und  wieder  einzuführen  beabsichtigen.  Für  die  bis  zum  ge- 
nannten Termin  angemeldeten  Schiffe  soll  der  Schug  des  Vor- 
besigers  nach  Maggabe  der  zurzeit  gültigen  Richtlinien  auch  nach 
dem  1.  Dezember  bestehen  bleiben.  Später  eingehende  Anträge 
können  keine  Berücksichtigung  finden.  Eine  Anmeldung  kommt 
auch  dann  in  Frage,  wenn  ein  früherer  Eigentümer  an  Stelle 
seines  abgegebenen  Fahrzeuges  ein  anderes  anzukaufen  und  ein- 
zuführen beabsichtigt.  (327) 

Stinnes-Dampfer.  Am  20.  September  d.  J.  trat  der  Dampfer 
„General  Belgrano"  seine  erste  Ausreise  nach  Südamerika  an. 
Mit  diesem  neuen  Passagier-Doppelschraubendampfer  bietet  sich 
den  Südamerika-Reisenden  eine  günstige  und  billige  Fahrge- 
legenheit sowohl  in  einfacher,  gut  eingerichteter  Kajüte  als  auch 
in  der  III.  Klasse,  die  mit  allen  Neuerungen  zweckentsprechend 
ausgestattet  ist.  Hervorzuheben  ist  auch  die  Einrichtung  des 
Wohndecks,  das  sich  durch  besonders  gute  RaumVerhältnisse  und 
hohe,  luftige  Decks  auszeichnet. 

Am  14.  Oktober  d.  J.  wurde  ein  neuer,  auf  der  Marine-Werft 
in  Wilhelmshaven  im  Bau  befindlicher  Dampfer  vom  Stapel  ge- 
lassen, der  nach  dem  verdienstvollen  Mitarbeiter  der  deutschen 
Chemie  „Adolf  von  Bayer"  benannt  worden  ist.  Das  Schiff 
ist  ein  Schwesterschiff  des  Dampfers  „Emil  Kirdorf“  und  hat 
eine  Ladefähigkeit  von  etwa  8100  Tonnen;  es  dient  dem  Fracht- 
und  Passagierverkehr  und  hat  Plag  für  etwa  50  Kajütpassagiere. 
Nach  erfolgter  Probefahrt  wird  der  Dampfer  in  den  Ostasien- 
Verkehr  eingestellt  werden.  (331.) 

Die  französischen  Bevollmächtigten 
für  deutsche  Lieferungsaufträge. 

Das  französische  Ministerium  für  die  befreiten  Gebiete  hat 
nunmehr  die  erste  Liste  der  regierungsseitig  anerkannten  fran- 
zösischen „Mandataires“  bekanntgegeben.  Diese  Bevollmäch- 
tigten für  deutsche  Naturallieferungen  haben  bekanntlich  die 
Aufträge  der  Geschädigten  entgegenzunehmen  und  sie  den  deut- 
schen Lieferanten  zu  übermitteln.  Durch  das  genannte  Ministerium 
sind  bis  jegt  folgende  Bevollmächtigte  amtlich  zugelassen  worden: 

Office  general  des  entrepreneurs  du  Nord,  54,  rue  Esquer- 
moise,  Folie  (Baumaterialien). 

Carpentier,  Kaufmann  in  Yussy  (Aisne,  Dep.  Somme)  (Bau- 
materialien). 

Carrers  & Cie.,  6,  rue  Saint-Vincent-de-Paul,  Paris  (Bau- 
materialien). 

Guillard,  9,  rue  Albert-de-Sapparent,  Paris  (Baumaterial 
und  Glaswaren).  • 

Robert  Deroide,  6,  rue  de  la  Duchesse,  Calais  (Hand- 
werkszeug). 

Masse,  16,  avenue  de  Villiers,  Paris  (sämtliches  Material). 

Consortium  pour  l’Europe  centrale,  9,  boulevard  Malesherbes, 
Paris  (elektrische  Artikel). 

Societe  Decaches-Agache,  2,  rue  du  Cirque,  Lille  (sämt- 
liches Material).  \ 

Villeratte,  43,  rue  Gantois,  Lille  (chemische  Produkte, 
Farbstoffe). 

L.  Jonnet,  6,  rue  Derriere-la-Tour,  Valenciennes  (Hei- 
zungsanlagen). 

Joseph  Vasse,  50,  avenue  Emile-Zola,  Lille  (Beleuchtungs- 
körper). 

Leon  Mancourt,  7,  rue  du  Sentier,  Tourcoing  (chemische 
Produkte). 

De  Leroy-Poirier,  11,  rue  du  College,  Belhune  (Bau- 
material). 

Robert  Deroide,  6,  rue  de  la  Duchesse,  Calais  (Textilwaren 
usw.,  s.  o.). 

Societe  approvisionnement  des  Cooperatives  de  construc- 
tions,  29,  rue  Emile-Lengeet,  Arras  (sämtliches  Material). 

Leroy-Brasquin,  90,  avenue  de  Bruay,  Bethune  (Bau- 
material). 

Neumann-Reboux  et  Cie.,  route  de  Douai,  Arras  (Bau- 
material). 

Gaston  Dhorne,  7,  rue  des  Poissonniers,  N e s 1 e (sämtliches 
Material).  Aus  der  Ind.-  u.  Hdl.-Ztg.  (328.) 


Jugoslawische  Devisenvorschriften. 

Eine  neue  jugoslawische  Devisenverordnung  hat  folgenden 
Wortlaut: 

I.  Bewilligung  zum  Ankäufe  von  Devisen. 

Die  Bewilligung  zum  Ankäufe  von  Devisen  kann  von  den 
Sektionen  erteilt  werden,  wenn  es  sich  um  die  nachgewiesene 
Fälligkeit  einer  Verbindlichkeit  für  vor  dem  2.  September  d.  J. 
bestellte  Waren  handelt,  sofern  die  Bestellung  der  Sektion  bis 
21.  September  d.  J.  gemeldet  und  die  Verbindlichkeit  auf  Grund 
eines  Wechsels,  Konossements,  einer  Nachnahme  oder  einer  vor 
dem  2.  September  getroffenen  Vereinbarung  fällig  geworden  ist. 

II.  Die  Sektionen  dürfen  die  Bewilligungen  nicht  erteilen, 
wenn  die  Bestellung  nach  dem  2.  September  erteilt  und  der 
Sektion  bis  zum  21.  September  nicht  gemeldet  wurde.  Für  in  , 
das  Land  eingetretene  Waren,  die  nach  dem  2.  September  be- 
stellt oder  der  Sektion  bis  zum  21.  September  nicht  gemeldet 
wurden,  aber  in  einer  Station  in  den  Zollämtern  oder  beim  Spe- 
diteur liegen,  können  die  Sektionen  die  Einfuhrbewilligung  zur 
Verzollung  und  Ausladung  der  Ware  mit  dem  Beifügen  erteilen, 
dag  diese  Einfuhrbewilligung  ohne  Verbindlichkeit  für  den  spä- 
teren Devisenankauf  erteilt  wird,  da  der  Devisenankauf  für  diese 
Fälle  durch  eine  Verordnung  geregelt  werden  wird.  Die  Parteien 
müssen  diese  Bewilligungen  aufbewahren,  da  sie  sie  später 
gleichzeitig  mit  dem  Gesuch  der  Sektion  vorzulegen  haben. 

III.  Ist  die  Empfangnahme  der  eingelangten  Waren  an  die 
Entrichtung  der  Transportkosten  in  fremder  Valuta  gebunden, 
so  können  die  Sektionen  den  Ankauf  fremder  Zahlungsmittel 
lediglich  zur  Entrichtung  der  Frachtkosten  erteilen,  damit  die 
Stationen  nicht  überfüllt  und  die  Ware  durch  das  Standgeld  nicht 
verteuert  werde.  Von  allen  Parteien,  die  sich  mit  einem  solchen 
Ansuchen  an  die  Sektion  wenden,  ist  zu  verlangen,  dag  sie  sofort 
sämtliche  vor  dem  2.  September  bestellten  Waren  anmelden,  da 
spätere  Anmeldungen  nicht  berücksichtigt  werden. 

IV.  Einfuhrbewilligung  für  neue  Bestellungen. 

Die  Sektionen  können  Einfuhrbewilligungen  für  neue  Be- 
stellungen bis  zur  Herausgabe  der  neuen  Verordnung  blog  für 
Staatslieferungen  ausstellen,  wenn  der  Gesuchsteller  diesen  Um- 
stand durch  einen  mit  dem  Staate  abgeschlossenen  Vertrag  nach- 
weist. Solche  Bewilligungen  können  die  Sektionen  auch  für 
Gegenstände  des  unumgänglichen  Bedarfes  für  die  industrielle 
Produktion  ausstellen  (Rohstoffe  zur  Herstellung  von  Geräten 
usw.,  Kohle,  Maschinenöl  u.  dgl.),  doch  Verden  für  Neuinvestitionen 
oder  Erweiterungen  von  Industriebetrieben  keine  Bewilligungen 
zum  Ankäufe  von  Devisen  erteilt  werden. 

V.  Einfuhrbewilligungen  zum  Ankäufe  von  Nahrungsmitteln 
in  Verbindung  mit  der  Aktion  zur  Bekämpfung  der  Teuerung 
werden  unter  Empfehlung  der  Sektion  vom  Ministerium  für  soziale 
Fürsorge  ausgestellt;  die  zur  Einfuhr  erforderlichen  Devisen 
werden  vom  Generalinspektorat  bereitgestellt. 

VI.  Trifft  die  eingeführte  Ware  durch  Vermittlung  einer  Spe- 
ditionsfirma ein,  so  entrichtet  die  Partei  die  Frachtkosten  in 
Dinar.  Ausländische  Zahlungsmittel  sind  in  diesem  Falle  nicht 
gestattet. 

Spediteuren  werden  seitens  der  Sektion  ausländische  Zah- 
lungsmittel blog  auf  Grund  der  vorgelegten  Originalbordereaux 
und  Frachtbriefe  ausgefolgt.  Auf  diesen  ist  zu  vermerken,  dag 
der  Ankauf  der  bezüglichen  Beträge  genehmigt  wurde. 


CARL  REICH 

HAMBURG  36  G.m.b.H.  Bleichenbrücke  6 
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VII.  Bedingte  Bewilligungen  können  nur  für  staatliche  und 
Industriallieferungen  erteilt  werden.  Die  Partei  muß  die  Ver- 
pflichtung der  Vorausbezahlung  nachweisen. 

VIII.  In  allen  sonstigen  Fällen  wird  das  Generalinspektorat 
entscheiden. 

IX.  Ankauf  von  Devisen.  Da  es  im  Interesse  der 

Stabilisierung  des  Dinarkurses  gelegen  ist,  dafe  die  Nachfrage 
nach  Devisen  gleichmäßig  verteilt  werde,  sind  alle  Bewilligungen 
zum  Ankäufe  von  Devisen  im  Einvernehmen  mit  den  Parteien 
zeitlich  zu  begrenzen  und  größere  Beträge  auf  mehrere  Wochen 
zu  verteilen.  1326) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Umfang  des  Entschädigungsanspruchs  nach  dem  Reichsunruhe- 
schadensgeseß. 

In  W.  fanden  im  November  1918  im  Zusammenhang  mit 
inneren  Unruhen  Plünderungen  statt.  Bei  diesen  Plünderungen 
kamen  dem  Antragsteller  Gegenstände  abhanden,  für  die  er  auf 
Grund  des  Unruheschadensgeseßes  eine  Entschädigung  von 
2482,15  M.  forderte.  Der  zuständige  Ausschuß  sprach  2400,15  M. 
zu.  Der  Vertreter  des  Reichsinteresses  beantragte  im  Be- 
schwerdewege Herabseßung  der  Entschädigung  auf  572,95  M.  ent- 
sprechend dem  vom  Antragsteller  zunächst  angegebenen  Werte 
der  Gegenstände  zur  Zeit  des  Eintritts  des  schädigenden  Ereig- 
nisses. Der  durch  die  Preissteigerung  hervorgerufene 
höhere  Schade  sei  mittelbarer  Schade  und  daher  nicht  ersaß- 
fähig. 

Die  Beschwerde  ist  zurückgewiesen. 

Aus  der  Begründung: 

Nach  § 1 des  USchG.  bestehen  allerdings  Ersaßansprüche 
wegen  der  Schäden,  die  an  beweglichem  und  unbeweglichem 
Eigentum,  sowie  an  Leib  und  Leben  im  Zusammenhang  mit  inneren 
Unruhen  entstanden  sind,  nur  insoweit,  als  diese  Schaden  durch 
offene  Gewalt  oder  ihre  Abwehr  unmittelbar  verursacht 
worden  sind.  Aus  dieser  Geseßesstelle  kann  jedoch  nicht  ge- 
folgert werden,  daß  die  Berücksichtigung  der  Preissteigerung  bei 
Bemessung  der  Höhe  der  Entschädigung  grundsäßlich  aus- 
geschlossen ist;  denn  der  § 1 des  Geseßes  befaßt  sich  nur  mit 
dem  Grunde  des  Anspruchs.  Wenn  also  z.  B.  eine  Fenster- 
scheibe zerstört  worden  ist,  muß  untersucht  werden,  ob  dieser 
Schaden  an  beweglichem  Eigentum  im  Zusammenhang  mit  inneren 
Unruhen  durch  offene  Gewalt  oder  ihre  Abwehr  unmittelbar  ver- 
ursacht worden  ist.  Welche  Rechtsfolgen  diese  Zerstörung  der 
Scheibe  in  Ansehung  der  Höhe  der  Entschädigung  nach  sich 
zieht,  mit  dieser  Frage  befaßt  sich  § 1 des  USchG.  überhaupt  nicht. 

Soweit  Schäden  an  Leib  und  Leben  in  Betracht  kommen,  wird 
das  Höchstmaß  der  zulässigen  Entschädigung  durch  § 4 des  USchG. 
bestimmt.  Für  Schäden  am  Eigentum  fehlt  eine  entsprechende 
Regelung  im  Unruheschadensgeseß.  Wie  das  Reichswirischafis- 
gericht  in  seiner  Entscheidung  XVII.  A.  V.  51/211)  ausgeführt  hat, 
wird  die  Höhe  des  Schadens  bei  Zerstörungen  regelmäßig  durch 
die  Kosten  der  Wiederherstellung  fesigestellt.  Bei  dem  Ver- 
luste von  Gegenständen  entscheiden  in  entsprechender  Weise 
regelmäßig  die  Kosten  der  Wiederbeschaffung.  Die  angeführte 
Entscheidung  schränkt  allerdings  diesen  Grundsaß  insofern  ein, 
als  sie  ausspricht,  daß  die  Wiederherstellungskosten  dann  nicht 
maßgebend  seien,  wenn  die  Reparatur  willkürlich  hinausgezogen 
wird  und  erst  zu  einer  Zeit  erfolgt,  in  der  die  Preise  stark  ge- 
stiegen sind.  Soll  der  Wiederherstellungspreis  für  die  Bemessung 
des  Schadens  maßgebend  sein,  dann  muß,  wie  in  dieser  Ent- 
scheidung ausgeführt  wird,  die  Reparatur  binnen  eines  Zeitraumes 
erfolgen,  innerhalb  dessen  sie  von  einem  ordentlichen  Kaufmann 
oder  einem  sorgfältigen  Haushalfer  vorgenommen  sein  würde. 
Aus  dieser  Entscheidung  läßt  sich  zunächst  entnehmen,  daß  das 
Reichswirtschaftsgericht  in  seiner  bisherigen  Rechtsprechung 
nicht  auf  dem  Standpunkt  steht,  daß  es  sich  bei  der  Erhöhung 
des  Schadens  durch  Preissteigerung  um  einen  mittelbaren 
Schaden  handelt,  der  grundsäßlich  nicht  erstattungsfähig  ist.  Die 
Nichtberücksichtigung  eines  erhöhten  Aufwandes  bei  den  Kosten 
der  Wiederherstellung  wird  vielmehr  aus  einem  anderen  recht- 
lichen Gesichtspunkt  abgelehnt. 

Auf  die  Einwendungen,  die  gegen  diese  rechtliche  Einschrän- 
kung der  Ersaßpflicht  im  Schrifttum  erhoben  worden  sind,  braucht 
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in  der  gegenwärtigen  Sache  nicht  eingegangen  werden,  weil  hier 
die  Umstände  nicht  vorliegen,  an  welche  die  erwähnte  Entschei- 
dung diese  Einschränkung  der  Ersaßpflicht  knüpft.  Der  Antrag- 
steller war  aus  Mangel  an  Mitteln  nicht  in  der  Lage,  sich 
bis  jeßt  die  verlorengegangenen  Gegenstände  wieder  zu  be- 
schaffen. Seine  Bitte,  ihm  zu  diesem  Zweck  einen 
Vorschuß  zu  gewähren,  ist  nicht  berücksich- 
tigt worden.  Es  kann  ihm  also  nicht  entgegen- 
gehalten werden,  daß  er  in  der  Lage  gewesen 
wäre,  den  Schaden  zu  mindern,  wenn  er  nicht 
die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  dadurch 
außer  acht  gelassen  hätte,  daß  er  nicht  rechtzeitig  für 
die  Wiederbeschaffung  der  Gegenstände  sorgte.  Er  hat  daher 
einen  Anspruch  auf  die  Zahlung  des  Betrages,  der  bei  Erlassung 
der  Entscheidung  zur  Wiederbeschaffung  der  Gegenstände  er- 
forderlich ist.  Indem  der  Senat  an  der  Hand  dieser  rechtlichen 
Gesichtspunkte  die  Schadensaufstellung  des  Antragstellers  ge- 
prüft hat.  ist  er  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  die  von  dem 
Ausschuß  festgeseßte  Entschädigung  angemessen  ist. 

(Urt.  v.  2.  Juni  1922  - XVII.  A.  V.  2800/21  (275.) 

Wiedereinseßung  wegen  unverschuldeter  Fristversäumung 
in  Unruheschadenssachen. 

Während  der  Märzunruhen  des  Jahres  1920  wurden  durch  be- 
waffnete Arbeiter  aus  der  Wohnung  des  Antragstellers  in  L.  eine 
Reihe  von  Gegenständen  gewaltsam  weggenommen.  Der  Ge- 
schädigte hat  alsbald  den  Vorfall  dem  Zeitfreiwilligen-Regiment, 
dem  er  damals  angehörte,  gemeldet.  Dieses  hat  die  Meldung 
der  Staatsanwaltschaft  weitergegeben,  deren  Ermittelungen  aber 
ergebnislos  verlaufen  sind.  Durch  Schriftsaß  vom  10.  November 
1920,  eingegangen  bei  der  Kreishauptmannschaft  L.  am  12.  No- 
vember 1920,  hat  der  Geschädigte  seinen  Schaden  zur  Er- 
stattung als  Unruheschaden  angemeldet. 

Durch  Bescheid  des  Feststellungsausschusses  L.  vom  12.  April 
1921  ist  der  Anspruch  wegen  Fristversäumnis  abgewiesen. 

Gegen  den  am  30.  Mai  zur  Post  gegebenen  Bescheid  hat  der 
Geschädigte  am  17.  Juni  1921  und  damit  form-  und  fristgercch' 
Beschwerde  eingelegt. 

Die  Beschwerde  hatte  Erfolg. 

Aus  der  Begründung: 

Der  Geschädigte  stand  zur  Zeit  des  Schadenseintritts  im 
März  1920  im  Militärverhältnis  und  er  hat,  wie  das  zu  diesem 
Zeitpunkt,  wo  eine  geseßliche  Regelung  der  Unruheschäden  noch 
nicht  erfolgt  war,  nahelag,  den  Vorfall  seiner  vorgeseßten  militä- 
rischen Dienststelle  gemeldet  in  der  berechtigten  Überzeugung, 
daß  die  Schadensangelegenheit  im  Dienstwege  geregelt  werde. 
In  dieser  Auffassung  ist  er  bestärkt  worden  dadurch,  daß  die 
Dienststelle  auch  die  Angelegenheit  bearbeitet  und  weiterverfolgt 
hat.  Da  bei  den  militärischen  Stellen,  wie  dem  erkennenden 
Senat  aus  anderen  gleichgelagerten  Fällen  bekannt  ist,  nicht  nur 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Unruheschadensgeseßes,  sondern  auch 
nach  diesem  Zeitpunkt  Unklarheit  darüber  herrschte,  ob  der  Mi- 
litärfiskus oder  eine  andere  Behörde  zur  endgültigen  Regelung 
solcher  Schadensfälle  berufen  sei,  so  kann  auch  den  Beschwerde- 
führer kein  Vorwurf  deshalb  treffen,  daß  er  nicht  den  durch  das 
Unruheschadensgeseß  gewiesenen  Weg  rechtzeitig  eingeschlagen 
hat.  Dieses  um  so  weniger,  als  weder  die  Eröffnungen,  welche 
ihm  seitens  des  Truppenteils  gemacht  worden  sind,  noch  die  der 
Strafverfolgungsbehörde  geeignet  waren,  ihn  rechtzeitig  auf 
diesen  Weg  zu  verweisen.  Von  leßterer  Stelle  hat  er  lediglich 
im  Juni  1920  Kenntnis  von  dem  bisherigen  Ergebnis  der  Er- 
mittelungen erhalten  und  der  Truppenteil  hat  ihm  am  16.  April 
bzw.  17.  April  nur  bekanntgegeben,  daß  für  einen  Teil  der  ent- 
wendeten Gegenstände  vorerst  eine  Entschädigung  nicht  zu  er- 
warten sei,  daß  nur  für  das  gestohlene  Messing  und  Queck- 
silber eine  Entschädigung  in  Betracht  komme.  Diese  Bekannt- 
gabe war  vielmehr  gerade  dazu  angetan,  ihn  in  dem  Glauben 
zu  erhalten,  daß  die  Militärbehörde  die  Schadensfrage  regeln 
werde.  Bei  dieser  Sachlage  bestand  kein  Anlaß,  den  Antrag  auf 
Wiedereinseßung  in  den  vorigen  Stand,  welchen  der  Geschädigte 
in  seiner  Anmeldung  vom  12.  November  1920  gestellt  hat,  abzu- 
lehnen. Auf  die  von  dem  Gesdiädigten  erhobene  Beschwerde 
war  deshalb  durch  das  Beschwerdegericht  die  Wiedereinseßung 
zu  gewähren  und  gleichzeitig  unter  Aufhebung  des  angefochtenen 
Bescheids  die  Sache  zur  nochmaligen  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung an  den  Ausschuß  zurückzuverweisen,  da  dieser  in  der 
Sache  selbst,  insbesondere  darüber,  ob  ein  Unruheschaden  vor- 
liegt, inwieweit  ein  Schaden  entstanden  ist  und  ob  dieser  im  Hin- 
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blick  auf  § 2 USchG.  erstattungsfähig  ist,  noch  nicht  entschieden 
hat,  über  alle  diese  Fragen  auch  noch  weitere  Erhebungen  nötig 
sind. 

fUrt.  v.  10.  März  1022  - XVII.  A.  V.  1420/21.)  1322) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Es  ergingen  folgende  Geseke  und  Verordnungen: 

Geseg  über  Gebühren  in  Musterregistersac'hen, 
21.  10.  (RGIbl.  Teil  II  S.  774.) 

Geseg  über  Verlängerung  der  Geltungsdauer  von  Demobil- 
machungsverordnungen. 26.  10.  (RGbl.  Teil  I S.  802.) 

Geseg  zur  Änderung  der  Gebührenordnung  für  Zeugen 
und  Sachverständige.  24.  10.  (RGbl.  Teil  I S.  806.) 

Der  Reichsrainister  der  Justiz  erlieg  eine  Verord- 
nung über: 

Inkraftsegung  und  Ausführung  des  § 43a  des  Geseges  betr. 
die  Erwerbs  - und  Wirtschaftsgenossenschaften. 
24.  10.  (RGbl.  Teil  1 S.  807.) 

Der  Reichsarbeitsminister  erlieg  eine  Verordnung 
über:  : ; i ] 1 \ \ 

Erhöhung  der  Unterstügung  für  Rentenempfänger 
der  Invaliden-  und  Angestelltenversicherung.  26.  10.  (RGbl. 
Teil  I S.  807.) 

Der  Reichsverkehrsminister  erlieg: 
Eisenbahn-Verkehrsordnung.  24.  10.  (RGbl.  Teil  II 
S.  775.) 

Der  Reich  sschaizminister  erlieg  eine  Bekannt- 
machung  über: 

Übergang  der  Reichsfleisch  stelle,  Geschäftsabtei- 
lung G.  m.  b.  H.  i.  L.,  Berlin  SW  68,  Charlottenstr.  18,  auf  das 
Reich.  20.  10.  (D.  R.  vom  24.  Oktober.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erlieg  Bekannt- 
machungen über: 

Zahlung  der  Zölle  in  Gold.  26.  10.  (D.  R.  vom  27.  10.) 
Umrechnung  fremder  Währungen  bei  der  Berechnung  des 
Wechselstempels.  25.  10.  (D.  R.  vom  28.  10.) 

Genehmigung  zur  Ausgabe  von  Notgeld.  26.  10.  CD.  R. 
vom  30.  10.) 

Der  Reichswirisc hafisminister  und  der  Reichs- 
ministerderFinanzen  erliegen  eine  Bekanntmachung  über: 
Abänderung  des  Ausfuhrabgabentarifs.  20.  10. 
(D.  R.  vom  24.  10.) 

Der  Reichswirtschafts  minister  erlieg  eine  Ver- 
ordnung über: 

Ausführung  der  Verordnung  gegen  die  Spekulation  in  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln  vom  12.  Oktober  1922.  27.  10. 
(D.  R.  vom  31.  10.) 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft erlieg  Verordnungen  über: 

Künstliche  Düngemittel.  13.10.  (RGbl.  Teil  1 S. 799.) 
Abänderung  des  § 2 der  Verordnung  über  Lebensmittel. 
19.  10.  (RGbl.  Teil  I S.  800.) 

Abänderung  des  Geseges  über  die  Regelung  des  Verkehrs 
mit  Getreide  aus  der  Ernte  1921.  27.  10.  (D.  R.  vom  31.  10.) 

Änderung  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Zucker 
im  Betriebsjahr  1922/23.  26.  10.  (D.  R.  vom  2.  10.) 

Der  Reichs  minister  fürWiederauf  bau  erlieg  eine 
Bekanntmachung  über:  j 

Ausführung  von  Reparationslieferungen  im  freien 
Verkehr  an  Belgien  und  Portugal.  20.  10.  (D.  R.  vom  25.  10.) 

Der  Präsident  der  Reichsgetreidestelle  erlieg 
eine  Bekanntmachung  über: 

Leihweise  Überlassung  von  Säcken,  insbesondere  über  die 
Leihgebühren  und  über  die  Preise  der  Säcke.  31.  10.  (D.  R. 

vom  2.  11.) 

Die  Aktiengesellschaft  Reichskohlenver- 
band erlieg  eine  Verordnung  über: 

Verkaufspreise  für  den  inländischen  Absag  von  Süg- 
Stoff.  30.  10.  (D.  R.  vom  31.  10.) 

Das  Preug.  Finanzministerium  erlieg  eine  Verord- 
nung über: 

Gewährung  von  Vorschüssen  an  Einkaufsverbände  der 
Beamten  zur  Beschaffung  von  W i n t e r k a r t o f f e 1 n.  26.  8. 
(Finanz-Ministerial-Blatt  S.  541.)  D07.) 


Waren -Angebote  und  -Nachfragen. 

(Ohne  Gewähr.) 

W arennachfragen. 


Nr. 

Gesuchte  Waren 

Sig  der  Firma 

W 9120 

T apelen, bedruckte  Stoffe, wasser- 
feste Farben 

Zusammenlegbare  Möbelgestelle 

Philadelphia  (Korr,  engl.) 

W 9121 

Catania  (Korr,  ital.) 

W 9122 

Strümpfe 

Mailand  (Korr,  ital.) 

W 9123 

Pelzkonfektion,  Regenmäntel, 
Elfenbeinwaren 

Glasgow  (Korr,  engl.) 

W 9124 

Hutplüsch 

London  (Korr,  deutsch, 
engl.) 

W 9125 

Leitungsschnüre,  Isoliermaterial, 
Schalter,  Fassungen,  Steckdo- 
sen, Sicherungen,  elektrotechn. 
Maschinen,  Megapparate  usw. 

Posen  (Korr,  deutsch) 

W 9126 

Säcke  aus  Zellulosepapier,  Apo- 
thekersäcke, Briefpapier  usw. 

Triest  (Korr,  deutsch) 

W 9127 

Champagnerkorken 

Wien 

W912Ö 

Künstliche  Perlen 

Tunis  (Korr,  franz.) 

W 9129* 

Optische  Artikel 

Smyrna  (Korr,  franz.) 

W 9130* 

Shawls,  Schärpen  u.  Stickereien 

Los  Angeles  (Korr,  engl.) 

W 9131 

Herren-,  Damen-  und  Kinderkon- 
fektion, Schuhe,  Handschuhe, 
Hüte,  Sportartikel,  Stöcke,  Ga- 
lanteriewaren, Wäsche,  Haus- 
haltungsgegenstände, Möbel, 
Teppiche  und  Spigen 

London  (Korr,  engl.) 

W 9132 

Rohbernstein 

Gijon  (Korr,  span.) 

W 9133 

Papierwaren  für  Emballage-  u. 
Kanzleizwecke,  Neuheiten  in 
Papier 

Triest  (Korr,  deutsch) 

W 9134 

Silberwaren 

Nicosie  (Korr,  franz.) 

W 9135 

Eiserne  Kassen 

Beyrouth  (Korr,  franz.) 

W 9136 

Holzfreies  Schreibpapier 

Piräus  (Korr,  franz.) 

W 9137 

Kugelketten 

Vertretungen. 

New  York  (Korr,  deutsch) 

Nr. 

Vertretungen  gesucht  für 

Sig  der  Firma 

W 9138* 

Stoffe,  Knöpfe  und  Schneider- 
zubehör 

Santiago  de  Chile  (Korr, 
span.,  franz.) 

W 9139* 

Werkzeugmaschinen 

Rotterdam  (Korr,  deutsch, 
franz.,  engl.) 

W 9140* 

Petroleumlampen,  elektrisches 
Material,  Haushaltungsgeräte 

Kopenhagen  (Korr, 
deutsch) 

W 9141* 

Maschinen,  Ol,  Petroleum  • und 
Baumaterial 

Reval  (Korr,  deutsch, 
engl.,  franz.) 

W 9142 

Pharmazeutische  Produkte,  Dro- 
gen, gebogene  Möbel,  Glas- 
und  Bijouteriewaren 

San  Jofe  de  Costa  Rica 
(Korr,  span.) 

W 9143* 

Flaschen  für  Bier  und  Limonade 

La  Valletta  (Korr,  engl., 
ital.,  franz.) 

W 9144* 

Maschinen 

Rusfschuk  (Korr,  deutsch, 
franz.) 

W 9145 

Kerzen-  u.  Schokoladenfabriken 

Osijek  (Korr,  deutsch, 
engl.) 

W 9146 

Technische  Artikel 

Osijek  (Korr,  deutsch) 

W 9147 

T extil-  u.  Galanteriewaren,  "elektr. 
Apparate,  Chemikalien 

Bukarest  (Korr,  deutsch, 
franz.,  engl.,  ital.) 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  werden  bei  Angabe  der  beigefügien 
Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  auf  Wunsch  durch  das  Sekretariat 
der  „Industrie-  und  Handels-Zeitung",  Berlin  SW  48,  Wilhelmstra&e  30/31,  mitgeteilt, 
jedoch  nur  an  ständige  Bezieher  der  „Ind.-  u.  Handels-Ztg.“.  Eine  Weitergabe 
der  Adressen  an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit  einem  * bezeichneten 
Firmen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen  eine  besondere  Schreibgebühr  von 
10  Mark  für  jede  Auskunft  ebenfalls  von  dem  genannten  Sekretariat  mitgeteilt 
werden.  Zahlungen  sind  auf  das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allgemeinen 
Correspondenz-G.m.b.H.,  Berlin  NW.,  Nr.  106998,  mit  der  Bezeichnung  „Industrien 
und  Handels-Zeitung,  Waren- Angebote  und  -Nachfragen“,  zu  leisten. 

Ind.-  u.  Hand.-Ztg.  (286.) 


Spedition  Schiffahrt 

Interimtionale  Transporte 

STRUCK  & RENCK 

Hamburg  Ltlbeck  Bremen 

MassengutsSpedition 

Verwiegung  - Bemusterung  - Versicherung  - Lagerung 
Gewichtskontrolle 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Stützung  der  Reichsmark. 

Der  Hauptausschug  des  D.  I.  u.  H.  beschäftigte  sidi 
am  15.  November  mit  den  Verhandlungen  zwischen  der 
Reichsregierung  und  der  Reparationskommission  über  Zahlungs- 
aufschub und  Stützung  der  Währung  auf  Grund  von  Berichten  der 
Herren  Geheimrat  Dr.  Hagen,  Dr.  Duisberg,  Franz  von  Mendels- 
sohn, Tgahrt  und  Dr.  Brandt.  Er  stimmte  sodann  folgender  Er- 
klärung zu: 

„Der  Hauptausschug  des  Deutschen  Industrie-  und  Handels- 
tags erklärt,  dag  die  Festigung  der  deutschen  Wäh- 
rung eine  Lebensfrage  nicht  nur  für  die  deutsche,  sondern  auch 
für  die  europäische  Wirtschaft  und  im  Zusammenhänge  damit  für 
die  Weltwirtschaft  ist.  Dieses  Problem  kann  jedoch  nicht  für 
sich  allein  behandelt  werden.  Das  Grundübel  der  Krankheit  der 
deutschen  und  der  Weltwirtschaft  liegt,  das  haben  soeben  wieder 
die  ausländischen  Währungssachverständigen  bestätigt,  in  dem 
Vertrage  von  Versailles.  Eine  bloge  Stundung  der  Kriegslasten 
kann  Deutschland  und  Europa  keine  Ruhe  geben,  sondern  nur 
die  stärkste  Herabsetzung  der  baren  und  Sach- 
leistungen Deutschlands  aus  dem  Versailler  Vertrage  mit 
Ausnahme  der  möglichen  Leistungen  für  den  Wiederaufbau 
Nordfrankreichs,  die  sofortige  Abberufung  fremder  Be- 
satzungen von  deutschem  Boden,  die  Aufhebung  aller 
handelspolitischen  Hemmungen  u.  a.  m. 

Auch  wesentlich  verminderte  Leistungen  dürfen  erst  dann 
wieder  aufgenommen  werden,  „wenn  sie  aus  einem  wirklichen 
Überschuß  des  Reichshaushalts“  (Gutachten  Brand, 
Cassel,  lencks,  Keynesl  gemacht  werden  können.  Das  Wort  des 
deutschen  Reichskanzlers  „erst  Brot,  dann  Reparationen“  hat  die 
endgültige  Stellung  Deutschlands  zum  Versailler  Vertrage  mit 
Zusimmung  des  gesamten  Volkes  bezeichnet. 

Ohne  Erfüllung  dieser  Voraussetzungen  und  ohne  fremde 
finanzielle  Beihilfe  auf  der  einen  Seite,  ohne  eine  wesentliche 
Steigerung  der  wirtschaftlichen  Leistung  Deutschlands  auf  der 
anderen  Seite  ist  weder  eine  Stabilisierung  der  Währung,  noch 
ein  Ausgleich  des  deutschen  Reichshaushaltes  zu  erwarten.  Auf 
eine  starke  und  schnelle  Erhöhung  der  deutschen  Er- 
zeugung ist  ganz  besonderes  Gewicht  zu  legen. 

Sobald  ein  vollgültiger,  langfristiger  Zahlungsaufschub  ohne 
sogenannte  produktive  Pfänder  sichergestellt  ist,  ist  für  eine 
kurze  Zeit  bis  zur  endgültigen  Entlastung  Deutschlands  von  den 
Versailler  Verpflichtungen  der  Absicht  zuzustimmen,  mit  Hilfe 
eines  international  beschafften  Stügungskapitals  unter  ange- 
messener Beteiligung  der  Reichsbank  auf  den  Stand  der 
Reichsmark  Einflug  zu  gewinnen. 

Dag  mit  der  Devisenordnung  vom  12.  Oktober  1922 
und  ihren  Ausführungsbestimmungen  der  Stand  der  Mark  nicht 
gehoben  werden  kann,  ist  eine  bittere  Erfahrung,  die  jeder  Kun- 
dige Voraussagen  konnte.  Deshalb  mug  diese  Devisenverordnung 
sofortfallen.  Ob  sie  durch  ein  Geseg  ersegt  werden  kann,  das 
lediglich  die  Beschaffung  von  Devisen  zur  Werterhaltung  ohne 
unmittelbare  geschäftliche  Nötigung  unterbindet,  die  Werterhaltung 
aber  nicht  unmöglich  macht,  lägt  sich  heute  nicht  beurteilen.  Es 
hängt  von  der  Erfüllung  oder  Nichterfüllung  der  oben  genannten 
Forderungen  und  von  dem  Inhalt  eines  etwaigen  Geseges  selbst 
ab.  Nachdrücklich  mug  aber  darauf  hingewiesen  werden,  dag 
sowohl  die  Konferenz  von  Genua  wie  die  internationalen  Wäh- 
rungssachverständigen aus  guten  Gründen  Eingriffen  in  den 
Devisenverkehr  widerraten  haben.“ 

Reichsaufsicht  über  die  Transportversichernng. 

I. 

Der  Hauptausschug  des  D.  I.u.H.  gab  am  15.  November 
folgende  Erklärung  ab: 


Der  Hauptausschug  des  D.  1.  u.  H.  spricht  sich,  wie  bereits  früher 
gelegentlich  der  Beratungen  des  Gesegentwurfes  über  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen,  gegen  die  Reichsaufsicht  über  die 
Transportversicherung  aus  folgenden  Gründen  aus: 

1.  Die  Transportversicherung  hat  durchaus  internatio- 
nalen Charakter  und  mug  daher  ungehindert  durch 
eine  bürokratisch  eingerichtete  behördliche  Aufsicht  jeder- 
zeit fähig  sein,  sich  den  rasch  wechselnden  Notwendig- 
keiten des  internationalen  Verkehrs  nach  den  Grundsägen 
kaufmännischer  Zweckmägigkeit  anzupassen. 

2.  Die  bestehenden  Migstände  sind  Erscheinungen,  die  mit  der 
Stabilisierung  der  Verhältnisse  von  selbst  verschwinden 
werden. 

II. 

Bei  den  Feuer-  und  Lebensversicherungen  müssen  die  Vor- 
schriften über  die  Anlegung  der  den  Prämien- 
reservefonds bildenden  Bestände  so  schnell  wie  möglich 
abgeändert  werden,  da  sie  unter  den  jegigen  Verhältnissen  nicht 
mehr  aufrechterhalten  werden  können. 

UI. 

Die  beabsichtigte  Änderung  des  § 81  des  geltenden  Auf- 
sichtsgeseges,  wonach  die  Versicherungsunternehmungen  die 
ganzen  Kosten  der  Reichsaufsicht  künftig  tragen  sollen,  be- 
deutet für  das  ganze  Versicherungsgewerbe  eine  Mehrbelastung, 
welche  die  Wettbewerbsmöglichkeit  gegenüber  den  ausländischen 
Unternehmungen  auf  das  schwerste  beeinträchtigen  würde.  Der 
§ 81  des  geltenden  Geseges  mug  in  seiner  jegigen  Fassung  be- 
stehen bleiben. 

IV. 

Der  Hauptausschug  des  D.  I.  u.  H.  mug  auch  hier  wieder 
seinem  starken  Befremden  Ausdruck  geben,  dag  über  grund- 
legende Fragen  des  Versicherungswesens  ein  Gesegentwurf  vor- 
bereitet worden  ist,  ohne  bisher  den  durch  die  Handelskammern 
vertretenen  beteiligten  Kreisen  der  Versicherer  und  der  Ver- 
sicherungsnehmer Gelegenheit  zur  Äugerung  zu  geben. 
Der  Hauptausschug  des  D.  I.  u.  H.  erhebt  die  Forderung,  dag  die 
geseglichen  Vertretungen  von  Industrie  und  Handel  bei  den 
weiteren  Verhandlungen  rechtzeitig  hinzugezogen  werden. 

Anssehuß  der  Verkehrsinteressenten. 

Der  Einzelhandelsausschug  des  D.  I.u.H.  beschlog 
in  der  Sigung  am  14.  November  d.  ].  seinen  Vorsigenden,  Herrn 
van  Norden  (Köln),  als  Vertreter  des  Einzelhandels  in  den  Aus- 
schug  der  Verkehrsinteressenten  bei  der  Ständigen  Tarif- 
kommission der  Deutschen  Eisenbahnen  zu  entsenden. 

Preistreiberei  nnd  Preiskalknlation. 

Der  Einzelhandelsausschug  des  D.  I.  u.  H.  gab  am 
14.  November  d.  ].  folgende  Erklärung  ab: 

„Unter  der  Preistreibereigeseggebung,  ihren  Ausführungs- 
bestimmungen und  der  vielfach  weltfremden,  von  einander  ab- 
weichenden Auslegung  durch  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden 
leidet  der  Einzelhandel  mehr  denn  je.  Bei  der  ungeheuren  Geld- 
entwertung der  letzten  Woche  sieht  er  die  Grundlage  seiner 
Existenz  schwanken  und  die  Erfolge  oft  jahrzehntelanger,  müh- 
seliger Arbeit  mit  erschreckender  Schnelligkeit  dahinschwinden. 
Der  Einzelhandel  mug  notwendig  zwischen  dem  Einkauf  der  Waren 
auf  Goldbasis  und  der  Unmöglichkeit,  am  Tage  des  Verkaufs  den 
gesunkenen  Markwert  zu  berücksichtigen,  zu  Grunde  gehen.  Immer 
wieder  erhebt  der  Einzelhandelsausschug  des  D.  I.  u.  H.  seine 
ernst  warnende  Stimme  und  weist  darauf  hin,  dag  folgende 
Forderungen  sofort  geseglich  anzuerkennen  sind,  da  sonst  der 
Einzelhandel  in  Kürze  zum  Schaden  der  Allgemeinheit  und  der 
Volksversorgung  seinem  Ruin  entgegengehen  mug. 

1.  Der  Begriff  des  Wuchers  ist  geseglich  dahin  fest- 
zulegen,  dag  der  ordnungsgemäg  zustande  gekommene 
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Marktpreis,  auch  da,  wo  Börsenmarktnotierungen  nicht 
stattfinden,  als  der  entscheidende  Mäßstab  für  die  Ange- 
messenheit der  Preisbildung  anzuerkennen  ist. 

2.  ln  den  Fällen,  in  denen  die  Bildung  eines  Marktpreises 
ausgeschlossen  ist,  enthält  der  Preis  keinen  übermäßigen 
Gewinn,  wenn  er  lediglich  zur  Erhaltung  der  zur  Fort- 
führung des  Betriebes  notwendigen  Mittel  führt.  Diese  Tat- 
sache ist  gegeben,  wenn  für  jede  Ware,  außer  dem  Auf- 
schlag zur  Deckung  der  Geschäftskosten,  der  Preis  gilt, 
der  erforderlich  ist,  um  die  gleiche  Warenmenge  wieder 
einzukaufen. 

3.  Sondergerichte,  die  lediglich  aus  politischen  Er- 
wägungen heraus  noch  beibehalten  werden,  sind  zu  be- 
seitigen. Mindestens  ist  zu  verlangen,  daß  Strafsachen, 
deren  Beurteilung  in  rechtlicher  oder  wirtschaftlicher 
Beziehung  zu  Zweifeln  Anlaß  gibt,  an  die  ordent- 
lichen Gerichte  zu  verweisen  sind,  und  das  Wieder- 
aufnahmeverfahren zugelassen  wird,  auch  für  den  Fall, 
daß  wesentliche  Vorschriften  des  Straf-  und  Prozeßrechts 
verleßt  oder  erhebliche  Beweisanträge  abgelehnt  sind. 

4.  Nicht  erst  in  der  Hauptverhandlung,  sondern  sofort  bei  Ein- 
leitung des  Ermittlungsverfahrens  sind  Sachverr 
ständige,  die  von  den  zuständigen  Handelsvertretungen 
zu  benennen  sind,  zu  hören. 

Der  Einzelhandel  muß  sein  lebhaftes  Befremden  darüber 
aussprechen,  daß  diese  Forderungen  nicht  längst  erfüllt  sind  und 
warnt  im  Interesse  der  Staatsautorität  dringend  davor,  die  An- 
gelegenheit noch  länger  zu  verschleppen.  Er  bittet  ferner,  die 
Tagespresse  um  ausgiebige  objektive  Aufklärung  der 
Öffentlichkeit  über  die  Ursachen  der  Preis- 
steigerungen. 

Der  Ausschuß  empfiehlt  schließlich  dringend,  mit  Hilfe  des 
Einzelhandelsausschusses  bei  den  aHndelskammern  und  den  Fach- 
verfbänden  eine  geschlossene  örtliche  Abwehr  un- 
berechtigter Wucherverfolgungen  sachlich  und  finanziell  zu  or- 
ganisieren.“ 

Vertretung  d*»s  Wandergewerbes  bei  den 
Handelskammern. 

Der  Einzelhandelsausschuß  des  D.  I.u.  H.  gab  am 
14.  November  d.  ).  folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Einzelhandelsausschuß  des  D.I.  u.  H.  ist,  ohne  zu  den 
besonderen  Verhältnissen  in  Hamburg  und  Bremen  Stellung  zu  - 
nehmen,  in  Anlehnung  an  die  Beschlüsse  der  Vollversammlung 
vom  14.  September  d.  J.,  die  anläßlich  der  Beratung  des  Entwurfs 
eines  Reichsrahmengeseßes  über  die  Industrie-  und  Handels- 
kammern gefaßt  wurden,  der  Meinung,  daß  das  aktive  und  passive 
Wahlrecht  zu  den  Handelskammern  nur  Inhabern  handelsgericht- 
lich eingetragener  Firmen  zugestanden  werden  darf. 

Um  den  Minderkaufleuten  und  den  Wandergewerbetreibenden, 
soweit  die  Ausübung  ihres  Gewerbes  als  eine  kaufmännische 
Tätigkeit  angesehen  werden  kann,  die  Wahrung  ihrer  Interessen 
zu  sichern,  wird  empfohlen,  Sachverständige  aus  diesen  Kreisen 
gutachtlich  zu  hören  bei  allen  ihre  Interessen  berührenden 
Fragen.“ 

Unterstellung  der  Wäsebenäberei  unter  die 
H andelskam  in  c rn. 

Der  Einzelhandelsausschuß  des  D.  I.u.  H.  gab  am 
14.  November  d.  J.  folgende  Erklärung  ab: 

„Die  von  einzelnen  Landes-Aufsichtsbehörden  geforderte  oder 
beabsichtigte  Unterstellung  der  Wäsche-Maßanfertigung  unter  die 
Handwerksgeseßgebung  und  der  sich  daraus  ergebenden  Zu- 
gehörigkeit von  Firmen  des  Einzelhandels  zu  den  Handwerks- 
kammern erachtet  der  Einzelhandelsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  für 
sachlich  und  historisch  durchaus  ungerechtfertigt  und  ersucht  die 
mit  dieser  Frage  etwa  befaßten  Reichs-  und  Landesbehörden, 
sowie  die  Handelskammern,  derartige  Bestrebungen  endgültig 
abzulehnen.“ 

Ersatz  von  Tumultschäden. 

Der  Einzelhandelsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  gab  am 
14.  November  d.  J.  folgende  Erklärung  ab: 

„Der  Einzelhandelsausschuß  des  D.  I.  u.  H.  erblickt  in  der 
jeßigen  Fassung  des  Reichstumultschadengeseßes  vom  12.  Mai 
1920  eine  für  den  Handelssfand  unannehmbare  Regelung  der 
Ersaßansprüche  für  die  durch  innere  Unruhen  verursachten 
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Schäden.  Die  Versagung  des  durch  die  Reichsverfassung  in 
Art.  153  allen  Deutschen  gewährleisteten  Anspruchs  auf  Schuß 
des  Eigentums  gegenüber  solchen  Geschädigten,  deren  wirtschaft- 
liches Bestehen  durch  ihnen  zugefügte  Schäden  nicht  gefährdet 
ist,  bedeutet  eine  schwere  Ungerechtigkeit  und  bietet  geradezu 
eigen  Anreiz  zur  Ausplünderung  der  besißenden  Staatsbürger. 
Der  Ausschuß  muß  eine  derartige  Beschränkung  der  Ersaßpflicht 
mit  aller  Entschiedenheit  ablehnen  und  verlangen,  daß  die  infolge 
von  Unruhen  geschädigten  Kreise  ausnahmslos  in  vollem  Umfang 
Ghne  Berücksichtigung  der  ihnen  sonst  zur  Verfügung  stehenden 
Mittel  entschädigt  werden.  Die  Geldmittel  müssen  unter  allen 
Umständen  vom  Reich  aufgebracht  werden.  Auch  muß  er  fordern, 
daß  bei  Schäden  an  Leib  und  Leben  die  Bemessung  der  Renten, 
die  jeßt  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Mannschafts- 
versorgungsgeseßes  gewährt  werden,  nach  den  Einkommens-  und 
Vermögensverhältnissen  der  Geschädigten  erfolgt.  Unsere 
heutigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  unter  denen  das  Handels- 
gewerbe besonders  zu  leiden  hat,  lassen  derartige  Ausnahme- 
bestimmungen nicht  zu. 

Im  Hinblick  auf  die  Unsicherheit  der  augenblicklichen  Lage, 
die  nach  den  vorliegenden  Berichten  aus  dem  Westen  des  Reiches 
eine  große  Tumultgefahr  in  sich  birgt,  erwartet  der  Einzelhandels- 
ausschuß mit  Bestimmtheit,  daß  die  Änderung  des  Reichstumult- 
schädengesetzes nach  den  obigen  Vorschlägen  mit  ^möglichster 
Beschleunigung  vorgenommen  wird.“ 

Umtausch  von  Postwertzeichen. 

Der  D.  I.  u.  H.  ist  in  einer  mündlichen  Verhandlung  im  Reichs- 
postministerium dafür  eingetreten,  daß  die  Germania-Briefmarken 
nicht  nur  bis  zum  31.  Oktober,  sondern  bis  zum  31.  Dezember  d.  ]. 
bei  den  Postanstalten  umgetauscht  werden  können.  Das  Reichs- 
postministerium  hat  eine  Verlängerung  der  Umtauschfrist  bis  zum 
31.  Dezember  d.  J.  in  Aussicht  gestellt. 

Paketgebühren. 

Auf  die  Eingaben  vom  D.  1.  u.  H.  vom  17.  und  23.  Oktober 
d.  ).  erteilte  der  Reichspostminister  folgenden  Bescheid: 

„In  der  gegenwärtig  den  geseßgebenden  Körperschaften  zur 
Beschlußfassung  unterbreiteten  neuen  Gebührenvorlage  ist  der 
Tarifaufbau  für  den  Paketverkehr  dahin  geändert  worden,  daß 
die  Gebühren,  unter  Beibehaltung  der  ersten  Gewichtsstufe  bis  zu 
5 kg,  für  das  überschießende  Gewicht  von  Kilogramm  zu  Kilo- 
gramm gestaffelt  werden.  Diese  Änderung  des  Tarifs  bedeutet 
ein  weitgehendes  Entgegenkommen  auf  die  Wünsche  der  Ge- 
schäftswelt. Darüber  noch  weiter  hinauszugehen  und  auch  für 
die  bis  5 kg  schweren  Pakete  Zwischengewichtsstufen  einzu- 
führen, wie  es  dortseits  zur  Verbilligung  des  Postversands 
leichter  Pakete  empfohlen  wird,  kann  nicht  in  Frage  kommen. 
Die  Einheitsgebühr  für  5-kg-Pakete  hat  sich  in  ihrer  jahrzehnte- 
langen Anwendung  in  jeder  Weise  bewährt  und  volkswirtschaft- 
lich außerordentlich  befruchtend  gewirkt.  Die  Aufhebung  dieses 
Mindesitaxgewichts  würde  der  Allgemeinheit  keinen  Nußen 
bringen  und  zudem  einen  erheblichen  Einnahmeausfall  an  Ge- 
bühren zur  Folge  haben,  der  bei  der  ungünstigen  Finanzlage  des 
Reichs  nicht  tragbar  ist. 

Die  Anregungen  wegen  Änderung  der  bestehenden  Zonen- 
einteilung unterliegen  der  Prüfung.  Der  Verkehrsbeirat  hat  sich 
in  der  Sißung  vom  24.  Oktober  erneut  mit  dieser  Frage  be- 
schäftigt und  seine  Wünsche  dahin  zusammengefaßf,  die  Nahzone 
bis  75  km  beizubehalten  und  die  jeßige  Fernzone  in  zwei  Zonen 
(über  75  bis  375  km  und  über  375  km)  zu  zerlegen.  Das  Reichs- 
postministerium ist  jeßt  mit  den  Vorarbeiten  für  die  etwaige 
Durchführung  solcher  neuen  Zoneneinteilung  beschäftigt.“ 

Wiiordnun “■  der  deutschen  Gütertarife. 

Auf  eine  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  25.  September  d.  ]. 
erteilte  der  Reichsverkehrs  m i n i s t e r folgenden  Bescheid: 

„Der  künftige  Reichsbahn-Gütertarif  wird  aus  folgenden 
Heften  bestehen: 

Heft  A:  enthaltend  die  besonderen  Ausführungsbestimmun- 
gen zur  Eisenbahn-Verkehrsordnung,  die  besonderen  Tarifvor- 
schriften, die  besonderen  Bestimmungen  zum  Nebengebühren- 
tanf  usw.,  ' i 

Heft  B:  enthaltend  in  verschiedenen  Teilheften  die  Ent- 
fernungen zwischen  sämtlichen  Reichsbahnstafionen, 

Heft  C,  I a:  Frachtsgßzeiger  (liegt  bereits  vor), 


Heft  C,  I b:  enthaltend  die  örtlichen  Gebühren  (Zuschlags- 
und Anstoßfrachten  usw.), 

Heft  C,  11:  Ausnahmetarife  (liegt  bereits  vor), 

Heft  D:  Stationstarif  (Stationsverzeichnis). 

Der  Entfernungszeiger  (Heft  B in  Teilheften)  wird  nach  dem 
Muster  des  Preußischen  Staats-  und  Privatbahn-Gütertarifs 
(Nr.  5 des  Tarifverzeichnisses,  Heft  B)  aufgestellt  werden.  Die 
Anordnung  entspricht  somit  dem  2.  Vorschläge  der  Handels- 
kammer Köln.  Zu  den  wiederholten  Hinweisen  auf  den  Umfang 
des  Tarifwerks  ist  zu  bemerken,  daß  die  für  sie  in  Betracht 
kommenden  Teilhefte  des  Heftes  B benötigen. 

Vergl.  S.  162. 

Schadensersatz«  and  Beförderungsbedingungen 

für  Kostbarkeiten  und  Kunstgegenstände. 

Der  Ausschuß  der  Verkehrsinteressenten  bei  der  Ständigen 
Tarifkommission  der  Deutschen  Eisenbahnen  beantragte  auf  Ver- 
anlassung einer  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.,  daß 

1.  in  den  Schadensersaß-  und  Beförderungsbestimmungen  für 
Kunstgegenstände  die  Höchstgrenze  von  5000  auf  100  000 
Mark, 

2.  in  den  Schadensersaßbestimmungen  für  andere  Kostbar- 
keiten die  Höchstgrenze  für  1 kg  von  150  auf  3000  Mark 
erhöht, 

3.  eine  weitere  Erhöhung  gegebenenfalls  vorgenommen  werde. 

Vergl.  S.  116. 

Wagenstandgelder  bei  Streiks. 

Auf  die  Eingabe  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 
vom  21.  Oktober  d.  J.  (S.  232)  erteilt  der  Reichsverkehrs- 
minister am  18.  Oktober  d.  J.  folgenden  Bescheid: 

„Im  Hinblick  auf  die  dringend  notwendige  Beschleunigung  des 
Wagenumlaufs  und  die  mit  der  längeren  Inanspruchnahme  der 
Wagen  für  die  Reichsbahnverwaltung  und  die  Allgemeinheit  ver- 
bundenen Nachteile  bin  ich  unter  voller  Würdigung  der  schwie- 
rigen Lage  der  Verkehrtreibenden  zu  meinem  Bedauern  außer- 
stande, die  für  die  Erstattung  von  Wagenstandgeldern  bei  Aus- 
ständen angeordneten  Grundsäße  zu  ändern.  Ihre  Aufrecht- 
erhaltung stellt  gegenüber  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
meines  Erachtens  ein  weitgehendes  Entgegenkommen  dar.“ 

Der  Reichsverkehrsminister  hält  daher,  entgegen  dem  Reichs- 
gerichtsurteil, aus  Billigkeitsgründen  an  seiner  Entscheidung  vom 
3.  Oktober  d.  J.  fest,  nach  der  die  Eisenbahndirektionen  ermächtigt 
worden  sind,  in  ganz  besonders  gearteten  Fällen  nach  eigenem 
Ermessen  den  ausnahmsweise  zurückzuerstattenden  Betrag  des 
Wagenstandgeldes  bei  Streiks,  die  nicht  Eisenbahnerstreiks  sind, 
festzuseßen.  Als  äußerste  Grenze  des  zu  gewährenden  Entgegen- 
kommens hat  der  Herr  Minister  sowohl  im  Interesse  der  Allge- 
meinheit, als  auch  der  überaus  ungünstigen  Finanzlage  der  Reichs- 
bahn in  seiner  Entscheidung  vom  3.  Oktober  d.  ).  50  v.  H.  der 
tarifmäßigen  Standgelder  bezeichnet. 

Vergl.  S.  232. 

Frachtstundnng. 

In  einer  Besprechung  zwischen  dem  Sonderausschuß  des 
Eisenbahnverkehrsverbandes  und  fünf  Sachverständigen  des 
D.  I.  u.  H.,  die  am  8.  November  in  Bad  Homburg  stattfand,  wurde 
die  Notwendigkeit  der  Aufhebung  der  Sicherheitsleistungen  bei 
monatlicher  Frachtstundung  infolge  der  großen  Kreditnot  allge- 
mein anerkannt.  Im  Hinblick  auf  die  unsicheren  Verhältnisse 
sollte  jedoch  die  monatliche  Erachtstundung  nur  gewährt  werden, 
wenn  der  Frachlumsaß  des  Stundungsnehmers  einen  von  der  Eisen- 
bahn festzuseßenden  Mindestbetrag  erreicht  oder  wenn  eine 
Mindestzahl  von  Sendungen  aufgegeben  und  empfangen  wird. 
Unbeschadet  der  monatlichen  Abrechnung  am  10.  des  folgenden 
Monats  sollte  am  10.  und  25.  jedes  Monats  je  eine  Abschlags- 
zahlung in  Höhe  der  bis  dahin  aufgelaufenen  Frachischuld  ge- 
leistet werden.  Ferner  wurde  vorgeschlagen,  von  der  Gesamt- 
summe der  monatlichen  Erachtschuld  wie  bisher  eine  Gebühr  in 
Höhe  von  3 v.  H.  zu  erheben.  Neben  der  monatlichen  soll  die 
tägliche  Frachtstundung  nach  wie  vor  bestehen  bleiben. 

Der  Sonderausschuß  will  in  diesem  Sinne  an  den  Eisenbahn- 
verkehrsverband berichten,  der  darüber  entscheiden  wird. 

Beiräte  für  die  Reichswasserstraßen. 

Die  Abänderungsvorschläge,  die  der  Reichsverkehrsminister 
dem  Vorläufigen  Reichswasserstraßenbeirat  unter  dem  3.  Juni  d.  J. 


zu  dem  Entwurf  der  Verordnung  über  die  Bildung  von  Beiräten 
für  die  Reichswasserstraßen  hat  zugehen  lassen,  zielen  in  der 
Hauptsache  darauf  hin,  daß  die  eine  Hälfte  der  Mitglieder  des 
Bezirks-Wasserstraßenbeirats  als  Vertreter  der  Gruppe  „Verkehr“ 
IGroßschiffahrt,  Kleinschiffahrt,  Handel  und  Spedition,  Häfen, 
Wasserstraßenverwaltung)  vom  Reichsverkehrsminister  und  die 
andere  Hälfte  als  Venreter  der  Gruppe  „Landeskultur  und 
Wasserwirtschaft“  von  den  beteiligten  Ländern  berufen  wird. 
Weiter  ist  für  die  Vertreter  der  Gruppe  Verkehr  für  die  Vereini- 
gungen oder  Wirisctiaftskorper  der  Schiffahrt,  des  Handels  und 
der  Spedition,  der  Häfen,  der  Arbeiigeber  und  Arbeitnehmer  ein 
Voisdilagsrecht  vorgesehen,  an  deren  Vorschläge  der  Reichs- 
Verkehrsminister  gebunden  ist.  Die  vorschlagsberechtigten  Ver- 
einigungen sollen  vom  Reichsverkehrsminister  nach  Anhörung  der 
beteiligten  Landesregierungen  festgestellt  werden.  Für  die  von 
den  Ländern  zu  berufenden  Vertretern  der  Gruppe  „Landeskultur 
und  Wasserwirtschaft“  haben  die  Landesregierungen  die  vor- 
schlagsberechtigten Vereinigungen  oder  Wirtschaftskörper  zu  be- 
stimmen. 

Hiermit  ist  aber  den  Handelskammern  entgegen  der  ersten 
Vorlage  weder  ein  Vorschlagsrecht  für  die  Gruppe  „Verkehr“ 
noch  für  die  Gruppe  „Landeskultur  und  Wasserwirtschaft“  ein- 
geräumi  worden.  Die  Niederrheinische  Handelskammer  Duis- 
burg-Wesel hat  daher  gleichzeitig  im  Namen  der  Handels- 
kammern Bochum,  Crefeld,  Dortmund,  Essen  und  Münster  in  einer 
Eingabe  an  den  Reichsverkehrsminister  nachdrücklichst  Einspruch 
gegen  diese  Vorlage  erhoben.  Sie  führt  in  ihrer  Eingabe  aus, 
daß  von  jeher  die  Handelskammern  in  starkem  Umfange  an  der 
Wahl  der  Mitglieder  zu  den  Wassersiraßenbeiräten  beteiligt  ge- 
wesen seien.  Die  neuerdings  erfolgte  Zurückseßung  sei  auch  um 
so  erstaunlicher,  als  der  Reichsverkehrsminister  bereits  die  Han- 
delskammern an  der  Wahl  der  Bezirkseisenbahnräte  durch  ein 
weitgehendes  Vorschlagsrecht  beteiligt  und  dadurch  ihre  Berechti- 
gung zur  Mitwirkung  bei  der  Bildung  derartiger  Eachbeiräte 
grundsäßlich  anerkannt  habe.  Sie  begrüßt,  daß  den  freien  Wirt- 
schafisvereinigungen,  Verbänden  usw.  ein  Vorschlagsrecht  für  die 
Reidiswasserstraßenbeiräte  gegeben  werden  soll,  womit  ihren 
Wünschen  Rechnung  getragen  wird,  die  sie  in  ihrer  im  Frühjahr 
dieses  Jahres  verfaßten  Denkschrift  in  dieser  Hinsicht  geäußert  hat. 
Sie  fordert  aber  für  die  Handelskammern,  die  gerade  ihrem  ganzen 
Aufbau  nach  am  ehesten  in  der  Lage  sind,  geeignete  Mitglieder 
der  betreffenden  Gewerbezweige  für  die  Wasserstraßenbeiräte 
in  Vorschlag  zu  bringen,  unbedingt  ein  Wahlrecht. 

Da  die  Industrie  als  besondere  Unterabteilung  keine  Auf- 
nahme in  der  Vorlage  gefunden  hat,  so  fordert  die  Kammer,  daß 
zu  den  bereits  bestehenden  Unterabteilungen  der  Gruppe  Verkehr 
die  Industrie  als  selbständige  Abteilung  hinzukommt,  und  daß 
gleichzeitig  die  Zahl  der  Vertreter  der  Gruppe  Verkehr  in  An- 
sehung ihrer  großen  Bedeutung  erhöht  wird  und  somit  mehr  als 
die  Hälfte  aller  Stimmen  erhält. 

Gegen  die  vom  24er- Ausschuß  vorgesehene  Verteilung  der 
Siße  mit  je  V*  unter  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  erhoben  die 
oben  erwähnten  Kammern  gleichfalls  Einspruch.  Gerade  die 
Fragen,  die  im  Bezirks-  und  Reichswasserstraßenbeirat  behandelt 
werden,  sind  äußerst  schwierig  und  vielfach  technischer  Natur. 
Die  Berücksichtigung  der  Arbeitnehmer  im  gleichen  Verhältnis 
wie  im  Reichseisenbahnrat  {.%  der  Stimmen)  dürfte  hier  nach 
ihrer  Ansicht  völlig  ausreichend  sein. 

In  Ansehung  der  Tatsache,  daß  der  Verkehr  auf  dem  Rhein- 
stromgebiet ungefähr  50  v.  H.  des  gesamten  deutschen  Wasser- 
straßenverkehrs beträgt,  fordern  die  Kammern  für  das  Rhein- 
stromgebiet eine  weit  stärkere  Vertretung  im  Reichswasser- 
straßenbeirat, da  in  der  Vorlage  der  Rheinbeirat  mit  nur 
10  Stimmen  gegenüber  den  übrigen  Bezirkswasserstraßenbeiräten 
eine  starke  Benachteiligung  erfährt. 

Im  übrigen  verwiesen  die  Kammern  auf  die  im  April  ds.  Js. 
veröffentlichte  Denkschrift  der  Niederrheinischen  Handelskammer 
Duisburg-Wesel  betr.  den  Entwurf  einer  Verordnung  über  die 
Bildung  von  Beiräten  für  die  Reichswasserstraßen. 

(Vgl.  S.  247.) 

Formulare  tür  die  Reichseinkommen- 
stenererkläruiig. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.  H.  vom  17.  v.  Mts.  betreffend 
Formulare  für  die  Reichseinkommensteuererklärung  (S.  294)  hat 
das  Reichsfinanzministerium  folgendes  erwidert: 

„Ein  neues  einheitliches  Muster  für  die  Einkommensteuer- 
erklärung habe  ich  den  Landesfinanzämtern  bereits  zugehen 
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lassen.  Um  jedoch  den  örtlichen  Bedürfnissen  Rechnung  tragen 
zu  können,  sind  die  Landesfinanzämter  ermächtigt  worden,  ge- 
ringfügige Abweichungen  für  ihren  Bezirk  zuzulassen.“ 

Vergl.  S.  294. 

Berücksichtigung  des  Sinkens  des  Geldwertes 
bei  der  abstrakten  Schadensberechnnng. 

Wir  verweisen  auf  ein  Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  — 
5 U 298/21  — von /grundlegender  Bedeutung. 

ln  der  Entscheidung  billigt  das  Oberlandesgericht  einen  außer- 
oidentlich  hohen  entgangenen  Gewinn  als  Schadenersaß  zu  mit 
der  Begründung,  daß  der  Kläger  als  Händler  für  den  Erlös  wieder 
neue  Waren  angeschafft  hätte  und  dazu  infolge  der  gesunkenen 
Kaufkraft  des  Geldes  einen  entsprechend  höheren  Betrag  hätte 
aufwenden  müssen.  (Veröffentlicht  in  der  Juristischen  Wochen- 
schrift 1922  Seite  1463.) 

Wirtschaft»  Verhandlungen  mit  Litauen. 

In  Ergänzung  unserer  auf  Seite  281  wiedergegebenen  Ein- 
gabe an  das  Reichswirtschaftsministerium  haben  wir  noch  um 
Berücksichtigung  folgender  Punkte  bei  den  beginnenden  Wirt- 
schaftsverhandlungen gebeten: 

1.  Erleichterung  des  Reiseverkehrs  zwischen  Litauen  und  den 
deutschen  Ostgebieten; 

2.  Freigabe  der  Ausfuhr  von  Holz  aus  Litauen; 

3.  Zollerleichterungen  für  die  chemische  Industrie; 

4.  Zulassung  des  unmittelbaren  Güterwagenverkehrs  von  und 
nach  Litauen. 

Vgl.  S.  281. 

Deutsche  Vertretungen  in  Kristiania. 

Die  Deutsche  Gesandtschaft  in  Kristiania  wird  des  öfteren  von 
norwegischen  Firmen  um  Auskunft  über  Vertreter  deutscher 
Firmen  in  Kristiania  bzw.  Norwegen  befragt. 

Da  nur  eine  verschwindend  geringe  Anzahl  von  solchen  Ver- 
tretern der  Gesandtschaft  bekannt  ist,  bittet  sie  alle  deutschen 
Handelskammern,  die  Anschriften  derjenigen  deutschen  Firmen, 
welche  Vertreter  in  Kristiania  haben,  baldmöglichst  der  Handels- 
auskunftsstelle der  Deutschen  Gesandtschaft  in  Kristiania  mitzu- 
teilen, damit  diese  in  den  Stand  geseßt  wird,  Anfragen  nor- 
wegischer Geschäftstreibender  schnell  zu  beantworten  und  auf 
diese  Weise  deren  Aufträge  deutschen  Lieferanten  zuzuführen. 

Bevorzugung  der  Konsumvereine. 

Die  Handelskammer  zu  L ü b e c k und  die  Hauptgemein- 
schaft des  Deutschen  Einzelhandels  wandten  sich 
gleichfalls  in  scharfer  Weise  gegen  den  nach  der  Erklärung  des 
preußischen  Ministers  für  Landwirtschaft  an  die  Konsumvereine 
erteilten  staatlichen  Kredit  in  Höhe  von  430  Millionen  Mark. 

(Vgl.  S.  313.) 


Amtliche  Veröffentlichungen  in  der  Tagespresse. 

Es  sind  in  leßter  Zeit  von  verschiedenen  Seiten  zum  Teil 
heftige  Angriffe  gegen  die  deutsche  Regierung  erfolgt,  der  u.  a. 
Untätigkeit  bei  schwebenden  Wirtschaftsverhandlungen  und  dergl. 
vorgeworfen  wurde,  obwohl  bei  Beachtung  der  amtlichen  Ver- 
öffentlichungen der  Vorwurf  als  unbegründet  hätte  erkannt  wer- 
den müssen.  Auch  dem  D.  I.  u.  H.  sind  derartige  nach  den  amt- 
lichen Veröffentlichungen  unzweifelhaft  unbegründete  Beschwer- 
den zugegangen.  Es  wird  darum  gebeten,  diese  amtlichen  Ver- 
öffentlichungen in  Zukunft  zu  beachten.  Sie  erfolgen  in  der 
Regel  durch  das  W.  T.  B.  und  die  Industrie-  und  Handelszeitung. 

Eisenbahn. 

Haltung  der  Bisenbahn  für  Diebstahl 
ans  offenen  Wagen. 

Der  Verein  Deutscher  Spediteure  E.  V.  hat  Herrn  Amts- 
gerichtsrat Dr.  Senckpiehl  beauftragt,  ein  ausführliches  Gut- 
achten auszuarbeiten,  in  welchem  nachgewiesen  wird,  daß  die 
frühere  Auffassung,  daß  Diebstahl  ohne  weiteres  zu  den  Ge- 
fahren der  Verladung  in  offenen  Wagen  gehöre,  von  der  herr- 
schenden Rechtsprechung  nicht  mehr  geteilt  werde.  Das  Gut- 
achten erbringt  diesen  Nachweis  durch  die  kritische  Besprechung 
einer  großen  Anzahl  gerichtlicher  Entscheidungen  und  kommt  zu 
dem  Schluß,  daß,  wenn  den  Umständen  des  besonderen  Falles 
nach  die  Gefahr  des  Diebstahls  aus  offenen  Wagen  nicht  größer 
ist  als  bei  gedeckten  Wagen,  die  Eisenbahn  sich  nicht  auf  die 
Haftbefreiung  des  § 86  Abs.  1 Ziffer  1 EVO.  berufen  darf. 

Das  Gutachten  ist  den  sämtlichen  Landgerichten,  an  denen 
sich  Kammern  für  Handelssachen  befinden,  zugestellt  worden. 

Da  es  für  den  Fall  von  Ersaßansprüchen  von  großem  Wert 
ist,  dem  Rechtsbeistand  das  Gutachten  zur  Verfügung  stellen  zu 
können,  so  hat  sich  der  Verein  deutscher  Spediteure  bereit  er- 
klärt, gegen  Erstattung  der  Selbstkosten  von  115  M.,  an  die 
Geschäftsleitung,  Berlin  W 9,  Potsdamer  Str.  19,  Postscheck- 
konto 51  361,  das  Gutachten  abzugeben. 


Persönliches. 

Dr.  Karl  Knabe  ist  als  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  aus 
den  Diensten  der  Handelskammer  zu  Elberfeld-Barmen 
ausgeschieden.  Neu  eingestellt  wurde  Referendar  Franz 
Sonnenschein. 

Der  Ehrenvorsißende  der  Handelskammer  zu  H a n a u , Geh.  Kom- 
merzienrat Friß  Canthai,  der  von  1906—1920  dem  Hauptausschuß 
und  seit  langer  Zeit  dem  Sozialpolitischen  Ausschuß  des  D.  I.  u.  H. 
angehörte,  ist  am  9.  November  gestorben. 
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Die  Mitwirkung  der  Industrie  bei  Herstellung  und  Gewinnung 
von  Fabrikaten  u.  Stoffen  für  Bau  u.  Betrieb  der  Eisenbahnen 

Von  Staatsminister  a.  D.  Wirkt.  Geh.  Rat  Hoff. 


i 


Die  Eisenbahnen  bedürfen  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
kehrsaufgaben eines  ungewöhnlich  großen  und  mannig- 
faltigen mechanischen  Rüstzeugs.  Die  Herstellung  und  be- 
triebsfähige Unterhaltung  dieses  Rüstzeugs  nimmt  mit 
ihren  Kosten  in  der  Wirtschaftsgebarung  der  Eisenbahnen 
einen  ersten  Plaß  ein.  Insbesondere  verschlingt  die 
leistungsfähige  und  betriebssichere  Erhaltung  des  rollen- 
den Apparats,  des  Lokomotiv-  und  Wagenparkes  mit 
seinem  Zubehör,  einen  großen  Teil  der  Eisenbahn- 
einnahmen. 

Es  ist  daher  nicht  verwunderlich,  daß  es  — nicht  in 
Deutschland,  aber  in  anderen  Ländern  — Eisenbahnen  gibt, 
die  in  eigenen  Werken  ihren  Bedarf  an  Eisenbahnschienen 
und  anderen  Oberbauteilen  walzen,  an  Lokomotiven  und 
Wagen  herstellen,  an  Kohlen  und  andern  wichtigen  Bau- 
und  Betriebsstoffen  gewinnen.  In  Deutschland,  namentlich 
auch  bei  der  ausschlaggebenden  Reichsbahn,  gilt  als  Re- 
gel, daß  Herstellung  und  Gewinnung  der  Fa- 
brikate und  Stoffe  der  berufsmäßigen  Industrie  überlassen, 
die  Unterhaltung  des  mechanischen  Apparats  aber 
von  den  Eisenbahnen  selbst,  zum  Teil  in  fabrikartigen  Aus- 
besserungswerken (Werkstätten)  besorgt  wird.  Diese  Regel 
galt  und  gilt  bei  Privatbahnen,  Staatsbahnen  und  bei  der 
neuen  Reichsbahn. 

An  dieser  aus  Zweckmäßigkeiisgründen  entstandenen, 
herkömmlichen  Arbeitsteilung  rüttelt  die  neue  Zeit,  die  teils 
infolge  des  Zwanges  der  Verhältnisse,  teils  infolge  der 
Sucht,  Altes  durch  Neues  zu  erseßen,  so  reich  ist  an  Um- 
formungen und  Umstellungen.  Ganz  gewiß  ist  öder  Still- 
stand im  Eisenbahnwesen  so  wenig  angebracht  als  irgend- 
wo. Die  Lage  unserer  Gesamtwirtschaft  und  unserer  Eisen- 
bahnen erheischt  gebieterisch  wirksame  ökonomische  Neu- 
regelungen. Aber  man  muß  sich  hüten,  mit  Neuem  an  un- 
richtiger Stelle  einzuseßen,  um  so  die  Lage  nicht  noch  zu 
verschlimmern.  Diese  Erwägung  ist  für  den  Beschaffungs- 
und Unterhaltungszweig  des  Eisenbahnwesens  um  so  mehr 
am  Plaße,  als  es  sich  uiti  Vorschläge  handelt,  die  sich  ein- 
ander schroff  gegenüberstehen.  Auf  der  einen  Seite  wird 
empfohlen,  nicht  nur  die  Ausbesserungswerke  der  Reichs- 
bahn fortbestehen  zu  lassen,  sondern  auch  die  Privatwerke, 
insbesondere  Kohlenbergwerke,  Eisenhütten,  Lokomotiv- 
und  Wagenbauanstalten,  die  in  größerem  Umfange  zum 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  benötigte  Fabrikate  und 
Stoffe  hersteilen  und  gewinnen,  in  Allgemeinbesitz  des 
Reiches  überzuführen.  Auf  der  anderen  Seite  wird  um- 
gekehrt der  Fortbestand  dieser  Privatwerke  als  Lieferwerke 


der  Reichsbahn  für  nötig  angesehen,  darüber  hinaus  aber 
einer  starken  Beteiligung  der  Privatwerke  am  Unter- 
haltungsdienste der  Reichsbahn,  namentlich  am  Aus- 
besserungswesen der  Eisenbahnfahrzeuge,  teilweise  der 
gänzlichen  Loslösung  der  bahneignen  Ausbesserungswerke 
vom  eigentlichen  Eisenbahnbetriebe  und  der  Überführung 
in  reine  privatwirtschaftliche  Betriebsform  das  Wort  ge- 
redet.. 

Bei  näherer  Betrachtung  dieser  Vorschläge  kann  man 
sehr  wohl  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß  beide  Vorschläge 
auf  nicht  zutreffende  Annahmen  fußen  und  über  das  Ziel 
hinausschießen. 

Die  Befürworter  des  ersten  Vorschlags,  nämlich  der 
Überführung  der  hauptsächlich  mit  Lieferungen  von  der 
Reichsbahn  bedachten  Privatwerke  in  Allgemeinbesiß, 
gehen  davon  aus,  bahneigne  Werke  könnten  die  Fabrikate 
und  Stoffe  zu  wesentlich  niederen  Preisen  herstellen  und 
gewinnen,  als  von  der  Reichsbahn  an  die  privaten  Liefer- 
werke zu  zahlen  sind.  Gewiß  sind  diese  Preise  gegen- 
wärtig sehr  hoch;  aber  sie  sind  doch  nicht  höher  als  die 
Preise  in  der  Gesamtwirtschaft.  Daß  sie  aber  höher  sind, 
als  sie  sein  würden,  wenn  die  Werke  gemeinwirtschaft- 
lichen Charakter  hätten,  sich  im  Besiß  und  Betrieb  der 
Reichsbahn  befänden,  muß  bis  zum  zahlenmäßigen  Beweis 
bezweifelt  werden.  Dieser  wird  schwerlich  zu  erbringen 
sein.  Die  Wirtschaftsergebnisse  staatlicher  Kohlen- 
und  Hüttenwerke  ermuntern  nicht  zu  der  Annahme, 
daß  für  Betriebe,  die  unter  allen  Umständen  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  spekulativen  Charakter  haben,  haben 
müssen,  Reich  und  Staat  sich  vorzugsweise  eignen.  Das 
Gegenteil  ist  näher  liegend,  sollte  eigentlich  selbstverständ- 
lich sein. 

Jedenfalls  sind  alle  Wrerke,  um  die  es  sich  bei  der 
Belieferung  der  Eisenbahnen  handelt,  nicht  ausschließlich 
auf  diese  Lieferungen  eingestellt,  dürfen  es  nidit  sein, 
wenn  sie  auf  der  Höhe  bleiben  und,  was  unserer  Gesamt- 
wirtschaft bitter  nottut,  zugleich  durch  Lieferungen  an  das 
Ausland  die  deutsche  Handelsbilanz  bessern  helfen 
sollen.  Man  sollte  darin  keine  Meinungsverschiedenheit 
aufkommen  lassen,  daß  diese  Aufgabe  von  Reichs-  und 
Staatsverwaltungen  niemals  mit  Erfolg  wird  gelöst  werden 
können.  Muß  sie  aber  der  Privatindustrie  überlassen  bleiben, 
so  ist  es  dringend  geboten,  dieser  auch  die  Belieferung  der 
heimatlichen  Bahnen  zu  übertragen.  Das  gilt  nament- 
lich auch  von  den  deutschen  Lokomotiv-  und  Eisenbahn- 
wagenbauanstalten und  von  den  Fabriken,  die  sich  mit  der 
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Herstellung  der  Zubehörteile,  Radsäße,  Bremsen,  Kupp- 
lungen usw.  befassen.  Wenn  diesen  Werken  durch  eine 
Eigenproduktion  der  Reichsbahn  die  heimischen  Aufträge 
auch  nur  zum  wesentlichen  Teile  entzogen  wurden,  wäre 
ihre  Wettbewerbsfähigkeit  auf  dem  Weltmärkte  in  Frage 
gestellt.  Bleiben  den  Werken  aber  die  großen  Aufträge 
der  Reichsbahn  gesichert,  so  ist  ihre  Leistungsfähigkeit  als 
Großunternehmen  dauernd  gewährleistet.  Außerdem  wird 
die  Güte  ihrer  Arbeit  durch  die  von  der  Reichsbahn  schon 
aus  Gründen  der  Betriebssicherheit  geforderte  sorgfältige 
und  gediegene  Bauart  vorteilhaft  beeinflußt.  Gerade  dieser 
seitherigen  Arbeitsteilung  zwischen  Eisenbahnverwaltung 
und  Eisenbahnindustrie  ist  zu  einem  nicht  geringen  Teile 
das  hohe  Ansehen  der  deutschen  Eisenbahnindustrie  im 
Auslande  zuzuschreiben. 

Leider  haben  die  unglücklichen  Wirtschaftsverhältnisse, 
unter  denen  Deutschland  nach  dem  Weltkriege  leidet,  und 
die  Unsicherheit  der  Lage  anderer  Staaten  die  Auslands- 
geschäfte der  deutschen  Eisenbahnindustrie  außerordent- 
lich erschwert  und  vermindert.  Hoffentlich  ist  dies  nur  ein 
vorübergehender  Zustand.  Auf  jeden  Fall  aber  ist  es  aus 
Erwägungen  volkswirtschaftlicher  Art  dringend  geboten, 
den  Lieferwerken  über  die  schwierige  Gegenwart  hinweg- 
zuhelfen und  ihnen  den  Wettbewerb  auf  dem  Weltmarkt  zu 
erleichtern.  Das  kann  leßten  Endes  auch  vom  Standpunkt 
der  deutschen  Reichsbahn  nur  als  ein  Vorteil  angesehen 
werden.  Denn  auf  dem  Weltmarkt  wettbewerbsfähige 
Werke  werden  auch  den  Bedarf  des  eigenen  Landes  preis- 
würdiger  und  prompter  zu  liefern  imstande  sein.  Daß  hin- 
sichtlich der  Preisbildung  und  prompten  Bedienung  der 
Reichsbahn  keine  Nachteile  entstehen,  kann  durch  sorg- 
fältige Vertragsabschlüsse  zwischen  ihr  und  den  Liefer- 
werken sichergestellt  werden.  Insbesondere  kann  die  Ge- 
fahr einer  geldlichen  Benachteiligung  der  Reichsbahn  sehr 
wohl  abgewendet  werden.  Der  ganze  Herstellungsprozeß 
der  Fabrikate  wird  nach  jahrzehntelanger  Übung  auf  den 
Lieferwerken  von  Beamten  der  Eisenbahnverwaltung  genau 
überwacht,  die  Beschaffenheit  der  Baustoffe  wird  geprüft 
und  die  Arbeitsmethode  im  Fortgang  der  Herstellung  be- 
obachtet. Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  diese  Beamten 
sich  eine  gewisse  Routine  in  der  Beurteilung  der  Leistung 
der  Lieferwerke  verschaffen.  Sie  sind  daher  in  der  Lage, 
den  beschaffenden  Reichsbahnstellen  bei  der  Preisbeur- 
teilung zur  Hand  zu  gehen,  zumal  sie  der  maschinentech- 
nischen Fachrichtung  angehören  und  in  den  bahneigenen 
Ausbesserungswerken  sich  mit  Kalkulationen  von  Arbeits- 
vorgängen aller  Art  vorbereitet  haben.  Vor  einer  Über- 
teuerung der  Reichsbahn  durch  die  Lieferwerke  ist  diese 
auch  dadurch  geschützt,  daß  die  Preise  in  Haushalt  und 
Rechnung  erscheinen  und  so  in  breiter  Öffentlichkeit  er- 
örtert werden. 

Nach  alledem  liegt  kein  Anlaß  vor,  der  die  Reichsbahn 
zu  einer  Eigenproduktion  ihrer  mechanischen  Rüstzeugs- 
und der  Bau-  und  Betriebsstoffe  unter  Einschränkung  der 
Lieferungen  industrieller  Werke  nötigte.  Es  ist  für  unsere 
Gesamtwirischaft  und  daher  auch  für  die  Reichsbahn- 
bewirtschaftung richtiger,  die  heimische  Eisenbahnindustrie 
durch  Lieferungs-Aufträge  zu  angemessenen  Preisen  zu 
stärken  und  leistungsfähig  erhalten  zu  helfen. 

Auf  einen  anderen  Standpunkt  wird  man  sich  gegen- 
über dem  zweiten  Vorschläge  zu  stellen  haben.  Er  will 
die  herkömmliche  Arbeitsteilung  in  der  Richtung  ändern, 
daß  man  die  bahneignen  Ausbesserungswerke  aus  dem 
eigentlichen  Beförderungsgeschäft,  also  dem,  was  man  ge- 
meinhin unter  Eisenbahnbetrieb  versteht,  loslöse  und  als 
selbständige  Privatwerke  einrichte.  Wie  weit  dieser  Vor- 
schlag reicht,  ist  nicht  genau  umschrieben.  Jedenfalls 
schließt  er  die  größeren  bahneignen  Fahrzeugausbesse- 
rungswerke (Werkstätten!  in  sich;  es  sind  dies  bei  der 
Reichsbahn  mindestens  84  Werke  mit  einer  etwa  100  000 
bis  120  000  Mann  starken  Belegschaft.  Bei  der  Beurteilung 


dieses  Problems  spielen  hauptsächlich  zwei  Gesichtspunkte 
eine  Rolle.  Der  eine  ist  die  Wahrung  der  betrieblichen 
Selbständigkeit,  der  Unabhängigkeit  der  Reichsbahn  von 
einem  unverantwortlichen  Dritten,  der  andere  ist  die  Ver- 
hütung neuen  Kostenaufwands. 

Von  größter,  ausschlaggebender  Bedeutung  ist  der 
erste  Gesichtspunkt.  Es  gibt  wohl  kaum  ein  großes  Privat- 
unternehmen, das,  wenn  es  nach  der  Natur  seiner  Zweck- 
bestimmung mit  einem  großen  mechanischen  Apparat 
arbeitet,  nicht  seine  eigenen  Ausbpsserungsstellen  besißt. 
Bei  jedem  so  gearteten  Unternehmen  wird  mindestens  eine 
Ausbesserungsstelle  vorhanden  sein,  die  dafür  sorgt,  daß 
der  Betrieb  des  Werkes  tunlichst  wenig  durch  Unter- 
haltungsarbeiten am  mechanischen  Werkzeug  gestört  wird, 
vor  allen  Dingen  in  dieser  Beziehung  nicht  von  einem  oder 
von  mehreren  anderen  selbständigen  Unternehmen  ab- 
hängig ist.  Man  wird  im  Unierhaltungswesen  sogar  so  weit 
gehen,  die  Arbeitsmethode  der  werkseignen  Ausbesse- 
rungsstellen nicht  lediglich  nach  dem  Grundsaße  der  billig- 
sten Art  der  Wiederhersiellungsarbeiten  einzurichten.  Man 
wird  je  nach  den  Umständen  unwirtschaftliche  Aus- 
besserungsmethoden (z.  B.  Aufhören  an  begonnenen 
zwecks  Inangriffnahme  neuer  dringlicherer  Reparatur- 
arbeiten) in  den  Kauf  nehmen,  so  oft  davon  für  den  Ge- 
samtbetrieb des  Werkes  größerer  Vorteil  erwartet  wird. 

Die  Eisenbahn  ist  ein  Unternehmen,  das  nur  mit  einem 
selten  großen  mechanischen  Apparat  betrieben  werden 
kann.  Ihr  Leistungsgrad  ist  in  besonders  hohem  Grade  von 
der  steten  Betriebs-  und  Leistungsfähigkeit  eines  Appa- 
rates abhängig,  der  großem  Verschleiß  und  Verwüstungen 
ausgesetzt  ist,  aber  dennoch  Sicherheit  und  Pünktlichkeit 
des  Beförderungswesens  zu  gewährleisten  hat.  Jede  vor- 
sorgliche Eisenbahnverwaltung  wird  daher  bestrebt  sein, 
ihr  mechanisches  Rüstzeug,  und  zwar  gerade  den  Teil,  den 
sie  bei  den  häufigen  und  starken  Konjunkturwellen  des 
Verkehrs  braucht,  leistungsbereit  zur  Hand  zu  haben.  Die 
erfolgreiche  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  eine  der  schwierig- 
sten im  Eisenbahnwesen.  Denn  der  Wechsel  ist  groß, 
plößlich,  in  vielen  Fällen  nicht  vorhersehbar,  jedenfalls  in 
seinem  Umfange  ungewiß.  Zwangsläufig  unterliegen  die 
Anforderungen  des  Eisenbahnbetriebes  an  die  Ausbesse- 
rungswerke dem  gleichen  Wechsel.  Zeitweise  muß  heute 
hier,  morgen  dort  die  Reparatur  dieser  oder  jener  Loko- 
motiv-  oder  Wagengattung  mit  Hochdruck  betrieben  wer- 
den. Es  ist  deshalb  zwingende  Notwendigkeit,  daß  jedes 
Eisenbahnunternehmen  von  Bedeutung  Ausbesserungs- 
werke besißt  und  das  Anordnungsrecht  über  deren  Arbeits- 
methoden so  restlos  ausübt,  wie  es  wirtschaftlich  selbstän- 
digen Werken  gegenüber  kaum  angebracht  ist. 

Tatsächlich  besißen  alle  Eisenbahnen  von  Bedeutung  ihre 
eignenAusbesserungswerke;  selbst  die  kleinsten  Eisenbahn- 
unternehmen sind  darauf  eingerichtet,  wenigstens  die  not- 
wendigsten Reparaturen  an  eigenen  Arbeitsstätten  vorzu- 
nehmen. Selbstverständlich  müssen  alle  bahneignen  Aus- 
besserungswerke nach  Plänen  arbeiten,  die  eine  wirtschaft- 
liche Handhabung  dieses  kostspieligen  Geschäftszweiges 
gewährleisten.  Ebenso  wichtig  ist  aber  auch  der  bereits 
hervorgehobene  andere  Gesichtspunkt,  daß  unter  Um- 
ständen der  beste  Wirtschaftsplan  über  den  Haufen  ge- 
worfen werden  muß,  wenn  die  glatte  Gesamtbewältigunc 
des  Eisenbahnverkehrs  eine  Abweichung  vom  Arbeitsplant 
verlangt.  Die  Notwendigkeit  des  flandinhandarbeitens  dei 
Ausbesserungswerke  mit  dem  Gesamtbetriebe  des  Unter- 
nehmens ist  nirgends  größer  und  notwendiger  als  im  Eisen- 
bahnwesen. 

Dieser  Umstand  wird  von  denen  übersehen,  die  be- 
haupten, die  Reichsbahn  besiße  nur  deshalb  eigene  Aus- 
besserungswerke, weil  sie  das  Bestreben  habe,  ihrei 
eigenen  Wirtschaftsbereich  technisch  und  wirtschaftlich  S( 
weit  als  möglich  auszudehnen.  Nicht  solche  Sucht  de 
früheren  Staatsbahnen  und  der  jeßigen  Reichsbahn  ist  de 
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Grund  des  Bestehens  bahneigner  Ausbesserungswerke. 
Ausschlaggebend  war  und  ist  lediglich  die  Notwendigkeit, 
im  Anordnungswege  die  Wiederherstellung  reparatur- 
bedürftiger Fahrzeuge  jederzeit  nach  dem  wechselnden  Be- 
dürfnisse einrichten  zu  können,  in  dieser  Beziehung  auf 
keinen  Fall  von  einem  Dritten  abhängig  zu  sein.  Wer  dieser 
Dritte  immer  sei,  er  hätte  vernünftigerweise  seine  eigenen 
Wirtschafisgrundsäße  und  Arbeitsmethoden,  die  mit  den 
Anforderungen  des  Eisenbahnbetriebes  häufig  kollidieren 
würden,  und  zwar  stets  zum  Nachteil  des  leßteren.  Der  mit 
vollem  Recht  auf  Gewinn  bedachte  Dritte  würde  selbstver- 
ständlich seinen  Arbeitsplan  für  den  richtigen  halten  und 
selbst  bei  den  schärfsten  Vertragsbedingungen  den  An- 
forderungen des  Eisenbahnbetriebes  nicht  so  willfährig  ent- 
sprechen als  bahneigne  Werke.  Hinzu  käme  aber  weiter 
die  große  Schwierigkeit  bahnseitiger  Qberwachung  der 
Ausbesserungsarbeiten  in  den  Fremdwerken.  Sie  würde 
aus  Gründen  der  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes  und  der 
Ökonomie  bei  diesen  Arbeiten  weit  schärfer  sein  müssen 
als  beim  Bau  neuer  Fahrzeuge.  Auf  keinen  Fall  würde 
dazu  das  gegenwärtig  vorhandene  Aufsichtspersonal  der 
bahneignen  Werke  auch  nur  annähernd  ausreichen.  Sie 
würde  den  Kostenaufwand  erheblich  erhöhen  und  dennoch 
unzureichend  bleiben. 

Gegenüber  solchen  wirtschaftlichen  Nachteilen  und  vor 
allem  betrieblichen  Schädigungen  würde  es  der  Eisenbahn- 
verwaltung, die  nach  der  Eigenart  ihrer  Verkehrsaufgaben 
ohnehin  der  öffentlichen  Kritik  außerordentlich  stark  aus- 
geseßt  ist,  nichts  nußen,  sich  auf  die  abweichende  Arbeits- 
methode wirtschaftlich  selbständiger  Ausbesserungswerke 
zu  berufen.  Es  würde  ihr  aller  Voraussicht  nach  im 
Falle  einer  Abgabe  der  gegenwärtigen,  größtenteils  gut 
ausgerüsteten  Ausbesserungswerke  an  wirtschaftlich  selb- 
ständige Unternehmen  nur  übrig  bleiben,  zur  Selbsthilfe  ihre 
Zuflucht  zu  nehmen,  indem  sie  an  den  bedrohten  Punkten 
entweder  die  vorhandenen  Hilfswerke  (Betriebswerk- 
stätfen)  wesentlich  erweiterte  oder  aber  neue  Hilfswerke 
anlegte.  Um  auf  diese  Hilfswerke  mit  Erfolg  zurückgreifen 
zu  können,  so  oft  es  die  Verkehrslage  nötig  machen  würde, 
dürften  sie  nicht  klein,  müßten  vielmehr  mit  allem  versehen 
sein,  was  sie  leistungsfähig  macht.  Damit  sie  nicht  bei 
Notständen  versagten,  müßten  sie  dauernd  an  den  Wieder- 
herstellungsarbeiten aller  Art  teilnehmen.  Man  hätte  mit- 
hin alsdann  zweierlei  Ausbesserungswerke,  bahneigne  und 
bahnfremde;  das  wäre  zweifellos  keine  Vereinfachung  und 
keine  Verbilligung  dieses  wichtigen  Zweiges  des  Eisen- 
bahnwesens. 

In  Anbetracht  dieser  äußerst  ungünstigen  Folgen  einer 
Auslösung  der  bahneignen  Ausbesserungswerke  aus  dem 
Gesamtgefüge  der  Reichsbahn  wird  es  als  ratsamer,  aber 


auch  als  notwendig  anzusehen  sein,  die  eignen  Ausbesse- 
rungswerke der  Reichsbahn  auf  die  volle  Höhe  des  vom 
Eisenbahnbetriebe  beanspruchten  Leistungsgrades  zu  brin- 
gen. Tatsächlich  ist  dies  Bestreben  der  Reichsbahn  in 
einer  Reihe  von  Maßnahmen  gerade  der  leßten  Jahre,  wie 
nicht  geleugnet  werden  kann,  deutlich  erkennbar.  Unge- 
wöhnlich viel  ist  troß  der  schlechten  Finanzlage  der  Reichs- 
bahn in  den  leßten  Jahren  an  Erweiterungen  von  Aus- 
besserungswerken, an  ihrer  Ausrüstung  mit  modernen 
Werkzeugmaschinen  und  an  teilweise  grundlegenden  Ver- 
vollkommnungen der  Arbeilsmeihoden  geschehen.  Auch 
im  Arbeiterwesen  sind  erhebliche  Verbesserungen  vorge- 
nommen; insbesondere  ist  das  Gedingwesen  auf  teilweise 
neuer  Grundlage  stark  ausgebaut  und  damit  wieder  eine 
wesentliche  Steigerung  der  Leisiungen  des  einzelnen 
Mannes  erzielt  worden.  Wie  festgesetllt  wurde,  steht  der 
Leistungsgrad  der  Belegschaft  der  bahneignen  Ausbesse- 
rungswerke keinesfalls  hinter  dem  der  Belegschaft  in 
Privatwerken  zurück.  Wer,  wie  der  Verfasser  dieser  Arbeit 
es  getan  hat,  Einblick  in  das  Ausbesserungswesen  der 
Reichsbahn  nimmt,  wird  bedeutende  Erfolge  auf  diesem 
Gebiete  gern  anerkennen.  Nach  der  Ansicht  leitender  Sach- 
verständiger werden  die  Ausbesserungswerke  der  Reichs- 
bahn — sofern  nicht  unsere  Gesamtwirtschaft  unter  dem 
unerträglicher  Drude,  der  auf  Deutschland  lastet,  zu- 
sammenbricht — in  kurzer  Zeit  imstande  sein,  allen  An- 
forderungen eines  geordneten  Eisenbahnbetriebes  im  vollen 
Umfange  zu  genügen.  Eines  Rüdegriffs  auf  private  Hilfe, 
eines  Mittels,  zu  dem  bekanntlich  nach  dem  Kriege  unsere 
Staatsbahnen  und  dann  die  Reichsbahn  unter  erheblichen 
Mehrkosten  zwecks  Wiederinstandseßung  des  im  Kriege 
arg  verwüsteten  Fuhrparks  greifen  mußten,  wird  es  dann 
keinesfalls  mehr  bedürfen. 

So  sehr  nach  dem  ersten  Teile  dieser  Betrachtung  der 
Mitwirkung  der  Industrie  bei  der  Beschaffung  der  Fabrikate 
und  Stoffe  für  die  Reichsbahn  das  Wort  zu  reden  ist,  so 
nachdrücklichst  ist  nach  dem  zweiten  Teile  der  Loslösung  der 
bahneignen  Ausbesserungswerke  aus  dem  Gesamtgefüge 
der  Eisenbahnverwaltung  als  unzweckmäßig  und  unvorteil- 
haft zu  widerraten,  vielmehr  der  weitere  Ausbau  dieser 
Ausbesserungswerke  zu  billigen.  Diese  Lösung  weist 
beiden  Teilen,  der  Industrie  und  der  Eisenbahn,  das  Feld 
der  Betätigung  so  zu,  wie  es  der  Beschaffenheit  der  Auf- 
gaben entspricht.  Es  würde  dabei  keinen  Unterschied 
machen,  ob  das  Reichsbahnsystem  als  Ganzes  unverändert 
fortbesteht,  oder  ob  aus  Erwägungen  wirtschaftlicher  und 
politischer  Art  sich  eine  andere  Betriebsform  als  zweck- 
mäßiger erweisen  sollte.  Im  leßteren  Falle  würde  der  Nach- 
folger des  Reichsbahnsystems  aller  Voraussicht  nach  das 
Beschaffungs-  und  Ausbesserungswesen  im  allgemeinen 
nach  den  gleichen  Gesichtspunkten  zu  regeln  haben. 

(325.) 


Die  Normalklassen  des  Deutschen  Eisenbahngüteriarifs. 

Von  Ministerialrat  Dr.  Born.  (Schluß.) 


Was  nun  die  Höhe  der  Frachtsätze  betraf,  so 
ging  man  1920  von  dem  (seit  der  Kriegszeit  bereits  mehr- 
fach erhöhten)  Frachfsaß  für  die  in  den  einzelnen  Tarif- 
klassen ermittelten  Durchschnittsentfernung,  bis  zu  der 
sich  der  Haupfverkehr  abwickelte,  aus  und  schuf  für  jede 
Normalklasse  eine  sogenannte  Staffelgrundzahl,  indem  man 
in  den  Klassen  A— D eine  Entfernung  von  250  km,  in  der 
Klasse  E eine  solche  von  150  km  zugrunde  legte.  Die 
für  diese  Entfernung  bestehenden  Frachtsäße  (Staffel- 
grundzahl) sind  für  die  mittlere  Klasse  C mit  100  v.  H.,  für 
B mit  10214  v.  H.,  für  A mit  105  v.  H.  und  für  die  Stückgut- 
klassen II  und  I mit  110  und  115  v.  H.,  also  nach  den  höheren 
Klassen  zu  steigend,  dagegen  für  die  Klassen  D und  E mit 
95  v.  H.  und  85  v.  H.,  also  nach  den  billigeren  Klassen  zu 
fallend  eingestellt.  Man  nennt  dies  die  horizontale 


Staffelung  im  Tarifschema.  In  den  einzelnen  Klassen 
wurde  die  neue  Staffelgrundzahl  auf  die  weiteren  Ent- 
fernungen in  der  Weise  ermäßigt,  daß  bei  1000  km  die 
Säße  der  Klasse  A um  20  v.  H.,  B um  30  v.  H.,  C um  40  v.  H., 
D um  50  v.  H.,  E um  70  v.  H.  sanken.  Die  kürzeren  Ent- 
fernungen wurden  zum  Ausgleich  entsprechend  erhöht.  Dies 
ist  die  sogenannte  vertikale  Staffelung.  Dieser 
scheinbar  efwas  theoretische  Aufbau  wurde  aber  nicht  starr 
festgehalten,  sondern  für  einige  wichtige  Verkehrs- 
beziehungen, z.  B.  auch  für  Süddeutschland,  geändert.  Daß 
die  Stückgutklassen  dabei  erheblich  stärker  als  auf  das 
Sechsfache,  wie  es  1920  allgemein  zutraf,  verteuert  wurden, 
entsprach  zwar  der  Absicht  und  hatte  im  wesentlichen  seinen 
Grund  in  der  bisherigen  Nichtstaffelung  der  höheren 
Wagenladungsklassen,  mußte  aber  schließlich  zu  einer 
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Herabminderung  dieser  Säße  führen.  Wie  sich  die  auf  der 
neuen  organisch  wesentlich  veränderten  Tarifgrundlage 
entstandenen  gegenüber  den  bis  zum  1.  März  1920  gleich- 
mäßig um  491  v.  H.  erhöhten  Frachten  der  Normalklassen 
stellten,  ergibt  die  Tafel  I.  Die  mit  einem  Stern  versehenen 
Säße  vom  Dezember  1920  sind  billiger  als  diejenigen  vom 
1.  März  1920. 

Mit  der  Tarifreform  vom  1.  Dezember  1920  war  eine 
geldliche  Erhöhung  des  Güterfrachtengesamtaufkommens 
der  Reichsbahn  nicht  beabsichtigt.  Es  ergab  sich  eine  solche 
aber  in  Höhe  von  etwa  15  v.  FI.,  zumal  mit  der  Tarifreform 
eine  Umstellung  zahlreicher  Güter  in  den  Normalklassen, 
hauptsächlich  bei  den  Posten  Eisen-  und  Siahlwaren,  Glas- 
und  Tonwaren,  Holz  und  Holzwaren,  Mineral-  und  Stein- 
kohlenteeröl, Papier  und  Pappe  u.  a.  m.,  verbunden  war. 
Schon  die  nächste  Tariferhöhung  am  1.  April  1921  ver- 
änderte, wenn  auch  unwesentlich,  die  neu  geschaffene 
Grundlage.  Den  Vorschlag  der  Reichsbahn,  eine  Steigerung 
der  Frachten  in  der  Weise  vorzunehmen,  daß  die  beiden 
Stückgutklassen  um  90  v.  H.,  Klasse  A um  85  v.  H.,  B um 
80  v.  H.,  C um  75  v.  H.,  D um  70  v.  H.,  E um  60  v.  H.  erhöht 
werden  sollten,  lehnte  der  Vorläufige  Reichseisenbahnrat 
in  seiner  Sißung  vom  15.  Februar  1921  ab  und  billigte  die 
von  dem  Ausschuß  der  Verkehrsinteressenten  in  der  stän- 
digen Tarifkommission  empfohlene  Erhöhung  um  durch- 
schnittlich 65  v.  Ii.,  nämlich  85  v.  H.  für  die  Siückguiklassen, 
80  v.  Ii.  für  Klasse  A,  75  v.  H.  für  Klasse  B,  70  v.  H.  für 
Klasse  C,  60  v.  H.  für  Klasse  D und  50  v.  H.  für  Klasse  E, 
um  „nachteilige  Rückwirkungen  auf  den  sich  anbahnenden 
allgemeinen  Preisabbau  durch  die  starke  Belastung  des 
Wirtschaftslebens  zu  vermeiden.“  Die  Steigerung  wurde 
bei  den  Stückgutklassen  und  den  Klassen  A— C höher  be- 
messen als  bei  den  Klassen  D und  E,  weil  man  der  Ansicht 
war,  daß  die  in  den  teueren  Klassen  enthaltenen  Güter  noch 
eine  stärkere  Belastung  vertrügen.  Im  November  und  De- 
zember 1921  wurden  die  Tarife  dann  wieder  ohne  Unter- 
schied um  30  v.  H.  und  50  v.  H.  erhöht  und  erst  der  1.  Fe- 
bruar 1922  brachte  eine  neue  organische  Ein- 
arbeitung der  vorangegangenen  schematischen  Er- 
höhungen, zugleich  mit  einer  eigenen  Steigerung  von 
30  v.  H. 

Zu  einem  völlig  neuen  Tarifaufbau  fehlte  die  für  lange 
Vorarbeiten  und  Erörterungen  erforderliche  Zeit.  Die  Zu- 
kunft der  deutschen  Wirtschaft  lag,  wie  ja  heute  noch,  völlig 
im  Dunkeln  und  beim  Verlassen  der  bestehenden  Tarif- 
bildungsgrundsäße wäre  die  schon  an  sich  schwierige  Be- 
urteilung des  geldlichen  Ergebnisses  ganz  unmöglich  ge- 
wesen. Audi  hatte  sich  schließlich  der  Normalgütertarif 
vom  1.  Dezember  1920  im  allgemeinen  bewährt,  insbeson- 
dere der  Staffeltarif  hatte  sich  im  wesentlichen  als  zweck- 
mäßig und  den  widerstreitenden  Interessen  am  besten  ent- 
sprechend erwiesen.  Wohl  aber  hatten  die  Zuschläge  der 
Zwischenzeit,  die  außer  am  1.  April  1921  in  allen  Klassen 
und  auf  alle  Entfernungen  gleich  waren,  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  abträgliche  Verschiebungen  ver- 
ursacht. Es  war  die  Spannung  zwischen  den  einzelnen 


Klassen  und  zwar  zwischen  C und  D in  höherem  Maße 
als  zwischen  B und  A und  in  noch  höherem  Maße  als 
zwischen  D und  E vergrößert.  Die  an  sich  beabsichtigte 
Schonung  der  Rohstoffklasse  E war  infolgedessen  zu  weit 
gegangen  und  hatte  zu  einer  übermäßigen  Belastung  der 
Klasse  A geführt.  Da  die  Entfernungs-  {vertikale)  Staffe- 
lung in  den  einzelnen  Klassen  1920  verschieden  bemessen 
worden  war,  insbesondere  die  Klasse  E dabei  gut  abschnitt, 
so  ergaben  sich  auch  in  dieser  Richtung  Klagen  über  die 
Frachten  der  Klassen  A,  B und  C.  Man  war  eben  beim 
Übergang  vom  reinen  Entfernungstarif  zum  Staffeltarif, 
weil  man  Verschiebungen  in  den  Weitbewerbsverhältnissen, 
bedenkliche  Wirkungen  auf  die  Einnahmen  der  Privatbah- 
nen, der  Schiffahrt  und  nicht  zuleßt  der  Reichsbahn  be- 
fürchtete, sehr  vorsichtig,  ja  zaghaft  vorgegangen  und  hielt 
nunmehr  eine  schwächere  horizontale  Staffelung  und  eine 
Verstärkung  der  Entfernungsstaffeln  in  allen  Klassen  für 
geboten. 

Eine  weitere  wichtige  Änderung  des  Tarifs  trat  gegen 
die  Regelung  vom  Dezember  1920  dadurch  ein,  daß  die 
L i s t e A,  deren  Güter  schon  bei  einem  Mindestgewicht  von 
10  t die  Frachtberechnung  nach  der  Hauptklasse  genossen, 
vollständig  gestrichen  wurde*).  Die  Frachtsäße  nach 
den  Hauptklassen  sind  seitdem  ausnahmslos  an  ein  Ge- 
wicht von  15  t gebunden.  Um  die  dadurch  entstehende 
Härte  auszugleichen,  sind  jedoch  zu  den  Klassen  A bis  D 
je  zwei  Nebenklassen,  An  5,  An  10  usw.  für  5 t und  für 
10  t geschaffen  worden.  Auch  das  Verzeichnis  II, 
Güter  enthaltend,  die  ohne  einen  Gewichtszuschlag  in  ge- 
deckten Wagen  befördert  wurden,  ist  ge- 
strichen. Es  müssen  also  künftig  alle  Güter,  die  auf 
Antrag  des  Absenders  in  gedeckten,  der  Eisenbahn  ge- 
hörigen Wagen  befördert  werden,  10  v.  H.  Mehrfracht 
zahlen.  Diese  beiden  Abänderungen  stellen  die  Durch- 
führung zweier  Grundsäße  dar,  die  man  zwar  schon  1920 
aufgestellt  hatte,  deren  ausnahmslose  Anwendung  man  da- 
mals aber  der  deutschen  Wirtschaft  nicht  zumuten  zu 
können  glaubte. 

Bisher  hatte  sich  als  notwendig  erwiesen,  nach  mehr- 
maliger roher  Erhöhung  des  Tarifs  um  Hunderlteile  die 
Grundlagen,  insbesondere  die  Staffelung,  einer  neuen  Prü- 
fung zu  unterziehen.  Als  sich  vor  kurzem  von  neuem  die 
Notwendigkeit  ergab,  eine  Reihe  von  solchen  schematischen 
Verteuerungen  organisch  zum  1.  Oktober  1922  einzu- 
arbeiten**), da  seit  dem  Februar  1922  allmonatlich,  mit 
Ausnahme  des  August,  eine  Tariferhöhung  infolge  der 
wachsenden  Geldentwertung  und  Betriebskostensteigerun- 
gen nach  Hundertteilen  vorgenommen  werden  mußte,  näm- 
lich am  1.  März  um  20  v.  H.,  am  1.  April  um  40  v.  H.,  am  1.  Mai 
um  20  v.  H.,  am  1.  Juni  um  25  v.  H.,  am  1.  Juli  um  25  v.  H. 
und  am  1.  September  um  50  v.  H.,  seßte  man  sich  das 
Ziel,  den  Aufbau,  wenn  irgend  möglich,  so  einzurichten,  daß 
er  für  einige  Zeit  beibehalten  werden  könnte,  selbst  wenn 

*)  Vgl.  Handel  u.  Gew.  Jahrg.  29.  Nr.  18,  S.  188. 

**)  Vgl.  Handel  u.  Gew.  Jahrg.  29.  Nr.  24,  S.  242. 


Tafel  1.  Frachtsäße  für  Stückgut  und  Wagenladungen  in  Pfennigen  für  100  kg  oder  in  M.  für  10  t. 


Stückgutfrachtsätze 

Wagenladungsfrachtsätze 

Ent- 

fernung 

Allqemeine 

Slückgul- 

klasse 

F adil- 
slück  mt- 
klasse 

I 

Spezial- 
tarif für 
beste 

Stückgüter 

Fracht- 

stückgut- 

klasse 

II 

Al'gemeine 

Wagen- 

ladungs- 

klasse 

Klasse 

A 

Spezial- 

larif 

I 

Klasse 

B 

Spezial- 
ta  it 
II 

Klasse 

C 

Spezial- 

larif 

III 

Klasse 

D 

Allgemein. 

Rohsloff- 

tarif 

Klasse 

E 

, km 

1.  III.  1920 

1.  XII  1920 

1 III.  1920 

1.  XII.  1920 

1 III.  1920 

1.  XII.  1Q20- 

1.  III  1920 

1.  XII.  1920 

1.  III.  1920 

1.  XII.  1920 

1.  III.  1920 

1.X  1. 1920 

1.  11.1920 

1.  XII.  1920 

50 

410 

520 

350 

430 

250 

280 

172 

220 

144 

175 

114 

125 

1C8 

100* 

100 

764 

920 

546 

740 

428 

490 

320 

370 

262 

290 

208 

200* 

172 

160* 

200 

1422 

1680 

1184 

1340 

782 

890 

604 

660 

486 

510 

332 

330* 

302 

270* 

300 

2072 

2400 

1718 

1920 

1138 

1270 

872 

940 

694 

720 

462 

450* 

434 

370* 

400 

2664 

3080 

2192 

2480 

1482 

1630 

1138 

1190 

900 

920 

592 

560* 

540 

460* 

500 

319Ö 

3720 

2606 

3020 

1842 

1970 

1404 

1420 

1108 

1110 

724 

660* 

622 

' 540* 

1000 

5092 

6320 

4382 

5420 

3624 

3600* 

2736 

2450* 

2144 

1910* 

1374 

1020* 

1036 

820* 

1500 

6868 

8520 

6158 

7620 

5400 

5150* 

4068 

3400* 

3180 

2610* 

2026 

1320* 

1442 

1070* 
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schematische  Tariferhöhungen  in  größerer  Zahl  oder  von 
bedeutenderem  Umfange  sich  bald  wieder  als  notwendig 
erweisen  sollten.  Ganz  allgemein  ist  der  Neubearbei- 
tung der  Tarifaufbau  vom  1.  Februar  1922  zugrunde  ge- 
legt und  eine  Erhöhung  von  im  ganzen  379  v.  H.,  die  sich 
aus  den  einzelnen  Erhöhungen  der  Zwischenmonate  bis 
einschließlich  1.  September  ergab,  berücksichtigt.  Ent- 
sprechend dem  Gutachten  des  ständigen  Ausschusses  des 
Reichseisenbahnrats  vom  17.  September  trat  eine  weitere 
Erhöhung  von  100  v.  H.  auf  die  Septemberfrachten  ein, 
während  die  Reichsbahn  eine  weitergehende  Erhöhung  von 
100  v.  H.  auf  die  um  ein  Drittel  erhöhten  Septembersäße 
vorgeschlagen  hatte.  Man  ist  bei  der  Neubearbeitung 
jedoch  nicht  von  den  Einheitssäfeen  der  einzelnen  Klassen 
ausgegangen,  sondern  hat  die  Spannung  zwischen  den 
Klassen  und  in  den  Entfernungen  der  einzelnen  Klassen 
durch  Verhältniszahlen  festgelegt. 

Das  Spannungsverhältnis  zwischen  den  einzelnen 
Klassen  — die  horizontale  Staffelung  — betrug 
bei  den  Frachtsäfeen  für  200  km,  d.  i.  die  mittlere  Ent- 
fernung für  die  Hauptmasse  des  Gesamtverkehrs,  von  der 
höchsten  Klasse  A ausgehend  nach  Hundertteilen  dieser 
Klasse: 


In  der  Klasse 

A 

B 

C 

D 

E 

1914*  

100 

77,2 

62,1 

42,4 

38,6 

im  Dezember  1920 

100 

74,1 

57,3 

37,0 

30,3 

im  April  1921  . . 

100 

72,0 

54,0 

32,9 

25,4 

im  Februar  1922  . 

100 

72,8 

55,0 

34,4 

26,1 

* Damals  hießen  die  entsprechenden  Klassen : Allgemeine 
Wagenladungsklasse,  Spezialtarif  I,  II,  111  und  Rohstofftarif. 


Danach  ist  die  Schonung  und  Begünstigung  der  unteren 
Tarifklassen  am  1.  Februar  1922  zum  ersten  Male  etwas 
eingeschränkt  worden.  Um  einen  klaren  Aufbau  zu  ge- 
winnen, wollte  man  unter  Anpassung  an  das  Dezimal- 
system gleichmäßige  oder  gleichmäßig  abnehmende  Span- 
nungen zwischen  den  Klassen  in  runden  Zahlen  schaffen. 
Man  mußte  davon  aber  Abstand  nehmen,  da  die  Änderung 
der  bestehenden  Frachten  zu  groß  geworden  wäre  und 
wirtschaftlich  nicht  zu  rechtfertigende  Belastungen  und  Ver- 
günstigungen gezeitigt  hätte.  Dazu  kam,  daß  die  Entschei- 
dung, ob  wegen  der  jefet  vorhandenen  starken  Frachtunter- 
schiede zwischen  den  Klassen,  insbesondere  zwischen  A 
und  B,  eine  Vermehrung  der  Klassen  notwendig  oder  er- 
wünscht ist,  noch  nicht  getroffen  werden  konnte.  Das  Er- 
gebnis der  Erwägungen,  das  neue  Spannungsverhälinis 
der  Klassen  untereinander,  war,  daß  die  Klassen  A : B : 
C : D : E sich  verhalten  sollen  wie  100  : 73  : 55  : 35  : 26. 

Die  Entfernungsstaffelung  wurde  von  den 
Vertretern  der  verschiedenen  Wirtschaftskreise  und  ört- 
lichen Gebiete  durchaus  gegensätzlich  beurteilt. 
Während  diejenigen  der  Randgebiete  eine  wesentlich 
stärkere  und  raschere  Senkung  der  Frachteinheiten  auf 
mittlere  und  weitere  Entfernungen  für  Erzeugnisse  und 
Rohstoffe  also  für  alle  Klassen  wegen  der  Erschwernisse 
des  Absafees  und  des  Bezuges  dringend  forderten,  verlang- 
ten die  Vertretungen  der  west-  und  mitteldeutschen  und  der 
Seehafen-Interessen  wegen  der  Verschiebung  des  Wett- 
bewerbs durch  starke  Staffelung  auf  weite  Entfernungen, 
zum  Teil  ein  früheres  Einsefeen  der  Staffeln,  zum  Teil  ihre 
Abschwächung,  indem  sie  besonders  auf  die  durch  Be- 
lastung des  Nahverkehrs  zugunsten  des  Fernverkehrs  sich 
ergebende  Stärkung  des  Auslandswettbe- 
werbs hinwiesen*).  Für  die  Reichsbahn  war  es  schwer, 
eine  gerechte  Lösung  zu  finden. 

Einer  Untersuchung  über  Form  und  Maß  der  Staffelung 
kann  nur  die  reine  Streckenfracht  ohne  Abfertigungsgebüh- 
ren für  die  einzelnen  Entfernungen  zugrunde  gelegt  wer- 
den. Dabei  ergab  sich,  daß  die  Klassen  A,  B und  C weniger 

*)  Vgl.  D.W.Z.  1919,  Nr.  3,  S.  70. 


als  D und  E begünstigt,  daß  die  Staffelbildung  an  vielen 
Stellen  nicht  ebenmäßig  war  und  die  Begünstigung  der  nie- 
deren Klassen  D und  E zu  weit  ging.  Man  kam  unter  die- 
sen Umständen  zu  folgenden  Verhältnisziffern  für  die  verti- 
kale Staffelung  in  allen  Normalklassen:  Bei  100  km  Ent- 
fernung sollten  100  v.  H.  der  Streckenfrachteinheit,  bei 
200  km  95  v.  H.,  bei  300  km  90  v.  H.,  bei  400  km  85  v.  H., 
bei  500  km  80  v.  H.,  bei  600  km  75  v.  H.,  bei  700  km 
70  v.  H.,  bei  800  km  60  v.  11.,  bei  900  km  60  v.  H.  und 
bei  1000  km  55  v.  H.  der  Streckenfrachteinheit  eingestellt 
werden.  Einem  Beschluß  des  Reichseisenbahnrats  ent- 
sprechend ist  aber  das  Verhältnis  100:95:90:85:80:70 
: 65  : 60  : 55  : 50  genommen  worden.  Was  die  Abfertigungs- 
gebühr anlangt,  so  sind  ähnlich  wie  bei  der  horizontalen 
Staffelung  runde  Verhältniszahlen  für  die  Abfertigungs- 
gebühr der  Normalklassen  ermitteli  worden,  und  zwar  ver- 
halten sich  die  Abfertigungsgebühren  von  A : B : C : D : E 
wie  100  : 95  : 80  : 65  : 50.  Die  neuen  Abfertigungsgebühren 
betragen  demnach  3120,  2955,  2490,  2025,  1560  Pf.  für  je 
100  kg.  Die  von  einer  Stelle  angestrebte  Wiedereinführung 
der  Staffelung  der  Abfertigungsgebühren  für  nahe  Ent- 
fernungen wurde  abgelehnt. 

Für  den  Stückgutverkehr  war  im  Vorläufigen 
Reichseisenbahnrat  und  in  zahlreichen  Eingaben,  nament- 
lich von  süddeutscher  Seite  gleichfalls  eine  stärkere 
Staffelung  gefordert  worden.  Wenn  nun  auch 
schon  bei  der  lefeten  Tarifreform  diesem  Verkehr  eine  stär- 
kere Staffel  als  früher  zuteil  geworden  war  und  auch  für 
ihn  alle  Gründe  gegen  eine  Überspannung  des  Staffel- 
grundsafees  wie  beim  Wagenladungsverkehr  zutreffen,  so 
schien  es  doch  gerechtfertigt,  für  das  Stückgut  noch  etwas 
besonderes  zu  tun  und  es  in  der  horizontalen  und  verti- 
kalen Staffel  nicht  stärker  zu  belasten  oder  schlechter  zu 
behandeln  als  die  Wagenladungsklasse  A.  Maßgebend  für 
dieses  recht  weitgehende  Entgegenkommen  war  die  Hilfs- 
bedürftigkeit der  abgelegenen  Gebiete,  der  Wettbewerb 
der  Post  und  des  privaten  Sammeiladungsverkehrs  sowie 
die  Befürchtung,  daß  der  Versand  der  Güter  auf  weitere 
Entfernungen  vielleicht  ganz  unterbleiben  und  dies  die 
Eisenbahn  selbst  schädigen  würde. 

Während  das  Spannungsverhältnis  zwischen  der 
Klasse  A und  den  Stückgutklassen  II  und  I 100 : 136,3 
: 170,4  bei  einer  Entfernung  von  200  km  im  Jahre  1914  war, 
hafte  es  sich  bis  zum  1.  Februar  1922  auf  100  : 155,5  : 195,1 
verschoben  und  ist  nunmehr  für  die  neue  organische  Re- 
gelung auf  100  : 140  : 180  festgelegt  worden.  Für  die  verti- 
kale Staffelung  ist  die  gleiche  Absenkung  gewählt  wor- 
den, wie  für  die  Wagenladungsklassen,  nämlich  auf  50  v.  H. 
bei  1000  km,  so  daß  nunmehr  die  Entfernungsstaffelung 
im  ganzen  Tarif  einheitlich  gebildet  ist. 

Die  Abfertigungsgebühren  sind  dagegen  in  den  Stück- 
guttarifen wegen  der  viel  größeren  Arbeitsleistungen  der 
Eisenbahn  beim  Slückgutversand  und  -Empfang  höher, 
aber  für  beide  Stückgutklassen  gleich  gehalten.  Sie  be- 
laufen sich  unter  Zugrundelegung  des  Verhältnisses  von 
100  : 170  zwischen  Stückgut  I und  II  und  A jefet  auf  5295  Pf. 
für  100  kg 

Die  Tafel  II  (S.  370)  enthält  eine  Anzahl  Frachtsäfee 
nach  dem  Stande  vom  1.  Oktober  1922. 

Bei  Gelegenheit  der  organischen  Umarbeitung  zum 
1.  Oktober  1922  ist  eine  scheinbar  unbedeutende  Tarif- 
bestimmung gemildert  worden,  die  seit  ihrer  Einführung 
im  Jahre  1917  von  vielen  Seilen  als  hart  und  ungerecht  be- 
zeichnet und  bekämpft  wurde.  Es  ist  die  Zahlung  der 
Fracht  für  eine  Mindestentfernung  von  10 km. 
Diese  Mindestentfernung  war  eingeführt  aus  der  Erwägung 
heraus,  daß  die  Frachten  auf  nahe  Entfernungen  die  Selbst- 
kosten der  Eisenbahn  nicht  decken.  Nachdem  inzwischen 
die  Frachten  auf  nahe  Enfernungen  besonders  erhöht  wor- 
den sind,  konnte  es  sich  zwar  nicht  darum  handeln,  diese 
Mindestentfernung  ganz  fallen  zu  lassen,  da  auf  ganz 
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kurze  Entfernungen  die  Vergütung  an  Streckentracht  keine 
ausreichende  Entschädigung  für  die  betrieblichen  Aufwen- 
dungen der  Eisenbahn  darstellt  — wird  doch  der  Wagen 
bei  solchen  Sendungen  oft  die  gleiche  Zeit  dem  Verkehr 
entzogen  wie  bei  Beförderung  mittlerer  Entfernung  — wohl 
aber  ist  eine  Milderung  der  Vorschrift  eingetreten,  indem 
man  eine  Mindestentfernung  von  nur  5 km,  wie  sie  auf 
zahlreichen  anderen  europäischen  Eisenbahnnetzen  gilt, 
zugrunde  legte.  Soweit  zu  gehen,  wie  es  die  Industrie  be- 
sonders im  rheinisch-westfälischen  Bezirk  verlangte,  eine 
Mindestentfernung  überhaupt  nicht  aufzustellen,  war  nicht 

Tafel  II.  Frachtsäfee 

in  Pfennigen  Für  100  kg  oder  in  M.  für  10  f. 


Ent- 

fernung 

km 

Frachtstückgut 

I 1 II 

A 

Wagenladungsklassen 
B | C | D 

E 

Nach 

dem  De u 

Ischen  Eisenbah 

ng  ülertarif  .vom  1.  Oktober  1922 

10 

875 

791 

503 

431 

350 

264 

201 

25 

1390 

1180 

788 

635 

501 

357 

270 

50 

2250 

1830 

1260 

972 

753 

512 

384 

100 

3950 

3150 

2220 

1650 

1260 

819 

612 

200 

7070 

5510 

3930 

2870 

2160 

1370 

1020 

300 

9830 

7590 

5450 

3950 

2970 

1880 

1390 

400 

12240 

9420 

6780 

4890 

3680 

2300 

1710 

500 

14300 

11000 

7920 

5720 

4280 

2670 

1980 

700 

17400 

13340 

9630 

6930 

5180 

3230 

2390 

1000 

19470 

14910 

10770 

7740 

5790 

3600 

2670 

möglich,  da  sonst  die  Reichsbahn  auf  Entfernungen  unter 
5 km  zweifellos  nicht  die  Selbstkosten  für  ihre  Leistung 
erhalten  würde. 

Die  für  den  1.  Oktober  1922  in  Aussicht  genommene 
Neugestaltung  der  Normaltarife  konnte  wegen  der  gebote- 
nen Eile  die  Tragfähigkeit  der  Güter  im  einzelnen  nicht 
nachprüfen,  sondern  sie  nur  dadurch  berücksichtigen,  daß 
der  Zuschlag  für  die  verschiedenen  Tarifklassen  und  Ent- 
fernungsstufen verschieden  hoch  bemessen  wurde.  Es  ist 
aber  klar,  daß  die  außerordentlich  hohen  Frachtenerhöh- 
ungen seit  dem  1.  Dezember  1920,  die  bei  der  Klasse  A 
auf  200  km  442  v.  H.,  bei  der  Klasse  E auf  500  km  immer 
noch  367  v.  H.  betragen,  eine  erneute  Durchprüfung  der 
gesamten  Güiereinteilung  nötig  machen,  ob  die  gegenwär- 
tige Einreihung  der  Güter  in  die  verschiedenen  Tarifklassen 
ihrer  Belastungsfähigkeit  und  ihrer  wirtschaftlichen  Be- 
deutung entspricht.  Mit  dieser  Nachprüfung,  die  natur- 
gemäß längere  Zeit  erfordert,  ist  die  ständige  Tarif- 
kommission beauftragt  worden. 

Nachschrift.  Vorstehende  Darstellung  trifft  inso- 
fern nicht  mehr  zu,  als  inzwischen  am  15.  Oktober  und  am 
1 . November  die  Gütertarife  wiederum  erhöht  werden  mußten. 
Die  in  der  Form  gleich  hoher  Zuschläge  eingeiretenen  Ver- 
teuerungen betragen  60  v.  fl.  der  seit  dem  1.  Oktober  und 
50  v.  H.  der  seit  dem  15.  Oktober  geltenden  Frachtsäße. 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 


Deutsche  Wirtschaftsprogramme. 

Die  Notlage  Deutschlands  hat  in  den  leßten  Wodien  zu 
eifrigem  Suchen  nach  den  Mitteln  geführt,  die  uns  helfen 
könnten.  Insbesondere  zwangen  auch  die  mit  dem  Ein- 
treffen der  Reparationskommission  in  Berlin  wieder  scharf 
hervortretenden  innerpolitischen  Gegensäße  der  Parteien 
über  die  Grundsäße  der  künftigen  Regierungsführung  in 
Deutschland  zu  dem  Versuche,  wirtschaftspolitische  Richt- 
linien für  die  nächste  Zukunft  aufzustellen.  Die  Parteien 
und  auch  einzelne  Wirfschaftskreise  haben  deshalb  mehr 
oder  weniger  vollständige  Wirtschaftsprogramme  auf- 
gestellt, die  sich  naturgemäß  um  das  Problem  gruppieren, 
den  Kurs  der  deutschen  Mark  zu  stüßen.  Denn  dieses 
Problem  war  durch  die  Verhandlungen  mit  der  Repara- 
tionskommission und  die  Befragung  ausländischer  Sach- 
verständiger über  die  Möglichkeit  der  Währungsbefestigung 
in  den  Mittelpunkt  gestellt  worden.  Wir  verzeichnen  diese 
Wirlschaftsprogramme  nacheinander. 

Die  Sozialdemokratie: 

Die  wichtigste  Vorausseßung  für  die  Gesundung  der  Wirt- 
schaftsverhältnisse ist  eine  planmäßige  Aktion  zur  Stüßung  der 
Mark.  Zu  diesem  Zweck  ist  ein  Devisenfonds  bereitzustellen,  der 
ausreicht,  um  den  tatsächlichen  Bedarf  der  deutschen  Wirtschaft 
nach  fremden  Zahlungsmitteln  innerhalb  der  drei  nächsten  Monate 
zu  befriedigen.  Dafür  ist  auch  ein  Teil  des  Goldbestandes  der 
Reichsbank  in  Anspruch  zu  nehmen,  der  so  am  besten  in  der 
Zeit  schwerster  wirtschaftlicher  Bedrängnis  den  Interessen  des 
Volkes  nußbar  gemacht  werden  kann.  Die  sozialdemokarlische 
Fraktion  ist  selbstverständlich  für  die  Aufrechterhaltung  der  De- 
visenordnung. Der  mit  ihr  beabsichtigte  Zweck  ist  nur  deshalb 
nicht  vollständig  erreicht  worden,  weil  von  einer  einzelnen  Maß- 
nahme, und  noch  dazu  von  einer  negativen,  nie  ein  voller  Erfolg 
zu  erwarten  war.  Deshalb  waren  auch  zu  ihrer  Ergänzung  ander- 
weitige Maßnahmen  vorgeschlagen.  Sie  fanden  aber  bei  den 
einzelnen  Ressorts  so  starken  Widerstand,  daß  sie  nicht  durch- 
geführt wurden  und  somit  auch  den  Erfolg  der  Devisenordnung 
gefährdeten.  Dem  weiteren  Fallen  der  Mark  kann  aber  nur  Ein- 
halt getan  werden,  wenn  mit  der  Durchführung  der  Stüßungs- 
aktion  auch  die  Devisenkontrolle  verschärft  wird.  Es  kann  nicht 
bestritten  werden,  daß  der  private  Devisenhandel  zur  wildesten 
Spekulation  geführt  hat.  Diese  Spekulation  muß  unterbunden 


werden,  weil  sie  das  Lebensinteresse  der  breiten  Masse,  die  Er- 
haltung der  Kaufkraft  der  Mark,  gefährdet.  Das  kann  nur  da- 
durch geschehen,  daß  Devisen  ausschließlich  von  der  Reichsbank 
(eventuell  in  Verbindung  mit  dem  von  ihr  zu  bildenden  Stüßungs- 
konsortium),  und  zwar  nur  für  Importzwecke  und  zur  Erfüllung 
ausländischer  Zahlungsverpflichtungen,  abgegeben  werden.  An- 
dererseits muß  den  eine  wertbeständige  Anlage  ihrer  flüssigen 
Geldmittel  suchenden  Kapitalbesißern  Gelegenheit  gegeben  wer- 
den, ohne  in  fremde  Devisen  flüchten  zu  müssen,  ihre  Kapitalien 
gegen  Entwertung  zu  sichern.  Als  wirksame  positive  Maßnahme 
ist  deshalb  die  Ausgabe  einer  wertbeständigen  Anleihe  durch  die 
Reichsbank  zu  verlangen.  Um  auch  die  kleinen  Sparer  gegen  die 
Geldentwertung  zu  schüßen,  müßte  den  Sparkassen  die  Erlaubnis 
gegeben  werden,  Spargelder  in  Goldrechnung  zu  übernehmen. 
Der  Ertrag  dieser  Goldanleihe  muß  der  Reichsbank  insbesondere 
zur  Kräftigung  der  Stüßungsaktion  für  die  Mark  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  Neben  diesen  eigentlich  währungspolitischen  sind 
aber  auch  finanz-  und  wirtschaftspolitische  Maßnahmen  notwen- 
dig. In  diesem  Zusammenhang  verlangt  die  Fraktion  erneut,  daß 
die  Steuereinziehung  beschleunigt  und  die  Geldentwertung  zu 
Lasten  der  Steuerpflichtigen  erfolgt,  wie  sich  das  durch  die 
Praxis  ganz  von  selbst  beim  Lohnabzug  ergibt.  Um  der  Bevor- 
zugung der  Besißenden  ein  Ende  zu  machen,  müssen  die  Steuern 
in  Höhe  des  Kurswertes  der  Mark  zur  Zeit  der  Veranlagung  er- 
hoben werden.  Wirtschafisoplitisch  muß  durch  die  Hemmung  der 
Luxuseinfuhr,  durch  Zollerhöhung,  in  besonderen  Fällen  auch  auf 
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dem  Wege  des  Einfuhrverbots  eine  Besserung  unserer  Handels- 
und  Zahlungsbilanz  erfolgen.  In  dieser  Zeit  der  Not  darf  auch 
unter  keinen  Umständen  zugelassen  werden,  dag  Kartoffeln  und 
Getreide  zur  Erzeugung  von  Trinkbranntwein  verbraucht  werden. 
Ebenso  ist  ein  Verbot  der  Verwendung  von  eingeführtem  Mais 
zu  Brennereizwecken  streng  durchzuführen. 

Bei  dem  jegigen  Stand  des  Dollars  ist  es  dem  Reich  fast 
unmöglich  gemacht,  Nahrungsmittel  zur  Aufrechterhaltung  der 
Volksernährung  einzuführen.  Das  hat  die  Fraktion  bereits  ver- 
anlagt, im  Reichstag  einen  Antrag  auf  vollständige  Erfassung  der 
wichtigsten  Nahrungsmittel  zu  stellen.  Dieser  Antrag  ist  am 
Montag  abgelehnt  worden.  Die  Fraktion  wird  trögdem  diese 
Forderung  erneut  auch  der  Regierung  gegenüber  vertreten,  weil 
sie  der  Überzeugung  ist,  dag  der  „Segen  der  freien  Wirtschaft“ 
zur  Aushungerung  der  breitesten  Schichten  des  deutschen  Volkes 
führen  mug. 

Die  sozialdemokratische  Fraktion  ist  sich  darüber  klar,  dag 
eine  endgültige  Ordnung  unserer  Finanzen  und  Gesundung  un- 
serer Wirtschaft  nur  herbeigeführt  werden  kann,  wenn  die  Ver- 
handlungen mit  der  Reparationskommission  zu  einem  für  Deutsch- 
land günstigen  Äbschlug  führen.  Sie  weig,  dag  die  deutsche 
Wirtschaft  insbesondere  durch  die  gesteigerten  Kohlenlieferungen 
an  die  Entente  unerträglich  belastet  wird  und  dag  die  Passivität 
unserer  Handelsbilanz  wesentlich  beeinflugt  ist  durch  die  starke 
Einfuhr  ausländischer  Kohlen. 

Die  Deutsche  Volkspartei,  11.  November  1922, 
zur  Frage  des  Wirtschafts-  und  Währungsverfalls: 

1.  Die  Ursache  der  Verarmung  des  deutschen  Volks  liegt  in 
den  unertragbaren  Verpflichtungen  aus  dem  Versailler  Vertrage 
und  dem  starken  Produktionsrückgang  in  Deutschland  infolge  der 
verfehlten  Wirtschafts-,  Steuer-  und  Sozialpolitik.  Diese  Grund- 
ursachen haben  einen  wesentlichen  Teil  des  deutschen  Volksver- 
mögens dem  Auslande  ausgeliefert,  die  Passivität  der  deutschen 
Handels-  und  Zahlungsbilanz  verschuldet  und  verengern  von  Tag 
zu  Tag  den  Nahrungsspielraum  des  deutschen  Volkes.  Der  sich 
daraus  zwangsläufig  ergebende  Wirtschaftsverfall  der  legten 
Wochen  ist  den  weitesten  Kreisen  erst  jegt  krag  zum  Bewugtsein 
gekommen. 

2.  Eine  Besserung  der  Wirtschaftslage  kann  nur  durch  das 
Zusammenwirken  folgender  Umstände  eintreten: 

a)  durch  die  Vertagung  aller  Leistungen  an  die  Entente  auf 
eine  Zeit  wiederkehrender  Zahlungsfähigkeit  Deutschlands; 

b)  durch  Ablehnung  der  Erfüllung  aller  Verpflichtungen  auch 
nach  wiederkehrender  Zahlungsfähigkeit,  die  über  die  Lei- 
stungsfähigkeit der  deutschen  Wirtschaft  hinausgehen; 

c)  durch  zielbewugte  Produktionsförderung,  insbesondere 
durch  Abstellung  der  unproduktiven  Vergeudung  von  Ar- 
beitskräften in  Staat,  Gemeinde  und  Privatwirtschaft; 

d)  durch  Gewinnung  einer  ausländischen  Goldanleihe,  die 
unter  unabhängiger  Verwaltung  zur  Herstellung  eines  ge- 
sunden Währungssystems  zu  dienen  hat. 

3.  Dagegen  ist  jede  Goldverwendung  zur  Stabilisierung 
unserer  bisherigen  Währung  nuglos  und  schädlich,  solange  nidit 
die  Voraussegungen  für  eine  dauernde  Besserung  der  Wirt- 
schaftslage gegeben  sind,  da  auch  dieses  Gold  in  kurzer  Frist 
wieder  abfliegen  würde  und  jeder  Fehlschlag  auf  diesem  Gebiet 
das  Vertrauen  zum  deutschen  Wiederaufbau  nachhaltig  er- 
schüttert. 

Deutsche  demokratische  Volkspariei:  11.  November  1922. 

1.  Finanz-  und  währungspolitische  Maßnahmen. 

1.  Die  Anpassung  der  Verpflichtungen  aus  dem  Versailler 
Diktat  an  die  deutsche  Leistungsfähigkeit  und  die  Überwindung 
des  zurzeit  bestehenden  Passivsäldos  der  jährlichen  deutschen 
Wirtschaftsbilanz  durch  weltwirtschaftliche  Kredite  und  ge- 
steigerte Produktion  sind  die  unerläglichen  Voraussegungen  einer 
dauernden,  natürlichen  Stabilisierung  der  deutschen  Währung. 
Ohne  die  Schaffung  einer  geborgt-aktiven  Zahlungsbilanz  für 
die  nächsten  Jahre  ist  eine  dauernde  Gesundung  von  Deutsch- 
lands Wirtschaft,  eine  Steigerung  der  deutsdien  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  und  damit  jede  Reparationserfüllung  un- 
möglich. Der  Begriff  der  deutschen  Leistungsfähigkeit,  auf  welche 
das  Versailler  Diktat  abgestellt  ist,  bedarf  dringend  der  Fest- 
stellung auf  einer  einwandfreien  Grundlage  unter  Heranziehung 
der  besten  Sachverständigen.  Ein  Volk,  das  für  Generationen  mit 
untragbaren  Lasten  zugunsten  des  Auslandes  überbürdet  ist. 


dessen  Eingriffen  tagtäglich  ausgesegi  wird,  das  seine  Produktion 
durch  Abzapfung  der  Betriebsmittel  bedroht  sieht  und  keine 
Hoffnung  hat,  durch  seine  Arbeit  je  wieder  zu  einem  beschei- 
denen Wohlstand  zu  kommen,  wird  überhaupt  keinerlei  Forde- 
rungen seiner  früheren  Feinde  erfüllen  können.  Die  deutsche 
Krisis  ist  eine  solche  des  Kredits,  hervorgerufen  durch  den  Mangel 
an  Vertrauen  infolge  der  falschen  psychologischen  Einstellungen 
des  Auslandes  gegenüber  dem  deutschen  Volk. 

2.  Lägt  die  weltpolitische  und  weltwirtschaftliche  Nachkriegs- 
situation eine  endgültige  Regelung  der  vorstehend  genannten 
Voraussegungen  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  noch  nicht  zu,  so 
mug  der  Versuch  gemacht  werden,  im  Rahmen  eines  Provisoriums 
die  Voraussegungen  für  das  mit  allen  Kräften  zu  erstrebende 
Definitivum  zu  schaffen.  Die  Bedingungen  des  Provisoriums  be- 
stehen in 

a)  augenpolitisch:  Vereinbarung  eines  langen  Moratoriums 

für  alle  Barzahlungen  und  Sachleistungen; 

b)  innenpolitisch: 

1.  Markstabilisierung  durch  Einleitung  einer  Siügungs- 
aktion  für  die  Mark  auf  der  Grundlage  ausreichender 
Stabilisierungskredite  unter  Mitwirkung  der  Reichsbank. 

2.  Sicherung  ausreichenden  Produktionskapitals  durch 
internationale  Produktionskredite.  — Beispiel:  deutsch- 
holländischer Kredit. 

3.  Abbau  aller  Magnahmen,  die  den  Nugeffekt  der  deut- 
schen volkswirtschaftlichen  Arbeit  beeinträchtigen,  die 
Nugbarmachung  der  vorhandenen  technisch-wirtschaft- 
lichen Produktionsvorausseg ungen  behindern. 

4.  Sicherung  der  Balancierung  des  deutsdien  Reichs- 
haushalts. 

3.  Eine  Durchführung  einer  künstlichen  Markstabilisierung 
ohne  Schaffung  der  erwähnten  augenpolitischen  Voraussegungen 
ist  unmöglich.  Der  Versuch  von  Teilmagnahmen  ist  nutzlos  und 
schädlich. 

4.  Die  Durchführung  der  unter  Ziffer  2 genannten  Mag- 
nahmen stellt  an  Kapital  und  Arbeit  augerordentliche  Anforde- 
rungen. Eine  Erleichterung  der  innerwirtschaftlichen  Schwierig- 
keiten, eine  Überwindung  der  Spannung  zwischen  Produktion  und 
Konsumtion  und  der  damit  zusammenhängenden  Notlage  der 
Lebenshaltung  ist  auch  hierbei  nur  allmählich  äurdi  Herstellung 
des  Gleichlaufs  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  zu  er- 
warten. Nicht  ernst  genug  kann  davor  gewarnt  werden,  den 
unter  den  heutigen  Zuständen  besonders  leidenden  Volksschiditen 
eine  sofortige  oder  baldigst  einsegende  Erleichterung  ihrer  Nöte 
durch  Markstabilisierung  oder  Markstügung  zu  versprechen.  Mit 
Fortdauer  unverschuldeter  Notstände  mug  leider  auch  fernerhin 
gerechnet  werden.  Aufgabe  des  Staates  mug  es  sein,  diese 
Notlage  durch  alle  geeigneten  Magnahmen,  insbesondere  eine 
warmherzige  Wohlfahrtspflege,  möglichst  zu  erleichtern. 

5.  Die  Regierung  mug,  um  äugen-  und  innenpolitisch  nicht 
den  Boden  zu  verlieren,  ein  allgemeines  Finanzprogramm  auf- 
stellen, das  sich  insbesondere  auf  die  Frage:  a)  der  Lasten  aus 
dem  Diktat  von  Versailles,  b)  der  Balancierung  des  Haushalts, 

c)  der  Steigerung  der  Produktion  und  damit  der  Stabilisierung 
der  Währung  einstellt.  Die  Zeit  bis  zur  Brüsseler  Konferenz 
mug  mit  allem  Nachdruck  für  die  Aufstellung  eines  solchen  Pro- 
gramms ausgenugt  werden. 

6.  Vorbedingung  für  die  Gesundung  der  Staatsfinanzen  und 
eine  Stabilisierung  der  Mark  ist  eine  gesunde  Ökonomie  in  den 
einzelnen  landwirtschaftlichen,  industriellen  und  Handelsbetrieben. 
Dies  ist  aber  nur  dann  möglich,  wenn  den  Betrieben  Zahlungs- 
mittel zur  Verfügung  stehen,  die  einen  festen  Wert  bcsigen. 
Daher  müssen  ausländische  Zahlungsmittel  in  volkswirtschaftlich 
ausreichendem  Umfange  zugelasscn  werden. 

7.  Für  die  nächste  Zeit  braucht  das  deutsche  Volk  eine  sehr 
erhebliche  äugere  Zuschuganleihe,  schon  für  die  Beschaffung 
der  dringend  nötigen  Lebensmittel.  Ohne  solche  Hilfe  kommt 
die  deutsche  Wirtschaft  und  damit  die  Staatsgewalt  im  kommen- 
den Winter  in  die  schwerste  Bedrängnis. 

8.  Verhandlungen  mit  allen  europäischen  Staaten  zwecks 
Durchführung  gemeinsamer  Magnahmen  gegen  die  Kapitalflucht 
sind  anzustreben. 

II.  Die  innerpolitischen  wirtschaftlichen 
Magnahmen, 

ohne  deren  Durchführung  eine  nachhaltige  Befestigung  der  Mark 
nicht  zu  erreichen  ist,  und  für  die  alle  Kräfte  des  deutschen 
Volkes  anzuspannen  sind,  müssen  sich  vor  allem  der  Lösung 
nachstehender  Fragen  zuwenden: 
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1.  Steigerung  des  Nutzeffekts  der  wirtschaftlichen  Arbeit 
durch 

a)  Arbeitsentlohnung  nach  der  Arbeitsleistung,  stärkere  Diffe- 
renzierung des  Lohnes  zwischen  gelernten  und  unge- 
lernten Arbeitern,  Förderung  des  Soziallohns  unter 
Schaffung  von  Ausgleichkassen  für  soziale  Zulagen  bei 
verheirateten  Arbeitnehmern,  Anwendung  des  Soziallohnes 
auch  auf  das  Beamtenverhältnis. 

b)  Intensivierung  der  Arbeit  und  Zulassung  der  freien  Verein- 
barung über  Verlängerung  der  Arbeitszeit  gemäß  den  Er- 
fordernissen der  Wirtschaft  bei  der  bevorstehenden  geseß- 
lichcn  Festlegung  des  Achtstundentages,  Aufhebung  der 
Bestimmungen  über  Betriebsstillegung  und  Arbeitsstreckung. 

c)  Umwandlung  der  Erwerbslosenunterstützung  in  eine  Arbeits- 
losenversicherung. 

dt  Zielbewußier  Abbau  jeder  Zwangswirtschaft,  insbesondere 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Getreidebewirtsdiaftung  im  In- 
lande und  der  Mietebewirtschaftung. 

e)  Unterlassung  jedes  Eingriffs  in  die  Privatwirtschaft  auf 
dem  Wege  der  Notverordnung. 

2.  Staatliche  und  privatwirtschaftliche  Ersparnismaßnahmen. 

a)  Einschränkung  der  Luxuseinfuhr,  soweit  nicht  die  deutsche 
Ausfuhr  dabei  Schaden  leidet. 

b)  Beseitigung  des  Leerlaufs  im  Arbeitsprozeß. 

c)  Verminderung  der  Beamtenschaft  in  Reich,  Ländern  und 
Gemeinden.  Erziehung  der  Beamten  zu  Höchstleistungen, 
Einrichtung  der  Personal-  und  Gehaltspolitik  nach  diesen 
Gesichtspunkten;  Zusammenlegung  von  Ministerien. 

d)  Durchgreifende  Reform  der  Reichseisenbahn-  und  Post- 
verwaltung. 

e)  Vereinfachung  des  Parlamentsbetriebes  (Einschränkung  der 
Geseßgebung). 

3.  Erleichterung  der  Ausfuhr  durch  Abbau  der  Auslands- 
kontrolle und  der  Ausfuhrabgabe. 

4.  Steuerpolitische  Maßnahmen: 

a)  Anpassung  der  Steuereinnahmen  des  Reichs  an  die  Geld- 
entwertung durch  Schaffung  automatischer  Steuertarife  bei 
Veranlagung  und  Zahlung  der  direkten  Steuern,  und  rest- 
lose Durchführung  des  Prozenterhebungssystems  bei  den 
Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern. 

b)  Vereinheitlichung  des  Steuersystems  durch  Vereinfachung 
der  Steuergeseßgebung  und  Ausbau  der  Versteuerung  an 
der  Quelle,  Klärung  der  Beziehungen  zwischen  Reich, 
Ländern  und  Gemeinden,  Vereinfachung  des  Steuerrechts, 
schärfste  Verfolgung  von  Steuerhinterziehungen. 

5.  Ordnung  des  Kapitalverkehrs  durch 

a)  Aufhebung  des  Depotzwanges, 

b)  Wiedereinführung  des  Bankgeheimnisses, 

c)  Änderung  oder  Aufhebung  der  Bestimmungen  über  mündel- 
sichere  Papiere. 

6.  Entwicklung  der  freien  Wirtschaft  nach  deren  inneren  Ge- 
seßen  unter  Freigabe  der  für  die  Erhaltung  der  Wirtschaft  not- 
wendigen Preisbildung  aber  unter  Abwehr  von  Wucher  und  unter 
Vorsorge,  daß  nicht  im  Verbands-  und  Kartellwesen  eine  un- 
billige Ausbeutung  von  Verarbeitern  und  Verbrauchern  statt- 
findet. 

Spißenverbände  der  deutschen  Gewerkschaften:  1.  November  1922. 

Es  kann  nicht  ausbleiben,  daß,  wenn  die  Gewerkschaften 
außerstande  sind,  die  Lohnverhandlungen  für  die  Arbeiter  zu 
führen,  sich  der  Arbeiter  eine  Unrast  bemächtigt.  Schon  lange 
leidet  die  Erzeugung  unter  den  fortwährenden  Lohnverhandlun- 
gen, an  denen  die  Arbeitnehmer  in  den  Betrieben  nicht  bloß 
seelisch,  sondern  vielfach  tätigen  Anteil  nehmen.  Der  berechtigte 
Ruf  nach  Produktionssteigerung  bleibt  unerfüllt,  solange  diese 
Produktionshemmung  fortbesteht.  Unsere  Wirtschaft  bricht  zu- 
sammen, wenn  es  nicht  gelingt,  bald  wieder  ruhige  Verhältnisse 
zu  schaffen,  die  geordnete  Verhandlungen  und  feste  Lohnverein- 
barungen ermöglichen. 

Alle  Versudie,  die  einheimischen  Warenpreise  den  Welt- 
marktpreisen anzupassen,  müssen  aussichtslos  bleiben,  da 
deutsche  Verbraucher  solche  Waren  nicht  mehr  kaufen  können. 
Die  Anpassung  der  Löhne  an  den  Weltmarkt  würde  aber  die 
Wirtschaftskatastrophe  nur  beschleunigen.  Aus  diesem  Dilemma 
müssen  wir  durch  eine  Stabilisierung  der  deutschen  Mark  heraus- 
kommen. Die  deutsche  Mark  als  Zahlungsmittel  und  Wertmesser 


darf  nicht  preisgegeben  werden,  denn  mit  ihrer  Erhaltung  ist  i 
das  Lebensinteresse  der  arbeitenden  Bevölkerung  und  das  Wohl 
und  Wehe  aller  Verbraucher  sowie  das  Schicksal  des  deutschen  ! 
Staates  verknüpft. 

Eine  Stüße  der  deutschen  Mark  würde  u.  a.  erreicht  werden 
durch  die  Einführung  einer  wertbeständigen  inneren  Anleihe,  die 
allen  Teilen  der  Bevölkerung  zugänglich  sein  und  für  die  eine 
sichere  Deckung  geschaffen  werden  muß.  Ob  diese  sichere 
Deckung  herbeizuführen  ist  durch  Heranziehung  eines  Teils  der 
Reichsbankgoldreserven  oder  durch  eine  den  Geldwertschwan- 
kungen sich  anpassende,  zu  reservierende  Steuer  oder  durch  eine  ! 
Solidarhaft  der  deutschen  Erwerbsstände,  ist  besonders  zu  j 
prüfen.  Kein  Versuch,  die  Markwährung  zu  retten,  darf  unter- 
bleiben, der  Erfolg  verspricht. 

Im  weiteren  muß  eine  Gesundung  der  Staatsfinanzen  auf 
dem  Gebiete  der  Steuererfassung  verlangt  werden,  die  dem 
weiteren  Notendrude  vorbeugt. 

Die  Devisenordnung  bliebe  ein  Sdilag  ins  Wasser,  wenn  sie 
nicht  durch  eine  praktischere  Ausgestaltung  der  Devisenkontrolle 
ergänzt  würde.  Es  bleibt  zu  prüfen,  ob  nicht  auch  die  wirtschaft- 
lichen Verbände  der  Arbeiter  und  Angestellten  zu  dieser  Kon-  i 
trolle  herangezogen  werden  könnten. 

Endlich  erwarten  wir,  daß  die  Verhandlungen  zur  Erreichung 
einer  Ausländsanleihe  zwecks  Stabilisierung  der  Mark  mit  er- 
neutem Nachdruck  aufgenommen  und  durchgeführt  werden.  Sie 
werden  aber  nur  dann  zu  einem  Ergebnis  führen,  wenn  zuvor 
alle  Anstrengungen  gemacht  werden,  um  der  weiteren  Entwertung 
der  Mark  eine  Grenze  zu  ziehen. 

Die  Gewerkschaften  verkennen  nicht,  daß  nach  wie  vor  das 
Hauptbestreben  der  Regierung  darauf  gerichtet  sein  muß,  die 
unerträgliche  Reparationslast,  als  die  Hauptursache  des  Währungs- 
zerfalls, auf  ein  wirtschaftlich  erträgliches  Maß  herabzuseßen 
und  zu  einem  Zwangsvergleich  mit  der  Entente  zu  kommen.  Die 
Gewerkschaften  verlangen  außerdem  von  der  Regierung  die  Her- 
beiführung einer  größeren  Durchsichligmachung  der  Kartelle, 
Syndikate  und  Trusts,  die  teilweise  durch  eine  volkswirtschaftlich 
schädliche  Preispolitik  den  Zerfall  der  Währung  fördern.  Ferner 
ist  zu  fordern,  daß  mit  der  schon  so  oft  verlangten  und  ange- 
kündigten Sparsamkeit  und  Vereinfachung  in  allen  öffentlichen 
Betrieben  und  Verwaltungen  endlich  schleunigst  Ernst  gemacht 
wird.  Schließlich  erwarten  die  Gewerkschaften  von  der  Reichs- 
regierung die  baldige  Vorlegung  eines  großzügigen  Produktions- 
steigerungsplanes, der  die  Befriedigung  der  lebensnotwendigen 
Bedürfnisse  des  Volkes  sichert. 

Das  Wirtsdiaftsprogramm  der  Reichsregierung,  enthalten  in 
der  Note  an  die  Reparationskommission  vom  11.  November  1922 
und  von  der  neuen  Regierung  Cuno  bestätigt,  konnte  an  dieser 
Stelle  aus  technischen  Gründen  nicht  aufgenommen  werden;  es 
folgt  im  nächsten  Heft. 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Der  Reichsminister  der  Justiz  erließ  eine  Verord' 
nung  über: 

Ablauf  von  Vorlegungs-,  Protest-  und  Be- 
nachrichtigungsfristen. 2.  11.  (RGbl.  Teil  1 S.  833.) 

Der  Reichsminister  der  Finanzen  erließ  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Fassung  des  Besoldungsgesetzes.  25.  10.  (RGbl. 
Teil  I S.  811.) 

Gesetz  über  Z a h 1 u n g d e r Z ö 1 1 e i n G o I d.  2. 1 1.  (D.  R. 
vom  3.  November.) 

Die  bei  der  Versteuerung  von  Auslandskohlen  vom 
1.  November  d.  J.  ab  maßgebenden  Vergleichswerte. 
1.  11.  (D.  R.  vom  4.  November.)  (332a.) 


Spedition  Schiffahrt 

Internationale  Transporte 

STRUCK  & RENCK 

ttamliura  Lübeck  Bremen 

Massengut=Spedition 

Verwiegung  - Bemusterung  - Versicherung  - Lagerung 
Gewichtskontrolle 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Ausschußmitglieder  des  Deutschen  Industrie- 
und  Handelstags. 

Der  Hauptausschub  des  D.  I.  u.  H.  wählte  am  15.  November 
folgende  Mitglieder  in  die  ständigen  Ausschüsse  des  D.  I.  u.  Fi.: 

Verkehrsausschub:  Görlitz:  Frife  Maue.  Darm- 
stadt:  Andreas  Klefenz  für  Frölich. 

Bankausschufj:  Dresden:  Kommerzienrat  Palmier 

für  Mattersdorf. 

E in  z e 1 h a n;  d e 1 s a u s s e h u fj:  Chemnitz:  Adolf 

Wessels  für  Clemen. 

Sozialpolitischer  Ausschuß  Chemnitz:  Arthur 
Buddecke  für  Posselt.  Außerdem  wurde  der  Detailisfenkammer 
zu  Bremen  ein  Sib  im  Sozialpolitischen  Ausschuß  auf  Antrag 
zuerkannt.  Der  Vertreter  der  Bremer  Detaillistenkammer  wird 
noch  ernannt. 

Gebührenordnung  der  Handelskammern. 

Von  verschiedenen  Handelskammern  ist  bei  uns  der  Wunsch 
geltend  gemacht  worden,  darauf  hinzuwirken,  dab  die  Gebühren- 
ordnungen, welche  bisher,  was  Einteilung  und  Höhe  der  Säbe  an- 
belangt, von  jeder  Handelskammer  nach  eigenem  Ermessen  fest- 
gelegt worden  sind,  in  Zukunft  nach  vollkommen  einheitlichen 
Grundsäben  für  das  ganze  Reich  aufgestellt  werden.  Es  wird 
darauf  hingewiesen,  dab  eine  derartige  Mabnahme  den  Handels- 
kammern neben  Arbeitsersparnis  den  Vorteil  bringen  würde,  dab 
Unstimmigkeiten  im  Publikum,  welche  bei  dem  jebigen  Zustande 
durch  die  verschiedenartigen  Feslsebungen  der  Gebührenhöhe,  vor 
allen  Dingen  in  Nachbarbezirken,  regelmäbig  entstanden  wären, 
vermieden  würden.  Es  wird  angeregt,  künftighin  den  Aufbau  der 
Gebührenordnungen  nach  einem  einheitlichen  Schema  vorzu- 
nehmen und  die  Säbe  so  zu  wählen,  dab  ihre  einheitliche 
Steigerung  leicht  durchführbar  ist.  Zu  diesem  Zwecke  ist  vor- 
geschlagen worden,  eine  Stelle  damit  zu  beauftragen,  die  Säbe 
der  Einheitsgebührenordnung  jeweils  mit  dem  Geldwert  in  Ein- 
klang zu  bringen.  Von  einer  Handelskammer  ist  besonders  darauf 
hingewiesen  worden,  dab  es  ihr  notwendig  erscheint,  vor  allen 
Dingen  auch  hinsichtlich  der  Festsebung  der  Säbe  für  Aus- 
stellung von  Einreisebescheinigungen  für  Ausländer  einheitlich 
vorzugehen  und  insbesondere  die  Gebühr  in  Goldmark  zu  er- 
heben. 

Wir  bitten  die  Mitglieder,  uns  ihre  Ansicht  in  dieser  Frage 
baldigst  mitteilen  zu  wollen.  Wie  wir  hören,  haben  sich  bereits 
die  Handelskammern  des  besebten  Gebiets  und  des  Nieder- 
rheinisch-Westfälischen Industriebezirks  mit  der  Einführung  ein- 
heitlicher Gebühren  für  diese  Gebiete  befabt  und  das  Ergebnis 
in  der  Gebührenordnung  der  Handelskammer  Köln  festgelegt. 
Wir  bringen  diese  Ordnung  nachstehend  zur  Kenntnis. 

Postpaketverkehr  mit  Polen. 

Auf  Veranlassung  der  Handelskammer  Elberfeld  ist  der  D.  I. 
u.  H.  bei  dem  Reichspostminister  dafür  eingetreten,  dab  der 
Paketversand  nach  Polen  so  bald  wie  möglich  wieder  aufgenom- 
men werde. 

Der  Reichspostminister  teilte  dem  D.  I.  u.  H.  mit, 
dab  der  Postpaketverkehr  mit  Polen  vom  1.  Dezember  1922  ab 
wieder  gestattet  sei.  Zulässig  seien  Postpakete  von  10  kg  und 
zwar  gewöhnliche  und  solche  mit  Wertangabe  bis  1000  Fr.  Nach- 
nahmesendungen und  Pakete  mit  Zollfrankozettel  können  vor- 
läufig nicht  angenommen  werden. 

Die  Gebühren  betragen  für  Pakete  bis  1 kg  85  c.,  über  1 kg 
bis  5 kg  1 Fr.  25  c.  und  über  5 bis  10  kg  2 Fr.  5 c.  Sperr- 
gut 50  v.  H.  Zuschlag.  Wünscht  der  Absender  die  Leitung  über 
die  Tschechoslowakei,  so  erhöhen  sich  die  Gebühren  auf  1 Fr. 
15  c.,  1 Fr.  55  c.,  und  2 Fr.  65  c.  Für  Wertpakete  wird  neben 
der  Gewichtsgebühr  noch  eine  Behandlungsgebühr  in  Höhe  der 


tarifmäbigen  Einschreibgebühr  und  die  Versicherungsgebuhr  von 
50  c.  für  je  300  Fr.  der  Wertangabe  erhoben.  Eilbestellung  ist 
nur  nach  Postorten  in  Polen  zulässig  und  kostet  50  c.  Dringende 
Pakete  sind  nicht  zugelassen.  Erforderlich  sind  zwei  Zollinhalts- 
erklärungen in  deutscher  oder  französischer  Sprache,  dazu 
ein  statistischer  Anmeldeschein  und  eine  Ausfuhrerklärung. 

Internationales  Übereinkommen 
über  den  JEisenbahnfrachtverkehr. 

Der  Reichsverkehrsminister  teilte  dem  D.  I.  u.  H. 
am  8.  November  d.  |.  mit,  dab  zum  1.  Mai  nächsten  Jahres  eine 
Konferenz  zur  Revision  des  Internationalen  Übereinkommens  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  in  Aussicht  genommen  sei. 

Mit  Rücksicht  auf  die  einengenden  Bestimmungen  des 
Friedensvertrages  sei  es  geboten,  dab  Deutschland  nur  die  unum- 
gänglich notwendigen  Änderungsanträge  stelle,  die  durch  die  ge- 
änderten Verhältnisse  nach  dem  Kriege  bedingt  seien. 

Dem  D.  I.  u.  H.  ist  vom  Reichsverkehrsminisier  eine  be- 
schränkte Anzahl  von  Abdrucken  dieser  Anträge  nebst  Begrün- 
dung zur  Verfügung  gestellt  worden.  Wir  haben  daher  den  feder- 
führenden Kammern  der  Handelskammervereinigungen  zwei 
Exemplare  zugeschickt.  Mitgliedern,  die  ein  besonderes  Interesse 
an  dieser  Frage  haben,  können  noch  einige  Exemplare  überlassen 
werden.  | , 

Die  jebt  geltenden  Bestimmungen  sind  enthalten  in  Nr.  500 
des  deutschen  Tarifverzeichnisses  „Internationaler  Eisenbahn- 
gütertarif“ (1.  G.  T.),  enthaltend  Allgemeine  Bestimmungen  für  den 
Güterverkehr,  Internationales  Übereinkommen  für  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr vom  14.  Oktober  1890  mit  den  Änderungen  und  Er- 
gänzungen in  der  Zusabvereinbarung  vom  16.  Juli  1895  und  in  den 
Zusabübereinkommen  vom  16.  Juni  1898  und  vom  19.  September 
1906  sowie  die  einheitlichen  Zusabbestimmungen  des  Inter- 
nationalen Transportkomitees,  gültig  vom  1.  Oktober  1921  (her- 
ausgegeben vom  Tarifamt  beim  Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle  Bayern,  München,  im  September  1921,  gedruckt  in  der 
Dr.  Wildschen  Buchdruckerei  Gebr.  Parcus,  München). 

Bei  etwaiger  Anregung  weiterer  Änderungen  bittet  der 
Reichsverkehrsminister,  sich  ebenfalls  möglichste  Beschränkung 
aufzuerjegen  und  nur  solche  Änderungen  vorzuschlagen,  die 
wirklich  Aussicht  auf  Annahme  haben.  Von  der  Wiederaufnahme 
von  Anträgen,  die  bereits  auf  den  früheren  Konferenzen  ab- 
gelehnt worden  sind,  möchte  grundsäblich  abgesehen  werden. 

Die  Mitglieder  werden  um  baldige  Übersendung  ihrer 
Stellungnahme  zu  den  Änderungsvorschlägen  an  den  D.  I.  u.  H. 
gebeten. 

Fortlassnng  der  Pfennigrechnnng. 

Der  wirtschaftspolitische  Ausschub  des  vorläufigen  Reichs- 
wirtschaftsrates hat  am  11.  Oktober  d.  J.  beschlossen,  die 
Reichsregierung  zu  ersuchen,  mit  Rücksicht  auf  die  starke  Geld- 
entwertung im  staatlichen  Geldverkehr  Beträge  bis  zu  50  Pfennig 
nicht  mehr  in  Anrechnung  zu  bringen  und  Beträge  über  50  Pfennig 
auf  volle  Mark  nach  öben  abzurunden.  Dabei  wurde  die  Er- 
wartung ausgesprochen,  dab  die  Privatwirtschaft  diesem  Vor- 
gehen folgen  wird. 

Die  Handelskammer  zu  Düsseldorf  regte  beim  D.  I.  u.H. 
an,  bei  den  mabgebenden  Behörden  dahin  vorstellig  zu  werden, 
dab  die  vom  Reichswirtschaftsrat  gegebene  Anregung  einheitlich 
bei  den  Staatsbehörden  durchgeführt  werde,  sowie  in  Verhand- 
lungen mit  den  Spibenkörperschaften  von  Handel  und  Industrie 
die  allgemeine  Durchführung  einer  derartigen  Regelung  für  die 
Privatwirtschaft  zu  erwirken. 

Wir  bitten  die  Mitglieder  um  Stellungnahme  zu  dieser  An- 
gelegenheit. 

Handelswechsel. 

Auf  Antrag  der  Handelskammer  zu  Chemnitz  beauftragte 
der  Hauptausschub  des  D.I.u.  H.  am  15.  November  d.  J.  die  Ge- 
schäftsführung, an  die  Handelskammern  heranzutreten  und  sie 
zu  bitten,  in  ihren  Bezirken  für  eine  gesteigerte  Benutzung  des 
Handelswechsels  tatkräftig  einzutreten.  Wir  bitten  daher  die 
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Mitglieder,  im  Sinne  des  Beschlusses  unserer  Vollversammlung 
vom  14.  September  d.  ).  (D.  W.  Z.  S.  232)  au!  ihre  Bezirksfirmen 
dahin  einzuwirken,  daß,  soweit  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  die 
Zahlungsbedingungen  der  Firmen  die  Benutzung  von  Handels- 
wechseln möglichst  fördern. 

Das  Reichsbankdirektiorium  hat  kürzlich  erneut  eine  Ver- 
fügung an  die  Reichsbanknebenstellen  erlassen,  in  der  diese 
aufgefordert  werden,  bei  der  Diskontierung  von  Warenwechseln 
in  großzügiger  und  entgegenkommender  Weise  vorzuge'nen  und 
den  beantragenden  Firmen  Kredite  in  jedem  irgend  möglichen 
Umfange  zu  gewähren. 

Vgl.  S.  232. 

Erhöhung  der  patentamtlichen  Ciebühren. 

Zu  dem  Rundschreiben  des  D.  1.  u.  H.  vom  20.  Oktober  d.  ). 
äußerten  sich  noch  eine  Reihe  weiterer  Handelskammern.  Der 
Entwurf  der  Verordnung  zur  Erhöhung  der  patentamtlichen  Ge- 
bühren liegt  zur  Zeit  dem  Reichsrat  vor  und  wird  voraussichtlich 
in  nächster  Zeit  erledigt  werden. 

Bezüglich  der  grundsätzlichen  Umgestaltung 
der  Gebühren  des  Reichspatentamtes  halten  folgende  Kammern 
eine  Entlastung  der  ersten  Patentiahre  für  zweckmäßig: 
Augsburg,  Chemnitz,  Halberstadt,  Heidelberg, 
Königsberg,  Leipzig,  Ludwigshafen,  Plauen, 
Villingen.  Elbing  weist  auf  die  Ungerechtigkeit  hin,  die 
sich  daraus  ergeben  würde,  daß  bei  einer  derartigen  Regelung 
ein  Patent,  das  bereits  in  den  ersten  Patentiahren  voll  ausge- 
w'ertet  werden  kann,  in  unangebrachter  Weise  begünstigt  werde, 
ln  irgend  einer  Form  müßte  unter  Zugrundelegung  der  Bilanz, 
des  Absaßes,  der  Lizensgebühren  usw.  des  betreffenden  Unter- 
nehmens die  Auswertung  des  Patentes  festgestellt  und  dieses 
dann  zu  erhöhten  Gebühren  herangezogen  werden.  Die  Kammer 
verkennt  jedoch  nidit  die  Schwierigkeiten  eines  derartigen  Ver- 
fahrens und  hält  deshalb  eine  rein  schematische  Ermäßigung 
der  Gebühren  für  die  ersten  zwei  oder  drei  Patentiahre  für  die 
zweckmäßigste  Lösung.  Plauen  empfiehlt  eine  Gebühren- 
ermäßigung für  die  ersten  fünf  Jahre.  Dortmund  wünscht  vor 
allen  Dingen  die  Anmeldung  und  Erlangung  eines  Pa- 
tentes mit  möglichst  geringen  finanziellen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden zu  sehen.  Sei  das  Patent  erst  erteilt,  so  könne  der  Er- 
finder im  allgemeinen  leichter  Aufwendungen  für  die  Jahres- 
gebühren machen,  da  ihm  dann  finanzielle  Hilfsquellen  eher  zur 
Verfügung  stehen. 

Im  Gegensaß  dazu  vertreten  die  Handelskammern  Bremen, 
Harburg  und  Lübeck  die  Ansicht,  daß  die  bisherige  Staffe- 
lung der  Gebühren  sich  durchaus  bewährt  habe  und  daß  eine 
Herabseßung  der  Gebühren  für  Anmeldung  und  die  ersten  Patent- 
iahre volkswirtschaftlich  durchaus  unerwünscht  sei,  da  dann  die 
Zahl  der  Anmeldungen  außerordentlich  anwachsen  würde  und  zu 
einer  Überlastung  des  Patentamtes  führen  müßte.  Wirklich 
brauchbare  Erfindungen  würden  sich  in  jedem  Falle  durchseßen. 
Lübeck  empfiehlt,  gerade  die  A n m e 1 d e gebühr,  die  von 
allen  Anmeldern  gezahlt  werden  müsse,  nicht  zu  niedrig  fest- 
zuseßen  und  außerdem  für  den  Fall,  daß  die  Bearbeitung  der 
Anmeldung  sich  über  ein  Jahr  hinaus  erstrecke,  für  jedes  über 
das  erste  Jahr  hinausgehende  Jahr  eine  Arbeitsgebühr  von 
angemessener  Höhe  zu  erheben.  Auf  diese  Weise  könne  dem 
Patentamt  finanziell  geholfen  werden,  während  durch  Beschrän- 
kung auf  eine,  wenn  auch  namhafte  Erhöhung  der  Gebühren  für 
die  leßten  Patentjahre,  nicht  genügend  Mittel  aufgebracht  wür- 
den, da  nur  verhältnismäßig  wenig  Patente  so  lange  aufrecht- 
erhalten werden.  Die  Kammer  hält  die  geltenden  Anmeldungs- 
gebühren und  die  Gebühren  für  die  ersten  Patentjahre  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemeine  Geldentwertung  für  außerordentlich 
niedrig.  Von  industriellen  oder  gewerblichen  Betrieben,  die  nach 
allen  Richtungen  bei  ihren  Ausgaben  heute  mit  ganz  anderen 
Ziffern  zu  rechnen  hätten,  spielten  die  geltenden  Säße  der  Patent- 
gebühren kaum  eine  Rolle.  Soweit  in  einzelnen  Fällen  Bedürf- 
tigkeit eines  Erfinders  vorliege,  die  ihm  die  Zahlung  der  Patent- 
gebühren unmöglich  mache,  schaffe  bereits  der  § 8 Abs.  1 des 
Patentgeseßes  Abhilfe  durch  die  Bestimmung,  daß  beim  Nach- 
weise der  Bedürftigkeit  „die  Gebühren  für  das  erste  und  zweite 
Jahr  der  Dauer  des  Patentes  bis  zum  dritten  Jahre  gestundet 
und,  wenn  das  Patent  im  dritten  Jahre  erlischt,  erlassen  werden 
können.“  Nach  Ansicht  der  Kieler  Kammer  könnte  nötigenfalls 
die  Bestimmung  über  Stundungsmöglichkeit  auf  die 
Anmelde  gebühr  geseßlich  ausgedehnt  werden. 

Die  Einführung  einer  Offizialvertretung  für  wirt- 
schaftlich schwache  Erfinder,  wie  sie  in  Württemberg  bereits  be- 


steht, halten  die  meisten  Kammern  für  sehr  zweckmäßig. 

H e i d e 1 b e r g ist  der  Ansicht,  daß  die  Anregung  an  die  Landes- 
regierungen zur  Einführung  dieser  Maßnahme  von  den  einzelnen 
Handelskammern  und  nicht  vom  D.  1.  u.  H.  ausgehen  sollte  und 
hat  bereits  bei  den  zuständigen  badischen  Ministerien  die  Prü- 
fung dieser  Angelegenheit  beantragt.  Chemnitz  und  Dort- 
mund  bezweifeln;  daß  tatsächlich,  wie  von  den  Vertretern 
Württembergs  in  der  erwähnten  Sißung  im  Reichspatentamt  an- 
gegeben wurde,  in  % der  Fälle  der  gestundete  Betrag  ohne  An- 
wendung eines  Zwanges  zurückgezahlt  wurde,  da  im  allgemeinen 
nur  sehr  wenig  Erfinder  die  ernsthafte  Ausnußung  ihrer  an- 
gemeldeten Patente  erfolgreich  durchführen.  Halberstadt 
und  Plauen  halten  es  für  zwedcmäßig,  daß  die  Gewährung 
der  Offizialvertretung  nicht  allein  von  der  wirtschaftlichen  Be- 
dürftigkeit des  Erfinders,  sondern  vor  allem  von  der  Wichtig- 
keit der  Erfindung  abhängig  gemacht  werde,  die  durch 
eine  besondere  Vorprüfung,  evtl,  durch  Sachverständige  des  in 
Frage  kommenden  Wirtschaftsgebietes,  festzustellen  sei. 

Elbing  weist  darauf  hin,  daß  die  kleine  Industrie  nicht 
ohne  weiteres  als  wirtschaftlich  schwach  anzusehen  sei,  beispiels- 
weise machten  in  der  Elektroindustrie  kleinere  und  mittlere  Fir- 
men den  großen  Elektro-Konzernen  erfolgreich  Konkurrenz,  weil 
die  Unkosten  der  kleineren  Betriebe  wesentlich  geringer  seien. 
Auch  müßte  nach  Ansicht  der  Kammer  der  wirtschaftlich  schwä- 
chere Betrieb  zur  Nachzahlung  der  Gebühren  in  voller  Höhe  dann 
angehalten  werden,  wenn  seine  wirtschaftliche  Lage  sich  bessere. 

Kiel  sieht  in  der  Einrichtung  einer  Offizialvertretung  die 
Stellung  eines  „Armen-Patentanwaltes“  und  glaubt,  daß  dieser 
Vorschlag  dazu  dienen  soll,  den  Patentanwälten,  die  infolge  der 
Erhöhung  ihrer  Gebühren  einen  Rückgang  ihrer  Klientenziffer  be- 
fürchten, den  etwa  entstehenden  Einnahmeausfall  dadurch  zu 
erseßen,  daß  das  Reich  bzw.  die  Länder  an  Stelle  zahlungs- 
unfähiger Klienten  die  Patentanwaltsgebühren  übernehmen.  Die 
Kammer  empfiehlt  daher,  diese  Frage  nicht  bei  der  Beratung  der 
patentamtlichen  Gebühren,  sondern  in  Verbindung  mit  der  Beratung 
der  Erhöhung  der  Patentanwaltgebühren  zu  behandeln.  Auch 
glaubt  die  Kammer  ebenso  wie  Augsburg,  daß  die  wirt- 
schaftlich schwächeren  industriellen  oder  gewerblichen  Betriebe 
sich  im  Interesse  ihres  Kredites  scheuen  würden,  von  einer  der- 
artigen Einrichtung  Gebrauch  zu  machen. 

Neues  Zolltarif sehenin. 

Die  erste  Auflage  des  neuen  Zolltarifschemas  ist  vergriffen. 
In  etwa  zwei  Wochen  wird  die  neue  Auflage  fertiggestellt  sein; 
der  Preis  ist  noch  nicht  bekannt.  Weitere  Abdrucke  für  den  ver- 
traulichen Dienstgebrauch  stehen  den  Kammern  alsdann  gegen 
Bezahlung  im  Zollbureau  des  Reichswirtschaftsministeriums, 
Berlin  W 15,  Kurfürstendamm  193,  zur  Verfügung. 

Leitung  der  Haupt*ollämter. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtete  am  23.  d.  M.  an  die  Reichstagsfraktionen 
der  Parteien  folgende  Eingabe: 

Dem  Reichsrat  ist  unter  dem  25.  v.  M.  der  5.  Nachtrag  zum 
Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums  für  das  Rechnungsjahr  1922 
(Nr.  275  der  Drucksachen  des  Reichsrats,  Anlage  XV)  zur  Be- 
schlußfassung zugegangen.  In  diesem  Nachtrag  werden  17  Stellen 
der  Gruppe  XII  der  R.  B.  O.  angefordert,  die  „unter  anderem  dazu 
verwendet  werden  sollen,  Stellen  von  Hauptzollamisleitern  nach 
Gruppe  Xll  zu  heben,  da  der  Umfang  und  die  Schwierigkeit  der 
Aufgaben  der  Hauptzollämter,  insbesondere  auf  wirtschafts- 
politischem und  rechtlichem  Gebiete,  so  gewachsen  sind,  daß  die 
Leitung  eines  Teiles  derselben  durch  Beamte  der  Gruppe  XII  er- 
forderlich ist“.  (Anlage  XV  zu  Reichsratsdrucksache  Nr.  275, 
S.  26/27  und  S.  49.) 

Diese  Anforderung  bedeutet,  daß  die  Leitung  bestimmter 
Hauptzollämter  nicht  mehr  — wie  bisher  — zolltechnischen  Ober- 
beamten (Zollräten,  Zolldirektoren)  übertragen  werden  soll.  Daß 
Bestrebungen  dieser  Art  bestanden,  war  uns  bekannt.  Der  vor- 
liegende Nachtrag  zum  Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums 
bedeutet  die  Verwirklichung  dieser  Absicht,  gegen  die  wir  im 
Interesse  des  deutschen  Außenhandels  erhebliche  Bedenken 
hegen. 

Abgesehen  von  wenigen  süddeutschen  Ämtern  werden  im 
allgemeinen  die  Stellen  der  Hauptzollamtsleiter  Beamten  über- 
tragen, die  aus  der  mittleren  Laufbahn  hervorgegangen  und  im 
praktischen  Zolldienst  erprobt  sind.  Die  Haupfzollamtsleiter  haben 
die  besondere  Aufgabe,  die  Zoll-  und  Steuergeseße  den  Bedürf- 
nissen der  Praxis  anzupassen.  Sie  sind  es  auch  in  erster  Linie, 
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mit  denen  die  Kaufmannschaft  zusammenzuarbeiten  hat-  Die  Er- 
fahrungen, die  die  Handelskammern  in  der  gemeinsamen  Arbeit 
mit  den  Vorständen  der  Hauptzollämter  sammeln  konnten,  haben 
dazu  geführt,  daß  die  Handelskammern  schon  vor  dem  Kriege 
der  Frage  der  Vor-  und  Ausbildung  dieser  technischen  Zollober- 
beamten ihre  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  haben.  (Vergl. 
Verhandlungen  des  Ausschusses  des  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstages  betr.  Steuern,  Zölle,  Außenhandel  vom  24.  10.  1911 
und  vom  4.  12.  1913.) 

Wir  beabsichtigen  nicht,  nochmals  die  Gründe  darzulegen,  die 
den  D.  I.  u.  H.  veranlaßt  haben,  auf  Grund  des  Beschlusses  seines 
Außenhandels-Ausschusses  vom  28.  Februar  d.  ).  das  Reife- 
zeugnis als  Vorbildung  der  technischen  Zollbeamten  zu  fordern. 
Es  genügt,  in  diesem  Zusammenhänge  darauf  hinzuweisen,  daß 
hierfür  mitbestimmend  die  Befürchtung  war,  es  könnten  sich  bei 
einer  Herabseßung  der  Vorbildung  nicht  mehr  genügend  für  die 
vielseitige  und  verantwortungsvolle  Tätigkeit  eines  Hauptzoll- 
amtsleiters befähigte  Anwärter  finden. 

Im  Reichsfinanzministerium,  das  sich  dieser  Forderung  der 
Handelskammern  bisher  nicht  angeschlossen  hat,  besteht  offenbar 
die  Absicht,  die  Leitung  von  17  Hauptzollämtern  der  Beseßung 
durch  mittlere  Zollbeamte  zu  entziehen.  Die  als  Anlage  2 dem 
Nachtrag  beigegebene  Denkschrift  begründet  diese  Forderung 
damit,  daß  die  Schwierigkeit  der  Aufgaben  der  Hauptzollämter 
so  gewachsen  sei,  daß  die  Leitung  eines  Teiles  dieser  Ämter 
durch  Oberregierungsräte  erforderlich  sei.  Gegenüber  dieser 
Ansicht  des  Reichsfinanzministeriums  müssen  wir  auf  das  be- 
stimmteste erklären,  daß  eine  solche  Änderung  in  der  Beseßung 
dieser  Stellen  im  Widerspruch  zu  den  Wünschen  der  am  Außen- 
handel beteiligten  deutschen  Wirtschaftskreise  stehen  würde. 
Wir  befürchten,  daß  die  Vorstände  der  Haupfzollämter  in  Zukunft 
nicht  mehr  wie  bisher  die  Technik  des  Zolldienstes  in  allen  seinen 
Einzelheiten  werden  beherrschen  können,  und  daß  dadurch  erheb- 
liche Unzuträglichkeiten  im  Zollabfertigungsdienst  entstehen.  Auch 
im  Interesse  der  Erhaltung  der  Arbeitsfreudigkeit  der  tech- 
nischen Zolloberbeamten  würden  wir  es  bedauern,  wenn  ihnen 
nunmehr  ein  Teil  der  durch  weitgehende  Selbständigkeit  aus- 
gezeichneten und  daher  stark  begehrten  Spißenstellen  der  Haupt- 
zollamtsleifer  genommen  werden  soll. 

Wir  bitten  demgemäß,  die  erwähnte  Anforderung  zu 
Kapitel  XV,  8 Titel  1 des  Nachtrags  zum  Haushalt  des  Reichs- 
finanzministeriums für  1922  nur  unter  der  Vorausseßung  zu  be- 
willigen, daß  die  fraglichen  17  Stellen  der  Gruppe  XII  nicht  für 
Hauptzollamtsleiterstellen  verwendet  werden. 

Bevorzngnng  der  Konsumvereine. 

Der  D.  I.  u.  H.  ist  unterm  21.  November  erneut  an  den  Preuß. 
Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  mit  der  Bitte 
um  Aufklärung  darüber  herangetreten,  aus  welchen  Mitteln  den 
Konsumvereinen  der  staatliche  Kredit  in  Höhe  von  430  Millionen 
Mark  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  nach  welchen  Grundsäßen  die 
Verteilung  erfolgt  sei  und  ob  die  Gewährung  weiterer  Kredite 
beabsichtigt  werde.  Vergl.  S.  313. 

Klagen  über  mangelnde  Vertragstreue 
deutscher  Firmen. 

Vom  A.  A.  wurde  dem  D.  1.  u.  H.  unter  dem  2.  d.  M.  mit- 
gefeilt, daß  in  den  leßten  Monaten  aus  dem  Ausland,  namentlich 
aus  Südamerika,  wieder  mehrfach  Klagen  über  mangelnde  Ver- 
tragstreue der  deutschen  Industrie  und  des  deutschen  Handels 
eingegangen  seien:  Der  deutsche  Lieferant  halte  die  Lieferfristen 
nicht  ein,  fühle  sich  an  die  Preisvereinbarungen  in  keiner  Weise 
gebunden  — selbst  dann  nicht,  wenn  die  ausbedungenen  Preise 
bereits  ganz  oder  zum  Teil  gezahlt  wären  — und  wolle  das  Ge- 
schäft oft  überhaupt  rückgängig  machen.  Die  Hoffnung,  daß  die 
schlechten  Erfahrungen  aus  dem  Jahre  1919  der  deutschen  In- 
dustrie und  dem  deutschen  Handel  zur  Warnung  dienen  würden, 
habe  sich  also  leider  nicht  erfüllt. 

Es  könne  nicht  oft  und  nicht  eindringlich  genug  auf  die 
schweren  Schädigungen  hingewiesen  werden,  die  dem  gesamten 
deutschen  Ausfuhrhandel  aus  solchem  Verhalten  einzelner  Firmen 
drohen. 

Wir  entsprechen  hiermit  diesem  Ersuchen,  das  wir  mit  fol- 
gendem Schreiben  beantwortet  haben: 

„Wie  dem  Auswärtigen  Amt  bekannt  ist,  teilt  der  D.  Lu.  H. 
die  Besorgnisse  über  die  Folgen  der  zahlreichen  Klagen  über 
mangelnde  Vertragstreue  der  deutschen  Industrie  und  des  deut- 


schen Handels  in  vollem  Umfange.  Wir  müssen  jedoch  erneut 
darauf  hinweisen,  daß  sich  unter  den  Firmen,  die  zu  derartigen 
Klagen  Veranlassung  geben,  namentlich  neugegründete  Unter- 
nehmungen befinden,  die  jeder  Erfahrung  entbehren  und  die  keine 
Gewähr  für  eine  reelle  Handlungsweise  bieten.  Aus  diesem 
Grunde  müssen  wir  besonderen  Wert  darauf  legen,  daß  auch  von 
seiten  der  Reichsregierung  bei  allen  Beschwerden  dieser  Art  das 
Ersuchen  um  Namhaftmachung  und  genaue  Angabe  der  betreffen- 
den Firmen  gestellt  wird.  Nur  wenn  dies  geschieht  und  damit  die 
Möglichkeit  einer  eingehenden  Nachprüfung  in  jedem  einzelnen 
Falle  gegeben  ist,  werden  wir  in  der  Lage  sein,  die  Klagen  über 
deutsche  Vertragsuntreue,  soweit  sie  berechtigt  sind,  zum  Ver- 
stummen zu  bringen,  nur  dann  ist  es  uns  möglich,  durch  die  Han- 
delskammern auf  die  betreffenden  Unternehmungen  unmittelbar 
einzuwirken.  Auf  allgemein  gehaltene  Klagen  können  wir  nur 
durch  ebenfalls  allgemein  gehaltene  Erklärungen  antworten  und 
vermögen  nur  mittelbar  die  in  Frage  kommenden  Kreise  zu  beein- 
flussen. Die  unlauteren  Elemente  unter  den  deutschen  Ausfuhr- 
firmen, auf  die  es  hier  vor  allem  ankommt,  sind  durch  derartige 
Kundgebungen  nicht  eines  besseren  zu  belehren. 

Wir  wären  dem  Auswärtigen  Amt  zu  Dank  verpflichtet,  wenn 
es  die  deutschen  Auslandsvertretungen  in  diesem  Sinne  unter- 
richten würde.“ 

Katalogsammlnng  des  mexikanischen 
Handelsministeriums. 

Wie  die  amtliche  Handelsvertretung  von  Mexiko  zu  Berlin 
SO  16,  Am  Köllnischen  Park  4,  dem  D.  I.  u.  H.  mitteilt,  ist  sie 
vom  Ministerium  für  Handel,  Industrie  und  Arbeit  in  Mexiko  be- 
auftragt worden,  ihm  Kataloge  deutscher  Maschinenfabriken  der 
verschiedensten  Fabrikationszweige  zu  übersenden.  Wir  stellen 
anheim,  die  interessierten  Firmen  zu  veranlassen,  die  gewünsch- 
ten Kataloge  der  Handelsvertretung  unmittelbar  zuzustellen.  (Vgl. 
S.  262.) 

Iiiquidationsschüdengesetz. 

Wir  machen  die  Handelskammern  ergebenst  darauf  aufmerk- 
sam, daß  die  neuen  Entwürfe  ' eines  Reichsentlastungsgeseßes, 
eines  Reichsliquidationsschädengeseßes  und  einer  Novelle  zum 
Reichsausgleichsgeseß,  welche  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  dem 
Reichstag  zur  Beschlußfassung  vorliegen,  im  Verlage  von  Carl 
Heymann,  Berlin  W 8,  Mauerstr.  43/44  erschienen  und  zum  Preise 
von  336  M.  zu  beziehen  sind. 

Metalldiebstähle  und  Althändlernmvesen. 

Die  Diebstähle  in  Metallen  aller  Art  auf  den  Hüttenwerken 
und  industriellen  Betrieben  sowie  vor  allem  an  Leitungsdrähten 
aus  den  Reichs-Telegraphen-  und  Fernsprechanlagen  haben  in 
der  leßten  Zeit  einen  derartigen  Umfang  angenommen,  daß  das 
gesamte  Wirtschaftsleben  auf  das  ernsthafteste  in  seinem  Be- 
stände bedroht  ist.  Wiederholt  ist  bei  den  zuständigen  Stellen 
auf  die  Gefahr  hingewiesen  worden,  bisher  ohne  nennenswerten 
Erfolg.  Infolgedessen  hat  die  Handelskammer  zu  Duisburg- 
Wesel,  zugleich  im  Namen  der  Handelskammern  zu  Bochum, 
Dortmund,  Essen  und  Münster  i.Westf.  einen  Ge- 
setzentwurf ausgearbeitet,  den  sie  dem  Reichswirischafts- 
minister  zwecks  schnellster  Einbringung  in  den  Reichsrat  und 
Reichstag  vorgelegt  hat. 

Da  das  Geseß  jedoch  allein  nicht  genügt,  um  bei  den  heutigen 
Verhältnissen  das  Übel  völlig  auszurotten,  haben  die  genannten 
Handelskammern  den  pr.  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  ge- 
beten, auch  von  sich  aus  ein  weiteres  Umsichgreifen  der  Metall- 
diebstähle und  des  Hehlergewerbes  durch  Erlaß  von  neuen  bzw. 
Ergänzung  bereits  bestehender  Verordnungen  zu  verhindern. 

Insbesondere  halten  die  Kammern,  die  bisher  durch  die  Vor- 
schriften des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  für  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Trödler  usw.  vom  30.  April  1901,  abgeändert 
durch  Erlaß  vom  26.  Juli  1902  und  vom  24.  August  1913  vorge- 
schriebene, mindestens  einmalige  Revision  der  Läger  im  Jahre 
für  fast  zwecklos.  Statt  der  Frist  von  einem  Jahr  verlangen  die 
Kammern  mindestens  eine  solche  von  einem  Monat  und  wünschen 
folgenden  Zusaß  zu  Ziffer  10  des  Erlasses: 

„Die  Bücher  sowie  die  Läger  sind  mindestens  einmal  monat- 
lich zu  prüfen.“ 

An  den  pr.  Justizminister  sind  die  Kammern  gleichfalls  heran- 
getreten mit  dem  Wunsche,  die  zuständigen  Stellen  anzuweisen, 
derartige  Diebstähle  nidit  als  einfache  Diebstähle  nach  § 242 
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(RSirG.)  oder  nach  §246  Unterschlagung  (Sir.GB.),  sondern  min- 
destens wie  Vergehen  nach  § 243  (RStrG.)  (schwere  Diebstähle) 
zur  Aburteilung  zu  bringen. 

Der  von  den  Kammern  e i n g e b r a eh  t e Entwurf 
eines  Gesetzes  über  die  Einführung  der  Kon- 
zess i o n s p f 1 i c h t des  Einzelhandels  mit  altem 
Metall  wert,  Metallbruch,  eingeschmolzenen 
Metallen  und  dergleichen  sowie  Leitungs- 
drähten hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  1. 

„Als  § 34a  wird  folgende  Bestimmung  in  die  RGO.  eingefügt: 

,Wer  den  Kleinhandel  mit  altem  Metallgerät,  mit  Metallbruch, 
eingeschmolzenen  Metallen  und  dergl.  sowie  mit  Leitungsdrähten 
betreiben  will,  bedarf  dazu  der  Erlaubnis. 

Die  Landesregierungen  sind  befugt,  zu  bestimmen,  daß  die 
Erteilung  dieser  Erlaubnis  von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen 
Bedürfnisses  abhängig  sein  soll.  Die  Erlaubnis  ist  zu  versagen, 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des 
Nachsuchenden  in  bezug  auf  den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb 
dartun.  Sie  ist  zurückzunehmen,  wenn  sich  nachträglich  Um- 
stände ergeben,  welche  die  Versagung  der  Erlaubnis  rechtfertigen 
würden.  Die  Entziehung  der  Erlaubnis  hat  die  Untersagung  des 
Handels  zur  Folge.  Vor  Erteilung  der  Erlaubnis  ist  die  Orts- 
polizei, die  Gemeindebehörde  und  die  zuständige  Handelskammer 
gutachtlich  zu  hören. 

Die  Landeszentralbehörden  haben  die  erforderlichen  Aus- 
führungsbesfimmungen  zu  erlassen.“ 

Artikel  2. 

Als  § 34  b wird  folgende  Bestimmung  in  die  RGO.  eingefügt: 

,Der  Erwerb  von  altem  Metallgerät,  Metallbruch,  einge- 
schmolzenen Metallen  und  dergl.  sowie  Leitungsdrähten  von  Min- 
derjährigen ist  den  Kleinhändlern  verboten. 

Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Bestimmung  oder  eine  Be- 
strafung wegen  Diebstahls  oder  Hehlerei  haben  die  sofortige 
Entziehung  der  Erlaubnis  zur  Folge.“ 

Artikel  3. 

In  §35  Abs.  2 Zeile  4 ff.  der  RGO.  werden  die  Worte:  .Klein- 
handel mit  altem  Metallgerät,  mit  Metallbruch  oder  dergleichen“ 
gestrichen. 

Artikel  4. 

Dieses  Geseß  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündigung  in  Kraft.“ 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  sich  baldigst  zu  dem  Geseß- 
entwurf  zu  äußern. 

LandesausschuB  der  preu&ischen  Handels- 
kammern. 

Kommimalabgabengesetz. 

Die  vom  Landesausschuß  der  preußischen  Handels- 
kammern in  seiner  leßten  Sißung  eingeseßte  Kommission  zur 
Beratung  der  Gewerbesteuerreform  hat  auf  ihrer  jüngsten  Tagung 
hinsichtlich  der  Durchführung  des  § 54  K.  A.  G.  die  nachstehende 
Erklärung  abgegeben,  welche  bereits  den  Ministern  für  Handel 
und  Gewerbe,  des  Innerfi  und  der  Finanzen  zur  Kenntnis  gebracht 
worden  ist. 

Die  durch  die  Verfügung  des  Herrn  Minister  des  Innern  und 
der  Finanzen  vom  24.  Juli  d.  I-  veranlagte  Zusammenarbeit  der 
Gemeinden  mit  den  wirtschaftlichen  Berufsvertretungen  hat  mehr 
als  in  den  Vorjahren  manche  Zweifel  bezüglich  der  wirtschaft- 
lichen Tragbarkeit  der  Gewerbesteuer  geklärt.  Immerhin  sind, 
wie  uns  von  den  Handelskammern  übereinstimmend  berichtet 
worden  ist,  die  Fälle  noch  zahlreich,  in  denen  die  Vorschriften 
des  § 54  K.  A.  G.  und  die  hierzu  ergangenen  Ausführungsan- 
weisungen von  den  Gemeindeverwaltungen  nicht  beachtet  werden; 
über  manche  Ausführungsfragen  herrschen  auch  noch  Unklar- 
heiten. Nach  reiflicher  Prüfung  der  von  den  preußischen 
Handelskammern  hierzu  vorgebrachten  Wünsche  und  Beschwerden 
gestatten  wir  uns,  im  folgenden  die  bisher  noch  in  die  Erscheinung 
getretenen  Mißstände  zur  geneigten  Kenntnis  zu  bringen  und  die 
ergebene  Bitte  auszusprechen,  die  bisherigen  Ausführungsan- 
weisungen durch  einen  besonderen  Erlaß  an  die  nachgeordnelen 
Behörden,  der  jeden  Zweifel  über  die  Auslegung  des  § 54  und 
seiner  Ausführungsbestimmungen  ausschließt,  vor  allen  Dingen 
hinsichtlich  der  nachstehenden  Punkte  ergänzen  zu  wollen. 


1.  Auf  Grund  der  Ausführungsbestimmungen  der  Herren 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  9.  März  d.  ].  hat  sich 
eine  große  Anzahl  von  Gemeinden  auf  den  Standpunkt  gestellt, 
daß  die  Kammern  bei  der  Einführung  und  Änderung  Besonderer 
Steuerordnungen,  sowie  bei  Erhebung  von  Nachtragsguartalen 
nicht  mehr  zu  hören  seien.  Der  Erlaß  vom  21.  Februar  d.  ).  macht 
die  Anhörung  den  Gemeinden  zwar  ausdrücklich  zur  Pflicht,  doch 
wird  von  den  Kommunen  in  der  Mehrzahl  aller  Fälle  die  Durch- 
führung äbgelehnf,  da  sie  der  Ansicht  sind,  daß  durch  Anweisung 
vom  9.  März  d.  ).,  welche  die  vorher  in  dieser  Richtung  er- 
gangenen Anordnungen  als  gegenstandslos  erklärt,  die  Pflicht  zur 
Anhörung  der  Kammern  aufgehoben  worden  sei. 

Im  Gegensaß  zu  dieser  Ansicht  sind  wir  der  Meinung,  daß  es 
zweckmäßig,  ja  erforderlich  ist,  die  Berufsvertretungen  gerade 
über  besondere  Sieuerordnungen,  die  eingeführt  oder  geändert 
werden  sollen,  gutachtlich  zu  hören,  da  sich  in  der  Praxis  heraus- 
gestellt hat,  daß  besondere  Gewerbesteuerordnungen  vielfach  zu 
großen  Steuerungerechtigkeiten  führen.  Wir  verweisen  in  dieser 
Hinsicht  auf  das  Sfaffelungsprinzip,  auf  die  Überspannung  von 
Kopfsteuern  und  dergleichen.  Die  ministeriellen  Ausführungs- 
anweisungen betonen  wiederholt,  daß  die  Gemeinden,  Genehmi- 
gungs-  und  Zustimmungsbehörden  die  Erfahrungen  der  Berufs- 
vertrefungen  sich  zunuße  machen  möchten,  und  daß  die  Fühlung- 
nahme mit  den  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  im  Interesse 
der  Allgemeinheit  nötig  ist.  Diese  Fühlungnahme  scheint  uns 
nirgends  so  nötig  zu  sein,  als  bei  der  Einführung  oder  Änderung 
von  besonderen  Gewerbesteuerordnungen.  Die  Anhörung  bei 
Erhebung  von  Nachtragsguartalen  entspricht  dem  Sinne  des  Ge- 
seßes. 

2.  Als  weiterer  Mangel  in  der  Durchführung  des  § 54  K.  A.  G. 
und  der  bereits  gekannten  Ausführungsanweisung  muß  der  Um- 
stand bezeichnet  werden,  daß  die  Vertretungen  der  Steuerpflich- 
tigen nicht  so  rechtzeitig  gehört  werden,  daß  sie  die  wirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  geplanten  Steuern  zu  prüfen  in  der  Lage 
sind.  Wir  haben  zahlreiche  Beschwerden  darüber  erhalten,  daß 
die  Gemeinden  die  Berufsvertretungen  teilweise  erst  hören,  wenn 
die  Gemeindevertretungen  ihre  Beschlüsse  schon  gefaßt  haben; 
teilweise  machen  die  Gemeinden  die  Anhörung  dadurch  zur  leeren 
Form,  daß  sie  den  Berufsvertretungen  nur  wenige  Tage  Frist 
seßen  und  im  Magistrat  bzw.  der  Finanzkommission,  also  in  den 
wichtigsten  Instanzen  schon  Beschluß  fassen,  ehe  die  Gutachten 
der  Berufsverfretungen  vorliegen.  Durch  mehr  oder  minder  aus- 
führliche Bekanntgabe  dieser  Gutachten  in  der  Stadtverordneten- 
versammlung glaubt  man  dann,  den  geseßlichen  Vorschriften 
Genüge  getan  zu  haben. 

Wenn  die  in  der  Anweisung  vom  9.  März  d.  ).  zur  Pflicht  ge- 
machte rechtzeitige  Anhörung  der  Kammern  und  deren  gut- 
achtliche Tätigkeit  überhaupt  einen  Sinn  haben  soll,  so  müssen 
u.  E.  die  Gutachten  vorliegen,  ehe  der  Magistrat  und  die  Finanz- 
kommission sich  selbst  über  die  Steuervorlage  schlüssig  werden; 
denn  nur  dann  können  sie  die  von  den  Berufsvertretungen  vor- 
gebrachten wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  kennen  lernen  und 
würdigen.  Auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  erscheint  es 
uns  sonach  erforderlich,  daß  auch  in  dieser  Richtung  den  Gemein-  ' 
den  bestimmte  Weisungen  gegeben  werden.  Weiter  kann  es  u.  E. 
nur  als  im  Interesse  der  Sache  liegend  erachtet  werden,  wenn  den 
Kammern  auf  ihren  Antrag  hin  von  seiten  der  Gemeinden  die  Ge- 
legenheit zu  mündlichen  Ausführungen  gegeben  wird,  da  erfah- 
rungsgemäß mündliche  Erörterungen  meist  besser  als  Schrift-  . 
Wechsel  zu  Verständigungen  führen. 

3.  Derartige  Maßnahmen  dürften  u.  E.  ihre  Zwecke  aber 
vollständig  verfehlen,  wenn  von  seiten  der  Gemeinden  den  Kam- 
mern Schwierigkeiten  bei  der  Erlangung  der  für  die  Prüfung 
notwendigen  Unterlagen  gemacht  werden.  Die  Ausführungs-  [ 
anweisung  vom  9.  März  d.  1.  betont,  daß  es  „meist  zweckmäßig 
sei,  den  Vertretungen  der  Steuerpflichtigen  etwa  erbetene  Un- 
terlagen zugänglich  zu  machen,  soweit  sie  für  eine  unparteiische 
Beurteilung  erforderlich  erscheinen“.  Hiernach  legt  jede  Ge- 
meinde selbst  aus,  welche  Unterlagen  zweckdienlich  sind.  Manche 
Gemeinden  verweigern  sogar  den  Entwurf  des  Haushaltsplanes 
und  sonst  zur  Prüfung  notwendigen  Unterlagen.  Wir  sind  der 
Meinung,  daß  der  Haushaltsplan  und  die  Aufkommenslberechnun- 
gen  den  Berufsvertretungen  übermittelt  werden  müssen,  wenn 
sie  in  die  Lage  geseßt  werden  sollen,  ein  sachlich  begründetes 
Gutachten  abzugeben.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  betonen,  daß  sehr 
viele  Gemeinden  ihre  zu  erwartenden  Einnahmen  allzu  niedrig 
einseßen  und,  da  das  Haushaltsdefizit  meistens  durch  die  Ge- 
werbesteuer gedeckt  zu  werden  pflegt,  auf  diese  Weise  die  Ge- 
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werbesteuern  in  nicht  zu  vertretendem  Umfange  hinaufschrauben. 
So  wird  gern  das  Realsteuersoll  zu  niedrig  angesebh  die  Zu- 
schüsse des  Reichs  und  des  Landes  für  Beamtenbesoldungen, 
Kleinrentner  usw.  werden  au|er  acht  gelassen,  die  zu  erwartenden 
Einnahmen  aus  der  Reichseinkommensteuer,  der  Körperschafts- 
steuer und  der  Umsabsfeuer  viel  zu  niedrig  angenommen  usw. 
In  Gemeinden,  deren  Gemeindevertretung  überwiegend  aus  der 
Landwirtschaft  angehörenden  Abgeordneten  besteht,  ist  es,  wie 
uns  berichtet  wird,  oft  die  Regel,  dab  dem  Umstand  nicht  oder  in 
nicht  genügendem  Umfange  Rechnung  getragen  wird,  dab  das 
staatliche  Grundsteuergeseb  vom  21.  Mai  1861  veraltet  ist  und  dab 
bei  der  Grundsteuer  im  Gegensab  zu  der  Gewerbesteuer  eine  der 
steigenden  Geldentwertung  entsprechende  alljährliche  Neuver- 
anlagung nicht  statlfindet.  Es  bedeutet  also  eine  unangemessene 
einseitige  Belastung  der  Gewerbebetriebe,  wenn  in  einer  Ge- 
meinde auf  die  staatlich  veranlagte  Gewerbesteuer  gleich  hohe 
prozentuale  Zuschläge  wie  auf  die  Grundsteuer  gelegt  werden, 
oder  wenn  die  Spanne  nur  gering  bemessen  wird.  Bei  manchen 
Gemeinden  wird  seitens  der  Handelskammern  auch  bemängelt, 
dab  die  Betriebe  in  die  einzelnen  Klassen  der  Gewerbesteuer 
nicht  richtig  eingestuft  werden.  Audi  in  dieser  Hinsicht  ent- 
spricht eine  Nadiprüfung  durch  die  Berufsvertretungen  dem  In- 
teresse der  Allgemeinheit. 

Aus  diesen  Gründen  ist  es  u.  E.  unerläblich,  dab  den  Berufs- 
vertretungen notwendige  Unterlagen,  wie  der  Entwurf  des  Haus- 
haltsplanes und  die  Berechnungen  der  voraussichtlichen  Erträg- 
nisse der  einzelnen  Realsfeuern,  insbesondere  audi  der  verschie- 
denen Steuerklassen  zur  Verfügung  gestellt  werden,  damit  ge- 
prüft werden  kann,  ob  das  Aufkommensoll  aus  Realsteuern  in 
angemessenem  Verhältnis  zu  den  übrigen  Einnahmen  der  Ge- 
meinden steht,  ob  die  Belastungen  der  verschiedenen  Realsteuern 
im  Verhältnis  zueinander  angemessen  sind  und  ob  die  Heran- 
ziehung der  verschiedenen  Betriebe  zur  Gewerbesteuer  in  ge- 
rechter Weise  erfolgt. 

Wenn  auch  die  Gemeinden  bisher  geseblich  nur  verpflichtet 
sind,  den  Entwurf  des  Haushaltplanes  auf  die  Dauer  von  einer 
Woche  zur  Einsicht  auszulegen,  so  dürfte  es  u.  E.  doch  im 
Interesse  der  Sache  für  die  Gemeinden  nicht  allzuviel  Kosten  und 
Arbeit  verursachen,  wenn  der  Etat  jedesmal  in  seinen  wichtigsten 
und  mabgebendsien  Teilen  in  Abschrift  den  Kammern  zur  Ver- 
fügung gestellt  wird.  Auf  jeden  Fall  halten  wir  es  für  unmöglich, 
dab  die  Beratungen  über  den  UmlagebesChlub  einer  Gemeinde 
auf  Grund  der  Informationen,  welche  die  Kammern  durch  blobe 
Einsichtnahme  ihres  Vertreters  in  den  Etatsentwurf  erlangen,  zu 
einem  sachlich  befriedigenden  Ergebnis  führen.  Wir  zweifeln 
nicht  daran,  dab1  bezüglich  der  durch  die  Abschrift  des  Etats  ver- 
ursachten geringen  Kosten  leicht  eine  gütliche  Vereinbarung  mit 
den  Handelskammern  bewirken  läbL 

4.  Abschliebend  wollen  wir  nicht  verfehlen,  das  Augenmerk  auf 
die  Vornahme  folgender  Klarstellungen  zu  richten: 

LI.  E.  kann  die  Bestimmung  des  § 54  Abs.  3 K.  A.  G.  nur  als 
eine  Zwangsvorsdirift  aufgefabt  werden.  Hieraus  mub  die  Fol- 
gerung gezogen  werden,  dab,  wenn  die  Anhörung  der  Berufsver- 
tretungen überhaupt  nicht  oder  nicht  vorschriffsmäbig  erfolgt  ist, 
der  fragliche  Gemeindebeschlub  nichtig  ist.  Da  in  der  Praxis  in- 
dessen hierauf  nicht  immer  geachtet  wird,  erscheint  es  uns  er- 
forderlich, auf  die  Folgen  der  Nichianhörung  der  Berufsver- 
tretungen  ausdrücklich  hinzuweisen  und  die  Gemeinden  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dab  Umlagebeschlüsse,  Fesisebunqen 
oder  Änderungen  besonderer  Gewerbesteuerordnungen  nichtig 
sind,  wenn  auch  nur  eine  der  zuständigen  Gemeindeinstanzen 
ihren  Beschlub  gefabt  hat,  ohne  die  Gutachten  der  anzuhörenden 
Berufsvertretungen  zu  kennen. 

Da  es  sich  ferner  herausgestellt  hat,  dab  verschiedentlich  die 
Genehmigungs-  bzw.  Zustimmungsbehörden  die  Beschlüsse  der 
Gemeinden  frob  der  Verlefeung  der  Vorschrift  des  § 54  Abs.  3 
bestätigt  haben,  halten  wir  eine  Anweisung  nach  der  Richtung 
hin  für  notwendig,  dab  die  Gutachten  der  Berufvertretungen  zu- 
sammen mit  dem  Gemeindebeschlub  an  die  Genehmigungs-  bzw. 
Zustimmungsbehörden  weiterzureichen  sind,  und  die  Gemeinden 
ihren  Beschlub  gleichzeitig  den  angehörten  Berufsvertretungen 
mitzuteilen  haben.  Hierdurch  dürfte  es  u.  E.  den  Aufsichtsbehörden 
möglich  sein,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  die  Anhörungspflicht  er- 
füllt ist  und  welche  Einwände  gegebenenfalls  die  Berufsver- 
tretungen vorgebracht  haben.  Durch  die  Mitteilung  des  Ge- 
meindebeschlusses an  die  gehörten  Berufsvertretungen  sollen 
diese  in  die  Lage  verseht  werden,  gegenüber  der  Genehmigungs» 


bzw.  Zustimmungsbehörde  zu  etwaigen  Ablehnungsgründen 
Stellung  zu  nehmen. 

Vergl.  28.  Jahrgang  S.  165.  (000.) 

Steuern. 

Xovelle  xnin  Landefistenergesetz. 

. (Finanznusglciclisffc.setz.) 

(Vergl.  S.  309.) 

I.  Stellungnahme  des  Reichsrats. 

Der  Reichsrat  hat  die  Regierungsvorlage  nach  den  bisherigen 
Nachrichten  — der  gedruckte  Bericht  liegt  noch  nicht  vor  — im 
wesentlichen  angenommen.  Von  den  Abänderungen  des  Ent- 
wurfs und  den  Enfschliebungen  sind  folgende  zu  erwähnen: 

Der  Anteil  der  Gemeinden  an  der  Umsatzsteuer 
ist  mit  Zustimmung  der  Regierung  auf  25  v.  H.  erhöht  worden 
(Entwurf  20  v.  H.L 

Zur  Sanierung  der  Finanzen  der  Länder  und  Gemeinden 
wurde  Vorsorge  dadurch  getroffen,  dab  die  Überweisung  von 
Steuern  möglichst  bald  nach  dem  Einlaufen  in  die  Reichskasse 
erfolgt.  Den  Ländern  sollen  die  Erträge  aus  der  Körperschafts- 
und Einkommensteuer  nach  Mabgabe  des  tatsächlichen  Auf- 
kommens in  möglichst  kurz  zurückliegender  Zeit  überwiesen 
werden.  Es  wurde  bestimmt,  dab  die  Anteile  der  Länder  an 
beiden  Steuern  mit  % des  Aufkommens  eines  jeden  Monats  mit 
Ablauf  des  folgenden  Monats  fällig  werden. 

§ 52  des  Entwurfes  wurde  dahin  geändert: 

Das  Reich  darf  den  Ländern  oder  Gemeinden  (Gemeinde- 
verbänden) neue  Aufgaben  nur  zuweisen,  wenn  es  gleichzeitig 
für  die  Bereitstellung  der  erforderlichen  Mittel  Sorge  trägt.  Was 
unter  neuen  Aufgaben  zu  verstehen  ist,  entscheidet  sich  nach 
dem  Stande  vom  1.  April  1920. 

Die  Zuschüsse  des  Reichs  an  die  Länder  und  Gemeinden  für 
die  Besoldungen  der  Beamten  und  Angestellten  sollen  75  v.  H. 
der  Mehrbesoldungen  betragen,  die  über  das  sogenannte  Alt- 
gehalt hinausgehen,  das  bis  zum  Oktober  1921  gezahlt  wurde. 

Zu  dem  gesamten  Gesebentwurf  wurde  folgende  Erklärung 
angenommen: 

„Wenn  auch  die  Regierungsvorlage  die  finanzielle  Notlage 
der  Länder  und  Gemeinden  mehr  als  bisher  zu  berücksichtigen 
sucht  und  auch  der  Reichsrat  durch  Änderungen  an  dem  Ent- 
wurf dieser  Notlage  noch  weiter  Rechnung  getragen  hat,  so 
kann  doch  bei  den  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  und  geld- 
lichen Verhältnissen  nicht  übersehen  werden,  ob  die  hier  ge- 
schaffene Grundlage  ausreicht,  um  Länder  und  Gemeinden 
lebensfähig  zu  erhalten.  Die  im  Interesse  der  Selbständigkeit 
und  Selbstverantwortlichkeit  der  Länder  und  Gemeinden  grund- 
säblich  zu  fordernde  Wiederherstellung  ihrer  finanziellen 
Selbständigkeit  konnte  mit  Rücksicht  auf  die  Zeitverhältnisse 
noch  nicht  verwirklicht  werden.  Dieses  Ziel  ist  nur  zu  erreichen 
durch  möglichst  weitgehende  Überlassung  grober  Steuern  an 
Länder  und  Gemeinden  unbeschadet  der  reichsrechtlichen 
Normierung  in  den  Grundsäben  zur  selbständigen  und  selbst- 
verantwortlichen Ausschöpfung  und  individuellen  Anpassung. 
Wenn  der  Reidisrat  gleichwohl  dem  Gesebentwurf  seine  Zu- 
stimmung erteilt,  so  geschieht  es  in  der  Voraussebung,  dab 
auch  die  jebige  Regelung  nur  als  vorläufige  anzusehen  ist,  und 
unter  dem  Vorbehalt  der  Geltendmachung  seiner  weitergehen- 
den Forderungen  für  einen  endgültigen  finanziellen  Ausgleich." 

II.  Stellungnahme  des  finanzpolitischen  Ausschusses  des 
Vorläufigen  Reichswirtschaftsrats. 

Der  finanzpolitische  Ausschub  des  Vorläufigen  Reichswiri- 
schaftsrats  hat  die  Regierungsvorlage  mit  mehreren  Abänderun- 
gen und  einigen  Entschliebungen  angenommen,  von  denen  fol- 
gende hervorgehoben  seien: 

Zu  § 8 wurde  folgende  Entschliebung  gefabt: 

„Es  erscheint  unbedingt  notwendig,  dab  die  gesebgebenden 
Körperschaften  des  Reichs  und  der  Reichswirtschaftsrat  unzwei- 
deutig ihren  Standpunkt  zum  Ausdruck  bringen,  dab  der  Reichs- 
minister der  Finanzen  und  die  Länderregierungen  ihren  Eänflub 
auf  eine  Herabminderung  der  Lasten  der  Gewerbetreibenden 
auszuüben  haben. 

Ferner  wird  der  Reichsminister  der  Finanzen  ersucht,  mit  tun- 
lichster Beschleunigung  die  Frage  der  Realsteuer- 
belastung einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen  und 
seinen  Standpunkt  über  die  Möglichkeit  der  Einführung  einer 
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Höchstbelasiungsgrenze  in  einer  Denkschrift  dem  Reichswirt- 
schaftsrat und  den  gesetzgebenden  Körperschaften  zu  unter- 
breiten. 

Die  Gemeinden  sind  landesgesetzlich  zu  verpflichten,  die 
Ertragssteuern  in  ein  angemessenes  Verhältnis  zur  Höhe 
der  anderen  Gemeindeeinnahmen  zu  bringen,  das  eine  Über- 
lastung der  davon  betroffenen  Kreise  ausschließt." 

Der  Gemeindeanteil  an  der  Umsaßsieuer  wurde  unter  Bei- 
behaltung der  Erhöhung  der  Umsatzsteuer  von  2 v.  H.  auf  2 K>  v.  H. 
(13  gegen  10  Stimmen)  auf  33KS  v.  H.  erhöht.  (Entwurf  20  v.  H.). 

Im  Anschluß  daran  wurde  mit  13  gegen  11  Stimmen  folgende 
Erklärung  angenommen: 

„In  § 2 des  Umsaßsieuergeseßes  ist  folgende  Nr.  13  einzu- 
fügen: Von  der  Umsatzsteuer  ist  befreit  bei  den  Genossen- 
schaften, die  einem  Revisionsverband  angehören  und  die  der  ge- 
meinschaftlichen Verwertung  von  Erzeugnissen  der  Genossen, 
oder  dem  gemeinschaftlichen  Absatz  von  Waren  der  Genossen, 
oder  dem  gemeinschaftlichen  Einkauf  von  Waren  für  die  Ge- 
nossen, oder  der  Herstellung  von  Häusern  für  die  Genossen 
dienen,  derjenige  Teil  des  Umsatzes,  welcher  den  für  die  Erzeug- 
nisse und  Waren  der  Genossen,  oder  den  eingekauften  Waren, 
oder  den  für  die  Herstellung  der  Häuser  gezahlten  Entgelten 
entspricht.  Das  gleiche  gilt  bei  den  in  ihrer  Hauptbestimmung 
als  Zentralen  der  Genossenschaften  wirkenden  Genossenschaften, 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  Aktien-Gesell- 
schaften,  deren  Gesellschafter  ausschließlich  oder  doch  über- 
wiegend die  in  Saß  1 bezeichneten  Genossenschaften  sind.“ 

Hinsichtlich  der  Beteiligung  des  Reichs  an  den  Mehraufwen- 
dungen der  Länder  und  Gemeinden  für  Gehälter  und  Ver- 
sorgungsbezüge wurde  der  im  Entwurf  vorgesehene  Saß  von 
60  v.  H.  auf  75  v.  H.  erhöht  und  die  Einbeziehung  der  Arbeiter- 
löhne beschlossen. 

Die  Bestimmungen  des  Entwurfs  über  die  Getränkesteuer 
und  die  Einführung  einer  Schankverzehrsteuer  wurden  gestrichen 
und  unter  der  Vorausseßung,  daß  die  Reichssteuersäße  für  Bier 
und  Wein  bei  der  endgültigen  Regelung  in  ein  angemessenes 
Verhältnis  zueinander  geseßt  werden,  durch  folgende  Bestim- 
mungen erseßt: 

„Zu  den  reichsgeseßlichen  Getränksteuern  werden  für 
Zwecke  der  Gemeinden  Zuschläge  durch  das  Reich  in  Höhe  von 
50  v.  H.  der  Reichssteuersäße  erhoben.  Ferner  werden  für  die 
gleichen  Zwecke  vom  Trinkbranntwein  Zuschläge  zum  Groß- 
handelspreise in  Höhe  von  15  v.  H.  erhoben.  Die  vorstehenden 
Beträge  sind  unverkürzt  den  Ländern  zur  Verteilung  an  die  Ge- 
meinden zuzuführen.  Die  Verteilung  an  die  Länder  und  Ge- 
meinden hat  nach  der  Bevölkerungszahl  zu  erfolgen.“ 

Die  Steuer  auf  das  Halten  von  Vieh  wurde  gestrichen. 

Für  das  Verteilungsverfahren  wurde  die  Höhe  der  Voraus- 
zahlungen an  die  Länder  auf  % des  in  dem  voraufgegangenen 
Kalendervierteljahr  tatsächlich  eingegangenen  Steuerbetrags  fest- 
geseßt.  Ferner  wurde  folgende  Erklärung  angenommen: 

„Der  Ausschuß  hält  es  für  erforderlich,  eine  Prüfung  vorzu- 
nehmen, ob  es  sich  nicht  ermöglichen  läßt,  unter  Änderung  des 


Systems  der  Vorauszahlungen  und  der  endgültigen  Anteilfest- 
seßung  die  Länder  und  Gemeinden  schneller  in  den  Besiß  der 
endgültigen  Anteile  zu  seßeh.  Zu  prüfen  ist  insbesondere,  ob 
nicht  ausschließlich  die  jeweiligen  Steuer-Isteingänge  der  Ver- 
teilung auf  die  Länder  und  Gemeinden  zugrunde  zu  legen  sind, 
wobei  auch  in  Frage  kommen  kann,  den  Verteilungsschlüssel  statt 
alljährlich  immer  für  mehrere  Jahre  aufzustellen.“ 

Da  die  Gewährleistung  des  Reichs  für  die  Einnahmen  der 
Länder  und  Gemeinden  aus  der  Einkommen-  und  Körperschafts- 
steuer, wie  sie  im  Geseß  von  1920  vorgesehen  ist,  nicht  mehr 
ausreicht,  wurde  eine  Bestimmung  eingefügt,  wonach  der  bisher 
gewährleistete  Betrag  sich  entsprechend  dem  Verhältnis  erhöhen 
soll,  in  dem  das  Aufkommen  aus  der  Reichseinkommensteuer 
gegenüber  dem  Aufkommen  von  1920  steigt.  Ferner  wurde  die 
Anrechnung  der  Mehreinnahme  aus  der  Umsaßsteuer  gegenüber 
dem  Steuerjahr  1919  auf  die  gewährleisteten  Beträge  gestrichen. 

In  § 59  wurde  die  Bestimmung  eingefügt,  daß  das  Reich  die 
Anleihen  der  Gemeinden,  welche  für  die  in  dem  Paragraph  auf- 
geführten Wohlfahrtszwecke  für  Rechnung  des  Reichs  auf- 
genommen worden  sind,  spätestens  12  Monate  nach  Veröffent- 
lichung des  Geseßes  zu  übernehmen  hat. 

Die  Vorschriften  über  anderweite  Verteilung  der  Grund- 
erwerbssteuer sollen  rückwirkende  Kraft  vom  1.  September  1919 
ab  und  die  Vorschriften  über  anderweite  Verteilung  der  Umsaß- 
steuer  rückwirkende  Kraft  vom  1.  Januar  1922  ab  haben. 

Ferner  wurde  folgende  Erklärung  angenommen: 

„Der  Bestimmung  des  § 52  (Verpflichtung  des  Reichs  zur 
Bereitstellung  von  Mitteln  bei  Zuweisung  neuer  Abgaben  an 
die  Gemeinden)  muß  rückwirkende  Kraft  von  einem  noch  zu 
bestimmenden  Termin  ab  verliehen  werden. 

Das  im  § 52a  vorgesehene  Verfahren,  den  Ländern  und 
Gemeinden  einen  Hundertsaß  für  Mehraufwendungen  für  Be- 
soldungen zu  gewähren,  kann  nur  als  eine  übergangsmaßnahme 
gutgeheißen  werden.  Es  müssen  sobald  als  möglich  den  Län- 
dern und  Gemeinden  erhöhte  Einnahmen  zugebilligt  werden, 
die  es  ihnen  ermöglichen,  die  gesamten  Besoldungsmehrauf- 
wendungen unter  eigener  Verantwortlichkeit  aus  eigenen  Mit- 
teln zu  bestreiten.  Der  Aufrechterhaltung  des.  Reichssperr- 
geseßes  kann  daher  nur  bis  zum  1.  April  1926  zugestimmt 
werden.  Auch  muß  im  Hinblick  auf  die  offenbaren  Mängel 
des  Sperrgeseßes  sofort  eine  grundlegende  Durchprüfung 
seiner  Einzelbestimmungen  stattfinden,  die  den  besonders  ge- 
arteten Gemeindeverhältnissen  Rechnung  trägt.“ 

Das  Plenum  des  Vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  wird  sich 
mit  dem  Geseßentwurf  voraussichtlich  im  Laufe  des  nächsten 
Monats  befassen. 

Persönliches. 

Dem  Vorsißenden  der  Handelskammer  zu  Harburg,  Kom- 
merzienrat Wilh.  Weber,  wurde  von  der  Universität  Göttingen  der 
Titel  eines  D r.  me  d.  h.  c.  verliehen. 

Der  Vorsißende  der  Handelskammer  zu  Reutlingen, 
Kommerzienrat  Emst  Fischer,  ist  am  16.  November  gestorben. 
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Von  der  deutschen  Ausfuhr  und  Arbeit. 

Van  Pr.  Otto  Brandt,  Berlin, 


Die  internationalen  Währungssachversiändigen,  die  die 
deutsche  Reichsregierung  im  November  1922  über  die 
Möglichkeit  einer  Besserung  des  Markkurses  heraten 
haben,  beschäftigen  sich  in  den  erstatteten  Gutachten  auch 
mit  dem  deutschen  Außenhandel.  Sie  beklagen  zu- 
nächst den  Mangel  an  zuverlässigen  Ziffern  über  den 
deutschen  Außenhandel,  die  Handels-  und  Zahlungsbilanz. 
Die  gleiche  Klage  erheben  auch  wir.  Wir  wissen  nicht, 
welche  Ziffern  den  Sachverständigen  vorgelegt  worden 
sind.  Wir  erinnern  uns  nur  der  verhängnisvollen  Folgen, 
die  schon  mehrmals  die  Herausgabe  ganz  unrichtiger 
Außenhaindelsziffern  ohne  genügende  Erläuterungen  für 
die  deutschen  Interessen  gehabt  hat.  Richtige  Außen- 
handelszahlen kann  es  allerdings  nicht  geben,  da  bei  den 
eingeschriebenen  Warenmengen  der  Schmuggelverkehr 
durch  das  Loch  im  Westen,  aber  auch  an  anderen  undichten 
Stellen  der  Zollgrenze  unberücksichtigt  bleibt  und  die 
Warenwerte  bei  stark  schwankenden  Kursen  nicht  exakt  zu 
ermitteln  sind.  Mit  diesen  Vorbehalten  muß  wohl  oder 
übel  unsere  Handelstatistik  benußt  werden. 

Vissering,  Dubois  und  Kamenka  bestätigen,  daß  die 
Gesundung  der  Zahlungsbilanz  von  der  deutschen  Ausfuhr 
abhängt.  Das  Ausland  muß  sie  daher  nach  ihrer  Ansicht 
zulassen,  aber  Deutschland  darf  nur  eine  „normale“  Kon- 
kurrenz treiben,  d.  h.  keine  solche,  die  auf  der  Billigkeit 
seiner  Ware  infolge  Valuta-Entwertung  beruht.  Die  über- 
mäßige Einfuhr  soll  abgedämmt  werden  durch  Schließung 
des  Loches  im  Westen  und  die  Wiederherstellung  des  Ver- 
trauens in  die  inneren  Zustände.  Vorausseßungen  hierfür 
sind:  Stabilisierung  der  Mark,  Abnahme  der  Flucht  in  die 
Sachwerte,  Aufhören  der  Kapitalflucht,  Aufhören  des 
Panikverbrauchs,  Wiedererweckung  der  Sparsamkeit.  Von 
Ausfuhr-  und  Einfuhrverboten  ist  nicht  die  Rede,  und  die 
Kritik  der  Absperrung  der  deutschen  Warenzufuhr  in  das 
Ausland  mit  Valutazöllen  und  dergl.  erfolgt  nur  mittelbar 
durch  die  Bemerkung,  daß  man  die  deutsche  „normale“ 
Ausfuhr  zulassen  müsse,  wobei  stets  zu  ergänzen  ist,  daß 
als  eine  normale  Ausfuhr  eine  solche  gedacht  ist,  die  unter 
normalen  Wirtschaftsbedingungen  entsteht,  also  in  einer 
Wirtschaft  ohne  Zwangsmaßregeln,  zu  normalen  Mieten, 
freien  Lebensmittelpreisen  und  Goldlöhnen. 

Sehr  viel  ausführlicher  beschäftigen  sich  Brand,  Cassel, 
Jenks  und  Keynes  mit  dem  Außenhandel  Deutschlands,  den 
sie  überraschend  günstig  beurteilen.  Die  Gutachten  fordern 
ebenfalls  die  Möglichkeit  für  Deutschland,  eine  „normale“ 
Ausfuhr  mit  Hilfe  der  Meistbegünstigung  im  Auslande 
unterbringen  zu  können,  halten  aber  die  deutsche  Handels- 
bilanz für  viel  besser,  als  man  in  Deutschland  annimmt. 
Deutschland  habe  auf  der  Debetseite  seiner  Zahlungsbilanz 


die  Zahlungen  aus  dem  Versailler  Vertrag,  die  Kapital- 
flucht und  den  Einfuhrüberschuß  auszugleichen.  Unsicht- 
bare Ausfuhren,  Auslandkredite  und  Auslandkäufe  von 
Mark  und  Markwerten  hätten  nur  in  beschränktem  Maße 
zur  Verfügung  gestanden;  die  Handelsbilanz  könne  also 
nicht  so  passiv  gewesen  sein,  und  die  Zahlungsbilanz 
müsse  in  irgendeiner  Weise  ausgeglichen  worden  sein, 
sonst  hätte  der  Aufkauf  von  Markwerten  durch  Ausländer 
jede  Möglichkeit  übersteigen  müssen.  Falls  die  Zahlungs- 
bilanz von  den  Reparationszahlungen  ynd  den 
Kohleneinfuhren  zum  Ersaß  der  Reparationskohlen  be- 
freit sei,  werde  ihr  Ausgleich  möglich  sein,  sie  sei  also 
kein  Hindernis  der  Stabilisierung. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  deutschen  Außenhandel? 

Millionen  Doppelzentner 

Jan.  bis  Sept. 

1913  1920  1922 

Einfuhr.  ......  728,4  188,4  314,5 

Ausfuhr 737,1  198,1  167,1 

Die  Struktur  des  Außenhandels  hat  sich  also  gegenüber 

1913  vollkommen  verschoben.  1913  hielten  Ausfuhr-  und 

Einfuhrmengen  sich  etwa  auf  gleicher  Höhe,  1922  ist  die 
Einfuhrmenge  etwa  doppelt  so  groß  wie  dje  Ausfuhrmenge, 
und  man  wird  unbedenklich  sagen  dürfen,  daß  die  Wert- 
ziffern dieses  selbe  Verhältnis  noch  mehr  zugunsten  des 
Einfuhrüberschusses  verschieben  müssen. 

Man  hat  neuerdings  auch  eine  Goldrechnung  für  den 
Außenhandel  1922  aufgemacht,  eine  grobe  Wahrscheinlich- 
keitsrechnung, auf  deren  Einzelheiten  ich  nicht  weiter  ein- 
gehen  wUl.  Danach  steht  für  Januar  bis  September  1922 
einer  Einfuhr  von  4,5  Millarden  Mark 
eine  Ausfuhr  von  2,9  Milliarden  Mark 
gegenüber,  was  eine  Passivität  der  Handelsbilanz  von 
rund  VA  Milliarden  Goldmark  ergibt,  die  uns  nach  den 
oben  angestellten  Erwägungen  noch  zu  klein  zu  sein 
scheint. 

N\m  gibt  es  in  der  Zahlungsbilanz  zwei  Faktoren,  die 
die  ausländischen  Sachverständigen  zu  niedrig  ver- 
anschlagen; das  sind  die  Frachicinnahmen  und  der  Frem- 
denverkehr, Die  Frachteinnahmen  umfassen  zweifellos 
schon  wieder  große  Beträge,  wir  werden  sie  aber  wohl 
oder  übel  mit  den  Verlusten,  die  beispielsweise  beim  Ver- 
sicherungsgeschäft in  größtem  Maße  entstehen,  kompen- 
sieren müssen,  Dagegen  steckt  im  Fremdenverkehr  ein 
großes  Aktivum,  selbst  wenn  die  Fremden  hier  noch  so 
billig  leben  und  einkaufen.  Am  inneren  Kaufwert  der  Mark 
gemessen  bringt  der  Fremdenverkehr  immerhin  Umsäße, 
die  zur  Belebung  der  Wirtschaft  erheblich  beitragen,  wenn 
auch  ihr  Wert,  an  dem  für  die  Zahlungsbilanz  maßgebenden 


Auslandpreis  oder  Goldwert  gemessen,  weniger  grofe  ist. 
Aber  selbst  wenn  man  alles  das  in  Ansafe  bringt,  ist  ein 
Ausgleich  der  Zahlungsbilanz  noch  nicht  gegeben.  Wenn 
daher  ein  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz  Deutschlands  auf 
unsichtbare  Weise  eingetreten  sein  soll,  so  kann  das  nur 
durch  die  Folgen  der  Markentwertung  geschehen  sein,  die 
das  Ausland  getragen  hat. 

An  sich  ist  es  ganz  richtig,  dafe  der  Fehlbetrag  der 
Zahlungs-  oder  Handelsbilanz  die  Markentwertung  nicht 
erklären  kann,  sondern  einzig  und  allein  das  Mifetrauen  in 
den  Bestand  der  deutschen  Verhältnisse,  die  aus  sich  keine 
Besserung  zeigen  und  unter  dem  Druck  des  Ver- 
sailler Vertrages  nicht  zeigen  können,  da  jede 
Frucht  neuer  Anstrengungen  der  Entente  zufällt.  Aber  nun, 
nachdem  die  Mark  genügend  gestürzt  ist,  kaufen  die  Aus- 
länder auch  tatsächlich  Markwerte  ins  Ungemessene,  und 
zugleich  ist  tatsächlich  in  diesem  Jahre  der  Fehlbetrag  der 
Handelsbilanz  besonders  grofe.  Die  ausländischen  Sach- 
verständigen haben  also  mit  ihren  indirekten  Vermutungen 
nicht  recht.  Die  Dinge  liegen  umgekehrt,  wie  sie  glauben. 

Für  besonders  bedenklich  halte  ich  es,  dafe  die  Reichs- 
regierung die  Ausfuhrabgaben  als  Garantie  für  die  Rück- 
zahlung des  ausländischen  Kredits  zur  Stüfeung  der  Mark 
verpfändet  hat.  Damit  sind  die  schädlichen  Ausfuhrabgaben 
verewigt,  was  wir  den  Arbeitern,  die  auf  der  Erhaltung 
dieser  Abgaben  bestanden,  immer  prophezeit  haben,  und 
damit  könnte  auch  die  Ausfuhrkontrolle  verewigt  sein, 
wenn  man  kein  Verfahren  findet,  Ausfuhrabgaben  ohne 
eine  solche  Kontrolle  zu  erheben.  Man  fragt  sich  ver- 


gebens, was  wohl  die  Regierung  veranlafel  haben  kann,  die 
Ausfuhrabgabe  zu  verpfänden,  und  aus  welchem  Grunde 
die  Ententestaaten  ein  solches  Pfand  wünschen,  da  doch 
beim  Gelingen  der  Markstüfeung  die  Ausfuhrabgabe  und 
-kontrolle,  die  mit  den  Ausnahmeverhältnissen  bei  sinken- 
der Währung  begründet  worden  sind,  nicht  nur  überflüssig, 
sondern  ein  gewaltiges  Hemmnis  für  die  Ausfuhr  werden 
müssen. 

Schliefelich  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dafe  alle  aus- 
ländischen Finanzsachverständigen  eine  wesentliche 
Entlastung  Deutschlands  von  den  Ver- 
pflichtungen des  Versailler  Vertrages  für 
notwendig  halten,  aber  im  übrigen  auch  in  nicht 
mifezuverstehender  Weise  darauf  aufmerksam  machen 
(Brand,  Cassel,  Jenks  und  Keynes),  dafe  die  Stabilisierung 
der  Mark  von  Deutschlands  eigener  Kraft  und  Entschlossen- 
heit ausgehen  müsse,  von  einer  eigenen  aufbauenden 
Politik,  auch  wenn  diese  mit  Gefahren  verbunden  sei.  Der 
Erfolg  des  Stabilisierungsplanes  hänge  von  der  Gestaltung 
der  deutschen  Produktionsverhältnisse  und  dem  Ausgleich 
des  Reichshaushalts  ab.  Die  Sachverständigen  Dubois, 
Kamenka  und  Vissering  betonen  insbesondere  noch  die 
Notwendigkeit  der  Sach-  und  der  Personalersparnisse 
beim  Reich  und  bei  den  Betriebsverwaltungen  und  des  Fort- 
falls der  Ernährungszuschüsse.  Die  Wohnungssubventionen 
in  Gestalt  der  Zwangsmieten  sind  zwar  nicht  erwähnt,  ge- 
hören aber  auch  hierher.  Es  ist  nicht  sehr  angenehm,  dafe 
wir  uns  von  Ausländern  derartige  Wahrheiten  sagen  lassen 
müssen,  denn  um  Wahrheiten  handelt  es  sich  leider.  (341.) 


Die  deutsche  Hochseefischerei  und  ihre  heutige  Lage. 

Von  Dr.  Frhr.  von  Reitzenstein,  Geestemünde;  M.  d.  R.W.R. 


Vor  dem  Weltkriege,  als  wir  in  Deutschland  noch  im 
Uberflufe  an  Lebensmitteln  lebten,  uns  insbesondere  Fleisch 
warmblütiger  Tiere  in  ausreichender  Menge  zur  Verfügung 
stand,  schenkte  das  deutsche  Binnenland  der  Hochsee- 
fischerei nur  wenig  Beachtung.  Galt  doch  in  den  weitesten 
Volksschichten  Deutschlands  — im  Gegensafe  zu  Grofe- 
britannien  und  anderen  Ländern  — der  Seefisch  nur  als 
Nahrungsmittel  von  untergeordneter  Bedeutung,  sozusagen 
zweiten  Grades;  man  griff  zu  ihm  lediglich,  um  sich  eine 
Abwechslung  im  Einerlei  der  Fleischgerichte  zu  ver- 
schaffen, in  den  katholischen  Gegenden  hauptsächlich  auch 
nur  zur  Fastenzeit.  Daneben  war  die  Meinung  der  Deut- 
schen noch  von  gänzlich  unberechtigten  Vorurteilen  gegen 
die  Seefischnahrung  stark  beeinflufet,  die  der  Entwicklung 
der  deutschen  Hochseefischerei  sehr  hinderlich  waren.  So 
hiefe  es  z.  B.,  dafe  man  in  den  Monaten  ohne  „R“,  also  im 
Frühjahr  und  Sommer,  Seefische  nicht  essen  dürfe,  in  einer 
Zeit,  in  der  die  Seefische  gerade  in  ihrem  besten  Er- 
nährungszustand und  daher  auch  am  wohlschmeckendsten 
sind.  Dieses  Vorurteil  drohte  sich  direkt  zu  einer  Gefahr 
für  die  Seefischerei  auszuwachsen,  da  nach  Ostern  der 
Absafe  für  frische  Seefische  wie  abgeschnitten  war  und  bis 
Ende  August  völlig  stockte,  andrerseits  aber  zu  dieser  Zeit 
auch  gerade  die  gröfeten  Fänge  an  Seefischen  gemacht  wer- 
den. So  mufete  die  deutsche  Hochseefischerei  im  ersten  Jahr- 
zehnt dieses  Jahrhunderts  infolge  hiervon  eine  schwere  Krisis 
durchmachen,  die  fast  die  Existenz  der  ganzen  Hochsee- 
fischerei und  damit  die  weitere  Beteiligung  Deutschlands  an 
den  Erträgen  der  Meere  in  Frage  gestellt  hätte.  Das  ver- 
hältnismäfeig  junge  Gewerbe  — der  erste  deutsche  Fisch- 
dampfer wurde  erst  1884  in  Dienst  gestellt  — hatte  sich  im 
Verhältnis  zur  Aufnahmefähigkeit  Deutschlands  sehr  schnell 
entwickelt.  Mit  dieser  Entwicklung  aber  hatte  der  Absafe 
im  Binnenlande  nicht  Schritt  gehalten.  Im  Jahre  1900  fuhren 
von  der  deutschen  Nordseeküste  — nur  diese  kommt  für  die 
deutsche  Hochseefischerei  in  Betracht  — bereits  128  Fisch- 
dampfer, die  jährlich  insgesamt  fast  13  Millionen  Pfund 


Seefische  heranbrachten.  Die  Zahl  der  Fischdampfer  und 
damit  die  Zufuhren  wuchsen  dann  noch  bis  1907  erheblich, 
als  sich  im  Frühjahr  1907  plöfelich  für  das  stark  vermehrte 
Angebot  keine  Nachfrage  mehr  zeigte.  Grofee  Massen 
bester  Seefische  mufeten,  da  sie  in  den  Auktionen  nicht 
mehr  abzusefeen  waren,  zu  einem  so  niedrigen  Preise  in 
die  Futter-  und  Düngemittelfabriken  wandern,  dafe  die  Be- 
triebskosten der  Fischdampfer  auch  nicht  annähernd  ge- 
deckt werden  konnten,  von  Abschreibungen,  Gewinn  usw. 
natürlich  ganz  zu  schweigen.  In  dieser  Notlage  gingen  die 
Fischdampferreeder,  um  ihr  Gewerbe  vor  dem  Untergang  zu 
retten,  einmal  durch  die  Gründung  eines  grofeen  Werkes  in 
Geestemünde  zur  Verarbeitung  der  als  frische  Ware 
nicht  abzusefeenden  Seefische  zu  Stock-  und  Klipp- 
fischen über,  andererseits  suchten  sie  mit  ihren  Fisch- 
dampfern das  Ausland  auf,  besonders  den  schottischen 
Fischereihafen  Aberdeen,  um  dort  ihre  Seefische  wenigstens 
zu  einem  Preise  abzusefeen,  der  ihnen  die  weitere  Existenz 
ermöglichte.  Endlich  wurden  zahlreiche  Aufklärungs- 
und Propagandakommissionen  ins  Binnenland  gesandt,  die 
durch  Abhaltung  von  Vorträgen,  Kochkursen,  Verbreitung 
guter  Fischzubereitungsvorschriften,  alles  unentgeltlich,  in 
allen  Gegenden  Deutschlands  den  Seefischverbrauch  zu 
fördern  suchten.  Nur  durch  diese  verschiedenen  Mittel  und 
unter  Aufbietung  aller  Kräfte  war  es  möglich,  die  Dampf- 
hochseefischerei Deutschland  zu  erhalten.  Trofedem  gingen 
eine  gröfeere  Anzahl  von  Partenreedereien,  ein,  die  auf  nicht 
ganz  gesunder  Grundlage  aufgebaut  waren;  ebenso  mufeten 
eine  erheblicheAnzahl  von  Aktienunternehmungen  ihr  Kapital 
sehr  stark  — häufig  3:1—  Zusammenlegen.  So  gelang 
es  dank  der  Ausdauer  und  Tüchtigkeit  der  deutschen  Fisch- 
dampferreeder, die  Hochseefischerei  durch  diese  Krisis  zur 
neuen  weiteren  Entwicklung  zu  bringen.  1914  verfügte 
dann  auch  Deutschland  wieder  über  eine  Fischdampferflotte 
von  263  Schiffen.  Da  brach  der  Weltkrieg  herein  und  machte 
der  Weiterentwicklung  ein  abermaliges,  jähes  Ende.  Die 
Fischdampfer  wurden  auf  Grund  des  Kriegsleistungsge- 


seßes  mit  wenigen  Ausnahmen  sofort  eingezogen  und  für 
die  Zwecke  der  Marine  nußbar  gemacht.  Sie  haben 
sich  als  Minenleger,  Minensuch-  und  Vorpostenboote  in 
geradezu  vorbildlicher  Weise  im  Kriege  bewährt.  Doch 
waren  sie  hierdurch  naturgemäß  ihrem  eigentlichen  Be- 
tätigungszweck entzogen.  Nur  ein  ganz  kleiner  Teil  und 
zwar  die  Fischdampfer,  die  für  die  Marine  unbrauchbar 
waren,  konnte,  allerdings  auch  nur  in  einem  sehr  be- 
schränkten Gebiet  und  wegen  der  Minen  unter  großen  Ge- 
fahren, die  Fischerei  weiter  betreiben.  Die  Verluste,  die 
unsere  Fischdampferflotte  während  des  Krieges  erlitt, 
waren  dann  auch  gewaltige.  Es  gingen  durch  direkte  oder 
indirekte  Kriegsereignisse  bis  zum  Friedensschluß  insge- 
samt 169  Fischdampfer  verloren.  Es  blieben  also  von  der 
Friedensflotte  nur  noch  94  Schiffe  übrig.  Auch  nach  Frie- 
densschluß wurde  eine  größere  Anzahl  von  Fischdampfern 
noch  ein  Opfer  der  in  der  Nordsee  ausliegenden  Minen, 
deren  Räumung  in  der  ersten  Zeit  nach  Kriegsende  in 
äußerst  lässiger  Weise  betrieben  wurde.  Hätten  nun  die 
Reeder  nicht  teilweise  noch  während  des  Krieges,  in  ver- 
stärktem Maße  aber  gleich  nach  dem  Kriege,  allen  Schwie- 
rigkeiten der  Lage  zum  Troß  Fischdampferbauten  in  erheb- 
licher Anzahl  in  Auftrag  gegeben,  so  stünde  es  heute  mit 
unserer  Fischversorgung  äußerst  schlecht,  ln  Erkenntnis 
der  Bedeutung  der  Seefischnahrung  für  die  Volks- 
ernährung hat  die  Reichsregierung  geichzeitig  auch 
aus  Gesichtspunkten  der  Wiedergutmachung  der  durch 
die  Kriegsursachen  eingetretenen  Verluste  die  Fisch- 
dampferreeder durch  Überweisung  von  Ersaßschiffen, 
durch  Beiihlfen  und  Uberteuerungszuschüsse  in  er- 
heblichem Mafee  unterstützt.  Für  die  in  der  freien 
Fischerei  während  und  nach  dem  Kriege  verlorenen  Fisch- 
dampfer wurde  aber  entgegen  der  noch  während  des 
Krieges  gegebenen  Zusage  im  allgemeinen  weder  Ersah 
noch  Beihilfen  gewährt.  So  sind  denn  ein  erheblicher  Teil 
der  Kriegsverluste  heute  noch  nicht  wieder  erseht  und 
manche  Reederei,  die  im  Interesse  der  Volksernährung 
während  des  Krieges  das  große  Risiko  lief,  Fischdampfer 
auf  den  Fang  hinauszusenden,  ist  heute  stark  geschädigt. 
Trohdem  hat  sich  aber  bereits  unsere  Fischdampferflotte 
gegen  1914  der  Zahl  nach  um  50  v.  H.  vermehrt.  Die  wirk- 
liche Stärke  nach  dem  Tonnengehalt  der  Schiffe  dürfte  je- 
doch einen  noch  stärkeren  Zuwachs  zu  verzeichnen  haben, 
da  die  neuen  Fischdampfer  alles  viel  größere  Schiffe  sind, 
als  die  verlorengegangenen  waren.  Diese  Fischdampfer- 
flotte hat  dann  auch  im  vorigen  Jahre  die  gewaltige  Menge 
von  247  Millionen  Pfund  Seefischen  nach  Deutschland 
gebracht  — das  ist  fast  zwanzigmal  soviel  als  im 
Jahre  1900.  Auch  in  diesem  Jahr  stehen  die  von  den 
Fischdampfern  angebrachten  Mengen  auf  mindestens 
gleicher  Höhe  wie  im  vorigen  Jahre,  trotzdem  die  Fang- 
ergebnisse der  einzelnen  Fischdampferreisen  infolge  der 
außrordentlich  intensiven  Befischung  der  Nordsee  und 
der  anderweitigen  Fischgebiete  gegenüber  1920  bereits 
wieder  erheblich  zurückgegangen  sind.  Die  deuische  Hoch- 
seefischerei ist  also  aus  dem  Kriege  neugestärkt  hervor- 
gegangen und  daher  heute  in  der  Lage,  den  vollen  Bedarf 
Deutschlands  an  Seefischen  zu  decken. 

Nun  wird  aber  unsere  Hochseefischerei  wieder  von 
einer  schweren  Gefahr  bedroht.  Die  Betriebsunkosten  für 
die  Fischdampfer  sind  nämlich  in  so  unerhörter  Weise  ge- 
stiegen, daß  es  bei  den  heutigen,  in  den  Auktionen  erzielten 
Fischpreisen  kaum  noch  möglich  ist,  die  Betriebsunkosten 
zu  decken.  Das  hat  seinen  Grund  vornehmlich  darin,  daß 
die  Kohlen  und  das  Netzgarn,  zwei  Hauptbetriebsstoffe  der 
Hochseefischerei,  in  geradezu  erschreckender  Weise  ge- 
stiegen sind.  Während  im  Juli  1914  der  Kohlenbedarf  eines 
Fischdampfers  im  Monat  mit  2700  M.  zu  beschaffen  war, 
mußten  im  Oktober  ds.  Js.  bereits  1 950  000  M.,  also  das 
Siebenhundertzwanzigfache,  aufgewendet  werden.  Im 
Monat  November  sind  die  Ausgaben  für  Kohlen  auf 


2 700  000  M.,  also  das  lOOOfache  gestiegen.  Beim  Neß- 
garn  ist  es  ähnlich;  ferner  sind  auch  die  Ausgaben  für 
Reparaturen  und  dergleichen  zu  einer  geradezu  uner- 
schwinglichen Höhe  angewachsen,  ganz  abgesehen  von  den 
anderen  Unkosten  wie  die  Versicherungsprämien,  Löhnung 
(Heuer  und  Prozente)  der  Mannschaften  usw.  Hierbei  sei 
darauf  hingewiesen,  daß  die  FischdampferbesaJzung  durch 
Prozente  am  Netto-Auktionsertrage,  also  dem  eigentlichen 
Brutto-Ertrage  der  Fischdampfer,  beteiligt  ist.  Sie  erhält 
19)4  bis  20)4  v.  H.  dieses  Ertrages  und  ist  also  in  jeder  Be- 
ziehung sichergestellt,  gleichgültig,  ob  bei  den  Fisch- 
dampferreisen ein  Uberschuß  oder  ein  Fehlbetrag  zu  ver- 
zeichnen ist.  Wie  die  Betriebsunkosten  eines  Fisch- 
dampfers sich  allgemein  gegenüber  1914  vermehrt  haben, 
ergibt  sich  aus  nachstehender  Aufstellung. 

B e t r i e b s u n k o s t en  eines  F i s c h d a m p f e r s : 


Januar 

1914 

Januar 

1922 

Juli 

1922 

November 

1922 

M 

M 

Jt 

M 

Kohlen  .... 

2391  — 

105000.— 

664000.— 

2700000  — 

Heuern  .... 

1 925.— 

71010.— 

249130  — 

981  254.— 

Versicherungen . . 

666.— 

7785.— 

37166.— 

254350.— 

Netze 

658.— 

16943.— 

80033.— 

740615.— 

Proviant  .... 

491.— 

12600.— 

43200.- 

325516.— 

Eis 

300.— 

6080.— 

27000,— 

73600.— 

Ol 

250.- 

8532.- 

37751.— 

424633.— 

Reparaturen  . . . 

866.— 

12500.- 

20000.— 

50000.— 

Sonstige  Unkosten 

233.— 

2500.— 

10000.— 

40000  — 

Verwaltung  . . . 

350.— 

4000.— 

24000.— 

100000  — 

8130.— 

246950.— 

1 192280.— 

5689968.— 

Man  ersieht  also  aus  dieser  Aufstellung,  in  welch  ge- 
radezu erschreckender  Weise  die  Betriebsunkosten  beson- 
ders seit  Anfang  1922  gestiegen  sind.  Gegenüber  1914  be- 
tragen die  Betriebsunkosten  heute  im  Durchschnitt  also 
das  Siebenhundertfache.  Insonderheit  sind  also,  wie 
bereits  gesagt,  an  der  Steigerung  der  Betriebsunkosten 
die  ungeheuren  Ausgaben  für  Kohlen  schuld.  Beträchtlich 
erhöht  werden  diese  dadurch,  daß  die  Fischdampfer  in  voll- 
kommen unzureichender  Weise  mit  deutschen  Kohlen  be- 
liefert werden.  Diese  Kohlenbelieferung  ist  gegen  das 
vorige  Jahr  in  den  verflossenen  Monaten  dieses  Jahres  noch 
erheblich  schlechter  geworden.  Während  die  Fischdampfer 
im  Jahre  1921  noch  mit  56  v.  H.  der  Bedarfsmenge  beliefert 
wurden,  erhielten  sie  in  den  Monaten  Januar/September 
1922  einschließlich  35  v.  H.  der  Bedarfsmenge.  Die  Fisch- 
dampferreeder waren  also  gezwungen,  um  ihren  Betrieb 
aufrecht  zu  erhalten,  65  v.  H.  ihres  Bedarfes  an  Bunker- 
kohlen an  englischen  Kohlen  hinzuzukaufen.  Was  das  be- 
deutet, wird  ohne  weiteres  klar,  wenn  man  bedenkt,  daß 
die  Tonne  englische  Bunkerkohle  Mitte  Oktober  19  500  M., 
während  die  deutsche  9600  M.  kostete.  Im  Oktober  wurde 
durch  energisches  Eintreten  des  Reichsministeriums  für 
Ernährung  und  Landwirtschaft  die  Kohlenbelieferung  erheb- 
lich besser.  Im  November  ist  sie  dagegen  wieder  auf  das 
frühere  schlechte  Maß  zurückgegangen.  Heute  aber  noch 
englische  Kohle  einzukaufen,  ist  so  gut  wie  ausgeschlossen, 
da  die  Tonne  dieser  Kohlen  jeßt  etwa  50  000  M.  kostet 
gegenüber  20  000  M.  für  die  Tonne  deutscher  Kohlen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  muß  auf  einen  schweren,  gänz- 
lich unberechtigten  Vorwurf  gegen  die  deutsche  Hochsee- 
fischerei hingewiesen  werden,  der  immer  wieder  auftaucht, 
nämlich,  daß  die  Hochseefischerei  ihre  Fänge,  die  sie  mit 
deutschen  Kohlen  macht,  nach  dem  Ausland  bringt.  Daß 
dieser  Vorwurf  gänzlich  aus  der  Luft  gegriffen  ist,  geht  ohne 
weiteres  aus  folgenden  Zahlen  hervor.  Die  Anlandungen 
deutscher  Fischdampfer  waren 

. in  deulschen  im  also  im  Aus- 

Fischereihäfen  Ausland  insgesam!  land  in  % 

1921  Pfund  247710196  17504416  266214612  6.4  % 

1922  Ibis 30. 9.)  „ 167540534  46671282  236211816  20.6% 

Vergleicht  man  damit  die  Belieferung  mit  deutschen 
Kohlen,  so  ergibt  sich,  daß  die  deutsdie  Hochseefischerei 
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außer  den  Fängen,  die  sie  mit  duschen  Kohlen  gemacht 
hat,  noch  mehr  als  noch  mal  soviel  Fische  mit  englischen 
Kohlen  an  deutschen  Fjschmärkten  gelandet  hat.  Hatte  die 
Hochseefischerei  nicht  in  so  großzügiger  Wejsg  englische 
Kohlen  angekauft,  so  wäre  es  mit  der  fischversorgung 
Deutschlands  sehr  schlecht  bestellt  gewesen,  ganz  abge- 
sehen davon,  daß  zwei  Drittel  unserer  gesamten  Fisch- 
dampferflotte hätte  stihgelegt  und  deren  gesamte  Mann- 
schaften und  die  entsprechenden  der  Landbetriebe  hätten 
entlassen  werden  müssen.  Man  sieht  also  daraus,  daß  es 
absolut  unw'ahr  ist,  daß  die  Fischdampfer  die  mit  deutschen 
Kohlen  gefangenen  Fische  nach  dem  Ausland  bringen 
Gerade  im  Gegenteil  hat  die  Dampfhochseefischerei  durch 
Zukauf  von  englischen  Kohlen  die  Zufuhren  nach  Deutsch- 
land in  außerordentlicher  Weise  vermehrt,  Das  Hinzukaufen 
englischer  Kohlen  hat  natürlich  die  Hochseefischerei  geldlich 
stark  belastet.  Diese  Belastung  konnte  dieselbe  auch  nur 
dadurch  tragen,  daß  es  ihr  freigestellt  war,  einen  Teil  ihrer 
Fänge  nach  dem  Ausland  zu  bringen  und  hierdurch  bessere. 
Einnahmen  zu  erzielen.  Die  Preise,  die  in  Deutschland  für 
die  Seefische  erzielt  wurden,  hätten  das  absolut  unmöglich 
gemacht.  Es  muß  nämlich  fesigestellt  werden,  daß  die  auf 
den  Fischaukfionen  erziehen  Fischpreise  und  damit  die 
Einnahmen  der  Fischdampfer  gegenüber  der  Steigerung  der 
Unkosten  weit  zurückgeblieben  sind.  Im  Juli,  als  die  Un- 
kosten bereits  auf  das  146fache  des  Friedensstandes  ge? 
stiegen  waren,  betrugen  die  durchschnittlichen  Auktions- 
fischpreise nur  etwa  das  50fache  der  Durchschnittspreise 
von  1914.  Im  August  stiegen  sie  dann  auf  das  120fache  und 
im  Oktober  auf  das  34Qfache,  ohne  jedoch  auch  nur  an- 
nähernd das  rasende  Tempo  der  Steigerung  der  Betriebs- 
Unkosten  zu  erreichen.  Nun  hat  die  Regierung  auf  das 
Drängen  weiter  Kreise  der  Bevölkerung  Mitte  September 
ein  Ausfuhrverbot  erlassen.  Als  Entschädigung  wurde  die 
verstärkte,  nach  Möglichkeit  völlige  Belieferung  der  Fisch? 
dampfer  mit  deutschen  Kohlen  zugesagt.  Leider  ist  diese 
Zusage,  wie  oben  gesagt,  nur  ganz  vorübergehend  ge? 
halten  worden.  Zu  welchen  Verhältnissen  das  führen  wird, 
wird  sich  wahrscheinlich  in  den  nächsten  Monaten  mit  er? 
schreckender  Deutlichkeit  zeigen,  wenn  es  der  Regierung 
nicht  gelingt,  doch  noch  wieder  eine  bessere  Belieferung 
der  Hochseefischerei  mit  deutschen  Kohlen  herbeizuführen. 
Die  Hochseefischerei  steht  in  deF  schlechtesten  Fang- 
periode, nämlich  den  Monaten  November  bis  Januar,  in 
denen  nachweislich  durch  schlechtes  Wetter  die  Fänge  auf 
einen  so  kleinen  Ertrag  heruntergehen,  daß  hierdurch  die 
Unkosten  bei  den  heute  in  Deutschland  erzielten  Fisch- 
preisen bei  weiten  nicht  gedeckt  werden.  Es  liegt  bei  der 
Größe  der  Summen,  die  eventuell  zugeseßt  werden  müssen, 
auf  der  Hand,  daß  die  Reedereien  während  mehrerer 
Monate  keine  Fischdampfer  laufen  lassen  können,  die  auch 
nicht  annähernd  ihre  Betriebskosten  decken  können-  Nimmt 
man  während  der  nächsten  Monate  nämlich  einen  Durch- 
schnittsfang von  etwa  40Q  Zentner  je  Schiff  und  Monat  an, 
was  für  diese  Zeit  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  sehr 
viel  ist  — denn  Fehlreisen  mit  100  Zentnern  und  weniger 


sind  im  November/Dezember  an  der  Tagesordnung  — , so 
§teht  bei  den  heutigen  Fischpreisen  und  Betriebsunkosten 
einer  Ausgabe  von  rund  6 6O0QQ0  M.  eine  Bruttoeinnahme 
von  rund  3 200  000  Mark  je  Fischdampfer  und  Monat  gegen- 
über, da  der  Durchschnittsauktionspreis  zur  Zeit  nur  etwa 
ßo  Mark  das  Pfund  ist,  Sollten  bei  den  jetzigen  kleinen 
Mengen  aber  auch  nur  die  Betriebsunkosten  gedeckt  wer- 
den, müßten  die  Dampfer  für  ihre  Fische  mindestens  150 
bis  160  Mark  für  das  Pfund  durchschnittlich  erhalten,  Solche 
Verluste,  die  sich  bei  den  größeren  Reedereien  dann  gleich 
auf  viele  Millionen  belaufen,  können  naturgemäß  auf  län- 
gere Zeitdauer  nicht  getragen  werden.  Die  Folge  wird 
daher  sein,  daß  die  Reedereien  einen  großen  Teil  ihrer 
Flotte  stillegen  und  deren  Mannschaft  entlassen  müssen, 
Aus  Vorstehendem  geht  ohne  weiteres  hervor,  in  welch 
außerordentlich  ernster  Lage  die  deutsche  Hochseefischerei 
sich  zurzeit  befindet.  Sollte  es  nicht  möglich  sein,  die 
Fischdampfer  in  Zukunft  yoU  mit  deutschen  Kohlen  zu 
beliefern,  so  muß  das  Ausfuhrverbot  für  frische  See- 
fische wieder  aufgehoben  werden.  Es  ist  doch  zweifellos 
wirtschaftlich  in  jeder  Beziehung  richtiger,  es  gehen  20  v.  H. 
oder  gar  30  v.  H.  Fische  ins  Ausland  und  der  Hochsee- 
fischereibetrieb  kann  dadurch  voll  aufrecht  erhalten  wer- 
den. Dann  kommen  Deutschland  immerhin  noch  70  bis 
80  v.  H.  des  Qesamtfanges  zu,  also,  wie  bereits  gesagt, 
doppelt  soviel  al§  lediglich  mit  deutschen  Kohlen 
gefangen  werden  können.  Die  deutsche  Hochseefischerei 
hat  kein  Interesse  daran,  auch  nur  geringe  Mengen  Fische 
mehr  nach  dem  Ausland  zu  bringen,  als  sie  zur  Aufreehl- 
erhaltung  ihres  Betriebes  notwendig  hat.  Deutschland  ist 
eben,  wie  wir  aus  dem  ersten  Teil  dieser  Ausführungen 
gesehen  haben,  auch  heute  noch  kein  Land,  daß  den  See- 
fisch als  ein  dem  Fleisch  warmblütiger  Tiere  gleichwertiges 
Nahrungsmittel  betrachtet,  sonst  würde  es  auch  dement- 
sprechende Preise  für  diesen  auszugeben  gewillt  sein-  Das 
i§t  aber  ia  nicht  der  Fall-  Das  Binnenland  ist  größtenteils 
immer  noch  in  dem  Glauben,  daß  der  Seefisch  nichts  kosten 
dürfe-,  da  die  Seefischerei  ja  da  ernte,  wo  sie  nicht  gesät  habe. 
Es  ermißt  nicht  die  gewaltigen  Unkosten,  die  zur  Einbrin- 
gung dieser  Ernte  erforderlich  sind.  Es  wird  hierbei  ganz 
vergessen,  daß  die  Hochseefischerei  mindestens  solche 
Preise  für  ihre  Fische  erhalten  muß,  daß  hierdurch  die  Bc- 
triehsunkosten  gedeckt  und  außerdem  eine  wenn  auch  nur 
bescheidene  Rentabilität  gewährleistet  wird.  Die  Hochsee- 
fischerei hafte  zum  größten  Teil  wohl  schon  lange  ihren 
Betrieb  einstellen  müssen,  wenn  nicht  ein  großer  Teil  der 
Reedereien  noch  mit  alten  und  daher  bedeutend  billigeren 
Produktionsmitteln  arbeiten  würde,  Das  beweist  auch  das 
Eingehen  aller  nach  Beendigung  des  Krieges  gegründeten 
gemischtwirtschaftlichen  oder  sogenannten  sozialisierten 
Betriebe  bis  auf  einen  Zwergbetrieb,  der  aber  auch  wohl 
in  allernächster  Zeit  liquidieren  wird.  Werden  also  die 
zurzeit  die  Hochseefischere-i^bedrohendcn  Gefahren  nicht! 
abgewendet,  sq  geht  die  Hochseefischerei  einer  sehr  trau- 
rigen Zeit  entgegen,  was  im  Interesse  der  Ernährung 
unseres  Volkes  besonders  in  deF  Zeit  heutiger  schwieriger 
Ernährungsverhältnis.se  sehr  zu  hedauern  wäre.  (320.1 


Schulvorbildung  der  technischen  Oberbeamten 
der  deutschen 


Uber  die  Schulvorbildung  der  Zolloberbeamten  wird 
uns  aus  Handelskammerkreisen  geschrieben: 

Die  Fortschritte,  welche  die  neue  Deutsche  Reichs- 
finanzverwaltung für  die  Durchführung  der  Organisations- 
und Besoldungseinheit  der  deutschen  Zollbeamten  gemacht 
hat,  erwecken  die  Hoffnung,  daß  nunmehr  auch  eine  Ver- 
einheitlichung der  Vor-  und  Ausbildung  der  technischen 
deutschen  Zollbeamten  erreichbar  werden  wird. 


Zollverwaltung. 

Die  Notwendigkeit  einer  Vereinheitlichung 
ur\d  Verbesserung  des  Vor-  und  Ausbildungs- 
wesens erscheint  besonders  dringlich  für  die  genannten 
technischen  Z o 1 1 o b e r b e a m t e n , denn  sie  sind 
in  erster  Linie  berufen,  die  in  das  Wirtschaftsleben  üef 
einschneidenden  Abgabengeseße  mit  den  ihnen  unter- 
stellten Beamten  praktisch  auszuführen.  Sie  stehen 
in  engster  Berührung  mit  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
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und  sirtd  allein  in  der  Lage,  bei  der  Durchführung 
der  Geseke  unnötige  Härten  und  Schädigungen 
den  betröffehen  Gewerbekreisen  zii  ersparen.  Dazu  ist 
aber  nicht  nur  eine  gute  allgemeine  Vorbilduhg  dieser 
Beamten,  sondern  auch  eine  gediegene  Fachausbil- 
dung nötig. 

Troß  der  hohen  Anforderungen,  die  durch  die  Zolltarif- 
geseßgebung  vom  Jahre  1902  und  die  Reform  der  Reichs- 
finanzen bereits  vor  dem  Kriege  an  die  Vor-  Und  Aus- 
bildung der  Zollbeamten  zu  stellen  waren,  scheint  aber 
die  Frage  der  Vor  bildung  dieser  Beamten  immer  noch 
nicht  im  Sinne  einer  zeitgemäßen  Erhöhung  der  Ansprüche 
geregelt  werden  zu  sollen:  Wie  verlautet,  beabsichtigt 
die  Regierung  sogar  die  Forderung  der  Schulvorbildung 
dieser  Beamten  einer  unverständlichen  Gleichmacherei  zu- 
liebe allgemein  auf  die  Reife  für  Unterprima  herabzuseßen, 
obgleich  noch  kurze  Zeit  vor  dem  Kriege  seitens  des  preu- 
ßischen Einanzministers  zutreffend  betont  worden  ist,  daß 
aus  zahlreichen  hier  nicht  zu  erörternden  Gründen  von  der 
von  altersher  bestehenden  Forderung  des  Oberprimaner  - 
Zeugnisses  für  die  SupernUmerare  der  Zollverwaltung  nicht 
abgegangen  werden  könne:  Seit  dieser  Zeit  haben  sich 

aber  die  Ansprüche  insbesondere  an  die  technischen  Zoll- 
beamten in  dienstlicher  Beziehung  und  somit  auch  an  ihren 
Bildungsstand  ganz  erheblich  gesteigert,  so  daß  es  nicht 
verständlich  wäre,  die  Reichsfinanzverwaltung  könne  an- 
nehmen* sie  werde  mit  einer  geringeren  Vorbildung  ihrer 
Beamten  künftig  den  Weit  höheren  Ansprüchen  gerecht 
werden  können,  welche  die  täglich  fortschrei- 
tende Entwicklung  von  Handel  und  Ge- 
werbe an  die  Gesamtheit  ihrer  Organe  stellt.  Handel 
und  Gewerbe  müssen  in  heutiger  Zeit  erst  recht  für  ihren 
vielgestaltigen  Verkehr  mit  den  Zollbehörden  Beamte  von 
erstklassiger  Vorbildung  fordern. 

Die  immer  verwickelter  gewordene  Abgabengeseß- 
gebung  drängt  geradezu  auf  neue  Maßnahmen,  die  Han- 
del und  Gewerbe  davor  Schüßen,  daß  zu  den  Lasten,  die 
ihnen  die  neuen  Geseße  aufbürden,  solche  kommen,  die 
bei  richtiger  Auslegung  der  Bestimmungen  und  einsichtlich 
voller  Würdigung  der  bei  den  einzelnen  Gewerben  herr- 
schenden Verhältnisse  von  den  ausführenden  Zollbeamten 
vermieden  werden  können.  Nur  bei  Vermeidung  von  Nach- 
erhebungen und  Rückzahlungen  kann  der  Kaufmann  richtig 
kalkulieren  und  Zoll  und  Abgaben  in  richtiger  Höhe  auf 
den  Verbraucher  abwälzen.  Die  Unsicherheit  der  Zoll- 
beamten in  der  Auslegung  der  AbgabengeSeße  schädigt 
deh  Handel  am  meisten.  Wenn  nun  auch  der  Reichsfinanz- 
verwaltung zugute  gehalten  werden  muß,  daß  die  durch 
den  Krieg  und  seine  Folgen  verursachten  Personalschwie- 
rigkeiten ein  Schweres  Hindernis  bildeten,  den  durch  die 
neueste  Geseßgebung  erhöhten  Anforderungen  an  das 
Wissen  der  technischen  Zollbeamten  durch  erhöhte  Forde- 
rung an  die  Vorbildung  und  Vertiefung  der  Aus- 
bildung ausreichend  Rechnung  zu  tragen,  So  dürfte 
jeßt  der  Zeitpunkt  gekommen  sein,  wo  Verbesserungen 
im  Vor-  und  Ausbildungswesen  nicht  länger  äufge- 
hälten  werden  können.  Handel,  Gewerbe  und  Industrie,  die 
durch  die  neuen  Abgabengeseße  so  schwer  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  sind,  die  zum  Teil  sogar  von  der  Regierung 
unmittelbar  als  Steuererheber  eingeseßt  sind,  können  und 
müsSeh  fordern,  daß  die  Zoll-  und  Steuerbeamten  bei  aller 
Wahrnehmung  des  fiskalischen  Interesses  des  Reichs  auch 
auf  ihre  Verhältnisse  Rüdesicht  nehmen  und  in  viel  wei- 
terem Umfange  als  bisher  auch  Berater  dieser  Kreise 
werden.  Ihre  Aufaaben  dem  Fiskus  und  dem  mit  ihnen 
dienstlich  in  Berührung  kommenden  Gewerbekreisen  ge- 
genüber können  sie  aber  nur  erfüllen,  Wenn  ihnen  die  Re- 
gierung auf  dem  Grunde  einer  gediegenen  Schul- 
bildung eine  tiefe  fachtechnische  Ausbildung  auf  allen 
Gebieten,  auf  denen  Sie  sich  betätigen  Werden,  zuteil  wer- 


den laßt.  Dazu  gehört  z.  B.  audi  Unterweisung  in  Volks- 
wirtschaftslehre, kaufmännisdier  Buchführung  usw. 

Diese  Kenntnisse  müssen  aber  nicht  nur  die  mit  den 
Handels-  und  Gewerbekreisen  in  unmitlelbare  Berührung 
kommenden  Zollbeamten  besißen,  es  muß  gefordert  werden, 
daß  auch  bei  den  Entscheidungen  der  Oberinstanzen 
Beamte  mitwirken,  die  mit  den  Bedürfnissen  von  Handel 
und  Industrie  aus  eigenster,  während  langer  unmittelbarer 
Berührung  mit  den  Betrieben  erworbener  Anschauung  ver- 
traut sind.  Es  liegt  daher  in  den  Interessen  von  Handel 
und  Industrie,  daß  auch  in  den  oberen  Instanzen  erfahrene 
und  bewährte  Beamte  des  praktischen  Dienstes  Ver- 
wendung finden.  Keinesfalls  darf  die  gesteigerte  weit- 
gehendste Vor-  und  Ausbildung  der  technischen  Zoll- 
beamten unter  Rivalitäten  leiden,  die  zwischen  den  ver- 
schiedenen Beamtengruppen  innerhalb  der  Zollverwaltung 
bestehen  sollen.  Der  augenblickliche  Stand  der  Sache,  die 
übrigens  vor  ihrer  Entscheidung  steht,  ist  nun  folgender: 

Die  technischen  Zollbeamten  gehören  zur  Klasse  der 
mittleren  Beamten,  nehmen  aber  insofern  eine  bevor- 
rechtigte Stellung  unter  ihnen  ein,  als  die  meisten 
sich  im-  Besiße  des  Zeugnisses  der  Reife  einer  tteun- 
klassigen  höheren  Lehranstalt  befinden  und  das  Zeugnis 
für  die  Oberprima  schon  seit  .dem  Jahre  1827,  also 
seit  mehr  als  90  Jahren,  von  ihnen  verlangt  wird.  Man 
kann  somit  mit  Rücksicht  auf  die  anderen  mittleren 
Beamtenlaufbahnen  hier  von  gehobenen  mittleren  Be- 
amten sprechen,  die  als  nichtakademische  Beamte 
zwischen  den  mittleren  Beamten  und  den  Vollakademi- 
kern stehen.  Aus  ihnen  werden  nach  bestandenem 
Oberkontrolleurexamen  die  technischen  Ober- 
beämten  der  Zollverwaltung,  der  Zollinspektor, 
Oberzollinspektor,  Zollrat,  der  Zolldirektor  Und  die  Leiter 
der  Lehranstalteh  entnommen. 

Am  17.  Dezember  1920  faßte  der  Reichstag 
folgende  Entschließung: 

„Die  Reichsregierung  ist  zu  ersuchen,  für  die 
künftigen  Laufbahnen  der  Beamten  aller  Reichs- 
verwaltungen allgemeingültige  Grundsäße  zu  erlassen, 
unbeschadet  abweichender  Regelung 
ln  besonderen  Fälleh  bei  begründetem 
Nachwei  s.“ 

Daher  hat  es  der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag 
im  Verein  mit  berufenen  Vertretern  verschiedener 
Fraktionen  im  Interesse  von  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
für  seirte  Pflicht  gehalten,  jeßt  zum  mindesten  in  eine  ein- 
gehende Erörterung  der  Frage  einzutreten,  ob  für  die 
Laufbahn  der  technischen  Oberbeamten  der  Zollverwaltung 
eine  abweichende  Regelung  geboten  erscheint. 
Diese  Frage  hat  er  bejaht.  Sein  Außenhandelsausschuß 
hat  nach  eingehender  Beratung  am  28.  Februar  d.  J.  ein- 
stimmig folgenden  Beschluß  gefaßt: 

,,Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  hat  mit  leb- 
haftem Bedauern  und  Befremden  davon  Kenntnis  be- 
kommen, daß  in  übel  angebrachter  Gleichmacherei  die  An- 
forderungen an  die  Vorbildung  der  technischen  Zollbeamten 
herabgeseßt  werden  sollen.  Demgegenüber  betont  er 
unter  Hinweis  auf  seine  früheren  Verhandlungen  in  den 
Jahren  1911  bis  1913  das  starke  Interesse  von  Handel  und 
Industrie  an  einer  guten  Vor-  und  Ausbildung  der  tech- 
nischen Zollbeamten,  lehnt  in  Übereinstimmung  mit  den 
Landesfinanzämtern,  die  in  ihrer  großen  Mehrzahl  das 
Reifezeugnis  für  die  Vorbildung  empfehlen,  eine  Herab- 
seßung  der  Anforderungen  mit  Entschiedenheit  ab  und 
empfiehlt  die  einheitliche  Forderung  des  Reifezeugnisses 
als  Vorbildung.“ 

Bei  dieser  Stellungnahme  ist  der  D.  I.  u.  H.  T.  da- 
von ausgegangen,  daß  die  Finanzverwaltung  seit  dem 
Jahre  1827  das  Zeugnis  für  die  Oberprima  Von  den 
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technischen  Zollanwärtern  schon  zu  einer  Zeit  verlangt  hat, 
als  Handel  und  Wandel  noch  in  unendlich  einfacheren 
Bahnen  als  heute  sich  bewegten  und  Post-  und  Gerichts- 
sekretäre noch  aus  der  Volksschule  hervorgingen.  Es 
wurde  also  von  den  technischen  Zollbeamten  damals  schon 
eine  verhältnismä&ig  recht  hohe  Schulvorbildung  gefordert. 
Selbst  wenn  man  aber  die  Anforderung  an  die  Vorbildung 
dieser  Beamten  nicht  heraufseben,  sondern  nur  bestehen 
lassen  wollte,  würde  man  einen  Stillstand  zu  beklagen 
haben,  der  von  1827,  also  über  90  Jahre,  bereits  währt, 
und  zwar  bei  einer  Verwaltung  andauert,  die  in  engster 
Fühlung  mit  dem  stets  im  Fortschritt  befindlich  gewesenen 
Wirtschaftsleben  der  Welt  steht.  Wenn  Stillstand 
überhaupt  noch  ein  Rückschritt  ist,  dann 
ist  er  es  hier  sicher.  Und  auf  wessen  Kosten  kann 
dieser  Rückschritt  sich  lebten  Endes  nur  auswirken? 
Doch  nur  auf  Kosten  von  Handel,  Gewerbe,  Industrie  und 
Verkehr.  Die  Forderung  des  Reifezeugnisses  be- 
deutet also  hier  überhaupt  keine  Erhöhung  gegen  die  Reife 
für  Oberprima  vor  100  Jahren  im  Verhältnis  zu  unserer  Ge- 
samtentwicklung,  dies  um  so  weniger,  als  das  Einj.-Freiw. 
Dienstjahr  weggefallen  ist. 

Wenn  man  aber  im  Berufe  der  Apotheker,  Tierärzte, 
Zahnärzte  usw.  schon  seit  Jahren  die  Anforderung  in  der 
Schulvorbildung  auf  das  „Reifezeugnis  einer  neunstufigen 
höheren  Lehranstalt“  hinaufseben  zu  müssen  geglaubt  hat 
und  auch  der  Kaufmann  von  Bedeutung  diesen  Erforder- 
nissen der  Zeit  gefolgt  ist,  dann  bleibt  es  geradezu  unver- 
ständlich, wie  eine  mit  Handel  und  Wandel  stehende  und 
fallende  Zollverwaltung  dies  bis  jebt,  ohne  all- 
gemeinen Schaden  anzurichten,  entbehren  konnte. 

Wenngleich  schon  die  im  Jahre  1827  aufgestellte  Be- 
dingung, dab  in  Preugen  zum  Eintritt  in  die  technische  Zoll- 
verwaltung als  Supernumerar  die  Reife  der  Oberprima 
einer  neunklassigen  höheren  Lehranstalt  unbedingt  Vor- 
aussebung  sein  mubten,  als  solche  als  Mindestmab  der 
Schulvorbildung  dieserBeamtenlaufbahn  bis  auf  den  heutigen 
Tag  geblieben  ist,  so  waren  in  Wirklichkeit  doch  die  An- 
wärter mit  einer  Reife  für  Oberprima  nur  Ausnahmen,  weil 
niemand  gern  so  nahe  vor  dem  Abschlub  einer  höheren 
Schulbildung  die  Anstalt  verlieb,  sondern  sich  lieber  für 
alle  Fälle  des  Lebens  das  „Reifezeugnis“,  das  ihm  alle 
Berufsarten  öffnete,  sicherte.  Aber  auch  die  mit  der  wirt- 
schaftlichen und  handelspolitischen  Entwicklung  des 
Lebens  vorwärtsschreitende  Zeit  legte  es  den  Staatsdienst- 
stellen, die  über  den  Nachwuchs  des  technischen  Zoll- 
beamtentums zu  wachen  hatten,  nahe,  nach  Möglichkeit 
Abiturienten  einer  höheren  Lehranstalt  in  die  Laufbahn  hin- 
einzuziehen. Warum  man  sich  diesen  Be- 
strebungen schon  damals  widersetzte  und 
noch  heute  widersetzt,  allgemein  für 
die  Laufbahn  der  technischen  Zollober- 
beamten d a s A b i t u r i e n t e n e x a m e n zu  for- 
dern, bleibt  eben  unerfindlich. 

Davon  abgesehen,  legte  man  schon  beim  Eintritt  in 
den  Beruf  von  jeher  bei  dieser  aus  einem  „Supernumerar- 
stande“  hervorgegangenen  Beamtenklasse  mit  Recht  sehr 
viel  Wert  auf  „Persönlichkeitseigenschafte  n“. 


Dies  sefete  man  in  der  späteren  Laufbahn  des  An- 
wärters mit  noch  gröberem  Eifer  fort  und  dehnte  diese 
Sichtung  des  Beamtenmaterials  sogar  auch  noch  auf  die 
Familienverhältnisse  aus,  wenn  es  sich  darum  handelte, 
durch  Ablegung  einer  Prüfung  höhere  Stellen  zu  erreichen. 

Es  bestanden  also  für  die  Oberbeamten 
der  technischen  Zollverwaltung  in  leiten- 
der Stellung  sehr  hohe  und  strenge  An- 
forderungen. 

Und  warum  hat  die  preubische  Zollverwaltung  (die 
anderen  Bundesstaaten  forderten  sogar  das  Reifezeugnis 
und  dann  noch  ein  akademisches  Studium)  diese  hohe 
Schulvorbildung  ihrer  Beamten  damals  schon  gefordert?  — 
Nur  deshalb,  weil  Preuben  wohl  wubte,  dab  die  Berufs- 
anforderungen seiner  zolltechnischen  Oberbeamten  von 
vornherein  so  eigener  Art  und  mit  der  ganzen,  sich  immer 
verändernden  Volkswirtschaft  stets  verknüpft  waren,  dab 
sie  z.  B.  vorerst  einmal  in  ihrem  Berufe,  besonders  was  die 
Warentechnologie  und  die  Betriebseinrichtungen  von  Ge- 
werbe und  Industrie  anlangten,  nie  auslernten,  und  weil  es 
ferner  immer  mehr  merkte,  dab  eine  solche  Gruppe  von 
technischen  Oberbeamten  nach  Verantwortung  und  Tätig- 
keit nichtmehrgutzudenmittlerenBeamien- 
k 1 a s s e n zu  zählen  sei  und  ihre  Stellung  als  be- 
sondere Beamtengruppe  zwischen  den  mittleren 
und  den  akademischen  Beamten  einzunehmen  habe.  Dies 
beweist  auch  der  Umstand,  dab  die  Zollverwaltung  vor 
einigen  Jahren  ihren  technischen  Oberbeamten  vom  Ober- 
zollrevisor aufwärts  den  Wohnungsgeldzuschub  der  Räte 
4.  Klasse  zubilligte  und  ihnen  so  gewissermaben  den  Rang 
der  Räte  4.  Klasse  verlieh. 

Die  Handelswelt  ist,  das  unterliegt  wohl 
kaum  mehr  einem  Zweifel,  an  der  Frage 
nach  wievor  und  heute  noch  mehr  inter- 
essiert, mit  welchen  Personen  künftig  die 
leitenden  Stellen  in  der  lokalen  Zoll- 
verwaltung besetzt  werden  sollen.  Der 
juristisch  vorgebildete  Beamte  mub  von  vornherein  in  dieser 
Beziehung  ausscheiden,  selbst  wenn  das  juristische  Studium 
und  die  Ausbildung  der  Referendare  künftig  mehr  volks- 
wirtschaftlich vertieft  würde,  da  dem  Juristen  die  in  langen 
Dienstjahren  erworbene  praktische  Erfahrung  der  jebigen 
leitenden  Beamten  der  lokalen  Zollverwaltung  fehlt1). 

In  allernächster  Zeit  stehen  auch  sehr  grobe 
Änderungen  des  Zolltarifs  und  aller  anderen  zoll-  und 
steuergeseblichen  Bestimmungen  bevor,  die  nur  reibungslos 
durchgeführt  werden  können,  wenn  die  den  Lokalverkehr 
leitenden  Zollbeamten  und  die  Handelsinteressenten  ver- 
ständnisvoll Hand  in  Hand  arbeiten.  Wir  braudien  also  die 
aus  einem  guten  Nachwuchs  der  technischen  Verwaltung 
hervorgehenden  Zollräte  und  Zolldirektoren,  die  den  Dienst 
in  allen  seinen  Ausstrahlungen  gründlich  praktisch  durch- 
gemacht haben.  K.  (282.) 


U ln  gleichem  Sinne  ist  der  Bund  deutscher  technischer  Zoll- 
beamten in  einer  Eingabe  vom  12.  November  d.  J.  beim  Reichstage 
vorstellig  geworden,  — dgl.  der  D.  I.  u.  H.;  vgl.  D.W.Z.  1922,  S.  374. 


Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  u.  des  Wirtschaftsrechts. 


Deutsche  Wirtschaftsprogramme1). 

Wirtschaftsprogramm  der  Reichsregierung,  enthalten  in  der  Note 
an  die  Reparationskommission  vom  14.  November  1922  und  von 
der  neuen  Regierung  Cuno  bestätigt. 

1.  Eine  endgültige  Stabilisierung  der  Mark  kann  erst  ein- 
treten,  wenn  die  Reparationsfrage  entsprechend  der  Leislungs- 

l)  Vgl.  D.W.Z.  1922,  S.  370. 


fähigkeif  Deutschlands  endgültig  geregelt  ist.  Da  aber  angesichts 
der  in  lebter  Zeit  eingetretenen  Zerrüttung  der  Mark  auf  eine 
solche  Regelung  nicht  mehr  gewartet  werden  kann,  so  ist  sofort 
eine  vorläufige  Aktion  zu  ihrer  Hebung  und  Stüfeung  notwendig. 

2.  Eine  solche  vorläufige  Aktion  kann,  wie  die  bisherigen 
Erfahrungen  gezeigt  haben,  nicht  allein  mit  deutschen  Kräften 
geschehen.  Um  das  verlorengegangene  Vertrauen  zur  Mark 
wiederherzustellen,  ist  eine  Mitwirkung  des  Auslandes  notwendig. 
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3.  Die  deutsche  Reichsbank  hat  sich  bereit  erklärt,  einen  Be- 
trag von  500  Millionen  Goldmark  in  Gold  oder  Devisen  für  die 
Stüßungsaktion  zur  Verfügung  zu  stellen. 

4.  Die  Inangriffnahme  der  Stüßungsaktion  erfordert  folgende 
Vorausseßungen: 

a)  Deutschland  wird  für  drei  bis  vier  lahre  von  allen  Bar- 
und  Sachleistungen  aus  dem  Vertrage  von  Versailles  be- 
freit. 

Sachlieferungen  für  den  Wiederaufbau  der  zerstörten 
Gebiete  gehen  weiter,  soweit  sie  ohne  Vermehrung  der 
schwebenden  Schuld,  d.  h.  aus  laufenden  Einnahmen  oder 
inneren  Anleihen  bestritten  werden  können. 

b)  Deutschland  erhält  für  die  Stützungsaktion  von  auslän- 
dischen Banken  einen  gesicherten  Kredit  von  mindestens 
500  Millionen  Goldmark,  so  daß  für  die  Stützungsaktion 
insgesamt  ein  Betrag  von  mindestens  einer  Milliarde  Gold- 
mark zur  Verfügung  steht. 

5.  Die  vorstehenden  Voraussetzungen  sind  auch  von  der 
Reichsbank  für  die  Bereitstellung  von  500  Millionen  Goldmark 
unter  Inanspruchnahme  ihres  Goldbestandes  aufgestellt  worden. 
Eine  Haftung  oder  Garantie  für  den  ausländischen  Bankkredit 
vermag  die  Reichsbank  daneben  jedoch  nicht  zu  übernehmen. 
Die  für  die  Kreditgeber  erforderlichen  Sicherheiten  werden  unter 
Genehmigung  der  Reparationskommission  vom  Reidie  zu 
stellen  sein. 

6.  Die  von  den  ausländischen  Banken  und  der  Reichsbank 
bereitgestellten  Mittel  werden  unter  Benutzung  der  Organisation 
der  Reichsbank  von  einer  unabhängigen  Stelle  verwaltet,  die 
aus  Vertretern  der  ausländischen  kreditgebenden  Bankgruppen, 
der  Reichsbank  und  der  Reichsfinanzverwaltung  gebildet  wird. 

7.  Diese  Stelle  wird  zugunsten  des  Kurses  der  Reichsmark 
intervenieren.  Sie  wird  in  erster  Linie  im  Auslande  (New  York, 
London,  Amsterdam,  Zürich  usw.)  das  verfügbare  Material  an 
Reichsmark  für  Rechnung  des  Reiches  aufzunehmen  suchen,  was 
gleichzeitig  zu  einem  Rückgang  der  Devisenkurse  führen  wird. 
Im  übrigen  wird  sie  durch  An-  und  Verkauf  von  Devisen  im  In- 
und  Ausland  den  Kurs  der  Mark  zu  regulieren  suchen. 

8.  Sobald  durch  die  Stützungsaktion  der  Kurs  der  Mark  so- 
weit gebessert  ist,  daß  das  innere  Vertrauen  wieder  hergestellt 
ist,  wird  die  deutsche  Regierung  eine  innere  Goldanleihe  unter 
entsprechenden  Bedingungen  auflegen. 

Die  deutsche  Regierung  ist  ferner  ibereit,  auswärtige  An- 
leihen aufzulegen,  die  zu  angemessenen  Bedingungen  erhältlich 
sind. 

Schon  während  der  Dauer  der  in  Nr.  4a  genannten  Periode 
wird  der  Ertrag  der  inneren  Anleihe  zur  Hälfte,  derjenige  der 
äußeren  Anleihen  in  voller  Höhe  zur  Abdeckung  von  Bar-  und 
Sachleistungen  aus  dem  Vertrage  von  Versailles  verwendet.  Die 
andere  Hälfte  des  Ertrages  der  inneren  Anleihe  dient  dem  Be- 
darf des  eigenen  Haushalfs  Deutschlands,  insbesondere  zur  Rück- 
zahlung des  Stützungskredites. 

9.  Durch  die  vorstehenden  Maßnahmen  wird  Deutschland  in 
die  Lage  versetzt,  das  Gleichgewicht  in  seinem  Haushalt  her- 
zustellen, das  Anwachsen  der  schwebenden  Schuld  aufzuhalten 
und  die  Diskontierung  von  Schahanweisungen  bei  der  Reichs- 
bank in  absehbarer  Zeit  einzustellen.  Sobald  der  Haushalt  im 
Gleichgewicht  ist,  werden  Anleihen  nur  noch  für  werbende 
Zwecke  zu  begeben  und  schwebende  Schulden  nur  als  vorläufige 
Geldbeschaffung  (bis  zur  Auflegung  der  betreffenden  Anleihe  auf- 
zunehmen sein.  Die  Ursachen  der  Inflation  fallen  damit  fort. 

Durch  innere  Reformen  wird  Deutschland  seine  Ausgaben 
einschränken  und  seine  Einnahmen  erhöhen.  In  dieser  Richtung 
ist  insbesondere  ins  Auge  gefaßt: 

Aufhebung  entbehrlich  werdender  Behörden, 

^ Verminderung  der  Zahl  der  Angestellten  und  Beamten, 

Vermeidung  unproduktiver  Ausgaben, 

Beschränkung  der  gesetzgeberischen  Maßnahmen,  die  neue 
Ausgaben  verursachen,  auf  die  dringlichsten  Erforder- 
nisse, 

Produktive  Gestaltung  der  Reichsbetriebe  zur  Erzielung 
ihrer  Rentabilität. 

10.  Deutschland  wird  alle  erforderlichen  und  geeigneten  Maß- 
nahmen ergreifen,  um  insbesondere  durch  Erhöhung  des  Wir- 
kungsgrades der  Arbeit  zu  einer  Steigerung  der  Produktion  und 
damit  zu  einem  Ausgleich  der  Handelsbilanz  zu  gelangen. 

Zu  diesem  Zweck  wird  insbesondere  eine  Neuregelung  des 
Arbeitszeitrechtes  unter  Festhaltung  des  Acht-Stundentages  als 
Normalarbeitstag  und  unter  Zulassung  geseßlich  begrenzter  Aus- 


nahmen auf  tariflichem  oder  behördlichem  Wege  zur  Behebung 
der  Notlage  der  deutsdien  Wirtschaft  in  die  Wege  geleitet,  alle 
Maßnahmen  zur  Heranbildung  von  Qualitätsarbeitern  gefördert, 
Luxusverbrauch  und  Luxuseinfuhr  gehemmt  und  der  Alkohol- 
verbrauch beschränkt  werden. 

Zwecks  Steigerung  der  landwirtschaftlichen  Produktion  wird 
die  Zwangsbewirtschaftung  des  Brotgetreides  abgebaut  werden. 
Bei  einer  Besserung  der  Mark  fallen  die  wesentlichen  Gründe 
für  die  bisherige  Getreidepolitik  fort. 

11.  Bei  Festigung  des  Markkurses  werden  andererseits  die 
ausländischen  Staaten  diejenigen  Beschränkungen  der  Einfuhr 
deutscher  Waren  aufheben  müssen,  die  durch  den  Niedergang 
der  deutschen  Währung  veranlaßt  wurden.  Audi  im  übrigen  wird 
Deutsdiland  die  wirtschaftspolitische  Gleichberechtigung  in  allen 
Beziehungen  eingeräumt  und  die  Unabhängigkeit  der  deutschen 
Wirtschaftsverwaltung  im  beseßten  Gebiet  wiederhergestellt 
werden  müssen,  um  den  Ausgleich  der  deutschen  Handels-  und 
Zahlungsbilanz  zu  ermöglidien. 

Um  den  vorstehend  niedergelegten  Plan  ausführen  zu 
können,  unterbreitet  die  deutsche  Regierung  der  Reparations- 
kommission nadistehende  Anträge: 

a)  Eine  endgültige  Festseßung  der  Verpflichtungen  Deutsch- 
lands sobald  als  möglidi  in  solcher  Höhe  herbeizuführen, 
daß  sie  einschließlich  des  Dienstes  der  aufzunehmenden 
Anleihen  aus  dem  Uberschuß  des  Haushalts  bestritten 
werden  können, 

b)  zunächst  für  die  Dauer  von  drei  bis  vier  Jahren  Deutsch- 
land von  allen  Bar-  und  Sachleistungen  aus  dem  Vertrage 
von  Versailles  unter  dem  in  Ziffer  4a  Absaß  2 gemachten 
Vorbehalt  für  den  Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete 
zu  befreien, 

c)  unverzüglich  eine  Konferenz  von  internationalen  Finanz- 
leuten zum  Zwecke  der  Beratung  über  einen  Deutsdiland 
zu  gewährenden  Bankkredit  einzuberufen. 

Die  Deutsche  Regierung  ist  auch  ihrerseits  bereit,  die  Ein- 
berufung einer  solchen  Konferenz  zu  übernehmen. 

d)  Die  Anträge  zu  unterstüßen,  welche  die  deutsche  Regie- 

rung bei  den  beteiligten  Regierungen  für  die  Verwirk- 
lichung der  in  Ziffer  11  bezeichneten  Notwendigkeiten 
stellen  wird.  B.  (342.) 

Reichswirtschaftsrat. 

Erklärung  des  Wirtschaftspolitischen  und  des  Finanzpolitischen 
Ausschusses  vom  1.  November  d.  J. 

. Der  Wirtschaftspolitische  und  der  Finanzpolitische  Ausschuß 
des  vorl.  Reichswirtschaftsrats  haben  am  1.  November  d.  ).  fol- 
gende Erklärung  abgegeben: 

I. 

Der  Zusammenbruch  der  Währung,  wie  er  sich  in  den  leßten 
Wochen  vollzogen  hat,  bedroht  Deutschland  mit  einer  wirtschaft- 
lichen, sozialen  und  politischen  Katastrophe.  Schon  der  jeßige 
Tiefstand  der  Mark  wird,  wenn  er  länger  anhält  und  im  inneren 
Preisniveau  voll  zur  Auswirkung  kommt,  verheerende  Folgen  für 
den  Lebensstandard  und  selbst  für  die  Existenzfähigkeit 
ganz  großer  Schichten  hervorrufen,  noch  mehr,  wenn  die  Ent- 
wertung der  Mark  sich  ungehemmt  fortseßen  sollte.  Dieser 
Katastrophe  mit  allen  Mitteln  entgegenzuwirken  ist  darum  die 
Pflicht  der  verantwortlichen  Reichsregierung. 

-mm mmmmmmmmmmmmmmmmmmmm wwwj 

I CARL  REICH  [ 

! HAMBURG  36  G.m.b.H.  Bleichenbriicke  6 i 


Internationale  Spedition 

Besonderheit: 

Transport  u.  Verpackung  von  Fahr- 
zeugen aller  Art  und  Maschinen 


Eigene  Kistenfabrik  / Tclcgr.:  Autoiransport  / Lagerhaus 

liiiiiiialMttiiiiii<iiMililinil)111TlTiril1tlirittliriTTTTrTirir7Tr"Tl"~"iiiiii17TT‘Hii('iiiii‘iiiii 


3Ö7 


Vorausseßuhgen  für  feine  dauernde  Stabilisierung  sind: 

1.  Eine  Neuregelung  der  Reparatioiisverpflichtühgeh,  die 
Deutschland  von  untragbaren  Lasten  befreit  und  lhiri  feine 
mehrjährige  Atempause  zur  inneren  Kräftigung  gewährt. 

2.  Eine  Sanierung  des  öffentlichen  Haushalts: 

Die  Geldentwertung  hat,  weil  sie  die  Ausgaben  viel  schneller 
als  die  Einnahmen  wachsen  läßt,  von  neuem  zu  einer  rapiden 
Vermehrung  der  schwebenden  Schuld  geführt.  Es  ist  Unbedingt 
geboten,  schleunigst  für  den  gesunkenen  Geldwert  entsprechende 
Mehreinnahmen,  daneben  für  eine  möglichste  Ermäßigung  der 
Ausgaben  zu  sorgen,  insbesondere  durch  Sparsamkeit  und  Ver- 
einfachung in  den  öffentlichen  Betrieben  und  Verwaltungen.  Es 
ist  dabei  zu  prüfen,  ob  gewisse  Steuergeseße  nachteilig  auf  die 
Entwicklung  des  Sparsinns,  der  Sparmöglichkeiten  und  der 
Produktionsentfaltung  einwirken. 

3.  Eine  Intensivierung  und  Rationalisierung  der  Produktion: 

Die  Geldentwertung,  die  jeden  Sbartfieb  vernichtet,  hat  bei 

der  Arbeiterschaft  den  Willen  zur  Arbeitsintensität,  bei  der 
Unternehmerschaft,  die  sieh  durch  Sehemgewinne  vielfach  Uber 
den  tatsächlichen  Niedergang  täuschen  läßt,  den  Trieb  zur  höch- 
sten Qualitätsleistung  und  zur  sorgsamsten  Kalkulation  gelähmt. 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  müssen  erkennen,  daß  hier  die 
Rückkehr  zum  Verantwortungsbewußtsfein  der  Vorkriegszeit  un- 
bedingte Notwendigkeit  ist. 

II. 

Als  Einleitung  zu  der  nur  unter  diesen  VöraUsseßungen  zu 
erreichenden  Stabilisierung  muß  jeßt  eine  Regulierung  des  Mark- 
kurses einseßen,  die  der  künftigen  Stabilisierung  den  Weg  bahnt. 
Dazu  ist  erforderlich,  daß  der  Wirtschaft  für  die  nächste  Zeit 
diejenigen  Devisenbeträge  zur  Verfügung  gestellt  werden,  die 
sie  für  den  unmittelbaren,  realen  Bedarf  nötig  hat.  Die  Mit- 
wirkung der  Reichsbank  kann  dabei  nicht  entbehrt  \Vefden.  Für 
dieses  Vorgehen  ist  die  Zustimmung  der  Reöäfatiönskömmission 
und  die  Erlangung  einer  auswärtigen  Stabilisierungsanleihfe  not- 
wendig. 

III. 

Nur  im  Zusammenhänge  mit  einem  solchen  Regulierungs- 
versüche  können  technische  Maßnahmen  einen  Erfolg  in  Aussicht 
stellen,  die  darauf  abzielen,  der  neben  dem  realen  Devisenbedarf 
der  Wirtschaft  einhergehenden  vermeidbaren  Nachfrage  nach 
Devisen  entgegenzütrfeten:  Die  Neuorganisation  des  Devisen- 
terminmarktes, die  Regelung  des  DfevisehVfefkehrs  mit  dem 
Verbot  von  Volkswirtschaftlich  nicht  unbedingt  notwendigen 
Devisenkäufen  und  Devisenverwendungen, 

Der  Ausschuß  empfiehlt  ferner  die  Ausgabe  eines  wert- 
beständigen Anlagepapiers,  das  die  natürlichen  Bedürfnisse  wei- 
tester Volksschichten  nach  Erhaltung  ihrer  Vermögenssubstanz 
befriedigt,  sie  vom  Kaufen  von  Devisen  abhält  und  dadurch  die 
normale  Spartätigkeit  wieder  ermöglicht  und  anregt,  ohne  die  der 
Wiederaufbau  und  die  Stärkung  der  Produktion  nicht  geleistet 
werden  können.  Es  geht  nicht  weiter  an,  einem  Teile  des  Volkes 
jede  Sicherung  seiner  Kaufkraft  und  seiner  Wirtschaftsgrundlage 
vorzuenthalten,  wo  die  Erfahrung  lehrt,  daß  man  durch  keine  ge- 
seßlichen  Maßnahmen  den  Großverkehr  hindern  kann,  die  Geld- 
rechnung für  sich  einzuführen. 

Die  Schaßseheine  müssen  entweder  auf  Gold  basiert  oder 
es  müssen  solche  Steuern  für  die  Fundierung  der  Anleihe  reser- 
viert werden,  deren  Ertrag  sich  selbsttätig  mit  der  Steigerung 
der  Devisenkurse  erhöht,  und  zwar  möglichst  solche  Steuern, 
die  aus  Transaktionen  einkommen,  welche  mit  Deviseneinnahmen 
von  Handel  und  Industrie  verbunden  sind.  Der  Ausschuß  hält 
es  auch  für  erwägenswert,  die  Goldanleihe  mit  einer  kurs- 
gesicherten Kfeditaktion  für  Industrie,  Handel,  Gewerbe,  Hand- 
werk und  Landwirtschaft  zu  verbinden. 

Für  die  Ausgabe  einer  unfundierten  Goldanleihe  des  Reiches 
würde  der  Ausschuß  die  Verantwortung  ablehnen.  (340.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeieilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Tragweite  der  im  Vorentschädigungsverfahren  abgegebenen 
Abfindungserklärung  im  Endentschädigungsverfahren. 

Die  Antragsteller,  Eheleute  S.,  sind  am  23.  Dezember  1918 
aus  St.  abgewandeft,  weil  sie  nach  dem  Einzuge  der  Franzosen 
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ihre  Stellen  am  doftigen  Stadttheater  und  damit  ihre  Existenz- 
möglichkeit verloren  hatten.  Vor'  ihrer  Abreise  haben  Sie  Ihr 
Mobiliar  verschleudern  müssen,  um  es  feinet  drohenden  Beschlag- 
nahme zu  entziehen,  Der  Ehemann  hat  den  dadurch  entstandenen 
Schaden  im  Vorentschädigungsverfahren  geltend  gemacht  lind 
am  11.  September  1920  eine  Abfindüngserkläruhg  des  Inhalts 
unterschrieben,  daß  er  sich  bezüglich  seines  Verdrängungs- 
schadens gemäß  § 17  der  Richtlinien  vom  9.  Januar  1920  nach 
Auszahlung  eines  Gesamtschadensbetrages  in  Höhe  von  15  000 
Mark  nebst  5 V.  H,  Zinsen  seit  dem  1.  Januar  1920  für  alle  seine 
Forderungen  auf  Ersaß  von  Schaden  der  ift  den  §§  1 Und  4 der 
Richtlinien  aufgeführten  Art  für  abgefunden  erklärt. 

Im  Endentschädigungsverfahren  haben  die  Antragsteller  den 
Verschleuderungsschaden  neu  angemeldet  und  geltend  gemacht, 
daß  nach  § 17  der  Richtlinien  die  Äbfindungserkiärung  eine  Nach- 
forderung auf  Grund  einer  höheren  Bemessung  des  Wertes  bei 
einer  etwaigen  späteren  Änderung  der  in  den  §§  13—15  nieder- 
gelegten  Grundsäße  nicht  aüsschließe  und  daß  diese  Grundsäße 
durch  die  Zusdilägsverordnung  vom  31.  März  1922  geändert 
seien. 

Die  Spruchkammer  hat  sich  der  Auffassung  der  Antrag- 
steller angeschlossen  uhd  auf  eine  Grundentschädigung  voh 
5 537  M,  ühd  Zuschläge  von  27  855  M.,  insgesamt  auf  33  392  M. 
erkannt. 

Auf  die  Berufung  des  Reichskommissars  hat  das  Reichs- 
Wirtschaftsgericht  den  Bescheid  der  Spruchkammer  aufgehöbeh 
ühd  die  Nachforderung  abgeWiesett. 

Alis  der  Begründung: 

Durch  die  Äbfindungserkiärung  hat  der  Ehemann  auf  seine 
aus  der  Verschleuderung  hergeleifeten  Ansprüche  verzichtet,  so- 
weit nicht  der  Vorbehalt  des  § 17  der  Richtlinien  vom  9.  Januar 
1920  (Reichsanzeiger  Nr.  16  bzw.  Nr.  91  u.  1Ö6)  reicht.  Dieser 
lautet: 

„Die  Abfindungserklärung  schließt  eine  Nachforderung  auf 
Grund  einer  höheren  Bemessung  des  Wertes  bei  einer  etwaigen 
späteren  Änderung  der  in  den  §§  13  bis  15  niedergelegten 
Grundsäße  nicht  aus.“ 

Zu  Unrecht  erblichen  die  Antragsteller  in  der  Zuschlags- 
Verordnung  vom  31.  März  1922  (RGbl.  S.  31 11  eine  Ändefurtg 
dieser  Grundsäße,  die  ihnen  eine  Nachforderung  ermöglicht.  Die 
Zuschiagsverordnung  ist  vom  Reichsminister  für  Wiederaufbau  mit 
Zustimmuhg  des  Reichsrates  ühd  des  vom  Reichstage  gewählten 
Ausschusses  auf  Grund  der  §§  14  Und  27  des  Verdrängungs- 
schädfengfeseßes  erlassen  Wörden.  Demettlsprechefld  enthält  sie 
lediglich  Vorschriften  über  die  Vorausseßungen  und  die  Orufid- 
säße  für  die  Bemessung  der  Zuschläge,  die  nath  § 14  ä.  a,  O. 
„zu  dem  nach  § 13  berechneten  Werte“  zu  bewilligen  sifid, 
Und  Uber  die  Ausführung  des  VefdrängungsSchädengeseße3,  ins- 
besondere Schäßüngsgfundsäße  (§  27  a.ä.  O.L  Die  Grundsäße 
des  Verdrängungsschädengeseßes  über  die  Wert  berechnung 
haben  durch  sie  daher  weder  berührt  werden  können  noch  be- 
rührt werden  sollen.  Da  sich  diese  Grundsäße  des  Verdrängüngs- 
Sihädengeseßes  in  Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften  der 
§§  13-=- 15  der  Richtlinien  befinden,  so  folgt  daraus,  daß  auch 
diese  Grundsäße  der  Richtlinien  durch  die  Zuschlagsverordnung 
nicht  geändert  Werden  konnten  und  nicht  geändert  worden  sind. 
Die  Zuschlagsverordnung  hat  lediglich  ah  Stelle  des  früheren 
richterlichen  Ermessens  feste  Normen  • für  die  Errechnung  der 
Zuschläge  aufgestellt;  der  ihnen  zugrunde  zu  legende  Wert  ist 
aber  derselbe  geblifebfen,  nämlich  der  Wert  vom  25.  Juli  1914 
bzw.  der  höhere  Wert  einer  späteren  Anschaffung  (§  13  der 
Richtlinien  in  Verbindung  mit  § 3 Abs.  1 des  Kfiegsschäden- 
geseßes  vom  3.  Juli  1916  — RGbl.  S.  675  — , § 13  Verd.  Sch.  G.  — 
In  § 17  a.  a.O.  wird  aber  eine  Nachforderung  iroß  abgegebener 
Abfindungserklärung  nur  dann  gewährt,  wenn  die  Grundsäße  der 
§§  13—15  über  die  W e r t bemessung  nachträglich  geändert 
werden.  Die  Abfindungserklärung  sieht  daher  der  erneuten 
Geltendmachung  des  Versehleuderungsschaderis  entgegen.  Frau 
S.  muß  diese  Erklärung  ihres  Mannes  gegen  sich  gelten  lassen, 
weil  dieser  das  Vorentschädigungsverfahreh  offenbar  mit  ihrem 
Einverständnis  gleichzeitig  auch  für  sie  betrieben  hat,  wie  sieh 
auch  aus  mehreren  von  ihr  im  Vorentschädigungsverfahren  ge- 
machten Eingaben  ergibt. 

(Uft.  v.  18.  Oktober  1922  - XXI.  A.  V.  47/22.)  (324) 


Gesetze  und  Verordnungen. 

Der  Reichspostminisier  erlief  eine  Verordnung 
über: 

Änderung  der  geseblichen  Postgebühren.  3.  H.  (RGbl. 
Teil  1 S.  835; ) 

Änderung  der  Postordnung.  3.  11.  IRObl.  Teil  I S.  836.) 

Änderung  der  geseblichen  Postscheckgebühren. 
3.  11.  (RGbl.  Teil  1 S.  838.) 

Änderung  der  Postscheckörtinung.  3.  11.  (RGbl. 
Teil  1 S.  838.) 

Änderung  der  geseblichen  Telegraphengebühren 
3.  11.  (RGbl.  Teil  1 S.  839.) 

Änderung  der  Telegraphenordnung.  3.  11.  (RGbl. 
Teil  I S.  838.) 

Änderung  der  geseblichen  Fernsprechgebühren. 
3.  11.  (RGbl.  Teil  1 S.  841.) 

Änderung  der  Fernsprech  Ordnung.  3.  11.  (RGbl. 
Teil  I S.  841.) 

Der  Reichsminister  für  Ernährung  und  Land- 
wirtschaft erheb  eine  Verordnung  über: 

Änderung  des  Verzeichnisses  der  künstlichen  Dünge- 
mittel, deren  gewerbsmäbige  Herstellung  genehmigt  worden 
ist.  4.  11.  (D.  R.  vom  6.  November.) 

Das  Statistische  Reichsamt  erheb  eine  Bekannt  - 
machung  über: 

Inlands  verkehr  mit  Zucker  im  September  1922. 
6,  11.  (D.  R.  vom  8.  November.) 

Der  Präsident  des  Reichspatentamts  erheb  eine 
Bekanntmachung  über: 

Druckkostenbeiträge  für  die  Veröffentlichung  von  Waren- 
zeichen. 2.  11.  (D.  R.  vom  3.  November.)  (332b.) 

Wirtschaftsverhandlungen  mit  Estland. 

Die  Wirtschaftsverhandlungen  mit  Estland  haben  noch  nicht 
begonnen.  Zwei  der  estnischen  Unterhändler  sind  vor  kurzem  in 
Berlin  gewesen  und  haben  unverbindliche  Vorbesprechungen  mit 
den  Referenten  des  Auswärtigen  Amtes  gehabt.  Nach  ihrer 
Rückkehr  nach  Reval  hat  die  estnische  Regierung  den  Antrag  ge- 
stellt, die  Ausgleichsverhandiungen  in  Reval  stattfinden  und  erst 
nach  ihrem  Abschlub  die  Wirtschaftsverhandlungen  in  Berlin  be- 
ginnen zu  lassen.  Der  Vorschlag  hat  keinen  Beifall  gefunden. 
Weitere  Nachrichten  stehen  noch  aus.  (364.) 

Waren-Angebote  und  -Nachfragen» 

(Ohne  Gewähr.) 

Vertfetuhgeh. 

W.  8922.  Eine  Firma  in  E g g e n b e r g bei  Graz  wünscht 
Vertretungen  für  Kolonial-  und  Spezereiwaretl  zu  übernehmen. 
(Korr,  deutsch.) 

W 8923.  Eine  Firma  in  Triest  sucht  Vertretungen  für  Holz- 
und  Metallbearbeitungsmaschinen  und  für  Schrauben  zu  über- 
nehmen. (Korr,  deutsch,  itai.,  trartz.,  engl.) 

W 8924*.  Eine  Firma  in  Kohstantinopel  wünscht  Ver- 
tretungen für  Wirkwaren,  BaUtnwoll-  und  Wollwaten,  Papier  und 
für  Glas  zu  übernehmen.  (Kofr.  frartz.,  ertgl.,  deutsch.) 

W 8925*.  Eine  Firma  in  Bukarest  sucht  Vertretungen  für 
die  Textilbranche  zu  Übernehmern  (Korr,  deutsch,  franz.,  engl.) 

W 8926.  Eine  Firma  in  Sofia  wünscht  Vertretungen  für 
Papier,  Kartons  und  für  Zellulose  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W 8963*.  Eine  Firma  in  San  Salvador  sucht  Vertretungen 
für  alle  Artikel  zu  übernehmen.  (Korr,  span.,  franz.,  engl.,  deutsch.) 

W 8966*.  Eine  Firma  in  Sofia  wünscht  Vertretungen  für 
Automobile,  Fahrräder,  elektrotechnisches  Material,  Spiel-  und 
Kurzwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch.) 

W 8967*.  Eine  Firma  in  T i r g U 1 - ) i u (Rumänien)  sucht  Ver- 
tretungen für  Manufaktur-  und  Galanteriewaren  zü  übernehmen. 
(Korr,  deutsch.) 

W 8968*.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  wünscht  Vertre- 
tungen für  Handschuhe,  Kristallwaren,  elektrisches  Material, 
Stickerei  und  für  Phantasieartikel  zu  übernehmen.  (Korr,  Späh., 
franz.) 


W 8969*.  Eine  Firma  ln  Gudyoguil  sucht  Vertretungen 
für  Möbel,  Schuhe,  Drogen,  elektrisches  Material,  Glas-,  Pofzellan- 
und  Töpferwaren  zu  übernehmen.  (Korr,  span.,  engl.) 

W&970*.  Eine  Firma  in  London  wünscht  Vertretungen  für 
Gummibälle,  Spielwdfcn,  Prebglas,  Bürsien,  Jute-,  Textil-  und 
tür  Holzworen  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz.,  engl.) 

W8971.  Eine  Firma  in  Jassy  sucht  Vertretungen  für  Ge- 
wichte, Mebinstrumente,  Parfümerien,  Manufakturwaren  und  für 
Bazarartikel  zu  übernehmen.  (Korr,  franz.,  deutsch.) 

W 8972*.  Eine  Firma  in  Amsterdam  wünsdit  Vertretungen 
für  Maschinen,  Werkzeuge,  Ocräte,  Kellereiartikcl  und  für  tech- 
nische Bedarfsartikel  zu  übernehmen.  (Korr,  deutsch,  franz., 
engl.) 

W 8973*.  Eine  Firma  in  Buenos  Aires  sucht  Vertretungen 
für  Eisendraht,  Bauartikel,  Chemikalien,  Textilwaren,  Möbel, 
Zement  und  für  Holz  Zu  übernehmen.  (Korr,  deutsdi,  engl., 
span.,  franz.) 

W 8974*.  Eine  Firma  in  Cadiz  wünsdit  Vertretungen  für 
Spanien  zu  übernehmen.  (Korr,  span.,  franz.,  engl.) 

W 8975*-.  Eine  Firma  in  Johannesburg  sucht  Vertre- 
tungen für  Leder-,  Glas-  und  Steingutwaren,  Chemikalien  zu 

übernehmen.  (Korr,  engl.,  deutsch;) 

W 8976*.  Eine  Firma  in  Warschau  wünscht  Vertretungen 
für  Werkzeugmaschinen  und  für  sämtliche  Neuheiten  auf  diesem 
Gebiete  zu  übernehmen.  (Kofr.  deutsdi,  engl.) 

W 8977*;  Eine  Firma  in  R h o d e s sucht  Vertretungen  fiii 
Fahr-  und  Motorräder,  Automobile,  Musikinstrumente  und  für 
Spielzeug  zu  übernehmen.  (Korr,  ital.,  franz.) 

W 8978*.  Eine  Firma  in  S i d n e y sucht  Vertretungen  für 

Maschinen  und  technische  Bedarfsartikel  Zu  übernehmen.  (Korr, 
engl.) 

W 8979*.  Eine  Firma  in  Jassy  wünscht  Vertretungen  für 

Manufaktur-,  Eisen-,  Glas-,  Porzellan-  und  Galanteriewaren  zu 
übernehmen.  (Korf,  deutsch,  franz.) 

W 8980*.  Eine  Firma  in  Toulouse  sucht  Vertretungen  für 
Zückerwaren,  Lebensmittel  und  für  Drogen  zu  übernehmen. 
(Kofr.  franz.) 

W8981*.  Eine  Firma  in  Le  Havre  wünscht  Vertretungen  für 
l ebensmittel,  Zuckerwaren  und  für  Drogen  zu  übernehmen. 
(Korr,  fränz.) 

W 8982*.  Eine  Firma  in  Liverpool  sucht  die  Vertretungen 
für  Bau-,  Eichen-  und  Weibholz  zu  übernehmen.  (Korr,  engl., 
franz.,  span.) 

W 8983*.  Eine  Firma  in  London  wünscht  Vertretungen  f>>r 
Petroleumlampen,  Bleistifte,  Spielwaren,  Neuheiten  und  für 
Rasierapparate  zu  übernehmen.  (Korr,  engl.) 

W 8984.  Eine  Firma  in  Danzig  sucht  Vertretungen  für 
Polen  zu  übernehmen. 

W 8998.  Eine  Firma  in  Amsterdam  sucht  die  Vertretung 
eittef  Textilfabrik  zü  übernehmen. 

Die  Anschriften  obiger  Firmen  werden  bei  Angabe  der 
beigefügten  Zeichen  und  Einsendung  eines  Freiumschlags  auf 
Wunsch  durch  das  Sekretariat  der  „Industrie-  und  Handels- 
. Zeitung“,  Berlin  SW  48>  Wilhelmstr.  30/31,  mitgeteilt,  jedoch  nur 
an  ständige  Bezieher  der  „Ind,  u.  Handels-Ztg.*'.  Eine  Weiter- 
gabe der  Adressen  an  Dritte  ist  nicht  gestattet.  Bei  den  mit 
einem  * bezeichnten  Firmen  liegen  Auskünfte  vor,  die  gegen 
eine  besondere  Schreibgebühr  von  10  Mark  für  jede  Auskunft 
ebenfalls  von  dem  genannten  Sekretariat  mitgeteilt  werden. 
Zahlungen  sind  auf  das  Postscheckkonto  der  Deutschen  Allge- 
meinen Correspondenz-G.  m.  b.  H.,  Berlin  NW,  Nr.  106  998,  mit 
der  Bezeichnung  ^Industrie-  und  Handels-Zeitung“,  „Waren- 
angebote und  Nachfragen“  zu  leisten.  Ind.-  u.  Hd-.Ztg. 


Spedition  * Schiffahrt 

internationale  Transporte 

STRUCK  & RENCK 

Hamburg  Lübeck  Bremen 

MassengutsSpedition 

Verwiegung  - Bemusterung  - Versicherung  - Lagerung 
Gewichtskonifolie 
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Amtliche  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags 

SCHRIFTLEITUNG:  Dr.  Dr.  G.  WOLFF.  BERLIN  C 2 . NEUE  FRIEDRICHSTRASSE  53-9« 


Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Zusammenarbeit  mit  den  deutschen  Handels- 
kammern im  Ausland. 

Der  D.  I.  u.  H.  richtele  unter  dem  13.  d.  M.  an  die  deutschen 
Handelskammern  in  Buenos  Aires,  Montevideo,  Valparaiso  und 
den  Verband  deutsch-brasilianischer  Firmen  in  Rio  de  Janeiro 
durch  Vermittlung  der  Hamburger  Geschäftsstelle  der  deutschen 
Handelskammern  in  den  lateinamerikanischen  Ländern,  an  die 
deutsch-amerikanische  Handelskammer  in  New  York  durch  Ver- 
mittlung ihrer  Berliner  Geschäftsstelle,  an  die  Deutsche  Handels- 
kammer in  Hankau  durch  Vermittelung  des  Ostasiatischen  Ver- 
eins, sowie  an  die  Deutsche  Handelskammer  in  Zürich,  die 
deutsch-ungarische  Handelskammer  in  Budapest,  die  deutsch- 
italienische Handelskammer  in  Mailand,  die  Deutsche  Wirtschafts- 
kammer in  Wien  und  die  Deutsche  Wirtschaftliche  Vereinigung  fiir 
Spanien  in  Barcelona  folgendes  Schreiben: 

„Mit  verschiedenen  deutschen  Handelskammern  im  Ausland 
und  ihnen  gleichstehenden  Organisationen  steht  der  Deutsche  In- 
dustrie- und  Handelstag  seit  langem  in  engster  Fühlung.  Wir 
würden  es  jedoch  begrüben  — und  wir  entsprechen  dabei  mehr- 
fachen Anregungen  aus  dem  Kreise  unserer  Mitglieder  — wenn 
diese  Zusammenarbeit  noch  vertieft  und  weiter  ausgebaut  würde. 
Weitestgehende  Zusammenarbeit  der  deutschen  wirtschaftlichen 
Auslandsvertretungen  mit  der  Zentrale  der  innerdeutschen  Han- 
delskammern erscheint  um  so  notwendiger,  als  der  Stand  der 
deutschen  Währung  es  den  am  Außenhandel  beteiligten  deut- 
schen Firmen  mehr  und  mehr  erschwert,  sidi  über  die  Verhält- 
nisse in  ihren  Absaß-  oder  Bezugsgebieten  zu  unterrichten,  die 
Entsendung  von  Reisenden,  die  Bestellung  von  Vertretern,  der 
Bezug  ausländischer  Zeitschriften  von  Monat  zu  Monat  uner- 
schwinglich wird,  die  amtlichen  deutschen  Vertretungen  im  Aus- 
land jedoch  aus  mancherlei  — nicht  zuleßt  rein  finanziellen  — 
Gründen  den  Bedürfnissen  der  interessierten  Inlandskreise  nach 
eingehender  Unterrichtung  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
im  Ausland  nicht  immer  in  vollem  Umfange  zu  genügen  vermögen. 

Andererseits  wird  es  den  deutschen  Handelskammern  im 
Ausland  erwünscht  sein,  im  Interesse  der  ihnen  angeschlossenen 
Firmen  mit  dem  Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  und  mit 
ihren  Schwesterkammern  im  Inland  in  ständigem  Meinungsaus- 
tausch und  enger  Fühlung  zu  stehen.  Verschiedene  deutsche  Aus- 
landskammern haben  sich  bereits  ständige  Vertretungen  in 
Deutschland  geschaffen.  Soweit  dies  der  Fall  ist  (Deutsche  Han- 
delskammern in  Lateinamerika,  Deutsch-Mexikanische  Handels- 
kammer), beabsichtigen  wir,  uns  im  Verkehr  mit  den  betreffen- 
den Kammern  u.  dergl.  auch  in  Zukunft  im  allgemeinen  der  Ver- 
mittelung dieser  Stellen  zu  bedienen.  Denjenigen  deutschen  Aus- 
landskammern, die  eine  solche  besondere  Vertretung  in  Deutsch- 
land nicht  besißen,  dürfte  es  besonders  erwünscht  sein,  die  Mög- 
lichkeit zu  haben,  sich  durch  Vermittelung  des  Deutschen  In- 
dustrie- und  Handelstages  über  die  Ansicht  der  maßgebenden 
Stellen,  über  wichtige,  die  Deutschen  im  Ausland  besonders  in- 
teressierende Angelegenheiten,  über  Zölle,  Steuern  u.  dergl.  zu 
unterrichten.  In  allen  diesen  Fragen  mit  den  deutschen  Handels- 
kammern im  Ausland  und  den  ihnen  entsprechenden  Verbänden 
zusammenzuarbeiten  sind  wir  gern  bereit  und  bitten,  uns  in 
unserm  Streben  nach  möglichst  enger  Gestaltung  der  Beziehungen 
zwischen  Auslands-  und  Inlandskammern  zu  unterstüßen. 

Als  Grundlage  für  diese  Gemeinschaftsarbeit  beabsichtigen 
wir,  eine  vollständige  Sammlung  der  Satzungen  und  der  Mit- 
gliederverzeichnisse der  deutschen  Handelskammern  im  Ausland, 
sowie  der  ihnen  entsprechenden  Vereinigungen,  nach  dem 
neuesten  Stand  anzulegen;  für  Übersendung  dieser  Materialien 
wären  wir  zu  Dank  verpflichtet.  Falls  Sie  eine  eigene  Zeitschrift 
herausgeben  und  diese  uns  bisher  nicht  zugeht,  würden  wir  es 
begrüßen,  wenn  sie  uns  in  Zukunft  regelmäßig  zugestellt  würde. 


Wir  sind  bereit,  dafür  im  Austausch  unser  Organ,  die  „Deutsche 
Wirtschaftszeitung“,  zu  liefern.“ 

Erhöhung  des  Höchstbetrages  für  Nachnahme- 
sendungen. 

Den  Anregungen  des  D.  I.  u.  H.  bei  den  zuständigen  Stellen 
wegen  Erhöhung  der  Höchstgrenze  für  Nachnahmen  hat  der 
Reichspostminister  insofern  entsprochen,  als  mit  Wirkung  vom 
1.  Dezember  d.  J.  ab  der  Höchstbetrag  von  30  000  M.  auf 
150  000  M.  heraufgeseßt  werden  wird. 

Markstntzung.  Produktionssteigerung. 

Im  Verlage  Reimar  Hobbing,  Berlin,  erscheint  die  bekannte, 
von  Hugo  Stinnes  am  9.  November  im  Wirtschafts-  und  Finanz- 
politischen Ausschuß  des  Vorl.  Reichswirtschaftsrats  gehaltene 
Rede  als  Broschüre  im  Umfange  von  16  Seiten.  Die  Rede  ist 
mit  Anmerkungen,  Erklärungen  und  mit  einer  Einleitung  versehen. 
Der  Preis  beträgt  bei  einem  Bezüge  bis  zu  1000  Stück  15  M.  je 
Stück!,  über  1000  Stück  13  M.,  über  3000  Stück  12  M.,  über  5000 
Stück  10  M.  Porto  und  Verpackung  werden  besonders  berechnet. 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  die  Bezirksfirmen  auf  diese 
Broschüre  hinzuweisen. 

Mustermesse  in  Barcelona. 

Der  D.  I.  u.  H.  wird  von  dem  Vertreter  der  Mustermessen  zu 
Barcelona  gebeten,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Mustermessen 
in  Barcelona  nicht  mit  den  in  anderen  Orten  Spaniens  geplanten 
besonderen  Messen  verwechselt  werden  dürfen,  daß  sie  vielmehr 
ein  geschlossenes  Ganzes  bilden,  unter  dem  ehrenamtlichen  Vor- 
siß  des  Königs  von  Spanien  stehen,  und  mit  Sicherheit  tatsächlich 
stattfinden.  Insbesondere  die  nächste  Messe  vom  17.  bis  28.  März 
1923  verspricht  von  außerordentlicher  Bedeutung  zu  werden,  da 
sie  zu  gleicher  Zeit  mit  dem  Krongreß  der  deutsch-amerikanischen 
Handelskammern  in  Barcelona  stattfindet. 

Verfahren  vor  den  gemischtenSchiedsgerichtshöien 

Der  Deutsche  Anwaltverein,  Leipzig,  Schreberstr.  3,  hat  eine 
Liste  solcher  Rechtsanwälte  aufgestellt,  die  nach  ihrem  beson- 
deren Arbeitsgebiet  und  ihrer  Sprachbeherrschung  geeignet  sind, 
die  Vertretung  in  den  Verfahren  vor  den  auf  Grund  des  Vertrages 
von  Versailles  errichteten  gemischten  Schiedsgerichtshöfen  zu 
übernehmen.  Der  Deutsche  Anwaltverein  ist  bereit,  Auskunft  über 
diese  Listen  zu  erteilen  und  Vertreter  für  die  erwähnten  Schieds- 
gerichte nachzuweisen. 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  die  Bezirksfirmen  auf  vor- 
stehendes hinzuweisen. 

Novelle  zum  JLand  es  Steuergesetz 
(Finanzausgleichsgesetz). 

Der  Zentralverband  des  Deutschen  Bank-  und  Bankier- 
gewerbes, der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag,  die  Handels- 
kammer von  Berlin,  die  Hauptgemeinschaft  des  deutschen  Einzel- 
handels, der  Landesausschuß  der  Preußischen  Handelskammern, 
der  Reichsverband  der  Deutschen  Industrie,  der  Verein  der  deut- 
schen Kaliinteressenten,  der  Zentralverband  des  deutschen  Groß- 
handels, der  Zweckverband  Nordwestdeutscher  Wirtschaftsver- 
tretungen haben  in  einer  Besprechung  am  27.  November  zu  dem 
Beschluß  des  finanziellen  Ausschusses  des  Reichswirtschaftsrats 
bezüglich  der  Erhöhung  der  Umsaßsteuer  und  der  Befreiung  der 
Genossenschaften  von  der  Umsaßsteuer  Stellung  genommen.  Sie 
sind  nach  eingehender  Erörterung  aller  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkte  zu  der  Überzeugung  gekommen,  daß  der  Beschluß 
des  finanzpolitischen  Ausschusses,  eine  noch  weitere  Erhöhung 
der  Umsaßsteuer  vorzunehmen,  für  die  deutsche  Wirtschaft  bei 
der  zusehends  schwindenden  Kaufkraft  weitester  Kreise  selbst 
für  die  lebenswichtigsten  Artikel  als  unerträglich  bezeichnet 
werden  muß.  Unter  Bezugnahme  auf  die  Stellungnahme  des 
deutschen  Reichstags  und  des  Plenums  des  Reichswirtschaftsrats 


vom  28.  Oktober  1921  ist  die  Aufforderung  an  die  Reichsregierung 
gestellt  worden,  dem  neuerlichen  Beschluß  des  finanzpolitischen 
Ausschusses  keinerlei  Bedeutung  zuzumessen,  zumal  er  mit  der 
Stellungnahme  der  Vollversammlung  des  Reichswirtschaftsrats  in 
Widerspruch  steht. 

Der  Beschluß,  die  Genossenschaften  von  der  Umsaßsteuer 
freizustellen,  muß  zur  Folge  haben,  daß  für  sämtliche  Waren- 
gruppen die  dem  genossenschaftlichen  Vertrieb  unterliegen,  ent- 
sprechende Befreiungen  von  der  Umsaßsteuer  allgemein  zu  be- 
willigen sind,  um  die  außerhalb  der  Genossenschaften  stehenden 
Betriebe,  insbesondere  der  kleingewerbetreibenden  Bevölkerung 
nicht  im  Wege  der  Steuergesetzgebung  konkurrenzunfähig  zu 
machen. 

Steuermarken  und  tberireisongsverlahren 
für  Steuerabzüge. 

Auf  die  Vorstellung  des  D.  I.  u.  H.  (vgl.  S.  309)  hat  der 
Reichsminister  der  Finanzen  folgendes  geantwortet  (111  E 19  569): 

„Die  Ausgabe  von  Einkommensteuermarken  zu  500,  1000  und 
2000  M.  ist  in  Aussicht  genommen  worden.  Die  Belieferung  der 
Postanstalten  mit  diesen  Marken  wird  voraussichtlich  in  kürzester 
Zeit  erfolgen.  Auch  wegen  ausreichender  Belieferung  der  Post- 
anstalten mit  den  bereits  im  Verkehr  befindlichen  Einkommen- 
steuermarken habe  ich  das  Erforderliche  veranlaßt. 

Wegen  der  Zulassung  jährlicher  Uberweisungsblätter  statt 
der  jetzt  vorgeschriebenen  vierteljährlichen  werde  ich  bei  einer 
späteren  Änderung  der  Durchführungsbestimmungen  zum  Gesetz 
über  die  Einkommensteuer  vom  Arbeitslohn  prüfen,  inwieweit 
der  Anregung  stattgegeben  werden  kann.“ 

Holländische  Zollstrafen. 

Nach  einem  Bericht  des  deutschen  Generalkonsulats  in 
Amsterdam  nehmen  die  Gesuche  deutscher  Firmen,  in.  denen  die 
deutschen  amtlichen  Vertretungen  in  Holland  ersudit  werden, 
Schritte  bei  den  holländischen  Zollbehörden  zur  Aufhebung  ver- 
hängter Zollstrafen  zu  unternehmen,  in  letzter  Zeit  stark  zu.  Es 
handelt  sich  in  den  meisten  Fällen  um  falsche  Deklarierungen,  die 
von  den  betreffenden  Firmen  nachträglich  mit  einem  Irrtum  bzw. 
Versehen  von  Angestellten  erklärt  werden.  Die  Fälle  sind,  soweit 
sie  glaubhaft  erscheinen,  bei  der  Niederländischen  Regierung  zur 
Sprache  gebracht  worden,  doch  haben  fast  alle  Reklamationen 
keinen  Erfolg  gehabt. 

Wir  empfehlen  infolgedessen  unseren  Mitgliedern,  die 

deutsche  Geschäftswelt  zur  peinlichen  Beachtung  der  hollän- 
dischen Zollbestimmungen  anzuhalten  und  auf  die  empfindlichen 
Bestrafungen  von  Zollverstößen  durch  die  holländischen  Behörden 
aufmerksam  zu  machen. 

Statistische  Harken. 

Auf  Grund  versdiiedener  Beschwerden  der  Handelskammern 
Frankfurt  a.  M.,  Frankfurt  a.  O.  und  Harburg  richtete 
der  D.  I.  u.  H.  am  28.  November  folgendes  Schreiben  an  das 
Reichswirtschaftsministerium: 

„Unter  dem  14.  Oktober  d.  J.  — 1/7  Nr.  4342  — teilte  uns  das 
Reichswirtschaftsministerium  mit,  daß  der  Drude  statistisdier 
Marken  im  Werte  von  20  und  50  M.  schon  vor  längerer  Zeit  in 
die  Wege  geleitet  und  nur  durch  technische  Schwierigkeiten  ver- 
zögert worden  sei,  daß  außerdem  auch  in  einiger  Zeit  Marken  im 
Werte  von  100  M.  ausgegeben  werden  sollen. 

In  den  letzten  Tagen  sind  uns  jedoch  von  verschiedenen  Han- 
delskammern (Frankfurt  a.  M.,  Harburg,  Frankfurt  a.  O.)  erneut 
Beschwerden  zugegangen,  aus  denen  ersichtlich  ist,  daß  dem 
Mangel  an  geeigneten  statistischen  Marken  bisher  noch  immer 
nicht  abgeholfen  ist.  Z.  B.  verfügt  das  Hauptpostamt  Frank- 
furt a.  M.  nach  wie  vor  nur  über  statistische  Marken  im  Werte 
von  5 M. 

Wir  gestatten  uns  auch  wiederholt  auf  die  Notwendigkeit 
der  Herstellung  von  Marken  im  Werte  von  200  und  500  M.  hinzu- 
weisen. Die  im  obengenannten  Schreiben  geltend  gemachten 
Bedenken,  nach  denen  die  Ausgabe  höherwertiger  Marken 
wegen  der  Gefahr  von  Unterschieden  bei  der  Verwahrung  durch 
die  einzelnen  Firmen  vorerst  nicht  in  Angriff  genommen  werden 
soll,  vermögen  wir  nicht  zu  teilen;  für  die  Verwahrung  dieser 
Marken  sind  u.  E.  die  betreffenden  Firmen  verantwortlich.  Wir 
bitten  daher  nochmals,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Marken 
im  Werte  von  <20,  50  und  100  M.,  soweit  es  noch  nicht  geschehen 


ist,  mit  größter  Beschleunigung  in  den  Verkehr  gelangen  und 
daß  auch  der  Druck  von  Marken  im  Werte  von  200  und  500  M. 
in  die  Wege  geleitet  wird.“  Vgl.  S.  294. 

Zulassung  von  Firmen  zur  Außenhandclsstelle 
für  den  Exporthandel. 

Die  Behandlung  der  Anträge ' solcher  Firmen,  welche  zur 
Außenhandelsstelle  für  den  Exporthandel  zugelassen  zu  werden 
wünschen,  erfolgt  nach  folgenden  Grundsäßen: 

1.  Die  Zulassung  von  Firmen  zur  Außenhandelsstclle  für  den 
Exporthandel  erfolgt  im  Zusammenwirken  zwischen  Außenhan- 
delsstelle  für  den  Exporthandel  und  den  fachlichen  Außenhandels- 
stellen,  die  in  Zulassungsangelegenheiten  von  dem  Sdiriftführer 
der  Reichsbevollmächtigten  vertreten  werden.  Falls  zwischen 
den  fachlichen  Außenhandelsstellen  und  der  Außenhandelsstelle 
für  den  Exporthandel  ein  Einvernehmen  über  die  Behandlung 
eines  Zulassungsantrages  nicht  zu  erzielen  ist,  entscheidet  end- 
gültig das  Zulassungs-Schiedsgericht  bei  dem  Reidiskommissar 
für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung,  welches  sich  aus  einem  Ver- 
treter des  Reichskommissars,  einem  solchen  der  fadilichen 
Außenhandelsstellen  und  einem  Vertreter  der  Außenhandelsstelle 
für  den  Exporthandel  zusammensetzt. 

2.  Die  Zulassungsbedingungen  richten  sich  in  ihrem  materi- 
ellen Inhalt  nach  den  Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung 
der  Außenhandelskontrolle  sowie  der  amtlichen  Begründung  zu 
diesen  Ausführungsbestimmungen. 

Danach  ist  die  Zulassung  auf  solche  Firmen  beschränkt,  die 
seit  geraumer  Zeit  gemischten  Exporthandel  betreiben.  Firmen, 
die  vor  allem  fachlich  spezialisierte  Exportgeschäfte  abwickeln, 
können  im  allgemeinen  ebensowenig  zur  Außenhandelsstelle  für 
den  Exporthandel  zugelassen  werden  wie  solche  Firmen,  die  vor 
allem  auf  die  Abwicklung  von  Inlandsgeschäften  eingestellt 
sind.  Weiter  läßt  sidi  grundsäßlidi  die  Zulassung  solcher  Firmen 
nidit  ermöglichen,  die  vor  allem  eigene  Fabrikate  exportieren. 

Diejenigen  Firmen,  die  zugelassen  zu  werden  wünschen, 
sollen  im  allgemeinen  längere  Zeit  bereits  mit  den  fachlichen 
Außenhandelsstellen  direkt  oder  unter  Vermittlung  der  Liefer- 
werke zusammen  gearbeitet  und  so  Gelegenheit  gehabt  haben, 
sich  mit  den  Vorschriften  der  fachlichen  Außenhandelsstellen  ver- 
traut zu  machen;  dodi  soll  durdi  die  Handhabung  der  Zulassungs- 
grundsätze der  Aufbau  junger  Firmen  nidit  unbillig  erschwert 
werden. 

Nachrichten  ans  dem  Anslande. 

Der  D.  I.  u.  H.  veröffentlicht  eine  Denkschrift  über  die  „Ver- 
mittlung von  Nachrichten  über  Auslandsverhältnisse“  (Berlin  1922, 
Preis  brosch.  50  M.),  in  der  er  die  Geschichte  der  Bestrebungen 
schildert,  ein  deutsches  Außenhandelsamt  zu  schaffen.  In  dem 
2.  Abschnitt  wird  die  vor  kurzem  noch  herrschende  Zersplitterung 
der  amtlichen  und  privaten  Vermittlung  von  Auslandsnachrichten 
dargestellt  und  in  einem  Schlußkapitel  sind  die  Schlußfolge- 
rungen gezogen,  die  in  der  ausführlich  begründeten  Forderung 
der  Zentralisierung  des  privaten  Vermittlungsdienstes  dieser  Art, 
eines  schnellen  Ausbaues  des  Zotlbüros  und  des  Handelsarchivs 
beim  Reichswirtschaftsministerium  gipfelt  und  sich  den  vom 
Auswärtigen  Amte  in  mehreren  wichtigen  Wirtschaftsgebieten  ge- 
schaffenen Zweigstellen  recht  skeptisch  gegenüberstellt. 

Ansgabe  besonderer  Paßhefte 
mit  größerer  Seitenzahl. 

Auf  Grund  einer  Eingabe  der  Handelskammer  Worms  be- 
antragte der  D.  I.  u.  H.  beim  Reichsministerium  des  Innern,  für  die 
Ausgabe  besonderer  Paßhefte  mit  größerer  Seitenzahl  für  Aus- 
landsreisen Sorge  zu  tragen.  Die  gegenwärtig  gebrauchten  Paß- 
hefte reichen  infolge  ihrer  geringen  Seitenzahl  für  größere  Aus- 
landsreisen vielfach  nicht  aus.  Die  Polizeiverwaltung  Worms 
hatte  es  jedoch  als  unzulässig  abgelehnt,  dem  Paßheft  weitere 
Blätter  einzufügen. 

Einfuhr  nach  den  Niederlanden 
in  nicht  holländischer  Währung. 

Der  Niederländische  Berufungsrat  für  die  Einfuhrzölle  hat 
beschlossen,  die  für  die  Verzollung  erforderliche  Wertberechnung 
von  Waren  mit  Fakturen  in  ausländischer  Währung  in  folgender 
Weise  vorzunehmen:  Der  ursprüngliche  Kaufpreis  wird  zu  dem 
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Kurse  des  BestellUngs-  biw.  Auftrdgsbestatigungsiages  irt  Gul- 
den umgerechnet.  Eventuelle  spätere  Preisdufschläge  Wefdöh 
zu  dem  Kurse  in  Gulden  ürftgerechhet,  ari  dem  zwischen  dem  Lie- 
feranten und  Abnehmer  der  Ware  eine  Einigiing  über  diese  Auf- 
schläge erzielt  würde:  Die  Summe  dör  errechneten  Oulden- 
beträge  wird  als  Wert  der  eingeführten  Warb  angesehen. 

Wir  bitten,  die  interessierten  Bezirksfirmen  hierüber  aufzu- 
klären. 

Dentsch-portttgiteslsches  Hatidolsalikoimtien. 

Portugal  fordert  für  ein  provisorisches  zweimonatiges  Ab- 
kommen freie  Einfuhr  für  portugiesische  Süßweine,  erhebliche 
Herabseßung  der  Zölle  für  eine  Reihe  portugiesischer  Produkte 
(wie  Sardinen,  Kaffee,  Käkdo,  brächte,  harz,  Kbrk  üsw.)  und  Bin- 
dung dieser  Zollsäße  über  den  lÖ.  Jdriüdr  t923  hinaus.  Gleich- 
zeitig fordert  die  portugiesische  Regierung  das  Einverständnis 
Deutschlands  zum  Verkauf  der  sogenannten  deutschen  Nötliafen- 
güter  (Ladungen  der  zu  Kriegsbegifln  in  portugiesische  Häfen 
geflüchteten  deutschen  Dampfer),  soweit  sie  dem  Verderb  aus- 
geseßt  sind.  Für  die  Erfüllung  dieser  Forderungen  bietet  uns 
Portugal  den  Mihimaltarif  nur  für  eine  Reihe  von  uns  zu  be- 
nennender deutscher  Produkte,  also  nicht  die  in  dem  vorjährigen 
Abkommen  zugesagte  Meistbegünstigung.  Dem  portugiesischen 
Gesandten  ist  mit  entsprechender  Begründung  erklärt  worden,  daß 
diese  Forderungen  unannehmbar  sCieh.  Die  Bemühungen,  die 
portugiesische  Regierung  zu  einer  Heräbseßühg  ihrer  Forderun- 
gen und  zur  Gewährung  der  Meistbegünstigung  zu  Veranlassen, 
werden  förtgeseßt.  Ob  sie  Erfolg  haben  werden,  steht  dahin. 
Jedenfalls  muß  damit  gerechnet  Werden,  daß  ab  6.  Dezember  d.  J. 
auf  deutsche  Waren  in  Portugal  der  portugiesische  Maximaltarif 
angewCndet  wird.  (Vgl.  W.  T.  B. -Meldung  vom  25.  XL) 

Im  Hinblick  auf  die  Kündigung  des  deutsch-portugiesischen 
Handelsabkommens  vom  6.  Dezember  v.  )s.  durch  die  portu- 
giesische Regierung  übersandte  der  D.  I.  u.  H.  am  tl.  November 
den  zuständigen  Stellen  die  ihm  für  die  zu  erwartenden  neuen 
Verhandlungen  zugegangönen  Wünsche  der  Handelskammern. 

Nachlieferungen  für  den  Wiederaufbau 
(Konsignationslager). 

Die  von  deutschen  Eirmen  für  künftige  Lieferungen  im  freien 
Sachlieferungsverkehr,  insbsondere  zur  Abgabe  kleinerer  Mengen 
von  Baustoffen,  in  den  zerstörten  Gebieten  angelegten  Waren- 
lager unterliegen  nicht  der  Beschlagnahme  auf  Grund  des 
Friedensvertrages.  Da  hierüber  in  Interessentenkreisen  Zweifel 
entstanden  waren,  bitten  wir  unsere  Mitglieder,  dieses  zur  all- 
gemeinen Kenntnis  zü  bringen.  Die  grundlegende  Verfügung  des 
Reichsmihistrieüms  für  Wiederaufbau  ist  uhfer  A 1 6804  vom 
16.  November  1922  ergangen. 

Post. 

Aiiseliriiten  auf  Pöstseiidnngen  nach  Polen. 

Die  Handelskammer  zu  Oppeln  teilte  am  8.  d.  M.  mit,  daß 
Postsendungen  aus  Deutschland  nach  deutseh-oberschlesischen 
Orten  wie  Beuthen,  Gleiwiß,  Hindenburg  u.  a.  m.  oft  mit  Auslands- 
porto freigemacht  werden}  in  der  Annahme}  daß  diese  Orte  zu 
Polen  gefallen  seien.  Hieraus  würden  sich  vielfach  Unzuträglich- 
keiten ergeben.  Es  sei  daher  zweckmäßig  darauf  zu  achten, 
welche  Ortschaften  deutsch  geblieben  und  welche  zu  Polen  ge- 
fallen seien. 

In  dem  im  Vefläge  vbh  KirSch  & Müller  in  Beuthen  erschei- 
nenden },Handbuch  für  den  Verkehr  mit  Öberschlesien*“,  heraus- 
gegeben  von  der  Handelskammer  zu  Oppeln,  Wörde  daher  ein 
Verzeichnis  der  polnisch  gewordenen  Ortschaften  in  alphabetischer 
Reihenfolge  (auch  mit  polnischer  Bezeichnung)  mit  mitgenommen 
werden.  (Vgl.  S.  91.) 

feänkeri. 

Beschlagnahme  ausländischer  Wertpapiere. 

Von  verschiedenen  Handelskammern,  so  vort  dehön  zu 
Dessau,  Düsseldorf  Und  Elbing,  sind  bei  uns  Klagen 
darüber  laut  geworden,  daß  für  die  aus  Anlaß  des  Versailler 
l riedensverfrages  angemeldeten  und  vom  Reich  beschlagnahmten 
ausländischen  Wertpapiere  bisher  Weder  eine  Abrechnung  erfolgt, 
noch  überhaupt  eine  Entschädigung  an  die  Anmeldepflichtigen  ge- 
währt worden  ist.  Wir  beffiörken  hierzu,  daß  die  gesamte  Ent- 
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scliädigungsfiagc  für  die  fraglichen  Wertpapiere  durch  das  Liqui- 
ddliönsschädehgeseß  geregelt  wird,  dessen  Entwurf  im  gegenwär- 
tigen Zeitpünkt  dem  Reichstag  zur  Beschlußfassung  vorliegt. 
Trößderri  haben  Wir  uns  verahlaßt  gesehen,  an  den  Herrn  Reichs- 
wirtschaftsminister mit  der  Bitte  heranzutreten,  bereits  schon  jeßl 
den  Betroffenen  Wenigstens  die  Möglichkeit  zu  geben,  auf  die 
hinterlegten  Wertpapiere  einen  Kredit  zu  erhalten.  Def  Herr 
Minister  teilt  uns  daraufhin  mit,  daß  die  Stelle  für  ausländische 
Wertpapiere  bereits  jeßt  ermächtigt  sei,  aüf  der  Orurtdiage  des 
Entwurfes  mit  den  EntschädigUngsbereChligien  Äbfihduhgsyer- 
gleiche  zu  schließen  (vgl.  S.  269).  Vgl.  S.  206. 

Versicherung* 

Reich  saufsicht  nhel»  die  'frsuispori  Versicherung. 

Die  Handelskammer  H i 1 d ö s h e i m sprach  sich  in  einer 
Eingabe  Vom  2Ö.  hlovefnber  )922  an  den  D.  1.  ü.  H.  gegen  eine 
Uhlersteililhg  der  Trahspof  {Versicherung  unter  das  Versiche- 
ruhgs-Alifsichtsgeseß  dtls.  Die  Begründung  deckt  sich  mit  der 
Efklärüfig  Unseres  HaübtaUsSchüsses  Vom  15.  November. 

Denselben  Standpunkt  nahm  die  Handelskammer  Köln  in 
einer  Eingabe  vom  24.  November  an  den  Reichswirtschafts- 
minister ein.  „Die  Hochflut  von  Gründungen  im  Transportver- 
sicherurigsgewerbe,  bei  denen  allerdings  Maß  Und  Ziel  nicht  ein- 
gehalten worden  seien,  werde  durch  freien  Wettbewerb  binnen 
kurzem  beseitigt  Werden.  Dör  Versicherungsnehmer  sei  in  der 
Transportversicherung  in  jeder  Weise  in  der  Lage,  seine  Rechte 
gegenüber  dem  Versicherer  selbst  zu  Wahren,  ör  Sei  kein  Wirt- 
schaftlich Schwacher,  «u  dessen  Schuß  der  Staat  eingreifen 
müsse.  Allzu  scharfe  geSößgeberische  Maßnahmen  würden  den 
frischen  Zustrom  neuer  Energie  nur  hemmen.“ 

Auch  die  Handelskammer  Ludwigshafen  wandte  sich 
in  einem  Gutachten  vom  22.  November,  das  sie  dem  Reichswirf- 
Schaftsministerium  eingereicht  hat,  grundsaßlich  gegen  die  Be* 
aufsichtigung.  — Die  Kammer  erhebt  aber  im  Gegeiisäß  zü  der 
Erklärung  unseres  Hauptausschusses  vom  15.  November  1922 
keine  Einwendungen,  wenn  sich  die  Reichsaufsicht  lediglich  auf 
eine  Beaufsichtigung  der  Gründung  und  der  Kapitalkraft  def 
betreffenden  Unternehmungen  beschränkt.  Vgl.  S.  359. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Preistreiberei. 

Der  Reichs  wirtschdftsftiinister  lehnte  am  8.  No- 
vember d.  J.  in  einem  an  die  Handelskammer  zu  Sorau  gerichteten 
Schreiben  die  auf  Seite  346  unter  11  und  2)  vorgebrachten 
Wünsche  ab,  da  er  nicht  befugt  sei,  auf  die  gerichtlichen  Behörden 
einzuwirken.  Dagegen  teilte  er  der  Kammer  mit,  daß  in  Aussicht 
genommen  sei,  in  einem  voraussichtlich  in  Kürze  hinaüsgehenden 
Rundschreiben  des  Reiehswirtschaftsminisiers  und  des  Reichs- 
ministers der  Justiz  an  die  LandöStegierUngen  das  Efsüchen  zU 
richten,  die  Strafverfolgungsbehördeh  efneui  zü  Veranlassen,  ih 
Strafsachen  wegen  Preistreiberei  in  allen  zweifelhaften  Fällen  in 
einem  möglichst  frühen  Abschnitt  des  Verfahrens,  möglichst  vör 
Erhebung  einer  Anklage  und  vor  der  Anordnung  der  Beschlag- 
nahme der  Waren,  Sachverständige  zu  hören.  Aüch  bei  deh  Ge- 
richten, insbesondere  bei  den  Wuchergerichten,  solle  dahin  ge- 
wirkt werden,  daß  in  allen  zweifelhaften  Fällen  Sachverständige 
zur  Hauptverhandlung  zugezogen  werden.  Ferner  sei  es  erforder- 
lich, daß  die  zUzuziehöhden  Sachverständigen  tunlichst  auf  Grund 
von  Vorschlägen  dör  amtlichen  Vertretungen  der  beteiligten  Wiff- 
schaftskfeise,  wie  Handelkämmern,  Laridwirtschaftskammern,  er- 
nannt werden.  Vörgl.  S.  346. 

Warenliamlel  der  Beamten. 

Die  Handelskammer  zu  Darmstadt  erhob  beim  hessischen 
Ministerium  für  Arbeit  und  Wirtschaft  Beschwerde  darüber,  daß 
die  Beamten-Wirtschaftsgenossenschaft  zu  Darmstadt  die  Lebens- 
mittelindustrie ihres  Bezirks  ersucht  habe,  ihr  die  betreffenden 
Fabrikate  unter  Umgehung  des  verteuernden  Zwischenhandels 
direkt  ab  Fabrik  zu  geben.  Ferner  beschwert  sich  die  Kammer 
darüber,  daß  die  Vürischafisgenossenschaft  von  staatlichen 
Räumen  aus  geleitet  werde  und,  da  diese  Räume  nur  während 
der  Dienstzeit  den  Beamten  zugängig  seien,  die  Geschäfte 
während  der  Diensthunden  vorgenommen  würden.  Darüber  er- 
teilte das  hessische  Ministerium  folgende  Antwör* 


,,Das  Gpsamtministerium  hat  sielt  bereits  im  Jahre  1919  auf 
eine  Verstellung  einer  Beamtenvereinigung  hin  mit  der  gleichen 
Angelegenheit  befaßt,  die  Ihre  Eingabe  vom  9.  Juni  ds.  Js.  zum 
Gegenstand  hat.  Es  bestanden  damals  keine  Bedenken  gegen  das 
Unternehmen  an  sich  und  ebensowenig  Bedenken  gegen  die  Er- 
teilung der  Genehmigung: 

1.  zur  Vornahme  von  Geschäften  der  Bcamtcnvereinigung  durch 
die  geschäftsführenden  Beamten  in  den  Dienststunden,  inso- 
lange  der  Dienst  nicht  notlejde, 

* Z.  zur  Annahme  besonderer  Vergütung  durch  diese  Beamten 
nach  Maßgabe  der  Qrundsäbe  über  die  Vergütung  für  Neben- 
arbeiten der  Beamten, 

3,  zur  Benußung  von  Räumen  in  Dienstgebäuden,  solange  diese 
nicht  für  Dienstzwecke  in  Anspruch  genommen  würden. 

Eine  Änderung  in  dieser  Stellungnahme  der  hessischen  Re- 
gierung ist  bisher  nicht  eingetreten. 

Der  täglich  zunehmenden  Teuerung  aller  Lebensbedürfnisse 
gegenüber  befinden  sich  u,  E.  auch  die  Beamten  in  einer  beson- 
deren Notlage  und  zwar  nicht  nur  diejenigen  der  unteren  Besol- 
dungsgruppen. Man  kann  es  ihnen  deshalb  nicht 
verdenken,  wenn  sie  zur  Selbsthilfe  schreiten, 
zumal  es  vielfach  den  Anschein  hat,  als  ob  die 
Preiserhöhungen  über  Gebühr  rasch  und  in  er- 
schreckendem Ausmaße  erfolgen.  Reidi,  Staat, 
. Gemeinden  usw.  sind  leider  nicht  mehr  in  der  Lage,  ihre  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeiter  diesen  Verhältnissen  entsprechend  zu 
bezahlen;  es  würde  deshalb  in  diesen  Kreisen  nicht  verstanden 
werden  und  auf  schärfsten  Widerspruch  stoben,  wenn  ihren  Be- 
strebungen, diesen  tlbelstand  durch  Selbsthilfe  zu  mildern, 
Schwierigkeiten  gerade  von  ihren  Arbeitgebern  bereitet  würden. 
Einem  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  der  Beamten-  und  Lehrer- 
schaft, der  bei  der  geradezu  katastrophalen  Entwickelung  der 
Dinge  nicht  außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit  liegt,  muß  auch 
schon  im  Interesse  des  Staates  mit  allen  Mitteln  entgegengewirkt 
werden;  es  würde  auch  für  die  Geschäftswelt  von  weittragenden, 
zu  den  Nachteilen,  die  sic  durch  das  Bestehen  einer  Beamtcn- 
Bezugsgenossenschaft  erleidet,  in  gar  keinem  Verhältnis  stehen- 
den Folgen  sein, 

Im  übrigen  hat  die  Bcamtcn-Wirisdmftsgenossenschaft  er- 
klärt, daß  der  Ankauf  eines  größeren  Anwesens,  in  dem  die  Ge- 
schäftsräume der  Genossenschaft  Aufnahme  finden  würden,  un- 
mittelbar bevorstehe.  Hierdurch  werden  alle  künftigen  Bean- 
standungen vermieden  werden.“ 

Sozialpolitik. 

Stillegnng«gesctz. 

Zu  dem  Entwurf  äußerten  sich  ferner  die  Handelskammern 
Altona,  Bremen,  Essen,  Görlitz,  Göttingen, 
Halberstadt,  Konstanz,  Kottbus,  Liegnit  z, 
Lübeck,  Oldenburg,  Plauen,  Regensburg, 
Schneidemühl,  Sonne  Berg,  Sorau,  Stolberg, 
Stolp,  Stralsund,  Stuttgart,  Weimar,  Wiirz- 
b u r g.  Auch  diese  Kammern  bekämpfen  auf  das  entschiedenste 
das  Geseß. 

Man  könne  sich  des  Ausdrucks  nicht  verschließen,  daß  der 
Entwurf  politischen  Einflüssen  seine  Entstehung  ver- 
dankt. (Wiirttembergischer  Handelskammertag,  Görliß.) 

Durch  die  Vorschriften  über  die  Streckung  der  Arbeit 
werde  eine  tatsächliche  finanzielle  Entlastung  nicht  eintreten, 
denn  das,  was  auf  der  einen  Seite  an  Arbeitslosenunterstüßung 
gespart  werde,  müsse  auf  der  anderen  Seite  an  Kurzarbeifer- 
Unterstüßung  wieder  aufgewendet  werden.  (Görliß.)  Die  Still- 
legung vop  Betrieben  und  die  Arbeitsstreckung  w'erde  in  den 
§§  74,  85  Nr.  Z und  96  Nr.  2 des  Betriebsrätcgeseßes  ausreichend 
behandelt.  tWürzburg.l 

Im  äußersten  Falle  müsse  sich  die  Neuregelung  darauf  be- 
schränken: 

E den  Abbruch  von  Betriebsanlagcn  und  die  Veräußerung 
Yon  Betriebseinrichtungen,  soweit  dadurch  die  Weiterfüh- 
rung des  Betriebes  ohne  Betriebsumstellung  unmöglich  ge- 
macht wird,  von  behördlicher  Genehmigung  abhängig  zu 
machen; 

2.  eine  Benachrichiigungsfrist  im  Falle  völliger  oder  teil- 
weiser  Stillegung  spätestens  im  Zeitpunkt  der  Kündigung 
an  die  Arbeitnehmer  vorzuschreiben.  (Regensburg.) 


Die  Handelskammer  Altona  erklärt  sich  mit  dem  2.  Abschnitt 
des  Geseßcntwurfes  l§  15  ff.)  über  die  Streckung  der  Arbeit  im 
wesentlichen  einverstanden. 

Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  werden  folgende  Wünsche 
vorgebracht: 

Zu  § 1. 

Die  Einbeziehung  der  Betriebe  des  Verkehrs-  und 
Tran  Sportgewerbes  ist  nicht  gerechtfertigt.  Diese  Ge- 
werbe, deren  geschäftliche  Lage  stärksten  Schwankungen  unter- 
worfen ist,  sind  manchmal  zu  unverzüglichen  Entlassungen  wie 
andererseits  zu  beschleunigten  Anstellungen  von  Arbeitnehmern 
genötigt.  (Stuttgart.) 

Die  Geltung  des  Geseßcs  auch  auf  Kleinbetriebe  mit 
regelmäßig  20  Arbeitern  muß  als  ganz  besonders  wirtschafts- 
fremd  bezeichnet  werden.  (Regensburg.) 

Zu  § 2. 

Es  muß  festgclcgt  werden,  daß  ein  Betriebsabbruch  nur  dann 
vorliegt,  wenn  durdi  die  Änderung  der  Betriebsanlagcn  die 
Leistungsfähigkeit  des  Betriebes  dauernd  wesentlich  ver- 
ringert wird.  Nach  der  jeßigen  Fassung  liegt  auch  Betriebs- 
abbruch vor,  wenn  zum  Zweck  einer  Verbesserung  eine 
Anlage  abgebrochen  wird,  um  gleich  nachher  in  vollkommenerer 
Ausführung  wieder  aufgestellt  zu  werden.  Auch  der  Begriff 
der  Stillegung  ist  im  Entwurf  nicht  einwandfrei  klargestellt. 
— Die  Grenzen  für  die  Verminderung  der  Arbeitnehmerzahl  sind 
viel  zu  eng  gezogen. 

Die  Worte  „oder  in  zeitlicher  Folge"  sind  zu  streichen,  weil 
sonst  auf  jedem  Betrieb,  der  überhaupt  einmal  Entlassungen  über 
den  Rahmen  des  § 2 hinaus  vornimmt,  eine  Stillegung  ange- 
nommen werden  könnte  ohne  Riicksidit  auf  den  Zeitraum,  inner- 
halb dessen  die  Entlassungen  allmählich  vorgenommen  w'crden. 
(Stuttgart,  Regenshurg.) 

Es  darf  nicht  zugemuiet  werden,  einen  Betrieb  lediglich 
wegen  der  beschäftigten  Arbeiter  fortzuführen,  wenn  der  Betrieb 
den  an  ihn  gestellten  wirtschaftlichen  Anforderungen  nicht  mehr 
entspricht.  (Regensburg,) 

Im  Absaß  2 ist  der  Begriff  „teilweise“  unklar,  weil  er  nicht 
bestimmt,  ob  unter  der  teilw'eisen  Sfillegung  nur  die  technische 
oder  auch  die  zeitliche  Stillegung  zu  verstehen  ist.  (Essen.) 

Zu  § 3. 

Die  Beschränkung  der  „vorübergehenden  Beschäftigung"  auf 
6 Monate  ist  zu  gering.  (Regensburg.) 

Zu  § 4. 

Die  Anzeigepflicht  in  dem  Geseß  ist  zu  streichen.  (Stuttgart .) 

Die  für  die  Einreichung  des  Rohstoffverzeichnisses  vorge- 
sehene Frist  von  8 Tagen  ist  nicht  ausreichend,  weil  für  die 
Aufstellung  solcher  Verzeichnisse,  die  häufig  eine  ganze  Werk- 
inventur erfordern,  außerordentlich  viel  Zeit  notwendig  ist. 
Außerdem  gefährdet  die  Vorschrift  über  die  Angabe  der  Eigen- 
tumsverhältnisse aufs  schwerste  die  Betriebs-  und  Geschäfts- 
geheimnisse. (Essen.) 

Zu  § 5. 

Die  Sperrfristen  dürfen  nicht  nur  nicht  verlängert 
werden,  sondern  müßten  im  Gegenteil  noch  verkürzt  werden. 
(Stuttgart,  Essen.) 

Zu  § 8-11. 

Bei  derartig  tiefgehenden  Eingriffen  in  die  Interessensphäre 
der  Unternehmerschaft  erscheint  es  geboten,  wenn  dem  hiervon 
Betroffenen  nicht  nur,  wie  es  beabsichtigt  ist,  die  Dienstauf- 
sichtsbeschwerde (bei  Beschlagnahmungen)  oder  der  Ein- 
spruch beim  Reichswirtscnaftsgcricht  (bei  Festseßung  der  Ent- 
schädigungen im  Falle  einer  Enteignung)  zusteht,  sondern  außer- 
dem und  in  erster  Linie  der  ordentliche  Rechtsweg. 
(Plauen.) 

Alle  Enteignungsvorschriften  sind  aus  dem  Geseß 
zu  entfernen.  (Regensburg.) 

Die  Bestimmung,  daß  die  Entschädigung  den  Tages- 
preis des  Zeitpunktes  der  Beschlagnahme  nicht  übersteigen  darf, 
ist  bei  den  gegenwärtig  stark  schwankenden  Kursen,  wo  der 
Tagespreis  von  Rohstoffen  innerhalb  weniger  Tage  um  50  v.  H. 
und  mehr  bisweilen  steigt,  von  außerordentlich  bedenklicher  Trag- 
weite. (Regensburg.) 

Die  Bestimmung,  daß  die  Behörde  Enteignungen  zu- 
gunsten des  Landesfiskus  oder  einer  anderen  Person  vornehmen 
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kann,  verstört  gegen  den  Artikel  153  der  Reichsverfassung. 
Denn  es  ist  der  Fall  möglich,  dafe  infolge  der  Überschwemmung 
der  deutschen  Wirtschaft  mit  ausländischem  Kapital  das  Eigen- 
tum deutscher  Staatsbürger  zugunsten  eines  Ausländers  enteignet 
wird.  (Essen.) 

Die  im  Absafe  3 des  § 8 angegebenen  „entsprechenden  Vor- 
schriften“ sind  ihrem  Wesen  nach  nicht  erkennbar  und  bedürfen 
einer  Erläuterung.  (Essen.) 

Zu  § 15  und  16. 

Diese  Vorschrift  bringt  eine  über  die  bisherige  Regelung 
in  der  Demobilmachungsverordnung  hinausgehende  Bevor- 
mundung und  Einschränkung  der  Rechte  des 
Arbeitgebers.  Bisher  war  es  dem  Unternehmer  möglich, 
sich  über  die  nötigen  Entlassungen  innerhalb  des  Betriebes 
mit  dem  Betriebsrat  zu  verständigen,  und  nur  im  äufeersten  Falle 
griff  der  Schlichtungsausschufe  ein.  Jefet  soll  die  Entlassung  nur 
mit  Zustimmung  der  Behörden  wirksam  werden.  Das  wird  weitere 
umfassende  Erhebungen,  Arbeits-  und  Zeitaufwand,  kostspielige 
Verzögerungen  zur  Folge  haben.  (Stuttgart.) 

Die  der  Reichsregierung  übertragene  Befugnis,  ohne  jeden 
gesefegeberischen  Akt  jederzeit  die  wirtschaftlich  einschneidend- 
sten Verfügungen  zu  erlassen,  ist  noch  schlimmer,  als  wenn  ein 
klares,  wenn  auch  den  Unternehmern  nachteiliges  Gesefe  vorliegt. 
(Regensburg.) 

Die  Bestimmung  des  § 15  Absafe  3,  dafe  Fristablauf  oder  Ein- 
tritt einer  auflösenden  Bedingung  im  Arbeitsverhältnis  der  Ent- 
lassung im  Sinne  des  Absafees  1 gleichgeachtet  wird,  ist  ein  Ein- 
griff in  das  Arbeitsvertragsrecht.  — Die  Rechtsgrundlage  wird 
durch  diese  Bestimmung  z.  B.  bei  Lehrverträgen  völlig  verlassen. 
(Essen,  Altona.) 

Zu  § 17. 

Wenn  der  Unternehmer  verpflichtet  sein  soll,  drei  Monate 
lang  die  hohen  Gehälter  und  Löhne  fortzuzahlen,  ohne  auf  der 
anderen  Seite  entsprechende  Einnahmen  zu  haben,  so  kann  er 
hierdurdi  leicht  dem  Konkurse  nahegebracht  werden.  Dem 
Einspruch  des  Arbeitgebers  gegen  die  Verlängerung  der  ur- 
sprünglichen Frist  von  vier  Wochen  mufe  daher  aufschiebende 
Wirkung  beigelegt  werden.  (Plauen.) 

Die  Bestimmungen  sind  für  Angestellte  infolge  der  längeren 
Kündigungsfristen  in  der  Praxis  kaum  durdiführbar.  Bei  dem 
bisherigen  Verfahren  wurde  von  derselben  Behörde  (dem 
Schlichtungsausschufe)  in  einem  Verhandlungsgange  sowohl  über 
die  Frage  der  zu  entlassenden  Angestellten  als  auch  über  die 
einzelnen  Personen  entschieden.  — Nach  dem  Entwurf  mit  seiner 
Trennung  des  Verfahrens  im  ganzen  von  dem  Verfahren  bei 
Einzelbeschwerden  ist  anzunehmen,  dafe  die  Verhandlungen  über 
eine  Betriebseinschränkung  sich  endlos  hinziehen.  (Stuttgart.) 

Der  Zwang,  überzählige  Arbeiter  1—3  Monate  länger  zu 
beschäftigen,  als  dies  wirtschaftlich  gerechtfertigt  ist,  kann  bei 
dem  gegenwärtigen  hohen  Anteil  der  Löhne  an  den  Produktions- 
kosten geradezu  zur  Vernichtung  eines  Betriebes  führen,  zumal 
nicht  selten  die  Einschränkung  des  Betriebes  deshalb  vorge- 
nommen wird,  weil  die  Produktionskosten  zu  hoch  geworden  sind. 
(Regensburg.) 

Die  Frist,  innerhalb  welcher  Arbeitnehmer  nur  mit  Zu- 
stimmung der  Behörden  entlassen  werden  können,  ist  auf  eine 


Woche  zu  begrenzen.  Aus  zwingenden  Gründen  soll  diese  Frist 
um  eine  weitere  Woche  und  allenfalls  um  weitere  zwei  Wodien, 
d.  h.  auf  insgesamt  einen  Monat,  verlängert  werden  können, 
(Altona.)  . . . - i 

Zu  § 18. 

Es  besteht  die  Befürchtung,  dafe  bei  den  Entscheidungen  über 
die  Prüfung  der  Wirtschaftlichkeit  der  Betriebsführung  rein  sach- 
liche Gesichtspunkte  gegenüber  den  politischen  Rücksichten  stark 
in  den  Hintergrund  treten  werden.  (Stuttgart.) 

Die  Streckung  der  Arbeitszeit  bis  auf  24  Stunden  ' 
wird  auch  den  nicht  zur  Entlassung  kommenden  Arbeitern  keinen 
Vorteil  bringen,  weil  die  Arbeitszeit  sie  oft  davon  abhalten  wird, 
sich  rechtzeitig  nach  anderen  Arbeitsstellen  umzusehen,  wo  sie 
volle  Entlohnung  erhalten.  (Regensburg.) 

Zu  § 22. 

Die  für  die  Behörden  und  Betriebe  des  Reiches  und  der 
Länder  vorgesehenen  Vorrechte  müssen  auch  den  Privat- 
betrieben zugesprochen  werden.  (Essen.) 

Zu  § 23. 

Als  zuständige  Behörden  sollen  die  Gewerbeinspek- 
tionen bestimmt  werden,  die  anzuweisen  sind,  in  allen  Fällen 
die  zuständige  Handelskammer  gutachtlich  zu  hören.  (Altona.) 

Zu  § 24. 

Gegen  die  ungewöhnlich  hohen  Geldstrafen,  welche  in 
Verbindung  mit  Freiheitsstrafen  für  Arbeitgeber  in  dem  Entwurf 
vorgesehen  sind,  wird  nachdrücklich  Verwahrung  eingelegt 
(Stuttgart,  Regensburg.) 

Weitere  Veröffentlichungen  folgen.  Vgl.  S.  346. 

Verschiedenes. 

Reparationslieferungen  an  Portugal. 

Laut  Bekanntmachung  des  Reich  sministers  für 
Wiederaufbau  vom  12.  Oktober  1922  „Reichsanzeiger“ 
Nr.  233  vom  16.  Oktober  1922),  betreffend  Reparationslieferungen 
im  freien  Verkehr  an  Portugal,  ist  die  Portugiesische  Regierung 
der  zwischen  der  Reichsregierung  und  der  Reparationskommission 
geschlossenen  Vereinbarung  vom  2.  Juni  1922  (RGbl.  II  Seite  638) 
beigetreten.  Es  können  im  Rahmen  des  genannten  Abkommens 
die  von  Deutschland  zur  Erfüllung  des  Vertrages  von  Versailles 
auszuführenden  Sachlieferungen  im  Wege  freier  Verträge 
zwischen  deutschen  und  portugiesischen  Staatsangehörigen  er- 
folgen. Auf  dieses  Lieferungsverfahren  findet  die  Bekannt- 
machung über  die  Ausführung  von  Reparationslieferungen  im 
freien  Verkehr  an  Belgien  vom  2.  Oktober  1922  („Deutscher 
Reichsanzeiger“  Nr.  223  vom  4.  Oktober  1922)  entsprechende  An- 
wendung. 

Persönliches. 

Der  Referent  für  Handelskammerangelegenheiten  im  Preufei- 
schen  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  Herr  Geheimer  Re- 
gierungsrat Dr.  Hübener,  scheidet  infolge  seiner  Wahl  zum 
Landesrat  der  Provinz  Sachsen  aus  dem  Staatsdienst  aus.  Sein 
Referat  übernimmt  Herr  Ministerialrat  Dr.  Frielinghaus. 
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Das  Cunße-Bemelmans «Abkommen. 

Von  Ministerialrat  Albert  Cuntze,  Berlin. 


I. 

Der  Vertrag  von  Versailles  sowie  das  in  seiner  Aus- 
führung ergangene  Londoner  Ullimalum  bestimmen  die 
deutsche  Kriegsschuld  als  eine  Goldschuld,  deren  jährlich 
zu  zahlende  Annuitäten  in  Gold  zu  berechnen  und  zu 
zahlen  sind.  Zugleich  legt  der  Vertrag  von  Versailles 
Deutschland  die  Verpflichtung  auf,  Sachleistungen  zu 
machen,  die  in  Goldmark  zu  bewerten  und  auf  die  Kriegs- 
schuld und  die  Annuitäten  anzurechnen  sind.  Solche  Sach- 
lieferungen sind  ausdrücklich  vorgesehen  auf  dem  Gebiete 
des  Schiffbaues,  der  Kohlen,  Kohlennebenprodukte,  Farb- 
stoffe und  pharmazeutischen  Erzeugnisse  und  außerdem  in 
Anlage  4 zu  Teil  VIII  des  Friedensvertrages  für  den  Wieder- 
aufbau der  zerstörten  Gebiete.  Fernerhin  ist  in  § 19  An- 
lage 2 zu  Teil  VIII  des  Versailler  Vertrages  Deutschland 
das  Recht  gegeben,  Warenlieferungen  unter  Anrechnung 
auf  die  Goldschuld  anzubieten.  Dieses  Recht  wurde  durch 
Ziffer  8 des  Londoner  Zahlungsplans  in  eine  Pflicht  umge- 
wandelt, da  nunmehr  die  alliierten  Mächte  das  Recht  er- 
hielten, nicht  nur  zur  Wiederherstellung  der  zerstörten  Ge- 
biete, sondern  auch  zum  Zwecke  der  Entwicklung  ihrer 
Industrie  oder  ihres  wirtschaftlichen  Lebens  Sachlieferungen 
zu  fordern.  Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  besagen  somit 
die  alliierten  Mächte  die  Möglichkeit,  von  Deutschland 
Sachlieferungen  jeder  Art  und  für  jeden  beliebigen  Zweck 
zu  verlangen.  Deutschland  war  verpflichtet,  diese  Liefe- 
rungen innerhalb  der  Grenze  seiner  Leistungsfähigkeit  aus- 
zuführen, ohne  indes  seinerseits  die  Annahme  von  Sach- 
lieferungen an  Stelle  der  Barzahlungen  fordern  zu  können, 
mit  anderen  Worten:  auf  dem  Gebiete  des  Sachlieferungs- 
wesens  besagen  die  alliierten  Mächte  Deutschland  gegen- 
über eine  Option,  von  der  sie  Gebrauch  machen  konnten 
auf  den  Gebieten  und  zu  den  Zeiten,  in  denen  es  ihnen 
günstig  und  zweckmäßig  erschien.  Für  die  reinen  Wieder- 
aufbaulieferungen, die  hier  in  erster  Linie  interessieren,  ent- 
hält Anlage  4 zu  Teil  VIII  des  Versailler  Vertrages  ein- 
gehende Verfahrensvorschriften.  Die  Anforderung  der  Lie- 
ferungen soll  auf  Grund  von  Verzeichnissen  erfolgen,  die 
die  alliierten  Mächte  innerhalb  bestimmter  Fristen  der  Re- 
parationskommission vorzulegen  haben.  Der  leßteren  liegt 
alsdann  die  Entscheidung  darüber  ob,  inwieweit  diese  Lie- 
ferungen von  Deutschland  zu  fordern  seien,  und  ebenso  hat 
auch  die  Reparationskommission  den  auf  Reparationskonto 
gutzuschreibenden  Gegenwert  für  diese  Lieferungen  fest- 
zuseßen.  Für  die  auf  Grund  der  Ziffer  8 des  Londoner 
Zahlungsplans  zu  stellenden  Anforderungen  war  ein  be- 
stimmtes Verfahren  nicht  vorgeschrieben,  die  Lieferungen 
sollten  erfolgen  auf  Verlangen  der  alliierten  Mächte  nach 
vorheriger  Zustimmung  der  Reparationskommission.  Die 


Festseßung  des  gutzuschreibenden  Wertes  ist,  falls  eine 
Einigung  zwichen  den  Parteien  nicht  erzielt  wird,  einem 
Schiedsgericht  überlassen. 

Auf  Anforderungen  Frankreichs  hin  halle  die  deutsche 
Regierung  vom  Herbst  1919  bis  zum  Frühjahr  1921  eine 
große  Anzahl  von  Lieferungsangeboten  an  die  französische 
Regierung  gemacht,  ohne  daß  irgendwelche  endgültige  Be- 
stellungen erfolgt  wären.  Vom  Frühjahr  1920  an  übersandte 
die  Reparationskommission  die  im  Friedensvertrage  vor- 
gesehenen Verzeichnisse  stoßweise  an  die  deutsche  Re- 
gierung. Es  zeigte  sich  alsbald,  daß  auf  Grund  dieser 
ungeordneten  und  zum  größten  Teile  nicht  spezifizierten 
Verzeichnisse  praktische  Arbeit  nicht  geleistet  werden 
könne,  ln  dem  zur  technischen  Durchführung  dieses  Liefer- 
wesens gegründeten  und  dem  Reichsministerium  für 
Wiederaufbau  unterstellten  Reichskommissariat  zur  Aus- 
führung von  Aufbauarbeiten  in  den  zerstörten  Gebieten 
wurde  im  Verein  mit  industriellen  Verbänden  und  Landes- 
auftragsstellen eine  erhebliche  Arbeit  geleistet,  um  troß 
aller  bestehenden  Schwierigkeiten  auf  Grund  dieser  Listen 
brauchbare  Angebote  an  die  Reparationskommission  ge- 
langen zu  lassen.  Die  Werte  dieser  so  geschälten  An- 
gebote bezifferten  sich  alsbald  auf  viele  Milliarden  Papier- 
mark, während  ein  ganz  verschwindend  geringer  Prozent- 
satz zu  tatsächlichen  Abschlüssen  führte. 

Der  Grund  für  dieses  Versagen  des  Lieferungswesens 
ist  sowohl  in  erster  Linie  in  der  Fehlerhaftigkeit  des  ge- 
samten durch  den  Friedensvertrag  vorgesehenen  Systems 
zu  suchen.  Wenn  ein  alliierter  Geschädigter  Ersatz  eines 
ihm  zerstörten  Gegenstandes  oder  die  Lieferung  bestimmten 
Materials  wünschte,  so  mußte  er  die  Aufnahme  dieser  ent- 
sprechenden Gegenstände  in  die  aufzustellenden  Verzeich- 
nisse beantragen.  Diese  Verzeichnisse  gelangten  durch 
Vermittlung  von  Präfekten  und  Ministerien  an  die  Re- 
parationskommission und  von  dort  an  die  deutsche  Re- 
gierung. Deutscherseits  gemachte  Angebote  konnten  nur 
auf  dem  Weg  vom  Reichskommissar  über  die  Pariser  Ver- 
tretung, Reparationskommission,  französische  Ministerien 
und  lokale  Behörden  den  Geschädigten  zugeleitet  werden. 
In  vielen  Fällen  hatte  der  Geschädigte  sich  inzwischen  eine 
andere  Maschine  beschafft;  in  anderen  Fällen  hatten  sich 
seine  Absichten  und  Wünsche  geändert,  und  wenn  er 
schließlich  wirklich  eine  dem  Angebot  entsprechende  Ma- 
schine erhalten  wollte,  so  konnten  nunmehr  die  endgültigen 
Verhandlungen  über  Preislieferungen,  Modalitäten  u.  dergl. 
auch  nur  auf  dem  vorerwähnten  Behördenwege  geführt 
werden.  Es  ist  klar,  daß  man  hierbei  nur  in  den  seltensten 
Fällen  zu  einem  Geschäftsabschluß  kommen  konnte.  Dieser 
Weg  war  nur  möglich  und  praktisch  für  Lieferungen  von 
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Massenartikeln,  bei  denen  der  Staat  selbst  das  Risiko  des 
Kaufs  und  Verkaufs  übernahm. 

Weiterhin  mag  das  mangelhafte  Ergebnis  des  Liefer- 
wesens zurückzuführen  sein  auf  innerwirtschaftliche  und 
politische  Erwägungen  der  alliierten  Mächte.  Es  ist  natür- 
lich, da&  die  Industrien  der  einzelnen  Länder  sich  dagegen 
sträubten,  dafj  die  Regierungen  auf  dem  Reparationswege 
in  großem  Umfange  deutsche  Waren  einführten  und  das 
Land  damit  überschwemmten.  Ein  solches  Verfahren  schien 
kaum  erträglich  zu  einer  Zeit,  als  eben  diese  Länder  sich 
zum  Schule  ihrer  Industrie  mit  hohen  Zollmauern  gegen 
die  Einfuhr  deutscher  Waren  umgaben.  Hinzu  kam,  da&  in 
allen  diesen  Ländern  infolge  der  Kriegsverschuldung  ein 
erheblicher  Kapitalmangel  sich  bemerkbar  machte,  so  da& 
diese  Länder  sich  weigerten,  ihre  Forderungen  auf  Re- 
parationskonto durch  Warenlieferungen  tilgen  zu  lassen, 
solange  sie  hoffen  konnten,  von  Deutschland  Goldzahlungen 
zu  erhalten. 

Während  somit  die  alliierten  Mächte  kein  oder  nur  ge- 
ringes Interesse  am  Bezüge  der  Lieferungen  zeigten,  mu&te 
das  Bestreben  der  deutschen  Regierung  dahin  gehen,  die 
die  deutsche  Valuta  schwer  belastenden  Goldzahlungen 
nach  Möglichkeit  durch  Sachlieferungen  zu  ersehen,  um 
damit  die  immer  bedrohlicher  sich  gestaltende  äußere  Be- 
lastung wenigstens  zum  Teil  durch  eine  innere  Schuld  zu 
ersehen.  Diese  Erwägungen  veranlagten  im  Frühjahr  1921 
den  Minister  Rathenau,  an  den  gröhten  Gläubiger  Deutsch- 
lands, an  Frankreich,  das  zugleich  in  seinen  zerstörten  Ge- 
bieten den  gröhten  Bedarf  an  Sachgütern  besah,  heran- 
zutreten, um  das  vorerwähnte  Ziel  zu  erreichen.  Es  waren 
hier  zwei  Aufgaben  zu  lösen:  zunächst  galt  es,  das  Sach- 
lieferungsverfahren  so  umzugestalten,  dah  Bezug  und  Lie- 
ferungen erst  praktisch  möglich  wurden,  und  ferner  die  fran- 
zösische Regierung  oder  die  Kriegsgeschädigten  der  zer- 
störten Gebiete  am  Bezüge  dieser  Lieferungen  zu  inter- 
essieren. An  Stelle  der  einseitigen  Option  Frankreichs 
eine  Abnahme-Verpflichtung  zu  sehen,  stellte  sich  von 
vornherein  als  unmöglich  heraus,  da  der  Bezieher  der 
Wiederaufbaulieferungen,  also  in  lebter  Linie  der  fran- 
zösische  Kriegsgeschädigte,  nicht  gezwungen  werden 
konnte,  bestimmte  Waren  oder  Warenmengen  von  Deutsch- 
land zu  beziehen.  Man  muhte  somit  an  Stelle  der  Ab- 
nahmeverpflichtung ein  Abnahmeinteresse  sehen,  und  dies 
wurde  geschaffen  durch  den  so  viel  befehdeten  Kredit- 
vertrag des  Wiesbadener  Abkommens,  der  bestimmte,  dah 
nur  35_45  v.  H.  der  erfolgten  Lieferungen  in  den  Liefer- 
jahren gutzuschreiben  seien,  während  der  Rest  erst  in  spä- 
teren Jahren  auf  unserem  Reparationskonto  zu  ver- 
rechnen sei. 

Die  Behebung  der  technischen  Schwierigkeiten  des  Ver- 
fahrens wurde  dadurch  erreicht,  dah  unter  Ausschaltung  der 
beiden  Regierungen  und  unter  Wegfall  des  gesamten  Listen- 
wesens Bezug  und  Lieferung  der  Waren  in  beiden  Ländern 
besonders  zu  gründenden  wirtschaftlichen  Organisationen 
übertragen  wurden.  Die  Einführung  des  vollkommen  freien 
Verkehrs,  die  ersf  später  durch  das  Cuntze-Bemelmans- 
Abkommen  und  das  Ruppel-Gillet- Abkommen  erfolgte,  er- 
schien damals  unmöglich,  weil  einmal  Frankreich  auf  seine 
Option  nicht  formell  verzichten  wollte,  und  weil  es  andrer-^ 
seits  tedmisch  unmöglich  schien,  den  einzelnen  Kriegs- 
geschädigten mit  seinen  verhälinismähig  geringen  Anfor- 
derungen dem  einzelnen  deutschen  Lieferanten  gegenüber- 
zustellen. Auf  dieser  Grundlage  wurde  am  6.  Oktober  1920 
das  sogenannte  Wiesbadener  Abkommen  zwischen  den  Mi- 
nistern Rathenau  und  Loucheur  unterzeichnet.  Es  ist  nie- 
mals voll  in  Kraft  getreten.  Die  Reparationskommission, 
deren  Genehmigung  zum  Abschluß  erforderlich  war,  wei- 
gerte sich  mit  Rücksicht  auf  die  grohe  politische  und  finan- 
zielle Bedeutung,  diese  Genehmigung  aus  sich  heraus  zu 
erteilen,  machte  vielmehr  ihre  Entscheidung  abhängig  von 
der  Zustimmung  der  alliierten  Hauptmächte.  Die  Verhand- 


lungen zogen  sich  hin  über  London  und  Cannes,  und  als 
schliehlich  am  21.  März  1922  die  Genehmigung  der  Re- 
parationskommission erteilt  wurde,  waren  inzwischen 
andere  bedeutsame  Ereignisse  eingetreten,  die  das  Inkraft- 
treten des  Abkommens  hinderten. 

Im  Winter  1921/22  hatten  die  Verhandlungen  von 
London  und  Cannes  stattgefunden,  die  schlie&llch  zu  der 
Note  der  Reparationskommission  vom  21.  März  1922  führten. 
Diese  Note  brachte  eine  grundlegende  Änderung  des  ge- 
samten Reparationsproblems.  Während  wir  nach  dem  Lon- 
doner Ultimatum  nur  eine  gro&e,  auf  ungefähr  3 lA  Milliarden 
Goldmark  bezifferte  Goldannuität  zu  leisten  hatten,  die 
zum  Teil  durch  Sachlieferungen  abgetragen  werden  konnte, 
wurde  nunmehr  eine  Goldannuität  von  720  Millionen  Gold- 
mark festgesetzt,  die  nur  durch  Barzahlungen  tilgbar  ist, 
und  eine  Sachannuität  in  Höhe  von  1,450  Milliarde,  die  ohne 
jede  Beziehung  zu  der  Goldannuität  steht.  Die  Sach- 
annuität ist  aufgeteilt  in  einen  Betrag  von  950  Millionen 
Mark  für  Frankreich  und  500  Millionen  für  die  übrigen  Alli- 
ierten. Diese  Annuität  stellt  keine  feste  Lieferverpflichtung 
Deutschlands  dar,  sondern  eine  Option  der  alliierten  Mächte. 
Sie  ist  nur  insoweit  zu  leisten,  als  diese  Mächte  oder  ihre 
Staatsangehörigen  „solche  Lieferungen  nach  Ma&gabe  des 
Verfahrens  im  Vertrage  oder  eines  anderen  von  der  Re- 
parationskommission gebilligten  Verfahrens  fordern  wer- 
den“.  Soweit  also  die  Lieferungen  nicht  erfüllt  werden, 
gehen  sie  in  diesem  Jahre  den  alliierten  Mächten  verloren 
und  mindern  die  deutsche  Belastung.  Nur  in  dem  Fall, 
„angeforderte  Sachleistungen  infolge  Obstruktion  der  deut- 
schen Regierung  oder  ihrer  Organisationen  oder  infolge 
von  Verstößen  gegen  das  Verfahren  des  Vertrages  oder 
eines  von  der  Reparationskommission  gebilligten  Ver- 
fahrens nicht  ausgeführt  worden  sind,  werden  von  Deutsch- 
land am  Ende  des  Jahres  1922  an  Stelle  der  nicht  ausge- 
führten Sachleistungen  entsprechende  Zusafezahlungen  in 
bar  gefordert  werden“. 

Die  von  der  Reparationskommission  getroffene  Rege- 
lung hat  eine  Umkehrung  des  Interesses  am  Bezüge  und 
an  der  Leistung  der  Sachlieferungen  für  die  Alliierten  und 
Deutschland  zur  Folge.  Während  die  alliierten  Mächte 
bisher  auf  Goldforderungen  verzichten  mu&ten,  wenn  sie  im 
gleichen  Jahre  Sachlieferungen  bezogen,  bedeutet  jetzt  jede 
Sachlieferung,  die  sie  in  diesem  Jahre  erhalten,  einen  Rein- 
gewinn, während  andrerseits  das  deutsche  Interesse,  Gold- 
leistungen durch  Sachlieferungen  abzudecken,  verschwun- 
den war  und  die  nunmehr  geforderten  Lieferungen  eine 
neben  der  Goldleistung  Bestehende  besondere  Belastung 
Deutschlands  darstellten.  Es  war  anzunehmen,  da&  diese 
Note  die  alliierten  Mächte  zur  Aufgabe  ihrer  passiven  Hal- 
tung gegenüber  den  Sachlieferungen  bewegen  und  damit 
auch  zu  technischen  Änderungen  im  Sachheferungswesen 
führen  mutzte. 

Mitte  Februar  1922  erschien  eine  Kommission  der  Re- 
parationskommission unter  Führung  des  Belgiers  Bemel- 
mans  in  Berlin,  um  sich  mit  der  deutschen  Regierung  über 
eine  grundlegende  Änderung  des  Sachlieferungswesens  zu 
einigen.  Ein  Verfahren,  wie  es  gegenüber  Frankreich  für 
den  Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete  im  Wiesbadener 
Abkommen  vorgesehen  war,  konnte  für  die  übrigen  Alli- 
ierten nicht  in  Frage  kommen,  da  die  Vorbedingungen  dieses 
Verfahrens,  ein  größeres,  zusammenhängendes  Wiederauf- 
baugebiet und  eine  durchgreifende  Organisation  der  Kriegs- 
geschädigten, in  keinem  der  anderen  Länder  bestand  und 
da  auch  in  den  anderen  Ländern  der  Wiederaufbau  bereits 
erhebliche  Fortschritte  gemacht  hatte.  Der  Vorschlag  der 
Reparationskommission  ging  deshalb  dahin,  das  Liefer- 
wesen aus  den  Händen  der  Regierungen  zu  nehmen  und 
dafür  einen  freien  Verkehr  einzurichten,  der  sich  ünmittel- 
bar  zwischen  dem  alliierten  Besteller  und  dem  deutschen 
Lieferanten  abspielt,  so  dajj  die  deutsche  Regierung  ledig- 
lich als  Zahlstelle  für  die  erfolgenden  Lieferungen  einzu- 
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freien  hätte.  Auf  dieser  Basis  wurden  die  Verhandlungen 
eröffnet,  die  schließlich  zu  dem  am  2.  Juni  1922  Unterzeich- 
neten Cunße-Bemelmans-Abkommen  führten. 

II. 

Es  würde  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinaus- 
gehen, wollte  ich  hier  die  sämtlichen  Bestimmungen  dieses 
Abkommens  erörtern.  Ich  muß  mich  yielmehr  darauf  be- 
schränken, die  Grundgedanken  des  Abkommens  und  das 
darin  vorgesehene  Verfahren  in  großen  Zügen  klarzulegen. 

Der  oberste  Grundsaß  dieses  Abkommens  ist  die  Aus- 
schaltung der  beiderseitigen  Regierungen  aus  dem  Sach- 
lieferungsverkehr  und  dessen  Regelung  durch  das  private 
Interesse  des  Käufers  und  Verkäufers.  Die  alliierten  Re- 
gierungen verzichten  auf  ihr  Anforderungsrecht,  ihre  Option 
gegenüber  Deutschland.  Die  deutsche  Regierung,  befreit 
von  jeder  Lieferpflicht,  verzichtet  zugleich  auf  jede  Mög- 
lichkeit der  internen  Verteilung  und  auf  jedes  Eingreifen 
in  die  Entwicklung  des  normalen  Handels.  Jeder  öffentlich 
rechtliche  Zwang  zur  Lieferung  seitens  der  alliierten  Länder 
gegenüber  Deutschland  und  der  deutschen  Regierung 
gegenüber  den  deutschen  Lieferanten  kommt  in  Fortfall. 
Jeder  Staatsangehörige  eines  alliierten  Landes,  das  dieses 
Abkommen  annimmt,  ist  berechtigt,  von  jedem  deutschen 
Staatsangehörigen  Waren  über  Reparationskonto  zu 
kaufen,  ohne  daß  der  leßtere  verpflichtet  ist,  sich  auf  einen 
Verkauf  oder  eine  Lieferung  einzulassen,  oder  irgendwelche 
Beschränkung  im  Abschluß  solcher  Verträge  zu  erfahren. 
Die  deutsche  Regierung  tritt  nur  als  Zahlstelle  ein,  d.  h.  sie 
hat  den  zwischen  beiden  Parteien  vereinbarten  Kaufpreis 
an  den  deutschen  Lieferanten  zu  zahlen. 

Von  diesem  Verfahren  ausgenommen  sind  eine  Anzahl 
in  einer  besonderen  Liste  A aufgeführten  Warengruppen,  die 
nach  wie  vor  nur  im  Verfahren  des  Friedensvertrages  von 
Regierung  zu  Regierung  gefordert  und  geliefert  werden 
können.  Es  handelt  sich  hierbei  um  Waren,  deren  Ausfuhr 
entweder  gänzlich  verboten  ist  oder  nur  im  Rahmen  eines 
festgeseßten,  in  den  Zeitungen  oder  Handelszeitschriften 
veröffentlichten  Kontingents  zugelassen  werden  kann.  Diese 
Ausnahmeliste  mußte  zugestanden  werden,  da  die  Repara- 
tionskommission nach  dem  Friedensvertrag  berechtigt  ist, 
auch  diese  Waren  im  Rahmen  der  deutschen  Leistungs- 
fähigkeit zu  fordern,  und  da  dieses  Recht  bei  Einführung 
des  freien  Verkehrs  praktisch  erloschen  gewesen  wäre. 

Eine  weitere  Beschränkung  erfährt  der  freie  Verkehr 
durch  die  Bestimmung,  daß  der  Wert  der  Lieferverträge 
mindestens  einen  Betrag  von  1500  Goldmark  darstellen 
muß.  Die  Verträge  müssen  fernerhin  die  Bestimmung  ent- 
halten, daß  die  Lieferung  über  Reparationskonto  geht,  so- 
wie eine  in  dem  Abkommen  ausdrücklich  vorgesehene 
Formel  betreffend  das  Verbot  des  Wiederexports.  Eine  dem 
Abkommen  beigefügte  Liste  B enthält  Gruppen  von  Waren, 
zu  deren  Herstellung  in  erheblichem  Umfange  auswärtige 
Rohstoffe  benötigt  werden,  zugleich  mit  der  Angabe  der 
Prozentsäße  der  in  diesen  Waren  enthaltenen  fremden  Roh- 
stoffe. Soweit  es  sich  nicht  um  Lieferungen  an  Kriegs- 
geschädigte für  den  eigentlichen  Wiederaufbau  handelt,  sind 
die  hier  angegebenen  Rohstoffprozente  vom  alliierten  Be- 
steller in  bar  zu  zahlen.  Ferner  enthält  das  Abkommen  Be- 
stimmungen über  den  Ausschluß  von  Gelegenheitsagenten, 
besonderen  für  solche  Reparationslieferungen  gegründeten 
Vermittlungsbüros  und  über  das  Verbot  von  Schein- 
geschäften. 

Es  ist  weiterhin  ausdrücklich  vorgesehen,  daß  die 
beiden  Vertragsparteien  für  die  Beobachtung  der  Geseße, 
Verwaltungs-  und  Verordnungsvorschriften  ihres  Landes 
einschließlich  derjenigen  für  die  Ein-  und  Ausfuhr  verant- 
wortlich sind.  Diese  Bestimmung  hat  die  Bedeutung,  daß 
der  deutsche  Lieferant  der  Genehmigung  der  zuständigen 
Außenhandelsstelle  bedarf  und  auch  die  Ausfuhrabgabe 
bezahlen  muß.  In  einem  besonderen  Schriftwechsel  ist  aus- 


drücklich festgestellt,  daß  auch  bei  den  Lieferungen  aus 
den  beseßten  Gebieten  die  Genehmigung  der  zuständigen 
deutschen  Außenhandelsstelle  beigebracht  werden  muß, 
daß  somit  eine  durch  die  Emser  Stelle  erteilte  Genehmigung 
für  ein  über  Reparationskonto  zu  leitendes  Geschäft  nicht 
genügt. 

Da  somit  die  über  Reparationskonto  abzuschließenden 
Verträge  den  vorstehend  erwähnten  besonderen  Bestim- 
mungen entsprechen  müssen,  so  mußte  den  beteiligten  Re- 
gierungen die  Möglichkeit  gegeben  werden,  zu  prüfen,  ob 
diese  Bestimmungen  erfüllt  worden  sind,  um  ein  Veto  ein- 
legen  zu  können. 

Zu  diesem  Zweck  werden  die  abgeschlossenen  Verträge 
auf  dem  Umweg  über  alliierte  Regierung  und  Reparations- 
kommission der  deutschen  Regierung  (Reichskommissariat 
zur  Ausführung  von  Aufbauarbeiten  in  den  zerstörten  Ge- 
bieten) vorgelegt,  die  nunmehr  innerhalb  14  Tagen  von 
ihrem  Vetorecht  Gebrauch  machen  kann.  Das  Veto  darf 
indes  nur  darauf  gestüßt  werden,  daß  der  Vertrag  im 
Widerspruch  mit  dem  Abkommen  stehe,  daß  ein  Betrug  be- 
züglich der  Preise  oder  der  Vertragsbedingungen  vorliege, 
oder  daß  die  Ausfuhrerlaubnis  verweigert  sei.  Uber  dies 
Veto  entscheidet  die  Reparationskommission  innerhalb  einer 
Frist  von  8 Tagen.  Im  Falle  der  Verweigerung  der  Aus- 
fuhrerlaubnis kann  die  Reparationskommission  das  Veto 
nur  verwerfen,  wenn  sie  im  Einvernehmen  mit  der  deut- 
schen Regierung  festgestellt  hat,  daß  eine  Diskrimination 
vorliegt,  d.  h.  daß  der  Vertrag  ungünstiger  behandelt  wor- 
den ist  als  ein  gegenüber  demselben  Lande  geschlossenes 
normales  Handelsgeschäft.  Die  auf  Grund  eines  Vetos  er- 
folgende endgültige  Verweigerung  der  Genehmigung  hat 
lediglich  zur  Folge,  daß  die  Ausführung  des  Vertrages  über 
Reparationskonto  nicht  zugelassen  wird;  hingegen  bleibt 
der  Vertrag  als  normales  Handelsgeschäft  bestehen,  inso- 
weit nicht  durch  ausdrückliche  Vereinbarung  diese  Mög- 
lichkeit ausgeschlossen  ist. 

Wird  der  Vertrag  genehmigt,  so  entsteht  hierdurch  ein 
rein  privairechtliches  Verhältnis  zwischen  den  Parteien  ohne 
jede  weitere  Verpflichtung  der  deutschen  Regierung,  als 
die  auf  Grund  des  Vertrages  fällig  werdenden  Zahlungen 
zu  leisten.  Die  Bezahlung  selbst  erfolgt  durch  Schecks,  die 
der  Reichskommissar  bei  Fälligkeit  oder  auf  Anfordern  der 
betreffenden  Regierung  dieser  übersendet.  Die  Schecks 
werden  ausgestellt  auf  die  im  Vertrage  vorgesehene  Wäh- 
rung, eingelöst  werden  sie  von  der.  Friedensvertrags-Ab- 
rechnungsstelle,  Berlin  (fast),  und  zwar  in  deutscher  Papier- 
mark. Da  die  deutsche  Regierung  somit  nur  in  Papiermark 
zahlt,  da  sie  für  den  gezahlten  Betrag  eine  Gutschrift  in 
Goldmark  auf  Reparationskonto  erhält,  und  da  die  Re- 
gierung des  betreffenden  Bestellers  mit  dem  gleichen  Be- 
trage von  der  Reparationskommission  belastet  wird,  mit 
dem  Besteller  aber  in  der  Währung  ihres  Landes  abrechnet, 
so  ist  die  Wahl  des  Kurses  für  die  verschiedenen  Um- 
rechnungen von  außerordentlicher  Bedeutung.  Bei  der  Wahl 
des  Umrechnungstages  waren  die  Erwägungen  maßgebend, 
daß  1.  jede  Spekulationsmöglichkeit  der  Vertragsparteien 
zu  Lasten  des  Reiches  auszuschließen  sei,  und  daß  2.  der 
Kurs  gewählt  würde,  der  den  Vertragsparteien  kein  grö- 
ßeres Valutarisiko  aufbürdet,  als  sie  auch  im  normalen 
Handelsverkehr  tragen  müssen.  Die  Regelung  ist  in  der 
Weise  getroffen  worden,  daß  die  Umrechnung  der  Ver- 
tragsvaluta in  Papiermark  und  in  Goldmark  immer  zum 
gleichen  Termin  erfolgt,  und  zwar  grundsäßlich  zum  Tage 
der  Zahlung,  so  daß  der  deutsche  Lieferant  an  diesem  Tage 
den  dann  gültigen  Gegenwert  des  in  fremder  Valuta  ver- 
einbarten Betrages  ausgezahlt  erhält.  Technisch  war  es 
indes  nicht  möglich,  den  Zahlungstag  selbst  einzuseßen, 
da  die  Umrechnung  über  den  Dollar  nach  dem  Mittagskurse 
der  Federal  Reserve  Bank  in  New  York  erfolgt,  und  da 
dieser  Kurs  am  Zahlungsiage  für  diesen  Tag  selbst  in 
Berlin  nicht  bekannt  sein  kann.  Es  ist  deshalb  als  Um- 
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rechnungstag  bestimmt  worden  der  10.  Tag  nach  Übergabe 
des  Schecks  an  den  alliierten  Besteller.  Da  dieser  den 
Scheck  wohl  sofort  weiter  geben  wird,  ist  anzunehmen,  daß 
der  deutsche  Lieferant  ihn  vor  dem  für  die  Umrechnung 
maßgebenden  Tage  erhalten  wird.  Die  Auszahlung  selbst 
kann  alsdann  erst  am  dritten  Tage  nach  diesem  Termin 
erfolgen.  Ich  glaube,  daß  mit  dieser  Lösung  die  Interessen 
des  Reiches  sowohl  wie  der  Industrie  am  weitestgehenden 
gewahrt  sind,  da  jede  Spekulationsmöglichkeit  aus  den 
Kursänderungen  der  Mark  ausgeschlossen  ist,  und  da  der 
deutsche  Lieferant  vom  Risiko  der  fallenden  Mark  entlastet 
ist.  Das  Risiko  der  steigenden  Mark  muß  er  allerdings  wie 
bei  jedem  in  fremden  Devisen  abgeschlossenen  Handels- 
geschäft tragen. 

Jeder  bezahlte  Betrag  wird  dem  Deutschen  Reich  so- 
fort in  Goldmark  auf  Reparationskonto  gutgeschrieben.  Es 
kann  nun  Vorkommen,  daß  der  Lieferant  troß  erfolgter  An- 
zahlung die  Maschine  nicht  liefert.  In  diesem  Falle  bleibt  es 
dem  Besteller  überlassen,  im  ordentlichen  Rechtswege  ge- 
gen den  Lieferanten  auf  Erfüllung  oder  Rückzahlung  des 
Vorschusses  zu  klagen.  Eine  etwaige  Rückzahlung  hat 
an  die  Fast  zu  erfolgen.  Erst  nach  Mitteilung  der  erfolgten 
Rückzahlung  belastet  die  Reparationskommission  die 
deutsche  Regierung  mit  dem  zurückgezahlten  Betrag  unter 
gleichzeitiger  Entlastung  der  belgischen  Regierung.  Sollte 
der  Lieferant  inzwischen  in  Vermögensverfall  geraten  sein 
und  nicht  zahlen  können,  so  trifft  der  Verlust  allein  seinen 
Vertragsgegner,  den  Besteller.  Die  Deutschland  erteilte 
Goldgutschrift  bleibt  bestehen,  troßdem  eine  Lieferung  nicht 
erfolgt  ist. 

Dieses  gesamte  Verfahren  bringt  durch  das  Eintreten 
der  Behörden,  das  Genehmigungs-  und  Zahlungsverfahren 
mancherlei  Schwierigkeiten,  Verzögerungen  und  Nachteile 
mit  sich,  die  wohl  jeden  alliierten  Geschäftsmann  abhalten 
würden,  hiervon  Gebrauch  zu  machen,  wenn  nicht  mit  der 
Anwendung  gerade  dieses  Verfahrens  besondere  Vorteile 
gegenüber  dem  normalen  Handelsverkehr  verbunden 
werden.  Der  bei  Beginn  der  Verhandlungen  von  der  Re- 
parationskommission gestellte  Antrag,  solche  Vorteile  beim 
Verkauf  der  Schecks  durch  die  alliierte  Regierung  in  der 
Form  von  Abschlägen  auf  den  Scheck  zu  gewähren,  wurde 
deutscherseits  abgelehnt,  da  ein  solches  Verfahren  zu 
Schiebungen  aller  Art  Anlaß  gegeben  und  schließlich  das 
reelle  Warengeschäft  in  ein  Valutageschäft  in  Papiermark 
umgewandelt  haben  würde.  Dagegen  ist  den  alliierten 
Regierungen  das  Recht  eingeräumt,  worden,  Nachlässe  auf 
die  Zölle  zu  gewähren.  Außerdem  bleiben  die  in  der  Ge- 
seßgebung  der  einzelnen  Länder  vorgesehenen  Möglich- 
keiten bestehen,  den  Kriegsgeschädigten  besondere  Vor- 
teile zuzuwenden. 

Da  das  Verfahren  dieses  Abkommens  eine  erhebliche 
Abänderung  des  Friedensvertrages  enthält,  so  war  die  Re- 
parationskommission nicht  berechtigt,  es  ohne  weiteres  an- 
zunehmen und  für  die  alliierten  Regierungen  einzuführen. 
Es  mußte  in  die  Entscheidung  der  einzelnen  alliierten  Re- 
gierungen gestellt  werden,  ob  sie  dieses  Verfahren  an- 
nehmen oder  lieber  bei  dem  des  Friedensvertrages  bleiben 
wollten.  Das  sogenannte  Cunße-Bemelmans-Abkommen 
bedeutet  somit  lediglich  eine  Verpflichtung  der  deutschen 
Regierung,  dies  Verfahren  gegenüber  den  Ländern  anzu- 
wenden, die  bereit  sind,  es  ihrerseits  anzunehmen,  aller- 
dings mit  der  Folge,  daß  diese  Länder  dann  zugleich  auf 
das  Verfahren  des  Friedensvertrages  verzichten. 

Im  Verhältnis  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 
Reparationskommission  kann  das  Verfahren  erstmalig 
zum  1.  Januar  1923  und  alsdann  jährlich  gekündigt  werden. 
Jede  einzelne  alliierte  Macht  kann  nach  Ablauf  von  6 Mo- 
naten nach  Annahme  des  Verfahrens  bei  der  Reparations- 


kommission beantragen,  daß  das  Abkommen  ihr  gegen- 
über außer  Kraft  geseßt  wird  mit  der  Begründung,  daß 
das  Abkommen  keine  befriedigenden  Ergebnisse  zeitige. 
Andrerseits  kann  die  deutsche  Regierung  nach  Ablauf  der 
gleichen  Frist  bei  der  Reparationskommission  die  Außer- 
kraftseßung  des  Abkommens  gegenüber  denjenigen  alli- 
ierten Mächten  beantragen,  bezüglich  deren  die  Repara- 
tionskommission wiederholt  Verfehlungen  gegen  das  Ab- 
kommen festgestellt  hat. 

Das  Abkommen  ist  bisher  von  Belgien  und  Portugal 
angenommen  worden.  Frankreich  war  ursprünglich  von  der 
Anwendung  des  Verfahrens  ausgeschlossen,  da  es  ja 
durch  das  Wiesbadener  Abkommen  an  ein  besonderes 
Verfahren  Deutschland  gegenüber  gebunden  war.  Bevor 
indes  die  Verhandlungen  mit  der  Reparationskommission 
zum  endgültigen  Abschluß  gelangten,  erschien  als  Ver- 
treter der  französischen  Regierung  der  Contröleur  de 
l’armee  Gillet  in  Berlin,  um  die  Ausdehnung  des  freien 
Verkehrs  im  Rahmen  des  Wiesbadener  Abkommens  auch 
für  Frankreich  zu  erhalten.  Die  Folge  dieser  Verhand- 
lungen war  das  Ruppel-Gillet-Abkommen  vom  15.  März 
1922  und  3.  Juni  1922.  Hiernach  wurde  das  Verfahren  des 
Wiesbadener  Abkommens  erseßt  durch  dasjenige  des 
Cunße-Bemelmans-Abkommens,  während  die  übrigen  Be- 
stimmungen des  Wiesbadener  Protokolls,  insbesondere  so- 
weit sie  den  Kredit  betreffen,  bestehen  blieben.  Somit  gibt 
es  bei  den  Lieferungen  nach  Frankreich  nunmehr  drei  ver- 
schiedene Verfahren. 

1.  Soweit  die  in  Liste  A des  Cunße-Bemelmans-Ab- 
kommens  aufgeführten  Warengatiungen  für  den  Wieder- 
aufbau der  zerstörten  Gebiete  beansprucht  werden,  bleibt 
das  Verfahren  des  Wiesbadener  Abkommens  bestehen. 
Auf  Gründung  von  Lieferverbänden  wird  indes  ausdrück- 
lich verzichtet.  Hiernach  spielt  sich  die  Lieferung  solcher 
Waren  in  folgender  Weise  ab: 

Die  französische  Regierung  fordert  von  dem  Reichs- 
kommissar zur  Ausführung  von  Aufbauarbeiten  in  den 
zerstörten  Gebieten  die  Waren  an.  Falls  eine  Einigung  | 
über  die  Lieferung  nichf  erzielt  wird,  entscheidet  das  j 
Schiedsgericht,  das  sich  aus  je  einem  deutschen  und 
französischen  Delegierten  und  einem  vom  Schweizer 
Bundespräsidenten  zu  benennenden  Vorsißenden  zu- 
sammenseßt,  der,  falls  eine  Einigung  über  seine 
Person  nicht  erfolgt,  vom  Schweizer  Bundespräsi- 
denten ernannt  wird.  Als  Preis  gilt,  insoweit  eine 
Einigung  nicht  erzielt  wird,  der  nach  dem  Wies- 
badener Protokoll  zu  ermittelnde  französische  Inlands- 
preis nach  Abzug  des  Indexzolls  und  des  Pauschquan- 
tums für  die  in  Frankreich  entstehenden  Frachtkosten. 
Die  Preisfestseßung  erfolgt  durch  das  vorerwähnte 
Schiedsgericht. 

2.  Für  alle  übrigen  Lieferungen  für  den  Wiederaufbau 
der  zerstörten  Gebiete  gilt  das  Verfahren  des  Cunße- 
Bemelmans-Abkommens. 

3.  Lieferungen  für  das  übrige  Frankreich  werden 
unter  Zustimmung  der  Reparationskommission  von  Frank- 
reich bei  der  deutschen  Regierung  angefordert.  Die 
Preisfestseßung  erfolgt  durch  ein  Schiedsgericht,  dessen 
Vorsißender  durch  die  Reparationskommission  bestimmt 
wird. 

Die  Stellungnahme  weiterer  alliierter  Mächte  zur  An- 
nahme oder  Ablehnung  des  Cunße-Bemelmans-Abkom- 
mens ist  der  deutschen  Regierung  bisher  nicht  bekannt 
geworden.  Diesen  Staaten  gegenüber  bleibt  somit  bis 
auf  weiteres  das  Verfahren  des  Versailler  Vertrages  und 
des  Art.  8 des  Londoner  Zahlungsplans  in  Kraft.  (338a.) 

(Schluß  folgt.) 
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Die  Flucht  vor  dem  Gulden  in  Holland. 

Von  Dr.  Eugen  Diedrich,  Wiesbaden. 


So  seltsam  es  klingen  mag  — in  Holland,  dessen 
Währung  zu  den  wenigen  gehört,  deren  Werteinbuge  sich 
in  einem  Rahmen  hält,  welche  die  Rückkehr  zur  Goldparität 
gestattet,  hat  seit  einigen  Monaten  eine  Bewegung  ein- 
gesegt,  die  man  als  „Flucht  vor  dem  Gulden“  bezeichnen 
mug.  Die  holländischen  Kapitalisten  stogen  ihre  heimischen 
Werte  ab  und  legen  ihr  Kapital  in  ausländischen  Effekten 
an.  Abgesehen  von  den  Anlagen  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  England  als  den  Ländern,  denen  man  für  die 
Zukunft  Vertrauen  entgegenbringt,  werden  Investierungen 
in  den  Lateinländern  Südamerikas,  namentlich  Argentinien, 
vorgenommen,  wozu  der  niedrige  Stand  der  Wechselkurse 
einen  Anreiz  bietet.  Von  europäischen  Werten  werden 
namentlich  die  unter  der  holländischen  Parität  stehenden 
norwegischen  und  dänischen  Effekten  bevorzugt.  — 

Die  Erklärung  für  diese  Abwanderung  vom  heimischen 
Kapitalmarkt  hat  man,  ähnlich  wie  in  den  Ländern  mit 
sinkender  Valuta,  in  der  Sorge  um  die  Wertstabilität  der 
Währung  zu  suchen.  Im  Augenwert  des  Guldens  ist  diese 
vorbeugende  Maßregel  augenblicklich  nicht  begründet,  denn 
das  Agio  des  Dollars  ist  dauernd  im  Rückgang  begriffen 
wie  nachstehende  Ziffern  zeigen: 

Parität:  fl.  248.76  Kurs  am  28.  10.  1920  fl.  327  — 

„ „ 8.11.1922  „ 256V2 

während  das  Pfund  unter  der  Parität  notiert: 

Parität:  fl.  12.107  Kurs  am  28.  10.  1920  fl.  11.39 

„ „ „ 8.11.1922  „ 11.41 3U 

Für  Holland  bedeutet  der  Rückgang  des  Dollars  eine 
Anerkennung  der  Tatsache,  dag  der  Gulden  nicht  im  Werte 
sinkt,  dag  die  Kurssteigerung  der  europäischen  Devisen 
nicht  gleichbedeutend  mit  einer  Entwertung  des  Guldens  ist. 
Die  Angleichung  des  Guldens  an  den  Dollar  zeigt  aber 
auch,  dag  die  Geldpolitik  der  Niederländischen  Bank,  näm- 
lich Rationierung  der  Kredite,  d.  h.  Prüfung  von  Fall  zu 
Fall  und  Beschränkung  der  Kreditanträgen  mehr  Erfolg 
erzielt  hat,  als  die  in  verschiedenen  Ländern  angewandte 
Politik  der  Diskonterhöhungen. 

Ausschlaggebend  für  das  Migirauen  der  holländischen 
Kapitalisten  ist  vielmehr  die  Gestaltung  der  Staatsfinanzen. 
In  einer  Rundfrage  der  Vereinigung  „Hou  en  Trou“  an 
einige  ihrer  bedeutensten  Mitglieder  sind  diese  Bedenken 
klar  zum  Ausdruck  gekommen.  Im  Zusammenhang  mit  dem 
neuerlichen  Sturz  der  Reichsmark  ist  das  Gespenst  der 
Inflation  wieder  aufgetaucht  und  fordert  äugerste  Sparsam- 
keit in  den  Staatsfinanzen  und  führte  sogar  den  Wahlkampf 
unter  dem  Schlagwort  „Ersparnisse“.  Wenig  hoffnungsvoll 
lauteten  die  Worte  des  Begleitschreibens  des  Budgets  für 
das  Fiskaljahr  1922:  „dag  man  vor  der  unleugbaren  Tat- 
sache stünde,  dag  wir  als  Volk  über  unsere  Kraft  gelebt 
haben.“  Es  ist  unzweifelhaft,  dag  das  Problem  der  Er- 
sparnisse in  der  Staatswirtschaft  nicht  in  den  Niederlanden 
allein  an  der  Tagesordnung  ist,  sondern  dag  es  in  fast 
allen  Staaten  den  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen,  An- 
griffe und  Besserungsvorschläge  bildet.  Dabei  sei  nur  an 
die  englischen’  Geddes-Rapporte,  an  die  Vorschläge  der 
französischen  Budgefkommission  und  an  die  Sanierungs- 
vorschläge in  Deutschland  gedacht.  — 

Wie  weit  ist  nun  tatsächlich  die  Inflation  in  den  Nieder- 
landen fortgeschritten,  welche  Gefahrenmöglichkeiten  birgt 
die  Finanzlage  in  sich  und  wie  sucht  man  ihnen  zu  be- 
gegnen? — 


Auch  Holland  ist  nicht  von  der  Inflation  verschont  ge- 
blieben. Von  316  Mill.  Noten  im  Umlauf  in  1914  stieg  die 
Zirkulation  auf  917  Mill.  im  März  1918,  als  der  Goldvorrat 
am  höchsten  war  (731  Mill.  durch  Gold  gedeckt),  erreichte 
1087  Mill.  zu  Beginn  November  1918  (709  Mill.  durch  Gold 
gedeckt)  und  betrug  Mitte  Juli  1920  1177  Mill.  fl.  Von  da 
ab  war  die  Bewegung  folgende  (in  Mill.  fl.): 


29.  3.  1921 
1.  10.  1921 
28.  11.  1921 


Metallbesfand 

637,7 

615.5 

614.6 


Notenumlauf 

1,037 

1,04 

1,021 


in  % gedeckt 
61,5 

59.1 

60.2 


Bei  der  Gestaltung  des  Notenumlaufs  seit  1918  ist  zu 
berücksichtigen,  dag  der  Giroverkehr,  der  vor  dem  Kriege 
höchst  unbedeutend  war,  in  riesenhaftem  Umfange  zunahm. 
Er  betrug  bei  der  Niederländischen  Bank: 


1913/1914  340  Millionen  fl.  1919/1920  16  Milliarden  fl. 

1918/1919  8 Milliarden  „ 1920/1921  23 

Vorsichtig  geschägt  ist  diese  Steigerung  einer  Umlauf- 
menge von  200  Mill.  fl.  Banknoten  gleichzusegen.  — Seit 
1920  ist  die  Kontraktion  im  Zunehmen,  die  restlichen  Geld- 
zeichen nehmen  an  innerem  Werte  zu.  — 


Nicht  dasselbe  erfreuliche  Bild  bieten  die  Budgets,  wie 
nachstehende  Ziffern  zeigen: 


Ordentliches 

Augerordentllches 

1920 

1921 

1922 

1920 

1921 

1922 

Ausgaben 

454626 

601 649  i 

638  964 

84411 

184508 

207161 

Einnahmen  401 251 

544164  ! 

590908 

8568 

7988 

15682 

Defizit 

53375 

57485 

48056 

75842 

176520 

191 479 

Krisisbudget 

Zusammen 

1920 

1921 

1922 

1920 

1921 

1922 

Ausgaben 

47605 

11 156 

8446 

586641 

797313 

854571 

Einnahmen 

— 

— 

- 

409819 

552152 

606590 

Defizit 

47605 

11156 

8446 

176622 

245161 

981247 

Der  Voranschlag  für  das  Rechnungsjahr  1923  trägt  die 
Merkmale  des  Versuches,  des  Defizits  Herr  zu  werden,  an 
sich.  Die  Gesamthöhe  hat  sich  von  854  571  253  fl.  auf 
808,32  Mill.  fl.  verringert.  Der  Fehlbetrag  beläuft  sich  im 
ordentlichen  Budget  immer  noch  auf  52,7  Mill.  fl.  und  ins- 
gesamt auf  226,32  Mill.  fl.  Die  schwebende  Schuld  stellte 
sich  am  30.  Oktober  nach  Abzug  der  vom  Reiche  den 
Kolonien  und  den  Gemeinden  gewährten  Vorschüsse  auf 
295  299  129  fl.  Wenn  auch  die  Abstriche  bei  den  unproduk- 
tiven Ausgaben  des  neuen  Reichshaushaltplans  hätten  kräf- 
tiger  sein  können,  so  ist  doch  die  Schwarzseherei,  die  legten 
Endes  auf  eine  Erschütterung  des  Staatskredits  hinausläuft, 
keineswegs  gerechtfertigt.  Die  niederländischen  Finanzen 
sind  vielmehr  gesund;  das  groge  Defizit  ist  eine  Folge  des 
Krieges  und  seiner  schädlichen  Nachwirkungen.  — 

Dag  das  Ausland  die  zukünftige  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung zuversichtlich  beurteilt,  zeigt  sich  darin,  dag  die 
bis  jegt  in  den  Vereinigten  Staaten  aufgelegten  Teile  der 
Staatsanleihen,  die  zur  Konsolidierung  verwendet  werden, 
glatt  unfergebracht  wurden.  Soweit  das  Budgetdefizit 
produktiven  Zwecken  dienf,  kann  von  einem  Defizit  im 
eigentlichen  Sinne  keine  Rede  sein,  es  handelt  sich  viel- 
mehr um  eine  Kreditaufnahme  bei  der  National-  und  Welt- 
wirtschaft, die  beide  diesen  Kredit  gewähren  im  Vertrauen 
auf  die  steigende  Wohlfahrt  des  Landes.  — (370.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  u.  des  Wirtschaftsrechts. 


Handelsnachrichten. 

Ausfuhr  nach  Süd-Afrika.  Dem  D.  I.  u.  H.  ist  ein  Bericht 
aus  Pretoria  über  die  bei  der  Ausfuhr  nach  Süd-Afrika  zu  be- 
achtenden Vorschriften  zugegangen,  dem  wir  folgendes 
entnehmen: 

Es  hat  keinen  Zweck,  Preisstellungen  in  der  gegenwärtig  so 
häufig  wechselnden  Markwährung  zu  machen.  Die  Preise  sollten 
in  englischer  Währung  angegeben  werden. 

Ebenso  zwecklos  ist  es,  Preise  „Frei  Fabrik“  oder  „Frei 
Abgangsstation“  zu  stellen.  Audi  die  Bemerkung  „Verpackung 
wird  zum  Selbstkostenpreis  berechnet“  wirkt  ungünstig  auf  das 
Geschäft.  Der  Käufer  in  Übersee  hat  keine  Kenntnis  der  deut- 
schen Bahnfrachten  und  der  heutigen  Verpackungskosten.  Er 
hat  zwar  gehört,  dafe  eine  deutsche  Ausfuhrabgabe  zu  entrichten 
ist,  weil  aber  deren  Höhe  nicht,  und  kann  unter  den  heutigen 
wechselnden  Verhältnissen  auch  von  den  deutschen  Konsular- 
behörden darüber  nichts  Sicheres  erfahren.  Wenn  schon  von 
jeher  derjenige  Kaufmann  die  beste  Aussicht  auf  Beachtung 
seiner  Angebote  hatte,  der  sich  die  Mühe  nicht  verdrie|en  lie|, 
seine  Preise  „frei  an  Bord  im  Verschiffungshafen“  zu  kalkulieren, 
so  gilt  dies  heute  ganz  besonders. 

Die  Zahlungsbedingungen  waren  vor  dem  Weltkrieg  ebenso- 
wenig einheitlich,  wie  die  anderen  Bedingungen.  Viele  gro|e 
Fabrikanten  in  England  und  Amerika  lehnten  es  überhaupt  ab, 
an  südafrikanische  Käufer  direkt  zu  liefern,  sondern  arbeiteten 
nur  mit  den  europäischen  oder  amerikanischen  Export-Kom- 
missionshäusern. In  Deutschland,  Österreich,  Holland  usw.  war 
man  weniger  engherzig  in  dieser  Beziehung  und  verkaufte  viel- 
fach gegen  Sichttratte  mit  angehängten  Verschiffungsdokumenien 
(Konnossement,  Versicherungspolice  usw.)  oder  auch  gegen  Drei- 
monatsakzept und  vereinzelt  selbst  unter  offenem  Kredit.  Es 
war  ein  oft  gehörter  Vorwurf  englischer  Exporteure,  da|  die 
Deutschen  durch  übermä|ige  Kreditgewährung  die  Konkurrenz 
sehr  erschwerten.  Unter  den  heutigen  Verhältnissen  werden 
deutsche  Fabrikanten  und  Kaufleute  kaum  noch  in  die  Lage 
kommen,  überseeische  Kredite  einzuräumen.  Vielfach  herrscht 
aber  heute  in  Deutschland  die  umgekehrte  Tendenz,  indem  der 
Fabrikant  auf  Bezahlung  der  Ware  besteht,  ehe  er  sie  liefert. 
Mit  solchen  Bedingungen  ist  heute  bei  den  gro|en  überseeischen 
Käufern  schwer  durchzudringen.  East  alle  südafrikanischen  Ein- 
fuhrhäuser von  Bedeutung  haben  in  Europa  eigene  Büros  oder 
mindestens  Einkaufsagenten,  und  es  ist  üblich,  dafe  diese  Zah- 
lungen gegen  Verschiffungsdokumente  leisten.  Deutsche  Liefe- 
ranten, die  diese  Zahlungsbedingungen  nicht  annehmen  können, 
sondern  Vorausbezahlung  oder  Anzahlung  verlangen,  sind  ihren 
Mitbewerbern  in  England  und  Amerika  gegenüber  von  vorn- 
herein erheblich  im  Nachteil.  Vorausbezahlungen  werden  von 
seiten  der  hiesigen  Importeure  heute  um  so  weniger  bereitwillig 
geleistet,  als  damit  leider  vielfach  schlechte  Erfahrungen  ge- 
macht worden  sind. 

Was  die  Vertretung  deutscher  Firmen  anbetrifft,  so  erscheint 
es  nicht  angebracht,  mehrere  Agenten  für  Südafrika  anzustellen, 
da  das  Absa|gebiet  dazu  zu  unbedeutend  und  eine  Abgrenzung 
der  einzelnen  Gebiete  zu  schwierig  ist.  Wenn  eine  Vertreter- 
firma bereit  und  in  der  Lage  ist,  ganz  Südafrika  sachgemä!  zu 
bearbeiten,  sollte  sie  auch  die  alleinige  Vertretung  erhalten  und 
es  wäre  am  besten,  ihr  zu  überlassen,  wenn  nötig,  Unteragenten 
anzustellen.  Eine  Liste  rühriger  und  gut  empfohlener  südafri- 
kanischer Vertreterfirmen,  die  zur  Übernahme  deutscher  Vertre- 
tungen bereit  sind,  liegt  dem  D.  I.  u.  H.  vor  und  kann  Inter- 
essenten zur  Verfügung  gestellt  werden.  H.  (349.) 

Handelsverkehr  mit  Costa  Rica.  Von  amtlicher  Seite  wird 
es  als  zweckmä|ig  bezeichnet,  wenn  die  mit  Costa  Rica  Handel 
treibenden  deutschen  Firmen  die  Namen  ihrer  nach  Costa  Rica 
zu  entsendenden  Reisenden  der  Ministerresidentur  in  San 
Jose  mitteilen,  oder  die  betreffenden  Herren  anweisen,  sich  auf 
der  Ministerresidentur  persönlich  vorzustellen.  Dieses  Verfahren 
wird  empfohlen,  weil  bei  Anfragen  über  deutsche  Firmen  ein  ge- 
wisser Argwohn  entstehen  kann,  wenn  von  der  Ministerresidentur 
mitgeteilt  werden  mu|,  dafe  ihr  über  den  betreffenden  Reisenden 
nichts  bekannt  sei,  H.  (330.) 


Kohlen  und  Erze. 

Die  Herrschaft  über  das  kohlenreiche  Spifebergen.  Bald 
wird  die  Frage,  ob  Spitzbergen  unter  norwegische  Ober- 
hoheit gestellt  werden  soll,  endgültig  entschieden  werden, 
was  bisher  noch  nicht  geschehen  ist.  Zwar  war  schon  beim 
Versailler  Frieden  Spifebergen  den  Norwegern  zugesprochen 
worden,  aber  daran  die  Bedingung  geknüpft,  da|  das  Gruben- 
geseb,  das  Norwegen  ausarbeitete,  allen  an  Spitzbergen  inter- 
essierten Staaten  zur  Genehmigung  vorgelegt  wurde.  Indessen 
erst  neuerdings  hat  Holland  als  letztes  Land  seine  Zustimmung 
erteilt,  und  nun  wird  das  Storthing  beschlielen,  ob  Norwegen 
Spifebergen  übernehmen  soll  oder  nicht. 

Da  der  Besitz  wichtiger  Rohstoffe  oder  von  Kolonien  mit 
solchen  schon  von  jeher  für  jeden  Staat  von  gröfeter  Bedeutung 
ist,  weil  leichter  Zugang  zu  Rohstoffen  eine  Hauptbedingung 
für  Erfolge  im  Weltmarkt  bildet,  erlangt  auch  das  Land,  das 
sich  Spifebergen  verschafft,  grofee  Vorteile.  Dessen  Kohlenreich- 
tum beträgt  nämlich  nicht  weniger  als  etwa  9000  Millionen 
Tonnen,  wovon  die  wichtigsten  Felder  südlich  vom  Eisfjord  liegen, 
der  in  der  Mitte  der  spifebergischen  Westküste  tief  ins  Land 
dringt  und  ebenso  wie  die  ganze  Westküste  unter  den  Einwir- 
kungen des  Golfstromes  vom  Frühjahr  bis  in  den  Herbst  hinein 
einen  Schiffsverkehr  zuläfet.  Dieser  günstige  Umstand,  Schiffahrt 
längs  der  Westküste  in  Verbindung  mit  der  ununterbrochenen 
Tageshelle  im  Sommer,  ermöglicht  die  ergiebige  Ausnutzung  des 
Kohlenreichtums  in  Spifebergen.  In  Wirksamkeit  sind  dort  die 
norwegischen  Unternehmen  „Grofee  norwegische  Spitz- 
bergen-Kohlenkompagnie“  an  der  Adventbai  im  Eis- 
fjord mit  einem  Besife  von  etwa  1500  Millionen  Tonnen  Kohlen 
und  einer  Verschiffung  im  Jahre  1922  von  100  000  Tonnen,  die 
„Kingsbai-Kohlenkompagnie“  an  der  Königsbucht 
im  nördlichen  Teil  der  Westküste  mit  einer  Verschiffung  1922  von 
etwa  75  000  Tonnen  und  die  Gesellschaft  „Norwegische 
K o h 1 e n f e 1 d e r“  an  der  Adventbai,  von  wo  1922  dem  nor- 
wegischen Staat  etwa  9000  Tonnen  geliefert  wurden.  Ferner 
eine  grofee  schwedische  Gesellschaft  „Spitzbergens 
schwedisches  Kohlenfeld“,  am  Glockensund,  südlich 
vom  Eisfjord,  arbeitend,  wo  die  Gesellschaft  ein  Kohlenfeld  von 
mindestens  340  Millionen  Tonnen  besifet,  mit  Förderung  von  70  000 
Tonnen  in  1922,  die  „Nederlandsche  Spitzbergen  C o.“ 
am  Grünen  Hafen,  Eingang  zum  Eisfjord,  mit  30  000  Tonnen  Ver- 
schiffung nach  Holland.  Aufeerdem  gibt  es  noch  zwei  norwegische, 
eine  schottische,  eine  englisch-russische  und  eine  englische  Ge- 
sellschaft, die  Grubengelände  in  Spifebergen  besifeen,  aber  wenig 
oder  gar  keinen  Betrieb  ausüben.  Die  Kohlen  an  der  Adventbei 
sind  Dampfkohlen  vorzüglichster  Art,  und  die  Kohlen  an  der 
Königsbucht  weisen  solchen  Glgehalt  auf,  dafe  bereits  im  nörd- 
lichsten Norwegen  Vorbereitungen  getroffen  sind,  um  1923  eine 
Olgewinnung  grofeen  Umfangs  aus  Kohlen  beginnen  zu  können. 

Trofe  der  langen  Kohlenausbeutung  in  Spifebergen  sind  bei 
den  grofeen  Unternehmen,  an  der  Königsbucht,  an  der  Adventbai 
und  am  Glockensund,  erst  in  den  lebten  Jahren  und  im  Sommer 
1922  die  Grubeneinrichtungen,  Hafenanlagen  und  Ladevorrichtun- 
gen  in  so  moderner  Art  vervollkommnet  und  vergröfeert  worden, 
dafe  ein  Grofebetrieb  erst  mit  1923  in  Kraft  tritt.  In  Norwegen, 
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das  vorläufig  im  Jahre  Wi  Millionen  Tonnen  verbraucht  und  auf 
Einfuhr  angewiesen  ist,  berechnet  man,  daß  die  Hälfte  davon 
schon  in  den  nächsten  Jahren  aus  Spißbergen,  also  von  eigenen 
Gruben,  gedeckt  werden  kann.  Bei  den  großen  Gruben  wird 
Sommer  und  Winter  gearbeitet,  und  es  gibt  jefet  somit  in  Spiß- 
bergen  beständige  Niederlassungen,  ein  Zeichen,  daß  die  Men- 
schen den  Polarwinter  mit  seiner  langen  Dunkelheit  gut  über- 
stehen können.  Die  Bergwerkskolonie  an  der  Adventbai,  nach 
dem  früheren  amerikanischen  Besißer  den  Namen  Longyear  City 
führend,  bietet  auch  mancherlei  Bequemlichkeiten  für  das  Per- 
sonal: Gute  Verpflegung,  Gesellschaftsräume,  Bibliothek  usw. 
Selbst  das  unvermeidliche  Kinotheater  ist  vorhanden,  das  den 
ganzen  Winter  hindurch  jede  Woche  ein  neues  Programm  bringt. 

M.  (343.) 

Die  schwedischen  Erzfunde.  Im  Anschluß  an  Unter- 
suchungen, die  von  der  staatlichen  geologischen  Landes- 
anstalt ausgeführt  werden,  sind  jüngst  im  Norsjökirchspiel 
im  nördlichen  Schweden  zwei  Erzfunde  gemacht  worden, 
denen  man  eine  gewisse  Bedeutung  beimißt.  Die  eine 
dieser  Erzschichten  enthält  Zinkerz  und  Schwefelkieserz.  Der 
andere  Fund  weist  auf  Grund  der  durchgeführten  Bohrungen  ein 
außerordentlich  reiches  Kupfererz  von  bedeutender  Mächtigkeit 
auf.  Es  müssen  aber  noch  weitere  Bohrungen  stattfinden,  ehe 
sich  Genaueres  über  die  wirkliche  Bedeutung  der  neu  entdeckten 
Kupfergrube  sagen  läßt.  M.  (360.) 

Aus  der  Sammelmappe. 

Entschädigung  von  Auslanddeutschen.  Bei  dem  Kongreß  der 
Verdrängten  am  5.  November  1922  machte  Rechtsanwalt  Bach 
folgende  Angaben  über  eine  unzweckmäßige  Praxis  bei  der  Ab- 
wickelung von  Entschädigungsanträgen  der  Ausländsdeutschen: 
In  welcher  Weise  die  Spruchkammern  des  genannten  Gerichts,  das 
unsere  Forderungen  zu  prüfen  hat,  arbeiten,  möge  an  einigen  Bei- 
spielen gezeigt  werden.  Gegen  einen  Verdrängten,  der  vier  Papier- 
mark zu  viel  erhalten  hatte,  wurde  ein  Prozeß  angestrengt,  der 
45  000  Mark  Kosten  erforderte.  Ein  Elsaß-Lothringer,  der  binnen 
24  Stunden  das  Land  verlassen  mußte,  verpfändete  sein  ganzes 
Hab  und  Gut.  Als  der  Mann  diesen  Pfandschein  der  Spruch- 
kammer vorlegte,  verlangte  man  den  Nachweis,  daß  er  diesen 
Schein  nicht  etwa  gestohlen  habe.  In  einem  anderen  Falle,  als 
ein  Verdrängter,  der  keinerlei  Unterlagen  besaß,  seine  Angaben 
eidlich  bekräftigen  wollte,  suchte  der  Vorsißende  die  Eides- 
leistung abzuwehren  mit  der  Erklärung  „auf  diese  Art  und  Weise 
züchten  wir  nur  Meineide“.  Ein  Deutscher,  der  in  Petersburg 
Bienenzüchter  gewesen  war  und  mittellos  fliehen  mußte,  suchte 
auf  dem  Entschädigungswege  die  Mittel  zur  Errichtung  einer 
Bienenzucht  in  Deutschland  zu  erhalten.  Die  Spruchkammer 
machte  eine  Zuwendung  davon  abhängig,  daß  der  von  allen  Ver- 
bindungen abgeschnittene  Mann  einen  Gewerbeschein  der 
Petersburger  Polizei  vorlege.  Die  Spruchkammern  fällen  aber 
noch  tollere  Urteile.  So  kam  ein  Deutscher,  der  zwanzig  Jahre 
in  Amerika  gelebt  hatte,  zu  Kriegsbeginn  nach  Hause  und  mel- 
dete sich  zu  den  Waffen.  Nach  Kriegsende  verlangte  er  eine 
Entschädigung,  wurde  aber  abgewiesen,  weil  er,  der  für 
Deutschland  gekämpft  hatte,  wegen  seines  langen  Aufenthalts 
im  Ausland  nicht  mehr  Reichsdeutscher  sei.  Ein  deutscher  Kauf- 
mann, der  elf  Jahre  im  deutschen  Heere  gedient  hatte  und  in 
England  wegen  Spionage  zugunsten  Deutschlands  zu  sedis 
Jahren  Zuchthaus  verurteilt  worden  war,  die  er  auch  verbüßte, 
wurde  mit  seiner  Forderung  abgewiesen,  weil  seine  Staatsange- 
hörigkeit nicht  feststehe.  (Frankf.  Ztg.  N.  794.)  H.  (348.) 

Vom  Sozialismus.  Der  Sozialismus  verkennt  das  europäi- 
sche Problem,  wenn  er  in  der  ungerechten  Verteilung  das  Grund- 
übel der  europäischen  Wirtschaft  sieht  statt  in  der  ungenügenden 
Produktion.  Die  Wurzel  des  europäischen  Elends  liegt  in  der 
Notwendigkeit  der  Zwangsarbeit  — nicht  in  der  Ungerechtigkeit 
ihrer  Verteilung.  Der  Sozialismus  irrt,  wenn  er  im  Kapitalismus 
die  leßte  Ursache  der  furchtbaren  Zwangsarbeit  sieht,  unter  der 
Europa  stöhnt;  denn  in  Wahrheit  fließt  nur  ein  sehr  geringer 
Teil  der  europäischen  Arbeitsleistung  den  Kapitalisten  und  ihrem 
Luxus  zu:  der  allergrößte  Teil  dieser  Arbeit  dient  dazu,  einen 
unfruchtbaren  Weltteil  in  einen  fruchtbaren  zu  verwandeln,  einen 
kalten  in  einen  warmen,  und  auf  ihm  eine  Menschenzahl  zu  er- 
halten, die  er  auf  natürlichem  Wege  nicht  ernähren  könnte. 

Der  Winter  und  die  Übervölkerung  Europas  sind  härtere 
und  grausamere  Despoten  als  sämtliche  Kapitalisten:  aber  nicht 


die  Politiker  führen  die  europäisdie  Revolution  gegen  diese  un- 
barmherzigen Zwingherren  — sondern  der  Erfinder.  — 

Es  ist  das  Kulturziel  der  Technik,  einst  allen  Menschen  die 
Lebensmöglichkeiten  zu  bieten,  über  die  heute  jene  Millionäre 
verfügen.  Deshalb  kämpft  die  Technik  gegen  die  Not  — nicht 
gegen  den  Reichtum;  gegen  Knechtschaft  — nidit  gegen  Herr- 
schaft. Ihr  Ziel  ist  Verallgemeinerung  des  Reichtums,  der  Macht, 
der  Muße,  der  Schönheit  und  des  Glückes:  nicht  Proletarisierung, 
sondern  Aristokratisierung  der  Mensdiheit!  (R.  N.  Coudenhove- 
Kalergi,  Apologie  der  Technik.)  (352.) 

Die  „Times“  über  die  Devisen-Notverordnung.  Die  „Times“ 
fassen  ihr  Urteil  über  die  Devisen-Notverordnung  unter  der  Über- 
schrift „P  a n i c 1 e g i s 1 a t i o n“  wie  folgt  zusammen:  „Such 
action  on  behalf  of  a nation  highly  skilled  in  the  tcchnique  of 
industry  and  finance  is  an  insult  to  its  intellegence. 
The  Order  is  a manifest  of  absurdity  and  clearly 
impracticable.“  (365.) 

Rußland  und  England.  Auf  eine  Anfrage  im  Unterhause  ant- 
wortete Bonar  Law  am  30.  November,  daß  die  Anerkennung  der 
Sowjets  durch  England  von  folgenden  drei  Bedingungen  ab- 
hängig sei:  1.  Anerkennung  der  Schulden,  2.  Rückgabe  des 

Privateigentums  oder  effektive  Kompensationen,  3.  Einstellung 
aller  politischen  Propaganda.  (367.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Umfang  der  Entschädigung  für  Verlust  von  Hausrat  und  Kleidungs- 
stücken nach  dem  Auslands-,  Kolonial-  und  Verdrängungs- 
• schädengeseß. 

Nach  § 4 Abs.  1 Nr..  1 des  Auslandsschädengeseßes,  der 
wörtlich  mit  § 4 Abs.  1 Nr.  1 des  Kolonialschädengeseßes  und 
§ 14  Abs.  1 Nr.  1 des  Verdrängungsschädengeseßes  überein- 
stimmt, sind  zu  dem  nach  § 3 berechneten  für  die  Entschädigung 
maßgebenden  Sachwerte  in  gewissen  Fällen,  namentlich  bei  Ver- 
lust oder  Beschädigung  von  Hausrat  und  Kleidungsstücken  mit 
Ausnahme  von  ausgesprochenen  Luxusgegenständen,  Zuschläge 
in  der  Höhe  zu  bewilligen,  daß  die  Gesamtentschädigung  den 
Betrag  erreicht,  der  zur  Ersaßbeschaffung  erforderlich  war 
oder  ist. 

Hinsichtlich  des  Verlusts  oder  der  Beschädigung  von  Hausrat 
und  Kleidungsstücken  sind  diese  Zuschläge  im  Geseß  ziffern- 
mäßig dahin  begrenzt,  daß  die  Kosten  der  Wiederbeschaffung 
oder  Wiederherstellung  die  Summe  von  100  000  M.  im  Einzelfalle 
nicht  übersteigen  dürfen. 

Der  große  Senat  hatte  nun  zu  der  ihm  vorgelegten  Streit- 
frage Stellung  zu  nehmen,  ob  die  Gesamtentschädigung  bis  zum 
Höchstbetrage  von  100  000  M.  auch  dann  nur  einmal  gewährt 
werden  kann,  wenn  für  das  Eigentum  an  Hausrat  und  Kleidungs- 
stücken mehrere  Familienmitglieder  in  Frage  kommen,  oder  ob 
sie  so  oft  zuerkannt  werden  darf,  als  in  ihrem  Eigentum  ge- 
schädigte Mitglieder  der  Familie  vorhanden  sind. 

Während  der  Reichskommissar,  der  den  ersteren  Standpunkt 
vertrat,  unter  „Einzelfall“  den  einzelnen  Schadensfall,  der 
im  allgemeinen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  wirtschaftlichen  Ein- 
heit zu  beurteilen  sei,  verstehen  wollte,  bezogen  die  Interessen- 
verbände jene  Worte  auf  die  einzelne  durch  den  Schadensfall 
betroffene  Person  und  nahmen  für  jeden  Geschädigten 
das  Recht  auf  Gewährung  von  Zuschlägen  bis  zur  Erreichung 
der  für  die  Gesamtentschädigung  vorgesehenen  Höchstgrenze 
von  100  000  M.  für  die  Ersaßbeschaffung  des  ihm  gehörigen 
Hausrates  einschließlich  der  Kleidungsstücke  in  Anspruch,  so  daß 
also  jeweils  so  viele  „Einzelfälle“  anzunehmen  seien,  als  in  ihrem 
Eigentum  geschädigte  Familienmitglieder  vorhanden  seien. 

Der  große  Senat  hat  folgende  Entscheidung  gegeben: 

Der  Verlust  oder  die  Beschädigung  von  Hausrat  und  Klei- 
dungsstücken bildet  bei  Ehegatten  oder  Ehegatten  und  Kindern, 
die  demselben  Hausstand  angehören,  i m Z w e i f e 1 einen  Einzel- 
fall im  Sinne  des  § 4 Abs.  1 Nr.  1 des  Auslandsschädengeseßes 
vom  28.  Juli  1921  (RGbl.  S.  1038). 

Aus  der  Begründung: 

Nach  dem  Bericht  des  Reichstagsausschusses  über  den  Ent- 
wurf des  von  den  drei  Schädengeseßen  zuerst  verabschiedeten 
Verdrängungsschädengeseßes  sollte  durch  die  Bestimmung,  daß 
verlorener  Hausrat  bis  zum  Wiederbeschaffungswert  von 
100  000  M.  erseßt  werden  könne,  die  Wiederbeschaffung  einer 
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bürgerlichen  Hauseinrichtung  möglich  gemacht  werden.  Dabei 
war  man  sich  darüber  klar,  daß  die  Summe  nicht  übertrieben 
hoch  ist  und  nur  etwa  das  bedeutete,  was  in  Friedenszeit 
10  000  M.  waren.  Hieraus  ist  zu  folgern,  daß  der  Geseßgeber 
vom  Hausrat  eines  (bürgerlichen)  Haushalts  als  einer  wirtschaft- 
lichen Einheit  ausgegangen  ist,  für  deren  Wiederherstellung  die 
Gesamtentschädigung  bis  zur  Höchstgrenze  von  100  000  M.  be- 
willigt werden  soll,  also  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Eigentum 
daran  verschiedenen  Angehörigen  des  einen  Haushalts  zusteht. 

Diese  Absicht  des  Geseßgebers  hat  auch  in  dem  Geseße 
selbst  hinreichenden  Ausdruck  gefunden. 

Unter  „Hausrat“  versteht  man  nach  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  das  für  einen  Haushalt,  mag  er  von  einem  ein- 
zelnen oder  einer  Familie  geführt  werden,  erforderliche  Gerät, 
das  nach  seiner  Zweckbestimmung  eine  wirtschaftliche  Einheit 
bildet,  wie  auch  für  die  Aufbringung  der  Kosten  der  Ersaß- 
beschaffung  nach  Rechtspflicht  oder  im  tatsächlichen  Ergebnisse 
regelmäßig  nur  eine  Person  in  Frage  kommt.  Die  Worte  „im 
Einzelfalle“  bringen  die  Beziehung  auf  diese  wirtschaftliche 
Einheit  zum  Ausdruck:  Es  soll  für  Hausrat,  mag  er  durch  einen 
oder  mehrere  Schadensfälle  in  Verlust  geraten  oder  beschädigt 
sein,  mag  er  im  Eigentum  eines  oder  mehrerer  Haushalts- 
angehörigen stehen,  nur  einmal  ein  Betrag  bis  zu  100  000  M.  zur 
Ersaßbeschaffung  oder  Wiederherstellung  gewährt  werden,  soweit 
es  sich  um  einen  einzelnen,  nämlich  einheitlichen  Fall,  um  eine 
wirtschaftliche  Einheit  in  obigem  Sinne  handelt. 

Zu  demselben  Ergebnisse  führt  auch  die  sprachliche  Er- 
wägung, daß  es,  sofern  die  Beschränkung  des  Zuschlags  auf 
100  000  M.  für  den  einzelnen  Geschädigten,  also  nach  § 10  Aus- 
landsschädengesefees  bei  dem  Verlust  oder  der  Beschädigung  von 
Sachen  für  den  Eigentümer  gelten  sollte,  des  Zusatzes  „im  Einzel- 
falle" nicht  bedurft  hätte  oder  die  Worte  „für  der^  einzelnen  Ge- 
schädigten“ gewählt  worden  wären. 

Was  für  den  Hausrat  bestimmt  ist,  soll  nach  dem  Geseß 
zugleich  für  die  Kleidungsstücke  gelten,  die  Höchstgrenze  ist  für 
die  Ersaßbeschaffung  oder  Wiederherstellung  von  Hausrat  und 
Kleidungsstücken  zusammen,  nicht  etwa  für  jedes  besonders  be- 
stimmt. Die  Entwürfe  zu  dem  § 4 des  Auslands-  und  Kolonial- 
schäde"fes°fef‘s  hatten  die  Kleidnnasstürke  neben  dem  Hausrat 
nicht  aufgeführt,  weil  sie  diese  ohne  weiteres  als  dazu  gehörig 
ansahen,  ihre  jeßige  besondere  Erwähnung  ist  nach  dem  Bericht 
des  Reichstagsausschusses  nur  zur  besseren  Klarstellung  dieser 
Zugehörigkeit  erfolgt. 

Die  bei  Verlust  oder  Beschädigung  von  Hausrat  einschließlich 
der  Kleidungsstücke  danach  ausschlaggebende  wirtschaftliche 
Einheit  bildet  bei  Ehegatten  oder  Ehegatten  und  Kindern,  sofern 
sie  demselben  Hausstand  angehören,  nach  den  Erfahrungen  des 
Lebens  die  Regel,  ist  also  im  Zweifel  anzunehmen.  Hierbei  macht 
es  keinen  Unterschied,  ob  zur  Zeit  des  Schadensfalles  ein  ge- 
meinsamer Haushalt  bestand  oder  aus  irgendeinem  Grunde  etwa 
aus  besonderen,  durch  den  Krieg  herbeigeführten  Umständen, 
durch  die  die  Ehegatten  zum  Getrenntleben  gezwungen  wurden, 
vorübergehend  aufgelöst  war,  weil  hierdurch  die  wirtschaftliche 
Zusammengehörigkeit  des  für  den  einen  Hausstand  bestimmten 
Hausrats  nicht  aufgehoben  wird. 

Damit  ist  die  rechtliche  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  daß 
troß  Vorliegens  nur  eines  Hausstands  mehrere  wirtschaftliche  Ein- 
heiten und  damit  mehrere  Einzelfälle  anzunehmen  sind,  z.  B.  wenn 
in  Verlust  geratener  oder  beschädigter  Hausrat  Eigentum  eines 
im  Hausstande  der  Eltern  lebenden  Kindes  war  und  zu  der  für 
die  bevorstehende  Hochzeit  bereits  beschafften  Aussteuer  oder 
zu  e;ner  ihm  überkommenen  Erbschaft  gehörte. 

(Entsch.  vom  23.  September  1922  — G.  S.  13/22—1. 

(323) 

Zum  Begriff  des  unmittelbaren  Schadens  (Verdrängungs- 
schädengeseß). 

Die  Antragstellerin,  Witwe  eines  preußischen  Gefangenen- 
aufsehers und  seit  dem  lahre  1882  in  Bromberg  wohnhaft,  ist  im 
Juni  1920  aus  Bromberg  nach  S.  in  Pommern  abgewandert,  weil 
sie  ihre  Pension  in  polnischer  Mark  erhielt  und  davon  nicht 
leben  konnte.  Sie  wohnte  in  S.  zunächst  möbliert  und  stellte  auf 
Anweisung  des  Magistrats  während  dieser  Zeit  ihre  Sachen  auf 
dem  Bodenraum  einer  städtischen  Schule  ein.  Sie  beanspruchte 
als  Verdrängte  den  Ersaß  a)  ihrer  Umzugskosten,  b)  der  ihr  durch 
Umzug  entstandenen  Schäden  an  ihren  Möbeln  und  c)  eines  bei 
einem  Einbruch  auf  dem  Schulboden  entstandenen  Diebstahl- 
schadens. 

Die  Spruchkammer  hat  wegen  der  Umzugskosten  und  der 
Beschädigung  der  Möbel  eine  Entschädigung  gewährt.  Ersaß  des 


Diebstahlsschodens  aber  abgelehnt,  weil  die  Antragstellerin 
diesen  insofern  selbst  verschuldet  habe,  als  sie  es  unterlassen 
habe,  ihre  Sachen  gegen  Einbruchsdiebstahl  zu  versichern. 

Die  Berufung  an  das  Reichswirtschaftsgericht  hatte  Erfolg 

Aus  der  Begründung: 

Der  Senat  schließt  sich  den  Gründen  des  angefochtenen  Be- 
scheides insofern  an,  als  er  die  Antragstellerin  als  verdrängt  an- 
sieht. Nach  § 2 Ziffer  2,  § 5 Ziffer  3 Verd.  Sch.  G.  hat  der  aus 
dem  abgetretenen  Gebiet  Verdrängte  Anspruch  auf  Wertersaß 
wegen  des  infolge  der  Verdrängung  eingetretenen  Verlustes 
von  Sachen,  nach  § 2 Abs.  2 a.  a.  O.  jedoch  mit  der  Maßgabe, 
daß  nur  der  Schaden  erseßt  werden  darf,  der  in  dem  schädigen- 
den Ereignis  seine  unmittelbare  Ursache  hat.  Der  Dieb- 
stahlschaden ist  daher  nur  erstattungsfähig,  wenn  er  als  die  un- 
mittelbare Folge  der  Verdrängung  angesehen  werden  kann. 
Diese  Vorausseßung  ist  als  gegeben  anzusehen.  Die  Verdrängung 
für  sich  allein  kann  einen  Sachschaden  überhaupt  nicht  hervor- 
rufen,  sie  bewirkt  immer  nur  eine  Gefährdung,  und  es  müssen 
stets  Begleitumstände  hinzukommen,  wie  Nichtvorhandensein 
einer  Beförderungsmöglichkeit,  Unzuverlässigkeit  oder  sonstige 
Mängel  der  Beförderungsmittel  usw.  Nicht  zu  bezweifeln  ist  da- 
her, daß  ein  auf  dem  Transport  verübter  Diebstahl  zu  den  un- 
mittelbaren Schadensursachen  zu  rechnen  ist,  wenn  die  Umstände 
infolge  der  Verdrängung  derartige  waren,  daß  der  Geschädigte 
nicht  ausreichend  für  seine  Sachen  sorgen  konnte.  Ähnlich  liegt 
der  Fall  hier.  Die  nach  Lage  der  Sache  unvermeidbare,  von 
vornherein  aber  mit  einer  Gefährdung  verbundene  vorläufige 
Unterbringung  auf  dem  schlechtbewachten  Schulboden  während 
der  Zeit,  als  die  Antragstellerin  noch  auf  Zuweisung  einer 
Wohnung  warten  mußte,  bildete  gewissermaßen  nur  eine  Fort- 
seßung  der  Beförderung,  und  der  Verlust  durch  Diebstahl  hatte 
noch  in  der  Verdrängung  und  ihrer  Auswirkung  seine  unmittel- 
bare Ursache.  Es  kann  der  Antragstellerin  auch  nicht  als  Selbst- 
verschulden im  Sinne  des  § 16  Verdr.  Sch.  G.  angerechnet  wer- 
den, wenn  sie  ihre  Sachen  nicht  gegen  Diebstahl  versichert  hat. 
Denn  diese  Unterlassung  beeinflußte  zwar  den  nachträglichen 
Ersaß  des  Schadens,  nicht  aber  den  Eintritt  des  Schadens  selbst, 
sie  war  insofern  also  auch  nicht  mitursächlich;  im  übrigen  lehnen 
die  Versicherungen  derartige  Bodenversicherungen  bekanntlich 
ab.  Der  Schaden  ist  der  Antragstellerin  daher  zu  erseßen. 

(Entscheidung  vom  18.  Oktober  1922  — XXL  A.  V.  25/22.  — ) 

(335.) 

Gesetze  und  Verordnungen. 

Es  ergingen  folgende  Geseße  und  Verordnungen: 

Geseß  über  Reichsversicherungsordnung,  10.  11. 
(RGbl.  Teil  I S.  849.) 

Der  Reichsarbeitsminister  erließ  eine  Verordnung 
über: 

Weitere  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  in  der  An- 
gestelltenversicherung. 14.  11.  (RGbl.  Teil  1 S,  88 
bis  90.) 

Der  Reichsminister  des  Innern  erließ  eine  Be- 
kanntmachung über: 

Ergebnis  der  Abstimmung  in  O b e r s c h 1 e si  e n.  18.  11. 
(D.  R.  vom  20.  November.) 

Der  Reichsschatzminisier  erließ  Bekanntmachungen 
über: 

Übergang  der  Reichsabrechnungsstelle  Hamburg 
G.  m.  b.  H.  i.L.  in  Hamburg  auf  das  Reich.  15.  11.  (D.  R.  vom 
15.  November.) 

Übergang  des  Kriegsausschusses  der  Rohpappen-  und 
Dachpappen-lndustrie  G.  m.  b.  H.  i.  L.,  Berlin,  auf  das 
Reich.  15.  11.  (D.  R.  vom  16.  November.) 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Reform  der  Staats-  und  PriYatwirtscliaf t. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  richtete  am  6.  Dezember 
folgendes  Schreiben  an  den  Herrn  Reichskanzler: 

„Der  Deutsche  Industrie-  und  Handelstag  als  der  Vertreter 
der  deutschen  Handelskammern  legt  Wert  darauf,  Ihnen  zu  ver- 
sichern, dab  er  gerne  bereit  ist,  die  Wirtschaftspolitik,  deren 
Richtlinien  Sie  nach  der  deutschen  Note  an  die  Reparations- 
kommission vom  13.  November  1922  und  nach  Ihren  eigenen  Er- 
klärungen im  Reichstage  am  24.  November  1922  aufgestellt 
haben,  nach  besten  Kräften  zu  unterstüben. 

Wir  begrüben  es,  dab  in  diesen  Erklärungen  mit  voller  Be- 
stimmtheit als  Voraussebung  aufbauender  innerdeutscher  Politik 
angeführt  wird  die  mehrjährige  Befreiung  Deutschlands  von 
allen  Bar-  und  Sachleistungen  des  Versailler  Vertrages 
mit  Ausnahme  der  Sachlieferungen  für  den  eigentlichen  Wieder- 
aufbau Nordfrankreichs,  soweit  sie  ohne  Vermehrung  der 
schwebenden  Schuld  aus  laufenden  Einnahmen  oder  inneren  An- 
leihen bestritten  werden  können.  Wir  freuen  uns  des  starken 
Nachdrucks,  der  auf  die  Befreiung  der  besetzten  deut- 
schen  Gebiete  und  die  Notwendigkeit  gelegt  ist,  die  deutsche 
Wirtschaftsverwaltung  in  diesen  Gebieten  wieder  herzustellen. 
Zweite  Voraussebung  ist  die  endgültige  Festlegung 
der  Verpflichtungen  Deutschlands  aus  dem  Ver- 
sailler Vertrage  in  einer  Summe,  die  aus  Überschüssen  des 
deutschen  Haushalts  und  den  unten  angegebenen  Anleihen  be- 
stritten werden  kann.  Auch  die  Gleichberechtigung 
Deutschlands  im  internationalen  Handelsverkehr 
ist  eine  Forderung  des  europäischen  Wiederaufbaus,  deren  Auf- 
stellung die  deutschen  Wirtschaftskreise  sehr  begrüben. 

Als  weitere  Vorbedingungen  der  inneren  Gesundung  im  Zu- 
sammenhang mit  den  eben  berührten  Forderungen  bezeichnen 
die  Kundgebungen  der  früheren  und  jebigen  Reichsregierung 
auber  der  Gewährung  einer  Stübungsanleihe  die  Aufnahme  einer 
inneren  Goldanleihe,  sobald  die  Siübung  der  Mark 
einen  gewissen  Erfolg  gehabt  hat  und  die  Aufnahme  von  aus- 
wärtigen Anleihen,  wobei  gegenüber  den  falschen  französischen 
Behauptungen  hervorzuheben  ist,  dab  diese  äuberen  Anleihen  im 
vollen  Betrage,  die  innere  Goldanleihe  aber  zur  Hälfte  für  Be- 
zahlung von  Bar-  und  Sachleistungen  aus  dem  Versailler  Ver- 
trage verwandt  werden  sollen. 

Die  Reform  der  inneren  Staats-  und  Privatwirtschaft  soll 
nach  folgenden  Gesichtspunkten  erfolgen: 

1.  Gleichgewicht  des  Reichshaushalts; 

2.  Ausgabe  von  Anleihen  nur  noch  für  werbende  Zwecke  und 
schnellste  Umwandlung  schwebender  Schulden  in  Anleihen; 

3.  Aufhebung  entbehrlicher  Behörden; 

4.  Verminderung  der  Beamten  und  Angestellten; 

5.  Vermeidung  unproduktiver  Ausgaben; 

6.  äuberste  Beschränkung  der  Gesebgebung,  die  neue  Aus- 
gaben fordert; 

7.  wirtschaftliche  Gestaltung  der  Reichsbetriebe; 

8.  Steigerung  des  Wirkungsgrades  der  Arbeit  und  Steigerung 
der  Produktion  und  der  Arbeitsleistung; 

9.  Steigerung  insbesondere  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion; 

10.  Weiterer  Abbau  der  Zwangswirtschaft,  insbesondere  Auf- 
hebung der  Einfuhrbeschränkungen; 

11.  Eine  Handhabung  der  der  Preisbildung  entgegenstehenden 
Reichsverfügungen,  die  die  Wirtschaft  nicht  hindert,  die 
Betriebe  zu  erhalten  und  die  die  Rechtssicherheit  gewähr- 
leistet; 

12.  Hilfe  für  den  Mittelstand,  die  Sozialrentner,  die  Geistes- 
arbeiter, die  Ausländsdeutschen; 

13.  Einfache  Steuergesebgebung  und  Steuerverwaltung. 


Alles  das  sind  Forderungen,  über  deren  Einzelheiten,  Er- 
gänzungen oder  Abweichungen  hier  nicht  zu  sprechen  ist,  die 
aber  im  Grundsab  von  den  deutschen  Wirtschaftskreisen  seit 
langem  erhoben  worden  sind.  Sie  finden  sich  u.  a.  in  unserer 
eigenen  Erklärung  vom  15.  November  1922  über  die  Stübung  des 
Markkurses.  Wir  sind  daher  gern  bereit,  an  ihrer  Erfüllung  mit- 
zuarbeiten und  dafür  Opfer  zu  bringen. 

Ihrem  erneuten  Aufruf  zur  tätigen  Hilfsbereitschaft  im  Sinne 
einer  gemeinsamen  positiven  Mitarbeit  aller  Erwerbsstände  und 
der  Erwerbsstände  mit  dem  Kabinett  kommen  wir  gerne  nach 
und  bitten  Sie,  Herr  Reichskanzler,  voll  über  uns  zu  verfügen.“ 

Abänderung;  des  Versailler  Vertrages. 

Stützung  der  Reichsmark. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  richtete  am  28.  November 
folgende  Eingabe  an  den  Reichswirtschaftsmmister: 

„Bei  Ihrem  Amtsantritt,  zu  dem  wir  Ihnen  unsere  Glück- 
wünsche aussprechen,  liegt  es  uns  besonders  am  Herzen,  Sie 
darum  zu  bitten,  zwei  dringende  Wirtschaftsaufgaben  im  Bereiche 
des  Reichswirtschaftsministeriums  zu  fördern. 

Die  erste  dieser  Aufgaben  ist  eine  systematische  Sammlung 
des  Stoffes,  der  für  Verhandlungen  über  die  Abänderung 
des  Versailler  Vertrages  notwendig  ist.  Es  ist  die 
übereinstimmende  Ansicht  sämtlicher  Sachverständigen,  die  an 
den  bisherigen  Verhandlungen  mit  der  Entente  über  die  Durch- 
führung des  Versailler  Vertrages  beteiligt  waren,  dab  die  deut- 
sche Reichsregierung  in  diese  Verhandlungen  ohne  genügende 
Vorbereitung  eingetreten  ist.  Als  drastischen  Beweis  für  die  ganz 
unzulängliche  Art,  wie  derartige  Verhandlungen  in  Deutschland 
vorbereitet  werden,  möchten  wir  die  Denkschrift  der  Reichsregie- 
rung anführen,  die  den  Sachverständigen  seinerzeit  als  Material- 
sammlung für  die  Verhandlungen  in  Genua  überreicht  worden  ist. 
Wenn  die  von  der  deutschen  Reichsregierung  nach  Berlin  ge- 
rufenen internationalen  Finanzsachverständigen  Brand,  Cassel, 
Yenks  undKeynes  in  ihr  Gutachten  über  die  Möglichkeit  der  Mark- 
stabilisierung den  Safe  aufnehmen,  dab  ihnen  „viel  voneinander 
abweichende  Ziffern  (über  die  deutsche  Handelsbilanz)  vorgelegt 
worden  seien,  dab  sie  aber  daran  zweifeln,  dab  irgend  eine  davon 
besonders  glaubwürdig  ist,“  so  sollte  eine  solche  deutliche  Kritik 
von  Männern,  die  Deutschland  nicht  übelwollen,  im  Inland  von  den 
mabgebenden  Stellen  sorgfältig  beachtet  werden,  zumal  die  Wirt- 
schaftskreise mit  dieser  Kritik  in  solchem  Mabe  übereinstimmen, 
dab  schon  von  ihrer  Seite  private  Bemühungen  eingesebt  haben, 
um  eine  gründlichere  Vorbereitung  von  Verhandlungen  über  den 
Versailler  Vertrag  zu  sichern. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dab  diese  Vorbereitungen  zunächst 
von  den  amtlichen  Stellen  getroffen  werden  müssen  und  das 
Reichswirtschaftsministerium  wird  neben  dem  Auswärtigen  Amt 
daran  in  erster  Linie  zu  beteiligen  sein.  Wir  sind  überzeugt,  dab 
schon  jefet  in  den  einzelnen  Abteilungen  des  Reichswirtschafts- 
ministeriums und  des  Auswärtigen  Amts  mancherlei  Vorarbeiten 
über  die  wirtschaftlichen  Wirkungen  des  Vertrages  von  Ver- 
sailler auf  die  deutsche  Volkswirtschaft,  auf  ausländische  Volks- 
wirtschaften und  auf  die  Weltwirtschaft  vorhanden  sind  und  dab 
es  nur  der  Sammlung  und  Ergänzung  des  Stoffes  nach  einem  be- 
stimmten und  ständig  überwachten  Programm  bedarf,  um  wert- 
volle Arbeit  schnell  zu  leisten.  Vielfach  wird  man  nichts  weiter 
zu  tun  haben,  als  ältere  Arbeiten  fortzuführen,  sie  mit  den 
richtigen  Entwertungsziffern  umzurechnen  und  dgl.  mehr.  Es 
handelt  sich  vor  allem  darum,  einer  bestimmten  Stelle  im  Reichs- 
wirtschaftsministerium die  Verantwortung  für  die  Durchführung 
dieser  Aufgabe  aufzulegen,  die  Mitarbeit  des  Auswärtigen  Amtes 
durchzuseben  und  die  Fühlung  zu  der  zu  ähnlichem  Zwecke  ge- 
schaffenen Organisation  der  Wirtschaftsverbände  aufzunehmen. 

Für  die  zweite  wichtige  Aufgabe  halten  wir  den  Ausbau  des 
Zollbüros  des  R e i c h s w i r t s c h a f t s m i n i s t e r i u m s 
und  der  Abteilung,  die  das  „Handelsarchiv“  herausgibt.  Diese  An- 
gelegenheit haben  wir  in  einer  besonderen  Denkschrift  mitbe- 
handelt, die  wir  uns  gestatten,  anzufügen.  Wir  verweisen  auf  die 
Seiten  10-12." 


Gebührenordnung  der  Handelskammern. 

In  Ergänzung  der  Veröffentlichung  auf  Seite  373  bringen  wir 
nachstehend  die  Gebührenordnung  der  Handelskammer  Köln  zur 
Kenntnis  unserer  Mitglieder: 


Bescheinigung  von  Reisen 

a)  im  Inland M.  60 

b)  nach  dem  Ausland 100 

c)  von  Ausländern  nach  Deutschland, 

einmalige  Reise zehn  Goldmark 

d)  von  Ausländern  nach  Deutschland, 

Dauervisum zwanzig  Goldmark 


Beglaubigung  von  Abschriften  und  Dokumenten 

a)  je  Seite M.  50 

b)  in  fremdländischer  Sprache,  je  Seite  . . „ 100 

c)  zur  Vorlage  beim  Reichsausgleichsamt, 

Ausfuhramt  Ems,  Friedensvertragabrech- 
nungsstelle, je  Seite 20 

Beglaubigung  von  Unterschriften 30 


Dringlichkeitsbescheinigungen  für  Bahnversand 

a)  Eil-  und  Stückgut 

b)  Wagenladungen 

Ursprungszeugnisse 

a)  für  Postpakete  und  Stückgut 

bis  5 Pakete 


über  20  „ je  10  Pakete  ...... 

b)  für  Wagenladungen,  je  Wagen  . . . . 
Beglaubigung  von  Rechnungsauszügen 

von  Werten  bis  1 000  

„ „ „ 5 000  ....... 

„ „ „ 50  000  

„ „ „ 100  000  

„ „ „ 1000  000  

„ „ über  1000  000  


w 


20 

50 


10 

15 

20 

5 mehr 

50 


„ 20 
„ 30 

„ 50 

„ 80 
„ 120 
„ 200 


Ausfertigung  yon  Zulaufsbewilligungen  für  Brannt- 
wein vom  Wert  Vs  vom  Tausend 

Devisenhandelsbescheinigungen 

1.  Ausfertigung M.  1000 

jede  weitere  Ausfertigung „ 100 

Rückvergütungsbescheinigungen  für  die  Luxus- 
steuer und  Bescheinigungen  über  Zulassung 
von  Kraftfahrzeugen 

a)  für  Motorräder „ 200 

b)  „ Kraftwagen „ 500 

Adressenauskünfte  je  Adresse „ 20 

Sonstige  Bescheinigungen 50 

Vergütung  für  persönliche  Besichtigungen  und 
dgl.  außerhalb  des  Büros  zur  Erstattung  von 
Bescheinigungen  je  nach  Umfang  und  Zeit- 
dauer   M.  100  bis  3000 


Gebührenordnung  für  die  Revision  derGründung 
von  Aktiengesellschaften. 


Die  Vergütung  für  die  Tätigkeit  der  Revisoren  beträgt  für 
jeden  Revisor: 

1.  Bei  Gründungen  ohne  Einlagen  oder  Übernahmen  (Bar- 
gründungen) Aktienkapital  (Nennwert) 

bis  einschließl.  200  000  M.  2 000 

über  200  000  bis  einschließlich  500000  . „ 4000 

„ 500  0s0  „ „ 1000  000  . „ 6 000 

„ 1000  000  „ „ 3000  000  . „ 7 500 

„ 3000000  „ „ 5000  000  . „ 9 000 

„ 5000  000  „ „ 10000000  . „ 12  000 

„ 10000000  „ 15  000 

für  jede  weiteren  angefangenen  10  000  000  . „ 4 000 

mehr  bis  zum  Höchstsaß  von  ......  „ 40  000 


2.  Bei  Gründungen  mit  Einlagen  oder  Übernahmen  (Sach- 
gründungen) Aktienkapital  (Nennwert) 


bis  einschließl.  200  000  M.  4000 

über  200  000  bis  einschließl.  500000  . . „ 8 000 

„ 500000  „ „ 1000  000  . . „ 12000 

„ 1000000  „ „ 3000  000  . . „ 15000 

„ 3 000  000  „ „ 5 000  000  . . „ 18  000 

„ 5 000  000  ,24  000 

für  jede  weiteren  angefangenen  5 000  000  . . „ 5 000 

mehr  bis  zum  Höchstsaß  von  ......  „ 60000 


Gebühren  für  Einigungssachen. 

1.  Einigungsversuche 

a)  für  Inländer  M.  200 

b)  „ Ausländer „600 

2.  Zustandegekommene  Einigungen 

a)  Streitgegenstände  bis  zu  50  000 

für  Inländer 1%  vom  Wert 

„ Ausländer 3%  „ 

b)  Streitgegenstände  über  50000 

für  Inländer 3/4  °/0  „ „ 

„ Ausländer 2l/4  % „ 

Vgl.  S.  343. 

Schadensersatzpflicht  der  Post  für  gewöhnliche 
Pakete  nnd  Einschreibbriefe. 

Der  D.  I.  u.H.  richtete  am  4.  Dezember  folgende  Eingabe  an 
den  Reichspostminister  und  den  Reichstag: 

„Nach  dem  Entwürfe  eines  Geseßes  über  Änderungen  des 
Postgeseßes  vom  14.  November  d.  J.  soll  die  Schadensersaß  - 
pflicht  der  Post  für  Einschreibsendungen  im  Falle  des  Verlustes 
ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  der  Sendung  800  Mark  und  für  %kg 
eines  gewöhnlichen  Paketes  im  Höchstfälle  200  Mark  betragen. 

In  dem  Geseßentwurf  ist  gleichzeitig  zum  Ausdruck  gebracht,  daß 
bei  etwaigen  Gebührenänderungen  die  Ersaßbeträge  vom  Reichs- 
postminister im  entsprechenden  Verhältnis  zu  erhöhen  oder  zu  er- 
niedrigen sind.  Falls  der  Entwurf  nicht  vor  dem  15.  Dezember  d.  1. 
Geseß  wird,  so  halten  wir  es  in  Anbetracht  der  für  den  15.  De- 
zember d.  |.  vorgesehenen  Gebührenerhöhung  für  erforderlich, 
die  Schadensersaßbelräge  von  800  Mark  für  Einschreibbriefe  und 
200  Mark  für  gewöhnliche  Pakete  schon  in  der  Geseßesvorlage 
entsprechend  zu  erhöhen,  so  daß  vom  15.  Dezember  d.  ).  ab  im 
Geseßentwurfe  die  Schadensersaßpflicht  der  Post  für  Einschreib- 
sendungen auf  1600  Mark  und  für  gewöhnliche  Pakete  im  Höchst- 
fälle auf  400  Mark  für  Yi  kg  festgeseßt  wird.“  — Vgl.  S.  213. 

V erkehrsttmter. 

Die  Zuständigkeit  der  Eisenbahnverkehrsämter  und  größeren 
Güterabfertigungen  betreffend  Erledigung  von  Erstattungs-  und 
Entschädigungsanträgen  aus  dem  Personen-,  Gepäck-  und  Güter- 
verkehr, die  vom  D.  I.  u.  H.  empfohlen  wurde,  ist  wie  folgt  erweitert 
worden:  1.  Größere  Güter-  und  Eilgutabfertigungen  sind  befugt, 
Entschädigungsanträge  bis  zum  Betrage  von  10  000  Mark  selb- 
ständig zu  erledigen;  2.  die  Eisenbahnverkehrsämter  entscheiden 
künftig  selbständig:  a)  über  Entschädigungsanträge  aus  dem 
Frachtverkehr  bis  zu  100  000  Mark  einschließlich,  b)  über  Anträge 
auf  Erstattung  von  Fahrgeld,  Gepäckfracht,  Expreßgut,  Wagen- 
standgeldern bis  zu  einem  Betrage  von  höchstens  50  000  Mark, 
soweit  die  zu  zahlenden  Beträge  auf  deutsche  Bahnen  entfallen. 

Vergl.  28.  Jahrg.  S.  198. 

Fahrpreisermäßigung  iür  Lehrlinge. 

Auf  die  Eingabe  des  D.  I.  u.H.  vom  30.  September  d.  J.  erteilte 
der  Reichsverkehrsminister  folgenden  Bescheid:  „Die 
bereits  im  Gange  befindliche  Prüfung  erstreckt  sich  gegenwärtig 
darauf,  ob  die  Vergünstigung  der  Schülermonatskarten  unter  i 
gleichen  Vorausseßungen  wie  den  Handwerkslehrlingen  (insbe- 
sondere also  Vorlage  eines  Lehrvertrages  und  Innehaltung  der 
Altersgrenze  von  18  Lebensjahren)  auch  den  kaufmännischen  Lehr- 
lingen zugänglich  gemacht  .werden  kann.  Hierbei  werden  ihre 
dankenswerten  Mitteilungen  als  Unterlage  mit  verwendet  werden. 
Ich  darf  mir  Vorbehalten,  nach  Abschluß  der  Prüfung  weitere 
Nachrichten  folgen  zu  lassen.“  Vgl.  S.  327. 

Entladefristen  der  Eisenhahn. 

Die  Reichsbahndirektion  Berlin  teilte  dem  D.I. 
u.  H.  am  27.  November  mit,  daß  die  neuen  Ladefristen  zum  1.  De- 
zember d.  J.  eingeführt  werden.  Mit  diesem  Zeitpunkt  erscheine 
das  neue  Heft  A,  das  für  das  gesamte  Reichsbahngebiet  Geltung 
habe.  — Vergl.  S.  307. 

Wasserumschlagstarife. 

Auf  die  Eingabe  des  D. Lu. H.  vom  21.  Juli  und  8.  September 
d.  ).  teilte  der  Reichsverkehrsminister  mit,  daß  die 
Frage  der  Einführung  von  Tarifmaßnahmen  zugunsten  der  Binnen- 
wasserstraßen vom  Reichseisenbahnrat  in  seiner  Sißung  vom 
30.  August  d.  J.  behandelt  worden  sei.  Dabei  sei  eine  Ent- 
schließung angenommen  worden,  wonach  die  Reichsbahnver- 
waltung tiber  diese  Frage  eine  besondere  Vorlage  ausarbeitet 
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und  bis  zum  Ende  dieses  Jahres  dem  Reichseisenbahnrat  zur 
Begutachtung  vorlegen  werde. 

Weitere  Mitteilungen  will  der  Minister  nach  Abschluß  der 
Angelegenheit  dem  D.  I.  u.  ti.  zugehen  lassen.  Vgl.  S.  193. 

Inte  r nationales  Handel  »Schiedsgericht. 

Infolge  einer  Pressemeldung,  nach  der  die  internationale 
Handelskammer  in  Paris  die  Pläne  für  ein  internationales  Handels- 
schiedsgericht fertiggestelli  haben  soll,  hat  der  D.  I.  u.  H.  durch 
Pressenotiz  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  dieses  Schieds- 
gericht für  deutsche  Kaufleute  nicht  in  Frage  kommen  kann,  da 
die  deutschen  Handelskammern  der  internationalen  Handels- 
kammerorganisation nicht  angehören. 

Ausschreibung  von  Lieferungen  für  Flachs- 
bearbeitungsni  aschinen. 

Dem  D.  I.  u.  H.  ist  ein  Bericht  über  eine  Ausschreibung  des 
Lettischen  Landwirtschaftsministeriums  für  die  Lieferung  von 
Flachsbearbeitungsmaschinen  zugegangen.  Vom  21.  bis  27.  Januar 
1923  soll  in  Riga  ein  öffentlicher  Wettbewerb  verschiedener 
Systeme  von  Flachsbearbeitungsmaschinen  (hauptsächlich  zum 
Schwingen  von  Flachs)  unter  Beteiligung  in-  und  ausländischer 
Firmen  stattfinden.  Nähere  Mitteilungen  stehen  interessierten 
Mitgliedern  auf  Wunsch  zur  Verfügung. 

Mnstersendnngen  nach  Rnmftnien. 

Infolge  einer  Mitteilung  der  Czernowitzer  Handelskammer  an 
die  Handelskammer  zu  Berlin  empfehlen  wir  unseren  Mitgliedern, 
die  am  Außenhandel  mit  Rumänien  beteiligten  Firmen  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  daß  die  rumänische  Zollverwaltung  nur 
solche  Muster  als  „Ohne  Handelswert“  ansieht,  die  durch  Ein- 
schneiden oder  Durchlöchern  für  jeden  anderen  Zweck  unbrauch- 
bar gemacht  sind.  Mustersendungen,  die  nicht  in  dieser  Weise 
behandelt  sind,  werden  mit  dem  vierfachen  Zoll  belegt. 

Äußere  Kennzeichnung  von  Waren. 

Am  7.  September  d.  J.  trat  der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  für 
Aufhebung  des  § 2 der  Verordnung  vom  18.  Mai  1916  (RGbl. 
S.  380)  ein,  der  bestimmt,  daß  der  Preis  für  Gegenstände  des 
täglichen  Bedarfs,  die  zum  Weiterverkauf  unter  Fesfseßung  eines 
Kleinverkaufspreises  geliefert  worden  sind,  nachträglich  nicht  er- 
höht werden  darf.  Denselben  Standpunkt  vertrat  die  14.  Tagung 
der  Preisprüfungsstellen  in  Hannover  am  16.  No- 
vember d.  J.  Vgl.  S.  214,  295. 

Verkehr  mit  blei-  und  zinkhaltigen  Gegenständen. 

Nach  § 1 des  Reichsgeseßes  vom  25.  Juni  1887  (RGBl.  S.  273) 
ist  es  unter  anderem  verboten,  Eß-,  Trink-  und  Kochgeschirre 
sowie  Flüssigkeitsmaße  ganz  oder  teilweise  aus  Blei  oder  aus 
e i n e r i n 100  Gewichtsteilen  mehr  als  10  Gewichts- 
teile Blei  enthaltenden  Metallegierung  herzustellen.  § 3 
des  Geseßes  bestimmt  weiter,  daß  Geschirre  und  Gefäße  zur  Ver- 
fertigung von  Getränken  und  Fruchtsäften  in  denjenigen  Teilen, 
welche  bei  dem  bestimmungsgemäßen  oder  vorauszusehenden  Ge- 
brauch mit  dem  Inhalt  in  unmittelbare  Berührung  kommen, 
nicht  den  Vorschriften  des  § 1 zuwider  hergestellt  werden,  also 
ebenfalls  eine  Legierung  von  höchstens  10  v.  H.  Blei  aufweisen 
dürfen.  Nach  den  Kommentaren  und  Rechtssprechungen  ge- 
hören zu  den  Geschirren  im  Sinne  des  § 3 alle  Vorrichtungen,  die 
bei  der  Verfertigung  von  Getränken  und  Fruchtsäften  gebraucht 
werden,  insbesondere  solche,  die  zum  Durchgießen  der  Flüssig- 
keiten, zur  Ausscheidung  bestimmter  Stoffe,  zum  Schöpfen  und 
dergl.  dienen,  wie  Sieblöffel,  Trichter  usw.  Dabei  ist  es  im 
Gegensaß  zu  § 1 Nr.  2 des  Geseßes  gleichgültig,  ob  sich  die 
Legierung  an  der  Innen-  oder  Außenseite  des  Geschirrs  be- 
findet, sofern  sie  eben  nur  bestimmungsgemäß  oder  voraussicht- 
lich mit  der  Flüssigkeit  in  unmittelbare  Berührung  kommt. 

Aus  der  Blech  verarbeitenden  Industrie  werden  wir  darauf 
hingewiesen,  daß  die  seinerzeit  ohne  Fühlungnahme  mit  der 
Praxis  in  §§  1 und  3 aufgestellte  Forderung  für  die  Lötmasse  der 
Kaffee-  und  Teesiebe  aus  technischen  Gründen  undurchführbar 
sei.  Mit  einer  derartigen  zusammengeseßten  Legierung  sei  eine 
saubere  und  haltbare  Lötnaht  nicht  zu  erzielen.  Im  Interesse  der 
Blech  verarbeitenden  Industrie  sei  eine  Neuregelung  der  geseß- 
lichen  Bestimmungen  nach  der  Richtung  hin  erforderlich,  daß  bei 
Weißblechgegenständen  die  Lötmasse  eine  Zusammenseßung  von 
je  50  v.  H.  Zinn  und  Blei  aufweisen  dürfe.  Da  der  Dihatag  von 


der  Handelskammer  zu  Plauen  ersucht  ist,  festzustellen,  ob  bei 
anderen  Kammern  ähnliche  Wünsche  laut  geworden  sind,  bitten 
wir  unsere  Mitglieder  um  Äußerung, 

Vgl.  H.  u.  G.,  28.  Jahrg.  S.  382 

Eisenbahn. 

Frachtstnndung. 

In  der  Mitteilung  auf  S.  361  muß  es  in  der  vorleßten  Zeile 
des  1.  Absaßes  statt  3.  v.  H.  heißen  3 vom  Tausend. 

Binnenschiffahrt. 

Wasserstraßenbeiräte. 

In  einer  Eingabe  des  Reichsverbandes  der  Deut- 
schen Industrie  an  das  Reichsverkehrsministerium  vom 
30.  Oktober  d.  J.  heißt  es  u.  a.: 

„Was  die  Auswahl  der  noch  durch  das  Reich  und  die  Länder 
zu  bestimmenden  vorschlagsberechtigten  Organisationen  anbe- 
langt, so  dürfte  es  eine  berechtigte  Forderung  sein,  wenn  hierfür 
diejenigen  Körperschaften  gewählt  werden,  welche  die  zu  berück- 
sichtigenden Gewerbezweige  innerhalb  der  Grenzen  der  Bezirks- 
wasserstraßenbeiräte möglichst  geschlossen  vertreten.  Hierzu 
erscheinen  für  die  Industrie  besonders  die  freien  Verbände  ge- 
eignet, weil  diese  in  den  meisten  Fällen  — wo  sie  entweder  all- 
gemein landschaftlich  oder  sogar  landschaftlich  fachlich  gebildet 
sind  — die  zweckdienlichste  Vertretung  der  Industrie  darstellen.“ 
Vgl.  S.  361. 

Banken. 

Wechselstuben. 

Der  preuß.  Minister  für  Handel  und  Gewerbe 
richtete  am  23.  November  folgenden  Erlaß  an  die  Handels- 
kammern und  an  die  Regierungspräsidenten: 

Gemäß  § 6 der  Verordnung  zur  Ausführung  der  Verordnung 
gegen  die  Spekulation  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  vom 

12.  Oktober  1922  (RGbl.  S.  797)  verlieren  die  auf  Grund  des  § 3 
des  Devisenhandelsgeseßes  vom  2.  Februar  1922  (RGbl.  S.  195) 
erteilten  Handelskammerbescheinigungen  mit  dem  Ablauf  des 

13.  Dezember  1922  ihre  Gültigkeit.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
können,  sofern  nicht  besondere  Gründe  vorliegen,  die  früher  er- 
teilten Devisenhandelsbescheinigungen  den  Inhabern  auch  dann 
belassen  werden,  wenn,  wie  z.  B.  die  Wechselstuben,  der  Ge- 
schäftsbetrieb nicht  regelmäßig  Geschäfte  mit  sich  bringt,  zu 
deren  Abwicklung  Zahlungen  nach  dem  Auslande  notwendig  sind. 
Neue  Devisenhandelsbescheinigungen  dürfen  nur  dann  erteilt 
werden,  wenn  die  Vorausseßungen  des  § 2 der  Notverordnung 
vom  12.  Oktober  bzw.  des  § 1 der  zweiten  Ausführungsverord- 
nung vom  27.  Oktober  gegeben  sind.  Demnach  können  Devisen- 
handelsbescheinigungen an  Wechselstuben  künftig  nicht  mehr 
erteilt  werden;  die  Wechselstuben  sind  mithin  insoweit,  als  ihr 
Betrieb  auf  den  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  ge- 
richtet ist,  nach  dem  13.  Dezember  grundsäßlich  zu  schließen. 
Ich  ersuche  die  Inhaber  der  Wechselstuben  hierauf  mit  tunlichster 
Beschleunigung  hinzuweisen. 

Um  jedoch  die  volkswirtschaftlich  berechtigte  Funktion  der 
Wechselstuben,  das  Aufsaugen  ausländischer  Noten  aus  dem  Ver- 
kehr künftig  nicht  unmöglich  zu  machen  und  den  Handel  mit  Sorten 
nicht  in  die  Hände  wilder  Händler  zu  treiben,  ist  beabsichtigt, 
bei  der  in  Aussicht  genommenen  geseßlichen  Regelung  die  Zu- 
lassung von  Wechselstuben  durch  die  obersten  Landesbehörden 
insoweit  vorzusehen,  als  ein  Bedürfnis  nachgewiesen  ist,  die  In- 
haber eine  hinreichende  banktechnische  Vorbildung  besißen  und 
als  auch  gegen  ihre  Zuverlässigkeit  Bedenken  nicht  zu  erheben 
sind.  Zur  Ausfüllung  der  Lücke  bis  zur  endgültigen  geseßlichen 
Regelung  hat  der  Herr  Reichswirtschaftsminister  mich  auf  Grund 
des  § 14  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  1922  ermächtigt,  unter 
den  oben  genannten  Bedingungen  schon  jeßt  den  weiteren  Be- 
trieb einzelner  Wechselstuben  zuzulassen.  Ich  werde  von  dieser 
Ermächtigung  Gebrauch  machen,  jedoch  die  Genehmigung  zum 
Betriebe  von  Wechselstuben  vorbehaltlich  weiterer  Vorschriften 
nur  unter  folgenden  Bedingungen  erteilen: 

1.  Die  Genehmigung  wird  nur  an  ins  Handelsregister 
eingetragene  Einzelfirmen  sowie  an  offene  Handels- 
und Kommanditgesellschaften  erteilt  werden,  sofern  die  Inhaber 
der  Einzelfirmen,  bzw.  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
mindestens  5 Jahre  im  Bankfach  tätig  gewesen  sind  und  gegen 
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sic  Tatsachen  nicht  vorhegcn,  die  ihre  Zuverlässigkeit  in  bezug 
auf  die  Erfüllung  der  für  den  Verkehr  mit  ausländischen  Zahlungs- 
mitteln erlassenen  Bestimmungen  zweifelhaft  erscheinen  lassen. 
Die  Genehmigung  erlischt  bei  jedem  Wechsel  des  Inhabers  oder 
auch  nur  eines  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter. 

2.  Das  Wechselgeschäft  darf  nur  räumlich 
und  wirtschaftlich  gesondert  von  anderen  Ge- 
schäften betrieben  werden.  Die  Genehmigung  wird 
nur  für  nach  Stadt,  Straße  und  Hausnummer  genau  zu  bezeich- 
nende Geschäftsstellen  erteilt.  Die  Genehmigung  erlischt  bei  der 
Verbindung  des  Wechselgeschäftes  mit  einem  anderen  Betriebe, 
sowie  bei  jedem  Wechsel  des  Geschäftslokals. 

3.  Das  Aushängen  und  Auslegen  von  aus- 
ländischen Noten  in  den  Schaufenstern  oder  an  anderen 
dem  allgemeinen  Verkehr  zugänglichen  Orten  ist  verboten. 

4.  Das  Wechselgeschäft  darf  nur  in  der  Weise  betrieben 
werden,  daß  ausländische  Sorten  in  deutsches 
Geld  umgewechselt  werden,  nicht  aber  umgekehrt.  Die 
angekauften  ausländischen  Sorten  sind  spätestens  am  über- 
nächsten Werktage  an  die  nächste  zuständige  Reichsbankstelle 
abzuführen. 

5.  Die  Inhaber  von  Wechselstuben  haben  sich  über  d i e 
Person  jedes  Verkäufers  zu  vergewissern  und  neben 
dem  Betrag  der  erworbenen  ausländischen  Noten  Namen  und 
Anschrift  des  Verkäufers  in  ihre  Bücher  einzutragen.  Die  Bücher 
sind  auf  Verlangen  jederzeit  der  zuständigen  Ortspolizeibehörde 
oder  der  zuständigen  Handelskammer  zur  Prüfung  vorzulegen. 

6.  Die  Genehmigung  ist  widerruflich  und  erfolgt  stets  nur 
unter  dem  Vorbehalt  weiterer  Bestimmungen  für  den  Geschäfts- 
betrieb. 

Anträge  auf  Erteilung  der  Genehmigung  zum  Betriebe  von 
Wechselstuben  unter  den  mitgeteilten  Voraussetzungen  und  Be- 
dingungen sind  bei  den  für  die  in  Aussicht  genommene  Geschäfts- 
stelle örtlich  zuständigen  Handelskammern  zu  stellen;  in  den  An- 
trägen ist  anzugeben,  ob  und  gegebenenfalls  wo  weitere  Ge- 
schäftsstellen bestehen  oder  zur  Genehmigung  beantragt  sind. 
Die  Handelskammern  haben  eine  eingehende  Prüfung  der  Be- 
dürfnisfrage, der  Vorbildung  der  Antragsteller  sowie  ihrer  Zu- 
verlässigkeit vorzunehmen.  Werden  die  Anträge  befürwortet, 
so  sind  sie  durch  die  Herren  Regierungspräsidenten  mir  mit  tun- 
lichster Beschleunigung  zur  Entscheidung  vorzulegen.  Anderen- 
falls sind  die  Anträge  von  der  Handelskammer  selbst  abzu- 
lehnen. Gegen  den  ablehnenden  Bescheid  steht  den  Antrag- 
stellern binnen  zwei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Herren 
Oberpräsidenten  zu. 

Die  gegen  ablehnende  Bescheide  der  Handelskammern  ein- 
gelegten Beschwerden  werden  von  den  Herren  Oberpräsidenten 
nach  den  vorstehend  gegebenen  Gesichtspunkten  nachgeprüft 
werden.  Erachten  sie  die  Beschwerde  für  begründet,  so  leiten  sie 
mir  den  Antrag  unter  Beifügung  einer  Äußerung  der  zuständigen 
Reichsbankanstalt  zur  Entscheidung  zu.  Andernfalls  weisen  sie 
die  Beschwerde  zurück.  Die  ablehnenden  Bescheide  der  Herren 
Oberpräsidenten  sind  endgültig. 

Die  von  den  Handelskammern  vorgelegten  Anträge  sind  von 
den  Herren  Regierungspräsidenten  auf  die  Erfüllung  der  vorbe- 
zeichneten  formalen  Voraussetzungen  zu  prüfen  und  unter  Bei- 
fügung einer  Äußerung  der  zuständigen  Reichsbankanstalt  an 
mich  weiterzugeben. 

Ich  ersuche  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  örtlichen  Polizei- 
behörden die  Wechselstuben  auf  die  genaue  Beobachtung  der 
vorstehend  mitgeteilten  Bedingungen  überwachen.  Wechsel- 
stuben, die  nach  dem  13.  Dezember  ihren  Betrieb  fortführen, 
ohne  im  Besiß  einer  von  mir  erteilten  Genehmigung  zu  sein,  sind 
zu  verwarnen  und  spätestens  zum  31.  Dezember  zu  schließen. 
Beim  Vorgehen  gegen  die  Wechselstuben  wird  es  zweckmäßig 
sein,  im  engsten  Einvernehmen  mit  den  zuständigen  Handels- 
kammern zu  handeln. 

Sozialpolitik. 

Ausbildungsgesetz  für  Jugendliche. 

Nach  Mitteilung  des  Reichsarbeitsministers  ist  der  von  ihm 
und  dem  Reichswirtschaftsminister  gemeinschaftlich  bearbeitete 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  berufliche  Ausbildung  Jugend- 
licher als  Referentenentwurf  ausgearbeitet,  zu  dem  allerdings  die 
Reichsregierung  noch  nicht  Stellung  genommen  hat.  Er  liegt 
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zurzeit  den  Landesregierungen  zur  Stellungnahme  vor.  Mitte 
Dezember  werden  die  Vertreter  der  Landesregierungen  in  Berlin 
über  den  Entwurf  verhandeln.  Alsdann  wird  sich  der  beim 
Reichsarbeitsministerium  gebildete  Arbeitsrechtsaus- 
schuß mit  dem  Entwurf  befassen.  Der  Entwurf  wird  voraus- 
sichtlich demnächst  den  Mitgliedern  zur  Stellungnahme  zugehen. 

Still  egnn  gggesetz. 

Es  gingen  weiter  den  Geseßentwurf  grundsäßlich  ablehnende 
Äußerungen  von  den  Handelskammern  Elbing,  Gotha,  Köln, 
Leipzig,  Mainz,  Pforzheim,  Remscheid,  Saalfeld,  Siegen,  Stral- 
sund, Halle,  Schweidniß  ein. 

„Bei  dem  Erlaß  der  Verordnungen  von  1920  herrschten  noch 
vollkommen  unaeklärte  wirtschaftliche  Verhältnisse,  die  Betriebe 
mußten  umgestellt,  die  Beziehungen  zum  Ausland  neu  wieder 
angeknüpft  werden  usw.  Derartige  aus  der  Not  der  Zeit  ge- 
borene Maßnahmen  dürften  aber  nicht  über  diese  Zeit  hinaus 
beibehalten  werden.  Die  unserer  Wirtschaftsverfassung  an  sich 
fremden  kriegswirtschaftlichen  Maßnahmen  müßten  wieder  ver- 
schwinden.“ (H.  K.  Oldenburg;  Halle.) 

„Der  Entwurf  sei  ganz  einseitig  gerichtet.  Er  finde  kein  Wort 
für  die  Forderung,  daß  den  Arbeitnehmern  zur  Pflicht  gemacht 
werden  müsse,  für  die  Erhaltung  eines  gefährdeten  Betriebes 
durch  erhöhte  Arbeitsleistung  einzutreten.“  (Weimar.)  — Der 
Entwurf  enthalte  Bestimmungen,  die  in  ihrer  Tragweite  geradezu 
verheerend  auf  die  Industrie  wirken  und  in  gleicher  Weise 
Unternehmer  wie  Arbeitnehmer  treffen  müßten.“  (Schweidniß.) 

„Nur  die  Auffassung  des  Arbeitgebers,  welcher  selbst  ein 
lebhaftes  Interesse  an  einer  gewinnbringenden  Fortführung 
seines  Unternehmens  hat,  sollte  über  die  Frage  der  Aufrecht- 
erhaltung des  in  einer  wirtschaftlichen  Notlage  befindlichen  Ge- 
werbebetriebes ausschlaggebend  sein.“  (Schneidemühl.) 

„Wenn  der  Entwurf  in  der  Begründung  auf  die  günstigen 
Erfahrungen  mit  den  bisherigen  Verordnungen  verweise,  so 
zeuge  dies  von  großer  Oberflächlichkeit,  nur  die  Wirkungen  und 
nicht  die  Ursachen  würden  betrachtet:  der  schlechte  Stand  der 
Mark  habe  die  geringe  Arbeitslosigkeit  zur  Folge  gehabt,  nicht 
die  Verordnung  sei  hierfür  verantwortlich.  Wenn  in  dem  Ent- 
wurf auf  Grund  einer  Statistik  behauptet  werde,  daß  von  den 
Maßnahmen  gegen  Stillegung  bisher  etwa  100  000  Arbeiter  be- 
troffen worden  seien,  d.  h.  höchstens  1 v.  H.  der  Arbeiter 
Deutschlands,  so  sei  damit  schon  gesagt,  daß  die  Verordnung 
ihre  Feuerprobe  nicht  durchgemacht  habe.“  (Mainz.) 

„Der  Schuß  des  Arbeitsmarktes  werde  durch  die  Erwerbs- 
losenfürsorge, die  geplante  Arbeitslosenversicherung  und  das 
Arbeitsnachweisgeseß  genügend  gesichert  und  ausgebaut.  Was 
die  Arbeitsstreckung  anbetreffe,  so  lasse  die  Begründung  zum 
Entwurf  das  Bestreben  durchblicken,  Betriebsräten  und  Arbeit- 
nehmerschaft über  die  Grundsäße  der  wirtschaftlichen  Betriebs- 
führung mit  Hilfe  der  Behörden  Aufklärung  zu  verschaffen.“ 
(Remscheid.) 

„Gegen  eine  Meldepflicht  für  diejenigen  Unternehmer  und 
Betriebsleiter,  die  eine  Betriebsstillegung  in  kleinerem  oder 
größerem  Umfange  vorzunehmen  beabsichtigen,  wäre  an  sich 
nichts  einzuwenden,  insoweit  eine  solche  Anzeige  bezwecken 
würde,  die  Aufmerksamkeit  maßgebender  Stellen  darauf  zu 
lenken,  daß  der  Betrieb  notleidend  sei  und  der  Hilfe  bedürfe. 
Ergebe  eine  Prüfung  der  Betriebsverhältnisse,  daß  für  eine 
Stillegung  kein  ausreichender  Anlaß  gegeben  sei,  so  könnte  der 
Behörde  das  Recht  zustehen,  die  Durchführung  der  beabsich- 
tigten Stillegung  entweder  aufzuschieben  oder  überhaupt  zu  ver- 
bieten. Wenn  man  wirklich  eine  solche  Anordnung  durch 
Zwangsmaßnahmen  sichern  zu  müssen  glaubt,  so  sei  hierfür  eine 
gewöhnliche  Strafandrohung  ausreichend.“  (Leipzig.) 

§ 1. 

Der  2.  Absaß  ist  zu  streichen,  da  die  Produktion  und  Be- 
schäftigungsmöglichkeit der  übrigen  zu  einem  Konzern  gehö- 
renden Betriebe  durch  eine  erzwungene  Weiterarbeit  ungünstig 
beeinflußt  werden  können.  Z.  B.  eine  selbständige  Betriebs- 
abteilung soll  wegen  Mangel  an  Betriebs-  und  Rohstoffen  zeit- 
weise stillgelegt  werden,  damit  die  übrigen  Abteilungen  voll 
weiter  arbeiten  können.  Die  Behörde  würde  durch  ihren  Eingriff 
die  Leitung  des  Konzerns  zwingen,  Roh-  und  Betriebsstoffe 
von  den  gut  beschäftigten  Abteilungen  an  die  stillzulegende 
Abteilung  abzugeben.  Das  Gesamtwerk  würde  dadurch  in  seinen 
Dispositionen  erheblich  geschädigt  werden.  (Siegen.) 


Za  § 2. 

Bei  Absaß  2 b ist  keinerlei  Rücksicht  genommen  auf  die 
Höhe  der  Belegschaft.  50  Arbeiter  bilden  oft  nur  einen  win- 
zigen Teil  der  Gesamtarbeiterschaft.  Bei  Betrieben  mit  vielen 
tausend  Arbeitern  sind  Verminderungen  der  Belegschaft  um  50 
und  mehr  Arbeitnehmer  je  nach  dem  Auf-  und  Abschwanken 
der  Konjunktur  ganz  normale  Erscheinungen.  Solche  Fälle 
können  unmöglich  als  Betriebsstillegung  mit  den  sich  daraus 
ergebenden  schwerwiegenden  Folgen  angesehen  werden.  (Olden- 
burg.) 

Die  Voraussetzungen  für  eine  Betriebsstillegung  werden 
nach  dem  Entwurf  z.  B.  als  gegeben  erachtet 

bei  einem  Betrieb  mit  190  Arbeitern  bei  Verminderung  um 
20  Arbeiter  = 10,5  v.  H., 

bei  einem  Betrieb  mit  100  Arbeitern  bei  Verminderung  um 
20  Arbeiter  = 20  v.  H., 

bei  einem  Betrieb  mit  50  Arbeitern  bei  Verminderung  um 
20  Arbeiter  = 40  v.  H. 

Brauchbar  erscheint,  um  nicht  ganz  zufällige  schwere  Be- 
nachteiligungen für  einzelne  Betriebe  hervorzurufen,  nur  ein 
Hunderisaß.  Für  einen  solchen  Sab  sind  aber  10  v.  H.  ganz  er- 
heblich zu  niedrig  gegriffen.  Von  einer  teilweisen  Stillegung 
wird  man  in  der  Regel  erst  dann  sprechen  können,  wenn  der 
Betriebsumfang  um  mindestens  ein  Drittel  eingeschränkt  wird, 
also  für  mehr  als  30  v.  H.  der  Belegschaft  keine  Beschäftigung 
mehr  vorhanden  ist.  Was  innerhalb  dieses  Rahmens  liegt,  sind 
wirtschaftliche  Schwankungen,  denen  der  Unternehmer  unbe- 
dingt sofort  und  ohne  Einengung  zu  folgen  in  der  Lage  sein 
muß.  (Schweidnib.) 

Die  Tuchindustrie  muß  wie  bisher  im  Sinne  des  § 2 Absab  3 
als  eine  Industrie  angesehen  werden,  bei  der  Betriebsstillegungen 
im  Rahmen  ordnungsmäßiger  Führung  des  Betriebes  regelmäßig 
wiederkehren.  (Kotibus.) 

Im  Absab  2 sind  die  Worte:  „in  zeitlicher  Folge“  zu  ersehen 
durch:  „binnen  3 Monaten“.  (Elbing.) 

Im  Absab  1 muß  es  statt:  „Betrieb“  „Gesamiunternehmen" 
heißen.  Hinzuzufügen  ist  noch: 

„eine  Betriebsverlegung  ist  keine  Betriebsstillegung“;  „eine 
Betriebsstillegung,  durch  welche  die  Gesamtproduktion  nicht 
verringert  wird,  ist  keine  Stillegung  im  Sinne  dieses  Geseßes.“ 
(Siegen.) 

Zu  § 3. 

Die  Bestimmung  wegen  der  vorübergehend  eingestellten 
Arbeitnehmer  bedeutet  einen  Fortschritt  gegenüber  der  Auf- 
fassung, welche  die  meisten  Schlichtungsausschüsse  zu  dieser 
Frage  bisher  einnahmen.  Im  allgemeinen  wurden  derartige 
Arbeitskräfte  als  dauernd  angestellt  betrachtet,  wenn  sie  länger 
als  6 Wochen  beschäftigt  waren.  (Konsianz.) 

Die  Worte  „es  sei  denn,  daß “ sind  zu  streichen. 

Die  Beschäftigungsdauer  über  6 Monate  hinaus  nimmt  der  Ein- 
stellung des  Arbeitnehmers  noch  nicht  den  Charakter  einer  vor- 
übergehenden Einstellung  z.  B.  auf  Baustellen.  (Mainz.) 

Zu  § 4. 

Die  Pflicht,  Rohstoffe  usw.  der  Behörde  anzugeben,  sollte 
nur  für  Betriebsabbrüche,  nicht  aber  für  Betriebsstillegungen 
gelten.  (Konstanz.) 

Die  Frist  für  die  Einreichung  des  Vorräteverzeichnisses  ist 
zu  kurz.  Besonders  bei  Betrieben,  die  größere  Mengen  ver- 
schiedenartiger Halbfabrikate  lagern  haben,  wird  es  oft  nicht 
möglich  sein,  die  Verzeichnisse  in  der  geforderten  Vollständig- 
keit in  einer  Woche  aufzustellen.  (Sonneberg.) 

Zu  § 5. 

Bei  allen  Bestimmungen,  die  von  Fristen,  Beschlagnahmen 
und  Verfügungen  über  Rohstoffe  sprechen,  muß  mehr  zwischen 
den  einzelnen  Fällen  unterschieden  werden.  (Konstanz.) 

Die  Zustimmung  der  Behörde  darf  nicht  willkürlich  erteilt 
oder  versagt  werden.  Es  müssen  vielmehr  bestimmte  Gründe 
im  Geseß  genannt  werden.  (Weimar.) 

Es  muß  ein  Unterschied  zwischen  Betriebsabbruch  und  Be- 
triebsstillegung gemacht  werden.  (Schweidnib.) 

Im  Fall  der  Verlängerung  der  Sperrfrist  muß  eine  Schadens- 
ersaßpflicht  des  Reiches  ausdrücklich  anerkannt  werden,  wenn 
der  Unternehmer  gegen  seinen  Willen  zur  Fortseßung  einer 
Tätigkeit  gezwungen  wird,  die  er  auf  Grund  seiner  Wirtschafts- 
erfahrungen im  voraus  als  verlustbringend  erkennt.  (Sonneberg.) 


Zu  § 6. 

Ist  zu  streichen.  Nur  eine  ungehinderte  Verfügungsmöglich- 
keit kann  den  Unternehmer  in  die  Lage  versehen,  den  drohenden 
Betriebsabbruch  oder  die  Stillegung  zu  vermeiden.  (Mainz.) 

Zu  § 7. 

Ist  dahin  zu  ergänzen,  daß  als  Gutachter  nur  sachverstän- 
dige Unternehmer  zu  hören  sind,  die  von  den  öffentlichrecht- 
lichen Berufsvertretungen  benannt  werden.  (Sonneberg.) 

Die  Heranziehung  von  Sachverständigen  muß  ohne  Gefähr- 
dung der  Betriebsgeheimnisse  vor  sich  gehen.  (Mainz.) 

Es  muß  verhindert  werden,  daß  die  Behörde  mit  der  Be- 
triebsvertretung allein  verhandelt.  Deshalb  muß  Absaß  1 Saß  1 
dahin  abgeändert  werden,  „daß  die  Sachlage  mit  der  Betriebs- 
leitung gegebenenfalls  unter  Heranziehung  der  Betriebsvertre- 
tung geprüft  wird.“  (Siegen.) 

Zu  § 8-11. 

Die  vorgesehenen  Enteignungen  und  Beschlagnahmungen 
bedeuten  eine  so  starke  Verleßung  der  Pflicht  des  Staates  zum 
Schuß  des  Privateigentums,  wie  sie  sich  wohl  in  keinem  Geseß 
eines  anderen  europäischen  Kulturstaates  findet,  noch  dazu 
ohne  rechtlichen  Schuß  für  den  Betroffenen.  Das  ging  selbst 
dem  Reichstag  zu  weit  und  er  hat  seinerzeit  von  der  Regierung 
eine  Änderung  des  § 4 Absaß  5 Saß  3 der  Verordnung  ver- 
langt, wonach  der  Einspruch  in  diesen  Fällen  beim  Reichswirt- 
schaftsgericht zulässig  ist.  Der  vorliegende  Entwurf  seßt  sidi 
hierüber  wieder  vollkommen  hinweg.  (Oldenburg.) 

Der  § 8 des  Entwurfes  bedeutet  einen  Eingriff  in  das  or- 
ganisch Gewordene,  der  die  Grundlage  des  gegenseitigen  Wett- 
bewerbs erheblich  erschüttern  und  auf  die  Dauer  nur  zur  Ver- 
teuerung der  vagen  Erzeugung  führen  wird.  Eine  hiermit  ver- 
bundene Überführung  von  Arbeitern  aus  dem  enteigneten  Unter- 
nehmen in  andere  Betriebe  wird  überdies  an  Wohnungs- 
schwierigkeiten scheitern.  Die  Überführung  wird  auch  nur  für 
ungelernte  Arbeiter  und  für  Hilfsarbeiter  möglich  sein.  (Schneide- 
mühl.) 

Die  §§  8,  9 und  10  sind  zu  streichen.  (Siegen,  Schweidniß.) 

Zu  § 14. 

Die  Bestimmungen  dürfen  keine  Anwendung  finden,  wenn 
die  Stillegung  infolge  von  Kohlen-  oder  Rohstoffmangel  er- 
forderlich wird.  Bei  b ist  statt  „als  Mittel“  „im  Zusammenhang 
mit“  zu  sagen.  (Siegen.) 

Zu  §§  15  und  16. 

Der  ganze  Z Abschnitt  des  Entwurfes  läßt  in  seiner  Fassung 
zu  wünschen  übrig.  Er  ist  unklar  und  bedarf  einer  redak- 
tionellen Umarbeitung,  während  normalerweise  ein  Betriebs- 
abbruch oder  eine  Betriebsstillegung  nach  dem  1.  Abschnitt  des 
Entwurfes  bei  Fristeinhaltung  der  Genehmigung  der  Behörde 
nicht  bedarf,  sondern  nur  einer  Anzeige,  kann  nach  Abschnitt  2 
die  Reichsregierung  die  Genehmigungspflicht  anordnen.  § 3 
wird  illusorisch,  wenn  auf  Grund  des  § 15  Absaß  3 die  Reichs- 
regierung die  gedachte  Anordnung  erläßt.  Der  Entwurf  geht 
somit  über  die  bisherigen  Bestimmungen  der  Verordnung  hin- 
aus, macht  die  Einstellung  von  Aushilfskräften  zur  Bewältigung 
vorübergehend  vermehrter  Arbeit  unmöglich,  wenn  man  nicht 
die  gesamte  Arbeiterschaft  der  Gefahr  ausseßen  will,  nach  Er- 
ledigung der  über  das  normale  Maß  hinausgehenden  Arbeit  mit 
verkürzter  Arbeitszeit  (§  18  des  Entwurfes)  arbeiten  zu  müssen. 
(Konstanz,  Liegniß.) 

Im  Absaß  1 des  § 15  ist  an  Stelle  von  „Reichsrat“  zu  seßen: 
„des  Reichstages  und  des  Reichswirischaftsrats“.  (Mainz.) 

§ 16  Absaß  1 ist  zu  streichen,  da  er  durch  § 15  erledigt 
ist.  An  seine  Stelle  hat  zu  treten:  „vor  ihrer  Anordnung  hat 
die  Reichsregierung  die  fachlichen  und  bezirklichen  Berufs- 
vertretungen und  Wirtschaftsvereinigungen  zu  hören“.  (Mainz.) 

Um  jeden  Zweifel  auszuschalten,  ist  die  Einfügung  einer 
Bestimmung  notwendig,  daß  genau  wie  bei  Abschnitt  1 auch  der 
Abschnitt  2 im  Falle  einer  Aussperrung  bei  Lohnkämpfen  nidit 
anwendbar  ist.  (Stralsund.) 

Die  jeßige  Regelung  durdi  die  Verordnung  vom  1Z  Februar 
1920  ist  sowohl  wirtschaftspoliiisch  als  auch  sozialpolitisch  zweck- 
mäßiger und  zweckdienlicher  als  der  Grundsaß  des  Geseß- 
entwurfes,  wonach  es  in  das  Ermessen  einer  Behörde  gestellt 
wird,  ob  sie  Entlassungen  genehmigen  will  oder  nicht.  Die  Be- 
hörde wird  regelmäßig  der  Ansicht  sein,  daß  die  Streckung  der 
Arbeit  zumutbar  und  die  Zustimmung  zur  Entlassung  deshalb 
zu  verweigern  sei.  (Saalfeld.) 
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Die  Handelskammer  Leipzig  hat  gegen  die  im  2.  Abschnitt 
des  Entwurfes  vorgesehenen  Anordnungen  über  die  Streckung 
der  Arbeit  sowie  gegen  die  für  diesen  Fall  vorgesehenen  Be- 
stimmungen grundsäßlich  keine  Bedenken  geltend  zu  machen. 

Zu  § 17. 

Die  Vorschrift  über  die  Streckung  der  Arbeit  bis  zur  Dauer 
von  3 Monaten  geht  erheblich  weiter  als  die  bisherige  Verord- 
nung. (Oldenburg.) 

Diese  Bestimmung,  namentlidi  ihr  Absaß  2 ist  unklar  und 
kann  gänzlich  mißverstanden  werden.  An  Stelle  der  Säße  2 und  3 
des  Absaßes  2 sollte  unterschieden  werden  zwischen  den  Be- 
trieben, die  141ägige,  8tägige  Kündigung  und  denen,  die  Kündi- 
gungsausschluß haben,  weil  die  Fristen  sonst  für  die  verschie- 
denen Betriebe  ganz  verschieden  wären.  (Konstanz.) 

Der  Grundsaß  im  Absaß  2,  der  bisher  für  die  Entlassung 
Schwerkriegsbeschädigter  bestand  und  dort  allenfalls  zu  recht- 
fertigen  war,  wird  in  abgewandelter  Form  auf  sämtliche  Arbeit- 
nehmer übertragen.  (Göttingen.) 

Bei  der  Verlängerung  der  Sperrfrist  ist  aus  den  gleichen 
Gründen  wie  bei  § 5 die  Schadensersaßpflicht  des  Reichs  ge- 
seßlich  anzuerkennen.  (Sonneberg.) 

Zu  § 18. 

Es  müßte  eine  Bestimmung  in  den  Entwurf  hinein  kommen, 
wonach  eine  Streckung  der  Arbeit  nicht  zugemutet  werden 
kann,  wenn  sie,  in  ihrer  Gesamtheit  betrachtet,  eine  größere 
Härte  darstellt,  als  die  Entlassungen  einzelner  Arbeiter.  Ent- 
lassungen bei  geeigneter  Auswahl  sind  viel  gerechter  und  so- 
zialer als  eine  alle  Arbeiter  unterschiedslos  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  persönlichen  Verhältnisse  treffende  Arbeitsstreckung. 
(Konstanz.) 

Im  ersten  Absaß  ist  das  Wort  „muß“  durch  „kann“  zu  er- 
seßen,  um  schematisches  Vorgehen  der  Behörden  möglichst  zu 
verhindern.  (Liegniß.) 

Clber  den  Begriff  der  Zumutbarkeit  werden  zwischen  der 
Ansicht  des  Unternehmers  und  derjenigen  der  Behörden  erheb- 
liche Unterschiede  bestehen.  (Schweidniß.) 

Zu  § 19. 

Es  ist  durchaus  ungerechtfertigt,  dem  Unternehmer  die  Fort- 
zahlung des  vollen  Lohnes  troß  verminderter  Arbeit  zuzumuten. 
(Weimar.) 

Absaß  2 bringt  den  Einzelhandel  in  eine  sehr  schwierige 
Lage.  Ist  die  Notwendigkeit  zur  Streckung  der  Arbeit  beispiels- 
weise am  20.  November  1922  eingetreten,  so  hätte  den  An- 
gestellten bei  der  vielfach  in  Deutschland  durch  Tarif  ein- 
geführten öwöchigen  geseßlichen  Kündigungsfrist  frühestens  zum 
31.  März  1923  gekündigt  und  ihr  Gehalt  erst  von  diesem  Zeit- 
punkt ab  herabgeseßt  werden  können.  Der  Einzelhändler  muß 
für  diese  ganze  Zeit  troß  verminderter  Arbeitszeit  das  volle 
Gehalt  auszahlen.  § 19  Absaß  2 muß  deshalb  noch  einen  Zusaß 

folgenden  Inhalts  erhalten:  „ spätestens  jedoch 

nach  8 Tagen“. 

Zu  § 21. 

Es  empfiehlt  sich,  eine  Richtlinie  zu  geben,  in  welcher 
Reihenfolge  die  Entlassungen  vorgenommen  werden  sollen.  In 
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Anlehnung  an  § 13  der  Verordnung  vom  12.  Februar  1920. 
(Stralsund.) 

Wenn  nach  Lage  der  Verhältnisse  einer  Entlassung  keine 
Hindernisse  im  Wege  stehen,  so  sollte,  die  Möglichkeit  für  einen 
Einspruch  aus  § 84  des  Betriebsrätegeseßes  aus  dem  Grunde, 
daß  die  Kündigung  sich  als  eine  unbillige  darstellt,  ganz  und 
gar,  nicht  aber  nur  hinsichtlich  der  Zahl  der  Arbeitnehmer  aus- 
geschaltet sein.  Es  ist  zu  viel  verlangt,  daß  der  Unternehmer 
nochmals  an  einer  weiteren  Stelle  seine  Maßnahmen  im  ein- 
zelnen begründen  soll.  (Leipzig.) 

§ 22. 

Ist  zu  streichen.  (Mainz.) 

Es  mutet  sehr  eigentümlich  an,  daß  der  Staat  es  ablehnt, 
seinen  Betrieb  mit  unwirtschaftlichen  Maßnahmen  zu  belasten, 
auf  der  anderen  Seite  aber  den  Privatunternehmer  dazu  zu 
zwingen,  seine  Belastung  in  schärfstem  Maße  zu  übernehmen. 
(Köln.)  - Vgl.  S.  393. 

Verschiedenes. 

Liquidationsschädengesetz. 

Uber  den  augenblicklichen  Stand  der  Verhandlungen  hinsicht- 
lich der  Liquidationsschädengeseßgebung  teilen  wir  unseren  Mit- 
gliedern mit,  daß  der  Geseßentwurf  eines  Reichsentlastungs- 
geseßes  nebst  Nebengeseßen  kürzlich  dem  Reichstag  zur  Be- 
schlußfassung zugegangen  ist. 

Troß  zahlreicher  mündlicher  Vorstellungen  und  der  ver- 
schiedenen Eingaben,  die  der  D.  I.  u.  H.  im  Verein  mit  den  maß- 
gebenden Fach-  und  Spißenverbänden  bisher  sowohl  an  die  be- 
teiligten Reichsressorts  als  auch  an  den  Reicnsrat  selbst  richtete, 
hat  der  Geseßentwurf  hinsichtlich  der  Frage  der  Abrechnung  mit 
den  Valutaschuldnern  und  Valutagläubigern  im  Reichsrat  eine 
Änderung  nach  der  Richtung  hin  erfahren,  daß  grundsäßlich  die 
Abrechnung  mit  den  Schuldnern  und  mit  den  Gläubigern  zum  vier- 
fachen Vorkriegskurs  erfolgen  soll. 

Um  auch  im  gegenwärtigen  Stadium  die  Interessen  der  be- 
troffenen Kreise  wahrnehmen  zu  können,  ist  der  D.  I.  u.  H.  in 
Gemeinschaft  mit  den  beteiligten  Verbänden  beim  Vorsißenden 
des  fraglichen  Ausschusses  im  Reichstag  vorstellig  geworden  und 
hat  die  Forderung  gestellt,  den  Vertretern  der  Spißenverbände 
Gelegenheit  zu  einer  mündlichen  und  persönlichen  Begründung 
ihrer  Forderungen  zu  geben.  Dies  ist  zugebilligt  worden.  Es 
wird  daher  den  von  uns  ausgewählten  Herren  Gelegenheit  zu 
mündlichen  Ausführungen  vor  dem  Reichstags-Ausschuß  gegeben 
werden.  Ferner  ist  bereits  mit  verschiedenen  Mitgliedern  des 
Reichstags  Fühlung  genommen  worden^ 

Persönliches. 

Der  Herr  Reichswirtschaftsminister  Dr.  Becker  war  bisher 
Mitglied  des  Sieuerausschusses  des  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstags. 
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Wirtschafisrechi  und  Schiedsgerichtswesen. 

Von  Gerichtsassesor  Kunz,  Charlottenburg. 


Wir  leben  heute  in  einer  Zeit,  die  zugleich  mit  unge- 
heuerlichen Umwälzungen  auf  allen  Gebieten,  auch  in  den 
rechtlichen  Anschauungen  und  Bedürfnissen  des  deutschen 
Volkes  bedeutende  Veränderungen  herbeigeführt  hat.  Be- 
schränken wir  uns  auf  das  wirtschaftliche  Gebiet,  so  finden 
wir  überall  das  sogenannte  Wirtschaftsrecht  in  den 
Vordergrund  geschoben.  Was  eigentlich  Wirtschaftsrecht 
bedeutet,  darüber  sind  sich  die  Gelehrten  noch  nicht  einig, 
soviel  aber  kann  man  wohl  sagen,  daß  in  diesem  Empor- 
wachsen des  Wirtschaftsrechtes  sich  die  heutige  Zeitströ- 
mung offenbart,  alles  von  dem  Gesichtspunkte  aus  zu  be- 
trachten, ob  es  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  förderlich 
ist  oder  nicht.  Dieser  Standpunkt  erscheint  auch  durchaus 
berechtigt.  Nachdem  Deutschland  seine  militärische  Macht 
eingebüßt  hat,  versucht  es  mit  allen  Kräften  sich  durch 
sein  Wirtschaftsleben  wieder  eine  Stellung  im  Kreise  der 
Völker  zu  verschaffen.  Handel  und  Industrie  sind  in  den 
Vordergrund  getreten  und  spielen  nicht  allein  im  inner- 
politischen Leben  eine  große  Rolle,  sondern  bilden  auch 
für  die  Stellungnahme  unserer  augenblicklichen  Zwing- 
herren, der  Entente,  einen  wichtigen  Faktor. 

Trägt  nun  unser  heutiges  Recht  und  un- 
sere jetzige  Rechtsorganisation  dem 
Rechnung?  Findet  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben hier  den  Schutz  und  die 
Stütze,  die  es  zu  seinem  Gedeihen  und  zur 
Durchführung  seiner  schweren  Aufgaben 
benötigt? 

Selbst  wenn  man  von  der  Zersplitterung  und  Unüber- 
sichtlichkeit der  öffentlichrechtlichen  Bestimmungen,  von 
dem  mangelnden  Rechtsschuß  gegen  Eingriffe  der  Ver- 
waltungsbehörden absieht*),  so  kann  man  dennoch  diese 
Frage  nicht  unbedingt  bejahen. 

Für  die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Prozesse 
auf  Lieferung,  Zahlung  usw.  steht  allerdings  der  ordent- 
liche Rechtsweg  offen  und  glücklicherweise  sind  die  ordent- 
lichen Gerichte  durch  die  Stürme  der  Revolution  in  ihren 
Grundfesten  nicht  erschüttert,  sondern  arbeiten  mit  gleicher 
Zuverlässigkeit  und  Unparteilichkeit  wie  in  früheren  Zeiten. 
Das  Verfahren  vor  den  ordentlichen  Gerichten  ist  aber 
nicht  auf  die  heutigen  Verhältnisse,  auf  das  ständige  Sin- 
ken des  deutschen  Geldwertes  zugeschnitten.  Was  niifet 

*)  Vgl.  Lucas:  Recht  und  Rechtsstaat  D.W.  Ztg.  1922,  S.  1); 
lustizrat  Eggert  (Voss.  Ztg.  1920,  Nr.  370);  Eingabe  des  Zentralver- 
bandes des  deutschen  Großhandels  an  den  Reichsrat  (Berl.Tagebl., 
Handelsbeil.  v.  21.  3.  1922  Nr.  136,  Deutsche  Allgem.  Ztg.  v.  21. 2. 1922 
Nr.  136);  Samolewiß  (Deutscher  Großhandel  1921  Nr.  8);  Dr.Wieder- 
sum  (Geseß  und  Recht  1921,  S.  1);  Kunz  (Germania  1922  Nr.  115 
v,  21-2.  1922  und  Deutsche  Allgem.  Ztg.  Nr.  171  v.  11.  April  1922). 


es  dem  Kaufmann,  wenn  seine  Forderung  nach  jahrelangem 
Prozeß  ihm  endlich  durch  das  Reichsgericht  zugesprochen 
wird.  Er  muß  das  Geld  solange  in  seinem  Geschäfte  ent- 
behren und  bei  den  heutzutage  ins  ungeheuerliche  gestei- 
gerten Zahlenwerten  kann  solch  Prozeß  mit  dem  Ruin  der 
Firma  gleichbedeutend  sein.  Nicht  ohne  Grund  werden 
daher  die  ordentlichen  Gerichte  von  den  Wirtschaftskreisen 
immer  weniger  in  Anspruch  genommen.  Entweder 
schließt  man  die  Verträge  derartig  frei- 
bleibend ab,  daß  sie  eigentlich  kaum  noch 
als  Verträge,  als  bindende  Abmachungen, 
anzusehen  sind,  oder  aber  es  wird  für 
Streitfälle  die  Anrufung  eines  schnell  ent- 
scheidenden Schiedsgerichts  vereinbart. 

Das  schiedsgerichtliche  Verfahren  ist  im  10.  Buch  der 
Zivilprozeßordnung  geregelt  und  zwar  in  der  Form  der  so- 
genannten Gelegenheits  Schiedsgerichte.  Diese  ge- 
nügen jedoch  offensichtlich  nicht  mehr  den  Bedürfnissen, 
denn  Industrie-  und  Handelskreise  gehen  immer  mehr  dazu 
über,  sich  selbst  Schiedsgerichte,  und  zwar  ständige 
Schiedsgerichte  zu  schaffen.  Ich  verweise  nur  auf  die 
Börsenschiedsgerichte,  auf  die  z.  B.  vor  der  14.  Vertreter- 
versammlung des  deutschen  Anwaltsvereins  (J.  W.  1922 
Seite  1262)  erwähnte  umfangreiche  Tätigkeit  des  Magde- 
burger Schiedsgerichts  und  vor  allem  auf  die  Schrift  des 
Dr.  Otto  Mathies:  „Die  ständigen  Schiedsgerichte  des 
Hamburger  Großhandels“  (vgl.  auch  N u ß b a u m , der 
in  seiner  Denkschrift  über  die  gesefeliche  Neuordnung  des 
Schiedsgerichtswesens  1918  die  Bildung  ständiger  an 
öffentlich-rechtliche  Körperschaften,  z.  B.  die  Handels- 
kammer, angelehnte  Schiedsgerichte  empfiehlt).  Die  Vor- 
teile der  ständigen  gegenüber  den  Gelegenheitsschieds- 
gerichten sind  vom  H a e g e r (Schiedsgerichte  für  Rechts- 
streitigkeiten der  Handelswelt  1910  Seite  24)  in  folgenden 
Satz  zusammengefaßt  worden; 

„So  gewährt  das  ständige  Schiedsgericht  den  Beteiligten  eine 
leicht  zugängliche  unparteiliche,  im  schleunigen  Verfahren  ohne 
große  Kosten  entscheidende  Instanz,  gebildet  aus  den  vertrauens- 
würdigsten Berufsgenossen,  die  sich  vermöge  ihrer  dauernden 
Beschäftigung  mit  dem  Schiedsgericht  eine  umfangreiche  Praxis 
aneignen  können  und  dadurch  eine  konstante  Rechtsprechung 
sichern.“ 

Allerdings  erscheint  es  erforderlich  zur  Gewähr  grö- 
ßerer Sicherheit  für  die  schiedsgerichtlichen  Entscheidun- 
gen eine  Berufungsinstanz  zu  schaffen,  wobei 
selbstverständlich  eine  Verzögerung  der  endgültigen 
Entscheidung  von  vornherein  unterbunden  werden 
müßte.  Eine  derartige  Berufungsinstanz  ist  an  und  für 
sich  nichts  neues,  sie  ist  vielmehr  schon  für  viele  Schieds- 
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gerichte  vorhanden.*)  Es  wäre  also  sehr  wohl  denkbar, 
daß  man  für  schiedsgerichtliche  Entscheidungen  über 
Objekte  von  z.  B.  mehr  als  5 000  000  M.  allgemein  eine 
oberste  Berufungsinstanz  bestimmte.  Die  Neubildung  oder 
Aufstellung  eines  kostspieligen  Beamtenapparates  würde 
sich  freilich  nicht  mit  der  heutigen  Finanzlage  in  Einklang 
bringen  lassen.  Sie  ist  aber  auch  nicht  erforderlich,  denn 
man  könnte  sehr  gut  das  bestehende  Reichswirt- 
schaftsgericht mit  dieser  Aufgabe  betrauen.  Dieses 
hat  einen  auf  dem  Gebiete  des  Wirtschaftsrechls  eingear- 
beiteten Beamtenkörper  und  mehr  als  4000  sachverständige 
Richter;  die  angesehensten  Vertreter  aller  Wirtschafts- 
zweige sind  als  Beisitzer  dort  tätig.  Es  wäre  ein  leichtes, 
bei  dem  Reichswirtschaftsgericht  in  kürzester  Zeit  Beru- 
fungs-Schiedsgerichte in  jeder  beliebigen  Besetzung  zu- 
sammenzurufen. 

Man  könnte  das  Verfahren  in  rohen  Umrissen  etwa 
folgendermaßen  regeln: 

Die  Berufung  ist  binnen  7 Tagen  nach  Zustellung  des  Schieds- 
spruches bei  dem  Reichswirtschaftsgericht  unter  Beifügung  des 
angefochtenen  Spruches  einzulegen. 

Binnen  eines  Monats  nach  Eingang  der  Berufung  beim  Reichs- 
wirtschaftsgericht ist  Termin  anzuberaumen.  Zeugen  und  andere 
Beweismittel  sind  im  Termin  zu  stellen,  soweit  die  Aussagen  usw. 
nicht  bereits  aktenkundig  gemacht  sind.  Die  Entscheidung  erfolgt 
nach  Anhörung  der  Parteien  unter  Berücksichtigung  des  gesam- 
ten Akteninhalts.  Entscheidung  ergeht  auch  bei  Nichterscheinen 
der  Parteien.  Beantragt  eine  Partei  Vertagung  zur  Erhebung 
weiterer  Beweise,  so  kann  diesem  Anträge  nur  stattgegeben 
werden,  wenn  das  Gericht  es  aus  sachlichen  Gründen,  z.  B.  zur 
chemischen  Untersuchung  von  Mustern,  für  erforderlich  hält  oder 
wenn  die  Antragstellerin  sich  ausdrücklich  bereit  erklärt,  im  Falle 
ihrer  Verurteilung  der  Gegenpartei  den  aus  der  Vertagung  ent- 
stehenden Valutaverlust  zu  erseßen.  Macht  die  Gegenpartei 
glaubhaft,  daß  ihr  diese  Erklärung  allein  keine  genügende  Sicher- 
heit biete,  so  bestimmt  das  Reichswirischaftsgericht  die  Höhe  und 
Art  der  zu  leistenden  Sicherheit. 

Das  Reichswirtschaftsgericht  als  Berufungsinstanz  ist  zu  be- 
sehen mit  einem  Präsidenten  als  Vorsitzenden,  zwei  juristischen 
und  vier  sachverständigen  Beisitzern.  Jede  Partei  ernennt  davon 
zwei  sachverständige  Beisitzer.  Zahlt  sie  ihnen  für  ihre  Tätigkeit 
eine  Vergütung,  so  ist  diese  nicht  erstattungsfähig.  Werden  die 
sachverständigen  Beisitzer  von  den  Parteien  nicht  innerhalb  einer 
bestimmten  Zeit  dem  Reichswirtschaftsgericht  namhaft  gemacht, 
so  wählt  der  Präsident  die  sachverständigen  Beisitzer  aus  der 
Beisitzerliste  des  Reichswirtschaftsgerichts  aus.  ln  dem  Falle  er- 
halten die  sachverständigen  Beisitzer  eine  Vergütung  nach  der 
Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte. 

Meines  Erachtens  dürfte  durch  eine  ähnliche  Regelung 
die  Gefahr  einer  Verzögerung  der  Entscheidung  sich  bis 

*)  Vgl.  z.  B.  Mathies  a,  a.  O.  S.  101. 


auf  ein  Minimum  herabdrücken  lassen.  Damit  wären  aber 
auch  die  Hauptbedenken  gegen  die  Schaffung  einer  ein- 
heitlichen Berufungsinstanz  beseitigt. 

In  einem  sehr  wichtigen  Falle  ist  dem  Reichswirt- 
schaf t s g e r i c h i bereits  in  der  Berufungs- 
instanz d i e E n t s c h e i d u n g über  Schieds- 
sprüche gesetzlich  übertragen  worden, 
nämlich  durch  Gesetz  vom  9.  Juni  1922  (RGbl.  I, 
509)  betr.  Änderung  der  Verordnung  über  die  schieds- 
gerichtliche Erhöhung  von  Preisen  bei  der  Lieferung  von 
elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser.  Meines  Er- 
achtens sollte  man  auf  dem  hier  beschrittenen  Wege 
weitergehen  und  das  Reichswirtschaftsgericht  in  der  oben 
geschilderten  Weise  ganz  allgemein  zum  Berufungsgericht 
für  schiedsgerichtliche  Streitigkeiten  ernennen.  Damit 
könnte  zugleich  auch  am  besten  den  von  Dr.  K u n t z e in 
der  deutschen  Arbeitgeberzeitung  vom  20.  August  1922  ge- 
schilderten Mißständen  (Unsicherheit  über  die  Abänderung 
bestehender  Verträge  wegen  veränderter  Verhältnisse)  ab- 
geholfen werden,  ohne  daß  der  von  Kunße  geforderte 
Schiedshof  neu  eingerichtet  zu  werden  braucht.  Da  die 
Schaffung  dieser  Berufungsinstanz  somit  den  Fiskus  nicht 
weiter  belasten  würde,  so  sollte  man  es  auf  einen  Versuch 
mit  dem  Reichswirtschaftsgericht  als  oberster  Berufungs- 
instanz ankommen  lassen.  Die  Praxis  mag  dann  entschei- 
den, ob  sich  diese  Einrichtung  bewährt  oder  nicht.  Tat- 
sächlich sind  bereits  verschiedentlich  Anfragen  an  das 
Reichswirtschaftsgericht  gerichtet  worden,  ob  dieses  als 
Berufungsinstanz  für  schiedsgerichtliche  Fragen  vereinbart 
werden  könne;  ein  derartiges  Bedürfnis  liegt  also  offen- 
bar vor. 

Um  etwaigen  Bedenken  zu  begegnen,  daß  durch  die 
Ernennung  des  Reichswirtschaftsgerichts  zur  allgemeinen 
Berufungsinstanz  in  schiedsgerichtlichen  Streitigkeiten  viel- 
leicht eine  ungesunde  Uberzentralisation  begünstigt  werden 
und  die  gerade  in  den  einzelnen  Handelsstädten  ver- 
schieden ausgebildeten  Usancen  nicht  genügend  Be- 
rücksichtigung finden  würden,  sei  auf  § 12  der  Verordnung 
über  das  Reichswirtschaftsgericht  hingewiesen,  nach  dem 
das  Reichswirtschaftsgericht  — wie  dies  zur  Zeit  z.B.  in  Ham- 
burg, Bremen,  Frankfurt  a.  M.  geschieht  — auch  außerhalb 
Berlins  Sißungen  abhalten  darf.  Die  Vorbedingungen  sind 
also  meines  Erachtens  gegeben,  um  das  Schiedsgerichts- 
wesen ohne  große  Umwälzungen  in  einen  einheitlichen 
großzügigen  Rahmen  zu  bringen.  In  nächster  Zeit  wird 
sich  der  Reichstag  mit  einem  von  Dr.  Curtius  eingebrachten 
„Gesefe  über  das  Reiic|hswir|t  schaf  ts- 
g e r i c h 1“  zu  befassen  haben;  es  wäre  erwünscht,  wenn 
schon  bei  dieser  Gelegenheit  die  oben  aufgeworfenen 
Fragen  miterörtert  werden  könnten.  (363.) 


Das  Cunße-Bemelmans -Abkommen. 

Von  Ministerialrat  Albert  Cuntze,  Berlin.  (Schluß.) 


III. 

Das  Cunße-Bemelmans-Abkommen  ist  in  der  deutschen 
Presse  und  im  Parlament  eingehend  kritisiert  worden  und 
'hat  heftige  Angriffe  von  allen  Seiten  erfahren.  Ich  halte 
es  für  zweckmäßig,  an  dieser  Stelle  auf  die  wesentlichsten 
dagegen  erhobenen  Bedenken  einzugehen. 

In  Parlament  und  Presse  hat  man  mehrfach  die  Be- 
hauptung aufgestellt,  das  Abkommen  bedeute  eine  Aus- 
dehnung der  deutschen  Verpflichtungen  gegenüber  dem 
Versailler  Vertrage,  da  es  Lieferungen  nicht  nur  für  den 
Wiederaufbau,  sondern  auch  für  andere  Zwecke  vorsehe. 
Diese  Auffassung  beruht  auf  der  Unkenntnis  oder  falschen 
Auslegung  des  vorerwähnten  Art.  8 des  Londoner  Zahlungs- 
plans, der  ausdrücklich  die  Verpflichtung  Deutschlands 


zur  Lieferung  von  Waren  auch  für  andere  Zwecke  fest- 
stellt. Bereits  ein  erheblicher  Teil  der  vor  Abschluß  des 
Abkommens  erfolgten  Lieferungen  beruhte  auf  den  er- 
wähnten Bestimmungen  des  Londoner  Zahlungsplans  und 
hatte  mit  dem  eigentlichen  Wiederaufbau  der  zerstörten 
Gebiete  nichts  zu  tun. 

Ein  weiteres  Bedenken  war,  daß  durch  diesen  Repa- 
rationsverkehr den  Staatsangehörigen  der  alliierten  Mächte 
ein  erhebliches  Interesse  am  Bezüge  von  deutschen  Waren 
gegeben  werde,  und  daß  die  Waren  nicht  nur  zum  Ver- 
brauch in  dem  betreffenden  alliierten  Lande,  sondern  auch 
zur  Wiederausfuhr  verwendet  werden  und  damit  den  deut- 
schen Außenhandel  störend  beeinflussen  könnten.  Dieselbe 
Gefahr  besteht  bereits  bei  dem  bisherigen  Verkehr;  denn 
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auch  dort  ist  keine  Gewähr  dafür  gegeben,  daß  die  einmal 
von  den  alliierten  Regierungen  an  ihre  Staatsangehörigen 
veräußerten  Waren  nicht  weiter  veräußert  werden.  Das 
Beispiel  der  Kohlen-  und  Farbstofflieferungen  zeigt  sogar, 
daß  mit  solchen  Lieferungen  ein  erheblicher  Mißbrauch  ge- 
trieben werden  kann.  Im  Cunße-Bemelmans-Abkommen 
sind  deshalb  bestimmte  Garantien  gegen  den  Reexport 
vorgesehen.  Zunächst  muß  jeder  Vertrag  eine  ent- 
sprechende Verbotsklausel  enthalten,  und  fernerhin  sind 
die  beteiligten  alliierten  Regierungen  verpflichtet,  im  Rah- 
men ihrer  bestehenden  Geseßgebung  das  Möglichste  zu 
tun,  um  die  Wiederausfuhr  zu  verhindern.  Schließlich  ist 
die  deutsche  Regierung  berechtigt,  falls  ihr  Fälle  einer 
stattgehabten  Wiederausfuhr  bekannt  werden,  bei  der  Re- 
parationskommission die  Feststellung  eines  Verstoßes 
gegen  das  Abkommen  zu  beantragen.  Die  wiederholte 
Feststellung  eines  derartigen  Verstoßes  gibt  der  deutschen 
Regierung  das  Recht,  die  Außerkrafiseßung  des  Abkom- 
mens gegenüber  dem  betreffenden  Staate  zu  beantragen. 
Wenn  auch  diese  Bestimmungen  keine  unbedingte  Garantie 
gegen  die  Wiederausfuhr  gewähren,  so  bedeuten  sie 
immerhin  eine  starke  moralische  Bindung  des  alliierten 
Importeurs  und  seiner  Regierung.  Die  französische  Re- 
gierung hat  für  die  Durchführung  dieses  Abkommens  eine 
derartig  scharfe  Kontrolle  der  Lieferungen  eingeführt,  daß 
hier  eine  Wiederausfuhr  kaum  möglich  erscheint.  Welche 
Bestimmungen  die  anderen  Mächte  treffen  werden,  steht 
noch  dahin.  Jedenfalls  vermag  ich  nach  Vorstehendem, 
auch  wenn  in  einzelnen  Fällen  eine  Wiederausfuhr  Vor- 
kommen sollte,  die  ja  auch  in  jedem  freien  Handel  möglich 
ist,  eine  nennenswerte  Gefahr  für  unseren  Außenhandel 
nicht  zu  erblicken. 

Man  hat  weiterhin  den  Vorwurf  erhoben,  daß  durch 
den  Abschluß  dieses  Abkommens  die  deutsche  Regierung 
sich  jedes  Einflusses  auf  die  Durchführung  der  Lieferungen 
und  die  interne  Verteilung  begeben  habe,  so  daß  nunmehr 
einzelne  Firmen  auf  Kosten  des  gesamten  Volkes  sich  be- 
reichern könnten,  während  andere  Firmen  Not  litten  und 
ihre  Arbeiter  entlassen  müßten.  Theoretisch  ist  dieser  Ein- 
wand richtig;  praktisch  indes  waren  auch  bei  dem  bisherigen 
Verfahren  der  Einwirkung  des  Reichskommissars  nach 
dieser  Richtung  in  der  Regel  gewisse  Grenzen  geseßt,  da 
bei  einem  erheblichen  Teil  der  Lieferungen  der  Käufer  be- 
stimmte Typen  oder  Lieferung  durch  bestimmte  Firmen  aus- 
drücklich verlangte,  mit  denen  er  bereits  Verhandlungen 
angeknüpft  hatte.  Und  wenn  der  Reichskommissar  auch  in 
diesen  Fällen  bei  größeren  Vergebungen  auf  eine  Ver- 
teilung einwirkte,  so  war,  zumal  nach  Zulassung  des  kon- 
trolliert freien  Verkehrs,  die  Verteilung  nicht  immer  und 
jedenfalls  nur  unter  erheblichen  Schwierigkeiten  zu  er- 
reichen. Belgien  hatte  ja  bereits  den  kontrolliert  freien 
Verkehr  eingeführt  und  lehnte  die  Verteilung  durch  den 
Reichskommissar  ab.  Fernerhin  kann  eine  solche  Ver- 
teilung nur  bei  Katalogwaren  in  Frage  kommen.  Für  die 
Spezialartikel,  deren  Bezug  bisher  nach  dem  Verfahren 
des  Friedensvertrages  fast  undurchführbar  war,  wird  die 
Liefermöglichkeit  in  größerem  Umfange  erst  durch  dieses 
Abkommen  geschaffen.  Das  bedeutet,  daß  dieses  Ab- 
kommen, indem  es  die  Liefermöglichkeit  von  einer  eng 
begrenzten  Zahl  von  Warenkategorien  auf  die  Erzeugnisse 
der  gesamten  deutschen  Wirtschaft  ausdehnt,  bereits  auto- 
matisch für  eine  bessere  Verteilung  innerhalb  der  deutschen 
Wirtschaft  sorgt,  als  sie  nach  dem  Verfahren  des  Friedens- 
vertrages durch  eine  staatliche  Verteilungsstelle  möglich 
gewesen  wäre. 

Man  hat  weiterhin  eingewendet,  daß  das  Reich  bisher 
einen  Einfluß  auf  die  interne  Preispolitik  hatte  und,  indem 
es  den  Einkaufspreis  unter  den  Goldgutschriftspreisen 
hielt  und  so  auf  ein  Niedrighalten  der  Preise  hinwirkte  und 
das  Entstehen  von  Wiederaufbaugewinnlern  verhinderte. 
Eine  derartige  Einwirkung  des  Reiches  war  allerdings 
früher  möglich,  solange  der  Wert  der  Inlandsmark  sich  noch 


in  einer  gewissen  Unabhängigkeit  von  ihrem  äußeren  Werte 
hielt,  und  solange  deshalb  ein  erheblicher  Unterschied 
zwischen  Inlands-  und  Auslandspreis  bestand.  In  heutiger 
Zeit  ist  eine  solche  Politik  unausführbar,  da  der  Reichs- 
kommissar nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  Reparationsliefe- 
rungen bei  deutschen  Lieferanten  unterzubringen,  wenn  er 
nicht  die  vollen  Goldgutschriftspreise  der  Reparations- 
kommission bewilligt. 

Der  hauptsächlichste  von  fast  allen  Parteien  vorge- 
brachte Einwand  gegen  dieses  Abkommen  ist  der,  daß  der 
nunmehr  eingeführte  freie  Verkehr  eine  automatische  Blut- 
entziehung der  deutschen  Volkswirtschaft  darstelle  und,  da 
er  der  Einwirkung  der  Regierung  entzogen  sei,  eine  unbe- 
grenzte Belastung  bedeute,  unter  der  das  deutsche  Volk 
finanziell  zusammenbrechen  würde.  Dieser  Einwand  läßt 
außer  acht,  daß  das  Abkommen  zunächst  nur  für  dieses 
Jahr  geschlossen  ist,  und  daß  diese  zeitliche  Begrenzung 
sich  ausdrücklich  darauf  gründet,  daß  nur  für  dieses  Jahr 
ein  Moratorium  mit  beschränkter  Sachlieferungsannuität  be- 
steht, und  daß  schließlich  die  auf  Grund  dieses  Abkommens 
erfolgenden  Lieferungen  sich  im  Rahmen  der  Annuität 
halten  müssen.  Wenn  also  z.  B.  die  zugunsten  der  Alliierten 
mit  Ausnahme  Frankreichs  abgeschlossenen  Verträge  eine 
solche  Höhe  erreichen  würden,  daß  bereits  im  November 
dieses  Jahres  die  Annuität  von  500  Millionen  Goldmark 
erreicht  wäre,  so  würde  der  Reichskommissar  berechtigt 
sein,  allen  weiteren,  eine  Belastung  für  dieses  Jahr  be- 
deutenden Vertragsabschlüssen  sein  Veto  entgegenzuseßen. 
Sollte  für  das  kommende  Jahr  die  Reparationsfrage  in 
der  Weise  geregelt  werden,  daß  die  unbeschränkte  Sach- 
lieferungsverpflichtung  tatsächlich  eine  Gefahr  für  uns  be- 
deutet, so  würde  das  Deutsche  Reich  berechtigt  sein,  das 
Abkommen  zum  1.  Januar  zu  kündigen.  Es  kann  hier  also 
höchstens  der  Einwand  bestehen  bleiben,  daß  das  Ab- 
kommen insoweit  eine  Belastung  bedeutet,  als  es  den 
alliierten  Mächten  die  Erreichung  der  Grenze  der  Sach- 
annuiiät  wesentlich  erleichtert  habe.  Der  Einwand  ist  zu- 
treffend; aber  man  muß  auch  bedenken,  daß,  nachdem  die 
Reparationskommission  zur  Erleichterung  der  deutschen 
Lasten  im  Moratorium  einen  Teil  der  Goldannuität  durch 
eine  Sachannuität  erseßt  haite,  eine  Weigerung  der  deut- 
schen Regierung,  für  die  Durchführung  dieser  Lieferungen 
erst  die  technische  Möglichkeit  zu  schaffen,  einer  Sabotage 
des  Moratoriums  gleichgekommen  wäre.  Es  ist  nicht  aus- 
geschlossen, daß  die  Reparationskommission  in  diesem 
Falle  das  Moratorium  an  die  Bedingungen  eines  von  ihr 
oktroyierten  freien  Verkehrs  gebunden  hätte,  also  an  ein 
Verfahren,  das,  da  es  ohne  unsere  Mitwirkung  zustande 
kam,  wesentlich  ungünstiger  gewesen  wäre. 

Wenn  man  das  Abkommen  kritisiert,  so  soll  man  billi- 
gerweise auch  die  Vorteile  nicht  aus  den  Augen  lassen,  die 
es  für  Deutschland  mit  sich  bringt.  Hier  ist  als  wesent- 
licher Gewinn  anzuführen  die  Beseitigung  des  durch  den 
Versailler  Vertrag  und  den  Londoner  Zahlungsplan  den 
alliierten  Mächten  verliehenen  einseitigen  Rechtes,  Waren 
von  Deutschland  zu  fordern,  zu  deren  Lieferung  die 
deutsche  Regierung  verpflichtet  ist;  denn  durch  das  Ab- 
kommen wird  die  Lieferverpflichtung  der  deutschen  Re- 
gierung auf  die  in  Liste  A verzeichneten  Warengruppen 
beschränkt  und  im  übrigen  durch  das  Recht  der  deutschen 
Industriellen  erseßt,  Lieferungen  zu  tätigen,  wenn  sie  es 
für  wirtschaftlich  günstig  halten.  Wenn  sie  in  Zeiten 
günstiger  Konjunktur  ihre  Waren  jederzeit  auf  dem  Welt- 
markt abseßen  können,  so  werden  sie  wahrscheinlich  wenig 
geneigt  sein,  Verträge  in  dem  schwerfälligen  Weg  des  Ab- 
kommens zu  schließen,  zumal  der  Gegenwert  nicht  in  De- 
visen, sondern  in  Papiermark  gezahlt  wird.  Andererseits 
wird  unsere  Industrie  in  Zeiten  rückläufiger  Konjunktur  gern 
den  ihr  hier  eröffneten  Weg  betreten,  der  es  ihr  ermöglicht, 
ihre  Werke  im  Betriebe  zu  halten  und  ihre  Arbeiter  zu 
beschäftigen. 
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Fernerhin  ist  die  Möglichkeit  des  politischen  Drucks  auf 
die  Durchführung  der  Lieferungen  ausgeschlossen,  eine  Er- 
leichterung, die  nicht  nur  die  deutsche  Regierung,  sondern 
auch  die  deutsche  Industrie  dankbar  empfinden  wird. 
Schließlich  enthielt  das  bisherige  System,  indem  es  den 
Reichskommissar  als  Lieferanten  mit  allen  Verpflichtungen 
und  dem  von  diesem  zu  tragenden  Risiko  einschaltete, 
erhebliche  finanzielle  Gefahren  für  das  Deutsche  Reich. 
In  der  heutigen  Zeit  bei  unserer  zusammengebrochenen' 
Währung,  den  steigenden  Preisen  und  dem  Fehlen  jeder 
gesunden  Kalkulationsbasis  ist  jedes  auch  im  normalen 
Handel  abgeschlossene  Geschäft  für  den  deutschen  Liefe- 
ranten eine  gewagte  Spekulation  und  bietet  die  Gefahr 
schwerer  finanzieller  Verluste.  Diese  Gefahr  steigert  sich 
auf  ein  Vielfaches  für  das  Reich,  wenn  es  sich  in  die  Ge- 
schäfte einschaltet,  auf  der  einen  Seite  eine  bestimmte 
Lieferverpflichtung  zu  festen  Preisen  eingeht  und  auf  der 
anderen  Seite  mit  Lieferanten  rechnen  muß,  die  die  ge- 
schlossenen Verträge  nicht  erfüllen,  zum  Teil  auch  zu  er- 
füllen nicht  in  der  Lage  sind.  Durch  die  Einführung  des 
freien  Verkehrs  wird  das  Deutsche  Reich  wie  von  jeder 
Lieferverpflichtung,  so  auch  von  jedem  Valutarisiko 
entlastet. 

IV. 

Die  seit  Annahme  des  freien  Sachlieferungsverkehrs 
durch  Frankreich,  Belgien  und  Portugal  abgelaufene  Zeit 
ist  noch  zu  kurz,  um  ein  auch  nur  einigermaßen  klares 
Bild  über  die  Wirkung  und  Bedeutung  dieser  Abkommen 
gewinnen  zu  können.  Ich  halte  es  indes  für  wichtig,  an 
dieser  Stelle  noch  kurz  auf  eine  Folgeerscheinung  des 
Abkommens  einzugehen,  nämlich  auf  die  mit  französischen 
Gruppen  in  leßter  Zeit  abgeschlossenen  oder  vor  dem 
Abschluß  stehenden  privaten  Sachlieferungsabkommen.  Die 
deutsche  Regierung  hat  seit  dem  Jahre  1919  des  öfteren 
ihren  Willen  bekundet,  am  Wiederaufbau  der  zerstörten 
Gebiete  Nordfrankreichs  teilzunehmen,  und  mehrfach  da- 
hingehende Vorschläge  gemacht,  ohne  hiermit  irgendeinen 
Erfolg  zu  erzielen.  Da  die  französischerseits  gegen  eine 
deutsche  Beteiligung  am  Wiederaufbau  bestehenden  Be- 
denken sich  in  der  Hauptsache  gegen  eine  Zulassung  deut- 
scher Arbeiter  in  die  zerstörten  Gebiete  richteten,  so  ver- 
suchte Deutschland  im  Wiesbadener  Abkommen,  seine  Teil- 
nahme wenigstens  durch  Übernahme  von  Wiederaufbau- 
lieferungen in  größerem  Umfange  zu  erreichen.  Das  Wies- 
badener Abkommen  ist  abgeschlossen,  aber  nie  zur  Aus- 
führung gelangt,  da  Frankreich  vor  seiner  endgültigen  Ge- 
nehmigung die  Einführung  des  vollkommen  freien  Verkehrs 
ausdrücklich  verlangte.  Nachdem  die  deutsche  Regierung 
dieser  Forderung  entsprochen  hatte,  war  ihr  die  Möglich- 
keit jeder  weiteren  Einwirkung  auf  eine  Förderung  des 
Wiederaufbaus  genommen.  In  dem  Ruppel-Gillet-  und 
Cunße-Bemelmans-Abkommen  waren  indes  der  Initiative 
der  privaten  Interessenten  und  Unternehmer-  auf  beiden 
Seiten  die  Wege  geöffnet  worden,  um  das  durchzuführen, 
was  Deutschland  im  Wiesbadener  Abkommen  beabsichtigt 
hatte.  Es  war  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  auf  privatem 
Wege  einzelne  Unternehmerverbände  zu  bilden  an  Stelle 
des  im  Wiesbadener  Abkommen  vorgesehenen  großen. 
Lieferverbandes.  Hier  erscheint  es  zweckmäßig,  zunächst 
ein  kurzes  Bild  der  von  der  französischen  Regierung  für 
den  Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete  geschaffenen 
Organisation  zu  geben.  Die  Kriegsgeschädigten  (Sinistres) 
sind  zum  großen  Teil,  und  zwar  in  der  Hauptsache  gemeinde- 
weise in  Wiederaufbaugenossenschaften  (Cooperatives)  zu- 
sammengeschlossen. Diese  Cooperatives  sind  in  der  Regel 
für  den  Bereich  eines  Departements  zu  Uniones  vereinigt, 
und  schließlich  haben  sie  in  der  Confederation  generale 
des  Cooperatives,  an  deren  Spiße  der  Marquis  de  Lubersac 
steht,  eine  einheitliche  Gesamtorganisation  gefunden.  Der 
einzelne  Sinistre  ist  nicht  in  der  Lage,  den  Materialbedarf 
für  den  Bau  seines  Hauses  im  einzelnen  in  Deutschland 


einzukaufen.  Ein  solcher  Ankauf  ist  nur  durch  Vermittlung 
von  Organisationen  wie  die  Cooperatives  oder  durch 
größere  Unternehmungen  möglich,  die  die  Rechte  einer 
größeren  Anzahl  von  Sinistres  in  sich  vereinigen  und  ver- 
treten. Die  französische  Regierung  hat  deshalb  in  Durch- 
führung der  Sachlieferungsabkommen  bestimmt,  daß  zum 
Ankauf  über  Reparationskonto  im  Wege  des  freien  Ver- 
kehrs nicht  nur  die  Sinistres  berechtigt  sind,  sondern  auch 
die  Cooperatives,  Confederation  generale  des  Cooperatives 
und  bestimmte  Unternehmer  oder  Unternehmergruppen,  so- 
genannte Mandataires  agrees.  Da  der  einzelne  Sinistre 
wie  auch  die  einzelne  Cooperalive  für  den  Ankauf  von 
Baumaterialien  in  Deutschland  nicht  in  Frage  kommt,  so 
ist  tatsächlich  dieser  freie  Verkehr  in  Frankreich  in  die 
Hände  einer  beschränkten  Anzahl  größerer  Groupements 
gelegt  worden,  die  nunmehr  an  Stelle  der  im  Wiesbadener 
Abkommen  vorgesehenen  Bezugsorganisationen  treten.  In 
Deutschland  würden  diesen  Gruppen  zunächst  die  ein- 
zelnen Lieferanten  gegenüberstehen.  Wie  es  scheint,  hat 
man  in  Frankreich  eingesehen,  daß  es  unmöglich  ist,  die 
Einkäufe  von  Baumaterial,  das  doch  pünktlich  und  in  be- 
stimmter Reihenfolge  am  Bauorte  eintreffen  muß,  bei 
deutschen  Einzelfirmen  verschiedener  Art  zu  tätigen.  Man 
ist  deshalb  zum  Grundgedanken  des  Wiesbadener  Ab- 
kommens zurückgekehrt,  und  die  einzelnen  französischen 
Gruppen  versuchen  nunmehr,  in  Deutschland  Fühlung  mit 
großen  und  leistungsfähigen  Lieferkonzernen  zu  finden. 
Der  erste  nach  dieser  Richtung  geschlossene  Vertrag  war 
der  zwischen  Herrn  Stinnes  und  dem  Marquis  de  Lubersac. 
Auf  deutscher  Seite  wird  hier  der  Confederation  generale 
des  Cooperatives  die  Aktiengesellschaft  für  Hoch-  und 
Tiefbau  gegenübergestellt,  die  sich  voraussichtlich  mit 
weiteren  für  die  Lieferungen  in  Frage  kommenden  größeren 
Unternehmungen  zusammenschließen  wird.  Durch  die 
Zeitung  sind  die  Namen  weiterer  Gruppenbildungen  be- 
kannt geworden  wie  die  des  Lehrer-Siemens-Konzerns, 
des  Sichel-Konzerns,  des  Verbandes  der  sozialen  Baube- 
triebe württembergischer  und  bayerischer  Verbände  und 
einer  nordwestdeutschen  Gruppe.  Inwieweit  diese  lefeteren 
Unternehmungen  bereits  endgültige  Verträge  mit  französi- 
schen Vertragsparteien  getätigt  haben,  entzieht  sich  meiner 
Kenntnis. 

Alle  diese  Gründungen  sind  an  sich  im  Rahmen  der 
Sachlieferungsabkommen  möglich  und  bedürfen  keiner  Ge- 
nehmigung der  Regierung.  Erst  die  späterhin  abzu- 
schließenden einzelnen  Lieferverträge  unterliegen  dem 
Veto  des  Reichskommissars,  der  alsdann  zu  prüfen  hat, 
ob  die  getroffenen  Abmachungen  den  Bestimmungen  des 
Cunße-Bemelmans-  und  Ruppel-Gillet-Abkommens  ent- 
sprechen. Schon  jefei  möchte  ich  bemerken,  daß  Lieferung 
von  Holz  und  Zement  durch  keine  dieser  Gruppen  erfolgen 
kann,  solange  diese  beiden  Baustoffe  auf  der  Liste  A des 
Cunfee-Bemelmans-Abkommens  stehen  und  damit  dem 
freien  Verkehr  entzogen  sind.  Es  schweben  indes  zurzeit 
Verhandlungen,  die  auf  eine  entsprechende  Änderung  der 
Liste  A abzielen.  Eine  sehr  wichtige  Bestimmung  des 
Stinnes-Lubersac-Abkommens,  die  wohl  in  sämtliche  an- 
deren Verträge  übernommen  werden  wird,  betrifft  die  Frei- 
gabe von  Reparationskohlen  für  die  Herstellung  von  Bau- 
material. Diese  Bestimmung  hat  bisher,  soweit  mir  be- 
kannt ist,  noch  keine  uneingeschränkte  Genehmigung  der 
französischen  Regierung  gefunden.  Sollte  die  Genehmi- 
gung verweigert  oder  an  unerfüllbare  Bedingungen  geknüpft 
werden,  so  dürfte  wohl  sämtlichen  derartigen  Abkommen 
jede  Wirkungsmöglichkeit  entzogen  sein;  denn  es  ist  aus- 
geschlossen, daß  wir  bei  der  schweren  Belastung,  die  die 
Lieferung  von  Reparationskohlen  für  unsere  Produktion 
darstellt,  die  uns  verbleibende,  vollkommen  unzureichende 
Kohlenmenge  für  die  Herstellung  von  Baumaterial  für 
Wiederaufbaulieferungen  in  Anspruch  nehmen  können. 
Wird  dagegen  die  Genehmigung  erteilt  und  stimmt  die 
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Reparationskommission  der  Übernahme  von  Holz  und  Ze- 
ment in  den  freien  Verkehr  zu,  so  schaffen  das  Stinnes- 
Lubersac-Abkommen  und  die  weileren  noch  zu  schließen- 
den Verträge  erst  die  Möglichkeit,  tatsächlich  in  größerem 
Umfange  Lieferungen  für  den  eigentlichen  Wiederaufbau 
zu  tätigen,  und  es  ist  zu  hoffen,  daß  diese  Verträge,  die 
nunmehr  nicht  nur  den  Willen  der  deutschen  Regierung, 
sondern  auch  der  deutschen  Wirtschaftskreise  bekunden, 
den  Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete  auf  jede  Weise 
zu  fördern,  dazu  führen  werden,  im  Wege  gemeinsamer 
wirtschaftlicher  Arbeit  die  zwischen  Frankreich  und  Deutsch- 
land bestehenden  politischen  Spannungen  zu  erleichtern 
und  zu  beheben. 

Ich  möchte  es  an  dieser  Stelle  nicht  unterlassen,  kurz 
auf  die  Erörterungen  einzugehen,  die  die  Presse  an  den 
Abschluß  des  Siinnes-Lubersac-Abkommens  geknüpft  hat. 
Man  hat  fast  durchweg  dieses  Abkommen  mit  dem  Wies- 
badener Vertrage  verglichen  und  seine  Vorteile  gegenüber 
dem  leßteren  hervorgehoben.  Ich  glaube,  alle  diese  Er- 
örterungen beruhen  auf  einer  falschen  Auffassung  der 
Grundlagen  und  Bedeutung  der  beiden  Abkommen,  und  man 
hat  hier  versucht,  Verträge  miteinander  zu  vergleichen,  die 
nicht  miteinander  verglichen  werden  können.  Das  Wies- 
badener Abkommen  wurde  von  der  deutschen  Regierung 
geschlossen  zu  einer  Zeit,  als  wir  unter  dem  Druck  des 
Londoner  Zahlungsplans  standen  und  ein  Interesse  daran 
hatten,  Goldzahlungen  durch  Sachlieferungen  zu  erseßen. 
Damals  trat  die  deutsche  Regierung  an  Frankreich  heran 
und  konnte  naturgemäß  eine  Erfüllung  ihres  Wunsches  nur 
mit  Opfern  erkämpfen.  Damals  bestand  weiterhin  das 
Recht  Frankreichs,  vom  Deutschen  Reich  Sachlieferungen 
zu  verlangen,  ein  Recht,  auf  das  Frankreich  im  Wiesbadener 
Abkommen  zu  verzichten  nicht  gewillt  war. 

Als  Herr  Stinnes  sein  Abkommen  schloß,  war  infolge 
des  Moratoriums  das  bisherige  deutsche  Interesse,  Gold- 
zahlungen durch  Sachlieferungen  zu  erseßen,  in  Fortfall 
gekommen  und  durch  das  Interesse  Frankreichs  erseßt, 
Waren  von  Deutschland  zu  beziehen.  Durch  das  Cunße- 
Bemelmans-  und  das  Ruppel-Gillet-Abkommen  war  weiter- 
hin das  französische  Recht  auf  deutsche  Lieferungen,  die 
sogenannte  Option  auf  die  nächste  Konjunktur,  beseitigt 
und  durch  den  freien  Verkehr  erseßt.  Damit  erst  war  eine 
für  das  Stinnes-Abkommen  mögliche  Grundlage  geschaffen, 
die  zur  Zeit  des  Wiesbadener  Abkommens  fehlte. 

Wenn  man  somit  jeßt  als  wesentliche  Vorteile  des 
Stinnes-Lubersac-Abkommens  bezeichnet,  daß  es  die  durch 
den  Wiesbadener  Vertrag  geschaffene  Option  auf  die 
nächste  deutsche  Konjunktur  beseitigt  habe,  so  ist  diese 
Phrase  doppelt  irreführend;  denn  erstens  hat  das  Wies- 
badener Abkommen  diese  Option  nicht  geschaffen,  es 
konnte  sie  nur,  da  sie  einmal  bestand,  nicht  beseitigen, 
und  zweitens  bestand  diese  Option  nicht  mehrmals  Herr 
Stinnes  sein  Abkommen  schloß.  Wenn  man  weiterhin  her- 
vorhebt, daß  das  Abkommen  an  die  Bedingung  geknüpft 


ist,  daß  Frankreich  für  diese  Lieferungen  den  Minimalzoll- 
tarif einführt,  so  soll  man  nicht  vergessen,  daß  auch  im 
Wiesbadener  Abkommen  für  die  deutsche  Preisbildung  ein 
wenn  auch  auf  anderer  Grundlage  berechneter  Minimal- 
zolltarif festgeseßt  war.  Ob  der  jeßige  Zolltarif  günstiger 
ist  oder  der  des  Wiesbadener  Abkommens,  vermag  ich 
nicht  zu  übersehen.  Wesentlich  ist  indes,  daß  jeßt  die  Ein- 
führung eines  Minimalzolltarifs  nicht  mehr  im  deutschen, 
sondern  im  französischen  Interesse  liegt.  Denn  Frankreich 
verlangt  Lieferungen  von  Deutschland,  und  es  würde  die 
Durchführung  dieser  Lieferungen  durch  Festhalten  an  dem 
bisherigen  Tarif  unmöglich  machen.  Deshalb  war  auch 
im  Cunße-Bemelmans-Abkommen  den  alliierten  Regierun- 
gen nicht  die  Pflicht  auferlegt,  sondern  nur  das  Redit  ein- 
geräumt, ihren  Zolltarif  zu  ermäßigen.  Die  französische 
Regierung  hatte  deshalb  auch  bereits  in  ihrem  eigenen 
Interesse,  um  den  freien  Verkehr  erst  zu  ermöglichen,  für 
die  wesentlichsten  in  Frage  kommenden  Warengattungen 
den  Minimalzolltarif  eingeführt,  allerdings  unter  dem  Vor- 
behalt, diesen  Zoll  jederzeit  wieder  zu  revidieren.  Wegen 
dieses  leßteren  Vorbehalts  war  es  allerdings  wichtig,  daß 
das  Abkommen  die  Bedingung  des  Minimalzolltarifs 
fixierte,  um  ihm  die  Möglichkeit  der  Durchführung  für  die 
Dauer  seiner  Wirksamkeit  zu  garantieren. 

Wenn  man  dem  Stinnes-Lubersac-Abkommen  vorwirft, 
daß  darin  eine  Vermittlungsgebühr  von  6 v.  H.  vorgesehen 
sei,  so  halte  ich  diese  Vorwürfe  für  unzutreffend  und  un- 
begründet. Die  Vermittlungsgebühr  ist  zunächst  nicht  auf 
6 v.  H.  festgeseßt,  sondern  auf  6 v.  H.  nach  oben  begrenzt. 
Die  Aktiengesellschaft  für  Hodi-  und  Tiefbau  übernimmt 
fernerhin  bei  allen  den  Lieferungen,  die  sie  vermittelt,  die 
Garantie  für  die  Durchführung  und  trägt  die  Kosten  der 
Abnahme.  Hierfür  ist  sie  jedenfalls  berechtigt,  eine  Pro- 
vision zu  verlangen,  die  nicht  nur  die  eigenen  Unkosten 
deckt  und  eine  Prämie  für  das  übernommene  Risiko  dar- 
stellt, sondern  auch  einen  angemessenen  Gewinn  für  die 
Vermittlung  enthält.  Wie  hoch  die  Gebühr  sich  dann  im 
Einzelfall  stellen  wird,  ist  eine  offene  Frage,  deren  Lösung 
der  Zukunft  überlassen  bleiben  mag. 

Man  hat  fernerhin  auch  hier  dieselben  Bedenken  er- 
hoben, die  bereits  beim  Abschluß  des  Cunße-Bemelmans- 
Abkommens  geltend  gemacht  wurden,  daß  diese  Verträge 
eine  gewaltige  und  unübersehbare  Belastung  des  Reiches 
bedeutetet.  Diese  Bedenken  lassen  sich  durch  dieselben 
Gründe  entkräften,  die  ich  bereits  vorher  bei  Erörterung 
des  Cunße-Bemelmans-Abkommens  angeführt  habe.  Alle 
diese  freien  Verträge  spielen  sich  unter  denselben  Bedin- 
gungen und  innerhalb  derselben  Grenzen  ab  wie  dieses 
Abkommen.  Wird  leßteres  gekündigt,  so  wird  allen  diesen 
Verträgen  der  Rechtsboden  entzogen,  und  wenn  eine  etwa 
festgeseßte  deutsche  Sachannuiiäi  vor  Ablauf  eines  Jahres 
erfüllt  ist,  so  wird  das  Deutsche  Reich  dann  auch  den 
auf  Grund  dieser  Wiederaufbauverträge  abgeschlossenen 
Einzelkontrakten  sein  Veto  entgegenseßen.  (338b.) 

■ .i  »I.m  1 .«.iwl  I,  i ,I.i.  ,n  . (.  .i....:. 


Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amles  *1 

Von  Dr.  Otto  Brandt. 


Das  Auswärtige  Amt  hat  seit  einigen  Jahren  in  Bremen, 
Hamburg,  Flensburg,  Leipzig,  München,  Nürnberg  und  Stuttgart 
Zweigstellen  eingerichtet.  Die  größtenteils  aus  Mitteln  der  In- 
dustrie und  des  Handels  unterstüßt  werden.  Diese  Zweigsiellen 
sind  ursprünglich  hervorgegangen  aus  dem  Bestreben,  die  in  der 
Abteilung  X des  Auswärtigen  Amtes  einlaufenden  wirtschaftlichen 
und  statistischen  Nachrichten  möglichst  beschleunigt  den  beteilig- 


*) Aus  einer  soeben  erschienenen  Denkschrift  des  Deutschen 
Industrie-  und  Handelstags  „Vermittlung  von  wirtschaftlichen  Nach- 
richten über  Auslandsverhältnisse“.  Berlin  1922,  Preis  broschiert 
50  Mark,  vgl.  auch  „Deutsche  Wirtschaftszeitung“  Nr.  10,  Seite  214. 


ten  Kreisert  züzustellen,  Anregungen  aus  der  Wirtschaft  schnell 
an  das  Auswärtige  Amt  zu  bringen,  dieses  somit  in  engster 
Fühlung  mit  dem  Wirtschaftsleben  zu  halten,  die  einzelnen  wirt- 
schaftlichen Auslandstellen  des  Reichs  zu  einer  sachgemäßen 
Berichterstattung,  sorgfältigen  Prüfung  und  Sichtung  des  ein- 
laufenden Stoffes  anzuhalten  und  Anwärter  für  den  Auslands- 
dienst zu  erziehen.  Die  Zweigstellen  in  Hamburg,  Bremen, 
Flensburg,  München,  Augsburg,  Nürnberg,  Stuttgart  und  Leipzig 
werden  nicht  vom  Reiche,  sondern  von  den  Interessenten  unter- 
halten. Der  Leiter  der  Zweigstelle  ist  indessen  disziplinarisch 
dem  Auswärtigen  Amt  unterstellt.  Die  Besichtigung  solcher 
Zweigstellen  hat  ergeben,  daß  dort,  wo  die  Büros  von  Handels- 
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kammer  und  Zweigstelle  gemeinsam  sind  oder  nahe  beieinander 
liegen  und  wo  die  Zweigstellen  Börseneinrichtungen  benußen 
können,  Handelskammer  und  Zweigstelle  meist  in  sehr  erfreu- 
licher Weise  Zusammenarbeiten  und  manche  wertvolle  Benach- 
richtigung  dadurch  erleichtert,  daß  die  Zweigstellen  dienstliche 
Telephongespräche  führen  dürfen,  die  den  Vorrang  vor  anderen 
haben.  Auch  die  Vertrautheit  des  Leiters  der  Zweigstelle  mit  den 
Verhältnissen  im  Auswärtigen  Amt  und  dessen  innerer  Arbeits- 
verteilung erleichtert  die  Auskunfterteilung  wesentlich.  Ein  Unter- 
schied bei  der  Weiterleitung  der  Auskünfte  wird  nur  insofern 
gemacht,  als  den  Gewerbetreibenden,  welche  sich  an  der  Finan- 
zierung der  Stelle  freiwillig  beteiligen,  die  für  sie  in  Betracht 
kommenden  Mitteilungen  ohne  weiteres  zugehen,  während  andere 
Interessenten  durch  einen  Anschlag  an  der  Börse  oder  in  sonst 
geeigneter  Weise  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  Mit- 
teilungen eingegangen  sind,  die  sie  auf  Verlangen  erhalten. 

Die  Zweigstellen  sind  seinerzeit  mit  Zustimmung  der  Han- 
delskammern errichtet  worden,  wenn  auch  nicht  zu  verkennen  ist, 
daß  diese  Zustimmung  zu  einer  Zeit  erfolgte,  wo  die  Zweig- 
stellen als  ein  Glied  in  der  Reihe  von  Maßregeln  zur  amtlichen 
Förderung  des  Außenhandels  erschienen,  aus  denen  die  Ab- 
teilung X des  Auswärtigen  Amtes  hervorging,  und  daß  die  Zweig- 
stellen auf  Gegenden  beschränkt  sein  sollten,  die  am  Außen- 
handel erheblich  interessiert  sind.  Heute  liegen  die  Dinge  anders. 
Die  Abteilung  X besteht  nicht  mehr;  die  innere  Reform  des  Aus- 
wärtigen Amtes,  wie  sie  seinerzeit  allgemein,  u.  a.  in  der  be- 
kannten Denkschrift  der  Hamburger  Kaufmannschaft,  gefordert 
worden  war,  ist  nicht  durchgeführt.  Wenn  daher  heute  das  Aus- 
wärtige Amt  versucht,  diese  Zweigstellen  wesentlich  zu  ver- 
mehren und  über  ganz  Deutschland  zu  verbreiten,  so  ist  grund- 
sätzlich doch  zu  beachten,  daß  sich  damit  ein  einzelnes  Ministerium 
einen  eigenen  nur  ihm  zugängigen  und  dienstbaren  Apparat  im 
Lande  schafft,  was  immerhin  seine  Bedenken  hat. 

Eine  bei  den  Handelskammern  veranstaltete  Rundfrage  über 
die  Bewährung  dieser  Stellen  hat  ein  einheitliches  Bild  nicht  er- 
geben. Von  vielen  Handelskammern  wird  befürchtet,  daß  mit 
den  Stellen  neue  behördenähnliche  Einrichtungen  geschaffen 
werden,  aus  deren  Tätigkeit  eine  unerwünschte  Doppelarbeit 
entsteht,  die  man  vermeiden  könnte,  wenn  man  die  Handels- 
kammern mit  den  Aufgaben  der  Zweigstellen  betraut  oder  die 
Zweigstellen  wenigstens  an  sie  anlehnt  oder  die  Auskunftstätig- 
keit dem  Wirtschaftsdienst  überträgt. 

Es  soll  damit  nicht  etwa  ein  Ressortpartikularismus  vertreten 
werden,  der  neben  den  Handelskammern  keine  anderen  Organi- 
sationen aufkommen  lassen  will,  aber  es  ist  auch  unbedingt  im 
Interesse  der  Sache  — nicht  der  Handelskammern  — zu  ver- 
meiden, daß  durch  den  unmittelbaren  Verkehr  des  Auswärtigen 
Amtes  mit  einer  Gruppe  von  Interessenten,  deren  Auswahl  viel- 
fach dem  subjektiven  Ermessen  des  Leiters  der  Zweigstelle  an- 
heimgestellt ist,  das  Auswärtige  Amt  in  Außenhandelsdingen 
einseitig  unterrichtet  wird  und  zugleich  den  Handelskammern 
widitige  Ermittlungen  im  Auslande  entzogen  bleiben,  was  ihre 
Arbeit  auf  dem  Gebiete  des  Außenhandels  gefährdet. 

Von  den  Befürwortern  der  Zweigstellen  wird  besonders 
geltend  gemacht,  daß  die  Leiter  dieser  Stellen  von  den  Wirt- 
schaftskreisen ganz  unabhängig  seien  und  daher  von  den  Kauf- 
leuten als  ganz  besonders  vertrauenswürdig  betrachtet  würden. 
Man  könne  durch  ihre  Vermittlung  Nachrichten  aus  einzelnen 
Firmen  an  das  Auswärtige  Amt  gelangen  lassen,  die  bei  einer  - 
Übermittlung  durch  die  Handelskammern  zu  lange  laufen  und 
auch  unter  Umständen  weiteren  Kreisen  der  Kaufmannschaft, 
darunter  der  Konkurrenz,  bekannt  werden  könnten.  Das  müsse 
vermieden  werden.  Wenn  diese  Gefahr  bestehe,  würden  ver- 
trauliche Nachrichten  von  den  Firmen  überhaupt  nicht  heraus- 
gegeben. 

Diese  Bemerkungen  sind  jedoch  nicht  durchschlagend.  Wenn 
einzelne  Geschäftsleute  Beobachtungen,  die  sie  selbst  oder  ihre 
Vertreter  im  Auslande  gemacht  haben,  unmittelbar  an  das  Aus- 
wärtige Amt  zu  dem  Zwecke  weitergeben,  daß  daraus  bestimmte 
Nußanwendungen  gezogen  werden,  so  kann  das  in  einzelnen 
Fällen  gewiß  nüßlich  sein,  aber  es  können  dabei  doch  auch 


Fehler  der  Berichterstatter  unterlaufen,  die  das  Auswärtige  Amt 
zu  falschen  Schlüssen  veranlassen.  Das  Amt  wird  also  ver- 
pflichtet sein,  die  so  einlaufenden  Nachrichten  zu  prüfen,  und 
darunter  dürfte  vielfach  die  Schnelligkeit  der  Verwertung,  die  als 
Hauptgesichtspunkt  ins  Feld  geführt  wird,  leiden. 

Doch  das  nebenbei.  Vor  allem  ist  zu  sagen,  daß  es  eine 
falsche  Auffassung  von  der  Tätigkeit  der  Handelskammern  verrät, 
wenn  man  annimmt,  daß  diese  nicht  schnell  arbeiten  oder  ver- 
pflichtet seien,  jede  durch  sie  weiterzuleitende  wichtige  Nachricht 
der  ganzen  Kaufmannschaft  bekanntzugeben.  Außerdem  ist 
diese  Zuleitung  von  Nachrichten  aus  dem  Inlande  an  das  Aus- 
wärtige Amt  doch  nur  der  kleinste  Teil  der  Tätigkeit  der  Zweig- 
stellen; ihre  Hauptarbeit  ist  die  Verbreitung  von  Nachrichten  aus 
dem  Auswärtigen  Amt  über  Auslandsverhältnisse  an  die  Beteilig- 
ten im  Inlande.  Diese  muß  allgemein  sein,  denn  das  Auswärtige 
Amt  ist  eine  Behörde,  die  ihre  Einrichtungen  allen  gleichmäßig 
zur  Verfügung  stellen  muß,  auch  wenn  diese  Einrichtungen  von 
Interessenten  unterhalten  werdea  Mindestens  auf  diesem  Ge- 
biete besteht  heute  noch  eine  unwirtschaftliche  Doppelarbeit,  da 
der  Deutsche  Wirtschaftsdienst  dieselbe  Aufgabe  hat  und  erfüllt, 
und  zwar  zum  großen  Teil  mit  demselben  Stoff  des  Auswärtigen 
Amtes  wie  die  Zweigstellen  dieses  Amtes. 

Die  Vorteile  der  Zweigstellen  könnten  auch  erreicht  werden, 
wenn  bei  einer  am  Außenhandel  interessierten  Handelskammer 
ein  Vertreter  des  Auswärtigen  Amtes  arbeitet,  der  durchaus 
selbständig  bleiben  kann.  Enge  Anlehnung  an  die  Handels- 
kammern, volle  Unterrichtung  der  Kammern  über  die  Tätigkeit 
des  Vertreters  des  Auswärtigen  Amtes  muß  gefordert  werden. 
Diese  Forderung  ist  auch  in  all  den  Fällen  erfüllt,  wo  sich  die 
Handelskammern  anerkennend  über  die  Zweigstellen  aus- 
sprechen. Der  Zusammenhang  mit  den  Handelskammern  ist 
schon  deshalb  nötig,  damit  die  Zweigstelle  nicht  in  die  Gefahr 
kommt,  über  die  Aufgabe  der  Nachrichtenvermittlung  hinaus  all- 
mählich eine  eigene  wirlschafispolitische  Tätigkeit  zu  entfalten, 
eine  Gefahr,  die  nicht  ausgeschlossen  ist,  die  das  Auswärtige 
Amt  selbst  nicht  wünscht,  aber  bisher  da,  wo  sie  auftrat,  nicht 
verhindert  hat. 

Alles  in  allem  wird  man  sagen  müssen,  daß  die  Zweigstellen 
des  Auswärtigen  Amtes  zwar,  nicht  ohne  Nußen  für  die  In- 
teressenten gewesen  sind,  daß  aber  dieser  Nußen  nicht  erzielt 
worden  ist  durch  eine  besondere  Eigenart  dieser  Stellen  und 
daß  das  endgültige  Urteil  über  sie  noch  zurückgestellt  werden 
muß,  bis  eine  längere  Praxis  vorliegt.  In  der  Zwischenzeit  sollte 
man  die  Einrichtung  nicht  weiter  ausbauen  und  da,  wo  es  doch 
geschieht,  den  engsten  Zusammenhang  mit  den.  Handelskammern 
halten  und  die  Tätigkeit  der  Zweigstellen  streng  auf  die  Nach- 
richtenvermittlung beschränken.  Jede  Art  von  Interessenver- 
tretung oder  wirtschaftspolitischer  Arbeit  muß  ihnen  untersagt 
sein.  Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amtes  dürfen  auch  nicht 
aus  dem  Grunde  kritiklos  überall  zugelassen  werden,  weil  die 
Interessenten  sie  unterhalten  und  diese  „ihre  eigenen  Mittel  ver- 
wenden könnten,  wie  sie  wollten“.  So  liegen  die  Dinge  denn 
doch  nicht.  Niemand  wird  einzelne  Interessengruppen  hindern, 
wirtschaftliche  Vereine  zu  unterhalten,  aber  die  Zweigstellen  des 
Auswärtigen  Amtes  sind  Organe  von  Reichsbehörden,  und  das 
Urteil  über  die  Ausbildung  solcher  Organe  ist  eine  Sache  der 
Allgemeinheit. 

Abgesehen  davon,  ist  die  Auffassung,  als  ob  die  Interessen- 
ten in  den  Zweigstellen  die  Kosten  trügen,  auch  unrichtig;  sie 
tragen  bestenfalls  die  Kosten  der  lokalen  Verwaltung.  Darüber 
hinaus  entstehen  aber  erhebliche  Kosten,  die  die  Allgemeinheit 
übernimmt. 

Übrigens  muß  die  Tatsache,  daß  Zweigstellen  des  Aus- 
wärtigen Amtes  von  den  Interessenten  des  Bezirks  unterhalten 
werden  müssen,  für  den  sie  errichtet  sind,  auch  zu  einer  Prüfung 
der  Frage  veranlassen,  ob  diesen  Kosten  eine  genügende  Gegen- 
leistung gegenübersteht  und  ob  man  nicht  besser  die  für  solche 
Zwecke  verfügbaren  Mittel  dem  Deutschen  Wirtschaftsdienste 
überweist.  (345.) 
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Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  u.  des  Wirtschaftsrechts. 


Die  ungeklärte  Lage. 

Auch  im  Laufe  des  Novembers  ist  eine  Entspannung  der 
Wirtschaftslage  Deutschlands  nicht  eingetreten;  die  Forderung, 
von  aller  Mund  erhoben,  eine  Stabilisierung  herbeizuführen,  um 
die  Mark  zu  festigen,  bleibt  ein  Wort.  Es  liegt  der  Mark- 
stabilisierung gegenüber  so,  wie  es  kürzlidi  die  Berliner  Handels- 
kammer betonte,  dafe  alle  diesbezüglichen  Bemühungen  Deutsch- 
lands mit  Sicherheit  von  vornherein  zur  Erfolglosigkeit  ver- 
urteilt sind,  wenn  nicht  eine  Revision  des  Versailler  Vertrages 
stattfindet.  Hierzu  ist  die  Entente  nicht  bereit  und  im  lnlande 
stehen  die  Parteiinteressen  und  die  grofee  Sorge  um  den  Schüfe 
der  Republik  noch  immer  im  Vordergrund;  eine  nationale  Ein- 
heitsfront gegen  die  Entente  zum  Schufee  der  Lebenserhaltung 
Deutschlands  bildet  sich  nicht.  Inzwischen  nimmt  die  Mark- 
entwertung ihren  Fortgang  und  die  damit  verbundene  Blutleere 
Deutschlands,  die  heute,  wie  Generaldirektor  Piotscheck  es  in 
weiser  Ironie  betonte,  das  Kennzeichen  der  deutschen  Wirtschaft 
ist.  Als  Kennzeichen  hierzu:  Am  16.  November  wurden  die  Ge- 
samtbezüge der  Beamten  um  weitere  48  v.  H.  erhöht;  die  meisten 
Grofeunternehmungen,  ihnen  voran  der  Bergbau,  schütten  vom 
Umsafe  heute  kaum  mehr  1—2  v.  H.aus,  gegenüber  10— 12  v.  H.  in 
den  Vorkriegszeiten;  ein  glücklicher  Aktionär  von  30  v.  H.  Papier- 
mark-Dividende erhält  0,05  v.  H.  Goldmark-Dividende.  — Wie  die 
Forderung  nach  einer  Festigung  der  Mark  an  den  Wirkungen  der 
Versailler  Vertragsbedingungen  scheitert,  so  bleibt  genau  die 
Forderung  nach  der  Mehrleistung  ein  Wort;  ihre  Erfüllung  wird 
durch  das  Unverständnis  der  Massen,  durch  die  Sorge,  Re- 
volutionserrungenschaften aufzugeben,  zur  Unmöglichkeit.  Als 
Beleg  hierzu  seien  nur  die  Zustände  in  der  Kohlenwirtschaft 
genannt.  Nur  mit  Mühe  und  Not  ist  das  Uberschichtenabkommen 
aufrecht  zu  erhalten.  Dabei  betrug  im  September  die  Kohlen- 
einfuhr aus  England  schon  rund  20,5  Millionen  Goldmark.  Nach 
den  Tabellen  des  Bank-Archivs  beträgt  das  Passivsaldo  der  deut- 
schen Kohlenwirtschaft  heute  etwa  525  Mill.  Goldmark  entgegen 
einem  Aktivsaldo  von  432,6  Mill.  Goldmark  für  1915.  Die  hieraus 
entstehende  Differenz  von  fast  1000  Mill.  Goldmark,  gleich  2000 
Milliarden  Papiermark  beträgt  mehr  als  das  Doppelte  des  Reichs- 
haushaltsetats einschliefelich  der  Erfüllungsvorschriften  des 
Friedensvertrages  auf  Grund  des  lefeten  Nachtrages  zum  Etat  für 
1922.  Mehr  braucht  hierzu  wohl  nicht  gesagt  zu  werden.  Von 
der  Einführung  eines  Kollektiv-PrämiensYstems,  die  das  Reichs- 
arbeitsministerium als  Sonderprämie  für  jedes  kg  Mehrförderung 
vorschlug,  ist  abgesehen  worden,  weil  die  Bergarbeiter  den  Zeit- 
punkt hierfür  als  noch  nicht  geeignet  ansehen.  Im  Braunkohlen- 
bergbau ist  ab  16.  eine  Lohnerhöhung  von  520  Mark  je  Schicht 
bewilligt  worden.  Inzwischen  steigen  die  Kohlenpreise  immer 
höher.  Im  Verhältnis  zu  1914  stellen  sich  bis  zum  1.  Dezember 
1922  die  Kohlenpreise  des  Rheinisch-Westfälischen  Kohlen- 
syndikats  wie  folgt: 


Januar  Juli  August  Sept.  Okt.  l.Nov.  lö.Nov.  l.Dez. 
1914  1922  1922  1922  1922  1922  1922  1922 

Förderk.  ca.  12  1 208  1 530  4105  5 055  8114  14011  22325  M. 

Koks  15—17  1784  5220  6018  7405  11873  20487  33272  „ 


Es  dürfte  sich  empfehlen,  zur  Illustration  der  heutigen  Zu- 
stände einige  andere  neuere  Preisnotierungen  zu  nennen.  Die 
Roheisenpreise  sind  für  Hämatit  auf  143  301  M.  für  den  16.  No- 
vember emporgesefet,  am  16.  Oktober  stellte  sich  der  Preis  noch 
auf  39  921  M.  Der  Zementhöchstpreis  ist  für  den  19.  November 
auf  229  724  M.  festgesefet  worden,  entgegen  einem  Preis  von 
101  724  M.  am  16.  Oktober  und  einem  durchschnittlichen  Markt- 
Preis  von  350  M.  im  Jahre  1914.  Die  Walzeisenpreise  stellten 
sich  mit  Wirkung  vom  15.  November  auf  304  000  M.  für  Feinbleche 
und  150  700  M.  für  Rohblöcke;  diese  Preise  wurden  am  29.  No- 
vember auf  198  000  und  373  000  M.  erhöht,  ln  welcher  Weise 
die  gesamten  Preise  eine  Veränderung  erfuhren,  geht  aus  den 
Indexziffern  hervor  und  den  Preisen  der  vernehmlichsten  Roh- 
produkte. Lefetere  erfuhren  folgende  Veränderung  (in  Mk.): 


Koks  je  t 

Kupfer  „ 100  kg 

Baumwolle  „ 1 „ 

Weizen  „ 50  „ 


ll.Nov.  15.  Nov. 

12354  12354 

— 246586 

5287  4613 

14000  13050 


20.  Nov.  24.  Nov. 
21  321  21  321 

221 900  222500 

4240  4 362 

12370  12000 


Die  Indexziffern  hatten  am  1.  Dezember  ein  Preisniveau, 
das  um  1595,59mal  höher  lag  wie  im  Jahre  1913.  Die  Woche  vom 
25.  11.— 1.  12.  brachte  eine  Steigerung  der  Preisaufwärts- 
bewegung.  Es  wurde  die  Kohle  im  Durchschnitt  um  60—70,  der 
Gütertarif  für  den  1.  12.  auf  den  Eisenbahnen  erneut  um  150  v.  H. 
erhöht,  die  Kalipreise  wurden  am  3.  11.  um  92  v.  H.,  am  17.  11. 
um  60  v.  H.,  am  1.  12.  um  58  v.  H.  emporgesefet;  der  Goldzoll- 
zuschlag stieg  von  112  400  v.  H.  auf  145  900  v.H.  Die  Wirkungen 
der  einzelnen  Preissteigerungen  kommen  bei  den  nachstehenden 
Indexziffern  zum  Ausdruck.  Die  Wochenmefeziffer  stellte  sich  für: 


4— 10.11. 

Kohlen,  Eisen,  Metalle  . 

Baustoffe,  Oie  .... 

Textilien,  Häute,  Gummi  . 1889,58 
Getreide,  Mehl,  Kartoffeln  \ RQC. 

Düngemittel / öyD’^u 

Nahrungsmittel  ....  757,34 

Gesamtindex  1195,31 


11.-17.11. 

18.-24.11. 

25.11. — 1.12. 

1500,89 

1699,53 

1847,30 

2213,14 

2051,69 

2488,13 

911,22 

859,32 

1068,51 

879,16 

851,04 

978,43 

1376,10 

1365,39 

1595,59 

Der  Effektenmarkt  folgte  dem  Aufwärtssteigen  der  Preise; 
der  Aktienindex  bewegte  sich  hinsichtlich  des  Kurswertes  bei 
einer  Zugrundelegung  von  140  Aktien  wie  folgt.  Der  Kurswert 
gegeben  in  Prozent  des  Wertes  von  1913: 

7.11.21  22.9.22  17.11.22  24.11.22  * 1.12.22 

623,3  % 641,7%  2594,8%  2957,3%  3874,6  % 

Die  Ziffern  zeigen  das  jefet  schnellere  Mitgehen  der  Effekten, 
immerhin  sind  an  den  sonstigen  Preisen  gemessen,  die  Aktien, 
auch  jene  der  besten  Werke,  noch  billig.  Die  enttäuschte  Hoff- 
nung, dafe  in  Deutschland  eine  Politik  der  Sammlung  aller  Kräfte 
zu  erreichen  sein  würde,  die  weitere  Verschlechterung  der  Reichs- 
finanzen, haben  nicht  unwesentlich  auf  die  Staatsanleihen  ein- 
gewirkt. Hier  ist  ein  merkbarer  Rückgang  nach  der  jüngsten 
Bewegung  eingetreten.  Mit  dem  Steigen  der  Aktien  ist  ihre  Ver- 
zinsung im  immer  schnelleren  Ausmafee  gesunken.  Die  Ver- 
zinsung von  134  Aktien  betrug  im  Durchschnitt  am  7.  11.  21  noch 
1,83  v.  H.,  am  22.  9.  22  noch  2,17  v.H.,  am  17.  11.  nur  noch 
0,62  v.  H.,  um  am  24.  11.  auf  0,55  v.  H.,  am  1.  12.  auf  0,42  v.  H. 
herabzusinken. 

Die  Finanzlage  von  Staat  und  Gemeinden  wird  immer  trüber. 
Um  den  Gemeinden  eine  Hilfe  zu  bringen,  hat  der  Reichsrat  eine 
Novelle  zu  dem  Landessteuergesefe  vom  19.  März  dieses  Jahres 
beraten,  die  unter  dem  Zeichen  „Finanzausgleichsgesefe“  in  Wirk- 
samkeit treten  soll.  Die  Gemeinden  und  Länder  sollen  durch  das 
Finanzausgleichsgesefe  neue  Steuereinnahmen  erhalten.  Die 
Länder  werden  eine  Fahrzeugsteuer  zum  Zwecke  der  Wege- 
bauten erhalten;  den  Gemeinden  wird  das  Recht  zur  Erhebung 
einer  Getränkesteuer  und  einer  Schenkverkehrssteuer  gegeben, 
zudem  werden  ihnen  die  Erträge  einer  Viehsteuer  zukommen. 
Erhöht  wird  die  Beteiligung  der  Länder  und  Gemeinden  an  den 
Reichssteuern.  Der  Anteil  an  der  Grunderwerbssteuer  wird 
so  geregelt,  dafe  das  Reich  verzichtet  und  an  Länder 
und  Gemeinden  je  50  v.  H.  des  Aufkommens  überwiesen 
werden;  die  Umsafesteuer  soll  von  2 auf  2 y2  v.  H.,  der 
Anteil  der  Gemeinden  von  5 v.  H.  auf  25  v.  H.  erhöht  werden. 
Die  Länder  sollen  in  Zukunft  die  Erträge  aus  der  Rennwettsteuer 
und  Kraftfahrzeugsteuer  ganz  erhalten.  Zudem  sollen  alle  den 
Ländern  und  Gemeinden  zufallenden  Steuern  möglichst  schnell 
überwiesen  werden.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  dafe  .die  Finanznot 
der  Gemeinden  sich  hierdurch  bessern  wird,  denn  eine  Erhöhung 
der  Beamtenbezüge  wirft  den  aufgebauten  Sanierungsplan  schon 
wieder  um.  Der  Banknotenumlauf  ist  in  der  zweiten  November- 
dekade um  weitere  62  Milliarden  Mark  gestiegen.  Die  schwebende 
Schuld  hat  sich  um  60  Milliarden  erneut  gesteigert;  es  ist  kaum 
ein  Viertel  der  gesamten  Ausgaben  mehr  gedeckt.  Am  19.  No- 
vember hatte  die  gesamte  schwebende  Schuld  den  Umfang  von 
780  942  Millionen  Mark  erreicht.  Trofe  der  hohen  Fahrpreise  be- 
anspruchte die  Eisenbahn  wieder  28  Milliarden  Mark.  Die  Aus- 
gaben und  Einnahmen  des  Reiches  stellten  sich  in  der  dritten 
Oktoberdekade  auf  70  1 07  Mill.  M.  Ausgaben  bei  8646  Mill.  M. 
Einnahmen,  in  der  ersten  Novemberdekade  auf  77  093  Mill.  M. 
Ausgaben  bei  16  825  Mill.  M.  Einnahmen.  Vom  31.  Oktober  bis 
zum  10.  November  nahmen  die  gesamten  Reichsschulden  um 
60  259  Mill.  M.  zu.  Die  Ausweise  der  Reichsbank  lassen  immer 
deutlicher  die  Senkung  der  Markkaufkraft  erkennen.  Nach  dem 
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Ausweis  vom  15.  November  hob  sich  die  gesamte  Kapitalanlage 
der  Bank  auf  769,8  Milliarden  entgegen  127,3  Milliarden  zuvor, 
die  bankmäßige  Deckung  nahm  von  116,5  auf  758,8  zu.  Die 
Wechselanlagen  wuchsen  um  49  Milliarden  Mark,  die  Bestände 
an  diskontierten  Reichsschaßanweisungen  vermehrten  sich  um 
67,4  Milliarden  Mark,  die  Lombardforderungen  um  11,4  Milliarden 
Mark.  Zudem  bringt  die  sich  fortseßende  Markentwertung  eine 
neue  Hochflut  der  Kapitalerhöhungen;  der  Geldmarkt  ist  überaus 
angespannt,  wenn  auch  das  technisch  bessere  Arbeiten  der 
Geldpresse  die  im  Oktober  herrschende  Knappheit  an  Zahlungs- 
mitteln nicht  mehr  so  offensichtlich  in  Erscheinung  treten  läßt. 
Die  Industrie  hat  keinen  Anlaß,  froh  in  die  Zukunft  zu  sehen; 
wenn  auch  in  den  Oktoberberichten  die  Angaben  der  Industrie 
nur  zu  20  v.  H.  dahin  lauteten,  daß  man  die  Aussichten  als  schlecht 
bezeichnen  müßte,  so  sind  unter  den  Pessimsiten  doch  gerade 
die  führenden  Industriegruppen  vertreten.  Die  Montanindustrie 
bekennt  offen  ihre  Sorgen.  Die  Kohlenlage,  die  Lohnsteigerun- 
gen, die  Aussichten  für  den  Auftragsbestand,  der  Rückgang  der 
Leistung  bringen  ja  auch  genug  Veranlassung  hierzu.  Hinzu 
kommt  die  sich  immer  mehr  steigernde  Überfremdung;  jede 
Aktienhausse,  die  von  dem  deutschen  Publikum  so  freudig  be- 
grüßt wird,  weil  für  die,  die  um  des  Lebens  Nahrung  kämpfen,  ein 
paar  Brocken  davon  abfallen,  bringt  eine  Steigerung  der  aus- 
ländischen Majorität  deutscher  Produktion  gegenüber.  Schon  all- 
zuvielen  Werken  ergeht  es  wie  dem  Besißer,  der  nicht  mehr  Herr 
im  eigenen  Hause  ist.  Und  jede  neue  Kapitalerhöhung  bringt 
weiter  die  Gefahr,  daß  das  Ausland  sich  bei  uns  an  den  ge- 
deckten Tisch  seßt,  um  das  Fett  von  der  Brühe  zu  löffeln.  Es 
kann  nur  immer  wieder  betont  werden,  daß  die  Industrie  allein 
Deutschlands  Lebensgeister  nicht  erhalten  kann!  Es  ist  ihr  immer 
weniger  mögliöh,  diejenigen  Summen  zu  verdienen,  die  notwendig 
sind,  um  die  eigene  Lebensfähigkeit  zu  sichern.  In  der  kürzlich 
abgehaltenen  Generalversammlung  der  Harpener  Bergbau  A.-G. 
wurden  wieder  einige  Ziffern  genannt,  die  die  deutsche  Be- 
völkerung aus  ihrem  Wohlleben  oder  Hinsiechen  aufrütteln  sollte. 
Die  Lohnsummen  sind  bei  Harpener  von  5 Mill.  Mark  für  1913 
auf  1 Yi  Milliarden  Mark  gestiegen.  Die  Selbstkosten  des  Werkes 
haben  sich  um  das  990fache  des  Friedensstandes  erhöht.  Der 
Anteil  der  Dividende  am  Verkaufspreis  mußte  von  7,4  v.  H.  auf 
1,16  v.  H.  zurückgeseßt  werden,  während  der  Anteil  des  Lohnes 
am  Verkaufspreis  sich  von  59  v.  H.  auf  69,1  v.  H.  steigerte.  Im 
Oktober  dieses  Jahres  wurde  troß  aller  Bemühungen  der  Stand 
der  Eriedensförderung  noch  nicht  wieder  erreicht;  die  Belegschaft 
ist  weiter  vermehrt  worden,  der  Rückgang  der  Leistung  aber 
wiegt  die  Belegschafisvermehrung  auf.  Zum  1.  Dezember  treten 
infolge  der  allgemeinen  Steigerung  der  Aufwandsunkosten  neue 
wesentliche  Preiserhöhungen  für  Kohle  ein.  Der  tief  traurigen 
Lage  der  deutschen  Wirtschaft  gegenüber  zeigt  die  Arbeiterschaft 
eine  neue  Streiklust.  So  kam  im  Novemberausgang  die  ganze 
Badische  Anilin-  und  Sodafabrik  zur  Stillegung  durch  Streik- 
beschluß der  Arbeiterschaft;  der  Streik  auf  der  Hochbahn  in 
Berlin  wurde  mit  großer  Zähigkeit  geführt;  im  niederrheinischen 
Gebiete  mehrten  sich  die  wilden  Streiks;  bei  Krupp  kam 
es  zu  Streiks;  die  Ruhrbergarbeiter  stellen  neue  Lohn- 
forderungen; in  der  Metallarbeiterschaft  herrscht  eine  gereizte 
Stimmung.  Kurzum,  überall  eine  Verkennung  der  Lage  der 
deutschen  Wirtschaft  in  einer  schier  unbegreiflichen  Weise.  (371.) 

Btz. 

Deutsche  Wirtschaftsprogramme. 

Landwirtschaft. 

Die  51.  außerordentliche  Plenarversammlung  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrates  am  7.  Dezember  1922  hat  über  Forderun- 
gen der  Landwirtschaft  zur  Aufrechterhaltung 
der  Lebensmittelerzeugung  verhandelt  und  dabei  fol- 
gende Entschließung  einstimmig  angenommen: 

Beschluß; 

Die  aus  allen  Teilen  des  Reiches  zur  Plenarversammlung 
D.  L R.  erschienenen  geseßlich  berufenen  Vertreter  der  Landwirt- 
schaft halten  es  angesichts  der  katastrophalen  Entwicklung  un- 
seres Wirtschaftslebens  für  ihre  Pflicht,  nochmals  in  leßter  Stunde 
mit  allem  Nachdruck  auf  die  wichtigsten  Vorbedingungen  auf- 
merksam zu  machen,  die  für  die  Erhaltung  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  unerläßlich  sind: 

Diese  Forderungen  sind: 


A.  Auf  dem  Gebiete  der  Getreidebewirt- 
schaftung; 

1.  Angesichts  der  schlechten  Getreideernte  eine  erhebliche 
Ermäßigung  der  Umlage. 

2.  Tunlichst  sofortige  Wiederherstellung  der  freien 
Wirtschaft  oder  aber  mindestens  eine  sofortige  bin- 
dende Erklärung  der  Reichsregierung,  daß  mit  Ende  des  lau- 
fenden Wirtschaftsjahres  jede  Art  der  Getreidezwangsbewirt- 
schaftung unter  allen  Umständen  aufhört. 

3.  Wenn  die  freie  Wirtschaft  jeßt  nicht  sofort  wieder  her- 
gestellt werden  kann,  dann  muß  der  noch  abzuliefernde  Teil  der 
Gefreideumlage,  soweit  dies  überhaupt  erfüllbar  ist,  mit  dem 
freien  Marktpreise  oder  mit  Stickstoff  nach  der  Wertrelation  von 
Stickstoff  und  Getreide  in  der  Vorkriegszeit  bezahlt  werden.  Der 
Deutsche  Landwirtschaftsrat  bedauert  die  Schwierigkeiten,  welche 
die  Brotversorgung  des  deutschen  Volkes  durch  die  Umlagegeseß- 
gebung  und  die  Zwangswirtschaft  erleidet,  auf  das  lebhafteste. 
Er  hat  diese  Schwierigkeiten  vorausgesehen  und  rechtzeitig  ge- 
warnt. Wenn  die  Reichsregierung  dem  nicht  gefolgt  ist,  so  fällt 
die  Verantwortung  für  die  Folgen  auf  sie  zurück. 

Eine  Steigerung  der  Ablieferungsbereitschaff  könne  sich  der 
Deutsche  Landwirtschaftsrat  nur  versprechen  von  einer  ausdrück- 
lichen Erklärung  der  Regierung,  daß  diese  Umlage  endgültig  die 
leßte  sei,  von  einer  angemessenen  Regelung  des  Preises  und  von 
einer  erheblichen  Ermäßigung  des  wegen  der  Mißernte  dieses 
Jahres  unerfüllbaren  Umlagesolls. 

B.  Beschaffung  der  Betriebsmittel: 

Sicherstellung  von  auch  zeitlich  ausreichendem  Kredit  zur 
Beschaffung  von  Betriebsmitteln  (Dünger,  Futter  usw.) 

C.  Auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens: 

1.  Abänderung  bzw.  Ergänzung  des  Steuergeseßes  dahin, 
daß  alle  zur  Steigerung  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  gemachten  Aufwendungen  bei  der  Berechnung 
des  Einkommens  und  der  Bewertung  des  Vermögens  abgezogen 
werden  können. 

2.  Beseitigung  der  Besteuerung  des  Kindeserbes  und  Auf- 
nahme geseßlicher  Bestimmungen,  die  eine  wirtschaftlich  trag- 
bare Ermittlung  des  Ertragswertes  landwirtschaftlicher  Grund- 
stück? für  den  Erben  ermöglichen. 

3.  Aufgabe  der  Absicht  einer  Viehhaltungs-  und  Fahrzeug- 
steuer. 

D.  Für  die  Arbeitskräftebeschaffung: 

1.  Verhinderung  der  Abwanderung  landwirtschaftlicher  Ar- 
beitskräfte in  die  Industrie  durch  Wiederherstellung  der  am 
31.  3.  1922  außer  Kraft  geseßten  Demobilmachungsverordnung  zur 
Behebung  des  Arbeitsmangels  in  der  Landwirtschaft  vom 
16.  3.  1919. 

2.  Gewährung  des  freien  Verfügungsrechts  für  den  Arbeit- 
geber über  die  Werkwohnungen. 

E.  Bei  der  Frachtpolitik  und  der  Ausgestaltung 
des  Verkehrswesens: 

1.  Bessere  Wagengestellung  durch  Erhöhung  der  Arbeitslei- 
stung und  Verkürzung  der  Umlaufzeit. 

2.  Gewährung  dauernder  Ausnahmetarife  mit  einer  Er- 
mäßigung von  30  v.  H.  für: 

a)  Düngemittel, 

b)  alle  Futtermittel  einschl.  Heu, 

c)  Stroh  und  Torfsfreu. 

3.  Wiedereinführung  des  Saatguttarifes  unter  Beschränkung 
auf  anerkanntes  Saatgut. 

4.  Wiederherstellung  des  früheren  Zuchttiertarifes  unter  Be- 
schränkung auf  Herdbuchttiere. 

Der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  spricht  den  Wunsch  aus, 
daß  im  deutschen  Vaterlande  die  innere  Ordnung  besser  als  bis- 
her geschüßt  werde.  Dies  kann  nur  geschehen,  wenn  die  Be- 
amten nach  Vorbildung  und  Tüchtigkeit,  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
parteimäßige  Zugehörigkeit  ausgewählt  werden. 

Der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  ist  ferner  der  Ansicht,  daß 
alle  Arbeit  zur  Produktionshebung  vergeblich  sein  muß,  solange 
das  Diktat  von  Versailles  auf  uns  lastet  und  daß 
das  ständige  Bemühen  aller  staatlichen  und  sonstigen  Stellen, 
hier  Wandel  zu  schaffen,  niemals  erlahmen  darf. 

(Vgl.  D.  W.Z.  S.  370,  386.)  H.  (384.) 
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Aus  der  Sitzung  des  Reichskuratoriums  für 
Wirtschaftlichkeit  in  Industrie  und  Handwerk, 

Berlin,  den  8-  Dezember  1922. 

Am  8.  Dezember  d.  ].  fand  unter  reger  Beteiligung  von  Ver- 
tretern der  Behörden,  der  verschiedensten  Industriezweige,  des 
Handwerks  und  der  Presse  im  großen  Saal  des  Ingenieurhauses 
in  Berlin  die  zweite  diesjährige  Vollsißung  des  Reichskura- 
toriums statt. 

In  seiner  Begrüßungsrede  betont  der  Vorsißende,  Herr 
Dr.  Ing.  e.  h.  von  Siemens  die  Notwendigkeit,  durch  Zusammen- 
arbeit der  produzierenden  Kreise  mit  den  Behörden  und  beson- 
ders unter  tatkräftiger  Unterstüßung  durch  die  Presse  für  eine 
Durchdringung  der  Produktion  mit  wirtschaftlichen  Gesichtspunk- 
ten und  für  ein  Hineintragen  dieser  Bestrebungen  in  möglichst 
weite  Kreise  Sorge  zu  tragen.  Besonderes  Interesse  käme  da- 
bei den  Fragen  zu,  die  auf  der  Sißung  durch  Vorträge  näher  be- 
handelt würden,  da  die  Durchführung  einer  einwandfreien 
Kalkulation  als  Grundlage  für  die  richtige  Feststellung  der 
Herstellungskosten  der  Erzeugnisse  die  Grundbedingung  dafür 
bilde,  die  Fertigung  wirtschaftlicher  zu  gestalten. 

Die  vier  folgenden  Vorträge  beleuchteten  die  Kalkulations- 
methoden und  Hilfsmittel  im  Maschinenbau  (Vortragender 
Herr  Dir.  Dr.  Ing.  Liß  in  Firma  A.  Borsig,  Berlin-Tegel),  in  der 
Textilindustrie  (Vortragender  Herr  Dr.  B.  Osterseßer  in 
Firma  Deutsche  Wollwarenmanufaktur,  Grünberg  i.  Schles.),  im 
Bergbau  (Vortragender  Herr  Bergassessor  Brandi,  Mitglied 
des  Vorstandes  der  Gelsenkirchener  Bergwerks-A.-G.)  und  im 
Handwerk  (Vortragender  Herr  Direktor  Kükelhaus,  Geschäfts- 
führer des  Kartells  des  Rheinisch-Westfälisch-Lippischen  Hand- 
werksfachverbandes, Essen-Ruhr).*) 

Besonders  eingehend  und  wirkungsvoll  beleuchtete  der  Vor- 
sißende,  Herr  Dr.  Ing.  e.  h.  von  Siemens  das  Ziel  und 
das  Wesen  der  Arbeiten  des  Reichskuratoriums  in  einem  zu- 
sammenfassenden Schlußworte,  in  dem  er  etwa  folgendes 
ausführte: 

Meine  Herren!  Darf  ich  in  Ihrem  Namen  allen  den  Herren 
Vortragenden  unseren  verbindlichsten  Dank  aussprechen  für  die 
Anregungen,  die  wir  durch  ihre  Ausführungen  hier  bekommen 
haben.  Es  ist  meinem  Gefühl  nach  immer  eine  der  interessan- 
testen Sachen,  ähnliche  Probleme  unter  einem  Gesichtswinkel 
betrachtet  zu  sehen,  ein  Problem,  das  mich  beschäftigt,  auch  ein- 
mal aus  anderen  Berufskreisen  vorgefragen  zu  bekommen.  Un- 
zweifelhaft muß  es  gerade  heute  unser  Bestreben  sein,  daß  wir 
die  Mauern,  die  zwischen  den  einzelnen  Berufsständen  doch 
immer  noch  mehr  oder  weniger  vorhanden  sind,  überbrücken.  Wir 
wissen  ja  alle,  daß  dadurch  jeder  nur  Vorteile  für  sich  herausholen 
kann.  Deshalb  sind  gerade  diese  Vorträge,  die  ein  und  dasselbe 
Gebiet  unter  den  verschiedensten  Gesichtspunkten  behandeln, 
so  außerordentlich  lehrreich  und  wichtig. 

Wir  sprechen  heute  überall  von  der  Hebung  der  Wirtschaft- 
lichkeit und  von  der  Hebung  der  Produktion.  Das  sind  die  bei- 
den Gebilde,  die  uns  aus  schwierigen  Verhältnissen,  in  denen 
wir  leben,  heraushelfen  sollen,  und  ich  glaube,  daß  gerade  das 
Gebiet  der  Kalkulation  die  Grundlage  ist,  auf  der  wir 
diesen  Weg  beschreiten  können.  Denn  ohne  Kalkulation  sind  wir 
ja  gar  nicht  in  der  Lage,  überhaupt  die  Wirtschaftlichkeit  zu  be- 
urteilen. Leider  ist  es  doch  heute  in  meinem  Berufe  und  wohl 
in  allen  Berufen  — das  ging  aus  manchen  Ausführungen  der 
Herren  Redner  hervor  — praktisch  ein  Ding  der  Unmöglichkeit, 
noch  zu  kalkulieren.  Ich  glaube  daher,  daß  die  Industrie  das 
allergrößte  Interesse  daran  hat,  daß  wir  hier  bald  wieder  die 
Grundlagen  schaffen,  die  eine  Kalkulation  ermöglichen.  Denn  der 
Kaufmann  hat  von  den  Anfängen  her  sein  ganzes  Geschäft  auf 
der  Kalkulation  aufgebaut,  auf  dem  Rechnen;  mit  dem  Maßstab 
aber,  den  wir  heute  haben,  dem  Gummimaßstab,  „Mark“  genannt, 
ist  es  eben  nicht  möglich,  irgendwie  zuverlässig  Rechnungen  auf- 
zustellen. Daher  ist  meiner  Ansicht  nach  — ich  möchte  es  ruhig 
aussprechen  — der  Niedergang  eingetreten,  den  wir  heute  tat- 
sächlich in  der  Produktion  bekommen  haben.  Gerade  daß  nichi 
mehr  kalkuliert  werden  kann,  ist  die  Veranlassung,  daß  auch  die 
Zuverlässigkeit  im  Wirtschaftsleben  in  so  hohem  Grade  nachge- 
lassen hat.  Es  wird  so  oft  hier  in  Deutschland  und  im  Ausland 
heute  darüber  Beschwerde  geführt,  daß  die  geschäftlichen  An- 
gaben nicht  mehr  zuverlässig  sind,  die  aus  deutschen  industriellen 
Kreisen  kommen  — auf  dem  Gebiete  der  Preise,  auf  dem  Gebiete 

*)  Die  Vorträge  werden  in  der  Zeitschrift  „Der  Maschinen- 
bau“, Verlag  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure,  veröffentlicht 
werden. 


der  Liefertermine  usw.  Aber  audi  hier  ist  die  tatsächliche  Ur- 
sache die  Unmöglichkeit  zu  kalkulieren.  Und  gerade  weil  wir 
wissen,  daß  die  Verhältnisse,  wie  sie  augenblicklich  sind,  doch 
nicht  dauernd  bleiben  können,  daß  wir  in  einer  Scheinkonjunktur 
leben,  und  daß  wieder  einmal  Verhältnisse  eintreten,  in  denen 
das  Arbeitspensum,  welches  die  Industrie  zu  bewältigen  hat, 
ein  viel  geringeres  sein  wird  und  wir  dann  vielleicht  viel- 
mehr wieder  in  den  Kampf  mit  den  anderen  Ländern  eintreten 
müssen  und  dazu  die  Kalkulation  brauchen;  deshalb  ist  es 
so  dringend  notwendig,  daß  wir  uns  heute  schon  so  eingehend 
wie  möglich  mit  diesen  Fragen  beschäftigen.  Ich  glaube  daher, 
daß  gerade  dieses  Gebiet  für  die  Zukunft  für  den  Wiederaufbau 
des  deutschen  Wirtschaftslebens  und  dadurch  auch  für  die  Pro- 
duktion das  allerwichtigste  sein  wird,  das  wir  zu  bearbeiten 
haben. 

Gestatten  Sie  mir  aber  noch  einen  anderen  Punkt  zu  er- 
wähnen, der  auch  überall  aus  den  Ausführungen  der  Redner 
durchgeleuchtet  hat.  Herr  Direktor  Kükelhaus  hat  in  seinem 
Vortrag  gesagt:  Der  Praktiker  ist  der  schlechteste  Schäßer  der 
Arbeitszeit.  Das  Gebiet  der  Arbeitszeitschäßung  ist  ja 
eines  der  wesentlichsten  in  der  Kalkulation,  und  wir  haben  von 
Herrn  Direktor  Dr.  Liß  sehr  interessante  Ausführungen  gerade 
darüber  gehört,  wie  man  heute  bestrebt  ist,  wirklich  feste  Grund- 
lagen für  die  Kalkulation  zu  bekommen.  Wir  haben  ferner  aus 
den  Ausführungen  des  Herrn  Dr.  Ostersetzer  gesehen,  was  ge- 
rade die  Arbeitszeit,  eines  der  wesentlichsten  Momente,  für  die 
Wirtschaftlichkeit  bedeutet.  Leider  habe  ich  immer  das  Gefühl, 
daß  auf  diesem  Gebiete  noch  nicht  genügend  getan  wird.  Wir 
werden  ja  erst  dann  wieder  bessere  Verhältnisse  erreichen, 
wenn  auch  die  Arbeitsleistung  des  Einzelnen  ge- 
hoben wird.  Denn,  meine  Herren,  es  seßt  sich  nun  dodi  einmal 
alles  bei  uns  aus  Einzelleistungen  zusammen  und  wir 
beschweren  uns  ja  darüber,  daß  die  Summe  der  Einzelleistungen 
nicht  mehr  diejenige  ist,  die  wir  früher  gehabt  haben.  Das  ist 
unzweifelhaft  zum  Teil  hervorgerufen  durch  das  Mißtrauen,  wel- 
ches leider  im  allgemeinen  in  leßter  Zeit  so  sehr  gewachsen  ist; 
ich  glaube  daher,  daß  es  gerade  für  dieses  Kuratorium  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  ist,  die  Frage  zu  untersuchen,  wie  das 
Vertrauen  auf  diesem  Gebiete  wieder  mehr  entwickelt  wer- 
den kann.  Es  kommt  darauf  an,  daß  der  Einzelne  darauf  ver- 
trauen kann,  daß  er,  wenn  er  sich  anstrengt,  wenn  er  selbst  grö- 
ßere Leistungen  erreicht,  dadurch  auch  persönlich  Vorteile  er- 
zielt. In  wie  vielen  Fällen  in  der  Industrie  sind  wir  aber  wohl 
heute  schon  in  der  Lage,  tatsächlich  genau  zu  schäßen,  welche 
Leistungen  der  Einzelne  in  einer  bestimmten  Zeiteinheit  bewirken 
kann?  Ich  habe  einmal  in  unserem  Hause  roh  abschäßen  lassen. 
Von  den  Akkorden,  die  gültig  sind,  sind  keine  10  v.  H.  auf  Be- 
rechnung und  auf  Zeitstudien  aufgebaut,  so  daß  man  hier  tat- 
sächlich keine  feste  Grundlage  hat.  Wir  sind  eben  leider  doch 
noch  in  sehr  vielen  Zweigen  der  Industrie  auf  den  Schätzer 
angewiesen,  den  Herr  Direktor  Kükelhaus  als  den  schlechtesten 
Schäßer  bezeichnet  hat,  auf  den  Praktiker;  da  irren  menschlich 
ist,  irrt  auch  er  sich,  und  wir  kennen  die  Folgen,  die  dadurch 
entstehen. 

Ich  glaube,  die  Entwicklung  von  festen  Grundlagen  für  die 
Bemessung  der  Arbeitszeit  ist  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben,  die  wir  haben,  damit  das  Vertrauen  wieder  zurück- 
kommt und  dadurch  auch  wieder  eine  höhere  Arbeitsleistung 
erzielt  wird.  Nur  der  Mann  wird  seine  ganze  Kraft  einseßen, 
der  das  Vertrauen  zur  Richtigkeit  der  Schäßung  hat,  aber  auch 
das  Vertrauen  darauf  — und  das  ist  mit  das  wichtigste  daß 
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er,  wenn  er  nun  einmal  seine  Persönlichkeit  einseßt  und  das 
Maximum  an  Leistung  herausholt,  auch  die  Vorteile  seiner  per- 
sönlichen Arbeit  erhält.  Es  hat  mich  aus  dem  Vortrage  von 
Herrn  Dr.  Osterseßer  so  außerordentlich  interessiert,  wie  klar 
aus  seinen  Kurven  hervorging,  daß  mit  der  höheren  Leistung  des 
Einzelnen  in  der  Weberei  gleichzeitig  auch  der  Verdienst  des 
Unternehmens  sich  außerordentlich  steigert;  ich  weiß  nicht,  ob 
diese  Erkenntnis  bei  allen  Wirtschaftslehrern  und  allen  Unter- 
nehmern schon  vorhanden  ist.  Je  mehr  bei  einer  gesunden  Grund- 
lage des  Produktionsprozesses  der  Einzelne  verdient,  desto  mehr 
verdient  auch  der  Unternehmer.  Diese  Erkenntnis  muß  noch  viel- 
mehr Verbreitung  finden;  wir  müssen  dadurch  wieder  auch  dem 
Einzelnen  die  Möglichkeit  geben,  seine  Verdienste  zu  erhöhen. 
Wenn  ich  die  Kurven  über  die  durchschnittlichen  Verdienste  be- 
trachte, so  .finde  ich,  daß  früher  viel  mehr  Spitzen  in  der 
Kurve  vorhanden  waren,  wie  heute.  Die  Spißen  sind  förmlich 
weggefallen,  wenigstens  in  einer  ganzen  Reihe  von  Berufen,  und 
wir  müssen  die  Spitzen  wieder  schaffen.  Wir 
müssen  den  Anreiz  zur  Mehrleistung  wieder  haben. 

Aus  den  Vorträgen  haben  wir  wohl  alle  den  Eindruck  ge- 
wonnen, daß  in  unseren  Betrieben  nicht  nur  großzügig  gearbeitet 
wird,  sondern  daß  auch  die  nötige  Kleinarbeit  geleistet  wird; 
sicherlich  ist  die  deutsche  Technik  dadurch  groß  geworden,  daß 
der  Deutsche  systematisch  Kleinarbeit  geleistet  hat.  Diese  syste- 
matische Kleinarbeit,  auf  der  ja  nur  das  Große  entstehen  kann, 
wird  meinem  Gefühl  nach  hier  in  diesem  Kuratorium  wirklich  ge- 
leistet. 

So  möchte  ich  die  Hoffnung  aussprechen,  daß  sich  an  dieser 
Kleinarbeit  recht  viele  aus  Industrie  und  Handwerk  beteiligen 
mögen;  denn  dann  sind  wir  sicher,  daß  wir  positive  Arbeit 
schaffen  werden,  wirkliche  Arbeit,  die  unseren  Wiederaufbau 
fördern  kann,  die  überhaupt  die  Grundlage  für  unseren  ganzen 
Wiederaufbau  bilden  wird.  (383.) 

Handelsnachrichten. 

Dänische  Karfoffelausfuhr  nach  Deutschland. 

Die  vorjährigen  Kartoffelausfuhren  von  Dänemark  nach 
Deutschland  haben  gezeigt,  daß  die  deutschen  Importeure  mit 
den  dänischen  Bestimmungen  zum  Teil  nicht  vertraut  waren.  Zur 
Vermeidung  von  sich  daraus  ergebenden  Schädigungen  der 
deutschen  Importeure  weisen  wir  auf  Wunsch  der  Deutschen  Ge- 
sandtschaft in  Kopenhagen  darauf  hin,  daß  in  Dänemark  ein  staat- 
liches „Regulativ  für  die  Kontrolle  der  Qualitäten  bei  Ausfuhr 
von  Kartoffeln  vom  13.  September  1921“  besteht.  Das  dänische 
Landwirtschaftsministerium  hat  danach  eine  größere  Zahl  von  In- 
spektoren vereidigt,  welche  die  Kartoffelsendungen  nach1  folgen- 
den Gesichtspunkten  zu  prüfen  haben  (§  9 des  Regulativs); 

Die  Inspektoren  sollen  nachsehen:  1.  daß  die  Kartoffelsen- 

dungen nicht  über  2 v.  H.  frostbeschädigte  oder  verdorbene 
(Kartoffelschimmel  oder  Knollenfäulnis)  Kartoffeln  enthalten;  — 
2.  daß  die  Kartoffelsendungen  nicht  über  5 v.  H.  verlebte  oder 
beschädigte  (mit  Pflug,  Hacke,  Spaten  usw.)  oder  von  Larven 
oder  Vögeln  angegriffene  Kartoffeln  enthalten;  — 3.  daß  die 
Kartoffelsendungen  nicht  über  4 v.  H.  Kartoffeln  mit  über  2 cm 
langen  Schößlingen  enthalten;  — 4.  daß  die  Kartoffelsendungen 
nicht  mehr  als  4 v.  H.  Erde,  Stroh  usw.  enthalten;  — 5.  daß  die 
Kartoffeln  nicht  so  voll  von  Erde,  schmußig  oder  feucht  sind,  daß 
eine  Krankheit  oder  Knollenbeschädigung  nicht  mehr  gesehen 
werden  kann;  — 6.  daß  die  Kartoffelsendungen  nicht  mehr  als 
5 v.  H.  Kartoffeln  anderer  Sorten  mit  wesentlich  anderer  Form 
und  anderem  Aussehen,  als  wie  die  Anmeldung  angibt,  enthalten; 
— 7.  daß  die  Kartoffeln  gut  sortiert  sind.  Besonders  große 
Knollen  und  Knollen  mit  abweichenden  Formen  sollen  nicht  in 
den  Partien  Vorkommen.  Soweit  die  Verkaufsbestimmungen 
nichts  anderes  enthalten,  soll  die  Knollengröße  der  Sendungen 
für  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  England  mindestens 
4,5  cm  und  nach  anderen  Ländern  mindestens  3,5  cm  sein.  Die 
angeführte  Größe  der  Knollen  wird  nach  dem  kürzesten  Durch- 
schnitt derselben  gerechnet.  Neue  Kartoffeln,  die  bis  zum  Aus- 
gang August  ausgeführt  werden,  werden  von  dieser  Bestimmung 
nicht  betroffen.  — 8.  Kartoffeln  zum  Export  nach  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  müssen,  soweit  die  Ver- 
kaufsbedingungen nichts  Anderes  vorschreiben,  in  Säcken  mit 
einem  Nettogewicht  von  ungefähr  51  und  75  kg  verpackt  sein.  — 
9.  Sämtliche  vorerwähnte  Qualitätsverminderungen  in  den  Sen- 
dungen dürfen  nicht  mehr  als  im  ganzen  6 v.  H.  ausmachen. 

Nach  § 10  obigen  Regulativs  sollen  für  diese  Prüfungen  fol- 
gende Abgaben  gezahlt  werden; 


50  Qre  per  Sack  _bis  100  Säcke,  jedoch  nicht  mehr  als 
300  Kronen;  30  Ore  per  Sack  über  1000  und  bis  5000  Säcke, 
jedoch  nicht  mehr  als  750  Kronen;  15  Ore  per  Sack  über  5000 
und  bis  10  000  Säcke,  jedoch  nicht  mehr  als  1200  Kronen;  12  Ore 
per  Sack  über  10  000  Säcke,  jedoch  mindestens  50  Kronen  für 
jede  Sendung. 

Für  Kartoffeln,  die  lose  in  Eisenbahnwagen  versandt  werden, 
müssen  30  Kronen  je  Wagen  bezahlt  werden. 

Für  Kartoffeln,  die  mit  Schiff  verladen  werden,  betragen  die 
Gebühren: 

30  Ore  je  hkg  bis  1000  hkg,  jedoch  nicht  über  250  Kronen; 
25  Ore  je  hkg  über  1000  bis  5000  hkg,  jedoch  nicht  über  1000  Kro- 
nen; 20  Ore  je  hkg  über  5000  bis  10  000  hkg,  jedoch  nicht  über 
1500  Kronen;  15  Ore  je  hkg  über  10  000  hkg.  H.  (375.) 

Zur  Organisation  des  russischen  Außenhandels. 

Die  Regelung  des  Außenhandels  auf  der  Grundlage  des 
Monopols  wird  nach  Äußerungen  Krassins  nicht  in  dem  Sinne  be- 
trieben, daß  die  Organe  des  Kommissariats  für  Außenhandel 
sämtliche  Geschäfte  erledigen  sollen,  sondern  in  dem  Sinne,  daß 
diese  Geschäfte  unter  der  Kontrolle  der  erwähnten  Organe 
ausgeführi  werden.  Geschäfte  können  zurzeit  abgeschlossen 
werden  von; 

1.  den  Organen  des  Kommissariats  für  Außenhandel; 

2.  den  sonstigen  wirtschaftlichen  Organisationen,  die  hierzu 
besondere  Genehmigung  erhalten  haben  und  unter  der  Kontrolle 
des  Kommissariats  arbeiten; 

3.  den  privaten  Organisationen  und  Gesellschaften  sowie 
den  gemischten  Gesellschaften  und  Handelsgesellschaften,  die  ent- 
weder für  jedes  einzelne  Geschäft-  Lizenz  erhalten,  oder  denen 
gemäß  eines  besonderen,  mit  dem  Kommissariat  getroffenen  Ab- 
kommens, die  Berechtigung  zum  Betrieb  der  Ein-  und  Ausfuhr 
erteilt  wird.  Bedingung  für  die  Erteilung  der  Lizenz  an  private 
Organisationen  und  Gesellschaften  ist,  daß  ein  gewisser  Anteil 
am  Gewinn  dem  Staat  entweder  für  jedes  einzelne  Geschäft  oder 
an  dem  ganzen  Gewinn  dieser  Geschäfte  gewährt  wird. 

Durch  das  leßte  Dekret  des  allrussischen  exekutiven  Zen- 
tralkomitees sind  die  verschiedenen  Wirtschaftsorganisationen  der 
Republik  imstande,  auf  dem  ausländischen  Markt  aufzutreten, 
jedoch  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung,  daß  sie  sich  der.  Kon- 
trolle durch  das  Kommissariat  für  den  Außenhandel  unterwerfen. 
In  dieser  Weise  erhält  das  Monopol  im  Außenhandel  nach  Ansicht 
von  Krassin  ausreichend  dehnbare  Formen  und  kann  den  An- 
sprüchen der  wirtschaftlichen  Entwicklung  angepaßt  werden. 

H.  (385.) 

Deutsche  in  Niederländisch-Ostindien. 

ln  Nr.  690  der  Frankfurter  Zeitung  vom  28.  September  d.  J. 
waren  Klagen  über  ungerechte  Behandlung  der  nach  dem  Kriege 
in  Niederländisch-Ostindien  angestellten  Deutschen  veröffentlicht 
worden.  Der  D.  I.  u.  H.  hat  sich  infolge  dieser  Notiz  an  das  Aus- 
wärtige Amt  gewandt  und  erhielt  daraufhin  unter  dem 
16.  Oktober  d.  J.  folgende  Mitteilungen: 

„Der  erwähnte  Artikel  sei  offenbar  tendenziös  gehalten  und 
trage  den  den  Maßnahmen  zugrunde  liegenden  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen nicht  hinreichend  Rechnung.  Die  Niederländisch-In- 
dische Regierung  habe  nach  Friedensschluß  mit  der  Ausführung 
großzügiger  Pläne  für  Eisenbahn-  und  Hafenbauten,  Bewässe- 
rungsanlagen und  Verkehrswege  begonnen  und  im  Zusammen- 
hänge damit  eine  außergewöhnlich  starke  Beamtenvermehrung 
vorgenommen.  Nach  zuverlässigen  Schäßungen  soll  der  gesamte 
Beamtenstab  der  Regierung  nach  Eriedensschluß  um  140  v.  H.  ver- 
mehrt worden  sein.  Als  ausländische  Kräfte  sind  fast  ausschließ- 
lich Deutsche  und  Österreicher  eingestellt  worden.  Die  allgemeine 
Wirtschaftskrisis  blieb  nicht  ohne  Einfluß  auf  den  Stand  der 
Regierungsfinanzen;  sie  zeigte  sich  insbesondere  in  dem  Rüde- 
gang der  Einnahmen  aus  den  staatlichen  Kohlen-  und  Zinnberg- 
werken, aus  dem  Eisenbahn-  und  Postbetrieb  und  aus  den  Zoll- 
und  Steuereinnahmen.  Dieser  Ausfall  führte  dazu,  daß  den  Aus- 
gaben für  die  Staatsbetriebe  und  insbesondere  für  Beamten- 
gehälter die  Deckung  fehlte.  Die  Folge  war  eine  Erhöhung  der 
schwebenden  Schuld,  die  Ende  Dezember  1920  bereits  439  Millio- 
nen Gulden  betrug  und  troß  aller  vorgenommener  Einschrän- 
kungen durch  eine  besonders  eingeseßte  Ersparniskommission 
Ende  Dezember  1921  bereits  auf  rund  586  Millionen  Gulden  an- 
gewachsen war.  Auch  verschiedene  inzwischen  aufgenommene 
Anleihen  reichten  nicht  einmal  zur  Konsolidierung  der  schweben- 
den Schuld  hin. 

Angesichts  dieser  ungünstigen  Finanzlage  und  der  fortdauern- 
den Wirtschaftskrisis  habe  sich  die  Regierung  gezwungen  ge- 
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sehen,  die  Ausführung  ihrer  oben  erwähnten  großzügigen  Pläne, 
wenigstens  zeitweise,  einzustellen.  Die  im  Zusammenhang  hier- 
mit stehende  Verringerung  des  umfangreichen  Beamtenapparates 
treffe  naturgemäß  in  erster  Linie  Nichtholländer,  und  zwar  von  diesen 
zunächst  frühere  Österreicher,  erst  nach  diesen  auch  Deutsche. 

Diese  Maßnahmen  der  Regierung  könnten  daher  kaum  als 
eine  Folge  der  in  der  Frankf.  Zeitg.  erwähnten  Presseheße  be- 
zeichnet werden.  Auch  sei  zu  berücksichtigen,  daß  den  Inge- 
nieuren zunächst  die  freiwillige  Auflösung  ihrer  Verträge  gegen 
Gewährung  freier  Überfahrt,  Zahlung  eines  Vierteljahresgehaltes 
fdas  Durchschnittsgehalt  beträgt  im  Monat  700  Gulden)  und  gegen 
Ablösung  der  Verpflichtungen,  die  sie  für  erhaltene  Vorschüsse 
eingegangen  sind,  angeboten  worden  ist  bzw.  angeboten  wird. 
Außerdem  bleiben  die  Ingenieure,  die  auf  das  Angebot  eingehen, 
im  Besiße  der  Ausrüstung,  zu  deren  Anschaffung  sie  seinerzeit 
einen  Betrag  von  2500  Gulden  erhalten  hatten. 

Das  A.  A.  werde  dafür  eintreten,  daß  Härten  nach  Möglich- 
keiten vermieden  werden,  und  insbesondere  ältere  und  erprobte 
Beamte  von  den  Maßnahmen  verschont  bleiben. 

Inzwischen  haben  auch  der  Niederländische  Generalkonsul 
und  der  Niederländische  Kolonialminister  zu  der  Veröffentlichung 
Stellung  genommen.  (Vgl.  Frankfurter  Zeitung  Nr.  821  vom 
16.  September  d.  J.)“  H.  (374.) 

Neuregelung  des  Devisenverkehrs  in  Griechenland. 

Wie  bereits  durch  die  Presse  mitgeteilt  (vgl.  Industrie-  und 
Handelszeitung  Nr.  265  vom  26.  11.  d.  ].),  ist  das  Banken-Kon- 
sortium,  das  bisher  das  Devisenmonopol  für  Griechenland  be- 
saß, kürzlich  aufgehoben  worden.  Die  Exporteure  von  Korinthen, 
Tabak,  Olivenöl  und  Feigen  sind  jedoch  auch  weiterhin  ver- 
pflichtet, den  gesamten  Gegenwert  in  ausländischen  Devisen  dem 
Staate  durch  Vermittlung  der  National  Bank  zu  verkaufen. 

Wir  empfehlen,  die  am  Handelsverkehr  mit  Griechenland  in- 
teressierten Firmen  darauf  hinzuweisen,  daß  es  nicht  ausge- 
schlossen erscheint,  daß  eine  neue  Regierung  wiederum  ein- 
schränkende Maßnahmen  für  die  Devisenbezahlung  erläßt,  daß 
es  sich  daher  empfehlen  dürfte,  auf  das  Hereinbringen  noch 
ausstehender  Forderungen  bedacht  zu  sein.  (386.) 

Zur  Markstabilisierung. 

Geheimrat  Dr.  Bücher  über  die  Markstabilisierung  (in  einem 
Vortrage  v.  25.  Novb.  d.  ).).  Eine  Stabilisierung  der  Währung  müßte 
die  Sicherheit  zur  Vorausseßung  haben,  daß  der  Wert  der  Mark 
dauernd  auf  der  gleichen  Höhe  gehalten  wird;  das  ist  aber  nicht 
möglich,  so  lange  der  Versailler  Vertrag  in  seiner 
jetzigen  Form  bestehen  bleibt.  Die  unsere  Leistungsfähigkeit 
übersteigenden  Barforderungen  und  die  uns  einseitig  auferlegten 
Verpflichtungen  zur  Meistbegünstigung  müssen  fallen,  sonst  er- 
reichen wir  allenfalls  eine  provisorische  Stüßungsaktion,  nicht 
aber  ein  Definitivum,  das  allein  zur  Stabilisierung  der  Mark 
führen  würde.  (382) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Entscheidungen, 

mitgeteilt  durch  Senatspräsident  Dr.  Koppel. 

Hatte  eine  Einzelfinna,  eine  offene  Handelsgesellschaft  oder  eine 
Kommanditgesellschaft  vor  dem  Kriege  ihre  Hauptniederlassung 
im  Gebiet  eines  nachmals  feindlichen  Staates  und  eine  Zweig- 
niederlassung im  Inland,  so  gilt  unabhängig  von  dem  Inhalt  der 
Eintragung  im  Handelsregister  die  Firma  im  Sinne  des  § 45  des 
Reichsausgleichsgeseßes  auch  hinsichtlich  der  im  Gewerbebetriebe 
ihrer  Hauptniederlassung  entstandenen  Forderungen  und  Verbind- 
lichkeiten von  dem  Zeitpunkt  an  als  im  Inlande  ansässig,  in  dem 
nicht  nur  der  Betrieb  der  Hauptniederlassung  durch  feindliche 
Maßnahmen  unmöglich  geworden  ist,  sondern  auch  die  Inhaber 
des  Unternehmens  den  Willen  zur  Fortführung  der  Hauptnieder- 
lassung aufgegeben  und  den  Mittelpunkt  des  Geschäftsbetriebes 
der  Gesellschaft  in  die  inländische  Zweigniederlassung  verlegt 

haben. 

Begründung: 

Nach  § 45  RAusglG.  gelten  natürliche  Personen  hinsichtlich 
der  in  ihrem  Gewerbebetrieb  entstandenen  Forderungen  und 
Verbindlichkeiten  als  in  dem  Gebiete  ansässig,  in  dem  sie  ihre 
gewerbliche  Hauptniederlassung  haben,  juristische  Personen  und 
Handelsgesellschaften  anderer  Art  dort,  wo  sie  ihren  Siß  haben. 

In  einem  eine  Kommanditgesellschaft  betreffenden  Verfah- 
ren hat  der  zuständige  Senat  dem  großen  Senat  die  grundsäß- 
liche  Frage  vorgelegt,  ob  und  unter  welchen  Worausseßungen 
eine  in  deutscher  Hand  befindliche  Einzelfirma,  offene  Handels- 


gesellschaft oder  Kommanditgesellschaft,  die  im  ehemals  feind- 
lichen Ausland  ihre  Hauptniederlassung  und  im  Inland  nur  eine 
Zweigniederlassung  gehabt  hat,  im  Falle  einer  auf  Kriegsmaß- 
nahmen beruhenden  Liquidation  ihrer  Hauptniederlassung  auch 
hinsichtlich  der  im  Betriebe  der  Hauptniederlassung  erwachsenen 
Forderungen  und  Verbindlichkeiten  als  im  Inland  ansässig  im 
Sinne  des  § 45  RAusglG.  angesehen  werden  könne,  auch  wenn 
die  inländische  Zweigniederlassung  noch  als  solche  im  Han- 
delsregister eingetragen  sei. 

Die  Frage  war,  wie  im  entscheidenden  Teile  geschehen,  zu 
beantworten. 

Hat  eine  Firma  der  oben  bezeichneten  Art  nur  eine  Nieder- 
lassung, so  ist  deren  Siß  als  der  örtliche  Mittelpunkt  des  kauf- 
männischen Unternehmens  für  die  Ansässigkeit  bestimmend.  Hat 
die  Firma  neben  ihrer  Hauptniederlassung  noch  eine  weitere 
Handelsniederlassung,  so  bleibt  der  Siß  der  Hauptniederlassung 
als  der  Ort,  von  dem  die  zentrale  Leitung  des  gesamten  kauf- 
männischen Unternehmens  ausgeht,  für  die  Frage  der  Ansässig- 
keit der  Firma  im  Sinne  des  § 45  allein  maßgebend,  bis  die 
Hauptniederlassung  und  die  von  ihr  ausgehende  zentrale  Leitung 
des  Unternehmens  selbst  wegfallen.  Diese  Vorausseßung  ist 
aber  nicht  ohne  weiteres  schon  dann  als  gegeben  anzunehmen, 
wenn  der  kaufmännische  Betrieb  am  Orte  der  Zentralleitung 
durch  rein  tatsächliche,  vom  Willen  der  Inhaber  der  Firma  unab- 
hängige Ereignisse,  wie  z.  B.  durch  Naturereignisse  oder  Gewalt- 
akte tatsächlich  unmöglich  gemacht  wird,  es  muß  vielmehr  weiter 
hinzukommen,  daß  die  Inhaber  des  Unternehmens  dieser  äußeren 
Einwirkung  auch  dadurch  Rechnung  tragen,  daß  sie  die  zentrale 
Leitung  ihres  Unternehmens  an  einen  anderen  Ort  verlegen,  ohne 
diese  Wegverlegung  von  vornherein  auf  die  absehbare  Zeit  der 
augenblicklichen  tatsächlichen  Behinderung  ihrer  Tätigkeit 
am  Orte  der  bisherigen  Hauptniederlassung  zu  begrenzen. 

Geben  die  Inhaber  der  Firma  ihre  Hauptniederlassung  in  dem 
eben  erörterten  Sinne  auf  und  verlegen  sie  den  kaufmännischen 
Betrieb  ihres  Unternehmens  nunmehr  ganz  in  die  inländische 
Zweigniederlassung,  so  wird  diese  dadurch  zur  einzigen  Handels- 
niederlassung (bzw.  Siß)  der  Firma  und  vertiert  damit  ihre  bis- 
herige Eigenschaft  als  eine  „Zweig“-Niederlassung. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  muß  danach  die  Firma  auch  im 
Sinne  des  § 45  RAusglG.  als  im  Inland  ansässig  angesehen  wer- 
den, und  zwar  auch  hinsichtlich  der  im  Betriebe  der  früheren 
Hauptniederlassung  erwachsenen  Forderungen  und  Verbindlich- 
keiten. 

Hieran  ändert  der  Umstand,  daß  das  Handelsregister  am  Siß 
der  bisherigen  Zweigniederlassung  der  veränderten  Sachlage 
nicht  Rechnung  trägt  und  nach  wie  vor  die  Zweigniederlassung 
als  solche  ausweist,  jedenfalls  dann  nichts,  wenr\  es  sich  — was 
hier  allein  Gegenstand  der  Entscheidung  ist  — , bei  dem  geschäft- 
lichen Unternehmen  um  eine  Einzelfirma,  eine  offene  Handels- 
gesellschaft oder  eine  Kommanditgesellschaft  handelt.  Zwar 
unterliegt  eine  derartige  Änderung  der  Zweigniederlassung  dem 
handelsregisterlichen  Eintragungszwange  (§§  29,  31,  13  HGB.). 
Die  Eintragung  hat  indessen  in  diesen  Fällen  nur  rechtsbekun- 
dende Bedeutung.  Für  die  Rechtslage  ist  daher  der  tatsächliche, 
den  Willen  des  Firmeninhabers  verkörpernde  Zustand  ent- 
scheidend. 

Das  Geseß  knüpft  zwar  an  die  Unterlassung  einer  vorge- 
schriebenen Eintragung  gewisse  materiell-rechtliche  Folgen  (§  15 
HGB.).  Sie  greifen  aber  nur  zugunsten  Dritter  Plaß,  die  mit  der 
Firma  in  rechtsgeschäftlichen  Verkehr  treten.  Darüber 
hinaus  kommt  der  Vorschrift  des  § 15  eine  Bedeutung  nicht  zu. 
Sie  gilt  weder  für  den  nichtrechtsgeschäftlichen  Verkehr,  noch 
insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts.  Öffent- 
lich-rechtlicher Natur  ist  aber  die  im  III.  Abschnitt  des  RAusglG. 
geregelte  Mitwirkung  des  Reichsausgleichsamts. 

(Entscheidung  vom  28.  Oktober  1922  - G.  S.  8/22.)  (355.) 
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Commerz-  und  Privat -Bank  / Akfiengesellschiafi 


In  der  außerordentlichen  Generalversammlung  unserer  Aktionäre  vom  12.  Dezem- 
ber 1922  ist  u.  a.  die  Ausgabe  von  M.  350  000  000. — auf  den  Inhaber  lautenden,  vom 

1.  Januar  1923  ab  dividendenberechtigten  Stammaktien  beschlossen  worden. 

Die  neuen  Stammaktien  sind  von  einem  Konsortium  mit  der  Verpflichtung  über- 
nommen worden,  den  Aktionären  unserer  Gesellschaft  ein  Angebot  zu  machen  derart, 
daß  auf  je  M.  6000. — alte  Aktien  M.  5000. — neue  Stammaktien  zum  Preise  von  750% 
bezogen  werden  können. 

Namens  des  Konsortiums  fordern  wir  hierdurch  die  Aktionäre  unserer  Gesell- 
schaft, vorbehaltlich  der  Eintragung  der  erfolgten  Erhöhung  in  das  Handelsregister,  auf, 
das  Bezugsrecht  unter  nachstehenden  Bedingungen  auszuüben: 

1.  Die  Anmeldung  zur  Ausübung  des  Bezugsrechts  hat  bei  Vermeidung  des  Aus- 
schlusses 

bis  zum  30.  Dezember  1922 

einschließlich 

bei  unseren  Niederlassungen  in  Hamburg  und  Berlin, 
sowie  bei  unseren  sämtlichen  Filialen  und  Zweigstellen  und 
denen  des  Chemnitzer  Bank-Vereins,  der  Löbauer  Bank,  der  Vogtländischen 
Credlt-Anstalt,  des  Hessischen  Bankvereins,  der  Thüringischen  Landes- 
bank und  des  Bankvereins  Göttingen, 

in  Frankfurt  a.  M.  bei  unserer  Niederlassung  und  den  Herren  J.  Dreyfus  <£-  Co., 
in  Gera  bei  der  Firma  Gebr.  Oberlaender, 


in  Köln  bei  unserer  Niederlassung  und  bei  dem  Bankhaus  J.  H.  Stein, 
in  München  bei  unserer  Niederlassung  und  bei  der  Bayerischen  Vereinsbank, 
zu  erfolgen,  und  zwar  provisionsfrei,  sofern  die  alten  Aktien  nach  der  Nummernfolge 
geordnet  ohne  Dividendenscheinbogen  mit  einem  doppelt  ausgefertigten  Anmeldeschein, 
wofür  Formulare  bei  den  genannten  Stellen  erhältlich  sind,  während  der  bei  jeder 
Stelle  üblichen  Geschäftsstunden  eingereicht  werden. 

Soweit  die  Ausübung  des  Bezugsrechtes  im  Wege  der  Korrespondenz  erfolgt, 
werden  die  Bezugsstellen  die  übliche  Bezugsprovision  in  Anrechnung  bringen.  Die 
alten  Aktien  werden  abgestempelt  zurückgegeben. 

2.  Der  Bezugspreis  von  750%  zuzüglich  Schlußscheinstempel  ist  bei  der  An- 
meldung in  bar  zu  entrichten.  Die  Bezugsstellen  sind  bereit,  die  Verwertung  oder  den 
Zukauf  von  Bezugsrechten  zu  vermitteln  und  evtl,  sich  ergebende  Spitzen  zu  regulieren. 

3.  Die  Aushändigung  der  neuen  Aktienurkunden  erfolgt  nach  deren  Fertig- 
stellung laut  besonderer  Bekanntmachung  gegen  Rückgabe  der  erteilten  Bescheinigung 
bei  derjenigen  Stelle,  welche  die  Bescheinigung  ausgestellt  hat. 

Die  Bezugsstellen  sind  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  die  Legitimation 
des  Vorzeigers  der  Kassenquittung  zu  prüfen. 

Hamburg,  den  15.  Dezember  1922. 

Commerz*  und  Privat-Bank 

Aktiengesellschaft 


Terra  Film  Aktiengesellschaft. 

Die  Dividende  von  12  °/„  auf  M.  16  000  000.— 
alte  Aktien  und  6°/„  auf  M 9 000  000. — junge 
Aktien  gelangt  bei  der  Deutschen  Länder- 
bank  Aktiengesellschaft,  Berlin  W, 

Behrenstrasse  6ö,  bei  der  Deutschen  Län- 
derbank Aktiengesellschaft,  Filiale 
Hamburg,  Grosse  Bäckerstrasse  2 — 4,  Ham- 
burg, bei  Lewinsky,  Retzlaff  & Co., 
Bank  - Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  Berlin  C 19,  Hausvogteiplatz  6.  bei 
den  Herren  Hagen  & Co  , Berlin,  Char- 
lottenstrasse 60,  sofort  zur  Auszahlung. 

Berlin,  den  2.  Dezember  1922. 

Der  Vorstand. 


Die  heutige  Generalversammlung  beschloss 
die  Verteilung  einer  Dividende  für  die 
Stammaktien  von  25°/„  abzüglich  Kapital- 
ertragssteuer mit  225 — NI.,  die  sofort  gegen 
Auslieferung  des  Dividendenscheines  für  das 
Geschäftsjahr  1921/22  bei  der  Darmsfädter 
und  Nationalbank  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  Ab».  Schinkelplatz, 
Berlin,  Deutschen  Bank,  Berlin, 
Mitteldeutschen  Creditbank,  Berlin, 
Schlesischer  Bankverein,  Filiale  der 
Deutschen  Bank  zu  Breslau  erhoben 
werden  können. 

Berlin,  den  9.  Dezember  1922. 

Berlin-Neuroder  Kunstanstalten  Actiengesellschaft. 

Budwig. 


Sachsenwerk, 

Licht-  und  Kraft-Aktiengesellschaft 
in  Dresden. 

Auf  Grund  des  von  der  Zulassungsstelle  ge- 
nehmigten, bei  uns  erhältlichen  Prospektes  sind 

nom.M.  58400000.  —neue  Stammaktien 

zu  je  M.  1000.—  Serie  1,  Nr.  55  0 j 1 — 113  400 

obiger  Gesellschaft 

zum  Handel  und  zur  Notiz  an  der  Berliner 
Börse  zugelassen. 

Berlin,  im  November  1922. 

Gebr.  Arnhold.  Arons  & Walter. 

Berl.  Bankinstitut  Joseph  Goldschmißt  & Co. 


Harkortsche  Bergwerke  und  Chemische  Fabriken 

Ak  ie^-Gesellschaft. 

In  der  heute  stattgefundenen  Generalversammlung  unserer 
Aktionäre  wurde  die  von  uns  vorgelegte  Bilanz  nebst  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  genehmigt. 

Es  gelangen  danach  für  1921/22. 

5 °/o  Dividende  für  die  Vorzugsaktien, 

50  °/0  Dividende  für  die  alten  Stammaktien, 

IOO  0 o als  besonderer  Bonus  auf  die  al  en  Stammaktien, 
25  °/o  Dividende  für  die  neuen  Stammaktien, 

50  70  als  besonderer  Bonus  auf  die  neuen  Stammaktien 
zur  Verteilung. 

Die  Auszahlung  der  Dividende  nebst  Bonus,  abzüglich 
IO  % Kapitalertragssteuer,  erfolgt  von  heute  ab  gegen 
Rückgabe  der  Dividenscheine  für  1921/22 

Nr.  6 der  alten  Stammaktien 
Nr.  I ,,  neuen  „ 

mit  NI.  54.—  für  die  Vorzugsaktien  ä NI.  1200. — 

,,  810. — „ „ alten  Stammaktien  „ ,,  600. — 

,,  1620. — » „ » » n ii  I 00. — 

,,  810.—  „ „ neuen  „ „ ,,  1200.— 

an  folgenden  Einlösungsstellen: 

Mitteldeutsche  Creditbank,  Berlin  C 2,  Burgstr.  24  und  ihre 

Niederlassungen. 

Darmstädter  und  Nationalbank,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien, 

Berlin  und  ihre  Niederlassungen. 

Deutsche  Bank,  Berlin  W,  und  Zweigniederlassung  Hagen. 
Allgemeine  Deutsche  Creditanstalt,  Filiale  Gera. 
Hofbankhaus  Max  Mueller,  Gotha. 

Landschaftliche  Bank  der  Provinz  Pommern,  Stettin. 
Direction  der  Gesellschaft  in  Gotha. 

Gotha,  den  28.  November  1922. 

Harkortsche  Bergwerke  und  Chemische  Fabriken  Akt.-Ges. 

Der  Vorstand 

„SAROTTI“  Aktiengesellschaft 

Berlin-Tempelhof. 

Die  Auszahlung  der  für  1921/22  auf  20%fest- 

fesetztön  Dividende  erfolgt  von  heute  ab  bei 
er  Dresdner  Banfe,  dem  Bankhause  von 
Goldschmidt  Rothschild  & Co.,  dem  Bankhause 
Alfred  Fester  & Co.  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  gegen  Einreichung  des  Dividenden- 
scheines tür  1921/22. 

Berlin -Tempelhtof,  den  12.  Dezember  1922. 

Der  Vorstand. 


Concordia, 

chemische  Fabrik 
auf  Aktien. 

Die  für  das  Geschäfte- 
jahr 1921/22  auf  50  pCf.  für 
die  a ten  Aktien  und  25  pCl. 
für  die  jungen  Aktien  fest- 
gesetzte Dividende  gelangt 
sofort  hei  dem  Bankhause 
A.  Reissner  Söhne,  Berlin, 
zur  Auszahlung. 
Leopoldshall,  d.  27.  11.  1922. 

Der  Vorstand. 

Linaemann. 


MITTELDEUTSCHE  CREDITBANK 

Frankfurt  a.  M.  — Berlin 

Bezugs-Angebot 

auf  M.  170  000  000  — neue  Stammaktien. 

Die  außerordentliche  Generalversammlung  unserer  Aktionäre  vom  2.  Dezember 

1922  hat  u.  a.  beschlossen,  das  Stammaktien-Kapital  der  Gesellschaft  um  einen  Betrag 
bis  zu  M.  330  000  000. — ■ zu  erhöhen  durch  Ausgabe  bis  zu  330  000  Stück  vom  1.  Januar 

1923  ab  dividendenbereohtigten  auf  den  Inhaber  lautenden  Stammaktien  über  je 
M.  1000.—. 

Nachdem  der  Besohluß  über  die  Kapitalerhöhung  im  Handelsregister  eingetragen 
ist,  bieten  wir  namens  und  i;m  Auftrag  eines  Konsortiums  einen  Betrag  von  Mark 
170  000  000. — unseren  Aktionären  unter  nachstehenden  Bedingungen  zum  Bezüge  an: 

1.  Auf  je  M.  3000. — alte  Aktien  können  drei  neue  Aktien  über  je  M.  1000. — zum 
Kurse  von  300  % frei  von  Stückzinsen  unter  Entrichtung  der  Börsenumsatzsteuer 
bezogen  werden. 

2.  Die  Ausübung  des  Bezugsreohtes  hat  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses, 

bis  zum  28.  Dezember  1922  einschließlich 

zu  erfolgen  und  zwar: 
in  Frankfurt  a.  M.  1 

und  />  bei  der  Mitteldeutschen  Creditbank, 

in  Berlin  J 

ferner  bei  sämtlichen  Zweigniederlassungen  der  Mitteldeutschen  Creditbank  an 
anderen  Plätzen, 
außerdem  : 

in  Cobienz  und  Köln  bei  der  Bankfirma  Leopold  Seligmann, 

in  Leipzig  bei  der  Allgemeinen  Deutschen  Creditanstalt  (Abteil.  Becker  & Co.), 
in  Meiningen  bei  der  Bank  für  Thüringen  vorm.  B.  M.  Strupp  Aktiengesellschaft, 
in  München  bei  den  Bankfirmen  H.  Aufhäuser  und  Moritz  Schulmann, 
in  Stuttgart  bei  der  Bankfirma  Doertenbach  & Cie.,  G.  m.  b.*H., 
in  Tübingen  j 

in  Hechingen  und  / hei  der  Bankcommandite  Siegmund  Well, 

in  Sigmaringen  J 

3.  Bei  der  Anmeldung  sind  die  Aktien,  für  die  das  Bezugsrecht  ausgeübt  werden 
soll,  nach  der  Serien-  und  Nummernfolge  geordnet,  ohne  Gewinnanteil-  und  Er- 
neuerungsscheine  mit  einem  ausgefertigten  Anmeldeschein,  wovon  Vordrucke  bei 
den  Bezugsstellen  erhältlich  sind,  einzureichen.  Die  Ausübung  des  Bezugsrechtes 
ist  provisionsfrei,  soweit  sie  am  Schalter  der  Bezugsstelle  erfolgt.  Wenn  die 
Ausübung  auf  brieflichem  Wege  erfolgt,  wird  die  übliche  Bezugsprovision  in  An- 
rechnung gebracht.  Die  Aktien,  für  die  das  Bezugsrecht  ausgeübt  ist,  werden  mit 
einem  die  Ausübung  des  Bezugsrechts  kennzeichnenden  Stempelaufdruck  zurück- 
gegeben. 

4.  Der  Bezugspreis  von  300  % = M.  3000. — für  jede  Aktie  ist  zuzüglich  Börsen- 
umsatzsteuer bei  der  Anmeldung  bar  einzuzahlen.  Über  die  Einzahlung  wird  'dem 
Einreicher  eine  Kassenquittung  erteilt.  Die  Bezugsstellen  sind  bereit,  die  Ver- 
wertung und  den  Zukauf  von  Bezugsrechten  zu  vermitteln. 

5.  Die  Aushändigung  der  neuen  Aktien,  über  deren  Erscheinen  besondere  Mitteilung 
ergeht,  erfolgt  gegen  Rückgabe  der  Kassenquitfung  bei  derjenigen  Anmeldestelle, 
die  diese  Quittung  ausgestellt  hat,  gegen  Empfangsbestätigung.  Die  Bezugsstelle 
ist  berechtigt,  abeT  nicht  verpflichtet,  die  Legitimation  des  Vorzeigers  der  Kassen- 
quittung zu  prüfen. 

Frankfurt  a.  M.,  -m  Dezember  1922, 

Berlin,  • 

Mitteldeutsche  Creditbank. 
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Mitteilungen 

des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags. 

Haftpflicht  der  Spediteure. 

Die  Haftpflicht  der  Spediteure  regelt  sich  grundsäblich  nach 
§ 407  in  Verbindung  mit  § 390  des  H.  G.  B.  (Sachschadenhaftung) 
und  nach  § 408  des  HGB.  (allgemeine  schuldhafte  Vertrags- 
erfüllung). Bei  der  Sachschadenhaftung  braucht  der  Versender 
nur  zu  beweisen,  dab  der  Schaden  innerhalb  der  Zeit. des  un- 
mittelbaren Besibes  des  Spediteurs  entstanden  ist.  Gelingt  ihm 
dieser  Nachweis,  so  haftet  der  Spediteur  ohne  weiteres,  wenn  er 
nicht  den  Entlastungsbeweis  des  § 390,  dab  der  Verlust  oder  die 
Beschädigung  auf  Umständen  beruht,  die  durch  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  nicht  abgewendet  werden  konnten,  zu 
erbringen  vermag. 

Bei  der  Haftung  des  Spediteurs  wegen  schuldhafter  Vertrags- 
erfüllung gelten  die  allgemeinen  Regeln,  dab  der  Versender  die 
Voraussebung  der  Haftung  zu  beweisen  hat,  insbesondere  auch 
ein  Verschulden  bei  der  Vertragserfüllung  z.  B.  mangelhafte  oder 
unterlassene  Versicherung. 

Der  Spediteur  haftet  wie  ein  Frachtführer  für  die  Ausführung 
der  Beförderung,  für  Verlust  oder  Beschädigung  des  Gutes  wäh- 
rend des  Transportes  und  für  verspätete  Ankunft  der  Ware,  wenn 
er  erklärt,  dab  er  die  Beförderung  übernimmt  (§  412  HGB.)  oder 
sich  mit  dem  Versender  über  einen  festen  Beförderungspreis 
einigt  (§  413  I HGB.)  oder  das  Gut  in  Sammelladungen  befördert 
(§  413  II  HGB).  Diese  geseblichen  Bestimmungen  sind  nach- 
giebiges Recht,  sie  können  durch  Parteivereinbarungen  abge- 
ändert werden,  natürlich  mit  der  Einschränkung  § 276,  II.  Absabes 
des  BGB.  (Die  Haftung  wegen  Vorsab  kann  dem  Schuldner 
nicht  im  voraus  erlassen  werden.) 

Der  Verein  Deutscher  Spediteure,  Berlin,  hat  daher  den  ört- 
lichen Vereinigungen  empfohlen,  die  Haftung  der  Spediteure  für 
Verlust,  Minderung,  Beschädigung  oder  verspätete  Ablieferung 
auf  einen  Höchstbetrag  von  1,20  Mark  für  das  Bruttokilo  zu  be- 
schränken, soweit  die  Haftung  nach  den  geseblichen  Bestimmun- 
gen durch  Vereinbarung  überhaupt  eingeschränkt  werden  kann. 

Eine  Umfrage  zu  dieser  Haftungsbeschränkung  im  Kreise  der 
deutschen  Handelskammern  hat  ergeben,  dab  die  Haftungs- 
beschränkung auf  1,20  Mark  für  1 kg  als  viel  zu  niedrig  empfunden 
wird.  Auberdem  wird  die  Haftungsbeschränkung  fast  ausnahms- 
los nicht  als  Handelsbrauch  anerkannt.  Einzelne  Handelskammern 
wie  Coburg,  Cottbus,  Darmstadt,  Frankfurt-Main,  Köln,  Krefeld, 
Mühlhausen  und  Solingen  haben  in  örtlichen  Verhandlungen  mit 
den  Spediteurverbänden  eine  Erhöhung  der  Haftpflichlgrenze  auf 
10,  20,  50  und  für  gewisse  Fälle  auf  mehr  Mark  für  1 kg  Brutto 
erreicht. 

Der  D.  I.  u.  H.  glaubt  grundsäblich  die  gesebliche  Haftpflicht 
der  Spediteure  durch  eine  Vereinbarung  mit  dem  Verein  Deutscher 
Spediteure  nicht  auf  einen  Höchstbetrag  einschränken  zu  sollen, 
um  so  mehr  als  andere  Verkehrsinstitute  wie  Eisenbahn  und 
Post  ihre  Haftpflicht,  der  Geldentwertung  entsprechend,  sogar 
erweitern.  Auberdem  bestehen  in  einigen  Handelskammerbezirken 
heute  bereits  günstigere,  allerdings  örtliche  Haftpflichtbedingun- 
gen als  sie  durch  eine  zentrale  Regelung  zwischen  dem  D.  I.  u.  H. 
und  dem  Verein  Deutscher  Spediteure  erreicht  werden  könnten. 
In  den  Bezirken  Plauen  i.  V.  und  Dessau  haften  beispielsweise 
die  Spediteure  in  vielen  Fällen  in  vollem  Umfange,  im  Bezirke 
der  Handelskammer  Essen  wird  die  Haftpflicht  in  befriedigender 
Weise  von  Fall  zu  Fall  geregelt.  Auch  mub  auf  die  Bahnspediteure 
hingewiesen  werden,  die  für  Güter,  die  sie  von  der  Eisenbahn 
zum  abrollen  erhalten,  an  die  geseblichen  Haftungsbestimmungen 
gebunden  sind,  wie  sie  auch  für  die  Eisenbahn  gelten. 

Der  D.  I.u.H.  mub  eine  Haftpflicht  von  nur  1,20  Mark  für 
1 kg  auch  als  viel  zu  niedrig  bezeichnen.  Unbeschadet  seiner 
oben  angeführten  grundsäblichen  Auffassung,  glaubt  der  D.  I.  u.  H. 
von  örtlichen  Vereinbarungen  über  die  Haftpflichtgrenze  zwischen 
den  Spediteurverbänden  und  den  Handelskammern  nach  den 
Vorbildern  der  oben  genannten  Handelskammern  nicht  abraien  zu 
sollen,  zumal  der  Ausschub  der  gesamten  Spediteurverbände 
Deutschlands  in  Verhandlungen  dem  D.  I.  u.  H.  mitgeteilt  hat,  dab 


er  seinen  angeschlossenen  Verbänden  empfohlen  habe,  nicht  auf 
der  Haftungsbeschränkung  in  bisheriger  Höhe  zu  bestehen. 

Höchstbeträge  im  Postscheckverkehr. 

Der  D.  I.  u.  H.  trat  wiederholt  für  Erhöhung  von  Meistbeträ- 
gen  im  Postscheckverkehr  ein. 

Mit  Wirkung  vom  15.  Dezember  wird  der  Höchstbetrag  für 
Postschecke  von  100  000  M.  auf  500  000  M.  und  der  Höchstbetrag 
für  telegraphische  Zahlkarten,  Überweisungen  und  Zahlungsan- 
weisungen von  10  000  M.  auf  100  000  M.  erhöht. 

Anerkenmmg  mangelhafter  Verpackung. 

Auf  den  Beschlub  des  Verkehrsausschusses  des  D.  I.  u H.  vom 
1 . September  d.  J.  teilte  der  Reichsverkehrsminister 
mit,  dab  die  Reichsbahndirektion  in  Hannover  beauftragt  sei, 
zu  den  Verhandlungen  über  die  Neuregelung  der  Verpackungs- 
vorschriften im  Deutschen  Eisenbahnverkehrsverband  Vertreter 
aus  Handel  und  Industrie  hinzuzuziehen  und  bei  der  Auswahl  den 
Deutschen  Industrie-  und  Handelstag  zu  beteiligen. 

Um  die  Verhandlungen  des  Sonderausschusses  des  Deutschen 
Eisenbahnverkehrsverbandes  zu  beschleunigen,  sind  wir  wieder- 
holt vorstellig  geworden.  Uns  ist  mitgeteilt  worden,  dab  die  in 
Aussicht  genommenen  Verhandlungen  bisher  nicht  haben  statt- 
finden können,  weil  die  beteiligten  Verwaltungen  mit  Rücksicht 
auf  die  Verkehrslage  in  einzelnen  Bezirken  durch  anderweite 
Aufgaben  überaus  stark  in  Anspruch  genommen  seien.  Die  mit 
der  Bearbeitung  dieser  Frage  beauftragte  Eisenbahndirektion 
Berlin  komme  aber  demnächst  auf  die  Angelegenheit  zurück. 

Vgl.  S.  70. 

Internationales  Übereinkommen  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr. 

Die  Handelskammer  Leipzig  teilte  mit,  dab  die  Änderungs- 
vorschläge im  allgemeinen  zu  begrüben  seien,  weil  durdi  ihre 
Annahme  die  im  Übereinkommen  bestehenden  vielfachen  Lücken 
geschlossen  und  die  einschlägigen  Bestimmungen  den  veränderten 
Zeitverhältnissen  angepabt  würden.  Dies  gelte  im  besonderen 
hinsichtlich  der  Erweiterung  der  Vorschriften  in  bezug  auf  die 
Ein-  und  Ausfuhrmodalifäten,  Währung  und  Kursberechnung.  Die 
vom  Reichsverkehrsministerium  in  dieser  Beziehung  gemachten 
Vorschläge  seien  annehmbar.  Bedeutungsvoll  sei  das  Bestreben, 
gewisse  Eis'enbahngebühren  und  die  Frachten  vom  französischen 
Franken  unabhängig  zu  machen  (§  3 Art.  7 und  § 9 Art.  38)  und 
diese  Beträge  in  der  jeweiligen  Landeswährung  zu  erheben,  wo- 
durch für  die  deutschen  Verfrachter  wesentliche  Erleichterungen 
geschaffen  würden.  Im  übrigen  trügen  die  Vorschläge  den  in 
allen  Ländern  bestehenden  Transport-  und  Zollschwierigkteien  Rech- 
nung, und  man  werde  sich  bis  zu  einer  endgültigen  Besserung 
der  Verhältnisse  wohl  damit  abfinden  müssen,  dab  die  Eisenbah- 
nen die  Haftung  des  Versenders  für  seine  Angaben  im  Fracht- 
briefe und  Verfügungen  verschärfe. 

Die  Handelskammer  widerspreche  jedoch  einer  Änderung  des 
Artikels  1.  Bei  der  jebigen  Gestaltung  der  neuen  Staaten  werde 
es  vielfach  Vorkommen,  dab  längere  oder  kürzere  Eisenbahn- 
sfrecken  noch  nicht  zum  Intern.  Übereinkommen  gehörten.  Wenn 
nach  dem  Vorschläge  in  diesen  Fällen  das  Übereinkommen  für  die 
gesamte  Beförderung  keine  Geltung  haben  soll,  so  würde  der 
ganze  Transport  gewissermaben  in  der  Luft  hängen,  weil  er 
transportrechtlich  keine  Grundlage  fände.  Es  kämen  dann  ledig- 
lich die  Vorschriften  der  von  der  Beförderung  berührten  Länder- 
eisenbahnen in  Frage,  was  zur  Folge  haben  würde,  dab  Re- 
klamationsansprüche von  Bahn  zu  Bahn  verwiesen  würden  und 
der  Verfrachter  u.  U.  überhaupt  kein  Recht  geltend  machen 
könnte.  Der  Hinweis  in  der  Begründung  zu  diesem  Vorschläge, 
dab  damit  eine  Parallele  zu  der  entsprechenden  Bestimmung  des 
Übereinkommens  für  den  Personenverkehr  geschaffen  würde,  ist 
nicht  stichhaltig.  Ein  Reisender  könne  bei  Zwischenfällen  wäh- 
rend der  Reise  sein  Recht  persönlich  vertreten  und  fallweise 
sofort  geltend  machen.  Ein  Gütertransport  bedürfe  aber  eines 
verstärkten  Schufees,  der  nur  durch  internationale  Vereinbarungen 
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gewährleistet  werden  könne.  Es  dürfe  für  die  Gewährung  dieses 
Schubes  nicht  ausschlaggebend  sein,  dab  dabei  für  nur  wenige 
Kilometer  der  Beförderungsstrecke  das  (Übereinkommen  keine 
Geltung  hätte. 

Dem  Änderungsvorschläge  zu  Art.  7,  Haftung  für  die  Angaben 
im  Frachtbriefe  betr.,  könne  nur  unter  der  Voraussebung  zuge- 
stimmt werden,  dab  der  Vordruck  des  Frachtbriefmusters  jeden 
Zweifel  darüber  ausschliefje,  an  welchen  Stellen  die  einzelnen 
Erklärungen  und  Angaben  anzubringen  seien.  Wenn  sie  bisher 
vielfach  an  falscher  und  dafür  nicht  vorgesehener  Stelle  ge- 
macht worden  seien,  so  beweise  dies,  dab  der  Vordruck  nicht  klar 
genug  und  für  den  Laien  erkennbar  diese  Stellen  kennzeichne. 

Die  Neufassung  des  Art.  33  bedeute  eine  Härte  für  den  Ver- 
frachter insofern,  als  die  Zeit  von  2 Monaten  (60  Tagen)  entschie- 
den zu  lang  sei,  um  ein  nicht  am  Bestimmungsorte  eingetroffenes 
Gut  als  in  Verlust  geraten  zu  betrachten,  besonders  wenn  man 
dabei  berücksichtige,  dab  infolge  der  Valutaverhältnisse  in  einem 
so  langen  Zeiträume  das  Gut  für  den  Versender  so  wertlos  ge- 
worden sein  kann,  dab  der  Entschädigungsbetrag  in  keinem  Ver- 
hältnisse mehr  zum  Wiederbeschaffungspreise  stehe.  Wenn  schon 
nach  Lage  der  allgemein  ungünstigen  Verkehrsverhältnisse  eine 
entsprechende  Fristverlängerung  nicht  zu  umgehen  sein  würde, 
so  erscheine  doch  eine  Frist  von  45  Tagen  als  ausreichend.  Im 
übrigen  könne  für  diesen  Fall  das  gleiche  Verfahren  Plab  greifen, 
das  in  Art.  14,  Abs.  3,  für  die  Abkürzung  der  Lieferfristen  vor- 
gesehen sei  — nämlich  die  Festsetzung  der  Maximalfrist  durch  die 
Tarife. 

Dem  D.  I.  u.  H.  steht  noch  eine  beschränkte  Anzahl  der  Re- 
gierungsvorschläge zur  Verfügung.  An  Mitglieder,  die  ein  be- 
sonderes Interesse  an  dieser  Frage  haben,  können  daher  noch 
einige  Stücke  abgegeben  werden.  Vgl.  S.  373. 

Aasnahmetarif  für  frische  und  gefrorene  Seefische. 

Der  D.  1.  u.  H.  ist  beim  Reichsverkehrsminister  dafür  einge- 
treten, dab  der  Ausnahmetarif  VIII  für  frische  und  gefrorene  See- 
fische bei  Tariferhöhungen  in  ähnlicher  Weise  nicht  mit  erhöht 
werde,  wie  die  Ausnahmetarife  für  Kartoffeln  und  Obst. 

Frarlitberechnung  für  Rohbraunkohle 
und  geschüttete  Briketts. 

Der  Präsident  des  D.  I.  u.  H.  richtete  an  den  Reichsverkehrs- 
minister folgende  im  Auszuge  wiedergegebene  Eingabe: 

Nach  den  Bestimmungen  des  Deutschen  Eisenbahngütertarifs, 
Teil  I Abteilung  B,  wird  bei  Wagenladungen  der  Frachtberechnung 
nach  den  Säben  der  Hauptklasse  ein  Gewicht  von  mindestens 
15  000  kg  für  jeden  verwendeten  Wagen  zugrunde  gelegt.  Ab- 
weichend hiervon  erfolgt  für  gewisse  Güter,  darunter  auch  für 
Rohbraunkohle,  die  Frachtberechnung  nach  den  Hauptklassen  bei 
Verwendung  von  Wagen  mit  einem  Ladegewicht  von  mehr  als 
15  t mindestens  für  das  Ladegewicht  des  verwendeten  Wagens. 

Wenn  die  Eisenbahn  Wagen  mit  einem  Ladegewicht  von  we- 
niger als  15  000  kg  stellt,  so  wird  in  allen  Fällen,  in  denen  nach 
Absab  I und  II  des  § 9 des  Deutschen  Eisenbahngütertarifs, 
Teil  I Abteilung  B,  die  Fracht  für  mindestens  15  000  kg  berechnet 
werden  mübte,  der  Frachtberechnung  nach  den  Säben  der  Haupt- 
klassen mindestens  das  Ladegewicht  des  verwendeten  Wagens 
zugrunde  gelegt.  Bei  den  Brüsseler  10  t Wagen,  den  Brüsseler, 
Oldenburger  und  Mainzer  15  t Wagen,  sämtlichen  12)4  t Wagen 
mit  einer  Ladefläche  von  12,5  bis  14,8  qm  und  schlieblich  den 
Brüsseler  10  t Wagen  wird  jedoch  selbst  bei  voller  Beladung 
der  Wagen  mit  Rohbraunkohle  das  Ladegewicht  infolge  des 
geringeren  spezifischen  Gewichts  der  Braunkohle  nicht  erreicht. 
Es  kann  beispielsweise  ein  12)4  t Wagen  nur  mit  10  t Rohbraun- 
kohle beladen  werden,  während  die  Fracht  nach  den  geltenden 
Bestimmungen  für  12)4  i berechnet  werden. 

Ähnliche  Gesichtspunkte  gelten  auch  für  geschüttete  Briketts. 

Der  D.  I.  u.  H.  bittet  daher  den  Herrn  Minister  dafür  einzu- 
treten, dab  den  vorübergehend  gültigen  Bestimmungen  des  § 9, 
Absab  2 folgender  Zusab  beigefügt  werde: 

Abweichend  hiervon  wird  für  Rohbraunkohle  und  geschüttete 
Briketts  bei  Gestellung  von  Brüsseler,  Oldenburger  und  Mainzer 
15  t Wagen,  sowie  von  Wagen  mit  weniger  als  15  t Ladegewicht 
der  Frachtberechnung  nach  der  Hauptklasse  das  Nettogewicht 
der  Ladung  bei  voller'  Ausnubung  des  verwendeten  Wagens  zu- 
grunde gelegt. 

Gleichzeitig  bat  der  D.  I.  u.  H.  den  Herrn  Minister,  an  den  für 
Rohbraunkohle  und  geschüttete  Briketts  in  Betracht  kommenden 
Wagen  ein  besonderes  (geringeres)  Ladegewicht  anschreiben  zu 
lassen. 


Internationale  Automobilaasstellung 
Gotenburg  1923. 

Dem  D.  I.  u.  H.  ist  das  Programm  für  die  Internationale  Auto- 
mobilausstellung in  Gotenburg  1923  zugegangen.  Interessier- 
ten Mitgliedern  steht  es  auf  Wunsch  zur  Ver- 
fügung. R. 

V err  e chnungsscheck  s. 

Die  Handelskammer  zu  Essen  teilt  mit,  dab  der  Rheinisch- 
Westfälische  Sparkassenverband  Köln  einen  neuen  Vorschlag  zur 
Vermeidung  von  betrügerischer  Verwendung  von  Verrechnungs- 
schecks gemacht  habe.  Da  in  lebter  Zeit  häufig  Verrechnungs- 
schecks durch  Auslöschen  des  Stempels  „nur  zur  Verrechnung“ 
als  Barschecks  benubt  wurden,  sollen  die  vorhandenen  und  neuen 
Schedeformulare  so  eingerichtet  werden,  dab  bei  den  Verrech- 
nungsschecks die  linke  obere  Edce  in  etwa  4 cm  Breite  und  Tiefe 
abgetrennt  wird,  über  und  unter  der  Schnittfläche  steht  der 
Vermerk:  „Bareinlösung  ausgeschlossen,  wenn  diese  Ecke  fehlt“. 
Der  Stempelaufdruck  „nur  zur  Verrechnung“  bleibt  gemäb  geseb- 
licher  Vorsdirift. 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  sich  zu  diesem  Vorschläge  zu 
äubern.  Vgl.  S.  94. 

Änderung  des  § 63  des  Handelsgesetzbuchs. 

Die  Handelskammer  zu  Frankfurt  a.  O.  richtete  an  das 
Reichsjustizministerium  die  nachfolgende  Eingabe: 

„In  § 63  H.  G.  B.  ist  bestimmt,  dab  ein  Handlungsgehilfe,  der 
durch  unverschuldetes  Unglück  an  der  Leistung  der  Dienste  ver- 
hindert ist,  6 Wochen  seinen  Anspruch  auf  Gehalt  und  Unterhalt 
behält  und  nicht  verpflichtet  ist,  sich  den  Betrag  anrechnen  zu 
lassen,  der  ihm  für  die  Zeit  der  Verhinderung  aus  einer  Kranken- 
oder Unfallversicherung  zukommt. 

Die  Entstehung  dieser  Vorschrift  ist  wahrscheinlich  darauf 
zurückzuführen,  dab  zu  der  Zeit  des  Inkrafttretens  desHandels- 
gesebbuches  man  einem  Handlungsgehilfen,  der  jedoch  nur  ein 
geringes  Gehalt  hatte  und  im  Krankheitsfalle  nur  ein  kleines 
Krankengeld  bezog,  diesen  lebteren  Betrag  nicht  anrechnen  wollte, 
damit  ihm  die  Möglichkeit  gegeben  wurde,  etwas  Besonderes  für 
seine  Wiederherstellung  zu  tun. 

ln  den  heutigen  Tagen  haben  sich  diese  Verhältnisse  grund- 
legend geändert.  Durch  die  Tarifverträge  sind  den  Handlungs- 
gehilfen Gehälter  zugesichert  worden,  die  ihr  Auskommen  ohne 
Zweifel  ermöglichen  und  es  auch  zulassen,  dab  der  Angestellte 
in  Krankheitsfällen  für  seine  Wiederherstellung  sich  Sonderaus- 
gaben leistet.  Die  Höhe  des  von  dem  Handlungsgehilfen  zu  be- 
ziehenden Krankengeldes  hat  sich  ebenfalls  fundamental  ge- 
ändert. Kommt  es  doch  vor,  dab  ein  erkrankter  Angestellter 
pro  Tag  an  Krankengeld  z.  B.  hier  in  Frankfurt  a.  O.  bis  zu 
250  M.  bezieht,  während  in  anderen  Städten  es  noch  höher  sein 
soll. 

Unter  diesen  Umständen  ist  die  Kaufmannschaft  der  Meinung, 
dab  es  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  sei,  wenn  man  in  dieser 
Krisenzeit  für  den  einzelnen  Geschäftsinhaber,  der  doch  wahrlich 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  durchweg  schwer  leidet,  ver- 
lange, dab  er  für  den  Fall  der  Krankheit  eines  Angestellten,  dem 
er  Gehalt  und  Unterhalt  während  der  Zeit  der  Erkrankung  leiste, 
das  von  den  Erkrankten  zu  beziehende  Krankengeld  auf  das 
Gehalt  anrechne. 

Wir  haben  in  unserer  lebten  Vollversammlung  die  Angelegen- 
heit einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  und  sind  einstimmig 
. zu  der  Meinung  gelangt,  dab  jener  Wunsch  der  Kaufmannschaft 
durchaus  berechtigt  ist.“ 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder  um  Stellungnahme  hierzu. 

Gesetzentwurf  zur  Erhöhung  von  Ordnungsstrafen. 

Von  einer  groben  Anzahl  Handelskammern  ist  des  öfteren 
bei  uns  darüber  Klage  geführt  worden,  dab  die  in  den  einzelnen 
Gesehen  vorgesehenen  Ordnungsstrafen,  durch  die  jemand  zu 
einem  Tun  oder  Unterlassen  angehalten  werden  soll,  bisher  noch 
nicht  der  heutigen  Geldentwertung  angepabt  worden  sind.  Aus 
diesem  Grunde  seien  bereits  schon  verschiedene  Mibstände  in 
die  Erscheinung  getreten.  Vor  allen  Dingen  wird  darauf  hinge- 
wiesen, dab  die  Registergerichte  nach  den  gegenwärtig  gelten- 
den geseblichen  Bestimmungen  nicht  in  der  Lage  seien,  zum 
Zwecke  der  Befolgung  ihrer  Anordnungen  eine  höhere  Strafe 
als  300  M.  festzuseben.  Diese  Beschränkung  des  Strafmabes  auf 
den  für  heutige  Verhältnisse  äuberst  geringen  Höchstbetrag  von 
300  M.  habe  bereits  dazu  geführt,  dab  böswillige  Beteiligte  unter 
Nichtachtung  der  gerichtlichen  Anordnungen  einerseits  ihrer  An- 
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meldepf licht  nicht  nachgekommen  seien,  andererseits  jeden  be- 
liebigen Firmenmibbrauch  getrieben  haben. 

Um  hier  möglichst  Wandel  zu  schaffen,  haben  wir  uns  an  die 
zuständige  Stelle  gewandt  mit  der  Bitte,  eine  Änderung  der  in 
Frage  kommenden  Bestimmungen,  insbesondere  derjenigen  des 
§ 33  Reichsgeseb  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  in  einer  den  Zeitverhältnissen  entsprechenden 
Weise  zu  veranlassen.  Daraufhin  ist  uns  kürzlich  ein  Geseb- 
entwurf  zur  Erhöhung  von  Ordnungsstrafen  zugegangen.  Dieser 
bestimmt,  dag  der  Höchstbetrag  der  Geldstrafen,  die  im  Bürger- 
lichen Gesebbuche,  dem  Gerichtsverfassungs-Gesebe,  der  Zivil- 
prozebordnung,  der  Sfrafprozebordnung,  dem  Geseb  über  die 
Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  und  dem  Reichs- 
geseb  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
vorgesehen  sind,  auf  das  Zehnfache,  mindestens  aber  auf 
10  000  M.  erhöht  werden.  Das  gleiche  gilt  für  die  im  Handels- 
gesebbuche,  der  Konkursordnung  und  dem  Gesebe  betreffend  die 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  vorgesehenen  Ord- 
nungsstrafen. 

Einkommensteuergesetz. 

Dem  Reichstag  liegt  der  Entwurf  eines  Gesebes  zur 
Änderung  des  Einkommensteuergesebes  vor,  der  eine  Abände- 
rung des  Tarifs  infolge  der  Geldentwertung  bringt. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  bedarf  die  Einkommenbesteuerung 
dringender  Abänderung.  Der  D.  I.  u.  H.  hat  zusammen  mit  der 
Handelskammer  Berlin,  dem  Zentralverband  des  Deutschen  Grob- 
handels, der  Hauptgemeinschaft  des  Deutschen  Einzelhandels, 
dem  Reidisverband  des  deutschen  Handwerks  folgende  Anträge 
gestellt: 

1.  Hinter  § 33a  ist  folgender  § 33b  einzuschalten: 

„Eiserne  Bestände  der  gewerblichen  Unternehmungen  können 

bei  Berechnung  des  Geschäftsgewinns  zu  dem  Wert  angesebt 
werden,  der  für  den  betreffenden  Bestand  als  Anfangswert  des 
Geschäftsjahres  eingestellt  wird.  Als  eiserne  Bestände  sind  die- 
jenigen Rohstoffe,  Halb-  und  Fertigerzeugnisse,  Hilfsstoffe, 
Waren,  Vorräte  und  dgl.  anzusehen,  die  erforderlich  sind,  um 
das  betreffende  Unternehmen  unter  Berücksichtigung  seines  Um- 
fanges und  seiner  Entwicklung  aufrecht  zu  erhalten  und  fort- 
zuführen. 

Soweit  die  eisernen  Bestände  am  Ende  des  Geschäftsjahres 
eine  Verringerung  erfahren  haben,  die  nicht  auf  einer  Ein- 
schränkung des  Betriebes  beruht,  können  steuerfreie  Rücklagen 
zur  Deckung  der  Kosten  der  Wiederergänzung  der  eisernen  Be- 
stände abgesebt  werden.“ 

Begründung. 

Die  fortschreitende  Geldentwertung  bringt  es  mit  sich,  dab 
das  erforderliche  Betriebskapital  dem  Kaufmann  trob  ziffern- 
mäbiger  Vermehrung  dahinschwindet.  Die  Betriebe  haben  zu 
ihrer  Weiterfortführung  in  dem  jeweilig  vorhandenen  Umfange 
eine  gewisse  Menge  von  Warensfoeks  nötig.  Diese  Bestände 
müssen  heute  zu  dauernd  höheren  Ziffern  von  Mark  neu  erwor- 
ben werden.  Es  ist  notwendig,  dab  diese  Bestände,  mit  denen 
ein  Unternehmen  im  unveränderten  Rahmen  zur  Fortführung  im 
bisherigen  Umfange  rechnen  mub,  dauernd  nur  nach  einem  un- 
veränderlichen Wert  eingesebt  werden,  weil  der  für  den  Betrieb 
tatsächlich  innere  Wert  der  gleiche  ist.  Es  handelt  sich  um  keine 
Vergünstigung,  sondern  lediglich  um  eine  gesebliche  Fassung, 
die  nur  infolge  der  Geldentwertung  nötig  ist.  Das  Ziel  dieser 
geseblichen  Festlegung  ist  insbesondere,  auch,  der  Erhaltung 
der  werbenden  Güter  im  Rahmen  der  deutschen  Volkswirtschaft 
zu  dienen.  Die  Erhaltung  des  deutschen  werbenden  Kapitals 
ist  zugleich  eine  Frage  der  deutschen  Zahlungsbilanz  mit  allen 
sich  daraus  ergebenden  Folgerungen. 

2.  Es  wird  beantragt,  folgenden  § 33c  einzuschalten: 

„Die  jährlichen  Absebungen  für  Abnubung  können  ent- 
sprechend dem  tatsächlichen  Verbrauch  ohne  Rücksicht  auf  den 
Anschaffungswert  oder  den  Buchwert  der  in  Betracht  kommenden 
Gegenstände  bemessen  werden.“ 

Begründung. 

Infolge  der  Geldentwertung  steht  für  den  buchführenden 
und  für  den  nicht  buchführenden  Gewerbetreibenden  die  tat- 
sächliche Abnubung  der  Gegenstände  des  Anlagekapitals  in 
keinem  Verhältnis  mehr  zu  den  unter  Berücksichtigung  des  An- 
schaffungswertes oder  des  Buchwertes  zulässigen  regelmäbigen 
Abschreibungen.  Für  buchführende  Gewerbetreibende  insbeson- 
dere kann  der  bisher  in  der  Rechtsprechung  aufgestellte 
Grundsab,  wonach  Abschreibungen  nur  von  dem  in  der  Bilanz 
nachgewiesenen  Aktivum  zulässig  sind,  nicht  mehr  aufrecht  er- 


halten werden.  Vielmehr  mub,  wie  § 33c  vorschlägt,  die  Ab- 
schreibung lediglich  entsprediend  der  tatsächlich  in  dem  betref- 
fenden Jahre  nachweislich  eingetrefenen  Abnubung  erfolgen.  Da 
bei  Buchführung  die  vorgenannte  Absebung  auf  der  Aktivseite 
im  Wege  einer  Abschreibung  von  dem  betreffenden  Aktivposten 
nicht  mehr  möglich  ist,  kann  dieselbe  nur  durch  Bildung  von  be- 
sonderen Entwertungskonten  vor  sich  gehen.  Die  Steuerfreiheit 
dieser  Entwertungskonten  bedeutet  nichts  anderes  als  die  Frei- 
lassung der  tatsächlichen  Abnubung  in  dem  betreffenden  Jahre 
von  der  Steuer  und  die  Vermeidung  von  Scheingewinnen  auf 
diesem  Gebiete. 

3.  Die  Ausführungsbestimmungen  zu  § 59a  des  Reichs- 
einkommensteuergesebes  sind  grundsäblich  umzugestalten: 

§.1. 

Ersabgegenstände:  Zu  fordern  ist  gewisser  Spielraum  für 
Anschaffungen. 

§ 2. 

Die  Säbe  sind  viel  zu  niedrig,  z.  B.  nur  sechsfache  Rück- 
stellung. 

§ 3. 

Verteilungszeitraum.  Es  wird  eine  Regelung  ähnlich  wie  in 
Österreich  zu  erwägen  sein.  Spielraum  zwischen  4—8  Jahren. 

§ 4. 

Durchgreifende  Änderung  der  Nachweisung  und  wesentliche 
Erleichterung.  Fall  des  Rechtsnachfolgers  mub  geändert  werden, 
Rücklage  mub  bestehen  bleiben. 

Der  Herr  Reichsminister  der  Finanzen  wird  ersucht,  wegen 
der  Änderungen  der  Ausführungsbestimmungen  mit  den  Spiben- 
verbänden  ins  Benehmen  zu  treten  und  bei  den  Verhandlungen 
auch  die  Frage  zum  Gegenstand  einer  Erörterung  zu  machen,  ob 
und  in  welcher  Richtung  § 59a  des  Einkommensteuergesebes 
selbst  zu  ändern  sein  wird. 

Novelle  zum  Eandessteuergesetz. 

(Finanzausgleichsgesebl 

Die  Spibenverbände  von  Handel  und  Industrie,  unter  ihnen 
der  D.  1.  u.  H.,  haben  folgende  Eingabe  an  Mitglieder  des  zu- 
ständigen Reichstagsausschusses  gerichtet: 

Ergänzende  Bemerkungen  zur  Eingabe  vom  17.  Oktober  d.  J. 

1.  Allgemeines. 

Die  Vertreter  der  Kommunen  werden  am  13.  d.  M.  Gelegen- 
heit haben,  in  einer  Sondersibung  den  Herren  Mitgliedern  des 
Reichstages  ihre  Wünsche  zu  unterbreiten.  Wir  legen  daher  be- 
sonderen Wert  darauf,  nochmals  zu  betonen,  dab  durch  die  bis- 
herige unzureichende  Fassung  des  Landessteuergesebes  in  ganz 
besonderer  Weise  die  Wirtschaft  betroffen  wurde,  welche  die 
ungeheuren  Fehlbeträge  in  den  Etats  der  Gemeinden,  die  zum 
groben  Teil  durch  zu  langsame  und  unzureichende  Überweisung 
der  Reichssteuern  herbeigeführt  wurden,  durch  Gewerbesteuern 
decken  mubte,  die  das  erträgliche  Höchstmab  erheblich  über- 
schreiten. Die  statistische  Aufstellung  unserer  Eingabe  vom 
17.  Oktober  d.  J.  zeigt  an  zahlreichen  Beispielen,  wie  stark  sich 
bei  den  Haushalten  der  Gemeinden  bei  der  Deckung  der  Fehl- 
beträge das  Verhältnis  der  Einkommensteuer  bzw.  der  Reichs- 
anteile an  der  Einkommen-,  Körperschafts-  und  Umsabsteuer 
einerseits  und  der  Gewerbesteuer  andererseits  verschoben  hat. 
wobei  für  1922  die  Voranschläge  nach  dem  Stande  von  Mai/Juni 
d.  J.  zugrunde  gelegt  sind.  Diese  gewerbesteuerlichen  Lasten 
waren  deshalb  wirtschaftlich  so  ungerechtfertigt,  weil  die  Ge- 
meinden, zumal  bei  der  fortschreitenden  Geldentwertung,  nicht 
nur  unzureichend,  sondern  immer  erst  sehr  verspätet  an  den 
Reichssteuern  beteiligt  wurden.  Bei  der  allgemeinen,  aufs  äuberste 
angespannten  steuerlichen  Belastung  mub  diesem  Zustande  mög- 
lichst bald  ein  Ende  gemacht  werden.  Neben  einer  ausreichenden 
Beteiligung  der  Gemeinden  legen  wir  daher  besonderen  Wert  auf 
eine  einfache  und  klare  Fassung  der  Vorlage  und  eine  zweck- 
mäbige  Ausgestaltung  des  Verteilungsverfahrens.  Wir  kommen 
hierauf  bei  den  einzelnen  Punkten  noch  zurück.  • 

2.  Einzel  wünsche. 

Z u § 5 verweisen  wir  -auf  unseren  Antrag  in  der  Eingabe 
vom  17.  Oktober  1922. 

Z u § 8.  Die  hierzu  im  Reichswirtschaftsrat  gefabte  Entschlie- 
bung  entspricht  im  wesentlichen  dem  von  uns  in  unserer  Eingabe 
zu  § 14  gestellten  Antrag.  Wir  bitten,  hierauf  bei  den  Beratungen 
besonders  einzugehen. 
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Zu  § 9.  Der  hierzu  von  uns  in  unserer  Eingabe  vom  17.  Ok- 
tober gestellte  Antrag  hat  weder  im  Reichswirtschaftsrat  noch 
im  Reichsrat  Annahme  gefunden.  Bei  der  starken  Anspannung 
der  Gewerbesteuer,  die  sich  in  zahlreichen  Fällen  heute  als  eine 
Umlage  des  Gemeindefehlbetrages  auf  die  Befriebe  nach  Maß- 
gabe ihres  Anlage-  und  Betriebskapitals  darstellt  und  dadurch 
unter  Nichtachtung  ihres  Charakters  als  Ertragssteuer  eine  Art 
Vermögensabgabe  wird,  müssen  wir  unter  besonderem  Nachdruck 
die  Berücksichtigung  unseres  Antrages  zu  § 9 nochmals  betonen. 

Zu  § 13b.  Der  Vorläufige  Reichswirtschaftsrai  hat  sich  im 
Sinne  unseres  Antrages  ausgesprochen.  (Vgl.  hierzu  unsere  Be- 
gründung in  der  Eingabe  vom  17.  Oktober  1922.) 

Z u § 14.  Die  Begründung  zu  der  Reichsiagsvorlage  sagt  auf 
Seite  25,  daß  die  Gesetzgebung  der  Länder  auf  dem  bezeich- 
neten  Gebiete  durch  reichsrechtliche  Vorschriften  nicht  beschränkt 
ist.  Nach  § 14  LSfG.  sollen  die  Länder  lediglich  darauf  Bedacht 
nehmen,  die  Bestimmungen  über  die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  Landes-  und  Gemeindesteuern  mit  den  Vorschriften  der 
Reichsabgabenordnung  in  Einklang  zu  bringen.  Aus  der  Be- 
gründung zu  unserem  Anträge  zum  § 14  geht  hervor,  wie  wichtig 
diese  Forderung  im  Interesse  der  verschiedenen  Finanzverwal- 
tungen wie  auch  der  Steuerpflichtigen  ist.  Tatsächlich  nehmen 
die  meisten  Gemeinden  auf  die  reichsgesefelichen  Bestimmungen 
nicht  Bedacht.  Ihr  besonderes  Vorgehen  führt  zu  einer  beträcht- 
lichen Mehrarbeit  der  betreffenden  Stellen  und  Steuerpflichtigen 
und  auch  zu  zahlreichen  weiteren  Streitigkeiten,  beispielsweise 
auf  dem  schwierigen  Gebiete  der  Beweriungsfragen. 

Beteiligung  an  der  Einkommen-  und  Körperschaftssteuer. 

Zu  d e n §§  17  ff.  u n d 44 ff.  Hinsichtlich  der  Beteiligung  an 
der  Einkommen-  und  Körperschaffssteuer  und  des  Verteilungs- 
verfahrens hat  der  Vorläufige  Reichswirtschaftsrat  sich  zum  § 51  b 
in  seinem  Vorschlag  und  seinen  Entschließungen  auf  unseren 
Standpunkt  gestellt.  Die  auf  Grund  der  Beratungen  im  Reichs- 
rat in  den  §§  18  und  51  b getroffene  Regelung  für  den  Ver- 
teilungsschlüssel (§  18)  und  den  Verfeilungszeitpunkt  (§  51b 
Ziffer  1)  kommt  diesen  Forderungen  entgegen.  Die  Übergangs- 
bestimmungen der  Reichstagsvorlage  Artikel  II  und  III  finden  hier 
jedoch  keine  praktische  Lösung.  Leider  muß  als  sicher  ange- 
nommen werden,  daß  im  Frühjahr  1923  vielleicht  das  Ergebnis 
des  Steueraufkommens  für  1921,  sicher  nicht  das  für  das  )ahr  1922 
vorliegt.  Der  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Verteilungs- 
schlüssel würde  also,  und  das  ist  wesentlich,  für  die  städtischen 
Haushalte  im  kommenden  Jahre,  d.  h.  in  der  wirklichen  Über- 
gangszeit, nicht  anwendbar  sein.  Es  wird  deshalb  eine  andere 
Fassung  der  Übergangsbestimmungen  notwendig  sein,  wobei  nach 
den  Grundsäfeen  des  § 51  b das  Aufkommen  verteilt  wird,  aber 
nach  einem  Schlüssel,  der  bereits  für  die  Uberganszeit  feststell- 
bar ist.  Hierbei  wird  man  wohl  nur  auf  den  Verteilungsschlüssel 
zurückgreifen  können,  der  schon  jefet  für  die  Beteiligung  der  ver- 
schiedenen Länder  maßgebend  ist,  wonach  z.  B.  Preußen  7/±2  der 
den  Ländern  zustehenden  Anteile  erhält.  Die  im  § 56  aufge- 
stellten Bestimmungen  über  die  gewährleisteten  Garantiebeträge 
nach  Maßgabe  des  Aufkommens  von  1919  sind  durch  die  Geld- 
entwertung so  sehr  überholt,  daß  sie  praktisch  bedeutungslos  sind 
und  nur  verwirren.  Wir'  beantragen  dementsprechend: 

Streichung  der  §§  56—58  und  die  Schaffung  neuer  Über- 
gangsbestimmungen zu  den  Artikeln  II  und  III,  wonach  auch  in 
der  Übergangszeit  die  Anteile  der  Länder  an  der  Einkommen- 
und  Körperschaftssteuer  mit  drei  Vierteln  des  Aufkommens 
eines  jeden  Monats  mit  dem  Ablauf  des  folgenden  Monats  fällig 
werden,  nach  dem  Verteilungsschlüssel,  der  bereits  heute  fest- 
stellbar ist. 

Zuschläge  zur  Einkommensteuer. 

Zur  Beseitigung  der  Finanznot  der  Gemeinden  wird  von  ver- 
schiedenen Seiten  auch  die  Gewährung  des  Zuschlagsrechts  zur 
Einkommensteuer  an  die  Gemeinden  gefordert.  Wie  lehnen  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Entwurf  die  Bewilligung  eines  solchen 
Zuschlagsrechts  unter  den  zurzeit  bestehenden  Verhältnissen  ab, 
da  wir  uns  davon  in  der  gegenwärtigen  Zeit  irgendwelche  gün- 
stigen Wirkungen  nicht  versprechen  können.  Es  wäre  ja  an  sich 
zu  begrüßen,  wenn  durch  Gewährung  des  Zuschlagsrechts  das 
Verantworilichkeitsgefühl  in  den  Gemeinde-Parlamenten  wieder 
gestärkt,  die  Bewilligungsfreudigkeit  gehemmt  und  das  Sparsam- 
keitsgefühl wieder  geweckt  würde,  was  zweifellos  dann  der  Fall 
sein  würde,  wenn  diejenigen,  die  die  Steuern  beschließen,  sie 
auch  zu  tragen  hätten.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
erwarten  wir  aber  eine  derartige  Wirkung  leider  nicht.  Sollten 


jedoch  die  Verhältnisse  sich  ändern,  so  könnte  man  der  Ge- 
währung des  Zuschlagsrechts  unter  folgenden  Bedingungen  allen- 
falls zustimmen: 

1.  Der  jefet  bereits  außerordentlich  überspannte  Tarif  des 
Reichseinkommensteuergesefees  ist  entsprechend  herabzu- 
sefeen. 

2.  Die  Zuschläge  sind  in  der  Weise  zu  staffeln,  daß  auch  die 
große  Masse,  und  nicht  nur  die  höher  Besteuerten,  von  den 
Zuschlägen  erfaßt  werden. 

3.  Es  ist  eine  Relation  zwischen  Gemeindeeinkommensteuer  und 
den  Realsfeuern  zu  schaffen. 

4.  Bei  den  Gewerbesteuern  ist  eine  Höchstbelastungsgrenze 
einzuführen. 

Nur  wenn  vorstehende  Kautelen1  geschaffen  werden,  kann 
über  die  Wiedereinführung  des  Zuschlagsrechts  geredet  werden. 

Verteilung  der  llmsafesteuer. 

In  unserer  Eingabe  vom  17.  Oktober  haben  wir  zu  Artikel  VII 
eingehend  dargelegt,  aus  welchen  Gründen  wir  einer  Erhöhung 
der  Umsafesteuer  zugunsten  einer  erhöhten  Beteiligung  der  Ge- 
meinden widersprechen  müssen.  Wir  halten  trofe  des  Gutachtens 
des  Ausschusses  des  Reichswirtschaffsrates,  das  lediglich  mit 
einer  Zufallsmehrheit  angenommen  wurde,  auch  heute  noch  an 
unserem  Standpunkte  fest.  Eine  erhöhte  Beteiligung  der  Ge- 
meinden an  der  Umsafesteuer  ist  unbedingt  zu  fordern.  Hierzu  ist 
aber  eine  Erhöhung  der  Umsafesteuer  nicht  notwendig.  Wenn  die 
erste  Fassung  des  Landessfeuergesefees  die  gesamten  Be- 
dürfnisse von  Reich,  Ländern  und  Gemeinden  unferschäfet  hat,  so 
soll  eben  diese  Novelle  lediglich  einen  ausreichenden  Ausgleich 
bringen.  Wenn  das  heutige  Steueraufkommen  des  Reiches  nicht 
ausreicht,  um  allen  Finanzbedürfnissen  zu  entsprechen  (wir  ver- 
kennen keineswegs  die  schwierige  Finanzlage  des  Reichs),  so 
muß  doch  mit  allem  Nachdruck  von  uns  betont  werden,  daß  vor 
den  Reparationen  die  dringendsten  inneren  Bedürfnisse  befriedigt 
werden  müssen. 

Mit  Entschiedenheit  müssen  wir  uns  gegen  die  vom  Reichs- 
wirtschaftsrat  gefaßte  Entschließung  zu  Artikel  VII  wenden  hin- 
sichtlich der  Befreiung  der  Genossenschaften  von  der  Umsafesteuer 
Die  Entschließung  entspricht  zwar  einem  bei  den  Beratungen 
über  die  Umsafesteuernovelle  zum  Beginn  dieses  Jahres  vom 
Steuerausschuß  des  Reichstags  angenommenen  Anträge.  Dieser 
ist  aber  infolge  des  lebhaften  Protestes  aller  Kreise  der  Handel- 
und  Gewerbetreibenden  nicht  Gesefe  geworden.  Den  gleichen 
Widerstand  findet  mit  Recht  diese  Entschließung  des  Aus- 
schusses des  Reichswirtschaftsrats,  die  ihre  Annahme  nur  einer 
Zufallsmehrheit  verdankt.  Die  Gesetzgebung  muß  es  unter  allen 
Umständen  vermeiden,  in  dem  freien  Wettbewerb  zwischen1  Ge- 
nossenschaften und  privaten  Unternehmungen  durch  einseitige 
Bevorzugung  der  ersteren  einzugreifen;  sie  muß  im  Gegenteil 
bei  diesem  Wettbewerb  strengste  Neutralität  bewahren.  Die 
in  manchen  Kreisen  herrschende  Ansicht,  daß  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  ganz  von  selbst  zur  Ausbreitung  der  Ge- 
nossenschaften führen  werde,  wird  allerdings  dann  recht  be- 
halten, wenn  man  bei  jeder  Gelegenheit  die  Ausbreitung  der  Ge- 
nossenschaften1 durch  staatliche  Hilfe  fördert,  wie  das  in  der 
lefeten  Zeit  häufig  geschehen  ist.  Es  sei  nur  an  die  staatliche 
Unterstüfeung  der  Warenversorgungsstellen  der  Deutschen  Ge- 
werkschaften erinnert.  Durch  derartige  Maßnahmen  begün- 
stigt man  die  Sozialisierungs-  und  Kommunalisierungspläne  und 
verdrängt  immer  weitere  Schichten  des  selbständigen  Gewerbes, 
insbesondere  des  gewerblichen  Mittelstandes,  Die  Überlegen- 
heit der  Genossenschaften  gegenüber  dem  freien  Gewerbe 
wäre  bei  der  beantragten  Freistellung  der  Genossenschaften 
von  der  Umsafesteuer,  die  bei  den  jefeigen  schon  absolut  hohen 
Preisen  einen  ganz  erheblichen  Teil  des  Kaufpreises  ausmacht, 
eine  derartig  große,  daß  die  Ausschaltung  weiterer  Kreise  des 
selbständigen  Gewerbes  unbedingt  daraus  folgen  muß.  Das 
muß  um  so  mehr  der  Fall  sein,  wenn  die  Umsafesteuer  auf  2% 
oder  nach  Antrag  des  Städtetages  sogar  auf  3 v.  H.  erhöht 
werden  sollte. 

Nach  § 51  b Ziffer  4 werden  die  Anteile  der  Gemeinden  an 
der  Umsafesteuer  mit  dem  Ablauf  des  Monats  fällig,  der  auf  das 
Kalendervierteljahr  folgt,  in  dem  sie  festgestellt  worden  sind1.  An 
den  erheblichen  Vorauszahlungen  der  Umsafesteuer  werden  zur- 
zeit die  Gemeinden  praktisch  völlig  unzureichend  beteiligt.  Bei 
der  starken  Geldentwertung  bedeutet  das  für  die  Gemeinde- 
finanzen einen  erheblichen  aber  vermeidbaren  Ausfall. 
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Wir  beantragen  daher,  zum  § 51  Absafe  4 der  Novelle  folgende 
Säfee  einzufiigen: 

„Bis  zur  Feststellung  der  Gemeindeanteile  erhalten  die  Ge- 
meinden vierteljährlich  Vorauszahlungen  in  Höhe  von  50  v.  H.  der 
Vorauszahlungen  der  Steuerpflichtigen  nach  Mafegabe  ihrer  zu- 
lefet  festgestellten1  Umsafesteueranteile;  solange  eine  solche  Fest- 
stellung überhaupt  noch  nicht  stattgefunden  hat,  nach  Mafegabe 
ihrer  zulefet  festgestellten  Rechnungsanteile  an  der  Einkommen- 
steuer. Der  Unterschied  zwischen  den  geleisteten  Vorauszah- 
lungen und  den  endgültig  festgestellten  Gemeindeanteilen  ist  bei 
den  nächsten  Überweisungen  auszugleichen. 

Bis  zur  erstmaligen  endgültigen  Feststellung  der  Umsafe- 
steueranteile der  Gemeinden  treten  folgende  Übergangsbestim- 
mungen in  Kraft: 

Gewerbliche  Betriebe,  die  sich  im  Sinne  des  § 22  LSiG.  über 
mehrere  Gemeinden  erstrecken,  haben  bei  der  Abführung  der 
vierteljährlichen  Vorauszahlungen  dem  Finanzamt  einen  Plan  für 
die  Verteilung  der  Umsafesteuer  auf  die  beteiligten  Sife-  und  Be- 
legenheitsgemeinden  einzureichen.  Dieser  Verteilungsplan  ist  wie 
folgt  aufzustellen: 

Der  Gemeinde,  in  der  die  Leitung  des  Gesamtbetriebes  statt- 
findet, wird  vorab  der  10.  Teil  der  vierteljährlichen  Vorauszah- 
lungen überwiesen,  die  übrigen  neun  Zehntel  werden  zerlegt: 

1.  bei  Versicherungs-,  Bank-  und  Kredit-  und  fernversorgen- 
den Unternehmungen,  z.  B.  Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätswerken 
nach  dem  Verhältnis  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  während 
des  lebten  abgeschlossenen  Kalenderviertetjahres  erzielten  Roh- 
einnahme; 

2.  in  den  übrigen  Fällen: 

a)  falls  die  Zahl  der  in  dem  Gesamtbetrieb  beschäftigten 
Lohn-  und  Gehaltsempfänger  100  übersteigt,  im  Verhältnis 
der  in  den  einzelnen  Gemeinden  am  1.  4.  des  laufenden 
Rechnungsjahres  beschäftigten  Arbeiter  und  Angestellten; 

b)  soweit  die  Zahl  der  in  dem  Gesamtbetriebe  beschäftigten 
Lohn-  und  Gehaltsempfänger  unter  100  bleibt,  nach  dem 
Verhältnis  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  erzielten  Roh- 
einnahme. 

Mit  Zustimmung  des  zuständigen  Finanzamtes  dürfen  auch 
Betriebe  der  Ziffer  2 b gemäfe  Ziffer  2 a verfahren. 

Von  der  Verpflichtung,  einen  Verteilungsplan  aufzustellen, 
bleiben  ausgenommen  Betriebe,  deren  Vorauszahlungen  unter 
einem  vom  Reichsfinanzminister  vierteljährlich  festzustellenden 
Betrage  bleiben. 

Die  Weiterleifung  der  Beträge  an  die  berechtigten  Gemeinden 
erfolgt  durch  das  zuständige  Finanzamt  spätestens  nach  Ab- 
schlufe  des  Monats,  in  dem  die  Zahlung  erfolgt. 

Fühlt  sich  eine  Gemeinde  durch  die  vorgenommene  Verteilung 
benachteiligt,  so  steht  ihr  das  Recht  der  Beschwerde  beim  zu- 
ständigen Finanzamt  zu.  Bei  offensichtlichen  Irrtümern  berichtigt 
das  Finanzamt  unmittelbar;  andernfalls  entscheidet  es  über  die 
Beschwerde  bei  der  endgültigen  Feststellung  des  Gemeinde- 
anteils. 

G runderwerbsteuer. 

Zu  § 40.  Die  Erhebung  der  Wertzuwachssteuer  durch  die 
Gemeinden  hat  zu  erheblichen  Unzuträglichkeilen  geführt.  Durch 
das  bekannte  Urteil  des  preufeischen  Oberverwaltungsgerichts  in 
der  Wertzuwachssteuersache  Jülich  vom  14.  März  1922  (VII 
S.  106/21)  ist  der  Streit  darüber,  ob  der  tatsächliche  Unterschied 
zwischen  Gold-  und  Papiermark  auf  das  Wertzuwachssteuer- 
gesefe  Einflufe  habe,  dahin  entschieden  worden,  dafe  dies  nicht  der 
Fall  ist.  Es  ist  aber  in  der  Entscheidung  des  OVG.  ausgesprochen, 
dafe  es  dringend  notwendig  ist,  gerade  deswegen  das  Wertzu- 
wachssteuergesefe  so  zu  gestalten,  dafe  der  Unterschied  zwischen 
Gold-  und  Papiermark  berücksichtigt  werde.  Ein  Runderlafe  des 
preufeischen  Ministers  des  Innern  vom  17.  12.  1921  stellt  den  Ge- 
meinden anheim,  den  Unterschied  zwischen  Gold-  und  Papiermark 
in  irgendeiner  Form  in  ihren  Steuerordnungen  zu  berücksichtigen. 
Diese  Regelung  ist  nur  eine  unzureichende  und  vorläufige.  Wir 
bitten  daher  das  Reichsfinanzministerium  zu  einer  grundsäfelichen 
Stellungnahme  zu  diesem  Problem  zu  veranlassen. 

Z u § 52  bitten  wir  der  von  uns  in  unserer  Eingabe  vom 
17.  Oktober  gegebenen  Formulierung  stattzugeben: 

„Wenn  das  Reich  den  Ländern  oder  Gemeinden  (Gemeinde- 
verbände) neue  Aufgaben  zuweist,  so  hat  es  gleichzeitig  mit 
der  Übertragung  der  Aufgaben  die  erforderlichen  Mittel  selbst 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Was  unter  neuen  Aufgaben 
in  diesem  Sinne  zu  verstehen  ist,  entscheidet  sich  nach  dem 
Stande  vom  1.  4.  1920.“ 


Auch  die  Länder  dürfen  im  Hinblick  auf  die  allgemeine  finan- 
zielle Notlage  keine  neuen  Aufgaben  übernehmen  oder  be- 
stehende Aufgaben  erweitern,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  erfor- 
derlichen Mittel  vom  Reiche  bereitgestellt  werden.  Das  gleiche 
gilt  für  die  Gemeinden  und  Gemeindeverbände.  Die  heute  un- 
bedingt gebotene  Sparsamkeit  in  den  Haushalten  aller 
öffentlich-rechtlichen  Körperschaften,  mag  es  sich  um 
Gemeinden,  Gemeindeverbände,  Länder  oder  Reich  handeln, 
macht  sonach  eine  einheitliche  reichsrechtliche  Regelung  unab- 
weisbar. Sie  kann  zweckmäfeigerweise  nur  in  der  Novelle  zum 
Landessteuergesefe  durch  eine  sinn-  und  sachgemäfee  Ausgestal- 
tung des  § 52  Berücksichtigung  finden.  Länder  und  Gemeinden 
werden  als  Glieder  eines  gemeinsamen  Ganzen  heute  beide  zur 
Erfüllung  ihrer  dringlichsten  Aufgaben  vom  Reich  alimentiert. 

Wir  bitten  daher,  den  § 52  in  der  von  uns  oben  vorgeschla- 
genen Fassung  dahin  zu  ergänzen: 

„Das  gleiche  gilt  für  die  Länder  bei  Zuweisung  neuer  Auf- 
gaben an  die  Gemeinden.  Beschliefeen  Länder  oder  Gemeinden 
die  Übernahme  neuer  oder  die  Ausdehnung  bestehender  Auf- 
gaben, so  haben  sie  gleichzeitig  mit  dieser  Beschlufefassung  für 
die  Bereitstellung  der  erforderlichen  Mittel  Sorge  zu  tragen.“ 

Zu  § 52a.  Wir  stimmen  der  neuen  Regierungsvorlage  zu, 
bitten  aber,  den  lefeien  Safe  des  § 52  a,  Absafe  1,  wie  folgt  zu 
fassen: 

„Diese  Zuschüsse  des  Reichs  kommen  nur  in  Frage  für  Be- 
amte und  Angestellte  mit  öffentlich-rechtlichen  Funktionen.“ 

Z u § 52  a,  A b s a t z 7,  beantragen  wir,  dafe  die  den  Gemein- 
den bis  zum  Inkrafttreten  dieser  Novelle  gezahlten  Anteile  und 
Vorschüsse  dann  als  abgegolten  anzusehen  sind  und  mit  den  ihnen 
weiter  zufliefeenden  Anteilen  nidit  verrechnet  werden.  Die  jefet 
vorgesehene  Novelle  zum  Landessteuergesefe  soll  eine  neue  klare 
Grundlage  für  das  Verteilungsverhältnis  bringen.  Dieser  Zweck 
würde  nicht  erreicht,  wenn  diese  neue  Regelung  zunächst  wieder 
belastet  würde  durch  umfangreiche  Berechnungen  und  Feststel- 
lungen, wie  sie  der  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Absafe  7 
§ 52  a vorsieht. 

Z u § 59  bitten  wir  für  unseren  Antrag  einzutreten: 

„Das  Reidi  hat  die  Anleihen  der  Gemeinden  und  Gemeinde- 
verbände, welche  aus  der  Kriegszeit  herrühren,  spätestens  3 Mo- 
nate nach  Veröffentlichung  dieses  Gesefees  zu  übernehmen.“ 

Vgl.  S.  309,  377,  390. 

Heral»set*ung"'tler  Ausfuhrabgabe. 

Der  D.  I.  u.  H.  ridilete  am  14.  Dezember  folgende  Eingabe 
an  das  Reichswirtschaftsministerium: 

„Wir  beziehen  uns  ergebenst  auf  unsere  Eingabe  vom 
7.  August  1922  Gesch.-Nr.  3690/22  in  obiger  Angelegenheit. 

Trofe  des  damaligen  Einspruchs  der  Wirtschaftskreise  gegen 
eine  Erhöhung  der  Ausfuhrabgaben  ist  am  1.  September  1922  ein 
Zuschlag  zu  den  bisherigen  Abgabesäfeen  von  durchschnittlidi 
30—60  v.  H.  in  Kraft  gesefet  worden. 

Die  inzwisdien  gesammelten  Erfahrungen  lassen  es  un- 
bedingt notwendig  erscheinen,  eine  sofortige  Wiederaufhebung 
der  im  August  d.  J.  beschlossenen  Zuschläge  zu  den  Ausfuhr- 
abgabesäfeen in  die  Wege  zu  leiten.  Aus  unserer  Eingabe  vom 
7.  August  1922  sowie  aus  den  verschiedensten  unmittelbaren  Ein- 
gaben der  beteiligten  Wirtschaftsorganisationen  sind  dem  Reichs- 
wirtschaftsministerium die  Gründe  bekannt,  aus  denen  die  Wirt- 
schaftskreise eine  Lahmlegung  unserer  Ausfuhr  durch  die  Aus- 
fuhrabgaben trofe  sinkender  Mark  befürchteten.  Obgleich  im  Ver- 
laufe der  lefeten  Wochen  eine  gewisse  Festigung  des  Dollar- 
kurses (auf  ungefähr  8000  M.)  eingefreten  ist,  sind  dennoch  die 
Produktionskosten  auf  fast  allen  Industriegebieten  fortlaufend 
gestiegen  — und  zwar  sowohl  die  Kosten  für  Beschaffung  der 
Rohstoffe  als  auch  für  Löhne,  wie  auch  andererseits  für  Spesen 
(Frachten  usw.L  Hieraus  geht  einmal  hervor,  dafe  die  Produk- 
tionskosten den  gesunkenen  Markkurs  bereits  nahezu  wieder  ein- 
geholt haben,  soweit  sie  überhaupt  hinter  diesem  zurückgeblieben 
sein  sollten,  und  dafe  somit  eine  Spannung  zwischen  dem  Export- 
gewinn und  den  Erzeugungskosten  kaum  noch  besteht:  damit  ist 
der  einzige  Grund,  aus  dem  sich  die  Zuschläge  für  die  Ausfuhr- 
abgaben vielleicht  hätten  rechtfertigen  lassen,  weggefallen. 

Des  weiteren  hat  die  deutsche  Ausfuhrstatistik  eine  dauernd 
rückläufige  Tendenz,  so  dafe  u.  E.  schon  deshalb  alle  Ausfuhr- 
hindernisse, zu  denen  die  Ausfuhrabgabe  gerechnet  werden  mufe, 
abgebaut  werden  sollten:  eine  Forderung,  welche  auch  die  Auf- 
rechterhaltung des  deutschen  Wirtschaftslebens  im  Hinblick  auf 
die  stark  passive  Aufeenhandelsbilanz  gebieterisch  erheischt. 
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Unter  Berücksichtigung  obiger  Gründe  bitten  wir  dringend 
darum,  die  Zuschläge  zu  den  Ausfuhrabgaben,  die  am  1.  Sep- 
tember 1922  in  Kraft  getreten  sind,  sofort  wieder  aufzuheben.“ 

Vgl.  S.  345. 

Einfuhrverbote  und  Einfuhrzölle. 

Der  D.  I.  u.  H.  erstattete  unter  dem  30.  November  1922  ein 
Gutachten  zu  der  Frage  des  Ersabes  der  Einfuhrverbote  durch 
vorläufige  Zollerhöhungen.  Der  Gegenstand  wird  auf  der  vor- 
aussichtlich am  15.  Januar  1923  stattfindenden  Sibung  des  Aufjen- 
handelsausschusses  noch  eingehend  behandelt  werden. 

Mitteilungen  des  deutschen  Konsulats  in  Eiban. 

Beim  D.  I.  u.  H.  ist  Nr.  5 der  Mitteilungen  des  deutschen  Kon- 
sulats in  Libau  vom  1.  Oktober  d.  J.  eingegangen.  Diejenigen 
Kammern,  die  an  dieser  neuesten  Auflage  der  Mitteilungen  In- 
teresse haben,  bitten  wir  um  Nachricht. 

Preistreiberei. 

Nach  § 4 der  Verordnung  über  Sondergerichie  gegen 
Schleichhandel  und  -Preistreiberei  (Wuchergerichte)  vom  27.  No- 
vember 1919  (RGbl.  S.  1909),  sind  die  Wuchergerichte  in  der 
Hauptverhandlung  mit  3 Berufsrichtern  und  2 Schöffen  beseht, 
und  nach  § 5 soll  von  den  Schöffen  einer  dem  Kreise  der  Ver- 
braucher, der  andere  dem  Kreise  der  Erzeuger  oder  Handel- 
treibenden angehören.  Nach  § 2 der  Ausführungsverordnung  vom 
27.  November  1919  (RGbl.  S.  1916),  werden  die  Schöffen  von 
dem  nach  § 40  des  Gerichtsverfassungsgesebes  gebildeten  Ver- 
trauensmännerausschub  bei  dem  Amtsgericht  gewählt.  Dieser  ist 
zwar  in  seiner  Entschlie&ung  vollständig  frei;  immerhin  besteht 
die  Möglichkeit,  dab  die  Handelskammern  dem  Ausschub  eine 
Liste  geeigneter  Persönlichkeiten  unterbreiten,  die  er  sich  bei 
seiner  Wahl  als  Vorschlag  dienen  läbt. 

Nach  Ansicht  der  Handelskammern  zu  Braunsberg, 
Insterburg  und  Tilsit,  ist  der  Zweck  dieser  Bestimmungen, 
dab  bei  den  Entscheidungen  der  Wuchergerichte  Sachverständige 
mitwirken  sollten,  was  zweifellos  angesichts  der  auberordenilichen 
unsicheren  Verhältnisse  und  der  häufig  schwer  zu  beurteilenden 
Kalkulaiionsfragen  nicht  nur  wünschenswert,  sondern  unbedingt 
notwendig  ist.  Nach  einem  an  den  D.  I.  u.  H.  gerichteten  Schreiben 
der  genannten  Kammern  würde  aber  dieser  Zweck  durdi  eine 
andere  Bestimmung  fast  vollkommen  vereitelt.  Nach  § 3 der 
erwähnten  Ausführungsverordnung  werde  nämlich  die  Reihen- 
folge, in  welcher  die  Schöffen  an  den  einzelnen  Sibungen  des 
Wuchergerichts  teilnehmen,  durch  Auslosung  bestimmt.  Diese 
Auslosung  werde  lediglich  für  die  beiden  Gruppen  von  Schöffen 
(Verbraucher  einerseits,  Erzeuger  oder  Handeltreibende  anderer- 
seits) gesondert  vorgenommen.  Es  besteht  also  nur  die  Gewähr, 
dab  bei  jeder  Entscheidung  ein  Vertreter  der  Gruppe  Erzeuger 
oder  Handeltreibende  und  ein  Vertreter  der  Gruppe  Verbraucher 
mitwirken.  Dab  dagegen  ein  Angehöriger  der  jeweils  in  Betracht 
kommenden  Berufsgruppe  (Handel,  Industrie,  Handwerk,  Land- 
wirtschaft) oder  gar  innerhalb  des  Handels  ein  Angehöriger  eines 
bestimmten  Geschäftszweiges  mitwirke,  sei  durchaus  unwahr- 
scheinlich und  jedenfalls  vollständig  dem  Zufall  überlassen.  Bei 
der  Eilbedürftigkeit  der  Wuchergerichtssachen  werde  es  meistens 
auch  dem  Vorsibenden  des  Wuchergerichts  nidit  möglich  sein, 
durch  entsprechende  Besebung  der  Sibungstage  Abhilfe  zu 
schaffen. 

Die  genannten  Kammern  halten  die  Mitwirkung  sachverstän- 
diger Personen  für  unerläblich,  und  haben  daher  den  D.  I.  u.  H. 
ersucht,  dahin  vorstellig  zu  werden,  dab  die  in  Frage  kommenden 
Vorschriften  geändert  werden.  Die  Kammern  halten  es  für  wün- 
schenswert, dab  die  Auslosung  der  Schöffen  völlig  unterbleibt 
und  deren  Auswahl  dem  Vorsibenden  des  Wuchergerichts  über- 
fassen bleibt,  wobei  dieser  zu  verpflichten  wäre,  tunlichst  sach- 
verständige Personen  zur  Mitwirkung  heranzuziehen. 

Wir  bitten  unsere  Mitglieder,  sich  baldigst  zu  dem  Anträge 
zu  äubern. 

Daraufhin  richtete  der  D.  I.  u.  H.  am  13.  Dezember  an  das 
Landespolizeiamt  folgendes  Schreiben; 

„Das  Landespolizeiamt  im  preubischen  Ministerium  des  Innern 
hat  am  4.  Dezember  in  einem  Runderlab  — 1 Lpa  630  Allg.  22  — 
an  die  Polizeipräsidenten,  die  Polizeiverwaltungen  sowie  die 
Landräte  Anweisungen  für  die  Wucherbekämpfung  erlassen. 

Wir  teilen  die  darin  ausgesprochene  Ansicht,  dab  in  streng- 
ster, rücksichtslosester  Weise  gegen  gewissenlose  Elemente  vor- 
gegangen werden  mub,  die  sich  die  gegenwärtige  Notlage  zunube 


machen  und  wirklichen  Wucher  treiben.  Mit  Entschiedenheit  wen- 
den wir  uns  gegen  die  gewählte  Art  der  Darstellung,  die  bei  den 
Lesern  den  Eindruck  erwecken  mub,  als  trage  an  den  beklagens- 
werten Umständen  der  Handel,  vor  allem  der  Einzelhandel,  die 
Schuld.  Nach  unserer  Meinung  wäre  es  Pflicht  des  Landespolizei- 
amtes gewesen,  vor  Erlab  derartiger  Richtlinien,  die  in  diesen  Zei- 
ten, angesichts  der  Notlage  grober  Teile  unserer  Bevölkerung, 
starke  Beunruhigungen  hervorrufen  können,  sich  mit  den  Spiben- 
verbänden  der  amtlichen  Handelsvertretungen  in  Verbindung  zu 
seben.  Wir  bemerken,  dab  diese  Gepflogenheit  von  anderen 
amtlichen  Stellen  vielfach  seit  langem  in  dankenswerter  Weise 
zum  Wohle  der  Allgemeinheit  geübt  wird.  Gewib  hätten  wir  un- 
sere weitgehendste  Mitarbeit  auch  in  diesem  Falle  nicht  versagt. 

Wenn  der  Zweck,  Beruhigung  unter  den  beteiligten  Kreisen 
zu  schaffen,  hätte  erreicht  werden  sollen,  so  wäre  es  unseres 
Erachtens  vor  allem  notwendig  gewesen,  die  ohnehin  stark  er- 
regten Verbraucher  darauf  hinzuweisen,  dab  die  sprunghafte 
Teuerung  nicht  auf  übermäbigen  Forderungen  des  gesamten 
Einzelhandels  beruht,  sondern  auf  der  ständig  fortschreitenden 
Geldentwertung.  Die  Gefahr,  dab  unzufriedene  und  unbesonnene 
Elemente,  zur  Begründung  von  Gewalttaten  und  Plünderungen, 
sich  auf  den  Inhalt  derartiger  Verlautbarungen  berufen,  ist  nicht 
von  der  Hand  zu  weisen. 

Der  Erlab  kündigt  an,  dab  für  die  Anwendung  des  Wieder- 
beschaffungspreises schon  in  nächster  Zeit  reichsgesebliche 
Richtlinien  zu  erwarten  sind.  Bis  auf  weiteres  sollen  die  Polizei- 
behörden sich  nach  den  Verfügungen  des  preubischen  Ministers 
des  Innern  vom  2.  September  d.  J.  — II  L P 822  — richten,  d.  h. 
es  sollen  aufs  neue  genaue  Nachprüfungen  „auf  Grund  der  indi- 
viduellen Gestehungskosten“  stattfinden.  Wir  müssen  unserem 
Befremden  darüber  Ausdruck  geben,  dab  den  Entscheidungen 
des  Reichstags  dadurch  vorgegriffen  wird.  Denn  diesem  liegen 
nach  langwierigen,  mühevollen  Verhandlungen  zwischen  den 
Spibenorganisationen  des  Handels  und  der  Industrie  einerseits 
und  den  zuständigen  Ministerien  andererseits  Anträge  darüber 
vor,  dab  in  den  Fällen,  in  denen  die  Bildung  eines  Marktpreises 
ausgeschlossen  ist,  der  Preis  dann  keinen  übermäbigen  Gewinn 
enthält,  wenn  er  lediglich  zur  Erhaltung  der  zur  Fortführung  des 
Betriebes  notwendigen  Mittel  führt  und  dab  dieser  Tatbestand 
gegeben  ist,  wenn  für  jede  Ware  auber  dem  Aufschlag  zur 
Dedcung  der  Geschäftskosten  der  Preis  gilt,  der  erforderlich  ist, 
um  die  gleiche  Warenmenge  wieder  einzukaufen. 

Als  „mittelbare  Hilfsmittel“  der  Wucherbekämpfung  empfiehlt 
das  Landespolizeiamt  in  erster  Linie  den  Preisaushang  und  die 
Preissdiilder  und  fordert  sogar  Ausbau  und  strengste  Durchfüh- 
rung dieser  Vorschriften.  Im  Gegensab  hierzu  sind  wir  der  Mei- 
nung, dab  Preisschilder  und  Preisaushänge,  deren  Anbringung 
im  Wege  des  polizeilichen  Zwanges  gefordert  wird,  ein  durchaus 
unwirksames  Mittel  sind,  eine  reguläre  Preisbildung  zu  fördern. 

Als  besonders  kränkend  wird  es  vom  Einzelhandel  empfun- 
den, wenn  der  Erlab  verlangt,  dab  die  Polizeibeamten  bei  Preis- 
unterschieden bei  gleichen  Waren  diesen  Preisaufzeichnungen  auf 
den  Grund  gehen.  Es  ist  zu  oft  schon  dargelegt  worden,  dab  die 
Polizeibeamten  kraft  ihrer  Vorbildung  zu  derartigen  Mabnahmen 
überhaupt  nicht  die  notwendige  Sachkunde  besiben  und  dab  das 
Ergebnis  derartiger  Versuche  lediglich  zahlreichen  und  unerträg- 
lichen Belästigungen  Tür  und  Tor  öffnet. 

Damit  in  Zukunft  derartige,  ihren  Zweck  verfehlende  Erlasse 
vermieden  werden,  sprechen  wir  die  bestimmte  Erwartung  aus, 
dab  bei  derartigen  wichtigen  Wirtschaftsfragen  die  Spibenorgani- 
sationen der  amtlichen  Handelsvertretungen  vorher  gehört 
werden.“ 

Abschrift  dieses  Schreibens  wurde  den  zuständigen  Stellen, 
vor  allem  dem  Pr.  Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  zugestellt. 

Vgl.  S.  392. 

Warenverkehr  zwischen  besetztem 
und  unbesetztem  Gebiet. 

Lebhaft  wird  über  Geschäftsstörungen  durch  Beamte  des 
Fahndungsdienstes  und  Beschlagnahme  von  Waren,  deren  zu 
Recht  erfolgter  Zulauf  nicht  nachgewiesen  werden  konnte,  geklagt. 
Der  Hauptfahndungsdienst  der  Reichszollverwaltung  Berlin  steht 
auf  dem  Standpunkt,  dab  die  Bestimmungen  der  Verordnungen, 
auf  denen  sich  das  System  der  Zu-  und  Abläufsgenehmigungen 
aufbaut,  vor  allen  Dingen  das  Fehlen  von  Strafbestimmungen  für 
die  Versender  der  Waren  im  besebten  Gebiet  es  nidit  zulassen, 
von  der  Untersuchung  der  Einzelhandelsgeschäfte  im  unbesehen 
Gebiet  abzusehen.  Die  Handelskammer  zu  Essen  als  Vorort 
niederrheinisch-westfälischer  Handelskammern  sebte  sich  daher 
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mit  dem  Vorort  der  Vereinigung  von  Handelskammern  des  be- 
sehen Gebietes,  der  Handelskammer  zu  Köln,  in  Verbindung  und 
untersuchte  die  Sachlage,  die  folgendes  ergab: 

„Die  Kontrolle  des  Warenverkehrs  an  der  westlichen  Reichs- 
grenze  wird  seit  Ende  des  vergangenen  Jahres  lückenlos  durch- 
geführt. Eine  Einführung  von  Waren  ohne  die  Genehmigung  der 
zuständigen  Stelle  ist  kaum  mehr  möglich.  Die  Höhe  der  Zoll- 
abgabe aber  und  die  gesunkene  Kaufkraft  der  Mark  machen  einen 
Einkauf  von  Luxuswaren  im  Ausland  und  besonders  eine  Anhäu- 
fung derartiger  Waren  im  beseßten  Gebiet  zur  Unmöglichkeit.  Es 
erscheint  daher  überflüssig,  das  kostspielige  und  für  die  Firmen 
mit  dauernden  Geschäftsstörungen  verbundene  System  der  Über- 
wachung des  Warenverkehrs  zwischen  beseßtem  und  unbeseßtem 
Gebiet  weiterhin  aufrecht  zu  erhalten.  Daher  ist  die  Aufhebung 
der  Kontrolle  anzustreben. 

Die  Beschlagnahme  der  Waren  in  den  Einzelhandelsgeschäf- 
ten bringt,  da  es  sich  in  den  meisten  Fällen  um  leicht  verderbliche 
Ware  handelt,  große  Verluste  für  die  Firmen  mit  sich.  In  der  Zeit, 
in  der  über  die  Anträge  auf  Aufhebung  der  Warenverkehrsüber- 
wachung an  der  Grenze  des  beseßten  Gebietes  noch  nicht  ent- 
schieden ist,  sind  für  aus  der  widerrechtlich  vorgenommenen  Be- 
schlagnahme von  Waren  entstandene  Verluste  angemessene  Ent- 
schädigungen zu  zahlen.“ 

In  Verfolg  dieses  Ergebnisses  beantragte  die  Handelskammer 
zu  Essen  am  13.  November  d.  J.  beim  Reichswirtschaftsminister 

a)  Aufhebung  der  Verordnung  betreffend  Regelung  des 
Warenverkehrs  zwischen  unbesebtem  und  besebtem  Gebiet  vom 
26.  März  1921  (RGbl.  S.  440). 

b)  Festseßung  von  angemessenen  Entschädigungen  für  aus 
der-  widerrechtlich  vorgenommenen  Beschlagnahme  von  Waren 
entstandene  Verluste. 

Der  D.  I.  u.  H.  unterstübte  am  2.  Dezember  diese  Anträge. 

Sicherheitsleistung  durch  Hinterlegung  von  Geld 
und  Wertpapieren. 

Der  D.  I.  u.  H.  ist  an  das  Reichsjustizministerium  wegen 
Änderung  der  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesebbuches  und 
der  Zivilprozeßordnung  über  die  Leistung  von  Sicherheit  durch 
die  Hinterlegung  von  Geld  und  Wertpapieren  herangetreten.  Be- 
sonders beim  Zwangsvollsireckungsverfahren  in  unbeweglichen 
Sachen  macht  sich  am  meisten  der  Mißstand  fühlbar,  daß  die 
Verwendung  von  Schecks  nicht  möglich  ist,  sondern  infolge  der 
gesunkenen  Kaufkraft  der  Mark  vielfach  ganz  außerordentlich 
hohe  Barbeträge  hinterlegt  werden  müssen.  Wir  haben  darauf 
hingewiesen,  daß  zur  Einschränkung  des  Bargeldverkehrs  be- 
reits die  Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  24.  Mai  1917 
[RGBl.  S.  431),  bei  der  Einzahlung  auf  Aktien  der  baren  Einzah- 
lung die  Gutschrift  auf  ein  Konto  bei  der  Reichsbank  und  auf  ein 
Postscheckkonto  sowie  die  Zahlung  durch  einen  von  der  Reichs- 
bank bestätigten  Scheck  gleichstellte. 

Ein  Bescheid  des  Ministeriums  steht  noch  aus. 

Grundsätzliche  Änderung  der  Außenhandels- 
statistik. 

Vor  kurzem  haben  Besprechungen  über  eine  grundsäßlichc 
Reform  der  Außenhandelsstatistik  stattgefunden.  Die  Reform- 
vorschläge bewegen  sich  in  folgender  Richtung: 

Bei  der  Einfuhr  soll  nicht  mehr  der  Spediteur  oder  Fracht- 
führer, sondern  der  Empfänger  zur  Wertangabe  verpflichtet  sein. 
Von  einer  Umrechnung  der  gezahlten  Preise  und  entstandenen 
Kosten  in  Papiermark  soll  abgesehen  und  die  Deklaration  in  der 
jeweils  vereinbarten  Währung  abgegeben  werden,  so  wie  das 
jeßt  bereits  bei  der  Ausfuhr  geschieht.  Die  Zollstellen  sollen 
durdi  das  neue  Verfahren  möglichst  entlastet  werden.  Vom 
Schäßungsverfahren  soll  grundsäßlich  abgesehen  werden.  An  der 
Grenze  wäre  ein  zweiteiliges  Formular  vom  Vertreter  des  Im- 
porteurs auszustellen.  Der  eine  Teil  dieses  Formulars  soll  sofort 
mit  Angabe  der  Adresse  des  Empfängers  und  der  Wertmenge 
sowie  der  statistischen  Nummer  des  Zolltarifs  an  das  Statistische 
Reichsamt  eingesandt,  der  andere  Teil  dem  Importeur  mit  der 
Verpflichtung  zur  Ausfüllung  besonders  der  Wertspalten  und  zur 
Rücksendung  an  das  Statistische  Reichsamt  übermittelt  werden. 
Die  Schwierigkeit  dieses  Verfahrens  liegt  darin,  daß  monatlich 
etwa  eine  Million  Einfuhrsendungen  zu  behandeln  sind.  Bei  der 
statistischen  Erfassung  der  Posteinfuhr  soll  die  bisherige  Rege- 
lung beibehalten  bleiben.  Die  Neuregelung  soil  so  beschleunigt 
werden,  daß  sie  möglichst  am  1.  Februar  1923  in  Kraft  treten  kann. 
Gewisse  Ubergangsmaßnahmen,  die  auf  eine  Berichtigung  der 


Wertzahlen  hinauslaufen,  sind  in  der  Zwischenzeit  natürlich  not- 
wendig. Das  am  1.  September  erstmalig  angewandte  System,  die 
Goldmark  der  Statistik  zugrunde  zu  legen,  soll  zu  diesem  Zweck 
verbessert  werden.  Diese  Verbesserung  erscheint  erreichbar, 
weil  erfahrungsgemäß  die  Einfuhr  zu  70—80  v.  H.  aus  Lebens- 
mitteln und  Rohstoffen  besteht,  die  größtenteils  börsenmäßig  no- 
tiert werden.  Man  glaubt  daher  in  der  Lage  zu  sein,  den  größten 
Teil  der  Einfuhr  einigermaßen  zuverlässig  schäßen  zu  können.  Bei 
einem  Teil  von  40  v.  H.  der  Einfuhr  glaubt  man  über  den  Friedens- 
wert oder  die  jeßige  Wertsteigerung  die  Papierwerte  bzw.  Gold- 
werte einigermaßen  zutreffende  Schäßungen  zu  erhalten. 

Bei  der  Ausfuhr  sind  nur  geringe  Änderungen  notwendig,  weil 
das  statistische  Bild  unserer  Ausfuhr  im  allgemeinen  als  zutreffend 
angesehen  werden  kann.  Dort,  wo  die  Ausfuhr  in  Papiermark  ab- 
geschlossen ist,  soll  jedoch  der  Tag  des  Vertragsabschlusses  be- 
rücksichtigt werden. 

Diese  Reformvorschläge  sollen  in  ihren  Einzelheiten  von  den 
Spißenorganisationen  von  Handel  und  Industrie  noch  durchberaten 
werden.  Besondere  Berücksichtigung  werden  hierbei  die  Ober- 
seesendungen finden  müssen,  weil  hier  bei  der  statistischen  Er- 
fassung Schwierigkeiten  entstehen  können,  wenn  der  tatsächliche 
Importeur  die  Ware  bis  zum  Eintreffen  einer  Zollstelle  inzwisdien 
weiterverkauft  oder  der  Großhandel  sie  an  den  Kleinhandel  wei- 
tergegeben hat. 

Da  die  Frage  voraussichtlich  in  der  Sißung  des  Außenhandels- 
ausschusses am  16.  Januar  1923  beraten  werden  soll,  bitten  wir  die 
Mitglieder,  baldigst  zu  den  oben  umrissenen  Plänen  Stellung  zu 
nehmen. 

Körperschaften 

zur  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe. 

Handelskammer  Elbing. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Handelskammer  für  den  Regie- 
rungsbezirk Marienwerder  und  das  westliche  Ostpreußen,  Siß 
Elbing,  zu  Elbing  ist  auf  42  erhöht  worden.  Die  Handelskammer, 
deren  Bezirk  sich  auf  die  Kreise  Marienwerder,  Rosenberg,  Stuhm 
und  Braunsberg  mit  Ausnahme  der  Städte  Braunsberg  und 
Frauenberg,  sowie  den  Bezirk  der  früheren  Handelskammer  zu 
Elbing,  d.  h.  die  Kreise  Elbing  (Stadt  und  Land),  Marienburg, 
Heiligenbeil,  Pr.  Holland  und  Mohrungen  erstreckt,  führt  die 
Bezeichnung  „Handelskammer  für  den  Regierungsbezirk  West- 
preußen und  das  westliche  Ostpreußen,  Siß  Elbing“,  und  hot  ihren 
Siß  in  Elbing. 

Außenhandel. 

Ausgabe  besonderer  Paßhefte  mit  größerer 
Seitenzahl. 

Auf  die  in  Nr.  21  Seite  391  der  D.  W.  Z.  erwähnte  Eingabe 
des  D.  I.  u.  H.  teilte  das  Reichsministerium  des 
Innern  unter  dem  1.  d.  M.  mit,  daß  die  Einführung  eines  neuen 
Paßmusters  mit  32  Seiten  voraussichtlich  zum  1.  Januar  1923  er- 
folgen wird.  Vgl.  S.  391. 

Vervollständigung  der  Kartei  des  Deutschen  Gene- 
ralkonsulats für  Spanien  in  Barcelona. 

Einer  Bitte  des  Deutschen  Generalkonsulats  für  Spanien  in 
Barcelona,  Apartado  33,  entsprechend  bitten  wir  unsere  Mit- 
glieder, den  am  Handelsverkehr  mit  Spanien  interessierten  Fir- 
men ihres  Bezirks  zu  empfehlen,  die  Anschriften  ihrer  Vertreter 
in  Spanien,  sowie  alle  in  dieser  Beziehung  eintretenden  Ände- 
rungen dem  Generalkonsulat  zwecks  Vervollständigung  seiner 
Kartei  mitzuteilen. 

Ausfuhr  nach  Australien. 

Wie  aus  verschiedenen  Zuschriften  der  Handelskammern 
Köln,  Düsseldorf  und  Hagen  aus  leßter  Zeit  hervorgeht, 
herrscht  über  die  Möglichkeit  der  Einfuhr  deutscher  Waren  nach 
Australien  in  den  interessierten  Kreisen  noch  weitgehende  Un- 
klarheit, namentlich  über  die  Anwendung  des  Antidumping-Ge- 
seßes  vom  Dezember  v.  J.  Auch  über  Einfuhrerschwerungen  für 
bestimmte  Warengruppen  sind  uns  zahlreiche  Beschwerden  zu- 
gegangen. Der  D.  1.  u.  H.  hat  sich  infolgedessen  an  das  Aus- 
wärtige Amt  gewandt.  Auf  Grund  dieser  Vorstellungen  wird  auf 
folgendes  hingewiesen: 

ln  Australien  bestehen  einige  wenige  allgemeine,  sich  gegen 
alle  Fremdländer  in  gleicher  Weise  richtende  Einfuhrverbote 
(bestimmte  Literaturerzeugnisse).  Das  Verbot  der  Einfuhr 
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deutscher  Waren  ist  zwar  mit  dem  1.  August  d.  J.  aufgehoben 
worden;  indessen  sind  die  an  sich  bereits  scharfen  Bestimmun- 
gen des  formell  sich  gegen  alle  valutaschwachen  Länder  rich- 
tenden, in  erster  Linie  aber  Deutschland  treffenden  Antidumping- 
Geseßes  vom  Dezember  1921  infolge  der  fortschreitenden  Geld- 
entwertung einzelner  Länder  kürzlich  noch  verschärft  worden. 
Eine  Reihe  von  Waren,  allerdings  nicht  allein  deutschen  Ur- 
sprungs, ist  bereits  als  unter  dem  Geseß  zollpflichtig  erklärt 
worden.  Von  deutschen  Erzeugnissen  sind  bisher,  soweit  an  zu- 
ständiger Stelle  bekannt  ist,  Pianos,  lederne  Geldtäschchen  zu 
7 sh  6 d das  Stück  oder  niedriger,  mechanisches  Spielzeug, 
Puppen,  Baumwollhandschuhe,  Milchthermometer  (Milchprüfer) 
und  Eau  de  Cologne  4711  (2-Unzen-Flaschen)  mit  dem  Dumping- 
zoll belegt  worden.  Die  Auslieferung  der  aus  Deutschland  ein- 
gehenden Waren  verzögert  sich  noch  stark,  weil  sich  die  Tarif- 
kommission über  deren  Behandlung  noch  nicht  schlüssig  ist.  Da 
die  australische  Regierung  der  Wiedereröffnung  des  deutschen 
Generalkonsulats  bisher  nicht  zugestimmt  hat,  ist  es  zurzeit  nicht 
möglich,  irgendwelche  Vorstellungen  unmittelbar  bei  den  zustän- 
digen Stellen  in  Australien  zu  erheben.  Schritte  bei  der  britischen 
Regierung  zu  unternehmen,  ist  zwecklos,  da  die  britische  Regie- 
rung in  die  Handelspolitik  der  Kolonien  mit  Selbstverwaltung  ver- 
fassungsgemäß nicht  eingreifen  kann.  Einstweilen  wird  daher 
jede  sich  bietende  Gelegenheit  benußt,  die  australische  Regie- 
rung mittelbar  auf  die  Lage  der  deutschen  Industrie  hinzuweisen 
und  ihr  klar  zu  machen,  daß  bereits  in  Deutschland  alles  ge- 
schieht, um  ein  Dumping  deutscher  Erzeugnisse  zu  verhindern. 
Außerdem  sind  bereits  Schritte  unternommen  worden,  um  die 
deutsche  Einfuhr  aus  Australien  auf  solche  Erzeugnisse  zu  be- 
schränken, die,  wie  z.  B.  Wolle,  anderweit  nicht  oder  nicht  in 
entsprechender  Güte  erhältlich  sind,  um  der  australischen  Regie- 
rung vor  Augen  zu  führen,  daß  Deutschland  nur  dort  kaufen 
kann,  wo  es  auch  zu  verkaufen  vermag.  Vgl.  S.  146. 

Kleinhandel  und  Kleingewerbe. 

Heranziehung  der  Verbrauclierorganisationen 
bei  Bekämpfung  des  Wuchers. 

Die  durch  die  Preisentwicklung  der  lebten  Wochen  überaus 
verschärfte  Notlage  der  Bevölkerung  hat  bereits  an  verschiedenen 
Orten  zu  Ausschreitungen  geführt.  Verschiedentlich  haben  Gewalt- 
tätigkeiten nur  dadurch  verhindert  werden  können,  daß  sich  der 
Einzelhandel  unter  dem  Druck  der  Massen  veranlagt  gesehen  hat, 
seine  Waren  mit  erheblichem  Preisnachlaß,  bisweilen  selbst  unter 
den  Gestehungskosten,  zu  veräußern.  Die  Versorgung  der  Be- 
völkerung ist  nach  einem  Rundschreiben  des  Reichs  Wirt- 
schaftsministers an  die  Landesregierungen  vom  22.  No- 
vember d.  ).  (Mitteilungen  für  Preisprüfungsstellen,  Nr.  11)  da- 
durch gefährdet,  da  der  Handel  sich  außerstande  sehe,  das 
Risiko  einer  neuen  Warenbeschaffung  zu  tragen  und  zur  Ein- 
schränkung oder  Einstellung  seiner  Tätigkeit  schreite.  Die  Auf- 
rechterhaltung der  Ruhe  und  Ordnung  sei  daher  mit  allen  Miiteln 
zu  erstreben.  Dieses  Ziel  könne  aber  durch  Heranziehung  der 
den  Preisprüfungsstellen  beigegebenen  Verbraucher- 
organisationen bei  Bekämpfung  des  Wuchers  und  der 
Preisprüfung  gefördert  werden.  Wenn  auch  zuzugeben 
sei,  daß  die  P r e i s p r ü f u n g s s t e 1 1 e n nicht  alle  an 
ihr  Bestehen  geknüpften  Erwartungen  erfüllt 
hätten,  so  sei  der  Minister  doch  der  Ansicht,  daß  sie  wert- 
volle Arbeit  geleistet  hätten  hinsichtlich  der  Preisermittlung  und 
Preisüberwachung  wie  auch  hinsichtlich  der  Aufklärung  der  Be- 
völkerung über  die  preisbildenden  Vorgänge,  insbesondere  aber 
hinsichtlich  eines  Ausgleichs  der  entgegenstehenden  Interessen 
der  Verbraucher  auf  der  einen,  Händler  und  Erzeuger  auf  der 
anderen  Seite.  Zu  ihrer  Aufgabe,  als  Vertrauenskörper  der  ge- 
samten Bevölkerung  zu  dienen,  habe  sie  insbesondere  die  pari- 
tätische Zusammenseßung  ihrer  Mitglieder,  wie  sie  im  § 3 Abs.  4 
der  Preisprüfungssiellenverordnung  vom  25.  September  1915  mit 
den  verschiedenen  Nachträgen  vorgesehen  sei,  befähigt.  Nach 
dieser  Bestimmung  seßen  sich  die  Mitglieder  der  Preisprüfungs- 
siellen  zur  Hälfte  aus  Warenerzeugern,  Großhändlern  und  Klein- 
händlern, zur  anderen  Hälfte  aus  unbeteiligten  Sachverständigen 
und  Vertretern  zusammen.  Hieraus  folge,  daß  die  unbeteiligten 
Sachverständigen  nicht  erwerbstätige  Warenerzeuger,  Groß-  und 
Kleinhändler  sein  dürfen,  da  andernfalls  die  Parität  der  Zu- 
sammenseßung nicht  gegeben  sein  würde;  sie  seien  daher  nach 
dem  Willen  des  Geseßes  ebenfalls  dem  Kreise  der  Verbraucher 
zu  entnehmen.  Daß  bei  unseren  so  überaus  schwie- 


rigen wirtschaftlichen  Verhältnissen  bisweilen 
Beschlüsse  zustande  kämen,  deren  wirtschaft- 
liche Berechtigung  von  den  Verbrauchern,  ge- 
gebenenfalls auch  von  den  Erzeugern  und  Händ- 
lern nicht  ohne  weiteres  erkannt  würde,  dürfte 
nicht  zu  vermeiden  sein.  Um  besonders  den  Verbrauchern 
als  den  wirtschaftlich  weniger  Geschulten  und  von  der  Notlage 
hart  betroffenen  Teilen  der  Bevölkerung  die  Kenntnis  der  preis- 
bildenden  Vorgänge  zu  erleichtern  und  ihr  Interesse  an  der  Tätig- 
keit der  Preisprüfungsstellen  lebendiger  zu  gestalten,  hätte  der 
Reichswirtschaftsminister,  gemeinschaftlich  mit  dem  Reichsminister 
für  Ernährung  und  Landwirtschaft,  am  7.  Dezember  1921  die  An- 
regung gegeben,  Kommissionen  aus  den  Kreisen  der  Gewerk- 
schaften, Konsumgenossenschaften,  Hausfrauenvereine  usw.  zu 
bilden,  die  als  Beirat  den  bisherigen  Organen  der  Preisprüfungs- 
stellen beizugeben  wären.  Diese  Kommissionen  hätten  dort,  wo 
sie  gebildet  seien,  wie  beispielsweise  in  Hamburg,  gelegentlich 
der  ausgangs  vorigen  Jahres  eingetretenen  Preiswelle,  wertvolle 
Dienste  geleistet.  Die  im  Dienst  der  Preisprüfungsstellen  ge- 
wonnenen Kenntnisse  hätten  sie  in  den  Stand  geseßt,  aufklärend 
und  beruhigend  auf  die  Bevölkerung  einzuwirken  und  Akte  der 
Selbsthilfe  zu  verhindern.  — 

Aus  diesem  Schreiben  des  Reichswirtschaftsministers  ist  zu- 
nächst die  darin  an  der  Tätigkeit  der  Preisprüfungsstellen  geübte 
Kritik,  so  vorsichtig  sie  auch  formuliert  ist,  hervorzuheben  und 
zu  unterstreichen.  In  seinen  Eingangsausführungen  enthält  das 
Schreiben  eine  schwer  verständliche  Lücke.  Es  wird  ganz  zu- 
treffend darauf  hingewiesen,  daß  die  Versorgung  der  Bevölke- 
rung dadurch  gefährdet  ist,  daß  der  Handel  vielfach  die  Gefahr 
neuer  Warenbeschaffung  nicht  mehr  tragen  kann  und  daher  seine 
Tätigkeit  einschränkt  oder  einstellt.  An  diese  Feststellung 
schließt  sich  an  die  Forderung,  Ruhe  und  Ordnung  aufrecht  zu 
erhalten  und  zu  diesem  Zwecke  die  Verbraucher  zur  Bekämpfung 
des  Wuchers  heranzuziehen.  U.  E.  wäre  es  richtiger  und  wich- 
tiger gewesen,  aus  den  über  den  Handel  gemachten  Feststellungen 
den  Schluß  zu  ziehen,  daß  es  notwendig  sei,  in  Deutschland  Ver- 
hältnisse zu  schaffen,  die  dem  Handel  gestatten,  die  Volksver- 
sorgung uneingeschränkt  aufrecht  zu  halten,  dann  wird  der  Wucher 
schon  von  selbst  verschwinden. 

Ersatz  von  Tnmoltschäden. 

Die  Handelskammer  zu  Köln  bat  am  29.  November  den 
Reichswirtschafisminister,  mit  möglichster  Beschleunigung  da- 
für Sorge  zu  tragen,  daß  die  Bestimmungen  des  Geseßes  vom 
12.  Mai  1920  über  die  durch  innere  Unruhen  verursachten  Schä- 
den (RGbl.  S.  941)  bei  der  Behandlung  der  durch  die  Tumult- 
schäden der  leßten  Wochen  in  Köln  entstandenen  Entschädigungs- 
ansprüche in  entgegenkommender  und  weitherziger  Weise  und 
einem  möglichst  schnellen  Verfahren  angewandt  werden. 

Weiter  forderte  die  Kammer  eine  Abänderung  des 
Tumultschädengesetzes,  dahingehend,  daß  die  von 
Handel  und  Industrie  vielfach  gegen  das  Geseß  geltend  gemach- 
ten Beanstandungen  endlich  mehr  als  bisher  berücksichtigt  wür- 
den und  daß  die  Bestimmungen  eine  Abänderung  erführen,  die 
den  tatsächlichen  Wirtschafisverhältnissen  Rechnung  trügen  und 
den  Forderungen  nach  einer  gerechten  Behandlung  der  Entschä- 
digungsfragen mehr  als  bisher  entgegenkämen. 

§ 2 des  Geseßes  schreibe  vor,  daß  ein  Ansrpuch  auf  Ent- 
schädigung nur  gegeben  sei,  wenn  ohne  eine  solche  nach  den 
Umständen  das  Fortkommen  des  Betroffenen  unbillig  erschwert 
würde.  Seine  gesamten  Erwerbs-  und  Vermögensverhältnisse 
seien  hierbei  in  Berücksichtigung  zu  ziehen.  Mit  diesen  kaut- 
schukartigen Bestimmungen  ließe  sich  nichts  anfangen.  Es  sei 
fast  immer  sehr  schwer  nachzuweisen,  ob  und  inwiefern  das  Fort- 
kommen der  durch  Tumultschäden  Betroffenen  tatsächlich  unbillig 
erschwert  würde,  abgesehen  davon,  daß  es  bis  zu  einem  hohen, 
mit  dem  Ruf  eines  Rechtsstaates  nicht  in  Einklang  zu  bringendem 
Maße,  von  der  Willkür  und  dem  Gefühl  der  mit  der  Behandlung 
der  Entschädigungsansprüche  betrauten  Feststellungsausschüsse 
abhinge,  wenn  sie  eine  derartige  Erschwerung  für  das  Fort- 
kommen der  Betroffenen  annähmen.  Aus  den  Bestimmungen  des 
§ 2 ließe  sich  tatsächlich  nur  herauslesen,  daß,  abgesehen  von 
verschiedenen  wenigen  Ausnahmefällen,  Entschädigungen  über- 
haupt nicht  gezahlt  würden.  Derjenige  Kaufmann,  der  durch 
Fieiß  und' Sparsamkeit  sich  einiges  Vermögen  erworben  hätte, 
gehe  bei  diesen  Bestimmungen  leer  aus  und  gerade  diese 
Schwäche  des  Geseßes  müsse  auf  gewisse,  von  blinder  Zer- 
störungswut geleiteten  Elementen  einen  Anreiz  ausüben,  be- 
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sonders  auf  diejenigen  loszugehen,  die  in  harter  Arbeit  in  ihrem 
Geschäftsbetrieb  weiter  gekommen  wären.  In  einem  Rechts- 
staat, wie  wir  ihn  nach  der  Verfassung  hätten,  müsse  das  Eigentum 
jedes  Bürgers  geschürt  werden  und  müsse  die  Allgemeinheit  bei 
Tumultschäden  Ersaß  leisten,  unabhängig  von  der  Berück- 
sichtigung der  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  des  einzelnen 
Betroffenen.  Besonders  der  Einzelhandel  werde  durch  das  Geseß 
empfindlich  getroffen,  der  sich  zu  einem  großen  Teil  infolge  der 
einschneidenden  Preistreibereibestimmungen  ohnehin  nicht  in 
einer  beneidenswerten  Lage  befände. 

Die  Handelskammer  zu  Stolberg  faßte  in  ihrer  Voll- 
versammlung am  7.  Dezember  eine  Entschließung,  in  der  sie  die 
Regierung  darauf  hinwies,  mit  allen  Mitteln  darauf  hinzuwirken, 
daß  im  beseßten  Gebiet  ein  Polizeiaufgebot  gehalten  werden 
kann,  welches  in  der  Lage  ist,  Ruhe  und  Ordnung  aufrecht  zu 
erhalten,  denn  die  bisher  zur  Verfügung  stehenden  Polizeikräfte 
genügten  in  keiner  Weise.  Darüber  hinaus  steht  die  Kammer 
auf  dem  Standpunkt,  daß  regierungsseitig  alles  zu  vermeiden 
ist,  wodurch  in  breiten  Massen  der  Bevölkerung,  der  der  Blick 
für  wirtschaftliche  Zusammenhänge  fehlt,  der  Eindruck  erweckt 
wird,  als  ob  breite  Schichten  der  Kaufmannschaft,  vor  allem  der 
Einzelhandel,  sich  unter  Ausnußung  der  Not  des  deutschen  Volkes 
in  ungerechtfertigter  Weise  bereichert.  Es  sei  hierbei  vor  allem 
an  Form  und  Inhalt  der  Wuchererlässe  des  preußischen  Ministers 
des  Innern,  besonders  des  leßten  vom  2.  September  d.  ).,  gedadit. 

Vgl.  S.  360. 

Sozialpolitik. 

Stillegnngsgesetz. 

Es  äußerten  sich  weiter  die  Handelskammern  Dresden, 
Düsseldorf,  Mühlheim,  Münster,  Weßlar,  die  den  Entwurf  über- 
einstimmend als  völlig  ungeeignet  ablehnten. 

Bei  geseßgeberischen  Maßnahmen  dieser  Art  sei  folgendes 
zu  berücksichtigen: 

„1.  Die  Erhaltung  der  technischen  Leistungsfähigkeit  der  Ge- 
samtunternehmung muß  bei  der  Stillegung  eines  einzelnen  Be- 
triebes oberster  Grundsaß  sein. 

2.  Nötigenfalls  müssen  Verlängerung  oder  Verkürzung  der 
Sperrfrist  für  Stillegungen  und  Betriebsabbrüche  zulässig  sein. 

3.  Mit  dem  Beginn  der  Sperrfrist  hat  die  Behörde  die  Ver- 
antwortung für  die  Wirtschaftlichkeit  ihrer  Maßnahmen  zu  tragen. 

4.  Betriebseinstellungen  infolge  Mangels  an  Kohlen  oder 
Rohstoffen  dürfen  nicht  zu  behördlichen  Eingriffen  führen. 

5.  Unwirtschaftliche  Betriebe,  deren  Stillegung  den  Ruin  der 
Unternehmung  bedeuten  würde,  sind  behördlichen  Eingriffen  zu 
entziehen. 

6.  Es  ist  abzusehen,  die  Entlassung  von  Arbeitern  von  der 
Zustimmung  der  Behörden  abhängig  zu  machen. 

7.  Vor  dem  Erlaß  von  Anordnungen  auf  Grund  des  Geseßes 
sind  die  zuständigen  Berufsvertretungen  zu  hören.“  (Düsseldorf.) 

Der  überwiegende  Teil  der  deutschen  Länderregierungen, 
darunter  Preußen,  habe  sich  für  eine  Milderung  bzw.  Beseitigung 
der  jeßigen  scharfen  Bestimmungen  ausgesprochen.  Hieraus  gehe 
hervor,  daß  der  jeßige  Rechtszustand  in  dem  überwiegenden  Teil 
des  Reichs  für  unser  Wirtschaftsleben  nicht  für  förderlich  gehalten 
werde.  (Dresden.) 

Zu  § 1. 

Das  Baugewerbe  ist  von  den  Bestimmungen  auszunehmen, 
da  es  als  Saisongewerbe  gilt.  (Mühlhausen  i.  Thür.) 

Zu  § 2. 

Das  Wort  „Veränderung“  im  ersten  Abschnitt  ist  bedenklich, 
weil  damit  jede  Veränderung,  die  lediglich  eine  Verbesserung  der 
Betriebe  herbeiführen  soll,  zu  einem  Betriebsabbruch  gestempelt 
werden  kann. 

Im  Absatz  2 ist  hinter  b hinzuzufügen:  gleichzeitig 

vermindert  wird,  sofern  die  technische  Leistungsfähigkeit  nicht 
wesentlich  verringert  wird.“  (Mühlhausen  i.  Thür.) 

Zu  § 6. 

Es  ist  eine  Bestimmung  hinzuzufügen,  daß  unter  Führung  des 
Betriebes  nicht  die  Fortführung  verstanden  werden  darf.  In 
Zeiten  rückläufiger  Konjunktur  wird  es  oft  Vorkommen,  daß  sich 
der  Unternehmer  nur  durch  schnelle  Veräußerung  von  Rohstoffen 
vor  Verlusten  bewahren  kann.  (Dresden.) 


Zu  § 7. 

Bei  der  Hinzuziehung  von  Sachverständigen,  welche  die  Be- 
triebsleitung vorzuschlagen  hat,  muß  bestanden  werden,  um  eine 
einwandfreie  Beurteilung  zu  erzielen.  (Mühlheim.) 

Zu  § 8—11. 

Bei  der  Eestseßung  der  Entschädigung  (§  10)  müssen  gleich- 
falls Sachverständige  mitwirken.  (Mühlhausen  i.  Thür.) 

Zu  §§  15,  16. 

Es  erscheint  zweckdienlicher,  die  bisher  bestehenden  Demo- 
bilmachungsvorschriften in  derselben  Form  in  das  Geseß  zu 
übernehmen.  (Mühlhausen  i.  Thür.) 

Zu  § 23. 

Es  ist  im  Geseß  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  einzelnen 
Länder  gleichartige  Behörden  als  „zuständige  Behörden“  be- 
stimmen, damit  eine  gleichmäßige  Durdiführung  des  Geseßes  im 
ganzen  Reichsgebiet  gewährleistet  wird.  (Dresden.) 

Vgl.  S.  408. 

Verschiedenes. 

Gesetzentwurf  über  den  Verkehr  mit  landwirt- 
schaftlichen Grundstücken. 

Von  der  Handelskammer  zu  Chemniß  wird  uns  die  folgende 
Äußerung  zu  dem  Geseßentwurf  über  den  Verkehr  mit  landwirt- 
schaftlichen Grundstücken  überreicht: 

„An  sich  ist  die  Notwendigkeit  anzuerkennen,  den  Verkehr 
mit  landwirtschaftlichen  Grundstücken  einer  gewissen  Aufsicht 
zu  unterwerfen.  In  dem  vorliegenden  Entwürfe  werden  aber 
die  schon  in  der  Verordnung  vom  15.  März  1918  sehr  weit  er- 
streckten Befugnisse  der  ausführenden  Behörden  so  stark  aus- 
gedehnt, ohne  daß  der  Rechtsweg  an  ein  Gericht  offen  stünde, 
daß  gegen  die  Regelung  starke  Bedenken  erhoben  werden 
müssen. 

In  dem  dicht  bevölkerten,  stark  industrialisierten  Sachsen  ist 
der  Erwerb  von  landwirtschaftlichen  Grundstücken  durch  Per- 
sonen, die  nicht  im  Hauptberufe  Landwirt  sind,  naturgemäß  häufig. 
Die  Gründe  und  die  wirtschaftliche  Bedeutung  derartiger  Er- 
werbungen sind  nicht  immer  einfach  für  den  zu  beurteilen,  der 
mit  den  näheren  Umständen  nicht  vertraut  ist.  Es  ist  unver- 
meidlich, daß  auf  Grund  des  § 3 Abs.  Ib  hin  und  wieder  unzu- 
treffende Entscheidungen  gefällt  werden,  die  industrielle  Unter- 
nehmen sehr  stark  berühren,  die  nebenbei  an  der  Landwirtschaft 
interessiert  sind.  Diese  Besorgnis  ist  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen,  auch  wenn  man  vorausseßt,  daß  die  Behörde  sich  be- 
müht, vollkommen  sachlich  zu  entscheiden.  Deshalb  muß  der 
ohnehin  unzureichende  Rechtsschuß,  der  durch  das  Beschwerde- 
recht an  eine  übergeordnete  Behörde  gegeben  wird,  als  völlig 
ungenügend  bezeichnet  werden.  Es  war  ein  großer  Fortschritt, 
daß  gegen  nahezu  alle  Entscheidungen  der  Verwaltungsbehörden 
die  Anrufung  des  Oberverwaltungsgerichtes  zugelassen  wurde. 
Es  geht  nicht  an,  gegen  die  Entscheidungen  auf  Grund  vorliegen- 
der Bestimmungen,  die  meist  viel  einschneidender  sind,  als  die 
große  Mehrzahl  der  sonstigen  Entscheidungen  der  Verwaltungs- 
behörden dieses  Rechtsmittel  nicht  zu  gewähren. 

Weiterhin  muß  ich  Stellung  nehmen  gegen  § 3 Ziff.  2b.  Wenn 
allen  Personen,  die  nicht  im  Hauptberufe  Landwirte  sind,  der 
Erwerb  und  jeßt  sogar  die  Pacht  landwirtschaftlicher  Grundstücke 
in  der  Regel  versagt  werden  sollen,  so  wird  zahlreichen  Unter- 
nehmern, die  auf  dem  Lande  ansässig  sind  und  einen  landwirt- 
schaftlichen Nebenbetrieb  seit  langer  Zeit  haben,  leicht  sehr  er- 
schwert werden  zum  Schaden  der  Allgemeinheit.  Die  Arbeit- 
nehmer im  industriellen  Hauptbetriebe  haben  regelmäßige  bedeu- 
tende Vorteile  von  der  angegliederten  Gutswirtschaft,  da  sie  von 
dieser  stets  in  erster  Linie  mit  Kartoffeln,  Milch  und  anderen 
Erzeugnissen  beliefert  werden.  Sie  erhalten  häufig  auch  Kar- 
toffelland in  Zeitpacht  oder  sonst  Feldstücke  zur  Selbstbewirt- 
schaftung. Diese  landwirtschaftlichen  Betriebe  werden  nicht  um 
des  Gewinnes  willen  geführt,  sondern  um  die  Versorgung  der  in 
dem  Hauptbetriebe  tätigen  Personen  zu  erleichtern. 

Ferner  ist  es  durchaus  kein  Schaden  für  die  Allgemeinheit, 
wenn  ein  Unternehmer  Beträge,  die  er  in  einem  Gewerbebetriebe 
verdient  hat,  in  einem  Gute  anlegt.  Nur  auf  diese  Weise  sind 
schon  viele  heruntergekommene  Güter  in  kurzer  Zeit  zu  Muster- 
wirtschaften gemacht  worden.  Eine  gewinnbringende  Kapital- 
anlage ist  dabei  meist  auf  lange  hinaus  nicht  zu  erzielen.  Daher 
würde  niemand,  der  ausschließlich  die  Bewirtschaftung  eines 
solchen  Gutes  betreibt,  derartige  Aufwendungen  machen  können. 
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Diese  Bestimmung  würde  also  nur  erheblichen  Schaden  bringen 
und  niemanden  nüßen.  Gegenüber  diesen  schwerwiegenden  Be- 
denken genügt  es  nicht,  daß  diese  Bestimmung  nur  als  Soll-  und 
nidit  als  Muß-Vorschrift  gefaßt  ist,  denn  jeder  Erwerb  oder  jede 
Erpachtung  eines  landwirtschaftlichen  Grundstückes  durch  einen 
Nichtlandwirt  bedarf  dann  einer  ausdrücklichen  Ausnahme,  die 
erfahrungsgemäß  nicht  leicht  zu  erwirken  ist. 

Endlich  bitte  ich,  dafür  einzutreten,  daß  in  § 3a  die  Bestim- 
mung gestrichen  wird,  die  den  Behörden  die  Berechtigung  gibt, 
zur  Sicherung  von  Auflagen  Vertragsstrafen  festzuseßen,  für 
die  eine  Sicherungshypothek  auf  das  Grundstück  eingetragen 
werden  kann.  Auf  Grund  dieser  Vorschriften  könnten  die  Be- 
hörden Eingriffe  in  die  Privatrechte  vornehmen,  deren  Wirkung 
im  voraus  schwer  abzuschäßen  ist,  aber  sehr  weit  reichen  kann. 
Die  Freiheit  des  Privateigentums  muß  in  diesem  Falle  nachdrück- 
lich verteidigt  werden.  Die  Behörden  braudien  diese  Befugnisse' 
nicht,  um  ihren  Willen  durchseßen  zu  können.“ 

i öffentliche  Brotversorgung. 

In  einem  an  den  Reichsminister  für  Ernährung  und  Landwirt- 
schaft gerichteten  Schreiben  vom  27.  November  d.  J.  trat  die 
Handelskammer  zu  Rostock  für  Aufhebung  der  Verordnung 
vom  8.  September  d.  J.  (RGbl.  S.  7231  ein,  da  sie  ihren  Zweck, 
eine  Entlastung  der  öffentlichen  Brotversorgung  herbeizuführen, 
nicht  erreicht  habe.  Sollte  der  Wunsch  auf  Aufhebung  noch  nicht 
erfüllt  werden  können,  stellte  die  Kammer  den  Antrag,  daß  min- 
destens § 1,  Absaß  2 der  Verordnung  beseitigt  wird,  wonach  ver- 
sorgungsberechtigi  ist,  wer  nachweist,  daß  sein  Einkommen  im 
Wirtschaftsjahre  1922/23  das  Vierfache  des  Einkommens  nach  Abs.  1 
nicht  übersteigt.  Dieser  Nachweis  sei  für  zahlreiche  Personen 
sehr  schwer  zu  erbringen,  überhaupt  nicht  von  einem  Kaufmann, 
denn  das  Wirtschaftsjahr  der  Getreideversorgung  beginne  und  ende 
am  15.  August;  es  sei  also  jeßt  erst  gerade  ein  Viertel  dieses 
Wirtschaftsjahres  verstrichen.  Der  Kaufmann  könne  somit  un- 
möglich nachweisen,  daß  sein  Einkommen  in  diesem  Zeitraum, 
dessen  Entwicklung  er  unter  den  heutigen  Verhältnissen  noch  gar 
nicht  übersehen  könne,  eine  bestimmte  Summe  nicht  übersteige. 
Aber  auch  selbst  dann,  wenn  von  den  Behörden  lediglich  die  ab- 
gelaufenen Monate  zugrunde  gelegt  und  aus  deren  Ergebnis  auf 
den  Rest  Schlüsse  gezogen  würden,  würde  dies  dem  Kaufmann 
nichts  helfen,  da  er  im  allgemeinen  außerstande  sei,  das  Ergeb- 
nis auch  nur  für  den  abgelaufenen  Zeitraum  festzustellen.  Hier- 
für wäre  Vorausseßung,  daß  am  15.  August  der  Lagerbestand 
aufgenommen  und  eine  Zwischenbilanz  aufgestellt  wäre.  Das 
würde  im  allgemeinen  nidit  der  Fall  sein.  Daher  sei  der  Kauf- 
mann nicht  in  der  Lage,  die  Vorschriften  des  § 1,  Abs.  2 auszu- 
nutzen. Und  doch  lägen  die  Verhältnisse  bei  zahlreichen  kleinen 
Kaufleuten  im  Bezirk  der  Kammer  so,  daß  ihr  Einkommen  zwar 
im  Kalenderjahr  1921  die  in  der  Verordnung  festgelegten  Säße 
überstiegen,  daß  es  dagegen  bei  den  heutigen  Schwierigkeiten 


der  Wirtschaftslage  seitdem  nicht  entfernt  mit  der  Geldentwer- 
tung Schritt  gehalten  hätte  und  zweifellos  zur  Zeit  — auf  das 
Jahr  umgerechnet  — nicht  das  Vierfache  von  1921  erreichen  würde. 

Infolgedessen  sei  in  den  Gemeinden,  in  denen  ein  strikter 
Nachweis  gemäß  § 1 Absaß  2 der  in  Frage  stehenden  Verord- 
nung verlangt  würde,  eine  Anzahl  von  Personen  nur  deshalb 
von  Bezug  des  Markenbrotes  ausgeschlossen,  weil  ihnen  die  Er- 
bringung des  Nachweises  unmöglich  gemacht  sei.  Die  Kammer 
schlägt  daher  folgende  Regelung  vor: 

„Es  wird  ausgegangen  von  dem  buchmäßigen  Umsaß  in  einem 
bestimmten  Zeitraum  der  Jahre  1921/22,  vielleicht  am  besten 
jeweils  des  ersten  halben  Jahres.  Dem  Umsaß  in  diesem  Zeit- 
raum von  1921  wird  gegenüber  gestellt  das  halbe  Einkommen  des 
Jahres  1921  und  errechnet,  wieviel  Prozent  des  Umsaßes  dieses 
Einkommen  im  Jahre  1921  ausgemacht  hat.  Wenn  man  nun  an- 
nimmt, daß  im  Jahre  1922  Einkommen  nach  dem  gleichen  Prozent- 
saß des  Umsaßes  verdient  ist,  so  läßt  sich  ein  fingiertes  Ein- 
kommen für  das  erste  Halbjahr  1921  aus  dem  buchmäßig  fest- 
stehenden Umsaß  für  diese  Zeit  und  dem  errechneten  Prozentsaß 
für  1921  ohne  Schwierigkeit  errechnen  und  durch  Multiplizieren 
mit  2 das  fingierte  Jahreseinkommen  1922  feststellen.  Wenn  die- 
ses Jahreseinkommen  das  Vierfache  der  in  der  Verordnung  zu- 
gestandenen Höchstgrenze  nicht  übersteigt,  so  soll  der  erfor- 
derliche Nachweis  bei  buchführenden  Kaufleuten  als  erbracht 
gelten. 

Wir  sind  überzeugt,  daß  diese  Regelung,  die  in  Wirklichkeit 
nicht  so  verwickelt  ist,  wie  sie  auf  dem  Papier  zunächst  scheinen 
mag,  geeignet  ist,  jedenfalls  eine  erhebliche  Menge  von  entstan- 
denen Härten  zu  beseitigen.“ 

Persönliches. 

Vom  1.  Dezember  ab  ist  bei  der  Handelskammer  zu 
Sonneberg  Dr.  Alfred  Weidmann  als  wissenschaftlicher 
Hilfsarbeiter  angestellt. 

Dr.  T h i e r g a r t ist  als  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  aus 
den  Diensten  der  Handelskammer  zu  Barmen-Elberfeld 
ausgeschieden.  Neu  eingestellt  wurde  Dr.  Hermann  van 
1 i n d e 1 1. 

Berichtigung. 

In  dem  Artikel  „Ausschußmitglieder  des  Deutschen  Industrie- 
und  Handelstags“  auf  S.  373  muß  es  in  der  5.  Reihe  statt  Kom- 
merzienrat Palmier  heißen  „Kommerzienrat  Palmie“. 


Alle  für  die  Schriftleitung  der  Mitteilungen  desDeut- 
schen  Industrie  - und  Handelstags  (Handel  und  Ge- 
werbe) bestimmten  Sendungen  sind  nach  wie  vor  an  das  Büro 
des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags, 
Neue  Friedrichstr.  53/56,  zu  richten. 


Inhaltsverzeichnis. 

Artikel  und  Berichte:  Wirischaftsrecht  und  Schiedsgerichtswesen,  S.  413.  — Das  Cunße-Bemelmans- Abkommen  (Schluß),  S.  414.  — 
Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amtes,  S.  417.  — Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschafts- 
rechts: Die  ungeklärte  Lage,  S.  419.  — Deutsche  Wirtschaftsprogramme,  S.  420.  — Aus  der  Sißung  des  Reichskuratoriums  Für 
Wirtschaftlichkeit  in  Industrie  und  Handwerk,  Berlin,  den  8.  Dezember  1922,  S.  421.  — Handelsnachrichten,  S.  422.  — Reichswirt- 
schaftsgericht, S.  423. 

Amtliche  Mitteilungen  des  Deutschen  Industrie-  und  Handelstags:  Haftpflicht  der  Spediteure,  S.  425.  — Höchslbeträge  im  Post- 
scheckverkehr, S.  425.  — Anerkennung  mangelhafter  Verpackung,  S.  425.  — Internationales  Übereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr, S.  425.  — Ausnahmetarif  Für  frische  und  gefrorene  Seefische,  S.  426.  — Frachtberechnung  für  Rohbraunkohle  und 
geschüttete  Briketts,  S.  426.  — Internationale  Automobilausstellung  Gotenburg  1923,  S.  426.  — Verrechnungsschecks,  S.  426.  — 
Änderung  des  § 63  des  Handelsgeseßbuchs,  S.  426.  — Geseßentwurf  zur  Erhöhung  von  Ordnungsstrafen,  S.  426.  — Einkommen- 
steuergeseß,  S.  427.  — Novelle  zum  Landessteuergeseß,  S.  427.  — Herabseßung  der  Ausfuhrabgabe,  S.  429.  — Einfuhrverbote  und 
Einfuhrzölle,  S.  430.  — Mitteilungen  des  deutschen  Konsulats  in  Libau,  S.  430.  — Preistreiberei,  S.  430.  — Warenverkehr  zwischen 
beseßtem  und  unbeseßtem  Gebiet,  S.  430.  — Sicherheitsleistung  durch  Hinterlegung  von  Geld  und  Wertpapieren,  S.  431.  — 
Grundsäßliche  Änderung  der  Außenhandelsstatistik,  S.  431.  — Handelskammer  Elbing,  S.  431.  — Ausgabe  besonderer  Paßhefte  mit 
größerer  Seitenzahl,  S.  431.  — Vervollständigung  der  Kartei  des  Deutschen  Generalkonsulats  Für  Spanien  in  Barcelona,  S.  431.  — 
Ausfuhr  nach  Australien,  S.  431.  — Heranziehung  der  Verbraucherorganisaiionen  bei  Bekämpfung  des  Wuchers,  S.  432.  — Ersaß 
von  Tumultschäden,  S.  432.  — Stillegungsgeseß,  S.  433.  — Geseßentwurf  über  den  Verkehr  mit  landwirtschaftlichen  Grundstücken, 
S.  433.  — Öffentliche  Brotversorgung,  S.  334.  — Persönliches,  S.  434.  — Berichtigung,  S.  434. 


Verantwortlich:  Für  den  redaktionellen  Teil:  Dr.  M.  Wi  e d e m a n n,  Berlin -Lichterfelde;  für  „Aus  Handel,  Industrie  und  Verkehr“: 
Dr.  Dr.  G.  Wolff,  Berlin-Schöneberg;  Für  den  Anzeigenteil:  E.  Klait,  Berlin -Lichtenberg.  — Verlag  Reimar  Hobbing',  Berlin  SW  61; 
Druck  W.  Büxenstein  Druckereigesellschaft,  Berlin  SW48.  — Einsendungen  für  die  Schriftleitung,  den  Verlag  und  die  Anzeigen- 
verwaltung der  „Deutschen  Wirtschafts -Zeitung“  sind  nach  Berlin  SW61,  Großbeerenstraße  17,  zu  richten. 
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XIX.  Jahrgang  19.  DEZEMBER  1922  Nummer  23/24 

AUS  DEM  INHALT: 

Wirtschaftsrecht  und  Schiedsgerichtswesen. 

Vas  Cuntze  = Bemelmans* Abkommen  (Schluß). 

Zweigstellen  des  Auswärtigen  Amtes. 

Berichte  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspflege  und  des  Wirtschaftsrechts. 

Amtliche  Mitteilungen  des  ,, Deutschen  Industrie*  und  Handelstags" . 
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Mauretania“  schnellster  Dampfer  der  Welt 

Regelmässige  Passagier-  von  kontinentalen 

und  Frachtlinien  und  englischen  Häfen 

nach  allen  Weltteilen  nach  allen  Weltteilen 

DIREKTE  LINIE 

HAMBURG  - NEW  YORK 

mittels  Doppelsohrauben-Passagierdampfern. 

Nächste  Abfahrt: 

Neuer  Postdampfer  „Albania“  22.  Dezember 

Oel feuern ngf  — 13  000  tons  — Kajüte  Dollar  130.00,  keine  dritte  Klasse. 

Neuer  Postdampfer  ..Antonia“  10.  Januar 

” Oelleuerung  — 15  000  Ions. 

Postdampfer  „Saxonia“ 31.  Januar 

14  300  tons. 

Die  Dampfer  führen  Kühlräume  zur  Aufbewahrung  leicht  verderblicher  Ware.  - Günstige  Gelegenheit  auch  zur  Reise  nach  Southampton:  Kajüte  £ 3.10.- 
Löschplatz  in  New  York:  Cunard  Piers  53 — 56  New  York  City.  — Ständige  lagergeldfreie  GUterannahme:  O’Swsldkai,  Schuppen  45. 


Thos.  St  Ino.  Brocklebank  Ltd.,  Liverpool  Cunard  Building 


Regelmäßiger  Dampferdienst  von  HAMBURG  über  Zwischenhäfen  ohne  Umladung  nach 

Port  Said,  Colombo,  Madras,  Calcutta 

und  in  Durchfracht  nach  allen  Plätzen  der  Malabar-  und  Coromandel-Küste  sowie  des  Bengalischen  Meerbusens. 

Nächste  Expedition  ab  Hamburg;,  O’Swaldkai,  Schuppen  45. 

„Media“  cä.  8575  tons am  29.  Dezember  1922 

„Mandasor“  ca.  7917  tons am  12.  Januar  1923 

Aenderungen  Vorbehalten. 

Lagergeldfreie  GUterannahme:  O’SwaldKai,  Schoppen  45. 

Loading  brokers  in  London:  Gosman  & Smith  London  E.  C.  3 14,  Billiter  Street. 


Wegen  Passage  und  Fracht  wende  man  sich  an  die  General-Agentur 


See  Transport  Gesellschaft  m.  b.  H. 

HAMBURG,  Neuer  Jungfernstieg  5 (CUNARD 


Fernspr.:  VULKAN  2564,  2565,  2567. 


HAUS) 

Börsenstand : Pfeiler  35  a Sitz  D. 


NORDDEUTSCHER  LLOYD 


Regelmäßiger  Passagier-  und  Frachtverkehr  mit 
eigenen  Dampfern  nach 

NORDAMERIKA  SÜDAMERIKA 
OSTASIEN  AUSTRALIEN 

Auskunft  erteilt: 

NORDDEUTSCHER  LLOYD  BREMEN 


ln  BERLIN : Norddeutscher  Lloyd,  Kajütenbüro,  Unter  den  Linden  1 (Hotel  Adlon). 
Lloydreisebüro  F.  Montanus,  Invalidenstraße  93.  — Transatlant.  Reise-  und 
Verkehrsbüro,  Budapester  Straße  6.  — Weltreisebüro  „Union“  G.  m.  b.  H., 

Unter  den  Linden  22. 


Fr.  Theis  & Co. 

G • M • B • H 

TRIER 

Friedrich-Wilhelmstr-  28 
Tel. -Adresse:  FRATEK 
Fernsprecher  Nr.  887 


DOLOMIT  / MAGNESIT 
SINTERSCHLACKENSTEINE 


INGENIEURBUREAU 

Aufstellung  von  Wirtschaftlichkeitsberech- 
nungen, Ausarbeitung  von  Kostenanschlägen 
für  die  Herstellung  vollständiger  Aschenauf- 
bereitungsanlagen u.  Schlackensteinfabriken 


Bergwerks-  und 
Hüttenprodukte 


LLOYD  SABAUDO 


„CONTE  ROSSO“ 

Das  grösste  u.  schnellste  Schilf  vom  Mittelmeer  nach  New  York 

ITALIEN -NEW  YORK 
in  neun  Tagen 

Nächste  Abfahrten  von  Genua  über 
Neapel  — Gibraltar  nach  New  York 
IG.  November  • 30«  Dezember 

Schnelldampfer-Dienst  nach 

Brasilien  und  Argentinien 

Nächste  Abfahrten : 

„Re  d’ltalia“  29.  Dezember 


Näheres 


betreffend  Passagen 


durch 


Lloyd  -Sabaudo,  Haupt  - Agentur 
Berlin  W 9 

Budapester  Strasse  13  • (Potsdamer  Platz). 

Tel.  Cenfrum  7815. 


Personenwagen  Gäterwagen 

Gepäckwagen  Kesselwagen 


Säurewagen  Klein  bahn  wagen 

Straßenbahnwagen  Spezialwagen 


Leistung:  monatlich  500 

Lieferanten  der  deutschen  und  vieler 
ausländischer  Eisenbahnverwaltungen 


Abt.  Waggonbau 


Berliner  Büro : 
W9,Linkstr.  38. 


Niesky  b.  Görlitz 


Schleif- 
borsten 

mit  Pappkern  oder  S 
Holzkem  oder  Metallkern  = 
speziell  H 

auswechselbare  = 

ftberschleifbürsten 

Modell  Blücher. 

1 Heinrich  Bliicber,  Bürstenlabrik,  Spremberg-L.  28. 1 


Nagelzangen  (Kistenöffner) 

stellen  nach  eigenen  Patenten  her 

Berla-Werkzeug-Industrie  G.m.b.H. 


Schnitte  u.  Stonzen 

fabrizieren 

Hess.  Präzisions  Werke 

Herrn.  Bleske,  Kom.-Ges. 

Frankfurt  am  Main,  Hohenzollernstrassz  12 


Büroleim  ^ 

nü  Pflanzen-  und  Kaltleime  h 

eigener  Fabrikation  für  jeden  Zweck 

sowie  Knochen-  und  Lederleim. 


Leim-  u.  Klebstoff-Fabrik 
Inh.  E.  Knorz 
Frankfurt  a.  M.,  Mainzer  Landstr.  133. 


LEIMKNORZ 


Wittenberg  (Bez.  Halle). 


Photo-Versandhaus 


Internationale 

SPEDITION 


Verzollung,  Ver- 
frachtung, Sam- 
melladung, Lage- 
rung. Eigener 
Rollf  uhrbetrieb. 
Eigene  Speicher. 

F.  WODTKE, 

HAMBURG 


Kleine  Reichenstr.  29 

T.legramaudxessi:  „Spedinrodkle" 


TTTTTfWTTTT?? 

STOLLE  & CO.,  Zittau  i.  Sa. 


Löbauer  Platz  4 


Fernsprecher  697 


Spezialfabrik  für 

Werkzeuge,  Apparatebau 


▲▲▲▲▲ 


Fabrik. 

Vk^k/ 

hyyienisdirr  \ HJhr/ ßnmmtwareö 

Kuri  Korioih 

Gurnirdwaxenfabrfk  * Rmterwaldfi  M.-L 

Vertreter  oeeuicM 

^—iiii  iiiii  i win— mni  iii^ 


Elektrische 

Licht-  u.Kraft- 


An lagen 

jeden  Umtanges 


INTERNATIONALE  /PEDITIOki 

I N I C K nBERUNEP>  PAKETFAHRT  GjE/Ell/CHAFT  ^ ^ 

/TAR-KE  fvCO  / BERLIN  fWl/  R ITTER/TftA//E  98/99 


S P E E>  I T I O Kl 
Mb'BELTnAN/POdT 


J PS  ICH  E RE  I 
El  L BOTEN) 
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UNION 

Frachtkontroll-Aktiengesellschaft 

Vertragsgesellschaft  des 
Verbandes  Sächsischer  Industrieller. 


GÖRLITZ 

Mühlweg  13 

Fernruf:  523 


DRESDEN 

Bürgerwiese  23 

Fernruf:  21122 


Prüft  Ihre  Frachtbriefe  u.ert.  Frachtauskünfte 


'EätaaeJi  OTbetcULuKüten-^rtä 

WILHELM  REST  & CO.*  ZITTAU  I.S. 

SP£Z/AL/  jXr : 0 

Gebördelte  Scfiuhö&en  u.-Hakm 

EXPORT  NACH  ALLEN  WELTTEILEN 


August  Hegeling,  Nürnberg 

Werkzeugmaschinen 

Tel.  6131  u.  6132  Telegr.  Maschlnhegellng 

Ständig  großes  Lager  in  Drehbänken,  Bohrmaschinen,  Fräs- 
maschinen, Shapingmatchinen,  Pressen  u.  f.  Maschinen  aller 
Art  Holzbearbeitungsmaschinen.  Verlangen  Sie  Lagerliste. 
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HERMANN  TESSNOW  porlgerätefabrlk 

Berlin  0 34,  Boxhagener  StraBe  121 
Transportgeräte  für  alle  Zwecke 


Hans  Mihm  tä: 

Cassel 

Schreibliontrollkassen 

in  allen  Ausführungen. 

Spezial.:  Moderne  Paplergeld-Kasaen. 


Institut  Adam,  Würzburg. 

Realschule  mit  Handelsabteilung. 

Pensionat 


Tonnenkippkarren 


Ballonausgußständer  eis.  Kastenkarren  Schlauchwellen  Kohlenwagen 
Druckschriften  und  Angebote  kostenlos.  


Zwei-  und  vierr.  Handwagen  Plattformwagen 


LDtkegwalde 

Bes.  Friä  Mai 

Erstes  Haas  an  Platze- 
Bekannt  gute  Röche  und  Kaller. 


Ilninii“  Therm.-  u.  Qlaslnstru- 
„U1I1U11  meirtenfabrikQ.m.b.H. 
Ilmenau  (Thür.). 


Pianos,  Spielwaren 

insb.  Puppen  u.  Teddybären 

Scherzartikel 

Adolf  Gruel,  Bremen 

Musterkollektion  gegen  Vor- 
einsendung v.  Lstrl.  1.-/—  f. 
Scherzartikel  od.  Lstrl.  2 — / — 
f.  Puppen  u.  Teddybären.  In 
ander.  Währung  entsprechend. 


Petribo  Record-Sparkocher 


spart  80  °/ o Brennstoff 
backt,  kocht,  heizt  etc. 

Glänzendste  Referenzen. 

Vertreter  gesucht. 

Prospekt  kostenlos. 

PETRIKO,  Berlin  N,  Lothringer  Strasse  24 


Massiv-  und 
Holz-Hausbau 

M.  Noll,  Niesky 

bezugsfert.  Häuser  m.  4 bis 
8 Zimmer  von  4 — 8 Hill.  M. 

Tel.  Niesky142  Telegr.  Noll 


1IIÖHNA& SCHAM 

i G LAS  MANUFAKTUR 
| WEISSWASSER  O.-L, 

^ Unsere  Spezialitäten  ; \ 

Fensterglas  (sonstige  / 

^ Flachglase),  ßeleuchtonjs“^^ 

| glas.  Elektrotechnisches 
i hohlglas  iCTflW. 


| hohiglas  , 

0/////////////////r///////////////z////r/////////rMm±  1 WM  /////* 

mm 

/Tfi 


Bitte  verlangen  Sie  nnsere 
nenen  Illustrationen 


' Gebrauchte 


Jeder Art  und  Größe 
['  liefern  billigstin  guten 
1 loch  freier  Qualitä  t. 

'Norddeutsche 
. Sackindustrie 
I'  VOGEL  LC? 

Hannover-Linden 
_ Fernspr.  N .7764  . 


^Fritz  Stauch 

► 


Eisengießerei 

Erlangen! 

Bayern 


Herstellung 

von 


bis  znm 

Stückgewicht  von 

6000  kg- 
Massenartikel  aof 
Formmaschinen, 
Handels-  und 
KanalisationsguB 
Fernspr.:  58  u.  684 


Sfeuerwesen 

und  steuerliche  Zweckmäßigkeit  der 
verschieden.  Gesellschaftsformen  nach 
dem  heutigen  Stand  der  Steuergesetze. 

Unentbehrlicher  Ratgeber  bei  jeg- 
licher Neugründung  und  jeglicher 
Umwandlung. 

Einführung  in  das  Handelsrecht 
und  in  das  Gesellschaftswesen. 
G.m.b.H.  Lehr-u.  Nachschlagewerk 

für  Geschäftsführer,  Gesellschafter 
m.  h.  H.,  Buchhalter,  Bücherrevisoren 
und  dergleichen  Prospekte  umsonst. 

Verlag  Fritz  Reinhardt,  Ilmenau. 


C.  F.  WEBER  AKTIENGESELLSCHAFT,  LEIPZIG-PLAGWITZ 

Schkeuditz  • Bamberg  • Breslau  • Hlndenburg  • Stettin  • Königsberg  • Berlin  • München  • Nürnberg  • Stuttgart  • Frankfurt  am  Main  • Muttenz 


Fernruf:  Merkur  6094/99. 


■ Phs.  van  O m m eren  1 

(HAMBURG)  G.  m.  b.  H. 

Hamburg,  Alsterdamm  10—11.  Passage-Abteilung:  Alsterdamm  16  18. 


Börsenstand  Pfeiler  39  a. 


Vereinigte  Niederländische  Schiffahrts  - Gesellschaft. 

Holland-Britisch -Indien-Linie 

HAMBURG -INDIEN 

Linie  A: 

Nach  Port  Said,  Suez,  Karachi,  Bombay 

und  in  Durchfracht  nach  allen  Häfen  in  Britisch- 
indien (Malabar-Küste),  im  Roten  Meer  und 
Persischen  Golf 

D.  „Ridderkcrk“ 30.  Bez. 

D.  „Koudekerk“  20.  Jan. 

Linie  B: 

Nach  Port  Said,  Suez,  Colombo,  Madras, 
Rangoon,  Calcutta  and  in  Durchfracht  nach 
allen  übrigen  Häfen  im  Roten  Meer,  auf  Ceylon, 
in  Britisch  - Indien  (Coromandel  - Küste)  and 

Durmah 

D.  „Ridderkcrk“ 30.  Dez. 

D.  „Koudekerk“ 20.  Jan. 

Browes  & bocke,  Bremen,  und 
ran  Ommeren  (Berlin)  G.  m.  b.  H.,  Berlin  \\  S. 


FRACHT 


N.  Y.  K. 


PASSAGE 


Nippon  Yusen  Kaisha  (Japanische  Postdampfer -Linie) 

OST  »ASIEN 

14  tägiger  Postdampferdienst 

ab  Bremen  ab  Hamburg 
D.  „Matsuiuoto  Maru“  . . . 23.  Dez. 

läuft  Moji,  Osaka  u.  Yokkoichi 
direkt  an 

D.  „Aden  Maru“ 30.  Dez.  6.  Jan, 

14  tägiger  Post-  und  Passagierdampferdienst 

ab  Antwerpen 

D.  *„Suwa  Maru“ 30.  Dezember 

D.  ‘„Pushimi  Maru“ 13.  Januar 

Auf  den  vorzüglich  eingerichteten  Passagierdampfern  haben 
wir  Plätze  erster  und  zweiter  Klasse  stets  zur  Verfügung. 
Anlaufhäfen:  Port  Said,  'Colombo,  Singapore,  Hongkong, 
Shanghai,  Kobe,  Yokohama.  Andere  Häfen  nach  Bedarf, 
und  in  Durchfracht  nach  anderen  Plätzen  Ostasiens. 
Nähere  Auskünfte  über  Fracht  und  Passage  durch 
Herrn.  Hanelsberg,  Bremen,  und 
Phs.  van  Ommeren  (Dcrlin)  G. m.  b.  H. 
Französische  Str.  48.  Fernruf : Zentrum  4044. 


Phs. 

Slückyulnnn.ihme  In  Hamburg  lllr  alle  Linien:  Schuppen  53 


Holland  - Südafrika-  Linie 

(Postdampfer-  Linie) 

HAMBURG» 

SÜDAFRIKA 


Pass.-D.  „Jagersfoiitein“  ......  13.  Jan, 

Pass.-D.  „Kiel  fontein“  3.  Pebr. 

nach 

Walfischbay  , I.iidei'it/.lmclit  *)  , 
Kapstadt,  Port  Elizabeth,  East 
London , Darban , Lonrenco 
Marques 

*)  Bei  genügendem  Ladungsangebot. 

Vorzügliche  Pussagcgelcgcnhcit  I.  Klasse 

nach  Rotterdam  und  den  südafrikanischen  Häfen. 

Drewes  & Foekc,  Bremen,  und 
Phs.  van  Ommeren  (Berlin)  G.  ni.  b.  H.,  Berlin  >V  8. 

Passagen  verfügbar  — Änderungen  Vorbehalten 


Biirtierreuislonsbiiro  für  Handel  und  Gewerbe 

Dir.  Kurt  Flechsing 

Zittau  i.  Sa.  — Fernruf:  279  — 280. 
Neuanlagen,  Revisionen, 
Abschlüsse,  Steuerschut z, 
Uebersetzungen  und  Ver- 
vielfältigungen in  allen 
Kulturs-pr achen.  Grosses 
BQcher-  und  Fo r m u la r I a ge r. 
Filialen  nml  Vertretungen  im  In-  und  Auslande. 


w:  ; 

INTERNATIONAL 

CODE 


Die  Marconi  International  Code  Co.,  Ltd.,  London,  übertrug  dem  Verlage  der 
„Deutschen  Wirtschafts-Zeitung“  den  Vertrieb  ihres 

Marconi  International  Code 

Ausgabe  für  Deutschland 

(Deutsch  — Englisch  — Holländisch) 

Preis  in  dauerhaftem  Halbfranzband  M.  30.000 
zuzüglich  Porto  und  Verpackungskosten 

\/  ..  Modernster  Wortschatz I — ln  neun  Sprachen  dechiffrierbarl  — Leichte  Handhabung  — Sicherster  Gebrauch 

V Orzüne*  Tr0Stenu«Jjeuirauter'?.IS/l,T77„E;?akte  Wiedergabe  jedes  Begriffs  aus  den  Schlomann-Oldenbourg  „lllustr. 

Y v-'1  Wörterbüchern  (JTW)  durch  ein  Telegrammwort!  — Daher  unerreichter  technischer  Code!  — 

Bedingungslose  Gewahr  gegen  Irrtömer  und  Verstümmelungen!  — Verminderung  der  Telegrammkosten 

und  Zeitersparnis,  wie  sie  kein  anderer  Code  annähernd  gewähren  kannl 


HAPAG 

SEESCHIFFAHRT 

BINNENSCHIFFAHRT 

DURCHFRACHT 

LUFTVERKEHR 

REISEBÜRO 

NÄHERE  AUSKUNFT  ERTEILT  DIE 

HAMBURG-AMERIKA  LINIE 

HAMBURG,  ALSTERDAMM  25 
UND  DEREN  VERTRETER 
AN  ALLEN  GROSSEREN  PLATZEN 


K 


Aufosafe-benkrad 


ist  kein  normales  Lenkrad, 
sondern  die  technisch  modernste 
u.  geschmacklich  vollkommene 
für  jeden  Wagen  passende 


Für  6 Steuer-PS.  standardmäßig  an  den 


Aga -Wagen 


itiiiiiiimiimmmiMmnmnimitiimi 


eingebaut. 


miiMiiuiitimiMimmmiHiiMiimi'tt! 


Autosafe  A.-G.,  Berlin  W8,  Friedrlchstr.  n 

Telegrammadresse:  Autostopper.  / Telefon:  Zentrum  15410. 


MUCO  STINNES  LINIEN 

3*  c 


REGELMÄSSIGER 

PASSAGIER-,  POST-  u.  FRACHTENDIENST  * 


VON  UND  NACH 


SUD-AMERIKA 

PERNAMBUCO,  BAHIA,  RIO  DE  JANEIRO, 
SANTOS,  MONTEVIDEO,  BUENOS  AIRES 

MONATLICH  ZWEI  ABFAHRTEN 

CUBA/ MEXICO 

HABANA,  VERA  CRUZ,  TAMPICO 

MONATLICH  EINE  ABFAHRT 


SINGAPORE,  HONGKONG,  SHANGHAI, 
KOBE,  YOKOHAMA 

MONATLICH  EINE  ABFAHRT 

A.G.  HUGO  STINNES,  HAMBURG  SG 


AMERICAN  LINE 

fiiirm i--tt t i 

Regelmäßige  Passagier-  und  Frachtdampfer 

HAMBURG- 
NEW  YORK 

Doppelschraubendampfer 
„MANCHURIA“  13639  Tonnen 
„M0NG0LIA“  13639 

Dreischraubendampfer 

„MINNEKAHDA“  17221  Tonnen 
Frachtdampfer  nach: 

Boston,  Philadelphia 
Baltimore,  Norfolk  und  Australien 

Ladeplatz  in  Hamburg:  Rosskai,  Sehuppen  84 
Ausfuhrschuppen:  Magdeburger  Hafen 

Man  wende  sich  an  die 

Unierieaniselie  Verkehrs-GesellseiiaK  Ek.H. 

HAMBURG,  Börsenbrücke  2. 

Telegramme:  NACIREMA  HAMBURG 

Fernsprecher:  MERKUR  2891,  2892,  2893 


L 


UNiVERSITY  OF 1LLIK01S-URBANA 


3 0112  083008430 


